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D. 


Diigarhie (Aryapyla). Gin veiches politifches Leben drängte ih in Griehenland und 
leinen Tochterflaaten auf engem Raume und in dem Berlaufe weniger Jahrhunderte zufammen. 
Dort ſah man die verfhiedenften Kombinationen ber Staaten unter fi; vielfahe Bündniſſe 
und Kämpfe derjelben um SHegemonie, oder um Erhaltung und Herftellung eined Gleich— 
gewichts, ſowie die mannidhfaltigften Berfaffungsformen theils ſucceſſiv, teils in gleichzeitigem 
Beſtande. Wie nun alle Wiſſenſchaft aus der Betradytung des Lebens quillt, fo erklärt es ſich, 
dag aus dem vielgeftaltigen griechiſchen Völkerleben ein großer Reichthum politifcher Begriffe 
und Ausprüde bis in unjere neuere und neuefte Staatswiſſenſchaft vererbt worden iſt, während 
uns das eine und einförmige römische Weltreih hauptfählih nur Privatrechtliches, aber nur 
wenig Voͤlkerrechtliches, ed wäre denn die vollftänpigfte Ausbildung der Weltherrichaftsidee und 
einer gewiſſen Einheit der Menfchheit, oder Staatsrechtliches, z. B. die Durhführung der Ein— 
beit und Gentralifation einer abjoluten Staatögewalt, zu überliefern vermochte. Zur Erbſchaft 
des helleniſchen Geiftes gehört aud das Wort Oligarchie. Eine nähere Betrahtung läßt ins 
deffen hier, wie in ähnlichen Fällen, erfennen, dat mit dem veränderlihen Gehalte der Zeiten 
zugleich die Bedeutung folder Worte eine veränderliche ift; daß das Metall andere Zufäge er: 
bält, wenngleich das Gepräge daſſelbe bleibt. Will man ſich das Griechenthum von feiner po: 
litiſchen Seite aud vergegenmwärtigen, fo wird man vor allem nicht überfehen dürfen, daß bie 
Städte weſentlich aud die Staaten waren; daß das Öffentliche Leben der Hellenen in Wahrheit 
ein Öffentliches geweſen iſt; daß es in voller Durchſichtigkeit und überſchaulichkeit dem nicht allzu 
blöden Auge jedes einzelnen Bürgers erfennbar vor Augen lag. Es war alles plaftiih und 
innlih wahrnehmbar im Staate wie in der Kunft, und fo mußte das Augenfällige aud den 
Maßſtab für Die politifhen Gintheilungen und Begriffe abgeben. Ob Einer an der Spitze ber 
Herrſchaft ftand, oder ob die ganze Maſſe der jelbftändigen Bürger daran theilnahm, entſchied 
über Namen und Eharafter der Berfaffung ; und was nicht Monarchie oder Demokratie war, 
hieß Dligarhie oder die Herrfchaft Weniger. Die Gewalt einer Partei over Faction, oder eines 
gewiſſen Kreifes von Familien, die nicht gerade von befonders audgezeichneter Abftammung 
fein mußten, war alfo immer Oligardhie; und in diefem weiteften Sinne wurde der Ausdruck 
nit blos in der Sprache ded gemeinen Lebens, ſondern aud bei Geichichtfehreibern und Red— 
nern gebraudt. Als das zunächſt Fühlbare und Bedeutende im Staate erſchien dem praktiſchen 
Volke der Hellenen der Umftand, ob die Negierenden im Intereffe ver Geſammtheit ihr Amt 
verwalteten, oder ob fie wefentlich felbftfüchtige Zwecke verfolgten? Jede Ausbeutung ded Volks 
zum Privatnugen der Machthaber, die id) in unferm zufammengefegten modernen Staate unter 
wirflich ober vorgeblich gemeinnügigen Zweden viel leichter verſtecken und ſchwieriger erkennen 
läßt, Fonnte dort nicht lange verborgen bleiben. Darum ftellte man jeder Art von Verfaflungs- 
form eine beflimmte Abart und Ausartung gegenüber. Wie die ausgeartete Monardie und 
Demofratie zur Tyrannis und zur Ochlokratie wurden, fo ward die Ausbeutung ded Volks zum 
befondern Vorteile einiger unter fih näher verbundenen Machthaber Oligarchie im engern 
Zinne genannt. In diefer Bedeutung kamen Oligarchien befonders häufig in ven Staaten ded 
ülifhen Stammes vor, wie in Böotien, TIheffalien, Lesbos u. a. 

Noch eine andere Eintheilung der Oligarchie im weitern Sinne faßte auf eine minder Außer: 
liche Weiſe die verfchiedenen Vorzüge ind Auge, die zur Ausübung der höchſten Gewalt bered- 
tigten. Berubte diefes Recht auf ausdrücklich over ſtillſchweigend anerfannter geiftiger Fähigkeit 
und fittliher Tüchtigkeit, fo war eine Ariftofratie vorhanden; gründete e8 ſich dagegen nicht un— 
aittelbar auf perjönlices, fondern vielmehr auf fächliched Vermögen, fo war die Verfaſſung 
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entweder Timokratie oder Oligarchie im engern Sinne. In dieſer letztern verleiht der Reich— 
thum von gewiſſer Größe geradezu auch Theilnahme an der Herrſchaft; während in der Timo— 
kratie der Reichthum, oder eine gewiſſe Art deſſelben, wie namentlich der Grundbeſitz, nur als 
poſitiv anerkanntes Merkmal der Regierungsfähigkeit gilt, indem vorausgeſetzt wird, daß erſt 
eine ökonomiſch unabhängige Lage die Möglichfeit gewährt, ſich alles gemeinen Gewerbes zu 
enthalten und für Krieg und Frieden ver Staatöfunft zu widmen. Timofratie und Dligofratie 
im engern Sinne find aljo weniger nad) außen ald nad ihrem Princip zu unterfheiden, und 
man kann hiernach die legtere ald eine nody rohe, oder auch ald ausgeartete Timofratie bezeich- 
nen. Darum ift ebenfo gut ein Übergang von der Dligofratie in die Timofratie ald von dieſer 
in jene möglid, Mit Beziehung auf dieſe Eintheilung aller Verfaſſungen, vie nicht Monardie 
oder Demokratie jind, hebt nun Ariftotele® an mehreren Orten hervor, daß ed bei ver Dlig: 
ardie nit auf die Zahl der Negenten, fondern einzig auf dad Vermögen anfomme; daß darum 
eine Oligarchie au dann vorhanden fei, wenn ſich etwa der Reihthum in den Händen vieler 
befinde, aber diefe um ihres Reichthums willen zur Herrſchaft berufen feien. Wo dad Recht der 
Gewalt unmittelbar und ausſchließlich auf das fählihe Vermögen gegründet ift, wird dad per— 
fönlihe Wermögen der Beherriäten feine beſondere Beahtung finden und darum leiht der 
Begenfag zwiſchen regierenden Reihen und geborchenden Armen bei legtern eine wachſende 
Misftimmung und Unzufriedenheit erzeugen. Schlug dieje in eine glückliche Empörung aus, 
fo wurde die Dligarchie meiftens in der Demofratie vernichtet oder zumweilen auf eine zahlreichere 
Klaffe von Regenten ausgedehnt. Aber auch unter den Oligarchen felbft werden einzelne auf 
Koften der andern ihre Macht audzudehnen ſuchen. Daraus entfteht ein Streben, die Zahl der 
Herrſcher mehr und mehr zu befhränfen, und endlich eine Vernichtung der Oligarchie, indem 
diefe auf ihrer äußerften Spige zur Tyrannis umfchlägt. Dies ift ihr Abfterben in ji felbit, 
im Gegenfage zu jener Vernichtung durch ein außer ihr Stehendes, wie denn aud die Ver: 
faffungen, glei) den Individuen, fowol ihre natürlihen als ihre gewaltiamen Todesarten haben, 
Außer den hellenifchen Staaten traten, zumal in den Republifen des Mittelalter8, deren Ver— 
faffungen am meiften Charakterähnlichkeit mit denen des Alterthums hatten, nit felten ſcharf 
ausgeprägte Oligarchien, mit den angedeuteten Übergängen und Bewegungen, hervor. 

Die Initiative der Geſetzgebung, die höhere Leitung zur Vollſtreckung der Geſetze ſowie die 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten kann immer nur in den Händen einer verhältniß— 
mäßig kleinen Anzahl ruhen, und inſofern dürfte man jede Verfaſſung und Regierung der alten 
wie der neuen Zeit als oligarchiſch bezeichnen. Zwiſchen dem antiken und dem aus der gänz— 
lichen oder theilweiſen Vernichtung des Feudalweſens hervorgegangenen modernen Staate be— 
ſteht indeſſen ein Hauptunterſchied in der veränderten Organiſation der Arbeit für das öffent— 
liche Leben und im öffentlichen Leben. Die ganze Exiſtenz der Republiken des Alterthums grün— 
dete ſich auf eine Theilung der Arbeit zwiſchen Freien und Sklaven, wodurch ed dem Bürger 
möglich wurde, ſich neben feinem fpeciellen Berufe zugleich dem Staate zu widmen und die dafür 
erforberlihen Fäpigfeiten auszubilden. Auch war noch feine beftimmtere Entfaltung und feine 
ſcharfe Trennung in mehrfache Zweige ver Ausübung der Staatögewalt vor ih gegangen, und 
die verfhiedenen Functionen des öffentlichen Lebens erforderten no in geringerm Maße ala 
heutzutage eine fpecielle Fachbildung. Der Beloherr fonnte noch vom Pfluge geholt werden, 
und jelbft aus den untern Klaffen des Volks mochte ſich der einfache Bürger, durd feine fort— 
dauernde Theilnahme am öffentlichen Leben beftändig belehrt, zum Geſetzgeber und Richter 
auffhwingen. Aus dem modernen Staate ift dagegen die Sklaverei faft überall verſchwunden, 
während die Functionen der mehr und mehr gegliederten Staatsgewalt an beftimmt voneinan= 
der abgefonderte Berufdzmweige übergegangen find. Daraus erhellt nun zwar, daß noch jeßt, 
wie fonft, die Ausübung der Regierung factiſch ebenfo wenig ganz in den Händen eines einzel- 
nen als in denen aller ift, ob aud der Staat Monardie oder Demokratie heißen möge, ob im 
Namen eined einzelnen oder in dem des ganzen Volks regiert werde. Da ſich aber Die Fune— 
tionen des Öffentlichen Lebens mehr vertheilt haben, da man in unjerer Zeit beffer zwiſchen ver 
Zuftändigfeit und Innehabung ver einen und untheilbaren Staatögewalt einerjeitd und deren 
Ausübung refp. ver Betheiligung an ihrer Ausübung andererfeits ſchärfer zu unterſcheiden ge= 
lernt hat; da bei der fihwieriger gewordenen Verbindung eines bürgerlihen mit einem politi - 
hen Berufe die Zahl der politifch Theilnahmlofen und Bereutungslofen größer geworden ifl: 
fo tritt die wirflid und faectiſch regierende Dligofratie nicht mehr in dem Grade wie im Alters 
thum als beitimmter Gomplerus von Regenten hervor, fondern die eigentlichen Factoren der 
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Hertſchaft werden theild durch die verfaſſungsmäßigen Träger der Staatögemwalt ſelbſt, theils 
dur die verfaffungsmäßig nothwendigen Hülfsorgane derſelben gevedt, vertreten, dargeſtellt. 
Es iſt ein Mangel unferer Zuftände, daß zwiſchen ver phyſiſchen oder juriftifchen Perſon des 
Souveränd ſammt den verfaffungsmäßigen Organen der Regierung und den wahren that: 
ſächlichen Factoren der politifchen Macht des Staats nicht immer jene volle Harmonie beſteht, 
welde die verfaffungsmäpigen Einrihtungen ald den wirklichen Umftänden vollfommen ent- 
ſprechend erfheinen laflen. Allein dies wird ſchon wegen der großen Verfchiedenheit ver An: 
ſichten nie und nirgends vollkommen möglich fein, und jedenfalls erklärt es ſich aus den angege- 
benen Gründen, warum in neuerer Zeit nicht leicht mehr eine Verfaffung an und für fi als 
Dligarhie bezeichnet wird, fondern daß man dieſes Wort faft nur noch in der Bedeutung von 
oligarchiſchen Cliquen und Verbindungen braudt, wenn ſich nämlich wenige einzelne factifch 
der Gemalt bemächtigen oder diefe erfhlichen haben, um fie in ihrem befondern Intereffe zu be— 
nugen. In abjoluten Monardien werden dieſe Oligarchen den Thron umringen und fi ven 
Monarden zum Werkzeuge ihrer Abfihten auserfehen ; in abfohuten Demofratien, wie davon 
die Urcantone per Schweiz Zeugniß gaben, verleiht die Macht der Gewohnheit und des blinden 
Herfommens den Angehörigen gewifler Familien oligardhifche Vorzüge; endlich wird in ftäns 
diſchen und repräfentativen Monarchien oder Demofratien die Oligarchie theils in den Mini: 
Rerien, tbeild in den Kammern der Abgeoroneten und Pairs ſich einzuniften fuhen. Da fie nun 
ald die egoiſtiſche Herrſchaft weniger einzelnen in jede Form eindringen kann, fo ift es die Auf- 
gabe einer gefunden Politik, ihr den Weg möglichft zu fperren und die Oligarchie im fhlimmen 
Sinne in eine Ariftofratie im guten Sinne, d. h. in eine Beeinfluffung und Leitung der Aus— 
übung der Staatögewalt durch die Beften und Tüctigften, zu verwandeln. Wie dies gefchehen 
ſoll? if die Frage nad) der zweckmäßigſten Einrichtung der Verfaffungdformen. Darauf läßt 
ich eine Antwort nur von der politifchen Eulturftufe der einzelnen Nationen aus ertheilen. Ge: 
wiß ift aber, daß in demfelben Maße, als im Volke eine wachſende Menge aus der Pafjivität 
beraustritt und bie politifchen Intereflen eine weitere Verbreitung gewinnen, aud die Herrſchaft 
der politiihen Gapacitäten immer mehr auf eine wachſende Betheiligung des ganzen Volks an 
den Öffentlichen Angelegenheiten gegründet werden muß, als auf ihren natürlichen Boden, aus 
dem fie in die Höhe wächſt, und woraus ihr zur fteten Erneuerung immer friſche Säfte zugeführt 
werden. 

Faßt man das Geſagte in Verbindung mit dem frühern und gegenwärtigen Sprachgebrauch 
des Woris Diigarchie kurz zuſammen, fo ergibt ſich Folgendes: 

1) Unter Oligarchie kann man bald die nach der beſtehenden Verfaſſung ſtattfindende, legi— 
time oder ufurpatorifche Innehabung der oberften Gewalt feitens einer verhältnifmäßig kleinen 
Zahl von Individuen wegen des in ihrem Befit befindlihen Maßes materieller Macht und 
Reichthümer, bald nur die thatfächlichen wenig zahlreihen Machthaber neben oder über dem 
verfaflungsmäßigen Souverän verftehen. Im erftern Kalle ift die Oligarchie eine republifani- 
ide Staatsform, fie felbft bilvet eine juriftifhe Perfon, ſteht aber mit dem republifanifchen 
Staatsprincip im MWiderfpruch und ift daher meist die Folge entarteten republifanifchen Geiftes. 
Erfüllt fie ſich daher nicht mit wirklich ariftofratifchen Elementen, fo kann fie nur entweder zurück 
zur Demofratie oder ſie muß zur abfoluten Monarchie, zum Despotismus führen. 

2) Im andern Falle ift Oligarchie der Widerſpruch der Wirflifeit mit dem beftehenden 
Reit, der gehoben werden muß und nur gehoben werben kann, wenn entweder die Thatfache 
telbft zum Recht, d. h. die Oligarchie fouverän wird, oder die Oligarchie eine entiprechende 
verfaflungsmäßige, eine organische Stellung unter dem Souverän erhält, oder endlich wenn 
fie ſelbſt als foldye befeitigt wird. 

3) Die Oligarchie im guten Sinne des Worte kann nur, wie ſchon Hobbes meinte, identiſch 
mit Ariftofratie fein; dann ift e8 aber unmöglich, daß fie nur auf materiellen Machtfactoren be= 
rube, und noch mehr, daß Vrincip und Zwed ihres Regiments die Ausbeutung des Staats zu 
ihrem BVortheile jei. Während aljo die Rechtmäßigkeit ver Oligarchie ald Staatöform in con- 
ereto von den allgemeinen Grundfägen des Staatsrechts abhängt, ift die Staatsgemäßheit 
ihres Regiments von den daffelbe leitenden politifhen Grundprincipien abhängig. 

4) Die Erfahrung, daß alle Wenigherrſchaften bald den wahren ariftofratifchen Geift ver- 
(ieren, wol auch bei ihrer Grundlage, der politiihen Entartung des Volks, faum behaupten 
könnten, erklärt es, warum mit dem Begriffe Dligarchie regelmäßig der Gedanke eines fchlechten 
Staatszuftandes verbunden wird. 
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Literatur. Held, „Staat und Gefellfhaft‘, II, 656 fg. „Platon. legg.“, nach der Über- 
ſetzung von H. Müller, Thl. VII, Abthl I, ©. 113, 115, 120, 258. „Thucydides‘‘, II, 93; 
IV, 74; VI, 89 (vgl. dazu Roſcher, „Thucyd.“, &. 308, 438 fg., 448 fg., 463). Laurent, 
„Etudes”, I, 77,148. Gonftant (Kaboulaye's Sammlung‘), 1, 205. Rode, „Origine etc. 
of eivil governm.”, Kap. 9, $.1. Meier, in Erſch und Gruber, „Allgemeine Encyklopädie“, 
der Art. „Dligardhie”. Proudhon, „Principe federatif”, &. 32. Zöpfl, „Staatsrecht“, IE, 
112. Fiſchel, „Die Verfaffung Englands, ©. 17 fg. W. Schulz und J. Held. 

Drangelogen, DOrangemänner. In feinem Lande Europas hat der religiöfe Fanatismus 
innerhalb der Volksklaſſen fi fo bis in die neuefte Zeit und zwar in feinen rüdjichtslofeften 
Ausgeburten erhalten ald in Irland. Auf Fatholifcher wie auf proteftantiiher Seite haben dort 
geheime und Öffentliche Geſellſchaften und Vereine eine Eriftenz gefunden, die von den gewalt- 
fanıften Mitteln eines Vernichtungskrieges, eine gegen die andere Befenntnißpartei, nicht einen 
Augenblid zurüdjchreden würden. Der Orangebund proteftantifcherfeits, wie die Bandmänner 
(Ribbon-Society) katholiſcherſeits haben das mittelalterlihe urendum aut confitendum in 
moderne Phrafen überjegt, die nur einen elegantern Firnis für diefelbe Verfolgungsmuth ab— 
geben, wie die gewejen, welde in England einft, bei wechſelndem religiöjen Kriegäglüd, bald 
Katholiken, bald Proteftanten auf dem Scheiterhaufen verbrannte — in majorem Dei gloriam. 
Der ältefte Befigtitel Englands an Irland ift ver der Eroberung, geheiligt durch eine päpftliche 
Berleihungsacte, die viele Jahrhunderte zurückdatirt. Kampf und Blutvergießen, Erihöpfung 
und Giend und chroniſch werdende Rebellionen haben ſeitdem einander abgelöft. Am berbften 
bildeten ſich die Fehden Heraus, ald König Heinrich VIII. die Reformation in Irland einzuführen 
ſuchte. Da war an feinen Frieden mehr zu denken — die Katholiken Irlands konnten nur 
einmal wieder aufathmen, als in England die „blutige Maria‘ regierte und während ihrer 
kurzen Zwifchenregierung die Proteftanten mit ausgejuchter Graufamfeit entgelten ließ, was 
diefe an die Römifh=Katholifhen verübt. Unter der Regierung Elifabeth’8 war Irland, den 
Geſchichtſchreibern zufolge, „eine Branpftätte mit Leichnamen durchſtreut“ 1), ſchon von Hein- 
rich VIII. aber datirte ein nationaler, politifher und religiöjer Bürgerkrieg in Irland, der 
feineögleihen in ver Gefchichte fucht, vor allen, was feine Dauer anbelangt. Der Papft und 
die fanatifchen Regierungen Spaniens hatten ihre Hände häufig im Spiele, vie fie blutrauchend 
gen Himmel hoben, um von dem Vater aller Menſchen Erfolg für die Waffen ihrer Kirche 
herabzuflehen. Seit jenen Tagen datirt jene in Blut gefhriebene Ehronif Irlands, in welder 
aud der Drangebund ein trauriges Kapitel gefüllt hat. Jakob I. von England verbot Ver- 
pachtungen an Irländer in Irland und erklärte alle, die den englifhen König nicht als Ober: 
haupt der Kirche anerkennen wollten, unfähig zu Öffentlihen Amtern. Unter Jafob II., der, von 
Thron und Volk getrieben, im Fatholifchen Irland die Triimmer feiner Macht von neuem auf- 
zurichten verfuchte, wagte Irland einen Kampf gegen den proteftantifchen Wilhelm von Dranien, 
der die Erbſchaft der englifhen Revolution ald König angetreten hatte. In der in Irland un: 
vergeflenen Schlaht am Fluße Boyne (12. Juli 1690) unterlag Irland und hat ſich jeitdem nie 
wieder aufrichten fönnen. Irland fiel mit vem legten der Stuart, jener Stuart, von denen 
die Engländer noch heute fagen: „Es gab feine graufamern Könige über und, doch feine, die im 
Unglück ſchwärmeriſcher geliebt wurden.” Die Irlänver, obnebin zu Mistrauen und Ver: 
ſchloſſenheit geneigt, begannen feit jener Zeit in geheimen Gefellichaften die Fehde fortzuführen, 
die im offenen Richt des Tages nicht mehr möglich war. So ſchoß in der Mitte des vorigen Jahr: 
hundertd der Bund der Weißburſchen (White boys) als fanatiſche Ausgeburt des Religions: 
haſſes und der Nationalfeindfhaft auf, mit allen Atiributen, wie fürchterlichen Eiven u. ſ. w. 
iluftrirt, zu denen nur je eine mittelalterliche Keme das Mufter geliefert. „Vertilgungskrieg 
gegen Proteftanten und Engländer‘ war ihre Devife ein halbes Jahrhundert hindurch, und 
ebenfo die der @ichenherzen (Hearts of oak). Als England während des nordamerifanifchen 
Unabhängigfeitöfrieges feine beimatlichen Infeln von Truppen entblößen mußte, benußte die 
nationale Vartei der Irländer diefe Zeit zu einem politifhen Meifterftreih, deſſen Andenken 
noch heute jeden Irländer theuer ift. Es war eine Rebellion, aber in eigenthümlicher Form. Es 
bildeten fich Freiwilligencorps, angeblih um das Land gegen Fremde zu ſchützen, für welche 
„Fremde“ jedoch bald die Engländer, die in jene Falle gegangen, von ber national:irifhen Partei 
erklärt wurden. England hatte alle Hände voll jenfeit des Oceans zu thun und erfaufte jich einen 


1) Mit bebender Feder haben Chronifenfchreiber mitgetheilt,, daß in der Naferei wahnfinnigen Hun— 
gers Kinder fich an den Eingeweiden ihrer verfchmadjteten Mütter genährt haben. 
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unfihern Frieden in Irland 1782 mit der Unabhängigfeitserflärung des irifhen Parlaments 
und durch Verleihung ded Wahlrechts an Katholiken. Es begann aber bald an feinen Zuge: 
fändniffen zu deuteln und zu mäfeln, und das Midtrauen Irlands hatte nur mit offenen Augen 
eine Zeit lang gefhlafen. Der Bund der Rechtburſchen (Right-boys) agirte hauptſächlich gegen 
die der Fatholifhen Bevölkerung zur Dotirung der proteftantifden Kirche auferlegten Zehnten 
(eine Ungerechtigkeit, die unter dem Namen Kirchenfteuer noch heute Irländer und felbft billig 
denfende Engländer in ihrem Kortbeftande erbittert). Eine andere Verbindung war die ber 
„Vereinigten Irländer‘‘ over „Defenders“, mit erleuchtetern Anjichten über bürgerliche und 
politiſche Freiheit zwar, aber dennoch nicht vor einem Verwüſtungskriege gegen Gut und Perfon 
ihrer Gegner zurückſchreckend. Dies währte bid 1791. Eine moralifhe Erhebung offenbaste 
ih in der Bildung der „Befellihaft ver irländifchen Freiheit und der Ruhe”, die freilich den 
Deiperapos ein Dorn im Auge fein mußte. Diefe Gefellihaft gab den phyſiſchen Kampf gegen 
England als hoffnungslos auf und eiferte nur für ſtaatsrechtliche Gleichheit für die Irländer. 
Das 19. Jahrhundert und feine Erleudtung jpufte jhon vor, und die Franzöſiſche Revolution 
batte auch über die Iriſche See ihre humaniſtiſchen Ideen auswandern laffen. 
In diefe Zeit fällt die Stiftung des Drangebundes, im Namen das Andenken an ben 
proteftantiihen Eroberer Wilhelm von Oranien ald Erbe antretend. Der Bund refrutirte ſich 
aus Vorläuferverbindungen, die hier und da im Lande ſchon proteftantijchen Kleinfrieg geführt. 
Unter dieſen Elementen hatten die Peep o'day boys (Tagesanbruch-Burſchen) eine wüfte 
geleglofe Rolle gefpielt. Diefe bunte Gefellfhaft gab übrigens ihre Nuancirung nit ganz zu 
Gunften des großen Bundes auf, und fo zerfiel diefer in vier Hauptparteien, jede mit ihren 
befondern Mottos, Cocarden und Abzeichen. Die Gemäßigten trugen blaue Abzeichen und 
bielten an freimaurerifhen Gliederungen und marfirten hannoveriſchen Sympathien feft, die 
bannoverifhe Dynaftie mit dem Proteſtantismus identificirend; eine andere Partei hatte die 
orangefarbenen Gocarden und die Devife: „Irene gegen die Negierung und Vertilgung bes 
Katholicidmus.” Sie bildete den Kern des Bundes, Drange und blau war die Farbe ber 
Fanatifer wildefter Schattirung und grün die der vierten Partei, des „ſüßen Pöbels‘’ und 
teilften Geſindels, das zu den Triumphzügen und gelegentlihem Handgemenge verwendet wurde. 
Die erſte Drangeloge wurde am 21. Sept. 1795 im Haufe eined Bauern des Dorfes Longhall 
mit allem Geremoniell geftiftet. Zuerft fchrieb man „Defenfive” auf dad Programm; Die 
„Aggreffion‘‘ machte fi von felbft. Dies loyale Aushängeſchild „Erhaltung des Ubergewichts 
der proteftantifchen Kirche in Irland und Sicherſtellung der Thronfolge des Hauſes Braun: 
ihweig in den Vereinigten Königreichen” Eonnte nicht verfehlen, die englijche Regierung zu 
beſtechen. Selbfterhaltung anvererfeitd trieb Vroteftanten zur Teilnahme am Bunde, denn fie 
ſahen in ihm eine Schutzwehr gegen die überall wuchernden geheimen Geſellſchaften katholiſchen 
Bekenntniſſes. Diefe legtern fanden immer reihen Zündſtoff an der Unzufriedenheit ihrer 
Glaubendgenoffen mit dem Zwange, „ber feindlichen Kirche Zehnten zahlen und ſomit zwei 
Kirhen unterhalten zu müflen‘2), und an dem Elend, das die Befiglofen oder im Beſitz Gefähr- 
deten immer fchnell verbrüdert. Denn englifche Intriguen ließen fein Mittel unverfuht, Grund 
und Boden im englifhe Hände zu bringen, wozu Gonfiscationen der Yändereien von Ber: 
ſchwörern jeder Klafle die gemandtefte Handhabe bildeten. Der milde und gerechte Vicekönig, 
Lord Figwilliam, entſprach ven Abfihten der englifchen Toried zu wenig, und man ließ ihm 
Iräter eine Reihe von Tyrannen folgen. Die Toried, ja einzelne Bringen des königlichen Haufes 
ergriffen die Partei der Orangiften und nahmen ihre Gocarde an, und der Übermuth wie bie 
Gewalttaten ver Logen trieben die Irländer zur Verzweiflung. Seit 1793 war England mit 
der franzöfiichen Republik in einen Krieg verwidelt. Zum zweiten mal benugten die „vereinigten 
Irländer” diefen Moment und brachten ihre Bewafineten auf faft eine halbe Million, zu gleicher 
Zeit Unterhandlungen mit dem franzöfifchen Directorium anfnüpfend, Verrath Fam ber eng: 
lifhen Regierung zu Hülfe, und fie unterdrückte mit Hülfe der Drangiften die einzelnen Auf: 
fände, denn die franzöſiſche Expedition landete zu fpät. „Ruhe herrſchte in Irland‘, die Ruhe 
des Uberwältigten, der zähnefnirfchend ih unter dem eifernen Bußtritt der Gewalt windet. 
Dragonnaden decimirten ganze Gemeinden, und die Orangiften ſchalteten und walteten nad) 


— — — — — 


2) Schon zu jener Zeit war die Zahl der proteftantifchen Kirchen in Irland ebenſo groß als bie ver 
fathetifchen , obgleich die Bevölkerung zu acht Zehnteln aus Katholifen und einem Zehntel aus Mitglie: 
dern der englifchen Kirche beftand (ein Zehntel Fam auf Diffenters). Es gab hin und wieber fogar von 
Ahnten lebende proteftantijche Beiftliche, die gar feine Gemeinde hatten. 
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Gutdünken. Das Schattenbild des irifhen Parlaments war dem engliſchen Cabinet mehr und 
mehr verhaßtgemworben, und Pitt verfolgte bald feinen Lieblingsplan, ven einer parlamentariichen 
Union Englands und Irlands. Lange wehrte ſich das iriſche Parlament, aber die „Union“ 
wurde dennod im Jahre 1800 von demſelben votirt. Mit einer fleinen Majorität wurde Irland 
von feinem Parlament verkauft. Die Betitionen für die Union, die man Anſtands halber vor: 
her im Lande geſammelt, zählten nur 3000 Signaturen, die gegen die Union gerichteten 700000, 
aber die Anweſenheit einer Armee von 150000 Engländern und Milizen in deren Solde glidy 
dad Rechenexempel aus, und das Parlament felbft beftand zum Theil aus Greaturen Eng: 
lands. (S. D’Eonnell.) Manche derjelben waren durd die verheigene Katholifeneman= 
eipation gewonnen, eine Berheifung, deven Erfüllung Englands Regierung fi erft beinabe 
30 Jahre fpäter durd) fein eigened Parlament abringen ließ. In diefer Zögerungspolitif fand 
» fie einen ftarfen Anhalt an den Drangiften, die ſich bereits in England anzufiedeln begannen, 
wo die Katholiken unter gleihen Beeintrahtigungen von Recht und Billigfeit jeufzten, wenn 
auch dort Dragonnaden außer Mode gefonmen. Auch in Schottland entſtanden um dieſe Zeit 
Drangelogen. Der Orangebund benugte die erften zmölf Jahre nad der Union, nicht nur in 
alle Volksklaſſen hinein fih zu verzweigen, wie faft in alle Richterſtellen Irlands und in 
zahllofe andere Amter Orangemänner einzufegen, fondern ſuchte fogar in die Armee Zweig 
verbindungen und den ganzen Apparat der Societät einzufhmuggeln. Dies machte indejjen vie 
höhern Mitglieder aus den Kreifen der Ariftofratie flugig. Der Herzog von Dorf, Prinz von 
föniglihem Geblüt und Obercommandeur der Armee, obwol Mitglied des Orangebundes, 
verbot nit nur 1812 Soldaten vie Theilnahme an demjelben, ſondern trat bald jogar ſelbſt 
aus, damit dem Dffiziercorps ein muftergültiges Beifpiel zu geben. Dennoch aber dauerten die 
orangiftifhen Wühlereien in der Armee noch länger als jiebzehn Jahre fort, und bis zum 
Jahre 1829 bedurfte es wiederholte Verbote an Offiziere und Soldaten, um nicht die Armee: 
bisciplin zu gefährden. Der Drangebund bildete einen Staat im Staate und war eine Madıt, 
aber nirgends mehr ald in vem gärenden Irland. Seine erften Niederlagen begannen mit den 
Vorbereitungen auf die im Vereinigten Königreich vergeblich erſehnte Katholifenemancipation, 
erfehnt freilich faft nur von den Katholiken ſelbſt, denn das engliihe Volk war zu jehr noch 
unter dem bartnädigen Einfluß Jahrhunderte alter Vorurtheile, um fich mit Eifer und Feuer 
an der Bewegung zu betheiligen, die nach neunjährigem Kampfe im Parlament endlich 1829 
audgefohten wurde. (S. Peel und Ruſſell.) 

Bordem hatten zwar Irländer im Parlament gefeffen, aber feine Katholiken. Jetzt hatten 
legtere gleiche Rechte mit den Proteftanten, und mehr, fie hatten einen Führer, Daniel O'Connell, 
den fie wie einen Gottgefandten verehrten. Perl?) und Wellington hatten nad unjaglid ver- 
widelten Präliminarien die Katholifenemancipation als etwas Unvermeidliches acceptiren 
müfjen. Der Schlag war hart für diejenigen unter den Tories, deren politiſche Weisheit ſich 
nur in einem Schlangentinge, „dem Symbol verewigter Stabilität‘, zu bewegen ſchien. Die 
eine Schlaht war verloren, der Orangebund rüftete fih auf die zweite, die für und gegen 
Parlamentdreform gefochten werden follte. Orangemänner und Toried gingen im Widerftande 
gegen die Ausdehnung des parlamentarifhen Wahlrehts Hand in Hand. Die Beihreibung 
diefer Bewegung wird von dem Lejer in den Biographien Peel's und Ruſſell's gefunden. 
D’Eonnell, der die fatholifchen Vereine in Irland wieder ind Leben gerufen, fam dem Reform: 
prineip mit einer irifhen „Nationalunion’ zu Hülfe. Der Drangebund, der aud einer ſpecifiſch 
religiöjen eine politifche Partei geworden, organijirte eine „Drange:-Nationalunion‘, um jener 
damit ein Paroli zu biegen. Vergebenes Bemühen! Die ganze Volksſtimme Englands rief 
nah Reform und übertäubte das Lärmen der erbitterten Drangelogen in allen drei Königreidhen. 
Im Jahre 1832 beftand die Parlamentöreforn ihr legted Stavium und wurde Geſetz. 

Diefer Sieg hat den Muth der einen, diefe Niederlage ven Groll der andern Partei in 
Irland nur gefleigert. Das Zehntenweſen bot einen neuen Erisapfel. Die Irländer katholiſchen 
Befenntniffes wählten dad Mittel des pafjiven Widerſtandes, d. h. fie zahlten Feine Zehnten. 
Unzählige Executionen waren die Folge, die aber in vielen Fällen gar nicht ausgeführt werden 
fonnten wegen Übermaßes der Gontraventionen und nod mehr aus dem harakterifliichen 





3) Peel war im fatholifchen Irland im höchſten Grade verhaßt. Die moderne Folizeiorganifation 
im Vereinigten Königreich nennt ihn ihren Urheber. Noch bis heute nennt das irifche Voll die Conſta— 
bles fpottweife die „„Beelers‘ ; zu Peel’s Lebzeiten aber mit einem Wortſpiel Orange-Peelers (Dran— 
genfchäler), eine Anfpielung auf Peel's Begünftigung der Orangemänner. 


“ 
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Grunde, weil fein Irländer die abgepfändeten Gegenſtände kaufen wollte. *) Die Irländer find 
ein beifpiellofed Bolf, wenn es gegenfeitige Ubereinftimmung und hartnädige Ausdauer gilt — 
namentlich dem Fremden gegenüber, als welcher von ihnen der Engländer ungeachtet eines 
iebenbundertjährigen Befigtiteld angefehen wird. Der eigenthümlichſte Zug ift, daß die eng: 
liichen Einwanderer gewöhnlich fon in zweiter Generation die erflärteften Nationalirländer 
zu werben pflegten. Handgemenge zwifhen Erecutiondtruppen und den Weißburſchen Hatten 
um jene Zeit ihre eigene blutige Chronif, und die Galgen flanden felten länger ald eine Woche 
leer. Die Drangemänner fonnten ven Schlag, den ihnen Ruſſell's Neformbill gejchlagen, nicht 
verſchmerzen, und ihr tödliher Haß wendete jich gegen alle, die ihnen als deren intellectuelle 
Urheber verbähtig waren. Kühne, verwegene Blane feimten in ihren Logen auf, die an Geſetz— 
Iofigkeit bald mit ven blutdurftigften Fäctionen der katholiſchen Bandmänner 5) wetteiferten. 
Ich habe fhon erwähnt, daß fie lange im Heere agitirt hatten. Jetzt konnten fie dies offenfundig 
und ohne Scheu unter Autorität der von dem Herzog von Gumberland ald Großmeifter der 
großen Loge von Irland und England ausgeftellten Patente (Warrants). Er war ein Tory 
vom blaueften Blute. Bald gab es orangiftifhe Feldlager in jeder Armeedivifion. 

D’Eonnell hatte das zündende Loſungswort in das Volk geworfen: „Repeal der Union oder 
Gerechtigkeit für Irland.”C) Damit war das Signal zu einem neuen Sturm gegeben, der mehr 
als ein Jahrzehnt währte. Die Drangemänner waren und blieben Todfeinde der Repealer. 
Das englifhe Cabinet machte eine Zeit lang Miene, die Alternative der „Gerechtigkeit“ zu 
ergreifen. Es bradte vier Bild ein zur Beruhigung Irlands mit 1) einer Kirchenreform, 
2) Reform der Gorporationen, 3) Bewilligung des Inſtituts einer Grand-Jury für Irland, 
4) feltfamerweife aber auch mit vem Anträge zur Genehmigung „außerorbentlicher Maßregeln“ 
auf ein Jahr, um bad Gefeg in Irland zu beiwaffnen, d. h. mit einer fogenannten irifhen 
Zmangsbill (Coercion-bill). Es ift harafteriftifch, daß e8 dem Cabinet nur mit der vierten 
Bill Ernft war. Es hatte die Majorität im Unterhaufe für fih und z0g die erften brei Bills 

zurüd, ohne auch nur einem allgemeinen Gemurmel zu begegnen, und allein ven Donnerworten 
D Connell's, die jedoch faft einfam verhallten, begleitet von der Wehklage feines Vaterlandes. 
Das Gabinet, Fühner gemacht, verlangte 1834 im Parlament die Genehmigung zu einer Er: 
neuerung ded nur für Ein Jahr „verheißenen” Ausnahmezuftandes in Irland. Es Hatte in 
legterer Beziehung fogar eine Art von Übexeinkunft zwiſchen O'Connell und dem Gabinet be— 
ftanden. Er erflärte ſich jegt ald durch die Dinifter betrogen. Dad Parlament witterte ebenfalls 
unebrlih Spiel, weil auf die Interpellation O'Connell's, ob die neue Zwangsbill die Zuſtim— 
müng des Lorblieutenants (Bicefönigd) von Irland erhalten, dad Gabinet ſich auf zweideutige 
und ausweichende Antworten befhränfte. Ohnehin vielfadh gefpalten, ergriff das Babinet Lord 
Grey's dieſe Gelegenheit, um in corpore abzudanfen. Das Minifterium Melbourne befänftigte 
D’Gonnell dur „mildere Praris‘ in Irland und Berufung zweier Katholiken in ben 
Gebeimratb für Irland. Der Drangebund antwortete darauf mit dem alten „bluttriefenden‘ 





4) Eine 1863 in Irland aufgetauchte Verbindung der Steel-boys (Stablburfchen) durchſchwarmt bie 
weillichen Grafichaften colonnenweile bei Nacht, um der weltlichen Juſtiz alle erdenkliche Poſſen zu fpielen. 
Wird ihnen Anzeige, dab einem Pachter wegen rücjländiger Pacht oder Kirchenzehnten fein Viehbeſtand 
„abgeholt“ werden foll, oder daß fein gefüllter Speicher unter Siegel gelegt ift, fo belfen fie dem Be— 
drobten. Um Mitternacht erfcheinen ſie zu Hunderten auf feinem Gehsft. treiben fein Vieh weg und 
leeren in wenigen Stunden feinen Speicher. Alles wird nad) vorher verabredeten Blägen gefchaftt und 
unter ihnen felbit in Fleinen Bortionen verfauft. Der Pächter erhält den Betrag redlidy ausgezahlt und 
wandert nach „Neuirland“ aus, wie fie die Vereinigten Staaten heißen. 

5) Das Decemberheft des Dublin University Magazine (1863) bringt Enthüllungen über die 
Organiſation des Ribbonismus. Der Eid wird im Mamen der Dreieinigfeit geleiftet. Es heißt in der 
langen Formel unter anderm: „Ich ſchwöre, daß weder Vater, Mutter, Schweiter oder Bruder midı an 
der Ausführung unfers glorreichen Bandſyſtems hindern follen; daß ich weder Perſon noch Eigenthum 
der «blutigen Keger» fchenen will, am wenigiten die, welche fich von dem Zehnten unferer Arbeit nähren, 
Ich ſchwöre ferner, daß ich niemals vor Richter oder Gefchworenen gegen einen Bruder vom Bunde er: 
icheinen will, und daß weder Folter noch Tod das Heinfte Atom der Plane und Geheimniſſe mir ab: 
preſſen follen.” Auch mehrere Fragen hat der Ribbon-Man zu beantworten, wie z. B. diefe: „Womit 
follen die Strafen verbefiert werden?‘ Antwort: „Mit Gebeinen ber Proteſtanten.“ Frage: „Kennft du 
dein Alphabet ? Sage es!“ Antwort: „A. G.1.M. P.“ (A Great Irish Massacre of Protestants) n. |. w. 

6) Die 1863 zu ungebeuerer Ausdehnung gelangten irifchen Vereine der Feenians und der Sohne 
Ste-Patrticks in Irland, Amerifa und unter der iriichen Bevölferung Englands haben an Stelle jener 
maßvollen Barole die „völlige Unabhängigfeit Irlands auf dem Wege der Waffengewalt“ geſetzt. Parlas 
mentarifche Agitation iR von ihnen als nuglos aufgegeben. 


8 Drangelogen 


Motto „No Popery’” (Keine Papifterei!) und erhigte die Gemüther feiner Anhänger zum 
Siedepunkt. Das Minifterium Melbourne mußte bald den alten Toried Peel und Wellington 
Plag mahen. Dennoch konnte jelbft der im Kafernenftil regierende „eijerne Herzog‘ im 
Bergleih mit dem flarren hiftorifhen Stabilismus der Orangepartei ald ein erleuchteter 
Fortſchrittsmann gelten. 

Der Drangebund hatte jeit 1795 an herzlojer Unduldſamkeit gegen die Katholiken nichts 
. eingebüßt, und noch Heute, obwol längft gefunfen und von der guten Geſellſchaft aller Be: 
fenntniffe al8 complotirendes und raufluftiges Gefinvel gemieden und verpönt, bricht oft die 
wilde Flamme jeined Fanatismus duch die Tagesgeſchichte. Starr und zähe hatte er jedes 
Titelhen feiner urfprüngliden Organiſation aufrecht erhalten, allen bin und wieder in feinem 
eigenen Schofe auftauchenden mildern Reformvorſchlägen das dem Papſtthum gleihjam abge: 
borgte „Non possumus” entgegenftellend. Es mag hier am Plage jein, einige Worte über Die 
Drganifation des Drangebundes einzufhalten. Die einzelnen Logen (Brivatlogen) beitanden 
jede aus 16—260 Mitgliedern. Dad war Minimum und Marimum. Keine Loge durfte ſich 
ohne ein Batent (warrant) der großen Loge bilden, mwelded von dem-Örofmeifter und den 
jedesmaligen Gejhäftsführern ded Bundes unterzeichnet und mit dem großen Siegel der Loge 
verfehen war. Mehrere Brivatlogen bildeten einen Diſtrict und ſtanden unter einer Diflrictö> 
loge, mit weldyer ihr Secretär fhriftlihe Verbindung unterhielt. Uber mehrere Diftrictölogen 
ftand dann die Grafſchaftsloge mit einem Großjecretär, an welchen wieder die einzelnen Secretäre 
der Diſtrictslogen zu berichten hatten. Das Haupt ded Ganzen bildeten endlich die großen Logen 
von Irland in Dublin und von England in London, an deren Spige feinerzeit dev Herzog von 
Gumberland al8 ®roßmeifter und Lord Konvon ald Vicegroßmeiiter ftanden. Die Öropfecretäre 
der Grafſchaftslogen hatten an den Bicegroßfecretär der großen Loge Bericht zu erftatten. 
Außerdem hatte der Vicegroßfecretär der großen Loge die Verpflichtung, halbjährlid einmal 
jeder einzelnen Loge und ebenfo der großen Loge von England (oder von England aus nad) 
Irland) Mittheilungen zu maden. Zur Aufnahme in den Bund waren nur Proteftanten ge: 
eignet, ſelbſt proteftantifche Söhne katholiſcher Väter blieben ausgeſchloſſen. Wer Orangemann 
werden wollte, mußte zuerft in einer Privatloge als Mitglied eintreten und mit der Bibel in 
der Hand das Gelübde der Verbrüderung ablegen, worauf ihm die geheimen Lofungsworte und 
Zeichen mitgetheilt wurden, an denen die Brüder einander erkannten, Der Großmeiſter hatte 
abfolute Gewalt; er war der proteftantifche Abklatſch einer päpftlicen „Unfehlbarkeit“ in 
gewiffen Sinne. Die Drangemänner waren „bewaffnet“ und hatten auf einen Winf des 
Großmeiſters jih an jedem beliebigen Orte, für diefen oder jenen Zwed, zu verlammeln. 
Lärmende, pöbelhafte Demonftrationen, Mishandlungen der Nicht-Orangemänner und rauf: 
Iuftige Tumulte zählten nur zu oft unter diefe Zwede. Der größte Theil der Miliz und der 
proteftantifhen MDeomanry (einer Art berittenen Wolontärcorps des Landes von alterd Her) 
beftand aus Drangemännern, In der Flotte, im Heere prunften Orangemänner; jelbft Stabs— 
offiziere, wie die Oberften Marwell, Berceval, Fairman u. a. waren unter deren Zahl, und in 
30—40 Regimentern eriftirten um diefe Zeit eigene Zogen. Eine Reaction mit Hülfe der Armee 
und eine Palaftrevolution zählte längft unter die Fühnften Lieblingsplane dieſes Öffentlichen 
Geheimbundes, wie ſpätere Unterfuhungen ergeben haben. Sie hatten, wie ſchon angedeutet, 
die Richterftühle eingenommen; ja, in manden Gegenven hatte feit Menfhengevenfen Fein 
Katholif ald Geſchworener fungirt. Der Bund colonifirte fogar die entlegenften Gebietätheile 
unter englifher Krone, wie®ibraltar, Malta, Kanada 7), Auftralien u.f.w. In Großbritannien 
gehörten 600 Mitglieder des höchſten Adels ihm an und vielehohe Geiftliche, unter anderm war der 
Biſchof von Salisbury orangiftifcher Prälat. Die Zahl der einzelnen Logen in Irland ift auf 
1500 ermittelt, in England auf 350; jene zählten im ganzen 150— 200000, diefe mehr als 
100000 Mitglieder. Dazu kamen nod die ſchottiſchen Logen und die in den Golonien. Die 
bewaffnete Macht des Bundes belief ſich zu einer Zeit auf 300000 Köpfe. Es iſt died wol die 
umfafenpfte Vereinsmacht, die je durch politifche und religiöfe Neactionäre vom ausſchweifend⸗ 
ten Fanatismus in der Alten und Neuen Welt aufgebaut wurde, und dies im 19. Jahrhundert. 
Ein Zoyola hätte fie um ihr Organifationdtalent beneiden müffen. 

Nicht cher, als bis mehrfache Megeleien, ald bis vergoffenes Blut zum Himmel fhrie, begann 


7) In Ganada, obwol fern von dem Gentrum des Meltverfchrs, fpielen die Orangelogen troß des 
Berbots noch ungefcheut ihre Rolle als friedenftörende Garicaturen fort, und der Prinz von Wales hatte 
1861 bei feinem Befuche in Canada die ffanbalöfeften Infulten in canadiſchen Ortfchaften zn erdulden. 
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das englifhe Barlament Gewiſſensunruhe zu fühlen, Es gab Momente, wo man das Xory- 
miniſterium als im vermeintlihen Bunde mit ven Orangemännern gefürdtet hatte und die 
wildeften Gerüchte über eine Verſchwörung gegen die Freiheiten des Volks durch das Land 
Aogen. D’Eonnell denuncirte den Drangebund wieberholentlich im Parlament, und, die englifchen 
Whigs ſchloſſen ih in diefer Frage jogar eng an die iriſchen Mitglieder. Man witterte ge= 
meinjame Gefahren. Denn welde unheimliche Wirkung ein Geheimbund mit Öffentlihen Dr: 
ganen in Kirche und Staat, ein Bund, deffen Zweck das abjolute Übergewicht der Hochkirche, 
jelbit die Verdrängung und Ausrottung des Katholicismus war, ja, der nad) feinen Statuten 
dem Könige nur jo lange zum Gehorſam ſich verpflichtete, ald diefer die Suprematie der pro- 
teſtantiſchen Kirche aufrecht erhalten würde, unter beftimmten Vorausjegungen hätte haben 
fünnen, lag für alle religiöfen und politifhen Diffenters am Tage. Das Torycabinet löſte 
ein Parlament auf und erhielt ein neugemwähltes, das ihnen nur noch ungünftiger war. 
Interpellationen an die Minifter in Betreff des Orangebundes belebten ſchon dieerften Sigungen; 
eine darunter verlangte Aufklärung darüber, ob dem Könige Adreſſen von Drangeverbindungen 
übergeben und huldreiche Antworten erhalten hätten. Berl mußte die Documente dem Haufe 
vorlegen, wobei er die Beforgniß wegen der Orangiften für übertrieben erklärte. Dennod trug 
ein iriſches Mitglied auf Nieverfegung einer Gommifjion zur Unterfuhung des Weſens, ver 
Ausdehnung und ded Zweckes der Drangelogen an. Mistrauen, namentlidy politifhes Mis— 
trauen ſtedt an wie dad Gelbe Fieber, und die Whigs „fühlten ſich“. Peel verzweifelte an einem 
Gompromiß; „gebrochene Reformverſprechen“ verfchiedenfter Art ftanden wie anflagenve Geifter 
gegen ihn auf, und jein Cabinet z0g fi fozufagen in dad Privatleben zurüd, wiederum ven 
mildern (zweiten) Minifterium Melbourne’ Plag mahend. Die Unterfuhungscommifjion 
unter der Leitung des genialen Hiftoriferd Hume ging ernfthaft ans Werk, unbeirrt dadurch, 
bag Mitglieder der geftürzten Regierung, wie der Marquis von Londonderry und Shaw ſich 
jo weit vom Parteieifer hinreigen ließen, einen Einſchüchterungsverſuch mit der Prophezeiung 
eined großen orangiftifhen Aufftandes zu machen, unbeirrt um die leivenihaftlichen Demon 
Rrationen des Orangebundes in Irland zu Ehren des Sieges am Boynefluß (1. oben). Hume, 
mit feinem erſtaunlichen Sammelgeift, brachte ein überreiches Material zufammen und theilte 
Fragmente daraus dem Unterhaufe mit, die allgemeine Entrüftung hervorriefen. Die Anfdul: 
digung der liberalen Partei — wenigftens ihrer entſchiedenſten Häupter, gegen die Orangiften 
ging auf nichts Öeringeres, ald daß jie die Abſicht gehabt hätten, auf gewaltfame Weife einen 
Thronwechſel herbeizuführen, den König Wilhelm IV. abzufegen und ihren Gropmeifter, ven 
Herzog von Gumberland, zum regierenden Bormund der minderjährigen Thronerbin, Prin— 
zeſſin Victoria von Kent, zu machen oder ihn jelbft auf den Thron zu fegen. Ein Abtrünniger 
vom Drangebund, einft Großmeifter einer Orangeloge inMorkjhire, Namens Haywood, verrieth 
unter anderm, baß mehrere der heftigften Orangiften jhon 1832 den verzweifelten Entſchluß 
gefaßt Hätten, auf die Entthronung des Könige binzuarbeiten, weil derjelbe die Neformbill 
ſanctionitt hätte. Man hatte, Haywood zufolge, audy im Falle des Ablebend des Königs auf 
eine Regentichaft fpeculirt, Ferner habe einer ver Vicegroßfecretäre, Oberft Fairman, auf Befehl 
der großen Loge England und Schottland bereift, um die Meinung der Mitglieder des Bundes 
zu erfahren, ob jie für ven Zwifchenfall einer Entthronung des Königs den Großmeifter, Herzog 
von Gumberland, zu unterftügen geneigt feien. Bis zu unbeftreitbarer legaler Evidenz wurden 
dieje Anflagen nicht gerade beflätigt, doch gab es fogar 37 Logen, welche mit dem Befenntnip 
„Der Begründung in den Haupttheilen“ jih von dem Bunde losfagten. Diefe Haupttheile 
waren genug, um die Behauptung zu rechtfertigen, dag der Orangebund dahin geftrebt, ſich mit 
der Staatögewalt zu iventificiren, wenn aud die Erreihung dieſes Zieled auf gewaltfamem 
Wege nit als Logenbeſchluß, fondern nur als die Idee der Eraltirteften des Bundes eriviefen 
worden. O'Connell präcifirte dies in einem Briefe an den Herzog von Wellington mit folgenden 
Worten: „Die hodverrätherifhe Verf hmwörung unter fubalternen Mitgliedern ded Orange: 
bundes, die Thronfolge durch Befeitigung der Prinzejfin Victoria zu verändern, ift entdeckt und 
vereitelt worden.” Oberſt Fairman, gegen den das Parlament jein tiefftes Mistrauen ausſprach, 
ſuchte ih durch Anftellung einer Klage wegen Verleumdung gegen den Denuncianten Haywood 
zu rechtfertigen; aber legterer ftarh eines plöglichen Todes. Die Orangiften hatten das Unglüd, 
N in Öffentlichen Blättern gegen den Verdacht der Vergiftung vertheidigen zu müflen, Beweis 
genug, was man ihnen im Volfe zutraute. 
AS Hume fein Anklagematerial gefammelt, begannen die Barlamentsverhandlungen über 
ven egenftand. Es regnete die bitterften Vorwürfe gegen den Herzog von Gumberland und 
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gegen dad orangiftifche Unmefen in ber Armee unter feiner Sanction, Der Herzog ſchrieb an 
die Unterfuhungscommifjion, daß die Patente zur Errichtung von Logen von ihm nur in blanco 
unterſchrieben und ohne fein Wiffen im Heere ausgetheilt feien, und nunmehr deshalb caffirt 
werden follten, Die von Ruſſell im Unterhaufe gethane Außerung, daß er erwartet habe, der 
Herzog werde nad der Enthüllung eines folden verborgenen Treibens alle Verbindung mit 
denen abbrechen, die ſich ſo unverantmwortliher Handlungen ſchuldig gemacht, wurde von Gr. 
föniglihen Hoheit indeffen unbeachtet gelaffen. Eine Adreſſe des Barlaments an den König in 
Betreff der Drangelogen, die frühern Befeblen zuwider im Heere befländen, erbielt die königliche 
Beiftimmung, und ver Oberbefehlähaber des Heeres, Oberft Hill, erneuerte das Verbot für alle 
Militärperfonen. 

Das Oberhaus, meift aus Tories beftehend, that den Drangiften den Gefallen, die mini: 
fleriellen Anträge auf Reinigung der irifhen Polizei von orangiftifhen Elementen zu ver— 
werfen und gleidjzeitig die Kirchenreformbill fo zu verflümmeln, daß Lord Melbourne dieſelbe 
zurückzog. Um diefe Zeit wurde der Herzog von Gumberland zur perſönlichen Vernehmung 
von der erwähnten Unterfuhungscommifjion vorgeladen, 309 es indep vor, nad) dem Gontinent 
abzureifen. Wie er gefonnen war, ergibt ein Schreiben vom 12. Dct. 1835, verfaßt nad 
feiner Nüdfehr von den Felvlagern bei Kalifh und Teplig und an die große Orangeloge von 
Longford gerichtet, „daß er auch ferner entichloflen fei, den PBrincipien ded Bundes gemäß zu 
handeln. Er fei von feinem Bater darin erzogen und habe ebenfo auch jeinen Sohn erzogen‘‘. 
Viele Tories hielten noch im geheimen ihre Verbindung mit den Logen aufrecht, obwol felbft 
in ihren Augen ber „Vorwurf ver Jlloyalität” das Unweſen der Orange als wenigftens dem 
„bon ton‘ zuwiberlaufend charafterijirt hatte. In Irland unterflügte dev Virefünig Lord 
Mulgrave offen und ehrlich ven Zorn des Parlaments, und er machte eine wahre Razzia unter 
Drangiften in Amt und Verwaltung. 

Die Wahl der Schritte, weldhe gegen die Orangelogen, bie feine Kuft zum Selbftmorbe zu 
haben ſchienen, von feiten der Regierung unternommen werden follten, rief lebhafte Debatten 
im Unterhaufe hervor. Hume hielt die Anwendung beftehenber Geſetze für genügend, verbunden 
mit der Abſetzung orangiftiiher Beamten. Leidenſchaftlichere Gemüther empfahlen ein Eril 
nad) der Südſee ald ein wohlverdientes für die am jchwerften Gravirten unter ven Bundes— 
mitglievern. Lord Ruſſell wählte 1836 den ebenfalld empfohlenen mittlern Ausweg, daß die 
Regierung im Ginflange mit der Stimme des Volks ſich öffentlich misbilligend über ven 
Drangebund ausſpreche und fomit an die ſprichwörtliche Loyalität aller Briten appellire. Bine 
Adreſſe an den König war nächſte Folge. Der König genehmigte den Schritt, und ſogar ber 
Herzog von Gumberland, dem die Actenftücke mitgetheilt wurden, erflärte feine Berritwilligfeit, 
zur Auflöfung des Bundes aufzufordern. So wurde dem Drangebund ein Märtvrerthun 
erjpart. König und Parlament hatten ihn verurtheilt. Gr mar im geheimen groß geworben, 
er ſchmolz zufammen vor der Offentlichfeit. Sämmtliche Logen — einige freilich etwas zögernd — 
löften ſich in ſchneller Folge auf. Seine Grunvfäge haben den Drangebund freilid bis heute 
überlebt, und obwol fat ein Menſchenalter feit ver Auflöfung ver ungehenern Brüderſchaft ver: 
gangen, gibt ed noch Logen in der norbiriihen Provinz Ulfter, namentlich in Yondonderry und 
Belfaft, jowie in Ganada, die wenige Jahre vorübergehen laffen, wo fie nicht lärmende 
Demonftrationen und pöbelhafte Ruheftörungen bei Gelegenheit hervorrufen. Aber es jind 
vereinzelte Exceſſe. Die Gebildetern find dieſen vereinzelten Überreften gänzlich entfremdet 
worden, und der Engländer unſerer Tage ſtellt den verkrüppelten proteſtantiſchen Orangiſten auf 
gleiche Linie mit dem katholiſchen Repealer feindlichſter Farbe, die ſich jetzt hin und wieder in 
einen „Rebellen des Entſchlufſes“ überſetzt hat. Trotzdem beide Parteien unterlegen, iſt indeſſen 
Irland bis heute eine offene Wunde Großbritanniens geblieben. F. Broemel. 

Dranien, |. Naſſau und Niederlande. 

DOrdalien, Gottesurtbeile.!) Es liegt tief in der menſchlichen Natur begründet und er- 
ſcheint als ein ichlagender Beweis des Zuſammenhangs, der Berwandtfchaft des menſchlichen 
Weſens mit dem göttlihen, daß der Menſch in Dingen, die und foweit er fie nicht mit feiner 
Erkennntniß erfaſſen fann, die ihm eigene Kraft des Glaubend anwendet. Die Glaubendan- 


1) Ordale oder Ordele heißt urfprünglicy jeder Nechtefpruch durdy den Mund der Wolfe: oder Ges 
nofien:(PBaires)Gerichte und wurde der Ausdrudf, das Stammwert von Urtheil, erſt ſpäter ausſchließ— 
lich auf die Sotteanrtbeile angewendet. Zöpfl, Nedytsgeichichte, $$. 22, 1293, Mote 28. 
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ſichten ſind verſchieden, erſcheinen in ihren Gegenſätzen bald als Aber-2), Irr-, Unglaube und 
verändern ſich natürlicherweiſe mit den Veränderungen, welche auf dem Gebiete ver Erkennt— 
niſſe vor ih geben, wie fie auch nach der Verſchiedenheit der individuellen Intelligenz verſchie— 
ben find. Allein die Thatſache, day in Ermangelung oder Unzulänglichkeit ver Erfenntniß ver 
Glaube zur Hülfe genommen wird, bleibt an ſich immer diejelbe und findet jid in irgendeiner 
Form zu allen Zeiten und bei allen Völkern wie Individuen. Rühmt id doch mander , nichts 
zu glauben, während er dann jedenfalld an jeine eigene Unfehlbarkeit glauben muß und, 
vieleiht ganz unbewußt, dod nur feinem Glauben, feinen Empfindungen gemäß, ja wol auch 
in nichtgeahnter Abhängigkeit von irgendeinem Aberglauben , handelt. 

Zu den widtigiten Zeugniffen für die eben behauptete Thatfache gehört auch die allgemein 
verbreitete Erſcheinung, daß man glaubt, es werde in Bällen, two die Entvefung der Wahr: 
beit oder Unwahrheit auf andere Weife nicht möglich, aber dennoch wichtig, nothwendig oder 
unentbehrlich ijt, die Gottheit jelbft, gleihjam durch ein Wunder, intercediren. Ind wie ſchwer 
es unjerer Zeit fein mag, dieſen Glauben ſelbſt und die einzelnen gemachten praftifhen Anwen: 
dungen deflelben zu begreifen, etwas davon ift und dennoch geblieben, nämlich der Eid ?), deſſen 
innere Bedeutung doch nur auf dem Gedanken ruht, daß der Glaube an den zum Zeugen der 
Ausſage, ded Verſprechens angerufenen Gott eine Bürgihaft ver Wahrheit fei, die Gottesidee 
aljo vie Kraft habe, die Wahrheit herauszubringen oder etwas unzweifelhaft zur Wahrheit 
werben zu laſſen, wo ed ohne den Eid nicht möglich geweſen wäre. 

Die außerorventlihen Mittel nun, durch weldye man in wichtigen, namentlid) in ſtrafrecht— 
lien Fällen die wunderbare Hülfe Gotted zur Eruiruug der Wahrheit bei Unzulänglichkeit 
des menſchlichen Scharfiinns herbeizuführen glaubte und bei heidniſchen Völkern noch glaubt, 
nennt man Ordalien, ihr Rejultat aber Gottedurtheil.*) 

Der Gebrauch der Ordalien ift jo weit verbreitet, wie dad Heidenthum, wie der Eid, ja wie 
die Menjhheit. Nicht einmal das Chriſtenthum vermochte ihn gänzlich allenthalben zu unter: 
prüfen. Das Wahre in der heidniſchen Gottesanſchauung verbindet ſich heute noch bei ven gebil: 
detern chriſtlichen Bölfern mitunter mit ver mangelhaften Auffaffung des Chriſtenthums, und 
wenn ſich auch das Ordale als fländige und rechtliche Inftitution längft verloren hat, jo neigt 
ſich dod immer noch der Glaube dahin, daß durch großes und unerwarteted Unglüd Gott eine 
Schuld beftrafe, veip. entveded), die aus irgendeinem Grunde für den weltlichen Nichter uner: 
reihbar geblieben.‘). Und während vorzüglich die fteigende Intelligenz ed war, welder, veip. 
deren Herrſchaft die Verdrängung der Ordalien als Inftitution zugejchrieben werden muß, jo 
war und wird feine Intelligenz im Stande fein, den Eid im Proceffe überflüffig zu machen. 

Zu den von Grimm in feinen „Rechtsalterthümern“ (erfte Auflage), I, 933, gegebenen 
Zeugniflen über die weite Verbreitung der Ordalien, namentlich bei ven Slawen, Gelten, Grie- 


2) Über Aberglauben val. Fehr, Der Aberglaube in der katholifchen Kirche, &. 109 fg. Grupen, 
Observ., ©. 78 fg. Souday, Geſchichte der deutfchen Monarchie, 1, 617 fa., 621 ig. Manfl, 
XYill, 378; XIX, 102. Burkardi magnum volumen canonum, lib. XII. Höfler, Hiftorische Unter: 
fuhungen, Separatabdrud aus den Wiener Sigungsberichten, Jahrg. 1861, Juliheft. Katholifche Lite: 
raturzeitung, Jahrg. 1862, ©. 268 fa. 

3) Über die Beziehung der Eidesformel „To wahr mir Gott helfe” zu den Ordalien vgl. Zöpfl, 
Rechtsalterthümer, II, 463 fg. ; ferner die Rormula zu den longobardifchen Gejegen Otto's II., Kap. 3 
(bei Georgifch, S. 1265), und Capitul. Caroli M. ann. 805 (Berg, Legg., I, 118. Caroli M. legg. 
Longob., c. 117), Kap. 7. 

4) Mit den Ordalien hängt, gleichwie überhaupt eine ſehr materialiftiiche Gottesanfchauung, jo 
auch das Fetiſch- und Zauberer:, refp. Herenweien, die Orakel und Aufpicien, die sortes u. f. w. zufam: 
men. Es iſt aber charafteriftifch, wenn nach der Anficht der Beduinen nicht Gottes, fondern des Ten: 
tele Beiftand das glüdliche Beitehen des Didales (Keen eines glühenden Löffels) zugefchrieben wird. 
Über Drafel vgl. Laurent, Etudes, VII, 68, 79. Rofcher, Klio, S. 220 fg. 

5) Bal. Grimm, Rechtsalterthümer, II, 905, alin. 2. 

6) Heute noch ift der Gedanfe mächtig, das jedes Duell, ja jeder Krieg feinem -ethifchen Grund: 
gedanfen nady ein Sottesurtheil fei und Gott den Waffen Segen gebe (vgl. 4. B. Frang, Die Duelle 
alles Übels, S. 25, 27), und es ift befannt, daß Locke in gewifien außerften Bällen eines Gonflicts zwi: 
ichen der Krone und der Ration die Behauptung des der legtern zuftchenden Kriegs: — oder activen 
Widerftandsrechts durch die Unvermeidlichfeit einer Berufung an den Himmel zu rechtfertigen fuchte. 
Sehr bemerfenswerth erjcheint es aber, daß Grote (Griechische Mythologie und Antiquitäten u. ſ. w., 
überfegt aus Grote's Griechiſcher Geſchichte von Fiſcher, Leipzig 1858, II, 623) fagt: „Die Unter: 
ſuchung des beabfichtigten Mordes . . . war ebenfo ein Theil der attiichen Religion als Gerichtsbarkeit.‘ 
Bichtig iſt auch, was Tacitus von dem Einfluß der Priefter auf das Serichtswefen bei den Deutfchen 
zähle. Vgl. Unger, Die altveutiche Gerichtsverfaffung, ©. 108 fg. 
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hen, Indern, Hebräern, Japanern, Tibetanern, Peruanern und bei ven Wilden Weſtafrikas, 
fönnen noch viele weitere gefügt werden. Wichtig iſt auch, was Tacitus von dem Einfluß der 
Priefter auf das Gerichtömwefen bei ven Deutſchen erzählt. Val. Unger, „Die altveutiche Ge: 
richtsverfaſſung“, ©. 108 fg. Sp kommen z.B. außerdem noch Ordalien vor bei den Bedui— 
nen, Eongonegern und bei dem fehr begabten Negerftamme ver Keus auf Madagasfar?), bei 
den Neucaledoniern, auf Siam und Sumatra wie bei ven Kalmüden (vgl. „Das Ausland“, 
1830, ©. 1101, 1098; 1834, S. 446; 1840, ©. 219; 1841, ©. 1125; 1843, ©. 133 u. 
1300; 1845, ©. 1353; 1846, ©. 910; 1848, ©. 1048 u. 1197. Ahrens, „Iuriflifche 
Encyklopädie“, ©. 208). 

Betrachten wir nun die Orbdalien etwas genauer bei unfern germanifhen Vorältern, fo ge: 
hören fie ſchon dem älteften germanijchen Heiventbum an. War ihr Gebraud im allgemeinen 
ohne Zweifel nur auf jolde Bälle befhränft, welde nah den Anfichten der Zeit zu den aller- 
ſchwerſten gehörten, und bei denen auf andere Weife feine Entſcheidung möglid war, jo muß 
man doch ſchon früh zwifchen dem Ordale des Zweikampfs und den andern Orbalien unter- 
ſcheiden. Das erftere erforderte nämlich immer die beiden Theile ald handelnd und mußte feiner 
ganzen Natur nach auf die freien Männer befhränft fein 8), wenn man aud) jpäter da und dort 
Unfreie miteinander, ja ſogar mit Freien, Knaben mit Männern, wol aud Frauen mit Männern 
unter befondern Formen eine Art von Kampforbale beihreiten jieht.?) Durch diefe beiden Mo— 
mente fteht das Kampfordale ald etwas Eigenthümliches da und muf man natürlich daran den: 
fen, daß das Orbale als eine Art von gerichtliher Procedur die Gemeinfhaft ver Götter und des 
Rechts (commercium et connubium) der ftreitenden Theile vorausſetzte. Die gerichtliche Bro: 
cedur aber ift urfprünglidh die Verwandlung eines Streit durch Selbfthülfe in einen nur ſym⸗ 
boliſchen Streit. Kommt es daher troß diefer Verwandlung, d. h. trotz des zwiſchen ven in 
Eollifion gerathenen Theilen begründeten Rechts- oder Frievensftandes zu einem ſymboliſchen 
Streit oder zu einem Nechtöftreit, zu deſſen friedlich = richterlicher Entſcheidung bie gegebenen 
proceflualen Mittel nicht ausreichen, fo tritt ausnahmsweiſe der frühere Zuftand, der des Kriegs, 
wieder ein, um den Streit Deo quasi intercedente zu beendigen. Bei den Gewicht des Eides 
unter folhen Berhältniffen dürfte das Kampfordale nicht zu häufig in Anwendung gefommen 
fein. Durch ven Kampf treten alfo die fämpfenden Freien auf den völkerrechtlichen Standpunkt 
zurüd, da der ftaatsrechtliche nicht ausreichte. Cine rechtliche Wirkung aber konnte fein Nefultat 
num unter dev Bedingung haben, daß beide Theile viefelbe Gottesanihauung, denfelben Gult 
teilten, oder daß erft durch den Sieg entfchieden werben follte, welchen Theiles Gott, reſp. 
Gottesanſchauung die rihtige. Das Kampfordale war demnach zwiſchen Unfreien, oder einem 
Freien und einem Unfreien unmöglich, bid das Ehriftenthum mit der Gleichheit des Gottes für 
beide Klaſſen wenigftend eine Art von Ebenburt zwifchen ihnen begründete. Somenig aber 
das EHriftentyum überhaupt die Orbalien billigen Eonnte, ebenfo wenig ift die legtere Eonfe: 
quenz des Chriſtenthums je allgemein praftiich geworden, und ftand es höchſtens in der Willkür 
des Freien, ob er mit Uinfreien kämpfen wollte oder nit. Die andern Ordalien (namentlich 
die verhiedenen Feuer: und Waflerproben) dagegen erforderten, wenigftend regelmäßig, meifl 
nur einen Handelnden, der faft immer ver Angeſchuldigte war 19), und kamen jpäter !!), wenige 
Ausnahmen abgeredhnet, nur bei IInfreien und Romanen zur Anwendung — He mußten ſich, 
ob jie einheimijche oder fremde waren, dem Urtheil des Gottes der freien Leute unterwerfen, und 
fragte begreiflich niemand danach, ob dies gerecht fei oder nicht, da auch Dad von Unfreien be: 
gangene Ordale im Intereffe ver Freien oder doch zur Verherrlichung ihres Gottes ftattfand. 1?) 

Dem Beftreben ver Kirche, die Ordalien zu befeitigen 1°), ſtand einmal der althergebrachte 
Glaube an jie, dann die Mangelhaftigkeit ver gerichtlichen Wahrheitderforihungsmittel, endlich 
die wilde Zeit mit ihrer Raufluſt einer: und mit ihrer Geringſchätzung des Menſchenlebens, be: 


— — — un 


7) Der jüngft gemordete König von Madagasfar, Radama, hatte die dort übliche Giſtprobe anfs 
gehoben. 8) Val. Zöpfl, S. 931. 
9) Grimm, 1, 930. Zeitichrift für geichichtliche Rechtswiſſenſchaft, II, 224, Note 80. 

10) Vgl. aber z. B. Grimm, II, 923. ©. auch unten die Kreuzprobe. 

11) Grimm, & 911. Selbſt die Lex salica noch entband nur Edle von der Verpflichtung zu Dies 
fen Orbdalien. 

12) Ohne Zweifel ſteht die jchen fehr früh bei den Nömern nur für Sklaven vorfommende und auch 
bei ung fpäter veripirte Tortur mit dem Ordalienwefen in Verbindung. Pol. Le Gentil, Les origines 
du droit (Paris 1863), ©. 288. 

13) Sfrörer, Allgemeine Kirchengeſchichte, M, 1037; IH, 751 fg., 957 fa. 
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fonderd des unfreien, andererjeitö jehr hindernd entgegen. Obgleich die Kirche mittelbar durch 
Belimpfung des Heidenthums überhaupt, dann durch Berbeflerung der proceſſualen Einrich— 
tungen und endlich durch allgemeine Milderung der Sitten, Verwerfung ver Fehde und aller 
Baffenvergewaltigung auch gegen dad Ordalienweſen wirkte, fo half doch die prineipielle Ver: 
werfung defjelben lange wenig oder nichts, und man mußte ſchon zufrieden fein, durch Befeiti- 
gung derheidnifchen Formen und deren Erfegung mitteld hriftlicher 1#), ſowie dadurch, daß man 
die Ordalien nad dem Geifte der Zeit phoitologiih und pſychologiſch wirfjam geftaltete (vor: 
ausgehende Gewiſſensrührung durch religiöfe Feierlichkeiten, geweihter Biffen), das libel eini- 
germaßen zu mildern. So findet ji nod in dem Gapitulare, I, ann. 809, $.20, die Stelle: „Ut 
omnes judicio Dei credant absque dubitatione.‘ 19) Nad dem Sachſenſpiegel, Landrecht, 1,39, 
fönnen ſolche, die ihr Recht durch Raub oder Diebftahl bereitö verwirft haben, ſich von einer 
neuen Klage wegen Diebftahld oder Raubes nicht mit ihrem Eide befreien, ſondern haben nur 
die Wahl, das glühende Eifen zutragen, oder in den ſiedenden Keſſel zu greifen, oder zu Fämpfen. 
Diejer Artifel?6) gehörte zwar, gleichwie die ebenfalld von Ordalien handelnden Artikel, I, 63, 
64,69; 11, 24,88, $.5, zu den arliculi reprobati; es läßt ſich aber doch erft aus der Gloſſe 
zum Sachſenſpiegel und aus dem Nichtfteig ded Landrechts (Kap. 40, $. 3) entnehmen, daß der 
Gebraud der Ordalien in Abnahme fam.17) 

Gehen wir nun zur Betrachtung der bei ven germanischen Völkern üblichen Ordalien über. 
Man fann folgende Hauptarten unterjcheiden : 

1) Feuerprobe. Dieſe kam in jehr verfchiedener Weife vor. Bald nämlich hatte der zu 
dieſem Gottesurtheil Zugelafjene oder eigentlich Berurtheilte Die bloße Hand eine beftimmte Zeit 
lang ins Feuer zu halten und galt, wenn er fie unverfehrt herauszog, als unſchuldig (Lex. rip., 
30,1—31,5), bald mußte er nur in einem, mitunter wol aud in Wachs getränften Hemde 
durd einen brennenden Holzſtoß ſchreiten, bald eine glühende Eifenmaffe beflimmten Ge: 
wichts eine gewiſſe Strede weit tragen oder über glühende Pflugfcharen (ihrer neun) mit bloßen 

Füßen geben. 

2) Waflerprobe. Dieſe ift entweder die des warmen oder falten Waſſers. Erftere beſteht 

im weſentlichen darin, daß der Beweisführer einen leichten oder Fleinen Gegenftand mit blofem 
Arm and einem Keffel mit fiedend = wallendem Wafler herausholen mußte, ohne fih den Arm 
ju verlegen. (L.sal., 56; 59,1; 76,1. Das widtigfte Beifpiel aus Gregor von Tours ſ. bei 
Grimm, a. a. O., II, 920.) Letztere beftand darin, daß der Beweisführer,, nachdem ihm ein 
Seil um den Leib gebunden worden, ind Waffer geworfen wurde und für unfhuldig galt, wenn 
ibn das Waſſer, das reine Element, aufnahm, d.h. wenn er unterfanf, in welchem Fall er 
dann ſchnell mit dem Seile herausgezogen wurde. 

3) Kreuzprobe. Bei diefem Ordale mußten beide Theile mit in die Höhe gehobenen Händen 
unbeweglih an einem Kreuze ſtehen. Als probfällig erſchien derjenige, der zuerft zu Boden fanf 
oder die Hände bewegte, reſp. fallen ließ. 

4) Das Kampfordale.?®) Dieſes ift von allen Ordalien das verbreitetfte, wie feiner Orund: 
idee nad ältefte und am längften angewandte, und lebt heute noch im Duell 19) fort, infofern 





14) 3. B. beim Kreuzorbale. 

15) Ein Gapitulare Ludwig's des Frommen von 829 verbietet zwar ausdrüdlich wenigftens das Dr: 
dale des kalten Waſſers; daffelbe Ordale mußte aber doch erft durch einen fürmlichen Beſchluß des Par: 
laments von Baris, d. d. 1. Dec. 1601, aufgehoben werben. 

16) Bal. vazu Schwabenfpiegel, Kap. 48, 

17) Auch in Spanien eiferte die Kirche gegen die Gottesurtheile, die aber trotzdem noch im 14. Jahr: 
hundert dort häufig waren. Sempere, Histoire des Cortes, ©. 63, 101. Deutfche Weisthümer aus 
dem 15. Jahrhundert enthalten noch die Vorfchrift gewiſſer Ordalien, die theilweife mit dem Zauber: 
und Herenunmwejen des 16. und 17. Jahrhunderts gleichlam noch einmal neu auflebten. Über die Ver: 
bote des gerichtlichen Zweifampfes im Kanonifchen Recht vgl. Zöpfl, S. 958, Note 35. Über die deut: 
ſchen Ordalien vgl. auch Platner, Über die hiftorifche Entwidelung des deutfchen Rechts, II, 398 fg. 

18) Die verfchiedenen Namen dafür bei Grimm, II, 929. Die Fälle, in denen der gerichtliche Zwei: 
fampf vorfam, f. bei Rogge, Gerichtswefen der Germanen, S. 206. 

.. 19) Das Duell hat feine eigene und zwar fehr umfangreiche Literatur. Vgl. Buckle, Geſchichte der 
Civiliſation, Bd. I, Abthl. 2, S. 122. Held, Staat und Gefellfchaft, I, 712 in der Note. Vgi. auch 
die Rem. 2542— 2551 im Kirchhoff und Wigand’fchen Antiquariatsfatalog, Nr. 73. Desmaze, Curio- 
sles des parlements de France (Paris 1863), ©. 17, erzählt: „„Saint-Louis avait aboli le duel 
dans ses domaines; et apr&s sa mort, les combats judiciaires furent retablis, mais pour ötre 
ıpeu pres exclusivement reserves aux nobles. 1306 Philippe le Bel retablit le duel comme 
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ſich dieſes auf die Anſicht ſtützt, daß es Fälle gebe, in denen kein menſchlicher Richterſpruch eine 
genügende Entſcheidung herbeiführen könne. Schon Tacitus erwähnt, die Dentſchen hätten 
den Glauben gehabt, ‚Deum adesse bellantibus“ (vgl. Tac. Germ., 7 mit 10), und die „Annales 
Mettens. ad ann. 743° (Berg, 1, 328) nennen die Völkerſchlacht geradezu ein „judieium Dei‘. 
Aud kam es bei Griechen und Römern wie bei den Germanen vor, daß die Streitigkeiten ganzer 
Nationen durch den Kampf einzelner Krieger von beiden Seiten entfchieven werden follten. Es 
findet hier alfo eine Art von Stellvertretung ftatt, wie e8 denn überhaupt bei dieſem Ordale zu: 
läfjig war, daß entweder die Barteien ſich felber ſchlugen oder ſich vertreten liefen. Letzteres 
fonnte fogar notwendig fein, 3. B. bei Frauen oder juriftiihen Berfonen. Häufig wurde das 
Ordale auch durch die Dienftleute für ihre Herren beftanden. Leute, welche zwar von freier 
Geburt, aber aus dem Kämpfen für andere gleihfam ein Gewerbe machten (Campi, campiones, 
Kämpfen), waren nad der Anficht des Mittelalterd.rechtlos ; fie fonnten ohne Wergeld oder 
doch gegen ein nur ſcheinbares Wergeld erſchlagen werden. (Lex. bajuv., 17; Lex. fris., 5. 
Sachſenſpiegel, Landrecht, I, 38; II, 45: „Kempen und iren Kindern, den gift man to 
bute den blik von eme Kamscilde jegen die sunnen.‘) 

5) Bahrgericht. Diefed au in Schottland und England (wie bei ven Gongonegern, „Aus: 
land’, 1845, S. 1353) befannte Ordale fam nur bei Tödtungen vor, wenn der Thäter nicht 
entdeckt, wol aber Verdacht gegen beſtimmte Berfönlichkeiten da war. Man ließ die Verdächtigen 
den aufgebahrten Leichnam berühren und hielt jie für gereinigt, wenn ver Leichnam bei der Be— 
rührung nicht zu bluten anfing. 

6) Gemeihter Biffen. Diefed Ordale, theil mit den Ordalien des Gifttranfes auf Maba- 
gaskar und bei verfchiedenen Negerflämmen („Ausland“, 1845, S. 1353; 1848, S. 1048; 
1840, ©. 219), mehr no aber mit dem indischen Ordale des Reiskauens („Ausland“, 1843, 
&. 133) verwandt, beftand darin, daß dem Verdächtigen ein Biffen Brot over Käſe, in der 
chriſtlichen Zeit wol aud die Hoftie, in den Mund gegeben wurde. Blieb ihm der Biſſen im 
Halſe ſtecken, fo galt er ald ſchuldig. 

Die Folgen ded Ordales waren nun, daß wenn der Probant fiegte, ven Anfläger in der 
Regel die Strafe traf, welche der Angeklagte, wäre er unterlegen, zu erdulden gehabt hätte; 
unterlag ver Probant, fo traf ihn die Strafe ded den Gegenftand ver Anklage bildenden Ber: 
brechens. 

Die Ordalien gehören zu denjenigen geſchichtlichen Erſcheinungen, welche eine ſpätere Zeit 
ſich zu erklären die größte Mühe hat. Freilich ſollte man nicht vergeſſen, daß gewiß auch in 
unſerer ſo klugen und aufgeklärten Zeit viele Dinge allgemein im Schwange ſind, welche ſpäterer 
Zeit nicht minder ſchwer begreiflich ſein werden. Jedenfalls kann eine genügende Erklärung der 
Ordalien weder darin gefunden werden, daß bei ihrer Begehung nicht ſelten Betrug mit unter— 
lief, noch darin, daß man annimmt, es ſeien dabei wirkliche Wunder vorgekommen. Denn 
erſteres genügt nicht zur Erklärung einer fo weit verbreiteten, tief begründeten und lange feſt— 
gehaltenen Einrichtung — leßteres wäre nur Glaubensſache. Gewiß und ohne Zweifel ift nur, 
daf der Glaube jedenfalls ein Hauptfactor der ganzen Eriheinung war. Zu ihrer Erflärung 
dürften aber vorzüglich folgende Momente dienlich erfcheinen : 

1) Die Ordalien famen nur in alleräußerften Fällen vor. Bei der Zuläfjigkeit des Be: 
weiſes durch Eid und Eideshelfer, bei der Ungebundenheit des Richters durch eine Fünftliche 
Beweidtheorie u. ſ. w. kann die Zahl der Fälle nicht groß geweſen fein. 

2) Zudem fanden fie, abgefehen vom Kampfordale, zwifchen Freien fehr felten ftatt. Der 
Unfreie riskirte nicht viel, wenn auch die Probe mislang. 

3) Bei vielen Ordalien wäre deren glüdliches Beftehen aud ohne Betrug oder Zufall nicht 
als ein Wunder anzujehen geweſen. Das gute Gewiſſen ift gegenüber einem fchlechten, nament= 
lich wenn eine entfprechende Gewiſſensrührung flattgefunden hat, auch eine natürliche Macht. 


moyen de preuve, en matiere criminelle, lorsque le crime &tait notoire, et ne pouvait &tre 
prouv& par les voies ordinaires. Bgl. andy Eaferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais 
(zweite Auflage, Paris 1859), I, 239. Battel, Droit des gens (neue Ausgabe von Pradier: Kodert, 
Paris 1863), I, 449 Note und 457. Intereffantes Material über den gerichtlichen Zweifampf findet ſich 
bei Dreyer in Spangenberg, Beiträge, ©. 34 fg. Mabillen, Acta S. S. ex Saec. V, Praef., $. 3, 
Nr. 39. Zöpfl, Alterthümer, III, 109 fa. Gregorovins, Rechtsgeichichte, IN, 366. Stolberg, Ger 
fchichte, XXIX, 265, 297. Berg, Legg., II, 32 fg. Würdtwein, N.S.D., S. 171 fa. Wormſer 
Dienitrecht des Biſchofs Burchard, Art. 20. Dachery, Spic., All, 268. Perg, XI, 146 fg., 199. 
Souchay, Gefchichte des deutſchen Mittelalters, I, 479. 
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Daß die Gerechtigkeit der Sache den Waffen eine ungeheuere Stärkung fei, ijt durch zahllofe 
prafriihe Erfahrungen beftätigt; ebenfo, daß ein jchlehtes Gewiſſen überhaupt lieber nachgibt, 
als ſich ſehr gefährlihen Proben unterzieht: ein trodener Biſſen aber wird von einem durch 
das Schuldgefühl nicht aufgeregten Menfhen gewiß leichter verfchludt als im entgegen: 
gejegten Balle.2°) 

Trotz alledem aber gehört die Auffaflung der damaligen Zeit in ihrer Totalität (namentlich 
die Rauheit der Sitten, die Geringſchätzung des Lebens, der Ginfluß der Standesverhältniſſe 
und des geſammten Gerichtöwefend und die Beichränftheit der Erfenntniffe wie die noch jehr un- 
lauter. Auffaffung des Chriſtenthums) dazu, um das Ordalienwefen zu begreifen. Der Fort— 
iritt der Zeit aber mußte ed allmählich befeitigen,, und darum find ed neben dem Kanoniſchen 
Recht wieder zuerft die Städte gewejen, welche auch gegen dieſe Misgeburt des Mittelalters zuerſt 
entſchieden auftraten, und von denen aus ed allmählich gänzlich verbrängt worben ift.?) 

3. Held. 

Drden, NRitterorden. (Zeit ihrer Entftehung. Die geiftlihen Nitterorden: 

Iohanniter= [Rhodijerz, Maltefer: | Orden; Tempelherrenorden; Deutſcher 
Drden. Die weltlihen Ritterorden. Überſicht ſämmtlicher europäiidher und 
von europäifchen Regentenhäufern herrührender [aud einiger außereuro- 
päiſcher Orden. Das Ordendwejen überhaupt in feinen verfhiedenen Be- 
ziebungen.) (S. Klöfter.) Die genauere Entftehungszeit der Ritterorden iſt ungewiß. 
Manche laſſen 3. B. den jegigen Konjtantinorden (f. u.) ſchon im Jahre 313 durch Kaifer Kon- 
Rantin den Großen geftiftet werden, während feine Stiftung erft im Jahre 1190 durd den 
Kaiſer Iſaak Komnenus erfolgte. Gottihald in jeinem „Almanach der Ritterorben‘‘ (2 Bpe., 
Leipzig 1817 — 19, I, 4) nennt als „erſten und gewiffeiten öffentlichen Verein dieſer Art in 
der Ehriftenheit‘‘ ven Orden de la Genelte oder von der Bifamfage, welder von Karl Martell 
im Jahre 726 geftiftet worden fei, während er den Orden sanctae ampullae und den Orben 
von der Eiche, jener im Jahre 499 von Chlodwig I., und diefer von Garſias Zimenez, König 
von Navarra, im Jahre 722 angeblich geftiftet, für „ungewiffer‘‘ erklärt. Es mögen folde Anz 
länge der Nitterorden ſchon ziemlich früh vorgefommen fein, aber erft während der Kreuzzüge 
erlangten fie, indem fie einem wirflid vorhandenen Bedürfniffe entſprachen, ihre Ausbildung 
und ihre Verbreitung. Die geiftlihen Ritterorben, welche man da entfteben ſah, entlehnten 
die Kreuze, welde fie trugen, ven Kreuzen der Kreuzfahrer, und ihre Gefege waren denen der 
Mönchsorden ähnlich. Weltlihes und Geiftlihes, Muth und Frömmigkeit, Gehorfam und 
Opferungsfraft, Krankenpflege und Tapferkeit, Schug der Pilger und Ausbreitung der drift- 
lihen Religion [langen ji in und um jene geijtlichen Ritterorden und trugen auch jo lange 
heilſame Früchte, al8 die Orden mit Wahrung der Mäßigung und Mäßigkeit ihren urfprüng- 
lichen Zwecken treu blieben und mit dem Geifte und den Verhältniſſen der Zeit nicht in Wider: 
ſtreit geriethen. 

Der ältefte geiftliche Nitterorben ift ver Orden des heiligen Johannes von Jeru— 
jalem. Kaufleute aus Amalfi, die ald Pilger nach Jerufalem famen, bauten im Jahre 1048 
nahe an der Kirche des Heiligen Grabed eine Kapelle und dabei ein Klofter zur Aufnahme der 
Pilger ihrer Nation, auch ein Hospital und verfhiedene andere Gebäude. Sie wählten fpäter 
Johannes den Täufer zu ihrem Patron und nannten fi Brüber Hospitaliter oder Brüder 
Sohanniter. Gerhard, der zur Zeit des erften Kreuzzugs dieſem Hospital vorftand, jonderte 
die Pfleger deſſelben zuerft von dem Klofter ab zu einer eigenen Geſellſchaft, gab ihnen die Regel 
der Auguftiner-Ghorherren und einen ſchwarzen, mit einem weißen Kreuze bezeichneten Mantel 
ald Ordenskleid. Papſt Paſchalis U. beftätigte 1113 dem Hospital alle demſelben feit dieſer 





20) Ein uraltes Sprichwort jagt: „Ein trauriges Gerz ift immer durſtig.“ 

21) Dal. Zöpfl, ©. 958, Note 35a. Bekannte Monographien über diefen Gegenftand find eine Ab: 
handlung von Wilda, Ordalien, in Erfc und Gruber's Enevflopädie, und eine Differtation von Dahn, 
Über die Gottesurtheile. Bol. noch Walter, Deutfche Rechtegefchichte, II, 333 fa. Le Gentil, Origines 
du droit (Baris 1863), ©. 76, 114 fg., 195, 392 fa. Histoire literaire de la France, VI, 10, 285. 
Grupen, Observationes, S. 45 fg. Rodinger, in den Quellen und Grörterungen zur bairifchen Ge: 
ſchichte, VII, 313 fg. Eckhart, Comment. de R. Fr. orient., II, 923 fg. Zöpfl, Nechtsaltertyümer, I, 
463 fg. Dreyer bei Spangenberg, Beiträge, S. 33—35. Zapf, Mon., I, 38. Widuf,, Ann., Bd. IIT. 
Steiner, Acta selecta ecclesiae August. (ex Cod. August.), ©. 18, 19 fg. ®erg, Vita Henrici II., 
Ser. IV. Mabillon, Vet. Annal., I, 47 fg. Trouillat, Mon., I, 141. Stolberg, XXIX, 342; XXX, 
29; XXXIII, 77. Meichelbed, Hist. Fris., I, 188 fg. 
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Zeit gemachte veiche Schenkungen und nahm e8 in feinen Schug. Der zweite Vorfteher, Rai- 
mund du Buy, gab der Gefellichaft eine feftere Verfaſſung und vollftändigere Ordensregeln, die 
Papſt Galixt It. abermals 1120 beftätigte. Der Orden verband mit den Gelübden der Armuth, 
des Gehorſams und der Keufchheit dasjenige der Vertheidigung der Kirdye gegen die Ungläu— 
bigen. Seine Angehörigen zerfielen in drei Abtheilungen. Dienende Brüder verpflegten die 
franfen Pilger, Priefter beforgten die religiöfen Bedürfniſſe, und Ritter (vielleicht eine Nach— 
ahmung des Tempelberrenordens) geleiteten einzelne Pilgerſcharen durd die unfichern Gebiete 
der Ingläubigen. Papſt Clemens IV. gab in der Folge dem Vorfteher, Hugo von Revel, den 
Titel eines Großmeiſters. Lange Zeit hielt fidh der Orden durch Tapferkeit und Einigkeit gegen 
die Waffen der Sarazenen und Türfen. Aber 1187 mußte er Jerufalem, 1285 die Feftung 
Morgat in Phönizien, 1291 St.-Jean d'Aere und Syrien und 1309 Enpern räumen. Er fegte 
id darauf auf der Infel Rhodus (woher nun die Benennung: Rhodiferritter) feft. Im 
Jahre 1522 dur Soliman II. aud von Rhodus vertrieben, befam der Orden 1530 durd 
Karl V. die Infeln Malta, Gozzo und Comino unter verſchiedenen Bedingungen zum Geſchenk, 
worunter die, die Türken und Seeräuber zu befriegen (von Malta, dem Hauptfige ded Ordens, 
nun Malteferritter). Der Orden lebte feinen neuen Pflichten tapfer, obgleidy bisweilen mit 
unglüdlihem Erfolge, aber doch mit fortgefegter Wahrung feiner Eriftenz. Doch waren jeit 
1760 feine Kreuzzüge zur See nur noch bloße Spiegelgefechhte. Die Seemacht des Ordens be— 
ftand 1770 aus vier Galeren, fünf Galeotten, vier Schiffen von 60 und zwei Fregatten von 
36 Kanonen nebft verſchiedenen Fleinen Bahrzeugen. Ordensritter zählte er vor dem Ausbruch 
der Franzöfifchen Revolution ungefähr 3000. Nad dem Berlufte von Malta durch Bonaparte 
im Jahre 1798 begab fich der Grofmeifter mit einem Theile der Ritter nad Trieft. Das Groß: 
meiſterthum des Kaifers Paul. von Nufland, vom 16. Dec. 1798 bis an deſſen Tod, hatte 
dem Orden feine bleibenden Früchte getragen, und die Beitimmung des Friedens von Amiend 
(1802), daß Malta, welches 1800 von den Engländern erobert worden war, unter der Garan- 
tie einer neutralen Macht dem Orden zurüdgegeben werben folle, blieb unerfüllt. Im Jahre 
1803 war Meffina, dann Gatanea der Hauptjig des Ordens geworben ; 1826 ward ed Ferrara; 
jeit 1834 ift e@ (für den Lieutenant des Großmeiſters, da es zur Großmeiſterwahl nicht wieder 
gekommen ift) Rom. Die vollftändigere Bezeihnung des Großmeifters ded Ordens war: 
„Sroßmeifter des heiligen Hospitals zu St.-Iohann in Jerufalem und Guardian der Armee 
Jeſu Eprifti” ; auswärtige Mächte gaben ihm den Titel: „Altezza eminehtissima’‘; feine jähr— 
lien Einkünfte mochten nahe an 1 Mill. Fl. betragen. In Ausübung der weltlihen Macht 
war der Großmeiſter theilmeife beſchränkt durch die Worfteher der verfhiedenen „Zungen“ (Bes 
zirfe). Aus den adht „Zungen“ : Brovence, Auvergne, Frankreich, Italien, Aragonien, Deutſch— 
land, Gaftilien und England, wurden aud die acht Mitglieder des Kapiteld gewählt, welches 
unter dem Vorſitze des Großmeiſters die geiftliche Gewalt, d. h. die unmittelbaren Ordensan— 
gelegenbeiten, leitete. Die Ländereien der „Zungen“ zerfielen in Priorate, diefe in Balleien 
und diefe wieder in Gommenden (Commenthureien). Von den Vrioraten hatte das deutfche ven 
Borzug und hieß daher Grofpriorat. Sein Großprior oder Oberftmeijter der deutfchen Zunge 
erlangte 1546 die reichsfürſtliche Würde, reſidirte zu Heitersheim im Breisgau und hatte Gig 
und Stimme auf dem deutſchen Reichätage (geiftliche Fürſtenbank) ſowie auf den oberrbeinifchen 
Kreidtagen. Er befah die Gerichtöbarkeit über das Heermeiftertbum Brandenburg, über Mn: 
garn und Böhmen; doch machten Ofterreih, Böhmen und Mähren wieder ein eigened Groß⸗ 
priorat der deutfchen Zunge aus. Die Proteftanten unter den Johannitern waren nicht ver: 
bunden, ehelos zu bleiben. Alle Mitglieder mußten von gutem alten Adel fein. Die Orbens- 
pflicht jedes Ritters, wenigftend dreimal gegen die UIngläubigen oder die Seeräuber zu Felde zu 
ziehen, wurde in der legten Zeit menig mehr beobadtet, und durch ven Frieden von Amiens hob 
man fogar alle Feindfeligfeiten gegen die Türken gänzlid auf. Blos in geiftlihen Sachen war 
der Orden dem Papſt unterworfen, in allen weltlihen Dingen befaß er eine vollfommene Sou= 
veränetät. Wie in feinen äußern Berhältniffen und in feiner politifchen Rage, jo hatte, theil- 
weiſe durch jene bedingt, der Orden auch in feinen finanziellen Mitteln die mannidfaltigften 
Veränderungen erfahren. Im Jahre 1212 betätigte ihm Innocenz II. allein 130 Bejigungen 
nebft Zubehör in Irland, und im Jahre 1240 hatte er 3500 Kapellen. Im 14. Jahrhundert 
waren die Ordensbeſitzungen durch die Aufhebung ded Tempelherrenorveng (f. u.) und die Zus 
theilung eines großen Theils feiner Güter bedeutend vermehrt worden. Dagegen führte die 
Reformation in denjenigen Ländern, wo fie Eingang fand, große Verlufte herbei; nicht allein 
die englifhe „Zunge‘‘, fondern auch die Priorate von Dänemarf und Schweden gingen ein. 


Drden 17 


Während der Revolution verlor der Orden die drei frangöfiiggen ‚Zungen‘, und feit dem Frie— 
den zu Amiens war die caftiliihe und aragonifche „Zunge von Malta getrennt, Ahnliche 
Berlufte erfubr der Orden in Deutfhland, indem Theile feines Gebiets infolge des Preöburger 
Friedens im Jahre 1805 und der Bildung des Rheinbundes im Jahre 1806 an Würtemberg, 
Baden (das Fürſtenthum Heiteröheim) und Würzburg fielen und in Baiern (1808), den König 
reich Weſtfalen (1810) und MWürtemberg (1810) der Orden aufgehoben ward. Preußen er: 
Härte (1811) die Ballei Brandenburg und das Heermeifterthum zu Sonnenburg für aufgetöft. 
Durd den Barijer Frieden im Jahre 1814 wurde England in dem Beiig der Inſel Malta be: 
fätigt. Im Jahre 1825 waren im Königreih Neapel dem Orden feine Güter noch nicht zurüd: 
gegeben. Den Johanniterhof in Frankfurt a. M. befigt Ofterreich laut Wiener-Congreß-Acte 
mit Souveränetät; den Nießbrauch davon hat der Johanniter: Profeh- Ritter Ebmund Graf von 
Coudenbove. In Deutihland blieb dem Orden nur das Grofpriorat in Böhmen mit Commen— 
den in Oſterreich, Mähren und Preupifc = Schleften. Im Kirchenſtaat und in Sicilien beilkt 
der Orpen feine Güter noch. Der Orden jelbft fteht nun unter den erflärteften Einfluſſe des 
römischen Stuhls und wird in Nom nur noch als päpftliher Orden betrachtet. Der Kapitelſitz 
it in Ferrara. In Rußland beftehen die beiden Großpriorate unter faiferlihem Protectorat 
und Obervorftand im Kapitel noch fort. In Spanien und Portugal hatten fid nach dem Frie: 
den von Amiens 1802 die vortigen Johanniter vom Orden lodgefagt und unter der Oberboheit 
ihrer Könige ein eigenes Ganze gebildet. Der Beftand der Johanniter in diefen Ländern hat 
durd die fpätern Ereigniſſe ſehr gelitten. 

Infolge der politifchen Veränderungen in Syrien fam ums Jahr 1840 auch der Gedanke 
auf, in Baläftina einen unabhängigen hriftlihen Staat zu gründen und dem Johanniterorden 
den Schuß deffelben zu übertragen. Berichte aus Nom verficherten, daß diefer Gedanke daſelbſt 
mit Yebbaftigkfeit aufgenommen worden fei und täglich an Gonfiftenz gewinne. Diele angeiehene 
Männer in Rom (tie an andern Orten, namentlid) in Baris und Genf — Eynard) vermende- 
ten ib dafür, um die Großmächte für die Realifirung jenes Zweckes zu gewinnen. Der Johan: 
niterorden erhielt nad) dem Wiener Congreß eine Dienge feiner frühern Bejigungen im Lom— 
bardiih-Benetianifhen Königreich zurück. Beinahe gleichzeitig geihah dies in Neapel und in 
Parma. Günftige Ausfihten eröffnete man ihm in Sardinien. 

@ine Erwähnung verdienen hierbei die Hospitaliterinnen ded Ordens des bei: 
ligen Johann von Jerufalem, mwelde, ungefähr zu gleicher Zeit und zu gleichen Zwecken 
wie der Johanniterorven entftehend, diefem förmlich einverleibt wurden und diefelbe Regel mit 
den für ihr Geſchlecht paſſenden Abänderungen erhielten. In Europa wurde das erfte Klofter 
1188 in Sirena in Spanien gegründet. Diefe adelihen Klofterfrauen verbreiteten ſich bald 
über Spanien, Portugal, Branfreih, England und Italien. Aber in England wurde ihr Da- 
jein dur die Meformation,, in Frankreich durd die Nevolution geendigt. In Spanien und 
Portugal ind fie eingegangen. In Italien beftehen nur noch einzelne Trümmer. 

Der Orden der Tempelherren, Tempelbrüder oder Templer entftand 1118 aus 
einer frommen Verbrüderung von neun Rittern, worunter Hugo von Payens und Gottfried von 
St.:Aohemar. Zu den drei Mönchsgelübden: Armurh, Keufhheit und Gehorfam, fügten fie 
ein viertes: Beſchützung ver Pilger und Krieg gegen die Ungläubigen. König Balduin IT. von 
Jerufalem räumte ihnen einen Flügel feines Palaftes zur Wohnung ein, nahe bei vem Blage, 
wo ehedem der Salomoniſche Tempel geftanden hatte. Daher der Name ded Ordens. Auf der 
Kirdenverfammlung zu Troyes (1127) erhielten jie durch Papft Honorius I. die Betätigung 
ihres Ordens, ein aus Benediet's Möndsregeln geftiftetes Statut, mit dem die Vorfchriften 
de# heiligen Bernhard von Glairvaur verbunden wurden, und eine geiftliche Kleidung, welder 
Vapſt Eugen III. Später einen weißen, mit einen einfachen vothen Kreuze bezeichneten Mantel 
binzufügte. Die verfhiedenen Klaffen dieſes Ordens waren Nitter, Waffenträger, dienende 
Brüder, wozu 1172 audy noch eigene Geiftliche kamen, die ald Priefter, Kaplane und Schreiber 
zu ihrer Berbrüderung gehörten, Der Großmeifter war beichränft durch das Generalfapitel; 
jeine Wahl geſchah durch ven Orden. Dagegen befaß der Großmeifter Kürftenrang, nannte fid) 
von Gottes Gnaden, und fein Fürft oder Bifchof fonnte über ihn ein Urtheil fprehen. Er war 
im Befige des Abſolutionsrechts für die Orvensleute. Vermöge päpftliher Freibriefe befand 
Rh der Orden unabhängig von jeder geiftlihen und weltlichen Gerichtöbarfeit und felbft aus: 
genommen von den Wirkungen des Interbictd. Sic; felbit vegierend und feine Güter, deren 
Infaffen und Vaſallen ihm den Zehnten entrichten mußten, nad Gutbünfen verwaltend, er— 

Staats-terifon. XI, 2 


18 Orden 


kannte er als feinen Schirmheren allein den Bapft. Aud die Tempelritter waren theils durch 
fromme Schenkungen, theild durdy Eroberungen auf eigene Hand, theild durch zweckmäßige Be— 
wirtbihaftung ihrer Güter, theild endlich durd Privilegien der Päpfte, welde ihnen mande 
Abgaben erließen, zu großen Reichthümern gelangt. Schon 1144 beliefen ſich ihre Beſitzungen 
unter den Namen von Balleien, Comthureien, Prioraten und Tempelböfen auf 9000. Um das 
Jahr 1180 hatte der Orden 300 Ritter und unzählige dienende Brüder. Im Jahre 1240, 
nachdem ihm Friedrich II. fo mandes abgenommen, befaß er doch noch 7000 Güter (domos). 
Nach dem Verluſt des Gelobten Landes (1291) verlegte der Orden feinen Hauptjig von Jeru- 
falem nad der Inſel Cypern, von wo er ſich im kleinen Kriege zur See gegen die Kaper der Sara: 
jenen übte. Andere Mitglieder fhlugen ihren Wohnfig in Frankreich auf, wie denn iiberhaupt 
die meiften Ritter Brangofen waren und indgemein ein Branzofe die Großmeiſterwürde beklei— 
dete. Indejjen hatte zumeift der Reihthum und die Macht des Ordens, welche hauptſächlich aud 
in einer jedes Einzelvermögen, jeden Einzelwillen und jede Einzelkraft feiner Angehörigen im 
Intereffe ver Geſammtheit verwendenden Organifation beruhte, ven Haß weltliber und geiſt⸗ 
licher Großen ihm zugezogen. Auch mochten die Vorwürfe des Übermuths, der Üppigkeit und 
der Habfucht, welche man dem Orden machte, nit ungegründet fein. Weniger bewiejen (ob: 
gleich fhon vor der num bevorfichenden Kataftrophe des Ordens erhoben) jind die Anflagen des 
Verraths, der Nahficht gegen die Religion der Sarazenen und ftrafbarer Bündniſſe mit den. 
felben. Vergebens fuchte ver vamalige Großmeifter, Jafob von Molay, den audgearteten Geift 
ded Ordens zu verbeflern. Unter ven Feinden des Ordens ftand der König Philipp der Schöne 
von Franfreih an Macht, Habgier und graufamer Rüdfichtslofigkeit obenan. Außerdem batte 
der Orden in den Händeln jenes Königs mit dem Papſt Bonifaz VIII. gegen den erftern Partei 
genommen. Philipp's Freund und gehorfamer Diener, Papft Clemens V., berief daher auf 
Philipp's Veranlaffung im Jahre 1306 den Großmeiiter von Molay nad Franfreih, um ſich 
dort mit vem Könige über einen Kreuzzug, den diejer vornehmen wolle, zu berathen. Molan 
fam arglos mit 60 Rittern und großen Geldjummen, die er im Haufe der Templer zu Paris 
niederlegte. Bald darauf ließ Philipp alle in Frankreich anmefende Ritter an Einem Tage 
(13. Oct. 1307) verhaften. Ihre Berfonen follten dem Urtheile der Kirche überlaflen, ihre 
Güter aber mit Beihlag belegt werben. Sogleich eröffneten auch die Inquifitionstribunale ihr 
gerichtliches Verfahren. An der Spige derſelben fland der Beichtonter des Königs, Wilhelm 
von Paris, Großinquiſitor von Frankreich. Die Anklagen, die man gegen die Ritter erhob, 
waren zum Theil wunderlider Art. Man beſchuldigte fie, daß fie in ihren nächtlichen Berfann- 
lungen ein Oögenbild, Baffomet genannt, anbeteten, daß fie untereinander die unnatürlichſten 
Laſter begehen vürften, daß fie Kinder opferten, daß bei ver Aufnahme ver Ritter Unanftändig- 
feiten vorfielen, daß fie Chriftum verleugnen und auf das Kreuz fpeien müßten u. dgl. Die Ur: 
beber dieſer Beihuldigungen waren treulofe und ausgeftoßene Templer und ihre Anklagen ent- 
weder ald reine Erfindungen oder ald Misverftändniffe des geheimen Sinnes gewiſſer Gebräuche 
zu betrachten. Aber die Bezeihnung ald Keger — politifher wie religiöfer — if, wenn fie mit 
Nachdruck geihah, zu allen Zeiten erfolgreich geweſen, um felbft noch albernere Beihuldigungen, 
und in aufgeflärtern Zeiten, zum Brandpfahle oder zum Nichtfchwerte zu geftalten. Die dent 
Könige ganz ergebenen Inquifitoren, meift hämifche, den Templern fonft ion misgünftige Do: 
minicaner, betrieben dabei die Unterfuhung mit vollendeter Grauſamkeit. Sie ſuchten den 
armen gefangenen Templern durch furchtbare Körperqualen Geftändniffe zu erpreffen, und viele 
der Angeflagten gaben zu, wad gar nicht wahr war, um den Folterſchmerzen ober den Tode, 
womit fie bedroht wurden, audzumweichen. Vergebene juchte Clemens V. Einhalt zu thun, viel- 
mehr zwang ihn Philipp, feinem Verfahren gegen die Templer offen und entſchieden jih an— 
zufäliegen. In allen Ländern wurden Unterfuhungen gegen ven Tempelherrenorden vor den 
geiftlichen Gerichten angeorbnet und ein allgemeines Goncilium berufen, um das Endurtheil in 
ihrer Sache zu fällen. Zwei Cardinäle famen ald Beifiger zu der Unterfuhungscommifjion 
nad Paris und andere Geiftlihe zu den Inquifitionsgerihten in den Provinzen. Deſſen— 
ungeadtet wurde dad Net der Vertheidigung fortgefegt auf eine ebenfo höhniſche als grau: 
fame Art durch die Beamten ded Königs den Angefhuldigten verfümmert. Als nad zwei Jah: 
ren ber Tag des Gerichtd erihien, waren allein in den Gefängniffen zu Paris 36 Ritter ge. 
ftorben, wol meift infolge der ihnen angetbanen Martern. Bon den 138 noch übrigen wider: 
riefen 81 die ihnen abgezgwungenen Ausfagen. Aud die aus den Provinzen eingejandten Ge: 
ſtändniſſe zeigten eine merfwürbige und fehr verbächtige Übereinftimmung. Als dem Grof- 
meifter die Erklärungen, welche er abgegeben haben follte, vorgelefen wurden, gerieth er in 
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großes Grftaunen, verlangte Zeit und Unterftügung zur Führung urkundlichen Unſchuldsbewei— 
ſes des Ordens und forderte dann zunächft, vor den Bapft geführt zu werben. Inzwifchen mußte 
Philipp endlich dem Andringen der päpftlihen Commiſſarien nadhgeben und die Stellung aller 
Ritter in Paris erlauben. Alle Angefommene, 546 an der Zahl, erklärten fi zur Verthei— 
digung des Ordens bereit. Die Sache gewann eine für den Orden günftigere Geftalt, als ver 
König dazwiſchenfuhr und durd den Erzbiſchof von Send die Geiftlichen von deſſen Diöcefe zu 
einem Goneil nad) Paris berufen ließ. Vierundfunfzig Tempelherren, welche widerrufen hatten, 
wurden vor daſſelbe geführt, als rückfällige Keger zum Tode verurtheilt und am 12. Mai 1310 
lebendig verbrannt. Sie flarben voll Muth, bis zum legten Augenblicke ihre Unschuld laut be: 
theuernd. Auf gleiche Weife verfuhr man in andern Sprengeln Frankreichs mit diefen Schlacht— 
opfern der Willfür und der Habſucht. Im Jahre 1312 Hob Clemens den Orden auf dem Con: 
cilium zu Bienne durch eine apoftolifhe Anoronung auf. Das Schidfal der Ritter wurde ven 
Provinzialconeilien überlaffen. Gegen Molay war lebenslängliches Gefängniß ald Strafe aus: 
geſprochen worden ; als er aber gegen dad ganze widerrechtliche und verwerfliche Verfahren prote: 
Rirte, verfügte Philipp, daß er verbrannt wurde. Molay litt den Tod 1314 mit der größten 
Standhaftigfeit. Mit ihm ftarb in gleicher Weife der Großprior von der Normandie, Guido. 
Die Güter des Ordens follten den Johannitern zufallen, welche diefelben in Frankreich jedoch 
erſt dem Könige für ungebeuere Summen abfaufen mußten. Überhaupt bereicherte ſich Philipp 

bierbei mit einer Schamlofigfeit, welche and Unglaubliche ftreifte; nicht fo enorm, aber doch noch 

anfehnlih genug der Papſt, welcher in Sicilien und Provence mit dem blutigen Karl die Beute 
tbeilte. In andern Ländern waren die Berfolgungen minder gewaltthätig. Man befhränfte 
Ah darauf, die Güter der Tempelberren ven Iohannitern zu übergeben, ohne die Perſonen wei— 
ter zu beihädigen. So indbefondere in England und in Deutfchland, wo der Gomthur von 
Grumbach, Wildgraf Hugo, auf dem Goncilium der Erzdiöceſe von Mainz, von 20 gewafl: 
neten Rittern begleitet, mit folder Entihloffenheit auftrat, daß die ganze Verſammlung in 
Schrecken gerieth und das Schickſal der Ritter fehr mild beſtimmte. Bis 1319 gab es Ritter im 
Tempelhofe zu Görlitz. In Portugal wurde auf Betrieb des Königs Dionyfius von Portugal 
und mit Genehmigung des Papftes Johann XXI. im Jahre 1317 aus den dortigen Templern 
eine neue Verbindung, der Ehriftusorden, gebilvet, mit ven Befigungen des aufgelöften Ordens 
ausgeftattet und von Papfte im Jahre 1319 förmlich beftätigt. (S. u.) Die ihrer Gelübde 
entbundenen Templer traten meift zu dem Johanniterorden. 

Ein neues Templerthun kam hauptſächlich in Frankreich auf. Ja, Gregoire zeigte in feiner 
„Geichichte der religiöfen Seften‘ (Baris 1828) eine ununterbrochene Fortſetzung des Templer: 
ordend bis auf unfere Tage officiell nad. Die Veränderungen, welche der Orden erfahren hat, 
ergeben ſich aus der Schrift Guyot's: „Manuel des Chevaliers de l!’Ordre du Temple‘ (Paris 
1825). Nach Gregoire und andern umfaßt die Fortſetzung dieſes Ordens aufer der bürger— 
lien und militäriſchen Hierarchie auch eine firhlihe, deren Chef ven Namen eined Primas 
führt. Ausführlich Handelt von dem neuen Templerorden, feiner Gefhichte, feiner Einrichtung 
und feinen Zwecken der zweite Band der unten zu erwähnenden Schrift des Freiherrn von Bie: 
benfeld von S. 85— 97. 

Der Deutſche Orden (aud Deutfche Ritter oder Deutfche Herren genannt). Als 
nad der @toberung Jeruſalems viele Deurfche zu Chriſti Grabe wallfahrteten, baute ein frommer 
in Jerufalem wohnender Deutfher zu ihrer Aufnahme (1127) ein Hospital, neben weldem 
bald darauf auch ein Bethaus unter dem Schuge der Jungfrau Maria errichtet wurde. Mit 
ibm widmeten ſich nad und nach mehrere andere der Pflege ihrer Landsleute. Später (1190) 

machten einige Bürger von Lübeck und Bremen aus den Segeln ihrer Schiffe Zelte zur Auf: 
nahme zunächft deutſcher Kranker und Hülflofer, da die Italiener durch die Johanniter und die 
Franzoſen durch die Templer Unterftügung fanden. Die Bereinigung diefer und jener mohl- 
thätigen Männer gab dann Beranlaffung zur Gründung des neuen Ordens, weldien Herzog 
Sriebrih von Schwaben, damals im Lager von Akko, noch im nämlichen Jahre fliftete, ihn der 
Dflege der Kranken und der Vertheidigung des Heiligen Landes, dem Schuge der Kirche, ihrer 
Diener und der Witwen und Waiſen widmend. Bapft Glemens III. beftätigte ihn; feine Mit: 
glieder wurden Deutſche Brüder, Ritter des deutfchen Haufes oder Hospitals zu Jerufalem oder 
Marianer genannt. Die Regel des Ordens mar der Regel ver Tempelherren ähnlich. Vierzig 
deutſche Edelleute legten zuerft in die Hände des Königs Heinrich VI. und des Patriarchen von 
Jerufalem ihre Gelübde ab. Heinrich Walpot von Baflenheim ward der erfte Hochmeiſter (auch 
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Deutjhmeifter oder Großmeifter). Auch viefer Orden erhielt reiche Güter im Orient, in Ita: 
lien, Deutihland, Ungarn und Siebenbürgen, nebft vielen Privilegien. Wie der Befig, To 
vergrößerte fih auch ſchnell die Zahl der Drvensmitglieder, und ſchon zur Zeit des auferordent: 
lic thätigen Hochmeifters Hermann von Salza, der die Negel des Ordens weiter ausbilvete und 
vervollftändigte, zählte man 2000 Deutſche Ritter. Sie trugen einen weißen Mantel und auf 
demjelben ein ſchwarzes Kreuz. Als Herzog Konrad von Mafovien dem Orben für ben Fall, 
daß Hermann von Salza einen Theil der Brüder zur Bekämpfung der heidniſchen Preußen ab- 
ſchicken würde, das Löbauer- und Kulmerland zum Geſchenke angeboten, Kaijer Friedrich II. aber 
biejen Befig und was Herzog Konrad noch verleihen würde, mit den Freiheiten und Rechten 
eines Neihöfürften beftätigt hatte, ſchickte Hermann von Salza 1227 den tapfern und umſich— 
tigen Hermann Balf als Landmeifter nad Preußen ab. Auch mußten die Breußen nad drei: 
undfunfzigjährigen blutigen Kämpfen, in welchen zeitweife die Ordensritter durch veutfche Kreuz: 
fahrer unterftügt wurden, die Oberherrſchaft des Ordens anerkennen und die hriftlidye Religion 
annehmen, Da dieſes legtere durch Zwang gefhah, fo mögen wir ed als feinen reinen Gewinn 
ber Beitrebungen des Ordens anſehen. Dagegen hoben ſich mehr indirect durd fein Walten, 
infolge des Cinziehens deutſcher Goloniften, bürgerlihe Orbnung und Verfaffung in den von 
ihm nad und nad eroberten Zandestheilen; in der „„Kulmer Handfeſte“ warb mandes dahin 
Gehörige verzeichnet und ertheilte dann nad andern Seiten hin Beilpiel; die ſlawiſchen Länder 
am Baltiihen Meere wurden germanifirt; e8 bob fi) der Handel, dad Gewerbe, und eine Reihe 
kräftig aufftrebender Städte ſchloſſen fid) bald in jenen Gegenden an die Deutſche Hanſa. Gün— 
flig einflußreich zeigte fich hierbei aud die Vereinigung des Deutfben Ordens mit dem Orden 
der Schwertbrüder in Livland, der im Anfang des 13. Jahrhunderts nah ähnlihen Grund: 
fägen eingerichtet worden war (1237). Der Hochmeiſter hatte anfänglih in Jerufalem ge: 
wohnt, nad dem Verluft ded Heiligen Landes aber in Venedig und feit 1297 in Marburg 
(Gottfried von Hohenlohe). Als dieſer ven preußifchen Landmeifter entſetzt hatte und hierauf von 
ben preußijchen Brüdern Siegfried von Feuchtwangen gewählt worden war, nahm legterer, nur 
theilweife anerkannt, feinen Sig wieder in Venedig; dann, nad) Hohenlohe's Tode (1309), in 
Mariendburg. Den höhften Gipfel feines durd Eulturbeförderung wohlverdienten Anſehens 
erreichte dev Orden unter dem trefflihen Hochmeiſter Winrid von Kniprode (1351 —82); ja, 
nod bis zum Anfang des 15. Jahrhunderts fteigerten fi feine Macht und feine Einkünfte. 
Aber von da machte ſich mit nicht mehr abzuwehrender Kraft ver ewige Sag bei ihm geltend, 
daß bei Schwelgerei, Verſchwendung und Zwielpalt nad innen fowie bei tyrannifhem Drucke 
nad) außen fein Gemeinwefen auf die Dauer zu beftehen vermag. Der Ihorner Friede (1411), 
der Friede am See Melno (1422), der zweite Thorner Friede (1466) und andere ungünftige 
BZwifgenereigniffe entzogen dem Orden nad) und nad) bedeutende Gebietötheile zu Gunften Po— 
lens und des frifh aufwadhlenden Brandenburg, deflen Markgraf Albrecht, damaliger Hoch— 
meifter des Ordens, durch den Vertrag zu Krakau (1525) Oftpreußen als erbliches Herzogthum 
unter polniſcher Hoheit zugetheilt erhielt. Hierauf hatte, feit 1527, ver Hochmeiſter ded Ordens 
feinen Sig zu Mergentheim. Im Jahre 1528 wurde er zum Mitglieve des fränfifchen Kreifes 
als deutſcher Reihsfürft aufgenommen, da der Orden in Deutſchland anfehnlide Güter — noch 
1792 außer dem Hochmeiſterthum Mergentheim drei Balleien ald reihsunmittelbare landes— 
herrliche Bejigung und acht nicht reihsunmittelbare Balleien mit einem Geſammtflächeninhalt 
von 4 Dundratmeilen und 88000 Einwohnern — jedoch in verſchiedenen Staaten zerftreut, 
beſaß. Nah Berluften und entſprechenden Entſchädigungen im Luneviller Frieden (1801), 
und nachdem ſeit 1780 dad Hochmeiſterthum durch öfterreihifche Erzherzoge befleivet worden 
war, ging im Preöburger Frieden (1805) daſſelbe erblich an den Kaifer von Oſterreich zur Ber: 
leihung an einen Prinzen des Kailerhaufes über. Im Jahre 1809 unterdrüdte Napoleon in 
den Rheinbundftaaten den Deutfchen Orden ; Mergentheim kam an Würtemberg und alle übrige 
Beiigungen an diejenigen Bundesfürften, in deren Staaten fie lagen. Dfterreih erkannte in 
Anfehung der außer dem öfterreichifhen Gebiete liegenden Ordensgüter durch den Wiener 
Frieden (1809) diefe Verfügung an. Die Ordensgüter in Sachen wendete der König den 
Univerfitäten Leipzig und Wittenberg, dann den Fürftenfhulen Pforta, Meißen und Grimma 
(1811) zu. Seitdem wurde zu Mergentheim (1815) ein Hauptvertrag der an den Beſitzun— 
gen des Deutihen Ordens betheiligten Höfe über die Auseinanderfegung der darauf ſich be: 
ziebenden Verhältniſſe abgefhloffen. Kurheſſen erklärte ih 1816 ald Rechtsnachfolger des 
Königs von Weftfalen Hinfichtlicd der foldem zugefallenen Ordensgüter. Der Wiener Congreß 
ließ die Verfügungen des Friedens von 1809 ſtillſchweigend gelten. Kraft der Wiener:Gon- 
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greß:Xcte beligt Ofterreidh mit Souveränetät dad Deutſchordenshaus zu Frankfurt a. M. nebft 
den dazugehörigen Gütern, Gefällen und Gerehtfamen; der Hoch- und Deutjchmeifter (gegen: 
wärtig Erzherzog Marimilian) bezieht die Ginfünfte der franffurter Befigungen fowie der 
Herrihaften Soppau und Ratſch, zweier deutſchmeiſteriſchen Tafelgüter in Preußiſch-Schleſien. 
In den kaiſerlich Öfterreihifchen Staaten befteht der Orden noch mit feinen dortigen Befigungen. 
Auch befteht er, jedoch außer Verbindung mit der Öfterreihifchen Abtbeilung, nod in der nieder: 
ländiſchen Provinz Utrecht, in ver Ballei Utrecht. Ein kaiſerlich Öfterreihifches Patent vom 
28. Juni 1840 bradte die Beſtimmungen in den neuen Statuten des Deutfchen Ritterordens, 
welche ſich auf die flaatd: und privatrechtlichen Verbältniffe des Ordens und feiner einzelnen 
Mitglieder beziehen, zur allgemeinen Kunde und Nachachtung. Danach foll der Deutfche Orden 
in den Faijerlich öſterreichiſchen Staaten ald ein jelbjtändiges geiſtlich-ritterliches Inftitut, jedoch 
unter dem Bande eined unmittelbaren Eaiferlichen Lehns, angefehen und behandelt werden. Der 
Kaiſer erklärte jih, für jih und feine Nachfolger, zum beftändigen Schutz- und Schirmberrn . 
des Ordens. Demſelben werden in den kaiſerlich öfterreihifchen Staaten in Nüdjiht der Ver— 
waltung jeined beweglichen und unbeweglichen Vermögens alle Rechte eingeräumt und alle 
Pflichten auferlegt, welche jedem Privateigenthümer nach ven Gejegen und Randesverfaffungen 
zuftehen. Der Orden wird von der allgemeinen Oberaufſicht der landesfürftlihen Behörden, 
unter welder geiftliche Gemeinden und ihre Güter fteben, befreit; dagegen behält ſich ver Kaiſer 
vor, ih, fo oft er ed nöthig finden werde, von dem Ordendoberhaupte die erforderlihen Nach— 
weifungen und Auskünfte vorlegen zu laffen. In Rückſicht der Steuern und aller andern 
Staat: und Provinziallaften find die Güter des Deutſchen Ordens den weltlichen Gütern gleich— 
zu halten, Das Oberhaupt ded Ordens führt ven Titel: Hoch: und Deutichmeifter des Deutfchen 
KRitterordend. Die Hoch- und Deutichmeifter haben ald folde vor dem Antritt ihres Amts 
und bei jever Veränderung in der Berfon des Yandesfürften die landesfürftlihe Belehnung für 
id und den ganzen Orden anzuſuchen und, falls jie nicht ausdrücklich davon dispenſirt werden, 
feierlih zu empfangen. Sie werben als öfterreihifche geiftliche Lehndfürften behandelt und 
genießen den Rang vor allen geiftlichen und weltlichen Fürften, deren Fürftenwürbe jünger ald 
die Zeit der erfien Gründung ded Deutfhen Ordens ift. Der dermalige Hoch- und Deutſchmeiſter 
ſowie aud in Zufunft alle Hoch: und Deutichmeifter und Ordensglieder aus dem kaiſerlich öſter— 
reihifhen Haufe genießen den Rang und die Nechte ihrer Geburt. Die Ordensritter und 
Vriefter werden nad ihren Ordensgelübden ald Religiofen angefehen. Sie bleiben jedod im 
Genuffe ihres Vermögens. Stirbt dad Oberhaupt oder ein Mitglied des Ordens ohne gültigen 
sten Willen, fo fällt deſſen freieigened Vermögen dem Orden zu; nur muß den Notherben 
deffelben das ihnen allenfall3 gebührende Pflichttheil verabfolgt werden. Die Mitglieder des 
Ordens ftehen nur in Ordendangelegenheiten unter ven Ordensobern, in jeder andern Rückſicht 
unter den Behörben, welchen fie nad) ihren übrigen Berhältniffen unterworfen find. 

Nah dem Borbilde der geiftlichen Ritterorden entftanden im 13. und 14. Jahrhundert die 
weltlihen Ritterorden. Anfänglich Brüder oder Gejellihaften oder Bunde (Fraternita- 
tes, Sodalitates, Foedera) genannt, aus fürftlihen und ritterlichen Perfonen beftehend, von eige- 
nen Borfländen regiert, ohne alle geiftliche Gelübde und oft zur Verfolgung von ariftofratifchen 

Zwecken benugt, gingen fie, nahdem die Fürften den Grundfag durchgeſetzt hatten, daß Orden 
nur von Souveränen geftiftet werden fünnten, mit den entipredhenden Vortheilen in monardis 
Ihe Dienfte über. Sie wurden ein Mittel für dynaſtiſche Zwecke. Der Adel und überhaupt die 
Vornehmen gehörten, mit ihnen geziert, um fo mehr zur Schutz- und Trugmwade der Throne, 
und ed wäre ſonach nur eine Inconfequenz geweſen, wenn nicht dad Militär, nachdem ed ein 
ſtehendes geworden war, eine befondere Berüdfihtigung dabei gefunden hätte. Mit den Nei— 
gungen und Intereffen der Krone innig verfnüpft und eine Art Solidarität bildend, welche ſelbſt 
der politifche Gegner refpectirte, hatten die weltlichen Ritterorden die Weltftürme nicht zu bes 
fliehen, in denen der Tempelherrenorden raſch und blutig, und die beiden andern geiftlihen Ritter— 
orden endlih an Altersihmädhe erlagen, aber dafür entbehren ſie auch der rechten großen 
Blätter im Buche der Weltgeſchichte. Wenigſtens wird diefed — einzelne erhebende Momente 
der Stiftung abgerechnet — bei den meiften derfelben der Fall jein. 

Die weltlihen Ritterorden nahmen zum äußern Zeichen auch dad Kreuz oder, wie in Groß- 
britannien, pas ovale Schild, oder (feltener) fonftige Gegenflände an, eingemifcht mit mehr 
weltlichen und irdiſchen Zierden, mannichfachen Karben, Eoftbaren Steinen und edeln Metallen. 
Ran trug die Ordenszeichen an goldenen Ketten, fpäter an Bändern. Aud that man Sterne 


hinzu. 
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Bon den erlofchenen geiftlihen und weltlichen Ritterorden handelt der Freiherr Ferdinand 
von Biedenfeld im erften Bande feined Werks: „Geſchichte und Verfaflung aller geiftlihen und 
weltlichen erloſchenen und blühenden Ritterorben. Nebft einer Überſicht ſämmtlicher Militär: 
und Givilehrenzeihen, Medaillen u. |. w. und einem Atlas mit beinahe 500 illuminirten Ab⸗ 
bildungen der Ordensinfignien, Bänder und Ketten’ (Weimar 1841). Es jind 53 geiſtliche 
und über 100 weltliche ſolcher erlojhenen Orden. Die geiftlichen find in jenem Werfe abgehan: 
delt in Orden nach ver Regel: 1) des heiligen Bafil, 2) des heiligen Auguftin, 3) des bei: 
ligen Benediet, 4) des heiligen Franz von Ajfifi und 5) nad rigenen Negeln. Unter 
die Orden nad) der Regel des heiligen Benedict gehörte der (vorhin abgehandelte) Orden der 
Tempelherren. Bon den Orden nad eigenen Regeln, deren Zahl bei weiten die größte iſt, hat 
ver Orden des Schwand oder Unſerer Lieben Frau in Brandenburg in den lep- 
ten Jahren die meifte öffentliche Aufmerkjamfeit infolge feiner Wiederherſtellungsverſuche durch 
König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen auf ih gezogen. (S. u.) Inter den weltlichen 
erloſchenen Ritterorden find der Johanniterorvden und dev Deutiche Orden die befannteften. 

Ginige jener erlofhenen Orden hatten Sittlichkeitszwecke, wie der auf Müpigfeit (gegen das 
Fluchen und Trinken) gerichtete Orden St.:Chriftoph' 8 eines Grafen Dietrichftein, ver Or: 
den gegen dad Fluchen und unzüchtige Neden des Herzogs Friedrih Wilhelm I. von 
Weimar, der heffiihe Temperanzordenu.j. m. Streng afeetifch war der Todtenkopfor— 
den ded Herzogs Silvius Nimrod von Würtemberg, auf willenfhaftlihe Bildung, Poeſie, 
Spradveredlung richtete fich ver Deutfche Balmenorden und feine Nachahmungen. Erhö— 
bung der Freuden der Gefelligfeit, geiltige Anregung, Veredlung der Genüffe erzielten auf ver: 
fhiedenen Wegen die humoriftiihen Orden ver Geden zu Kleve, der fröhliden Gin: 
fiedler zu®othau.f.w. Der Orden von der Binde in Spanien (1330) madıte bei 
allerdings ganz ariftofratijcher Unterlage offene Sprache zum Beiten des Landes und Bürgerd 
jedem Ritter zur Pflicht, verpönte ſtreng Schmeichelei und forderte reine Wahrheit dem Könige 
gegenüber. Der Dianenorden batte ed auf Beredlung der Jagdzwede, ver Orden von 
&t.:Joahim neben Tugend, Ehrbarfeit u. ſ. w. wahrſcheinlich auf geheime geiftlihe Zwede 
abgefehen, wie denn überhaupt Weltlichkeit und Geiftlichfeit, ariftofratifher Stolz, edle Geſin— 
nung, wahre Religiojität, Myſtik, neckiſches Weſen und Brivolität mit ihren ſich oft entgegen: 
gejegten Abjichten in den Orden jener Zeit ihr buntes Spiel trieben. Sie gingen häufig von 
Geſellſchaften aus und hatten auch mehr das Anjehen von Sefellihaften. Der Orden war Ab: 
zeichen ver Gejellihaft. Moraliſch ruhte die Gejellihaft auf einem Zweck, den fie verfolgte. Oft 
war nur der Zwed ein vorübergehender oder das Erzeugniß einer Zeitftimmung: deshalb dag 
häufige ſchnelle Erlöjchen jener Orden oft ſchon nad) dem Tode ihrer erften Gründer, aber dee: 
wegen auch ihr größerer innerer Vollklang, ihre wenn aud nur auf der einen oder andern In: 
dividualität beruhende Urfprünglichkeit. Anders mit den fie überlebenven, heute noch blühen: 
den Ausflüffen eines fouveränen Willens, durch diefen länger erhalten, aber auch erflarrt und 
in Bormen gebradıt , welche jedes belebenden Hauches entbehren. 

Borzugsweife jonderbare Namen fommen vor unter den weltlichen erlofhenen Ritterorben. 
3.2. Orden ver Damen von der Art (jpaniih), vom Olgarten zu Jerufalem (duch 
König Balduin von Jerufalem), des zunehmenden Mondes (neapolitanifh), der alten 
Hade (im Fürſtenthum Liegnig), von der Shuppe (ſpaniſch), vom Stiefel (venetianifd), 
der Bernunft (jpanifh), des umgeftürgten Drachen (deutſch und jpanifh), ver Damen 
vom Strid (franzöfiich), der Sflavinnen der Tugend (öfterreihiih), verfchiedene Trink— 
orden (in Franfreih), von der Terrafje (franzöſiſch), vom Zopf (öſterreichiſch), des 
Stachelſchweins (in Franfreih), der Zirfelgefellfhaft oder Brüderfhaft der 
heiligen Dreifaltigkeit (lübifh) u. ſ. w. Eine eigenthümliche Geſchichte hatte ver Gin: 
einnatusorden in Nordamerika. Bor der Auflöfung der Armee traten die Offiziere derjelben 
in ihrem Gantonnement am Hudſon zufammen und errichteten eine Geſellſchaft, welcher fie, hin: 
ſichtlich der Ahnlichkeit ihrer Lage mit dem berühmten Römer, ven Namen bed Gincinnatus bei: 
legten. ine Medaille von Gold, mit dem amerikaniſchen Adler, die Ordensdeviſe auf feiner 
Bruft, an einem blauen, weißgeränderten Bande, zu Bezeihnung des Bundes zwifchen Amerifa 
und Sranfreih, war dad Merkzeichen ver Gefellichaft. Dev Zweck derjelben war, die Rechte des 
Menſchen, für die fie gefochten hatte, zu bewahren, die Eintracht zwijchen ven verſchiedenen Bun- 
desſtaaten zu befördern, das Andenfen an die amerifaniihe Revolution zu erhalten und den- 
jenigen Offizieren und ihren Bamilien, deren Lage es erheiſche, Beiftand zu leiften. Der Bei- 
trag einer Monatsgage jedes Mitglieded machte den Bonds aus. Auf einer allgemeinen Ver— 
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jammlung zu Philadelphia am 3. Mai 1784 wurde die Verfaſſung der Geſellſchaft vervollftän: 
digt, die übrigens heftigen Widerfprucd erfuhr, namentlich vom Congreß felbft, weil der Orden 
zu antirepublifanifc fei, während aus dem entgegengefegten Grunde ihn der König Guftan III. 
von Schweden in feinem Lande verbot. So verſchwanden bald nad der Entſtehung mieber bie 
Zeichen und Bänder des Ordens von der Bruft der Kämpfer und ſomit auch der Orden felbft. 
In die legten Zeiten des Deutihen Reichs (1793) fiel ein vom deutfchen Kaifer Franz II. ſämmt⸗ 
lien Gantonen der unmittelbaren Neichöritterfchaft in Schwaben und dem Kanton Ottenwald 
der fränfifchen Reichsritterſchaft verliehener Ritterorden und flach mit vemfelben. Nach noch 
fürzerer Dauer erlojhen die von Napoleon (mit Ausnahme ber Ehrenlegion) und ven Napo— 
leoniden geftifteten Orden: Königlicher Unionsorden von Holland (vom König Ludwig 
Napoleon 1807 geftiftet, von Napoleon nad der Vereinigung Frankreichs mit Holland ab: 
geihafft); Orden der weſtfäliſchen Krone (von König Jeröme Napoleon 1809 geftiftet); 
Königlider Orden von Spanien (von König Iofeph Napoleon 1809 geftiftet); Orden 
derdrei goldenen Vlieſe (von Napoleon 1809 geftiftet) ; Orden der Wiedervereini- 
gung (ebenfalls von Napoleon und zwar 1811 an die Stelle des aufgehobenen holländi— 
iben Unionsordens gefliftet). inigermaßen gehört dahin der vom Fürft- Primas, 
Großherzog von Franffurt, im Auguft 1813 geftiftete und bald darauf wieder eingegangene 
Goncordienorden. . 

Ritterorden verleihen jegt folgende deutſche Bundesfürften: Ofterreih, Preußen, Baiern, 
Sachſen (König), Hannover, Würtemberg, Baden, Kurheſſen, Großherzog von Helfen, Sad: 
ſen-Weimar-Eiſenach, Oldenburg, der Herzog von Naflau, die Herzoge von Sachſen-Alten- 
burg, Koburg-Gotha und Meiningen, der Herzog von Braunfchmweig und der Herzog von An- 
halt. Bon andern europäiſchen und außereuropäifhen Regierungen werden, ohne Berüdiid: 
tigung der Änderungen, welche in politifcher Hinſicht, ohme jedoch bisjegt zu einer allgemeinen 
Geltung zu gelangen, 3.8. in Italien, in den legten Jahren damit vorgegangen find, bier ge: 
nannt: Belgien, Brafilien, Dänemark, Frankreich, Griehenland, Großbritannien und Die 

Joniſchen Injeln, deren neueftes Verhältniß zu Griechenland unberückſichtigt bleibt, Kirchen: 
ftaat, San:Marino, der Fürft von Monaco, Niederlande, Osmanifhes Neih, Parma, Berfien, 
Bortugal, Rußland, Sardinien, Schweden, Sicilien (mit Neapel), Spanien, Toscana, Tunis, 
Venezuela. (Vgl. unten die betreffende durchaus alphabetifch georbnete Uberfiht). Die Anzahl 
aller im Jahre 1819 blühenden Orden gab Gottſchalck auf 93 an, wovon zwei Drittheile erfl 
jeit dem Jahre 1701, und unter diefen wieder 33 erft im 19. Jahrhundert hervorgetreten freien. 
Iene Zahl hat fich feit 1819 noch anjehnlich vermehrt. Die Fleine Republif San: Marino und 
der Fürſt von Monaco gründeten fogar neue Orden, und neulich las man in Öffentlichen Blättern 
von Veracruz aus die Nachricht, daß Marfchall Foren und Hr. Dubois de Saligny dad Groß: 
kreuz ded Ordens von Guadelupe, ven die Negentihaft von Merico wienerhergeftellt habe, 
erbalten, 

- Zur Stiftung von Orden und zur Errichtung von Orbensftatuten ift nur dad Staats: 
oberhaupt berechtigt. Sollte alfo ein Privatorden, wie 3. B. ver 1755 geftiftete St.-Joachim— 
orben, zufammentreten, jo wird hierzu die Genehmigung des Negenten erfordert. 

Gewöhnlich nennt man die Orden: | 

1) Große Ritterorden. Dazu gehören die, welche gefrönten Häuptern angeboten wer: 
den fönnen und von ihnen getragen werben. Sie beftehen größtentheild nur aus Einer Klaffe. 

2) Haudorden. (Dahin find auch zu zählen die Hof: und Jagdorden.) Dieſe Benen: 
nung fommt jegt jeltener ald jonft vor. Man bezeichnete damit die Orden, welche von einer 
fürftlichen Familie für die Glieder derſelben und ihre Diener beftinmmt waren. Gottſchalck be: 
merft, daß von allen jegt blühenden Ritterorven fein einziger mehr nur auf diefe Art ver: 
geben werde. 

3) Sogenannte Verdienftorden. Diefe jind entweder blos für dad Militär, oder blos 
für Givildiener, oder für beide (bisweilen mit geeigneten Abänderungen im Orden oder Bande), 
oder für jeden beftimmt, welder fie erhält. 

Jeder Orden — wenige ausgenommen — hat eigene Statuten, welde die Pflichten und 
Rechte der Ritter beftimmen und überhaupt vasjenige enthalten, was auf den Orden feine An: 
wendung finden fol. Dem Ordensherrn fteht es allein zu, in vorfommenden Fällen davon 
ju Dispenfiren, ſowie es ihm auch unbenommen bleibt, nad Umftänden fie abzuändern oder zu 
erneuern. 

In frübern Zeiten wußte man nichtd von dev Abtheilung der Orden in mehrere Rlaf: 
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ſen. Sie hatten alle nur eine. Erſt gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts kam jene Abthei— 
lung auf und fette ſich in das gegenwärtige fort. Die Zahl der in Klaffe n abgetheilten Orden 
iſt nun bie größere, Die Ritter der verfchiedenen Klaſſen eined Ordens zu bezeichnen, bedient 
man ſich entweder ded Zufages ver Zahl, ald: erfler, zweiter u. |. w. Klaſſe, oder ſie haben be- 
fondere Benennungen. Gewöhnlich heißt dann die erfte Klaffe: Großkreuze, welche ihre Decora= 
tion in etwas größerm Mafftabe an einem breiten Band von beftimmter Farbe (Ordensband), 
das um die Schulter geht, und außerdem noch einen geftidten Stern auf der Bruft zu tragen 
pflegen ; die Inhaber der zweiten Klafle: Commandeure, Gommenthure oder Gomthure, die ihre 
Decoration un den Hals, und die Inhaber der dritten Klaffe: Ritter, die jle an einer Band— 
fhhleife auf der Bruft tragen. Wo vier over fünfKlaſſen find, theilt man dann die Gommandenre 
in Commandeure erfter und zweiter Klaſſe; ebenfo aud wol die Ritter. Oder man ſchob (bei 
dem Orden der Ehrenlegion) zwiſchen die Groffreuze und Gommandeure noh Grofoffizierr, 
und zwiſchen die Gommandeure und Ritter nod Offiziere. Die unterften Klaffen eines Ordens 
lieg man aud mol in bloße Verpdienftmedaillen oder fogenannte Ehrenzeichen übergehen. 

Die Zahl der Mitglieder eines Ordens ift bei den meiften Orden — mwenigitens für Die 
höhern Klaſſen — feitgeiett, bei einigen jedoch ganz unbeichränft. Im erftern Kalle lebt dem 
Oberhaupte des Ordens dad Recht zu, von der Negel abzuweichen, was er denn auch oft thut. 
Auch werden bei vielen Orden die in andern Rändern fi befindenden Mitglieder deſſelben nicht 
unter bie feftgejegte Zahl gerechnet. 

Die Verhandlungen ver Ordensangelegenheiten, die Wahl des Groß 
meilters, die Aufnahme der Ritter u. dgl. gefhah früberhin nah der Mehrheit ver 
Stimmen in den feierlichen Berfammlungen de3 Ordens, welche, wie bei den geiftlihen Orden, 
Kapitel hießen. Dieje Einrichtung gründete ſich auf die Idee eines gejellihaftlihen Vereins, 
bie bei faft allen ältern Orden zum Grunde lag. Aber jhon früh und ald Theil der fleigenden 
föniglihen Macht waren einzelne Fürften darauf bedacht geweſen, die Unabhängigkeit diefer 
Orden zu brechen und ſich ſelbſt in den Beflg von deren Macht zu fegen. So z. B. bei ſämmt— 
lihen höhern Ritterorden Spaniens, wobei der Papft, durd Genehmigung der Verbindung 
der Großmeifterthümer mit der Krone für immer, willfährig mit an die Hand ging. Inſoweit 
alfo ſolche Kapitel noch beftehen, haben fie höchſtens das Recht des Vorſchlags vder der Be: 
rathung, aber feines definitiven Beſchluſſes. Diefer fteht vielmehr nur denn Souverän als un: 
umfchränftem Oberhaupte oder Großmeifter des Ordens zu. Bei den meiften Orden aber ver: 
fügt der Regent noch unbedingter und, was inöbefondere die Aufnahme neuer Ritter betrifit, 
infolge eigener Bewegung oder auf ven Vorſchlag der betreffenden Staatsbehörden (Minifterien 
oder einer eigenen Ortöbehörde). Diefe lehtere, welche aud die übrigen Angelegenheiten des 
Ordens bejorgt, beißt Ordensratb, Ordensconſeil, Ordenscommiſſion, Ordens— 
fanzlei u. ſ. w. Der Vorſitzende dieſer verſchiedenen Behörden heißt Ordenskanzler (bei 
großen Orden Großkanzler); dann folgt bisweilen ein Vicekanzler; regelmäßiger ein Schatz— 
meijter, ein Secretär, audy wol ein Geremonienmeifter, Herolde, Garderobier, Juweliere u. dgl. 
Bei feierlihen Gelegenheiten verfammelt auch wol der Großmeiſter des Ordens die Ordens: 
angehörigen in ihrer Ordenskleidung um fi, wo dann mannichfaltiger Pomp zur Anwendung 
kommt. 

Das unbefugte Tragen von Orden wird überall ſtreng geahndet, in Preußen z. B. 
mit Feſtungsarreſt. 

Das Annehmen und Tragen (in Oſterreich laut Verordnung vom Jahre 1818 auch 
Ihon das Anſuchen) auswärtiger Orden bedarf lanveäherrlicher Genehmigung. Dod ift z.B. 
in Breußen diefelbe für öfterreihifche und rufifhe Orden ald im voraus erteilt anzufeben. 
In Großbritannien darf fein Staatöbeamter, nur Militärperfonen im Laufe des Kriegs, einen 
fremden Orden annehmen. 

Mit mebrern Orden ift ein beftimmted Einkommen verfnüpft, was mit dem Grabe der 
Klaflen zu fteigen pflegt und oft ziemlich anfehnlic it. Ebenſo werfen mande Orden unter 
gewilfen Borausiegungen für die Angehörigen der Ordendritter Penſionen ab. Jenes Ein: 
kommen ift theild Dotation des Staats, theild wird ed aus den Einkünften ded Ordens entnom= 
men. Ausländer find regelmäßig von dieſem Bezuge eines beftimmten Ginfommend aus: 
genommen, 

Inshefondere die höhern Orden haben jährlich ihren beftimmten Feſttag, bald auf den 
Stiitungstag oder auf den Tag des Schuppatrons des Ordens, u. dgl. In Dänemark haben 
die beiden höchſten Orden ihren Orbend: und Feſttag gemeinſchaftlich; Ordens- und Feſttag 
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jelbft aber find voneinander getrennt. In Preußen feiert man fämnıtlihe Orden an einem und 
demfelben Tage in Verbindung mit dem Krönungäfefte, am 18. Jan. Gemwöhnlid erfolgt 
an folhen Feſt- oder Orbendtagen die Aufnahme neuer Ritter mit mehr oder minderm Ge: 
remoniell. j 

Zur Aufnahme in verfähiedene Orden ift ald Bedingung der Aufnahme für niedere 
als fürftliche Perfonen die Erweifung einer beflimmten Anzahl Ahnen erforberli, oder der 
Adel, oder ein beflimmter Rang im Militär- oder Civildienſt. Namentlich in Eatholifhen 
Staaten erforderte und erfordert man auch das Bekenntniß der Fatholiihen Gonfeifion, wovon 
jedoch, wie 3. B. bei vem Orben des Goldenen Vlieſes, Dispenfationen vorgefommen find. 

Mit Ertheilung eined Ordens ift für den Orbensritter in der Negel Standeserhöhung 
nidt verbunden; doch finden fih aud Ausnahmen hiervon, So wird z. B. jeder Ritter des 
öfterreihifhen Maria: Therefienorbens, der nit ſchon den Ritteritand oder eine höhere Adels: 
flufe befigt, als erbländifcher Ritter in die Standesbücher eingetragen; mit dem ruffiihen St.: 
Wladimirorden ift der ruflifche Erbadelftand verbunden. Der würtembergifche Givilverdienft: 
orden verleiht den perjönlichen Adel. In Baiern ſchließt die Grtheilung des Militär: oder des 
Givilverdienftordens an Inländer die Verleihung des Adels in ih; do (von 1818 an) nur 
für die Perfon des Begnadigten, u. f. w. 

Der Berluft der Orden ift theild durch die Statuten vorgefehen, theils tritt er infolge 
gewiffer Vergehen nad Urtheil und Recht der betreffenden Landesgerichte ein. Ohnedied erlifcht 
mit dem Tode Gebraud: und Bejigrecht des Ordens. 

Für das Erhalten eined Ordens wird in manden Staaten viel, in manchen etwas, in 
den meiſten gar nichtd entrichtet. Sonjtige VBerpflihtungen, welche den Rittern mander Orden 

die Statuten auflegen, find theild antiquirt, mie z.B. wol die bei manchen ältern Orden vor: 
fommende Berpflichtung,. die hriftliche Religion zu vertheidigen, oder die Verpflichtungen der 
Ritter des königlich bairiſchen St.-Georgsorden (j. u.), theils fehr allgemein gegriffen und 
von feinem praftiihen Moment. Bei einzelnen Orden findet ſich die Auflage beitimmter — 
ein für allemal oder periodifher — Beiträge zu milden Stiftungen oder zur Ordenskaſſe. 

MWeiblihe Orden find allein für das weibliche Geſchlecht beftimmt und beftehen alle, bis 
auf den ruſſiſchen Katbarinenorden, nur aus Einer Klaſſe. 

llber den Rang der Ritterorden eines und deffelben Souveräns hat dieſer zu beftim: 
men und meift aud beflimmt. Wie aber die verfchiedenen Orden aller Souveräne rangiren, 
darüber gibt es keine Worfchrift noch Übereinkunft, In der öffentlichen Meinung ſtehen jedoch 
der englifche Hofenbandorden, dad Goldene Vlies, der Schwarze Adlerorden und der Maria— 
therefienorden obenan. 

Uberfidt ſämmtlicher europäifdher und von europäiſchen Regentenhäu— 
ſern herrührender (aud einiger außereuropäifher) Orden. 

Anhalt: 1836, 18.Nov., Orden Albredt'd des Bären, erneuert von ben regieren 
den Herzogen Heinrich zu Anhalt-Köthen, Leopold Friedrich zu Anhalt: Deffeu und Alerander 
Karl zu Anhalt: Bernburg, mit Bezug auf den einft vom Fürſten Sigismund I. ums Jahr 1382 
gefifteten Orden und fo genannt zu Ehren des Marfgrafen jenes Namens. Am 24. Febr. 
1850 erbielt der Orden neue Statuten. 

Baden: 1715, 17. Juni, Haudorden der Treue, geftiftet vom Markgrafen Karl 
Wilhelm von Baden: Durlah, am Tage ver Grundfteinlegung zur Reſidenz Karlsruhe. Am 
8. Mai 1803, amı Tage der erlangten Kurwürde, erneuert. Am 17. Juni 1814 erhielt der 
Orden neue Statuten. 

1807, 4. April, militärifher Karl-Friedrichs-Verdienſtorden, geftiftet vom 
Großherzog Karl Friedrich von Baden. 

1812, 26. Dee., Orden vom Zähringer Löwen, von dem Großherzog Karl Ludwig 
Stiedrih von Baden am Namendtage feiner Gemahlin, der Großherzogin Stephanie, zum An 
denfen an die Abftammung von den Herzogen von Zähringen gegründet. 

Daiern: 12. (?) Jahrhundert, Nitterorden des heiligen Georg. Sein Urfprung 
ſoll jih an die Theilnahme der Herzoge Otto IN. und Eckardt aus Baiern an damaligen Kreuz: 
zügen fnüpfen. Kurfürft Karl Albrecht, nachheriger römischer Kaifer (Karl VI.), erneuerte ihn 
am 28.März 1729 zur Ehre der Religion und Beihügung der unbefledten Empfängniß Mariä 
und des heiligen Georg, in Rückſicht auf welche Zwecke vie Ritter bei ihrer Aufnahme feierliche 
Gelübde ablegen und fi verbinden, dem Großmeifter auf Anrufen ins Feld zu folgen. Im 

Jahre 1778 beftätigte Kurfürft Karl Theodor den Orden. Das Nämliche that fpäter auch der 
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König Marimiltan I. Joſeph von Baiern. Cine Revifion der Statuten fand 1827 unter König 
Ludwig von Baiern ftatt. 

1444, ..... Nitterorden vom heiligen Hubertus. Gerhard V., Herzog von Jü— 
lich und Berg, fliftete diefen Orden 1444 zum Andenken eined am Yage des heiligen Hubertus 
erfohhtenen Sieges über Arnold von Egmont. Kurfürft Johann Wilhelm von der Pfalz er- 
neuerte denfelben im Jahre 1709. Bon König Marimilian Jofeph I. von Baiern erhielt ver 
Orden neue Statuten und ward ald erfter Orden des Reichs beftätigt. 

1693, 29. Sept., Hausritterorden vom heiligen Michael, gefliftet vom Kur: 
fürften von Köln, Jojeph Clemens, ald Herzoge von Baiern, und am 11. Sept. 1808 vom 
König Marimilian Iofeph I. beftätigt. Seinem urfprünglichen Zwede, der Aufrebthaltung 
der Religion und der Verfechtung ver göttlichen Ehre, wurde 1810 noch jener der Unterftügung 
per Vertheidiger des Vaterlandes beigefügt. Am 16. Febr. 1837 ertheilte König Ludwig dem 
Orden völlig neue Statuten und ſchuf in denfelben den Orden zum Verdienſtorden um. 

1806, 1. Jan., militärifher Max-Joſephsorden, Militärehrenzeichen, geftiftet 
vom König Marimillan Jofeph I. von Baiern an die Stelle des vorherigen Militärehren- 
zeichens. 

1808, 19. Mai, Civilverdienſtorden der bairiſchen Krone, geſtiftet vom König 
Marimilian Joſeph I. von Baiern, zur Auszeihnung jedes Eingeborenen, welder dem Staate 
vorzügliche Dienfte geleiftet hat u. ſ. w. Die revidirten Statuten find vom 8. Oct. 1817. Eine 
. Verordnung ded nämlihen Königs vom 16. Febr. 1826 und andere des Königs Ludwig von 
Baiern vom 12. Oct. 1834, 1. Jan. 1835 und 12. Det. 1835 erweiterten die Unterftügungen 
des Ordens. 

1827, 25. Aug., Ludmwigsorden, gefliftet vom König Ludwig 1. für Staatsdiener, 
welche 50 Jahre mit höchfter Zufriedenheit im königlichen Hof, Staats-, Kriegs: und kirch— 
lien Dienfte geitanden haben, unter Berehnung von Feldzugsjahren als doppelten u. ſ. w. 

Bairifhe Damenorden: 

1766, 18. Oect. Eliſabethenorden, geftifter von ver Kurfürftin Elifabeth Auguſte zum 
Beften der Armen und Nothleivenden. Schugpatronin ift die heilige Elifabeth von Heflen. 

1784, 6. Dec., St.:Annenorden des Damenftifts zu Münden, geftiftet von ver 
Kurfürftin Anna Maria Sophia von Baiern und am 18. Febr. 1802 vom Kurfürften Dar 
Joſeph erneuert, 

1803, 12. Juli, St.: Annenorden des Damenftifts zu Würzburg, geftiftet von 
Kurfürften Mar Joſeph von Baiern. 

1827, 12. Dee., Therefienorden, geftiftet von der Königin Therefe von Baiern und 
von König Ludwig I. beftätigt; zunäcdft zum Zwed einer Ehrenauszeihnung und einer ihre 
Vermögensumjtände verbeffernden Jahresrente an eine feftgefegte Zahl unverheiratheter ade: 
liher Töchter; dann aber auch noch zur Grtheilung an Unpräbendirte. 

1853, 28.Nov., föniglider Marimiliansorden für Kunft und Wiffenidaft, 
geftifter vom König Marimilian I. von Baiern. ü 

Belgien: 1832, 11. Iuli, Zeopoldsorden, in Übereinftimmung mit den Kammern 
geftiftet von Leopold l. König ver Belgier, beitimmt, „vie dem Vaterlande geleifteten Dienfte 
zu belohnen”. ine föniglihe Verordnung vom 3. Aug. 1832 beftimmt die nähern Ein: 
richtungen, 

DBrafilien: 1822, 1. Der, Orden vom ſüdlichen Kreuze, geitiftet von Dom Peoro 1. 
als Kaiſer von Brafilien und König von Portugal. 

1826, 16. April, Orden Dom Pedro's I., von demfelben und in den nämlidyen Gigen: 
ſchaften gefliftet, „um in audzeichnender Weife die Epoche zu verewigen, in welder die Unab— 
hängigfeit dieſes weiten Reichs, das ic) zu gründen den Ruhm hatte, anerkannt worden iſt“; der 
höchite Orden des Kaiſerreichs Braſilien. 

1829, 17. Oct. Roſenorden, geſtiftet von demſelben bei feiner Vermählung mit der 
Prinzeſſin Amalie von Leuchtenberg. Civil- und Militärverdienſtorden. 

1843, 9. Sept., Orden des heiligen Benediet von Aviz, geſtiftet von Dom Pe— 
pro II. ala Kaifer von Brafilien. An demſelben Tage und von demjelben find geftiftet: der 
Orden Unſers Herrn Jefu Chriſti und der Orden des heiligen Jafob. 

Braunfchweig: 1834, 25. April, Orden Heinrich's des Löwen, von dem Herzog 
Wilhelm von Braunſchweig geftiftet. Givil: und Militärverbienftorben. 

Dänemark: Danebrogorden, in feinem erften Anfange von König Waldemar Il., 1219, 
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abgeleitet, 1671 vom Könige Friedrich IH. geftiftet, 1693 vom Könige Chriftian V. mit Sta: 
tuten verjeben, durch fönigliches Patent vom 28. Juni 1808 erneuert und erweitert, womit An: 
erdnungen vom 28. Jan. 1809 und 28. Jan. 1812 in Verbindung ftehen. 

1693, 1. Dee., Elefantenorden. Nah Anfängen unter König Chriſtian I. und ſpä— 

tern ftellenmeifen Kortfegungen am 1. Dec. vom König Chriftian V. neu gegrünpet. 

Franfreih: 1802, 15. Mai, Orden ver &hrenlegion, geftiftet von Bonaparte wäh: 

rend des Conſulats. An demfelben Tage, an welchem Bonaparte für feine Ernennung zum 
lebenslänglichen Gonful dem Senat danfte (2. Mai 1802), kam auch die Gründung der Ehren: 
legion zur Sprade, nachdem man fih bis vahin in der Nepublif mit Ertheilung von Ehren: 
waffen u. dgl. begnügt hatte. Am 11. Mat machte Yucian Bonaparte dem Senat darüber aus: 
fübrliden Vortrag, und nachdem Savoy: Rollin und Chauvelin dagegen, Freville, Garrion de 
Rizad und Lucian wiederholt dafür geſprochen, erfolgte mit 56 gegen 38 Stimmen die An: 
nahme des Vorſchlags. Gleiches gefhah im Geſetzgebenden Körper mit 166 gegen 110 Stim: 
men. Nach ver Rückkehr der Bourbonen wurde der Orden von Ludwig XVIH. am 6. Juli 1814 
beitätigt; aber die Zahl der mit dem Orden verbundenen Erziehungsanftalten wurde verrin: 
gert, dad Bruftbild Napoleon's in ver Decoration durch das Heinrich's IV. erfegt, der Adler wich 
den Lilien, und ungeadtet ihrer fünf Flügel wurde die Ordensdecoration „Kreuz'‘ genannt. 
Die Ordonnanz vom 17. Febr. 1815 gab dem Orden eine ganz andere Natur und die fremd: 
artigften Zufäge. Nah den Hundert Tagen ſchuf die Ordonnanz vom 26. März 1816 ein 
neues Geſetzbuch der Legion, in welden man den Abwegen von 1815 feft folgte. Die Zahl 
der Legionäre war auf 42000 angewadien. Die Revolution von 1830 behielt den Orden 
der Ehrenlegion bei und Ludwig Philipp beftätigte ihn bereits am 9. Aug. 1830. Obne 
die durch die Neftauration wiederbergeflellten übrigen Orden eigentlih abzuſchaffen, trug 
Ludwig Philipp ſelbſt doch nie einen andern, noch vertheilte er einen andern ald den der Ehren: 
legion, deſſen Borm eine leichte Abänderung erhalten hatte. Nah der Vertreibung Ludwig 
Philipp’ traf der mit der ausübenven Gewalt beauftragte Eonfeilpräfident Gavaignac in repu= 
blifaniihem Sinn Abäanderungen binfichtlih der Form der Decvration durd Verfügung von 
12. Sept. 1848; der Kopf Bonaparte'8 wurde dabei wiederhergeſtellt. Ludwig Napoleon gab 
als Präſident ver Nepublif der Decoration am 31. Dec, 1851 den Adler und am 3. Jan. 1852 
völlig die Form zurück, „wie fie der Kaifer angenommen hatte‘. Dem folgte am 16. März 
1852 ein Decret über die Organijation der Ehrenlegion, mit jehr wichtigen Beitimmungen be. 
ionders binfichtlich der Benjionen, Diplome und Vorrechte des Ordens (Tit. V). Als jährliche 
Belohnungen follten erhalten: die Legionäre 250 Frö., die Offiziere 500 Frs., die Comman— 
deure 1000 Frd., die Grofoffiziere 2000 Fr8., die Großkreuze 3000 Frs. Auch ald „von Gottes 
Gnaden und durd den Volkswillen Kaifer von Frankreich“, widmete Ludwig Napoleon dem 
Drpen feine fortgefegte Aufmerkjamfeit, fo dur das Decret vom 14. März 1853, welches die 
bezüglichen Batentverhältniffe oronete. 

1830, 13. Dec., Julikreuz, gefliftet von dem König Ludwig Philipp zum Andenfen an 
die Tage ver Revolution deifelben Jahres und zur Belohnung derjenigen, die ich während ber: 
jelben ausgezeichnet haben. 

Die ältern frangöfiichen, in der Revolution durd ein Gejeg vom Jahre 1791 untergegan: 
genen, während der Neftauration meiſt förmlich wiederbergeftellten, aber feit ver Julirevolu— 
tion 1830 nicht mehr üblihen Orden waren: 

1416,.... Mai, Orden vom heiligen Hubert, geftiftet unter bvem Namen ordre de 
la idelite auf fünf Jahre bon einigen Herren des Herzogthumsd Bar, 1423 unter dem Namen 
des heiligen Hubert fortgeſetzt. 

1469, 1. Aug., Orden des heiligen Midhael, geftiftet vom König Ludwig XI. zu 
Ehren des heiligen Michael als Beſchützers des Reiche. 

1578, 30. Dec, Orden vom Heiligen Geift, vom König Heinri III. geftiftet in— 
folge zweier merkwürdigen, zur Zeit feines Geburtstages, am Pfingftfeft, eingetretenen Ereig— 
niffe: feiner Erwählung zum König von Polen (1573) und feiner Nachfolge auf dem franzö— 
ſiſchen Thron (1574). 

1607, ..... vereinigte Orden des heiligen Lazarus und Unſerer lieben 
Frauen vom Berge Karmel (Ordres royaux, militaires et hospitaliers de St.-Lazare et 
de Notre Dame du Mont Carmel réunis); ber letztere Orden warb von Heinrich IV. als Be: 
weis ver Aufrichtigfeit feines Übertritts zum Katholicidmus eingefeßt und 1608 mit dem Orden 
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des heiligen Lazarus, einem ſehr alten, um bie Zeit der erften Kreuzzüge im Gelobten Lande 
entftandenen Orden, vereinigt. 

1693, .... April, Militärorden des heiligen Ludwig, eingefegt von Ludwig XIV. 
für Offiziere, melde wenigftens 28 Jahre gedient und ſich dur eine glänzende That aus— 
gezeichnet hatten. 

1759, .... März, Militärverbienflorben (institution du merite militaire). Lud— 
wig XV. fegte ihn für nichtfatholifche Militärs ein, da nur Katholiken den Ludwigsorden er: 
halten konnten. 

Griechenland: Orden des Erlöfers, 1833, 1. Juni (20. Mai) geftiftet von König 
Dtto „zur Erinnerung an die unter dem Beiftande der göttlihen Vorſehung ebenjo wunderbar 
als glücklich vollbradgte Rettung Griechenlands‘ ald Bervienftorden. 

Großbritannien und die Jonifchen Infeln: 1350, 19. Jan., Orden des Hoſenban— 
des (Order ofthe garter), geftiftet vom König Eduard IM. (liber die verſchiedenen Sagen, 
worauf die Stiftung diefed Ordens gegründet wird, vgl. Gottſchalck, a. a. D., Abth. II, 1818, 
S. 113— 115; von Biedenfeld, zweiter Band feined angeführten Werks, S.218u.219, Note). 
König Heinrich VIII. hob die frühern Statuten zum Theil auf und fegte am 23. April 1522 er: 
neuerte Statuten in 38 Artikeln feſt. 

EEE Bathorden (Order of the bath). Es ift ungewiß, ob Richard I. oder 
Heinrich IV. (1399) fein Stifter; nad vem „Royal Calendar” der legtere. Bei feiner Krönung 
ernannte Heinrich 46 Ritter, welche alle die Naht vorher gemacht und ſich gebabet hatten. Im 
Jahre 1725 wurde der Orden vom König Georg 1. erneuert. Bis 1815 hatte diefer Orden, 
gleich allen andern großbritannifhen Orden, nur Gine Klaffe; von da an gab man ihm aber drei 
Klaffen. Urheber viefer IImgeftaltung und Erweiterung war der damalige Stantöfecretär des 
Kriegöbepartementd, Graf Bathurft, und Grund derjelben die Menge von ausgezeichneten, in 
den damals beendigten Kriegen geſchehenen Thaten und Dienften, befonders beim Militär; je= 
doch nicht ohne lebhaften Widerſpruch der oppofitionellen Preſſe. (S. u.) 

1540,....Drven der Diftel oder St.:Andreadorden, nad dem „Royal Calendar‘ 
785 gefliftet, 1540 erneuert und 1687 wiederhergeftellt. Grneuerer, wol aud Stifter, war 
Jakob V. von Schottland ; Wiederherfteller Jakob VII. von Schottland. Die Königin Anna er: 
neuerte den Orden im Jahre 1703, worauf Georg I. am 18. Mai 1725 ihn feierlich beftätigte 
und feine Statuten theilweife änderte. Zunächſt für vornehme Schotten beftimmt. 

1783, 5. Bebr., Orden des heiligen Patricius (Order of St.-Patrick), geftiftet vom 
Könige Georg II. und ald Orden für Irfand mit dem Namen des Schutzpatrons dieſes Theils 
des großbritannischen Reichs, des heiligen Patrid, belegt. Auch die folgenden Könige, und noch 
neueftend bie Königin Victoria, befchäftigten jih mit dem Orden, indem fie bezügliche Statuten 
erließen. 

1818, 27. April, St.-Michael- und St.:Georgenorden (the most distinguished 
order of St.-Michael and St.- George), geftiftet vom König Georg II. zum Andenken an 
die Staatöverträge vom 23. Mai 1814 und 5. Nov. 1815, durch welde die Injel Malta und 
die Joniſchen Infeln Großbritannien unterworfen und mit ihm verbunden wurden. Die am 
12. Aug. 1828 befannt gemachten Statuten wurden von Georg IV. am 5. April 1826 und vor 
Wilhelm IV. am 17. Oct. 1832 geänvert. 

1837, 1.Mai, Orden des britifhen Indien, geſtiftet von der Königin Victoria. 
Er wird vom Generalgouverneur von Indien in ver Berfammlung an eingeborene active Offi: 
ziere der indifhen Armee für lange, treue und ebrenvolle Dienfte verliehen. 

1861, 25. Junt; Orden des Sternd von Indien, geftiftet von derfelben. 

Hannover: 1815, 12. Aug., Ouelfenorden, geftiftet von vem Prinz-Regenten, nadı: 
maligen König Georg IV. von Großbritannien, zur Erinnerung an die Befreiung Hannovers 
von franzöfifcher Herrjhaft und an deſſen Erhebung zum Königreihe. Weiter geftaltet vom 
König Ernft I. Auguft, 20. Mai 1841. 

1839, 23. April, Orden von St.: Georg, geftiftet von demfelben. 

Großberzogtbum Heſſen: 1807, 25. Aug., Haus: und Verdienftorden, geftiftet 
von dem Großherzog Ludwig 1., erhielt ven Namen Ludwigsorden und befondere Statuten 
am 14. Dec. 1831 durd Großherzog Ludwig 11. 

1840, 1. Mai, Verdienftorden Philipp's des Großmüthigen, geftiftet von dem 
Großherzog Ludwig I. 

Kurfürftentbum Heffen: 1769, 5. März, Militärverdienftorden (fonft und bie 
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1820: Tordre pour la vertu militaire), geftiftet vom Landgrafen Friedrich II. am 1. Jan. 1818 
vom Kurfürften Wilhelm I. wieder auf die erfte Klaſſe beſchränkt. 

1770, 14. Aug., Hausorden vom goldenen Löwen, geftiftet von demſelben, erweitert 
vom Kurfürften Wilhelm I. am 1. Jan. 1818. 

1814, 18. März, Orden vom eifernen Helm, geftiftet vom Kurfürflen Wilhelm I. 
nad dem Vorbilde des eijernen Kreuzed. Die Statuten beflimmen, daß er nach beendigtem 
Kriege nicht mehr vergeben werben folle. 

1851, 20. Aug., furfürftliher Wilhelmdorden, geftiftet vom Kurfürften Wilhelm IL. 

Kirhenftaat: 1099, Orden des Heiligen Grabes zu Jerufalem, geftiftet von 
Gottfried von Bouillon, König von Jerufalem, erneuert vom Papſt Alerander VI., 1496. 

1319, Chriftusorden, geftiftet vom Papſt Johann XXI. (XX1.). 

1559, Orden vom goldenen Sporn, vom Bapft Baul II. oder von Pius IY., 1559 
für Givilverdienft geftiftet. S. unten Orden bed heiligen Sylvefter. 

1560, Orden des heiligen Johannedvom Lateran, vom Papft Pius IV. geftiftet, 
zur Belohnung bürgerlichen Verdienftes. 

1831, 1. Sept., Orden des heiligen Gregor des Grofen, vom Papſt Gregor XVI. 
für Civil- und Militärverbienft, nad Dämpfung der Unruhen im Kirchenjtaat, geftiftet. 

1841, 31. Det. Orden des heiligen Sylveſter, geftiftet vom Papft Gregor XVI. 
Der Orden vom goldenen Sporn wurde in diefen neugeftifteten Orden verſchmolzen. 

1847, 17. Juni, Orden von Pius IX., geftiftet vom Bapft Pius IX. 

San-Marino: 1859, 13. Aug., Ritterorden von San: Marino. Gefifter vom 
fouveränen Großen Rath der Republik. 

Modena: 1855, 27. Dec., Ritterorden des Adlers von Efte, geftiftet vom Herzog 
Franz I. von Movena. 

Monaco: 1858, 15. März, Orden des heiligen Karl, geftiftet vom Fürften Karl IM. 

von Monaco. 

Nafjau: 1858, 29. Jan. und 16. März, Hausordenvom goldenen Löwen, ge: 
fifter vom Herzog Adolf von Naffau in Gemeinfhaft mit dem König Wilhelm der Niederlande. 

1858, 8.Mai, Civil: und Berdienflorden Adolf's von Naſſau, geftiftet von 

demfelben. 

Niederlande: 1815, 30. April, Militär-Wilhelmdorden, geftiftet vom König 
Wilhelm L. der Niederlande. 

1815, 26. Sept., Eivilverdienflorden vom niederländifhen Löwen, geftiftet 

vom König Wilhelm I. der Niederlande. 

1841, 29. Dec., Orden der Gihenfrone (für Luremburg), gefiftet vom König Wil- 
beim 1. der Niederlande, 

1858, 29. Jan. und 16. März, Naffauifher Haudorden vom goldenen Lö— 
wen (ſ. Raflau). 

Oldenburg: 1838, 27.Nov., Haus- und Verdienſtorden des Herzogs Peter 
Friedrich Ludwig, geftiftet vom Großherzog Peter Friedrich Auguft von HolfteinsÖlden: 
burg, zur Erinnerung an die vor 25 Jahren ftatigefundene Rückkehr feines verftorbenen Baters 
in feine Staaten. 

Dsmanifhes Neih: 1799,..... Orden des halben Monded. Sultan Selim Il. 
fliftete ihn, als Neljon die franzöfifche Flotte bei Abukir gejchlagen hatte, zur Belohnung der 
Verdienfte ausmwärtiger Berfonen um die Pforte, und Nelfon war ver erfte, der ihn erhielt. 

1831, 19. Aug., Orden ded Ruhmes (Nifhan : Iftihair), gefliftet vom Sultan 
Mahmud I. 

1852, Auguft, Medſchidicorden, geftiftet vom Sultan Abd-ul-Medſchid. 

1861, ..... DOdmanicdorden, geftiftet vom Sultan Abd-ul-Aziz. 

Dfterreih: 1430, 10. Ian., Orden vom Goldenen Vlies, geftiftet vom Herzog 
Philipp IIL, vem Gütigen, von Burgund, am Tage feiner Vermählung mit der Prinzeſſin Iſa— 
belle von Portugal. Die Statuten find vom 27. Nov. 1431. Im Jahre 1477 ging der Orden 
mit den burgundifchen Niederlanden an Ofterreih über. Nah 1700 nahm fowol Öfterreich 
ald Spanien dad Recht auf den Orden in Anfprud; der Streit blieb unentſchieden, und bie 
Regenten beider Staaten ernennen, unter Ertheilung faft gleicher Ordenszeichen, Ritter des 
Goldenen Bliefes. 

1750,.... Elifabeth=Therefiaorden, ein Militärorben, geftiftet von der Kaiferin 
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Glifabeth Ehriftine, ver Witwe des Kaiferd Karl VI., und erneuert und verändert von der Toch— 
ter der Stifterin, der Kaiferin Maria Therefia. 

1757, 18. Juni, Militär: Maria-Therejiaorden, geftiftet von der Kaijerin Maria 
Thereſia, infolge des Ausbruhs des Siebenjährigen Kriegs im Jahre 1756 und inäbejondere 
der Schlacht bei Kollin. Die Statuten vom 12. Dec. 1758 find dur einen Anhang vom 
12. Dec. 1810 vom Kaifer Franz I. von Oſterreich erweitert und berichtigt. Nur wirkliches 
militärisches Verdienft berechtigt zu dDiefem Orden, und weder hohe Geburt, noch die Confeſſion, 
noch Dienftalter und Nang ſollen Hierbei in Frage fommen. Der Maria: Therejiaorden ift be— 
ſonders dadurd wichtig, daß faſt alle fpäter errichteten militärifchen Verdienſtorden anderer 
Souveräne ihn ald Mufter für ihre Organifation benugten. Unumgänglice Bedingung für 
den Empfang diefed Ordens war eine wirklich vorhandene, förmlich bezeugte und vom Orbene- 
fapitel geprüfte militärifhe That. „Niemand fol’, jagt Art. 3 der Orbensftatuten, „wegen 
hoher Geburt, langjähriger Dienfte, vor dem Feinde erhaltener Wunden und vorbergebender 
Dienfte, no meniger aus blofer Gnade und auf Fürfprahe den Orden empfangen.” Diele 
firengern Anforderungen haben nun aud fowol dem Maria: Therefiaorden als den nah ihm 
gebildeten übrigen Militärverdienftorden in ven Augen des Bublitums denjenigen innern Werth 
bewahrt, welcher den meiften übrigen Orden (aud) den fogenannten Verdienſtorden) längit ver: 
loren gegangen ift. 

1764, 5. Mai, Königlih ungarifher Orden des heiligen Stephan, von der 
Kaiferin Maria Thereſia geftiftet, ein Givilverdienftorden. Die Statuten find vom 6. Mai 1764. 
Das Großmeifterthum ift mit der Krone Ungarn vereinigt. i 

1808, 8. Jan., Leopoldsorden, vom Kaifer Franz 1. von Ofterreih, zur Grinnerung 
an feinen Vater, und da der Stephansorden nur für adeliche Perſonen beftimmt war, für Mi- 
litär- und Eivilperfonen ohne Unterfchied des Standes geftiftet. Die Statuten ded Ordens jind 
vom 14. Juli 1808. i 

1816, 12. Febr., Orden dereifernen Krone, geftiftet vom Kaifer Franz I. von Ofter- 
rei, zur Erinnerung an die Miedervereinigung der italieniſchen Provinzen mit dem Kaiſer— 
thum ſterreich. Die Statuten find vom 1. Jan. 1816. Zur Aufnahme in den Orden iſt ohne 
Unterſchied des Standes geeignet, wer entſchiedene Anbänglichfeit an den Landesfürſten und 
an den Staat bewiefen u. ſ. w. Diefer Orven erinnert an den frühern Orden der eifernen 
Krone (Ordine della corona di ferio), welden Napoleon I. am 5. Juni 1805 nad feiner am 
20. Mai 1805 zu Mailand erfolgten Krönung zum Könige von Italien geftiftet hatte. (Das 
„Gothaiſche genealogiſche Taſchenbuch aufs Jahr 1864 bezeichnet zunächſt Napoleon I. als 
Stifter und dann Franz I. ald Wiederherfteller des öſterreichiſchen Ordens der eijernen Krone.) 

1840, 28. Juni, Deutfher Ritterorden, erneuert und verändert vom Kaifer Franz 
von Oſterreich. 

„1849, 2. Dee, Franz-Joſephsorden, geftiftet vom Kaifer Franz Joſeph von 
Oſterreich. 

Oſterreichiſcher Damenorden: 

1669, 18. Sept., Stern-Kreuzorden. Die Erhaltung einer Reliquie in einer aus— 
gebrochenen Feuersbrunſt gab der Kaiferin Eleonore, Witwe des Kaiferd Ferdinand III., Ver: 
anlaffung zur Stiftung diefed Damenordend. Papſt und Kaiſer beftätigten ihn 1668. 

Parma: 1190, Konftantinorden (früher Angelusorden), geftiftet vom Kaijer von 
Byzanz, Iſaak Angelus Komnenus, Fam 1699 an Parma, 1734 an Neapel und wurde feit 
1816, nachdem die Erzherzogin Marie Luiſe Herzogin von Parma geworden war, fowol von 
Parma als von Sicilien vergeben. 

Perſien: 1808, Sonnenorden, fpäter Sonnen= und Löwenorden, geflifter von 
Feth-Ali-Schah, zur Belohnung derjenigen Ausländer, die Perfien wichtige Dienfte geleiftet 
baben. 

Portugal: 1162, Militärverdienftorden des heiligen Benedict von Aviz, 
anfänglid ein Verein von Rittern zur Bekämpfung der Mauren. Bom Könige Alfons 1. Henri: 
quez von Gaftilien genehmigt, wurde die Bruderſchaft 1162 zu einem geiftlihen Ritterorden 
erhoben. Bon ihrem Wohnjige im Jahre 1187, der Örenzfeftung Aviz, flammt ihr Name. 
Schon früh, im Jahre 1385, übernahm der König von Portugal die Großmeifterwürde. Aus 
einem geiftlihen ward der Orden 1789 ein militärifher Verdienftorden. Er bat noch anſehn— 
liche Befigungen. 

1110; 442: Orden des heiligen Jakob vom Schwert. Ritter, welhe Pilgrime 
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nad dem Grabe des heiligen Jakob von Gompoftella ſchützten, gaben dieſem Orden feinen Ur: 
iprung. Bon König Ferdinand I. von Leon und vom König Alfons I. von Gaftilien erhielten 
fie Güter geichenft, und vom Bapft Alexander IH. befam der Orden 1175 die Beflätigung. Spä— 
ter teilte fich der Orden zwiſchen Spanien und Portugal; die Könige beider Staaten wurden 
jeine Gropmeifter. Gr hat noch bedeutende Befigungen in denſelben. In Spanien ift der ©t.- 
Jakobsorden immer noch ein geiftlicher (militärifcher) Orden; in Portugal (nad) einigen) feit 
1789 ein Givilverbienftorden. 

3817.20; Ghriftusorden, geftiftet vom König Dionys. Als Portugal unter König 
Johann I. Kolonien in Indien und Afrifa zu gründen anfing, geihahen die Unternehmungen 
auf Koften des Chriſtusordens, dem die Könige dad Gigenthum aller feiner Entdeckungen zu: 
fiherten. Nach mehrfachen Mopdificationen der hierdurch dem Orden angewahjenen Macht und 
Reichthums griff die Krone zum Nadicalmittel und vereinigte 1550 das Großmeiſterthum für 
immer mit ſich. Noch jegt ift der Orden fehr wohlhabend. 

1459, Thurm- und Shwertorden, geiliftet vom König Alfons V. von Gaftilien, er: 
neuert im November 1808 vom König Johann VI. zu-Rio=de: Janeiro. 

1818, 6. Bebr., Orden der unbefledten Empfängniß von Billa: Vicofa, ge: 
fiftet von Johann VI. Die Statuten find vom 10. Sept. 1819. 

1826, 16. April, Betersorden. (S. Brafilien.) 

Bortugiefiihe Damenorbden: 

1801, 4. Nov. Orden der heiligen Elifabeth, geftiftet vom Prinz Regenten Johann 
von Bortugal. 

1804, Orden der heiligen Ijabella, gefliftet von ver Königin Charlotte von Bour- 
bon , Semahlin des Königs Johann VI., für Damen. (Scheint wieder eingegangen.) 

Breußen: 1440, Shwanenorden. Urfprünglihd ward diefer Orden von Kurfürft 

Friedrich II. von Brandenburg für Ritter und Damen zu Ehren der Jungfrau Maria geftiftet, 
und das Klofter auf dem Berge bei Altbranvdenburg zum Hauptiig diefer geiftlihen und Andachts⸗ 
gejellichaften für fürftlie, rittermäßige und adeliche Perſonen beſtimmt. Die Statuten find 
vom 15. Aug. 1443. Kurfürft Albrecht und Bapft Pius ll. beftätigten 1485 den Orden. Zweck 
dieſes Bereind war: innigfte und fteid lebendige Verehrung der Jungfrau Maria durch Wort 
und That fundzugeben. Diefem Zweck entiprah aud das Ordenszeichen volllommen. Die 
Statuten erklärten feine Infignien mit: Zerfnirihung, wahrer Reue, Beichte, Buße, Kafteiung, 
Unſchuld, gute Werke u. ſ. w. Mit der Reformation erlofch der Orden, und feine ſämmtlichen 
Beigungen und Einkünfte fielen den Staaten, worin fie fi befanden, anhein. @ineBerfügung 
des Königs Friedrich Wilhelm IV. von Preußen vom 24. Dec. 1843 bezeichnete als eine befon- 
ver erfreuliche Erſcheinung unferer Zeit: die weitverbreiteten Beftrebungen, „auf dem Wege 
der Bildung von Vereinen phyſiſche und moralifche Leiden zu lindern”, und brüdte die Liber: 
yeugung aus, daß viele Vereine, welche zu jenem Zwede thätig wären, zu der vollen Wirkfam: 
feit, deren fie fähig feien, nur dann gelangen könnten, wenn fie ein gemeinfames Band um 
einen leitenden und anregenden Mittelpunkt vereinigte. Diefed gemeinjame Band follte in ber 
neuen Einrichtung des (deutlich auf dem Mariencultus beruhenden) Schwanenordens gefunden, 
die Anfertigung neuer Statuten vorgenommen, ein leitender Orbensrath gebildet, ein evange: 
liſches Mutterhaus in Berlin für die Krankenpflege in großen Spitälern geftiftet werben. Die 
Befanntmadhung ift veutlih vom König felbit verfaßt und voll Humanität und Religiofität, 
aber freilich in jener excluſiven Richtung, welde die Öffentliche Meinung nicht bißigte. Wahr: 
iheinlih war dann aud die der Meuerrichtung ded Ordens entgegengetretene Stimmung die 
Urfache, dab man von feiner weitern Ausbildung nichts hörte. 

1701, 18. Jan., Orden des Shwarzen Adlers, geftiftet vom Kurfürften Friedrich II. 
von Brandenburg an feinem Krönungstage zum erften König von Preußen. Erfter Orden des 
Königreihs. Die Zahl ver Ritter, die vom Stifter auf 30 beſchränkt war, ift jegt unbeftinmt. 
Die Ritter find zugleich Ritter vom Rothen Adlerorden erfter Klaffe. 

1734, Orden des Rothen Adlerd. Im Jahre 1660 brandenburgsbaireuthifher Or— 
den de la Concorde, 1712 veögleihen Orden de la sincerite, wurde der Orden 1734, unter 
Markgraf Georg Frievrih Karl von Brandenburg: Baireuth und Kulmbach, ver brandenbur: 
giſche rothe Adler genannt. Im Jahre 1791 übernahm König Friedrich Wilhelm von Preußen 
den Orden mit den Fürftenthümern und erflärte ihn durch Urkunde vom 12. Juni 1792 zum 
weiten Haus und Hoforden. Spätere Verordnungen brachten für den Orden noch mande 

Grweiterungen, fo namentlich vom 18. Det. 1861 durd König Wilhelm 1. 
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1740, Militärverdienflorden, Prinz Karl Emil fliftete 1665 den Orden de la 
generosits und übertrug dad Großmeifterthum feinem Bruder, dem Kurfürften Friedrich IH. 
Der Orden fam jedoch erft 1685 officiell zum Vorſchein. Friedrich II. verwandelte bei feiner 
Thronbefteigung 1740 diefen Orden in den Orden pour le merite, indem er ihn meift an Mi— 
litär-, aber doch aud an Eivilperfonen gab. Friedrich Wilhelm II. endlich beftimmte ihn unter 
dem Namen „Militärverdienftorden‘ , durch feine Erweiterungsurfunde vom 18. Jan. 1810, 
zur Belohnung ded Militärverdienfted im Kampf. 

1812, 23. Mai, St.-Johanniterorden, geftiftet vom König Friedrich Wilhelm IM. 
zum Andenfen an die im Jahre 1811 aufgelöfte und für erlofchen erklärte Ballei Brandenburg 
des St.:Johanniterordend und neu organijirt von König Brievrih Wilhelm IV. am 15. Det. 
1852. Dem reibten ih dann noch an die am 8. Aug. 1853 erfolgte Beitätigung der am 
24. Juni 1853 vom Ordendfapitel der Ballei Brandenburg befchloffenen Statuten. 

1813, 10. März, Orden des eifernen Kreuzes, gegründet vom König Friedrich 
Wilhelm IIL., „das Verdienft, welches in dem jegt ausbrechenden Kriege, entweder in wirflichem 
Kampfe mit dem Feinde, oder außerdem ‚im Felde oder daheim, jedoch in Beziehung auf diejen 
großen Kampf um Freiheit und Selbftändigfeit erworben wird, befonderd auszuzeihnen, und 
nad diejem Kriege nicht weiter zu verleihen u. ſ. w.“ (Worte ver Stiftungsurfunde.) Durd 
königliche Verorpnung vom 5. Mai 1813 find in der Kirche einer jeden preußischen Barnifon 
Tafeln aufgerichtet, auf melden die Namen der @ebliebenen und die ih durch eine tapfere Hand: 
lung ver Belohnung des eifernen Kreuzed würdig machten, aufgefhrieben find. Sodann be: 
ſtimmte ein fönigliher Befehl vom 12. März 1814, daß, wenn ein Inhaber des eifernen Kreu- 
zes mit Tode abgehe, das Kreuz auf einen andern, der an dem Feldzug teilgenommen und ji 
durch Verdienfte Anſpruch darauf erworben, vererbt werben folle. Friedrich Wilhelm IV. endlich 
hat am 3. Aug. 1841, ald dem Geburtötage feines veremwigten Vaters, verfügt, daß die ältern 
Inhaber (Senioren) des eifernen Kreuzes jährliche Ehrenſolde von je 150 oder 50 Thlr. auf 
Xebendzeit erhalten follen. Bon Senioren, die deffen nicht bevürftig, erwartet die Verfügung 
Ablehnung. Auch unter König Wilbelm I. erfuhren die Inhaber des Ordens Begünftigungen. 

1842, 31. Mai, die Friedensklaſſe des Ordens pour le merite, für Wiſſen— 
{haften und Künfte, gefliftet von König Brievrih Wilhelm IV., am 102. Jahrestage des 
Regierungdantritts Friedrich's I. und mit Bezugnahme darauf. Diefer Orden joll nad der 
Stiftungsurfunde nur folhen Männern verliehen werden, „die ſich durch weitverbreitete An: 
erfennung ihrer Berbienfte in diefen Gebieten einen ausgezeichneten Namen erworben haben“. 
Die Zahl der Ritter diefer Klaffe ded Ordens pour le merite iſt auf 30 feſtgeſetzt, welche der 
„deutſchen Nation’ angehören und bei jevedmaligem Abgange wieder ergänzt werben follen. 
Bei folhem Abgange follen die Stimmen der Libriggebliebenen wegen Befegung der Stelle 
durch den Ordenskanzler eingeholt und dem König vorgelegt werden, der dann frei feine Be: 
flimmung trifft. Außer jenen 30 ernennt aber auch noch der König „zur erhöhten Ehre des 
Ordens“ in andern Ländern Männer, „melde fih große Verdienſte um die Wiffenfhaften und 
Künfte erworben haben”, zu Rittern, Die Zahl diefer ausländischen Ritter foll die ſtimmfähi— 
gen nicht überfleigen, und bei einem Abgang unter venfelben ift die Wiederbefegung der Stelle 
nicht erforderlich. Die fünftigen Berleihungen dieſer Ordensklaſſe follen nur entweder am Fuge 
des Negierungsdantrittö, oder der Geburt, oder des Toded König Friedrich's II. erfolgen. Bei 
dem am GStiftungstage in Sansfouei abgehaltenen Ordenskapitel fungirte A. von Humboldt 
als Kanzler; Cornelius ift Vicefanzler. Unter ven ernannten Rittern waren Namen von mohl: 
verbientem europäiihen Ruf, aber auch unbefanntere ; und insbefondere, daß unter die 30 Mit: 
ter „beutfcher Nation‘ nur vier Nichtpreußen aufgenommen waren, bie beſchränkte Zabl der 
Ritter „veuticher Nation‘, die lange Zeit unterlaffene Wahl z. B. Uhland's, der, ald fie endlich 
auf A. von Humboldt's Vorfhlag 1852 erfolgte, fie aus Gründen ablehnte, die ebenfo beſcheiden 
und höflich gefaßt ald gefinnungsvoll waren, oder eines deutihen Hiftoriferd, und endlich die 
Ernennung Daguerre'd und Franz Liſzt's, des Klaviervirtuofen, zu ausländifchen Rittern , rief 
die Kritik in den verſchiedenſten Rihtungen auf, Theils die legten Leidensjahre des Könige 
Friedrich Wilhelm IV., theils die feit feinem Tode zur Herrſchaft gekommenen maßgebenden 
Stimmungen und das bie Literatur und Kunft überwogende politifche Leben haben den neuen 
Orden in feiner Bedeutung und Wirkfamkeit ſehr zurücktreten Iaffen. 

1851, 23. Aug., Königliher Hausorden von Hohenzollern. Am 5. Der. 1841 
vom Fürften Friedrich Wilhelm Konftantin von Hohenzollern: Hechingen und Fürften Anton 
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Friedrih von Hohenzollern Sigmaringen gefliftet, wurde er, nad dem Übergang der beiden 
Fürftenthümer in preußische Herrſchaft, am 23. Aug. 1851 vom König Friedrich Wilhelm IV. 
von Preußen ald Haudorden von Hobenzollern zum „königlichen“ Hausorden erhoben und er: 
meitert durch König Wilhelm I. am 1. Oct. 1861. 

1861, 18. Dect., Kronenorden, geftiftet von König Wilhelm I. von Preußen. 

Vreußiſcher Damenorden: 

1814, 3. Aug., Zuifenorden, vom König Friedrich Wilhelm IM. zur Auszeihnung 
derjenigen Brauen gegründet, deren ausdauernde Thätigkeit und Hülfäleiftung während des 
Kriegs beſonders anerkannt war. Er ift der einzige Frauenorden, welcher nicht den adelichen 
Stand erfordert. Seinen Namen erhielt ex ald Andenken an die Königin Luife (farb 1810). 
Am 15. Juli erlieg König Friedrich Wilhelm IV. ein die Erinnerung diefed Ordens betreffendes 
Patent in Bezug auf die Jahre 1848 und 1849. 

Ausland: 1325, .... .. Orden ded Weißen Adlers (gemejener polnifher Orden), 
angeblih vom König Wladislaw IV. von Polen 1325 bei Gelegenheit ver Vermählung feines 
Sohnes Kaſimir mit der litauifchen Prinzeſſin Anna geftiftet; im Jahre 1705 vom Kurfürften 
Auguft U. von Sadfen, ald König von Polen, erneuert, 1807 von Napoleon für beftebenv 
erklärt, gebört feit 1831 durch Faiferlich ruſſiſchen Ukas zu den Orden des ruffifchen Reiche. 

1698, 30. Nov. (11. Dec.), Orden des heiligen Andreas (ded Patrons von Ruß: 

land), gefliftet von dem Zar Peter, nahmaligem Kaifer Beter I., nad der Belegung ber Stre: 
ligen, indem alle bei deren Bekämpfung befonders Ihätige mit dem neuen Orbendband ge: 
fhnüdt wurden. Dieſer Orden ift der böchfte des ruffifchen Reichs. 

1722, Orden des heiligen Alerander Nemffi, geftiftet vom Kaifer Peter I. zu 
Ehren Alerander Jaroslawitſch's, Gropfürften von Nomgorod, eines der Helden und Heiligen 
des rufſiſchen Reichs, der von feinen Giegen an der Newa im Jahre 1722 den Beinamen 
Newſti erbielt. 

1735, 14. Febr. (3. Bebr.), Orden der Heiligen Anna. Vom Herzog Karl Friedrich 
von Schleswig: Holftein:Gottorp geftiftet, erklärte ihn Kaifer Paul I. im Jahre 1796 für einen 
ruffiihen Orden zur Belohnung ded Verdienſtes aller Stände. 

1765, 7. Mat, Orden des heiligen Stanidlaud (geweiener polnischer Orden), ge: 
ftiftet vom Grafen Stanislaus Auguft Poniatowſki nad feiner Wahl zum Könige als Stanid- 
laus I. Seine Verleihung geihah jehr verſchwenderiſch, aber nach der Iheilung Polens wurde 
er gar nicht mehr vertbeilt. Infolge des geitifteten Herzogthums Warſchau befam er gleich den 
übrigen polniſchen Orden neues Leben, und König Friedrich Auguft von Sachſen verlieh ihn 
ald Herzog von Warjhau. Nachdem Polen an Rupland gelangte, wurde er vom Kaijer Aler- 
ander I. ald König von Polen am 1. Dec. 1815 förmlich erneuert. Er gehört nun durch Faifer: 
lich ruſſiſchen Ukas vom Jahre 1831 zu den Orden des ruſſiſchen Reiche. 

1769, 7. Dec. (26. Nov.), Orden des heiligen Georg, gefliftet von der Kaiferin 
Katharina II., ein Militärorben, 

1782, 3. Oct. (22. Sept.), Orden des heiligen Wladimir, von der Kaiſerin Ka: 
tbarina I. anı Jahrestage ihrer Krönung zum Andenfen des erften chriſtlichen Gropfürften, 
Wladimir des Großen, errichtet; Militär: und Eivilverdienftorden. 

1791, Militärverdienftorden (gemejener polnifher Orden), gefliftet vom König 
Stanislaus II. von Volen, zur Belohnung der Dffiziere der Armee, die ſich in dem Kriege für 
Selbftändigfeit und Freiheit gegen Rußland auszeichnen würden. Die Targowizer Confoö— 
deration unterjagte ven Gebrauch des Ordens. Im Jahre 1807 wurde er vom König Fried: 
rih Auguft von Sachſen als Herzog von Warſchau mwiederhergeftelle. Kaijer Nikolaus hat 
diefen Orden den Orden des ruſſiſchen Kaiferreihs unter dem Namen „fkaiſerlich königliches 
Militärvervienftzeichen‘‘ einverleibt, zugleich aber befohlen, daß dieſes Militärverdienftzeichen 
in der Folge nicht mehr ertheilt werden folle. 

Königreih Sadien: 1736, 7. Dct., St.-Heinrichsorden, geftiftet von Auguft III., 
König von Polen und Kurfürften von Sachſen, Militärverbienftorden,, 1768 vom Kuradmini— 
ftrator Brinzen Zaver von neuem errichtet, nach mehrern Paufen von 1807 an wieder blü- 
hend und am 23. Dec. 1829 vom König Anton mit neuen Statuten verjehen. 

1807, 20. Juli, Haudorden der Rautenfrone, geftiftet vom König Friedrih Au: 
guft von Sachſen, vorzüglih auf Napoleon's Betrieb, deſſen Bruft aud die erfte Decoration 
deſſelben ſchmückte. 

Staats⸗Lexikon. X1. 3 
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1815, 7. uni, Givilverdienftorden, geftiftet vom König Friedrich Auguft nah 
feiner Ruückkehr in feine Staaten. Die Statuten find vom 12. Aug. 1815. 

1850, 31. Dec., Albrechtsorden, gefliftet vom König Friedrich Auguft II. von Sachſen. 

Großherzogtbum Sahfen:Weimar-Eifenah: 1732, 2.Aug., Orden der Wach— 
famfeit oder vom weißen Falten, vom Herzog Ernft Auguft zu Sahjen- Weimar, zur 
Grmunterung der Treue und zur Belohnung der patriotiihen Gefinnungen für das Deutiche 
Reith und deffen vamaliges Oberhaupt, ven Kaiſer Karl VI., mit deflen Genehmigung geftiftet 
und am 18. Det. 1815 vom Großherzog Karl Auguft, dem Manne der kräftigen und deutſchen 
Gefinnung, erneuert, „eingedenk“, wie ed in den Statuten von diefem Tage heißt, „ver durch die 
göttliche Vorfehung und durd die deutiche Kraft und Tugend dem gefammten Reiche deuticher 
Nation wiedergewonnenen und jegt auf das neue gefiherten Unabhängigkeit, und um aud un: 
jererfeitd Männern, welde durch Rath oder That zu diefem großen Werke ausgezeichnet bei- 
getragen haben, ein Zeichen der Würdigung ihrer Verbienfte, deren Folgen ih aud unferm 
großherzoglihen Haufe und unfern Landen vorzüglich wohlthätig erwiefen haben, zu widmen 
uf. w.“ Der Orden legt feinen Befigern die Pflicht auf: „gegen das gemeinfame beutiche 
Baterland und gegen die jedesmalige rechtmäßige höchſte Nationalbehörde treu und ergeben zu 
fein, nad Maßgabe feined Standpunftes dahin zu wirfen, daß vaterländifche Gefinnung, daß 
deutſche Art und Kunft, Vervollkommnung der gefellihaftlihen Einrichtungen in der Geſetz— 
gebung, Verwaltung, Staatsverfaſſung und Rechtspflege ich immer mehr entwideln, und daß 
auf eine gründliche und des Ernſtes des deutſchen Nationalcharakters würdige Weile fich Licht 
und Wahrheit verbreite; auch ſich bedrängter und durch den Krieg verarmter Mitbürget, be— 
ſonders der im Kampfe fürs Vaterland Verwundeten und der Hinterlaſſenen gefallener Krieger 
thätig anzunehmen.“ 

Herzogthümer SachſenAltenburg, Koburg-Gotha und Meiningen: 1833, 25. Der., 
herzoglich ſachſen-erneſtiniſcher Hausorden, eine Erneuerung des im Jahre 1690 
unter dem Namen „Orben ber deutihen Redlichkeit“ vom Herzog Friedrich 1. zu Sachſen— 
Gotha-Altenburg geftifteten Ordens. Dieſe Erneuerung geſchah in einer gemeinfhaftlichen 
Urkunde der Herzoge Friedrich von Sadhfen: Altenburg, Ernft zu Sachſen-Koburg-Gotha und 
Bernhard Erich Freund von Sahfen: Meiningen. Jedem der drei herzoglichen Käufer fteht 
das Recht der Verleihung eines Dritteld der vorgejebenen Ordenszeichen zu. 

Sardinien: höhfter Orden der Verfündigung (ordine supremo dell Annunciata), 
von Amadeus VI., Grafen von Savoyen, zwiſchen 1360 und 1363 unter vem Namen ded 
Ordens vom Halsband geftiftet. Eigentliche Ordensverfaſſung erhielt die Stiftung erft im 
Jahre 1409 durch Amadeus VII, Herzog von Savoyen, und der Orden erft durch Herzog Karl 
den Guten im Jahre 1518 mit neuen Statuten aud) feinen jegigen Namen. Aber auch in ver 
Folge unterlagen feine Statuten nod mehrmals Veränderungen. Seit 1720 wurde der bie 
dahin herzoglich ſavoyiſche Orden ein fardinifcher, und zwar der erfte des Landes. 

1434, Orden des heiligen Morig und Lazarus, geftiftet als Morigorden von 
Amadeus VII., erftem Herzog von Savoyen, kurz vor der Niederlegung der Negierung feines 
Landes und indem er ald Abjicht bei ver Stiftung des Ordens bezeichnete: „Vereinigung ber 
Gottesverehrung mit der Politik, der innern Heiligkeit mit dem öffentlihen Wirken”, auch nad 
Erreihung diefer Zwede zu fireben jedem Ritter vorfchrieb. Erneuert wurde diefer Orden 
1572 durd den Herzog Emanuel Philibert, indem er den Rittern die Aufrehthaltung und 
Vertheidigung der Fatholiihen Religion zur Hauptpflicht madhte, und von Papſt Gregor X. 
im nämlichen Jahre beftätigt. Zugleich vereinigte er Damit den um diefe Zeit von ihm in Ita: 
lien aufgebobenen Razarudorden. Der Orden ift nun fardinifher Orden, von König Victor 
Emanuel am 27. Dec. 1816 mit neuen Statuten verfehen, woran König Karl Albert im Jahre 
1831 Verſchiedenes änderte. Der Orden ift jehr wohlhabend. 

1815, 14. Aug., Föniglih militärifher Orden von Savoyen, geftiftet vom König 
- Bictor Emanuel son Sardinien für verdiente Militärs. 

1831, 29. Det., Givilorden von Savoven, gefliftet vom König Karl Albert von 
Sardinien. 

Schweden und Norwegen: Serapbinenorden (das blaue Band). König Magnus I. 
son Smwealand foll um 1260 oder 1285 ihn geftiftet haben. Erneuert ward er durch König 
Friedrich I. von Schweden am 28. April 1748; erneuert und vermehrt wurden bie Statuten 
durd König Karl XII. im Jahre 1814. 

1522, Shwertorden (das gelbe Band), vom König Guftav I. Wafa gefliftet; am 
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28. April 1748 vom König Friedrich 1. wiederhergeftellt. Er erhielt feit der Zeit mehrere Er: 
meiterungen und ift Militärorden. Selbſt der König kann, nad den Statuten, nur durch den 
Ausſpruch der Armee das Kreuz deflelben erhalten. Gin ſolches Zuerfennen fand ftatt bei König 
Guſtav II. im Jahre 1789. 

1748, 28. April, Nordfternorpden (das ſchwarze Band), geftiftet oder erneuert vom 
König Friedrich 1. zur Belohnung bürgerlicher Tugenden u. dgl. 

1772, 26. Mai, Waſaorden (dad grüne Band), gefliftet vom König Guftav II., am 
Tage feiner Krönung, zur Belohnung der Verdienſte um Landwirthſchaft, Bergbau, Handel, 
Fabrikweſen u. |. w. 

1811, 27. Mai, Orden Karl's XIII., gefliftet von demfelben für die höhern Beamten 
der ſchwediſchen Freimaurer. 

1847, 21. Aug., Orden des heiligen Olaf, geftiftet von König Oskar von Schweren. 

Sicilien (beide): 1190, Konftantinorvden (f. Parma). 

1738, 3. Jan., Orden des heiligen Januarius, geftiftet vom König Karl beider 
Sicilien, nahherigem König Karl IH. von Spanien, bei Gelegenheit feiner Bermählung mit 
der Brinzefiin Amalie, König Auguſt's II. von Polen Toter. Nach der Eroberung und Be— 
jegung des Königreichs Neapel durch die Branzofen im Jahre 1806 wurde er in dieſem Lande 
aufgehoben, dagegen aber blühte er in Sicilien fort und feit 1814 wieber in beiden Sicilien. 

Die Ritter madyen fi verbindlich, um jeden Preis die katholiſche Religion zu vertheidigen. 

1800, 1. April, Orden des heiligen Ferdinand und des Verdienſtes, vom 
König Ferdinand IV. infolge feines Einzugs in Neapel am 4. Juli 1799 gegründet. Weitere 
Geſchichte des Ordens und Verbindlichkeit ver Ritter wie beim vorgenannten Orden. 

1819, 1.9an., Militärorden des heiligen Georg der Wiedervereinigung, 
vom König Ferdinand IV. geftiftet, Erfagorben für ven Orden beider Sicilien, geftiftet von 
Joſeph Napoleon als König von Neapel am 24. Febr. 1808 und 1815 durch Decret anderd 
geſtaltet. 

1829, 28. Sept., Orden Franz' J. geſtiftet von König Franz J. zur Belohnung der 
Tugenden des bürgerlichen Lebens. 

Spanien: 1156, militärifher Ritterorden von Alcantara (anfänglih Orden 
des heiligen Julian von Pereiro). Er wurde von den beiden Brüdern Don Suero und Don 
Gomez Fernando Barrientod 1156 geftiftet, im nämlihen Jahre vom Bifhof von Salamanca 
und am 29. Dec. 1177 vom Papft Alerander IM. beftätigt. Im Jahre 1494 vereinigte König 
Ferdinand mit Bewilligung des Bapftes Innocenz VII. das Großmeiſterthum mit der Krone. 

1158, militärifher Ritterorden von Galatrava. Gr fand feine Entftehung in 
einem Verſprechen des Königs Sancho III. von Eaftilien und der Vertheinigung der Stadt Ca— 
latrava Durch einen Orden von Beiftlihen und Kriegsleuten gegen die Mauren. Im Jahre 1164 
betätigte Bapft Alerander III. den Orden von Galatrava ald Ritterorden. 

1170, Orden des heiligen Jafob vom Schwert (j. Portugal). 

1216, Orden Jefu Ehrifti (mozu fpäter: und des heiligen Peter), vom heiligen Dos 
minicus während des Kreuzzugs gegen die Albigenjer eingefegt und vom Papſt Honorius IN. 
beftätigt. König Berdinand VIL. ernannte im Jahre 1815 alle Mitglieder des Inquiſitions— 
tribunals zu Rittern diefed Ordens. Außer Übung fanı er jeit dem Untergange der Inquiſition. 

1319, militärifher NRitterorden Unjerer Dame von Montefat, gegründet 
vom König Jakob Il. von Aragonien und Valencia zum Erfag des aufgehobenen Tempelherren— 
ordens und mit den Ginfünften des legtern in jenen Staaten botirt. Papſt Benedict XII. ver: 
einigte damit 1399 den Nitterorben des heiligen Georg von Alfama und König Bhilipp II. 
erwirfte der Krone das Recht der oberften Apminiftration dieſes Ordens, deffen Großmeiſter— 
tbum 1587 völlig mit der Krone vereinigt wurde. 

1430, 10. Jan., Orden von Goldenen Vlies (I. Ofterreid). 

1771,19. Sept., töniglider und audgezeihneter Orden Karl's III, geftiftet von 
dieſem König bei der Geburt feines Sohnes Karl Elemend und am 21. Febr. 1772 vom Papft 
Clemens XIV. beftätigt, Er ift ein Orden für den Adel. Der Orden wurde 1804 erneuert, 
unter Joſeph Napoleon aufgehoben und 1814 wiederhergejtellt. Sonderbar, aber einer alten, 
aus den Zeiten der Kriege gegen die Mauren herrührenden Sitte entiprechenp ift, daß ber beilige 
Ignaz von Loyola im Jahre 1817 das Großkreuz ded Karldordend erhielt. 

1811, 21. Aug., militärifher Orden des heiligen Berdinand, von den Cortes 
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gegründet, vom König Ferdinand VII. im Jahre 1815 anders geftaltet und zur Belohnung 
militärifcher Verdienfte beſtimmt. j 

1814, 28. Nov., militärifher Orden des heiligen Hermenegild, geftiftet vom 
König Ferdinand VIL 

1815, 24. März, amerifanifher Orden Iſabella's der Katholiſchen, vom König 
Ferdinand VII. geftiftet, um bewährten Rovalismus und den Eifer zur Erhaltung der indischen 
Befigungen zu belohnen. 

1833, 20. Juni, Marienz&uifen=Ifabellenorden, ein militärifher Orden, ge— 
ftiftet zum Andenfen an ben der älteften Infantin, Tochter des Königs Ferdinand VII. und jegi= 
gen Königin, geleifteten Eid. 

Spanifher Damenorben: 

1792, 19. März, Orden der Königin Marie Luife, Gemahlin König Karl’s IV., 
als Ehrenzeichen für Damen hoben Ranges. Der Drven wurde, nachdem er glei ven übrigen 
ſpaniſchen Orden von Jofeph Napoleon aufgehoben war, 1816 von der Königin Maria Iſa— 
bella Franziska erneuert. 

Toscana: 1562, Orden des heiligen Stephan, gegründet von Cosmus von Me— 
Diet, erftem Großherzog von Toscana, zum Andenfen an den am 2. Aug. 1554 bei Marciani 
über die Franzoſen unter dem Marſchall Strozzi erfohtenen Sieg wie zur Befämpfung der 
Seeräuber. Der Tag des heiligen Stephan, der 2. Aug., gab dem Orden feinen Patron und 
Namen. Bapft Pius IV. beftätigte ihn. Die Ritter des Ordens waren tapfer zur See und fol= 
len bis zum Jahre 1678 gegen 15000 Sklaven befreit haben. Ihr letztes Friegeriiches Unter— 
nehmen mar die Bertheidigung Venedigd gegen die Türken im Jabre 1684. Der Orben wurde 
vom Großherzog Ferdinand III. am 22. Dec. 1817 erneuert. 

1807, 19. März, Orden des heiligen Joſeph, gefliftet von Ferdinand II. ald Groß: 
berzog von Würzburg und von demfelben, nach jeiner Rüdfehr nah Toscana (im Jahre 1814), 
anı 18. März 1817 erneuert. 

Die beiden ebengenannten Orden find von der proviſoriſchen Negierung durch Decrete 
refp. vom November 1859 und 19. März 1817 für aufgehoben erflärt und nicht wieder er— 
neuert worden. 

1814, Orden des weißen Kreuzes, gefliftet vom Großherzog Ferdinand II. 

1833, 1. Juni, Militärverdienftorden des heiligen Georg, früherer luccaiſcher 
Orden, geftiftet von Herzog Karl Ludwig von Lucca. Die Statuten jind vom 7. Mai 1841. 

1836, 22. Ian., Givilverdienftorden des beiligen Ludwig, ebenfalls früherer 
Iuccaifcher Orden, geftiftet von demielben. 

Türkei, ſ. Osmaniſches Reid. 

Venezuela: 1819, Orden ber Befreier, geftiftet von Bolivar. 

Würtemberg: 1702, Orden desgoldenen Adlers, auc der „Jagdorden“ genannt, 
geftiftet 1702 vom Herzog Friedrih Karl von Würtemberg, von Herzog Karl Alerander er: 
neuert und 1807 durd König Briedrih I. nah Annahme der Königswürde verändert. Am 
23. Sept. 1818 wurde er mit dem Orben des Eivilverdienfted in Bezug auf neue Ordens: 
vertheilungen vereinigt. 

1759, 11. Bebr., Orden des Militärverdienftes, geftiftet vom Herzog Karl Eugen 
von Würtemberg ald Militär: Karldorden zur Belohnung der Offiziere, die fih im Sieben: 
jährigen Kriege audgezeichnet hatten. Im November 1799 wurde er vom damaligen Kur— 
fürften, vem nachherigen König Friedrich I., wie jegt benannt und am 6.Nov. 1806, nad An: 
nahme der föniglihen Würbe, unter gänzlicher Veränderung mit neuen Statuten verfehen. 
Am 23. Sept. 1818 unterlag der Orden einer Abänderung. 

1806, 6. Rov., Orden des Eivilverdienfteß, geftiftet am 6. Nov. 1806 vom König 
Friedrich I. an feinem erften Geburtstage nad Annahme der königlihen Würde. Am 23. Sept. 
1818 wurde er mit dem Orden der würtembergifchen Krone in Bezug auf neue Ordensverthei— 
lungen vereinigt. 

1818, 23. Sept., Orden der würtembergifhen Krone, geftiftet vom König Wil- 
beim I. zur Bereinigung der beiden frühern föniglihen Orden des goldenen Adlers und bes 
Givilverdienftes, jedoch blos in Bezug auf neue Ordendvertheilungen. 

1830, 1. Jan., Friedrichsorden, gegründet vom König Wilhelm I. zur Erinnerung 
an die Verbienfte des Königs Friedrih um dad würtembergiihe Haus; der 1. Ian. war der Tag 
der Annahme der Königswürde. 
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Theils ald angereihte unterfte Abtheilungen beitehender Orden, theils felbftändig finden 
ſich auch noch in den meiften Staaten Deutſchlands (aud in feinen freien Städten) und Europas 
eine Menge jogenannte Denkzeihen, Medaillen, Kreuze, Bervienftmebaillen, Auszeichnungen, 
EHrenzeihen, Denfmänzen u. ſ. w. Beſonders ift dies der Fall für die Militärs, und zwar 
entweder mit Bezug auf die Theilnahme an beftimmten Feldzügen (4. B. in Deutſchland an den 
Beldzügen von 1813, 1814 und 1815, in Rußland an den Feldzügen in Perfien, der Türkei), 
oder an beftimmten einzelnen Kriegsthaten, Schlachten u. dgl. (z.B. in Rußland an der Ein- 
nahme von Warſchau), oder endlich wegen der bloßen Zeitlänge der von ihnen geleifteten Dienfte 
(3. 8. 20 over 25 Jahre). Beſonders in Spanien gibt ed viele folder Auszeichnungskreuze 
(von Biedenfeld zählt deren in jeinem mebrgenannten Werke nicht weniger ald 58, meift auf die 
Kriege der Spanier gegen die Franzoſen bezüglihe). Aber au für Eiviliften (befonvers als 
Anerkennung edler bürgerlicher Dienfte, z. B. Lebensrettungen, ausgezeichneter fonftiger Lei: 
tungen u. f. w.) und in den Givilftand übergetretene ehemalige Militärs (Veteranen) fommen 
einzelne jener Ehrenzeihen, meift auf den legten Grund hin, zur Anwendung. Es find theils 
goldene, theils filberne, theild fupferne, theild aus einem andern, mit dem Anlap in Verbindung 
ftebenden Metall geprägte und durch die Benennung, welche fie führen, zugleid in ihrer äußern 
Geftalt beihriebene Zeichen, welche, wie die Orden ſelbſt, zugleich no äußere insbeſondere pecu- 
niäre Bortheile bringen oder nicht. 

Die Geſchichte der einzelnen Orden ift eine Geichichte des Ordensweſens überhaupt. Nach— 
dem die Gorporationen zu theils frommen, theils Eriegeriihen Zweden ſehr bald die Eigenſchaft 
des Adelichſeins ald Beringung der Aufnahme in den betreffenden Ritterorden aufgenommen 
hatten, verlangte man doch noch But und Blut von diefem Abel; er mußte im einzelnen ge: 
horchen, um im ganzen herrichen zu können. Anders fpäter, nachdem dieje thatfräftige und 
hiſtoriſch wichtige Abtheilung der Ritterorden entweder untergegangen, oder doch nicht mehr in 
ihrer urfprünglichen Geftalt vorhanden, oder, wenn noch fo vorhanden, doch etwas für fih war, 
während ihre matten Nachbilder, ihre farbigen Schatten, nebenher ihr Wefen trieben. 

Meder das Zuläffige noch das Paſſende von Auszeihnungen für ausgezeichnete Verdienfte 
ſoll beftristen werden. Aber ed wäre zweckmäßiger geweien, die Beifpiele folder Audzeihnun: 
gen in den Geſchichten der großen Staaten des Alterthums aufzuſuchen, als jie nad einer Ana= 
logie zu bilden, welche in ihren Örundlagen nicht paßt, und ſie nach Beſtimmungen zu vertheilen, 

welche gerade ba, wo fie die größern Auszeihnungen verabreicht, nicht einmal ein diefelben be= 
dingendes Verdienſt behauptet. 

Inſofern mar ed wirflich vielleicht vernünftiger, ald die Orden nur noch Eine Klaffe Hatten. 
Die eine Klaffe war für die Vornehmften und Hochgeborenen beftimmt; fie fiel denſelben ald 
Theil ihred Glücksloſes zu; fie bedienten fich derfelben al eine Art Vermögenstheils, und weder 
an Berdienft, noch an übergangenes Berdienft, noch an Neid, der an dem ertheilten Orden von 
jeiten einiger Dugend dritter nagte, war zu denfen. Jedenfalls war folder Neid numeriſch 
ſehr unbeveutend. Was man jo nennt: die Maſſe, das Publifum, war nicht dabei beteiligt. 
Wie man fidh beſchied, niemals ald Kurfürft bei einer Kaijerfrönung mitzuwirfen, oder nie auf 
dem Reihätage zu Regensburg mitzuflimmen, oder nie mit Feldmarſchall oder wirklihem Ge= 
heimrathe betitelt zu werden, jo beſchied man ſich auch, für immer von jenen glänzenden Kapiteln 
ausgeichlofjen zu bleiben, deren Thüren nur vor dem Schimmer einer goldenen Kette und eines 
daran befeftigten foftbaren Ordens aufſprangen. 

Sogar aber zu jener Zeit machten ſich bisweilen jhon Die nadıtheiligen Kolgen der Super: 
fötation der Orbendertheilungen bemerkbar. So jhufen die Könige Franz U. und Karl IX. 
von Frankreich eine ſolche Menge von Michaelidorvensrittern, daß der Orden durchaus fein An— 
jeben verlor und fpottweile „ner Orden für alle laftbare Thiere“ genannt wurde. Heinrich IM. 
hatte dann große Mühe, das Anjehen des Ordens wieder zu heben. 

Doch diefed nur gelegentlich bemerft. Es ift kurz ausgeführt, daß, wollte man die alten 
geiftlihen Ritterorven in den Glanz ver Höfe einführen, man vernünftiger bei Einer Klaffe ber 
weltlichen Ritterorden geblieben wäre und nit die Prätenfion mit dem Inftitut verbunden 
hätte, bisweilen wirkliches Verdienſt damit zu belohnen, oder doc die Ertbeilung einzelner 
Ritterorden, ald für Verdienſt zu ertheilen, in ihren Statuten vorzufehen. Selbft die Haus-, 
Hof- und Jagdorden hätten von diefem Standpunfte aus Feine Kritik zu befahren gehabt. Denn 
die Eigenſchaft eines geſchickten Schügen oder eined gewandten Hofmann ift nicht jedermanns 
Sade, und jelbft wenn jie häufiger wäre, jo würde doch ihre Berückſichtigung immer auf Nei— 
gung und häufigem perfönlichen Zufammenfein mit denjenigen beruhen, melde über jene Haus-, 
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Hof: und Jagdorben gebieten — auf etwas alfo, womit jene Maffe, jenes Bublifum, nicht in 
Goncurrenz treten fann. 

Mit den erweiterten Zwecken ver Orden ift das Syſtem ver Barcellirung derjelben i in Ober: 
und Unterflaffen eng verbunden. Man wollte damit mol bezweden, aud in ausgebehntern 
Kreifen Auszeihnungen zufommen zu laffen; aber vielleicht wurde dabei noch anderes beabfich- 
tigt, und wenn nicht, fo hat ed doch gewiß nicht gefäumt, ebenfalls fi einzuftellen. Ganz ab: 
gejeben von der Frage nämlih, warum auch bei diefem theilmeife umgewandelten Inftitute die 
Bornehmen und Hochgeborenen nicht einmal unter Behauptung von Verbienft vie höhern 
Klaflen der Orden zugewiefen befommen, kann nicht geleugnet werben, daß jenes Syſtem der 
Parcellirung aud ein Syſtem des Uniformirtfeins in Klaffen ver bürgerlichen Geſellſchaft ein= 
führte, welche daſſelbe bis dahin nicht Fannıten, und daß es eine Klaſſificirung begründete, welche 
bis tief herunter in gewiffen vunfeln Abftractionen, und gewiß nicht zu Ounften freier Unabhän— 
gigkeit und denfender Selbftändigfeit, ihre Sproffen treibt. Man muß einfehen, daß infolge 
dieſes Syſtems ver Barcellitung die Staatdregierungen eine neue mächtige Gewalt in die Hände 
befommen haben, ohne befondern Aufwand von Kapital (für welchen ohnedies die Staatskaſſe 
einftehen muß), und dabei noch auf ebenfo öffentlihe ald verbindliche Weife die Menfhen um 
ihr (dev Staatsregierungen) Interefle zu verfammeln oder doch deren allzu herbes Auflehnen 
dagegen zu neutralifiren, geleiftete Dienfte zu belohnen, zu leiftende belohnen zu können und 
ſelbſt Männern, denen man mehr moralijche Kraft zutrauen follte, durch Übergeben etwas Un- 
angenehmes zu erzeigen. 

Vorſtehende Erwägungen find nichts Neues, und wie gegen Orden, fo gegen deren Klaſſi— 
fieirungen, fanden fie ſchon häufig im Laufe der Gefhichte ihre Anwendung. Oben beim Gin: 
. einnatusorben ward erzählt, daß diefer feinen republifanifchen Urfprung im allgemeinen gewiß 
nicht verleugnende Orden heftigen Widerfprud erfuhr. Ebenſo ift auch gewiß, daß die lim: 
getaltung und Erweiterung des Bathorbend in mehrere Klaffen (ſ. oben) im Jahre 1815 
von einem großen Theile der englifchen Preſſe ungünftig aufgenommen wurde. Das „Morning 
Chroniele‘ nannte ie „einen neuen Schritt zur Errichtung eines Militärftaats, ald Vorläufer 
einer militäriihen Regierung”, und wirklich foll dieſes Verhalten der englifhen Vreſſe ver: 
anlaßt haben, daß (bis 1834 wenigftens) feine Ernennungen zur dritten Klaſſe flattfanden. 

Man ſpricht bisweilen von Militärherrfhaft oder von Beamtenhierardie; gewiß, mo die: 
felben fi finden, haben fie, außer der ftrengen Gliederung des Dienfted und einem Medyanis: 
mus, dem man das Ausſehen von etwas Seelenhaftem angefünftelt bat, mit in jener Barcel: 
lirung der Orden ihre Hauptflüge und ibr äußeres weſentliches Bindemittel. Freilich nur bis 
zu einem gewiflen Punkt. Das heißt: Grundbedingung bleibt, daß Die Orden nicht in allzu 
großer Menge vertheilt werden, nicht in fo großer Menge, dag ihr Werth, die Meinung der 
Menge davon, bedeutend leidet. Hier wäre alfo zwifhen jenem Zweck und diefer Rückſicht die 
richtige Mitte zu finden. Es ift nicht leicht, und oft trieb der Zweck, oder die Nüdiicht auf Wün— 
ſche, oder ein Rechnungsfehler daran vorüber. 

Gottihald äußert in feinem mehrfach angeführten Werke: „Gegenwärtig gebe es viele, 
vielleicht zu viele Ritterorden.’ Dabei findet er den Grund der großen Vermehrung derjelben 
„im zugenommenen Glanze der Höfe und im Aufergewöhnlichen unjerer Zeit”. Gottihald 
ſchrieb dieſes 1817; feit damals ift dad Außergewöhnliche unferer Zeit fehr zum Gewöhnlichen 
berabgeihmunden, während doch die Zahl der Ritterorden zugenommen hat und auch die Zahl der 
einzelnen audgegebenen Decorationen zugenommen haben may. Jenes ift gewiß (f. oben), 
und auch für dieſes ſprechen ftatiftifche Angaben. So zählte ver Orden der franzöſiſchen Ehren: 
legion im Jahre 1819: 78 Großkreuze, 155 Orofoffiziere, 648 Commandeurs, 3963 Difiziere 
und 36364 Ritter. Im Jahre 1831 hatte der Orden 42802 Mitglieder, worunter 99 Groß: 
freuze; im September 1833 49260 Mitglieder, worunter 106 Großkreuze; am 31. Det. 1838 
zählte man nahe an 100 Großkreuze, 207 Grofoffiziere, 838 Gommandeurs, 4500 Offiziere 
und 44728 becorirte Ritter. Die Gefammtzahl der rufiiihen Orden belief ſich im Yehrunz 
1817 auf 31409, worunter 1915 Georgsorden, 12206 Wladimirorden und 16825 St.: An: 
nenorben. Es wäre intereſſant, zu wiffen, wie viel fie jegt ausmachen. Selbft ver gleiche Betrag 
wäre relativ mehr, da der türfifhe, der Faufajiiche Krieg, der Krieg in der Kram und die ver: 
ſchiedenen polniſchen Kriege doch gewiß weniger Orden ertrugen als die Kriege von 1312 —15, 
und bie feither vergangene Zeit die meiften der alten becorirten Krieger binriß. 

Außer dem zugenommenen Glanze der Höfe baben alſo wol nod andere wichtige Umſtände 
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zur Vermehrung der Orden beigetragen. Nicht eine größere Quantität in Individuen vor: 
bandenen wirklihen Verdienſtes (denn diefes Verdienft wird durch Orden jo wenig hervor: 
gelodt ald durch Nichtorden unterdrüct), jondern, was zunächſt Deutichland betrifft, die nad 
Auflöfung des Deutichen Reichs entftandenen einzelnen deutſchen Souveränetäten, welde zur 
Stiftung und Vertheilung von Orden aufs vollftändigite activ legitimirt erſchienen; und, was 
das Allgemeine betrifft, das jchon erwähnte und andeutend geprüfte Syſtem der Parcellirung 
der Orden in Ober: und Unterklaffen, mitbeftimmt durch politifhe Rückſichten und angewandt 
auf politijche Verhältniſſe. 

Gottſchalck ſelbſt vrüdt in milder Frage den Zweifel aus, ob ed gut geweien jei, die Zahl 
der Orden jo bedeutend fleigen zu laſſen, ob es gut fein werde, fie noch immerfort zu mehren, 
ob ver Werth, den fie haben fönnen, durd ihren Anwachs und das verſchwenderiſche Vertheilen 
derjelben nicht geihwäht und endlich Lauheit gegen die vor einem Jahrhundert nod höchſt 
ebrenvolle Audzeihnung durch einen Orden erzeugt werde? Ja, er bejaht dann entjhieden die 
legtere Frage, indem er binzufügt, daß die Bälle gar nicht jelten feien,, wo Perſonen, welche mit 
Orden bejhenft wurden, dieſes Geſchenk gern abgelehnt hätten, wenn ed Verbindungen und 
Verhältniſſe zugelaflen. Der Freiherr von Biedenfeld aber, obgleich ein gut monarchiſcher Mann, 
flicht in jeinem erwähnten Werke (Bd. 1, S. 17) in einer Note die Bemerfung ein, daß die in 
neueren Zeiten jo oft gerügte Gleihgültigfeit, womit man heute einen Orden ald puren Beweis 
der Gunſt vergebe und morgen ald Belohnung für ein wirkliches Verdienſt ertheile, auf Ordens: 
würde, Ordenswerth und Ordendwirfung unabänderlich nachtheiligen Einfluß haben müffe. 

Was inäbefondere die Ehrenlegionskreuze betrifft, jo bemerkte der Baron Mounier am 
23. Mai 1839 darüber in der Pairskammer zu Paris: „Diefe übertriebene Freigebigfeit muß 
alle Welt in Erſtaunen jegen.... Wirft man einen Blid in den «Almanac royal», jo wird 
man geſtehen müffen, daß in vielen Zweigen der öffentlihen Verwaltung die Decoration der 
Ehrenlegion feine Auszeihnung mehr it. Wenn man auf dieſe Weife fortfahren wollte, würde 
der Orden bald nur nod zu einem gewöhnlichen Uniformanbängjel; er wäre wie der Knopf der 
Mandarinen — ein Zeihen aller Regierungsbeamten.“ Dieje Bemerkungen haben eine all: 
gemeine Natur, und ihre Grundgedanfen wenigſtens jeben wir felbft in Staaten anerkannt, 
welche bisher mit am reihlichften im Vertheilen ver Orden waren, So las man im Juni 1840 
in ruſſiſchen Blättern: der Kaifer habe bemerft, day die Würdigung zur Belohnung durch Dr: 

den ohne bejondere Berbienfte, mithin ohne Erfüllung der Hauptbedingung, dem Zwecke der 
Stiftung der Orden zumwiderlaufe, den Werth ver Orden in ver allgemeinen Meinung herunter: 
lege und der Negierung die Mittel zur fhuldigen Belohnung wahrer Verdienſte raube. Dem: 
nah habe der Kaijer zu beftimmen gerubt, daß bei ven Vorjchlägen zu Belohnungen durch Dr: 
den, ſelbſt in ven Fällen, wo diefe nicht durch die Ordenskapitel gehen, die befondern Verdienſte 
der von den vorfchlagenden Behörden Genannten genau angegeben werben jollen. Und ähnlid 
vernabm man aus Berlin, daß am Ordensfeſt des Jahres 1841 — während in frühern Jahren 
an diejem Feſte eine Menge Orden vertheilt zu werben pflegten — nur wenige vertheilt worden 
feien und der König beabjichtige, künftig hierbei zu beharren, ſich vorbehaltend, bei jeinen Reifen 
in die Provinzen perfönlid an Würdige die Orden zu übergeben. Indeflen hat die Folgezeit 
die Richtigkeit diefer Nachricht keineswegs bewiefen; denn wenn auch allerdings Die neue Ver: 
tbeilung von Orden mit Reifen in die Provinzen häufigft in Verbindung gefegt ward, fo fiel fie 
dann do regelmäßig in enormem Umfange aus. 

Gegenüber dem Entwickelungsgange, welhen das Ordensweſen nun einmal genommen 
bat, jheint auch die Frage ziemlih müßig: Ob man daflelbe nicht conftitutionalifiren könne? 
Denn es ift zwar jehr wahr, daß die Orden, welche nur dem Adel verliehen werden können, gegen 
ein ſehr billiges Gefeg der Gleichheit, und die, welche blos an Katholiken zu verleihen find, gegen 
ein noch billigere® Gejeg der Toleranz anftogen ; es ijt weiter wahr, daß manche Ordenszwecke 
offenbar zu den abjurden gehören, und daß, wo Zufagen dabei zu machen jind, dieſe nicht jelten 
im religiös-hyperortboporeften oder im politifchsabfoluteiten Sinne gefapt eriheinen — aber 
deſſenungeachtet leidet auch ein Orden der Ehrenlegion, der weder Stand noch Ölaubendbefennt: 
niß in Erwägung zieht, an jenen Misftänden und Mängeln. Und jo, wenn wir neuere Orben 
ins Auge faflen, haben wir faft nur die Faſſung des Gedankens, die urfprüngliche Gonception, 
zu loben, wenn biejelbe eine wohlgemeinte und würdige war. Das Eiferne Kreuz ſtand da in 
der erften Reihe; aber nur no ald Trophäe rühmlicher Vergangenheit; fein Zwed wurde ihm 
gleich kurz gefteckt, und wir haben deshalb fo wenig fein Los zu beflagen ald das Los des Jüng— 
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lings, der in frifchem rafchen Anfturme für das Vaterland fiel. Dagegen fieht no würdig und 
tüchtig der Orden vom Weißen Falken (ſ. oben). Seine Einfegungdworte verdienen ſtetes Anz 
denken. Es find Worte, in denen der Deutfche nicht nur feine Vergangenheit ſich ſpiegeln laſſen 
mag, jondern auch feine Zufunft. 

Klüber bemerkt in feinem „Dffentligen Recht ded Deutſchen Bundes’, 6.496, Note c., man 
habe Orden vom Goldenen Sporn, vom Hofenband, von der Diftel, vom Elefanten, vom Löwen, 
von allerlei Heiligen, 3. B. vom heiligen Simplicius, 1403 vom Abt zu Fulda geftiftet, aber 
noch feinen vom Pflug für verdiente Landwirthe. Diefe Bemerkung Klüber's ift rihtig, aber 
ihre directe Pointe trifft nicht, d. h. fie ift gegen das Inftitut, mie e8 ſehr bald im Raufe der 
Zeiten geworden ift; fie ift gegen die Lächerlichfeiten und Ungerechtigkeiten, die ihm zu Grunde 
liegen ; wenn inbeffen die Öffentlihe Meinung jemals dahin durchbräche, daß man einen Orden 
vom Pflug ftiften könnte, der feine Großfreuze zwifchen gemähten Garben und feine Gomman= 
deure an Entwäfferungsgräben fuchte, dann würden die Orden überhaupt nicht mehr daſein. 

Auch direct richtiger ift eine andere Bemerkung Klüber'd, a. a. O., Note b.: „Der Anficht 
eined Ungenannten, «bei dem liberfluß von Orden müfle e8 zum guten Ton werden, Toviel 
möglich feinen zu tragen», fteht meift das Staatsinterefle und die Eitelfeit der Mehrzahl ent 
gegen.” Ebenſo dachte Napoleon, und er calculirte, mit wejentliher Rückſicht auf feine polis 
tifhen Plane, darauf, Als er nämlich — der damalige Erfte Conſul der franzöſiſchen Repu— 
blik! — im Jahre 1802 feinen Gejegentwurf in Betreff der Errichtung einer Ehrenlegion im 
Staatsrathe berathen ließ, misbilligte dev Staatdrath Bertier eine dem Geifte der Republif To 
widerftrebende Inftitution und jagte: „die Auszeihnungen jeien die Kinderflappern ver Mon: 
archie.“ — „Man zeige mir’, antwortete der Erfte Conſul, „eine alte oder neue Republik, in 
der e8 feine Auszeihnungen gegeben hätte. Man nennt dieſes Kinderflappern. Nun denn, 
mit Kinderflappern leitet man die Menſchen.“ 

Es könnte auffallen, daß in neuefter Zeit, wo die Preßfreiheit zum Theil auch wilde Blüten 
getrieben hat, und wo bei Öffentlihden Handlungen weniger Rückſichten in die Schale geworfen 
wurden, das Ordensweſen ald Inftitut und die Orbensvertheilungen im einzelnen nidt einer 
bäufigern und beftigern Kritik unterworfen wurden, Aber vielleicht gab es für beide feine un 
günftigere Kritik ald das Schweigen der Gleihgültigkeit, die Gefinnung, die das Wort ipart 
und für genügend hält, mit den Achſeln zu zuden. Deflenungeachtet blieb auch nicht die Kritif 
des Worts aus. So lad man im October 1863 in Öffentlichen Blättern, daß der Stadtverord: 
netenvorfteher Kochhann in Berlin, von dem Magiftrat aufgefordert, Vorſchläge zu Ordens— 
vertheilungen an Mitglieder der Staptverorbnnetenserfanmlung zu machen, died abgelehnt und 
feine Ablehnung fo motivirt habe: Orden für Leiftungen unbefoldeter Gommunalbeamten ge: 
hörten feiner Anficht nad einer überwundenen Zeit an. Der höhfte Kohn des Bürgers folle 
und müffe fein dad eigene Bewußtiein treu erfüllter Bürgerpflicht, die höchſte Ehre die öffent— 
lihe Adtung. Wer mehr wolle, verfalle in Eitelkeit, gebe zugleich die Würde des freien Manz 
nes auf und folle lieber fern bleiben von Dienft für die Mitbürger. Einen Beweis jedoch zu= 
gleich, wie wenig folde Anſchauungen bidjegt unbeitrittene find, gab die weitere Geſchichte der: 
jelben in der genannten Behörde felbit. 

Literatur. Außer den mehrerwähnten von Biedenfelv’ihen und Gottihald’ihen Arbeiten 
über diefen Gegenſtand werden, mit Umgebung älterer Werfe, vie folgenden hier nod genannt: 
Kuhn, „Handbuch der Geſchichte und Verfaſſung aller blühenden Orden” (Wien 1811): 
Krünig, „Encyklopädie“ (1817), CXXV, 301—613; Wivpel, „Die Ritterorden“ (2 Boe., 
Berlin 1817—19, zweite Auflage, 1824); vonder Aue, „Das Ritterthum und die Ritterorden“ 
(Merfeburg 1825); Gelbfe, „Die Nitterorden und Ehrenzeichen ſämmtlicher Souveräne 
Europas’ (Berlin 1832—39); Lift, „Ordensftiftungen von 1841— 45° (Bremen 1847); 
„Bud der Ritterorden und Ehrenzeichen‘ (Brüffel 1848, neue Auflage, 1854); Adermann, 
„Ordensbuch fämmtliher in Europa blühender und erlofchener Orden und Ehrenzeichen“ 
(Annaberg 1855); Schulze, „Chronik fämmtliher befannten Ritterorden und Ehrenzeichen, 
welche von Souveränen und Regierungen verliehen werden, nebft Abbildungen der Decoratio— 
nen‘ (Berlin 1855). K. Buchner. 

Organiſation. (Politiſche Eintheilung des Staats.) DerAusprudOrganijation 
bezeichnet die Einrichtung eines Weſens, welches man einen Organismus nennt, oder diejenige 
Einrichtung, vermöge welcher etwas ein Organismus iſt. 

Wie faſt unſere ganze politiſche Kunſtſprache, fo iſt auch dieſer Ausdruck fremden Urſprungs. 
Die in demſelben liegende Idee aber iſt eine ganz allgemeine, gehört keineswegs erſt unſern 
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Tagen an (Held, „Staat und Gejellihaft”, I, 575, Note 322) ), und würde ſich ganz gut 
deutfh mit den Worten „naturgemäße Gintheilung, Zufammenfegung, Einrichtung, Ber: 
faffung‘‘ bezeichnen laflen. 

Es gibt ebenjo viele Organijationen ald organifirbare oder des organifchen Lebens fähige 
Objecte, und müſſen nicht nur hiernach, fondern auch nad) den verfchiedenen Seiten des orga= 
niſchen Xebend eineö und veflelben Organismus verfhiedene Organifationen unterſchieden 
werden.?) Jede Gejammtorganifation eines Wejens aber fteht einmal unter dem allgemeinen 
organiichen Gefege, dann zugleich unter dem befondern Gelege feiner Individualität; daß 
endlih die Organifation einer einzelnen Seite ded Dafeind und Lebens eines organischen 
Weſens von den eben angeführten beiden allgemeinern Gefegen beherrfcht fein müſſe, verfteht 
ih von jelbit. 

In dem Ausdrud „Organismus“ liegt ver Begriff eined aus verfchiedenen Elementen 
zufanmengejegten und zwar jo zu einer lebendigen und jelbftändigen Einheit verbundenen 
Körpers, daß dieſer Körper zur Erhaltung, Ausbildung und Fortpflanzung feined Weſens 
eben durch diefe lebendige organifihe Einheit befähigt ift. Die Desorganifation für den frags 
lihen Körper beginnt folglih da, wo die bezeichnete Einheit aufhört, wenn aud aus dieſer 
Desorganijation jelbft wieder neue organifche Geftaltungen hervorgehen. Unorganiſch oder 
das Gegentbeil eines Organismus aber ift alles, was überhaupt ohne die vorhin bezeichnete Art 

von Zufammenfegung oder Einheit befteht. 

Urfprünglid gehört der Begriff ded Organismus den Naturwiffenihaften an, und fein 
eigentliher Gegenjag unter den zufammengejegten Körpern ift der Mechanismus, d. h. ein für 
ih allein todter, ganz und gar nur von außen bewegter, der Erhaltung, Ausbildung und Fort⸗ 
pflanzung durch ſich ſelbſt abjolut unfähiger, fünftlicd zufammengefegter Körper, der nur einem 
fremden Daſein dient, von welchem er die Geſetze feines eigenen Dafeins empfängt. Im Orga: 
nismus liegt mehr das fpontane Werben, wenn auch nad einem höhern Geſetze, und das dieſem 
Selbftwerden entſprechende ſchaffende und geftaltende Leben. Im Mechanismus herriht das 

Gemachtwerden, wenn aud in Nachbildung organiſcher Erfcheinungen und nicht ohne Berüd- 
ſichtigung organijcher Gefege. 

Ubrigens werden die beiden Ausdrüde: Organismus und Mechanismus, nicht felten mit— 
einander verwedjelt, wol aud) verbunden. So ſpricht man 3.3. von einer Amterorganifationds 
boheit und daneben von einem Beamtenmehanidmus, von einer Staatsmaſchine und von orga= 
niſchen Gefegen ded Staats. Die Urſachen diejer Erfcheinung find bald nur der Mangel einer 
Haren und beflimmten Auffaffung beider Begriffe, bald die Ausartungen des einen oder des 
andern Elements, von denen jedes in jedem Staate unentbehrlih, refp. unvermeidlich ift. 
Denn fomwie das organiſche Princip das allein richtige Ideal des Staat ift, man vom Staate 
nur da und inſoweit jprechen kann, wo und inwieweit das organifche Gejeg zu verwirklichen 
angeftrebt wird, fo ift deſſen vollendete Darftellung, weil Ideal, unmöglich und deshalb ein ge= 

wiſſer mehanifcher Beftand in jedem Staate unvermeidlich). 

Finden ih nun auch allenthalben und zu allen Zeiten einzelne Manifeftationen der orga= 
niſchen Staatdidee ?), fo hat diefelbe doch erft in neuerer und neuefter Zeit die Bedeutung eines 
allgemeinen und auch praftifch maßgebenden culturftaatlihen Princips gewonnen, zunähft auf 


1) Bal. dazu Held, II, 16 fg., 451 fa., 525, 542, 608, 637. Waig, Politif, ©. 24 fg. Tocques 
ville, La Democratie en Amerique, I, 82 fg. Pattel, Le droit des gens (neuefte Ausgabe von 
PrabiersFodire), I, 153 fg. Zachariä, Vierzig Bücher, TIL, 127. Walter, Naturrecht und Politif (Bonn 
1863), ©. 288 fg., 307 fa. Über den Begriff „„organifche Einrichtungen“ nach deutſchem Bundesrecht 
ſ. Zopil, Stantsrecht (fünfte Auflage), I, 340, 343, 346. 

2) Befonders wichtig erfcheint bier die Organifation der oberften Staatsverwaltungss oder Central⸗ 
Helle, des Minifteriume. Gleichwie das menfehliche und ftaatliche Leben fich in drei miteinander innig 
verbundenen Hauptrichtungen, der materialiftifchen, intellectuellen und moralifchen, manifejtirt, ber 
Raatliche Gedanfe des Menichen daher auch in den drei Hauptftiftungsarten,, nämlich in den Stiftungen 
für Wohlthätigkeits-, Unterrichtss und Cultuszwecke hervortritt, fo bilden fich auch naturgemäß drei cen— 
trale Hauptzweige ber Verwaltung des Staats, nämlich ein Minifterium für die materiellen, eins für 
die intellectuellen und ein drittes für die moralifchen Gefammtintereffen der Nation. Dem entfprechen 
auch) drei Klaffen von nicht zu den eigentlichen Staatsdienern zählenden öffentlichen Dienern, nämlich: 
27 und Apotheker, Hebammen u. ſ. w.; 2) Lehrer, Anwälte und Notare; 3) Prieſter und eigent— 

rzieher. 

9) Für das Mittelalter vgl. Förfter, Die Staatslehre des Mittelalters (in der Allgemeinen Monats— 

ſcrift, Jahrg. 1858, ©. 852 und fpäter in einem befondern Abdruck publicirt). 
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der religiös: firtlihen Bajis des Ehriftenthums, dann durch Die Fortſchritte ver Staatsphiloſophie 
und endlich durch die Macht der modernen materiellen Exiſtenzverhältniſſe. 

In der organischen Staatdibee oder in der Auffaflung des Staats ald Organismus ſpricht 
ſich aber entjchieven eine doppelte Behauptung aus, nämlich: 1) der Staat muß, wie alled auper 
dem Urfchöpfer, alſo auch wie die Organismen von überwiegend naturwiſſenſchaftlicher Bedeu: 
tung, nad feinem höhern Gefege, nad) der Schöpfungsidee, werden, ſich erhalten und fortbilven. 
2) Das Werden, der Beftand und jede Entwidelung ded Staats aber find nicht denkbar ohne die 
freie Mitthätigkeit der Menſchen, feiner Glieder. 

In diefem zweiten Punkte liegt gerade das durch die menſchliche Natur bedingte eigen: 
thümliche Weien des Staats ald Organismus — d. h. die analoge Anwendung des Begrifid 
„Organismus“ auf den Staat fann nur unter der Beringung geftattet werben, daß durd bie 
Behauptung dieſes zweiten Punktes der Eigenthümlichkeit der die ftaatlihe Einheit bildenden 
Weſen die gebührende Rechnung getragen wird. 

Nach der organischen Staatsidee muß daher jede convrete geſchichtliche Staatsſchöpfung auf 
Geſetz und Vertrag zugleich beruhend gedacht werden, reip. kann nur injoweit ald eine dem 
Ideale entſprechende oder organische erſcheinen, als fie dem höhern Geſetze gemäß und doch mit 
dem freien Willen feiner Glieder, im ganzen und in allen darauf bezüglichen Ginzelheiten ver 
Berfaflung, ftattgefunden hat. Denn die Orbnung, welde herrſcht, wo feine Freiheit ift, iſt todt 
und tödtend; die Freiheit aber, die befteht, wo feine Ordnung herrſcht, ift unproductiv umd, 
wenn thätig, nur zerſtörend. 

Wie fehr die organiſche Staatsidee die gegenwärtig alle Eulturflaaten beherrſchende jei, 
died zeigen jogar die vielen Berirrungen der neuern Staatätheorien, und zwar felbft diejenigen, 
welde, obwol fie ven organiſchen Staatögedanfen in fi tragen, doch, ſcharf aufgefaßt, ihm 
gerade am meiften entgegenwirken. Wir meinen natürlich nicht jene Theorien und Praftifen, 
welche erfunden und angewendet werben nach vem Satze „Mundus vult decipi, ergo decipiatur.“ 
Mir denfen nur an diejenigen Berfuche, welde in dem ehrlichſten Streben nah Wahrheit 
gemacht, reſp. joweit jie als jolhe aufgenommen worden find. Oder führen die Theorien von 
der Gewaltentheilung, von der fingirten Souveränetät der Vernunft, des Geſetzes u. |. w., von 
der Volksſouveränetät in einem monarchiſchen Staate, von den gemifchten Verfaſſungsformen, 
in ihrem legten Grunde nicht alle zufammen auf die organifche Staatsidee zurück? Und iſt die 
unaufbaltiame Berbreitung des Konftitutionaliömus in feiner Negation des Abfolutidmus 
etwas anderes ald der Sieg der organifchen Staatsidee? Wenn man aber in unfern Tagen 
ebenjo geiftreiche wie dem Charakter nad untadelhafte Männer (z.B. E. Frang) gegen jene 
Irrlehren des Conſtitutionalismus, gegen eine Reihe von ganz unorganiihen Anwendungen 
deflelben und gegen den modernen Liberalismus als politifhe Partei mit aller Energie auf: 
treten und jie flatt des Gonftitutionalidömus ein anderes Staatöprineip, das füberale ober 
föderative, in Vorſchlag bringen fieht, was ift dies anderes ald ein Verſuch, die wahre organiſche 
Staatsidee vor ihrem Untergang durch ihre eigene Schöpfung, durch den Gonititutionaliämus, 
wie er irrthümlich aufgefaßt und prafticirt wird, zu retten ? 

Soll nun der Staat in irgendeiner einzelnen Beziehung, 3. B. feiner politifchen Gintheilung, 
organiſch jein, jo muß er ed vor allem im ganzen fein wollen, d. h. das ganze ſtaatliche Xeben 
muß in allen feinen Beziehungen von der organifhen Staatsidee getragen fein. Die wirkliche 
Ausführung diejer Idee kann dabei ganz gut in diefer oder jener Beziehung noch unvollender, 
ja bei dem ftetd Neues hervorbringenden Leben eines Volks leicht noch gar nicht in Angrif 
genommen fein. Enticheidend ift nur, daß es nie am Triebe zur höhern Vollendung, zur all: 
feitigen Durdführung fehle. So fann man aud nur die eine oder die andere Seite der Orga: 
nijation ded Staats für ſich allein genauer betrachten, wie died bier mit der politifchen Ein: 
theilung des Landes geichehen ſoll, aber immer nur unter ber Vorausſetzung, daß man dabei 
dad Ganze wohl im Auge behält. Dies ſcheint und nun gerade der größte Fehler zu fein, der 
bisher mit dem Conftitutionalismus gemacht wurde, daß man, einmal in Befige einer Ber: 
faffung, eined gewiffen Maßes von Freiheiten, entweder die entfpredende Fortbildung und 
Ausbreitung ber Freiheit bei neugeichaffenen Ordnungen, oder die Ordnung bei neuangeftrebten 
Erweiterungen der Freibeitöfphäre vergeilen bat; daß die durch den Gonftitutionalidmus zur 
politifhen Macht gelangten Kreife für fih den abfolutiftifhen und centralifirenden Staats: 
gedanken in Anfprud nahmen und ſich der nun einmal vorhandenen Ordnungen für immer zu 
bemädtigen fuchten, den Anforderungen des Lebens aber unfruchtbare Zänfereien über den 
Buchſtaben des Geſetzes, die Angft vor gefährlichen Neuerungen, die Indolenz des ſichern 
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Machtbeſitzes und den Widerſtand angeblih unverjährbarer und doch erft fo junger Sonder: 
beredtigungen, die aber ihrem Weſen nad) nur allgemeine politifhe Pflichten fein können, 
entgegenfegten. Daß der Eonftitutionalidsmus feine Legitimation nur in der organiihen 
Staatsidee finde und feine wahre Aufgabe demnach nur darin beftehen könne, den Staat in 
allen feinen Beziehungen, namentlich auch bezüglich der gefammten Volksbildung, des Kriegs- 
weſens, der Affociation, des geſammten localen Lebens u. ſ. w. organisch zu durchdringen, daran 
dachte man gar nicht, oder zu wenig „et hinc illae lacrymae‘', 

Die eigentlichen Subitrate des Staatdorganigmud oder der Organifation des Staats find 
Bolt und Land — und zwar nicht dad eine oder dad andere, nicht das eine mit größerer, das 
andere mit geringerer, jondern beide zufanımen, beide für den Staat mit im wejentlichen gleicher 
Bedeutung, in fleter, lebendiger gegenjeitiger Wechfelwirfung. Wie das Land, um ein Staat: 
gebiet, ein geſchichtlicher Schauplag zu werben, des Volkes bedarf, jo muß ein Volk aud ein 
Land haben, wenn e6 ein ftaatlidhes Leben führen will. Auch eine Wüſte muß, will fie ein Volk 
beherrſchen, von demfelben, wenn nicht ſeßhaft bewohnt, doch irgendwie erfaßt jein; ein jelb- 
ſtändiges nomadiſirendes Volk wechjelt die Wohniige, aber beherrſcht ftetö jenes Land, welches 
es im Turnus feiner Wanderungen bejegt*); ein ganz verlaffened Land und ein vertriebenes 
Volk find als jolde feine flaatlihen Subftrate. Das alte Seekönigthum bildet feine Ausnahme 
von dem Voſtulat, daß nur Land und Volf zufanımen die beiden mejentlihen Subitrate des 

Staats jind.?) Natürlih aber muß die große Verſchiedenheit der Staatsbildungen, wie jie 
fowol der Art ald aud dem Grade nad unter den Völkern befteht, mit einer ebenjo großen Ver— 
fhiedenheit der Yand= und Volföverhältnifie in Verbindung ftehen. 

Ein Organismus ift das Volk ald geordnete Einheit feiner ftändifhen und forialen Glie— 
derungen. Wie das Volk durch das Land feine Stätte, Stetigfeit im Kreife der Factoren der 
Geſchichte der Menſchheit erhält, jo das Land feine Lebenskraft und Weihe ald Schauplag der 
Geſchichte durch das Volf. Das Prineip der einheitlihen Organifation eines ftaatlihen Volks 
kann injofern verſchieden fein, als dieje entweder auf eine einzelne phyſiſche Perſon ald Spige 
des ganzen Bolfdorganidmus hinausgeht, oder niht. Normalermweije aber kann das Volf nie 
im feindlichen Gegenjage zum Staate, zur Einheit jih befinden, Alle feinem andern Staate 
gänzlid angebörigen Menſchen in einem gedachten Staate bilden zufammen fein Bolf, und die 
im Innern möglihen Gegenſätze zwischen Herrfcher und Beherrichten, Negierung und Regierten, 
zwiſchen Diefer und jener Klaſſe des Volks dürfen die höhere Einheit nie aufheben und müßten, 
wenn fie ed thäten, mit des Volkes Gefammtorganifation, aud die Ginheit des Staats aus— 
ſchließen. (Held, „Staat und Geſellſchaft'“, 11,3 fg.) Stehen ſich aber auch alle Glieder eines 
Staats infofern gleih, d. b. find fie ſämmtlich nothwendig von dem organiſchen Gejege des 
Staats erfaßt, fo folgt daraus nicht, daß fih auch alle auf derfelben Stelle im Organismus 
befinden. Im Gegentheil! Das organiſche Bejeg verlangt eine Berfhiedenheit der Ölieder, und 
ſowie die Menſchen bei aller menſchlichen Gleichheit individuell verſchieden find, jo ſoll jeder an 
jener der verihiedenen Stellen des Staatöorganidmud feine Stelle finden, welche nad jeiner 

Individualität ihm, veip. nach der Eigenthümlichfeit ver Stelle diefer am meiften zufagt. Dies 
ſpricht fih in der Nothwendigfeit und dem wirklichen Dafein verichiedener Berufe, der ihnen 
entiprechenden verichiedenen Lebendthätigfeiten und der darauf gegründeten befondern Ver— 
geiellihaftungen aus. Kein Volk ift eine Summe gleicher nebeneinander gereihter Einheiten; 
jedes Volk ift eine Ginheit verſchiedener, gefellihaftlih geglieverter und organiſch zuſammen— 
gefaßter Lebenskreiſe. Legtere nennt man Stände, wenn fie zum Bewußtſein ihrer Zufammen: 
gebörigfeit gefommen und vom Geſammtorganismus ald organijche Glieder dadurch anerfannt 


4) Die geringere Stetigfeit in den MWohnfigen wird bei foldyen Volkern durch eine in der Regel deito 
größere Stetigfeut in dem Bolfshehande ausgeglichen. Und gerade wo die Urſachen des Nomadiſirens 
unüberwindlich find und dieſes daher fortbefteht, findet man die größte Zähigfeit der Traditionen, die 
größte Unveränderlichfeit der Zuſtände. An ſich aber find Land und Volk gleich ewig, beide aber Ber- 
änderungen eigener Art unterworfen. Man denfe in Beziehung auf das Land nicht nur am den Befig- 
wechſel, jondern vorzüglic; an die ungeheuern Veränderungen in den rechtlichen Bodenbefigverhältnifien, 
von den territorialen Veränderungen: zu gefchweigen. Und welchen Einfluß haben die weſentlich am 
Bolfe hängenden Mobiliarbefige auf das Land? Danach dürfte wol auch die Streitfrage zu betrachten 
fein, ob ein Staat, refp. Monarch fich paſſender nadı dem Lande oder nad) dem Volke zu benennen habe. 
5) Ebenio wenig diefenigen Vereine, welche fich wie die Bufanier in Weflindien oder die Mam— 
infen in Agypten nicht durch Fortpflanzung, ſondern durch Cooptation erhielten. Vattel, Le droit des 
gens (neue Ausgabe von Pradier-Fodert, Paris 1863), I, 123, 
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find, daß ihnen ein ihrer befondern Richtung entſprechendes beſonderes Recht verliehen oder, 
fofern fie autonom ein ſolches entwidelt haben, diejed anerfannt wurde und fie beſondere 
Rechtsgemeinſchaften geworden find. Jeder wahre Stand iſt demnach eine politifhe Schöpfung 
und jegt beſondere politifche Standespflichten, Bflihten gegen den Gefammtorganidmus voraus, 
um derentwillen die befondern Rechte gegeben, rejp. anerkannt werden. Geſellſchaftliche Krelir, 
bei denen ed noch nicht zu einer befondern Rechtögemeinfchaft innerhalb des Geſammtorganismus 
gefonımen, oder wo eine folde bereitö wieder aufgehoben ift, fann man fociale nennen. Dffen: 
bar aber liegt ebenjo im eigentlihen Stande ein fociales, wie in jedem forialen Kreije ein ſtän— 
diſches Element. Es kann bei einem beſtimmten Bolfe Momente geben, wo infolge eines großen 
Umſchwungs zwifchen den beftehenden fländijhen und den focialen Bildungen großartige 
Gollifionen und für beide fo große Veränderungen eintreten, daß es ſchwer ift, ven Unterſchied 
zwijchen ihnen feftzubalten, befonders dann, wenn es möglich ift, daß ein und daſſelbe Individuum 
zugleich verſchiedenen Ständen angehöre. Die alten Stände löjen fi und die nenen ſocialen 
Geftaltungen find noch im Fluſſe — dad Volk jcheint aufzuhören ein Organismus zu jein, 
und je mehr alte Sünden auf den bisherigen Stänven laften, je unlauterere Elemente mit den 
neuen jocialen Erſcheinungen im Fluſſe find, defto trüber ift dad ganze Bild. Das find Krifen 
im organischen Reben eines Volks, die, wenn nicht mit feiner Auflöfung, mit einer zeitgemäßen 
Reorganifation, d. h. mit einer neuen, zeitgemäßen Ständebilvung enden müffen, an welde id 
aber jofort nach dem Geſetze des Lebend auch wieder neue fociale Bildungen neben den ſocialen 
Reften der frühern Stände anjchließen werden. Betrachtet man aber den Stand als ein Rechts- 
injtitut, jo ift e3 flar, daß in diefer Beziehung der Staat feine Grenze fein müffe, während er in 
feiner Eigenſchaft ald ſociales Gebilde fo weit geht ald die Menichheit, welche verwandte joriale 
Gebilde kennt. So beftimmt z.B. der Staat die bejondern Rechte, welche er innerhalb jeiner 
Grenzen feinem Adel, feinen Dienern, den Prieſtern ver Öffentlich anerkannten Religiondgejellz 
ſchaften u. ſ. w. einräumt — nichtsdeſtoweniger befteht eine gewiſſe nit nur geiftige Afforiation 
zwifchen dem Adel aller civiliirten Länder, den Brieftern derfelben Religiondgefellidaft u. |. w. 
Umpgefebrt aber wird auch die allgemeinfte fociale Erfheinung immer wieder danach trachten, 
innerhalb der Grenzen der gegebenen Staaten eine ihren bejondern Bedürfniffen entiprechende 
rechtliche Stellung, die Anerkennung als Stand, zu erhalten, und jelbft die kosmopolitiſchſte 
Menſchenklaſſe, vie der Kaufleute, hat ſtets daſſelbe Streben allenthalben einigermapen 
beurkundet. 

Betrachten wir das Land ald dad andere Staatöfubftrat®), fo werben wir finden, daß «8 
merkwürdig mit den angegebenen Eigenſchaften des Volks harmonirt. Aud in dem Lande, im 
Gebiete des Staatd fann fein Stückchen fein, welches nicht zu ihm ald Ganzem gehörte, auch 
dann nicht, wenn ed Privateigenthum eines Fremden, vielleiht eined auswärtigen Souveränd 
wäre.) Auch das Land ift feine Summe gleiher aneinander gereihter Einzelgrundſtücke, 
jondern ein Organismus, eine organiihe Einheit feiner nad Größe, Art, privaten Befigtiteln 
und nad der gefammten hiftorifhen Entwidelung verfhiedenen Theile. Wie dad pojitive Net 
der Stände, jo fann bie durch pofitive Gefege beſtehende Eintheilung des Landes, ja feine ganze 
Zujammenjegung mehr oder weniger dem PBoftulat einer wahren Organifation widerſprechen. 
Das Poftulat felbft wird dadurch nicht aufgehoben, und wenn aud hier Krifen der Entwickelung 
entſtehen, jo fönnen fie nur zu einer Höhern und beffern Organijation oder zur Desorganijation 
führen. Sowie der Begriff ded Staats nicht durch eine beftinnmte Seelenzahl des Volks bedingt 
ift, jo hängt er auch nit ab von einem beftimmten Flächeninhalt feines Landes. Dagegen ent: 
ſpricht es der Natur des Staats, daß fein Volk nicht eine durch ein einziges Familienband 
zufanmengebaltene Anzahl von Menſchen, das Land nicht das Bejigthum einer einzigen Familie 


6) Zachariã, Vierzig Bücher, V, 32 fg. Deutfche Vierteljahrfchrift, Heft 73, ©. 336. Bollarafl, 
Volitiſche Pe: III, 517; IV, 586 fo. R. v. Mohl, Staatsrecht, Völkerrecht und Politik, Tht. I, 
Abth. 1, S. 312 fg. Held, Syſtemldes Verfaflungsrechts, 1,169 fg. „Das Land ift das Haus des Volls“ 
— „wer aber an einem Haufe baut, der baut am Staate“; Baldus fagte: „‚Superioritatem inhaerere 
territorio sicut nebulam paludi.”“ Uber den Einfluß der Verfchiedenheit des Landes auf die Bevölfe⸗ 
rung: Zachariä, Vierzig Bücher, II, 24, 30, 37, 46 fg.; Tocqueville, a. a. D., &. 144. Über die Wech— 
felmirfung zwifchen Land und Bolf: Held, Staat und Gefellfchaft, II, 204 fg. 

7) So fann das Land felbft zur Grundlage einer Art von Stanbesrecht werden, wenn fein Recht 
jedem Gingeborenen angeboren und in dem Staat, zu weldyem das fragliche Land gehört, allgemein an: 
erfannt wird (Epftem der perfönlichen Rechte in den Legg. barbarorum). Natürlich muß auch über 
folchen Sonderrechten ein gemeines territoriales Recht des Staats ftehen (die Tapitularien). 
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oder felbfi nur einer einzigen Gemeinde fei. Legterer Sag, mit andern Worten ausgedrüdt, 
beſagt wol aud), daß in der Negel ein Staat nicht blos aus einer einzigen Localgemeinſchaft 
britehe, jondern die große Rocalgemeinde, die er jelbft gerade durch das Land bildet, wieder aus 
mebrern, ihm, der ſouveränen Localgemeinde, ald folder untergeordneten Localgemeinden 
zufammengejegt jei. Das Land ald Privateigenthum einzelner phyſiſcher oder juriftifcher Per— 
jonen (auch des Staatsfiscus) zerfällt in größere oder Kleinere Grundftüde refp. Gutöcomplexe, 
Domanium ; das Land ald Baſis der Ortögemeinden in Markungen, von denen wieder mehrere 
zu einer größern Localgemeinde, dem Diftrict (Canton) und mehrere Diftricte zu einem Kreis, 
zu einer Provinz (Departement) vereinigt fein Eönnen, während das Land in feiner Totalität 
als Unterlage des Staats das Stantögebiet, Staatdterritorium und die Staatögewalt in ihrer 
Beziehung hierauf die Territorialz oder Gebietshoheit genannt wird, früher aber wol auch zur 
Bezeichnung ihrer Untheilbarfeit und Ausſchließlichkeit mit Eigenthum (toute propriete) ge: 
geben wurde. Legtern Ausbrud hat man in neuerer Zeit nicht blos aus theoretiichen, ſondern 
auch aus praftifchen Gründen lieber vermieden, da er leicht zu einer Verwechſelung der wejentlich 
politijchen Rechte des Staats am Gebiet mit den Privateigenthumsrechten und zu Verſuchen ver 
Repriftinirung früherer Staatdobereigenthumstheorien führen konnte. Ohne Zweifel gehört die 
Drganijation des ganzen Landes zum Zwecke der Verwaltung zu dem wefentlihen Inhalt des 
Gebiershoheitsrechts des Staats und hängt diefed Recht mit der fogenannten Organifationd- 
gewalt, Amterorganifationshoheit innig zufammen. Daraus erflärt ſich auch der allgemeine 
Staatörebtögrundfag, daß, wenige und meift nur jcheinbare Ausnahmen abgerechnet, jedes 
Grundflüd einem Verwaltungsbezirke zugeteilt, alfo, da die Gemeinden vie Grundlage aller 
Organifation ded Landes und feiner Verwaltung bilden, einer Gemeindemarkung einverleibt 
fein müſſe. Wir werben übrigens fpäter nachweifen, daß in der Regel jich die Organifation deö 
Landes naturgemäß von felbft bildet, nicht fünftlih vom Staate gemacht wird, und daß die Auf: 
gabe des Staats in diefer Beziehung wie bezüglich der entiprechenden Organifation der Verwal: 
tung ber Hauptfadhe nad nur darin befteht, fi den gewordenen Geſtaltungen anzufäließen, 
ihre Weiterbildungen zu verfolgen und alles im Intereſſe einer wahren organifchen Einheit 
ju ordnen und zu leiten. 

Die feſten juriftifch beftimmbaren und beftimmten Grundlagen einer wahren Staats: 
organijation find demnach die Stände und die Oemeinden.®) Die Gemeinde als locale Gemein 
ſchaft iſt weſentlich privatrechtlih und particulariftiih, ald Verwaltungsbezirf aber politifh und 
dem gemeinen Öffentlihen Rechte des Staats unterworfen, Der Stand als folder ift gleichſalls 

privatrechtlic und fpecialiftifch, ald Glied des Volks aber politifh und generell, als fociale 
Geftaltung endlich univerfell und humaniftifh. Gerade dadurd aber, daß Stände ohne Ge— 
meinden nicht denfbar find und Standed= und Gemeindeleben durch ihre Verbindung ſich 
gegenfeitig durchdringen, verhindert die Gemeinde, daß ſich der Stand nicht joctaliftiich ver— 
Nüdtige und dem Staate entfremde oder, ganz im Staate aufgehend, feine humane Bafid ver- 
liere, während durch die Stände die Gemeinde verhindert wird, fi entweder local zu iſoliren 
oder ihre politifche Bedeutung für das Ganze durch abfolute Nichtberückſichtigung ihrer localen 
Selbſtändigkeit einzubüßen. °) 

Gemeinden und Stände jind ed demnach, wodurch Land und Volk ald zufammengefegte 
politiſche Weſen, oder als jinnlich-fittlibe Organismen und beide zufammen ald Staatd- 
organidmud erfcheinen. Sie eriheinen nicht als willfürliche, Diefem oder jenem pofitiven Rechte 
eined concreten Volks eigenthümliche, gemachte Erſcheinungen oder Einrichtungen, fondern als 
die nothwendigen, naturwüchfigen und allen Völkern gemeinfamen Broducte beftimmter Eultur: 
grade. Demnach bezeichnend für die Überwindung einer niedern und für die Erreihung einer 
böhern Gulturftufe, £önnen fie wol, wenn einmal entitanden, durch weitere Gulturbewegungen 
und Staatdentwidelungen biefen entfpredend mobifieirt, einzelne hierher gehörige Erſcheinungen 
vom Staate aufgehoben und neue Geftaltungen von ihm veranlafßt, jedenfalls ald rechtliche 
Geſammtindividualitäten beftätigt werden, ja fie müffen es, um mit dem Staatöganzen in or= 
ganifhem Einklang und Verband bleiben zu koͤnnen — aber gänzlich aufgegeben oder doch für 
den Geſammtorganismus beveutungslos können locale und ftändifche Geftaltungen ebenfo wenig 
werben mie die ihnen vorausgegangenen Organifationen, die Bamilien= und Stammes: 


8) Torqueville, La Democratie en Amerigne, 1, 79 f 3 Helfferich in der Deutschen Vierteljahr: 
ſchrift, Jahrg. 1860, Heft 4, ©. 45 fa. ; ſ. auch Jahrg. 1856, Heft 2, ©. 289 fg. 
9) Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), I, 215. 
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verbindungen. Denn im weitern Fortſchritte find ed gerade dieje urſprünglichſten geordneten 
menſchlichen Geiellihaftöverhältniffe, welche durch ihre dauernde Verbindung mit Grund und 
Boden, erftere ald Kerne neuer Gemeindefhöpfungen oder Grundlagen politifher Stellungen, 
legtere als ermeiterte Gemeinden in der Korm von Gauen, Diftticten, Brovinzen, eine gefteigerte 
Bereutung für den Staat befommen. 

Iſt ein Staat durch eine Mehrheit von Provinzen oder Ländern gebildet, die ſich einer 
gewiſſen particulären Selbitändigfeit erfreuen, jo meint man oft, daß diejer Umftand der or: 
ganiihen Einheit des Staats hinderlich jei. Umgekehrt wollen viele die organifche Einheit des 
Staatd durch die Befeitigung aller particularen Selbftändigfeiten bedingt fehen. Abjolut hin— 
geftellt jind beide Anſichten falſch. Es kommt vielmehr alles darauf an, mie weit der Particu— 
larismus der Theile gebt — ob er wirklich centrifugal oder nur die geſunde Bethätigung der 


individuellen Mannidfaltigkeiten, alfo eine lebendige, pofitive, centripetale Kraft des Ganzen 


ift. Die Erfahrung lehrt, daß e8 mächtige organifhe Ginigungdgründe gibt, melde felbft vie 
größten Varticularitäten beherrihen, während die Freude einer gewiſſen Selbftändigfeit felber 
ein bedeutendes Ginigungdmoment ifl. Dagegen gibt ed auch unüberwindliche organiſche Zer— 
fegungögründe trog aller äuperlihen Ginheit, während gerade die Unterdrückung jeder par: 
ticularen Gelbftändigkeit ein ſehr ftarfes centrifugales Clement werden fann. So fommt « 
denn auch vor, daß bei einer im ganzen mechanifchen Gentralifation da aud) ein prädominirendes 
Einbeitöelement beſtehen fann (Frankreich!), während dort die höchfte particulare Freiheit nicht 
jene freie Einheit hervorbringt, welde ven Staat zufammenhält (dad Deutſche Reich!). Außer 
den geihichtlihen Gefammtentwidelungen, ven innern rationellen und moraliſchen Sympathien 
und Antipatbien, eriheinen die äußern Griftenzbedingungen wol ale vie ftärfften Kactoren ftaat: 
liher Einigungen und Zerreigungen. 

Im Lande, wenn es auch Reben aufnimmt und wiedergibt, zeigt ſich vorherrſchend der fletige 
Charakter des Staats, und haben fi daher die ftetigen Organifationen des Staats der natür- 
liben Organifation des Landes angufhließen. Im Volke, wenn es gleich ebenfalls Stetigfeit 
beiigt und verleiht, zeigt ſich vorherrſchend ver lebendig bewegte Charakter eines Staats, und 


haben ſich folglich deſſen Organifationen, joweit jie der Bewegung, dem Fortjchritte dienen, 


der natürlihen Organifationen des Volkes zu bedienen. Es erſcheinen ſonach auch hier 
wieder Gemeinden und Stände in natürliher und unauflöslider, wechſelſeitig wirfiamer 
Verbindung. 

Die organiſche Natur, das eigenthümliche Leben des in Localgemeinden zerfalfenden Landes 
und in Stände geglieberten Volkes werben jelbftverftänplich bedingt durch die Geſetze, welche die 
Theile ded Landes zu einem Gebiete, Die Theile ver Bevölkerung zu einem Volke, und beides zu 
einem Staate zufamımenfügen, Dazu genügt es freilich nicht, daß im Geifte eines Geſetzgebers 
die Staatdeinheitdivee befteht, oder daß dieſelbe in gefchriebenen Bejegen niedergelegt wird, 
fondern es ift notbwendig, daß bie ald Staatdfubftrate gedachten Länder und Völker innerlich 
und äußerlich befähigt, geneigt jeien, einen Staat zu bilden. Dazu ift erforderlih, daß ſowol 
das Land als auch das Volf jedes für ih und beide zufammen innerlid) und äußerlich geeinigt 
feien. Diefe Einigung poftulirt alſo auch einheitliche Organifationen, und diefe liegen wieder 
von jelbit im Begriffe eines ſtaatlichen Territoriums und eines ftaatlihen Volks. Daher 
fommt ed denn au, daß der Name des Yandes oder des Volks nicht felten identiſch mit Staat 
gebraucht werben. 

Gleichwie nun aber dad Land auf jeine Bewohner bildend, eigenthümlich geftaltend wirkt, 
fo wirken diefe wieder auf dad Land; daher erzeugen die geographiſchen und ftatiftifhen Ver: 
fchiedenbeiten der Länder eined und deſſelben Staatägebiets entiprechende Verſchiedenheiten der 
Bevölferungen und umgefehrt. Dieje Berjhiedenheiten kreuzen und verbinden fi wieder mit 
denjenigen Verſchiedenheiten, welde der Unterſchied der Berufe oder Stände hervorbrinat. 
MWährend nun die Ginheit des Staats aud eine alle dieſe Verichiedenheiten beherrſchende, fie 
organiſch zufammenfajjende Einheit poftulirt, Fann die politiihe Eintheilung des Landes doch 
nit ohne Rückſicht auf Die verfchiedenen Bewohnerſchaften als particulare Nationalitäten oder 
ſpecielle Standesflaffen geſchehen, refp. die Verwaltung des Staats, die ih an locale Sonder: 
gemeinweien und ſtändiſche Volksklaſſen anfchliegen mus, hat diefen Bartieularitäten und 
Specialitäten entſprechende Rechnung zu tragen, Indem fih nun ber Staat der verfchiedenen 
größern und Fleinern localen Gemeinweien zur localen Durchführung feiner allgemeinen Map: 
nahmen, und der Stände bei der Verwaltung aller ſpeciell ausgedrückten in flaatönothivendigen 
Berufen dargeftellten Interefien bedient, zum Zwede der Ginheit aber immer wieder die localen 
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wie die ſtändiſchen Bildungen miteinander in eine gewifle Verbindung ſetzt, wahrt er ſich die 
Milligfeit, Breiheit und Vollkraft der Wirkſamkeit diefer Organe im Dienfte der Einheit 
dadurch, daß er der Localgemeinſchaft eine oft bis zu einem eigenen Privatrecht, ja bis an die 
äußerfte Grenze des Öffentlihen Rechts gehende Particularität oder befondere territoriale 
Rechtsgemeinſchaft und für ihre rein localen Zwecke eigene juriftifche Berfönlichkeit, ven Ständen 
aber ein ihren befondern Bedürfniſſen entſprechendes, aljo die wahre Nechtögleichheit gewährendes 
beionderes Standesrecht und mol auch den Charakter juriftifher Perſonen läßt, reip. verleiht. 
(83 ift dabei gleichgültig, ob der concrete Staat aus früher verfhiedenen Theilen erft allmählich 
zu feiner im gegebenen Kalle beftehenden Einheit zufammengefügt worden war, ober ob eine 
ſolche Verſchiedenheit wenigftens hiſtoriſch nachweisbar nie vorhanden geweien, oder wenn doch, 
allmahlih in Vergeſſenheit geratben ift. Denn wo fie nicht war oder eine Zeit lang nicht mehr 
ift, da wird fie ih nach dem natürlihen Machtgejege localer Intereffen immer wieder neu 
erzeugen. Daflelbe gilt von den Ständen, Ob man von einem Volke audgehe, weldes ur- 
ſprünglich nur aus einem einzigen eigentlichen Stande beftand (mie 3. B. der Stand der Freien 
bei den alten Germanen) 19), oder von einem Volke, welches in einer beſtimmten Periode jeiner 
Entwidelung die verfchiedenen Ständeunterfähiebe einer vorausgegangenen Periode vollftändig 
abgeihliffen oder doch wenigftens rechtlich aufgehoben hat und im gegebenen Augenblid noch 
nit zum Abſchluß einer neuen Ständebildung gelangt iſt — gleichviel! foll das Volk nit 
untergeben, fo muß eine neue zeitgemäße Geftaltung beflelben, eine ſtändiſche Organifation vor 
ſich geben und dieſe ebenfo dem Staate dienen, wie die obenerwähnte Anforderung an den Staat 
ſtellen. 11) Es verfteht ih übrigens von felbft, daß wir Die Unfreiheit ald den Zuſtand ver 
Rechtloſigkeit nicht für einen Stand zu erfennen vermögen. Aus den bisherigen Ausführungen 
ergibt fih nun: 

1) daß die übertriebene Selbjtändigfeit der Gemeinden und Stände den concereten Einheits— 
faat auflöjen müßte, während 

2) der Mangel einiger rechtlich anerkannter Freiheit und Selbſtändigkeit localer Gemeinden 
und ftändifcher Genoffenfhaften in einem wirklich lebensfähigen organiſchen Ginheitäftaate 
immer nur ein vorübergehender Zuftand fein könnte. Denn die eigentliche, nachhaltige Kraft 

des Staatd beruht auf der Freiheit und Breudigfeit, mit der man ihm angehört und dient — der 
ſtarke Schild aller Freiheiten aber ift die kräftige, ftraffe Einheit des Staats. 

Hieraus folgt, was von den zur Bezeichnung der verjchiedenen Berwaltungsorganifationd= 
prineipien gebräuchlichen Ausprüden: Gentralifation und Decentralijation (Föderalismus), 
Bureaufratie und Selfgovernment zu halten jei.??) Keiner der angegebenen Ausprüde kann 
und darf im Sinne eines abjoluten und für fi oder in Berbindung mit nur einem der andern 
Ausprüde allein richtigen, ven Staat ausſchließlich beherrſchenden und ihm genügenden Prin— 
cips aufgefaßt werben. Gentralifation bezeichnet im allgemeinen eine Einigung, ohne zu jagen, 
wie weit fie gebe, aljo etwas, was den Staat jo unbedingt nothwendig ift wie Decentralifation, 
d. d. eine gewiile Selbftänpigfeit und Freiheit der Glieder, jeien dieje Einzel: oder Geſammt— 
weien (Gemeirsden und Gorporationen, Stände). Bureaufratie bezeichnet überhaupt eine ges 
wiffe von ven Staattämtern bei Ausübung der denfelben anvertrauten Regierungsrechte auf: 
gehende öffentläche Gewalt, während Selfgosernment im allgemeinen die Leitung der öffentlichen 
Angelegenheiten oder eine den Staatögefegen entſprechende Haltung der localen und ftändijchen 
Bereine durch deren Glieder felbft, alfo ohne eine eigentliche Führung durch Staatsämter, be= 
deutet. Die gewöhnliche Anficht, ald ob Gentralifation und Bureaufratie ebenfo unauflöslic 
aneinander gebunden feien wie Decentralifation und Selfgovernntent, ift deshalb auch in diejer 
Allgemeinheit nicht minder irrig wie Die andere gleihweit verbreitete Meinung, ald ob Een: 
tralifation und Bureaufratie abjolut ſchlecht, Decentralijation und Selfgovernment abjolut gut 
feien, oder, nach einer diametral entgegengefegten Meinung, gerade dad Umgefehrte gelte. 
Da in jedem Staat eine gewifle Gentralifation, und, auf einer gewiffen Bildungsftufe wenig- 
end, aud mit eigentlichen Staatsdienern bejegte Staatdämter abjolut unentbehrlich find, weil 
der Staat nicht nur gewifler Kenntniffe und Fähigkeiten, ſondern aud ver Wipmung des gan: 





10) Der Stand des freien Grundbefigere fcheint übrigens in ben früheften Zeiten nicht fowol ein 
ivat: und ftaatsrechtlicher ala vielmehr ein völferrechtlicher Stand gewefen zu fein, 
11) Über das jogenannte numerifche und dynamiſche Brinciv ſ. Held, Syſtem, II, 38 fg., und derfelbe, 
Staat und Sefellichaft, II, 456 fg. 
12) Held, Staat und Geſellſchaft, 1, 184, 190 fa., 442, 445, 462 fg., 542 fa. 
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zen Lebens bedarf, jo kann ohne einige Gentralifation und Bureaufratie fein Gulturftaat ge— 
dacht werden. Und da jede wahre Gultur durch die Freiheit bedingt ift, fo gilt daflelbe von der 
Derentralifation und vom Selfgovernment. Die Ausdrüde Gentralifation und Bureaufratie 
find aber feinedwegd jo miteinander verbunden, ald ob nicht von der Bureaufratie decentrali=- 
firende Bewegungen ausgeben fönnten. Auf der andern Seite wird wel nicht leicht etwas für 
weniger bureaufratijch gehalten worben fein ald die gefeggebenden Verfammlungen in der 
erften Franzöſiſchen Revolutionszeit — und dennoch haben gerade fie mehr centralifirt, als je 
in der höchſten Blütezeit des abfoluten Königthums geſchehen war. Bei der richtigen Würdi— 
gung der fraglichen Begriffe kommt daher alles vorzüglich darauf an, was im gegebenen Falle, 
und wie ed centralifirt, beziehungsweile ftaatdamtlic verwaltet, was der Decentralifation über— 
laflen und wie dad Selfgovernment geübt wird. Denn da beides, Gentralifation und Decen— 
tralifation, Bureaufratie und Selfgovernment in einem gewiflen Maße ſtets in jedem Staate 
nebeneinander beftehen müflen, jo kann man in biefen Gegenfägen nur die Briction der Ginbeit 
und Ordnung mit der befondern Individualität und Freiheit auf dem Boden der Staatöverwals 
tung erfennen und ald Brincip nur den Sag aufftellen, daß diefer Gegenjag, hier wie überall, 
ftetö die den gegebenen Verhältniſſen entfprechende Audgleihung finden müſſe. Aus vem Manz 
gel ver Erkenntniß diefes Princips oder des guten Willens zu feiner Anwendung erklärt es ſich, 
daß bei diefem oder jenem Volke bald nur die Gentralifation und Bureaufratie, bald nur Die 
Derentralifation und das Selfgovernment angeftrebt wird und dad Regiment im erften Falle 
abſolutiſtiſch-despotiſch, im legtern Falle dagegen einheitöſtaatswidrig und anarchiſch werden 
muß. Durd die Einfeitigkeit ihrer Verfolgung alfo werben die fraglichen Principien verbäng= 
nißvoll für jeden Staat, und weil eine Ginjeitigfeit oder Ertrembeit immer nothwendig die ans 
dere hervorruft, jo pflegt man auch in der Regel von dem einen der gegenjäglichen Principien 
auf das andere zu verfallen, nachdem man jih von den Nachtheilen und von der Unerträglid: 
feit des erftern überzeugt hat. So ift denn auch Gentralifation und Bureaufratie für die fort: 
fhrittanftrebenden Maflen, Decentralifation und Selfgovernment für die fogenannten conſerva— 
tiven Kreife Gegenftand der bitterften Anfeindung geworben, und glauben erftere nur durch De— 
centralifation und Selfgovernment, legtere nur durch Gentralifation und Bureaufratie ji zum 
Siege, dem Staat zum Wohlſein verhelfen zu können, ſehen aber nicht ein, daß ibre Einfeitig- 
feit beide im wefentlichen zu demſelben ſtaatswidrigen Refultat führe, und daß der Staat in dem 
eirculus vitiosus, der durch den fortwährenden Wechſel in der Herrichaft ded Despotismus und 
der Anarchie oder eigentlih nur durch den Wechſel der despotiſch und anarchiſch zugleich herr⸗ 
ſchenden entgegengefegten Barteien entſteht, nad und nach untergehen muß. Wenn nun aber 
aud die fraglihen Gegenfäge im ganzen unvermeiblih find, jo ift es die Aufgabe eines politiſch 
gebildeten Volks und einer weifen Regierung, den Kampf derfelben nie auf eine das Wohl, ja 
die Griftenz des Staats gefährbende Weile zum Ausbruch fommen zu laffen und durch eine ent: 
ſprechende Organifation der Staatöverwaltung, in welder Gentralifation und Decentralifation, 
Bureaufratie und Selfgovernment nad localen und fländifhen Kreifen glücklich verbunden find, 
ſtets ein ſicheres Mittel organischer Audgleihung feindlicher Gegenfäge bereit zu haben. 

Damit ift aber auch vollftändig erwieſen, daß bie politifche Gintheilung des Landes und 
Volks ald Bafis der Staatsverwaltung, refp. deren Gebraud als folder, nicht ſowol von der 
Staatöbeherrfihungsform ald vielmehr von den herrſchenden Regierungsprineipien jowie davon 
abhängt, wie ein concreter Staat den abftracten und abfoluten Staatszweck in einem gegebenen 
geihichtlihen Moment auffaßt. Daher fommt ed auch, daß unter der Herrſchaft einer und der— 
felben Staatdforın, jelbft oft unter der Herrichaft eines und veffelben Monarden ein bedeuten: 
der Wechſel in den Staatöverwaltungsprincipien flattfinden fann, namentlid dann, wenn, fei 
ed durch revolutionäre Bewegungen oder vermitteld der conftitutionellen Einrichtungen, ein 
Wechſel in der Bräpotenz der politifchen Parteien ftattfindet. Ohne Zweifel wird die Verſchie— 
denheit der Staatdformen aud an und für fih, dann die mögliche verſchiedene Auffaffung des 
Weſens einer jeden Staatdform und ihres Verbältniffes zu den Regierungsprincipien einen 
gewiffen Einfluß, mehr noch auf den innern Charakter ald auf die äußern Formen der Staat: 
verwaltung üben. Nie aber darf bei der Beurtbeilung einer concreten Staatdverwaltung und 
der ihr zu Grunde liegenden Landes- und Volkdeintheilung außer Acht gelaffen werden, ob und 
inwiefern der fragliche Staat auf dem Wege ift, durch Decentralifation fi in eine gefunde 
Staatenmehrheit zu löfen, oder in franfhafter Zeriplitterung feine Selbftändigfeit einzubüßen, 
oder jeine bisher mehr föderale Natur dem Einheitäflaat zu nähern oder aus Gründen der Selbit- 
erbaltung frei in ein ihn beflimmendes Bundesverhältniß einzutreten. Jeder Staat befindet fich 
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mehr oder minder auf einem der angebeuteten Wege, alfo in einem Übergangszuftande, und das 
Elare Bewußtfein hiervon, die richtige Erfenntniß der wahren Natur der ſich zeigenden Über: 
gangstendenzen ift die erfte, freilich nur jehr jelten erfüllte, weil fchwerfte Bedingung einer wei— 
fen Staatöverwaltung. Und wenn man hierbei erwägt, welche entſcheidende Rolle in ſolchen 
Bewegungen nicht eine [hell verfammelte und, wie jchnell bewegte ebenfo fhnell auseinander: 
fiebende wenn auch nod fo zahlreiche Menſchenmaſſe, ſondern die tief wurzelnden, dauernden, 
an fi ſelbſtändigen Interefjen der localen und ftändifhen Gemeinweſen fpielen müſſen, fo wird 
man aud hier wieder erfennen, daß eine tüchtige Staatöverwaltung Gemeinde: und ftändifches 
Leben vorausjegen und beides, ſammt der Staatdeinheit über und mit ihnen, als ihre Haupt- 
grundlagen anerfennen und feithalten muß. 

Gehen wir nun zu einer kurzen Prüfung der aufgeftellten Grundfäge an der Hand der Ge: 
ſchichte über. 

Die natürlihe Vorausſetzung einer auf locale Gemeinden und ſtändiſche Gliederung ſich 
fügenden Staatöverwaltung ift eine foldhe Ausdehnung des Landes und eine ſolche Größe des 
Volks, melde eine Mehrzahl von Localgemeinden und Ständen zuläßt. Die focial=politifche 
BVoraudjegung dazu ift aber einerjeits die fefte Anfäjiigfeit des Volks in einem beflimmten aus 
Gemeindemarfungen beſtehendem Gebiete und ein eine Mehrzahl von Berufen bervorbringen- 
der höherer Eulturgrad. In der Negel werden beide Arten von Vorausſetzungen zufanmen 

vogganden fein, indem inımer die eine die andere mit ſich zu bringen pflegt. Sowie aber in 
der ganz jelbftändig daſtehenden Bamilie oder Stammesverbindung der Staat gegeben ift, jo 
fann man auch in diefen urjprünglichiten Formen menſchlicher Geſammtweſen ſchon die Rudi: 
mente zu bejondern localen und ftändijchen Bergefellihaftungen entveden. Die eigentlihe Aus— 
bildung der legtern geht in ſehr verfchiedener Weije von ftatten ; Völker aber, welche in Berüh— 
rung mit ulturvölfern gekommen, ven Bamilien: oder Stammſtaatszuſtand und das mit dem— 
jelben gewöhnlich verbundene nomadiſche Kriegerthum zu überwinden nicht im Stande find, er: 
jheinen dem lintergange verfallen. 

Der allgemeine Zug jedes Culturvolks nah Gemeinden: und Ständeentwidelung 17) muß 
ſich hauptſächlich inſofern verfhieden äußern, je nachdem eine Staatöbildung überhaupt und 
vorherrſchend von dem organischen Gefege getragen ift oder nicht. 

Für die ganze Alte Welt galt nun vorherrſchend das Gefeg der mehanifhen Verbindung 
von Ländern und Völkern, alfo auch ein nur mechaniſches Verwaltungsfoften, oder mit andern 
Worten das Princip der materiellen Gewalt, wie nad außen jo nad innen. Liber dem Ge— 
danfen und Bedürfniß eines frievlihen Völferverfehrs ftand im ganzen Altertbum die PBräten: 
Non irgendeined mächtigen Volks auf Weltherrihaft — über dem Gedanken und Bepürfniffe 
eines freigeorbneten innern flaatlihen Lebens die Prätenjion irgendeined prädominirenden 
Iheiles des Volks auf den Alleinbefig der Freiheit und politifchen Macht. Ob diefer Theil ein 
Vrieſterthum, eine Friegeriiche Ariftofratie oder nur eine beftimmte Dynaftie, vielleicht gar nur 

der berrfhende Despot geweſen, ift für dad Verwaltungsſyſtem im ganzen ebenfo gleihgültig, 
wie ob die fragliche Gewaltherrſchaft von einer herrfhenden Stadtgemeinde felbft ausging und 
fi nur über eine Eleine Marfung, über ein wenig umfangreiches Gebiet mit unfreien Gemein- 
den oder über eine ganze Welt erftredte.1?) Demgemäß ging die ganze innere Entwidelung 
der Landesverwaltung auf eine an die natürlichen oder künſtlich gemachten Abtheilungen ſich 
anſchließende Ausbeutung der unterworfenen Lande, die ganze ftändifche Entwidelung des 
Volks auf vie Ausbildung einer herrſchenden und dienenden Klaffe, beides in der Form unlös— 
barer Gegenfäge. Die fiscalifhe Ausbeutung des Yandes gleicht einem Naubbau, die dienen- 





13) DOrganifationsideen Platon’s in defien Legg., V, 8, 16; VI, 15; VIII, 13. Uber römifche innere 
Staatsorganifation f. Vollgraff, Politifche Syiteme, II, 246, 249 fg., 268 fg., 343 fg. 

14) Der Wechfel im Befig des Landes it noch ein Reit des Nomadenthums. Geſtalten ſich durch 
dauernden Befig auf natürlichem Wege feite Rocalgemeinfcjaften mit particularen Nationalitäten, fo 
wird eine Art von Feudalismus entftehen, der eine Ariftofratie hervorruft, welche der Despotismug zu 
jerfören fuchen muß oder jelbft eine Mehrzahl von Desvotien hervorbringt. S. Braffeur de Bourbourg, 
Histoire des nations civilisees de Mexique, II, 431; vgl. mit Müller, Amerifanifche Urreligionen, 
©. 349. Bon der römifchen Staatsverwaltung fagt Zafteyrie, Histoire de la libert& politique, I, 4, 
treffend: „Le principe du gouvernement de Rome c'est la destruction de l’individu au profit 
de V’etat, la destruction des provinces au profit de Rome, la destruction de tous au profit de 
lempereur.” 
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den Maffen werden zur Sklaverei erniedrigt, und während der Herrſcher oder die berridende 
Klaffe in unnatürliher Hypertrophie unrettbar erfranfen, dürren die audgelogenen Provinzen 
und dienenden Bölfer zu leblofen Mumien zuſammen. Die Stagnation und der Untergang 
der Völker der Alten Welt ericheint ald die norbwendige Folge ihres falſchen Humanitätsprin— 
cips, weldes, den organischen Staatseinheitögedanfen ausſchließend, aud die freie Gemeinde 
und den felbitändigen Stand als Baſis des innern ftaatlihen Lebens ausſchloß. Daher fonnte 
weder die Allgemeinheit und Gleichheit der Sklaverei in ven orientalifhen Theokratien, nody die 
Allgemeinheit und Gleichheit ver Eivität im römiſchen Reiche ven Verfall aufhalten. 

Weſentlich anders geftaltete ich die Sache in den von den germanischen Völkern gegründeten 
modernen Gulturftaaren. Die auf die fränfiihen Könige übergegangene römische Welteinheite: 
idee wurde gebrochen 15) durch die Trennung dieſes Reichs und, injofern dieſelbe Idee auf das 
Deutſche Reich überging,, deren Realijation theild durch Die Selbftändigwerdung anderer Na: 
tionen, theil® durd die Entwidelungen im Schofe des Deutſchen Reichs ſelbſt vereitelt. Die 
innern Gründe diefer Erfheinungen liegen einerjeits in der Macht des germaniſchen Freiheite: 
gefühls, welches weder den ſiegenden noch den beſiegten Stamm zur Aufrihtung reſp. Extra: 
gung eines abjoluten oder jElavifchen Unterwerfungsverhältniffes veranlaffen konnte, anderer 
ſeits aber in der Macht der hriftlihen Humanitätsidee, die um fo flärfer innerlich gegen jede 
Gewaltherrſchaft wirkte, je weniger fie äußerlich dieſelbe anzugreifen ſchien. Überall eben 
wir locale und ſtändiſche Selbjtändigkeiten, welche einen lebendigen Antheil an allen Angele: 
genheiten desjenigen Gemeinweſens nehmen, dem ſie angehören. Waren ſie aber durch ben 
Gang der Entwidelung von diefer unmittelbaren Antbeilnahme ausgeſchloſſen, wie 3. B. die 
landſäſſigen Gemeinden und Stände von den Reichsverhandlungen, die hinterſäſſigen Gemein: 
den und Stände von den Territoriallandtagen, fo fand doch nicht nur immer eine gewiſſe Art von 
mittelbarer Vertretung ftatt, ſondern es verblieb auch, was viel wichtiger, allen dieſen Ge: 
meinden und Ständen reine gewiſſe Selbftändigfeit, die fi bei den großen Territorialgemeinden 
des Reichs allmählich bis zu einer ftaatlihen, bei den land: und hinterfäffigen Localgemeinden 
bis zu einer ſehr hoben corporativen Selbftändigkeit fteigerte, während die Stände der Terri— 
torien ald Land- oder doch Provinzialftände auftraten und jelbft in den einzelnen Localgemein— 
den, freien Städten wie unfreien Yandgemeinden, für die Verwaltung der localen Gemeinde: 
angelegenheiten eine Art von ftändifcher Nepräfentation der ſtädtiſchen Magiftratur wie dem 
Landes- oder Grundherrn gegenüber ftattfand. Gerade der hierdurd geförderte Selbflifoli: 
vungötrieb rief bei der immer dringender erſcheinenden Nothwendigkeit des ftraffern Zufammen- 
ſchluſſes von Land und Leuten die energifchern Gentralifationdbeftrebungen der Fürften hervor, 
melde darin von den Legiften, d. b. mit dem Nömifchen Recht vertrauten Juriften, unterftügt 
wurden, womit zugleidy ver Anfang einer Art von Bureaufratie gegeben erſcheint. Der Ber: 
lauf diefer Entwidelungen war übrigens in den verfhiedenen modernen Staaten feineswegs 
derjelbe. Begünftigt dur ihre Gefammtverhältniffe und durch die eigenthümliche Art, in 
welcher Wilhelm der Eroberer das Feudalſyſtem in England begründete, haben die Engländer 
bisher Gentralifation und Decentralifation, Bureaufratie und Selfgovernment am glücklichſten 
miteinander zu verbinden gewußt, obgleich die irifchen Zuftände, die Verhältnifie des Pächter: 
und Arbeiterflandes bis zur Stunde noch ungelöfte Probleme iind, das bisherige Selfgovern: 
ment von vielen Gngländern immermehr ald ſchadhaft und unzureichend betrachtet wird und 
Englands Verhältniffe zu feinen auswärtigen Beiigungen nur zu jehr an die Grundfäge der 
antifen Politik erinnern. Frankreich 16) hat zuerſt durch das abiolute Königthum und dann 
durch die Verfolgung des Princips einer allgemeinen Gleichheit alle ſeine rechtlichen Standes— 
verſchiedenheiten zu vernichten und in der Form der Departementaleintheilung jede provinziale, 
durch ſeine Gemeindegeſetze jede ortsgemeindliche Selbſtändigkeit aufzuheben verſucht. Allein in 
den ſocialen Zuſtänden ver franzöſiſchen Nation lebt immer noch der Geiſt ſtändiſcher Verſchie— 





15) Nichts beweiſt mehr die Vergeblichkeit aller geſetzgeberiſchen Organiſationen, wenn ihnen die 
realen Verhaltniſſe nicht entgegenfommen, als die am ſich trefflichen und nach den Zeitverhaltniſſen höchft 
vollendeten Berwaltungsorganifationen Karl's des Großen, wie fie aus defien zahlreichen Gapitularien 
erfichtlich find. Man gedenfe nur der das ganze Reich umfafenden Orafichaftseintheilung, der fünig- 
lichen Sendboten, der Heeres: und Gerichtsorganifation. Die mehr in der Natur der Verhältniffe lie— 
genden Gremtionen und Immunitäten nebft den Benefizien, reſp. Lehen mußten das ganze Syſtem bald 
brechen oder fonnten es vielmehr nicht zur Gonfolidation fommen laffen. 

16) Tocqueville, Das alte Staateweſen u. ſ. w., ©. 72 fg. Duvergier de Hauranne, Histoire par- 
lementaire, IV, 342. 
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denheiten; Die provinziell = eigenthümliche Mannichfaltigkeit ver Bevölkerung ift in der Departe— 
mentaleintheilung 17) noch nicht untergegangen ; der locale Gemeinſinn regt ih noch allent= 
halben erkennbar, und wenn wahrhaft patriotiiche franzöſiſche Staatsmänner in tiefem Schmerz, 
aber doch mit klarem Blick ven gegenwärtigen troſtloſen Zuitand ihrer Nation, wie er durd) eine 
übertriebene bureaukratiſche Gentralijation herbeigeführt worden ift, geihilvert haben, ſprechen 
ich alle einmüthig dabin aus, daß nur dur eine geeignete Decentralifation mit Selfgovernment 
Rettung möglich ſei.!s) Zeugt dies dafür, daß aud in Frankreich die organische Grundidee des 
germaniihen Gulturftaats nod nit untergegangen it, jo bleiben do dag Wann“ und ‚Wie‘ 
ihrer Realifation für dieſen Staat faum zu ergründende Probleme.t?) Deutſchland ſchwankte 
biöher zwiichen den von England und Frankreich vertretenen Syſtemen in dev Mitte. Nachdem 
die derentralifirende und telfgovernmentale Richtung das Reich gelöft?V) und eine Staaten: 
mebrbeit mit Unterwerfung und Aufhebung einer Maffe bisher faft vollkommen jelbftändiger 
Territorien und Stände hervorgebragt harte?!), wurde in diejen Staaten die ſchon früher in 
den grögern Territorien bid aufs Außerſte getriebenene Gentralifation und Bureaufratie, nun: 
mehr nad modernem franzöſiſchen Mufter, fortzufegen, veip. auf die neuen Staateeinheiten an— 
zuwenden verfucht. 2?) Ohne Zweifel waren Die mittelalterlihen Gemeinde: und Standesver— 
hältniffe nicht weiter anwendbar; fie hatten fich überlebt. Aber etwas von ihrem Geifte war 
unfterblib und mußte, wie es die eigentliche Seele ved wahren Conſtitutionalismus ift, fo mit 
dieſem in zeitgemäper Form wiedererſtehen und das ganze jtaatlidye Leben zu durchdringen ſu— 
hen. Daber ift ed für unfere Tage harakteriftiich, das man fait allenthalben in Deutſchland Re— 
formbeitrebungen bezüglich der Gemeindeorganifarionen in der Richtung nad Selfgovernment 
wahrnimmt und den größern localen Verbänden, Diftricten, Kreifen, Provinzen in Betreff ihrer 
eigenen Angelegenheiten eine höhere Bedeutung für Die gefammte Staatövermwaltung beilegt. 
Gine ſeht große Schwierigkeit dabei entfteht aber aus ver Verbindung ded Gemeindelebens mit 
den Standesverhältniffen, reip. der localen Anſäſſigkeit und Heimatsberehtigung mit den Prin— 
cipien der Berufs: und Gewerbefreiheit, der großen geichloffenen Orundbeiigungen mit den 
Gonfequenzen ihrer Einmarfung in einen beſtimmten Gemeindeverband, des Princips der mög: 
lichſt allgemeinen Berbeiligung an den Öffentlichen Angelegenheiten, namentlid an den politis 
ihen Wahlen mit der unvermeidlihen Anlehnung ver Organifation der Wahlen an die beite: 
benden Gemeinden, ver Nothwendigkeit einer gewiſſen Vertretung jedes Intereſſes von allge: 
meiner Bedeurung mit dem Mangel irgendeiner diefen Intereſſen entſprechenden Volksorgani— 
jation. Da nun mir der Selbftänpdigfeit der loralen Gemeinden unmeigerlih aud) die Anfor= 
verungen ded Staatd an diejelben zunehmen werden, die Befriedigung derfelben aber, abgejehen 
von einer wahren Gemeiniinn erheiichenden politiſchen Bildung, aud) eine organiſche Gliederung 
ter Bevölferungen verlangen müſſen, jo dürfte die Hauptaufgabe einer praftiihen Politif gegen— 
wärtig darin beftehen, durch Veranlaſſung und Unterftügung der unſern Zuftänden entipreden= 
ven Afioriation Das Übel der Ständeloſigkeit unjerer Völker allmählich zu bejeitigen. 
Anger der im October 1863 von der Öfterreihiichen Regierung an ven Reihstag gebraten 


17) Bot. über diefe Held, Legitimitär und Legitimitätsprinciv (Würzburg 1859), ©. 34. Laurent, 
L’eglise et l’etat, IH, 93. Tocqueville, Das alte Staatsweien, ©. 86, 144, 244. Die abjolute Macht⸗ 
Iofigfeit der gegenwärtigen franzöſiſchen Generalräthe, deren Dirertoren und Burcaur der Kaiſer er— 
nennt, it allgemein anerfannt. Am vollfommenften hat wol Royer:Eollard in der franzöftichen Kam: 
mer von 1817 die Idee der Gentralifation ausgefprochen, wenn er fagt: „Je souhaite que le gou- 
vernement du roi etc.... et qu’on puisse dire aussi de lui, que sur toute la surface de ce 
grand royaume il se meut comme un seul homme.“ Duvergier de Hauranne, Histoire parle- 
mentlaire, IV, 66. gi. auch die „Attributions de l’etat’’ bei Vacherot, La democratie, S. 260 fg. 

18) Bol. Odilon-Barrot, La centralisation. 

19) Guizot, Memoires, III, 137 fg.: „L’uniformite des esprits fait töt ou tard leur faiblesse 
ou leur servitude.‘' 

20) Nicht felten hatte eine mehrfache Landeshoheit die Einheit Heiner Localgemeinden, ja einzelner 
Hauer durchichnitten. 

21) Walter, Deutjche Rechtsgeihichte, I, 378. Waitz, Deutſche Verfaflungsgeichichte, II, 192 fg., 
u Held, Staat und Gejellichaft, II, 188 fa. En 

) Eın ganz eigenthümlicyes nach den verfchiedenen Provinzen wieder in manchem verichiedenes 
Juſtitut der innern Berwalinng ift Das der preußifchen Landräthe. Vgl. darüber Augsburger Allgemeine 
Jitung, Jahrg. 1863, Nr. 172, Hauptblatt, ©. 2844, und den Art. Landräthe und Kreisflände im 
‚Staatsskerifon‘‘ und in Wagener's Staats: und Gefellfchaftslerifon. Zöpfl, a. a. ge it, 181, 448. 
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Vorlage, melde die Grundlage zu einer neuen politifhen Organijation der Königreihe und 
Ränder „dieſſeit der Leitha‘ enthält?°), erfcheint aus unfern Tagen vorzüglid das jüngſt zu 
Stande gelommene und aud fchon publicirte 2*) großherzoglid badische Gefeß über die Orga— 
nifation der innern Verwaltung von großer Bedeutung. Da übrigens die Urtheile über daffelbe 
ſeht verfchieden jind und fein Vollzug vorerft auf unbeftinnmte Zeit verfchoben ift, fo dürfte hier 
nit der Ort fein, näher auf daſſelbe einzugehen.2°) 

Die gegenwärtige Theorie der Staatöverwaltung unteriheivdet zwei Hauptverwaltungd= 
ſyſteme, nämlich das fogenannte Provinzial: und das Realſyſtem. Nach jenem ift die Staats- 
verwaltung für jede Provinz eineihr eigentbümliche, die Provinz bald inniger, bald larer mit der 
oberften Staatögewalt verbindend; nad dem legtern wird die Verwaltung von oben herab für 
das ganze Land gleihmäßig nad ihren verfchiedenen Objecten organifirt und geübt. 2%) Aus 
Vorfiehendem ergibt jih, daß beide Syſteme, jedes für ſich allein Berechtigung verlangenp, 
die Extreme von Decentralijation und Gentralifation darftellen mürden und jedes derſelben 
nur in der rechten Verbindung mit dem andern zuläſſig fei. Das Provinzialfoitem ſetzt jeden— 
fall8 eine gewiſſe particulare Gigenthümlichkeit einzelner Staatätheile voraus und fann diefelben 
nicht weiter [hügen, als e3 die organifche und ftarfe Einheit des Staats zuläßt. Das Real- 
foftem findet feine Rechtfertigung in dem Ginheitöbedürfniß des Staats und muß demnach aud 
gerade fo weit gehen wie diejed. In concreto hängt natürlich alles von dem Zuftande des Staats 
und von deſſen Auffaſſung feitend der leitenden Bactoren ab. Immer erfcheint die richtige Mi- 
fung beider Syfteme ald die Aufgabe einer weifen Politik, würde aber niemals möglich, refp. 
zur Feftftellung einer trefflihen Staatverwaltung genügend fein, wenn man dabei von den 
forialen und ftändifhen Gliederungen des Volks gänzlich Umgang nehmen wollte.27) 

3. Help. 

Organifation der Gerichte, Sie bezeichnet?) die von dem Staate vermöge feiner 
Juftizhoheit zur Handhabung des Rechts und zur Fürforge für die Wirffamfeit der hierzu 
nöthigen Anftalten getroffene Anordnung der verfchiedenen Gerichte, welche zur Ausübung der 
Rechtspflege in einem gewiſſen Wirfungsfreife beftimmt find, den Inbegriff der Vorſchriften 
über die Befegung der Gerichte, über das Verhältniß der verichiedenen Inftanzen, jowie über 
das Verhältniß der Berichte zu den übrigen Behörden. Diefe Anordnung ift nun ein Gegen- 
fland der Geſetzgebung, daher auch in conftitutionellen Staaten nur durch Mitwirkung ber 
Kammern eine darauf bezügliche Beftimmung zu Stande fommen und die beſtehende wieder 
abgeändert werben fann.?) Hierzu gehört, daß nicht bloß die Zahl der Gerichte, fondern aud 
die Beftimmung, an melden Orten fie errichtet werden follen, ſowie die Zahl ver Richter, vie zu 
Rechtſprechung bei einen Gerichte nötbig find, nur durch Gejeg u. ſ. w., in conftitutionellen 
Staaten mit Zuftimmung der Kammern feftgeftellt wird. Alle dieje ſcheinbar unbedeutenden 
äußern Verhältniffe haben den wichtigſten Einfluß auf die Rechtſprechung und die Erreihung 
der Zwecke der Juftiz, weil nur davon, ob in großen Gerichtsbezirken Gerichte angeordnet find, oder 
in kleinen Bezirken Gerichte beftellt werden, die Vortheile für die Rechtſuchenden in Givilfachen 
abhängen, indem die Schwierigkeit, jein Recht zu erlangen, und der Zwang, an weit entfernte 
Gerichtsſitze zu geben, leicht denjenigen, der das Recht auf feiner Seite hat, von der Rechtsver— 
folgung abhält, während in Strafiadhen die Möglichkeit, begangene Verbrechen ſchnell und ficher 


23) Die Grundzüge berfelben f. Augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1863, Nr. 305, ©. 5049. 
Das neuefte Project einer auf Selbfiverwaltung gegründeten Organifation f. bei Frans, Die Onelle 
alles Übels (Stuttgart 1863), ©. 215 fg. 

24) Großherzoglich badifches Regierungsblatt, Jahrg. 1863, Nr. XLIV. 

25) Dal. hierher die Beilage Nr. 581 zum Brotofoll der 35. Sigung der badifdhen Erften Kammer 
vom 9. Juli 1863 (Gommifftonsbericht des Hofraths Dr. Bluntfchli). Augsburger Allgemeine Zeitung, 
Jahrg. 1863, Beilage Nr. 97, S. 1604 fg. und Hauptblatt Nr. 304, ©. 5030 fg., Nr. 1313, ©. 5178. 

26) Gerftner, Die Grundlehren der Staatsverwaltung (Würzburg 1862), I, 155 fg. Über das Ber: 
haältniß zwifchen Verfaſſung und Verwaltung f. Held, Spftem I, 26 fa. Derfelbe, Staat und Gefelt: 
fehaft, II, 488 fg. 

27) Man denke z. B. an die Adelscorporationen in Rufland, an die Handels: und Gewerbsräthe, 
die weſentlich fänbifchen Rand» oder Provinzialräthe, die landwirthichaftlichen und fonftigen Gultur- 
zweden dienenden Vereine bei ung und deren Wichtigfeit für die innere Verwaltung. 

1) Garrc, Les lois de l’organisation et de la competence des jurisdictions civiles (Paris 
1826) ©. XXX. Zöpfl, Staatsredht, II, 617. Zachariäs, Staatsrecht, II, 201. Bluntfchli, Allgemei> 
nes Staatsrecht, II, 101. 

2) Feuerbach, Kleine Schriften (Nürnberg 1833), Nr. 7. 
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zu entbefen, weſentlich dadurch bedingt ift, daß in der Nähe ſich Beamte befinden, welche ſogleich 
nad zerübter That die Anzeigen und Beſchwerden aufnehmen und die Beweiſe jammeln können. 
Auch die Gründlichkeit ver Rechtſprechung hängt davon ab, wie viel Richter zur Urtheilsfällung 
gebören. Alte dieſe Rückſichten rechtfertigen den Satz, daß die Gerichtsorganiſation nur durch 
Geſetze feſtgeſtellt werden kann, obgleich immer noch die vollziehende und aufſehende Gewalt im 
Staate in die Lage kommen wird, auch durch Verordnungen manche auf die Rechtspflege bezüg— 
liche Punkte zu ordnen, z. B. die Gerichtstage, oder bei Collegien die Bildung von Senaten, 
die Att der Abſtimmung zu beſtimmen und durch Verfügungen eingeſchlichene Misbräuche zu 
rügen oder zur Beſchleunigung des Geſchäftsganges Vorſchriften zu erlaſſen. Auf die Organi— 
jation der Gerichte haben mehrere wichtige zum Theil ſelbſt politifche Verhältniffe Einfluß. Die 
Regierungsform eines Staats fteht an der Spige diefer Verhältniſſe. Während in Monardien 
dad Ernennungsrecht der Richter von dem Negenten audgeht, ift ed in der Republik das Volk, 
welches die Richter wählt. Begreiflich wird bei der legten Einrichtung die politifche Parteien— 
anſicht bei ver Befegung der Richterftellen einen großen Einfluß üben und kann daher leicht der 
gründligen und unparteiijhen Redtöpflege nadhtheilig werben, injofern die Wählenven oft 
vorzugsweiſe auf die mit den ihrigen zufammenflimmenden politifchen Anſichten ver Candidaten 
Nüdfihten nehmen und weniger die Eigenſchaften des Geiſtes und ded Gemüths beadten, 
welde zum tüdtigen Richter gehören, daher auch die Unabhängigfeit der Richter leicht leidet, 
vorzüglich wenn nach den Ablauf gewiller Jahre ver gewählte Richter von feiner Stelle abtreten 
muß, wenn ex nicht wieder neu erwählt wird, ſodaß derjenige, welcher Wiedererwählung wünjcht 
und um die Gunft ver Wählenden bublen muß, in die Lage fommen kann, bei feinen Urtheilen 
ich jo zu benehmen, daß er der Gunſt derjenigen ficher ifl, von denen jeine fünftige Erwählung 
abhängt. Ohnehin kann aud da, wo die Wahl großer VBerfammlungen über die Befegung der 
Gerichte entſcheidet, leicht der Nachtheil eintreten, ver überhaupt bei Wahlen vorfommt, in denen 
Stimmenmehrheit ven Ausſchlag gibt, nämlich, daß dad Buhlen um Stimmen von feiten folder 
Wähler, die gar nicht im Stande find, richtig zu würdigen, welche Eigenſchaften zum Richteramte 
gehören, ver Zudringlichkeit, der Einwirkung von Bamilien oder einzelnen, die das Volf leiten, 
und der Anwendung unwürbiger Mittel Einfluß gewährt. Im diefer Beziehung find aud die 
Berhandlungen in Nordamerifa in Bezug auf die Wahl der Nichter lehrreih, indem immer 
mebr die Anficht fiegt, daß die Wahl der Richter dur das Volk auf gewiſſe Zeit gefährlich ift. 
In Bezug auf Amerika liefert gute Nachweiſungen Lieber ?), und über die Schweiz verbanft man 
ie der Schrift von Cherbulie;.*) In Frankreich, wo 1791 die Wahl der Richter durch das Wolf 
eingeführt wurde, lehrte bald die Erfahrung die Unzweckmäßigkeit diefed Syftemd.®) Das 
Berhältniß der Juftizorganifation wird ferner beflimmt durch Die Stellung, welche der rihterlichen 
Gewalt eingeräumt wird. Die Gerichte find es, welche eine heilſame Gontrole ausüben ©), 
infofern fie gegen gefegmwidrige Handlungen der Staatöbehörven den Bürger fügen, der, indem 
er an das Gericht ſich wendet, darauf rechnen fann, daß der Richter die Rechtmäßigkeit eines 
ergangenen Actes prüfen und da, wo er bie Illegalität erfennt, die dadurch geftiftete Verlegung 
aufheben wird, durch diefe Befugnig aber am beften unerlaubten Eingriffen der Behörden in 
die Rechtsſphäre der Bürger entgegenwirft und über die Art, wie die Gefege gehandhabt werben, 
wacht. Diejes ift noch mehr da der Ball, wo den Gerichten jelbft eine politifche Stellung, wie in 
Nordamerika”), eingeräumt ift, ſodaß fie es find, melde ſelbſt entiheiden, ob ein in einem 
Staate erlaffenes Gefeg gegeben werben fonnte, ob es nicht vielmehr der Berfaflung Amerikas 
widerfpriät.%) Den beveutendften Einfluß hat auf die Geridhtdorganifation die Art der Theil: 
nahme des Bolfes an der Rechtſprechung. Es fommt darauf an, ob die Bejeggebung des Landes 
die Urtheildfällung durch Geſchworene anerkennt. Je miehr der Gefeßgeber die Trennung ber 
That- und Rechtsfragen annimmt und die Wichtigkeit des Einfluffes derjenigen anerfannt 
wird, welche über die Thatfrage (richtiger über die Schulnfrage) zu entſcheiden haben, deſto 





3) Lieber, On civil liberty, ©. 243 (in der deutjchen Überjegung von Mittermaier, Sohn, ©. 186). 

4) Gherbuliez, De la democratie en Suisse, II, 167. 

5) Laboulaye in feinem Buche Le parti liberal, S. 254, jagt: „On faisait du juge un serviteur 
du pe Sy et de Lopinion.“ 

herbuliez in feinem Werfe Theorie des garanties constitutionelles (Paris 1833), II, 63, 

— umſtaͤndlicher von dieſer Controle. 

T) Tocqueville, De la Democratie en Amérique, I, 138. 
u —— gegen dieſe politiſche Stellung der Gerichte im Archiv für civiliſtiſche Praxis, 

l, 2 
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mehr wird das Gebiet der Rechtſprechung der eigentliben Richter bejhränft werden. Die 
Mirkiamfeit der Gerichte wird da, mo Geſchworene über Ihatfragen entiheiden, nur bei der 
Ginleitung des Proceſſes und der Inftrirction des Verfahrens, ſowie in Bezug auf Urtheils— 
fällung da ih äußern, wo fein Streit über Thatfragen vorliegt und nur eine Rechtsfrage zu 
entjheiden ift, oder mo ed nur darauf anfommt, den Ausfpruh der Geſchworenen über vie 
Ihatfragen unter die Gefege zu jublumiren und als Ergebniß dieſer Subfumtion das Urtbeil 
zu fällen. Auf diefe Art war einft in Rom, folange judices pedanei über die Thatfragen ur: 
theilten, das Geſchäft des magistratus beihränft, und noch jegt haben die Richter in England 
und Frankreich, ſoweit Geſchworene urtheilen, eine beihränftere Ihätigfeit. Da, mo Geihworene 
urtheilen, wird daher die Zahl der Richter weit Fleiner als in Rändern fein, in welchen, wie z. B. 
in Deutſchland, die Rechtſprechung über That: und Rechtsfragen in den Händen der angeftellten 
Richter ich befindet. Ein bedeutender Grund, welcher in Rändern der legten Art eine größere 
Richterzahl fordert, fällt da weg, wo Geſchworene urtbeilen.?) Selbft die Appellation erhält 
eine andere Bedeutung da, wo Geihworenenverfaflung beſteht; denn es ift unverträglidh mit der 
Idee des Geihworenengerichts, daß gegen die Entiheidung über die Thatfrage noch ein Rechts— 
mittel geftattet werde; der Audipruch des Volks, welches in ven Geſchworenengerichten urtbeilt, 
muß unumftöplid fein, wenn fein Kormfehler zu Grunde liegt, welcher eine Geſetzesübertretung 
enthält, daber Rechtsmittel nur zuläffig Tein fünnen gegen Ausſprüche der Richter über 
Rechtspunkte, daher auch eine kleinere Richterzahl für die Beſetzung der Gerichte zweiter Inftan; 
nothwendig wird. Die Stellung der Richter wird da, wo Gefchtworene vorfommen, verſchieden 
fein, je nachdem eine Oppofition der Staatdrichter und Geihmorenen und felbft ein gewilles 
Mistrauen ver Gejepgeber gegen die Geihmworenen vorfommt, oder volles Vertrauen zu den 
Geihworenen und die UÜberzeugung beftebt, daß die Geſchworenen die Schuldfrage richtig nt: 
ſcheiden, zugleich die Anficht gilt, dag der Wahrfprud durch Zufammenmwirkung der Geſchworenen 
und der Staatsrichter zu Stande kommt. Nach der erften Anſicht, die in Frankreich und vielfach 
in Deutidland vorfommt, wird der Umfang der Thätigfeit der Staatsrichter ausgedehnt fein, 
während nach der zweiten in England geltenden Aniicht die Stellung des Richters eine be- 
ihränfte it. 19%) Bon Einflug auf die rihterlihe Organiſation ift noch die Grundanſicht von der 
Aufgabe des Richteramts. Geht man von einer iharfen Trennung der Gewalten aus, fo kommt 
man, wie in Frankreich, dazu, daß dem Richter nur die logifhe Function 19) der Subfumtion 
der Thatfahen unter Gefege, nad vorgängiger Prüfung der vorgelegten Beweiſe und nach 
Auslegung der Gejege, beigelegt wird, ſodaß mit der Urtheilsfällung auch die richterliche Thä— 
tigfeit beendigt ift und die Volljtrefung der Lirtheile nicht mebr zur Function des Richters, 
fondern zum Wirfungskreife ver vollziebenden Gewalt gehört, infofern nicht im Kaufe des Ber: 
fahrens über die Vollftrefung wieder ein Streit über einen einzelnen Punkt entfteht. 12) Eine 
andere Anſicht liegt dagegen, 3. B. in Deutſchland, vem Richteramte zu Grunde, indem man ald 
Zwed ver Rechtspflege nicht blos die Urtheilsfällung, fondern die Realiiirung des Rechts ver 
Partei, die durch das Urtheil als die berechtigte anerfannt wurde, unter Anfehen ded Staats auf 
dem Wege der Vollftredung anfieht und daher auch die Vollftrefung der Urtheile als einen 
Abſchnitt ded ganzen Verfabrend erkennt, wodurch begreiflich der Geſchaͤftskreis der Richter ſehr 
erweitert und das Bebürfnig einer größern Richterzahl vermehrt wird. Nicht unbeadhtet darf 
nod eine Anficht bleiben, welche der vichterlihen Gewalt eine erelufive Stellung im Staate 
in der Art einräumt, daß man nur die von dem Staate angeftellten Richter als diejenigen be: 
trachtet, an welche alleRechtöftreitigfeiten gebracht werben follten, indem man nur ihnen als der. 
im Namen des Staats urtbeilenden Beamten jene Gigenihaften zutraut, durch deren Befig in 
Bezug auf die Richter die Bermuthung begründet ift, daß die von ihnen gefällten Urtheile die 
Wahrheit jo enthalten, daß darauf die Anwendung des Zwangs zum Vortbeile des Sieger? 
gebaut werden darf. Selbſt finanzielle Rüdfihten, welche in der Verwaltung der Juftiz durd 
die von den Parteien bezahlten Sportelu ein Mittel der Vermehrung der Staatseinnahmen 


9) So fommen in England nur 15 Richter vor, welche ausgejendet werden, theils um ten Aſſiſen 
zu präflbiren, theils über die ftreitigen Rechtsfragen zu entſcheiden. 

10) Ricytig bemerft das Laboulaye in Le parti liberal, ©. 19, 

11) Eine jolche erfennt auch nur an Rotted in feiner Ausgabe von Nretin, Staatsrecht der conſti— 
tutionellen Monarchie (zweite Auflage 1840), IL, 209. 

12) 3. B. ob ein gewifles gewähltes Erecutionsmittel gefeglich zuläffig iſt — oder ob die zur Voll: 
ſtreckung gezogene Sache dem Berurtheilten gehört. 
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erfennen, geiellen ich zu den Gründen, nad weldhen man midtrauifh allen Ginrihtungen 
entgegenwirft, die, wie man glaubt, die Gewalt ded Staats beſchränken, wohin man aud 
die Befugniß rechnet, day ausſchließend nur die von dem Staate angeftellten Richter urthei- 
len. Richtiger betrachtet man die Stellung des Richteramts nur jo, daß der Staat durd die 
Errihtung von Gerichten deren gute Bejegung verbürgt, daß die Rechtſuchenden ſelbſt gern 
mit Bertrauen ji an diefe Gerichte wenden, jedem, welder in feinen Rechten ſich beein- 
trächtigt glaubt, ein Mittel anbietet, feinen Proceß entfcheiden zu laſſen und den Gegner 
zu zwingen, vor diefen Nichtern Necht zu nehmen, ohne dabei die Procefführung vor den 
Gerichten als ausjhliegend zur Rechtſprechung geeignete Einrichtung vorzufchreiben. Näch 
dieſer Anſicht wird die Geſetzgebung auch andere Mittel geſtatten, durch welche ein Rechtsſtreit 
zweckmäßig entſchieden werden kann, ohne daß die Parteien nöthig haben, ſich an die vom Staate 
beſtellten Gerichte zu wenden. Dahin gehört z. B. dad Schiedömännerinſtitut, welches in 
Preußen jeit 1826 beſteht, und mande wohlthätige 13) Früchte trägt 1%), infofern die leichte 
Zugänglidfeit der Schiedsmänner, die Vertrauen einflößende Individualität dieſer Berfonen 
und der Umſtand, daß feine Koften dabei entjteben, die Rechtſuchenden leicht veranlaft, an die 
Schiedsmänner ih zu wenden, um den Unbequemlichkeiten der langfamen und Eoftipieligen 
Proceßführung zu entgehen. Daber nad) vorliegenden Tabellen eine große Zahl von Proceffen 
von 1829—37 verglihen worden ift. 2°) In neuerer Zeit ift durch das Strafgejegbuc die 
Anwendung des Inſtituts 16) dadurch ausgedehnt worden, daß wegen Beleidigungen, ſoweit der 
bürgerlide Rechtsweg offen ift, vorerft die Vermittelung durch Schieddmänner verſucht wer: 
den muß.17) Im dieſe Klaffe gehört auch das im Herzogthum Meiningen beftehende friedens— 
gerichtliche Inftitut. 19) Nach einer vorliegenden Tabelle wurden in Meiningen 1842 von 5368 
angemeldeten Saden 968 durch Vergleich beendigt. Daraus erklärt ed jih aud, warum in 
Baden 9) und in Helfen *®) der Antrag auf Einführung ähnlicher Inftitute in den Kammern 
vielfache Unterſtützung fand, obwol mande Schwierigkeiten, welche jih der Ausführung der 
Idee entgegenfegen, nicht unbeachtet bleiben dürfen. 2!) Die Organijation der Gerichte, wie fie 
in vielen Ländern Europas vorfommt, beruht nicht auf einer durdgreifenden Gejeggebung, 
welche von einem beftimmten Prineip aus die Forderungen der Zweckmäßigkeit berückſichtigte 
und danach dad Verhältnig der verſchiedenen Gerichte Feftfegte; fie ift vielmehr nur ein Ausflug 
der allmählihen Ausbildung zufälliger Verhältniffe, die in einem Staate vorfamen und ver— 
ihiedene Gerichte in das Leben riefen. Diefes ift 3. B. in Deutſchland der Fall, wo allmählid 
die alte Schöffenverfaffung verfiel und num die Richter, welche früher nad) der deutſch-rechtlichen 
Verfaſſung nur die Procejfe einleiteten, den Schöffengerichten präfldirten, die von den Schöffen 
gefundenen Urtheile ausſprachen und vollzogen, in den meiften Ländern feit der Zeit, ald die 
Schöffen nicht mehr richteten, ſelbſt die Urtheile fällten und über That: und Rechtsfragen ent— 
{bieven. Auch die Obergerihte, welche als ſolche heutzutage vorfommen, waren häufig 
urſprünglich nur die regelmäßigen Gerichte für privilegirte Berfonen, bis fie fpäter zugleich 
Gerichte zweiter Inftanz für Perfonen wurden, die ihren orbentlihen Gerichtsſtand in erfter 
Inftanz vor den gewöhnlichen Lintergerichten hatten. Der alte Grundfag, daß jeder von feined- 
gleichen gerichtet werde, und das man für befondere Verbältniffe und die Daraus entfpringenden 
Streitigkeiten auch eigene Gerichte aufftellte, 3.8. in Lehns-, in Reichsſachen, erzeugte jene 
große Zahl von fogenannten privilegirten Gerichten, deren Beſtehen in einzelnen Ländern ber 


13) Jande, Uber das Schiedemännerinftitut in Preußen (Berlin 1835). Heffter, Breußifcher Civil— 
proces, $. 41. 

14) Das ein übereinftimmendes Urtheil der Obergerichtspräfidenten über die Nüglichkeit des Inſti— 
tuts nicht vorfommt, bemerkt der preußiiche Juſtizminiſter in feinem Bericht an den König über bie 
SJuftigverwaltung in Preußen von 1836, ©. 95. 

15) Nach der Juftigverwaltungsitatiitif des preußifchen Staats von Starfe, ©. 58, wurden in den 
Provinzen Preußen, Bommern, Schlefien, Brandenburg, Sachſen von 214403 angemeldeten Sachen 
174680 verglichen. In der Provinz Preugen allein wurden drei Viertel aller Sachen von den Schieds— 
männern verglichen, Weitere Mittbeilungen werden im Art. Vergleichsgericht gegeben werben. 

16) Strafgejegbuch von 1851, Ginführungsedict, Art. 18. 

17) Einfchyränfungen im Archiv für preußifches Strafrecht, VIIL, 614. 

18) Meiningen, Gejeg vom 22. Juni 1835. 

19) Hier ftellte Welder in der Zweiten Kammer auf dem Landtage von 1837 den Antrag, der von- 
beiden Kammern angenommen wurde. 

20) Linde in dem Archiv für ciwiliftifche Praxis, XX, 308— 316. 

21) Mittermaier, Der gemeine beutfche Procef (dritte Auflage), I, 172. 
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Einheit der Zuftiz ebenje nachtheilig war ald die Patrimonialgerihtsbarkeit, die ven Staat in 
eine große Zahl von Fleinen Gerichtäbezirfen auflöfte, in denen weder die Stellung der Patri— 
monialrichter, noch der häufig vorkommende Wunfc der Gerihtöherren, die Gerichtsbarkeit 
möglichft einträglich zu machen, ven Unterthanen Bürgſchaft einer guten unparteiifchen Juftiz 
gewährte. Auf diefe Art findet man in Deutichland feine gleihförmige Gerihtöorganifation ??), 
und nur in einigen Bunften findet man in den meiften Staaten, in welchen nicht die Geſetzgebung 
energifcher eingegriffen hat, eine Übereinflimmung, nämlich daß bei den Untergeridten, welche 
nicht collegialifh organifirt, fondern nur von Einem Richter befegt find, die Juftiz und Ber: 
waltung vereinigt ift, daß die Gerichte zweiter Inftanz zugleich Gerichte erfter Inftanz für Die 
Privilegirten find, und ald Gerichte dritter Inftanz die Oberappellationd= oder Oberhofgerichte, 
oberfte Juftizftelle, vorfommen. 23) Erſt vie neuere Zeit hatte in einigen Staaten die Noth— 
wendigkeit einer durdhgreifenden, auf beifere Grundlagen gebauten Gerichtsorganiſation ge: 
fordert, Branfreid war es, in welchem zuerft eine den Forderungen der Zeit entſprechende Dr: 
ganifation zu Stande kam, welche darauf gebaut ift, daß in erfter Inftanz in größern Gerichts— 
bezirken collegialifh organiſirte Gerichte aufgeftellt find, welche alle Civilproceſſe entſcheiden, 
in Straffadhen die Unterſuchung führen und für folde Straffahen, welde nit bloße Polizei: 
frafen, aber auch nicht peinliche Strafen nad) jich ziehen, als Zuchtpolizeigerichte entſcheiden. 2*) 
Neben diefen Eollegialgerichten befteben aber zur Bejeitigung der Nachtheile zu ausgedehnter 
Gerichtsbezirke Frievensgerichte als Ginzelrihter zur Entſcheidung einfaher Givilftreitigfeiten 
unter einer gewiffen Summe und gewilfer Saden, bei denen eine ſchleunige Entſcheidung notb- 
wendig wird. Als Gerichte zweiter Inftanz beftehen Appellationdgerichte, welche in Civilſachen 

in zmweiter Inftanz über die von den erften Inftanzgerihten gefällten Urtheile auf eingelegte 

Rechtsmittel entiheiden, an welde ferner die Appellation gegen zuchtpolizeiliche Urtheile gebt, 
und welche zugleid in einer befondern Abtheilung über die Berjegung in den Anklageftand 
urtheilen. An der Spige des Gebäudes ſteht der Caſſationshof. Diefe Organijation liegt 
im mejentlihen ven Gerichten zu Grunde, melde in den deutjhen Nheinprovinzen vorfommen, 
die ehemals zu Frankreich gehörten, und findet ſich jedoch überall mit Modalitäten in ven 
Niederlanden 25), in Belgien 26), in verSchweiz 27) und in Italien, z. B. in Toscana 28), wo die 
Gerichtsverfaſſung ſehr umftändlih im Jahre 1838 organijirt wurde. In Frankreich jelbft 
wurde die Gerihtäorganifation vielfach Gegenftand von Berathungen und ſelbſt Anverungen 

in der Geſetzgebung. Indbejondere waren 1848 Vorfhläge zu tief eingreifenden Anderungen 

gemadt, bei denen die Rüdjicht auf Kofteneriparung vorwalten, namentlih in Bezug auf den 

Vorſchlag, daß die Bezirkögerichte aufgehoben und in jedem Departement nur Ein Bericht erfter 
Inſtanz errichtet werden follte; zugleich Famen wieder Vorſchläge auf Erweiterung des Inftitutö 
der Gejhworenen vor. 29) Im der Gejeggebung Frankreichs war vorzüglich die Erweiterung 
der Competenz der Friedensrichter Gegenitand mehrerer neuen Geſetze. *0) 


22) Gine brauchbare Überficht der Gerichtsverfaſſungen deutſcher Länder ſ. in Kratzſch' Tabellari: 
icher Überficht des Juſtizorganismus der fämmtlichen deutfchen Bundeeftaaten (Leipzig 1836). Hauff, 
Die Gerichtsverfafjung der ſammtlichen deutfchen Staaten (Fürth 1856). 

23) Nachrichten über Gerichtöverfaflung einzelner Länder f. bei Hufnagel und Scheurlen, Gerichte: 

verfafjungen der deutjchen Bundesftaaten (Tübingen 1829). Wagner, Die Lehre von den Civilgerichts— 
ſtellen in ben öfterreichiichen Kaiferftaaten, bearbeitet von Haimer! (2 Bde., Wien 1834). Falf, Die 
Gerichtsverfaffung der Herzogthümer Schleswig und Holftein (Nitona 1835). 
24 Die Hauptgeſetze find: Geſetz vom 27. Bentofe des Jahres VIII; Decret vom 30. März 1808 
über Polizei und Disciplin der Gerichte; Geſetz vom 20. April 1810 sur l’organisation judiciaire. 
Vorzügliche Werte: Garnot, De la discipline judiciaire (Paris 1825). Eyraud, De l’administra- 
tion de la justice et l’ordre justice (4 Bde. Baris 1825). Garri, Les lois de l'organisation et de 
la competence des jurisdictions civiles (2 Bve., Paris 1833—39). Heurion de Panfey, De l’auto- 
rite judiciaire en France (dritte Auflage, 2 Bde. , Baris 1827; neue Auflage, 1843). Bonier, Elö- 
mens d’organisation judiciaire (1853). Negnarb, De l’organisalion judiciaire (1855). 

25) Gelege von 1827 und 28. April 1835 in der Zeitfchrift für auslaͤndiſche Gefeggebung, VILL, 87. 

26) Geſetz vom 9. Aug. 1832. 

27) Nadyweifungen im Archiv für eiviliftifche Praris, XVII, 129, 

28) Bom 2. Aug. 1838. 

29) Ich habe im Archiv für civiliftifche Praris, XXXII, 440—444, den Bang der damaligen Ber 
rathungen gejchildert; vgl. noch Regnard, De l'organisation judiciaire, S. 97. 

30) Insbefondere durch Gelege von 1838 und 1855. Überall zeigt ſich, daß in Franfreich Unflars 
heit über die Stellung der Friedensrichter herrfcht. Negnard, S. 110. Borbeaur, Philosophie de la 
procedure, &. 130. Lavielle, Etudes sur la procedure civile, ©. 63, 
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In Deutjhland hatte Die große politiſche Bewegung auch einen Einfluß auf die Gefeggebung 
über Gerihtöverfaffung. Die gerechten Forderungen auf Einführung ber öffentlichen, mündlichen 
und Schwurgerichte und auf Befreiung der Juftiz von den Ginmifhungen der Verwaltungs 
behörven führten dazu, aud eine andere, der Erfüllung ber bezeichneten Korderungen entipre: 
ende Gerichtöverfaflung einzuführen. In den in Frankfurt beſchloſſenen Grundrechten waren die 
Punkte bezeichnet, auf welche die Verbeſſerungen in der Fünftigen Gerichtsorganifation gerichtet 
jein müßten. 31) In den einzelnen Staaten zeigen die damals vorgelegten Geſetzesentwürfe wer 
nigſtens an, daß nad der in den Grundrechten angebeuteten Richtung (die franzöfiſche Ein— 
richtung ſchwebte dabei im weſentlichen vor) die Gerichtsverfaſſung umgeflaltet werben jollte. 
Dies zeigen die Entwürfe in Ofterreih, Preußen, Baiern, Sachſen, Heflen, Hannover, Braun 
ihmeig, Baden. ??) Mehrere Staaten begnügten ſich (theild aus Furcht vor den großen Koften, 
theils wegen der Schmwierigfeit, eine völlige Umgeftaltung durchzuführen) mit einigen jehr 
ungenügenden Verbejlerungen. ??) Bon den deutſchen Staaten, welde folgerichtig ein vollftän- 
Diged mit den Forderungen des entiprechenden Verfahrens im Einklang ftehendes Syftem der 
Gerichtsverfaſſung durhführten, find Hannover 2) und Braunjhweig *0) anzuführen, zu 
welchen jpäter noh Oldenburg hinzufam. In Baiern war 185096) ein auf richtigen Grundlagen 
gebauter Entwurf den Kammern vorgelegt und von diefen nad) einer umfichtigen Berathung 
angenommen 7), aber nicht zur Ausführung gelangt. Im Jahre 1856 wurde ein neuer Entwurf 

vorgelegt, worin die Trennung der Verwaltung von der Juftiz ebenjo wenig ald die Aufhebung 
der privilegirten Gerichtsſtände ausgeſprochen, die nicht flreitige Gerichtsbarkeit ven Ginzel- 
richtern belaflen, aber doch eine Art Gollegialverfaffung für die richtigen Rechtsſtreitigkeiten an— 
erfannt wurde. Das am 1. Juli 1856 verfündete Gefeg 39) trat in Wirkjamfeit, aber die Gr: 
fabrung lehrte bald die Nachtheile einer auf Halbheit beruhenden Gejepgebung. Im Jahre 1861 
fehrte man in Baiern zu den richtigen Grundfägen zurüd, die 1848—49 vorſchwebten, und 
das am 10. Nov. 1861 verkündete Gefeg ??) führte die Trennung der Juftiz von der Vers 
waltung, die Collegialverfaſſung aud für Givilftreitigfeiten in erfter Inftanz und im weſentlichen 
die Scheidung der freiwilligen Gerichtsbarkeit von der flreitigen duch. Die neueften deutjchen 
Keiftungen der Gejeggebung auf dem Gebiete ver Gerichtöverfaflung find die badische, die wür— 
tembergifhe und kurheſſiſche. Das badiſche Gejeg murde am 19. Mai 1864 verfündet. Nach 
diefem Gejeg ift Gollegialverfaflung für die Gerichte der erften Injtanz zum Orunde gelegt, 
ſodaß auch GEivilftreitigfeiten in erfter Juſtanz von Gollegialgeridten entſchieden werden, 
die Gompetenz der Einzelgerichte ift aber in Civilſachen ſehr ausgedehnt (bid 200 Fl.), und 
in Straßfaden richten über Polizeiübertretungen Schöffengerichte (davon unten). Ginen we— 
fentlihen Einfluß auf die ganze Drgantijation hat die von der Miniftern vorgefhlagene und 
von den Kammern in ihrer Mehrheit gebilligte Ausſchließung der Appelfation gegen Ur— 
theile der Bezirkögerichte in Bezug auf die Ihatfrage. Dadurd war das Bedürfniß der Auf: 
fellung von Gerichten, an melde die Appellation von ven Bezirfögeriten (wie in Frank— 
reich an die Appellationdgerihte) ging, infofern weggefallen, ald man für die jogenann= 
ten correctionellen Fälle fein Berufungsgericht brauchte. Das Gejeg kam zu dem Auswege, 
die Appellation gegen Urtheile eined Collegialgerihts (Kreisgerichts) an ein anderes im 
Range gleihftehended als Appellationsgericht gehen zu laffen. Ein eigentliher Caſſations— 
hof wurde nicht errichtet. *%) Der würtembergifhe Entwurf*?) beruht ähnlich dem badischen 


31) Grundrechte, Art. 9, 88. 4— 49. ; 

32) Eine Darftellung des weſentlichen Inhalts diefer Entwürfe habe ich gegeben im Archiv für Ci— 
vilpraris, XXX, 248—267. » 

33) Dahin gehören mehrere deutiche Staaten, z. B. der ſächſiſche, Würtemberg und Baden; ſ. Nach—⸗ 
richten in der Note 22 angeführten Schrift von Hauff. 

34) Das geltende Geſetz ift vom 8. Nov. 1850. Über die Abänderungen 1858. Archiv, XL, 432. 

35) Gejeg vom 21. Aug. 1849. . 

36) Das geltende Gefeg vom 29. Aug. 1857. Uber die Arbgiten von 1855 vgl. Archiv, XLI, 245; 
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36) Darüber Archiv, XXXIII, 283. 

38) Darüber Evel, Das bairifche Geſetz vom 1. Juli 1856, mit Gommentar (Nördlingen 1857). 

39) Edel, Sommentar zu dem bairifchen Gefeg vom 10. Nov. 1861 (Nördlingen 1862). 

40) In den Verhandlungen der Kammer zeigte fidy eine (wol zu weit getriebene) Nachgiebigfeit 
gegen die Vorfchläge der Regierung. Mittheilungen über den Gang der Verhandlungen in Brzug auf 
den Entwurf von 1848 im Archiv, XXXII, 263. 

41) Der revidirte Entwurf ift vom 26, März 1868. 
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darauf, daß in jedem Oberamt a) ein Bezirksgericht als Ginzelgericht errichtet wird, das in 
Eivilfahen über Summen von 75 Gulden und über geringere Strafjadhen mit Schöffen ent: 
ſcheidet. b) Kreidgerichte ald Collegialgerichte befteben mit Abtheilungen in Raths- und An: 
Hagefammern, in Straffammern für Entiheidung von Straffällen, die nit an Bezirks— 
gerichte und nicht an Schwurgerichte gehören, und Givilfanımern zur Entſcheidung der Strei: 
tigfeiten, welhe nit an Bezirfögerichte gehören, und das Berufungsredht gegen bezirks— 
gerichtliche Lirtheile. c) Obertribunal mit Griminalfenat zur Entſcheidung über Beihwerven 
und einem Givilienat ald Berufungsgeriht gegen Urtbeile der Kreisgerichte. Der Caſſations— 
hof (beftebend ans Mitgliedern des Obertribunale) zur Entſcheidung der Nichtigkeitsbeſchwerden 
Das kurheſſiſche Geſetz +?) fennt a) Untergerichte ald Einzelgerichte zur Entſcheidung von Civil— 
ftreitigfeiten und von geringen Strafſachen mit Schöffen, aud mit Beibehaltung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. b) Obergerichte zur Entſcheidung über Berufungen gegen untergericytlice 
Urtheile und in Straffahen über Bergeben, die nicht an Schwurgerichte gehören (auch über 
Majeftätsbeleivigungen) c) Oberappellationdgerict. 

Von den im Auslande in neuefter Zeit ergangenen Gejegen über Gerichtöverfaflung ver: 
dienen bemerkt zu werden, 1) das belgiiche*?), 2) die Geſetzgebung für Piemont (Tpäter aus: 
gevehnt auf das Königreich Italien) *), zwar vielfach ver franzöſiſchen Geſetzgebung nachgebildet, 
jedoch mit manchen Gigenthümlichfeiten, 3. B. dag gegen alle Urtheile ver Einzelrichter Berufung 
zugelaflen ift. 3) Die königlich niederländiſche Geſetzgebung über gerichtliche Organijation. 
Nachdem jeit 1851 mehrere Entwürfe Gegenitand der Verhandlung in den Generalftaaten 
wurden #5), legte ver Juftigminifter 1860 einen Geſetzesentwurf vor *6), weldher ver allgemeinen 
Aufmerkjamfeit würdig ift, nicht blos wegen der vielen auf Erfahrung gegründeten vorgejäle: 
genen DVerbefferungen der franzöſiſchen Gefeggebung und wegen der Vollftändigfeit, ſondern 
auch weil der Entwurf in den Generalftaaten Gegenftand jo tief eingehender Verhandlungen 
wurde, mie in feiner Kammer ähnliche vorfanen. Im Auguft 1861 wurde der Entwurf als 
Geſetz verfündet. Zur richtigen Beurtheilung der einzelnen wichtigen Fragen wird am berten 
die Betrachtung der einzelnen Arten der Gerichte dienen. 

1. In Bezug auf die Gerichte erfter Initanz bemerkt man nicht jelten eine Anſicht #°), die auf 
» Die Art der Beiegung der Untergerichte einen nachtheiligen Einfluß geübt bat, nämlich die 
Anſicht, das die von der erften Inftanz geiprocenen Urtheile doch mehr Verſuche feien und in 
zweiter Inftanz, wenn die mit dem Urtheile unzufriedene Partei Nechtömittel ergreift, hinreichend 
verbeifert merden fünnten. Es ift aber unwürdig, wenn man nit ſchon Die Grundiage ver 
Juſtiz jo einrichtet, daß die Gerichte, an weldhe alle Proceſſe gelangen, gut organifirt find, ſodaß 
ihre Bejegung in Bezug auf Intelligenz und Unabhängigfeit der Richter ven Rechtſuchenden 
das nöthige Vertrauen einflößt und die Bürgfchaft gewährt, das von dieſen Richtern gerechte 
Urtheile gefällt und daher die Bürger nicht genöthigt werben, erft auf dem foftfpieligen Wege 
der Appellation bei der höhern Inſtanz Recht zu juchen. Die Erfahrung lehrt, daß überall, wc 
die Gerichte erſter Inftanz nicht gut organijirt find, die ſchlechte lückenhafte Proceßführung in 
erfter Inftanz eine ungenügende Grundlage gewährt, wenn der Streit in zweiter Inftanz ent: 
fhieden werden joll, jodaf dann neue Thatſachen vorgetragen werben und häufig erſt im zweiter 
Inftanz der Proceß die Grundlage gewinnt, welche er in erfter Inſtanz hätte haben jollen. E 
follte daher Grundſatz fein, jhon die Gerichte eriter Inftanz fo gut zu organijiren, daß di 
Rechtfuchenden nicht genöthigt werden, erit durch Rechtsmittel ihr Heil zu ſuchen. Folgende 
PBunfte verdienen bei diefer Organifation die widtigfte Erwägung: A) Die Trennung der Jufti; 
von der Adminiftration. B) Die Regelung des Verhältniſſes der Juſtizbehörden zu den Ber: 
waltungsſtellen, insbeſondere der Polizei gegenüber, und die Anordnung von Schugmitteln für 
die Suftiz gegen Übergriffe der Verwaltungsitellen. C) Sicherung der Unabhängigkeit ver 
Richter in Bezug aufEntlaffung und Verfegung. D) Die Gefährdung der Unabhängigkeit dur 
fogenannte Disciplinarhöfe. E) Sorge-für einen würdigen Advocatenftand. F) Die Errichtung 

42) Dom 28. Te. 1863. j 

43) Das geltende Gefeg it vom 11. Hug. 1832. Uber Gefege von 1845—48 im Archiv, XXX, 
444. Uber den merfwürdigen Entwurf von 1856 im Archiv, XL, 98. Der neueite Entwurf iſt von 1862. 
44) Das geltende Geſetz ift vom 13. Nov. 1859. Über die Arbeiten von 1854 im Ardiv, XL, 230. 
Über das Geſetz von 1859 im Archiv, XLIII, 389. 

45) Darüber Mittheilungen im Archiv, XL, 111; über Entwurf von 1857 im Archiv, XL, 118. 

46) Darüber Archiv, XLIII, 390. 

47) von Gönner, im Entwurf eines Gefegbuchs für das gerichtliche Verfahren, S. 106. 
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von Gollegialgerihten im Verhältniffe zu Einzelrihtern. G) Die Trennung ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit von der flreitigen. 

A) Bis zur neueften Zeit beruhte die deutſche Gerichtöverfaflung darauf, daß der nämliche 
Beamte die Juftiz und die Verwaltung ausübte. Für diefe Ginrihtung führte man an*®), daß 
für die Bürger es vortbeilhaft wäre, wenn fie in allen ihren Angelegenheiten an den nämlichen 
Beamten ſich wenden könnten, indem vorzüglicd auf dem Lande die Bürger gewohnt wären, in 
allen ihren die Öffentliche Verwaltung betreffenden Sahen Rath bei dem Beamten des Unter: 
gerichts zu ſuchen. Man berief fih darauf, daß dieſes Vertrauen der Amtöuntergebenen zu 
ihrem Beamten dur eine Trennung der Gewalten erſchüttert würde, daß fonft, wenn ein 
anderer Beamte für die Verwaltung und ein anderer für die Jufliz beftellt ift, Gompetenz: 
freitigfeiten, Reibungen unter ven Beamten und unnöthige Schreibereien herbeigeführt würden, 
daß zugleich durch die vermehrte Zahl der nad diefer Organifation nöthigen Beamten vermehrte 
Koften entftänden, und der Juſtizbeamte nachtheiliger geftellt wäre, weil er die Kenntniß feiner 
Amtöuntergebenen entbehre. Allein alle dieſe Gründe find nur jcheinbar, und die Erfahrung 
der Länder, in melden in neuerer Zeit die Verwaltung aud in erfter Inftanz von der Juftiz 
getrennt wurde, z. B. in Würtemberg *9), Kurheſſen 9), Großherzogthum Heſſen 4), Sachſen— 
Meiningen ®?), beweift, daß dieſe Einrichtung nur Vortheile und Feine erheblihen Nactheile 53) 

bat. In Frankreich, Belgien, Ofterreih und Preußen befteht jte ſchon feit langer Zeit. Die 
Nothwendigkeit diefer Trennung bängt zufammen mit der Trennung ?*) der Gewalten. Je 
freier und unabhängiger jih jede Gewalt in ihrem Wirkungskreiſe bewegt, defto ficherer erreicht 
fie ihren Zwed. Wenn man in allen Staaten erfennt, daß in höhern Inftangen die Juftiz von 
der Verwaltung getrennt werben mülffe, fo fragt man billig, warum man nicht in erfter Inftanz, 
alfo in jenen Wirkungskreiſe, worin am häufigften die Frage vorfommt, die Trennung vor: 
nimmt. Alle Vortheile ver Theilung der Arbeit ſprechen für fie. Es gehören zum tücdhtigen 
Juftizbeamten andere Kenntniffe und Eigenſchaften ald zu dem VBerwaltungsbeamten. Talente 
und Neigungen find aber ungleih vertheilt, und jhwerlih dürften viele Männer gefunden 
werden, welche in gleihem Grade die Energie und Gewandtheit des Vermaltungsbeamten mit 
der Maſſe rechtswiſſenſchaftlicher Kenntniffe, der Kunft ver Subſumtion der Thatjachen und der 
gründlichen Auslegung der Geſetze vereinigen. Wo der Beamte Verwaltung und Juftiz in ſich 
vereinigt, ſteht er unter zwei Minifterien und vorgejetten Stellen. Gollijionen der Aufträge 
find nad) der Grfahrung unvermeidlich, und nur zu gern neigt fi der Beamte vorzugsmeife auf 
die Seite jener Behörde, die für feine Beförderung beffer forgen kann als die Juftizftelle. Daß 
auch die Verwaltung der Juftiz durch die Maffe von Verwaltungsgeihäften leidet, welche oft 
ſchnell drängend und tief eingreifend die ganze Thätigfeit des Beamten in Anſpruch nehmen 
und feine Zeit zurBornahme von Juftiggefchäften laffen, wird durch die Erfahrung nachgewieſen. 
Selbbſt die Einrichtung, nad welcher bei einem Untergerichte zwei Beamte angeftellt find, von 
welhen einer nur für die Juftiggefchäfte verwendet wird, ift nur eine halbe Mafregel, da in der 
Regel nur dem zweiten Beamten, aljo dem jüngern noch weniger geübten, felbft noch nicht un= 
abhängig geftellten Manne, die Juſtiz überlaffen wird und der Amtsvorftand theils dennoch 
auch Juſtizgeſchäfte beforgt, theild auf die Verwaltung derfelben einwirken fann. Die Forderung 
der Gerechtigkeit, Gründlichfeit und Schnelligkeit der Juftiz führt dazu, daß fie nur von ſolchen 
Beamten verwaltet werde, die blo@ der Juftiz ſich widmen fünnen. 

Alle Einwendungen gegen die Trennung der Juftiz und Verwaltung, inöbefondere auch die, 
daß die Regierung der nöthigen Energie beraubt würde, werden befeitigt, wenn man nur die 
Verwaltung und Regierung genau fheidet 9), und das unfelige Streben aufgibt, die Wirk— 
famfeit und Unabhängigkeit der Gerichte, wenn ihre Entſcheidung den herrſchenden Madthabern 
unbequem ift, vurh Einmifhung der Berwaltung zu lähmen. 96) DapEonflicte ver Verwaltung 


43) Vuchta, Der Dienft der deutfchen Juftizämter, I, 12. 

49) Würtembergifches Verwaltungsedict vom 1. März 1822. 

50) Organifationgedict vom 29. Juni 1821. 51) Berordnung vom 1. Dec. 1817. 

52) Meiningifches Gefeß vom 21. Jan. 1829. 

53) Jede neue Einrichtung hat im Anfang ihre Unbequemlichfeiten, bis das Volk ſich daran ge: 
wöhnt und die Beamten ihre Stellung begreifen. 

54) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft.2, ©. 56. Mittermaier's Auflag im Archiv, 
XVIlt, 188—148. 

55) Zöpfl, Orundfäge des deutſchen Staatsrechts (fünfte Auflage), II, 253, Note. 

56) Mittermaier's Auffag im ı Archiv, XL, 256—264; XLIV, 85. 
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und der Juftiz nicht auf eine nachtheilige Art vorfommen und leicht Erledigung finden, bemeift 
die beigifche Geſetzgebung durd ihre Beitimmung. 7) In neuefter Zeit ift die Trennung ber 
Juftiz von der Berwaltung in den Gefeggebungen von Didenburg ?®), Baiern 99) und Baden 60) 
anerfannt worden. 

B) Prüft man aber die Art, wie die einzelnen Staaten die Trennung ber Berwaltung von der 
Juftiz durchgeführt haben, jo überzeugt man ſich leicht, daß eine Halbheit vorliegt, und die Geſetz⸗ 
geber, an die llbermadht der Verwaltung gewöhnt, beider Durchführung möglichit vielvon den bis— 
herigen Einrichtungen zu retten ſuchen und dadurch die Intereffen ver Juftiz geführven. Dies zeige 
ih 1) in der zwar befchränften Beibehaltung der Apminiftrativjuftiz 9!) und der Errichtung beion= 
derer ſogenannter Gerichtshöfe für gewifle Gegenftände 62), 2) in der Stellung der Polizei zu den 
Berichten. Statt des einzig rihtigen Verbältnifles, nach welchem die Bolizei nur die Gehülfin und 
Dienerin der Juftiz fein joll$?), räumt man der Polizei eine Macht ein, Durch melde je bei Anzeigen 
von Anjhuldigungen mit Hinwegfegung über Elare gejegliche Vorſchriften willfürlich gefährliche 
Unterfuhungsderperimente machen, den Angeihuldigten lange im Gefängniß behalten fann, bis 
es ihr beliebt, ihn der Juſtiz abzuliefern, und unter dem Aushängeſchild der jogenannten Cri— 
minalpolizei fih die nur einem linterfuhungsrichter zuftehenden Befugniffe anzumaßen. 6*) 
3) Aud das franzöfiiche Inftitut der gerichtlichen Polizei gibt den Berwaltungsftellen eine 
gefährliche Macht, in die Befugniffe der Juftiz einzugreifen 6), z. B. dem Präfecten, der 
jelbft Berhaftungen und Beihlagnahme der Briefe auf der Poſt anordnen fann.6%) 4) In 
. dem Inftitut der fogenannten Gompetenzceonflicte liegt ein Mittel, wodurch die Regierung eine 

Sache, deren unparteiiiche Entſcheidung durch die Gerichte jie fcheut, dDiefen entziehen und an eine 
Bermwaltungsbehörde bringen oder doch lange Verzögerung bewirfen fann. 67) 

C) Wefentlid ift die Sicherung der Unabhängigkeit der Juſtiz und der Richter 6®), und 
jwar der Juſtiz in einer zweifachen Richtung, a) nämlih daß der Nedtöverfolgung an dem 
Gerichte fein Hindernig entgegengeftellt, niemand feinem vrdentliden, d.h. dem durd das 
Geſetz ihm angewiejenen Gerichte entzogen, insbejondere einem Ausnahmsgericht unterworfen 
werde 69), und daß in den gefeglihen Gang der Juſtiz weder der Negent noch die Regie: 
rung oder Verwaltung ih einmifchen darf ?®), infofern nicht eine Verfügung durch die dem 
Staate zuftehende Oberauffiht über die Nechtöpflege gerechtfertigt wird. b) Zur Unabhängig: 
feit der Nichter gehört noch eine Stellung derſelben, bei welcher jede Beſorgniß entfernt ift, 


daß die Auswahl der Richter nur durch Die Gunft des Negenten oder der Minifter geiieht (zu 


leicht mit Nüdjicht darauf, ob der Nichter ein gefügiges Werkzeug der Machthaber jein wird); 
ed wird ferner wichtig ?”?), dag der Nichter nicht gegen feinen Willen verfegt??) und vorzüg: 
lich nicht von feiner Stelle entjegt werben kann, wenn er nicht ein nach den Gejegen den Ver: 
luft nad ſich ziehendes Verbrechen verübt Hat?®), daher jeder ſicher ift, daß er von feinem erha⸗ 


57) Empfehlungswurdig ift hier das Studium der Werke von Broudire und Tieleman, Repertoire 
du droit administratif de la Belgique (9 Bde., Brüffel 1844), und Fooz, Le droit administratif 
belge, I, 238— 369. 

„ 598) Oldenburgifches Gefeg über Gerichteverfaffung vom 29. Aug. 1857, Art. 3; Geſetz über die 
Amter vom 29. Aug. 1857. 

59) Gefeg vom 10. Nov. 1861. 60) Geſetz vom 5. Det. 1863. 

61) Wir haben in dem Art. Juſtiz, S. 737, die Grunde gegen diefe Einrichtung angegeben. 

62) Much das badiſche Sefeg über Verwaltung vom 5. Ort. 1863, Art. 15-—18, ftellt einen Vers 
ar a auf. Die neueſte Bertheidigung der Nominiftrativjuftiz ſ. bei Bluntſchli, Staats: 
recht, II, } 

63) So drüdt Laboulaye, Le parti liberal, &. 14, das Verhältniß aus. 

64) Nachmeifungen im Gerichtsſaal, Jahrg. 1862, ©. 41; und in Bezug auf Preußen in Uniere 
Zeit. Jahrbuch zum Converfations-terifon (Leipzig 1863), VII, 420—432. 

65) Gerichtsfaal, Jahrg. 1862, ©. 44. 66) Archiv. Jahrg. 1855, Nr. 18. 

67) Darüber ift in dieſem Werfe, VII, 736, bereits das Nöthige bemerft. 

68) Bluntichli, Staatsrecht, II, 207. 

69) Leider herricht freilich noch vielfach in einzelnen Staaten die Anfiht, das für anferordentliche 
Bälle befondere Gerichte, die nur den Schein dev Gerichte haben, nothwendig werden. 

70) Daraus erflärt ſich die Unzulänglichfeit der Gabinetsjuftiz. 

71) Daher war die Unabhängigfeit der Richter am beften in jenen Staaten gefichert (noch jest in 
Belgien), wo wenigftens bei einigen, z. B. den höchften Gerichten, Die Richter nach dem Vorfchlag des 
Richtercollegiums ernannt wurben. 

72) Gute Bemerkungen bei Laboulaye, &. 232. 

73) Dies wird immermehr durch neue Geſetze anerkannt. Zachariä, Staatsrecht. Zopü Staatsrecht. 
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benen Amte?*) nicht entfernt werden kann, blo8 weil er nicht den Willen der Machthaber 
befolat. 7°) 

D) Im Zufammenhang damit jteht die in einigen Staaten eingeführte, die Unabhängigkeit 
per Richter ſehr gefährdende Einrichtung der Disciplinargerihtshöfe in der Art, daß darüber, ob 
ein Richter auch wegen Handlungen, vie feine Verbrechen enthalten, die man aber ala des Rich— 
terd unwürdige betrachtet, feiner Stelle entfegt werden darf (jelbft ohne Anſpruch auf Penſion), ein 
aus Richtern beftehenves Gollegium entſcheiden ſoll. Es ift begreiflich, daß bei einer ſolchen Ein: 
rihtung 79) der Richter Feine Shugmwehrgegen Willkür hat, weil die Entfheidung darüber, ob der 
Richter z. B. der Parteinahme gegen die Regierung ſchuldig ift oder ih unwürdig betrug, Feine 
juriſtiſche Grundlage hat und zu leicht zu beforgen ift 77), daß das Minifteriun bei der Befegung 
der Rihterftellen vorzüglich auf die politifche Befinnung der Berjon Rückſicht nimmt, ſodaß dadurch 
die Unabbängigfeit der Richter und das Vertrauen zur Juftiz leiden fann. 79) 

E) Wefentlich ift zur Sicherung der guten Juftizorganifation die Sorge für einen freien 
Advocatenftand, der geeignet ift, den Bürger in Bezug auf Ausübung und Belehrung ihrer 
Rechte und bei ihrer Nechtöverfolgung Fräftig zur Seite zu ſtehen und den Richtern die gerechte 
Entiheidung zu erleihtern. Hierzu gehört: a) eine würdige Stellung des Advocatenftandes, 
ſodaß niemand dur bejhränfende, nur Willfür des Minifteriums begünftigende Geſetze ab: 
gehalten ift, diefem Stande ji zu widmen. ”9) b)Daß die freie muthige Ausübung des Berufs 
dem Advocaten durch Willkür begünftigende Beihränfungen und Auffihtömaßregeln nicht 

gehindert wird ®9), c) daß nicht dur irrige Anwendung von Geſichtspunkten, die man gegen 
Staatödiener geltend maden konnte, auf Anwälte die freie Ausübung ftaatsbürgerlicer Rechte 
verfümmert wird. *1) 

F) Bedeutend wird eine gehörige Feſtſtellung ded Verhältniſſes der Gollegialgerichte zu den 
Einzelrichtern. Man erfennt immer mehr, daß zu einer guten Gerichtsverfaſſung gehört, daß 
ſchon in erfter Inftanz Collegialgerichte angeordnet find. Wenn zwar für die Beibehaltung der 
bisherigen deutſchen Einrichtung, nach welder in erfter Inftanz Einzelrichter entſcheiden, an- 
geführt ward®?), daß nur dadurch der Vortheil erreidht werden fann, daß kleinere ®erichtöbezirfe 
angeordnet und daher die Rechtſuchenden in den Stand gefegt werben, in der Nähe fehnell und 
ohne viele Koften ihre Richter zu finden, daß felbft eine größere Verantwortlichkeit auf dem 
Haupte eines einzelnen Mannes rubt, und man erwarten darf, daß der Ginzelrichter 93) um fo 
fiherer gemiffenbaft entſcheiden werde, weil er weiß, daß er allein das Urtheil zu verantworten 
bat; wenn man in diefer Einrichtung felbit einen Vortheil deswegen findet, daß diefer Richter 
leiöt ven mündlich von ihm inftruirten Proceß ſchnell entiheiden kann, jo werden doch dieſe 
angeblichen Vortheile weit aufgewogen durch die Nachtheile, welche fi daran knüpfen, und 
durch die Worzüge der Gollegialverfaflung. **) Nur da, mo mehrere Richter urtheilen und das 
Urtbeil das Ergebniß der Stimmenmehrheit nach forgfältiger Prüfung ift, wird man erwarten 
würfen, daß eine gründliche Berathung vorfommt, während das Urtheil des einzelnen nur feine 





74) Würdig fagt Laboulaye ©. 255: „Entre le peuple et le gouvernement le juge represente 
une force ä part la justice, devant laquelle le peuple et le gouvernement doivent incliner.“ 

75) Mit Unredyt hat man in einigen Geſetzen, z. B. noch im badifchen Gntwurfe von 1863, bei den 
Einzelrichtern dieie Unabjegbarfeit nicht anerfennen wollen. 

76) Ein folcher Disciplinarhof befteht 3. B. in Preußen. Verordnung vom 10. Juli 1849. Bol. 
überhaupt —— Staaterecht, II, 50, 60. Zöpfl, Staatsrecht, II, 601, 798. Bluntſchli, Staats: 
recht, I1, 142, 

77) Wie weit ein Richter, der nicht aufhört Staatsbürger zu fein, befugt ift, offen feine vielleicht 
von dem Syſtem des Minifteriums abweichende Überzeugung an den Tag zu legen, wird immer fehr 
ftreitig fein. Zu fehr befchränft das Urtheil des preufifchen Obertribunals vom 14. Sept. 1863 (Juftiz- 
minifterialblatt, 1863, S. 243) das freie Recht der Richter. 

78) Merfwürdige Nachrichten über preußiiche Zuftänvde in Unſere Zeit, VII, 402—412. 

79) Darüber Mittermaier's Nachweiſungen im Archiv, XLIV, Nr. 15. 

80) Über neue Anwaltsordnungen im Archiv, XLV, 247; XLVI, Nr. 12. Über bevenfliche Einflüſſe 
in Preußen auf den Anwaltitand in Unfere Zeit, VII, 412. 

81) Mit Recht hat fich daher der preußifche Anmaltitand gegen das in Note 77 angeführte Urtheil 
erflärt (Preußische Anmwaltszeitung, Jahrg. 1863, Nrn. 46 u. 47). 

82) PVuchta, Dienit der deuſſchen Juftisämter, I, 205. 

83) Gründe für und wider die Gollegialverfaffung im Archiv, XIV, 398. 

834) Mittermaier's Auffag im Archiv, XVII, 48. Zentner, Andentungen einer auf Goflegialität ge: 
bauten Gerichtsverfafiung (Munbeim 1839). Archiv, XLI, 435. Feder, Grundzüge einer deutfchen 
Serichtsverfaffung (Offenburg 1862). 
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Meinung ift. Es iſt befannt, wie die nämliche Rechtsſache von verſchiedenen Seiten betrachtet 
werden fann; jeder, der jelbft in Gollegien lebte, weiß, daß häufig erſt durch den Austaufch der 
Anfihten und die Abwägung ber verihiedenen Gründe die Wahrheit gewonnen wird, während 
der einzelne an jeiner einmal gefapten Meinung fefthält. 95) Die Gollegialverfaffung gibt aber 
auch die Bürgihaft, daß mit größerer Unabhängigkeit und Selbftändigkeit die Urteile von den 
in einem Collegium vereinigten Richtern gefällt werden, weil der Muth jedes einzelnen mehr 
wählt, wenn er mit mehrern die Berantwortligfeit theilt, und weil die Energie eines Gollegial- 
mitgliedes andere zu gleicher Kraft entflammt. Ohnehin jegt die Einführung einer guten, auf 
Öffentlifeit und Mündlichkeit gebauten Procedur weſentlich die Eollegialverfaflung voraus. Da 
die erichtdorganifation immer aufgefaßt werden muß, wie jie auf die Verwaltung der Civiljuſtiz 
und der Griminaljuftiz paßt, fo ift ed doppelt notbwendig, in ver legten Beziehung ſchon in erfter 
Inftanz collegialifh eingerichtete Gerichte zu Haben ; denn nur dadurch wird ed möglich, die unab— 
weisliche Forderung zu befriedigen, daß Öffentliches münpliches Hauptverfahren vor dem urtbeis 
lenden Richter angeordnet werde. Die Ihwerften Verbrechen fönnen dann vor den Appellations— 
gerichten mit Gefhworenen, die geringen Straffälle, deren Strafe z. B. nur einige Tage Strafe 
beträgt, vor den Einzelrichtern, und die größte Zahl der Straffälle, deren Strafe 3. B. nur bie 
zwei oder drei Jahre Freiheitsſtrafe beträgt, vor den Gollegialgerichten erfter Inftanz abgeur: 
theilt werben. Nach diefer Gerichtsverfaſſung, welche in Frankreich, Belgien, Holland, Italien und 
der Schweiz gut, läßt ich die Griminaljuftiz jehr paffend einrichten, fovap bei jedem Gollegial- 

gerichte ein Mitglied deſſelben als Unterjuhungsrichter aufgeftellt wird, Diejes die Unterfuhung 

aller im Gerihtöbezirke vorgefommenen Straffälle führe, jedoch den Einzelrichtern die noth— 

wendigen Unterfuhungshandlungen, die beſſer an Drt und Stelle des begangenen Verbrechens 

vorgenommen werben fünnen, aufträgt, mit dem bei dem Gollegialgerichte angeftellten Staats: 

procurator communicirt, ſodaß nad geſchloſſener VBorunterfuhung die ſchwerern Straffälle an 

die Appellationsgerichte zur Aburtheilung geſendet und die mittlern (Zuchtpolizeigerichtöfälle 

in Franfreih) in die Sigungen des Bezirksgerichts (Collegialgerichts erfter Inftanz) gewieſen 
werden. Dieje Collegialgerichtöverfaflung hat aber nur einen Werth unter der Borausfegung, 
daß die Art ihrer Befegung jene Vortheile zu gewähren im Stande ift, deren Grreihung als 
Zmed der Urtheilöfällung durd Collegien vorſchwebt, und daß die Nachtbeile, melde dieſe Ver: 

faflung erzeugen fann, durch eine zweckmäßige Aufftellung von Einzelrichtern befeitigt werden. 

In der erften Rückſicht hat der Geſetzgeber dafür zu jorgen, daß die Gerichte jo befegt werden, 

das eine gründliche Berathung möglid wird. Gine zu fleine Zahl der Richter, welde das 

Gollegium bilven, ift in diefer Beziehung nicht wünſchenswerth 86), weil nad) der Erfahrung in 

ſolchen Gollegien, z. B. welche nur aus drei Richtern beſtehen, jelten die günftigen Verhältniſſe 
eintreten, welche vorausgeiegt werden müllen, wenn bie Gollegialverfaffung Vortheile haben 
joll; denn gewöhnlich ſchon überhaupt ift eine Majorität von zwei gegen eins feine ſolche, welche 
beiondered Vertrauen gibt; ein Mann, der durd Talent oder Derbheit oder höhere Stellung 
ein Übergewicht über die andern übt, ift dann der eigentliche Richter und bewirkt leicht, daß 
einer der zwei Gollegen ihm zuſtimmt. Nach der Erfahrung ift e8 vorzüglich dev Präfident, 
welcher den größten Ginfluß auf die Fällung des Urtheils hat. Je mehr in neuer Zeit die Anſicht 
Vertheidiger findet, daß da, wo ffentlichkeit und Mündlichkeit vorfommt und die alte gefegliche 
Beweistheorie aufgehoben ift, gegen Urtheile der Staatsrichter in Bezug auf die Thatfrage Feine 
Berufung flattfinden jo, defto mehr wird eine flärfere Bejegung der Gerichte weſentlich. 
Noch wichtiger wird der zweite oben angeführte Punft, nämlich die Beflimmung eines richtigen 
Verhältniffes von Einzelrichtern zu den Eollegialgerihten. Unverkennbar entftehen dadurch, 
daß für große Gerichtsbezirke, ;. B. von 60—80000 Einwohnern, Ein Gericht angeordnet wird, 
Nachtheile, weil dann die Rechtſuchenden in zu weiter Entfernung von den Gerihtäjige wohnen 
und, durch die Schwierigkeiten und Koften der Nechtöverfolgung abgeſchreckt, nicht leicht ven 
Rechtsweg betreten können, auch durch die Entfernung der Zeugen vom Gerichtsſitze und durch 
die Hinderniffe, melde die Vornahme des Augenfheins an dem flreitigen Orte bat, größere 
Koften entftehen. In Strafjahen aber hängt felbft die Herftellung der Wahrheit von ber 
Gerihtöorganifation ab, infofern da, wo nur für große Gerichtsbezirke ein Gericht beftellt wird, 
bei welchem der Unterfuhungsrichter ſich befindet, am Anfange des Proceſſes, wo oft Gefahr auf 


85) Aus den flatiftifchen Tabellen ergibt fich, daß weit mehr Urtheile ber Einzelrichter in zweiter In⸗ 
fanz reformirt werden als Urtheile von Solfegiaigericnten im Fall der Appellationen gegen diefelben, 
86) Mittermaier’s Aufjag im Archiv, XVII, 120. 
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dem Berzuge ſchwebt, die Vernehmung des Beihäpdigten, die jchnelle Vernehmung der Zeugen, 
die Vornahme des Augenidheins und dadurch die jihere Herftellung des Ihatbeitandes und 
Ausmittelung des Thäterd gehindert wird. Das Bedürfniß fordert daher die Organifation von 
Gerichten *7), welche, ven Rechtsbedürftigen nahe, ohne Mühe und große Koften zur Verhandlung 
oder Entſcheidung von Streitfahen aufgefordert werden können. In manden Fällen, in denen 
e3 auf Tchnelle Entiheidung anfommt, wo 5. B. Gefahr auf dem Verzuge ift, oder wo nur durch 
eine Zocalunterfuhung an Ort und Stelle eine gerechte Entjcheidung möglich wird, oder wo eö 
auf einfache Fälle ankommt, bei weldhen die perjünliche Eriheinung der Barteien bei der Ver— 
handlung zweckmäßig ift, würde der Zwang, an das entfernte Gollegialgericht ſich zu wenden, 
unpaſſend fein, und die Anordnung von Gingelrichtern für fleine Bezirke ift hier nothwendig. 
Auf diefem Grundfage berubtdie Organifation der $riedensgerichte in Frankreich*s*), Belgien®?), 
Holland”), Italien?!), der Schweiz ??) und in den meiften deutſchen Staaten.?3) Im diejer Be— 
ziehung ift die Regulivung der Gompetenz diejer Einzelrichter von hoher Wichtigkeit. 9%) Es ift 
bedenklich, dieſe Competenz zu jehr auszudehnen, weil man jonft leicht dazu kommt, die Mehr- 
zabl ver Sachen an die Einzelrichter zu weiſen und diellrtbeilsfällung durch die Gollegialgerichte 
mebr zur Ausnahme zu machen. Viel fommt aud) darauf an, welde Eigenjchaften man bei die— 
ven Einzelrihtern vorausfegt. Betrachter man z. B. die Idee, welche dem friedensgerichtlichen 
Inſtitut in Franfreih zu Grunde lag, jo dachte man bei feiner Errichtung nicht daran, eigent= 
liche Juriften als Friedensrichter anzuftellen; jie jollten Männer fein, welche durch jittliche 
Autorität audgezeihnet, wohlhabenn und von der Regierung unabhängig wären und mehr 
vermittelnd wirften ; daraus erflärt ji die beſchränkte Gompetenz der Friedensgerichte 95) nad) 
dem uriprünglichen Gejege; allein das Inflitut änderte bald jeinen Charakter; die Friedens 
gerichte wurden angeftellte, beſoldete (obwol Ihledht bezahlte) Richter. Als die zu Frankreich 
gehörigen Rheinprovinzen wieder an deutiche Herriher famen, wurden die Friedendgerichte 
mebr wie andere Gerichte betrachtet, und nur Juriften, die alle Eigenichaften befigen mußten, 
wie fie gejeglich überhaupt zum Richteramte gehörten, Eonnten Friedensrichter ſein; daher fam 
man aber aud dazu, die Competenz dieſer Sriedensrichter zu erweitern. In Rheinpreußen 
geſchah viejes ſchon durch das Beleg vom 7. Juni 1821, nah welchem die Friedensrichter in 
legter Initanz bis 20 Thlr. und in perjönlihen und Mobiliarflagen mit Appellation bis 
300 Thlr. jprechen follten. In Rheinbaiern und Rheinheſſen ergingen ähnliche Geſetze. In 
Frankreich fühlte man gleichfalls die Nothwendigkeit einer Verbeflerung, und ſchon 1835 wurde 
den Kammern ein Gejegentwurf über gerichtlihe Organifation vorgelegt. 96) Erſt im Jahre 
1838 fam dad Geieg vom 11. April über die Gompetenz der Gerichte erfter Inftanz und das 
vom 7. Juni 1838 über die Frievendgerichte zu Stande. 9”) Danach entſcheiden die Friedens— 
gerihte ohne Berufung bis zum Betrage von 100 Frs., und mit Vorbehalt der Prüfung bis 
200 Frs. in perjönliden und Mobiliarklagen. Außer dieſen Sachen find noch durch das Gejeg 
von 1790 (mit einigen Abänderungen, welde die Erfahrung ald nothwendig zeigte, durch das 
Geſetz von 1838) andere Grgenftände ohne Rückſicht auf den Betrag an die Friedensgerichte 
gewieien, z. B. Klagen über Beihädigung von Feldfrüchten, Ernten, Verrückung von Grenz= 


87) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß (zweite Auflage), Beitrag 4, ©. 49 fg. 

88) Nach dem Geieg vom 9. Ventofe Jahr IX (24. Aug. 1790). Henrion de Banien, De la com- 
ee des juges de paix, Kap.1. Meyer, Esprit, origine et progres des institutions judiciaires, 

89) Nach dem Geſetz vom 4. 1832 find bie Friedensrichter in Belgien unwiderruflich angeftellt. 

9”) Geſetz über die richterliche Organiſation von 1835, Art, 38, 39, und neues Geſetz von 1861. 
Val. Zeirfchrift für ausländische Gefeggebung, VIII, 106. 

91) Codice di Parma von 1820, Art. 49—72. Codice di Roma von 1834, Art. 493—536. 
Regolamento di procedura civile per i tribunali del Granducato di Toscana von 1814 und Rego- 
lamento vom 9. Aug. 1838; vgl. Auszüge bei Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft 4, 
©. 40—42. 92) Nachweifungen bei Mittermaier, ©. 42. 

93) 3. B. in Hannover, Braunfchweig und Oldenburg. 

94) Welche Rückfichten dabei entjcheiden follen, vgl. Mittermaier, ©. 51. 

95) Nach dem Geſetz von 1790 fprachen fie über gewifle Sachen bis zum Betrag von 50 Fre. in letz⸗ 
ter JIuſtanz, in erſter Inſtanz bis zum Betrag von 100 Fre. in Perſonal⸗ und Mobiliarflagen. 

46) Eine gute Darſtellung von Klimrath in der Zeitfchrift für ausländifche Geſetzgebung, V, 165; 
and das wichtige Wert von Maffon, Sur le projet de loi, concernant l’organisation des tribunaux 
(Paris 1836). 

97) Eine gute Darftellung von Fölix in der Zeitichrift für ausländische Gefeggebung, Bd. XI, Nr. 1. 
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fteinen, Ginzäunungen, Klagen über Störungen des Waflerlaufs zur Bewäfferung der Wiejen, 
poffefforifche Klagen, Streitigfeiten zwiſchen Dienftgerren und Dienftboten u.a. Auf ähnliche 
Weife wurde in Belgien 9%) die Competenz der Gerichte erfter Inftanz und der Friedendgerichte 
(mit ven nämliden Summen wie in Franfreih) regulirt. Diefe Einzelrichter haben auch in 
Strafſachen eine bedeutende Stellung; fie iind es, welche über die geringern Bälle (in Frankreich 
„eontraventions’' genannt) urtbeilen, in der Unterſuchung ſelbſt theild ald Beamte der gericht= 
lichen Volizei die an fie gelangenden Anzeigen und Klagen aufnehmen, Zeugen verhören, den 
Thatbeſtand, vorzüglich infofern Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, herſtellen und während ver 
Unterfuhung von dem Unterfuhungsrichter, an welchen fie die gefammelten Acten über die erfien 
von ihnen vorgenommenen Schritte einfenden, weitere Befehle erhalten, wodurch fie zu einzelnen 
Unterfuhungshandlungen ermächtigt werben, jowie fie ald Beamte der gerichtlichen Polizei 
unter der Staatöbehörde ftehen, die ihnen Aufträge gibt. Bemerkt muß noch werben, daß im 
einigen Ländern Deutichlands, in welchen in erfter Inftanz das Gericht nur aus einem Beamten 
beitebt, die Einrichtung vorfam, daß die Griminalgerichtöbarfeit nicht mit jedem Untergericht ver— 
bunden war, fondern entweder eigene Unterfuhungsgerichte, 3. B.die Inquifitoriate in Preußen, 
errichtet waren oder bie Bezirke mehrerer Untergerichte fo vereinigt werden, daß eins berfelben als 
Griminalgericht des ganzen Bezirks erklärt war.??) Nach der deutſchen Einrichtung ift auch das 
Gericht eriter Inftanz (Kandgericht, Amt genannt) häufig diejenige Stelle, welche bis zu einer 
beftimmten Grenze über die geringern Straffälle 190), in denen jie die Unterfuhung führte, 
zugleid das Urtheil zu fällen hat; weil man in diefer Ginrihtung ebenfo für die Beſchuldigten 
ven Bortbeil findet, daß die ohnehin gewöhnlich ſchon einfahe Sache ſchnell und ohne viele 
Koften abgeurtheilt wird, ald dad Interejle des Staats erfennt, daß die Obergerichte nicht mit 

der Aburtheilung einfacher Fälle beläftigt und Koften und Zeitverluft vermieden werben, melde 
dur Einſendung von Acten an die entfernten Obergerichte zur Entſcheidung entflehen müßten. 
Vergleicht man den Umfang, in weldem nad ven neuern Gejegen über Gerichtäverfaflung den 
Einzelrichtern eine Gompetenz in Givilprocefien eingeräumt werden foll, jo bemerft man bald, 

daß noch große Verschiedenheit fomol über die Summe 10%), his zu welcher dieſen Einzelrichtern 

gegeben werben, als in Bezug auf die Fälle herriät, in denen ohne Nüdjiht auf den Betrag 
des Streits die Einzelrichter entfcheiden dürfen 192), ebenjo in Anfehung der Frage, wie weit 
durch Prorogation die Gompetenz abgeändert 193) werden kann. Gewiß ift, daß, wenn man 
(mie nach dem babifhen Gefeg) die Einzelrichter bis 200 Fl. entfcheiden läßt, der Sache 
nad das Princip, daß Eollegialgerihte ſchon in erfter Inftanz enticheiden jollen, aufgehoben ift, 
weil dann die Mehrzahl der Proceſſe in einen häufig zu leicht fummarifchen Verfahren ver: 
handelt wird, den Rechtſuchenden die Benugung der Hülfe tüchtiger Advocaten erſchwert if, 
und die regelmäßig mehr von jüngern Männern mit geringem Gehalt erfolgende Befegung der 
Stellen der &inzelrichter oft Beiorgnißerwedkt, daß diefen Richtern nicht die nöthige Unabhängigkeit 
geiichert ift. Nicht unerwähnt darf noch bleiben, daß in Bezug auf Gerichte erfter Inſtanz 
vielfach neuerlich die Forderung geftellt wird, daß in diefen Gerichten mehr das volfsthünliche 
Element angewendet wird10#), und zwar a)in@ivilproceifen, infofern man Schöffengerichte oder 
Zuziehung von Geſchworenen verlangt. In Bezug auf den erften Vorſchlag lehrt jedoch die 
Erfahrung 9%), daß die Benugung diefer Gerichte nicht fo gut ift, ald man oft glaubt, und in 

Anjehung der Schwurgerichte in Civilſachen erheben ſich vielfache Bedenklichkeiten 106), felbft in 
England ift die Erfahrung belehrend. 107) Dagegen b) bewährt fi in den Staaten, wo ber 


98) Durch Gefeg vom 25. Dar; 1841. 
99) Nähere Nachweifungen in Mittermaier's Strafverfahren in den deutſchen Berichten, I, 191. 
100) Mittermaier, Über die Strafgefeggebung in ihrer Fortbildung (Heidelberg 1841), S. 222. 
101) 3. B. in Hannover bis 100 Thlr., in Braunſchweig bis 50 Thlr., in Oldenburg bis 75 Thlr., 
in Baiern bis 150 Fl., in Baden bis 200 Fl. 

102) 3. B. in Bezug auf Dienftbarfeiten, befonders Beſitzklagen. 

103) Mittermaier's Nachweifungen im Archiv, XLI, 87. Meier's Kritifche Erörterungen über Ei: 
vilproceß, ©. 46. 

104) Eine beachtungswürdige Schrift darüber ift die von Feder, Grundzüge einer volfsthümlichen 
deutſchen Gerichtsverfaflung. & noch Müller im Archiv, Bd. XLVI, Rr. 6. 

105) In Bezug auf Würteinberg Breitling im Archiv, Bd. XLVI, Rr. 14. 

106) Nachweifungen im Archiv, XXXI, 388; XLV, 247. 

107) Namentlich wegen Beiziehung der Gefchworenen in Grafihaftsgerichten im Archiv, XLV, 247. 
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Verſuch gemacht ift 199), die Beiziehung von Schöffen zur Aburtheilung ver an Einzelrichter ge: 
wieſenen Straffälle, ſodaß durch Abjtimmung des Richters und der Schöffen aus dem Wolfe das 
Urtbeil zu Stande fommt, ald jehr wohlthätig. 109) 

G. Bon Wichtigkeit für eine gute Gerichtöverfaffung ift noch die Beſchränkung der Gerichte 
aufdie rein flreitige Gerihtöbarfeit. In Deutſchland ift in vielen Ländern noch das Untergericht 
zugleich die Behörde, welde die fogenannte freiwillige Gerichtöbarfeit verwaltet, z. B. Teſta— 
mente aufnimmt, die Urkunden über Verträge auffaßt. Diefe Einrichtung zeigt ſich ald unzweck— 
mäßig, weil theild dadurch dem Gericht eine Geſchäftslaſt aufgelegt wird, welche den Beamten 
in der ſchleunigen und ununterbrodhenen Belorgung der ald Hauptfache ihm obliegenden Ge— 
ihäfte ver Juſtiz hindert und nicht felten in eine der Unparteilichfeit des Richters ungünftige Lage 
ihn jeßt, indem er bei Aufnahme der Gejchäfte der freiwilligen Gerichtöbarfeit theils Nathgeber 
der Parteien fein muß, theild die Redaction der Urkunden beforgt, und in ver Folge doch über 
Rehtöftreitigfeiten entſcheiden ſoll, welde über die von ihn aufgenommenen Rechtögefchäfte ſich 
erheben. Weit zweckmäßiger erjcheint daher eine Ginrihtung, nach welcher die Verwaltung der 
freiwilligen Gerichtöbarfeit eigenen Beamten (Notarien) übertragen wird. 710) Es darf jedoch 
nit unbemerkt bleiben, daß felbft da, wo die Geſetzgebung die Notare als die regelmäßigen 
Beamten zur Verwaltung der nichtftreitigen Gerichtöbarfeit aufftellt, es jich rechtfertigt, daß, 
wie aud dad franzöjifche Geſetz es thut 112), einige Gefhäfte wegen ihrer Wichtigkeit und des 
Zuſammenhangs oft mit fhwierigen Rechtsfragen an Gerichte gewiefen werben. 112) Auch in 
neuern Geſetzen deutſcher Staaten kommt noch eine folde Hinweifung von Rechtsgeſchäften an 
Gerichte vort13), vorzüglich noch infofern dad Gefeg für gewiſſe Geſchäfte gerichtliche Prüfung 
und Beflätigung nothwendig findet. 11%) 

U. Die Gerichte zweiter Inftanz kommen in Deutichland unter verfhiedenen Namen 
(Appellationdgerichte, Hofgerichte, Juftigfanzleien, Kammergerichte, Oberlandesgerichte, Ober: 
gerihte) vor. Sie find collegialiſch organijirt und üben die reine Juftiz ohne alle Admini— 
frationsgefhäfte aus. In Frankreich bilden vie Appellationshöfe die Gerichte zweiter In— 
flanz. Die Stellung diefer deutichen Gerichte ift: A) in Civilſachen die, daß an fie von 
allen Urtheilen der Gerichte der erften Inftanz Rechtömittel ergriffen werden können, und 
daß fie ald oberaufjehende Gerichte über die Juſtizverwaltung in erfter Inftanz erſcheinen. In 
der erſten Rückſicht ift die Beſchränkung ver Appellation nad gewiffen Summen 175), deren 
Betrag der Streitgegenftand überfteigen muß, wenn ein Nechtömittel ergriffen werden darf, 
wichtig. Man bemerkt bei ver Bergleihung der darauf bezüglichen Landesgeſetze, daß man die 
Summe nicht ſelten zu niedrig fegt und dadurch bewirkt, daß die Mehrzahl der Fälle der Mög: 
lifeit entzogen wird, die darin von der erften Inftanz gefällten Urtheile ver Prüfung des höhern 
Gerichts zu unterwerfen. Als oberaufiehende Gerichte find es die Gerichte zweiter Inftanz, 
welche theils durch Tabellen, welche die Gerichte erfter Inftanz über ihre Gejhäftsführung ein: 
ſenden müffen, von dem Stande ver Geſchäftsthätigkeit diefer Gerichte ih überzeugen und durch 
geeignete Bemerfungen eingeichlichene Misbräude rügen und die ſäumigen Richter zum größern 
Gifer antreiben können, theild durch Beſchwerden der Parteien Über verweigerte oder verzögerte 
Juftiz bei ven Gerichten erfter Inftanz oder andere Beſchwerden illegaler Handlungen aufgefor: 
dert werben, in anhängige Proceffe jedoch nur fo weit einzugreifen, als fie die Hinderniffe einer 
gerechten und fchleunigen Juftizverwaltung befeitigen können. Im Zufammenhange mit dem 
Verhältniß ver Obergerichte und der Nechtömittel ftand das Inftitut der Actenverfendung 119), 
das wohlthätig in Ländern fi bewährte, in welchen es an Obergerichten fehlte, ſodaß Ergrei— 


108) Neulich in Hannover und Dlvenburg eingeführt ; fie follen auch in Kurhefien, Baden, Bremen 
und Würtemberg eingeführt werden. i 

109) Nachweifungen von Schwarze, vgl. Gerichtszeitung, Jahrg. 1862, ©. 169. 

110) ©. Rotariat. 

111) Code de procedure von Art. 383 an. 

112) 3. B. wegen Autorifation für Ehefrauen, Interdietion, Theilungen. 

113) 3. B. nadj bairifcher Gerichtsverfaſſung von 1861, Art. 18. Edel, Com., S. 62, bei Hypo» 
tbefenweien, Bormundfchaften. Biele Gefchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit find im neuen badifchen 
Gefeg vom 28. Mai 1864 über freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat übertragen. 

114) Bairifches Notariatsgefeg, Art. 11 u. 12. 

115) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft 3, ©. 32. 

116) ©. &etenverfendung. 
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fung von Rechtsmitteln nicht möglich geweſen wäre, oder in kleinen Territorien zwedmäßig 
wirfte, in denen den Gerichtshöfen die nöthige Unabhängigkeit und Selbftändigfeit dev Richter 
fehlte, und daher ven Parteien ein großer Rehtsfchug gegeben war, wenn fle hoffen durften, daß 
ihre Nedhtöftreitigfeiten an Eollegien kämen, die, im Auslande von jedem Einfluß auf pie Richter 
unabhängig geftellt, nur nad ven Gefegen, ohne Anfehen der Perſon urtheilten und, ſelbſt auf 
Höhenpunkte dev Wiffenfchaft ftebend, bei ver Urtbeilsfällung gründlicher, als e8 häufig dem 
Praktiker möglich ift, die Forderungen ver Wiffenfhaften beachteten, auf die Kortbildung ver 
Praris einwirkten und durch diefe Theilnahme am Leben und, zur Rechtsanwendung genö— 
tbigt, jelbit die Wiſſenſchaft friiher und mehr den Berürfniffen des Lebens gemäß ausbil— 
den konnten. Daher es fehr zu beflagen ift, daß durd einen (ipäter freilich wieder aufge: 
bobenen) Bundesbefhluß, welcher die Verſendung der Acten in Griminalfahen verbietet, 
diefe Möglichkeit der praftiihen Ausbildung dem Theoretifer entzogen und der Rechtsanwen— 
dung jene befruchtende Einwirkung der Wiſſenſchaft geraubt worden if. Es muß jedoch an: 
erfaunt werden, daß da, wo Offentlihfeit und Münplichfeit der Rechtépflege befteben, die 
Actenverfendung ihre Bedeutung verliert. B) In Griminalfahen find die Obergerichte 
zweiter Inftanz: a) die regelmäßigen urtbeilenden Gerichte erfter Inſtanz, infofern nad 
deutiher Einrichtung die Untergerichte nur die Unterſuchung führen und die Acten nach dem 
Schluſſe der Unterfuhung an das Obergericht zur Entſcheidung einfenden ; b) ſie find die 
Gerichte zweiter Inftanz, wenn gegen bie Urtbeile, welde von den lintergerichten in erfler 
Inſtanz gefällt worben find, Berufung eingelegt wird; c) fie find es, an welche im Laufe des Pro- 
ceffed Anfragen der Unterfuhungsgerichte in wichtigen Bällen, 3. B. ob Verhaftung vorgenom: 
men werden darf, und Beſchwerden ver Angefchuldigten oder ihrer Verwandten gegen die Ver— 
fügungen der Untergerichte gelangen. In Frankreich und in denjenigen Ländern, in melden 
das Verfahren auf die Grundlagen der Offentlihkeit und Mündlichkeit gebaut ift, erfcheinen die 
Appellationdhöfe 1) als diejenigen, welde in zweiter Inſtanz über die Berufungen enticheiden, 
welche gegen die von den Zuchtpolizeibehörden gefällten Urtheile eingelegt werden. 2) ine 
eigene Abtheilung des Appellationdhofs bildet ver Anklagejenat (oder die Anklagekammer), wels 
her nad) geichloffener VBorunterfuhung darüber enticheidet, ob der Angeſchuldigte in den Stand 
der Anklage zu verfegen ſei. 117) 3) Der Appellationshof fann in Fällen, in welden Teine 
Unterfuhung wegen eines Verbrechens erhoben ift und vielleicht die Staatäbehörbe (oft aus 
politiihen Rückſichten, oder weil die Regierung gewiſſe Perfonen begünftigen will) und der 
Unteriuhungsrichter feine Unterſuchung einleitete, verorpnnen, daß der Generalprocurator die 
geeignete Unterſuchung einleiten laſſe. 118) 4) Der Appellationshof ift infofern das urtbeilende 
Gericht, ald ein Appellationsgerichterath der Aſſiſe präfidirt und der Affiienbof außer den Ge: 
ihworenen, als Richtern dev Schuldfrage, auch aus Appellationsrichtern befteht, die als Richter 
des Rechts über die im Laufe der Afjife vorkommenden Rechtsfragen fowie über die zu erfennende 
Strafe nad) den Ausſpruch der Geſchworenen enticheiden. In neuefter Zeit hat die Anficht wiel- 
fach Anhänger gefunden, daß da, wo öffentliches mündliches Verfahren beiteht, eine Berufung 
über die Schuldfrage meder mit dem neuen Verfahren vereinbar noch nöthig feit19), während 
die Erfahrung Branfreihs, wo noch das Gefeg von 1856 die Berufung beftätigte, die Noth— 
wendigfeit der Appellation zeigt und gewidhtige Gründe 120) nachweiſen, daß Die Befeitigung des 
Rechtsmittels bedenklich fein würde. Erwähnt muß noch eine neue Richtung mancher Geſetz— 
gebungen 129) werden, nach welcher (mol aus unzeitiger Sparfamkeit) eins der Gollegialgericte 
erfter Inftanz ald Appellationsgericht für andere im Nange gleihftehend erflärt wird. Die Er: 
fahrung wird lehren, daß diefe Einrichtung, die mit dem Weſen der Appellation nicht im Gin: 
flang ſteht, ih nicht gut bewähren wird. 122) 

IM. Gerichte dritter Inftanz find die in den deutfchen Staaten unter verfchiedenen 
Ausdrücken (Oberappellationsgerihte, Oberhofgerichte, Obertribunale, oberfte Juſtizſtellen) 





117) Sranzöftfches Gejeg vom 20. April 1816, Art. 11. 
118) Vgl. darüber Henrion de Panſey, De Yautorite judiciaire en France, 1, 421. 

119) Diefe Anſicht ift in die braunfdweigiiche Gefeggebung und in die Entwürfe von Baden um? 
Würtemberg übergegangen und wird von bedeutenden Schriftitellern vertheidigt, 3. B. von Schwarze, 
Walther und Glaſer. | 

120) Von Mittermater erörtert in Goltdammer's Archiv, X, 14, 163. 

121) In Sranfreich Fam fie vor im Code bie 1856. Das badiſche Geſetz über Grrichteverfaffunga 
hat die nene Anficht aufgenommen, j 

122) Mittermaier's Nachweiſungen im Archiv, XLV, 281, z 
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vorkommenden Gerichte, an welche vie Appellation gegen die Urtheile ver Gerichte zweiter Inſtanz 
in Civilſachen und gegen die in Criminalſachen in erſter Inſtanz von den Obergerichten geſpro— 
denen Urtheile gebt. Zugleich find ſie oberaufſehende Gerichte über die Juſtizverwaltung der 
untern Gerichtsſtellen, ſodaß an ſie die Berichte der Gerichte zweiter Inſtanz ſowie die Beſchwer— 
den der betheiligten Perſonen gelangen. Die Bedeutung dieſer Gerichte iſt in Deutſchland dop— 
pelt groß, da die deutſche Bundesacte 123) den Parteien das Recht auf drei Inftanzen zufidert. 
Diefe Beftimmung bat jevoh nit den Sinn 124), daß in allen Saden die Parteien drei In: 
tanzen haben müflen, da vielmehr es jeder Bundesregierung freifteht, die Gerichtsverfaſſung 
ihres Landes nad) Belieben zu ordnen und durch Beitimmung von Appellationsfunmen oder 
Aufſtellung von gewiffen Sachen, in denen das Öffentliche Leben eine ſchnellere Juſtiz nothwendig 
macht, die Berufung an die dritte Inftanz zu beſchränken. 125) Gine neue Richtung der Geſetz— 
gebung ift, daß die dritte Inſtanz ald entbehrlich betrachtet wird. 
IV. An der Spige der Öerichtöverfaflung ſteht nach dem franzöſiſchen Recht und den Gejegen 
der Länder, deren Öerihtöverfaffung der franzöſiſchen nachgebildet ift, ver Caſſationshof “26), 
veranlaßt durch ein ſchon vor der Franzöſiſchen Revolution vorkommendes Inſtitut, im Jahre 
1790 im weſentlichen auf die Weiſe, wie ſie noch jetzt in Frankreich zu Grunde gelegt iſt, orga— 
niſirt, um über Caſſationsgeſuche zu ſprechen, Competenzeonfliete zu reguliren, über Syndikats— 
klagen zu erkennen. Dieſer Gerichtshof darf nicht einem deutſchen Gericht dritter Inſtanz gleich— 
geſtellt werden, da der Caſſationshof nicht in der Hauptſache ſelbſt ſpricht und an die Stelle des 
Urtheils, welches er aufbebt, ein anderes jegt, jondern nur dad Urtheil cafjirt und zur Entſchei— 
dung über die Hauptjahe an ein anderes Gericht in manden Fällen die Sache meift. 127) 
Diefer Caſſationshof wird in Frankreich als hochgeachtetes Collegium, ald eins der wichtigſten 
Mittel 23) betrachtet, die Gleihförmigkeit der Nechtöpflege und die Vermeidung verſchieden— 
artiger Auslegungen des Gejeged zu bewirken, während er zugleih (im Zufammenhange mit 
dem Inftitut der Staatäbehörde) dazu beiträgt, die Intereffen des Geſetzes zu jihern und jelbft 
wieder wohlthätig auf die Verbeſſerung der Geſetzgebung zu wirfen. Es darf aber aud nicht 
unberüctichtigt bleiben, daß diejed Injtitut ohnehin nur da von Bedeutung fein kann, wenn in 
einem Lande nur eine gleihförmige Gefeggebung, wie z. B. in Frankreich, befteht, dagegen we: 
niger Werth da haben kann 129), wo das in einem Lande geltende Necht aus einer Maffe von 
Provinzialrehten und Statuten zufammengejeßt ift, welche in verjchiedenen Randestheilen gelten. 
Auch erzeugt das Recht, Caſſation zu ergreifen, manche Verzögerungen, deren Nachtheile faum im 
Verhältniß mit den gerühmten Vortheilen des Inftituts ftehen. Am wichtigſten aber ift vie Sache 
wegen ver Wirkung, die in dem Balle, wenn dieſes Urtheil vernichtet wird, eintreten ſoll. Es 
war in Frankreich anerfannt, daß die Gerichte Durch die Entſcheidungen des Caſſationshofs nicht 
gebunden find, daher häufig die Appellationshöfe gerade die nämliche Rechtsanſicht wieder aus— 
ſprachen, wegen welder ver Eaifationshof cafjirte. Hier befindet ſich der Geſetzgeber in einer ſchlim— 
men Lage; denn wenn man die Gerichte durch vie Nechtöfprüche des Caſſationshofs für gebunden 
erklärt, jo legt man eigentlich dieſem Hofe cine Art gefeggebender Gewalt bei und Hindert das 
freie Hortfchreiten der Geſetzesaäanwendung; läßt man aber den Gerichten völlige Freiheit, die 
Entſcheidung im Widerſpruche mit dev des Caſſationshofs zu geben, jo hat dev Ausſpruch deſſel— 
ben weniger Werth, obwol nicht zu leugnen ift, daß die beffern, in einer Neihe von Urtheilen 
aufgeftellten Anfichten des Caſſationshofs zulegt doch ihren Einfluß auf die Rechtſprechung äußern 
werden. Dad neuefte franzöfiiche Gejeg 130) gebietet, daß, wenn das zweite Urtheil aus den 
nämlihen Motive wie dad erfte cafjirt ift, pas Gericht in Bezug auf den Nechtspunft nad dem 
Ausiprude des Caſſationshofs fi richten müſſe. In mehrern Staaten, in welhen der Caſſa— 
tionsbof belebt, ift dieſe Behörde mehr in einen Nevifionshof verwandelt worden, infofern er 
auch in Fällen, in denen er das Urtheil caffirt, in der Hauptſache ſelbſt Recht ſprechen kann. 19°) 


123) Art. 12. 124) Bundesbeichlug vom 14. März 1822. 

125) Mittermaier, Der gemeine dentiche Proceß, Heft 3, ©. 20-24. 

126) Mittermaier, Heft 3, ©. 136. 

127) Feuerbach, Über Offentlichfeit, II, 94. 

128) Mener, Esprit origine, V, 416. Müller, Das Inftitut der Staatsanwaltfhaft, ©. 149. 

129) Mittermaier, Der gemeine deutjche Proceß, Heft 3, S. 142. 

130) Bem 1. April 1837. j 

131) 3. ®. für Rheinpreußen. ©. nody überhaupt: Zentner, Andeutungen über die Einführung 
einer auf Golfegialitit gebauten Gerichtöverfaffung, ©. 45, 55, 119; über den Eaffationshef in den 
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- In neuerer Zeit ift durch die Einführung des öffentlihen und mündlichen Verfahrens in Deutſch— 
land die Frage über die Bedeutung des Caſſationshofs wichtiger geworden und in deutſche Beleg: 
gebungen übergegangen. 172) Daß der Werth eines folhen Gerichts nicht felten überfhägt wird, 
ergibt fi, wenn man erwägt, daß die Borausfegung, worauf dad Gericht beruht, nämlich die 
Möglichkeit der fharfen Trennung der That: und Rechtöfragen, in vielen Procefien nicht vor: 
handen ift, daß, wenn man den Entſcheidungen des Gaflationshofs eine verbindliche Kraft für 
andere Gerichte beilegt, die freie Rechtſprechung nad den Fortſchritten ver Wiſſenſchaft leicht 
gehindert wird, daß die gehoffte Rechtseinheit und Gleichförmigkeit nicht zu erreichen ift, daß in 
Straffahen die gute Wirkfamfeit des Gaflationshofs leicht daran ſcheitert, daß er die Entſchei— 
dung über die Thatfrage oder einen thatfählihen Umftand, wenn aud) der Irrthum noch jo klar 
vorliegt, als feftftehenn nehmen muß. 133) Es verdient Beachtung, daß in Italien neuerlich dead: 
wegen vielfach dem Gericht der dritten Inflanz der Vorzug vor dem Gaffationdhofe gegeben 
wird. 13%) 

V. Wefentlich zu einer Begründung einer zweckmäßigen Gerihtöorganifation ift das In— 
ftitut ver Staatöhehörde (ministere public), das am meiften beiträgt, Die Reinheit der Juſtiz 
und die Befreiung der Gerichte von fremdartigen Geſchäften zu bewirfen, eine gehörige Aufficht 
über die Juftizverwaltung zu begründen und die Beobachtung der Geſetze zu fihern. 

K. J. A. Mittermaier. 

Drientaliſche Frage. Die orientaliſche Frage, d. h. die Wechſelwirkung zwiſchen den 
Intereſſen des Morgen- und Abendlandes, begann mit dem 26. Mat 1453. Als Mohammed I. 
den morſchen byzantiniſchen Kaiſerthron geſtürzt und die Reſidenz Konſtantin's, wo das Ehri- 
ſtenthum obwaltete, in die Hauptſtadt eines mohammedaniſchen Staats umgewandelt hatte, 
wurde gleichzeitig der Keim zu einer Frage gelegt, die noch kein Odipus gelöſt hat: Wann wird 
der Halbmond wieder dem Kreuze weichen? 

Wir müſſen dazu einleitend bemerken, daß der Ausdruck „orientaliſche“ Frage ſeit dem Frieden 
von Kutſchuk-Kainardſchi (21. Juli 1774), alfo, ſeit faft einem Jahrhundert, eine zweite Be: 
deutung erhalten hat, die nämlich, ob Rußlands Übergewicht ein durchgreifendes fein folle und 
dieſem befchieden fei, ven „‚Eranfen Mann“, wie das osmaniſche Reich bezeichnet worden, allein 
zu Grabe zu geleiten: hierin liegt der eigentlihe Mittelpunkt des Kampfes zwiſchen Norden 
und Welten Europas, für welchen augenblidlic ein Waffenftillftand in Geftalt des Parifer 
Friedens von 1856 geſchloſſen worden ift. Es fnüpft ſich daran die Herrfchaft zur See, fomeit 
ber Bejig der Dardanellen diefe für Schwarzes und Mittelmeer bieten kann, alſo politifhes In- 
tereife in Verbindung mit dem materiellen VBortheil, und im Hintergrunde lauert immer wie- 
der die Brage: Soll dad griechiſche oder das lateinifhe Kreuz auf der wiedergemweihten So: 
phienkirche aufgepflangt werben ? 

Jene zwei Momente der orientalifhen Frage, deren erſtes den Türken als Erbfeind bezeich— 
nete, indeß bad zweite denſelben ald eine Nothwenbigfeit für das europäifche Gleichgewicht an: 
erfennt, find gleich merkwürdig und erfchweren die Löfung des Räthfels, 

Das Oftrömifche Reich freilich Hatte keinen Halt mehr, und nirgendwo zeigten ih Sumpa: 
thien für daffelbe, viel weniger war man gefonnen, dem Gindringen der Türken Hemmniffe ent: 
gegenzufegen over fie thatkräftig gleich nad Konftantinopeld Fall wieder zu vertreiben, Hatte es 
auch den Anſchein, dag Ungarn, welches unter Wladislaus mit Polen vereinigt war, ernftere 
Kämpfe unternehmen wolle, und zeichneten ſich auch die Siege des tapfern Feldherrn Johann 
Hunyades vorzugsweife vortheilhaft aus, ſodaß Sultan Murad in feinen Planen gegen Ungarn 
gehemmt wurde, jo fonnten doc diefe vorübergehenven Siege weder den Fortſchritt Mohammed's 
noch die fernere Audbreitung der Türken verhindern, und im Jahre 1460 wurben dieſen auch 
Bosnien, die Herzegowina, Montenegro, die Walachei, Athen, ver Peloponnes zutheil. Gin ein- 
helliges Wirken gegen fie im hriftlihen Weften war nicht zu Stande zu bringen, und der mo: 
hammedaniſche Fanatismus, welcher die kriegs- und beuteluftigen Scharen beieelte, trug dad 
Übergewicht davon, obſchon man wohl fühlte, daß ein ſolches fo beſchämend als gefahrdrohend 





Niederlanden: Birnbaum, in der Zeitſchrift für auslaͤndiſche Geſetzgebung, II, 12; und nach dem neue: 
—3 a After, — Zeitſchrift für auslandiſche —— VIII, 98, 109. 
2) Nachweiſungen von Preußen, Braunſchweig, Hannover, Oldenburg in meinen Aufſätzen i 
Archiv, XLIV, 298—304. Ines N ET 
133) Mittermaier’s Nachweifungen im Archiv, XLIV, 288—303. 
134) Archiv, XLIV, 304—310, 
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war. Die Türfenfteuer wurde feit der Mitte des 15. Jahrhunderts von den Päpiten auöge- 
ſchrieben; der Ertrag derſelben reichte aber nicht weit, und die Plane einer Befehrung des Sul: 
tand mußten felbftverftändlich jcheitern. 

Dabei darf nit überfehen werden, daß der Fall des Byzantiniſchen Reichs ven Aufſchwung 
des weſtlichen Europa förderte. Die vertriebenen Griechen brachten die Kunde der griechiſchen 
Claſſiker nad) Italien; fie lehrten ihre Sprade, und fo waren fie mittelbar diejenigen, welche 
es den Deutjchen ermöglichten, die Heilige Schrift zu überfegen und aller Welt zugänglich zu 
machen. Ganz neue Gebiete des Wiflend und der Forſchung öffneten ſich, und ed war nicht zu 
verwundern, daß in einem großen Theile von Europa an eine Wieverheritellung des Oftrömi- 
ichen Reichs nad) und nad) gar nicht mehr gedacht wurde, wenn auch öfter ver Plan auftauchte, 
ven Sultan zu vertreiben, welder ald Feind des Chriſtenthums gelten mußte, und das Reich) 
dann unter verſchiedene Mächte zu theilen. Es ift Hierbei von großem @influß, daf das Papft- 
thum theils ſelbſt zu jehr mit den claſſiſchen Ideen ih zu befhäftigen begann, theild an Ener: 
gie für den Glauben immer mehr erfhlaffte, und daß die weltlihen Mächte, damals andere als 
jegt, ihon zu jehr in ihren Privatintereffen befangen waren, ald daß fie auf das Ungewiſſe 
bin den nicht leicht zu überwindenden Türken hätten entgegentreten mögen. Vielmehr war 
ihnen der Sultan ein jehr bequemer Alltixter, wenn ein Bündniß mit ihm ihren Vortheil zu 
förbern ſchien, und andererfeitd ein allzu mächtiger Herrſcher, ald daß es nicht oft wũnſchens— 
werth geweſen wäre, ji mit ihm zu verftändigen. Die Sultane hatten immer größere Erwei— 
terung ihres Reiche im Sinne; namentlih war es Ungarn, das fie zu bejigen trachteten, und 
ion 1497 rüdten Zürfen in Bolen ein. Das 1456 befreite Belgrad fiel 1521 wieder in ihre 
Hände, nahdem fie ſich furz zuvor aud Syrien und Agypten erworben hatten. Ihre Macht 
nahm beftändig jo ſehr zu, daß das damals auf dem Gipfel feiner Macht ſtehende Venedig es 
für angemeflen hielt, nad verſchiedenen Eriegerifchen Unternehmungen lieber Frieden zu fliegen 
(1479, 1502), wobei es jevesmal Einbußen erlitt, und dieſe Nachgiebigkeit Venedigs war es 
wiederum, welche dem Sultan freien Spielraum ließ, un das Fräftige Ungarn zu gewinnen, 
welchem zwar von mander Seite Hülfe verfprochen worden war, das jedoch, allein gegen feine 
muthigen Feinde fi zu wehren genöthigt, zulegt auch Frieden fchließen mußte. Es fam fogar 
jo weit, daß der Sultan von den europäiihen Mächten in ihre Privatintereſſen hineingezogen 
wurbe, und Sranfreich fpielte ſchon damals eine erhebliche Rolle in diefen Intriguen. 

Branz I. war ed, der einen Krieg gegen den Sultan als roi tres-chretien zu führen vor 
Leo X. jich bereit erflärte ; man jolle die Türkei theilen; ev wolle fie mit Kaifer Marimilian und 
dem katholiſchen Ferdinand erobern, und dann follten drei Theile daraus gemacht werben. 
Allein in ver Wirklichkeit war ed ihm um die deutjche Kaiferkrone zu thun, und Leo X. follte 
ihm dabei behülflich fein. Ald nun 1519 die Kaiferwahl nicht in feinem Sinne ausgefallen, 
jo wurbe er gleichgültig in Sachen der fatholifhen Ehriftenheit. Er gab diefe Plane auf, und, 
bei Pavia 1525 geſchlagen, war er es vielmehr, der ji dem Sultan zu nähern fuchte und diejen 
überreden wollte, Ungarn anzugreifen und ihm in irgendeiner Weije gegen ven ſpaniſchen Herr= 
ſcher beizuftehen. Und gleichzeitig unterhandelte er doch auch mit Karl V. und verſprach in feinem 
Freilaſſungs⸗ und Friedendvertrage 1526, Ungarn zu vertheidigen und die Sefte Mohammed's 
zu vernichten. Doch auch dieſes hielt er nit; Ungarn wurde von ihm im Stiche gelaffen. Eine 
ähnliche Rolle fpielte das ohnmächtig gewordene, nothwendig friedlich gefinnte Venedig. 

‚ Diefem Treiben gegenüber war die deutſche Politif wol angetban, ernfter aufzutreten; 
allein der gute Wille auf dem deutfchen Reichstage, welder ſelbſt durch das Hereinbrechen ver 
Reformation nicht gehemmt wurde, reichte doch auch nicht aus. Die Schwerfälligfeit des Reichs— 
tegiments war allzu groß, und Sultan Soliman hatte die Ungarn bei Mohacd am 29. Aug. 
1526 aufs Haupt geichlagen. König Ludwig von Ungarn war gefallen; der Sultan fland vor 
Dien, ehe noch ein energifcher Schritt gefchehen war, dem tapfern Lande zu Hülfe zu eilen, wels 
ches doch fonft von hoher Wichtigkeit für König Ferdinand fein mußte. Denn nun handelte e8 
Ah nicht mehr um den Erbfeind der Ehriftenheit, fondern un die Krone Ungarn, welde 
Ferdinand ald Ludwig's Schwager in Anfpruch zu nehmen hatte, und wozu ihm der preöburger 
Reichstag berief, indeß ver ftuhlweißenburger Landtag den ehrgeizigen Wojwoden von Sieben: 
bürgen, Johann Zapolya, zum König von Ungarn ernannt hatte. Diefe Kämpfe waren ein 
Sieg für den Sultan, der, in fie hineingeriffen, gewiſſermaßen die Geſchicke jener Staaten 
in die Hand bekam. Ferdinand hatte nicht die Kraft, feindliche Unternehmungen zu wagen; der 
Sultan trat für Zapolya auf; Branz I. ſchloß mit legterm 1528 ein Bündniß unter der Bedin: 
gung, daß fein zweiter Sohn, Heinrich, Herzog von Drleand, in Ungarn fuccedire. Der 
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Sultan nahm Bosnien, Dalmatien und ftand am 26. Sept. 1529 vor Wien. Da galt ed Eile, 
und wirklich gelang es, die Belagerung diefer Reſidenz glücklich zurückzuweiſen. Große Inter: 
effen ftanden auf dem Spiele, nicht allein der Befig Ungarns. 

Die Reformation hatte begonnen; Kaiſer Karl V. wußte nicht mit ihr fertig zu werben. 
Freilich fehleuderte Dr. Martin Luther auch feine Donnerworte „wider den Türfen‘, allein die 
Keperei hatte doch einen großen Theil Deutfhlands ergriffen und mußte überwunden werben. 
Auf der einen Seite erhoben ſich dieſe Keger, auf der andern drängte der Feind aller Chriften: 
heit, und fowol Karl als Ferdinand hatten die Wahl, ob fie mit ven Kegern oder mit den Heiden 
geben follten — wahrlid) eine ſchwierige Aufgabe, die ſich an den Beſitz des herrlichen Ungarn 
fnüpfte. Was war da anders zu thun, ald alle Mittel aufzubieten, daß der Sultan fi gnädig 
zeige? Doch fie vemüthigten fidh vergebens. Der Sultan zog wieder nad) Ungarn, nur daß 
es ihm diesmal nicht glückte, und er fehon im Auguft 1532 fich zurückziehen mußte. Alle diplo— 
matifhe Thätigkeit fpielte von da an lange Zeit in Konftantinopel, der Groptürfe ließ feine 
Stimme vernehmen ; Johann Zapolya wurde wirklich für feine Lebengzeit König von Ungarn, 
nur daß diefed nad) feinem Tode an Ferdinand zurüdfallen follte. 

Es fann hier nicht unfere Aufgabe fein, die Wechfelfälle, die dabei eintraten, die Perfidie des 
Königs Franz von Frankreich, die Intriguen zwifhen ihm und Kaifer Karl V., die unglücklichen 
Feldzüge Ferdinand's und des deutſchen Reihöheered gegen Soliman zu ſchildern; genug, ber 
Sültan betrachtete Ungarn als ein Land, über welches er verfügen könne. Zapolya's Sohn, 
Johann Sigmund, erhielt den größten Theil deſſelben, Ferdinand einen fünfjährigen Waffen: 
ſtillſtand für einen Eleinen Theil Ungarns, wobei er jährlih 30000 Dufaten zahlen mußte, und 
fo war Öfterreich dahin gekommen, einen jährlichen Tribut in Form eines Geſchenks an den Sul: 
tan zu zahlen! Das Datum dieſes Vertrags ift vom 19. Juni 1547. Es folgten neue Kämpfe, 
ein neuer Waffenftillftand auf acht Jahre, und nad Ferdinand's Tode hatten ſowol Marimi: 
lian II. als Rudolf I. einen jhweren Stand gegen den Sultan. Zu Lande waren die Türken 
überall ſiegreich geblieben und in die verfchiedenen Parteiintereffen hriftliher Mächte verwidelt ; 
zur See hatten fie freilich die Schladht bei Lepanto am 7. Det. 1571 verloren, allein trogdem 
Benedig geſchwächt. Es galt nicht mehr, die Sultane zu vertreiben und die Türkei zu tbeilen ; 
man verftändigte jich lieber mit ihnen, man benugte fie zu eigenen Zweden, ja man bedachte 
ih, 06 fie nit am Ende proteftantifhen Reichsſtänden vorzuziehen feien. Die Türfei war 
einig und thatfräftig, die europäifhen Mächte überall untereinander gefpalten. Die Türken, 
zu allen Zeiten Meifter in der Diplomatie (ihr ganzer Charakter, ihre ganze Koranlehre tragen 
dazu bei), erkannten fehr wohl, daß fie doch immer eine diefer Mächte für id gewinnen könn— 
ten, und betrachteten deshalb alle Rüftungen mit Geringfhäßung. Spanien, welches doch an 
der Spige der echten katholiſch-chriſtlichen Geſinnung ftehen follte, ſchloß nad) langen Bemü— 
Hungen einen Waffenftillftand mit der Türfei (1580), welche andererfeitd in genauer Kennt: 
niß der europäiſchen Verhältniffe auch mit den Proteftanten in gutem Einvernehmen zu fteben 
ſuchte. 

Nun trat auch, wenngleich in vorſichtiger Weiſe, England 1578 in Berührung mit dem 
Sultan. Englifhe Schiffe durften bis dahin nur unter dem Schuge der franzöflihen Flagge in 
türfifhen Häfen erfcheinen. Das franzöſiſche Protectorat war thatfählich vorhanden; ein eng: 
liſcher Kaufmann, William Harebone, jegte e8 indeß dur, daß die englifche Flagge ſich in der 
Levante frei zeigen durfte, und dieſe Gapitulation wurde 1593 erneuert. Die Seemacht ver 
Türfen war inzwifchen eine fehr beveutende geworden, während Venedig in diefer Beziehung 
wie im Yevantehandel abnahm, was für die Fortſchritte ver odmanifhen Macht zu Rande ſehr 
vortbeilhaft war, ſodaß das allein noch Fampfluftige Ofterreich, welches die Mishandlungen 
Ungarns lange ruhig mit anfeben und feinen Tribut hatte zahlen müffen, bei feinem Mangel 
an Geld nur durch die drüdendften VBerhältniffe ich veranlaßt jehen konnte, einen Krieg zu er: 
Öffnen, der faft 14 Jahre währte (1593 — 1606) und freilih im Frieden von Sitwa Torok 
den Kaifer feines Jahredtributs enthob, allein do in Bezug auf Ungarn und Siebenbürgen 
feine fihernden Bürgichaften bot. Ungarn felbft, die öfterreihiihen Stände, der Reichstag 
zu Regensburg ſprachen nad) diefem Frieden ven Wunfh aus, man möge einftweilen von 
neuen Kriegen ablaſſen; jie hätten allzu große Opfer gebracht, und diefen Umſtand benugte die 
Pforte, überall treulod zu verfahren und in Siebenbürgen die Nevolten zu fördern. Im Jabre 
1615 fand ein abermaliger Friedensſchluß auf 20 Jahre ftatt, und niemand hatte den Muth, 
den Aufruhr in Konftantinopel felbft, welcher 1622 Osman II. ftürzte und die Janitſcharen 
hervorhob, im Intereile der europäiſchen Ehriftenbeit zu benugen. Siebenbürgen ging ver: 
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loren und ward wiedergewonnen, Ungarn aber fonnte nicht ganz wiebererrungen werden, und 
man mußte fih 1664 aufs neue mit den alten Friedensbedingungen zufrieden erflären. 

Während diefer Zeit war die Pforte gefchäftig, eigenthümliche Verbindungen mit dem König: 
reich Bolen anzufnüpfen. Schon früh hatte fie dieſes Land angefallen und war in eine feindliche 
Stellung zu demjelben gerathen, bis ſich ein beſſeres Einvernehmen herftellte. Denn im Kampfe 
gegen Ungarn fuchten beide Mächte ſich zu nähern und der Sultan erfannte allmählich eine we— 
fentlihe Aufgabe darin, bei den polnifhen Königswahlen vorzugsweife darauf hinzuwirken, 
dag minder mächtige Perfonen auf den Thron gefegt wurden, um fo das durch Parteien und 
Seften zerrifjene Land immer mehr zu ſchwächen. Dies gelang auch der Pforte, bis unter König 
Sigmund II. wegen ber Anſprüche Polens auf die Moldau und Walachei wiederum Zermürf: 
niffe zwifchen beiden Mächten eintraten, die mit einem Kriege endeten, bei welchem die Türken 
Einbuße erlitten und nad drei Jahren (1623) Friede gefhloflen wurde. Die Tataren wur: 
den von ber Pforte, die Rojaden von den Volen unterftügt; ein eigentlich friedlicher Zuftand 
herrſchte immer nit; ed wurde aberınald ein Feldzug von der Pforte gegen Polen verfucht, 
der wieder midlang und einen neuen Frieden veranlapßte, deflen Dauer um fo weniger geſichert 
war, als die Pforte ſich auch der Ukraine bemächtigen wollte, wogegen die Polen ſich ſchwer 
wehren konnten. 

Im Auguft 1672 war denn auch Mohammed IV. aufd neue ausgezogen und hatte Kamenec 
(Bodolsfi) genommen, ſodaß Popolien verloren ging. Der Kronfeloherr Johann Sobiejfi 
fonnte trog aller perjönlichen Heldengelinnung dies nicht abwehren, nur gedachte er die Schmach 
abzumwälzen gedachte. Der Friede, 1672 geichloffen, wurde von ihm fhon 1673 zerriffen; er 
vernictete die Türfen bei Choczim; feine Friedensbedingungen misfielen der Türfei; ev vers 
trieb 1678 die Türfen aus Volhynien, und nur der Übermacht der Pforte mußte er, inzwi— 
ſchen König geworben, 1676 nachgeben, um ji in der Frift des Waffenftillftandes (denn Frie— 
densſchlũſſe gab es eigentlich nicht) aufs neue zu rüften. So war er im Stande, 1683 am 
12. Sept. Wien zu retten, welches abermald von den Türfen belagert wurde, obſchon ihn 
der Undank Ofterreihs dafür lohnte und er mit allen Opfern doch nichts für fich erringen konnte. 
Er ftarb im Juni 1696, und von da ab war Polen nicht mehr die Macht, welche dem Eindringen 
der Türken fiegreich Hätte entgegengeführt werden fünnen, wenn fie aud) fpäter Podolien und 
die Ukraine wiedergewann. Auch nach diefer Seite hin trat mit Ende des 17. Jahrhunderts der 
Berfall Bolens ein, theild durch feine Herrſcher, theild durch feinen Adel, beide nur darauf be- 
dat, Zerwürfniffeint Innernzu fördern und die Nachbarſtaaten in dieſe hineinzuzerren, nicht aber, 
in muthiger und ritterlier Ginigfeit den gefährlichen und kriegeriſchen Türken zurüdzuweifen. 
Der Ubermutb der Pforte, bei welder die Geſandten fo vieler Staaten intriguirten, wuchs zu— 
ſehends, trog einzelner Niederlagen. Die Sultane erfannten mit ibren ſchlauen Nathgebern, daß 
man der Türken bebürfe, um bald da, bald dort einander zu bekämpfen, und an einen Gegenſatz 
ded beipnifchen Negiments mit hriftlicher Politik wurde gar nicht mehr gedacht. Eine Ver: 
treibung der Türfen aus Guropa, eine Theilung der Türkei, ein Kampf zum Schuge der Chri— 
ftenbeit innerhalb de3 Osmaniſchen Reichs waren Dinge, von denen die Rede nicht fein konnte. 

Der Occident war ohnmächtig und uneinig. War aud dem Orient zweimal vor Wien ein 
Halt geboten worden, fo zeigte ſich Ofterreich doch nicht ftarf genug, dem Erbfeinde der Ehriften: 
beit die Spige zu bieten, und gegen feine eigenen nicht fatholifchen Unterthanen intolerant genug, 
nahm es doch die feinfte Nückficht gegen die Bekenner des Korans. Da erhob ſich eine andere 
Macht im Norden, welche die Vernichtung der Türkenherrſchaft in Europa ſich zum Ziel ftellte, 
zur Vergrößerung der eigenen Macht, mit ven Waffen der Kirche und des Schwertd, zu Land 
und zur See, eine Macht, veren Politik immer mehr die orientalifche Frage zu einer neuen Phaſe 
führte, in welder man die Erhaltung der Pforte für nothwendig, die Shwähung jener nordi: 
ſchen Macht für unerlaplich hielt. In diefer Phafe befinden wir uns noch jegt; die Macht, die 
wir eben angedeutet haben, ift Rußland. 

Iwan III., der gewaltige und muthige Gropfürft, hatte jih mit Sophie, Tochter des Kaiferd 
Emanuel Paläologos, vermählt. Diefer nahe Verwandte des byzantiniihen Haufes ſchickte 1499 
Geſandte nad Konftantinopel, um den ruſſiſchen Kaufleuten auch unter der Türfenherrichaft 
geiherten Handel zu verfchaffen, namentlich mit Kaffa am Schwarzen Meere, wie denn fpäter 
daſſelbe befonders in Betreff Afows und Kafans geſchah. Das Schwarze Meer fpielte ſchon da— 
mals eine bedeutende Rolle, ſchon 1561 Fam ed zu Eonflieten zwifchen Ruſſen und Türfen in 
jener Region, was beweifen mag, feit wie lange man die geograpbifche Wichtigkeit jener Poſition 
kennt, ganz abgefehen von den griechiſchen Zeiten, da man am Schwarzen und Aſowſchen Meere 
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die Handelöwege durch Golonien zu eröffnen verftand. Einen entſchiedenern Kampf führten 
beide Mächte wegen des Planes, Don und Wolga durch einen Kanal zu verbinden, melde Abjicht 
der Fürfen Iwan IV. vereitelte und die Tataren und Janitſcharen niederſchlug. Faſt gleichzeitig 
bildeten ſich daſelbſt die für Rußland freundſchaftlich gefinnten doniſchen Koſacken. Allmählich 
und in der That unter ſehr grauſamer Kriegführung ſuchte die ruſſiſche Herrſchaft ſich feſtzuſetzen, 
und deshalb nad verſchiedenen Seiten hin ſich Freunde zu gewinnen. Dabei trat von vorn: 
herein das wichtige Element hervor, daß der Großfürft oder Zar der griechiſchen Religion an— 
gehörte und dadurch einen unmittelbaren Einfluß auf einen großen Theil der Bevölferung 
des Osmaniſchen Reiche auszuüben im Stande war. Diefes Element aber ift in jenen Gegenden 
mächtiger, ald man in unfern gegen die Kirche ziemlich gleichgültigen Landen zu erkennen pflegt. 
Überall war man ver Anſicht, es ſei rathſam, mit den Moskowiten ſich freundlich zu halten, um 
diefe, wo es gälte, gegen die Osmanen gebrauchen zu können, und ebenjo geſchah ed umgefehrt. 
Aus demfelben Grunde fuchte auch die Piorte folange ald möglich einen Krieg mit Rußland 
zu vermeiden. Michael Romanow wurde von ihr 1643 ald Kaifer aller Reuſſen anerkannt. 
Bei vem großen Umfange beider Staaten wurden zulegt die Zerwürfniffe unvermeiblid ; ſie en= 
deten unter dem Enkel Michael's, Feodor II., mit dem Nadziner Frieden 1681, in welchem 
Rußland Kiew erhielt und anderweitige Vortheile am Schwarzen Meere jih zu verihaffen 
wußte. Dahin zielte das Beftreben Rußlands immer mehr; auf der einen Seite war ed bie 
Krim, die man bejigen wollte, auf der andern Seite die Macht in der Oftfee, und Peter, mit 
Beinamen der Große, war dazu angethan, dieſe Zwecke jowie die Bildung einer gewaltigen See— 
macht anzubahnen und theilmeife in einer jehsunddreißigjährigen Regierung durchzuſegen. Er 
verſtand es, gemeinſam mit den übrigen Mächten, und doch nicht überall im Einklang mit ihnen, 
vollends durch den am 26. Jan. 1699 abgeſchloſſenen Frieden zu Garlowig (bei Peterwardein) 
die Türfen zu ſchwächen; er ſtand mit Öfterreich, Polen und Venedig auf der einen Geite, die 
Prorte allein auf der andern, und doch wollte er nur Waffenftillftand, denn den Frieden mochte er 
jelbftändig erringen. Die Engländer und Holländer juchten zu vermitteln; die Ruffen ſchloſſen 
ihren Frieden trogdem nur erft 1702 in Konjtantinopel jelbft. Der rufjiiche Geſandte war auf 
einem rufitichen Kriegsfchiffe von 36 Kanonen durd das Schwarze Meer nad den Dardanellen 
gefahren, und der Donner ruſſiſcher Salutfhüffeerihallte am Goldenen Horn, Die Mächte hatten 
Rupland geftügt, um den Sultan zu bejhädigen. Es war ihnen gelungen; allein neben ber 
Schwächung des Erbfeindes erfannten jie auf einmal die fteigende Bedeutung einer nicht allein 
ſlawiſchen, fondern auch griehifhen Potenz, die durch die verfchiedenften Mittel in die türkiſchen 
Zuftände einzugreifen vermochte. Doch fhien es noch ein Leichtes, den Einfluß der halbbari- 
hen Macht zu vernichten; Karl XII. von Schweden machte ven Angriff; Niederlagen und Ber: 
Iufte vemüthigten Rußland. Allein Peter wurde duch diefe Schläge erft recht gefräftigt, und 
ala er 1725 jtarb, hatte er allerdings mandes eingebüßt, darunter auch das wichtige Aſow; 
allein wie viel mehr hatte er an andern Seiten gewonnen, und vor allem, welhe Poſition im 
europäifhen Staatenſyſtem hatte er feinem Reiche verfchafft! 

So fing man an, der Frage näher zu treten, ob es nicht im Intereffe Europas liege, vie 
Türkenherrſchaft, die ſchon manchen Stoß erlitten hatte, zu erhalten, damit nicht die rufitiche 
Gewalt ein uͤbergewicht gewinne, welches in Europa und Afien glei ſehr Gefahr bringen 
mußte, und wobei e8 fich nicht minder um die Herrfchaft zur See und den Bejig der einträglichften 
Handelswege nah Aften handelte. Seit anderıhalb Jahrhunderten Handelt e8 ji darum, daß 
der Sultan nicht falle, fo ſchwach er auch fei, und daß Rußland, fo hoch es geftiegen und wie 
groß fein Einfluß in der europäiſchen Politik geworden, nicht zu einer prädominirenden, das 
Gleichgewicht der Staaten gefährdenvden Großmacht werde. Ob Peter der Grofe ein fchrift: 
liche Teftament hinterlaffen hat oder nicht, gilt dabei gleichviel — er fand ſchon dor, was er 
jeldft nur erweitern zu müffen ald Aufgabe feines Staats erkannte. Und feitdem ift bie Türkei 
ein Spielball der europäiſchen Politik, und die orientalifhe hat fich zur weſtländiſchen Frage 
umgeftaltet. 

Der Friede von Garlowig bildet einen bedeutenden Abſchnitt; Oſterreich gewann Ungarn 
und Siebenbürgen, was eine große Benachtheiligung der Pforte war, und derfelbe Staat war 
e8, welder dur den Prinzen Eugen bei Peterwardein und Belgrad die Türken flug, ſodaß 
N im Brieden von Paſſarowitz (in Serbien) am 21. Juli 1718 der Pforte abermals Belgrad, 
Temesvar nebft Theilen von Serbien und der Walachei abnehmen Fonnte. Die Nolte, welde 
Oſterreich gegenüber der Pforte von jenem Frieden bis zu dem durchgreifendern von Kutſchuk⸗ 
Kainardſchi gefpielt hat, verdient eine beſondere geſchichtliche Darftellung und zeigt, daß es au 
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ein „politifches Teftament‘ irgenveines öfterreihiichen Kaifers geben muß, wenn man es au 
nirgendwo im Drud zu lejen erhalten hat. 

Ahmed III. war in allen Unternehmungen fo unglücklich geweſen, daß man ihn nad türfi- 
iher Weife abfegte und einfperrte. Deflen Nachfolger Mahmud I. hatte auch fein befonderes 
Süd; doch gewann er im Frieden von Belgrad 1739 diefe Stadt und bie verlorenen Theile 
Serbiend und der Walachei zurück, indeß Ruplands Bemühungen, die Krim zu erobern, mid: 
langen, Afom verloren blieb und bort ſowie auf dem Schwarzen Meere feine ruſſiſchen Schiffe 
unterhalten werden durften. Frankreich vermittelte damals und veranlaßte in Konftantinopel 
1741 die Gonvention, duch welche die Pforte nicht allein den Kaifertitel des Zaren anerkannte, 
fondern auch den Ruffen eine ſehr erhebliche Strede in der Ufraine nad der Krim hin ein- 
räumte. Diefe Bermittelung nahm freilich bald ein Ende, denn Katharina II, war der fran- 
zöfiichen Politik nicht gewogen, und dieſe legtere verlor bei der Pforte immer mehr an Einfluß, 
ſodaß ſie ſelbſt während der ruffifhen Eingriffe in Bolen den Divan faum aufzureizen vermochte, 
Katharina I. war es, welche Polens Theilung, die Shwädhung der Türfei, die Befreiung der 
Griechen, die Eroberung der Krim ebenfo wie der Donaufürftenthümer ind Auge gefaßt hatte, 
Lange dauerte ed, ehe es zum Bruche kam; Muftapha III. endlich eröffnete ven Krieg, und zwar 
wegen der unverantwortlichen Intervention Rußlands in Bolen. Der türkiſche Sultan wollte ih 
der Rechte Polens annehmen; die ruſſiſche Kaiferin erklärte, die Diffidenten in Bolen ſchützen zu 
müſſen; beide hatten jedody anderes im Sinne. Merkwürdig find die Briefe Voltaire's an die 
Kaiferin aus jener Zeit; er ſchwärmte für die Wiederberftellung der griechiſchen Herrſchaft und 
die Vertreibung ver Türfen aus Europa. Die Moldau und Walachei gingen 1769 verloren; 
die ruſſiſche Flotte im Mittelmeere errang unter Orlow den Sieg bei Tſchesme (16. Juli 1770); 
Feldzüge in der Krim vertrieben den dortigen Khan; allein das Glück war zulegt nicht auf 
ruſſiſcher Seite, und die Kaiferin zog ſich allmählich von ihren hochfahrenden Projecten zurück 
und hielt an demjenigen feft, was ihr wirklich zumächft erreichbar jhien, Lange Unterhand— 
lungen wechſelten mit friegerifhen Zufammenftögen ab, Die Pforte ſchloß am 6. Juli 1771 
einen geheimen Subfidienvertrag mit Ofterreich, welches dem Sultan feine verlorenen Befiguns 
gen wiebererobern follte, wofür ver Türfe vem Ofterreicher für die Ausrüftung des Heeres 
10 Mitt. Viafter aus zuzahlen ſich anheiſchig machte. In Petersburg und Berlin erregte diefer 
Bertrag die außerordentlichfte Senfation, denn Wien hatte in Peteröburg vermitteln wollen, 
und ſelbſt in Konftantinopel fing man bald an, diefer wiener Bolitif zu mistrauen, welde zwar 
von der Pforte Geld zu nehmen bereit war, allein von Gegenleiftungen nichts blicken ließ. 
Alle diefe Umftände zwangen endlich, da Nachgiebigkeit von der ruffiihen Diplomatie nicht zu 
erwarten ftand, die Biorte zum Frieden von Kutſchuk-Kainardſchi am 21. Juli 1774 (unter 
Sultan Abdul: Kamid). Rufland erlangte die Unabhängigkeit ver Tatarei, ven Belig von 
Kertſch, Jenifale und Kinburn, die Schiffahrt auf dem Schwarzen Meere, die religiöſe Schug= 
berrihaft über die griechiſch⸗-chriſtlichen Unterthanen der Pforte zu Bera, eine feſte diplomatiſche 
Stellung in Konftantinopel und einen Schadenerfag von 7°/, Mill. Biaftern. Alle Bermitte: 
lungs- und Milderungsverfuche, felbft diejenigen, die von Friedrih dem Großen ausgegangen 
waren, hatten feinen Erfolg gehabt. 

Bir wollen hier erwähnen, daß Preußen vor Friedrich vem Großen in fehr geringen Bezie— 
dungen zur Pforte geſtanden hatte, und daß diefer Herrſcher dieſelbe ald eine hinfällige Macht 
betrachteie, die jedoch bald gegen Ofterreih, bald gegen Rußland benugt werden fünnte. Gr 
bloß am 2. April 1761 einen Handeldvertrag mit der Türkei, wobei er feiner diplomatiſchen 
Vertretung einen freien Spielraum verihaffte, und würde vielleicht ver Pforte noch mehr Haben 
nugen können, wenn nicht deren Subjidienvertrag mit Ofterreich dazwiichengefommen märe. 
Nach dem Bertrage von Kutſchuk-Kainardſchi ging die Pforte ſogleich den König an, ev möge 
einige Beftimmungen beijelben durch Vorftellungen in Petersburg zu mildern ſuchen. Der 
König that, was er konnte, allein die Kaiferin wollte nicht nachgeben; die Bforte mußte am 
24. Jan. 1775 den Vertrag förmlich ratificiren und einen Gefandten nad) Beteröburg abſchicken. 

Zu gleicher Zeit hatte Dfterreich freilich für die Pforte nicht allein nichts gethan, ed hatte 
dielmehr an den Grenzen der Moldau und Walachei durch Ingenieure Meflungen vornehmen 
und Karten entwerfen laffen, eine Maßregel, die feinpfelige Abjichten verrietd. Kaum war 
der für die Pforte jo nachtheilige Friede geſchloſſen, ald Truppen in die Moldau einrücdten 
und einen Grenzdiſtriet diefes Landes mit den Hauptorten Gzernomig und Sutfhawa, etwa 
HD Stunden lang und 20 breit, bejegten. Die Pforte war darüber höchlichſt entrüftet; man 
mad vom Kriege gegen Ofterreich; dieſes aber entfchuldigte ſich mit der Nothwendigkeit einer 
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feit lange verzögerten Örenzregulirung. Die Brorte mußte 1775 die Öfterreichiichen Anmapuns 
gen genehmigen und die von vemjelben befegten Diftricte abtreten, obſchon fid ein allgemeiner 
Unmille darüber ausſprach, daß Öfterreich feinen geſchwächten Bunvdesgenoffen , ver ihm eben 
erft Geld gezahlt hatte, jo zu berauben fein Bedenken trug. 

Der Friede von Kutſchuk-Kainardſchi war alfo nun ratificirt. Was die Pforte eingebüßt 
batte, war fo beveutend, daß weitere Verlufte von jelbft folgen mußten, und doch gab ed, bei ven 
Begenfägen der europäiſchen Politik, immer mindeſtens Eine Macht, melde den Ruſſen bei der 
fernern Beſchädigung der Pforte Beiftand zu leiften fein Bedenken trug. Weitere Folgen jollte 
der Vertrag erft in fpäterer Zeit mit ſich führen, da Rußland daraus ein Recht Herleitete, ge: 
wiflermaßen das Protertorat Über die in ber Türfei lebenden griechiſchen Ghriften zu beanfpru: 
hen, indeß findet fich eine fo allgemeine Beftimmung nirgends, vielmehr jollte die ruſſiſche Pro— 
tection fi nur über die dortige Geſandtſchaftskapelle und eine Kirche in Konftantinopel er: 
ſtrecken. Die Ofterreicher und die Türen ſchienen gleich fehr über die außerordentlichen NReful- 
tate jenes Friedens erfchroden zu fein, zu welden Katharina die Glückwünſche aller Diplomaten 
entgegennahm. Doch damit war die Pforte noch nicht genug gedemüthigt; ed handelte ſich 
um den gänzlihen Verluft ver Krim, von mo aus ein ruffiicher Eroberungdzug nah Konftan- 
tinopel nur zu leicht möglich war. Erft nad) vollendeter Thatſache erfannte man die Bedeutung 
berfelben. 

Bei der großen maritimen Wichtigkeit der Krim war es der Pforte zunächſt darum zu thum, 

die geiſtliche Khalifatd-Souveränetät daſelbſt in möglihft umfaflender Weife aufrecht zu erhalten, 
wogegen Rußland den vollen Befig der Halbinfel erftrebte, was ihm dadurch erleichtert wurde, 
daß es dort verfchiedene untereinander zerfallene Khane gab, von denen der eine, Dewlet Girai, 
der Pforte ergeben, der andere, Schafim Girai, der ruſſiſche Schügling war. Gleichzeitig unter: 
bandelte man und ſchwankte in Konftantinopel, wo man im Divan zwei Parteien batte, von 
benen bie eine, Eriegeriich gefinnt, des Friedens von Kutſchuk-Kainardſchi ih gern entlevigt 
hätte, nur daß auch jie fort umd fort rathſchlagte, indeß Rußland 1776 ſchon Perekop beſetzt 
hatte. Rußland ſetzte fih dort immer feier; der von der Pforte begünftigte Khan mußte 
fliehen, und der ruflifche wurde von den Tataren anerfannt. Wir können bier nicht die ver: 
fhiedenen Einwirkungen der einzelnen europäifhen Mächte jhilvern, genug, ed lagen um jene 
Zeit andere Intereflen vor, welche ſowol England als Ofterreich abhielten, der Türkenherrſchaft 
auf der Krim ſich energifch anzunehmen. Die Pforte unterzeichnete vemnadh am 21. Mär; 1779 
eine Convention, in welcher fie die Unabhängigkeit der Tataren unter dem von Rußland em: 
pfohlenen Schafim Girai anerfannte, ſich jedoch noch immer die geiftliche Khalifats-Souveränetät 
vorbehielt; die Ruſſen follten freie Schiffahrt aus dem Schwarzen Meere in ven Archipel erbal: 
ten, dagegen die Krim innerhalb dreier Monate räumen, eine Beſtimmung, die allervings 
theilmeife vollzogen wurbe; allein da die alten Differenzen immer wieder ausbrachen und die 
Pforte Die Gegner des einmal eingefegten Khans aufs neue unterftügte, was um fo mehr ftatt: 
finden mußte, ald die fremden Mächte felbft fie bald hierhin bald dorthin trieben, fo rückte 
Rußland aufs neue in die Krim, vertrieb den eigenen Khan und nahm im April 1783 die 
ganze Krim ohne weiteres in Beihlag, wogegen die Pforte einen für Nufland günftigen Han: 
delsvertrag mit dieſer Macht glei darauf anı 4. Juni unterzeichnete und am 8. Jan. 1784 
fogar die Krim förmlid abtrat. Doc damit war fein Ende, Im Jahre 1787 bejuchte die Kai: 
ferin Katharina die Krim, in welcher ſowol Sumorom als Potenifin die entfeglichften Grauſam— 
keiten begangen hatten, und bald genug wurbe bieje ruffiihe Provinz benugt, um von dort die 
Pforte weiter zu ſchwächen, deren Bedrängniß in eine Zeit fiel, da Frankreich der Revolution an: 
heimgefallen war, und fowol Ofterreich ald Preußen dieſer entgegenzutreten für die Hauptauf: 
gabe ihrer Politik eradhteten, indeß kurz zuvor die Theilung Polens als eine unerlaßliche Notb: 
wendigkeit erfhienen war. 

Die europäischen Berhältniffe waren in einem höchſt vertvorrenen Zuftande ; die Großmächte, 
über Rußlands Zunahme an Macht ebenfo jehr beforgt als über die unberehenbaren Folgen der 
franzöfiihen Umwälzung, boten alles auf, irgendeine Bermittelung herbeizuführen, vollends 
nachdem 1788 der Krieg zwijchen ver Pforte und Rußland abermals ausgebrochen war, wobei 
Diterreich auf ruffiicher Seite jtand. Die Türken wehrten ih mit Macht; doch fielen allmäb— 
lih 1788 — 90 ſowol Belgrad ald Akjerman, Bender, Ismael in die Hände der Ofterreicher 
und Ruſſen. Die gewaltigen Schlachten und blutigen Belagerungen führten am Ende Feinen 
Gewinft herbei. Ofterreich erbielt die Feftung Alt: Orſova, Rußland nichts ald Oczakow und 
eine kleine Landſtrecke zwiſchen Dniepr und Dnieſtr; leßterer follte die Grenze zwiſchen Ruß— 
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land und der Türkei bilden, welche legteve Beffarabien und die Moldau behielt. So beſtimmte 
der Friede von Jaffy vom 9. Jan. 1792, in welchem endlich die Krim nebft der Infel Raman 
für Rußland beftätigt wurden, mit dem Kuban ald Grenzicheide am Kaukaſus. 

Selim IL. war zu jener Zeit Sultan (feit 1789). Die Franzöfiiche Revolution, die Theis 
fung Volens, die in Deutihland herrſchende Gärung, der Zerfall des Deutſchen Reichs, die 
Einmiſchung Rußlands in die europäifhen Wirren riffen alle Verhältniffe mit Macht um, und 
in der Türkei begannen nad) zwei Seiten neue Richtungen fi zu bilden ; die eine mit dem Be— 
fireben, innere Reformen in den geſchwächten Staat einzuführen, die andere, die griehiiche, in— 
dem bie Griechen, wenn aud von Katharina IT. getäufcht, ſich vom türfifchen Joche zu befreien 
anftrebten und die confefjionelle Einheit der Ruffen mit ihnen doch immer neue Anknüpfungé— 
punkte für beide darbot. Selim III. beabfihtigte, die ganze Staatöverwaltung bed verkomme⸗ 
nen Reichs umzuwandeln, doch gelang es ihm nicht nur nicht, die herrſchenden Potenzen innerz 
halb des Staats dafür zu gewinnen, fondern es trennten ſich die Pafchas der einzelnen Brovin- 
zen immer mehr vom Gentrum in Konftantinopel los, und er wurde überbied von den im Divan 
ich befämpfenden Parteien, zulegt nothiwendigerweife in den Strudel der europäifchen. Umwäl— 
zungen bineingeriffen. Die gewaltigen Ereigniffe zu Anfang dieſes Jahrhunderts zogen an der 
Pforte in bunteftem Wechfel vorüber: eine Allianz wechfelte mit der andern ab; Frankreich 
eroberte Ägypten und trat e8 1802 wieder ab; Rußland und England wirkten dahin, daß die 

Vforte dem erften Napoleon den Kaifertitel folange ald möglich verweigerte; die gemandte 
franzöſiſche Diplomatie (vertreten dur General Horace Sehaftiani) riß den Einfluß wieder 
an ih; die Pforte begann den Krieg gegen Rußland und England; ein englifches Geſchwader 
drang durch die Dardanellen. Dazu fam, daß die altgläubige Bartei das Übergewicht gewann, 
Selim am 30. Mai 1807 vom Throne geitoßen (er wurde am 28. Juli 1808 umgebradt) und 
Muftapha IV. nicht minder in kurzer Friſt geftürzt wurde, bis Mahmud II. den Thron beftieg, 
der zwar anfänglich überall den Frieden wiederherzuftellen fuchte, allein fehr bald in neue Zer: 
würfniffe mit Rußland gerieth, die erſt durch den Frieden von Bufareft vom 28. Mai 1812 
eine Ausgleihung erhielten. Rußland war zu ſehr bevrängt, zu fehr andermeitig in Anſpruch 
genommen, ald daß ed nicht auf jener Seite gern nachgegeben hätte, weshalb es denn aud nur 
die alten Friedensſchlüſſe von Kainardſchi und Jaſſy beftätigen lief. Sein Gebiet erweiterte ſich 
indeß bis zum Pruth und zur Donau, ſodaß ihm Beffarabien und der Fleinere Öftliche Theil der 
Moldau (mit Akjerman, Ismail, Bender, Kilia und Choczim) verblieb. 

Die Regierung Mahmud's IL, die bis 1839 währte, war überreih an Ereigniſſen, theils 
wegen ber innern Reformen, theild wegen ver Kämpfe um Griechenland und wegen ber fteten 
Zunahme der rufftiihen Macht fomol unter Alerander ald unter Nikolaus. Der zähe Wider— 
ftand der türfifchen Divlomatie, die muthige Vertheidigung der türfiihen Truppen, deren Re: 
organifation durch ausländiſche Offiziere ver Sultan eifrig betrieb, waren allein im Stande, Die 
Türkei zu fchügen, deren Aufrehterhaltung übrigens fhon damals ald eine Hauptbedingung der 
orientalifchen Politik der europälfhen Großmächte hervortrat. 

ber die Unterrevung Alexander's von Rußland mit Napoleon wegen der Zukunft der Tür- 
fei, über die Plane jenes gewaltigen Herrſchers in Betreff ver Theilung oder Schwähung ber 
osmanischen Macht läßt ſich nach Bignon und Thiers manches berichten ; fo viel ftebt feft: beide 
bielten nicht viel von der europäifchen Fortdauer der Pforte; allein über das Wie war eine Ver— 
ſtandigung ſchwer zu erreihen. Sollte Konftantinopel an Rußland fallen? ‚Niemals! das 
wäre die Herrfchaft ver Welt”; fo wird Napoleon’ Monolog erzählt. „Konftantinopel müßte 
mein werben : ed wäre nichts ala ver Schlüffel meined Reichs“; fo gibt man Alerander'd Auße⸗ 
rung an. Rußland wollte am Schwarzen Meeere die Türkei beherrſchen, Frankreich Ägypten 
nehmen und das Mittelmeer zum franzoͤſiſchen Binnenfee machen. Beide waren von Feind— 
ſchaft gegen England bejeelt, beide hätten auch an Ofterreich etwas abgegeben. Die Verhält— 
niffe liegen jegt anders, folange England und Frankreich zufammengehen. Nah Napoleon’s J. 
Sturz war es aber eine andere Seite, welche für die Türkei Gefahr brachte. 

Griechenland fiel ab, dad niemals ganz unter türfifches Negiment gebracht war, denn dieſes 
beprückte ziemlich gleichmäßig alle CHriften, und war doch nachſichtig, fobald ed nur die Kopf- 
feuer pünktlich einziehen fonnte; das erwachende Griechenland aber war allmählich von ber 
Überzeugung durchdrungen worden, man müffe gegen die Fremdherrſchaft einen Kampf begin— 
nen, der durch Die Religion geheiligt fei. Revolutionen, Aufftände waren zu jener Zeit über: 

haupt an der Tagesordnung; die Dpfilantis gaben die Anregung in den Donaufürftenthümern ; 
im April 1821 batte ſich faft ganz Griechenland empört. Der Sultan war zu ſchwach, die Grie— 


76 Drientalifhe Frage 


hen allein zu unterwerfen, die Philhellenen riefen ganz Europa auf, wenngleid dad Beneh— 
men ihrer Bünftlinge ihnen oft genug bittere Enttäufhung bereitete. Mehemed Ali- Pafha, 
der mächtige Herr des Paſchaliks Agypten, ſchickte auf türfifches Anrufen feinen Sohn Ibra— 
him, der mit gewaltiger Heeresmacht ven Griechen viel zu ſchafſen machte. England, Frankreich 
und Rußland (wo inzwiſchen Nikolaus. den Thron beftiegen) vereinigten ji, die Pforte dahin 
zu bewegen, daß jie ein unabhängiges Griechenland gegen Erlegung eines Jahrestributd ge: 
ftatte. Am 20. Det. 1827 vernichtete Admiral Godrington bei Navarino die türkiſch-ägyptiſche 
Flotte, im Auguft 1828 räumte Ibrahim das Feld, Graf Kapopiftrias (ein Korfiote, Günft- 
ling Alexander's von Rußland) wurde Präſident von Griehenland ; 1829 gab der Sultan feine 
Rechte auf daſſelbe auf. Die übrigen Ereigniffe, die Ermordung Kapopiftria®’, die Ableb- 
nung Leopold's von Sachſen-Koburg, die Wahl Dito’8 von Baiern zum König, die bairifche 
Regentichaft, die Regierung König Otto's, der Sturz deflelben, die Wahl des Bringen Georg 
von Dänemark aus dem Haufe Schleswig: Holftein: Glüfäburg, gehören nicht Hierher; 
genug, im Frieden von Adrianopel erkannte Mahmud U. die Unabhängigkeit Griechenlands an, 
mo von nun anneben der griehifchen Zerriffenheit und Schlauheit ein neuer Spielraum für die 
europäifchen Mächte ſich eröffnete und Nußland vermöge feiner Religionsgleichheit immer einen 
überwiegenden Einfluß behalten mußte, 

Auf der nördlichen Seite war Mahmud Il. während diefer ganzen Zeit in neue Kriege mit 
Rußland gerathen, welches durch den Frieden von Bufareft keineswegs befriedigt war. Kailer 
Nikolaus (1825) trat noch weit entfchiedener auf als fein Bruder. Er verlangte die Selbflän- 
digkeit der Donaufürftenthümer unter Hospodaren, die, von der Pforte ernannt, nicht ohne 
ruſſiſche Zuftimmung jollten entlaflen werden können, ſodaß diefe Provinzen (deren hoben 
Werth namentlih Ofterreih niemald außer Augen ließ) gewilfermaßen von Rußland ab— 
hingen; ihm war ed darum zu thun, daß das linke Donauufer bis Kilia, bis zur nörblihiten 
Donaumündung fein werbe; die Handelsſchiffe jollten auf dem Donauarıne daſelbſt nad Be— 
lieben fahren, tie Kriegsfchiffe dagegen nur bi8 zur Ginmündung des Pruth. Was half ven 
Türfen die Luft zum Kriege? Die Mittel fehlten; man mußte einjtweilen nachgeben, und der 
Sriede von Afjerman (25. Sept. 1826) räumte den Ruſſen alle ihre Forderungen ein. Beider— 
feitig wurde dieſer Friede nur als Waffenftillftand betrachtet. Rußland mußte aber aud erft 
rüften und mit großer Anftrengung ein Heer zufammenbringen, weldes am 7. Mai 1828 den 
Pruth überjhritt, doc in diefem Jahre nicht viel ausrichtete, obſchon die Türfen nur eine ge: 
ringe Iruppenzahl entgegenftellen fonnten. Beſſer gelang e8 im Jahre 1829, ald Diebitſch 
den Balkan überftieg (Graf Diebitih- Sabalfanffi) und am 20. Aug. Adrianopel bejepte. 
Diel weiter hätte er nicht geben können; die Türken hatten ſich gekräftigt. Konftantinopel 
zu erobern wäre jehr fhwierig geworden; allein europäische Ginflüffe und preußiſche Vermit— 
telung wirkten für Rußland, ſodaß endlich ver Friede am 14. Sept. 1829 in Adrianopel trog 
aller Oppofition des Sultand zulegt zu Stande kam. Durch diefen gewann Rußland äußerlich 
nicht allzu viel; die Donaufürftenthümer wurden unter lebenslänglide Hospodare geftellt; 
die Grenze am Pruth blieb dieſelbe (nad Schleifung von Siliftria); freier Handelsverkehr 
im Schwarzen und Griechiſchen Merere wurde eingeräumt; allein die Machtſtellung Rußlands 
hatte einen großen Zuwachs erhalten. Griechenland und die Donaufürſtenthümer waren unter 
deflen Protectorat gerathen. 

Dazu fam ein neuer Kriegsfall. Mehemed-Ali von Ägypten, welder vem Sultan fo eifrig 
gegen Griechenland beigejtanden hatte, ſann feit langem darauf, ſich von der türfifchen Ober: 
herrſchaft lodzureißen, wozu ihm alle Mittel zu Gebote ftanden. Er hatte Land: und Seemacht, 
und an Geld gebrach es ihm auch nicht. Im Jahre 1831 fiel Ibrahim: Pafcha in Syrien ein, 
und ald die Pforte ihm Damasfus und Affo verweigert hatte, eroberte er Syrien und nahm 
den Großvezier gefangen. Der Sultan ſchloß ein Bündniß mit Rußland gegen den Paſcha. Am 
8. Juni 1833 wurde der Vertrag zu Hunfiar-Sfeleffi abgeihloffen, welder dem Sultan Hülfe 
zu Land und zu Waſſer verſprach, dagegen die Schliefung der Darvanellen und des Bosporus 
gegen Kriegsichiffe ausbedang. Gin augenblidlicher Vertrag zwifchen dem Sultan und dem 
Pajha war dur Frankreichs Vermittelung zu Kutahia (6. Mai 1833) erfolgt, allein beider— 
jeitö mit der Abficht baldiger Kriegserneuerung. Der Paſcha befaß AÄAgypten und Syrien und 
eroberte dazu theilweiſe Arabien; der Sultan ſetzte den Paſcha ab, aber dieſer errang bei Niſib 
am 24. Juni 1839 einen vollſtändigen Sieg über die türkiſchen Truppen, indeß elf Tage ſpäter 
der türkiſche Admiral Achmed-Paſcha die ganze Flotte dem Paſcha auslieferte. 

Mahmud IL., bei feinem Tode 54 Jahre alt, hatte fo nach außen hin ſehr viel Unglück erlebt. 
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Doch war er zugleich der verdienſtvolle Schöpfer innerer Reformen der Türkei, ſoweit dieſe in einer 
Zeit möglich wurden, welche ſo ſehr kriegeriſchen Verlauf hatte. Als erſte Nothwendigkeit hatte er 
eine vollftändig neue Militärorganiſation erkannt, und dazu bedurfte ed einer Unterdrückung ver 
Janitiharen; fie wurden im Juni 1827 vernichtet und hierauf die türfifche Armee unter chriſt— 
liben Offizieren in jehr bedeutender Weife verbeflert, mas ſich trog mancher Niederlagen immer 
wieder bewährt hat. Die Türfen find ein muthiges Volk; gute Heerführer haben ihnen oft den 
Sieg über die Ruffen verfhafft. Auch anderweitige Neuerungen durchzuführen lief Mahmud II. 
ih angelegen fein. Die politiihe Verwaltung, die Zollgefeggebung, die Stellung der Chriften 
im Orient waren fein Augenmerk; die Ordnung der Staatseinfünfte wurde befonders von ihm 
betrieben, nur daß ihm von allen Ecken und Enden außer den ſchweren Kriegsereigniffen Hin— 
derniffe ded Vorurtheils und der Trägheit in dem großen Reiche entgegentraten. Man darf 
jagen, daß Mahmud nad allen Seiten hin eine jehr große Rolle gefpielt hat; er flarb am 
1. Juni 1839, und fein fiebzehnjähriger Sohn Abd-ul-Medſchid beftieg den Thron. 

In politifher Hinſicht galt e8 zunächſt, die übermacht Mehemed-Ali's zu unterdrüden. 
Die Großmächte miſchten ih hinein, nur daß Frankreich ven Paſcha begünftigte, ald ob er im 
Beſitz aller feiner Erwerbungen mehr Kraft befäße, den ruffifchen Übergriffen zu widerftehen, als 
die Pforte. Dadurch entfland eine Spannung zwiſchen Sranfreih und England. Legteres 
fürdtete den Einfluß Franfreihs im Mittelmeere, und am 15. Juli 1840 wurde eine Qua: 
druplealliang zwijchen vier Großmächten abgeichloffen, von welcher ge nad den Ab: 
ſchluſſe Kunde erhielt. Mehemed-Ali follte die erbliche Herridhaft über ÄAgypten und einen 
Theil Syriens unter Oberberrlichfeit des Sultans erhalten, alle übrigen Erwerbungen follte 
er zurüdgeben. Der Paſcha widerjegte fih; die engliſch-öſterreichiſche Flotte erfocht aber Sieg 
auf Sieg bis zum Bombardement von Alerandria. Sir Charles Napier zwang den Paſcha, 
die eben aufgezählten Bedingungen einzugeben. Frankreich trat bei. Dieſes zeitweilig ifolirte 
Reich gelangte wieder in dad europäiſche Concert durd den Londoner Vertrag vom 13. Juli 
1841, in welchem die Schliefung der Darvanellen und des Bosporus aufs neue feftgeftellt 
wurde, 

In dieſe Zeit fallt ein großer jelbftändiger Act des jungen Sultans, der Hatti-Scerif von 
Sülhane vom 3. Nov. 1839, derdie®rundlage der innern Staatdreformen bildet, und dem 1854 
und 1856 zwei neue Erlafle gleicher Art gefolgt find. Dan darf darüber von vornherein bemer- 
fen, daß, wenn auch mandye der darin feftgeftellten Änderungen auf dem Bapier ftehen geblie: 
ben, doch vieles zur Ausführung gelangt ift und nad) vielen Seiten hin den türfifhen wie hrift: 
lien Unterthanen ver Bforte Bortheil gebracht hat. Inwiefern ver ganze Staatan Kraft gewon: 
nen oder deflen innere, ſociale Auflöfung durch theilweife nicht mehr mohammedaniſche Princi: 
pien gefürbert worden, ift noch nicht endgültig zu entfcheiden. Die Zeit, feit weldher die Reformen 
befteben, ift noch zu ſehr von Kriegen durchzogen und durch Aufhegung aller Art verbittert, als daß 
dieſelben in ungeftörter Ruhe Wurzeln hätten fhlagen oder gar Früchte bringen können. Gleich: 
beit des Rechts, der Befleuerung, des Militärbienfted waren die erſten Anorbnungen für alle 
Unterthanen jeden Glaubens; chriſtliche Geiftliche follten die Kopffteuer von den Chriſten er— 
beben, welche keine befondern Abzeichen mehrtragen durften; ein neued Strafgefegbud wurde ein- 
geführt, Türken zur Bildung in militärifchen und diplomatiſchen Dingen nad) dem Auslande ge= 
ſandt, das Unterrichtsweſen geförbert; fpäter wurde beftimmt, daß in Griminalprocefien, bei wel- 
hen Mohammedaner und Chriſten betheiligt feien, hriftliches Zeugniß zugelaffen werben dürfe; 
der Rath des Tanfimat wurde eingejebt, welchem die Entwidelung der noch mangelnden organi— 
jhen Geſetze obliegt, envli die Kopffteuer der Chriften aufgehoben, ihre Verpflihtung zum 
Heeresdienſte und Zahlung einer Kriegäfteuer feitgeftellt und jchlieplich der Hatti-Humayun am 
18. Febr. 1856 erlaflen, in welchem alle vorherigen Anordnungen befräftigt und zufammen: 
geftellt wurden. Freie Ausübung des Gottesdienſtes, Unterrichtsfreiheit, Gleichheit der Be: 
fleuerung, jährliche Beröffentlihung des Budgets, allgemeiner Kriegsdienſt (mit Stellvertretung 
und Loskaufung), die Ginfegung gemifchter Gerichte für Nechtöfälle verſchiedener Glaubens: 
genofien bildeten die Grundlage dieſes Erlafles.!) Dieje, wenn man den mobammedanijchen 
Staat bedenkt, außerordentlichen Reformen hat Abd-ul-Medſchid in feiner zweiundzwanzigjäh— 
tigen Regierung angeorbnet und, ſoweit ed an ihm lag, durchführen laflen. 

Unterdeſſen fonnte fel6ftverftändlich ein türfifher Sultan fein Regiment nicht lange in Ruhe 
führen: alle europäiſchen Großmächte ſchmeichelten ihm oder bevrängten ihn, und der Nachbar 





1) Jasmund, Actenſtücke zur orientalifchen Frage (3 Bde., 1855—59), I, 487 fg. 
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Rußland konnte vollends mit den bisher errungenen Vortheilen noch nidyt zufrieden fein. Das 
erfte war eine Intervention rufliicher Truppen in den Donaufürjtenthümern, bie [hon 1848 einen 
vereinigten Staat bilden wollten. Am 1. Mai 1849 fand der Bertrag von Balta-Liman ftatt, 
wonad) die Hospodare alle jieben Jahre ernannt werden jollten. Es jollte ein Occupationsheer 
in den Provinzen bleiben ; allein fhon 1851 räumten die Truppen das Land, nachdem die Pforte 
bei Rußland Vorftellungen darüber gemadt hatte. Kurz zuvor hatten noch Zerwürfniffe mit 
Rufland und Ofterreich wegen der nach ver Türfei geflüchteten polnifchen und ungariihen Re— 
volutionärd ftattgefunden, infolge deren die Gejandten beider Staaten Konftantinopel ver: 
ließen, die englifche Blotte in ven Dardanellen einlief und die Pforte endlich die Ausweilung ber 
Flüchtlinge zuficherte. 

So nabte das Jahr 1853, in Beilen eriten Monat die vielbefprochenen Unterhaltungen des 
Kaiſers Nikolaus mit dem englifhen Gefandten Sir Hamilton Seymour fallen. England und 
Rußland, jo meinte der Kaifer, müßten imnıer Hand in Hand geben, denn der Zerfall ver Türfet 
feinicht mehr fern; der franfe Mann könne nicht lange mebr leben. Dabei warer der Anſicht, es 
dürfe fein byzantiniſches Kaiſerthum, Fein allzu vergrößerted Griechenland, fein Konitantinopel 
im Bejig einer Großmacht geben. Bei einer Theilung könne Agypten an England fallen. 

Bald darauf brach Diterreih wegen Montenegro los. Dort waren Gonflicte mit der Tür: 
fei entftanden, nachdem der Fürſt des Landes, Daniel, in nähere Beziehungen zu Rußland 
getreten war. Graf Leiningen wurde eiligft nah Konftantinopel geſchickt und machte der Pforte 
- Vorwürfe über ihre Kriegsluft, wobei fie ſogar ungarijdhe Flüchtlinge verwende; er jtelite 
ein Ultimatum von drei Tagen, die Prorte gab nach, und gleich darauf trat Fürft Menſchikow 
als außerordentlicher ruſſiſcher Geſandter bei der Pforte ein und verlangte Erfüllung aller aus 
dem Vertrage von Kutſchuk-Kainardſchi herzuleitenden Verpflihtungen, Anerkennung des ruf: 
ſiſchen Schutzrechts über die Chriften in ver Türfei, wobei das Recht dev griechifchen Glaubens 
genoifen an der Bethlehemkirhe und am Grabestenipel bei Jerujalem ald Vorwand genommen 
wurde. Die Pforte war bereit, die Nechte und Privilegien der griechiſchen Kirche zu wahren, jedoch 
nur infoweit, ald die Souveränetärsrechte des Sultans durch eine mit Rußland zu vereinbarende 
Gonvention nicht verlegt würden. Allein Menſchikow ftellte fein Ultimatum und verlieg am 
21. Mai 1853 Konftantinopel. Die Beforgniffe wuchſen, und mit Recht, denn um ein Unter— 
pfand für feine angeblich rechtmäßigen Anfprüche zu haben, lieg Kaifer Nikolaus am 3. Juli in 
die Donaufürftentbümer einrücken. Und jo begannen die vielen diplomatifchen Unterhandfungen 
und friegeriichen Wechſelfälle, die nod in allgemeiner Erinnerung leben. Die Flotten Frank— 
reihe und Englands anferten bei der Inſel Tenevod. Am 26. Sept. erflärte ver kranke 
Mann den gefunden Kaifer ven Krieg; am 30. Nov. wurde die türfifche Flotte bei Sinope ver: 
nichtet, aber Siliftria wurde heldenmüthig und erfolgreich vertheidigt; am 5. Jan. 1854 liefen 
die Flotten der Weſtmächte in das Schwarze Meer ein. England und Frankreich brachen den di— 
plomatifhen Verkehr mit Rußland ab; die Näumung der Donaufürftenthümer, wurde ver: 
langt; die ruſſiſchen Truppen überfcritten aber am 23. März die Donau. Öflerreidh er: 
flärte, die Donaufürftenthümer befegen zu wollen; Rußland räumte jie bis Ende Juli. Hier 
zurüdgedrängt, war aud) der Kampf in Aſien ein nur ſchwacher, und der Kampf in der Oſtſee 
bewirkte nur die einflweilige Eroberung der Alandsinſeln. Unterhandlungen über vier Punkte 
fcheiterten. Oſterreich befegte die Donaufürftenthümer, und der Kriegsſchauplatz wurbe nach der 
Krim verlegt; die Engländer und Franzofen fiegten an dev Alnıa und bei Balaklawa. Die Be: 
lagerung Sewajtopold begann Witte October. Ofterreich hatte inzwiichen am 2. Dec. einen Ver: 
trag mit den Weſtmächten abgeichlofien; dafjelbe hatte Sardinien gethan, und in Wien trat Die 
Conferenz zuſammen, im welche ein außerordentliches Ereigniß fiel, der Tod des Kaijers Niko: 
laus. Am 2. März 1855 beitieg Alerander I. ven Thron, und num erft trat die Conferenz der 
drei Großmächte mit Rußland in Thätigkeit, indeß Preußen fehlte. Neben dieſer gingen die krie— 
geriichen Arbeiten auf der Krim fort. Im Juni wurden die Unterbandlungen in Wien abge: 
broden; am 9. Sept. war Sewaftopol genommen. Kaifer Napoleon äußerte Friedenswünſche; 
am 25. Febr, 1856 trat Die Gonferenz in Baris zufammen (anfänglich obne Preußen, pas 
erſt am 18. März eintrat). Waffenftillftand wurde beichloffen; am 30. März wurde der Pa: 
riſer Friede unterzeichnet, ?) 

Grundbedingungen diefes Friedens find: Räumung der Krim ſeitens der Alliirten, dev Stadt 
Kars (Verſien) ruſſiſcherſeits; die Türkei wird in den europäiſchen Öffentlichen Nechtszuftann auf: 
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genommen, die Unabhängigkeit und Integrität derſelben allfeitig garantirt; das Schwarze Meer 
wird neutralifirt, nur einige beftimmte Kriegsihiffe dürfen dort gehalten werben; militäriſch— 
maritime Arjenale werden nicht zugeftanden ; in die Dardanellen und den Bosporus foll fein 
fremdes Kriegsſchiff einfegeln; die beffarabifche Grenze, die Donauſchiffahrt, die Verhältniffe 
der Donaufürftenthümer werden regulirt; die Alandsinfeln dürfen nicht wieder befeftigt werben. 
Dieſes find die Hauptpunfte der 34 Artikel des Vertrags und der diefem beigefügten drei Gon= 
ventionen. Außerdem fchloffen England, Sranfreih und Öfterreich am 15. April noch einen 
Vertrag zur ſolidariſchen Garantie der Unabhängigkeit und Integrität des Osmanischen Reichs, 
wonad jede Verlegung des Parifer Friedendvertrags als casus belli betrachtet werden foll. 
Alle Beftimmungen wurden nach langwierigen Unterhandlungen ausgeführt, in den Donau: 
fürftentbümern , welde von nun an „Vereinigte Fürftenthümer der Moldau und Waladei‘ 
beißen follten, unter Oberherrlichfeit des Sultans, wollte man Hospodare einjegen, welche, auf 
Lebendzeit von der auf je fteben Jahre berufenen Verſammlung gewählt, die Inveftitur vom 
Sultan erhalten follten. Später ift im December 1861 eine Union beider Provinzen unter 
Einem Fürften, mit Einem Minifterium und Einer Verfammlung in Bukareſt feftgeftellt 
morden. 

Mit viefem hochwichtigen Actenſtück ift die orientalifche Frage zu einer vorläufigen Löſung 
gelangt. In den legten Jahren ift vieles für innere Neformen weiter audgeführt worden, und 
am 25. Juni 1861 beftieg Abd-ul-Aziz, Bruder des verftorbenen Sultans, ven Thron. Häufige 
Minifterwechjel erichwerten die Regierung. Die Finanzen waren bei der großen Verſchwen— 
dung, die im Haushalt des Sultand vorherricht, immer mehr zerrüttet, obfchon die Steuern 
siemlih gut einlaufen und die Anleihen ſich wiederholen. Die englifhen Minifter verfihern un— 
terdeflen im Parlament bei allen Gelegenheiten, daß die Pforte ſich in einer jehr günftigen 
Lage befindet. 

Wir haben e8 verſucht, in kurzen Umriſſen die nunmehr vier Jahrhunderte alte orientalifche 
Frage zu jhildern.?) Das Streben aller europäifhen Staaten, das zuerft einmütbig dahin 
ging, den heidniſchen Türken aus Europa zu vertreiben, hat ſich im Laufe der Zeit bei der 
Gefahr, welhe Rußlands Übermacht droht, in eine auf Erhaltung der Türfei durch chriſt— 
liche Großmächte gerichtete Politik umgeftaltet. Vor beinahe neunzig Jahren meinte der öfters 
reichifche Geſandte Thugut nach Abichluß des Friedens von Kutſchuk-Kainardſchi, es jei alles 
zu befürchten ; Die Türfei gehe unter; Rußland werde eine fabelhaft allgewaltige Weltmonardie. 
Vor zehn Jahren erwartete Kaifer Nikolaus das nicht ferne Ableben des Franken Mannes, 
ver ihm plöglich todt in die Arme fallen Fönne. Jetzt ift die Türfei ein integrivender Theil 
des europäifchen Staatsrechts und Concerts, dem nichts zu Leide gefchehen darf, ohme daß gleich 
drei Großmächte die Waffen dafür ergriffen. Offenbar haben jene Propheten fich verrechnet, 
und doch wird von mehr ald einer Seite die Fortdauer der Türfei bezweifelt, um jo mehr, als 
das europäifche Staatenfoftem überhaupt einer Imgeftaltung entgegenzugehen jcheint. Die 
Karte von Europa wird großen Veränderungen unterliegen, und die Türkei kann dabei nicht 
außer Acht gelaſſen werden. Don Religion kann bei ver Politik die Rede nicht fein; Intereile 
allein leitet vie Gabinete. 

Trotz alledem gibt e8 siele, die ſich fragen, ob nicht Früher oder fpäter eine Theilung unver— 
meidlich jein werde. Die Türfei hat die heiligen Stätten der Juden, der Chriften und der Tür— 
fen im Beſitz, ein allerdings wunderbares Zufammentreffen. Sie bietet durch die Meere, melde 
tie beherrſcht, durch die Lage von Konftantinopel den Schlüffel zu einer weltbewegenden Madıt, 
zu gewaltigen Verkehrswegen zwifhen Morgen = und Abendland. Diefed mohammedaniſche 
Reid wird von einer griechiſchen Macht bedrängt, die dur ihren Glauben in mannichfachen 
Beziehungen zu einem fehr großen Theile der Bevölkerung des Osmanischen Reiche ſteht. Rö— 
miſcher und griechiſcher Katholicismus, erfterer mit weit größerer Entwicelungsfreibeit als leg: 
terer,, befimpfen einander auf einem fehr umfaſſenden Terrain. 

Wir deuten nur an, welche großartige weltgefhichtliche Momente in der Löſung der orien: 
taliihen Frage liegen, und können doch nur mit der Überzeugung ſchließen, daß der Schlußitein 
der Löſung die Wieveraufpflanzung des Kreuzes auf der heiligen Sophienkirche zu Konftan= 
tinopel fein wird. M. Runkel. 





3) Dgl. Zinfeifen, Seichichte des Osmanischen Reichs (7 Bde.), und Gichmann, Die Reformen 
des Osmaniſchen Reiche, 
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DOfterreich. (Staatsgeſchichte.) l.Geſchichte bis zum Jahre 1848. Mit dem Vor— 
dringen der Römer in die Landſchaften des heutigen Oſfterreich bricht der erſte Lichtſtrahl in das Dun⸗ 
kel der oͤſterreichiſchen Vorzeit. Was über die Wanderungen und Kämpfe der vielſprachigen Völ— 
fer, die früher ven Boden Sfierreiije einander flreitig gemacht, auf und gekommen ift, das gibt, 
auch durch die mühfeligfte Forſchung, die ſcharfſinnigſte Kombination belebt, fein Geſammtbild, 
auf den fih Licht und Schatten theilen würden. Im erften Jahrhundert unferer Zeitrehnung 
erfchienen römifche Regionen in den Uferländern der Donau; fie brechen die Wildheit der bier 
feßhaften Barbaren ebenfo durch Gewalt der römischen Waffen wie Durch die Kraft der römiſchen 
Gultur. Gefeg und flaatlihe Ordnung feimen auf einem Boden, ven Thrafen, Gelten, Ger: 
manen zum Kampfplag, nicht zum Vaterland erworben hatten ; römische Municipaleinrihtungen 
werden aus der Heimat jenfeit der Alpen in dad eroberte Gebiet übertragen ; fühne Straßen: 
bauten verbinden die neuen Provinzen untereinander und mit italiſchem Land. So lernten die 
Unterjochten den Verluft ihrer Unabhängigkeit,das Preidgeben ihrer Stammedeigenthümlichkeiten, 
an welches der Nömer den Genuß aller bürgerlihen Rechte und wirtbihaftlihen Vortheile 
fnüpfte, minder fchmerzhaft ertragen. Neue Schichten zügellofer Wandervölfer mußten fi 
von außerhalb der römiichen Grenze über dad Land wälzen, ehe es feinen Eroberern entriffen 
und der frühern Barbarei zurücfgegeben ward. 

Ofterreich zählt zu den wenigen Ländern des europäiſchen Gontinentd, wo durd die Stürme 
ber Völkerwanderung bis auf ven Grund vertilgt wurde, was Rom gepflanzt hatte. Wenn es 
in Franfreih und am Rhein zur wildeften Merovingerzeit, in Italien zu allen Zeiten Stätten 
gegeben hat, wo der Reſt einer untergehenden Bildung geſchont und, wenn auch Färglich, ge: 
pflegt wurbe: fo hat ed an ſolchen in ven Gemarken des heutigen Ofterreih vom Ausgang des 
5. bis Anfang des 9. Jahrhunderts gefehlt. Rom mußte fein Werk nochmals thun und durch 
Import feines Chriſtenthums Barbaren zähmen, die in den mittlern Donaugegenden auch bie 
legten und ſchwächſten liberrefte deſſen zertreten hatten, was dort vom heidniſchen Genius der 
Emwigen Stadt für ein Menſchen erträgliched Dafein gefhaffen worden. 

Don der legtern Hälfte des 2. Jahrhunderts an reiht ſich in fletigem, nie von dauerndem 
Erfolg römiſcher Waffen unterbrohenem Gange Invaflon an Invaflon in den zum heutigen 
Dfterreich zählenden transalpinijchen Provinzen bed Imperiums. Ums Jahr 165 n. Ehr. jehen 
wir die Donaugrenze vom Schwarzwald bis Dacien von Völkern deutfhen und ſarmatiſchen 
Stammes: Hermunduren, Longobarden, Marfomannen, Quaden, Bandalen, Jazygen, Bicto- 
falen, Alanen u. ſ. w. bedrängt, zum Theile durchbrochen und die anliegenden Landestheile geplün- 
dert. Mit halbem Erfolge nur befänipfte fie Rom in dem fogenannten Marfomanniihen Krieg, 
der (blos durch einen faulen Frieden unterbroden) 15 Jahre lang mit wechfelndem Glüd von 
dem großen Gäfar Marc Aurel geführt und nad) deffen Tode (geft. 17. März 180 inWien) von 
Commodus ruhmlod beendet wurde. Seither erneuerten jene germanifhen und farmatifchen 
Völker ihre Einfälle in römifches Gebiet. Sie hatten Böhmen, Mähren, Oberungarn unbe— 
fritten im Bei, drangen von hier aus weit über die Donau vor — fo die Marfomannen im 
Sabre 260 bis Ravenna — und wurden nicht immer mit bewaffneter Hand, fondern oft durch 
ſchweres Xöfegeld zum Rückzug bewogen. Die greulihfte VBerwüftung um ſich her verbreiten, 
gaben fie die Streden Landes, welche fie vurchzogen hatten, in traurigftem Zuftande an die Römer 
zurüd, und dieſen fehlte ſchon die Kraft, ihre Eulturmifjion von vorn aufzunehmen. 

Mit dem Einbrud) der Hunnen in Europa (375) beginnt eine neue Reihe ſchwerer Heim: 
ſuchungen unferer Gebiete. Liber die verheerenden Züge diefed Volks fehlt ed und an ausführ: 
liher Kunde; wir willen nur, daß die zwifchen Dnieftr und Theiß wohnenden weftgothifchen 
Völker zu Beginn des Hunneneinbruchs über die Donau ins Oftrömifche Reich gedrängt wurden, 
daß die Macht aller farmatifchen, deutfhen und jlawifhen Stämme vom Schwarzen Meer bis 
zur Oftfee von den Hunnen gebrochen ward, daß das ungeheuere Heer, welches Attila um vie 
Mitte des 5. Jahrhunderts gegen Aëtius nach Frankreich führte, durch zahlreiche Gontingente 
unterjochter Völker: Oſtgothen, Gepiden, Heruler, Rugler, Duaden, Marfomannen, Brufterer 
u. |. w. verftärft war. Gewaltige Mailen diefes Heeres müffen über Öfterreihs beutige Gebiete 
gezogen fein; das Hauptheer unter Attila wälzte fih damals wahrjheinlih über Böhmen. 
Mit Attila’8 Tode und dem Zerfall feines Reichs entftehen im Strongebiet der Donau neue 
Reiche, von befreiten Völkern gegründet, an Stelle der frühern Herrichaft Noms. Gepiven und 
Longobarden bilden ſolche in Oberungarn, Heruler an der Mar und Waag, Rugier, bald 
den Rongobarden und Herulern unter Odoacer welchend, im nördlichen Ofterreih bis gegen 
die Krems, 
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In dieje Zeit vieleicht, und keinesfalls ſpäter ald um die Mitte des 6. Jahrhunderts, mag 
aud dad Bordringen der Slawen zu jegen fein, die ih aus ihrer alten Heimat im Norden der 
Karpaten nah Böhmen jhoben, dann über die Donau bis an den Hämus und die Adria rückten 
und jo die Gegenden einnahmen, in denen jie theils noch heute wohnen, theild Spuren ihrer 
Anweſenheit in Ortönamen und Volkscharakter hinterlaffen haben. 

Die zweite Hälfte des 6. Jahrhunderts brachte einen neuen VBölferfturm — die Raubzüge 
der Avaren. Zum Glück fanden dieje an den vom Weften andringenden Franken einen Damm, 
der ih anfangs zwar jehr loder, aber ſchließlich unüberwindlich erwies. Bon den Avaren wur: 
den die ihnen anfangs gegen die Gepiden verbündeten Longobarden aus dem nördlichen Ofterreich 
und Ungarn verdrängt. Ein neuer Haufen von Plünderern wälzten fi dann die Vertriebenen 
durhöfterreich nach Italien hinüber. Seither (568) geboten Avaren unumſchränkt in Ungarn, 
in Oſterreich bis an die Enns, ihre Raubzüge von da nah Weften und norbweftlic über Böhmen 
fortfegend. In diefen Rande feinen fie ih dauernd niedergelaffen zu haben; wenigftens be— 
durfte es blutiger Kämpfe, fie aus demfelben zu verdrängen, Der Slamenhäuptling Samo, 
wie es heißt, ein Branfe von Geburt, jhlug jie (623) wiederholt mit feltenem Glücke und befreite 
Böhmen und Mähren auf immer vom Avarenjoche. Er dehnte hierauf feine Herrfäaft weithin 
aus; die Örenze ded von ihm begründeten und mit ihm untergehenden mädtigen Slawenreichs 
zog Ih im Süpden über die Donau, vielleicht bis zu den fleirifhen Alpen, im Norden an Spree 
und Havel, öflich an die Karpaten und im Weften bis zu einem (jegt nicht mehr beftimmbaren) 
Punkte, auf dem ein Gonfliet mit den Franken nicht zu vermeiden war. Die erften Kämpfe der 
Gzeden mit ven Franken fielen ſehr glücklich für jene aus; jie fonnten, ruhig gelaffen von ven 
im Bulgarenfrieg beſchäftigten Avaren, ihre ganze Macht gegen die Franken wenden und den 
Angriff derjelben erfolgreich zurücdweifen. Unter ihrer, ver von Samo geführten Czechen, 
Hegemonie ward fo ein Neich begründet, das im ſiegreichen Kampfe gegen Franken ſich meflend, 
deutſchem Weſen und deutſcher Macht in diefen Gegenden großen Abbrud drohte. Doch es blieb 
bei der Drohung; nad) Samo's Tode finden wir die ganze ſlawiſche Herrlichkeit in der zweiten 
Hälfte des 7. Jahrhunderts in fich zerfplittert, einen feften Kern auf die Dauer nur in Böhmen 
anſetzend. 

Später ſchreiten die Avaren mächtig gegen Weſten vor; ſchon in den Jahren 680 -700 
beſetzen ſie das rechte Donauufer wieder bis zur Enns, das linke in gleicher Ausdehnung nad 
Werften, wie ein Keil zwiſchen Nord: und Südflawen getrieben. Ihnen war, ungebrochen durch 
wiederholte Erfolge auf avarifher Seite, der deutſche Volksſtamm der Baiern mit zäher Wehr: 
fraft entgegengetreten ; erft nachdem deſſen altgermanifche Freiheit, einerſeits durch überwiegen 
der herzoglichen Gewalt, anvererjeitd durch Herſtellung eines Abhängigfeitöverhältniffes der 
Baiern von den Franken, gebeugt war, fann ein deutſcher Baiernherzog ji vermeffen, Avaren 
ald Bundesgenoffen gegen feinen fränkiſchen Lehnsherrn herbeizurufen. Dies Wagniß ſchien 
ſelbſt dem bairiſchen Adel zu groß; er fiel von feinem Herzog ab, der ſich genöthigt ſah, die 
berzoglihe Würde gemäß dem Spruch der Reihöverfammlung von Ingelöheim (788) nieder: 
zulegen. Karl ver Große ließ den ſtörriſchen Vafallen in ein Klofter fperren und übernahm 
Baiern in die eigene Verwaltung ; fränkiſche Grafen, eine Beamtenariftofratie, vem Commando 
von Karl's Schwager Gerold unterworfen, traten an die Stelle der trog frecher Avarenallianz 
gefunfenen herzogliden, Gewalt. Die zu fpät eintreffende Hülfe ver Aparen kam nod früh genug, 
um wiederholt zurüdgefchlagen zu werden; nachdem fhon fränkiſche Sendboten (Missi regii) 
fh ihnen gewachfen gezeigt, brachen Karl ver Große und fein Sohn Pipin gegen die Avaren [od 
und warfen fie bis über die Raab zurüd; im Jahre 791 endlid wurde das befeftigte Avaren- 
lager, der mächtige Hring, zwiſchen Donau und Theiß genommen und damit die Kraft des 
rauberiſchen Volks gebrochen. Das Fränkiſche Reich hatte ſeine Grenze nah Südoſten tief 
ins Innere des heutigen Oſterreich vorgerückt, und den eroberten Territorien wurden von den 
fieghaften Karolingern Markgrafen beſtellt. 

Es wurden zwei Großmarken gebildet; die eine, ſüdliche, Großmark Friaul, umfaßte alles 
and zwiſchen Sau und Drau, oder den ſüdlichen Theil der altrömiſchen Provinz Unterpannonien, 
dad heutige Krain und Iſtrien, das ſüdliche Tirol und weitliche Steiermarf, ferner Liburnien 
(beute Dalmatien) und das eigentlihe Friaul bis über Aquileja hinaus. Diele ſüdliche Mark 
blieb aber nur kurze Zeit beifammen ; fhon 824 erfolgte, wegen Saumfeligfeit ded Markgrafen 
im Kriege gegen aufftändifche Bulgaren, die Viertheilung der Großmark Friaul. Die Grenzen 
der kleinern Marken, in welche fie zerfiel, blieben auch nicht lange unverrüdt; fie wurden vollends 
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durch den magyarifchen Einbruch verwiſcht, und nah Bewältigung der Ungarn nahmen bier 
die Ottonen neue Gebietdabgrenzungen vor, die wir fpäter in Betracht ziehen wollen. Die 
andere Großmarf, weiter nördlich liegend und ald Marf im Oftlande bezeichnet, umfaßte: den 
Norden Unterpannoniend, am linfen Ufer der Drau; das Land zwifhen dem Wienerwald und 
dem Fluffe Raab, die in Nömerzeiten jener die Oſt-, diefer die Weitgrenze Oberpannoniens 
bildeten ; endlich die Oftmarf im engern Sinne des Wortes. Die legtere erftredkte ſich am rechten 
Ufer der Donau von der Enns bis zur alten Grenzſcheide der römischen Provinzen Noricum und 
Bannonien, dem Wienerwald, am linken Ufer ver Donau ungefähr in gleicher Ausdehnung von 
Weſt nah Oft mit ſchwankender öftliher Begrenzung. 

So ungefähr können wir uns, nad den fpärlich fließenden Quellen zu urtheilen, Die 
Territorialbildung jener Zeit in unfern Gegenden vorftellen. Verfaſſung und Verwaltung 
waren den Ginrihtungen in fonftigen Theilen des Karolingerreih8 analog; die ſüdöſtlichen 
Marken veffelben folgten dem Impuls einer ftraff centralifirten Staatögewalt, welde für fie 
zunächſt in dem Abhängigfeitöverhältniffe zu Baiern in Erſcheinung trat. Mit der Auflöfung 
des Karolingerreiched, mit dem Verfall feiner Theile begann auch für diefe Länder eine Periode 
des Rückfalls in die frühern anarhifhen Zuftände, melde mit der magyariſchen Eroberung 
ihren höhften Gipfelpunft erreihte. Schon vor derfelben waren jenfeit der Marfengrenze 
wohnende ſlawiſche Völkerſchaften ver fränkiſchen Schöpfung theils läftig, theils gefährlich ge: 
worden. Ihnen hatten die Karolinger ein Verhältniß der Zindbarfeit auferlegt, das aber nur 
kurze Zeit Beftand hatte und erft durch die Herrfcher aus fpätern Eräftigen Kaiſergeſchlechtern des 
Reichs wieder erneuert werden mußte. Mit der Uneinigkeit im fränfifchen Königshaufe blühte 
Mähren zu einer Baiern und ven Marken gefährlihen Macht empor; e8 erlangte unter feinem 
gewaltigen Fürſten Smatopluf die Anerkennung jeiner Unabhängigkeit nad blutiger Fehde 
(Frieden von Forchheim 874); von der Drau bis Weichjel und Elbe gebot Swatopluf dem neuen, 
die Marfen umklammernden Slawenreihe. Es erlag den Ungarn, die zuerft ald dem Franken— 
fönig Arnulf verbündet nach dem Weften vordringen, Großmähren erobern (905 und 906) und 
für immer aus der Geſchichte ftreichen, aber bald auch gegen die Baiern ſich wenden, die Oftmarf 
zertrümmern und wie ein verheerender Sturmwind über Deutſchland nad Franfreih und Italien 
einherbraufen. Im Jahre 907 Ichlagen fie die Baiern unter Markgraf Liutpold und gewinnen 
die Oſtmark; fhon im nächſten Jahre ftürzen ihre Reiterſcharen über Sachſen und Thüringen 
ber, 909 über Schwaben, 910 über Baiern, 915 erfcheinen fie vor Fulda und Bremen, 917 in 
der Schweiz, 919 in Italien und Franfreih u. ſ. w. Erft den großen fähfifhen Kaiſern war #8 
beihieden, Mitteleuropa von diefen räuberifhen Heerzügen der Ungarn zu befreien. Seit ven 
deutfchen Siegen bei Merfeburg (948) und auf dem Lechfelde (955) hören die Magyaren auf, 
halb Europa in Schreden zu jegen, und wurden bald danach von ihrem heiligen Stephan zu 
Ehriften in die Erziehung geſchickt. Die Deutichen aber gründeten die ſüdöſtlichen Marken ihres 
Reichs wieder, aud die Oſtmark darunter, und fegten diefer neue Marfgrafen, die man fpäter 
zu Herzogen vorrüden ließ, bis endlich aus jenen deutſchen Lehnsherrſchaften ein vielſprachig Reich 
wurde, deſſen Verbindung mit Deutichland, je lockerer fie ih zu geftalten anfing, deſto wuchtiger 
auf die Entwidelung deutſcher und europäiſcher Verbältniffe drückte. 

Die neue Ottoniſche Oftmark wurde nicht gleich in den Grenzen hergeftellt, welche die frühere 
karolingiſche hatte. Sie dehnte jih anfangs von der Enns fchwerlich weiter als bis zur Erlaf am 
rechten, bis zur Mündung bed Kampfluffes am linken Donauufer aus. Späteftend im Jahre 
976!) wurde fie einem alten fränfifhen Gefchledht, den Babenbergern, verliehen; erfter Lehn— 
träger aus diefem Haufe it Markgraf Leopold I., der die Orenzen feines Befiges in glüdlichen 
Kämpfen gegen die Magyaren (ie behaupteten noch bis 984 Melk als ihre Örenzfeftung) weiter 
nad Often vorſchob. Von da an erftredtte fich die Babenberger Mark bis zum Kahlengebirge; 
erft im Jahre 1043 ward der Leithaflug als die Grenze gegen Ungarn gewonnen. Über den 
Grad der Abhängigkeit ver Marfgrafichaft von ven Herzogen Baierns ift zwifchen öſterreichiſchen 
und bairifhen Forſchern ein lebhafter Streit entbrannt, an dem Localpatriotismus und Eifer 
für die Wiſſenſchaft wol den gleichen Theil haben. Wir fönnen nur auf die Quellen verweifen, 


1) Bgl. Jäger, Beiträge zur öfterreichiichen Geſchichte, Erfte Abhandlung über das Jahr 976 (Sepa⸗ 
ratabdrud aus der öfterreichiichen Oymnaflalzeitjchrift, 1855 — 56); ferner v. Meiller, Die Regeften 
der Babenberger (Wien 1850), Note 1; endlich Waitz in Ranke's Jahrbüchern, I, 175 u. 176. 
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aus denen man ſich über ven Bang diejer Fehde Raths holen kann 2); zu unumftößlich gewonne⸗ 
nen Rejultaten von Bedeutung hat jie noch nicht geführt. 

Zu gleicher Zeit mit der Belehnung der Babenberger nahın Kaifer Otto I. eine Regelung 
des Markenweiend im Süden Dfterreihs vor. Sein damaliger Kampf mit dem Baiernherzog 
Heinrich 1. mochte den Kaifer überzeugt haben, daß die Ausdehnung der bairiſchen Lehnöherr— 
lichkeit über alle ſüdöſtliche Marken des Reichs von Gefahr jei; er bildete in diefen Gegenden 
ein eigenes Herzogthum Kärnten, das nun an Stelle Baierns den einzelnen Marken im Süden 
überordnet wurde. Dieſe waren: die obere kärntener Mark, den Norden der heutigen Steier— 
marf umfaffend; die untere färntener Mark zwiſchen Mur und Sau; die Marken Krain von 
der Sau zur Kulpa, ungefähr in der Ausdehnung ded jegigen öfterreihiichen Kronlandes 
gleichen Namens, und dad Friaul nebſt Berona, weldes legtere ſchon Dtto I. von Italien getrennt 
hatte; endlich die Mark Iſtrien. Sie ſämmtlich follten dem Herzog von Kärnten zu Lehn geben, 
erhielten aber nicht ſofort eine jede ihren eigenen Markgrafen; Krain warb dem färntener Her: 
309 in ungetrennte Berwaltung übergeben und erfcheint erft mit dem 12. Jahrhundert unter 
marfgräflider, von der herzoglichen gefonderter Gewalt. In der Folge freilich ging die ganze 
Drtonifhe Marfenconception raſch ihrem Verfall, ihrer Auflöfung entgegen. Mächtige gräfliche 
Dynaften jhüttelten dad Lehnsband, das jie an die färntener Herzoge fnüpfte, zuerft eigen- 
mädtig, dann mit Genehmigung des Reichs ab; die Marken erweiterten fih auf Koften herzog: 
lichen Gebietö oder reihsunmittelbarer Enclaven; immer deutlicher ſchälte fih aus dem Wufie 
endlofer Streitigkeiten um bed Nachbars Gut der Kern der fpätern Territorialbildung heraus, 
der dann zur Meife gelangt den Bejigern der Oſtmark in den Schoß fiel. 

Dieſe hatte in den Babenbergern ein Herrihergefchleht gewonnen, wie es die Zeit erforderte, 
Bald ſchmiegſam und firhenfreundlih, bald unternehmungsluftig und gewaltthätig, der eine 
ängflih auf Bewahrung und Mehrung ded Seinigen bedacht, der andere rd großmüthig auf 
weiten Kreuzfahrten verzettelnd, diefer mit den Frommen in die Kirche, jener mit den Säufern 
in die Schenke: jo waren dieſe babenberger Marfgrafen und Herzoge, alles am rechten Orte, 
den rechten Leuten gegenüber, und wie ed die jeweilige Mode des Tages brachte. Wer Eennt fie 
nit, die Erzählung von Rihard Lömwenherz und feinem feindlihen Bruder in Chriſto, dem 
babenberger Herzog Leopold V., dem Tugendhaften benannt, der fih mit dem Kaifer ind eng— 
liſche Löſegeld theilte, ehe er den Eoftbaren Bang, den gleihgefinnten, im Herrn gleich zerfnirfchten 
Glaubenshelden aus den Krallen ließ! So innig verwoben waren in jener Zeit das Erhabene 
mit dem Gemeinen, Heroen- mit Banditenthum, dad Heilige und das Niederträchtige — eine 
Zeit, in der Männer wie die Babenberger den Grundftein eines Reichs legten, das noch heute 
fortbeſteht. Sein Name, Oſterreich, kommt fchon, während der zweite Babenberger ver Oſtmark 
gebot, urkundlich vor (996), und nicht lange nach deſſen erftem Auftauchen in der Geſchichte 
finden wir ihn durch ſchlaue Barteinahme der Markgrafen balo für, bald gegen die Faijerliche 
Gewalt zu anfehnlicher Bedeutung gebracht. Markgraf Ernſt der Tapfere ſteht feſt zu Heinri IV. 
und fällt im Kampfe für den Salier am Tage der Schlacht an der Unſtrut (1075); ſein Sohn 
Leopold II. (die Erblichkeit ver Markgrafenwürde war auch hier ſchon thatſächlich zur Geltung 
gefommen), uneingedenf der Machtvermehrung, die dem Haufe durch kaiſerliche Schenkungen 
zutheil geworden, erflärt jich gegen den Kaifer und muß durd Gewalt zum Gehorfam zurüd- 
geführt werben (1079); er bricht nochmals die Treue, wird feines Lehns verluftig erflärt, muß 
gegen den Böhmenherzog Wratiſlaw, dem der Kaifer die Mark verliehen, fämpfen, unterliegt 
Schlacht bei Mailberg 1082), behauptet ſich aber nichtsdeſtoweniger im Befige der Markgraf: 
Ihaft, dajein Gegner aus Böhmen den erlangten Sieg, wie ed den Anfchein hat, nicht weiter ver— 
jolgte. Unangefochten von Kaifer Heinrich IV. folgt dieſem zweiten eopoldein dritter des Namens, 
der aldbalp wieder mit den Gegnern des Kaiſers zufammenfteht, die Schweſter König Hein— 
tich's V., des Rebellen gegen den eigenen Vater, heirathet und durch die Heirath in die ftaufifche 
Verwandtfhaft kommt. Als mit Konrad II. die Blüte der Hohenftaufen begann, da blühte 





2) Ehabert, Bruchſtücke einer Staates und Rechtegefchichte der beutfch » öfterreichifchen Länder, $. 30 
(in den Denfichriften der wiener Afabemie, 1852, Hiftorifche Section, Bd. IH u. IV); ferner Ball: 
haufen, Preisfchrift über Baiern als Noricum (in den Abhandlungen der bairifchen Afavemie der Wiſſen— 
‚haften, 1807), 1, 535— 558; Morig, Abhandlung über das privilegium Fridericianum (in 
Sd. XXVII der Monum. boic., 1831); Hormayr, Taſchenbuch für vaterlänsifche Geſchichte (1813), 
8,127 — 154. 
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auch der oſtmärkiſche Weizen der babenberger Sippe. Wenn ſpäter die Habsburger vergeblich 
nach dem Beſitz von Baiern trachteten, ward er den Babenbergern ſchon um dieſe Zeit beſchieden. 
Konrad III. verlieh das den Welfen abgenommene Baiern dem Markgrafen Leopold IV. (1139), 
dem fein Bruder Heinrich II. Jaſomirgott im Beſitze der Mark und des Herzogthums folgte 
(mit letzterm im Jahre 1143 belehnt). Doch als Kaiſer Friedrich J. ſich mit den Welfen ver— 
fÜhnte und Heinrich ven Löwen zu neuer Macht erhob, da mußte der über Baiern geſetzte baben— 
berger Herzog, ein wahrer Parvenu zwifchen Welfen und Staufen, die Zeche zahlen, nach mebr: 
jährigem Zögern Baiern herausgeben und ji damit begnügen, feine unterennfiiche Herrſchaft 
durd Theile des Landes ob der Enns zu vergrößern und feinen marfgräflihen Rang zur berzog: 
lichen Würde zu erhöhen. Es beginnt (1156) die Reihe der Herzoge von Dfterreich, reiche: 


unmittelbarer Fürften, die fein Abhängigfeitäverhältniß mehr an Baiern Enüpft, die ihr Herzog: 


thum als erbliched Lehn vom Reihe und die cognatifche Erbfolge von demfelben zugeftanden 
baben, die in Wien ihre Reſidenz aufſchlugen und nur zum Bejude jener Faiferlihen Hoftage, 
fo in ihrer Nachbarſchaft, in Baiern, vorfämen, verpflichtet waren, von deren Gerihtäbarfeit 
endlich es feine Eremtionen im Lande Öfterreich geben folle. Died die Summe des Privilegs, 
das Kaifer Friedrich I. dem Heinrih Jafomirgott im Jahre 1156 ertheilte, des richtigen, 
zweifellos echten Öfterreihifchen Freiheitsbriefes, denn es exriftirt unter dem Namen eine Anzahl 
gefälfchter Urkunden, die eine Reihe weiterer Begünftigungen enthalten und als impia fraus des 
Herzogs Rudolf IV. (1358—65) ſich herausgeſtellt haben.?) 

Schon unter dem unmittelbaren Nachfolger des erften öſterreichiſchen Herzogs wurde ber 
Befig des Haufe durch Erlangung der Steiermark vermehrt. Von der Burg an der Steier 
aus batte eine glückliche Grafendynaſtie, ftyraburger oder traungauer Grafen, ihre Herrihaft 
über die obere und untere färntener Marf, von denen wir oben als Ottoniſcher Schöpfung ge: 
ſprochen haben, auszudehnen gewußt. Ihr war um die Mitte des 12. Jahrhunderts bereits ein 
mächtigeres Gebiet unterthan, ald die färntener Herzoge hatten. Bis nad) Italien hinüber, wo 
fie (1136— 38) die Grafſchaft Pordenone lehnmäßig erwarben, reichte ihre Gewalt. Seit 
1148 fommt für ihren ganzen Länderbefig zwifhen Enns und Sau der Name Steiermark vor. 
Kaifer Friedrich I. erhob die Traungauer zu Herzogen (1180), und ver legte Sprofle des 
Geſchlechts, ein Dttofar VI.,jhloß mit ven Babenbergern den Erbvertragvon Georgenberg(1186), 
duch welchen dad neue Herzogthum nad des Erblafferd balvigem Tode an Leopold V. von 
Oſterreich fiel. Die kaiſerliche Belehnung erfolgte durch Kaiſer Heinrich Vl. im Jahre 1192. 
Auch zur Erwerbung von Krain für Oſterreich wurde noch in der Babenberger Zeit die Grund: 
lage gelegt, und zwar durd Ankauf Erainifcher Lehnsgüter des Hochſtifts Breifingen von feiten 
Herzog Leopold's VI.; der Sohn des Käufers, Friedrich der Streitbare von Ofterreih, nannte 
fih auf Grund des erlangten Lehnbefiges in Krain den „Herrn“ des Landes. Der erfte habs: 
burger Kaifer nahm in der Folge dieſen zweifelhaften Rechtsanſpruch des legten Babenbergers 
zum Vorwand, ald er den Bejig Kraind vom Herzogthum Kärnten trennte und feinen 
Söhnen verlieh. 

Friedrich II. der Streitbare, war der legte Herzog aus babenberger Stamm. Seine Regie: 
rungszeit (1230—46) füllen raftlofe Kämpfe mit allen Nahbarn, deren bloße Aufzählung 
einen Begriff von dem händelfüchtigen Temperament diefesFürften beibringen mag. Im Jahre 
1230 führt er Krieg mit Böhmen und Ungarn, unglüdlich, denn feine Lande wurden vom Feinde 
bis an die Donau verwüſtet; 1233 unternimmt er feinen Rachezug nach Mähren, 1234 jchließt er 
Frieden ; aber ſchon im nädhftfolgenden Jahre führt er neuen Krieg und zieht wieder nah Mähren; 
1236 wird über ihn die Reichsacht ausgefprochen, deren Vollzug Böhmen, Baiern, dem Mark: 


3) Auch das echte Privilegium, das fogenannte privilegium minus, iſt in neuefter Zeit angefochten 
worden, f. Lorenz, Die Erwerbung Ofterreichs durch Dttofar von Böhmen, im Anhang der Abband: 
lung, welche die öfterreichifche Gymnafialzeitſchrift in Heft 2, 1857 brachte; dagegen wol entfcheidend: 
Sigungsbericht der wiener Afademie (1857), Bo. XXI. Der Streit über diefe Privilegienfrage iſt alt 
und hat fo viel als ficher ergeben, daß das privilegium majus, welches zu den oben im Text erwähnten 
Rechten eine Reihe auferordentlicher, dem Geift der Zeit von 1156 durchaus widerfprechender Befug⸗ 
niffe hinzufügt, eine offenbare Fälſchung ift, die aus dem 14. Jahrhundert ſtammt und Herzog Rudolf IV. 
ri Urheber hat. Letzteres hat, wenn es deſſen nach Böhmer's und Wattenbach's Unterfuchungen noch 

eburfte, neuerdings zur Evidenz bargethan Huber, in der Abhandlung: Entftehungsgefchichte ver öfter: 
reichifchen Breiheitsbriefe, in den Sigungsberichten der wiener Afademie (1860), XXXIV, ©. 17 fg. Die 
Stimme Böhmer 6 in den Regeften des Kaiferreichs von 1198 — 1254, Nr. 1086, ©. 199; die Watten- 
bach's im Archiv für Kunde öfterreichifcher Gefchichtsquellen (Wien 1852), VI, 77—119. 
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grafen von Brandenburg und mehrern Biſchöfen aufgetragen, und infolge deren ganz fterreich 
und Steiermark erobert wird; Friedrich Hält ih tapfer in den befeftigten Orten ; 1237 (Januar bis 
April) erſcheint Kaijer Friedrich II. in Wien, erflärt die Befigungen ded Babenbergers für un- 
mittelbared Reichsgut, erhebt Wien zur freien deutſchen Reichsſtadt; im nächſten are ſteht der 
Geächtete wieder aufrecht, verjöhnt jih mit König Wenzel von Böhmen, dem er Defterreich bis 
zur Donau abzutreten verſpricht, belagert Wien, nimmt es nad hartnädiger Gegenwehr; 
1239 Abfall des Streitbaren von dem Bündniß mit Böhmen, erzwungener Friede mit den 
Nachbarn, da die Mongolen alle glei; bedrohen; 1240 Verſöhnung mit dem Kaifer, 1241 Bund 
mit Böhmen, Kärnten, dem Markgrafen von Baden, vem Patriarchen von Aquileja, vor deren 
vereinigten Heeren die Mongolen, die bereit8 Korneuburg, Wien (Neuftadt) eingefchloffen hatten, 
zurüdweichen müflen; 1241 flieht König Bela IV. vor ven Mongolen nad Hfierreich, Friedrich 
erpreßt von ihm den mitgebrachten königlichen Schatz und die Abtretung dreier Comitate Oden— 
burg, Altenburg, Wiefelburg, für nichtsſagende Hülfe; 1242 neuer Krieg mit Böhmen, erfolg- 
loſer Zug ded Streitbaren über Znaym; diefer Krieg und ein anderer mit Ungarn, das feine 
drei Gomitate zurückverlangt, füllt den Neft ver Regierungszeit Friedrich's aus. Er beflegt die 
Böhmen zwifhen Staag und Laa (26. Jan. 1246), jhliept Frieden und die fhon vor Jahren 
in Ausfigt genommene, aber von Kaiſer Friedrich II. Hintertriebene Bermählung feiner Nichte 
Gertrud mit Wladiflam, dem Sohn des böhmischen Königs, wendet ji dann gegen bie Ungarn 
und fällt fie verfolgend nad) ſiegreicher Schlacht an der Leitha am 15. Juli 1246. Dies war das 
Ende feines ruheloſen Dafeins und zugleich der Ausgang der babenberger Herrſchaft in Ofter- 
rei; mit Friedrich war der Mannsſtamm des Geſchlechts erlofhen, das vor 270 Jahren bie 
Oftmarf übernonimen hatte und fie nun durch Steiermarf, Theile von Krain, von Rande ob 
der Enns, von Italien (Bordenone) vergrößert als erledigtes deutſches Herzogthum demjeni— 
gen Prätendenten hinterließ, der zuzugreifen Muth Hatte. 

Bergegenwärtigen wir und ven Zuftand, in welchem fich die Öfterreichifchen Ränder befanden, 
als fie mit Friedrich's Hingang zu herrenlofem Gute wurden. Es war die Zeit, da die Reichs— 
gewalt, dur unternehmenve Päpfte geſchwächt, ihrem jihern Verfall entgegenging, der große 
Kaifer Friedrich IT. in vergeblihem Ringen mit Innocenz IV. feine legten Kräfte einfeßte, die 
Landeshoheit ver Fürften ald Rejultat der ftaufifhen Kämpfe um Gewinnung ephemerer Haus: 
macht in Italien mächtig hervorbrach. Das Interregnum follte bald zur Thatſache werben, und 
die Bedingungen, welche feinen langen Beftand jiherten, waren im Neiche fertig gegeben. 
Parallel mit den erfolgreichen Beftrebungen der Fürften nad Roderung des Reichsverbandes 
gingen die der Stände nad) Geltendmachung von Privilegien, die auf eine Schmälerung der 
Landeshoheit von unten, der Macht des „Herrn“ hinauslaufen follten. Auch in Ofterreid, in 
Steiermark waren derartige ftändifche Tendenzen hervorgetreten, und fie hätten gewiß die gleich— 
zeitige Entwicelung in andern deutſchen Landen raſch überholt, wenn fid für dad erledigte 
Herzogthum nicht bald ein oberfter Gewalthaber gefunden hätte, der, ein Fremder, ein Sproß 
aus dem urflawifchen Geſchlecht der Przemysliden, Menjhen und Dinge auf deutſchem Boden 
nad) grogartigem, leider der Zeit voraneilendem Maßſtab zu lenken verftand, wie ed vor ihm in 
diefen Gegenden noch nie gefehen worden. 

Ald mit des legten Babenbergerd Hingang das öfterreihiiche Interregnum begann, hätte 
man glauben mögen, daß die Rolle der Stände nicht nur bei Wieverbefegung des herzoglichen 
Stuhls, fondern au für das Zufammenhalten von Recht und Ordnung im Lande maßgebend 
jein werde. Nicht etwa, daß die Gliederung der Stände in ſich eine geſchloſſene war, daß fie eine 
Vertretung des Landes nad) fefter Regel und leitendem Princip ermöglicht Hätte! Solche ftän- 
difhe Bildungen waren dem 14. und 15. Jahrhundert vorbehalten, vem 13. fremd. Wol aber 
war den damaligen Trägern der ftändifchen Gerechtſame eine Summe von Privilegien ertheilt 
worden, die ihnen ein entfcheidendes Wort bei Regelung wichtiger Randesangelegenheiten ſicherte. 
Nur find Umfang und Art ihrer Thätigkeit in ftetem Hinbli auf die leitende Perfönligkeit des 
Herzogs bejtimmt: als jein Beirath *) fungiren Stände, und nun gab ed niemand, feinen Herzog, 
dem man ratben jollte. Daher mag es zu erklären fein, daß die Stände von Ofterreich in dieſer 
Zeit nit Eräftiger auftreten, und wenn ihre volle Bedeutung zumeift in dem Umſtand hervor: 
tritt, daß fie dem Rande einen Herzog feten, fo bedurften eben auch fie eines ſolchen in erfter 
Linie, weil fie ohne ihm nichts waren und bedeuten Fonnten, Um weniged anders waren bie 
Landeöfreiheiten Steiermarks beihaffen. Die Kandeshandfeften der Stände diefed Herzogtbums, 





4) ©. Böhmer's Negeften des Kaiferreiche zum Jahre 1231. 
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fofern ſie der Georgenberger Vertrag ?) von 1186 mit bindender Verpflichtung für die öſterreichiſch⸗ 
babenbergiihen Nachfolger beftätigt, enthalten ver Privilegien gar viele, aber nichts von der Art, 
welches vie Stände befähigt hätte, fiir dad Land im Nothfalle ohne Herzog vorzuforgen. Einen 
Lihtpunft in den oden Zuftänden diefer Zeit gewinnt man durch einen Bli auf die Entwidelung 
des Städteweſens. Die Babenberger hatten für die Pflege deffelben offenen Sinn; berühmt ift 
das ennjer Stadtrecht (1212 von Herzog Leopold VI. ertheilt), die Grundlage des wiener (1221), 
dem das mienerzneuftädter u.a, folgten. Muſtert man die Reihe von Öfterreihifchen Städte: 
ordnungen, die aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts auf uns gefommen if, prüft man bie 
im Geifte fräftiger Gemeindeautonomie gehaltenen Beftimmungen berfelben, jo wird man zu 
dem Schluß gelangen, daß das Selfgovernment der Städte in Ofterreih damals fein leeres 
Wort fein fonnte, daß gerade die Städte eine längere Vacanz des herzoglichen Stuhls noch am 
leihteften ertragen mochten. Lind do waren jie ed, die dem fremden Herrfcher Ottofar nach— 
mals mit einer Liebe und Treue anbingen, die feinen Fall wie den Sieg feines Faiferlichen 
Gegners überdauerte. Gewiß! ein ſchönes Zeichen von Bürgertugend, zugleich ein ehrendes 
Zeugniß für den Fürſten, dem es von folder Seite dargebracht worden! 

Es dürfte hier der Drt jein, der Geſchichte des Landes, welches den deutſch-öſterreichiſchen 
Herzogthümern einen neuen Fürften gab, in Eurzem zu gebenfen. Durd Karl den Großen in 
ein tributäres Verhältniß zum Neiche gebracht, dur die großen Kaifer aus ſächſiſchem Haufe 
in daffelbe zurücgeführt, war Böhmen dennoch factifh ein unabhängiger Staat geworden, den 
im Beginn des 13. Jahrhunderts unter deutſche Reichslande zu zählen ein Spiel mit Worten 
gewefen wäre. Trotzdem Böhmens KHerzoge und Könige wiederholt an römifch = deutihen 
Königswahlen theilgenommen, trogdem einige von ihnen ihr Land vom Reihe zu Lehn er— 
worben hatten und die Wahl des Landesherrn duch die einheimischen Großen rechtlich der 
Beftätignng feitend der Kaifer bedurfte, war doch über alle dieſe rechtlihen Verhältniſſe die 
thatfähhliche Bedeutung und gefchichtliche Entwidelung Böhmens hinausgewachſen. Es hatten 
in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts die böhmifhen Herzoge Wenzel der Heilige, 
Boleflaw I. und II. den Grund einer einheitlichen Herrſchergewalt gelegt, die trotz nachmaliger 
Thronmwirren und wieberholter Geltendmahung Faiferliher Prärogative über Böhmen nicht 
erfchüttert wurde. So oft auch Zwieipalt im Przemyslidenhauſe herricht, die Großen des Lan: 
des in Parteien zerfallen, die Geiftlichfeit begehrlihen Auges nad der Immunitätsfreibeit, 
wie fie in Deutichland gäng und gebe war, hinüberfchielt: die berzogliche. fpäter Fönigliche 
Gewalt ichnellt immer wieder empor, bringt das Verlorene ein, gewinnt ſichtlich nach jeder Krifis 
an Anjehen und Beftand. So entftehen Ordnungen, die in ſchreiendem Gegenſatz zu deutichen 
Zuftänden verharren. Wir fagen dies von der Zeit bid gegen den Ausgang des 13. Jahr: 
hunderts, nicht von der fpätern. In Böhmen fehlt dad Element der Auflöfung, das durch zahl: 
reiche geiftliche Immunitäten und Eremtionen ins weltlihe Regiment bineingetragen wurbe, 
gänzlich, in Deutfhland ift ed obenauf; bier die Breiheit und Wirkungsfphäre der Stände ein 
Ausfluß Faiferliher Privilegien und demzufolge das Recht ftändifcher Berufung an die Hobeit 
des Reichs gefegliche Regel — dort zwar Stände, ein Landtag mit dem Rechte zur Herrſcher— 
wahl, aber im Verhältniß zwijchen Fürſt und Landesvertretung feine Einmiſchung eines dritten, 
an den zu appelliven wäre; hier dad Reichsoberhaupt Inhaber ver Negalien over beftimmter 
Eaiferliher Nugungsredhte, der Landeähere nur in lehnmäßigem Nießbrauch derfelben — dort 
ein Regal ureigen dem Herzog oder König, nie zu den Bezügen des Kaiſers geredhnet, nie von 
diefem erhoben oder verliehen; bier endlich das ververbliche Princip der Yändertheilung unter 
bie erbberechtigten Glieder der landesherrlichen Bamilie fihtlih einreigend, mit dem 14. Jahr: 
hundert fhon zu voller Blüte gediehen — dort feine Theilung der Herrſchaft, die (feit dem 
Jahre 1054) nad ber, freilih vielfach durchbrochenen Senioraterbiolge ſich fortpflanzt, 
feit 1216 dem Gefege der Primogenitur folgt, Die gegebenen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
böhmifcher und deutſcher Lande zeigen demnach ſolche Verſchiedenheiten in Urſprung und Cha— 
rakter, daß es durchaus nicht angeht, die Hoheit des Reichs über Böhmen für eine wirkſame 
anzuſehen, welche in den böhmiſchen Zuſtänden Ausdruck fände; dieſe waren vielmehr ſo be— 
ſchaffen, als wenn das Land kein Reichstheil, deſſen Schickſal und Einrichtungen dem Ganzen 
folgen, ſondern ein vollkommen unabhängiger, ſouveräner Staat geweſen wäre, Wir finden 
denſelben, da ſein Herrſcher in die Erbſchaft der Babenberger eintritt und für Oſterreich, für 
Steiermark, durch die Schwäche des Reichs begünſtigt, den böhmiſchen analoge Zuſtände her— 


5) Muchar, Geſchichte des Herzogthums Steiermarf (6 Bde., Graz 1344 -69), IV, 521 fg. 
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aufzuführen, auch für ſie die Verbindung mit Deutſchland zu lockern verſucht — wir finden 
dieſen ſlawiſchen Staat um die Zeit, wie von alters her, auch im Beſitze der Markgrafſchaft 
Mähren. Sie war ald ſolche im Jahre 1197 conftituirt worden und bildete ein Lehn der Krone 
Böhmen. Kaijer Friedrich Barbarofja hatte zwar ven Verfuch gemacht, Mähren als ein eigenes 
Lehn des Römiſchen Reichs zu vergeben, und der gleichzeitige Zwiſt im Praemvslidenhaufe 
begünftigte died Unternehmen. Von Reichs wegen ward dem Lande ein Markgraf gefegt (1182), 
und im Wege der Öewalt wurde diefer, nachdem Kaiſer Friedrich nach Italien gezogen, durch 
den böhmiſchen Herzog abgefegt. Der befiegte Markgraf mußte feinem Titel und den Anſprüchen 
auf reihsunmittelbare Stellung entfagen (1186); Mähren fehrte in das frühere Verhältnif 
gänzliher Abhängigkeit von Böhmen zurüd. Als hierauf nad Kaifer Friedrich's Tode der 
Eräftige Przemysl Ottofar I. in Böhmen zur oberſten Gewalt gelangte, ward für Mähren ver 
Titel einer Markgrafihaft erneuert; Ottokar gab jie feinem Bruder als böhmiſches Kronlehn, 
und ein ſolches blieb jie auch in der Folge. Es war nicht das erſte mal in der deutſchen Geſchichte, 
daß ein Rechtsanſpruch, den ein Kaiſer für den Augenblick glücklich vurchgefegt, wieder verloren 
ging, nachdem der Herrſcher ven Nüden gewandt hatte, um in Italien Krone und Leben und 
deutſche Reichsintereſſen aufs Spiel zu fegen. 

Das durch mährifhe Lande verftärfte Böhnen, deſſen Herzoge mit Przemysl Ottofar 1. 
bleibend den königlichen Titel 6) erlangt (1212), weiß ſich in den Befig der babenberger Erb: 
Ichaft zu jegen. Die Bemühungen Kaifer Friedrich's II., Ofterreih und Steiermark als heim: 
gefallene Reichslehen zu behandeln, wollten ſchon zu Xebzeiten des Kaiferd keinen rechten Fort: 
gang nehmen; mit Friedrich's Tode (1250) war an eine Durchführung derfelben ſelbſtverſtändlich 
nicht zu denfen. Die öfterreihifchen und ſteiriſchen Stände mußten ih nun ernfllid um einen 
Landesherrn umjeben. Es war, durch Ghroniftenberichte veranlaft, vielfach die Anſicht vor: 
herrſchend, daß die Stände von Ofterreich ihren Blick auf einen Sohn Konftanzia’s, Schwefter 
des verftorbenen Herzogs, Gemahlin Markgraf Heinrich's des Erlauchten von Meißen, geworfen 
hatten, daß ſchon die Deputation wie zu feierlicher Ginholung deſſelben nach Meißen auf dem 
Wege war, aber in Prag von König Wenzel aufgehalten und zur Annahme feines Sohnes ala 
Herzog beredet wurde. Diefe Erzählung it heutzutage wol gründlich abgethan 7); es läßt ſich 
nicht länger bezweifeln, daß eine mächtige Partei der Stände für das Haus der Praemysliden war, 
ihren Willen durhfegte und gegen Ende des Jahres 1251 an ven Böhnienfönig Wenzel noti: 
fieirte. Diefe Entſcheidung der Stände zur vollendeten Thatfache zu machen, rückte der böhmifche 
Kronprinz ohne Säumen ind Land. Schon am 9. Der. 1251 wird er von den Wienern an— 
erkannt; feine Öfterreihifchen Anhänger im Gefolge, weiß er rafch das ganze Land in feine Gewalt 
zu befommen. Wegen Steiermarfs entbrennt mit Ungarn zweijährige Fehde, die durch den 
Dfener Frieden (unter des Papſtes Vermittelung geihloffen) 1254 beendet wird und zu vor= 
übergebenver Trennung beider Länder führt. Die Ungarn, denen Steiermarf Üüberlaffen wurde, 
machten fich aber im Lande fo verhaßt, daß ein wilder Aufruhr gegen fie ausbricht. Ottokar 
ſchlägt fi auf die Seite der Steierer und erhält auch ihr Land nach der Schlacht bei Kroiffenbrunn 
(1260), in der die Ungarn gefchlagen wurden. Er herrichte, feit des Vaters Tode (1253) aud) 
König von Böhmen, in thatfählicher Souveränetät über die öſterreichiſch-herzoglichen Ränder; 
man kennt des Reiches Noth um jene Zeit und wie es, ſchattenhaft vahinjinfend, zur Ausübung 
feiner Lehnsherrlichkeit über die Herzogthümer aud) nicht einmal den ſchwächſten Anlauf nehmen 
konnte, Dennod läßt ih Dttofar von dem deutſchen König Richard von Cornwallis belehnen 
(1262) und erwirbt fo auch die formelle Anerkennung eines Beſitzes, deſſen praftiiche Wirk: 
famfeit gar nicht in Brage war. Man wirft ihm vor, daß er Deutſchlands Ohnmacht benugte, 
um eine jelbfländige Macht aufzurichten, die vom Niefengebirge bis zur Adria reihte und nur 
nah Form und Nanıen, nicht dem Wefen nach mit Deutſchland in Reichsverbindung bliebe. 
Wenn died wahr ift, jo Haben jedenfalls die Habsburger feine Bemühungen redlich fortgefegt, 


6) Als perfönliche Auszeichnung war ber königliche Titel Schon dem Böhmenherzog Wratijlam von 
Kaijer Heinrich IV. 1086 verlichen worden; im Jahre 1158 eine ähnliche Verleihung Friedrich Bar: 
barofja's an Wladiſlaw I., diesmal jedoch aud für die Nachfolger Wladiflaw’s geltend, |. Palacky, 
Geſchichte von Böhmen, I, 438. Inde gibt es nad) wie vor Herzoge von Böhmen; exit feit dem feier: 
lichen Privileg Kaifer Friedrich's II. vom 26. Sept. 1212 bleibt die Fönigliche Würde unzertrennlich von 
der Herrfchaft über Böhmen, 

7) Schon Kurz, Ofterreich unter den Königen Ottofar und Albrecht I. (Xing 1816), I, 10 verwirft 
die oben im Tert erwähnte, unhaltbare Erzählung; fie hat nichtsdefloweniger auch nach ihm in mans 
hen Gefdyichtsbüchern Eingang gefunden. 
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und es ift die Frage, ob dem Fremden zur Sünde an deutſchem Weſen angerechnet werden ſoll, 
was man von der einheimifchen Kaiferfamilie, wenn nicht als Vorzug, fo doch alsjelbftverftändlich 
hinnimmt, ob der Erfolg die nämliche Beftrebung heiligt, deren Scheitern bei dem von Glücke 
Berlaffenen unbarmherzig verdammt wird. Im Grunde that Ottokar dod) nur, was die Habe- 
burger nad ihm nicht laffen Eonnten: in veutih:öfterreihifchen Landen eine Hausmacht auf- 
richten, die naturgemäß hier ihre Stelle hat, die naturgemäß ihre eigenen Wege gebt und 
Deutſchland entweder ruhig die jeinigen wandeln läßt oder von dem rechten Wege nationaler 
Entwidelung ablentt. Eine ſolche Hausmacht konnte fih auf den erften Verfud ihrer Begrün= 
dung durch Ottokar nicht Bahn brechen; noch war das Reich jo hinfällig nicht, daß ed dies dul— 
den mußte, nod) war die fpäter vom Zufall gegebene, aber nothwendige Vorausſetzung nicht 
erfüllt, daß der Befig der Kaiferfrone die Schöpfer der öfterreihiihen Hausmacht gegen ein 
Übergreifen der Eaiferlihen Gewalt jicherte. Aber jo jih von felbft ergebend war jhon damals 
die Bereinigung der ehemaligen Oſtmarken des Reichs zu Einem Staatöförper, daß Ottokar 
fie vollziehen Eonnte, ohne im Scho8 der vereinigten Ränder auf irgendwie namhaften Wider: 
fand zu floßen. Bon außerhalb ver öfterreihifhen Marken mußte der Impuls zur Bewegung 
fommen, die dem Böhmenfönig das Gewonnene entreigen follte. Gr hatte zu Ofterreih und 
Steiermark bereitd Kärnten, Krain, die Windifche Marf erworben; durch Erbvertrag mit dem 
legten färntener Herzog Ulrich hatte er ſich das Anfallsrecht auf diefe Bejigungen verihafft. 
Nach dem Ableben des Herzogs fäumte er nicht, ven Vertrag geltend zu machen, die herrenlos 
gewordenen Länder von Steiermark aus in Bejig zn nehmen (1269). Hiermit ftand Ottofar I. 
auf dem Höhepunkt feiner Macht, die er keineswegs zum Schaden der erworbenen Gebiete zu 
brauden wußte. Eine Reihe nügliher Anordnungen datirt von feiner Herrihaft in Oſterreich 
und Steiermark; fofort nad) feinem Einzuge in erfterm verfündigt er einen allgemeinen Land— 
frieden (diellrfunde unter dem Namen Ottokar's Randfrieden, Forma pacis befannt), in welchem 
unter Anſchluß an das überfommene öfterreichifche Landrecht *), theilweife unter Nahbildung 
deſſelben doch fhon ver Grundcharakter der Ottokar'ſchen Regierung hervortritt. Nichts weniger 
ald nahfichtige Begünftigung der Adelsherrſchaft war von ihr zuerwarten, und fie hielt das Ver— 
ſprechen, das jie in ven erften Tagen ihres Beſtandes dem Rande gegeben. Die „Forma pacis’’ 
wurde nad) der Befigergreifung Steiermarks aud über dies Land ausgedehnt; der Übermuth 
ber Adelsherren ward zeitweilig gebrochen, dadurch aber auch in weiterer Nachwirkung der zabl= 
reihe Abfall veranlaßt, der in den Neihen des heimischen Adels mit dem Erſcheinen Rudolf's von 
Habsburg ald Gegner Ottokar's einreift. Wie Böhmen, fo ift auch Steiermark das Land, in 
deſſen Entwicelung unter Ottokar'ſcher Hoheit der Gegenfag zwifchen Eöniglihem und Adelswillen 
am grelfften hervortritt. Der König ging mit dem fteiriihen Adel ſtreng zu Gericht und ent= 
wand landesherrliches Recht und Gut deffen Händen, wie er ed in Böhmen that. Durdy jein 
Urbarbud von 1265 fucht er, der erfte ſteiriſche Herzog, in feine Einkünfte und Rechte ald folder 
Einfiht zu erlangen, um zu revindieiren, was im Laufe der Zeiten widerredtlid von Privaten 
an ſich gezogen worben. Ganz fo verfährt er in Böhmen, wo er unerbittlid) mit der Einziehung 
verpfändeter Krongüter vorgeht. Diefer König war vielleicht der tüchtigſte Finanzmann, den die 
öfterreihifhen Länder im ganzen Verlaufe ihrer Gefhichte hervorgebracht Haben. Sein Shag war 
ſtets gefüllt, fein Reichthum weit und breit gerühmt, beneidet ; das ift in Ofterreih8 Marfen feit- 
dem wohl felten einem Herrfcher pafjirt, und feinem von ihnen indem Grade, Vieleicht ift feiner 
richtigern Einſicht in die Elementargrundfäge jeder Finanzwirthſchaft au die Begünftigung 
der Juden zuzufchreiben, in welder er feinen der humanſten Geſetzgeber des Mittelalter Hinter 
ich läßt, die meiften derſelben übertrifft, Sein Judengefeg von 1268 fchließt fi allerdings an 
das von Friedrich dem Streitbaren für Ofterreich erlaffene an, zeichnet fich aber dadurch aus, daß 


8) Das öfterreichifche Landrecht, deffen Urfprung wir vor das Interregnum fegen, ift eine der wich— 
tigften Quellen für deutſche Rechtsgefchichte. Es herrfchte und herrfcht noch lebhafter Streit über die 
Zeit der Entftehung diefes Rechtsbuchs; die einen fegen fie in die Periode der Babenberger, die andern 
in die der Habsburger, Zöpfl, Deutfche Rechtsgefchichte (dritte Auflage), $. 42, ©. 176, im die zweite 
Hälfte des 14. Jahrhunderts. Wir folgen der Meinung Siegel's, Die beiven Denlkmäler des öfterreichi= 
fchen Landrechts und ihre Entitehung, in den Sigungsberidhten der wiener Afademie (1860), XXXV, 
109 fg. Die lange Gontroverfe fcheint durch diefe Arbeit gelöft oder doch ihrer Löfung um einen mächti— 
gen Schritt näher gerüdt. Als Zeit der Entitehung wird das Jahr 1237, als eigentlicher Urheber des 
Landrechts Kaifer Friedrich IT. angegeben, der damals in Wien anweſend war und Ofterreich in reichs— 
unmittelbare Berwaltung genommen hatte, 
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es für alle Länder der Ottokar'ſchen Monarchie gegeben wurde. Died Gefeg ) ftellt ven Juden 
vor Gericht dem Ehriften gleich, ebenfo Judeneid und Chrifteneid, Judenmord und Chriſtenmord; 
es fpricht der Klaſſe Menſchen, welche im Mittelalter meift nur für fleuerbare Materie angefehen 
wurbe, Schuß der Perfon, des Befiges, überhaupt eine rechtliche Stellung im Staate zu. Was 
ferner Ottofar II. in Öfterreich zur Kräftigung ded Bürgerthums, in Böhmen und Mähren für 
Pflege ded Städtewejend, Förderung ber deutfchen Golonifation that, kann hier nur flüchtig 
erwähnt, nicht des weitern ausgeführt werden. Er war den vereinigten öſterreichiſch-böhmiſchen 
Ländern ein in wahrem Sinne des Wortes erleuchteter Regent, dem Auslande der gefürdtete 
König, der feine Macht im rafchen Zuge erhöht, Ungarn beſiegt, bis nad} dem fernen heidniſchen 
Vreußen das Kreuz und feine königlich-herzoglichen Fahnen getragen hatte. 

Diefe Stellung ded Königs, welcher den meiften gleichzeitigen Monarchen der Ehriftenheit an 
Macht und Einfluß überlegen war, jollte an ven Grafen Rudolf von Habsburg verloren gehen. 
Die Wahl deffelben zum deutſchen König erfolgte am 29. Sept. 1273. Er ftanımte aus einer 
in Helvetien, im Elſaß und Breidgan begüterten Familie. Durch Raſchheit des Entichluffes 
und der That, durch Muth und Schlaubeit zugleich Hatte er in der wüften, fehdereichen Zeit des 
deutſchen Zwiſchenreichs ji einen Namen gemacht und feine Befigungen vermehrt. Man darf 
ſich nicht vorftellen, er jei ein bettelarmer Graf gewefen, als ihn die Kurfürften mit Übergehung 
der böhmischen Wahlftimme zum König wählten; Charakter und äußere Lage waren bei ihm 
danach, daß Eleine Dynaften von ihm alles, große nichts zu fürchten hatten. Es wird Died immer 
bin als ein Heiner Anfang der königlichen Laufbahn zu gelten haben; wunderbarer und ehrender 
für Rudolf iftesaber, daß er jhnell und ſicher das deutfche Königthum zu einer Macht zu erheben 
wußte, ohne von Haus aus mit materiellen Mitteln zu dieſem Beginnen glänzend verfehen zu fein; 
daß er dem allermächtigſten und vor allen gefürchteten Reichsfürſten, Ottokar II., gegenüber fi 
als Herrn gezeigt! Auf dem nürnberger Reichstag (1274) werden fämmtliche Erwerbungen des 
Böhmenkönigs als fällige Reichslehen zurüdgefordert; zwei Jahre fpäter muß ſich Ottofar, nach— 
den Rudolf in Ofterreich vorgedrungen, Steiermark von Tirol aus durd) den görz:tiroler Gra— 
fen Meinhard der böhmischen Herrſchaft fo gut ald entzogen war, dem Spruche fügen, die Herzog— 
thümer und Marken herausgeben, Böhmen und Mähren von Rudolf zu Lehn nehmen. Nach 
abermals zwei Jahren erneuerter Kriegsausbruch zwiſchen Rudolf und dem Böhmenfönig, Nies 
derlage und tragijcher Tod bes legtern in der Schlaht auf dem Marchfeld (26. Aug. 1278). 
Der Przemyslide fiel, von Adelöfractionen im eigenen Lande verlaffen und verrathen, von 
feinem auswärtigen Alliirten unterflügt, jelbft vom Bapfte nicht, dem Dttofar in Zeiten feines 
Glücks treu angehangen hatte. Auch feine Lebenderfahrung und fein Tod follten ven Ausſpruch 
des großen Italieners 10) befräftigen, demzufolge in ver Bapftfreundfchaft für weltliche Fürſten 
fein Heil ift. R 

Rudolf blieb nad feines Gegners Fall noch bis zum Jahre 1281 in Oſterreich, das 
er als fälliges Reichslehn behandelte, aber ald Bejig feines eigenen Haufes zu behalten wünſchte. 
Gegen Ende des Jahres 1282 belehnte er feine Söhne Albrecht und Rudolf mit ſämmtlichen, 
dem König Dttofar entriffenen Befigungen: Ofterreih, Steiermarf, Krain, der Windiſchen 
Mark, jelbft Kärnten. Das legtgenannte Herzogthum mußte jedod vier Jahre fpäter an den 
görz-tiroler Grafen Meinhard wegen deſſen wirffamer Dienftleiftung bei Vertreibung Ottokar's 
herausgegeben werden. So traten die habsburger Grafen in die Reihe der Herzoge über und 
jegten am Lauf der mittlern Donau, am Fuß der Karnifhen und Norifchen Alpen ſich ald Lan— 
deöberren feſt. Wir finden fie faum ein halbes Jahrhundert nah ihrem Einzuge im Beſitz 
einer neuen, anfehnlichen Erwerbung, des Herzogthums Kärnten, das Rudolf von vorne 
herein für fein Haus im Auge gehabt, aber zu Gunften jenes tiroler Meinhard fahren laffen. 
mußte. Jetzt (1335) ſetzt ſie der Tod Heinrich's von Kärnten:Tirol in Beſitz des ſchon damals 
Erſtrebten. Noch entgeht ihnen Tirol, aber nicht auf lange; der Herzog Rudolf IV., ven wir 
ſchon oben bei Gelegenheit einer nicht jehr ſaubern Privilegiumdfrage zu nennen gehabt, weiß 
Margaretha Maultafch, die legte Erbin des Landes, glücklich ind Garn zu loden; ſchon zu ihren 
Lebzeiten tritt fie die Verwaltung des Yandes an den habsburger Herzog ab; im September 
1863 feierte Tirol das fünfhundertjährige Jubiläum diefer Bereinigung mit Ofterreid. 


9) Es finder ſich abgedrudt bei Borzef, Codex diplomaticus et epistolar. Moraviae (Brünn 
1836 fg.), Bd. IV, Urfunde 16. 

0) ‚„„... Chi @ nelle guerre e pericoli del papa amico, sara nelle victorie accompagnato, 
e nelle rovine solo.’ (Marchiavelli, Istorie fiorentine, Buch 8, Kay. 17). 
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So fterben Dynaſtengeſchlechter, gräfliche, herzogliche, königliche im UmEreis um Habsburgs 
Beitgungen ab — das Erlöfchen jedes von ihnen bezeichnet beinahe regelmäßig den Moment, da 
das Licht der Habsburger flärfer aufleuchtet, bis es eine große, büftere Fackel in beiden Hälften 
der Welt vom Chimboraſſo und Mericanifchen Golf bis zu den Bergketten Siebenbürgens zu 
ſehen iſt. Erbverträge, feltener offene Gewalt, am feltenften Rechtstitel ver Wahl durch Landes 
ftände (Ungarn, Böhmen) find ver Weg, der zu neuen Ermwerbungen führt, und das @lüf — es 
folgt auf allen Wegen. 

Menn Rudolf Oſterreich den Seinigen als deutſches Reichslehn übertragen, ſo hat ſein 
Sohn Albrecht durch ſtrenge, rückſichtloſe, aber dem Zwecke entſprechende Regierungsweiſe 
dafür Sorge getragen, daß fie ſich dort für alle Zukunft behaupten konnten. Es hatte von ber 
Gefammtbelehnung beider Söhne Rudolf's bald fein Abkommen; fhon im Jahre 1283 werden 
die Öfterreichifchen Länder Albrecht allein verliehen, fein Bruder Rudolf mit VBerfprehungen 
abgefveift, die weder ihm noch deilen Sohne Johann erfüllt werben follten. Die öfterreidi- 
{hen Stände, die felbft bei Rudolf um Dieje Vereinigung der Herrſchaft in einer Hand ge: 
beten hatten, mußten ed bald empfinden, daß es zuweilen denn doch ſchwerer fei, Einen Herrn zu 
ertragen flatt ihrer zwei. Der Sorgen für das Reich war Albrecht nach des Vaters Tode ledig; 
er fonnte fih mit ganzer Seele auf Herftellung einer neuen Orbnung ber Dinge in Öfterreid 
werfen, und die Stände erleishterten ihm durch unglückliche Aufftandsverfuche feine Aufgabe. 
Im Yuli 1291 hatte Rudolf das Zeitliche gefegnet; ihm folgte ald deutſcher König Adolf 
von Naſſau, vorzüglih auf Betreiben des von Albrecht beleivigten Böhmenkönigs Wenzel Il. 
gewählt. Albrecht mochte wol das Streben nad der deutfhen Krone auf beflere Zeiten ver- 
fparen ; er rechnete indeß mit feinen Ständen ab, die wir in den Jahren 1292 und 1293 wild 
empört gegen ihren Landesherrn finden, der zugleich vom falzburger Erzbifchof und durch Otto 
von Baiern befriegt wird. Gr wirft die Stände nieder, fomol in Oſterreich als Steiermarf, 
ichmälert deren Rechte, wie er die Wiens befchnitten hatte, welchem feine reihsunmittelbare 
Stellung von Rudolf jelbft, behufs Ausrottung der Dttofar'fhen Sympathien der Wiener, be: 
flätigt worden war. Albrecht vrüdt e8 zur reichsmittelbaren, landeöherrlihen Stadt herab. 

lm gegen den Aufruhr freiere Hand zu gewinnen, hatte fi der Herzog mit König 
Wenzel II. von Böhmen ausgeföhnt ; beide Fürſten ihienen bald Freunde geworben zu fein; 
wenigſtens helfen ſie einer dem andern nach Kräften, mo ed ihren Vortheil gilt: Wenzel dem 
Herzog zur Abjegung Adolf's von Naffau, Albrecht dem König zur Erweiterung der böh— 
miſchen Herrſchaft über Die Grenze des Erzgebirged. Im Jahre 1298 wird Albrecht von einer 
Partei deutfcher Fürften (Wenzel IL, Sahfen, Brandenburg) als Gegenfönig aufgeftellt; es 
gelingt ihm, Adolf von Naffau in der Schlacht bei Gellesheim zu befiegen und, wie ed heißt, mit 
eigener Hand zu töbten. Er entwidelt dann in deutſchen Angelegenheiten die gleiche Energie, 
bie er in öfterreihifchen gezeigt hatte; man kann es nicht leugnen, ihm war um die Erhöhung 
des Föniglichen Anſehens über die Fürften zu thun, und er verfolgt diefen feinen Zweck gewalt: 
thätig, ohne Erbarmen, nicht jehr wählerifh in ven Mitteln und nah durchaus einfeitiger Rich: 
tung. Während er nuplos dynaſtiſche Fragen aufwirft und einzelne Reichsfürſten aus ihrem 
Beſitzthum obne triftigen Grund zu verbrängen finnt, andern die Ginfünfte fhmälern, ſie aus 
dem Genuffe folder vertreiben will, die Schweizer durch unerträglichen Drud zum Kampfe auf: 
ſtachelt, erledigte Reichslehen, um feine königliche Stellung zu feftigen, einziehen möchte, kurz in 
allem und jedem ruhelos nad Macht ftrebt, nad Gewalt im Wege der Gewalt, die ihm Endziel 
und Mittel zugleich ift; macht er doch andererfeitö dem Papfte größere Zugeftänpniffe, als je einer 
feiner Eaiferlihen Vorfahren dem römischen Hofe gemacht hatte 14) und vergibt fo mit der einen 
Hand an Rom, was er in Deutfchland mit der andern zu faffen meint, ohne es wirklich er— 
reihen oder fefthalten zu können, Gr endet (1308), ermordet durch feinen Neffen Johann, dem 
er die helvetiſchen Bejigungen des Haufes abzutreten ſich weigert und eine Entſchädigung durch 
den Gewinn von Meißen in unbeftimmte Ausjicht ftellt. 

Mit feinem Tode entſchlüpft die deutſche Krone, die Herzog Friedrich der Schöne im Kampfe 
gegen Ludwig den Baiern vergeblich feftzuhalten fucht, dem Haufe Habsburg, das erft nad 
130 Jahren wieder in deren Beſitz gelangt, um fie nicht mehr herauszugeben. Ziehen wir die 
Bilanz der Berlufte und Gewinne, welde in diefem hundertdreißigjährigen Zeitraum zu ver: 
zeichnen find, welche die Situation Oſterreichs in dem Augenblid bedingen, da fein Negenten- 
haus wieder zum deutſchen Kaiſergeſchlecht wird! 


— 


11) Pfiſter, Geſchichte der Teutſchen, III, 108. 
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Wenn wir im Beginn dieſer hundertdreißigjährigen Periode die Herrſchaft über ſterreich 
in Einer Hand vereinigt jehen, auch die jofort nad) Albrecht's Tode zwijchen den Herzogen Fried— 
rich und Leopold vorgenommene Theilung Feine eigentliche Ländertheilung war, fondern nur die 
Bermaltung der habsburgifhen Stammgüter von der des öſterreichiſch-herzoglichen Beſitzes 
trennte, finden wir am Ausgang der bier in Rede ftebenden Zeit das Princip der Länderthei— 

lung zu voller Durhführung gelangt. Es gibt jegt, in der erften Hälfte des 15. Jahrhunderts, 
feine vereinigten Öfterreihifchen Lande und Bejigungen mehr; das Ganze ift unter zwei herzog= 
liche Linien, die Albrehtiner und Leopoldiner, getheilt, eins der Loſe fogar zwiſchen erbberech— 
tigte Bringen untergetheilt. Jeder Theilherrfcher nimmt das ihm zugefallene Befigthum in 
eigene Verwaltung, durchkreuzt oder unterflügt nah Convenienz die Regierung des ihm ver- 
wandten Nahbars, fühlt ſich zumeilen ald Glied einer und derfelben Familie, kaum jemals als 
Theilfürft eines und deflelben Landes. Wol erfolgt noch die Gefammtbelehnung von feiten 
des Reichs an dad herzogliche Haus als ſolches und in Betreff ſämmtlicher Beiigungen ber Habe: 
burger, fo 1366 und 1421; aber was hatten in diefer Zeit Belehnungen von Reichs wegen 
der üppig aufwudhernden Landeshoheit der Reihsfürften gegenüber zu bebeuten? Die Ge— 
fammtbelebnung ift leere Form, die Vielheit der Herrſchaften Thatſache. Was indeß den Habs: 
burgern an feft geſchloſſener Einheit ihrer Befigungen verloren ging, dem hielten neue Erwer— 
bungen, Ausjiht auf weitere Vermehrung folder, vielverheißende Erbverträge und Heiraths— 
verbindungen die Wage. Beide herzogliche Linien hatten, die eine früher, die andere fpäter, es 
verftanden, ihre Länder zu arronbiren, bei Irrungen und Vergleichen mit nachbarlichen Fürſten 
dem eigenen Vortheil geſchickt und erfolgreih nachzugehen. Der legte gemeinfchaftliche Negent 
Oſterreichs, mit deflen Abfterben das Ländertheilungsiwerf feinen Fortgang nahm, Rudolf IV., 
batte feinen Nachfolgern die Pfade gewielen, auf denen fie troß vielfacher Zwietradht im eigenen 
Haufe zur Herrfherbynaftie in Ofterreih, in Böhmen, in Ungarn ſich emporarbeiteten. ° Der 
Grwerbung von Tirol und Kärnten unter biefem Herzog haben wir ſchon oben gedacht; er war 
ed aud, der durch Erbvertrag mit dem Grafen Albrecht von Görz die Theile von Krain und ber 
Windiſchen Mark, die den Habsburgern noch fehlten, ſich verfchreiben lief. Sie fielen nah Graf 
Albrecht's Tode (1374) an die Leopoldinijche Linie des Haufes, die in Steiermark, Kärnten, 
Krain, Tirol, in Schwaben und am Rhein berrfchte, während auf die Albrechtiner bei ver Thei— 
lung nur Oſterreich ob und unter ver Enns gefallen war. Der Reſt von ven Beſitzungen des 
Görzers, die eigentliche Grafihaft Görz mit Gradisfa, Mitterburg und dem Bufterthale follte 
die habsburgiſchen Beigungen in Kärnten und Krain erft viel fpäter arrondiren helfen; ev warb 
erſt von Kaijer Marimilian im Jahre 1500, aber auf Grund jenes von Herzog Rudolf IV. ab: 
geichloffenen und jeither (1394) ernenerten Erbvertragd mit Ofterreich vereinigt. Derfelbe 
Rudolf hatte auch für dad Geſchlecht einen andern, weitaus Größeres verheißenden Erbvertrag 
abgeichloffen, ven mit Kaiſer Karl IV. ald Haupt der Luremburger und Eöniglihem Herrſcher in 
Böhmen (10. Febr. 1364). Diefem Vertrag zufolge follten nad dem Erlöſchen aller männ- 
lihen und weiblihen Nachkommen des einen vertragfchließenden Haufes alle Länder und Be: 
figungen beffelben dem andern Haufe anheimfallen. Der Iuremburger Raifer mochte bei ver 
Einigung mit dem habsburger Herzog auf Erneuerung des Ottokar'ſchen Reichs finnen, und bald 
batte ed den Anfchein, ald ob der Kaifer richtig gerechnet und fein Gefchlecht dem habsburgiſchen 
zu überleben alle Ausficht hätte. Rudolf IV. ftarb im nächſten Jahr nach Abſchluß des Vertrags, 
und dad Haus Habsburg ftand mit feinem Tode nur noch auf vier Augen, e8 waren Die Herzoge 
Albrecht und Leopold. Mie glänzend, ſchien e8, hatte ver Kaifer für die Seinen vorgeforgt! tie 
nabe lag die Möglichkeit des Ausfterbens der Haböburger, der Vereinigung ihrer Befigungen 
mit Böhmen! und in welcher Ferne mochten Zeitgenoffen die andere Eventualität fehen, daß ein 
in ih getbeiltes Oſterreich die Kraft haben würde, vorfommendenfalld ven Erbvertrag geltend 
zu machen, bie weitgeftredten Beiigungen derfuremburger für Habsburg zu gewinnen! Mehr 
denn fünfmal feit dem Jahre 1373 theilten die Herzoge Albreht und Reopold nad Rudolf's 
Tode den Geſammtbeſitz des Hauſes, ehe ed zur entſcheidenden Rändertheilung von 1397 kam; 
fie hätten Oſterreich mol noch etlihemal vividiren können — das tauſendfach überſchwengliche 
Glüd des Haufes hätte es immer wieder zufammengebradht. 

Am regfamften auf Ländererwerb ging die Zeopoldinifche Linie aus. Noch zu Lebzeiten ihres 
Stifterd gewann fie durd Kauf von den Montforts Feldkirch mit dem innern Bregenzerwalde 
(1375), die Landvogtei in Mittelſchwaben pfandweife vom König Wenzel (1379), die Graf: 
haft Hohenberg durch Kauf (1381), endlich (1382) das wichtige Trieft, deſſen Bewohner fid 
Leopold unterwarfen, um der wechlelnden Oberberrfchaft Venedigs und des Patriarden von 
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Aauileja zu entgehen. Dagegen verlor dieſe Linie und mit ihr das ganze Haus in einem neuen 
unglüdlichen Kriege in der Schweiz namhafte helvetifche Befigungen an die bürgerlihen Sieger, 
vor denen Reopold felbft bei Sempad (9. Juli 1386) fiel. Es fam hierauf zur gemeinfhaft- 
lihen Regierung feiner vier Söhne und, nad dem Tode zweier von ihnen, zur Untertbeilung 
ber Leopoldiniſchen Lande; eine fteirifche Linie nimmt Steiermark, Kärnten, die Winbifche Marf, 
eine tiroler Linie Tirol, die Befigungen an ver Etſch und im Innthal, die habsburgiſchen 
Stammgüter (Theilung von 1411). Es tritt in ven Erwerbungen einiger Stillſtand ein; Ber: 
luft und @inbuße gefellen fi zu dem entgangenen Gewinn. Die tiroler Linie gibt unter Fried— 
rich IV. erft freiwillig dynaſtiſche Anſprüche den Eidgenoſſen preis, funfzigiähriger Warfenftili- 
fand mit ihnen 1412, dann gezwungen: den Nargau, Winterthur, Knonau u. f. w., ja jelbft 
das Stammfhloß Habsburg. Friedrich, der die Flucht des Papſtes vom Koftniger Concil be: 
günftigte, verfällt in die Reichsacht, wird von den verfammelten Vätern in den Bann gethan 
(1415), von den Schweizern auf die Ermädtigung des Kaiſers hin trog des funfzigjährigen 
Waffenſtillſtandes befriegt, von der alten Alliirten des Haufes, Göttin Fortunga, verlaflen, von 
Mit: und Nachwelt der Herzog mit der leeren Tafche genannt. Er rettet durch Vergleich mit dem 
Kaifer den Bejig des tiroler Landes und von den Ihwäbifchen Gütern fo viel, ald der gelb: 
bevürftige Sigismund nicht mittlerweile verfauft oder verpfändet hatte — was die Schweizer 
fi genommen hatten, haben fie behalten. 

ALS die Leopoldiner in ihrem tiroler Zweige fo unangenehme Erfahrungen madten, va 
begann bie Sache der Albrechtiner, der anfangs jo wenig Begünftigten, in bunten Flor zu kom— 
men. Es war ein frommes Geſchlecht, diefe Albrechtiner, befonders die erften zwei von ihnen: 
Albrecht IH. und der IV. des Namens. Oſterreich erfreute fi unter ihnen einer forgfamen Pflege 
firchlicher Intereflen, unter Albrecht IV. fogar einer luftigen, o gewiß! fehr luftigen Verfolgung 
der Waldenjer. Wäre der rubeloje, unternehmende Kaiſer Sigismund nicht gemefen, e8 hätten 
diefe öfterreihifchen Fürften ihr Land von den großen Welthänveln der Zeit wahrfcheinlich ganz 
ferngehalten, um defto fiherer ven Himmel zu gewinnen. Aber Sigidmund bradte die böhmi- 
ſchen, die ungarifchen, die Reichsverhältniſſe fo in den Fluß, daß Albrecht IV. bei dem beften Willen, 
feinem Bater ald thatenfheuem Betbruder nachzuahmen, von der Strömung erfaßt und zu 
Thaten getrieben wurde. Gr fieht ih in den Bruderftreit ver Luremburger hineingezogen und 
von Sigismund, damals König von Ungarn, zum Gefangenwärter über König Wenzel beftellt. 
Bon diefem, den er Elug und milde zu behandeln weiß, erhält er die gegemjeitige Erbfolge beider 
Häufer beflätigt, und Sigismund, der fonft feine Handlungen nicht gerade nad) Wenzel'8 Bor: 
gang einrichtet, jichert Albrecht ven gleichen Vortheil zu, beftätigt den Erbfolgevertrag auch von 
feiner Seite. Der Herzog und der Uingarfönig treten eine gemeinfhaftlide Heerfahrt nad 
Mähren an, und jener flirbt auf derfelben (1404). Sein Sohn, Albrecht V., nachmals deutfcher 
König Albrecht Il., verfällt ald minderjährig der Vormundſchaft Herzog Wilhelm’s vom fleiri: 
Then Zweig der Leopoldiner, nad) deſſen Tode (1406) zwei andere Leopoldiniſche Prinzen, Brü— 
der ded Verftorbenen, um die erledigte Vormundſchaft in wüfter Fehde ringen, bis endlich 
(1409) dem Streit durch ſchiedsrichterlichen Vergleih ein Ende gemacht, die Vormundſchaft 
zwifchen beiden Brüdern getheilt wird. Die Stände Ofterreihs, welche in diefer herrenlofen 
Zeit ſich fühlen gelernt, befeitigten ſchließlich die Vormundſchaft, noch ehe fie abgelaufen war, er: 
Härten den vierzehnjährigen Albrecht für volljährig und ließen dies durch königlichen Schied— 
ſpruch von Sigismund beftätigen (1411). Des jungen Albredit Regierung hatte fo unter ben 
Aufpicien König Sigismund's vielverheißend begonnen ; die Gunft des Kaiferd blieb ihr treu 
und hob dadurch das Haus Ofterreich zu neuen Ehren empor. Albrecht gewann 1422 Mähren 
als Mitgift der Kaiſertochter Elifabeth; er unterftügte feinen Schwiegervater Fräftigit, aber er: 
folglos in Befämpfung der böhmischen Huffiten, die unwiderſtehlich den gegen fie aufgerufenen 
Kreuzheeren objiegten und nur durch eigene Uneinigkeit geihmwächt dem Iuremburger Sigismund 
den Weg zur thatſächlichen Geltendmahung feiner böhmifhen Königswürde offen ließen. 
Kaum daß ſich der Kaifer im Befige Böhnens fah, verfammelte er die Stände des Landes und 
die ungarifchen in Mähren (1437) und betrieb die Wahl feines Schwiegerfohnes Albrecht zum 
König beider Länder. Sein Bemühen war von Erfolg; gemäß dem Willen Sigismund's er— 
hoben die Ungarn nad des Kaiſers Tode (December 1437) den Herzog Albrecht in Stuhl: 
weißenburg zu ihrem König; in Böhmen’ hielten nur die Katholifen umd die gemäßigte Hufii- 
tenpartei zu ihm, während von ber andern Seite Kajimir von Polen gewählt wurde. Albrecht 
wußte ſich zu behaupten und feine Krönung in Prag durchzuſetzen (Juli 1438). Schon früher 
hatte ihm die Wahl der Kurfürften auf den deutſchen Thron berufen (März 1438), welchen er 
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— nachdem die Ungarn, denen er verfprochen hatte, die deutfche Krone mit der ihrigen nicht zu 
cumuliren, varein gewilligt — aud annahm. 

So waren denn die Kronen Deutihlandd, Böhmens, Ungarns auf dem Haupte eines 
Habsburgers vereinigt, aber die öſterreichiſchen Lande ſelbſt getheilt, das Herzogthum DOfterreich 
allein im Befige des dreifach gefrünten Könige. In Steiermark, in Tirol trieben Habsburger 
aus Leopoldinifher Linie ihr Wefen, nicht immer zum Heile der Länder oder zum Nuhme der 
gemeinichaftlihen Dynaftie. Bor und nad Albredt I. fehlt ed nicht an Beifpielen heller Zwie- 
tracht im herzoglihen Haufe, und man wäre verfucht, die Machtſtellung veflelben, trotz Der ge: 
waltigen Erhöhung der Albredtiner, im Werthe niedriger anzufhlagen, als jie 130 Jahre früher 
geweien. Damals hatte Albrecht I. jein Haus wol nicht im Befige der deutſchen Krone, aber in 
dem eined ungetheilten Oſterreich hinterlaſſen, wo er eben mit ſtarker Hand die Stände nieder⸗ 
geworfen hatte; jet regten bie Stände ihr Haupt, fühlten ſich ald Macht neben, ja über ven 
vielen Zandeöherren, deren gegenfeitige Bamilienfehden oft die Intervention der Stände hervor: 
riefen, oft durch Schiedſpruch verjelben eine Begleihung fanden, Damals follte Friedrich der 
Schöne vergebend um den Bejig der deutfchen Krone ringen, die jeßt dem Herzog: König Albrecht 
ind Haus getragen wird; aber damals war die deutfche Krone viel, jept ift fie wenig und foll 
bald nichts werden, banf der Unfähigkeit ihres zweitfolgenden Trägerd, jenes Friedrich IL, von 
deflen Verhältniß zu den Neihöfürften fein Zeitgenoffe Aneas Sylvius treffend berichtet: 
„Tantum ei parebant, quantum volebant; volebant autem minimum.” Wol mochte nun der 
Beſitz der Kronen Böhmend und Ungarns den Glanz des Haufes weithin und bis in Gegenden 
ſtrahlen laflen, wohin ver Ruf deffelben im Anfang des 14. Jahrhundert? faum gedrungen 
war — aber e8 blieben Wahlfronen, die das Haupt Albrecht II. zierten, deren Gewinn nur durch 
eine Reihe unerhörter Glücksfälle möglid geworden, un bald wieder verloren zu gehen und 
erſt unter gänzlich veränderten Zeitumftänden neuerdings erlangt zu werben. Die tiefern 
Grundlagen ver habsburgiſchen Herrſchaft über ſterreich finden wir in diefer Zeit mächtig er- 
fhüttert, wenn auch ver Kerrfchaftäbereich des Haufes plöglich über Ungarn und Böhmen auds 
gedehnt erjcheint. Als entſcheidende Epoche für Sſterreichs Zukunft gilt Albrecht's II. ſonſt milde 
und wohlthätige Regierung nur deöhalb, weil fie das Scheitern der Verſuche bezeichnet, welche 
die Gründung eines mächtigen Staatdbaued von Böhmen aus zum Gegenftand hatten. Die 
Zuremburger waren nahe daran, einen folden Bau aufzuführen; in ihr Erbe treten jegt bie 
Habsburger und vollführen von Ofterreih aus, was jenen mit Böhmen ald Schwerpunft 
midlungen war. 

Nicht ganz zwei Jahre nad feiner Berufung af den deutfhen Thron flarb Albrecht II. 
(October 1439); faum drei Wochen darauf finden wir die Stände von Öfterreich auf dem Tage 
von Berchtholsdorf verfammelt, um zu entiheiden, mas mit dem Lande geſchehen folle. Denn 
Albrecht’ 8 Witwe harrte noch ihrer Niederkunft; erft im Februar 1440 fam Albrecht's Sohn 
Ladiſlaw (posthumus) auf ungarifcher Erde zur Welt. Inzwiſchen hatten vie Stände die An- 
ordnung getroffen, daß der fteirifche Leopoldiner Friedrich (nachmals Kaifer Friedrich IIL) unter 
gewiffen Bedingungen die Regentſchaft und Vormundſchaft übernehmen follte, wenn Elifabeth 
eined Sohnes genejen würde. Der vorgefehene Fall war eingetreten, aber Friedrich, der Zeit 
feines Lebens nichts recht und ganz fein Fonnte, weder Herzog nod König und Kailer, bewährte 
fih aud ald Vormund nit. Sein Bruder Albrecht (VI.) trachtete danach, die rentable Vor: 
mundſchaft an ſich zu reigen, und Friedrich mußte fich mit ihm zur Theilung der Lanvdeseinfünfte 
verfiehen. So in Öfterreich, wo dad Anſehen des herzoglichen Hauſes durch derlei Vorgänge 
immer mehr verfiel, während das der Landesitänne im Ihönften Wachsthum emporſchoß. Noch 
ſchlimmer jah es in Böhmen und Ungarn aud. Letzteres Land verfiel dem wildeſten Barteihaber, 
in welchem ein Theil des Adels zu König Wladiſlaw von Polen ald Kronprätendenten hielt, ein 
anderer bei Ladijlam (posthumus) ausharrte. Erft mit des Polenfönigs Tode in der Türken— 
ſchlacht bei Varna (1444) begann die Sache des jungen habsburgiſchen Königs beffer zu ftehen 
und fiegte enbli ganz ob. Die Böhmen hingegen fegten ſich zwei Statthalter, einen Utra— 
quiften und einen Katholiken, zur Führung der Landesregentſchaft ein; nachdem der Utraquift 
geitorben, wurde an feine Stelle Georg von Podiebrad erwählt, der bald feinen Gollegen ver: 
drängte und in Ladiſſaw's Namen über Böhmen gebot. Der fteiriiche Friedrich, ſeit 1440 ald 
beutfcher König Friedrich III., ließ in Böhmen, Ungarn, oft auch felbit in Oſterreich die Dinge 
gehen, wie jie gehen mochten, und frin Münvel, ven König und Herzog Ladiſlaw, in einer Weife 
erziehen, die nicht die befte war. Kaum daß diejer, noch jung bei Jahren, in Ungarn zu einiger 
Gewalt gelangt war, zeigte er durch fein Betragen, namentlich gegen das Heldengeſchlecht ver 
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Hunyade, einen Charakter, der für die Zukunft Schlimmes befürchten ließ. Doch alle Befürch— 
tungen und alle Hoffnungen, welche an die Wirkſamkeit Ladiſſaw's geknüpft werden mochten, 
entſchwanden mit feinem Tode, der den erſt Siebzehnjährigen plötzlich dahinraffte (23. Nor. 
1457). Mit ihm erloſch die Kinie ver Albrechtiner und ging ver Beiig der Kronen Ungarn und 
Böhmen aud) den andern Habsburgern für einige Zeit verloren. Friedrich IN. reclamirt zwar 
diefe erledigten Throne für fi, flößt aber ald ungarischer und böhmifcher Prätendent nur Mit- 
feid ein. In lingarn herrſcht Matthias Hunyady, in Böhmen Georg von Podiebrad, vielleicht 
die zwei größten Herrſcher, welche dieſen Ländern je beſchieden worden; Oſterreich ift unter 
Friedrich, Albreht und den tiroler Sigismund getheilt; es beginnt die Zeit, melde für daſſelbe 
und, man kann ohne Übertreibung fagen, aud für Deutfchland als die Georg's von Vo— 
diebrad bezeichnet werden muß. 

Böhmen, zu beffen König Georg auf dem prager Landtag im Mai 1458 erwählt murde, 
hatte ji von ven Verheerungen der Huſſitenkriege wieder erholt, zumeift dank ver frühern Thä— 
tigfeit Georg's ald Gubernator ded Landes (1448 — 57). Ed war nad Erlöfchen des Przemys— 
lidenhauſes (1306) an die Luxemburger gefommen (1309), die diefen ihren neuerlangten Fa— 
milienbefig nacdhmald zu einer gewaltigen Macht erhoben. Als böhmiſcher König und deutjcher 
Kaifer herrſchte Karl IV. über die von alterd Her verbundenen Länder Böhmen und Mähren, mit 
denen ſchen fein Water die Lehnshoheit über die fchlefiichen Herzoge vereint und fo die Herr— 
ſchaft Böhmens, fpäter ſterreichs, über Schleſien begründet hatte. 12) Von feinem kaiſerlichen 
Anſehen zur Vermehrung der luxemburgiſchen Hausmacht ausgiebigen Gebrauch machend, 
annectirte Karl IV. die Grafſchaft Glatz und den egerer Kreis dem Königreich Böhmen, mit 
welchem er auch die Kurmarf Brandenburg als heimgefallenes Neihölehn verband. Immer 
fefter wurde dad Verhältniß zu Schlefien, welches Land in vollftändige Abhängigkeit von Böhmen 
fiel — auch dies wol durch Fluge Verwerthung der Kaiferwürde von feiten Karl's. Es folgte die 
Zeit des ſchwachen Wenzel, dann Sigidmund’s, der in Böhmen anfangs ein König ohne Land 
und Geld war, mit ven Huſſiten erft nad deren Zerfall in Parteien und aud da nur durch Ver— 
gleich fertig werden konnte, Brandenburg, das er nicht zu halten vermochte, an Die Hohenzollern 
gab, die Macht Böhmens nicht jo weit behaupten konnte, als fein Vater Karl IV. jie gefteigert 
hatte. Immerhin war ed für die damaligen Berhältniffe ein Staat erften Ranges und jedenfalls 
der mädhtigfte in Deutſchland zu nennen, wenn aud der neue König Georg feine Anerkennung 
ald Landesherr erfi nur in Böhmen und Mähren durchfegte und Die rechtgläubigen Schlejier ihm 
ald Utraquiſten, als ketzeriſchem Kelchner die Huldigung verfagten. 

Dur den traurigen Stand der Neichsverhältniffe begünftigt, durch Friedrich's IL. mit 
Hülf- und Rathlofigfeit gepaarte Habſucht in die öſterreich-ungariſchen Irrungen hineingezogen, 
verftand ed König Georg, raſch feine Macht zu Heben. Nicht ganz ein Jahr nach feiner Thron- 
befteigung finden wir ihn und die vorzüglichften deutſchen Reichsfürſten, Pralzgraf Friedrich ven 
Siegreichen, Albrecht Achilles, Friedrich von Brandenburg, die ſächſiſchen Herzoge auf dem Tage 
von Eger (April 1459) verfammelt, wo er, von allen gefürchtet und ald Bundesgenoffe gefuct, 
feine Irrungen mit einzelnen derſelben und die Fehden, welche fie untereinander hatten, ausgleicht 
oder doch Die Wege zu ſolcher Ausgleihung ebnet. Von diefem Tage datirt im Neiche feine Aner: 
fennung als König, der Verzicht Sachſens auf das Erbrecht in Böhmen und auf Unterftügung 
der dem König noch immer wiberftrebenden Schleſier. Bald darauf wird König Georg von Kaiſer 
Friedrich III. ald Helfer gegen Ungarn angerufen und erzielt die Verlängerung des Waffenftill- 
ſtandes zwiſchen Mattbiad Hunyady und dem Kaifer (Juli 1459). Auf den zweiten Tage im 
Eger (November 1459) wird dann friedliche Einigung mit den bairischen Herzogen der mündye= 
ner Linie gepflogen, mit Albrecht Achilles jener groge Plan bezüglich einer Regelung der deut: 
ſchen Verhältniſſe beſprochen, der leider nicht zur Ausführung gelangen follte. Alte feine Feinde 
zu Freunden befehrend, jieht der König feinen Streit mit den Bredlauern durch Pius II. beis 
gelegt, und mit Neujahr 1460 gebot der kluge Georg, deſſen Wahlin Mähren auf Hinderniffe, 
in Schlefien auf den beftigften Wiverftand geftoßen, unbeftritten in fämmtlichen Depenvenzen 
der böhmischen Krone. Bald richteten jih aller Blicke auf ven auferordentlihen Mann. Von 


12) Übrigens war es ſchon jeit Ende des 13. Jahrhunderts Beftreben der böhmifchen Könige ges 
wefen, ſich in Schlefien als Lehnsherren fetzufegen und das Band zu lodern, welches die fchlefifchen 
Großen imd Herzoge ganz zweifellos feit Mitte des 11. Jahrhnnderts an Bolen fnüpfte. Vgl. hierüber 
Stengel, Gefchichte von Schlefien (Breslau 1853), und Palacky, Gefchichte von Böhmen, I, 12 und 
Bd. I, Abth. 2, S. 161 fa. . 
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ihm erwarteten die gewwandteften deutſchen Staatömänner der Zeit, wie Melchior Mayr, die 
erften deutichen Patrioten, wie Gregor von Haymburg, daß er die heillofen Zuftände im Reiche 
auf Recht und Gefeg zurüdführe; jeine Wahl zum römischen König erfchien als ver einzige Ret— 
tungsanfer in fturmbemwegter, hoffnungslofer Zeit. Dieje Erhebung fcheiterte einerfeitd an ven 
Bemühungen des Markgrafen Albrecht Achilles, des brandenburgifchen Kurhaufes, anvdererfeits 
modten den König die großen Schwierigfeiten, weldye gegen den Plan in und außer Böhmen 
auftauchten, zum Aufgeben veffelben veranlaßt haben. Er trug ihm den grimmigen Haß des 
Kaiſers ein, der aber unter ewigen Irrungen mit den öſterreichiſchen Ständen, mit feinem Bru— 
der Albrecht von Oberöfterreih, mit König Matthias von Ungarn und der Laſt von Misachtung 
erliegend, die fi gegen ihn in Deutfchland gefammelt Hatte, zu feinem energiichen Streiche 
wider den Böhmen ausholen konnte. 

Diefe großartige Stellung des Königs erſchütterte zuerft Pius II. dur Widerruf (1462) 
der Gompactate, auf Grund deren die Bajeler Kirhenverfammlung den confefjionellen Frieden 
in Böhmen aufgebaut, aber freilich buch Zugeſtändniß des Kelches, Lockerung des unbedingten 
Anſehens des Klerus aud die Macht der römifchen Hierarchie einigermaßen preiögegeben hatte, 
Zum Glüde für Georg waren die Berhältniffe, als dieſer päpftliche Widerruf erfolgte, im Reiche 
und in Ofterreich fo beſchaffen, da Fluge Ausnugung bderfelben fein Anfehen in eben dem Grade 
erhöhte, in den Pius II. es herabgevrüdt hatte. In dem nämlichen Jahre (1462), welches 
Papſt und König auf immer entzweite, jehlug wieder einmal der alte Streit des Kaiferd mit 

feinem Bruder Albrecht, mit den Öfterreihifchen Ständen und den Bürgern von Wien in hellen 
Flammen auf. Bon den Aufftändifchen in der wiener Burg belagert, ſchien Friedrich III. ver- 
loren, da die Reihöfürften für ihn nur Klagen und wohlmeinende Wünſche hatten. Er wandte 
ih in feiner Bedrängniß an König Georg; diefer rüdt ohne Siumen gen Wien und fließt 
bier mit Albrecht einen Frieden ab, der den Kaifer allerdings zur Entfagung der Herrſchaft über 
Wien und Oſterreich auf acht Jahre nöthigte, aber doch aus der Gefahr fhimpflicher Gefangen 
ſchaft befreite (4. Dec. 1462). So ſchattenhaft war aber der Zauber Faiferliher Macht noch 
nicht vahingefunfen, daß die Errettung ihres Trägers aus Feindes Hand nicht neuen Glanz und 
Hoheit über den Retter jelbft ausgeftrahlt hätte. 

Bon Friedrich III. ward bald durd den Tod feines Bruders Albrecht eine ſchwere Laft ge- 
nonımen; diefem war im Wiener Frieden die Regierung Oſterreichs auf acht Jahre übertragen 
worben, und jie fiel nun an den Kaifer zurücd, dem auch die Stände huldigten. So erſcheinen 
die beiden Ofterreih mit Steiermarf nad) vierundadptzigjähriger Trennung wieder unter Einem 
Herrfcher vereint. Nach diefer neuen Vereinigung ließen ſich beifere Zeiten für die ſchwer heim: 
geſuchten Länder erwarten. Sie hatten unter Friedrich's und Albrecht's getheilter Regierung, 
unter den Kämpfen ber feindlichen Brüder und den faulen Compromiſſen zwifchen denſelben 
enorm zu leiden gehabt; zum Überfluß war ihnen von der traurigen Binanzweisheit jener Tage 
eine Münzverfchlehterung aufoctroyirt worden, die der ewigen Geldnoth des Kaiferd abhelfen 
follte, aber ftatt deflen dad Münzweſen Oſterreichs und der Nachbarlande, ſelbſt das böhmiſche, 
furchtbar unterwühlte. Um die Plagen vollzumachen, hatte ſich um 1460 infolge der Ver: 
ſchlechterung der umlaufenden Tauſchmittel eine Theuerung eingeſtellt, welche die Preiſe um das 
Zehnfache des gewohnten Maßes ſteigen ließ. In Oſterreich herrſchte ein Schrei der Verzweif⸗ 
lung, man erzählte ſich vom Hungertode vieler, vom Morden der Kinder durch die Mütter 
u. dgl. Es mochte nun, da Friedrich unbeſtritten gebot und den Ländern Ruhe gönnen konnte, 
den Anſchein haben, daß die Zeit der Erholung von ſo mancherlei Drangſal gekommen ſei. 
Solche frohe Hoffnung zu beſtärken war der gleichzeitig mit der Ländervereinigung abgeſchloſſene 
Friede mit König Matthias von Ungarn ganz geeignet. Friedrich III. entſagte in demſelben 
den Anſprüchen auf Beſitz der ungariſchen Krone, die er ſeit König Ladiſlaw's (des Nachgebore— 
nen) Tode ſo beharrlich aufrecht gehalten hatte. Trotzdem er aber von dieſer Seite jetzt Ruhe 
behielt, verſäumte er es, die öſterreichiſchen Verhältniſſe auf feſte Regel und Ordnung zurück— 
zuführen. Ein unglückliches Verhängniß, an dem weder er noch Georg von Podiebrad ſchuld 
war, fügte es, daß er feit 1465 mit dem König von Böhmen in anfangs geheime, ſpäter offene 
Feindſchaft trat, Gegen diefen hatte e8 der Bapft an Aufhegungen nicht fehlen laſſen, die endlich 
auf König Matthias Eindrud machten und zum Kriege zwiſchen Böhmen und Ungarn führten. 
Der Raifer nahm (1468) Partei wider ven Kelchner, reifte aber in demſelben Jahre wallfahrtend 
nah Rom, ven Schug über Öfterreich Matthias überlaffend. Boll Mistrauen gegen viefen, mit 
Georg tödlich verfeindet, fehlen ihm wieder Hülfe, Nath und Geld und feinen Ländern halb: 
wegs erträgliche Zuftände. König Georg ftirbt, nicht ohne zulegt, trog eines aufftändijchen 
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boͤhmiſchen Herrenbundes und der Krieggunternehmungen Matthias' fein Glück zum Beſſern ge: 
wandt zu haben, im Mai des Jahres 1471. Mit ihm ſcheidet die einzige Kraft, welche die aufs 
tiefſte zerrütteten Verhältniſſe der öſterreichiſchen Lande leidlich zu ordnen vermocht hätte. Er 
war dahingegangen, der große Staatsmann, dem auch ſeine Feinde, und beinahe ſind wir auf 
die Berichte ſolcher als einzige Duelle feiner Geſchichte verwieſen, Vorliebe für blutigen Krieg, 
für Anwendung offener Gewalt nicht nahgefagt haben. Man hat ihn oft den ſchlauen Georg 
genannt, und wenn er diefe Bezeihnung auch im ſchlechteſten Sinne des Wortes vervient hätte 
— es wäre jein Hingang aud dann für alle öſterreichiſchen Länder ein unerfeglidher Verluft ge: 
weien. Neben vem ſchrankenloſen Ehrgeiz des Ungarkönigs, neben der Zaghaftigfeit Fried— 
rich's II. war die vielgeläfterte Schlauheit Georg’d ganz am Orte, und da fie jegt ald mäßigen: 
des Element nad) der einen Seite, ald antreibended nad) der andern, ald maßvoll gebietennes 
über beiden fehlte, mußte das Unglück früherer Jahre eine neue Folge herber Prüfungen gebären. 

Die Böhmen hatten an Georg's Stelle Wladiflam von Polen, Sohn des Königs Kajimir, 
zum Herrſcher gewäblt. Friedrich II. und Matthias traten dagegen auf und nahmen den böh— 
mifchen Thron für jih in Anfprud. Dies führte zum Kriege diefer zwei Kronprätendenten 
untereinander, und wer kann fagen, welche Ausdehnung ver Kampf jhon Damals angenommen 
hätte, wenn nicht die Osmanen beide Theile bedroht und durch Verheerungen Kärntens, Kraing, 
der Steiermarf zum Frieden gemahnt hätten. Friedrich IU. war jedoch jo unvorſichtig, König 
Wladiſlaw mit Böhmen zu belehnen, was zu neuem Kriege mit Matthias führte. Matthias 
bejegte Niederöfterreih und zwang ven Kaifer, au ihn mit der Krone Böhmen zu belehnen. 
Es hatte died nicht den gewünſchten Erfolg; Matthias griff abermals zu ven Waffen, eroberte 
Wien, Nieveröfterreid, halb Steiermarf und Kärnten (1485), während der Kaijer in Deutſch— 
land fruchtlos um Reichshülfe flehte. Mehr als die Hälfte der’ öfterreihiihen Befigungen 
wurde jo eine ungariſche Provinz und blieb es bis zu Matthias’ Tode (1490). 

Während aber die Länder unter den wiederholten Kriegözügen zu leiden gehabt und bie 
ungarifhe Eroberung ihnen keineswegs Zuftände gebracht hatte, die eine Heilung der geſchla— 
genen Wunden ermöglichten, jehen wir dad Herrſcherhaus durch die burgundiſche Heirath Mari: 
milian’d, des Sohnes Friedrich's, mit neuem Glanze fid) umgeben. Maria, die einzige Tochter 
und Erbin Karl's des Kühnen von Burgund, brachte ihrem Gemahl von den reichen Befigungen 
ihred Vaters die Niederlande zu: Flandern, Hennegau, Brabant, Luremburg, Limburg, See: 
land, Holland, Weſtfriesland, Geldern, Zütphen, welche Gebiete in dem mit Ludwig XI. von 
Frankreich gejchloffenen Frieden von Arrad (December 1482) bei Marimilian verblieben. Des 
Reſtes burgundifher Lande: des Herzogthums Burgund, dann Hohburgunds, der Picardie 
hatte ſich ver franzöjifche Herrfcher bemädhtigt. 

Einen weitern Zuwachs an Länderbeiig erlangte Marimilian für fein Haus durd die Er: 
werbung Tirold aus den Händen feines Vetters Herzog Sigismund’s, ded Sohnes jenes Her: 
3098 Friedrich mit der leeren Tafche, der einen guten Theil des gemeinfhaftlihen habsburgiſchen 
Erbes an die Schweizer verloren hatte. Auch diefe Erwerbung fiel in die Zeit, da der größte 
Theil von Ofterreih dem Ungarkönig Matthias gehorchte. Schon hatte Sigismund, ver Theile 
von den helvetijchen Bejigungen des Haufes wie fein Vater an die Schweizer abgeben mußte 
und ganz wie diefer in peinlier Geldnoth war, Tirol feinem Nachbar Albrecht von Baiern zum 
Kaufe angeboten. Die Stände des Landes vereitelten aber ven Abſchluß des Geſchäfts durch 
offenen Aufftand; jie waren es, die Marimilian herbeiriefen und ihren Herzog zur Adoption 
jeined Vetters nöthigten (1488). Schon im nächſten Jahre mußte Sigismund gegen Anmweis 
fung einer Benjion der Herrſchaft zu Gunften des adoptirten Marimilian entfagen. Bon Tirol 
aus begab ſich diefer hierauf nad Oſterreich, wohin die langerfehnte, aber durch Friedrich's IN. 
Benehmen verzögerte Reichshülfe, ein Heer unter Albrecht von Sachſen, endlich gedrungen war. 
Dan jbien jedod wenig von Waffenthaten zu hoffen und hatte auch bereitd mit den Ungarn 
einen Waffenftillftand abgefchloffen (1488); unter Vermittelung des Papftes kam ed jogar zu 
Briedendverhandlungen, deren Ausgang für Marimilian wol ſchwerlich ein glängender geweſen 
wäre. Der Tod Matthias’ aber ließ das Glück Öſterreichs mächtig wieder auffhnellen.- Innere 
Thronwirren verhinderten die Ungarn am Feſthalten des Eroberten, und beinahe ohne Kampf 
309 Marimilian in Öiterreich ein, nahm Wien, deſſen ſchwache ungarifche Bejagung durch eine 
Erhebung der Bürger zum Abzug gezwungen wurde, drang von hier weiter nah Ungarn vor, 
eroberte Odenburg, Raab, Komorn und andere Städte, endlih au Stuhlweißenburg und 
mußte auf dem Wege nad) Dfen halten, weil fein Heer wegen rüdjtändigen Soldes den Ge: 
horſam weigerte. Unterveffen war es den Ungarn gelungen, die Sache ihres erwählten Königs 
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Wladiſlaw von Polen, deifelben, ven auch die Böhmen zum Herrfcher ausgerufen hatten, zu 
feftigen, und Maximilian ſah ih genöthigt Frieden zu fliegen (7. Nov. 1491), in welchem er 
ſich und feinem Haufe die Erbfolge in Ungarn nad; Abgang der männlichen Deſcendenz König 
Wladiſlaw's zu fihern wußte. Die zweis und dreifach getheilt gewefenen öfterreichifchen Lande 
wurden jo von neuem vereinigt, die Groberungen des Matthias Hunyady in ihrer ganzen Aus: 
debnung den Ungarn wieder abgenommen — und Friedrich III. ward e8 am Abend feines Lebens 
vergönnt, der Ruhe im Glüd zu pflegen, nachdem fein unerfchütterliches Phlegma ihm dieſelbe 
auch unter den bitterjten Heimfuhungen des Schidjald bewahrt hatte. Er ftarb im Auguft 1493 
und ſah alfo noch, wie Marimilian die niederländifchen Befigungen des Haufes durd einen 
neuen günftigen Sriedensihlug mit Franfreih um Hohburgund und Artois vermehrte (Mai 
1493), ſah Diterreih in vollem Aufblühen zu einer Macht, von der beim Antritt feiner Re: 
gierung au nicht der fhattenhafte Umriß zu eripähen gemefen, ſah endlich, wie das Haus Habs: 
burg, dem er dur Erhebung feiner Linie zur erzberzoglichen (1453) einen Elangvollern Titel 
serliehen, eine Summe von Gütern und Ehren auf fich häufte, die zu bezeichnen bald Fein Titel 
und Name glänzend genug fein würde. Derfelbe Kaifer aber, in deſſen Regierungszeit eine jo 
unerwartete, durch fein Zuthun nur wenig geförderte Wendung der Geſchicke Öfterreiche fallt, Tieß 
durch fein Nichtsthun die Faiferliche Würde und das Deutfche Reich immer tiefer in Verfall kom— 
men. Die dreiundfunfzigjährige Regierung eines Herrfchers, wie Friedrich III. e8 war, erfcheint 
geeignet, bie feftefte Königdgemwalt um Ruf und Anſehen zu bringen; eine bereits erfchütterte 
Monardie wie die deutſche mußte durch die ſchuldbare Nachläſſigkeit ihres Trägers die Grund: 
lagen ihres Beftandes gelodert feben. Die vollftändige Ohnmacht des Kaiſerthums war über 
ein halbes Jahrhundert lang in Permanenz gewefen ; die Eaiferlihen Rechte und Befugniffe hatte 
Friedrich ſelbſt ald nuglofen Ballaft für fein träge dahinfahrendes Schiff trog alles Wider: 
ſtrebens auswerfen müflen, eine Beute demjenigen, der zuzugreifen verftand — zuerjt dem 
Bapfte, der mit rüuberifcher Gier fein Strandrecht übte, dann den Territorialfürften, die, es 
endlich müde, ftet3 ungehört und unbeadhtet auf Reichsreform zu dringen, jeder für ſich zu er— 
haſchen ſuchten, was der Strom der Zeiten ald herrenloſes Gut in ihr Bereich trieb. 

Als der römische König Marimilian, in Innsbruck weilend, den Tod feines Vaters erfuhr, 
twar feine erfte Sorge, dem erblich überfommenen Länderbeſitze eine fefte Regierung zu geben. 
Schon im Jahre 1494 wurden die Gentralbehörden der öfterreichifchen Provinzen ihren Grund: 
zügen nad) organifirt, wenn fie auch erft acht Jahre jpäter ihre endgültig bleibende Einrichtung 
erhielten. Es waren dies die fogenannten Negimente eines für die fünf (nieder-) öſterreichiſchen 
Provinzen: Ober und Unteröfterreih, Steiermark, Kärnten, Krain, Windifhe Mark, mit 
dem Sige Wien; ein anderes in Innsbrud für Tirol und Vorarlberg, legtered auf den ſchon 
1486 eingerichteten Ordnungen fußend. Diefe Negimente hatten die Oberaufſicht über die Ver: 
waltung der ihnen untergeorpneten Provinzen, welche noch immer in den Händen ber Stände 
rubte.- Zahlreiche Vereinbarungen mit diefen, deren Inhalt in den Landtagsabſchieden, ſo— 
genannten Libellen, vorliegt, führten allmählich zu einer gründlichen Reform der Verwaltung, 
namentlich der Finanzverwaltung, für welche die Hoffammer ald neue Gentralbehörde gebilvet 
ward Wenn es veflenungeachtet mit Marimilian’® Binanzen im ganzen Verlauf feiner Re: 
gierung eine ziemlich ſchlechte Bewandtniß hatte, fo mag Died wol auch der precäre Zuftand, in 
dem er bie Öfterreichiichen Länder von Friedrich übernommen, veranlaft haben ; die meifte Schuld 
lag freilich an Marimilian felbft, ver ſich in Foftfpielige Iinternebmungen, ohne Rechner zu fein, 
einliep. 

Mit den deutſchen Reichsſtänden fand ih Marimilian vorläufig durch Verkündigung des 
erwigen Landfriedens (Auguft 1495) ab; er wandte dann feine Aufmerffamfeit den niederlän— 
diſchen Befigungen zu, wo er feinen fehzehnjährigen Sohn Philipp ſchon 1494 zum Statthalter 
eingejegt hatte. Mit der Anerkennung des Haufes Habsburg ald niederländiſcher Herrſcher— 
dunaftie hatte es jedoch einen langfamen Fortgang: mächtige Bajallen widerjegten ſich dem mit 
wechſelndem Erfolge, und noch einige Jahre jeither mußte Herzog Albredt von Sachſen, als 
Statthalter von Friesland, mit ihrer Unterwerfung hinbringen. Im October 1496 vermäßlte 
ich Philipp, nun adhtzehnjährig, mit Johanna, dev Tochter Ferdinand's von Aragon und der 
saftilifchen Iſabella; bald hierauf trat im ſpaniſchen Negentenhaufe große Sterblichkeit ein, 
welche den Habsburgern die Wege zur Herrſchaft über die vereinigten caftilifch = aragonifchen 
Lande richtete. Im Jahre 1504 folgt Philipp feiner Schwiegermutter Iſabella in der Re: 
gierung Gaftilieng, die er thatſächlich im Jahre 1506 antritt, um bald darauf mit Hinterlaffung 
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des minderjährigen Karl zu fterben. Um Karl's Vormundſchaft, ein ventabled Geſchäft, kommt 
ed zu einigen Irrungen zwiſchen jeinem Großvater von mütterliher und dem von väterlicher 
Seite, Ferdinand von Aragon und Marimilian, die fi jchließlih dahin vergleiden, daß die 
Regentſchaft in Gaftilien an jenen, die in Burgund an biefen fällt. 

Während fich dem öfterreihifcheg Haufe in Spanien die glanzvollſten Ausfihten eröffnen, 
verjäumt ed Marimilian nicht, aud nad anderer Seite, nad) Italien auszugreifen. Gr hatte 
fich ſchon 1494 zum zweiten mal vermählt, und zwar mit Blanca Maria, der Schwefter Johann 
Galeazzo's von Mailand aus dem Geſchlecht der Sforza; als hocherwünſchter Brautfchag fielen 
dem Geldbedürftigen dabei 400000 Dufaten zu. Großartige Plane mit Bezug auf Italien 
jagen einander alsbald in bunter Reihe, und Marimilian war nicht der Herrider, folder Ver: 
fuhung zu widerftehen. Die Allianzſyſteme und Kriegsfahrten wechſeln auf der Apenniniſchen 
Halbinfel; der Kaifer betheiligt ich an allen Wendungen derjelben, trachtet ftetö nadj enormen 
Gewinnen, muß aber fürliebnehmen, wenn es gelingt, Fleine Vortheile zu erzielen und aus 
einer Gelpverlegenbeit herauszufommen, um fofort wieder in eine andere zu flürzen. Es Blei: 
ben feinem Haufe aus diejen vielfachen, über zwei Jahrzehnte fortgefponnenen Unternehmun: 
gen die Herrjchaften Roveredo, Niva, Ampezzo, Govolo, die Reihevicariate Ala, Avia, Mori, 
Brentonico im Brüffeler Friedensſchluß mit Venedig (1518); zugleich verpflichtete ih Die 
Signorie zur Zahlung von 200000 Dufaten an Maximilian, Bedeutender waren die Er: 
werbungen des Haufes Habsburg im Süden der Halbinfel, wo Ferdinand von Aragonien 
das in Gemeinjhaft mit den Zranzojen eroberte Neapel ganz für ji behielt (1503) und auf 
feinen Enfel Karl vererbte (1516). Zu dieſer Groberung hatte jedoch Marimilian nit un— 
mittelbar verholfen. 

In Deutſchland geftalten fi die Öfterreihiihen Bejigungen während deſſen zu einer ver— 
größerten und compactern Zändermafle. Der Abrundung derſelben mittel Anfalls der Graf: 
Ihaft Görz haben wir ſchon oben (S. 91) gedacht; hier jind die bairifchen Landestheile zu ver: 
zeichnen, welde infolge des bairiſch-landshutiſchen Erbfolgefriegs an Dfterrei fielen. Es 
waren died zum Theile Enclaven der ausgeftorbenen landshuter Linie in Oberöfterreih, zum 
andern ſehr anſehnliche Befigungen derjelben in Tirol oder nächſt der tiroler Grenze (Ziller: 
thal, Kufftein, Kigbüdel), im ganzen ungefähr 45 Quadratmeilen Landes, welche die Grenze 
gegen Baiern hin vortreffli arrondirten. Unglücklich, wie alle Haböburger es waren, blieb 
Marimilian in feinen Unternehmungen gegen die Schweiz. Er verlangte von den Eidgenoſſen 
Unterwerfung unter die Gerihtäbarfeit des Reichs, Zahlung von Neihöfteuern, Truppen: 
jendungen nad Italien in feinem Intereife — Forderungen, die zu einem furzen, aber ver: 
heerenden Kriege führten und im Bafeler Frieden mit ven Eidgenoffen (September 1499) von 
Marimilian gänzlich fallen gelaffen wurden. Die legten Bande, melde die Schweiz and Neid 
fnüpften, wurben in diefem Frieden gelöft — der weftfälifche hat nur copifleirt, was die Schweiz 
zer bereitö gegen Marimilian durchgefegt hatten: ihre Entlaffung aus dem Reichsverband. 

Wie der helvetifche Freiftaat, das Nefultat zweihundertjähriger Kämpfe gegen die Habe: 
burger, jeine volle Unabhängigkeit und Selbftändigfeit thatfählih unter Marimilian I. ges 
winnt, jo bildet ich auch das eigenthümliche Verhältniß der Öfterreihifchen Lande zum Deutſchen 
Reihe im Zeitalter dieſes Kaiferd zu dem aus, was es jeither geblieben ift. Die auf dem 
Reichstag zu Köln (1512) feftgefegte deutiche Kreiseintheilung hatte zwar auch die burgun: 
difch = Öfterreihifchen Beiigungen der Habsburger einbezogen, davon ſämmtliche Öfterreichifchen 
Haudbefigungen dem öfterreihifchen, die Niederlande dem burgundifchen Kreife zugetbeilt ; aber 
ſowol die innere Organijation dieſer Länder, ald auch die weltgefchichtliche Bedeutung ihrer 
Dynaſtie brachte fie ſchon damals in eine vom Reiche abgeichloffene Stellung. Die Einrichtun— 
gen der Marimilianifhen Regierung in Ofterreih, wie fie ver Kaifer (1494) feftgeftellt, 1501 
und 1502 weiter ausgebildet, 1518 auf dem vereinigten Landtag ber gefammten deutſchen 
Erbländer mit den Ständen endgültig vereinbart hat, jie zeugen fämmtlih von dem erfolg: 
reihen Bemühen, die Sache Oſterreichs auf ſich ſelbſt zu ftellen, die Verbindung mit Deutich: 
land zu lodern. Wol gab e8 einen Reichshofrath in Wien, welder öfterreihifche und deutſche 
Angelegenheiten gemeinſchaftlich bejorgen, welcher zugleich ald oberite Gontrolbehörbe über 
die früher erwähnten Regierungen (Negimente) Öſierreichs fungiren follte; aber diefe Ver: 
einigung deuticher und öſterreichiſcher Negierungsthätigkeit ftellte fih bald als unhaltbar her: 
aus. Die deutihen Reichsſtände reclamirten heftig gegen dies Hofrathöcollegium, das Nechte 
des Reihsfammergerihtd in Anſpruch nahm; es behauptete ſich trogdem in Genuß und Aus: 
übung derfelben, aber keineswegs in feiner Befugniß als oberfte öſterreichiſche Controlbe hörde. 
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Die innern Angelegenheiten Oſterreichs wurden der Competenz jenes Collegiums raſch ent— 
zogen; bereits unter Ferdinand J. iſt ed ausſchließlich deutſche Reichsbehörde; allgemach ver— 
ſchwindet auch die legte Spur eines mehr als nominellen Zuſammenhangs mit Deutſchland, 
der es erlaubte, Oſterreich als Theil, als mit den übrigen gleich gearteten, gleich behandelten, 
gleich berechtigten und verpflichteten Theil eines gemeinſchaftlichen Reichsganzen anzuſehen. 
Und wenn nachmals der Weſtfäliſche Frieden Oſterreich thatſächlich vom Reiche trennte 13), wie 
er die Schweiz rechtlich aus dem Reichsverband entließ, ſo hat ſich dieſe im Wege Rechtens aus— 
geſprochene, und jene durch Thatſachen gegebene Trennung ſchon mit Marimilian I. zu voll⸗ 
ziehen begonnen. 

In den beharrlihen Streben nad) der Krone Ungarns und Böhmens wußte das öfterreichi: 
Ihe Haus, abermals durch Heirathen, ſeinem Ziele näher zu rüden. Im Jahre 1515 wird die 
baböburgiich = jagelloniſche Wechlelheirath verabredet ; die Enkel Marimilian’s, Ferdinand und 
Maria, jollen jih mit den Kindern König Wladiſlaw's Il. von Böhmen und Ungarn, Anna 
und Ludwig, vermählen; jelbftverftändlih werben die alten Erbverträge zwiſchen Ungarn, 
Dfterreih, Böhmen erneuert; 1521 werden die Ehen geſchloſſen, nachdem Marimilian über 
den inzwiihen (1516) zum Throne gelangten Ludwig (II.) in Gemeinjhaft mit König Sigis— 
mund von Polen die Vormundſchaft geführt. So hatte der Kaifer für die Erhöhung feines 
Hauled Großes vollendet oder vorbereitet; ev hatte gethban, was nur in feinen Kräften ftand, 
um eine gegen die Wechielfälle der deutſchen Kaiſerwahl gejiherte, über beive Welten ausge— 
debnte Hausmacht zu gründen. Giner der fräftigften, unternehmungsluſtigſten Fürften feiner 
und aller Zeiten, hatte er eine Friſche und Beweglichkeit des Geiftes an den Tag gelegt, welche 
ſonſt vem Gejchlechte ver Habsburger verjagt blieben. Er ftarb am 12. Jan. 1519, feine Enkel 
Karl und Ferdinand ald Erben Hinterlaffend, deren einer den gemeinfhaftliben Stamm in Spa: 
nien, Neapel, beiden Indien, den Niederlanden, auf dem deutſchen Kaiferthron repräfentirte, 
deren anderer Dfterreih, bald au Böhmen, fromme Anfprüde auf Ungarn (foweit es den 
Türfen genehm war) und ſchließlich, ald unvermeidliched Stammeserbe, gleichfalls die deutſche 
Krone für ſich behielt. 

Im Juni 1519 erfolgte die Wahl des ipanifhen Karl zum deutſchen Kaifer (Maximilian 
hatte ih 1508 mit Genehmigung Papft Julius’ II. den Titel eines erwählten römischen Kaiferd 
beigelegt, ohne die Krönung in Rom erlangt zu haben; bei dem Uſus verblieb ed auch, und die 
nachfolgenden Habsburger auf dem deutſchen Thron nannten fi römiſch-deutſche Kaifer auf 
Grund der vollzogenen Wahl, ohne erſt Nömerzüge anzutreten). Gine der erften Regierungs— 
bandlungen Karl’s V. galt der Ausnugung der Kaiſerwürde zur Vergrößerung der habsburgi— 
hen Hausmacht, indem das Herzogthun Würtemberg (Bebruar 1521) durh Kauf vom 
Schwäbiſchen Bunde, der ed erobert hatte, an Ofterreich überging. Der Kaifer trat dies Her: 
zogthum feinem Bruder Ferdinand ab, der es jedoch nicht lange zu halten vermochte, es mußte 
ihon 1534 wieder an Herzog Ulrih von Würtemberg zurüdgegeben werden. In einer Reihe 
von Theilungen trafen die beiden Brüder über das weit ausgedehnte Erbe Verfügung; zulegt 
(Februar 1522) erhielt Ferdinand fämmtliche deutſche Länder mit Vorbehalt des Nüdfall® vom 
Elſaß, Breisgau und Sundgau an Karl und mit Ausnahme der Niederlande. Bon dem ſtipu— 
litten Rückfall hatte ed indeß ſpäter (1540) mit Zuftimmung des Kaifers fein Abkommen, 
&ür den unermeplihen Hausbejig zeigten fi mit dem Tode Ludwig's II. von Böhmen und Un: 
garn in der Schlacht bei Mohaes (amı 29. Aug. 1526) Ausfichten auf neuerliche Vermehrung. 
Nach diejer großen Kataftrophe bringt Ferdinand die Anſprüche aus den frühern (obenerwähn: 
ten) Erbverträgen zur Geltung. Den Ungarn gegenüber fehrt er mit Abfihtlihfeit feine Eigen 
haft ald Katholik heraus, um die Beftätigung feines Erbrechts durch Wahl der Stände von 
dem rehtgläubigen Adel zu erlangen. In Böhmen fam ihm zu flatten, daß gerade damals fein 
Bruder Karl mit dem Papft im Kriege war und die böhmiſchen Utraquiften mol auch deshalb 





13) Das Verhältnig Ofterreichs zu Deutichland nach Abſchluß des Weftfälifchen Friedens charafteris 
firt Droyfen treffend, indem er fagt: „Mit dem Frieden waren die öflerreichifchen Reichslande ebenjo 
gut von dem Körper des Reiche gelöft, wie die, welche an Schweden mit, an Frankreich ohne den Titel 
der Reihsftandfchaft überwiefen waren; ebenfo gut, wie der burgundifche Kreis und die alten Reiche- 
chen in Italien, welche Spanien befaß .. . der öflerreichifche, der burgumdifche Kreis ſtand nicht unter 
den Reichsgerichten und der Neichserecutiongordnung, zahlte nicht zu den Laften des Reichs; die andern 
acht waren unb hießen die Zahlkreiſe.“ Geſchichte der preußifchen Politit (Leipzig 1863), Bd. II, 
Abth.2, S. 8 u. 9. 1 
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den Habsburgern geneigter waren ald den Wittelsbachern, deren einer (Herzog Wilhelm von 
Baiern) um die Krone warb. Und nicht blos der Befig Böhmens war auf dem Spiel; die Stände 
diefes Königreichs hatten mit der Wahl eines neuen Herrſchers aud die Entiheidung über 
eine Frage von weitaus größerer Bedeutung in der Hand. Derfelbe Herzog Wilhelm von 
Baiern, der von Frankreich begünftigt als böhmiſcher Kronprätendent in ben Vordergrund trat, 
verfolgte ven Plan, römischer König zu werden. Gr hätte, wenn ihm feine Abfichten gelungen 
wären, eine Stellung in Reiche gewonnen, von welcher aus die öfterreihifhe mächtig zu er: 
fhüttern, vieleicht auf immer zu breden war. „Nie gab es ein für Die Machtentmidelung 
Oſterreichs geführlicheres Unternehmen! 14) Mitteld kluger Schmiegſamkeit und maßvollen 
Anſichhaltens weiß Ferdinand den nahenden Sturm zu beſchwören. Den anfänglich gehegten 
Plan, ſich ſofort nach Erledigung des böhmiſchen Throns König von Böhmen zu nennen, läßt 
er fallen; er reſpectirt das Wahlrecht der Stände und ſchmeichelt ihnen durch ſolche Anerken— 
nung ihrer Macht und ihrer Rechte. Im October 1526 wird er gewählt, aber nur auf Be— 
dingungen bin; denn er muß den Utraquiften geloben, die Gompactaten zu voller Gültigkeit zu 
bringen, aud) ven Gläubigen dieſes Befenntniffes einen kelchneriſchen Erzbiſchof zu verichaffen. 
Überdies fordern die Stände von ihm, er möge die Beilegung der Religionswirren herbeiführen, 
die gleiche Korverung erheben die Stände von Schleſien, wo Breslau ſchon 1523 proteftantiic 
geworden war, wo Berg, DIS, Franfenftein dem Enfel Georg's von Podiebrad gehorchten und 
die evangelifche Lehre ebenfo fefte Wurzel ihlug, als deren die Fatholifche Hier noch vor einem 
halben Jahrhundert beſeſſen batte. Mag ed nun richtig fein, daß der Befigtitel der Habsburger 
auf Böhmen aus dem Erbredt und Erbverträgen herrührte — Ferdinand unternahm nichts, 
was den Böhmen den Glauben benommen hätte, es ſei erft ihre freie Wahl von nötben, um 
jenen Erbeinigungen gejeglidhe Kraft und Wirffamfeit zu verleihen. Er war politiih genug, 
fi in das Nothwendige zu fügen, den Ständen Gonceffionen zu machen, die vielleiht nicht ge: 
macht worden wären, wenn der bairifche Goncurrent ſich nicht auf den Plan geftellt hätte. Und 
fo hatte Ferdinand (von ihm felbft durch jene Zugeftänpniffe in Zweifel geftellt) Erbaniprüde 
auf einen Befig, in welchen ihn thatſächlich erft Die freie Wahl dev Stände fegte. Die Zügel der 
Herrſchaft in Böhmen und feinen Dependenzen konnten von Ofterreih nur auf Grund vieler 
Wahl ergriffen werden — fie wären fonft allem Anſchein nad ven Habsburgern entſchlüpft. 

Meit geringere Erfolge begleiten Ferdinand's Streben nah ver ungariſchen Krone. 
Obgleich von einer Partei der Stände dieſes Reichs (November 1526 in Presburg) zum König 
erforen, blieb er ein folder ohne Land, da ih der mächtige Johann Zapolya, von der andern 
Ständepartei gewählt, im Bunde mit den Sultan behauptete. Liber die Osmanen berrichte 
Soliman II., weldher alle Gegner des Haufe: Oflerreich fräftigft unterflüßte und im September 
1529 mit mächtigem Heerzug vor Wien erihien. Berdinand flüchtete nah Linz und fpäbte 
nah Hülfe, zu der die proteftantifchen Reichsſtände auf Luther's Mahnung ſich dennoch berbei: 
liegen, obwol ihnen auf dem Reichstag von 1529 die Neihägewähr ihrer kirchlichen Gründun: 
gen leihtjinnig genug entzogen worden war. Soliman zog nad wiederholten vergeblichen 
Stürmen von Wien ab; eine Verfolgung des alfo erzielten Vortbeil® aber ging über Ferdi— 
nand's Kräfte und feine Geldmittel. Es Fam zum Waffenſtillſtand mit Soliman (1532), fpäter 
unter Vermittelung Karl's V. zum Frieden (1538), nachdem Ferdinand Ungarn vergebens durch 
das Grbieten einer Geldfumme von den Türfen zu gewinnen geſucht. 16) Johann Zapolya reit: 
dirte in Ofen als König; Soliman zog nad) deſſen Tode (1541) Ungarn als türkiſches Lehn 
ein; er ftellt an Ferdinand das Verlangen, au für Ofterreih Tribut zu zahlen, bricht auf die 
Zurückweiſung diefer Forderung neuerdings verbeerend in Ofterreih und Steiermark ein, 
bie ih Ferdinand endlih (1547) berbeiläht, alle türfiihen Groberungen in Ungarn anzuer⸗ 
kennen und 30000 Dukaten als jährlichen Tribut dem Sultan zu zahlen. Erſt nachdem mit 
Soliman's Tod die Zeit des Sinkens und Verfalls der osmaniſchen Macht eintritt, Fünnen die 
Habsburger freier athmen und feitern Fuß in Ungarn fallen, 

Wenn ed aber mit der Beiigergreifung im Often langſam von ftatten gebt, fo ift nah We— 
ften zu immer wachſende Sicherung des bereits Grlangten zu verzeichnen. Karl V. hatte die 
Wahl feine® Bruders Ferdinand zum römischen König (1531) glücklich durchgeſetzt und fühlte 
Ah nahmals in allen feinen Unternehmungen von fabelbaften Erfolge gehoben. Im Jahre 


14) Ranfe, Dentfche Gefchichte im Zeitalter der Reformation (zweite Auflage, 3 Bde.), S. 432. 
15) Uber diefe 1530 und 1531 vorgefommenen Geldanbote und den Preis, dem fie galten, ſ. Nanfe, 
a. a. O., S. 416, 422. 
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1546 glaubt er endlid die Stunde der Abrechnung mit den Proteftanten gefommen; ihm ſtellt 
fi der Schmalkaldiſche Bund mit ungenügenden Kräften entgegen und fämpft bi zur gänz— 
lien Niederlage bei Mühlberg (24. April 1547). Des Kaiferd Autorität in Deutſchland 
ſchien feftgeftellt wie auf Felſen, die des römischen Königs in den Erblanden nicht minder. In 
Böhmen, wo fi der utraquiftiiche Geift geregt hatte, bot die frühere Weigerung der Stände, 
am Kriege gegen den Schmalfaldifhen Bund teilzunehmen, Gelegenheit zu erwünſchten Re: 
vrefialien. Nicht ungeahndet follte es den böhmischen Kegern hingehen, daß jie ih in Abma: 
dungen mit dem (nun gefangenen) Kurfürften Johann Friedrich von Sachſen eingelaffen, daß 
fe bis zur Errichtung eined Heeres ſich verftiegen Hatten, dem fie nicht die Beftimmung eines 
Kreuzheers wider die Proteftanten zu geben vermeint. Ferdinand erſchien nad) den mühlberger 
Sieg rächend und ſtrafend in Brag, caſſirte die Vorrechte Prags und anderer föniglicher Städte, 
nahm ihnen ihre Bejigungen weg. Mit Hinrihtungen und körperlicher Züchtigung der „Re— 
bellen” wurde der Yandtag (Auguft 1547) eröffnet ; aller Widerſtand des Adels und der Städte 
war gebroden, die Gewalt des regierenden Hauſes ftand, unbehindert durch ehedem fo ſtörriſche 
Valallen, aufredt. 

Wir halten Hier im Olanzpunft der habsburgiſchen Macht mir unferer Erzählung 
inne, Diele ift jpäter durch Gewinn der ungariſchen Länder erweitert, nicht erhöht worden. So 
unabwendbar als die Übermacht des Spanischen Karl im Bereiche der großen Politik Europas 
ſchien, jo bleibend und jiher errungen feine Faiferliche Vollgewalt in deutihen Dingen nad) dem 
Schlage von Mühlberg ji anlieg — hat der Zauber des Nanıend Habsburg niemals wieder vor 
Mit: und Nachwelt erſcheinen fönnen. Die Herrſchaft über Spanien, die Niederlande, das Herzog: 
thum Mailand, Neapel, über die Eroberungen an Afrikas Norpfüfte, die reihen Colonien in 
Amerika hielt ſchon unter Philipp II. im erften Stadium des Verfalls; der Berig der öſterrei— 
bien Linie, jo gewaltig er noch anwuchs, bot das Material zur Verfolgung jener zähen, von 
mannichfachen Erfolgen gefrönten habsburger Politik, in der aber fein Raum ift für Die groß: 
artigen Plane eines Karl V., für die welterfchütternde Bedeutung derſelben oder die blendende 
Wirkung, von der fie, wenn aud nur kurze Zeit, begleitet waren. Bon der Schlacht bei Mühl— 
berg angefangen bis zu dem fühnen Zuge jenes Morig von Sachſen gegen Inndbrud, der ven 
Kaifer in die Gefahr unrühmlicher Gefangenschaft brachte und zum Abſchluß des Paſſauer Reli— 
gionsfriedens (1555) zwang, mochte dem Geſchlechte Habsburg nichts unerreihbar vorfommen. 
In diefe Zeit fallt die Betreibung des Plan, nad welchem ver Sohn Karl's, Philipp von Spa: 
nien, von den Deutichen zum römiſchen König gefegt werden und, wenn fpäter Kaifer geworben, 
dem Sohne Ferdinand's, Marimilian, die römische Königswürde zuwenden ſollte. Alternitend 
zwiſchen beiden Linien des Hauſes wollte der Kaiſer die deutſche Krone machen; nur widerſtre— 
bend ging Ferdinand auf die Vereinbarung ein, aber fie wurde geichloffen 1%), und dem Reiche 
blühte die Ausficht, fie ertragen zu müſſen. So wäre ed dahin gefommen, daß der ſpaniſche Groß— 
Raat, deſſen Interefien über die Iberifche und Apenninifche Halbinfel, über Ocean und Mittel: 
meer, Gentralamerifa und Nordafrifa, furz überall hin verzweigt waren, nur nad Deutſchland 
am menigften, daß dieſer Großftaat dem Deutfhen Reiche in ftetiger Wechfelfolge feine Kaiſer 
gegeben hätte. Eine dahin zielende Succefllonsorbnung bezeichneten zeitgenöſſiſche Vaterlands— 
freunde wol mit Recht ald offenen Verrath; jie hätte unfern Geſchichtsannalen noch gefehlt, 
um biefelben zur Vorſchule für höhern Blödfinn, zum Spott der Ammenſtuben zu nahen. 

Nah ven Paſſauer Religionsfrieven, der vem Kaifer jede Hoffnung auf energiiche Katho— 
liciftrung der Welt benehmen mußte, wollte Rarl die Bürde des Kaiſerthums nicht lange mehr 
tragen. Gr abbieirte ſchon 1556 und ließ die Anerkennung feines Verzichts bei den Kurfürften 
betreiben, ungeachtet fein Sohn ihm vorftellte, er (Philipp) würde durch dieje Abdanfung, was 
die Niederlande und Stalien betrifft, viel verlieren.??) Wie ſich das Reich pabei ftünde, das 
führte er feinem Water nicht zu Gemüthe; er brauchte wol dad Argument, von dem er ih Er— 
folg verſprach. Im Jahre 1558 übernahm endlidy Ferdinand unter Zuftimmung der Kurfür: 
ten Die Leitung der deutichen Angelegenheiten. Aus dem römijchen König wurde ein Kaijer, 
derdinand I.; der Plan, Philipp II. an Stelle feines Oheims in die deutſche Kaiferreihe zu 


16) In Augsburg am 9. Marz 1551. Eine Gopie derfelben findet fich im brüſſeler Archiv, 1. Mignet, 
Charles V., son abdication, son sejour et sa mort au monastere de Yuste (Paris 1854), ©. 42, 
wo auch ausführliches über den Plan nachzufehen ift. Ranfe handelt darüber in feiner Deutſchen Ge⸗ 
qichte im Zeitalter ver Reformation, V, 125, 126, 201. 

17) Das Schreiben Philipp’s bei Mignet, a. a, O., S. 257 u. 258. 
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bringen, war geſcheitert, wie ſo manches, das ins Leben zu bannen Karl V. ſich vornehmen 
konnte, bis Moritz von Sachſen, treulos, aber zum Heile Deutſchlands und des freien Glau— 
bens, der kaiſerlichen Allmacht eine Grenze ſetzte. Ferdinand I. herrſchte bis 1564, unbedeu— 
tend als Kaifer, gegen das Ende feiner Regierung ziemlich duldſam in Glaubensangelegenheiten 
als Landesherr, obwol er die Jefuiten in Ofterreich zuerft aufnahm und felbft ein eifriger Ka— 
thulit war. Gr verordnete teftamentarifh und durch Hausorbnung die Theilung ber öfter: 
reihifhen Zänder, welde aud von feinen Söhnen untereinander vorgenommen wurde. Den 
Beſitzſtand des Haufes hatte er überdies durd Ankauf der Grafihaft Bregenz, ſoweit ſie bis 
dahin (1523) nicht ſchon zu Oſterreich gehörte, und der Grafſchaft Ihengen (1542) vermehrt; 
auch die Reichsſtadt Koftnig fiel, wegen ihrer Theilnahme am Schmalkaldiſchen Bund geächtet, 
in feinen Beitg (1548). 

Dem zwifchen Ferdinand's Söhnen (März 1565) abgeihloffenen Theilungsvertrag gemäß 
erbielt ver ältefte ver Fürften, Marimilian, Öfterreich ‚ ber zweite Sohn, Ferdinand, Tirol unt 
die öfterreihifhen Befigungen im Reich, Karl endlich Steiermark, Kärnten, Krain und Görz. 
Die Kaiſerwürde fiel an Marimilian (11.), den die Kurfürften bereit im Jahre 1562 zum römi- 
ſchen König erwählt hatten. Durd) die Stände des Landes zum Nachfolger des Vaterd auf den 
böhmiſchen Königäthron berufen, Fam auch in Ungarn für ihn eine Wahl zu Stande, wo aber 
feit 1552 die türfifchen Kriege erneuert worden waren und Johann Sigismund Zapolya unter 
dem Schirm des Halbmonds den Königstitel behauptete. Es gelang jedoch, ven Nachfolger So: 
liman’d, den Sultan Selim II., zum Abihluß eines Waffenftiliftandes zu vermögen (1568), 
worauf der auf fich felbft geftellte Zavolya dem Königdtitel entfagen mußte (1570). Gr bebielt 
Siebenbürgen umd einen Theil Oberungarns dieſſeit der Theiß. Marimilian II. einer der auf- 
geflärteften Negenten aus Habsburgs Stamm, geftattete ven Proteftanten in Ofterreih und 
Ungarn, den Utraquiften in Böhmen Freiheit des Religionsbefenntniffes und Ausübung ihres 
Eultus, Die vergeblihen Bemühungen zur Herftellung der Kirheneinheit fFommen unter Mari: 
milian’8 Regierung in Stillftand ; gewaltſame Bekehrung wollte der Kaifer nicht, und im Wege 
des Friedens ließen fich die mächtigften Gegenfäge der Zeit nicht vereinen. Der Grundlag, An— 
dersgläubige gewähren zu lajfen, begann Wurzel zu fhlagen, und die Nachfolger Marimilian’s 
hatten lange Kämpfe zu beſtehen, ehe fie die Folgen der Duldſamkeit dieſes Kaiſers rückgängig 
machen, die Geltendmachung jenes Grundfages wenigftend in den öfterreichiihen Ländern hint— 
anhalten fonnten. Gegen den Abend feines Lebens eröffnete ih Marimilian die Ausſicht auf 
die polnische Krone; aber der thatfräftige Stephan Bathory (als Nachfolger Johann Sigiemund 
Zapolya’s Fürft von Siebenbürgen) wußte feine Wahl zum König von Polen gegen die des 
Kaiferd zu behaupten. Marimilian ftarb, nachdem die Bewerbung von Polen und jeine bei 
einen Theil des Adeld durchgeſetzte Wahl ihm nur Enttäufchungen bereitet, im October 1576. 
Sein Nahfolger auf dem deutichen Kaiferthron, in Böhmen und Ofterreih war Rudolf I. 
Mit ibn und feinen übrigen Brüdern, Söhnen Marimilian’d, erloſch diefe Linie des Haufes, 
und wenig hätte gefehlt, jo wäre audh der Olanz, der Haböburgs Stamm umgab, mit ihnen, 
durch ihre Uneinigkeit, ihr unpolitiiches Verhalten erlofhen. Rudolf war in Spanien durd 
Jefuiten erzogen worden, fromm katholiſch, nicht ohne wiffenfchaftliche Kenntniffe, die ev mit 
Leidenſchaft trieb, während er die Regierungsgefchäfte vernachläffigte, unthätig felbft ven wich: 
tigften Ereigniffen zufehend und, wo er eingriff, den Stand der Sachen noch nad Moͤglichkeit 
verberbend. Don feinen Brüdern, die ſich zu verforgen fuchten, wie e8 ging (aber e8 ging eben 
nicht ſehr glüdlih), wurbe der eine, Erzherzog Mattbias, zum Oberhaupte des Haufes ge: 
wählt (April 1606); langjährige Erfahrung mochte diefe Fürften gelehrt haben, daß auf den 
Kaiſer gar fein Verlaß fei, dag er die gemeinfchaftliben Kamilienangelegenheiten ebenfo ine 
arge bringe wie Staatd= und Neihsangelegenheiten. Nudolf war ob der Wahl des Matthias 
zum Beforger der Haußintereffen fehr erbittert und wollte über feine Brüder hinweg zur Er: 
hebung der ſteiriſchen Linie fehreiten (die tiroler war mit ihrem Gründer Ferdinand, Gemabl 
Philippinend Welfer, 1595 erlofhen, ihr Beſitz für die beiden übriggebliebenen gemein: 
ſchaftlich verwaltet worden). Das neugewählte Oberhaupt des Hauſes zog aber mit einem Heer 
gegen den Kaifer aus und erzwang die Abtretung Oſterreichs, Ungarns, Mährens, in welchen 
Ländern jih nun Matthias ald Landesherr gerirte. Er mußte den Proteftanten in Ofterreich 
volle religiöfe Freiheit gewähren; das Beiſpiel wirkte anſteckend auf die Evangeliſchen Böb— 
mens, und der arme Kaifer wurde von diefen zum Erlaß jenes berühmten Majeftätäbriefs ge- 
nöthigt, durch welden er, den Frieden feiner Seele preisgebend, den Nichtfatboliichen Freiheit 
der Religionsübung, das Recht zur Gründung neuer Schulen und Kirchen verleiben mußte, 
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überdie® aud die prager Univerſität und Conſiſtorium ihnen eingeräumt wurde (Juli 1609). 
Wenige Monate jpäter werden auch ben ſchleſiſchen Proteftanten gleiche Befugniffe ertbeilt; auch 
fie wußten ihren Majeftätöbrief vom Kaifer zu erlangen (Auguft 1609). In einen ſolchen Grad 
von Misachtung war aber Rudolf bei den Ständen verfallen, daß felbft fo weitgehende Zugeftänv: 
niffe fie nicht vermögen fonnten, ihn ald Herrn zu behalten. Als feine fortwährende Begünſti— 
gung der ſteiriſchen Linie das Haupt ded Haufes, Matthias, neuerdings aufreizte, kam ed dieſem 
wie gerufen, daß die böhmiſchen Stände ihn förmlich einluden, mit feinem Heere nach Böhmen zu 
rüden und bier von der oberften Gewalt Befig zu ergreifen. Erzherzog Matthias ließ fich nicht 
viel bitten und zwang den Kaifer (11. April 1611), ihm auch Böhmen nebft ven Dependenzen 
bed Landes, Schlefien und Laufig, abzutreten. Auch diefe Schmach mußte Rudolf über ſich er: 
geben laffen, feinem Lieblingeiige Prag als Entthronter ven Rüden fehren und, wie einft 
Sriedrih III., aller Herrlichkeit entkleivet nach Deutichland ziehen, das nun feinem audgeraub- 
ten Kaiſer helfen ſollte. Es ereilte ihn rechtzeitig der Tod (Januar 1612); 35 Jahre ald Herr: 
ſcher fungirend, hatte er feine Untauglichfeit zu regieren unter allen Umſtänden und in allen 
Verhältniffen an das Tageslicht gebracht. 

Auch mit Matthias, der feinem Bruder ald deutſcher Kaifer folgte (Juni 1612), wollten 
fi die Zuftände in Ofterreich nicht zum Beſſern wenden. Man fann fagen, daß Matthias bei: 
nabe in allen öfterreihiichen Ländern nur von der Stände Gnaden herrſchte — fo mächtig waren 
die Prärogative derjelben angewachſen, fo hinfällig zeigte ſich die landesherrliche Gewalt! 
Ofterreich glich einem Heerlager, in dem Fürſt und Stände Vorbereitung auf neuerliche Kämpfe 
trafen; denn eine dauerhafte friedliche Einigung war unmöglich), theild wegen ber, auch ander: 
wärts, heftig aufeinanderplagenven religiöfen Gegenſätze, theild wegen bed Vorherrſchens 
auswärtiger Einflüffe, die ih nicht aufhalten ließen, weil fie in natürlichem Gegenftoß wider 
die traditionelle nad Ländererwerb ausgreifende Politik des Hauſes Ofterreich erfolgten. Für 
die Nahbarn, die ſich bedroht fühlten, Tag e8 im Gebote ver Nothwendigkeit, die ſtändiſche Be— 
wegung zu unterftügen, fie aufzuftadheln, wo fie zu erlahmen drohte, ihr Hanpreihung zu bieten, 
wo fie nach Hülfe bepürftig fhien. Die Habsburger wieder mußten ihr halbfertiged Reich aus— 
zubauen trachten; fie konnten ihre Nachbarn nicht unbehelligt laſſen, weil ihnen fo mandjes von 
deren Befigthun ald Material zu jenem Ausbau bei der Hand lag. Es gilt dies namentlich von 
dem damaligen Berhältniß zu Ungarn, zu Siebenbürgen und den Türfen; denn bier blieb dem 
regierenden Haufe feine Wahl, ald entweder mit dem nominellen Befig der ungariichen Krone 
fürliebzunehmen, ihm auch ganz fahren zu laffen, oder ven Kampf mit den andern Goncurren= 
ten um ungarifches Landesgut aufzunehmen, wenn aud) diefe ven Ständen Öfterreichifcher Lan— 
deötheile neue Fräftige Bundesgenoffenichaft zuführten. Unter Matthias nahm dieſe politiſche 
Gonftellation durch die Wahl des Berhlen Gabor zum Fürften ver Siebenbürgen eine über bie 
mapen drohende Beftaltan. Betblen Gabor, den Türfen tributpflictig , Die Derzeit noch in 
Dfen ihren Paſcha hatten, wußte ſich troß dieſes Abhängigkeitöverhältniffes zu einer Macht 
emporzubeben,, die — folange er lebte — von unberehenbarem Nachtheil für Oſterreich war. 
Bir begegnen ihn fon in ven Tagen Kaifer Matthias’ ald Tauerndem Gegner der Habe: 
burger; er verlegt ihnen in Ungarn den Weg zur Beruhigung jener Theile ded Landes, in 
deren Beſitz fie fich zu behaupten gewußt; bald ift Fein Zweifel, daß er kräftig genug ift, einen 
harten Stoß auszuhalten und ſich den Zeitpunft, wann er nachgeben, wann er wieder losfchla- 
gen joll ‚nad eigener Gonvenienz zu wählen. Nach ihm blicken die ungufriedenen Stände aus, 
nad ihm fpäter alle, die im erften Decennium des Dreißigjährigen Kriegs den Kampf mit 
Habsburg wagen; ift er es doch geweſen, ver durch fein Vorgehen in Ungarn, feine Verbin: 
dungen mit Böhmen den Ausbruch jenes gewaltigen Krieges förderte, der die prager Stände, 
weldhe auf ihn bauen zu können wähnten, in ihrem Plane, fih von Matthias’ Nachfolger, 
Ferdinand, loszuſagen, durch feine Haltung beftärkte. Aber auf diefen Bethlen war eben 
fein Verlaß. Wenn andere ihre Feindſchaft gegen Habsburg auf die Spitze zu treiben liebten, 
wußte er die feinige zu mäßigen, wie es jein Vortheil erheiſchte; ſobald er feinen Gewinn im 
Sichern hatte, Schloß er Frieden und ließ die Bundeögenoffen mit ihren wagbaljigen Unterneh: 
mungen im Stich; wenn ed dann mit dieſen zu ftarf abwärts ging, brach er ven Frieden und 
bewirkte fo, daß Ofterreich weder überwunden werden noch zu Rube und Athem kommen fonnte. 

Nebft Bethlen Gabor trug Matthias felbft zum Ausbruch ded Dreifigjährigen Kriegs bei. 
Dies vermöge jenes Erbvertrags, durch welchen er feine Brüder Marimilian und Albrecht be: 
wog, dem Rechte der Nachfolge in den Öfterreichifchen Befigungen zu entfagen und biefelben, von 
neuem vereinigt, den Erzherzog Berdinand aus der fteirifchen Linie zu überlaffen (1617). 
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Ferdinand wurde auch in dem nämlichen Jahre zum König von Böhmen, im nächſten zum König 
von Ungarn gekrönt. Er beſchwor in beiden Reichen die Vorrechte der Stände, die kirchlichen 
Freiheiten — die Artikel der ungarifchen Eonftitution, wie den Majeftätöbrief ver Böhmen. 
Unter allen Erzherzogen des Haufes war aber Ferdinand derjenige, deilen Eiden die Stände (und 
wie es die Folge zeigte, nicht ganz mit Unrecht) am wenigften Glauben ſchenken konnten. Aldtreuer 
Zögling der Jefuiten, eines Ordens, der eben damals ienes Fünftlihe Syſtem der hriftlichen 
Moral und ver katholiſchen Confeſſionalpraxis anfertigte,, in welches die Beihönigung von Lug 
und Trug jo vortrefflih Hineinpaßt, fonnte Ferdinand unmöglich bei den Proteftanten Ver— 
trauen erwecken. Er hatte in ven Befigungen ber fteirifchen Linie ven Evangelifchen alle Rechte 
entzogen, bie ihnen von jeinem Vater Karl verliehen worden waren. Sein Einfluß madte ih 
gegen dad Lebensende des ſchwachen Matthias aud in Böhmen geltend; die Utraquiften fühlten 
ich Hier nicht ficher und mußten die Zeit fommen jehen, da ihre Rechte wo nicht gebrochen, jo 
doch aufs engherzigfte ausgelegt wurden. Noch war fein Jahr jeit Ferdinand's Krönung ver— 
gangen, ald die Wegnahme zweier utraquiftiicher Kirhen den Ständen dad Signal gab, ihr 
Heil in offener Auflehnung zu ſuchen. Es erfolgte der Fenſterſturz in Brag, von dem indge: 
mein der Anfang des Dreißigjährigen Kriegs datirt wird (23. Mai 1618); die Jefuiten mußten 
das Land räumen, deffen Bermaltung in die Hände von 30 Dirertoren aus der Stände Mitte 
gelegt wurde. Graf Thurn leitete die Organifirung der ſtändiſchen Waffenmacht; Schlefien 
und die Raufigen, ſchon durchweg proteftantiih, traten mit Böhmen in Conföderation; jede 
Spur einer kaiſerlichen Autorität ward in diefen Kändern verwifcht, kaum daß die öfterreichifche 
Streitmadht fi in Budweis hielt, im Süden des Landes das Fortichreiten der Bewegung durch 
einigen Widerftand aufzuhalten juchte. Als Kaifer Matthias (im März 1619) ftarb, drang 
Thurn nah Mähren vor, bejegte Brünn, Olmütz, Iglau und ſchloß mit dem Landtage eine 
mähriſch-böhmiſche Union ab. Mähren fegte jih 24 Dirertoren, vertrieb gleichfalls die Je— 
juiten , war für die proteftantifche Sade ganz gewonnen. Thurn wandte ji dann gegen Wien 
und erſchien bald vor deifen Mauern (Juni 1619). Es folgt die Scene in der wiener Hofburg, 
wo die evangeliſchen Stände Niederöfterreihs von Ferdinand vie Beitätigung ihrer Vereinba— 
rungen mit Thurn ertrogen wollen, aber das Schmettern der Trompeten eines Neiterregimentd 
fie verfheucht (11. Juni). Die Böhmen hatten offenbar die Zeit verpaßt, Wien zu nehmen; 
ie mußten unverricdhteter Dinge abziehen, und Ferdinand's Angelegenheit nahm jeßt eine günſti— 
gere Wendung, obgleich Thurn auch jpäter (November 1619) bis vor Wien vordringt, ſich hier 
mit Bethlen Gabor vereint und die Stadt abermals bedroht, um wieder ohne den gewünſchten 
Erfolg abziehen zu müffen. 

Ferdinand war (Auguft 1619) zum deutfhen Kaifer gemählt worden und fräftigte ich 
durd) einen Bund mit der Faiferlichen Liga, deren Führer, Marimilian von Baiern, dem Kaifer 
zur Eroberung Böhmend verhalf. Die Schlaht am Meißen Berge entſchied für Ferdinand (am 
8. Nov. 1620); der von den Böhmen zum König ermählte Friedrich von der Pfalz machte dem 
Kaiſer Plag, der nun als abjoluter Herrſcher über Böhmen gebot. Adhtundvierzig der ange— 
jehenen Parteigänger Briedridy’8 wurden nad ſummariſchem Proceſſe zum Tode verurtbeilt, 
21 davon wurden begnadigt, die übrigen graufam hingerichtet. Mafjenconfitcationen braden 
herein; tie trafen vorzüglich den nationalgefinnten böhmischen Adel, deſſen Neihen überdies 
duch Auswanderung gelichtet waren. Den Landtag ließ man erft 1627 zufammentreten; er 
mußte die Ginbuße an Rechten und Freiheiten , die verfügt wurde, einfach regiftriren. Biitöfe, 
Abte und Prälaten, auf deren Fügſamkeit man ji unter allen Umſtänden verlaffen fonnte, er— 
hielten Sig und Stimme und Vorrang vor den andern Landſtänden. Der Majeftätäbrief blieb 
durch die Rebellion verwirft; an Stelle der Religionsfreiheit trat Knechtſchaft der Beifter, welche 
von den wiedereingeführten Jefuiten in Zucht und Pflege genommen wurden; wer nicht zur 
alleinfeligmadpenvden Kirche zurüdfehren wollte, der wurde aus Böhmen vertrieben, wo nur 
insgeheim jpärliche Reſte ver einft jo blühenden evangelifhen Gemeinden fortbeftanden und eine 
lange Naht des Aberglaubens, von lichtſcheuen Pfaffen ſorgſam gebütet, ih über das Land 
ienfte! Böhmen erfcheint fortan nur ald habsburgiſche Hausdomäne und öfterreichiiche Provinz 
in der Gefchichte, feine Stände und Landtage haben Rechte, aber nicht vie Macht, fie zur Oel: 
tung zu bringen; ihre Zufammenjegung ift aud danach, daß fie die Tugend flummen Ge— 
horfams und unbedingter Entjagung mit jevem Tage perfecter üben lernen, 

Dod nicht allein in Böhmen, auch in den übrigen öfterreichifchen Ländern ging Ferdinand's 
Streben nad Brachlegung der ftändifchen Gerechtſame, nad Wiederaufrihtung der katholiſchen 
Slaubenseinheit. Es war fein erfolglofes, zumal der Kaifer ſich oft zu den äußerften Mitteln 


Dfterreich (Staatsgeſchichte) 105 


der Gewalt entſchloß und den Kegern gegenüber unbefünmert um wohlverbriefte Rechte vorging. 
Man bat ihn damit zu entihuldigen geſucht, daß er an dem Grundfag feftgehalten habe, ver— 
liebene Gerechtſame feien nur fo lange in Geltung, als die Berechtigten nit durch Widerſtand 
gegen den Landedherrn fie verwirft Hätten. Mag er hiernach in Böhmen, in Mähren gehan- 
delt haben — leugnen läßt ſich nicht, daß in beiden Oſterreich, in Schleiien die nichtigften Bor: 
wände ergriffen wurden, um den Proteftanten alle kirchlichen und politiihen Nechte zu entziehen. 
Reichsgeſetze, Unterwerfungsverträge dev Stände (Schleſien), eidliche Zufiherung bei Ent— 
gegennahme der Huldigung (Niederöfterreih) galten dem Kaifer nichts, wo ed ih um Er— 
füllung der eingebildeten Gewiſſenspflicht handelte, welche vorſchrieb, den Kegern feien die 
Güter diefer Erde zu nehmen, um jie zu Candidaten des himmlifhen Reichs, zu folgfamen Un— 
terthanen ihres rehtgläubigen Herrn zu machen. Diefe Bolitif ver Befehrung um jeden Preis 
und gegen jedes Recht profperirte unter Ferdinand's Händen ; in den Ländern, welche ihm ges 
horchten, wurde der Proteſtantismus entweder unterdrückt oder, wie in Ungarn, mächtig ein— 
gefhränft. Soldye Erfolge des Kaiferd mögen nicht ohne Nahwirfung auf feine deutſche Po— 
litik geblieben fein; im Reiche war der günftige Zeitpunkt, da die proteftantifhen Stände, nad 
der Schlacht am Weißen Berge, ſich durch Fleinere Zugeftändniffe befriedigen liefen, unwieder— 
bringlich verfäumt worden; der Krieg wüthete fort, und der Kaijer, der nad) den ſchlimmſten 
Niederlagen der öſterreichiſchen Waffen feine Entmuthigung kannte, hielt audy in feinen Forde— 
rungen für die katholiſche Sache niht Mag und Ziel im Augenblide des Triumphs. Dieſe 
fanatiſch-katholiſche Richtung der Ferdinand'ſchen Politik hat ftets die Wiedererneuerung des 
Kampfes herbeiführen helfen — an dem großen Werfe einer völligen Erihöpfung des Reichs 
bat ver Kaifer nach Kräften mitgearbeitet. 

Eine Schmälerung erfuhr der öſterreichiſche Beiigftand unter Ferdinand Il. durd die Abs 
tretung der Laufig an Sachſen, die zuerft pfandweife für des ſächſiſchen Kurfürften Johann 
Georg Mithülfe bei Bezwingung Schlejiens ftattfand (1623); im Prager Frieden (1635) fiel 
dann die Laufig ald böhmiſches Lehn bleibend an Sachſen. Cine Ländertheilung, die legte im 
öfterreihiihen Haufe, nahm Ferdinand mit feinem Bruder Leopold vor, dem er (1623) das 
tirolifhe und vorderöjterreihifche Gebiet (die Stammgüter in Schwaben und Elſaß) überließ. 
Die Linie dieſes Leopold ftarb im Jahre 1665 aug; ihre Länder fielen dann, ſoweit nit Frank— 
reich im Weftfäliichen Brieden fie erlangt hatte, wieder an den Geſammtbeſitz des Hauſes zurüd. 
Ferdinand II. beugte weitern Theilungen in Djterreich durch ein Primogeniturgejeg vor, welches 
er teſtamentariſch erließ und jeine Nachfolger unverlegt hielten. Der Kaifer jtarb im Februar 
1637 ; die Wahl feines Sohnes Ferdinand (III.) zum römischen König war 1636 erfolgt, des: 
gleichen hatte man in Ungarn eine Wahl für ihn erzielt; ald König von Böhmen war er ſchon 
auf dem Landtag von 1627 gekrönt worden. Berbinand II. trat als Kaifer die Erbichaft feines 
Baterd an, deſſen Politik die deutſchen Reichsſtände mit nit unbegründeter Scheu vor Habs— 
burg und großem Mistrauen erfüllt hatte; — war doch jelbft zwifchen den zwei Jugendfreunden, 
Ferdinand II, und Marimilian von Baiern, mannichfacher Unfrieden und tiefe Verſtimmung 
entftanden! Den ald Vermächtniß überfonmenen Krieg führte Ferdinand IN. nod ein Jahr: 
zehnt weiter; erjt die Bedrohung Ofterreihs dur das Vordringen der Schweden nad Prag 
entihied den Frieden. Er war nit ohne Einbuße an dem habsburgiſchen Beligftand zu er: 
faufen. Dieſe hatte aber nicht die in Wien herrſchende Linie des Haufes zu erleiden. Der 
Sohn jenes Leopold, dem Ferdinand I. Tirol und die vorberöfterreihifhen Länder überlaſ— 
ſen Hatte, ein Ferdinand Karl, mußte Ober: und Niederelfaß, den Sundgau, die Feflung 
Breiſach, die Landvogtei über die 10 eljäfjiichen Reichsſtädte an Frankreich abgeben, welches 
ih dafür zur Zahlung von 3 Mil. Livreö an ihn verpflichtete, aud die Stände im Elſaß in 
ihrer Reihsunmittelbarkeit zu belaffen verſprach. Sonft blieb der Bamilienbefig Habsburgs 
durch den Weſtfäliſchen Frieden ungefhmälert; denn daß die Schweiz und die Niederlande ald 
vom Reichsverband gelöfte, felbftändige Staaten anerfannt wurden, ift nicht ald Verluft Diter- 
reichs zu zählen. Hatten doch jhon die Schweizer unter Maximilian I. allen Anſprüchen des 
Reichs und feiner Kaiſerdynaſtie in Helvetien ein Ende gemadt und die fieben nördlichen Pro— 
vinzen der Niederlande ihre Trennung von des Spanischen Habsburgers Philipp II. deöpoti- 
ſchem Regiment im Jahre 1579 audgefprohen. Die Beihränfung der faiferlihen Macht, die 
Noderung ded Reichsverbandes, die Erhöhung der Reichsſtände zu jo gut ald völlig fouveränen 
Gewalten, das ihnen verliehene freie Bündnißrecht — ſämmtlich Errungenschaften des langen 
Kriegs und Refultate des abgeſchloſſenen Friedens, liefen dem Intereffe des öÖfterreichifchen 
Hauſes nicht zumider und fhädigten ed thatfächlich im Feiner Weile. Zwiſchen Frankreich, 
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Schweden und Oſterreich, mächtig emporftrebenden oder im Höhepunkt voller Kraft angelang-= 
ten Staaten, fiechte der deutfche Reichskörper in Ohnmacht dahin. Auf Koften veffelben hatten 
fi die zwei fremden Königreihe mit dem Kaijer abgefunden; lag da der Gedanfe nicht nabe, 
daß wie diedmal auch in Zukunft Deutfchland berufen fei, herzuhalten für die mislungenen 
Unternehmungen, die gefcheiterten Plane feiner Kaifer? Mochte man einen folhen Gedanfen 
weder offen befennen, noch in feiner fchredlihen Klarheit erfaht haben — man lebte danach, 
verhängnißvolle Kriege und Friedensſchlüſſe zeigten wiederholt feine Berwirflihung. Ein Bor: 
murf foll deshalb weder gegen das Haus Habsburg noch gegen feine Staatsmänner gerichtet 
werden: fie verfolgten eben das Öfterreichifche Intereffe, das nicht immer mit dem deutſchen zu= 
fammenfällt, ja in wefentlihen Bunften von Deutſchlands Intereffe jehr verfchieden if. Zum 
Heile des Reichs hätte ver Krieg, den der Osnabrücker Friede ſchloß, viel früher beendet werden 
fünnen, wenn die beiden Ferdinande nicht fo beharrlich gegen die Gleichberechtigung der Bro: 
teftanten ſich gefteift und rechtzeitig Zugefländniffe gemacht hätten, die von ihnen ſchließlich 
dennoch, nur in höherm Maße, geboten werden mußten. Die Endziele der öfterreihifhen Po— 
litik wechlelten jpäter, aber die Methode der Hauspolitif war diefelbe und mußte diefelbe fein: 
Dfterreich hatte fi den deutſchen Weſen entfremdet und verfolgte jeinen Vortheil neben oder, 
wenn es nicht anders ging, trog Deutſchland. 

An der innern Lage der Öfterreihifhen Ränder hatte der MWeftfäliiche Friede nichts oder 
äußerſt wenig geändert. Aus Böhmen zogen die Schweden ab; die Rechte der Proteftanten 
blieben vernichtet; von einer Duldung Nichtfatholifher war (Ungarıı ausgenommen) feine 
Nede ; Ferdinand III. dachte und handelte in Religiondfahen wie fein Vater 19); nur das Recht 
freundlicher Vorftellung für ihre in Oſterreich bedrängten Olaubendgenoflen hatte er im Weſt— 
fälifchen Frieden den deutſchen Neihsfürften zugeftehen müſſen. Man weiß, was folde Vor: 
ftelung werth jei, und wie wenig fie ausgerichtet babe — lief doch der Faiferliche Hof öſterreichi— 
ſche Grafen und Herren evangeliſcher Confeſſion, die bei den Reihsfürften um derart freunds 
fchaftliche Intervention baten, einfangen und beftrafen.1%) Gine bejhränfte Freiheit der Reli: 
gionsübung hatte der Friede auch den PBroteftanten in Schlefien und dem Adel in Niederöfter: 
reich zugelprodhen; die Erfüllung diefer Bedingung ließ aber in dem leßtgenannten Yande alles, 
in erfterm viel zu wünſchen übrig. Directer Verfolgung waren die ſchleſiſchen Proteftanten 
nicht audgefegt; mit ihren Klagen und Reclamationen hatte e8 jedoch fein Ende, weil fie mit 
offenbarer Misgunft bebanvelt und die ihnen gegebenen Zufiherungen nad Möglichkeit eludirt 
wurden. Den Ungarn hatte Ferdinand III. in der legten Zeit des Dreißigjährigen Kriegs, von 
dem fiebenbürger Fürften Georg Raͤköczy beprängt, wie fein Vater im erften Jahrzehnt des 
Kampfes von Bethlen Gabor, alle ihre kirchlichen Kreiheiten im Linzer Friedensſchluß (1645) 
beftätigen müffen. Der Glaubensdruck, unter dem Oſterreich auch die ungariichen Proteftanten 
beugen wollte, wurde fo durch Raͤköczy's rechtzeitiges Ginfchreiten abgeſchüttelt. 

Ferdinand II. hatte die Wahl feines gleihnamigen Sohnes zum römiſchen König glücklich 
durchgeſetzt (1653); als dieſer aber geftorben war, fheiterten alle Bemühungen, die Stimmen 
der Kurfürften auf des Kaiſers zweiten Sohn , Leopold, zu vereinen. Die Wahl veffelben zum 
römifchen König wurde nicht zu Wege gebracht; aud nach Ferdinand's II. Tode (April 1657) 
dauerte es ungebührlich lange, ehe die Wahlverhandlungen in Deutihland , bei denen franzöfi- 
ſches Geld anfangs eine große Nolle fpielte, mit der Erwählung Leopold's zum deutſchen Kaifer 
ein Ende nahmen (Juli 1658). Schon vordem war derjelbe in Presburg zum König von Um: 
garn erwählt und gekrönt worden; auch feine Krönung in Böhmen fiel noch in die Regierungs— 
zeit ſeines Vaters. Leopold I., von den Jefuiten zum Fatholifchen Priefter erzogen und erjt nadı 
Hingang feines ältern Bruders zum Herrſchaftscandidaten vorgerückt, hatte das Glüd, die öfter: 
reichiſchen Truppen während der erften Hälfte feiner Negierung durch Montecuculi, ven Herzog 
von Lothringen, den Markgrafen von Baden, während der zweiten durch Prinz Eugen von Sa: 
voyen führen zu laflen. Die öſterreichiſche Kriegführung im jener Zeit machte ven größten Theil 
deffen wieder gut, was die leitenden Staatdmänner von der Sorte eined Aueräperg, Lobkowitz, 
Lamberg, Sinzendorf unter einem Kaijer von Leopold's Schlage verborben hatten. Indolenz, 
Mangel an Eifer für die eigene Sade, bequemes Sichgehen= und Regierenlaffen kann man diefem 
Kaiſer nit vorwerfen; er war nach des kaiſerlichen Günftlings Lobkowitz Sturze (1674) fein 
eigener :Bremierminifter und förmlich verfeffen auf Regierungsgeichäfte. Da er aber wenig 


18) Mailätl;, Gefchichte des öfterreidyijchen Kaiferftaats (Hamburg 1842), S. 448. 
19) ©. die von Droyfen, a. a. D., ©. 98, erzählten Fälle vom Jahre 1653, 
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Menſchenkenntniß beſaß, ſeine Geiſtesgaben beſchränkt waren, ſeine Anſchauungen kleinlich, ſein 
Verſtand durchaus fein praktiſcher, konnte er mit ſeiner Manie, ſich dadurch als Herrſcher zu 
geberden, daß er möglichſt Vieles und Verſchiedenartiges ſich auflud, nur wenig Gutes aus— 
richten. Die Miniſter und Geheimräthe vermochten die Entſchlüſſe des Kaiſers, in denen kein 
Syſtem, ſondern alles Laune und Willfür war, in denen gemüthliche Schwäche mit unerbitt: 
liher Grauſamkeit wechſelte, weder vorauszuberehnen noch folgeridhtig auszuführen, Die 
Feloberren hatten ihre belle Roth und lagen mit den maßgebenden wiener Potenzen, wie in 
unferm Jahrhundert Erzherzog Karl und Radetzky, fortwährend im Streite. Eine vernichtende 
Kritik dieſes Leopoldinifhen Regiments hat Prinz Eugen in Siegeslauf des Spanifchen Erb: 
folgefriegs niedergefchrieben ; er äußert fih in einem Briefe 29) an einen feiner Vertrauten herb 
und bitter, nad mannichfacher Klage, wie folgt: „In allen viefen aber möchte ich doch endlich 
wiffen, ob der Kaifer gar nicht remediren wolle; fein ®eld, kein Volk, kein Magazin, feine 
Munition, Feine Anftalt, fein Ernft, kein Gifer, feine Sorge, und doch gleihwol Krieg führen, 
triumphiren und Kron und Scepter fammt Land und Leuten gewinnen wollen, jind contradic- 
toria, die ich nicht mehr audeinanderflauben kann.“ Das ift die Signatur des Leopoldinifhen 
Zeitalter in Oſterreich, die Schilderung der ganzen Regierungsperiode diefes Kaiſers in wenig 
Worte gedrängt. 

Schon in den eriten Jahren der Herrfchaft Leopold's brach der Kampf mit den Türfen in 
Ungarn los, dem Lande, das im weitern Verlauf des 17. Jahrhundert der Schauplag fort: 
mwährender Kriege oder Unruhen werden follte (f. Ungarn). Als Envergebniß der großen 
Siege Montecueuli's, Tpäter Eugen’s, ift das Emporfommen der habsburgiſchen Macht in 
Ungarn an Stelle der türfifhen zu verzeichnen: durch die Schlacht bei St.: Gotthard (1664), 
welche der erfigenannte Feldherr ſchlug, war trog eines übereilten, unmürdigen Friedens— 
fchluffes dennoch verhindert, daß Siebenbürgen zu einem osmaniſchen Paſchalik wurde, und 
andererfeit# fo viel ausgerichtet, daß dies Fürſtenthum, in welchem e8 die Türken nicht zu blei— 
bender Feſtſetzung gebracht, ſpäter von Habsburg in Befig genommen werben fonnte (1691); 
Eugen's Sieg bei Zentha führte zu dem Frieden von Garlovic;, welchem Leopold endlich ven 
Befig von ganz Ungarn, in das fi die frühern Habsburger ſtets mit den Türfen theilen ges 
mußt, verdanfte. Die legte Belagerung Wiens durd den Großvezier Kara Muftapha (1683) 
ift nur eine Epifode in dem bewegten Drama dieſer türfifch = ungarisch = Öfterreichifchen Kämpfe 
— der legte Gang, den die Odmanli auf deutſchem Boden wagten, ſchreckhaft und gefahrdrohend 
für Leopold, der nach Linz flüchtete und hier in Angft und Andacht vermeilte, bis Johann So: 
biefti als rettender Genius des Hauſes Habsburg auf die Scene trat. Das fiegreihe Vor: 
dringen in Ungarn brachte (bis auf Eugen's Zeit) nicht blos Gewinn an Land und Leuten, 
fondern auch dem Henker Arbeit. Die Verfhmörungen ded ungarifchen Adels mit Gegnern 
des Kaiſers wurden in Blut erſtickt (1671); die Rettung Wiens, begleitet von weiterm Fort— 
ſchritt der öſterreichiſchen Waffen, hat die Ginfegung jenes Schredtenstribunals in Eperies er— 
mögliht, dad mit der Hinrichtung der Unzufriedenen fo lange fortfuhr, bis der Landtag in 
Bresburg (31. Det. 1687) in alles willigte, tva8 Leopold von ihm begehrte. So wurde 
Ungarn aus einem Wahlreih zur Erbmonardhie der Habsburger im Mannoſtamme — eine 
grundgefegliche Änderung, welche der Landtag im Hinblid auf die Schlächterei in Eperies be— 
fließen mußte, ſowie er auch jene Beftimmung des ungariſchen Staatsrechts fallen lieh, melde 
dem Adel dad jus resistendi gegen den König einräumt, 

Die Zeit Leopold's J. für Oſterreich epochemachend durch die gelungene Sicherung und Aus: 
dehnung des ungarifchen Befiges, war für Deutfchland verhängnißvoll durch die wiederholten 
und im ganzen mit großem Erfolg unternommenen Raubanfälle Ludwig's XIV. Ob der Kaiſer 
die eroberungsluftigen Franzoſen gewähren ließ oder kämpfend für das Neid eintrat — Deutſch— 
(and z0g in beiden Fällen den kürzern: ed wird ausgeplündert, in feiner Integrität geihädigt, 
in feiner Würde verlegt; es ift für feine Freunde ein Gegenſtand des Mitleids, den Feinden ein 
Zielpunft des Hohns, den Reichsfürſten eine Laft, dem Kaifer im Wechſel der Zeit bald ein 
volitifches Kapital, bald eine Verlegenheit mehr. Der erfte unter Leopold I. geführte Reichs— 
frieg mit den Franzoſen endete 1679 durch den Frieden von Nimwegen mit der Trennung der 
Srande-Gomte vom Reiche, der Überlaffung Freiburgs im Breidgau an Ludwig, der vorüber: 
gehenden, nachmals wieder befeitigten, ſchließlich und zulegt wieder vollzogenen Annerion 
Lotbringend an STAR Noch waren feine drei Jahre über diefen Frieden vergangen, und 


20) Heller, Mili tärifche Gran des Bringen Eugen von Savoyen (Wien 1848), 11,231 —233. 
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Ludwig XIV. nahm die freie Reihöftadt Straßburg in Beilg; der Kaifer ließ es geſchehen und 
fand überdied auch nicht? dagegen einzuwenden oder zu unternehmen, daß Ludwig alles das— 
jenige für fi behielt, was er auf Grund ver berüchtigten Reunionen bis 1. Aug. 1681 an 
jich geriffen hatte. Aber Ludwig war unerfättlih, der Kaifer und die Mehrzahl ver Reichs: 
fürften waren ihm gegenüber twie Tauben, wenn der Habicht zwiſchen fie fährt — es mußte ein 
Stärferer fonımen, der dem franzöjiihen König den Meifter zeigte. Das militärifche und poli— 
tifche Übergewicht Branfreihs in Europa war eine Thatfahe, und fpielend hätte Ludwig die 
Goalition gebrochen, die ſich endlich zwifchen Leopold, Spanien, Schweden, Baiern und einigen 
Reichökreijen gegen ven großmädtigen Bourbonenfönig gebildet hatte (1686). Da fam es in 
England zur Vertreibung Jakob's I. und zur Thronbefteigung Wilhelm's von Oranien: ber 
größte Gegner Ludwig's XIV. warf die vereinigte Macht Hollands und Britanniend in die Wag— 
ihale, um Europa in den Stand zu fegen, ſich mit Frankreich in Glück und Kraft zu meflen. Der 
Krieg nahm jegt eine andere Wendung; man kann jagen, daß er eben erft begann. Denn in 
raſchem Siegedlaufe hatten die Franzoſen die Pfalz genommen ; nicht das Reich entriß fle ihnen, 
nicht vor deutſchen Heereskräften, fondern vor Spanien, Holland, England, die auf den Ruf 
Wilhelm's Il. zu den Waffen griffen, mußten fie aud der Pfalz unter unfeliger Berwüftung 
weichen. Acht Jahre noch tobte der Krieg weiter und die Ryswijker Friedensſchlüſſe (1697) 
machen das Refultat deſſelben abermals zu einem unglüdbringenden für Deutſchland. Strae: 
burg nebft allem, was am linfen Ufer des Rhein dazu gehörte, verblieb bei Frankreich, vie 
zehn Reichsſtädte und die Reihäritterihaft innerhalb des Elfaß wurden von jedem Reichsver— 
band gelöft und unbedingt an Ludwig überlaffen, während dasjenige, was er an Deutichland 
zurückgab, bedingt, unter der Laſt der berüchtigten Ryswijker Elaufel, welche die proteftanti= 
Shen und die Fatholiihen Reichsſtände in jo wilden Hader miteinander bradte, übernommen 
werden mußte. Dafür erhielt ver Kaifer Breifah und Freiburg wieder, und der Herzog von 
Lothringen, deſſen Bater in öfterreichifchen Dienften geftanven hatte, fein Land. 

Die rivalifirenden Haufer Bourbon und Habsburg blickten damals lüftern auf die ſpaniſche 
Erbihaft, welche mit dem Tode Karl's Il. von Spanien, des legten Haböburgers diejer Linie, 
in Erledigung fommen mußte. Daß Franfreih den Anfall der reihen Hinterlaffenihaft an 
einen Habsburger ber deutfchen Linie nicht dulden fönne, ohne einen Krieg bis aufs Meffer zu 
führen, lag auf der Hand; daß Ofterreih und mit ihm Deutichland, ja Europa, nicht rubig 
zufehen dürften, wenn der gefürdtete Bourbonenfönig Spanien für feine Dynaftie gemänne, 
fonnte niemand ein Geheimniß fein. Es galt, vie Gefahr eines Weltkriegs abzuwenden durch 
Herbeiführung eines Arrangements zwijchen beiden Erbberechtigten. Die Diplomatie ging an 
dies Schwierige Werf und erfann eine Reihe von Theilungsverträgen, die jehr Flug und fein an— 
gelegt waren (hatte doch Wilhelm IL. feine Hand dabei im Spiel!), aber zu nichts führten. 
Die Ländergier und Habſucht Ludwig's XIV. waren nicht in Schranfen zu halten ; ihn verlangte 
nad) gang Spanien für feine Sippe, nad) allen Befigungen der caftilifchen Krone, wie fie über 
dem weiten Erbenrund zerftreut waren. Theile davon abzugeben, am wenigften folde, mit 
denen ſich Öfterreich zufriedengeben mochte, Fam ihm nicht in ven Sinn. Xeopold I. wollte nun 
gleichfall8 das Ganze für die Seinen haben; er betheuerte fein heiliges Recht darauf, ließ es bei 
Ausbruch des Erbfolgefriegs haarſcharf deduciren und erklärte jih im Gewiffen gebunden, für 
ein gutes habsburgiſches Recht einzuftehen, bei deffen Berwirflihung ſich überdies ganz Guropa 
vortrefflich befünde (gäbe ed ja dann nad) wie vor eine ſpaniſche und eine deutiche Linie Habs: 
burg, aljo feine Neuerung, feine Verrückung der Machtverhältniſſe!). Wie jhade nur, daß es 
mit dem Vochen auf die Integrität Spaniens, dem man durd; feinerlei Theilung nahe treten 
wolle, mit dem lauten nachdrücklichen Betonen des Rechtsſtandpunktes, über den man Feinerlei 
Compromiß bei guten Gewiſſen und heiler Ehre abſchließen dürfe, eine trübe unlautere Be— 
wandtniß hatte. Frankreich hatte in mehr ald einen Iheilungsvertrag gewilligt gehabt; aud 
Oſterreich hatte nicht immer fo keuſch und gewiſſenhaft gethan, fondern lange Zeit (volle 
32 Jahre) vor den Tode des Erblafferd ih in Abmahungen über das Erbe eingelaflen, die zu 
einem förmlichen Theilungsvertrag?!) mit Ludwig XIV. gediehen waren, aber nachmals freilich 
von feiner Seite der Erwähnung wertb gehalten wurden. Es mar eine Machtfrage, die zum 
Audtrag kam, und der lange Krieg, der fie entichieb, wurde von Europa in der Abjicht geführt, 


21) Diefer geheime Vertrag blieb bie in die neuefte Zeit unbefannt; f. darüber und über die Vers 
haudlungen, die ihm vorhergegangen, Mignet, Negociations relatives à la succession d’Espagne, 
Bd, II, Thl. IM, Sect. II, S 323 — 481. 
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zwifchen ven Bourbonen und den Habsburgern, die beide von Anfang am wenigften nachgaben 
und ſchließlich die legten im Nachgeben waren, einen Ausgleich zu bewirken. Ohne einen ſolchen 
lief der Welttheil Gefahr, der Präponderanz eines Herrſchergeſchlechts zu unterliegen: das 
ſtarre dynaſtiſche Recht ſtand, wie fo oft, im Widerſpruch mit den Bedürfniſſen ver Zeit, mit 
den Interefien Europas, dem Dafein felbftändiger Nationen und Staaten; es mußte gebeugt 
werden durch Krieg, und die Friedensſtörer waren Diejenigen, melde die Geltendmachung ihrer 
dunaftiihen Anfprüde bis auf den Punft trieben, mo auch das höchſte Recht zu ſchreiendem 
Unrecht wird. 

Kaifer Leopold I. erlebte nicht das Ende des. Kriege. Er jtarb (Mai 1705), nachdem Eugen 
und Marlborougb das hartnädig vertheidigte Übergewicht der franzöſiſchen Waffen in Deutſch— 
land gebrochen und die Engländer den Erzherzog Karl, des Kaiſers zweiten Sohn, ald Präten- 
denten nad Eatalonien gebracht und bier hatten zum König von Spanien ausrufen laffen, Leo— 
pold's Sohn, Joſeph, folgte in der Kaiferwürbe. 

Joſeph I. unterſchied fih in vielen Bunften fehr vortheifhaft von feinem Vater. Er hatte 
Sinn für die Erfenntniß der Weltverhältniffe, die Fähigkeit, feine Negentenaufgaben zu er— 
fafjen und ihrer Durchführung nahe zu bringen. Doc fehlte ihm zuweilen die Mäßigung, 
welche dazu gehört, nur das Mögliche zu wollen und Die eigenen Kräfte auf Erreichung deſſelben 
zu concentriren. In religiöfer Beziehung ziemlich aufgeklärt und etwas duldſamer als feine 
Vorgänger in Dfterreich, huldigte er andererfeitö den Adelsvorurtheilen feiner Zeit in einem 
bis zum Läherlihen gehenden Grade; auf Sparfamfeit im Staatdhaushalt bedacht, war er 
deſto verſchwenderiſcher in feinen Hofausgaben und prunfliebend bis zum Exceß. 

Der Krieg nahm ungeftört durch den eingetretenen Regierungswechfel feinen Fortgang. In 
Italien triumpbirte Eugen von Savoyen und verbrängte die Franzoſen aus der Halbinfel, die 
nun dem Kaifer ald Herrn und Gebieter anheimfiel. Er vertheilte italienifched Land nad Gut: 
dünfen und Belieben (Achtserklärung des Herzogs von Mantua und Austheilung feiner Län— 
der); der Papft, ver zu Branfreih gehalten hatte, mußte den Erzherzog Karl als König von 
Spanien anerfennen, ibn mit der Krone beider Sicilien belehnen, die päpftlichen Truppen bis 
auf 5000 Mann entlaffen — dies alle, trogdem er dem Kaifer unverhohlen mit dem Banne 
gedroht hatte und das Verhältniß zwifchen Joſeph I. und Clemens XI. auf dem Bunfte mar, eine 
Seftalt anzunehmen jener gleich, in melde die Dinge zwifchen Bietor Emanuel und Pius IX. ges 
rathen find. Ebenſo glüdlich wie in Italien lieh fich die Angelegenheit des Kaiſers in ven Nieder: 
landen an. Die Kriegsjahre 1706, 1707, 1709 bradıten große Niederlagen der Franzoſen; 
Ludwig XIV. war bis zum Außerſten gebracht, zur Annahme harter Friedensbedingungen willig; 
nur die offenbare Demüthigung, die ihm England, wo noch die kriegsluſtigen Whigs mit Marl— 
borough obenauf waren, auferlegen wollte, fonnte und durfte er nicht über ſich ergehen laffen. 
Der Krieg war bis zur gänzlichen Erfhöpfung Frankreichs geführt, und noch ſah man feine 
Wendung zum Frieden ab. Da ftarb ver Kaifer (1711) und Erzherzog Karl, der legte Habs: 
burger vom Mannsſtamm, derfelbe, der ald nomineller König von Spanien ſämmtliche Depen- 
denzen der ſpaniſchen Krone in Italien und den Niederlanden innehatte, trat nun auch in den 
öſterreichiſchen Beſitz. 

Zu Anfang des Jahrhunderts ſah Ludwig XIV. den größten Theil von Guropa in Waffen 
gegen das Haus Bourbon vereinigt, weil dieſes alle ſpaniſchen Befigungen für einen feiner 
Sproffen in Anfprud nahm — jetzt aber war e8 ein Habsburger, der die Kronen Spanien und 
Oſterreich zumal auf fein Haupt fegen und fo eine Macht begründen wollte, der die Verbindung 
aller übrigen Staaten Europas faum gemahlen, geſchweige denn überlegen wäre, Die von 
feiten Frankreichs drohende Gefahr hatte die Verbündeten zufammengeführt, die jegt von Oſter— 
reich fommende mußte fie wieder audeinanderbringen. Weder in feinem nod in Europas Ins 
tereſſe, fondern ausſchließlich zum Vortbeil Marlborough's und feiner Clique führte England 
noch einige Zeit den Krieg fort; er hatte aber, nachdem es in London zum Miniſterwechſel ges 
fommen war, auch unvermeilt ein Ende. Durch den Frieden von Utrecht zwifchen England und 
Frankreich (anı 13. April 1713) ward die Koalition gebrochen, die Kraft Oſterreichs, dad trog 
Eugen’d Warnung beſſere Bedingungen zu erzielen hoffte, geläbmt. Vergeblich fuchte Eugen 
von Savoyen jet die Franzoſen aufzuhalten; fie gewannen immermebr Boden und nahmen 
im Reihe, in dem geduldigen Reiche, welches auch viedmal die Kriegeluft feines Kaiſers büßte, 

eine Stadt nach der andern unter ſchweren Gontributionen: Speier, Worms, Kaiferslautern, 
endlich die Feftungen Landau und Freiburg. Es mußte zu Friedensverhandlungen geſchritten 
werden, und dieſe fielen wol für Ofterreich etwas vortheilbafter aus, ale die von Utrecht ausge— 
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gangen waren; Deutſchland aber erhielt auch diesmal nicht jene günſtigern Bedingungen, welche 
es fuͤr die Fortſetzung des Kriegs entſchädigt hätten. 

Die Bedingungen, wie ſie Frankreich unmittelbar nach dem Utrechter Frieden zugeſtehen 
wollte, wurden jegt in Raſtadt und Baden (1714), namentlich in Betreff Italiens zu Gunſten 
Ofterreichd erweitert. Während früher Ludwig XIV. den vorläufigen Bejig Sardiniens für 
feinen Bundeögenoffen, den Kurfürften von Baiern, verlangt hatte, blieb jegt die Inſel bei 
Ofterreih; mit Bezug auf Territorien der italienischen Bürften überhaupt wurde der damalige 
Beſitzſtand ald maßgebend bezeichnet, während ehedem Frankreich begehrt hatte, es möge ber 
Kaifer in Italien alles zurüdgeben, was von Rechts wegen andern gehörte. Aud in den 
Niederlanden hatte Ludwig die Abtretung einiger Städte und Provinzen an den Kurfürften 
von Baiern bis zu deffen voller Entihädigung begehrt; jegt fielen die geſammten ſpaniſchen 
Niederlande an Karl. Nur bezüglich der Befagung in mehrern feiten Orten verjelben mußte 
er ih mit den Holländern zu dem fogenannten Barrierenvertrag einigen. Was dad Deutſche 
Reich anlangt, hatte der König, ehe ed noch zur Fortſetzung des Kriegs nad dem Utrechter Frie— 
den fam, auf Grund des Ryswijker Friedendvertrags abſchliehen wollen. Wenn jegt neben 
dieſem auch der Weftfälifche und der Nimmeger Frieden ald Grundlage des neuen Friedendwerfe 
angezogen wurden, jo brachte das dem Reiche wenig Vortheil; es erhielt Kehl zurück, wie der 
Kaijer Breifah und Freiburg, dafür behielt Frankreich das mittlerweile eroberte Landau. Wäre 
dev Krieg nicht fortgefegt worden, fo hätten die Franzoſen Landau nicht erobert, die Deutſchen 
es behalten. Die Verzögerung des Friedensſchluſſes brachte Öfterreih, deſſen Erbländer von 
Kriege nicht berührt wurden, unzweifelhaft Gewinn, Deutjhland nur einen Nugen, der durch 
die empfindlichen Verlufte an Geld und Gut während der neuerlidien bis Worms und Speier 
vorgegangenen Invaſion mindeftend aufgewogen wurde, 

Um zwei der jhönften Länder ver Erde, Neapel und pas Mailändiiche, vermehrt, Durch das 
wohlhabende Brabant bereihert, mit Häfen an der toscanifhen Küfte verfehen, im Bejige 
der zweitgrößten Injel des Mittelmeered: jo ging Ofterreih aus dem Spaniſchen Erbfolgefrieg 
hervor. Diele Erfolge vanfte e8 zu einem Theil der Koalition, die ih gegen Ludwig XIV. ge: 
bilder hatte, zu dem andern, vielleicht arößern, dem Prinzen Eugen von Savoyen, der, vielfach 
behindert von Hofcreaturen in Wien, Ofterreich zum Siege führte, indem er frine eigenen Wege 
ging. Im Vergleich mit andern Staatdmännern und Feldherren, die ven Haböburgern und 
jpäter den Haufe Lothringen gebient, ift etwas von erbrüdender Größe in dem Manne, der in 
einer verfchnörfelten Zeit und einer Umgebung, die fi beftenfalld mit gemeiner Pfiffigkeit 
vertrug, ein Charakter aus Einem Guffe war: wie ein Werf antifer Plaſtik neben den hoblen, 
zerbrechlichen Nippſachen, welche ald Menihen geltend die Empfang: und Vorzimmer der wiener 
Hofburg damals ausftaffirten. 

Karl VI. verdankte bald nad Abſchluß des Friedens von Raftadt jeinem Feldherrn neuen 
Ländergewinn, Es war zum Türfenfriege gefommen, den Eugen mit glänzenden Siegen raſch 
zu Ende führte. Der Friede von Paffarowig (1718) gab Ofterreich dad Banat mit Temesvar, 
Serbien mit Belgrad, die Walachei bis zur Aluta, Bosnien bis zur Sau, den bis dahin türz 
fiich gemejenen Theil von Slawonien. Die Wendung, welche um vie gleiche Zeit in ven Bezie— 
Hungen Frankreichs zu England und Spanien eintrat, brachte dad Scheitern der Projecte Al: 
beroni’8, des italienischen Staatsmanns in jpanifhen Dienften, der Sardinien und Sicilien 
(1717) erobern ließ, auf der Apenninifchen Halbiniel Fuß zu faffen ſuchte, um den Söhnen 
Philipp's V. aus zweiter Ehe mit einer parmefanifhen Prinzejjin von ſoliden Reizen, grassa 
lombarda (fie wurde nahmald durd mehr ald pünftlihe Erfüllung ehelicher Pflichten mager) 
italienifche Prineipate zu verfchaffen. Diefem in den unfaubern Räumen der fönigliden Schlaf: 
fammer in Madrid audgehedten Plane traten England, Holland, Ofterreidh und Frankreich ent: 
gegen. Die Duadrupleallianz der Mächte bewirkte, daß die jpanifchen Luftſchlöſſer eben in Luft 
aufgingen. Der Kaijer hatte ven Vortheil, für Sardinien das näher zu Neapel gelegene Sici: 
lien einzutaufhen; der Infant Carlos, Sohn Philipp's V. und feiner zweiten Gemahlin, den 
feine Mutter ſchon als König von Italien geträumt hatte, erhielt die Anwartichaft auf Toscana, 
wo man dem Ausfterben dev Mediceer entgegenjah, dann auf Parma und Biacenza. Sardinien 
fiel mit dem Königstitel an das Haus Savoyen (1720). i 

Im weitern Verlauf feiner Negierung zeigte Karl VI., daß er nicht der Mann geweſen, Er: 
rungened zufammenzubalten oder Ofterreih in vem Glanzpunkt der Macht zu firiven, ven Eu: 
gen’d Siege über die Monarchie heraufgeführt hatten, oder auch nur einem leidlichen Stand der 
Finanzen, der Civil- und Heereöverwaltung vorzuforgen. Er lieh jih von den Ereigniffen 
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treiben. Selbſt die Weiſe, wie er den an und für ſich großen, furchtbaren Gedanken einer Ver: 
erbung der Monardie auf jeine Tochter betrieb, artete bei ihm in Liebhaberei, in Familien— 
marotte aus. Da war ihm fein Opfer zu groß, wenn es galt, der Pragmatijchen Sanction 
eine Anerkennung mehr auf dem Papier zu verfhaffen, durch theuer erfaufte Staatöverträge 
und diplomatifche Acte, über deren Werth doch Brinz Eugen fi fehr wegwerfend äußerte. 
Statt eines wohlgefüllten Schaged und einer tüchtigen Armee hinterließ ev Oarantien und Ver: 
beigungen von feiten dev Mehrzahl der Mächte, welche über die herrfchende Finanznoth, die ein: 
geriffene Desorganifation der Armee nicht hinweghalfen. Schon im Jahre 1713 hatte Karl VI. 
die Pragmatiihe Sanction ??) ald Hausgeſetz erlaffen, demzufolge die verſchiedenen Ränder 
Oſterreichs in Grmangelung männliher Nachfolge, auf feine, des Kaiferd Töchter und ihre 
Deicendenten nah dem Rechte der Erfigeburt im männlihen und weiblihen Stamme über: 
geben jollten. . Im Jahre 1731 opferte er die Handelögefellihaft von Oftende, deren Grün: 
dung die Eiferſucht der Seemächte erregt hatte, um feitens diefer die Anerkennung der Pragma— 
tiihen Sanction zu erlangen. Er ließ ih 1733 zum polnischen Succeſſionskrieg verleiten, weil 
Auguftlll. der Pragmatiſchen Sanction beigetreten war, folglich gegen Stanislaus Leſzezynſki, 
den Schwiegervater Ludwig’ XV., unterflügt werden mußte, Frankreich, Spanien, Sardinien 
fanden gegen Ofterreih; Eugen war altersſchwach geworden; die Franzoſen nahmen Kothrin- 
gen und bejegten Kehl; in Italien machten die Verbündeten reißende Fortſchritte, Neapel fiel in 
die Hände der Spanier. Was der Kaijer im Kriege verloren hatte, gab er auch im Frieden 
preid: Neapel und Sicilien wurde an den ſpaniſchen Infanten Carlos abgetreten, Sardinien 
erhielt von der lombardifhen Artifchofe zwei friiche Blätter, Novara und Tortona, Lothringen 
befam der Schwiegervater Ludwig's XV., es follte aber nad dem Tode dieſes vertriebenen 
Polenfönigs an Frankreich fallen. Im Taufche für fein Land warb dem Herzog Branz Stephan 
von Lothringen das durch Ausgang der Mediceer erledigte Toscana übergeben; Parma und 
Viacenza fiel an Ofterreih — ein ſchwacher Erjag für jo große Abtretungen an eigenem und 
deutihem Reichslande. Aber die Pragmatiihe Sanction fah Karl VI. dur neuerliche Aner- 
fennung ausgezeichnet, Branfreih, Spanien, Neapel, Sardinien verpflichteten ſich auf fie. 
(Der polniſche Succefjiondfrieg nahm thatfähli dur die Präliminarien von Wien, October 
1735, ein Ende; förmlidhe Friedensſchlüſſe erfolgten erft fpäter: mit Franfreih im Novem— 
ber 1738, mit Spanien, Neapel und Sardinien erft im Jahre 1739.) 
Zu feinem Unglüd ließ fih der Kaifer gegen Ende feiner Laufbahn noch auf einen Türfen- 
frieg ein. Rußland Hatte die Raubſucht der frimfchen Tataren zum Vorwand eines friegeri= 
ſchen Auftretens gegen den Halbmond genommen; Dfterreich wollte anfangs vermitteln, trat 
indeß bald zu den Ruffen als activer Bundesgenofje über. Der Krieg, jo begreiflih er von 
ruſſiſcher Seite war — galt e8 doch, die Schmach des Pruther Friedens wieder gut zu machen! — 
war ſeitens Dfterreichd ein Verftoß gegen jedes Recht und die einfachften Regeln der Klugheit. 
Man konnte fich die unbegreiflihe Parteinahme des Kaiferd gegen den Sultan nicht anders 
erklären, ald durch den Verdacht, daß die öfterreihifchen Minifter mit ruſſiſchem Gelde beſtochen 
werden jeien.23) Die Strafe folgte auf dem Fuße: der Krieg war einer der verhängnißvoll- 
ften für Oſterreich, der Belgrader Friede, der ihn ſchloß, einer ver ſchmachvollſten. Nach drei 
unglüdlichen Feldzügen machte endlich der Öfterreihifche General Neipperg ver heilloſen Wirth: 
ihaft2*) durch einen Friedensſchluß um jeden Preis ein Ende. Er gab Serbien mit Belgrad 
und die Waladhei bis zur Aluta, ſoweit fie im Paffarowiger Frieden erlangt worden war, ven 
Türken zurüd (September 1739); Karl VI. ſchickte feinen General ob dieſes ſchmählichen Trar= 
tats auf die Feftung. Im Jahre 1740 ftarb der Kaifer; mit ihm erlofdh der Mannsitamm des 
Haufes Habsburg, und Maria Thereſia trat die Herrichaft eines Reichs an, welches ihr auf der 





22) Die Bragmatifche Sanction wurde auch den Landtagen aller öfterreichifchen Länder vorgelegt, fie 
follte nicht blos ein Hausgefeg, fondern ein — fein. Bon den Ständen Niederoͤſterreichs 
und Böhmens wurde fie 1720, vom ungarifchen Landtag, unter Verwahrung der ungarifchen Ver: 
Taflungsrechte 1722 und in demfelben Jahre auch vom fiebenbürgifchen Landtage angenommen. Bon 
den übrigen Landtagen wurde fie zwifchen den Jahren 1720 — 24 als ein für diefe gültiges Erbfolge— 
weg anerannt. 
) Bal. die Stimmen hierfür bei Sugenheim, Rußlands Einfluß auf und Beziehungen zu Deutiche 

land (Frankfurt a M. 1856), 1, 222. 

‚24) Selbft den harmlofen Wienern war diefe Wirthſchaft bamals zu toll; fie behaupteten, Kaifer, 
Ninifter, Feldherren und Diplomaten hätten in feltener UngefchiclichFeit fich felbit überboten. Gore, 
Geſchichte des Haufes Ofterreich (deutfche Überfegung), IV, 66. — 
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wanfenden Grundlage der Pragmatifchen Sanction und in vernadläffigten, ſchadhaftem Zu— 
ftande hinterlaflen worden. | 
Die ſchweren Opfer, welde Karl VI. gebracht hatte, um feiner Tochter die Nachfolge in 
Ofterreich zu fihern, ertwiefen ſich jegt ald nuglos: Karl Albreht von Balern nahm das öfter- 
reihiihe Erbe auf Grund eines Teftaments und eined Codicills Kaifer Ferdinand's I. für ſich in 
Anſpruch; die Mächte, melde die Pragmatifhe Sanction anerfannt hatten, befannen ſich jegt 
eines andern und ergriffen in ihrer Mehrzahl gegen Maria Therefia Partei. Mit einem des— 
organiiirten Heere, bei dem Fläglihften Stand der Finanzen follte Ofterreich halb Europa gegen: 
über feine Stellung behaupten und der von gierigen Händen betriebenen Theilung feiner Lande 
widerftehen. Friedrich der Große brad in Schleſien ein, Baiern und Sranzofen in Böhmen; 
bier ließ ih Karl Albrecht zum König Frönen, und die Pragmatifche Sanction, die aud von den 
Ständen dieſes Landes acceptirt worden war, zeigte bier, wie überall, die Eigenichaft eines 
mertblofen Papiers, das der Krönung eines Wittelsbachers nicht im Wege ftand. In Ungarn 
allein, wo der Landtag die veränderte Erbfolge nur unter Beftätigung der verfaffungsmäßigen 
Rechte und Freiheiten anerkannt hatte (1723), fand Maria Therefia eine kräftige Linterflügung. 
Allerdings darf man ſich diefe nicht jo im Sturme erobert, nicht fo raſch und nachhaltig gewährt, 
nicht fo ficher die Entſcheidung bringend vorftellen, wie fie von ungarischen und öfterreichiichen 
Federn durch lange Zeit aufs geduldige Papier gezeichnet wurde. Die Stände des Landes blie- 
ben auch diesmal ihrer Gewohnheit treu, klagten über mannichfache Schädigung ihrer Rechte 
und riefen nah Abhülfe, ehe fie Blut und Leben für Erhaltung der Monardie aufboten. 
Volksthümliche Sage und politifhe Berechnung haben died Betragen der Stände der Vergeſſen— 
heit geweiht, der e8 durch nüchterne geſchichtliche Forſchung entriffen werben mußte. Heutzutage, 
da man in Ofterreich die Verbienfte der Ungarn um die Monarchie ebenfo zu verkleinern fucht, 
wie man fie zeitweilig ins Großartige zu ziehen wußte, hört man es wol der ungariichen Na: 
tion öfters vorrüden, daß fie damals die Verlegenheit ver Regierung gewinnfüdtig benugt babe. 
Abgefehen davon, daß dies ein an fich fehr ungerechter Vorwurf ift, — denn welches Bolf kann 
anders die Freiheit erlangen als durch Benugung der Verlegenheiten feiner Regierung! — bat 
Ungarn um jene Zeit nicht blos fein Recht gefihert, fondern aud für das der neuen Dynaftie 
gekämpft. Es dürfte im Oſterreichiſchen Erbfolgefrieg nabe an 100000 Mann fir Ofterrei 
geſtellt Haben 2) und hat durch feine Haltung die Muthigen aufgerichtet, die Kühnen mit neuer 
Hoffnung erfrifcht. R 

Noch im Laufe des Oſterreichiſchen Erbfolgefriegs mußte Maria Therefla in die Abtretung 
Schleſiens an Preußen wiederholt tractatmäßig willigen, zulegt im Dredvener Friedenéſchluß 
(1745). Es war der berbfte Verluft, den das Ringen um Ofterreihs Fortbeftand im euro: 
päiihen Staatenſyſtem gefoftet; mit ihm verglichen waren die Zugeftändniffe, durch melde 
der Aachener Friede erkauft und der Erbfolgefrieg beihloffen wurde, leicht zu ertragen. Diefer 
Brieden (1748) ließ das Erbe der Kaiferin bis auf einige mailändiſche Landſchaften (vie übri— 
gend ihon 1743 Sardinien überlaffen worden waren) und die Herzogthümer Parma, Piacenza, 
Guaftalla, welche dem ſpaniſchen Infanten Philipp zufielen, ungefchmälert, wie fie es von 
ihrem Vater übernommen hatte. So endete ein Krieg, den abzuwenden Maria Thereſia zu viel 
gröhern Opfern bereit gewefen war. Sie hatte (1741) Ludwig XV. angeboten, das Herzogthum 
Luremburg an Frankreich zu geben, wenn er bewirken wolle, daß Spanien mit der Abtretung 
der Niederlande, Balern mit der von Vorderöſterreich ich zufrievdenftellen. Das Kriegsglück 
entſchied anders: nad) achtjährigem ehrenvollen Kampfe mußten die Gegner, bis auf einen, der 
eine deutiche Großmacht aufgerichtet hatte, mit geringerm Nugen fürliebnehmen. 

Gine raftlofe Thätigfeit entwickelte Maria Thereſia nah Abſchluß des Friedens, um die ver: 
wahrloſte öfterreihiiche Verwaltung in ein ordentliches Gleis zu bringen, die Kriegsſchäden 
audzubeflern, auf neuen Krieg Vorbereitung zu treffen. Sie war Alleinherriherin in Ofterreich: 
die Stände in den deutſch-ſlawiſchen Provinzen hatten alle Bedeutung verloren — gegen die 
Oppojitiondluft der lingaru gab es gute Hausmittel, möglichft feltene Ginberufung des Yand: 
tage, Heranziehung des eiteln ungarischen Adels an ven Hof. Ihren Gemahl, den zun deut: 
hen Kaiſer erforenen Herzog von Lotbringen, hatte Maria Iherefia wol zum Mitregenten 
proclamirt; er war es jedoch blos dem Namen nad. Sie regierte, er trieb Geldſpeculationen; 
jie lenkte die Politik Hfierreichs in neue Bahnen, er durfte ſich nur um das Finanz: und Liefe— 
rantenweſen fümmern, deffen Bedeutung damals Freilich unterfchäßt wurde; fie war eine Herr: 
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ſcherin, die allen wichtigen Regierungsmaßregeln den Stempel ihres Geiſtes aufdrückte, er war 
— ein guter Mann. Im Vereine mit Kaunig, ihrem nahmaligen Staatskanzler, betrieb 
Maria Therefia hinter dem Rüden ihrer unfähigen Minifter jenen weit angelegten, unter Hint: 
anjegung aller öfterreihifhen Traditionen zu Ende geführten Blan einer Allianz mit Frankreich, 
welche dev Wiedereroberung Schleſiens, der Vernichtung Preußens galt. Im Innern des Reichs 
juchte fie durch Reformen aller Zweige der Verwaltung ven Wohlftand und die Macht des 
Staats zu erhöhen. Mochte auch anfangs diefe emfige Thätigkeit im Neformiren und Organi: 
jiren mehr wie ein unficheres Taften nad) irgendeiner Grundlage der Goncentration aller Kräfte 
des Reichs ericheinen — es trat doch immer durch Willensftärke und Thatenluft der Negentin 
das Erreichbare über den unmwiederbringlich Verfehlten heroor und fam zu feinem Rechte. In 
erfter Linie wurde nach dem Aachener Frieden das ſtehende Heer zum Object der Regierungsforg- 
falt gemacht. Es gelang mit demfelben vortrefflich; der Wiederausbruch des Kriegs fand ed (Aus 
guft 1756) bei weitem nicht vollftändig audgerüftet; dennoch war es tücdhtig genug, vor Ablauf 
des eriten Kriegsjahrs eine Leiftung aufzuweifen, zu der e8 fi während der frühern Schleſiſchen 
Kriege nie emporgefhwungen, einen Erfolg über Friedrich ven Großen, die Schlacht bei Kollin 
(Juni 1757). Die Armee fand auch ſpäter an Joſeph ald Mitregent der Kaiſerin einen fräftigen 
Brotector ihrer Intereflen : fie war gegen dad Ende der Regierung Maria Thereſia's auf 300000 
Mann gebradt, von 50000, wie Karl VI. fie hinterlaffen hatte. Die Gründung des Inftituts 
der Militärgrenze ift ein Werk dieſer Kaiferin, welche überhaupt mehr kriegeriſchen Geift verrieth 
als mander ihrer Borgänger und Nachfolger des ftärfern Geichlehts. Als Friedensfürftin zeigte 
Maria Iberejia einen richtigen Bli für die Schwächen und Fehler der öfterreidifchen Völker: 
die Therefianiiche Mapregeln und Geſetze waren zum Theil hart, despotifch, eigenmädtig auf 
Erreichung eines willkürlich geſetzten Zwecks angelegt; aber jie waren dies nur dort, wo Zeit: 
geift und Volkscharakter jid der Härte von jelbft beugten, wo nicht dad Gejeg, fonbern ver 
Widerſtand gegen daffelbe dem allgemeinen Urtheil oder Vorurtheil zuwiberlief. Allerdings 
tragen auch viele Anordnungen der Kaijerin das Gepräge eines freiern Geiſtes, eines Flaren Ein: 
blicks in die Grundbedingungen einer georbneten ftaatlihen Eriftenz; aber wie vorſichtig, wie 
ihonend find dieſe entworfen, wie jorgfältig werden bei aller Kraft und Sicherheit in ihrer 
Ausführung die Jutereflen abgewogen und befhmwidtigt, die ihnen entgegenftehen! Hierher 
find vor allem die ind legte Jahrzehnt der Regierungsperiode Maria Thereſia's fallenden Pa— 
tente zur Verbeſſerung der Lage der bäuerlichen Bevölkerung, Negelung der Fronen u. dgl. 
zu zählen; jie ebneten dem vaftlos vorwärts ftrebenden Jojeph die Wege und bewirften, daß 
den Reformen dieſes Kaiſers wenigftend in einem ihrer Zweige der Erfolg fiher war. In Be: 
treff der bureaufratifhen Einrichtungen des Reichs Teiftete die Raiferin mit ihren organifatori= 
ihen Neuerungen das Möglichfte. Es wurde neben der vollziehenden Gewalt, welche in ven 
deutich = jlawifchen Provinzen bei der vollftändigen Nichtigfeit der Landſtände durch Rath und 
Gontrole weder beirrt noch gefördert werden fonnte, ein Staatörath gegründet, in deilen Auf: 
gabe die überfichtliche Leitung der gefammten Regierungsthätigkeit, das Befthalten der Einheit 
und Harrionie zwiſchen ven oberften Kanzleiveflorts zu fallen harte. Als Mittelglied, welches die 
Provinzialverwaltungen mit dem Monarchen verbinde, wurden die Hofflellen neu geregelt; als 
Mittelglied zwiichen der Provinzialverwaltung und dem Volfe creirte man Kreidämter, bie 
fortan eine bedeutende Rolle in der ſoeialen und politiichen Geſchichte ſterreichs ſpielen. Sie 
verwieſen die Bauern auf den Staat als Helfer gegen die Willkür der Grundherren, hetzten wol 
auch zuweilen gegen dieſe, bildeten ſich aber im ganzen genommen zu einer Art von Culturmoment 
heraus, an den das Anſehen und die Allgewalt ver Latifundialbeſitzer eine Schranke fanden. 
Unter Maria Iherefia wurde aud der Anfang zur Trennung der Juftiz von der politiſchen Ver: 
waltung gemacht; die Grridtung einer eigenen oberften Juftizftelle für die deutſch-ſlawiſchen 
Länder füllt ind Jahr 1749. Dagegen wurden die politiiche und die Finanzverwaltung der 
genannten Ränder unter einer Behörde, tem Directorium in publidis et cameralibus, ver: 
einige. Erſt nachdem ſich das Unzukömmliche dieſer monftröfen Vereinigung der Apminiftration 
mit dem Camerale herausgeſtellt hatte (1762), zerfiel das Directorium, ſeine Functionen als 
politiſche Oberbehörde wurden an die böhmiſch-öſterreichiſche Hofkanzlei übertragen. Im die 
Leitung der Finanzen traten die Hofkammern ein. 

Die Geſchichte des Siebenjährigen Kriegs glauben wir hier als jedem Deutſchen bekannt 
übergehen zu dürfen. Als Reſultat des öſterreichiſch-franzöſiſchen Allianzvertrags von Ver— 
ſailles (1756) hatte dieſer Krieg für dieienigen, welche den Untergang Friedrich's des Großen 
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herbeiführen wollten, vorübergehende Siege, bleibende Enttäuſchungen zur Folge. Um Schle— 
ſiens willen hatte Maria Thereſia an die Pompadour geſchrieben, un Schleſiens willen hatte 
jie den Bourbonen den Befig jener Provinzen garantirt, die Nidelieu und Ludwig XIV. dem 
Reiche entriifen hatten; von Ofterreih, wo man nod heute über die Verbindung Bernhard's 
von Weimar und anderer Broteftanten mit dem Reichsfeind Verrath jhreit, wurden die Fran— 
zofen diesmal nad Deutichland gerufen, um einen deutihen Neihsfürften befriegen zu belfen 
-bis aufs Meſſer! „Gin ſolches Bündniß ift unnatürlich!“ rief der Gemahl Maria Thereſia's, 
Kaifer Franz I., mit der Hand auf den Tiſch ſchlagend, ald er zuerft von dem Plane erfuhr; es 
war aber nicht nur unnatürlich, jondern auch unfruchtbar für Ofterreih, das feinen Lohn 
dahin hatte und den Hubertäburger Frieden auf den Beiigftand vor dem Kriege abichliegen 
mußte, ohne daß heißerſehnte Schleiten wiederzuerlangen. 

Maria Thereſia und Friedrich ver Große, ihre Staatsmänner und Kriegähelden hatten ich 
im Siebenjährigen Kriege erihöpft; Land und Leute hatten unter unfaglihen Anftrengungen 
furdtbar gelitten — der Krieg bringt Energie zur Entfaltung, aber er verzehrt fie auch. 
Diterreih und Preußen find mit dem Friedensjahr 1763 nicht Schon alt geworden, aber ein jün— 
gerer ift da, ift bei vollen Kräften und zeigt ihnen den Meifter. Ungefähr ein Jahr vor Been— 
digung ded Kampfes war Ofterreih ein Alliirter abgefallen; der Zar Veter III. hatte jofort 
nach feiner Thronbefteigung (1762) den Bund mit Maria Thereſia gelöft, um fih mit Preußen 
zu alliiren. BeterIIl. war wahnſinnig, Die Ruſſen befreiten ſich eines Nachts von ihm und fegten 
feine Frau, eine deutſche Brinzeifin (aus den Haufe Anhalt: Zerbit) als Katharina II. auf den 
Thron. Bald nachdem Karharina den blutigen Weg zur Herrihaft angetreten, ward der polni= 
iche Königsthron erledigt; die Zarin lenfte die neue Königswahl auf einen ihrer frühen Lieb— 
baber und begann nun Polen zu umgarnen, nad Genojjen an ven Werfe der unerbörteften 
Vergewaltigung, welche die neuere Geſchichte zu erzählen weiß, ſich umzuſehen. Obglei ver 
Thronwechſel, dem jie ven Beiig der Gewalt verdanfte, zum Theil durch die nationale Reaction 
gegen die preußenfreundliden Beitrebungen des ermordeten Kaiſers herbeigeführt worden, lenkte 
Katharina doch ihre Blicke auf Friedrich I. als brauhbarften Alliirten gegen Bolen. Nachdem 
ie ihre Truppen aus Anlaß der Königewahl in die Republik einrüden gelaffen, ſchloß ſie mit 
Preußen jenen Bundesvertrag, in weldem fich Friedrih und Katharina den ungefdhmälerten 
Hortbeftand aller Misbräuche und Mängel der polniſchen Verfaffung, vom liberum veto ange: 
fangen, einander garantirten (1764). Bald darauf bradten Rußland und Preußen die Diffi- 
dentenfrage aufd Tapet, und an diefer eben follte Polen fpäter zu Grunde gehen. Solde Bor: 
gänge mußten jhon damals den europäiſchen Gabineten Die Überzeugung verſchaffen, daß bie 
zwei nordiſchen Mächte auf der Bahn ihrer Übergriffe zum Außerften kommen würden, au 
wenn fie died nicht wollten. Wie verbielt ich Dfterreih angeſichts der ſichtlich feſtgekitteten 
ruſſiſch-preußiſchen Allianz und den bedrohlichen Wirfungen gegenüber, welche ſie auf das Los 
eines zerrütteten Nachbarſtaats zu üben anfing? 

In Ofterreih mochte man die Gefahr zur rechten Zeit erkannt haben; jie abzuwenden fehlte es 
nicht an Luft, wol aber an Entichiedenheit und Unbeugfamfeit des Willens. Man ſah ſich zuerft 
nad Branfreih um, ob diejes etwas gegen die drohende Verrückung des Gleichgewichts unter: 
nehmen wolle, und ald dad Gabinet von Verſailles fich lediglid aufs Intriguiren wider Rup: 
fand verlegte, ald es mit einer Diverjion von türfifcher Seite das Gewitter abzuleiten fann , als 
vollends dieje die Sache noch verihlimmerte und der Zarin ftatt eines Opfers deren zwei, Polen 
und die Türfei bot: da ließ auch Ofterreich ohne viel Weigern und Zieren fi für ven Plan ge: 
winnen, jein Territorium zugleih mit dem Preußens und Rußlands um ſchöne Stüde polni: 
ſchen Landes zu vermehren. Es erhielt bei vem Naube mehr ald 1400 Dundratmeilen und con: 
fituirte die Beute zu einem eigenen Königreih, Balizien und Lodomerien, das fortan unter 
diefem Namen auf der Lifte ver Öfterreihifchen Beiigungen vorfommt. Ein Theil des den Polen 
Abgenommenen wurde (1775) an Ungarn gegeben; es waren die 13 zipfer Städte, auf welche 
Dfterreih namens der ungarifhen Krone einen Rechtsanſpruch erhoben hatte, fo wanfend und 
Hohl, wie alles, was unter dem erlogenen Titel eines Rechts bei diefer Theilung geltend gemacht 
wurde. Schrieb voh Maria Therejia über den traurigen Handel an Kaunig: „In diejer Sad, 
wo nit allein dad offenbare Recht himmelſchreyt wider Uns, ſondern auch alle Billigkeit und 
die gelunde Vernunft wider ung ift, muß befhennen, daß Zeitlebens nit fo beängftigt mich be— 
funden und mid ſehen zu laffen ſchäme“. 

Zur weitern Arrondirung Galiziens, wie aud behufs Erleichterung der Verbindung deſſel— 
ben mit Siebenbürgen ließ fih Maria Thereſia die Strecke Landes, welche die Bukowina ge: 
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nannt wird, vom Sultan abtreten (1777); die Abtretung erfolgte auf Grund von Reclama- 
tionen, die Ofterreih erhoben hatte, weil died Land ehedem zu Siebenbürgen gezählt worden. 
Der Hodpodar der Moldau, welder ih dem Vorgang widerſetzte, wurde auf Befehl des Sul: 
tans geföpft. 

Am Abend ihres Lebens jollte die Kaiferin einen neuen Krieg mit Preußen zu beftehen 
haben. Schon bei Lebzeiten des Kurfürften Marimilian Joſeph, des legten Wittelsbachers von 
Mannsſtamm, hatte ih Ofterreich mit deffen rehtmäßigem Erben, Karl Theodor, Kurfürften 
von der Pfalz, in Unterhandlungen wegen Iheilung der Erbichaft eingelajfen. Kaiſer Jofeph 
gründere Oſterreichs Anſprüche auf die bairiihen Gebiete, wonach ihn verlangte, theild auf eine 
Belehnung des Kaiſers Sigismund, theild auf feine, Joſeph's, Abftanımung von einer bairi— 
ihen Gemaflin Kaifer Ferdinand's III., theils auf die Befugniß, eröffnete Reichslehen als 
deuticher Kaifer einzuziehen. Karl Theodor, der jelbft ohne ehelihe Nachfolge war, ging auf 
die öſterreichiſchen Theilungsvorihläge ein. Sofort nah Marimilian’s Tode rückten öfterrei: 
chiſche Truppen in Baiern ein; gleichzeitig wurde der Iheilungdvertrag mit Karl Theodor ab: 
geſchloſſen (Januar 1778) und demjelben gemäß bairifhes Land, -theild in Maria Thereſia's, 
theils in Kaifer Joſeph's Namen von Oſterreich annectirt. Dies veranlafßte das Einſchreiten 
Sriedri' 8 des Großen, der id) ded präjumtiven Erben Karl Theodor's, des Herzogs Karl von 
Pralz:Zmeibrüden, annahm. Es kam zum Kriege, den Maria Thereſia um jeden Preis ver— 
mieden haben wollte und gegen den Willen ihres Sohnes raſch beendete. Sie rief die Vermitte- 
lung der Zarin Katharina an, einer Frau, vor der fie zwar in ihrem Rechtsgefühl und ihrem 
etbifhen Bewußtſein ein unheimliches Grauen empfand, vor der ſie jih aber dennoch jo weit 
beugte, dag fie, um mit ihren eigenen Worten zu reden, „ihr Heil und ihre Würde” in 
die Hände der Zarin legte.26) So ward denn abermals der Fremde zum Richter in einem deut: 
Then Streit beitellt; Rußland dictirte ven Teichener Frieden, ſterreich und Preußen nahmen 
ihn an. Nur ein kleiner Theil von Baiern, das Innviertel mit Braunau, wurde Oſterreich 
zugeſprochen, der Friede ſelbſt unter franzöſiſch-ruſſiſche Garantie geſtellt (1779). Maria 
Thereſia überlebte ihn nicht lange; fie ſtarb ſchon im nächſten Jahre (29. Nov. 1780). Zu er: 
wähnen iſt noch, daß in ihre Zeit die Errichtung der öſterreichiſchen Secundo- und Tertio— 
genitur in Italien fällt. Das Branzl., dem Gemahl der Kaiſerin, gehörige Toscana 
murde an den zweiten Sohn Maria Thereſia's, Erzherzog Peter Leopold, als Secundogenitur 
gegeben (1765); als Leopold Kaiſer wurde und die öſterreichiſchen Erbftaaten in Beſitz nahm, 
gelangte dad Land der Stiftungsurfunde von 1763 entſprechend unter die Herrſchaft des nächſt— 
geborenen Brinzen der Dynaftie, zweiten Sohnes Leopold's, an den ed nad) den Stürmen der 
Revolution und des franzöjifhen Kaijerreihd vom Wiener Congreß zurüdgegeben wurde. 
Modena erwarb der dritte Sohn Maria Thereſia's, Erzherzog Ferdinand, durch jeine Ver— 
mählung mit Beatrir, Erbtochter des legten Herzogs aus dem Haufe Efte; eö wurde jo nebft 
den Fürſtenthümern Mirandola, Mafia und Garrara eine Tertiogenitur des Hauſes Lothrin— 
gen. Erſt die Politif Cavour's entriß dieſe italienifchen Gebiete den Händen der gemeinſamen 
Dynaſtie. 

Joſeph II., ſeit dem Tode ſeines Vaters (1765) deutſcher Kaiſer, führte nad Maria The— 
refia's Ableben die Regierung der öſterreichiſchen Länder als raſtlos und ehrlich wirkender Re— 
formator im Innern, als eroberungsluſtiger, ländergieriger Fürſt nach außen hin. Das Glück 
ſeiner Völker und die Macht des Staats waren dad Augenmerk ſeines ganzen Lebens; er 
frug dabei weder nad dem eigenen individuellen VBortheil und Wohlbebagen, noch nad dem 
Rechte anderer, wenn diejes feinen Planen in Wege ftand. Charakter und Bedeutung des 
Mannes ſowie die Hauptmomente feiner Regierung find bereitd a. a. D. diefed Werks 
(VIH, 642 fg.) zufammengefaßt worden ; ed bleibt und daher nur übrig, mit furgen Worten 
der Endergebniffe dev Joſephiniſchen Ihätigkeit zu gevenfen, ſoweit diejelben eine bleibende 
Spur hinterlaffen oder die Richtung der öſterreichiſchen Politik auch nad Joſeph I. be: 
einflußt haben. , 

Epochemachend war Kaijer Joſeph's Regierung für Ofterreich in erfter Linie durch Hebung 
bed Bauernflandes, der jüch nicht wieder auf das Niveau der frühern Erbunterthänigfeit und 
Rechtloſigkeit herabdrücken ließ. Den Frondienſt der öfterreihiichen Bauern hatte ſchon Maria 
Thereſia durch das fogenannte Nobotpatent von 1775 nad dem Map der Örunpfteuer zu regeln 
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gefuht; in Ungarn hatte jie der Willfür der Grundherren, trog der Weigerung des Landtags 
(1765), durch ein die bäuerlichen Abgaben und Frondienite feitftellendes Urbarium erfolgreich 
ein Ziel gelegt. Anknüpfend an diefe Thätigkeit feiner Mutter trachtete Jofeph mit aller Ener: 
gie feines Geiftes danach, die Bodenproduction durch Entfeffelung des Bodens zu heben. Durch 
Hofvecret vom 16.Nov. 1781 wurde den bäuerlichen Interthanen geftattet, die ihnen günſtigſte 
Glaufel des Nobotpatents von 1775 neuerdings zu benugen; in demielben Jahr wurde die 
Leibeigenichaft, wo und infofern fie noh in Böhmen und Mähren beftand, aufgehoben; vie 
gleiche Aufhebung erfolgte 1782 für Galizien. Am 1. Sept. 1789 ward das erfte öſterreichiſche 
Ablöſungsgeſetz verfündigt, durch welches den Bauern wenigftens die Möglichkeit geboten wurde, 
fi von den Fronen, melde durch Joſeph's Anordnungen bereits jehr viel von ihrer drückenden 
Natur verloren hatten, gänzlich loszufaufen. Auf diefen Joſephiniſchen Geſetzen fußte die öfter: 
reihiiche Ackerwirthſchaft bis auf die neuefte Zeit; jie blieben in den deutſch-ſlawiſchen Ländern 
trog aller reactionärer Strebungen in Kraft, während Ungarn (f. d.) zwar bie Dectrori- 
rungen Joſeph's abzuwälzen verfland, aber dennoch, inäbefondere feit den dreißiger Jahren 
unfers Jahrhunderts, für die Erleichterung der bäuerlichen Laften im Wege der verfaſſungs— 
mäßigen Geleggebung vorgelorgt hat. 

Bon ebenjo nahhaltiger Wirfung wie die agrariihen Neformen des Kaiferd waren feine 
Neuerungen auf kirchlichem Gebiete. Sie hielten ſich ungeachtet aller Rückſichtsloſigkeit der 
Form auf der Linie des für Ofterreich Erreichbaren; der Joſephinismus, ein Abklatſch des Galli: 
kanismus, jollte dem Papſte Macht nebmen, ohne jte den Biſchöfen oder der kirchlichen Gemein: 
ſchaft zu verleihen; er begründete den Vorrang des Staats vor der Kirche, das Übergetwicht der 
weltlihen Gewalt über die geiftlihe. Dabei hatte ed denn in Ofterreidh fein Bewenden, wie viel 
auch an dem Toleranzedict von 1731 nachmals unter minder duldfamen Regierungen gebeuter 
wurde, und mie immer frömmelnde Anwandlungen fi der Gunft der Reaction erfreuten. Die 
meiften der von Joſeph aufgehobenen Klöfter blieben aufgehoben; den aus ihren Ginfünften 
gebildeten Religionsfonds behielt der Staat in feiner Hand; ber Verkehr mit Rom, die Ver: 
Öffentlihung päpftliher Bullen und biſchöflicher Hirtenbriefe, die Verwaltung des Kirchenguts, 
der Angelegenheiten religiöfer Orden, die Pfründenbefegung u. dgl. unterlagen ſämmtlich jenen 
Einfhränfungen und Auffihtömaßregeln, die Joſeph II. als zu Necht beitehend theils vorgefunden 
theild neu verfündigt, in beiden Fallen aber folgerichtig durchgeführt hatte. Erſt die jüngite 
Vergangenheit follte in Ofterreih den vollſtändigen Bruch mit dem Joſephinismus durchs 
Goncordat bringen, 

Die Bernihtung der ſtändiſchen Gerechtſame, entiprechend dem von Joſeph befolgten Syſtem 
des aufgeflärten Despotismus, war thatſächlich vollzogen und wurde fortgefegt, auch nachdem 
die Aufflärung verflogen und blos der Despotismus geblieben war. Es lag dies in der Natur 
der Sache: das Ständeweien hatte feine Bereutung verloren; man fonnte ed mit fchattenbaften 
Befugniffen ausftatten, mit nichtsſagendem Geremonialgepränge umgeben, auf harmloſen 
Poftulatenlandtagen ſich ſpreizen laffen, nicht e8 beleben, audy wenn man gewollt hätte. Die 
ftändifchen Nechte waren unter Leopold, Franz und Ferdinand dem Kandesheren weder unbe: 
quem noch zuträglich; fie waren allenthalben nur zum Spiele da und zeigten ſich zerbrechlich 
oder kaum des Bruches werth, wenn irgendjemand irgendwo einen Ernſt damit machen wollte. 
Die ungarifhen Berbältniffe kommen bier als die eines Staats im Staate, einer Inſel des Gon- 
flitutionalisnus und der Selbftregierung im Decean der reinen Despotie nicht in Betracht. 

Als Nefultate feiner auswärtigen Politif hinterließ Joſeph IL. feinem Nachfolger ein 
trauriged Erbe. Die öſterreichiſchen Niederlande, deren Verwaltung, wie die von Mailand, 
dem Departement des Außern zugewiefen und vielleicht desbalb im ganzen ſtets eine qute war, 
hatte der Raijer in vollen Aufruhr gebracht. Dem Plane, jie gegen Baiern auszutauichen, war 
durd Briedrih den Großen und feine Stiftung des Deutihen Fürftenbundes raſch ein Ente 
gemacht worden; dem andern Plane, fie gegen Sinn und Wortlaut alter Verfaflungsflatute 
und beſchworener Nechte abiolutiftiich zu regieren, folgte die Nevolution auf dem Fuße. Ebene 
unheilvoll wie bier zeigte Ab Joſeph's Politik in orientalifchen Dingen. Die verderblichfte 
Allianz für Ofterreich, die ruſſiſche, hatte den Kaifer zum Bundesgenoflen Katharina's I. in 
einem Türfenfriege gemacht, und mochte Joſeph noch fo aufrichtig geäußert haben, er werbe eine 
Vernihtung des Osmaniſchen Reiche nie zugeben 27), er babe fein Intereffe daran, die Mützen 
der Koſacken flatt des türfiihen Turbans in Konilantinopel aufpflanzen zu feben, ev wiſſe nicht, 





27) Ségur, Histoire des princeipaux evenements du regne de Frederic Guillaume IL, IT, 93. 


Ofterreich (Staatsgeſchichte) 117 


was mit Konjtantinopel anzufangen ſei ?8), u. dgl.: die Worte papten nicht recht zu jeinen 
Thaten, und der ruſſiſch-öſterreichiſche Krieg gegen die Odmanen nicht zu den Orundfäßen jeder 
vernünftigen öſterreichiſchen Politif. Nach diefer Richtung hin hat die Regierung feines Nad: 
folgers Leopold ungemein erſprießlicher fir Öfterreich gewirkt: jie trieb Intereflenpolitif, während 
Joſeph ſich in Eroberungspolitif gefallen hatte. 

Nicht viel über zwei Jahre herrſchte Leopold II., der das grollende Ungarn zu befünftigen, 
die Niederlande unter öſterreichiſche Botmäßigfeit zurüdzuführen, die drohende Allianz Preußens 
und der Seemächte zu jprengen verftand, Noch in demfelben Jahre, welches Kaifer Joſeph I. 
ind Grab fleigen jah, wurde zu Reihenbad ein Congreß Ofterreihs mit Preußen, England 
und Holland eröffnet, von dem eine gewichtige Anderung der europäiichen Politik zu batiren ift. 
‘Breußen, welches der MachterweiterungOſterreichs fo beharrlich entgegengeftrebt und die Allianz 
mit den Seemädten gefhloffen hatte, um öfterreichifche Eroberungen gegen die Türkei zu 
bindern oder durd preußische in Polen aufzumwiegen, wurde durd Leopold bejänftigt. Er ver- 
ſprach in der Reihenbadyer Convention (27. Juli 1790) feinen Frieden mit dev Pforte auf dem 
Statusquo abzuſchließen; der Friedensöſchluß erfolgte bemgemäß zu Sziftowa (December 1790). 
68 harte früher im Plane gelegen, Ofterreih durch türfifche Eroberungen zu vergrößern, da= 
gegen Theile von Galizien wieder mit Polen zu vereinigen, weldes Danzig und Thorn an 
Preußen überlajjen ſollte. Leopold, der ſich nachmals als großer Polenfreund zeigte, konnte auf 
dieſen (Herzberg’ihen) Plan nicht gut eingehen, zumal die Polen Danzig ald Seeftation nicht 
bergeben wollten und Preußen Eurziihtig genug war, die Oelegenheit zur Kräftigung der 
Republik vorübergeben zu laſſen. Die polnifchen Batrioten wandten dann ihre Blicke von Berlin 
nah Wien, wo Leopold Il. ſich vergeblih anftrengte, das unglüdliche Land, welches zur Beute 
der Ruſſen prädeftinirt war, zu retten. Die öſterreichiſch-preußiſche Allianz, für die in Reichen— 
bach eine Grundlage gewonnen worden, erhielt ungeachtet allev Anftrengungen des Kaiſers eine 
Rihtung gegen Bolen, weil die preugiihen Staatsmänner in Reichenbach die Fühlung verloren 
barten. Sie trieben nah Leopold's Tode willenlos in das Fahrwaſſer ver Politik, mit der Franzll. 
den augenblidlihen Vortheil Oſterreichs verfolgte, ohne daß er etwas anderes erzielen fonnte 
als die Demüthigung des in falſche Bahnen geleiteten Preußen. 29) 

Der Franzöſiſchen Revolution gegenüber verhielt ich Leopold II., unbeirrt von den Leiden: 
ihaften des Hofes von Verſailles und dem tobſüchtigen Treiben der Emigration, fehr vorſichtig. 
83 ſteht artenmäßig feit, daß er feiner eigenen Schweiter, der Königin Marie Antoineite, den 
Wunſch nad Wiederherftellung der alten franzöſiſchen Kronrechte ald Chimäre verwiefen habe. 
Seine Bemühungen, eine Vereinbarung des Hofes mit der gemäßigten Partei der Nevolutions: 
männer zu fördern, Tcheiterten an der Energie der vorwärts drängenden Jafobiner und wol 
aud an der Schwäche und Doppelzüngigfeit Ludwig's XVL Bon einem activen Ginjhreiten 
Europas in die franzöfiihen Wirren verfprad ich Leopold nur im Falle der Einigung aller 
Mächte Erfolg; vielleicht glaubte er, wie aud ein großer Theil der Gemäpigten in Frankreich, 
der Revolution jei halt zu gebieten durch lediglich diplomatiſche Kundgebungen des vereinten 
Europa, der Krieg jei zu vermeiden. Selbft nad) dem mislungenen Fluchtverſuch der königlichen 
Familie will er kaum mehr erreichen ald die Rettung dev ſouveränen Verwandten aus ihrer 
gefährlichen Lage; das gilt ihm als Ehrenpfligt; von einen Kreuzzug gegen die Nevolution, 
einer Wiederaufrihtung der föniglihen Gewalt in ihrer vollen bourboniſchen Glorie läßt er 
Träumer jih unterhalten. Die Sage und eine Geſchichtsforſchung, die nicht viel beffer ald Sage 
itt, haben ihm derlei Plane und Ideen zur Laſt gelegt, haben ihn zum Störenfried des Welttheils 
gemacht, der auf Ergreifung ver Offenſive gegen die Umwälzung lauert. Dazu ift er ein viel zu 
gewiegter Politifer und nicht feig genug vor dem Umfichgreifen des revolutionären Geiftes, 
mit dem er fih von allem Anfang in den Niederlanden jehr praftifch auseinandergejegt hatte. 
Man kann ed nad allem, was jegt and Licht gezogen murde, nicht verfennen, daß der Kaiſer 
üch der Anwendung von Gewaltmitteln gegen Frankreich wiverfegte, daß er bei feinen Verab— 
vedungen mit Preußen (Pillniger Gonvention vom 27. Aug. 1791, Berliner Vertrag vom 
7. Febr. 1792) lediglich defenſive Zmede im Auge hatte. Die vomantiihe Zugabe in diejen 





28) Fürft von Ligne, Memoires et melanges historiques et litteraires (Paris 1827), ©. 64. 

29) Die entichiedene Parteinahme Leopold's II. für Polen ift gegen die gebräuchlichen Anſichten von 
der Bolitif des Kaifers von Sybel in feiner Geſchichte der Revolutionszeit und nenerbings in der Hifto- 
chen Zeitfchrift (1863), Heft V, ©. 387 ig. außer allen Zweifel geflellt worden. Ich folge audı im 
übrigen für die Zeit Leopold's den Forfchungen Sybel's. 
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oſterreichiſch- preußiſchen Allianzverträgen war aus den Stimmungen und Verbältniſſen der Zeit, 
nicht aus der aufd Reelle angelegten Natur des Kaiſers gefloflen. 

Leopold II. überlebte den Abſchluß des berliner Defenſivbündniſſes nur einige Tage; er 
farb am 1. März 1792. Ihm folgte fein Sohn Franz I. als deutſcher Kaifer (5. Juli gewählt), 
ſpäter ald Erbfaifer von Ofterreih Franzi. Die erfte Hälfte ver Regierungszeit dieſes Herrſchers 
füllten die Kämpfe gegen das revolutionäre Frankreich; die zweite wareine lange Friedensperiode, 
nur unterbroden durch Polizeierpepitionen der Oſterreicher in Italien — in beiden Hälften galt 
der unangetaftete Beftand ſchlechter Ginrihtungen im Innern des Reihe ald das Endziel aller 
Reiftungen der Bolitif. ER 

Kaifer Franz hat die 43 Jahre feiner Herrſchaft raſtlos und mit nie ausgefegter Geſchäftig— 
keit für das Befte feines Staats, wie er es verftand, gearbeitet; er hatte fich felbft eine in Wahr: 
heit geplagte Eriftenz beſchieden, denn er mühte jih ab, Neuerungen zu verhüten, das gute Alte 
fortzuerhalten, während das unbequeme Neue ſchamlos zu allen Fenftern des £uiferliben Gabi: 
nets hineinlugte trog aller Arbeit, Mühe und Plage, e8 von dannen zu weiſen. Die Staats: 
mafchine follte ihren Gang geben, twie e8 der Kaifer von ihr zu ſehen gewohnt war, er legte emſig 
bald da, bald dort, nachhelfend die Hand an; wenn aber die gemohnte Wirkung ausblieb, dachte 
er nicht an die Verbefferung der Mafchine, fondern wie fie im fchlehten Zuftande zum Geben zu 
bringen fei; war fhon das Alte Schlecht, fo lieh fih von etwas Neuem nur immer Schlechteres 
erwarten. Diefer Peſſimismus des Kalfers mit Bezug auf ungewohnte, nidt aus täglicher 
Übung befannte Dinge war mit einer feltenen Behäbigkeit im Genießen der meift eingebilveten 
Vorzüge bewährter, d. i. fange gebrauchter und abgebrauchter Ginrihtungen verbunden. Mer 
ihn bei ſolchem Genuſſe ftörte, wer feine am Beſtehenden hangende Natur aufrüttelte, indem er 
das Beitehende felbft, diefen Gott, in Frage ftellte, für den kannte der Kaiſer kein Erbarmen, 
für den war er ein graufamer Rächer, ein unverföhnlicher Beind. Mit allem Haß, den nur eine, 
gewiß nie beabfichtigte, perfönliche Beleidigung einflößen Fann, verfolgte Kaifer $ran; diejenigen, 
welche vie Ordnung feines Reichs, die Methode feines Regiments nicht für die beſte hielten. Wenn 
er fonft die Regierungsgefhäfte in patriarhalifher Manier abzuthun liebte und bei periönlicher 
Berührung mit tief unter ibm Stehenden ein leutfeliger Menſch war, erfchien er ganz verwandelt, 
fobald die Principien des Beharrens, an denen er hielt, vie Weihe der firafenden Gerechtigkeit 
erlangen follten. Dann war der Kaifer unerbittli, dann konnte er nicht vergeſſen, nicht ver: 
zeihen, nicht in Gnaden hingehen Laffen, was feiner Vorftellung nad ald verrätheriihes Gin: 
drängen in die Geheimnifle und Pflichten des Herrſchaftsberufs, in die am Alten entbrennenden 
Genüſſe veffelben zu fühnen war. 

An feinem äußerften Widerftreben gegen alles Neue und Ungewohnte, iiber die landesübliche 
Kanzleipraris Hinausgehende mag der Kaifer durch die bittern Erfahrungen während der 
NRevolutionskriege beftärft und verbärtet worden fein. Die Revolution und fpäter Napoleon 
waren ihm Gegenjtände dev Scheu und Aufregung, weil fie immer zu Außerorventlichen nö: 
thigten und den Staat aus dem Gleife der Routine emporfchredten. Als fie niedergeworfen 
waren, mochte den Kaifer nichts in feiner Zuverficht ftören, daß er mit der ganzen Summe 
neuer Meinungen, Wünfche und Bedürfniſſe Abrehnung halten fönne. Der oberfte der Teufel 
war ja audgetrieben, wozu Federleſens machen, um mit den Fleinen aufzuräumen? Das Unglück 
der Nevolutiondfriege, ihr zulegt fiegreiher Ausgang mußten den Kaifer bei der Gedanfen: 
rihtung und Gemüthsbeihaffenheit erhalten, die ihn zum unverföhnlicften Gegner alles 
Nevolutionären gemacht hatten. 

Der erſte franzöfifche Krieg wurde an Branz, noch ehe er zum deutichen Kaifer gewählt: 
worden, ald König von Ungarn und Böhmen erflärt (20. Ayril 1792). Es war ein Eoalitions: 
frieg, der nach dem Auseinanderfallen der Goalition keineswegs ungünftig für Öfterreich endete. 
Der Friede von Campo-Formio (17. Det. 1797) brachte zwar die Einbuße von Mailand und 
den Öfterreihiiden Niederlanden; dafür aber wurde der größte Iheil der geftürzten Republik 
Venedig, das italienische Feſtland bis an die Etſch an Ofterreich gegeben. In den gebeimen 
Artikeln des Bertrags forgte das wiener Gabinet für die Integrität des Deutſchen Neihs, über 
deren Gefährdung durch den Bafeler Frieden Preußens (1795) von öfterreihiiher Seite fo 
mannbaft veclamirt worden war, in ſchlechteſter Weiſe. Es gab nicht nur den aröfern Theil des 
linken Rheinufers preis, fondern verpflichtete ich auch, zur Abtretung deffelben mitzumwirfen, und 
erhielt dafür die Zufage der franzöfifhen VBermittelung zum Erwerbe des Erzbisthums Salzburg 
und jened Iheild von Baiern, der zwifhen Salzburg, dem Inn und der Salza gelegen war. 
Was Franfreih und Öfterreih nebſtdem gewinnen würden (e8 bofften eben beide in Unter: 
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handlungen mit dem Deutſchen Reiche zn gewinnen), das follte gegenfeitig ausgeglichen werben. 
Den Reichsfürſten, welche Verlufte erlitten hatten, bebielt man Entihädigung in Deutſchland 
vor, ebenfo — dem Haufe Dranien. So war diefer Frieden von Campo-Formio ein würbiges 
Seitenſtück des Baſeler Friedensſchluſſes der Preußen, und unbegreiflid ift, wie noch heute 
öfterreihijche Hiftorifer, oder Leute, die fid jo nennen, über preußiihen Verrath an Deutſchland 
jhreien, aber die öfterreichifche Vergrößerungsſucht auf Koſten Deutichlandg, wie fie im Vertrag 
son Gampo:Formio am grellften hervortritt, eben ganz natürlich und billig finden. 

Auch die zweite Eoalition gegen Frankreich, eine vorzugsweiſe ruſſiſch-öſterreichiſche, brachte 
—* unglücklichen Krieges Sſterreich nicht ſehr empfindliche Verluſte im Frieden von 
Luneville (1801). Im ganzen genommen war dieſer Friedensſchluß nicht viel günſtiger oder 
ungünftiger alö ver von Campo-Formio. Die Stadt Venedig mit zwei Dritteln des venetiani: 
ſchen Freiftaatd blieben Ofterreih zugeſprochen, jo Iftrien, Dalmatien, die dazugehörigen 
Infeln im Adriatifhen Meere. Der Thalweg der Etſch follte in Italien die Grenze zwiſchen 
Ofterreih und der Cisalpiniſchen Republik bilden, dev Thalweg des Nheinftrons die zwiſchen 
Sranfreih und Deutſchland. Die lothringifhen Secundo: und Zertiogenituren mußten aut 
Italien weihen: ſie erhielten eine Entihädigung auf deutſches Land angewiefen. Meil ver 
Katjer die Ejte von Modena mit Abtretung des Breisgaues ſchadlos hielt, bekam er im Reichs— 
deputationsbeſchluß die Bisthümer Trient und Briren zur Einverleibung in Tirol. Die groß— 
berzoglide Linie von Toscana erhielt das färularifirte Salzburg. 

In Laufe der zwei erften Kriege gegen Frankreich hatten die nordiſchen Mächte ihre Thei— 
lungen von Polen fortgejegt; bei der zweiten Theilung (1793) fiel nichts für Diterreih ab; 
erſt die dritte (1795) brachte Ofterreich mit dem gänzlihen Untergang von Polen namhafte 
Erwerbungen an Land und Yeuten, Stadt und Gebirt von Krakau, die Wojwodſchaften Sans 
domir und Zublin, Chelm, Theile von Litauen, Podlachien und Mafuren wurden für öfter: 
reichiſch erklärt und als Provinz Weftgalizien conftituirt. Es war ein Vorgang gleich vermwerflich 
mie der, welcher zwei Jahre jpäter die Nepublif Venedig ohne den geringften Schein von Recht 
zur öſterreichiſchen Beute machte. 

Obwol Oſterreich in dem Kriege, den es um die Scheide des Jahrhunderts in rufjifcher 
Gemeinfhaft mit Frankreich geführt hatte, nicht von befonderm Glück zu erzählen gewußt, ließ 
es ji dennoch zu einem neuen Bunde mit Rußland und zum Kriege von 1805 herbei. Es war 
ein ſchnell beendigter Feldzug, der nach der Dreikaiſerſchlacht von Aufterlig mit dem Verluſte 
aller Befigungen in Stalien, der Abtretung Tirols und Vorarlbergs, jowie der übriggeblie= 
benen vorderöfterreichiichen Gebiete in Schwaben endete. Dafür gab der Presburger Frieden 
(26. Dec. 1805) nur Salzburg mit Berchtesgaden dem öſterreichiſchen Staate — eine unges 
nügende Entſchädigung, zumal Salzburg ſchon feit dem Vertrag von Luneville in lothringiichen 
Händen gewefen und jegt gleihfam nur die Einbeziehung der Secundo- in die Primogenitur 
erfolgte. Ferdinand von Toscanaerbielt für Abtretung des Salzburgiſchen das bis dahin bairiiche 
Fürſtenthum Würzburg; die vor furzem nad) den Breisgau verpflanzten Efte hatte der Krieg 
um ihr neues Beſitzthum gebracht — der Frieden gab e8 nicht wicher. 

Die Vernichtung der deutichen Neichöverfaffung und die Rheinbundsacte hatten die Nieder: 
legung der deutfchen Kaiferwürde von feiten Franz' I. zur Folge (6. Aug.1806). Zwei Jahre 
zuvor hatte Franz fich bereits zum Erbfaifer von Oflerreich ernannt, died unter der ausdrück— 
lihen Zufiherung, daß die öfterreihiihen Grbländer, ungeachtet der erfolgten Anderung in 
Würde und Titel des Herrichers, bei ihren angeftamnıten Rechten und Verfaſſungen verbleiben 
jollten. Es war ein Erbkaiſerthum, das nicht ald die oberfte Spige eines in Provinzen getheilten 
Geſammtreichs aufgefaht werden will; ganz abgefehen von der tiefen Kluft, welche die mit con= 
fitutionellen Rechten auögeftatteten ungarischen Yandeötheile von dem despotifch vegierten Reſte 
ſchied, war auch in diefem ver Zufammenhang der Theile mit dem Ganzen fein feſt und unver— 
rückbar gefchloffener. Unter Kaiſer Franz Hätte es hier gewiß feine großen Schwierigfeiten 
machen können, ſelbſt die nationalen Verfchiedenheiten von Provinz zu Provinz in den deutſch— 
ſlawiſchen Ländern zu brechen. War tod damals die deutſche Nation durch Napoleon's Fremd— 
herrſchaft in ihren innerften Tiefen aufgeregt; fie hätte der öfterreichiichen Regierung ihre ganze 
Kraft zur Verfügung geftellt, wenn diefe eine deulſche Macht in Oſterreichs Marken hätte be: 
gründen wollen. Aber Kaifer Franz wäre der legte gewefen, der dem deutſchen Volke, den öfter: 
veihiihen Stämmen deilelben eine dominirende Stellung zu erihliehen Neigung gebabt hätte: 
berrfhen durften die Deutichen über andere in Ofterreih nur infofern, ald fie gehorſamere 
Werkzeuge lieferten und den Kanzleijargon verftanden, in dem amtirt wurde. Sehr bezeichnend 
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für dies Verhältwiß ift die Erhebung im Jahre 1809. Sie entfeffelte dad deutihe National: 
gefühl, an das Ofterreih appellirte, doch es jhien, al& bange der Regierung vor den Folgen 
ihrer That: ed Fam zu einem Kampfe, der halb Gabinetöfrieg, Halb Nationalfrieg war und ein 
trauriged Ende genommen hat. Am übelften erging es dabei denjenigen, welde opfermuthig 
ihre ganze Begeifterung eingefegt hatten und an der vollen Hingebnng der Staatdlenfer für 
die Sache nit zweifeln mochten — jo den armen Tirolern, die allerdings aud ihre guten ma- 
teriellen, wir mödhıten fagen, faufmänniihen Gründe harten ?9), für Ofterreidy aufzuftehen, vie 
aber dennoch den Strahlenfranz des ruhmvollen Martyriums zu erringen wußten. 

Zu großen Opfern mußte id Kaifer Branz in dem Wiener Frieden (14. Det. 1809) yer: 
jtehen; abgetreten wurde an Baiern: Salzburg, Berdteögaden, Neuburg, das Innviertel, der 
größte Theil ded Hausrudvierteld; an Frankreich: der Villaher Kreis von Kärnten, Krain, 
Görz und Friaul, Trieft und Iftrien, das ungarifche Küftenland, Fiume, das kroatiſche Gebict 
auf dem rechten Sauufer, melde franzöfiihen Groberungen von Napoleon zu ven Vereinigten 
Illyriſchen Provinzen conftituirt und der Verwaltung eines franzöfiihen Generalgouverneurs 
überantwortet wurden; an die Schweiz: Razüns; an das Herzogthum Warfhau: Weitgalizien 
mit Krafau und Zamosc. Hierzu kamen noch durch befondere Übereinkunft (Februar 1810) 
Abtretungen in Oftgalizien an das mit Napoleon ſeit den tilfiter Welttheilungsplanen und den 
erfurter Verabredungen verbundene Rußland. An 2000 Dundratmeilen Bläheninbalts, 
3, Mill. Seelen, alle Verbindungen des öfterreihifchen Binnenlandes mit dem Meere gingen 
durch den Frieden verloren. Zum einzigen mal in ſeinem Xeben hatte Kaiſer Franz eine hoch— 
gehende Volföbewegung nicht von ſich gewiefen, fondern mit ihr bis auf einen gewiflen Bunft 
jich zum Kriege gegen Napoleon allüirt: Fein Wunder, wenn er fpäter all fein Heil von gedrill— 
ten Regimentern und wohlgeſchulten Beamten erwartete, wenn er, und mit ihm das ganze offi— 
cielle Dfterreih, der Beivegung von 1813 gegenüber fühl blieb bis and Herz hinan! 

Mit vollen Segeln fuhr das öſterreichiſche Staatsſchiff nach Abſchluß des Wiener Friedens 
in den Hafen der franzöſiſchen Allianz. Die Männer, welde e8 zum Kriegäfturm tüchtig gemadht, 
im Sturme felbft geleitet hatten, wurden über Bord geworfen: der Sranzofenfeind Philipp 
Stadion war nod) wenige Tage vor dem Frieden vom Minifterium der äußern Angelegenheiten 
zurüdgetreten; an feine Stelle fam Fürft Metternich, dem großen Cäſar des Weftens unter 
allen öfterreihifchen Staatdmännern der angenehmfte. Er lenkte vorerjt feine Aufmerkſamkeit 
auf die Herftellung und Feftigung der guten Beziehungen zu Sranfreid und bereitete der Welt 
die große Überraſchung, eine Erzherzogin des kaiſerlichen Haufes, Marie Luiſe, die Tochter des 
Kaiferd Franz, ald Gemahlin des mächtigen Emporfümmlings zu fehen (April 1810). Um 
diefelbe Zeit war derBund zwifhen Napoleon und Alerander, dem furz vorher die Verweigerung 
der Hand einer ruſſiſchen Prinzefiin wol einen argen Stoß gegeben, ſichtlich in voller Auflöfung 
begriffen. -Metternih war ganz der Mann, daraus für Ofterreih Kapital zu maden; als die 
ruſſiſch-franzöſiſchen Irrungen zu jener großen Feindfhaft herangewachſen, welche ven Krieg 
von 1812 veranlaßte, ſchloß Ofierreich einen Allianzvertrag mit Napoleon (14. März 1812 
in Paris), dem gemäß ſich beide Mächte ihre Beſitzungen gegenſeitig garantirten und die Stellung 
eines öſterreichiſchen Hülfscorps gegen Rußland bedungen ward. Für den glücklichen Ausgang 
des Krieges ließ ih Ofterreih überdies Entfhädigungen und Vergrößerungen an Gebiet ver: 
ſprechen. Aber durch den unglücklichen Verlauf des Kampfes, durch die Schreden des Rückzugs 
von 1812 ging die franzöſiſch-öſterreichiſche Allianz in die Brüche. Fürft Schwarzenberg, der 
Eommandant des Öfterreihiihen Hülfscorps, weigerte ih zwar, dem Beifpiele Mord’s zu folgen 
(„per Ofterreiher” — fagte er — „ſei gewohnt, den Befehlen jeined Monarchen zu folgen und 
nicht eigenmächtig zu handeln‘), Öfterreic ſelbſt, nicht hingeriffen von der Volksſtimmung wie 
Preußen, konnte feine vermittelnde Nolle fortfpielen, als fhon der Kampf auf deutichem Boden 
wogte; aber auf die Dauer war bei der Hartnädigfeit Napoleon's eine Stellung nicht haltbar, 
in der Öfterreihifche Staatsmänner ſich geſchmeichelt Haben mochten, ven Streitenden Frieden 
dietiren zu Fönnen. Nach langem Zögern trat das wiener Cabinet der Allianz gegen Napoleon 
bei; es erließ fein aus Geng’ Feder gefloffened Kriegsmanifeft am 10. Aug. 1813 und ſchloß mit 
Rußland und Preußen zu Teplig (9. Sept.) eine Tripleallianz, in der die Mächte ji ver: 
pflichteten, feinen Separatfrieden mit Branfreih zu ſchließen. Seine Theilnahme am Kriege 





30) ©. über diefe Gründe das Buch: Tirol unter der bairishen Regierung (Aarau 1816); auch 
Perthes, Politiiche Zuftände und Perſonen in Deutichland zur Zeit der jrangöfifchen Herrichaft (Gotha 
1862), II, 487 fg. 
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haste Ofterreidy bereits zwei Monate früher (27. Juni) im Reichenbacher Vertrag für den Fall 
zugefagt, als Napoleon die gemachten Friedensvorfhläge zurückweiſen würde. 

Nach Verdrängung ded Feindes vom deutichen Boden fuchte Oſterreich im Lager der Alliirten 
für eine Berftändigung mit Napoleon zu wirken. Der Rheinftrom war überſchritten, franzd- 
ſiſches Land von den verbündeten Heeren occupirt, Durch glänzende Leiftungen feines Feldherru— 
genied wußte Napoleon feinen Waffen momentane Erfolge zu verſchaffen, und mit richtigem 
ſtaatsmänniſchen Blid hatte er erjeben, daß dad von Metternich geleitete Oſterreich ſeinen 
Friedensanträgen am zugänglichſten ſei. Es hat nicht an ver Lauheit Metternich's in Betreibung 
der Friedensunterhandlungen mit Napoleon gelegen, wenn dieſe dennoch zu keinem Ziele führten 
und ver franzöſiſche Kaiſer fallen mußte. Am 31. März 1814 zogen die Verbündeten in Paris 
ein; der Vertrag von Fontainebleau brachte (11. April) Napoleon’ Abdanfung gegen Zu: 
ſicherung des Befiged von Parma, Piacenza und Guaftalla für Marie Luife und deren Sohn. 
Auf dem italienifchen Kriegsihauplage war es inzwiſchen Öfterreich, mehr durch kluge Unter: 
handlung ald durch die Wucht feiner Waffen gelungen, ſich thatjächlich zugueignen, was ihm 
ipäter auf dem Wiener Congreß gelaffen werden mußte. Von Murat verrathen, von den 
Jtalienern im Stich gelaffen, von Frankreich ifolirt, mußte Napoleon's Vicefönig Eugen in ven 
Berträgen vom 16. und 23. April Feſtungen und Heer an Öfterreih außliefern, melches ſich in 
Mailand zum Herrn des Landes erflärte und jeit dem Wiener Congreß bis auf die neuefte Zeit 
jeine Hegemonie über Italien behauptete. 

Bei der enpgültigen Regelung dereuropäiichen Angelegenheiten, welche dem Wiener Congreß 
zunı Ziele gejegt war, hielt ſich Dfterreih unter Metternich's Leitung an Branfreih und Eng: 
land, melde einer Kräftigung Preußend entgegenarbeiteten. In der Brage über Polen und 
Sabjen liefen die Tendenzen der Mächte jo weit auseinander, daß eine Allianz zwiſchen Oſter— 
reih und den Weſtmächten gegen Preußen mit Rußland zu Stande fam (6. Jan. 1815), deren 
Folge der Krieg geweien wäre, wenn nicht Napoleon durch jeine Rückkehr von Elba die aufs 
äußerte geipannte Situation geklärt und die Mächte zu einem neuen alljeitigen Bunde gegen 
Frankreich geeinigt hätte. Nachdem preußifhe und engliſche Heereskräfte in den Niederlanden 
geiiegt, Öfterreihiiche den König Murat, der zur untechten Zeit für Napoleon losſchlug, um 
Thron und Reid) gebracht Hatten, ward der zweite Barifer Frieden geſchloſſen (20. Nov. 1815), 
im mejentligen auf venielben Bedingungen wie der erfte. Dem Berlangen veutfcher Patrioten 
und preußiſcher Staatdmänner entgegen hat Dfterreich ed bewirft, daß Frankreich feine Grenzen 
son 1789 und die früher eroberten deutihen Gebiete gelaffen wurben. In diefer Frage war die 
Haltung des Öflerreihiihen Gabinetd maß- und ausfchlaggebend 31), und jie war hier entſchie— 
ven gegen das deutſche Intereffe gerichtet. 

Trog der unangenehmen Störung durch Napoleon's Wiedererſcheinen führte der Wiener 
Congreß fein Werk zu Ende; die deutihe Bundedacte vom 8. Juni 1815, die Haupt- ober 
Schlußacte des Gongrefjed vom 9. Juni deflelben Jahres find die Denfmale jeiner Thätigfeit. 
Sie braten für Ofterreih namhaften Gewinn in dem, was es erhielt, ſowie au in den, was 
andern , den Öfterreihifchen Wünſchen und Intereffen ſehr entiprechend, zugemwiejen wurde oder 
verſagt blieb. Das wiener Gabinet verzichtete in dem vom Wiener Congreß eingeleiteten 
Reftaurationsprocefle auf feine Anſprüche an das jhon im Frieden von Campo: Formio abge— 
tretene Belgien und überließ Weitgalizien an das mit Rußland verbundene Königreih Polen, 
mit Ausnahme von Krakau, das zu einer freien neutralen Stabt erklärt und durd) den Art. 6 der 
Wiener:Shlup-Acte ſowie durch den additionellen Tractat vom 3. Mai 1815 unter den Schuß 
von Ofterreih, Rußland und Preußen geftellt wurde. Dagegen erhielt ed ganz Oftgalizien, 
namentlich aud) den Tarnopoler Kreis. Baiern mußte gegen Entfhädigung die frühern öſter— 
reichiſchen Provinzen herausgeben: Tirol mit Borariberg und Innviertel, Hausrudviertel und 
Salzburg. Sodann fielen fänmtliche illyriſche Provinzen an Öfterreich zurück. Diefes trat mit 
3748 Duadratmeilen dem Deutihen Bunde bei und erhielt dad Präfivium am Bundestage. 
In Italien gewann es zu feinen frühern Befigungen das ganze Gebiet von Venedig und den auf 
dem linken Boufer gelegenen Theilvon Ferrara ſowie dad Beſatzungsrecht in Ferrara, Comacchio 
und Piacenza. Die Seitenlinien des habsburgifhen Haufes wurden in ihre frühern italieniſchen 
Beiigungen von Toscana und Modena wieder eingefegt und der Gemahlin Napoleon's, Marie 
Luiſe, die Herzogthümer Parma, Biacenza und Guaftalla auf Lebenszeit zugetheilt. Nach ihrem 


31) ©. den Nachweis wol unwiberleglich in: Diplomatifche Gefchichte der Jahre 1813, 1814, 1815 
(£eipzig 1863), 11, 316 fa. u. 347 fa. 
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Tode war Lucca an Toscana gekommen, dagegen Parma der bis dahin mit Lucca abgefundenen 
bourboniſchen Quartogenitur zugefallen, um nach deren Erlöſchen, mit Ausnahme einiger Theile 
von Piacenza, wieder mit Oſterreich vereinigt zu werden. So wollte es der Congreß, aber nicht 
die Geſchichte, welche über dieſe in Wien beliebte Regelung der italieniſchen Verhältniſſe zur 
Tagesordnung geſchritten iſt. Im ganzen und großen genommen hatte die luſtige wiener 
Fürſten- und Diplomatenverſammlung ein ſterreich gedeihliches Werk verrichtet, und die öfter: 
reichiſchen Staatsmänner, Fürſt Metternich in erſter Linie, zeigten ſich von den Congreßleiſtungen 
befriedigt, ja erbaut. 

Anfſcheinend ſtark und mächtig war das Reich aus den langen Kämpfen mit der Revolution 
und dem gallifhen Imperator hervorgegangen. Es hatte fein Territorium, weldyes vor Beginn 
der gewaltigen Bewegung nicht in eine continuirlihe Maffe zufammengefaßt war, trefflih ab- 
gerundet; die vom Kernpunft der Macht durd) die ganze Ausdehnung des Deutihen Reis ge: 
fhiedenen Niederlande hatte man für die venetianifhen Spolien eingetauſcht; die Befigungen 
im Breisgau, wie ein fremdes eigenlebiged Stüd im Öfterreihifchen Volks- und Staatscharakter, 
wurden leichten Sinnes verfhmerzt. Dafielbe Los der Verzettelung feiner Befigungen über bie 
Karte Deutfhlands und Europas, dem Ofterreih vor der franzöftihen Ummälzung in gewiſſem 
Maße nicht zu entgehen vermocht, ed war durch Metternich's Eluge Bolitif dem bitter gehaßten 
Preußen bereitet worden. Den Mangel an einheitlicher Zufammenfaflung und Leitung ver 
Volkskräfte, der aus dem Grunde Sſterreichs Schwäche war, weil man weder der Vielheit auf— 
richtig gewähren, noch der Einheit um jeden Preis nachſtreben wollte — es hatten ihn Metter: 
nich und gleihgefinnte Seelen auch in die deutſche Bundesverfaſſung Hineingetragen ; die Stärfe 
einer nachbarlichen Volkskraft, Oſterreichs ſtets rege Beſorgniß und wirkliche oder eingebilvete 
Gefahr, war auf Generationen gebrochen, in Italien eine Ordnung der Dinge aufgerichtet, die 
zwar nicht allen ausſchweifenden Wünſchen des öſterreichiſchen Cabinets Rechnung trug, aber doch 
eine breite Grundlage bot, auf welcher die Fürſten Italiens zu Vaſallen, die Volksſtämme der 
Halbinſel zu fügſamen willenloſen Knechten der Oſterreicher ſich erziehen laſſen würden. Für— 
wahr! Die Stellung des Donaureichs ſchien in einer Weiſe gekräftigt, die herrſchſüchtigen 
Charakteren ein weites Feld der Thätigkeit und Machtübug zu eröffnen verſprach. Aber 
Herrſchſucht, Eroberungögier wird man dem Kaiſer Franz fo wenig als feinen Staatsmännern 
und Diplomaten nachſagen dürfen. Wagniffe irgendwelder Art lagen ihnen fern; fie ſuchten 
ih auf ver Höhe zu behaupten, bis zu welder fie durch den glücklichen Ausgang des Wiener 
Gongrefied gehoben worden, und da dieje Höbe jo mande Stellung jugendlih aufſchießender 
Gemwalten überragte, mußte das Wahsthum diefer zu hemmen und zu unterdrücken, nicht Die 
eigene Kraft zu erhöhen Gardinalfag und unabweisliches Gebot der wiener Politik fein. 

Wie ift doch die öſterreichiſche Regierung felbft dieſem ihrem Hauptgrundfag in der ganzen 
Zeit von 1815 — 48 untreu geworden! infofern untren, als ſie mit nicht zu bewältigender 
Indolenz in ven Tag hineinlebte, und nur auf dem Gebiete der auswärtigen Politik eine 
Thätigkeit entfaltete, im Innern des Reichs aber die Heilung der Wunden, welhe der Krieg 
geſchlagen hatte, außer Acht ließ oder verfehrt in die Hand nahm, Wohlftand und Gedeihen ver 
Menge durch foftematifche Vernachläſſigung jeder Volkswirtbichaftspflege untergrub, die Geiſter 
brach legte, jtatt fie zu beleben, dad ganze Weſen des Staats immer tiefer verfommen lieh, ftatt 
es zu Fräftigen oder aud nur im Stand der Leiftungsfähigfeit zu erhalten. Nachdem der 
Miener Congreß unter Sand und Braus geſchloſſen worden, galt ed vor allen Dingen, das 
vollſtändig erſchöpfte Neih durch Beſſerung der heillos zerrütteten Finanzen zu einen leben- 
den Organismus wieder aufzurihten. Anfangs geihah audy einiges zu dem Ende: man ging 
an die Ordnung ver Ereditverhältnifle des Staats, der feit Anfang des Jahrhunderts Die 
Wirthſchaft eines Bankrottiverd geführt hatte. Die Koften der Kriege gegen Napoleon waren 
durch Anlehen und Bapiergeldemifjionen beitritten worden. Leßtere hatten eine Ausdehnung erhal: 
ten, welche den Werth des papierenen Imlaufsmittels zeitweilig auf den zwölften Theil, im Durch 
Schnitt der legten Monate von 1810 und der erften von 1811 aufein Fünftel des Nominalmertbs 
herabgedrückt hatte. Wie groß die Noth gewefen, ift daraus eriichtlich, dag in dem Oſterreich 
des Kaiferd Franz durch Patent vom 26. Febr. 1810 auf die Güter des Klerus hingewieſen 
wurde, zu deren Berwendung „zum Bellen des Staatd die von den Vorfahren befolgten Grund: 
ſätze berechtigen”! Da man aber mit ſolchen Vertröſtungen jo wenig ausrichten fonnte als mit 
der wiederholten Zuiiherung, daß dad Papiergeld, die Bancozettel „nie in ihrem Nennwertb her— 
untergefegt werben follen‘‘, entſchloß man fih am 20. Febr. 1811, die umlaufenden 1060 Mill. Fl. 
Papiergelves gegen 212 Mill. neuer Scheine (in der fogenannten Wiener Währung) umzu— 
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wechſeln, alſo auf ein Fünftel des Nominalwerths zu reduciren, bie in Curs gefegte verſchlechterte 
Kupfermünge gleichfalls auf ein Fünftel, die Zinfen der Staatsfhuld auf die Hälfte herabzuſetzen. 
Dieter Staatsbankrott wurde dann allerorten in der Monardie (15. März 1811) zu gleicher 
Zeit verfündigt. Es war auch damit nur auf wenig Jahre Aushülfe geſchafft. Neue Kriege er: 
forderten neue Mittel ; die Papiergelvfabrifation Fam wieder in Flor. Im Anfang des Jahres 
1816 waren nebft jenen 212 Mill. Einlöjungefgeinen in Wiener Währung 466,500000 Fl. 
Anticipationgiheine im Umlauf — ein Papier fo ſchlecht wie das andere. Es war dringend 
geboten, Die glüdlich beſchiedene Friedenszeit zur Befeitigung dieſes fegenhaften Geldes zu be: 
nugen, es durch ein fichered Umlaufmittel zu erfegen. Die Frage war nur: Wie? — Was die 
Staatdverwaltung in Finanzdingen unternahm, begegnete dem allgemeinen Mistrauen, und diejes 
mußte neue Nahrung befonmen, weil man den Werth des curjirenden Papiergelves, ungeachtet 
alfer gegebenen Zufiherungen, fhon wieder zu redueiren unternahm. Diefe Operation zu bewerf: 
ftelligen und das Mistrauen in alle Braftifen der Staatövermwaltung zu brechen, ward die Na— 
tionalbanf ins Leben gerufen (1. Juni1816). Sieconftiruirtefihendgültig erft im Januar1818, 
nahdem eine provijorische Bankverwaltung bereits feit zwei Jahren in Thätigfeit gewejen und die 
ihr von der Regierung aufgetragenen Gefhäfte beforgt hatte. Es warfeftgeiegt worden, daß nie 
wieder ein Bapiergeld mit Zwangscurs ausgegeben werben und die Banf die Einziehung ded vor: 
bandenen, theild gegen ihre Noren, theild gegen verzinsliche Staatsſchuldſcheine, vornehmen folle. 
Die Beringungen der Einziehung liefen darauf hinaus, daß der Staat fein altes Papiergeld 
durch Vermittelung der Banf 40 Proc. unter dem reellen Werthe zurüdfaufen, rejp. aus dem 
Verkehr zieben lieg, und für beinahe die Hälfte des zurücgefauften Werthes eine verzindliche 
Säule contrabirte. 3?) In dem Monat vor Befanntwerben diefer Ginlöfungsbedingungen war 
der Mittelcurs ver alten Noten auf weniger ald den dritten Theil des Nominalwertb3 gefallen ; 
er bob fih allmählih und fonnte im März 1820 auf 250 alte Wiener- Währung = Noten 
gegen 100 #1. E.:M. neuer (Banks) Noten feitgefegt werden, zu welchem Gurfe die Banf 
fortan dad Wiener: Währung: Papiergeld gegen ihre Noten angenommen und jo aus den Ver: 
kehr gezogen bat. Von Beginn der Thätigfeit diefer Öfterreihifchen Nationalbank ift die Un— 
abhängigfeit verfelben vom Staate rine leere Bhrafe geweien; in der langen Friedendperiode 
von 1816 bis zur Revolution (1848) und nachher hat die Banf dem Staate, wie ed in ber 
Natur jedes privilegirten Inftituts liegt, namhafte Gefälligfeiten erwiejen, ald deren Ergebniß 
die Zablungsunfähigfeit der Bank uud die neuerliche Unterwühlung des Verkehrs durd eine 
ſchwankende Baluta zu verzeichnen ift. — Behufs Würdigung der öſterreichiſchen Finanzpolitik 
von 1816—48 genügt ed wol, bier anzuführen, daß die Zinfen der Öfterreihiihen Staats— 
ſchuld im Jahre 1816: 8,499216 FI., die auf Lottoanlehen fälligen Prämien 421109 BI. 
betragen hatten; im Jahre 1847 war die Zinfenlaft der Stagatöſchuld auf 43,112472 Bl, die 
Summen ber Lottoprämien auf 1,366151 Fl. angewachſen — und dies in 31 Briedensjahren! 
Nebſtdem hielt ver Staat am Ende diefer Periode bei derſelben Galamität, die er unmittelbar 
nad dem Wiener Congreß zu verwinden gefucht, bei einer Entwerthung der umlaufenden Geld- 
zeichen, die bald durch Zahlungseinftellung der Bank öffentlich erklärt wurde und noch heute 
nicht behoben ift. 

Die fo bedeutend vermehrte Schuldenlaſt, mit welcher das Oflerreich des Kaiferd Franz und 
Metternich's feine Bilanz abſchloß, rührte keineswegs von ungenügender Anjpannung der 
Steuerfräfte ber, oder von productiven Ausgaben der Staatögewalt oder von einem Heeres— 
budget in erceſſiv erhöhtem Maße. Schlechte Wirthſchaft allein hat fie herbeigeführt, träges 
Sichgehenlaſſen in allen Zweigen des Staatshaushalts lief andere Auskunftämittel ald das 
leidige Schuldenmachen nicht praktikabel erſcheinen. Es fehlte an einem vernünftigen Syſtem 
ver Beſteuerung, ein Mangel, ver ſich vielfach noch heute geltend macht; man nahm das Geld, 
wo man ed eben zu nehmen gewohnt war, und ſo viel, ald man immer nehmen fonnte. Dabei 
fam eben nicht viel anderes heraus, als daß die Einnahmen des Staats fletig hinter den Be— 
dürfniſſen zurückblieben, der Steuerdrudf aber wegen Unzweckmäßigkeit in Anlage und Ber: 
theilung der Steuer fehr empfindlich war. Troß des ungeltörten Friedens hatten fich dieſe libel: 
Hande gegen die Mitte ver viergiger Jahre fo gefteigert, daß die niederöfterreihiihen Stände in 
ibrer Landtagserklärung von 1847 zu dem Schluffe gelangten: „die Bevürfniffe des Staats: 
baushalts find in Gonflict gerathen mit der Reiftungsfähigfeit der Unterthanen“; daß fie gegen 
die furchtbar wachſende Steuerlaft, die Zerrütiung der Finanzen und des Woblſtandes die volle 
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Öffentlichkeit des Staatöhaushalts vorjhlugen. Ähnliche Anfihten und Wünfge wurden in 
der Mitte der böhmiſchen und anderer Stände mit nicht geringerer Lebhaftigkeit ausgeſprochen. 
Übrigens darf man der Finanzverwaltung jener Zeit dad Zeugniß nicht verfagen, daß fie 
von der hevaleredfen Art der Steuererhöhung, zu welder fi das neuere und neuefte, und ine: 
bejondere das conftitutionelle Ofterreih aufgefhwungen hat, Feine Ahnung hatte, Wenn vor 
den äußerten Wagniſſen in ver Beiteuerung zurückſchrecken ein Lob verdienen heißt, jo verdiente 
jene ältere öfterreihiiche Finanzpolitik im Vergleich mit der neueften dies Lob — welches freilich 
nicht viel jagen will. | 

Daß in Oſterreich nicht productive Ausgaben der Staatögewalt es gewejen, was die erhöhte 
Inanſpruchnahme des Credits veranlaßte, ift ſchon daraus erſichtlich, daß ſämmtliche Finanz— 
jahre von 1818—48 mit einem bedeutenden Deficit ſchloſſen, wie auch ſeither dies chroniſche 
Übel in Permanenz 33) blieb. Hätte man productive Ausgaben machen wollen, jo wäre die 
jtetige Wiederkehr eines Deficitd unmöglich gemefen; man hätte doch nur das Gel in der Tafche 
der Steuerzablenden lafjen müffen, wenn man dies vermodt hätte; ed wäre ihm dann jhon eine 
productive Beriwendung gegeben worden. 

Meit entfernt, jih für Zwede ver Production in Koſten zu verjegen, leijtete die Negierung 
nicht einmal in Hinwegräumung der Hinderniffe, welde den freien Spiel der productiven 
Kräfte ded Landes im Wege ftanden, das Nothdürftigſte. Ofterreih, das no in unfern Tagen 
dem größern Theil ſeiner Länderausdehnung nad) ein Agriculturftaat ift, that ſeit Maria Thereſia 
und Joſeph II. (ſ. oben) bis 1847 nichts, und in der zwölften Stunde vor der Revolution ſehr 
wenig, um ſich einen freien jelbftändigen Bauernftand zu jhaffen. Was in diefer Hinſicht ge: 
ſchehen und ald That zu verzeichnen ift, das ift nur für einen Theil ded Reis, den ungarifhen, 
im Wege der heimiſchen verfaſſungsmäßigen Gefeggebung gejchehen. In Ungarn, wo die 
Joſephiniſchen Reformen am wenigſten Wurzel geſchlagen, betrebte man ih, das Verfäumte 
nachzuholen, und brachte ed dahin, die agrariiche Geſetzgebung der deutſch-ſlawiſchen Länder, 
wo ſeit Joſeph alles jtagnirte, doc in einigem zu überholen. Dur das ungariſche Urbarial— 
gejeg von 1847 wurden den Bauern vollkommene Breizügigfeit, Rechtsſchutz, Teſtirfreiheit, 
volle Credit- und Erwerbfähigkeit zugeſprochen; gewobnheitsmäßige Begünftigungen gegen 
das Gejeg, wenn aud blos durch Nachläſſigkeit des Grundherrn in Verfolgung feines Vortheils 
gegeben, jollten den Bauern zu ftatten kommen. Die Ablöfung der Orundlaften wurde freier, 
doch möglihft zu erleichternder Ubereinkunft vorbehalten, ein Theil der Zehnten wurbe auf: 
gehoben, die Fronpfliht in eine gemeffene verwandelt. Die Erecution der Leiftungen durch 
Selbfthülfe des Grundherrn mittels Förperliher Zühtigung ward aufgehoben. Auf dem Land— 
sage von 1839 nahm die Magnatentafel den fünften Urbarialartifel, das volle Eigenthumsrecht 
des Bauerö betreffend, mit geringen Änderungen an; auf dem Landtage 1843 —44 verzichtete 
der ungariſche Adel auf das ausſchließliche Recht, jogenannte adelihe Güter zu befigen. Wenn 
all dies wenigftens von dem guten Willen, fortzufchreiten, auf feiten des vielverläfterten 
Ungarn zeigt, ſo fehlt ed in den deutſch-ſlawiſchen Ländern an jeden Zeichen, welches den 
gleichen guten Willen auf jeiten ihrer abjoluten Regierung vorausjegen liege. Man kam dieſer 
mit mannichfachen Vorſchlägen einerdurdgreifenden Ablöjung entgegen ; Brivate, Corporationen 
und Stände beſtürmten fie mit Vorftellungen und Bitten; die Bauern ſelbſt fuchten öfter und 
manderorten durch offenen Widerſtand ji Gehör zu verſchaffen. Man blieb taub gegen alle 
Vorſchläge, gegen alle mehr oder minder ehrerbietig geftellte Forderungen, die man in unerichüt- 
terliher Trägheit ſämmtlich ad acta legte, bis endlich ein Ereignif, grauemerregend und furcht— 
bar, in Europa feinen Widerhall fand und die Regierung aus ihrer Lethargie weckte. 

Gegen die aufftändiihen Polen von 1846 war ein wilder Bauernkrieg entfeflelt worden, 
vor dem zulegt die Negierung jelbft, wie fie ihm auch anfangs gefördert haben mag, zurück⸗ 
ſchrecken mußte. Durch Europa ging ein Schrei der Entrüſtung über die blutigen Metzeleien, 
welche die ungezügelten Bauernhorden, dem eigenen thieriſchen Triebe nachgebend, unter dem 
Scheine der Loyalität, der bewaffneten Parteinahme für die öſterreichiſche Regierung verübt 
hatten. Es war eine ſchmachvolle Bundesgenoffenihaft, von der ſich die kaiſerlichen Behörben 


33) Das Deficit war von (in runder Summe) 990000 Fl. für das Jahr 1818 auf 86,800000 Fi. 
im Jahre 1821 geftiegen, in den nächſten zwei Jahren gefallen, 1824 wieder auf 60,600000 FI. gefties 
gen m. ſ. w. ab: und aufwogend. Das geringite Deficit der dreißiger Jahre war das von 1837 (9,300000), 
das größte jenes von 1831 (64,500000 81.) ; in den vierziger Jahren dac Hleinite 1842 (11,800000), 
das bedeutendfte (bis 1848) jenes von 1847 50,600000 FI. 
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in Galizien weder rein zu halten noch jemals rein zu waſchen vermocht; eine Bundesgenoffen: 
ſchaft, die nun nad Verrichtung der greulihen That aud die Entrichtung des gierig verlangten 
Lohns an den Genoſſen, der feine Schlädterdienfte ganz gethan, zum Gebot der Nothwendigkeit 
machte. Zwar hatte es auch im Verlaufe der Bewegung an Entlohnung der Bauern nict 
gefehlt 3%); aber die bewährte „Treue“ wollte, wie fie fih ohne Wanfen und Scheu betbätigt, 
auch unmiderruflih für alle Zeiten ihren Vortheil aus dem traurigen Handel haben. Diefer 
Umſtand bejhleunigte die in Wien gepflogenen Berhandlungen über ein allgemeines Zehnt- 
und Sronenablöfungspatent für die deutſch-ſlawiſchen Länder, welches auch die galizifchen 
Bauern, denen man übrigens fhon früher Noboterleichterungen gewährt hatte, befriedigen 
follte Das neue Ablöfungsgejeg wurde durch Faiferlihes Handihreiben vom 14. Dec. 1846 
genehntigt und zu Anfang des nächſten Jahres publicirt. Es war abermals eine Halbheit, die 
zu nichts führen konnte und durch die bald eintretenden politischen Veränderungen glüdlich über: 
holt wurde. Eharakteriftiich für das damalige Ofterreih ift, daß jenes vielfach im voraus 
gelobte und pomphaft angekündigte Ablöfungspatent im amtlichen Theil ver „Wiener Zei: 
tung‘ mit feinem Wort erwähnt wurde; nur im Anzeigeblatt, wo unter hundert Menſchen 
kaum einer die Entſcheidung einer Lebensfrage ſuchen würde, war es zu lefen. Die Enttäufhung, 
die e der harrenden Menfchheit bereitete, war eine große; e8 brachte principiell genommen gar 
nichts Neues, jondern regelte nur die auch früher geftattete beiderſeits freiwillige Abfindung 
zwiſchen Grundherren und Fronpflichtigen. Darüber herrſchte unter Sahverftändigen nur 
Eine Stimme, daß auf dem Wege, den Died Patent vorzeihnete, nichts zu erreichen jet, wenn 
nicht die Regierung ganz gegen ihre Gewohnheit energiſche Anftalten treffen wolle, das Ablö— 
fungsgeihäft zu erleichtern. Man verlangte nad) Ereditvereinen, Landeshnpothefenbanfen, die 
ibre Wirkjamfeit mit Herbeifhaffung der Mittel zum Zwecke ver Ablöfung antreten follten ; die 
Regierung that nicht für Gründung folder Unternehmungen und duldete auch nicht, daß 
andere etwas dafür thäten. Zum Glüde für Ofterreich verfügte fpäter die Revolution vie 
imperative Aufhebung ber Fronpflicht und der Orundlaften; diefe revolutionäre Errungenſchaft 
blieb; an ihr zu rütteln durften die aldbald wieder zu Ehren gelangten reactionären Staats: 
beglüder nit wagen. 

Nicht minder ſchwerfällig und ungeſchickt als in Waßrung der Ackerbauintereſſen verfubr die 
Regierung in ihrer Handelspolitif, in ihrem vorforglihen Walten für die Intereffen der indu— 
firiellen Erzeugung. Nady Beendigung der Kriege mit Napoleon war der von Kaifer Joſeph I. 
(1788) ftammende Prohibitivtarif, durch mancherlei nachträgliche Verordnungen ergänzt, 
noch in Geltung. Nur einige der im Frieden neu: oder zurückgewonnenen Provinzen verſchonte 
man mit der Auspehnung dieſes Tarifs über ihre Grenzen; zu den glücklich verfchonten zählten: 
die Lombardei, Venedig, Dalmatien, Tirol. Derzeit beftanden daher in Dfterreih Zwiſchen— 
zoflinien nicht blo8 gegen Ungarn. Man fühlte die Nothwendigfeit, einen Tarif, ver 
nun ſchon über die 30 Jahre alt war, zu revidiren; man wollte die Tarifrevijion in ihrer 
Geſammtheit zu Wege bringen, ehe man das ganze Reich durch Aufhebung jener Zwiſchen— 
zollinien (die gegen Ungarn flet8 ausgenommen) einem einheitlichen Zollfoftem unterwerfen 
wollte. Da man jedoch die Revifion des Tarifs nicht ſogleich ausführte, fondern allmählich für 
einzelne Waarengattungen vornahm und für diefe fogenannte Partialtarife herausgab, wollte 
das Werk fein Endenehmen. Nur bezüglich ver Durhfuhrzölleermannteman ih zu Neuerungen, 
die Reformen genannt zu werben verbienen (Tranittotarif vom 24. Mai 1822 und 8. April 1829). 
Wahrſcheinlich die Einficht, daß audeinem neuen, total revidirten Zollſyſtem nichts werden fünne, 
bewog endlich zum Fallenlaffen der Zwifchenzollinien noch vor Vollendung der in nebelbafte 
Ferne gerüdten Tarifreviiion; man gab langfam und bedächtig eine diefer Linien nad) der 
andern auf, die legte gegen Tirol (1. Jan. 1826). In Zollausihlüffen blieben nur: Dal: 
matien, Iſtrien, Trieft und Venedig, Brodv, miehrere Injeln und Küftenpläge des Adriatiichen 
Meeres und ſelbſtverſtändlich Ungarn. 

Wie ein Domnerfhlag traf bei folder bandelspolitiihen Indifferenz die Nachricht von 
Gründung des Zoflvereind. Fürft Metternich felbft wurde aufgefchredt; der ftetig wiederkeh— 








34) Die Bauern fpradhen, wenn fie Infurgenten ablieferten, diefelbe Entſchaädigung au, welche 
ihmen der Staat für VBorfpannsleiftungen gab. „Es war Pflicht“, fagt eine öfterreichifche Stimme, 
„diefer billigen Korderung zu entfprechen.” Die Borfpannsentfchädigung wurde in der Regel mit zivei 
Zwanzigern pro Magen ausgezahlt. Vgl. Volniiche Revolutionen, Grinnerungen aus Galizien (Prag 
1855), S. 230. 
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rende öfterreihiihe Blan, Preußen von der Leitung ver deutihen Zollangelegenheiten vurs 
Ausdehnung der Zolleinigung über Öfterreich auszufhliegen, ſpukte ihon damals in ven 
Köpfen; Kürft Metternich ſann auf nicht weniger ald eine Durhführung von Art. 19 der deut: 
ſchen Bundesacte am Bunde und unter Oſterreichs vormundſchaftlicher Initiative. Aber ewig 
wird man von diefem Gedanfen jagen fünnen, er falle jo recht mit purer Gedanfenlofigfeit zu: 
ſammen. Setzt er doch voraus, daß der Zollverein einen Standpunkt acceptiren könne, ver 
ſterreich den Eintritt geftattet: der fräftig Vorgefchrittene und der bevächtig Zurückgebliebent 
jolfen gemeinfam zum Werfe jhreiten, und dieſes dort angegriffen werben, wo der Träge vie 
Hand eingefept, der Fleifige längft fein Werk gethan hat. Wenn dies für alle Zeiten ein 
fchwieriges Broblem ift, fo war es doppelt ſchwierig für die Zeit der erften Jugend des Zoll: 
vereins, die Ofterreich im Syſtem dev allerreinften Brobibition noch vollfonmen befangen bielı 
Schüchtern glaubte die Negierung unterfuden zu dürfen, ob denn die Lage der Induſtrie nicı 
einige Erleichterungen jener alleinſeligmachenden Prohibition geftatte; fie ftellte Rundfrage an 
bei den Gouverneuren der Kronländer; — ald Antwort erhielt ſie Lobhymnen auf das beftebent: 
Zollſyſtem, Armuthszeugniſſe für die öfterreihifche Induflrie, die nur mit ver türkiſchen und 
ruſſiſchen Coneurrenz halten fünne. 

Noch immer hofften öfterreihiihe Staatdmänner, über dad Argerniß und die Berlegenbei:, 
welche ihnen mit dem Namen des Deutjchen Zollverein gleihbedeutend waren, dadurch hinweg: 
zufommen, dap man dad liebe Deutſchland vermöge, ſtehen zu bleiben, damit Oſterreich folgen 
könne. Man bot der Nation für ihr Erſtgeburtsrecht ein Linſengericht, man entſchloß ſich zur 
Unterſtützung hannoveriſcher Vorſchläge beim Bunde (1833), die der Entwickelung des Zoll⸗ 
vereins vorgegriffen hätten, ſie in ein Rinnſal leitend, aus dem die Überflutung des unter dem 
Schatten der Prohibition gebauten öſterreichiſchen Kohls nicht zu befürchten war. 25) Da aber 
Deutſchland ſeine Wege ging und Oſterreichs krankhaftes Anklammern an die ſeit 1788 be— 
ſtehende Zolleinrichtung nichts fruchtete, entſchloß ih Kaiſer Franz in der legten Zeit ſeiner 
Regierung denn doch, mit dem erprobten Alten in Zollſachen zu brechen und nambaftere Er: 
leihterungen des internationalen Handelsverkehrs eintreten zu laſſen. Langſam und ſtoßweiſe 
erfolgten ſolche, von März 1833 angefangen; ſie brachten Aufhebung von Einfuhrverboten und 
Änderungen i in der Maarencontrole (Zoll: und Staatömonopolorbnung von 1835). Erft nad 
des Kaiferd Tode (2. März 1835) Fam es, nicht ohne weitere Zögerung, zu einem neuen Zoll: 
tarif (1838), der aber nur eine Bufanmenftellung der damals gültigen Zollbeftimmungen war, 
einen grundfäglihen Bruch mir dem Althergebrachten nicht enthielt, TO Einfuhr: und 10 Aus: 
fuhrverbote verzeichnete und eben nicht viel mehr ald eine Eodificirung prohibitioniflifchen Lin: 
ſinns brachte. Daß man auf diefem Wege den Deutichen Zollverein in feiner Entwidelung nidı 
aufhalten fönne, mußte nachgerade auch in Wien flar werden; man fügte jih dort nah Erneue: 
rung der Deutjchen Zollvereindverträge (1841) in das Unabänderliche, ließ die Sachen in 
Deutihland gehen, wie jie gehen mochten, jchielte begehrlihen Auges nad) ven Fleiſchtöpfen 
einer öſterreichiſch-italieniſchen Zolleinigung,, ohne das man fi entichliegen fonnte, um ihrer: 
willen son den hergebrachten Syſtem abzugeben. Unter ſolchen Umſtänden war es fein 
Wunder, wenn die Beftitellung der handelspolitiſchen Aufgaben Oſterreichs von der miener 
Staatdconferenz (November 1841) dahin befhränft wurde, daß fein Zollanſchluß an, feine 
Handelöverträge mit Deutichland oder Italien anzuftreben feien, jondern nur einzelne, wedhiel- 
jeitige Berfehrserleihterungen, als deren Borbedingung die Neform des Öfterreihifchen Zoll: 
ſyſtems verwirklicht werden müffe. 36) In Ausführung dieſer Grundſätze brachte ed die Staats⸗ 
vonferenz bis zur Ausarbeitung eines neuen Tarifentwurfg, der aber ein ſolches Jammergeſchrei 
in Fabrikantenkreiſen erregte, daß der Kaifer mit allerhöchſter Entihliegung vom 9. April 1844 
die Zollreform in der beantragten Ausdehnung fallen ließ. Wie nad Regen Sonnenschein, io 
fam jegt nad) den herzzerreißenden Klagen über Preisgebung der Inpuftrie Danf- und Jubel: 
gejang ob deren glüdliher Rettung. Man fhritt zur alten Praris zurüd, nahm einzelne Tarif: 
pofitionen vor, erleichterte die Zollfäge derjelben (Mai 1844 bis Juni 1846), allerdings etwas 
rafcher und gründlicher, ald bis dahin üblich gewejen, und mit bejtem Erfolge. An dem Syſtem 
jelbft wurde nichts geändert, und Oſterreich trat in die Bewegung des Jahres 1848 aud in ban- 
delspolitiſcher Hinſicht ald Prohibitivftaat ein. 


35) Bol. Plenfer, Die Gntwidelung der indiresten Abgaben in Ofterreich, in der Oſterreichiſchen 
Revue (Wien 1863), V, 128. 
36) Schmidt, Zeitgenöffiiche Geſchichten, S. 540, 
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Wie in der Finanzgeſetzgebung, fo war auch in Juſtizangelegenheiten ſeit dem Wiener Con— 
greß em Stillftand eingetreten, dev um fo weniger zu begreifen oder zu entſchuldigen ift, als die 
legislatorifche Ihätigfeit gegen Ausgang des vorigen und im erften Decennium des laufenden 
Jahrhunderts eine wahrhaft fruchtbare gewejen. Das bürgerliche Gefegbuh von 1811, ein 
Merf, das bei allen feinen Mängeln heilſamen Einfluß auf Geftaltung des öſterreichiſchen 
Rechtslebens geübt hat, ift die legte große That im Bereich der Legislative, zu der man ſich 
emporgefhmwungen bat; von da an beginnt der friiche Fluß der Juſtizgeſetzgebung zu ſtocken; 
man trachtet auch hier nad Möglichkeit alles beim alten zu laffen, von einem Fortichritt, von 
dem fürforglihen Walten einer beifernden Hand tft in den Nechtseinrihtungen kaum eine Spur 
zu gewahren. Das verbältnißmäßig milde Strafgefegbud von 1803 verliert alle praftifche 
Bereutung neben einer Strafproceporbnung, die das inquifltorifche Verfahren auf die Spige 
treibt und die Erpreflung eines Geſtändniſſes von feiten des Angeklagten zur Hauptaufgabe des 
Unterſuchungsrichters macht; der Givilprocen bewegt ih in den Formeln einer Gerichtsordnung, 
welche nur das Ichriftliche Verfahren fennt, dabei allerdings nicht ſehr complieirt ift, aber mit 
den Forderungen ded Lebens, der Entwidelung des Verkehrs nicht gleichen Schritt halten konnte 
und feit ihrem Beftande (1781) durch einen Wuft von Nahtragsverorpnungen wahrlid nidt 
versollfommnet wurde, Das Eoncurdverfahren war ſchleppend; die Beflimmungen über vie 
Gompetenz ver Gerichte, die fogenannten Jurisdictiondnormen ließen mandes zu wünſchen 
übrig; der Adel hatte jein privilegirtes Borum und übte ven Gerichtsbann auf feinen Herr— 
ſchaften im Wege der Batrimonialgerichte; mir Abfaſſung oder Beurrheilung der Gefege war 
eine allgemeine Hofcommifflon in Juftiggefegiacen betraut. (Über die ungarifhen Verbält: 
niffe f. Ungarn.) 

Einen Staat im Staate bildete das Heer. Die lange (vierzgehnjährige) Dienftzeit entfrem— 
dete ven Soldaten dem bürgerlihen Berufe und mußte in das Getriebe ver Production und des 
Erwerbs überall ftörend eingreifen. Spät, erft im Jahre 1845, wurde die Dienftzeit auf acht 
Jahre herabgefegt. Der Adel war von der Militärpflicht befreit, welche beinahe ausſchließlich 
auf die ärmern Klaffen der Bevölkerung drückte und auch nah Ginführung der achtjährigen 
Dienftzeit eine außerft läftige, für das materielle Gedeihen des Reichs verderblihe war. Die 
Ereignifle der Jahre 1848 und 1849 haben gezeigt, daß in einem Staate, wo alles faul ift, vie 
Armee ih unmöglich bei Gefundheit und voller Kraft erhalten könne. 

So war in alle Zweige der Verwaltung, die mit dem materiellen Wohl und Gedeihen der 
Menge in Beziehung geftanden, ein nicht zu bewältigender Marasmus gefommen. Es war nur 
die Frage, ob die im Neiche vorhandene Heil und Lebendfraft ver Nationen ihn verwinden 
fönne oder die herrichenden Zuftände ſich im Dafein behauptend das Sinfen und den Verfall 
des Staats unaufbaltjam herbeiführen würden. Die Erfenntnig von der Unerträglichkeit des 
beftehenden Syſtems wurde zum Gemeingut der halbwegs gebildeten Kreije, zur Außerung des 
Lebensinftinets in den niedern Schihten der Bevölferung. Wol that die Regierung das Mög: 
lichte, um zu verhindern, daß ſolche Erkenntniß ih Bahn breche. Wer kennt nicht die auf Aus: 
tilgung von Vernunft und Wiſſenſchaft angelegten PBolizeifünfte des Metternich-Sedlnitzky' 
fen Ofterreih, von feiner bis ind Komische gehenden Genjur an bis zu jenem Abrichtungs: 
foftem von trauriger Berühmtheit, das den öfterreihiihen Jugendunterricht bildete. Der Ber: 
waltungsmechanismus, die hohe Bolitif, die JZuftiz zum Theil und das Kamerale — alles war 
auf Angeberei baſirt und follte durd jie zufammengehalten werden. Die Kinder wurden zu 
Denuncianten erzogen, ünd die Lehrer hatten vorihriftämäßig ih an Schuleinrihtungen zu hal: 
ten, welche die Neigung zu midgünftiger Anklage und Anfhwärzung in der Seele ihrer Schüler 
zu fraftigem Wahsthum bringen follten. Auf den Volksſchulen herrſchte ein herz- und geifts 
tödtender Mechanismus, in ven Gymnaſſen fand die humaniftifche Bildung Feine Zufluchtſtätte, 
die Hochſchulen waren (ausgenommen die medicinifhen Bacultäten in Prag und Wien) dazu 
berufen, fich feindjelig gegen die Wiſſenſchaft zu ftellen und den Beamtencandidaten der Zukunft 
den legten Schliff zu geben. Es war da wahrhaftig nicht von nöthen, aud noch die Jefuiten 
twieber einzuführen, un dad Werk der Verdummung ganz zu vollbringen. Da der Name diefer 
frommen Brüder Schreden und Auffehen erregte, verfhaffte man ihnen als Liguorianern Zutritt 
in Klöfter und Schulen, fo in Wien (1820), in Steiermarf (1826); fie gefielen ſich aber nicht 
in der Maske und zogen ed vor, ih zu ihrem Schußheiligen Ignatius offen zu befennen; ala 
Loyoliſten entpuppen fie ſich bald in Steiermarf, als ſolche Halten fie ihren Einzug in Linz (1836), 
in Tirol (Ende der dreißiger Jahre) und von allem Anfang in Galizien (1820), wo die fatho- 
liſche Politik der Boten ihnen zu flatten fommt. In ihrer erceptionellen Stellung, bie ſie bis 


128 Dfterreich (Staatsg eſchichte) 


heute, trotz wiederholter Ne: und Declamationen im oͤſterreichiſchen Reichsrath, zu behaupten 
wußten, blieben ſie jeder Staatsprüfung vor Bekleidung von Lehrämtern überhoben und wirkten 
eifrigſt für Bereicherung und Verherrlichung ihres Ordens, der ſich in Oſterreich bald wieder 
heimiſch fühlte. Ihre ratio studiorum erwies ſich mächtiger als die profane und rechte Willen: 
ſchaft, für die man allerdings auch in Wien eine Akademie gründete, aber unter welchen Bedin— 
gungen, in welch einer vemüthigen Form! Das Gründungspatent derfelben (14. Mai 1847) 
verfügte nur die Errichtung einer mathematiſch-naturwiſſenſchaftlichen und einer hiſtoriſch-phi⸗— 
lologiſchen Klaffe. Nicht vertreten wurden diejenigen Wiflenfhaften, in denen man den Still: 
ftand am lebhafteften wünfchte oder ven Mangel an Fortihritt am wenigften bemerkbar machen 
wollte: Staatswiflenichaften und Philofophie. So tief hatte die herrſchende Politik dent afa: 
demiſch ausgeſchoſſenen Theile der wiffenihaftliben Notabilitäten Ofterreihs dad Gefühl ver 
Unterwürfigfeit und der eigenen Unzulänglichfeit eingeprägt, daß fich die neue Afademie mit 
einer faft Fühn zu nennenden Refignation durch ihren erften Beſchluß und eigenften Entfchluf 
unter — Genfur ftellte. Sie tbat dies im Widerfprucd mit den Voten ihres Curators, des Erz: 
herzogs Johann, und der beiden Korophäen der Willenihaft, Hammer: Purgftall un 
Heidinger. N 

adden wir auf die Hauptrihtungen des Öffentlichen Lebens in dem vormärzlihen Dfter- 
reich Rückblick geworfen, fei aud) das in Berradt gezogen, was damals weder leben, noch ſterben 
fonnte. Es waren dies die ftändifchen Prärogative, melde tharfählih auf das Recht ver Vor: 
flellung und Bitte befhränft blieben. Mochten auch die Stände einzelner Kronlänber, jo die 
böhmischen, die von Nieveröfterreih und Steiermark ven Willen zeigen, ihren Wirkungsfreis 
auf Grund und Maf ihrer geihihtlihen, nur aus der Übung gekommenen Rechte 37) zurüd- 
zuführen — e8 blieb beim Willen und kam günftigftenfalld zu halben, nicht8 oder wenig jagen: 
den Zugeftänpniffen jeitend der Regierung, die eine abjolute war im firengften Sinne des Wor- 
tes, nach der ganzen Ausdehnung ihrer Macht. Alle Thätigkeit der öſterreichiſchen Landtage, 
der ungarifchen felbftverftändlih ausgenommen, begründete nur einige, und gewiß nicht grund 
ſätzliche Modificationen in der Ausübung der vollziehenden und oberauffehenden Gewalt, Sie 
hatten die verlangte Steuerfumme nad dem Katafter und der betreffenden Übung umzulegen, 
in einigen Provinzen zugleich die Einhebung der Grundfteuer zu beforgen; ihre Verhandlungen 
waren geheim; Deputationen durften fie nur nad vorgängiger Genehmigung an ben Kailer 
jenden; ihre ſtändigen Ausſchüſſe, Collegien für landſchaftliche Jwecke, waren jo gut als Re— 
gierungsbehörben in fteter Abhängigkeit von Wien und den fandesgouverneuren ber Provinzen. 
Als zulegt die Stände von Böhmen aus ihren Rechten Ernft zu maden fhienen, behufs De: 
duction derjelben eine eigene Commiſſion niederjegten und der Bericht diefer 33), ein Meifter: 
ftück feiner Art (wol vorwiegend der Mitwirkung Palacky's zu danfen) im Landtage felbft zur 
Sprade fam, da zeigte ih, daf die Stände vor ihrem eigenen, fonnenflar feftgeftellten Rechte 
in Furcht geriethen und zaghaft genug die Regierung zu überzeugen fuchten, daß fie ed gar nid: 
fo übel gemeint hätten. In ver Weile zeigt bie ganze ftändifhe Bewegung im vormärzlichen 
DOfterreih immer nur Halbheiten im Entſchluſſe, in ver That, felbft im Worte und ganze Er: 
folglofigfeit in der Wirkung. Einen maßgebenden Einfluß auf die Negierung wußten die 
Stände nicht zu gewinnen, und wo fie ſich gegen Ende der vierziger Jahre in ver Rolle der Oppo— 
jition gefielen, da flärkten fie nur da6 allgemeine Mistrauen in die herrſchenden Zuftände, nict 
den Glauben an ein gutes ſtändiſches Recht. Diefes war durch Zeitumftände verloren gegangen 
und ohne den rechten Muth, ohne Entichloffenheit zurücdtverlangt worden: die Nevolution ging 
über daffelbe hinweg und mit ihr die Geſchichte. 

Die oberfte Leitung der Staatsgeſchäfte in DOfterreih haben wir nah den Ergebniſſen, 
welche fie erzielt hat, geichilvert; ihre innere Einrichtung war wie ein todted Räderwerk, deſſen 
einförmiger, Ichleppender Bang von Kaifer Franz felbft überwacht wurde. Die Geſchäftigkeit 
diejes Herrſchers kannte Feine Grenzen, und die anftrengende Regierungsweiſe, die er fich aufs 
gebürbet hatte, mußte denn doch, nicht weil fie in den meiſten Fällen fruchtlos geweren, Tondern 
weil der Nachfoiger auf dem Thron, Kaiſer Ferdinand I., die Laſt unmöglich tragen fonnte, ums 
geändert werden. Das Verwaltungsſyſtem blieb jedoch intact, nur um dad verfönlice Gin: 
ſchreiten und Befehlen des Kaifers nicht allerorten nöthig zu mahen, wurde ein Gonferenzs 


37) Überfichtliches über die gefchichtliche Entwickelung der Ständerechte in Ofterreich, 1. den Art. 
Deutiches Lanbesftaatsreht (Staatd-Lerifon, IV, 429 — 431). 
38) Sie ift abgedruckt in: Der böhmifche Landtag von 1847 (Hamburg 1848). 
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xath?9) eingefegt. Er beſtar d aus zwei Erzherzogen und zwei Miniftern, nämlich dem Staats- 
Eanzler und bem rangälteiten Ötaatd= und Gonferengminijter. An Gründung von eigentlichen 
Minifterien wurde aber nicht gedacht ; die Minifterftelle war firenggenommen fein Staats:, fon= 
dern ein Cabinetsamt, und bie verfhiedenen Zweige der Verwaltung liefen in die „Hofftellen‘’ 
als oberfte Spigen aus. So blieb es bis zur Märzbewegung, und folde Hofftellen waren: vie 
drei Hoffanzleien für die oberfte Leitung der innern Verwaltung, die fogenannte vereinigte Hof: 
fanzlei für alle Länder außer Ungarn, die ungarifche und die fiebenbürgifche Hoffanzlei, die all= 
gemeine Hofkammer für Finanz- und Handelsangelegenheiten, die oberfle Juſtizſtelle für die 
Rechtsverwaltung in den nihtungarifchen Gebieten, der Hoffriegsrath für das gefammte Mi: 
litärwejen, die Cenſur- und Bolizeihofftelle, die geheime Haus:, Hof: und Staatöfanzlei für 
die Angelegenheiten des Faiferlichen Haufes und ded Außern, endlich ein Generalrechnungs— 
birectorium für die Staatdrehnungscontrole. Nebftvem beftand ein Staatsrath, der aber fiht: 
lich degenerirte und der Aufgabe, die ihm vonMaria Thereſia geftellt worden, längft nicht mehr 
gewachſen war. Sämmiliche Hofftellen, mit Ausnahme jener für Cenſur und Polizei, hatten 
eine Gollegialeinrihtung; ihre Beichlüffe wurden durch Stimmenmehrheit der vortragenden 
Räthe gefahr, der Präfivent hatte nur die gleich entfheidende Stimme wie jeder Votant. Im 
Schoſe der vereinigten Hofkanzlei beftand eine eigene Abtheilung für ven Öffentlichen Unterricht, 
die Studienhofeommifjion, welche fi jahrelang mit Abfaffung eines neuen Unterrichtöpland 
beichäftigte, ohne ihn bis zur Nevolution fertig bringen zu können, Bei der Juftizhofftelle fun= 
girte als bejondere Abtheilung die fhon früher erwähnte Geſetzgebungshofrommiſſion. Unter 
ben wiener Hofftellen leiteten in den Kauptftädten der Provinzen die Länderbehörden, mit Aus— 
nahme der Polizei gleichfalls collegialifch eingerichtet, die Regierungsgefchäfte. Die Polizei ald 
enfant gat& im Öfterreihijchen Staatdleben hatte überall eine bevorzugte Stellung; ihre Ab: 
bängigfeit von den einzelnen Länderchefs war nur eine partielle, fie hatte unmittelbare Aufträge 
und Inftructionen von feiten der Bolizeihofftelle und erftattete auch an diefe unmittelbar Bericht. 
Man wollte einen Polizeiftaat Haben und über die Stimmung der Leute, über Unternehmungen, * 
bie neben und aufer der Regierung, wol auch gegen dieſelbe, vorbereitet wurden, ſtets aufs beite 
unterrichtet fein. Man hatte den Polizeiftaat in feiner ganzen Unbehülflichfeit für große Zwecke, 
mit der Unfähigkeit ver Mafjen zur Selbfthülfe, der Nath= und Kopflofigkeit der Behörden im 
Augenblid der Krijis. Uber unterritet war man gleichwol nicht, dies beweift vie Liber: 
raſchung, melde der polnijche Aufſtand im Jahre 1846 veranlafte, der Mangel an jeder Vor: 
bereitung und Rüſtung, ihm entgegenzutreten, bie Gleihgültigkeit, mit der den Nationali= 
tätöbeftrebungen zugefehen wurbe ald einem harmlofen Spiel, dad ein neues Moment ber 
Zerſetzung des Staats herbeizuführen nicht geeignet ſchien; dies beweift endlich die Überrumpe: 
lung der Machthaber durch die Märzrevolution, welche neue, in ſterreich unbefannt gebliebene 
Gewalten entfejfelte und die luftigen Kartenhäufer, welche die Polizei für bombenfeftes Mauer: 
werf hielt, vom Erbboden hinmwegfegte. 

Die äußere Politik des Kaiferftaatd warb vom Fürften Metternich in dem nämlichen Geifte 
fortgeführt, der Oſterreichs Verhalten während der Befreiungäkriege und der Verhandlungen 
bed Wiener Congreſſes dictirt hat. Eine Umkehr in reactionäre Bahnen, wie fie um dieſe Zeit 
in Preußen flattfand, ift dem Fürften Metternich nicht vorzumerfen; er hat großen Welthändeln 
gegenüber immer nur den Heinen Vortheil Ofterreichd im Auge gehabt und glaubte denfelben 
am beiten zu finden, wenn die beftehende Ordnung der Dinge allenthalben und jederzeit durch 

fierrei in Schug genonmen würde. Keineswegs aber war er gefonnen, bie Öfterreichifche 
Bertretung für die Intereffen der Erhaltung umfonft anzubieten; wenn neben den großen con= 
fervativen Zwecken irgendein greifbarer Vortheil für Ofterreich abfiel, war diefes im Zugreifen 
nie blöde. So in Deutſchland, wo das bundestäglide Präſidium in Frankfurt durd die all: 
gemeine Demofratenfurdt und die Hinfälligfeit der preußifchen Politik zu mehr als einem bloßen 
Ehrenrechte wurde, wo Fürſt Metternich die hohe Staatäfunft wie die ihm vor allen Dingen 
and Herz gewachſene Polizei vem Zauber des oͤſterreichiſchen Namens unterthan madte; fo in 
Italien, wo Ofterreih von Beginn an den Grundfaß der Reftauration gebrochener Zuflände 
nicht fo hoch und rein hielt, daß es vor Übergriffen, die felbft den Proteft legitimer Fürſten (jo 
bed Bapfled wegen Ferraras) hervorriefen, ſich gefcheut hätte; fo in Polen, wo angefichtö ver 





39) Ergögliches über deffen Genefis und Wirkfamfeit bei Springer, Geſchichte Ofterreichs feit dem 
Diener Frieden (Leipzig 1863), I, 441 fg. 
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Bewegung von 1831 die alte Zweidentigfeit der wiener Gabinetöpolitif wiederkehrte, die lü- 
ſterne Schadenfreude der Ofterreiher über Rußlands Gefährdung fih anfänglich Luft machte, 
aber freilich au) ver endgültige Triumph der Ruſſen allem Liebäugeln Ofterreihs mit den Po- 
len raſch ein Ziel fegte ; fo namentlich in Krafau, wo das Princip der Ordnung und Ruhe, die 
grundfäglie Gegnerfhaft wider die Revolution den Vorwand boten, um die vertragmäßige 
Ordnung der Dinge umzuftürzen und diejenigen Tractate zu verlegen, deren geheiligter 
Fortbeftand dem Fürften Metternich eine Frage über Sein oder Nichtſein war, wenn eben das 
oͤſterreichiſche Intereile dabei nicht ind Spiel fam. Faßt man die Ergebniffe zuſammen, melde 
der Politik des Kaiferd Franz und ded Staatskanzlers zu verbanfen find, fo zeigt es fih, daß im 
ganzen genommen und die dauernde Nachwirkung ber Öfterreihifchen Unternehmungen und 
Uinterlaffungen erwogen, mehr Unheil ald Gewinn für ven Staat bei der Thätigkeit ver Metter- 
nich'ſchen Diplomatie herauskam. Ginen Gebietszuwachs wußte Metternich ver Monarchie nur 
durch die@inverleibung Krakaus zu verihaffen, 21,33, Duadratmeilen mit ungefähr 142000 Ein- 
wohnern. Das Befigergreifungspatent datirt vom 11. Nov. 1846; ein Jahr fpäter mußte 
Krakau unter Standredht geftellt werden. Der Borgang ber drei Theilungsmädte, unhaltbar 
und verwerflid vom Standpunft der Wiener Verträge, hatte den Zweck, die polniſchen Beſtre— 
bungen zur Herftellung der Nation tödlich zu treffen, den Polen die Möglichkeit einer Organi- 
flrung von Streitfräften, der Vorbereitung großartig angelegter Verſchwörungen auf einem 
Territorium zu entziehen, das auch in jeiner nicht vollftändigen Unabhängigkeit für pie allmal- 
tende Polizei der Heiligen Allianz ein Hindernig war. Wie man diefen Zwed erreichte, bie 
Duelle der polnifhen Revolutionen dur die Annerion von Krafau verftopfte, zeigen neuere 
und neuefte Erfahrungen zur Genüge. Wiederholte Infurrectionen und die permanente Ver— 
ſchwörung ver Nation gegen eine oder die andere der Theilungsmädte jind nicht audzutilgen: 
die Metternih’jche Gonfiscation der Republif Krafau war nody die Gonfldcation des pol- 
nifhen Volks. 

: Nicht viel glanzvoller al8 die öfterreihifchen Territorialerwerbungen in der Zeit nad 1815 
waren die moralifhen Errungenſchaften ver Politif des Staatöfanzlerd. Die lange Reihe von 
Entwürbigungen, welche die tonangebende wiener Diplomatie feit ven Karlsbader Beihlüflen 
über das deutfche Volk heraufbeſchwor, die chineſiſche Mauer, welche zum Schuge Oſterreichs 
gegen die Anſteckung durch den deutſchen Geift errichtet worden war, die Befehbung aller libera- 
len Beftrebungen, die Verſpottung der Bahnbrecher Fünftiger @inbeit und lange vorenthaltenen 
Rechts, die Manie, ald Traum, Schwärmerei oder gar als Verbrehen zu flempeln, was in ber 
Seele jedes deutichen Patrioten als ftete Hoffnung, als tröftende Sehnſuchte lebte; all dies mußte 
das Gefühl ver Zufammengehörigkeit Oſterreichs und Deutſchlands abſchwächen und die beften. 
Kräfte der Nation die Berührung mit einem Staate verabfcheuen lehren, der den Deutſchen nur 
dumpfe Verzweiflung und hündiſche Ergebenheit in ihr Schickſal zu bieten hatte. Wenn es 
Öfterreichiiche Intereffen waren, was Fürſt Metternich vertreten bat, jo hat er auch durch bad, 
wofür und wogegen er Partei nahm, gezeigt, daß diefe Intereflen Deutſchland die Gegenwart 
unerträglid machten, e8 um die Zukunft zu betrügen geeignet waren. 

Noch tiefen, nicht zu befänftigenden Haß füete Metternich's Politik in Italien. Die öfter: 
reihifhe Regierung fühlte ſich bier fo unficher, daß fle blindlings zu den Äußerften Mitteln ver 
Repreflion griff und durd) folde die Aufregung und das Rachegefühl ver Italiener ſtets leben: 
dig hielt. In Mailand waren die Elemente, daraus eine auf die Dauer zufammenhaltenve 
oͤſterreichiſche Partei zu ſchaffen, in binreihendem Maß vorhanden; aber ſchon im April 1815 
wurde mit den Sendungen von Jtalienern nad dem Spielberg begonnen — gerade nicht das 
Mittel, zu treuer Liebe für Öfterreiäh zu entflammen. Das wiener Gabinet betrachtete feine Herr: 
haft in Italien von vornherein ald unverträglich mit dem Beſtande eines gemäßigten mon: 
archiſchen Regiments auf irgendeinem Punkt der Halbinfel; ed betradptete fi als Die Gewähr 
für die Lebensfähigfeit des reinen Abſolutismus italienifher Dynaften und diefen im Wechfel: 
bunde als eine Art Aſſecuranz ver Öfterreichiichen Feftfegung in Italien. Es nahm bereits im 
Jahre 1815 (12. Junt) den Bourbonen in Neapel vertragsmäßig das Verfprechen ab, daß fie 
feine Berfaffung einführen und feine Neuerungen dulden follten, welche ven alten monarchiſchen 
Einrichtungen zuwlderliefen oder mit den Orundfägen der lombardifhen Verwaltung nicht vers 
einbar wären. Daß fpäter ähnliche Verträge mit andern italienischen Fürften hinzugefommen 
find, weiß jeder, dem die Geneſis des italieniichen Kriegs von 1859 befannt if. Ganz ent= 
ſprechend dieſen Grundſätzen, welche die Halbinfel thatſächlich zu einer Öfterreihifhen Depenvenz 
machten, weil fie die iralienifhen Fürften um allen Halt im Volfe bringen mußten, ergriff dann 
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Dfterrrich gierig bie Gelegenheit, den Bolizeifchergen der Heiligen Allianz zwiſchen Adria und 
Mittelmeer abzugeben. Es wollte feine Regung von Selbftändigfeit dulden und verfolgte uns 
nabfihtlid jeden, der — ob Fürſt oder Bürger — eine Kraft ſchien, gefährlidy genug, in Wien 
Bedenfen zu erregen, Nur Gin Mittel gab e8, ſolche Bedenken zu zerftreuen und den Quälereien 
der Öfterreichifchen Volizei, den Ränfen ver Metternich'ſchen Diplomatie zu entgehen: unbeding⸗ 
te8 Gehorchen, mafellofe Rauterkeit der Gefinnung, Treue ohne Wanken, unnbläffige Mitbethei— 
ligung an Verfolgungen der Patrioten. Berloren war, wer einmal-eine Anwandlung von 
Schwäde, von Theilnahme für Italiens Leiden gezeigt. Daß ber Prinz von Garignan, Karl 
Albert, nachmaliger König, fid in der Revolution compromittirt, konnte ihm Oſterreich nie 
verzeihen; es ſuchte auf ſeine Entfernung vom Throne hinzuwirken — alle Anzeichen ſprechen 
dafür, daß der Plan, die ſardiniſche Thronfolge zu ändern, der öſterreichiſchen Diplomatie nicht 
ganz fern lag. +) Man fann fich bei einiger Unbefangenheit nicht verhehlen, daß die wiener 
Staatämänner von einer Art blinder Wuth gegen alles Italienifche befeelt waren, daß fie bie 
Mittel, eine anjehnliche Partei der Italiener für Oſterreich heranzubilden, abfichtlich verſchmäh— 
ten, fich wol auch feinen Erfolg aus folder Bemühung verfpraden, daß fie, doch jonft nicht wäh⸗ 
lerifch im Umgang mit Überläufern und Abtrünnigen von der liberalen Sache, in Italien Com⸗— 
promittirte wie Berpeftete von ſich fliehen und fo allen Regeln der Klugheit entgegen die Ver: 
räther entmuthigten. Zu Lebzeiten des Kaiferd Franz konnte ji die Negierung nicht ein- 
mal entſchließen, die italienifhen „Hochverräther“ im Kerker menschlich zu behandeln, und es 
wirkte wie ein Lichtftrahl nach langer Naht, ald Kaifer Ferdinand bei feiner Krönung in Mai- 
land (1838) Nachſicht und Gnade in großem Maßſtab walten lief. Man ſprach dann mol 
son ſchwarzem Undank für die,ertheilte Amneſtie, aber welches nicht ganz verlorene Volf ließe 
Ah jemals durch Gnadenacte zur Preidgebung feiner Eriftenz, zur Auflöfung feines Landes 
in einen geographiichen Begriff verleiten? 

Eine Figur ded Erbarmens bis zum Komiſchen fpielte ver öfterreihiiche Staatöfanzler mit 
feinem @ingreifen in bie orientalifhe Frage. Dem Griehenaufftand gegenüber ging feine 
Weisheit zu Ende; ihm felbft preßten die Wechfelfälle deffelben und die herben Enttäuſchungen, 
welche er ängſtlich auf Türfenfiege lauernd erfuhr, und der großartige Stil, in dem die Diplo- 
matie Englands wie Ruflands die griechiſche Frage behandelte, zu wiederholten malen das Ge= 
ſtändniß ab, daß die Allianz der Mächte aus den Fugen gegangen jei, daß er und Oſterreich 
allein die rechte Anficht der Sache einer Welt gegenüber zu vertreten hätten. Es war bie Anficht, 
der zufolge, wie ſich Geng äußerte, die Türken unglüdlihermweije immer recht, die Griechen im— 
mer unrecht hatten. Diefe waren Nebellen, und jene allein verdienten den Schuß der Heiligen 
Allianz — ein Ausſpruch, den Metternich ungähligemal und, taftlos genug, felbft angefichts 
vollendeter Thatſachen wiederkäute, ohne irgendjemand für dieſe Findifche Meinung zu ges 
winnen. Es war nur eine geringe Genugthuung und ohne namhaften Gewinn für Ofterreid, 
wenn fpäter (1840) Frankreich bei dem Streite zwiſchen dem ägpytiſchen Vicefönig und ber 
Pforte fich in diefelbe ifolirte Stellung verrannte, melde Öfterreichifche Brivatliebhaberei wäh— 
rend des griechiſchen Freiheitöfampfes geweſen. Das ift doch ſehr die Frage, ob nit eine offene, 
rüdhaltslofe Unterftügung der Griechen, ja die nachdrückliche Schädigung der Pforte OÖfterreihs 
Sntereflen viel weniger beeinträchtigt hätte als jene müßige Bolitif im Schmollwinfel, vie 
Metternich trieb, bie immer nur fromme Wünſche hatte für die Mufelmanen! eine Politik 
der frommen Wünſche, der wohlmeinenven Rathſchläge, die fhlechtefte, die ed geben kann, um fo 
ſchlechter, ala ſterreich damit einem Volksſtamme zu ſchaden hoffte, für den Europa von dem 
liberalen Canning bis zum despotiſchen Zaren aller Reuſſen Vartei ergriff. Als es dagegen 
lebendige Regungen nicht zu fördern, ſondern zu unterdrücken galt, im Sonderbundskriege ber 
Schweiz, da mußte Ofterreih mit im Chorus ver Mächte fein, welche die Sache der Jeſuiten zu 
der ihrigen gemacht hatten, da war die Allianz, deren Auflöfung von Metternich verfündigt 
worden, meil bie Alliirten ji auf volfsthümliche Wege verirrt, wieder beifammen, ihrer ur— 
ſprünglichen Beflimmung, der Vertretung alles Unvolfdthümlihen wiebergegeben. Die aus- 
wärtige Bolitif ded vormärzlichen Öfterreich vollzog mit ihrer Barteinahme im Sonderbunds: 
kriege, ihrem haftigen Eifer, ihren viplomatifhen Wühlereien für die fchweizerifchen Jeſuiten ihr 
letztes Meifterftüd. Es war, ald 06 fie der Welt zeigen wollte, daß es nichts Faules gebe, wofür 


40) Gualterio, Gli ultimi rivolgimenti d’Italia (1852), Bb. II u. IN; Farini, Storia d'Italia, 
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Metternich und feine Schule nicht in erfter Linie kämpften, nicht bie volle Kraft Hſterreichs ein- 
zufegen bereit wären. Wie eine Läuterung und ein gerechted Gericht war dann über Öfterreiä 
und die Politik, welche es ſich unter Metternich zum Lebensziel gefegt, die Revolution ‘ge: 
kommen. 

Literatur. Gore, „Geſchichte des Haufes Oſterreich von Rudolf von Habsburg bis auf 
Leopold's II. Tod“ (deutſch von Dippold und Wagner; 4 Bde., Hamburg und Lübeck 1310 — 18). 
Lichnowſky, „Geſchichte des Hauſes Habsburg“ (bis zum Tode Friedrich's IIL, 8 Bde., Wien 
1836 fg.). Mailäth, „Geſchichte des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats““ (reicht bis zum Schluß des 
ruſſiſch-oͤſterreichiſchen Kriegs in Ungarn 1849, 5 Bde., Hamburg 1834 —50). Tomek, „Hand⸗ 
buch ver öſterreichiſchen Geſchichte“ (bis 1526, erſter Theil, Prag 1858). Pölig, „Ofterreiche 
Geſchichte““, neu herausgegeben von Lorenz (mit Literaturangaben auch für Provinzialgefchichte, 
Wien 1859). Roh, „Chronologifche Geſchichte Oſterreichs“ (Innsbruf 1846). Krones, 
„Umriſſe des Geſchichtslebens der deutſch-öſterreichiſchen Ländergruppe vom 10. bis 16. Jahr: 
hundert” (Innsbrud 1863). Für die ältefte Zeit: Büdinger, „Ofterreihs Geſchichte bis zum 
Ausgang des 13. Jahrhunderts‘ (bid 1056; Bd. 1, Leipzig 1858). Für die neuefte Zeit: 
Schmidt, „Zeitgenöſſiſche Gefhichten‘ (Berlin 1859); Springer, „Geſchichte Oſterreichs feit 
dem Wiener Frieden 1809" (Thl. 1, Leipzig 1863), und die einfhlägigen Partien in Gervinus 
„Geſchichte ded 19. Jahrhunderts‘. 

I. Gefhichte feit 1848. Das Schaufpiel gänzliher Haltlofigfeit, unmännlichen 
Kleinmuths und eifrigen Werbens um die vordem fo ſchnöde veradhtete Volksgunſt, meldes 
die europäifche Reaction in der größern Hälfte des Sturmjahres 1848 der Welt darbot, hat 
fih in feinen grellſten, aber zugleich lehrreichſten Scenen nad Ofterreih hinübergeipielt. 
So leicht, als jich Hier die herrichenden Gewalten des Tages überwunden gaben, find fie faum 
irgendwo den auf Recht und Freiheit pohenden Völkern gegenüber gewichen; fo raſch, wie hier 
der Übergang vom Zuftande des patriarhalifchen Regiments in den der Herrſchſucht aller und 
der Herrihaft niemandes ſich vollzog, hat er wol nirgends die gewaltigen Phaſen feiner Ent— 
wickelung durchſtürmt. Und in feinem Staat Europas dürfte die auf den erften Anlauf zu Bo— 
den geworfene Reaction ſich fobald wie in Ofterreich zu emfigem Thun wieder aufgerafit haben, 
um wie ein Phönix erneuert und geläutert mit gewaltigem Bluge emporzuftreben und Gleid- 
gefinnte in die Höhen des reinften Abfolutismus zu fi heranzuziehen. Will man für diefe 
and Wunderbare grenzende Erſcheinungen der Nevolution Oſterreichs den richtigen Erflä: 
rungsgrund finden, jo muß man die Umftände ind Auge faffen, weldye die Bewegung der wie: 
ner Märztage gelingen ließen, nicht weil ihr wirklich unmiderftehlihe Kraft innemohnte, fon: 
dern weil ed den Gegnern an Kraft und Muth gebradh, ihr entgegenzutreten. 

Seien wir geredht gegen die Revolution in Sſterreich und gegen die Märzbewegung, mit ber 
fie in das Stadium des Erfolgs trat! Wir haben gefehen, daß die unbegreifliche Verblendung 
der alten Öfterreihifchen Regierungsleute allen ernften Berbeflerungen und Neformen im Wege 
ftand und den Staat morſch werden ließ in alfen feinen Gliedern. Inden Kreijen ver Bevöl: 
ferung wußten dieg die einen, fühlten over ahnten e8 die andern, denen ſich die Staatöfranfheit 
nur in Form drüdender Bedürfniffe offenbarte, für deren Befriedigung das herrſchende Syftem 
nur Finfterniß und Moder, nicht Brot und Geift bot. Als Ausdruck des richtigen Gedanken in 
ber Seele bevorzugter, des dunfeln Ahnens und Fühlens im Herzen der Menge war die Revo: 
lution in ihrem natürlichen Rechte und drang hervor zu Leben und Licht, wie ein Samenforn, 
das in fruchtbare Erde gelegt ift. Aber es fei und das Wort erlaubt: fie hatte in Ofterreich jo: 
zufagen nur ein vegetabilifches Dafein; fie überwucherte dort in mächtigen Ranken Bildungen 
und Gewalten, die nad Jahrhunderten zählten und Fräftig genug waren, die marfausfaugende 
Wucherpflanze von fi abzufhütteln. Ziellos in den Tag hineinwachſend, über ven eigenen 
Zweck, über das Verhältniß zum Organismus ded Ganzen, in dem fie lebte, unklar wie das 
Blatt, weldes im Winde rauſcht, war die Revolution am fiherften überwunden, da fie am lautes 
ſten lärmte, und ohne bleibende nachhaltige Spur in Gefeg und Sitte verſchwunden, nachdem fie 
Politik und Recht in Ofterreich für die Emigfeit aus den alten audgetretenen Bahnen zu ſchleu⸗ 
dern vermeint hatte. Es wird immerdar venfwürdig bleiben und zum Verftänpniß der öfterrei: 
chiſchen Geſchichte ein Großes beitragen, daß die Revolution in Sſterreich eben dort am beſten 
wußte, was ſie wollte, wo ſie von Oſterreich am wenigſten wiſſen wollte, und daß ſie gerade dort 
die längſte Nachwirkung hinterließ: in Ungarn und Italien. 

Der wiener Märzbewegung gegenüber zeigte ſich bei den Männern des herrſchenden 
Syſtems eine eigenthümliche Scheu vor energiſchen Thaten, vor rückſichtsloſem Wüthen mit be— 
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wafineter Sand. Diefe Männer Hatten ihr Leben lang eine blutige Neprefjion wider aufftän- 
diſche Bevölferungen, allerdings von der Ferne aus, für einen und nicht den geringften Theil 
ihres Berufs angeſehen; jegt, da ed galt, in Wien jelbft zu unternehmen, was man durch 
Zahre und Jahrzehnte auf der Apenniniſchen Halbinfel durch öſterreichiſche Soldaten verrichten 
ließ, auf wehrlofe Menſchen zu fhießen, jegt erfaßte panifher Schreden die leitenden Perſön— 
lichkeiten, jegt hielt man auf halbem Wege und pactirte nad einigen Salven auf die fordernde 
Menge mit den Forderungen der Revolution. Es dürfte jedoch gefehlt fein, dieſe Zögerung im 
Entſchluſſe, diefe Umkehr von lauherziger Kampfbereitfhaft zu willenlofer Nachgiebigkeit auf 
Berzweiflung an Haltbarkeit des Beſtehenden oder auf den Nefpect vor den in Wien entfeffelten 
Bolköfräften zurüdzuführen. Was der Märzrevolution fo raſch und vollftändig zum Siege 
verbolfen hat, war die Uneinigfeit und vie Demoralifation in ven gegnerifchen Reiben, melde 
theild die Wünſche und Begehren ver Menge bis auf einen gewiffen Bunt ſich ſelbſt angeeignet 
batten, theils wieder in einem Zuftand der Muthlofigkeit hielten, der dur auswärtige Ereig— 
niffe, durd die Niederlagen der confervativen Sade in Italien und Frankreich herbeigeführt 
worden. Es iſt befannt, daß eine ſtarke Hofpartei gegen Metternid war und auf deflen Sturz 
binarbeitete; Metternich wieder vermochte foldhen Bemühungen und Wünfchen nichts entgegen= 
zufegen ald den totalen Banfrott feines Syftems, der feit ven Reformen Pius’ IX. eine latente, 
feit der franzöſiſchen Kebruarrevolution allbefannte Thatfahe war. Um diefen Banfrottirer zu 
halten, follte man es auf ven Straßenfampf in Wien anfommen laffen! Kein Wunder, wenn 
ſelbſt die eifrigften Anhänger des Fürften in ihrem Glauben an deſſen Glücksſtern erfhüttert 
wurden! — Da aber der Glauben abhanden fam, fehlten auch die Werke, ihn zu bethätigen. 
Ruhmlos und mit fihtliher Haft ihrer Bekehrung entgegendürftend, vollzogen die Parteigänger 
des Fürften ihren Abfall; die Nachmittags⸗- und Abendſtunden bed 13. März hatten einen ganz 
zen Troß derfelben zu Anbetern der neuen Gewalten des Tags umgewanbelt. 

Die Ereigniffe des 13. März konnten der Regierung nicht unerwartet fommen. Rings 
umber fehlte e8 nicht an Vorzeihen des nahenden Sturms, und wie ernft diefe von der Re— 
gierung genommen wurden, beweift der Umſtand, daß felbft fie, vielleicht das ganze Jahr 1847 
über, fich mit Reformgedanfen trug. Wir wiffen heute, daß Fürſt Metternich zu den eifrigften 
Förderern folder Gedanken zählte, daß die fühnen Gefegvorlagen für den ungarifhen Landtag 
(1847), von dem Beftreben dictirt, fich felbft als fortfchrittfreumdliche Regierung an Stelle der 
Dppofition zu jegen, großentheils feiner Einwirkung zuzufchreiben find, daß er ſchon im Februar 
1847 Reorganifationdplane für die außerungarifchen Reichstheile betrieb und bei Durch— 
führung derjelben fogar den Ständen eine Rolle zugeftehen wollte. Nur freilid blieb es bei 
der Abjicht, beim guten Willen, ven nicht die That Frönte, und zu welchem die gefaßten Ent— 
ſchlüſſe und ergriffenen Negierungdmaßregeln in ſchreiendem Gegenfage flanden. Was half es 
auch, wenn die königlihen Propofitionen im ungariſchen Landtag den Korderungen der Oppo— 
fition im ganzen entſprachen, aber dennod der verhaßtefte Misbrauch des Adminiftratoren= 
ſyſtems (f. Ungarn) von der Negierung aufrecht gehalten wurde, um erft nad) der Fe— 
bruarrevolution fallen gelaffen zu werden! Was hatte ed andererjeitd mit einem bis zu Verfaf: 
fungdneuerungen ausgeſchmückten Reformplane für die deutſch-ſlawiſchen Länder auf ih — ein 
Reformplan, welder Befürdtungen feine Entflehung, aber ver hellen Todesfurcht, die bei dem 
Ausbruch der Februarrevolution Metternich ergriff, feinen Untergang verdankt. Nah dem 
Sturz des Julifönigthums lautete die wiener Tageöparole: Jetzt Feine Conceſſionen, damit fie 
nit als unfreiwillig gebracht erfcheinen *!) — ein ſehr löblicher Regierungsgrundfag, nur muß 
man ihn aufrecht zu halten wiffen, nicht mit ihm großthun einer fommenden Gefahr gegenüber, 
um ihn ſchmaͤhlich preiszugeben,, wenn die Gefahr wirklich eingetreten ift. Damit der Schein, 
als fei man zu Eonceffionen gezwungen, vermieden werde, hat man in Wien die Zeit ungenügt 
vergeben laflen, bid der Zwang, dem man erlag, für niemand bloßer Schein, für jedermann 
offenfundige Thatſache war. 

Die Bewegung, vor weldher die alte Orbnung der Dinge weichen mußte, hatte ſich allmäh— 
li von der Peripherie des Reichs nad) dem Mittelpunfte fortgepflanzt. Die in Wien als feige 
geſcholtenen Italiener follten vie erften fein, welche ihre Stimme gegen ein heilloſes, fortſchritt— 
feindliches Regiment zu erheben wagten. Manin in Venedig, Nazzari in Mailand wandten ſich 
an die Gentraleongregationen ihrer Brovinz mit Petitionen um Verbeflerung der Adminiftra= 
tion, um Abftelung zahlreicher Misbräuche und Gebrechen der Öfterreihiihen Verwaltung 
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(December 1847). Die Gentralcongregationen im Benetianifhen und in der Lombarbei waren 
eine Art von Notabeln, welche die Regierung um fi verfammelt, mit nidhtöfagenden confulta= 
tiven Befugniffen, mit einem ſchattenhaften, in ver Anwendung vielfad durchlöcherten und ver⸗ 
kümmerten :Betitiondrecht ausgeftattet hatte. Selbft dieſe Körperihaften fonnten nit umhin, 
dem gegebenen Impulfe zu folgen, die Forderungen Nazzari’8 und Manin's zu unterflügen. 
Die wiener Regierung antwortete mit Gewaltmaßregeln, lief Manin und Tommafeo in Bene- 
dig verhaften, die unerträglichen Bolizeipladereien, denen Italien erlag, verſchärfen. Das flei- 
erte die Aufregung der Italiener zum Äußerſten: fie machten ihrer Erbitterung gegen alles 
ſterreichiſche auf jede mögliche Weife Luft: Rauch und Xottoverbote, Verfemung der fremden 
Beamten und Militärs, Theaterdemonftrationen, revolutionäre Maueranſchläge waren an der 
Tagesordnung. Die Polizei verbot ausnahmslos alles, was auf Politif Bezug hatte oder irgend⸗ 
wie als regierungdfeindlihe Kundgebung gedeutet werben fonnte; an ih ganz unſchuldige Hand⸗ 
lungen — fo wollte e8 eine Inftruction der mailänder Generaglpolizeidirection an die Unter: 
behörden — feien unnahfihtli vom Verbot zu treffen, wenn fie durch Umſtände ven Gharafter 
einer der beftehenden Orbnung widrigen Demonftration erhalten follten. Am 3. Jan. (1848) 
brach eine Soldatenemeute in Mailand aus, die ver Vicekönig, Erzherzog Rainer, durch Maß— 
regeln der Strenge zu ahnden verfprad. Aber die Dinge waren bis zu einem Bunfte gebieben, 
wo von einer Beftrafung der Soldaten, welche ven wehrlofen Bürger mishandelt hatten, keine 
Rebe fein konnte; bald folgte die Verkündigung ded Standrechts umd des Belagerungszuftandes, 
ohne die Oſterreich in Italien fortan nicht mehr zu herrſchen vermochte. 

Nächſt dem Lombarbifch: Benetianifhen waren in Ungarn die größten Schwierigkeiten 
vorhanden. Hier tagte feit vem 10. Nov. (1847) der Landtag. Mit den Zugeflänpniflen an 
die mächtig anwachſende Oppofition,, in deren Ghorns ſchließlich die confervativften Staats: 
männer (ein Paul Somfih!) mit einflimmen mußten, hatte die Regierung das gänzlih ge— 
fhwundene Vertrauen in ihre Abfichten und Praktiken nicht wiedererrungen, Die ſchönen könig— 
lichen Bropofitionen, durch welche fi die wiener Machthaber zum Fortichritt befannten, um 
biefen eben in ihrem Sinne zu leiten, verloren an gewinnender Wirkung dur die von Wien 
aus betriebene Reorganiſation des Obergeipaninftituts, mitteld welcher die Megierung der Ein: 
führung einer Art Öfterreichifcher Burenufratie in Ungarn vorarbeiten und mindeſtens die Bu: 
reauchefs (Untergebene, dachte man, würden ſich wol finden) heranbilden wollte. Dagegen ein 
Sturm im Landtag, die Heftigiten Reden bei der Adreßdebatte. Vergebene ſuchte die Regie— 
zung zu beſchwichtigen, fi mit ben vorwärts Drängenden durch halbe Nachgiebigkeit abzu= 
finden — fie ließ die rechte Zeit zu einer Verſtändigung mit Fruchtlofen Bemühungen nad einer 
folden vorübergehen, und als die Nahriht vom Ausbrud und Gelingen der Februarrevolu— 
tion nad Ungarn fan, rief diefed den zögernden Politifern in Wien ein fräftiges, weithin ſchal⸗ 
lendes: Zu fpät! entgegen. In fühner, den größten Meifterftücen politifcher Beredſamkeit ſich 
würbig anreihender Rede verfündigte Koffuth am 3. März ven Bankbruch der altöflerreichifchen 
Staatöfunft, die gebieterifche Forderung nah Gewährung des vollen ungarifchen Rechts, das 
nur bann eine@arantie feined Beftandes, feiner rückhaltoloſen, ungeſchmälerten Erfüllung habe, 
wenn aud den übrigen Öfterreichifchen Staaten conftitutionelle Formen verliehen würben. 

‚Den Tag darauf bradte die „Wiener Zeitung‘ einen Sitwationsartifel frber die frangöflide 
Revolution, worin fie zur Einigkeit zwiſchen Regierung und Völkern gegen die communiftifche 
Hordenwirthſchaft in Paris mahnte — mit fo armfeligen Gefafel hoffte man noch auszufonmen 
und den laut Fordernden Schweigen zu gebieten, die ſtill Unzufriedenen taubſtumm zu machen! 

In Böhmen, in den ſüdſlawiſchen Ländern hatte ſich feit Jahren ein Geift geregt, der jetzt 
die Empfänglichkeit für politiſche Agitation unter den Maſſen ins Dafein rief. Mehr in ver 
Form wiſſenſchaftlicher Beſtrebungen und eines als philologiſche Liebhaberei getriebenen Eultus 
der Sprache hatten flawifche Batrioten und Gelehrte ein politiſch Handwerk geübt, das auf Her: 
Anbildung eines flawifhen Nationalbewußtfeins hinauslief. Die Slawen Öfterreichs begannen 
den Druck zu fühlen, der ihre befte Volkskraft lähmte; fie lernten dem Worte ihrer Sprad= und 
Geſchichtsforſcher folgen, weil ed ebenſo verftändlih ala ſchmeichelhaft zu ihren Ohren Fang. 
In der Mündart, bie fle von Kindheit fpraden, wurden fie gelehrt, ſich als zu gleihem Rechte 
mit andern Volkerſtämmen berufen zu empfinden; ed ward ihnen Aufflärung über das Zahlen: 
verhältniß der verfchiedenen Nationalitäten Ofterreih8, über ven Grundfag der Majorität, die 
unbeftritten zu ihren Ounften ſprach, während die beflehenden Einrichtungen des Staats fie in 
die Stellung einer von anderd redenden und jchreibenden Beamten beberrfchten Minderheit 
zurüdverfegten. Mit oder trog dem Willen ver Regierung ging es mit biefer Bearbeitung der 
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Maflen rüftig vorwärtd; in ben ſüdſlawiſchen Ländern war die Agitation yon gouvernemen: 
taler Seite unverkennbar begünftigt , fchon ald Gegengewicht wider Die magyarlichen Tendenzen 
Fam fe der Negieruug erwünfdt. Unter den nördlichen Slawen, namentlich in Böhmen, ließ 
man die Sache geben, weil man jie anfangs für harmlos hielt, in dem Glauben von Eug und 
vorſichtig handelnden ezechifhen Patrioten beſtärkt wurde und mol aud gar nicht in ver Lage 
war, ber ebenjo Fräftig als unerfaßbar gehenden Bewegung Einhalt zu thun. Was lie im 
Bange erhielt, war ein Werkzeug, deſſen fich die oͤſterreichiſche Bureaufratie nicht in dem Grade 
zu bedienen wußte, um feine Berrichtung in ihrer ganzen Bedeutung zu erfennen und wirkſam 
zu hemmen — bie ezechiſche Sprache. Dank der Selbflüberwindung oder dem niedrigen Interz 
eſſe, welche czechiſche Patrioten zur Annahme von Polizeiimtern drängten, beherbergte die öfter: 
reichifhe Regierung nahezu uncontrolirbare Befhüger der nationalen Sache in ben Reihen der 
eigenen Beamtenfhaft. Die höher und höchſt geftellten, die ausfihlaggebenden Autoritäten ver— 
fanden nicht dad Czechiſche und waren bei Werthihägung der nationalen Agitation auf die Be: 
tihte folder angemwiejen, die mit halbem oder ganzem Herzen felbft daran betheiligt waren. 
Vielleicht auch lief man die Sache aud dem Grunde gehen, weil fie zu dem Motto: „Divide et 
imperabis !'‘ vortrefflich paßte und die volksthuͤmlichen Beſtrebungen der Deutſchen lahm zu 
legen geeignet erfhien. Wenn dies leptere der Ball geweſen, fo zeigte die Folge, daß ſich die 
Rechnung ald richtig erwies und die Slawen revolutionäre Deutfche zu Paaren treiben halfen, 
um wieder neueftend von dieſen im Schach gehalten zu werben. 

Im Beginn der 1848er Revolution aber geftalteten fi die flamwiichen Forderungen zu 
einer wahren Berlegenheit für die Negierung. Ehe noch die Nachricht von den wiener März: 
beftrebungen nad Prag gebrungen war, hatten bie Gzehen, anfänglich jeden Streit mit dem 
Deutichthum Flug vermeidend, eine Art Bolfverfammlung (11. März) in Scene geſetzt, auf 
der die Hauptfäge ber czechoſlawiſchen Bolitik in ein Brogramm formulirt und bie einzelnen 
Programmpunfte ald Forderungen in eine Petition an die Regierung aufgenommen wurden. 
Die Deutſchen in Prag gaben dem ihre Zuſtimmung; fie konnten wol nicht anders, theil$ weil 
in ihren Reihen politifched Verſtändniß nur ſpärlich vorhanden war, theils weil die Czechen auch 
fteiheitliche Marimen, denen man nicht gut bie Unterflügung verfagen durfte, zu Forderungen 
erhoben, theild endlich weil die Maffe des Volks egehiich war und auf ihr Recht pochte, dem 
gegenüber die Deutſchen, ohne Halt im Volke und ohne Dieeiplin untereinander, nur im Bunde 
mit ber Polizei etwas ausgerichtet hätten. So fam «3, daß in einer Zeit, ba im Schofe der 
Regierung wie unter den Vertretern der in Wien zur Geltung gefommenen national-deutfen 
Richtung volltändige Unklarheit iiber Endziel und Mittel der deutſch-öͤſterreichiſchen Politik 
berrichte, das Programm einer ſlawiſch-⸗oſterreichiſchen folgerichtig und ſcharf ausgeführt ich als 
Forderung präfentirte. Die Czechen ferien nach Einverleibung Mährens und Schleſiens in 
Böhmen, nad einer neuen Landedverfaflung , die nur den Schwerpunft der Regierungsthätig- 
feit in Wien belaflen, die provinzielle Selbſtändigkeit Böhmens rejprrtiren follte, einer Landes: 
verfaffung, welche den Föderativſtaat zur Borausiegung gehabt und die Wiederaufnahme cen⸗ 
tralifirender Berfuche im Wege der Gewalt wie der freien Vereinbarung unter ben Völfern un: 
möglid) gemacht hätte. So erfchrestend Far und durchſichtig wie dies ſlawiſche Verlangen, jo 
unbeftimmt, aber mit grauenhaft revolutionären Schlagworten hernortretend war das deutſche. 
Zwifchen beiden ſchwankte die Regierung wie ein Rohr im Winde, bis fpäter Radetzky's Siege 
in Italien ihr einiges Selbſtvertrauen wiedergaben und bie Nraction zu weitangelegten Planen 
wider jede vollsthämliche Bewegung ermuthigten. i 

Während in Ungarn die Oppofition aufs kühnſte ihr Haupt erhob, inden ſlawiſchen Ländern 
geſchickte Bolksführer ſich bereit hielten zuernten, was fie durch Jahrzehnte geſäet, unter pen Polen 
in Galizien der tieffte Mismuth und die äuferfte Verſtimmung herrſchten, aber der beite Wille, 
aus dem Zeitumſchwung Nugen zu ziehen, vorhanden war: ſchien in Wien alles ruhig und un: 
bedenklich — vor den Augen ber Polizei, Eine fieberhaft erhöhte politifche Regiamfeit war bier 
allerdings nicht vorhanden: die Oppofitiondpartei ber niederöfterreihifchen Landſtände blieb 
ſelbſt mit ihren Wünſchen auf dem legalen Wege; der ala Malcontentenchub verf chriene Juris 
bifch- Politifche Leſeverein hielt die feinen wol nicht ſtreng auf ber Linie ber Legalität, aber jo 
nahe als möglich an berfelben; bie trog aller polizeilichen Auffiht zufammengetretenen Stuben: 
tenverbindungen ſchloſſen nicht Verſchwörer vom Handwerk, ſondern die Mehrheit der intelli= 
genten Stubirenden zufammen, welcher vie foftematifche Interwühlung des ftaatlihen Beitandes 
fern lag. Bon einer wirklichen Volfsaufregung, einem ernften, ſiegesgewiſſen Willen, Zu: 
geftänpniffe zu ertrogen, kann doch nur nad) Ausbruch ber parijer Sebruarkataftrophe vie Reda 
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fein. Die Nahriht vom Sturze Guizot's, von der Abdankung Ludwig Philipp's, der Pro— 
lamirung der Republik wirkte belebend, zu Ihaten drängend; aller nicht fireng gouvernemen= 
talen Kreife bemächtigte fi) nie dagewefene Unternehmungsluft, aller Schichten der Bevölferung 
die Gier nad) Veränderungen, nach neuer Aufregung, nad Gewinn von Rechten und Einſchrän— 
fung der Befugniffe einer überall ausgreifenden, unerträglich gewordenen Polizei. Dem gegen 
über war die Regierung durch Schrecken lahm gelegt, ſprach- und finnlos wie ein altersſchwacher 
Greis, der den Ruin der Werke feines ganzen Lebens ſchaut. Und wo dieſe Megierung zu lallen 
wagte, die Völker mahnend, fie mögen fie vor dem Abgrund ber Hölle, der ih in Paris auf: 
gethan, nicht verlaffen, da begegnete fie nur Hohn und Spott und allgemeiner Verachtung, zu 
melden dad im Rathe der Mächtigen aufgeführte Schaufpiel verfagenden Muthes, aber un- 
gebrochener Herrſch- und Keiffucht herausfordern mußte. 

Die Eröffnung der niederöfterreichifchen Landſtände war auf ven 13. März feftgejegt; es 
galt, die ſtändiſche Oppoſition durch actives Auftreten ver Bevölkerung zu Fräftigen, den An: 
trägen des ſtändiſchen Ausſchuſſes, über deren volfsthümliche Tendenz unverbürgte, wie es fi 
fpäter zeigte, unwahre Gerüchte gingen, die Annahme zu fihern. Der Gewerbverein eröffnete 
mit dem Befchluffe einer Adreſſe an den Kaifer ven Reigen (6. März); fie wurde in Anwefen: 
heit ded Erzherzog Franz Karl mit Acclamation angenommen ; ihre libergabe in die Hände 
Sr. Majeftät verſprach diefer kaiferlihe Prinz dem Verein. Es war eine Adreſſe, deren Unter— 
zeihner nod vor wenigen Wochen günftigftenfalls mit Feſtungsſtrafen davongekommen wären; 
ohne irgendwie maßlofe oder nicht unbedingt loyale Wünſche zu enthalten, griff fie doch weit 
hinaus über das fhablonenmäßig Erlaubte, deſſen ein Menſch mit gefunden Sinnen, folange 
Metternich und Seblnigfy obenauf waren, ſich erdreiften durfte. „Nur ein feftes, inniges Anz 
ſchließen“ — fo hieß es in der Adreſſe — „an die Stände und Bürger, ein feſtes, inniges An— 
fliegen Ofterreih8 an das gemeinfante beutſche Vaterland und Offenheit kann das alte er- 
probte Vertrauen wiedergewinnen.‘ 

Mit einer zweiten Adreffe trat der Jurivifch: Politifhe Lefeverein unter Doblhoff's, Bach's, 
der nahmaligen Minifter, Führung hervor. Sie wurde in den Localitäten mehrerer Bereine, 
dann bei Buchhändlern zur Unterzeichnung aufgelegt, war an bie Stände von Niederöſterreich 
gerichtet und bezweckte den vollftändigen Brud mit dem alten Syftem. Den annod herrſchen— 
den Gewalten wurde darin der Fehdehandſchuh hingeworfen; der Muth, ſich durch das geſchrie⸗ 
bene Wort zum Abfall von denfelben zu befennen, war vorhanden — es fehlte nur noch der 
Muth zur That. Auch mit diefen follte bald die akademiſche Jugend dem in legten Zügen lie- 
genden Abfolutismußs dienen ; fie wagte fid am weiteften vor und follte für geraume Zeit, mie 
ed dem Kühnften zu Recht gebührt, in den erften Reihen glänzen. Cine Stubentenverfammlung 
hatte den Beſchluß gefaßt, eine Adreffe an ven Kaifer zu richten; der Beitritt ſämmtlicher Univer⸗ 
ſitätshörer follte am 12. März in der Aula des Univerfitätsgebäudes erklärt werben. Die Adreſſe 
forderte in einem Zuge: Gewährung der Preß: und Mebefreibeit, ver Lehr: und LXernfreiheit, 
Offentligfeit und Muͤndlichkeit des Gerihtöverfahrend, Gleihftellung der Religiondbefennt- 
niffe, Repräfentativverfaflung, kurz ein Verdict über das alte ſterreich und Heraufführung 
eines neuen. Sie ſollte mit der Collectivunterſchrift: „Die Studenten der wiener Hochſchule“, 
verſehen werben, und die Aulaverſammlung, die ihr beitrat, war nicht früher zum Auseinander⸗ 
geben zu bringen, als bis die Profefforen Hye und Endlicher verſprochen hatten, ſich no im 
Laufe ded Tags mit ber Adreffe in die Burg zu verfügen und fie hier dem Kaifer zu übergeben. 
Es gelang ihnen Audienz zu erhalten; der Befcheid, ver ihnen ward, lautete allgemein und 
troftlo8: daß man die Sache in genaue Erwägung ziehen werbe. 

Am Morgen ded 13. März verfammelten ſich die Studenten abermals in der Aula, um 
Mittheilungen über dad Ergebniß der Aublenz und das Schidjal ihrer Adreſſe entgegenzunehs 
men. Der Bericht, den ihnen Hye erftattete, reizte und erbitterte die Ungebulbigen, weldye mit 
dem Ruf: Nah dem Landhaufe! (hier war die Eröffnung der Stände für diefen Tag angefagt) 
eriwiderten. Die Mahnung fand Anklang, und bald zogen die Studenten, ungefähr 2000 an 
ber Zahl, in langen Reihen zum Landhaus hin, wo ſich bereit die Stände eingefunden hatten. 
In der Nähe des Gebäudes und im ‚Hofe deffelben großer Menfchenandrang, zu dem alle Klaffen 
ber Gefellihaft ihr Gontingent geftellt hatten. Die Studenten wurben mit lautem Jubel ber 
grüßt, und bald war im Hofe des Landhaufes eine Rednerbühne improvifirt, von der Fiſchhof 
und andere Redner zum Volke ſprachen. Fiſchhof, wol der lauterfte Charakter unter ven Tages- 
helden der wiener Revolution, wies mit fnapp und ſcharf gehaltenen Worten auf die Forderun- 
gen der Zeit Hin, auf die Nothiwendigfeit der Einigung und des Zuſammenwirkens aller Volks: 
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ftämme ſterreichs, wie, wenn er geahnt Hätte, daß ber unfelige Nationalitätenzwift alle Er— 
rungenjchaften ver Mevolution vielleicht für immerdar zunichte machen werde. Auf Fiſchhof 
folgten in raſchem Wedel die andern Redner, welche die beliebteften Schlagwörter des Tages 
varlirten. Gin Student der Mediein las aud die Rede, welche Koffuth am 3. März im un- 
garifchen Landtag gehalten hatte; fie wurbe mit leidenſchaftlichem Zuruf begrüßt und fleigerte 
die Erregung aufs äußerſte. Die in ihrem Berathungsfaal verfammelten Stände mußten ſich 
zulegt entſchließen, bie zahmen Wünſche, mit denen fie gefommen waren, fallen zu laſſen und 
dafür jene weitgehenden Forderungen aufzunehmen, welche bie untenftehende Menge erhob und 
jene früher erwähnte Bürgerabreffe, deren Urheberſchaft Bad und Bauernfeld zugefchrieben 
wird, den Ständen ſelbſt unterbreitet hatte. Sie verfpraden, die Petitionspunkte der Adreſſe 
und die Volkswünſche beim Kaifer zu befürworten, und begaben fi zu dem Ende, Landes— 
marjhall Montecuculi an der Spige, in die Burg. Ehe jie Hier ihren Auftrag verrichtet hatten, 
war ed zum blutigen Zuſammenſtoß zwiſchen Militär und Bürgern gelommen; in der Nähe des 
Landhauſes hatten die Soldaten zuerft über die Köpfe der Leute, dann in die Maffen gefeuert, 
weldye nun nad) dem bürgerlihen Zeughaus fi zu bewaffnen eilten, vaffelbe aber vom Militär 
befegt fanden und darauf hin die erften ſchwachen Berfuche im Barrifanenbau anftellten. 

Die Berwirrung war im Wachſen, die Leidenſchaft ver Maſſen geftählt durch das Bewußt— 
fein, einem ernflen Kampf entgegenzugehen, bie Kunde über Vorgänge in den Vorſtädten 

. von der Einbildungäfraft ind Runenhafte vergrößert. (Die politifche Bewegung war auf den 

Kreis der innern Stabt befchränft, feit 10 Uhr morgend die Gommunication mit ven Vorſtädten 
burd Militär abgefhnitten, die Stabtthore gefperrt bis auf eins, deſſen man im echt Öfterreichi- 
fher Weife ganz vergeffen Hatte.) Deputation auf Deputation verfügte fi zu dem comman- 
birenden General, Erzherzog Albrecht, um ihn zu bewegen, dad Militär aus der Stadt zu 
zieben. Im Gonjiftorialfaal der Univerfität fanımelten fidy die von der Straße gewichenen Stus 
benten; fie faßten ven Beſchluß, der Rector folle auf Grund eines alten, durch einen Mediciner 
ind Gedächtniß gerufenen Privilegd unverweilt Aubienz beim Kaifer nehmen, um bie Bewaff⸗ 
nung der Stubivenden zu erbitten. Bis 9 Uhr abends verfprachen fie ruhig zu bleiben und auf 
das Ergebnif der Sendung zu warten. In der Burg weilte eine Bürgerbeputation, dann bie 
ehrjame Körperfhaft ber nieneröfterreichifhen Stände, welde zur Unterftügung ver Vollswünſche 
zu Hofe gezogen war und bier zurückgehalten wurde, weil man fie mit ungünftigem Beſcheid 
nicht ziehen laffen wollte, zu einem günftigen ſich nicht entfchließen fonnte. Die Reihen der Kor: 
dernden wurben durch den anlangenden Rector und zwei mitveputirte Profefloren verftärkt; aber 
bie Staatdconferenz (vgl.über deren Zufammenfegung die vorhergehende Abtheilung) war noch 
immer zu feinem Entſchluß zu bringen, und die bis 9 Uhr geftellte Frift, nach deren Ablauf das 
Entſetzlichſte bevorſtand, nahte rafch ihrem Ende. In der legten Minute ermannte man ſich 
endlich zu einer Entſcheidung, welche die Gewährung der lauteften Korberungen brachte: Bürger 
und Studenten follten ihre Waffen haben, und dies unverzüglich, noch in derfelben Nacht; vie 
Nothwendigkeit einer Reorganifation der Staatdeinrihtungen wurde im Princip zugeftanden, 
die Abdanfung Metternich’3 ausgeſprochen. Würbevoll und den anmwejenden Bürgern wol in 
einem leichten Anflug von Ironie Glück wünfhend „zu der neuen Regierung‘, fehlen der ges 
fürdtete und allverhaßte Staatsmann aus feinem Poſten. 

Die Hartnädigkeit der Studenten, die waffenlos nicht von der Stelle gerückt waren und die 
Bewalt herausgefordert hatten, hinter ver niemand bereit ftand, das Außerſte zu wagen — fie 
war vom Sieg gefrönt worden. Der Sieger trat nun in fein Recht und ſchrieb der wiener Revo⸗ 
lution feinen Willen zum Gefeg. Bon ver Aula wurden Minifter geftürzt, Entſcheidungen ber 
Legislation und Mafregeln der Verwaltung angenommen oder zurüdgewiefen, neue Freiheiten 
errungen und bie geivonnenen in zügellofer Haft, alles zu haben oder zu — verlieren, preidge: 
geben; die Aula gebot wie unumfhränft dem Gange ver Ummälzung, und mit ihr pactirten raſch 
wechjelnde Minifterien wie von Macht zu Mat; fie liebte und verteidigte das Recht des freien 
Mannes, wie jte ed verftand, und ihr Verſtändniß, fhülerhaft zufanmengelefenes Stückwerk, 
galt als Maß und Rihefhnur jener ſtaatsmänniſchen Einſicht, die man überall fuchte und nir= 
gends fand und von ber Aula ald baare Münze vertrauensvoll hinnahm, weil eben bie Jugend 
in ſich ſelbſt Vertrauen fegte und für andere den Muth einer Überzeugung hatte. Man kann 
dies Überwirgen ſtudentiſcher Einflüffe verhängnigvoll nennen für den weiten Verlauf der 
wiener Revolution; man kann es beklagen, verwünfchen, darüber lachen, je nach Barteiftellung 
oder Temperament; um es aber Hiftorifch richtig aufzufaffen, muß man ſich den Mangel an po: 
litiſcher Reife unter ver ganzen wiener Bevölferung jener Zeit gegenwärtig halten. Friſchem 
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Muth und jugendlichem Schwunge, wenn auch mit keiner Vorausſicht gepaart, fällt naturgemäß 
dort die Leitung zu, wo Vorausſicht eben niemandes Sache iſt. 

In dem Beſtreben nach Einführung eines neuen Verwaltungsſyſtems und nach dem Sturze 
Metternich's waren fo ziemlich alle Volkskreiſe mit einem mächtigen Theil der Hofkreiſe einig 
geweſen. Die Einigkeit hörte fofort auf, ald in Frage fam, was nun zu thun fei. Eine anjehn- 
liche Partei der Stände, des Hofs und der höhern Bureaufratie, ſofern diefe mit dem Grundſatz 
der Stabilität um jeven Preis malcontent gewefen, hätte ed jegt am liebſten gefehen, wenn mit 
Fürft Metternich’3 Entlaffung die Ruhe hergeftellt und bie Muße zur Inangriffnahme mäßiger 
Reformen gegeben worben wäre. Aber fhon am Morgen des 14. März jollte e8 ſich zeigen, 
daß jo wohlfeilen Kaufe nit auszufommen fei. Der Hof wurde mit neuen Korberungen bes 
ftürmt und mußte wieber nachgeben. Die Aufhebung der Genfur ward gewährt, die baldige 
Berdffentlihung eines Preßgeſetzes verſprochen. So großen Jubel die Kunde von dieſem neuen 
Zugeſtändniß verbreitete — bie rechte Befriedigung, dad Bemußtfein, errungen zu haben, was 
man wollte, ftellten ſich doch nicht ein; der Jubel über Verkündigung der Preßfreiheit wurde 
burd den Ruf nad einer Gonftitution übertönt. Die Staatöconferenz trat am Abend des 14. 
in der Burg zuſammen und. berieth, ob e8 angezeigt fei, ſich durch die Zufage einer Gonflitution 
zu binden. Das Ergebniß der Berathung war jenes faiferliche Patent vom 15. März, welches 
die früher gewährten Zugeftänbniffe bekräftigte und den Willen des Kalferd ausprüdte, Ab: 
georbnete aller Brovinzialftände um fich zu verfanmeln, dies nicht blos ald Beirath in Fragen . 
der Geſetzgebung und Verwaltung, fonvern ‚zum Behufe der nun beihloffenen Gonftirntion 
bes Vaterlandes“. 

Das Wort Eonftitution war ausgefprochen und das Frohloden der Wiener war ein grenzen: 
loſes. Als ver Kaiſer nahmittags audfuhr, jauchzte man ihm zu; es war wie. ein Wiederſehen 
nad langer Trennung, ein Auffchrei ber Freude nad) bitterm Leid. Derjelbe Tag jedoch, der 
eine fo tröftliche Aufwallung des Volksgefühls brachte, follte nicht ohne neue berbe Prüfung 
vorübergehen. Ded Abends erfhien die Deputation ded ungarischen Landtags, den Balatin, 
Erzherzog Stephan, an der Spige, in Wien, um für Ungarn Forberungen zu ftellen. Gin ſelb⸗ 
ſtändiges ungarifhes Minifterium in Befth, dad dem Lande verantwortlich fei; Erhebung des 
Palatind zum unverantwortlichen Alterego des Königs, im Falle dieſer aufer Landes weilte; 
feine ungarifche Hoffanzlei in Wien, nur ein ungarifcher Minifter dem König zugetheilt; feine 
Regierung durch Fremde, keinerlei Einmifhung der erbländifchen Minifter; Eeinerlei Geltung 
öſterreichiſcher Ordonnanzen ; pünktliche Ausführung ver ungarischen Geſetze: Recht mit Einem 
Worte und die Macht, e8 unverfehrt zu halten — das forderten die Ungarn. Ihre Wünſche wur: 
den erfüllt, und der Kaifer ertheilte ven Befchlüffen des 1848er Landtags feine Sanction. 

Auf die ungarifhe Deputation folgte bald eine böhmifcge. Sie überbrachte (20. März) die 
neun Tage vorher (ſ. oben) in Brag befchloffenen Forderungen, erhielt aber ausweichende Zu: 
fagen und unbeflimmte Antworten. Damit ließ fid die nationale Partei in Prag nicht abfinden ; 
fie organijirte eine Sturmperition, durch welche der Landesgonverneur, Graf Rudolf Stabion, 
zur Mitunterzeichnung der czechiſchen Forderungsliſte genöthigt wurde. Bine zweite Deputation 
ging nad Wien ab, und ein Mitglied verfelben dictirte einem der altersſchwachen Minifter jener 
Zeitepoche die Erfüllung der czechiſchen Wünſche in die Fever. So hatte die Regierung den 
Ungarn den Dualismus, den Czechen ven Pluralismus zugeftanden — fehlten noch die Deut- 
fhen, denen fie das innige Anfchließen Ofterreichs an das gemeinfame deutſche Vaterland vers 
fprochen hatte. Um aud ihnen gerecht und des eingebildeten Anſpruchs auf den öſterreichiſchen 
Primat über Deutſchland nicht verluftig zu werben, willigte die Regierung in die Vornahme ver 
Wahlen zum franffurter Parlament. Darob entftand großes Geſchrei im ezechiſchen Lager, wel: 
ches wieder durch die Erklärung (20. April) befänftigt wurde, daß Ofterreichdie Zuftimmung zu 
den Bundesbeſchlüſſen ich vorbehalte und die Unterordnung dem franffurter Barlament gegen: 
über nicht unbedingt verftanden haben wolle. Die im Eaiferlichen Patent vom 15. März ver: 
biepene Gonftitution des Vaterlandes Hätte, nach ſolchen Borgängen des Minifteriums zu ur 
theilen, fehr bunt ausfehen müſſen. Die Deutfhen erhofften fie zum Theil von Frankfurt aus, 
von dem bie Czechen nichts wiſſen wollten, die Gehen für fih, für Mähren und Schlefien von 
Prag aus, wohin die Mährer und Schlefier nicht pilgern mochten, andere Slawen von Wien 
oder Agram und bie Italiener gar von Turin, In völlige Ohnmacht geſunken ſiellte «8 eben die 
Regierung jedem Volke frei, die Freiheit zu ſuchen, wo e8 fie finden könne; was dabei heransge- 
fommen wäre, wenn die Reaction nicht |päter in brutalfter Weife Abrechnung gehalten hätte, 
ift gar nicht zu ermeffen — vielleicht die Freiheit, aber eine Öfterreichifche Freiheit ſicher nicht! 
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Auch nachdem das Miniſterium Rh zu der That ermannt hatte, eine Verfaſſungsurkunde, 
vielfach an die belgiſche anknüpfend, zu publiciren (25. April), kam feine Ordnung in das 
CEbaos. Für jeden, der logiſch denken fonnte, war es fein Räthſel, daß dieſe octroyirte Ver: 
faffung neben. den weitgehenden Bonceffionen.an Böhmen gar nicht, neben einer deutſchen, auch 
für Oſterreich gültigen Neichöverfaffung nur fehr ſchwer ihr Dafein friften fönne ; und wer fein 
Denfvermögen hatte, dem wurde fie von der radicalen wiener Preſſe als ein Erzeugniß der 
Vartei des Rückſchritts, ald ariftofratifches Machmwerf venuncirt. Es mar nur nod in Frage, 
bei welcher Gelegenheit dies tobt geborene Kind des Minifteriums begraben werben folle. Die 
Gelegenheit fand fi bald und brachte auch das Minijterium vom Leben zum Tode. 

Es hatte ſich dies Minifterium am 17. März ald ein verantwortliches zufammengethan und 
endgültig anı 20. März conftituirt. Seine bervorragenpften Mitglieder waren Graf Ficauel: 
mont, fpäter proviforifch durch Lebzeltern, endlich durch Weſſenberg erfegt für die äußern Ans 
gelegenheiten, Villersdorf für das Innere, Kübeck, fpäter Krauß für die Finanzen, Banini, bald 
darauf Yatonr für das Kriegsdepartement. Den Vorſitz hatte urfprünglid Graf Kolowrat 
inne; er behielt ihn aber nur Furze Zeit, hatte nie jo recht die Leitung ded Ganzen, welches 
überhaupt ohne rechte Zeitung war, und er hinterließ das Minifterium unter dem thatjächlichen 
Vorrang Pillersdorf's, deſſen Geift fortan in allen Handlungen ver Regierung zu er= 

tennen war. 

Was den Geiſt diefer Berwaltung harafterifirt, ift nicht fo fehr die Schwäche und Nach— 
giebigfeit überhaupt, als beine am unrechten Orte. Die gewaltigen Staatöfünftler der Res 
action, von denen Billersvorf nahmals beinahe zum Berräther geftempelt wurde, hätten als öſter— 
reichiſche Minifter von März bis Juli 1848 eben auch vielfach nachgeben und mit der Straßen- 
demofratie fi) vertragen müffen, wie es Pillersdorf that. Die meiften der Herren zogen ed vor, 
die Refidenz zu verlaffen, jeder auf ihr Tusculum zu ziehen und den Ausgang der Dinge ab: 
zumarten. Dennod waren, ihrem fpätern Gerede zufolge, ſie die Helden und Pillersdorf der 
Beigling. So feltfame Namen geben die Staatsweifen der Reaction den Menfhen und Dingen! 
Die Wahrheit und Gerechtigkeit verlangen, daß man die Schwäche Pillerdvorf’s aus der Natur 
des Mannes und den Umſtänden der Zeit, denen er allerdings nicht gewachſen war, erkläre. 
Pillerövorf, ein im alten Syſtem ergrauter Beamte, hatte fein Leben lang die eigene That: 
kraft erftiden müſſen, um ven berrfchenden Gewalten des Tags zu gefallen; ex that jegt nur, 
was er früher zu üben gelernt hatte: er beugte fidh vor denen, weldye herrfchten. Da aber dieſe 
ganz anders geartet waren ald diejenigen, weldye früher vie Herren gefpielt hatten, blieben ihm 
die Kraft und Bedeutung der Wünfche, der Forderungen, ja der Launen der neuen Gebieter ver: 
borgen; er verſuchte Widerftand gegen diefelben, wo er fie am meiften zu fürchten hatte, und 
ließ fie gewähren, wenn Fluges und rechtzeitiged Einſchreiten gegen fie feine Gefahr gebracht hätte. 
Sich den Maffen fügen, wo ed nöthig, ihnen entgegentreten, wo dies möglich ift, das lernt nıan 
nicht in den Kanzleien eines abjoluten Staats, Und ift mit folder Aufgabe ein alter Staatd- 
Beamte von Villersdorf's Schlage betraut, fo brechen ohne Schuld des Armen Ereigniffe über 
den Staat herein, wie die geweſen, welche Dfterreih im Jahre 1848 getroffen haben. 

Zu einiger Entfhievenheit raffte jih das Minifterium auf, ald ed an die Ausführung der 
Berfaflung vom 25. April ging. Es fuchte ſich zuerft durch Geminnung volfäthümlicher Per- 
fönlicgfeiten zu ergänzen; Palacky, von allen Slawen hoch gefeiert, follte das Portefeuille des 
Unterrichts übernehmen; auch mit Bad wurde fon derzeit unterhandelt. Beide fhlugen bie 
ihnen zugedachte Ehre aus; dafür gelang es Dobihoff, damals eine der populärften Perſönlich— 
keiten in Bien, zur Übernahme des Minifteriums der Öffentlichen Arbeiten zu vermögen. So 
um einen in den Obren der Menge gutflingenven Namen vermehrt, trat dad Gabinet mit einem 
proniforiichen Wahlgeſetz hervor (9. Mai), auf Grund deſſen ed einen Reihötag in Gemäßheit 
ber Aprilverfafjung zu bekomnien hoffte. Died Geſetz fußte auf dem Grundfag der mittelbaren 
Wahl und des Genfus; ein heftiger Widerſtand erhob fi gegen daffelbe, und das Minifte: 
Yium wollte diefen durch Aufloͤſung des fogenannten Gentralcomite brechen, welches ihm als 
treibende Kraft der Bewegung erfhien. Es war died Comite ſchon in den Märztagen aus Ab⸗ 
georbneten der Nationalgarde und der Studentenlegion gebildet worben; unangefodhten hatte 
ed feine politifche Thätigkeit antreten und fortfegen, hohe oder niedere Volitif treiben fönnen, 
wie gerade der Augenblid dazu angethan war. Jetzt wollte plöglic bie Regierung den Fort: 
befand diefer Körperſchaft als unconftitutionelf nicht länger bulven, die Auflöfung berfelben 
erzwingen. Dadurch fah fih das Comite aus der jedenfalls gewagtern Rolle eines Angreifers 
auf Verfaffung und Wahlgefeg in die vortheilhaftere Stellung eines Vertheldigers verfegt. 
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Und gelingende Vertheldigung Fann die Kräfte wie den Willen zum Angriff nur erhöhen : dies 
follte man auch Hier erfahren. Am 15. Mai wurde die Regierung mit lauten Korberungen be: 
flürmt: fie folle ven Beihluß der Auflöfung des Gentralcomite zurüdnehmen, das Wahl- 
gefeß ändern, dad Zweikammerſyſtem fallen laſſen, einen conflituirenden Reichstag einberufen. 
Vergebens fträubte fi das Minifterium gegen folhe Zumuthungen; die Studentenlegion rüdte 
abends bewaffnet aus und ließ alle Vorbereitungen zum Straßenfanpfe treffen. In der Burg 
fügte man ſich und willigte in die Forderungen des Tages. 

Um fi neuem Drängen zu entziehen, befchloß die kaiſerliche Familie Wien zu verlaffen und 
fegte ven Entihluß am 17. Mai ind Werk. Die Nachricht von der Flucht des Kaiferd verbreitete 
in Wien allgemeinen Schreden, den aber die Regierung nicht zu benußen verftand. Es war 
unter der Bevölferung zweifellos der befte Wille einzulenfen vorhanden; ftatt diefen Willen, 
„ wo er vorhanden war, fräftig anzuregen, wandte man fi gerabe an jenen Theil der Volks: 
partei, der am wenigften Neigung zum Nachgeben, zu ernfter Reftgnation hatte. Die Stuben: 
tenlegion follte ih auflöfen, follte von freien Stüden auseinandergeben; fie ließ ed auf Gemalt 
anfommen (26. Mai), und bald zeigte fich, wie mächtig noch der Anhang war, auf den fie zählen 
konnte. Nod folgte der größte Theil der Nationalgarde ihrem Rufe; die Arbeiter eilten aud 
den Vorftädten herbei, um für die Studenten zu kämpfen; Barrifaden wurden erriätet und bie 
Naht, auch die zwei folgenden Tage über bewacht. Der Sicherheitsausfhuß (der im Moment 
der Rührung nad Abreife des Kaiſers an Stelle des Gentralcomite getreten war) intervenirte 
beim Minifterium, erhielt aber wenig befriedigende Auskunft, und als ihm vollends die Kunde 
warb, baf fein Präfident, Graf Breuner, von den Abſichten der Regierung gewußt, löfte er ſich 
im Gefühle der verlegten Würde auf und ließ die Behörven ohne jede vermittelnde Autorität. 
Dem Minifterium wäre die Befhämung nicht erfpart geblieben, gewähren zu müffen, was auf 
Straßenplafaten ald Borberung des Volks zu lefen war, wenn fi nicht zum guten Glück Ab- 
georbnete des Gemeinderath8, der Nationalgarde und ber Studenten in einen vereinigten Auss 
ſchuß zufammengethan hätten, um mit ber Regierung zu verhandeln. Das Minifterium mußte 
in allem nachgeben, die Legion fortbeftehen laffen, auch darein willigen, daß eine ſtrenge Unter: 
fuhung mit ven eigentlichen Urhebern des Borgangs gepflogen werde, und ſchließlich ſich ver- 
pflichten, ven Kaifer zu ſchleunigſter Rückkehr nah Wien einzuladen. 

Nah diefem neuerlichen Siege der Studenten friftete die Regierung nod ein paar Wochen 
lang eine Art von Scheineriftenz, bis jie von dem als Alterego des Kaiſers angelangten Erz: 
berzog Johann auf Andringen des wieder zufammengetretenen Sicherheitsausſchuſſes entlaffen 
und duch ein neues Gabinet erfegt wurde (Anfang Juli). 

Während die wiener Bewegung in den höchſten Wogen ging und Stüd für Stud vom Ge: 
lobten Lande des Gonftitutionaliömus nah Ofterreich zu fpülen vermeinte, legte die Reaction 
mit fiherer Hand den Grund zu ihrem nachmals verheerenden Wirken. Wir meinen nicht bie 
zu Inndbrud, dem Aufenthaltsort des geflüchteten Kaiſers, theild eingeleiteten, theild ihrem Ge⸗— 
lingen nahe gebraten Intriguen mit dem Namen einer folden Grundlegung zu beebren: fie 
waren nur wie ein unſicheres Taften und Fühlen der Reaction, der Verſuch, namentlich Un- 
garn gegenüber ein Werk durchzuführen, ohne fih dazu befennen zu wollen. Wol aber hatte 
die Partei des Rückſchritts den Muth, andererorten ihre Bahnen zu entfalten, fie offen und 
verftändbli für jeden aufzupflangen, der überhaupt im Stande war, die Farben zu unterfcheiben. 
Solcher Unterſcheidungsgabe konnten ſich freilich die wärmften und felbft die ertremiten Partei: 
gänger des Fortſchritts in Wien nit rühmen: als Radetzky in Italien der Reaction das 
Bewußtfein, fie könne und werbe zu Kräften gelangen, wiederverſchaffte, träumten noch immer 
die Radicalen und Liberalen in Wien von conftitutionellen Ordnungen auf mehr oder minder 
demokratiſcher Bafis! Wie kindiſch naiv, wie harmlos vertrauend, wie arm an Geift, an Mutter: 
wig und Menſchenkenntniß waren doch dieſe Leute, die von allem, was in Italien vorging, fo 
wenig Notiz nahmen und fo gar nichts verftehen wollten. Da hieß es bald, man wolle nur vie 
Öfterreichifche Waffenehre retten und, wenn dies gefhehen, Mailand freigeben; bald wieber 
glaubte man alles Ernftes, den Italienern müſſe der Sinn für wahre Freiheit, für die Werth: 
ſchätzung der öfterreihifchen Errungenfhaften durch Gewalt beigebracht werden ; die Öfterreichi= 
ſchen Soldaten waren nad dieſer Borftelung eine Art Freiheitöapoftel, die zur Befehrung einer 
für alled dargebotene Gute undanfbaren Menge ausgefandt worden. Man begriff ed nicht, daß 
ber Glaubensfag der Volfsfouveränetät, den man beftändig im Munde führte, der nahmals 
ſelbſt auf dem kremſierer Reihötag den Stoff zu einer anregenden Debatte bot, als fegerifch, ald 
unoͤſterreichiſch, als Außerung des Hochverraths gelten müffe, fobald ihn Radetzky's Armee in 
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den Staub geworfen, ſobald die Übermacht der entgegenſtehenden Principien des Gehorſams, 
der Disciplin, der unbedingten Hingebung durch blutiges Ringen erhärtet worden. Die Reaction 
follte an den Siegen über Karl Albert erkennen lernen, welch ein erfolgreiches Werkzeug fie an 
der Armee zur Untervrüdung volksthümlicher Regungen befige. Die Armee felbft harrte fehn- 
fühtigft des Augenblicks, da man fie ald Werkzeug zu folhem Ende gebrauden wolle. Sie war 
ed überbrüßig, Bürger das große Wort führen und Waffen tragen zu fehen; fie hatte das Be— 
wußtjein, dem Staate eine Provinz gerettet zu haben, und die Zuverficht, auch die andern Ge: 
fahren abwenden zu fönnen, welche die Schwäche der Regierung und die Begehrlichkeit ver auf- 
geregten Volksmaſſen über das Reich heraufgeführt. Man wird ihr das Beftreben nicht ver— 
argen fönnen, etwas zu gelten in einem Staate, für den fie ihr Blut verfprigt; man wird das 
militäriiche Urtheil oder — Vorurtheil, demzufolge innerhalb der Einrichtungen ver Revolution 
für eine maßgebende Stellung des Heeres fein Raum war, erffärlich, ja nahezu ſelbſtverſtändlich 
finden. Und mit nidten wäre diefer Stimmung bed Heeres, diefer feiner Parteinahme für ven 
unbedingten Nüdichritt vorzubeugen gewefen, wenn etwa bie Leiter ver Volksbewegung, vie 
wiener Studenten und Bolfötribunen, die Nationalgarde und fpäter die Neichövertretung ſelbſt 
fi freundlicher zur Armee geftellt hätten, Denn wohl hat es böſes Blut erregt, ald der Antrag 
auf laute Anerfennung der Armeeleiftungen in Italien im wiener Reichstag durdfiel; aber wäre 
er auch mit Acclamation zum Beichluß erhoben morden — er hätte an der Sache nichts geändert. 
Mit dem trodenen Danke der Neichävertretung hätte eine Armee nicht fürliebgenommen, die 
fih im Gegenfage zur freiheitlichen Entwidelung des Tages wußte und in folhem ald Macht 
füßlen lernte. 

Wenn wir bei Erörterung diefed Punktes etwas länger verweilen, fo möge uns die Wichtig— 
feit, die er für Erkenntniß der Öfterreichifchen Zuftände Hat, entſchuldigen. Die italienifhen 
Befigungen Oſterreichs find ein Kriegdlager für feine Armee. Diefe lernt in Italien, wo die 
Mehrzahl der Bevölferung ihr feindlich entgegentritt, alle Tugenden üben, melde den rubelos 
wachſamen, jeben Augenblid auf Abwehr oder Bertheivigung gefaßten Soldaten auszeichnen. 
Sie lernt aber au alle Untugenden, welche das Kriegerieben, wo e3 in befländiger Trennung 
von einer vaterländifhen bürgerlichen Gefellfhaft und von deren mohlthätigem Einfluß auf 
Herz und Sinn ded Soldaten verharrt, nothwendig mit fi bringt, Untugenden, welche e3 zum 
Handwerk und zu einem ziemlid rohen Handwerk verunftalten. Solche Untugenven: Ber: 
achtung des Bürgerlihen, Anmaßung von Vorzugärechten als einer vor allen Sterbliden aus— 
gezeichneten Kafte gebührend, Streben nad) Alleingeltung im Staate, der fid nad) dem Gebote 
militärifcher Zweckmäßigkeit zu richten Habe, die Sucht zu glänzen und andere vor foldem 
Glanze ohne Murten fih beugen zu fehen — wer wüßte nicht, daß diefe Untugenden feinblich 
geftimmten Stalienern gegenüber einen natürlichen und in ber Herzenshärtigfeit des Menſchen 
begründeten Urfprung haben. Wer fie aber durch längere Zeit geübt, wem fie als unzertrennlich 
vom Soldatenberuf in Italien anfleben, der fann fie unmöglich nad einigen kurzen Märfchen, 
die ihn auf deutſches oder ſlawiſches Gebiet führen, ablegen. Die Öfterreichiiche Herrſchaft in 
Stalien ift auf die Spige des Schwerts geftellt; die Schwertträger gehorchen dem Kaifer; ihnen 
gehorcht die unterjochte Nation — und wären fie halbe Engel, e8 müßte ihnen ein ähnliches, 
wenn aud nicht ganz fo weitgehendes Verhältniß der Iinterorbnung, des Gehorſams ald bie 
rechte Ordnung des ganzen Reichs, al8 das wahrhaft lebendige Öfterreihiiche Staatsgrundgeſetz 
erſcheinen. Die Berfaflungsgefhichte Ofterreichs, das Gefeg feiner innern Entwidelung ift jo 
zum guten Theil aus einem pfohologifchen Proceß im Corpögeift der Armee zu erflären, und 
der Umſtand, daß die Öfterreihiichen Siege von 1848 der Reaction zu Kräften verholfen, wie 
die Niederlagen von 1859 ihr — bis auf weiteres — einen argen Stoß verfegt haben, ift Fein 
— er iſt nur die thatſächliche Verkörperung eines Moments in jenem — pſychologiſchen 

roceß. 

Von dieſem nothwendigen Rückſchlag der italieniſchen Ereigniſſe auf die innere Lage hatte 
die Bewegungspartei in den deutſchen und ſlawiſchen Ländern auch nicht die leiſeſte Ahnung. 
MWPas immer man ihr von beſchränkt öſterreichiſchem Standpunft aus vorwerfen mag, daß jie die 
Mafregeln ver Regierung zur Befämpfung der Italiener irgendwie zu durchkreuzen verfucht 
hätte, kann man ihr nicht nachſagen. Als im Dectober 1848 Theile der wiener Garnifon nad 
Ungarn ausrüdten, brach der belle Aufftand aus, und man fuchte die Regierung mit offener 
Gewalt im Kampfe wider Ungarn zu hindern; aber nie war etwas davon zu hören, daß bie 
Sendung von Truppen und Kriegsvorräthen nach Stalien irgendwie aud nur lebhafte Demon 
firationen von jeiten der Volkspartei hervorgerufen hätte. Und wahrhaftig! wäre das Minis 
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fterium Pillersborf nicht aller Klugheit und jeded Unternehntungsgeiftes bar geweſen — es 
wäre ihm vielleicht gelungen, einen Theil der fo unrubigen, fo aufs äußerſte unbequemen 
wiener Studentenſchaft ald Breiwilligencorps nad Italien zu führen, wenn ed nur ernftlidh den 
Berfud dazu gemacht, den Coup gewagt hätte. Aber freilih! wagen, Außerorbentliches unter: 
nehmen, bie Welt abjichtlih und kunſtgerecht täuſchen und durch Täuſchung gewinnen, das 
lag diejem Minifterium fern, Ohne mit Bezug auf Italien irgendwelchem Drud audge- 
fegt, ohne durch Sturmpetitionen oder lautes Fordern der Menge in dem Bunfte erfhüttert 
worden zu fein, hatte dad Gabinet ſich in Friedensverhandlungen auf Grund einer Territorial⸗ 
abtretung in Italien eingelaffen. Es wandte ſich desfalls (Depefche vom 8. April) an England 
um Bermittelung und erflärte fpäter feine Bereitwilligfeit, auf die Lombardei zu verzichten. 
Die Unterhandlung ſcheiterte an den weitgehenden Forderungen der Gegner, welde auch das 
Venetianiſche befreit wiffen wollten. Vom Kriegäminifter Latour aufs eifrigfte mit Verftär- 
fungen verfeben, machte Radetzky dem Schwanfen der Öfterreihifchen Diplomatie bald durch 
Waffenerfolge ein Ende, Er nahm zuerft die abgefallenen Städte im Venetianifhen, Vicenza 
(11. Juni), Udine, dann Babua und Trevifo, bis auf Benedig, welches die Öfterreicher nab un 
rühmlicher Gapitulation (22. März) geräumt hatten, um ed erſt im folgenden Jahre durch Hart- 
nädige, von ſchweren Berluften begleitete Belagerung wiederzugewinnen. In den Tagen des 
22., 23. und 24. Juli fchritt Radetzky zur Dffenfive gegen Karl Albert's Hauptmacht, die end- 
lid am 25. Juli bei Cuſtozza geichlagen wurde. Die Biemontefen mußten nad Mailand und 
von da über den Teflin zurück; die Lombardei gelangte abermals in öfterreihifche Hände, und 
der Warfenftillftand mit Karl Albert wurde auf Grund des Befipftandes vor dem Kriege ab⸗ 
geihloffen. ö 

Beinahe um die nämlihe Zeit, als die Sache Oſterreichs in Italien einen Umſchlag zum 
Bellern nahm, wurde die Armee im Norden des Reichs eined Aufftandes Herr, deflen Ent: 
ftehung bis auf den heutigen Tag noch inımer nicht gehörig aufgehellt ift. Anfang Juni war 
in Brag der jogenannte Slawencongreß eröffnet worben, in welchem fi die hervorragenden 
PVarteiführer der Ezechen, Nuthenen, Slowenen, Kroaten, Serben, auch einige Bolen zu einem 
fetten Programm für die Neuconftituirung des Reichs, die Wahrung ihrer Bolksintereffen, bie 
Zurückweiſung aller franffurter Einflüffe auf Öfterreichifche Dinge u. f. w. vereinigen wollten. 
Nah einigen Sigungen kam ed zum Conflict mit der Militärgewalt; die czechiſchen Volks— 
malen hatten natürlich mit Heftigfeit für den Gongreß Partei genonmen, feierten ibn durch 
pomphafte Umzüge und benugten das eingetretene Bfingfifeft, um der Sache aud einen kirch— 
lichen Anftrih zu geben. Don einer Mefle zurüdfehrend, die (13. Juni) auf offenem Plage, 
unter ver Betheiligung einer zahllofen Menge celebrirt worden war, ging der Zug der Theil: 
nehmer vor dem Öeneralcommando vorbei, wo ber verhaßte Fürft Windifhgräg ald Truppen 
commandant in Böhmen feinen Wohnfig hatte. Hier kam es zum Streite mit bereit ſtehenden 
Truppenabtheilungen; bald folgte planlofer Barrifavenbau in der ganzen Stadt, des Nach— 
mittags Straßenfampf zwiſchen Heer und Volf, fpäter, nah einem Marſch über die Moldau 
auf der Kettenbrüde, melde die Aufftändifchen ungerflört gelaffen, die Bejegung der Höhen des 
Hradſchin durch Windifhgräg, dann nach fruchtlofen Unterhandlungen ein Bombarbement, 
welches die unbebingte linterwerfung der Stadt rafch herbeiführte. Ein ſlawiſcher Auiftand 
war jo niedergeworfen, und mit ber ſlawiſchen Herrlichkeit in Ofterreich Hatte e8 für geraume 
Zeit ein Ende. Die Mitglieder des Slawencongreſſes zerftäubten nah allen Richtungen der 
MWindrofe, die in Ausfiht genommene Eröffnung des böhmiihen Landtags, auf welchem ven 
Czechen die Majorität geihert war, unterblieb wegen des alsbald verfündigten Belagerungs- 
zuftandes; Gntmuthigung bemächtigte fih der Mailen, Erbitterung der Führer, die nun auf den 
Schlangenwindungen einer intriguenhaften Staatöfunft wiederzuerlangen fuchten, mas fie 
durch den unzeitigen Aufftand an Erfolgen und Anfehen verloren hatten. Die Slawen bat: 
ten es fühlen gelernt, daß ihr Heil nicht im Kampfe mit der faiferlihen Armee zu finden fei; 
ed begann nun jene eigenthümliche Richtung der ſlawiſchen Volitik hervorzutreten, welche den 
Triumph der eigenen Volksſache in der hartnädigften Befehdung der deutſchen und magyari- 
ſchen Nationalbeftrebungen ſuchte. Das Ziel, welches dabei vorfchwebte, war ein Hares: die 
Ummandlung Ofterreihs in einen Föderativſtaat, der für ungarifhe und deutſche Hegemonie 
feinen Raum hätte; die Mittel zur Erreihung des Zield dagegen glaubte man ſlawiſcherſeits in 
ber Gemeinſchaft mit der äußerften Reaction zu finden, Mit ihr betrieb man jene wilde Hetzerei 
gegen die Ungarn, welde den Raſſenkampf jenfeit der Leitha nicht ruhen ließ; mit ihr perhor⸗ 
tejeirte man die Möglichkeit eines friedlichen Ausgleihs der magyaro: flawifchen Irrungen, die, 
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zum Außerften geführt, erſt Die Niederlage verlingarn und dann — dad Weitere ergeben follten. 
Nur war died Weitere eben ein anderes für bie Slawen, ein anderes für die militärische Reae— 
tion: dieje neuen Bundesgenoſſen hofften einer ben andern zu überliften, und foldhe Hoffnung 
zeugte von ebenjo großem Unverftand auf ſlawiſcher, wie von richtiger Erkenntniß auf reactio: 
närer Seite. Nachdem ih Slawen und Magyaren in leidenfhaftlihen Kämpfen ausgegeben 
und gegenjeitig um bie beften Kräfte gebracht hatten, mußte die ganze Beute demjenigen zu= 
fallen, ver nad gänzliher Schwächung der im Kampfe abgenugten Bolföfräfte das einzig Mög- 
lie und darum aud Vernünftige wollte, die Wiederaufrihtung der abfoluten Gewalt. 

In Wien wurde der Reichstag am 10. Juli 1848 eröffnet. Den Tag zuvor banfte das 
Minifterium Billersvorf, das wir oben in einem Zuftand völliger Hülflofigkeit verlaffen haben, 
in corpore ab. Nach dem Studentenfieg von 26. Mai hatte ſich ver Sicherheitsausſchuß neu 
gebildet, und feine Ihätigfeit ging im Saufe des Monatd Juni ungeftört fort. Halb eine Art 
Bolizeiamt für Wien, halb ein Revolutiondtribunal für das ganze Reich, eine Überwadhungs- 
behörde über die offenen oder heimlihen Gegner der Freiheit, follte dieſer Ausfhuß bei dem 
Zufammentritt des Reichstags fein Mandat niederlegen und feine Auflöfung vollziehen. So 
meinte es der Minifter Pillersdorf, aber anders der Sicherheitsausſchuß ſelbſt. Diefer erklärte 
am 8. Juli in Übereinftimmung mit dem bemofratifchen Club fein Midtrauen gegen dad Mini- 
ferium und ließ dieſen Beſchluß dem feit 24. Juni ald Alterego des Kaijerd anwefenden Erz: 
berzog Johann durch eine Deputation anfündigen. Um bad Minifterium war es geſchehen, der 
Erzherzog ließ jih vom Sicherheitsausſchuß die neuen Miniftercandidaten bezeichnen. Doblhoff 
wurbe mit der Bildung des neuen Cabinets betraut und brachte daffelbe nad) einigen Tagen zu 
Stande (18. Juli). Als Minifterpräfivent und Leiter ded Auswärtigen fungirte Weſſenberg; 
bie andern Minifter waren: Doblhoff für das Innere, Bad für die Juſtiz, Hornboftel für den 
Handel, Schwarzer öffentlihe Arbeiten. Aus dem frühern Gabinet wurden Krauß ald Finanz⸗ 
minifter, Latour ald Kriegsminifter herübergenommen. Das Progranım, zu welchem ſich die 
neue Regierung befannte (19. Juli), Klang volfäthümlih genug; die Kapitalforderung ber 
Wiener daß es zu einer conflitutionellen Monarchie auf breitefter vemofratifher Bafis fommen 
müſſe, fam darin vor; kaum daß fie mit etwas zahmern Worten umfchrieben war. Den Wie- 
nern zu Liebe wurde auch in der feierlichen Eröffnungsrede des Reichstags durch Erzherzog Io: 
bann (22. Juli) von dem „innigen Berbande mit Deutſchland“ gefproden. In Einem Athem 
erhielten aud die Czechen das Verſprechen ber „vollen Gleichberechtigung aller Nationalitäten”. 
Überdies war die fofort befcloflene Aufhebung des Belagerungszuftandes in Prag eine Con= 
ceſſion an die Slawen; deögleichen die Abjegung des böhmischen Landedgouverneurd Grafen 
Leo Thun. Auf ſolche Art fuchte die Regierung eine mächtige, durch zahlreiche Stimmen ver: 
tretene Reichstagspartei fich zu verfühnen ; ed gelang ihr dies nad} einigen vorübergehenden Jr: 
rungen raſch und bleibend, wogegen fie freilich die Deutfchen immer mehr in die Oppofition 
treiben mußte, da fie der Forderungen einer begehrlichen flawifhen Bundesgenoffenfhaft ſich 
nicht erwehren konnte. 

Bedeutend mehr ald von dem neuen Minifterium, deſſen Uneinigfeit fi bald an mannich— 
fachen Zeichen erkennen ließ, erwarteten die Völker vom Reihötag, in deſſen Schos eigenthüm: 
liche Barteiungen herrſchten. Eine Reihe von Deputirten, dem Gentrum angehörig, war von 
ſtiller Sehnſucht nach den Bleifchtöpfen des alten Syitems erfüllt, und ihr Mund floß dennoch 
von liberalen Rebewendungen und Betheuerungen über — dad nahmalige Verhalten diejer 
Partei in Zeiten der brutalften Reaction rechtfertigt ein jo firenges Urtheil. Ihr am nächſten 
ſtehend bot die czechiſche Phalanı dem Minifterium ihre Dienfte gegen IIngarn, gegen Frank— 
furt, gegen vie wiener Volksbewegung und die wiener Volkswünſche aufs gierigfte an. Der 
aljo fich von felbft ergebenden Goalition führte Graf Stadion die rutheniſchen Kräfte zu, jene 
Bauerndeputirten aus Galizien, die zu Wien ihre Wohnung in einem Stall aufgeihlagen hat: 
ten und mit der Treue ded Hundes auf das Stadion'ſche Commando horchten, vieleicht die ein= 
zigen im Reichstag, auf welche Dfterreich unter allen Umftänden und zu jedem Zwede (es wäre 
denn einem polenfreundliden) zählen fonnte. 

Die Linfe des Reichstags war von Vertretern der deutſchen Demofratie gebilvet, denen man 
vielfahe Irrtümer und Schwächen nicht abſprechen kann. Es ift Mode geworden, diejer Par: 
tei Unflarheit ver Zwede, Verſchwommenheit der Gedanken, unwürbiged Nachbeten der Schlag: 
wörter des Tages zum Borwurf zu machen, und allerdings war politifhe Bildung und Einſicht 
inihren Reiben fehr fpärlich gefärt. Wenn man Breftel, Fiſchhof, Schufelfa, vielleicht aud) 
Zöhner ausnimmt, erhoben ſich die Redner der Linfen felten over nie über die Linie der aller- 
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beſcheidenſten Mittelmäßigkeit. Dennod wäre ed ungerecht, der Maffe ver Partei eine Art poli- 
tiſchen Inftinets ganz abzufpredhen oder zu leugnen, daß fie vor ihren ſlawiſchen Gegnern Ehr⸗ 
lichfeit und das Bewußtfein, einer großen Gefahr entgegenzugehen, voraushatte. Mögen diefe 
Männer ver Linken über das Verhältniß Öfterreiche zu Deutfchland den ſonderbarſten Shwär- 
mereien nachgehangen fein, möge ihnen die öſterreichiſche Verfaſſung der Zufunft, deren Grund⸗ 
bau fie legen follten, nur in dunfeln, verwirrten Umriffen vorgefchwebt haben: das Eine fahen 
fie doc klar und verloren ed nicht aus den Augen, daß die Niederlage der Revolution nicht zu 
dem Ideal gemäßigter ftaatöbürgerlicher Freiheit, fondern zur ſchrankenloſen Alleingeltung des 
Siegers führen werde. Während die Czechen mit der aufgehenten Sonne ber Reaction lieb- 
äugelten, fagte den deutfchen Demokraten der Linken ihr Gefühl, daß diefe Sonne verjengenden 
Strahls jeden Keim der Freiheit ausdörren und niemand als der eigenen Glorie zu Danke leuch⸗ 
ten werde. Gie gingen mit der Straßendemofratie in Wien, weil diefe beugen zugleich das 
Banier der reinen, ber äußerften Reaction, nicht die buntgeflickten Fähnlein eines ſlawiſch-ger⸗ 
maniſchen VBölferbundes aufrihten hieß. Aus Niederwerfung der Magyaren und-ber ftürmi- 
ſchen Volksmenge in Wien hofften die Czechen für ſich einen kleinen Profit; die ſchwarz-⸗roth-gold 
geftimmten Deutfhen im Neihötag aber mußten, daß dann bie Hoffnungen aller Bölfer 
gleihmäßig gebrochen fein würden. Sind fie da anzuflagen, wenn fie ihre Trennung von 
der lärmenden Bewegungspartei in Wien, die allerdings ruheliebende Bürger zu geheimen 
Gegnern der freiheitlihen Entwidelung madte, nicht vollziehen wollten und wenn fie bie 
Möglichkeit eined Siegs ber Freiheit durch die Nevolution der Gewißheit einer Niederlage vor- 
zogen, welde ver Militärherrſchaft sans phrase die Wege ebnen und jeder volksthümlichen Re— 
gung ein Ende bereiten mußte? 

In Beginn der Arbeiten des Reichstags hatte ed den Anſchein, als ob die Regierung nicht 
abgeneigt wäre, ſich auf die deutfche Partei zu fügen. Als zum erften mal (31. Juli) eine 
Prineipienfrage zur Debatte Fam, befannte fih dad Minifterium zu dem Grundfag der Linfen: 
Mahl des Conſtitutionsausſchuſſes nad Provinzen, nicht nad der Bevölkerungszahl, welches 
legtere offenbar den nichtdeutſchen Elementen die Mehrheit verſchafft hätte. Aber bald zeigte 
fi, daß dieſe Übereinftimmung zwifhen dem Minifterium und ber Linken nur eine zufällige 
gewefen, daß beide zu einem gleichen Beſchluß aus ganz verfchiedenen Beweggrünven gelangt 
waren, daß ihre @inigung daher eine jehr lofe und lodere war. Die Linfe wollte aus der Gen: 
tralifation der außerungariſchen Landestheile für Die deutfche Demokratie politiſches Kapital 
herausſchlagen; der Regierung war jene Gentralifation ohne Rückſicht auf nationale Zwecke 
einfach Selbſtzweck, deſſen Erreihung in der Idee eines öſterreichiſchen Staatsweſens läge. 
Nah wenigen Tagen benahm der Kriegdminifter Latour ver Linken alle Ausſicht auf gouver: 
nementale Anerkennung ihrer Tendenzen; er gab ald Antwort auf zwei Interpellationen be: 
züglich der deutihen Karben (3. und 11. Aug.) Erklärungen ab, vie es veutlich verftchen 
ließen, daß die Regierung blos nebenher veutfche, hauptſächlich aber nur öſterreichiſche Po: 
litif treiben könne. 

In den erflen Tagen des Auguft kam der Reichstag zur Behandlung ver durch Kudlich's 
Antrag fhon früher angeregten Unterthänigfeitöfrage. Der Antrag des jungen Abgeordneten 
aus Schlefien lautete kurz und bündig: „Von nun an ift das Unterthänigfeitöverhältniß fammt 
allen daraus entfpringenden Rechten und Pflichten aufgehoben, vorbehaltlich der Beitimmungen, 
ob und wie eine Entſchädigung zu leiften ſei.“ Nimmt man diefen Antrag an und für ji, ohne 
die oratgrifhen Verzierungen zu berüdfihtigen, welche die Tageöpreffe und der Antragfteller 
ſelbſt in feiner Rede vom 8. Aug. beigegeben hatten, fo erſcheint er lediglich als die gefegmäßige 
Anerkennung eines thatfählihen Verhältniſſes. Seit den Märztagen hatte die Unterthänigkeit 
der bäuerlihen Befiger ihren Herrſchaften gegenüber factifd aufgehört ; wo fie nicht, wie in Ga⸗ 
lizien durch Ordonnanzen der Regierung, melde der freiwilligen Verzichtleiſtung des Adels ven 
Stempel eines kaiſerlichen Machtgebots auforüdten, befeitigt war, da verweigerten die Bauern 
jede Bronarbeit oder einigten fi Berechtigte und Verpflichtete (Mähren) über die Aufhebung 
und Ablöfung. Trotzdem es fi alfo nur um Anerkennung eines factifhen Zuſtandes unter 
Vorbehalt der Entfhädigungdfrage handelte, erregte die Angelegenheit im Reichstag ſtürmiſche 
Debatten. Dies infolge ihrer Behandlung von beiden Seiten, der gemäßigten und ber demo— 
kratiſchen. Die Männer der Linken ftellten den Ausfpruc einer Aufhebung der Grundlaften fo 
pomphaft als eine Pflicht des Reichsraths hin, daß der Vorbehalt der Entſchädigungsfrage, Die 
auch jle offen bielten, alle Bedeutung verlor oder doch auf die Bedeutung eines geiftigen Vor- 
behaltd im Sinne der Jefuiten herabſank. Gr ſchien nichts anderes zu bezwecken, ald eben bie 
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Entihädigungdfrage factifch zu löfen, e8 dem Neihätag unendlich ſchwer zu machen, ſich ſpäter 
einmal für eine Entſchädigung des herrſchaftlichen Bejigerd im Princip und in der Anwendung 
audzufprehen. Nah all den Anpreifungen des Kudlich'ſchen Antrags ald eines Acts verſpäte— 
ter Gerechtigkeit wäre es der bäuerlihen Bevölkerung nachmals wie eine Zurüdnahme des Ge: 
währten vorgefommen, wenn nıan fie für Aufhebung der Orundlaften zu Zahlungen verpflichtet 
hätte — Zahlungen für Aufhebung eines Unrechts, das im Reichstag grau in grau gefchilvert 
worden, um etwa hinterher ald guted Recht nur gegen Entihädigung mwegzufallen. Da war es 
erflärlih, wenn das Centrum Sturm lief, um die Pofition der Kinfen zu nehmen. Den Monat 
Auguft über gelangte ter Reichſstag ungeachtet zahlreicher, aud im die tiefe Nacht fortgefegter 
Sigungen zu feinem Beihluß, bis envlih am 1. Sept. der von Raffer und Mayer ausgegan- 
gene jogenannte Gollectivantrag, welder die Entſchädigung als Grundſatz aufftellte, die Ma— 
jorität erhielt. Das Minifterium hatte wenig Tage zuvor die Entfheidung der Angelegenheit 
für eine Gabinetöfrage erklärt; die Burdt vor einem drohenden Miniftermechfel war mit das 
Agend, welches den Wegfall ver Grundlaſten in Ofterreih nur im Wege der entgeltlichen Ab: 
löfung bewirkte. 

Zu erneutem Streite fam es dann über die Frage, ob der Beſchluß des Reichstags erft der 
faiferlihen Sanction bevürfe. Minifter Bad) behauptete dies und erflärte mit dürren Worten: 
das Minifterium fehe das Haus als conftituirende Neihöfammer an, welche die Verfaflung mit 
dem Monarden zu vereinbaren habe, und ald gefeggebende Berfammlung, deren Beſchlüſſe aber 
nur buch die Sanction des Kaiſers Geſetzeskraft erlangen fünnen. Man verlangte in heftiger 
Interpellation von der Regierung genauere Erflärung der Worte: Sanction und Verein: 
barung, einigte ſich aber ſchließlich, ohne Antwort erhalten zu haben, dahin, daß der gefaßte 
Beſchluß dem Minifterium behufs Einholung der beiftimmenden Unterfhrift des Kaifers über: 
mittelt werde (7. Sept.). 

Wie man flieht, mußte die Regierung genug Kunſtmittel dev parlamentariihen Taftif in 
Scene jegen, um fi mit dem Reichsrath zu verftändigen. Einen Beſchluß ganz in ihrem Sinne 
und wunderbar förderlich ihrem heimlichen Thun erzielte jle erft durch Mithülfe der Czechen in 
der ungariihen Frage. Diefe hatte in den erften Septembrertagen eine Wendung genommen, 
meldye alle Betheiligten nöthigte, ihre Farbe zu befennen. Den anfangs von Innäbrud aus als 
legal anerkannten Schritten des ungarischen Minifteriums war der Kroatenban Jellachich, zuerft 
Öffentlich verleugnet, aber insgeheim aufgemuntert, entgegengetreten. Jet ſchien es an der Zeit, 
das Borgehen des Banus laut zu rechtfertigen und die Solidarität der Regierung mit feinen Be— 
firebungen öffentlich kundzugeben. Die Deputation ded ungarifhen Landtags, welde an den, 
jeit 12. Aug. wieder in Wien reſidirenden Kaifer entſandt worden, vernahm die Kunde von Jel: 
lachich's Wiedereinfegung in Amt und Würde als deutliche Antwort auf ihr Begehren, das man 
direct ausweichend erwidert hatte. Cine zweite Deputation wurde nun vom ungariſchen Land: 
tag diedmal an den Reichstag befchloffen, um von den Vertretern Oſterreichs die Intervention 
zwiſchen der Krone und Ungarn, zwifchen den Kroaten und den Magvaren zu fordern. Am 
19. Sept. berieth der Reichstag, ob er die Deputation, einem Artifel der Geſchäftsordnung ent= 

egen, annehmen und im Haufe zulaffen follte. Es war daß legte mal, daß er dad Geſchick 
ſterreichs in Händen hielt, und er ließ ſich es entwinden. Dem Minifterium wäre natürlid 
nichts weniger erwünfcht geweſen, als den Reichstag gleichſam zum Nichter gefegt zu jehen zwis 
ſchen Ungarn und ber Öfterreihifhen Negierung; dank ven Czechen, welde diesmal, minifteriel: 
ler als die Minifter, gegen die Zulaffung der Deputation eiferten, welde e8 nicht erwarten fonn= 
ten, daß ber Raffenfanıpf in Ungarn mit erneuter, unaufhaltfamer Kraft auflodere, der flawi: 
fen Majorität durch öſterreichiſche Negimenter unterftügt zum Siege verhelfend über Ma- 
gyaren und Deutfche, dank den Politifern von dieſer traurigen Sorte, von folder, nachmals 
durd die bitterflen Erfahrungen gerächten und theilweije geheilten Verblendung:: fam jener un: 
würbige, unmännliche, unpatriotiihe Beſchluß des Reichstags zu Stande, Fraft beffen der un= 
garifhen Deputation der Zutritt verweigert und die legte Möglichkeit einer friedlih und frei 
vereinbarten Audeinanderjegung zwifchen den flreitenden Völkerſchaften Sſterreichs in frevent: 
licher Weiſe preisgegeben wurde. 

Dur den Beſchluß der Zurücdweifung der Deputation hatte der Reichstag dem Berufe 
einer conftituirenden Berfammlung fo gut wie abdieirt. Was mochte ed fortan bedeuten, wenn 
man ſich im Reichötage bemühte, die Shönfte Conftitution aufs Papier zu bringen und bie ſtaat⸗ 
lichen Lebensordnungen Oſterreichs feſtzuſtellen, während der Bürgerkrieg in Ungarn wüthete 
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und der Ausgang deffelben von allem eher denn von reichsötäglichen Beihlüffen abhing? — 
Man hatte die Entſcheidung dem Schwerte anheimgegeben, man hatte es verihmäht, ih als 
fouveräne Völfergemeinfhaft mit Ungarn audeinanderzufegen, man trieb mit Windedeile dem 
Kriege entgegen, der über das Dajrin und die ganze zufünftige Geflaltung ſterreichs entſchei⸗ 
den mußte. Verlauf und Reſultate deſſelben aber hatte der legte Trommelſchläger der Armee 
mehr in feiner Macht ald der Reichstag feiner Geſammtheit nad; diefer fonnte nod in Kremiler 
über ven Grundſatz der Volfsjouveränetät verhandeln, Eraft des Beſchluſſes vom 19. Sept. 
war aber die Souveränetät in die Kafernen gewandert und den Händen deſſen wieder zugefallen, 
den allein die Kaſernenbewohner ald Herrn anerfannten. 

Gegen Ende des September rüftete die Regierung, um Ungarn bewältigen zu können, die 
wiener Demokratie, um den Magyaren durch einen Gewaltftreih wider ihre Feinde zu helfen, 
Ein Eaiferliches Manifeft vom 3. Det. brachte Klarheit in die Situation: Jellachich erhielt die 
auferorbentlihften Gewalten über Ungarn, der ungarifhe Reichstag den Befehl zur Auflöfung, 
das ungarifhe Minifterium feine Entlaffung. Das Manifeft, weldes dieſe Botſchaft brachte, 
war von einem Faiferlihen Gardiſten Namens Necjey ald neuem ungarifhen Minifterpräfipen- 
ten gegengezeichnet. Die conftitutionellen Formen waren baburd eher carifirt als gewahrt, 
denn was würde man dazu jagen, wenn Königin Victoria eined Tages Lord Palmerfton ent 
liege und einen Major der Horfeguards mit Bildung ded Minifteriumd betraute? 

Am 6. Det, morgens follte ein deutſches Grenadierbataillon von Wien nad) Ungarn ab: 
rücken. Es weigerte jih, mußte von Cavalerie eöcortirt werden und machte ſchließlich mit den 
Studenten und Nationalgarbiften, welde ven Abmarſch hindern wollten, gemeinjame Sade. 
Zwiſchen dem treu gebliebenen polnifhen Regiment Naffau, den Studenten und Garden hatte 
jid) zuvor ein Scharmügel entfponnen, bei dem General Breda fiel. Nach Übergang der Orenas 
diere dauerte der Kampf fort und dehnte ji über mehrere Punkte ver Stadt aus, Die Truppen 
wurden zurüdgedrängt, ungeachtet die Auffländifchen auch mit dem confervativ gefinnten Theil 
der Nationalgarde zu kämpfen hatten. Im Kriegsminifterium hatte ji der Miniſterrath vers 
fammelt, er gelangte aber zu feinem energifhen Beſchluß, der übrigens in der allgemeinen Ver— 
wirrung kaum durchführbar gewefen wäre. Cine wirfungslofe Proclamation au dad Bolt war 
alles, wozu dieſe vergeblichen Minifterberathungen führten. Mittlerweile hatte ih draußen, 
vor den Gebäude des Kriegäminifteriums eine wild tobende Menge zufammengetban, die nad 
Bad und Latour ſchrie. Erfterm gelang ed zu entwijchen, der greife Kriegsminifter aber, der 
von feinem Poften nicht weichen wollte, fiel den Wüthenven in die Hände und wurde graufam 
ermordet, Umfonft war ed, daß die populärften Neihstagsmitglieder der Linfen unter Gefähr: 
dung des eigenen Lebens ihn zu ſchützen verfudt; Fiſchhof, Smolfa, Borroſch waren herbei: 
geeilt, um die Kataftrophe zu verhindern; fie fanden fein Gehör und wurden ſelbſt mishandelt. 

Um 5 Uhr abends trat der Reihätag zufammen. Er erflärte jih für permanent, beſchloß 
eine Loyalitätdadreffe an den Kaifer, eine Proclamation an das Volk, die Nieverjegung einer 
Sicherheitscommiſſion aus dem Schoſe feiner Mitglieder. Alles vergebens! die Greigniffe woll— 
ten ihren Lauf haben, der Kampf war nicht aufzuhalten. Die ſchreckliche Gewißheit brachte der 
nächſte Morgen, an dem die Abreife des Kaiferd befannt wurde und das Volk ſich in den Beſitz 
des hartuädig vertheidigten Zeughaufes gejegt hatte, Die dort vorgefundenen Waffenvorräthe 
mußten zur Ausrüftung jedes herhalten, der nad einer Waffe Verlangen zeigte. Der Hof zog 
nad) Olmüg, von den Miniftern folgte der eine, während der andere (Bad) nad Oberöfterreih 
flüchtete, der dritte und vierte nicht zu finden war; nur der Binanzminifter Krauß hielt im gan 
zen Verlauf der Octoberrevolution auf feinem Poften im Reichstag aus. Durch ihn allein ver- 
fehrte die Negierung mit der Neichövertretung, was nicht Hinderte, daß er die zahlreichen Pro— 
tefte des Neichstagsd gegen das in Olmüg beſchloſſene militärifche Vorgehen billigte und unter: 
fügte, ohne abberufen zu werden. Die in Olmütz thätige Negierung organifitte ven Kampf 
wider die Revolution; die in Wien durd Krauß vertretene half nothgedrungen bei Verthei— 
digung derjelben. Es war eine Doppelftellung, äußerſt gefchicft gewählt; denn wäre es mit 
MWindifhgräg’ Unternehmungen ſchief gegangen (und auch diefen fhlimmften Hall mußte marı 
doch in Rechnung ziehen), fo hätte man die olmüger Negierungdimänner Dementiren und dem 
Finanzminifter Krauß recht geben fünnen. Der Reichstag war ſchon in ven erfien Tagen der 
Dctoberrevolution nur fnapp in beſchlußfähiger Zahl beifammen; die czechiſchen Deputirten 
waren geflohen, aud im Gentrum Hatten fi die Reihen, allerdings nicht ftark, gelichtet. Es 
blieb in Wien ein Rumpfparlament zurüd, welches der Regierung nit imponiren fonnte und 
dem rabical gefinnten Theil der wiener Bevölkerung nicht entidhieden genug vorging. Alle Ent— 
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ihiedenheit aber hätte nichts gefruchtet, da ſich ver Kreis der Wien bedrohenden Streitkräfte 
immer enger zog, der früher von auswärts mögliche Succurd nur fpärlich eingetroffen und alfe 
Hoffnung auf Entfag durd die Ungarn gerichtet war, welche mit dem beften Willen nicht helfen 
fonnten. Die Stadt blieb ſich jelbft überlaflen und die halbwegs zurehnungsfähigen Verthei— 
diger derjelben fochten in dem Bewußtfein, für eine verlorene Sache einzuftehen. 

Sürft Windifhgräg, der Mann, den der Hof mit der Bewältigung Wiens betraut und zum 
Oberbejehlehaber über alle öfterreihifchen Truppen (die in Italien flehenden ausgenommen) 
ernannt hatte (16. Dct.), wußte aus diefer verzweifelten Stimmung der Wiener nicht zur red: 
ten Zeit Bortheil zu ziehen. Er forderte unbebingte Unterwerfung, Stellung von Beifeln, Aus: 
lieferung einzeln nambaft gemadter Compromittirter; es ſcheint, er wollte e8 nicht zur Über: 
gabe, jondern um jeden Preid zum Kampfe fommen laffen. Die Protefle, Bermittelungsver- 
ſuche, Abreffen und Ungeſetzlichkeitserklärungen des Reichstags blieben fruchtlos; die Sendung 
ber von Frankfurt eingetroffenen deutihen Reihscommiffare, Welder und Mosle, mußte ſchei— 
tern, weil fie an ji) ganz ziwedlod war. Das hätte man in Branffurt doch wiffen follen, daß 
ſich Öfterreih nicht einmal, ſoweit feine Politik rein deutſche Angelegenheiten betrifft, geſchweige 
denn in öſterreichiſchen Dingen, an deutſche Einrede kehrt. 

Der 28. Det. war der Tag des entſcheidenden Angriffs auf Wien. Die Belagerer'nahmen 
die Borftadt Landftraße, den Nennmweg,, den Südbahnhof und nad Heldenmüthiger Gegenwehr 

die Jügerzeile, wo auf dem bedrohten Bunfte Bem commandirt hatte. Es war ber Anfang 
vom Ende; Verhandlungen wegen einer Übergabe mußten am nächſten Tage aufgenonmen 
werden. Die Überfcpreitung ver Leitha durd die Magyaren, das Gefecht, welches ſich infolge 
beffen im Rücken des Belagerungsheeres entipann, erregten neue Hoffnungen. Der Kampf 
begann wieder ; die innere Stadt wurbe aus ſchwerem Geſchütz befchoffen, die Kugeln zündeten an 
einigen Orten, fo in den Zocalitäten der Hofbibliothef, deren Brand jedoch Einhalt gethan wer: 
den konnte. Zuletzt murde dad Burgthor genommen, und durch daſſelbe eindringend beirgten 
die Truppen raſch alle Straßen und Plätze. Wien war eine eroberte Stadt (31. Det.). 

Der ſtrengſte Belagerungszuftand warb proclamirt, nad Revolutionsmännern und Stu— 
benten gefahndet; die Kriegsgerichte eröffneten ihre Thätigkeit und fällten Todesurtheile in hin— 
reichenvder Zahl, darunter eind gegen Blum und Fröbel, welcher Iegtere begnadigt wurde. 
Die Vertagung des Reichstags war in Olmüg ſchon am 22. Oct. aufgefproden worden; 
man vollzog jienun, indem man während einer am 1.Nov. abgehaltenen Sigung das Thor 

des Reichstagsgebäudes abſchloß, den eingeſchloſſenen Deputirten zwar den Ausgang nicht ver- 
webrte, aber den Wiedereintritt unterfagte. Die Regierung ließ den Reichstag erft am 15. Nov. 
in Kremſier, einer Fleinen Stadt Mährens, wieder zufammentreten, 

Der Hof hatte ich inzwischen mit einem neuen Minifterium umgeben. Schon am-19. Det, 
war Fürſt Belir Shwarzenberg, bis dahin als Geſandter in Neapel, zulegt bei dem italieni= 
ſchen Heere ald „Armeediplomat“ thätig, mit dev Bildung eined andern Gabinets betraut worden. 
Er verfhmähte es nicht, ſich vorverhand als conftitutionell gefinnt zu befennen. Man hätte 
glauben mögen, er werbe ven Gonftitutionaligmus im engherzigen Sinne der altenglifchen 
Torgpartei auffaflen; fpäter zeigte ih, daß er mehr den entarteten fanatifchen Tories aus der 
Zeit unmittelbar nad Cromwell's Hingang gleiche. Zu Eollegen im Amte erlas er ih: Grafen 
Franz Stadion, den geſchworenen Polenfeind, einen Mann von Überzeugung und Willens: 
färfe, aber großem Eigenſinn und ziemlicher Nüdfichtslofigfeit; den politiſchen Nenegaten 
Bad); den triefter Freihändler Bruck, vielleicht die genialfte Erſcheinung unter den öſterreichi— 
fen Staatömännern feit unvorbenfliger Zeit; den Steiermärfer Thinnfeld, den frühern Fi— 
nanzminifter Krauß. Die fo zufammengefegte Regierung trat mit einem Programm vor bie 
Reichsvertretung, in weldem fie den aufrichtigen, rückhaltsloſen Willen, conflitutionell zu fein, 
betheuerte, von Gleihberehtigung der Nationalitäten, Gleichheit aller Staatsbürger vor dem 
Geſetze, Dffentlichkeit aller Zweige des Staatölebens ſprach. Das Minifterium hätte die Sache 
ber Freiheit zu der feinigen gemacht; es hoffe ſogar, daß vie Italiener „in nicht zu ferner Zus 
kunft“ die Wohlthat einer Verfaffung genießen würden (und „in nicht zu ferner Zufunft” war 
weder von Berfaffung noch von Mitgenuß der Italiener die Nede); der Krieg in Ungarn gelte 
nicht der Freiheit, fondern denjenigen, die das Volk der Freiheit berauben wollen (0! dieſe 
Räuber! wie arg wurden fie doch von den Freiheitähelden Bach, Schwarzenberg, Haynau ges 
züchtigt!); Sſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit ſei ein deutſches wie ein europäiſches 
Bedürfniß; erſt wenn das verjüngte Öfterreid) und dad verjüngte ee neuen und 
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feften Form“ gelangt find, werde e8 möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ſtaatlich zu 
beftimmen ; bis dahin werde Ofterreich fortfahren, feine Bundespflichten zu erfüllen (der öfter: 
reichiſche Einmarſch in Kurheffen war wol Bundespflicht, und die „neue, feſte Form“ des ver= 
jüngten Deutfhland lag dem Fürften Schwarzenberg in Olmüg und während der Dredvener 
Eonferenzen fo fehr auf dem Herzen! Die Entwaffnung Schleöwig:Holfteind, der Flottenver: 
kauf u. f. w. nichts als Bundespflicht! o! nähme e8 doch Oſterreich mit dieſen feinen Pflichten 
nicht fo genau). 

Der Reichstag that jetzt von feiner Seite dad Möglihfte, um das Minifterium beim Worte 
zu nehmen. Aber wie wird derjenige die Treue halten, der eben nur täufchende Worte gefprochen 
hat und fräftige Thaten verrichten will, ohne ſich um feine oder anderer Worte zu fümmern! 
Wie die deutfche Literatur ihre Sturm: und Drangperiode, fo hatte Ofterreich unter dem Mi— 
nifterium Stadion : Schwarzenberg nur Drang und Zwang zu bereulifhen Kraftftüden, welde 
auf minifterielled Commando aufgeführt werden follten ohne Murren, ohne Renitenz, ohne 
MWiderftand und — ohne liberlegung. Gine Berfaffung, wie fie der Reichstag berieth und mit 
aller Eile, welche der Gegenftand zuläßt, vorwärts brachte, mit ihren föderaliftifhen Schnör— 
fein, mit ihrem Eräftigen Anreiz zur Selbftthätigfeit der Bevölferung , ihrer forgfältig ange: 
bradten Einfhränfung der Negierungsthätigfeit auf beftinnmte Zwede und Theile des Ganzen 
— eine ſolche Verfaſſung hätte Männern vom Schlage ver damaligen Minifter, Männern voll 
titaniſcher Conceptionen und großmädtiger Anläufe zur Begründung einer nie dageweſenen 
Öfterreihifchen Kraftpolitik unmöglich behagen fünnen. Der Armerdiplomat Schwarzenberg 
wäre roth geworben vor Scham, wenn ihm feine Armeefameraden hätten vorwerfen fönnen, 
daß die Zungendrefcher des Neichdtags ihm das Richtmaß geben, nach welchem er fein Regie— 
rungspenſum ausarbeiten müfle. Und noch dazu was für ein Maß! ein Maß, meldet ver 
MWillfür fo wenig Raum läßt und dad Regieren zu einer Arbeit macht, bei der ſoldatiſcher Geiſt 
und kecke Reiterlaune nicht8 ausrichten fönnen. Das Minifterium wollte eine Verfaffung, vie 
ed fich felbft gemacht, gleihgültig ob fie den Völfern gefalle oder misfalle. Gefällt fie nicht, 
um fo beſſer; man kann fie dann ganz bejeitigen, ohne daß jemand um fie weinen würde; fagt 
fie den Zeuten zu — nun! dann haben wir den Geſchmack anderer getroffen, ohne den eigenen 
Bortheil, dad Recht der freien Bewegung und Entſchließung um ein Nennenswerthes preis: 
gegeben zu haben. Aber in die Zwangsjade, welde uns der Reichstag zugefhnitten, wollen 
und fönnen wir nicht hinein; was müßte aus unfern riefigen Planen werden, wenn wir in Die 
Verfaſſung kämen, die Hände nicht frei regen zu dürfen! Darum ift Windiſchgrätz nit Städte- 
bezwinger geworden, daf wir hier von freien Stüden aufgeben, was er und mwiebererfämpfte, 
was die jirgreihe Armee als ihre Errungenſchaft pflihtgetreu und befcheiden vor den Stufen 
ded Thrones, nicht auf ver Schwelle des Reichstagſaales niederlegt ! 

So ungefähr mögen bie Stimmungen in maßgebenden Kreifen gelautet haben, während 
der Reichstag in Kremſier emfig an der Verfaffung arbeitete und Gonflicten mit ver Negierung 
nah Möglichkeit aus dem Wege ging. Er nahm es ſchweigend hin, ald die Frage über die Be— 
deutung feines conftituirenden Charakters, welche in Wien fo heftige Debatten veranlaft hatte, 
kurzweg duch Faiferlihen Ausſpruch entfchievden wurde. Der Deputation,, die er an den neuen 
Kaifer Franz Joſeph nach Olmütz fandte, ward (3. Dec.) die Aufforderung, das Gonftitutione: 
werk fhleunigft zu beendigen, welches der Herrſcher fodann prüfen und fanctioniren werde. 
Wie hartnädig war noch im September darüber geftritten worden, ob es folder Sanction be: 
dürfe — jegt mufite man die Entſcheidung des Streites ala felbftverftändlich hinnehmen! Die 
am 2. Dec. vollzogene Thronentfagung Kaiſer Ferdinand's, bie Verzichtleiftung des Erzherzogé 
Franz Karl auf die Thronfolge zu Gunſten feines Sohnes, des jepigen Kaiſers, war in aus: 
führlihen Manifeften ven Völkern befannt gegeben worden. Stolz und Fräftig Hang darunter 
jened des neuen Herrſchers; es erklärte zwar die Oeneigtheit zur Theilung der Bürftenrechte mit 
den Vertretern der Bölfer, aber auch ven feften Entfhluß, den Glanz ver Krone ungetrübt zu 
erhalten; ed fand id) darin die „‚glorreiche Armee ald ein Pfeiler des Throns“ begrüßt. So weit 
aber war ber Umſchwung der Zeiten ſchon gediehen, daß eine folde Sprache auch den Vertretern 
demofratifher Nihtungen im Reichstag imponiren mußte. Jeden Anlaf zur Verftändigung 
friedfertigen Sinns eiligft ergreifend, bewilligte die Verfammlung einen geforderten Gredit 
von 80 Millionen — ein Votum, dad mehr die Tendenz hatte, das Vertrauen der Regierung 
zum Reichstag zu erwecken, als dem Vertrauen der Bolfävertretung in die minifterielle Politik 
Ausdrud zu leihen. Auch $. 1 der Grundrechte, der alle Gewalt des Staats vom Volfe ab: 
leitete, ward, als nicht unter die Grundrechte gehörig, fallen gelaffen (10. Jan.), freilich nicht 
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ohne glanzvolle Reden, zu denen die Gelegenheit ſich fo prächtig varbot. Aber die Nachgiebig— 
keit bid zur äußerſten Grenze Fonnte nichts ausrichten, da die Regierung eben dieſe Grenze 
überſchritten, die eigene Machtvollkommenkeit anerkannt haben wollte und eine Beſchränkung 
ihrer Functionen ſelbſt durch den machtloſen Reichſstag im Augenblick unerträglich fand. 

Im Laufe des Monats Februar hatte der Conſtitutionsausſchuß des Reichstags feine Auf: 
gabe vollendet und den Entwurf einer öſterreichiſchen Verfaſſung behufs Annahme im Pleno 
fertig gebracht. Man einigte ſich dahin, dies Schmerzenskind einer Verfaſſung mit Acclama— 
tion zu begrüßen ; der Entwurf ſollte am 15. März ohne Debatte angenommen werden. Inzwi— 
hen erreichte die trügerifche Siegesbotihaft von der Schlacht bei Käpolna (26. Febr. 1849) 
den Hof, und am 4. März wurde Ofterreidh dur die Auflöfung des Neihstags und Ver- 
Öffentlihung einer octroyirten Charte überrafht. Die Errungenichaften des Jahres 1848 
waren bis auf die Abjhaffung der Orundlaften, woran bie Regierung nicht zu rühren wagte, 
dabin; die unter dem Drud der IImmwälzung erfolgten Verſprechen wurden zurüdgenommen: als 
neues Verſprechen figurirte die Einberufung der Provinziallandtage für 1849 in den Publica: 
tionen ded Taged. Es waren Landtage auf Grund der octroyirten Verfaffung, melde dem 
Grundſatz der Reichecentralifation mit der Duldung conftitutioneller Vertretungen einzelner 
Kronländer nicht das mindefte vergab; denn von allen, was jie brachte und gewährte, ſollte eben 
nur die Gentralifation bleiben, der Reft wie ein unſchädlicher Traum verfliegen. 

Die revolutionäre Bewegung hatte ihren Abſchluß gefunden. Es lag noch im Bereiche der 

Mögligfeit, fie fortzufegen, aber nicht im Bereiche des Willens ber deutſch-ſlawiſchen Völker. 
Der Sieg der Reaction in Ungarn erwies fi ald ephemer; ungebroden ftand das Injurree= 
tionsheer im Felde. Acht Tage nad) Auflöfung bed Reichstags waren kaum verfloffen, und Karl 
Albert fündigte Ofterreih ven Waffenktillftand; ein neuer italienifcher Krieg, die Fortdauer 
ded ungarifchen, die unfertigen Zuftände im Innern, die Finanznoth — alles ſchien geeignet, 
die revolutionären Leidenfchaften abermals zu entfefleln, ihrem Spiel neue Chancen zu eröffnen. 
Jetzt zeigte fh zur Evidenz (was wir eingangd dieſes Artikeld ald das die Revolution beflim: 
mende Moment hervorgehoben haben), daß die Völferbewegung von 1848 in Ofterreich nicht 
an der eigenen Kraft, fondern an der Hinfälligkeit ihrer Gegner die Gewähr ihres Beftandes 
und Erfolges hatte. Jetzt waren die Gegner erſtarkt, jegt fonnten fie in den deutſch-ſlawiſchen 
Ländern alled wagen, ob aud) der Stand der Dinge in Ungarn, in Italien ſchlimm genug bes 
ſchaffen, ja fogar dazu angethan war, die Revolution jenfeit der Leitha und der Alpen neuer: 
ih zum Ausbruch zu bringen. Aber es fehlte die nothwendige Vorausſetzung einer Erhebung, 
die, in ſich ſchwach und haltlos, nur in dev Schwäche der herrfchenden Gewalt ihren Urfprung 
haben fonnte. Diefe Schwäche war gewichen, die Quelle verfiegt, aus der die Umwälzung ihre 
Macht gefhöpft Hatte. Stumpfjinnige Gleihgültigkeit, nicht zu erfhütternde Geduld, dumpfe 
Lethargie famen über die Bevölferung, welde vor kurzem in Hangen und Bangen nad dem 
freien Staate alle äußern Merfmale jugendlicher Erregung gezeigt hatte, aber in den meiften 
ihrer Schichten die — alte geblieben war. Daran mochten die nad Kremfier erilirten, von aller 
Berührung mit der Welt abgefchnittenen Mitglieder des Reichstags zweifeln; gaben fie ſich doch 
der Hoffnung hin, daß die Völker die Auflöfung und Verhöhnung ihrer gefegmäßigen Reprä— 
ſentanz (amtlich zieh man den Reichstag der Unfähigkeit, feine Aufgabe zu vollenden) nicht ruhig 
hinnehmen würden. Alle Zweifel der Art erwiejen ji bald ald unbegründet und mußten dem 
fihern Wiffen von der Unbeweglichfeit ver Maffen weichen. Die Ruhe wurde nirgends geftört; 
höchſtens, dag wiener Spießbürger um noch mehr Verhaftungen und Füfilladen von Demofra- 
ten ſchrien und durch lärmenden Servilidmus die Todtenftille unterbraden. 

Die innern Verhältniffe geftalteten ih alſo ziemlich ver Regierung nah Wunſch; ſie hatte 
ihre Sorge jegt mehr der Kriegführung und den äußern Verhältniffen zuzumenden. 

In Italien eröffnete Radetzky den Feldzug gegen Piemont mit der Lojung: Nad Turin! 
und beendigte ihn raſch. Der ſardiniſch-lombardiſche Grenzfluß Teffin wurde am 20. März 
überſchritten; am 21. jiegte Ofterreich bei Mortara, am 24. vervollftändigte es den Gieg bei 
Novara. Infolge des nad Karl Albert's Abdanfung mit dem König Victor Emanuel abge: 
ſchloſſenen Waffenſtillſtandes verblieben Faijerlihe Bejagungen in einem Theil des Piemontefi= 
hen; Aleffandria erhielt eine aus Ofterreihern und Jtalienern gemifchte Garnifon. In Mai: 
land wurden die Friedendverhandlungen aufgenommen und von feiten Ofterreih8 durch Mi— 
nifter Brud geführt. Der Friedensſchluß erfolgte auf Grund des Bejigftandes vor dem Kriege, 
Piemont hatte ald Erfag der Kriegskoſten 75 Mill. Lire zu zahlen. Nach der Niederwerfung 
Biemonts beeilte fih Ofterreich, feinen alten Einfluß in den mittelitalienifhen Staaten geltend 
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zumachen. Im April 1849 ward der nach Gaeta gegangene Herrſcher von Todcana durch bour: 
bonifche und päpftliche Diplomaten für die öſterreichiſche Invaſion ind Toscanifche gewonnen ; 
im Mai rückten die Ofterreiher ohne recht triftigen Grund ein. Umfonft hatten franzöfifche 
Stimmen den Großherzog gewarnt, umfonft toscanifche Legitimiften vom reinften Wafler fi 
gegen die Öfterreichifche Befagung erklärt #2), der Toscanerfürft zog es vor, fein Land ald von 
Fremden zurücgeführter Monarch wieder zu betreten, ohne daß die Nothwendigkeit einer Re: 
ftauration durch öfterreichifche Bajonnete vorhanden war. Bald übte Oſterreich feinen wuchtigen 
Einfluß auf die Entfhliefungen des Großherzogs und wirkte erfolgreih auf den Bruch des 
toscanifhen Verfaffungsftatuts durch diefen Fürften Hin. In freundlichfte Beziehung fegte ed 
ih fortan zum Papfte, der ſchon in feiner Allocution vom 29. April 1848 fih von Italien los— 
gefagt hatte. Leichten Herzend wurden in Wien die frühern Verirrungen Pius’ IX. verziehen; 
hatten jie doch auch die gute Wirkung gehabt, daß viele italienifche Patrioten, durch die päpſtliche 
Autorität ſich gedeckt wähnend, mit ihren Überzeugungen hervorgerüdt waren und nun die 
Zahl ver ſchwer Eompromittirten, der unnahjihtlich zu Berfolgenven verftärfen halfen. Bon 
diefen fand fo Ofterreich in den nördlichen Theilen des Kirchenſtaats, welche Faiferliche Bejagun: 
gen erhielten, eine hinreichende Menge zu beliebiger Auswahl vor. 

Minder vortheilhaft als in Italien ließen fih die Dinge in Ungarn an. Fürft Windiſch— 
gräg hatte feine gänzliche Unfähigkeit zur Heereöführung gezeigt; er mußte (12. April) im 
Oberbefehl durch Welden erfegt werden, dem ſchließlich Haynau folgte. Die Armee war an bie 
Leithagrenze zurückgegangen und hatte einen zweiten Feldzug zur Eroberung des Landes zu 
unternehmen. Am 14. April 1849 erwirfte Koffuth vom ungarifhen Landtag In Debreczin bie 
Thronentjegung des Haufes Ofterreih. Es blieb Fein anderes Rettungsmittel als die ruſſi— 
ſche Intervention. Mit Hülfe derſelben gelang es binnen zwei Monaten (13. Juni, Schlacht 
bei Raab — 13. Aug., Übergabe Görgei’8 bei Vilaͤgos), dad Verlorene wieder einzubringen. 
Der ungariſche Krieg war zu Ende, die Einnahme von Komorn nur ein Nachſpiel deffelben; 
der fomorner Feſtungseommandant, General Klapfa, hatte feine andere Wahl, als das jhmer 
überwindliche Bollwerk unter ehrenvollen Gapitulationsbedingungen #3) zu übergeben. Wenige 
Tage nad der ungarifhen Waffenſtreckung bei Vilägos capitulirte aud) Venedig (22. Aug.), 
das, von Cholera und Hungersnoth bedrängt, zum äußerften ausgehalten hatte. Der Wiver: 
ſtand der auf ſich felbft geftellten Dogenftadt it wol, neben Roms Vertheidigung gegen die 
Branzofen, der glanzvollſte Moment der italienifhen Nevolution. Siebzehn Monate lang hatte 
Benedig feine Unabhängigkeit zu behaupten und den tapfern öfterreidhifchen Truppen den Ein— 
trilt zu verwehren gemußt. i 

Die Armee hatte fih in Wahrheit „als ein Pfeiler ded Thrones“ erwiefen; ihren Anftren: 
gungen war ed mit rufjifcher Hülfe geglüdt, die Völker des Staats der Reihe nach zu ftillem 
Gehorfam zu beugen. Die Regierung fuchte jegt die erzielten Vortheile und Erfolge auf dem 
Wege zu ihern, auf welchem fie errungen worden, Durch Militärgemwalt war die Revolution 
niedergefhlagen worden, Militärgemalt follte fie hindern, fi wieder aufzurichten. Es beginnt 
für Ofterreich die Zeit der reinen Militärherrfchaft: Italien, Ungarn, Wien, Graz waren im 
Belagerungszuftand ; bald wurde er auch in Prag verfündigt. Für den größten Theil des Reichs 
war fo dad Kriegsrecht oberſtes Gefeg, für dad Ganze die Rüdficht auf militäriſche Zweckmäßig— 
keit und Dienftbarfeit aller Staatdeinrihtungen dem Wehrftand gegenüber leitender Gedanke 
der Regierung. Die vetroyirte Verfaffung, die politiihen Grundrechte (20. März 1849 ver: 
Öffentlicht), die feit Ende December deffelben Jahres ausgegebenen Randesverfaffungen für ein: 
zelne Kronländer und andere ſchwach liberalifirende Gefegespublicationen bildeten das geſchrie— 
bene Recht, die verrröftende Verheifung, während die allgemeine Rechtloſigkeit in politifcher 
Hinfiht die Grundnorm aller gegebenen Zuftände war. Auch wo die Kriegägerichte nicht tag- 
ten, befliß ſich die Bevölferung eines vor kriegsrechtlichem Forum tadellofen Wandels, fhon um 
die Ausdehnung des Martialgefeges auf bisher verfchont gebliebene Landestheile zu verhüten. 
Zeidyen von Unzufriedenheit, ja die Kundgebung von bloßen Wünfchen verſchwanden von der 
Tagesordnung; an ihre Stelle traten: die laute Verfiherung unbrdingter Loyalität, dad Aus— 


42) S. den Nachweis auf Grund neu ans Licht gezogener Actenitüde bei Genarelli, Le sventure 
italiane durante il ponteficato di Pio IX. Rivelazioni accompagnate da documenti arcani tratti 
dagli archivi intimi dell’ ultimo granduca di Toscana (Florenz 1863). 

43) Sie wurden freilich nachmals nicht ganz pünftlidy eingehalten ; vgl. ven Mahnbrief an Havnau 
in Klapka's Memoiren. 
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kramen ſerviler Geſinnung in jubilirenden Ergebenheitsadreſſen, deren Unter zeichner Lob und 

Vreis der Großthaten der Armee für den öffentlichen, Denunciationen Anrüchiger oder Ver: 

— für den geheimen Handel mit ver Regierung in unerſchöpflichem Maße auf dem Lager 
ten. 

Die Regierung lieh e8 nit an Entfaltung einer reichlichen gefeggebenven Thätigkeit fehlen; 
fie ſtellte die Preffe in Brünn, Troppau, Hogenplog und ähnlichen Orten unter das Schwur: 
gericht, ja, fie dehnte Die Gompetenz von Geſchworenen auf alle Prefvergehen im ganzen Reiche 
aus, Mur freilich Hatte es mit diefer Competenz eine jeltfame Bewandtnifi! Sie war ausgeſpro⸗ 
chen aber zur praktiſchen Ausführung kam fie nur in verſchwindend kleinem Maßſtab, während 
bie Rriegägerichte aufs großartigftehauften und die Preſſe eben in jenen Provinzen und Städten, 
wo fie eine Bedeutung erlangen fonnte, terrorifirten. Im März 1849 war, danf Sta- 
dion's Bemühungen, ein neued Gemeindegefeg zu Stande gekommen, ein gutes, vortreffliches 
Geſet; feine Indlebenführung ward verſucht, gelang fogar, aber die communalen Verhältniffe 
geriethen dennoch, vielfach getrübt durch aufergefegliche Mafregeln ver Bureaufratie, vernach— 
läffigt aus Apathie der Bevölkerung gegen jede Öffentliche Wirkſamkeit, zu feiner gedelhlichen 
Entwidelung. Einzig von Erfolg, aber gleihfalls von mannichfachſten übelſtänden beglei= 
tet, war die Durchführung der Grundentlaftung und jener Modus der Entſchädigung, den das 
Minifterium dabel anordnete. Wenigflens find Klagen wider denſelben nicht aus den Reihen der 

bäuerligen Bevölferung gefommen, welche die einfhlägigen Negierungsmaßregeln meift billig 
und erträglich fand oder doch ohne Murren aufnahm. Das Entlaftungsgefhäft zog ſich indeß 
naturgemäß fehr lange Hin; im größten Theil der mweftlihen Provinzen foll es erft 1853 
und 1854 zur Abwidelung gediehen fein, in den Ländern jenfeit der Leitha noch ſpäter. Im 
Laufe der 1850er Jahre waren die agrarifhen Zuftinde Oſterreichs keineswegs ſehr günftig 
beihaften. ine fo großartige Anderung, mie fie der plögliche Ubergang aus dem Syſtem der 
Bodencultur mitteld Zwangsarbeit in das der freien Bewirthſchaftung mit fi bringt, iſt ohne 
mannichfache Verlegung von Privatintereffen, daher ohne momentane wirtbfchaftliche Nachtheile 
nicht durchzuführen. 

Deutſchland gegenüber blieb die Öfterreichifche Politik unter Führung des Cabinets Schwar: 
zenberg = Station diefelbe, die Ofterreich im Verlaufe der deutfchen Bervegung von 1848 zu der 
feinigen gemacht hatte, Sie wechſelte den Ton, ihrem Wefennad blieb fie die nämliche in den Zei⸗ 
ten der größten Schwäche des öſterteichiſchen Regiments wie jept, da ed, zu neuen Erfolgen ge: 
hoben, mur das alte Streben eines öſterreichiſchen Primats in veutfchen Dingen geltend machen 
wollte. Zu wähnen, daß Fürft Schwarzenberg in Vreußenhaß und verhängnißvoller Schäbi- 
gung deutfcher Intereffen ed den frühern Öfterreidyifchen Staatämännern zuvorgetfan, wäre ein 
großer Irrthum; ihn begünftigten nur die Umſtände, die zaghafte Natur der preußiſchen Politik, 
die ſeltſa me Shmwärmerei von berliner Phantaften für die eingebildete Gemeinfamfeit der confer> 
gativen Intereffen uud dergleichen Dinge. Klar und verftändlich für jedermann war der Grund: 
fag, nach dem Fürft Schwarzenberg handelte: fhonungslofe Verfolgung des eigenen Vortheils 
ohne auf den Neben: und Hintermann im deutfhen Staatenbunde zu bliden. Daß mit folder 
Marime unter gelegentlidher Boranftellung des deutfhen Berufs Oſterreichs etwas auszurichten 
war, ift nicht fo fehr Schwarzenberg’8 Verdienft als Preußens Schuld. Er behielt fein Ziel 
im Auge: dem beutfchen Volke dad Bedürfniß nad Einheit und Macht durch den alten Bundestag 
audzutreiben, und er mußte died Ziel erreichen; denn in Berlin begann man chen jene roman— 
tifche Politik ind Werk zu fegen, die Preußen ohnmädtig machte. Fürſt Schwarzenberg 
bütete fih wohl, viefer Bolitif zu folgen: er lieh Preußen fid für die confervative Sache 
außer Athem jagen, bfieb aber felbft ruhig ſtehen, überzeugt, daß Ofterreih nicht einzuholen 
wäre. Wer Erhaltung ded in Deutſchland Beftehenden fagt, meint ein öſterreichiſches Intereſſe, 
amd wenn Hr. von Manteuffel mit der Kreuzzeitungspartei ih für jene erhigten, fo halfen ſie 
biefes wahren und fördern. Fürft Schwarzenberg kannte feine Leute und wußte, was er denen 
gegenüber, die im Predigen confervativer Schlagwörter einzig daftartden, wagen durfte — 
wagen ohne jede Gefahr. In ſolchem Wiffen von ded Gegners Muthlofigkeit, Schwäche und 
Entartung lag Oſterreichs Stärke, die ſich ſofort als ein ſehr zweifelhaftes Ding herausgeſtellt 
Hätte, wenn z. B. Preußen aus feinem deutſchen Beruf fo ſcharfen Ernſt gemacht wie Piemont 
Aus feinem italienifhen. Die herausfordernde Manier des Fürften Schwarzenberg wäre ganz 
geeignet gewefen, eine folhe Wandlung der preußifchen Politik herbeizuführen. Wenn fie nicht 
dies, jondern das gerade Gegentheil davon bewirkte, fo zeigte fie fich als die rechte, bie prafti= 
Ihe Manier, mit den Preußen Friedrich Wilhelm's IV. umzugehen. 
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Die Geſchichte Deutfchlands in der Zeit des Schwarzenberg’fähen Regiments ift nur allzu 
befannt. Wenn Preußen aus Kleinmuth und Kurzfichtigfeit feiner Leiter das deutſche Interefle 
ſchädigte, fo war ed doch Dfterreih, das die Schwäche des Gegners nugte, um die Einheitd= und 
Freiheitöbeftrebungen des deutſchen Volks gründlich zunichte zumaden. Zunächſt flellte Fürſt 
Schwarzenberg den 1848 rechtlich aufgehobenen Bundestag wieder ber, indem er im April 
1851 das Plenum, im Juli ven Engern Rath berief. Der Hebelyur Vernichtung der preußi— 
fen Unionspolitif war fomit gefhaffen. Dem folgte am 12. Det. 1850 zwiſchen Oſterreich, 
Baiern und Würtemberg die Verabredung von Bregenz, die das Einſchreiten in Kurheſſen und, 
im Fall Preußen Stand hielt, ven Bruderfrieg in Deutichland vorbereitete. Sodann bradte 
es Schwarzenberg im Verein mit Rußland dahin, daß Preußen auf dem Warſchauer Congreß 
vom 2.Nov.1850 im Princip, hierauf in den Olmützer Bunftationen aud) thatfählich ven legten 
Neft feiner Nationalpolitif aufgab. Im Verein mit dem gedemüthigten Gegner folgte nun Die 
Vernichtung des verfaflungsmäßigen Rechts in Kurheſſen und die gemeinfame Erecution in 
Schleswig = Holftein, durch welche die Elbherzogthümer wehrlos den Dänen überliefert wurden. 
Zwar gelang es Schwarzenberg nicht, fein Werf auf den Dredvener Gonferenzen durch die Ders 
ftellung einer neuen Bundesverfaffung zu Gunften Ofterreich& zu Frönen, aber er erreichte das 
Hauptziel dennoch, indem es jegt Preußen nod für einen Vortheil hielt, feine Hand zur Her— 
ftellung des alten Bundestags (Mai 1851) zu bieten. Die Einheitsbeftrebungen Deutſchlands 
waren fomit befeitigt, die allgemeine Reaction gegen die innere Freiheit der deutſchen Staaten 
war eingeleitet. 

Die Jahresfheide 1850, welche Deutſchland den Untergang feiner Hoffnungen brachte, war 
auch für Ofterreich nicht ohne beforgnißerregenvde Anzeichen. Aus allem Thun und Laffen ver 
Regierung konnte man ohne viele Mühe herausveuten, daß von einer Milderung der thatſäch— 
lich in Kraft ftehenden abfolutiftifhen Ordnungen feine Rede fein werde, Der erfte (13. April 
1851 vollzogene) Schritt der Durchführung der oetroyirten Reichsverfaſſung, die Einjegung 
eines Reichsraths zur Borberathung und Begutachtung der Gefeße, war jo gur ald gegen die 
Berfaflung ſelbſt gerichtet. Dieſe hatte die Bildung einer folden mit confultativen Berugniffen 
ausgeftatteten Körperſchaft angeorbnet, doch eben die jegt beliebte Zufammenfegung derſelben 
bot die fiherfte Bürgſchaft dafür, dag in ihr ein anticonftitutioneller Geift herrſchen werde. 
Alte Beamte, abgebraudte Autoritäten des Metternih’ihen Syftems, hinfällig gewordene 
Greife, in der Abminiftration grau gewordene Pevanten, Leute, welde dad Minifterium von ſich 
fern gehalten und mit Feinerlei Stellung betraut hatte, in der Fräftiges Eingreifen und ein halb: 
wegs ernftlicher Bruch mit dem alten Schlendrian von nöthen war: vergleichen Perjönlichkeiten 
ftellten das Gontingent zum neuen Reichsrath. Charakteriftifch für ven Reichsrath ift, daß 
die Verfchleppungen und Verzögerungen wichtiger Staatöfragen, die aud in dem verjüngten 
Ofterreich die Entwidelung lähmen, auf Rechnung diefer Körperfchaft fommen, da er felbit 
gegenwärtig noch (jeit Detober 1860 in einen Staatdrath umgetauft) von den Miniftern als 
der Hemmſchuh ded Staatswagens der Volfövertretung bezeichnet wird. Mit einem folden 
Reichsrath geht man nicht an die Durhführung verfaffungsmäßiger Lebensordnungen! Das 
war das einftimmige Urtheil aller, welche die Menſchen und Dinge kannten. 

Als vollends (26. Aug. 1851) der Miniiterpräfident Fürft Schwarzenberg und der Reichs— 
rathöpräident Hr. von Kübed beauftragt wurden, die Frage über Beftand und Möglichkeit einer 
Dollziehung der Verfaſſung „in reife und eindringliche Erwägung zu ziehen“ ; als der Grund: 
jag der Minifterverantwortlicgfeit unter demfelben Datum außer gejeglicher Kraft (thatſächlich 
galt er jo für nichts) erklärt wurde, ald man an neuerliche Beihränfungen, an die Aufhebung 
der Nationalgarde und andere reactionäre Mafregeln ging: da hätte e8 eines wahren Köhler: 
glaubens bedurft, um anzunehmen, daß die nun ſchon ind dritte Jahr dauernde Durdführung 
der Alleinherrihaft in Nepräfentativordnungen auslaufen, daß die Charte vom 4. März, felbit 
die Zurüdnahme unpraftifabler Zufiherungen, nun unverlegt bleiben und ihre Ausführung 
allem, was bisher gefhehen, and Leben gehen werde. Der legte Tag des Jahres 1851 befräf: 
tigte nur die Hoffnungen der einen, die Befürdtungen der andern, die Vermuthungen aller; er 
brachte die Faiferlihen Erlaffe, welche die Verfaſſung vom 4. März, die Grundrechte vom 20. März 
auper Kraft und Wirkfamfeit jegten, welde die „Grundſätze für organiſche Einrichtungen in 
den Kronländern des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats“ feftftellten. Diefe Prineipien betrafen die 
Einrihtung der Verwaltungsmaſchine in dem bisher gelind verleugneten, nun aber laut ver— 
fündigten abfoluten Staate. Es hatte ſich nichts geändert, außer daß man jegt dem Ding feis 
nen rechten Namen gab. 
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So ftreng das Verdammungsurtheil lauten mag, zu welchem die Befeitigung der oetroyirten 
GEharte (und ed wird Faum firenger fein als das über die Auflöfung des kremſierer Reichstags) 
vom ethiſchen Standpunfte heraudfordert — in politifher Hinſicht ließ ſich manches für den 
Entſchluß der Regierung vorbringen. Am wenigften haben bier diejenigen, melde die Begrün— 
dung eines centralijirten Staatömejend, einheitlicher Orpnungen in Reiche wollen, ein Recht 
zum Tadel. Was aller Gejhichte, allen lebendigen Mationalregierungen, allen Bevürfniffen 
einer in jo mande Eulturgruppen zerflüfteten, in fo verfchiedenartigen Entwickelungöſtadien be= 
finpliden Geſellſchaft in ſolchem Grade zumiderläuft wie die einheitliche Staatsidee, die feſtge— 
ſchloſſene Gentralijation in Ofterreih: das kann nur durch Gewalt ind Dafein gerufen werden, 
das fließt Die freie Selbftthätigfeit ver Bevölkerung um fo fiherer aus, ald vie erfte Kundgebung 
des befreiten, zur Iheilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten aufgerufenen Völferwillend 
der laute Proteft gegen die einheitliche Beherrſchung der Volföfräfte wäre. Kann doch das heu— 
tige gemäßigte Gentralifationsfyftem in Oſterreich nicht beftehen, ohne die Militärgerichtöbarfeit 
über das halbe Reid) auszubehnen; wie hätten die unverhohlenen Ginheitöbeftrebungen ver 
1850er Jahre irgendwie nach Erfolg gehen können, wenn bie permanente VBerfhwörung gegen 
fie in conftitutionellen oder halbeonftitutionellen Bertretungdförpern Raum gefunden hätte? 
Wer die Stärke Dfterreich® in dem Vorhandenfein einer gouvernementalen Einheit jieht, ver muß 
die Einigung der vielſprachigen Völker des Reichs zu gemeinfamer, vem Staate förderliher Selbit- 
thätigfeit ausſchließen; denn die gouvernementale Einheit ift eben dasjenige, wofür und worüber 

ſich die verſchiedenen Sprahftämme freiwillig nie einigen werden und fönnen. Die Bach und 
Schwarzenberg wollten erzwingen, was man ihnen von freien Stüden nicht gewähren mochte; 
fie wählten zu dem Ende jene Art von Staatöverfaffung, innerhalb deren die. Ausübung 
von Zwang und Gewalt den mweiteften Spielraum hatte. Sie waren aufrihtig und geſtan— 
ben offen die Ziele ein, denen fie nahgingen; ihre Mittel zur Grreihung des Zield waren wol 
vermwerflich. aber daß ift eben ver Bunft, auf dem öffentliche und Privatmoral einander berüh— 
ren, daß ſchlechte Zwede nur jchlechte Mittel zulaffen. Der neuefte Zeitumſchwung in ſterreich 
hat es dargethan, daß man, wenn einmal die Staatsidee als einheitliche feſtgehalten werden 
ſoll, ob nach Abſchaffung oder Verkündigung von Verfaſſungspatenten, zu den nämlichen 
Maßregeln greifen muß, die Bach's und Schwarzenberg's Sache waren: Belagerungszuſtand, 
Militärgerichtsbarkeit! Schmerling wenigſtens hat noch nicht gezeigt, daß er ohne Ausnahms— 
zuftand in Ungarn fortregieren könne — ein Erfolg, deffen ih Bach ſchließlich doch zu rühmen 
mußte, ben aber der gefeierte Zufammenfteller der öfterreihifchen Februarverfaffungspatente 
rajch wieder rüfgängig machte und in ven Miserfolg des frühern Ausnahmözuftandes auflöfte. 

Noch während die octroyirte Märzverfaffung ald Grundgejeg des Reichs galt, hatte ver 
Minifter des Innern, Graf Franz Stadion, eine Einrihtung der Verwaltung im Sinne ber 
franzöfiſchen Departementalwirthichaft angeftrebt. Die Gliederung nad Kronländern, nad 
größern Verwaltungscompleren, denen die Statthaltereien wie eine Art Vicefönigthümer vor: 
ftanden, behagte ihm nicht; er hoffte diefe Einrichtung, melde ihm ald Brutftätte nationalen 
und gefhichtlihen Eigenlebens galt, mit der Zeit zu befeitigen. Stadion verlor den Verfland 
(wir nehmen dies buchſtäblich, nicht in dem Sinne, in welchem es von manden öſterreichiſchen 
Staatdmännern gelten mag); feine Stelle nahın zuerft proviforifh, dann endgültig Bad) ein, 
Diefer fand die größern Vermwaltungsgebiete, deren Leitung fortan im Centrum des Reichs von 
der Staatsallmacht des Abſolutismus den Impuls empfangen follte, unbedenklich für die Cen— 
tralifation. Die von ihm eingeleitete neue Organifirung der Verwaltungsbehörben ließ (Un: 
garn ausgenommen) die alte Gintheilung des Staats in Kronländer fortbeflehen und fegte 
jeder einzelnen dieſer Provinzen einen Statthalter vor; nur die Fleinften Kronländer erhielten 
ſtatt eines joldhen ihren Landeschef. Auch griff Bad im Gegenfag zu feinem Vorgänger auf 
eine Miſchung des bureaufratifhen und des Gollegialverfahrens zurüd; gewiffe Zweige des 
Dienfted, bei denen es auf rückſichtsloſes Gingreifen der Autorität zumeift anfam, unterlagen 
der einigen Leitung des Statthalterd; die andern hatte die Statthalterei ald Collegialbehörde, 
d. i. die Oefammtheit der einzelnen Statthaltereiräthe zu beforgen. Unter diefen oberften Aus: 
läufen der Provinzialverwaltung ftanden die Kreisämter, unter dieſen die Bezirksbehörden; 
legtern war nebft der politifhen und einem Theile ver Finanzverwaltung aud) die JZuftizpflege in 
unterfter Inftanz anvertraut, denn der Orundfag der Trennung zwifchen Juftiz und Verwaltung 
war mit Aufhebung der oetroyirten Charte über Bord geworfen worden. Die neue von Bad) 
in Ausführung gebrachte Verwaltungdorganifation war durch Faiferlihe Entihliefung vom 
14. Sept. 1852, dann durch die Minifterialverorbnung vom 19. Jan. 1853 feftgeftellt worden; 
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es brauchte allerdings noch einiger Zeit, ehe fie praftifch zur Geltung fam; das öſterreichiſche 
Stalien blieb unter militärifcher Verwaltung ; alle Militär: und Givilbehörben hatten Ravepfs 
zum Chef. Ungarn war nad Bewältigung des Aufftandes in fünf Militärbiftricte, ven pefther, 
fafchauer, debrecziner, Ödenburger und preöburger eingetheilt worden; bei der nun al& Defi: 
nitiv verfündigten Verwaltungseinridhtung (fe hielt aber nur über den italienifhen Krieg von 
1859 vor) hatte es bei der Gintheilung in Diftricte fein Berbleiben; nur daß an Stelle ver 
jedem einzelnen Diftricte übergeordneten oberften Militärbehörbe jegt Minifterialcommiffare 
traten, welche fidh bei den Ungarn noch mehr verhaft machten ald die frühern Heeredautori: 
täten. Geit dem Herbft 1850 fand dem Lande ein Faiferliher Prinz, Erzherzog Albrecht, als 
Eivil: und Militärgouverneur vor. Es mußte ausſchließlich durch Fremde regiert werden ; felbft 
die confervatioften Ungarn, fofern fle einiges Rufes und Grevits bei der Bevölkerung genoflen, 
hielten ſich grollend von der im Bach'ſchen Stil betriebenen Regierung fern. 

Im Punfte der Juſtizverwaltung mußten die Neformen der Jahre 1849 und 1850, weil 
fie doch die Möglichkeit ver Ausbildung eines volksthümlichen Rechts nicht unbedingt ausfchloflen, 
neuen Bildungen weichen. Im Mai 1852 wurde ein neues Strafgeſetzbuch erlaffen, im Juli 
1853 eine neue Strafproceforbnung ; beide von der juridifhen Wiſſenſchaft gerichtet, barbari— 
ſche Denfmale einer auf Verkümmerung ded Rechts ausgehenden Zeit. Die Preſſe ward unter 
ein Geſetz geftellt, welches dem Walten polizeiliher Willfür ungemein erfprießli war; dennoch 
wurde aud Died Gefeg nachmals durch vielerlei Nachtragsverordnungen durchlöchert oder ſelbſt 
ohne die Veröffentlihung folder nad Belieben verfhärft, nad Raune und Einfall höher ge: 
ftellter Beamten mobifleirt, nad) dem durch Furcht vor amtlichen Verweiſen beftimmten Ermeffen 
niedriger Auffihtsorgane bald lar, bald ftrenger aufgelegt und in Anwendung gebracht oder 
nad) den Geboten ver Zeitftrömung des Augenblicks in haarfträubender Weife verrenft. 

Die befte Leiftung des Stavion’fhen Regime, dad Gemeindegefeg von 1849, mollte in 
dad neue Syflem der Bevormundung von allem und jevem nicht paffen. inzelne Beflimmun: 
gen diefe® Geſetzes, fo die über Öffentlichkeit der Verhandlungen in den Gemeinden, wur: 
den außer Kraft gefegt; andere ignorirte man vornehm, wieder andern ging man einfah au 
dem Wege, ohne erft ihre Aufhebung der Mühe werth zu finden. So ließ man die auf 
Grund des Gefeged von 1849 gewählten Vertretungen der Gemeinden fortbefichen, auch 
nachdem ihr Mandat längft erlofhen war. Bei jeder halbwegs paflenden Gelegenheit for= 
derte man von den Gemeindevertretern Kundgebungen des Servilismus, und died war noch Die 
barmlofere Manier, die Gemeinden zu terrorifiren. Schlimmer war fhon, daß man in ihre 
Vermoögensrechte eingriff, daß die reihern Gemeinden zu fogenannten, aber wahrhaftig nur 
fogenannten, patriotifhen Zwecken ſtets herhielten und mit der Macht des guten, vielleicht beffer 
gefagt, ſchlechten Beifpield auf die ärmern drückten. Die Auspreffung des Gemeindejedeld zu 
Gunften des Staatöfedeld, dieſer Illuſtration immerwährender Noth und Bedrängniß im 

fterreidh, war eind der Hauptgefchäfte der Öfterreichifchen Bureaufratie; man weiß, mit wel— 
dem Eifer jie e8 bei ®elegenheit der Einzeichnung des Nationalanlehens betrieb, und mit welchen 
Summen die Gommunen des Reichs zu dem auf 500 Millionen angefegten Ertrag diefer An— 
leide herangezogen wurben. Dabei hieß es freilich, alle Welt, Gemeinden wie Private, bethei— 
ligten fi freiwillig an jenem Nationalanfehn, und wenn man unter Freiheit Zwang, ımter 
Willen Gehorſam verftehen will, hatte e8 mif dieſer Verfiherung auch feine Nichtigfeit. 

Auf dem mirtbihaftlihen Gebiete war durd die Befreiung von Grund und Boden aus 
den Banden ded Unterthänigfeitöverhältniffes ein mächtiger Fortſchritt gethan. Nur hatte’ 
bie unzweifelhaft geſchickt und glüdlich angegriffene Operation ver Grunventlaftung auch ihre 
Schattenfeiten gezeigt, welche eben jegt, da die praftifhe Durchführung der Mafregel ihren 
Verlauf nahm, befonderd hervortraten. Die ehemals herrſchaftlichen Beſitzer waren trog aller 
ihnen zugefprochenen Entihädigung in Schaden gefommen, die vom Feudalnexus befreiten ehe⸗ 
maligen Unterthanen hatten theils wegen der eigenen Indolenz, theild wegen der erhöhten 
Steueranfprüde der Regierung eine gute Quote ihre Gewinnes dahin. Namentlid war dies 
in den öftlichen Kronländern der Fall, wo Zmangdverfäufe von Grund und Boden wegen ſäu— 
migen Schuldenzablens oder rüdftändiger Steuern fih in erfchrerfenden Grade bäuften. Hier 
wenigftens blieben die guten Wirfungen ver Entlaftung für die Gegenwart aus; man mußte 
ſich mit einem fehr beſcheidenen Theil derfelben genügen und bezüglich des Reſtes auf die Zufunft 
vertröften laffen. War aber die Regierung ſchon berreffd der erfolgreichften ihrer Mafregeln auf 
ſolche Bertröftung der Maffen angemiefen, fo Eonnte fie vollends in andern Beziehungen nur 
mit dem gleihen Trofte dienen. Die Zufunft — fo prophezeite man ſtets Beftgelaunt und heiter — 
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werde dem Miniſterium vollkommen recht geben und der Bevölkerung für die Entbehrungen des 
Augenblicks mit Wohlſtand, Gedeihen und Zufriedenheit lohnen. Mit ſolchen Verheißungen 
hat man in Oſterreich nie gekargt, auch dann nicht, wenn das kräftige, alle wirthſchaftlichen 
Bildungen überwuchernde Wachsthum der Staatsfhuld ed auf den Fingern abzählen ließ, daß 
die Zufunft fortwährend über Gebühr belaftet, die Daſeins- und Productiondbedingungen in 
derſelben auf folde Wirthſchaft Hin erfchwert würden. Im Mai 1852 lieh man in London und 
Paris 3, Mil. Pd. St.; im September 1852 lieb man 80 Mill. Fl. vom inländiſchen 
Markte; im März 1854 ſchon wieder ein neues (Lotterie:) Anlehn von 50 Mill. $1.; faum 
vier Monate fpäter das Monftreanlehn von 500 Millionen, die fogenannte „freiwillige Natio— 
nalanleihe‘‘, zu der jedermann in Ofterreich gepreßt wurde; am 1. Jan. 1855 der Verkauf der 
Staatsbahnen, mehrerer Domänen und ärariſchen Bergwerke für 200 Mill. Frso.; nebenbei 
fortlaufende Geldaufnahme im Wege der ſchwebenden Schuld, fortbeftehende Geldentwerthung, 
ſchwankende Wecfelcurfe; Banknoten, die,in Wahrheit Staatönoten genannt werden müffen; 
die Nationalbanf, hauptſächlich das Ausgabedepartement für diefelben , nur nebenher eine An- 
ftalt, Die Wechfel escomptirte und auf Pfänder lieh: wie Fonnte da von einer Negelung des 
Staats haushalts, einer Gleihflellung der Ginnahmen und Ausgaben in dvemfelben,, einer billi- 
gen Rückſichtnahme auf die Productivfräfte des Reichs, gefchweige denn von deren Förderung 
die Rede jein! Wie konnte in diefen Bunften alle Shönrehnung und troftreiche Verheißung 
die Leute überzeugen, die ernfte Rage vertufchen oder den Gredit des Staatd, dem nur frivole 
Hoffnung, grundlofes Vertrauen entgegenfamen, aus tiefftem Verfalle emporbeben ? 

In einem ſolchen Zuftand der Verkommenheit, der fhlimmften Bedrängniß ging Öfterreich 

an die Ausführung eined Projects, deſſen Gelingen die Geſammtrichtung der europäifhen Han— 
delspolitik, und nicht blos der Handelspolitif in neue Bahnen leiten follte. Mit zerrütteten Bis 
nanzen, mit einem unterwühlten Binanzwefen, einem Steuerfuftem, das vielfach auf wanken— 
der Grundlage ruhte und die ſchlechteſte Form der Befteuerung, das Monopol, zur nothmwendi: 
gen Borausfegung hatte, follte dem preußifhen Staate der Rang abgelaufen, die Stellung 
eined natürlihen Hauptes des Zollvereing ftreitig gemacht werden. Es galt, die Entwidelung 
des deutſchen Handels und Verkehrs in einem Stadium zu halten, das Ofterreich den Eintritt 
in den Zollverein ermöglichte. Das Jahr 1852 jah im Grunde genommen die nämlichen öfter- 
reichifchen Bemühungen und Verſuche, die und heutzutuge aus Anlaf des preußiſch-franzöſi— 
ihen Handelsvertrags entgegentreten: eine künftlih erzeugte und gemährte Zollvereinskrifig, 
das Phantom eines mitteleuropäifhen Zollbundes, der TO Millionen zu umfaflen hätte und ven 
Freibandel zwiſchen diefen verwirflihen follte, um den Schußzoll gegen die übrigen und die 
erfien Handelöftaaten der Welt zu einem bleibenden Bebürfniß zu machen. Mit jolden aus— 
fhweifenden Hoffnungen mußte fi aber die Öfterreichifche Regierung trog alles wüſten Lär- 
mens ihrer Bundeögenoffen denn doc verrechnen. Wie Flein auch Schwarzenberg und feine 
Nachfolger, fein Nadeiferer von Preußen, von den berliner Staatdmännern und Staatöfophi- 
ſten dachten, jo Elein, fo erbärmlich twaren dieſe doch mol nicht, daß fie ih auf dem Gebiete zu 
jener feigen Nachgiebigkeit Hätten gehen laffen mögen, die über Erfurt und Bronnzell nad 
Dlmüg geführt hatte. Ohne gerade dem Prineip des volkswirthſchaftlichen Fortſchritts zu hul— 
digen, ohne den jedenfalls fühnen, ja waghaliigen Planen fterreichs eine ſchöpferiſche Idee 
entgegenzuſetzen, wußte das berliner Cabinet den Vortheil, den ihm ſeine Stellung bot, wenig— 
ſtens diesmal auszunutzen und das öſterreichiſche Project zu hintertreiben. Die Streitfrage 
war ſchon ſo gut als entſchieden, als man ſich in Wien entſchloß, mit der Verhandlung über eine 
anſtändige Form des Rückzugs aus den unvorſichtig eingenommenen Poſttionen den Mann zu 
betrauen, der im Jahre 1851 freiwillig und aus Überdruß ob der fanatiſch rückſchrittsfreund— 
lichen, vor feiner Preidgebung miaterieller Intereffen einhaltenden Stimmung maßgebender 
Kreife feinem Minifterpoflen entfagt hatte, Hrn. von Brud. Der Vertrag, den er in Berlin ab— 
ſchloß (am 19. Febr. 1853), brachte die Verzichtleiftung Oſterreichs auf kurz vorher mit großer 
Hartnädigkeit begehrte Zugeſtändniſſe Preußens, ohne die man in Wien nicht leben, nicht ſter— 
ben zu können mit gewohnter Übertreibung von Orientalen betheuert hatte. Jegt ließ man ſich 
ein anjehnlih Stüd des Verlangten abhandeln und ergab ſich darein, daß man ſchließlich denn 
doch ein ganz nettes Geſchäft gemacht habe. 

Der Abſchluß einer Zolleinigung gelang nur mit dem Fürftentgum Liechtenftein, deſſen 
Herrſcher ftets mehr Öfterreichifcher Gavalter ald deutſcher Neihsfürft geweien, dann mit den 
Fleinften itafienifhen Principaten, melde dem von Wien aus geübten Drud nicht zu wider: 
leben vermochten, Parma und Modena (Auguſt 1852). Das immerhin etwas ſchwerer ind Ge: 
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wicht fallende Toscana hielt ſich von dem italieniſch-öſterreichiſchen Zollbund fern, ver übri— 
gens nur vorübergehenden Beftand hatte. Im October 1857 traten Modena und Parma aut 
dem oͤſterreichiſchen Zollverbande wieder au, 

Die italienifhen Verhältniffe überhaupt blieben trog der Siege Radetzky's ein Gegenftam 
nicht enden wollender Berlegenheit für das wiener Gabinet. Die Macht, die es fid über das 
Schickſal der Halbinjel angemaft hatte, ruhte auf dem erprobten Übergewicht ber öflerreigi: 
fhen Waffen; e8 hatte aber damit dod eine andere Bewandtnig als mit der durch militäriſch 
Gewalt wieder aufgerichteten und aufrecht gehaltenen Herrſchaft Oſterreichs in Ungarn. Ju 
Stalien begegnete man einer wohl organifirten Gegenmacht, der, ohne Europas Unwillen heraus: 
zufordern , nicht beizufommen war, Es waren die freien Ordnungen Piemonts, welde vi 
auf bloße Gewalt gegründeten Ordnungen Ofterreihs in Schad hielten, und welde vi 
wiener Negierung zwangen, nur in der Ausdehnung eines dem ihrigen ähnlichen Regim 
über ganz Italien Oſterreichs Heil und Sicherung zy erfennen, Und mit eben folder, wir mög: 
ten jagen, fataliftiiher Nothiwendigfeit mußte das Streben, dieſe Sicherung zu erlangen, den 
ruhigen Befig derselben unerreihbar machen: je fügfamer die italienischen Regierungen bem von 
Wien gegebenen Impulfe folgten, defto größern Unwillen mußte ihr Schalten und Walten in 
ber gefnebelten Nation erregen, dejto wirffamer mußte ed die Unternehmungen confpirateri; 
her Seften und Vereine unterflügen, vefto Fräftiger zum Ausbruch neuer Unruhen, fietig 
wiederholter Aufflandsverſuche, trog aller Enttäufhung und blutigen Reprefilon unvermei: 
licher revolutionärer Putſche aufreizen. Wenn aud; diefe den Bedrohten die Unentbehrligfei 
des öfterreihiihen Schuges herausftellten, fo machten fie wieder ven Schug felbft zu einer ſeht 
mühjeligen, beftändigen Gefahren ausgefegten Arbeit. Nicht allein die Trabanten deö wientt 
Cabinets Hatten darunter zu leiden und der periodifch wieverfehrenden Angriffe feitend der italie: 
nifchen Volksparteien ſich zu erwehren, auch Ofterreich mußte (Februar 1853) den Aufruhr in 
Mailand befämpfen und mit Sequeftrirung der Habe lombardifcher Auswanderer ahnen. | 
Diefe unterſchiedslos gegen alle Klaffen der italienifhen Emigration gerichtete Vermögendbr: 
Ihlagnahme führte zu diplomatifhen Irvungen mit Piemont, welde Oſterreich in ber trauri— 
gen Rolle eined nach ruſſiſchem Mufter vorgehenden Maffenconfiscator erfcheinen liefen und 
zum Abbruch der diplomatiihen Beziehungen mit dem turiner Gabinet führten (April 1853) 
Die gleiche Rückſichteloſigkeit in der Behandlung fremder Staatsbürger feitend der mallande 
Heeredautoritäten, deren Sache e8 nicht war, Schuldige von Unſchuldigen zu unterſcheiden, rubrie 
um biejelbe Zeit zu einem Streithandel mit der Schweiz, dem exit nach zwei Jahren (März 1855) 
die Wiederherftellung der juspendirt geweſenen diplomatifchen Beziehungen mit der Neu 
blik folgte. 

Eine Politik, die in Italien auf die Erhaltung fehreiender Misregierung hinauslief, un 
das öſterreichiſche Regiment im Vergleih mit dem päpftlichen,, dem modeneſiſchen und beurte: | 
niſchen wenigfteng ald zu etwas gut erſcheinen zu laffen; eine Politik, die in Deutſchland mit 
der Reftauration des alten Bundestags ihr Meifterftüd geleiftet und die volkswirthſchaftlicen 
Zuſtände durch den Eintritt Oſterreichs in den Zollverein in bundestägliche Schläfrigkeit 2 
fegen wollte, die im eigenen Lande nur polizeilih adminiftrirte oder kriegsrechtlich terrorinte‘ 
mußte ihre Schwäche, ihre Unfruchtbarkeit angefihts von großen Weltfragen, deren Entjär 
dung fie ſich nicht zu entziehen vermochte, bei denen mit den gewöhnlichen, feit Jahren geübten 
Künften nicht auszufonmen war, zur offenfundigen Thatſache maden. Ar 

Die orientalifhe Angelegenheit trat an Oſterreich heran, und fie wurde in Fleinlident 
Stile aufgefaßt, ohne zu einen impojanten Auftreten des Staats, für welches diesmal, ment a 
die Chancen gekommen waren, benußt zu werden. Die Schuld an der Verſäumniß, Die d * 
reich während der Orientkriſis nun einmal zweifellos begangen hat, wird vielfach dem * 
an einen energiſchen Leiter der auswärtigen Angelegenheiten zugeſchrieben. Fürſt Schwarz i 
berg (geftorben April 1852) hätte, fo fagt man wol in Wien, die Sache ganz ander? - 
griffen , ald Graf Buol fie angriff; er hätte der Welt gezeigt, wie er fein Dictum vom ei s& 
chiſchen Undank gegen Rußland verftanden haben wolle. Um gerecht zu fein, muß man I 
zugefteben, daß die Öfterreichijche Politik in orientalifhen Dingen, die uͤnentſchloſſenheit a 
fie kennzeichnete, der Wechſel der Stellungen und Stimmungen, welden dad wiene! zog 
zu feinem Theil erwählt, trogdem ber Gegenſtand die confequentefte Behandlung, nicht oige 
ſchuͤtternde Feſtigkeit gefordert Hätte — daß die alfo geartete öſterreichiſche Politik nur eine dei 
der Öfterreihifchen Zuftände war. Die Unfertigfeit diefer, dann eine bei allem W 
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gegen großartige Unternehmungen auf dem Gebiete des Äußern, für welche eben niemals oder 
äußerſt jelten eine allen Bölfern des Reichs gemeinſame Unternehmungsluft zu erzielen ift, fie 
lähmten die Öfterreihifche Action in diefer Frage wie in mander andern, bie, halbwegs von 
größern Dimenfionen, aud erhöhte Anftrengung und Wagni mit fi bringt. Für Oſterreich 
ift ein großer Krieg meift auch ein folder, in dem eine oder die andere der öſterreichiſchen Natio— 
nalitäten gegen die wiener Bolitif Partei ergreifen kann; fo verhält es ſich wenigſtens feit un: 
gefähr anderthalb Jahrzehnten. Und war diefe Gefahr im Bunde mit den Weſtmächten nicht 
zu fürchten, fo gab es gegen die in Wien allerwege fehr mächtigen ruſſiſchen Ginflüffe keinerlei 
Sicherung und gegen ihr unangreifbares Fortwalten fein Mittel, 

Im Beginn der Orientwirren fhien das Übermwiegen diefer ruffifhen Einflüffe im Rathe 
Öfterreichd eine zweifellos feftgeftellte Thatſache. DerSendung des Grafen Leiningen als aufer= 
ordentlichen Geſandten mit außerordentlichen Forderungen nach Konſtantinopel (Ende Januar 
1853) mochte man vielfach keinen andern Sinn unterſtellen als ven eines Rußland erwünſchten 
Drucks auf das Pfortencabinet. Die Montenegriner, von jeher Schützlinge der Zarenmacht, 
wurden jetzt auch von Oſterreich in Schutz genommen — bedurfte ed der Beweiſe mehr, um das 
Borhandenfein eined herzlichen Ginvernehmens zwifhen Wien und Petersburg außer Frage zu 
ftellen? Mögen diejenigen, welde alfo urtheilen, im Unrecht fein, und wir glauben fie find es, 
aber andererſeits läßt ih aus Leiningen’d Drobnoten an die Pforte wenigſtens der Schluß 
zieben, daß um die Zeit ihrer Abfaffung eine Spannung zwiſchen beiden Kaiſerhöfen, dem öfter: 
reihifchen und ruſſiſchen, nicht eriftirt Haben fonnte. Sonft wäre ja das Eintreten Ofterreichs 
für die Schüglinge Ruflands geradezu eine Abjurbität gewefen! 

Der glückliche Ausfall der Mifjion Leiningen's traf mit der Ankunft Fürſt Menſchikow's in 

Konftantinopel zufammen. Der Schreden, welchen das Auftreten diejes Nuffen veraulafte, 
ließ in Dfterrei längere Zeit feinen andern Gedanfen auffommen als den einer Vereinigung 
teilen, mas Rußland forderte, mit dem andern, was die Pforte, der ungeflümen Forderung 
lange nicht entiprechend, zugeſtehen wollte. Als praftifche Folge dieſer Verquickungstheorie 
muß die fogenannte Wiener Note gelten, deren Annahıne feitend des Divans ohne die Ginwir: 
fung des wahjamen Stratford de Redeliffe fiher erfolgt wäre; als Beweisſtück für Oſterreichs 
noch nicht erſchütterte Ruſſenfreundſchaft ift die Rundnote Graf Buol's vom 4. Juli 1853 (dem 
Tage nad ber Pruthüberfhreitung) aufzuführen. Graf Buol äußert darin den Wunfd Oſter— 
reichs: „die innige Allianz‘ aufrecht zu halten, melde e3 mit Rußland verbinde, und „welche 
eine der feſteſten Schranfen gegen die Beftrebungen des revolutionären Geiſtes“ ſei. 

Erſt mit Anfang 1854 machte Ofterreih Miene, aus der Neutralität, für die es ſich noch kurz 
vorher (Rundnote Buol’d vom 17. Det.) erklärt hatte, heraudtreten zu wollen. Die Sendung 
des Grafen Orlow nad Wien war zwar nicht refultatlos geblieben, aber jie hatte zu Ergebniſſen 
geführt, die Nuplands Wünfchen und dem Zwecke der Sendung geradezu entgegengejegt waren. 
Graf Buol regte jegt den Plan einer Sommation wegen Räumung der Donaufürftentgümer 
an; er einigte fi mit Preußen und den Weſtmächten (Conferenz vom 9. April), um die Intes 
grität der Pforte ungefhmälert zu halten, ven Verſuchen folder Schmälerung entgegenzumirfen. 
Auch gelang ed noch, Preußen zu einem Angriffs: und Vertheidigungsbündnig mit Oſter— 
reich zu vermögen (20. April), dad Befagungsredht in ven Donaufürftenthümern, welches die 
Pforte für diesmal den Ofterreihern zugeftanden hatte, durch Preußen garantiren zu laffen. 
Aber weiter war dad berliner Gabinet nur ſchwer zu bringen, und in Wien herrichte noch immer 
ſolche Nuffenfurdt, daß man, ohne Preußens jicher zu fein, mit der Zarenmacht nicht anbinden 
mollte. Mit genauer Noth erwirfte man den preußischen Beitritt zu den (8. Aug.) mit den 
Weſtmächten vereinbarten vier Punkten, den factifchen Beitritt wenigftend, da lich Preußen 
verpflichtete, jeden rufiifchen Angriff auf dad nad Verwirklichung diefer vier Bunfte ſtrebende 
Dfterreich abzumehren (26. Nov.). Gegen Jahreöihluß (2. Dec.) 1854 kam es endlich zum 
Abſchluß der öſterreichiſch-weſtmächtlichen Allianz, welche Berathungen über weiteres Vor: 
geben für den Ball in Ausſicht ftellte, ald die Herftellung ded Friedens auf Orundlage der ver: 
einbarten Hauptbeflimmungen nicht noch im laufenden Jahre gefichert wäre. Ohne große Ge: 
fahr auf ſich zu nehmen, fonnte Dfterreich dies Bündniß unterzeichnen, denn ſchon am 28.Nov, 
batte der ruſſiſche Oefandte in Wien anden Grafen Buol erklärt, daß der Zar die vier Bunfte als 
Ausgangspunkt der Friedensunterhandlungen annehme. Nach diefer Veriherung fonnte 

erreich einigermaßen beruhigt ven Decembervertrag unterzeichnen; es hatte ja die Gewiß— 
beit, daB der casus foederis entweder gar nicht oder erſt nad) langen diplomatischen Unterhand— 
lungen mit Nußland eintreten werde. 


158 Oſterreich (Staatsgeſchichte) 


Auf den nun folgenden Wiener Conferenzen (Eröffnung derſelben im März 1855) hielt 
Oſterreich, ſolange es die zwei erſten Garautiepunkte von Rußland zu erzwingen galt, treu zu 
den Weſtmächten; erſt als dieſe erledigt waren und jo die Angelegenheit der Donaufürſtenthü— 
mer, der Donauſchiffahrt, auf welche fie Bezug hatten, eine für Ofterreich günflige Entfcjei- 
dung fand, zog fi das wiener Gabinet in eine Rußland mehr zufagende Stellung zurück. Beim 
dritten Punft der Friedensbeſtimmungen, Reviſion ded Darbanellenvertrags, erflärte Graf 
Buol: es habe Ofterreih nun Die Rolle auf fi genommen, die Wege zu einem gütliden Ber 
gleiche aufzufinden (Sigung vom 21. Aprit). Und diefe Erklärung wurde abgegeben, nachdem 
der rufjifche Eonferenzbevollmägtigte, Fürſt Gortſchakow, zwei Tage zuvor gefragt hatte, ob 
das wiener Gabinet willend fei, die geforderte Beichränfung der ruſſiſchen Seemadt im Pontus 
zu erzwingen. Nicht Zwang, gütlier Bergleih! Jautete jegt die Parole, der man in Wien 
folgte. Nach Abbrud der Eonferenzen entwaffnete ſterreich ; nad dem Fall Sewaſtopols das 
gegen ließ es ein Ultimatum in Peteröburg übergeben. Der Erfolg der Weftmächte Hatte dem 
wiener Staatdmännern Muth eingeflößt; au winkte ihnen die Hoffnung, daß fie nicht in Die 
Belegenheit kommen würden, ihren Muth zu erproben: fie hofften auf Annahme des Ultima- 
tums, auf Frieden und Ruhe, und fie follten ſich nicht getäuſcht haben. x 

Mährend ver Verhandlungen, bie jet dem Parifer Frieden vorangingen, ſuchte Oſterreich 
nah Kräften für ſich Vortheile zu erlangen, ohne daß e8 am Kriege theilgenommen hätte, ein 
Beftreben, das allerdings natürlih, aber auch ganz geeignet war, die Öfterreihifchen Congreß— 
bevollmädhtigten in eine fhiefe Stellung zu bringen. Selbft von englifder Seite (Sigung vom 
12. März) mußte Öfterreich den Vorwurf hören, daß es ausfhließlie und befondere Zuge: 
ſtändniſſe haben wolle, und diefe verlange es, nachdem ed von dem Kriege fern geblieben, ver die 
neue Lage gefchaffen. Die Jfolirtheit des Donauftaats zwifchen dem grollenden Rußland einer: 
ſeits, den vor Sewaftopol allein gelaffenen Weſtmächten andererſeits, zwiſchen dem zu einigem 
Haß gegen feine Unterbrüder verbundenen Italien und dem durch öſterreichiſche Concordat— 
wirthſchaft aufs tieffte erbitterten Deutſchland — diefe Iſolirtheit follte auf die Entſchließungen 
in Wien immer ftärfer drücken und hier eine Politif, die in der Furcht vor wirfligen oder ein- 
gebildeten Gefahren ihr treibendes Agens hatte, zur Nothwendigfeit maden. Schon als in 
Paris am Congreßtiſch die italienische Frage zur Sprade fam, zeigte dabei dad Benehmen der 
öſterreichiſchen Bevollmächtigten, dag man jih in Wien mir allen fchreienden Misbräuden ver 
päpſtlichen und bourbonifchen Regierung identificire. Von einer Entfernung der öſterreichi— 
ſchen Truppen aus den Legationen, einer ernften Mahnung an Neapel, feinem tollreactio= 
nären Treiben Einhalt zu thun, wollte Diterreich nichts hören, gejhweige denn an Discuſſionen 
über dieſe Punkte jich betheiligen. Es gibt Eeine italienifhe Frage! fchrieben damals die wiener 
Zeitungen, und die Öfterreihiihen Staatdinänner Handelten nad dieſer erlogenen Marime. 
Man fürdtete ſich, das öſterreichiſche Ubergewicht in Italien an Frankreich zu verlieren; aber 
man that alles, den Wechſel in folder Präponderanz ben Jtalienern erwünſcht zu machen und 
vor Europa zu redhtfertigen. Europa nahm eben für diejenigen Partei, welche in König Fer: 
dinand nad Reformen drangen, nicht für Ofterreich, das ſolches Drängen ald ein Attentat auf 
die Souveränetätsrehte dieſes Tyrannen ausſchrie. ö 

Die Zeit während des orientalifhen Kriegs hatten die leitenden Staatsmänner Oſterreichs 
zu Anbahnung und Abſchluß eines Werkes benugt, das auf dem Gebiete der innern Politif das 
Schlimmſte bedeutet hat und noch heute nicht überwunden if. Das Goncordat vom Auguft 
1855 bradte eine Reihe von Goncejjionen an die kirchliche Gewalt, die ih ald rückſichtsloſe 
Schädigung erworbener Rechte oder ald unpolitifche Preisgebung öſterreichiſcher Intereſſen an 
Nom zufanmmenfaffen laffen. 

Der Sieg, den die ultramontane Partei durch den Abjchluß des Concordats feierte, war von 
langer Hand vorbereitet worden, die ihm vorangehenden Verhandlungen zwifchen dem päpft: 
lihen Stuhle und dem wiener Gabinet hatten — es war für niemand ein Geheimniß — ge: 
raume Zeit in Anſpruch genommen; ver Geift, in dem fie geführt wurden, ließ ih aus frübern 
Negierungsmaßregeln und vor allem aud einer zum Syftem erhobenen Begünftigung der Fröm-— 
melei erkennen, Schon im Jahre 1850 war das landesfürftliche Placet aufgehoben, der kirch— 
liche Verkehr mit Rom freigegeben worden; die Biſchöfe entfalteten eine feit fange ungewohnte 
Regſamkeit, hielten berathenve und befchliegende Verfammlungen, auf denen fie laut nach Freis 
heit der Kirche, nah Unabhängigkeit vom Staate verlangten; im Privatleben bemerkte man 
Zeihen von dem Vorhandenfein jener Elerikalen Beftrebungen, welche Lebensäußerungen des 
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Ginzelnen, der Familien unter das Joch der kirchlichen Disciplin zu drücken geeignet waren, 
Man wußte, daß in Rom verhandelt werde, um ſolchen Tendenzen eine bleibende Grundlage zu 
verfchaffen, und man ergab ſich varein, daß ed diedmal ohne namhafte Errungenſchaften für bie 
Ultramontanen nit abgehen werde. Dennoch übertraf das Concordat alle derartigen Vermu— 
thungen und Befürchtungen; auf eine fo rückhaltsloſe, unbeſchränkte Anerfennung der fanatifdh: 
papiſtiſchen Doctrinen, eine fo pünftlide, jo weitgehende Erfüllung ultramontaner Forderun— 
gen war man nicht gefaßt gewefen. Der allgemeinen Überrafhung Worte zu leihen, durfte 
niemand wagen; die Preſſe ſchwieg oder leierte das ihr anbefohlene Lob des Concordats ab; der 
niedere Klerus, den die neue Orbnung der Dinge vollftändig in die Hand der Biſchöfe gab, 
ſchwieg ebenfalls oder ließ ih nur widermillig zu erlogenen Zeichen der Begeifterung gehen, die 
niemand täufhten und nirgends imponirten; die Maffe der Bevölferung verhielt ſich ruhig, 
theilnahmlos, flugte Höhftend einen Augenblck und blieb im ganzen unempfindlih für Be: 
prüfungen von jeiten der pfäffiſchen Willfür. Man hatte nicht Zeit, ob folder Bedrückung, 
welche doch erjt in Ausjicht fand, fich zu ereifern, der Druck der Gegenwart, vom Staate auf: 
erlegt, machte ftumpf für zufünftigen Drud, der von der Kirche ausgehen würde. Die Regierung 
hatte durch unpolitiihe Nachgiebigkeit an Rom ihre augenblidlihe Lage nicht verfchlinmert, 
nicht verbeifert; fie hatte nur die Verachtung der Gebildeten gegen ji heraufbeſchworen — erft 
der Fortſchritt der Bildung wird diefe Beratung zum Gemeingut der Maffen in Ofterreih 
machen, und ihr wird dann die Regierung erliegen, welde mit dem Concordat nicht brechen will 
oder fann. Das Srohloden der Gegner Oſterreichs über den fonderbaren kirchlichen Act muß 
wol als ein verfrühtes bezeichnet werden: das Concordat war ein Eoloffaler Misgriff mehr, den 
ih die wiener Staatöweifen auf dem Gebiete der innern Politik zu Schulden kommen ließen ; 
wenn aber ver Donauflaat durch Miögriffe auf dieſem Gebiete zu ruiniren wäre, fo hätte er 
von der Karte Europas fhon längft verſchwinden müſſen. 

Nah Abſchluß und Beröffentlihung ded Concordats wurde in Ofterreih aud) der Verſuch 
gemadt, die confefjtonellen Verhältniffe ver Proteftanten zu regeln, Da man aber an die Be: 
handlung diefer Angelegenheit nur mit lauem Eifer ging, gerieth fie ins Stoden und konnte erft 
lange Jahre jpäter zu einem nothdürftigen und alles eher denn befriedigenden Abſchluß gebracht 
werden. Schonim Mai 1856 hatte man Vertrauensmäner der ungarifchen Proteftanten nad) 
MWien berufen, um hier eine kirchenrechtliche Beftftellung für die in Ungarn fo ftarf vertretenen 
Kirchen lutherifher undcalvinifcher Gonfefjion zu berathen. Doc es follten abermals Jahre ver: 
geben und erft der italienische Krieg fommen, ehe den Proteftanten Ungarns eine Kirchenver- 
fafjung octroyirt wurde, durch welche man unbegreifliherweife ein Zugeſtändniß für jie im 
Auge hatte. Die evangeliſchen Gemeinden Ungarns wieſen die ihnen zugedachte Wohlthat als 
Rechtsverletzung zurück, organijirten den Widerftand**) gegen die Octroyirung, riefen dadurch 
die Reprefjion feitens der Regierung hervor, welche jelbit angefehene Gonfervative (Zſedenyi) 
vor Gericht ziehen mußte und ſich auf dieſe Weife in den Geruch ſetzte, als treibe fie Olaubens- 
verfolgung gegen Reformirte! 

Ein leichteres Spiel hatte dad Minifterium mit den Proteftanten der Erbländer. Hier 
zeichnete ſich die evangelifche Richtung durch Lebloſigkeit und Geduld derer aus, bie ihr nach— 
gingen, die zu Beiträgen für katholiſche Schul: und Kirchenzwecke angehalten, dem concordat: 
mäßigen Ehegejeß von 1856 (für die gemifchten Ehen) unterworfen, von Benugung Eatholifcher 
Friedhöfe ausgeſchloſſen, überhaupt in einer Weife behandelt wurden, als gelte es den Art. 16 
der deutſchen Bundesacte, der ihnen die Gleichheit und Gleihberehtigung mit andern rift: 
lichen Gonfejjionen verhieß, in feingerades Grgentheil zu verkehren. Ihre Stellung zu verbeſſern 
oder auch nur gefegmäßig zu regeln, ward auch nicht dad Kleinfte unternommen; man ließ dieſe 
Berhältniffe geben, wie fie mochten, auch der bloßen Darlegung, gejhweige denn Feſtſtellung 
derjelben, wid man [deu aus, Erft am 8. April 1861 brachte ein kaiſerliches Patent den Pro: 
teftanten Oſterreichs Gewährungen, die ſchon längft für Beftand und Gedeihen der Kirche un— 
bedingt nothwendig waren. Dies kaiferliche Patent orpnete die innere Verfaſſung der evange— 
liſchen Kirche im Sinne ded Preöbyterial: und Synodalprincips „proviſoriſch“ an; die end: 
gültige Regelung follte auf der in Ausſicht geftellten Generalfynode erfolgen. Zu einer folden 


44) Über die Brineipien und Forderungen, von denen biefer Widerftand ausging, und beren fano: 
niſche Begründung vgl. Richter, Denffchrift, die Verfaſſungsverhältniſſe der evangelifchen Kirche in 
Ungarn betreffend, in Dove’s Zeitichrift für Kirchenrecht (Berlin 1861), ©. 138 fg. 
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ift e3 erft 1864 gefommen, die ausihlaggebenden Beftinnmungen des Proteftantenpatents find 
bis heute noch nicht ind Reben geführt; fie ftehen lediglih auf dem Papier. Nod immer ge- 
ſchieht es, daß die Proteftanten hier und da zu Kirchen- und Schulzweden der Katholiken „aus: 
nahmsweiſe“ herangezogen werben, daß man ihnen dad Recht, nad) eigenem Ermeſſen Schu: 
len zu gründen, verfümmert und verleidet, daß ſie dem concordatlichen Ehegeſetz von 1856 in 
Fragen der gemifchten Chen und der Erziehung der Kinder aus folden fih unterwerfen müflen. 
Und doch war im Proteftantenpatent von 1861 der Staatdminifter (Hr. von Schmerling) er: 
mächtigt worden, einen Gejegentwurf behufs Regelung der Berbältniffe der Evangeliſchen zu 
andern Kirchen der „nächſten“ Neichövertretung vorzulegen; allein ed wurde im Reichsrath 
darauf gedrungen, daß diefe Angelegenheit endlich in Ordnung gebracht werde! Die Regierung 
wandte ih an Nom und verlangte von der Eurie die Vereinbarung einer Reviſton jener Con: 
cordatbeflimmungen, welde einer halbwegs billigen Löfung der Frage über gemiſchte Ehen, 
über fonftige Verhältniffe der fatholifchen Kirche zur evangelifchen im Wege fleben: in Rom 
wird deöfalld fortwährend mit Ofterreich verhandelt, wenn man das eine Verhandlung nennen 
fann, wo der eine Theil dem andern unveränderlich fein: Non possumus! entgegenhält. 

Die Zeit vom Abſchluß des Pariſer Friedens bis zum Anfang des italienijchen Kriegs ver: 
ging in Öfterreich ohne durchgreifende Reſorm- oder Reactionsmaßregeln der innern Politik. 
Verſuche, die Öffentlichen Zuftände nod mehr zurückzuſchrauben, wurben nur in nebenfächlichen 
Dingen angeftellt; im großen und ganzen hatte man ſich felbft und den eifrigften Parteigängern 
des Rückſchritts genuggethan. Ein Fortfchritt aber lag nicht im Plane, e8 wäre denn im Punkte 
der materiellen Entwidelung, die man gern fördern wollte, um ben ewigen Geldverlegenheiten 
zu entgehen. Nur jollte eine folde Körderung den Hauptgrundfägen des Nüdfhritts nicht 
zuwiderlaufen, über den Nahmen derfelben nicht hinausftreben, an ihnen die Grenze finden, 
welche den Umſchlag des dfonomifchen Fortſchritts in den politifhen verhüte. Freiherr von Brud 
war der Mann, ven das herrfchende Syſtem mit der Aufgabe betraute, die probductiven Kräfte 
des Reichs auf die Höhe der Zeit emporzubeben, während Die geiftigen Kräfte in tieffter Ver: 
kommenheit niedergehalten wurden. Er leijtete, was unter fo bewandten Umſtänden zu leiften 
war; botirte dad Reich mit einem Schienenneg, welches er allerdings nicht zum Ausbau bringen 
fonnte, aber doch den Hauptlinien nad vollendet Hinterließ; fuchte Ordnung in das Geldweſen 
zu bringen, die Banf folvent zu maden, den internationalen Handelsverkehr durch Abſchluß 
‚ eined Münzvertragsd mit den Staaten des Zollvereind zu erleichtern, die Production von den 
Feſſeln des Zunftzmangs zu erlöjen. Es gelang ihm mit einem oder dem andern, in vielem und 
den meiften ließ auch er ed bei der guten Abjicht, dem frommen Wunſche bewenden. Mächtige 
Einflüffe durchkreuzten feine Wirkſamkeit; exit ald das Bach'ſche Syitem in den legten Zügen 
lag, war die Möglichkeit zur Nealifirung Brud’fcher Plane gegeben. Da aber hatte ſich Brud 
ſelbſt im Dienfte eined Syſtems, das er verabſcheute, zum guten Theile abgebraudt, in ſchwäch 
liher Nachgiebigkeit und Oefälligkeit an daffelbe compromittirt, Bin Mann von liberalen 
Anwandlungen und feltenem Geift, ald Sedelmeifter des reinften Abſolutismus, der geiftes: 
ärmften Polizeiwirtbihaft fungirend, war Brud zeitlebens verdammt, das Reich, deſſen 
Negeneration ihm vorſchwebte, ald Brot- und Geldgeber der Neihöververber eben mit ver: 
derben zu helfen. 

Sei ed, daß man Frankreichs Abjihten auf Bruch der Öfterreihifhen Hegemonie in Italien 
nicht jehr ernſt nahm oder mit Hülfe einer jhlagfertigen Armee, im Bunde mit den legitimen 
Mächten des Welttheils ihnen zu begegnen hoffte, man ließ ih in Wien durd den berühmten 
Neujahrsgruß von 1859 überrafhen und Hatte vorher nichts gethan, um der Gefahr einer 
Iſolirung zu entgehen. Bon Ofterreid war in allen Fragen, die bezüglich der Ausführung bes 
Pariſer Sriedend auftauchen, mit Entjhiedenheit die Partei Englands und der Pforte genom: 
men worden; wie um Frankreich Herauszufordern, trat die Öfterreihifche Diplomatie in Gegner: 
ſchaft zur franzöfifhen, als es fih um die Union der Donaufürftenthümer, die Orenzberichtigung 
in Beflarabien handelte. Man hielt fid Englands fiher und wollte die neue Richtung der 
britiſchen Politik, die für Öfterreichifche Dienftleitung und Freundlichkeit unmöglich ven Gegen: 
dienſt einer Unterſtützung der öſterreichiſchen Tyrannei in Italien bieten konnte, nicht verftehen. 
Man zählte jelbft auf Preußen, das ja den Rhein am Po und Mincio vertheidigen müſſe, auf 
dajfelbe Preußen, deffen Kräftigung und Wahsthum zu verhindern man in Wien fletö den 
Willen, zuweilen aud den Muth hat. Endlich mochte der Gedanke, das feit 1850 reorganifirte 
Heer, auf weldes jo viel Koften und Mühe verwandt worden, im blutigen Kriegöfpiel zu 
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exproben, nicht ohne entſcheidenden Einfluß geblieben ſein. Wenigſtens entſtammt der Entſchluß 
zur Aufnahme der Offenſive gegen Piemont folder Kampfbegierde, ſolchen militäriſchen 
Anwandlungen, e 

Bemerfenswerth ift, daß, während Oſterreichs austwärtige Politik in dem Triennium vor 
Ausbruch des italienifhen Kriegs dem Ernft der Lage fo wenig Rechnung trug, während die 
innere Verwaltung Ungarns und der Erbländer flagnirend blieb, gerade ‚für die italienifchen 
Beigungen Maßregeln beliebt wurden, die, wie im Vorgefühl der nahenden Gefahr befchloffen, 
die Benölferung für Oſterreich gewinnnen follten, Im November 1856 trat der Kaifer eine 
Reife nah der Lombardei an, im Januar des nächſten Jahres erließ er eine umfaffende Amneftie 
undverfügte die Aufhebung der 1853 angeordneten Beſchlagnahme der Güter lombardifcher Aus: _ 
wanderer. Der Bruder des Kaiferd, Erzherzog Berdinand Mar, wurde zum Generalgouverneur 
des Lombardiſch-Venetianiſchen Königreichs beftellt; er flug feinen Sig in Mailand auf und 
führte hier einen lururiöjen Hofhalt, deſſen Glanz den italienifchen Adel anziehen follte, Nicht 
lange nad feinem Amtsantritt erließ der Erzherzog ein Rundſchreiben an die Beamtenſchaft der 
ihm untergeordneten Behörden, welches von der Militärpartei und den reactionären Gewalten 
im Gentrum ald revolutionäre Brandfchrift ausgefchrien wurde, denn es athmete den Geift ber 
Milde, ver VBerföhnung, der Humanität, einen Geift, der für unverträglich galt mit Oſterreichs 
Herrigaft in Italien! Do nicht allein durch Inftructionen an die Öfterreihifchen Beamten, 

auch jelbitrhätig, durch Ergreifung der Initiative zu umfajjenden Verbefferungen, zur Befeitigung 
von Misbräuchen und Übelftänden aller Art fuchte ver Erzherzog der Regierung einen Anhang 
im Volke zu ſchaffen. Die zwei Jahre feiner Wirkſamkeit in Italien waren nicht genügend, das 
Verſäumte nachzuholen und Reformen durchzuführen, deren Bahn eben „zu ſpät“ betreten 
worden; aber fie reichten vollfommen bin, die redlichen Ablichten des Prinzen, die ihn vor allen 
andern oͤſterreichiſchen Staatsmännern auszeichnenden Vorzüge des Geiſtes und des Herzens 
ind [hönfte Licht zu fegen. Man kann vielleicht jagen, daß jegt erft der Verſuch angeftellt wurde, 
den Jtalienern die Fremdherrſchaft erträglich zu machen, und man muß es anerfennen, daß nicht 
an Erzherzog Berdinand Mar vie Schuld lag, wenn diefer Verſuch fheiterte. Cine Reihe von 
Maßregeln zur Hebung der Landesproduction, Herbeiführung einer gerechtern Bertheilung der 
Steuerlaften, Berbefjerung und Bervollftändigung der im Lombardiſch-Venetianiſchen jo hoch— 
wichtigen Waſſerbauten bezeichnet die Amtsperiode ded neuen Landesgouverneurs. Nicht minder 
wurde für die geiftigen Bedürfniſſe des Volkes, Pflege von Kunft und Wiflenfhaft, Ver: 
ihönerung der Städte u. dgl. geforgt. Man hat für diefe Beftrebungen ded Prinzen wol kaum 
ein Wort der Anerkennung gehabt, und doch ift es dieſen humanen Beitrebungen allein zu ver— 
danfen gewejen, wenn auf die Herrſchaft Ofterreihs in Mailand furz vor dem Ende verjelben 
ein Lichtſtrahl fiel, welcher jie feit ihrer Wiederherftellung im Jahre 1815 nie befhienen hatte. 
Daß ungeachtet der milden und aufgeflärten Negierung des Erzherzogs Mar die Stimmung 
der Bevölkerung im Lombardiſch-Venetianiſchen keine gründliche Anderung erlitt, und die öfter: 
reichiſche Herrſchaft trog folder Bemühungen immer noch ald Fremdherrſchaft erſchien, das 
hatte feinen Grund in den frühern Zuftänden, deren Folgen während einer fo furzen Zeit nicht 
defeitigt werden konnten. 

Mit Beginn der Friegerifhen Verwidelung wurde der Erzherzog feiner Stelle enthoben; 
alle Civil- und Militärgewalt in Italien follte dev Oberbefehlshaber über das öſterreichiſche 
Heer, Beldzeugmeifter Graf Gyulai in feiner Hand vereinigen. Dieje Wahl pflegt man jegt als 
eine hoͤchſt unglückliche zu bezeichnen, und jedenfalls ſteht fo viel feit, daß felbft in Armerkreifen 
unverhoblenes Miötrauen in die Fähigkeiten des Grafen-Feldzeugmeiſters herrſchte. Es waren 
jedod nicht die in Wien mafgebenden Armeefreife, die ih von folhem Miötrauen angeſteckt 
zeigten, und ſo ward denn zur Ernennung Gyulai's geſchritten. Unter ſeinem Commando über— 
ſchritt das öſterreichiſche Heer (29. April) den Teſſin; von anderer Seite rückten bie Franzoſen 
als Bundesgenoſſen des angegriffenen Theils in Piemont ein. Das Ergreifen der Offenſive 
hatte die ziemlich ſchwankende Stimmung in England zu Gunſten Italiens gewendet, und in 
Preußen, wo zu gleicher Zeit Erzherzog Albrecht ein Bündniß der zwei deutſchen Großmächte 
verhandeln ſollte, ebenſo überraſcht als verlegt. Eine unheimliche Stimmung, das Gefühl gänz— 
licher Verlaſſenheit riß in Wien ein; man griff dort zu dem Mittel der Perſonalveränderungen, 
das auch im ſpätern Verlaufe des Krieges nach jeder Enttäuſchung und Niederlage immer wieder 
zur Anwendung kam. An vie Stelle des Grafen Buol-Schauenſtein wurde Graf Rechberg zum 
Miniſter des Auswärtigen berufen. Dies galt als Zugeſtändniß an Rußland, während die Erz 
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nennung eined Preufenfeindes, wie Rechberg damals geweſen, für die Anbahnung einer Öfter: 
reichiſch-preußiſchen Allianz fein günftiges Vorzeichen war. 

In Ofterreih hatte man überhaupt in Betreff diefer Allianz ganz eigenthümliche Bor: 
ftellungen. Theils glaubte man fie für Preußen im Intereffe der Selbfterhaltung geboten, 
theils hoffte man dad berliner Cabinet, deffen Hang für den Grundſatz der Legitimität außer 
Frage ſchien, zu einem legitimiftifhen Kreuzzug gegen die Verächter dieſes Princips zu gewin: 
nen, theild gab man es einfah für die Pfliht und Schulbigfeit Preußens mus, Öfterreid 
in feinen Nöthen beizuftehen. Dabei Fam die mafellos öſterreichiſche Geſinnung der ſüddeutſchen 
Gabinete mit in Rechnung und wurde die Bearbeitung ver Volksſtimmung in Deutſchland 
- foftematifch betrieben. Bon einem Preis, der auf die preußifche Allianz zu fegen wäre, wollte 
man nichts hören; Zugeftändniffe in ver veutfchen Frage zu machen, lag nicht entfernt im Plame. 
Das folde, und fehr weit gehende, nöthig wären, um Preußen zur Barteinahme gegen Napoleon 
zu vermögen, davon wollte man in Wien fih nicht überzeugen laffen; nicht einmal ven Ober: 
befehl über die deutſchen Heereskräfte follte Preußen erlangen, auch wenn ed das ſchreckliche 
Kriegäwetter von Oſterreichs italienifhen Fluren auf die Geftade des deutſchen Rhein abzu: 
leiten ſich herbeiließe. 

Und um fo weniger Geneigtheit zeigte das wiener Cabinet zu einer billigen Behandlung 
des Staatd, den ed fih zum Bundesgenoffen preffen wollte, ald die Hoffnungen im Beginn be 
Krieges in Wien fehr hoch gingen und ein Zweifel an dem Erfolg der öſterreichiſchen Waffen 
dort nicht erlaubt war. Daf die Regionen Gyulai's die piemontefifche Heeresmacht über ben 
Haufen rennen würden, daß dann König Victor Emanuel als Fürft ohne Land und Armee ind 
franzöfifche Lager flüchten müffe, galt für ausgemacht. Turin war das nächfte Ziel des Krieget, 
Paris das entferntere. Erſt nachdem die Fortſchritte gegen die Piemontefen alles zu wünſchen 
übrigliegen, eine Vernichtung derfelben vor Eintreffen der Franzoſen ald vergeblihe Hoffnung 
ſich erwies, zog die Furt in die Hofburg ein und forderte ihre Opfer in ven Eivil- und Militär: 
Fanzleien der Refivenz. Es ift mit großer Beharrlihfeit vem Oberbefehlshaber Oyulai zur Laft 
gelegt worden, wenn in den erften Wochen nach Überfhreitung des Teffin die großen Schläge 
ausblieben und die jo gut wie alleinftehenden Piemontefen nidyt aufgerieben wurben. Nun war 
Gyulai allerdings nicht der Mann der raſchen Offenſive, feine Leitung night tadellos; aber That: 
fache ift, daß die Heereskräfte, mit denen man ihm die Überfchreitung der Grenze zumuthete, nicht 
genügend waren, ein größeres Wagniß zu unternehmen. Die Ofterreiher wurden zuerft bei 
Montebello (20. Mai) gefhlagen, vann von den Piemontefen unter Beiftand Auferft fpärlicer 
franzöfifcher Truppen bei Baleftro (1. Juni), dann bei Magenta (4. Juni), in dem Gefecht bei 
Melegnano (8. Juni), endlich bei Solferino (24. Juni). So traf eine Hiobspoft nad der andern 
in Wien ein; die Wirkung auf die Amtöträger oder Parteigänger des beftehenden Syſtems war 
eine nieverfhmetternde. In @inem Athem wurde Preußens Haltung verwünfht und auf bie end: 
liche Iheilnahme diefed Staats am Kampfe alle Hoffnung gefegt. Die Legitimitätspofitifer ge: 
riethen außer ſich, Die Kriegsenthufiaften wurden kleinlaut, das läfterliche Schimpfen auf Napoleon, 
Gavour, Victor Emanuel hörte auf populäre Wirfung zu haben, der Spott über den „Räuber: 
Hauptmann’ Garibaldi verftummte, ſelbſt die Polizei wußte nicht Hülfe und Rath. Erft als die 
Nachricht vom Abſchluß eines Waffenftillftandes, vom Präliminarfrievden in Billafranca 
(11. Juli) anlangte, glaubte ſich das amtliche Ofterreich geretter, die Bevölkerung gegen bie 
Fortdauer einer für nutzlos angefehenen Menſchenſchlächterei gefihert. Der Glaube an dieſe 
mußte feine Richtigkeit haben; der aber an eine mögliche Nettung der alten Ordnung ber 
Dinge ſchien auf wanfenden Grunde zu ruhen. 

Es trat zunächſt die Erfheinung hervor, daß die Schuld an dem, was gefhehen, von jever: 
mann, ber daran teilgenommen, von ſich gewiefen wurde. Im großen und ganzen follte es nicht 
Oſterreich fein, das die Galamität verfchuldet, fondern Preußen, auf deſſen Beiftand man gezählt 
hatte, auf deſſen Untreue fein deutfches Herz gefaßt gewefen! In amtlicher und halbamtlichet 
Darftellung wurde diefe Anfhauung von Preußens Bosheit und Tücke varlirt; es verfing wel 
aud hier und da, aber mehr im Auslande, in ſüddeutſchen Gegenden, in ven flein= und mittel: 
flaatlihen Cabineten, als in ſterreich ſelbſt, wo die Mehrzahl der Bevölkerung allerdings preu— 
ßenfeindlich, aber noch feindlicher geſtimmt war gegen das herrſchende Syſtem. Man begriff 
daher auch in Oſterreich ſehr wohl, daß man dem Verhalten Preußens nicht ohne weiteres die 
ungünftigen Erfolge der öfterreihifchen Waffen aufbürden fünnte, fondern daß die Gründe 
dafür tiefer lägen, daß fie aus dem Syſtem felbft entfprungen fein müßten. Es wurden dem= 
nad aud theilweife die Fehler der Kriegführung von oben eingeftanden, daß biefe aber die fort- 
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laufende Reihe von Schlappen und Niederlagen herbeigeführt hätten, modte man doch nicht 
unummwunden zugeben. Da jid das Heer, jeinen meiften Truppengattungen nad), gut gefchla= 
gen hatte, und wäre died auch nicht der Fall geweſen, ein Zweifel an feiner Tapferkeit von vorn- 
berein außgefchloffen war, mußten die Heeredlieferanten ald die Hauptſchuldigen, ald ein un: 
verbeflerliches, unpatriotifhes Raubgezüchte herhalten. Sie waren und find feine Gatone, und 
wenn nachmals die Öfterreihifche, namentlich die wiener Bourgeoifie einzelnen von ihnen Bür— 
gerfränge wand, fo war dieſer Cultus ebenfo wenig gerechtfertigt wie der Verfolgungseifer, 
mit dem die Staatöregierung ihnen Proceß über Proceß auf die Schultern lud. Man hatte 
großarfige Schlachten verloren; den mußten großartige Unterfchleife vorangegangen fein! 
So wollte es die amtlich beliebte Logik, die zufällig oder nothwendig (wie der Lefer will) 
mit den Geboten der militärischen Ehre übereinftimmte. Auf Grund diefer Übereinftimmung 
und jenes logiſchen Schlufjed ward nun die Juftiz in Gontribution gefegt; fie mußte die groß— 
artigen Unterſchleife finden und aufdecken, und fie brachte e8 (im Proceß Richter) glücklich heraus, 
dap ed mit den Garnnummern, die bedungen und geliefert worden, nicht feine volle Richtigkeit 
habe. War das nicht großartig? Und wäre die Schlacht bei Solferino nicht ganz ficher gewonnen 
worden, wenn man zu den Kattunen für die Armee Baumwollgarn Nr. O ftatt Nr. 1 ober 
umgekehrt genommen hätte? 

Die Regierung machte trog all diefer Praftifen und Beſchönigungsverſuche, mit denen mol 

einiges, aber nicht viel auszurichten war, doch fein Hehl daraus, daß etwas im Staate faul fei. 
Sie erklärte, ih bis auf weitered vorzugsweiſe auf innere Politik verlegen zu wollen, durd) 
Vejeitigung, „ererbter Übelſtände“, Verbeſſerungen ter Gefeggebung und Verwaltung die 
Wohlfahrt Ofterreichs zu fördern, das erfhütterte Anjehen des Staats von neuem zu befeftigen. 
68 follte aber noch langes Bangen und Karren voraudgehen, ehe e8 zu einem förmlichen 
Sofembrud fam. Freiherr von Brud hatte dem Kaifer nad Abſchluß des Friedens einen Plan 
zur Regeneration des Reichs überreicht, in welchem auf umfaffende Reformen, auf die Weiter: 
bildung des Reichsraths (f. über deſſen Functionen und Zufammenfegung oben) zu einer Ver: 
tretung größerer Volkäfreife und nanıhafter Volkdintereffen gedrungen wurde. #5) Es foll 
mapgebenden Orts keineswegs die Neigung gefehlt haben, auf folhe Vorſchläge einzugehen; 
deren Annahme wurde jedoch hintertrieben, und die vorläufig befchloffenen Änderungen be⸗ 
ſchränkten ſich auf Miniſterwechſel und die feit 1848 ſchwungvoll betriebene Hin- und Her: 
organifirung einzelner Minifterialbureaur. Am 22. Aug. wurde Herr von Hübner zur Leitung 
des Polizeiminifteriumgs, Graf Goluhowäfi an Bach's Stelle zum Minifter des Innern berufen; 
die übrigen hohen Würdenträger blieben auf ihrem Posten, nur daß Graf Rechberg zugleich 
Ninifterpräfident ward — eine Stelle, die feit Schwarzenberg's Tode unbefegt geblieben, meil 
der Raifer ven Vorjig in der Minifterconferenz geführt hatte. Im October nahm man wieder 
eine neue Gejchäftdeintheilung im Schos der Gentralregierung vor; die Haupttheile des auf: 
gelöten Handeldminifteriums fielen an Brud als Leiter der Binanzen. Died unglüdfelige 
Handelsminiſterium ift jo recht ein Bild des Schickſals ſterreichs; denn man wird mit ſeiner 
Drganifirung immer erſt dann fertig, wenn es aufzulöfen beſchloſſen wird, und man löͤſt es auf, 
wenn ed in nothoürftigerOrganifation einige Zeit in Thätigfeit geweſen. Das dauert jo bis auf 
den heutigen Tag, trogdem der Reichsrath ſich darob in Klage und Anklage erging. 

Die Folgen des Miniftermechfels machten fi der Bevölkerung, fofern diefe auf wohlthätige 
Neuerungen ihre Hoffnungen gefegt hatte, nur wenig fühlbar. Der Polizeiminifter Hübner 
gewährte der Preſſe etwas freiere Bewegung und fegte der Anwendung lädherlider, ind Klein= 
lihfte und Aberwigige gehender Bolizeimaßregeln wider diefelbe eine Örenze. Der neue Minifter 
ded Innern fuchte für fein Syftem die Juden zu gewinnen, indem er ihnen einen Theil der genom- 
menen Rechte zurückgab, fo das Net, Grunpbefig zu erwerben; aber died geſchah für Galizien 
unter jo befchränfenden Glaufeln und Beringungen, daß die Mafregel ihren Zwed ver: 
fehlte und dem jüdiſchen Wig nur neuen Spielraum bot. Die Abſicht des Minifteriums, ben 
Völfern irgendetwas zu bieten, das wie ein Zugeflänpnig ausjah, führte mit Bezug auf 
Ungarn zur Kundmachung des fhon früher erwähnten ungarifchen Proteftantenpatents, welches 
der Agitation gegen die Negierung neue Kraft verlieh. Nah ihrem Rechte, nad ihrer alten 
Kirchenverfaſſung ging dad Verlangen der Proteftanten Ungarns; die Geſchenke, welche im Pa- 
tent geboten wurden, wies man zurüd, und das Minifterium Fam in bie traurige Lage, Zwang 
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üben zu müſſen in — Glaubensſachen! So weit hatte es ſelbſt Bach, der Polizei und Strafjuſtiz 
doch auch reichlich in Anſpruch nahm, nie kommen laſſen! 

Um ſich über die ungariſchen Forderungen und die Moͤglichkeit, das grollende Land zu ver— 
ſoͤhnen, Kenntniß zu verſchaffen, trat der Polizeiminiſter (Hübner) mit angeſehenen Vertretern 
der confervativen Nihtung in Ungarn zufammen. Die Aufklärungen, die ihm bier wurden, 
Eonnte aber diefer Staatdmann nicht verwerthen; zu unangenehm lautete die Botihaft, melde 
er nad Wien brachte, ald daß er hier ein offenes Ohr gefunden hätte. Hübner's Vorſchläge 
wurden zurücgewiefen; der Entſchluß, eine VBerftändigung mit Ungarn durd Fallenlafjen der 
Reichecentralifation zu fuchen, konnte nicht gefaßt werden, und Hübner jelbft mochte ſich nicht 
entfchließen, in einer Stellung zu verbleiben, wo er wider Einfiht und Beflerwiffen zu fteriler 
amtlicher Thätigkeit, zu erfolglofem Exrperimentiren verurtheilt war. Der Polizeiminiſter reichte 
feine Gntlaffung ein, obwol ihm das in gewiffen Kreifen ald Act der Widerſetzlichkeit ausgelegt 
wurde; fein Amt erhielt Freiherr von Thierry, der die Preffe wieder in Zucht und Pflege nahm 
und die Summe der drüdenden Beflimmungen durch eine berühmt gewordene Preßnovelle ver- 
mehrte — eine Ordonnanz, die an Strenge nur durd die nahmald vom Reichsrath zum 
Strafgefrg erhobene Novelle überboten ward. 

Die verhiefenen Reformen liegen noch immer auf ji warten, und nicht den beiten Gindrud 
machte e8, ald durch Eaiferliche Verfügung (kundgethan am 5. März 1860) der Reihsrath, um 
mehrere neuernannte Mitglieder verftärkt, auf den 31. Mai einberufen wurde, um erft über bie 
nothwendigen Neformen Berathung zu pflegen. Der aljo verftärfte Reichsrath follte auch bei 
Feftitellung ded Budgets gehört werben, die Prüfung der Staatsrehnungen vornehmen und in 
allen wichtigen Angelegenheiten der Gefeggebung eine berathende Stimme haben. Nur mit 
Mühe gelang es, einige confervative ungarifche Staats: und Parteimänner aus vormärzlicer 
Zeit zum Gintritt in diefe Körperfhaft zu vermögen; auch jle benugten die erfle Sigung zur 
Abgabe einer verwahrenden Erklärung, durch welche fie fi ihre Theilnahme an einer gejeglih 
correcten ungariſchen Regislation vorbehielten. Der Reichsrath ſelbſt nahm eine Haltung ein, 
welche dem, was die Negierung von ihm wollte, nicht ganz entſprach. Statt die Berathungen 
über dad Budget gefhäftsmäßig aufzunehmen, in die Prüfung der Staatsrehnungen ſich zu 
vertiefen und gelegentlich auf eine oder die andere Neform hinzudeuten, die für nothwendig oder 
wünſchenswerth erkannt worden, jaß der Reichsrath über das ganze Negierungsinften zu 
Gericht und verurteilte e8. Er lieh derliberzeugung Ausdruck, daf ohne eine radicale Änderung 
ver Verwaltung und Verfaſſung ded Staats alles Ausbefjern und Flicken an einzelnen Staats: 
einrihtungen zu nichts führen Eönne; daß die Negelung des Haushalts, die Wiederaufrid: 
tung der Macht des Reichs ohne die gründliche Befeitigung eines Syſtems, dem ein Theil 
der Völker Gleihgültigkeit, der andere Haß und Verachtung entgegenträgt, unmöglich ſei. 
Menn ein fpäterer, im Wege ver Wahl zufammengefegter Reichsrath, der eigenen Initiative 
bar, der Regierung zuſtimmt und den gouvernementalen Willen nirgends ernfte Hindernifte 
bereitet: jo hat jener durch Faiferlihe Ernennung berufene Reichsrath eigenwillig und jelbfi: 
thätig den Umbau des ganzen Staatögebäudes gefordert, wo die Regierung nur einige Nepara: 
turen angebracht und über joldhe berathen haben wollte. 

Nicht jo einftimmig wie das Urtheil über Die äußerſte Nothwendigkeit einer Syftemänderung 
war jened über die Formen und Ordnungen, die das Beftebende erfegen follten. Es madıten ſich 
zwei Richtungen geltend, deren eine auf Die urjprünglichen füderativen Einrichtungen zurüd: 
geben wollte, während die Vertreter der zweiten an der Gentralifation fefthielten. Dabei unter: 
lief manche Unflarheit der Vorftellung, und heute noch ift in Ofterreich die Meinung über das, 
was die Majorität oder die Minorität des Reichsraths ſchaffen wollte, eine ſehr getheilte. 
Geſchichtlich fteht feſt, daß ſich die centraliftifch gefinnte Minderheit ausdrücklich“s) dagegen 
verwahrte, als ftrebe fie der Verwirklichung einer Nepräfentativverfaffung auf Grund ber 
Theilung der Gewalten nad, als wolle jie eine conftitutionelle Charte oder die Beſchränkung 
des ſouveränen monardifchen Rechts dur Volfsfammern und Volksrechte, die auch nur im 
entfernteflen auf die Berwirklihung eines fogenannten parlamentarifhen Regiments angelegt 
wären. Nichts als die Gentralifation, die gemäßigte Monarchie, die Theilnahme des Volfs an 
Entſcheidung feiner auf engere Lebendfreife befchränften Angelegenheiten, nicht aber an Aus: 


46) ©. die Erklärungen Hein's, bes Wortführers jener Minorität, derzeit conftitutionellen Minis 
ſters der Juftiz, in der Sigung vom 25., dann vom 26. Sept. bei: Verhandlungen bes öfterreichifchen 
verftärften Reichsraths. Nach den ftenographifchen Aufzeichnungen (Wien 1860), II, 159, 160, 283. 
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übung der monarhifgen Regierungsrechte: dies lag in dem Plane, den die Minderheit des 
urn vortrug und die wiener Bourgeoifle als fihered Mittel der Neihöverjüngung 
bejubelte. 

Die Mehrheit dagegen empfahl den Übergang zu füderativen Orbnungen, welche nur bie 
Grundbedingungen der Staatsmacht, der einheitlichen Manifeftation des Staatswillens in 
Händen der Regierung laffen würden. Für ben Reſt der Dermwaltungsthätigkeit folle man vie 
einzelnen Länder ſelbſt forgen laſſen, jedes auf Grund der autonomen Rechte, die e8 (fo Ungarn) 
früßer beſeſſen, oder die ihm neu ertheilt werben follten. Wenn ſich aud nicht verfennen läßt, 
dag die Reichsrathsmajoritat mit folden Vorſchlägen eben auf die gefchichtliche Entwidelung des 
Reichs und das in der Erinnerung einzelner Völker fortlebende geſchichtliche Recht hinwies, 
ſo muß man auch andererſeits zugeben, daß mit ſolcher Hinweiſung ihr Programm keineswegs 
erſchoͤpft war. Speciell mit Bezug auf Ungarn wurde über das hiſtoriſche Recht und die geſetz⸗ 
liche Baſis der Landesverfaſſung hinausgegriffen; die misglückten Gentralifationsverfuche nach 
franzöfiſcher Manier ſollten einem Länderföderationsplan nah verblaßtem amerikaniſchen 
Muſter weichen. Dabei wollte die Reichsrathsmehrheit der einheitlichen Leitung gewiſſer 
Dienſtzweige (Außeres, Krieg, Finanzen) unter größtmöglicher Schonung der Volkswünſche 
und Volksrechte in Ungarn vorgeforgt haben; aber fie traf damit weder ven Willen der unga— 
riſchen Nation noch die Tendenz der in Wien vorherrſchenden Ginflüffe. 

„ Im Rathe der Krone behielt die Partei ver Majorität des Reichsraths für einige Zeit das 
Ubergewicht. In Ausführung der Beihlüffe verfelben wurde das Diplom von 20. Oct. 1860 
erlaffen und als Geftändiges umwiderruflices Staatögrundgefeg verfündigt. Es enthielt ven 
Bruch mit der Bach'ſchen Eentralifation, die Scheivumg der Negierungsgeichäfte in Reichs: und 
Länderangelegenheiten; es ordnete die Vertretung der Länder auf den Landtagen, die Mit- 
mirfung der Volks⸗ oder eigentlich Landtagsvertreter an ver Gentralgefeggebung im Reichsrath 
an, deffen Mitglieder von ven Landtagen aus ihrer Mitte zu wählen und nad Wien zu jenden 
wären. Das Zuftandefommen von Reichsgeſetzen follte künftig an die Zuftimmung des Reichs— 
raths, das von Landesgefegen an dad Votum der Landtage geknüpft fein; zu Reichsangelegen— 
heiten wurden erflärt: die Leitung der Staatsfinanzen, ver Handelspolitik in ihren weſentlichen 
heilen (Zölle, Creditweſen, Münz- und Poftregal u. f. w.), ded Kriegsdepartements und ald 
jelbftverftändlid des Minifteriums des Außern. Alle andern Gegenftände der Geſetzgebung 
jollten an die Landtage fallen, und mit Bezug auf fie die Selbftregierung der Länder zur 
Wahrheit gemacht werben. Da aber auch in Betreff diefer eigentlichen Landedangelegenheiten 
in ben nichtungariſchen Provinzen feit lange eine gemeinfane Behandlung und Entfheidung 
ſtatigefunden, behielt fidy ver Monarch vor, fie von den Landtagen auf den Reichsrath zu ziehen 
und durch die Reichsräthe diefer nichtungariſchen Länder behandeln zu laffen. 

Die Aufnahme, welde das Dctoberviplom unter der Bevölkerung fand, war nicht Die befte, 
Den Verfechtern der Reichseinheit ihat e8 zu viel, den Ungarn, welche mit Zähigfeit an ihrer 
Sonverftellung und Sonderverfaffung hingen, zu wenig. Sofort traten Beftrebungen zu Tage, 
welche das Gebotene nad enigegengefegter Seite weiter bilden und zur Erreihung von Zielen 
verwerthen wollten, die ſämmtlich nur das Eine gemeinfhaftlid Hatten, einander wechſelſeitig 
aufzuheben. Daß fo verfhiedenartige Tendenzen auf dem Boden des neuen Staatsgrundgeſetzes 
ih finden und fi einigen würden, ließ fih faum hoffen, und die Regierung that ihr Mög- 
lichſtes, eine folhe Hoffnung in die Berne zu rüden. Statt dem Diplom durch politifhe Zuges 
ſtaͤndniſſe Anhang zu verſchaffen, ftatt veffen Gegner durch offene rückhaltsloſe Anerkennung der 
gemeinfamen, die Maffen fortreißenden Prineipien der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit zu 
gewinnen, wurde eifrigft dafür geforgt, daß die Dctoberzugeftändniffe in den Augen der Be— 
völferung mehr und mehr discrebitirt würden. Für die außerungarifchen Provinzen madte man 
mit ver Beröffentlihung einer Art von Landedverfaflungen ven Anfang, die jenen recht gab, 
welde im Rahmen de3Diploms nur Raum für retograde Bildungen ſehen wollten. Und damit 
wurde auch in Ungarn die übeljte Wirkung erzielt; am dem, wie die Regierung in ben Erb— 
provinzen das Verfaſſungsleben beſchneiden und verunftaltet haben wolle, könne ja entnommen 
werden, daß fie ed nicht aufrichtig meine, daß alled Lug und Irug und eitle Vorfpiegelung fet. 
Nicht ein Buchſtabe des ungarifhen Geſetzes, dieſes Schugmwalld eines waffenloſen Volks, 
dürfe einer ſolchen Regierung, die ich auf Grund des Detoberdiploms in ſolcher Weiſe einrichten 
wolle, geopfert werden! Das Minifterium machte ed denen, die in Ungarn eine Partei für dad 
Diplom fHaffen wollten, geradezn unmöglich, fi ald Regierungsmänner zu befennen, und 
jorgte dafür, daß es aud) in den Erbprovingen ohne Anhänger daſtehe. 
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Am 20. Det. war aud ein Minifterwechfel eingetreten und, ben geänderten flantöredht: 
lihen Berhältniffen entfprechend, eine neue Ab= und Zutheilung der Gefhäfte im Schoß des 
Minifteriumd vorgenommen worden. Die politifhe Verwaltung in den deutſch-ſlawiſchen 
Ländern und Venedig fiel an das neucreirte „Staatöminifterium’‘, mit deffen Leitung der Graf 
Goluchowski, bis dahin Minifter des Innern, betraut wurde; demfelben Neffort wurden auch 
pie Cultus⸗ und Unterrichtdangelegenheiten der Grbländer zugetheilt. Das Unterrichtsminiſterium 
löſte man auf, der Borftand deffelben, Graf Leo Thun, mußte feine Stellen niederlegen. Das 
gleiche Los traf ven Juftizminifter Nadasdy, indem die erbländiſche Jufliz durch den Borfigenven 
des oberften Gerichts- und Caſſationshofs im Minifterrath vertreten fein follte. Zum pre; 
viforifchen Leiter der Juſtiz wurde inzwifchen Laffer berufen. Das Polizeiminifterium erhick 
Mecjery. Die Finanzen leitete Plener. Als oberſte Behörde für Jufliz und Verwaltung in 
Ungarn wurde die ungarifche Hoffanzlei wiederhergeftellt; Baron Nifolaus Bay trat ald Hof: 
fanzler an deren Spige. Die Wiedererrihtung einer befondern Hoffanzlei für Siebenbürgen 
ward angeordnet, aber erſt fpäter vollzogen; für Kroatien, deifen Union mit IIngern man in 
suspenso ließ, blieb auch die Ginfegung einer oberften Hofitelle offen gelaffen. Nod traten bie 
Grafen Degenfeld und Szecſen, erfterer ald Kriegsminifter, dieſer als ungarifher Minifter ohne 
Bortefeuille, ins Gabinet. 

Als nächſte conftitutionelle Aufgabe war die Einberufung des ungarifchen Landtags int 
Auge zu faſſen. Er jollte ein Krönungslandtag fein und die in Kraft ſtehende ungarifche Geiez: 
gebumg im Sinne des Octoberdiploms revidiven. Ehe aber die Landtagswahl erfolgen Fonnte, 
mußte die communale und municipale Selbftverwaltung Ungarns hergeſtellt werben ; denn ohne 
Dazwiſchenkunft der autonomen, freigewählten Gomitatd- und Städtebehörben laßt fich feine 
Wahlhandlung zum Landtag vornehmen, Die Ungarn ſchickten aljo Die ihnen von Bad 
octroyirten Beamten fort und richteten die Berwaltung auf den altgemwohnten Fuß ein. Deshalb 
allein verdienten fie feinen Zabel; mit den Werkzeugen und Werfführern des Abſolutismus ein 
Berfaflungsleben zu begründen fuchen, hieße Trauben von den Dornen lefen wollen. In an— 
derer Hinficht jedoch ſchäumte der Becher des magyarifchen Selbftgefühls in bedrohlicher Weite 
über; man wollte alles auf das Niveau der vom legten Landtag 1847 — 48 votirten Geſetze 
zurädführen und bem, was ald Ergebniß einer zmölfjährigen Entwidelung ih im Dajein be: 
hauptete, gewaltfam das Leben nehmen. Die Zünfte wurden wieder eingeführt, die Handels: 
gejeggebung aus dem Beet einer zehnjährigen Uſance geriſſen und auf den todten Buchſtaben des 
landtäglich gejchriebenen Rechts verwiefen. Wer mit Ungarn in gefhäftlicher Beziehung ge: 
fanden oder im Lande Forderungen ausſtehen hatte, der wurde in eine der Nation feindlice 
Stimmung getrieben, weil ihm die Wiederherſtellung ver nationalen Selbftändigfeit und bei 
veralteten nationalen Rechts Schaben brachte. Dazu kamen durd nichts zu beihönigende Aus: 
fhreitungen ber reactivirten vollsthümlichen Behörden, Noheiten der Stublrichter, Auwendung 
ber Prügelftrafe, namentlich gegen die Juden, welche, je weiter fie von Ungarn entfernt waren, 
deito lauter über brutale Mishandlung ihrer Glaubensgenoſſen ſchrien. Durch bies kopfloſe 
Betragen haben die Ungarn der bald eintretenden Reaction die Wege geebnet und derfelben bie 
Möglichkeit geboten, ſich trog Kriegsrecht und Martialgefeg als Retterin ver Bildung und bu: 
manen Bölferfitte zu geriren. 

Die fleigende Begehrlihfeit der Ingarn und die damit wachſenden Verlegenheiten ber 
Regierung mochten zu der Überzeugung geführt haben, daß man ſich mit deu beutfchen und 
flawifchen Provinzen abfinden müffe, um an ihnen einen feftern Rückhalt gegen vie magyarifchen 
Tendenzen zu gewinnen. Schmerling wurde an Goluchowski's Stelle ind Gabinet berufen; 
fein Name hatte unter den Deutſchen Ofterreich3 einen guten Klang, vielleicht weil fie weni: 
ger deutſch ald öſterreichiſch geſinnt find und für die Ihaten des franffurter Parlaments 
fein rechtes Verſtändniß befipen. Binnen nicht ganz drei Monaten brachte Schmerling Ber: 
faflungögefege für das Geſammtreich und die Kinder dieſſeit der Leitha zu Stande. Es jind dies 
das Grundgeſetz über die Reichövertretung, die Landedorbnnungen und Landtagswahlordnungen 
vom 26. Febr. 1861. Der Form nad gaben fie fi ald die Ausführung der im Diplom nom 
20. Det. audgefprochenen Grundfäge; dem Weſen nad find fie der geſchickt und Funftvoll 
angelegte Verſuch, die föderaliſtiſche Grundlage des Diploms zu umgeben, die Selbſtändigkeit 
ber Ränder, foweit fie im October anerfannt worden, auf bloßen Schein, dad Anſehen ber 
Landesgefeggebung neben der Reichölegislation zur Unbedeutendheit herabzudrüden. 

Der Reihsrath ver Februarverfaflung, ein aus zwei Kammern beſtehender gefeggebenber 
Körper, zur Vertretung und Wahrung der Reichsintereſſen mit berufen, muß inftinctiv Die 
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Gewähr ſeiner Rechte in der Ausdehnung feiner Macht ſuchen. Für ihn liegt aber die Moöͤglich— 
£eit einer Machterweiterung in zwei Richtungen, in einer Rihtung gegen, in einer andern für 
die Regierung und mit berfelben gegen die Randesvertretungen. So gewagt und mit Gefahren 
verbunden, wie in ſterreich das Streben nach wirkſamer Controle der Regierungshandlungen, 
nach Einſchränkung der Regierungsbefugniſſe durch ein Parlament iſt, ſo leicht und lohnend iſt 
dort das andere Streben nach Verminderung der Kraft und Bedeutung der Landtage zu Gunſten 
des im Centrum thätigen parlamentariſchen Körpers, des Reichsraths. Dabei unterſtützen 
Regierung und Reichsvertretung ſich gegenſeitig, weil ſie beide befliſſen ſind, die Lebens— 
ãußerungen der Staatsgewalt und Staatsherrlichkeit nah Möglichkeit zu concentriren und die 
MWirfungsfreife der für gewifle Dienftzweige und Gefeggebungsfragen mit ihren gleichberech— 
tigten Landesautoritäten einzuſchränken. Zu dem fommt noch die im Februarpatent vorgefebene 
Zufammenfegung bed Reichsraths, der in feinen beiden Käufern alles vereinigen foll, was die 
Geburts- und Geldariftofratie ded Reichs an hervorragenden Gelvfräften und ahnentüchtigen 
Gavalieren bieten kann, der durch äußern Glanz die Landtage ganz und gar in Schatten ftellen 
und die Bevölferung fo daran gewöhnen fol, glänzende Hoffnungen und Erwartungen nur an 
fein Thun, an feine Werke zu Fnüpfen. 

Die erite Seſſion des Reichsraths wurde, nahdem man ven Landtagen (fie haben die Reichs: 

rathsabgeordneten aus ihrer Mitte zu wählen; die Reichsrathspairs find von der Krone ernannt) 
eine Eurze Lebensdauer vergönnt hatte, am 1. Mai 1861 vom Kaiſer ſelbſt feierlich eröffnet. 
In der Thronrede ward der Bruch mit den abfoluten Syflem ald unwiderruflid vollzogen ver- 
fündigt; jie brachte die Erflärung, daß der Monarch an der Einheit ded Reichs fefthalten, die 
gegen jelbe wie gegen die ertheilte Verfaſſung gerichteten Angriffe zurückweifen wolle. Die erfte 
Aufgabe des Reichsraths war num die Beantwortung der Thronrede durch Adreffen des Herren: 
und bed Abgeorbnetenhaufes. Die Adreßdebatten nahmen im untern Haufe längere Zeit in An 
fprud (im ohern wurden fie en famille bei verſchloſſenen Thüren geführt) ; die Barteien der Fö— 
beraliften und der mehr oder minder ergebenen Regierungsmänner geriethen heftig aneinander. 
Dad Ergebuiß war der Beſchluß einer Apreffe in gouvernementalem Sinne, wie aud) fpäter bei 
jeder pailenden Gelegenheit eine Zuftimmungsadreffe zur Negierungepolitit von feiten des 
Reichsraths an den Kaifer ging. Eine ganz anfehnliche Zeitlänge der erſten Seffion wurde von 
der Berathung und Beichlußfaffung über folde Kundgebungen ver Loyalität, der offenen Bil- 
ligung widtiger Regierungshandlungen, der rüdhaltslofen Gutheißung des kriegsrechtlichen 
Vorgehens gegen Ungarn in Anfprud genommen. 

Im Beginn ihrer Ihätigfeit war überdies die Reichsvertretung mit ſich felbft nicht im 
Klaren darüber, was jie eigentlich fei und bedeute. Es fehlten Abgeordnete aus Ungarn, Kroatien, 
Venedig und Siebenbürgen; aus den drei erfigenannten Kronländern find bis heute feine 
Reichsrathsmitglieder eingetroffen. Kür das Staatdganze bindende Beſchlüſſe zu faſſen, ging bei 
einer jo unvollftändigen Verfammlung nicht an. Es bot fid das Augkunftsmittel, dem Reichs— 
rath ald einer Vertretung der auferungarifchen Länder, ald engerm Reichsrath im Sinne des 
Bebruarpatentd eine Thätigfeit zuzumweilen, und mit ber Behandlung von Angelegenheiten, 
melde dieſen Ländern gemeinfhaftlic find, ihm zu befhäftigen. Doc nahm der Reichsrath nicht 
aus eigener Initiative diefen Standpunft ein; er folgte au bier dem Geheiß der Regierung, 
welde ihn (5. Juni 1861) zum engen Reichörath erklärte. Wenige Monate fpäter (December 
1861) muthete dad Cabinet dem nämlichen Reihörath, in deffen Zufanmenfegung fi inzwi— 
ſchen niät das mindefte geändert hatte, die Ausübung von Befugniffen der geſammten Neichs— 
vertretung (Beihlupfaffung über dad Budget) zu; er ließ ſich auch dies nicht zweimal fagen und 
trat jegt wieder ald Geſammtreichsrath in Erfheinung. So folgten Abgeordnetenhaus und 
Hertenhaus des Öfterreihifchen Parlaments den wechſelnden Impulfen, die von der Regierung 
ausgingen; die Bejchlüffe ver Majorität fprachen nichts ald Vertrauen in das Miniflerium aus, 
menn aud) dann und wann eine geharnifchte Nede fiel, welche fo viel jagen wollte, ald daß bie 
Regierung ein derartiged Vertrauen eigentlich gar nicht verdiene. 

Nur fpärlich waren die Früchte, welche unter diefer nicht unangefochten, aber unerſchütterlich 
behaupteten Leitung des Reichsraths durchs Minifterium zur Neife getragen wurden. Vom 
Mai bis September 1861 war nichts ald das Diätengefet und die Geſchäftsordnung des Reichs— 
raths legislatoriſch erlebigt; vom September bis März 1862 gelangte dad Grundgefeg für die 
Gemeinden, ein Gejeg zum Schug der perfönlichen Freiheit und des Hausrechts, ein neued 
Preßgefeg zum Austrag. Damit aber fheint der Reichsrath feine Proburtivität ald Geſetzgeber 
außer für Finanzſachen erfhöpft zu haben; im März 1862 nahmen die Bubgetbebatten ihren 
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Anfang, und feither lebt das öſterreichiſche Parlament beinahe ausſchließlich als Organ in 
Befteuerungsfahen fort; faum daß ed noch den Wünfhen der Bevölkerung in langen Inter= 
vallen durch eine kärglich dargereichte Reform gerecht wirb! Allenfalls ſchwingt e8 ſich in Fragen 
der auöwärtigen Politik over bei Gelegenheiten, die Stoff für rhetoriſche Übung bieten, zu voll⸗ 
tönender Rede empor, der es aber hinterher durch tadellos regierungsfreundliche Beihlüffe alle 
Mirfung benimmt. So gefhah ed, um nur eined Falld aus vielen zu gebenfen, bei der De— 
batte über die minifterielle Erevitforderung behufs Durdführung der Öfterreihifhen Politik 
in Schleswig - Holftein (Januar 1864). Unbeweglich hielt die Majorität allen jhönen oder 
heftigen Neben ftand und lehnte eine Refolution ab, welde nicht der unbedingten Ergebung 
in die minifteriellen Entſchließungen, fondern einiger Theilnahme für Deutſchlands Sade 
Morte leihen follte. 

Faßt man die Ergebniffe der bisjetzt abgelaufenen zwei Reichsrathöſeſſionen zuſammen, fo 
fann man fi der Einficht nicht erwehren, daß es dieſer öſterreichiſchen Reichsvertretung nicht 
an guten Borfägen, nicht an tüchtigen Arbeitäfräften, wol aber an Muth zur That und an poli- 
tifhem Takte fehle. So vieles, das der Reichsrath für die Entfheidung vorbereitet, blieb unent- 
ſchieden, Fraftlos in den Bereich der frommen Wünſche gebannt, weil die Abgeorbneten immer 
nur die Schwierigkeiten der Inangriffnahme und Durdführung fahen, nicht auf die Kraft des 
eigenen Willens Verlaß haben modten. So erging es namentlid dem Religionsedict, einem 
Geſetzentwurf behufs Regelung der confeſſionellen Berhältniffe in anticoncordatlidem Sinne. 
Außerdem hat der Reichsrath durch feine unbedingte Parteinahme für die Volitif der Regierung 
in ungarifhen Dingen die Erbitterung der Ungarn gefhärft und deren Abneigumg gegen ben 
Eintritt in ein gemeinfames Reichsparlament erhöht; denn welche gute Folge fonnte aud gemein= 
famen Berathungen gehofft werden, in welche ver eine Theil lauten Beifall über die kriegsörechtliche 
Repreſſion ded andern mitbringt? aus gemeinfamen Berathungen, welche feinen andern Aus: 
gangepunft gehabt hätten ald vie reichsrätkliche Zuftiinmung zu der vorübergehenden, aber vor: 
übergehend totalen Befeitigung jeder Spur von verfaffungsmäßigem Rechte in Ungarn? aus 
Berathungen endlich, zu denen der eine gewaltfam gepreßt worden, während ver andere foldhe Ge: 
waltanmwendung ganz billig findet und die Verantwortlichfeit ver Gemwalthaber, ded Minifte 
riums, durch ſolche Billigung theilt, durch feine Autorität zu decken ſich aufs feierlichfte bereit er- 
klärt? Nein! e8 hieße die Natur des ungariſchen Volks, und jeved Volks, gänzlich verkennen, 
wenn man glaubte, auf die Weife fei bei ihm etwas auszurichten, feien Verföhnung und Eini— 
gung anzubahnen oder die Ausgleihung jener Gegenſätze zu bewirken, die ein öſterreichiſches 
Verfaffungdleben nicht ind Dafein treten laffen. Und was foll man erft dazu fagen, wenn der 
Reichsrath Später (1865) einen Theil von der Unterſtützung abzieht, welche die Negierung dein 
von einem ſchweren Misjahr heimgefuchten Ungarn gewähren möchte; wenn die Reichsvertre— 
tung zu feilfhen anfängt und einen geforderten Eredit, ver zur Milderung einer Hungerdnoth 
beſtimmt ift, um Millionen verringert? 

Man hat zu wiederholten malen und mit Vorliebe darauf Hingewiefen, daß ver Reichsrath 
auch feine ftarfe Seite habe und dieſe bei der erfolgreichen Behandlung der Binanzangelegenheiten 
zur eltung gekommen fei. Seit einiger Zeit freilich ift man etwas mäßiger aud in dieſem Lob. 
Solange es feinen polnifhen Aufftand gab und die daͤniſch-deutſche Verwickelung in ihren 
heutigen Proportionen auch nit einmal in Ausfiht ftand, war das Agio des Silbers gegen 
öfterreihifche Banfnoten gefallen; der Finanzminiſter konnte mit Bortheil die Reſte eines frühern 
Lotterieanlehens an den Mann bringen, der Grevit des Staats ſchien gebeffert. Das hat ver 
Reichsrath bewirkt! das ift Folge des Vertrauens, weldes die Gelbmänner Europas in Öfter: 
reichs conftituttonelle Zuftände, in die Eontrole der Finanzgebarung durch den Reichsrath fegen! 
Folge des ungetheilten Beifall, mit dem die gemwiffenhafte Methode der Bupgetberathung, das 
ernfte reichsräthliche Streben nad Bewältigung der Finanzealamitäten begrüßt wird! So ging 
ber Chorus amtlicher und halbamtlicher JZubelgefänge über Öfterreichs finanzielle Wiedergeburt 
durch den Reichsrath, dem fegensreichen, dem Geld- und Creditſpender! 

Die Schwierigkeiten, welche der Öfterreihifche Finanzminifter, Hr. von Plener, beim Abſchluß 
ber legten Anleihen (Koſe- und Silberanleihe von 1864) gefunden hat, müffen auch die Werth: 
ſchätzung über bie finanziellen Leiftungen des Reichsraths auf ein beſcheideneres Maß reduciren. 
Nicht nur, daß die Bedingungen, unter denen dieſe Operation zu Stande kam, jene ausfchiweifen: 
den Hoffnungen weit hinter ſich laſſen, welde am bie Begründung einer öſterreichiſchen Finanz: 
politif durch den Reichsrath gefmüpft wurden — fie zeugen auch von allem eher, denn von einer 
tadicalen Anderung der Finanzlage, wie jie aus vorübergehenden, mit der anfänglichen Wirk: 
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ſamkeit des Reichsraths zuſammentreffenden Erſcheinungen des Geldmarkts prophezeit wurde. 
Ein fortlaufendes Deficit; fortgeſetzte Anleihen; übermäßige Anſpannung der Steuerkräfte 
weit über dad Maß hinaus, welches in dem abſolut regierten Oſterreich als äußerſte Grenze 
der Steuerleiſtung galt; noch immer fortbeſtehende Unbilligkeiten in Vertheilung der Staatd- 
laften und in Verwendung der Staatdeinfünfte: dies find die Symptome eines finanziellen 
Zuftandes, an welchem die Februarverfaffung und die auf Grund derfelben thätigen neuen 
Autoritäten hier und da gebeffert, aber nicht? Entſcheidendes geändert haben. Selbft die im 
Jahre 1862 zu Stande gebrachte, hoch gepriefene neue Bankacte, beftimmt, die Üibelftände einer 
Ihwanfenven PBapierwährung bis zum Jahre 1867 zu befeitigen, ift nur wie der Verſuch, ein 
Gebäude aufzuführen, ohne den Grund dazu gelegt zu haben. Sie flipulirt die Rüdzahlung von 
beinahe 230 Mill. FI. der Staatsfhuld an die Bank bis zum Ablauf des Jahres 1866; wenn 
nun aud ein Theil dieſes Boftens in Domänen fundirt ift, fo finvet ſich in ver Banfacte fein 
Mittel angegeben, wie die Beräußerung eines fo großen Domänencompleres binnen vier Jahren 
abzumideln fei, nod auch die Möglichkeit dargelegt, wie der Neft dieſer Schuld von feiten eines 
Staats zu begleichen wäre, der in jedem Jahre neue Anleihen machen muß (fo für die vierzehn: 
monatlihe Budgetperiode 1864 nicht weniger ald 96 Mill. $1.). Der Stand der Bank hat 
fich feit Geltung der neuen Acte allerdings gebeffert; wenn aber jelbft die Wiederaufnahme ver 
Baarzahlungen auf dem reichsräthlich vorgefchriebenen Wege zu erreichen wäre, fo läßt ſich doch 
nicht abjehen, wie dann die Fortdauer der Zahlungen garantirt fein ſoll. Mit ver einfachen 
Copie des Peel'ſchen Banfgejepes wird der Silberfchag der Oſterreichiſchen Nationalbanf nicht 
zu hüten fein. 

Die Bemühungen ded Reichsraths, eine Teidlihe Ordnung im Staatshaushalt herzuftellen, 
Fonnten nur zeitweilig und theilweife von Erfolg fein, weil man das Übel nicht bei feiner Wurzel 
faffen wollte. Dies verhinderte ſchon die politifche Richtung, in welcher die Mehrheit ver Neichs- 
vertretung ſich gehen lieg. Ein furchtbar zerrüttetes Finanzweſen ift fo lange nicht ind Gleich— 
gewicht zu bringen, ald der Staat, der ihm erliegt, die eine Hälfte feined Gebiets unter die 
Herrſchaft des Kriegsgeſetzes ftellt. Ganze Volksſtäͤmme durch militärifche Gewalt im Schach zu 
halten, auf die freie politifche Selbſtthätigkeit verfelben zu verzichten, widerfpenftige Regungen 
nicht durch ein im Nationalbewußtjein lebendes Geſetz, ſondern durch die bewaffnete Macht zu 
unterbrüden: dad mag zuweilen unvermeidlich fein, koſtet aber immer Geld, und viel Geld. 
Wenn der Reihörath eine fo foftfpielige Politik billigt, it alle Mühe, ben Koftenpreis derſelben 
niedriger zu ftellen, umfonft. Und mögen auch die Börfencurfe fünftig wieder in die Höhe 
geben, Anleihen billiger negociirt werben, entwerthete Banfnoten den vollen Nominalpreis er: 
langen — e8 wäre damit nur für den Augenblic geholfen. Bor 1848 ftanden die Metalliques 
auch über Pari und die Noten hatten fein Disagio gegen Silber ; der Staat war dennoch franf, 
feine Binanzlage eine bedrohliche. 

Die Sigungen ded Reichsraths hatten den größten Theil des Jahres 1861 umd den ganzen 
Berlauf des nächſten Jahres in Anſpruch genommen; es ergab ſich demnach die Nothwendigkeit, 
aud den andern in ber Februarverfaffung vorgefehenen conftitutionellen Körperſchaften Gele— 
genheit zur Übung ihrer Kräfte zu bieten. Die Landtage wurden für die erfte Hälfte Januars 
1863 einberufen. Sie find zur Vertretung der einzelnen Provinzen (Königreiche und Länder) 
mit Bezug auf folde Angelegenheiten beftimmt, die dem Reiche ald Ganzen nit gemeinfan 
oder für Durhführung der Neichdcentralifation gleihgültig find, und es war ihnen vergönnt, 
in diefem ihren Wirfungsfreis eine Thätigkeit von dritthalbmonatliher Dauer zu entwideln, 
Dad Ergebniß derfelben war nicht unanſehnlich, blieb jedoch vielfady aus dem Grunde ein unfrudit: 
bares, weil die Regierung allen Beſchlüſſen ver Randtage, die ihr nur halbwegs anftößig oder 
irgendivie bedenklich vorfamen, die Sanction, folglich die Ausführung verweigerte. So erging e8 
der weitaus großen Mehrzahl der Landtage mit den äußerft dringlichen Gemeindegeſetzen, welche ſie 
votirt hatten. Ungeachtet viefe®efege innerhalb des Rahmens der vom Reichsrath beſchloſſenen 
Grundzüge der Communalverfaſſung für alle deutſch-ſlawiſchen Lande gehalten waren, un: 
geachtet die Regierung bei den einfhlägigen Landtagsverhandlungen meift ihre Zuftimmung zu 
den gefaßten Beihlüffen fundgegeben hatte, tauchten doch nad der Hand gouvernementale 
Bedenken auf, welde das Indlebentreten der Gemeindegefeße nicht paflend oder rathiam er: 
feinen ließen. Bei der nächſtfolgenden Sefjion der Landtage (1864) wurde dann diejen con= 
ftitutionellen Körperschaften bebeutet, fie mögen ihre frühern Beſchlüſſe zur Sache fo weit zurück— 
nehmen oder ändern, ald die Regierung vorſchreibt, widrigenfalld denſelben die Sanction ver: 
weigert würde und den betreffenden Rändern die endliche Negelung der Gemeindeangelegenheit 
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vorenthalten bliebe. Die meiften der Landtage thun der Regierung ihren Willen; in dem krainer 
Landtag aber wied Graf Anton Aueröperg (Anaflafius Grün) diefe gouvernementale Zu— 
muthung nit ohne Erfolg zurüd, indem er mit Fräftiger Rede gegen eine ſolche Spielerei mit 
conftitutionellen Formeln ſich erklärte und die Mehrheit ver Anweſenden für fid) gewann. Was 
hilft das aber? — die Mehrheit der Landtage entſchloß ji Doch zum Nachgeben und votirte ein 
Gemeindegefeg nad Vorſchrift der Regierung. Die Niederlage in dem unbedeutenden Krain 
wird durch den Sieg in einem halben Dugend anderer Provinzen auögeglihen, ganz abgeſehen 
davon, daß die Negelung ded Communalweſens im Krainiſchen unterbleiben wird, bis auch Hier 
der Landtag dem Minifterium feinen Willen hut. Dad nennt man in Oſterreich verfaflunge- 
mäßig regieren, obwol nicht erfichtlid ift, worin denn ein ſolches Verfahren ſich principiell von 
dem Bach'ſchen unterfheidet. Damals wurde niemand um feine Meinung über die Anerbnungen 
der Regierung befragt; jegt wird wol gefragt, aber zugleich die Antwort vorgeſchrieben. 

Die auswärtige Politik Ofterreich8 in der Zeit von Erlaß der neuen Verfaſſungsgeſetze 
bis heutzutage iſt zuerft von dem Beftreben dictirt, aus der ifolirten Stellung heraudzufomımnen, 
welche jede Action nah außen lähmte. Ganz neuerdings hat ed den Anſchein, ald ob bied 
wirflidy gelungen wäre; mit Preußen hat man fich zu gemeinfchaftlihem Vorgehen in Schleöwig- 
Holflein verbunden; mit Rußland fteht man auf einem Fuße, der nichts zu wünſchen übrigläft. 
Dies legtere muß fhlehterdings der Fall fein, ed wäre fonft die Dienftfertigfeit nicht zu be: 
greifen, mit welcher die öfterreichifhen Autoritäten in Galizien den Ruſſen bei Unterbrüdung 
des polnischen Aufftandes behülflih waren. Wer jih durch Auslieferung flüchtiger Polen an 
Nupland, durch Zurüdweifung folder an der Grenze, durch Beihlagnahme von Gegenftänden, 
die zur Spitalpflege verwundeter Injurgenten dienlich fein könnten, über die einfachften Gebote 
der Menſchlichkeit Hinausfegt: der muß entweder von Rußland Gegengefälligfeiten erwarten 
oder der eigenen Graufamfeit die Zügel ſchießen laſſen. Da letzteres von Ofterreich nicht anzu⸗ 
nehmen ift, muß erflereö wahr fein, Der polniſchen Frage gegenüber hat dad wiener Gabinet 
den Standpunkt, den ed anfänglid in Gemeinjhaft mit den Weſtmächten einnahm, entweder 
ganz und gar verlaflen oder bei Behauptung vejfelben es nie aufrichtig gemeint. Wenn Fürk 
Gortſchakow in feiner Erwiderung auf eine der fruchtloſen diplomatischen Noten, die im Intereſſe 
Polens und der europäifchen Gelittung nad Petersburg gingen, dad Einvernehmen ber 
Theilungsmächte untereinander als paſſendes Ausfunftämittel vorſchlug, jo hat er, ob auch von 
Graf Rechberg damals zurechtgewieſen, fpäter dod feinen Zwed erreicht. . 

Unverrüdbar, und aud jeden Schein einer Inconfequenz vermeidend, fleht dagegen Diter- 
reichs Politif Deutfhland gegenüber feft. Im ausjhlaggebenden Moment tritt fie jederzeit auf 
die Seite, welche den nationalen Forderungen als ivealifchen, ald zu weit gehenden misgünftig 
oder ſelbſt feindlich fih entgegengeftellt. Ob mit den Klein: und Mittelftaaten gebend, wenn 
diefe den Deutſchen Bund gegen etwaige Verſuche Preußens hüten, oder ob mit Breußen im 
Einverſtändniß, wenn es die Opportunität fo erheiſcht, iſt Öfterreich tet? auf den Augenblid 
gefaßt, und hat auf ihn feine Rechnung geftellt, da wir Deutſche unfere heißeſten Wünſche, 
unjere jhönften Hoffnungen aufgeben müfjen und nad ver Täuſchung, welche die eigene Willens: 
Frafı und überfhägen ließ, die Enttäufhung kennen lernen, welde den Glauben an das Bar: 
Handenfein eined deutihen Volkswillens, deutſcher Nationalkräfte erſchüttert. Beharrlich im 
Wandel der Zeiten hat dad wiener Gabinet eine ſolche Rolle gefpielt, auf folden Wegen große 
Erfolge geſucht und gefunden. MM. 

Dfterreich. (Politiſche Statiftif.) Der öſterreichiſche Kaiferftaat umfaßt ein Län: 
bergebiet, welches einen anfehnlihen Theil der Mittelalpen, ſämmtliche drei Gebirgszüge ver 
Dftalpen, die Norifchen, Karniſchen und Juliſchen, ven Often des mitteleuropäifchen und das 
ganze oſteuropäiſche Bergland in fich begreift — nad der Schweiz der gebirgigfte Staat unſers 
Eontinentsd. Von dem auf Grund der Ergebniffe des Bermeifungsjahres 1860 mit 11736,% 
geographiihen Duapratmeilen angegebenen Flächeninhalt der Monardie gehören mehr ala 
8000 Duadratmeilen ven Gebirgen und dem Berglande an. Ebenen von beveutender Aus: 
tehnung zählt Ofterreih nur drei: die ungarifche (über 1800 Duabratmeilen), die galiziſche 
(über 900 Duadratmeilen), die oberitalifhe, foweit fie nod in den Orenzumfang des Staate 
fällt, mit dem venetianifhen Tiefland (100 Quadratmeilen). Noch ärmer ald an Ebenen ift 
die Öfterreihifhe Monarchie an Küftenland: kaum mehr ald 22 Proc. des gefammten Grenzzugs 
in feiner Längenausvehnung fommen auf die Waffergrenze ber Adria (265 Meilen). Dagegen 
ift das Staatögebiet ein zufammenhängendes, fi der Maflenform nähernd; erft auf je 10%, 
Duadratmeilen Flaͤchenraums fällt eine Längenmeile Grenze; nur in Dalmatien wird öfter: 
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veichiies Territorium durch fremdes (türfifhes) unterbrochen. Natürliche Grenzſcheiden bil: 
den: die Karpaten gegen die Donaufürftenthümer, die Donau gegen Serbien, die Save, Unna 
und die Dinarifchen Alpen (ſüdliche Fortſetzung der Julifhen) gegen die übrigen Grenzländer 
des Osmaniſchen Reihe; Po und Mincio gegen dad Königreich Italien in feiner heutigen Aus— 
dehnung; die Weftzüge der Gentralalpen, Rhein und Bodenſee gegen die Schweiz und Baiern; 
gegen letzteres überdies noh Inn und Böhmerwald, gegen Sachſen dad Erzgebirge, gegen 
Preußen das Riefengebirge, dad Gefenfe des ſüdöſtlichen Sudetenzugs und die Oppa; offen ift 
die Grenze nah Rußland zu, und die hier indgemein als Grenzflüffe aufgeführten: Dnieftr, 
Vodgorce, Weichſel verdienen nicht den Namen folder. In ausgiebigem Maße erfreut id Öfter: 
reich der Mafferftraßen für die Binnenfhiffahrt; mehr ald taufend Meilen fließender Gewäſſer find 
für die Benugung durch biefe tauglich. Die große europäiſche Waflerfheide, weldhe von der Süd— 
fpige ver Iberiſchen Halbinjel durd die Mitte des Continents bis an den Ural ſich hinziebt, bildet 
zugleich Die Hauptſcheide der öfterreihifchen Gewäſſer. Sie tritt in das Öfterreichifche Borarlberg 
ein, wendet fih dann im längern Bogen wieder auf fremdes Gebiet, gelangt Über das Fichtel: 
gebirge zum Böhmerwald, zum mähriſch-böhmiſchen Örenzgebirge, um ich ſchließlich dem Rüden 
der Karpaten zuzumenden, verläuft dann nördlih auf einem Höhenzug der Karpaten, öſtlich 
auf dem galiziichen Plateau und tritt endlich zwilchen den Quellen ded Bug und des Sereth auf 
ruſſiſchen Boden über. So erhält der bei weitem größere Theil Oſterreichs jeine Abdachung nad 
den fürenropäifchen Meeren, der Fleinere Reſt nad) den deutfchen Geftaden derOſt- und Nordſee. 
Das größte Flußgebiet innerhalb des Reihe bildet die nach dem Drient hinweiſende Donau 
(über 8000 Duadratmeilen), das Eleinfte der deutſche Rhein (kaum 45 Quadratmeilen), der 
nur auf eine Länge von nicht viel über vier Meilen die Reichsgrenze berührt, Aud die große 
Mehrzahl ver Binnenfeen fteht mit dem Flußſyſtem der Donau in Verbindung, So der Hall: 
flädter:, Traun, Wolfgang:, Mond:, Atter:, Wallerfee, der große Vlattenjee in Ungarn 
(24 Duapdratmeilen), der Neuſiedlerſee (12 Duadratmeilen), die Fleinern Seen im Innern des 
Alpengebiers (Wörther:, Oſſiacher-, Millftätterjee in Kärnten, Wocheinerſee in Krain). Nur 
der Gardaſee und die meiften der Hochſeen in den Gentralfarpaten gehören dem Donaugebiete 
nit an uud find erfterer zum Flußgebiet des Vo, legtere zu dem der Weichfel zu zählen. Die 
Berbindung der natürlihen Waſſerſtraßen untereinander durch künſtliche iſt in Ofterreich eine 
fehr mangelhafte; ein regelrecht angelegte Kanalſyſtem kommt nur im Venetianifchen vor; hier 
fiehen Bo, Grid und Brenta mitteld der Kanäle: Tartgro, Adigetto, di Legnago und di Valle 
miteinander in Communication; fonft gibt es Kanäle nur in Niederöjterreich (den Wien-Neu— 
Räbter), in Ungarn den Sarvigfanal behufs Entwäflerung ded Sumpfbodens zwiſchen Stußl- 
weißenburg und Szekſard, den Albrecht: Rarajirzafanal in der Baranya, den Branzensfanal 
(Donau und Theiß), ven Begakanal (Shiffbarmahung der Bega). Erſt auf je 170 Quadrat⸗ 
meilen Flächenraums fonımt eine Längenmeile Fünftliher Waſſerſtraßen. 

Die öfterreihifche Monarchie begreift 18 „Königreiche und Länder“, deren Beziehungen 
jueinander und zum Staatdganzen dur Landes- und Reichögejege ältern oder jüngern Da= 
tums (f. oben den hiſtoriſchen und weiter unten den ſtaatsrechtlichen Theil des Artifeld) geregelt 
find. Namen, Flädhenraum und Bevnölferungdzahl diefer jogenannten Kronländer zeigt die 
nachſte hende Tabelle: ?) 


Beograpbiihe Abfolute 
Quadratmeilen. Bevölkerung. 


T Exzherzogthum Oſterreich unter der Enns (Niederöͤſterreich) 361 1,682000 


. DR er ob ,„, „ (Oberöfterreih) 217 707000 
7 Herzogthum Salzburg . » >» 2 2 2 nn nn 130 147000 
f Per VOEBBIE. re  ee 408 1,057000 
1: — 188 332000 

* Krain. . . 181 452000 


* Das Küftenland (die gefürftete Grafſchaft Görz und Gra- 
disfa mit der Marfgrafihaft Iſtrien und Trieft fammt Ge: 


biet in fi) begreifen) . . . 144 521000 


N derſelben ift die Bevölferungszahl nach ber legten u (ung vom Detober 1857 angegeben. 
Die Richtigkeit fpäterer Schägungen muß man dahingeftellt fein lafien. Die in der Tabelle mit + be: 
geichneten Kronländer gehören dem Deutfchen Bunde an; von den mit * bezeichneten ift nur ein Theil 
deutfches Bundesgebiet, vom Küftenlande 86, von Galizien 8 Duabratmeilen. 
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Geographiſche Abſolute 
Quadratmeilen. Bevoͤllerung. 
7 Gefürſtete Grafſchaft Tirol und —— FR er 523 851000 
f Königreih Böhmen . . . . re re 944 4,706000 
Markgrafſchaft Mähren. 404 1,867000 
Herzogthum Schleſien . . . ee ee ie 94 444000 
* Königreid Oalizien und Lovomerien Dr ee 1421 4,597000 
Herzogthum Bukowina . 2 2 0 m — 190 457000 
Königreih Ungarn . . ar an 3896 9,900000 
Großfürftentyum Siebenbürgen Be Dar Sr 46 997 1,927000 
Königreich Kroatien und Slawonin . » 2 2 2 2.“ 350 876000 
* Dalmatien . . ’ 232 405000 
Venetien (officiell: tombardif Venetianifäet Rönigreid) 447 2,446000 
Die Militärgrenge . . 609 1,065000. 


Bon diefen Kronländern des Reichs ift nur der geringere Theil, 3600 Duadratmeilen, deut: 
ſches Bundesterritorium. Die abfolute Bevölkerungszahl der Monardie ift: 35,019000, von 
denen 12,770000 deutſche Bundesangehörige find. Es ſcheidet fich ferner die Bevölferung in 
eine bunte Anzahl von Nationalitäten und Rationalitätlein: 7,890000 Deutihe, 5,000000 
Magyaren, 2,200000 Polen, 6,100000 Czechen, Mährer und Slowafen, 2,700000 Ruthe: 
nen, 1,180000 Slowenen, 1,337000 Kroaten, 1,438000 Serben (die bisher aufgezäblten mit 
Ausnahme der zweierfigenanntenfämmtlih Slawen), 3,000000 Italiener, 2,640000 Rumänen, 
1,049000 Juden, 150000 Zigeuner, ein paar taufend Albanefen und Griechen, 16000 Ar: 
menier. In feiter gefchloffenen Maffen wohnen von diefen Völkerſchaften nur die Deutfchen und 
Italiener beifanmen ; denn felbft vie Magyaren, welche das Gepräge ihres Geiſtes dem ganzen 
Lande Ungarn aufgedrüdt haben, fehen ihre Heimat vielfady zerflüftet unter anderäfpradige 
Stämme, die allerdings (wie die Deutfhen in Ungarn) dem gefhichtliden ungarifhen Staats: 
leben nicht immer feindlich gegenüberftehen, aber doch innerhalb deſſelben mit beftimmten 
Nationaleigenthümlichfeiten ji behaupten. In den weftlichen, zum Deutihen Bunde gehörigen 
Kronländern ift nur in beiden Ofterreih, Salzburg, Steiermarf, Kärnten, Schlejien und Tirol 
das Deutſchthum überwiegend, ausschließlich herrſchend ift ed aber nur in den drei erfigenannten 
Provinzen; wie drei zu fünf verhält ſich die Bevoͤlkerungszahl der ſüdtiroliſchen Italiener zu 
der deutſchen in Nordtirol, und wo, gleichwie in Böhmen, Mähren, Krain, Slawen und 
Deutſche unter numeriſchem Übergewicht der erſtern vorhanden ſind, treten ulingefchichtliche, 
wirthſchaftliche und anderlei Momente ein, welche der Alleingeltung oder dem Vorrang der 
Majorität ver Bewohner im Wege ſtehen. Beinahe als rein ſlawiſch dagegen ließe ſich Galizien 
bezeihnen (mo freilih wieder die zu wilden Haß gegeneinander aufgeftadhelten Polen und 
Ruthenen nahezu in gleicher Anzahl ſeßhaft find), wäre nicht aud Hier Y/, Million galizifcher 
Juden vorhanden, welche dem polnischen wie dem ruthenifchen Nationaltypus gleich fern ſtehen. 
Erſt in ver neueften Zeit hat fih unter dieſen Juden etwas vom polnifhen Nationalgeift, übri- 
gend ſchwach genug, zu regen begonnen. 

Eine große Verſchiedenheit zeigen die einzelnen Länder des Kaiferftaats mit Bezug auf die 
relative Bevölferungszahl. Das Mittel derfelben für die ganze Monardie beträgt 3114 Men= 
ſchen auf die öſterreichiſche, demnach nicht ganz 3000 aufdie geographifde Duadratmeile. (Wir 
wiederholen, daß wir und an die Ergebniffe der legten Volkszählung von 1857 halten.) Bon 
diejer Mittelzahl aber zeigen die einzelnen Kronländer bedeutende Abweichungen; die höchſte 
Zahl Hat Venetien mit mehr ald 5000 Einwohnern auf die Duadratmeile, die Fleinfte zei: 
gen die drei Alpenländer: Tirol und Vorarlberg, Salzburg, Kärnten; dann das Felsland 
Dalmatien, die Militärgrenze, Siebenbürgen, wo nicht ganz 2000 Menſchen auf je einer 
Duadratmeile Flächenraums ſeßhaft find. Doch auch die Verwaltungsgebiete eines und deſ— 
ſelben Kronlandes zeigen oft größere Unterſchiede in ver Dichtigkeit ihrer Bevölkerung. So hat 
der Kreis Padua im Venetianifhen beinahe 8000 Einwohner auf je einer Quadratmeile, der 
Kreid Udine dagegen feine 4000, der von Belluno feine 3000; nächſt dem padovaner Kreis hat 
(ſelbſtverſtändlich abgefehen von ver Volksdichte in den großen Städten wie Wien, Trieft u. f. w.) 
der leitmeriger Kreis (Königreih Böhmen) die dichteſte Bevölkerung; er zählt 7168 Menſchen 
auf die geographijche Duadratnreile. Im ganzen genommen läßt fi eine Abnahme der volfs- 
dichte von Weit gegen Oft bemerfen, ebenfo von Süden gegen Norven; nur daß allerdings auch 
ſehr wefentlihe Abweichungen von diefer MNegel vorfommen, Abweihungen, die in der age 
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eines beftimmten Randeötheild, oder in der Beſchäftigungsweiſe feiner Bewohner ihren Grund 
haben. Die fterilen Gegenden der Alpenländer 3. B. haben, wenn aud; zum Süden der Mon: 
ardie gehörend, eine dünne Bevölferung, während in Böhmen und Schlefien die Bevölkerung 
gerade in den Gebirgögegenven am bichteften beifammen wohnt, da hier ald hauptſächlicher 
Nahrungszweig Webeinduftrie getrieben wir. , 

Das Serualverhältnig betreffend macht ſich aud in Ofterreih das allgemein beob— 

achtete, nur von fpärlihen Ausnahmen unterbrodene ftatiflifche Gejeg geltend, vem zufolge 
das männliche Geſchlecht unter der effectiven Bevölferungdzahl vom weiblihen überwogen 
wird, ungeachtet bei den Geburten mehr männliche als weibliche Kinder vorfommen. Nach den 
neueften Ausweifen (pie ſich leider nicht auf Ungarn erftredfen) wurden in Öfterreih, aus— 
genommen Ungarn, Kroatien und Slawonien, Siebenbürgen, im Jahre 1860 445312 männ= 
lie, 418710 weibliche Kinder geboren, 1861 450359 männlihe, 423473 weibliche. Die 
größere Sterblichkeit in den Kinderjahren führt dagegen das liberwiegen des weiblichen Ge— 
ſchlechts in der Bevölkerungszahl raſch herbei; für die gleichen (deutſch-ſlawiſchen und italifchen) 
Yänder Oſterreichs beträgt die Sterblichfeitäziffer der Knaben bis zum Alter von incl. fünf Jahren 
im Jahre 1860 162764, im Jahre 1861 183566, die der Mädchen verjelben Altersklaſſen 
139366 und 159705. Indgemein wird das Zahlenverhältniß der männligen Bewohner 
Diterreis zu den weiblichen mit 1000 zu 1009 angegeben, die Volkszählung von 1857 ergab 
ed mit 10000: 10044; ed zeigen jedoch diefe allgemeinen Verhältnißzahlen in Wirklichfeit 
größere Shwanfungen nad) Ort und Zeit; insbefondere tritt bei der romanijhen Bevölkerung 
der ſüdlichen Provinzen dad Gleichgewicht beiver Geſchlechter, felbft au das Übergewicht des 
männliden über das weibliche hervor. 

Ofterreich hat feine Staatöreligion, dennoch aber muß man die Stellung der römiſch— 
katholiſchen Kirche daſelbſt ald eine vominirende bezeichnen. Sie ift dies nicht nur durch die 
Zahl ihrer Befenner unter ven Staatdeinwohnern, jondern auch vermöge des Concordats, 
weldes der Staatöregierung mit Bezug auf kirchliche Dinge die Hände bindet und eine Unab— 
bängigfeit der bürgerlichen Gefellihaft von otthodox-römiſchen Ginflüffen nicht auffonımen läßt, 
Bon der öfterreihiihen Bevölferung find 23,968000 Seelen, alſo 69 Proc. der Geſammtziffer, 
röõmiſch⸗-katholiſch, 3,526000 find mit Nom unirte Griechen, 2,918000 Seelen orthobor 
griechiſch; die proteftantifhen Kirchen, lutheriſch und calviniſch, zählen in Oſterreich 3,182616 
Bekenner, zu denen die ungarifhen Proteftanten das Närkfte Gontingent ftellen (man zählt in 
lingarn 795000 Evangelifhe Augsburgifchen und 1,553000 Evangeliſche Helvetiihen Bekennt— 
niſſes, legtere faft durchweg Nationalmagyaren). Von andern Religionsbefenntniffen find ver: 
treten: Unitarier (Socinianer) mit 50800 Seelen, darunter die meiften (48000) in Sieben: 
bürgen, Farbolifche Armenier 9700, Juden 1,049000, Anhänger verſchiedener Sekten 3900. 
Die Bölfer ſterreichs werden übrigens noch vielfach durch nationale Momente an ihren Glau— 
ben gefeſſelt. Die Verſchiedenheit des Bekenntniſſes iſt dem Raſſenzwieſpalt ungemein förder— 
li und erhält wieder durch dieſen, wir möchten ſagen, eine irdiſche, folglich ſehr verſtändliche, 
mit Händen greifbare Weihe. Schroff ſtehen in Galizien trotz der Union römiſch-katholiſche 
Volen gegen griechiſch-unirte Ruthenen, in Ungarn die griechiſchen Popen der Serben gegen bie 
nationalgefinnte Geiftlifeit der Magyaren, in Siebenbürgen die anatoliſch gläubigen Ru— 
mänen gegen Magyaren, Szekler und Sahjen. So ift der libertritt von einem Glauben zum 
andern in den meiften Gegenden Ofterreichd nicht nur gleichbedeutend mit dem Wechfel einer re= 
ligiöjen Überzeugung oder mit einem Gejhäfte, das man Gewinns halber abſchließt — er ift 
aud der Austritt aus der Nationalgemeinfhaft, in welder man geboren und, gleichviel ob gut 
oder fdlecht, erzogen wurde. Se tiefer der Gulturftand eines der öfterreihifchen Völker ift, und 
es gibt darunter einige, die in Bildung und Lebensmanier alled zu lernen haben, deſto zäher 
hängt ver Volkscharakter an einer beftimmten Form des Glaubens, am Dogma, deffen Banner 
träger, Priefter allerlei Bekenntniſſes, ven religiöfen Eifer durch den nationalen anzufaden 
wiffen. Der rohe ſerbiſche Pope verfteht dies Handwerk ebenfo gut wie der feingejhulte Jefuit, 
und beiden jieht man es vortrefflich befommen. Jeder Seelenhirt weiß in Dfterreich feine Heerde 
zufammenzubalten, weil dieſe Verbältniffe, namentlich im Oſten des Reichs, dem geiftigen 
Sirtenamt jo ungemein zuträglich find, e8 fo leicht und ventabel machen. Sie allein genügten 
zur Erklärung bes ftatiftifh, dur Beobachtungen feit 1851 erhärteten Factums, daß die Ver: 
bältniszahlen der Anhänger verfhiedener Religionen in Ofterreich beinahe unverändert bleiben, 
daß jelbit das Concordat, welches der römischen Kirche alle Wege zur Profelytenmaderei er: 
(liegt, an jenen Zahlen nichts verrüden konnte. 
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Die Bewegung ber Bevölkerung in Hſterreich ift eine zunehmende, dies durch den 
Überſchuß der Geburten über die Todesfälle. Sie Hatte ſich feit vem Jahre 1818 von 29,800000 
bis 1857 auf 37,100000 gehoben; die legten Jahre über war fie ebenfalld im Steigen, und bie 
Abnahme in der abfoluten Bevölkerungsziffer iſt durch Einbuße der Lombardei veranlaßt. Die 
Geburtöziffer ver Monardie betrug im Jahresdurchſchnitt 1830 — 38 3785, 1839— 47 4001, 
1830—47 3893, 1852—55 3865 Geborene auf je 100000 Einwohner. Die zulegt ans 
gegebene Geburtäziffer bezteht fich auf Die früher nicht im Ausweis begriffenen ungariſchen Zäns 
der; wenn fie, ungeachtet diefe jich gerade durch eine Hohe Geburtsziffer harakterifiren, noch im⸗ 
mer niebriger ift ald die der 1840er Jahre, fo rührt dies daher, weil fie durch Nachwirkung 
der borangegangenen Kriegsjahre und Ausbruch von Epidemien herabgedrüdt wurde. Die 
Geburtsziffet von 1858, des legten Jahres, für das ji eine ſolche auf Grund einer Volks— 
zählung (der vom October 1857) ermirteln läßt, fteigt beveitö auf mehr ald 4000 Geborene von 
100000 Staatdeinwohnern. . 

Die Sterblichkeitsziffer beträgt im Jahresdurchſchnitt 1830—47 3287 Todesfälle auf je 
100000 Bewohner; 1852—55 3786; für bad Jahr 1858 (wie oben die Geburtäziffer er: 
mittelt) 3159. Sowol das Sterblichfeitöverhältnig ald das der Geburten zeigt große Verſchie— 
denheiten von Kronland zu Kronland. So haben im Jahresdurhfhnitt 1852—55 das Her⸗ 
zogthum Salzburg 2778, die Bufowina und Militärgreige über 4000, die jerbifche Wojwod⸗ 
ſchaft (jegt twieder mit Ungarn vereint) über 5000 Geborene auf je 100000 Bewohner, Nicht 
ganz fo bebeutend, es wäre denn in vorübergehender Weile, ift der Unterſchied ber Sterblid: 
feitöziffer, deren Abnahme übrigens in der Richtung von Dften nach Welten und ebenfo in jener 
von Süden nah Norden zu conftatiren iſt. Bei der Berehnung der mittlern Lebensdauer der 
Öfterreihifchen Bevölkerung ift man auf die Erhebungen der Jahre 1830—47 beichränft, in- 
dem bie feit 1851 durchgeführten flatiftifhen Aufnahmen über Bevölferungsbewegung eine zu 
furze Reihe von Jahren umfaflen, ald daß eine Rehnung auf Grund derfelben nicht zu trügeri: 
fhen Refultaten führen müßte. Auch trat bezüglich Ungarns in diefen Aufnahmen fpäter mie: 
der ein Stillftand ein. Die mittlere Lebensdauer beträgt alfo nach dem Jahresdurchſchnitt 1830 
—47 27,74 Jahre; fie ift für das männliche Geſchlecht geringer ald für das weibliche (26 #1 und 
29,13 Jahre). Der geringern Sterblifeit im Weften und Norden der Monarchie entſprechend 
ift Hier auch die mittlere Lebensdauer eine höhere ald in den öſtlichen und füblichen Theilen. 

Das Ausmaß der eulturfähigen Bodenfläde in Ofterreich läßt fih im Hinblick auf 
die Volkszahl als ein im ganzen genommen reichliches bezeichnen. Auf je 10000 nieveröfter- 
reichifche Joch Flähenausdehnung entfallen 8595 Jod productiver Bopenflähe (100 nieder: 
Öfterreihifche Joh —= 225,43 preußifher Morgen); auf je 1000 Staatdeinmwohner kommen 
2596 Joch productiven Bodens. Productivität und Unproductivität bed Bodens find jedoch in 

ſterreich ſehr relative Begriffe. Es muß z. B. auffallen, daß das arme Dalmatien im Ver: 
haͤltniß zu feiner Ausdehnung ein fehr bedeutendes Maß benügten und nugbaren Bodens 
zeigt, vergleichöweije bedeutender als die übrigen Kronländer. Bon 10000 Jod dalmatinifchen 
Flächenraums find 9736 ald productiv aufgeführt, und Dies aus bem einfachen Grunde, meil 
dort auch die färglichft benugten Streden im Katafter zur productiven Bodenflähe zählen. Bie- 
le8 Land andererjeitd, das im Öftlichen Theil der Monarchie für unproductiv gilt, ift dad nur wegen 
Mangels an genügenden Arbeitöfräften. So drückt die Bezeihnung von Grund und Boden 
als probuctiv oder unproductiv nicht immer die Culturfähigkeit deffelben aus; fie hat oft in ver 
Lage deffelben und in der Gulturfraft der Kronlandsbewohner ihre Vorausſetzung. 

Der größte Theil des probuctiven Bodens in Ofterreich ift Wald: oder Aderland, Man 
zählt im ganzen 35,855000 Joch Ader (die Reisfelder mit einbegriffen), 31,865000 Jod 
MWaldungen, die Dlivenz, Lorber- und Kaflanienwälder im Süden des Reichs nicht gerechnet. Die 
Adler: und Waldcultur nimmt von je 10000 Jod productiver Fläche 7079 Jod ein. Hiernad 
kommt zunächſt an Auspehnung das Weideland. Es nimmt mehr als ein Achtel des geſammten 
und nicht viel weniger als ein Sechstel des productiven Flächenraums ein; man zählt in Oſter— 
reich 14,569000 Joch Weide. Die Wieſen- und Gartencuftur erftrect jih auf 13,786000, 
der Weinbau auf 1,092000 Joch Landes; in der officiellen Eintheilung kommen überdied noch 
612000 Joch Sümpfe mit Nohrichlag als productiver Boden vor. Daß Üiberwiegen der ein: 
zelnen Eulturgattungen in den verſchiedenen Rronländern ift großentheild nur ein bedingtes: 
die relativ größte Ausdehnung an Aderland ift für Mähren, Böhmen, Schleiten, Galizien, beide 
Sſterreich, Ungarn anzunehmen; den meiften Weinbau treiben Ungarn, Dalmatien, Venedig, 
Niederöfterreih, Südtirol; die waldreichften Gebiete find in der Bufowina, den deutfchen Alpen: 
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länder, der Militärgrenze, Kroatien nnd Slawonien, Siebenbürgen zu finden; entwaldet find 
Venetien und Dalmatien. 

Der Bodenwerth in Öfterreidh ift per Jod probuctiver Fläche im Mittel auf circa 95 81.2) 
zu fhägen; er variirt jedoch nad den einzelnen Kronlänvern, an deren Spige Venetien mit 
eimem durchſchnittlichen Bodenwerth von 220 I. per Joch fteht. Am geringften ift Dalmatien 
beziffert, deſſen 2,165000 Jod productiver Fläche im ganzen auf 37"/, Mill. Fl. gef&hägt wer: 
den. Den in Geld ausgedrückten Geſammtwerth des probuctiven Bodens der Monarchie gibt 
man auf 9500 Mill. FI. an. Mit Hinzurehnung des Geldwerths des Viehftandes und der land: 
wirthſchaftlichen Geräthe und Werkzeuge fteigt diefe Sunmme auf 10785 Mill., denen ald Ge— 
fammtziffer der auf dem MNealbefig haftenden Hupothefen 1476 Mill. BI. gegenüberftehen. 
Die Öfterreihifche Agrieultur und Viehzucht wirthſchaftet, wie man fieht, vorwiegend mit eige: 
nem, nur zum fleinen Theil mit entlehntem Kapital; fie macht in diefer Beziehung aus der Noth 
eine Tugend, denn nicht der Überfluß an eigenen Bonds, fondern der Mangel an Kapitalofferten 
auf dem Geldmarkt zwingt den öſterreichlſchen Landwirth, im Geldanleihen Maß zu halten. 
Der jährlihe Geſammtwerth der landwirthſchaftlichen Production Ofterreihs wird annähernd 
auf 2073 Mill. Fl. (den Ertrag aus der Viehzucht mitbegriffen), der Werth der jährlichen Ge: 
treideprobuction in allen Sorten auf 526,600000 $1. berechnet. Died Ergebnif kann im Hin 
blick auf die Bodenvorzüge ded Landes und auf die Zahl feiner aderbauenden Bevölkerung nicht 
ala ein befriedigenves gelten. Man hat dem Landbau durch das herrſchende Schutzzollſyſtem 
Arbeitd: und Kapitalfräfte entzogen, um fle der Induftrie zuzuwenden; man hat die Grund: 
feuer auf eine Höhe getrieben, wo fledeprimirend auf die Production wirkt, weil fle niedrige Ge: 
treivepreife und gute Ernten ald das ſchlimmſte Übel erfcheinen läßt, welches den Landwirt 
treffen fann. Zudem fommen nody die Indolenz der Bevölkerung in mehrern Kronländern des 
Reihe, Mangel an ökonomiſchen Bildungsmitteln, leidige Gewohnheit, welche die ausgetretenen 
Spuren gebt und jede wohlthätige Neuerung fern hält. Es bleibt ein Zeichen trauriger wirth: 
ſchaftlicher Zuftände, wenn in Öfterreih, als einem Lande, das zwei Drittel feiner Gefammt: 
bevölferung zur landwirthſchaftlichen Arbeit verwendet, Schlachtvieh vom Auslande her im- 
portirt werden muß; wenn bedeutende Flächen probuctiven Bodens aud dort, wo jie einer 
böhern Eultur zugeführt werden Fünnten, ald Weideland dienen ; wenn die Weinproduction un: 
geachtet aller Borbedingungen einer Fräftigen Entwidelung über dad Niveau der Mittelmäßig- 
keit, ja der VBernadläffigung in ver Behandlung von Weinftod, Rebe und Saft nicht hinaus 
fommt ; wenn bei der Erzeugung von mehr ald 1 Mil. Etrn. Tabak und trog der Monopoli: 
firung dieſes Artifeld, welche der Benugung einheimiſcher Bezugsquellen zu flatten fommt, 
im Durchſchnitt der Jahre 1860 bis incl. 1863 der Einfuhrmwerth von Tabak und Tabacks— 
fabrifaten den Ausfuhrmwerth um mehr ald 3 Mill. Fl. überfteigt, der Tabadderport an ſich ein 
nicht jehr bedeutender ift. 

In einem befjern Zuftande als die landwirthſchaftliche Production befindet fih die monta- 
nikifhe. Der Bergbau zählt in Ofterreich zu den ergiebigften Factoren des Staatshaus— 
balts, theils ald Gegenftand ver Befteuerung, theild als Erwerbszweig in Staatöregie auf den 
ärarifhen Werfen. Im Jahre 1861 umfaßte der den Bergbau gewidmete Raum mehr als 
241 Mill. Duadratflafter; die Arbeitermenge, welche die Bergmwerföproducte and Licht fürbert, 
zähle 114700 Mann; der Gefammtmerth der erzielten Producte wurde 1860 auf 41,700000, 
1861 auf 43,900000, 1862 auf 47,880000 Fl. gefhägt, davon im Jahresdurchſchnitt ein 
Werth von 10,600000 FI. aus den Bergmwerfen des Staats kam. Der probucirte Gefammt: 
werth vertbeilt ji) auf die drei großen Bergreviere der Monarchie, die Alpenländer, Karpaten— 
länder und hercyniſch-ſudetiſchen Länder ziemlich gleihmäßig; die Differenz zwifchen dem Theil 
jeder Ländergruppe war im Jahre 1860 nahezu verfhwindend Klein, im nächſtfolgenden nur 
rüdfichtli der hercyniſch-ſudetiſchen Länder zu deren Gunften etwas bedeutender. In dieſen 
batte die Steinfohlenproduction, neueftend befonders vorgefhritten, ein namhafteres Plus der 
Erzeugung im Nergleiche mit den andern zwei Gruppen herbeigeführt. 

fterreih8 Boden enthält nahezu alle nugbaren Metalle und viele davon in reihlihem 


2) Ein Gulden Ofterreichifcher Währung, in welcher alle im Tert angeführten Werthfummen zu vers 
fiehen find, dem öfterreichifch = deutfchen Münzvertrage zufolge nad dem 45-Fl.-Fuß ausgeprägt, ift feis 
nem Silbergehalt nad = Thlrn. Ein Gulden der frühern Gonventionswährung hatte um 5 Proc. 
mehr Silbergehalt (20 Fl. E.:M. = 21 El. DOfterr. W.), war in 60 Kreuzer eingetheilt und 21, I. 
der ältern Wiener Währung gleichgefegt. Jetzt ift in Ofterreich für die Unterteilung des Guldens das 
Derimalfgftem angenommen, 1 81. Ofterr. ®. = 100 Neufrenzern. 
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Vorrath, zu leichter Ausbeute. Im Jahre 1862 führte die Montaninduftrie des Staatd und der 
Privaten betreffs der in Maffen erzeugten Bergwerfsproducte zu nachſtehenden Rejultaten. Es 
wurden in den Berg= und Hüttenmwerfen der Monardie (mit Ausſchluß der Raffinirwerfe) er: 
zeugt an: Rohkupfer 48070 Etr., Blei und Bleiglätte 131500 Etr., Arjenif und Schwefel 
34000 Etr., Roheifen 5/, Mill,, Gußeiſen 650000 Etr. (das öſterreichiſche Eifen ift meift vor: 
züglid), aber theuer wegen beinahe ausſchließlicher Holzfeuerung in den Hütten, deshalb iſt die 
Öfterreichifche Gifeninduftrie nicht concurrenzfähig mit der englifhen und der zollvereinslänbi: 
fen, die mit Kohle arbeiten und das Product alſo billiger erzielen), Kupfer= und Eifenvicriol 
89500 Err., Schwarzfohlen 46,100000, Braunfohlen 36,100000 Etr. 

Große Übelftände hat fürden öfterreihifchen Bergbau und insbeſondere für den ärarijchen 
der beftändige Wechſel in den Organijationen der oberften Behörden herbeiführen müllen. 
Zu Anfang der 1840er Jahre beftand eine felbftändige Behörde für die Staatsbergwerke, 
die Hoffammer im Münz- und Bergmwefen, die aber mit dem Tode ihres Chefs (1842) 
mit der allgemeinen Hoffanımer (Binanzminifteriun) vereinigt wurde, Im Jahre 1848 wies 
man den Bergbau an das neucreirte Minifterium der öffentlichen Arbeiten, dad man im nädhiten 
Jahre aufbob und dafür eineigened Minifterium für fandedcultur und Bergwefengründete, wel: 
ches ſchon 1853 wieder aufgelöft wurde. Die Bergmwerfäleitung follte von da an einer eigenen 
Section des Finanzminifteriums zufallen; damit hatten aber die Veränderungen und Wechſel 
im Reffort ded Bergweſens fein Ende; fie vollzogen ſich jegt im Innern des Finanzminifteriums, 
und dad in einer wahrhaft ergöglichen Weife, in bunter Reihenfolge. Zuerſt kam die Trennung 
des Münzweſens von der Bergbaufection des Finanzminifteriums, ebenjo die Trennung ber 
Montanforjte von der Bergbaufection und Berjegung in eine andere Section. Später kehrte 
dad Münzweſen wieder in den Verband der Bergwejendabtheilung zurüd, aber das Salinen: 
wejen wurde davon ausgeſchieden und mit einer andern Abtheilung vereinigt; endlich erfolgte 
1862 die Trennung des legidlativen und adminiftrativen Theils (berghauptmannjchaftliches 
Reflort) von Finanzminifterium und Unterftellung deflelben unter das Handelsminiſterium. ?) 
Man fiebt, e8 berrichte in vem Punkte ein gar mannichfaltiger Gefhmad; wie in einem Feen— 
fü die Verwandlungen, fo jagten die Neuorganifationen eine die andere — wer zählte die 
Namen derjelben, wer die Gelder, die für diefed Exrperimentiren ausgegeben wurden! 

Die öfterreihifche Induſt rieſtatiſtik läßt, infofern fie ein Bild der induftriellen Leiftungen 
und Zuftände der neueften Zeit darbieten fol, fih nur ſehr unvollftändig geben. Seit dem 
Jahre 1843 wurde die induftrielle Production der Monardie weder dem Werthe noch der Menge 
nad in ihrer Gefammtheit erhoben ; man ift auf die Berichte der einzelnen Handelöfammern und 
auf die ſtatiſtiſchen Mittheilungen in dem öſterreichiſchen Katalog und Bericht über die jüngfte 
londoner Weltausftellung angewiefen; felbft die vor kurzem veröffentlichten Uberjichtötafeln ver 
Statiftif Ofterreihs für 1861 und 1862 (die neuefte größere amtliche Publication bis Ende 
April 1864) bringen flatt einer ziffermäßigen Darftellung der öfterreihiihen Induftriezuftände 
nur ein paar Notizen über Nunkelrübenzuder, Bier: und Branntweinerzeugung, von fonftigen 
Zweigen der Production nit ein Wort! 

Der Werth der induftriellen Oefammtproduction in Öfterreidh wird für die Gegenwart 
(1860) auf 1200 Mill. Fl. geſchätzt; find die Vorausjegungen diefer Schägung richtig und lei: 
den jie auch bei Ermittelung des annähernden Werths der öſterreichiſchen Induftrieerzeugung 
für 1863 Anwendung, fo wäre dieje für dad legtgenannte Jahr mit einem Aquivalent von 
15 — 1600 Mill. SI. anzufegen. Der Theil, welden die verſchiedenen Reichsgebiete zu dieſer 
Oefammterzeugung beitragen, läßt ih für Böhmen mit einem Sechstel, Niederöfterreih (Wien 
einbegriffen) mit einem Achtel, Mähren und Sclefien mit einem Zehntel der Hauptfumme an: 
jegen; in abfteigender Linie folgen dann Ungarn ſammt Anneren, Venetien, Galizien mit der 
Bukowina, Oberöfterreidh mit Salzburg, Tirol mit Vorarlberg, Siebenbürgen, Steiermarf, 
Kärnten und Krain, das Küftenland, zulegt endlih Dalmatien und die Militärgrenze. Die 
Bertheilung der Zweige der Grwerböthätigfeit unter die einzelnen Kronländer betreffend, dürf: 
ten im großen und ganzen genommen folgende Beftimmungen zutreffen: 

Böhmen treibt Großinduftrie in Leinen, Schafwoll- und Baummollwaaren, in Glas (jehr 
zurüdgegangen und von den Märkten ver Levante, Nordamerikas großentheild durch belgiſche 


A 2 — Studien über ben Bergbau in Oſterreich, in der Oſterreichiſchen Revue, Jahrg. 1863, 
d. I, II u. VI. 
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Goncurrenz verdrängt), in Porzellan, Steingut, chemiſchen Producten, Nübenzuder, Bier und 
Branntwein. 

Mähren und Schleſien, in Schafwollproducten unerreidht, Haben beinahe übermäßige Nüben- 
zuferfabrifation, Eifeninduftrie und die meiften Gewerbszweige, die unter Böhmen nambaft 
gemacht jind. 

Niederöfterreih (55 Proc. vom induftriellen Productiondwerth diefes Kronlandes fallen auf 
Wien) liefert Mode: und Oalanteriewaaren, Leder: und Seidenwaaren, Shawls, hat Majchinen: 
und Ghemifalieninduftrie, Baummollfpinnereien, Eiſenwaaren- und Papierfabrifation. 

Dberöfterreih hat ftarfe Senfenfabrifation, Baummollfpinnereien, Eifen: und Leinen 
induftrie (die induftriellen Zuftände dieſes Kronlandes vielleicht die gefündeften in ver ganzen 
Monarchie, die hervorragenden Induftriellen deſſelben — iſt's zu glauben?! — freihändlerijch 
gefinnt, die linzer Handeldfammer docirt in ihren Berichten die reinfte Yehre mit Cobden und 
Prince:-Smith um die Wette"). 

Steiermark, Kärnten und Krain find der Hauptfi der Öfterreichifchen Eiſeninduſtrie, labo— 
riren aber neueftens an den Folgen des lahmen Betriebs derjelben ; Tirol mit Vorarlberg er— 
zeugen Seiden=, Baummoll- und Metallwaaren ; das Küftenland und Dalmatien — die Schiffö— 
werften der Monarchie; Benetien ift im Befige einer ausgebildeten Seiden- und Glasinduſtrie, 
bat Bapier- und Lederwaarenfabrifation; Ungarn und deſſen Nebenländer, auf die Agricultur 

angewiejene Gebiete, fünnen den Vergleich mit den weftlihen Kronländern in induftrieller Be: 
ziehung nit aushalten, doch hat die Häusliche Webeinduftrie bei ihnen einen lebhaften Auf: 
ſchwung genommen; lingarn befigt Chemifalienfabrifen, und in neuerer Zeit hat die unver: 
meidlihe Rübenzucderinduftrie auch hier ihren Sig aufgefchlagen; Galizien und die Bufowina 
brennen Branntwein und treiben Hausweberei, jenes hat überdies die größte Rübenzuckerfabrik 
der Monardie (in Tlumarz: Duantum der jährlich dort verarbeiteten Nüben 408000 Ctr.). 

Die induftriellen Intereffen find feitens der öfterreihifchen Negierung mehr als jeder andere 
Zweig des Öffentliches Dienftes berückſichtigt und gepflegt worden. Mit der Tarifreform von 

"1852 beginnt eine neue handeldgefhichtliche Epoche fir Ofterreich, in der von Amts wegen auf 
Belebung des Unternehmungdgeiftes hingewirkt wurde. Man ließ die furz vorher (1850) ind 
Dajein gerufenen Gewerbe: und Handelskammern eine regjame Thätigfeit entfalten, man för: 
derte, fo gut ed anging und fo gut man es verftand, dad Gejchäft größerer Unternehmer, die ſich 
flet8 einiger Bevorzugung, ja nöthigenfall® auch pecuniärer Unterftügung ſeitens der Staats— 
gewalt zu erfreuen hatten. Wenn man vergleicht, was der Staat für Aderbauinterefjen that, 
erfcheinen jeine Leiſtungen in Pflege der inpuftriellen Erzeugung in Wahrheit unerhört. Gie 
baben dennod immer nur zu neuen Klagen und Forderungen der Induftriellen geführt, die jeit 
dem Bruch des Prohibitivſyſtems fich bedroht fühlen und darum vor jedem Windzug erfchreden, 
vor jeder weiter gehenden Ermäßigung der Einfuhrzölle ihr obligates Jammergeſchrei ausſtoßen. 
Wenn ed aber mit den Fabrikgeſchäften wirklich fo ſchlecht fände, wie dieſe Herren behaupten, 
jo müßten die fortwährende Anlage neuer Fabrifen, die Ausdehnung der beftehenden, die Zu— 
nahme ver Erzeugung überhaupt einen hartnädigen Muthwillen, ſich ſelbſt zu ruiniren, von ſei— 
ten der unternehmenden Kapitaliften zur Borausjegung haben. Seit der Zollreform der Jahre 
1852 und 1853 hat vie Öfterreichifche Induftrie — wir wollen nit fagen — profperirt, aber 
in ihren hauptſächlichen Zweigen jihtlih mehr Stoff verarbeitet und mehr Producte auf den 
Markt gefegt. Dies mag noch lange nicht einen befriedigenden Stand derfelben annehmen 
Laffen (und wenn er nicht vorhanden ift, fo haben jiher weit mehr verfehrte Mafregeln der 
Binanz und Politik, als der Zollpolitif dazu beigetragen, ihn ſchlecht zu machen); aber fo ganz 
miferabel fann e8 mit einer Induftrie nicht beihaffen fein, die in dem legten Jahrzehnt an 
Maflenconfum und Maffenerzeugung fortwährend zugenommen hat, Nachſtehend laffen wir 
eine Tabelle ver Einfuhrmengen der vorzüglidhern Verbrauchs- und Hülfsftoffe der Induftrie 
folgen; indem es wol nicht der Bemerfung bedarf, daß aus der Vermehrung diefer Mengen 
nicht gut auf anderes als eine erhöhte induftrielle Tätigkeit ved Landes gefchloffen werden kann. 
Es wurden in Ofterreich eingeführt: 


1551, 1861. 1862, 1863, 

Gtr. Gtr. Gtr. Etr. 
Roheiſen. 2 2. 18324 224752 326710 312303 
Gefriſchtes Schmiedeifen . . 2042 10818 17977 67058 
Stah 1847 2603 7110 8660 
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1851, 1861, 186?, 1863, 
Gtr. ötr. Gtr. Gtr. 


BEE. 0 or. 437 7243 16048 13575 
Holz-, Stein und Braunfohlen 1,843799 5,361645 6,011688 6,869339 
Baummolle er et 492860 881109 386553 306041 
Flachs un San . ... 129949 141466 167817 274451 
re 101848 225902 214503 213288 
Farb: und Gerbfofe . . . 413386 433715 358475 280229 
Chemiſche Sülfsfofe . . - 254069 354245 408762 402650. 


Beſonders ins Auge zu faffen ift die hier angegebene Vermehrung in der Einfuhr von 
Robeifen, von Koblen, die an fi fehr beträchtlich einen erhöhten Fabrikbetrieb vorausfegt; 
wo ſich in obigen Ziffern eine Abnahme der Einfuhrziffern der legten Jahre gegen 1851 be- 
merflih macht, ift es eine vorübergehende, im erjter Linie durch die unglüdlide Baummoll- 
conjunetur ber legten Zeit veranlaßt. 

Bergleicht man die Ausfugrliften der Fabrikate, fo zeigt ſich gleichfalls, daß die öſterreichiſche 
Induftrie in ihrer Gefammtheit und mit Nüdfiht auf ihre Hauptartikel feit dem Brud mit 
dem Prohibitivſoſtem einen erweiterten Marft gewonnen hat, folglich keineswegs in einem Zur 
ſtande der Hülflofigkeit, des Bedarfs hoher Schugzölle ich befinden fan. Es betrug die Aus— 
fubr in Zollcentnern: 


1851. 1861. 1862. 1863. 

Baumwollgarn . 2 2 2.2. 1055 3855 4183 8202 
Znmgan. 2. win“ 7739 32092 46233 67870 
Baummollmaaren Be Be 7700 31264 21235 20858 
Reinenwaaren . 2 2 2 nn 58376 86189 89953 98476 
MWollwaareın . 2» 2 2 02020. 41163 60648 61491 67679 
Glas und Sladwaaren . . . .. 183531 213913 217737 217942 


Chemiſche Producte und Barbwaaren 22874 29665 35560 33353 
Zündwaaren . 2 2 2 2000. 23380 61112 62250 77232. 


Alle diefe Ziffern conftatixen eine namhafte, bei den meiften Waarengattungen ins Mehr— 
fache gehende Zunahme ded Erportd, während aus den Zolfreformen von 1852 und 1853 nur 
die Schädigung der Öfterreihifhen Induftrie vorausgefagt wurde. Nah dem Geſchrei der In: 
duftriellen zu urtbeilen, ift eben jede Tarifermäßigung gleichbedeutend mit dem Preidgeben ver 
nationalen Arbeit, wenn aud die Ein- und Ausfuhrliften der Monardie den Nachweis liefern, 
daß fie das gerade Gegentheil: eine Förderung der Induftrieproduction bedeute. 

Der Handel in DOfterreid unterliegt gegenwärtig, fofern er fi auf den inländifhen Wer: 
kehr beſchränkt, nur mäßig reftrictiven Gefegen und Anordnungen. Seit Veröffentlihung des 
neuen Gewerbegeſetzes (December 1859) bedarf e8 nicht mehr einer Gonceffionirung von Sans 
delsbefugniſſen, ausgenommen den Handel mit jenen Artikeln, vie theils im Intereſſe der öffent: 
lihen Sicherheit, theild in dem der Öfterreihifchen Polizei befonbers controlirt werben, fo: 
Waffen, Beuerrequifiten, Arzneien, Bücher u. ſ. w. Die Geltung des allgemeinen deutfchen 
Handelsgeſetzbuchs für Ofterreich ift von der Regierung und Neichövertretung angeorpnet wor⸗ 
den — nur für Ungarn hat das bezügliche Einführungsgefeg Feine bindende Kraft; bier gelten 
bis auf weiteres die ältern und neuern ungarifchen Gejege. Der internationale Handel ift 
auf Grund ded Zolltarifs von 1852, des Februarvertragd mit dem Zollverein (1853) dem 
Syſtem eines hoben, jehr ausgiebigen Schugzolld unterworfen. Da nun alle Audit ge: 
ſchwunden ift, daß die protectioniftifchen Öfterreihiichen Vorſchläge einer Zolleinigung mit 
Deutihland oder mit jenen Staaten und Staatengruppen, die fih vom preußiſch-franzöſi— 
Ihen Handelsvertrag gern losfagen möchten, aber nicht können, zur Ausführung fommen: 
wird e8 für Ofterreich bei dem jegt geltenden Hochſchutzzollſyſtem fein Bewenden und mit einer 
Reform deffelben wahrſcheinlich gute oder vielmehr fehr fchlechte Wege haben. Kann die Re: 
gierung nicht mit der vollendeten Thatſache eines abgeſchloſſenen internationalen Acts ver öfter: 
reichiſchen Reichsrepräſentanz entgegentreten, fo dürften Ermäßigungen des Zolltarifs ſchwer 
durchzuſetzen fein. Eher nod wird e8 zur Erhöhung der Zölle fommen, der Zwifchenzölle in 
erfter Linie und dann der andern. Den öfterreichifcdhen Prohibitioniften wird der Kamm ſchwel— 
len; fie werden ben Infolge des preußiſch-franzöſiſchen Handeldvertragd ganz und gar veränder- 
ten Gonjuneturen des mitteleuropäifchen Verkehrs nicht durch freifinnige Tarifreformen, fon= 
dern durch firenge Gontrole längs der Grenze, durch hohe Zölle und raftloje Verfolgung des 
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Shmuggelmejens begegnen wollen. Schon haben ſich in diefem Sinne Stimmen im Reichs— 
vath vernehmen laffen, freilich nur die enfants terribles der Prohibition, welche das Schlagwort 
ihrer Partei vor der Zeit ausſchwatzen und zulegt — recht behalten. Das Map hanvelspolt- 
tiſcher Erkenntniß, deſſen fid) die Wortführer des Tags in Ofterreich rühmen können, ift fo ge: 
ring, daß man den Rüdfall in das Prohibitivſyſtem oder etwas, bas ibm zum Verwechſeln 
ähnlich fteht, befürchten muß. 

Nach ven beftehenden Zolleinrihtungen ſcheidet fi das öflerreichifche Gebiet in zwei Haupt: 
abtheilungen mit verfhiedenem Zollfyftem, deven erfte die Provinz Dalmatien, deren andere 
die übrigen Kronländer umfaßt. Für Dalmatien ift nämlich ein Tarif aufgeftellt, ver auf dem 
Grundſatz der Zinanzzölle ruht; der Reſt unterliegt dem allgemeinen Zolttarif von 1852 mit 
protectioniftifchen Tariffägen. Ausgenommen von der Geltung diefer find die fogenannten Zoll: 
ausihlüffe: die Freihäfen Venedig, Trieft, Fiume, Bucrari, Portore, Zengg, Garlopago und 
das Gebiet der Stadt Brody in Galizien, deren Verkehr, infofern er nicht zur Waareneinfuhr 
auf öſterreichiſches Zollgebiet wird, feinerlei Beihränfungen feitens der Douane unterliegt. 

Bezüglich der Ausweife über den internationalen Handelsverkehr Ofterreihs bat die ſtati— 

ſtiſche Gentralcommifjion in Wien ſich neueftens der dankenswerthen Mühe unterzogen, fie raſch 
in mögliäfter Bollftändigfeit und Genauigkeit zu liefern. Beſonders verdienftlich erfcheint in 
viefer Hinſicht die Bemühung, eine richtig zutreffende Angabe der Waarenwerthe zu gewinnen, 
indem bie bisher der Berehnung zu Grunde gelegten veralteten Schägungspreife einer durch— 
greifenden Revifion unterzogen und die neuermittelten Werthbeftimmungen ven heute gelten: 
den Vreiſen möglihft angepaßt wurden. Died Verfahren wurde bei der Berehnung der Waa- 
renwerthe im internationalen Handelsverkehr von 1862 und 1863 eingehalten. Es ergab fol- 
gende Refultate: 

Der Gefammtwerth des Waarenverfehrs des allgemeinen öſterreichiſchen Zollgebiets betrug 
im Jahre 1863 in der Einfuhr 262,348115 Fl. (1862 261,257288 Fl.), in der Ausfuhr 
303,028656 Fl. (1862 321,445061 Fl.) oder, wenn man den Verkehr in edeln Metallen, 
fowie in Gold- und Silbermünzen in Abzug bringt, in der Einfuhr 233,503743 FI. (1862 
238,840324 $1.), in der Ausfuhr 281,318944 Fl. (1862 294,611516 FL). Daraus er: 
hellt, daß vie Refultate des Jahres 1863 bedeutend ungünftiger find als die des Jahres 1862, 
indem die Einfuhr eine Abnahme von 2,2 Broc., die Ausfuhr eine folde von 4,5 Proc. auf: 
weiſt; es machte ſich eben die Ungunft der politifhen Verhältniffe und die Misernte in Ungarn 
fühlbar, melde legtere die Ausfuhr an Getreide wejentlidy reducirte. Der Verkehr in ungefaften 
Ganz: und Halbevelfteinen, fowie in echten und unechten Perlen ift in ven angeführten Zahlen 
nicht inbegriffen; derfelbe beziffert fih im zehnjährigen Durchſchnitte in der Einfuhr auf 
6,6 Milt., in der Ausfuhr auf 3,2 Mitt. Fl. 

Der Handeldverfehr Dalmatiend, bei deflen MWertbbeftimmung übrigens die frübern 
Schätzungspreiſe (von 1858) ausnahmsweiſe no in Anwendung Eamen, erreichte 1863 in 
der Einfuhr 7,722038 Fl. (1862 7,305094 $1.), in ver Ausfuhr 6,092641 FI. (1862 
5,662073 81.). 

Die angegebenen Ziffern enthalten ven Gefammtwerth der öfterreihifchen Gin= und Aus: 
fuhr noch nicht vollftändig; fie umfaffen nur den Ausweis über die vorzüglichern, ausſchlag— 
gebenden Warren. Die volljtändigen Handelsausweiſe erſcheinen erft mehrere Jahre fpäter und 
verlieren dadurd für den Statiftifer an Intereffe. Sie ändern übrigens an den überfichtlic zur 
rechten Zeit publicirten Ergebniffen nichts Weſentliches: es wird fpäter leviglid in der Ein— 
und Ausfuhr zuſammengenommen ein um eirca 20 Mill. Fl. größerer Verkehr aufgeführt. 

Der Gelammtertrag aus den Zöllen von allen im Jahre 1863 in den Verkehr des allge- 
meinen Öfterreihiichen Zullgebiet8 gefommenen Waaren macht 14,501041 Fl. aus, wovon bie 
Einfuhrzölle 13,979210 Fl., die Ausfuhrzölle 521831 FI. gebradt haben. Zoflertrag in 
Dalmatien 1863 275702 Fl. 

Um in die wirthſchaftliche Yage des Landes klar zu fehen, dürfte ed genügen, aus den Hans 
delsausweiſen für die jüngftverfloffenen Jahre folgende Daten zufammenzuftellen: 

Im Jahre 1863 ift das abnorme Verhältniß eingetreten, daß die Ausfuhr von Verzehrungs— 
gegenftänden (40,9 Mill.) von der Ginfuhr (54,9 Mill.) bedeutend überwogen wurde. Geit 
1860 hatte biöher ein entgegengefegtes Verhältniß ftattgefunden, der Werth der Ausfuhr diefer 
Segenſtände überftieg den der Einfuhr im Jahreödurhichnitt um 8 Mill. Die Erklärung wird 
im dem Rotbftand des ſonſt Getreide erportirenden Ungarn zu fuchen fein. Sieht man von diejer 
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mehr zufälligen Gonftellation bezüglid der Verzehrungsgegenftände ab, fo zeigen die Übrigen 
namhaftern Rubrifen der Ein- und Ausfuprliften für 1863 fehr viel Ubereinftimmung mit 
denen der Vorjahre. Wie au früher überfteigt die Ausfuhr von Rohftoffen die Einfuhr son 
ſolchen (90,8 Mill. gegen 66,4); die Einfuhr von Halbfabrifaten beträgt, wie früher burg: 
fhnittlich, mehr ald das Dreifache ded Ausfuhrwertbes (69,6 gegen 21,4 Mill. Fl.); bei Gan;: 
fabrifaten ftebt einer Einfuhr von 42,1 Mill. SI. eine Ausfuhr von 127,2 Mill. FL. gegenüber. 
In den Vorjahren ftellte jih das Verhältniß der Ein= zur Ausfuhr von Fabrifaten — nad im 
ältern Schägungspreifen — wie folgt: 1860 37 Mill. und 120,5 Mill., 1861 32,3 Mill. nt 
137, Mill. 1862 38,5 Mill. und 131,7Mill. Dieſe Zahlen harakterifiren ven weithin tönen: 
den Lärmruf von der Überfhwenmung Ofterreih® mit fremden Fabrikaten in feiner ganze 
fchreienden Hohlheit. Von allen Waarengattungen, die unter die Babrifate fallen, zeigen nur 
die literarifhen und Kunftgegenftände eine größere Gin= als Ausfuhr (6, Mill. gegen 
2,9 Mill. $1.); alle andern zeigen die öſterreichiſche Induſtrie mit bedeutenden Mailen für den 
Erport arbeiten, fo bei Webe: und Wirkwaaren mit 42 Mill. (Ginfuhr 15,4 Mill.), bei Waaren 
aus Strob, Bajt u. ſ. w. mit 5,7 Mill. (gegen eine Einfuhr von 1,7 Mill.), bei Levermaaren 
mit 7,3 Mill. (Einfuhr 1,5 Mill), bei Holz-, Glas: und Thonwaaren mit 17,1 Mill. (Einfubr 
35 Mill.), bei Metallmaaren mit 8, Mill. (Einfuhr 4,9 Mill.), bei Land: und Wafferfar: 
zeugen mit faft 4 Mill. (Einfuhr 90000 Fl.), bei Inſtrumenten, Maſchinen und kurzen Waaren 
mit 34,9 Mill. (Einfuhr 5,9 Mill), bei hemifhen Producten, Farb- und Fettwaaren mi 
4,5 Mill. (Einfuhr 2,7 Mill). Danach hat es offenbar mit ven berzzerreißenden Klagen über 
die Unmöglichkeit einer Coneurrenz mit dem Auslande nur eine figürlihe Bewandiniß, un: 
gefahr in dem Sinne, in welchem Hr, von Rothſchild feinen Namen als Mitunterzeichner 
unter eine Eingabe öjterreichifcher Inpuftrieller jegte, in welcher über Mangel an Kapital ge: 
Elagt wurde! Diefer Mangel an Kapital macht ſich in viel höherm Grade bei der landwirth— 
ſchaftlichen als bei der induftriellen und commerziellen Erzeugung fühlbar; er war für diele kein 
jo drückender, daß er die Zunahme des internationalen Verkehrs von einem Umſatzwerth ser 
148 Mitt. Fl. im Jahre 1831 auf einen jolden von 2191/, Mill. für 1840, 276,9 Mill. für 
1850, endlich nahezu 600 Mill. Fl. (= Werth der Ein: und Ausfuhr) im Jahre 1863 we: 
hindert hätte. 

Der Beſitzſtand DOfterreichd an Communicationdmitteln if je nad) der weſtlichen ode 
öftlihen Rage ver Reichstheile ein mehr oder minder vortheilbafter. Die Längenausdehnung 
des gefammten Straßennepes der Monarchie bezifferte fih Ende 1861 mit 1431614 Öfterreiht: 
ſche Meilen (eine Öfterreihifche Meile = 1,022 geographiihe Meile). Neuere Daten flehen nid! 
zu Gebote und dürften auch nicht viel geändert zeigen, da der Staat große Enthaltſamkeit in 
Straßenbau übt (ed wurden in ganz Oſterreich im Jahre 1861 kaum vier Meilen ärarifder 
Straßen neu zugebaut), die Communen gleichfalls nichts weniger als verſchwenderiſch in den 
Punkte find und die Landtage einiger Kronländer erft in ihrer legten Sefjton (1864) zur Pr 
ſchlußfaſſung über die Anlage von Kronlandsftraßen gelangen fonnten. Bon der angegebenen 
Meilenlänge der öfterreihifchen Straßen find nur 2992 Meilen, die wichtigften Linien, von 
Staate unterhalten; Anfang 1861 waren es 3038 Meilen und wurden in diefem Jahre 49 Mi: 
Ien ärarifher Straße in Galizien aufgelafjen; den Neft der öfterreichifchen Verkehrswege haben 
die einzelnen Kronländer oder Bezirke oder Gemeinden angelegt und zu unterhalten. Gäfommt 
in ſterreich durchſchnitilich auf 3,9 Quadratmeilen Flächenausdehnung eine Meile Ararial: 
ftraße, während von dem gefammten übrigen (Eronländifchen oder communalen) Wege: und 
Straßenneg etwa 1,1 Meilenlänge auf 1 Duadratmeile Flähenraums kommen. Dies Der: 
hältniß ift jedoch nur im Mittel aller Kronländer vorhanden und zeigt in Wirklichkeit fehr ir 
deutende Abweichungen, welche eben felbftverftänplich auf die fartifche Bevorzugung eines Reid: 
theild vor dem andern binauslaufen müſſen. 

In den Ausbau des öſterreichiſchen Eiſenbahnnetzes ift feit Bruck's Tode ein Stillſtand 
eingetreten. Mit Ausnahme der Linie der Böhmifhen Weſtbahn (von Prag über Pilien nad 
Fürth in Baiern) und der Schienenmege, deren Anlage im Pflichtenheft ver ſüdlichen Staatk: 
Lombardiſch-Venetianiſchen Geſellſchaft vorgefchrieben ift, wurde in Eifenbahnbauten nicht? von 
Bedeutung in Angriff genommen oder durchgeführt. DieLängenausdehnung ſämmtlicher öſtet 
reichiſchen Gifenbahnlinien betrug im Jahre 1862 755,16 Meilen, wovon bereitd 24,77 auf die 
neue Böhmische Weftbahn Famen; feither trat nur vurd) Ausbau von Südbahnſectionen (Klagen: 
furter Linie) eine erwähnenswerthe Vermehrung ein. Nach dem heutigen Stande (1864) bürfte 
die Länge der in Betrieb ftehenden Öfterreihifchen Eifenbahnen auf 770 Meilen anzunehmen fein. 
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Saͤmmtliche Linien ſtehen unter einer Privatregie, indem auch die vom Staate gebauten Bahnen 
in die Hände von Actiengeſellſchaften übergingen. Dan zählt deren in Ofterreih 14, von 
melden die Hälfte für Die ausgegebenen Wertbpapiere oder für eine begrenzte Summe der An- 
lagefoften eine 5,2proc. Garantie des Staat? genießt. Der Genuß jedoch wird ihnen vielfach 
rerkümmert und verbittert, indem der jegige öſterreichiſche Finanzminiſter, Hr. von Plener, bei 
den Zahlungen aus dem Titel dev Zinfengarantie marktet und feilfcht. Die im Jahre 1863 neu= 
gegründete (15. oͤſterreichiſche) Eiſenbahn-Actiengeſellſchaft zum Bau der Linie Lemberg- 
Eernowig mußte für ihr Anlagefapital eine, 7 Proc. des Actienſtocks gleihfommende Berzin- 
jung garantirt erhalten. Die Vertheilung des Gefammtneged auf die Kronländer betreffend 
theilen wir den Ziffernanfag mit, zu dem die bedeutenden oder induftriereichern Länder an der 
Lingenauspehnung der Öfterreihiihen Bahnen participiren. Es kommen ausgebaute Eiſen— 
babnlängen auf: 


Ofterreich unter der Ennd . . . 61,9 Meilen, 
Oberöfterreidh mit Saljburg . . 37,3 „ 
STERRTIERER u oe 5 4910 „ 
Böhmen . . » 2 2 2 0. 1290 „ 
Mähren und Shlefien . . . .  T25 u 
Galizieen. 641 
Venetiennn. 47,48, 
Ungarn . . . 247,34, 


Lediglich mit der Hoffnung auf eine Eiſenbahn iſt Siebenbürgen vertröſtet; die ſichere 
Audſicht auf Gewinn einer ſolchen hat die Bukowina durch Conceſſionirung der Linie Lemberg— 
Gernowitz erlangt. 

Die Betriebsreſultate der öſterreichiſchen Bahnen laſſen ſich auf Grund der durchſchnittlichen 
Ziffer der Einnahmen in den Jahren 1860 — 62 (das Jahr 1863 kommt als ein exceptionell un: 
günftiges hier nicht in Betracht) wie folgt zufammenfaffen. Zieht man von der Bruttoeinnahme 
den Regieaufwand ded totalen Betriebs (laufende und Fondsauslagen) ab, jo bleibt als erzielter 
Bruttoüberſchuß ſämmtlicher öfterreihifhen Bahnen die Summe von 42,556000 Fl. übrig. *) 
Davon entfallen auf die Bahnen am linken Donauufer 26,403000, auf die am reiten Donau— 
ufer 16,153000 Fl., per Bahnmeile auf jene 61700, auf diefe 58000 Fl. Betrachtet man 
den erzielten Überſchuß dem hierbei in Verwendung ftehenden Kapitaldaufwande gegenüber 
(nabe 543 Mil. Fl.), fo findet man, daß ſich die öfterreihifchen Bahnen durchſchnittlich mit 
circa 7,82 Proc. rentiren follten. Da aber dem vorgenannten Kapitaldaufwande die to- 
talen geſellſchaftlichen Fonds oder verzindbaren Werthpapiere mit circa 678 Mill. entgegen: 
Reben, fo reducirt ſich die oben bezifferte Nente auf 6,27 Proc., ein Nefultat, welches für die 
Öfterreihifhen Bahnen ziemlich günftig fpräde, wenn eben diefe Mittelziffer ver Nentabilität 
nicht in Wirklichkeit fehr große Abweihungen nad) unten und oben zeigte. Eine ber öſterreichi— 
Ihen Bahnen (die Nordbahn, Wien-Brünn:Overberg: Krafau) macht ein glänzendes Geſchäft; 
einige wenige derjelben (Südbahn, Buſchtihrader, AuffigeTepliger, Brünn-Nofjiger, Nörvliche 
Staatsbahn) machen ein gutes oder mittelmäßiges; der Reſt ift großentheils auf die Staats: 
garantie der Einnahmen angewiejen und wurden aus dem Titel derfelben 1861 1,130000 $I., 
1862 2,194200 Fl. zur Subventionirung einzelner Geſellſchaften ausgezahlt. 

Über den Stand der öfterreihiihen Handeldmarine liegen die Ausweife biß incl. 1862 
vor. Nah venfelben beläuft fi die Gefammtzahl der öfterreihiichen Seeſchiffe, die Fiſcher— 
barfen mitgerechnet, im Beginn des Jahres 1861 auf 9803, 1862 9825 Seefahrzeuge; der 
Tonnengebalt war 1861 341972, 1862 331337; der Mannſchaftsſtand 34717 und 34530. 
Die Zahl der Dampfihiffe war im Beginn 1861 und Anfang des nächſten die gleiche, 59; 
deren Tonnengehalt 21338. Große Schiffahrtgefellfchaften find der Öfterreihiiche Lloyd 
(kevantehandel und Pontusfahrer) und, für den Binnenverkehr, die Donaudampfſchiffahrt— 
geſellſchaft. Beide find vom Staate fubventionirt. Der Lloyd fuhr 1837 mit 7, 1862 mit 
60 Shiffen; die Roheinnahme bat ſich in der Periode zwifchen beiden Jahren von 203343 auf 
7,870000 Fl. gehoben (in legter Ziffer die Staatsjubvention von 2,024000 Fl. einbegriffen). 
Vie Donaudampfſchiffahrtgeſellſchaft, längs dem ganzen Lauf ded Stroms auf öſterreichiſchem 
Gebiet und bie Galacz, dann auf den Nebenflüffen der Donau, Theiß und Save thätig, nennt 





9 Fillunger, Vergleichende ſtatiſtiſche Zuſammenſtellung der Verkehrs- und Betriebsergebniſſe der 
öfterreihifchen Eifenbahnen (Wien 1863). 
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fi eine £. £. privilegirte, ungeachtet ihr Privileg infolge des Parifer Friedensigluffes von 1856 
gegen Entſchädigung feiten® der Öfterreihifchen Regierung aufgehoben wurde. Sie bezog aus 
dem Titel diefer Entjchädigung im Jahre 1862 rine Staatöjubvention von 1,180000 Fl.; Die 
Zahl ihrer Dampfer betrug mit Ende ded nämlichen Jahres 134, die ihrer Schleppſchiffe 529; 
Bruttoeinnahme 1862 (ohne vie Subvention) 9,201335 1. Nah Dotation des Berfiherungs- 
fonds, Dedung der 5proc. Actienzinfen und Verzinſung der Geſellſchaftsanlehen ſchließt dir 
Rechnung feit 1860 mit einem Deficit, ſodaß für Deckung deſſelben und Auszahlung einer 
Superbividende an die Actionäre nur die Zuflüffe aus dem Titel der Staatsfubvention vor: 
handen find. 

Im Verkehrsweſen unterliegen die Poſt und die Telegraphen dem Staatsmonopol. Be: 
züglich ver Boft zeigte fih auch in Dfterreih, daß eine Ermäßigung des Briefportod auf Ver: 
mehrung der Gorrefpondenz in einem Grade Hinwirft, der den Ertrag ded Poftregals nicht nur 
ungefchmälert läßt, jondern aud rafch zum Steigen bringt. Wenn im Jahre 1851, in weldes 
der Zeitpunft der Ermäßigung fällt, die Zahl der befürderten Briefe ih auf 32,252000 ke: 
ſchränkte, war fie fhon 1855 über 50 Mill. geitiegen und hatte im Jahre 1861 73,325000, 
im nädften Jahre 87,888000 erreiht. Der Ertrag der Poſtgefälle bezifferte ih 1850 mit 
506000 $I., er war allerdings im nächſten auf 147000 gefallen, flieg aber fofort im Jahre 
1852 auf 669000 und ftetig ſodann bis 3,448000 für 1862. Die Länge der öſterreichiſchen 
Telegraphenlinien betrug im Jahre 1861 1782, im nächften Jahre 1907 geographifche Meilen, 
die Zahl der telegraphifhen Staatsdepeſchen 1861 139000, 1862 140000, die der Privat: 
depefhen 708000 und 805000, die Einnahmen für Beförderung der legtern 1,555000 FI. im 
Jahre 1861, 1,272000 Fl. im nädjftfolgenden Jahre. 

Die Ajfociationen zu induftriellen Zmeden fonnten in Öfterreich wegen ver beläftigen- 
den Geſetzgebung über das Vereinsweſen zu feiner reihten Entfaltung gelangen. Erſt in der 
neueften Zeit jind dur Einführung ded Allgemeinen Deutfhen Handelsgeſetzbuchs in diefer Hin- 
ſicht mannichfache Erleichterungen eingetreten, deren prafrifche Folgen abzuwarten find. An der 
Spige der großen öÖfterreihifchen Actiengelellihaften ſteht das Inftitut der Sſterreichiſchen 
Nationalbank, zur Zettelemiſſion privilegirt und mit den anderweitigen außerordent— 
lihen Befugniffen audgefattet, die, wo dad Monopol zur Ausgabe (vorläufig) uneinlösbarer 
Noten mit Zwangscursd einer Gentralbanf verliehen ift, die gewöhnlichen Attribute derfelben 
blivden. Die öfterreihiiche Nationalbank unterliegt feit 27. Dec. 1862 einem neuen zwiſchen 
Regierung und Reichsrath einerjeitd, der Banfvertretung andererfeits vereinbarten Geſetze, dad 
in Nachahmung der Peel'ſchen Banfacte ein Marimum der Notenausgabe feitiegt (200 Mill.), 
weldes von der Banf ohne gefeglihe Dedung in Edelmetall im Verkehr gehalten werben darf; 
dad Plus der Noten über died Marimum hinaus hätte metallifhe Deckung dem vollen Betrage 
nad) zu erhalten. Daneben wurde in demselben Gefeg die Rückzahlung der beider Bank contrabir- 
ten Staatsjhuld, bid auf die Summe von SO Mil, Fl., welde für Die Dauer des Privilegs (bie 
ultima December 1876) ausſtehen folle, des Nähern geregelt. Der rücdzahlbare Theilder Staats— 
ſchuld foll bi Ende 1866 vollftändig getilgt werden und im nächſten Jahre die Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen erfolgen. Ob died neue zum Gejeg erhobene Ubereinfommen mit der Banf 
und die neuen Statuten fammt Reglement nicht eben auch wie jo mande frühere Verträge 
ded Staats mit diefem Inflitut auf dem Papier bleiben werden, ift abzuwarten. Die Lage ber 
Nationalbank hat jih übrigens jeit Einführung der Banfacte gebeifert. Das Gefhäftsjahr 
1863 füllt bereitd vollftändig unter Geltung ver neuen Banfgefege, und es läßt ſich nicht leug— 
nen, daß der Staat jowol ald die Banf die flipulirten Bedingungen ihrer Vereinbarung, ſoweit 
fie bisher zu realijiren waren, erfüllt haben. Nur wäre ed voreilig, hieraus einen günftigen 
Schluß auf die Zufunft ziehen zu wollen, zumal das erfte Brobejahr der Banfacte wenig läjtige 
Berpflidtungen für beide Theile mit ich brachte, die Geſchäftsleitung einer infolventen Bank aber 
im Grunde genommen eine jehr einfache, ſehr bequeme ift und bei noch fo großer Solidität Feine 
Bürgihaft dafür bietet, daß im Zuftande der Solven; banfmäfig wird gewirthfchaftet werben. 
Immerhin läßt jih nad den Ergebniffen des Jahred 1863 annehmen, daß Staat und Bank die 
Miederaufnahme der Baarzahlungen zu erreichen beftrebt find, ein Streben, das den beiten Wil: 
len vorausfegt und jpäter vielleicht für die That wird genommen werden müſſen. Vergleicht 
man den Status der Banf zu Ende 1863 mit jenem zu Anfang des Jahres, To zeigen fü fol: 
gende Reſultate: 

. Bei Beginn des Jahres 1363 betrug die Schuld des Staat? an die Banf im ganzen 
217,289000 Fl., davon 80 Millionen permanentes Darlehn auf Privilegiumsdauer verblei- 
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ben, der Reit (137,289000 81.) in den vier Jahren bis 1866 zurückzuzahlen if. Im Ges 
ſchaftsjahr 1863 beliefen ſich dieſe Rüdzahlungen auf 9,100000 Fl. der alten Wiener-Wäh— 
rungsſchuld, und auf 14,400000 81. der in Staatdgütern fundirten Schuld, melde durch 
Emiſſion des Neftes vom 1860er Lottoanlehen hereingebraht wurden, dann auf 7 Millionen 
bei naͤmlichen Schulppoftens, welde duch Berküufe und Einnahmen von Staatögütern realiffrt 
wurden; es bleiben daher noch 106,373000 Fl. zu tilgen. 

Um ſich dem Zuftand der Solvenz zu nähern, ſollte die Bank ihr eigenthümlich gehörige 
Börfenefjecten, welche vom Staat bei frühern Gelegenheiten als Schulddeckung ihr übergeben 
worden, nah Thunlichfeit veräußern. Ende 1862 hatten dieſe Efferten einen Bücherwerth von 
401, Millionen; d wurden die Schuldverfihreibungen der Galiziſchen Eiſenbahn im 
Nennwerth von 13,800000 81. ausgeſchieden, e8 verblieben ſonach noch 26,700000 in Effecten. 
Die Bank hat hiervon im Jahre 1863 für 13,366062 FI. veräußert, und der Effectenftand ift 
nun auf 13,366784 Fl. vermindert. Die Ziffer prücdt den Curswerth aus. Es bleiben der Banf 
noch in den nächſten drei Jahren zu veräußern 11,800000 81. Grundentlaftungs: Obligationen 
und 5,800000 81. Theisbahn: Prioritäten. Der Notenumlauf eriheint am 31, Dec. 1863 
gegen das Borjahr um 30 Millionen redueirt; er bezifferte ſich jet auf 396,656000 Fl., denen 
ald Metallihag 110,709000 FI. (um 5,638000 FI. mehr ald Ende 1862) gegenüberftanden. 

Die öſterreichiſche Nationalbant ift zugleich Hypothefarereditbant mit vem Mechte zur Aus: 
gabe von Pfandbriefen. Sie hat als folde im Jahre 1863 8,600000 Fl. neuer Darlehen be: 
willigt; von allen Darlehen wurden 5 Millionen zurüdgezahlt, mithin ergab fidy eine Zunahme 
gegen das Vorjahr um 3,600000 Fl. und die Gefammtfunme der Hypothekardarlehen von 
.. &.; der Pfandbriefumlauf betrug 56 Millionen, um 3%, Millionen mehr als 

de 1862. 

Die übrigen Banfen Ofterreihs entbehren ſämmtlich des Rechts zur Notenaudgabe. Der 
Escompte: und Lombardverkehr find die hauptfählihen Zweige ihrer Wirffamfeit; die Anz 
nahme verzinslicher Depojiten ift ihnen, im Gegenfage zu den Reftristivmaßregeln wider die 
preußiſchen Provinzialbanfen, faft durchweg geftattet. In neueſter Zeit wurbe von einigen 
wiener Banfen, der Greditanftalt und der 1863 gegrümdeten Anglo-Oſterreichiſchen Banf, der 
Verſuch gemacht, ihr Girogeſchäft durch Nachahmung englifher Ginrihtungen in Schwung zu 
bringen, Nach dem Mufter des parijer Mobilareredits find angelegt: bie Ofterreihiiche Credit: 
anftalt für Handel und Gewerbe (Artienfapital 60 Millionen wit der neueſtens ertheilten Be: 
fugniß einer zeitweiligen Rebuetion deſſelben) und theilweiſe auch die Anglo:Ofterreihifche Bank. 
Die großen wiener Geldinftitute haben Bilialbanfen in den Provinzen, fo die Nationalbank in 
Prag, Brünn, Veſth, Trieſt, Lemberg u. f. w., und ähnlich die Greditanftalt ; überdies beftehen 
für ih: eine Niederöfterreichiiche, eine Böhmische, Mährifche Escomptebank, legtere zwei vor 
kurzem gegrümbdet , die Peſther und die Triefter Commerzialbanf. 

In jüngfter Zeit wurden zur Belebung des Credits für landwirthſchaftliche Kreife außer ver 
Sppothefarabtheilung der öfterreihifhen Nationalbank zwei Hypothekenbanken ind Leben ge: 
rufen: die Ungarifche und die Allgemeine Ofterreichifche Bodenereditanſtalt, Tegtere im wefent: 
liden eine Nachahmung des parifer Grebit:foncier, ausgeftattet mit umfaflenden Befugniffen 
und Rechten, darunter das Privilegium, daß neben ihr eine andere Hypothekenbank für das Ge: 
fammtreich nicht errichtet werden fünne. Die Ausgabe von Prandbriefen ift in den Geſchäfts— 
kreis der in Ofterreich beſtehenden Hypothefenbanfen gezogen, doc iind diefe ſämmtlich Actien: 
banfen, deren geſellſchaftliche Theilnehmer nicht zugleich die grundbeſitzenden Erebitwerber des 
Inſtituts ind. Pfandbriefinſtitute nah preußiſchem Mufter etwa in ber Art, von welcher die 
ritterihaftlichen Creditvereine ind, fennt man in Ofterreih nicht. Der Verſuch des böhmischen 
Landtags, eine Bank für die ereditbedürftigen Grundbeliger Böhmens ins Leben zu rufen, hatte 
bisjegt, trogdem der Landtag in alle von der Regierung vorgefhlagenen Statutenänderungen 
woilligte, nicht den gewünſchten Erfolg: die Sanction des fraglichen Landesgeſetzes wird ver— 
zögert, man hofft aber, daß dies nicht auf allzu lange Zeit geſchieht. 

Die Stariftik der Verbrechen und Bergehen zeigt für bie Jahre 1860 — 62 folgende 
Grgebniffe: Die Zahl der wegen Verbrechen Angeklagten belief id in Oſterreich, bie ungaris 
ſchen Befigungen ausgenommen, 1860 auf 22185, 1861 auf 25811, 1862 auf 27568. 
Davon wurden theild freis, theils losgeſprochen (in Ofterreich gibt ed noch eine Freiſprechung 
ab instantia) 1860 2398, 1861 2403, 1862 2434. 

Was die Gattung der Berbreden betrifft, zeigen bie nördlichen Kronlänver einen ftärfern 
Antbeil an Verbrechen aus Gewinnfucht ald die ſüdlichen, welche dagegen in größerm Maße an 
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jener Gattung betheiligt find, die eine Neigung zu Gemaltthätigfeiten zum Urſprung bat. 
Auffallend groß ift die Zahl der politifhen Verbrechen ober jener Handlungen, die als ſolche 
gelten. So wurden allein wegen des Verbrechens der Majeſtätsbeleidigung verurtheilt 1860 
151, 1861 145, 1862 117 Perfonen. Todesurtheile wurden in den drei aufgeführten Jahren 
gefällt 27, 31,33; davon vollftredt 2,7 und 3. Die Zahl ver Rüdrälligen ift bei den Ver— 
urtheilungen anfehnlich genug. Wir machen dies in nachſtehender Tabelle erfiähtlic: 


Gefammtzabl der wegen Noch nie Gin oder mehrmals wegen Ber- Ginmal wegen Ber- Zwei oder mehrmald wegen 
Rerbreben Berurtbeilten, verurtbeilt. gehen oder Übertretung verurtbeilt. brechen verurtbeilt. Verbrechen verurtbeiit. 


1860 16382 9152 3125 "2047 2058 
1861 17534 9624 3352 2158 2400 
1862 19101 10505 3619 2333 2644. 


Des Leſens und Schreibend unfundig waren 1860 von 16300 wegen Verbrechens Verur- 
theilten 7900, 1861 von 17500 8500, 1862 von 19100 9290. Anklagen und Verurthei: 
lungen wegen ftrafbarer Handlungen geringeren Grades (Vergehen und Ubertretungen) famen 
in folgenden Summen vor: 


Beihuldigte wegen Berurtbeilte wegen 
Vergeben. Ubertretungen. Vergeben. Ubertretungen. 
1860 1837 31602 1275 11467 
1861 1835 35558 1225 11032 
1862 2245 42061 1576 13384. 


(Sämmtlihe Ziffern der Verbrecherſtatiſtik beziehen fih auf die außerungarifhen Provinzen ; 
die Daten über die Nechtöpflege in Ungarn f. unter dieſem Artifel des „Staats-Lexikon“) 

Das öfterreihifhe Schulwefen fteht mit Bezug auf Volks- und Mittelfhulen vorwiegend 
unter Elerifalem Einfluß. Unabhängigkeit ver Schule von der Kirche! fo lautet feit Ginführung 
ber neuen Berfaflungdgefege pas beliebte Schlagwort des Tages, dem aber die Wirflichfeit eben 
nicht entſpricht. In Schulangelegenheiten hat man fo ziemlich alles beim alten gelaſſen, gerade 
fo wie in vielen andern Dingen, in der Strafgefeggebung, der politifchen und Juftizorganifa= 
tion, im Befteuerungsfuftem (ausgenommen die unſyſtematiſchen Steuererhöhungen) u. ſ. w. 
Man hat im October 1860 das Unterrihtöminifterium aufgelöft und dann die Schulangelegen- 
heiten fo gut als ohne Leitung gelaffen, bis endlih um die Jahresſcheide 1863 — 64 ber ſchon 
vorlängft im Plane ſtehende Unterrichtsrath, eine Körperfhaft mit confultativen Befugniffen 
ausgeftattet und aus Fachmännern zufammengefegt, ind Leben trat. Diefer Unterrichtsrath 
fann und foll nun in jever Frage über Unterricht und wiſſenſchaftliche Fortbildung feine Mei— 
nung abgeben; ob aber diejenigen, welchen die Rathſchläge gegeben werben, in allen Fällen 
den Willen oder auch die Macht haben, diefe zur praftiichen Durchführung zu bringen, fann 
nur die Zufunft lehren. Nad allen Erfahrungen der frühern Zeit und auf andern Gebieten 
möchte es dem Unterrichtärathe bei feiner eigenthümlichen Stellung nicht leicht fallen, feine An: 
Ihuungen zur Geltung zu bringen. 

Die öſterreichiſchen Volksſchulen werden in die nieverften (Glementar- over Trivial:) Schu: 
len und Hauptſchulen eingetheilt. Man zählt deren in Ofterreih (ausgenommen die von Un: 
garn, Kroatien, Siebenbürgen) 16065 fatholifche, davon 933 Mädchenſchulen; 906 nicht: 
fatholifche, davon 22 Mädchenſchulen, und 83 Judenfhulen. Nach Sprachen geſchieden find 
biefe Schulen verzeichnet ald: deutſche 6365, ſlawiſche 4798, magyariſche (außerhalb Ingame) 2, 
italienifhe 2908, rumänische 102, gemifhte 2796. Die Gefammtzahl der Schulfinver in den- 
jelben beläuft jih auf 2,482000. Die Schulpflicht ift in ver Regel eine allgemeine für Kinder 
von 6—12 Jahren, und im Durchſchnitt dürften in ber Monarchie (die eben angegebenen Zah: 
len gelten für 1861 und die Daten der jüngften Volfszählung find aus dem Jahre 1857) auf 
100 ſchulpflichtige 60 die Schule beſuchende Kinder fallen. Bon biefer Mittelzahl zeigen die 
ſtärkſten Abweihungen: einerfeitd Tirol mit Vorarlberg, Mähren, Ober: und Niederöflerreidh 
mit Salzburg, wo mehr als 95 Proc. der ſchulpflichtigen Kinder die Schule beſuchen; anderer: 
jeit8 Galizien, Dalmatien, die Bukowina (nicht ganz 20 von 100). Das Lehrperfonal in 
den Volksſchulen betreffend verhalten ſich auf den katholiſchen Schulen die Neligionslehrer 
(Katecheten) zu den übrigen Lehrkräften ver Zahl nad) wie 1 zu 2,5, auf den proteftantifchen 
wie 1 zu 1,8. Die Lehrerzahl auf proteſtantiſchen Anftalten ift eben eine geringere als in den 
reicher dotirten Schulen der Katholifen, und daß auf jeder evangeliſchen Schule der Neligions: 
unterricht durch einen Geiſtlichen der Gonfefjion beforgt werde, ift in Oſterreich nod weniger 
zu vermeiden ald anderwärts. 
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Die Zahl der öſterreichiſchen Gymnaſien beträgt außerhalb Ungarns 133; für Ungarn 
liegt nur betreffs der fatholifchen der Ausweis für 1862 vor, es gab deren 59. Mehrere der 
Gomnaflalanftalten Oſterreichs ftehen unter ausfchließlich Elerifaler Leitung; einige davon, fo 
Feldkirch, Ragufa, eins in Linz, werden von Jefuiten beforgt, und außer diefen frommen Vä— 
tern haben ſich anderlei Mönchsorden: Benedictiner, Piariften, Franciscaner, Eiftercienfer, 
Auguftiner u. dgl., des Unterrichtd auf den Gymnaſien bemächtigt. Realſchulen beftehen, die 
ungarifchen nicht gerechnet, kaum über 20. Höhere technifche Lehranftalten gibt e8 in Graz, 
Trieft, Prag, Brünn, Lemberg, Krafau, Ofen, endlich zählt zu ihnen das Polytechniſche Inftitut 
in Wien, das aber mit der Ecole polytechnique in Paris oder dem Polytehnifum in Karl: 
ruhe nur den Namen , nicht die Vortrefflichfeit ver Einrichtung gemein hat. Univerfitäten von 
vier Bacultäten (deren Eintheilung die in Deutichland gewöhnliche ift) befigen die Städte Wien, 
Prag, Krafau, Peſth, neueftend Graz; Padua hat noch eine fünfte Facultät, die mathematiſche. 
Unsollftändig (nur im Befige von drei Bacultäten) find die UIniverfitäten Lemberg und Inns— 
bruck Reich ift die Monarchie an theologifchen Kebranftalten, theils biſchöflichen, theils Flöfter: 
lihen, in den auferungarifchen Ländern über 60 an der Zahl, alfo dreimal ftärfer als die 
Realihulen. Hierzu fommen die theologifhen Lehranftalten ver Nichtkatholiken, darunter die 
erſte die kak. evangelifch=theologifche Kacultät in Wien. 

Der Klerus ift in Öfterreich in jeder Beziehung reichlich vertreten, namentlich der des 
römifh = fatholifchen Ritus. Die Monardie ift in 13 Erzdiöceſen getheilt; von auswärtigen 
Erzbiſchöfen hat der breslauer Diöceſanrechte in Ofterreih. Die Zahl der römifch = Fatholifchen 
Bisthümer beläuft ſich auf 52. Der römischen Klerifer (lateinifch oder griehifch = unirt) gibt e8 
in den Kronläntern außerhalb Ungarns 26200, griechiſch-orthodoxe 500; die evangelifche 
Geiſtlichkeit ift hier durch 224 Mitglieder vertreten. Hierzu kommen noch bei den Katholiken 
die Mönche, Laienbrüder, Novizen, Nonnen und Novizinnen ver Klöfter, 13700. Nach ältern 
Daten 5) zählte der Priefterftand aller Eonfeffionen in ganz Ofterreih 70000 Mitglieder, je 
eins auf 530 Einwohnern (in Tirol fam eines fhon auf 197). Was dies zu bedeuten habe, 
fann man ermeffen, wenn man mit dem Status der priefterlihen Herrlichkeit ven eines beliebi= 
gen andern, aber productiven Standes vergleicht, z. B. den der Ärzte, deren es in Ofterreich 

nad) neuern Angaben 6) 7139, alfo 1 auf 1,9 Duadratmeile oder auf 5230 Einwohner gab. 
Geiftliche zu Medicinalperfonen verhalten fih wie 700: 154. Das reine Einfommen des rö— 
mifch = fatholifhen Klerus in den Rändern dieffeit ver Leitha, des Grenzfluffes gegen Ungarn, 
wird auf 13 Mill. FI. abgefhägt, was zu 4 Proc. Fapitalifirt einen Vermögensftod von 
325,000000 $1. vorausfegt. Berechnet man die nicht mitgezählten Stolgebühren auf 
12 Millionen, die Einnahmen der ungarifchen Geiftlihfeit auf 10 Millionen, fo fommt das 
artige Sümmden von 35 Mill. Fl. als Activbilanz des öfterreichifchen Klerus heraus. Die 
Einnahmen des franzöfifhen Klerus dürften indgefammt kaum auf TO Mill. Frs. zu ſchätzen 
fein; dad Staatdeinfommen verhält fih nad dem Budget zu dem der Kirche in Frankreich 
wie 25 :1, in Ofterreich ift diefe Verhältnißzahl 12:1. 

Die Drganifation der Öfterreihifchen Staatöverwaltung fteht im ganzen und weſent— 
lien genommen aufdem Punkte, wo fie nach Beröffentlihung der neuen Grundgefege (20. Det. 
1860 und 26. Febr. 1861) fand. Nur in der Leitung und Bertheilung ver oberften Staats: 
ämter find etwas wichtigere Änderungen vorgenommen worden ; fonft blieb der bureaufratifche 
Mechanismus, wie ihn Hr, von Bach eingerichtet hatte, für die Kronländer außerhalb Ungarns 
unberührt. Der 20. Oct. hatte die Wiederherftellung der ungarifchen wie der jiebenbürgijchen 
Hoffanzlei, die Aufhebung der fürs ganze Neich eingefegten Minifterien des Innern, ber Juftiz, 
des Cultus und Unterrichts gebracht; bie oberfte Reitung der politifchen Verwaltungsangelegen— 
heiten wurde betreffö der deutich = flawifchen Länder und Venedigs dem neucreirten Staats: 
minifterium übertragen. Für die Juftiz follte ein oberfter Gaffationshof in Wien errichtet 
werden, deffen Vorfigender die Intereffen und den Stantpunft derfelben im Minifterrath 
hätte vertreten jollen. Hiervon aber fan man bald ab: man ftellte das Minifterium ver 
Juſtiz wieder her und ernannte den Präfldenten des Abgeoronetenhaufes zum Juftizminifter. 
Es war Dr. Hein ; Profeffor von Hasner, der ihm auf dem Präfiventenftuhl im Neichsrath 
folgte, erhielt audy die Ernennung zum Vorfigenden des Unterrichtsraths, jener Körperichaft, 
welche den Berwaltungsbehörven iwie dem Minifterrath als Beirath in Angelegenheiten der 


5) Bol. diefelben bei Springer, Statiftif von Ofterreich (Wien 1840), I, 198 u. 328 fg. 
6) Nader, Medicinalfchematismus (Wien 1859). 
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Schule, der Wiffenfhaft und ihrer Lehre zur Seite ſtehen fol. Bald nad dem 20. Dxt. wart 
das Reſſort des Staatäminifteriumd zwiefach gegliedert: der Staatsminifter foll dieſer Glie— 
derung zufolge vorwiegend die organiſche Geftaltung und Wirkfamfeit der verſchiedenen öfter. 
reichiſchen Repräientativförper, die Geſchäfte des frühern Cultus- und Unterrihtäminifteriumg 
als fein Departement bejorgen; der Berwaltungsminifter mehr die laufenden Geſchäfte ver Ar: 
miniftration. Kurz vorher war neben der ungarischen und fiebenbürgifhen Hoffanzfei ein eige: 
ned Hofvicafterium für die oberfte Zeitung der kroatiſch-ſlawoniſchen Verwaltungsangelsgen: 
heiten mit dem Sige in Wien errichtet worben. 

An der Spige der Verwaltung in den größern Kronländern flehen die Statthalter, in da 
Fleinern Landeschefs genannt. Dem Statthalter zur Seite fungirt die Statthalterei, dem Lande: 
chef zur Seite die Yandesbehörde. (Über die Einrichtung der Verwaltung in Ungarn j. bier 
Artikel de „Staats-Lexikon“.) Die nächſte Untertheilung iftdiein Kreife (Benetien Provinzen) 
die weitere in Bezirke. Die Bezirksämter haben an vielen Orten zugleich mit der Juftiguerml: 
tung zu thun, deren Gliederung fonft nad; Bezirksgerichten, Landesgerichten, Oberlandeige: 
richten (je eind in jeden größern Kronland oder für mehrere Kleinere zufammen), endlich dem 
oberjten Gerichtöhof in Wien geht. Die Finanzgeſchäfte beforgen unter dem Finanzminiſteriun 
die Finanzlandespirectoren und die diefen unterflehenden Finanzbehörden, zum Theil nad kr 
politifhen Landeseintheilung gegliedert, zum Theil für die Beforgung eines beflimmten Int; 
ges des Öffentlichen Einfommend (Lotto, Tabad u, dgl.) eingefegt. Übrigens werben au pol: 
tifche Bezirksämter zu Finanzggejhäften herangezogen. Mit vem 10. April 1861 wurde dal 
aufgehobene Handeldminifterium, wir willen wirflih nicht zum mievielten male, wiederhet 
geftellt. In den Wirfüngsfreis beffelben Hätten zu fallen: die Angelegenheiten des Sur: 
dels, der Gewerbe und der Schiffahrt, darunter ganz ausbrüdlid die Verhandlungen un 
der Abſchluß von Handelsverträgen (doch hat gerade in diefer Hinſicht das Minifterium de 
Außern die Sache unter feine Initiative genommen); die Angelegenheiten ver Verfebrt: 
anftalten, ver Landescultur, der Statiftif, Nebſtdem hat man in Ofterreich ein Kriegemini— 
fterium, feit 20. Oct. 1860 an die Stelle des frühern Armeeobercommandos getreten, und ein 


Marineminifterium. Am 26. Febr. 1861 wurde gleichzeitig mit der Veröffentlichung neue 
Reicht: und Landesgrundgefege die Bildung eines Staatsraths angeorbnet. Die Mitgliet 
deflelben werden vom Kaiſer ernannt und haben ein berathendes Votum mit Bezug auf riet: 


entwürfe, welche vom Minifterium für die Reichövertretung oder die Landtage vorbereitet wet: 
den oder, au der Initiative der Repräfentivförper hervorgegangen, ver Eaiferliden Sanciiet 
unterbreitet werden. Desgleichen hat der Staatsrath Gutachten über wichtige normative Ber: 
ordnungen in Berwaltungsangelegenheiten abzugeben, und fein Wirfungsfreis ſoll ſich auf@nt 
ſcheidung von Gompetenzeonflicten, von Sireitfragen des Öffentlichen Rechts erftredten. Wir un 
inwiefern jedoch dies legtere der Hall, Das wäre erft durch ein beſonderes Gejeg zu regeln, A 
Geſetz, von den bisher, ausgenommen die Verheißung deſſelben, nicht Die Rede geweſen. 

Die öfterreichifche Webrfraft bildet feit dem im Jahre 1848 eingetretenen Zeitumſchwung 
den Gegenſtand eifriger Pflege und Förderung feitend ver Regierung. Died nicht ganz m! 
Unrecht; denn mitteld der Bajonnete müffen die felbftändigen Negungen mehr ald eines Voll: 
ſtamms der Monarchie nievergehalten werden, und für ganze Ländercomplexe derjelben ifi 
offen ausgeſprochene oder verihämt abgeleugnete, aber beivemal ſtriet durchgeführte Belage 
rungszuftand die bleibende oder periodifch wiederkehrende Form der Beherrfſchung. Bri X 
Armee auch ift ed gelungen, was aller Kunft der wiener Staatslenker anderwärtd umerreiäbet 
blieb : ein gemeinſames öſterreichiſches Nationalgefühl hervorzurufen. Der Soldat des Kalı“ 
hört auf, ſich ald Angehöriger feines Volksſtammes zu-geriren; das Gange, mit dem erihlt 
Zufammenbang weiß, ift die Armee, welche allen bürgerlihen Beitrebungen gleichgültig, M 
night feindlich gegenüberfieht. Zu dem Ende find die öſterreichiſchen Soldaten fo gut gebrili 
wie die Glaubensmiliz ver Püpfte, die Jeſuiten. Die lange, lange Dienftzeit (fie ift eine in: 
jährige, davon acht Jahre activ, zwei in ver Neferve) erleichtert den Militäräutoritäten die voll 
fländige Löfung des Kriegers von allen Verbindungen, welche den reinen Solvatengeift U; 
ben könnten oder nicht Fräftig in Erſcheinung treten liefen. Das Heer ift vortrefflich disciplt 
nirt, und feine Treue gerieth feit dem Jahre 1848 nicht ins Wanfen, obmol ed an Gelegendit 
zum Abfall einzelner Truppenkörper nicht fehlte. Ob freilich alle Beftanotheile der Arıner rim 
in dem Grade verlodenden Gelegenheit, wie fie im Revolutionsjahre geboten war, vorkommen 
denfalld widerſtehen möchten, läßt fih nicht bemeffen; die Erfahrungen von 1848 in Ofter⸗ 
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reich zeigten wenigſtens, daß e8 Momente geben kann, va National: und Solvatengeift vie 
Armee in zwei Heerlager zerklüften. 

Der taltiſchen Eintheilung nad) ift das öfterreichifche Heer in vier Armeecommandog geſchie— 
den, dann in Armeccorps eingetheilt, melde wieder in Brigavden und Diviionen zerfallen. 
Man zählt neun Armeecorps. Der Waffe nach ift ver Heereäftand auf dem Friedens- und dem 
Kriegsfuß folgender: 


Friedenöftärte. Kriegẽefuß. 
Linieninfanterie. . 124600 Dann 330400 Dann 
Zar . 2 a“ + 27000 „, 49700 „ 
Gavalerie . » 2.2.0. 40800 „ 5270 „ 
Artillerie . 2. 2 2...32900 „ 54900 „ 
Genie und Pionniere. 10000 „ 
Trainfolvaten . . . . 3300 „ 22700 „ 
Gınat 2. 2.20... 8600 „, 59000 „ 
Sanitätötruppen . . . 1900 „ 2800 „ 
Grfammtitärfe . 248800 Dann 572200 Dann. 


Nechnet man hierzu den Befland der Genödarmerie mit 8000, der faiferlichen Reibgarden mit 
780 Mann, die Breimilligenbataillond, die für jeven Krieg errichtet werden, ferner die Di: 
viſtonen der leichten Örenzreiterei, fo Fann man die Kriegäftärke des öfterreichifchen Heeres 
auf über 600000 Mann veranſchlagen — in den amtlihen Ausweiſen figurirt fie mit 7— 
800000 Mann, 

Die Kriegdmarine befteht aus 64 Dampf: und 248 Segelſchiffen, Kanonenzahl 1084. 
Hierbei find füämmtlihe theild auf offener See, theild in Seebereitjchaft gebaltene, theils abge= 
tafelte Kriegsſchiffe mitbegriffen; ebenfo die zur Kriegsmarine gezählten Fahrzeuge für den 
Dienft längs Donan und Po, dann im Gardaz und Mantuanerfee. (Nur die Fleinern Boote 
find aud der Rechnung gelafjen.) Dem für 1864 dem Reichsrath vorgelegten Nachweis zufolge 
waren von dem Geſammiſtand der Öfterreihifchen Kriegsmarine. 49 Schiffe ald activ aufgeführt, 
d. h. man wollte im Jahre 1864 , welches urfpränglich als Friedensjahr in Ausfiht genommen 
wurde, nicht mehr ald 49 Kriegsſchiffe theils vollſtändig ausgerüfter, theils in einfacher See— 
bereitihaft halten; dieſe hätten einen Mannfhaftäftand von 3960 erfordert. Der Geſammtetat 
der Marine beläuft ich auf 10650 Mann, darunter 6 (Vice: und Contre-) Admirale, 11 Xinien= 
ſchiffskapitäne, 26 Fregattenfapitäne, 84 Linienfhiffslieutenants u. ſ. w. Das Offigierdcorps 
der Marine zähle 647 Mitglieder, der Mannſchaftsſtand beträgt 7398. Im Budget ift das 
Grfordernig der Marine für November 1863 bis 31. Dec. 1864 mit 12,098000 Fl. aufge: 
führt, und Ofterreich hat in dem legtabgelanfenen Decennium mehr denn 10 Mill. SI. jährlid 
für die Hebung feiner Wehrfraft zur See verwendet. 

Die Finanzen Ofterreichs zeigen befanntlich die zwei großen Binanzübel eined permanen- 
ten Deficits im Staatöhaudhalt und einer feit 1848 gleichfalls nicht zu bewältigenden Entwer: 
thung der Landeswährung. Nimmt man die legten Budgets des Kaijerflaats zur Hand, fo wirb 
man durd die traurige Berwandtfchaft verfelben mit ihren Vorgängern namentlich betreff3 der 
alten gemeinjamen Galantität ungenügender Staatdeinnahmen überrafht. Das Defieit in den 
Jahren 1863 und 1864 hat eine Ausdehnung, welche eine erhebliche Beiferung oder grundſätz⸗ 
liche Anderung im Vergleich mit den Abgängen von 1857, 1858, 1860 nit annehmen läßt. 
Und dies, ungeachtet die Steuern durch den Reichsrath bis zur äußerften Möglichkeit erhöht jind, 
ungeachtet die Ausgaben, entiprehend einem zum Theil übel angebradten Spariyftem, in 
Schranken gehalten worden. Der Sachlage gemäß ift die Stantsfhuld von Jahr zu Jahr anges 
wachſen und fletd im Wachen begriffen. Das Erforderniß für Zinszahlung von derielben, 
Tilgung und andere mit ihr verbundene Ausgaben bezifferte fih 1860 auf 101,462000 Bl. ; es 
ift für die Veriode 1 Nov. 1863 bis 31. Det. 1864 (das bisherige öfterreihiihe Finanzjahr 
reichte von November zu November, erjt fürd Budget 1864, ein vierzgehnmonatlihes, brachte 
man ed mit dem Sonnenjahr in Übereinftimmung) auf die Summe von 155,900000 Fl. ge: 
Regen, allerdings zum Theil wegen Rüdzahlungen aus dem Titel der ſchwebenden Schul. 
Wenn aber in einem Jahre aud 40 Millionen der Staatsihuld zurücgezahlt werden, dagegen 
nahezu das Doppelte diejer Summe ald neue Schuld contrahirt wird, jo liegt ed wol auf ber 

Hand, daß rine Befjerung der Finanzen aus jener Schuldentilgung nicht abzufehen ift. Wäre 
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Öfterreich in der Lage, neue Anlegen unter günftigern Bedingungen aufzunehmen, ald bie find, 
welche e8 bezüglich der Verpflihtungen aus ältern Anlehen zu tragen hat, fo würde es ſich durth 
neues Schuldenmachen bereichern ; da dies aber nicht der Fall ift, Fann die Situation durd jede 
Gontrahirung von weitern Anlehen wahrhaftig nicht beffer werben. Gut genug, werben vice 
rufen, wenn fie nur nicht jhlimmer wird! Mas ift aber von dem Öffentlichen Credit eines 
Staats zu halten, ver diefen Sag als Wahrſpruch feiner Finanzpolitik gelten läßt? 

Laut dem Budget für 1864 (wie geſagt ein vierzehnmonatliches vom 1. Nov. 1863 bit 
31. Dec. 1864) betragen die Staatsausgaben, ordentliche und außerordentliche, 614 Mil. HL, 
die Staatdeinnahmen, gleihfalld ordentliche und außerorbentlide, 568Y, Mill. Fl. Eier 
gäbe ſich alfo ein Abgang von mehr ald 45 Mil. Fl. Sieht man aber auf die Wirklichkeit, jomeit 
ih aus einem Voranfchlag ein Schluß auf fie ziehen läßt, fo beziffert ſich das Deficit viel höher, 
Die Summe, bis zu welder laut den Binanzgejegen von 1864 der Staatscredit in Anjprud 
genommen werben muß, macht 109,279000 81. aus (I. dad Geſetz vom 29. Febr. 1864 im 
„Ofterreichifchen Reichsgeſetzblatt“, Nr. 8, S. 126, 126). Nicht zu vergeſſen, daß die Koſten 
der ſchleswig-holſteiniſchen Expedition in der Rechnung, welche mit einem ſolchen Paſſivum 
endet, nicht einbegriffen ſind; es kommen darin nur die Matricularbeiträge für Oſterreicht An: 
theil an der Bundesexecution in Holſtein-Lauenburg mit 5,344000 Fl. vor. 


Die öfterreihifhen Staatsausgaben, nad Art der Verwendung geichieden, find für 1864 
bie folgenden: 
Außerordentliche und ordentlide Außerordentliche und ordentlihe Rab 


Ausgaben vom 1. Rov. 1863 gaben in der —— 
bis 31. Det, 1864. Periode bis 1. Ian. 1865. 
Allerhöchſter Hofftaat . . . 7,455000 Fl. 8,596000 $l. 
Gabinetöfanzlei des u . 63000 „, 72000 „ 
Neiheratd . . . V 463000, 456000 „, 
Minifterialratd . . . . .» 153000 „, 173000 „ 
Außeres. 2,278000 „ 2,651000 „, 
Staat@minifterium . . » ..  29,711000 „„ 34,259000 „. 
Ungarische Hoffanzlei  . . .  12,015000 „, 13,592000 „ 
Siebenbürgifhe Hoffanzlei . . 3,405000 „, 3,878000 „ 
Kroatiſch-ſlawoniſche Hoffanzlei 1,936000 „, 2,182000 „ 
Finanzminifterium (mit Staats: 
ul). » 2 2 2020. .8319,245000 „ 382,489000 „ 
Sandeldminifterium . . - . 12,768000 „, 14,761000 „ 
Zuftizminifterium . . . . 7,873000 „, 9,231000 „ 
Bolizeiminifterium . . . . 3,010000 „ 3,499000 „ 
Gontrolebebörten . . .. 3,882000 „, 4,457000 „ 
Kriegsminiiterium . . . .  106,841000 „ 123,017000 „' 
11 4 1 | A 9,599000 ff) 10,892000 7 


An Einnahmen, orventlien und außerorbentlihen, wurde aufgeführt: 
Für bie —— vom 1, — 1663 Fuͤr die —— petiode 


Det. 1864 bis 1. Ian. 1868, 

Das Minifterium des Äußern . 115000 $I. 134517 81. 
„ Staatdminifterium . . 445000 „, 655000 „ 

Die ungariſche Hoffanzlei . . 311000 „, 519000 „ 
„ſiebenbürgiſche Hoffanzlei . 91000 „, 98000 „ 

„kroatiſch-ſlawoniſche Hoffanzlei 46000 „, 46000 „ 

Das Finangminifterium . . 456,144000 „, 531,604000 „ 
„ »Sandeldminifterium . .  15,929000 „ 18,555000 

» Bolizeiminifterium . . 676000 „, 785000 „ 

Die Gontrolebehörden . . . 1000 „ 1000 „ 
Das Kriegsminifterium . .  14,386000 „, 15,787000 „ 
Die Marine. . . oo. 309000 „ 361000 „ 


Sämmtliche angeführte Ziffern find Pofitionen eines Bruttobudgets, d. h. es find vom Le: 
trage der Einnahmen die Erhebungskoſten nicht abgezogen und bei ven Ausgaben die von jedem 
Vermwaltungszweig ſelbſt erzielten Einnahmen nicht in Abrehnung gebradt. 
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Über die Duelfen des äfterreichifchen Staatseinkommens ſei nachſtehend das Widhtigfte über: 
fihtlih zufammengereidt. 

Voranſchlag für die 12 Monate vom 1. Nov. 1863 bis 31. Oct. 1864. 

Directe Steuern (orbentlihe Einnahmen und Ergebniffe ver Zuſchläge): 


In Miltonen 

Gulden. 
6606066 
Gebäudeſteuerrr... an 
—A Aß 6,9 
Verſonalerwerbſteuerr... en 5,2 
Einkommenſteueree.. 1 195 
Sebßeifeeee en te a ae 0,08 

Summa der directen Steuern 125,ı Millionen. 
Voranſchlag wie oben vom 1. Nov. 1863 bis 31. Det. 1864. 
Indirecte Steuern (ordentliches und außerordentliche Ergebniß): 
In Millionen 

Gulden, 
EL SCHFHREBRIENEE u a te ee ee 
Branntweinflouen > nn 5,9 
Wein: und Moflfteur . 2 2 2 2168,8 
Bierfteuer . . a ee a 5,6 
Fleiſch- und Sqhlachtviehſteuer ——— 5 
Zuckerſteuer . . ae 2.2 
Berzehrungsfteuer von andern Verbraußegegenfänden SR 52 
PBadhtungen » > 2: 2 2 ea 1 
Andere Einnahmenn. 1,1 
BB oe ee Ze ee a SA 
Bas 2a: wre ee ee 
BOB .. 7 00 0 ee en re ai MER 
MEIEIRIEE ch 4109692 
Faren . . ka a 0,7 
Gebühren von Dehtögefihätten EN ae A at a ee 
Lot . .. ee ee AR 
EEE: 550 105 0 en. einen her ae are ee a 34 
Punzirung . re a a 0,09 
Maßen- und Freifgurfgebügren —— 0,3 
Bereinte Gebühren in Venedig . . . . Be 0,1 

Summa ber — — 245 Millionen. 


Ein Vergleich dieſer Zahlen mit den correſpondirenden der Vorjahre läßt auf eine empfind⸗ 
liche Erhöhung des Steuerdrucks ſchließen. Der Gefammtertrag der directen Steuern belief ſich 
im Jahresdurchſchnitt 1850—60 auf 94,9 Millionen, jener der indirecten Steuern in dem glei- 
hen Jahresdurchſchnitt auf 151,9; um einzelne Poſten herauszuheben, war 1850 — 60 im 
jährligen Durchſchnitt die Einnahme aus der Grundfteuer 58,1 Millionen, die aus der Ge: 
bäudefteuer 13, die aus ber Erwerb- und Perfonalerwerbiteuer 9,3 (1864 12,1) Millionen, 
Bon den indirecten Steuern war dad Erträgniß aus dem Salzmonopol nody im Jahre 1859 
nicht höher ald 28,5 Mill. Fl., 1860 33,9; im Voranfchlag für 1864 figurirt ed jhon mit 
41,3, und died nicht infolge vermehrten Conſums — die Salzpreife find erhöht worden. 
Aus Stempel, Taren und Gebühren von Nechtögefhäften floffen 1859 30,4, im nächſten 
Fahre 32,7 Mill, SI. in den Staatsſchatz; für 1864 jind diefe Poften mit 44,2 Millionen an: 
gejegt, und dies Fraft eines Gebührengeſetzes, welches im erften Jahre feines Beſtandes die 
beftigiten Reclamationen erregte, ſodaß es vom Reichsrath theilmeife und noch lange nicht 
genügend umgeändert werden mußte. Mit jevem der Budgetjahre, über welche die öfterreichi- 
che Reichövertretung biöher zu befchließen hatte, waren die Anſprüche an die Steuerfraft des 
Landes gefliegen, ohne daß man die Reforin des mangelhaften Steuerſyſtems in die Hand zu 
nehmen wagte. In Befteuerungsfahen reformirte man gar nicht, fondern erhöhte bloß bie 
beftehenden Steuerfäge und die „Zuſchläge“ zu denfelben und die Zuſchläge zu ven Zufchlägen. 
Geſprochen wurde zwar von der Revifion des Grundfleuerfatafters, über die Behler und 
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Mängel des beſtehenden, übrigens nicht in allen Kronländern nad den gleichen Grundſähen 
angelegten Katafters, aber gethan wurde für fie fo gut ald gar nichts. Gbenfo Hat fid vie 
Finanzverwaltung mit Planen einer gänzlidien Neform der directen Befleuerung getragen; 
fhon aus Bruck's Zeiten datiren die Anfäge zu ſolchen, der Verſuch, fle der öffentlichen Die: 
euffion zu unterzießen und dadurd der Reife entgegenzuführen. Es blieb aber bei den Blanc 
und deren wohlbegründeter Entwidelung coram publico, oder ed fam aud wol zur Ver— 
unftaltung derfelben, zu misglüdten Verſuchen, dad im Plane Stehenve zur Ausführung zu 
bringen. In der legten Seffion des Reichsraths hatte es der Binanzminifter für gut gefunden, 
mit dem Entwurfe neuer Steuern, einer Berfonalfteuer (melde die reine Kopfiteuer war, an 
Elingend an türkiſches Mufter), einer Verfonalklaffenfteuer nad Art der preußiſchen klaſſifiin 
ten Ginfonmenfteuer, einer Yurusfteuer vor das Abgeordnetenhaus zu treten. Cine Berathung 
im Plenum des Haufes ward nur der Luxusſteuer zutheil; die übrigen Vorlagen machten an; 
fangs viel Lärm, um ſchließlich todtgefchwiegen und zu Grabe getragen zu werden. Dabei geht 
es mit der Erfhöpfung der Steuerfräfte, ver Erhöhung ungleihmäpig vertbeilter Auflagen, 
die doch gleichbedeutend ift mit einer unbilligen Erihwerung der Staatölaften, der Benugun 
des Staatscreditö rajch vorwärts: man treibt in DOfterreich eine Finanzpolitik von der Han) 
in den Mund, man überbürbet die Gegenwart und die Zufunft zugleih; nichts hat an dielm 
Berfahren die neue verfaffungsmäßige Ordnung der Dinge gebeflert, eher noch wurde an tr: 
felben gefündigt, indem das Schmerling'ſche Cabinet zu Steuererhöhungen und Anlehndopen: 
tionen fchreiten konnte, die ein Finanzminifter der abjoluten Zeit kaum gewagt hätte. Damit 
ift aber für den Staat nichts gewonnen, vielmehr alle Vorausfegung gegeben, daß ed mit der 
ſchweren Sorge der Öfterreiifchen Finanzleitung fpäter erſt redht beginne. 

Neben dem Staatsbudget gehen in Diterreid) die Länderbudgets einher, welde den finan: 
ziellen Erforderniſſen der Kronländer durch Umlagen auf die directen (Staatd:) Steuern ab: 
helfen follen. Was zum Unterſchiede von Reichsfragen ein Randesangelegenheit ift, läßt ſich nad 
der weiter unten folgenden Ausführung über das öſterreichiſche Staatsrecht ermeffen; daß aber 
die Beforgung mehr ald einer Landesangelegenheit mit Koften verbunden ift, dürfte aud ohne 
ftaatsredhtliche Begründung klar fein. Das Aufbringen viefer Koſten veranlaft eine thatſäch— 
lihe Erhöhung des Steuerdruds und wird ald folde empfunden. Der Steuerträger hat eben 
mehr Geld an die Steuerfaffe abzuführen, gleichviel ob ald feinen Pflichttheil am Reichsbudget 
oder ald Beitrag zum Landesbudget. Was einzelne Randesvertretungen im Jahre 1864 ald Yar- 
deszuſchlag zur Reichsſteuer zu votiren haben, beläuft fi in einigen Kronländern auf mehr alt 
20 Proc. der von Staat ausgeſchriebenen diterten Auflagen. Daß dies eine bedeutende Vela— 
ftung der Staatseinwohner bilde, tritt nach einem Blick in die Steuerliften zur Evidenz. Die kä— 
ſtungen, welde in Ofterreich zu finanziellen Reichs: und Landeszwecken gefordert werben, tt: 
fhöpfen den Umfang der Steuerpflicht noch nicht; es treten noch Comntunen mit neuen: An: 
forderungen hinzu, weldhe die Umlage von Communalzuſchlägen nöthig machen. Yon mehr al: 
einer Autorität der vergleichenden Statiftif ift dies außer Acht gelaffen worden, wenn fie mi 
der beliebten und abgedroſchenen Angabe über das Maf von Gteuergulden per Kopf der Te 
völferung das Gewicht des Steuerdrucks ziffermäßig beftimmt haben wollte. Provinzial: un 
Gommunallaften eriftiren zwar anderwärts auch und erſcheinen von ber vergleichenden Finan 
ftatiftif überhaupt zu wenig berüdjihtigt; fie aber gang aus der Rechnung laffen und dam 
debuciren, ver Ofterreicher habe überhaupt nicht viel Steuern zu zahlen, heißt ein Kunſtſtücten 
zum beiten geben, das ſich vielleicht hübſch anfieht, im Grunde genommen aber gar nid! 
beißen will. 

Dad Wahsthum der Öfterreihifhen Staatsſchuld iſt durd den fortwährenden Abgan) 
im Haushalt des Staats bedingt und wegen der geringen Ausfiht auf ein Schwinden drd Dr 
ficits wol noch für lange eit gefihert. In der Periode vom 1. Ian. 1861 bis 30. Dat. 1863 
ift die confolidirte Schuld durch Ausgabe eines Steueranlehens von 30 Mill. BI. (deſſen Appoint! 
mit 5 Proc. verzinft und bei Steuerzaßlungen im Laufe von fünf Jahren al pari angemonmin 
werden), dann infolge der Begebung des früher unanbringlihen Theils der Rotterieanleiit 
1860 um 160,2 Mill. Fl. vermehrt worden. Unter den ſchuldenmachenden Staaten det En 
ninmt Oſterreich mit dieſer Vermehrung den vierten Rang ein; es haben in der gleichen Zeit 
nur die Nordamerifanifhe Union, Italien und Rußland mit Finland höhere Anlehensbeträge 
contrabirt als Öfterreich.?) Im Jahre 1864 If die Ausgabe eines neuen Rotterieaniehend von 
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7) Bgl. die Daten in Moſer's Zeitſchrift für Kapital und Rente (Stuttgart 1864), I, 63 19. 
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40 Mill. Fl. bewerkſtelligt worden und ſteht eine weitere, bereits geſetzlich geregelte, aber noch 
nit effectuirte Creditoperation per 69 Mil. FI. zu gewärtigen: ein in Silber verzinsliches An- 
feben, mit dem der Binangminifter Fein Glück hatte. Bei der Offertausfchreibung für daſſelbe 
blieb es liegen; Sr. von Plener trat dann mit mehrern Vankhäuſern in ein Gonfortium, um 
das Papier in Eleinern Partien zu verwerthen; e8 hat aber audy damit nur einen ſchleppenden 
Fortgang. 

Die zur Eontrole der Staatsſchulden nievergefegte Commiſſion des öfterreichifchen Reiche: 
rathẽ Hat im December 1863 einen Ausweis über den Stand der Geſammtſchuld bis 30. April 
1863 veröffentliht. Danach betrug die ganze, ſchwebende umd conſolidirte Staatsſchuld im 
angegebenen Termin auf ein 5proc. Kapital reducirt 2539,200000 Fl.; fie ift demnach gegen: 
märtig zu nahe an 2%, Milliarden anzufegen. Die Zinſen- und Rücdzahlungslaft betrug im 
Zeitpunft des Ausweiſes 113,090000 Fl. Uber das Maß der ſchwebenden und jenes der con: 
folipirten Schuld gibt nachſtehende Tabelle Aufſchluß: 

I. Conſolldirte Schuld. 
A. Obne Rüdzahlung des Kapitals, Allgemeine öſterreichiſche. Lombardiſch + venetianiiche. 


- | u GE — — 
a) Altere Schuld: Auf ein Sproe, Kapital in Ofterreihiicher Währung redueirt. 
In Wiener Währung . . 46,800000 Fl. 
„ Gonventionsmünge . . 10,700000 „, 15,000000 $1. 
b) Neuere Schuld: 
Gonventionsmünze . . . 1542,300000 „, 12,500000 „, 
Ofterreichifche Währung . 103,000000 „, 1,900000 „ 
Zufammen 1702,800000 „, 29,400000 „, 
B. Mit Rückzahlung. 
Wiener Währung . . . . 800000 „, 
Gonventionsmünze. . . .  110,300000 „, 9,000000 „, 
Ofterreihiihe Währung . .  269,900000 „, 28,800000 „, 
Zufammen 381,000000 „, -37,800000 „, 
Summa der confolidirten Schuld . 2083,800000 „, 67,200000 „, 
I. Schwebende Shuld . . . .  887,300000 „', 800000 „, 
Geſammtſchuld 2471,200000, 68,000000, 
— — ti —— — 


2539,200000 Fl. 


Un ſich für augenblicklich drängende Bedürfniſſe Geld zu ſchaffen, hat die öſterreichiſche 
Finanzverwaltung überdies die Praxis einreißen laſſen, Obligationen früherer Anlehen, die der 
Staat zum Eigenthum erworben oder behalten hatte, bei Bankiers zu verſetzen. In ſolchen 
Depotge ſchäften waren mit Schluß Octobers 1863 Obligationen im Geſammtbetrag von 
19,600000 #1. verpfänbet, darunter 12 Mill. Fl. Lofe von 1860, welche der Kinanzminifter 
zu Händen des Staatd arquirirt hatte, um den Curs des Papiers zu heben. Dadurch Eonnte 
allerdings die Brgebung des Heftes dieſes Anlehens unter vortheilhaften Bedingungen ſtatt— 
finden, ob aber an den vom Markte genommenen 12 Mill. BI. Loſe nicht mehr zu verlieren 
fein wird, ald durch ven erhöhten Begebungscurs gewonnen wurde, ift noch fehr in Frage. 

Aus der Beröffentlihung der Staatsſchulden-Controlecommiſſion ift auch die feit October 
1862 bis zum Zeitpunkt des Ausweiſes eingetretene Bermehrung der Schuld zu entnehmen. 
Sie beträgt, foweit fie bid dahin abgewidelt war, 100,500000 #1. , dagegen die Verminde: 
rung dur Rüdzahlungen und Anfauf zum Boͤrſeneurs 85,600000 Fl.; die feparat gebudhte 
lombarbifch = venetianifhe Schuld hat fi in der Zeit um 2,300000 FI. verminderr. Von der 
ältern in Wiener Währung verzindlihen Schuld wurden in der Periode von 1. Nov. 1862 bis 
30. April 1863 mehrere Partien dem nad) Beendigung der großen franzöfifchen Kriege feſt— 
geftellten Gonvertirungsplan gemäß In Meralliques verloft. Die Convertirung erjtredte ſich 
infolge dieſer Verloſungen auf Obligationen im Betrage von 6,100000 Fl. 

Meben der Staatsſchuld bilvet die Orundentlaftungsfhuld einen Beſtandtheil des 
Vaſſivſtandes ver Öfterreihifchen Finanzen. Sie entflammt der im Laufe der 1850er Jahre 
gegen Entfhädigung vorgenommenen Aufhebung der Fronen und aller aus dem Unterthänig— 
keitöverbande fließenden Kaften. Der Bezugsberechtigte wurde in Obligationen entſchädigt, deren 
Bersinfung und Tilgung eigenen Fonds in den Kronlänbern aufgetragen ward. Die Einſchüſſe 
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in dieſe Fonds leiſten die ehemals „unterthänigen“ bäuerlichen Grundbeſitzer, und zum Theil 
auch das Land. Die Schuld der Grundentlaſtungsfonds (gleich dem Betrage der ausgegebenen 
und noch nicht aus dem Umlauf gezogenen Obligationen) wird als Schuld der Kronländer an— 
gefehen, in denen der Bonds vorhanden if. Doc hat die Staatövermwaltung jenen Provinzen, 
welche vie Geldmittel behufs Berzinfung und fuccefjiver Tilgung ihrer Obligationen nicht recht⸗ 
zeitig auftreiben konnten, Vorſchüſſe geleiftet. Aus den Bonds anderer Kronländer, welde hin: 
reichend dotirt waren, hat dagegen der Staat Beträge an fi gezogen und zu feinen Ausgaben 
verwandt. Die Nüdzahlung der fo entlehnten Beträge bilder jegt einen Gegenſtand der Aus: 
einanderfegung zwifchen den Vertretungen der betreffenden Kronländer und der Finanzleitung 
ded Staats. Diefe jhiebt die Nüdzahlungstermine nah Möglichkeit hinaus, und jene können 
wol nicht anders, ald in die langen Termine willigen. Ziffermäßig beſtimmt ji dies Mer: 
hältniß wie folgt: 

Aus den Überfhüllen einzelner Grunventlaftungsfonds Hatte die Finanzverwaltung bis 


31. Oct. 1862 entnommen: 51,463000 Fl. 
hierzu in dem Semefter bis 30. April 1863 weitere 9000 „, 

In Summa: 51,472000 „, 
Don diefer Summe wurden bis April 1863 zurüdgezogen: 1,497000 „, 
es jchuldete vemnad der Staat noch 49,975000 „, 


Dagegen betragen die einzelnen Bonds diefer Art gemadten Vorfhüfe des Staars 
29,184000 Fl., ſodaß ſich die Schuld der Finanzverwaltung an die Geſammtheit der Sonde 
durch Kompenfation auf 20,791000 Fl. berechnet. Übrigens wurden von der Staatsſchulden⸗ 
Controlecommiſſion ganz richtig die vollen 49,975000 Fl. in die ſchwebende Schuld einbezogen. 
In ihrer Geſammtheit als Schuld der Kronländer und Theilſchuld des Staats an die kronländiſchen 
Bonds betrug dieſe Orundentlaftungsihuld am 1.Nov. 1862 497,780610 Fl. — KHr.G.:M. 
durch Liquidirung zugewachſen: an eigentlihen Grundentla— 


ftungsfapitalin . 2» 2 20.2... 2,743940 Fl. — Kr. 
für Natural-Entihädigungen an den 
niedern Guratflerus in Kroatien . 163558 „ 52 „ 2,907000 „ — „ „ 


von der Summe per ch 500,688000 „ — u u 


wurden an der Börje eingelöft 809730 SI. 


außgeloft - 2 2 2 2 27279880, 

ENHUÄREE- 4-5. 5-5. 45400 „ 3,135000 „ — ,„, or 
Es verblieben fonad am 30. April 1863 noch 20.2. 497,553000 81. — Hr.&.:M. 
ober o .. 522,430000 51.80 Kr.O. W. 


mit 26,111537 Fl. an Zins: und Rückzahlung jährlid. 

(Ganz neuerdings hat die Staatsſchulden-Controlecommiſſion einen um ein halbes Jabr 
weiter, bis Ende October 1863, reihenden Ausweis erfheinen laffen; nad dieſem bezifferte 
jich die gefammte öſterreichiſche Staatsſchuld um den angegebenen Termin auf 2547,38 Mill Fl. 
die Grundentlaftungsjchuld der Kronländer auf 49,1 Mill. F1.) 

Das öſterreichiſcheStaatsrecht der heutigen Zeit ift feinen wefentlichen Beftandtbeilen nad 
auf die Staatögrundgefege vom 20. Oct. 1860 und von 26. Febr. 1861 gegründet. Es war 
bis zur Veröffentlihung diefer ein Staatsrecht der abjoluten Monarchie geweien; denn die 
Bolgen des Nevolutiondjahres 1848 hatten auch die hinfälligen Schranfen befeitigt, welche der 
Beitand der alten Provinzialverfaffungen der willfürlihen Machtübung der hberrichenden Gemalt 
entgegenfegte. Bon Bedeutung war unter diefen Provinzialverfaffungen doch nur die ungariſche, 
die ein Fräftiged Gegengewicht gegen die im Centrum ded Reichs maßgebenden Tendenzen und 
Einflüſſe aufftellte. Das unter dem 20. Det. 1860 erlaffene Gefeg zur Regelung der innern 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Monarchie fnüpft an die gefhichtlih überlieferten Rechte ver 
einzelnen Kronländer an; wenn man aber bevenft, daß eben die hiftorifche Entwidelung über 
dies geihichtliche Necht faft überall zur Tagesordnung übergegangen war, fo drängt fid 
unverfennbar die Anficht auf, daß die Anknüpfung der neuen Verfaſſungsordnung an frühere 
repräjentative oder landſtändiſche Bildungen eine wirkliche Conceſſion für Ungarn, d. h. für 
jenes Land fein follte, wo diefe Bildungen noch lebenöfräftig und nad) neuem Leben ringend 
nicht länger ignorirt werben fonnten. Aber von dem Entſchluſſe, fie nicht zu ignoriven, war 
nod) ein weiter Schritt zu dem, ſie ald zu Recht beftehend und der rückhaltsloſen Erfüllung 
werth anzuerkennen; bis auf gewiſſe Punkte follte e8 mit ihnen verfucht werden, und wenn ber 
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Een misglückt, blieb no immer die Wahl, die Sachen in Ungarn ungelöft in suspenso 
zu laflen. 

Die Zufammenfegung der Nepräfentativförper erfolgt in Gemäßheit ver Grundgefege 
von 20. Det. 1860 und 26. Febr. 1861, welche aud den Wirfungsfreis derfelben und über: 
haupt das conftitutionelle Recht in Oſterreich beſtimmen. Das erftle der Grundgefeke, das 
Diplom ded Kaiſers Franz Joſeph I. vom 20.Dct., ift als „unwiderruflich“ verfündigt worden. 
Der Monarch hat ſich Fraft diefes Diploms bezüglich feiner Tegislativen Rechte an die Mitwir: 
fung der Landtage, beziehungsweife des Reichſsraths gebunden, zu welchem die Landtage eine 
vom Kaiſer feftgefegte Zahl von Mitgliedern zu entfenden haben. Als Gegenftände, welche 
verfaffungsmäßig in die Competenz des Reichsraths fallen, werben aufgezählt: die Geſetz— 
gebung über das Münz-, Geld: und Creditweſen, über Zölle und Handelsſachen, über bie 
Grmdfäge des Zettelbanfwejend, des Poſt-, Telegraphen= und Eifenbahnmwefens, über die 
Art und Weife und die Ordnung der Militärpflichtigkeit; ferner die Ginführung neuer Steuern 
und Auflagen, die Erhöhung der beftehenven, insbefondere die Erhöhung der Salzpreife, die 
Aufnahme und Gonvertirung von Anleihen, die Veräußerung und Belaftung des unbeweglichen 
Staatövermögend, die Prüfung und Feftitellung des Budgets, die Prüfung der Rechnungs— 
abſchlüſſe der jährliden Finanzverwaltung. Alle andern Gegenftände ver Gefehgebung follen 
in die Gompetenz der Landtage fallen, und zwar in den zur ungarifchen Krone gehörigen Königs 
reihen und Ländern im Sinne ihrer frühern Verfaffung, in ven übrigen Kronländern auf 
Grund neu zu gewährender Landesordnungen. Diefe Landesordnungen follten alle Stände 
umd Interejfen der deutfch = flawifchen Kinder in angemeffenem Verhältniß zur Vertretung in 
den Landtagen berufen, welchen das Petitionsrecht an den Monarden und die Beihlußfaffung 
über Aufbringung der fir innere Landeserforverniffe nöthigen Mittel gewahrt ift. Neben 
Reichsrath und Landtagen wurde betreffs folder Gegenſtände der Geſetzgebung, welche nicht 
der ausſchließlichen Kompetenz des erftern zufallen, aber feit einer langen Reihe von Jahren für 
die nihtungarifchen Länder in gemeinfamer Weife behandelt und entfhieden wurden, die gemein 
ſchaftliche verfaſſungsmäßige Erledigung aud für die Zufunft vorbehalten, dies unter Zuzie— 
bung der Reichsrathsmitglieder blos aus jenen (deutſch-ſlawiſchen) Ländern. 

Das Diplom war alfo für Ungarn und feine Nebenländer eine partielle Miederberftellung 
ihrer „frühern Verfaſſung“, in deren Sinne die Lanvesangelegenheiten derſelben entſchieden 
werben follten, für die andern Kronländer ein Torfo, der erft durdy neue Landesordnungen feine 
plaftifche Vollendung erhalten follte. Nach einem unglüdlichen Verfucd mit Landedorbnungen, 
welche in die Zeit nicht paßten, fam es unter dem inzwifhen zum Staatöminifter berufenen 
von Schmerling zu den Publicationen vom 26. Febr. 1861, welche die verheißenen Landes— 
oronungen, aber zugleid; ein Patent über die Reichövertretung, mannichfach hinausgehend über 
den Rahmen des 20. Det., brachten. Der Reichsrath, deifen Scheidung in zwei Kanımern am 
20. Det. ficher nicht im Plane lag, bat dem Bebruarpatent über die Reichsvertretung ent— 
ſprechend aus einem Herrenhaufe und einem Abgeordnetenhauſe zu beftehen. In erfterm figen: 
die großjährigen Prinzen des faiferlihen Haufes, die großjährigen Häupter jener inländiſchen, 
dur ausgedehnten Grundbeſitz hervorragenden Adelsgeſchlechter, denen der Monarch die erbliche 
Reiherathsmwürde verleiht, die Erzbifhöfe und die Bifhöfe mit fürftlicher Würde, endlich auf 
Lebzeiten ernannte Mitglieder, die wegen ihrer Verdienſte um Staat und Kirche, um Kunft und 
Wiſſenſchaft vom Raifer in ven Reichsrath berufen werden. Das Haus der Abgeordneten beftebt 
aus 343 gewählten Mitgliedern; davon entfällt auf die einzelnen Kronländer folgende Zahl: 


Ofterreich unter der Ennd 18 Kärnten 5 
Ofterreich ob der Ennd 10 Krain 6 
Salzburg . . 3 Trieſt 2 
Zirol und Vorarlberg 12 Sdrz und Gradiska 2 
Stitmunft ... 13 Ifrien . ö 2 
Dalmatin . . . . 5 Bulowina . i 5 
Böhmen . 54 Flngarın . . 85 
BRADEER - u DR 4 Kroatien u.Slawonien 9 
Sälefien . . ; 6 Siebenbürgen . . . 26 
Galizien und Krakau . 38 Venedig . . . . 20 


(Die mit + bezeichneten Kronlänvder haben bisher [Auguft 1864] die Wahl verweigert.) 
—* XI. 13 
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Die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes werden von dem bezüglichen Landtage aus ſeiner 
Mitte direct durch abſolute Stimmenmehrheit gewählt. Die Wahl iſt fo vorzunehmen, daß die 
Gefammtzahl der einem Kronlande zugemwiefenen Reichsräthe, mie jie der Landesordnung gemäß 
auf beſtimmte Gebiete, Städte, Körperſchaften vertheilt ift, aus den Landtagsvertretern der 
nämlichen Gebiete, Städte und Körperfhaften zu wählen ift. Der Kaifer behält ji vor, 
die Wahl in ven Reichsrath, wenn fie in einem Landtage nicht zum Vollzug fommt, unmittelbar 
durch die zu vertretenden Gebiete, Städte und Körperſchaften vornehmen zu laſſen. Er ernennt 
die Vorfigenden und je zwei Vicepräfidenten aus den Mitgliedern jedes Haufed. Der Wir: 
kungskreis des Reichsraths umfaßt alle Gegenftände der Geſetzgebung, welde jih auf Rechte, 
Pflichten und Intereffen beziehen, die allen Königreihen und Ländern gemeinſchaftlich ſind; als 
ſolche werben diejenigen Gegenftände aufgezählt, welche jhon das Octoberdiplom der reichsräth— 
lichen Gompetenz vorbehielt (f. o.); ed ſcheint jedoch, daß dieje Aufzählung im Februarpatent 
blos beiſpielsweiſe gegeben ift, und auch andere Gegenſtände ald die dabei namhaft gemach— 
ten vor den Reichsrath gezogen werden fönnen, wenn nur auf fie dad Kriterium der Gemein: 
fchaftlihfeit paßt oder in den Augen der Majorität zu paflen jheint. Der Umſtand, daß An- 
gelegenheiten der auswärtigen Politik, über welde das Bebruarpatent jhweigt, vor bad 
Forum des jegigen Reichsraths gezogen wurden, bilder ein Präcedens dafür, daß die Reichs— 
vertretung auch Dinge in ihren Wirfungsfreis ziehen fann, die ihr das Grundgefeg vom 
26. Febr. nicht ausdrücklich zuweiſt. Die Einrihtung des engern Reichsraths it im Bebruar: 
patent beibehalten, nur daß hier die Behandlung der den ſlawiſch-deutſchen Kindern gewohngeit?: 
mäßig gemeinjamen Dinge durch die Reichsräthe diefer Länder nicht ald Vorbehalt des Kaifers, 
ſondern ald gejegliche Regel aufgeftellt wird. Erſt aufAntrag des engern Reichsraths entſcheidet 
der Kaifer über Zweifel, welche die Gompetenz der Körperfchaft den in ihr vertretenen Landtagen 
gegenüber betreffen. 

Geſetzvorſchläge gelangen ald Negierungsanträge vor den Reihsrath, doch hat auch dieſer 
das Recht der Initiative zu jolden. Zu allen Gejegen ift die llbereinflimmung beider Häufer 
und die faiferlihe Sanction erforderli. Die Erecutivgewalt fann in Gegenftänden des reichs— 
räthlihen Wirkungskreiſes, wenn der Reichsrath nicht verfammelt ift, dringende Maßregeln 
treffen; e3 hat das Minijterium dem nächſten Reichsrath nur die Gründe und Erfolge folder 
Verfügungen darzulegen ($. 13 des Geſetzes über die Reichsvertretung). Erſt fpäter wurde die 
Minifterverantwortlihfeit im Princip ausgefproden — von einem Geſetze über diejelbe if 
biöher feine Andeutung laut geworden. 

Beide Häufer faffen ihre Beſchlüſſe mit abfoluter Stimmenmehrheit, nur Anträge auf 
Änderungen des Februarpatents erheifchen eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. Die 
Dertagung und Auflöfung des Reichsraths Fann der Kaifer anordnen; im Falle der Auflöjung 
haben Neuwahlen jeitend der Landtage ftattzufinden, und dieſe treten audy ein, wenn ein Landtag 
aufgelöft worden, jelbjtverftändlih nur für jene Vertreter, weldhe er in das Abgeoronetenhaus 
entjendet. Die Minifter, Hofkanzler und Chefs der Gentraljtellen können an allen Berathungen 
beider Käufer theilnehmen und müſſen auf Berlangen jevesmal gehört werden. Gin Stimmredt 
üben ſie nur infofern aus, als fie zugleih Mitglieder eines Haufes jind. Die Sigungen find 
öffentlich, doch können, wenn es der Präfivent oder zehn Mitglieder verlangen und das Haus 
nad Entfernung dev Zuhörer dem Berlangen zuftimmt, geheime Sigungen abgehalten werben. 
In foldhen geheimen Sigungen berieth dad Herrenhaus die Antwortsadreffe auf die Eröffnungs: 
rede des Kaiſers in der erften Sefjtion (1. Mai 1861) — in der conftitutionellen Praris beider 
Welten gewiß ein eigenthümlider Fall von Ausübung der Befugniß, geheime Berathungen 
zu pflegen. 

Am 26. Febr. 1861 erfolgte aud) die Kundmachung der Landesorbnungen für die deutſch— 
ſlawiſchen Kronländer. ES erhielten neueLandeöverfaffungen: Oſterreich unter und ob der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Küftenland (Görz, Iſtrien, Trieft), Tirol und Vor: 
arlberg, Böhmen, Mähren, Schleſien, Galizien, die Bukowina, Dalmatien endlich, deffen neue 
Landesordnung vollſtändig erfl dann in Kraft und Wirkſamkeit zu treten hatte, wenn über bie 
flaatsrehtlihe Stellung des Kronlanded zu Kroatien und Slawonien endgültig entfhieden 
worden. Eine folde Entſcheidung ift bis heute nicht gefällt, vielmehr alles auf die ſtaatsrechtlichen 
Beziehungen Kroatiend und Slawoniend Bezügliche in der Schwebe geblieben. Die italienifchen 
Beſitzungen Oſterreichs erhielten am 26. Febr. eine Landesverfaffung auf gleicher Grundlage, 
wie jie die übrigen hatten, nur verfprochen; bis zur Erfüllung diejes Verſprechens wollte man 
die frühern (mit einem berathenden Votum und Petitionsrecht ausgejtatteten) Gongregatio- 
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nen, welche von der Bevölferung fein Mandat hierzu erhalten haben, die Wahl zum Reichsrath 
vollziehen laſſen. Es blieb bei dem Willen, und Venedig ift im öſterreichiſchen Reichsrath 
nicht vertreten. 

Jedes der am 26. Febr. mit Landesordnungen verfehenen Kronländer erhielt einen Land: 
tag, deren es, die der ungarifchen Hälfte ungerechnet, ſechzehn gibt. ALS fiebzehnter ift der 
Gemeinderath ber reichsunmittelbaren Stadt Trieft zu zählen, welcher zugleich landtägliche 
Functionen für Trieft zu üben hat. Die Sonderverfaffungen der verfchiedenen Länder fußen, 
abgeſehen von geringern durd Örtliche Verhältniffe oder gouvernementale Zwede bedingten 
Anderungen, auf der gleichen Bafis. Die Kandtage als Bertretungen der Landesintereflen haben 
bei der Ausübung der gefeggebenden Gewalt im Sinne des Faiferlihen Diplomd vom 20. Det. 
mitzumwirfen und die ihnen auferlegte Anzahl von Abgeordneten zum Reichsrath zu wählen. 
Sie haben das Recht der Initiative zu Geſetzvorſchlägen in Pandesangelegenheiten. Landesgeſetz 
wird, was der Landtag befhloffen und der Kaifer fanctionirt hat. Zu Landesangelegenheiten 
werden in den Veröffentlihungen des 26. Bebr. erflärt: 

a) Alle Anordnungen in Betreff der Landescultur, der öffentlihen Bauten aus Landes— 
mitteln, der vom Lande dotirten Wohlthätigfeitsanftalten; ferner der Voranfhlag und vie 
Rechnungslegung ded Landes, ſowol hinfichtlid der Landeseinnahmen aus dem Vermögen der 
Landſchaft und der Beflenerung für Landeszwecke, der Benutzung ded Landescredits, als auch be⸗ 

züglich der ordentlichen und außerordentlichen Landesausgaben; 

b) nähere Anordnungen und Ausführungen innerhalb der Grenzen der allgemeinen Geſetze 
über Gemeinden und ihr Net, Kirchen- und Schulangelegenheiten, über die Borfpannsleiftung, 
Perpflegung und Einquartierung des Heeres; 

c) Anoronungen über anderweitige dad Wohl oder die Bedürfniſſe des Landes betreffende 
Gegenjtände, welde der Landeövertretung durch befondere Verfügung zugewieſen werben. 

Nebſtdem haben die Landtage Vorſchläge über alle Gegenftände abzugeben, worüber jie von 
der Regierung um Rath gefragt werden; fie haben eine berathende Stimme und das Recht der 
Antragftellung über kundgemachte allgemeine Gefege und Einrichtungen bezüglich der Rück— 
wirkung diefer auf das Landeswohl, Der Landtag verwaltet unmittelbar oder mittelbar (durch 
den aus feiner Mitte gewählten Landesausſchuß) das Vermögen, das Credit: und Schulden 
weſen des Landes, den Grundentlaftungdfonds (f. o. im finanziellen Theil des Artikels); er 
fann Zufchläge zu den directen Steuern bis auf 10 Proc. des urſprünglichen Steueranfages 
erheben; höhere Zuſchläge oder andere Landeöumlagen bevürfen der Faijerlihen Genehmi— 
gung (und erhalten jie auch in der Negel, weil ji die betreffenden Länder ohne fie nicht be= 
belien können). 

Die Landtage haben fih jährlich einmal auf Faiferlihe Einberufung in den Hauptſtädten 
ihrer rejpectiven Länder zu verfammeln, doch fteht e8 dev Negierung frei, einen andern Ort als 
Sitz des Landtags zu bezeihnen. Die Abgeorpneten zum Landtag find auf ſechs Jahre gewählt, 
ebenio die zum Reichsrath, weil die Neuwahl eines ganzen Landtags auch jene der von ihm ent= 
fandten Neichsrathämitglieder zur Holge hat. Der Kaifer hat das Recht, ven Vorfigenden zur 
Leitung der Landtagdverhandlungen zu ernennen; diefer heißt in den meiften Yändern: Landes— 
hauptmann, in Ofterreih unter der Enns: Landmarfhall, in Böhmen: Oberſtlandmarſchall, 
in Dalmatien: Präſident. Das Recht der Erecutive, einen Landtag auch während der Sigungs: 
periode aufzulöfen und neue Wahlen anzuordnen, ift ungefchmälert. 

Yon den Landtagen wird ein permanenter Landesausſchuß ald ihr verwaltendes und aus— 
führendes Organ gewählt, welcher die laufenden Geſchäfte des Landes zu beforgen hat. Die 
Funetionsdauer der Landesausſchüſſe Fällt mit jener des Landtags zufammen, nur daß im Falle 
der Auflöfung oder des gefeglihen Ausgangs des Landtags (nad) jehsjähriger Dauer) der Lanz 
vedausfhuß beifammenbleibt, ehe der neue Landtag einen aus feiner Mitte gewählt hat. Die 
Ausihußmitgliever müſſen ihren Aufenthalt am Sige ded Landtags nehmen, von welchem fie 
beſtellt jind, und erhalten eine jährliche Entfhädigung aus Landeömitteln. Sie haben in corpore 
über ihre Gefchäftsführung, die Ausführung ver zu vollziehenden Landtagsbeſchlüſſe der Landes— 
vertretung Rechenſchaftsberichte abzuftatten, dieſelbe in Rechtsangelegenheiten zu vertreten, bie 
Ausweife neu gewählter Abgeoroneter zu prüfen und darüber dem Landtage zu berichten. 
Diefer wie fein Ausſchuß faſſen ihre Beſchlüſſe mit abfoluter Stimmenmehrheit und ſind 
beihlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder in der Sitzung anwefend ift. Nur 
wenn Abänderungen in der Landesverfaflung befchloffen werben follen, müffen drei Viertel 
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der Mitgliederzahl anweſend ſein und zwei Drittel der Anweſenden zur Anderung ihre Zu: 
flimmung geben. Nad der Größe der Kronländer ift die Zahl der Landesausſchußmitglieder 
auf vier oder fech8 angegeben, nur Böhmen hat deren acht. 

Sehr eigenthümlich find die Landtagswahlordnungen eingerichtet. Die Negierung bat 
mit der complicirten Anlage derfelben das Ziel verfolgt, fh die Mehrheit der Landesvertre: 
tung bei allen wichtigen Fragen zu fihern und Die Volfdelemente oder Nationalitäten, welche 
in Gegnerſchaft zum Minifterium verharren, auf den Landtagen nad) einem Maße vertreten 
zu laffen, das fie in die Stellung einer Minorität bringt. Man bat zuerft die Intereffen des 
großen Grundbeſitzes (in Dalmatien, mo es feinen folden gibt, Die der Höchftbefteuerten) aus: 
geichieden und die Träger berfelben, bie großen Grundbefiger, in jedem Kronlande der Rege! 
nad zu einem Wahlbezirk und einem Wahlförper conftituirt. Mehr als einen Wahlbezirk und 
Wahlkörper diefer Gruppe mußte man in Galizien und Dalmatien bilden; in Böhmen, Mäb-: 
ven, Schlefien und der Bufomwina theilt fi der das Ganze umfaffende Wahlbezirk in zwei be: 
fondere Wahltörper. Die Wähler diefer Klaſſe, und e8 ift in derfelben das fatholifih:hocdfird: 
Iihe (Prälaten: und Epiffopal:) Element ftarf genug vertreten, wählen in jedem Kronlande 
aus ihrer Mitte die ihnen zugewiefene Zahl von Landtagsabgeordneten, in fämmtlichen Land— 
tagen der deutſch-ſlawiſchen Länder 260 von 1014, auf welche legtere Zahl der ganze Pertonal: 
ſtand der Landtagsabgeordneten ſich beläuft. Die Mitgliederzahl des Landtags beträgt in Ofter: 
reich unter der Ennd 66, davon 15 Abgeordnete des Großgrundbeſitzes, in Ofterreih ob der Enns 
beziffert ſich dies Verhältniß auf 10 : 50, in Böhmen auf 70: 241, in Mähren auf 30 : 100, 
Steiermark 12:63, Oalizien (mo übrigens die Wählerflaffe der fügfamen Landgemeinden 
beinabe die Hälfte ſämmtlicher Landtagsabgeordneten ftellt, 74 von 150) auf 44 : 150 u. ſ. w. 

Die zweite Kategorie der Wahlbezirfe bilden die Städte, die größern jede für ſich mit einem 
oder mehrern Abgeordneten bedacht, die Fleinern Städte und Märkte je zu zweien oder mehren 
in einen Wahlbezirk vereinigt. Die Abgeordneten diefer ftädtifhen Wahlbezirke find durch die 
zur Wahl der Gemeindevertretung berechtigten Gemeindeglieder, welde zu dem Ende noch 
das Sieb eines befondern Steuercenfus paffiren müffen, zu wählen. Bon der Beredtigung zu 
Gemeinde: oder Landtagswahlen ift ansgefhloffen, wer einmal von den ordentlichen oder von 
außerorbentlichen (Kriegs-) Gerichten felbit ded geringften Vergehens, auch eines politiichen, 
fhuldig befunden wurde. Die Wähler der ftädtifhen Bezirke Haben ihre Abgeordneten zum 
Landtag, wie die Großgrundbeſitzer Die ihrigen, direct zu wählen. 

Die dritte Kategorie der Wahlberechtigten find die Handeld: und Gewerbefammern. Jede 
ſolche macht einen aus ihren Mitgliedern und Grfagmännern zufammengefegten Wahlförper 
aus. Die Wahl felbft ift auch bier eine directe. 

Aus den Landgemeinden ift die legte Klaffe der Wahlbezirfe gebildet. Es werden deren 
mehrere, welche zugleih mehr als einen politifchen Bezirk ausmachen, in einen Wahlbezirk 
zufammengetban. Die Wahl ift bier eine indirecte, und die Wahlmänner aller in einem Bezirk: 
gelegenen Landgemeinden bilden einen Wahlkörper. Je auf 500 Ginwohner einer Gemeinde 
(auf mindeftens 250 eines Reſtbetrags) oder je auf eine Gemeinde, die nit ganz 500 Ein: 
wohner zählt, kommt ein Wahlmann. 

Zum Landtagsabgeordneten kann derjenige gewählt werden, welcher öſterreichiſcher Staats: 
bürger, 30 Jahre alt ift und in einer Wählerflafle des Landes, in deſſen Vertretung er berufen 
werden foll, das active Wahlrecht hat. Dienende Offiziere, Militärparteien oder Militärbeamte 
find faut Kriegsminifterialverorpnung vom März 1861 nit wählbar; fie fönnen ſelbſt das 
active Wahlrecht, wenn fie einen Haus: oder Grundbeii haben, der fie dazu berechtigt, nur 
durd; Bevollmächtigte ausüben. Kraft der Landtags: MWahlorpnungen kann nämlich das Wahl: 
recht zum Randtage auch durch Bevollmächtigte geübt werden, aber nur bei ver Wählerklaſſe des 
großen Grundbeſitzes und durch einen felbft wahlberechtigten Bevollmächtigten. 

Die alfo zufammengefegten Wahlförper fenven ihre Vertreter in die Landtage, die ſelbſt 
wieder die Wahlförper für den Neichsrath find und die Mitglieder deffelben unter Berückſich— 
tigung der landtäglihen Wahlbezirfe und Intereflengruppen abzuordnen haben. Überdies bat 
der hohe Klerus in den Landtagen und mittelbar im Reichsrath Virilſtimmen. Das öfter: 
reichiſche Verfaffungsteben erfordert, um ſtets im Fluß gehalten zu werden, eine lange Reibe 
von Wahlgängen, die, öfter wiederholt, die politifche Aufregung der Maffen zur normalen 
Stimmung des Tages machen und fpäter das Publikum, da auf Uberfpannung in nothwen— 
digem Rückſchlag Abſpannung folgt, für die Politif überhaupt und die Wahlvorgänge ind: 
befondere abftumpfen müffen. M.N. 
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Ditindien. (Hindu, Mufelmanen und Großmongolen. Die Oftinvifche 
Gompagnie; die Eroberung und die Geſchichte des Landes bis 1857. Die 
Empörung der Sipahis und die neue Organifation.) I. Die Hindu, die 
Muſelmanen und die Großmongolen. Die einheimifhen Namen jener zahlreichen 
Linder, vom Simalaja oder der Schneewohnung im Norden bis herab zum füdlihen Meere, 
baben zu verſchiedenen Zeiten und bei den verjhiedenen Religiondgenoffen, in welde deren 
Bevölkerung zerfiel, im Berlaufe der Jahrhunderte mannichfach gewechſelt. Bald hießen dieſe 
Länder Dſchambu-Dwipa, die Injel ded Rojenapfeld, bald Bharata: Khanda, das ernäh- 
rende fruchtbare Land, bald auch Arjawarta, die Gegend der ehrwürbigen Männer, im Ges 
genjag zu den Auswärtigen oder Melechas, den Barbaren, den Verächtern des heiligen Ge— 
jeges, der heiligen ftaatlihen und bürgerlihen Normen. Die Griehen und alle weſtlichen Völker 
alter und neuer Zeit haben den Namen Hindu, Inder, von den Perfern erhalten, welche hier— 
mit urfprünglich blos die Anwohner des Indus oder Waſſers — alle Flußnamen Eönnen auf 
die Bedeutung von Waller, Ninnen u. ſ. w. zurüdgeführt werden — bezeichnet Haben mochten. 
Biel fpäter ift die neuperfiihe Benennung Hinduftan, Land der Hindu, hinzugefommen. Der 
welthiftorifche Irrthum des Columbus, welcher feine Eutvefungen Indien, und deren Bewoh— 
ner Indianer nannte, machte es notbwendig, zwifhen dem Indien in der Neuen und dem 
Indien in der Alten Welt zu unterfheiden. Jenes wurde nun Weftinvien und viejes Oft: 
indien genannt. 

Die Theilung Oſtindiens in zwei Maffen, Hindoftan und Dekan, beruht auf der verſchie— 
denen Naturbeſchaffenheit diefer Länder. Ein von Werten nad Oſten, von Gudſcherat zum 
Ganges ziehended Gebirge, wegen der vielen Päſſe, Vindhya, das Zerriffene genannt, fcheidet 
die meerumſchlungene Halbinfel von den Binnenlande, ſcheidet die jünlihen Tropenmarfen von 
dent nördlichen continentalen Hindoſtan. Dekan bedeutet zur rechten Hand oder zum Süden, 
Es wendet jih nämlid) der Hindu im Gebete nad Dften, daher beißt ihm vorn Oſten, hinten 
Weiten, zur Linken Norden und zur Rechten Süden. 

Unfern jener Vindhyagebirge beginnen die zwei Bergfetten oder Ghat, welde von Norden 
nad Süden ftreichend, bald mehr bald minder, hinter die Geſtadelandſchaften zurüdtreten und 
von beiden Seiten Dekan umfäumen. Alle dieſe Länder dieſſeit und jenfeit des zerklüfteten 
Gebirges, alle jene Flächen, Thäler und Höhen vom Himalaja bis hinab zum Meere jind bereits 
vor der Wanderung, vor dem Eroberungdzuge der Brahmanen von Menfhen bewohnt ges 
weſen, welche zu einer und derſelben Rafle, zu einem und demfelben Sprachſtamme, Tamul ges 
nannt in fpätern Zeiten, gehört haben mögen. Es ift der Menjch gleichwie das Ihier ein erd— 
geborenes Geſchöpf; er führt die Natur des Klimas und des Bodens, die ihn erzeugt und nährt, 
In Ländern gleicher Beihaffenheit, wo immer wir ihre Gejhichte bis zum Beginne verfolgen 
fönnen, werden ſchwerlich verfchiedene Naffen vorgefunden. ine Verfchievenartigfeit, wie in 
Europa zwiſchen Italienern und Englänvern, zwiſchen Slawen und Deutſchen, iſt dadurch nit 
audgefchloffen. Unterfchiede folder Art haben nit blos ftattgefunden, fondern find immer noch 
vorhanden in den weitgeſtreckten Marken, Hindoftan und Defan, 

Die von Nordweften einwandernden Hindu haben, wo immer jie den Sieg davontrugen, 
jene barbariſchen Urbewohner theild ausgerottet, theild in die unterften Kaften zurüdgeftoßen, 
Südlich der breiten Gebirgsfetten vermodten fie, mit Ausnahme des Volks der Maharatten, 
welche zu den eingewanderten Ariern gehören, blos einzelne Anſiedelungen vorzuſchieben, und 
zwar längs der flachen, von den zurüdweichenden Ghat nit geihügten Seegebiete und Tief: 
länder. Die Wohnjige ded Brahmanenvolfs bleiben, der Hauptjahe nah heutigentags wie 
zu den Zeiten ver Bejege Manu’d, umgrenzt von dem Vindhya und dem Himalaja, von dem 
öftlihen und weſtlichen Meere. In den mittlern Hochlanden des Dekan hat fi die urſprüng— 
lihe Bevölkerung nad Körperbau und Sprade, in Sitten und Gewohnheiten mehr oder 
weniger rein erhalten, Auch in andern Gauen, fogar in dem jenfeitigen nördlichen Hindulande, 
war die wenigſtens dreitaufendjährige Herrſchaft der Brahmanen nit im Stande, die Reſte 
und Spuren früherer Inſaſſen gänzlich) zu verwifchen. Man findet deren allenthalben, von den 
Alpenlandſchaften und TIhälern Nepald bis zum Vorgebirge Komorin und no weiter gen 
Süden, auf Geylon und den Infeln des Ardipelagus, von den einbrechenden brahmaniſchen 
Räubern, ver Wahrheit zum Troge, gemeinhin Diebe genannt. Jenſeit diefer Örenzen beginnen 
andere Menſchen. Die wilden Stämme in den Randgebirgen Aſſams, in den Tibet benachbarten 

Tälern und Höhen, gehören nicht zur eingeborenen indiſchen Bevölferung; die ſüdöſtlichen 
zählen zur mongolifhen und die nordweſtlichen zur tibetiſchen Raſſe. 
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Die Eingeborenen der indifhen Halbinfel haben nur zum Fleinen Theile der brahmaniſchen 
Bildung firgreihen Widerftand geleiftet; Die große Maſſe ift, wie bei Barbaren zu geſchehen 
pflegt, von der benachbarten Eultur unterjocht worden. Do haben fie ihre Sprache, wenigftens 
der Hauptſache nach, erhalten, und mehrere eigenthümliche Sitten und Ginrihtungen aus dem 
Untergange der Urzuftände errettet. Die heutigen Namen jener zerftveuten, in ver altherkömm— 
lihen Noheit gebliebenen Reſte jind ihnen wol von den Brahmanen gegeben; fie denten auf 
Wildheit und böfes Gelüfte, oder find von den Wohnfigen innerhalb ver Hochebenen un? 
Bergihludten entlehnt. So Mer und Miana, Bhil und Kuli, Namufl und andere. Am 
wichtigſten und zahlreichſten erfcheinen die Gond oder Alpler innerhalb aller Gebirgslandſchaf⸗ 
ten ded Dekan, vorzüglich auf der Hochebene zwifhen den Flüffen Mahanadi und Godaweri, 
zwifchen ven Ländern Oriſſa, Nagpur und in den benahbarten Gauen, weshalb auch jene 
waldigen mit dihtem Geftrauh überwachſenen Gemarfen Chondwana, dad Land der Alpler, 
genannt werden. Noch in dieſen ſpäten Tagen geben fle uns ein getreues Bild ſämmtlicher Ein: 
geborenen in Hindoftan und Defan vor der Eroberung des Brahmanenvolks, vor der Herrichaft 
brabmanifcher Eultur. 

Die in ven Ebenen zurücdgebliebenen Urſaſſen wurden zu hörigen Bauern herabgewürdigt. 
Reibeigene folder Art findet man zu Komara, in Malabar und den meiften Gegenden bes für: 
lihen Indien. Die fflavifhen Zuftände wuchſen während der langen Jahrhunderte fo innig mit 
der Bevölferung zufanımen, daß die Knete zur Zeit, ald das britifhe Parlament ihre Bande 
löfte, wünſchten, nad der gewohnten Weife fortzuleben. Ein anderer Theil, fern am Saume 
der Bergwaldung und in den Alpenfchluchten figend, mußte dem fremden Eroberer wenigſtens 
einen Zind oder beſtimmte Fronarbeiten leiften, Nur jene Urbewohner fonnten die volle 
barbarifche Freiheit und Selbftindigfeit wahren, weldye ſich ins innere Gebirge, auf die hoben 
waldumgrenzten Bergebenen und in die mit dichtem Gefträuh umgebenen Moorlande, zurüd: 
zogen. Aber auch fie wenden fid) in unfern Tagen, vorzüglih durd die Verbindung mittels 
befferer Heerftraßen und Eifenbahnen, mehr und mehr zur Weife dev Hindu. Im raſchen Laufe 
geht die Bekehrung von flatten. 

Die einzelnen Clans der Gond hatten bisjegt wenig Verfehr untereinander. Ihre rauben, 
von Kehl- und Bruftlauten überfüllten Mundarten bildeten fich deshalb Leicht, wie im Kaukaſus 
und andern Gebirgsgegenden gewöhnlich, zu felbftändigen Sprachen empor. Der Älpler einer 
Gemarkung verfteht kaum feinen Nachbar in der andern. Die Gond find Leute mittlerer Größe, 
mit feinen wohlgebauten Gliedmaßen und ovaler Gefichtäform; fie haben abgeftumpfte Naien 
und vorftehende Backenknochen, über welhen ein lebendiges feuriged Auge hervorleuchtet. Die 
etwas aufgeworfenen Lippen und der Mund find ungewöhnlicher Größe. Ihre Farbe fvielt 
ſtark ind Schwarze. Sie haben einen dünnen Bartwuchs und gleichen in diefer wie in vielen 
andern Beziehungen ven Infaffen jenfeit des Ganges, der füdaflatifchen Infeln und Auftralieng, 
niit denen fie audh, wie die Länder ſelbſt, in jenen Zeiten, welche über alle Geſchichte Hinaufreichen, 
zufammenhängen mochten. 

Die Alpler kennen feine Offenbarung, feinen Ausguß der Gottheit. Sie vergüttern die 
gewaltigen Erſcheinungen, die Naturförper, unter denen Sonne und Mond bervorragen, die 
verftorbenen Vorfahren, Tugenden und after, ganz nad Weiſe aller andern Naturreligionen. 
Diefe ihre Götter jind, wiefie felbft, neidifche, auf Berderben und Untergang jinnende Dämonen, 
welche nur durch Geſchenke oder Opfer, worunter Menſchen ihnen das Liebfte, in guter Laune 
erhalten werden fönnen. Solde Opfer, Meria geheißen, fallen wol mehrere Hunderte im Jahre. 
Die Meria müffen, foll die Gottheit Gefallen daran finden, von Händlern erfauft fein; Leute 
anderer Abflammung find genehmer; doch Fönnen im Nothfalle auch Gond gefhlachtet werden. 
Die Lieder, welche während der Opferung ertönen, fhildern am beften die Sinneömeife, vie 
Zuftände des Volks. „Göttin der Erde’, fingen fie, „du bift die Duelle alles übels; deine 
gerechte Rache drückt und nieder. Wir verehrten did nicht genug! O Verzeibung, große Göttin, 
unfer Vorrath ift klein! Entbehren wir deiner Gunft, fo verzweifeln wir aud an unfern fünf: 
tigen Mitteln. Göttin, die den Tod in der Pflanze, den Tod durch Gifen und Stahl der Menſch— 
heit lehrte! Eine furdjtbare Kenntniß! Vergib, o vergib, und niemals werden wir fäunen, 
beine Altäre mit Menſchenblut zu befprigen. Laß Fülle fommen! Übergrüne den Boden mit 
lebendigem Brote! Fülle die Weiden mit Heerben, daß dihtgedrängt fie geben, daß feine leeren 
Räume gefehen werden vom fernen Hügel! O große Erde, ſchütze ung in den Ihälern wie in 
den Ebenen vor wildem Bethier! Mögen die liftige Schlange und der fühne Tiger unfere Kinder 
6108 in Märchen erfihreifen, von weißhaarigen Großvätern erzählt. Bewirke doch, daß jeder nur 
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darauf zu denken habe, mie er Lagerhäufer errichte für die gottgefandte Nahrung; dann, dann 
werden wir mit reichlichen Gebräuden dich verehren. Schaue auf das Leben dir dargebradt! 
Es ift ein erfauftes Opfer, das wir jet erſchlagen!“ Sind diefe Worte erflungen, fo fharen 
ih alle um den an einen Pfahl Gebundenen. Der Priefter mit feiner Hade führt den erften 
Streich; ihm folgt die Maffe mit ſchrecklichem Getdje und Geheul. Das Opfer wird, gleichwie 
unter den Battas, bei lebendigem Leibe in zahllofe Stüde zerriffen, inden die Barbaren mild 
durheinander fchreien: „Wir Haben dich erfauft, wir haben dich erfauft; feine Siinde fommt 
über und!” Jeder trägt eilig das erbeutete Stüd in feine Felder, vergräbt es daſelbſt und gebt 
nad Haufe. Nun fprechen drei Tage lang die Ortsbewohner nur durch Zeichen ; am vierten 
werden nah Darbringung eines Büffels an derfelben Stelle, wo der Menſch geichlachtet wurde, 
die Zungen vom Geiftlihen gelöft und Freude und Luſtbarkeit herrfcht in allen Gauen. 

Neben der furdtbaren Erdgöttin werden die Götter ded Kriegs und der Marken, die 
Dämonen der Dlattern und anderer Seuchen verehrt, defto mehr, je furchtbarer fie ſich zeigen. 
Denn wie fie felber find, mit Eigenſchaften, die fie am meiften achten und fürchten, fo bilden ſich 
die Menihen ihre göttlichen Weſen. Die Gond haben ihre Götter nicht in befondern Abbil- 
dungen aufgeftellt, weil jie ihnen bald in diefer, bald in jener Geftalt erfcheinen; die Erde am 
lebten in der eines Tigerd. An den Grenzen, wo die Glaubensanſichten zufammenfließen, 
wird diefe Gondgoöttin nicht jelten unter der Korm der brahmaniſchen Teufelin Durga oder 
Kali verehrt. Geiftlihe und meltlihe Macht war in den Ländern Defans, wie in früher Zeit 
allentbalben auf Erven, in derſelben Perfon vereinigt. Dies bat fih nur bei den roheften 
Stämmen erhalten. Die meiften haben jegt einen gefonderten Priefterftand, in den jeder ein— 
treten und nach Belieben wieder verlaffen fann. DerSohn folgt gewöhnlich dem Vater im Amte. 
Das geihloffene Kaftenwejen der Brahmanen ift aber innerhalb der Gebirge völlig unbekannt. 
Der geiftliche Stand erfreut fich, gemäß feiner Stellung ald Vermittler zwifchen den gefürchteten 
Göttern und Menſchen, ſowie aus feiner vermeintlichen göttlichen Ginfegung, eines befondern 
Anſehens und überwiegenden Einfluffes. Abba, Abbaja, ein Chondwort für Vater, ift aud) in 
den defaniihen Gebirgen der Ehrentitel diefer Betrogenen oder Betrüger. 

Die Regierungsform der Afpler ift echt patriarhalifch. „Eines Menfchen Bater ei fein Bott.” 
Alle Glieder ver Bamilie bleiben vereinigt bi8 zum Tode des Vaters; die verheiratheten Söhne 
leben in befondern Käufern; fie fpeifen jedoch am väterlichen Tifhe vom älterlichen Gute. 
Mehrere Familien bilden ein Dorf und mehrere Dörfer eine Mark; die Marken find zu einem 
Stamme und die Stänme zu einem Bunde geeinigt. Jeber dieſer Abtheilungen ift ein Patriarch 
vorgefeßt, welcher nad) der Sage und dem Glauben des Volks von demjenigen abſtammt, der 
dad Dorf und die Mark, den Stamm und Bund begründet. Der weltliche Patriarch ift gemöhnz 
(ih, jedoch nicht immer, der Geiſtliche des Bezirks und genießt vermittels diefer Würde fein 
vorzuglichſtes Anſehen. Die Macht des Fürften ift bei alledem äußerſt befchränft. Abgaben 
werben ihm nicht entrichtet; ex ift blos der erfte unter ven Genoflen; feine einzige Auszeihnung 
befteht im Vorſitz bei ven Feſten, bei den Öffentlichen Feierlichkeiten. Seine Pflicht ift die Er— 
baltung der Ordnung; er figt zu Gericht, fchlichtet Die Streitigkeiten und führt im Kriege das 
berzogliche Amt. Ob nun feinen Verfügungen, ob den Beihlüffen der Volföverfammlung 
Bolge geleiftet wird, die3 hängt an dem perfönlichen Anfehen, an dem moralifhen Einfluß des 
Fürften, fowie an dem Ernfle der berathenden und befchließenden Verfammlung. Gefegliche 
Zwangsmafregeln fennt man noch nit in den defanifchen Gebirgen. Wirren und Zwiftig- 
feiten aller Art hören natürlich niemals auf unter einem folhen lofen bürgerlichen Verbande, 
bei einem barbarifchen Volke, das Feine gefhriebenen Ordnungen kennt. Sind doch felbit die 
verſchiedenen Mundarten im befanifchen Hochlande nod niemals zu einem Schriftfoftem ges 
erbnet oder gefaßt worden. Unter der Bedingung, daß ihnen Necht gefprochen würde, aber 
Recht nah ihrem eigenen Brauche, haben die Gond in den Iegten Jahren ven Englänbern 
zugefagt, ich der Menfchenopfer zu enthalten. Ebenſo gelobten fie, die Ermordung der weib: 
lihen Kinder, welde in großem Umfange unter diefen Barbaren ftattfindet, abzufhaffen. Die 
Sitte ift theils in ihren religidfen Anſichten, theils in bürgerlihen DVerhältniffen begründet. 
Weiber werden nämlich, gleich wie die Göttin Erde, ald Urheber alles Unglüds betrachtet, und 
dann muf der Vater für jedes Vergehen einer verheiratheten Tochter dem Manne, der Familie 
oder dem Stamme eine Sühne entrichten. Gine lieverlihe rau iſt die Plage, ift ein Fluch für 
ihre Blutverwandtfchaft, für den ganzen Gau. Deshalb werben die Mädchen, gemöhnlih am 
febenten Tage nach der Geburt, in Maſſe ermordet, jährlich an taufend blos in drei Marken des 
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Ghondlandes, wozu noch 300 Meria kommen, alſo 1300 Opfer in einem Fleinen Winfel des 
großen indifchen Landes, in einem einzigen Jahre. 

Das Brahmanenthum ift ein Fortſchritt, wenn aud nur ein Eleiner, aus dieſer Barbarei der 
Urbewohner. Es kamen zu legtern feftere Staatöverhältnifie und menjhlidere Sitten, von 
priefterliher Sklaverei mannichfach durchſchlungen, im Gefolge der Eroberung und Niederlaf- 
fung der Hindu und ihrer Brahmanen. Was aber diefe von den Zeiten der Vergangenheit bes 
richten, ift faum ver Beachtung des Denfenden werth. Es hiepe die Zeit verderben, wollte man 
in den ewig wiederfehrenden Wundern, in Liebesgefhichten und anderm wiverlihen Getriebe 
ber Göttermenfhen oder Menſchengötter eine geſchichtliche Thatſache ſuchen oder hineinlegen. 

Den Prieftervölfern, Agyptern, Hindu und audern, fehlt das Menſchliche, dad Individuelle, 
welches bei ven Griechen, den Römern und den alten Germanen anzieht. Die Menjchen werben 
blos ald Synibole, als Typen betrachtet. Ihre Religionen flehen der Freiheit, der Mutter jeder 
Individualität, feindlich entgegen. Hindu und Agypter haben deshalb feine Geſchichte; alle bie 
entzifferten Inſchriften enthalten feine Geſchichte im wahren Sinne des Worts. Lügenhaftigkeit, 
die nothivendige ververbliche Frucht des urfprünglichen Truged und Despotismus, ift überdies 
ein allgemein verbreitetes Laſter unter ven Drientalen wie bei allen in öftliher Weife vegierten 
Völkerſchaften. Die Legendenſammler über alte indiſche Gejhichte nehmen feinen Anſtand, 
ganze Herrſchergeſchlechter Benennungen von Fürften und Fürſtenreihen zu erfinden. Golonel 
Wilford, das Opfer folder Betrügereien, erzählt, ein fogenannter Hindu-Annalift zu Benares 
babe ihn offenherzig geftanden, er ergänge den leeren Raum zwifchen zwei berühmten Königen 
mit willkürlich erfonnenen Namen; er verlängere und verfürze ihre Megierungsperiode nad 
Belieben; auch zweifle er feinen Augenblid, daß fi feine Borgänger ähnliche Freiheiten heraus— 
genommen hätten. Die Schreiber mufelmanifheindifher Geſchichten prahlen nicht felten mit 
Anführung von Büchern, die fie niemals geſehen; jie erfinden Titel von Werfen, die niemals 
vorhanden geweſen find, und Schriftfteller, welche gar nicht gelebt haben. Bor wenigen Jahren 
erihienen zu Agra Zeittafeln des großmongolifhen Herrfherhaufes, angeblih aus einer Anzahl 
treffliher Quellenwerfe entnommen. Die Nachforſchung lehrte, daß dem Verfaſſer feind dieſer 
Werke zu Gebote fand, und daß viele fein Wort von dem enthielten, wo fie ald Zeugen angeführt 
waren. Gin anderer liefert ein Verzeichniß der gefhichtlihen Werke in der Bibliothek des Nizam. 
Man fragte nach und fand, daß der Nizam nicht ein einziges diefer Werke bejige. Die Titel 
waren aus den Vorreden befannter Bücher abgefchrieben. Wir verfchmähen deshalb die Ginzels 
heiten der brahmanifcheindijchen Legenden und begnügen und mit der Ihatjache, dag die Au— 
jiedler, welche im Gefolge ded Helden Rama, deſſen Thaten und Abenteuer dad indiſche Delden: 
buch Ramayana erzählt, nad Süden zogen und einen Theil der hier haufenden ald böje Geifter 
geidilverten Barbaren und Waldmenſchen unterworfen haben. Die Eroberer liegen fih an den 
äußerften Rändern ver Halbinfel nieder, gründeten die Fürftenthümer Bandja, Chola und Tſchera 
und führten brahmaniſche Weife ein im Lande. Wann dies gefhehen, wird niemals erforſcht 
werden, Nur die Ihatjache ſteht über allem Zweifel erhaben: Ein einziger Menihenitamm hat 
durh Groberungszüge, welde Jahrhunderte dauern mochten, in allen den meitgeftredten 
Marken von den Grenzen Chinas bid zum Euphrat, vom Himalaja und Hindufuh bis herab 
zum Meere feine Wohnjige aufgefhlagen und die einheimiſchen Völkerſchaften teils vernichtet, 
theils zu Knechten herabgewürdigt. Hiervon zeugen die Sprachen wie Die uralten Überlieferungen. 
Die Namen Brahma, Buddha und Zorvafter waren damals noch nicht vorhanden oder trennten 
wenigftend die Menſchen noch nicht in feindlihe Maſſen, welde, unerleuchteter Hoffnungen willen 
im Tode, ji gegenjeitig das Leben vauben oder verbittern. 

Das Land der Brahmanen ift fo reich; es enthält jo viel Anziehended und wird feit den 
älteften Zeiten mit derart glänzenden Farben geſchildert, daß die Gebieter des öſtlichen Iran, 
wenn aud nicht im Stromgebiete ded Ganges, doch innerhalb des Pendſchab und in ven benach— 
barten Diſtricten, ſich feftzufegen fuchen. Diefe Unternehmungen find aud, bei der eigenthüm— 
lichen Geſtaltung des indischen Staatslebens und der Geiftesrichtung der Brahmanen, in allen 
Jahrhunderten der Geſchichte, von einem glücklichen Erfolg gekrönt worden ift. Wenn die untern 
Barben oder Kaften (ſ. d.), was bei dem Drude, der auf ihnen lajtet, unmöglich jcheint, 
auch von patriotifchen Gefühlen bejeelt wären, jie dürfen ja nicht die Waffen ergreifen; die aus 
den niedern Theilen des Brahmaleibes Hervorgegangenen find Berworfene und des Wehritandes 
Unwürdige. Und weshalb follte jelbft der Krieger und Brahmane fein Blut vergiefen? Das 
elende Leben, aus Sünde entſproſſen, ift ded Gedanfens und der Mühe, die man darauf vers 
wendet, unwerth. Abtödtung des Fleiſches, Abſtumpfung jeder Kraft ift die Aufgabe des 
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Dajeind. Den unreinen Inſaſſen des Indusgebietes und der weitlihen Alpengauen des Himalaja 
wirp überdies der echte Hindu niemals zu Hülfe eilen. Das find die Gründe der Shwäde und 
der Shmad des Brahmanenſtaats, die jedem kühnen Räuber geftatten, ein Stüd des trefflichen 
Landes an jih zu reifen und eine jelbftändige Willfürherrfchaft zu errichten. Indien ericheint 
auch niemals, wenigftend nicht auf längere Zeit, unter einem Herrfherhaufe vereinigt; es iſt ſtets 
in viele feindliche Staaten zerjplittert, weldye ven Fremden, wenn er nicht aus eigenem Triebe 
fommt, berbeiholen, um von ihm unterflügt den Nachbar zu Boden zu ſchlagen. So zu ven 
Zeiten des Darius, zu den Zeiten Alexander's und der Seleuciden, fo zu den Zeiten der Mujel- 
manen, der Glive und Warren Haftings. 

Seit undenfliden Zeiten waren Raub: und Plünderungszüge die Lieblingsbefhäftigung des 
wanberlufligen, arbeitöfheuen Araberd. Mohammed (f. Mohammedanismuß) hat dieſes Ge— 
lüfte zur heiligen Pflicht erhoben. Ale Völker jollen mit Feuer und Schwert zum Koran befehrt 
oder wenigftens zur Zahlung eines Triburd gezwungen werden. Die natürliche Tapferfeit und 
Wildheit ded Beduinen ward nod dur das Vertrauen auf feinen Gott, durch die Hoffnung 
auf himmliſche finnlihe Genüffe ind unendliche gefteigert und fo ein Kriegervolf geihaffen, 
das unüberwindlid daſtand, folange die Einigkeit, folange die Begeifterung währte, Groß‘ 
it der Mujelman im Zerftören, wohlthärige bleibende Einrihtungen bat ex nirgendwo 
geſchaffen. 

Bereits zu den Zeiten der Khalifen Omar und Othman haben die Araber zur See, von 
Oman und Bahrein aus, Züge gegen Indien unternommen. Muhaleb, deſſen Nachkommen 
bis auf den Khalifen Jeſſid IL. Lariftan und Ormuz regierten, ift nach Ferishta der erfte Araber, 
welder raubend und plündernd gegen Multan vordrang. Streifzüge diefer Art blieben, folange 
ed an arabifhen Anjiedelungen in den eroberten Ländern fehlte, ohne Folgen. Kehrten vie 
Moslemim zurüd, jo ſammelten fid die entflohenen Bewohner in ihren alten Wohnfigen und 
richteten ibr Hausweſen von neuem ein, in altberfömmlicher Weife. Die Fürften fpotteten der 
Eide der Unterthänigfeit, zu welchen fie die habſüchtigen Räuber der Wüfte mit dem Schwerte 
in der Hand gezwungen hatten. 

Sebek-Tekin, der Begründer des großen Reichs der Ghasnewiden, unternimmt während 
der legten Jahre des 10. Jahrhunderts die erften folgenreihen Züge gegen die Hindu umd 

zwingt ihren Fürſten Dſchaipal over Didaya-Pala, d. h. Herrn des Sieged, zur Unterwürfigfeit. 
Dſchaipal ſucht feine frühere jelbfländige Macht wieverzuerlangen, fendet, auf Rath feiner 
Brabhmanen, an alle Fürften Indiens, um Zuzug bittend gegen den gemeinſchaftlichen Feind. 
So erhielt der Radſcha von Delhi, Adſchmir, Kanodih und andern Ländern Indiens ein großes 
Heer, mit dem er dem Mufelman nad Lamghan entgegenzog. Hier entjpann ſich ein hitziges 
Treffen. Sebek-Tekin brachte nad wenigen Stunden mit einer verhältnigmäßig Kleinen Truppe 
den Hindu eine jo furchtbare Niederlage bei, daß fie ihr Lager fammt allem Geräthe zurüdliegen 
und eilig jenfeit ved Indus flohen. Die mufelmanifhen Heere machten reihe Beute, und ihr 
Gebieter vereinigte alle Länder weitlid Lamıghand und Peſchawers bid gen Nilab, wo ſich der 
Eharru in den Indus mündet, mit dem Neiche Ghasna. Dſchaipal verſucht eö nicht mehr, bie 
Länder jenfeit deö Indus dem Mufelman zu entreißen, und Sebek-Tekin's Aufmerffamfeit wird 
bald nad andern Gegenden gerichtet, ſodaß er nicht daran denfen fonnte, ven Indus mit Heeres: 
macht zu überfchreiten, um die Groberungen im Lande der Brahmanen weiter auszudehnen. 
Diejer Fluß bildet wieder während der Lebzeit des erſten Herricherd von Ghasna, wie ehemals 
zu den Zeiten des Darius, die Grenze zwifhen Hindoftan und den Perſerreiche. 

Mahmud, der Sohn und Nachfolger Sebek-Tekin's, fuhhte ganz Indien feinen Reiche ein— 
zufügen. Er hat zehn Heereszüge gegen das Brahmanenland unternommen, Sein legter Zug 
war vorzüglid gegen die berühmte Stadt Pattan-Somnath gerichtet, an der äußerſten Spige 
der Halbinjel Gudſcherat gelegen, der Inſel Diu gegenüber. Diejer Drt, wegen feiner herrlichen 
Lage ausſchließend Pattan, die Stadt, genannt, erhielt feinen Zunamen Somnath oder richtiger 
Swayambhunat, der durch ſich felbft feiende Gott, von einem berühmten Lingam des Siwa, 
eins der größten Heiligthümer Indiend. Der längliche eylinderartige Stein ward täglid) zwei— 
mal in dem gejegneten Waſſer des Ganges gebadet, 2000 Brahmanen dienten zur Verrichtung 
der heiligen Bräude, zum Ergögen der frommen Prieſter und ded andächtigen Volks 500 
Bajaderen und 300 WMufifanten. Dreihundert Bartjcherer zogen ihren Unterhalt vom Gin: 
kommen de3 Gottes; fie hatten den Auftrag, die Gläubigen zu icheren, welche das Innere des 
Heiligthums bejuchen und hier ihre Andacht verrichten wollten. Diefer göttliche oder ſcheußliche 
Lingam war der berühmten zwölf einer, die an verſchiedenen Plägen Indiens zur Anbetung 
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und Erbauung der Siwadiener aufgeftellt waren. Für fo heilig warb der Tempel erachtet, daß 
ſelbſt Fürſten ihre Töchter dem ſchändlichen Dienfte des Gottes, das heißt dem Gelüfte der Brab: 
manen weihten. Zur Beftreitung der laufenden Bedürfniffe waren Somnath die Abgaben 
von 10000 Ortſchaften angewiefen. 

Der Zug, welden Mahmud im Jahre 1025 unternahm, ging über Multan, wo 20000 
Kamele mit Lebensmitteln beladen wurden, damit das Heer in den mwüften Streden feinen 
Mangel leiven möchte. Die Provinz Adſchmir wie die Hauptſtadt Gudfherats, Nahrwalat, 
mußten fich ſchnell dem Sieger ergeben, und im Anfang des Jahres 1026 erfhien Mahmud vor 
Somnath. Mit eigener Hand, fo wird wenigftend verfidhert, zertrümmerte der Sieger das 
fteinerne Sinnbild der Gottheit und ließ Stücke davon nad Ghasna bringen, wo fie zur Ber: 
berrlihung des Islam am Eingang der großen Mofchee und vor dem Palaft des Sultans als 
Treppe dienten. Zwei Trümmer follen nad) Mekka und Medina gefandt worden fein. Die 
Beute war unermeßlih. Der größte Theil wäre in dem ausgehöhlten Bauche des fleinernen 
Gottes gefunden worden — Märdhen, die in einer ernften Geſchichte kaum der Erwähnung 
verdienen. 

Gin Hindu warb für bedeutende jährliche Lehnsgefälle ald Statthalter eingefegt, worauf 
dann das mufelmanifche Heer feinen Rückzug durch die Sindwüſte begann und nad) mancherlei 
Beſchwerden und Kämpfen im folgenden Jahre zu Ghasna anlangte. Die Dſchat, die auf 
beutigentags maffenhaft Sind und das Fünfflußgebiet bewohnen, flürzten fih wiederholt 
über die Truppen und verübten fchredliche Graufamfeiten. Um fie zu züdhtigen, lich Mahmud 
zu Multan eine Anzahl Boote und Schiffe bauen, lieferte dem räuberijchen Volk auf dem Indus 
ein Treffen, worin jie gefhlagen und großentheild vernichtet wurden, Die dem furdtbaren 
Dlutbade Entronnenen wurden fpäter derart gedrüdt, daß fie fich theilmeife zum Islam be: 
kehrten — fie gehören jegt zu den abergläubifchften und unmiffenditen Thiermenſchen jener 
Gegenden, In Sitten, Gewohnheiten und Sprade find die Dſchat den Beludſchen verwandt. 
Wie jene, bedürfen fie von Zeit zu Zeit derber Züchtigungen von feiten der herrſchenden Eng: 
länder, foll die ganze Gegend nicht unfiher werden. Mahmud ftarb menige Jahre nad ver 
Rückkehr vom Zuge gegen Somnath. 

Es war vergebeng, daß die Hindu fi mehrmals empören und ihre Unabhängigkeit wieder 
zu erringen ſuchen. Seinem türfifhen Sklaven, Kothbeddin Ibek, überließ ed Sultan Mobam: 
med aus der Dynaftie der Ghoriden, melde auf die Ghasnewiden folgte, die Herrſchaft und 
ven Glauben des Islam nah Oſten, Süden und Norden zu erweitern. Ibek erobert (1193) 
Delhi und erhebt die Stadt zur Reſidenz des mufelmanifhen Neihs in Indien. „Deshalb 
heißt ed nun‘, fagt Ferishta, „bei den fremden Völkern: Das Reich zu Delhi ward von einem 
Sklaven gegründet.‘ 

Nach diefen wiederholten Niederlagen ift die Macht und das Vertrauen des Hinduvolks zu 
ſich jelbft gebrochen; Fein heiliger Bund Fommt mehr zu Stande; jeder Statthalter bleibt der 
eigenen Macht und Einſicht überlaffen. Die einen fuchen ih in Frieden mit den Mufelmanen 
abzufinden und zahlen Tribut, die andern wagen Widerftand und werden zu Boden gefchlagen. 
Und fo fallen fchnell nacheinander der Fürft von Benares, deſſen Leihnam man auf dem 
Shlahtfelde an einem falfhen Zahn erfannte, die Nadia von Kanodſch und Gudſcherat, 
dann die Ränder Bundelfand und das fpäter nad den einwandernden Afgbanen fogenannte 
Rohilfand. Selbft Audh, Bahar und Bengalen mußten bereits zu diefer Zeit der Oberhoheit 
des Islam fih fügen; nur der Süden Indiens hielt fih nod lange frei von allem Ginflufle 
mohammedaniſcher Herrihaft. Die Verwaltung der eroberten Länder, deren brabmanifde 
Einrihtungen zum großen Theil erhalten blieben, wurde vorzüglich den Händen der vielge: 
wandten Perjer anvertraut. Died die Urſache, daß Perfiich die Gefhäfts- und theilmeiie 
fogar die Umgangsfpradie Hindoftans geworden ift, daß mehrere neue aus dem Grunde des 
Sanskrit hervorgewachſene Sprachen Indiens eine große Anzahl perfifcher Wörter auf: 
genommen haben. 

Kaum zwölf Jahre alt erlangt (1494) Schirevpin Mohammed — ein Nachfolger Timur’s 
im vierten Gliede, Baber oder der Tiger zubenannt — die Herrſchaft über eine fruchtreiche Dafe 
Mittelafiend, Ferghana geheißen. Er unternahm Streifzüge nad) allen Richtungen und wurde 
bald Gebieter eines großen Theild von Hindoftan. Baber ift der Gründer des Herrſcherhauſes 
der Timuriden oder Baberiden, weldes erft, infolge ded3 Sipahbiaufftandes 1857, nad einer 
Dauer von mehr ald 350 Jahren — feine Macht mar fhon längft vernichtet — auch dem 
Namen nad) zu Orunde gegangen, Fälfhlid werden diefe mufelmanifhen Herrſcher Mongo— 
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fen oder Großmongolen genannt; Baber und feine Genofjen gehörten zum Türfiftamme; ihre 
Sprade war türfifch und in diefer haben Baber und feine Nachfolger ihre Denfwürdigfeiten 
niedergefhrieben. Es galt nämlich feit Dihingis: Khan ver Name Mongole (f. Mongolen 
und Zataren) für eine Ehrenbenennung, womit fi alle Völker Mittelafiens bezeichneten. 

ALS Feldherr und Staatsmann, ald Menfh und Schriftfteller ragt Baber über alle Zeit: 
genoffen empor, über alle Fürſten des Morgen und Abendlandes — Kaifer Karl V. und 
Sranz J., die beide den Geift ihrer Zeit verfannten und mishandelten, nicht ausgenommen. 
Melde Thaten er mit geringen Mitteln vollführte, Fann man mit feinen eigenen Worten in 
meiner „Geſchichte des engliichen Neichs in Aſien“ nadjlefen. Aber auch fein menfchliher Sinn 
Hat den Fürften zu feiner Zeit verlaffen. Mitten unter Kriegsgetümmel [hügt er den Bauer 
und Kaufmann; er ftellt, fobald nur immer mögli, die Ordnung ber im bezwungenen Lande 
und forgt durd regelmäßige Pofteinrihtung für bie ungeftörte Verbindung der einzelnen Theile 
des großen Reid. In die entfernteften Gegenden ſchickt er Boten, um einen Handelöverfehr 
mit ihnen zu beginnen. Selbft nad Rußland gingen feine Gefandten. Die Negierung zu 
Moskau erwidert: Man würde ſich freuen, die Unterthanen Baber's im Lande zu ſehen, und die 
Ruſſen nicht hindern, nad} Indien zu reifen. Der Großfürſt Waſilji läßt jedoch dem Padiſchah 
nichts von Brüderfchaft fagen; „‚venn man wußte nicht wer er fei, ob Selbſtherrſcher oder nur 
Reichsverweſer von Indien’. 

Der Stammmvater der Großmongolen ift ein gläubiger Mufelman, aber ohne die geringfte 
Spur von Fanatismus; er hält nichts auf Wallfahrten zu den Gräbern der Heiligen ; er unters 
fügt weder Bettelmönche noch jenes andere faule Gefindel, das unter dem Namen Fakir und 
Derwiſch im Lande herumftreiht. Mit feinen Freunden und den bewährten Emirn des Hofes 
fland er auf dem vertraulichiten Fuße; er blieb als Padiſchah derfelbe einfache anſpruchsloſe 
Mann wie in der Heimat oder auf der Flucht aus Ferghana. Am Schluffe der wictigften 
Staaröfchreiben erzählte er Anekdoten oder theilte den Freunden Vorfälle des täglichen Lebens 

mit, wenn er glaubte, daß fie ihnen intereffant fein oder Unterhaltung gewähren fönnten. So 
fließt eine Depefche, worin die innern und äußern Verhältniffe Kabul ausführlic befproden 
und welche Mafregeln im Augenbli genommen werden follten, mit folgenden heiter finnigen 
Morten: „Ich habe voriges Jahr das Weintrinfen, die Luft: und Schmauspartien ganz auf: 
gegeben; e8 fam mid) dies fo ſchwer an, daß ich Thränen vergoffen und darüber folgendes vier— 
zeilige Gedicht in türfifher Sprache gemacht habe: 

Ich bin verſtimmt, den Wein ich miffe, 

Ich bin unfühig der Gefchäfte! 

Adı, Neue führt mich fchnell zur Buße 

Und Buße führt zur Neue zurüd. 
In diefem Jahre aber, Gott fei Dank, haben diefe Trübfeligkeiteu aufgehört, was id) vorzüglich 
der anbaltenden geiftigen Beihäftigung mit einer poetifchen Uberfegung zufgreibe. Ich rathe 
dir, dich auch an Enthaltfamfeit zu gewöhnen. Luftpartien und Weinſchmauſereien find freilich 
fehr angenehm in Gefellfchaften heiterer Breunde und guter alter Kumpane. Aber mit wen 
willft du den gejelligen Humpen füllen? Mit wen willft du die Freuden des Weins geniegen ? 
Wenn du in den luftigen Stunden beim lieblihen Becher nur ſolche Leute, wie Schir-Ahmed und 
Halder-Kuli zu Gefellen haft, fo kann e8 dir wahrlich nicht ſchwer fallen, Dich zu einem ſolchen 
Dpfer zu entſchließen. Aber verzeihe mir, daß ich in derlei Narrheiten verfalle.“ 

In diefer offenen ſchmuckloſen Weife, fern von gemeiner Gitelfeit und großartiger Selbit: 
fudt, find die Denfwürdigfeiten des auferordentlihen Mannes durchgängig abgefaßt; ed ge— 
fhiebt jedem, Breund wie Feind, fein Recht. Keine Spur von all der gemöhnlidyen Halbheit und 
Heuchelei der Schriftfteller höherer Stände, welche es vortheilhaft finden, nicht auf die letzten 
Gründe zurüdzugehen und für unanftändig erklären, die Dinge bei ihrem rechten Namen zu 
nennen, Es if ein wohlthuendes Gefühl, mitten unter dem leeren Gerede, unter der prunfvollen 
Kälte aſiatiſcher Gefhichtichreiber einen Fürſten zu finden, der vom Wahne frei ift: Ein Fürft 
dürfe nicht fühlen wie andere Menfhen; ver für einen Spielgenoffen ver Knabenjahre tagelang 
weinen fonnte und es für feine Schande hält, Died und felbft zu fagen. Und fo befchreibt er die 
Berdienfte und Thaten feiner Freunde und Bekannten, ihre geiftreihen Einfälle und Wortfpiele, 
ihre Eigenheiten und abenteuerlichen Begebniffe ohne tüdifhe Nachrede oder ſatiriſche Gering— 
ſchätzung, mit Ruhe und Gleichmuth, in lebendiger, anfhauliher Rede, 

Dem Sohn Humaiun verweift Baber orthographiſche Fehler und tadelt die Schreibmweife 
feiner Briefe: „Man fann deinen Brief wol leicht lefen, aber wegen der weithergefudhten Worte, 
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die du brauchft, nicht leicht verftehen. Im Brieffhreiben biſt du ficherlih nicht ausgezeichnet, 
und zwar blos deshalb, weil du dich zu fehr bemüht, deine Talente und Kenntniffe zu zeigen. 
Schreibe fünftig ohne alle Ziererei in Elaren gewöhnlichen Worten, was dann dem Schreiber 
wie dem Lefer weniger Mühe machen wird. In diefer Weife, klar und finnreid, ohne Wörter: 
pracht und die gewöhnliche Schnörfelei perfifcher Reimer, find auch die zahlreichen Gedichte des 
Eroberers von Hindoftan. Die Sammlung feiner türkifhen Poeſien ftellt ihn hoch unter den 
Dichtern feines Volks. Und fo fehr lag ihm die Dichtfunft am Herzen, daß er ſich eifrig mit ihren 
Geſetzen beſchäftigte und ſelbſt ein Werf über die Metrik gefhrieben hat. 

Unter den Nachfolgern Baber's, welche ih nach und nad) alle Länder Hindoftand und jelbit 
den größten Theil von Defan unterwarfen, ragt Akbar am meiften hervor, ſowol durch 
Tapferkeit wie durch feine einſichtsvolle, menfchliche Negierung. Bor den Zeiten Akbar's fann 
faum von einer regelmäßigen Verwaltung des indiſch- mohammedaniſchen Staatd die Nede fein. 
Es beitanden zwar allgemeine Berordnungen und Befege in Menge, ſie wurden jevod nur aus: 
nahmsweiſe durchgeführt, nad Sitte despotifher Staaten, dann erft, wenn ſie zum Nachtbeil 
de8 Gehorchenden, des Unterworfenen dienten. Die herrſchende Lehnsariftofratie und Beamten: 
zunft handelte nad) Belieben; die Schranfen dev Macht find die Schranfen des Rechts. Die uns 
glülihen Landbewohner wurden fo hart geprüdt, daß jie nicht felten Land und Hof verlajien 
und jelbft ihre Kinder verkauft haben. War es zu dieſem Auferften gekommen, jo liefen ſich die 
gebietenden Herren von Hindoſtan, gleichwie im europäifhshriftlihen Mittelalter, herbei, vie 
ehemaligen Freien in ihren eigenen Gütern ald Pächter, als Hörige und Reibeigene aufzunehmen 
undgegen allerlei Leiftungen zudulden, Die Lehnsbefiger waren cheild Mufelmanen, theild Hindu, 
und die Lehne felbit bald lebenslänglih, bald erblid. Nur die Inhaber legterer Gattung 
wurden urjprünglid Semindar, Grundeigenthümer, genannt; jie erfreuten ih gewiſſer 
Hoheitdrechte und ver Gerichtsbarkeit über ihre Untergebenen. Die großen Lehnäbefiger leifteten 
dem Fürjten entweder blos militärifche oder aud andere Dienfte, zu denen jie vermöge ihres 
Lehnbriefs ausdrücklich verpflichtet waren. Dies gilt jedoch blos von ven Mufelmanen, bie ih zur 
" Sunna befannten; Schiiten, welche fi fpäter, namentlih im Dekan, maſſenhaft vorfinten, 
wurden anfangs von den Turfmanen gar nicht geduldet. Zwiſchen diefen beiden Abtheilungen 
des Jslam herrſchte noch zu Abbar's Zeiten ſolche Feindſchaft, daß jie nicht felten zu Meuchelmord 
führte, und zwar unter den angeſehenſten gelehrteſten Leuten. 

Hindu mußten neben den gewöhnlichen Steuern noch das Ungläubigen auferlegte Kopfgeld 
entrichten. An andern Laſten, an von Zeit zu Zeit eintretenden Verfolgungen fehlte es ebenfalis 
nicht — Umſtände, welche, wie man glauben ſollte, der Bekehrung nur förderlich ſein könnten. 
Deſſenungeachtet machte der Mohammedanismus in Hindoftan weniger Glück als in irgendeinem 
andern mit dem Schwert in der Hand eroberten Lande. Die Brahmanen hatten ed nämlich ver: 
ftanden, ihre Herrſchaft aufInftitutionen und Meinungen zu gründen, mit ſolch einem teufliſchen 
Verftande erfonnen und fold ſchamloſer Härte durchgeführt, daß fie jelbft dem blutigen Anprang 
des Islam nahhaltigen Widerftand entgegenfegen konnten. Nur ein Achtel dev ganzen Bevöl— 
ferung Indiens befennt ſich heutigentags zum Mohammedanismus. In Hinvdoftan allein, 
Defan nicht mitgerechnet, bildeten die Moslim zu den Zeiten Dſchehangir's, ein Sechstel 
der Einwohner, 

Könnte wilde Grauſamkeit und neidiſche Selbftfucht, könnte toffe Willfür und blöder Un: 
verstand die Erde in eine Wüfte verwandeln, längſt ſchon würde aller Keim des Lebens ge: 
Ihwunden fein. Der Menſch ift aber, in Maffe genommen, ein ſchmiegſames Eriechenves 
Weſen. Man peinige ihn noch fo fehr, er erträgt ed und fchleppt ſich keuchend an der Scholle 
fort. Wird ihm nur der Magen gefüllt, und dafür forgt die immer ji verjüngende Natur, 
fo wird das Gefhleht niemals ausfterben. Hindoſtan ift überdies ein höchſt fruchtreiches, 
von gewerbfundigen Leuten bewohnte Land; es hat einen reihen üppigen Boden, zahlreiche 
herrliche Flüſſe mit trefflichem Trinkwaſſer; es rühmt fid) der edeln Metalle und Erzeugniſſe 
aus allen Naturreichen im Überfluß; ſelbſt mitten im Winter ſind in manchen Gegenden Erde 
und Bäume mit lieblichem Grün bedeckt; in ver Regenzeit, vom Juni bis Ende September, ift 
die Luft fo wundervoll angenehm, daß fie wie Abul:Fazel, der Minifter Afbar's, in feiner Be: 
Ihreibung Indiens ih ausbrüdt, dem Alter jugendliche Kräfte verleiht. Dann bejuchten ſeit 
den älteften Zeiten Schiffe aus Agypten, aus Arabien, Perſien und China vie Häfen des Landes 
und fauften für baares Geld indiſche Waaren und Naturerzeugniffe. Die Heimat der Edeln, 
wie die Brahmanen Indien nennen, blieb vemnad bei allem brahmaniſchen und muſelmaniſchen 
Drude die blühende Stätte einer zahlreichen betriebjamen Bevölferung. Und ver Druck ward 
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jept bedeutend gemildert. Die Regierung Afbar's gleicht einer erfrifchenden Dafe mitten in dem 
wühm mohammedaniſch- indiſchen Getriebe. Diefer Fürft wünſchte das Wohl aller feiner 
Bälker, der Hindu wie der Mufelmanen, zu begründen, und zwar nicht blos ihr phyſiſches, fon: 
dern, indem er die Nebel zu zerftreuen ſuchte, womit Wahnglauben die Vernunft umhüllt, auch 
ihr geiftiged. Der Herrſcher wollte die in der Naht der Vorurtheile erblindeten Augen wie: 
derum an den hellen Sonnenschein der Wahrheit und Ginficht gewöhnen. 

Das ganze Reid war in 15, fpäter in 18 Kreife eingetheilt worden, welde wieder in 
105 Diftriete und 2737 Bezirke zerfielen. Uber jeden Kreis wurde ein Statthalter gefegt, der 
zu gleicher Zeit die bürgerliche und Militärverwaltung hatte. Diefe Subahdar ftanden un— 
mittelbar unter dem Fürſten und erhielten von ihm ihre Befehle. Der Statthalter Habe blos, fo 
lauten die Berwaltungenormen, das Wohl des Volks im Auge, er fei immer freundlich und 
erweile jedem die gebührende Ehre. Seine Mußeftunden möge er zum Lefen philoſophiſcher 
Shriften verwenden und ſich auch nach ihrer Lehre richten; die Erzählungen des Buches Kalila 
und Dinna können ihm ebenfalls als Mufter eines vernünftigen Lebens dienen. Unter den 
Stattbaltern ftanten eigene Beamte, denen der Oberbefehl über die Söldner und Lehnstruppen, 
dann die Leitung ded Gerichts- und Steuerwefend anvertraut waren. Einem jeden warb der 
Geſchäftskreis genau vorgezeichnet, um, foweit menfchlice Vorſicht reicht, Willkür und Über: 
griffe zu befeitigen. Aus diefem Grunde wurde felbft, was fonft unerhört ift, im Morgenlande 
das Geihäft des Unterfuhungsrichters und des Urtheilſprechenden getrennt; das eine ftand dem 
Kadi zu und das andere dem Mir Adel, das heißt dem Herrn Richter. Nur bei Gelegenbeit 
eines gefäßrlichen Aufftandes fonnte der Statthalter, ohne an den Hof zu berichten, Todesftrafen 
verhängen. Den Katwald, welchen das Gefchäft der Polizeidirectoren und Kauptleute der 
Öensvarmerie an einzelnen Orten und Diftrieten zuftand, war anempfohlen, den Herren Nichter 
von zwei Spionen überwachen zu lajlen und dem Fürften al8bald zu berichten, wenn jemand in 
feinem Rechte verkürzt würde. Unter den zahlreihen Vorfchriften für die Beamten find vor— 
treffliche, Freilich aud mande abenteuerliche une barbarifche enthalten. Der Padiſchah wollte 
den Müßiggang abgeſchafft wiffen. Der Katwal foll nun darüber wachen, daß jeder ein Sand: 
werk erlerne; niemand dürfe ald Sklave verfauft werden; die frühere Sitte, Kriegsgefangene 
als Sklaven zu behandeln, war bereit8 (1561) aufgehoben. Der Katwal möge ausfundfchaften, 
wovon umd mie die Leute leben, namentlich aber darauf achten, daß feine Frau nad dem Tode 
ihres Gemahls gegen ihren Willen verbrannt werde. Eines Tags hörte Afbar, der Radſcha 
von Dihodpur wolle die Witwe feined Sohnes zwingen, den Scheiterhaufen zu befteigen. 
Der Fürft ſchwang ſich aufs Pferd und ritt eilends vabin, um durd) feine Gegenwart das Ber: 
reden zu hindern. Kalender und anderes fcheinheiliged Bettlergejindel, das jih von dem 
Schweiße der Fleifigen nährt, follte von den Polizeibeamten angehalten werden, ein nützliches 
Geſchäft zu treiben. Das Schlachten ver Thiere war an vielen Tagen und felbft während eines 
ganzen Monats im Jahre verboten. Mepger, Todtenwäfher und andere Leute, die unreine 
Geſchäfte betreiben, mögen fern von andern Bürgern an einem eigenen Drte beifanımen wohnen. 
„Mer mit einem Scharfrichter aus Einem Becher trinft, den wird die Hand abgehauen ; wer mit 
ibm aus einem Keffel ift, verliert Ginen Finger.’ 

Vorzügliche Aufmerffamkfeit ward auf das Steuerweſen verwendet; denn hieran hängt, 
wie der Minifter Afbar's treffend bemerkt, ſowol die Kraft der Regierung wie das Wohl ver 
großen Mafle der Regierten. Alle gebäffigen oder befchmwerlichen Abgaben: die Kopffteuer ver 
Ungläubigen, die Taren auf Wallfahrten wurden aufgehoben und blos eine Grundfteuer an— 
geordnet, welche freilich Hoch genug angelegt wurde — auf ein Drittheil des rohen Ertrags. Unter 
der einheimiſchen Regierung der Hindufürften, heißt es in der betreffenden Verordnung, wurde 
zwar blos ein Sechstel erhoben; e8 waren aber überdies vielerlei Abgaben von beweglicher Habe 
zu entrichten. Um diefe große Reform durchzuführen, wurde das Land vermeflen, feine Ertrags— 
fähigkeit nach drei Klaffen eingetheilt und dad Mittel verfelben ald Erträgniß eines jeden Tages 
werks angenommen. Dieje Naturalabgaben find dann, nad dem Durchſchnittspreiſe ver legten 
19 Jahre, in Geld verwandelt und fpäter, damit die häufig wiederfehrende, Geld und Zeit 
foftende Shätung wegfalle, die Steuern ein für allemal auf 10 Jahre feftgefegt worden, Es 
blieb jedoch jedem freigeftellt, feine Abgaben in Robftoffen felbft einzuliefern. Auch ift e8 jedem, 
der da glaubt, er zahle zu viel, deſſen Ader eine fchledhte Lage hatten, häufig brach Tagen oder 
andern Nachtheilen ausgefegt waren, geftattet, bei der Behörde eine Vorſtellung einzureichen. 
Sie war angewiefen, die Beſchwerden genau zu unterfuchen und in befondern Fällen die Bauern 
mit Geldvorſchũſſen zu unterftügen. Der Nentmeifter folle im ganzen fein Amt zur Zufriedens 
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heit ver Steuerpflichtigen verwalten; dies ſei die Grundnorm, nad) welcher er ſich zu richten habe. 
Über die Einnahmen und ihr Verhältnig zu den Ausgaben kann man, aus Unkunde des Preiſes 
der Lebensmittel, zu feinem fichern Ergebni gelangen. Bedenkt man aber die außerordentliche 
Pracht des Hofes, die Freigebigfeit ded Fürften, ver 2— 3000 Geiftlihe und Gelehrte aller 
Völker und Seften unterhielt, fo müffen die Erträgniffe der Steuern höchſt bedeutend ge- 
wejen fein. 

Der ehemals in England mit fo vieler Leidenſchaftlichkeit geführte Streit über die urſprüng— 
lihen Herren des Grund und Bodens in Hindoſtan, ob er nämlich den einzelnen Befigern oder 
den Landesfürften gehöre, ift in gewiffer Beziehung blos ein Wortftreit. Der Staat wird 
alfenthalben in der Theorie ald der alleinige Herr des Bodens betradtet. Der Boden gehört 
nur dann den Unterthanen, wenn fie die darauf gelegten, zu den allgemeinen Bepürfniffen 
nothwendigen Abgaben entrichten. Das Weſentliche bleibt demnach blod, wie hoch dieſer 
Grundbeſitz belaftet wird. Iſt das Eigenthum einzig und allein durd eine Grundfteuer bedingt, 
iſt der Befiger nicht durch andere hemmende Anorbnungen in feinem Nechte befhränft, Fann er 
nicht willfürlihd von Haus und Hof gejagt werden: To ift fein Gut ohne Zweifel als freies 
Gigenthum zu betrachten. Radſcha Todar-Mal Hat das Vervienft, Anoronungen in diefem 
Sinne getroffen und zur Erleichterung des früher fo hart gedrückten Landınannd mit unerbite: 
liher Strenge durdgeführt zu haben. Der Radſcha ſah fo fehr auf Ordnung und Redlichkeit, 
daß Rentmeifter, welche ſich Unterſchleife zu Schulden kommen liegen, hingerichtet oder zum 
ewigen Gefängniß verurtheilt wurden. Heutigentags noch ift diejes, den alten indifhen Gin: 
richtungen entlehnte Abgabenfyilem unter dem Namen dieſes Brahmanen in Hindoſtan befannt 
und gepriefen. Todar-Mal war aud für fih felbft ein durchaus ehrlicher, von aller Habſucht 
entfernter Mann, dabei jedod dem Aberglauben der Hindu in der Weife ergeben, daß ſelbſt ver 
nıilde Akbar ihm hierüber Vorwürfe machen mußte. 

Nicht mindere Sorgfalt wurbe auf die Hebung der Induſtrie verwendet, namentlich auf die 
Shawlmanufactur in Kafhmir. Zu Lahore waren damals, wie heutigentags noch, eine große 
Anzahl Webftühle. Die Abgaben ver Fabrifate, die früher zehn vom Hundert betrugen, wurden 
auf die Hälfte herabgefegt. Die Truppen beftanden theild aus Sölpnern, theild aus einer 
Lehnsmiliz, wobei aber viellinterfchleifftattfand. Es find deshalb von Zeit zu Zeit Mufterungen 
angeordnet worden, um ſich zu fihern, daß die Berzeichniffe der Mannſchaft, ver Thiere und des 
ganzen Kriegsgeräths mit dem wirklichen Beftande übereinftimmten. Über die Anzahl der 
Söloner ift und feine Kunde geworben; die Lehnsmiliz der Semindare ſoll fih auf die ungebeuere 
Summe von 4,200000 belaufen haben. Es mag dies eine Art Landwehr oder der ganze 
Heerbann gewefen fein, Alle dem Kriegsweſen zugehörigen Gegenftände erhielten bejondere 
Zeichen, damit wenigſtens die Beruntreuungen und anderer Unterſchleif afhwert würden. In 
den übrigen Berwaltungdzweigen, in den mannichfachen Staatdanftalten und der Hofbaltung 
herrichte ebenfalld große Ordnung, wenn, woran wir freilich zweifeln müffen, die Borfchriften, 
weldhe Abul-Fazel der Nahwelt überlieferte, wirklich ausgeführt und zu allen Zeiten aufredt 
erhalten wurvden, Da war vorgefchrieben, wie das königliche Hausgeſinde, wie der Shagmeifter, 
das Juwelen: und Münzamt verfahren, wie e8 mit dem Harem, der mehr ald 5000 Frauen 
enthielt, mit den Glefanten — allein zum Ausreiten des Padiſchah flanden 101 bereit — wie 
es mit den Pferden, den Kamelen, den Ochſen und Maulefeln gehalten, wie die Küche, wie Die 
Obft: und Gemüfegärten beftellt werben ſollen. Es herrfchte an dem großmongolifchen Hofe zu 
Delhieine Pracht, wie fie uns die arabifchen Märchen zu den Zeiten Harun Al-Raſchid's ſchildern; 
in der That, jie muß bezaubernd gewesen fein. Und unter allen diefen Herrlichkeiten, bei allem 
dieſen Weiberungethüm, blieb die Seele des Padiſchah unverborben; er war ein einfacher, reiner, 
edelgejinnter Menih. Akbar überftrahlt die meiften Fürften feines Jahrhunderts, innerhalb wie 
außerhalb der Chriſtenheit. Wie weit fleht der fanatifche, finftere Philipp IL. von Spanien, 
Heinrich, Franz, um von den blutigen KarlIX. gar nicht zu fprechen, ein Albrecht und Wilhelm V. 
von Baiern in jeder Beziehung Hinter dem erleudpteten milden Padiſchah Hindoftans zurüd! 
Daß aber die öftlihen Quellen in diefem Falle nicht übertreiben, daß jie die Zuflände und den 
Fürſten, der jie herbeiführte, mie fie wirklich waren, und darftellen, dafür zeugen die überein= 
ſtimmenden Nachrichten europäifcher Kaufleute, welche zu der Zeit in Indien lebten, dafür zeugen 
felöft die Angaben der Jefuitenmiffionen in ihren jäbrlihen Sendſchreiben. 

II. Die Dftindifhe Compagnie; ihre Eroberung und Regierung ded Landes. 
Im Herbſt 1599 traten mehrere Bürger Londons zufammen, weldye eine Summe von 30000 
Pfd. St. in verſchiedenen Theilen, von 100— 3000, unterzeichneten, „un zur Ehre des Vater— 
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landes und zur Vermehrung des Handeld innerhalb des Reichs England eine Reife nad 
Dftindien und andern Öftlihen Ländern und Infeln auszurüften.” „Verſchiedene Kaufleute”, 
bejagt die Eingabe an den Geheimen Rath, „angetrieben durch ven Erfolg ver Holländer, welche 
jegt bier in England Schiffe faufen, um eine neue Reife zu unternehmen, wären nicht weniger 
vom Gifer bejeelt, ven Handel ihres Landes zu erhöhen, wie die Holländer es jind zum Vortheil 
ihres Gemeinwefend. Aus diefem Grunde hätten fie ſich entjhloffen, einige Genoffen nah Oft: 
indien zu ſenden. Die Königin möge ihnen als einer Geſellſchaft, welde ihre Unternehmung 
auf gemeinjhaftliden Schaden und Gewinn betreibt, einen Sreibrief mit den gewöhnlichen 
Sonderredten ertheilen. Oſtindien jei jo weit entfernt, der Handel dorthin erheifche folch ein 
bedeutendes Vermögen, daß er nur in dieſer Weije betrieben werben könne.“ 

Der Sreibrief der londoner Oſtindiſchen Gefellfhaft ift an dem legten Tage des Jahres 1600 
von der Königin unterzeichnet worden, Das Parlament hatte zu der Zeit auf ſolche Handlungen 
der Krone noch feinen Ginfluß. Die Königin erhob „zur Ehre der Nation, zur Bereicherung 
des Volks, zur Ermunterung ihrer unternehmenden Unterthanen, wie zur Vermehrung der 
Schiffahrt und des gefeglichen Handels” die Bittfteller zu einer Handelsinnung unter dem Na— 
men: „Der Öouverneur und die londoner Kaufleute, welche den Handel nad} Indien betreiben.’ 
Der Gejellihaft und ihren Angehörigen ift auf 15 Jahre in allen Ländern, die nicht im Beſitz 
Hriftliger Fürſten find, Öftlih des Vorgebirges ver guten Hoffnung bis zur Straße Magellan, 
ein ausſchließender Handel geftattet. Alle andern Unterthanen der Königin find, nad Weiſe der 
Zeit, welde auch in England die gemöhnlihen bürgerlichen Gewerbe zu Beſonderrechten machte, 
vom Berfehr mit jenen Öegenden, wenn jie die Compagnie nicht ausdrücklich hierzu bevollmäch— 
tigt, ausgeſchloſſen. Die Innung fann Länder und anderes Befigthum erwerben; fie kann ſich zu 
jeder Zeit und allenthalben verfammeln, um Verfügungen zu treffen, folange fie ven engliichen 
Gefegen nicht widerſprechen. Als ein Zeichen der geringen ſtaatswirthſchaftlichen Einficht jener 
Tage, welche immer noch den Reihthum eines Volks nad) ven baaren Gelde allein fchägte, verdient 
bemerft zu werben, daß es der Geſellſchaft zur Pflicht gemacht wurde, eine ebenfo große Summe 
edler Metalle heimzubringen, ald fie ausführen durfte — 30000 Pfd. St. in jevem Jahre. 
Ja, es fehlt fogar nicht an mehrern Schriften, die zu beweiſen fuchten, der Verkehr mit Oſtindien 
fönne dem Lande nur zum Nachtheil gereichen, indem dadurch das Gleichgewicht des Handels 
zum Nadtheil Englands geftört werde. Man wußte damals nod nicht, daß das für Handels: 
zwecke ausgeführte Geld auf den verfchiedenften und zuweilen langjamften Ummegen, und faft 
immer mit Gewinn, wieder ind Land zurüdfehrt. Dem Kaufmann Thomas Mun gebührt das 
Verdienſt, dieſes zuerft in einer eigenen Schrift nachgewiejen zu haben. I) 

Die Aufmerkjamfeit dev neuen Compagnie war zuerft auf die zahlreichen Infeln des öftlichen 
Archipelagus gerichtet. Nun machten aber ihre Gefghäftsführer die Erfahrung, daß mit Baum: 
wollmaaren von Kambaja auf den öftlihen Infeln ein vortheilhafter Handel betrieben werden 
fönnte; die Directoren, hieß e8, würden gut thun, auf ver Weſtküſte der Indiſchen Halbinfel eine 
Factorei zu errihten. Schnell geht die Geſellſchaft an die Ausführung. Sie erhält, alles Wiver- 
ſtrebens der Bortugiefen ungeachtet, gegen Ende 1612 vom Großmongolen Dſchehangir die 
Erlaubniß, zu Surate, einer unbedeutenden Handelsftadt am Ausflug der Tapti, in der Provinz 
Gudſcherat eine Kaufhalle zu eröffen, — ein folgenreiches Ereigniß tür Aſien und Guropa, für 
die Gulturbewegung der ganzen Menjchheit. Abul-Fazel, der einfichtsvolle Freund und Minifter 
Akbar's, Icheint die Gefahr geahnt zu haben, welche dem Reiche von diefer Seite drohen könnte. 
„In Surate haben ji”, fo erzählt er uns in feiner für alle Zeiten lehrreichen Beſchreibung In— 
diens, „die Anhänger Zoroafter'd nievergelaffen, zur Zeit als fie aus Perſien fliehen mußten. 
Der Freijinn Sr. Majeftät geftattet den verfchiedenen Religiondgenoffen nad) ihrer befondern 
Weife zu leben ; jene Parſen befolgen ungeftört die Lehren ihrer heiligen Schrift, der Zendaveſta. 
Die Fahrläffigkeit der Statthalter trägt die Schuld, daß fih Europäer einiger benachbarter 
Gauen der Provinz Gudſcherat bemächtigt haben.” x 

Schon in diefen frühen Jahren find Vorbereitungen zu einem engliſch-aſiatiſchen Reiche ge— 


1) Thomas Mun, Englands treasure by foreign trade, or the balance of our foreign trade is 
the rule of our treasure (Kondon 1621). Nach einer Angabe im Edinburgh Review, April 1847, 
©. 447, die ich aber für unbegründet halte (Macpherfon, Ann., II, 297), wäre dies bereits die zweite 
Anflage des berühmten Werks. DBlanqui (Histoire de l’&conomie politique, Paris 1827, II, 408) 
nennt den Verfaſſer den geiftreichen Vertheidiger bes Commerzialſyſtems. Die Nachfolger hätten weiter 
nichts zu thum gehabt, als feiner Beweisführung zu folgen. 
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troffen worden. Nach Erbauung der erſten Burg, nad der Theilnahme an ven Streitigkeiten 
indifcher Fürften, nad) der einmal geftatteten Ginmifhung im die innern Angelegenheiten des 
großmongolifhen Reis war ed, ohne ſich felbft aufzugeben, unmöglich, auf der Siegesbahn 
fteben zu bleiben. Unmöglich war e8, zu fagen, bis Hierher und nicht weiter. Dies ift Die noth- 
wendige Folge der Stellung eines civilifirten Volks, des Verhältniffes der Einfiht und Kraft 
gegenüber der ganzen oder halben Barbarei, gegenüber ber Reidenfhaft, dem Unverftand und 
der Shwähhe. Didehangir, der Padiſchah oder Großmongol von Delhi, wollte die Bortugiefen, 
welche ein indifches Schiff mit Foftbarer Ladung nahmen, weil es feinen portugiefifhen Bag bei 
fi führte, züchtigen. Die Engländer, aufgefordert, am Kampfe gegen den gemeinſchaftlichen 
Feind Antheil zu nehmen, folgen mit Freuden ber Einladung, und zwar in Tagen, wo Jakob 
mit dem König von Spanien und Portugal auf dem freundfhaftlichften Fuße fand. Die Por: 
tugiefen wurden gefchlagen, und die Hanfa erfreute fi der befondern Gunft des Großmongolen. 
Die Engländer durften die Raufhalle zu Surate, um fie angeblich gegen Überfälle zu fügen, 
befeftigen und in der ganzen Provinz Gudſcherat ungehindert ihren Handel betreiben. Um bie 
Freundſchaft zu befeftigen, vielleicht auch um den ganzen Verkehr mit den reihen Ländern Hin— 
doftand und Defans in ihre Hände zu ziehen, wurden Abgeoronete nach Agra gefandt, melde 
ſuchten, durch foflbare und feltene Gefchenfe noch größere Gunft bei Dſchehangir und feiner Um— 
gebung zu erlangen, 

Der ung bier fnapp zugemeffene Raum geftattet nicht, bie Compagnie auf ihrer fernern Sie— 
geslaufbahn zu verfolgen. Wir bemerken blos, daß die britiſchen Kaufherren, mittels im Liber: 
fluß gefpendeten Geldes und heimlicher Furcht vor ihrer Macht, vom großmongolifchen Hofe zu 
Delhi immer größere Rechte erwarben. Padiſchah Ferochſchir erließ (1717) an die Statthalter 
und Beamten zu Bengalen, Bihar und Driffa einen Befehl, wonach die Engländer, ohne alle 
Abgaben, blos gegen ein jährlicdes Geſchenk von 3000 Rupien, in viefen Provinzen des Reichs 
ihren Handel betreiben mögen: „Sie fönnten nach Belieben, two immer fie wollen, kaufen und 
verfaufen und Kaufhallen errichten, wozu ihnen ein Grund von 40 Ader Landes angewieſen 
werden folle; es jei ihnen geftattet, in der Nähe ihrer jegigen Befigungen Bengalend noch 
18 andere Orte gegen die Bezahlung der darauf liegenden Rente von den Orundbefigern zu er— 
werben; überdies müßten ihre Münzen bei den einheimifchen Kaſſen, ohne den früher angeord— 
neten Abzug, angenommen werden,” Der Statthalter Murſched-Kuli-Oſchafar-Khan (1704 
— 25), nad welchem die damalige Nefidenzftadt Bengalend Murſchedabad — Abad heißt Stadt 
im PBerfifchen — genannt ward, widerſetzte fich der Ausführung dieſes Onadenbrichd. Sein 
Einkommen werde dadurd in mannichfacher Weife geihmälert. Noch Eurz vorher (1706) mußte 
ihm die Compagnie für die Erlaubniß zur Errichtung einer Kaufballe in Koffimbafar 
25000 Rupien bezahlen, und jegt follten deren allenthalben ohne Entgelt errichtet werben! 
Die britifhe Herrſchaft über 18 neue Orte möchte aber noch größere Nachtheile in den Erträg- 
niffen Bengalens zur Folge haben, fogar die Selbftändigfeit ded Landes gefährden. Die Eng: 
länder begnügten ſich vorderhand mit dem, was der Statthalter gutwillig gewähren wollte; 
ohnedies wurden ihnen durch ihre ganze Rage und Stellung andere große Vortheile. Die Orb: 
nung und Sicherheit zu Kalkutta bewog viele Bengalefen, hinzuziehen; diefelben Gründe ver: 
mochten dieeinheimifhen Kaufleute, Mufelmanen, Hindu und Armenier, ihre Frachten vorzüglich 
den englifhen Schiffen anzuvertrauen, wodurch der Compagnie, ihren Dienern und Schiffs— 
Fapitänen reiche Gewinfte zufloffen. In folder Weife erlangten die englifhen Nieverlaffungen 
nach furzer Zeit eine große Bedeutung, worüber die Nabob oder Großen, deren Untertbanen, 
um dem Drucke zu entgehen, nah Kalkutta flüchteten, nur noch erbitterter wurden, 

Es konnte nicht fehlen, daß während der Wirren, welche infolge des Eroberungs- und 
Naubzugs des Nadir-Schah in ganz Indien entſtanden, felbft mächtige Häuptlinge in den be: 
feftigten europäifhen Niederlaffungen eine Zuflucht fuchten und fanden. Gewöhnlich befehdeten 
dann die Gegner folder Flüchtlinge ihre Schußherren und verwickelten fih auf diefem Wege in 
Känıpfe mit Europäern, denen fie in feiner Beziehung gewachſen waren. Dies geſchah auch 
wiederholt zu Bengalen, wo die Statthalter in unaufbörligem Zwift mit ven Gaugrafen, Be: 
zirfövorftehern und Orundbefigern lagen. Seradſchah-ed-Daulah, der vierte Nachfolger des 
Murſched⸗Kuli-⸗Oſchafar⸗Khan, 309 (1756) gegen die Engländer, die einen feiner aus Dacca 
entflohenen Beamten Schug gewährten, nahm Koffimbafar und ftand nad einigen Tagen vor 
Kalfutta. Der Statthalter, unfriegerifhen Geiftes, ein Quäker Drake, zog ſich mit allen, denen 
es möglich war, auf die Schiffe zurüd und fegelte hinab nah Gowindpur. Kalkutta blieb 
(20. Juli 1756) der Willkür des übermüthigen jungen Siegers preidgegeben, welder, blos auf 
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Raub und Groreffungen finnend, alle andern Anordnungen feinen Beamten und Knechten ans 
heimfellte. 

Man Hatte 146 Engländer gefangen genommen und war in Berlegenheit, fie in Sicherheit 
zu Bringen. Es müſſe ja in der Burg ein Gefängniß fein, fagte ein Hauptmann des Seradſchah; 
dorthin follen fie gebracht werden. Nun geſchah dies zur Heifeften Jahreszeit der heißen Zone, 
und das Gefängniß, gemeinhin „Schwarzes Loch“ genannt, von 20 Duadratfuß im Umfange, 
war blos für einzelne meuterifche Soldaten beftimmt. Nur die Drohung, Widerftrebende wür— 
den alsbald niedergehauen, vermochte die Engländer, in den engen Raum zu treten. Kaum ift 
der legte der Gefangenen mit Mühe hineingebracht, fo wird die Thür verfchloffen, und die dicht 
aneinandergedrängten Gefährten jind ihrem furchtbaren Schickſal überlaffen. 

Die erfte Folge des Zufammenfperrend war ein ftarfer Schweiß, auf welchen unerträglicher 

Durft und ſolche Bruftfchmerzen folgten, daß man nur mit Mühe athmen konnte. Waffer! Waffer! 
ſchrien die llnglüdlichen in Todesängften. In Schläuchen zu den beiden Fleinen Luftlöchern wurde 
es bineingereicht, aber nur zu ihrem Berderben. Sie drängten und ſchlugen fih förmlich um 
einen Trunf; mehrere fielen nieder, erftidten oder wurden todtgetreten. Die muſelmaniſchen 
Voſten hatten ihre Freude an dem Jammergefchrei; das Gerufe der Verzweifelnden ſchien ihnen 
ein unterhaltended Schauſpiel. Noch vor Mitternacht waren alle nur erfinnlihen Mittel er— 
ſchövft; die Hige wurde immer unerträgliher. Die fo häufig aus: und eingeathmete, mit der 
Ausvünftung ver Lebenden, mit dem Gejtanf der fchnellfaulenden Todten geſchwängerte Luft— 
maffe wurde immer tobbringender; dumpfe Verzweiflung ergriff den einen und wilder Wahn: 
ſinn den andern. Schimpf und Spott jeglicher Art wurde gegen die draußen ftehenden Wachen 
geſchleudert in der Hoffnung, fle möchten hineinſchießen und dem zögernden Jammerleben ein 
Ende maden. Gin Theil verfluchte ih und die Altern, welche fie geboren, und die Gottheit, die 
fie verlaffen; ein anderer fuchte die fteinerne Allmacht duch wilde wahnfinnige Gebete zu er: 
meichen. Dieſes gräßliche Schaufpiel dauerte fo lange, bis fie in die legten Zudungen fielen. 
Der Zujammenjinfende wurde nicht aufgehoben; im Gegentheil, der ſtehende Nahbar warf 
den Schwanfenden vollfommen nieder, damit er ſelbſt über den zertretenen Leihnam das Fen— 
fer erreiche. Jedes Mitleid, jede menfchlihe Negung war verihiwunden. Große fürper: 
liche Schmerzen drücken den Menſchen zum Thier hinab und dulden fein anderes Gefühl als 
ven Trieb der Selbfterhaltung. Um 2 Uhr waren nur noch 50 am Leben. Beim Anbruch 
des [angerjehnten Tages wird der Vorftand Holmell, welden die Vorficht eines Mitgefangenen 
an ein Luftloh bradte und fo beim Leben erhielt, zum Nabob gerufen und bald hernad der 
Zwinger geöffnet. Bon den 146 find nur 23 Lebendige, mehr Gefpenftern als menſchlichen 
Weſen ähnlih, aus dem „Schwarzen Loche“ gefommen. Man braudte eine halbe Stunde, bis 
die mach innen gehende Thür, wovor übereinander gehäufte Todte lagen, geöffnet werben 
fonnte. Die Leihen verbreiteten einen folhen tödlichen Geftanf, daß fie von den barbarifchen 
Truppen, welde das Entjegliche in ſtumpfſinniger Gleichgültigkeit anfahen, alsbald weggeihafft 
und in eine tiefe Grube außerhalb des Eaftelld begraben werden mußten. 

Nobert Elive, der Sohn eined Rechtsanwalts in Shropfhire, zeigte ſchon in früher Ju— 
gend die natürlichen Anlangen Eünftiger Größe; leidenſchaftliches, feuriges Weſen, große Wil: 
lenskraft und einen an Tollfühnheit grengenden Muth. Ältern und Verwandte, Lehrer und 
Freunde mußten endlid den unbeugfamen, trogigen Jüngling als unverbeflerlihen Taugenichts 
aufgeben; fie freuten fih der Gelegenheit, diefe Plage [08 zu werden. Clive und Orme, der Held 
und fein Gefhichtfchreiber, erhielten an demfelben Tage (15. Dec. 1742) Schreiberftellen in 
Dflindien, der eine zu Madras, der andere in Bengalen. Die Gefhäfte indiſcher Beamten jener 
Zeit konnten einen achtzehnjährigen wilden Jüngling leicht zur Verzweiflung bringen. Sie 
mußten einheimiichen Webern Vorſchüſſe machen und Sorge tragen, daß fie die beftellten unter= 
ofandlichen Waaren richtig erhielten. Anfänger erhielten überdies fo ſchlechten Gehalt, daß ſie 
kaum leben fonnten. Ältere Diener bereiherten fih durch Handelögefhäfte auf eigene Rechnung 
und fammelten nicht jelten große Reichthümer. Sie lebten dann nad) allen Richtungen gleihwie 
sftliche Fürften. Stand doch die Moralität jener Krämerariftofratie und der Engländer durch— 
gängig während des 18. Jahrhunderts auf der niederften Stufe. 

Das Leben mit folden Leuten, das Leben unter ſolchen Verhältniffen erſchien Glive derart 
unerträglid, daß er zweimal verfuchte, ſich zu erfchießen, — und zweimal hat ihm die Piftole 
verfagt. Dem künftiger Heerführer gilt dies ald Anzeichen, daß ihn die Gottheit für Großes 
aufipare; er entfchließt fi, bei dem peinlichen Alltagsleben auszuharren, hoffend, in einem 

Staate:kerifon. XI. 14 
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anrubigen Lande wie Indien würbe ſich einftens Gelegenheit ergeben, dem Schreibtifch zur ent— 
fliehen und thätig und folgenreich in die [hmanfenden verworrenen Zuftände einzugreifen. Der 
ftrebende Kaufmannddiener hatte richtig gerechnet. Schon während der Belagerung von Von— 
dichery finden wir ihn ald Fähnrich beim Heere (September 1749), mo er gute Dienfte leiftet. 
Bald wirft er alled andere weg, widmet ſich dem Kriege, fteigt ſchnell von Stufe zu Stufe und 
überragt an Muth, Einſicht und Befonnenheit alle Kampfgenoffen. Die Einnahme Arkots und 
dietapfere Vertheidigung des Plages (November 1751) erregten die Aufmerffamfeit der gebie— 
tenden Herren im Indiſchen Haufe. „Man erfenne vollfommen die Verbienfte de Hauptmanns 
Clive und werde fie auch zu belohnen wiſſen.“ 

Nun wurde Hauptmann Elive von der Regierung zu Madras ver Oberbefehl über die Trur: 
penabtheilung anvertraut, melde Kalfutta wiedererobern und am Nabob oder Statthalter von 
Bengalen Rache nehmen ſollte. Die Flotille unter Admiral Watjon war bereitö im October unter 
Segel gegangen, landete abererft, von ver Norbweitl:Munfun aufgehalten, im December zu Ben: 
galen. Seradſchah-ed-Daulah wollte gar nit glauben, daß die Engländer ed wagen könnten, fh 
gegen ihn zu erheben. Wähnte doch der unwiffende Drientale, ganz Guropa zähle höchſtens eine 
Bevölferung von 12000 Seelen. Nur eine geringe Befagung hatte er in den Forts zurüd: 
gelaffen; andere Mafregeln zum Schuge, zur Vertheidigung des Landes waren nicht getroffen. 
Und fo glich ver Angriff ver Eleinen, aus 900 europäifhen und 1500 Sipahis over einheimiſchen 
Soldaten beftehenden Truppe mehr einem lärmenden Triumphzug als einem ernftlihen Kriege. 
Kalkutta, Hugli und mehrere andere Orte fielen alsbald in die Hände der Briten, die jegt land— 
aufwärtd zogen, um die Hauptftabt felbft anzugreifen. Durch die Kühnheit und Schnelle ver 
Bewegung geräth ver Nabob in die größte Furcht; er jehnt ſich nach Frieden. Ganz anderer 
Art die Stimmung des englifhen Feldherrn; er gefällt ich im Kriege. „Mit dem Barbar jest 
ſchon Frieden zu ſchließen, ift nit ehrenvoll genug; Seradidah muß noch derber gezüchtigt 
werben.’ Sein Widerfpruch blieb jedoch vergebens. Clive mußte jih dem Regierungsgebot 
von Kalfutta und Madras fügen. Dort hatte man von dem neuen Kriege zwifhen England 
und Franfreih Nachricht erhalten und wünſchte natürlih, damit alle Macht gegen ven eure: 
päifchen Feind und feine Bundesgenoffen im Defan gerichtet werden fünnte, das ſchnelle Ende 
der bengalifhen Kämpfe. 

Der Nabob unterwarf ſich allen Bedingungen. Der Friede wurde gefchloffen (7. Febr. 1757); 
Watſon und Clive verfpraben in Namen der englifchen Nation Aufbör aller Feindfeligkeiten 
im Lande Bengalen. live 309 jedoch aldbald wider die Franzoſen zu Ghandernagor und 
eroberte den Ort (22. März 1757), was gegen den Wortinhalt des Vertrags und die wieder: 
holte Abmahnung des Nabob nad tapferer Gegenwehr gefhah. Noch mehr. Clive verlangte, 
die Franzoſen, welche fih nad Koſſimbaſar geflüchtet und des fürftlihen Schutzes verfichert 
hatten, follen unverzüglich ausgeliefert werden. Der junge, ruhmgierige Feldherr fann auf 
Krieg; alle Mittel vünften ihm die rechten. „Aſiaten dürfen nicht nad) europäiſchen Begriffen 
von Recht und Ehre behandelt werben; dad find treus und gewiffenlofe Menſchen, die man mit 
gleiher Münze bezahlen könne.” So ſprach, fo handelte Glive, fo venfen und verfahren bie 
meijten Europäer in der Vergangenheit wie in der Gegenwart. Seradſchah, ein junger Mann 
von faum 20 Jahren, feurigen, unbändigen MWefens, ift außer fid) vor Wuth; bald will er dies, 
bald will er jenes gegen den tollfühnen Menfchen, wie er Glive hieß, unternehmen und befieblt 
und widerruft in demſelben Augenblick died und jenes aus Feigheit und Furcht vor dem gemalt: 
famen, übermächtigen Gegner. 

Elive eilte mit der ganzen Macht nah Murſchedabad. Seradſchah wollte den Feind nicht in 
der Hauptſtadt erwarten, rafite feine Truppen zuſammen, und bie beiden Heere begegneten ſich, 
unfern de? Fluſſes, ſechs deutfche Meilen ſüdlich Murſchedabads, bei dem Orte Balafi, von ven 
Engländern gemeinhin Plaffen geheißen. Clive befehligte 3000 Mann, wovon blog 900 Bri- 
ten und 100 Topaß, d. b. Miſchlinge aus Europäern und Aftaten, die den in Indien gebräud: 
lihen Namen Euraſier führen. Der Nabob mochte, Fußvolk und Reiterei zufammen, über 
ein 60000 Mann zählendes, mit zahlreicher Artillerie verfehenes Heer gebieten. Der Kriege: 
rath, der erfte und legte, melden der britifche Feldbherr befragte, erflärte fih gegen die Schlacht. 
In der Berfammlung huldigte Clive ſelbſt diefer Anficht. Raum batte er aber mit ſich ſelbſt in 
der Ginfamfeit Raths gepflogen und die Verhältniffe nochmals im Geiſte erwogen, fo war er 
entjchloffen, den zwanzigfac überlegenen Feind alsbald anzugreifen. Noch ſtand die Sonne an 
dem folgenreihen Tage ded 21. Juni 1757 hoch am Horizont, und bie beiden engverbundenen 
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Verräther, welche ih während der Schlacht häufige Botſchaften ſandten, Mir-Dſchafar und 
Robert Clive, hatten bereits ihr Ziel erreicht. Die Verſchworenen riethen dem Nabob, id dem 
Schlachtfelde zu entziehen, worauf das zuſammengerottete, Verrath fürchtende Heer nach allen 
Winden zerſtäubte. Der betrogene Fuͤrſt wurde auf Befehl von Mir-Dſchafar's Sohne zu 
Murſchedabad getödtet. Hat auch Clive feinen thätigen Antheil am Meuchelmord genommen, 
jo müffen doch feine größten Lobreduer zugeben, daß er nicht den geringſten Schritt gethan, dem 
webrloſen Gefangenen das Leben zu erhalten. Das 39. ſich vor andern in der Schlacht aus: 
zeihnende engliſche Regiment führt heutigentagd noch neben den unter Wellington in Dekan 
wie auf der Pyrenäiſchen Halbinfel errungenen Siegeszeihen den Namen Plaffey in der Fahne, 
mit dem folgen Denfiprud: „Primus in Indis.” 

Glive handelte jegt, wie foviele feiner Nachfolger, in Weife der römischen Proconfuln. Mir: 
Dibafar wurde zum Throne geführt und ald Fürft der drei Länder Bengalen, Bihar und Oriffa 
begrügt. Der fremde Sieger ift der erfte, welcher ihm huldigt, nad öſtlicher Sitte mit Geſchen— 
fen an Gold und Silber und anderm Gefhmeide. Die Schapfammer des Seradſchah ward voll 
gefunden über alle Erwartung. Die Engländer, vor allem ihr Zeldherr, erwarben könig— 
lihe Neichthümer. Gine Flotte vom mehr ald 100 Booten führte blos in gemünztem Geld 
800000 Pfd., den Antheil ver Negierung, nah Kalkutta. Die ganze Beute foll an 
2,230000 fd. betragen haben. Zu Kalfutta wurde eine Münzflätte errichtet, wo am 
29. Aug. 1757 die erſte Nupie erſchien, geprägt im Namen des Padifhah von Delhi. 

Die Engländer gebrauchten den legitimen Schein der Padiſchah Hindoſtans und ihrer Statt: 
Balter in derjelben Weiſe wie die italienifhen Häuptlinge und Fürften das gefunfene Anjehen 
der römiſchen Kaiſer deutiher Nation. Die Eroberungen und Anmaßungen ſollten durch die 
Lebnäbriefe der machtloſen, im Volke aber immer noch einer herkömmlichen Ehrfurdt genießen: 
den Majeſtät die vehtmäpige Grundlage erhalten. Man wagte es felbjt noch nit, die Länder 
in eigenem Namen zu beherrſchen. „In der indiſchen Staatsweisheit, bei den Bewohnern Hin: 
doſtans“, ſolche Lehren gab Lord Glive feiner heimatlihen Regierung, „beſteht das Wefen zum 
großen Theil in der Form. Seitdem wir die Steuern erheben, find wir ver Ihat nad) die Herren 
des Landed. Dem Nabob bleibt blos der Name und Schatten der Herrſchaft. Und geziemt es 
aber, und jrußtet ed, dieſen Namen, diefen Schatten zu verehren. Unter ber Heiligkeit dieſes 
Scheines können wir alle Übergriffe fremder Mächte niederfhlagen, ohne in die Nothwendigkeit 
zu kommien, unfer eigenes Anſehen bloßzuftellen. Aus diefen und manden andern Gründen 
rathe ich, niemals zu vergeffen, daß es einen einheimiſchen Statthalter gibt in dieſem Lande.’ 

Die Steuern wurden immerdar für den Schag des Nabob erhoben, die Geredhtigfeit lieg 
man in jeinem Namen und von feinen Beamten verwalten, alle Verhandlungen mit fremden 
Nationen find unter dem Scheine feiner Herrlichkeit gepflogen worden. Die Verwaltung, die 
Dronung und dad Wohl des Landes litten natürlidy furchtbar unter dieſem widerliden, unhalt— 
baren Yügengemwebe einer Toppelregierung. Die Engländer, ihre gemeinflen Diener, die freu: 
den wie Die einheimifchen, erlaubten ſich alle nur erdenklichen Schledhtigfeiten und Bedrückungen. 
Niemand konnte, niemand durfte es wagen, jie vor Gericht zu ziehen. Tie einheimiſche Verwal— 
tung war machtlos und eine britifche außerhalb der ehemaligen Grenzen der Präſidentſchaft 
Bengalen niht vorhanden. Die Verbrechen der Engländer blieben unbeftraft; die Eingeborenen 
waren unbedingt ihrer Willkür preiögegeben. Die höheren leitenden Beamten des Nabob wur: 
den von ber Negierung zu Kalkutta eingelegt und von einem englifhen Gefhäftäträger über: 
wacht. Zum Behuf einer ftindigen Verbreitung und Oberaufjiht von feiten der Präſidentſchaft 
wurde jet zum erjten mal (1765) zwiſchen Murſchedabad und Kalkutta eine regelmäßige Poft 
eingerichtet. Unter dem Schuge folder innerlich feindfeligen wirrungsvoflen Zuflände fonnten 
auch die einheimiſchen Beamten nad Luft vauben und plündern und mit dem geflohlenen Gute, 
wie häufig geihah, davongehen. 

So erging es nit blos Bengalen, Bihar und Oriffa, fondern aud allen von Schah Alem 
vermöge deö Vertrags vom 12. Aug. 1765 abgetretenen Ländern, welde nit unmittelbar unter 
erngliiche Herrſchaft geitellt wurden, wie namentlich den fogenannten fünf Bezirken. Dieje durch 
pie fünf Flüſſe, welde jie durchziehen, umgrenzten nördlichen Zirkar erftveden ih über 470 eng— 
liſche Dieilen längs des Bengalifhen Meerbufens und mögen an 17000 Öeviertmeilen betragen. 
Auch Diefe weitgeſtreckten Marken mußte Shah Alem, der in Wahrheit feinen Meierhof befaß 
in allen den vielen Ländern und Neihen vom Himalaja bis zum Meere, feinen Brotherren, den 
Gngländern, abtreten. Der Statthalter im Süden, Niſam-Ali, welder —— Salabat 
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Dſchang (1761) abgefegt und (1763) ermordet hatte, fügte ſich erft im folgenden Jahre vieler 
zwiſchen Shah Alem und den Engländern getroffenen Ubereinfunft. Die Beamten der Oft: 
indischen Gefellfhaft nehmen nun (1769) in förmlicher Weife Befig vom Lande. So hatten 
die Engländer ſchnell nacheinander in Hindoftan und in Defan zwei große zufammenbängende 
Reiche erworben, welchen ſich die Beſitzungen in Kanara leicht anfügten. Alle europäifhen Na— 
tionen waren von Indien fo gut wie ausgefhloffen. Man gebot ven einheimifhen Fürften 
ganz nad Gutvünfen. Niſam-Ali mußte alsbald eine herbe Schmälerung feiner Macht erleiden. 
Der Lehnsmann Muhamed: Ali, Nabob von Kanara, wurde nad dem Wunfche des englifchen 
Feldherrn durch Shah Alem der Lehnspflidt entbunden und zum unabhängigen Fürften er: 
boben. Denn je größer die Zerjtüdelung, defto fiherer blieb das oberherrliche Anjehen ver Re: 
gierung zu Kalkutta. Der Nifam blickte mit widerſtrebendem, bitterm Gefühle auf alle viele 
Vorkehrungen und fann im flillen auf Mittel ver Rache. Daber fein Bündniß mit Hayder-Ak 
von Myſore (ſprich Maifore). Die Verbündeten wurden geſchlagen, und der Nifam bemilligte 
(Bebruar 1768) gegen eine jährliche Zahlung alles, was die Sieger verlangten, worunter auch 
die Abtretung des ganzen Flachlandes vom Krifchna bis zum ſüdlichen Ende Myjores, Pie 
Zirfar:Balaghat genannt oder die Marfen oberhalb ver Päſſe. 

Die Vorfigenden im Indiſchen Haufe waren über den ſchnell aufeinanderfolgenden, wahr— 
haft erprüdenden Ländererwerb höchlich ungehalten. „Wir find nicht geneigt”, erflären fe ihren 
Beamten in Betreff der Stellung des Nifam zu andern Fürften in Defan, „die Würde einet 
gebietenden Schieddrichter einzunehmen. Man überlaffe die Herrfcher ihrem Schidfale ; fie mer: 
den fi) zu einem Gleichgewicht der Macht durchfämpfen oder, was uns nicht kümmert, zu Grunde 
gehen. Betrachten wir die plöglich erlangten Reichthümer unjerer aus Indien zurüdfehrenden 
Diener, fo find wir wahrlid gezwungen, und der öffentlihen Meinung anzuſchließen. Auch 
wir müffen glauben, daß alle euere Verbindungen, Unterhandlungen und Verträge mehr auf 
dem Grunde des eigenen Vortheils ald auf dem des Öffentlihen Wohls beruhen. Was wir 
wünfhen, haben wir hinlänglid und oft genug audgefprochen. Wir wollen feine Angriffäfriege; 
wir wollen die Orenzen unferer Befigungen nicht erweitern. Wir wollen die Erhaltung ber 
Mächte Hindoftang, wie fie jegt find: die eine tft ein Hinderniß, bildet die Schranfe für die an: 
dere. Dies fei und bleibe die unabänderliche Richtſchnur enerer Handlungen. Gegen Europäer, 
namentlich gegen Branzofen, ift natürlich in ganz anderer Weife zu verfahren. Schlagt alle 
Wege ein, offene Beinpfeligfeit ausgenommen, um fie aus dem Lande zu treiben.‘ 

Die öffentlihe Meinung Englands hatte fi) um die Zeit entfchieden gegen bie indiſchen 
Emporfömmlinge, gemeinhin Nabob genannt, ausgeſprochen. Sie werden in Romanen unt 
Schaufpielen der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ald eine üppige, hochmüthige und tyran— 
niſche Menſchenklaſſe geichilvert, mit einer Menge lächerliher Gigenbeiten. Es wird gezeigt, wir 
fie ihre auf ſchmachvolle Weile erworbenen Reihthümer in widerlichem Prunk und Großthun 
vergeuden. Methodiſten und die andern Stillen im Lande hielten ſich fern von diefen verruchten 
Zeuten, „deren zahlreiche Verbrechen die firafende Gottheit jicherli an Kindern und Kindesfin- 
dern Altenglands rächen werde”. Die Volksſtimmung fpiegelt fich wider, wie in England ge: 
wöhnlih, an feinen Vertretern im Parlament. Gin Ausfhuß wird eingefegt (Movemer 1766) 
zur Unterſuchung ver Handlungen, Zuftände und Grmwerbniffe der indifhen Hanfa. Auch Das 
Benehmen ihrer Diener, des Lords Clive namentlich, wird vor den Richterſtuhl des Hauſes ge: 
zogen. Jetzt kommt zuerft das Oberauffichtsrecht der Nation über die Compagnie, über ihre 
Beſitzungen und finanziellen Angelegenheiten zur Sprache. Kein Untertban der Krone Eng— 
lands, diefer Orundfag ward aufgeftellt und feftgehalten (1767), könne für fi die Oberherr— 
lichkeit von Land und Leuten erwerben. Sie gebühre immer und allentbaiben der Nation. 
Bergebens fuchte Burfe aus Feindſchaft gegen das Minifterium Lord North diefen Sag des 
engliſchen Staatsrechts anzufechten und lächerlich zu maden. Die Hanfa mufte demgemäß, 
gleihjam als Grundzins für die indiihen Lehne, jährlih eine Summe von 400000 Pfr. St. 
der Staatöfaffe zahlen, über welche das Parlament verfügen werde, Die Einrede des Indiſchen 
Haufes, daß man nur unter Oberberrlickeit des Großherrn zu Delhi, ver Statthalter und Für: 
ften Indiens die Landesregierung auslibe und Steuern erhebe, ward ald nichtige Vorfpiegelung 
erfannt und zurücgewiefen. überdies haben die Volfövertreter beftimmt, der Gebieter in Hin= 
boftan und Dekan hätte jährlich für 380837 Pfo. St. Waaren und Erzeugniffe auszuführen; 
dann dürfe die Dividende bis zur nächſten Seſſion 10 Proc. nit überfleigen, — ein Zeitraum, 
welder jpäter (1768) der übeln Folgen wegen, welche eine Erhöhung nad ih ziehen könnte, 
bis zum 1. Gebr. 1769 ausgedehnt wurde. Wie in der That e8 nothwendig war, der Gewinns 
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ſucht der Actieninhaber ein Ziel zu fegen, welche vor kurzem erjt (26. Sept. 1766) die Dividende 
von 8 auf 10 Proc. erhöht hatten, lehrte ſchon die nächſte Zukunft. 

Die Reichthümer, welde einzelne Diener nah Haufe braten, befeftigten mehr und mehr 

die jeit Jahrhunderten überlieferte Meinung von den unerſchöpflichen Schagfammern des Mor: 
genlanded. Man erfuhr aber gar bald, welchen eiteln Täufhungen man fi hingegeben habe, 
In frühern Jahrhunderten der Weltgeſchichte ſchickten alle ferfahrenden Nationen von Jahr zu 
Jahr große Maffen edler Metalle nad) Indien. Dies hat, fobald die Engländer die Herren 
indiſcher Reihe wurden, zum großen Theil aufgehört. Die Compagnie kaufte jegt nicht blos die 
Erzeugniffe und Babrifate des Landes, fondern auch die Chinas, Thee, rohe Seide und Seiden— 
zeuge, mit indifhen Abgaben. Ihre Beamten fandten Erfparniffe und ihren Raubantheil, vor: 
züglich deshalb, daß beide nicht befannt würden, auf holländiſchen und franzdfifchen Schiffen 
nad der Heimat, — Gelder, welde von den Kauffahrern diefer Nationen ebenfalls zum Erwerb 
öftliher Waaren verwendet wurden. Bei diefem immerwährenden Abzug, ohne bedeutenden 
Zufluß von irgendeiner Seite, bei der fhlehten Verwaltung, der Verwirrung und allgemeinen 
Unſicherheit verarmte das Land in hohem Grade. Nah und nad ſchwand jedes Vertrauen zum 
Beitande, und bald zeigte jich die nothwendige Folge, großer Mangel an eveln Metallen. „Frü— 
ber ihon haben mir darauf hingewieſen“, dies jhrieb die Regierung zu Kalkutta an den Geheim— 
ausihuf des Indiſchen Haufes, „melde nahtheilige Folgen die Ausfuhr des baaren Geldes aus 
diefem Lande habe. Wiſſen wir doch jelbft noch nicht, wo wir aufs nächfte Jahr das nothwendige 
Silber für den hinefiihen Markt hernehmen. Bringen wir aber auch die Summe auf, fo wür— 
ben euere Einkäufe und der ganze Handel Bengalend fehr darunter leiden.’ In fold einem 
Grade ihlugen die Hoffnungen fehl, welche Lord Elive auf den unerfhöpfliden Reichthum In— 
diens jegte oder gegen beſſeres Willen in der Heimat vorfpiegelte. Die angloindifhe Regie: 
rung ſcheint aber in der That fo unfundig geweſen zu fein, daß fie glauben fonnte, die Ausfuhr 
trage allein vie Schuld des Mangeld, was feineöwegs der Fall war. Die edeln Metalle flüch— 
ten ih zu allen Zeiten und allerorten bei Verwirrung und Unſicherheit in der bürgerlichen 
Geſellſchaft. 

Auch in den Einrichtungen Clive's und ſeiner Nachfolger zeigte ſich bald vieles Mangelhafte. 
Zu den alten Landesgebrechen ſind neue hinzugekommen. Die Erhebung der Landſteuer war für 
den Gebieter wie für den Unterthan ſehr verwickelt und läſtig. Einen Theil ſammelten eingeborene 
Diener der Rentmeiſter; ein anderer ward jährlich an verſchiedene Perſonen verpachtet; ein dritter 
gehörte großen Grundbeſitzern, welche der Regierung für gewiſſe Summen verantwortlich waren. 
Unter ſolchen unklaren Zuſtänden blieben die Erträgniſſe weit hinter der Erwartung zurück. Um 
dem Übel abzuhelfen, wurden (Auguſt 1769) für einzelne Bezirke engliſche Aufſeher angeordnet, 
welche die einheimiſchen Beamten überwachen ſollten. Sie ſelbſt erhielten genaue Verhaltungs— 
befehle und berichteten an die beiden Räthe, wovon der eine zu Murſchedabad ſaß und der andere 
zu Batna. Zur Überwachung aller dieſer verſchiedenen Behörden fandte das Indiſche Haus drei 
Dberauffeher nad Hindoftan (September 1769). Das Schiff verunglüdte. Bon den Herren 
Banfittart, Scrafton und Fort ift niemals eine Spur aufgefunden worben. Bald erhielt man, 
mittels der englifhen Auffeher in ven Provinzen, Kunde von den mannihfahen Bedrüdfungen 
der unglücklichen Bevölferung. Die Nentmeifter erpreßten foviel als möglih von den großen 
Landbeſitzern und überliefen die Maffe der Grundholden ihrer Willfür. Gin halbwegs geord— 
netes Raubſyſtem, dad war die Negierung des Landes. 

Die Misftimmung gegen die angloindifche Hanfa wuchs aber vorzüglid durd ihre finan— 
ziellen Berlegenheiten. Die Moralität hatte nur einen fehr geringen Antheil daran. Man 
war fich deifen im Inbifchen Haufe gar wohl bewußt, weshalb auch während der legten Jahre 
alle guten und ſchlechten Mittel aufgeboten und genehmigt wurden, melde eine Erhöhung der 
Ginnahmen hoffen ließen. Vergebens. Nicht blos daß fie den jährlihen Zins nicht zahlen 
fonnte, fo mußte die Hanfa nod (März 1773) um ein Anlehen von 124 Mi. Pfo. St. beim 
Parlament nahfuhen. Überdies möge ihr geflattet fein, jede beliebige Anzahl Thee abgabenfrei 
ins Ausland zu verführen. „Das Parlament dürfe jich verfihert Halten, daß nächſtens geeignete 
Borjchläge gemacht werden zur beflern Verwaltung Indiens, namentlich der Gerechtigkeitspflege.“ 

Die Berfaffung ver Compagnie, dies blieb von den Tagen, wo die indiſchen Angelegenheiten 
zum erften mal (1767) vor das Parlament gebracht wurden, Landesüberzeugung, müſſe durch— 
aus verändert werden. Megierung und Parlament follen Einfluß auf die Berwaltung der 
aftatifchen Befigungen, fie ſollen die Oberauffiht über alle ftantlihen Anordnungen des Indiz 
ihen Haufes erhalten. Selbft in ver Thronrebe bei Eröffnung des Parlaments, Januar 1772, 
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ward darauf hingewieſen. Die Hanſa ſetzt alle Triebfedern in Bewegung, um ſolche Plane zu 
hintertreiben. Sie wurden als Bruch ihrer verbrieften Sonderrechte, al? Verletzung der Con⸗ 
ſtitution und des Eigenthums dargeſtellt. Alle dieſe Umtriebe und Bemühungen waren vers 
gebens. Lord North bringt (18. Mai 1773) einen Geſetzvorſchlag ans Unterhaus, „wodurch 
die Angelegenheiten der Compagnie ſowol in Indien wie in der Heimat geordnet und verbeffert 
werden“. Die Actienſpeculanten, erklärt ver Minifter, feien zwar der Maßregel entgegen, die 
Megierung werde aber darauf beftehen. Nur in folder Weife könne den zahlreihen Misſtänden 
Abhilfe und ven herannahenden Verderben Einhalt gefhehen. Die bei ver Compagnie flarf 
betheiligte Hauptftadt fand die Grundſätze der Bill im hohen Grade geführlih. Sie feien ein 
unmittelbarer Angriff auf pie Volksfreiheiten; dadurch würden alle corporativen Rechte in Frage 
geftellt; der Krone Macht und das Patronatweſen jeglicher Berwaltung würden in der Weite 
gemehrt, daß fie der ganzen Verfaffung zum größten Schaden gereihen fönnten. Alle diefe und 
andere Bittfchriften, Protefte und vorgeblihen Befürchtungen ver Selbftfucht ſowie die glänzen- 
den Reden ihres Wortführers Comund Burke waren von feiner Wirfung. Das Gefeg ift mit 
großer Mehrheit angenommen und die Stellung der Compagnie zum Staate von Grund aus 
geändert worden. Seine weientlihen Bedingungen, gemeinhin Ordnungsacte oder Gejeges- 
ordnung genannt, haben ſich trefflih bewährt; fie liegen allen fpätern Beftimmungen zu Grunde. 

Haupt der Regierung von Bengalen, Bihar und Oriffa ift (1773) der Oberftatthafter mit 
einer Befoldung von 25000 Pfr. St. jährlich; ihm ift ein gleichberechtigter Math beigegeben von 
vier Perfonen, jede mit 83000 Pfd. St. Gehalt; dem Oberftatthalter im Rathe gebührt die ganze 
bürgerliche und mifitärifche Verwaltung. Die Präfiventfhaft Bengalen führt eine Oberaufſicht 
und Überwachung jener zu Madras, Bombay und VBenculen; außer im Fall der Notwehr Fön- 
nen fie weder Krieg beginnen noch mit den indifchen Kürften Verträge ſchließen. Die höchſten 
Beamten ded indischen Reichs werden das erjte mal von der Krone und dem Parlament auf fünf 
Jahre ernannt. Nah Ablauf der Frift IR die Wahlden 24 Directoren der vereinigten Geſell— 
ſchaft anheimgegeben. Sie unterliegt jedod der Beftätigung der Krone. Gin Viertel der durch 
Actieninhaber gewählten Directoren tritt jährlih aus. Die Artie von 1000 Pfr. St. bereihtigt 
zu einer Stimme, 3000 zu zwei, 6000 zu drei und 10000 zu vier Stimmen. Alle Brieffgaften, 
auf das Kriegswefen und die finanziellen Zuftände, dann auf Regierung und Verwaltung In: 
diens bezüglih, werden der Krone zur Einſicht und Gutahtung vorgrlegt, Kein Beamter, 
gleihviel ob im königlichen oder Kompagniedienfte, darf Gejchenfe annehmen. Die Statthalter, 
Rathsherren und Nichter find und bleiben von jedem Antheil am Handelsgewinſt ausgefchleffen. 
Gin oberfter föniglicher Gerichtshof wird künftig den indifchen Behörden zur Seite flehen, mel: 
cher nad) engliſchem Geſetz und vollfommen unabhängig von der Verwaltung über die Beamten 
der Compagnie und alle Engländer fowie über einheimifche Verbrecher zu Recht erfennt, — eine 
gutgemeinte VBorfehrung, die eine Menge neuer Misftände und Beprängniffe über die Bewohner 
Hindoſtans verhängte. 

In diefem Inhalt der Ordnungsacte liegen die fünftigen Gefchide der bindoftanifchen und 
nachbarlichen Völkerihaften verborgen. Sie fönnen ſich, allerAnftvengungen ungeachtet, diefem 
ihren Loſe nicht entwinden; ſie find ſämmtlich der Oberherrlichfeit Großbritanniens verfallen. 
Gleiche Urſachen bewirken die Größe des römiſchen und angloailatifhen Reihe. Die wechfeln— 
den Oberftatthalter wollen, wie die wechſelnden Conſuln, durch Friegeriiche Thaten und Mebrung 
der Herrichaft unfterblihen Ruhm gewinnen, Und fir vermögen dies um fo leichter, weil vie 
Sultane und Maharadſcha, unfundig der europäiſchen Hülfsquellen ihres Feindes, nicht felten 
muthrilligerweife Beleivigungen über Beleidigungen häufen und felbft zum Kampfe heraus: 
fordern. Die ftehenden Heere Indiens find aber, wie alle andern Söldner, denen das Blut: 
vergießen zum Handwerk wird, nad Krieg begierig. If er ihnen doch ein fiheres Mittel zur 
Bereiherung. Führer und Soldaten erhalten nicht blos Höhere Löhnung, fondern bedeutenden 
Antheil am Raube, Kriegsbeute genannt. Selbft die Mitglieder der Hanfa, welche anfänglich 
ber Koften wegen herbe Klage erheben, find am Ende mit den Ergebniffen zufrieden. Hat man 
bod neue Stelfen zu vergeben, fann man doch mehr Verwandte und Schüglinge verforgen. 
Auch wird den Unterworfenen, zum Vortheil der Fabrikanten und Kaufherren, ein Handels— 
vertrag auferlegt; fie müffen den Erzeugniffen des Siegerd unter günfligen Bedingungen den 
Zutritt geftarten. Handeldverfehr, Handeldgewinn tft aber, wie man weiß, der eirftern des 
ganzen englifhen Gemeinwefens. 

Die Angelegenheiten des neuen Indifchen Reichs erregten nah furzem Verlaufe und aus 
mandperlei Gründen, namentlih durch die Verbrechen und die Anklage des erſten Oberftatt: 
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halters, Warren Haftings, nochmals die Aufmerkſamkeit des Parlaments und der Nation, und 
zwar in hohem Grade. Der Verluft der amerikaniſchen Golonien mochte ebenfalls viel hierzu 
beigetragen haben; man wollte Borjorge treffen, daß England kein Ähnliches Unglüd in Alten 
widerfahre. Weitfehende Staatömänner haben bereit, ungeachtet der häufig wiederholten Ver: 
Aderungen, die Nation und die Hanja feien jeder Mehrung ihrer indiſchen Befigungen ent= 
gegen, an die Eroberung von ganz Hindoſtan gedacht. Sie meinten, diefes öftliche Land würde 
einen veichlihen Erjag für den Abfall ver weitlihen Colonien varbieten. Und wer nur immer 
die ſtaatlichen und bürgerlichen VBerhältniffe ver Kinder zwifchen vem Himalaja und dem Meere 
mir Aufmerfiamfeit beachtete, der fonnte damals ſchon mit ziemlicher Beftimmtheit vorherjagen, 
dag England nit blos das ganze Reich dev Großmongolen erobern, fondern einftens noch, zum 
Theil durch die Macht der Umflände, gezwungen werde, feine jiegreichen Waffen in die benach— 
barten Bauen zu tragen. 

Die Compagnie war durd die Erpreſſungen Haſtings' in den Stand gejegt worben, die 

Summen zurüdzugahlen, welde fie vor einigen Jahren vom Staate entlehnt hatte. Das Par: 
lament gewährte nun die Austheilung einer größern Dividende, acht vom Hundert, und bewilligte 
mehrere Jahre hintereinander die Fortdauer aller ihrer Sonderreihte und Befigungen. Während 
der Zeit wurden einige Geſetzvorſchläge zur beſſern Regierung Indiend vor das Unterhaus ge— 
bracht, unter welchen Kor’ indiſche Bill dag größte Auffehen erregte. Bor, Burfe und Genofjen 
hatten jih (April 1783) mit ihrem vieljährigen Gegner Yord North verfühnt, und beide Par: 
teien waren zu einer Berwaltung, dem fogenannten Goalitionsminifterium, verbunden. For 
konute jegt feine und feines Freundes Burfe Anſichten und Borfchläge zur beflern Negierung In— 
diens ald Staatdminifter dem Haufe vorlegen (28. Nov. 1783). Die Compagnie follte vem: 
nach als politiiche Macht ganz aufhören. An die Stelle der Directoren und Gigenthümer trete 
ein von Parlament gewählter Siebenerausſchuß, welchen alle Macht der Regierung und Ver: 
waltung Indiens übertragen wird; die jieben ftellen die Beamten an und entfernen jie wieder 
nah Gutdünfen, fowol in der Heimat mie in allen auswärtigen Befigungen der Hanfa. Die 
Gigentbümer von wenigftens 2000 Pfd. St. wählen neun Beifiger, welche unter der Aufſicht des 
regierenden Ausichuffes die Handeldangelegenheiten beforgen. Die Berwaltung Indiens follte, 
der Hauptſache nad, in herkömmlicher Weiſe verbleiben; doch möge das Patronat der Statt: 
halter und Rathäherren fehr beſchränkt werden, ſodaß auch die untern Beamten unmittelbar 
von dem Siebenerausfhuß abhängen, Alle Monopole, namentlih die von Salz, Betelnuß 
und Tabad feien aufgehoben und die Annahme der Gefchenfe, wenn auch zu Gunſten ver Com: 
pagnie, durchgängig verboten. Aud dürfe ferner Fein Beamter einem mittelbaren indifchen Fürs 
ften Gelb leihen oder von ihm Ländereien in Baht nehmen. Den gröpern Grundherren und 
Semirdaren, fowie den Fleinern Bauern joll ihr Grundbejig eigen und erblidh verbleiben ; 
fie haben hiervon eine beflimmte unabänderliche Steuer zu entrichten. Der Oberftatthalter ift 
an die Beſchlüſſe jeines Raths gebunden; ihm ſteht blos zu, die Ausführung auf eine beftimmte 
Zeit zu vertagen. Alle Bergehen gegen dieſes Orundgefeg des Angloindiihen Reichs werden 
von den gewöhnliden Gerichtshöfen in England oder in Indien verhandelt und entſchieden. 
„Diele Bill und diejenigen Gefege, welche damit zufammenhängen, find beflimmt, die Magna: 
Eharta Hindoftand zu fein. Was der Weftfäliiche Friede für die Freiheit der Fürſten und un— 
mittelbaren Städte ded Deutſchen Reichs, was die Betition und Grflärung der Rechte für Groß: 
britannien, das follen die Geſetze für dieſe zahlreichen Voͤlkerſchaften des Angloindiſchen Reichs 
werben.” 3 

Die Gegner For’ fürdteten die Berniehrung ded Patronatd und ded angloindiichen Gin: 
fluffes in der neuern Verwaltung. Das Minifterium möchte, durch die vielen neuen Stellen 
und die Reichthümer Indiens, welche ihm, würden die Gefegvorfchläge angenommen, zu Gebote 
flünden, fold einen zahlreichen Anhang eriverben oder erfaufen, daß ed jich immer im Amte be: 
baupten und die mit jo vielem Blute erfämpften Freiheiten des engliſchen Volks in Gefahr brin— 
gen fönnte. Pitt und Benoffen, welche diefe Befürdtungen im offenen Parlament ausſprachen, 
glaubten, daß fein ärgerer Schimpf gegen ihr ganzes Volk und feine Vertreter gefhleudert werben 
könnte. Wie, Altengland follte ſich ſeine Verfaſſung abhandeln laffen und die Repräfentanten ein: 
ñichtslos und niedrig genug fein, die eigenen Freiheiten für Stellen unn hohe Beſoldungen hinzu— 
geben! Die Rebner glaubten natürlich ſelbſt nicht daran. Es waren nur eitle VBorfpiegelungen, 


2) Burfe, Speeches, I, 413. or’ oftindifche Gefegvorfchläge, feine Neden und bie Verhandlun— 
gen darüber füllen den großen Theil von Bp. II feiner ka sell re Reden. 
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welche doch gerade zu der Zeit auf fruchtbaren Boden fielen. Bor war feines harafterlofen We— 
ſens und der Ausſchweifungen wegen bei den einflußreichten Klaſſen der Geſellſchaft verhaßt und 
gefürchtet. Die Compagnie und ihr zahlreiher Anhang verabſcheuten ihn mehr ald Tippo-Saib 
und die Mabaratten; die Frommen im Lande hapten den gottlofen Mann, und Adel und Hof 
fannen auf den Sturz des genialen freifinnigen Minifterd. Auch die Gunſt der ehrlihen Staatö- 
männer und wadern Bürger hatte Fox zu der Zeit verloren. Sie fonnten ihm das Goalitiond= 
minifterium, das Aufgeben der jahrzehntelang verfochtenen Grundſätze nicht verzeihen. 
„Bon dem Anfang der Verbindung zwifchen Lord North und den Xeuten, die ihn fo lange in 
den bitterften Ausdrücken befimpft haben‘, jagt ein gleichzeitiger Ehrenmann, „babe ich alles 
Pertrauen zu den Staatdmännern verloren. Ich erkannte, daß fie die Grundfäge ihren Nei- 
gungen und die Ehre dem Ehrgeiz opfern.“ Inter folden Umftänden war ed natürlich leicht, 
die bereits Aufgeregten durch grundlofe Verdächtigungen noch mehr zu erregen. König 
Georg III., einen beſchränkten, eigenfinnigen und unwiſſenden, aber auf feine königlihe Macht 
fehr eiferfüchtigen Fürften, konnte man leicht glauben maden, das ganze Königthum laufe Ge: 
fahr, wenn die Bill angenommen würde, Man brachte ed dahin, daß von feiten der Krone 
felbft zu verfaffungswidrigen Mitteln gegriffen wurde: der König gebrauchte feinen perjönliden 
Einfluß. Es ging die Rede, er würde jeden Lord, der für die Bill ſtimme, ald feinen unver: 

fühnliden Feind betrachten. Die Bill wurde vom Oberhauſe verworfen (17. Dec. 1783); die 

Gegner des Minifterd hatten ihr Ziel erreiht. Man fieht Hier wieder, daß die Geſchichte der 
englifhen Barteien zum großen Theil die Gefhichte ift des Kampfes um Macht und Gewinn, 
Nur der Unkundige fann glauben, e8 wäre ein Principienftreit. Es ift ver Kanıpf der Rothen 
und Weißen Rofe. Nur wer Madıt und Vermögen befigt, ift frei; für die Armen gibt ed feine 
Freiheit, häufig nicht einmal ein Recht. 

Das Minifterium Pitt war vorzüglich durd den Einfluß der Gompagnie and Ruder ge: 
langt; es bewies fi dankbar in mancherlei Richtungen. Daß eine neue Ordnung der indiſchen 
Angelegenheiten und die Abſchaffung vieler Misbräuche nothwendig fei, darüber waren alle 
Barteien einverftanden. Die Cigenthümer der Hanfa traten zufammen : man faßte mehrere Be: 
ihlüffe, welche den neuen Gefegvorfhlägen zu Grunde lagen. Die Mehrheit des Unterhaufes 
war jedod der Goalition treu geblieben; die Bill des Pitt „zur beffern Regierung und Ber: 
waltung der Oſtindiſchen Compagnie” wurde verworfen. Das Parlament wird aufgelöft 
(10. März 1784); die neuen Wahlen zeigen eine überwiegende Mehrheit für Pitt und Ge: 
noffen; feine Verwaltung dauert in ununterbrochener Folge über 17 Jahre. Der Minifter ſucht 
jegt vor allem den mislihen Binanzzuftänden feiner Freunde abzuhelfen. Der Eingangszoll 
auf Thee wird von 50 auf 12°/, vom Hundert angefegt, eine Maßregel, welde den Schleich— 
handel, ber der Compagnie jo vielen Schaden verurſacht, zum großen Theil befeitigte. Den 
Ausfall an Steuern mußte die Nation ergänzen. Mehrere andere, nicht minder willfürliche, 
den allgemeinen Beſten ſchädliche Mafregeln folgten; es wurbe fogar den Gigenthümern oder 
Actionären ein Gewinntheil von 8 Proc. geftattet, obgleich ji nirgendwo ein Gewinn heran: 
geitellt hatte. Die Mehrheit gehorchte dem Winke ihres jugendlichen Gebieters, und die Gom: 
pagnie verehrte ihn ald ven Erlöfer aus den Händen ihrer großen Feinde, For und Burke. 

Die neue Genftitution zur beifern Negierung des Indiſchen Reichs, gemeinhin die Bill 
Pitt's genannt, beruht ihrem Weſen nad) auf den frühern Vorſchlägen des Lords North und 
Hrn. Dundas. For erregte deshalb einen folhen Sturm, weil er die Duelle der Reichthümer 
und Anftellungen, das Patronat, von der Compagnie ableiten und der Krone, d. h. dem Mini: 
fterium und dem VBarlament, zuführen wollte. Pitt's Gefegvorfhlag wurde, bevor er and 
Parlament ging, den Directoren zur Begutachtung vorgelegt. Diefe wünſchten, e8 möchten dem 
neuerrigteten Indifhen Minifterium, die Oberauffihtsbehörde genannt, blos die Berichte 
über bürgerliche und militärifche Angelegenheiten vorgelegt werden; ihre Handelögeihäfte will 
die Hanfa vollfommen unabhängig wie bisher betreiben. Auch möge das neue Minifterium, 
ohne Aufforderung von feiten des Hofs der Directoren, feine Verordnungen in jelbftändiger 
Weiſe erlaffen fönnen. Im Gegentheil würde die ausübende Macht der Compagnie vernichtet 
oder ein unbeilvoller Kampf zwifchen zwei felbftändigen Gewalten hervorgerufen werden. Aus 
demſelben Grunde follte audy der Hanfa allein die Zurüdberufung ihrer Diener geftattet fein, 
Wolle das Minifterium Befehle über Krieg und Frieden oder andere wichtige Angelegenheiten 
nad Indien gelangen laffen, fo möchten ſie wenigitens einem geheimen Ausſchuſſe des Direc: 
torialhofs übergeben und durch deffen Vermittelung abgefchiet werden. Die Selbſtändigkeit 
verſchiedener Staatsgewalten, welde zujammenwirfen jollen, führe nur, wie bekannt, zum 
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Unheil und zur Verwirrung. Aus demfelben Grunde möge auch der von der Krone ernannte 
Oberbefehlshaber des königlichen Heeres in Indien der Givilverwaltung untergeordnet werben. 
Uberdied fand der Hof, daß die neue Gonftitution der Oberregierung von Bengalen eine zu 
gtoße Macht über die Präfiventfhaften zu Madras und Bombay einräune. Diefe würden zu 
bloßen Bactoreien herabfinfen. Die Controle Bengalens müffe blos auf Krieg und Frieden be: 
ihränft bleiben. Dieſes Gutachten der Gompagnie war die Richtſchnur des Minifteriums, Das 
indifhe Grundgefeg wurde nun mit diefen Abänderungen dem Parlament vorgelegt und ohne 
weitere Mopdification von beiden Käufern angenommen (13. Aug. 1784). 

Die unabhängige Stellung der Compagnie, der Staat im Staate war hiermit aufgehoben. 
Der Hof der Directoren ift jegt blos eine untergeordnete Behörde zur Ausführung der Beichlüffe 
des Vorfigenden in der Oberaufſichtsbehörde, mit andern Worten des Minifterd für die in— 
bilden Angelegenheiten, infoweit fie nämlich die bürgerlihen und militärischen Verhältniſſe 
ded Angloindiſchen Reis und dad Budget betreffen. Alle Hierauf bezügliche Anordnungen wer: 
den ihm vorgelegt; ihm fteht frei, ſie nad) Belieben zu ändern ober ganz zu verwerfen. Der 
Minifter kann, ſobald es ihm beliebt, in Indien ein Heer fanımeln, dieſen oder jenen Lehns— 
fürften feines Landes entfegen und die dem Angloindiſchen Reiche benachbarten Staaten mit 
Krieg überziehen laffen. So ward der Heeredzug gegen Afghaniftan, nad) feiner eigenen Gr: 
flärung, von Sir John Hobhoufe, dem zur Zeit Vorfigenden im Gontrolamte, unmittelbar an: 
befoßlen. Hiermit habe er blos nad feiner Befugniß gehandelt. Die Mitglieder dieſes Indi— 
ſchen Minifteriums, mit dem Vorfigenden find es vier, nehmen überdies von allen andern Brief- 
Ihaften und Rechnungen der Compagnie Einſicht; fie erhalten wenigitens innerhalb acht Tagen 
Mitteilung von den Befhlüffen des Hofs der Directoren und der Eigenthümer. In dringen: 
den Fällen fann das Minifterium feine Befehle unmittelbar nad Indien fenden; jle werden 
dann blos dreien Mitglievern des Divectoriums zur Ginficht vorgelegt, der geheime Ausſchuß 
genannt. Diefer Ausſchuß, welder jet zum erften mal eingerichtet wird, fendet ſpäter die hier: 
auf ertheilten Antworten der indischen Behörden mittels des Hofs der Directoren an das Mini: 
ſterium. Nur diejes darf fie eröffnen und ift zu Feinerlei Mittheilung ihres Inhalts an die Be: 
Hörde des Indiſchen Haufed verbunden. Diefe Behörde zerfällt in fünf Abtheilungen: vie 
ftaatliche, geheime, militärifche, finanzielle und Handelöfammer. ine ähnliche Sonderung der 
Geſchäfte findet man von nun an in jeder indischen Präſidentſchaft. 

Die Verſammlung der Eigenthümer verhielt fih früher zum Hofe der Directoren wie das 
fouveräne Bolf zu feinem Regierungsausfhuffe; die Actionäre vergaben die höhern und nie: 
dern Stellen; jie genehmigten oder verwarfen die Beſchlüſſe der Directoren. Died alles war 
duch das neue Örundgejeg zu Ende. Jetzt Fann ein vom Minifterium genehmigter Beſchluß 
der Directoren nit mehr aufgehoben werden. Der Statthalter von Bengalen hat eine Art 
Dberleitung über die andern Präfidentichaften; er kann jogar die Präfiventen von Madras und 
Bombay ded Amts entjegen. „Der Eroberung neuer Ränder folle man jih durchaus enthalten; 
nur zur Abwehr feindliher Anfälle vürfen die Waffen ergriffen werden.” Der Oberftatthalter 
und die Präjidenten der andern Regierungen müſſen zwar alle Angelegenheiten vor ihre Räthe 
bringen, fie jind aber, nach einem neuern Geſetze (1786), an deren Beihlüffe nicht gebunden, 
Der Feldzeugmeifter Indiend war urjprünglid das zweite Mitglied der blos aus drei Raths— 
herren beftehenden Regierung von Bengalen. Später (1786) wurde died vem freien Ermeſſen 
der Gompagnie auheimgeſtellt; fie könne dem Feldzeugmeiſter eine ſolche Stellung übertragen, 
oder aud) das Amt des Oberbefehlshabers mit dem des Oberftatthalterd vereinigen. Zu dies 
fen beiden Stellen, dann zu den Präjiventen und Rathsherren ernennt der König; alle andern 
Anftellungen und Beförderungen werden vom Hofe der Directoren aus den Mitgliedern des in: 
diſchen Dienftes vorgenommen. Die Beförderungen gefchehen nad) den herkömmlichen Normen ; 
finden Ausnahmen ftatt, fo follen die Gründe fchriftlih dargelegt werden. Ein Verzeichniß 
aller bürgerlichen und militärifchen Beamten der Compagnie, mit Angabe der Dienftjahre und 
Befoldungen, müſſe jährlih dem Parlament vorgelegt werden. Um alle Bellehungen unter 
diefer oder jener Form zu befeitigen, ward verorbnet: jeder aus Indien zurückehrende Beamte 
folte fein Vermögen angeben und dieje Angabe mit einem Give befräftigen. Wird bei der inter: 
ſuchung, welde den Behörden freifteht, eine Fälſchung entdedt, jo ift dad ganze Beſitzthum ver: 
loren. Auf die Anzeige eines Betrugs wurde eine große Belohnung gelegt. Dieje Einrichtung, 
die wichtigſte der ganzen neuern Gonflitution, die wichtigſte für die VBevölferung Hindoftans, 
erregte bei den gierigen Beamten und Stellenjägern großes Misfallen ; nit weniger midfiel jie 
der Ariftofratie, welche ihre nahgeborenen Söhne zur Erwerbung großer Reichthümer nad) 


218 Dftindien 


Indien ſendet. Kaum ward dies fund, jo beeilten ih Miniflerium und Gontpagnie, die Anord— 
nungen zurüdzunehmen (1786). Gine eigene Behörde wird zur Beflrafung der Verbrechen 
und Vergeben der indiſchen Beamten eingejegt, welche aus einer beſtimmten Anzahl Richter, 
aus vier Peerd und ſechs Mitglievern des Hauſes der Gemeinen befteht. Diefer Gerichtshof 
kann Zeugen vorladen und fie vor den betreffenden Behörden in Indien vernehmen laſſen; ihre 
Ausfagen haben dann gleihen Werth, ald wenn fie vor einem englifhen Gerichte geiheben 
wären. Auch ift vie Compagnie verbunden, alle auf irgendeinen Rechtsfall bezügliche Berichte 
und Schreiben, fobald es gewünscht, diefem Gerichtshofe vorzulegen. 

Der Einfluß der Regierung war unter dem Grundgejeg Pitt's nicht geringer ald unter dem 
feines Gegners For. Pitt ging nur vorfihtiger zu Werke; er wußte diefen Einfluß beſſer zu 
verhüllen. Die Sahwalter ver Gompagnie im Unterhaufe erklären offen, fie würden der Bill 
ihre Zuftimmung verfagt haben, hätten fie die Tragweite ihrer einzelnen Beſtimmungen früher 
erfannt und den Sinn, welchen ihnen dad Minifteriun für die indifhen Angelegenheiten unter: 
ſchiebe. Die Oberauffihtsbehörde wolle ja die ganze Macht an ſich reißen; fie wolle die Son: 
derrechte der Compagnie vernichten und Indien wie ein Kronland regieren. Die Frage über bie 
Anzahl der königlihen Truppen, welde auf Koften der Hanfa nad Indien gehen follten, ver: 
anlafte bald darauf einen förmlichen Bruch zwifchen den beiden Behörden, den Hofe der Direc- 
toren und dem Indiſchen Minifterium. Pitt brachte deshalb (27. Febr. 1788) einen neuen Ge— 
ſetzvorſchlag ans Parlament, wodurd die Föniglihen Commiſſare für die indischen Angelegen- 
heiten ermächtigt wurden, auf Koften der Gompagnie jo viel Truppen nad Indien zu fenden, 
als ihnen nur immer zur Erhaltung ver Ruhe und Sicherheit der britifhen Befigungen noth— 
wendig fheine. Diejes Gejeg ward blos für eine Erläuterung der beftehenden Verfallung aus: 
gegeben, wonad das Indifhe Minifterium in Betreff der militärifchen und bürgerlichen Ange: 
Iegenheiten bereitö alle Rechte befige, weldhe dem Hofe der Directoren 1784 zuſtanden. Sr. 
Dundas fügte Hinzu, die Gommiffare fönnten fogar alles Einkommen des Indiſchen Reichs für 
die Vertheidigung der britifchen Befigungen in Anfprud nehmen, wenn aud der Hanfa feine 
Nupie übrigbleibe. Diefe herrifhen Reden und Anjichten erregten dem Minifterium auch unter 
feinen Freunden vielen Widerſpruch. Pitt mußte nachgeben und die Macht der Oberaufſichts— 
behoͤrde erlitt einige Beihränfungen. Die europäifhen Truppen, welde nad Indien gejandt 
werden, follen die Anzahl von 8045 im füniglihen und 12200 im Gompagniedienfte nit über: 
Reigen. Auch dürfe die Oberaufſichtsbehörde weder die Löhnung noch die befondern Bezüge der 
Beamten einfeitig erhöhen; ſolche Vermehrungen follen nur auf befondere Anträge des Hofs 
der Directoren geſchehen. 

Nicht geringere Veränderungen wurden in der innern Verwaltung der indischen Bejigun: 
gen vorgenommen. Der Nahfolger Macpberfon’s, Marquis Kornwallis (12. Sept. 1786) 
— er war zugleid Oberftatthalter und Oberbefehlöhaber — erhielt zu diefem Gnde ausführ: 
lihe Verhaltungsnormen. Der Hof der Directoren und das Indiſche Minifterium erklärten, 
fte ſeien allen abftrasten Theorien zuwider; fie wollten die VBerwaltungsformen fremder Länder, 
namentlih Englands, nicht auf andere Volkszuſtände übertragen; die Regierung Indiens folle 
nad den Sitten und Gewohnheiten der Bevölkerung eingerichtet werden. Wäre ed aud ven 
Behörden mit diefer Verſicherung ein rechter Ernſt gewefen, fo hätten jie doch nicht durchdringen 
fünnen. Indien war zu der Zeit nad allen wefentlihen Punkten und Richtungen, und if es 
theilmeife noch, ein unbekanntes Land; die Beamten der Compagnie forjchten felten nad ven 
heimiſchen Einrihtungen und haben auch wenig Gelegenheit, ſie kennen zu lernen. Sie find in 
immerwährender Bewegung begriffen; ihre Dienftzeit ift gewöhnlich verfloffen, bevor fie ihren 
Bezirk erforſchen und die eingefammelten Erfahrungen anwenden fönnen. 

Diefe und andere jhöne Worte waren eben blos Worte. Die Geburtö: und Geldariſto— 
Fratie ging im Oegentheil darauf aus, jenfeit des Oceans Zuftände zu fhaffen, unter welden 
ſich die ſonderrechtlichen Herren fo behaglich fühlen möchten gleihwie in dev Heimat, Indien 
follte einen zahlreihen und mächtigen, auf Grundbefig ruhenden Adel erhalten und in allen 
feinen Landestheilen mit dem Eoftipieligen und langwierigen Gerichtsweſen Altenglands über: 
zogen werden, Daß dadurd die herkömmlichen Rechte zu Boden getreten und mit einem mal 
jold ein vollftändiger Umſturz im Beſitzthum vorgenommen wurde, wozu das Mittelalter Jahr: 
hunderte bedurfte, Died alles fhien die Herren im Indiſchen Haufe und Minifterium wenig zu 
fünmern. Man fah nur auf Vermehrung des Einfommens, auf die Verforgung einer größern 
Anzahl Engländer mittels neuer Stellen mit reichen Befoldungen. 

Alle frühern Vorkehrungen zur Erhöhung der Steuererträgnifle, fo hieß e8 unter anderm 
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in den Inſtructionen ded Marquis, hätten zu keinem günftigen Ziele geführt; die Rückſtände 
aus verfloflenen Jahren, die Schulden der Compagnie find immer gewachſen. Der wirfliche 
Ertrag der Steuern bliebe beinahe um ein ganzes Drittel hinter dem Voranfchlag zurüd, 
und die indifhe Schuld belaufe ih auf mehr ald 62 Mill. Rupien mit einem Zinfe von 
87), Pror. Man könne ja unter den beftehenden Verhältniffen auf gar fein bleibendes ficheres 
Einfommen mehr rechnen. Dem müffe abgeholfen werden. Am beiten wäre es wol, die Grund: 
feuer Öffentlich zu verfteigern und die Ländereien den meiftbietenden Grundherren auf ewige 
Zeiten, wie bereitd die urfprüngliche Bill des Pitt verlangt habe, zu überlaffen. 

Cornwallis überzeugt fih bald von der Unmöglichkeit, dieſe Aufträge fogleich ins Leben zu 
rufen. „Man mwilfe nicht, welche Rechte die verfhienenen Klaffen der Bevölferung an Grund und 
Boren hätten, noch wiſſe man, ob diefer bereits überlaftet fei oder mit noch größern Abgaben 
belegt werben könnte.“ Der Oberftatthalter verordnete anfänglich blos führlihe Steuerjäge 
und ließ unterbeffen mittels der Ginnehmer Nahforfhungen anftellen und Grfundigungen 
einzieden, um hierauf eine bleibende Grundfteuer zu beflimmen. Den Nentämtern wurde zu 
gleicher Zeit die Gerichtsbarkeit und die Polizei in ihren Bezirken übertragen, mas fpäter 
(1793) der vielen Misftände wegen wieder aufgehoben wurde. 

Man fand, daß der Aderbau und innere Verkehr während der legten Jahre bedeutend ab— 
genommen hatten; die Landbevölkerung ging mit fchnellen Schritten der Armurh und den Elend 
entgegen, und zwar nicht blos die Bauern, fondern auch die großen Grundherren. Im Ber: 
laufe von vier bis fimf Jahren war das neue Kataſter für die Kreife Bengalen, Benares, Bihar 
und Driffa vollendet (November 1791); es lieferte den Nachweis einer Grundfleuer von un: 
gefähr 42 Mill. FI. leichten Geldes; die Erträgniffe der Monopolien von Salz und Opium, 
melde ſich in der Folge auf fo beveutente Summen beliefen, find hierbei nicht mitgerehner. Auf 
dieſem Grunde ward zuerft eine zehnjährige und, nachdem der Hof der Directoren feine Zuſtim— 
mung gegeben hatte, am 22. März 1793 die ewige Steuerrolle eingeführt. Das Grgebnip der 
Grundfteuer aus den Jahren 1789 und 1790 fol unveränderlicd fortbeſtehen für alle Zeiten. 
Nur die gleichzeitige Theilung Volens bietet ein ähnliches Verbrechen dar gegen Eigentum und 
Menihenreht. Die zahlreihen Bewohner diefer Länder — die der Präſidentſchaft Bengalens 
allein wurden damals auf 30 Mill. geihägt —, melde jich feit vem Beginn des brahmaniſchen 
Staats eines freien, echten Grundbeſitzes erfreuten, und den fie unter den wiederholten Grobe: 
rungen und Zerflörungen der Afghanen, Mongolen und Türfen bewahrt hatten, fie waren nun 
fämmtlich mit einem mal zu elenden irifhen Pächtern herabgewürdigt, die, ſobald jie den auf: 
erfegten Grundzind nicht zahlten oder nicht zahlen Fonnten, von Haus und Hof, von dem Gute 
ihrer Väter weggejagt wurden. Ein erblicher Adel, Semindare oder Grundholden gebeißen, ift 
an die Stelle ver urfprünglichen Fleinen Gigenthümer getreten. 

Bei alledem hat die verbrecheriſche Selbftfucht der Briten, es haben die Ariftofraten der 
Heimat und Marquis Gornmallis, ihr Haupt in Indien, dad erwünfchte Ziel nicht erreicht. Der 
neugefhaffene Arel der großen Grundbejiger Fonnte die eingegangenen ſchweren Verpflichtun— 
gen nit erfüllen; die Semindare blieben zum großen Theil im Rückſtand, worauf dann die 
Güter von neuem verfteigert wurden. Und fo ift an die Stelle des bleibenden Beſitzes und der 
beftimmten Abgabe, die man erzielen wollte, ein ewige Schwanfen, ein ewiger Wechſel des 
Landes getreten. Ein Theil des Grundbeſitzes ift im Verlaufe weniger Jahre in die Hände 
reicher Kaufleute und Speceulanten übergegangen. Der Preis ihrer Ländereien flieg, fie blieben 
aber in den Städten mohnen und beſuchten felten oder niemals ihre großen Gutäherrichaften. 
Sir waren den Dienern umd Unterpächtern preisgegeben, welche auf nichts anderes ſahen und 
zu ſehen brauchten, als daß fie von den Bauern foviel als möglich erpreßten, damit für ihre 
Gebieter und für fie felbft große Gewinſte erzielt wurden. In wenigen Jahren gerietb die Maſſe 
der großen Grundbrjiger aus den Zeiten des Mongolenreichs in ſolch ärmliche Verhältniſſe, daß 
die Bedieniteten der Hanfa, vermöge ihrer ariftofratifchen reihthümlichen Begriffe, mit ihnen 
fo wenig einen Verkehr unterhalten fonnten wie mit den andern gewöhnlichen Bauern. Die 
Herren Ariftofraten forgten, zu ver Zeit wenigftens, in Indien wie in der Heimat, blos für ſich 
ſelbſt. Auch in England vernadläfiigte man alle Ginrihtungen und Verbefferungen zur Wei: 
terbildung des Volks. Handel und Verkehr litten unter einer Menge Sonderrechte; Sinecuren 
fragen einen Theil ded Einkommens; die peinlihe Gejepgebung und das Gefängnißweſen 
waren in einem wahrhaft erſchreckenden Zuftande; fie dienten blos zur Herabwürbigung ber 
Menihheit in phyſiſcher wie in geiftiger Beziehung; die Erziehung der Maffen war ſchlecht und 
zum Theil ganz vernachläſſigt. So ſchildert und der milde Arnold fogar die Zuftinde feines 
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Vaterlandes während der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Konnte man nun in Indien 
beſſere Zuſtände erwarten? 

Kein geringeres Verderben wurde durch die neue Einrichtung des Gerichtsweſens über das 
arme Land verhängt, obgleich die Abſicht ſicherlich eine viel beſſere war als bei der ewigen 
Steuerrolle. Die europäiſchen Förmlichkeiten, welche die Proceſſe in die Länge ziehen und ſie ſo 
koſtſpielig machen, haben die Bevölkerung derart zurückgeſchreckt, daß die Einſichtsvollen es vor— 
ziehen, lieber ein Unrecht zu ertragen als Klage zu erheben. Es lag dies und liegt zum Theil no 
in dem europäifhen und namentlich in vem engliſchen Gerichtsverfahren; Lord Cornwallis trägt 
hieran feine perſönliche Schuld; er that im Gegentheil alle, um im einzelnen den Misfländen 
abzuhelfen. In jeder Stadt ward ein Sillah oder Bezirfögericht für bürgerlie Streitigkeiten 
eingefegt, deſſen Gerichtöfprengel fih über Stadt und Gebiet erftredte. Der Vorjigende des 
Gerichts ift ein Europäer, dem zwei einheimiſche Rechtögelehrte, ein Muſelman und ein Hindu, 
zur Seite fliehen. Das Gericht erkennt bis zum Betrage von 500 Rupien über alle bürgerliche 
Streitigkeiten der Bewohner ded Bezirks, mögen je num Europäer fein oder Einheimische. Die 
Streitigfeiten über dingliches oder perfönlidhes Eigenthum, über Erbrolge, Pachtzins und Ein: 
fommen, über Kaftenwefen, Heirathen, Verträge und andere bürgerliche Angelegenheiten wer: 
den von dieſen Bezirfögerichten verhandelt und entihieden. Zur Entſcheidung der Zwiſte ge: 
ringen Belanges, von 50— 100 Rupien, wurden von den Bezirfägerichten eigene untergeord⸗ 
nete Gerichtöperfonen ernannt; den Parteien ift jedoch geftattet, von den Sadder-Amin, den 
Munfiff und Brotofofliiten, fo heißen diefe untergeorbneten Berfonen, an den Sillahhof Be— 
rufung einzulegen. Bon dem Bezirfägeriht findet eine Appellation an die aus vier Richtern 
bejtehenden Kreisgerichte ftatt, und von diefen wiederum an den oberften Gerichtähof, den Sad— 
derzDewani-Avaulet, zu Kalkutta. Diefer Gerichtshof Hat einen Oberrichter und fo viele andere 
Beijiger, ald der Oberftatthalter im Rathe von Zeit zu Zeit zur ſchnellen Erledigung ber Ge— 
ſchäfte für nothwendig erachtet. 

Während für Sinecuren Tauſende verſchwendet wurden, während jährlich 3 Mil. Pfd. St. 
reines Einkommen von Indien nach England gingen, ſuchte man bei dem Gerichtsweſen zu 
ſparen. Das geringe Richterperſonal konnte in dem heißen Klima die Menge der Geſchäfte nicht 
bewältigen und die Proceſſe blieben liegen. Gin Ausſchuß des Unterhauſes, vor welchem (1812) 
diefe Misflände zur Sprache kamen, [heute ſich nicht zu erflären: „Die finanziellen Berhältniffe 
Indiens geftatten weder eine Vermehrung der europäiſchen Nichter noch der einheimischen Ge— 
hülfen.“ 

Das Parlament hatte fi bei der legten Erneuerung des Freibriefs (1813) dad Recht vor: 
behalten, in Handelsfahen nachträglich Änderungen vorzunehmen, und hiervon aud) einiges 
mal Gebrauch gemadt. Es murde (1821) unter anderm ven englifhen Schiffen der Zwiſchen— 
handel mit den Ländern innerhalb des Freibriefd der oflindiihen Hanfa und von hier aus mit 
allen Häfen und Gegenden der Erde gewährt, Georg Canning flellte bereits ald Vorſitzender 
im Indiſchen Gontrolamt (1816— 20) an die zur Erweiterung des auswärtigen Handels ein: 
gefegten Parlamentsausſchüſſe folgende Anträge: Es folle auf einer Infel des öſtlichen Archipe— 
lagus — Raffles hatte furz vorher Singapore erworben — ein Freihafen errichtet werben; den 
britiihen Kaufherren werde dad Recht ertheilt, hier Thee einzufaufen und nach fremden Rändern 
zu führen; endlih möge die Compagnie einen Theil ihres chineſiſchen Handels dem allge: 
meinen Verkehr überlajlen. Die Directoren widerſprachen, und die Vorſchläge wurden be: 
feitigt. Gbenjo wenig konnten die im Parlament wiederholt geftellten Anträge zur Aufhebung 
des chineſiſchen Sonderhandeld und für gleiche Zölle vom oft: und weſtindiſchen Zuder jidy einer 
binlänglichen Unterftügung erfreuen. „Alles died werde bei dem herannahenden Ablauf des 
Breibriefd zur Sprache kommen.“ Und fo ift ed auch geihehen. Schon 1830 wurden von beis 
den Käufern Ausfhüffe zur Unterfuhung der Regierung und Zuflände der indiſchen Länder, 
dann des Handels zwifchen Großbritannien, Oftindien und China nievergefegt und mehrmals 
erneuert. Dieje Ausſchüſſe brachten, wie auch fpäter (1852), die verſchiedenen Geſchäfte in ſechs 
Unterabtheilungen: vie Negierung Indiend und die Verwaltung der indischen Angelegenheiten 
in der Heimat, Handelöverfehr, Binanzen und Rechnungsweſen, Abgaben und Einkommen, 
Gerihtöverfaffung, Kriegsweien, Verkehr mit den benahbarten und auswärtigen Staaten. 
Ihre Berichte und Zeugenverhöre ſammt den zu der Zeit ven Parlament vorgelegten Papieren 
füllen 13— 14000 enggedrudte Seiten in Großquart. Diefed reihe Material enthält neben 
manchem Überflüſſigen die ſicherſten Nachrichten, die widtigften Angaben zur Kenntniß aller 
Berhältniffe und Zuſtände dev indischen Länder, worüber jährlid eine ungeheuere Maffe von 
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Papieren und Schriften im Indiſchen Haufe und Eontrolamt zufammenlaufen. Nicht minder 
wihtig find diefe Vorlagen über andere Zweige des öffentlichen Lebens Großbritanniens, feiner 
Eolonien und der Welt im allgemeinen. Dieje Parlamentsliteratur von 1803, wo fie zuerft 
in folder Ausvehnung beginnt, bis Ende 1852 füllt nicht weniger als 1721 auf öffentliche 
Koflen gedrudte, von ihrem Binbande fogenannte Blaue Bücher, reiche, freilich nicht felten nur 
im Auszuge mitgetheilte Quellen der neuen Geſchichte. Sie find während des legten Jahrzehnts 
noch um mehrere hundert Bände vermehrt worden. 

Die Regierung und das ganze politifche Getriebe Großbritanniens fteht mit der Amterjagb 
und dem Patronatöwelen in innigen Zufammenhange. Man hält ed nicht felten mit diefer 
oder jener Partei, nicht einer Theorie oder Anficht wegen, fondern um Stellen und andere 
Bortbeile zu erlangen. Die wichtigſten und einträglichſten Amter wurben früher und werben 
zum Theil noch nur an Breunde der jevedmaligen Verwaltung verliehen. Dies gilt namentlich 
bei den auswärtigen Bellgungen. Sie bilden, gleihwie Domkapitel und Klöfter im Mittel: 
alter, herkömmliche Berforgungsanftalten für nahgeborene Söhne des Adels und der einfluß— 
reihen Mittelflaffen. Die meiften Unglüdsfälle und Schäden find aus diefem Misbrauch her— 
vorgegangen; es ift die freſſende Krankheit in allen Zweigen der engliihen Eolonialverwaltung, 
in der angloindifhen Kriegführung der legten Jahre. Gleiches Unweſen herrſcht in jeder 
Körperibaft, in jedem gefonderten Verein; hierin beftehen die größten Vortheile ihrer Mit: 
glieder. Die mächtigſte Corporation ded Landes, die Oftindifche Compagnie, erfreute ſich aber 
tes größten Batronatd. Die Anzahl der Givilbeamten belief ſich bei den drei Präſidentſchaften 
alfein auf 11—1200. Vom Jahre 1813—33 gingen 5092 Cadetten nad Indien, von 
1834— 52 fogenannte Schreiber 642, Hülfsärzte 798, Cadetten 5146, Marinecadetten 168, 
welche hier eine gute Beſoldung und lebenslänglihe Verforgung erhielten. Diefe Anftellungen 
zerfielen nach einem Herfommen in 28 Theile, wovon je zwei der Vorfigende und fein Stell: 
vertreter im Directorium befamen, einen jeder der 22 übrigen Directoren und zwei ber Prä- 
fident der Oberauffichtäbehörbe. Die Ernennenden mußten eine Erklärung abgeben, daß fie 
feine Belohnung empfingen und die Gandidaten für fähig halten. ®) 

Das Reformminifterium Lord Grey (1832) wußte wohl, die Compagnie werde fih, wenn 
auch mit Wiverftreben, allen Wünſchen des Landes fügen, fobald ihr nur das Patronat er: 
halten bleibe. Den Borfigenden im Indifchen Haufe wurden nun, wie gewöhnlich gefhah, im 
Privatwege die Bedingungen mitgetheilt, unter welchen die Regierung geneigt fei, ven Freibrief 
zu erneuern: Alle Sonderrechte in Betreff ded Handels, namentlich des chineſiſchen, hören auf, 
die Compagnie ift ferner blos eine politifche Borporation ohne irgendeinen Länderbeſitz; ihr 
bleibt jedoch, im Namen der englifhen Krone, die Regierung Indiens und das damit zufammen: 
bängende Patronatömwefen, mit geringen Veränderungen, erhalten. Die Wivderrede der Direc- 
toren, ihrer Freunde und Penfionäre, dad Kapital und die Intereffen der Gejellihaft würden 
durd Freigebung ded Handels, deflen Gemwinfte bisjeßt die Dividende deckten, gefährdet, wurde 
leicht befeitigt. Das rohe Einkommen des Angloindifhen Reihe, entgegnet der Vorfigende im 
Gontrolamt, beträgt jährlich zmifchen 18 und 20 Mill. Pfd. St. und ſcheint fich immer zu ver: 
mebren. Das Land ift unermeßlich groß und für jedes Erzeugniß geeignet; eine Menge Hülfs- 
quellen liegen bier noch verborgen. Die Bevölkerung iſt mäßig, arbeitöfam und, wie e8 ſcheint, 
auch ven Verbeflerungen zugänglich, dad Schatzamt unfers öftlichen Reichs wird ſicherlich in ge: 
wöhnlichen Zeiten alle Ausgaben beftreiten fünnen. Die Dividende von 101/, Proc., eine 
jährlihe Summe von 650000 Pfd. St. foll jeder andern Leiftung der Finanzfammer vorauds 
geben; jie bleibt bid zur Rückzahlung des Aetienfapitald auf ven Grund und Boden Hindoftans 
angemwiefen. Und würde einftend die Hanfa aufhören, fo follen 100 Pfd. St. ver Actie mit 
200 Pfd. St. eingelöft werden. Im Beginn des Jahres 1852 beitand fie aus 2322 Stimmen, 
wovon 311 Perlonen zwei, 60 Mitglieder drei und nur 42 vier Actien befaßen. Zur Sicher: 
beit diefer Betheiligten werde jegt fchon eine Sunme von 2 Mill. bei ven Commiffaren der 
Staatsſchuld hinterlegt, welde die Intereflen zum Kapital fchlügen, bis Die zmiefache Summe 


3) Hanfard, Serie 3, XX, 44. Der Werth der Stellen, welche jedes gewöhnliche Mitglied des oft: 
inbifchen Minifteriums jährlich im Militär» und Eivilwefen zu vergeben hatte, wurde wenigftens auf 
14000 Pr. St. geihägt. Bei denen, welche zwei Theile des Patronats befagen, flieg die Summe 
natürlich auf das Doppelte, Die Koften des Directoriums und der andern indischen Behörden in Engs 
land, welche unter dem Namen „die Negierung in der Heimat” (the home government) zufanımenz 
gefaßt wurden, betrugen in einem Jahre über 128000 Pfd. St. 
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des Actienfapitals, 12 Mill. Pfv. St., beifanmıen feien. Dies wird aber erft 1885 der Hall 
fein; fo lange zahlt Indien neben andern fhweren Ausgaben die hohe willfürlid angefegte 
Dividende. Diefe Anordnung war mit ein Hauptgrund der Verarmung ded Landes und der in 
den folgenden Jahren entftandenen Zerrüttung des indiſchen Finanzweſens. 

liber die Änderungen in der Negierung und Verwaltung Indiens, weldye das Intereife der 
Gompagnie und der englifhen Handelswelt, wofür jegt hinlänglich geforgt war, nicht unmittel: 
bar berührten, konnte man leicht zum Verſtändniß fommen. Die Angelegenheiten, das Wohl und 
Wehe der vielen Millionen aſiatiſcher Unterthanen dünfte wol mandem eine Nebenſache. Man 
bat Indien, wie bereit8 1773, 1783, 1794 und 1813 gejchehen war, jo gut ed angeben mochte, 
nod einmal auf 20 Jahre verpacdtet; Gigenthümer und Pächter, Krone und Compagnie ſuchten 
gute Gefhäfte zu machen und ſich gegenfeitig fo viel ald möglid zu übervortheilen. „Bisjetzt“, 
erflärte die Berfammlung der Directoren, „war e8 unfere Bolitif, Indien in vollftändiger Ab— 
hängigkeit von Großbritannien zu erhalten. Wir ſuchten zu gleicher Zeit beides zu erreichen, 
eine £räftige Regierung in jenem Lande und eine befländige, jorgfältige Oberaufiht in der 
Heimat. Die einzelnen Statthalterfhaften zu Madras und Bombay Hatten eine Art Selbflän: 
digkeit, dem Oberftatthalter blieb jedoch fo viel Macht, um ein gleihförmiges Regierungsſyſtem 
zu erhalten. Alle diefe Behörben fanden wieder, durch ein ausdrückliches Geſetz, unter dem 
Hofe der Directoren und dem Gontrolamte. Der oberften Regierung zu Kalfutta war (1828) 
eigens anbefohlen, ohne Zuftimmung ded Hofs feine grundfägliche Veränderung vorzunehmen, 
feine neuen Einrichtungen zu treffen und Feine beveutenden Ausgaben zumaden. Nur in außer: 
ordentlichen Fällen, wenn Gefahr im Verzuge ftattfinden könnte, ift ihr ein felbftändiges Han: 
deln geftattet. Diefe Einrichtung hat fi bewährt; fie möge ihrem Wefen nah beibehalten 
werben.‘ 

Die Negierung des Angloindifhen Reih3 war nun der Compagnie (28. Aug. 1833) auf 
noch 20 Jahre, bis zum 30. April 1854 verliehen. Mit dem nächſten Jahre bereits (22. April 
1834) ging all ihr ſonderrechtlicher Handel, namentlih ver hinefiihe, zu Ende. Die oberfte 
Gewalt aller bürgerlichen und militärischen Angelegenheiten der indiſchen Regierung berubt auf 
dem Oberftartthalter und feinen vier Näthen. Sie verfügen unter der Formel. Der Öberitatt: 
halter von Indien im Rathe. Die andern Präfiventihaften, aus einem Statthalter und drei 
Räthen beftehend, find ihnen untergeordnet. Die Präſidentſchaft Bengalens fann mit der Stelle 
eined Generalgouverneurd verbunden fein, was gewöhnlid der Fall ift, oder nit. Die neu: 
eingerichtete vierte Negierung für die norbweftlihen Lande erhielt bald, um die Koften zu min- 
dern, einen Vicegouverneur, welcher zu Agra rejidirt. Die Befoldung des Oberflatthalters if 
240000, die eines Rathsherrn 96000, des Statthalter& der andern Regierungen 120000, 
der Rathsherren 60000 Sicca Rupien, jede zu 26h. 1 D. gerechnet. Llberdies erhält ver 
Oberftatthalter 5000, jeded Natbämitglied 1200, die Statthalter 2500 Pro. St. zur Über— 
fahrt. Der Oberftatthalter im Nathe kann beftehende Berorbnungen und Gefege aufheben und 
neue erlaffen, welde die Kraft von Barlanıentsbefhtüffen haben. Deshalb heißen jie aud nit 
mehr, wie während der legten 40 Jahre (1793— 1833), Verordnungen, jondern Acte oder 
Gefege der oberften Negierung. In frühern Zeiten mußten die Verorpnungen vom oberjten 
königlichen Gerichtshof eingetragen werben; nur dann hatten jie Gejegeöfraft, nur dann wur— 
den fie von allen Behörben anerkannt. Auch war Berufung nad England geftattet; der König 
konnte jede Berfügung befeitigen. Alles dies hat aufgehört, der Oberftatthalter im Mathe beitgt, 
gleihwie die Legislatur der Heimat und der Golonien, die gejeggebenve Gewalt. Es ift Sitte, 
die auf Eigenthum, auf Religion und andere wichtige Ungelegenbeiten bezüglichen Acte drei 
Monate vorher im Entwurf auszugeben, um die Meinung der Ginheimifchen zu erforſchen, 
ihre Widerreden und Bedenflihfeiten hervorzurufen. Diefe werden der Prüfung unterworfen 
und, nach Befinden der Umſtände, die endliche Abfaſſung der Geſetze angeordnet. 

Um Thatſachen zu ſammeln und die Vorarbeiten zu beforgen, wurde ein Geſetzgebungs— 
ausſchuß für Indien eingerichtet. „Ex folle allgemeine Gefegbüder und eine vollftändige Po: 
ligeiordnung, für Ginbeimifche wie für Engländer, ausarbeiten und fie dann den Behörden zur 
Begutachtung vorlegen.” Macaulay, der berühmte Gefhidtihreiber, Amos, Cameron und 
andere ausgezeichnete Männer waren neben- und nadyeinander Mitglieder dieſes Ausihuffes und 
haben tüchtige Arbeiten zu Tage gefördert. Nah Verlauf einiger Jabre war bereits ein allge- 
meines Strafgeſetzbuch vollendet ; e8 wurde (1837) dem Drud übergeben und Rechtskundigen 
in Guropa und Alten zur Begutachtung überfandt. Um Ordnung und Zufammenhang in die 
Geſetzgebung zu bringen, hat ed die Commiſſion vorgezogen, ein ganz neues Geſetzbuch zu ent= 
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werfen. „Die einheimiſch-indiſchen Gefege feien Schon längſt durch fremde Eroberer zum Theil 
ganz befeitigt, zum Theil weſentlich umgeftaltet, fo namentlich beim peinlichen Nechte, welches 
dur das muſelmaniſche erjegt worden und mitteld der englifchen Anordnungen mannichfache 
Umgejtaltungen erfahren babe.” Als höchſt ſchätzbare Hülfsmittel zu ihrer Arbeit bezeichnet 
die Commiſſion den franzöjiihen Codex und des Amerikaners Edward Livingfton Gefetzbuch 
für Rouifiana. 

Der Geſetzgebungsausſchuß ift vom Anfang beim Hofe der Directoren und den indifchen 
Behörden ungern gefehen. Die jelbftändige Stellung, welde er vermöge des Freibriefs ein— 
nahm, erregte Midmollen und Eiferfugr. Bald wußte man Mittel ausfindig zu maden, feinen 
Wirkungsfreis zu befhränfen und fpäter, ven Wefen nad, ihn ganz zu befeitigen. Die Ge— 
ſetzbücher des Ausſchuſſes ind, obgleich fie von Männern, die der indifhen Verhältniffe kundig 
waren, empfohlen wurden, jolange die Compagnie die Macht beſaß, nicht zur Ausführung ge— 
fommen. Die Unterthanen Großbritanniend fünnen fih, wie man weiß, in beftimmten Län: 
dern Indiens ohne irgend höhere Ermächtigung niederlaffen und Kändereien erwerben; in 
andern ift nod eine Grlaubniß notbwendig, doch ift dem Oberftatthalter im Rathe geftattet, 
auch dieie für geöffnet zu erflären. Um die Einheimischen gegen Unbill von feiten dieſer neiten 
Inſaſſen zu fhügen, follten (1849) alle Engländer, mit Ausnahme derjenigen in ven drei 
Hauptftäbten, Kalfutta, Madrad und Bombay, gleihwie die Gingeborenen, unter die Ge— 
richtshöfe der Oſtindiſchen Compagnie geftellt werden. Vor 1813 waren Briten den indischen 

Gerichten gar nicht unterworfen; nad dem erneuerten Sreibrief jenes Jahres fonnten fie in 
Indien nur bis zu 500 Rupien geftraft werben. Mit der freigegebenen Niederlaffung, wovon 
zwar nur wenige Gebrauch machten — es lebten (1852) außer den Bedienfteten kaum 10000 
Engländer in Indien — war die Anderung dieſes Geſetzes unumgänglich nothwendig geworden. 
Die englifhen Inſaſſen Invdiend erhoben gegen das Geſetz, weldes fie unter die Gerichtshöfe 
der Compagnie ftellt, gewaltige Einrede; es Hat auch Feine praftifche Folge gehabt. 

Mährend ver Verhandlungen über die Erneuerung des vorlegten Breibriefs (1832 und 
1833) ward vem Parlament nicht eine einzigeBitt: und Klagefchrift ver Hindu und Wufelmanen 
überreicht. Die Debatten felbft haben nur geringe Aufmerfjamfeit im Angloindiſchen Reiche 
hervorgerufen. Ganz anders bei der legtern Erneuerung (1854). Zahlreiche Gingaben find 
eingelaufen. Man findet Hierin die Wünſche und Bedürfniffe der verſchiedenen Völkerſchaften 
und Klaffen Hindoftans, der verihiedenen mit diefem Lande in Berbindung ftehenden Indivi— 
duen und Geſellſchaften unverjchleiert und unverfürzt dargelegt. Diefe Bittfchreiben enthalten 
den wichtigſten und lehrreichften, durch die legte Unterfudhung der indischen Ländereien zu Tage 
geförderten Stoff, bei weitem wichtiger als die nicht felten vom Intereſſe eingegebene Zeugſchaft 
ver Compagniebeamten. Das wiederholt geftellte Geſuch, nod mehrere Einheimiſche aus In— 
dien fommen und vernehmen zu lajlen, oder eine Unterfuhungscommijfton dahin zu fenden, 
ward wiederholt zurüdgemwiejen. Die vielen Blauen Bücher jind aber keineswegs ein genügen: 
der Erſatz. Sie find mangelhaft in manderlei Beziehung. Die Herren flreichen, was ihnen 
nicht bebagt, was, wie man ſich ausdrückt, dem Staatämohl zumiderläuft. Es heißt dann: das 
Document ift bloß im Auszug mitgetheilt. Über mande Vorkehrungen und Ereigniſſe werden 
alle Duellen zurüdgehalten, jelbit nach vieler Jahre Verlauf der Zugang hierzu nicht geftattet, 
Hrn. Marſhman, dem Sohne ded berühmten Gelehrten und Baptiftenfendboten, verweigert 
man immer nod Die Urkunden zur Gefchichte der Seramporemiffton. Sogar ber Unterſuchungs— 
ausſchuß für die indiſchen Angelegenheiten (1853) erklärte ih gegen Veröffentlichung aller auf 
ven afghanischen Krieg bezüglichen Denkſchriften. 

Don ven zahlreihen Beſchwerden und Verbeflerungsvorihlägen find bei Erneuerung des 
Freibriefs (20. Aug. 1853) nur einige berücfitigt worden. Radicalen, plöglihen Anderungen 
ift man in Gngfand aus Grundfag erttgegen. Auch waren die Zeitumftände hierzu wenig günftig. 
Die Volksbewegung, die Wünfde und Envartungen im Angloindifchen Reiche fliegen immer 
höher emyor. Maffen von 5 — 6000 Berfonen hatten ji wiederholt zu Kalfutta zuſammen— 
gefunden, wobei aufreizende Neben gehalten wurden, vorzüglid von Kriſchna-Wohan-Benard⸗ 
ſchi und dem reihen Kaufherrn Namgopal Ghoſe. Man mußte ein nod größeres Anſchwellen 
der Bewegung bejorgen, daß ed am Ende zu Wühlereien und Unruhen fomme; der Oberftatt: 
halter Lord Dalhoufie foll deshalb zum ſchnellen Entſcheid gerathen haben. Auch wurden die 
rufſiſch-türkiſchen Wirrniffe immer ernfter und nahmen die ganze Aufmerkſamkeit dev Regie: 
rung in Anſpruch. Man fuchte jhnelle Beſeitigung aller andern Angelegenheiten. Selbft der 
Ausſchuß der Gemeinen hat mit dem ſechſsten Theile der Zeugen (8. Aug. 1853) feine Arbeis 
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ten beichloffen, ohne, wie ehemals immer gefchehen, einen umfaflenden beurtheilenden Bericht 
hinzuzufügen. R 

Die wichtigfte Anderung im Breibrief, im neuen indifhen Grundgefeg, war ver Auslaß 
einer Zeitbeftimmung. Die „India-Acte“, welche früher gewöhnlich auf 20 Jahre lautete, 
fonnte von nun an in jeder Sefjion zur Sprache gebracht, von neuem geändert oder ganz aufge— 
hoben werden. Dad Directorium befand nun aus 18 Mitgliedern, wovon die Regierung ſechs 
ernannte, welche wenigftens 10 Jahre in Indien, im Dienfte der Krone oder der Compagnie 
gelebt hatten. Ebenſo wird die Hälfte der von den Actienbeiigern gewählten Directoren aus 
Männern beftehen, die wenigftens 10 Jahre in Indien gedient haben. Ein Director erhält 
500, der Vorfigende und fein Stellvertreter jeder 1000 Pfd. St. jährlicher Beſoldung. Die 
Einfegung dieſes neugeftalteten Divectorenhofs hat am 8. März 1854 flattgefunden. 

Die Ernennung der Zöglinge zur Haileyburyanftalt, ſowie ber Hülfsärzte im Compagnie: 
heere durch das oftindifhe Directorium hat am 30. April 1854 ihr Ende erreicht. Alle dieſe 
Stellen werben fünftig durh Prüfungen erworben, geleitet nad) Normen, welde von einem 
dur die Oberaufſichtsbehörde über die indifhen Angelegenheiten eingefegten Ausfhuß ent: 
worfen und dem Parlament vorgelegt find. Zutritt zu den Prüfungen ift jedem geborenen Un: 
terthan Ihrer Majeftät geftattet. Hiermit ift wenigftens dem Worte nad) — wie jich die Gin: 
richtung bewährt, wie der Buchſtabe zur That wird, muß fidh erft zeigen — das Patronat oder 
Anſtellungsrecht der Givilviener im Angloindifchen Reiche wefentlih verändert. Nun Flagen 
Hindi, diefe ausgedehntere Befähigung zum Staatödienfte könne ihnen feine Vortheile ge: 
währen. „Reiſen übers Meer find und durch die althergebrachten religiöfen Sagungen ver: 
boten; der Aufenthalt und die Erziehung in Haileybury, welche ald Vorbedingung nothwendig 
Icheinen, jind und, vermöge des Kaſtenweſens, nicht geſtattet. Überdies bevenfe man vie großen 
Unfoften, welche nur wertige erſchwingen fönnen.” Nun fo ändert diefe unfinnigen menſchen— 
feindlihen Satzungen oder misachtet fie thatſächlich, wie Rammohun:Roy, Dwarkannath und 
andere hervorragende Männer gethan haben und thun. Blos durch Abwurf des Kaſtenweſens 
und jener ganzen altindifchen Barbarei können die Bewohner Hindoftand ſich zur Nation em— 
porfhwingen und in der Jahrhunderte Verlauf zur Selbftregierung heranreifen. 

Den Ausihuß beliebte eine engliſch- akademiſche Erziehung. Seine Vorfhläge find mit 
geringen Anderungen angenommen und bie erften Prüfungen im Juli 1855 abgehalten 
worden. Hiermit wurden der Ariftofratie und andern Reichen, den höhern Klaffen ver Gefell: 
haft, wie fie ſich jenfeit des Kanals ausdrücken, wiederum neue Sonderredhte, die verſchiedenen 
Amter ded indifhen Eivilvienfted verliehen. Nur fie Haben die Mittel, ihren Kindern eine afa= 
demifche Bildung zu geben. In folder Weife erhalten bei allen freien Inftitutionen des Lan 
des der Adel und das Vermögen immer größere Mittel, während man die Maffen, und zwar 
nicht ohne Abſicht, namentlidy von feiten der Epiffopalfirche, in Erziehung wie in Bildung ver: 
nachläſſigt. Sie tragen alle drückenden Raften mit und bleiben ausgeſchloſſen von den Vortheilen 
des Regiments; an der britiichen Weltherrſchaft haben fie feinen oder nur fehr geringen Antbeil. 
Dies ein wejentliher Grund jener Maffenverarmung, woraus England die größten Verlegens 
beiten, die größten Gefahren drohen. Jenſeit des Atlantiſchen Dceand find alle Inflitutionen, 
das Schulmwefen wie die andern, auf Erziehung und Heranbildung der Jugend berechnet. Das 
nach allen Richtungen freie Leben bildet überdies ven Jüngling und vollendet den Mann. Sie 
wiffen nichts von Prüfungen für Staats- oder Volksdiener; fie verlangen feine Kenntniß ver 
griechiſchen und lateinifhen Metrik, um einem bürgerlichen Geſchäft vorftehen zu können. Und 
diefe amerikaniſchen Ginrichtungen haben ſich trefflich bewährt. Die Union erzeugt unter dieſem 
Regiment einen Überflug an tühtigen Männern aller Art. Redlicher Wille, Verftand, Gin- 
ſicht, Fleiß, eine gewiſſe Selbftändigfeit des Charakters und die nöthigen, in unfern Tagen 
leicht erwerbbaren Kenntniffe befähigen zu jedem bürgerlichen Gefchäfte, zu jedem bürgerlichen 
Amte, und ſei es auch, wie die Erfahrung lehrt, das wichtige, das hohe eines Präfiventen der 
Vereinigten Staaten. 

Der Ausſchuß war anfangs der Anſicht, die Prüfungsgegenftände der Candidaten für den in- 
diſchen Givildienft follten diefelben fein wie jene ber englifchen Gentlemen, welde im Vaterlande 
bleiben. Würde man indiſche Spracen, eine Kenntniß der orientalifchen Menfhheit, der orien- 
taliſchen Geſchichte und Literatur verlangen, fo fei zu befürchten, e8 möchten nur wenige ſich zur 
Prüfung melden. Kenntniffe ſolcher Art fönnten ja dem Engländer nichts nügen, welcher beim 
Examen durchfiele und. keine der jährlich an AO erledigten Stellen erhielte. Man fiebt, die Com: 
miffion, mit Macaulay an der Spige, hat ihr Augenmerk blos auf englifhe Gentlemen, nicht 
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auf Land und Leute Hindoftand gerichtet; wäre dies nur im entfernteften der Fall, fo mürbe 
man auch in Indien eine Prüfungscommiffion einfegen. Wir handelten ungerecht, erklärt 
der Ausſchuß, gegen die großen afademifchen Inftitutionen unjers Reichs, würde man der grie- 
chiſchen und lateinischen Verfification nicht einen bedeutenden Antheil am Ausfall ver Prüfun— 
gen geftatten. Von irgendeinem Unrecht gegen die 20 verſchiedenen Völkerſchaften vom Hima— 
laja zum Meere Haben die Herren nirgendwo geſprochen. Wer in ver Verfification über feine 
Mitſchüler Hervorragt, heißt e8 weiter, würde wol in allen Zweigen des Öffentlichen Lebens 
zur Auszeichnung gelangen. Bor und Ganning, Orenville und Wellesley, welche im lateini= 
{hen und griehifhen Versmachen ihre Mitfhüler übertrafen, haben in fpätern Jahren dem 
Staate die größten Dienfte geleiftet. Doch bedachte man endlich, daß fie in Schottland vie 
claſſiſche Verskunſt weniger beachten. Dugald Stewart, Horner, Jeffrey und Madintofh hät- 
ten höchſt wahrjcheinlich Feine guten alcäiſchen Verfe in lateinifher Sprache ſchreiben und wol 
noch weniger Shaffpeare in griechiſche Jamben überfegen fönnen. Deshalb follte die Prüfung 
derart fein, daß auf die griehifche und lateinische Verskunde Fein allzu großes Gewicht gelegt 
werde, damit weder Schotten nod Engländer vom Dienfte ver Oſtindiſchen Compagnie aus: 
geihloffen würden. 

Gegenftände zur Bezeugung der Fähigkeiten find: engliſche Sprade, englifhe Geſchichte 
und allgemeine Literatur; die griechiſche, lateinifche, franzöſiſche, deutſche und italienische 
Sprade und Gefhichte ; Mathematik, theoretifche und angewandte, dann die verſchiedenen mora= 
liihen und Naturmwiffenfhaften. Sollte ein Candidat es wünſchen, fo könne auch eine Prüfung 
im Arabifhen und Sanskrit ftattfinden. Die jungen Männer von 18— 22 Jahren, welde 
beſtehen, gewinnen nicht aldbald Anspruch auf eine lebenslängliche Verforgung in Indien. Sie 
müffen fih jegt, fo wurde am Ende feftgefegt, ein bi zwei Jahre auf den befondern Dienft 
vorbereiten und dann nochmals eine Prüfung beftehen. Während diefes Zeitraums follen fie 
blos ihre fünftäge Stellung im Auge haben. Sie mögen ji eine genaue Kenntniß der Ge: 
ihichte Indiens erwerben, der Geſchichte im ausgevehnteften Sinne des Wortd, nicht blos 
mitteld der Werke des Orme, Wilks und Mill, fondern durch Bernier's Reifen, durch die 
Oden des Sir William Jones und Heber’d Tagebücher. ine gleiche Sorgfalt werde der Lanz 
deöfenntniß, der Kenntniß der verfchiedenen Völkerfhaften nad allen Richtungen, in Erb: und 
Staatötunde, in Religion und den andern bürgerlihen Zuſtänden gewidmet. Mit vorzüg: 
liher Sorgfalt follen vie Candidaten alle Greigniffe, melde zur Ausbreitung der engliſchen 
Macht in Indien dienten, zu ergründen fuchen. Sie müſſen die Art und Weife der indifchen 
Regierung, ihre Stellung zu den Lehnsfürften, zu Mufelmanen, Maharatten und Radſchputen 
erforfhen. Hierbei mögen die wichtigſten parlamentarifchen Berichte und die Verhandlungen 
der Legislatur über indische Angelegenheiten zu Rathe gezogen werden. Dazu fomme die Kennt⸗ 
nij der einen oder andern indiſchen Sprache, welche der Kandidat nad) den Landeötheilen wäh: 
len möge, denen er einft feine Tätigkeit widmen wird: Bengali für Bengalen, Telugu für die 
untern Gemarkungen des Defan. Diejenigen, welde die erfte Prüfung mir Erfolg beftanden, 
follen nämlich alsbald in beftimmte Provinzen und Gemarkungen des Angloindifhen Reichs 
eingewiefen werden, damit fie wiffen möchten, welche Sprade ihnen am meiften nügt, welche 
bejondern Landeskenntniſſe ſie am beften fördern in ihrem künftigen Amte. 

Die große Mehrheit der indifchen Eivildiener verwaltet richterliche Gefhäfte. Cine Abthei: 
lung befteht aus eigentlichen Richtern; eine andere, wie die Steuereinnehmer, hat es doch vor⸗ 
züglid) mit dem Gerichtsweſen zu thun. Die Candidaten müſſen ſich deshalb, bevor fie die zweite 
Prüfung beftehen, eine allgemeine Kenntnig aller Theile der Rechtswiſſenſchaft zu erwerben 
ſuchen, ebenfo der Finanz: und Handelswiſſenſchaften, Kenntniffe, welde man unter dem Na- 
men der Staatswirthſchaft zufammenfaßt. Sie follen die kaufmänniſche Buchhaltung verfteben, 
die Grundjäge ded Bankweſens und des Geldmarkts, die Natur der Staatäfhulden, der fun- 
dirten wie der ſchwebenden, und die Folgen der verſchiedenen Steuern auf das Wohl und Wehe, 
auf Reichthum und Verarmung der Nationen. 

Die jungen Männer müffen ji in der zweiten Prüfung über eine genügende Vorkenntniß 
aller diefer Gegenftände ausweifen. Sie werben dann gemäß ihrer Würbigfeit georbnet, was 
zur Nadpeiferung dient. Da nämlich der indifche Dienft nad) dem Alter vorſchreitet, nad) dem 
Alter gerechnet wird, fo erlangen die obenftehenden zuerft ihre Verforgung. Von diefer zweiten 
Prüfung möge ed abhängen, ob die indischen Beamten erft in ihrem funfzigften ‚ ob jie ſchon in 
ifrem achtundvierzigſten oder fiebenundvierzigften Jahre nach der Heimat zurückkehren und ihre 
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Venſion mit Gemächlichkeit verzehren können. Dies ift doch am Ende, nach den eigenen Worten 
der Commiſſion, das Ziel, der legte Wunſch aller in der Fremde bedienfteten Engländer. 

Der früher beftandene Geſetzgebungsausſchuß ift in dem neueften Grundgefeg beibehalten. 
Jede Statthalterfhaft oder Vireftatthalterfchaft fendet ein Mitglied. Der Oberrihter Benga— 
lens und die Oberrichter anderer Prüfidentfhaften haben ebenfalld Sig und Stimme in dieſem 
Ausſchuß. Ihm ift in Verbindung mit dem Oberftattbalter und Rathe die Befugniß gegeben, 
Gefege und Verordnungen zu erlaffen. Auch die Mitglieder viefer Legislative, welche im Mai 
1854 ihre erfte Sigung hielt, müffen wenigftens zehn Jahre in Eivilämtern der Compagnie 
gedient haben. Bon einer Befähigung der Eingeborenen zu diefem wichtigen Amte ift feine Rebe. 
Ihre Majeftät mag überdies einen Ausſchuß in England beftellen, um die bereit eingereichten 
Vorſchläge und Arbeiten der frühern indiſchen Geſetzgebungscommiſſion zu prüfen und Bericht 
zu erftatten. Gin folder Ausfhuß ward auch, gleih nad Annahme der neuen India: Acte, 
vom Vorfigenden im Gontrolamte eingefegt. Diefer Vorjigende oder Indiſche Minifter erhält 
jegt, gleichwie jeder andere Minifter ver Krone, 5000 Pfd. St. Bejoldung. 

Die Verwaltung des Angloindifchen Reichs verblieb dem Directorium der Compagnie. 
Selbſt von den mafjenhaft einlaufenden Depeſchen — die Berichte über die Zuſtände Hindoſtans 
im Sabre 1853 füllten 53 ftarfe Foliobände im Indischen Haufe — erhält der Vorfigende des 
Gontrolamts nach dem beftehenden Gefhäftsgange nur einen ſehr geringen Theil zur Einſicht. 
Die gemäß den verſchiedenen Verwaltungszmweigen aus dem Directoriun felbft gewählten und 
von Zeit zu Zeit erneuerten Ausfchüffe berathen und beſchließen wie früher. Der Directorenbof 
beratbet und beſchließt über die Vorträge der Ausſchüſſe und jendet die Beſchlüſſe an den Indi— 
hen Minifter. Stimmt diefer nicht bei, fo müffen nadträglich die Gründe der gefaßten Be: 
ſchlüſſe [hriftli angegeben werden. 

In der Stellung und in den Befugniffen der indiſchen Beamten hat man feine weſentliche An- 
derung vorgenommen. Bengalen ward von der Oberftatthalterf—haft getrennt und unter einen 
Präſidenten oder Bicepräfidenten geftellt. Als erfter Vicepräſident ift Hr. Hallidav (Mai 1854) 
dur Lord Dalhouſie ernannt worden mit einer Bejoldung von 100000 Rupien. Dem Vice— 
präfidenten find alle Ränder ver ehemaligen Statthalterfhaft Bengalen, mit Ausnahme von 
Tenafferim, untergeben. Diefed Land, Pegu und Pendſchab verbleiben unmittelbar unter dem 
Generalgouverneur und gehören zu den fogenannten auswärtigen Bejigungen. Die Beſol— 
dung der Obercommandanten des Heeres ift ebenfalls auf 100000 Rupien angefegt. Die Mit: 
glieder des India-Raths erhalten 80000 und die der Öefeggebungscommifiton 50000 Rupien. 

Die Hindu und Mufelmanen waren, gleihwie die andern Infaffen Hindoſtans, mit diefem ge= 
vingfügigen Ausgang aller jener Zeugſchaften in England, aller jener zahlreichen Unterfuhungen 
in Indien felbft, Hödlich unzufrieden. Sie fonnten nicht zufrieden fein. Zu Kalkutta, Bomban 
und Madras hat man bald nad) Annahme der India: Actewiederholtvon Taufenden beſuchte Ver— 
fammlungen gehalten, wo ſcharfe Reden fielen. Man beſchuldigte die Regierung der Täufhung, 
der Hinterlift und ſelbſt der abjichtlichen Lüge. „Das Wohl ver Eingeborenen wird in Wahrheit 
nicht beachtet. Alle jene ihönen Worte jind Lüge und Heuchelei. Ausbeutung unferer Heimat— 
lande zu ihrem eigenen Bortheile, das ift die einzige Loſung diefer Engländer. Die Ehrlichen 
ſprechen e8 geradezu aus, daß fie das Land in despotiſcher Weife regieren wollen. Der geprie- 
jene Reformator Jofeph Hume war (1853) aus felbftfühtigen Beweggründen jeder Verbeſſe— 
rung der Zuftände unjerd Volks entgegen. Mit Vorbedacht Hat er mehrere Schriftftüde unter- 
ſchlagen, welche ihm perfönlih und den Ausfhüffen des Barlaments von Hindoftan überfandt 
wurden. Man gewahrte natürlich bei dem leihterregten Gemüth der Orientalen und der ge= 
ringen Kenntniß der Vergangenheit viele Übertreibung, ſowol bei der Würdigung der gegen: 
wärtigen wie der ehemaligen Zuftände. „In frübern Jahrhunderten”, vermeinten die hartge— 
prüdten Bauersleute, „iſt e8 um gar vieles beſſer geweſen. Wir gehorchten einheimischen Fürs 
jten, welche fih das Wohl ihrer Unterthanen zu Herzen nahmen und jever Klage Abhülfe ge: 
währten. Unter folder Herrſchaft erfreute ih das ganze Volk der Glüdfeligkeit. Jetzt haben 
die fernen Gebieter Fein Auge und fein Ohr für unfer Wohl und Wehe; fie haben uns ihren 
Pächtern, der Oftindifhen Compagnie, preiögegeben. Das heißt jo viel, wir werden gleihwie 
Nindvieh, welches zum Opfer beſtimmt if, in Wälder voll Tiger getrieben; das heißt fo viel, 
der böfe Hirt überläßt den Schlächtern feine ganze große Heerde.“ Selbſt europäifch gebildete 
Hindu wurden jegt nicht felten gefunden, welche ihre Landsleute, ihre brahmanifchen Inftitu= 
tionen weit über alle vie Völker und Einrichtungen des Weſtens emporhoben. 

Diefe patriotifhe, vom Fremdenhaß getragene Bewegung erſtreckte jih im Beginn nur 


Dftindien 227 


über geringe Bruchtbeile ver Bevölferung. Ihre Wellen find mit der wachſenden Bildung und 
Ginächt immer höher gefliegen, haben immer größere Ländermaffen ergriffen, ſodaß Hindu und 
Mufelmanen am Ende das fühne Wagniß unternahmen, die Eroberer aus dem Lande zu jagen 
und ihre ehemalige Selbjtändigfeit wiederzuerringen, 

Trog aller dieſer Klagen, Beſchwerden und Mahnungen, ttog der Erklärung des Oberftatt: 
halters Lord Dalhoufie (12. Jan. 1848 bis 29. Febr. 1856), daß man der Ruhe Indiens 
feined Tags ſicher fei, trog inhaltsſchwerer Denkſchriften der Kaufherren und Sendboten, 
worin die zahlreichen Mängel der Negierung, die große Noth und die religiöfen Befürchtungen 
Hindoſtans offen dargelegt wurden, ließen ſich die angloindifchen und engliſchen Behörden von 
einer unter ihren Augen angezettelten Verſchwörung, von Volfdaufftänden und Soldaten: 
rebellionen überrajhen — eine welthiftorifche, den herrſchenden Klaffen in Großbritannien und 
Hindoſtan zum ewigen Vorwurf gereichende Thatſache. 

Nah der Befignahme des Reichs Audh (7. Bebr. 1856) wurde alsbald mit Einrichtung 

eines Telegraphen von Cawnpore nad; Laknau, der Hauptjladt des Koͤnigreichs, begonnen. 
Innerhalb 18 Tagen, die Legung eines Taues von 6000 Fuß über den Ganges eingerechnet, 
war die Linie vollendet. Am Tage, wo Dalhoufie die Regierung nieverlegte, ging an Gene: 
tal Qutram, ben Befehlshaber im eingezogenen Königreih, die Anfrage: „Steht alles gut 
in Audh?“ und glei venfelben Nahmittag kam die Antwort: „Alles fteht gut in Audh.“ 
Mit dieſer jreubigen Botihaft wurde Lord Ganning, der Nahfolger Dalhouſie's, in Kalfutta 
empfangen. Keine drei Monate waren verfloffen, jo wüthete der Aufruhr nicht blos in dem 
neueingefügten Reihe Audh, jondern felbft in ven älteſten Befigungen ver Oftinpifchen 
Gompagnie! 

Il. Die Empörung der Sipahis und deren Folgen. Die Sipahis begannen den 
Auffland, während die indifche Bevölkerung im großen und ganzen eine abwartende Stellung 
einnahm. Dies liegt in der Natur der Dinge. Eine Nichtbetheiligung der Inſaſſen Hinvoftang, 
würden aud viele Thatſachen nicht das Brgentheil laut verfünden, könnte hieraus nicht gefol: 
gert werden. Die Waffentragenden, die in europäifher Kriegslunſt geübten und den Englän— 
dern naheſtehenden einheimifhen Truppen mußten zuerft über diefe hereinflürzen. Hatten bie 
Soldaten ihr Mordgefhäft, zum Theil wenigftens, vollendet, dann erft follten die Volksmaſſen, 
die Väter, Brüder und Verwandten der patriotiihen Sipahis, über die verruchten Frengirefte 
herein ſtützen und das heilige Land „von diefem Ochſen und Kühe ſchlachtenden und Schweine 
effenden Unflat“ vollkommen reinigen. Zwiſchen den Sipahis und dem andern indiſchen Volke 
befteht in Wahrheit und Wirklichkeit Fein Unterſchied. Die indifhe Armee der Engländer if 
aus andern Leuten zuſammengeſetzt, ald e8 die afiatifchen Truppen der Bortugiejen und Hollän— 
der früherer Jahrhunderte waren. Dieſe legtern unterhielten eine Oattung Freicorps, wie das 
Bifcher’iche zur Zeit des Siebenjährigen Kriegs, deflen Führer zu Schlözer fagte: „Es würde 
ihm leidthun, hätte er einen Kerl, der nicht ven Galgen verdiente.” Jenes bewaflnete Geſindel 
verließ nicht felten mitten in ver Schlacht feine Brotherren und trat zum Feinde über, Die 
malaiifhen Söloner der Holländer auf Ceylon haben alsbald bei den landenden Engländern 
Dienfte genommen. So nit die unter der einheimischen Bevölkerung Indiens gemorbenen 
Krieger unferer Tage. Die engliſchen Sipahis gehören zum indiſchen Volfe, find wadere und 
tüchtige Männer. Einen Berrath, um höhern Sold zu gewinnen, wie jene Malaien getdan, 
ließen fich dieſe Krieger niemals zu Schulden fommen,. Im Gegentheil. Beifpiele find genug 
vorhanden, daß Gefangene trog aller Beinigungen nicht zu bewegen waren, bei dem Feinde, 
ſelbſt bei bedrängten Glaubensgenofien, bei Zippo : Saib und andern, Dienjte zu nehmen. 

Die Militäreintihtung während der fpätern Jahrhunderte des europäiſchen Mittelalters 
gleicht vollfommen der aflatifhen früherer Zeiten und dem urfprüngliden Sipahisregiment der 
Engländer. Gondottieri warben allerlei Leute, welde nur ihren Hauptmann Fannten und unter 
feiner Führung da und dort Dienfte nahnıen, da und dort, gleihiwie Mongolen, Turfmanen und 
Mabaratten, auf Raub und Plünderung auszogen. Während der erften Belagerung von Mas 
dras (1746) hatte man Rapfhputen und angefehene Mufelmanen in Militärdienft genommen, 
ihnen einen tüdhtigen Führer, Haliburton geheißen, gegeben; fie wurden nun Haliburton ge: 
nannt, wie jene türfifhen Horden von Seldſchuk und Osman ihre Namen erhielten. Kali: 
burton ward von einem Radſchputen, das ehrgierigfte und eitelfte Geſchlecht der Hindu, wel: 
hen er eines Vergehens wegen züchtigte, erhoffen (1748). Die Truppe hing derart an ihrem 
Häuptlinge, daß fie den Mörder in Stüde hieb und die einzelnen —— noch lange 
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„Krieger des Herrn Haliburton‘ nannten. Dies gefhah auch bei ven Generalen Wallis und 
Meadows, im höhern Grade bei Sir Eyre Coote, zu welchem die Sipahis mit einer Art gött: 
licher Verehrung hinauffahen. Diefe Führer hatten alle Sitten und Gebräude ihrer Sipahis 
erforfcht und unter feinen Umftänden eine Verlegung geflattet. Der Söloner fannte feinen 
Hauptmann, dem folgte er, dem blieb er anhänglid. Eidſchwur, Fahne und was man mili: 
tärifche Ehre nennt, alle diefe Dinge find für eine foldhe Solvatesfa von geringem Gewicht. 
Neben andern berühmten englifhen Befehlshabern, wie Lawrence und Clive, Hatten bie 
Madras-Sipahis zu jener Zeit auch mehrere einheimifche Gondottieri, jo Mohammed : Ifaft, 
welchen der Geſchichtſchreiber Orme fo häufig erwähnt, Kamden- Bei und Sched : Ibrahim. 
Sie haben ven Engländern große Dienfte geleiftet und jind ihnen mit unwandelbarer Treue ge: 
folgt. Nur vem Befehle, zur See zu geben, leifteten fie veligiöfer VBorurtheile wegen wieder: 
holten und blutigen Widerftand. Im Jahre 1780 Hat ein Bataillon im Hafen Wizagapatamı 
alle feine europäifchen Offiziere erfchoffen, weil man fie zur Ginfhiffung zwingen wollte. 

Die Geſchichte des Bengaliheeres, welches zu allen Zeiten des Angloindiſchen Reichs an bie 
Hälfte ver Sipahis zählte, wurde von einigen ihrer Hauptleute in ausführliden und fehr lehr: 
reihen Werfen befchrieben. Die Hauptleute find voll der Kiebe, der Verehrung und Bewun— 
derung für dieſe ihre getreuen und tüchtigen Soldaten; fie nennen jie nur „unſere braven Si: 
pahis“. Noch mehr, Eundige und erfahrene Beurtheiler dieſer Schriften erflären, die Ber: 
fafler Hätten durhaus die Wahrheit gefagt. Die bedächtigen Herren im Indiahoufe ſchienen 
jedoch von jeher anderer Anſicht. Sie haben wiederholt während früherer Jahre, zum erften 
mal bereit 1778, den Befehlshabern verboten, ihre bengalifhen Truppen im Gefhügmwefen _ 
zu unterrichten. Man belächelte diefe ſcheue Furchtſamkeit und umging dad Gebot, ſobald fid 
Gelegenheit oder Vorwand ergab. Beim Ausbruch der Rebellion von 1857 zählte vie einge: 
borene Artillerie Bengalens über 9000, die europäische hingegen blos 7436 Mann. 

Die Sipahis beftanden anfänglid nur aus Fußvolk; beim Ausbrude des Maharattenkriegd 
ward (1803) zuerft auch eine einheimifche Reiterei geſchaffen. Noch während des Kriegs bat 
fie vortreffliche Dienfte geleiftet; die Schlachtberichte des Lords Lafe (1803, 1804) find voll ihres 
Lobes. Diefe Waffengattung hat man während der legten Jahrzehnte bedeutend vermehrt, vor: 
züglid) dur fogenannte irreguläre im Penpfhab angeworbene Reiterfharen. Die Gavalerie 
ber Bengalifipahis war vor dem Aufftande 31000 Mann ftarf, worunter fehr viele Muſel— 
manen. Es dient nämlih, mit Ausnahme des Maharatten, der Hindu lieber zu Buß; mehr 
als drei Viertheile der in 74 NRegimentern abgetheilten 80000 Dann bengalifher Infanterie 
waren Hindu, der Reft beftand aus Mufelmanen. Dieje Hindu ſtammten jedoch nur zum ge: 
tingen Iheile aus der Bräfivdentfhaft Bengalen. Sie famen von den nördlichen Provinzen, in 
großer Anzahl aud aus Radſchaſtan. Der Radſchpute ift ein geborener Soldat. Nur von 
Schlachtgetümmel und Waffenthaten erzählt die Mutter ihrem Kinde; nur Schlachtgetümmel 
und Waffengeflirr befingen ihre zahlreichen Meifterfänger. Der Radſchpute ift, wenn gut be: 
handelt, treu, gehorfam und eifrig im Dienft; an Ausvauer mag es ihm häufig fehlen, 
niemald an Muth. Will man ihm Religion und alt überfommene Sitte antaften, glaubt er ſich 
perjönlich beleidigt, dann kennt fein Rachegefühl feine Grenze. Solch ein Radſchpute jcheut 
feine Gefahr, freudig geht er dem Tode entgegen, um den Feind zu ermorden; Beflien find 
J dann, dieſe edeln Radſchputenritter, und ärger noch als Beſtien, wie wir ſie ſahen zu unſern 

agen. 

Die Sipahis erhalten im Verhältniß zu den Landesbedürfniſſen und Preiſen eine hohe 
Löhnung. Auch in anderer Beziehung find ſie gut gehalten. Der Linienſoldat bekommt einen 
monatlihen Sold von 8—9, nad Verlauf der fehzehnjährigen Dienftzeit eine Penfion von 
42 5 Fl. Rh. Ein Hamwaldar oder Sergeant dad Doppelte. Im gleichen Verhältniß fteigt die 
Löhnung des Dihamadar und Subahdar, einheimifhe Namen für Lieutenant und Hauptmann. 
Der Orden von Britifh= Indien zweiter Klaffe trägt täglich einen halben, der erfter Klaffe einen 
ganzen Dollar, während der beſte Tagelöhner Hindoftans nur 3—4 FI. monatlid verdient. 
Tagelöhner Unterbengalens brauchen feine 6 Kr. NH. für ihre täglichen Bebürfniffe; felbft reiche 
Leute verzehren im Durchſchnitt ven Tag nicht mehr ald 18 Kr. Rh. Die Penfionäre der indi: 
hen Armee, über deren Stellung eigene Normen ftattfinden, find zahlreich; fie belaufen ſich 
gewöhnlich über ein Viertel der activen Heeresmacht. Ein eigenes Gefeg beftimmt (1845), daf 
auf Penſionen feine Schulden gemacht und daß fie nicht verfauft werden können. In feinem 
Valle durfte ein Solvrüdftand eintreten. Sir John Malcolm hat während ded Kriegs mit den 
Maharatten (1818— 19) Geld zu 20 Proc, aufgenommen, um die Truppen befriedigen zu 
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fönnen. Lord Lafe misachtete (1805) diefe Vorfchrift, alsbald verweigerte feine Heeresabthei⸗ 
lung den Gehorſam. Die einheimiſchen Fürſten ſorgen nur ſelten für regelmäßige Löhnung, . 
für ein gutes Gommiffariat und geben feine Penſionen; daher die häufige Demoralifation 
ihrer Truppen. 

Im Kriege gegen Nepal (1814—16) haben die Gebieter Hindoſtans die in jenen Gebirge: 

ländern herrſchenden Gorkha — fie find zum Theil Radſchputen und ſtammen aus Udayapura, 
zum Theil nähern fie ih der mongolifchen Raſſe — als ein tapferes, allen Kriegsdrangfalen 
Troß bietendes Geſchlecht fennen gelernt.*) Die Briten ſäumten nicht, gleich nad} dem Friedens: 
ſchluß ihre Werber unter die Gorkha nad Nepal zu fenden. Leute aus den eroberten oder ge: 
demütbigten Reihen in Sold zu nehmen, gehört zur altererbten angloaſiatiſchen Staatsmeisheit. 
Man will fi durch diefe gutbezahlte Dienerfaft eine Partei im Lande machen. Die zahlreich 
berbeifommenden Gorkhaſoͤldlinge wurden unter englifhen Hauptleuten in eigene Negimenter 
eingetheilt, wozu Feine andern Religionsgenoffen und Nationalitäten, weder Hindu noch Mufel: 
manen, Zutritt erhielten. Zwar befennen fi die Gorkha ebenfalld zum Brabmanismus; fie 
ind jedoch milde, laue Gläubige, vorzüglich im Betreff ver Kaftenfonderung. Man dachte mit 
gutem Grunde, die Gorfha könnten gegen Aufftände anderer Truppen als Schuß: und Trug: 
wafle dienen. General Sir Charles Napier hatte bereitö vor Jahren großes Midtrauen gegen 
die Bengaliarmee. Jener tüchtige, aber wunderliche Kriegsheld wünſchte zur Sicherſtellung 
der angloaſiatiſchen Herrſchaft 300000 Mann. Ihnen Fönne man unbedingt vertrauen. Mit 
Ausnahme der Bergftation Simlah find die Gorfha (1857) in der That treu geblieben, und 
bort, beißt es, wäre die Empörung durch die Furchtſamkeit der Engländer hervorgerufen wor— 
den. Die aufrühreriſchen Gorfha haben fih aud im Vergleih mit ven bengalifhen Sipahis 
entbaltfam, mild und menfhenfreunblid benommten. 

Nah der Eroberung von Sindh (1843) und der Einnahme des Pendſchab (1849) haben 
die Briten in jenen weitgeftrecften Marken von den Indusmündungen hinauf gen Beihawer, 
son dem Satledſch hinüber zu ven Soleimanſchen Gebirgsſchluchten, allenthalben ihre Werber 
umbergefandt. Mufelmanifhe funnitifhe Baludſchen — fie bilden die herrfchende Klaffe in 
Sind — -afghanifhe Grenzler und Sikhs wurden zum Söldnerdienſt eingeladen und in befon= 
dere Regimenter geordnet. Dan hat, gleichwie bei ven Gorkha gefhehen, Feine Mifhung mit 
andern indiihen Truppen geflattet: eine vorfhauende Klugheit, welche der angloaflatifchen 
Herrihaft zum großen Vortheil gereihte. Don den Sifhs find nur wenige abgefallen. Die 
Baludjchen und jene leihten NReiterregimenter aus den angrenzenden Gauen des Indus und 
VPendſchab haben ohne Ausnahme ihren Fahneneid gehalten. Die verfuchte Heranziehung 
der Beguaner oder Mon nad) der Eroberung Pegus (1852) war vergeblihe Mühe. Der un: 
ſagliche birmaniſche Drud hatte diefe urfprünglichen Randesinfaffen derart herabgemürbigt, daß 
fie zum Kriegshandwerk untauglich befunden wurden. 

Die bewaffnete Macht ver indiſchen Länder unter unmittelbarer Herrfhaft Großbritan— 
niend, die europälfhen Truppen der Königin, der Oftinpifhen Compagnie und die Sipahis 
zufammen betrug im Beginn des Jahres 1857 in runder Zahl 330000 Mann aller Waffen: 
gattungen. Bor ver Einnahme des Reichs Audh (Februar 1856) und dem Kriege gegen Per: 
fien ftanden blos 290000 unter den Waffen. Die Söloner Audhs, wenigftend 50000, wur: 
den großentheils in englifche Dienfte genommen. Dann gingen kurz vor Anfang der angloper- 
fifgen Wirren frifhe europäifche Truppen nad Indien, und innerhalb der Präſidentſchaft 
Bombay wurden neue einheimiſche Regimenter angeworben. An vertragsmäßigen Gontingens 
ten der Lehnäftaaten, welde, mit Ausnahme der 3000 Mann des Fürften Holfar, von engli— 
fhen Offizieren befehligt und nach Belieben in die britifche Armee eingereiht werben konnten, 
waren ed 33000 Mann , wovon der Nifan 8000, Sindhia oder Owalior ebenfalld 8000 und 
der Gaikwar von Gudſcherat 4000 Mann zu ftelfen Hatten. Die englifche bewaffnete Macht in 
Indien betrug nach Rückkehr der zum Perſiſchen Golf beorberten Heeresabtheilungen 370000 
Mann aller Waffengattungen. Nicht viel weniger Soldaten, eigentlihe Truppen und Polizei— 
mannfhaften zufammen, hielten die Lehnsfürſten unter der Oberherrlichfeit ver drei Präfivent- 
ſchaften. Wir fönnen vemnad alle bewaffneten Mannfchaften in Hindoftan und Defan, vom 


4) Der Urfprung des Namens Gorkha, oder richtiger Gorcha, ift, wie beinahe alles in der indiſchen 
Geſchichte, Ichwanfend und märchenhaft. Bald foll Gorkha Kuhhirte bedeuten, bald jollen dieje Beute 
nach ihrer vorzüglichſten Gottheit Goruchnath genannt worden fein. Andere wieder laffen die Gorkha 
aus Gorafpore am Fuge der Nepalgebirge fommen, von welcher Heimat fle den Namen führten. 
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Himalaja herab zum Cap Komorin, von ven Öftlihen Grenzen Aſams bis hinüber nah Afgba- 
niftan, in runder Zahl auf 700000 reinen. Wahrlich im Verhältniß zu den continentalen 
Armeen eine geringe Truppenzahl für ein Neih von 170 — 180 Mill. Einwohnern, Wir 
fhwanfen abſichtlich zwifchen diefen beiden Zahlen, denn alle Angaben über Bevölkerung umt 
läheninhalt Indiens, mögen fie auch vom Indiahouſe herrühren und vom Parlament ver 
ffentlichkeit übergeben fein, find blos annähernde Shägungen. Indien ift noch nicht voll: 
ftändig vermeffen, und eine eigentliche Volkszählung hat auch bisjegt noch nicht flattgefunden. 

Diefen zahlreichen Heeren der Einheimiſchen ftand ein kleiner Haufe Engländer gegenüber, 
audgebreitet über den weitgeſtreckten Flächenraum und zerftreut unter der, wie wir fehen, zum 
großen Theil feindlich gefinnten Bevölkerung. Obwol überrafht von der Verſchwörung, lei: 
fteten doch diefe Angelſachſen den Hunderttaufenden ihrer gutbewaffneten und treffli einge: 
fhulten Feinde nahhaltigen Widerſtand und ſchlugen fie in jeder offenen Feldſchlacht mit 
großem Berlufte. An Föniglihen Truppen waren beim Ausbruche der Rebellion vorbanden 
29000 Mann und an europälfhen Truppen der Oſtindiſchen Compagnie, die Offiziere der 
Sipahis mitgerechnet, gegen 20000 Mann, wovon jedoch einige Taufende noch in Verſien 
ftanden. Eivildiener europäifchen Urfprungs gab ed in Oftinvien Anfang 1857 im ganzen 
808 Perjonen, wovon auf Bengalen und die norbiweftlichen Provinzen 484, auf Madras 188 
und auf Bombay 135 famen. Die Engländer außerhalb des Staatsdienſtes, Die ih im In— 
nern des Randes befanden, zählten kaum einige Hundert, ſodaß die Summe der Europäer, 
welche der Empörung gegenüberftanden, ih mit Einſchluß der im Laufe des Juni und Juli aus 
Verſien zurüdgefehrten Truppen fhmwerlih auf 51000 Berfonen belaufen haben mag. Und 
doch fonnten fie dem furchtbaren Sturm Troß bieten und den Zuzug aus der fernen Heimat af 
warten. Diefes welthiftorifhe Ereigniß fteht ebenbürtig da den Siegen der Griechen gegen die 
Perfer. Beide Thaten zeigen in gleichem Grade die Überlegenheit der Europier über die aſtati— 
ſche Willfür und die aus ihr hervorgehende Barbarei. 

An einem und demfelben Tage follten ſich, fo waren die Verſchworenen übereingefommen, 
alle bengalifhen Truppen, wo immer fie in Garnifonen oder Gantonnirungen lagen, erheben, 
ihre englifhen Offiziere und alle Ehriften, jung und alt, Mann und Weib, ermorden. Dann 
würden ſie nach Delhi ziehen, der ehrwürdigen Hauptftadt des alten Reichs, zum Mittelpunfte 
der Größe, der Selbfländigfeit Hindoftand, und den Großmongolen Muhammed Bahadur— 
Shah, welder feinem Vater Akbar IT. im Jahre 1837 gefolgt war, als Padiſchah von Hindo— 
fan ausrufen. Defan war nicht in die Berfhmwörung gezogen. Mit Ausnahme einiger Grenz: 
marfen wurbe auch, während im nörblihen, im nordweftlihen und Mittelindien Aufſtände 
gegen die Fremdherrſchaft wütheten, hier im Süden, auf der öſtlichen wie auf der weftlichen 
Seite, eine verhältnigmäßige Ruhe erhalten. Dies liegt nicht in adminiftrativen Gründen, nicht 
in der Anhänglichfeit ver Ginwohner an die angloindifche Regierung; Naturzuftände umd Gr: 
eigniffe, wovon wir in dem erften Abſchnitt dieſes Artikels ſprachen und welche weit über alle 
beurfundete Geſchichte hinaufreichen, find Die Urſachen diefer venfwürdigen Erſcheinung. 

Am 21. Juni 1857 waren, wie oben berichtet, Hundert Jahre verfloffen feit dem dreifachen 
Verrathe bei dem Orte Palaſi, ſechs Meilen ſüdlich von Murſchedabad gelegen. Die Herrſchaft 
über Bengalen, Oriſſa, Bihar und andere Länder Hindoſtans, ſowie die gäͤnzliche Herabwürdi— 
gung der Großmongolen durch die Engländer, dies alles war die Folge dieſer von Mir-ODſchafar 
und Robert Clive feingeſponnenen Verrätherei, jener ruhmreichen Schlacht von Plaſſey, wie 
man ſie Heißt, welcher man in England zum Andenken ein Monument ſetzen wollte.d) Ganz 
anders die Mufelmanen und Hindu. „Hundert Jahre nur wird und foll das Machtgebot der 
Unreinen, Ungläubigen dauern”, fo verfündeten, wenigftens feit Beginn der zwanziger Jahre, 
in Hindoftan die Patrioten und Gläubigen, die Bettelmönde und religiöfen Taugnichtſe aller 
Kutten und Formen. „Hundert Jahre und nicht länger wird die Fremdherrſchaft Beftand haben. 
Immer tollfühner, immer ſchändlicher wird fie losfahren gegen unfere heilige Religion , gegen 
unjere altväterlihen Gefege und Sitten. Sind die hundert Jahre verfloffen, dann erhebt euch 
und blickt empor, Gott fendet feine Racheengel mit dem Flammenſchwerte herab”, ſprachen die 
mufelmanifhen Falir. „Siwa und Kali erſcheinen mit den bligenden Gefchoffen zweifchneidigen 
Verderbens“, verfündeten die zwiefadh geborenen Brahmanen. „Sie werben die Unreinen ver: 





5) Diejes Monument follte durch freiwillige Beiträge zu Stande fommen und in Shremsburb, Haupt: 
ort ber Grafſchaft, wo Clive geboren wurde, errichtet werden. Die indifche Revolution binderte Die 
Ausführung. 
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tilgen, die Schweinefleiſch freſſenden, die gottlofen, Kühe ſchlachtenden Frengis. Was übrig- 
bleibt vom ruchloſen Geſchlechte, wird zurückgetrieben in die finftere Nacht des Weſtens, wober 
es gefommen , wird ertränkt in den dad All umfreifenden ſechs Milchmeeren. Die Schildkröte, 
welche die Erde trägt, dreht jih dann vor Freude, und der Meru erzittert.” Gin leitender Ausſchuß, 
ein allgemeiner Führer der Erhebung war nit vorhanden; ein folder iſt unter dem ganzen 
rebellijchen Getriebe niemals zum Vorſchein gefommen. So konnte es gefchehen , daß die Em: 
pörung durch zufällige Ereigniffe einige Wochen vor der beftimmiten Zeit zum Ausbruch gelangte 
und zu verihiedenen Tagen an verſchiedenen Garnifondorten. Diefe Umstände bewahrten die 
Engländer vor dem momentanen Verlufte ihres Angloindiſchen Reichs, welches die untergeorb: 
neten , halbwilden Sipahis freilich nur wenige Monate hätten behaupten können. 

Die vertrauendvollen Gebieter belächelten dieſen Wahnwitz; fie lächelten über die Tſchapati 
(ungejäuerte geröftete Brötchen), melde feit Jahresbeginn 1857 mitteld der Taufende der ein: 
heimiſchen ‘Bolizeidiener und Slurfhügen von einem Landesende zum andern gefandt wurden ; 
fie jaben mit verdachtloſer Neugier anf alle jene gleihwie durch Zauberfchlag in allen Gemar: 
kungen auftauchenden und von Hand zu Hand gereichten Zotosblumen. Die ftolzen Engländer 
verachteten Die Feuerzeichen, die von Meierhof zu Meierhof gingen, die Kundſchaft, melde von 
Dort und Stadt zu Stadt und Dorf gelaufen. Sie veradpteten ſelbſt die Thränen zahlreicher 
Dienftboren und Ammen, melde, von Schmerz erfüllt über das furchtbar herannahende Geſchick 

ihrer Gebieter und Gebieterinnen, ſie befhworen, heimzufehren mit ihren Kleinen ins liebe 
Vaterland. Alles dies und anderes ging an ber Selbfttäufhung und der Selbftzufriedenheit 
der Gebieten jpurlog vorüber. Zu Peſchawer war fogar der Tag des Ausbruchs (22. Mai) fo 
allgemein befannt, daß die Landleute Feine Lebensmittel zur Stadt bringen wollten. „Meine 
Sipahis jind zuverläfig dur und durch. Könnte dies auch anders fein? Ich forge für fie in 
jeder Weiſe; fie ehren und lieben mich gleichwie ihren Vater.” So berichtete ver eine Haupt: 
mann. „Meine Sipahis find eivesgetreue, in vielen Schlachten erprobte Männer, welche mit 
Freuden Leib und Leben für ihren Führer lafjen‘‘, fo fpradh ein anderer Hauptmann. Diefe un— 
bejonnenen, gegen ſich jelbft, gegen ihre Familien und gegen das Vaterland jich verfündigenden 
Zeute , jie ind mit geringer Ausnahme auf gräßliche Weife zu Grunde gegangen. 

Im Beginn ded Jahres 1857 mehrten ſich die Anzeichen allgemeiner Unzufriedenheit. Die 
eingeborenen Truppen wurden immer unwilliger, ihre Haltung immer beprohliher. „Wehe über 
euch, ihr Unglücklichen“, ſprachen die Auffeher ver Magazine, wo die Patronen angefertigtmwurden, 
„ihr müßt in Kuh-, Ochſen- und Schweinefett beißen; ihr habt die Kafte verwirft, ihr gehört 
zum Auswurf der Menſchheit, jeid ohne Familie, ohne Erbe und Beſitzthum.“ Der Kaftenloje 
verliert ja alled, Frau und Kind, Hab und Gut. General Hearſey berichtet der Regierung unter 
dem 11. Bebr. 1857: man lebe zu Barrafpore, blos 16 (englifche) Meilen von Kalkutta ent= 
fernt, auf einer zur Sprengung vorbereiteten Mine. Beueröbrünfte entftehen und fo aud in 
andern Garnijonen, melde nur angelegt fein können. Nächtliche Zufammenfünfte finden flatt, 
wo Sipahis berathen, wie man der gewaltfamen Unterdrückung der Religion entgegenarbeiten 
fönne. Dieje Meinung fei allgemein verbreitet, daß ſogar der Verſuch, ihr öffentlich entgegen= 
zutreten, Gefahr bringen möchte. Ginige Tage hernach, am 19. Febr., traten die Bengali 
des 19. Infanterieregimentd nächtliherweile zu Birhanıpore, im Bezirk Murfherabad, zuſam— 
men, erbrachen die Behälter, griffen zu ihren Slinten unter einem Gelärm und Getöfe, als 
wenn fie zur Parade zögen. Während der folgenden Tage vergingen ſich diefe Sipahis wieder: 
holt gegen vie Diseiplin. Englifhen Offizieren, welde ein Fanatiker des 34. Regiments, der 
Sipah Mangal Bandy — nad ihm werben ſpäter alle Mörder und Feinde der Engländer Pan— 
dys genannt — angriff und verwundete, wurde fogar die Hülfe verfagt. Befragt über ven 
Grund ſolch ungebührlihen Betragens, erklärten die Soldaten ihren Widerwillen gegen bie 
Patronen und den Verdacht, die Negierung molle fie gewaltjamerweife zum Chriſtenthum 
bringen. Gleich am folgenden Tage ward dad Regiment (30. März) aufgelöft. Die Soldaten 
erhielten den rüdftändigen Sold, gaben ihre Gewehre zurüd und gingen, wohin jie wollten. So 
verfuhr man aud (4. Mai) nad) langem Zögern mit den wiederholt aufrührerifchen Sipahis 
des 21. Infanterieregiments, welche fogar ihre Offiziere mit den Gewehrfolben nievergefhlagen 
batten. Nur zwei Rebellen wurden vor ein Kriegsgericht geftellt, verurtheilt und aufgehängt. 
Und doch wußte man von einer in Kalkutta felbft angezettelten Verſchwörung. Bort William 
follte durch einen Handftreich genommen, alle Europäer follten ermorbetwerben. Auch an vielen 
andern Orten waren einzelne Meutereien vorgefallen. Diefe einfihtölofe Milde, welche bei den 
Einheimifchen für Furcht und Schwäche gehalten wurbe, befchleunigte den Aufftand. „Wah, 
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wah!” riefen Sipahis einer abgelegenen Garnifon zu Audh, „ift dies alles, was den Ungebor: 
famen geſchehen? Hätten wir und gegen unfern Nawab, ven Sultan von Audh, erhoben, wir 
wären von den Kanonen weggeblafen oder unfere Köpfe auf den Stadtmauern aufgepflanzt 
worben!” Des Abends fam der eingeborene Hauptmann diefer Soldaten im Reihe Audh zum 
europäifhen Gommandanten und fragte: „Herr, ift die Geſchichte mit dem 21. Regiment mirf: 
lich wahr?” „Allerdings.“ „Das wird der britifhen Regierung fchlecht befommen‘‘, entgegnete 
der Subahdar. Der commandirende Offizier unterhielt fi noch einige Zeit mit feinem Sub: 
ahdar über ven Vorfall und über die Stimmung ber einheimischen Truppen, ſchrieb dann noch 
in derfelben Nacht einen Brief an feinen Vater nad) Kalfutta und fagte: „Keine zwei Monate 
werben vergehen, und eine Rebellion wird fi) erheben von einem Ende Hindoſtans zum andern. 
Die Unzufriedenheit unter der Armee ift allgemein, und die Schwäche und Einſichtsloſigkeit der 
oberften Behörden ermuthigen und reizen zur Empörung.” 

Am 8.Mai 1857 verweigerte das 3. Regiment zu Mirat (eine alte Stadt der Vicepräfivent: 
[haft Agra, die bereit unter ven Groberungen des Mahmud von Ghasna, 1018, aufgeführt 
wird) die Annahme ver neuen Patronen. Das Kriegägericht verurtheilte eine Anzahl auf mehr 
oder weniger Jahre zur Kettenftrafe, zur Gefangenſchaft mit harter Arbeit. Den andern Ei: 
pahis, deren viele dort in Garnifon lagen, ließen die Behörden ihre Waffen, und man ſchien 
dem ganzen Vorfall feine weitere Nufmerkfamfeit zu wiomen. „Das Kriegsgericht ift zu Ende“, 
ſchrieb der Vorfigende. „Die Leute haben zehn Jahre Gefängniß bekommen. Sie werden nichts 
mehr von Gmpörungen hören.” Überdies Fonnte man annehmen, europäifche Truppen wären 
genug vorhanden, womit jeder Aufruhr ſchnell und gewaltfam unterdrüdt werben möchte. Was 
brauchte man da befondere Borforge zu treffen? Und fo ließ fih General Hewett, ein ſchwacher 
fränkliher Mann von mehr ald 70 Jahren, gleihwie fo viele andere nad) ihm überraihen. Die 
alten unbrauchbaren Anführer zu Waffer und zu Lande, das Schützlingsweſen, welches un: 
fähige Leute zu den wichtigften Stellen emporbebt, hat England wenigftens ebenfo tiefe Bun: 
den geſchlagen als feine zahlreichen Feinde. Sonntags abends, am 10. Mai, als die Glode zur 
Kirche läutete, brachen zu Mirat die mit alten Mordinftrumenten bewaffneten Sipahis aus 
ihren einftödigen Kaſernen hervor und eilten zum Gefängniß, um ihre verurtheilten Genoſſen 
und die gemeinen Verbrecher zu befreien. Dies ging ſchnell und ohne Mühe von flatten. Nies 
mand trat den Meuterern bindend und abwehrend entgegen. Mit den befreiten und andern 
raub: und mordgierigen Leuten, vorzüglich ven niedern Bazarfrämern, zogen fie ſodann gegen 
die Wohnungen ihrer Hauptleute und aller Europäer, zündeten fie an, plünderten und morbes 
ten alt und jung, Weib und Kind. ‚Nicht eine Seele der verruchten Frengibrut, melde die 
Kafte aufheben und die Gingeborenen ihrer Religion berauben will, fol am Leben bleiben.“ 
Man ließ die Empörer — folde kaum glaubliche Beſtürzung und Rathlofigkeit hatte die Be: 
hörden überfallen — ungeftört das Mordgeſchäft vollenden und dann nächtlicherweile ruhig 
nad Delhi abziehen, nach der 5— 6 deutiche Meilen von Mirat entfernten alten Reſidenz der 
Großmongolen. Selbft am folgenden Tage verfolgten die europäifchen Soldaten die Feinde 
und Morddrenner nicht, obſchon dies leicht möglich gewefen wäre. Noch mehr, die vielen dem 
Mordgewirr entronnenen Militär: und Eivilbeamten verfäumten es fogar, die englifchen Be: 
hörden zu Delhi von dem Vorgefallenen zu unterrichten. 

Es ift Hier nicht meine Aufgabe, nod würde hierzu Raum geftattet fein, eine Gefchichte ver 
Empörung im Angloindifchen Reiche zu ſchreiben. Überdies ift fie bereits in „Unjere Zeit. 
Jahrbud zum Converſations-Lexikon“ (Leipzig 1861), Bd. V, in ausführliher Weife dar: 
geftellt. Ich werde mich auf die Hervorhebung der die engliiche Regierung wie die Beivohner 
Hindoftand ſcharf bezeichnenden Urſachen des Aufftandes und die Darftellung einiger daran ſich 
knüpfenden welthiftorifchen Begebenheiten beſchränken. 

„Ich kann wol als befannt vorausſetzen“, beginnt die Schrift eines indifchen Mufelmanen 
über die Nebellion, „daß Hindojtan urſprünglich blos von Hindugläubigen bewohnt war, und 
daß diefe Hindu In Betreff ihrer Neligion wahrhaft närriſch jind.” Sie allein ift die wahre, 
ihre Anhänger allein find die Neinen; alle andern Menfchen gelten für verworfene Gefchöpfe. 
Erſt in fpätern Jahrhunderten ift der Islam nad Indien gekommen und hat vort vielfachen 
Anhang und mehr noch gewaltjame Verbreitung gefunden. Ihre Religion durch gleiche Ge: 
walt zu verlieren, das fürchten fie immer, bdiefe Hindu. Als die Sipahid nah Afghaniſtan 
zogen, erinnerte man fidy allgemein ded Borfalls mit Radſchah Man:Singh, eines Beziers der 
frühern Delhiherrſchaft, welcher am Indus die Brahmanen zwang, ihre heilige Schnur abzu: 
legen, weil der Fluß die Orenze der brahmaniſchen Religion fei. Die Unzufriedenheit und das 
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Mistrauen — dies ift meine fefte Überzeugung — haben mit dem Kriege in Afghaniftan be- 
gennen und wuchern im ftillen fort bis auf ven heutigen Tag. 

Es gehört zu den religiöfen Gewohnheiten der Hindu, ihre Speifen weder zu kochen noch 
zu effen, bevor fie nicht ein Bad genommen und andere Geremonien vollbradht haben. In Kabul 
war dies nicht möglich; dort mußten fie alles, was fie brauchten, auf öffentlichen Märkten von 
Mujelmanen, von Unreinen, Faufen. Die Sipahis glaubten, fie hätten dadurch ihre Kafte 
verloren, und in der That wurden fie auch ald Kaftenlofe nad ihrer Rückkehr in Hindoſtan an: 
geſehen und veradtet. Kein Hindu wollte mit ihnen effen oder mit ihnen umgehen; fie ftanden 
einfam ba mitten im Vaterlande. 

Die Mufelmanen Hatten beim Kriege gegen Afghaniflan andere Gründe der Unzufrieden- 
beit. Sie follten gegen ihre Glaubensgenoſſen ftreiten, was der Koran verbietet. Gin Subah: 
dar, welcher dies öffentlich verfündere, ward von den Engländern erſchoſſen. Die andern Muſel— 
manen halfen fih damit, daß fie, nad ihrer Ausfage, in ver Schlacht immer fuchten, über 
Glaubensgenoſſen hinwegzuſchießen oder wenigftend niemals zu zielen. Alle dieſe Sipahis, 
Hindu wie Mufelmanen, waren nun, wie man ſieht, mit der Regierung fehr unzufrieven und 
entihloffen, bie erfte befte Gelegenheit zu benugen, ihren Unmwillen zu zeigen. Dies ift auch 
in Sindh gefhehen. inige Soldaten wurden gehängt. Weiter Hat die englifche Regierung 
dieje üble Stimmung nicht beachtet. 

Zeigt ih meuterifche Stimmung in einem Negiment, fo ift e8 die Pflicht des Befehls— 
babers, died alsbald zu berichten und über die Leute Strafen zu verhängen. Dies ift häufig 
nicht gefchehen. Viele Befehlshaber erflärten, bei ihnen gehe alles gut, ihre Truppen feien zus 
verläffig, obgleich fie mußten, daß in allen Schichten große Unzufriedenheit und eine an Auf: 
ruhr grenzende Misftimmung herrfchte. Sie haben wahrſcheinlich, um vie Ehre ihrer Regi— 
menter zu retten, abfichtlidh die wahren Zuftände verſchwiegen. Vielleicht find felbft noch in 
diefem Augenblid die eigentlichen Urſachen der Empörung, ſowie die Unzufriedenheit alles 
Bolfs mit der britifchen Regierung, unbekannt. Diefe follen veshalb ausführlicher dargelegt 
werben, 

ALS die Regierung zu Sarunghar ein Hospital errichtete (1850) und befahl, daß alle 
Leute hohen und niedern Standes durch englifche Ürzte gepflegt werben follten, entftand ſchon 
große Unzufriedenheit. Man glaubte, vie Engländer wollten den Hindu ihren Stand, ihre 
Kafte nehmen. Das Volk trat in Haufen zufammen und wollte fid) empören. Es fehlte nur an 
Waffen. Die Behörden hielten e8 für nothwendig, die Hospitalorbonnang aufzuheben. Als ver 
obengenannte Mufelman mit feinem Regiment zu Schadſchehanpore lag, verkehrte er wiel mit der 
Bevölkerung. „Gut“, hieß es, „wenn unfere Landsleute ein Verbrechen begehen, fo follen fie ge= 
ſtraft werden. Warum werben fie aber ihrerReligion beraubt und auf immer der Schande preis- 
gegeben? Kommen fie ind Gefängniß, fo wird ihnen der Bart abgefhoren, und alle die verfchiedes 
nen Hindu müffen miteinander effen. Nun weiß doch die Regierung, daß nicht blos die mannich— 
fachen Kaften, ſondern auch ihre zahlreichen Abtheilungen das nicht effen dürfen, was von ver 
andern gekocht worden. So etwas fann blos aus dem Grunde geſchehen, weil die Regierung 
vie Kaſte vernichten will. Kommt nun ein Mann aus dem Gefängnip, fo ifter elend daran; 
niemand will, niemand kann mit ihm umgehen. Died der Grund, weshalb dev Gefangene und 
alle feine Verwandten die Negierung haffen für ewige Zeiten.” Diefer Gefängnigordnung 
wegen find ſchon zu Arrah, Gaya, Benared und vielen andern Orten Unruhen und Meutereien 
ausgebroden. Dann haben englifche Miffionare die Geiftlihen und Großen der Hindu und 
Mufelmanen zufammengerufen und zu ihnen folgenderweife gefproden: „Ihr follt fünftig 
euere Frauen nicht mehr einfperren, fondern fie ausgehen laſſen, gleichwie dies Sitte ift in an— 
dern Ländern. Ihr follt euere Kinder nicht mehr beſchneiden, ihnen nicht mehr die heilige 
Schnur umhängen, fie unter 18 Jahren nicht verheirathen. Regierungsbeamte müffen barüber 
wachen, daß folde Dinge nicht mehr vorfallen.” Die ganze Bevölferung, Hindu und Mufel: 
manen, find deshalb in große Angft gerathen. „Wozu, ſprachen fie, „werben und dieſe Un: 
gläubigen nicht noch zwingen.” Sicherlich durften die Mifjionare feine folhen Dinge fpreden, 
hätte die Regierung nicht die Abficht fie auszuführen. Nun wifjen doch die Engländer, mit wen 
fie ed zu thun haben. Das gemeine Volk ift grenzenlos unwiſſend und bigot; die Gelehrten 
find womöglich nody bigoter. Von der Väter Weife ſoll in feiner Beziehung abgegangen wer: 
den; fie kleiden, fie bewegen und benehmen fidh, wie die Vorfahren es gethan. Selbſt ein engli: 
ſches Kleidungsſtück anzuziehen bedeutet ihmen foviel ald Chriſt werden. Sie glauben, alles 
Neue, alles, was fie nicht verftehen, untergrabe ihre Religion. 
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Die Einverleibung des Reiches Audh machte einen fehr übeln Eindruck; fie erregte Be— 
forgniffe allenthalben in Hindoſtan. Die Engländer, hieß es, find ein treulojed Boll. Sie 
hatten mit den Fürften jenes Landes, welde ihnen zur Herrſchaft verhalfen,, heilige Verträge 
eingegangen und ihnen auf immer das Neich verbürgt. Und doch wurde die Bamilie ihres recht⸗ 
mäßigen Befigthums beraubt! MWeld ein Fürft, meld ein Menſch iſt jegt noch ſeines Gigen- 
thums fiher? Nena: Sahib, der Häuptling von Bithur, ward hierüber jehr aufgebracht: bie 
Treulofigfeit gegen Audh, fagte fein Minifter damals fon, müſſe gerät werden. Nach 
Groberung des Pendſchab wurden viele Sikhs und Mujelmanen jened Landed angeworben. 
Man hatte verſprochen, fie follten Haar und Bart in alter Weife forttragen dürfen. Einige 
Sabre ſpäter befahl General Anfon, ver Bart müffe nad englifcher Vorſchrift zugeſchnitten 
werden. Dies erregte folhe Misftimmung, daß viele Soldaten ihren Abihied nahmen und 
nad Haufe zurückkehrten. Die Engländer wurden allenthalben ald wortbrüchige Leute bezeidh: 
net und gehaßt. Die Befehlshaber achteten nicht darauf. Sie haben alle Berichte und War: 
nungen zur Seite gefhoben und find auf dem eingefchlagenen Wege fortgegangen. Im Sep— 
tember 1856 ift ein Befehl ergangen, bie neugeworbenen Sipahis müſſen Fünftig ſchwoöͤren, 
allenthalben hinzugeben, wohin befohlen. Als die alten Soldaten dies hörten, wurden fie fehr 
unzufrieden und ſprachen: „Wie ift dies möglih? Unſere Brüder, melde nad Afghaniſtan 
gingen, find bis auf den heutigen Tag nicht wieder in ihre Kafte aufgenommen. Wer weiß, 
wohin uns diefe Engländer noch ſchicken? Wielleiht gar nah London!” 

Die Regierung hat in legter Zeit allerdings neue Büchſen eingeführt, weil fie viel weiter 
tragen als die alten Musketen, und hierzu befettete Patronen beftimmt. Diefe Maßregel wurde 
dahin gedeutet, daß alles Volk in Hindoftan gezwungen wird, das Ehriftentfum anzunehmen. 
Die langgenährte mannichfache Unzufriedenheit ift enplid in offene Rebellion übergegangen. 
Als das menterifche Regiment zu Birhampore aufgelöft wurde, zogen die Soldaten nad ver 
Heimat und erflärten allerorten,, daß fie Opfer ihres Glaubens feien. „Die Regierung be: 
fahl“, fagten fie, „wir follen vie Patronen abbeißen, unfere Kafte verlieren und Ehriften werben. 
Mir haben dies nicht gethan. Wir haben zwar unfer Brot verloren, wir find aber unferer Re: 
ligion treu geblieben.‘ 

Syud Ahmer: Khan, Oberridter zu Moradabad, zählte zu den einfitsnoliften Beamten 
Hindoftand. Seine zu Agra erfchienene und mit männlicher Offenheit verfaßte Flugſchrift ift 
lehrreich in vielen Beziehungen. Hier können die Gewalthaber im Angloindifhen Reiche mehr 
lernen als aus allen amtlihen Berichten und parlamentarifchen Uinterfuchungen. „Man täuſche 
ſich nicht abſichtlich“, ſchreibt Syud Ahmer: Khan, „nicht eine Urſache allein hat die Aufftände 
hervorgerufen. Auch Rußland und Verfien find ohne Schuld, und felbft die Einziehung Auphe 
ift von geringer Bedeutung. Gar vieled kam zufammen, um Unwillen und Aufruhr zu ver: 
breiten. Kein Gingeborener wurde in den gefepgebenven und oberften Rath zu Kalfutta aufge: 
nommen, was allgemein Mistrauen, Abneigung und zahlreiche gegenfeitige Misverſtändniſſe 
erregte. Died balte ih für den Hauptgrund der Empörung; der unmittelbare Ausbruch wurde 
freilich durch andere Urſachen hervorgerufen. Die Befürdtung, die Engländer wollten in pas 
religiöfe Reben ftörend eingreifen, war allentbalben im Lande verbreitet unter Hindu wie unter 
Mufelmanen. Sie fußte auf einer Menge Mafnahmen und Handlungen. Hohe Beamte unter: 
ſtützten die Miſſionare und wohnten den Prüfungen bei in deren Schulen. Der großen Sorg⸗ 
falt der Regierung für Dorffhulen wurden von der übelwollenden und unwiffenden Menge reli: 
giöfe Motive untergeihoben. Die Errichtung von Mädchenſchulen fowie der Vorzug, welcher 
den Zöglingen der Regierungscollegien zutheil wurde, hat das glimmende Feuer des Mit: 
trauend zur Flamme angeblafen. Die Gefängnißordonnanz, wonad alle Gefangenen zufam: 
men effen mußten, war ein neuer Grund abergläubifcher Ängſtlichkeit.“ 

In den legten Jahren wurden viele Gefege erlaffen und Anorbnungen getroffen, welde 
man jehr misliebig aufnahm. So die Grfege, welche auf Emanecipation des weiblichen Ge: 
ſchlechts hinzielten, die Aufhebung der Steuerfreiheit und der Verfauf grundherrlicher Rechte. 
Die Befeitigung des Lehnsweſens, namentlid in Audh, und die Einführung von Stempel: 
papier erregten ebenfalld große Unzufriedenheit. Dann darf man nicht vergeffen, daß eine 
Menge Leute, vorzüglich Mufelmanen, melde feine Stellen erlangen konnten, in bitterfter Ar: 
muth lebten. Die Induftrie und das ganze Gewerbsweſen war ſchon feit vielen Jahren durch 
Maſchinen zum großen Theil vernichtet. Nun wurde noch in neuer Zeit das einheimiſche Ka: 
pital durd) wiederholte Negierungsanleiben verringert; alle Speculation hörte auf, und Be: 
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iHäftigung konnte in gar vielen Fällen nicht mehr gefunden werden. Das Elend war fo groß, 
tafı man bei der Empörung, bei irgendeiner Änderung nicht? mehr verlieren und nur gewinnen 
konnte. Und alle diefe Zuftände, die ganze Gemüthöverfaffung ver Ginheimifchen, ift ven Eng: 
lindern vollfommen verborgen geblieben. 

Ih fomme jegt zu weientlihern Punkten, welde der Regierung in der That allein zur 

Laft fallen. Man behanvelt die Einheimifhen mit Misachtung, fagte, fie wären geringerer, 
ſchlechterer Raſſe; umgebilvdete, rohe örtliche Beamte überbäuften fie mit Ungebührlichfeiten 
aller Art. Die Mufelmanen, nod vor kurzem die herrſchende Klaffe, fühlten dieſe Mishand— 
lungen am tiefften, am ſchmerzlichſten. Ämter von Einfluf und Bedeutung haben befanntlich 
weder fie noch die Hindu erhalten. Die alte Weile der Hofhaltung, wo werthvolle Gefhenfe 
und Ghrentitel ausgetheilt wurden, Hatte ganz aufgehört; Habſucht und Eitelkeit fanden feine 
Befriedigung mehr, jeder Grund des Streben und Ehrgeized war wie abgegraben. Der Man: 
gelan Disciplin in der’bengalifhen Armee nahm mit jedem Tage zu, und die geringen engli= 
ſchen Streitfräfte liegen beim Ausbruch der Nebellion auf einen günftigen Erfolg hoffen. Das 
Zufammendienen der Mufelmanen und Hinbu im Heere bewirkte eine gegenfeitige Annäherung. 
Die erſten hatten nichts gegen die befetteten Patronen, weil nun aber die Hindu Widerfprud 
dagegen erhoben, haben auch fle fih den Klagen ihrer Kameraden angeſchloſſen. Durch viel: 
jübrige Nachgiebigkeit und wiederholte Schmeicheleien hatten fi die Briten eine meuterifche 
Solvateöfa erzogen, welde ſchon lange auf eine günftige Gelegenheit lauerte, über ihre Ge— 
bieter herein zubrechen und jie zu vernichten. Die ganz unerwartete plötzliche Strenge gegen die 
Widerſpenſtigen zu Mirat verlegte ihren Hochmuth und befeidigte fie ſchwer; fie verloren alles 
Vertrauen in pie Regierung und waren feft überzeugt, ein großer Schlag ftünde bevor gegen 
ihre wirflihen und angemaften Rechte. 

Delhi, der Herb des Aufitandes, war endlich unter den größten Anftrengungen nad einer 
virrmonatlihen Belagerung genommen (14. Sept. 1857), der neungigjährige Großmongole 
zur Kettenftrafe verurtheilt und in die Verbannung nad Rangun abgeführt. Die Engländer 
hatten 24 Timuriden, Söhne, Enfel, Großenfel und Seitenverwandte des Padiſchah Ghaſi— 
Muhamed — fo hieß der legte Großmongole — als Sühnopfer für ihre ermordeten Lands— 
leute hingerichtet und die Baberfamilie jedes Anrechts auf die Herrſchaft Hindoſtans für emige 
Zeiten verluſtig erklärt. Liber die völlige Niederſchlagung des Aufftandes fonnte jegt fein 
Zweifel mehr obwalten. Diefe Umftände hielten Minifterium und Parlament für günftig, um 
bie von der engliſchen Nation längft gewünichte Aufhebung der Oſtindiſchen Compagnie und 
eine gänzliche Anderung in ver Regierung ded Angloindiihen Neich8 vorzunehmen. Bereits 
im December (1857) bat Lord Balmerfton einen Gefegvorfhlag „zur bejfern Regierung In— 
diend’ ind Parlament eingebradt. Die Bil, hieß es, beziehe ſich blos auf die Regierung in 
der Heimat; in Indien felbft würden feine Veränderungen ftattfinden. An die Stelle des Hofes 
der Directoren und der Gigenthümer der Oftindifchen Compagnie foll ein Präſidium, d. h. ver 
Indiſche Minifter und fein Rath treten. Der Indifche Minifter werde ein Mitglied des Gabinets 
fein, dad Organ ver Regierung. Nach langen Verhandlungen bat die neue durch den Miniſter— 
wechſel verzögerte India Bill am legten Tage der Seſſion (2. Aug. 1858) die Zuftimmung der 
beiden Häufer erhalten. Ihre Majeftät verfiherte, fie hoffe im Stande zu fein, das hohe Amt 
der Regierung Hindoftans durch eine gerechte und unparteiifche Handhabung der Gefege für 
alle Untertbanen jeden Stammes und jeden Glaubens ſegensreich zu machen, fowie durch För— 
derung der Wohlfahrt ihr Neid) aufzurichten und zu ftärfen. Diefe Borfäge find ſchneller, als 
die Königin, ald die Regierung nur immer hoffen konnten, verwirklicht worden. 

Am Eingang biefes neuen Gefeges wird die Bedeutung des Namens Indien feftgeftellt. 
Darunter find alle Länder begriffen, deren Negierung Ihrer Majeftät übertragen wird, alfo 
aud die ehemaligen Provinzen des birmaniſchen Reichs, der Malatiihen Halbinjel, Pinang und 
Eingapore, mit allen Rechten und Befugniffen, welche der Oftindifhen Compagnie zugeflanden. 
Ausgeübt werben dieſe Rechte durch einen der erften Staatsjecretäre Ihrer Majejtät, welchem 
aud) die mit Indien engverbundenen perſiſchen Angelegenheiten überwiefen find. Ihm ift ein 
Rath von 15 Mitgliedern beigegeben, der Rath von Indien genannt. Die Mehrzahl der Mit- 
glieder des Raths follen wenigftend zehn Jahre in Indien gedient oder gelebt haben; vom Tage 
ihrer Ernennung rückwärts dürfen nicht mehr ald zehn Jahre verfloffen fein, ſeitdem fie Indien 
verlaffen. Die Mitglieder behalten ihre Stellen lebenslänglich, fie können jedoch, auf Antrag 
der beiden Häufer des Parlaments, ihres Amtes enthoben werden. Der Indiſche Staatdfecretär 
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iſt Vorſitzender dieſes Raths mit der Befugniß, zu ſtimmen und nad) Belieben aus den Mit: 
gliedern einen Vicepräſidenten zu wählen und wieder zu entfernen. 

Der Oberftatthalter des Angloindifchen Reichs, weldyer von nun an den Titel eines Vice— 
fönigd oder Nawab-Veziers führt, und das vierte orbentlihe Mitglied feines Raths, die 
Statthalter der indischen Präfidentidhaften und ihre Generaladvocaten werben von Ihrer Ma— 
jeftät ernannt, die andern NRathöherren des Oberftatthalters und die Räthe der verſchiede— 
nen Präfivdentfhaften vom Minifter, mit Zuftimmung der verfammelten Mehrheit des In- 
dia-Raths, die Vicegouverneure der Provinzen und Territorien vom Oberftatthalter, immer 
jedod unter Genehmigung Ihrer Majeftät. Die andern bürgerlihen Beamten werben vom 
Minifter im Rathe aus den Eanpdidatenliften entnommen, welde vermöge der Verordnung vom 
21. Mai 1855 ihre Prüfungen beftanden haben. Die Cadetten für den Land: und Seedienft 
erhalten, jedoch nur auf Vorſchlag des Indiſchen Minifters, ihre Anftellung unmittelbar durch 
Ihre Majeftät. Wenigftens ein Zehntel diefer Eadetten, mit Ausnahme jener für das Genie- 
corps und die Artillerie, foll aus ven Bamilien genommen werden, welche im indifchen bürger: 
lihen oder Militärdienfte geftanden haben. Die Stellung und Geihäftsführung des vicefönig- 
lihen Raths zu Kalkutta wurde fpäter derart geändert, daß die einzelnen Mitglieder, nach dem 
Mufter im Mutterlande, zu Staatöfecretären erhoben wurden. Jeder Rathsherr befam fein 
Amt, fein Minifterium in ausfchließender Weife zugewieſen, wofür er perjönliche Berantwortung 
übernimmt. Der Oberftatthalter ift gleihfam Minifterpräfident, unter welchem die verfchiedenen 
Staatsfecretäre des Kriegs, der Binanzen und der Juftiz, des Innern, des Handels und der 
Marine arbeiten und gleihwie in England in felbftändiger Weife verfügen. Der Indiſche 
Minifter joll innerhalb der erften 14 Tage jeder Parlamentsjeijion die Finanzrechnung des 
zweitvorhergebenven Jahres unter den herkömmlichen Abtheilungen vorlegen, von jeder Prä— 
fidentfhaft im befondern; dann eine Zufammenftellung der ſämmtlichen Ausgaben und Gin: 
nahmen ver indifchen Regierung, mögen fie ın England oder außerhalb ftattgefunden haben. 
Ebenſo eine Schägung des vorhergehenden Finanzjahres und ein Verzeichniß der Schulten, 
welde auf Indien laften. Die Rechte und Befugniffe ver Actionäre der Oftindifhen Compagnie 
follen in ver Weife verbleiben, wie fie früher durch Parlamentsbeſchlüſſe feftgefegt wurden; die 
Gompagnie ſelbſt beſteht fort, wie ji englifche Rechtsgelehrte ausdrückten, ald ein ®emeinwefen 
vermöge des Freibriefs Wilhelms IM. und der, Gejege, wodurd diefer Freibrief beſchränkt, 
riptiger aufgehoben wurde. Alle Gefege und Anderungen, welde die Oſtindiſche Compagnie 
in Indien getroffen und trifft, bleiben bis zur Verkündung dieſes neuen Geſetzes in voller Kraft. 
Die Befigungen der Compagnie in England wie in Indien werden Eigenthum der Krone, und 
jo aud) das berühmte Indiahaus, an deſſen Wandlungen die ganze Geſchichte der mädhtigften 
und einflugreihften Hanfa ver Welthiftorie fich abfpiegelt. 

Die Verhandlungen über Indien und die Aufhebung der Oftindifchen Compagnie find aud 
wegen eines andern damit engverbundenen Ereigniffes denkwürdig in der europäifchen Ge: 
ſchichte. Der berühmte Redner Frankreichs, Graf Montalemibert, Enüpfte hieran feine Klage 
über die verlorene Freiheit, über die Entwürdigung feines Baterlandes unter ver Willfürberr: 
haft Napoleon’& II., welche ver Graf bei ihrem Beginn mit Freuden begrüßt hatte. In feiner 
Darftellung diefer indiſchen Debatte im franzöfifhen Parlament, welche bezeihnend genug und 
nur in der englifchen liberfegung zugänglich ift — das franzöfifche Driginal wurde confiscirt und 
vernichtet — hat Montalembert ven ſcharfen Gegenfag zwiſchen Gropbritannien und Franfreid, 
zwifchen Freiheit und Sklaverei hervorgehoben und von Anfang bis zu Ende durchgeführt. 
‚Wenn idy mic Eranf fühle”, jo beginnt ver Graf, „geplagt durch das Gemurmel der Neuig: 
feitöfrämer aus den Vorzimmern, durd das Getöfe der Fanatiker und der Heuchler, melde 
wähnen, wir wären die Getäuſchten; wenn ich mich dem Erſticken nahe fühle in einer Atmo: 
ſphäre, angefüllt durdy die Ausdünſtung derjenigen, welde fih in die Sklaverei und in alle 
Schändlichkeit drängen, da mache ih mich auf, um eine reinere Luft zu athmen, ich reife jchnell 
hinüber und nehme ein Lebensbad im freien England. Das legte mal, als ic) diefe Erleichte: 
rung ſuchte, Hat mid das Schickſal begünſtigt. Plöglich befand ich mich mitten unter den ge: 
waltigen und ruhmvollen Kämpfen, wo alle Hülfsquellen des Geiftes, alle Bewegungen des 
Gewiffend eines großen Volks hervortreten and Tageslicht, wo die größten Aufgaben ver Na: 
tionen, der Menſchheit durch die größten Männer einer großen Nation verhandelt werden, mo 
Menſchen und Saden, Parteien und Einzelne, Redner und Scriftfteller, die Inhaber der 
Macht und die Organe der Öffentlihen Meinung inmitten ded neuen Rom dad Bild erneuern, 
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weldes ein Römer alter Zeit unter dem Einflufje ähnlicher Bewegungen vom Forum ent: 
worfen hat: ‚ 

Certare ingenio, contendere nobilitate 

Noctes atque dies niti praestante labore, 

Ad summas emergere opes rerumque potiri. 


Gern hätte ich jedem einzelnen Engländer, dem ich begegnete, es fagen mögen, ich gehöre nicht 
zu jenen Parteien, deren Journale den Mördern von Delhi und Cawnpore anjaudyzen und 
täglich ihre Herzenswünſche ausfprechen für den Triumph mufelmanifcher und heidniſcher 
Horden über die heldenmüthigen Krieger einer chriſtlichen Nation, Frankreichs Bundesgenoffe. 
Don neuem ift mir wieder die Schmad der continentalen Preffe ſchwer zu Herzen gegangen. 
Alle diefe Bertheidiger der weltlihen und geiftlihen Knechtſchaft, wie find fie erfüllt von dem 
Haſſe gegen den Hort der europäiſchen Freiheit, gegen das glüdliche Großbritannien! Die Par: 
teinabme für die indiſche Empörung, das graufame Freudengefchrei, womit von fogenannten 
religiöfen Blättern das Unglüd der Engländer in Indien vernommen wurde, die fhamlofe Ver: 
theidigung des furdtbaren Mordens bildet eine der ſchmachvollſten Seiten der neueften Ge— 
ſchichte, ſcimach voll in vielen Beziehungen.” 

Auf Montag den 30. Aug. 1858 hatten die Directoren eine Sigung in ihrem Haufe in ber 
Leadenhallſtraße ausgejchrieben. Die Actienbejiger und andere Theilhaber hatten fih, was 

jonft nicht gewöhnlich ift, in zahlreicher Menge eingefunden. Sie faßen alle da, ſichtlich bewegt 
von ernfien und trüben Betrachtungen. Es war die legte VBerfammlung der Hindoftan und 
Dekan und einen großen Theil der Nahbarländer beherrſchenden Compagnie. Die Nation 
batte ihr einft eine große Vollmacht übertragen und fand jegt für geratben, diefe Vollmacht 
zurüdzunehmen. Die Gumpagnie ift in würdiger Weife vom Schauplag ver Weltgeſchichte ab: 
getreten. Ihre legten Maßnahmen waren die Bewilligung der Penfion für den verdienftvollen 
Eir John Lawrence, jegt Oberftatthalter oder Vicekönig im Angloindifhen Reiche, und freund: 
liche Abſchiedsworte an ihre Diener aller Klaffen, an die Eingeborenen ihres großen Reichs 
jeden Stammes, jeden Olaubend. „Die Compagnie ift der Überzeugung, die unparteiifche Ge— 
ſchichte werde e8 nicht unterlaffen, zu berichten, daß fie es gewefen ift, welche ven Mitgliedern der 
verſchiedenen bürgerlichen und militärifhen Dienftzweige, dann den tapfern Truppen Ihrer 
Majeftät und Ihrer königlichen Vorfahren eine Laufbahn eröffnete, wo fie die höchſten Eigen— 
ihaften ded Staatsmanns und ded Kriegerd bewähren fonnten. Die Oftinpifhe Compagnie 
fann mit Stolz jagen, daß die Krone feine ergebenern, feine fähigern Diener befigt als vie: 
jenigen, welche in ihrem Dienfte erzogen wurden. Es find zum Theil Männer, deren Namen 
hochverehrt daſtehen in allen Ländern der civilifirten Welt. Den Eingeborenen kann die Com— 
pagnie die Verficherung geben, daß fie an Ihrer Majeftät eine gnädige Herrin finden werben ; 
die Königin wird immer der Verdienfte eingedenk fein, welche ſich die Eingeborenen unter der 
Herrſchaft, die bisjetzt die britifche Souveränetät in Indien ausübte, erworben haben. Nach 
Dieverberftellung der Ordnung und der Ruhe wird Ihre Majeftät fi bemühen, die Wohl: 
fahrt ihrer Unterthanen in Oftindien zu fördern, damit fie immer und immer fortſchreiten in 
allem, was die Menjchen und Völker groß, blühend und glücklich macht.“ Beihränft man die 
bekannte indifche Prophezeiung von der Hundertjährigen engliſchen Herrfhaft auf die Com: 
pagnie, jo ift fie buchftäblich eingetroffen. 

Am 1.Nov. 1858 wurde den Völkern in Hindoftan und Dekan unter großen Feierlich— 
keiten mitteld Proclamation verkündet, die Königin Habe die Negierung unmittelbar über- 
nommen, Der Oberftatthalter wurbe zum Vicefönig oder Nawab Vezier — ein neuer Titel — 
ernannt und alle Diener der Compagnie in ihren Amtern beftätigt. Die Königin verſprach, 
alle Verträge und Verpflichtungen gegen die einheimischen Fürſten zuerfüllen, und die Erhaltung 
des Reichs innerhalb der beftehenden Grenzen. Obgleich fie ſelbſt feft an der Wahrheit des 
Chriſtenthums Halte, fo werde fie doch ihre Überzeugung feinem ihrer Unterthanen aufprängen. 
Niemand wird wegen feiner Religion begünftigt oder beläftigt werden. Alle Unterthanen follen, 
mögen fie diefer oder jener Abſtammung, diefes oder jenes Glaubens fein, „ſoweit ald möglich“ 
frei und unparteiiſch zu allen Ämtern Zutritt erhalten, welde fie vermöge ihrer Erziehung, 
ihrer Talente und Ehrenhaftigfeit pflihtgemäß vollführen können. Die herkömmlichen Rechte 
und Befugniffe, welche am ererbten Grundbeſitze haften, follen fortbeftehen und in feiner Weife 
gefhmälert werben. Bei allen Gefegen und Anoronungen wird auf Erhaltung der in Indien 
vorhandenen Gerechtſame, Bräuche und Sitten gefehen werben. Jenen Aufftändifchen, welche 
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nicht überführt jind oder werden fünnen, daß jie an der Ermordung britifcher Unterthanen un— 
mittelbaren Antheil genommen, wird, wenn fie bis nädhften Januar (1859) zu ihrer Pflicht 
zurüdfehren, eine vollftändige Amneftie und Vergeſſenheit aller Bergehen zugeſichert. 

Die Compagnie war aufgehoben, nad Verlauf einiger Monate die Empörung gänzlich un- 
terbrückt, aber vie Schwierigkeiten erfchienen in einer Mannidyfaltigfeit und Größe wie niemals 
vorher. Die angloindiſche Arnıee, vorzüglich die europäifche Abtheilung, mußte während ver 
Revolution zu einer auferorventlichen Höhe gefleigert werben. Gegen Mitte 1859 zählte man 
431600 Mann aller Waffengattungen, wovon 110600 Europäer, 207765 einheimijche 
Soldaten, überdies eine Gensbarmerie von 89829 Dann. Diefe Armee, namentlid die große 
Anzahl Europäer — früher höchſtens 40—45000 Mann — verfhlang ungewöhnlide Sum: 
men. Bor der Rebellion betrug dad Armeebudget 11—12 Mill; im Jahre 1857 —58 
24 Mill. und 1858—59 25,849000 Po. St. Die Einnahmen jind Hinter den Ausgaben 
beveutend zurüdgeblieben. Im Rechnungsjahre 1856 —57 betrugen die Einnahmen in Indien 
31,691015 Pfd. St.; vie Ausgaben in Indien 28,079202 Pfv. St., in England 3,529673, 
ſodaß ein reineg Reſt, wenigftend auf bem Papier nach einer Angabe — die indiſchen Finanz= 
rehnungen lauteten bid auf die neuefte Zeit gar verfchieden — von 82140 Pfd. St. geblieben. 
Im Jahre 1857 —58 hatte man Ausgaben 40,226000 Pfr. St., Einnahmen 31,706000, 
aljo ein Deficit von 8,520000. Im Jahre 1858—59 betrugen die Ausgaben 48,500000, 
die Einnahmen 33,800000, alfo ein Defteit von 14,700000 Bir. St. Bis Ende 1860 bereqh⸗ 
nete der Indifche Minifter, Sir Charles Wood, in einem dem Unterhaufe erftatteten Bericht 
(1. Aug. 1859) die Schulo in Indien und England auf 95,856000 Po. St. und die Zinjen 
zu 3,900000 Pfd. St., die Zinfenbürgfhaft für Eifenbahnen nicht mitgerechnet. Die indiſche 
Schuld hat ſich aber in Wahrheit viel höher erwieſen. Ende 1860 betrug fie 97,851807 Bio. St, 
wofür an Zinfen 4,461029 Pfd. St. bezahlt wurden. Seit diejer Zeit find einige neue Anleihen 
von 7—68 Mill. hinzugefommen! Bei alledem war die Finanznoth derart, daß das Silberzeug 
des Oberjtaithalterd zu Kalkutta in die Münze gefandt und dur ein anderes wohlfeileres 
Metall erjegt wurde. 

Die in Vorſchlag gebraten, in der Ausführung begriffenen und vollendeten Eiſenbahnen 
und Bahnftreden hatten bereitö gegen Mitte 1859 eine Länge von 8000 (englifchen) Meilen — 
das herrlichfte Denkmal, welches ſich die Briten in Indien errichten, die größte Wohlthat, welche 
fie dem indifhen Volke einftend hinterlaffen werden. Die Summen, welde die verjhiedenen 
Gompagnien für indifhe Gifenbahnen von 1849—53 zuſammengebracht und bis auf einen 
geringen Neft ausgegeben haben, betrugen 23,250480 Pfd. St., wofür fie während verjelben 
Zeit 2,739453 Pro. St. an Zinfen gezogen haben. Bis Ende Mai 1864 waren 2688 (emg: 
lifhe) Meilen in Betrieb, wofür 51,144722 Pfb. St. verwendet wurden. Die Actionäre 
find größtentheild Engländer; von hundert ift faum einer aus Hindoftan. Dan baut in Hin: 
doſtan verhältnigmäßig fehr wohlfeil. Während die Meile in England durchſchnittlich 39275 
Pro. St. Fofter und in Amerifa 8275, braudt man in Indien blos 8253 Pfo. St. In demiel: 
ben günftigen Verhältni find auch die Betriebskoften, welde ſich überdies regelmäßig mit der 
Zänge der Bahn vermindern. Allem Anfchein nad fteht dem indischen Eifenbahnwefen, wel: 
ches raſch jeiner Vollendung entgegengeht — die ganze Strede von Kalkutta nach Delhi in einer 
Länge von 400 (englifhen) Meilen wird nächſtens dem Betrieb übergeben — eine große Zu: 
£unft bevor; jegt Ihon tragen einzelne Bahnitreden einen Gewinn von 6—7 Proc. des An 
lagefapitald. Sind einft die projectirten Bahnen vollendet und eine Anzahl Zweigbahnen 
eröffnet, jo werben Dividenden und Gewinſte von einer faum geahnten Höhe erzielt werben. 
Daſſelbe gilt von den eleftriihen Telegraphen, deren Erträgniffe ih im Verhältniß zur Herab: 
jegung des Preiſes mit jedem Jahre mehren. 

In ihren großen Geldnöthen nahm die angloindifche Regierung zu Finanzmaßregeln ihre 
Zuflugt, welche im Morgenlande unerhört find. Die Steuerlaft beruhte bis dahin beinahe 
ausſchließlich auf dem Grundbefig. Don der reinen Ginnahme im Jahre 1855—56 mit 
28,812097 Po. St. betrug die Landſteuer 17,817299 Pfd. St.; vie andern Klaffen des 
Gemeinwejend, Gewerbs- und Kaufleute, Actiengeſellſchaften, Banfierd und Rapitaliften, haben 
in unmittelbarer Weije nichts zu den Staatsbedürfniſſen beigetragen. Diefer Misftand, hieß 
ed, müſſe in Zufunft aufhören. Stempeltaxen, Opiumauffhlag, Erhöhung ver Eingangdzölle, 
Gewerb =: und Einfonmenfteuer wurden zur Ausführung vorbereitet und legtere, bereits mit 
einem Ginfommen von 24 Pfd. St. beginnend, fo hoch gegriffen, daß vom Pfund Sterling 
7 Sh. oder 35 Proc. bezahlt werden follten — eine Steuerqual, wie fie in civiliſirten Staaten 
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wol höchſt felten vorfommt. Auf ſolche Weife hoffte man die Cinnahmen um 4—6 Millionen 
zu mehren, im Verlauf der Zeit jelbft ein annäherndes Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und 
Ausgaben zu erzielen und die Baarjendungen von England nad Indien zu mindern, 

Bon nicht geringerer Wichtigkeit ald die Orbnung der Finanzen war die neue Organifation 
der Kriegsmacht. Die erften und erfahrenften Offiziere wurden (15. Juli 1858) in London 
zu einem Ausſchuß vereinigt, um über die Fünftige Weife und Stellung der angloindifchen 
Arınee ihre Anfihten auszufprehen und der Regierung beflimmte Anträge zu machen. Die 
Berathungen und Ergebniffe diefes Ausſchuſſes, niedergelegt in einem umfangreihen Blauen 
Bude, erftredten ih über alle Berhältniffe, Zuftände und Neigungen der indiſchen Bevölkerung. 
Eine Menge Hierauf bezüglide Berichte und Denkſchriften find hinzugefügt. Lehrreichere, 
wichtigere Stoffe zur Kenntnig Indiend werden faum in irgendeinem andern Werke beſprochen 
und mitgetheilt. ine größere europäifche Armee, erklären die Mitglieder des Ausſchuſſes, fei 
fünftig nothwendig, wenigftend 80000 Mann, wovon 50000 für Bengalen, 15000 für 
Madras und 15000 für Bombay. Das einheimifche Heer, Reiterei und Fußvolk, dürfe in kei— 
nem ſtärkern Verhältniß fein, wie 2:1 in Bengalen, wie 3: 1 in Madras und Bombay. Die 
Artillerie folle durdgängig aus Europäern beftehen. Nur da, wo Stationen des Klimas wegen 
den Europäern jehr nadıtheilig, feien Ausnahmen geftattet. Die einheimiiche Polizeimannſchaft 
oder Gensdarmerie Fönnte dem Neiche ebenfalls gefährlich werden. Ihre militärische Einrich— 
tung, mwelde jegt der vegelmäßigen einheimifchen Armee gleihe, möge deshalb nur infoweit 
geftattet jein, als ſie zur Disciplin nothwendig fei. 

Tüdtige ſtaatswirthſchaftliche Kenntniffe und umfaſſende Einſicht in die finanziellen Fähig— 
feiten und Leitungen ihrer weitgeftredten Befigungen wurden unter den zahlreihen Beamten 
der Oſtindiſchen Eonipagnie felten gefunden. Was fih vom faufmännifchen Herfommen, vom 
gewöhnlichen Geſchäft entfernte, lag außerhalb ihres Gefichtöfreifed. Die Beamten famen regel: 
mäßig in fehr jungen Jahren nad Indien, wo ſich ihnen, hätten fie au den Wunſch gehabt, feine 
Gelegenheit darbot, eine höhere Ausbildung zu erlangen und mit der europäiichen Wiſſenſchaft 
fortzufchreiten. Die britifche Regierung fuchte nun, gleih nachdem dad Reich unter ihre uns 
mittelbare Herrfhaft gefommen, dieſem Mangel abzubelfen. Hierzu wurde James Wilfon, 
die erfte ſtaatewirthſchaftliche Autorität in England, vorzüglid im finanziellen Fache, erforen. 
Derjelbe hat fih bereit in ven Jahren 1850—52 als Secretär beim Indiſchen Amte (Board 
of control) Berbienfte um den Eifenbahnbau in Indien erworben und wurde nun im Herbit 
1859 zum Mitglieve des Gejeggebenden Raths in Kalkutta ernannt mit dem Auftrage, Mittel 
aufzufinden, um das Gleihgewidt in dem ſtark zerrütteten Staatshaushalt herzuftellen. Nach— 
dem Wilfon die Berhältniffe forgfältig geprüft, warb am 18. Febr. 1860 eine Öffentliche Sigung 
des gefeggebenden Raths abgehalten, in welcher ver Finanzmaun feine Forſchungen und Plane 
vortrug. Vertreter aller Klaffen der Bevölkerung, Grundbefiger, Kaufleute und Beamte, die 
verſchiedenſten Neligiondgenoffen, Hindu und Mufelmanen, Ehriften und Juden, hatten ſich in 
großer Anzahl eingefunden; der dem Publifum angewiefene Raum war gedrängt voll von 
neugierigen und beforglihen Hörern. Wilſon's vreiftündiger Vortrag, der auch beſonders im 
Druck erſchien, bildete gleihfam den Epilog oder die Moral des Trauerfpield, die Empörung 
in Hindoſtan. 

„Die indifhen Finanzen”, äußerte Wilfon unter anderm, „ind infolge der Nebellion in 
großer Zerrüttung. Nevolutionen find gar theuer; wer fie macht, muß fle auch bezahlen. Ihr 
Hindu und Mufelmanen, euere Revolution hat bisjegt AO Mil. Pfd. St. gefoftet. Eine andere 
Folge ift die bleibende jährliche Mehrausgabe von 2 Mill. Zinfen für die erhöhte indiſche 
Staarsfhule, wofür England feine Bürgfhaft übernehmen wird und fann. Überdied ift zur 

größern Sicherheit in Zukunft eine zahlreihere Keeresmaht von Europäern nothiwendig — 
ebenfalls eine jehr Eoftfpielige Maßnahme. Hindu, Mufelmanen und ihr andern Bewohner 
Hindoſtans, dies alles habt ihr verfchuldet, dies alles habt ihr zu zahlen. Deshalb werben euch 
neue Steuern auferlegt. Vergleicht fie mit ven Anordnungen euerer Gejegbüder, und ihr 
werdet fie immer nod mäßig und billig finden.” Zur Ausfüllung des gewaltigen Abgrundes 
zwifchen Ginnahmen und Ausgaben wurden verſchiedene Mapregeln empfohlen und im Rathe 
angenommen. Man führte eine in drei Abtheilungen zerfallende Gewerbiteuer ein, wonad) 
Handmerköleute eine Rupie, Krämer und geringe Manufacturiften 4 Rupien, Großhändler, 
Arzte, Aovocaten, Profefforen u. f. w. und Kaufleute 10 Rupien des Jahred zahlen müflen. 
Dann ward eine Einfommenfteuer begründet, die mit 200 Rupien Einfommen beginnt und 
bis 500Rupien 2 Proc. beträgt; dad Einfommen von 500 Rupien aufwärtd wird mit 4 Pror. 
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befteuert, wovon 3 Proc. in die Staatskaſſe fließen und 1 Proc. in die Kaffe für örtliche oder 
Bezirksbedürfniſſe fällt. Diefen Steuern find alle Infaflen ohne Ausnahme unterworfen. Es 
ward für unbegründet erflärt, wenn die Semindar oder großen Grundbejiger, vermöge der 
ewigen Steuerrolle ded Lords Cornwallis ), behaupten, fie müßten von meitern Abgaben 
verſchont bleiben. Auch fam man nod überein, auf ven Tabad eine befondere Steuer zu legen. 
Überdies wurde die Einführung eined Papiergelves, beruhend auf derjelben Grundlage wie 
in England, anempfohlen. 

Wilfon hoffte durch alle diefe Anorbnungen einen Mehrertrag von 5 Mill. Pd. St. zu 
erzielen, was neben einigen Erjparniffen im Heere hinreichen follte, wenigftens ein annäherndes 
Gleichgewicht zwifhen Einnahmen und Ausgaben Hervorzubringen. Wenige Monate nad 
Darlegung feiner umfaffenden Plane farb der tüchtige Mann (11. Aug. 1860). Die Hindu 
erklärten feinen Tod für eine Strafe der Gottheit, weil er ihr auserwähltes Volk mit kaum 
erträglihen Laſten befhweren gewollt. Zaing, fein ebenfalld aus England hinübergeſandter 
Nachfolger, änderte Wilfon’s finanzielle Vorlagen mannichfach ab, machte nod größere Er: 
fparniffe, wodurd für dad Nehnungsjahr 1861—62, wenn nicht ein Überſchuß erzielt, doch 
das Gleihgewicht zwifhen Ginnahmen und Ausgaben hergeftellt werden Fönnte. Man wollte 
died anfangs in England gar nicht glauben; ſelbſt der Indiſche Minifter Sir Charles Wood 
batte eine andere Berehnung aufgeftellt. 

Die Maßnahmen und Berehnungen der Herren Wilfon und Laing haben fi vollfommen 
bewährt. Das indiſche Defteit ift nicht blos verſchwunden, fondern — ein einziges Ereigniß in 
der ganzen angloindifhen Geſchichte — jelbft ein Überfhuß ver Einnahmen über die Ausgaben 
erzielt worden. Nach der Berechnung des indiſchen Finanzminifters, Sir Charles Trevelyan — 
dargelegt in eineröffentlihen Sigung ded Geſetzgebenden Raths zu Kalfutta am 30. April 1863 — 
werde und müſſe dieſer lberfhuß mit jedem Jahre fich fleigern. Dieſes außerordentliche Ergebniß 
ift nicht blos durdy verminderte Ausgaben, fondern durch vermehrte Einnahmen erzielt worden. 
Die Auggaben für das Militär waren: 

1858—59 . . 2 2.202000. ..21,080948 Pfr. St. 
1861—62 13,681900 „ u 
Weniger 7,399048 Pfd. ©t. 
Seit dem Kriege in der Krim hat die indiſche Induſtrie — mehrere Rohſtoffe, die man fonft aus 
Nufland bezog, kommen jegt aus Indien — einen auferorventlihen Aufſchwung genommen, 
Die Ausfuhr nah England betrug: 
JEbE .: u 5 Kr 10,672862 Po. St. 
188680868. 1216585, 244869 
Einen ebenſolchen wohlthätigen Einfluß hat der amerikaniſche Bürgerkrieg. Die Ausfuhr von 
Indien nad) England betrug, vorzüglich wegen der vermehrten Baumwollausfuhr: 
1860 RR 15,106596 Pfd. St. 
IBBE- 4.020 211, 958947 „ 
18688. er 34 149597 „ 

Im legten Jahre (1862) wird die Baumwollausfuhr zu 16—18 Mill. Pfd. St. ange: 
geben. Bon 1856—62 hat die Zunahme des ganzen Handelsverkehrs zwiſchen Großbritannien 
und dem Angloindiihen Reiche nicht weniger als 30 Mill. Pfd. St. betragen, vorzüglich durch 
ganz neue und vermehrte Ausfuhren aus Hindoftan. Nach den vor kurzem dem Parlament vor: 
gelegten SHandeldüberfihten betrug während der Jahre 1855—63 einfhlieflih die Einfuhr 
aus Indien einen Überfhuß über die Ausfuhr von nicht weniger ald 110 Mill. Pfd. St., wel- 
her großentheils in eveln Metallen entrichtet wurde. „Nun wiffen wir‘, jagt eine californiſche 
Zeitung ?), „wo die Milliarde Dollars, welde bei uns und zu Wafhoe in den Jahren 1848 
— 64 an Bold und Silber gewonnen wurde, hingefommen iſt.“ Die Bewohner Hindoftand 
haben jegt wieder, wie in frühern Jahrhunderten gebräuhlih, die Auffpeiherung der edeln 
Metalle in großem Mapftabe begonnen. Bei alledem herrſcht in England immer noch fo gerin- 
ges Interefle für Indien, daß bei dem Vortrage des Indischen Minifters (Juli 1863) im Bar- 
lament über die Finanzrechnung des Angloindifhen Reichs faum 30 Mitglieder des Haufes 


6) Neumann, Gefchichte des englifchen Reichs in Afien, I, 430. 
7) Steamer Bulletin (Sansfrancisceo) vom 3. Juni 1864. 
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zugegen waren. Unter den neuen Ausfuhrartifein nimmt Jute, eine Art Hanf, weldher jept 
vielfach, vorzüglih zu Säden für Baummolle, gebraucht wird, einen bedeutenden Rang ein; 
unter den geftiegenen Baummolle, melde fhon Herodot als einen indiſchen Ausfubrartifel 
kennt, Kaffee und Thee, wovon jegt im Durchſchnitt jährlich 24, Mil. Pfo. von Indien nad 
England gehen. Die Theeplantagen längs ver Abhänge des Himalaja, in Affam und ganz 
Oberindien jind in bedeutender Zunahme begriffen. Rach Verlauf weniger Jahre mag fh 
Indien in Betreff der Theeausfuhr neben China und Japan ftellen Fönnen. 
In demfelben Grade, wie fi der Anbau und die Erzeugniffe Indiens vermehrten, mehrte 
Ab natürlich aud die Landſteuer — an 2 Mill, Pfd. St. jährlih — im Vergleich mit den Jah: 
ven vor 1854. Man rechne hierzu die neueingeführten Stempeltaren, die Gewerbe: und Eiıtz 
fommenfteuer und die Erhöhung der Salzfteuer. Alle diefe vermehrten Ginnahmen zufammen 
mögen ji zwifchen 7—8 Mill. Pfd. St. belaufen. Hierdurch ift erflärbar, daß, obgleih auf 
Erziehung und Bildung, auf Öffentliche Arbeiten und beſſere polizeilihe Einrichtungen viel 
grögere Summen, ald früher gefchehen, verwendet wurden und felbft einige Steuererleichterun: 
gen Hattgefunden hatten, doch bereitö im legten Finanzjahre (30. April 1862 bis 30. April 
1863) ein Uberfhuß von 1,827346 Pfo. St. erzielt werden konnte. Nach der Budgetaufftel: 
lung von 1863— 64 betrügen die Ginnahmen 44,753500 und die Ausgaben 44,495611 
Pr. St. Hierbei ift noch zu bedenken, daß 5 Mil. Pfd. St. mehr für Neubauten und öffent: 
lien Unterricht angefegt find, als in frühern Jahren gefhehen. Mit der vorausfihtlic jähr- 
ih zunehmenden Wohlfahrt Indiens werden wol die Grträgniffe derart fleigen, um eine be- 
deutende Minderung der indischen Staatsſchuld vornehmen zu Finnen. Die ift im Plane, Tre: 
velyan berechnet, theils in Indien, theils in der Heimat, während der Jahre 1862—63, dann 
1863—64 wenigftens 7 Mill. Pfd. St. abzahlen zu Fönnen und am Schluß des Rechnungs— 
jahres 1864 noch einen Baarbeftand von 14%, Mil. Pfv. St. in Kaffe zu Haben. Die Rüd: 
sahlung für 1862 —63 betrug nach der Angabe des Indischen Minifter® im Parlament (23. Juli 
1863) 3 Mill., ſodaß jet die Zinfen der indifchen Staatsfhuld ih faum auf 4 Mil. Pfd. St. 
belaufen. Das Eifenbahnneg geht raſch feiner Vollendung entgegen; jegt ſchon dringen die 
Eifenftraßen tief ind innere Land und machen große Marken zugänglich, welche früher von allem 
Weltverkehr ausgefloffen waren. Hierzu kommt, daß eine große Anzahl Engländer brach 
liegende Ländereien anfaufen und ſich allenthalben nieverlaffen, wodurch das ftillftehende ver: 
fumpfte Gewäſſer des Brahmanenthums In eine frifche und gefunde Bewegung verfegt wird. 
Und fo gäbe es aus dem Angloindifhen Neiche Verbefferungen und Fortſchritte aller Art zu 
berichten, wäre ung hier der Naum vergönnt, jte varzuftellen und zu würdigen. Ich füge nur 
noch hinzu, daß die frühere Trennung zwiſchen dem Militär= und Givilvienft in Indien von 
dem Dienfl im übrigen großbritannijchen Reiche gänzlich aufgehoben ift. Die indiſche Armee, 
die indischen Beamten erfreuen fich feiner befondern bevorzugten Stellung mehr; es gibt jegt 
nur@ine englijche Armee, nur Einen englifhen Staatsvienft. Militär und Civil wird aus und 
nad) Indien verfegt, wie dies von jeher bei den andern Befigungen zu gefchehen pflegte. Das 
Angloindifhe Reich ift durch dieſe Mafnahmen dem großbritannifchen Staate, gleichwie 
die andern auswärtigen Golonien, vollfommen einverleibt. Man befchuldigt die Engländer 
der Selbſtſucht. Nicht mit Unrecht. Die Selbftfucht der Engländer ift aber nit vie be— 
Iränfte des Wilden, der den Baum umhaut, um die Früchte zu gewinnen. Es ift die 
großartige, in der Natur der Dinge begründete, ven Vortheil für alle Zukunft oder wenig: 
end auf viele Jahre hinaus berechnende Selbftfucht, welde die Handlungsweiſe ber engliſchen 
Nation beſtimmt. Und mehr wird der erfahrene Welt: und Menſchenkenner von einem einjihts- 
vollen Volke faum erwarten. Einzelne, ja ganze Völker können hochherzig fein und ihre Vor⸗ 
theile auf dem Altar der Menſchheit opfern. Cine Verpflichtung Hierzu it jedoch nicht vorhanz 
den. Man bevenfe überdies, daß gewöhnlich der mohlverftandene Vortheil der Einzelnen und 
der Völker auch der Vortheil der Gemeinwefen und der ganzen Menſchheit ift. Die Engländer 
fuhen alle Kräfte und Bähigfeiten Hindoſtans ins Leben zu rufen, weil fie davon in der Gegen⸗ 
wart großen Nugen ziehen und noch auf größern in der Zufunft hoffen. Hiermit leiften fie 
dem ganzen Morgenlande die größten Dienfte. Sie ſuchen, namentlich feit der unmittelbaren 
Herrſchaft der Krone, die tüchtigften Männer hervor, um fie an die Spige ihres aflatifhen 
Reichs zu ſtellen. Nad dem Rücktritt des erſten indiſchen Vicefönige, Lord Ganning, im Ans 
fang des Jahres 1862, wurde diefe größte Stelle im großbritannifchen Weltreiche dem viel⸗ 
erfahrenen, In jeder Beziehung tüchtigen Lord Elgin übertragen. Lord Elgin war es, wie ich 
Staats⸗Lexifon. XI. 16 
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mit allen Einzelheiten in meiner „Oſtaſiatiſchen Geſchichte“ 8) ausgeführt habe, mwelder den 
Ehinefen zu Peking und ven Japanefen zu Jeddo die neuen Verträge aufbürbete. Der Lord if 
bereits im folgenden Jahre auf der Reife von Kalkutta nad) Lahore (20.Nov. 1863) geftorben. 
Während der Rebellion find unter den hartbedrängten Angelſachſen eine Menge Helden aufge- 
taucht, welche fi) den größten Heroen des Alterthums würdig zur Seite ftellen, nicht durch 
fühne, unbefonnene Thaten, fondern durch Muth, Einſicht und Beharrlifeit. Die beiden 
Lawrence ragen aus der Heldenfchar hervor: Henry Lawrence in Audh, welcher am 4. Juli 
1857 den Anftrengungen zu Laknau erlegen, und John Lawrence, welder ih durch feine 
Berwaltung im Pendſchab oder dem Künfflußgebiet großen Ruhm erworben. John Lawrence 
ift Lord Elgin’3 Nachfolger im viceföniglihen Amte. Seine Regierung gereicht ihm, dem Mut: 
terlande und der Menfchheit zur Ehre; die in fo vielen Beziehungen verfhiedenen Inſaſſen 
in allen ven fernen Marfen des Angloindiſchen Reichs find voll von Lobeserhebungen ihres 
Namab:Bezierd. Großbritannien, das möge man niemals vergeflen, hat in feinen indiſchen 
Reiche die erfte vernünftige menſchliche Regierung aufgerichtet, deren ſich die Völker Aftens, mit 
Audnahıne jener des chineſiſchen Culturſyſtems, jemals erfreuten. Die Affyrer und Babylonier, 
die Diacedonier, Römer und Byzantiner haben in feinem Kalle beifer regiert ald heutigentags 
die Perfer und Türken, die Araber, Afghanen und Ruffen. Diefed von Großbritannien gegebene 
Beifpiel Fann und wird ohne Zweifel von außerordentlihen Folgen fein. Wenn auch die 
ummohnenden Völker Aſiens nicht herbeifonnmen und zu den Nachkommen der Norpbemohner 
ſprechen wie die ruffishen Slawen zu deren Vorfahren, den Normannen: „Unfer Land ift groß 
und gefegnet, nur Ordnung mangelt darin; fommt denn, jeid unfere Fürften und herrſchet über 
und’); fo werden ſich dod) die Aſiaten, von denſgeordneten frieblihen Zuftänden angezogen, 
leiter ihrem unvermeidlichen Loſe, der Oberherrſchaft Großbritanniens, fügen. Das Geſchick 
bat diefen Engländern die ſchwere Aufgabe geftellt, die Zuchtmeifter und Erzieher aller Wölfer 
im Morgenlande zu werden ; die Schwerkraft ihres Reichs Liegt jegt in Afien. Diefe veränderte 
Weltftellung darf bei ver Beurtbeilung der neueften englifhen Politik nicht überſehen werben. 
Mande Räthſel erhalten nur dadurch ihre richtige Löfung. K. F. Neumann. 
Oſtſeeprovinzen. GGeographiſch-ſtatiſtiſche überſicht. Hiftorifher Über: 
blick. Gegenwärtiger Culturzuſtand.) J. Einleitung. Dieſe Benennung wird bier, 
dem Gebrauche gemäß, in einem beſchränkten Sinne genommen. Denn es gibt Oſtſeeprovinzen 
in verſchiedenen Staaten, in Preußen, Schweden, Rußland, und ſelbſt letzteres beſitzt noch andere 
als gerade die, welche wir meinen. Finland zumal wäre eine Oſtſeeprovinz, wenn es, als eigenes 
Großfürſtenthum, nicht berechtigt wäre, ſich die Bezeichnung als Provinz überhaupt zu verbitten; 
ſodann iſt das alte Ingermanland, das jetzige Gouvernement Petersburg, eine Oſtſeeprovinz, 
gerade ebenſo gut als die drei Gouvernements, von denen allein hier die Rede ſein ſoll, nämlich 
Eſtland, Livland und Kurland, welche man vorzugsweiſe ſo nennt. Um dieſe drei Länder von 
jenen abzuſondern, hat man ihnen auch wol den Namen der Baltiſchen Halbinſel beigelegt, aber 
gegen allen geographiſchen Sprachgebrauch, denn hier iſt keine Halbinſel, hier iſt ein ausge— 
dehntes Küftenland, von welchem zwei große Inſeln (Ofel und Dagd), außer mehrern Fleinen, 
abhängen. Deutfche Provinzen Rußlands, wie jie auch heißen, find fie eigentlih nur in dem 
Betracht, daß fie von deutſchen Geſchlechtern erobert worden find, daß fie lange dem Deut: 
ſchen Orden unterthänig waren, durch ihren Erzbiſchof außerdem zum Deutſchen Reihe ge: 
hörten, und daß fie durch Adel und Bürgertum deutſcher Gefittung zugeführt worden 
find. Die deutſche Sprache hingegen wird hier nur von einer ſchwachen Minorität geſprochen, 
welde, wie wir bald jehen werben, noch nicht ein Zwölftel der Gefammtbevölferung bilvet. 
Wie tem fei, Kurland, Livland und Eftland find unter fi durch ihre gebildeten Klaffen ver: 
bunden, denen vieles, und namentli das Deutſchthum, gemeinſchaftlich ift; fie Haben im ruf- 
ſiſchen Reiche daffelbe Sonderintereffe und machen eine Gefanımtheit aus, die beträchtlich genug 
ift, um auf eine fpecielle, eingehende Behandlung Anſpruch zu haben. Zwar ift ed ungenau, 
wenn man gejagt bat, „durch ihre Ausdehnung von über 3000 Quapratmeilen übertreffen fie 
mandes Königreih‘': fogar mit Ingermanland bleiben fie noch weit von einer ſolchen Aus- 





8) Oftaflatifche Gefchichte, vom erften chineſiſchen Kriege bie den PVerträ i fing. 1 
60 einiie 1861). hinefifchen Kriege bis zu den Verträgen in Peking. 1840 

9) Neumann, Die Völfer des füdlichen Rußland in ihrer gefchichtlichen Entwidelung. Eine von 
dem Königlichen Inftitut von Frankreich gefrönte Preisſchrift (zweite Auflage, Leipzig 1885), ©. 122. 
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behnung; wollte man aber Finland hinzuzählen, fo wäre aud) mit 9000 Duadratmeilen nicht 
genug gejagt. Selbſt dem wirklichen Ihatbeftand nad, demzufolge nur von etwa 1700 Qua— 
pratmieilen die Rede fein ann, Haben wir ed mit einem namhaften Gebiete zu thun, um vieles 
größer ald Baiern, wenn auch lange nicht zur Hälfte ebenfo bevölkert. Kür Deutſchland jind 
dieſe Länder gleihjam eine deu Norden zugefehrte Borhut, und was fie für Rußland jind, 
läßt ih aus folgender Bemerfung ded Grafen Gancrin abnehmen, der eine Zeit lang als 
Finanzminiſter für den Colbert diefes Neichs galt. „Es war eine ganz befondere Gunft der 
Vorſehung“, fo lautet fie, „ald Rußland, weldes bis dahin nur ein mechaniſches Aggregat fehr 
ungleihartiger Beſtandtheile gebildet hatte, die deutſchen Provinzen ver Oſtſee erwerben konnte, 
welche ſchon organiihe Orundgefege hatten. Diefe Provinzen haben ihm als Mufter gedient; 
von da entlehnte es alle feine organiſchen Inftitutionen, die Gouvernementöverordnung, das 
Statut über den Abel, die Municipalverfaffung u. ſ. w. In allen Gefeggebungdfragen..... 
find vie Baltifchen Provinzen für Rußland ein Vorbild gemefen. Wir wollen fie in dreifacher 
Beziehung beſprechen: nachdem wir zuerft eine geographiſch-ſtatiſtiſche Skizze davon entworfen, 
wollen wir in einem kurzen Überblif und ihre Geſchichte vergegenwärtigen und fchlieplid 
das Wichtigſte von ihrem gegenwärtigen Gulturzuftande und ihrer Beziehungen zu Rußland 
berühren. 

1. Geographiſch-ſtatiſtiſche Überfiht. Ihres ſchon ziemlich nördlichen Klimas uns 
geachtet find die drei ruſſiſchen Oftfeeprovingen ein Land, welches, feiner Fruchtbarkeit nad, den 
Ländern Norddeutſchlands wol zur Seite gejegt werben Fann. Im ganzen flach, zumal in Eſtland, 
fehlt es ihm dennod nit an Erhebungen aller Art, die theilweife jehr maleriſch find. So ift 
die Naturfhönheit der Gegend um Wenden in Livland wohl befannt; und in Kurland, das ji 
der Höhen von Kandau und Zabeln rühmt, reihen die Blauen Berge bis an die Seefüfte, über 
welche fie in dem verrufenen Riff von Domesnäs hinausragen, das nicht felten ver Schiffahrt 
gefährlich wird. Auch an Waſſer fehlt es dieſem Lande nicht : vie Flüſſe find zahlreich, und unter 
den Seen ift nad ven Wirzerw, im Weiten von Dorpat, auch der noch viel beträchtlichere 
Peipusfee zu nennen, ob er gleich nur an det Grenze Livlands und Eſtlands ſich ausvehnt. 
Der großen livländiſchen Infel Dfel und der eſtländiſchen Dagd, nad) welden noh Möhn und 

Worms eine Erwähnung verdienen, haben wir [don gedacht. Längs der Küfte und hier und 
da auch nod weit landeinwärts ift zwar der Boden fanbig, ſowie er ih an-vielen andern Stellen 
fumpfig und moraſtig zeigt, aber im ganzen gibt er doch durch fleigigen Anbau einen bedeutenden 
Ertrag an Getreide, Flachs, Kartoffeln, Gartengewächſen, und feine ausgedehnten Waldungen 
liefern Holz, Kohlen, Iheer und andere Waldproducte in Überfluß. Der Verfiherung Bienen- 
ſtamm's zufolge wirft ver Roggenbau das ſechſte Korn ab, was freilich etwas übertrieben fein 
mag, wenigſtens nicht durchſchnittlich iſt. Dazu ift viele Düngung erforderlich, was einen jehr 
bedeutenden Viehftand voraugfegt. Aus nachfolgender Tabelle ift der Flächenraum einer jeven 
der drei Provinzen, ſowie auch deren Bevölkerung, nad den neueften Zählungen, erſichtlich: 
aus dem Vergleich des einen mit dem andern entnehmen wir, wie viel Köpfe auf die Quadrat⸗ 
meile fommen. ”) 


—— Abſolute Relative 
in Quadratmeilen Broöfterung Bevölferung 
Kurland 494 567078 1147 
Livland 832 883681 1062 
Eſtland 370 303478 820 
1696 1,754237 1034 


Demnach ift die Dichtigkeit der Bevölkerung in Kurland am größten und am ſchwächſten in 
Eſtland. Aber aud die der legtern Provinz übertrifft bei weitem die Durchſchnittsdichtigkeit 
im europäifchen und eigentlihen Rußland (Finland und das Königreid Polen nit mit in- 
begriffen); denn legtere ift nur um wenig ftärker ald 650 Köpfe auf die Duadratmeile. In 
Geſammteuropa hingegen beträgt fie 1530 Köpfe, eine Proportion, hinter der jelbft die von 
Kurland noch weit zurüdbleibt. Demnach kann diefes ganze Gebiet vorerft nur für ein mäßig 
bevölfertes gelten, das noch große Fortichritte machen muß, wenn es fid mit unfern weſtlichern 
und ſüdlichern Gulturländern auf Eine Linie ftellen will, das dagegen aber aud noch einen 


1) In dem fonft werthvolfen halbofficiellen Buche von Bujchen, Bevölkerung des ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs (1862), ©. 63, iſt hier infolge von Berfegungen alles irrig. — 
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weiten Spielraum vor fi bat, welchen es bei immer wachſendem Wohlftande allmählih aus: 
füllen kann. 

Bisjegt gehören Grund und Boden beinahe ausfhlieglid dem deutfchen Adel, unter welchem 
man etwa 1800 Gutäherren zählt, wovon nahezu 850 auf Livland fommen. Die Oefammtzabl 
der Güter (die der Krone und die der Paftorate mit inbegriffen), mag ih auf 2500 belaus 
fen, eine Zahl, von der wieder beinahe die Hälfte Livland angehört. Deutſche überhaupt zählt 
man in Rivland 60000, in Kurland 40000 und in Eftland 18000, alfo insgeſammt 118000; 
vom Adel abgefehen, bilden fie den Bürgerftand der Städte, fowie den geiftlihen Stand und 
die Klaffe der Gutsverweſer, Amtleute, Schreiber u. ſ. w. Durchaus vorherrſchend ift in Kur: 
fand der lettiſche Volköftamm, zu welchem in diefer Provinz vielleicht 420000 Köpfe zu rechnen 
find. Die Letten haben aud den füdlihen Theil von Livland inne, wo fie indeſſen nicht vie 
Mehrheit bilden, denn fie mögen im ganzen nicht mehr ald 320—330000 Seelen betragen, 
während dagegen im nördlichen Livland an 500000 Eften wohnen, die befanntlich zum fin— 
nischen Volksſtamm gehören. Diefer legtere fheint in allen drei Provinzen der Urſtamm geweſen 
zu fein; aud hat er fporadifche Überbleibfel unter den Letten zurüctgelaffen, nämlid in Livland 
die Liven, welde diefer Landfchaft ihren Namen gaben, und in Kurland die beinahe gänzlich 
audgeftorbenen Kreewingen, weldhe mit den auf immer verfhmundenen Kuren nahe verwandt 
waren. In Eſtland gibt es nur Deutſche und Eften, ein ganz finnifches Völkchen. Das 
etbnographifche Verhältnig in den drei Landſchaften iſt ungefähr folgendes: Letten 750000, 
Giten 680000, Deutfche 118000. Rechnet man noch 20000 Juven, einige Taufend Ruffen, 
Litauer, Polen, u. ſ. w. hinzu, fo findet man beiläufig die obenangegebene Geſammtbevöl— 
ferung von 1,754000 Seelen, welche beinabe durdgängig Mitglieder der lutheriſchen Landes: 
kirchen find. 

Handel und Induftrie find in dem Gebiete, welches uns hier befchäftigt, nicht unbedeutend. 
Riga, die alte Hanfaftadt, ift noch jegt ein blühender Seehafen und zählt nahe an 60000 Ein- 
wohner,. Auch Neval in Eſtland, mit feinen 24000 Seelen, und Mitau in Kurland, ob es 
gleich Faum 14000 zählt, find Feine unanfehnlie Städte. Dorpat, der Sig der Univerſität 
für alle drei Provinzen, hat nicht viel über 12000 Einwohner, Die übrigen find noch Feiner; 
nichtödeftomweniger verdienen Libau, Pernau, Hapfal und Arendburg auf der Infel Oſel ala 
Handelsplätze, fowie Fellin feiner Lehranftalten wegen Beachtung. 

IM. Hiftorifher Überblid. Ausführlich ift die Geſchichte der Oſtſeeprovinzen von Dr. 
A. von Richter gefchrieben worden 2), auf den wir diejenigen verweifen, denen ed um vollftänvige 
Kenntniß derfelben zu thun ift. Der folgende, früher von Bülau für unfer Werk verfaßte Über: 
blick ift aber eingehend und zuverläffig genug, um bier wiederholt werden zu Fönnen. 

Finnifhe Stämme find (mie im vorhergehenden Abfchnitte gefagt worden ift) ald die Ur: 
bewohner diefer Länder zu betrachten, und zwar waren e8 namentlich die Eften und Liven, bie 
bier ihre frievlihen Sige hatten. Es ſcheint, daß die Eften in der älteften Zeit im heutigen 
Zivland faßen, wie denn ihre eigenen Sagen fih mannihfah um Dorpat bewegen, mährend 
diefelben Örtlihen Sagen den heutigen Urbewohnern Dorpats unbefannt find. Jene wurden 
durch die von Slawifhen Stämmen bedrängten Liven nad Eftland getrieben oder bielten fi nur 
in einigen livländiſchen Grenzkreiſen; die Liven nahmen die von ihnen verlaffenen Sige ein, muß= 
ten aber aud) diefe mit den den Slawen verwandten Letten tbeilen, neben denen fie, in Livland und 
Kurland, bis auf wenige Taufende zufammengefämolzen find. Der lettiſche Stanım ſcheint feit 
uralter Zeit in dortigen Gegenden ſeßhaft geweſen zu fein, und man glaubt in ihm bie Aftyer 
des Tacitus zu erkennen. ?) Diefe Völkerſchaft lebte, der übrigen Welt entfremdet, in einem loſen 
theofratifchedemofratifhen Verbande, gegen außen ziemlich friedlich, wenn auch ungaftlih, im 
Innern in nationeller Unruhe, von Jagd, Fifcherei, Viehzucht und vürftigem Aderbau, über die 
unterften Stufen des gefellfhaftlichen Lebens in etwas erhoben, dann aber ſtehen bleibend, 
in Sitten und Glauben roh, durd Jahrhunderte unverändert. Aber das Vorbringen hriftlich: 
germaniſcher Cultur im jfandinavifhen Norden und in dem nörblihen Deutfhland wie die 
Ehriftianifirung Polens und feine Nahbildung germanifcher Staatöformen, fein Gintritt in 
das europäiſche Staatenleben fonnten aud fie nicht unberührt laffen, und die Berührung konnte 
unter jo grellen Gegenfägen nur eine feindliche fein. Die erfte Annäherung war e3 nicht. 


— Geſchichte der dem ruſſiſchen Kaiſerthum einverleibten deutſchen Oftfeeprovinzen (2 Boe., Riga 


fg.). 
3) Wyell, Geſchichte Polens (Hamburg 1840), I, 21 fg. 
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Bremifche Kaufleute, die nad) Gothland fuhren, wurden durd Sturm verfählagen, landeten an 
ver Düna (1158) und fnüpften eine Handeldverbindung an, zu deren Vermittelung fie eine 
Niederlaffung gründeten. Damals war wenigſtens Livland von dem ruſſiſchen Fürften Wladimir 
son Polozk zinspflidtig gemadt worden. Die Nachrichten, welde die Bremer zurückbrachten, 
weckten ven Befehrungdeifer des alten Auguftinerd Mainhard von Stift Segeberg in Holflein. 
Gr landete um 1186, baute eine Kirche zu Dfsful und fammelte Hriftlihe Anhänger. Um 
1188 verließ ex fein frommes Werk nur, um fi höhere Befugniffe zu deffen Fortführung zu 
erwerben und fi zum Bifhof von Livland weihen zu laffen. In diefer Würde zurückgekehrt, 
fand er fein Unternehmen von ergrimmterer Feindſchaft bedroht, da die Heidenpriefter nun 
deutlier erfannt hatten, mit welcher Gefahr es fie bedrohe; und wenn er felbft auch ſich bis an 
feinen Tod (1196) behaupten mochte, jo mußte doch fein Nachfolger flüchten und einen Kreuzzug 
predigen, in deflen erftem Beginn er fiel (1198). Der neue Bifhof, Albert von Apolvern, 
bradte eine Fräftigere Unternehmung zu Stande, ward von Bremen, Dinemarf und andern 
nördlihen Ländern unterflügt und eroberte 1199 Livland, wo er fi feinen Biſchofsſitz in Riga 
erbaute. Daß diefe Erwerbung noch lange Zeit gewaffneter Beihüger bedürfen werde, un dem 
Unmuthe bed nur durch Gewalt bezwungenen, nicht durch Liberzeugung gewonnenen Volks und 
der Feindſchaft noch ungezähmter Nachbarn gewachſen zu fein, ſah er wohl, und die Richtung 
der Zeit gab ihm ein Mittel an die Hand, diefen Schuß zu gewinnen, ohne zu benachbarten 
Bürften feine Zuflucht nehmen zu müffen. Erftifiete 1201 den Orden der Verbrüderten Streiter 
Shrifti (Fratres militiae Christi), den er nad) der Regel des Templerordens einrichtete, und dem 
er ein Drittheil ded Landes ald Dotation anwies. Diefe Ritter, deren erfter Meijter Binno 
son Robrbady war, und bie ji die Burg in Wenden zu ihrem Sig bauten, führten auf ihrem 
Mantel neben dem Zeichen des Kreuzes aud das eines Schwertes und erhielten baher den Namen 
Schwertbrüder. Auch zu Dorpat und auf Dfel wurden Bisthümer errichtet (1224 und 1227). 
Der Bifhof zu Riga, feit dem 1. Dec. 1224 deutſcher Reichsfürſt, feit 1254 Erzbifchof, hatte 
fich eigentlich die Regierung vorbehalten, ſah aber nad) und nad) unter langen Streitigfeiten, 
die zu der innern Schwäche diefer neuen Geftaltung allerdings beigetragen haben, feine Befug: 
niffe gefhmälert und die Ritter zu den eigentlichen Beherrſchern des Landes werden. Bon Liv: 
land aus wurden nad) und nad aud Kurland und Semgallen unterworfen ; fpäter wurde ebenfo 
Eflland erworben ; die heidniſchen Völker, immer mehr faft auf allen Seiten von Ehriften und von 
einem zur Herrihaft begabtern Volksſthum umgeben, den frühern Glauben, wenn auch nicht die 
alten häuslichen Sitten, mit einem neuen vertaufhend und die Fruchtloſigkeit jedes Widerſtandes 
erfennend, fügten ſich in das ſchwere Joch der Leibeigenſchaft und des Kreuzfchwertes, unter dem 
ed ih nicht fo gut wohnte wie unter den Krummftabe. Für fie hätte ed leicht beffer ausfallen 
mögen, wenn aus den Planen des Biſchofs eine wahre geiftliche Herrſchaft erwuchs, oder wenn 
frübzeitig eine erblidhe Fürſtenherrſchaft jidy unter ihnen erhob, neben der ein ländſäſſiger Adel 
geblüht hätte. Es würde dann die Monardie, wie anderwärtd in germanifhen Ländern, ven 
Ubermuth des Adels, im Bunde mit Bürger und Bauer, gezügelt, der Adel jelbft aber das 
Bedürfniß flärfer gefühlt haben, feine Gewalt zu mäßigen und auf den erblihen Gütern die 
Hinterfaflen zu ſchonen. So aber, wo der Orden zugleich die Herrſchaft führte und in feinen 
Gliedern die Lehnsgüter verwaltete, dabei überdied nur allmählich einen erblichen Familienbeſitz 
anbahnend, fand fi nirgends eine Milderung des harten Drudes. Selbft als jpäter dieſe 
Länder an andere Staaten übergingen, geſchah es theils an ſolche, wo die ſtrengſte Leibeigenſchaft 
ohnedies vorherrſchte, theil® unter Umfländen, wo die neuen Regierungen die Rechte des Adels 
lange noch [honen mußten oder ſie wenigftend nur zu eigenem Nugen befchränften, kurz erft die 
neuefte Zeit hat einige Milderung gebracht. Unter andern Umftänden hätte die Bevölkerung 
jener von den Deutſchen untertworfenen Linder germanifirt werden und ich dem deutſchen Weſen, 
zum eigenen Heil und zu Deutſchlands Ehre, anfhliefen mögen, Die Eften, wie die Beifpiele 
einzelner in neuerer Zeit beweifen, find dafür ganz befonders empfänglih, und daß aud) die 
Letten nicht unfähig dazu find, ift analog aus dem Beifpiele der Slawen in den öſtlichen 
Ländern Deutihlands und in dem öfterreigifchen Staatengebiete zu fließen. In jenen Oſtſee— 
landern aber blieben e8 gefonderte Stämme. Der Deutſche herrichte ald Adel oder war wenig: 
ſtens frei und reich ald Städtebürger in den mit deutſchen, autonomifhen Verfaffungen ver: 
iebenen, zum Theil zur Hanfa gehörigen Städten. Diefe Stände theilten die Entwidelung des 
deutihen Staats- und Rechtslebens, ver Religion, der Sitte, der Kunft und Wiffenfhaft, der 
Induftrie und des Handeld. Abgefondert von ihnen, eine Variakaſte, ven Heloten ähnlich, 
beftellten die Eften und Letten die Acer des deutjchen Adels, tröfteten ſich mit der treuen Bes 
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wahrung der Sprache und häuslichen Sitten ihrer Vorfahren, deren Freiheit in öffentlichen 
Beziehungen, deren Recht und Glüd fie verloren hatten, und nahmen von aller Mitgift ver ger- 
maniſchen Gultur nur die Religion mit fefter Gläubigfeit an. 

Diefelben Umſtände, welche ver innern Yandeöblüte hinderlich waren, zeigten ſich auch der 
äußern Macht gefährlih. Der Orden hatte weniger Zuzug aus Deutfhland ald der Deutſche 
Orden in Preußen; feine Mitglieder waren zum Theil dem Lande fremd; feine Häupter waren 
wechſelnd; das vielföpfige Negiment nicht lange der fih ummandelnden Zeit gewachſen. Mit 
dem Bischof, mit ven Städten Öftere Zerwürfnifle und jedenfalls getheilte Intereffen, die zu ver: 
mitteln fein gemeinfames Oberhaupt da war. Im Volfe keine Theilnahme, Feine Anbänglichkeit. 
Bon Litauen aus noch heidniſcher Ankampf, der jedoch wenigftens den innern Verfall des Dr: 
dens, den Abfall von feiner Idee noch aufbielt. Dagegen die gefährlichen Nahbarn: Dänemartf, 
Schweden, Bolen, Rußland. Dänemarf war glei anfangs, ſchon durch Biſchof Mainhard, in 
dortige Gegenden gezogen worden, und nicht die Schwertbrüber, jondern die Waffen der Dänen: 
fönige Knud VI. und Waldemar II. waren e8, melde Eftland bezwangen. Waldemar bante 
Neval. Aber die Ritter fuchten ihn daraus zu vertreiben, vereinigten fi zu diefem Ende mit 
den Deutfchen Rittern (1237), von denen ihnen Hermann von Balf ald Heermeifter gefendet 
wurde, und fhon Waldemar, nah der Schladht von Bornhöved im Sinfen feines Glücks, 
mußte alle Erwerbungen auf dem linfen Ufer der Düna abtreten (1236 und 1238), während 
feine Nachfolger das eigentlihe Eftland mit ven Bisthümern Dorpat und Reval behaupte: 
ten, bis endlich Waldemar IV. diefelben (1346) an den Orden verfaufte. Wie hätte ſich ein 
organifcher Bezug diefer Ränder gerade zu Dänemark bilden wollen? Durch fange Jahre zogen 
fih nun die in Gemeinfhaft mit Preupen geführten Kämpfe gegen die heidniſchen Litaner. 
Manche blutige Schlahten wurden bier gefochten, mande Groftbaten verübt, ohne daß auf 
einer Seite Entfheidendes hätte bewirkt werden fünnen. Friede ſchien hier nicht zu erlangen, 
wenn nit Vertreibung der Ritter oder gänzlihe Unterwerfung der Heiden eintrat. Doch 
fand fi ein neuer Ausweg, ald der litauer Fürft, Jagello, zum Chriſtenthum übertrat und 
die polnische Krone erwarb. Aber hatte man nun auch nicht mehr mit ‚Heiden auf Leben und 
Tod zu fimpfen, jo hatte man e8 mit der ländergierigen Politik mächtiger Staatenherrfcher zu 
thun, und diefe Aufgabe fiel dem Orden fhwerer als jene. Der innere Verfall des Deut: 
ſchen Ordens in Preußen zog auch in den Oftfeeländern das Gleiche nach fih. Doch trat er in 
dem fernern Lande etwas fpäter ein. Die Verbindung war lofer geworden, weil man fein ge: 
meinfames Ziel vor ſich ſah, und als der legte Gropmeifter der Deutihen Ritter in Preußen, 
Albrecht von Brandenburg, ſich zu feinem Polenfriege rüftete, verfaufte ev (1513) dem liv— 
ländifhen Heermeiſter Walter von Plettenberg die volle Unabhängigkeit des Ordens in den 
Oftfeeländern. Walter wurde auch durch Kaijer Karl V. zum deutſchen Reichsfürſten erhoben. 
Wie anders hätte e8 fommen fönnen, wenn die Verbindung mit Preußen erhalten worden, jene 
Länder gleichfalls fäcularifirt und der erblihen Monarchie gewonnen worden wären! Auch in 
ihrer Iſolirung fanfen fie, ſank vielmehr die Verfaſſung, auf der jie geruht hatten, und die dem 
Verſchwinden ihrer Idee erlag, wie ihr Verfall durch das allmähliche Umfichgreifen des Prote- 
ſtantismus bejchleunigt wurde. So fand die Zeit, wo dieſe Ränder fih über das Geſchick ihrer 
Zukunft entſcheiden und ji über die Stelle erflären mußten, die fie in der europäifchen Staaten- 
familie einnehmen wollten, fie nicht in dem Beſitz eine? den veränderten Anfichten und Verhält— 
niffen gewachſenen Regimente. Im diefer Zeit aber griff Zar Iwan Wafftljewitfch Livland an 
und brachte die Ritter in ſolche Bedrängniß, daß Eſtland ſich den Schweden in die Arme warf, 
der Heermeifter aber, Konrad von Kettler (28. Nov. 1561), Kivland an Polen abtrat, um ſich 
dafür mit dem erblichen Herzogthum von Kurland und Semgallen durd die Nepublif belehnen 
zu laffen. Er nahm zugleich die lutheriſche Gonfeifton an, zu welcher das Volk ſich mit derfeiben 
Glaubensfeftigkeit neigte, mit der e8 bis zu dem allgemeinen Umfhwung an dem Katholicismus 
gehangen hatte, verheirathete ſich mit einer medlenburgifchen Prinzefjin und ward der Gründer 
einer neuen Dynaftie, der nur das entgegen war, daß ſie in fo gefährliche Umgebungen gefegt 
und nicht mächtig genug war, ſich in venfelben ſelbſt zu fhügen. Aus den drei Rändern zufam: 
men hätte ein Staat gebildet werden Fünnen, der felbft ein Wort in feinen Angelegenheiten 
mitſprechen konnte. Kurland allein ward nur eine Zeit lang noch durch die gegenfeitige Eifer— 
ſucht der Bewerber geſchützt. 

Aber auch Polen follte wenig Freude an feiner neuen Erwerbung erleben. Konnte ed doch 
feine ältern Glieder nicht mehr mit wohlthätiger Lebenskraft durchdringen ; wie hätte e8 neue in 
organische Verbindung mit fich fegen wollen? Zwar wurden die Rechte und Freiheiten Livlandé 
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durch die cautio Radzivilliana *) beftätigt, aber es fehlte viel, daß diefe Verbindung polnifcher- 
feitd mit Treue gehalten worden wäre; vielmehr ward fie auf Betrieb des Reichstags in politi: 
ſcher, auf Betrieb ver Kirche in religiöfer Beziehung vielfach verlegt, und eine gänzliche Ver: 
nichtung der Rechte Livlands würde erfolgt fein, wenn die Polen ihrem Plane nicht fo oft dur 
ihre eigene Brutalität geſchadet, und wenn nicht die Livländer fo ſtandhaft widerftrebt hätten. 
Rußland und Schweden flritten um die Erwerbung Livlande. Im Verlaufe des Krieges ver: 
einigten fi zwar Schweden und Polen, um gemeinfhaftlic ven dritten Mitbewerber vom Felde 
zu weifen. Das gelang für jegt, und Rußland, von beiden Mächten angegriffen, entfagte in 
dem zu Kiwerowa-Gorka gejhloffenen Frieden (15. Jan. 1582) mit Bolen allen Anſprüchen 
auf Lioland. Aber nad) nicht zu langer Zeit gaben die Händel um die ſchwediſche Thronfolge zu 
einen neuen Kriege zwifhen Schweden und Polen Anlaß, in welchem ſich Guſtav Adolf feine 
erſten Lorbern verdiente, fi ded ganzen Livland bemächtigte und es ebenfo behalten, ja die 
Eroberung nod erweitert haben würde, wenn ihn nit die Angelegenheiten Deutichlands zu 
einer gröpern Aufgabe gerufen hätten. Gin Theil feiner Erwerbungen mußte an Polen zu: 
rüdgegeben werben, um eine Verlängerung des Waffenftillftandes zu erwirken, der zuerſt am 
25. Sept. 1629 zu Altmark geichloffen worden war und am 25. Sept. 1635 zu Stumsdorf auf 
26 Jahre verlängert wurde; doch behielt Schweden den größten Theil von Livland. Die Ritter: 
ſchaft hatte ihon 1602 mit Schweden capitulirt ) und ftand feitdem aud im Frieden auf deſſen 

Seite. Was Guftav Adolf erworben, ließ ih Karl Guftav nit nehmen, und im Frieden von 
Dliva (3. Mai 1660) mußte Polen allen Anfprüden auf den größten Theil von Livland, auf 
Gftland und die Infel Öfel entfagen. Wie vielverfprechend auch diefe ſchwediſche Herrfchaft fein 
mochte, in der kurzen Zeit ihrer Dauer befchäftigten jich die Könige mehr mit Niederdrückung 
be3 Adels ald mit Emporbebung ded übrigen Volks; während allerdings die Verwaltung 
weit befler war als die polnifche, wurde die Verfaſſung fo gut wie ganz beifeitegefegt; und in 
Berfolg der befannten Unfälle Schwedend wurden im Frieden von Nyſtad (10. Sept. 1721) 
unter anderm auch Livland, das unter Karl XII. nur zu oft ein Zielpunft verwüftender Kriege 
gewejen war, und aus dem ber erbittertfte Gegner des Schwedenkönigs, Patkul, ſtammte, Eft: 
land und die zu beiden gehörigen Infeln an Rußland abgetreten. Auch dad Zarenreich Hatte 
eben diejen Ländern bei den erfolgten Gapitulationen Verfiherungen ihrer Rechte ertheilt, 
die zuerfi am 30. Sept. 1710 von Peter 1.9), dann von allen folgenden Monarchen beftätigt 
wurden. In Kurland vegetirten nod einige Zeit eigene Regenten fort, ohne in ihren Umge— 
bungen und Aufgaben etwas zu finden, was die immer mehr erfterbende Thatfraft hätte auf: 
regen fönnen. Sie traten zwar in Berwandtfhaftsbündniffe mit den mädtigjten Dynaftien, 
und die Kaiferin Anna von Rußland war die Witwe eines Herzogs von Kurland; aber jle 
famen auch in eine gänzlihe Abhängigfeit von Rußland, gegen die fie das ſchwache Polen, auf 
wenn fie fich an diejes hätten anſchließen wollen, nicht zu ſchützen vermochte. Der legte Herzog 
and dem Geſchlechte der Kettler, Ferdinand, war ohne männliche Erben. Die Stände wählten 
noch bei feinen Lebzeiten den Grafen Morig von Sachſen zu feinem Nachfolger. Aber Polen, 
das lieber dad Land ganz an ſich gezogen Hätte, widerftritt, und ald nun der Erbfall (1737) 
wirflid eintrat, gebot Rußland die Wahl jene® aus nievern Berhältniffen durch Gunft und Glüd 
erhobenen Favoriten der Kaiferin Anna, Ernſt's von Biren (Biron). Die Kaiferin bedadıte ſich 
nicht, ihren ehemaligen Secretär auf den Thron ihres Gemahls zu fegen, und Kurland mußte 
feinen Herzog unter den ruffiihen Höflingen, von jedem Wechſel des launiſchen Hofglücks abs 
bängig, fich ſelbſt aber aus der Ferne wie ein Landgut bewirtbfchaftet, vielmehr nicht bewirth— 
ſchaftet, fondern nur von übermüthiger Willkür bedrückt ſehen. Nah Biren's Sturze (1740) 
blieb Rurland eine Zeit lang ohne nominellen Herrn; im Jahre 1759 aber belehnte der König 
Auguft III. von Polen, feine Freundſchaft mit Rußland benugend, feinen dritten Sohn, den 
fräftigen Herzog Karl, mit dem Herzogthum. Allein mit Elifabeth’8 Tode (1762) änderte ih 
Rußlands Politif. Biren ward zurücberufen, und wenn er auch nicht wieder in Gunft fam, fo 
fegten ihm doch die ruffifchen Truppen wieder in Kurland ein. Dort behielt fein Haus einen 
Schatten der Herrſchaft, als erbliche, mit dem Scheine der Unabhängigkeit begnadigte Statt= 
halter Rußlands, was jie mit größerer Willigkeit waren ald Stanislaw in Polen. Das Ge: 


4) Dagiel, Codex dipl., Thl. V. Sie ift vom 1. März 1562, 

5) Diplom vom 12. und 18. Juli 1602, Buddenbrock, Sammlung livländifcher Gefepe, Bo. I, 
Abt. 1, 8.3 19. 

6) Triebe, Handbuch der livländifchen Geſchichte, Bd. 1. 
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ſchick des legtern traf auch diefe, und ald Stanislaw entfagt hatte, trat auch Herzog Veter jein 
Land förmlid an Rußland ab (18. März 1795). Er hatte zudem feine männliden Nachkom— 
men, fondern nur Töchter, melde in der Gefhichte der wiener und parifer Salons ih einen 
Namen gemadt haben. 

Diefe Erwerbungen Rußlands braten allerdings ein jo fremdartiges Glied in feine Staa: 
tenfette, wie ed noch feind erworben hatte. Zwar beftanden die niedern Klafjen der Einwohner 
meiſt aus Eſten und Letten. Die Letten orbneten ji ihren unternehmenden Stanımvermand- 
ten, den Nuffen, willig unter. Die Finnen (Eften) find überall gute, fügfame und braud: 
bare Unterthanen, und es hat diefem Charakter feinen Eintrag gethan, daß fie, mit jo vielen 
anererbten und mit Zähigfeit feftgehaltenen Sitten und Neigungen, aud einen Haß gegen die 
Slawen bewahrt haben. In diefem Haß ift fein politifches Vewußtjein. Sie werden niemals 
zu wahren Ruffen werben, aber fie find gute, treue und nügliche Unterthanen der ruſſiſchen 
Krone. Übrigens waren Leiten und Eften ohne Einfluß, ohne Gewicht im Staate. Verfaſſung, 
Geſetze, Kirchenthum, Gerichtöweſen, Einrihtungen aller Art, Sitten, Gebräuche und alles 
Treiben der höhern und mittlern Stände waren deutſch; Deutſche waren die herrſchende Klaffe, 
und auf fie fam es zunächſt an, wollte man diefe Länder nicht blos unterwerfen, jondern aud 
gewinnen und in Zufriedenheit erhalten. Man that auch um jo williger alles für diefen Zwech, 
als man die Hereinbringung folder Elemente, in denen man die Träger der Wiſſenſchaft, ver 
Induſtrie und des ruhigen Bürgerthums ſah, in das ruſſiſche Staatöleben nur wünſchens— 
werth fand. Der Kaifer Alerander zumal mag wol gewünſcht haben, daß der Charafter feines 
gefammten Reich dem der Oſtſeeprovinzen gleichen möchte, wiewol freili dieſer Gharafter 
jich dann zu einem ganz andern entfalten würde als bei ver Beſchränkung auf die engen Räume 
abhängiger Provinzen. Jedenfalls pflegte er ihn, hob ihn geiftig dur Begründung der Univer: 
fität Dorpat (1802), die ganz nad deutſcher Art eingerichtet wurde, unternahm manches zu 
Gunſten des dortigen Handeld, der Communicationsmittel u. f. w. und fuchte felbft das drückende 
Jod der Leibeigenfhaft dur die Verordnungen von 1804 und 1819 zu heben, was freilich 
mehr dem Namen nad ald im Wefen gelang. Jedenfalls ward dad germaniſche Element in 
den Oftfeeprovingen durch lange Jahre in feiner Weife bedroht, und erft in der neueften Zeit 
ind in dieſer Hinſicht Befürdtungen und Klagen laut geworben. Obgleich durd das überall 
ſtarre Benehmen des Kaifers Nikolaus berechtigt, find fie doch nicht ohne viel Übertreibung ge: 
blieben , auch ift feitven der Monarch ven Einwendungen des Adeld gerecht geworben. 

IV. Gegenwärtiger Gulturzuftand. Aus obigem gefchichtlihen Abriffe erflärt ſich 
der jegige Stand der Dinge in ven Oſtſeeprovinzen, welchen man in manchem Betracht ald den 
in Rußland hergeftellten nicht überflügelnd bezeichnen darf. Allerdings ift der Abel, find bie 
Bürger in den Städten aufgeklärt und der Eultur ded Jahrhunderts vollfommen theilhaftig, 
allervingd hat der Proteftantismus aud unter ven Landbewohnern geiftige Begriffe aller Art 
verbreitet, welder z. B. die benahbarten litauifhen Bauern gänzlich ermangeln ; unbeftritten 
bleibt e8 auch, wie ſchon oben bemerkt worden, daß es eine große Wohlthat für ven fuzeränen 
Kaiferftaat if, aus dem deutfchen Element diefer Provinzen Staatödiener berufen zu fönnen, 
welde die Ruffen an Rechtlichkeit, Unbeſtechlichkeit, Wahrheitsjiinn ebenfo wol ald an Kennt: 
niffen und grünlicher Bildung bei weitem übertreffen. Deutſcher Geift und veutfches Weſen, 
da fie einmal über diefe Gegend gegangen find, haben unmöglich ſpurlos bleiben können, haben 
im Gegentheil wohlthätige Ginflüffe aller Art ausgeübt und diefe Wirkungen zurückgelaſſen. 
Leider iſt aber dieſes Deutſchthum in den Oſtſeeprovinzen das alte deutſche Weſen geblieben. 
In ihnen iſt der Feudalismus nicht, wie anderwärts, zu Grabe gegangen, und hat der Prote: 
ſtantismus nicht die Früchte getragen, melde hervorzubringen feiner Natur entfpridt. Der 
Abel, der, wie der polnifche jih gebarend, von dem Grundfag ausging und noch ausgeht: Die 
Nation bin ih, Hat ſich dem Volke nicht genähert, und die geiftlihen Hirten veffelben haben es 
mehr mit ihm als mit legterm gehalten. Das muß anders werben, falls fi) Deutſchland feines 
Antheils an dieſem geſellſchaftlichen Zuſtande freuen und rühmen ſoll. Grund und Boden ſind, 
wie ſchon geſagt worden iſt, beinahe ausſchließlich im Beſitze des Adels, und die Ständever— 
ſammlungen, die ſich, obwol mit verminderter Berechtigung, in allen drei Provinzen erhalten 
haben ſind ein Monopol deſſelben, an dem weder Geiſtliche noch Bürger und Bauern, an dem 
höchſtens in der blühenden Handelsſtadt Riga einige Stadtverordnete theilnehmen. In allen 
breien nennt ſich der Adel die Ritterfchaft und macht auf Worrechte aller Art Anſpruch. Dfel in 
Livland, Semgallen oder doch Pilten in Rurland haben nod ihre befondern Ritterſchaften, alle 
aber find unter ſich verbrüdert und können von der Matrifel der einen Landſchaft in die der an- 
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dern übergetragen werden. Nur die „Landfaflen”, oder von außen gekommene Gutöbefiger 
werben, wenn fie vom Abel find, zu den Verſammlungen zugelaffen, zumweilen mit dem Indi— 
genat beehrt und von der Ritterfchaft als beinahe ebenbürtig behandelt. Wahr ift e8, daß man 
die Bürgſchaften ver Selbftändigfeit zu [hägen wiffen muß, felbft wenn fie nur einer Minorität 
zu fatten fommen, denn ihr Verluft würde, zum Schaden aller, den auf allen laftenden Abſo— 
lutismus verſtärken; daß fie, jo drückend jie auch für die andern Klaffen find, doc wenigitend 
einen Theil der Bevölkerung auf einer Stufe erhalten, welde man ver Gefammtheit wünſcht. 
Allein ohne das hartnädige Feſthalten des Adels an feinen althergebradhten Rechten wäre jegt 
vielleicht, zumal bei der reformatorifhen und wohlwollenden Thätigfeit des jegigen Kaifers, 
Alerander IL, ein entſchiedener Fortſchritt für die Vollsmaſſe zu erzielen, dem ed einem auf: 
geflärten, hochgebildeten Adel nit wohl anfteht, durd fein Widerftreben unüberfteigliche 
Hinderniffe in den Weg zu legen, wenn aud) feine Sonderintereffen dadurch zu Nachtheil kom— 
men jollten. 

Iſt es nit fo? Vieles, was von vorübergegangenen Generationen ald eine ungeredte 
Beeinträtigung verfchrien worden war, ſcheint der gegenwärtigen ganz natürlid und zeit 
gemäß. So z. B. die Einführung eines griehifhen fogenannten orthodoxen Bifchofs in Riga, 
der beinahe durch und durch lutheriſchen Stadt; fo die Einrichtung ruffifher Kirchen in gewiffen 
Landſtädten, welche freilich ſich des Proſelytismus Hätten entfchlagen follen, ven ihre Landes— 
gejege begünftigen und über welchen in Kurland und Livland Klagen geführt worden find, die 
gewiß nicht alle unberechtigt waren.’) Nun, ebenfo natürlich wird ed der fommenven Ge: 
neration erſcheinen, wenn bie jegige ſich dazu entſchließt, das Volf an dem Grundbeiig theil— 
nehmen zu laſſen, wie e8 die ruffiiche Regierung dem ruſſiſchen Adel gegenüber durchgeſetzt hat. 

Zwar brüftet man ji in den Oftfeeprovingen damit, daß von ihnen das Beifpiel der Ab- 
ſchaffung der Leibeigenfhaft ausgegangen ift. Ganz zu leugnen ift dies nicht, obgleich die erfte 
Anregung von Polen ausging und eine Folge der Berfaffung vom Jahre 1791 war, melde 
aber erft das Statut ded Herzogthums Warſchau von 1807 zur Wirklichkeit machte. Allein 
von Polen abgejehen, gaben die Oftfeeprovinzen wirflid ven Anſtoß; in Eftland, weldes ſchon 
1802 ſich bereitwillig zeigte, dem Kaifer Alerander I. diefe Freude zu machen, erfolgte es im 
Jahre 1816, in Kurland 1817, in Livland 1819. Won da an find die Letten und Eften aller: 
dings, wie die Deutfchen, freie Leute, Leute, die nach eigener Willkür über ihre Perſon ver: 
fügen fönnen ; Breizügigfeit gehört zu ihren neuen Rechten. Allein welchen Nugen haben ſie 
aus diefen gezogen? Die Antwort auf diefe Frage wollen wir einem geiftreihen, im gan 
zen fehr billig denfenden und humanen Skizzenſchreiber überlaffen, deſſen Buch den beiten 
Gemälden von Rußland an die Seite zu fegen ift, der aber freilich hier fein Urtheil nicht 
ohne einige Strenge ausfpridt. 8) „Die armen Landeseingeborenen“, bemerkt biejer, 
„haben infolge diefer Breilaffung die Scholle unter den Füßen verloren, die ihnen ehemals 
wenigftend eine Art von menſchlicher Eriftenz fiherte, und im Grunde nichts weiter ald eine 

nichtöjagende, abftracte, ja gemeinſchädliche Freiheit dafür zum Geſchenk erhalten, die in 
jenen Provinzen ein zahlreiches, unftetes und verderbliches Bauernproletariat erzeugt hat, das 
die Öffentlihe Wohlfahrt nit wenig bedroht. Denn die ehemaligen Reibeigenen find durch ihre 
Freilaffung plöglid von ihrem häuslichen Herde in die weite Welt binausgeftoßen worden, 
ohne irgendeinen gefeglichen Anfprud auf eine Hand voll Erde aus den Verhältniß ihrer frü— 
bern Leibeigenfchaft herüberzuretten. Sie befinden fih daher, gleihfam als freie Xeibeigene, 
ganz in derfelben unglüdlihen Lage wie die armen irifhen Bauern. Wenn ſie ald Pächter auf 
ihrem Gefinde figen bleiben oder auf den Gütern eines andern Grundherrn unterfonmen 
wollen, fönnen fie faum der bittern Nothwendigkeit ausweichen, ſich die Härteften Beringungen, 
die drückendſten Gegenleiftungen gefallen laffen zu müſſen, die nicht felten dad Maß ihrer frü— 
bern Verpflichtungen im Stande der Leibeigenjchaft weit überfleigen. Wollen fie dies aber 
nicht, und fünnen jie in den benahbarten Landſtädten und Seeplägen fein Unterfommen finden, 
jo Hleibt ihnen nichts weiter übrig ald in der Geftalt heimatlofer und unfteter Zwifhenhänpler 
und Hauſirer, oder gar ald Bagabunden und Bettler auf dem platten Lande herumzulungern. 


7) Indeſſen glauben wir, daß der Verfaſſer des fonft merfwürdigen Artikels, Die dentfchen Oſtſee— 
provinzen Rußlands, in ber Gegenwart, 1, 487—493, in feinen Klagen viel zu weit gegangen ift. Auch 
die Strenge gegen den baltijchen Adel fcheint uns zu weit gehend. Kohl's Urtheile find überall milder 
und gerechter, wie wir aus eigener Anfchauung behaupten fönnen. 

8) Dem Berfafjer von Menſchen und Dinge in Rußland (1856). 
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Daraus erklärt fih denn, weshalb die Aufhebung der Leibeigenihaft in den veutich: ruffifchen 
Dftfeeprovingen noch fo wenig mohlthätige Wirkungen gezeigt hat. Noch lebt dort der arme 
Bauer in feiner Rauchhütte wie zur Zeit feiner Knechtſchaft, pürftiger gekleidet wie zuvor, da 
auch der reiche filberne Halsſchmuck, mit welchem fonft wol die Hausfrau fih aufpugte, wenn fle 
zur Kirche ging, längft verfhwunden iſt. Unter diefen Umftänden darf man ſich gewiß nicht 
wundern, da der arme und unmiflende Lette den ſüßen Worten des ruſſiſchen Bopen begierig 
lauft, wenn ihm dieſer unter der Bedingung des Übertritts zur morgenländiſchen rechtgläu— 
bigen Kirche die Wiedererlangung eines eigenen ländlichen Herdes in gewiſſe Ausſicht ſtellt; 
daß die in dieſen baltiſchen Ländern von dem Lutherthum abgefallenen Landeseingeborenen zu 
vielen, vielen Tauſenden gezählt werden und die evangeliſche Landeskirche immer mehr zu einer 
Dienſtmagd der ruſſiſchen (?) herabſinkt.“ 

In demſelben Sinne redete auch der Verfaſſer des ſchon oben in einer Note angezogenen 
lehrreichen Artikels der „Gegenwart“, der, obgleich zu ſchwarz ausgemalt, doch jedenfalls großer 
Aufmerkſamkeit werth iſt. „Rückgängig ließ ſich die Freiheit nicht machen“, heißt es in einem 
der Abſchnitte deſſelben, „ſo erſchwerte man ſie denn in jeder Hinſicht. Ein alljährlich lösbares 
Accordverhältniß beſtimmte die Leiſtungen und Gewährungen. Gegenſeitige Steigerungen 
wurden deſſen natürliche Folge; die Folge dieſer Steigerungen war nun wieder ein vollſtändig 
feindliches Verhältniß zwiſchen dem grundbeſitzloſen Bauern und dem ob dieſer verlorenen Leib— 
herrenrechte ergrimmten Grundherrn. Das Recht der Freizügigkeit wurde beſonders in den 
erſten Jahrzehnten von den Bauern, in der Hoffnung, bei neuen Grundherren günftigere Be: 
dingungen zu erzielen, bis zum Übermag i in Anfprud genommen. Dadurd ging dad Heimat- 
gefühl beim einzelnen immer mehr verloren, und die Aderwirtbihaft im ganzen erlitt bedeu- 
tende Ginbußen. Der Bauer verarmte immer mehr, mit ibm und durd ihn der Adel.“ Ganz 
dernämlichen Anficht find auch Männer, die, wie der Kurländer Otto von Rutenberg, Eingeborene 
der baltifhen Provinzen find, und wenn auch Dr. G. Merkel im hohen Greifenalter fih von 
derjelben losgeſagt hat, nachdem er in feinem befannten Buche: „Die Letten in Livland“ (1797), 
zuerſt die Aufmerffamfeit auf das traurige Los dieſes Volfäftammes gelenft hatte, fo find auf 
Diefe legtere Schrift nicht weniger als auf die erftere Erwiderungen und Abfertigungen gefolgt, 
die, aus Fundiger Feder gefloffen, die Dinge in anderm Lichte zeigen. Die ganze Frage ift er: 
fhöpfend in dem Werfe eines Ungenannten behandelt, auf welches wir verweifen und deffen 
Titel folgender ift: „Die Zuftände des freien Bauernftandes in Kurland, von einem Patrioten‘ 
(2 Bde., 1860 und 1863). Daneben muß ein anderes Buch nicht außer Acht gelaſſen werben, 
betitelt: „Der Efte und fein Herr, von einem, der weder ein Efte noch deſſen Herr ift“ (1861). 
Uns geftattet ver Raum nicht, diefen hochwichtigen Gegenftand eingehender zu behandeln. Jedoch 
dürfen wir nicht unerwähnt laffen, daß Alerander II., ver erhabene Grüner der nicht von allem 
Grundbejig getrennten Bauernfreiheit in Rußland, feit 1863 darauf dringt, daß auch von dem 
Adel ver baltifhen Provinzen ven lettifchen und eftnifchen Bauern die Möglichkeit geboten 
werde, einen dauernden und gejiherten Grundbeſitz zu erwerben, und daß ſchon dazu, wenig: 
ſtens in Eſtland, die Ginleitung im Gange ift. 

Zur Vervolfftändigung diefes kurzen Abriffes Haben wir übrigens noch hinzuzufügen, daf 
der nicht zahlreiche Mittelftand in den gedachten Provinzen ein gebilveter genannt werben fanın, 
und daß er einen ſehr achtbaren Gelehrtenſtand in fi fhließt, welder von den Univerfitäte- 
profefforen und denen der Gymnaſien und untern Schulen, von den Pfarrern, Arzten, Redhtb: 
eonfulenten und Advoraten gebildet wird, denen man auch viele Mitglieder der ftädtifchen Be: 
hörden beizählen fann. Mitau, Riga und Reval haben ihre gelehrten Gefellihaften; Dorpat 
übt als Landeshochſchule einen wohlthätigen Einfluß, der ih auch auf das ruſſiſche Bildungsleben 
erſtreckt. Sodann erinnern wir noch daran, daß die ruſſiſchen Godificationsarbeiten fih auch auf 
baltiſches Provinzialrecht beziehen, und daß 1845 zwei Quartbände in deutiher Sprache erfihie: 
nen find, welche einen beträchtlichen Theil deſſelben zuſammenſtellen. Endlich muß geſagt wer: 
den, daß die drei Provinzen, wie die rein ruſſiſchen, eine Gouvernementsverfaſſung mit einem 
Civilgouverneur haben, und daß jede derſelben in Unterabtheilungen zerfällt, die man Kreiſe 
nennt, je vier oder fünf. Zufammen bilden die drei Provinzen ein Öeneralgouvernement, deifen 
Sitz im Schloffe zu Riga ift, wo eine nicht unbedeutende Feftung ihm im Nothfall Schutz ge: 
währt. Der Capitulation gemäß follte dieſes nur von Oſtſeebewohnern verwaltet werben, jedoch 
iſt ed wiederholt ſchon mit Ausländern, wie Marquis Paulucci, oder mit Nationalruffen ‚wie 
Fürſt Sumorov, befegt worden. 3.9. Shnigler. 
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Wacht, Zeitpacht, Erbpacht, Erbleihe, Emphyteuſe, Leib: und Zeitgewinngut u. ſ. w.) 
Das franzöſiſche Geſetzbuch hat nur wenige beſondere Beſtimmungen ſpeciell über Pachtcon— 
tracte. Unter dieſen erwähnt es einer in Deutſchland ſeltenen, dagegen im ſüdlichen Frankreich, 
in ven Ländern des gefchrießenen (Römiſchen) Rechts, auch in Oberitalien von ältefter Zeit ber 
gebräudlidhen, obihon im Abnehmen begriffenen Korn der Pacht, befonvers Feiner bäuerlicher 
Grundftüde, der fogenannten Halbpacht, welche darin befteht, daß der Pachter die gewonnenen 
Früchte mit dem Verpadter, in der Regel zur Hälfte, jedoch aud nad) andern Duvtifations- 
verhäftniffen, zu theilen hat. Ein Bachtvertrag diefer Art foll nicht übertragbar jein, ſofern 
die Befugniß zur Abtretung der Pacht im Bertrage nicht ausdrücklich eingeräumt worden (Code 
eivil, Art. 1763). Die Rechtfertigung dieſer Beflimmung und zugleich eine weitere Grörte: 
rung biefer fchlechteften Wirthſchaftsform ift in Roſcher's „Nationalökonomik des Ackerbaues“ 
(1860), Th. II, $.59 und S. 159 fg., nadhzufehen. Zur Aufhebung eines Bachtcontracts 
über Landgüter ift zufolge Art. 1766 des Code civil der Verpachter unter underm auch dann 
ermächtigt, wenn der Pachter das Landgut nicht mit Vieh und Geräthe verfieht, wie es zu deſſen 
Nugung erforderlid iſt. Erlaß am Pachtzinſe wird nad Art. 1769 nur bei auf mehrere Jahre 
geihloffenen Pachtverträgen in vem Falle bewilligt, wenn eine Ernte im ganzen oder wenigſtens 
zur Hälfte dur Zufall zu Grunde gegangen ift. Es bezieht ſich ein folder Pachterlaß jedoch 
nur auf bie Früchte, welche nod) auf vem Halm ftehen, nicht auch auf die andern. Durch aus- 
drückliche Übereinkunft fann der Pachter den Zufall, aber nur den gewöhnlichen durch Hagel, 
Dlig, Froſt und Abfallen ver Traubenbeeren, übernehmen; auf außerordentliche Zufälle, als 
Kriegsverheerungen und ungewöhnliche Überfhwemmungen, wird eine ſolche Übereinkunft nicht 
ausgedehnt, ſofern nicht aud die Übernahme unvorhergefehener Zufälle ausdrücklich be— 
flimmt ift. 

Sehr ausführliche allgemeine Beftimmungen über die Verhältniffe zwiſchen Pachter und 
Verpachter bei Landgütern enthält dagegen das Preußiſche allgemeine Landrecht (Thl. I, Tit. 21, 
$. 399 fg.). Unter Landgütern verfteht daſſelbe ſolche Beiigungen, mit welden Aderbau und 
Viehzucht verbunden ift. Die Pachtverträge über Landgüter follen ohne Unterfchied der Summe 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden, widrigenfalld die Pacht nur auf ein Jahr gültig ift. Bei einem 
böhern Pachtgelde, von 200 Thlrn. over mehr, foll der Bertrag ſogar ſtets gerichtlich oder no= 
tariell gefchloffen werben. Die Rechte und Pflichten des Pachters Hängen wefentlih davon ab, 
ob der Pachtvertrag in Baufh und Bogen errichtet ift oder nicht, ob Abgaben und Laften im 
ganzen oder nah Anſchlägen und Verzeihniffen übernommen find, ob die Grundftüde nad 
einem beftimmten Maße oder andern Gröfenbezeihnungen verpadtet find. Wenn der Pater 
die Zaften und Abgaben ohne nähere Beflimmung übernommen hat, jo hat der Verpachter nur 
die Intereffen der Hypothekenſchulden und die aus Verträgen oder Teftanıenten auf dem Gute 
baftenden Zinfen und fortlaufenden Präftationen zu vertreten. Die gemeingemöhnlidhe Erz 
haltung ver zur Randwirthfchaft gehörigen Gebäude in Dah und Fach, der Dämme, Teiche, 
Wege, Gräben, Brüden, Verzäunungen, Gehege, Mühlen und Wafferleitungen liegt in ber 
Regel dem Pachter ob, wogegen er bei andern ohne fein Verſchulden entftandenen Reparaturen 
dem Berpadter nur mit den auf dem Gute gewonnenen Materialien und ven entbehrlichen 
Dienftleiftungen des Geſindes und der Dienftboten zu Hülfe zu kommen bat. Ungewöhnliche 
Unglüdsfälle und Zufälle hat in der Regel der Verpachter zu vertreten, auch beim Vieh und 
Feldinventarium, fofern daffelbe nicht dem Pachter eigenthümlich gehört oder er dad Inven— 
tarium ale eifern übernommen bat. Abgefehen von einzelnen Vorſchriften über Partialremif: 
fionen bei Miswachs durch Froft, Dürre, Hagel, Heufhreden, Überſchwemmung u. f. w., beim 





1) Vgl. zuvörberft den Art. Miethe, und wegen ber bäuerlichen Zeit= und Erbpacht, Erbleihe u. ſ. w. 
den Art, Agrarverfaffung und Agrargefeggebung. Ruͤckſichtlich des Begriffsunterfchiedes zwifchen Pacht 
und Miethe wird auf den Art. Miethe zurücgewielen, wo aud) bereits von einigen dem franzöftfchen 
Civilgeſetzbuch eigenthümlichen Arten von Pachtverträgen, namentlich des Viehes ohne Verbindung mit 
einem Landgut (cheptel ordinaire und à moitie) die Rede gewefen ift. 
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Viehſterben infolge von Seuchen, bei Brandfhäden und für eigenthümliche Wirthihaftsrubrifen, 
als Fifchereien, Mühlen u. ſ. w., fann der Pachter eine allgemeine Remiffton am Pachtzinſe nur 
infofern fordern, ald er nadhzumeifen vermag, daß dad But in dem laufenden Wirthſchafts— 
jahre durch alle Rubrifen zufammengenonmen nad) Abzug der Ausgaben nicht fo viel, als ver 
Pahtzind ausmacht, getragen hat. In Bezug auf Kriegsfhäden trägt der Verpachter alle Be: 
fhädigungen der Subftanz des Gutes und des Inventariumd und alle Abgaben und Laften, 
welche bei Gelegenheit des Kriegs der Subftang aufgelegt werben, auch feindliche Brandſchatzun⸗ 
gen und Gontributionen, fofern legtere nicht ausdrücklich auf die Perfonen geſchlagen find; 
überdies hat Verpachter dem Pachter auch Naturallieferungen an den Feind anſchlagsmäßig zu 
vergüten, fobald dieſe Naturallieferungen nit in Heu, Stroh und andern nit für den Ver: 
Fauf, fondern nur für Die Wirthſchaft angefhlagenen Gegenftänven beftehen. Die Beichäbigun: 
gen der Früchte und die von diefen zu entrichtenden Laften und Abgaben muß hingegen der 
Pachter tragen. Gleich vollfländige Vorſchriften enthält dad Preußiſche Allgemeine Landrecht 
für die Rückgewähr des Pachtguts nad) beendigter Pachtzeit oder für den Fall der Entfegung 
des Pachters, wobei nicht blos lebendes und todted Inventarium, wie Vorräthe, ſondern auf 
der Düngungszuftand, die Ausfaat, die Pflugarten u. f. w. in Betradpt fommen. Kein Pater 
darf, abgefehen von fpeciellen Bertragsbeflimmungen, Stroh und andere zur Vermehrung des 
Düngers dienliche Materialien veräußern und vom Gute fortbringen, foweit dergleichen nibt 
zur Landeslieferung verlangt wird. Bemerkenswerth als Ergebniß fortgejhrittener landwirth— 
ſchaftlicher Einjicht ift ver, eine entgegengejegte Beftimmung des Allgemeinen Landrecht befeiti: 
gende $. 9 des Preußifchen Landesculturedictd vom 14. Sept. 1811, „daß bei Erhaltung bes 
Viehſtandes und refp. bei Rückgewähr veifelben nicht ſowol auf die Zahl des Viehs als vielmehr 
darauf gefehen werden foll, daß nach dem Gutachten Sahverftändiger eine wenigſtens ebenfo 
ftarfe Quantität jelbftgewonnenen Futters ald vorher durch das vorhandene Vieh wirthſchafilich 
confumirt wird, 

Als gemeinübliger Nüdgewährdtermin gilt bei Landgütern Johannis (24. Juni, reip. 
1. Juli.) Je nad den verſchiedenen Landeötheilen, Provinzen und Güterarten find aber auch 
andere Termine, Georgi, 23. April, oder Michaelis, 29. Sept., hergebradt. 

Der Rüdftand zweier Pachttermine berechtigt den Verpachter, wie auch den Vermiether, 
dem andern Theil den Contract nod vor Ablauf der bedungenen Zeit aufzufündigen, 

Eine weitere Unter: oder Afterverpadtung ift in der Negel nur da geftattet, wo ein Pacht⸗ 
gut mehrere Wirthihaftsrubrifen oder Vorwerke hat. 

Bemerkenswerth ift nod) das im Nömifchen, im Preußifhen und im Franzöſiſchen Recht 
dem Verpachter für Anfprühe aus dem Pachtverhältniß beigelegte Pfandrecht theild an den 
vom Pachter auf dad Pachtgut eingebradten Sachen (invectis et illatis — dem dem Pachter ges 
hörigen Inventarium, theild an den geernteten, refp. vom Boden getrennten Früchten. Sebr 
üblich ift auch die Beftellung einer Pachtcaution im baaren Gelve, wofür Verpachter Sicher: 
heit leiftet. 

Die Bedeutung, welde die Gefeggebung der Lehre über Verpachtung der Landgüter beilegt, 
hängt großentheild davon ab, ob die Benugung, vorzugsweije der großen Güter, bierunter 
namentlid aud der Domänen, mehr durch Selbſtbewirthſchaftung und Adminiſtration oder 
durch Verpachtung gemeinüblich ift. Bei den Heinern, insbefondere bei den früher abhängigen, 
durch die Ugrargejeggebung in Eigenthum verwandelten bäuerlichen Befigungen find Verpach— 
tungen feitend der Fleinern Grundeigenthüner im Umfange des preußiſchen Staats jelten, 
während bei den größern Gütern in der Rheinprovinz und einem Theile von Weftfalen Par: 
cellarverpachtung die Regel bildet, dagegen in den Öftlichen Provinzen des preußifchen Staats 
die Verpachtung der großen Bejigungen meift im ganzen und nicht in Parcellen geſchieht, übri— 
gend ebenjo häufig die Selbſtbewirthſchaftung folder Güter feitend der Privatbefiger vorfommt. 
Bei den zahl: und umfangreihen Domänen des Staatd bildet die Verpachtung fat die aud: 
nahmdöloje Regel, foweit nicht einzelne Domänenvorwerfe für befondere Zwecke — Geſtüte, 
Remontedepotd, Tandwirthfhaftliche Akademien, Stammfhäfereien u, dgl. der Staatsverwal— 
tung vorbehalten jind. 

Megen der Berpadtung der Domänen find in fpäterer Zeit fehr detaillirte, die mit jeder 
neuen Verpachtung fleigende Höhe des Pachtzinſes fihernde Verordnungen und Inftructionen 
erlafen; fie finden ji in dem Werfe von 2. von Rönne: „Das Domänen:, Forft: und Jagd— 
wefen des preufifchen Staats”, abgedrudt. Liber die frühern Marimen der preußiichen Ne: 
gierung bezüglich der Benugung der Domänen ift auf Nicolai: „Ofonomif:juriftiihe Grund: 
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fäge von der Verwaltung des Domänenweſens in ben preußifhen Staaten“ (Berlin 1802), 
zu verweifen. 

Bei den regelmäßig duch Verpachtung benugten größern Gütern, insbefondere bei den 
Domänenverpadtungen wird vom Verpachter fein Inventarium mehr mit übergeben; vielmehr 
gehört dies legtere flet8 dem Pachter eigenthümlich, welder e8 beim Erlöfchen ver Pacht weg: 
nimmt oder feinem Nachfolger nad Abkommen oder gegen eine Tare überläßt. Zum Eigen— 
thum des Pachters, refp. zu feinem ebenfo zu behandelnden Inventarium gehören nicht felten 
mehr Eoftjpielige Babrifationsanftalten, Gebäude, Meliorationsanlagen, Deiche, Draind u. f. w., 
für melche der Fiscus bei der Rückgewähr feinen Erſatz leifter. 

Bon welder Bedeutung das Pachtſyſtem für die Domänengüter in Preußen ift, ergibt ich 
unter anderm daraud, daß, und zwar hauptſächlich nurin den ſechs öftlichen Provinzen, achthundert 
und einige vierzig Vorwerke, reſp. felbftändige Domänengüter mit einem Areal von 1,156000 
Morgen nugbaren Landes noch vorhanden find. 

Die Verpahtung der Domänen erfolgt im Wege des Meiftgebots, wobei die Staatd- 
regierung fi die Auswahl unter ven drei Meiftbietenden vorzubehalten pflegt. 

Während in allen Theilen des Vereinigten Königreichs Großbritannien die Zahl kleinerer und 
mittlerer Gigenthümer (Freeholders) mehr und mehr abgenommen hat, während ſich der Grund 
und Boden Englands in den Händen von nur 40—50000 Familien befindet und in 286000 
Pachtungen von duchfänittlih 50 Heftaren (circa 200 preußifche Morgen) zerfällt, dagegen 

der Boden Frankreichs unter 5 Mill. Orundbefiger in 130 Mill. Parcellen vertheilt und von 
7 MU Bamilienhäuptern beftellt wird, zählt Preußen, abgefehen von den fleinern Beſitzungen 
unter 5 preußlihen Morgen in der Anzahl von 1,099333, an Beflgungen von 5—30 Morgen 
über 600000, deren eine Hälfte ſchon die Grundlage eines eigentlichen Bauernftandes und 
tüchtiger Aderbaunahrungen bildet, an Befigungen zwiſchen 30 und 300 Morgen aber 391596 
und von 3— 600 Morgen 15079, bei 18200 Befigungen über 600 Morgen, welde ſämmt— 
liche Befigungen meiftentheild im Eigenthum und gegenwärtig im vollftändigen und freien 
Eigenthum befeffen werden. (S. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung, Grundver: 
tbeilung und Dismembrafion.) Kleine Eigenthümer fommen in England nur noch in ein- 
zelnen Grafſchaften in erhebliher Zahl vor. In Irland Herrfcht bekanntlich Parcellarverpadhtung. 
Aud in den andern Theilen Großbritanniens gehört die Selbſtbewirthſchaftung der größern Güter 
durch die Eigenthümer zu den Ausnahmen, fofern ſich nicht der große Grundeigenthümer einen 
Theil feiner Befigungen zur Einrihtung von Muftern und Borbildern für die Wirthſchaft feiner 
Pächter vorbehätt. Weil die Landwirthſchaft in Großbritannien faft ausfhließlih von Päd: 
tern (farmers) betrieben wird, nennt man dort jede Landwirthſchaft eine Farm und jeden Land: 
wirth einen Barmer. Die großen Befigungen jind in mehrere einzelne Pahtgüter von verſchie— 
dener Größe je nad ihrer höhern oder geringern Gultur, der Verbindung von Viehzucht und 
Viehwirthſchaft, dem Umfange der Weiden u. f. w. getheilt. Auch über die Größe der engliſchen 
Vachthöfe jind die erwähnten Artifel nachzuleſen. Intereffante Mittheilungen über die Zu: 
Rände ver Pächter und das Pachtſyſtem am Ende des vorigen Jahrhunderts gibt Thaer in feiner 
„Ginleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft“ (1, 21 fg.), wobei er im dritten 
Bande, ©. 25, die Bor: und Nachtheile des Pachtſyſtems im Verhältniß zu Heinen freien Grund: 
eigenthümern, wie fie gegenwärtig glüdlicherweife in Deutfhland die Regel bilden, eingehend 
ſchildert. Auch jegt trifft diefe Schilderung im allgemeinen noch zu, fo ſehr ſich auch ſeitdem in 
England ver Pächterftand, wie deſſen Intelligenz und Induftrie, in naturgemäßer Wechſel— 
wirkung mit Inpuftrie, Mafhinenmwefen und Weltverfehr gehoben hat. Die größern Vortheile 
des Pachters und die Möglichkeit einer Auswahl von Landwirthfhaften, wie jie für Kapital 
und andere Berhältniffe des Landwirths paffen, haben dazu mitgewirkt, daß die fleinen Grund: 
eigenthümer ihre Befigungen an die größern verfauften und ed vorzogen, deren Pächter zu 
werden, und mag ed außerdem richtig fein, daß auf diefe Weife bei ver Trennung des Vermögens 
einerfeit8 des Grundeigenthümers, andererfeit8 derjenigen, die den Ader bebauen, im ganzen 
mehr Kapital dem Betriebe des Aderbaues zufließt und in demſelben umgefegt wird. In Eng— 
land gehört das Inventarium in der Negel dem Pachter, und ed erklärt ji wol hieraus bie 
außerorbentliche Verbeflerung von Viehraſſen, Ader: und Wirthfhaftsgeräthen, landwirth— 
ſchaftlichen Mafhinen u. f. w. Im übrigen find die Pachtſyſteme Englands fehr verſchieden. 
Auch jegt werben noch Pachtungen auf Willkür, bei welchen jeder Theil in jedem Jahre kündi— 
gen kann, wie fie Thaer, a. a. O., Bd. I, Abthl.2, S. 73 fg., ſchildert, ſowie Pachtungen auf 
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beſtimmte Termine, die beſſern auf 19 oder 21 Jahre, ingleihen Pachtungen auf eines oder auf 
auf zweier oder dreier Menfchen Lebendzeit vorfommen. 

Diefelbe Frage, welche nod gegenwärtig über die größern oder geringern Vorzüge vet 
Groß: oder Kleinbefiged unter Land: und Staatswirthen geführt wird, ſchwebte auch ſchon va: 
mals, als Thaer feine „Einleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft“ ſchrieb. Die 
intereffanten Grörterungen (Bd. II, Abthl. 2, S. 91 fg.), welche fi aud auf Pachtungen be: 
ziehen, fließt Thaer mit dem zu allen Zeiten zutreffenpften Rathe, „vaß der Staat fi in die 
Bewegung des Güterbefiges nicht miſchen jolle” ; wenn Recht und Eigenthum gefhügt find, fo 
möge die Gefeggebung die freie Bertheilung der Orunpftüde und Pachtungen der Willkür ein 
jeden überlaffen und nur die Hinderniffe veralteter Formen aus dem Wege räumen. Dann 
werde von felbft diejenige Vertheilung ded Grund und Bodens erfolgen, welche nad) Zeit: un 
Ortsverhältniß in Nüdjicht auf Production, Nationalreichthum und Bevölkerung die vortbeil: 
haftefte if. Zu große Güter würden parcellirt, zu Fleine zufammengefchmolzen werben. 

In literarifher Beziehung ift noch jegt ald empfehlendwerth anzuführen: des Oberlandet: 
Öfonomiecommiffard Meyer „Orundfäge zur BVerfertigung und Beurtheilung richtiger Padı: 
anfchläge über alle Zweige der Landwirthſchaft, mit einer Vorrede von Thaer“ (1809). Da: 
ſelbſt ift auch der Unterfchied zwifchen Pacht- und andern Ertragsanſchlägen erörtert. Dal, auch 
von Flotow, „Verſuch einer Anleitung zur Fertigung der Ertragsanfchläge über Lanpgüter, be: 
fondersd über Domänen‘ (1820). 

Bei bäuerlihen Gütern ift das Zeitpachtverhältniß nur da fein machtheiliges, wo, wit 
3. B. in Schleöwig:Holftein, eine gerechte und billige Gefinnung bei den Gutsherren im ganzen 
vorherrfcht und die bäuerlihen Familien, flatt fie zu drücken, im Befige zu erhalten beitrebt if, 
(S. hierüber Dr. G. Hanffen, „Die Aufhebung der Leibeigenfhaft und die Umgeſtaltung der 
gutsherrlich bäuerlichen Verhältniffe in den Herzogthümern Schleswig und Holftein“, 1861.) 

Im allgemeinen gaben aber vorzugsweiſe vergleihen bäuerliche Zeitpachtverhältniſſe ſhen 
feit lange Anlaß und Antrieb zur Erbpadt. Zur Vererbpachtung der Domänen, bejomdert 
bei Zerlegung der größern Vorwerke in kleinere Güter, waren die Regierungen ſchon in früherer 
Zeit in verfhiedenen Rändern übergegangen, mit Rückſicht auf die mangelhaften finanziellen 
und abminiftrativen Einrichtungen im Verpachtungsweſen, zumal die vollftändige Veräuferung, 
die Übertragung des Eigenthums der Subftanz an Dritte, meift verfaffungsmäßig, ſei ed dur 
Verträge der Negentenfamilien unter fi, oder mit den Landftänden, verboten war. Aus der 
Vererbpachtung der Domänen, und zwar in der Negel mitteld Zertheilung derſelben in Heiner 
Bauergüter, aud Überlaffung an Eoloniften, ift freili nachher ein volles und unbefhränftet 
Eigenthum der Befiger hervorgegangen. In Brandenburg: Preußen geht als Staatämarım, 
im Intereffe der Kräftigung des Landes durch Vermehrung der Bevölkerung und eines wohl 
habenden Bauernflandes, die erbliche Uberlaffung der Domänen mittelö Zergliederung det De: 
mänenvorwerfe und Austheilung des Landes an einzelne Familien ſchon auf das 16. Jahı: 
hundert zurüd. Sie wurde von König Friedrich) I. lebhaft aufgenommen, fpäter von ihm und 
feinem Nachfolger aber wiederum verlaffen, dann jedoch, hauptfächlich durch den Einfluß Tharr d, 
des erleuchteten Begründers der rationellen Landwirthſchaft, im erften Jahrzehnt dieſes Jahr: 
Hundertö wiederum aufgenommen. R 

Über die ältern Maßregeln ift von Nönne, „Domänen:, Forſt- und Jagdweſen des peupt 
ſchen Staats”, ©. 36 fg., ferner S. 60 fg., S.108 fg. und ©. 168 fg. zu vergleiden, Man be⸗ 
nugte auch anderwärts die Vererbpachtung der Bauergüter, um das fchäpliche Leibeigenthum 
aufzuheben und deſſen Verwandlung in beffere, perfönlih und dinglich freiere BVerbältnife zu 
bewirken. Diefen Zived verfolgte unter anderm im Fürſtenthum Münfter die Erbpachtorbnung 
vom 21. Sept. 1783, welche aldbald ver (Reib:) Eigenthumsordnung vom 10. Mai 1770 md: 
folgte. Allerdings hatten auch ſchon die dortigen Reibeigenen einen Erbnießbrauch an ihren 
Höfen, wie denn überhaupt bei den bäuerlichen Höfen Freiheit der Perfon häufig dem Pad: 
beiig, und Leibeigenthum dem erblihen Beſitz, der Erbleihe, entſprach. Wie andererjeitt It 
verſchiedenen deutſchen Ländern und Provinzen das urfprüngliche erbliche Beſitzverhaͤltniß di 
Bauern’in Zeitpacht verwandelt worden ift, hat der Art. Agrarverfaflung und Agrargeleh‘ 
gebung ausführlid dargeflellt. Die dadurch und durch Ginführung des Römiſchen Rechte bau 
fig verwifchten Grenzen einerfeitö zwifchen zeitweifem Befig beftimmter Jahre oder auf Lebent⸗ 
zeit (Zeitpacht, Zeitgewinn) und andererſeits einem Erbnießbrauch und erblichen Nuhunge⸗ 
rechte, haben die Agrargeſetzgebung hin und wieder genöthigt, reſp. für zeitweiſen und für eb 
lien Befig der Bauergüter, fpecielle Kriterien aufzuftellen. So geſchah dies z. B. in dem 
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frembländifchen Geſetz für das vormalige Großherzogthum Berg, betreffend die abgeſchafften 
Rechte und Abgaben vom 13. Sept. 1811, Art. 12, und im Anſchluß daran in dem preußiſchen 
Gejeg über die den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhältniſſe und über die Realberechtigungen 
in den Landestheilen, welche zu dem ehemaligen Großherzogthum Berg eine Zeit lang gehört 
baben, vom 21. April 1825 im $. 22 Hinfichtli der Leib- und Zeitgewinnsgüter. Bloßen 
Zeitpächtern follten außerdem diejenigen bäuerlichen Wirthe gleihgeachtet werben, deren erb⸗ 
lihes Recht bei ver Verleihung auf höchſtens drei Vererbungsfälle oder auf eine Zeit von höch— 
fiens hundert Jahren beihränft worden war. 

Die Erbpadt iſt jedoch ald ein nicht blos von der Pacht, fondern andererfeitd auch von Dem 
erbliden Golonat: und Baurechte ded Bauernftandes unterſchiedenes Inftitut aufzufaflen. Sie 
ift auß jenem erblihen Golonatdrechte unter Anwendung römiſch-rechtlicher Inſtitutionen, ins— 
bejondere ver Emphyteuſe, erwadjen, häufig aber in den ältern Gefegen, beſonders in 
den Berleihungsurfunden mit dem Erbzins, einer Art geteilten Eigenthums, vermifcht worden. 
Beim Erbzind iſt dad Ober: und dad nugbare Eigenthum zwifchen dem Erbzinsherrn und Erb 
zinsmann dergeftalt getheilt, daß jenem das erftere, dieſem daß legtere zufteht, während der Erb— 
päcter Feinerlei nugbares Eigenthum an der Subflanz der Sade, fondern lediglich ein erbliches 
Nießbrauchsrecht hat. (Eichhorn, „Einleitung in das deutfche Privatrecht““, $$. 160, 255, 
259 u. 260.) 

Die Emphyteufisdes Römifhen Rechts, welde der [pätern römischen Zeit angehört, 

bezeichnet den Inbegriff der Rechte und Pflihten des Empfängers eines fruchttragenden Aders 
ober eines Gebäudes, Planes u. f. w. (ded emphyteuta) zum DVerleiher (dominus emphyteu- 
seos), gegen die Bedingung, die Sache nicht zu verfchlehtern und dafür eine Abgabe an den Ber: 
leiher zu entrichten. Der emphyteuta hat nur Nutzungsrechte, jedoch den vollen Gebraud und 
die Erzeugniffe ver Sache, ift infoweit aber auch über die Subftanz der Sache zu verfügen be— 
fugt, als er die Ausübung des Rechts einem andern überlaffen und legtered unter Lebenden 
und auf den Todesfall veräußern, die Sache verpfänden, nicht aber mit Servituten bejchweren 
darf. Bei feinem Todesfalle erben die Inteftaterben die Einphyteufe, wogegen der emphyteuta 
alle auf der Sache ruhenden Laſten tragen, diejelbe gehörig vultiviren, zu Veräußerungen indeß 
die Zuftimmung ded Herrn einholen und dafür ein Zehn: oder Handgeld geben muß. Es geht 
dies emphyteuticarifche Recht auch dann verloren, wenn der Zins oder Kanon in zwei, bezüglich 
drei Fahren nit gezahlt wird. 

Mad Analogie jener römiſchen emphyteusis jind bejonders flädtifche und geiftlihe Grund: 
ſtücke in den von Deutfchen colonifirten flawifchen und polnischen Ländern an fogenannte Zeit: 
emp&yteuten oft auf 30— 40 Jahre und länger over auch erblich verliehen worden. 

Unter ver Erbpacht hingegen verfteht das Preußiſche Allgemeine Landrecht das vertrags— 
mäßig erblich eingeräumte vollftändige Nugungsreht einer fremden Sache gegen einen damit 
im Verhältniß ſtehenden Zins. In der Regel ift das Erbpacdtreht ein immerwährendes und 
geht auf alle Erben des Befigers ohne Unterſchled über; es kann jedoch der Vertrag aud) auf 
gewifle Grade oder Generationen gejhloffen werden. In zweifelhaften Fällen wird gegen ein 
wirfliches Erbpachtrecht und für ein nur eingefchränftes Nutzungsrecht vermuthet. Der Erb: 
vachtzins ift in der Negel unveränderlich; er kann jedoch auch, wie dies häufig bei Vererbpad- 
tungen bäuerliher Güter, von Mühlen u. |. w. geihehen, nad Maßgabe der periodiſch wech— 
felnden Durdfchnittöpreife gewiſſer Fruchtarten, rejp. nach einem periodifh zu erneuernden 
Nugungsanfhlage erhöht oder vermindert werden. Ein Erbſtandsgeld fann bei Erridtung 
des Vertrags theils ald Einfaufögeld, theils aber auch ald Caution flipulirt werben. Die Erb- 
ſtandsgerechtigkeit, das vollſtändige Nutzungsrecht an der Sache ift volles Eigenthum des Erb: 
pachters; er darf darüber frei verfügen, daflelbe veräußern und aud) verpfänden. Daher wird 
aud für die Erbpachtgerechtigkeit ein beſonderes Hypothefenfolium angelegt. Bei fortwähren: 
der Berringerung deö Ertrags durch unvermeidlihen Zufall, ſodaß die ftipulirte Erbpacht aus 
dem Erbpachtſtücke nicht mehr gewonnen werden fann, hat der Erbpadter einen Remiſſions— 
anſpruch, wenn er dur unvermeidlichen Zufall ohne fein Verfhulden außer Stand gefegt ift, 
fein Recht ein oder mehrere Jahre lang auszuüben. Wegen Ausfalld an Früchten und Nugun- 
gen Hat er ald Inhaber des Nugungsreht3 bei Unglüdöfällen feinen Nachlaß zu forbern, 
Wie bereitd in dem franzöftfhen Gefetzbuch, jo ift auch fpäter, theils in den Verfaflungen, 
theils in bejondern Gefeggebungen deutſcher Länder gleichzeitig mit dem getheilten Eigenthum, 
mit dem Erbzindverhältnig und Lehn das Erbpadhtverhältnig ganz aufgehoben und deren Er: 
richtung für die Zukunft unterfagt. Namentlich beftimmt das preußiſche Geſetz, betreffend bie 
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Ablöfung der Neallaften und die Regulirung der gutößerrlien und bäuerlichen Verhältniffe 
vom 2. März 1815 im $. 2, daß ohne Entfhädigung aufgehoben werden: das Obereigenthum 
des Guts- oder Grundherrn und des Erbzinsheren, desgleihen das Eigenthumsrecht des Erb: 
verpachters, indem der Erbzinsmann und Erbpachter mit dem Tage der Rechtskraft des Ge: 
feges und lediglih auf Grund deffelben das volle Gigenthum erlangen. Ebenfo foll die Des 
rechtigung des Erbverpachter oder des Zindberechtigten, den ihm zuftehenden Kanon oder Zins 
willkürlich zu erhöhen, aufhören. Selbftverftändlih find mit diefer Aufhebung des Ober: 
eigenthums, refp. des Eigenthums ded Erbverpachters nicht zugleich die aus diefem Verbält: 
niffe entfpringenden Berechtigungen auf Abgaben oder Leiftungen oder ausdrücklich vorbehal- 
tene Nugungen aufgehoben. Vielmehr bleiben diefe Berechtigungen bis zu ihrer Ablöfung 
mit ihren bisherigen Vorzugsrechten im Vermögen ber Verpflichteten fortbeftchen. 
W. N. Lette, 

Pair, Pairie. Die Ausvrüde Pairie, Pair ſtammen von dem lateinijhen Worte par, 
d.h. glei, paritas, Gleihheit, umd bezeichnen zunächſt und im allgemeinen einen Zuftand der 
Gleichheit, namentlid die Gleichheit ded Standes.) 

Wenn nun die Stände fharf gefhieden und jeder derfelben im Beflge eines ihm eigenthüm- 
lihen Rechts ift, die Nechtdeigenthümlichkeiten der verfhiedenen Stände aber um fo meniger 
von gewiffen allgemeinen, fänmtlihe Stände zu einem organifhen Ganzen vereinigenven 
Rechtsſyſtem beherrfcht werden, je mehr die verſchiedenen Stände auch verſchiedene local be: 
flimmt getrennte Gruppen darftellen (Bürgerftand und Stadt, Bauernfland und Dorfleben, 
Nitterftand und Burgen=, Kriegs: und Hofleben), jo wird jeder Stand feine eigene Autono: 
mie und Jurisdiction üben, und für jeden ein befondered® commercium et connubium ent: 
ftehen. Der Staat tritt natürlich bei einer folhen Entwidelung immer weiter zurück; das ganze 
Leben des Individuums geht in den localen und fändifchen Kreifen auf, und der Verlauf einer 
folden Bildung fann fein anderer fein, ald daß allmählich die trennende Schärfe der Gegenſätze 
zu Ounften einer höhern Zufanımengehörigfeit abnimmt, ſei ed, daß der Staat, im Verbältnig 
zu welchem die fraglichen Gegenfäge entſtanden, fie felbft nad) und nad) überwindet, fei es, daß 
legtere zwar den Staat zur Auflöfung bringen, dann aber innerhalb der von ihnen Hervorge: 
brachten engern Kreife, ja gerade durch die Entftehung diefer, überwunden werben. 

Die Pairie nun ald ein vorherrfchend politifher Stand und demnach als eine politifche In: 
ftitution ift ein Erzeugniß des Feudalismus (‚C'est au sein du gouvernement f&odal que la 
Pairie prit naissance”; Rogron, „Cod. polit.”, &. XXIX) und muß daher ihre Wiege eben: 
dafelbft gefucht merven, wo die ded Lehnweſens gefunden wurde (Held, „Staat und Gefell: 
ſchaft“, II, 331 fg., und deflelben Art. Lehnwefen im „Staats :Xerifon‘‘). Wenn man aber 
erwägt, daß das Lehnweſen felbft auf einer Mehrzahl von allgemeinen germanifhen Eharafter: 
zügen in Verbindung mit vielen nicht minder allgemeinen Zeitumftänden berubte, ja daß etwas 
dem Feudalismus Ähnliches fi unter den mittelalterlihen Zuſtänden verwandten Zuftänden bei 
jehr vielen Völkern findet und finden muß?), fo folgt, daß, obgleich die Pairie in ihrer ſpeci— 


1) So hießen } B. im 11. und 12. Jahrhundert die Beamten in den franzöfifchen Städten, melde 
bas Gericht der Stadt bildeten und bie ftädtifchen VBerwaltungsangelegenheiten beforgten, nicht blos 
jurati oder scabini, fondern auch mitunter pares. Bisweilen werden fogar alle Mitglieder einer Ge⸗ 
meinde jurati et pares genannt. Schmidt, Geſchichte von Franfreih (Sammlung von Heerem und 
Ufert), I, 331. Wenn ſich aber bis zum Ausgange ber Rarolinger alle Gleichen unter ſich pares nann⸗ 
ten, jo wurde dieſe Bezeichnung doch fchon in der angegebenen Periode hauptſächlich für die Schöffen 
eines und befielben Gerichts gebraucht. Collin de Plancy, Dictionaire f&odal, II, 123 fg., wo es am 
Schluß heißt: „Aujourd’hui les pairs sont, comme d’abord, des hommes égaux en dignite, qui 
s’occupent, avec les representants du peuple, des grands inter&ts de la nation, et qui com- 
posent le tiers de notre corps legislatif”‘ (nämlidy 1820!). Vgl. auch Dupin und Laboulaye, Glos- 
saire de l'ancien droit frangais, s. v. pair, und Waig, Deutiche Verfaffungsgefchichte, IV, 177, 
276, 467, 492, 511, 514. Wie weit übrigens die Idee der judicia parium gegangen, wie fie füch 
ſelbſt auf die alleripeciellften Berhältniffe erftreckte, ift aus den Mittheilungen Ofenbrüggen’s über die 
„Unzüchter in Bafel, den „Narrenrath“ in Appenzell, den „großmächtigen Rath‘ in Zug, das „Saus 
gericht‘, das „Kolenberger Gericht“ u. ſ. w. (Deutiche Rechtsalterthümer aus der zo, Zürich 
1858, Heft 1, ©. 1 fg., 8, 13 fg.) zu entnehmen. Über ein judicium parium ber Juden vgl. Gneift, 
Englifches Berfaffungs » und Verwaltungsredht, 1, 134. 

2) So ſcheinen z. B. die Daimios in Japan eine Art von Pairscurie zu bilden. Vgl. augsburger 
Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1863, Hauptbl. 185, S. 3062, 
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fiihen Ausbildung und Bedeutung zunächſt franzöfifchen Urfprungs ift?) und auch in England 
mit der Eroberung der Normannen zufammenbängt, etwas ihr Ähnliches nicht nur bei allen 
germanischen Völkern, ſondern auch, unter ähnlihen Vorausfegungen, bei fait allen Völ— 
fern vorfommen müfle. 

Pairie im Sinne ded Lehnſtaats ift derjenige Stand, welder vorzüglih auf dem Grunde 
eined großen herrſchaftlichen feudalen Beſitzes und einer ebenbürtigen Abftammung (aus: 
nahmsweiſe mol aud ohne legtere auf Grund eines hohen weltlichen oder geiftlichen Amts) be— 
rubt und feinen Gliedern, die von allen Angehörigen des Landes dem Oberhaupte veflelben 
am nächften ſtehen, eine Reihe befonderer ausgezeichneter Rechte, namentlich das der Ebenburt 
mit dem Oberbaupte (daher eigentlich pares regni; der Ausdruck pares curiae gebt mehr auf 
die Conſequenzen der Standeögleihheit für ihre Verhältniffe untereinander, obwol die Pairs— 
curie auch für die Gollifionen verfelben mit dem Oberherrn competent war), alfo der Standes 
gleihheit mit ihm verlieh.*) 

Aus dem Begriffe der Pairie ald erfter Stand, d. h. ald eine befondere, und zwar ald die 
ausgezeichnetſte Rechtsgemeinſchaft, ergeben ſich aber fofort ſchon nachſtehende Folgerungen von 
ſelbſt: 1) die Pairie muß ihren eigenen Geift gehabt haben, der, wie der aller wahren Stände, 
jedenfall ein politifcher geweien fein muß ; 2) der Staatdidee und der concreten Verwirflihung 
derjelben gegenüber fann dieſer Geift, wenn richtig erfaßt, nur der Geift der höchſtgeſteigerten 
politiihen Pflicht gemweien fein; 3) die Pairie mußte aber auch zwiſchen ven Standedgenoffen 
jelbft eine Reibe bejonderer Pflichten begründen. 

Aus dem Begriffe der Pairie Al des der Krone nächſtſtehenden, mit ihr gewiffermaßen 
identifieirten Standes aber erflärt ed ih, daß die Zahl ihrer Glieder bei dem pyramidenför- 
nıigen Aufbau der mittelalterliben Ständeglieverung niemals eine jehr große fein konnte, und 
dag die Bairie in ihrer urfprünglichen Bedeutung überall die Schidfale des Feudalſyſtems thei- 
len, alfo entweder mit diefem untergehen , oder zeitgemäß modificirt werden mußte. 

Heben wir nun nohmals hervor, day die Elemente einer Pairie im Sinne der germanifchen 
Culturwelt ein großer politifch befonders gearteter erblicher Grundbefig und eine ebenbürtige 
Geburt oder, ihr analog, eine hohe geiftlihe Würde geweien, ihre Hauptconfequenzen in einer 
gewiſſen Gleihftellung mit dem Staat8oberhaupted), welches nur ald primus inter pares er: 
fheint, beftanden, ihre widhtigfte Wirkung aber eine eigenthümliche entſchieden ariftofratifche 
oder oligardiiche Art von Föderalismus in dem fraglichen Staate war, gehen wir dann zu einer 
kurzen Geſchichte der Pairie in den einzelnen europäifhen Hauptländern und endlich zu einer 
gedrängten Würdigung der Verbindung derfelben mit den gegenwärtigen Organifationen der 
conftitutionellen Körper (Ein- oder Zweikammerſyſtem) über. 

Die erften Paird von Frankreich, ihrer feh8 an der Zahl, waren die Herzoge der Normanz 
die, von Guyenne und Burgund, dann die Grafen von Touloufe, Champagne und Flandern, 


3) Die franzöftfchen Pairs waren die Beflger der großen Thronlehen, deren Vorfahren einft die 
Vairs des erften capetingiichen Königs vor feiner Erhebung auf den Thron gewefen. Seit den Zeiten 
Philivp’s Il. führten fie zur Unterfcheidung von allen andern Bafallen den Namen Pairs von Frank— 
reich. Mach dem allgemeinen PBrincip des germanischen Mittelalters waren fie die alleinigen Richter in 
Rechtsſachen ihrer Standesgenoffen und hieß ihr Gericht, dem der König präftdirte und welches fih am 
Hofe des Königs verfammelte, curia parium. Nach einem andern mittelalterlichen Grundfage, nad 
welchem nur pactirte Normen Gefegesfraft hatten, war es der Beirath und die Zuftimmung der Paire, 
von denen die Gültigfeit allgemeiner Normen für das Neich wefentlich abhing. Sie entichieden nament— 
lich auch über die Gerechtigfeit von Offenfivfriegen und, gerade als Gericht, in allen Fällen der Verant— 
wortlichfeit des Königs, rei. Lehnsherrn. 

4) Es gibt auch relative Pairfchaften, indem man in einigen Beziehungen mit andern poir fein 
fann, während man es in andern nicht ift. Die in der Gefchichte der focialen und ſtändiſchen Glies 
derungen ſich ergebenden Übergänge mußten auch in diefer Hinficht ſehr bedeutend werden. Man denfe 
3. B. an bie active und paſſive Wahlfähigfeit zum deutfchen Kaifer. 

5) Schon die alten römischen Patricier waren pares des Königs (Mommfen, Römifche Gefchichte, 
I, 62, 68 fa.) umd pactiren, wie die feudalen Pairs aller Klafien mit dem Lehnsherrn, refp. König, auch 
mit dem römifchen König. Als Fönigliche Pairs leiten auch ſie ihren Urſyrung von den Göttern ab 
(Erich und Gruber, Encvflopädie, vgl. den Art. Batricier, Sect. II, Thl. XII, S. 340 fg.). Und wie 
man in Deutfchland fagte, jeder fei König in feinem Lande u. f. w., fo zählte man in Spanien ebenfo 
viele Könige als ricos hombres (Sempere, Histoire des cortes, S. 159); der König von Franfreidy 
aber zahlte noch 1355 für fich ſelbſt Kopfſteuer (Schloffer, Gefchichte des 13. und 14. Jahrhunderts, 
1, 504, Note). 
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Vermehrt war diefe Zahl, wahrſcheinlich ſchon unter Ludwig VI, fiher unter Philipp II., 
durch ſechs geiftliche Paird, ven Erzbiſchof von Rheims, deſſen Suffragane, die Biihöfe von 
Beauvais, Chaͤlons an der Marne, Noyon und Laon, und den Bifhofvon Langres (der in die 
Erzdiöceſe von Sens gehörte), welche Prälaten alle unmittelbare königliche Lehen, der legtere 
fogar ein eigentliches Ihronlehn, trugen. Welhen Einfluß auf diefe Zahl 12 die mit ber 
Zwölizahl verbundene Gefhihte, Sage und Dichtung gehabt habe (ſ. Schmidt, a. a. D., 
©. 554 fg.)6), können wir füglid dahingejtellt laſſen, da die Erſcheinung geiftliher Pairs 
neben ven weltlichen durch frühere und gleichzeitige analoge und allenthalben vorfommende Er: 
fheinungen vollkommen gerechtfertigt ericheint, während die Sechszahl der weltlichen Vairs 
zunächſt auch die gleiche Zahl geiftliher Pairs hervorrief. Man muß hierbei nur bedenken, daß 
es ſich um eine förmliche oberſte Staatsbehörde in der Form einer Lehnscurie handelte, daß 
demnach die Feſtſetzung der Mitgliederzahl nothwendig, die Zahl 12 aber überall für Lehne- 
eurien (wie für das Orafengericht) die gewöhnlichſte war, wenn nur der Lehnsherr jo viele Ba: 
fallen hatte (Zöpfl, „Deutſche Rechtsgeſchichte““, S. 864). UÜbrigens machte ſich bald das Be: 
dürfniß geltend, ungeachtet des Widerſpruchs der alten Pairs?) die Zahl der Mitglieder der 
curia parium zu vermehren, und dies gejhah dadurch, daß der König nad feiner freien Wahl 
noch andere geiftliche oder weltliche Große, unmittelbare oder jelbit mittelbare Kronvafallen, zur 
Bairie berief, und daß er feinen höchſten Hof: (reip. Staats-) Beamten das Nedht ertheilte, als 
gleihberedhtigte Mitglieder in vem Pairshofe zu eriheinen.d) Zu legtern gehörte der Kanzler, 
der Gonnetable, der Oberfammerherr, der Obermundfchenf, und bi8 Ente des 12. Jahrhun— 
dertö der Senejhall. Da die ſechs Herzogthümer und Grafſchaften, auf melden die weltliche 
Pairie urfprünglich berubte, allmählich in dem franzöſiſchen Königthum aufgingen, ſo blieben 
von den alten Pairfhaften nur die geiftliben. Eine gewiſſe Selbftänvigfeit der alten welt: 
lihen Bairsterritorien zeigte ich dann nur nod) in den für fie beftehenden Parlamenten, d. b. un: 
abhängigen von den Bajallen ver Provinz bejegten Gerichtshöfen.“) Somie nun die erfolg: 
reihen Gentralifationdbeftrebungen der ehemaligen Herzuge von Francien und nunmebrigen 
Könige von Frankreich nothwendig zuerft gegen die alten Pairſchaften ald die Orundfäulen ver 
Decentralifation gerichtet fein mußten, deren Sturz aber den Bruch des Feudalismus in Frank— 
reich mit ſich brachte, jo fonnten ſich auch die feudalen Barlamentögliever nidyt mehr halten, als 
die eigentlihe Garde ver Eentralifation, die Legiſten, jih den Zutritt in die Parlamente einmal 
erfämpft hatten. Zwar wurden noch jlatt der frühern Paird zwiſchen dem 13. und 16. Jahr: 
hundert deren neue, und zwar zuerft aus den Gliedern des föniglihen Hauſes, wie z.B. der 
Herzog von Bretagne, die Grafen von Artoi® und Anjou, der Herzog von Burgund, ſpäter, 
namentlich jeit 1551, auch aus dem jonjtigen hoben Adel ernannt. Ludwig XVI. fteigerte die 
Zahl der Pairs noch höher als feine Vorgänger, ſodaß diefelbe zulegt 37 betrug, von denen der 
Herzog von Uzes der ältefte, der Herzog von Richmond der jüngfte geweſen fein ſoll. Allein 
die Idee der Pairſchaft war längſt dahin; die Ubertragung derielben auf Glieder des fönig: 
lihen Hauſes hatte jie bei dem Gebrauche, melden die föniglihen Prinzen dem Staatsober: 
haupte gegenüber davon machten, fogar dem Königthum gefährlich erfcheinen laffen, und wenn 
ihr Name nach ver Revolution wieder far einige Zeit in Frankreich eine verfaſſungsmäßige Be— 
deutung erhält (chambre des pairs), fo ift mit ihm jede Erinnerung an den Feudalismus der 
franzöftihen Nation fo widerwärtig geworden, daß er nad der Verfaflung von 1830, melde 
wie die Charte von 1814 die Erfte Kammer noch chambre des pairs 1%) nannte, der Bezeid- 


6) Warnfönig und Stein, Franzöſiſche Staats: und Rechtsgeſchichte, Bd. I, $$. 142, 173, 24. 

7) Durch die Bereinigung der Normandie mit der franzöfiichen Krone war diefe Pairie früh erleichen. 

8) Dies Scheint Die hiftorifche Bafis des hier und da vorfommenden unbeichränften föniglichen Pairt: 
ernennungsrechts zu fein, deflen analoge Ausdehnung auf die Erften Kammern unferer modernen Sands 
tage um fo ungeeigneter erjcheinen muß, je weniger die Föniglichen Beſitzer des erftern Rechts heutzu⸗ 
tage geneigt jein dürften, von diefem Recht einen der wahren öffentlichen Meinung entgegenlaufenden 
willfürlichen Gebrauch zu machen. 

9) Das Hauptwerk über diefe fogenannten fouveränen, früh ſchon aber zu ihrem eigenen Verhäng— 
niß in die Derwaltung fich einmifchenden Gerichtshöfe Franfreiche iſt Baſtard d'Eſtang, Les parlements 
de France (2 Thle., Paris 1857). Dal. auch Warnfönig und Stein, Bd. I, $$. 141, 182 fg., 261 fg. 
Gine ſehr intereflante Mittheilung über das Verhältniß der Pairs von Franfreih, deren Pairien unter 
der Gompetenz der Parlamente von Varis und Tonloufe ftanden (jährlichen Darbringung von Roſen— 
bouquets ſeitens der erftern an die Parlamenteglieder), vgl. Chaffan, Essai sur la symbolique du 
droit (Paris 1847), ©. 31 fg. 

10) Uber die Nullitat diefer modernen frangöfifchen Pairie vgl, Ausland, Jahrg. 1832, S. 1047. 
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nung Senat weichen mußte. Und in der That iſt das conftitutionelle Princip einer gewiſſen 
allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Gleichheit ohne Zweifel der entjchiedenfte Gegenfag der mittel: 
alterlichen Pairie 12), mie der moderne conftitutionelle Ginheitöftaat des feudal-ariſtokratiſch— 
föberativen Öffentlichen Rechtszuſtandes. 

Eine Pairſchaft in dem Sinne des Altern franzöfiihen Rechts war in England unmöglich, 
England erjceint von Wilhelm dem Eroberer an trog ded Feudalismus einer und der 
großen Bolföfreiheiten andererjeitd doch centralijirtev, und das Verhältniß der verfchiedenen 
Klaffen feiner Bewohner zur Krone, zum Staat viel gleicher als in Frankreich. Die engliſche 
Bairie ſchließt jih an den ältern föniglihen Staatsrath (permanent council), den eigentliden 
Sig der Reihsregierung, zunächſt in der Form einer denjelben erweiternden Notabelnver: 
fammlung an. Seit Eduard 1. beginnt diefelbe mit dem Staatsrathe zu einem consilium mag- 
num zufammenzuwadien und bildet ald Pairie das engliihe Oberhaus. Die Berufung dazu 
hing einzig vom Willen des Königs ab, und es gehörte zu deſſen Geſchäften aud die Theilnahme 
an der auferordentlichen Jurisdiction ded Königs. Damit erſchien auch die Möglichkeit gegeben, 
die allgemeine mittelalterliche Idee des Pairsgerichts 12), welche bisher nur in den freien Graf: 
ihaftsgerichten beftanden hatte, für die ih nun als bejondern Stand fühlenden großen Barone, 
pares terrae, zu verwirflihen, und das Oberhaus wurde zum Pairsgerichte jeiner Glieder. 
Zu den anfänglich rein perjönlihen Berufungen kommen nad) und nah, mit dem Hinzutreten 
der Erblihfeit ded Standed, immer mehr Berufungen durd fogenannted Patent, und wenn 
auch fpäter noch perjönlide Berufungen vorfommen und ſogar von Bladjtone nad) dem Bud: 
ſtaben der engliihen Berfaffung noch lebenslängliche Berufungen für zuläſſig erachtet werden, 
fo findet doch jeit Elifabeth praftiih nur noch eine erbliche Pairie ftatt. Unter Heinrid IV. fteigt 
infolge der ufurpatorifhen Grundlage feiner Regierung die Macht der Pairie oder des Hauſes 
der Lords, und die hohe außerordentliche Jurisdiction ded „Königs im Rath“ wird zu einem 
Recht der im Oberhaufe verfammelten Barone und Prälaten. Unter den Tudors ift die Servi— 
lität ded Oberhauſes, welches einen neuen anfangs noch geiinnungslojen Adel enthält, ein 
Hauptmittel königliher Willfürherrihaft. Die unter Heinrih VII. nod vorhandenen alten 
29 Lords wurden von Heinrich VII. auf etwa 51 vermehrt, wozu Eliſabeth fernere 7 ereirte. 
Sehr zahlreihe neue Peersernennungen fanden unter den Stuartd ftatt, nad deren Vertreibung 
erft die Lords wieder den Charakter eines wahrhaft politiihen Standes annahmen. 1). In 
diefer ihrer neuen noch gegenwärtig fortbeitehenden Geſtalt ift die englifche Peerie „eine poten— 
zirte Gentro, d. h. eine nochmalige (neben den Unterhaufe) Vertretung der Gentry 1?) durch 
Die Häupter ausgezeichneter Familien, unabhängig vom wechſelnden Wahleinfluß‘‘, alfo feine 
Bertreterin eines feudalen Orundbejiged, fondern des gemeinihaftlihen Eigenthumsſyſtems; 
ihre Nothwendigkeit für die engliihe Verfaſſung it ivenler Natur, ald Gegengewicht gegen das 





11) Obwol jelbft in dieſer eine Spur defjelben Elements fich findet, welches, als die eigentliche Seele 
des Gonftitutionalismus betrachtet, deutlicher in den Etats generaux, mehr noch in den Notabeln (1. d.) 
bereortritt. Über den Senat Napoleon's l.: Bernal, Theorie de l'autorite, I, 229; augsburger Alt: 
gemeine Zeitung, Jahrg. 1862, Hauptbl, Nr. 187, S. 3109. Die Mitglieder des gegenwärtigen franz 
zöfichen Senats find, abgefehen von andern, namentlich durch Amtercumulation ermöglichten Gin: 
nabmeauellen , jedes mit 30000 Fre. bejoldet. Doch beweilt die neuere Gefchichte Frankreichs, daß es 
nicht nur um die bezahlte Freundichaft mit dem Despetismus etwas ſehr Bedenfliches jei, fondern daß 
auch in dem Weſen einer größern Körperfchaft, folange nur noch ein Funken von Leben vorhanden, 
immer ein gewiffer Opvofitionsfeim liege. 

12) Auch die römifchen Guriatcomitien waren eine Art von Pairsgericht und blieben es ſelbſt noch 
in der zweiten Periode. (S. Patriciat.) Über Pairsgerichte im allgemeinen und die Gerichtsbarkeit der 
Bairsfammern insbefondere vgl. noch Dönniges, Deutſches Staatsrecht, I, 580 fg. Souchay, Gejchichte 
der deutſchen Monarchie, 1, 12. Zöpfl, Deutiches Staaterecht, I, 212, 216, 265; II, 136. Sempere, 
©. 162 (im 13. Jahrhundert beitand in Spanien neben dem grande-juge ein Pairsgericht). Nordens 
Äncht, Die ſchwediſche Staatsverfaflung, ©. 126 fg., 157. Fiſchel, ©. 242. Gneiſt, I, 133. Guizot, 
Histoire parlementaire, II, 326. Biel-Gajtel, Histoire de la restauration (uber ein Project Mole's), 
IV, 505. Bal. auch was im Art. Minifter über Staategerichtshöfe bemerft wurde, und Hüllmann, 
Gefchichte des Ursprungs der deutichen Fürftenwürde (Bonn 1842), ©. 69 fy., 82 fg. 

13) Fifchel, ©. 371 19. 

14) Held, 2egitimität, ©. 30, 31, 43 fg., 47. Montesauieu, Esprit des lois, Buch 8, Kay. 5. 
Fiſchel, Die Verfaffung Englante, ©. 17 fg., 20, 36, 53, 57. Guizot, Civilisation en Europe, 
356 fa. Remufat, Politique liberale, &. 432 fg., 436, 438. Laſteyrie, Histoire de la liberte poli- 
tique, S. 270. Montalivet, De l’avenir, S. 97. n 
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Übergreifen der politiſchen Barteien.15) So erklärt ſich aber auch, warnm die hohe engliſche 
Ariſtokratie keineswegs das hohe Alter habe, das man ihr oft beilegt. Unter den gegenwärtigen 
zwiſchen der Zahl 400 und 450 ſchwankenden Peers von England ſoll nur eine einzige Fa— 
milie, die der Howards 16), einen über die Reformation hinaufgehenden Titel haben; aus der 
Zeit Heinrich's VIII. ſollen nur die Seymours und Ruſſells übrig fein. Die meiſten Titel ent: 
ſtammen erſt der Zeit Georg's II. Die engliſche Peerage iſt fein Stand, ſondern ein Amt.“) 
Die beſondern Rechte der Peers ſind nicht Standesprivilegien, ſondern perſönliche und meiſt 
mit der bezeichneten Amtsſtellung zuſammenhängende Rechte, welche daher auch jedesmal nur 
den Chef der Familie, nie ven Nachgeborenen zuſtehen. Die engliſchen Peerstitel find: Barons, 
Viscount, Earl oder Graf, Marques, Dufe. Die Pairie ift in der Negel erblih im Manns: 
ftamme, doch fünnen ausnahmsweiſe auch Frauen diefe Würde erben (Peerefles).1?) Solde 
weibliche Peers haben aber objervanzmäßig weder Sig no Stimme im Oberhaufe. In dem: 
felben befinden ſich auch ſchottiſche und irifche Peers 19), aber nicht der ganze hohe Adel, fon: 
dern nur gewählte Nepräfentanten deſſelben. 

Das Oberhaus ift nun vor allem höchſter Gerichtshof des Reichs, weshalb nicht nur der 
König in demfelben gegenwärtig gedacht wird, fondern auch die höchſten juriftiihen Reichs— 
beamten deſſen Sigungen anwohnen müffen. Das Oberbaus ift nun einmal Berufungdinftan; 
für die drei Neihsgerichte in Weftminfter, für den Kanzleihof und für die ſchottiſchen und iri- 
fhen Gerichte; dann, in pleno, als „Court of our lady the queen in parliament“ Gerichtsbof 
erfter und einziger Inftanz, fobald ein Peer des Reichs oder die Gemahlin eines Peerd oder 
andere Peereſſes dur Geburt, ſowie die Königin-Gemahlin, der König oder Prinz-Gemabl 
wegen Treafon und Felony angeklagt werden.20) 

Abgejehen von dem ſich von felbft verftehenden Recht auf Sig und Stimme im Oberhauſe 
haben die englifchen Peers noch folgende Rechte: Jeder Beer ift als folder Mitglied des könig— 
lichen Geheimen Raths und muß auf feine Bitte vom König Audienz erhalten?!) ; fein Veer 
fann, außer in Hochverrathsfällen, verhaftet, feiner wegen Treaſon oder Felony vor ein an: 
deres Gericht ald das des Oberhauſes gezogen werben; der Peer genießt einen höhern Grad von 
Glaubwürdigfeit und Ehrenbaftigfeit, ſodaß er, Matt auf feinen Eid, auf fein Ehrenwort 
deponirt und die üble Nachrede gegen ihn als injuria atrox respectu personae erſcheint. End— 
lich iſt das Haus eines Peers von aller Gerichtäbarkeit befreit. 

Das Oberhaus befteht gegenwärtig aus folgenden Peersklaſſen: 1) kraft ihres Erbrechts 
und 2) wegen Berufung dur die Krone im Oberhaufe figende Peers; 3) Peers Eraft eines 
Amts, die geiftlichen Yorbs??); 4) auf Lebenszeit gewählte Peers (die iriihen); 5) für die 
Dauer eined Parlaments abgeoronete Peers (die fhottiihen). 2°) 

Übrigens würde man ſehr irren, wenn man die eigentlihe Grundlage der englifchen Ariſto— 
Fratie int Oberbaufe ſuchte. Im Gegentheil, die Kraft des Oberhauſes rubt auf der ebenio 
vernünftigen wie politiſch zweckmäßigen Organijation des englifhen Adels, namentlich auf 
deſſen Reichthum und feiner Verbindung mit allen nationalen Intereffen, mit dem Selfgovern: 
ment, mit den übrigen Volksklaſſen und auf der Befeitigung aller gebäfigen Standesprivile: 
gien (Montalembert, a. a. O., ©. 93 fg.), unbeſchadet der genaueften Unterſcheidung der ver: 
fhiedenen focialen Rangklaffen. (Montalenbert, &. 68 fg., 72fg., 87 fg., 90 fg., 95 fg., 
104 fg. u. 116; Wydenbrugk, „Die Umbildung des Feudalftantd in den modernen Staat”, 


15) Gneift, Englifches Verfaffunge: und Verwaltungsrecht, I, 130 fg., 133, 134 fg., 136, 151, 
169, 205, 249. 

16) Übrigens follen die Clintous noch ang dem 13. Jahrhundert ſtammen. 

17) Dazu war fie ſchon in den Nofenfriegen geworden. Fiſchel, S. 9 fg., 49. 

18) May, Verfaffungsgefdsichte Englands, I, 200. 

19) Im Königreich Schottland beftand feinerzeit die Ginrichtung, daß jede Mafregel dem Parla- 
ment erft dann vorgelegt werden Fonnte, wenn fie die Genehmigung einer beftimmten Anzahl von Borde, 
die deshalb „Artifellords‘‘ biegen, erhalten hatte, Buckle, Geihichte der Givilifation, Il, 265. 

20) Fiſchel, ©. 241 fa. 

21) Bladftone, I, 425. Map, I, 188 fg., 195, 222. Fiſchel, S. 370. 

22) 68 find deren 30 Bischöfe und Erzbiſchöfe. Aſher, Die Grundzüge der Verfaſſung Englands 
(Leipzig 1862), ©. 24. 

23) Über Stellvertretung im englifchen Oberhaufe val. Bladftone, I, 294; über das Verhbälmig 
zwifchen dem Kronrecht der Peerscreirung und dem der Unterbausauflöfung May, I, 216. Über eng— 
liche Parlamentsverhältniffe im allgemeinen: Ausland, Jahrg. 1832, ©. 2 fy. 
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Münden 1861, S. 32, Note; Millar, „Observations, concerning the distinetion of 
ranks in society’, Xondon 1771.) 
Eine PBairie im franzöfiichen oder englifhen Sinne des Worts beftand in Deutjchland 
eigentlich nicht. Anfäge dazu waren wol die zu den föniglihen Hof: und Gerichtstagen beru— 
ienen geiftlihen und weltlichen Großen, die hohen Lehnscurien, die fpätere Kurwürde und die 
Reichsſtandſchaft. Eine Art particularer Pairie fönnte auch in den landſäſſigen Ritter: und 
Prälatencurien gefunden werben. Allein der Untergang der Einheit des Reichs in der Selb: 
Händigfeit der Reichsſtände und dad Aufgehen ver landfäfjigen Bairsichaften in der entwickelten 
Landeshoheit der Landesherren verhinderten in Deutihland die Ausbildung einer eigentlichen 
PBairie. Am nächſten fommt ihrer Idee das Verhältniß ver fogenannten Meviatifirten, wie es 
dur die Bundesacte Art. 14 für ganz Deutſchland gemeingültig geordnet werben ſollte. 
Wenigſtens zeigen Momente wie z. B. die Ebenbürtigfeit, der privilegirte Gerichtsſtand und die 
ausgezeichnete Stellung in den Landesvertretungen auf einen der Pairie verwandten Grund: 
gedanfen. Allein die neuere Geſetzgebung ift au über die meiften diefer Rechte hinweggegan— 
gen, unb wenn man nad englifcher Analogie bei ven Zweikammerſyſtemen nicht jelten die Erfte 
Kammer Bairdfammer nennt, jo ift doch in der Regel das Verhältnig ein ganz anderes. Bei 
den modernen Zweifammerfyftemen?*) handelt es jih um eine praftiihe Durhführung des poli= 
tijchen Gedankens, ſowol der bewegenden ald auch der erhaltenden Kraft des Volks eine felb- 
ſtändige Vertretung in den conftitutionellen Körpern zu fihern, Ob dies nicht auch in einem 
einzigen Haufe möglich jei, ob zwei Kammern überall durchführbar und wie dieſelben ihrem 
Zweck gemäß unbeihader der Staatdeinheit und den conflitutionellen Princip einzurichten 
feien u. ſ. w., dies jind vom Standpunkte der Politik aus noch lauter offene Fragen, deren 
Beantwortung nit für alle Staaten gemeingültig erfolgen Fönnte.2°) Dazu gehört auch die 
Frage, ob nicht bei Reform der deutfchen Bundesverfaſſung eine allgemeine deutſche Pairie ein— 
zurichten jei. Wie immer dieſe Bragen entjhieden werden — Eins bleibt gewiß, das nämlich, 
daß das Prineip der Pairie jevenfalld fein anderes ald die höchſtmögliche Steigerung der poli— 
tifchen Pflicht fein Dürfte.26) J. Held. 
Palmerſton (Henry John Temple, Viscount). Ein engliſches Journal vom Jahre 1859 
fagt: „Lord Balmerfton ift wahrſcheinlich der am meiften gefcholtene, wie der am meiften be: 
fannte Mann in der Welt, und das will viel jagen in einem Zeitalter, wo e8 Mode geworben, 
Öffentlihe Männer zu verunglimpfen und ihren geringfügigften Handlungen unehrliche Motive 
unterzulegen. Der am meiften Geſcholtene: denn von feinen eigenen Randsleuten wurde er eine 
Zeit lang « Verräther>, a Intriguant» und ein « Beuerbrand » gefholten, übereifrig in ter Ver— 
tbeivigung englifher Intereffen a tout prix, und andererjeit# wieder übereiftig, jein Vaterland 
vor einer ausländifhen Macht zu erniedrigen; während Ausländer ihn oft ald einen ungeheuers 
lichen Braggadocio bezeichneten — noch vor faun zehn Jahren — der Feuer und Flammen jpeie, 
feine Hände in alles ftede, vas ihn nicht angehe, und jede Nation zu demüthigen fuche, die eng: 
lifcher Vergrößerung im Wege ſtehe. Daß er der am meiften befannte Mann ift, muß aufridtig 
zugegeben werben, wenn man bedenkt, daß fein Name als ein Palladium galt für jeden bri- 
tiihen Reifenden, wo immer fein abenteuerlicher Geift denfelben hinführen mochte, und dag in 


24) Über Bairie vgl. noch Marquardien, Das Oberhaus von England und die Wiſſenſchaft (Erlan— 
gen 1862). Eifenhart, Über den Beruf des Adels im Staate und die —* der Pairieverfaſſung (Stutt⸗ 
gart 1852). Graf und Dietherr, Deutſche Rechtefprichwörter, S. 34, 41. Tocqueville, La democra- 
tie, 1, 127. Guizot, Histoire des origines, Il, 424. Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), 
I, 309 fg., 313 fg., 317 fg., 322. Barante, Gonftitutionelle Fragen, überjegt von Gornet Seeipsig 
1849). Mill, Representatif government. Ausland, Jahrg. 1833, &. 481 fa. Garni, Etudes, 
11, 182. Ghambrun, Du regime parlementaire, &. 312 fg., 323 fg., 340. Duvergier de Hauranne, 
Histoire du gouvernement parlementaire, IV, 214. Montalembert, ©. 53. Biel:Eaftel, Histoire 
de la restauration, V, 242. S, Lehnwefen und Lebnreht, Note 23. Gonftant (Musgabe feiner Werke 
von Laboulaye), 1, 78, 197 fg., 200, 249. Frantz, Die Duelle alles Übels, S. 77 fg. Zöpfl, Deut: 
iches Staatsrecht, II, 292 fg. Held, Staat und Gefellfchaft, I, Note 290. 

25) Über Gin» und Zweifammerfpftem vgl. Bladftone, I, 274 fg. Ilſe, Die Politik der deutſchen 
Großmachte (Berlin 1860), ©. 119. Rönne, Preußifches Staatsrecht, I, 467, Note 1. Held, Syitem, 
II, A61 fg. Zöpfl, II, $. 360 ig. ©. Landtag. Walde, Die conftitutionelle Monarchie mit Einer 
Kammer (Berlin 1848). Stahl, Die Bildung der Erften Kammer (Berlin 1849). Lamartine, Une 
seule chambre. Eſcher, Handbuch der praftiichen Bolitif (Leipzig 1864), II, 218 fg. 

26) Übrigens dürfte jedenfalls die erfahrungsmäßige Thatſache zu beachten fein, daß bisjept fein 
I herhaus im Stande geweſen ift, dem Unterhaufe auf die Dauer die Wage zu halten. 
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den Steppen Aſiens wie in den Urwäldern Amerikas in einer gewiſſen Zeit die Furcht vor 
VPalmerſton bemerkbare Wirkungen hatte.“ 

Summirt man die Anſichten des engliſchen Publikums, dem er durch mehr als funfzig Jahre 
als politiſcher Flügelmann ſichtbar geweſen, jo ergibt ſich, daß der edle Viscount ebenſo wenig die 
herbſte Cenſur ſeiner erbitterten Gegner als das blinde Lob ſeiner oft unſerupulöſen Freunde 
verdient. Niemand bezweifelt die Aufrichtigkeit ſeines Patriotismus, jedermann bewundert die 
plaſtiſche Form ſeiner Darſtellung und die durchdringende Schärfe ſeiner Intelligenz; aber die 
meiſten räumen auch ein, daß ſein Selbſtvertrauen oft an Inſolenz grenze, ſeine Scherzhaftigkeit 
oft zum Plebejiſchen ſich erniedrige und die Fruchtbarkeit ver Hülfsquellen ihn verleite, ſich in 
Schwierigkeiten um keiner andern Urſache willen zu ſtürzen, als damit er ſein Geſchick zeigen 
könne, wie ſich aus denſelben herauszuwickeln. Wie dem allen ſein möge, ein Facit ergibt ſich 
aus dieſem Rechenerempel von Tugenden und Fehlern, daß die Intereſſen des Landes niemals von 
ihm vernachläſſigt, noch, mit Ausnahme weniger Fälle, in bedrohlicher Weiſe misverſtanden 
worden, und noch immer ruft ſich jeder Engländer die Worte des berühmten Sir Robert Veel 
ins Gedächtniß zurück: „Wir ſind alle ſtolz auf Valmerſton.“ Das Echo jener Worte iſt bis 
auf den heutigen Tag noch nicht verhallt, während die Anſichten nur darüber verſchieden iind, 
ob P. feine Stellung feinen Talenten oder jeinem Charakter verbanfe. 

Henry John Temple, dritter Biscount B., fo betitelt nad) Balmıerfton, einer Ortichaft in ver 
Grafihaft Dublin, und Baron Temple von Mount: Temple, Brafihaft Sligo in Irland, gehört 
zur irischen Beerie und wurde am 20. Det. des Jahres 1784 zu Broadlands in der engliſchen 
Grafihaft Hampihire geboren, auf demSige feiner Vorfahren. Dem „genealogiſchen Baume“ 
zufolge, wie man in England fi ausprüdt, ftanımt er von einer Familie, die unzweifelhaft ſich 
ſchon einen Namen erworben hatte, ehe Wilhelm der Eroberer englifhen Boden betreten. Sein 
Zuname Temple deutet auf einen Bezug mit den Tempelrittern, von denen ein Theil der von 
ihnen bejeffenen Liegenſchaften auf die Vorfahren P.'s überging, ald die Güter der Tempelritter 
der Gonfidcation anheimfielen. Sir William Temple, der Staatsmann unter der Regierung 
Karl's II., war der Autor der Tripleallianz zwiſchen England, Holland und Schweden, die 
Ludwig XIV. von Frankreich in der Mitte feiner Groberungen aufbielt. Diefer Temple gebörte 
derielben Familie an, die fih in zwei Linien getheilt hatte, von denen die ältere durch Ver— 
einigung mit dem Haufe der Örenville die berühmte Familie ver. Herzoge von Buckingham grün: 
dete, während die jüngere Linie nad Irland auswanderte und zu Palmerfton jehhaft wurde. 
P.'s Vater ftarb, als diefer 19 Jahre alt war, ſodaß er fhon in minorennem Alter zur Peers⸗ 
würde gelangte. 

Seine erfte Erziehung erhielt er auf der berühmten Schule zu Harrow unweit London, die 
ſchon fo vieler bedeutender Staatsmänner erfte geiftige Wiege gemwejen und von Lord Byron 
in unvergeplihen Strophen gefeiert worden. Schon früh nannte er die Univerſität zu Gambridge 
feine Alma mater. Daß ed nit nur Courtoiſie genannt werben fann, wenn man verficherte, 
daß er ſchon damals ungewöhnliche Fähigkeiten entwickelte, beweift die Thatſache, daß er faum 
feine Majorennität erlangt hatte, als ihn die Tories jener Univerfität zum Barlamentsmitgliede 
für Cambridge wählten. Dies war im Jahre 1807. Im Jahre vorher war er bei dem Wahl: 
fampfe zu Cambridge gegenüber dem Marquis von Lansdowne (damals Lord Henry Vetky) 
unterlegen, acceptirte indeflen den ihm offerirten Sig für den Wahlfleden Bletchinglo. Im 
nächſten Barlament 1806—7 jaß er für Newport, einer borough der Infel Wight, und 1807 
wählte ihn, wie fhon erwähnt, die Univerſität Cambridge, und jle blieb ihm treu bis 1831. 
Bon 1831 —32 ſaß er für feine erfte parlamentarische Liebe Bletchingly, 1832 — 35 für Soutb: 
bampfhire, und von 1835 bis heute nennt ihn Tiverton fein Member of parliament. So weit 
die parlamentarische Statiftif. 

Seine Wahl in Cambridge 1807 war intereflant ald ein Moment der Parteigeſchichte 
Cambridge galt dann und lange vorher als die Univerfität ver Whigs, ebenfo wie Orfords 
Univerfität als die Fefte der Toried angefehen wurde. Deshalb fanden ſich beide ald Rivalen 
gegenüber, befonders feit der Zeit der englifhen Revolution; indeffen mit dem Anfang dieſes 
Jahrhunderts verlor der Liberalidmus von Ganıbridge allmählich feinen Halt an „ven Hallen 
und Eollegien am Ufer des Cam”, wie die Phrafe lautete: Die Nevolutionsprincipien ftarben 
aus, und der Geift der alten Doctrin der Stuart vom „Rechte von Gottes Gnaden“ begann 
„wieder feine einjt verlorenen Eroberungen einzunehmen”. Die zu neuer Kraft gelangten 
Toried wählten den jungen P. ald ein „Talent“ und ald einen „Reichen von ihren Range“, 
bei dem die Torggrundfäge in Fleiſch und Blur übergegangen feien. Es ift eigentbümlih, das 
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die erfte Station von Bedeuͤtung in der Garriere des großen Premier der Toryismus vom 
blaueften Blute geweſen ift; jeine flufenmweife Ummanblung zum Liberalismus fann als ein 
Beifpiel jener Ummandlung gelten, die mit wenigen Ausnahmen faft alle Klaffen der briti- 
ſchen Nation an fi erfahren haben, wenigftens in zweiter oder dritter Generation. Und B. ift 
ein Batriardh der Politik, deſſen Füße im vorigen Jahrhundert wurzeln. Die Bartei der Whigs 
befand ſich um jene Zeit in ver Ebbe. Ihr Furzes Regiment 1806, wo dad Whigcabinet bei 
dem König nur einem finftern Gefiht begegnete, war unfähig gewefen, Sympathien im Wolfe 
zu gewinnen. Die Whigs waren dem Kriege gegen Napoleon nicht befonderd geneigt, damit 
verlegten jte Die Friegerifche Bravour der Nation, und viele ihrer eigenen Partei defertirten und 
gingen zu dem Toryrabinet über, das Krieg um jeden Preis wollte. P., inden er als ju— 
gendlicher Torv feine Rolle begann, that damit nichts weiter, als die populäre Partei zu er: 
greifen, denn das war während des Kriegsfieberd die der Toried unzweifelhaft. Er war nie 
ein friedfames Gemüth und entwickelte fo viel waffenflirrenden Enthuſtasmus im Unterhaufe, 
daß er jhon 1809 ald Kriegäminifter in das Minifterium des Herzogs von Portland aufge: 
nommen wurde, ald Lord Gaftlereagb, der mit dem Minifter ded Auswärtigen, dem gefeierten 
Ganning, in erheblichen Zwift gerathen war, refignirt hatte. Und Kriegäminifter blieb Lord P. 
von 1809 — 28; eine große Seltenheit in England! Haft ein Unicum in der dortigen Gabinetd- 
geſchichte, ein und dafjelbe Amt, ohne Baufe, aber auch ohne Avancement während neunzehn 
Jahre zu verwalten! Damals war die Macht eines Kriegdminifterd von England indeffen von 
meiterm Umfang als in unfern Tagen. Heute hat der Inhaber dieſes Amtes die Civil: und 
Binanzangelegenheiten der Armee zu verwalten; im Anfange dieſes Jahrhunderts hatte er die 
Vollmacht, auswärtige Kriegszüge zu Dirigiren, wie ein Präfident des feligen „Hofkriegsraths“ 
in Oſterreich. 

War e8 doch der verunglüdten Affaire von Walcheren wegen, daß Lord P.'s Vor: 
gänger im Amte, Gaftlereagh, auf Canning's Anempfehlung ſozuſagen der Stuhl vor Die 
Thür gefegt worden, Ganning, obwol Minifter des Auswärtigen, hatte feine Macht, jene 
Erpevition am Ausfegeln zu verhindern. Dies Beifpiel beweift, daß der Kriegsminifterpoften 
damals eine Macht in ſich ſchloß, die heute ein Minifter ded Auswärtigen nimmermehr aus den 
Händen laffen würde. Das Gabinet löfte fih bald auf, wurde jedoch mit Ausſchließung Ganz 
ning's unter tem Präſidium Perceval's neu gebildet. P. blieb im Amte. Damald war ber 
Entbuftadsmus für Canning noch nicht auf folder Höhe der Temperatur angelangt als in 
frätern Jahren; ein Enthuſiasmus von folder Allgemeinheit, daß er fpäter Lord P. bewog, 
die Torypartei zu verlaffen, und mit dem glänzenden Gommoner Ganning gemeinfame Sache zu 
machen. P. war nie ald Staatsmann kalt genug, um warmen Impulfen der Begeifterung Ein: 
fluß auf fich zu verfagen. Die blendende Beredſamkeit Canning's, fein ſcharfer Wig, fein üppiger 
Humor mußte außerdem große Anziehungskraft für dad jenem verwandte Temperament P.'s 
haben. Er bejigt, wie jein großes Vorbild, obwol in geringerm Grade, eine fübne, warme und 
immer fertige Beredſamkeit, gelegentlich durdftreut mit beißenden Sarfasmen und treffendem 
Humor, diefelbe Kraft im Verwalten, diefelbe Kampfluft in ver Debatte, verbunden mit dem 
Feſthalten des einmal geftedten Zieles. P.'s Gegner bemerken, er fei, gleich Ganning, immer 
freifinniger in feiner auswärtigen als in feiner inländifchen Politik gewejen und babe ſich nie 
übereifrig für die parlamentarifche Neform bewieſen. Canning ſchätzte ihn fehr und nannte ihn 
oft ſhernweiſe „feinen Dreideder in Attafe‘‘. 

Eine der erften Fragen, bei welcher unter den Tories Zwift entftand, theilweiſe infolge der 
zunehmenden Breifinnigfeit unter ven Männern des Zeitalterd, war die Katholifenemancipation. 
Ganning — obwol ein fteifnadiger Opponent aller Maßnahmen, die nad demofrarifchen 
Grundfägen „rohen“, — obwol alfo bid zu feinem Lebensende Opponent der großen Neform 
des Parlaments — obwol Verweigerer ver Aufhebung der Teſt- und Corporationsacte, welde 
die Rechte der Anbersgläubigen, der Diffenters, fo jehr beſchnitten hatte — hatte eben dieſer 
Ganning do von feinem berühmten Lehrmeifter Pitt feinerzeit gelernt, daß es gerecht, ja mehr, 
daß ed politifh wäre, römische Katholiken zum Parlament zuzulaffen. Und in dieſer liberalen 
Meinung trat P. auf Canning's Seite, zum entfchiedenen Misvergnügen der Unwandelbaren 
unter den Toried. Bis zu diefer Periode hatte P. beinahe den Spottnamen des Schweigfamen 
erworben, felten und in wenigen Phrafen gefproden und oft von Ganning den Vorwurf der Träg- 
beit auf fi gezogen. Oft, wenn Ganning durch die Talente dev Oppoſition in die Enge getrieben 
war, foll er es bedauert haben, daß fein „Dreidecker P. ihnen nicht eine volleXadung verabfolgte‘. 
Aber die Katbolifenemancipation nahm P.'s Sompatbien zu ſehr gefangen, fein natürlicher 
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Billigkeitsfinn war aufgerührt, und er überwand feine gewöhnliche Ungeneigtheit, dad Haus 
anzureden, mit Aufbietung allen Talente, Was damals noch zu den Seltenheiten gehörte, die 
PBartei für die Emancipation veranftaltete Separatabdrüde von P.'s Reden und verbreitete fie 
ald Mittel zur Agitation über ganz England, und jeine große Rede am Schlufe des Kampfes, 
in der elften Stunde, vor der entfheidenden Abftimmung 1829, wurde von dem gewiegteften 
Richtern über vollfommene Beredſamkeit ald ein Meiſterſtück bezeichnet. Ein Tory ſoll naf 
jener Sigung geäußert haben: „Ich habe Canning und Brougham, aber nie dergleigen ge: 
bört, ald wie P. geſprochen. Ic konnte mir nicht helfen, ich mußte für ihn votiren!“ 

Um diefe Zeit war Lord Liverpool Haupt des Cabinets, das ebenſo wie die ganze Partei der 
Tories ih in zwei Lager getheilt fand pro und contra der Katholifenemancipation. Leu 
Liverpool behandelte legtere demnad aus Vorſicht ald eine „‚offene Frage“ für das Gabinet, um 
das Auseinanderfallen deilelben zu verhüten. Peel ftand Ganning gegenüber in diefer Frage, 
jeder mit einem Fleinen Häuflein von Anhängern „an den Nodihößen‘‘. Als das Schiöme in 
der Bartei und im Eabinet unheilbar geworben, und zwar vornehmlid Durch den Tod bed ver: 
mittelnden Lord Liverpool, und Peel mit feinem Anhang lieber aud dem hauptlos gewordenen 
Cabinet ausſchied, ald unter einen neuen Premier zu dienen, der günftig für die Emancipelien 
gefonnen wäre, blieb P. mit Ganning, feinen Freunde, im Gabinet zurüd. Letztetet mar 
Premier, aber nur für einige Monate, gefolgt von dem unentjchievenen Lord Goderid, Akt 
ſowol unter legterm, als zur Zeit, da der. Herzog von Wellington ih 1828 zum Premierminife: 
Fauteuil nöthigen ließ, fahrt B. im Bunde mit einigen von Canning's Freunden fort, jein Aut 
zu verwalten, Die Katholifenemancipation war durchgefegt, aber die Zeit nahte, wo P. durd 
eine weite Kluft von den ihm bisher Verbrüderten gefchieden und er nicht mehr nur in einer 
Ausnahme, fondern vollftändig ih von den Tories ablöfen und als Liberaler in toto 
daftehen jollte. 

Die unruhvolle Frage der parlamentarifhen Neform hatte um dieje Zeit, 1829, all 
Gemüther ver Nation aufgeregt. Die Katholifenemancipation hatte manche Toried in Liberale 
verwandelt, im allgemeinen jedod nicht aus Gründen der Sympathie. Diefe Toried äuperten 
ih in folgenden eigenthümlihen Worten: „Wir haben gegen die Katholifenemancipation 
geſtimmt und find geſchlagen. Der Fehler mup in ver Repräjentation des Volks im Parlament 
liegen ; wäre fie eine billigere geweſen, die Emancipation wäre nie Durchgefegt worden.” Jeden- 
falls nicht ſchmeichelhaft für vie liberale Majorität des Volks, aber harakteriftiich für die 
Motive der zum Liberalismus Bekehrten unter den zürnenden Tories. Die parlamentariidt 
Reformfrage war jhon in den Geiftern der Nation als conditio sine qua non etablirt, rt 
Succeß nur noch eine Frage von Geduld und Zeit. An kleinem Vorſchub fehlte es nirgent. 
Der Wahlflecken (borough) von Eaft:Retford, in Nottinghanfhire, völlig unter dem Einfuf 
des dort reich begüterten Herzogs von Newcaftle, wurde in einer Commitee des Unterhaufes alt 
der Wahlbeftehung ſchuldig erklärt, wodurch ihm die Wahlfähigkeit für das Parlament verloren 
ginge. Die Frage entftand, was zu thun mit den beiden dadurch leer gewordenen Sigen ım 
Parlament. Lord John Ruſſell und feine Whigs ſchlugen vor, der reihen und wadjentn 
Stadt Mandefter damit ein Präfent zu machen, die bis dahin feltfamerweife nicht mit Einer 
Stimme vertreten gewefen. Der Herzog von Wellington aber beftimmte, daß das verloren 
Wahlreht von Eaft:Retford auf die Farmer ded umliegenden Diſtriets übergeben jollte; eine 
Beflimmung, die erft recht dem Herzog von Neweaſtle vollen Einfluß auf feine Pächter in jenem 
Diftriet geben mußte. Ganning und P. und drei andere ſtimmten mit den Whigs, d. h. gehen 
ihre eigenen Collegen im Gabinet Wellington, wie man fagt, darauf vertrauend, daß Wellingten 
(wie einft Lord Liverpool) auch diefe Frage als eine „offene“ für dad Cabinet behandeln ur 
legteres dadurch nicht erfchüttert werden würde, Aber der Kommandeur in hundert Schlagen 
war zu fehr an ftrictes Commando fein Leben lang gewöhnt gewefen und wollte von jelgem 
Compromiß nichts wiffen. Er ſetzte Ganning ab, er jegte Palmerfton ab und die andern day 
Als einer der legten ſchüchtern zurückichrieb, „ob dabei fein Misverftändnig obwalte“? ſhtieb 
der eiſerne Herzog ihm jene lakoniſchen, Sprichwort gewordenen Worte: „Es gibt fein Ni 
verftändniß bei mir — es fann fein Misverftänpnif geben — es ſoll fein Misverftändniß geben!“ 
Zum erften mal feit 20 Jahren war P. alfo ohne Amt ! 

P. hatte die Genugthuung, zu gewahren, daß der eiferne Herzog dem Strome ded neuen 
Geiſtes nicht lange widerſtehen fonnte; die allgemeine Wahl eined neuen Parlaments, die Juli: 
revolution, waren Dinge, gegen melde aud ein Wellington nicht ftandhalten konnte. Sarl 
Grey, der 24 Jahre in der Oppofition gefeffen, folgte ihm auf dem erften Fautenil am Ca— 
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binetstiſche und machte jogleih „gut Freund” mit den Whigs der alten Schule, mit den 
überlebenden Freunden Ganning's, und Lord P. erreichte, wonad er jo lange ſich geſehnt, wor- 
auf er ji jo ausdauernd vorbereitet, da® Amt des Secretary for foreign aflairs, d. h. Mi— 
nifter8 der audwärtigen Angelegenheiten. . 

Neben ver Julirevolution, dieſem parifer Ervbeben, gab ed aber noch andere tremblores 
auf europäiſcher Erde. Mit der Beobachtung diefer hatte es P. nunmehr zu thun. Sein Chef, 
Earl Grey, hatte die Parole ausgegeben: „Reform! Okonomie! Friede!” Das Wort „Friede“ 
war aber nicht in der Weife gemeint, daß ed mit gänzliher Non= Intervention (non-interference, 
engliſch) in den Angelegenheiten fremder Nationen iventijch fein jollte; guter Rath, Ermuthigung 
oder Rüge, je nachdem bie Sache flände, jollte immer Englands Werk fein, wo ein Kampf 
zwiſchen Willfür und verfaffungsmäßiger Freiheit ſich entwicele, wenn auch das Einfchreiten 
viet armis nur für Außerfte Umſtände vorbehalten bleiben jollte. 

Damals beihäftigte die polnifhe Erhebung vor allem die Sympathien Frankreichs und: 
Englands. Ein Krieg gegen Nußland wäre unzweifelhaft in hohem Grade populär gewe— 
jen, aber Polen war weit, umgeben von drei Mächten, die alle ald ungebetene Gäfte am gro— 
Ben Räubermahl mitgegeflen, und die meftlihen Gabinete warteten, bis alles vorüber war. 
Belgien lag ihnen in vielen Beziehungen näher, ald ed gegen Holland um diefelbe Zeit inſur— 
girte. Belgien, katholiſch, und Holland, proteftantifh und presbyterianiſch, hatten als zu nahe 
Nachbarn das gegenjeitige Misfallen und Misvergnügen aneinander genährt, das jo häufig in 
Ländern fih findet, die ih berühren, aber nicht vereinigen. Es ift möglich, daß, hätte man bie 
beiden Hechter allein gelaffen, Holland vermöge feiner alten Energie den in Haß verlorenen 
Halt in den injurgirten Provinzen wieder erlangt hätte. Es ift eigenthümlih, daß ebenio, 
wie früher England und Frankreich dem Kampfe in Polen ruhig zugejehen, jegt die drei damals 
intervenirenden Mächte, Preußen, Ojterreih und Rußland, ver Infurrection Belgiens zufhauten, 
faſt ohne eine Miene zu verziehen. Das Gejhäft blieb ganz in den Händen Englands und 
Frankreichs, aber dad Geſchick Belgiens wurde ein anderes unter diefen Händen ald das des 
zerhadten Polenlandes. Doc begriff die belgische Frage manche delicate und ſchwierige Punkte 
in fi ; das ift ed aber gerade, was P. als feine Arbeit liebt. Er hatte alle Hände voll zu thun, 
um die Intriguen für eine Incorporation mir Frankreich in den Hintergrund zu drängen, 
Belgien indeß zu geflatten, ji ald unabhängigen Staat zu etabliren, mußte heißen, „‚feierliche‘‘ 
Berlimmungen des Wiener Eongreffe über den Haufen zu werfen, und mehr ald das, ed mußte 
zu einer erheblihen Shwähung Hollands führen, jener Macht, die man 15 Jahre vorher 
mit europäifhen Unfoften als einen Prellpfahl gegen die Staatskutſche franzöſiſchen Ehrgeizes 
feitgeranmmt hatte. Wollte man Belgien jedoch auch von Holland trennen, jo erhob fi) Die Frage, 
wad mit dem getrennten zu thun: Anſchluß an Sranfreih! Nimmermehr! Ganz Europa 
hätte dagegen proteftirt und England in erfter Linie; deshalb beruhigte ih P.'s Gewiſſen 
ad vocem Wiener Gongreß damit, Belgien eine eigene unabhängige Eriftenz zu garantiren. 
Als Republif? Die äußerſten Radicalen Belgiens wollten ed, aber B., wohl erwägend, daß 
dann jofort die flillen „drei Zufchauer‘ und das royaliftifhe Frankreich zugleich gegen dies 
Arrangement Fronte machen würden, hatte taube Ohren. Somit blieb ein conftitutionelles 
Königreich ald Compromiß übrig, „und daß die Interejfen Englands dabei profitiren jollten‘“, 
war P.'s Marime. Nun war no das zu Erönende Haupt zu finden. Depeſche jagte Depefche, 
ein Brotofoll trat ſozuſagen dem andern auf die Ferſen. Die Schwierigfeit wurde noch größer, 
ald General Chaſſe, der Kommandeur der Gitadelle von Antwerpen, im Namen feines Königs 
von Holland ſich weigerte, ven Plag zu übergeben, und ein engliſch-franzöſiſches Belagerungs— 
corps erft nach mehrtägigem Bombardement eine Breſche machen mußte, ehe der von P: „‚durd: 
geſetzte“ König Leopold, ein Koburger, die Schlüffel ausgeliefert erhielt. Dieje Belagerungsdtage 
waren Angfttage für P., denn er traute dem Frieden der „drei Zufhauer im Often‘ nicht und 
fürdtete ein ſtörendes Veto von biefer Seite, was einen europäiſchen Krieg zur Folge hätte 
haben fünnen. Doch Antwerpen fiel, und Englands Gandidat, Leopold von Koburg, wurde 
König der Belgier, wobei P. Frankreichs Groll durd die Stipulation eines Heirathsvertrags 
des eben Gefrönten mit einer Tochter Ludwig Philipp’s beihwichtigte. Das einzige mal, wo 
Did Bam (mie ihn die Engländer heißen) ald Hoczeitöftifter und politifher Brautvater 
debutirt hat. 

Died war das erſte größere Reſultat der Staatsmannſchaft P.'s; er ſchuf Frieden, ald alle 
Welt den Glauben daran verloren hatte. Es ift wahr, daß er dabei von der altengliihen 
Tradition in rebus politieis fo weit abgewichen, daß er in die Hände eines kleinen überfeeiihen 


266 Palmerſton 


Nachbars, der nach Umſtänden ohnmächtig oder widerſpenſtig werden konnte, jene Grenz— 
feftungen lieferte, welche das einzige Bollwerk bildeten, um franzöſiſche Einverleibungeſucht in 
jenem Winfel Europas zu breden; ein Bollwerk, das, ald einft in franzöfifchen Händen, ſowol 
Karl V. wie Marlborougb und den Alliirten von 1799 jo Überſchwengliches zu ſchaffen ge: 
macht, — aber die Englänter verföhnten ſich hiermit, weil fie ich darauf verließen, daß bie con: 
ftitutionelle Freiheit die Belgier für immer davon abhalten würde, dieſes Kleinod durch zu nabı 
Freundſchaft mit ihren ſüdlichen Nachbarn aufs Spiel zu fegen. 

Kaun war diefer Knoten gelöft, nicht mit dem Aleranderfchwert, ſondern durch bie flinken 
Finger des englifchen Minifters, ald neue Fragen von gleicher Wichtigkeit und Schwierigkeit 
P.'s Geſchick auf die Probe ftellten. Das Königreih Portugal war gleihlam in Form ein 
„Mitgift” ver Enkelin des Königs von Bortugalund Brafilien, Donna Maria, zuteil geworden, 
aber mit ven Bedingniß, daß fie ihren Obeim Dom Miguel ehelichen follte. Dom Miguel fpielt 
aber nur mitderfhönen Hand, ging nad feines Vaters Tode nad Portugal, ufurpirte den Thron, 
während feine Verlobte fih in Brafilien befand, und erflärte den bedungenen Heiratbecontrad 
für leeres Bapier. Donna Maria’d Anhänger griffen zu den Waffen, unterftügt durch P.? 
Erecutor, den engliihen Admiral Sir Charles Napier. Die Laune des Kriegsglücks mar eine 
Zeit lang wanfelmüthig, aber fie entſchied ſich zulegt für die Engländer, und Donna Nüria 
wurde Königin „mit einer conftitutionellen Regierung”. — In Spanien entwidelten ib 
Schwierigkeiten andern Charakters, die aber dennoch in ein gleiches von P. angeftrebted Reiultat 
ausliefen. König Ferdinand, einft das dupirte Werkzeug Bonaparte's und ber dupirte Schlächtet 
der Freibeitäfreunde feines Königreichs, hatte zwei Kinder, beide Töchter. Das alte Thronfolge: 
geſetz beftimmite feit dem Antritt ver Bourbonen: Donaftie in Spanien, daf fein meiblidet 
Haupt die jpanifche Krone tragen folle. Dies galt ald ein Hauptbedingnig im Document det 
Utrechter Friedens, um jede Möglichkeit abzufchneivden, daß ein franzöfifcher Prinz die Krone 
Gaftiliend erheirathen könnte. Ferdinand von Spanien, ohne Söhne, wie ermähnt, wünjäte 
nun eine Anderung des Thronfolgegefeßes, um nicht nach feinem Ableben das Reid an feine 
Bruder Don Earlos fallen zu laflen. Dazu bedurfte er des Votums der Cortes und mußt 
ihnen liberale Zugeſtändniſſe zu machen, denen die Cortes auch, Schritt für Schritt gewonnen, 
fo viel Vertrauen fchenkten, daß ie dem Könige aus Dankbarkeit die Thronerbichaft für feine 
Töchter zuerfannten. Ferdinand ftarb bald darauf, und über feinem Sarge entbrannte det 
Bürgerkrieg, lange während, graufam, blutig, wie immer in Spanien ver Fall geweim. Das 
Bolk nahm die Bartei der jungen conftitutionellen Königin Ifabella, der Adel, die Priefter un 
die baskiſchen Volfsftämme die Partei des Don Carlos. Rußland, Ofterreih und Preußen 
waren zu Gunſten des abfolutiftifhen Don, England erklärte fih durch P. für Donna Jſabella 
P., mit feiner gewohnten Nitterlichfeit, entledigte fich feiner Pflicht mit befonderer Energie ju 
Gunſten der bedrohten Herriherin im Escurial und brachte die Quadrupleallianz zwiſchn 
England, Franfreih, Spanien und Portugal zu Stande; ein Schachzug, der die drei arlitilder 
„Freunde im Norden” aus dem Felde drängte. Doc es blieb nicht bei dieſem moraliken 
Beiftande. Eine „ſpaniſche Legion’, aus Engländern beftebend, nahm den „Shilling“, ?. b. 
lieh ih anmerben und wurde nach der Pyrenäiſchen Halbinſel übergeführt, ohne indeß Gelegen- 
heit zu großen Heldenthaten zu finden, während eine britiſche Escadre nahe der Nordküſte freut, 
wo der Earliftifche Krieg wütbhete, um den Truppen der Königin jeden zweckdienlichen Beiftand 
zutheil werben zu laſſen. Dadurch, daß P. bei der Anwerbung der „ſpaniſchen Legion“ beit 
Augen zudrückte und die Kreuzer ausfandte, kam er der Idee einer „bewaffneten Intervention 
fehr nahe. Diefer Verftoß gegen „traditionelle Politik” ging ihm indeflen damals in Engiant 
nicht fo leicht hin. P.'s Rival, Lord Aberdeen, rügte im Oberhauſe dieſe Art der Einmilbung 
unummwunden und Fam dadurch nicht nur mit P. jelbft, fondern den Ideen der Whigs überbaur 
in Gollijton. Aberdeen hielt darauf, Non= Intervention meine Neutralität, und das Haus der ford 
auf feine Seite treten, ftellte verfängliche Fragen an P., unter anderm die, „wie P. mit ſeiner 
Duadrupleallianz operiren wolle, im Kalle Don Carlos Madrid erreichen und feine Nichte 0" 
Throne fürzen würde”? Das war allerdings die Taktik eines Caſuiſten, diefe Angriffen 
aber PB. wurde von feinem Gabinetschef, den Earl Grey, in Schu genommen, der erklärte At 
trete ganz auf die Seite feines foreign secretary in dem Bemühen, conftitutionelle Freibeit 1 
viel ald möglich über den Gontinent audzubreiten, mit friedliher Hülfe und moraliſcher Ermu⸗ 
thigung von ſeiten Englands“. 

Engländer halten auf fair play (ehrlich Spiel), P. hatte zwei „conſtitutionelle“ Königin: 
nen befhügt, aber fein Auge uͤberwachte fie. Als Donna Maria da Gloria den Part ſo mei 
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verlegte, indem fie in ihrem Lande zu torannifiren begann, mit allen den üblichen Gbicanen 
gegen Cortes und Breffe, begannen die Freunde der Gonftitution mit Waffen zu flirren und 
beſetzten jogar Oporto, die zweite Stadt ded Landes. Darum fandte die Königin um Hülfe an 
Yabella von Spanien. Indeflen eine dritte Königin — Victoria von England — legte ein jehr 
entſchie denes Veto gegen diefe „Nevolution von oben’ ein. P. gab der portugieliichen Königin 
den wohlmollenden Rath, nicht einen einzigen Spanischen Soldaten ihre Grenze überſchreiten zu 
Iaffen, und bot Englands Vermittelung an, welde von der bedrängten Dame acceptirt wurde. 
„Wiederberftellung der portugieflfhen Gonftitution in ihrer erften Integrität und Gewährung 
aller billigen Forderungen der Inſurrection!“ — Dies war das von P. für feine Mühe begehrte 
ehrliche „Handgeld”. Lord P. Hatte einen Agenten im Lager der Aufjtändifchen, und ließ an 
letztere die Aufforderung ergeben, die Waffen niederzulegen, indem er ihre Beſchwerden zu 
Herzen genommen und die Königin zur Umfehr beiwogen babe. Die Antwort der Junta war 
die Vorbereitung eines Angriffs auf Liffabon. Wiederum fah ih P. veranlaßt, das Princip 
Non-Interference auf feine eigene Weife auszulegen. Er ſandte Inftructionen an den Com: 
mandeur des im Tejo liegenden britiihen Geſchwaders, und gerade zur jelben Zeit, als vie 
Infurgentenflotille von Oporto aus die Mündung ded Douro verlaffen. Das war das Ende 
des Bürgerfriegse. P. zeigte diefe Energie, ald dad Gabinet, dem er angehörte, auf wankenden 
Füßen ftand, mit einer geringen Majorität von ungefähr 25 Stimmen auf feiner Seite, und 
au diefe nur von wetterwendifhen Charakter. Das Cabinet hätte entihuldigt werden können, 
hätte e8 um des lieben Friedens daheim willen die Ausländer ſich ſelbſt überlaffen, aber es ift 
eine biftoriiche Ihatjache, daß englifche Gabinete, wie ſehr auch ihre innere Politik fie der 
Abdanfung nahe bringen mochte, jedesmal durch irgendeinen großen Coup auf dem Gontinent 
das britifche Publikum mit fih auszuföhnen verftanden hat. ‚Glory‘ deckt eine Menge Verſün— 
digungen zu, das ift ein fo gutes Sprichwort nördlih vom Kanal La Manche mie auf der 
andern Seite bei den galliihen Nachbarn. B.verftand vie Nichtigkeit diefer politifhen Manöver 
vortrefflih und fand am Ende der dreißiger Jahre in Syrien Gelegenheit, von neuem das im 
Inlande midliebig gewordene Gabinet durch die Brandung zu ſteuern. 

Mebemev: Ali, Paſcha von Ägypten, hatte die türfifche Vaſallenſchaft abgeworfen — eine 
feidene Schnur that damals ſchon fo wenig Wirkung wie heute ein römifher Bannfluh — und 
war fogar auf die Eroberung Syriens ausgezogen. Die Türkei verdankt ihre Eriftenz dem 
Neide der europäiihen Mächte untereinander, aber ebenfo wenig wollen dieſelben, daß ein 
añatiſcher oder afrikaniſcher Eroberer ven Schügling in erhebliche Gefahr bringe. England und 
Ofterreich eradhteten dafür, daß ein doppelter Verluft, wie der Agyptens und Syriens, Die 
Kataftrophe der Auflöfung im osmanischen Neiche allzu jehr befchleunigen würde, und PB. war 
unermüdlich, Branfreih und Breußen zu einer Ligue zur Aufrehthaltung der Integrität der 
Hoben Vforte zu beivegen. Selten wurde fein Schreibtalent jo in Anfprud genommen wie in 
dieſem Falle, indem Frankreich mit aalglatter Gefhmeidigfeit jedem feiten Griffe auswich. 
Thiers lenkte damals deſſen Geſchicke, und das franzöfiiche Volk machte ih mit dem Gedanfen 
vertraut, daß diplomatiihe Manöver vollenden könnten, was der erfte Napoleon mit Gewalt 
der Waffen feinerzeit zu erringen verfucht hatte — nämlich eine controlirende Macht Frankreichs 
in den Angelegenheiten Syriens und Ägyptens. (Die Suezfanalangelegenheit unferer Tage 
ift nur eine neue Auflage der alten Galculation.) So erhob ji denn ein Federkrieg zwiſchen 
B. und Thiers, welcher mit zahllofen Protokollen die Verhandlungen fo in die Länge zog, daß 
Mebemed-Ali’3 Truppen hinreichend Zeit gewannen, in Syrien fich feftzufegen und die Feftung 
St.:Jean d'Acre mit einer anfehnlihen Garnifon zu verfehen. P. legte die Weder beifeite und 
appellirte an das Schwert. Im Jahre 1840 wurde ein hierauf bezüglicher Vertrag zwiſchen 
(ingland, Ofterreih und der Pforte nicht nur abgeſchloſſen, fondern ihm auch durd eine ver: 
einigte Blottenerpedition, zu welcher England dad Gros beifteuerte, eine praktiſche Auslegung 
gegeben. Sir Robert Stopford war Erfter im Commando, Sir Charles Napier unter ihm, 
Die Flotte anferte vor Beirut. Marinefoldaten landeten und wurden von der durch die Agypter 
bart behandelten Bevölkerung mit Jubel empfangen. Die Folge war, daß die Agypter Schlag 
auf Schlag einen Plag nah dem andern aufgeben mußten; indeffen die Stadt und Feſtung 
St.:Jean d' Aere erfhien fo vollftändig uneinnehmbar, vornehmlich durch ihre natürliche Kage, 
die Werfe erwieſen ih von fo außerordentlicher Stärke, daß Sir Nobert Stopford fich weigerte, 
auch nur einen Angriff zu wagen, ja einen Plan Sir Charles Napier’d, den dieſer mit feiner 
gewohnten Kühnheit entworfen, al8 zu gefährlich abwied. Dennoch fand dieſer Plan feinen 
Weg nah London, und B., gereift in Erfahrungen während feiner zwanzigiährigen Garriere 
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als Kriegsminiſter, entſchied ſich für ven Verſuch und befahl, mit völliger Hintanſetzung burtau⸗ 

kratiſcher Vorurtheile, Sir Robert Stopford, den Plan ſeines Untergebenen auszuführen, 
Stopford that dies, ohne eine Spur empfindlicher Eiferſucht zu zeigen. Unter heftigem Bom⸗ 
bardement explodirte das Pulvermagazin der Ägypter, wobei nahe an 2000 Menſchen und 
Reben famen. Die Garnifon übergab die Feftung. Der Dramaturg diejer Scenen war niemand 
anders ald P. Seine Popularität fannte nunmehr feine Grenzen, aber in Frankreich regte id 
böjed Blut. St.-Jean d'Acre, einjt vom großen Napoleon vergeblich belagert, war Engläntern 
unterlegen und Mehemed-Ali gelähmt, das konnte ein franzöſiſches Gemüth nicht jo leicht we: 
geben, und nur der Gleichmuth Ludwig Philipp’g, die befonnene Haltung Thiers' — beide tham 
mehr dazu, einen Krieg mit der halben Welt zu verhüten, ald die ziemlich troßige Haltung ds 
englifchen Gabinets. Aber die Misftimmung wirkte noch lange fort und Fam bei einzelnen Öxk- 
genheiten wieder zum Vorſchein. 

Wie jhon erwähnt, ſaß P. für die Univerſität Cambridge bis 1831 im Unterhaufe. E 
war jedoch feinen Wählern längft zu liberal geworden, und fie wurden ihm bei der Neumahl 
ungetreu. Ebenſo geftattete ihm die conjervative Reaction in Southhampfhire, wo Pt 
MWohnjig jeit feiner Geburt geweſen, keineswegs, die Grafihaft länger ald während Eins 
Parlaments zu vertreten. Er ftellte jih 1834 für Tiverton, doch erhielt er auch den Sig nur, 
weil der ihm vorgezogene Kennedy zu feinen Gunften verzichtete. Seitdem aber hielen Tine 
neuen Wähler zu ihm, obwol mitunter nicht ohne heftigen Widerftand ſeitens anderer Partei: 
männer. So hatte er jpäter, 1847, einmalwährend der Barlamentdferien, wie jeved Parlament 
mitglied zu thun hat, vor feinen Wählern über jeine Politik Rede zu flehen und ſich gegen ven 
vom Chartiften Harney erhobenen Vorwurf der Breiheitöfeindlichkeit zu vertheidigen. P. made 
die Leute lahen und fiegte. Dier eine Probe: „Harney jagt, ich hätte eine neue Tyrannei in 
Spanien anftatt der alten eingefegt. Ich leugne dies. Die frühere Negierung harte die Jnauk 
fition. Vielleicht wilfen viele von euch nicht, was das ift. Defto beſſer für euch. (Gelächter) 
In Portugalfoht Dom Miguel füriyrannei. Was thaten wir? Setzten wir ihn auf pen Stuhl! 
Mein, wir ſetzten ihn herunter. (Bravo!) Jetzt kommen wir an Syrien. Ich glaube niät, 
daß die Anhänger meines Opponenten irgendetwas davon verftehen. Er weiß, er verficht ilht 
wenig davon. (Gelächter.) Wie könnte man alfo erwarten, daß feine Anhänger mehr verſtehen 
als er jelbft. (Allgemeine Heiterfeit.) Er jagt, der würbige alte Öentleman Mehemed Ali war I0 
äußerſt geliebt in Sorien, daß feine Regierungsweiſe dort ein Paradies zauberte, wo fruher 
die Hölle gehauft. Nun! Wie trieben wir ihn denn aus Syrien? Nur, indem wir dem Volk 
des Landes ein paar taufend Musfeten lieben und ihnen ein paar hundert Theerjaden zu Hilfe 
fandten, jagend: Drauf! Jungend! Wollt ihr Mehemed- Ali los werden, wir wollen euch den 
Rüden decken, wenn ihr handeln wollt, jegt ift euere Zeit. (Kachen.) Sie nahmen und bin 
Wort; ſie boxten und fliegen ihn mit Fußtritten aus dem Lande, mit Kopf und Kragen, und ein 
Armee obendrein und priefen und als ihre Befreier!“ 

In dieſer draftifhen Weife Spricht P. immer bei Öffentlichen Gelegenheiten; aud im Par: 
lament jchleift er feine Ausdrücke nur felten beiler, aber er „packt“ die Geifter mit jeinen Car: 
kasmen und feinem energifchen Humor. Doc ich habe mit diejer Fleinen Silhouette dem Gange 
der Ereigniſſe vorgegriffen. 

Der Leſer verſetze ſich an die Weſtküſte Afrikas, an die Sklavenküſte, wo Spanier und Porz 
tugiejen ihr fluchbeladenes Gejchäft trieben und noch treiben bis auf den heutigen Tag, mM 
auch in geringerm Umfange, ſeitdem die engliihen Kreuzer wahfamer geworden find und der 
giebige Markt von Neuorleans in die Hände der Abolitioniften Nordamerifas gefallen it, Im 
das Jahr 1840 fand der Sflavenhandel jedoch noch in alter Blüte, obwol jeit den Tagen "0" 
Wilberforce, der zuerft das Gewiſſen Englands aufrüttelte, engliſche Geſchwader Sklavenſchifen 
längs jener Küfte auflauerten. Dies Geſchwader gehörte mit zu P.'s auswärtigem Reſſort, Jo“ 
die damit Hand in Hand gehende Abſchließung von Verträgen mit Negerhäuptlingen zu MM 
Zwede, dieje dem ſchmählichen Menſchenhandel zu entfremden. Obwol in England und jelbft im 
Parlament viele Stimmen fi aus Sparfamfeitsrüdjihten gegen dies uncomfortable Geſchaft 
des Auffangens von Sklavenſchiffen erhoben, ließ dennoch Piim Bunde mit Lord John Rufe 
nicht ab, jene Geſchwader immer in effectivem Stande zu erhalten und neue Merhoden für w 
erfolgreiche Unterdrückung dev Menſchenräuberei ins Werk zu fegen. Gine der energierelf 
Maßregeln leitete P. in dem genannten Jahre gegen diefe Berfündigungen ein und wählte — 
Werkzeug den Kapitän Denman. Es war die Praxis der Spanier und der Bortugielen, gro 
Sklaventransporte aus dem Innern Afrifas von den Häuptlingen, die jene Razzias aus Sp: 
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eulation unternommen, aufzufaufen und dies „lebendige Ebenholz“ in geräumigen Baraden 
„aufzufpeihern‘‘, Bid ein Schiff vorhanden, die Ladung einzunehmen. Die Zerflörung diefer 
Baracken mußte ein erhebliches Hinderniß gegen die maflenhafte Ausführung dev Schwarzen 
bilden. Kapitän Denman wurde von P. inftruirt, an dieſes Werk zu gehen. Denman faufte 
ven ein flußreichſten Negerhäuptlingen die Grlaubnif ab, jene zahlreichen Baraden und Neger: 
menagerien zerftören zu dürfen, landete Marinetruppen, überfiel bie unmenſchlichen Schlie— 
her und ſteckte, nachdem er Taujende von Sklaven in Freiheit gefeßt, die Gebäude in Brand. 
Seitdem hat England immer dafür geforgt, daß fie aus ihren Ruinen wicht wieder erftehen 
fonnten, und der Sklavenhandel bat mangeld folder Refervoird nicht wieder feine damaligen 
Dimenfionen erreihen fünnen. Zmar befaßen die Bortugiefen die naive Frechheit, Kapitän 
Denman vor dem londoner Gerichtöhof der Queens-Bench auf Schadenerfag zu belangen, 
aber dieler wurde auf Staatöfoften vertheidigt, und das Verdict fiel, wie leicht vorauszufehen 
war, gegen die Beihädigten aus. Gin anderer wirkſamer Schritt zum Ziel'war die Blofade der 
braſilianiſchen Küfte, wohin Die meiften Transporte ihren Weg zu nehmen pflegten ; wiederum 
ein anderer Schlag gegen dad Unweſen wurde auf Inftruction P.'s gegen den größten Sklaven: 
händler Afrikas, den König der Ajhantineger geführt und ihm die Seeftadt Lagos abge- 
nommen. Damit erftidte man ein wahres MWespenneft, und Lagos ift in britifhen Händen das 
Gentrum aller Operationen gegen den afrifanifhen Sflavenhandel geworden. Folge ver 
Befreiung von taufend und aber taufend Negern war fpäter die Gründung der freien Neger: 
republif Liberia, 
Im Jahre 1841 trat P. mit feiner Partei aus dem Eabinet und blieb fünf Jahre lang 
außer Amt, wobei er jedoch nicht verfäumte, feinen Nachfolger im Reſſort des Auslandes, ven 
Garl von Aberdeen, ven ganzen Groll der Whigs über die Auflöfung ihrer Adminiftration als 
unermüdliher Opponent im Unterhaufe fühlen zu laffen. Lord John Ruſſell, fein Gefährte in 
diefem Interim, hatte um dieſe Zeit dad Unterhaus verlaffen, um feine Honigmonde mit feiner 
jungen Gattin, der Tochter des Earl von Minto, fern von den Sorgen feiner Führerfchaft der 
Wbigs zuzubringen, und B. wurde inzwifhen ihr Häuptling. B. griff das Cabinet mit einer 
unbarmberzigen Revue feiner Mafregeln an, es war ein Feuerwerk von Hohn, Ironie und 
Sarkaswmen, und dad Gabinet hatte außer Sir Robert Peel feine Capacität ſolchem Widerſacher 
entgegenzuftellen. Als in dem folgenden Jahre das Cabinet fi gegen den Vorwurf der Träg- 
beit durch feine Thätigkeit im Bereih der Einfommenfteuer und einer Reviſion der Tarife rei: 
nigte und fomit feine ſchwache Stelle im Bereich der inneren Verwaltung der Attafe offen 
legte, leitete B. diefe gegen deffen auswärtige Politif. So denuneirte er Sir Robert Peel wegen 
der Örenzfrage in Betreff des Dregongebiets, weldhe mit den Vereinigten Staaten ſchwebte, 
und Lord Aberdeen in Betreff der Örenzregulirung zwiſchen Canada und dem nordamerikaniſchen 
Staate Maine mitteld des fogenannten Afhburton: Vertrags. P. nannte es feinen Bertrag, ſon— 
bern eine feige Gapitulation. Aber das Unterhaus, nicht gewillt, den alten Familienzwiſt mit den 
nordamerifanifchen Vettern aufzuregen, fompatbilirte in diefem Falle nicht mit dem gefeierten 
Oppofitiondführer und umging eine Abftimmung, indem es während P.'s Rede im eigentlichen 
Sinne davonlief und die Zurückgebliebenen ffimmunfäbig wurden. Auch der Zwift mit Frankreich 
wegen der Gefellihaftäinfeln im auftralifhen Südſeearchipelagus und der dabei flattgehabten 
Mishandlung des britifhen Conſuls Prichard zu Otaheiti Fam zum Austrag unter Aberdeen's 
(oreign office. Krieg und Frieden hing fozufagen an einem Haar, denn der alte Groll Franf: 
reich3 wegen ver Affaire von St.-Jean d'Aere machte ſich bei dieſer Gelegenheit Luft. Diesmal 
machte P. dem Earl von Aberdeen feine Oppofition und that feinerfeitd viel, um der Gefahr 
’ines Friedensbruchs auszumeihen. Das Schwert blieb jomit in der Scheide. Um diefe Zeit 
dewegte die Repeal (Aufhebung) der Korngefege alle Klaſſen Englands, und P. erklärte ſich im 
Jahre 1845 unummunden für dieſe Repeal. Als Sir Robert Perl gegen Ende veflelben 
Jahres die gleiche Bahn einfhlug, drang fid dem Gabinet die Überzeugung auf, daß dieſe 
Arbeit beijer den „Liberalen“ überlaflen bliebe, und ed danfıe ab. Die Königin fandte nad 
kord John Ruffell und betraute ihn mit der Bildung eines neuen Gabinetd, zu welchem Behufe 
<tsterer ſich zuerft nach feinen alten Gollegen umfab. Earl Grey, den er zuerft confultirte, lehnte 
jede Mittbhätigfeit ab, im Kalle P. wieder dad Ruder der auswärtigen Politik erhalten follte. 
Ford P., verföhnlidern Sinnes, erflärte ſich bereit, auf dieſes Amt gänzlich zu verzichten, aber 
dennoch im Unterhaufe das Gabinet der Nepeal der Korngefege zu Liebe ebenio thatkräftig 
snterflügen zu wollen, ald wenn ev ihm felbjt angehörte. „Wenn er aber je in das Gabinet 
träte, fo würbe er fein anderes Amt ald das der auswärtigen Angelegenheiten aeceptiren.“ 
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So blieb Ruſſell allein und verlor die glorreiche Gelegenheit, ald Premier einem Gabinet vor: 
zuftehen,, das die große Repeal hätte ausführen und das populärfte unter den populären 
Verdienften eines britiihen Cabinets fein eigen nennen können. Diefer Ruhm blieb dem con: 
jervativen Cabinetöchef Sir Nobert Peel und befähigte ihn, noch eine kurze Weile am Ruder 
zu bleiben. Aber Zerwürfniffe in feiner Partei ſchwächten feine Stüge im Unterhaufe dergeftalt, 
dap er Lord John Ruſſell den Pla räumte, deſſen Bemühungen ed zugleich gelang, eine äußerlide 
Verföhnung zwifchen den politiihen Antipoden Grey und P. zu Stande zu bringen und fi 
jomit diefe beiden Kräfte zu fihern. B. war wieder Minifter des Außern. 

Als hätten die Ereigniffe nur darauf gewartet, fo brachte dieler Summer des Jahres 1846 
ihon Verwidelungen aller Art, die P.'s Talent herausforderten. Es war das Jahr des Bar: 
fpufs des noch ungeborenen revolutionären Jahres 1848. Die öffentlihe Meinung begann ih 
jener Bieberhige zu nähern, welche zwei Jahre ſpäter zur Kriſis gelangen ſollte. Der Sonker: 
bundfrieg in der Schweiz war eins diefer Symptome. Der Schrei der Jefuiten über Unir: 
drückung fand das römiſch-katholiſche Europa nit harthörig. V. beſtand darauf, die ftreitenten 
Parteien ihre Sache allein erledigen zu laffen. In Frankreich rief eine jtarfe Partei nach Inter: 
vention; Dfterreih und felbft Breußen, deren Neigungen zum mindeften zweifelhaft eribie: 
nen, ließen jogar Truppen marjhiren, und ein Bündniß zwiſchen Franfreih, Ofterreib und 
dem päpftlihen Stuhl begann das Tagesgeſpräch zu bilden, während B. allein auf jeiten ver 
proteftantiihen Gantone fand. Er proteftirte in einer Note gegen jede ifolirte fremde Ein: 
miſchung in dem Gonflict zwifchen den proteftantiihen Gantonen und den zum jefuitiihen Sen: 
derbund gehörigen und gab dem britiſchen Minifterrefidenten in Bern die Inftruction, bie 
jchweizeriiche Bundesregierung zu einer ſchleunigen Unterbrüdung der Rebellion zu animire, 
während er gleichzeitig, um auf alle Fälle einen Ausmeg zu finden, eine Gonferenz der interzi: 
irten Mächte vorihlug zu dem Zwed, eine gemeinfame Intervention in Erwägung zu zieben, 
Tall8 jolde von nöthen werden follte. Indeſſen die Ereignilfe famen legterm zuvor; die Bun: 
dedregierung behielt die Oberhand, die Jefuiten wurden vertrieben und die Rube in Helve: 
tion wiederhergeftellt. Die Conferenz trat nie zuſammen. 

Kaum war diefe Sache erledigt, jo hatte er ed mit der berühmten „ſpaniſchen Heirarh‘’ zu 
thun, welche zwiichen einem Sohne Ludwig Bbilipp’s, dem Herzog von Montpenjier, und einer 
Schweiter der Königin Iſabella von Spanien gefhloflen wurde. Der Frieden von Utredt, 
welcher eine weiblidhe Thronfolge in Spanien verwehrte, um jede Möglichkeit einer franzeitiö- 
Ipanifhen Zwiſchenheirath abzuſchneiden, ftand nicht mehr im Wege, denn die ſpaniſchen Cortes 
hatten dieſen Baragraphen wegvotirt und eine Frau herrſchte über die Hidalgos. Die 
Duadrupleallianz, P.'s Werf, hatte ihrer Zeit das fait accompli beftätigt, aber mit der Clau'el, 
daß eine ſpaniſch-franzöſiſche Kamilienallianz nie jtattbaben dürfe. Ludwig Philipp ſann nun 
darauf, durch dieje Clauſel einen unheilbaren Riß zu machen mit dem Project der ermähnten 
Heirath. Er hatte es aufgegeben, um die Hand der Königin von Spanien für feinen Sohn zu 
werben, und fogar die Heirath Iſabella's mit ihrem Better vermittelt, um damit jener Claufel 
ſich iheinbar zu beugen und den Argwohn Lord Aberdeen's, der damals noch im Amte geweſen, 
zu beſchwichtigen. Auch hatte er demſelben verheigen, vie Heirath zwiichen feinem Sohne und 
der Schweſter Iſabella's jolle nicht eher von ftatten gehen, ald bis die Ehe ver Königin Iſabella 
mit Nachkommenſchaft gejegnet wäre. Aber, died feinesmegs abwartend, ignorirte er das Ber: 
ſprechen, wovon Die Tinte, mit der ed geichrieben, kaum getrodnet war, und beeilte jene andere 
Heirath mit ſolcher „Discretion“, daß diejelbe lange noch in der Diplomatie den Beinamen 
„die heimliche Ehe‘ vavontrug. In diefem Stadium befand jih die Sache, ald P. von neuem 
zum Amte gelangte. Die verlegten Zujiherungen des franzöftichen Königs führten zu einer 
äußerft eyzürnten Gorreipondenz, in welcher P. die ganze Meifterichaft feiner Feder geltend 
machte; er jegte damit nur die Oppofition einem Könige gegenüber fort, die er gegen die ipaniiäe 
Heirach ſchon vorher im Unterhaufe gegen den von dem VBürgerfönige dupirten Aberdeen be: 
gonnen hatte. Die Controverſe ſpann ji endlos aus, jedoch fie blieb immer nur ein Nadivul, 
denn der Herzog von Montpeniier blieb einmal der Gemahl der ſpaniſchen Infantin. Noch ebe 
der Depeichen: und Notenaustauſch auf beiden Seiten die leitenden Stantämänner ermüdet hatte, 
entfeßte die Bebruarrevolution von 1848 den königlichen Galculator feines Thrones, dem er — 
mit echt bürgerlicher Vorſicht für die Verforgung feiner Kinder — durd die ſpaniſche Heirath 
eine neue Stüge gefhaffen zu haben glaubte. Damit fiel die langathmige Controverſe von 
ſelbſt hinweg, denn mit dem Ball der Orleans blieb ed von feiner Bedeutung mehr, ob ein or: 
leaniſtiſcher Brinz in die ſpaniſche Regentenfamilie hineingeheirathet hatte oder nicht. 
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Die Revolutionen von 1848 werben unvergellen bleiben. Ganz Europa war ein Flam— 
menherd, von Ungarn bi zur Eider, und die Funken flogen nad allen Seiten. Nur über 
ten Ihmalen Wafferftreifen, ver Englands glückliche Inſel von dem ſich jelbft zerfleiſchen— 
ven Frankreich trennt, gelangten fie nicht. E8 hatte darum freie Hände, um im Auslande 
zu „revolutioniren”, wenn ed die englijchen Intereffen forderten. P.'s Haltung hat manden 
Schatten auf ihn fallen laffen in diefer Periode, und namentlich jein Verhalten gegenüber 
Sicilien fonnte feine Partei befriedigen, denn ed involvirte „Untreue in mehrfacher Be: 
ziehung und war das Gegentheil des engliihen Principe vom „fair play”. P. rechtfer— 
tigte jeine Ginmifhung mit der alten Allianz, die zwifchen dem fleiliihen und engliihen 
Volke jeit der napoleoniihen Zeit beftanden, ald Sicilien allein dem gewaltigen Eroberer 
Widerſtand leiftete und mit Hülfe britiiher Truppen unter Sir William Bentind die Fran: 
zoien aus der Inſel vertrieb. Zur Vergeltung für dieſe Bravour, erwiefen gegenüber dem 
gemeinfamenn Beinde, hatte die britifche Regierung den Siciliern das vielleicht nicht formell 
dindende, aber doch deutlid genug ausgeſprochene Verſprechen gegeben, daß die von ihnen 
nah den Grundjägen der Selbſtverwaltung eingefegte Behörde refpectirt und, welchem 
Lande die Inſel auch fpäter ih anſchließen möge, ihre liberale Verfaſſung ihr erhalten blei— 
ben jolle. Dieſes Verſprechen over befler Gelübde wurde nicht gehalten. Der Wiener Congreß 
theilte die Imjel Neapel zu, ohne eine Silbe wegen der liberalen Gonftitution zu erwähnen, 
und ein despotiicher König von Neapel wäre der legte Mann gewejen, jo weit Ehrenmann zu 
jein, um ein Wort zu halten, das er perſönlich zwar nicht gegeben, das aber ein heiliges Pflicht: 
erbe für ihn war, injofern daſſelbe Volk Sicilien von dem gemeinjamen Feinde der italienifchen 
Freiheit befreit hatte, das er jegt unter feiner Herrichaft empfing. Obwol es nachher immer gehei— 
Ben bat, Ruhe herrſcht in Sicilien“, glomm doch das Anvenfen an die ehemalige Selbftändig- 
feit noh unter der Aſche, unter welder das Feuer faft erfticht fchien. Im Jahre 1848 erflärten 
die Sicilier ihre Unabhängigkeit und, des alten ihnen geleifteten Gelübdes nicht vergeilend, 
wandten fie jih um Beiltand an vie britiiche Nation. Man verfiert, dab PB. dem Anfinnen 
nicht entgegen war. Er gab ihnen „moraliſchen Beiſtand“ einerfeitS und vermochte ed auch ein= 
zurihten, daß engliiche Lieferanten gegen gutes Geld den Injurgenten Waffen und Munition 
zuführten, ja er fnüpfte ein neues Gelübde an das alte noch nicht gehaltene, daß, „wenn bie 
Sicilier eine Monarchie errichten und die Krone dem Bruder bed jegtregierenden Königs 
Victor Emanuel zuerfennen wollten, er ihre Unabhängigkeit anerkennen wolle’. Gin über: 
flüſſiges Veriprechen, denn das ältere umfaßte ſchon ebenjo viel. Solde Politik gleicht der eines 
lebten Zablers, der feinen Gläubigern verfiert, wenn jie ihm noch weiter trauen und gewiſſe 
neue Bedingungen erfüllen wollten, fie ibn in den Stand jegen würden, feine erſte Schuld zu 
entribten. Daß P.'s Politik fehlte und ver verbeißene volle Becher an den Lippen der Sicilier 
sorüberging, hat er jelbft zwei Urſachen zugeichrieben. Erſtlich feien die Sicilier zu jehr voll 
Vorliebe für republikaniſche Inftitutionen gewefen, und zweitend hätten die Toried daheim ihm 
kine Stellung erihwert (und allerdings DB. Hat fein Amt häufig allem andern vorgezogen!) 
und dap die Liberalen ihn wenig unterflügten, „daheim genug zu thun habend mit ihren eigenen 
Planen von Barlamentd: und Finanzreformen‘‘, ald daß fie viel Sompathie für ausländiſche 
Völker, die nad Freiheit rangen, geipart haben fünnten; „mithin hätten ihm die jicilifchen 
Republifaner und die engliſchen Radicalen (ein ftarfer Name für Freunde erweiterten Wahlz 
rechts und weiſer Dfonomie) die Freude verdorben‘ — Englands feierlihes Wort zu halten, 
fönnte man hinzufügen. Sicilien unterlag und P. behielt jein Amt. „Amter im Gabinet‘ jind, 
ſolange dad englifche Parlament exiftirt, immer die Bifhe und Brote geweien, um berentwillen 
Yeute die harte Garriere eines eifrigen Unterhausmitgliedes auf ih nehmen. Wenige Aus: 
nahmen waren und jind, aber deshalb beftätigen jie nur die Regel. 

Gine Epiſode in der diplomatischen Thätigkeit P.'s bildete ein vorübergehendes Zerwürfniß 
mit Spanien, das allerdings in nichts Weitern jih fund gab als in einer Abberufung der 
beiverfeitigen Gefandten. Man hatte dort Berfolgungen gegen die Liberalen eingeleitet, gegen 
dieſelbe Partei, der die Königin den Thron verdanfte, und V., wie er einjt in Portugal gethan, 
machte durch den britifchen Bejandten Sir Henry Bulwer beim madrider Hofe Gegenvorftelluns 
gen, die aber ſchlechte und hochmüthige Aufnahme fanden. Kühle trat ein nach ver kurzen Zeit 
des übertündten Misvergnügend. Als aber jpäter eine ſpaniſche Infantin geboren wurde, 
fanden fich die beiden Geſandten wieder auf ihren Poften ein „aus Rüdfihten üblicher 
Gourtoifie‘. 

Einen andern Zwift hatte P. mit dem fleinen Griechenland. Gin Schotte, Finlay, und ein 
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Jude, Namens Pacifico, ein Jonier und ſomit auch Unterthan der britiſchen Protectorfrone, 
beſchwerten ſich über erhebliche Unbill, die fie von griechiſchen Unterthanen erfahren. Es unter: 
liegt keinem Zweifel, daß Don Pacifico feine Anſprüche ſehr übertrieb, indeß die grichiike 
Regierung lehnte die Entſchädigungsfrage ſogar im Princip ab und weigerte ſich, die Berit: 
nungen ber geringften Prüfung zu unterwerfen, worin bad englifche Gabinet eine Entſchuldigung 
fand, feinerfeitd den vollen Betrag zu fordern, Indeſſen zog jih die Sache ſehr in die Länge 
und wäre vielleicht ald Bagatelle noch bis heute unerledigt geblieben, hätten nicht andere Er- 
eigniffe dies befchleunigt. Die Joniſchen Infeln waren des englifchen Protectorat müde un 
agitirten unverbohlen für einen Anſchluß an das Königreich Griechenland. Eine Infurrectier 
brad aus und wurde von dem britifchen Gouverneur mit Gewelt unterprüdt. Die Rufiellit: 
Idee, „daß jede Nation das Recht habe, fih ihren Herricher zu wählen“, lag damald no in ten 
Windeln und wurde auf ein Protectorat, wie das erwähnte, nicht ausgedehnt. Man entdecht, 
daß griechifche Agenten und, wie man wiſſen wollte, auch ruſſiſche Ginflüffe der Inſurreckien 
Feuer zugetragen hatten, obwol englifcherfeits felbft zugegeben worden, daß „legale“ Bereit 
dafür nicht gefunden wurden. Deshalb befhloh P., dieſen Mangel damit zu erfegen, daß er die 
Sache des Don Bacifico zu einer Sache von äußerſtem Intereffe ftempelte und für den @efrinften 
„ſofortige Genugthuung“ verlangte. Als die riechen wiederumzögerten, erfähien eine imponirende 
englifche Flotte im Piräus und Faperte fo viel griechifche Handelsſchiffe, als hinreichend green, 
Pacifico doppelt zu entihädigen. Ich entnehme diefe Thatfache fogar einer englifhen Duck, 
Griechenland zitterte, die europäiihen Mächte blickten mit Argwohn auf jene Manixe. 
Frankreich bot feine Vermittelung an, welche P. fo weit acceptirte, als fie den Betrag der Ent: 
ſchädigung beträfe, nicht aber wolle er die Gerechtigkeit des Anſpruchs überhaupt nod in Frag 
ftellen und von einem frangöfifhen Agenten begutachten laſſen. Der franzöſiſche Agent dehnt 
jedoch fofort nad feiner Ankunft in Athen feine Prüfungen auf diefes verbotene Gebiet auf, 
in Betreff der Frage, „ob überhaupt eine Beſchädigung vorliege““. Die Griechen ſchöpften 
neuen Muth und wollten zu feinem Abkommen die Hand reihen. Wiederum inftruirte P. der 
engliſchen Apmiral, alle Interbanplungen abbrechend, das Kapern griehiicher Schiffe von neuen 
zu unternehmen, und die Folge war, daß fich die griechiſche Regierung „auf Gnade und Ungnett 
ergeben mußte. Frankreich indeffen — damals republifaniih — erachtete dies ald eine Inſul— 
tirung des franzöſiſchen Vermittlers. Der franzöſiſche Gefandte verließ Athen, ebenio der u 
London beglaubigte England. Das fah aus wie Gewitterfhmüle. Indeſſen es lag ber fan: 
zöftihen Republik daran, mit den „barbarifchen Infulanern‘’ auf gutem Fuße zu ftehen, denn 
PB. war ohne Zögern bereit gewefen, die neue Republik in aller Form anzuerkennen, und ein 
Verftändigung blieb nicht lange aus. Ein Abkommen, das gefhloffen wurde, erfannte Tran 
zöftfcherjeits die Gerechtigkeit der Anſprüche Englands im Princip an und engliſcherſeit 
Sranfrei die Befugnif zu, den Betrag ded Schadenerfages für Finlay und Don Partk 
feftzuftellen. 

Diefe Vorgänge fonnten nicht verfehlen, ein willfommenes Material für die Barlamentt: 
debatten des Jahres 1850 zu liefern, Debatten, in welchen die Barteien ihre beften Truppen 
und brillanteften Talente ins Feuer ſchickten. Sie vehnten ſich auch auf die Haltung PFin det 
ſchleswig-holſteiniſchen Frage und namentlich gegenüber der ungariichen Revolution auf. Gr 
lieb den Ungarn zwar feinen Beiftand, denn, wie liberal auch ein englifcher Minifter fein mag 
er wird nicht gegen die englifhe Maxime fündigen, vor allem einen Krieg der Nationalitäten jt 
vermeiden, aber er animirte die Türkei in ihrer Meigerung, die ungarifchen Flüchtlinge M' 
Barmherzigkeit ded erbitterten Ofterreih.auszuliefern. Das Barlamentämitglied Roebuch ni 
„feiner Partei angebören will”, hatte ein Sündenregifter P.'s vorbereitet und trug auf et 
Mistrauensvotum des Unterhaufes gegen P. an. Am 24. Juni 1850 erfolgte Debatte darüber 
Sie war eine denkwürdige und um ſo gefährlicher, da das Oberhaus auf den Antrag bes Cheſ⸗ 
der Tories, Earl Derby, dem Cabinet bereits ein ſolches Votum mit anſehnlicher Majorität Ir 
dicirt hatte, was aber, wie Ruſſell auf Befragen im Unterhauſe erklärte, allein das Cabine 
nicht zum Abtritt nöthigen könne. Dann brad er in einen wahrhaft glühenden Panegurifu 
für feinen Gollegen P. aus, „der ja nicht der Minifter Ofterreihs oder Rußlands, jondern det 
Englands ſei“. Darauf entgegnete Roebud in farkaftifcher Weife, „er fei mit der conftitutionellen 
Baſis diefer Doctrin nicht ganz einverftanden und babe demzufolge dad Mistrauensvetun br: 
antragt, aber, um dem Unterhaufe Gelegenheit zu der Erflärung zu geben, ob es dad Urtbeil 
des Oberhauſes beftätige oder nicht, wolle er ein « Botum der Billigung» für B.'d Polilik be⸗ 
antragen“. Die Debatte ſpann ſich über vier Sitzungen aus. Das Cabinet ſchien verloren, 
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denn alle Shupzöllner, ſowie die Peeliten, mit einer oder zwei Ausnahmen, und die ganze 
Jüngerfhait ver Mandefterihule machten Fronte gegen die Regierung. Bei dieſer Gelegenheit 
bielt B., der ſonſt nie lange fpricht, feine längfte, eine fünfftündige Rede, voll außerordentlicher 
Kraft und Beredfamfeit, jeden einzelnen Schritt feiner Politik vertheidigend, und [öfchte jeden 
Baragraphen ded gegen ihn aufgejtellten Sündenregifters. Spät in der vierten Nacht fand die 
Abftimmung flatt, und Roebuck's aus Ironie beantragted Vertrauendvotum für P. wurde alles 
Ernftes mit einer Maiorität von 46 Stimmen angenommen. P. hatte gegen alle Erwartung 
geitegt ; „‚er machte die Leute wieder lachen und blieb obenauf” , fagten die Engländer, und es 
wollte etwas heißen, fünf volle Stunden lang bei Humor zu bleiben. Seine Popularität ftand 
im Zenith. Cheers begrügten ibn, ald er dad Haus verließ, und der große Reformelub gab 
ihm zu Ehren ein verſchwenderiſches Feſteſſen. Er galt ald die Säule des Cabinets, die Fein 
Simjon umwerfen fünnte, ald der Unentbehrliche, der „‚gefommene Mann’, wie die Phrafe 
ging. Died war ein Echo Durch die ganze Länge und Breite des Vereinigten Königreihs Groß: 
Britannien und Irland, 
Welches mußte alfo das Erflaunen im größern Publikum fein, ald Ausgang December 1851 
daſſelbe urplöglih, ohne jede Vorbereitung, durd die Anfündigung überrafcht wurde, P. fei 
nit länger Minifter des Auswärtigen und gänzlich aus dem Gabinet gefchieven. Vielfältig 
und weit voneinander abweichend waren die Auslegungen, die dieſes Ereigniß erfuhr. Guropa 
war damals in der gefpannteften Erwartung, denn in Paris hatte Ludwig Napoleon feinen 
coup d’etat vollbradt, fih zum Dictator erhoben und die Repräfentantenfammer theild nad 
Haufe gefandt, theils eingefperrt. Das mußte nach der allgemeinen Anficht mit dem Ausſcheiden 
P.3 aus feinem Amte in irgenbeinen verbedten Zufammenhang ftehen. Und diesmal betvog 
ich das allen Eindrücken oft blind folgende große Publifun nicht, wenn auch die Einzelheiten 
erit int folgenden Jahre bei Unterhaus: Interpellationen, eine nad) der andern, zur Sprache 
famen. (Lord Ruffell führte das Wort, und feine Erklärung wurde von P. jelbft ald in der 
Hauptjade correct anerfannt.) Dad Wefentliche des Ereigniffes war Folgendes geweſen: Die 
Königin batte befohlen, daß feine Depefchen aus dem Neffort der auswärtigen Angelegenheiten 
an ihre Beſtimmung abgefandt werben follten, ohne daß fie felbft viefe Documente vorher durch⸗ 
leien, und daß fein Schritt im Gebiete der auswärtigen Politik unternommen werden follte, 
bevor derjelbe nicht vem gefammten Gabinet und ihr, der Königin felbft, zur Begutachtung vor: 
getragen wäre. Lord P. hatte gegen diejen legtern Theil des königlichen Befehls verftoßen. 
Als ver franzöſiſche Gefandte ihm mit der Neuigfeit feine Aufwartung gemacht, daß fein Herr 
und Meifter ich zum Alleinherrſcher erhoben, erklärte P. ſofort auf eigene Hand jeine volle 
Billigung dieſes Schritts. Diefe Bereitwilligfeit haben die Engländer bis auf den heutigen 
Tag „culpable‘ genannt. 68 war died nur ein „‚technifches‘‘ Verfehen und wäre nicht weiter 
gerügt worden, hätten überhaupt zwifchen B. und dem Hofe der Königin beifere Beziehungen 
obgewaltet, ald in der That der Fall gewefen. Um eines einfach „techniſchen“ Verfehens ſchiebt 
man in England einen jo geehrten und alten Staatsdiener nicht ohne jede Geremonie vor bie 
Thür. Außerdem verſtieß die Beifallserflärung P.'s völlig gegen das Nationalgefühl in jener 
Beriopde und fhien fo unvereinbar mit ver Bewunderung, die ver edle Lord zeitlebend für verfal: 
jungsmäßige Freiheit ausgeſprochen. Cine Billigung des Stantöftreihd, den Ludwig Napoleon 
unternommen, erfhien den Engländern fo unverzeihlid, daß das Bedauern über P.'s Fall nur 
ein jehr getheiltes genannt werben fonnte. Zwar waren ſchon einmal Gerüchte aufgetaucht, daß 
PB. Briefe Mazzini’s, der in London lebte, und an Mazzint in London anlangende Briefe hätte 
„verlegen“ laflen, jedoch ſchliefen dieſe Gerüchte wieder ein und fanden faum Glauben, da ein 
folches Verfahren ald zu „unengliſch“, mithin dem Publitum als etwas Märchenhaftes erſchien. 
Jetzt aber frifchte ſich alles dies wieder auf. Was die Misftimmung betrifft, die zwiſchen dem 
Hofe und P. vor feiner Entlafjung geherricht, jo ging die keineswegs unglaubhafte Verjion um, 
daß BD. es zu verſchiedenen malen gewagt, diplomatifche Actenſtücke, nachdem fie die Signatur 
der Königin erhalten, zu ändern. Dem wurde nie in der Preffe widerſprochen, und es gilt als 
wahrſcheinlich, daß weniger fein „techniſches“ Verſehen in Betreff des franzöſiſchen Staats— 
ſtreichs als jene „grobe Indiscretion“ die Urſache feiner Entfernung geweſen. Auch iſt es Fein 
Geheimniß geblieben, daß John Ruſſell ſeines Collegen Fall mit vieler Haſt beeilte. Dispute 
verſchiedener Art waren dieſer auffälligen Entzweiung der lange Verbrüderten vorangegangen. 
Alle Berichte aus jener Zeit ſtimmen darin überein, daß P. „Vergeltung“ ſuchte und ſie fand. 
Als nämlich das Cabinet eine Bill zur Wiederbelebung der „alten Miliz“ des Koönigreichs ein— 
Staats-kerifon. XI. 18 
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brachte, mußte P. die Oppofition im Unterhaufe derart zu organifiren, daß das Cabinet in der 
Minorität blieb und, wenige Wochen, nachdem es P. „eliminirt” Hatte, fiel, Nun da die 
Liberalen in zeitweiligen Miscredit gekommen, berief die Königin Earl Derby zur Bildung eine 
Gabinete. Der Hochtory Derby offerirte demnach dem liberalen P. das jüngft eingebühte Ant 
von neuem. VB. lehnte dies ab, „weil er ald Verfechter des Freihandels fih außer Stande fühle, 
in einem Gabinet von Schugzöllnern erfolgreich wirken zu können”, unterftügte Derbo jedot 
eifrigft im Unterhaufe und „lootſte“ ihm recht eigentlich durch ein fehr verworrenes Kreugiener 
der verſchiedenen Parteien in der Freihandelsfrage. 

Im Jahre 1853 fam dad Goalitiondminifterium, oder wie man es nannte, „das Min 
flerium aller Talente’ unter Aberdeen's Vorfig zur Regierung. Es umfaßte außer diem, 
Lord Glarenton, den Marquis von Lansdowne, Graham, den Herzog von Neweaftle, Gladſtom, 
vor allem aber die wieder ausgeföhnten beiden Plejaden P. und Ruſſell. P. begnügte fd die: 
mal mit dem Minifterium des Innern, wobei er nad) dem allgemeinen Urtheile viel für den 
„Somfort‘' des Volks that. Er hielt e8 nicht unter feiner Würde, Verbefferungen der Rauchfänge 
zur gefeglichen Pflicht zu machen, Trennungen zwiſchen unverträglichen Eheleuten zu erleichtern 
und zur großen Kränfung der Geldintereſſen der Staptgeiftlichen die Verlegung der Kirdhöfe 
vor die Stadtthore durchzuſetzen. Ich erwähne diefe Dinge abfihtlih, venn fie bahnten ihm in der 
Gunſt der bürgerlichen Klaffen den Weg zur Premierminifterfchaft vielleicht mehr al& mandt 
andere. Diefe mehr Häusliche Thätigkeit gewann ihm drei Jahre hindurch fo viel Anhänger, dej 
er 1856 ald Premierminifter mit allgemeiner Acclamation begrüßt wurde. 

88 gehört der Tagesgeſchichte an, wie er in feinem Bemühen, aud ven Trümmern ven 
Sewaftopol einen moͤglichſt anfländigen Frieden für England zu retten, durch Ruſſell's ſchwatht 
Nachgiebigkeit bei ven Wiener Eonferenzen gehindert wurde ; der Tagesgeſchichte desgleichen die 
vortheilhafte Beendung des von ihm damals gegen Ehina eingeleiteten Kriegs, der allerdinge 
nur eine Pauſe machte und in andern Phaſen ſich noch weiter ſpinnt. Ein „chineſiſches“ it: 
trauen@votum im Unterhauje ließ ihm nur die Alternative, abzudanfen oder dns Parlament 
aufzulöfen. Er beſaß die Kühnheit, legteres zu thun und an das Land zu appelliren, das ihn 
denn auch nicht im Stiche ließ. Daß er bald darauf feine Popularität zeitweife einbüßte batt 
feinen Grund in der „Verſchwörungsbill“, die er einbrachte, gewonnen durch die Vorſtellungen 
de8 Kaiſers der Branzofen nad dem blutigen Nttentate Orſini's. P.'s Dill, melde den 
Zwei Hatte, auf das Afylrecht einen Schlag zu führen, fiel nad heftiger Debatte, und P. 
fand wieder außerhalb des Cabinets als Fuͤhrer der liberalen Oppofition, und zwar Hand 
in Hand mit Nuffell, gegen das zweite Derby: Minifterium, alfo gegen denſelben Mann, Ft, 
obgleih fein Antagonift, ihm feiner Talente halber einen Minifterftuhl im erjten Derbe: 
Minifterium angeboten; gegen venfelben Mann, ven er, P. jelbft, fo nachdrücklich in Unter: 
baufe gegen bie Liberalen vertheidigt hatte. England ift das Yand ver Widerſprüche und lo⸗ 
giſchen Räthſel, und fo find die Charaktere feiner modernen Staatsmänner in vieler Beziehung 
P. obenan. Prineiptreue um jeden Preis, wie man einem deutfhen Staatömanne zur Pflicht 
macht, erſcheint Engländern immer dann ein Idealismus, wenn „Utilltätsrückſichten“ fe nad 
entgegengefegter Richtung locken. Nur fo läßt fich die Biographie P.’8 verftehen und feine Yo: 
vularität begreifen; ev ging immer mit der Vorliebe und den Vorurtheilen ver Engländer. 
Er, der 1831 dem König Ludwig Philipp entgegnet hatte, England ſehe ſich nicht in det kage, 
den Polen auch nur feine moralifche Unterſtützung angedeihen zu laſſen, indem es eine Abnet 
fung von ſeiten Nifolaus I. befürchtete und nicht zu den Waffen greifen wollte, um folde Ab⸗ 
mweifung gebührend zu rügen — ſprach 1863 in anderm Tone durd fein Organ John Ruſtl 
aber, indem er diesmal die polniſchen Inſurgenten durch Parlamentsreden animirte, ließ tl 
fie doc) fpäter im Stich und ſteckte drei ruſſiſche Abweiſungen mit kühler Kaflung in die Taſce. 

Beiläufig fei erwähnt, daß er die irifhen Mitglieder des Barlaments ſich nie befreundet. 
Ein Minifter, der, feiner eigenen Bamilienabftammung nad ein Irländer, doch dem Jammt 
Irlands, dem unfeligen Bedrückungsſyſtem der Landeigenthümer gegen die jeder Willfür preil: 
gegebenen Pächter nichts entgegenftellte al8 die graufamen Worte: FLaßt die Pächter mit ihren 
Gutsherren ihre Sache felbft ausfechten“, fonnte nicht ein Charakter fein, der ihnen bie Heinfter 
Hoffnungen für ihre in Armuth verfinfende Infel erregen konnte. Agrarifche Morde und et 
Auswanderung von anderthalb Millionen Irländern in dem kurzen Zeitraum von neun Jahren, 
dies war die Jlluftration zu folder laissez-aller: Politik auf diefem Gebiete. > 

68 war im Jahre 1859, als B. zum zweiten mal PBremierminifter wurde, denn das Min; 
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Rerium Derby hatte Äh der Oppoſitionsfirma Balmerfton:Ruffell gegenüber nicht länger als 
zehn Monate erhalten fünnen. 

IH regiftrire hier ein englifches Urtheil über ihn. Omen Maddyn jagt in feinen „Chiefs 
and Parties’: „Die Ariftofratie, obwol fein Gegner, har ihn dennod immer als einen ihres 
Standes betrachtet, der ihr Ehre made; jeine Zeitgenoffen aus der Wolksklaffe haben immer 
jeinem eminenten Talent gehuldigt, jeiner erftaunlihen Geſundheit, feiner überlegenen Gewalt 
ald Debattant. Opponirt in jeiner auswärtigen Politik, mit Widerſtreben gefhägt als Führer 
im Unterhauſe, Eritifirt ald Menſch ſogar — hat ihm die englifche Gejellichaft doch nicht ihre 
Bewunderung verfagen können, jowol was feine Energie als feine ungewöhnliche Begabung 
anlangt. Er galt ihr ald ein aungefröntes Haupt» unter den Negierenden der civilifirten Welt. 
Seine Volitik wird vielleicht feine Nachfolger finden, feine Leiterfchaft im Parlament nit nach— 
geahmt werden, aber der Glanz feines perſönlichen Ruhmes wird lange währen und ihn über: 
leben, und jein Muth, jeine mannhafte Verwegenheit auf Menfchenalter hinaus unvergeflen 
bleiben.‘ (Dieje Berwegenheit erwarb ihm im Jahre 1848 bei deutichen Tories den Nanıen 
„Sobn des Teufels‘, und die Koſacken der Ukraine jollen ibre widerfpenfligen Pferde mit den? 
Zuiprud „Suda Palmerston sitschas” (vorwärts, Palmerſton, hierher!), wie die Ehronif er- 
zahlt, gegen die Batterien getrieben haben.) 

Lord B. war ſchon ein Veteran im Aute Englands, lange bevor die jegige Generation das 
Licht der Welt erblidte. Man nannte ihn 1837 einen indifferenten Spreder. Das ift aber 
lange ber, und als er ein Sehzigjähriger in der Arena ftand, hatte er ſchon einen Schwarm 
von Triumphen Hinter ih. Alle feine Zeitgenofien und Rivalen jah er durch ven Tod weg— 
geraft. PB. begann fein politifches Leben ald ein Tory, als Toryismus populär war; wie 
Reformen populär wurden, änderte er jih zum Reformer. Er war mit wenigen Ausnahmen 
immer Organ der zeitigen Sympathien oder Antipathien des Volfd und wechielte mit ihnen; 
er war als Staatömann immer mas die „Times“ als Preporgan, unabhängig von beſtimmtem 
PBarteicoder. Ewing Ritchie, der geiftreihe Satirifer, erflärt da® Geheimniß feiner Populari— 
tat wie folgt: „Zwei Öentlemen dinirten einſt zuſammen in einem vornehmen Haufe. Als jie 
gingen, fanden die Lakaien am Ausgange mit ausgeſtreckter Hand, um das Trinfgelod zu em— 
pfangen. Der Gaft, welcher zuerft hinausging, ſchien ein Lächeln auf allen ihren Geſichtern 
bervorzurufen. Sein Gefährte befragte ihn deshalb, «Ich gab ihnen nihts», war die Antwort, 
sich Figelte nur ihre Hände!» So figelt P. die Engländer feit funfzig Jahren.’ 

Die Parlamentöferien benugt er regelmäßig zu Nundreifen im ganzen Lande, raftlos 
Meetings haltend, um John Bull feine Politik zu erflären, oder auch Orunpfteinlegungen voll: 
ziehend, oder von der Jugend der Schulen für feine wunderbarsfrifhen, jugendliden Reden 
dreimal drei Cheers einzuernten, Darum fennt ihn ganz England, jung und alt, ald ven ſpaß— 
baften „Old Pam von England’. 

D' Jsraeli jagte von dem alten „Sir Nobert Brel“ feinerzeit, „er jpielte auf dem Parla— 
ment wie auf einer alten Fiedel!“ Ebenfo macht ed der greife Premier. Auf der Angftbanf 
der Miniſter im linterhaufe jigt er oft obenan, oftin der Mitte. Er bat den Hut tief in die 
Augen gezogen, die Arme über die Bruft gekreuzt und ein Bein mit vieler Nondalance über 
das andere geihlagen. Er ift der Neitor von allen, aber in jeinen Bewegungen der jugend- 
lichfte, in vortreffliher Gonjervirung, ungeachtet jeiner 81 Jahre, danf den Turnübungen 
und dem Sport in jüngern Tagen, ſowie der Vorſicht feined Arztes, der ihn zweimal in jeder 
Woche aufs Land fendet, um dort jich wieder zu erfriihen. Nichts jcheint ihn zu verlegen, 
nichts ift ihm anzuhaben, nur das Podagra macht feine Befuche unangemeldet wie ein alter 
Freund. Zu Pferde jigt er noch aufrecht wie ein Ritter der Tafelrunde, der feiner Dame zu 
huldigen ausreitet. Dr. Johnfton jagt von einem tanzenden Bären: „Das Wunder ift nicht, 
das er jo gut tanzt, ſondern daß er überhaupt tanzt.” SoP. Kein Wunder, dag er dad 
Zand fo gut regiert, jondern daß er ed überhaupt regiert in jo hohem ©reijenalter, wo die 
Mehrzahl der Menſchen jhon kindiſch faſelt. Jetzt erhebt ev ih von der Banf, Wie Fräftig 
ind feine erften Phraſen. Geburt, Amt, Erfahrung haben ihn heimiſch im Parlament ge= 
macht, und jegt er jich nieder, nachdem ev geredet, jo wird gelacht, und ver Interpellant hat die 
Empfindung, als hätte er jelbft vorher eine Dummheit gejagt, obgleich er nicht weiß, womit. 
Wie ernit und tief auch die Debatte ih verjpinnen mag, wie hoch aud die Aufregung fteige, 
derjenige würde irren, der da erwarten wollte, daß Se. Lordſchaft in Hitze gerathen oder ald 
Donnerer auftreten werde. Weit gefehlt! Ex ſpricht auch dann mit derjelben Keichtigfeit, dem— 
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felben Wig, mit demjelben Gifer, den unangenehmen Punkt der Frage mit einen ſtudentiſchen 
„Jocus“ zu umgeben. Nah ihm ift die Bolitik feines Cabinets immer gut, und ſei ein Fehler 
vorgefallen, fo habe er nicht viel geihabet, „und habe er geichadet, jo mache Died nicht jo ick: 
viel aus‘ u. ſ. w. Überall daſſelbe Schlüpfen durch Seitenthüren, dieſelbe Geſchicklichkeit, ieine 
Rede nicht gerade dem Gewiſſen des Publifums und deſſen innern Überzeugungen, fonden 
veffen tagesüblihen Vorurtheilen anzupaflen, ſowie den Intereffen des Hauſes. Keiner mı 
täufcht fo den fremden Neuling ald Lord PB. Seine hohle Stimme, fein oft unausfteblise: 
Haha! feine übermüthige, farkaftifche, lächelnd wegwerſende Miene, alles dies wirkt zuſammm 
die erfte Illufion zu vernichten. Er fpricht felten, und felten ſehr lange; er fit beinahe fo ihn, 
als er aufgefprungen, und jpricht immer mit vom Herzendgrunde gemüthlicher Sattbeit. Um 
beobachtet man ihn, wenn er das Haus verläßt, das die Güte feines alten Metalld auf ein 
fheinbar abnutzende Probe geftellt und feine Toilette etwas verftört hat, fo glaubt man a 
faum, daß der hagere, fchlenfernde, alte Gentleman, der fi auf den Arm eines Freund 
„Rügt, derfelbe erftaunliche Mann ift, der je nah Umftänden funfzig Jahre lang die Sorge, der 
Stolz, der Haß, der Neid Europas geweſen, der jo großartig eben das Unterhaus beriätigt und 
fo fihern Schritts Weftminfterhall betrat. F. Brormel, 
Pandekten, der Name des in der jegigen Neihenfolge zweiten, dem Umfang und der in: 
nern Bedeutung nad) größten Theil des Corpus juris civilis (ſ. d.) eine auf Kaiſer Juftiniand 
Befehl abgefapte und mit Geſetzeskraft ausgeftattete Sammlung von Auszügen aus den Werlen 
der fogenannten clafifhen römiihen Juriften. Um den Zweck und die Bedeutung der Pan- 
deften zu verftehen, muß man auf den Entwidelungdgang des Römiſchen Rechts zurüdgebe. 
In feiner Blütezeit, welche jih etwa vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis zum Anfang des 3. Jahr: 
hunderts n. Chr. erſtreckt, hatte daffelbe anfangs, abgefehen von einigen Überreſten der älten 
Zeit, hauptſächlich drei mehr oder weniger lebendig fließende Quellen: die Edicte der Pi: 
toren, welche die Grundfäge für die Rechtsanwendung diefer Magiftrate enthielten und die 
Bormulirung und Aufzeihnungen ded materiell das Volfsleben beberrihenden Rechts waren: 
die leges, zur Zeit der Republif und auch nod unter den erften Kaiſern ergangene, auf Valle: 
ſchlüſſen berubende Gefege; und die gleichfalls vielfach in das Privatrecht eingreifenden Smat 
beihlüffe oder Senatusconfulte. Zu diefen kam aber ſehr bald eine fernere: das jogenannt 
Juriftenreht. Schon feit vem 2. Jahrhundert v. Chr. war das Rechtoſtudium eine Lieblingé— 
befhäftigung hervorragender Männer geworden, und das jih ausbildende freiere gerihtlih: 
Berfahren begünftigte die Bedeutung derfelben. So kam e8, daß fehr bald die Anfihten be— 
rühmter Juriften zu gewohnheitsrechtlidh geltenden Rechtsſätzen wurden. Dies wurde noth we: 
fentlich gefördert dur die vom Kaiſer Auguftus einzelnen Rechtsgelehrten gegebene Ermäd; 
tigung, in feinem Namen fogenannte Responsa (Ausfprüde) zu ertheilen, die, im Fall der 
Übereinftimmung, unter Hadrian fogar Gefegesfraft erhielten. Auf diefe Weife murden fe 
von Erkenntnißquellen des Rechts zu Rechtsquellen felbft. Zugleich ftieg aber auch die jhrit: 
ftellerifche Thätigfeit der römischen Juriften zu großer Ausdehnung und Bedeutung, und ed bi: 
dete jih damit fehr bald das Recht au als Wiſſenſchaft durch die ausgezeichnete Methode der— 
felben in vorzüglihem Grade aus, wobei ſie namentlich auch die andern vorgedachten Retts— 
quellen commentirten. Mit vem Nüdgange der allgemeinen und fomit auch der wiflenidaft: 
lihen Bildung in den folgenden Jahrhunderten wurde jedoch das Verſtändniß und die Anwen: 
dung der von ihnen aufgeftellten Säge immer ſchwieriger; man verfuchte diefelbe durch eine %: 
ſchränkung auf die Schriften von fünf der berühmteften Rechtsgelehrten zu concentriren, dAM 
förmliche Geſetzeskraft beigelegt ward; allein auch dieſes Mittel zeigte ich ungenügend, und # 
war daher ein jehr glücklicher Schritt, welchen Juftinian bei feiner Reform des Nedtäzuftande 
that, daß er auf die Driginalmerfe von 39 der berühmteften Juriſten zurückging, dieſe aber I 
einem, alles Unpraftifche ausfcheidenden, alle Widerfprüche untereinander (menigftend der Ab— 
fit Juftinian’s nah) ausgleihenden und einem gewiffen Syſtem folgenden, im übrigen aber 
möglichft wörtlihen Ertracte zufammenfajfen ließ. Es war dies der Inbegriff aller noch brauß: 
baren Beftandtheile des Juriftenrechts, welches ſchon feit langer Zeit die eine Hauptquelle dei 
geltenden Rechts bildete (die andere, welche die Faiferlichen Eonftitutionen bildeten, kommt für die 
Pandekten nicht in Betracht). Die Abfaffung verfelben wurde am 15. Dec. 530 angeordnet, 
und bereit8 am 16. Dec. 533 wurden die Bandeften beftätigt und publicirt. Ihre Bearbeitung 
ift dad Werk einer unter dem Vorſitze des berühmten Rechtsgelehrten Tribonian niedergelegten 
Commiſſion von 16 Juriften, von denen 11 Advocaten bei dem Gerichtshofe des prätoriſchen 
Präfesten zu Konftantinopel und 4 Profefforen (anlecessores) an den Rechtsſchulen zu Kon: 
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Rantinopel und Berytos waren. GE wurden 2000 Bücher von 39 Juriften aus ver Zeit von 
Auguftus Bid Konſtantin ercerpirt, welche auf ungefähr ven zwanzigften Theil ihres Originals 
umfang reducirt wurden. Die Hälfte aller Excerpre ift aus ven Schriften der vier größten 
Rechtsgelehrten, welche unter den Kaifern des Severiſchen Hauſes (zu Anfang des 3. Jahrhun— 
dertẽ) lebten: Papinian, Ulpian, Paulus und Modeſtinus, entlehnt. Die Commiſſion vertheilte, 
ihre Arbeit (wie man jetzt gewöhnlich annimmt) in drei Sectionen: für die exegetiſchen Schriften 
(vor allem Die Gommentare zum Ediet), für die dogmatiſchen (namentlich die fogenannten libri 
juris eivilis des Sabinus) und für die unmittelbar praftifhen Schriften (namentlich die des Pa- 
pinian). Die Redaction erfolgte dergeftalt, daß man die excerpirten Bragmente nad) der ſchon 
in den frühern Codices angenommenen Neihenfolge, welde im ganzen der des frühern Edicts 
entiprit, im Fitel (ungefähr 440) und dieje in Bücher (50) gruppirte und in den einzelnen Ti— 
teln im weſentlichen die nach den obengedachten drei jogenannten Maflen zufammengehörigen 
Exerpte (fragmenta) zufammenftellte. Juſtinian jelbft theilte vie gefammten Pandekten, der 
Ordnung des Edicts folgend, in jieben Theile (partes) ein; gegenwärtig befolgt man aber nur 
die Eintheilung in Bücher und Titel. (Über die Art, die einzelnen Stellen der Pandekten zu ci= 
uren, |. Corpus juris civilis.) Bei ver Eile, mit welcher die ganze höchſt umfängliche 
Arbeit, jelbft wider Erwarten Juftinian’s, auögeführe wurde, find die Pandekten nicht allent- 
halben mit der gehörigen Genauigkeit excerpirt; andererfeits haben die Bearbeiter ihrem Auf: 
wage gemäß die urjprüngliden Stellen, theild um Widerſprüche zu bejeitigen (was jedoch 
nicht allenthalben geihehen ift), theild um das Unpraftiiche auszufcheiden, mehrfach ab— 
geändert (jogenannte Interpolationen). Deffenungeadhtet geben die Pandekten noch im: 
mer ziemlich treu den Inhalt der Schriften ver elaſſiſchen Juriften, ſoweit er no zu Juftinian’s 
Zeit anwendbar war, wieder, und es ift ein großes Verdienſt, daß und durch dieſes Verfahren 
die Denfmäler der claſſiſch-römiſchen Rechtswiſſenſchaft überliefert worden find, während durch 
Abfaſſung eines neuen Geſetzbuchs jene Schäge dem Untergang preiögegeben worden wären 
und die Rechtsbildung der neuern Zeit niemals auf dieſem wiſſenſchaftlichen Grunde hätte empor— 
wachſen können. (S. Römiſches Net.) H. S. 
Papiergeld (papier monnaie, paper money) iſt ein Werthzeichen von Papier 
mit darauf bemerfter Geldſumme, welches die Eigenihaft Hat, im Verkehr ftatt der Metall: 
münze zu dienen, ſodaß e8 ihre Stelle vertritt, fei es als geſetzliches oder als freiwillig ange: 
nommenes Zahlungsmittel. Wie die Einführung des Metallgelves eine Folge der Arbeitd- 
theilung iſt, jo ift die Einführung des Papiergelves eine Folge der Entwidelung bed Credits. 
Das Merallgelo if cin Gut, welches für alle übrige in den Verkehr kommende Güter gegeben 
und genommen wird und den unmittelbaren Gütertaufh in einen Taufch gegen Münzen, in 
Kauf und Verkauf, verwandelt. Das Papiergeld bedeutet einen Werth, welcher dieſem Zeichen 
nicht wirklich innewohnt, jondern entweder auf der allgemeinen Meinung beruht, daß man den— 
ſelben jederzeit für dieſes Zeichen erlangen kann, oder auf dem Bedürfniſſe des Verkehrs, in 
welchem dad Werthzeichen umläuft. Wenn ein Staat durch Münzverſchlechterung ji aus der 
Noth zu helfen ſucht und dadurch Übelſtände herbeiführt, fo beweifen diefe nichts gegen ven 
Nugen des Metallgeldes. Ebenfo wenig beweift der mit dem Papiergelve getriebene Misbrauch 
etwas gegen den Nugen des rechten und rechtzeitigen Gebrauchs. Das Papiergeld unterſcheidet 
ſich von den übrigen Greditpapieren (Staatd= und andern Schuldverfchreibungen, Wechſeln u. dgl.) 
dadurch, dan es ohne alle Förmlichkeiten ver Übertragung von Hand zu Hand geht und weder 
Zinſen noch Disconto trägt. Es gibt auch eine Mittelgattung , welche mit dem Papiergeld die 
ungebundene Umlaufsfähigkeit und mit den übrigen Grebitpapieren den Zinfengenuß gemein 
bat. Hiernad find zwei Arten von Papiergeld zu unterfceiden. Die eine, in der Regel vom 
Staate auögegeben,, ift gefegliches Zahlungsmittel und wird nicht auf Verlangen des Inhabers 
jederzeit gegen Münze oder Barren (Gold oder Silber) eingelöft. Die andere iſt nicht geſetzliches 
Zahlungsmittel und jederzeit einlösbar; fie wird von Banfanftalten gegen Wechſel oder Fauſt⸗ 
pfänder ausgegeben. Die vom Staat ausgegebenen Geldzeichen find ed, welche man gewöhnlich 
unter Papiergeld verſteht; die andern werden Banknoten (ſ. Banken und Bankweſen) genannt. 
Beide Arten kommen ſchon früh in der Geſchichte vor, man findet Spuren davon in Griechenland 
wie in China. Das Staatdpapiergeld, welches ohne Unterpfand oder Verſprechen der Ginlöfung 
jeitweife allein oder neben der Metallmünze ald Geldzeichen dient, bezeichnet Geng als eind 
jener Zwangdmittel, deren ſich die Staaten bedienen, um große auperorbentliche Audgaben, 
indbefondere die Bedürfniſſe eines langwierigen Kriegs zu beftreiten. Hierzu greife man, wenn 
Kriegsfteuern und Anleihen nicht mehr ausreichen, und das Papiergelv Habe die Natur einer 
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indireeten Steuer, deren Größe dem Unterfchied zwifchen dem Nennwerth, zu dem es audge- 
geben, und dem gefunfenen Preife, zu dem es fpäter eingelöft wird, glei if. Das Opfer, 
welches die Nation auf diefe Weife bringe, ſei minder hart als mande andere Mittel, weil 
es allmählih und von der ganzen Maffe getragen werde (Geng, „Kleinere Schriften‘, 
11, 280 fg.). Die wahre Urſache der Verlufte, melde die Inhaber ſolchen Nothgeldes er: 
leiden, ift der Krieg, weldyer in Feindes Land brandſchatzt, requirirt und plündert, im eige: 
nen Rande die mildere Borm der Zahlung mit fhledhter Münze oder mit Papiergeld wählt, um 
feinen Bedarf herbeizufhaffen. Tritt dann der Schaden zu Tage, fo wird dad Mittel ver: 
wünſcht und — wie Hr. von Sidmondi getban — dad Audgeben von Papiergeld der Falſé— 
münzerei gleichgeftellt. Unmittelbar nad) fo trüben Erfahrungen, wie z. B. Frankreich mit 
den Afignaten (j. d.) und Ofterreih mit feinem Papiergeld gemacht haben, pflegen die 
guten Vorfäge, nie wieder Papiergeld auszugeben, feierlich verkündet zu werden. Wranfreid 
hat das Nerfprechen gehalten; Oſterreich ift rüdfällig geworden und zum zweiten mal im die 
Lage gekommen, Papiergeld auszugeben, größerntheild wieder einzuziehen und im Umlaufe 
durd ein anderes bevenkliches Wertbzeichen, nicht einlößbare Banfnoten, zu erfegen. 

Wir dürfen daher die Erfindung ded Papiergelded weder für etwas Zufälliges noch für dag 
Merk eines vorübergehenden Notbftandes anſehen. Der Eredit wird eine Nothwendigkeit, fo: 
bald ein Volk ih zur Seefahrt in ferne Länder und zu weitausfehenden Handelsunternehmun— 
gen wendet, um die Erzeugnifle ferner Zonen gegen eigene oder fremde Producte umzutauſchen. 
Die Metallmünze reicht dann nicht mehr aus für die ind Riefenhafte vermehrten und vergrößer: 
ten Umfäße; fie ift auch viel zu ſchwerfällig und zu theuer, um dent beflügelten Verkehr nad: 
zufolgen und zu genügen. Gold und Silber ſtrömen dahin, wo man fie am vortheilhafteſten 
verwenden fann, und der Credit füllt die Lücken durch Zeichen aus, die er immer zu Schaffen ver: 
fteht, und die einander ahnlich find. Die Banfen der Ehinefen und der delphiſchen Priefter, ver 
Benetianer, Holländer und Briten, die Wechſel der italienifhen Republifen find ähnliche Mir: 
fungen ähnlicher Urfahen, Werkzeuge des Credits, der ſtets erfcheint, wenn feine Zeit gekom— 
nen ift, der Individuen und Nationen zu Macht und Reichthum erhebt, wenn er weite und vor: 
fihtig angewendet wird, der aber aud den Misbraud furdtbar rächt und dann leider nicht 
allein die Schuldigen trifft. Den Uriprung der Wertbzeihen fat Mac Culloch in den Noten 
zu feiner Ausgabe von Adam Smith (S. 488) in wenig Worten zufanmen twie folgt: „Die 
Zahlungsverbindlichkeiten einzelner wurden frübzeitig niedergefhrieben. Dies ift nothwendig 
um dem Gläubiger Sicherheit zu geben, daß er den vollen Betrag feines Darlehns anſprechen 
kann, und dem Schuldner, daß er feiner Überforderung ausgefegt ift; mit Einem Worte, um 
alle jene Streitigkeiten zu vermeiden, die felten ausbleiben, wenn die Bedingungen von Ver: 
trägen nicht deutlich ausgedrüdt find. Im Berlaufe der Zeit und wenn fich die Geſellſchaft mehr 
nit dem Handel beihäftigt, beginnen einzelne Inhaber von Ichriftliben Zahlung&verbindliä: 
feiten anderer diefelben an dritte abzugeben, denen fie ihrerſeits fhuldig find. Sobald einmal 
die aus folder Verwendung jener Urkunden fließenden Vortheile erkannt find, wird es für Ber: 
jonen, auf deren Vermögen und Zuverläffigfeit das Publikum Vertrauen fegt, eine offenbare 
Duelle von Gewinn, ihre VBerbindlichkeiten zur Zahlung gewiffer Summen in einer folchen 
Form hinauszugeben, welche diefelben tauglich macht, als Umlaufsmittel bei ven gewöhnlichen 
Abrehnungen im Gejhäftsleben zu dienen. So entfteht das Papiergeld, hervorgerufen burd 
den Vortheil ver Ausgeber, viele mögen Privatperſonen, Geſellſchaften oder Regierungen fein, 
aufgenommen von dem Verkehr, den es erleichtert, ſobald er fo weit gediehen ift, daß weder das 
Metaligelv, noch die Wechjel, mod die Abrehnungen, noch die Umſchreibungen bei den Depo— 
fitenbanfen für feine Bedürfniſſe hinreihen. Es ſetzt das wohlfeilfte Umlaufsmittel an die 
Stelle des theuerften und befähigt die Nation, die im innern Verkehr überflüffig gewordenen 
Münzen zum Ankauf ausländiiher Nobftoffe oder Kabrifate zu verwenden. 

„Die Einführung von Papier an die Stelle von Gold: und Silbergeld‘, jagt Adam Smitb 
ferner, „erſetzt ein ſehr theueres Werkzeug des Handeld durch ein weit wohlfeileres und zumei: 
len ebenfo taugliches. Der Umlauf wird alddann durch ein neues Rad betrieben, welches weni: 
ger anzuſchaffen und zu unterhalten foftet ald das alte.” Um zu erläutern, in welder Weile 
fie zur Vermehrung des rohen oder reinen Volfseinfommens beiträgt, unterwirft Adam Smith 
die befanntefte Art von Papiergeld (im weitern Sinne), die Banknoten, einer nähern linter: 
fuhung. Wenn ein Bankier das Vertrauen genießt, daß er jederzeit im Stande fei, die Scheine 
(promissory notes), welche er ausgibt , auf Verlangen gegen baares Geld einzulöſen, fo ſteben 
fie im Gurfe dem Gold und Silber gleih. Der Bankier leiht feinen Geſchäftsfreunden ſolche 
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Scheine und bezieht dafür die nämlichen Zinfen, ald ob er baares Geld dargeliehen hätte. Diefer 
Zins ift die Quelle jeined Gewinns. Ein Theil der Scheine fommt zwar zur Einlöfung zurüd, 
ein anderer Theil dagegen bleibt monate: und jahrelang im Umlauf. Angenommen, der Ban— 
fier habe für 100000 Fl. Scheine ausgegeben, fo kann ein baarer Vorrath von 20000 BI. ges 
nügen , um Die gelegentlid) begehrten Einlöfungen zu beflreiten. Dieſe 20000 Fl. Münze thun 
alſo die nämlichen Dienſte, wozu ſonſt 100000 erforderlich wären; 80000 Fl. Metallmünze 
werden im Umlaufe erſpart, und wenn andere Banken und Bankiers ebenfalls ſolche Geſchäfte 
machen, ſo kann die ganze Cireulation mit dem fünften Theile des Goldes und Silbers, welches 
ſonſt nöthig wäre, im Gange erhalten werden. Da aber durch die Bankgeſchäfte das jährliche 
Voikseinkommen nicht vermehrt wirb und das vorhandene Metallgeld für den Bedarf der Cir— 
eulation Hinreichte, jo werden, nachdem das Papier an die Stelle getreten und ein Fünftel des 
Metallgelded genügt, um bie Einlöfungen zu beforgen, die übrigen vier Fünftel im innen Ber: 
febr entbehrlich, voraudgejegt, daß fich der Preis ber edeln Metalle nicht verändert und dad 
Papier mit ber Münze gleich ftebt. Wenn z.B. ein Land 100 Millionen Metallgeld Hat und 
diefe durch 100 Millionen Papiergeld erfegt werden, welde ein Vorrath von 20 Millionen 
Merallgeld im Umlauf erhält, fo ind 80 Millionen mehr vorhanden, ald der innere Verkehr 
bedarf. Diefe 80 Millionen find zu Foftbar, ald daß man fie müßig liegen lafle; fie werben alfo 
in dad Ausland geben. Das Papier würde im Nuslande nit an Zahlungsftatt angenommen 
werden ; ed geht alfo Gold und Eilber hinaus. Allein das edle Metall wird nicht etwa umfonft 
hingegeben oder den auswärtigen Narionen zum Geſchenk gemadt. Man kauft fremde Gü— 
ter, welche entweder in einem dritten oder im eigenen Lande zu Markt gebracht werben. 
erden diefe Güter in einem fremden Lande wieder verfauft, alfo zu dem fogenannten Zwi: 
fhenbandel verwendet, jo ift der ganze daraus entfpringende Gewinn eine Vermehrung bed rei— 
nen Ginfommend des eigenen Landed. Das Gold und Silber, welches durch Einführung des 
Papiers in dem innern Verkehr überflüffig geworben ift, bilvet gleihfam ein neues Kapital 
zum Betrieb eined neuen Handelszweiges. Wird das Kapital zum Ankauf von Gütern ver: 
wendet, die zum inländifchen Verbrauch beſtimmt find, fo beftehen diefe Güter entweder aus 
Lurudgegenftänden,, melde von reihen Müßiggängern verzehrt werben, oder aus Rohſtoffen, 
Hülfsrtofien und Geräthen zum Betriebe von Gewerbözweigen. Die Lurusgegenftände, wie 
feine Weine, Seivenwaaren u. f. w., ind für die Geſammtheit nutzlos; allein fie beſchäftigen 
aud nur den kleinern Theil der Kapitale ; weitaud der größere Theil wird auf die legtbezeichnete 
Weiſe verwendet und beförbert die Induſtrie, die Menge und den Ertrag der Arbeit. Es wird 
daber der Werth ded großen Rades der Girculation auf die übrigen Theile ded umlaufenden 
Kapitals übertragen, und die Operation ber Einführung ded Papierd in dem innen Verkehr 
gleicht einigermaßen der eines Unternehmers, welcher eine neuerfundene wohlfeilere Mafchine 
an die Stelle der alten fegt und um ben Unterſchied des Preiſes fein umlaufendes Kapital ver: 
mebrt, den Fonds, woraus er feinen Arbeitern Stoffe und Köhne liefert. Da endlich von der 
gejammten Production eined Landes im Laufe eines Jahres nur ein verhältnigmäpig geringer 
Theil zur Bermehrung des umlaufenden Kapital verwendet wird, fo muß biefer Theil einen 
beträchtlichen Zuwachs erhalten, wenn ihm der Werth der edeln Metalle, die durh Einführung 
de3 Papiers im innern Verkehr entbehrlich werden, ganz oder doch großentheild zufließt. 

Adam Smith mweift an dem Beiſpiel der ſchottiſchen Banfen die Vortheile der Einführung 
des Papiers nad), zugleich aber auch bie Strafe, welche einer übertriebenen Papieremifiton auf 
dem Fuße folgt. Er behauptet, daß die Bank einem Kaufmann ober Unternehmer nicht etwa 
das ganze Kapital, womit er fein Geſchäft betreibt, ja nicht einmal einen beträchtlihen Theil 
deſſelben mit Nugen vorſchießen pürfe, fondern nur einen Betrag, welder dev Summe gleid: 
konimt, bie derfelbe vorrätbig halten müßte, um gelegentliche Forderungen zu befriedigen. Was 
die Banf darüber an Papier ausgibt, ift mehr, ala der innere Verkehr mit Leichtigkeit in ſich 
aufnehmen kann, ftrömt aljo immer wieder zu der Banf zurüc und vermindert ihren Gewinn, 
indem es ihre Koften vermehrt. Mir führen die Hauptftelle wörtlich an: „Nicht durd Ber: 
größerung des Kapitals im Lande, fondern dadurch, daß fie einen größern Theil diefed Kapitals 
thätig und werbend machen, als es fonft ver Fall fein würde, können die wohlverftandenen 
Banfoperationen die Induftrie Des Landes fördern. Jener Theil feines Kapitals, welchen ein 
Geihäftsmann unverwendet und in baarem Gelde liegen laffen muß, um vorkommenden An- 
forderungen zu entfprechen, ift ebenso viel todted Vermögen, welches, folange e8 in dieſer Lage 
bleibt, weder ihm noch feinem Lande etwa einträgt. Die Gold: und Silbermünge, melde in 
einem Rande umläuft, und mittels deren dad Erzeugniß feines Bodens und feiner Arbeit Jabr 
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für Jahr vertheilt und den eigentlichen Conſumenten zugewieſen wird, If ebenjo wie die baare 
Summe ded Gefhäftsmannes lauter todted Vermögen. Es ift ein fehr werthvoller Theil des 
Kapitals im Lande, bringt ihm aber (unmittelbar) nichts hervor. Die wohlverftandenen Bant: 
gefchäfte, indem fie Papier an die Stelle eines großen Theils von jenem Gold und Silber fegen, 
befähigen das Land, einen großen Theil dieſes todten Vermögens in thätiges und werbendes 
Bermögen umzuwandeln, in Vermögen, weldes dem Lande etwas erzeugt. Die Gold- und 
Silbermünze, welche in einem Lande umläuft, kann fügli mit einer Landſtraße verglichen wer: 
den, die alles Grad und Korn ded Landes in Bewegung fegt und auf den Marft leiter, allein 
ſelbſt nicht einen Halm erzeugt. Die wohlverftandenen Banfgefhäfte erbauen, wenn ich mid 
einer fo fühnen Metapher bevienen darf, einen Fahrweg durch Die Luft und befähigen dadutch 
das Land, nad Umſtänden einen großen Theil feiner Landftraßen in gute Weiden und Korn: 
felder umzuwandeln, alfo den jährliden Ertrag der Arbeit und ded Bodens anfehnlid zu er: 
höhen. Man muß jedod zugeben, daß der Kandel und die Induſtrie des Landes, obgleich fie 
um etiwad vermehrt werden, doch nicht ganz jo ficher jein können, wenn fle auf den dädaliſchen 
Schwingen des Papiergelves einherſchweben, ald wenn fie auf dem feſten Boden von Gold und 
Silber wandeln. Außer ven Unfällen, denen jie durch die Ungeſchicklichkeit ver Keiter des Ba: 

piergelded audgefegt find, unterliegen fie nod andern, gegen welche feine Vorſicht oder Geſchic— 

lichkeit jener Lenker fie ſchützen kann.“ (3.8. infolge eines unglücklichen Kriegs.) 

Endlich maht Adam Smith in Beziehung auf den eigentlihen Wirkungskreis für das Pa: 
viergeld im innern Verkehr noch eine ſehr ſcharfſinnige, beachtenswerthe Unterſcheidung: 
„Man kann den Umlauf in jedem Lande in zwei Theile zerfallend ſich vorftellen; in ven Umlauf 
zwifchen ven Händlern untereinander und in den Umlauf zwifchen den Händlern und den Eon: 
fumenten. Wennjhon die nämlichen Geldſtücke, ob Papier oder Metall, ift gleich, einmal in 
diefem , ein andermal in jenem der beiden Zweige verwendet werben fönnen, fo gehen doch beide 
ftetö nebeneinander vor fi, und jeder von ihnen erheifcht zu feinem Betrieb eine gewiſſe Geld— 
menge von einer oder der andern Art. Der Werth der zwifchen den verſchiedenen Händlern 
umlaufenden Güter fann nie größer jein als der Werth derjenigen, die zwiſchen den Häntlern 
und Gonfumenten umlaufen; denn was die Händler faufen, ift doch zulegt dazu beſtimmt, an 
die Conſumenten verkauft zu werden. Da der Umſatz zwijchen ven Händlern im großen betrie: 
ben wird, fo erfordert er gewöhnlich für jenes Geſchäft eine ziemlich beträchtliche Geldſumme. 
Jener zwifhen den Händlern und den Gonfumenten wird dagegen im Fleinen betrieben und be: 
darf Häufig nur unbeveutender Summen; ein Schilling oder ein halber Benny find mandmal 
hinreichend. Allein geringe Summen laufen viel ſchneller um als große. Ein Schilling wechſelt 
jeine Herren öfter ald eine Guinee und ein halber Benny öfter ald ein Schilling. Obgleich 
daher die jährlihen Anſchaffungen aller Gonfumenten im Werthe den Käufen der Händler zum 
mindeften gleich find, fo können fie dod im allgemeinen mit einer weit geringern Geldmenge be: 
ftritten werden, da die nämlichen Geldſtücke durch einen rafhern Umlauf als Werkzeuge einer 
weit größern Anzahl von Käufen der Confumenten als der Händler dienen. Das Papiergeld 
fann jo eingeleitet werden, daß es ji hauptjählih auf den Umlauf zwifchen ven verſchiedenen 
Händlern beſchränkt, oder auch, daß ed auf einen großen Theil des Verkehrs zwiſchen ven Händ— 
lern und den Conſumenten ſich erſtreckt.“ Letzteres gefhieht, wenn Banknoten in Fleinen Be: 
trägen auögegeben werden. Adam Smith hält dies nicht für zweckmäßig, weil alddann viele 
unbemittelte Berfonen Banfgefhäfte machen und bald falliren, weil ferner Gold und Eilber 
durch die Eleinen Noten ganz aud dem Umlauf verdrängt wird, während ed da, wo das Papier 
nur für bebeutendere Summen im Großhandel eirculirt, dem Verkehr in Fülle erhalten bleibt. 
Die Händler brauden einen Geldvorrath nur für ihren gegenfeitigen Geſchäftsverkehr, nic für 
den Verkehr mit ihren Kunden; denn diefe bringen ihnen Geld und nehmen ihnen feine. 
Daher fünnen Banfgejchäfte der Induftrie und dem Handel die nämlichen Dienfte leiften, wenn 
fie ihr Papiergeld auf die Cireulation zwiſchen ven Händlern befchränfen, als wenn fie es in ten 
fleinen Berfehr bringen. Leßteres ift daher ſchädlich und nügt in feiner Weife. 

Aufdie Behauptung, daß die Vermehrung des Papiergeldes, indem fie die Menge der Um: 
faufsmittel vergrößere, alfo ihren Werth verringere, nothwendig die Belopreife aller Güter er: 
höhen müſſe, bemerft Adam Smith, daß dies bei Banknoten, vie auf Verlangen unbedingt gegen 
Münze eingelöft werden, nicht nothwendig der Fall fei, da die aus dem Umlauf gezogene Menge 
von Gold und Silber immer der Menge bes in denjelben gebrachten Papiers gleich fei, alfo das 
Papiergeld nicht nothwendig die Menge der Girculationsmittel vermehre. Er führt dafür cin 
Beiſpiel aus Schottland an, wo die Öetreidepreife zu einer Zeit, wo fehr viel Papier im Umlauf 
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war, doch ſehr niedrig ſtanden. Anders verhalte e8 ſich freilich mit einem Papier, deſſen Ein— 
löfung entweber von dem guten Willen des Ausgeberd abhängt oder von Bedingungen, die der 
Inhaber nit immer erfüllen kann, oder deſſen Ginlöfung erſt nad) einer Reihe von Jahren ge: 
fordert werden darf, und das in der Zwifchenzeit feine Zinfen trägt. Ein ſolches Bapier wird 
allerdings nad Maßgabe dieſer Berhältniffe unter ven Werth des Metallgelves herabſinken. 
Aus allen diefen Betrachtungen fließt Adam Smith, daß, wenn eine Summe feftgejegt wird, 
unter welder feine Noten auögegeben werden dürfen, wenn ferner die Audgeber angehalten 
werden, ihr Bapier auf Verlangen fogleih und ohne Bedingung gegen Münze einzulöfen, ihr 
Geſchäft, ohne Gefahr für das Publifum, in jeder andern Beziehung vollfommen freigegeben 
werden fönne. 

Die Vortheile der edeln Metalle ald Stoffe für Geldmünzen find befannt und durch den all— 
gemeinen Gebraud anerkannt; allein wenn diefe Metalle gar nichts mehr zu wünfchen übrig- 
liegen, jo würde niemand daran gedacht haben, fie ganz oder theilweife durch andere Stoffe zu 
erjegen. Wir haben bereits gefehen, daß die großen Koften der Herbeifhaffung und Unterhaltung 
des Metallgelves ein Hauptanlaf zu den mannichfaltigen Erfindungen waren, daffelbe im lim: 
lauf zu ſparen und wohlfeilere Stoffe dafür einzuführen, Mac Eulloc berechnet in der 9. Note 
zu Teiner Ausgabe von Adam Smith, daß ein Umlaufsmittel von 50 Millionen Goloftücden 
einen jährlichen Verluft von 3 Millionen folder Stüde verurfade, und zwar 2%/, Millionen 
Zinſen zu 5Broc., welche die Eigenthümer beziehen würden, wenn fie ihr Gold nicht ald Münze, 
fondern als werbended Kapital verwenden könnten, und eine halbe Million für jährliche Ergän: 
zung, um die Berlufte durch Abnugung, Schiffbruch, Feuer u. ſ. w. zu erfegen. Für Frankreich bes 
rechnet derjelbe die jährlihen Koften der Circulation des Metallgelves auf 141 Mill. Fres. 
Der Borzug der edeln Metalle, daß jle bei geringem Körperinhalt einen großen Werth dar: 
ftellen, gebt ebenfalld nur bis zu einem gewiffen Grade, über welchen hinaus 3. B. die Berfen: 
dung großer Summen auf weite Streden bedeutende Koften verurſacht. Die Wechſel, mittels 
deren größere Summen auf weite Entfernungen durch die Berjendung einer ſchriftlichen Urkunde 
flatt eines Münzquantums übermittelt werden; die Abrechnungen der Kaufleute an großen 
Handelsplätzen, wie 3.8: in dem clearing-house in der Lombardſtraße zu London, wo Geſchäfte 
im Belaufe von Millionen dur Ausgleihung gegenfeitiger Forderungen mit einer verhältniß— 
mäßig geringen Summe abgemadht werden ; die Depoſiten- und Girobanfen, weldye nicht nur 
die Baarzahblungen der Theilhaber in ein bloßes Ab= und Zufchreiben der Beträge verwandeln, 
jondern aud ein gutes, unveränderlidhes Geld (das Bankgeld) fihern — find lauter Mittel, um 
den Gebraud und die Berfendung des theuern Artifeld Gold und Silber zu fparen, Deſſen— 
ungeadtet kann in dem Fleinen Verkehr keins diefer Mittel angewendet werden, und eine an= 
fehnlihe Duantität Metallmünze wird noch immer unentbehrlich fein. Hier tritt dad Papier: 
geld ein, um eine weitere Berminderung ded theuern Umlaufsmittels und eine productive Ver: 
wendung des entbehrlich; gewordenen Theils möglih zu machen. Die Lebensfrage, worauf ed 
bierbei anfommt, ift: Welches find die Mittel, um das Papiergeld im Gleichwerth mit dem 
Metallgelde zu erhalten? Adam Smith beantwortet diefe Frage dahin, daß ed genüge, das 
Audgeben von Noten unter einem beftimmten Minimum zu verbieten und die Ausgeber anzu: 
halten, ihre Noten auf Begehren jederzeit gegen Münze einzulöfen. Allein Adam Smith hatte 
dabei nur die Privarbanfen in England und Schottland vor Augen und ihre Noten; alfo nur 
das Privatpapiergeld. In dem legten Kapitel feines Werks, dem über die „Staatsſchulden“, 
erwähnt er zwar des Papiergeldes der amerifanifchen Golonien, legt aber an daſſelbe den näm— 
Iihen Mafftab. In neuern Zeiten wird aber die Benennung „Papiergeld“ vorzugsmeife und 
von einigen ausſchließlich für die diejenigen Wertbzeichen gebraucht, welche der Staat oder rine 
von ihm abhängige Anftalt ausgibt, Wertbzeihen, die als gefeglihes Zahlungsmittel gelten 
ober ed doch thatſächlich find und nicht nach dem Belieben des Inhabers oder in einer beftimmten 
Friſt gegen Münzen eingelöft werben. 

Solange der Staat allein Geld münzt und feinen Schlagſchatz darauflegt — lehrt Ricardo —, 
bleibt dad Geld auf demfelben Tauſchwerth wie jedes andere Stüd des nämlichen Metalld von 
gleihem Gewicht und Feingehalt ; wenn aber der Staat für die Prägung einen Schlagihag er— 
hebt, jo überfteigt das gemünzte Geldſtück den Taufhwerth des ungemünzten Metallftüds um 
ven ganzen Betrag des erhobenen Schlagfhates, weil eine größere Arbeitdmenge oder, was 
daſſelbe ift, ver Tauſchwerth des Erzeugniffes einer größern Arbeitäömenge erforderlich ift, um es 
ſich zu verichaffen. Solange der Staat allein münzt, kann e8 für die Größe des Schlagſchatzes 
Eeine Grenze geben ; denn durch Beſchränkung der Münzmenge fann die Münze auf jeden denk— 
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baren Tauſchwerth gefteigert werben. Dies ift dad Grundgefeg, auf dem der Umlauf des 
Papiergelves beruht; die ganze Ausgabe für Papiergeld kann ald Schlagſchatz betrachtet werben. 
Obſchon daſſelbe feinen innern Werth hat, fo ift dennoch fein Tauſchwerth, wenn man feine 
Menge beſchränkt, fo groß als jener einer Münze von gleicher Benennung oder des Metalle in 
diefer Münze. Nach den nämlichen Grundgefege würde auch, bei gehöriger Beihränfung der 
Menge, eine geringhaltige Münze zu dem Taufhwerth umlaufen, den fie haben müßte, wenn 
fie das gefeglihe Gewicht und den gefeglichen Feingehalt Hätte, und nicht nad dem Tauſchwerth 
des Metalld, welches fie wirklid enthält. Daraus folgt, daf dad Papiergeld keineswegs gegen 
Münze einlösbar zu fein braudt, um ihm feinen Umlauf zu fihern. Es ift blos nothwendig 
das feine Menge nach dem Taufhwerth des Metall geregelt werde, weldhes zum Maßſtab dei: 
felben erflärt ift. Ware diefer Mapftab Bold von gegebenen Gewicht und Feingehalt, jo Fönnte 
das Papiergeld mit jedem Sinfen ded Tauſchwerths des Goldes, oder, was der Wirfung nah 
das Nämliche ift, mit jedem Steigen der Güterpreife vermehrt werden. Nach der Errichtung 
von Banken hat übrigens der Staat nicht mehr allein die Macht, Geld in Umlauf zu fegen; das 
Umlaufsmittel wird durch Banfpapier ebenjo gut wie durch Münze vermehrt, ſodaß, wenn ein 
Staat damit umginge, fein Geld zu verſchlechtern und deſſen Menge zu verringern, er deſſen 
Tauſchwerth nicht halten könnte, weil die Banken die Macht haben, zu der Geſammtmenge des 
Umlaufsmitteld noch das ihrige hinzuzufügen. Endlich zeigt die Erfahrung, daß weder cin 
Staat noch eine Bank jemals die unbejhränfte Macht, Papiergeld in Umlauf zu fegen, gebabt 
bat, ohne diejelbe zu misbrauchen. In allen Staaten follte vaher das Ausgeben von PBapiergelt 
einer Beihränfung und Aufſicht unterworfen fein, und nichts ſcheint hierzu fo geeignet, als das 
man die Audgeber von Papiergeld der Verbindlichkeit untermwerfe, ihre Noten entweder in Gold— 
münzen ober in Goldbarren zu bezahlen. Ein Umlaufsnittel it in jeinem vollfommenften 
Zuftand, wenn ed ganz aus Papiergeld befleht, aber von gleihem Tauſchwerth wie das Bolt, 
als deſſen Vertreter es jich befennt. Der Gebraud von Papier anftatt Gold jegt an die Stelle 
des Eoftfpieligften Umlaufsmitteld das wohlfeilfte und befähigt dad Land, ohne Verluft für die 
einzelnen, alles Gold, das e8 vorher ald Münze verwendete, für Robftoffe, Geräthſchaften und 
Nahrungsmittel umzutaufchen, durd deren Gebraudy jein Vermögen und feine Genüfle ver: 
mebrt werden, Die Frage, ob die Regierung oder eine Banf Papiergeld ausgeben jolle, beant: 
wortet Ricardo dahin, daß ed in Beziehung auf das Volfdvermögen gleichgültig fei: allein im 
Intereffe der einzelnen ſei ed vortheilhafter, wenn die Regierung dad Geld, deſſen fie z.B. zu 
einer Kriegsrüftung bedarf, in Papierform ausgebe, weil das Bolf in diefem Fall die Zinfen 
fpart, die e8 durch Steuern aufbringen muß, wenn die Banf Papier audgibt und es der Ne: 
gierung leiht. Den Einwurf, daß eine Negierung die Befugniß, Papiergeld auszugeben, leichter 
misbrauche ald eine Geſellſchaft, Läpt Ricardo nur für eine Willkürherrſchaft gelten, aber nicht 
für einen freien Staat, wo dad Auögeben der Noten unter den obenangegebenen Beihränkungen 
in die Hände von befondern Beamten gelegt werden kann, die, wie die Beamten des Tilgungs: 
fonds, nur dem Parlament verantwortlid wären. Nicardo hat jeine Anſicht, mit befonvderer 
Beziehung auf die Bank von England und die Landbanken, in der berühmten Schrift 
„Proposals for an economical and secure curreney“ weiter ausgeführt und ji beftimmt 
dabin ausgeiproden: „Das Publikum gegen alle andere Veränderungen in dem Tauichwertb 
des Umlaufsmittels jichern, als diejenigen find, welden ihr Maßſtab jelbft unterworfen ift, und 
zu gleicher Zeit den Güterumlauf mit dem wenigft Eoftipieligen Umlaufsmittel beforgen, heißt 
den vollfomnienften Zuftand erreichen, in den ein Umlaufsmittel gebracht werben fann, und wir 
(Engländer) würden alle diefe Bortheile bejigen, wenn wir die Bank zur Einlöfung ihrer Noten 
mit ungemünztem Golde oder Silber nach dem Gewicht und Preife in ver Münzſtätte anflatt 
mit Buineen verpflichteten. Durch dieſes Mittel würde man verhüten, das das Papiergeld je: 
mals unter den Tauſchwerth der Barren fiele, ohne daß zugleich eine Verminderung feiner 
Menge erfolgte. — Ricardo's Theorie ift namentlich in Deutihland heftig bekämpft worden, 
allein die Angriffe gingen von einem Misverfländniffe aus. Man nahm an, Ricardo babe jein 
vollkommenſtes Umlaufsmittel, das Papier, unbedingt und allgemein zur Einführung empfohlen. 
Dies ift aber nicht der Fall. Er fchrieb für Großbritannien, ein Land, wo das Metallgelo dem 
raſchen, riefenmäpigen Geſchäftsverkehr längft nicht mehr genügte und das Papiergeld zum 
Bedürfniß geworden war, zu einer Zeit, wo die Noten der Bank von England 20 Jahre lang 
ald Staatdpapiergeld, als geſetzliches Zahlungsmittel, nicht einlösbar gegen Metall, im Umlauf 
waren, ohne im Curſe tiefer gelunfen zu fein als einige Brocente, nah einer Krijis (1797), 
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ald deren Urſache Ricardo lediglich den panifhen Schrecken betrachtet, der ſich des Publikums 
bemächtigt batte. Seine Theorie des Papiergeldes ftügte fih daher auf gegebene Verbältnifie 
und große unleugbare Thatſachen; doch modificirte er fie für die Anwendung dahin, daß die 
Noten gegen Golvbarren einzulöfen feien. Bor Aufnahme der Baarzablungen im Jahre 1821 
wurde diefer Vorichlag Ricardo's vom Parlament zum Geſetz erhoben; allein die häufigen 
Fälfhungen, welche bei Fleinern Banknoten vorkamen, zeigten, daß es gefährlich fei, ſolche im 
Umlauf zu laffen, und rathſam, wieder Münzen an ihre Stelle zu ſetzen; deshalb wurde die 
Banf angehalten, ihre Baarzablungen, flatt in Barren, wieder in Münzen zu bewerfitelligen. 
Mit Ricardo flimmt im weſentlichen aud Mac Culloch überein (Note 9 zu der Ausgabe von 
Aram Smith). Er macht befonderd darauf aufmerffam, daß das eigentliche Bapiergeld (nicht 
einlöshar und geiegliches Zahlungsmittel) feinen Wertb nit von dem Vertrauen ableite, 
fondern daß es eben umlaufe, weil ed gefegliches Zahlungsmittel, und weil ein Umlaufdmittel 
für den Verkehr unentbehrlich ift; darıım verhält ſich, bei gleicher Nachfrage, fein Werth um: 
gekehrt wie die Menge. Gold und Silber fönnen in feinem Rande beliebig beſchränkt werden. 
Die eveln Metalle haben noch immer, trog aller Maßregeln, ihren Weg von ven Märkten, wo 
fie am wohlfeilften find, auf jene gefunden, wo fie am höchſten fteben, und Rode fhon vergleicht 
die Ausfuhrverbote, wodurch man das Gold im Lande halten wollte, mit dem Verſuche, einen 
Kufuf einzuzaunen. Die Leichtigkeit, Barren zu verfenden, ift fo groß, daß der Preis des 
Goldes in Friedenszeiten auf größern Geldmärkten, 3. B. London, Anıfterdam und Hamburg, 
kaum ein Adhtel Brocent verschieden fein fann, ohne daß Barren von dem wohlfeilern Plage 
nah dem theuern wandern. Anders verhält es fih mit dem nicht einlösbaren Papiergelde. 
Diefed bleibt im Lande, mo es ald gefeglihet Zahlungsmittel gilt, es findet Fein Ab= und 
Zuftrömen flatt, weil ed im Auslande nicht begehrt wird, alfo hängt fein Werth in der Wirk— 
lichkeit nur von dem Verhältniſſe der ausgegebenen Menge zu dem Bevürfniffe des Verkehrs ab. 
„Könnte demnach hinlängliche Sicherheit erlangt werben, daß vie Befugniß, nicht einlösbares 
Papier auszugeben, nicht mißbraucht, und daß die Menge in dem Maße erweitert oder beſchränkt 
werden würde, um daffelbe im Gleichwerth mit Gold zu erhalten, dann fünnte man letzteres für 
den Geldzweck ganz entbehren, außer ald Werthmefler; doch wäre e8 immerhin zweckmäßig, eine 
Hülfsmünze von&ilber und Kupfer für Fleinere Zahlungen beizubehalten.” Allein Mac Culloch 
kommt zu demfelben „aber wie Ricardo. „Leider, fügt er bei, „kann eine ſolche Sicherheit 
nicht erlangt werden”, und er gibt dafür Belege zu dem Erfahrungsfage, daß die Ausgeber von 
Papiergeld, wie andere Menſchen, ihr eigenes Intereffe mehr im Auge haben als das der Ge- 
fammtbeit. Am mwenigften ift eine mohlverftandene Leitung der Bapiermenge da zu erwarten, 
mo viele Inftitute Papier ausgeben. Das Unglück der Banffrifen in ven Jahren 1792 auf 
1793, 1814, 1815 und 1816, 1825 auf 1826 und 1836 auf 1837 fchreibt Mac Culloch den 
vielen Localbanken zu, welche ihr Bapier nah Maßgabe ihrer Privatfpeculationen auf den Markt 
warfen und durch die Folgen nicht nur ſich jelbft vuinirten, fondern auch die Banf von Englanv 
in Verlegenbeit fegten und Taufende an den Bettelftab braten. Er trägt daher ohne weiteres 
darauf an, das Ausgeben von Noten auf eine einzige Duelle zu befhränfen; er glaubte nicht, 
daß die Mafregel auf Schwierigkeiten ftoßen fönne, da die Koflen fir Anfertigen der Noten 
und Stempelgebübr, dann der Aufwand, weldher gemacht werden muß, um die Noten in Umlauf 
zu erhalten, tief in den Gewinn der Banken einfchneiden, was fhon daraus hervorgehe, daß 
diejenigen Banken, welche nurNoten der Banf von England nad einer mit derfelben getroffenen 
libereinfunft ausgeben, gerade fo große Dividenden bezahlen als jene, welche fortfahren, ihre 
eigenen Noten in Umlauf zu fegen. Im Balle jedoch trog aller Grundfäge und warnenden 
Beifpiele hierauf nicht eingegangen würde, follte wenigftens die Beftimmung getroffen werben, 
daß das Stenipelamt den Privatbanfen feine Noten eber ftempele, ald bis eine Sicherheit für 
den Betrag derfelben in Staatöpapieren, Bfandbriefen oder Hypothek auf Liegenfchaften bei 
der Stempelcommifjton hinterlegt ift. Hierdurch wäre für die bei Privarpapiergeld unerlafliche 
Einlösbarkeit der Noten geforgt. Die zweite Bedingung eines gefunden Zuftandes des Papier: 
umlaufs, daß nämlich das Bapier an Menge und Werth Feine andern Schwanfungen erleide, 
als welche die Metallmünze an feiner Stelle ebenfalls erlitten haben würde, ift durd jene Vor: 
ſichtsmaßregel nicht erfüllt ; es bleibt Feine Möglichkeit, fie zu erreichen, folange nicht das Aus: 
geben von Papiergeld auf eine einzige Quelle beichränft wird. Die Eharte der Banf von Eng: 
land ift 1845 abgelaufen; die Negierung und das Barlament von Großbritannien baben bei 
Erneuerung ihres Freibriefes dafür geforgt, daß feine neuen Brivatzettelbanfen mehr errichtet 
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werben und die vorhandenen die Menge ihrer Noten nicht vermehren bürfen. Hiermit ift der 
Grundſatz anerkannt, daß nur Eine PBapierquelle beitehen ſoll; die Durchführung aber geſchieht 
allmählich, weil man erworbene Rechte dritter nicht verlegen wollte. 

Wir haben im Gingange dieſes Artifeld einer Mittelgattung zwifchen dem eigentlichen 
Papiergelve und den Greditpapieren erwähnt, welde wie jenes in Umlauf gejegt wird und wie 
diefe dem Inhaber Zinfen trägt. Aus ſolchen Papieren befteht 3. B. der größte Theil der eng: 
liihen unfundirten oder jhwebenden Schuld, welde von Ausgaben herrührt, für deren Dedung 
entweder gar nicht hinreichend gejorgt war, oder deren Defungsmittel nicht zu vedhter Zeit 
flüſſig wurden. Solde Papiere find: 

1) Die Erhequerbills (Schapfammerfcheine), welche von der Schagfammer nad vor: 
gängiger Ermädtigung dur) dad Parlament ausgegeben werben; es vergeht Feine Seſſion, on 
dap ſolche Parlamentsbeſchlüſſe gefaßt werden. Die erften Erchequerbills wurden 1696 im Br: 
trag von 2,700000 Pfo. St. ausgegeben, und da ſie während der Zeit der Münzumprägung 
vorübergehend an die Stelle des Geldes treten follten, fo wurden jie audy auf geringere Sum: 
men, bid zu 10 und 5 Pfd. St., geftellt. Sie tragen meiftend Zinfen, gewöhnlich 3— 3", Vence 
täglid für 100 Pfd. St., und da fie jever erhält, der ihren Werth bezahlt, To dienen fie ald 
Umlaufsmirtel. Nach einer beftimmten Zeit werden fie bei Entrichtung der Steuern oder anderer 
Schuldigkeiten an die Negierung an Zahlungsftatt angenommen und die verfallenen Jinien 
werden den Nennmwerth beigefhlagen. Solange fie in den Händen der Ginnehmer over an: 
derer Beamten find, tragen fie feine Zinfen; ſobald fie aber wieder ausgegeben werden, beginnt 
auch die Verzinfung. Die Bank von England verpflichtet ſich oft, ſolche bis zu einer beitimmten 
Summe anzunehmen, und befördert dadurch ihren Umlauf; die täglichen Geſchäfte zwiſchen ver 
Banf und der Schagfammer werden bauptfählich durd ſolche Bills von 1000 Pr. St. be 
trieben, welche die Banf bie zu dem Belauf der von ihr für Nehnung der Negierung empfan— 
genen Summen in der Schatzkammer nieverlegt. Bisweilen werben diefe Billd auf die Gin: 
nahmen des laufenden Jahres angewiefen, und auf diefe Weife wird der jährliche Ertrag ver 
Steuern gewöhnlich antieipirt. Manchmal werden jie auch den Ginnahmen des folgenden Jahrd 
zur Laſt gefegt, und namentlich in Kriegözeiten werden große Summen auf dieſe Art ausgegeben. 
Oft werden auch neue Grchequerbill® ausgegeben, un ältere einzuldjen, oder fie werden aud, wie 
died Sir Robert Peel nad) feinen Amtsantritt im Jahre 1841 gethan, in fundirte Schul un: 
gewandelt, indem man den Inhabern, welche ſich dazu verfteben, Staatspapiere unter gewiſſen 
Bedingungen anbietet. 

2) Navybills (Flottenſcheine) werden von der Marineverwaltung ausgegeben, um die Br: 
dürfniffe dieſes wichtigen Zweiges des Staatsaufwands zu decken; fie tragen nach Ablauf einer 
beftimmten Frift Zinfen, wenn fie nicht eingelöft werden. In neuerer Zeit werden ſtärkert 
Summen,. welde für den Seedienft hinreichend erachtet werden, jährlich bewilligt, ſodaß die 
Navybills nicht mehr in fo großer Menge wie früher erſcheinen. Sie werden auch wicht mehr 
fundirt, ſondern auf 90 Tage geftellt mit Zinfen von 3%, Pence für 100 Pfo. St. und mi 
Wechſel behandelt. 

3) Ordnancebills (Artilleriefcheine) werden in gleicher Weife für die Vedürfniſſe dieſes 
Zweiges der Militärverwaltung von dem Artillerieamt ausgegeben. (S. hierüber unter andern 
Samilton, „Inquiry concerning the rise and progress etc. ofthe national debt ol breal 
Britain.) In den meiften größern Staaten wird durd ähnliche Mittel die ſchwebende Shult, 
d. h. die Ausgabe, weldye durch künftige Einnahmen gedeckt wird, weil die Laufenden nicht dir: 
reihen, repräfentirt. Frankreich hat feine bons du tresor, de la marine, feine von den Gin: 
nehmern unterzeichneten bons, die auf jpätere Einnahmen angewiefen find. Es gab Zeiten, we 
die jährlihen Zinfen der ſchwebenden Schuld 20 Mill. Frs. betrugen. 

Die in England zu Anfang ded Jahrhunderts gemachten Erfahrungen haben die Lehrt 
von dem Papiergelve begründet, und e# wird Faum möglich fein, ven Hauptfägen, die wir an: 
gedeutet, etwas Wejentliches darüber beizufügen, ohne auf das Feld der Polemik herabzufteigen, 
wo und zwar die Kämpfe der Männer vom Fache vielen Stoff geben, aber die Sache jelbit wenig 
Licht gewinnen würde. Franzöſiſche und deutſche Schriftfteller haben alle aud der engliſchen 
Fundgrube geſchöpft; doch müßten wir fürchten, eine Ungerechtigkeit gegen fie zu begehen und 
eine Pflicht gegen ven Leſer zu verfäunen, wenn wir nicht einiger von ihnen hier gedädten. 

Jean Baptifte Say (‚Cours complet ete.”, Thl. III, Kap. 16) geſteht dem eigentliden 
Vapiergelde, welches nicht auf Verlangen eingelöft wirb, die Eigenſchaft eines MWeribzeihend 
nicht zu; feinen Werth erhält e8 nach ihm einzig dadurch, daß man etwas dafür faufen fann; 
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da aber diefer Werth, wie die Erfahrung gelehrt hat, dem Metallgelve gleichftehen kann, jo ift 
der Streit, ob das Papiergeld ein Werthzeichen fei oder nicht, ein ganz unerheblicher. Im 
weſentlichen flinnmt Say mit den obenentwidelten Grundfägen überein, indem er fagt: „Gin 
Papiergeld Hat vor den eveln Metallen ven Vorzug, daß ed im Verkehr ebenjo gute Dienfte 
leiftet und ein viel wohlfeiferes Werkzeug ift, ſodaß eine Nation, die fi ded Privat: Papiergelvdes 
bedient, den ganzen Werth der im andern Falle zum Münzgebraud erforderlichen Metalle zu 
andern Zweden verwenden fann und dennoch ein treffliched Mittel für ven Geloverkehr, aus: 
genommen aber für die Hleinften Gefchäfte, befigt. Die Metalle, welche dadurch dem Umlauf 
entbehrlich werden, dienen alddann für Geräthſchaften oder als Ausfuhrartifel und vermehren 
die productiven Kapitale.... Allein die Leichtigfeit, dad Bapiergeld zu vermehren, ift eine Ge— 
fahr, welcher die Regierungen nur ſchwer widerftehen. Dann folgt bie Entwerthung, und bie 
Waare ſchwindet ven Befigern unter den Händen. Wenn die englifchen Bankbillets einen 
großen Theil ihres Werths erhalten haben (nad Ginftellung ver Baarzahlungen), fo fommt es 
daher, weil Großbritannien durch feine inſulariſche Rage nie der äußerften Gefahr (einer frem= 
den Eroberung) ausgefegt war. Gine feſte Berwaltung fonnte nunmehr das Ausgeben ihrer 
Billete einſchränken“ (Say vergipt, daß die Banknoten als gefeglihes Zahlungsmittel anerkannt 
wurden, ein wefentliches Clement, ihre Entwerthung zu verhindern). „Man kann jedoch nicht 
voraudfagen, was ſelbſt in Großbritannien geihehen fein würde, wenn nicht Friede gefchloflen 
worden wäre.’ Wir wollen und ebenfalld der Worte Say's bedienen, um auf einen andern 
Umftand aufmerkſam zu mahen, deffen wir oben nur im VBorbeigehen gevadıt haben. „Gin 
anderer Nachtheil des Papiergeldes ift die Lockung, die ed den Fälſchern bietet. Bon dem Augen: 
blif an, wo aus wohlfeilem Stoff (mit Papier und Tinte) eine theuere Waare gefertigt wer— 
den ann, wird die Gier aller Fälſcher gewedt; ven geſchickteſten winft eine furdtbare Prämie. 
Der redliche Mann ſchwebt in befländiger Beſorgniß, faliche Billete zu erhalten. Es thut der 
Geſellſchaft wehe, vaß fie fo viel flrafen muß. In England war die Zahl der wegen Berfer: 
tigung falſcher Banknoten Verurtheilten entjeglich groß. Dies ift eine traurige Zugabe zu dem 
Bapiergelde, und wenn man bei gehöriger Ordnung und Umſicht darin ein wohlfeiles Werkzeug 
des Verkehrs finden kann, jo ift vo auf der andern Seite die Berfuhung, welche ed den Fälſchern 
bietet, und der fie nur zu oft unterliegen, ein Gegengewicht, welches man nicht vernachläſſigen 
darf.” Schon Law's Syſtem hat in Betreff der Fälſchungen traurige Erfahrungen gemadt, 
und dad britiſche Barlament ließ fih dadurch mit beflimmen, dad Audgeben Fleiner Banknoten, 
bei denen die Fälſchungen am häufigſten vorfommen, zu unterfagen, und um diefelben durch 
Metallmünzen im Verkehr zu erfegen, die Bank zur Einlöfung ihrer Noten in Münzen ftatt, 
wie nad Ricardo's Vorſchlag früher befchloffen war, in Golbbarren anzubalten. Wenn Ri: 
carbo richtig bemerkt, daß die Verminderung ber Menge des Papiergeldes ein Steigen ded 
Werths zur Folge habe, und dies durch die Thatſache belegt, daß die Englifche Bank auf diefe 
Weife vor Wiederaufnahme der Baarzahlungen ihre Noten auf den Gleichwerth mit Gold ge— 
hoben habe, jo macht Say (zwar weder zuerft noch allein) darauf aufmerkſam, dag aud die 
Berminderung der Menge des Papiergelves, eben weil fie ein Steigen des Werths bewirkt, ihre 
Nachtheile habe. Der Staat, welcher Anleihen in entwerthetem Gelde gemacht hat, muß die 
Zinfen in der theuern Münze bezahlen ; die Bächter, deren Pachtzins in entwerthetem Gele feft: 
gelegt wurbe, müffen ihn mit dem theuern abtragen (wenn nicht die Gutsherren einen Nachlaß 
bewilligen, was in England nicht jelten vorfam), während ihre Probucte gegen das gute Geld 
im Breife finfen; die Steuern endlich müſſen in ebenfo vielen Stüden des theuern Geldes ent- 
richtet werden, als früher von dem entwertheten zu entrichten waren, und werden baher um 
ebenio viel erhöht, ald das Geld im Preife fteigt. Mit Einem Wort, nad dem Steigen ded Geld: 
preifes verlieren alle, welche ebenjo viele Stücke theueres Geld bezahlen müffen, als im entwer: 
theten Gelde ftipulirt waren; die Empfänger gewinnen, was bie Zahler verlieren. Nach dem 
Sinken des Gelopreijed verhält es fich gerade umgefehrt. Die unbedingten Gegner bes Staats: 
papiergeldes (dad nicht einlösbar und das in einem Zwangdcurs aufgegeben oder als gejegliches 
Zahlungsmittel erflärt wird) nehmen ihre Argumente von den großen und gewichtigen Bei— 
fpielen der verderblichen Folgen her, welche ver Misbrauch des Bapiergelves, veranlaßt durch bie 
Finanznoth einer nit controlirten Staatögewalt, über die Völker gebracht hat. Verleitet durch 
ihr Rechts- und Menfchlichkeitägefühl überfchen fie, daß e8 Bedingungen gibt, unter welden dad 
Papier mit Nugen als Umlaufsmittel gebraudt werden kann. Unter diefe Gegner gehört 
Simonde de Sismondi. Es eriftirt von ihm eine eigene Schrift: „Du papier monnaie et des 
moyens de le supprimer” (aud der Zeitfchrift „Pallas“, Jahrgang 1810, 1. Stüd, beſonders 
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abgevrudt, Weimar 1810), worin er das Ausgeben von Staatöpapiergeld geradezu für Falſch— 
müngerei erflärt. „Während die Souveräne”, jagt er ©. 8, „die Falſchmünzer jederzeit mit ge: 
rechter Strafe beftraft haben, ließen fie ſich allmählich und ohne die Größe des Übels, welches ſie 
der Geſellſchaft zufügten, zu ahnen, dazu verleiten, die falfchefte aller Münzen, ihre Affignaten 
auszugeben. Das Beifpiel der Banken und ihrer Noten hat fie verführt; jie glaubten, ohne 
Gewiſſensſerupel etwas befehlen zu dürfen, was ihre Unterthanen von jelbft und aus freier 
Wahl ſchon thaten.“ Die wiener Bank und die Öfterreihifchen Finanzoperationen, die ruſſiſche 
und dänische Banf, die franzöſiſchen Aflignaten geben ihm trefflihe Beifpiele für jeinen Zwed 
an die Hand und für feine Behauptung, daß unter allen Irrthümern der Fiscalität die Erfin— 
dung des Papiergeldes die eigentliche Landplage unferer Zeit fei. Die englifhen Erfahrungen 
beachtet er nicht und hält dad Studium derjelben mehr für müßig ald für müglid (plus curieuse 
qu’utile), weil die Urfache der Entwerthung überall die nämliche geweſen und man ſich nidt 
fowol über ven Miscredit der Banken als vielmehr darüber wundern müſſe, daß ihre beſchrie— 
benen Bapierfegen nod irgendwo mehr gelten ald weißes Papier, Kr. von Sismondi lieh id 
auch fpäter feines Beſſern belehren, denn in feinem 1827 erfchienenen Hauptwerfe: „Nouveaus 
principes d’&conomie politique ete.“, befämpft er die Banfen wie die Maſchinen und das da: 

brifweien aus lobendwerthem Eifer für die Leiden der arbeitenden Klaflen, obgleich er geftchen 

muß, daß er diefen nicht zu helfen wife. Anerfennung verdient ed, daß Hr. von Siämeni 

hauptſächlich den ſchädlichen Einfluß auf die öffentlihe Moral hervorhebt, melden gewiſſenloſe 

Bapieroperationen hervorbringen. Er gibt ven Math, das Papiergeld geradezu zu unterbrüden, 
wad für die einzelnen einer Steuer gleihfäme, die fie bezahlen müßten, um den Staat in den 
Stand zu ſetzen, das Papiergeld einzulöfen. Begeiftert von feiner Radicaleur ruft er aus: „Io 
nehme feinen Anftand, ed auszuſprechen: wenn eine Regierung, die Bapiergeld ausgegeben bat, 
dermaßen verfchuldet ift, daß fie ihre fundirte und verzinslihe Schuld nicht durch eine neue, zur 
Einlöfung ihres lügenhaften Geldes (numeraire mensonger) beftimmte Schuld vermehren fann, 
fo ſoll fie zu dem Patriotismus des Volfs ihre Zuflugt nehmen, ... fie foll von ihren Unter: 
thanen fordern, daß fie jelbft alle Bankbillete, welche fie befigen, verbrennen, und ſoll erklären, 
daß von nun an dieſe Billete feinen Zwangdcurd mehr haben. Wenn das Volk noch Edelſinn 
beſitzt, wenn ihm der Name ded VBaterlandes fein leerer Schall ift, fo wird diefer loyale Aufruf 
des Souveränd an jeine Unterthanen hinreihen, um den Staat von einer Laſt zu befreien, bie 
ihn erbrüdt. Man wird ih Ihämen, noch Banfbillete ſehen zu laffen, jeder wird ſich beeilen, 
die feinigen in die Flammen zu werfen, und die Nationalfhuld wird mehr durch die Begeifterung 
des Volks ald dur den Befehl des Monarchen getilgt fein.” Hr. von Sismondi ift weit ent: 
fernt, die Größe des Opfers, das er dem Patriotismus des Volks zumuthet, zu kennen; auch be: 
denkt er nicht, daß viel geringere Opfer des Patriotismus die Engländer in den Stand gejeg! 
haben, ihre Banknoten auch ald Staatöpapiergeld im Werth zu erhalten und ſpäter durch Ver: 
minderung der Menge den Gleihwerth mit dem Golde berzuftellen. Kr. von Sismondi ahnt, 
daß mander Souverän an den Erfolg eines fo heroiſchen Mitteld nicht recht glauben oder auf 
zu zartfühlend fein fönne, um dem Volk ein fo großes Opfer zuzumutben. In diefem Fall 
jhlägt er vor, wenigftend den Zwangscurs aufzuheben und das Papier allmählich jinfen zu 
laffen, wie ed mag, oder aber daflelbe durch zinstragende Staatöobligationen zu erfegen und der 
fundirten Schuld beizufügen. 

Deutſchland hatte in den legten Jahrhunderten zu wenig Antheil an vem Weltverfehr ge: 
nommen, ald dag ihm ein Bedürfniß fühlbar geworben wäre, ein wohlfeilered Umlaufsmirtel 
dem innen Verkehr zu jhaffen, um das foftbare Metall im auswärtigen Handel nugbringend 
zu verwenden. Wechjel und andere Ereditpapiere genügten dem deutſchen Handel zur Eriparung 
von Geldtransporten und Erleichterung feiner Geldgeſchäfte. Der Induſtrie wuchin feine 
Flügel, denen das Metall zu ſchwer gemweien wäre, und im Volk lebte nicht der Speculationds 
geift, ver feinen Thaler ruhig im Kaften liegen ſieht, jondern auf Mittel denkt, ihn umzutreiben, 
um damit zu wuchern. Wäre das deutfche Silber und Gold plöglic durch Papier erfegt worden, 
es würde [hwerlid in anfehnliher Menge dem auswärtigen Handel zugefloilen, fondern zum 
großen Theil vergraben worden fein. „Nur aufgeflärte Individuen und Völker““, bemerkt 
Pölig in feiner „Volköwirthſchaftölehre“, II, 236, „ſetzen das Geld in ununterbrodpenen Um— 
lauf, während der engberzige Landmann es vergräbt, weil er dies fir das Sicherfte hält.” Auf 
Reichsfeinde, die Uneinigkeit dev Neichäglieder, die Verſchwendungen feiner Höfe, an Gut und 
Blut, an Menſchen und Gelb bis zur Ohnmacht erihöpft und ausgejogen, In den Zeiten ver 


Papiergeld 287 


Noth und Bedrängniß greift man zu allen Mitteln, um die äußerften Kräfte in Bewegung zu 
vegen. Hierher gehören denn aud die Münzverfchlehterungen und die Bapieroperationen der 
Regierungen, und es ift fein Wunder, daß das Papiergeld in Deutſchland lange mit midtraui- 
ihen Augen angefehen wurde. Die meiften Schriftfteller, bis auf die neuefte Zeit herab, ver: 
werfen daffelbe und nähern ji mehr oder weniger ven Anfichten ded Hrn. von Sismondi. Uns 
iheint Hierbei eine Verwechſelung der Urſache mit der Wirkung obzumalten, melde das Gegen- 
fü zu dem Irrthum von John Law bildet. Diefer glaubte, durch das Papiergeld lediglich ven 
Erevit erihaffen zu fönnen, jene meinen, daß das Papiergeld ein Mittel fei, den Ausgeber aus 
ver Berlegenheit zu ziehen, und zwar ein Mittel, welches die Empfänger früher oder fpäter ind 
Elend Hürze. Wenn aber eine Regierung, um fi des Feindes zu erwehren, um die Volfäfraft 
zum Kriege in Bewegung zu fegen, oder um die Anforderungen eines Siegers zu befriedigen, 
Papiergeld audgibt, welches dann entwerthet wird, Taufende von Inhabern um ihr Vermögen 
bringt, einen großen Theil des Nationalfapitald zerftört, To ift dieſes Papier nicht ſowol die 
lirfache des Unglüds ald ver Vermittler zwifchen der wahren Urſache, der Noth, und ihrer 
Wirfung, dem Elend. 

Die Klage über dad Papier ift daher im Grunde gegen die Nothwendigkeit des Opfers ge: 
richtet, welches man auf eine oder die andere Weife hätte bringen müflen. Eine andere Frage 
ift ed, ob denn die Zerftörung der Kapitale nothwendig, ob die Zivede, denen diefelben gewidmet 
wurden, nit vielmehr ſchlechte und verderblidhe waren? In ſolchem Fall wird man mit Fug 
und Recht wieder nit das Mittel, das Papier, fondern eben die ſchlechten Zwecke anflagen 
müffen, denen das Vermögen von Taufenden geopfert wurde. In Frankreich bat man nicht bloß 
aus Papier, fondern auch mit der Guillotine Geld geihlagen ; in England hat man ſich mit der 
Banfreftrietion geholfen. Wir wollen hoffen, daß in Zufunft ſolche Nothftände feltener werden, 
dag, wenn fie eintreten, Mittel gefunden werden, um die Opfer, welche die Völker bringen 
müffen, erträglicher zu machen. Wir wollen mit dem Gefagten nur unfere Anficht kurz begruͤn— 
den, das Deutihland, weil es an dem Welthandel zu wenig Antheil nahm, und weil feine Ins 
duftrie noch nicht Fräftig entwidelt war, das Bedürfniß eines wohlfeilern Umlaufsmittels bis 
zur Entwidelung feiner Induftrie durch den Zollverein nicht gefühlt, daß es aber durch herbe 
Erfahrungen die verderblihen Wirkungen unmäßiger Emiffionen von Staatspapiergeld hat 
fennen lernen. Daher kommt ed, daß unfere meiften Schriftfteller die Finanznoth als die einzige 
Duelle des Bapiergeldes betrachten. Ihre Lehre ift daher wenig fruchtbar, da man in ihr die 
Antwort nit findet auf die Frage: Kann der Verkehr zu einer Stufe gelangen, wo bie Ein— 
führung eines wohlfeilern Umlaufsmittels Bebürfnig wird, und welches find alsdann die Bedin— 
gungen, um die Bortheile eines jolhen zu fihern und die Nachtheile zu vermeiden? Faſt alles, 
was wir hierüber in uniern Werfen über Volks- und Staatswirthfhaftslehre finden, ift den 
Engländern entlehnt und nur gleichfam nebenher, in Vorbeigehen, beachtet. Ausnahmen gibt 
ed, und wir werben nicht unterlaffen, ihrer zu erwähnen. 

Einen ſehr vortheilhaften Begriff von Papiergelde gibt Harl („Vollſtändiges Handbuch der 
Staatswirthihaftd: und Finanzwiſſenſchaft“, Erlangen 1811), indem er jagt ($. 653): „Das 
Bapiergeld oder die jogenannte Creditmünze kann dad Zahlungsvermögen einer Nation direct 
oder indirect vermehren, indem e8 einen ganz neuen Nationalveichthum erfchafft und einen ver— 
größerten Fonds an baaren Gelde für ven auswärtigen Handel bereitet. In diefer Hinficht 
fann ein wohlberechnetes Papiergeld zur Beförderung der Inpuftrie im ganzen und im einzelnen 
dienen, zur Urbarmahung der Yändereien, Ausrottung der Sümpfe, Ausdehnung ded auswär— 
tigen Handeld gebraudt werden.” Uber die Erhaltung des Papiers im Gleihwerth mit Mes 
tallgeld äußert Harl ($. 670): „Sobald dad Papiergeld (ded Staats) nicht durch Grunpftüde 
oder durch eine andere hinlängliche Sicherheit gedeckt iſt, kann e8 nur dadurch in ungezwungenem 
Umlauf nad feinem Nominalwerth erhalten werden, daß man mehrere Kaffen bereit und ſtets 
offen hält, wo jeder feine Creditmünze jeden Augenblick gegen baares Geld umfegen kann.” 

Es ift viel, daß Karl in der Zeit, wo er ſchrieb, ih, ungeachtet des Schickſals der auf Natio- 
nalgüter bafirten Affignaten und der öſterreichiſchen Banfzettel, jo frei von Vorurteilen hielt 
und zwifhen einem wohlberechneten Bapiergelde und dem von einer Regierung in ver Noth 
audgegebenen Papiere unterſcheidet, welches legtere er unter den „Finanzoperationen“ 
£$. 1109 fg.) abbandelt. Unter die deutſchen Schriftfteller, welche die Lehre vom Papiergeld 
rationell und praftiih auffallen und fi von dem Voruriheil freihalten, ald ob Noth die Duelle 
und Elend die Folge veffelben nothwendig fein müſſe, gehört H. Baumitark in feinen „Staats— 
willenihaften und Verſuchen“. Das fo heftig angefochtene 27. Hauptſtück vom Umlaufsmittel 
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und von den Banken in Ricardo's Werke retfertigt Baunıflarf in feinen Erläuterungen, welt 
der liberfegung als zweiter Band beigegeben find, ganz einfach durd eine Zufammenftellung 
der Hauptjäge und die Nahmweifung, wie unwahr die Beihuldigungen find, ald habe Ricarde 
behauptet, das Papiergeld brauche nicht eingelöft zu werben, folle gänzlich an die Stelle de 
Metallgelves treten und das einzige Umlaufsmittel fein (Baumftarf, „Volkswirthſchaftlich 
Grläuterungen, vorzüglid über David Ricardo's Syſtem“, Leipzig 1838, S. 812 fg.). Nebe— 
nius bat in feinem Werke über den Öffentlichen Gredit die Anjichten über dieſes wichtige Ihems 
in Deutjchland vielfach berichtigt und erweitert; auch für die Lehre vom Papiergelde ift fein Wert 
unter den beutfchen nad) unferer Anficht dad fruchtbarfte, beſonders hinſichtlich der Wirkunge 
des neuen Umlaufsmitteld auf dem Geld⸗ und Kapitalmarkt. Außer Nebenius haben wir ned 
einen zweiten Deutjchen den competeften Ausländern an die Seite zu flellen, und dieſer if, ni 
im Gingange erwähnt, &riedrid von Geng. Sein tiefes Studium der englifchen und range: 
ſchen Erfahrungen und feine Theilnahme an den öſterreichiſchen Finanzoperationen jeit 1811 
hatten ihn mit dem Gegenftand vollfonımen vertraut gemadt und zu einem Urtheil geführt, 
welches heute allgemeinere Anerfennung finden wird ald damals, mo es den durch entieplicen 
Misbrauch entftandenen und herrihend gewordenen Vorurtheilen ſcharf entgegentrat. Die 
obenerwähnte Schrift von Sismondi ift ihm eine Schrift, „die außer ihrer beclamateriigen 
Seichtigkeit auch von einer abſoluten Unkentniß des innern Zuftandes der Monarchie unt aller 
und jever öfonomifhen und finanziellen Verhältniffe zeugt“. In einem Auffag vom dahn 
1817 über bie damals gegründete öſterreichiſche Bank jagt von Geng: „Die Feinde des Paper: 
geldes find in den neuern Zeiten ſehr zahlreich und jehr heftig geworben; man hat bie Schulden 
verhältniffe, die Creditſyſteme und das Papiergeld ald reine bel angefehen, ohne, einen Shui 
weiter, zu erfennen, daß nur der Überbrauch in Zeiten der Noth, die unrichtige Anwendung, 
dieje höchſt natürlichen Dinge erft zu übeln gemacht hat. Man unterwerfe ſich ihnen mit Brei: 
heit, man erkenne ihre Unentbehrlichkeit, man verföhne ji mit ihnen, man inoeulire fie, mar 
zähme jie, und diefe fogenannten Übel werden die fräftigiten Bindungsmittel ded Staat un 
die fiherften Bürgſchaften für das Glüc jedes einzelnen werden. Wenn die Unterriteten au! 
jenen Wiverjachern das politifhe und ökonomiſche Leben ver Natiomen in feiner dermaligen 
Ausdehnung und Ausbildung näher betrachten wollen, fo werven fie fic überzeugen, daß man 
in einem ordentlichen größern Staatshaushalt, befonders auf einer höhern Stufe ber National: 
cultur, des Creditgeldes nicht mehr entbehren fann.... Es iſt übrigens offenfundig, da in den 
neuern Zeiten bei der großen Theilung der Arbeit, bei dem raſchern Bewegen alles öfonomüder 
und politifhen Lebens, die Metalle nicht mehr ausreihen können, die Functionen eined Aut: 
gleihungsmitteld allein zu verrichten. Was man alfo auch jegt noch gegen das Creditgeld decla⸗ 
mirt, iſt ein Reſt der ſtlaviſchen Anhängigkeit an dem handgreiflichen ſachlichen Werth und beflen 
Repräfentanten, dem Metallgelve u. ſ. w.“ Bon diefem Creditgelde (Banknoten) unterſcheide 
aber Geng ausdrücklich das Staatöpapiergeld, das ohne Unterpfand oder Verſprechen det 
Einlöfung zeitweife allein oder neben der Metallmünze die Functionen eines Geldzeichens m" 
ſieht. Dieſes Bapiergeld, im engern Sinne, bezeichnet er als eins jener Zwangsmittel, ver! 
fich die Staaten bedienen, um große außerordentlihe Ausgaben, insbeſondere die Berärnii‘ 
eines langwierigen Kriegs, zu beftreiten, Hierzu greife man, wenn Kriegäfteuern und Anleihen 
nicht miehr ausreichen, und das Papiergeld habe die Natur einer indirecten Steuer, deren Ct 
dem Unterſchied zwijchen dem Nennwerth, zu dem es auögegeben, und dem gejunfenen Pit 
zu dem es fpäter eingelöft wird, gleich ift. Das Opfer, welches die Nation auf diefe Weile bringt 
fei minder hart als manche andere Mittel, weil e8 allmählich und von der ganzen Mafle geit 
gen werde. 

Zum Glüd fehlt es aud in Deutſchland nicht an Beifpielen von nicht entwertbetem Papıt- 
gelde; ja ed geht Preußen, weldes im Siebenjährigen Kriege eine ſyſtematiſche Münzveriält: 
terung angewendet, jegt allen Staaten ald Mufter eines mäßigen und weifen Gebraudt u 
Papiercreditd voran. 

Ein claffifches Land für alle Arten von Gebraud und Misbrauch des Gredits iſt Nor: 
amerifa, und zwar nicht minder als Golonie denn ald Bund freier Staaten. Schon zu Anlons 
bed vorigen Jahrhunderts fingen die Golonialregierungen an, Papiergelo auszugeben. Daſſelbt 
war ein Negierungspapier, nicht nach Belieben des Inhabers, fondern erft eine beſtimmte Jet 
von Jahren (in ver Regel 15) vom Tage der Emiſſion einlösbar, ohne in der Zwiſchenzeit Zint 
zu tragen. Dennod wurde ed im Nennwerth ausgegeben, ald geſetzliches Zahlmittel erfiärt 
und bei Entrihtung der Steuern angenommen. Gold und Silber famen dort im Verkehr gar 
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nit mehr vor; Papier war das einzige Umlaufsmittel. Es convenirte den Amerikanern, die 
mit Nugen auf ihren Boden mehr Kapital verwenden konnten, als ihnen zu Gebote fland, die 
Koften für ein fo theueres Umlaufsmitttel mie Gold und Silber zu fparen, ven Theil ihrer 
Producte, welden fie auf Anſchaffung und Unterhaltung veffelben hätten verwenden müſſen, 
lieber für den Ankauf von Aderwerkzeugen, Kleivungsftoffen, Hausgeräthen und andern Erfor: 
derniffen zur Ginrihtung und Ausdehnung ihrer Pilanzungen zu benugen; kurz die Nachfrage 
nach werbendem Kapital war fo groß, daß jo wenig ald möglich todt liegen blieb. Auf ver an- 
vern Seite lag ed im Intereffe der Golonialregierungen, vem Volk fo viel Papiergeld zu liefern, 
ja noch mebr, ald der innere Verkehr erheiſchte. Die Regierung von Bennfylvanien z. B. gab 
Darlehne in Papier und bezog hohe Zinfen davon. Die von Maffahufettsbai machte in drin: 
genden Fällen Vorſchüſſe zur Beftreitung der öffentlichen Audgaben und faufte dad VPapier, 
nachdem es allmählich gefunfen war, zu dem niedern Preiſe wieder auf. Diefe Golonie bezahlte 
3. B. im Jahre 1747 den größern Theil ihrer Schulden mit dem zehnten Theil des Geldes, in 
deſſen Betrag ihre Zettel ausgegeben worden waren. So geben dieſe Golonien in ihren eigen: 
thũmlichen Verhältniffen das Beifpiel eined Landes, deſſen Umlauf ausſchließlich durch Papier: 
geld bejorgt wurde. Gold und Silber erihienen höhftens im auswärtigen Handel. Diefer 
wurde audihließlih mit dem Mutterlande, Großbritannien, betrieben, durch gegenfeitigen Aus— 
tauſch ihrer Producte. DVirginien und Maryland bezahlten ihre englifchen Waaren mit Tabad, 
und bei ihnen fam Gold und Silber im auswärtigen Verkehr ebenfo wenig vor ald im innern. 
Dennod galten fie für wohlhabend und in gedeihlichem Fortſchritt begriffen. Pennſylvanien, 
Neuvorf, Neujerjey u. a. bezogen, theild zum eigenen Verbrauch, theild zum Zwiſchenhandel, 
mehr engliihe Manufacte, als jle eigene Producte nad England’zu fenden hatten, Das Gold 
und Silber, weldes fie zur Ausgleihung bedurften, wußten fie immer zu finden. Ebenſo ver: 
bielt es jih mit den weftindifchen Zudercolonien. Auch zeigte ſich, daß die Zahlungen derjenigen 
Staaten, welde ihren Saldo mit Gold auszugleichen hatten, regelmäßiger floffen ald von jenen, 
welde in Tabad bezahlten. Das Verſchwinden des Golded und Silbers aus den Golonien war 
alſo fein Zeichen von Armuth oder Unfähigkeit, joldes zu faufen, jondern freie Wahl ver Be: 
wohner. Alles Gold und Silber, was fie befommen konnten, fhidten fie nah England, um 
dafür reelled, werbendes Kapital einzutaufchen, welches ſie unmittelbar productiv benugen fonn: 
ten. Wenn fie Metall nothwendig hatten, Fauften fie e8, und felbft wenn ihre Zahlungen ftodten, 
fam ed, wie Adam Smith bemerft, nicht daher, weil die Leute arm waren, fondern weil ſie 
zu eifrig danach firebten, übermäßig reich zu werben. 

Als die amerikanischen Colonien das englifche Joch abgeſchüttelt Hatten und in die Reihe der 
ſelbſtändigen Nationen eingetreten waren, erweiterte jich der Wirkungsfreis des raftlofen Spe— 
eulationdgeifted. Der auswärtige Handel, bisher auf den Verfehr mit dem Mutterlande be: 
ihränft, ſah ih nunmehr die Welt erfäloffen, und damit mußte auch der Trieb zur Ausbeutung 
des Bodens und aller Güterquellen mächtig gefteigert werden. Hatte das Volk zuvor ſchon, um 
den größtmöglichen Theil feines Kapitald der unmittelbaren Production zuzumenden, die ebeln 
Metalle aus dem Umlauf gezogen und durch Papier erjegt, jo konnte jegt nicht die Rede davon 
fein, das foftbarere Girculationgmittel an die Stelle ded wohlfeilen zu fegen. Hatten früher die 
Golonialregierungen das Papier geliefert, fo traten nunmehr die Banfen an ihre Stelle. 

Die Bank der Vereinigten Staaten wurde 1791 in Philadelphia gegründet, und zwar feines: 
wegs als reine Privatanftalt. Dies geht aus der Einlpitung des Freibriefs hervor, melde mit 
den Worten beginnt: „Eine Banfanftalt muß den Finanzen des Landes große Erleichterung 
gewähren, fie fann ohne Schwierigkeit bei unvorbergefehenen Ereigniffen der Regierung nüg: 
liche Vorſchüſſe machen und leiftet dem Handel und der Induftrie wejentliche Vortheile.“ So 
beforgte die Banf mit Hülfe ihrer Comptoirs in den verfhiedenen Staaten den Einzug und die 
Berfendung der Öffentlihen Gelver. Der Breibrief der Bank lautete auf 20 Jahre; er lief dem: 
nad 1811 ab, und da ihn der Kongreß nicht erneuern wollte, jo hörte die Anftalt auf. Inzwi— 
ihen wurde dad Bedürfniß einer ſolchen Anftalt balo fühlbar, befonderd in dem Kriege gegen 
England, 1814. Selbft die frühern Gegner trugen auf Wieverberftellung an, und im Jahre 
1816 warb ein neuer Freibrief auf 20 Jahre genehmigt. Die Staatenbanf war aber nicht die 
einzige Anftalt, namentlich nicht die einzige, welde Noten ausgab. Es beftanden Banfgejell: 
ihaften in allen Staaten, ihr Bapier füllte den Umlauf, diente zu den gewagteften Unterneh: 
mungen, bezahlte dem Staate feine Ländereien, fiel dann, da es oft gar feine reelle Baſis hatte, 
plöglich fammt der Bank, an deren Stelle andere auftaudten, um aud ihrerſeits wieder zu 
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Grunde zu gehen, nachdem fie viele zu Grunde gerichtet, menige bereichert, den Staat betrogen 
hatten. Geſetzliche Beftimmungen aller Art wurden erlaffen, um den Strom der Speculation 
in ein geregeltes Bett zu leiten und das Publikum vor Schaden zu wahren. Die Kunft der 
Geſetzgebung fonnte bier nicht Helfen. Man erwartete aber Beilerung durch die neue Staaten: 
bank. Die Erwartung fhien in Erfüllung zu gehen, denn da die Banf nur mit jolden Anflalten 
in Verkehr trat, deren Noten pari fanden und jederzeit einlöslih waren, jo zwang fie alle 
entweder zur Baarbezahlung oder zum Bankrott. Man zählte zwifhen 1811 und 183) 
nicht weniger ald 165 Banfen, welche ihre Noten nicht einlöften, abgeiehen davon, daß dir 
Anftalten, felbft wenn fie angeblih zur Ginlöjung bereit waren, fih in der Wirklicke 
dadurch zu helfen wußten, daß fie gemeinichaftlihe Sache gegen jeden machten, der Noten ja 
Einlöjung präfentirte. Die Zahl der Banfen war flets im Zunehmen; 1830 wurden br 
330 und 1835 gegen 700 gezählt. Inzwiſchen wuchs die Bank der Vereinigten Staaten ju 
einer furchtbaren Geldmacht heran. Gie hatte außer ihren eigenen Mitteln aud bie Staut: 
gelver in Händen und übte nicht nur auf die übrigen Banfen, jondern auf allen Credit un 
Handel den mädtigften Einfluß. Sie drohte, eine politifche Macht zu werden und ſich der Dahlen 
zu bemädhtigen. Die Freunde ver Freiheit ahnten Gefahr, und der Mann, den fie ber Orfatr 
entgegenftellten, war der nämliche, der feine Milizen gezwungen hatte, die Engländer zu jdl: 
gen, — war ber Präjident Jackſon. Kein Freund von halben Maßregeln, beſchloß Jachen, dus 
Übel mit der Wurzel audzurotten und der Gelbariftofratie dad Haupt abzufhlagen. Net 
die Wunden bluten, mochte die Operation noch fo gefährlich fein, — der alte General fürdıne 
ich nicht, denn es galt die Heilung des ganzen Staatöförperd, und er unternahm fie auf rin 
Verantwortung. Im Jahre 1832, als der Congreß die Bill zur Erneuerung des Freibriet 
der Banf angenonmen hatte, legte der Bräfivent jein Veto ein. Im Jahre 1836, mo der At: 
brief von 1816 feine Kraft verlor, wurde er nicht erneuert, und die Bank hätte aufhören milen, 
wenn nicht der Staat Pennſylvanien ihr um ſchweres Geld ein Vrivilegium gegeben hätte, Li 
war übrigens von da an nicht mehr eine Banf der Union, fondern nur des Staats Pennfylvanie. 

Am 11. Juli 1836 erſchien die Treasury order, wonach anfer den Noten, die pari Handır 
und jederzeit einlösbar waren, fein Papier bei den Öffentlihen Kaffen angenommen murde un 
angefauite Staatöländereien mit Metallgeld oder in dem bezeichneten foliden Papier bezall 
werden mußten. Präſident Jackſon ging zu weit; dem Felpgeichrei: „Nichts als Papier!" int 
er die Loſung: „Nichts ald Gold!” entgegen. Vielleicht war ver Kampf zwiſchen beiden Ertt: 
men notbwendig, um den rehten Weg zu entveden. 

Im Sommer 1837 fallirten 260 Banken; die übrigen flellten ihre Baarzahlungen ir 
Ban Buren mußte die Treasury order zurüdnehmen, und die Regierung, melde ein Jaht j# 
vor in der Verlegenheit war, zu viel einzunehmen, mußte Schagicheine ausgeben. Das Papııt 
war entwerthet, und damals geſchah es, wie der britifche Novellift Kapitän Marrvat erzilt 
daß Wirthe und Kaufleute, um niht Münze gegen Bapier herausgeben zu müflen, Anweijung 
auf ein Glas Wein oder Branntwein oder auf vier Dugend Auftern fchrieben und damit ibrrs 
Kunden auf deren Papier herausgaben. Das Gold wurde ſorgſam aufbewahrt, ſodaß die Ieter‘ 
nen Beutel, deren fich die Bauern dazu bedienen, auf dad Dreifade im Preiſe fliegen. 

Seit dem Bürgerfrirge der Nord: und Südſtaaten haben beide Theile Papiergeld in Ders 
ausgegeben, die Entwerthung folgt naturgemäß, im Süden aus Mangel an Mitteln, im X 
den ungeachtet der Einlöfung gegen Gproe. Staatsſchuldſcheine. Amerika macht jetzt die Criab⸗ 
rungen, welche Europa hinter ſich hat; auch hier iſt der Krieg, nicht das Papier, die Urjadt | 
North, aber raiher in ver Neuen ald in der Alten Welt erjegt ich der Ausfall an Menicen un 
Bütern. K Mare 

Papft. Guropas Länder und Völker jind getheilt unter einige Herrfcherfamilun, I 
durch Heirathsbündniſſe Fat zu einer einzigen Familie ih verfhmolzen haben. Untermürhd; 
feit gegen die Fürſten wird allenthalben in Europa (außer in der Schweiz, deren Gantent nm 
fo merfwürtige Ausnahme bilden) von den Gejegen zur Pflicht gemacht, von den Lehrern MR 
geprägt, von landeöherrlihen Behörden mir höchſter Wachſamkeit und Strenge aufteht # 
balten. Das Schwert ift zum Ecepter geworden, und auf Bajonneten ruhen die meiften Thron 
Bor dem Willen der Gewaltigen joll nichts gelten. Neben ven gebietenden Kaifern, Koͤniget 
und Herzogen beſteht aber noch ein die ſüdliche Hälfte Europas umſpannendes Herrſcherthut 
von einer weſentlich verſchiedenen Natur, ein Herrſcherthum, welches ohne Waffengemalt €" 
Obermacht aller Chriſten darftellt und darum ebenfo gut, wie ber Landesherr eines beitimm“ 
Gebiets den Gehorſam des darin lebenden Volks erheiicht, ja auch die Umterthänigfeit de? gut 
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bigen Bürften jelbft, Unterthänigfeit wenigftens in einer Reihe der allerwichtigften Bezüge er: 
heifht und mehrentheild erhält. Die alte Welthauptſtadt Rom ift Sig einer Regierung geblie- 
ben, melde die Berhältniffe der gefammten Chriftenheit im Auge bat und einen bedeutenden 
Theil derjelben beftändig leitet. Denn in Rom thront das irdifche Oberhaupt der göttlichen 
Heilsanftalt. Die im Papfte gipfelnde Berfaffung der römiſch-katholiſchen Kirche macht diefen 
nämlich nit blos zu dem Oberhirten, welcher die Heerde der Befenner Chriſti im rechten Glau— 
ben erhält und auf Erden den richtigen Weg zur himmliſchen Seligfeit führt, fondern macht ihn 
auch zum Inhaber von Befugniffen und Machtmitteln, nad) denen er wie ein weltliher Herr: 
iher betrachtet werben muß. 

Es hieße die Augen gegen die Wirklichkeit verjchließgen und den Sinn an hohle Worte hin— 
geben , wollte man die flaatlihe Bedeutung und Gewalt des Papſtthums verfennen. Wenn der 
Staat, nad) der Beftimmung des Heraudgeberd dieſes Werkes, „eine Verbindung freier gefitteter 
Renſchen zu einer würdigen und harmonifchen Geſammtperſoönlichkeit“ ift, fo wird man ebenjo 
wenig leugnen fönnen, daß die römiſch-katholiſche Kirche in gewiffem Sinne einen Staat vor: 
ftellt, wie man ihr den Zwed ded Staats nicht abſprechen kann, ein in jedem Bezuge richtiges 
Leben zu ermöglichen und zu erwirfen, oder mit andern Worten „die vereinte Erſtrebung der 
höhiten Aufgabe der Menſchheit“, natürlicy nach der Weife, wie fie diefe höchſte Aufgabe ver: 
ſteht. Die Folgſamkeit, welche der Träger einer Staatdgewalt findet, beruht theild auf der 
Anerkennung feiner Berechtigung zu befehlen jeitend der Staatömitglieder, theild auf der Be: 
rückſichtigung der ihm zu Gebote ſtehenden äußerlich wirffamen Gewalt. Sein Regieren wird 
durch Einrihtungen vermittelt, vermöge deren fein Wille im Bereich des Staats überall hin: 
bringt und er ald Wollender allenthalben durch Vollzieher feiner Befehle vertreten wird. Alle 
biefe Bedingungen jind bis zu einem gewiffen Grade dem Papſte gleichfallö verliehen, ſodaß in und 
über den Staaten, joweit der römiſch-katholiſche Glaube Bekenner hat, ein geiftlihed Reid 
aufgebaut ift, welches jih aus ſich felbit beftimmt, nad feinen Antrieben in die gewöhnlichen 
Staatöverhältnijfe der Reiche eingreift und auf die Geſchicke Europas und felbft vieler europät: 
ihen Anjtedelungen in andern Erdtheilen fortvauernd einen weitgreifenden Einfluß ausübt. 
Allerdings ift man gewohnt, dad römiſche Kirchenthum für feinen Staatöverband anzufehen, 
weil feine Beihaffenheit von dem gewöhnlichen Zuſchnitte abweicht, weil der Papſt jelbft fein 
Reich ald nit von dieſer Welt bezeichnet, und weil ihm diejenigen äußern Werkzeuge und irdi— 
ſchen Machtmittel abgeben, welche die Fürften in Händen haben; allein eine näher eingehenve 
Betrachtung, welde ih der aus den gewohnten Bezeichnungen und Formen gejhöpften An: 
idauung entäußert, um in das Wejen der Dinge einzubringen, wirb gleichwol zu der Überzeu— 
gung führen, dag denn doch den Papfte, auch abgefehen davon, daß ihm der Kirchenftaat zuge: 
bört, vieles zur Seite ſteht, was ihm die Eigenſchaft eines irdiſchen Herrfherd aufprüdt, und 
dag Poujoulat das Papſtthum nicht mit Unrecht das Königthum der gläubigen Welt nennt. 

Es ift der Papft in jeiner erften, feine übrigen Eigenſchaften bedingenden Stellung Pfarr: 
berr der Hauptkirche zum Heiligen Johannes im Lateran. Als folder ift er Bihof von Rom 
und Metropolit der jieben römiſchen Didcefen. Als Bifhof von Rom ift er ebenjo wol Fürft 
des Kirchenſtaats wie Patriarch des hriftlihen Abendlandes und Oberhaupt der ganzen katho— 
liſchen Kirche. 

Wol jeder Beihauer des römiihen Kirhengebäudes, des Webens und Waltens in ihm 
wird jein feſtes Gefüge, feine flarre Unveränderlichfeit in ven Ideen, feine unmwandelbar be— 
hauptete Stetigfeit im Streben und Handeln zu bewundern gedrungen. Wenig Gleiches bradıte 
die Weltgefchichte hervor! Jedoch der Schlußftein, in dem es gipfelt, der eine Mann, der bie 
oberfte Spige einnimmt, ift in jo häufigem Wechſel, daß der gegenwärtige Papſt, Pius IX., in 
der Reihenfolge der von der Kirche anerfannten Päpſte der zweihundertneunundfunfzigite ift. 
Kaum jieben Jahre fommen mithin im Durchſchnitt auf ein Bontificat. Auch nicht nad ſicherm 
Gejege in unverrüdter Folge fleigt einer nad dem andern auf den päpftlichen Stuhl. Es gibt 
feinen Thronfolger. Der Bapft gehört nicht einer beftimmten Familie. Des geiftlihen Neiches 
dreifache Krone wird durch Wahl vergeben. Alle unfere monarchiſchen und conftitutionellen 
Dorctrinäre haben die Wahl des Neihsoberhauptes für eins der allergrößten Übel erflärt; die 
Erfahrung aber lehrt, daß fich die Kirche bei einem Wahlfoftem gut befand. Wenn die filberne 
Glode des Capitols, die während der päpftlihen Regierung ſchwieg, mit ihrem Schalle das 
Ableben des Papſtes den Römern verfündet, fo ſtockt die Ihätigfeit aller Tribunale und Con: 
gregationen. Am zehnten Tage danach ziehen die in Nom anweſenden Gardinäle aus der 
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Beteräfirche in die nahe Sirtinifhe Kapelle des Vaticans oder in den päpftlichen Balaft auf dem 
Duirinal. Hier follen jie mit niemand verkehren, fondern in Abgeſchiedenheit um Erleudtung 
durch den Heiligen Geift flchen. Sie beziehen Zellen, deren Wände mollene Teppiche bilden, 
damit über den weiten Raum das laut Geſprochene hörbar fei. Ihr Gonclave wird bewacht. 
Kein Verkehr mit ver Welt joll ver Erleuchtung Abbrud thun. Indeß hat dieje Betrachtung, 
daß der Heilige Geift die Wahl leiten ſoll, nicht gehindert, den Beherrichern von Oſterreich, 
Spanien, Franfreih und Portugal dad Net einzuräumen, vor der Wahl durd ihren Ge: 
fandten je einen Garbinal ald von der Erwählung ausgeſchloſſen zu bezeichnen ; vier Cardinäle 
können alfo vurd die Weltmächte außer Frage geftellt werden. Gewöhnlich wird mit Stimm: 
zetteln, die in einen Kelch geworfen werden, abgeflimmt, und man nimmt jegt an, daß, was 
früher nicht nothwendig ſchien, nur Cardinäle wählbar jeien. Haben zwei Drittel ver Stim: 
men über den zu Erhöhenden ſich geeinigt, bat diejer nad einem leifen Gebete jeine Bereit: 
willigfeit erklärt, jo ift fein erſtes, daß er fymbolifch feine bisherige Perfon abwirft, indem er 
den Namen eines frühern Papftes ſich zueignet. Er heißt von dieſer Stunde anders als in 
feinem vorigen Leben. Cine höhere Natur überfommt ihn. Nun wird ihm der päpftlide 
Schmuck angethan, die weißjeidene Sottane, die farmelinene Rodetta, vie Mozzetta, das rorb: 
jammtene Baret, dad Gingulum und die rothen Pantoffeln mit dem daraufgefticdten Goldkreuze. 

Kniefällig füffen ihm darauf die Gardinäle Fuß und Hände und erweifen ihm damit vie erfte 

„Anbetung‘ (adoratio prima). Hernach wird ihm der Fiſcherring angefteft und aus einem 
Benfter dem Volke die Mahl verfündigt. Im der Sirtinifhen Kapelle empfängt hierauf der 
neue Papſt die zweite Aporation, in der Peteröfirche vie dritte und ertheilt dem verfammelten 
Volke feinen apoftolifhen Segen, urbi et orbi. Erſt nachdem dies gefhehen, erfolgt die Ein: 
weihung (consecratio), indem der Garbinaldefan ihm über dad Haupt das Evangelienbus 
legt, alle anweſenden Biſchöfe ihre Hände auf des Papſtes Haupt legen und jener Ol auf 
daſſelbe ausgießt. Weiter vollzieht ver Cardinaldekan an ihm die Krönung, indem er ihm die 
mit dreifacher Krone umgebene Tiara aufjegt, welche feine irdifche, überirdifche und unterirdiſche 
Macht anzeigt. „Accipe“, redet ihn der Gardinaldiafon an, „tiaram tribus coronis ornatam 
et scias, te esse patrem principum etregum, rectorem orbis in terra, vicarium salvatoris.” 
un hat er die Gehorſam s geſandtſchaften ver Fatholifchen Fürſten zu erwarten, die ihm ihre 
Treue verfihern. Er jelber bezeichnet jih als catholicae ecclesiae episcopus und servus ser- 
vorum dei. Ein pradtvoller Hofſtaat, zu dem aud die römifchen Principi ſowie die Univer: 
fitätsſenatoren gehören, die capella pontificia, umgibt ihn bei den kirchlichen Feierlichkeiten. In 
ven legten Jahrhunderten fiel nur auf Italiener und nur aufalte, ja greife Männer die Wahl. 
Ausficht, die Stimmen der übrigen Garbinäle für fich zu gewinnen, bat felten der befonders 
fromme und verbienftvolle, ſondern mehrentheils derjenige, der am wenigften Feinde unter den 
Gardinälen zählt und von ihnen nicht gefürdtet wird. Nur in Zeiten Schwerer Bedrängniſſe 
erlas man fräftige Naturen. Inde machte fi öfter ein Wechfel ver beliebten Art bemerkbar 
Nicht felten ward nad einem Dogmatifer ein Geſchäftsmann, nach einem kirchlichen Giferer ein 
nachgiebigerer Weltmann, auf einen firengen und harten ein milder und gemäßigter unter ben 
Garbinälen zur Dberleitung auderlefen, und umgefehrt, ſei e8 aus Vorforglickeit, um feine 
Richtung auf die Spige zu treiben, ſei es, weil dad Überwuchten der herrſchenden Weiſe ihr Ab: 

neigung erfhuf und das ihr Entgegengefette liebgewinnen ließ. Ausnahmefälle waren es 
übrigend immer nur, wenn von der Perſon ver Päpfte ein gewaltiger Anftoß ausging; ge: 
wöhnlich bejagte im großen Ganzen ihr ausſchließender Wille nur wenig. Betagte Männer fin? 
feine Neuerer. Den Reit ihrer Lebensjahre wünſchen fie in Ruhe zu verbringen: wie jollten 
le Störungen und Streit erregen wollen, wie ih ohne Noth in Hader, Zanf und Kampf bin: 
einftürzen? Gern oder ungern laffen fie alfo alled im gewohnten Gange und folgen ſelbſt dem 
einmal genommenen Zuge. So it es der Geift ver Curie, welcher herrſcht, nicht die Per— 
ſoͤnlichkeit eines Papſtes. 

Als weltlicher Fürſt hatte der Papſt bis vor furzem ein unmittelbar feiner Regierung 
untergebened Gebiet, welches größer ald dad Königreich Hannover und bevölferter ald Dänemark 
fammt feinen Anhängen war. Mittelitalien oder der Kirchenftaat“ umfaßte einen Flächeninhalt 
von 727 geographiihen Duadratmeilen und war von 3 Mill. Menfchen bewohnt. (S. Kirchen 
ſtaat.) So anjehnlides Bejigthum Hätte ihm eine äußerliche Unterlage gegeben, vermöge teren 
er vermocht hätte, feine Entſchließungen der Einwirkung anderer Mächte zu entziehen, wenn an: 
ders ed ihm gelungen wäre, fein Herrſcherthum in bem Lande, wo er ed allein und ausſchließlich 
übte, auch jelbftändig aufrecht zu erhalten. Er konnte innerhalb dieſes Gebiets die weltliben Zu: 
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fände ganz und gar nach den Ideen der Kirche geftalten und der bürgerlichen Geſellſchaft einen 
ihren Anfhauungen und Vorſchriften gemäßen Zuſchnitt geben. In den gegenwärtigen Zuſtänden 
des Kirchenſtaatss liegt mithin die Probe vor, ob und inwieweit dieſe kirchlichen Ideen 
fihwolbewähren. Denn an den Früchten wird ja der Dinge Kern offenbart! Im Kirchen: 
ſtaate regierte unbeftritten die Geiftlichfeit; durch alle Einrichtungen war ausgefchloffen und von 
der obrigfeitlihen Gewalt ward nicht geduldet, was der Kirche widerftrebt; dennoch, oder rich: 
tiger ebendeshalb ift unbeftritten diefes Land eind der zurücdgebliebenften Europas, dennoch 
oder ebendeshalb ift fein unter einem mit irdifcher Fülle fegnenden Himmelsſtriche lebendes 
Bolf arm und verhältmifmäßig wenig betriebfam, und verbringt, ungeachtet ed, mit vortreff— 
lien Anlagen ausgefattet, in gehöriger Entwidelung Bebeutendes leiften müßte, feine Tage in 
Unwiflenheit und Entmuthigung. Das Regiment wurde ald Drud empfunden und befaß nicht 
einmal die Kraft, Räuberbanden zu vertilgen. Das äußerlich Zufammengehaltene war innerlich 
aufgelöft; fremde Gewalt allein wehrte Zerrüttung ab, Wenn die Stadt Nom ausnahmsweiſe 
immer nod ein Sig großer geiftiger Bewegung und reicher Kunftentfaltung geblieben iſt, io 
rührt Died nicht etwa daher, daß feine alteinheimifche Bürgerſchaft ein Strom ſchaffender Lebens: 
fräfte durchwallte, jondern findet jeine Erflärung in Rome gefhichtliher Bedeutung, melde es 
fort und fort zu einem Mittelpunft für Zuftrömungen aus der Ferne macht und ihm darin den 
Gharafter einer wahren Weltftabt verleiht. Des erborgten Getreibed ungeachtet erfcheint Rom 
dem Reifenden, der Wien, London und Paris fennt, öde und gefunfen. „Rom ift gegenwärtig 
die unmwiffendfte Hauptftadt Europas’, jagt Mamiani.!) Kür den, der fehen will, zeigt dem— 
gemäß der Kirchenftaat ein deutliches Gericht über die Anwendbarkeit der kirchlichen Grundfäge 
und dad aus ihnen erwachſende Heil. 

Zur rigtigen Würdigung der päpftlihen Gewalt ift e8 vor allem erforderlich, die Anſichten 
und Anjprüche fennen zu lernen, welche von ihren Vorfechtern geltend gemadjt worden find. In 
neuefter Zeit haben diefelben allerdings unter ven Drude der Verhältniffe mande Ausfprüce 
ermäßigt, allein, wenn jie in ihrem Kampfe mit dem Zeitgeifte vermöchten, dieſen zurüdzu: 
drangen in die verlaflenen Bahnen, jo würden ohne Zweifel auch jene weiter gehenden Auf: 
fafjungen früherer Tage von neuem hervortreten. Der Geift der Ultramontanen ift unverän: 
dert der nämlihe geblieben. Jede noch jo weit ſich erftredfende Folgerung zu Ounften der Papft: 
gewalt wird ihrem Sinne entjprechen. Als das Oberhaupt der gläubigen Chriftenheit wird der 
Bapit wegen feiner Eigenſchaft ald Amtsnachfolger des Apoftel Petrus betrachtet. Eine Reihe 
von Vollmachten werden aus diefer feiner Nachfolge abgeleitet. Es ift nod jet, noch heutigen 
tags, bei den Juden gültiger Braud, daß, wenn ein Rabbinatöcandidat nad wohlüberftanpdener 
Prüfung vor bewährten Nabbinern das Zeugniß der Befähigung erhält, Rabbiner oder Lehrer 
per Gemeinde zu werden, ihm dabei die Gewalt „zu löſen“ (hattarat horaah) ertheilt wird, 
welche im Gegenjag fteht zu der Gewalt des „Bindens“ (assar). Erlauben wird ftetd unter 
dem Austrud „löſen“ und verbieten unter dem Ausdruck „binden“ in Bezug auf den jüdiſchen 
Gultus verftanden, und nit mehr; fein Ausiprud, feine Erflärung foll fortan von Gewicht 
fein. In Nahahmung des Chriſtenthums haben vie jüdiſchen Gelehrten dieſe Formel ſchwerlich 
angenommen; jie iſt wahrfcheinlid als Überlieferung aus den alten Zeiten beibehalten und 
war ſchon üblih, ehe Ierufalem zerflört ward, war üblih, als das Chriſtenthum entſtand. 
Dieſe nämliche Befugniß bat Jeſus feinen Jüngern übertragen; in gehobener Ausdrucksweiſe 
tBeilt Died das Matthäusevangelium mit: „Wieviel (oder was) ihr auf Erden binden werdet, 
ſoll aud im Himmel gebunden fein, und wieviel (mas) ihr auf Erben löjen werdet, foll aud 
im Himmel los fein‘, läßt ed Jefus zu allen Jüngern (Kap. 18, 3.18) und zu Petrus allein 
(Rap. 16, V. 19) fagen. Anftatt nun nad ver einfachſten Erflärung in dieſen Worten nichtö 

Weiteres zu finden, ald daß die Ausfprüche der Apoftel gültig fein follen, daß ſie Hinfort, ohne 
ven Meifter, fraft eigener Einfiht wirfen mögen, hat man im Gegentheil ihnen die weiteft- 
tragende Deutung untergefhoben. Denn erftlich wirkte auch hier der durchgehende Misverftand 
ver bildlihen, ſchwülftigen Ausdrucksweiſe ded Morgenlandes, mwelder die Bibelauslegung be: 
he trſchte, ſodann maltete audy in diefer Stelle Ausveutung die Sehnſucht nad dem Wunder: 
Garen und Übernatürlichen vor, jener phantaftifch- myfteriöfe Geift, welder, weil er einmal 
von den Wegen des ſchlichten Menfchenverftandes und der nüchternen Vernunft abgefomnen 


— — 


1} „Roma — € ormai divenuta la citta capitale piu ignorante d’Europa e la men fornita di 
cio che occorre agli svariati incrementi del moderno sapere.” Sul Papato, lettera ortodossa di 
Terenzio Mamiani a Domenico Berti (Genua 1851), €. 49. 


294 Papft 


war und in das Gebiet des Unbegreifbaren ſich verftiegen hatte, nun aud von einem Unbegreit: 
lichen zum andern weiter ſchritt, in dad Dunfel der Myſterien jich lichticheu verfenkte und dae 
Unglaublihe noch unglaubliher zu machen mit blindem @ifer ftrebte, um rufen zu können: 
„Credo, quia absurdum!“ Nichts Geringeres als eine Gewalt über Himmel und Hölle 
ward aljo aus jenen Worten des Matthäusevangeliumd abgeleitet und die Zumendung folder un: 
geheuern Vollmacht an die Apoftel als bleibende und auf ihre Nachfolger übergehend vargeitelit 
MWeiter wird Petrus als Apoftelfürft, als Erfter und Vertreter des ganzen Apoftelcollegiumg 
angefehen, als derjenige demnach, der die Schlüffel des Himmelreichs führt, welchem der Auf; 
trag zutheil geworden, des Herrn Lämmer zu weiden, ald ver Eine, auf deſſen Keliengrund 
immerdar die Kircye ruhen fol. Obgleich von mehrern Kegern beftritten worden ift, daß Pe— 
trus jemals nad Nom gekommen fei, fo ſieht doch Roms Kirche in ihm und in Baulus ihn 
Stifter und behauptet deshalb, daß beider Vollmachten und daß von Petrus indbelondere dir 
Schlüſſel ves Himmelreihs an ihre Nachfolger übergegangen find, daß folglich der jevesmalige 
Papſt ver Oberhirt der ganzen Ehriftenheit und Stellvertreter des Petrus ift. Als Nadrelge 
und Vertreter ded Petrus ift er aber irdijcher Statthalter Ehrifti, ja der Vicarius Gottet (mie 
Nikolaus IN. den römijchen PBontifer bezeichnete 2], der aud) fagt: „„Christianae religionis caput 
Imperator caelestis’). Gin Bapft berief ji darauf, daß der fromme Kaifer Konftantinud den 
Pontifer „Gott genannt habe. ?) Seine Diener flügelten aus, daß er über ven Cha von 
guten Werfen zu verfügen hat, der im Himmel aufbewahrt ift, und aus deſſen Fülle er nad in: 
ner Gnade den Erdenbewohnern Abläfle und jenfeitige Sündenvergebungen zuwenden fan. 
Auch das Tridentinun nannte den Papſt: ipsius dei in terris vicarium.#) Des Varftes Tin! 
ift darum „Heiligkeit“ (sanclitas) und die ihm gebührende Anrede „Heiliger Vater‘ (sanc- 
lissime pater); der Kniefall vor ihm und das Küffen feiner Füße, das zu den Börmliäfeiter 
des päpftlichen Hofed gehört, wird amtlich ald Anbetung (adorazione) bezeichnet. 

Aus diefer Grundlage folgt, daß ihm die Kirche unterorpnet ift. Iſt dem Papſte vermöge 
jener Übertragung von dem Npoftelfürften die OGlauben&wahrbeit offenbar und fein Erfennen 
in Zehrftreitigfeiten unfehlbar, hängt von ihm das Verbieten der Bücher und die Gutbeifung 
der Lehrichriften ab, fo wird aud das Mindere, die Äußere Seite, feinen Beftimmungen 18 
fügen müffen. Alſo ift er oberfter Hüter und Handhaber der Kirchengefege, entſcheidet über dir 
kirchlichen Einrichtungen und weit die Biſchöfe ein. Kein von ihm vermorfener Bifchor beit 
wirklich und firhengemäß die Biſchofswürde. Alle Wahlen unterliegen mithin feiner Bein‘ 
gung und find infofern bloße Vorfhläge. Bon ibm geben alle die Geſammtkirche betreffenden 
Mapregeln aus; erifted, der die Kirche gegenüber den Herrſchern biefer Welt vertritt und mit 
ihnen die geeigneten Berträge (Concordate) abſchließt, welde für die gefammte Kirde ver; 
bindliche Kraft haben. 

Die Untermürfigfeit und der Gehorfam aller Gläubigen innerhalb der Kirche gegen der 
Papſt ift eine aus feiner Stellung fi ergebende Nothwendigfeit. Auch bar ausprüdlid Par 
Bonifacius VII. in ver Bulle Unam sanctam am Schluffe ausgefproden: „Wir erklären, ſagen 
beftimmen und entfheiden hiermit, daß jedes menschliche Geſchöpf dem römiſchen Papſte unter: 
worfen fei, und daß man nicht jelig werben fönne, ohne died zu glauben.‘ (Porro subess® 
romano pontifici omni humanae creaturae declaramus, dieimus, diffinimus et pronunha- 
mus omnino esse de necessitale salutis).?) | 

Wie weit in der Kirhenregierung ber Bapft eigenmächtig fei, war eine lange Zeit befts 
bewegende Streitfrage. Man fonnte nämlich von verſchiedenen Standpunften die Verbälm‘ 
auffaffen. Ging man davon aus, daf Chriftus eine Kirche geftiftet Habe, damit fie beftant!s 
der Welt das Heil anbiete, und nahm man demzufolge an, daß die Kirche von göttlichen Get 
durchdrungen und erfüllt fei, fo fam man dahin, die legten Entſcheidungen in der Kirche (elf 
zu ſuchen und Rirhenverfammlungen über ven Bapft zu ftellen. Hierbei konnte man ein‘ 
doppelten Weg einfhlagen, indem man entweder die Kirche im weitern Sinne auffaßte un 
demnach Doctoren der Theologie, ja gewöhnlichen Prieftern ſowie den weltlichen Bevollmädtig- 
ten der Fürften ein Stimmrecht beimaß (wie dies zu Konftanz der all war, vo fie nationenwellt 


2) Sechstes Decretalenbuch, Tit. VI, Kap. 17. 

8) Decreti Pars I, Distinctio XCVI, c. 7. 

4) Acta Concilii Tridentini, Sessio VI, de reformatione, c. 1. 

5) Extravagantes decretales quae a diversis romanis pontificibus post Sixtum emanaverunl, 
de majoritate et obedientia, c. 1. 
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abflimmten, da Filaftre hervorhob, daß der Priefter gleichen Charakter mit dem Biſchof trage, 
ver Papſt ſelber nur der oberfle Priefter fei, und Pierre d'Ailly bemerkte, daß die Bifchöfe nicht 
immer bie erleuchtetften Männer feien) — oder aber, indem man die Hierarchie innerhalb ver 
Kirche als eine göttlihe Einfegung betrachtete und daher lediglich den Biſchöfen, höchſtens noch 
den Orbdendgeneralen Stimmrecht beimaß (tie zu Trient geſchah, wo einzig die anwefenven 
Biſchöfe abſtimmten, und zwar nicht nad Nationen, fondern als Perfonen). Diefer legte Weg 
führte zu einer geifllihen Ariftofratie. Der entgegengejegte Standpunft fußte darauf, daß 
Chriſtus dem Petrus die Obhut der Gemeinde übertragen habe, und daß auf feinem Grunde die 
Kirche ruhen jolle, woraus die Folgerung gezogen wurde, daß der Papft die Kirchenverfamnt- 
lungen zu berufen und zu leiten babe, daß es bei ihm ſtehe, ihre Beſchlüſſe zu beftätigen und der 
Cbriſtenheit zu verfünden. Uns fcheint, als hänge die Annahme diefer Meinung mit der An: 
erfennung des Bapats überhaupt innig zufammen. Ruht ed auf rehtem Grunde, fo muß es 
ein unumſchränktes fein. Die kanoniſche Gefeggebung beftimmt ®): daß feine regelrechte Ver: 
jammlung der Biihöfe ohne Autorität ded Heiligen Stuhls flattfinden könne, obſchon einige 
Biihöfe zufammenfonmen dürften. Ohne den Papft finde fein concilium, fondern ein con- 
venticalum oder conciliabulum flatt und alles, was in diefem vorgehe, fei nichtig und leer. 
Gegen Ablauf des 14. Jahrhunderts, während des Schiemad, wurde indeß die Unbefäräntt- 
beit ver Papſtgewalt von den Gelehrten lebhaft beftritten und die Kirche über den Papſt geftellt. 
Die Univerfität Paris drang auf Berufung einer Kirchenverſammlung, indem fie annahm, daß 
in dieſer die Kirche ihre rechte Vertretung finde. Pariſer Lehrer, Heinrich von Rangenftein aus 
Heilen, welcher behauptete: ein öfumenifhes Eoncilium trage Gewalt unmittelbar von Ehrifto, 
der Pommer Matthäus von Krakow, Nikolaus von Clemanges, Gerfon, Pierre d'Ailly u. a. 
verfhafften dieſer Anfiht Eingang, obihon die entgegengefegte Lehre noch immer entſchiedene 
Vorfechter fand, wie in dem Gardinal Turrecremate, nad deſſen Sägen einzig Petrus unmittel: 
bar von Ehriftus beitallt war und der übrigen Apoſtel Vollmacht erft von Petrus ausging, ſodaß 
allerwegen der Bapft zu thun vermöge, wozu irgendein Prälat berechtigt ſei und folgerecht auch 
die Kirhenserfammlungen von ihm abhängen. Zufolge feiner Erklärung ift ver Papſt uni- 
versalis dux et rector populi christiani, und ift fein Beruf: dirigere et regulare, praecipere 
atıpae leges dare potestati saeculari, quibus in administratione sui officii dirigatur in finem 
ultimum felicitatis aelernae. Et secundum hoc Romanus Pontifex se habet ad Reges et 
Principes tanquam architectonicus ad artifices. Die Streitfrage war nad einer ſcharfen 
Formulirung: ob ver Papft caput ecclesiae oder caput in ecclesia fei. Anfangs hatte vie 
‘Bartei der felbftherrlihen Kirhenverfammlung die Oberhand; mit der Kirhenverfammlung zu 
Baſel unterlag fie. Diele, deren Schidjal fo manche Ähnlichkeit mit dem deutichen Parlament 
bietet, bezeichnet einen großen Wendepunkt. Wie ihr Scheitern auch das Stillftehen der Kir: 
benverbeflerung, ja ein raſches Nüdwärtstreiben zur Folge hatte, fo legte ihr Ausgang eben: 
damit den Grund zu der fpätern Kirchenſpaltung. Denn weil nunmehr das ehedem Befämpfte 
entf&iedene Oberhand befaß und im Gefühle feined Übergewichts rückſichtslos auftrat, das deut- 
ſche Volk Hingegen mehr und mehr die Überzeugung erlangte, daß aus der Kirche felbft nimmer: 
mehr eine Berbefierung und Abftellung der als drücdend empfundenen Zuftände zu erwarten fei, 
fo legte es die eigene Hand an und fprengte in feinem Zorneßeifer das alte Gebäude. Wird das 
Zerſchlagen des deutſchen Parlamente, wird das Mereiteln und Verhöhnen der an dieſes ge: 
fnüpftenHoffnungen eine entſprechende Folge nach ih ziehen? Wir glauben e3. — Nächſte Wir- 
fung des Unterliegend der Bafeler mar das auf die Spige Treiben der Papſtgewalt bis zum 
größten Abfolutismus. Auf der fünften Yateranfunode (1512 — 17) ſprach ver Papſt Leo X. 
feierlich und ohne Widerrede aus: daß der Papft über allen Kirhenverfammlungen ftehe. Im 
Jahre 1520 ſchrieb des päpftlihen Palaftes Meifter, Sylveſter Mazzolino: es fei der Papft 
caput orbis universi, die päpftlihe Herrihaft die einzige wahre Monarchie, jedes weltliche 
Herriherthum nur ihr Ausflug ; nichts könne der Kaifer mit allen Gejegen und mit allen Chri— 
ften gegen des Papſtes Willen beftimmen. Die 1563 geſchloſſene Kirhenverfammlung zu 
Trient war die legte, welde gehalten wurde, und dieje war folgjam und unterwürfig. Gie 
ihärfte Behorfam ein.) Seitdem mochte der Papſt fagen: die Kirche bin ih. Bor einigen 
Jahren (1854) hat der Papft dur eine private Zufammenberufung vieler Biſchöfe, melde 
einzeln ihren Beitritt zu der Lehre von der unbefledten Empfängniß Maria’s erklärten, den 


6) Decreti Pars I, Distinctio XVI. 
7) Sessio XXIV, decretum de reformatione, c. 12; Sess. XXV, de ref., c. 2. 
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Weg gezeigt, wie mit Umgehung der Bormen einer Kirhenverfammlung die Übereinftimmung 
der Bifchöfe mit dem Papfte in allgemeinen Beſchlußfaſſungen zu beſchaffen ift, die von ihm ald 
neue Kirhengefege und Glaubenswahrheiten ver Ehriftenheit verkündet werden follen. Der alte 
Sag „Roms Wort erledigt” (Roma locuta, causa finita) ift bis in die Gegenwart aufrecht ge⸗ 
halten worden. Die römiſch-katholiſche Chriftenheit erfennt, foweit ſie noch gläubig ift, die 
oberbauptlihen Rechte des Papftes an und gehordt ihm ohme alle Widerrede vemüthig ald 
demjenigen, der, indem er die allgemeinen Kirchengefege handhabt und eine beftändige Sorz— 
falt und Auffiht für alle Kirchen führt, ebendamit die Einigfeit in der Kirche erhält. Selb 
die Bad: Emjer Punktation gefteht, obſchon wider die papftlihe Machtvollkommenheit gerichtet 
(1786), in ihrem Gingange zu: „alle Katholiten müſſen dem Papſte immer den kanoniſchen 
Gehorſam mit voller Ehrerbietigfeit leiſten“, aus weldem oberften Grundfag eigentlid felat, 
daß mandes, was die in Ems vereinigten Bevollmädtigten deutſcher Biſchöfe als Übergrife 
der Römischen Curie hinftellten, denn doc eigentlich innerhalb feiner Befugnifie liegen müſſe. 
Die Kirhenanjiht unterjhied zwei Gattungen der Dinge und Gemalten, dad Weltlige oder 
Irdiſche einerfeitd und das Beiftige oder Geiftliche andererfeits. Der ganze Kreis des legtern jollte 
der päpftlichen Hoheit unterwürfig fein. Nun ift ed wol richtig, daß es eine Gegenfägliäfeit ded 
Irdiſchen und Beiftigen gibt, jedoch gehört die Abtrennung zweier Gebiete in Gemäßheit dieſer 
Beflimmung zumlinmöglichen. Iſt doch ver Menſch ein einiges Weſen, an dem beides vereinigt 
zur Erfheinung fommt; wie follten Scheivewände zwiſchen beiden Gebieten aufzuridten fein? 
Bei diefer vorhandenen Ungewißheit der abzuftefenden Grenzen mußte nothwendig eine jebe det 
beiden Gewalten in das von der andern ald ihr zuftändig beanjpruchte Bereich hinübergreifen. 
Immer fam darauf ed an, welche von beiden gerade die Zeirftrömung für ſich hatte. Wenn nun 
in unfern Tagen die Staatsmacht mittelft der lebenden Heere und der Fürſorge ihrer im Röni: 
ihen Recht eingejhulten Beamten ein erbrüdendes und lähmendes Übergewicht über jede &r: 
ftaltung und Beftrebung an ſich gebracht hat und beinahe alle geiftigen Beſtrebungen unter iht 
Richtmaß zu duden und nad dem ihr behagenden Zuſchnitt zu geftalten vermag, fo war umge 
fehrt im Mittelalter, wo man das Geiftliche noch nicht vom Geiſtigen unterfchied , die Kirche die 
vorherrfhende Macht, der die Gemüther mit voller Wärme zugethan waren, und mie heute 
manderorts gnädige Junfer und geldſtolze Rittergutöbefiger als unfere «Herren ſich dreift geba— 
ven, fo wog damals vor allem das Wort der ih demüthig anftellenden Mönde und ber from: 
men gelahrten Doctoren der Theologie. Der Papſt befaß mithin ald der Träger der geiſtlichen 
Macht die Oberhand; der Kaijer hielt ihm die Steigbügel. Ind in der That, da der Geiſt ja tat 
Außere richtet, fo hatte — einmal voraudgefegt, daß der Papft wirflid wie Stellung einnahn, 
die ihm die Kirhenanficht zufchrieb, und daß fie ihm in Wahrheit zukommt — Innocentius I, 
vollkommen recht, wenn er von den beiden den Tag und die Naht erhellenden Leuchten mit der 
Sonne das Licht der Kirche verglih, und das Königthum nur als das Fleinere Licht der Mad 
bezeichnete, Wie der Mond fein Leuchten von der Sonne empfange, aljo gehe ded weltlihen 
Herrſcherthums Glanz vom Papfte aus. Auf daß Eine Heerde fei und Ein Hirt, müßten, gleid: 
wie alle Himmliſchen vor Chriftus Enieten, jo alle Bewohner der Erde dem Statthalter Cprifi 
geboren. Ein folder Ausſpruch des Papftes wies die weltliche Herrſchaft zur Folgfamkrit 
gegen die päpftlihen Befehle hin. Etwa hunvert Jahre fpäter (1294) erklärte Papft Bent: 
facius VII: „Gewiß, wer leugnet, daß das weltlihe Schwert in der Gewalt des Petrus if, be 
berzigt das Wort des Herrn ſchlecht: «Stede dein Schwert in die Scheide.» Beide Schmwerttl, 
das geiftlihe und das weltliche, find folglid in der Macht ver Kirche. Aber jenes muß von N! 
Kirche, dieſes Für die Kirche angewandt werden, jenes durch Priefter, dieſes durch Könige un? 
Streiter, jedoh nad dem Winfe und ver Duldung des Prieftere. Gin Schwert muß unter dem 
andern fein, ed muß das weltliche Anſehen ver chriſtlichen Gewalt unterworfen fein. Denn MT 
Apoftel jagt: «es ift Feine Gewalt außer von Gott.» Zufolge der Ordnung ded Oanzen mit 
alles nicht unmittelbar, jondern dad Niedere durd das Mittlere und das Tiefere durch dad bo— 
bere zur Ordnung zurüdgeführt. Daß aber die geiftlihe Macht jeder weltlichen an Glanz un 
Würde vorgehe, müſſen wir um fo offener geftehen, je größer der Vorzug des Geiſtlichen vet 
dem Zeitlichen ift. Denn nad der Wahrheit hat die geiftliche Macht die Einfegung und Baur 
theilung ber irdiſchen (spiritualis potestas terrenam potestatem instituere habet et judicare). 
Wenn demnach die weltliche Gewalt irregeht, jo wird fie von der geiſtlichen gerichtet, Die höde 
Gewalt fann nur Gott richten, fein Menſch. Wer aljo diefer Gewalt widerſteht, der widerſtht 
ſich der Ordnung Gottes.“ So Bonifacius. „Wer fönnte auch zweifeln“, um mit Gregors Vll. 
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Worten ®) zureden, „daß bie Priefter Ehrifti aller Kürften und Gläubigen Lehrer und Väter 
iind, und daß es erbärmliche Thorbeit wäre, wollte ver Sohn den Vater, der Schüler feinen 
Meiſter fi unterorbnen ?” Beider gegenfeitiges Verhältniß ftellt ein Bild in der Decretalen— 
handſchrift der berliner Bibliothek var, weldes einen thronenden Papft und vor ihm ſtehend 
den Kaifer zeigt und die Unterſchrift trägt: 

Rex ego sum regum, Lex est mea maxima legum, 

Te faciam regem, Tu’rectam dilige legem. 

So unterfingen jih denn während des Mittelalters 18 Päpfte, vermöge ihrer Vollmacht 
die Entthronung widerjpenfliger Könige und Kaifer audzufpreden. Sie vergaben Reiche. 
Noch Pius V. ſprach ed (am 25. Febr. 1570) aus, daß der Papft über alle Völker und alle 
Reiche der Fürſten gefegt ift, und daß er ausreiße, zerftöre, zerftreue, zerfplittere, um das gläus 
bige Bolf wohlbehalten und unverjehrt feinem Erlöjer zuzuführen. Selbſt diejenigen Kirchen: 
iehrer, welche, wie Fenelon, durchaus nicht darauf ausgingen, die päpftlide Machtvollkommen- 
beit auszudehnen, erfannten ed dennoch als einen im Kanoniſchen Recht enthaltenen und bei 
ven katholiſchen Völkern geltenden Grundfag an, daß lediglich ein rechtgläubiger, der Kirche 
treu ergebener Fürſt die Zügel der Herrfhaft führen und Gehorfam von den Untertbanen for: 
dern fönne, und daß diejer Gehorſam von felbft wegfalle, wenn der Papft ihn als einen Gott: 
loſen aus der Kirchengemeinſchaft geftoßen habe.?) Als Hüter ver Ordnung ſprach einem jol: 
hen (nad diejer Anjiht) der Papft den Befig der Bebingungen ab, deren Vorhandenſein 
zur Erbaltung der königlichen Würde erforderlich ſchien. Die große abendländiſche Völfer- 
familie ftellte jonad ein Gemeinweſen unter päpftliher Botmäßigfeit dar, und zwar einen 
chriſtlichen Staat unter einem national farblofen Oberhaupte. 

Die Öeftaltung der Verhältniſſe richtet ih überall mindeftens theilweife nad) den treibenden 
Grundanſichten. In ihrem Geifte entwickelt ich vieles. War und ift nun die Aufgabe der 
Kirche, das Gottesreich auf Erden zur Darftellung zu bringen und alles Irdiſche mit dem himm— 
liihen Geifte zu tränfen, damit ed ein von ihm durchdrungenes und getragenes Dajein führe, 
jo mußte ihr wol auch die unbejhränfte Machtvollkommenheit eingeräumt werden, aller Men— 
ihen Thun nad Maßgabe der göttlichen Gebote zu regeln und nichts Sündhaftes vor ſich zu 
dulden. Wie aber wäre foldes ausführbar gewefen, wofern man dem Papfle nit eine zwin— 
gende Gewalt hätte zugeftehen wollen? Mit dem bloßen Worte, mit dem Weſen des Geiſtes 
allein mar ed nicht getban. Zu immer mislihern Folgerungen trieb die falfhe Faſſung des 
Grundbegriffes. Man wollte einen „Hriftlihen Staat” und obenein den redtgläubigen Staat 
herftellen und überjah gänzlich, daß ver Glaube etwas it, mad nur die Perfon haben fann, 
daß der Staat jevod fein Menſch ift, folglid nur ungenaues Denfen die Aufftellung des hrift: 
lihen Staats bewirkt hatte und erhielt. In Gemäßheit dieſer ergriffenen Borftellung wurde aber 
gehandelt. Der geiftlihe Arm mußte ih über Lehren und Einrichtungen erfireden, mußte die 
Denkart und die Sitte treffen können, wofern überhaupt er feiner Aufgabe gewachſen fein follte. 
Daraus ergaben jih aber Einmiſchungen gebieterifcher Art in alle möglichen Zuftände, und fein 
Verhältniß war vor dem Hineingreifen der Dienerſchaft der Kirche fiher. Wen die Kirche wegen 
Irrgläubigfeit (Kegerei) verdammte, den zu beftrafen lag dem meltlihen Gerichte ob. Er war 
ein unter Menſchen nicht mehr zu duldender Menſch; Audgerottetwerden fein Los. Laut den 
anerkannten kanoniſchen Beftimmungen war es die Pflicht der Obrigfeiten, die Auoſprüche ber 
Kegerricter zu vollziehen und ihrem Verlangen unweigerlih nahzufommen. Uber wen die 
Kirche die Ausichliegung von der Kirhengemeinfhaft verhängte, der follte nach ſechs Wochen 
auch in des Kaiſers Acht fallen. Die Stadt, in welcher die Kirche die Ausübung des Gottes: 
dienjtes unterjagte, jollte feinen Markt mehr offen haben ; kurz alle, gegen welche die Kirche ſich 
fehrte, follten ihrer geſellſchaftlichen Vortheile verluftig gehen, von jeden Rechtgläubigen ge: 
mieden und von der irbifhen Obrigfeit gezüchtigt werden. Derartige Beſtimmungen machten 
in der That die weltliche Herrſchaft zu einer in vielen Beziehungen von den Entſchließungen der 
Kirchenbehörde abhängigen Dienerin. Kein mit feiner Kirche nicht in allen Stüden überein: 
ſtimmender Katholik kann ih, wenn ihn nicht ein Goncordat feined Staats bejhügt, ſobald der 
Papft Kraft genug bat, nad) den fanonifchen Sagungen zu verfahren, des geiftlihen Angriffs 
gegen feine Berfon erwehren, da Papft Urban IV. die Inquifition mit der Befugnig betraut 
bat, ohne irgendwelchen Unterſchied alle Perſonen, welche fegeriiher Meinungen verdächtig 


8) Gregorii VII Epistolae, VIII, 21. 
9) Finclon, Dissertatio de auctoritate summi pontificis, Kap. 39. 
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werben, in Unterfuhung zu ziehen und zu flrafen; jeder muß fi den Kirchenftrafen und Bußen 
unterwerfen, bie feine firhlichen Borgefegten am Plage finden. Die allgemein vorgefchriebe: 
nen Handlungen, zu denen ausnahmslos jeder Gläubige verbunden if, wie Gommunion und 
Beichte, führen ihn immer wieder von Zeit zu Zeit zur Kirche, in eine Beziehung der Abbär: 
gigfeit vom Priefter. Taufe, Firmung, Trauung, Beftattung find gleichfalls Anläffe, in denen 
der Katbolif ſich zur Kirche, freiwillig oder unfreiwillig hinwenden muß. Auf dieſe Art finden 
ih etwa anderthalbhundert Millionen Menfhen von den Banden der Kirche umihlungen un 
haben im PBapfte ihr Haupt zu verehren. 

Aber auch in einer unmittelbar weltlichen Stellung befindet ſich die Kirche, indem fie in 
allen Yändern, in welchen fie fich zu erhalten vermochte, einen beträchtlichen Beſitzſtand imnebet 
und aus ihnen außerdem Einnahmen, wie den Zehnten und andere, bezieht. Aus dem Mund 
ericholl da8 Wort der hingebenven Uneigennügigfeit, der freiwilligen Armut, mit der Thai 
wurde das Kirchenvermögen nad Thunlichfeit vergrößert. Was einmal in den Kirchenbeſitz ge: 
z0gen worden war, wurde ihm äußerft felten, nur ausnahmömeife wieder entiremdet. Mit aut: 
dauernder Bebarrlicykeit trachtete die Geiftlichkeit danach, ihre Grundſtücke der ftaatliden Steuer: 
pflichtigkeit und der weltlichen Gerichtsbarkeit zu entziehen, was auch vielfah gelang. Die Big: 
tigkeit der weltlichen Dinge war den geifllidhen Herren gar wohl befannt. Papſt Pajchalis madt 
darüber die im Kanoniſchen Redht aufgenommene Bemerfung: Quum corporalis ecclesia aut 
episcopus aut abbas aut tale quid sine rebus corporalibus in nullo proficiat, sicut nec 
anima sine corpore corporaliter vivit 19), und der berühmte freifinger Biſchof Otto äußert üb: 
„den Reben der Gegner, daß und Dienern der Kirche nur rein kirchliche Einkünfte, Zehnten, Erft: 
linge, Opfer gebühren, während Herzogthümer, Grafſchaften denen zuftehen, melde, mie wit 
das geiftliche, jo das weltliche Regiment führen, kann man erwidern: Gott will, daß feine Kirde 
mit weltlihen Gütern und Ehren verherrlicht werde.” Jede ſelbſtiſche Wahrnehmung des Kir: 
chenvortheils geſchieht immer zum Ruhme Gotted (ad majorem dei gloriam), fodaß die Sorge 
der Geiſtlichkeit für fich felbft zum verdienſtlichen Werke geftempelt wird. Die Ehriftenbeit er: 
fuhr, daß die Kirche, wie Goethe jagt, einen guten Magen bat und viel vertragen fann. Dad 
Heranziehen von Grundſtücken in das Eigenthum geiftlicher Körperfhaften hat übrigens fort: 
während Streit verurſacht, da vom weltlichen Standpunfte aus zu verhindern war, daß immer 
mehr in die Todte Hand gerieth und der richtigen volkswirthſchaftlichen Ausnutzung ſowie der 
Flüffigkeit des Verkehrs entrüdt würde, 

Wie viel das „Hans Gottes 11), die Kirche, im ganzen einnimmt, ift nicht von und zu be— 
ftimmen, muß aber eine ungeheuere Summe austragen. Der Kirchenftaat felbft hatte, bevor der 
König von Italien feinen größten Theil an fi riß, eine Einnahme von etwa 20 Mill. Thlin 
Aus den übrigen Ländern floffen ehedem große Schäge nach Rom, wie der prangende Reichthum 
der dortigen Kirchen beweift. Im unferm Jahrhundert haben fi die Einnahmen , welche der 
Papft auferhalb des Kirchenſtaats bezieht und zur Verfügung für die oberfte Verwaltung be: 
fommt, gar fehr vermindert. Sie beflehen theild aus den Gebühren für feine Gerichte, für 
Kanzleiaudfertigungen, Dispenfe und Abfolutionen (d. bh. aus Sündenvergebung und Erlaub⸗ 
nipfheinen, z. B. die Faſten nicht zu halten, die Schwägerin zu heirathen u. ſ. w., wofür bie 
Beträge nach Anfehen ver Perſon berechnet werben), theild in den fogenannten Ouindennia von 
gewiflen Pfründen und den bei Erlangung eines Kirchenamts zu entrichtenden Annaten, end: 
lid) in den aus Berüdfichtigung des Seelenheils dargebrachten Gaben. Noch am Ende des vori: 
gen Jahrhunderts floffen blos aus Deutihland für Ballien und ald Annaten jährlich 400000 Fl. 
an die Römifhe Eurie; bis 1808 entrichtete der ſpaniſche König für den Alleinhandel mit 
päpftlihen Dispenfen in feinem Reiche alljährlich mehrere Millionen Dufaten. O6 in neuern 
Zeiten alle diefe Einnahmequellen zufammen 1 Mill. Thlr. im Jahre erreichen oder überfleigen, 
laffen wir dahingeftellt; ihre Höhe iſt nebenſächlich, weil durd die jehr einträglichen beften 
Pfründen, Bisthümer u. f. w. der Hauptbedarf für die Kirhenverwaltung Üüberreich gedeckt if. 

Der dem Papſte geradezu unterwürfige und von ihm unmittelbar abhängige Bevölkerung: 
theil bildet den geiftlihen Stand, der ihm infeinem Amte beifteht und jeine Befehle vollzieht. 
Die geweihten Männer und bie Ordensleute machen einen gefhloffenen über die ganze katholiſche 
Ehriftenheit verbreiteten, in vielen Abftufungen gegliederten Körper aus. Die Aufnahme in 
den Klerus im engern Sinne gefhieht kraft einer Weihung und dur die Gelübde der Reufb- 





10) Decreti Pars II, causa 1, quaestio III, c. 7. 
11) Acta Concilii Tridentini, Sess. XXIV, de ref. 


Papit 299 


beit und des Gehorſams. Das Zeichen der Zugehörigkeit ift die Tonfur, eine kahl gefhorene 
Stelle des Hinterhaupted in Form einer „Krone“. Die Kleriker haben ihre eigene Tracht, fie 
find zu frommem Wandel verbunden, follen keine Waffen tragen, an nichtigen Zuftbarfeiten 
nicht theilnehmen, ohne Noth weder Schenken betreten nod mit Weibern zufammenfommen, 
ihren Aufenthaltsort und ihre Tätigkeit nach dem Willen ihrer Borgejegten nehmen. Die 
Anzahl der Weltpriefter dürfte man in Europa zwiſchen 2—300000 abzufhägen haben. 
Neigebaur veranichlagt 12) Die Menge der Welt: und Kloftergeiftlihen auf 530534, und mit 
ven abhängigen Kirhendienern die Gefammtzahl der dem Papft zu Gebote ftehenden Vollzugs— 
madt auf vielleicht vier, allermindeflens zwei Millionen Männer, „welche ald Cadres ver 
katholiſchen Ehriftenheit angefeben werden müflen”. Im weitern Sinne rechnet man nämlich 
noch zur Kleriſei die ungeweihten, kirchlichen Perſonen (ecclesiastici), ald Nonnen und jolde, 
welche durch Übernahme kirchlicher Verrichtungen und Ahlegung von Gelübden in nähere Be: 
ziebungen zu dem geiftlihen Stand getreten find. Diefer Klerus bildet in der Welt den erften 
und vornebhmften Stand und fteht ald der Verwalter der Mofterien und Gnadenmittel Gott 
näher als das übrige Volk, ſodaß ihm die Bforten des Himmelreichs weiter geöffnet find ala 
ihren Nebenmenfhen. Er hat fein eigenes, befonderes Gericht und beanfprucht auch Abgaben: 
freiheit. Wer einen Klerifer vor das weltliche Gericht zieht oder einfperrt, foll in Ercommuni: 
cation gerathen. War diefe Beflimmung vor dem Übermähtigwerden der Fürſtengewalt nicht 
aufrecht zu erhalten, fo befteht fie doch als Anfprud fort. Die Eheloſigkeit ſowol ald der Um— 
fand, daß die für ihn zu gewärtigenden äußern Vortheile von der Kirche abhängen, ſcheidet 
den Geiftlihen von der bürgerlihen Geſellſchaft aus. Sein eigentliher Oberherr ift der Vapſt, 
erſt in zweiter Stelle ift er Unterthan eines Landesfürften. Nicht einem Lande, fondern der 
über fo viele Ränder verbreiteten Kirche fühlt er fich angehörig. Vertritt er im Widerftreite mit 
meltlihen Behörden die Nechte und Anfprüche ver Kirche mit Muth, Umficht und Kraft, fo may 
er ſicher ſein, unter feinen Füßen feften Boden zu behalten. Hat er fih in ſolchem Kampfe an 
einer Stelle unmöglich gemacht, ſo wird er an einem andern Orte Unterfommen wie Beloh— 
nung feiner Anhänglichfeit an ven Papſt, feines Trotzes gegen die Weltmacht finden. Denn ber 
Gharafter der Geiſtlichkeit ift ein welthürgerlicdher, wie fie ja aud in ihrer Geſammtheit ihre 
eigene Kirchen: (oder Staats-) Sprache im Latein behauptet bat. Ihre innere Einrichtung ift 
ebenfo mannichfaltig ald vom Standpunkte der Kirchenherrfchaft wohl überdacht. In ihrem 
Schoſe gibt e8 Schichten übergeordneter Obrigkeiten, aber feinen hemmenden Apelftand. Die 
böchſten Ausfichten jind jedem offen, der ſich durch Eirchliche Gelehrfamfeit, frommen Wandel 
und hingebenden Eifer für die Kirchenmacht hervorthut. Der niedere Bertelmönd, der kleine 
Kaplan fann zum Fürftbifhof, felbft zum Papſte auffteigen. Fortwährend ergänzt ſich die 
Kirchenregierung aus Niedern. Als die Kirche im 15. Jahrhundert ihre Bisthümer mit Prin- 
zen beſetzte, gerieth fie in Verfall. Nach der Reformation kehrte fie zu ihren Ipeen zurüd. Im 
diefem einen Umftande lag ein Hauptmittel der geiftlichen Stärfe. Die Kirche entzieht aller: 
dinge ihrem Diener feine volle Freiheit, aber, wenn er fi ihr hingibt, gemährt fie ihm zur 
Schadloshaltung ganz andere Ehre und viel größere Bortheile, ald der Staat feinen nichtade— 
lien Beamten gibt, die ja gegenwärtig in den meiften europäifchen Reichen gleichfalls mit dem 
Verluſte ihrer Selbſtändigkeit die zweifelhaft gewordene Ehre des Beamtenthums erfaufen 
müflen. Die zufammenhaltenden kirchlichen Einrichtungen maden aus diefer großen Körper: 
haft ein innig verbundenes Ganze und unterftellen fie einer alle durchdringenden einheitlichen 
Leitung von ungebeuerer Wucht. Der Papſt ift es, der fie bewegt. 

Das oberfte Kirchenregiment führt der Papft mit dem Garpinalscollegium. Die Cardi— 
näle find des Papſtes ordentliche Rätbe und Gehülfen ; wem der Papſt einen von ven 72 Garbi- 
nalstiteln verleihen will, das fteht nach den Beſtimmungen des Tridentinums gänzlich in jeinem 
Gutdünken, darf er doch fogar Laien zum Cardinalate erheben; nur die Anzahl der Garbinäle ift 
beſchränkt. Daß alle Stellen voll bejegt jeien, ift ebenfo wenig nothwendig, als daß ſämmtliche 
Garbinäle ih in Rom befinden. Ihr Eollegium oder „Conſiſtorium“ muß zufanmengerufen 
werden, wenn der Bapft Garpinafdernennungen anzeigt, wenn um Bejegung von Bistbümern, 
Beftellung von Goadjutoren und Suffraganen, Aborpnung von Nuntien, Vereinigung von Kir: 
Gen, Berfauf von Kirhengütern es ich handelt. Das Garvinaldcollegium empfängt die aus: 
mwärtigen Botſchafter und nimmt die Mittheilungen des Bapftes über wichtige Kirchenſachen ent: 
gegen. Dekan veffelben ift der ältefte der in Rom anmwefenden Cardinäle. Die Hauptgefhäfte: 





12) Neigebaur, Der Bapft und fein Reich (Leipzig 1847), S. 403. 
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thätigfeit dev Cardinäle liegt aber in den mit beftimmten Gefhäften betrauten Ausfhüflen oder 
Gongregationen, deren Anorbnung gleichwie bie des Conſiſtoriums der Hauptſache nad von 
Sixtus V. ſich herſchreibt. Der Papſt beftinnmt die Vertbeilung in die verfchiedenen Gongrega: 
tionen und beruft in dieje nach ſeinem Ermeſſen Prälaten und andere Perjonen; Vorſitzender 
oder Präfectus einer Kongregation ift aber allemal ein Garbinal. Gegenwärtig find 24 Gon- 
gregationen theild mit der Berathung jehr wichtiger Angelegenheiten in Gegenwart des Papftes 
und mit der VBorbearbeitung der dem Conſiſtorium zu unterbreitenden Angelegenheiten (con- 
eregatio consultativa) beauftragt, theild mit ver Obhut über die Rechtgläubigkeit (congre- 
gatio sancti oflicii oder inquisitionis, beftehend aus 12 Garbinälen, dem General des De: 
ninicanerordens, dein Maeftro di jagro Palazzo, einem Apvocaten für die Angefchulvigten, 

Dualificatoren, Ranoniften u.a.), und mit der Aufjicht über die erfheinenden Bücher (con- 
gregatio indicis), theild mit der Wachſamkeit über ven Vollzug der Tridentiner Beſchlüſſe jo: 

wie mit deren Auslegung (congregatio coneili) und über die Laftenfreiheit der Kirchen und 
Geiftlihen (congregatio ımmunitatum et controversiarum jurisdictionalium), mit der Prü- 
fung der zu Bisıhümern Vorgeſchlagenen (congregatio examinis episcoporum) und mit der 
Achtſamkeit über die Reſidenz der Biihöfe, mit den Gerechtſamen der Priefter und Mönde 

(congregatio episcoporum et regularium), mit der Aufrechthaltung der Kloſterzucht (congre- 

gatio disciplinae regularis), mit ven Kirhenbräuden und gottesvienftlihden Büchern (con- 

gregatio sacrorum rituum), wie den Reliquien (congregatio sacrarum reliquiarum), den Ab: 
läffen (congregatioindulgentiarum), mit außerordentlihen Kirhenangelegenheiten, das iſt mil 
den Verhandlungen gegenüber den Staaten, mit den Verhältniß zum Lehrbegriff der morgen: 
ländifchen Kirche, mit dem Miffionsweien, theild endlich mit verſchiedenen Kirchen: und Lande: 
angelegenheiten des Kirchenſtaats beſchäftigt. Bon diefen legtern bildet die sacra consulta den 
päpſtlichen Gabinetörath ; ihr Präfeet ift gewöhnlich ver Cardinalſtaatsſecretär, der zugleich bie 
Geſchäfte eines Minifters des Auswärtigen verfieht, den Briefverfehr mit dem Auslande führt, 
den Nuntien vorfteht. 

Geiftlihe Berwaltungsbehörden der römiſch-katholiſchen Ghriftenheit jind die Secte— 
tarien, Gerichtsbehörden die Tribunale. Ihre Vorſtände pflegt ver Bapft gleichfalls aus dem 
Garbinalscollegium zu entnehmen. Unter erflern find zwei Segretarie deBrevi, welche die päpft 
lihen Grlajfe lateinifh ausfertigen. Zu den Tribunalen gehört die Poenitentiaria aposlolica, 
welde über Sündenvergebung und geheimzuhaltende Dispenfationen entideidet, bie Dataria 
apostolica, welde gewöhnliche Dispenſationsgeſuche und die Vergabung der dem Papſt vorbe: 
baltenen Pfründen bearbeitet, die Cancellaria apostolica, die Signatura justitiae,, die Signa- 
tura graliae u.a. Da die Berufung von allen geiftlihen Gerichten an dad Erkenntniß Roms 
freijtebt, jo war die Rota romana lange Zeit ver höchſte Gerihtähof der Chriftenheit. Die Ca- 
mera romana beforgt die Finanzen. Die Amtsgrenzen der verfhiedenen Behörden find übri: 
gend night genau abgemarft. Seit dem Berfalle des großen Kirchenſtaaté haben die meiſien 
vorwiegend mit den Geſchäften des fleinen Kirchenſtaats zu thun. Alle dieje in unmittelbarem 
Verkehr mit dem Papft arbeitenden Behörden, Ämter und Stellen werden mit vem päpftlicen 
Hofftaat zufanmen die Römifhe Curie genannt. 

Die Werkzeuge der Verwaltung find die über alle Gegenden, mo Gläubige leben, verbrei: 
teten Pfarrgeiftlihen und Ordensleute, welche durch die Bilchöfe und Generale geleitet werben, 
die ihrerfeitd von den durch die Eurie gegebenen Weifungen abhängen. 

Das päpftlihe Staatshandbuch theilt ven bewohnten Erdball, ohne Rückſicht auf feine ſtaat⸗ 
lihen Grenzen, in 71413) Bisthümer, deren geiftliche Führung, ſoweit nämlich in ven be: 
treffenden Bezirken oder Diöcefen gläubige Gemeinden beftehen, den Biſchöfen vom Papfte 
übertragen ift, die ald Zeichen des Hirtenamtö den Krummftab führen und in ihrem Palafte ald 
Fürften einen Thron haben, Bei dem Papfte oder ver Curie fteht die Befugniß, die Länder in 
geiftliche Bezirke einzutheilen und bie biſchoͤflichen Sitze ſowie deren Verhältniß zueinander zu 
beſtimmen. Die Beſtallung der Biſchöfe iſt eine für das ganze Kirchenweſen ſo bedeutſame Frage, 
daß der Papſt nicht Anſtand nehmen durfte, ihrethalben die größten Kämpfe zu wagen. Da 
ihm indeß nicht gelang, gegen die uͤbermacht ver weltlichen Fürſten die kirchliche Auffaſſung zur 
bedingungslofen Geltung zu erbeben, jo hat auch feine Gewalt einen namhaften Abbrud er: 
litten. Im allgemeinen foll die Erwählung eined neuen Bifhofd den Domherren der Kathedral— 
kirche zuſtehen, die in manchen Sprengeln die Provinzialbiſchöfe und Abte zum Wahlact hinzu: 


13) Over einige mehr. Die neueſten Staatshandbücher der Kirche liegen mir nicht vor. 
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juzieben gehalten iind. Dermalen haben aber in vielen Farholifchen Reichen die Landesherren 
vie Befugniß der Ernennung, und in den meiften proteftantifhen muß das Domfapitel vor ver 
Wabl ein von ihm aufgeftelltes Verzeichniß der in Frage zu ziehenden Geiftlihen der Landes— 
regierung einreihen, damit dieſe vorher aud den genannten Berfonen die ihr misliebigen aus— 
ſcheide. Auf folde personae non gratae darf dann die Wahl nicht fallen. Daß bei der flaat: 
liden Reinigung der Ganpdidatenliften, wenigftend in Preußen, keineswegs ftet8 mit der erfor: 
derlichen Einſicht verfahren wurde, ift wiederholt fattfam augenfällig geworben; es fei nur 
erinnert, daß die preußifche Negierung ben das bredlauer Domkapitel beherrſchenden Profeflor 
Ritter gerade in dem Augenblide von der Wahl zum Fürftbifchof von Breslau ausfhlog, mo 
diefer einfichtövolle Mann nad den milveften Beftimmungen in Anjehung der gemifchten Eben 
und anderer Streitpunfte ſuchte. Zur wirflihen Gültigfeit gelangt aber die vollzogene Wahl 
erſt, wenn nach dem Ausfall ſowol des processus informativus in parlibus als des processus 
definitivus in curia hinjihtlid der Erwählung auf Grund des aus den Unterfuhungsacten an 
das Conſiſtorium afgeftatteten Berichtö der Papſt dem Gemählten die bifchöflihen Rechte ver: 
leibt. Erfolgte die Erwählung ohne rechte Freiheit, urker äußerm Drucke, fo darf jie durchaus 
nit angenommen werben, ebenfo wenig darf zwijchen ven Wählern und dem Kandidaten ein 
Abkommen geſchloſſen werden. Dem Papſte gelobt der neue Bischof Gehorfam mit ven Worten: 
„Romanoque pontifici beati Petri apostolorum prineipis successori ac Jesu Christi vicario 
veram obedientiam spondeo ac juro”, er ſchwoͤrt auch nach Kräften Häretifer und Schiömatifer 
zu verfolgen und zu bekämpfen. Die Eurie bleibt feine vorgefegte Behörde, mit der er die Ber: 
bindung beſtändig unterhält; er ift zur Berichterftattung an den Papſt verpflichtet und muß ſich 
gefallen laffen, daß der Papſt Bevollmächtigte ernennt, welche in feinem Sprengel von allem 
dem Kenntniß nehmen, was der Papft zu erfahren wünſcht, und die unmittelbar den päpftlichen 
Willen zur Geltung bringen. Allerdings befindet ſich der Bischof als eine örtliche Obrigkeit in 
felgefugten Staaten in einer Zwitterftellung. In den meiften europäifhen Reichen wird ihm 
jegt noch ein zweiter Eid gegen den Landesherrn abverlangt, und er muß auch angeloben, dieſem 
untertbänig zu fein in bürgerlichen Dingen und mit Hülfe der Religion die Ehrfurdt vor der 
Majeftät zu befördern. Aber er ift unabfegbar ohne des Papftes Genehmigung und fann über: 
baupt nur wegen fchmerer Vergehen nach einer in beftimmten Formen von Beiftlichen geführ: 
ten Unterfuhung feiner Würde verluftig geben. Die ausgedehnten Befugniffe, welde der Bi- 
ihof über feine Didcejangeiftlichfeit befigt, macht hinwiederum diefe zum gefügigen Werkzeuge 
ſeines Willens, foweit derjelbe mit der Richtung der Kirche und der Leitung des Papftes im 
Ginflang bleibt. Die vielen Sprengel, welche der Abfall von der Kirche auflöfte, hat ver Papſt, 
wenigſtens in feinen Anſprüchen, nicht aufgegeben; er fährt deshalb fort, für fie Biſchöfe zu 
ernennen, wenn ſchon der Titel eines Episcopus in partibus infidelium bloße Würde ohne Ge: 
malt ift. 

Wie die Biſchöfe, mit wenigen Ausnahmen, in getrennten Gruppen unter Erzbifchöfe ge: 
ſtellt find, ſodaß die abweichende perfönliche Richtung eines einzelnen Bifhofs nicht leicht die 
Ginigfeit flören und mit befondern Strebungen ven allgemeinen Gang zu durchkreuzen vermag, 
fo wird weiter bie beffere Übereinftimmung ihrer Wirffamkeit und gemeinfames Auftreten auf 
Provinzialconcilien herbeigeführt. Die Stellung, welche das Epijkopat zu allen Staatäfragen 
einnimmt, ift daher allemal von Gewicht. Ihr äußerlich wenig merfbarer, leifer aber weit 
audgebreiteter und unaudgejegt waltender Einfluß wird erft an den Erfolgen greifbar. Biele 
Hirtenbriefe find politifche Acte. In neuefter Zeit haben die Bifchöfe den Weg gefunden, zur 
Bermeidung des Aufſehens, weldes Bifhofötage erregen, Zufammenfünfte behufs gemein: 
famer geiſtlicher [Übungen zu veranftalten, bei denen ohne Zweifel die Gelegenheit zu Verftän: 
digungen benugt wird. Es ift eingeftanden, daß bei den Grereitien, zu denen die deutſchen 
Biſchöfe am Grabe des Heiligen Bonifacius zu Fulda fih von Zeit zu Zeit vereinigen, ihr rer: 
eitienmeilter die Prlihten der Bifchöfe als Nachfolger der Apoftel und ald Theilhaber der Kirchen: 
gewalt ftarf betont, daß dafelbft ihre Stellung zum Papſte und zur weltlihen Gewalt Gegen: 
fand ihrer Betrachtungen ift, und daß fie ji verfprochen haben, den Glanz und die Macht der 
alleinſeligmachenden Kirche zu wahren. 1*) 

Stügte die päpftliche Herrichaft ſich levniglih auf die Epiffopate, jo könnte leicht der terri= 
toriale Gharafter, den dieje ihrem Weſen nah an ſich tragen, in Widerſtreit mit den in Rom 


* 14) Bericht der Zeit und der Kaſſeler Zeitung, vgl. augeburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1858, 
r. 220. 


302 Papft 


waltenden Ideen geraten, wie Died denn auch wirklich in zwiefacher Weite geicheben ift. Aber 
es fteht ihr noch ein zweites Heer in den durch beflimmte Gelübde verpflichteten und an gemein: 
fame Lebensregeln gebundenen geiftlichen Genoffenjhaften oder Orden zur Seite. Wie die 
Mönde dur ihr Elöfterliches Leben noch beftimmter als die eigentlihen Kirchendiener ih von 
der bürgerlichen Gejellihaft und dem diefe umfpannenden Staatöverbande abjondern, fo durd: 
Schneider ihr Zufammenhang die Sprengel, indem diefe geſchloſſenen Körperihaften im Zu: 
fammentritt eigener Kapitel ihren Schwerpunft finden und ihren befondern Vorgefegten in dem 
in Rom lebenden, vom Papſte abhängigen General haben. So viele Orden, welde mehrentheils 
einen nicht unanfehnlihen Befigftand zu verwalten haben, reihe Gaben an Bedürftige ſpenden, 
für Kranfe Heilanftalten halten und den Unterricht der Jugend auf jih nehmen, üben auf das 
Volk eine gar gewichtige Cinwirfung aus; fie haben unter den ärmern und niedern Schichten 
maflenbaften Anhang. Waren die ältern Orden der Beauffihtigung des Biſchofs unterſtellt, 
jo wurden die Bettelmönde (Franciscaner und Dominicaner) der biihöflihen Gewalt entje: 
gen, und gleihmwol mit ver Befugniß ausgerüftet, in allen Sprengeln ihre geiſtliche I hätigfeit 
auszuüben. Sie bildeten recht eigentlich das ftebende Heer der Hierarchie mit dem austrüd: 
lichen Berufe, vor den Gläubigen zu prebigen, Keger aufzuflöbern, das päpftliche Anfehen zu 
vertheidigen. Zwiſchen ihnen und den Bifhöfen erhoben ih, wie zu erwarten, wiederholt 
ernfte Zwifte, Natürlich ftrebten die Biichöfe nach der Aufjicht über fie innerhalb ihrer Spren: 
gel, da fie die Vorrechte dieſer Orden nur ald Beſchränkungen der biihöflihen Gewalt anjeben 
fonnten, wodurch dieſe jelbft ftark in Frage geftellt wurde. Und während vie Bifchöfe in dem 
Streit über die Berechtigung der Kirhenverfammlungen gegenüber dem PBapfte unterlagen, er: 
rangen fie hierbei einen Sieg und jegten wirklich Beſchränkungen diefer Vorrechte durch; allein, 
wenn fie auch die ihnen nad) der Kirchenverfaſſung zuftehende Beaufjihtigung zurüdgemannen 
und (wie vor einigen Jahren der Fürftbifchof von Breslau) mit Nachdruck in Streitfällen durd: 
fegten, jo blieb nichtsdeſtoweniger der Schwerpunft der Ordendmitglieder in Rom, bei ihren 
mit dem Papft verfehrenden General. In erhöhtem Grade ift dies bei den Jeſuiten vermöge 
ihrer Einrichtungen der Fall. (S. Jeſuiten.) 

Ein ſehr weſentliches Mittel zur Geltendmachung der päpftlichen Hoheit ift die Ausjentung 
von Gtellvertretern und Abgeorbneten, melde auswärts in außerorbentliher Weile bie Ber: 
bältniffe wahrnehmen und im Sinne der Eurie regeln. Als Erhalter ver Binheit in der Chri— 
ftenheit mußte der Bapft ven Weg jih eröffnen, durch befondere Bevollmädtigte überall gleib: 
fam mit eigenen Augen zu fehen; der Herrſcherſinn Gregor's VII. befhritt ihn mit großer 
Kühnheit und erreichte durd die Beauftragung zuverläfjig ergebener Männer mit beftimmten 
Geſchäften fehr große Erfolge. Seine Legaten übten neben widerfpenftigen Biſchöfen die geift⸗ 
lie Amtögemwalt in vollem Umfange, lähmten und bejeitigten mithin die Gegner im Kirden: 
regimente. Wiewol nun verſchiedenen Erzbiihöfen die Vollmacht des apoftolifhen Legaten als 
mit ihrer eigenen Würde beftändig verbunden übertragen wurde, die als ſolche Legati nat 
beißen, jo äußerte fi doch ebenſo wol von jeiten der Biihöfe als von feiten der Yanbdedregie: 
rungen ein jtarfex Widerwille gegen das Legatenweien oder Noms unmittelbares Regie: 
ven, Das Tridentinum bob deshalb wenigjtend die mit den Biſchöfen concurrirende Gerichts— 
barfeit auf. 2°) Mehrere Herriher (namentlich die von Franfreih und Spanien) madten die 
Zulaflung päpftlicher Yegaten von ihrer Genehmigung abhängig; der König von Neapel erbielt 
jelbft Würde und Recht eine® Legatus natus. In welcher Weife vie Curie das Amt eine 
Legaten auffaßt, erhellt daraus, daß die Negierungsvorfteher over päpitlihen Statthalter in 
Kirchenſtaate gleichfalls Legaten heißen. Man macht übrigens den Unterfchied, daß Die außer: 
orventlihen Bevollmächtigten des Bapfted, wenn fie feine Cardinäle find, auch nicht Legalen, 
fondern nur Nuntien genannt werden. Nom hielt die Anwejenheit feiner Nuntien mit Ned! 
für jo vortheilhaft, daß e# in vem Lande des firhlihen Kampfes, in Deutſchland, mehrere fän- 
dige Nuntiaturen einrichtete, die als geiſtliche Oberrichter der Kegerei, d. b. dem PVroteflantid: 
mus entgegenzumirfen und die Beichlüffe des Tridentinums aufrecht zu halten beſtimmt wurden. 

Nicht bloß in der Eigenſchaft ald Fürft Mittelitaliend, jondern au ald Oberbirt der Chri— 
ftenbeit ſendet alfo der Bapit politifche Agenten aus, welde von katholiſchen Königen lets mit 
außerorßentlihen Ehren empfangen wurden und den Vortritt vor allen Gefandten weltliche 
Herrſcher befagen. Der Wiener Congreß erfannte den Vorrang der Legaten und Nuntien de 


15) Acta Concilii Tridentini, Sessio XXIV, c. 20. 
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Vapftes vor ben Ambafladeurd an.16) „Der päpftlihe Stuhl”, bemerkt Miruß 17), „benußte 
jeinen doppelten Eharafter einer weltlichen und kirchlichen Macht, um durch Vereinigung diefer 
beiden Arten von Berritungen die Stellung feiner diplomatifchen Agenten im Auslande um: 
taffender und einflußreicher zu machen, und erweiterte hiernach den Umfang ber Grebitive und 
Vollmachten jeiner Geſandten bei den katholiſchen Souveränen auf eine von der Regel gänzlich 
abweichende Weiſe.“ 

Über die Grenzen der römiſch-katholiſchen Chriſtenheit hinaus erſtreckt der Papſt feine 
Macht durd Mifjionen, da in feinem Berufe die Glaubendausbreitung liegt. Ihr Mittel: 
vunkt ift Die Gongregation ver Propaganda. Die heidnifhe Welt ift in fünf große Länderreiche 
geteilt, in die Levante, Indien, China, Amerika und Auftralien. Diefelbe Ihätigfeit wendet 
üb aud der abtrünnigen Welt zu, und mit großem Geſchick wird unabläflig daran gearbeitet, 
inihrvon neuem Boden zu gewinnen. Wo biſchoöfliche Sige nit vorhanden find, da werden apo⸗ 
Rolifde Bicare mit ven biſchöflichen Vollmachten beftellt. So befteht für die Katholiken des 
Königreihs Sachſen ein apoftolifches Vicariat. Ift die Beftaltung der Verhältniffe ven Kirchen: 
beftrebungen allzu widrig, fo wird auch wol zur Vermeidung von ſchädlicher Gegenwirkung ins: 
geheim ein folder Bicar ernannt. Das war der Fall in Berlin im verwichenen Jahrzehnt.18) 
Borfämpfer für die flille Ausbreitung bes Katholicismus in den Kegerländern find die Jeſuiten. 
Das amtliche Verzeichniß der Jejuiten vom Jahre 1841 („Index domorum et sociorum uni- 
versae socielatis Jesu. Romae MDCCCXLI, Excudebat Alexander Monaldi”), welches, ob: 
ſchon die Orbendverzeihniffe geheim gehaltenwerden, in meinem Befige fid) befindet, gibt für 
die Provincia Germaniae superioris 254 Jefuiten an, darunter eine Dresdensis missio mit 
einem Vrieſter bejegt. 

Erwägt man nun die Tragmeite aller diefer angeführten Einrihtungen zufanımen, jo läßt 
ſich die politiſche Auffaffung der Kirchenmacht unmöglich abweifen, und man jieht ſich gedrun— 
gen, im Bapftthun aud eine weltliche Herrichaft zu erbliden. Kirche und Staat bewegen jich nicht 
blos nebeneinander, jondern ihre Thätigfeiten greifen aud ineinander ein. Der Papſt darf 
in einem weiten Umfange und in hochwichtigen Angelegenheiten befehlen. Zwar hat er feine Ka: 
nonen und feine Soldaten (denn die friegeriige Ausrüftung des Kirchenſtaats fommt nicht in 
Betracht), aber ihm dienen die milites Christi, und mit der Wirffamfeit der kanonifchen 
Satzung erzieingt er feinen Gebote Gehorfam. Und gerade dies gibt feinem Willen und jeiner 
Gewalt verftärftes Gewicht, daß fie den Charakter einer über befondern Volksthümlichkeiten, 
über beflimmten Staatdverbänden flehenden Allgemeinheit an ji trägt und auf einer göttlichen 
Grundlage, der angenommenen Meinung nad, ruht. Diefe ihre ſittliche Weſenheit verſchafft 
ihr einen ſichern Einfluß über die Gemüther von einer ungeheuern Stärke, wenn fie ihrem idea: 
len Berufe treu zu bleiben verfteht. 

Die gläubige Hinnahnıe der von ver römiſch-katholiſchen Kirche aufgeitellten Grundge— 
danken führt unjerd Erachtens mit folgerichtiger Nothwendigfeit zur Erhöhung der Papſtge— 
malt und zur Abhängigkeit des Prieſterthums, auch der Geſammtheit der Bifchöfe von derſelben. 
Innige Kircheneiferer hielten fih darum immer ald Ultramontane.. Mit wahrer Glut ward 
daher die ultramontane Richtung den vorhandenen Verhältniſſen zum Troß vertreten. Dahin— 
gegen befanden ſich (ebenjo wie die Nationaliften gegenüber den redhtgläubigen Stodluthera: 
nern unferer Tage) die Anhänger der die Hoheit des Papſtes einengenden und beihränfenven 
Beftrebungen auf einem halben Stanbpunfte und erreichten deshalb auch feine ganzen Erfolge. 
Der Hintergrund ihrer Stellung waren die vorhandenen mweltlihen Verhältniſſe, welde aus 
ganz andern Ideen erwachſen jind, ald aus welcher das Kirchenthum hervorging. Da jie nun 
aber deſſenungeachtet zu den kirchlichen Ideen ſich befannten , fo entiprang daraus eine unbefrie: 
digende Zwitterhaftigfeit, welche nur vorübergehend zu befriedigen vermochte, währen Die 
Curialiſten, welche der jeweiligen Lage Die Berechtigung abipraden, wenn jie zu den alten Kir: 
henideen nicht ftimmte, im Verlag auf legtere Fraftvoll und Fühn ihre Forderungen fundgaben 
und, wofern fie augenblicklich vem Drange der Umſtände zu weichen genöthigt waren, nad) eini= 
ger Zeit dennod wieder die alten Ansprüche vorbrachten. Wer die Richtigfeit der Grundan- 
Ihauungen zugefteht, der follte jih auch in ihre Kolgerungen ergeben; hat aber jemand die 


16) Reglement sur le rang entre les agens diplomatiques. Pieces annexees à l’acte du Con- 
gres de Vienne, signe le 9 Juin 1815, Nr. XVII, Art. 4. 

17) Miruß, Das Europäiſche Gefandtichaftsrecht (Seipzig 1851), I, 102, 

18) Neigebaur, ©. 298. 
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Überzeugung erlangt, daß ihre Ergebniffe beftritten werden müſſen, jo begeht er, gelind gejagt, 
einen Behler, wenn er mit Deuteleien, erfünftelten Beihränfungen und unmahren Auswegen 
ſich behelfen will; aldvann ift vielmehr feine Pflicht, von ven Urſachen auf die Gründe zurüd: 
zugeben und mit fttlihem Muthe im Vertrauen auf die Kraft ver Wahrheit die Wurzeln des 
Irrthums bloßzulegen und abzuſchneiden. 

Dad Streben des geiftlihen Standes, in ökumeniſchen Goncilien eine höchſte Gefammt- 
vertretung der Kirche berzuftellen und das Papat zu einer Vollzugsgewalt berabzuiegen, 
ſcheiterte, wie gedacht, mit der Niederlage der Bafeler Berfammlung, und das Triventine 
Eoncilium war ein Werkzeug der Kirche. Aber dem Übermächtigwerden des Weltlicen 
vermochte die Curie nicht erfolgreich zu begegnen. Der päpftlichen Hoheit wirkte die Jeit 
frömung in doppelter Weiſe entgegen, Ginmal nämlich ftrebte die hohe Geiſtlichkeit einzel 
ner Staaten, unter der Wirkfamfeit nationaler Vorftellungen und im Einverſtändniß mit 
den Beherrſchern ver einzelnen Reiche, nach einer ſelbſtändigern Stellung gegenüber der ge: 
meinjamen Kirchenregierung, begehrte als Landeskirche Befreiung von ihren Ginmiigun: 
gen, pochte auf Eigenthümlichkeiten ihres Vaterlandes und nährte Geſichtsöpunkte, melde mehr 
dem Örtlihen Geifte ald dem Sinne jener Allgemeinheit entſprachen, die zum Leben und 
Gedeiben der römiſchen Kirche gehört. Zwar führte dieſe Abfonderung blos England zun 
wirflihen Abfall; Neapel und Spanien blieben trogdem im Glauben unerſchütterſih ieh, 
Franfreih und das katholiſche Deutihland fagten jih ebenjo wenig von der Anerkennung ver 
päpftlichen Oberhoheit los, allein der Gallikanismus arbeitete doch ſtark an ihrer Beſchränkung 
und fegte ſich doc im nicht unbedenklichen Gegenfag zu derjenigen Auffaffung des Papatt, 
welche man in Rom hegte. Auch die deutſchen Biſchöfe erftrebten in ver legten Zeit ded Heiligen 
Römischen Reiche eine Selbftänvigfeit, welche fih der Unabhängigfeit annäherte, und fanden 
dabei die Unterflügung angefehener Gelehrten, eines Oberhauſer (1762), Febronius, Pehru 
und anderer, ſodaß die zur Zeit der Auflöfung des Reichs geltenden Grundfäge des Kirden: 
rechts der Katholiken in Deutihland (man vergleiche die legte, 1806 gegebene Darftellung ter: 
jelben von Hofrat Schnaubert in Jena) eine den curialiftifchen Anforderungen moͤglichſt wenig 
entſprechende Faſſung bekommen hatten. Überhaupt war die Richtung des 18. Jahrhundert 
dem Papate ungünftig. Der epijfopale Standpunft erhob ih ihm gegenüber wieder, ſelbſt in 
Stalien. Man ſprach dem Bapfte die Befugniß ab, ich in die Verwaltung der Sprengel ande: 
ver Bifchöfe einzumengen ; ihm flehe feine unmittelbare Gerichtäbarfeit über die Sprengel zu, 
fondern es jeien vollmaͤchtige Mittler die Bifhöfe- Beihaffenheit und Wirffamfeit des Eriite: 
pats jei ganz die nämliche an den Biſchöfen wie am Papfte, und es unterliege das biigörli: 
Amt feiner Beihränfung kraft feines Primats. Wäre e8 anders, fagte man, jo würde erh! 
„allgemeine alle Kirhen unmittelbar vegierende Biſchof“ fein, und es gäbe nur einen einzigen 
Biſchof. 19) Jeder Biſchof fei vielmehr ein ordentlicher Richter über Glauben und Juät. 
Darand folgerte man weiter: beftehe das päpftlihe Primat darin, im Namen der Kirde iu 
ſprechen und das die Kirchengeſammtheit Angehende zu beflimmen, fo könne er beides ohne die 
Bifhöfe nit thun, da ja bei diefen die unmittelbare Regierung der einzelnen Kirchen Tel; die 
Gültigkeit feines Ausſpruches ruhe auf deflen Übereinftimmung mit den Kirchen, fein aleint: 
ge8 Erkennen hingegen fei bei zweifelhaften, unentſchiedenen Fragen unverbindlich. Träger und 
Schüger der Einheit fei der Papſt nur, infofern er die Beiftimmung der Kirche habe. 

Noch weit entſchiedener drängte das weltliche Königthum die päpftliche Hoheit in eng" 
Grenzen zurüd. Dieſes war im Stande, die einheimifche Landesgeiſtlichkeit unter ſich zu beugen 
und aus den Geiftlihen wieber einfache Unterthanen zu machen, fobald ihm gelang, die Gin: 
wirkung ber Gurie fern zu halten. Dazu mußte der Zufammenhang zwiſchen dem Papit um 
den Biſchoͤfen der Sprengel des Landes gelodert werden, dazu mußte die Verbreitung eine! 
päpftlihen Erlaſſes von der landesherrlichen Genehmigung abhängig gemacht, dazu die Thatig 
keit ver päpftlihen Nuntien und Legaten in enge Grenzen gebannt werben. Dies alled geiha. 
Die päpftlihen Bullen und Breven wurden aneinvorgängiges fönigliches Placet gebunden. 


19) „‚Alioquin, si hanc auctoritatem haberet, jam esset episcopus universalis immediate te- 
gens ecclesias omnes... quare rejicienda est tanquam episcopis injuriosa et verilall ** 
ria opinio, qua creditur solum Romanum Pontificem esse ratione primatus sui judicem 077" 
narium in rebus fidei morumque disciplinae.‘“ Praelectiones de ecclesia Christi et univers’ 
jurisprudentia ecclesiastica, quas habuit in academia Ticinensi Tamburinus (Feinziget Aus 
uabe 1845), III, 48, 57. 
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An ſich ſollten fie nicht im Lande verbreitet werben und gelten, wenn nicht eine Raatspolizeiliche 
Vorprüfung zu ihrer Genehmigung und Annahme geführt Hatte. Dem Kirchenrechte gegenüber 
beftand das Placet freilih nur de facto, keineswegs de jure, allein die Wirfung des Thatſäch 
lien war, daß die Landeögeiftlichen der Landesobrigkeit in einer ganz andern Weife, als im 
Nirtelalter der Ball geweſen, untergeorbnet wurden, daß felbft in manchen Reichen der Biſchöfe 
Hirtenbriefe und Rundſchreiben an die Pfarrer der vorgängigen Einfiht und Billigung welt: 
liger Behörden unterworfen wurden und weiterhin auch die biſchöfliche Disciplinargemwalt 
über die Geiſtlichen ded Sprengeld dem Einflufle ver Landesgefeggebung und Verwaltung unter: 
ag. Aus den miderftreitenden Anſprüchen des Papſtthums und des Königthums gingen notb: 
wendig eine Menge von Wirren und Bermwidelungen hervor, die, peinlich und drangvoll für ven 
in fie Hineingerathenen Einzelnen, den Bölfern und Staaten Parteiung und Kampf zuzogen. Um 
die Verhältniffe zu flären und Sicherheit zurüdzuführen, wurden zwiſchen den beiden ftreiten: 
den Nähten Concord ate geſchloſſen. Auch hierbei fuchte ver Papſt ſich ven Schein der Ober: 
boheit zu wahren, denn diejenigen Anordnungen, über welche eine Übereinkunft zu Stande ge: 
kommen war, machte gemöhnlic er ald Gefeggeber der Kirche befannt, worauf der Landesherr 
eine Sanction hinzufügte. Thatſächlich aber hat ver Bapft fi bequemen müflen, auf eine 
Menge von Rechten zu verzichten, ja jelbft vie Ernennung zu ven Bisthümern weltlichen Ober: 
biuptern anbeimzugeben. Gegenwärtig ift ver Bapft von allen europäiſchen Staaten be: 
ſchränkt, alle Haben jeinen Befugniffen Grenzen geſetzt. 

Hat unfere obige Darftellung die Überzeugung gegeben, daß die im Papat zufammenge: 
baltene katholiſche Kirche nicht lediglich eine äußerliche Form für Geiftlidyes, fondern in Wirk: 
lichkeit eine weltliche Staatsmacht ift, jo wird e8 überflüffig fein, die Nothwenvigfeit des Placets 
für einen Staat zu erweifen, der in Wahrheit ein gefchloffenes Ganzes vorftellen will, over 
meitläufig barzuthun, daß fein Goncordat für die Bevölkerung eines Staats irgenpwelde Ver— 
dindlichkeit hat, fofern nicht alle jeine Beftimmungen durch die Berarhung und Billigung der 
!andeövertretung die zur Gejegeöfraft erforderliche Eigenſchaft erhalten haben. Denn jedes 
Mitglied des Staatöverbandes hat das Recht, zu fordern, daß feine andere höchſte irdiſche Ge: 
walt, als die in dieſem Staatöverbande begründete, Anordnungen innerhalb deſſelben treffe. 
Glauben darf jeder, was er will, und in Anfehung reiner Glaubenslehren, die nur in den Vor: 
Rellungen leben, kann der Papft Feftjegungen treffen, wie ihm gut dünkt; fobald es ih aber 
um Einrichtungen und allgemeine Vorſchriften verbindlicher Natur handelt, welche die äußern 
Verbältniffe erfaflen, wenn zumal fie auf diefe abzielen, kann nur aus den Staate heraus ein 
gültiger Beſchluß zu Stande kommen. Die Freiheit des Befenntniffes von Lehrmeinungen leider 
dadurch nicht, daß das Recht zu befeblen und zu richten dem Papfte verfhränft wird. Die päpft: 
lien Gerechtſame anerkennen ift foviel ald grumdfäglich zugeben, daß der Bapft nicht blos das 
Haupt der Gläubigen, fondern auch Oberherrſcher aller hriftlihen Reiche iſt, heißt allen ultra: 
montanen Strebungen Vorſchub leiften. Mittelftellungen jind unberechtigt, müſſen ſchließlich 
zu dem einen oder dem andern Ende ausfchlagen. Die freiinnige Anficht gründet die Kirchen: 
freibeit auf das Recht zur freien Vereinigung, und muß die Schranfen deſſelben auch der Kirche 
gegenüber behaupten. 

In Einfeitigfeit verfiele jedoch, wer überfähe, daß dieſes zweite, dieſes geiftliche Herrſcher— 
tbum ein getvaltiger Damm gegen den Fürftenabiolutismus, eine mädtige Schugwehr für vie 
Breiheit einft gemefen ift. Im Dunkel des Mittelalterd war der apoſtoliſche Stuhl eine Leuchte, 
und der Bapft ftand Jahrhunderte hindurch an der Spige der geiftigen Bewegung. Gr jendete 
Miffionen zu den Heiden und gab den Mittelpunkt für die Ausbreitung des Chriftenthums ab. 
Durd ihm wurde die Zeriplitterung und der Auseinanderfall ver Kirchen verhütet, feine Anftren: 
gungen vermittelten Verbindung unter ihnen, Übereinſtimmung aller, erweckten und nährten 
das Gefühl der Gemeinfamfeit in der Chriſtenheit. Ebendadurd wurden aber die einzelnen 
Ortlichkeiten aus ihrer Bereinzelung heraus in einen größern Zufammenhang geführt, die an 
einer Stelle gemachten Fortſchritte in allgemeine Bekanntſchaft gebracht und der Umlauf der vor: 
bandenen Kenntniffe durch alle romaniih = germanifchen Völker erwirkt. Als Vertreter fittlicher 
Grundſätze und eveln Geiſteslebens ſchlugen die Bäpfte die rohe Stärke nieder, befämpften die 
Bosheit und den Leihtfinn, ihärften ohne Unterlaß den Völkern ein, daß es ein höheres Stre: 
ben über dem irdiſchen gebe, und lehrten ven Fürften, daß Hoheit ver Welt der Forderung des 
Geiſtes ſich beugen, ſich dienftbar bezeigen müfle; ihr Bannſtrahl ſchmetterte übermüthige Kaifer 
nieder. Die Größe ded Berufs einer Oberleitung, einer alle erziehenden Fürſorge murbe lange 

Staats:kerifon, XI. 20 
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Zeit richtig erfaßt und gab den Päpften und ihren Garvinälen eine erhöhte Stimmung. Aber 
Beftändigkeit ift nit auf Erden. Im Wandel und Fluſſe ift alles! Alfo verftand die Eurie 
nicht, auf der Höhe ihres erhabenen Standpunftes ſich zu erhalten. Gin übler weltlicher Geiſt 
ward übermädtig. Das päpftliche Regiment wollte eine Sache Roms werben , nicht die der ge: 
fanımten Ehriftenheit fein. Mebrentheild Italiener empfingen dieTiara, und die Würdenträger 
waren vorwiegend auf die Vortheile bedacht, bie ihnen durch die Kirche und dad Regiment zu: 
floffen. Die Fortſchritte erfolgten jeitvem ohne den Papſt; vie Zeit überholte die Gurie, fr, 
die zäh am Alten Elebte, weil dieſes das Gewinnbringende und Bequeme war. Fortichreiten 
heißt verändern — und davon wollte man in Rom nichtd wiſſen. Liber ver Beharrlichkeit vet 
Sinnes verjtodten die Säfte. Einzelne gab es gewiß immer, die vor Augen hatten, was fpäter 
(1538) das Gutachten ver Garvinäle de emendanda ecclesia ausfprad: daß des Papfies 
Machrgebot eine Herrſchaft der Vernunft fein müfle, durch welche die anvertraute Heerde zur 
Seligfeit hingeleitet werde; allein Die große Mehrzahl der vornehmen weltmännifhen Prälaten 
und die wuchtende Menge einer wenig gebildeten und wenig einfichtigen Vrieſterſchaft drängte 
vom rechten Pfade ab. Die Altgläubigfeit beugte den Humanismus, verweigerte der proteflan: 
tiihen Bibelauslegung jedwedes Zugeſtändniß und verachtete die philofophifche Aufklärung der 
neuern Jahrhunderte. Diefen drei Gntwidelungsreihen gegenüber dünfte ji der Vapft be: 

rufen, die liberlieferung früherer Zeiten als eine heilige und zugleich mit ihr das althergebradte 

ſowol hinjichtlich der Formen wie ver Gedanken ald unverrüdbar zu behaupten. Zäh, unbeus: 

fam, ftarr hielt die Curie alle Lehren und Grundſätze feit, welche einmal zur Anerfennung ge: 

langt und in der Vergangenheit von ihr bewährt gefunden waren; damit verfchloß fie ſich dem 
anderes und vollfommeneres erheifhenden Geifte der Neuzeit. Der Bapft gerieth won einem 
Kampf in den andern, nahm immer entſchiedener eine feindſelige Haltung wider die fortrüden: 
den Entwidelungen an und brachte ih in eine Stellung, welche ihm eine reflaurirende, verre: 
fpective, reactionäre Ihätigkeit auferlegte. Der Streit jhärfte den Gegenſatz. Anflatt der 
Führer der Chriftenheit zu jein, was die Päpfte öfter im Mittelalter waren, ift er ein Hemm⸗ 
ſchuh der Entwidelung geworden. Sie zum Stillftand zu bringen ift er dennoch außer Stanze. 
Die nördliche Hälfte Europas entzog Nic feiner Obhut und brach mit ihm. Gegenwärtig find des 
Papſtes Söhne nur noch die Beherrſcher von ſterreich, Baiern, Sachſen, Liechtenſtein, Frank— 
reich, Spanien, Portugal, Braſilien und der jetzt im Streit mit dem Papſte befindliche König 
von Italien. Bon diefen gläubigen Herrihern gebietet noch dazu einer, der König von Sachſen, 
über eine abtrünnige Bevölkerung, die im Kirchen- und Schulmeien feine Hände gebunden bat; 
doch wird der nächſte König von Belgien Katholif fein. Die Verlufte, die fein Rei durd 
Luther's Auftreten erlitt, find ungeheuer. Nachdem e8 jedoch dem Papſt gelungen, feine Kirde 
in Deutſchland zu erhalten, ließ er Die Wiedereroberung des Verlorenen fih angelegen fein und 
ſuchte mit unverdroffener Bebarrlichfeit und ungemeiner Feinheit in der Mitte der proteftanti: 
fhen Bevölferungen feiner Kirche ven Boden wiederzugewinnen und zu erweitern. In den bei: 
den eriten Jahrhunderten jeit der Reformation waren feine Erfolge auch wirklich nambaft, da: 
gegen find fie innenern Zeiten, troß ded vielen darüber unter Broteftanten erhobenen Gejchreiet. 
nicht der Rede werth. Viel wichtiger als die Bekehrung einzelner waren die Zugeſtändniſſe, zu 
denen die proteflantifchen Regierungen Deutſchlands ſich herbeiliegen. In Preußen z. B. waren 
die Klagen über „harte Bedrückung gegen die Katholiken‘, von denen felbit das Aſchbach ſche 
„Kirchenlexikon“ (Mainz 1850), IV, 653, fpricht, im ganzen unbegründet: im Gegentbeile 
ging feit Briedrid's des Großen Tagen die Duldſamkeit gegenüber der katholiſchen Kircen- 

regierung fo weit, daß fie zur Unduldfamfeit und Freiheitsbeſchränkung gegenüber ven einzelnen 

Staatögliedern audartete. Den Biſchöfen wurde in Preußen ein bedeutender Einfluß auf die 

Leitung der Unterrichtdangelegenheiten geftattet. Die gemifchten Univerfitäten empfanven davon 

Drud. Wenn Studenten, welche bei einem Hermeſianer hörten, feine Abjolution erhielten , To 
lag darin die Ausübung einer Oberaufficht über die Univerſität. In Breslau war es zu der 
Zeit, ald der Verfaſſer daſelbſt fkudirte, eine angenommene, wenn auch durch Feine ſchriftliche 
Beftinmung verfügte Sache, daß Studenten der fatholiih:theologiichen Facultät gewifler Pre- 
feiforen der pbilofophiihen Facultät Zubörer nicht fein follten; man wollte wiſſen, daß es ihnen 
jonft übel befomme. Studenten der Theologie hörten ganze Gollegien eines Hiſtorikers umd 
eines Philoſophen, ohne fie förmlih angenommen zu haben, weil jie deren Namen auf ihrem 
Verzeichniffe ver gehörten Borlefungen ſcheuten. Noch vor wenigen Jahren trug es fich zu, daß 
die Habilitation des gelehrten Dr. Baur (eines Proteftanten) an der philoſophiſchen Facul— 
tät der breslauer Univerfität infolge der Ginwirkfung des breslauer Bifchofs fcheiterte. Die preu— 
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sifche Regierung ließ nicht nur die Gebrüder Theiner fallen, d. h. fie gab ihnen als Profeffo- 
ren feinen Gehalt, bis der drüdendfte Mangel fie zum Nüdktritte vom Lehramt zwang und 
die Ultramontanen triumphirten; jie bewies — um feine härtere Anklage auszufprehen — ihr 
mangelhaftes Verſtändniß der innern firhlichen Verhältniffe auch dadurch, daß ſie in die Ver: 
lingerung der Alumnatszeit einmwilligte. Die Haltung des mädtigften unter den proteftanti- 
isen Fürſten Deutſchlands mußte für ſchwächere maßgebend werden. Erwägt man, daß gerade 
unter einer proteftantiihen Landesregierung die Fatholifche Geiſtlichkeit ein lebhafteres Bedürf— 
niß des Anſchluſſes an Rom fühlen mußte, fo wird es bei den neuen von den proteftantifchen 
Regierungen befolgten Grundfägen begreiflih, daß gerade in Deutſchland in unfern Tagen eine 
Schule großwachſen konnte, welche weniger landeskirchlich als papiftiich gefinnt if. Der Europa 
bewegende Kampf um die Staatdeinrihtung lieg die Vertheidiger und Anhänger der alten 
Staatöformen, gleichviel, ob fie proteftantifch oder Fatholifch waren, in der katholiſchen Hierar: 
hie einen Zeidensgefährten und Bundesgenoſſen erbliden. 

Nicht Grögoire allein fand, „daß die große Macht des Papſtthums auf der Blindheit des 
Menſchengeſchlechts beruhe‘‘; aud andere anderdgefinnte Kirchenfürſten urtheilten ähnlich. 
Nachdenken erihien ihnen hochbedenklich; ihre eigene Macht fünne leiden, wenn andere Begriffe 
ald die alten verbreitet würden. Diele hielten deswegen in thörichtem Sinne die Anfeindung 
aller Aufklärer für geboten, In diefem ungleihen Kampfe ſah die Kirche bald, daß fie weltlichen 
Beiftand fuhen müſſe. Mit allen ihren Mitteln verlor fie gegen die Bücherfchreiber, und wäh: 
rend jie im proteftantifchen Deutfchland wieder Fuß faßte, fland ihr bevor, daß fie in ven katho— 
liiden Gebieten den innerligen Abfall ihrer Kinder erlebte. Immer größer wurde die Menge 
derer in Frankreich und Italien, ja felbft in Spanien, welche nur noch äußerlich zur Kirche ſich 
befannten,, jedoch Überzeugungen begten, die vom Kirchenglauben himmelweit abwichen. Die 
gebildete Männerwelt wird ihr zufehends abtrünnig. Ginftweilen hält fi die Kirche ded Pap— 
tes noch durch ihre Gewalt über die Gemüther der Frauen und über die Dummheit des niedern 
Haufen®. In den Kirchen gewahrt man auf zehn, ja auf hundert Frauen nur einen Mann, ber 
nicht das Anjehen eines Bettler hat. In Neapel gemahrte ich wol noch (1850) die aufgeregte 
Gläubigfeit und inbrünftige Spannung dihtgedrängter Maſſen, die herbeigeftrömt waren, um 
das Blut des heiligen Januarius fließen zu jehen, in Nom aber ſah ich vem in Sta.:Mariazbel: 
popolo Meile lefenden Papfte überall nur mit gaffender Neugier zufchauen; an feiner Stelle be: 
merfte ih Andacht. Die Zeiten haben ſich geändert, die Geiinnungen verwandelt! Ausbrüde 
heftig grollenven Haſſes wider Bapft und Klerifei vernahm man aus den Munde von Romanen. 
Die niedere Geiftlichkeit Italiens wendete ih großentheils vom Papfte ab, blos in der höbern, 
die von der päpftlihen Herrſchaft große Vortheile zog, behielt die Eurie eine Stüge. 

Unter jolden Umftänden mußte der Bapft ven Beiftand der weltlihen Mächte zu gewinnen 
traten. Wie einft, nad) der Reformation, der Papft dem Kaifer Karl V. hatte vorftellen 
laffen: daß, wenn das Volk ſich erft erfühnen dürfe, der geiftlihen Gewalt Schranfen zu ſetzen, 
hernach auch fein Fürſt mehr rechten Gehorfam finden werde; fo wurde aud) jegt, nad) der Re— 
solution, ein Anruf an den Abſolutismus gethan. Und wie einft Karl V. meinte: religiöfe 
Zügellofigfeit erfülle die Völfer mit Neigung zur Freiheit in den bürgerlichen Verhältniſſen und 
gewöhne jie, ſich hinauszuſetzen über jede Gewalt, jo jagte jegt Lucian Bonaparte: „die Reli: 
gion fei ein gar nüglices Werkzeug in der Hand der Negierenden und gleichzeitig ein Troſt für 
die Schwachen und Ängſtlichen.“ Er gab damit ein Stichwort den gleichfalls anhaltsbebürftis 
gen weltlihen Machthabern. Andere ſprachen ebenjo, und bald handelten die meiften Monarden 
fo, daß jie im Papfte ihren Bundesgenoſſen ihägten. Sie machten der Kirche gern Zugeftänd: 
niffe, durch die fie ſich felbit die Hände banven, und gaben willig ihren Völkern das Beifpiel der 
Demuth vor dem Papfte. Ihre Hoffnung war, daß die Kirche die ih bäumenden Völfer im 
Zaume halten werde. Kurzſichtig genug wähnten fie das! Ihrerjeits machten die Päpfte ſich 
zu Verbündeten der Gewalten, denen der Zeitgeift ven Krieg erklärt hatte, und maren befliſſen, 
ie in dem Ankampfe wider die Volksfreiheit mit aller Kraft ihrer geiſtlichen Mittel zu unter: 
Hügen. Dem Freiherrn Heinrich von Weſſenberg wurde der bifhöfliche Krummftab verweigert, 
„weil er”, fagten die Gebrüder Theiner?0), „nicht, wie die Römische Curie wi, Finſterniß, fon: 
derm Licht verbreitet”. Bapft Leo XII. (1823 — 29) verfolgte die Carbonaris, Pius VII. 


20) Die katholische Kirche, befonders in Echlefien, in ihren Gebrechen dargeftellt von einem katho— 
lichen Geiftlichen, Zorerinnerung ©. XXVI zur zweiten Auflage. 
20° 
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(1829 — 31) ſpornte die geſammte Geiſtlichkeit zum Streiten für den Ultramontanidmus un 
warf feine Donner auf die geheimen Gefellihaften; am ſchärfſten enthüllte fid aber ver hart: 
nädige, beſchränkte und bejchränfende Geift, der auf dem päpſtlichen Stuhle nunmehr waltete, 
in dem Eiferer Gregor XV1. (1831 —46). Seine Erwählung beantwortete der Aufftand fai 
des ganzen Kirchenſtaats. Öfterreichifche Schwerter mußten ihn niederſchlagen. Gin Habi: 
burger gab dem Papfte die Herrfchaft des Kirchenſtaats zurüd. Zuverſichtlicher wurde fie ge: 
bandhabt. Gregor's Rundſchreiben an alle Patriarchen und Bifhöfe, Nom am 15. Aug. 1832, 
bei deſſen Abfaffung ihm die Heilige Jungfrau gnädig zur Seite geftanden haben ſollte, beneit 
für alle Zeiten, bis zu weldem Grade des Irrthums den Papft die einmal ergriffene falite 
Richtung verführte. Er prägt in ihm nit nur den Katholiken ſchuldigen Gehorſam und une: 
jhütterlihe Treue gegen die Fürften ein, er verdammt nicht nur die Sehnſucht nad Freibeit, 
fondern er erflärt jih überhaupt wider alle Neuerungen und bezeichnet e8 unter anderm ald cin 
Gottloſigkeit, die Genjur zu befämpfen. Er preift die Genfur, er nennt ald Grund ded Verver: 
bens auf Erden „jene vollfommene und ungezügelte Freiheit der Meinungen, jene vera: 
ſcheuungswürdige und niemals genugjam zu verfluhende und verbammende freiheit ver 
Preſſe“, kurz, er harafterifirt das Papſtthum vergeftalt, als habe er es ſich zur Aufgabe ge: 
wacht, Luther's Schmähungen wider daſſelbe zu betätigen. Der von Rom aus wehent Gitter: 
geift hat die ganze Kirche in eine faljche Stellung zur Entwidelung des Jahrhunden ge: 
bracht und in der Geiftlichfeit einen ſchlimmen Umſchwung herbeigeführt. Die freie Erbabe: 
beit, die duldſame und verjühnliche Milde ver ältern Geiftlichkeit ift zufehends gewichen ver 
überhandnehmender geiftiger Beihränftheit, blinder Glaubenswuth und kirchlicher Van: 
leivenfchaft in einem Theile des jüngern Geſchlechts der Priefter. Legten vordem ehrwürdige 
Geiftlihe, erfüllt von wohlwollender Geſinnung, auf die höhern Endziele der Meniäheit dat 
Hauptgewicht und betrachteten fie die Kirche und ihre Diener wie deren Stügen und Befoͤrdern, 
jo ftellt jener Nachwuchs, der voll beſchränkten Hochmuths aufdie würdigen Vorgänger herunter: 
ſieht, die Kirdye ald das Oberfte in den Vordergrund und läftert in einer unferer Zeit vorbt— 
baltenen Frechheit den Sinn, der die beſte Frucht unferer Bildung ift. Gewinn kommt de 
Kirche davon nit! Während die Eurie im weiten Umkreiſe der Chriſtenheit mit ihrem ti; 
greifenden Ginfluffe dem Fortichritt der Freiheit widerftrebte und die wachſende Erfenntn: 
niederzuhalten ih abmühte, blieb jie doc felbft in fteter Beunruhigung vor jeder Cutwide 
lung, die eine Neuerung war, und wurde in dieſer erregten Stimmung bei dem verbängnit: 
vollen Lauf, den fie genommen, dahin getrieben, daß fie felbft die Stützen zerftörte, mittel 
deren fromme Katholiken des Kirhengebäudes Dauerhaftigkeit zu fihern trachteten. Die ©r: 
fteme der Glaubenslehre, welche in Deutſchland Hermes und Günther aufftellten, waren Br: 
fuche, einen mit der neuern Wiſſenſchaft vermittelnden Standpunft ausfindig zu machen. Um: 
beide brach der Papft ven Stab. Nach ihnen kamen Balger in Breslau und Frohſchammet i 
Münden ind Gedränge; beinahe jeder, der über Dogmen felbftändig lehrt, jegt ſich der Dr 
werfung aus, wenn er auch ein treuer Sohn der Kirche fein will. Im Frankreich ift die willen: 
fhaftlihe Arbeit in den Kreifen der Klerifei bereits erflicdt. Der römifche Katechismus um 
Thomas von Aquino jollen vem 19. Jahrhundert genügen ! 

Indep lag in Rom vor Augen, wohin eine fo grundfalſche Haltung führt. Nad Gr 
gor's XVI. Ende hatte dad Gonclave einen Aufftand zu gewärtigen, wenn es den jeit 20 dat: 
ren leitenden Staatöferretär Lambruschini zu Gregor's Nachfolger zu machen hätte ma“ 
wollen. Das Volk begehrte die Wahl Gizzi's; die Gardinäle verwarfen ihn, aber jie begritt! 
daß Einhalt gethan werden müſſe. Sie entjchieden fi für den milden wohlmollenden Mate: 
Ferretti, der unter dem Namen Pius IX. am 16. Juni 1846 den päpftlihen Stuhl beitieg un 
ihn noch heute innehat. Gr begann die Zuftände des Kirchenſtaats zu verbeffern, doch det" 
feinen Vorgängern ausgeftreute Saat war ſchon im Reifen, und ihre bittere Frucht mußt " 
foften. Ihm ward das Scepter des Kirchenftaatd 1848 entwunden, laut fagten die Roͤuet 
„Nach Maftai nie mehr ein Papſt!“ Erwurde, als er der Bewegung nicht folgen mot, " 
feinem Palafte belagert. Am 24. Dec. 1848 flüchtete Pius, als Jäger gekleidet, unter MA 
Namen ded Grafen Spaur (des bairifhen Gefandten) im Geleite ver Gräfin Spaur nad) Gatt: 
unter neapolitanifhen Schug. Die conftituirende Berfammlung in Nom erflärte darauf form; 
lid am 9. Febr. 1849 das Papſtthum der Hoheit über den römischen Staat verluftig und mad! 
Rom zur Republif. Neapolitaner zogen heran, um den vorigen Zuſtand herzuftellen, Ren 
ſchlug jie zurüd. Doc hatte der Papft noch einen Halt in feiner geiftlihen Mad. * 
Napoleon bedurfte ſeinen Beiſtand, um die Unterſtützung der katholiſchen Kirche in Frankteit 
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für fein ehrgeiziges Trachten zu gewinnen. Gin franzöfifches Heer, dem die von Garibaldi ver: 
theidigte Stadt am 4. Juli 1849 fi ergeben mußte, führte ven Papft zurüd und hält Nom 
nun jhon anderthalb Jahrzehnte beſetzt. Diefe Vorgänge brachten vie Rückſchrittspartei wie— 
ver in die Höhe. Seitdem waren Pius’ Hände gebunden, und der Stillftand wurde von neuem 
gepflegt. 

Lamartine hatte während feines Minifteriums die Idee, daß der Papft beftimmt fei, ver 
Präfident der großen italienischen Republif zu werden 21); ed war anders gefommen. Gemäßigte 
Italiener ??) möchten zwar fernerhin ein Bapftthum beſtehen laffen, jedoch die weltliche Herr— 
ihaft und Hoheit ihm entziehen. „Gegenwärtig fel‘‘, fpriht Mamiani, „der Papſt ja doch in 
Abhängigkeit, und die ewigen Rechte und unantaftbaren Freiheiten der Kirche ſchweigen vor 
Diterreih und Rußland.” 23) ‚Gegenwärtig‘, fagt Gioberti, „it der Papft ja im Bunde mit 
den Unterbrüdern , er jelbft ein Unterbrüder, ver das Ehriftenthum zum Pharifäismus aus— 
arten lägt, und doch follte das Papſtthum ver Nerx der italienifchen Nationalität werben?’ 2*) 
Auf ſolche Wünſche der Italiener einzugehen, lag der Curie gänzlich fern, da fie dad Vergan= 
gene feithielt. Enblid fam der Tag, an dem die verhaltene Wuth in ſchweren Gewitterfchlägen 
ih entlud, die des Papſtes Fürftenthum zerfchmetterten. Der Errichtung eines einigen Reichs 
Italien, der nunmehr der piemontefifche König Victor Emanuel fi unterzog , war der Fortbe: 
Hand des Kirhenftaats im Wege. Nach dem Kriege von 1859 ftand ein Zuſammenſtoß bevor; 
ver Papſt juchte den Beiftand ver Gläubigen. Aus allen Eatholifchen Ländern fanden Streiter 
ich in Rom ein, wo eine Heereömadht gerüftet wurbe. Fromme belgifche Brauen fauften vom 
einheimiſchen Heere zwei, drei, vier Soldaten los, ſchickten jie als Pilgrimme erft nach Xoreto, um 
für fie zu beten, dann nad Non, für den Heiligen Vater die Waffen zu führen. Dagegen regte 
ed fih in der Bevölferung des Kirchenftaats, und von vielen ward Victor Emanuel angerufen. 
Ald nun im Jahre 1860 Garibaldi das Königreich Neapel über den Haufen warf, rüdte am 
11. Sept. ein Heer Victor Emanuel's im Kirchenſtaat ein. Diefer König erflärte ih zum Pro— 
tector des Landes. Am 18. Sept. unterlag bei Gaftelfivardo Ramoriciere mit den Schlüffel: 
foldaten dem von Cialdini geführten italienifchen Heere, und Ancona, das jhon an vemjelben 
Tage Admiral Perfano befhoß, mußte jih am 29. Sept. dem General anti ergeben. Die 
päpſtliche Ktiegsmacht war alfo rafch überwunden. Die Marken und Umbrien wurden vom 
ſardiniſchen König bejegt und behalten; Rom nur und feine Umgebung, joweit $ranzofen im 
Yande ftanden, blieb dem Papſte. Biterbo, Civita-Vecchia, Velletri, Frofinone, im ganzen 
etwas über 214 Duadratmeilen, von nahe 700000 Menſchen bewohnt, rettete er aus dem 
Schiffbruch. Auch diefen Beiig ihm zu entreißen, iſt feitvem dad Trachten der Italiener. Die 
Franzofen in Rom jind das Hindernig. Rechnung tragend den Wünſchen der in Frankreich 
noch jo mächtigen fatholifhen Partei, welche das Landvolk und die Weiber für fi hat, befhügt 
Kaiſer Napoleon II. ven Bapft. Ließe er den Bapit fallen, fo würde viefer wahrſcheinlich ſei— 
nen Sig in Spanien nehmen und damit franzöſiſchem Einfluffe fich entziehen. Wenn der alte 
Vapft ablebt, dann erwartet man die Wahl eines Prälaten, der ein italienifcher Patriot ift und 
Rom zur Hauptftadt des Königreichs Italien machen foll, indem er Victor Emanuel in Roms 
Mauern aufnimmt und fi mit feiner Priefterfhar auf den Vatican und Traftevere (das rechte 
Tiberufer) beſchränkt. Daß aber die am alten Weſen fefthaltende Curie bereitd vorgeforgt 
haben dürfte für den Fall einer neuen Papſtwahl, um fie zum entgegengefegten Ausgang hinzu: 
rühren, läßt fich füglich vorausſetzen. 

Der Verluft des Kirchenftaats bis auf das alte Patrimonium Petri und die Bedrohung auch 
dieſes legten Bejiges, hat innerhalb der Fatholifchen Welt die Frage in Verhandlung gebradt: ob 
das Papſtthum einer weltligen Macht bepürfe? Ein Theil ver Geiſtlichkeit betont: um 


21) Mazzini, Republif und Königthum in Italien (Köln 1851), ©. 106. 

22) So Terenzio Mamiani, Sul papato, ©. 11, ber von der Regierung in Rom, &. 15, folgen: 
dermaßen fpricht: „Ma qual mai liberta civile non verra intorbidata ai Romani ed anzi rotta 
e annullata dal Sant-Offizio, dagli sbirri del Vicariato, dall' arbitrio continuo e irrefrenabile de’ 
sommi prelati, dalle parzialita dei giudici, dalle scioeche e strabocchevoli revisioni e cen- 
sure sulle stampe e sui libri, dall’ ignoranza e servilita delle publiche scuole e dal potere il 
governo inframmettere in ogni cosa l’autorita d’alcun canone o d’alcuna bolla, dimenticata 
ma non disdetta, e giacente in archivio com’ arme vecchia in arsenale, che puö a tempo 
e Juogo tornare usabile & acconcia?“ So Vincenzo Gioberti, Del rinnovamento civile d'Italia 
(Baris und Turin 1851), 11, 132, 117 fo. 

23) Dramiani, ©. 13. 24) Vioberti, I, 490; 11, 100. 
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frei zu fein, müſſe der Papſt ein Land beſitzen, in dem er der oberſte Gebieter iſt; unmöglich könnt 
er Untertban eines weltlichen Herrfchers jein, denn wäre er dies, fo hinge von feinem Oberhaupte 
zulegt auch die Kirche ab, und bie Folge davon, daß der Papft ich fletd nad dem Willen Eines 
Herrſchers zu richten hätte, würde die Auflöjfung der firdlichen Einheit fein; Zerfall der katho— 
lifhen Kirche wäre unausbleiblice Wirkung. „Was“, rufen dagegen die Nöner, „was mutbet 
ihr und zu? Warum follen wir gerade verdanımt werden, Unterthanen des Papfted zu fein?“ 
„Iſt's wirflicd nöthig“, reden die Italiener, „daß der Heilige Vater ein eigenes Land habe, fe 
erobere man Jerufalem und gebe ed ibm, va ift jeine Stelle, oder ſchenke ihm eine Infel im 
Stillen Meere; aber man flöre nicht durch einen Kirchenſtaat Italiens Einheit, man raube Ja: 
lien nicht feine alte Hauptftadt Nom.” Bon weltlichen Geſichtspunkten aus urtheilend darf mar 
nicht verfennen, daß im Kirchenſtaate Regierung und Regierte fih nicht miteinander vertragen, 
daß feit einem halben Jahrhundert die Päpfte ihre Herrſchaft über ihr Volt nur auf fremde 
Bajonnete, erſt auf Ofterreicher, hernach auf Franzoſen lügen mußten, daß, fobald der auf: 
wärtige Beiftand wegfiel, angenblidlich des Papſtes Hoheit zuſammenbrach, fann man ferner 
nicht überfehen, wie im Kirchenftaate Prieftermaltung ftattfand, eine Oligarchie ſolcher, die vom 
weltlichen Negieren wenig verftanden, und wie gerade der Kirchenſtaat zu den ſchlechteſt regier: 

ten der ganzen Chriſtenheit gehört bat. Hat man irgendein Recht, ein Land gleichſam außer: 

balb der fortichreitenden Entwidelung zu ſtellen? eine fih fträubende Berölferung zu opfern, 
damit der Bapft Unterthanen babe, die er vielleicht gar nicht braucht, um feinen Beruf zu er: 
füllen? Diefe Gründe, felbft noch beifere, würden indeß wenig bedeuten, wofern nicht voll: 
brachte Thatfachen dem Bapfte fein meifted Land fhon genommen hätten und ber Drang der Um— 
ftände die päpftliche Herrſchaft uber ven Reſt des Kirchenſtaats aud noch gefährdete. Jedermann 
jieht vorher, dap Nom nicht miehr lange ein Staat des Papfles bleiben wird. Bei dieſer, die 
ultramontane Partei betrübenden Rage haben daher Fuge Anhänger des Vapſtes bei zeiten auf 
die bevorftehende Veränderung vorzubereiten und den Umſchwung ind günftigfte Licht zu fegen 
ich gemüht. Der weitblidende Döllinger in Münden that Died namentlid 1861 in dem Bude 
„Kirche und Kirchen, Papſtthum und Kirchenſtaat“, welches blinde Eiferer in heftigen Zorn 
verjegte. Das weltliche Fürſtenthum des Kirhenoberhauptes, bemerft Döllinger, ift fein Glau— 
bensſatz; Papſt bleibt ver Papft, ob mit oder ohne Land. „Die Souveränetät des Papftes“, 
jagt er, „iſt fehr elaftiicher Natur; fie bat ſchon fehr verfhiedene Formen durchlebt. Die gön— 
liche Vorſehung, welche die menfhlihen Dinge vergeftalt leitet, daß aus den größten linglüd 
zahlreiche Vortheile entipringen, ſcheint gewollt zu haben, daß die Unterbrechung der pärf: 
lihen Regierung zu einer vollfommmeren Form derfelben den Weg bahnen folle.” Döllinger 
weift darauf hin, dag die Kirche fieben Jahrhunderte ohne einen Länderbeſitz des Papftes be: 
ftanden hat, daß die Päpfte vielleicht den größten Einfluß in den Zeiten gehabt haben, in denen 
die weltlichen Herrſcherſorgen noch nicht auf ihnen lafteten. Daraus folgt, daß mit dem Lande 
dem Papfte die Vorbedingung für die Erfüllung feines Berufes keineswegs entzogen wird; das 
weltliche Herrſcherthum ift für ihn blos Beigabe, blos Mittel; zerfällt es, fo ift mitnichten aud 
bie Kirche der Auflöfung anheimgegeben. Denn der Verlaß auf den idealen Fonds des Kathe- 
lieismus bleibt. Tie religiöfe Innigfeit bedarf nicht der Krüden der Polizei. Döllinger's 
Troftgründe haben auf viele Fatholifche Geiftliche großen Eindruck gemacht, und man vertbeibigt 
jegt in ihren Kreifen fogar den Sag: daß des Papftes weltliches Fürftenthum vom libel fei. 
Denn man bemerft, dag die Erforberniffe eines weltlichen Fürften in ven Eigenſchaften dei 
Papftes nicht aufgehen, vielmehr fich in einem Widerfpruch mit legtern befinden. Iſt dod die 
Megierungsthätigfeit nothwendigerweiſe eine weltliche! Er, der Mann der Gnade, muß als 

Fürft Strafen vollftredfen laſſen, vielleicht Todesurtbeile, er kann als Fürſt Soldaten und Häſter 

nicht entbehren und wird von äußern Staatdrüdjichten abhängig, hineingezogen in den Streit ver 

weltlihen Mächte, ven verberblichen. Infofern der Papft ein Fürſt ift, unterliegen feine Mafnah: 
men ber Prüfung, dem Tadel. Die Bermengung der weltlihen und dergeiftlichen Negierung thut 
fonad) feinem Anfehen Abbruch. Er befigt aber das ſchönſte Neid, das Reich ver Seelen. Jeden⸗ 
falld würde, wenn das Papſtthum nicht unter den NachtHeilen einer zu führenden weltlichen Ge— 
bieterſchaft leidet, wo nicht die Kirche, doch gewiß der @laube gewinnen. So lauten die Urtbeile 
Stünde einem Proteftanten eine Meinung gegenüber dieſen getheilten Anſichten zu, fo mürbe 
diefe dahin gehen, daß eine Scheidung des Geiftigen und Weltlichen, wie folde von der Kirchen- 
lehre zu Grunde gelegt wird, in Wirklichkeit gar nicht beſteht, daß zwar der einzelne für jeine 
Verſon ſich unabhängig zu erhalten vermag gegenüber einer Weltmacht, daß aber eine irdiſche Ein = 
richtung nur dann in Unabhängigkeit fortvauern kann, wenn fie eine äußere Gewalt befigt, die fie 
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felbftändig richten fann. Der Verlaß auf den „idealen Fonds” würde nur dann berechtigt fein, 
wenn vie Püpfte allezeit an der Spige der Menſchheit als Führer ihrer fortfchreitenden Entwicke— 
lung geflanden hätten. Betrachten wir ſchließlich vom Standpunft eines Deutfchen die zu er: 
mwartende Veränderung, fo drängt ſich eine gefchichtliche Wahrnehmung auf. Solange nämlich, 
die deutſchen Biſchöfe Neihsfürften waren, haben fie zum öftern den Päpften Widerftand ent: 
gegengejegt, indem ite neben ihrer kirchlichen Aufgabe auch die Rückſichten des Reichswohles und 
die Stellung der deutſchen Nation jich beftimmen ließen. Diefe ihre „landeskirchliche““ Haltung 
bat (im großen und ganzen geſprochen) aufgehört und die ultramontane Richtung hat fie er— 
griffen, feit fie ihren Landbefig verloren haben. Nicht unmöglich ift ed daher, daß, wenn auch 
der Papſt jeinen Landbeñitz verliert, ihre Stellung gegenüber dem Papfte fi von neuem ändert 
und daß ſie alddann wieder, wo eine Gegenfäglichkeit eintreten follte, ihrem Vaterlande näher 
als dem Bapfte leben werden. Was überhaupt wir Deutfche in Anfehung des Papſtthums zu 
urtbeilen und bei vorfommender Gelegenheit zu ertreben haben, darüber wird ein freifinniger 
Mann weder Belehrung nöthig haben noch erwarten. Heinrib Wuttke. 
arlament, f. Großbritannien und Irland (Staatögefhiäte). 

Parlamentarifche Regierung, T. Landtag. 

Parma, |. Italien. 

Parteien (politiihe). Daß Gegenfüge im Staatöleben vorhanden jind, und nicht etwa 
vereinzelt und zeitweilig auftreten, fondern fletig und unaudgefegt wirffam find, liegt im Wefen 
des Staats ald eines Organismus und in der Nutur der Individuen, deren Gefanmtheit den 
Staat ausmacht, deren natürliche Anlagen, geiftige Entwidelung und materielle Intereffen aber 
höchſt verſchieden find. Es finden fich deshalb politifche Parteien zu allen Zeiten und in allen 
Staaten, und wenn fie ih auch nicht immer in gewaltfamer Weife äußern und im öffentlichen 
Leben ſichtbar find, fegen fie ih doc fort auf geiftigem Gebiete und in der Wilfenfhaft. Es 
fann nun nicht der Zweck diefer Abhandlung fein, eine Überſicht ver Befchichte der Parteifänpfe 
unter den civilifirten Völkern zu geben, es handelt jich für uns weſentlich um die Charakterifirung 
ver Barteien der ®egenwart. Doc ift zum Verſtändniß der gegenfeitigen Stellung diefer 
ein Bli in die Vergangenheit, aus der fie fi entwickelt Haben, erforderlich, denn fie haben fi 
hiſtoriſch entwickelt, und ihr eigentliches Ziel ift ohne Berfländniß der vorangegangenen Känıpfe 
meiftens nicht zu erflären. Es follen die politifhen Parteien dvargeftellt werden, aber aud) die 
bäuptſächlichen fichlihen und focialen Bewegungen dürfen nicht ganz unberührt bleiben, weil 
die politifchen und religiöjen Streitigfeiten vielfach in einem engen Zufammenhange ftehen und 
gegenwärtig feine politiihe Partei Ausficht auf dauernden Beftand hat, wenn ſie ſich nicht ihrer 
Stellung zu den focialen Fragen unferer Zeit vollfommen bewußt ift. 

Der fundamentale Gegenfag aller Parteien auf dem Gebiete der Bolitif it nun ungmeifel: 
baft in der Hauptverfchiedenheit zu fuchen, welche die Macht ver Gewohnheit und der Reiz der 
Neuheit, die Anhänglichkeit an das Hergebracdhte und die Neigung zu Veränderungen und Ber: 
beflerungen, die Liebe zur Ordnung und zu alterprobten Binrihtungen und die Liebe zur Freiheit 
und zu ungehemmter Anwendung der von der Natur verliehenen Kräfte auf den Menfchen aus: 
übt. &8 ift die erhaltende und die umgeftaltende Kraft, die fih überall im Leben, in der flaa:: 
lien Gntwidelung aber namentlidy darin zeigt, daß es allerorts eine Klaffe von Menſchen gibt, 
welche die Sicherheit des Staats und das Wohl der Angehörigen deffelben in der möglichſten 
Schonung ded Beftehenden erblickt, und eine zweite Klaſſe, welche ſtets geneigt ift, die Mängel der 
vorbandenen Einrichtungen zu erfennen und zu Reformen zu fchreiten. Es iſt klar, daß beide Ric: 
tungen eine Berechtigung haben, daß fie aber einer Menge Unterabtheilungen und Schattirungen 
fähig find, und daß die Extreme entweder zu einer thörichten Verberrlihung alled Alten, blos 

darum, weil e3 alt if, oder zu einer kindiſchen Projectmaderei führen müſſen. 

Wenn nun aud jener Gegenfaß von jeher beftanden bat und Die danach unter den verſchie— 
denartigften und wechfelvolliten Formen entftandenen ‘Barteien in immer erneutem Kampfe um 
die Herrſchaft begriffen geweſen find, fo hat doch erft die neuere Zeit eine wiſſenſchaftliche Be: 
gründung und Rechtfertigung der Grundlagen der Staatsgewalt verſucht. Bon ver Entftehung 
und dem Begriffe ded Staats ausgehend, hat man ſich bemüht zu zeigen, weldhem der im Staate 
wirkenden Elemente nach dem ewigen Begriffe des Rechts die oberfte Gewalt zufommen müfle, 
und danach bie eingenommene Parteiftellung vertheidigt. Auf der einen Seite verfoht man das 
Recht derer, melde nad der biflorifchen Entwidelung des Staats und nad ven beftehenden 
Geſetzen zur Regierung berufen feien, und deren Macht durch göttliche Sanction geheiligt fei, 
auf der andern Erite vertheidigte man das Recht des Volks, einer ſchlechten Regierung Wider— 
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fand entgegenzufegen. Endlich bildeten ſich die verſchiedenen Parteiftellungen mit den und jo 
geläufigen Namen und Schlagwörtern, ald Gonfervative und Liberale, Royaliften und Repu: 
blifaner, Ariftofraten und Demofraten, Legitimiften und Revolutionäre u. f. w., immer aber 
blieb jener oberfte Gegenfag geltend, mie nahe ih aud vermittelnde Meinungen berühren 
mochten. 

Eine wiſſenſchaftliche Forſchung über ven Rechtsgrund des Staats und der höchſten Gewalt 
in demfelben fegte Staatenbildungen voraus, wie wir fie nur in ber Neuzeit finden. Der 
theofratiiche Charakter der altorientalifhen Staaten madte eine folde unmöglih; ed würde 
heißen, ſich gegen den göttlichen Willen auflehnen, wenn man nad dem Rechte des Herrichers, 
feinen Unterthanen zu gebieten, hätte fragen wollen. In Griehenland und Rom verfuchten 
Philofophen, Theorien über die richtigfte und weifefte Staatsform aufzuftellen, man war aber, 
wenn aud einzelne Anklänge nicht fehlen, weit davon entfernt, eingehende Unterfuhungen über 
den Rechtsgrund und den Zwed des Staats anzuftellen. Vielmehr galt ver Staat als gebeiligt 
durch eine ihm innewohnende Autorität, ald fo ganz über ven Bürgern ftehend, daß der einzelne 
völlig in denfelben aufging. Nicht weniger erfannte das ganze Mittelalter Staat und Kirde, 
Kaifer und Papft ald zwei Schwerter, die von Gott felbft über die Menſchen gefegt jeien nicht 
blos zum Zwede der Ordnung und des äußern Schuges, fondern aud zur Bewahrung der 
Reinheit der Lehre und der Ehrbarkeit der Sitten. Die Neformation befreite von den Feſſeln 
einer traditionellen Xehre, aber ihre ganze Entftehung brachte es mit ſich, daß fie ſtärker, als 
jemals die Fatholifche Kirche e3 gethan, die IInterorbnung unter die weltliche, von Gott ſelbſt 
eingejegte Obrigkeit betonte, | 

Eine Doctrin zwar, wie die unferer heutigen Regitimiften, welche auch im äußerfien Falle 
offenen Wiverftand gegen ven Landesherrn für ungerechtfertigt erklärt, Fonnte im Mittelalter 
ihon um deswillen nicht entftehen, weil das ganze feudale Syitem, auf dem die Staaten berub- 
ten, in gewilfen Bällen die bewaffnete Erhebung gegen den Lehnsherrn ausdrücklich oder fill: 
ihmeigend geftattete. Dian weiß, mit welcher Unbefangenheit die Könige des Mittelalters Ein: 
ihränfungen ihrer Macht ertrugen, und wie oft fie gezwungen wurden, vor ihren Untertbanen 
zurückzuweichen, wenn dieſe an die vhyſiſche Macht appellirten. Das Lehnöverhältnig war ſtets 
auf einer Gegenjeitigfeit ver Rechte und Pilichten begründet, und dieſe Rechte wurden nit nur 
von feiten des Lehnsherrn, jondern oft genug aud wider ihn mit Waffengewalt geltend gemadt. 
Es gab feine Berfaflungen im heutigen Sinne, aber auch feinen abfolutiftiihen Staat in ver 
modernen Weife, feinen Staat, in dem der Fürſt das ganze Recht ver Geſetzgebung und die un: 
befchränfte Befugniß, Steuern zu erheben, hätte in Anjprud nehmen können. In manden 
Staaten war der Widerftand gegen den König den Unterthanen unter gewiflen Umſtänden zur 
Pflicht gemacht. So nad dem Staatsrechte Norwegen. Ließ hier der König irgendwo Gewalt 
vor Recht ergeben, fo ſchnitt man einen Pfeil und lies ihn unter dem Volke umhergehen. Als: 
dann war jeder Bauer verpflichtet, mitzuwirken, daß der König ergriffen und womöglich getödtet 
wurde. Entkam er, fo follte er dad Land auf immer meiden. Bekannter noch ift die Formel kei 
der Krönung des Königs der Aragonier: „Wir, die wir einzeln Euch gleichſtehen, und die wir 
alle vereint mehr vermögen ale Ihr, wir machen Eud zum König. Wenn Ihr unjere Gejege 
und Privilegien achtet, werden wir Euch gehorden, wenn nicht, nicht.“) 

Aber gerade in der Periode, ald in ven meiften Ländern Europas: die alten Volksrechte vor 
der vorwärts firebenden Bürftenmadht immer mehr dahinſchwanden, im 17. Jahrhundert, 
ward der Verſuch gemadt, in wiffenfhaftlihem Zufammenbang eine Theorie über die legten 
Gründe von Recht und Staat aufzuftellen und hieraus das gegenfeitige Verhältniß zwiſchen 
Zürft und Volk, ſowie die unveräußerlihen Rechte der Staatdangehörigen herzuleiten. Der 
Begründer einer Schule, welche ungefähr anderthalb Jahrhunderte die herrfchende in Europa 
war, ift befanntlih Hugo Grotius (geft.1645). Er beantwortet die Frage, was und denn eigent: 
lich verpflichte, dem Staate und den in demfelben geltenden Gejegen zu gehorchen, dadurd, daß 
er aufeinen Naturzuftand zurüdgeht, in welchen der Menſch urjprünglid ih befunden haben 
müffe, in welchem es feine Gefege noch rechtliche Normen gegeben, und in welchem jever bie voll⸗ 
fommene Freiheit gehabt habe, nad jeinem Gefallen zu handeln. Bei einer unbegrenzten Ans 
wendung diefer Freiheit aber würden fi die Menfchen gegenfeitig vernichten, und es jei darum 
ein Bernunftgebot, die eigene Zreiheit jo weit zu befchränfen, daß die der Mitmenfchen daneben 


1) „Nos, que cada uno somos tanta como vos, y todos juntos mas que vos, os hacemos 
Rey. Si respetais nuestras leges y privilegios, os obdecederemos. Si no, no!“ 
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befteben könne. Die eine inhaltſchwere Folge diefer Lehre liegt in dem Sage, daß die Beſchrän— 
fung des einzelnen eben nicht weiter gehen darf, ald nothwendig ift, um der Gefammtheit und 
jedem einzelnen gegen jeden Angreifenden Schu zu verleihen, daß der Staat alfo nur zum 
Zwed der Sicherung des Lebens, des Eigenthums und der Erfüllung der Verträge da ift, 
dagegen nicht Gejege geben darf, welche moralifche Beſſerung, die Erhaltung guter Sitten oder 
die Aufrechthaltung einer reinen Religion zur Kolge haben. ine weitere Folgerung ift, daß, 
wenn aud der Staat ein Vernunftgebot für alle Menſchen ift, dod niemand den andern zur 
Erfüllung dieſes VBernunftgebots zu zwingen urfprünglid berechtigt fein kann, da alle In— 
dividuen von Natur frei find. Wenn wir dennod überall den Etaat ald vollendete Thatjache 
beftehend vorfinden, jo ift die nur aus einem ſtillſchweigenden Vertrage herzuleiten, aus dem 
allein das Recht der Obrigfeiten ſtammt, und nad) welchem es allein zu bemeſſen ift. Demnach 
ift der Wille der Unterthanen die Duelle aller obrigfeitlihen Gewalt, die ganze Staatdordnung 
beftebt nur kraft der Ginwilligung der Unterthanen. Aus dieſem ftilihweigenden Vertrage 
wurden nun lange Zeit felbit die ungeredhteften und unvernünftigften Ginrihtungen gerecht— 
fertigt, wie deöpotijche Berfaflungen und jelbft die Sklaverei, und jo gefhah e8, daß jene Theorie 
in den Hörjälen und in den Kreifen ver höhern Geſellſchaft allgemeine Geltung fand, während 
te zunächſt auf die beftehenden ſtaatlichen Verhältniffe und auf die thatſächliche Unumſchränktheit 
der Fürſtengewalt feinen Einfluß ausübte, 

_ Die Unhaltbarfeit diefer Doctrin, welche confequentermeife dahin führt, daß der Staat feine 
Übertretung der Moral, fofern jie nur nicht die Sicherheit der aus dem Zufammenleben der 
Staatdangehörigen ji ergebenden Rechte gefährdet, firafen darf, und daß die Unterthanen ihre 
nur vermöge ihrer vertragämäßigen Zuftimmung herrſchende Obrigkeit jederzeit zu entfernen 
berechtigt jind, ift allerdings längft dargethan. Jener Naturzuftand, von welhem ausgegangen 
wird, hat in der That niemals beftanden und kann niemals beftanden haben. Aud in dem Zu: 
ande der äußerften Roheit findet jich die Familie, aljo eine Unterordnung und nicht ein Ver— 
bältnip, in welchem allen alles erlaubt ift. Der ftillihweigende Vertrag ift danach eine reine 
Fiction, welche den freien Willen des Menſchen an die Stelle der von der Natur gebotenen Ord⸗ 
nung ſetzt. Das aber ift das Verbienft ded Hugo Grotius und feiner Schule, daß überhaupt 
Mechte ded Menichen als ſolche anerfannt und jenem ftarren antifen Staatöbegriffe ſowie der 
mittelalterliden feudalen Gliederung der Stände entgegengejegt wurden. , 

Die Lehre von der vertragsmäßigen Entftehung der Staatsgewalt und der Ableitung jeder 
Regierung von dem Volke machte jih bald in gewaltigen Bewegungen geltend, zwar nicht auf 
dem Feſtlande, wo gerade damals alles ver Ausbildung des Abjolutismus zu flatten Fam, um 
To mächtiger aber in England, wo im 17. Jahrhundert ein Parteifampf durchgekämpft wurde, 
deſſen Entſcheidung bis auf unfere Tage in allen Ländern Guropas nahempfunden wird. Daß 
gerade England das Land war, in welchem zuerft fefte und dauernde Grenzmarfen zwifchen der 
föniglihen Gewalt und den Rechten des Volks gezogen wurden, verdankt e8 zum großen Theile 
feiner infulariichen Lage, die es möglich machte, daß das Land noch zu einer Zeit ohne ſtehendes 
Heer war, da alle andere Staaten dad Bedürfniß empfunden hatten, eine Armee zu unterhalten, 
die zwar zunächſt zum äußern Schuge gebildet war, aber begreiflicherweife jehr bald in der Hand 
der Fürſten ein Werkzeug zur Unterdrückung der Volksrechte wurde. Der Mangel eines ſtehen— 
den Heeres machte ed den Königen aus dem Haufe Stuart unmöglich, das zu erreichen, was die 
Fürften des Feſtlandes um diefelbe Zeit burhführten. Doch war ihr Anhang mädtig genug, 
um zwei Menjcenalter bindurd einen erbitterten und wechſelvollen Kampf zu führen, dem 
das befländig in diefe politifchen Streitigkeiten ſich miſchende religiöje Element eine bejondere 
Schärfe und Heftigfeit gab. 

Schon unter Jofob I. waren jene Theorien aufgetaucht, die nahher von Filmer in ein 
Syſtem gebracht wurden, und denen zufolge das höchſte Weſen die monarchiſche Regierungsform 
nit bejonderm Wohlgefallen anfühe. Die Gewalt ded gottgejalbten Monarchen aber fei mit 
Nothwendigkeit eine abjolute und erbliche, etwaige Einſchränkungen derſelben beſtänden nur 
fraft feiner Ginwilligung, und diefe Zuftimmung fönne in jedem Augenblid zurüdgenonmen 
werden, Kein Vertrag könne den Herrſcher verpflidten, feine ihm von Gott verliehene unbe: 
ihränfte Macht pofitiven und dauernden Bejhränfungen zu unterwerfen, und aud im äußerten 
Falle ver Willfürherrihaft und Tyrannei feiein gewaltfamer Widerftand gegen die Anordnungen 
des legitimen Fürften von feiten der Unterthanen unftatthaft. Namentlich dies legtere Kenn: 
zeichen, die non-resistence, unterfchied die beiven Hauptparteien, deren Kampf die innere Ge: 
Ihichte Englands während eines langen Zeitraums bewegt, und die man anfangs mit dem 
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Namen der Cavaliere und Rundköpfe, fpäter mit dem ber Toried und Whigs bezeihnete. Die 
Scheidelinie, welde diefe beiden großen Parteien voneinander trennte, fiel theilweiſe mit der 
Scheidelinie zufammen, welche die beiden hauptſächlichen kirchlichen Parteien ſchied. Die engliik: 
Eviſkopalkirche war ihrer ganzen Entftehung nah und durch alle ihre Traditionen aufs engite 
mit der Monardie verbunden, ihre Hauptautoritäten hatten in feierliben Berfammlungen 
die ſeltſamen Grundfäge Filmer's adoptirt. Auf der andern Geite hatte ih in den Puritanern 
eine durch ihre Zahl und ihr Gewicht furdtbare Sefte erhoben, welche ih mit Begeifterung der 
Lehre Calvin's von der Prädeftination und der Gnadenwahl angeſchloſſen hatte und eine 
Theofratie im evangeliichen Geifte erftrebte, nach welcher das ganze öffentlihe Leben nid 
weniger als das ded einzelnen dem ausſchließlichen Dienſte Gottes geweiht fein ſoll, nach welcher 
alfo alle weltlihen Beichäftigungen, fomeit fie nicht zur Nothdurft des Lebens gehören, und alle 
weltlihen Bergnügungen nicht zu rechtfertigen iind. Staat und Kirche follen vemnad nur dem 
Einen Zwede dienen, eine Gemeinde ber Heiligen herzuftellen zur Ehre Gottes. Es leuchtet ein, 

daß eine ſolche Auffaffung des Staatszwecks mit einem üppigen und nad ihranfenlojer Herr: 

ſchaft ftrebenden Hofe von felbft in Collifion gerathen mußte, und Daß ver Sag, day man Gott 
mehr gehorhen müſſe ald den Menfchen, Gemütber, welche durch Unterdrückung gereizt waren, 
leicht in eine Stimmung verfegen Fonnte, weldhe der Monardie überhaupt feindlich war. Ab: 

gefehen von den Fleinern, vielfadh auftauchenden Sekten und Parteiunterihieden jand ber 
Puritanismud feine milvefte Form in der mweitwerbreiteten Vartei der Preöbpterianer, feine 
Eulmination in ber der Indepenbenten, welde alle Überorbnung der Synode verwarfen und bie 
abfolute Unabhängigkeit (Independenz) jeder einzelnen Gemeinde behaupteten. Bon ibnen 
wurbe der Gedanke des Reichs der Heiligen bis zu den äuferften Conſequenzen verfolgt: die 
unbedingtefte Unterwerfung aller Weltlihgefinnten unter das Regiment der von Gott erleub: 
teten Heiligen mar dad Ziel, das fie mit wunderbarer Energie verfolgten. Sehr befannt iſt ibr 
Sieg über die Monardie, die Aufhebung ded Parlaments, in dem die Vreöbyterianer das 
Übergewicht hatten, die Vernichtung jedes Widerftandes von feiten der großen Volksmenge, die 
feiner Partei dauernd ergeben, aber eines Solvatenregimentd gänzlih ungewohnt war. Se— 

lange Cromwell lebte, blieb die Herrihaft der Independenten unerfhüttert, nad feinem Tode 
führte die Spaltung der bid dahin für unüberwindlich gehaltenen Armee den Sturz ihrer Madt 
berbei. Aber auch wenn ein mit venjelben Herrichergaben wie Grommell ausgerüfteter Hührer 
an ihre Spige getreten märe, hätten fie fih nicht auf die Dauer behaupten fönnen. Schon ift 
politisches Ziel ließ died nicht zu. Zwar ging daffelbe auf volle Demokratie, aber das ganze 
Volk follte durch eine ſtrenge Kirchenzucht erft befähigt werden, die Herrſchaft zu führen, zu der 
allein die Heiligen berufen feien. Solange ſich diefe finftern und tapfern Shwärmer in einer 
geichloflenen fieggeübten Armee fanden, vermochten fie felbft ein an Freiheit gemöhntes Volf 
niederzubalten, aber es war klar, daß weder jener religiöſe Fanatismus einen großen Theil des 
Volks ergreifen, no aud die Armee dauernd aus denjelben Beftandtheilen zufammengeirg: 
bleiben konnte wie zu den Zeiten Cromwell's. 

Bald nad der Reftauration von 1660 ſchien die Bartei, melde gegen Karl J. gekämpft hatte, 
vernichtet. Die Epiffopalfirhe, melde während der Herrſchaft ver Independenten berabar: 
würdigt und beraubt worden und durch die Rückkehr der Stuart zu den alten Ehren und dem 
frühern Bejig gelangt war, war lauter als je in Verfiherungen ihrer unwandelbaren Anbäng: 
lichkeit an das Königthum und unermüdlich in der Verfolgung der unterbrüdften Seften, nid 
nur ber Independenten, jondern auch der Presbyterianer, Die doch einen ſehr weſentlichen Anıpril 
an der Rückkehr des verbannten Königs gehabt hatten. Die Misregierung des in Unſittlichkeit 
verſunkenen Karl II. hauchte der zu Boden geworfenen Partei neues Leben ein, und der unſinnige 
Verſuch des Eopflofen und torannifchen Jakob IL, der katholiſchen Kirche über die epijfopale vad 
Übergewicht zu verſchaffen, rief die Revolution von 1688 bervor. Um diefe Verbindung zu 
vollführen, war eine Verbindung der Toried mit den Whigs nothiwendig, und eine jolde hatte 
noch vor kurzem unmöglich gefehienen. Es bedurfte eines Übermafes der Tyrannei, um die 
Bande zu trennen, weldhe die alte Gavalierpartei an das Haus Stuart feffelte. Aber dur die 
BDetheiligung der großen Mehrzahl der Toried an der Vertreibung Jakob's war das unterfchei: 
dende Parteizeihen, die non-resistence, nothivendig und für immer aufgegeben, und wenn 
auch die dur die gemeinfame Gefahr hervorgerufene Freundſchaft der beiden Parteien den ge: 
meinfamen Triumph nicht überbauerte, fo Eonnten doch auch die Tories, nachdem fie jih gegen 
ihren rechtmäßigen König erhoben und zur Feftitellung einer uſurpatoriſchen Regierung mit: 
gewirkt hatten, ihre alte Theorie nicht wieder aufnehmen. Die Lehre von dem göttlihen Rechte 
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der Könige und der Unzuläfjigfeit des Widerſtandes batte ven Todesſtoß erhalten, und eben dies 
macht die englifhe Revolution zu einer fo bedeutfamen und wohlthätigen Epoche nicht blos für 
die Geſchichte Englands, jondern aud für die Entwickelungsgeſchichte der übrigen europäifchen 
Staaten. Denn nachdem unter einer ufurpatoriichen Negierung die Schranfen der königlichen 
Gewalt feft und unzweifelhaft beftimmt, nachdem die Rechte der Staatsbürger und die Unpar— 
teilichfeit der Gerichtshöfe fihergeftellt waren, und ald England unter ven folgenden nicht minder 
ufurpatorifchen Regierungen in einer Weife profperirte und emporblühte, wie es der fchärffte 
Beobachter zur Zeit der Revolution nicht hatte ahnen können, da wandten ſich die Augen alter, 
welche Die Nachtheile des feftländifhen Abfolutismus klar erfannten, nad England als nah 
demjenigen Lande, von dem ber allein alles Heil zu erwarten, deſſen Verfaffung ein leuchtendes 
Vorbild für alle übrigen Staaten fei. Oft freilich geſchah dies mit Unkenntniß des eigentlichen 
Weſens diefer Berfaflung, oft auch, indem man die Vergangenheit und die befondern Eigen: 
tbümlicgfeiten des Landes, deſſen Ginrihtungen man als unbedingt nabahmungswertb empfahl, 
nicht genug berückſichtigte. So ift Montesquieu's Syſtem des Gleichgewichts der drei Gemwalten 
im Staate, der gejeggebenden, rihterlihen und ausübenden, ohne Zweifel ein verunglückter 
Verſuch, die engliſche Berfaffung auf das Feftland hinüberzuverpflanzen, jo wenig auch fonft 
die Berdienfte des berühmten Verfajlerd des Werkes vom Geift der Gefege unterfchägt 
werden follen. 

Während des größten Theils des 18. Jahrhunderts war indeß die Fürſtenmacht zu feft- 
gewurzelt, die Ehrfurdt vor ihrer Autorität noch zu wenig erfhüttert, ald daß Theorien über 
freie Berfaffungen mit wirklicher Volfsrepräfentation eben mehr ald Theorien werden fonnten. 
Allein die nothwendige Folge der Regierung und des Privatlebend Ludwig's XV. und vieler 
Fürften des Fefllanded war dad Schwinden ded Vertrauens und aller fittlihen Bande, melde 
die Bölfer an ihre Herricher feffelten. Wenn die Lehre des Hugo Grotius fhon die Superiorität 
des Volks über den Negenten offen ausgefproden hatte und zu dem Nefultat führte, daß 
das Volk berechtigt fei, Schlechte Negenten abzufegen, jo entjtanden in der legten Hälfte des 
18. Jahrhunderts Theorien, melde in diefer Beziehung alled Bisherige weit überboten. Bon 
bervorragender Bedeutung ift durch die Folgen für die fpätere Parteiftellung die Lehre 
Rouſſeau's. 

Es iſt durchaus nicht zu verwundern, daß gerade in Frankreich die ausſchweifendſten Doc- 
trinen über die natürlichen und unveräußerlichen Menſchenrechte entſtanden ſind und neben dem 
thatſächlich beſtehenden Abſolutismus Anhang und Verbreitung fanden. Nehmen wir auch 
keine Rückſicht auf den lebhaften Geiſt und erregbare Phantaſie der Franzoſen, ſowie auf ihre 
Geneigtheit, Theorien, zu oft ohne gründliche Forſchung, aufzuſtellen, ſo hat kein großes Land 
Eutopas im vergangenen Jahrhundert durch Misregierung mehr gelitten als Frankreich, und 
nichts ifterflärlicher, ald dat in einen geiftreichen Volke voll Selbfigefühl und nationalen Stolzes 
patriotifhe und von Mitgefühl für die leidenden Klaffen ihrer Mitbürger erfüllte Männer auf: 
treten, deren Gifer für die Abftellung des Misbrauchs der Negierungsgemwalt es ihnen ſchwer 
macht, Geretigfeit zu üben. Es kommt hinzu, daß Frankreich ein katholiſches Land ift, denn 
ihon im Mittelalter war von den Vertheidigern der päpſtlichen Gewalt der Grundſatz auf: 
geftellt und vertbeidigt worden, daß der Papft die Macht habe, Könige abzujegen und die Unter: 
thanen ihres Eides zu entbinden, da die weltliche Obrigkeit nur mittelbar, nämlih durch den 
Tapft von Gott ſei. Die Jefuiten waren weiter gegangen und hatten behauptet, die weltliche 
Obrigfeit jei von Gott mitteld des Volks. Chriſtus Habe, fo lehrten Lainez, Bellarmin, 
Suare;, dem Betrus und jeinen Nachfolgern die gefammte geiftliche Gewalt verliehen, die welt: 
liche aber ſtamme nur im allgemeinen, in abstracto, von Bott, fie jei nicht einem beftimmten 
Menſchen, nicht einer beftimmten Obrigfeit in concreto gegeben, von der fie der Fürft wie- 
derum babe. Es könne daher aud dad Volf aus gerechten Urſachen (si legitima causa adest) 
dem Fürften oder der Obrigkeit die übertragene Macht wieder entziehen. Die Abſicht der Jeſui— 
ten war hierbei freilich, die weltliche Macht der geiftlihen unterzuftellen, aber die Behauptung 
der Entziehbarfeit der weltlichen Gewalt durch die Unterthanen führte zu Conſequenzen, welche 
zwar den Begründern jener Theorie febr fern lagen, allein weientlih dazu beitrugen, dem 
Spftem Rouſſeau's Gingang zu verfharfen. 

Hugo Grorius und feine Anhänger hatten gelehrt, daß der Menſch von Natur frei jei, daß 
er aber dieje Freiheit vertragsmäßig einfchränfen und jelbft darauf verzichten könne. Rouffeau 
dagegen trat in feinem vielbefprochenen Werfe „Du contrat social’ zuerft mit der Lehre von der 
Unveräußerlihfeit der Freiheit auf. Die Menſchen find nit allein im Naturzuftande 
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frei, fondern fie können ſich aud vertragsmäßig feiner Autorität unterwerfen; wie das Leben ein 
unveräußerlides Gut ift, fo ift auch die Freiheit ein unveräußerliches Recht des Menſchen, und 
zwar dergeſtalt, daß fih der Menſch nicht nur nicht rechtmäßig in die Sklaverei verkaufen, 
fondern fi ebenfo wenig mit rechtlicher Wirfung einer politifhen Gewalt unterwerfen fann, 
Wo eine folche factifch befteht, eriftirt nicht das Verhältniß eines Rechts dem Volfe gegenüber, 
fondern umgekehrt dad Verhältnig eines Befehls von feiren des Volks an die beftehende Obrig— 
feit, ſodaß erſteres nicht nur die höhere Macht, ſondern felbft Obrigkeit ift, jelbft fortwährend 
die höchſte Gewalt im Staate audübt. Es ift demnach dieſe Gewalt des Volfs ſchlechthin un: 
übertragbar. Wol kann dad Volk irgendjemand mit der Vollziehung beauftragen, aber 
nicht ihm die vollgiehenne Gewalt ſelbſt übertragen, e8 kann eine Regierung inftituiren unter 
einer beliebigen Form, ald Monarchie, Ariftofratie, Demokratie, aber nit unwiderruflich, nidt 
fo, daß es nicht berechtigt fei, die von ihm eingefegte Regierung jeden Augenblid ihrer Macht zu 
entkleiven. Weil alfo das Volk jeven Augenbli im ungetheilten Befige der Gewalt bleiben 
muß, ift auch feine repräjentative Berfaffung ftatthaft, venn in einer jolden übt das Wolf nur 
in Einem Moment fein unveräußerlihes Recht aus, in dem der Wahl, alsdann wird es Sflax 
der Berfammlung, die e8 gewählt hat. Keine Fundamentalgefege, feine Verfaſſung, auch nicht 
eine ſolche, die es ſich felbft gegeben hat, feine erworbenen Rechte fünnen das Volk redtlih 
binden, die Volfägewalt iſt nothwendig rehtlih unumfhränft, undebendeshalb, weil Erinerlei 
Rechte der Individuen gegen den Willen des Volks geltend gemacht werden können, muß auch 
eine abfolute Gleichheit aller beftehen. Der urfprüngliche Zuftand der Gleichheit darf nicht zu 
Bunften einzelner aufgegeben werden. Es muß demnach jeder Staatdangehörige völlig gleichen 
Antheil an der Gejeggehung haben. Unzuläfjig ift jede Bevorzugung der Geburt, des Befiges, 
bes Standes, jeder befondere Geritöftand, jede Innung mit corporativen Rechten; jedes 
Individuum muß dem andern völlig gleihftehen. Das Volk übt feine Souveränetät fletd nur 
nad Kopfzahl, denn nur dann ift die Gewalt des Volks feine Veräußerung der Freibeit, 
wenn jeder von dem andern gerade fo viel eingeräumt erhält, als er ihm einräumt, nur dann 
ift die Unumſchränktheit ver Volfsgewalt fein Despotismus, wenn die Volksgewalt daffelbe if 
mit dem Willen jedes einzelnen. 

Mit dieſer legten Schlußfolgerung ift denn freilich auch die Kritif der ganzen Theorie 
Rouſſeau's gegeben. Denn die Freiheit des einzelnen ift völlig ebenſo gut veräußert, wenn rt 
ih dem Willen ver Majorität, ald wenn er ſich irgendeiner andern Gemalt unterwirft, er hat 
auch im erjtern Fall nur Ginen Moment der Freiheit, den, in welchem er ſich entſcheidet, ter 
Mehrheit gehorchen zu wollen, oder, um genauer zu reden, gar feinen ſolchen Moment, wril 
nach jener Lehre das Net der Majorität ein an jich beftehendes, nit von dem Einzelwillen 
abhängiges ift. Allerdings ift die Möglichkeit vorhanden, daß der Wille der Mehrheit vem des 
einzelnen entfpricht, allein dieſe Möglichkeit erfegt um fo weniger die Gefahr, einem unbedingten 
Despotiömuß zu unterliegen, je größer die Gefahr ift, daß die Mehrheit nicht der Stimme des 
Rechts und der Bernunft, fondern der Leidenschaft und den Wünſchen jelbftjüchtiger Demagogın 
folgt. Rouffeau meint freilich, wo fein Sonderrecht geduldet werde, werde ed auch feine Sonder— 
intereffen geben, aber dieſe Anjicht beruht auf einem gewaltigen Irrthum. Es bleibt der Grgen: 
jag von Reihthum und Armuth, der Unterſchied von Alter, Geſchlecht, phyſiſcher Kraft, geifti: 
ger Begabung und Ausbildung, der Unterſchied, den die verfhiedenen Berufsbefhäftigungen, 
die militärifhen oder bürgerlichen Talente, die religiöfen Anfihten wie jede andere Überzeugung 
mit ih führen; ein dauerndes und geordnete Staatäleben, Sicherheit des Eigenthums, religiöſe 
und politifche Freiheit it in Wirklichkeit mit vem Syſtem Rouſſeau's unvereinbar. 

Aud hat dieſes Syftem Die Probe der praftifhen Durchführung feinen Augenblid beſtanden. 
Die Verſuche, welche während der Franzöſiſchen Revolution in diefer Richtung gemacht murten, 
führten unmittelbar zur zeitweiligen Herrſchaft einzelner, von der Gunft der unterften Klafien 
der parijer Bevölferung getragenen Bürger und bald genug zur deöpotiihen Gewalt des ſieg— 
reichen Felbherrn. Aber während Napoleon fein eiſernes Scepter über einen großen Theil des 
europäifchen Fefllandes ſchwang und jede Regung eines freiheitlihen Geifted gemaltfam unter: 
drücte, wirkten jene Grundwahrheiten von der Unveräußerlichfeit ver Menſchenrechte, von denen 
die Rouſſeau'ſche Theorie nur eine Abirrung gewefen war, im ftillen mächtig fort. Die Fürſten 
ſelbſt Hatten an die Ideen der Neuzeit appelliren mülfen, um den deutſchen Boden von dem 
fremden Joche zu befreien. Als die Welt wieder ruhig geworden war, waren neue Parteien auf 
den Schauplag getreten, die wir im wefentlihen noch heute wiederfinden, wenn aud damals 
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ihnen eine auf ein einheitliches und Fräftiges Zufammenmirken berechnete Organifation voll: 
fländig ermangelte. 

Talleyrand war auf dem Wiener Congreß mit dem Princip der Legitimität aufgetreten. 
Er war keineswegs, wie man oft gefagt bat, der Erfinder der auf dieſem Princip fußenden 
Iheorie, ed war die alte Lehre von dem göttlihen und unveräußerlien Rechte ver Fürſten, die 
bier nur in neuen Gewande und den Umftänden der Zeit angepaßt unter einem veränderten 
Namen auftauchte. Das fürftliche auf jenem Congreß allein vertretene Intereffe ließ allerdinge 
eine confequente Durchführung diefer Theorie nicht zu. Napoleon, der in zahlloien officiellen 
Shreiben, Staatdverträgen, Friedensſchlüſſen ald Raifer anerkannt, der durd die Bande des 
Bluts und der Berfhwägerung nıit den älteften deutſchen Fürftenhäufern verbunden war, wurde 
ald Ufurpator behandelt, fein glüdliher Unterfeloherr, der dur Volkswahl die Erpectanz auf 
den ſchwediſchen Thron erlangt hatte, aber rechtzeitig dem Bunde gegen feinen ehemaligen 
Gebieter beigetreten war, ward mit Hintanfegung der Nechte des legitinien Königshauſes an: 
erfannt. Es lag jedod eine gewiſſe Wahrheit in den Worten Talleyrand’s, daß er denen, die 
nur burch ein gemeinſames Intereſſe verbunden ſeien, ein Prineip bringe, und daß dieſes Princip 
allein dem, was nur auf Eroberung berube, bei der bevorftebenven Theilung der Gebiete die 
Beltätigung des Rechts verleihen Fünne. Mit den Worte Legitimität wurde endlich alles 
erflärt und beichönigt, was endlich im Fürftenintereffe vereinbart und an den Völfern ver: 
broden war. 

Die Partei, welche man jegt vorzugsweiſe fegitimiften zu nennen pflegt, hat ihren Urſprung 
in Frankreich, wo fie ih im entſchiedenſten Gegenfage zu der Noufleau’fchen Lehre von der 
Souveränerät ded Volks beranbilvete. Der Mittelpunft diefer Doctrin ift das von Gott 
ſtammende Königthum, die Unabhängigkeit veffelben vom Volkswillen. Infoweit hat fie mit 
der alten Lehre der englifchen Tories von der patriardhalifhen Negierungsgewalt eine gemein: 
fame Grundlage. Nur nahm die hiſtoriſche Fortbildung diefer Partei in beiden Ländern einen 
ſehr verſchiedenen Verlauf. Die Englifhe Revolution hatte eine Nüdfehr zum Prineip der 
Unredtmäßigfeit des offenen Widerſtandes gegen die königliche Autorität zur Unmöglichkeit 
gemadt. Zwar vertraten die Toried noch immer die althergebrachten Zuftände, die Erhaltung 
der Privilegien der Ariftofratie, die Verfaffung in ihrer durch Verjährung geheiligten Form; 
aber ihr Berhältniß zu dem durch die Revolution auf den Thron erhobenen Königshauſe war 
fühl, und ed ging diejer Partei fomit ein wefentliches Lebenselement ab, bis die Franzöſiſche 
Revolution ihr neuen Aufſchwung gab und neue Begeifterung einhauchte. In feiner neuen 
Geftalt, ald Gegenſatz zu den deftructiven Tendenzen, die in Franfreih an der Tagedordnung 
waren, fand der Toryidmus einen glänzenden Wortführer in Edmund Burke. Es fiel ihm nicht 
ein, dad Princip des Nichtwiderftandes zu vertheidigen, und nichts lag ihm ferner, als für den 
Abſolutismus dad Wort ergreifen zu wollen, aber er Fämpfte mit außerordentliher Kraft für 
die engliſche Berfaffung in ihrem damaligen Beftande gegen alle Angriffe, welche deren ehrwür— 
digen Bau umzuftürzen drohten. 

Andere in Franfreih. Hier handelte e8 ſich während ver Nevolution zunächſt um vie 
Griftenz des Königthums überhaupt, von welcher die bevorrechtete Stellung des Adeld und der 
Staatskirche abhing. England, wo die jüngern Söhne der Peers einfache Bürgerliche waren 
und fortwährend neue Mitglieder in dad Haus der Lords aus dem Volk aufgenommen murben, 
bat niemals einen Adel in dem Sinne gehabt wie Frankreich, wo die Geburtsariftofratie durch 
eine breite Kluft vom Volk getrennt war. Der englifhe Toryismus vertritt daher, während 
ibm das Königthum jehr in den Hintergrund getreten ift, die geſammte Verfaſſung, der Fran: 
zöftfche Legitimismus das erbliche Königthum. Daher unterſcheiden fi auch die Ausführungen 
des berühmteften Vorkämpfers ver Regitimität, des ſavoyiſchen Grafen ve Maiftre, vollftändig 
von denen des Engländerd Burke. Während der legtere, völlig nüchtern und praftifch, jede 
Verfaſſung, die ih auf organifhem und geſchichtlichem Wege entwidelt hat, ald zu Recht 
befte hend gegen jeden revolutionären Umſturz in Schutz ninımt, erblickt jener nur in der erblichen 
PMonardie die von Gott gebotene Ordnung, in dem Geburtsadel ein auserlefenes Gejchlecht, in 
der Erhebung des Volks gegen den Monarchen gleihmäßig einen Verrath gegen den König 
und einen Abfall von Gott. Das geheiligte Recht der Erben Ludwig's XVI iſt nod immer das 
Feldzeichen der Legitimiften Frankreichs. 

In Deutihland fanden die Ideen der Nevolution zwar um fo mebr einen bereiteten Boden, 
als der ‚aufgeflärte Despotismus“ mebrerer Fürften, wie namentlich Friedrich's des Großen und 
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ſchränktheit der deutſchen Fürſten durch die Franzoͤſiſche Revolution nicht im mindeſten erſchüttert, 
die Siege der franzöſiſchen Waffen verbanden im Gegentheil Fürſten und Volk noch enger. Als 
jedoch dad fremde Jod abgefhüttelt war und das deutſche Wolf ſich den verheißenen Lohn feiner 
Anftrengungen hatte aus den Händen winden laffen, wurden aldbald zwei Hauptparteirichtungen 
ſichtbar, die zwar nod nicht in georbneten Heerlagern, unter beflimmten Kührern und Partei: 
namen auftraten, allein fenntlid genug entweder die Rückkehr zu den alten Zuftänden oder den 
Fortſchritt zu einem wahrhaft conftitutionellen Staatäleben erftrebten. Die legtere Partei ftand 
offenbar auf völlig lovalem Boden, denn die Bundesacte hatte jedem einzelnen deutſchen Staate 
eine landſtändiſche Verfaſſung feierlich garantirt; erftere fand ihre natürlihe Stütze an ben 
Machthabern und verfuchte eine wiflenfhaftlihe Begründung in der Lehre Haller's, die im 
wejentlihen mit dem Programm übereinftimmt, mit welchem Geng in Karlsbad erſchien. Seit 
der Julirevolution wurde diefe Doctrin namentlid dur dad „Politiſche Wochenblatt” vertre— 
ten, dad man oft ald Vorläufer der „Kreuzzeitung“ bezeichnet hat. 

Haller geht von dem Örundgedanfen aus, daß alle Bande, welche die Menſchen untereinander 
verbinden und den Staat bilden, auf einem Naturgefege beruhen, nämlid auf der Bedürftigfeit 
einerjeit# und dem Übergewicht andererfeitd, aljo auf dem Rechte des Stärfern. Das Bedürfniß 
hat ven Menjchen dahin geführt, fi den Fürften zu unterwerfen, eben wie das Kind dem Vater, 
der Schüler dem Lehrer, der Kranfe dem Arzte gehorcht. In gleicher Weife find die Abhängig: 
keitsverhältniſſe i imengern Kreiſe entftanden, z. B. Oberherrlicfeit und Gerichtsbarkeit über vie: 

jenigen, denen es geftattet ift, fih auf dem durch uͤbermacht erworbenen Grundbefige anzufiedeln. 

Nicht aljo der Vertrag ift ed, der den Staat bildet, ſondern die Nothwendigfeit, melde den 
Bedürftigen zwingt, bei dem Mächtigen Schug zu juhen. Eonjequent hätte Haller nun zu dem 
Refultat kommen müſſen, daß das Wolf berechtigt jei, vem Fürften ven Gehorſam zu Fünpigen, 
jobald es glaubt, ihn entbehren zu können, gleihwie der Sohn den Vater verläßt, wenn er jih 
emancipirt, der Schüler den Lehrer, wenn er genug gelernt zu haben glaubt, und der Kranke 
den Arzt, wenn er gejund wird. Diefer Schlußfolgerung aber weicht Haller aus, indem er den 
zweiten Grundgedanfen ausſpricht, daß die Fürftengewalt, wie jede andere Gewalt, nur zu 
feinem eigenen Nugen da ift, alfo einen rein privatrechtlihen Eharafter Hat. Das Land, welches 
er regiert, ift urfprünglich fein Gigenthum und ven Unterthanen nur unter der Bedingung von 
Gegenleiftungen überlaffen, die Beamten jind feine Diener, und es ift fein Unterſchied zu machen 
zwijchen einem KHofbeamten und einem Beamten der Juftiz. Da fein Reht alſo ein reines 
Privatredt ift und wie alle Privatrechte gefhügt werden muß, darf jein Wolf es ibm nidt 
entreigen, ihn nicht abjegen. Der Conſequenz Fann Haller fich freilich nicht entſchlagen, daß aus 
das Volf dem Fürften gegenüber Rechte hat, die ebenfalls rein privatrechtlicher Natur find, und 
daß es einer gewaltfamen Verlegung biefer gewaltfamen Widerftand entgegenfegen darf. Zu 
dem abjurden Gedanfen von dem rein privatrechtlihen Charafter ver Fürftengemwalt, wonad die 
Regierung blos ein Recht, nicht auch eine Pflicht, ver Krieg blos eine Fehde des Fürften ift, und 
die Völker zu bloßen Mitteln herabfinfen, it Haller eineötheild durch die Furcht vorgder Revo: 
Iution verleitet, die ihm Offentlichkeit und Öffentliches Recht hat als gleich erſcheinen laflen mit 
Volföjouveränetät, anderntheild durch ein gänzliches Verkennen des geihichtlichen Verlaufs, 
welcher gerade den urjprünglidhen mehr patrimonialen Charakter der Einrihtungen in den 
deutſchen mittelalterlihen Territorien immer vollftändiger überwunden hat. Bei alledem zählt 
diefe Theorie noch immer vereinzelte Anhänger. 

Unter den Fractionen der Partei, die ih in Deutſchland feit 1848 vorzugsweiſe die legiri: 
miftifche nennt, befteht eine, deren Ziel mande Äehnlichkeit mit dem Haller's hat, die ſich aber 
auch am weitelten von den Anforderungen der Gegenwart entfernt. Diefe Fraction beftebt aus 
den Anhängern ded alten Feudalſtaats. Die Abficht diefer feudalen Partei, die zu unferer Zeit 
namentlich im preußiſchen Herrenhaufe fi bemerfbar madıt, geht dahin, ven Staat, wie er vor 
1789 beftand, und jelbft die Einrichtungen, die vor der Durhbildung des fürftlihen Abſolu— 
tismus in Geltung waren, möglichſt vollftändig ind Leben zurüdzurufen. Sie verwahrt id, 
und zwar aufridtig, gegen den Vorwurf des Strebens nad Unumſchränktheit der fürftlichen 
Gewalt. Sie will in der That eine Befhränfung der landeöherrlihen Gewalt, aber nit durch 
eine Vertretung der Nation als jolder, ſondern durch bevorrechtete Unterthanen, die dem Landes: 
herrn als perjönlich Getreue verbunden jind, innerhalb ihres Gebiets aber Autonomie befigen 
und jelbit Obrigkeit find. Der Gutöherr auf dem Lande, die Magiftrate in den Städten üben 
ihre Sunctionen nicht ale Träger der Staatögewalt, fondern Fraft perſönlicher Autorität und 


Parteien 319 


Berechtigung, wie der Landesherr jelbft, nur eine Stufe tiefer. Die Landesvertretung vertritt 
in gefonderten Ständen ihre Rechte dem Fürften gegenüber und wird gebildet aus den Häuptern 
ver Fleinen Herrſchaften, in welche der Staat zerfällt, ven Gutsherren ald Batrimonialobrigfeiten 
und den Bürgermeiftern als Obrigfeiten ver Städte. Von einer Vertretung ber großen Maſſe 
des Volks ift natürlich die Rede nicht, noch weniger von einem einheitlihen Zufammenmwirfen 
der Bevölferung irgendeined größern Territoriums zu gemeinfanen politiihen Zweden; bie 
intergebenen jeder einzelnen Herrſchaft, jedes beſondern Guts, jeder freien Stadt haben die 
Wahrnahme ihrer Interejjen der Regierung gegenüber vertrauensvoll ihren refpectiven Obrig- 
feiten zu überlafen. Kurz, es ift ein Verſuch, das Mittelalter in feiner ganzen Glorie, mit 
teinen Edeln und linfreien, der Abgeichloifenheit der Stände und Zünfte, ven Gerechtſamen 
bevorrechteter Familien und ariftofratifh eingerichteter Gorporationen wiederherzuftellen. Es 
ſcheint kaum glaublich, daß man ſolche Borftellungen zu unferer Zeit noch als ein zu erftrebendes 
Ziel Hinftellt, daß man die ſtändiſche Gliederung, wie jie, durch das Bedürfniß geboten, faft den 
ganzen Zuftand des Mittelalters erfüllte, noch jegt für möglih Hält. Im Mittelalter vertraten 
Prälaten und Ritterihaft naturgemäß das Land, erftere als alleinige Vertreter der geiftigen 
Bildung, leßtere als weientliher Beſtandtheil des Heeres und fomit ald Beihüger des Landes, 
wenigſtens gegen auswärtige Feinde, beide zufanınıen als die großen Grundhefiger, von denen 
taft das gefanımte Landvolk abhängig war; die ummanerten und gräbenumzogenen Stäbte 
waren der einzige Hort einer ſich kräftig entwickelnden und jelbftändigen Induſtrie. Jetzt if die 
Wiſſenſchaft jeit Jahrhunderten ein Gemeingut geworben, die Landesvertheidigung ift feit langer 
Zeit zu ſchwer geworben für die Schultern des Adels, der Unterſchied zwiſchen Stadt und Land 
im alten Sinne iſt gänzlich geihmwunden, Aber es iſt das eigenfte und unveräußerliche Kennzeichen 
des echten Junkerthums, daß ed noch immer Borrechte in Anjprud nimmt, wo es längft nicht 
meht im Stande ift, Gegendienfte zu leiften, und daß es die Auszeichnung, welche Geburt, Rang 
und Befig mit ſich führen, nicht als Mittel im Dienfte des Gemeinweſens, ſondern als Mittel 
zur Befriedigung des perſönlichen Genuſſes anfieht. Nur ein in dieſer Weife jelbftjüchtiges und 
beſchränktes Junkerthum fann eine dreihundertjährige Geſchichte und die heutigen zahllojen 
Verbindungen der Bölfer ignoriren und in unjerer Zeit ald Gegenmittel gegen die Demokratie 
auf die Aufhebung der jeit 1848 entftandenen Verfaffungen binarbeiten, ohne zu bevenfen, daß 
eine folche zunächſt nur die Rückkehr zum Abſolutismus zur Folge haben würde und diefer ſchon 
an ſich die Wiederherftellung ihrer geliebten feudaliftifhen Staatöglieverung ausjhließen würde, 
ſelbſt wenn fie ſonſt möglidy wäre. 

Bon diefen kurzſichtigen Verehrern der Vergangenheit wendet man ſich ſchon mit einer 
gewiffen Befriedigung zu einer andern Fraction der Legitimiften, den Anhängern der abjoluten 
Monarchie, deren Ideal das Königthum ift, wie es vor der Franzöſiſchen Revolution beftand. 
Dieſe wollen natürlich nicht einen orientaliſchen Despotismus, nicht, daß der Herrſcher nach 
reiner Willkür ſeine Unterthanen tödten, verſtümmeln, einkerkern, ihres Eigenthums berauben 
kann, aber er ſoll nicht durch verfafſungsmäßige Rechte, nicht durch Landſtände mit beſchließender 
Stimme, ſondern nur durch Sitte und traditionelle Regierungsweiſe beſchränkt ſein. Es mag 
unter den gegebenen Verhältniſſen nützlich und nothwendig erſcheinen, daß ein Staatsrath ihm 
zur Seite ſtehe, es mögen berathende Stände berufen werden, aber die Entſcheidung ſoll zuletzt 
doch in der Hand des Landesherrn liegen, ſein Wille maßgebend ſein. Man beruft ſich auf das 
Gebot der Schrift, welche die Unterthänigkeit unter die von Gott verordnete Obrigkeit gebietet, 
auf Die politiiche Zweckmäßigkeit, die bei einer Trennung der Gewalt eine Reibung zwiſchen ven 
beiden Factoren, König und Landesvertretung, unvermeidlih made und nadı dem Beiſpiele 
Englands eine Gorruption der legtern von oben her herbeiführe, endlich auf die Erfahrung, 
welche zeige, daß unter einem unumfchränften Regiment Preußen, Ofterreih, Frankreich und 
Rufland eine lange Laufbahn des Ruhms und ves Glücks durdlaufen haben, Dabei wird 
überfeben, daß dad Chriſtenthum mit jeder Verfaſſung verträglich ift, daß eine Friction zwischen 
zwei Bactoren der Regierung, fofern nur beiderſeits die verfaſſungsmäßigen Schranfen inne: 
gehalten werden, an jih durchaus fein Übel ift, fondern im Gegentheil wahrſcheinlich zu der 
Wahl des zweckmäßigſten Auswegs führt, da in ſolchem Falle die verjhiedenen Meinungen 
und Das Interefje aller Staatdangehörigen discutirt werden können, daß endlich eine Verfaſſung 
in Der einen Zeitperiode jehr wohl angemeffen fein fann, die in der andern völlig unhaltbar ift, 
und dad eben darum die Erfahrung nichts beweift. Einen Herrſcher, wie Friedrich Wilhelm 1. 
eö war, würde das heutige Preußen nicht prei Monate lang ertragen. 

(Sine weitere Fraction der Zegitimiften, bie feit 1848 inımer mehr Boden gewonnen und in 
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Friedrih Julius Stahl eine bedeutende wilfenfchaftlihe Vertretung gefunden bat, ſucht den 
Grundgedanken der Legitimität, die Obrigfeit von Gottes Gnaden, mit der unverfennbaren 
Aufgabe unferer Zeit, ein Staatsbürgerthum und eine VBolfövertretung mit wahrhaft conſtitu⸗ 
tionellen Rechten herzuftellen, in Einklang zu bringen. Stahl felbft bezeichnet die Anhänger 
feiner Partei ald die „inftitutionellen Begitimiften”. Er will dad Königthum nicht ald ein vom 
Volke übertragenes Amt, fondern als eine von Gott ſtammende Autorität, die geſchichtliche 
Gontinuität und das biftorifche Recht, eine natürliche Gliederung der Geſellſchaft. Er erfennt ed 
als ein Gebot der Zeit, „daß die Verhältniffe ver blos perſönlichen Gewalt ſich fortbilden zu 
Einrihtungen und Inftitutionen von innerer Geſetzmäßigkeit“, aber die alten geſchichtlichen 
Herrſchaften follen damit nicht verfchwinden, fondern zu Einem ungetheilten in jich gegliederten 
Reiche werden. Die Gemeinſchaft der Nation foll das Erfte und Oberfte fein, in welchem alles 
feine Wurzel und Grundlage hat, und erft auf dieſer Grundlage follen ji die Menichen für 
gewifle Beziehungen in Klaſſen und Stände fondern und gruppiren. Die alte ftändifche Ver: 
faffung joll die Bajis, der terminus a quo bleiben und nur fortgebilvet werden aus dem blos 
privatrehtlihen in den Öffentlich rechtlichen und flaatlichen, aus dem blos ſtändiſchen im den 
nationaleinheitlihen Charakter. Alle Hinterjäffigkeit, Batrimonialität, Untervafallenidaft, 
wonach alle Unterftehenden, namentlich die Landbevölkerung, dem Staate nur mittelbar an— 
gehört, joll, wo fie noch befteht, ein Ende haben, jeder ſoll unmittelbar und felbft Glied ver 
Nation und ihrer Gemeinfhaft fein. Dagegen foll die Landesvertretung ſtändiſch-ariſtokratiſche 
Unterlagen haben im Gegenfaß zu einer parlamentarifhen Regierung, e3 ſoll der König, trog 
der Vertretung mit befchließender Stinime, der Schwerpunft ver Gewalt bleiben, nicht Werkzeug 
einer parlamentarifchen Regierung fein, nit durd Steuerverweigerung gezwungen werden 
fönnen, Minifter anzunehmen, die ihm das zu befolgenvde Regierungsfuften vorſchreiben, er 
foll vielmehr innerhalb der gefegmäßigen Schranken nah eigenen Gewiflen und lirtbeit 
regieren. 

Wenn Stahl’3 Syſtem ſich nun auch wefentlih zu feinem Vortheile von den angeführten 
legitimiftifhen Theorien unterfcheidet und in manden wihtigen Bunften mit der Lehre der 
conftitutionellen Partei zufammentrifft, jo ift ed im Grunde doch nur ein geiftreih durchgeführter 
Verſuch, einen Mittelmeg zu finden, wo e8 feinen Mittelmeg gibt. Stahl verwirft jeden offenen 
Miderfland gegen dad Königthum von Gottes Gnaden, auch wenn ein König ih über alle 
Gejege hinwegſetzen follte. Allein wie kann von einer dauernden Beihränfung der Föniglicen 
Gewalt die Rede fein, wenn auch im äußerſten Kalle dem Herricher fein bewaffneter Widerftant 
entgegengefegt werden darf, wenn nur fittlihe und gefeglihe Schranken ihn binden follen, 
während es ihm thatſfächlich Freifteht, fich über Sitte und Gefeg zu erheben, ohne daß es den 
Unterthanen erlaubt fein foll, ihm auf anderm Wege, ald durch Paſſivität und beicheidene 
Remonftrationen entgegenzutretien? Würde Stahl das Princip der Unzuläffigfeit des Wider: 
ftandes bis zu den aller Vernunft und Humanität hohnſprechenden Gonfequenzen eines Filmer 
zu treiben wagen, würbe er behaupten, daß die Unterthanen fortfahren müßten, mit Geduld und 
Ergebenheit einem Herrſcher zu dienen, der fein Geſetz kennte ald feine eigene Laune, der feine 
Unterthanen in Maffe abfchlachtete und in die Sklaverei verfaufte, und der ntit diefen Graufam: 
keiten fortführe, bi8 Provinzen entvölkert, große Städte ohne Einwohner wären? Haben die 
deutſchen Fürften ein ſchweres Unrecht begangen, als fie Kaifer Wenzel vie Treue fünpigten, 
oder die Schweden, als fie Chriftian II. nad dem Stofholmer Blutbade des Throns für verluftig 
erklärten? Niemand leugnet, daß der Widerftand gegen vie gefegmäßige Obrigfeit nur im 
äußerften Balle erlaubt ift, und daß demjenigen, der zu diefem Mittel greift, auch der Beweis 
eines wirflihen Nothſtandes obliegt; gibt man aber einmal zu, daß ver Königsgewalt geieglide 
Schranken gezogen werben follen, jo kann man ſich auch der Gonfequenz nicht entfchlagen, daß 
er nöthigenfall® aud) muß gezwungen werden fünnen, innerhalb berfelben zu verharren. In 
England ift diefe Orenzlinie jeit langem fo genau gezogen, daß fie weber überfehen oder aus 
Unkunde überfhritten werden kann. Sollte in unferer Zeit ein König von England den unfin: 
nigen Verſuch machen, in die parlanıentarifhen Befugniffe einzugreifen, wollte er 3. B., mie 
Karll. es that, auseigener Machtvollkommenheit Abgaben erheben over von Gefegen diäpenfiren, 
jo würde allerdings nicht ein bewaffneter Aufftand erfolgen, aus dem einfahen Grunde namlich, 
weil fein Engländer es wagen würde, ven Befehlen des Königs in ſolchem Falle zu geborchen, 
und feine Hand ſich erbeben würde, um ihn bei einer verjuchten gewaltjamen Durbfübrung zu 
unterſtützen. Es it ihm daber nicht blos rechtlich, fondern auch phyſiſch unmöglich, einen ver: 
artigen geſetzwidrigen Willen zur Ausführung zu bringen. Auf dem Eontinent findet bisjegt 
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ein Fürſt auch bei heabjihtigten Verfaflungsverlegungen regelmäßig bereite Helfer, und es ift 
erklärlich, daß ein Volf viel erträgt, ebe ed zu dem äußerſten und furchtbaren Mittel greift, die 
Verfaſſung durch offenen Aufitand zu fügen. Aber ed wäre eine politifche Kurzfichtigkeit, es 
ib verhehlen zu wollen, daß aud die befte Verfaſſung feine Ausfiht auf Beſtand hat, wenn 
nah Erihöpfung aller frieblihen und geiegmäßigen Mittel noch in feinem Falle an die 
rhoftihe Gewalt appellirt werden darf. Stahl's Kehre von gefeglihen und dauernden Schran: 
ken des Königthumd und von der Unzuläffigkeit des Widerſtandes jind in feiner Weife 
vereinbar. 

Was bedeutet e8 ferner, daß der König der Shwerpunft der Gewalt fein foll? Ohne Zweifel 
gibt ed zablreihe Regierungsgeſchäfte, welche unmöglich in irgend genügender Weife von einer 
großen Verſammlung gut ausgeführt werden Fünnen, felbft wenn man in einer folden ein 
ungenöbnlihed Maß politifher Bildung und gefhäftliher Erfahrung vorausjegen wollte. 
Einige der witigflen Regierungsangelegenheiten erfordern fhleunige Erledigung, andere, für 
eine Zeit wenigftend, unverbrüchliches Geheimhalten. Aud in republifanifchen Staaten ift ein 
kleiner Ausſchuß von Männern für die eigentliche Regierung eine unabweisbare Nothwendigkeit. 
In den beſchränkteſten Monardien hat der König no weitgreifende Befugniffe. Wenn aber 
überhaupt von gefeglihen Schranfen des Königthums die Rede iſt, fo ift fiherlich vie erfte und 
nothwendigſte Befhränfung die, daß Steuern nicht auferlegt werden fünnen ohne Bewilligung 
der Volfövertretung, und mo died Princip zur vollen Geltung gelangt und ausnahmslos befolgt 
wird, da liegt aud der Schwerpunft ver Gewalt nicht mehr im König, fondern in der Volks— 
vertretung. Was hilft ed dem König, daß er oberfter Kriegäherr ift, und daß er die Entſchei— 
dung hat über Krieg und Frieden, wenn er nicht im Stande ift, einen Monat lang Krieg zu 
führen obne Bewilligung der Vertreter feined Volks? Wo ift der Schwerpunft, wenn auch die 
innere Verwaltung fofort in Stoden geräth, fobald Die Landesvertretung ihre Zuftimmung zu 
dem Regierungsſyſtem durch Verweigerung der nötbigen Geldmittel verfagt? Das Steuer: 
bewifligungsrecht ift daher auch ein Dorn im Auge der gefammten legitimiftifchen Partei, den 
man gern unter dem Vorwande der Nothivendigfeit zu zeiten befeitigt, wäre e8 auch durd einen 
Bruch des Eides aufdie Verfaſſung. Dieſes Recht, genau beobachtet, hat nicht etwa, wie bie Gegner 
jagen, eine parlamentarifhe Regierung zur Folge, aber ed zwingt die königliche Regierung zur 
Achtung vor dem entfchieden ausgefprochenen Willen des Volks, e8 macht ed ihr unmöglich, im 
geraden Widerſpruch mit der Überzeugung der Majorität der Volfövertretung die Verwaltung 
zu führen. Eine wahrhaft conftitutionelle, getreulich innegehaltene Verfaſſung führt allerdings 
mit Nothwendigkeit dahin, daß die höchſte Gewalt im Staate, die oberfte Gontrole, die endliche 
Entiheidung in den widhtigften Angelegenheiten bei der Volfövertretung, nicht bei dem König 
ftebt, wie Died auch in England jeit der Revolution ſtets der Fall gemefen ift. 

Wenn Stahl und jeine Partei Rändifh-ariftofratifche Unterlagen für die Landeövertretung 
fordern, fo ift dies einfach eine Frage der hiftorifchen Entwidelung eines Staatd und der Zwed: 
mäßigkeit. Eine Ariftofratie hat es von jeher gegeben, und eine gewiffe Art von Ariftofratie 
wird bleiben, folange die Menjchen eben Menſchen jind. Selbft unter ven Sflaven des Alter- 
thums machte e8 einen Unteridied, ob der Sflave im Haufe geboren, und weldes feine Ver: 
tihtung war. Die Abftammung von adtbaren Altern mird zu jeder Zeit ein günftiges 
Borurtbeil für die Ehrenhaftigfeit des Sohns erwecken; die Verſchiedenheit der Intelligenz, 
der Geiftesbildung, des Beſitzes wird fletd dem einen vor dem andern Vorzüge geben; wo 
fh der Glanz der Abſtammung von ruhmreichen Ahnen mit der Macht verbindet, die ſich 
an großen Grundbeſitz und Reichthum knüpft, da wird auch die höhere Stellung unter, ben 
Mitbürgern nur durd eigene Schuld verloren. Auch ift eine ſolche Ariftofratie Fein Übel, 
folange der Bevorzugte jih der mit feiner Stellung verbundenen höhern Pflichten bewußt 
if. Wie ſich im den einzelnen Ländern das Verhältniß der ariſtokratiſchen Elemente in der 
Volksvertretung am zwedmäßigften ftellt, hängt völlig von der Entwidelung des Volks und 
feiner Verfaffung ab. Das Oberhaus in England ift ein Inftitut, dad von jedem Engländer 
ald weientlicher Theil der Verfaſſung betrachtet wird, und auf welches aud der geringfte 
Einwohner mit dem Gefühl eigener Befriedigung blidt. Würde aber irgendein Verflän- 
diger es wagen, die Wiedereinführung des Adels und ein Herrenhaus für Norwegen in Bor: 
ſchlag zu bringen? Ariftofratifche Unterlagen für die Landesvertretung mögen in dem einen 
Lande höchſt angemeffen, in dem andern verberblich fein, ein allgemeines Princip, wie Stahl rö 
aufſtellt, läßt Ah nimmer vertbeidigen. Die Erfahrung hat e8 bereit vollftändig widerlegt. 

Staats-Perifon. XI. 21 
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Niemand wird dem norwegifchen Staate, wo der Adel ſelbſt den äußern Zeihen nad abgeſchafft 
ift und die Volfövertretung jeder ſtändiſch-ariſtokratiſchen Unterlage entbehrt, die Lebensfähigkeit 
abfprehen. Die praktiſche Durhführung der Theorie Stahl's führt entweder zu der rein con— 
ftitutionellen Monardie mit Aufgebung des Schwerpunfts in ver Föniglihen Gewalt und mir 
Aufgebung des Principd von der abjoluten Unzuläfjigkeit des Widerftandes oder zum thatjäd: 
lichen Abſolutismus mit Aufgebung jeder wahrhaft conflitutionellen Verfaſſung. 

Dies find die Hauptfractionen derjenigen Partei, welche ſich Heutzutage als die legitimiftifche 
bezeichnet. In ihren Refultaten gehen jie auseinander, ihr gemeinfames Band ift dad Feſthalten 
an dem, was nad ihrer Meinung Hiftorifches Recht geworben ift, und das Princip des Nicht: 
widerftandes. Aus dem erften ergibt ſich die Unproductivität der gefammten Partei oder wenig: 
ſtens das Widerftreben, diejenigen Veränderungen einzuführen, welche die riefenbaften Hort: 
ſchritte unferer Zeit, die fteigende Bildung der untern Volfsihichten, der ih in immer weitere 
Kreife vertbeilende Wohlftand, die durch die jegigen Verfehrömittel und die allen zugute 
fommenden neuen Erfindungen gemeinfam gewordenen Interejjen nothwendig madhen, aus dem 
zweiten die Möglichfeit und Wirflifeit, dag die Ausführung aud) der beiten Verfaſſung an dem 
Machtſpruche des Fürften fheitert. Wenn dennoch diefe Partei eine große Anzahl Anhänger 
zählt, fo liegt dies einestheils in jener vielen anflebenden Furcht vor gewaltſamen Neuerungen, 
andererſeits aud in ver Stellung und ven Sonderintereffen einzelner. Es ſoll durchaus nicht 
behauptet werben, daß das Intereife unbedingt ven Ausfhlag gäbe; wo aber eine Parteinahme 
nothwendig ift, werden Nüdfihten auf den eigenen Vortheil oder den ded Standes, dem man 
angehört, jelten ganz ohne Einfluß auf die Entſcheidung bleiben, Nichts ift natürlicher, als daß 
ein Fürſt feine erhabene Stellung liebt und fi in der Ausführung dev Plane, die er einmal als 
die beften erfannt hat, ungern gehemmt fieht, daß der grundbeigende Adel unwillig ift, wenn 
die Macht über feine Gutsuntergehörigen, wie fie jeine Vorfahren beſaßen, bedroht wird, daß 
der ärmere Adel nicht das einzige verlieren will, was ihm nod eine bevorzugte Stellung ver: 
leiht, daß die Armee, an blinden Oehorfam gewöhnt und früher allein dem Fürſten verpflichtet, 
fürchtet, die Auszeihnung, die ihr jegt no gewährt wird, zu verlieren, wenn jie in Wabrbeit 
ein Theil des Volks werden follte; die Kirche endlich hat zwar an ſich Feine Vorliebe für irgend: 
eine Verfaſſung, wie ſich aber die Parteien dev Neuzeit geflaltet haben, erblickt fie die Sicherheit 
und Behaglichkeit ihrer Eriftenz wahrjheinlid auf der Seite der Anhänger des. Königtbums 
von Gottes Onaden. Es ift demnach erflärlid, wenn wir in unferer Zeit ald Träger des legi- 
timen Princips in einem Staate namentlid den Fürften, die Mehrheit des Adels, der Offiziere 
und des Klerus erbliden. 

Menn aber auch die Partei der Legirimiften ih um den Thron ſchart, fo darf man fie doch 
nicht mit denen verwechſeln, welche ſehr gewöhnlich ald Anhänger der Regierungspartei bezeichnet 
werden, In jeden Staate wird ed eine Klaſſe von Menſchen geben, die, in irgendeiner Weile 
von der herrſchenden Gewalt abhängig, blos ihren Vortheil im Auge haben, deren Beſtreben es 
daher ift, unbefümmert um dad Syſtem einer jeweiligen Regierung, mit berfelben in möglich 
gutem Einvernehmen zu bleiben. Auf der andern Seite findet man überall Menſchen, die geneigt 
jind, jede Negierungdmaßregel der berbiten Kritik zu unterwerfen, die den Widerftand gegen 
alles, was von der Regierung ausgeht, für eine eined freien Mannes würdige Unabhängigkeit 
halten, und die man deshalb Anhänger ver Oppofitionspartei nennt. Beiden Klaſſen tbut man 
zu viel Ehre an, wenn man fie mit dem Namen politifcher Parteien bezeichnet. Wahrhaft vo: 
Iitifche Parteien, welde ein Princip verfechten, wird man je nad dem befolgten Negierungs: 
ſyſtem auf feiten der Regierung oder in der Oppoſition erbliden. 

Die Anhänger der Legitimität lieben es, ihre Gegner unter dev Bezeihnung der Parteien 
der Revolution fid) gegenüberzufegen. Dies it nun eine Bezeihnung, die zu vielen Misrer: 
ſtändniſſen Anlaß geben fann. Zwar machten ſich die Ideen, welche die Neuzeit bewegen, wäb— 
rend der Franzöſiſchen Revolution zuerft praftifch geltend, zwar hatten fie wejentlichen Antbeil 
an den verunglüdten Erftlingöverfuchen, eine lebensfähige Verfaſſung zu Stande zu bringen, 
allein die Haupturſachen jener Revolution find ganz anderswo zu fuhen. Wäre Ludwig XV. 
ein weifer Fürſt gewefen, hätte eine Revolution wie diefe nie ausbrechen können, und ſelbſt 
Ludwig XVI. hätte derjelben durch zeitgemäße Neformen trotz des verzweifelten Zuftandes der 
Binanzen vorbeugen fönnen, aber feine Macht der Erde hätte den Fortſchritt der Zeit aufhalten, 
dad Verlangen nah Aufhebung der Privilegien der bevorredteten Stände, nad Gleichheit vor 
dem Gejege, Freiheit des Gewiſſens, Umgeftaltung des gerichtlichen Verfahrens u. ſ. w. zurüd: 
drängen können, Die ungeheuere Sündenfhuld der frühern Regierungen rief jenen furdtbaren 
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Ausbruch hervor, den man jpäter fälſchlich jenen völlig berechtigten Beſtrebungen fhuld ge: 
geben hat. Daß fi der wahren Freiheit leicht die falſche anhängt, daß ſich in Perioden heftiger 
Aufregung eine Geneigtheit zeigt, alles Beflehende umzuflürgen, daß es Zeit braucht, bis ſich die 
Begriffe Hären, daß unlautere Motive zahlreich neben edelm Reformationsgeift an den Tag 
treten, daß eine wüthende Menge fich zu entieglihen Ausichreitungen hinreißen läßt, dies alles 
liegt in der Unvolltommenheit der menfhlihen Natur; es ift nicht entſchuldbar, aber erflärlich, 
und diejenigen find hauptfählid dafür anzuflagen, welde dem Strom ver Zeit ich bebarrlich 
entgegenftemmen. Die Lehre Rouffeau’s, nad der das Wolf oder vielmehr vieMajorität deffelben 
jeden Augenblid die höchſte Gewalt ausüben ſoll, it ohne Zweifel eine revolutionäre Doctrin, 
fie läßt die Revolution nicht als einen Ausnahmefall, ald einen Act der Nothwehr von feiten eines 
gemishandelten Volks ericheinen, ſondern macht diejelbe permanent, indem fie dem Volk das 
Recht einräumt, eine rechtlich beſtehende Ordnung je nad Laune umzuftoßen; allein es ift ein 
bimmelweiter Unterſchied zwiſchen der beftändigen und unbedingten Herrſchaft der Majorität 
und dem politifchen Einfluffe, ven ein Volk in feiner Gefammtbeit durch feine erwählten Ver: 
treter und durch das Gewicht der Öffentlichen Meinung ausübt. 

Die Vertreter einer freilinnigern Richtung werden heutzutage mit verfchiedenen Benen: 
nungen bezeihnet: Demokraten, Radicale, Conjtitutionelle, Liberale, aber mit diefen Bezeich- 
nungen wird keineswegs immer derfelbe Sinn verbunden. Die Etymologie entſcheidet dabei am 
wenigiten. Faſſen wir hier die Demokratie in ihrer weiteften Bedeutung als einen Zuftand des 
Staates, in welchem dad Volk wirflih Theilnahme an der Regierung bat und zu verlangen 
berechtigt ift, jo umfaßt vieler Begriff nicht blos alle Schattirungen einer freiern politiichen 
Anſchauung, jondern es fteht audy pie gemäßigte Richtung diefer großen Partei den befonnenen 
Anhängern der Legitimität keineswegs fern. Die extremen Richtungen laffen allerdings feine 
Ausgleihung zu, allein es wird audy von den von Stahl jo genannten inftitutionellen Zegitimiften 
zugegeben, daß in unferer Zeit aud) der Bürger: und Bauernftand einen politiihen Ginfluß zu 
baben beredhtigt find. Es handelt fi im Grunde nur um die Ausdehnung und die Art der 
Geltendmahung. 

Diejenige Bartei der Demokraten nun, welche jih von der Iegitimiftiihen und ftreng conſer— 
vativen Anfhauungsmweife am weiteften entfernt, bezeichnen wir als die radicale, wie dies nicht 
nur einem jehr gemöhnlihen Sprahgebraud, jondern auch der Etymologie völlig entiprechend 
ift. Wir verftehen unter den Radicalen alfo die Partei, welde die Hauprurfahe alled menſch— 
lien Elends in den beftehenden Einrichtungen erblidt und dieſe, ſoweit es nöthig ift, mit der 
Wurzel auszurotten ftrebt, welche alle Menſchen in politifher wie in focialer Beziehung für 
gleich erklärt, und deren Ideal die abfolute Volksgewalt und die abjolute Gleichheit ift. Keine 
beſtehende Einrichtung, fein Herfommen, fein Gejeg, feine Gonftitution, fein Recht der Indivi— 
duen foll gegen ven Volkswillen geltend gemacht werben fünnen. Auch der vergangene Wille des 
Volks foll den gegenwärtigen nicht binden, die Ordnung, der Schuß der materiellen Intereffen, 
wenn aud ein fehr wejentliches Motiv für die Beſtimmung diejes Willens, aber feine dauernde 
Schranke für die Volfsfouveränetät fein fönnen. Diele Partei fann bei einem eigentlich conſtitutio— 
nellen Königthum nicht ftehen bleiben; wo fie es vermag, ſchafft jte die Monarchie vollends ab, 
denn nur in dieſer Berfaffungsform fann die Mafle jeden Augenblid jelbftthätig in die Regierung 
eingreifen. Wo fie pie Monarchie der Form nach beftehen laffen muß, nimmt jie dem Herrſcher 
wenigſtens alle jene Rechte, welche die conftitutionelle Bartei als weſentliche Attribute ver Sou- 
veränetät anerkennt, das abjolute Veto, das Recht, Krieg zu erklären und Frieden zu fliegen, 
die Macht, die Volksvertretung zu berufen, zu vertagen und aufzulöjen. Ihr Ziel, die abjolute 
Gleichheit aller, verfolgt fie nicht nur durch Abſchaffung aller Vorrechte einzelner oder gewiſſer 
Stände, fie vernichtet nicht nur alle Spuren ber beftebenden Ungleihheit bis auf Außerlichkeiten, 
bis zum Wegfall des Adels, der Rangtitel, Ehrenzeihen u, |. w., fondern es foll auch wo 
möglich keiner beijer leben, beſſer wohnen, beifer gekleidet fein als der andere, jelbft die geiftige 
Bildung fol jo geleitet werben, daß feiner den andern auch Hier weit überragt, Als Nepräfentant 
der menſchlichen Gattung foll jever dem andern möglichft gleichgeftellt fein, Feiner vor dem andern 
etwas voraushaben. Auch hinſichtlich des Glaubens foll eine Einheit beftehen, aud) die Religion 
der Dietatur ded Volks unterworfen fein. So führt diefer Radicalismus mit Nothiwendigfeit 
zu foeialiftifchen und communiſtiſchen Tendenzen und zum Aufgeben aller wahren politifchen 
und religidfen Breiheit des einzelnen. 

Dies zeigte fi fofort während der Franzöſiſchen Revolution. Sobald diejenigen, welde von 
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Anbeginn an die Apotheofe des menſchlichen Geſchlechts, die abjolute Volksſouveränetät gepredigt 
batten, zur Macht gelangt waren, forberten fie al8bald ungeheuere Opfer des Eigenthums zum 
Beten der ärmern Klaſſe. Danton wollte, dag die Reihen allein die Koften des Kriegs gegen 
das Ausland beftreiten follten. Marat verlangte tägliche Speifung des Volks und Herabiegung 
der Tare für die Lebensmittel, Nobedpierre Garantie für die Beihäftigung und den Verbienit 
der Armen. Wenn es diefen Männern aud weniger daran lag, daß alle ed gut hatten, als daß 
feiner ed befler hatte ald ver andere, und wenn fie glei alle unfähig waren, ihre Lehren 
durch wiflenfhaftlihe Begründung zu fügen, fo waren doch bereits die Grundlagen dei 
Communismus und ded Socialidmus hiermit vollftändig gegeben. Gleichzeitig wurde die 
Religion zu einer Staatdanftalt gemacht und naheinander ber öffentliche Cultus der Natur, der 
Bernunft, endlich wieder des höchſten Weſens decretirt. Gin Erziehungsplan wurde vorgelegt, 
der die Unterſchiede der geiftigen Bildung möglihft verwiſchen und den Vorzug der Begabung, 
der Gelehrſamkeit und feinen Beredſamkeit, der fhon die Girondiſten des Ariſtokratismus 
verdächtig gemacht hatte, aufhören machen follte. 

Es verſteht ſich hiernach ganz von ſelbſt, daß der Radicalismus, dieſe äußerſte Form 
der Demokratie, feine zahlreichſten Anhänger und feine eigentliche Stärke in den unterſten 
Schichten ver Bevölferung hat. Die Lehre von der natürlichen Gleichheit der Menfchen bat einen 
faft unwiverftehlichen Reiz für den, der bisher auf allen feinen Wegen jeine Inferiorität bat 
empfinden müffen, und wirft, verbunden mit der natürlihen Begierde nach Verbeflerung ver 
äußern Lage, mit einer Gewalt, die oft zu Thaten des Heroismus, öfter aber noch zu dem 
zügellofeften Ausſchweifungen Anlaß gegeben bat. Ebenfo erflärt es ih, daß in eingelmen über: 
fpannten Gemüthern die Idee der Verberrlihung des Menſchengeſchlechts ſich bis zu einem 
ſchonungsloſen Fanatismus ſteigert. Wo aber auch dieſer Fanatismus nicht ſtattfindet, da führt 
oft ein edles Streben nad) der Verbeſſerung der Lage der untern Klaſſen zu der Aufftellung von 
Theorien, die mit dem volliten Enthuſiasmus und der lebhafteften Überzeugung vertbeidigt 
werden, deren praftiiche Durbführung aber alle Gultur, alle Gefittung und allen Woblſtand, 
den Jahrhunderte geihaffen haben, vernichten würden. 

Der eigentliche Radicalismus gebt zwar nicht fo weit; er folgert blos: weil die Menſchen all: 
gleihen Weſens find, fo müffen fie auch alle nicht bloß frei, fondern au alle zur Herridaft 
berufen fein. Es ift aber nur ein Fleiner Schritt bis zu dem Sage: weil fie einerlei Weſens find, 
fo müffen aud die Bedürfniffe ded einen gerade fo befriedigt werden wie die Bebürfnifle des 
andern, ie müſſen gleihen Theil haben an ven Genüjlen der Welt, den phyfiſchen wie dem gei: 
jtigen. Daß ift denn auch die Lehre der Gommuniften und die Grundlage, auf der jie allefammt 
ihre Theorien bauen, mögen fie nun, wie Saint-Simon, Aufhebung des Erbrechts verlangen, um 
das ganze daraus dem Staate zufließende Kapital den tühtigften Arbeitern zugumenden, ober, 
wie Kourier, die Menfhen in gewaltigen Käufern (Phalanfteren) faferniren wollen, damit fie 
dort nad ihrer Paſſion arbeiten, oder, wie Proudhon, den Arbeitern nicht nah dem Werth 
ihrer Arbeiten, fondern nah der Arbeitäzeit ihren Lohn zu ertheilen, mögen endlich vie 
Socialiften, vor den Gonfequenzen folder Theorien zurückſchrecken, blos die Garantie der 
Arbeit fordern, 

Der geſammte Fehler der radicalen Bartei und derjenigen ihrer Anhänger, die entſchloſſen 
die äußerften Gonjequenzen, das Brincip der abfoluten Gleichheit der Menſchen verfolgen, if 
der, daß fie nicht blos die geſchichtliche Entwidelung der Menſchheit, fondern auch die ewigen 
Naturgelege aus den Augen jegen. Es gibt Menſchenrechte, die unveräußerlich find, wie 
Reben, Breiheit, Eigenthum, und jeder Angehörige eines Staats hat ein Recht darauf, daß bir 
Obrigkeit ihn im Genuß diefer Rechte ſchütze; allein es ift kein natürliches Recht, daß jeder 
einzelne ſelbſt obrigfeitlihe Gewalt ausübe. Es ift wünſchenswerth, dag vie allgemeine Auf: 
Elärung ſich jo weit audbreite, daß jeder einzelne zum Vollgenuffe aller bürgerlichen Rechte ke: 
fähigt ifl, wo aber die gegebenen Berbältniffe eine folche Befähigung nicht haben auffommen 
laflen, wo ein Theil der Bevölkerung noch in einem Zuftande der Roheit verbarrt, da ift ed aub 
faum möglid, daß eine allgemeine Abftimmung den Intereffen und dem Wohle der Geſammtheit 
entſprechen kann, und in diefem Kalle fann von einem natürlihen Rechte des einzelnen zur 
Mitwirkung bei Öffentlichen Angelegenheiten nicht die Nede fein. Es gibt ein höheres Recht ale 
der Wille ver Majorität. Wenn aud ſämmtliche fflavenhaltende Staaten Nordamerikas ſich zu 
Gunften der Sflaverei ausfprechen, fo bleibt der Zuftand, wo der Menſch ald Sache bebanbelt 
wird, doc ein Zuftand der Barbarei und der Widerrechtlichfeit, und wenn alle Tiroler fi ein: 
flimmig für den Grundfag ausſprechen, daß feine Afathofifen in ihrem Lande Grundbefig er: 
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werben dürfen, jo ermangelt ein ſolches Geſetz doch jeder höhern Rechtmäßigkeit. Die weitern 
von den Kommuniften aus den radicalen Principien gezogenen Gonjequenzen ſcheitern fhon an 
dem Umſtande, dap man alle natürlichen Beweggründe für die Arbeit und ſomit für die Anz 
jammlung ded Kapitald vernichtet. 

Mir dem Namen der Liberalen bezeichnet man jegt eine in allen Ländern verbreitete Partei, 
welche die Volföfreiheit in dem Schuge der individuellen Freiheit gegen beſchränkende In- 
Riturionen von jeiten dev Regierung wie gegen die Gemwaltthätigfeit von feiten der Maſſe fucht, 
ſodaß ſich die rein menſchliche Exiſtenz ungeftört entwickeln fann. Der Name als Parteibezeich- 
nung ward zuerft in Spanien gebraudt. Während des Kampfes gegen die Napoleonijche Ge— 
waltherrſchaft fochten Seite an Seite der altcaftilijdhe Grande und der catalonifhe Bauer, ver 
Prieſter und der Patriot aus der Schule des Florida-Blanca und Campomanes. Als aber das 
Land befreit und die Fremdherrſchaft der einheimijchen gewichen war, nannte man diejenigen, 
welche Spanien in die Reihe der conftitutionellen Staaten einführen wollten, Liberale. Sie 
fifteren, anfangs jiegreich, die VBerfaffung von 1812, die Ferdinand VII. 1814 abihaffte, 1820 
beihwor und 1823 wieder in allen Bunften verlegte. Die große Partei, welhe diefen Namen 
adoptirt hat, iſt natürlih mannichfaher Schattirungen und Unterabtheilungen fähig, allein ihre 
Hauptzmwede einigen ji immer in dem Streben nad} einer geregelten Verfaffung und nad ver 
Bejeitigung aller Hinderniffe, die der vollen Entwidelung der geiftigen und materiellen Kräite 
des einzelnen entgegenjtehen. Dieje Partei ignorirt nicht die Geſchichte, fie achtet das Beitehenpe, 
aber fie will, daß es ſich fortbilde ven Bebürfniffen der Zeit gemäß. Gine Verfafjung joll es 
dem Herrſcher unmöglid machen, willkürlich in die Nechtöbefugniffe des einzelnen einzugreifen, 
die Gleichheit vor dem Gejege joll vor Bedrüdung fihern, die Unabhängigkeit des Richters die 
Geſetzlichkeit der rechtlichen Entſcheidungen garantiren, Preßfreiheit der Öffentlihen Meinung 
ungebinderten Ausdruck gewähren, Toleranz die freie Denffraft fördern. Es ift eine weitere 
Forderung der liberalen Bartei und nur eine Folgerung aus dem Streben nad) individueller 
Freiheit, daß das Heer aufhöre zu fein, was es in den meiften europäiſchen Staaten bi auf die 
neuefte Zeit war, ein Söldnerhaufe, der niemand als dem Landesherrn verpflichtet ift und 
von diefem aud zur Unterdrückung einer beftehenden Rechtsordnung benugt werden fann, 
jondern daß ed nad dem Sinne der Schöpfer des preußiihen Wehrſyſtems aus dem Volk jelbit 
berausgebilvet werde und ſich ald Theil deſſelben fühlt. Aus allem dieſen folgt durchaus nicht, 
wie man der liberalen Bartei wol vorgeworfen hat, eine Entgliederung der Gejellihaft, durchaus 
feine Zerflörung des ftaatlihen Organismus, im Gegentheil wird der Liberalidmus an dem 
beftiehenden Bau der Staatdeinrihtungen aud in Zeitperioden großer politifher Gärung 
niemals ftärfer rütteln, als ed die Nothwendigkeit mit jih bringt. Derjelbe würde es für uns 
gereimt halten, einem Staat wie England, deifen Inftitutionen mit der Erbmonardie und dem 
erblihen Adel jo völlig verwachſen jind, eine republifanifche Verfalfung, oder der Schweiz einen ° 
Monarchen aufvrängen zu wollen. Wie die Forderung der Anerkennung allgemein menſchlicher 
Interejlen den Sonderinterefien gegenüber im einzelnen Staat zur Ausführung fomme, das 
muß von der Gntwidelung deifelben, von ven gegebenen Verhältniſſen abhängen; daß dieſelbe 
auch in Europa und auch nad einer vorausgegangenen unumſchränkten Herrihaft zur vollen 
Geltung gelangen fann, das zeigt wieder das Beifpiel Norwegens, mo die Kraft des Volks, die 
Entlegenheit ded Landes und ein befonders günſtiges Geſchick alles gemährt hat, was die liberale 
Partei in wejentlihen als Aufgabe Hinitellt. 

An der Möglichkeit, die Forderungen zu erfüllen, welche dieje Partei jegt ald völlig berech— 
tigt und faft als ſich von ſelbſt verftehend anſieht, dachte man weder im Alterthum, noch jelbft im 
Mittelalter, es fehlte eben diejenige Rlaffe in der menjhlichen Gefellihaft, welde naturgemäß 
diefelben vertritt. Es ift ein nicht von Menjchen gegebenes Gejeg, daB Beitg und Bildung 
Macht verleihen und in beſonderer Weife zur Iheilnahme an der Herrihaft berufen jind. In 
den antifen Staaten waren diefe durch die Freien vertreten, welche das Volk allein ausmachten, 
melde bei allem Wechſel der Verfaſſung ven wejentlihen Einfluß im Staatöleben beftändig be= 
hielten. Wenn man die freie Berfaffung Athens und Noms in den beften Zeiten beneidet, fo 
darf man nicht vergeifen, daß auch der ärmſte Bürger ver großen Überzahl von Rechtloſen gegen= 
über immer in hohem Grade ein Bevorrechteter und ein Ariftofrat war. Man kann die Kopfzahl 
der Bewohner Attikas in der blühenpften Periode zu etwa 500000 anjdhlagen, darunter aber 
mindeitend 350: oder 360000 Sklaven rehnen. Im Mittelalter waren Beſitz und Bildung in 
den Händen der Geiftlidyfeit und des Adels, und ed war die natürliche Bolge, daß dieſe den 
politiſchen Einfluß beſaßen. Wie unwiſſend der waffengeübte Ritter und der üppige Prälat 
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auch fein mochten, fie ftanden an Einſicht in den meiften Fällen hoch über dem Bauer, der ihnen 
fronte. Der Übergang in die abſolute Staatsform hatte wenigſtens eine gewiſſe Nivellirung 
zur Folge, ev machte dem Einen gegenüber die Staatöbürger glei und war infofern unbedingt 
ein Fortfchritt, als es im Interefle des Fürften lag, die Macht des Adels durch Hebung des 
Bürgerftandes zu breden. Es hob ih allmählich aus dem Volke eine durch Fleiß und Betrieb: 
ſamkeit audgezeichnete Klaffe, die namentlid in den Städten erwuchs und ſich durch Beſitz und 
Geiſtesbildung dem Adel vollkommen an die Seite ftellte oder ihn überragte, Der politiſche 
Einfluß, zu dem dieſer Stand gelangte, gründet fi nicht etwa auf eine politifhe Sonderung 
der Stände, fondern auf einem Naturgefeg. Der Mittelftand hat nichts Exeluſives, ed läßt ih 
durchaus feine Scharfe Grenze zwifchen ihm und der großen Maſſe des Volks ziehen, der Sohn 
des ärmften Fabrikarbeiters mag ih durch Fleiß Kenntniffe, durch Thätigkeit und Sparfamfeit 
Vermögen erwerben. Nichts liegt mehr im wohlverftandenen Intereſſe des Mittelftandes, ale 
dag ih Aufklärung und Wohlftand unter allen Schichten des Volks verbreite, und daß enblih 
jeder befähigt werde zum Vollgenuß aller politifchen Nechte, Dies ift die Klafje der bürgerlichen 
Geſellſchaft, welche heutzutage der natürliche Träger der Orundfäge der liberalen Partei ift, mad 

begreiflich nicht ausſchließt, daß auch eine bedeutende Zahl des Adels, die Bedürfniſſe unterer Jeit 

erfennend, diefelbe Richtung verfolgt. 

Die liberale Partei ſieht nicht, wie die legitimiftifche, in der monarhiihen Regierungsiorm 
eine vorzugsweiſe bereihtigte und Gott wohlgefällige Einrichtung, ſie führt ebenfo wenig, mie 
die radicale, conjequenterweife zur Republik, ihre Forderungen mögen in der legtern, wo fie 
ich herangebildet hat, vollfommen erfüllt werben, fönnen ed aber nicht weniger unter einem per: 
fünlih unverantwortlichen Oberhaupt. In dieſem Falle verlangt fie nur eine VBerfaffung, melde 
die Rechte des Volks feftitellt. Hat eine ſolche ich biftorifch derart entwickelt, daß die abjolute Ge: 
walt des Herrſchers zu feiner Periode vonder Bevölkerung als zu Necht beftehend anerfannt wurde, 
wie dies in England der Fall geweſen ift, fo ift dies nicht weniger für bie Sicherheit des Throns 
als für die Freiheit des Bolfs zum Heil. In Staaten, die weniger begünftigt geweſen find, und 
in denen der Abſolutismus factifch oder rechtlich zur vollfommenen Durhbildung gefonmen if, 
verlangt die liberale Bartei eine Gonftitution, welche die Befugnifle des Herrſchers und Die Nechte des 
Volks genau feftftellt. In den meiften Ländern Europas fällt demnach die liberale Partei mit 
der Bartei zufammen, welche man ald die conftitutionelle zu bezeichnen pflegt. Allerdings beftebt 
fein nothwendiger Zufammenhang zwiſchen beiden. Die liberale Partei ift nicht abjolut mon: 
archiſch geſinnt. Sie wird fi hüten, eine Monarchie über den Haufen zu werfen, wo fie inner: 
halb derjelben ihre Forderungen zur Geltung gelangt erblict; wo aber in einer republikaniſchen 
Staatöform Freiheit des einzelnen fih mit der Ordnung und der organifchen Entwidelung ver: 
trägt, wird fie feinen Einwand gegen diefelbe haben. Schledwig:Holftein, wo der Mittelſtand 
kräftiger, dad Proletariat minder zahlreich ift al8 in irgendeinem andern Staate Deutjchlands, 
bat drei Jahre hindurch factiſch als Republik beftanden, ohne daß ji eine Spur von anardifder 
Unordnung zeigte. Doch hat Fein europäiſcher Staat in der Neuzeit die Probe des Libergange 
von der monarchiſchen zu der republifanifhen Staatäform auf die Dauer beftanven ; es ift daher 
begreiflich, wenn die Mehrzahl der Kiberalen für die Erhaltung des Königthums fämpfen und 
nur auf die Beſchränkung deffelben durch eine Gonititution dringt. 

Gegen eine ſolche Gonflitution richten fih gegenwärtig die heftigiten Angriffe der Anhänger 
des alten Regierungsſyſtems. Zwei Grundjäge find in der befhränften Monardie jo alt ald 
diefe Staatsform jelbft, nämlih das Steuerbewilligungsredht und die Verantwortlichkeit der 
Käthe des Herrfcherd für die Handlungen der Regierung. Erſteres aber hat in der neuern Zeit 
dadurch eine befondere Form angenommen, daß der Volfövertretung alljährlich ein Budget über 
die Finanzlage und die vorausjichtlichen Ausgaben für das folgente Jahr vorgelegt wird. Die 
Berweigerung der Genehmigung der zu dieſem Behufe zu erhebenden Steuern verfegt die Re: 
gierung in die Nothwendigkeit, entweder durch Veränderung ihrer Politik die Zuftinnmung der 
Majorität zu erlangen oder durch einjeitige Erhebung von Abgaben die Verfaſſung zu verlegen. 
(88 gibt nichts, was die Vertheidiger ver Vollgewalt des Herrſchers mehr haffen ald ven Drud, 
der hierdurch auf Die Negierung geübt wird. Es ſcheint ihnen unwürdig, daß ein König fell 
geziwungen werben fönnen, feine Regierungspolitif ven Wünfchen feiner Unterthanen gemäß zu 
verändern. Dennoch hat nie eine dauernde Beihränfung der Fürftengewalt beftanden, wenn 
nicht eine gewiſſe Klaffe von Unterthanen das Recht der Zuftimmung zur Auflage von Abgaben 
batte. Daß die vertrauten Räthe des Königs wegen Handlungen, die von ihm gebilligt worden 
find, in Anflagezuftand verfegt werden fünnen, iſt der zweite Punkt, der von jeiten der Legitimiſten 
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mit Heftigfeit angegriffen wird, und Doch leuchtet ein, daß fein Zügel nothwendiger ift, um die 
Minifter zu verhindern, zu willfährigen Dienern aud) der übeln Leidenschaften ver Fürften ber 
abzufinfen, ald dad Bewußtjein der Verantwortlichfeit für jede Berfaffungsverlegung. 

Kaum braucht benterft zu werden, daß gegen alle übrigen unterfcheidenden Forderungen der 
liberalen Bartei von legitimiflifcher Seite Ginwände erhoben werben, gegen die Abfhaffung der 
Genfur und Stellung der Preßvergehen unter dad Schwurgericht, damit nicht die Öffentliche 
Meinung zu einer Macht werde, gegen die Xehrfreiheit, damit die Jugend nicht angefterft werde 
son ehren, die mit denen der Regierung in Widerfpruc ftehen, gegen die vollfommene Toleranz, 
damit die Negierung nicht die Macht einbüße, die ihr aus einer Verbindung mit einer von ihr 
abhängigen Staatskirche erwächſt, vor allem aber gegen jede wirflid nationale Armee, die in 
Verſuchung kommen fönnte, einen eigenen Willen zu haben und das Gefeg und die Verfaflung 
ebenio hoch zu halten als ven Befehl des Kriegsherrn. 

Aber ſelbſt die Gegner des liberalen Principe, die in der Beihränfung des Königthums 
durch gewählte und mit dem Steuerbewilligungsrecht ausgerüſtete Bolfävertreter, in der Toleranz 
und in der freien Concurrenz ein Übel erbliden, Fönnen ihr Auge faum den Fortfchritten ver: 
ſchließen, welche dieſe Partei in der Entwidelung der Menfchheit hervorgebracht hat. Sie werden 
kaum zu leugnen wagen, daß in der Anerfennung unveräußerlicher Menſchenrechte die bewegende 
Triebfever liegt, welcher wir die Humanität der neuern Zeit, die Abſchaffung der Tortur umd der 
graufamen Strafen, der Reibeigenfchaft und der Brondienfte, die Würdigung ded Menſchen als 
folden, die freie Entfaltung der Kräfte des einzelnen, welcher die ſegensreichen Erfindungen der 
Neuzeit wesentlich zugufhreiben find, verdanken. In ihrem Streben, Sonderintereflen gegen bie 
alfgemeinen Intereffen aufrecht zu erhalten, überfehen die heutigen Anhänger der Legitimität zu 
bäufig den weientlichften Vorzug derliberalen Bartei, daß dieſe nämlich die einzige ift, weldhe wahr: 
baft productiv ift, welche Ordnung und Freiheit, die Rückſicht auf das Beſtehende mit der Neu: 
bildung den Bedürfniſſen einer fortfchreitenden Zeit verbindet. Wenn die Anhänger von Infti- 
tutionen, die fih längft überlebt haben, ſich nod an den morſchen Stügen deſſelben anflammern, 
um beim erften beftigen Anprall von außen unter ven Trümmern des Daches, das ihren Vor: 
fahren Shug und Sicherheit gewähren fonnte, begraben zu werden, wenn eitle Projectmacher 
das Beſtehende der Erde gleihmahen möchten, um ein Quftgebilde aufzuführen, das über Nacht 
in ih jelbft zufammenfällt, ftrebt die liberale Partei die Intereffen des Einzelnen mit den 
Interefen ber Geſammtheit zu vereinen, die Forderungen der Neuzeit mit dev Berechtigung bed 
Beftebenden auszuföhnen und ein Staatögebäude zu errichten, welches durch Die Feſtigkeit ber 
Grundlagen Dauer verjpricht, durch den Neubau den Anſprüchen ver Gegenwart hulvigt. 

Die Parteien, wie jle bier dargeftellt find, eriftiren in allen Ländern, ihre Wünſche äußern 
fi jedoch auf verſchiedene Weile. In Rußland kann ih das erwachende politifche Leben durch 
Wünſche nad) der Teilnahme an Regierungsgeſchäften nicht ausſprechen, zeigt jih aber um jo 
lauter durch Die Lebhaftigkeit, mit der die focialen Bragen befprodhen werden. Für Polen und 
Ungarn handelt e8 ſich zunächſt um Anerkennung ihrer politifhen Eriſtenz, in der Schweiz 
befindet fich die confervative und die liberale Partei in einer fortwährenden unblutigen und im 
ganzen fiber mohlthätigen Reibung, die Staaten am Mittelmeer haben zunächſt die Aufgabe 
zu löien, einen wirklihen Mittelftand zu errichten, über Frankreich lagert jegt die Grabesruhe 
des Despotismus, während die Parteien nur auf die Gelegenheit warten, ſich miteinander zu 
weſſen. Gngland iſt allerdings vor einer Revolution gejichert, Do mögen die feit 1838 wies 
derbolt in den Ghartiften aufgetretenen Arbeiterbewegungen im Laufe der Zeit zu einigen Mo— 
Dificationen der VBerfaffung führen. 

Am deutlihften und ausgeprägteften ſcheiden ſich die geſchilderten Parteien in dem viel: 
berrigen Deutichland. Die Forderungen ver liberalen Partei werden von dem Nationalverein 
in der beftimmteften Weife bingeftellt ; wie wenig die Öegenpartei, welche der Einigung Deutſch— 
lands widerftrebt, im Volk felbft Anklang findet, zeigt der geringe Erfolg der Reformpartei. 
Doc ift nicht zu verfennen, daß, infoweit die Ehre Deutfhlands nad außen bin in Betracht 
kommt, ſich im ganzen Einmüthigkeit zeigt, wenngleich die Sonderintereſſen der einzelnen 
Staaten, und namentlich das Verhältniß der beiden deutſchen Großmächte zu den kleinern 
Staaten unangenehme Reibungen herbeiführen mag, wie noch der jüngſte ſiegreiche Kampf 
gegen Dänemark genügend beſtätigt hat. 

Literatur. Friedrich Rohmer, „Lehre von den politiſchen Parteien, durch Theodor 
Rohmer“ (Zürih 1844); Stahl, „Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche“ er 
1863). 


828 Pas quill 
Pasquill. Im allgemeinen bezeichnet man mit dem Namen Vasquill eine Art ſchweret 


bene oder gebrudte Auffäge, erflärt und abſichtlich veröffentlicht werben. Darin, daß dad Gr: 
flärte oder Dargeftellte eine Injurie enthalten muß, liegt alfo die wefentliche Voraudiegung, 
welde dad Pasquill von der erlaubten freimüthigen Darftellung und Beurtheilung der Han: 
lungen und Fehler anderer, zumal von der Satire, unterfcheidet. Und durch das Erfordernis 
der abſichtlichen Verbreitung wird es von der einfachen und ſchriftlichen Injurie unterfdieen, 
die z. B. dann vorliegt, wenn ein Schmähbrief nur vem Beleidigten zugefendet wurde und Dieler 
ſelbſt ihn veröffentlicht bat. Die Benennung Pasquill kommt in den ältern Geſetzen nicht sır: 
fie findet ſich nicht im Römifhen Rechte, auch noch nicht in der Peinlichen Gerichtsordnung un 
ebenſo wenig in den Schriften der ältern Nechtögelehrten. Aber in der Reichspolizeiordnung 
von 1548, Art. 34, und von 1577, Tit. 35, $. 2, ift fhon von Pasquillen die Rede; allmäblis 
fam diejer Name bei den Rechtsgelehrten in Gebrauch, und jet begegnet man ihn auch in der 
Gefepgebung. Das Wort ift au der Volksſprache entftanden. Es ſoll dem Namen eines tik: 
gen Schuhmachers in Nom, der Pasquino hieß, nachgebildet worden fein. Dieſer pflegte mit 
eigenthümlicher Laune und beißendem populären Witze die Lafter und Fehler der Geiftlicen 
jeiner Zeit zu geiſeln, was ihn, glei den Hofnarren, ungeftraft nachgeſehen wurde. Nah 
ſeinem Tode wurde eine in ber Näbe feiner Bude aufgefundene und oͤffentlich aufgeftellte Bir: 
fäule zur heimlichen Andeftung von ſatiriſchen Ausfällen und Schmähſchriften nad) der Weiſt 
Pasquino's benutzt; ſo erhielt dieſe gefürchtete Säule ſelbſt den Namen Vasquino, und hierron 
mögen die angehefteten Schmähſchriften (kamosi libelli) allmählich Pasquin'ſche Libelle (pas- 
quinei libelli) genannt worden fein, woraus das Mort „Vasquilliſch“ zur Bezeihnung einer 
befondern Art des „Schmählichen“ entftanden iſt. 

Es leuchtet ein, daß Ehrenkränkungen, welche in bleibenden Zeichen ausgedrüdt und zugleich 
im Publitum verbreitet werben, eine ausgebehntere Wirfung zum Nachtheil des Beleidigten 
haben und ſchon darum auf einer höhern Stufe ver Strafbarfeit ſtehen; daß dieſe aber noch 


Dieſen ſtrengern Strafſchutz gab insbeſondere das Roͤmiſche Recht. Schon die Zwölf Tafeln 
drohten nad Cicero's Zeugniß den Laͤſterſchriften eine Kapitalſtrafe. Die ſpätern Geſetze zeich⸗ 
neten als beſonders ftrafbar aus: Gedichte, Inſchriften, Lieder, überhaupt ſchriftliche Aufſäße, 
deren Zweck war, jemanden öffentlich als einen Laſterhaften und Verbrecher darzuſtellen und um 
ſeine Ehre zu bringen (carmina famosa, epigrammata, psalteria, libri ad infamiam alicujus 
pertinentes, libelli famosi). Es war darauf, neben der Strafe der Körperzüchtigung oder des 
Erils, die Infamie und der Verluſt der Faͤhigkeit zur Teſtamentserrichtung und zum Zeugniß⸗ 
ablegen geſetzt (1. 5, $.9, 10, 1. 6, 1. ult. D. de in). XLVII, 10. — 1.1, D. de his qui not. 
I, 2). inter den Kaifern ging binfihtli des famosus libellus bie Geſetzgebung noch meiter, 


Die Carolina hielt ſich zwar im ganzen an die römiſchen Geſetze, jedoch mit mehr Milde. Der 
Art. 110 bedroht den Urheber ſowie den Verbreiter einer Schmähſchrift mit der Strafe, die auf 
dad vorgemworfene Verbrechen zu erkennen geweſen wäre, jedoch nur dann ‚ wenn der Verfaſſer 
ſich gar nicht oder nicht mit feinem rechten Namen genannt hatte, und wenn bie Anſchuldigung 
Handlungen betrifft, die, wenn ſie wahr wären, dem Geſchmähten eine peinliche Strafe zu: 
ziehen würden. Der immer zuläfjige Beweis der Wahrbeit foll nur bewirken ‚daß die Strafe 
nur nad richterlichem Ermeffen zu beftimmen fei. Bon der Strafe des Verluftes ver Teftamente: 
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und Zeugenfähigkeit iſt keine Rede mehr. Aber die durch den Geiſt der Zeit und den Fortſchritt 
ver Wiſſenſchaft geleitete Praxis verließ allmählich auch die Strafe der Wiedervergeltung als 
eine dem natürlichen Rechtsgefühle nicht entſprechende Härte und ſetzte an deren Stelle zeitliche 
Freiheitöftrafen von fürzerer oder längerer Dauer, Wegen der Iheilnehmer wendet man die 
allgemeinen Grundfäge an und beftraft den zufälligen Binder, der weiter verbreitet, nur ald Be: 
günftiger. Die pasquillifden Werke werden in Beichlag genommen und vernichtet. 

Bei diefem Gange der Geſetzgebung haben ji in der Wiffenfchaft über die Frage, was als 
Basquill anzuſehen fei, verjchiedene Anjihten gebildet. Mehrere Rechtslehrer haben den Be: 
griff des Pasquills ſehr befchränft, indem fie dazu die Vorausfegungen forderten, welde der 
Art. 110 der Garolina für die Schmähſchriften begehrt, folglich den Namen Pasquill nur für 
eine andere gleichgeltende Benennung betradtet. Andere unterjcheiden zwifchen dem Pasquill 
im weiten Sinne und dem Pasquill im engern Sinne. Für erfteres gilt der oben aufgeftellte 
Begriff, und es fällt Darunter auch die Schmähſchrift, der libellus famosus, als die ftrafbarfte 
Art. Unter dem Pasquill im engern Sinne verftehen jie aber jede andere durd bleibende 
Zeihen (alſo auch durch Zeihnung, Malerei, Bildwerk, Schnitzwerk u. ſ. w.) erklärte und in 
denn Vublikum verbreitete Injurie, wobei jih die befondern Erforderniſſe der Schmähſchrift 
nit finden. Zegtere ift die int gemeinen deutſchen Strafrechte gangbarfte Auffaffung. 

Die neuern Geſetzbücher unterfcheiden meiftentheild die VBasquille nicht namentlich von den 
andern Arten der Injurien und Verleumdungen, nur daß die Öffentlichkeit und die Verbreitung 
aud hier dad Pasquill ald eine ſchwerere Form derjelben erfcheinen läßt. So inäbefondere das 
Öfterreihifche und das preußiiche Geſetzbuch, letzteres dem Code penal ſich anſchließend. Nur 
einzelne, wie 3. B. das ſächſiſche Strafgefegbud, nennen die Basquille beſonders und verftehen 
darunter joldhye Beleidigungen oder Verleumdungen, welde ohne Namen oder unter faljchem 
Namen durh Schrift verbreitet werben. 9.8. 

Paßweſen. Die Vorfhriften über das Paßweſen und der Zweck der Päſſe fallen in das 
Gebiet der Sicherheitäpolizei. Sie gehören zu den polizeilihen Präventivmaßregeln zur Erhal— 
tung der Sicherheit und Abwendung von Gefahren, theild im Intereffe der einzelnen Perfon, 
welche einen Paß verlangt oder je nad ven Paßgeſetzen nehmen muß, theils ver bürgerlichen Ge— 
Vellichaft überhaupt, theild aber des Staats. Bereits das im frühen Mittelalter gegen das 
Raubritter= und Fehdeſyſtem im Intereffe ver Zolleinkünfte und Marktrechte vom Oberhaupt 
des Reiche gehanphabte oder an einzelne geiftlihe und weltliche Fürften, aud an Städte, ver: 
liehene Geleitsrecht führte die Ertheilung von Geleitöbriefen (oft gegen Bezahlung) zum Schuge 
ver dad Gebiet der eleitäherren betretenden Berfonen, als eine, Folge des Rechts und der Pflicht 
zur Sorge für den Landfrieden mit ih. Nach der jogenannten Goldenen Bulle von 1356 ge— 
noffen bie zur Wahl des deutfchen Kaiſers ziehenden Wahlherren und Botſchafter des kaiſerlichen 
Geleits bei Strafe der höchſten Acht; mußten jogar auf Verlangen von allen Ständen, deren 
Gebiet ie berührten, mit gewaffneter Hand geleitet werden. Auch die Juden genofjen des kaiſer— 
lichen Schutzrechts, und bei ihren Reifen des Faiferlichen Geleitd. Noch gegenwärtig können 
einzelne Berfonen auch pa, wo die Paßpflicht nicht mehr als eine allgemeine obligatoriiche be= 
feht, in ihrem eigenen Intereffe zur Ausweifung und Legitimation über ihre Perſon und ihre 
Reiſezwecke Päſſe und Legitimationdurfunden ſich ausftellen laſſen. Ähnliche Motive walten nach 
Aufhebung der Jagdrechte bei der Ausfertigung von Jagdſcheinen ob, welche die Eigenthü— 
mer der Jagdreviere oder deren Pächter bei Ausübung der Jagd ſtets bei ſich führen und auf Er— 
fordern der Volizeibeamten vorzeigen follen; desgleichen bei den Atteften für die Die Viehmärkte 
beſuchenden Viehverfäufer, welche ſich durch ortspolizeiliche Beſcheinigungen, fei ed zur Vor: 
beugung von Viehdiebſtahl oder von Viehanſteckung, reſp. über ven Befig und die Geſundheit 
der zum Markt gebrachten Viehftüde auszumeifen haben, ſodann bei ven Leichenpäſſen, welde 
in allen Fällen, in weldjen eine Leiche von einem Gerichtsbezirk durch einen andern geführt wer= 
ven joll, bei den Negierungen ald Landespolizeibehörven nachgeſucht werben müſſen, widri— 
genfalls die Polizeiobrigfeit jedes Ortes, wofern ein folder Leihenpaß nicht vorgezeigt wer— 
den kann, zu verlangen befugt ift, daß der Sarg geöffnet und die Befihtigung der Leiche vor— 
genommen werde. 

In andern Fällen hat dagegen dad Paßweſen mit der Verpflichtung, fich einen Paß oder eine 
8egitimationdfarte, jei es bei der Orts-, der Kreis: oder&andespolizeibehörbe ausſtellen zu laſſen, 
vorzugsweife ven Zweck, die bürgerliche Gefellichaft und das Bublifum vor den möglichen Gefah— 
ven zu fügen, welche ihm von folhen Individuen oder Berufs: und Volksklaſſen drohen können, 
welche die Paßedicte für paßpflichtig erklären, vefp. bei denen fie voraudfegen, daß ihr Umherziehen 
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der gemeinen Sicherheit ſchädlich werden könne. Es ſpielt hierbei der im Polizeiſtaate zur Be— 
ſchränkung der perſönlichen und bürgerlichen Freiheit ſo vielfach gemisbrauchte Begriff der Unbe— 
ſcholtenheit, welche die Behörde zu prüfen und durch Ertheilung des Paſſes zu beglaubigen habe, 
ſeine Rolle. Wenn im Strafrecht und vor Gericht der Grundſatz Geltung hat: „daß jedermann ſo 
lange für redlich und unbeſcholten gehalten wird, als ihm nicht das Gegentheil nachgewieſen iſt“, 
ſo liegt dagegen bei der Paßpolizei mehr oder weniger die umgekehrte Vorausſetzung zu Grunde. 
Unter dieſen Geſichtspunkt fallt die Beſtimmung mancher Paßedicte, daß namentlich Handwerks— 
geſellen ſelbſt zu Reiſen innerhalb des Landes paßpflichtig ſind und daher, was den Päſſen gleich— 
ſteht, Wanderbücher mit einer genauen Perſonbeſchreibung, ihrem Signalement, bei ſich fübren 
und in jedem Nachtquartier vorzeigen müſſen; ebenſo die Juden, die nicht ſtaatsbürgerliche 
Rechte haben, auch wol diejenigen Perſonen, welche mit der ordinären Poſt reiſen. Einen an— 
dern Sinn hat eine ſolche Beſtimmung bei beſtraften Verbrechern, welche unter Polizeiaufficht 
fteben. Desgleichen bei denjenigen, welche Haufichandel, überhaupt Gewerbe im Umherziehen 
treiben, die ihren Gewerbeſchein mit vollftändigem Signalement des Inhabers zu ihrer Legiti— 
mation ebenfalld bei ich zu führen haben. Legitimationd: und Gewerbeicheine dieſer Art ſollen 

denjenigen Perſonen nicht ertheilt werden, die unter Polizeiaufficht ſtehen oder bereitd wegen 

Verbrechen oder Vergehen gegen dad Eigenthum oder die Sittlichfeit beftraft find. Ähnliches 

gilt von ven Erlaubnißſcheinen ver Schaufpielunternehmer, denen die Ertheilung des Legitima— 

tiond= und Gewerbeſcheins für den Fall der Beſorgniß des Misbrauchs ihres Gewerbebetriebs 
zur Verlegung der Öffentlihen Ordnung oder Sittlidhfeit verfagt, rejp. diefe Erlaubniß bei ver: 
gleihen Misbraud entzogen werben joll. 

Abgeſehen von den vorftehend erwähnten bejondern Fällen und Arten der Paßpflicht, wobei 
zum Theil andere Motive obwalten, ift und wird dad Paßweſen aus weit allgemeinern Gerichts: 
punften, welche dem Weſen des Polizeiftaatd angehören, und überwiegend ſogar aus politiſchen 
aufgefaßt. Daher war das Paßweſen auch in demjenigen Staate am ausgebildetiten, deilen 
Polizeiregime für die europäiſchen Gontinentalftaaten zur Zeit des Abſolutismus als mufter: 
gültig betrachtet werben fonnte, in Frankreich. Von daher ift ed denn auch in feiner modernen 
Geftalt und Tendenz, beſonders ald vermeintliche Schugmittel gegen politiſch gefährliche Köpfe 
oder gegen die Importation neuer politifcher Ideen, jeinerzeit in Deutſchland eingeführt, me 
es noch bis auf den heutigen Tag bier und dort im Flor ift. Über das Paßgeſetz ift einzufehen : 
von Kampg, „Vaßgeſetze der europäiihen Staaten“ (Berlin 1817); Neiswig und Hoffmann, 
„Repertorium der europäifhen Paßpolizeigeſetze“ (Berlin 1821), Bd. I und II; Richter, „Sp: 
ftematiiche Darftellung der im Königreih Sachſen in Bezug auf Neifelegitimation beftebenden 
Vorſchriften“ (1837); R. von Mohl, „Die Volizeimiffenfhaft und Syſtem der Präventir- 
juftiz oder Rechtspolizei“ (1845), III, 104 fg. 

Eine fpeciellere hiftoriiche Darftellung knüpfen wir an die preußiſche Papgejeggebung an. 
In Preußen wurde dad Paßweſen, zufolge ded Allgemeinen Paßreglements vom 20. Mai 1813, 
beim Beginn der Freiheitöfriege, damals hauptſächlich als ein Sicherungsmittel gegen feind: 
libe Spionage angewendet, von der foeben erft mit dem Auszug der Franzoſen das Land befreit 
worden war. Wie es in der Einleitung jenes Edicts heißt, wurde daſſelbe „in Veranlaffung 
der zur Behauptung der Selbſtändigkeit der Krone und des Volfs berbeigeführten Greignüffe 
und in befonderer Berückſichtigung derfelben‘ erlaffen. Daher ftand an der Spige dieſes Re— 
glements die Beitimmung, daß der Gintritt aus dem Auslande in die preußiſchen Staaten 
einem jeden ohne Unterſchied des Standes, Alters, Geſchlechts und Glaubens, auch ohne Unter— 
ſchied, ob er zu Wafler oder zu Lande oder mit der ordentlichen Poft oder jonft zu Wagen, zu 
Pferde oder zu Fuß anfonıme, ob er in den preußiſchen Staaten verbleiben oder diejelben nur 
durdhreifen wolle, nicht anders als auf einen Paß geftattet werben foll, der je nad der Ber: 
fhiedenheit von Perfonen und Zwecken von höhern oder niedern Behörden auszuftellen ift. 
Mit Ausnahme ausmwärtiger im freundſchaftlichen Verhältniß ftehender Fürften, der aus dem 
Auslande zurücfebrenden Untertbanen, von Armeecorps und accreditirten Geſandten, inglei— 
hen derjenigen, welche zur Berfolgung von Verbrechern abgefandt und mit gehörig qualifteirten 
Dorumenten competenter Behörden verfeben find, jollten alle übrigen Berfonen nur auf einen 
einheimiſchen Paß in den Staat eingelaffen werden. Vor Ertheilung des Pafles an paßpflich— 
tige Individuen haben jich diefe bei der Polizeibehörde durch Notorietät oder glaubbafte Legiti- 
mation ald unbeſcholtene und, unter den damaligen Verbältniffen des Staats, unverdächtige 
Perſonen zu legitimiven. Alle Eingangspäſſe waren nicht allein bei der Polizeibehörde der zu: 
nähft an der Grenze belegenen einheimischen Stadt, ſondern außerdem aud eines jeden Orte 
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ohne Unterſchied zwiſchen Stadt und plattem Lande, wo der Inhaber übernachtet, zu produciren 
und zu viſiren. War eine Reiſeroute vorgeſchrieben und dieſe vom Reiſenden verlaſſen, fo fol: 
ten die Bifa verweigert, der Bapinhaber an die Polizeibehörde der zunächſt belegenen Stadt 
zurückgeſchickt und unter polizeiliche oder militärische Objervation geftellt, je nach Befinden auch 
in Berwahrfam genommen werden. Gleich ſtrenge Vorschriften follten auch in Anjehung ver 
einwandernden Künftler und Handwerkögefellen ohne Unterſchied ftattfinden, ob jie mit einem 
Banderbuche oder nur mit einem Fremdenpafle verjehen ſeien. Die genauefte Prüfung der 
Pille, des Signalements und der Reiferoute war allen Polizeibehörden und deren Organen, 
jelbft ven Voſtämtern und ven Gaftwirthen bei Strafe vorgefhrieben. Jeder paßpflichtige Aus— 
wärtige, welcher über 24 Stunden in einer Stadt jih aufhalten wollte, mußte den mitgebrachten 
Vaß bei der Polizeibehörde des Orts nieverlegen und dagegen von derfelben eine Aufenthalts: 
farte nebmen und eine folche befondere Aufenthaltöfarte jeve einzelne zum Gefolge des Fremden 
arbörige Verfon, felbft die Ehefrau wie Kinder und Dienftboten über 14 Jahre, löſen. 

Damals mochten dieje frengen Paßvorſchriften durch Gründe der Staatsjicherbeit gerechtfer: 
tigt fein. Ein ſpäteres preußiiches Allgemeines Paßediet vom 22. Juni 1817 milvdert zwar viele 
Strenge, indem ed „neben der Sicherheit im Innern ver Monarchie“ auch auf die Freiheit des 
Verkehrs Rückſicht nahm, und beſchränkte die Pappflichtigfeit im allgemeinen auf den Gingang 
über die Grenze des Staats und auf Reifen ind Ausland, wogegen Inländer zu Reifen im In: 
nern eined Polizeipafles nicht mehr bedürfen follten, fondern ohne einen ſolchen frei und unge: 
bindert reifen durften, doch immer verpflichtet blieben, fich auf Erfordern der betreffenden Be: 
hörde ald unverdächtig zu legitimiren. Ob zur Erleihterung der Legitimation die im Innern 
reifenden Inländer Päfle oder mit Signalenent verjehene Regitimationdfarten verlangen woll= 
ten, blieb ihnen ſelbſt überlaffen. Doc behielt e8 aub in diefen Papedict fein Bewenden bei 
der Ausnahme wegen der Handwerksgeſellen, reip. ihrer Wanderbücher, wegen der nicht mit 
Staatsbürgerrecht verjebenen Juden und wegen der mit der orbinären Poft Reiſenden. Hinge— 
gen wurde die Beftimmung binfihtlid der Aufenthaltöfarten auf größere, auf Handels- und 
Feſtungsſtädte befhränft. Liber den Zweck dieſer Vorſchriften Tpricht ſich das Gefeg dahin aus, 
„dan die Öffentliche und Privatfiherheit nicht gefährdet und aud den Randftreihern und Ver: 
brechern ihr Gewerbe nicht erleichtert werde. Das Geſetz ſei daher ganz beſonders in An: 
febung ber der öffentlihen und Privatfiherbeit gefährlichen Klaſſen und Individuen Fräftig zu 
bandbaben. , 

Es ift befannt, daß noch gegenwärtig in einzelnen Staaten — fo in Ofterreih — das Paß— 
wejen mit einer, vorzugsweiſe dad reifende Bublifum der gebildeten Stände, jelbft die Bade: 
teilenden, treffenden Strenge und Peinlichfeit gehandhabt wird, obſchon das ganze Paßweſen, 
je länger je mehr, ald zwecklos und nur zur Beläftigung des Geſchäftsverkehrs wie der Reifen: 
den dienend erfannt ift. Die an Stelle ver Päſſe infolge Vereinbarung der deutſchen Staaten 
getretenen, jährlich zu erneuernden Pegitimationsfarten find, mit Rückſicht auf die Erleich- 
twrung der Reilegelegenbeit namentlich dur Vermehrung der Eiſenbahnen, in jeder Bezie— 
bung ebenfo nutzlos. 

In England kennt man dad Paßweſen nicht. Zwar hat der König das Recht, alle Fremden 
ausweiſen zu laffen; fveciell wird dies Necht jedoch durch eine befondere Fremdenacte geregelt, 
wie zulegt im Jahre 1848. Fremde die ſich loval im Lande betragen, ſtehen unter des Königs 
befonderm Schuß, und im Falle eines Krieges fann der König an Unterthanen der feindlichen 
Macht freie Seleitöbriefe ertheilen. Fiichel, „Die Berfaflung Englands’ (1862), ©. 120. 

Neuerlid haben denn auch die Regierungen ded Gontinents eingefeben , daß die Paßgeſetze 
mit der bürgerliben und wirthichaftlichen Freiheit nicht ferner vereinbar find. Dieſer Einſicht ift 
auch die preußische Regierung infolge wiederholter Anträge des Hauſes der Abgeoroneten (1861 
und 1862) gefolgt, indem fie ein Gefeg vorlegte, „wonach es fomwenig für preußiſche Staats: 
angebörige, als jelbft für Ausländer, weder beim Eintritt über die Grenze, noch während des 
Aufenthalts oder der Neife im Inlande, jomwenig zum Gingang ald zum Ausgang, eines 
Paſſes, vefp. der Viſirung veffelben weiter bedürfen follte, es fei denn, daß jemand die Erthei— 
lung eines Bafles oder einer fonftigen polizeilichen Legitimationdurfunde jelbft verlangte”. Die 
geſetzgebenden Factoren waren über die Unhaltbarkeit ded gegenwärtigen Syſtems aus politi- 
ihen, focialen und volkswirthſchaftlichen Gründen einverftanden. Es wurde überdies im Hauſe 
ver Abgeorbneten hervorgehoben, daß nicht blod die Vaß-, ſondern aud die Aufentbaltäfarten 
mit der Verfaſſung wie mit dem Bedürfniß der Zeit nicht im Ginflang ſtänden, und ed werden 
von diefen die freie Bewegung von Ort zu Ort treffenden polizeilichen Beichränfungen die arbei— 
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tenden Klaſſen am härteften betroffen, darunter beſonders die Dienftboten und außer Arbeit ge- 
fommenen Handwerksgeſellen, wie Arbeitjuchende jeder Art. „Wenn die Arbeit‘, jo heißt es 
in dem Commiſſionsbericht des preußischen Abgeorbnetenhaufes, „vie Duelle alles materiellen, 
intellectuellen und fittlihen Wohlftandes ift, jo jollte jie von jeder ihre freie Entfaltung bem: 
menden Schranke befreit werden; man jollte immer ernſtlicher auf die Verbeflerung der Yage 
ber arbeitenden Klaffen Bevadıt nehmen. Je mehr man fie bevormundet, und je mehr man ihnen 
das Aufſuchen der Arbeit erſchwert, deſto mehr wird aud der Trieb zur Arbeit geſchwächt un 
abgetumpft. Es ſei unwürdig und entmuthigend für den redlichen Arbeiter, wenn man ibm 
die Gelegenheit, feinen Unterhalt aud außerhalb jeines Wohnfiges aufzuſuchen, erſchwere, und 
das geſchah auf eine nicht zu rechtfertigende Weife durch die beſtehende Pa: und Bremben- 
controle.“ 

Haus und Regierung erklärten ſich ebenſo folgerecht mit der nothwendigen Reviſion des 
F. 117 des preußiſchen Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 einverſtanden, „wonach derjenige, 
welcher geihäfts: und arbeitoͤlos umherzieht, ohne ſich darüber ausweiſen zu können, daß er die 
Mittel zu ſeinem Unterhalt beſitze oder doc eine Gelegenheit zu denſelben aufſuche, als Landſtrei⸗ 
cher mit Gefängniß von einer Woche bis zu drei Monaten beſtraft werden ſoll“. Denn es iſt in 
der That dieſe aus dem Geſetz über die Beſtrafung der Landſtreicher, Bettler und Arbeusſcheuen 
vom 6. Jan. 1843 in das Strafgeſetzbuch übernommene Beſtimmung auch nur ein für die 
arbeitenden Klaſſen verſchärftes Paßediet und ebenſo wenig mit der in der Verfaſſungsurkunde 
gemährleifteten Freiheit der Perſon länger vereinbar. 

Den obigen, aus den Verhandlungen des preußiihen Abgeorbnetenhaufes entnommenen 
Motiven zur Verurtbeilung des Paßweſens mit Einſchluß der Aufenthaltöfarten baben wir 
nichts hinzuzufügen. Das Gejeg kam leiver nad mehrfachen Verhandlungen zwiſchen ven bei: 
den Häujern des preußifchen Landtags nur deshalb nicht zu Stande, weil dad Herrenhaus die 
vom Abgeordnetenhaufe verworfene Beſtimmung aufrecht hielt, „daß die Paßpflichtigkeit über: 
haupt oder für einen beftinmten Bezirk oder zu Reifen aus und nad beſtimmten Staaten vor: 
übergebend durch fönigliche Verordnung wiedereingeführt werden dürfe, infofern die Sicherheit 
des Staats oder die Öffentliche Orpnung durd Krieg, innere Unruhen oder jonftige Ereignifie 
bedroht erjcheint”, wogegen nad der Anficht des Abgeorpnnetenhaufes eine ſolche Beftimmung 
mit Rückſicht auf den Art. 63 der Verfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850 in einem Special: 
geiege vollkommen unnöthig erichien. W. A. Letter, 

Patente. l. Patentweſen im allgemeinen. Nah dem Vorgange Englands, mo: 
ſelbſt durch das unter der Regierung Jakob's I. anı 2. Nov. 1623 erlaſſene Stalute of Mono- 
polies (21. James I, c. 3) bei Aufhebung der ſonſtigen Monopole und gewerbliden Erclufir- 
berechtigungen die Ertheilung von Privilegien für die ausfhliepliche Benugung neuer gewerb: 
liher Erfindungen durch offene Briefe — lettres patent — aufrecht erhalten und neu geregelt 
wurde, hat in den größern civilifirten Staaten das Syftem ziemlid allgemein Eingang gefun- 
den, dap demjenigen, ber auf dem Gebiete der Induftrie eine neue gewerbliche Erfindung madı, 
die ausſchließliche Benugung derfelben durch Verleihung eines Privilegiums gefiherr wird. 
Aus dem in England dafür gebräuchlichen Ausdrucke ift die deutiche Bezeichnung „Patent“ oder 
„Erfindungspatent‘‘ (franzöſiſch brevet d’invention) entflanden. Der Erfinder joll dadurch, 
das ihm das ausschließliche Recht zur Benugung jeiner Erfindung der Regel nach mährend eine 
gewiffen Zeitraums beigelegt wird, daß jomit jeder Dritte, der fi diejelbe zu Nutzen machen 
will, gezwungen ift, fi erjt mit ihm abzufinden, für den gehabten Aufwand an Mühe, Zeit 
und Koften ſchadlos gehalten und in den Stand gejegt werden, ji für feinen Scharfjinn reine 
Belohnung zu verfhaffen. Indem auf diefe Weife das Privatintereffe des Erfinders gemabrt 
bleibt, ſoll zugleih der Erfindungsgeift im allgemeinen angeregt und die Induftrie zur fort: 
Ihreitenden Entwidelung aufgemuntert werden. Die Erfindungspatente jind mithin beftimmtr, 
in ihrer Gejammtmwirfung zur Förderung der Induftrie zu dienen, obwol fie zunächſt im priva- 
tiven Intereſſe einzelner der Verbreitung neuer gewerbliher Erfindungen und Entdeckungen 
entgegentreten, 

Die innere Begründung dieſes Syſtems iſt nicht jelten auf eben die Motive zurüd: 
geführt worden, welde für die Anerkennung und Sicherſtellung eines geiftigen Eigenthums 
geltend gemacht zu werden pflegen. Ausgehend von dem Begriffe der Arbeit, deren Erträgniſſe 
unzweifelhaftes Eigenthum des Arbeiterd feien, wurde die Erfindung, das Erzeugniß der Gei— 
ftesarbeit ihres Urhebers, als dejjen volles Eigenthum angeſehen. Speciell die frühere franzö- 
ſiſche Geſetzgebung, der es darauf ankam, den Patentſchutz nicht als aus einem Privilegium 
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entipringend, fondern ald durch die Gonfequenzen allgemeiner Rechtsgrundſätze geboten darzu— 
ftellen, bat ſich dieſer Anſchauung angefhloffen; dad Gefeg vom 7. Jan. 1791 erflärte in Art. 1 
ausdrücklich: „Toute d&couverte ou nouvelle invention dans tous les genres d’industrie 
est la propriete de son auteur.'‘!) Allein die Theorie des geiftigen Eigenthums überhaupt, 
im befondern auch in der Anwendung auf das Batentmwefen, ift mit unferer wefentlich durch die 
Lehren des Römiihen Rechts beftimmten Auffaffung ded Eigenthums im juriftifhen Sinne 
nit vereinbar. Gigentbum ift die volle redtliche Unterwerfung einer Sache, die vollkommene 
rechtliche Herrichaft über einen förperlichen Gegenftand. Es leuchtet ein, daß bei Geiftederzeug: 
niffen auf der einen Seite diefe ſächliche Beziehung, die vollftändige zugleich räumliche und zeit- 
lide Beftimmtheit, wie jie den Gegenftänden des eigentlihen Eigenthumsrechts zukommen nıuf, 
fehlt, anderntheild aber von einer Herrſchaft über den Gedanken nicht wohl die Rede fein kann. 
Eine ſolche fonnte nur fo lange beftehen, ald der Gedanke Gedanke blieb, die Idee wird aber zum 
Geneingut, ſobald fie auf irgendeine Weife ausgeiproden ift. Ebenſo bedarf es, was die praf: 
tiiben Folgen für ven Verkehr betrifft, kaum des Nachweiſes, daß die Annahme eines vollen, 
zeitlich unbegrenzten Eigenthums an Erfindungen, ftatt die Ausbildung und Weiterentwidelung 
der Induftrie zu fördern, derjelben im Gegentheil gerabezu unerträgliche Beläftigungen und uns 
überfteigliche Hinderniffe bereiten würde. Die Monopolifivung des ganzen Gewerbbetriebs 
einer Nation, die Ausbeutung der wirthſchaftlichen Kräfte der Gefammtheit im Intereffe einer 
eigenfüchtigen Minorität, der endlofe und unentwirrbare Widerſtreit angeblich verlegter Privat: 
interejfen müßten die unmittelbaren Folgen fein. Daffelbe gilt von dem Theorem eines auf Zeit 
beſchränkten Eigenthums an dem patentirten Gegenflande. In Verbindung mit anderweiti: 
gen pofitiven Vorſchriften über die Art und Benugung diefed Rechts, umgeben von zahlreichen 
PBräjudizien über Nullität und Verfall, wozu nady einer zienlih allgemein angenonmenen 
Praris ſelbſt die Nichtentrihtung dev Gebührentare zum beftimmten Termin gehört, ift ein 
older Eigenthumsbegriff wiffenfhaftlih nur eine leere und verwirrende Fiction, von welder 
ald Grundlage einer Örfeggebung irgend verwertbbare praftiiche Folgen nicht zu erwarten 
ſtehen.2) Angeſichts diefer Schwierigkeiten hat man nicht unverfucht gelaffen, für den Schug 
neuer gewerblider Erfindungen einen Anhalt an der für das literariſch-artiſtiſche Eigenthum 
kämpfenden Meinung zu fuhen. Wenn die Gefeggebung eine Art geiftiger Proprietät infofern 
anerkennt und jhügt, wie dies in Bezug auf fhriftflelleriiche Arbeiten, Zeihnungen, Abbil- 
dungen, mußfikaliſche Compoſitionen u. dgl. m. der Fall ift, fo ſcheint es in der Conſequenz zu 
liegen, daß die gleihe Anerkennung und der gleihe Schuß auch dem geiftigstechnifchen Eigen— 
thum nicht verlagt werde. Denn ebenfo wie der Künftler, der Schrififteller, der ein Werk der 
obigen Art zu Tage geförbert hat, ift auch derjenige, welchem eine neue gewerbliche Erfindung 
gelang, nicht vermögend, das zu Stande gebrachte Erzeugniß feines Geiftes ald Alleingut feft: 
zubalten. Kommt nun das Gejeg dem erftern zu Hülfe, damit ihm der Nugen nit von an— 
dern entriffen werde, fo darf auch wol der leßtere das Gleiche erwarten, und zwar um fo mehr, 
als eine neue gewerbliche Erfindung in der Regel erit nad wiederholten Verfuchen und nad 
manchen vergeblihen Auslagen u. f. w. gelingt, infolge deſſen aber meiftentheild größere pecu= 
niäre Opfer erheifcht ald eine fchriftftellerifche Arbeit, eine muſikaliſche Gompofition u. dgl. m. 
Allein viele Gleichartigkeit ift nur dem Scheine nad vorhanden; wer in Wahrheit an eine foldhe, 
an eine „moraliſche Verehtigung ded Erfinder zum Schuß feines geiſtig-techniſchen Eigen— 
thums““ glaubt, wird durd eine bei näherer Prüfung nicht ftihhaltige Illuſion getäufht. Alle 
Erzeugniffe ver Kunft und Wiffenfhaft Haben eine Beflimmtheit der Form wie des Inhalts, 
die fie zu fertigen und abgeichloffenen Werken macht; die Erfindungen entbehren dieſer allfei- 
tigen Beſtimmtheit, Bertigkeit und Einzigfeit. Michel Chevalier bemerkt in diefer Beziehung: 
Es liegt Elar zu Tage, daß niemals jemand einen Gefang oder auch nur zehn hintereinander 
folgende Berje ver „Ilias“, oder etwa der Chapelain'ſchen „Pucelle““, eine Scene aus Racine's 
Bhaädra“ oder aus der Pradon’s, eine Seite aus Laplace's „Mechanik ver Himmeldförper‘, ja 
auch nicht die befcheidenfte Abhandlung über Geometrie wird reproduciren fönnen. Daifelbe 
gilt von der Mufif. Literariihe oder Fünftleriiche Erzeugnifle haben einen ganz entſchieden in= 





1) Abnlih Boufflers in feinem am 30. Der. 1790 ber Nationalverfammlung erjtatteten Bericht; 
auch Mapoleon III: „L’oeuvre intellectuelle est une propriete comme une terre, une maison — 
elle doit jouir des mêmes droits.” DBgl. ferner Jobard, Nouvelle economie sociale etc. 
(Brüffel 1844). u 

2) Kleinſchrod, Die internationale Patentgefeggebung (Erlangen 1855), $. 2. 
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divinuellen Charakter; um deswillen begründen fie ein unterſcheibdbares Eigenthum, das vom 
Gejege anerfannt werden kann. Diejer individuelle Typus fehlt dagegen den den Gegenfland 
der Grfindungspatente bildenden wirklichen oder vermeintlihen Erfindungen. Kann doch, was 
der eine heute thut, morgen von einem andern, von hundert andern gethan werben. ?) 

Eine Pflicht des Staats, den Erfinder zu ſchützen, gibt ed nicht; ebenfo wenig gibt ed Belig- 
oder Eigenthumsflagen zu Gunften von Erfindungen. So bleibt nur übrig — und dies iſt der 
in der Neuzeit wol allgemein angenommene Standpunft —, die Berehtigung des Patentſchutzes, 
der nicht auf einem Rechtsprineip, jondern auf politifher Erwägung beruht, aus der Volfe: 
wirthſchaftspflege herzuleiten. Der Schug der Erfindungen ift nichts anderes als eine im In: 
tereife der Volkswirthſchaft getroffene gewerbpolizeilihe Maßregel. Inwiefern das Syſtem auf 
dieſer Baſis fich aufrecht erhalten läßt und namentlih mit Rüdjiht darauf ald rationell anzu: 
erkennen ift, daß der Erfinder ohne Privilegium jein Intereffe zu Ounften der Induftrie im all: 
gemeinen verlegt ſehen würde, und umgekehrt, daß die Induftrie nur in dem Mape gewinnen 
kann, als nüglihe Erfindungen aufgemuntert und zur Förderung des öffentlihen Wobhls ge— 
jhügt werben, das behalten wir hier noch der jpätern Erörterung vor. 

Gegenſtand des durch das Patent gewährten Schuges find dem allgemeinen, aud 
in einzelnen Geſetzgebungen adoptirten Spradgebraud zufolge die gewerblichen Erfindungen 
und Entdefungen. Dieje Ausdrucksweiſe ift, ſtreng genommen, eine misbräuchlicde; was als 
eine patentfähige Entdeckung angefehen werben kann, fällt unter die Kategorie der Erfindun- 
gen. Eine Entdeckung ift nad der Definition in dem öſterreichiſchen Patentgefeg von 1852 jede 
Auffindung einer zwar ſchon in früherer Zeit ausgeübten, aber wieder ganz verloren gegange: 
nen, oder überhaupt einer im Inlande unbefannten Verfahrungsweiſe. Dieſer Begriffäbeitim: 
mung zufolge würde ein Patent zunächſt ertheilt werben können, wenn jemand durch feine jelbft: 
ſchöpferiſche Thätigkeit ein Verfahren ermittelt, vermöge deffen ein Gegenftand bergeftellt wird, 
der zwar jchon in früherer Zeit hergeftellt worden ift, fpäter aber nicht mehr hat hergeftellt wer: 
den können. Abgeſehen davon, dag dies ein rückſichtlich ver Patentfähigfeit aus dem Geſichts— 
punfte der Neuheit praftifch immer jehr zweifelhafter und durch dad Gefeg niemals im all: 
gemeinen zu entfcheidender Fall ift, fo ericheint auch eine derartige Entdeckung in nichts von 
einer Erfindung verfchieden. Denn einmal wird ſich kaum jemals der Beweis führen lafien, 
daß in der Vorzeit zur Herftellung des nämlihen Gegenftandes auch das nämliche Verfahren 
angewendet worden ift, ſodann aber liegt das Charafteriftifche ver Erfindung, wie dieſes Wort 
von dem Sprachgebrauch angewendet wird, nicht ſowol darin, daß etwas abſolut Neues, ſondern 
darin, daß etwas für die Muwelt Neues geſchaffen wird. Weshalb aber nach der vorerwähnten 
Begriffsbeftinmung überhaupt die Auffindung einer im Inlande unbefannten inpuftriellen 
Berfahrungdweife mit dem Ausdrucke Entdefung und nicht als Erfindung bezeichnet werben 
ſoll, it nicht abzufehen. In Bezug auf die Patentfähigfeit interejjirt aljo nur die Erfindung, 
mag num diejelbe Die Productionsmethode, Productionsmittel oder das Product, und zwar ſowol 
die Sache im ganzen wie einzelne Theile derfelben betreffen. Das weſentlichſte Erforderniß hier: 
bei ift die Neuheit; dev Werth der Erfindung ift an fich gleichgültig. Das hierin ausgefprodene, 
in der Natur der Sache liegende Princip ſchließt bei confequenter Durchführung die jogenann- 
ten Verbeſſerungépatente (franzöjifch brevets de perfeclionnement) aus. Denn ift es 
Ihon im einzelnen Falle jehr jhwierig, genau eine Entſcheidung darüber zu treffen, ob dad als 
patentfähig beanſpruchte Object nur die Veränderung eines ſchon befannten Gegenſtandes ober 
etwas ganz Neues ift, jo wird durd das in dem Begriff „Verbeſſerung“ enthaltene Requiſit der 
Zweckmäßigkeit und erhöhten Brauchbarkeit bei der fraglichen Art der Patente ein Erforderniß 
zur Geltung gebradt, dad mit der Neuheit und den Kriterien verjelben aud nicht in der ent: 
fernteften innern Beziehung fieht. Werben daher Verbeflerungspatente als ſolche aufreit er= 
halten, jo müßte man überhaupt für Erfindungen ven Patentſchutz nicht anderd gewähren, ald 
wenn diejelben praftijch find und dem Bekannten gegenüber einen Fortſchritt in fich ſchließen. 
Es leuchtet ein, daß damit die Entfcheidung über die Ertheilung ſowie fiber die Rechtsbeſtändig— 
feit von Patenten nicht mehr ausfchließlidh von der Beantwortung einer thatfählihen Frage, 
jondern zugleih und zumeift von dem jubjectiven Ermeſſen dev Sadverftändigen und des Rid: 
terd abhängig gemacht werden würde. Nichtsdeſtoweniger finden fi in allen Gefeggebungen 
die Verbefferungspatente ald eine befondere Species aufgeführt; der Grund hiervon dürfte 
darin zu fuchen fein, daß ed wichtig ift, das Nechtöverhältnig zwifchen demjenigen, welcher eine 


3) L’exposition universelle de 1862 (Paris 1862). 
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Veränderung an einem bereitö patentirten Gegenſtande erfunden hat, und auf dieje Verän- 
derung ihrer Neuheit wegen ein Patent beanjprudt, und demjenigen, welchem auf ven Gegen: 
ftand felbft ein Vrivilegium gewährt worden ift, zu regeln und feſte Anhaltspunfte dafür auf: 
uſtellen. 
Eine dritte Art der Patente ſind die ſogenannten Einführungspatente (franzöſiſch 
brevets d’importation) für die im Auslande bekannt gewordenen Erfindungen. Sie verdanken 
isre Entſtehung bem Art. 3 des franzöſiſchen Gejeged vom 7. Jan. 1791, wonach derjenige, 
welcher zuerit eine neue Erfindung nad Frankreich bringt, derjelben Vortheile theilhaftig fein 
ſoll, wie wenn er der Erfinder wäre. Hiernach würden unter Ginführungspatenten folde Pa— 
inte zu verftehen fein, welche jemand, der nicht der Erfinder ift, für die Einführung einer 
audwärtigen Erfindung in ein Land ertheilt werden, in welchem diefelbe noch nicht gefannt und 
zur Anwendung gebradt it. In diefem Sinne werden fie in $. 2 des preußifchen Publican: 
dums vom 14. Det. 1815 aufgefaßt, während in dev Einleitung zu der Übereinkunft unter den 
Zollvereinsſtaaten vom 21. Sept. 1842 die Ginführungspatente im allgemeinen ald „Patente 
für die Übertragung einer ausländiſchen Erfindung” bezeichnet werden, ohne daß der Nüdjicht, 
ob der Bewerber der Erfinder ſei oder nicht, Ermähnung geſchähe. Das öfterreihiiche Geſetz 
som 15. Aug. 1852 beſtimmt vagegen in $. 3: „Auf eine neue Entvefung, Erfindung und 
Verbeflerung, melde aus dem Auslande in das öſterreichiſche Staatsgebiet eingeführt werden 
will, kann nur dann ein ausſchließendes Privilegium verliehen werden, wenn die Ausübung 
derjelben auch im Auslande noch auf ein ausſchließendes Privilegium befhränft ift. Gine folde 
Perleibung kann aber nur dem Inhaber des ausländifhen Privilegiumd oder deſſen Rechts— 
nachfolger zutheil werden. Ohne dieſe Beichränfungen ift ein Patent auf eine im Auslande 
gemadte, im Inlande aber nod nit in Ausübung ftehende Erfindung, Entdeckung oder Ver: 
beiferung unſtatthaft.“ Ginführungspatente in dem Sinne, daß ſolche auch einem andern als 
dem ausländifchen Erfinder jelbft oder deſſen Rechtsnachfolger ertheilt werden dürften, find alſo 
ausgefchloflen. Und in dev That ericheint es aud nad) feiner Seite hin gerechtfertigt, einem 
dritten, einem müßigen Speculanten vielleicht, durch ein Batent ein ausſchließendes Recht dazu 
zu geben, daß er lich die auswärtige Erfindung zu Nuge made, namentlich nicht in der Jegtzeit, 
in welcher zahlreiche techniſche Schriften, Zeitungen, Gewerbeausftellungen, die unendlich er— 
leihterten Gommunicationdmittel, die allgemein verbreitete Kenntnip fremder Spraden das in 
allen Kändern der Erde Beftehenve jchnell dem betheiligten Publikum mittheilen und den inter: 
nationalen Austauſch gewerbliher Erzeugniffe mit ehedem nicht geabneter Beihleunigung und 
Leichtigkeit fich vollziehen laſſen. 

Was nun die Erfindungen ald dad eigentlihe Object des Patentſchutzes be— 
trifft, jo muß, da es ih um wirthſchaftliche Güter handelt, der Durch die geiflige Thätigfeit des 
Erfinders neu oder anders, rejp. beffer gewonnene Gegenftand neben der Neuheit insbeſondere 
die Fähigkeit beiigen, Taufchwerth zu erlangen, mit andern Worten ven Grab der Brauchbarkeit 
in ſich tragen, daß er gegen andere Güter umgetaujcht, Verfehrögegenfland werden fan. Dies 
gilt nicht von den im Wege ver Abftraction oder Gombination ermittelten wiſſenſchaftlichen 
Theorien, Lehrſätzen u. ſ. w. H, fowie von den nur an die Perfon ded Ausübenden gebundenen 
Runftfertigfeiten, Geſchicklichkeiten, Handgriffen. Naturerzeugniffe find ihrer Mefenheit nad) 
von dem Patentihuge ausgeſchloſſen. Schädliche, geſetzwidrige, die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit gefährtende Gegenftände oder Borrihtungen zu patentiren, d. h. unter feinen bes 
jondern Schuß zu ftellen, ftreitet wider den Begriff ded Staats ald eines fittlidhen Verbandes; 
derartige Erfindungen entbehren daher ebenfalld der gejegmäpigen Bevorzugung. 5) 

Soll der Inpuftrie eined Landes der von dem Patent erwartete oder verheißene Nugen 
werben, dann ift Fürſorge dafür zu treffen, 1) daß der patentirte Gegenſtand wirflic zur Aus— 
führung gelangt, 2) daß das betreffende Publikum nad Ablauf der Schutzfriſt die Erfindung 
ich ohne weiteres zu eigen machen kann. In beiden Beziehungen enthalten die meiften Geſetz— 
gebungen vojitive Beflimmungen. Sie bevrohen den Patentnehmer namentlih, wenn der erft= 
erwähnte Fall nicht zutrifft, mit dem Verluſt des von ihm erworbenen Vorrechts und ftellen 


4) Das wiffenichaftliche Principien nicht patentfähig find, fprechen nur die föniglich ſächſiſche Ver— 
erdnung über Erfindungspatente vom 20. Jan. 1853 und das italienifche Gefeg vom 30. Det. 1859 


ausdrücklich aus. 
5) Setränfe, Arzneien und Nahrungsmittel find aus Gründen der Wohlfahrtspolizei faft überall 


son der Patentirung ausgejchloffen. 
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fpeciell zu 2 die Nichtertheilung des beantragten Patents in Ausſicht, falls der Patentſucher bei 
Ginreihung feiner Anträge diejenige deutlihe Beihreibung, Erläuterung oder Verfinnbile: 
lihung vermiffen läßt, welche geeignet ift, der Geſellſchaft die Fünftige Kenntniß der patentirten 
Erfindung in allen ihren Theilen zu gewähren, fie in den Befig der Erfindung zu fegen. Der 
Zeitpunft, zu welchem die Veröffentlihung der Beihreibungen erfolgt, ift in den einzelnen Lan: 
dern verſchieden ſeſtgeſetzt; jedenfalls ift die möglichfte Publicität in dem Patentwefen erwünikt, 
damit der in der Erfindung enthaltene principielle Kortfhritt, wenn aud feine Anwendung 
nod in Grenzen eingefchloffen bleibt, behufs der Kortbildung der Gewerbe jofort Gemeingur 
werde und, worauf in der Praris fo außerorbentlidh viel anfommt, das techniſche Publikun 
feinen Augenblid darüber im Dunkeln fei, was es thun und was es nicht thun Darf. 

Der dem Patentinhaber gewährte Schug darf das Maß einer gewiffen Zeitdauer 
nicht überfchreiten. Wie hoch legtere zu bemeffen ſei, ift eine Brage von eingreifender Wichtig 
feit. Denn, wenn ed einerfeitd feinem Zweifel unterliegt, daß der Anſpruch des Erfinders auf 
Schutz gegen unberechtigte Nachbildung oder Vervielfältigung ein um fo begründeterer ift, je be: 
deutender oder umfangreicher die Erfindung jelbft fich darſtellt, oder je größere Anlagen jie etwa 
für ihre Ausführung fordert, fo ftebt diefem Intereffe dasjenige des Publikums auf der andern 
Seite gerade entgegen ; diefed wird ſtets dahin traten, daß das wahrhaft Nüglicye fo ſchleunig 
ald möglich Gemeingut werde. Weſſen Aniprud in die erfte Linie zu ftellen fei, kann niät 
a priori, fondern nur je nach Umſtänden entfchievden werden. Mit Recht wird nämlich hervor: 
geboben 6), daß bei einer derartigen Beftimmung neben den unendlichen Abftufungen in dem 
Werthe der verichiedenen Erfindungen auch noch die allgemeinen volkswirthſchaftlichen Zuftände 
des betreffenden Landes ald weſentliche Factoren auftreten. Nach Lage ver meiften Gefeggebun: 
gen hat fi die Sache jo geftaltet, daß, mit Ausnahme von Belgien und Dänemarf, die Dauer 
der Exreluſivberechtigung funfzebn Jahre nicht überfteigt. Die bis zu diefer Marimalgrenze zu: 
läffigen Abftufungen werden entweder feitend der Bebörden nad Maßgabe der dem patentirten 
Gegenftande zuerfannten Wichtigkeit feftgefegt, oder jte entiprechen ven Anträgen des Erfinders 
jelbft, welchem allerdings im Princip wol kaum eine Frift zu lang ausgedehnt jein kann, der 
jedoch in Berückſichtigung der zu zahlenden und mit der Zeitdauer fleigennen Gebühren oder 
Taren zumeilen den eigenen Vortheil darin erfennen wird, vorerſt nicht einen erheblichen Geld: 
betrag auf das Spiel zu jegen, fondern mittel® der wohlfeilern Löfung eines kurzen Privile— 
giums ſich vorab über die Erfüllbarfeit der gehegten Erwartungen Gewißheit zu verihaffen. 
Die theoretifche Forderung, daß ber Patentfhug der darin enthaltenen Belohnung wegen gan; 
oder jo gut wie gratis gewährt werden müffe, ift nicht ald begründet anzuerfennen. Die Er: 
bebungvon Gebühren rechtfertigt ſich dadurch, daß der Staat im vorwiegenden Interefle der 
Patentbewerber ſich genöthigt ſieht, gewiſſe Einrichtungen, wie z.B. die Beftellung einer beion: 
dern Behörde, Patentbehörde, die Veröffentlihung der Zeichnungen und Beichreibungen u. T.i. 
zu treffen, und daß e8 der Geſammtheit ver Steuerpflichtigen nicht wohl angefonnen werden kann, 
die hierzu erforderlihen Koften aufzubringen. Es fommt no hinzu, daß die Darbringung 
eines wenn aud nur mäßigen Geldopfers in vielen Fällen wol geeignet fheint, eine Schugmehr 
gegen die in Öffentlichen Intereffe gar nicht zu beförbernde, die Behörden ungemein beläftigende 
Patentirung der unbedeutendften Kleinigkeiten zu bilden. Das Steigen der Gebühr mit der 
Zahl der Jahre, für welche das Patent ertheilt wird, ift durch die Erwägung geboten, daß, je 
länger der von dem Erfinder begehrte Schug für feine Erfindung währt, um fo größer auf 
präfumtiv der Vortheil fein wird, den er von der Anwendung des ausſchließenden Rechts ziebt, 
und daß er deshalb aud mit einer um fo flärfern Beifteuer zu ven obenerwähnten Koſten ber: 
angezogen werben mag. Aus derlei Gebühren und Taren eine Binanzquelle des Staats zu 
machen, würde freilich den Grundſätzen der modernen Staatswirthſchaft widerfpreden. Die 
Gebühren und Taren betragen, mie wir bier ſchließlich nicht unerwähnt fein laſſen wollen, ;. B. 
in Frankreich inel. Stempel für ein funfzehnjähriges Patent circa 1550 Fre., in Belgien 
1200 Frs. in Holland 600—750 FI., in England für ein vierzehnjähriges circa 175 Pro. Et, 
in Oſterreich für 15 Jahre 735 Fl., in Baiern 275 Fl. für 10 Jahre in Sachſen 80 Thir., in 
MWürtemberg 50— 200 81. In Hannover wird 1 Thlr. Stempel und eine Gebübr von 
5— 30 Thlr., in Breußen von 1 Thlr. erhoben; ver Sa ift ſtets derſelbe ohne Unterfchied, ob 
die Erfindung wichtig oder durchaus werthlos ift. 


— — — — 


6) Bgl. Kleinſchrod, $. 4. 
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In Bezug auf den Inhalt des durd das Vatent gewährten Redtd ift zu unters 
iheiden zwiſchen dem Berhältniffe, welches der Patentirte ver Staatögewalt gegenüber, und dem— 
jnigen, das er dem Bublitum gegenüber einnimmt. Nach ven frühern Ausführungen wird 
durch das Patent ein gewerblihed Monopol, d. b. die Befugniß verlieben, jedem dritten die 
Ausführung oder Anfertigung des Patentgegenftandes, bei Mafhinen, Werkzeugen, Fabrik— 
geräthſchaften, ſowie Verfahrungsweiſen au die Anwendung derſelben zu unterfagen; nicht 
jelten et dem Patentinhaber auch ein Verbietungsrecht auf den Verkauf von Gegenftänven zu, 
welde mit dem patentirten übereinftimmen. Letzteres dürfte indeſſen kaum zu billigen fein, 
denn ed unterliegt feinem Zweifel, daß damit durch das Patentwejen die Gefahr einer Hem— 
mung des Verkehrs und einer übermäßigen Bertheuerung der Waaren für die Gonfumenten 
ſeht nahe gericht wird, wie ed denn auf der andern Seite ficher ift, daß (das Patent ald eine Be: 
lohnung angeſehen) ſchon dad ausſchließliche Necht der Anfertigung eines Gegenftandes inner: 
balb Landes ein fehr bedeutendes und meiſtens in genügenver Weife Iucratives if. Der An: 
ſpruch auf wirfjamen Schug für jenes Unterſagungsrecht fteht aber dem Patentinhaber voll: 
fommen zu; jede Production oder Fabrifation, welde den ausſchließenden Charakter des ver: 
liehenen Privilegiums in irgendeiner Hinfiht tangirt, wird mit Recht als ein Eingriff in daf— 
felbe behandelt und nah Maßgabe des Geſetzes zurückgewieſen. Gin mehreres ald dieſe Nega— 
tion, aljo etwa ein pofitives Recht auf befondere Befreiung, Bevorzugung, Begünftigung foll 
dem Batentirtem nicht zugeftanvden werben. Die eigene Ausübung der Erfindung feitend des 
Erfinder bleibt vielmehr ftet8 von den allgemeinen Gefegen desjenigen Staatd abhängig, in 
welchem fie vorgenommen wird, und der Patentträger Hat nicht nur die gewerbpolizeilihen Vor: 
ihriften im großen und ganzen, fondern auch diejenigen zu beobachten, welche auf den Betrieb 
des mit der Erfindung zufammenhängenden fpeciellen Gewerbes Bezug haben. Für den Pa— 
tentirten felbft und dem Publikum gegenüber ift das durch das Privilegium begründete Necht ein 
Bermögensrecht; es kann mithin übertragen, getheilt”), vererbt, veräußert werden, gerade wie 
ſonſtiges bewegliches Gigenthum. Hierbei mag ſich, um die Patentregifter ftetd genau und auf 
dem Stande der Gegenwart zu erhalten, für die Praris die Nothwendigkeit der Beobachtung 
gewiſſer Körmlichkeiten ergeben ; auf das Weſen der Sache haben folche feinen Einfluß, und ift 
daher au hier nicht im nähern darauf einzugehen. 

Die wichtigern Fälle der Aufhebung von Patenten laffen jih aus der biäherigen 
Darftellung leicht herleiten. Es find in ver Kürze zufammengefaßt folgende: 1) Ablauf ded Zeit: 
raums, für welchen das Patent ertheilt wurde, falls nicht eine Verlängerung des Privilegiums, 
die unter Umftänden und nach beſondern Beftimmungen erfolgen kann, eingetreten it; 2) Ver: 
zicht des ei auf die fernere Ausübung feines Rechts während ver ihm zugeftandenen 
Scutzfriſt; 3) Nihtausführung der Erfindung innerhalb Landes und innerhalb der Dauer des 
bierfür eingeräumten Zeitraums. Welcher Gedanfe der Feftfegung dieſer Beſtimmung zu 
Grunde liegt, ift oben hervorgehoben. Hier bleibt noch anzuführen, daß Die beftehenvden Patent: 
geieße in Bezug auf die Art und Weife ver Erfüllung dieſer Verpflichtung fehr weſentlich von: 
einander abweichen. Nach dem öfterreihiihen Privilegiengejege foll der Privilegirte die Er: 
findung im Inlande auszuüben angefangen haben; nad) den in Baiern beſtehenden Vorſchriften 
foll er die Ausführung der Erfindung bewirkt haben ; nach dem ſächſiſchen Gefege joll die Er: 
fiadung im Königreih Sachſen zur Ausführung oder Anwendung gelangt fein; das preußifche 
Geſetz fordert von dem Patentirten, daß er von dem ihm verliehenen Rechte Gebraud) zu maden 
angefangen habe. Daß das Beginnen mit der Ausführung ald das enrfheidende Moment hin: 
geftelit werde, erfcheint weder ausreichend noch zweckentſprechend; denn wird der obenangeführte 
Zwei der fraglichen, dem Patentinhaber obliegenden Verpflihtung feftgehalten, fo ift demfelben 
dadurd gewiß nicht entfprohen, daß ver Patentirte die erften Einleitungen zur Ausführung 
des Gegenſtandes der Erfindung trifft, ohne vielleicht fpäterhin überhaupt zur Vollendung des 
Begonnenen zu ſchreiten. Überdies kann es äuferft zweifelhaft fein, welcher Act ald das An: 
fangen der Ausführung anzufehen fei. Bernere Aufpebungsgründe find in einzelnen Gefeg: 
gebungen, 3. B. in denen Ofterreihs, Baierns, Hannovers, Frankreichs, Spaniens, Unter: 
brechung in der Ausübung der patentirten Erfindung während längerer oder fürzerer Zeit; Nicht: 
entrichtung ber Taren zu dem beftimmten Zeitpunfte, z. B. nad dem italienischen Gejege vom 





7) In Baiern ift nach $. 107 der Verordnung vom 21. April 1862 die Theilung von Patenten 
unteriagt. 
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30. Oct. 1859; Unvereinbarfeit des Patents mit öffentlihen Rückſichten ($. 29 des öſterreichi— 
jchen Privilegiengefeges). Allen Patentgejegen gemeinfam iſt die Beflimmung, der zufolge 
Patente erlöichen, wenn die wejentliheVorausfegung, unter der fie ertheilt wurden, nämlich die: 
jenige ver Neuheit, jidy ald irrig erweift, wenn es ſich alfo herausſtellt, daß der patentirte Gegen— 
ftand vor der Gewährung des Patents bereitd befannt oder gar jhon anderweitig mir einem 
Patent verfehen war. Diefer letzte Punkt führt und auf die für das ganze Vatentweſen wich— 
tigfte Srage über die Borunterfuhung der Neuheit und Eigenthümlichkeit von 
Grfindungen, refp. Verbefferungen zurüf. Die Geſetzgebungen der verichiedenen 
Staaten zerfallen in Bezug hierauf in zwei Hauptklaſſen. 

Der erften Klaffe gehören diejenigen Geſetzgebungen an, im welchen eine jolde vorgängige 
Unterfuhung vorgefchrieben ift, vergeftalt, daß ein Patent nur dann ertheilt werden kann, wenn 
der Gegenftand veffelben bei dieſer Unterſuchung für neu und eigenthümlich erkannt wird. Hier: 
her gehört gegenwärtig die Geſetzgebung in den meiften deutjchen Staaten, in Preußen, Sachſen, 
Hannover und in den Vereinigten Staaten von Amerifa, die legtere mit der ausdrücklichen 
Beihränfung, daß die Erfindung noch nicht von einem andern im Inlande gemacht fein dürfe. 
Die Geſetzgebung der übrigen größern cioilijirten Staaten huldigt dem entgegengefegten Vrin— 
cip in dem fogenannten Anmeldeſyſtem, dem zufolge das Patent jedem, der darum nacſucht, 
gewährt wird und es dem Publikum überlaffen bleibt, vem Inhaber ven Nachweis zu führen, 
daß die Borausfegung der Neuheit nicht zutreffe. Der Theorie nach ift das erftermähnte, das 
Vorprüfungsſyſtem jedenfalls dad allein richtige. Wir wiederholen, was alljeitig zugeſtanden 
wird, daß das Patent ein vom Staate verliebenes Monopol it; Monopole aber joll ver Staat, 
wenn überhaupt, nur dann vergeben, wenn überwiegende Gründe dazu vorliegen. Über das 
Borhandenfein folder Gründe fi vorher Gewißheit zu verfchaffen, it im Intereffe feiner An- 
gehörigen Recht wie Pflicht des Staat, der der Inconjequenz ſich fhuldig machen würde, wenn 
er auf andern Gebieten mit Recht fi bemüht zeigt, dad Monopolmwejen ſelbſt unter erheblichen 
Opfern zu bejeitigen, und bei diefer Klaffe von gewerblichen Ercluſivrechten gar nicht weiter da: 
nad) fragt, ob denn befondere Beranlaffung vorhanden fei, welche vie für den allgemeinen Ge— 
werbebetrieb möglicherweiſe pamit verbundenen Nachtheile aufwiegt. Die materielle Vorprüfung 
jeiten® der Regierung ericheint aber ferner ebenjo vortbeilhaft für das Publifum, das einm 
Schug gegen nuglofe, unbedeutende Patente findet und der widermwärtigen Gefahr zahlloſer 
Patentftreitigfeiten entgeht, wie für ven Erfinder, welcher nicht mehr in die Lage fommt, im Ge— 
ſchäftsverkehr die vielleicht mühſelige oder Foftjpielige oder weitläufige Bedingung ded Werth! 
jeiner Erfindung erſt noch conftatiren zu müſſen, fondern mit ver unter amtlicher Autorität aud: 
gefertigten Beiheinigung der Neuheit feiner Erfindung dem dritten fofort gegenübertreten 
fan. Dennod find die Gründe gegen das Vorprüfungsſyſtem, die zu ebenjo viel unterftügen: 
den Momenten für das Anmeldeſyſtem werden, zahlreid. Man pflegt namentlich hervorzu— 
heben: Aus der unternommenen materiellen Prüfung und Beurtheilung neuer induftrieller Er: 
findungen erwächſt ver Negierung eine Duelle von Willfür, Verlegenbeiten, gehäſſigen Mece: 
mationen; fle geräth in eine falſche Stellung, indem fie Urtheile fällt, die niemals auf woler, 
unumſtößlicher Gewißheit beruhen können. Denn ift ed ihon an fih ſchwer, Perſonen mir io 
umfaffenden Kenniniffen, jo frei von allen Privatintereifen, Vorurtheilen und Parteilichfeiten 
ausfindig zu machen, daß ihnen das Geſchäft der Unterfuhung mit voller Ruhe übertragen wer: 
den möchte, fo ift ed geradezu undenfbar, daß es in der Macht irgendeines Menſchen over einer 
Koͤrperſchaft jtehe, ven Entwidelungsgang einer in ihren Anfängen oft unfheinbaren Erfindung 
vorherzufehen und hieraus den Grad ihres Nutzens im voraus zu beſtimmen. Aus der Paten: 
tirung bedeutungdlofer, lächerlicher oder frivoler Dinge entfteht im allgemeinen vod für mie- 
mand anders ein Schade als für den Erfinder ſelbſt; und ift Died der Ball, wie ift es dann zu 
rechtfertigen, daß der Gejellichaft ein unberehenbarer Schade erwadien fann, wenn unter ven 
zurüdgewiefenen Geſuchen fi eine Erfindung befindet, die von größter Erheblicyfeit werben 
fonnte, nun aber unterdrücdt wird, wol gar verloren geht. Der Erfinder leidet joldergeitalt 
unter dem Borprüfungsfyflen, dem Publikum aber ergeht es kaum beffer. Der Irreleitung 
durch ſchwindelhafte Batente ift es nicht entzogen, vielmehr erſt recht preidgegeben. Nur zu 
geneigt, infolge der amtlichen Interfuhung den ihm dargebotenen Begenfländen, weil ſie pa= 
tentirt find, einen hoͤhern Grad von Wichtigkeit beizumeſſen, als folde mit Recht befigen, ge: 
wohnt, auf die Sicherheit des eigenen Urtheils zu verzichten, wird e8 über den Werth der Erfin- 
dungen leicht getäufcht, nicht felten, two es ficher zu fein glaubt, empfindlich betrogen. 

Gine Erörterung über die Tragweite und Bedeutung aller in diefen Ausführungen nur 
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furz angedeuteten Gründe gegen das Präventivſyſtem würde bier zu weit führen. Es genüge 
bervorzugeben, daß das Vorprüfungsverfahren in einer Beziehung anerfanntermaßen unmög- 
lich geworden ift. Bei den großen Fortſchritten, welde die Inpuftrie in den legten Jahrzehnten 
gemabt, und der umfangreichen Literatur, welche ſie hervorgerufen, ift es nämlich in der Ihat 
vollfommen unausführbar, fih darüber Gewißheit zu verihaffen, daß eine Grfindung nicht 
bereit anderswo in den Oewerben Anwendung gefunden hat over in irgendeinen Werke des 
In: oder Auslandes beichrieben worden ift. Die zu überwindenden Schwierigkeiten können ſich 
ver Natur der Sache nad nit vermindern; fie müſſen mit der Zeit immer mehr zunehmen, denn 
in demſelben Maße, in welchem fih die Induftrie entwidelt und verbreitet, wird ih auch die Li: 
teratur vermehren, werden ſich die jhon ausgeführten Erfindungen der Wahrnehmung der mit 
der Vorprüfung beauftragten Behörde entziehen. Die Aufgabe ver legtern muß daher mit der 
Zeit zu einer völlig unlößbaren werden — und ift ed nad einem amtlichen Zugeſtändniß ſchon 
geworden. Kaum in einem andern Lande dürfte dev Prüfungsbegörde ein reihhaltigeres, forg- 
fältiger geordnetes Material zu Gebote fteben als in Preußen. Die dortige tehnifhe Deputa- 
tion für Gemerbe ift im Beſitz einer vollftändigen tehnologiihen Bibliothek, welder fortgehend 
alle wihtigern einſchlagenden Werfe und Zeitfchriften des In- und Auslandes zugeführt wer: 
den. Die Schwierigkeit, jich in derſelben zu orientiren, hat vor längerer Zeit zu der Anlegung 
eined beiondern Nepertoriums geführt, in welches alle neuen Erfindungen mit der größten Ge: 
nauigfeit und Megelmäßigfeit eingetragen werden. Obgleid auf die unerlaglihften Notizen in 
fürzefter Faſſung befhränft, war dieſes Nepertorium vor zehn Jahren bereits zu zwei flarfen 
Boliobanden angeihwollen! Und doch wollte jene Behörde, wie fie im Juli 1853 erklärte, ſchon 
damald nicht dafür einftehen, daß nicht dennoch in dem einen oder andern Falle bereits Vorhan— 
denes überjehen wurde. Allein, um dagegen gefihert zu jein, würde auch die ausgiebigfte Kennt— 
niß der vorhandenen Riteratur durchaus nicht genügen. Viele Erfindungen find längſt in ven 
Gewerben in Anwendung, bevor jie in Öffentlichen Werfen bejchrieben werden. Die neuerdings 
häufiger gewordenen Gewerbeauöftellungen haben ebenfalls ein reihes Material angehäuft. 
Mag aud den betreffenden Gutachtern die Gelegenheit dargeboten werben, die Fortſchritte der 
Induftrie im In= und Auslande zu verfolgen, inder Ausführung fennen zu lernen, ausgeſchloſſen 
bleibt niht, daß ſelbſt wichtige Erfindungen in der Menge ſpurlos vorübergehen, unbeadtet 
in das Lit treten oder es wieder auffuchen, nachdem fie jih ſchon früher unter der Sonne ge: 
zeigt hatten. Man wird einräumen, daß mit alleden der Stab über das Vorprüfungäverfahren 
gebrochen ift. 

Das Anmeldeſyſtem bietet einen unbejtreitbaren Vorzug dar. Es führt die Ihätigfeit der 
Staatsverwaltung auf das rein Formale zurück und überläßt e8 den Intereſſenten, ſich gegen die 
Nachtheile eines unbefugten Patentſchutzes durch Provocation auf richterlihe Entſcheidung über 
die von ihnen anzufechtende und durch Beweife zu widerlegende Neuheit der patentirten Erfin= 
dung zu wahren. Zu verfennen ift jedoch nicht, daß durch das Repreſſivſyſtem, indem der 
Rechtsſchutz zu einem für alle Erfindungen gleihen gemacht wird, eine gewiſſe Gefahr ver Be— 
läigung für das Publikum, beziehungsweile der Verkehröfreiheit indieirt ift. Als wichtigftes 
Shugmittel dagegen gelten die Abgaben, mit denen die Erlangung eines Patents in den der 
Vorprüfung abgeneigten Ländern belegt ift, und welde, wie die oben gegebene Zujanımenz 
ſtellung erweift, diejenigen in den übrigen Staaten weit überfleigen. „Dadurch, daß der Patent— 
ſuchende den Schuß, den er in Anfpruch nimmt, auch theuer bezahlen muß, fol er veranlagt 
werden, zu rechnen, ob die Reclame nicht zu theuer bezahlt, ob das Riſico der zweifelhaften Neu— 
beit nicht zu groß ift, und die Verleihung von Patenten wird mehr auf die Fälle beſchränkt, wo 
das Batent ſich bezahlt macht, wo die Erfindung alfo neu, verdienſtvoll, widtig und belohnend= 
werth it. Die Patentgebühr wird zur Geloftrafe, wenn unter dem Vorwande einer neuen Er— 
findung der Patentſchutz erichlichen iſt.“ Hiergegen ift zu erinnern, daß die Abgabe, um über: 
baupt wirken zu können, ſehr hoch gegriffen werden muß, dann aber den wahren, verbienjtvollen 
Erfinder empfindlich trifft und befteuert oder ihn vielleicht nöthigt, fi wegen Mangels eigener 
Mittel den reihen Speculanten in die Hand zu geben, die dann die Grfindung für ſich ausbeuten. 
Und weiter — die anderwärts bei der Borunterfuhung der Neuheit entftehenden Schwierig: 
feiten werden bei den Anmelvefyiten nicht vermieden. Solange überhaupt Patente ertheilt 
werden, muß die Frage zur Entſcheidung fommen, ob die Erfindung ald neu anzuerkennen fei 
oder nicht. Fällt es nun aber ſchon einer mit allen Mitteln ausgeftatteten Behörde überaus 
ſchwer, dieſer Anforderung zu entſprechen, wie viel mehr gilt dies von dem Privaten, dem jene 
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Mittel fehlen. Und tritt die erwähnte Frage doch immer und allermegen wieder entgegen, iſt ed 
dann nicht im Nefultat völlig gleihgültig, ob die Neuheit gelegentlich der Borprüfung ober bei 
ver infolge einer Reclamation vorzunehmenden Nahunterfuhung erörtert wird? Diefe Bemer: 
fungen genügen vielleiht, um zu erklären, weshalb in England, feiner Wiege, das Anmelde: 
ſyſtem mehr und mehr verworfen, ald eine mit erheblihen Nachtheilen für die fortfchreitende 
Entwidelung der Induſtrie verfnüpfte Einrichtung gefennzeihnet wird. Schon feit Jahren 
werden in der dortigen Preffe die bitterften Klagen laut, daß mit der Patentertbeilung für jede 
als neu ausgegebene Erfindung der Speculation Thor und Thür geöffnet find, um das bereits 
zum Gemeingut Oeworbene wieder zum Monopol zu mahen, um das Publikum durch ein be: 
trügliches Spiel hinter das Licht zu führen. Das Patentweſen wird geradezu als eine Witer: 
wärtigfeit dev ärgerlichften Art gejholten. „Weder Archimedes, noch Galilei, noch Newton odet 
andere große Erfinder“, fo äußert ji} die „Times“, „ſahen in der Hoffnung auf die Erlangung 
eines Batentd einen Antrieb Entdeckungen zumachen, auch genoffen fie feinerlei Monopol, wo: 
gegen es zur Zeit mehrere Taufende fogenannter Erfinder gibt, die unter dem Vorwande, einen 
neuen Schnitt zu einer Flanelljacke oder zu einem baumwollenen Hemde, oder eine neue Mr: 
thode Gier zu Schaum zu jhlagen, oder Kohlen auf das Feuer zu legen, oder ein Cabriolet mit 
der Offnung hinten und einen Omnibus mit der Öffnung vorn zu machen, oder eine Kub zu 
melfen, eine Straße zu fegen, oder Rüben Elein zu fchneiden — erfunden zu haben, mit ihren 
verberblichen Prätenftonen ih auf allen Wegen und Stegen finden.” Und an einer andern 
Stelle: „Als Salomo behauptete, daß ed nichts Neues unter der Sonne gäbe, konnte er damit 
ſchwerlich einen Beweis feiner gerühmten Weisheit geben; denn wäre dem fo, wie könnte er ſich 
denn in directem Widerfprud mit dem engliichen Geſetz befinden? Das englifche Gefeg ftatuin, 
daß nicht nur unter der Sonne, fondern auch unter dem Dionde alles neu ift. Mache ein Paar 
Hofenträger oder einen Befriereimer, bei deren legterm bu jo viel, und bei deren erftern jo wenig 
Frietion als möglich verlangft, made fie nad) dem Lichte deines gefunden Verftandes, indem 
du dabei die befannten mechaniſchen Principien zur Anwendung bringft, weldye geeignet find, 
die Frietion zu vermehren und zu vermindern; bu wirft, ehe du noch die Hälfte deiner Aufgabe 
vollendet haft, finden, daß du alle möglichen Arten neuer Principien entdeckt, daß du neut 
Kunftgriffe erfunden, daß du neue Gombinationen alter Theile gemacht, und daß du nad der 
Sprade eined alten Statutd, das heilloferweife im Lande noch immer in Kraft beiteht, einen 
neuen «Babrifartifel» zu Stande gebracht Haft. — Nun, lieber Herr! wirft du fagen, daran 
ift gar nichts Neued. Wenn Sie einen Schlägel haben wollen, der ſich fchnell in einem Gimer 
herumdreht, fo nehmen Sie ein paar Räder mit einem Handgriff, und wenn Sie wollen, das 
das Ding rafcher geht, jo nehmen Sie noch eine Multiplicationsrad hinzu. Dazu gehört nit 
viel Gelehrſamkeit. — Ja, aber ed ift nad) dem Statut Jakob's ein neues Fabrifat, und was 
noch widhtiger, es ift eine Neuigfeit, die erfunden wurde, ehe du fie entdeckteſt; fie ift ald Eigen: 
thum zuerfannt und damit Privateigenehum geworden. Wenn du alfo Hofenträger machen 
willſt, pie ich leicht ziehen, oder einen Gefriereimer, der recht raſch Eid produeirt, fo ſetz Did 
bin und überlege, wie du das Ding in recht unnatürlicher Weife mahft. Wenn vu nad den 
Gingebungen des Haren Menfhenverftandes zu Werfe gebft, jo machſt du einen Gingriff auf 
Hrn. Soundfo’s neues Fabrikat. — Nun, was if denn dabei? fragft du. — Hr. Soundio 
wird fi deshalb furchtbar an dir rähen. Er bringt did vor den Kanzleigerichtshof, ſchleppi 
dih von diefem vor das Landgericht, bringt dann zwölf ſchlichte Leute in einen Verſchlag zu: 
fanmen, läßt eine Anrede über mechaniſche Kräfte an fie halten, fie mit Modellen verbugen un? 
mit Beweismitteln confus machen, bis du, mie jie, daftehft voll Verwunderung über die Ge— 
beimniffe, welche in Hofenträgern und Gefriereimern verſteckt find, und dich wunderſt, wie ed dir 
fo leicht vorfam, fie auf die natürlichfte Weite von der Welt zu machen. Was aber auch darand 
erfolgen mag, fo viel ift gewiß, daß du eine hübſche Summe Geld dabei verlierft, und möglicer: 
weife endet ed damit, dag man dir alle deine Hofenträger nimmt und daß du did dein ganze? 
übriges Leben lang unter dem gerichtlichen Befehl befinveft, nie wieder Hofenträger zu made. 
du müßteft denn das Mittel entdecken, fie fo tadelnswerth und fo ganz befonderd unbequem zu 
machen, daß nie jemand vorher daran gedacht hätte, dieſelbe Methode dabei anzumenden. Alles, 
was begreiflich ift, ift neu, und alles, was neu ift, ift Privateigenthum. — Die Schraube, das 
Rad, der Hebel find alle neu. — Sei nit fo voreilig, uns zu widerfpreden. Wenn jle auch 
im Princip alt find, nach englifhem Geſetz find ſie alle neu. Man follte wol glauben, jie wären 
nun heutzutage Öemeingut. Keineswegs. Jedes ift der Gegenftand von etwa funfzig Patenten, 
und wenn du zufällig das glüdliche Individuum wäreft, dad eind derſelben zum erften mal zu 
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einem neuen Zwede verwendete, jo könnte ohne deine Erlaubniß dies ein anderer nicht thun.“ — 
In Franfreih und Belgien fieht ed faum anders aus. Zu Taufenden werden die Patente dort 
jährlich ertheilt; man Flagt über das Borhandenfein von Erfindern und Patentcommifjionären 
von Profejjton, die in alle Bäder hineinpfufhen und mit den erhaltenen Privilegien einen 
ſchmählichen Handel treiben. Dem befannten Gelehrten, Michel Chevalier, erſcheint e& in feiner 
ihon angeführten Schrift nicht zweifelhaft, daß mit den Patenten, die ein Privilegium und ein 
Monopol zu gleicher Zeit ſeien, gründlih aufgeräumt werden müffe, wenn der unter dem der: 
zeitigen Unwefen ſchwer leidenden Induftrie wieder Hülfe werden ſoll. Er gehört zu den ent: 
ſchiedenen Vorkämpfern der radicalen Anſicht, welche die Gefeglichkeit eines Erfindungspatents 
beitreitet, und der zufolge die an der gegenwärtigen Gefeggebung vorzunehmenden Veränderun— 
gen einfach in der gänzlihen Aufhebung dev Patente befteben. Denjelben Standpunft nehmen 
jenjeit de8 Kanals hervorragende Volkswirthe, wie z. B. der Vicefanzler Eubitt, Profeffor 
Rogers, Bright, Lord Granville in und neben der Preſſe ein; in Deutſchland teilen ihn nad) 
einer neuerdinge von ihr ausgegebenen Parole die preußifche Regierung®), die Mehrzahl der preu= 
ßiſchen Handelskammern und faufmännifchen Gorporationen 9) ſowie die Vertreter der Wiffen: 
daft. 120) Der Sieg der joldergeftalt getragenen Bewegung ift nicht zweifelhaft. Wol mag 
die baldige und alljeitige Erringung deffelben bei ver Richtung, welde die Mehrzahl der deut— 
ſchen Regierungen in der PBatentfrage verfolgt (vgl. unten), noch dahinſtehen; zu hoffen bleibt 
nur, daß die deutſche Induftrie nicht zu lange auch auf diefem Gebiete der Freiheit entbehre, 
welche allein fröhliches Gedeihen, nahhaltige Kraft, dauernden Segen verleiht. Die Zeit, durch 
äußern Schug ihr aufzuhelfen, ift vorüber, und das Patentweien, auch abgejehen von feiner 
zeitigen, mehr oder minder empfundenen Unbaltbarfeit in der einen wie in der andern Weife, 
eine in ſich verlebte Form der Volkswirthſchaftspflege, der mithin auch nicht durch Eleinliche Ab— 
änderungen in den gegenwärtigen Modalitäten der Patentertheilung, durch gewiſſe Glaufeln 
und Gautelen Friſche und Bedeutung wiedergewährt werden fann. Die Periode der wirth— 
ihaftlihen Gntwidelung, in welder das Patentweſen beftehen mochte, war diejenige, als die 
Kapitalien mangelten, der Internehmungsgeift fehlummerte, die Verfehröverhältniffe an einer 
von der Gegenwart faft ſchon vergeffenen Schwerfälligfeit Iaborirten, die heutige Induftrie 
famınıt ihren zahlreihen Hülfsmitteln und Hülfswiffenfhaften nod in der Kindheit lag. Bei 
derartigen Zuftänden mag Mirabeau mit feinem Sage: „L'art de creer le genie n'est peut- 
ötre que l’art de le seconder“, vet haben. Es mag dann wichtig erfheinen, durch Privi— 
legien vem Gewerbbetrieb überhaupt, Tpeciell auch dem einzelnen Erfinder Nugen und Auf: 
munterung zu jchaffen, die Möglichkeit des erleichterten Auffindend von Kapital zu gewähren, 
die zaghafte Speculation vor hemmenden und ſtörenden Ginflüffen zu hüten, den neuen Ideen 
rafhen Eingang und jihere Aufnahme zu bereiten. Allein, ſelbſt wenn das eventuell Erfolgs 
reiche derartiger Maßnahnıen zugeftanden wird, wer möchte überfehen, daß eine ſolche Wirth: 
ihaftspolitif nur auf fo lange und nur infoweit zuläffig ift, ald, wie dies auf niedern Cultur— 
ſtufen ver Ball zu fein pflegt, die Unternehmer noch ängftlid find und über feine großen Kapi- 
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8) Der Erlaß des preußiſchen Handelsminiſteriums vom 5. Aug. 1863 ſtellt vie Frage an die Han— 
deisfammern dahin: ob die Vortheile, welche die Verleihung von Patenten überhaupt barbietet, 
von den Nadytheilen, welche erfahrungsmäßig mit dem Borprüfungsipftem ber Patentgefeßgebung ver: 
bunden find, überwogen werden, und ob mit Rüdficht auf den gegenwärtigen Standpunft der Inbdu- 
ftrie es der durch das Patent bezweckten Anregung des Erfindungsgeites jegt noch bedarf? 

9) Mit wenigen Ausnahmen, darunter allerdings die induftriellen Vertreter Berlins, find dem Ber: 
nehmen nad) die Gutachten der über die Patentfrage gehörten Handelsvorftände (1. Note 8) verneinend, 
und zwar meift bedingungslos verneinend ausgefallen. So find unter andern die Handelsfammern von 
Köln, Solingen und Breslau in das Lager der entſchiedenen Gegner des Patentwefens übergetreten. 
Auch die Handels: und Gewerbefammer zu Dresden Sprach fich im März 1863 auf Grund eines von der 
fächftichen Regierung geforderten Gutachtens für die Befeitigung des Patentfchuges aus, und im Princip 
find die Kammern von Leipzig und Plauen diefen Anfichten beigetreten. Vgl. Rentzſch, Das geiftige 
Gigenthum u. ſ. w. (kLeipzig 1863). 

10) Nach längern, lebhaften und höchſt intereffanten Debatten wurde auf dem fedsten Congreß 
deutfcher Bolfswirthe zu Dresden im September 1863 nachftehende Refolution mit überwiegender SR: 
jorität angenommen: „In Erwägung, daß Patente den Kortfchritt der Erfindungen nicht begünftigen, 
vielmehr deren Zuftandefommen erjchweren, daß fie die rafche, allgemeine Anwendung nüglicyer Erfin: 
dungen hemmen, daß fie den Grfindern jelbft mehr Nachtheil als Vortheil bringen und daher eine höchſt 
trügliche Form der Belohnung find, bejchließt der Congreß deutfcher VBolfswirthe, zu erklären, daß Er- 
findungepatente dem Gemeinwohl ſchädlich find.“ 
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talien verfügen. Und billig bleibt der Frage Raum, ob nicht mit einem allenfalls nothwen— 
digen, indeffen vorübergehenden und mit der Zeit jich ſelbſt wieder entbehrlih machenden Ge: 
werbeihug auch das in diefem berubende, alfo nur velativ geredhtfertigte Patentweſen jein Ente 
finden muß? Ober wäre legtered an ji begründet? Welches find dann aber die bepeutenpften 
und erfolgreihiten Schöpfungen für Induftrie, Willenihaften und häusliches Leben, die durd 
den ihren Erfindern zugeftandenen Schuß wach gerufen wurden, wo und wann ift das Patent: 
privilegium in der That das geweien, was es jeiner Idee nad fein foll: eine Prämie für die ge: 
machte Erfindung, eine Belohnung für deren verdienftvolfen Urheber? Ricardo hat bereitd dar: 
auf hingewieſen, daß die größten Erfindungen aus einer Zeit ſtammen, in welder ftatt materiel: 
ler VBortheile dem Erfinder Galgen und Scheiterhaufen in fichererer Ausjicht ftanden. Bon den 
Heroen Kopernicus, alilei, Kepler, Newton gar nicht zu ſprechen, welden Gewinn bat 
Graham aus feiner Entdeckung, daß die kryſtalliſirbaren Salze auf Flüfjigfeiten durch Endoe— 
moſe ich entfernen Inffen, gezogen? Was haben dem berühmten Lenvir feine hervorragenten 
Zeiftungen in der Verfertigung phyſikaliſcher und matbematifher Inftrumente eingetragen? 
Argand und Bulton find in Dürftigfeit dur das Keben gegangen. Hargraves, der wirflide 
Erfinder der spinning-jenny, ein armer Arbeiter in Arkwright's Babrif, ift, wie fein Enfel auf 
dem volkswirthſchaftlichen Congreß zu Dresden bezeugt bat, beifeiner Erfindung leer ausgegangen 
und arm geftorben, indeß fein Fabrikherr, ver ein Batent für fih nahm, ein reiher Mann wart, 
Ruhm und Ehren davontrug. Die Zahl diefer Beifpiele läßt ich leicht vermehren, während tie 
Patentjanguinifer und den Nachweis ſchuldig bleiben, daß um des möglichen Patentſchutzes 
willen, etwa im Hinblid auf dieſen und auf die damit verbundenen pecuniären Vortheile in 
Wahrheit aud nur ein namhafter Kortichritt in der Technif oder in der Induftrie gemacht wor: 
den ift. In diefer Beziehung ift für die Beurtheilung des Nugend der Patente ſchon mit Recht 
darauf hingewieſen worden, daß, wollte man eine derartige Berechnung aufftellen, dann behufe 
Erlangung eines richtigen Nefultats alle Erfindungen vorweg abgezogen werden müſſen, bie 
durch Zufall, durch Noth, durch die Goncurrenz veranlagt wurden, denn fie würden ja aud ohne 
Patent gemacht worden fein. Man würde aber noch weiter gehen müſſen; man hätte die treffend 
angeführte Thatſache zu widerlegen, daß in der Schweiz, wo Patente nicht eriftiren, wabhrbaft 
großartige Erfindungen gemacht wurden, daß dort der Erfindungsgeift von Jahr zu Jahr mäch— 
tiger vorfchreitet, und eine competente Stelle, die Direction des ſchweizeriſchen Polytechnikumeé, 
nimmt nicht Anſtand, die hohe Blüte der Inpuftrie in der Eidgenoſſenſchaft wefentlih aus dem 
Nihtvorhandenfein von Privilegien herzuleiten. Man müßte Schließlich übernehmen, den Ent: 
ftehungsproceß von Erfindungen zu einem andern zu machen, als er ift. Erfindungen werden 
nicht aus den Armeln gefchüttelt, ſodaß fie ohne weiteres fertig, zu dem gewollten Zwecke un: 
mittelbar praftifch verwendbar daſtehen (wie viele „Erfinder“ und „Miterfinder“ theilen ſich 
wol in den Ruhm, und unfere Dampfmaſchinen geihaffen zu haben!). Wol find fie, wenn nicht 
von dem nedifhen Zufall oder von der täglichen Erfahrung an die Hand gegeben, das müb— 
Tante Refultat oft jahrelanger Studien, ernſten Denfens und vielleicht Eoftipieliger Verſuche. 
Allein die eventuell nothiwendigen Vorarbeiten werden in bewußter Abjicht nie unternommen 
werden, wenn nicht entweder ver Boden durch vie Männer ver Wiſſenſchaft inſoweit vorbereitet 
it, daß es ſich hauptſächlich um ein Weiterbanen auf der bereit gewonnenen Grundlage handelt, 
oder wenn nicht dad wach gewordene Bedürfniß dem geifligen Schaffen eine in gewiſſer Rihtung 
ganz beſtimmte Ihätigfeit anweiſt. In den legtern Falle ift es gewiß, daß der ſich geltent 
machenden Nachfrage gegenüber niemals einer allein den indicirten Weg betreten wird, daß 
mehrere bier oder dort, ſpontan oder in gegenfeitiger oder in äußerer Anregung den nämlichen 
Pfad aufjuchen werden; im erftgedachten Falle unterliegt e8 feinem Zweifel, das nicht jener 
Nachtreter oder Handlanger, fei ev auch noch fo fleißig, noch fo opferbereit geweien, der wahre 
geiftige Urheber des tehnifhen Werks ift, fondern daß dem Größern vor ibm, auf deifen Schul: 
tern er Sich geftellt, diefe Bezeihnung mit Recht gebührt. Hier erfennen wir das Patentweien 
für widerſpruchsvoll, denn nad dem Wortlaut der Geſetze find ja diejenigen, denen foldergeftalt 
der wefentliche Antheil an der Erfindung zufommt, von dem Patentſchutz ausgeſchloſſen, und 
weshalb dent legten in der Reihe der erfinderifchen Köpfe ven Nugen aus der Arbeit von andern- 
zufchreiben? dort für ungerecht, denn in den gebildeten Nationen beftebt zur Zeit ein nabezu 
unerſchöpflicher Fonds ver auf die Fortichritte der Induſtrie verwendbaren Kenntniffe, und 
Grund genug liegt zur Annahme vor, daß, falls fid dad Bedürfniß nad neuen Mitten und 
Wegen fühlbar macht, zehn Perfonen ftatt einer die nöthige Entdeckung berbeifühven, ja Faft 
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gleichzeitig herbeiführen werden 21); da ſehen wir es überflüſſig und nuglos, überall aber, wo 
es beftebt, mit den durch jedes Monopol unvermeidlich bedingten Nachtheilen befaftet und in 
jeinem Zweck ald Belohnung werer bewährt, noch als Gewerbefhugmittel für die Gegenwart 
von nöthen — ein peinlihed Hemmniß und nur nod eine unleivliche Verkehrsſchranke. Mir 
glauben nicht fehlzugreifen, wenn wir die Vefeitigung des Patentfhuges aus Gründen des 
Rechts, der Politik, der Sittlichkeit und des Gemeinwohls geboten bezeichnen. 

HM. Die Batentgeleggebung der einzelnen Staaten. A. Die Deutſchen Zoll: 
sereinsftaaten und Oſterreich. Wiewol nad Art. 19 der deutihen Bunbesacte und 
nah Art. 65 der Wiener: Schluß: Acte dad Patentweſen unftreitig zu den der deutichen Bundes: 
yerfammlung zur Fürſorge überwiefenen allgemeinen Angelegenheiten gehört, jo ift es dennoch 
bisher nicht gelungen, in dieſer Beziehung Beſtimmungen zu treffen, welde ſich gleichmäßig über 
ſämmtliche Bundesftaaten ausdehnen. Noch immer ertbeilt jeder deutſche Staat nur für feinen 
Bereich gültige Patente, und e8 befteben dabei im einzelnen faft ebenfo viel verfchiedene Normen, 
als es verſchiedene Staaten in Deutſchland gibt. Die hierdurch für die Patentnebmer erwachſen— 
den Meitläufigkeiten und Schwierigfeiten, namentlich auch der Umſtand, Daß bei ver geringen 
räaumligen Ausdehnung mander Staaten die Rentabilität des geihügten Unternehmens eine 
oft zwrifelbafte bleibt, haben frühzeitig den Wunſch nach einem allgemeinen veutfchen Patent: 
geſeh wach gerufen. Obne auf das Frühere einzugehen, ift hier nur aus der Neuzeit zu bemerken, 
daß in der Bundestagsfigung vom 26. Juli 1860 feitend der Negierungen von Baiern, Sad: 
fen, Würtemberg, Kurheſſen, Helfen: Darnıftadt, Naffau, Medlenburg: Schwerin und Strelig, 
Sabien- Meiningen und Altenburg der Antrag geftellt wurde, die betreffenden, feit den Dres: 
dener Minifterialconferenzen im Jahre 1851 rubenden Beratungen wieder aufzunehmen und 
dieſe Angelegenheit dem handelspolitiſchen Ausſchuß am Bunde zu überweiſen. Legterer er: 
ftattete in der Sigung vom 1. Aug. 1861 Bericht, infolge deffen am 5. Dec. 1861 beichloffen 
wurde, eine Fachmännercommiſſion zur Ausarbeitung gutachtlicher Vorſchläge zuſammen— 
zuberufen. Gegen diefen Beſchluß ſtimmten die Negierungen von Preußen, Braunſchweig und 
Oldenburg jowie die Freien Städte. Nachdem DOfterreih, Baiern, Sachſen, Baden, Würtem: 
berg, Hannover und Helfen: Darnıftadt ih zur Abfendung von Gommiffarien bereit erflärt 
hatten, wurde am 24. Juli 1862 befchloffen, daß die Commiſſion am 24. Nov. deffelben Jahres 
in Sranffurta. M. zufanmentreten folle. Sie hat jih ihres Auftrags in 24 Sigungen, von 
denen die legte anı 16. Mai 1863 ftattfand, entledigt, und zwar in einer Weiſe, welche nad) den 
obigen Erörterungen über die Angemeſſenheit des Patentſchutzes, und namentlid, nachdem ſchon 
die verichiedenften Stimmen für deſſen Befeitigung laut geworben find, als überrafchend be: 
zeiänet werden muß. Inder Fachmännercommiſſion wurde nämlich die Frage, ob die Induftrie 
überhaupt eined Schuges für Erfindungen im Sinne des vermaligen Patentwefend bedürfe, be: 
ziebentlich, ob letzteres nationalökonomiſch zu rechtfertigen fei, nicht weiter geprüft, fondern ohne 
weiteres ebenjo wie die zweite Frage, ob eine Oemeinfamfeit der in den deutfchen Bundesftaaten 
aufzuftellenden Vorfgriften über das Patentweien ein Bedürfniß fei, bejahend beantwortet. 
Die Vorſchläge der Commiſſion find durch den Drud veröffentlicht worden. Unmittelbar dar: 
auf nahm die preufiiche Negierung Veranlaffung, den von ihr in der Patentfrage eingenommes 
nen Standpunft durd den bereitd erwähnten Erlap vom 5. Aug. 1863 fundzugeben. Auf vie 
Reiultate der dadurch veranlaßten Enquẽte geftügt, hat Preußen in ver Bunvestagsjigung vom 
31. Dec. 1863 ich gegen die von der Fachmännercommiſſion ausgearbeiteten Entwürfe, welde 
das jogenannte Anmeldeſyſtem zur Grundlage haben, eine Erweiterung des Patentfhuges und 
fpeciell Erleichterungen bei ver Erlangung von Patenten bezwecken, ausgeſprochen. Die hierfür 
entmwidelten Gründe beruhen hauptfächlid darauf, daß jenes Syften in England und Franfreic, 
wo e3 feit langer Zeit in Geltung fteht, mehr und mehr ald unhaltbar und die Intereffen der 
Induſtrie ſchädigend erfannt, eine Verpflanzung deſſelben nach Deutſchland mithin im höchſten 
Maße bedenklich fei. 2?) Über ven weitern Verlauf ver Verhandlungen am Bunde verlautete in 
dem erften Monat des Jahres 1864 noch nichts; doch, wie ſchon anderweitig bemerkt, es ift wol 
erwünscht, daß das Votum Preußens allgemein adoptirt werde. 


11) Beiſpiele gleichzeitiger Erfindungen find die Refultate der Unterfuchungen Daguerre'e und 
Niepce's, Böttgers und Schönbeiun's in Bezug auf Schießbaumwolle, Wöhler's und Deville's in der 
Herſtellung fünftlicher Gdelſteine. 

12) Mit beſonderer Bezugnahme hierauf haben wir oben die Auslaſſungen der engliſchen Preſſe aus— 
führlicher mitgetheilt; wir verweiſen daher auf Abſchn. J. 
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Was nun die gegenwärtigen gejeglihen Beſtimmungen in den einzelnen deutichen Staaten 
betrifft, fo ift e8 gelungen, in den zum Deutihen Zoll: und Handeldverein verbundenen Staaten 
durch die Vereinbarung vom 21. Sept. 1842 gewifle gemeinſchaftliche Grundfäge wegen Gr: 
theilung von Erfindungspatenten und Privilegien feftzuftellen. Auf ver andern Seite hat Öfter: 
reich durch das Gefeg vom 15. Aug. 1852 die hier vorliegende Frage für den ganzen Umfang 
des Reichs zum Abſchluß gebracht. 

1) Die Deutſchen Zollvereinsſtaaten im allgemeinen. Patente ſollen nur für 
ſolche Gegenftände ertheilt werden, welche wirflih neu und eigenthümlich find. Die Extheilung 
eines Patents darf mithin nicht ftattfinden für Gegenftände, weldye vor dem Tage der Ertheilung 
des Patents innerhalb des Vereindgebiets ſchon ausgeführt, gungbar oder auf irgendeine Weite 
befannt waren; insbefondere bleibt diefelbe audgefchloffen bei allen Gegenfländen, die bereitö in 
öffentlichen Werfen des In- oder Auslandes, jie mögen in der deutſchen oder in einer fremden 
Sprache geihrieben fein, dergeftalt durdy Beihreibung oder Zeihnung dargeſtellt find, daf da 
nad) deren Ausführung dur jeden Sachverſtändigen erfolgen fann. Unter den obigen Ver— 
audfegungen kann auf die VBerbefferung eines ſchon befannten oder bereits patentirten Orgen: 
ſtandes ein Batent gleihfalld ertheilt werben, jofern die angebrachte Änderung etwas Neues 
und Eigenthümliches ausmacht. Die Ertheilung eines Patents begründet in allen Pereind: 
ftaaten niemals ein Recht: 1) die Einfuhr folder Gegenftände, weldye mit dem patentirten über: 
einftimmen, oder 2) den Verkauf und Abfag verfelben zu verbieten oder zu beſchränken. Genie 
wenig darf dadurd dem Patentinhaber ein Necht beigelegt werden, 3) den Ge: oder Verbraud 
von dergleichen Gegenjtänden, wenn ſolche nicht von ihm bezogen oder mit feiner Zuſtimmung 
anderweitig angefhafft find, zu unterlagen, mit alleiniger Ausnahme des Falls: wenn von 
Mafhinen und Werkzeugen für die Kabrifation und den Gewerbbetrieb, nicht aber von all: 
gemeinen, zum Ge: und Verbraud des größern Publikums beftimmten KHandeldartifeln die 
Mede ift. Jeder Vereinsregierung bleibt überlaffen, durch Ertheilung eines Patents innerhalb 
ihres Gebietö dem Patentinhaber 1) ein Recht zur ausfchlieflihen Anfertigung oder Auf: 
führung des in Rede ſtehenden Gegenſtandes zu gewähren. Ingleihen innerhalb ihred Gebiets 
dem Patentinhaber 2) das Recht zu ertheilen: a) eine neue Babrifationdmethode, oder b) neu 
Majhinen oder Werkzeuge für die Babrifation in der Art ausſchließlich anzumenden, daß 
er berechtigt iſt, allen denjenigen die Benutzung der patentirten Methode oder den Gebraud des 
patentirten Gegenſtandes zu unterſagen, welche das Recht dazu nicht von ihm erworben oder den 
patentirten Gegenſtand nicht von ihm bezogen haben. Im jeden Vereinsöſtaate werden bie Unter: 
thanen der übrigen Vereindftaaten fowol in Betreff der Verleihung von Patenten, ald aud bin: 
ſichtlich des Schuges für die durch die Patentertheilung begründeten Befugniffe den eigenen 
Unterthanen gleidy behandelt. Die in einen Staate erfolgte Patentertbeilung darf jedoch feined: 
wegs als eine Rückſicht geltend gemacht werden, aus welcher num auch in andern Vereindftaaten 
ein Batent auf denfelben Gegenftand nicht zu verfagen wäre, Die Gewährung eined Patent 
bleibt vielmehr dem freien Ermeſſen jedes einzelnen Staats vorbehalten; jie begreift ferner für 
ven Untertbanen eines andern Vereinsftaats die Befugniß zur felbftändigen Nieverlafung und 
Ausübung des Gewerbes, in welches der patentirte Gegenjtand einſchlägt, nicht in jich; bie Be: 
fugniß hierzu ift nad Maßgabe der Verfaffung jeves Staats befonderd zu erwerben. Bird 
nad Ertheilung eines Patents der Nachweis geführt, daß die Vorausfegung der Neuheit und 
Gigenthümlickeit nicht gegründet war, fo ſoll daſſelbe fofort zurückgezogen werben. In folgen 
Fällen, wo der patentirte Gegenftand zwar einzelnen ſchon früher befannt gewefen, von bieten 
jedoch geheimgehalten worden ift, bleibt das Patent, ſoweit deffen Aufhebung nicht etwa durch 
anderweite Umſtände bedingt wird, zwar bei Kräften, jedod gegen die gedachten Perfonen ohne 
Wirkung. Die Ertheilung eines Patents in einem Vereinsſtaate ift jogleich, mit allgemeiner 
Bezeihnung des Gegenftandes, ded Namens und Wohnorts des Patentinhaberd, ſowie der 
Dauer ded Patents in den zu amtlihen Mittheilungen beftimmten Blättern Öffentlich zu ver: 
fünden. Innerhalb diefer gemeinfam vereinbarten Grenzen gelten nun in den größern Zoll: 
vereindftaaten folgende befonvere Beftimmungen: 

a) Preußen. Publicandum vom 14. Det. 1815. Jede Sache kann Gegenftand einer 
Patentirung werden, wenn fie nur neu erfunden, reell verbeffert, oder im Fall der bloßen Ein: 
führung ausländifher Erfindungen, wirklich durd den Antragfteller im Lande zuerft befannt 
gemacht und zur Anwendung gebracht werden fol. Patentgefuche find bei der Provinzial: 
regierung anzubringen; dieſen Gefuchen find ganz genaue Beſchreibungen und Darftellungen 
der zu patentirenden Saden durch Modelle, Zeichnungen oder Schriften, und ſoweit moͤglich 


Patente 345 


durch dieſe drei Mittel zugleich beizufügen, aud) zu erklären, ob das Patent für die ganze Mon— 
arhie oder für einen beftinnmten Theil derſelben und für welhen Zeitraun es gewünſcht wird. 
Die Regierung veranlaßt eine Prüfung der angezeigten Erfindung oder Verbefferung durch 
Sachverftändige, und dad Handeldminifterium entſcheidet über das Gejuch ſowol in Abficht der 
Batentirung im allgemeinen ald über den Umfang und die Dauer des Patente. Die ein- 
gereihten Modelle, Zeichnungen und Beſchreibungen werden forgfältig aufbewahrt. Die für: 
zeſte Zeit der Dauer eines Patents beträgt ein Jahr, die längfte 15 Jahre. Bon dem ihm 
serliehenen Rechte muß der PBatentirte längftend vor Ablauf eines Jahres, von dem Tage der 
Ausfertigung ded Patents an gerechnet, Gebraud) zu machen anfangen, widrigenfalls fein Recht 
für erloſchen erachtet wird; der Nachweis hierüber ift duch Vorlegung eines Zeugniffes der 
Ortspolizeibehörve zu führen. Eine befondere Patentfteuer wird nicht erhoben, fondern es wer— 
den nur zum Patent und zum Notificatorium je 15 Sgr. Stempel verwandt. Wenn fid) ergibt, 
dap die VBorausjegung der Neuheit und Eigenthümlichkeit der Sache nicht begründet war, fo 
erliſcht das ganze Patentrecht, und es wird dies gleich bei Ertheilung des Patents durch eine 
darin aufgenommene bejondere Elaufel dem Patentirten befannt gemadt. Behauptete Beein— 
trähtigungen des Excluſivrechts find feitend des Patentirten im Beſchwerdewege bei der Re— 
gierung derjenigen Provinz anzubringen, in welder ver Beeinträdhtiger feinen Wohnfig hat, 
Der Regierung gebührt mit Vorbehalt des Necurfes an dad Handeldminifterium die definitive 
Entjpeivung jo, daß demjenigen, der überführt wird, ein durch ein Patent erlangtes Recht ge: 
Thäbigt zu haben, unter Zulaftlegung der linterfuhungsfoften, dieBenugung oder Anwendung 
der patentirten Sache auf jo lange, als dad Patent dauert, unterfagt bleibt, ihm auch befannt 
gemacht wird, dag er im Wiederholungsfalle mit Gonfidcation der vorgefundenen Werkzeuge, 
Materialien und Fabrikate beftraft werben würde, Wenn die Drohung ſich fruchtlos erweift, 
jo wird die Strafe dergeitalt zur Ausführung gebracht, dag ſämmtliche confiscirte Objecte dem 
Patentirten zur weitern Benugung übergeben werben; dem legtern bleibt außerdem überlafien, 
im Wege des Eivilproceiled den ihm zugefügten Schaden gegen den Beeinträchtiger geltend zu 
machen. Neben diefem Schuß wird Geheimhaltung der patentirten Sache dem Patentirten nicht 
zugelihert. Ausländer 2?) können fein Patent erhalten; jofern eine von ihnen angegebene Sache 
vatentfähig ijt, muß das Patent auf einen Inländer geftellt werben. Die aus dem Patente 
fließenden Rechte fönnen durch llbertragung oder Vererbung auf andere qualificirte Berjonen 
übergeben. 

b) Sachſen. Berorpnung vom 20. Jan. 1853. Nur für wirklich neue und eigenthünt- 
lie Gegenſtände wird ein Patent (Erfindungsprivilegium) ertheilt. Bon der Patentirung 
ind ausgefhloffen: Arzneimittel jeder Art und Arzneibereitungdmethoden, Schönheitämittel, 
Nahrungsmittel einfhlieglich ver zum Verzehren beftimmten Lurusartifel, alle Mufter, Façons 
und allgemeine wiffenihaftlihe Orunpdwahrheiten. Patente für Verbefferungen an bereits pri— 
vilegirten Gegenftänden werden zwar ertheilt, fönnen aber, folange das PBrivilegium für den 
Hauptgegenjtand noch läuft, nur dann ausgeübt werden, wenn der damit Vetheiligte dad Recht 
jur Benugung der urjprünglichen Erfindung von dem Inhaber bed dafür ertheilten Privile- 
giums erworben hat. In- wie Ausländer fönnen um ein Patent nachſuchen; Ausländer, welche 
nicht in einem der deutfchen Bundesftaaten die Staatdangehörigkeit befigen, müſſen einen in 
Sadien wohnhaften und flaatsangehörigen Patentträger ſofort bei Anbringung des Geſuchs 
bezeichnen, auch deffen Einverftänpniß beibringen. Die Rechte aus dem Patent dürfen auf 
Dritte übertragen werben; ein Anſpruch auf Schuß des Privilegiumsd wird für den Eriverber 
jedoch nur dann durch die Übertragung begründet, wenn er Stantsangehöriger in einem der 
deutschen Bundesländer ift. Für einen Gegenftand, deſſen Erfinder Angehöriger eines deutſchen 
Bundesftaats ift und dort ein Patent dafür erlangt bat, wird ein ſolches für den Bereich des 
Königreihs nur dem Erfinder oder deſſen Rechtsnachfolger ertheilt. Das Patent gibt dem In— 
baber das Net, daß niemand ohne feine Ginwilligung innerhalb Sachſens den Gegenftand 
der Erfindung anfertigen, ausführen oder anwenden darf. Diefed Berbietungdrecht erſtreckt ſich 
niemals auf die Einfuhr folder Grgenftände, welche mit dem privilegirten übereinflimmen, auf 
den Berfauf und auf den Abfag der privilegirten Grgenftände und ebenfo wenig auf deren Ge: 
braud; es bleibt denjenigen gegenüber, welche vor Ertheilung des Patents den Gegenftand deſ— 
ſelben bereitö gefannt haben, unwirkſam. Das Patent begreift dad Recht zum Betriebe eines 
Gewerbes mit der Berfertigung oder Anwendung des patentirten Gegenftandes nicht in fid. 


13) D. h. Angehörige der nicht zum Deutfchen Zollverein gehörigen Staaten. 
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Die Dauer des Patents erftredt fih zunächſt auf fünf Jahre, vom Tage der Ausjtellung der Ur— 
funde an gerechnet; fie kann auf weitere fünf Jahre verlängert werden, wenn der Inhaber gegen 
Erlegung der Koften vier Moden vor dem Ablauf der eriten Frift bei dem Minifterium des 
Innern darum nachſucht. Die Gültigkeit jedes Erfindungsprivilegiums iſt an die Bedingung 
gefnüpft, daß die Erfindung binnen Jahresfrift im Königreih Sachſen zur Ausführung oder 
Anwendung gebracht wird, e8 fei denn, daß ber Patentträger hieran durch Verhältniſſe behindert 
worden ifl, deren Befeitigung nicht in feiner Macht lag, in welchem Falle eine Ausdehnung der 
Ausführungsfrift eintreten Fann. Das Patent erlifcht: 1) mit Ablauf der Frift, für melde es 
gewährt wurde, 2) durch Zurücknahme: a) wenn der Gegenſtand nicht neu und eigenthünlid 
war, b) wenn ver Patentinhaber ji wahrheitswidriger Angaben über feine Staatdangehörig: 
feit [huldig gemadt bat, c) wenn der Grgenftand des Patents bereits in einem andern Staat: 
ded Deutichen Bundes dem Erfinder patentirt war und der Inhaber des Privilegiums für 
Sachſen weder der Erfinder noch deifen Nechtönachfolger ift, d) wenn die eingereichte Bejhrei: 
bung und deren Beilagen die Erfindung nicht vollftändig oder unrihtig darftellen, e) wenn bie 
Erfindung nicht rechtzeitig im Lande zur Ausführung oder Anwendung gelangt. Liber die 
Zurüdnabme beihlieft das Minifterium des Innern, an welches auch die mit den erforberliden 

Erläuterungen (Beichreibungen, Zeihnungen, Modellen) verfehenen Anträge auf Patentirung 

und die Koftenbeträge dafür einzufenden find. Die Beichreibungen u. ſ. w. werden währen 

der Patentdauer forgfältig verfhloffen aufbewahrt; nach Ablauf oder Zurücknahme des Parents 
verfügt dad Minijterium frei über diefelben, namentlich bleibt ſolchenfalls die Veröffentlihung 
vorbehalten. Bebauptete Beeinträhtigungen ded Ausſchließungérechts werden als jlreitige Ab: 
miniſtrativſachen im Sinne des Gejeged vom 30. Jan. 1835 sub D behandelt. Die wegen fi: 
quidirens in Verwaltungdangelegenheiten überhaupt beftehenden Grundfüge und Tarbeftim: 
mungen kommen in Patentfadhen neben ven fpeciellen Koften für Ertheilung, reſp. Verlän— 
gerung des Privilegiums in Anwendung, und e8 find zu entrichten a) fofort bei Einreichung dei 
Patentgefuhs 7'/, Ihlr., b) für ein Patent auf fünf Jahre 221/, Ihlr., c) für ein Geſuch um 
Berlängerung der Ausführungsfrift 4 Thlr., d) für ein Geſuch um Verlängerung des Patent? 
auf weitere fünf Jahre 50 Thlr. 

c) Baiern. &) Die fieben ältern Kreije ded Königreihs. (Berordnung vom 
21. April 1862.) Für Entdefungen, Erfindungen oder Verbefferungen im Gebiete ver In: 
duftrie im allgemeinen, diefelben mögen ein neues Fabrikat, ein neues Fabrikationsmittel oder 
eine neue Babrifationgmethode betreffen, können Erfindungsprivilegien, Gewerböprivilegien, 
Gewerbspatente ertheilt werden, wenn a) dev Gegenftand jelbft neu oder eigenthümlich ift, oder 
die angebrachte Änderung etwas Neues und Eigenthümliches enthält, und wenn derſelbe dabei 
b) von folder Beveutiamfeit ift, daß die Entdeckung, Erfindung oder Verbeflferung einen ge: 
meinnügigen wejentlihen Einfluß zu äußern vermag. Die Verleihung folder Privilegien ftebt 
den Minifterium des Handeld und der öffentlichen Arbeiten zu. Ginführungspatente werben 
ertheilt, wenn bie vorftehend bezeichneten allgemeinen Erforderniffe vorhanden jind und ver zu 
privilegirende Oegenftand im Auslande auch geihügt ift. Solche Privilegien werden nur an 
den ausländifchen Erfinder ober deſſen Rechtsnachfolger ertheilt; die Angehörigen ausländiſcher 
Staaten, welche Reciprocität beobachten, werden hinſichtlich der Verleihung von Gewerbsprivi: 
legien und in Bezug auf den Schutz für die dadurch begründeten Befugniffe den bairiſchen Unter: 
thanen gleihbehandelt; fie erhalten aber fein Patent für einen längern Zeitraum, als derjenige 
ift, während deſſen der fraglide Gegenſtand jih des Schuges des in dem auswärtigen Staat: 
bereit8 erworbenen Patents nod zu erfreuen bat. Für die Neuheit und Eigenthümlichkeit bat 
der Geſuchſteller jedenfalls die Haftung zu übernehmen. Anträge auf Batentirung find mittel⸗ 
bar oder unmittelbar bei dem Handeldminifterium einzureichen; fie müffen den Namen, Stan, 
Wohn: und Aufenthaltsort des Bewerbers, die allgemeine, aber harafteriftifhe Bezeichnung 
der Erfindung vder Verbefferung und endlich die Anzahl der Jahre, Für welche das Patent nad: 
geſucht wird, enthalten. Außer der Tare und dem Stempelbetrage ift gleichzeitig eine in deutier 
Sprache abgefaßte eingehende Befchreibung des Gegenitandes, eventuell auch Zeichnung, Auf: 
riß, Modell vorzulegen. Das Bittgefud und die Beihreibung werden fogleid bei ihrer Liber: 
reihung mit dem Bräfentatum, unter genauer Angabe des Tages und der Stunde verfeben: 
die hierüber Dom Bewerber auögeftellte Beiheinigung begründet ein eventuelles Prioritätsrecht 
Kein Gewerböprivilegium darf für einen längern Zeitraum als 15 Jahre ausgeſtellt werden; 
war jedoch daſſelbe urſprünglich für einen kürzern Zeitraum verlieben, jo fann eine Verlängerung 
Bis zu 15 Jahren zugeflanden werden. Die Tave beträgt auf 1 Jahr 25 Fl., auf 2 Jabre 
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30 Fl., auf3, 4, 5, 6 Jahre je 10 FI. mehr, auf 7 Jahre 90 Fl., 8 Jahre 110 Fl., 9 Jahre 
130 &1., 10 Jahre 150 $I., für jedes weitere Jahr bis zu 15 Jahren 25 Fl. mehr. Zur Tare 
fommt noch ein Stempelbetrag von 3 $l. Der Umfang ded ertheilten Rechts beiteht darin, daß 
der Inhaber jeden Dritten von der Anfertigung und Ausführung, beziehentlih Anwendung des 
patentirten Gegenflandes ausſchließen fann, fofern ev nicht die Befugniß zu der Anfertigung, 
Ausführung oder Anwendung erworben oder den patentirten Gegenftand von ihm bezogen hat. 
Das Gewerböprivilegium darf nicht getheilt werden; fonftige VBeräußerungen und aud Ver: 
erbung jind flatthaft, doch muß von jeder Befigveränderung binnen drei Monaten bei dem 
Handeldminifterium Anzeige erftattet werden. Die Batente verlieren ihre Wirkung: a) falls 
ich nad Ausfertigung derfelben eins von den Verbältniffen herausftellt, welche, wenn fie [hen 
bei der Ausfertigung vorhanden gewejen wären, legtere unzuläfjig gemadt haben würden; 
b) wenn der Gegenftand ſich nicht ald neu und eigenthümlich erweiſt; c) wenn Beitandtheile ver 
Grindung oder Verbefferung, von denen die vollfommene Anfertigung, Ausführung oder Anz 
wendung des patentirten Gegenftandes abhängt, bei Einreihung der Beſchreibung u. |. m. ver: 
ihwiegen oder unrichtig angegeben wurden; d) wenn der Inhaber des Grfindungsprivilegiums 
nicht binnen drei Jahren oder bei fürzerer Patentdauer als ſechs Jahre binnen der erften Hälfte 
diefes Zeitraums, oder wenn der Inhaber eines Ginführungspatentd nicht binnen einem Jahre 
die Ausführung deifelben bewirkt und ih darüber ausmeift; e) wenn die Ausführung zwei 
Jahre lang aufgegeben wurde; f) wenn bei den an ausländische Erfinder verliehenen Privilegien 
das betreffende Patent aufer Wirkſamkeit tritt; g) durch Verzicht ; Ih) bei unterlaffener rechtzei= 
tiger Anzeige in Beſitzveränderungsfällen; i) durd Ablauf der Frift, für welche das Patent ge: 
währt wurde. liber die ertheilten Gewerböprivilegien werden bei dem Miniſterium Negifter 
geführt und die zu den Privilegien gehörigen Zeihnungen, Beichreibungen u. f. w. in einem 
beiondern Archive aufbewahrt. Patentitreitigfeiten gehören zu dem Wirkungskreiſe der Polizei: 
behörden, falls ſie nicht zwifchen zweien oder mehrern Betheiligten über den aus einem privat: 
rechtlichen Titel hergeleiteten Bejig an dem Gewerbsprivilegium entfteben, in welchem Falle der 
Givilrichter zu erfennen hat. 

B) Die Pfalz. Die in diefem Theile des Königreichs Baiern geltenden Beltimmungen 
ſchließen ſich im weſentlichen an diejenigen in den rechtsrheiniſchen Kreiſen an, und iſt deshalb 
hier nicht im nähern darauf einzugehen. 

d) Würtemberg. Die neue Gewerbeordnung vom 12. Febr. 1862 verordnet in Art. 67, 
das rüdfjichtlich der Erfindungen und Patente die Beftimmungen der Gewerbeordnung vom 5. Aug. 
1836, ſoweit ſolche nicht durch dad Gefeh vom 29. Juni 1842 abgeändert find, in Kraft bleiben 
jollen. Fürdie Erfindung einesnenen Fabrifats, eineöneuen Fabrifationdmitteld oder einer neuen 
Fabrifationsmetbode, desgleichen für die erfte Ginführung einer ſolchen Erfindung, wenn und 
folange diefelbe im Auslande nur unter Batentihug in Ausübung gefegt ift, Fünnen Patente 
serwilligt werden. Die Ertheilung hängt in den einzelnen Fällen von dem Ermeſſen der Ne: 
gierung ab. Gin Dritter darf in das durch ein Erfindungs- oder Ginführungspatent ertheilte 
Ausſchlußrecht während der Dauer deffelben nicht eingreifen. PBatentbewerber haben ihre Ein: 
gaben an das Bezirksamt ihres inländifchen Wohnſitzes oder des für das betreffende Gewerbe 
gewählten Niederlaſſungsorts, nebſt einer erſchoͤpfenden und getreuen Beſchreibung, etwa noth— 
wendigen Zeichnungen u. ſ. w. zu übergeben; die Beſchreibung darf verſchloſſen fein. Über vie ge: 
ſchehene Übergabe, den Tag und Stunde derfelben wird eine amtliche Befcheinigung ausgefertigt, 
die Eingabe jelbft aber mit ihrem Zubehör unter Angabe des Zeitpunftd der Borlegung an dad 
Minifterium des Innern abgefandt. Berweigerungdgründe für die Patentirung jind : Unver— 
einbarfeit der Bereitung, für welche dielelbe nachgeſucht ift, mit den beftehenden Gefegen, Vor— 
bandenjein eines für denfelben Gegenftand ſchon früher ausgefertigten Privilegiums, notorifche 
Anwendung der angeblihen Erfindung im Zollvereinsinlande. Die Dauer der Patentzeit darf 
zehn Jahre nicht überfteigen. Die eingereichte Beichreibung des patentirten Gegenſtandes kann 
während der Patentdauer ohne Zuftimmung des Berechtigten bei entftandenen Streitigfeiten 
der die Entſcheidung treffenden Behörde mitgetheilt, font aber einem dritten nur dann zur Gin= 
ihr gegeben werden, wenn bei Erfindungspatenten das lebte Jahr der bewilligten Patentzeit 
angetreten und bei Ginführungspatenten die erfte Hälfte der Patentdauer abgelaufen, ferner, 
wenn der um Ginfiht Bittende ein Angehöriger ver Zollvereinsftaaten ift, fein Intereſſe zur 
Sache nachweiſt und hinreichende Sicherheit gegen etwaigen Misbrauch ftellt. Für das Patent 
wird eine während der Dauer deflelben jährlich zu zahlende Abgabe von 5—20 Fl. angefegt, 
welche erftmals bei der Aushändigung des Patents und fodann mit jeden neuen Patentjahre zu 
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zahlen ift. Patente auf weniger als zehn Jahre können bis auf diefe Zeitdauer verlängert wer- 
den, falls ein dahin zielender Antrag bei Erfindungspatenten vor Antritt des legten Jahres, bei 
Einführungspatenten vor Ablauf der erften Hälfte der frühern Dauer geftellt if. Der Bere: 
tigte fann unter Beobachtung der allgemeinen Geſetze jede beliebige Anzahl von Gewerbeanlagen, 
ohne Unterſchied des Orts, errichten und feine Befugniffe auf andere übertragen oder ſolche in 
den Mitgenuß aufnehmen. Das Patentrecht geht eventuell auf die Erben über. Dem Privile: 
gieninhaber fteht ein ausſchließendes Recht auf die Anfertigung des patentirten Gegenſtandes, 
und wenn es fih um Babrifationsmethoden, Maſchinen oder Fabrikationswerkzeuge handelt, 
auch die ausfchließlihe Anwendung des patentirten Mitteld oder Verfahrens zu. Bei willen: 
licher Verlegung eines patentirten Babrifationsverfahrens oder Mittel tritt zum Vortheil des 
Berechtigten Wegnahme der nahgeahmten Werkzeuge oder Apparate, ſowie der mit dieſen ber: 
vorgebradhten Gegenflände, eventuell Erlegung des Werths der bereits veräußerten oder in an: 
dere verarbeiteten Objecte ein; widerrechtliche Anfertigung patentirter Fabrikate wird zum Bor: 
theil des Berechtigten mit Wegnahme der angefertigten Gegenftände und Erfagleiftung, eventuell 
aber nur mit Unterfagung ber fernern Anfertigung und des fernern Verkaufs beftraft. Die 
Berbefferungspatente erftreden fih nur auf die Berbefferung nad den in der Beſchreibung an: 
gegebenen Unterfchieden; die übrigen Theile der bereits patentirten Erfindung laſſen fie un: 
berührt. Nichtigkeitserklärung eines Patents tritt ein: a) wenn ein anderer [hon vor dem Jtu— 
punfte der Übergabe der Beihreibung an das Bezirksamt fih um ein Patent für diefelbe Grin: 
dung beworben, oder b) wenn ber Gegenſtand des Patentd bereits im Zollvereindgebiet over 
ohne Batentfhug im Audlande in Ausübung gelegt oder in einer Öffentlichen, im Drud er: 
fhienenen Schrift für jeden Sachverſtändigen verftändlich befchrieben war, oder c) wenn inter 
Beihreibung ein wefentliher Beftandtheil der Erfindung verjchiwiegen oder das als patent 
fähig Beanſpruchte unrichtig dargeftellt war, oder d) wenn von einem andern Zollvereinsinlän: 
der nachgewiefen wird, daß er die Erfindung gemacht hat und Durch Untreue des fpäter Paten: 
tirten ihrer verluftig gegangen iſt. Erfindungspatente erlöfhen durch Ablauf der Schugfrik, 
durch Verzicht, durch Nichtausübung der Erfindung innerhalb zweier Jahre nach der Patmı- 
ertheilung, refp. durch Unterbrehung der Ausübung in ebenjo langer Frift, ferner, wenn te 
Betrieb des patentirten Gewerbes aus dem Lande gezogen wird und die patentirte Bereitung 
oder die dabei angemwendveten Mittel den Gejegen widerftreiten. Ginführungspatente fallen aus 
eben den Gründen wie Erfindungäpatente fort, außerdem aber noch, wenn das betreffende aus: 
ländijche Patent, auf Grund deffen die Einführung erfolgte, außer Kraft tritt. 

e) Hannover. Gewerbeordnung vom 1. Aug. 1847. Wer eine neue Erfindung im Ee— 
biete ver Gewerbe macht, kann das Recht zu ihrer ausjließliden Anwendung auf gewiſſe Zei 
erhalten (Erfindungspatent). Ebenfo Fann demjenigen, der eine im Auslande gemachte, jedch 
nicht befannt gewordene Erfindung zuerft einführt, ein Patent (Einführungspatent) darauf: 
theilt werden. Daß die Erfindung im Auslande patentirt wäre, ift nicht erforderlih. Grfinte 
jemand an einer in Hannover patentirten Erfindung eine wefentlidhe Verbefferung, jo fann uw 
diefe Berbeiferung ein Patent (Berbeiferungspatent) gewährt werden; durch daſſelbe mird jedes 
das Erfindungdpatent nicht beeinträchtigt. Dem Patentgefuche ift eine genaue, richtige und voll: 
ftändige Bejchreibung des Gegenftandes, ſammt Zeihnungen, Modellen, eventuell auch mit 
einer Probe beizufügen; es ift jedesmal anzugeben, für welde Ginzelheiten der Erfindung vie 
Neuheit in Anfpruch genommen wird, Das Minifterium des Innern als Patentbehörde ver: 
anlapt eine Prüfung des Geſuchs durd Sahverfländige über die Neuheit und Eigenthümlic 
feit des Gegenftandes und trifft feine Entſcheidung nah dem Ergebniß diejer Vorunterſuchung 
Ausländer erhalten ein Patent nur dann, wenn die Erfindung in Hannover zur Ausführung 
gebracht werden fol. Die Schugfrift fol nicht mehr ald zehn Jahre betragen; Verlängerung 
der auf fürzere Zeit ertheilten Privilegien bis zu dieſer Maximalgrenze ift, wenn der Antrag ein 
Jahr vorher geftellt wird, zuläfiig. Ginführungspatente find nicht über die Dauer des auelän- 
difhen Patents hinaus zu ertheilen. Das dur das Patent erlangte Recht beihränft ſich auf 
den Gegenftand, welcher durd die in der Beichreibung enthaltenen Unterſcheidungsmerkmale be: 
zeichnet ift. Die Beſchreibung fann nah Ertheilung des Patents veröffentlicht werben, und je: 
der Landeseinwohner Fann ſie nebft den Zeichnungen und Modellen einfehen, auch Abſchrift orer 
Abzeihnung davon erhalten. Das Patent darf auf andere übertragen und vererbt werden. Be— 
einträdgtigungen des Erilufivrehts werben, neben Gonfidcation der rechtswidrig verfertigten 
Begenftände, eventuell auch der Werkzeuge zur Derfertigung, mit Geldbuße bid zu 25 Thlen. be— 
legt. Gine Zurüdnahme des Patents erfolgt, wenn die Erfindung nicht neu iſt, wenn bie Be: 
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ihreibung Unrichtigfeiten oder Unvollftändigfeiten zeigt, wenn ein anderer nachweiſt, daß er bie 
Erfindung gemacht oder bei Ginführungspatenten zuerft eingeführt und der Batentinhaber fle 
anrechtmäßig ſich zugeeignet hat, endlich wenn die Erfindung ohne genügenden Grund ein halbes 
Jahr nach der Batentertbeilung im Lande noch nicht in Ausübung gefegt oder die Ausübung 
ein halbes Jahr lang unterbrochen ift. Die Koften ver Ratentertheilung find die tarifmäßigen 
Stempel. 
2) Ofterreid. Geſetz vom 15. Aug. 1852. Jede neue Entdeckung, Erfindung oder Ber: 
beſerung, welche ein neues Erzeugniß der Induftrie, oder ein neued Erzeugungdmittel, oder 
eine neue Erzeugungsmethode zum Gegenftand hat, kann patentirt werden, und zwar ohne 
Iinterihied, ob das Privilegium von einem Öfterreihifhen Staatdangehödrigen oder von einem 
Ausländer nachgeſucht wird. Als neu wird jede Entdeckung, Erfindung oder Verbeilerung be: 
trabtet, wenn fie bis zur Zeit des beantragten Privilegiumd im Inlande weder in Ausübung 
Rebt, noch durch ein veröffentlihtes Druckwerk befannt ift. Ausgenommen find Nahrungs: 
mittel, Getränfe, Arzneien, forwie Gegenftände, deren Ausübung aus Gründen dev Geſundheit, 
Sittlichkeit, Sicherheit und des allgemeinen Staatsintereffes unzuläffig ift. Auf neue Ent: 
dedungen u. f. w. ded Auslanded werden Privilegien nur dann verlieben, wenn die Ausübung 
derjelben auch im Audlande noch auf ein ausfchließendes Recht befhränft ift; eine ſolche Ver— 
leihung kann aber nur dem Inhaber des ausländischen Privilegiums oder deſſen Nechtänad- 
folgen zu Theil werden. Verbeſſerungspatente auf einen ſchon befannten oder geſchützten Ge— 
genftand Haben nicht den ganzen Gegenftand, fondern nur den verbefferten Theil deffelben zum 
Objerte. Haben zwei oder mehrere, unter fich verfchiedene Entderfungen u. f. w. auf einen und 
den nämlichen Gegenftand als Beftandtheile oder wirkende Mittel Bezug, fo ift eine Bereinigung 
derfelben in ein einziges Privilegium geftattet. Patentgefuche können bei den Stattbaltereien, 
oder wo politifche Kreisbehörden (Kreisämter, Delegationen, Comitatsbehörden) beftehen, bei 
diefen eingereicht werden; fie müllen den Bor: und Zunamen, Gharafter, Wohnort des Be- 
werbers, und falls dieſer feinen bleibenden Wohnjig in Ofterreid hat, den Namen, Gharafter 
und Wohnort eines inländischen Bevollmädtigten, die Benennung der Entdeckung u. f. w. in 
ihrer Weſenheit, die Anzahl der Jahre, auf welde das Privilegium gewünſcht wird, enthalten ; 
auch ift anzugeben, ob Geheimhaltung gewünfcht wird oder nicht. Dem Gefuche ift beizufügen 
a) der Betrag der Privilegiumötare; b) wenn ein Vollmachtsverhältniß vorliegt, die Vollmacht; 
c) bei Einführungspatenten die ausländifche Brivilegiumdurfunde im Original oder in beglaus 
bigter Abſchrift; d) die verfiegelte Beihreibung des Gegenftanded, auf deren Umſchlag die Ent: 
deckung u. ſ. w. nad ihrer Wefenheit übereinftimmend mit ven Angaben im Gefudye und mit 
Benennung der Wohnung des Bewerberd zu vermerken bleibt. Die Privilegiumstaxe beträgt 
ohne Unterjhied des Gegenftandes und der Qualität des Nachſuchenden als In: oder Ausländer 
für die erften fünf Jahre 100 Fl., für die folgenden fünf Jahre 200 Fl. und für die legten fünf 
Jahre 400 Fl. wovon auf jedes Jahr einzeln, und zwar auf jedes der erften fünf Jahre 20 Fl., 
mithin auf dieſe fünf zufanmen obige 100 Fl., auf das ſechste Jahr 30 Fl., auf das fiebente 
35, achte Jahr 40Fl. neunte Jahr 45 Fl., zehnte Jahr 5O BL. u. f. f. bis zum funfzehnten Jahr je 
10 Fl. mehr, mithin auf die geftattbar längfte Dauerzeit 7OO BI. entfallen. Diefe Tare ift für 
die geſammte Anzahl der nachgeſuchten Jahre auf einmal zu erlegen und wird nur dann zurück— 
gewährt, wenn das Privilegium aus einer nad) deffen Ertheilung eintretenden Öffentlichen Rück— 
Acht annullirt wird. Die Beihreibung ift in deutſcher Sprache oder in der Geſchäftsſprache des 
Kronlandes, wo dad Geſuch eingereicht wird, abzufaflen und von dem Bewerber oder defjen im 
Geſuche genannten Bevollmächtigten zu unterſchreiben; fie muß eine zergliederte Darftellung der 
Entdefung u. ſ. w. enthalten und fo gefaßt fein, daß jeder Sahverftändige den Gegenftand da— 
nach zu verfertigen vermag ; ed darf in derfelben nichts verfchtwiegen fein von dem, was die Mit: 
tel oder die Ausführungsweife betrifft; Zeihnungen, Mufter und Modelle find eventuell bei— 
zufügen. Die Behörde prüft das Geſuch in Gegenwart des liberreichers mit Rückſicht auf bie 
Bormalien, vermerft darauf Tag und Stunde der liberreihung und den erlegten Tarbetrag 
unter Mitfertigung des Bewerbers over deffen Bevollmächtigten und ftelft einen Empfangss 
ihein aud; von diefem Tag und diefer Stunde an gilt die Priorität der angezeigten Entdeckung 
u.f.w. Das Gefuh fammt allen Beilagen wird, wenn es nicht unmittelbar bei der Statt— 
halterei eingereicht ift, ohne Verzug und längftensd binnen drei Tagen an die Statthalterei über: 
landet. Bei dieſer erfolgt eine Prüfung jeder Eingabe in ver Beziehung, ob der Örgenftand zur 
Batentirung geeignet ift oder nicht, und ob die Beilagen den vorgejhriebenen Bedingungen ent: 
ſprechen. Die Gefuche gelangen bejahendenfalld an dad Handelöminifterium, welches zur Über: 
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prüfung aller vorgeſchriebenen Erforderniffe berufen und dem es ausſchließend vorbehalten ift, 
die gejiegelte Beſchreibung zu öffnen und materiell wie formell zu unterfuchen, wobei jedoch eine 
wie immer geartete Unterſuchung über die Neuheit und Nützlichkeit in feinem Kalle ſtattfindet. 
Die Patente werden dur den Minifter für Handel und Gewerbe mitteld einer beſondern Ur: 
Funde ertheilt; jie entbinden niemals von den geleglihen Anordnungen und Vorſchriften, die in 
öffentlichen Geſundheits-, Sicherheits: oder Sittlichkeitérückſichten oder im allgemeinen Staats: 
intereife beftehen oder erlaffen werden ; die Ausübung bleibt folglich von allen derartigen An: 
ordnungen und VBorfhriften abhängig, wonach diefelbe, je nachdem fie durch jene eingeſchränkt 
oder jelbft ganz unterfagt wird, nur befhränft oder auch gar nicht flattfinden darf, Die Be: 
ihreibungen jammt Beilagen werben zur Aufbewahrung und weiterm Gebraud dem Gentral: 
archiv für Privilegien übergeben. Gin ausſchließendes Privilegium fihert und ſchützt Dem Bri: 
vilegirten den ausjchliegenden Gebrauch feiner Entdeckung u. ſ. w., ſowie das Recht, alle jene 
Werkſtätten zu errichten und jede Art von Hülfsarbeitern für diefelben, welche zur vollftändigen 
Ausübung ded Gegenftandes in der beliebigften weiteften Ausdehnung nöthig find, aufzuneb: 
men, beliebige ejellfchafter anzunehmen, die Benugung des Gegenftandes nad jedem Map: 
jtabe zu vergrößern, über das Privilegium ſelbſt zu disponiren, e8 zu vererben, verkaufen, ver— 
pachten, überhaupt zu veräußern. Der Umfang der gejeglihen Wirkſamkeit jedes Privilegiums 

erſtreckt ih auf das ganze Reichsgebiet; die höchſte Dauerzeit it 15 Jahre, doch ijt dem Kaiſer 

die Bewilligung einer längern Brift in befondern Bällen vorbehalten. Das Privilegium be: 
ginnt von dem Tage der Ausfertigung der Urkunde; Patente, die auf fürzere als die höchſte 
Dauer ertheilt wurden, können, wenn vor Erlöfhen des Rechts darum rechtzeitig nachgeſucht 
wird, bis zur feftgelegten längften Dauer verlängert werden. Die Privilegien verlieren ihre 
Oültigkeit 1) durch Nullitätserflärung, wenn a) es ſich herausſtellt, daß die geſetzlichen Erfor— 
derniſſe nicht vorhanden ſind, alſo die Beſchreibung mangelhaft und ungenügend iſt, die Ent— 
deckung die Eigenſchaft der Neuheit nicht hatte, das Einführungspatent nicht dem Inhaber des 
auf den nämlichen Gegenſtand früher erwirkten ausländiſchen Privilegiums oder deſſen Ceſſte— 
naren ertheilt wurde, wenn die ſpäter privilegirte Entdeckung u. ſ. w. mit einer früher ord— 
nungsmäßig patentirten identiſch iſt; b) wenn eine die Gültigkeit des Patents bedingende Ver— 
pflichtung nicht erfüllt wird; c) wenn es mit öffentlichen Rückſichten in Widerſtreit mitt; 
2) durd Erlöſchung. Hierher gehören die Bälle des Nichtanfangend der Ausübung der Ent: 
deckung im Inlande binnen Jahresfrift, oder der Unterbrechung der Ausübung während zweier 
Jahre, Ablauf der urfprünglichen oder verlängerten Dauer des Brivilegiums, freiwillige Zurüd: 
legung des Patente, Jedes ertheilte Privilegium wirb in ein bei vem Handeldminifterium ae: 
führtes Negifter eingetragen. Die Einficht dieſer Negifter jowie der aufbewahrten Beſchrei— 
bungen janımt Beigaben, deren Geheimhaltung nicht nachgeſucht wurde, fteht jedermann zu. 

Die unter lebenden oder von Todes wegen ganz oder theihweife erfolgte Übertragung von Privi 

legien auf andere iſt entweder durd die Statthalterei des Kronlandes oder direct dem Mini: 

fterium anzuzeigen; ſie wird inein Regifter eingetragen und öffentlich bekannt gemacht. Patent: 
ftreitigfeiten werden, wenn es jich nicht um den Antrag auf Ginftellung eines Gingriffe handelt, 
oder wenn nicht dad Gigenthum oder die Priorität der Entdeckung oder privatrechtliche Anſprüche 
in Brage ſtehen, in welchen Fällen die Civilgerichte darüber befinden, von den politiiden Be: 
hörden entſchieden. IR die Beihreibung eines Privilegiumsd in die offen ftehenden Regifter 
eingetragen, fo begründet ſchon der erfte Eingriff, ift aber die Beichreibung geheimgehalten wor: 
den, jede Wiederholung ded bereitd unterfagten Eingriffö in vaffelbe eine Gelpftrafe von 25 Zt. 
bis 1000 FI. neben Confiscation der vorhandenen nachgemachten oder nahgeahmten Gegen: 
fände und Zerftörung der zur Ausführung der Nahahmung ausſchließlich dienlichen Werk: 

zeuge und Hüljsmittel, Die Geldſtrafe fällt dem Armenfonds des Orts zu, wo die Übertretung 
begangen wurde, 

B. Italien. Gejeg von 30. Oct. 1859 für die alten und neuen Provinzen. Der lirbeber 
einer neuen induftriellen Erfindung oder Entdeckung bat dad Recht, jie in Ausführung zu brin: 
gen und innerhalb der gefeglihen Grenzen und Bedingungen während mindeftend eines Jahres 
und längftend funfzehn Jahren ausſchließlich Nugen daraus zu ziehen. Gine induftrielle Erin: 
dung oder Entdeckung wird ald neu betrachtet, wenn fie vorher gar nicht befannt war, oder wenn 
bei einer vorhandenen und oberfläglichen Kenntniß die zu ihrer Ausführung erforderlichen Ei⸗ 
genthümlichkeiten unbefannt waren. Neue induftrielle Erfindungen u. ſ. w. verleihen, wenn fie 
aud Schon im Auslande befannt gemacht worden find, das Recht, ein Patent in Italien zu ver: 
langen, infofern die Ausfertigung nachgeſucht wird, ebe das audländiſche Patent abläuft und 
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ehe ein anderer diejelbe Erfindung frei in das Land eingeführt und daſelbſt zur Ausführung 
gebracht hat. Jede Modification einer mit einem noch gültigen Patente verfehenen Erfindung 
u. ſ. w. gibt das Recht auf ein Verbeiferungspatent. Ausgeſchloſſen von dem Patentihuge find: 
induftrielle Erfindungen ur. |. w., welche gegen die Geſetze, vie Moral und die öffentliche Sicher: 
heit verftoßen, welche nicht die Erzeugung materieller Öegenftände zum Zweck haben, rein theore— 
tiihe Erfindungen und Gntvefungen, Arzneimittel aller Art. Das Patent auf einen neuen 
Gegenstand ſchließt Die ausſchließliche Verfertigung und den Verkauf des Gegenſtandes ſelbſt in 
fd; handelt es ih aber um die Anwendung eines erfundenen oder entdeckten chemiſchen Agens, 
eined Verfahrens, einer Methode, einer Machine, eines Triebwerks, einer Vorrihtung oder 
irgendeiner mechaniſchen Anoronung in einem Induftriezweige, fo wird das Recht verliehen, die 
Anwendung derjelben durch andere zu verhindern. Für die von den Urhebern der patentirten 
Erfindung oder deren Rechtsnachfolgern an dem Gegenſtande angebrachten Mopdificationen wer— 
den Ergänzungspatente bewilligt. Die Wirfungen eined Privilegiums beginnen dritten Ber: 
fonen gegenüber von dem Augenblid, an welchem das betreffende Geſuch vorgelegt wurde. Die 
Zeitdauer der Schugfrift wird immer von dem legten Tage eines derMonate März, Juni, Sep: 
tember und December an gerechnet, und zwar zunächſt vem Tage, an weldem das Geſuch an— 
gebracht iſ. Die Patente haben für ganz Italien Gültigkeit und unterliegen einer verhältniß— 
mäßigen Tare zur Zeit der Nachſuchung fowie einer weitern jährlihen Gebühr; erftere befteht 
in dem Betrage von fo viel mal 10 Livres, als für wie viele Jahre das Patent verlangt wird, 
legtere beträgt 40 Livres für die erjlen drei Jahre, 65 für, die folgenden drei Jahre, 90 für die 
dritten drei Jahre, 115 für die vierten und 150 Livres für die legten vrei Jahre. Für ein Er: 
gänzungspatent find einmal pränumerando 20 Livres zu zahlen. Alle Batentangelegenheiten 
teffortiren von dem Finanzminifterium, bei deſſen Unterbehörven die Geſuche, welche Namen, 
Zunamen, Vaterland und Domicil ded Antragftellers, reſp. deſſen Bevollmächtigten, die An— 
gabe der Eutdeckung nebft deren harafteriftiihen Merkmalen, vie Zeitdauer, für melde das 
Patent gewünſcht wird, enthalten müfjen, fowie die Beihreibungen, Zeichnungen u. ſ. w. ein— 
jureihen find. Die Beihreibungen find in italienischer oder franzöftfher Sprache abzufafjen 
und jo deutlich und vollftändig aufzufegen, daß jeder Sachverſtändige ven Gegenftand in Aus: 
führung bringen fan. Sowol von der Beichreibung wie von den Zeichnungen find drei Ori— 
ginale einzureichen. Derjenige, welchem ein Patent gehört, kann in den erften ſechs Monaten ver 
Patentvauer verlangen, daß daffelbe nur auf einen Theil der dem erften Geſuch beigefügten Be— 
Ihreibung befhränft werde, jogenannte Ginfchränfungspatente. Die mit der Annahme von 
Patentanträgen beauftragte Behörde hat ein Protokoll aufzunehmen, in dem Tag und Stunde 
ver Vorlegung fowie ver Gegenftand kurz zu vermerken find; Abjchrift dieſes Protofolld und des 
Gintragungsregifterd müſſen binnen fünf Tagen an das Finanzminifterium eingereicht werben, 
welches legtere nad) erfolgter Regiftrirung die Patenturfunde ausftellt. Im Falle ver Verwei— 
gerung des Privilegiums ſteht dem Intereifenten binnen 14 Tagen die Reclamation zu an eine 
aus 15 Mitgliedern zufammengefegte Commiſſion, welche aus drei dem Nichterftande oder ver 
Suriftenfacultät der turiner Univerfität angehörenden Perfonen und aus zwölf andern Mitglies 
dern befteht, die aus der Klaffe der phufifalifchen und mathematiſchen Wiſſenſchaften ver turiner 
Aademie, aus den Profefforen der gleihen Wiffenjhaften bei ver turiner Univerfität und den 
techniſchen Schulen gewählt werben. Diefe Commiſſion zerfällt in drei Sectionen (mechaniſche, 
phyſikaliſche und hemifche), deren jeve aus einem ver drei Rechtskundigen und vier Technikern ge= 
bildet wird. Je nad ver Beichaffenheit des Gegenftandes wird die Reclamation von einer diefer 
Sestionen geprüft; eine Berathung im Plenum tritt nur dann ein, wenn dad Gutachten der 
Section nicht einflimmig gefaßt werben fann. Ubertragungen von Patenten werben in befon: 
dern Regiftern vermerkt und öffentlich befannt gemacht; die Regifter jind zwar öffentlich, allein 
vor Ablauf von drei Monaten nach Ertheilung des Patents darf niemand davon Einfiht neh: 
men. Später ift neben der Einfiht aud die Kenntnißnahme der Befhreibungen, Zeihnungen 
und Modelle geftattet, und außerdem werden alle ſechs Donate die im verfloffenen Semefter er= 
tbeilten Patente mit den Beſchreibungen und Zeihnungen vollftändig veröffentliht. Patente 
ind nichtig, wenn der Gegenftand ein gefeglich unzuläffiger ift, oder das Privilegium für Ge: 
tränfe und Verzehrungsgegenſtände gegen dad Gutachten der Sanitätöbehörde ertheilt wurde, 
oder wenn Titel und Überſchrift der Erfindung mala fide fo angegeben find, daß fie den wirf: 
hen Gegenftand nicht entſprechen, oder wenn die Bejchreibung unzulänglich ift oder Ver: 
beimlihungen darin entdeckt werden, wenn die Erfindung nicht neu oder feine induſtrielle ift, 
Das Patent verliert feine Gültigkeit, wenn die Pränumerandozahlung der jährlichen Tare auch 
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nur einmal unterbleibt, wenn bei Privilegien auf fünf oder weniger Jahre vie Erfindung nidt 
innerhalb eines Jahres, fonft innerhalb zweier Jahre ausgeführt worden ift, oder menn die 
Ausführung ein, rejp. zwei Jahre unterbroden wurde. Die Verhandlungen auf Nictigkeire: 
erflärung oder Annullirung von Patenten werden vor den Provinzialtribunalen geführt. 

C. Spanien. Geſetz vom 27. Mai 1826. Jeder, ohne Unterfchied ob In: oder Auslin: 
der, kann auf ein in Spanien in derfelben Weile und in derielben Art nod unbekanntes In: 
firument, Geräth, hemifches oder phyfifalifches Verfahren, Mafchinen, ganz oder theilweiſe, ein 
ausſchließendes Privilegium erlangen. Behufs Feitftellung der Neuheit und des Nupend tet 
Gegenftandes foll zwar eine vorgängige Prüfung flattfinden, allein, indem der Erfinder in dieſer 
Beziehung die alleinige Haftpflicht trägt, erwachſen der Negierung daraus feinerlei Verbin: 
lichkeiten. Die Patente werben je nad) der Wahl der Bewerber auf 5, 10 oder 15 Jahre aut: 
geftellt, Ginführungspatente dagegen nur auf fünf Jahre. Zehn-, reſp. funfzehnjährige Pa: 
tente jind von der Verlängerung, die bei fünfjährigen bis auf zehn Jahre fattfinden fann, aus: 
gefchloffen. Die mit ven erforderlichen Beilagen verfehenen Anträge auf Patentirung find kei 
den Provinzialintendanturen, reſp. bei dem Intendanten in Madrid anzubringen. Lepterer prä: 
fentirt die Geſuche und verflebt diefelben mit der Adreſſe des Finanzminiſters, dem fie alddann 
von den Betheiligten felbft oder von deren Bevollmächtigten übergeben werden. Die Gebühren 
betragen für ein Privilegium von 5 Jahren 1000 Realen, für ein desgleichen von 10 Jabıen 
3000 Realen, für 15 Jahre 6000 Realen, fürein Ginführungspatent 3000 Realen und auferten 
noch 80 Realen Ausfertigungsfoften. Die verfiegelten Patentſchriften werden in einem befondern 
verfchloffenen Zimmer des königlichen Ardivs aufbewahrt und dürfen nur dann geöffnet wer: 
den, wenn bei Streitigfeiten ein vichterlicher Befehl dies erheiſcht. Der Patentinhaber hat dat 
ausschließliche Eigenthum an dem patentirten Gegenftande und kann daffelbe unter Beobadtung 
der vorgefchriebenen Kormalitäten cediren, fortgeben, verfaufen oder teftamentarifch vermaden, 
fo jedoch, daß die Veräußerung u. f. w. ungültig wird, wenn der amtliche Act über bie erfolgte 
Übertragung des Eigenthums- oder Nutzungsrechts nicht binnen 23 Tagen dem zuftändigen 
Intendanten in den Provinzen oder jenem in Madrid angezeigt wird. Die Patente verlieren 
ihre Gültigkeit, wenn die Schußfrift verftrichen ift, wenn das Patent nicht binnen drei Monaten 
nad) dem Antrage abgelangt wird, die Ausführung innerhalb der Frift von einem Jahre un 
einem Tag unterbleibt, oder wenn die Ausführung ebenfo lange unterbrochen wird, icliehlid 
wenn der Nachweis geführt wird, daß der privilegirte Begenftand entweder fhon in Spanien 
eriftirt, oder in Öffentlichen Werken beſchrieben ift, oder anderwärts befteht und von dem Patent: 
träger fälſchlich als eigene Erfindung bezeichnet wurde. Patentftreitigfeiten werden von den 
Provinzialintendanten vorbehaltlich des Necurfed an das Finanzminifterium entſchieden; Mt 
Strafen beftehen in Gonfiscation aller nachgemachten Gegenftände, ſowie der zur Nachbildung 
verwendeten Mafchinen, Geräthſchaften u. f. w. und Zahlung des dreifachen Werths derſelben 
zu Gunften des rehtmäßigen Privilegieninhabers. | 

D. Bortugal. Geſetz aus vem Jahre 1809. Die Patente werden in ähnlicher Weile mie 
in Spanien, und auch nad vorgängiger Prüfung der Neuheit und Nüglichkeit, wobei jedoch IT 
Bewerber ebenfalld die alleinige Haftung übernimmt, verlieben. Die längfte Patenttauer if 
14 Jahre. Die Koften betragen für ein Erfindungspatent ohne Unterſchied der Dauer 
3200 Reid. | 

E. Frankreich. Gefeg vom 5. Juli 1844. Jede neue Entdeckung oder Erfindung IT 
allen Gattungen der Induftrie gewährt ihrem Urheber unter den gefeglichen Bedingungen um 
für den geſehlichen Zeitraum ein ausſchließendes Recht auf die Benugung diefer Entvrdung 
u. ſ. w. zu feinem Vortheil. Ein unter der Benennung „brevet d'invention‘ von der e⸗ 
gierung verliehener Titel conftatirt diefed Net. Als neue Erfindungen u. f. w. werden bettach⸗ 
tet: die Erfindungen neuer Induſtrieproducte und die Erfindung neuer Mittel oder einer neuen 
Anwendung befannter Mittel, um ein induftrielles Grzeugniß oder Product zu erlangen. Pa: 
tente werden nicht ertheilt auf pharmacentifhe Zufammenfegungen oder Heilmittel aller Art, 
und aufPlane und Gombinationen, welche Credit- und Finanzoperationen betreffen. Die ‘Patent: 
dauer beträgt 5, 10 oder 15 Jahre, und die Tare 500 Fr. für fünfjährige, 1000 Fre. für zehn: 
jährige, 1500 Frs. für funfzehnjährige Privilegien. Dieje Tare ift in Jahresbetraͤgen (au⸗ 
nuité) von je 100 Frs. bei Strafe des Verfalls, wenn ein fälliger Termin ohne Zahlung IT 
ſtreicht, zu zahlen. Anträge auf Erfindungspatente iind verfchloffen bei dem Generalfecretari! 
der Präfectur im Departement des Wohnorts ded Bewerbers, oder in jedem andern Depar⸗ 
tement, woſelbſt er ſich niederzulaſſen beabſichtigt, einzureichen ; fie müſſen an das Handeldmin 
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Rerium gerichtet, von einer Beſchreibung der Entdeckung u. ſ. w., von den erforderlichen Zeich— 
nungen oder Modellen und von einem Verzeichniß der deponirten Stüde begleitet fein. Das 
Verlangen darf nur auf einen Hauptgegenſtand nebft den mit diefem in Verbindung flehen- 
den Detailgegenfländen und den hierbei in Betradht kommenden Anwendungen gerichtet fein. 
Die Eingabe muß die Dauer des verlangten Brevets, fowie die ſummariſche Benennung des 
Gegenftandes enthalten; die einfach und nicht überhäuft zu haltende Beſchreibung ift in franzö⸗ 
iiſcher Sprache abzufaſſen und ſammt der Zeichnung in duplo vorzulegen. Die Zeichnungen 
ſollen mit Tinte und die Maße im Decimalmaße angegeben ſein. Alle Stücke der Eingabe find 
von dem Bewerber, reſp. von deſſen Bevollmächtigtem zu unterzeichnen. Vor Annahme des An: 
trag feitend der Behörde hat der Bewerber fich über die ald Abſchlag auf die Tare erfolgte Zah: 
lung von 100 Frs. auszuweifen. Der Präfecturbeamte nimmt über die Hinterlegung ein fur: 
zes Brotofoll auf, trägt daffelbe, nachdem es von dem Bewerber unterzeichnet ift, in ein für dieſen 
Zwed vorliegendes Regifter ein und conftatirt damit die flattgehabte Depofition des Geſuchs 
fowie Tag und Stunde der Übergabe des legtern; gegen Erlegung der Stempelgebühr erhält der 
Bewerber eine Ausfertigung dieſes Protokolls. Die Dauer des Patents läuft vom Tage der 
Hinterlegung ded Geſuchs. Diefes ſowie die bis dahin gepflogenen amtlihen Verhandlungen 
gelangen binnen fünf Tagen durd die Präfeeten an dad Handeldminifterium, woſelbſt in ver 
Reihenfolge des Empfangs der Geſuche zur Eröffnung der Eingaben und Ausfertigung der 
Vatente gejhritten wird. Die in formeller Beziehung für vorſchriftsmäßig zu erachtenden Ge: 
ſuche erhalten dad Brevet ohne vorgängige materielle Unterfuhung, auf Gefahr des Bewerbers 
und ohne Garantie ſowol hinfichtlich der Nealität, Neuheit oder des Verdienſtes der Erfinder 
ald bezüglich der Zuverläfigkeit und Genauigkeit der Beihreibung. Gin Erlaß des Minifters 
bildet das Grfindungspatent, dem das beglaubigte Duplifat der Beſchreibung und Zeihnungen 
beigefügt wird. Die erfte Ausfertigung erfolgt Foftenfrei; für fpäter verlangte Ausfertigungen 
deffelben Batents find 25 Frs. Tare zu entrichten. Gingaben, bei denen die vorgejhriebenen 
Formalitäten außer Acht gelaffen jind, bleiben unberückſichtigt, und die Hälfte der mit diefen 
Eingaben erlegten Summen verbleibt dem Staatsſchatze; dagegen erfolgt die volle Zurückgabe 
der Tare, wenn bie Ausſtellung des Patents aus fahlihen Gründen unterbleibt. Verlängerun— 
gen von Patenten erfolgen nur im Wege ver Gefeggebung. Dem Batentirten, deſſen Theil: 
habern over Rechtsnachfolgern fteht während der ganzen Patentvauer das Recht zu, die ihnen 
verliebenen Befugniffe mittel Hinterlegung der betreffenden Gingabe unter ven obenerwähnten 
Foͤrmlichkeiten auch für fpätere Veränderungen, Berbeiferungen und Zufäge ver urfprünglichen 
Erfindung in Anfprud zu nehmen. Derartige Abänderungen u. f. w. werden durch in der 
nämliden Form glei dem Hauptpatente audgeftellte Gertificate conftatirt;; für ein ſolches certi- 
ficat d’addition ift eine Tare von 20 Frs. zu entrichten. Nur ver PBatentirte und feine Genoffen 
können binnen Jahresfrift ein gültiges Patent auf Abänderungen, refp. Zufäge der Erfindung, 
welche den Gegenftand des urſprünglichen Privilegiumd ausmacht, erlangen, indeſſen ift es 
jederniann, der ein Verbejlerungspatent auf eine ſchon patentirte Erfindung zu erhalten wünfcht, 
geftattet, im Verlaufe des gedachten Jahres feine Eingabe zu deponiren, welche ſodann bei dem 
Minifterium unter Siegel verbleibt, bis nach Umfluß des Jahres zur Öffnung der Schriftftüde 
und Ertheilung des Patents gefhritten wird. Jedes Patent kann mitteld notarieller Acte ganz 
oder theilweiſe cedirt werden; dritten gegenüber erlangt die Gefjion aber erſt dann Gültigkeit, 
wenn fie auf dent Secretariat der Präfeetur einregiftrirt worden iſt. Die Befchreibungen, Zeich— 
nungen, Modelle u. ſ. w. verbleiben bis zum Ablauf ver Patente bei vem Handeldminifteriam, 
woſelbſt ihre Einfihtnahme auf Verlangen jeden foftenfrei geftattet wird; die entweder wört- 
liche oder auszugsweiſe Veröffentlihung verfelben erfolgt nah Zahlung des zweiten Jahres: 
betragd. Ausländer vürfen, natürlih unter Innehaltung der gefeglihen Bedingungen und 
Zormalitäten, Erfindungspatente in Frankreich erwerben; Einführungspatente werben nur auf 
die im Auslande ebenfalls privilegirten Erfindungen und nur für die Dauer der Schugfrift im 
Auslande ertheilt. Patente find in folgenden Fällen nichtig: a) wenn die betreffende Entvedung 
u. ſ.w. nicht neu ift, b) nad) den allgemeinen Beftimmungen für ein Patent nicht geeignet jcheint, 
ec) wenn Patente fi über Principien, Methoden, Syiteme u. ſ. w. verbreiten, ohne deren Anz 
wendung für induftrielle Zwede nachzuweiſen, d) wenn erfannt wird, daß der Gegenftand des 
Patents der öffentlihen Ordnung, Sicherheit, Sittlichkeit oder ven Landesgeſetzen zuwiderläuft, 
e) wenn der Titel, unter dem das Patent verlangt wurde, betrügerifcherweife einen andern 
Gegenſtand ald das wahre Object der Erfindung begreift, N) wenn die Befchreibung für die 
Staats-kerifon. XI. 23 
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Ausübung der Erfindung ungenügend befunden wird, g) wenn dad Zufageertificat auf eine den 
geſetzlichen Vorſchriften zuwiderlaufende Weife erworben wurde. Als nicht neu im Sinne der 
vorfiehenden Vorſchrift unter a) wird jede Entdeckung, Erfindung oder Anwendung erklärt, 
welche in Frankreich oder im Auslande vor dem Tage der Anmeldung um ein Patent darauf eine 
folhe Veröffentlihung erlangt hat, daß dieſelbe hiernach wirklich ausgeführt werben fann. 
Aller Rechte aus vem Patente wird verluftig: a) jeder Patentirte, der die Zahlung des betref⸗ 
fenden Jahresbetrags vor dem Eintritt eines jeden Jahres unterläßt, b) derjenige, welcher jeine 
patentirte Entdeckung u. f. w. nit binnen zweiJahren vom Tage ber Patentertheilung an aus⸗ 
geführt oder zwei Jahre hintereinander dad Patent nicht benugt hat, endlih c) der Befiger 
eined Patents, welcher Erzeugniffe des Auslanded gleiher Art, wie jene durch das Brevet ge⸗ 
ſchützten, nach Frankreich einführt. Von der letztern Anordnung ſind Maſchinenmodelle aut: 
genommen, deren Einfuhr der Handeldminifter geſtatten kann, und ausländifche Babrikate, Die 
mit Zuftimmung der Regierung zu Öffentlichen Ausftellungen oder Verſuchen beftimme fine. 
Einer im Wiederholungsfalle zu verboppelnden Belpftrafe von 50 — 1000 Frs. unterliegt, wer 
fih, ohne patentirt zu fein, oder nad Ablauf der Schupfrift die Eigenſchaft eines Patentirten 
beilegt, und wer als wirflid Patentirter diefe Eigenſchaft ohne den Zufaß „sans garantie du 
Gouvernement” erwähnt. Gerichtliche Klagen auf Nichtigkeit und Verfall find ebenfo wie afle 
Anfehtungen des Eigenthums bei ven Civilgerichten erfter Inftanz anzubringen. 

F. Belgien. Geſetze vom 24. Mai 1854 und 27. März 1857. Für jede Erfindung oder 
Verbefferung, die ald ein Object des Gewerbe oder Handelöbetriebd genugt werden kann, 
werben Erfindungs:, Verbeſſerungs- oder Einführungspatente ertheilt. Die Gewährung des 
Patents erfolgt ohne vorgängige Prüfung, auf Gefahr des Antragftellerd, ohne Garantie ſo— 
wol für die Ausführbarfeit, Neuheit und Verdienſtlichkeit des Erfinders, ald aud für die Ge— 
nauigfeit der Beſchreibung und ohne Präjubiz für die Nechte dritter. Die Batentdauer ift auf 
20 Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem das Protofoll über die erfolgte Depo— 
fition des Antrags auf Batentirung aufgenonmen wurde, feftgefegt. Für jeded Patent wir 
eine mit den Jahren ſteigende Gebühr bezahlt; diefelbe beträgt für das erite Jahr 10 Fre., für 
das zweite Jahr 20, für das dritte 30 Frs. u. |. f. biß zum zwangzigften Jahre (200 Frs.). 
Die für den Inhaber des Hauptpatentd ausgeftellten Berbefferungspatente find Foftenfrei. 
Durch das Patent erwirbt ver Inhaber, reſp. deffen Rechtsnachfolger das Recht: 1) den paten- 
tirten Gegenftand entweder ſelbſt oder durch Bevollmädtigte zu feinem Vortheil zu nugen; 
2) diejenigen gerichtlich zu belangen, welche fein Recht entweder durch Herftellung des Erzeug— 
niffes oder durch Anwendung der in dem Patente gefhüsten Mittel im Wege des Verkaufenk, 
Feilbietend oder Einführens nachgemachter Gegenftände beeinträchtigen. Iſt diefe Beeinträch— 
tigung wiſſentlich erfolgt, fo hat das Gericht zum Vortheil des Patentirten auf Gonfiscation ver 
nachgemachten Gegenftände, ſowie der zur Hervorbringung der legtern verwendeten Inftrumente 
und Geräthichaften zu erfennen, oder eine dem Werthe der bereits verfauften Dbjecte ent: 
fprechende Geldbuße feftzufegen ; gefhah die Beeinträchtigung bona fide, fo wird die Verwen— 
dung derjenigen Maſchinen oder Geräthichaften, melde als nachgebildet erfannt find, und der 
Gebraud der Inftrumente und Gerätbfchaften für Herftellung des gefhügten Gegenſtandes Bei 
Strafe unterfagt. Für Abänderungen des Erfindungsgegenftandes find Verbefferungepatente 
mit derfelben Dauer wie für dad Hauptpatent zu ertheilen. Einführungs- und Verbeflerungs- 
patente verleihen die nämlichen Rechte wie die Erfindungspatente. Die Patentanträge müflen 
verfiegelt, in doppelter Bertigung, bei dem Secretariat eines der Provinzialgouvernements oder 
auf dem Bureau eines Bezirfscommiffariatd mit einer flaren und vollftändigen Beſchreibung 
in einer der in Belgien gebräudlihen Spraden, ſowie mit einer im metrifhen Syſtem ent- 
worfenen Zeichnung verjehen eingereicht werden. Die Annahme derfelben findet nur ftatt gegen 
Vorzeigung einer Quittung über bie erfolgte Zahlung des erften Jahresbetrags der Taxe. Gin 
von dem Provinzialfecretär oder von dem Bezirkscommiffar Foftenfrei aufgenommene® und 
in ein für diefen Zweck vorliegendes Regifter eingetragenes, von dem Antragfteller unter: 
zeichnetes Protokoll conjtatirt die geſchehene Depofition des Geſuchs ſowie Tag und Stunde 
der Übergabe deflelben. Die Batentbeihreibungen werden entweder wörtlich oder ihrem weſent⸗ 
lihen Inhalte nah durd die Verwaltungsbehörden drei Monate nach Ertbeilung des Patents 
veröffentlicht und die Einfihtnahme ver etwa affervirten Zeichnungen, Modelle u. f. m. geftattet. 
Jede entweder unter Lebenden oder von Todes wegen erfolgende Übertragung bed Privilegiums 
ift mit der firen Abgabe von 10 Frs. belegt. Wirb die vorerwähnte Tare nicht innerhalb des 
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Monate, in weldem jie fällig ift, bezahlt, jo muß der Batentträger nad) vorgängiger Auffor: 
terung bei Strafe des Verluftes aller feiner Rechte, vor Ablauf von weitern ſechs Monaten, 
außer dem fälligen Jahresbetrage nod eine Summe von 10 Fre. erlegen. Die Ausführungs— 
frift beträgt ein Jahr, kann aber eventuell auf ein weiteres Jahr verlängert werden, Nicht— 
beobahtung diejer Beſtimmung zieht den Verluft des Patents nad) ih, ebenfo die einjährige 
Unterbrechung ver Ausübung. Patente werden von den Gerichtshöfen aus folgenden Gründen 
für nichtig erklärt: a) wenn nachgewieſen wird, daß der patentirte Gegenftand, bevor die Erfin— 
dung, Einführung oder Verbeilerung deſſelben gejeglich conjtatirt war, ſchon von einem dritten 
in Belgien zu induftriellen Zweden genugt wurde; b) wenn der Patentirte in der feinem Anz 
trag beigefügten Beichreibung abfihtlich einen Theil feines Geheimniſſes verſchwiegen oder daſ— 
jelbe ungenau angegeben hat; c) wenn nachgewieſen wird, daß die vollftändige Specification 
und die genauen Zeihnungen des patentirten Gegenftandes vor der Hinterlegung des Geſuchs 
in einem gedrudten und veröffentlichten Werfe befannt gemacht waren; d) wenn bei Erfindungs: 
patenten der Gegenftand derjelben jchon vorher in Belgien oder im Auslande Gegenftand des 
gejeglihen Schuges geweſen ift. Im legtern Falle Fann das Patent jedoch eventuell als Ein— 
fubrpatent aufrecht erhalten werden. Die Batentangelegenbeiten vejfortiren in Belgien von dem 
Minifterium des Innern. 

G. Niederlande. Gejeg vom 25. Jan. 1817. Für neue Erfindungen oder wejentliche 
Berbeflerungen können, wenn fie einen gewwerblihen Zwed haben oder mechaniſche Vorrichtun— 
gen betreffen, Inländern Erfindungs- oder Ginführungspatente ertheilt werden. Die Dauer 
beträgt 5, 10 oder 15 Jahre; aus dem Auslande eingeführte Erfindungen werden jedoch nur 
auf fo lange gefhügt, als jie dort des Privilegiums theilhaftig find. Die Gebühren betragen 
je nah der Dauer und Wichtigkeit ded Patents (für jeden jpeciellen Ball) nicht unter 150 Al. 
und nicht über 750 Fl. Anträge auf Batentirung find in einer durch den Provinzialſyndikus zu 
befördernden Eingabe an den König zu richten; fie müflen mit den erforderlichen genauen Be— 
fhreibungen, Zeihnungen, Modellen u. j. w. verjehen fein. Die Ausfertigung des Patents 
erfolgt auf einen Bericht des Generalcommiſſars für Unterricht und Kunft; hierbei ift aber bie 
Zujendung des Geſuchs nebit Beichreibung der Grfindung an das Fünigliche Inftitut blos als 
facultativ vorbehalten, nicht unerlaßlich gefordert. Eine öffentliche Befanntmahung der Be— 
ſchreibungen u. ſ. w. geſchieht, ſobald die gejeglihe Schugfrift verftrihen, e3 jei denn, daß be- 
fondere Rückſichten derartigen Bublicationen entgegenftänden, in welchem Zalle jedoch bei nach— 
gewieſenem Intereffe zur Sache aud) eine privative Mittheilung des Gegenſtandes erfolgen darf. 
Die Batentjtrafen find in der Gonfiscation der nachgemachten Gegenftände zum Bortheil des 
Batentirten und Zubilligung eines entiprehenden Schadenerſatzes die gewöhnlihen. Wenn 
das Patent der Nullität verfallen joll, weil die frühere wirkliche Ausübung der betreffenden 
Grindung behauptet wird, fo haben darüber die Gerichte zu entieiden ; die Verwaltungs 
behörden befinden in folgenden Fällen der Nichtigkeit: a) wenn der Patentirte in der eingereidh- 
ten Beichreibung jeiner Erfindung mala fide einen Theil des Geheimniſſes verihwiegen oder 
talih angegeben hat; b) wenn nachgewieſen wird, daß die patentirte Erfindung fhon früher in 
einem gedruckten Werfe beſchrieben und veröffentlicht war; c) wenn ohne Begründung der Ur— 
ſachen das verliehene Patent binnen zwei Jahren vom Tage der Ausführung an nicht ausgeübt 
worben ift; d) wenn ber Erfinder jpäter für die nämliche Erfindung ein Patent im Auslande 
erworben hat; e) wenn die Ausübung der Erfindung mit den Nüdfichten der Öffentlichen Sicher: 
beit Ah in Widerſpruch jegt. 

H. Dänemarf bejigt gar fein Patentgejeg; die Verleihung von Patenten ift dort der 
oberften Adminiftrativbehörbe überlaffen, welde nad ihrem Ermeſſen für jeden befondern Fall 
eine Schutzfriſt je nah Beihaffenheit ver Sache von 3—20 Jahren gewähren fann. 

1. Rußland. Der Gegenftand, auf welchen ein Patent nachgeſucht wird, unterliegt einer 
Prüfung darüber, ob nicht bereits früher ein Patent für den nämlichen Gegenftand verliehen 
worden ift, ob die Beſchreibung hinlänglich deutlich, genau und erſchöpfend, ob der Gegenftand 
nit für die Gefundheit, öffentliche Sicherheit und für die Staatsrevenuen gefährlih und im 
allgemeinen vortheilhaft ift; die techniſche Seite der Sache bleibt aljo unberührt. Patente werden 
jowol für inländifche wie für ausländifche Erfindungen ertheilt. Zehn Jahre jind Die längfte 
Dauer der Shugirift; innerhalb derſelben Hat der Bewerber die Wahl, ob er dad Patent auf 
drei oder fünf Jahre nehmen will. Die Einführung von fremden, im Auslande gejhügten Er: 
findungen ift geftattet, die Dauer jedoch auf die Zeit des ausländiſchen Schuged beſchränkt. Die 
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Koften betragen für ein preijähriges Patent 90 Rubel, auf fünf Jahre 150 Rubel, auf zehn 
Jahre 450 Rubel. Die Beihreibungen müffen in ruſſiſcher Sprache abgefaßt fein. Die Erfin: 
dung muß im erften Viertel des für die Dauer des Patents feftgefegten Termins ausgeführt 
werben, und dad Patent erlifht unter anderm, wenn die Ausführung der Erfindung nicht binnen 
ſechs Monaten nad der vorangeführten Frift nachgewieſen ift. 

K. England. Das in Abſchnitt I. diefes Auffages ald die Örundlage ded ganzen modernen 
Patentweſens bezeichnete Statut Jakob's I., welches noch gegenwärtig in Kraft beftebt und im 
bejondern die Bafis der englifchen Gefeggebung bildet, Tautet wie folgt: „Verordnet wird, das 
die vorhergehenden Erklärungen (dad Verbot verMonopole betreffend) feinen Bezug haben follen 
auf alle Batentbriefe und Privilegien, welche fünftig auf einen Zeitraum von 14 Jahren oder 
weniger ertheilt werden für die ausſchließliche Verfertigung oder Hervorbringung neuer In— 
duftriegegenftände irgendeiner Art innerhalb dieſes Königreichs, und ift deren Verfertigung 
daher für die Zeit ver Gültigkeit diefer Patentbriefe jeder andern Perfon unterfagt — vorbebal: 
ten jedoch, daß diefe neuen Induftriegegenftände nicht den beftehenden Gefegen entgegen oder dem 
Staate nachtheilig find durch Erhöhung der Breife für innere Bedürfniffe, oder den Handel be: 
einträchtigen oder eine allgemeine Beläftigung und Benadptheiligung des Publitums zur Folge 
haben. Die erwähnten Jahre follen gezählt werben von dem Datum der erften Patentbriefe 
oder Bewilligung der betreffenden Privilegien.’ Zu diefem Grundgefeg find dann jpäter er- 
läuternde und erweiternde Beftimmungen binzugetreten (5 et 6 Will. IV., cap. 83, 2 et 3 Vict,, 
cap. 67, T et 8 Vict., cap. 69, 15 et 16 Vict., cap. 83). Die widhtigften Grundfäße des eng: 
lifhen Patentrechts jind, nad) denfelben hier in der Kürze zufammengefaßt, folgende: 

Für die zu den Prärogativen der Krone gezählte Verleihung von Patenten ift eine bejon: 
dere Commiſſion gebildet; dieſelbe befteht aus dem Korbfanzler, dem Master of the Rolls, dem 
Attorney-General für England, dem Lord-Advoraten, dem Solicitor-General für Schottland, dem 
Attorney: General und dem Solicitor:Oeneral für Irland; dem Monarden ſteht e8 frei, auf 
noch andere Perfonen für beliebige Zeit zu Mitgliedern diefer Commiſſion zu ernennen. Die 
derjelben überwiefenen Amtsbefugniffe können von je drei oder mehrern ernannten Mitgliedern 
audgeübt werben, unter der Zahl der legtern muß fich aber der Lordkanzler oder der Master of 
the Rolls befinden. An diefe Commiſſion, je nad ihren drei Abtheilungen für England, Schou⸗ 
land und Irland, find alle Patentgefuche zu richten, welche, mit der gleich näher zu erwähnen: 
den Declaration verjehen, aufdem Bureau mitteld eines Protofolld aufgenommen werden, in 
dent die vorläufige Specification über die Natur der Erfindung und der Tag der Einreichung 
des Antrags zu verzeichnen jind. Hierüber erhält der Gefuchfteller, refp. deffen Agent ein Ger: 
tificat. Das Ganze wird zugleid in die Gommifjiondregifter eingetragen. Das Geſuch wirt 
von der Gommifjion einem ihrer Mitglieder, dad die Qualität eined Law-Officer bejigt (d. b. 
entweder dem Attorney: General für England, oder dem Lord: Advocaten oder Solicitor:General 
für Schottland, oder dem Attorney:General oder Solicitor:General für Irland) übertragen. 
Diefer fieht die vorläufige Specification ein, wobei er in Zweifelsfällen eine wiffenfchaftliche oder 
andere Perſon zuziehen fann, und flellt, wenn er die Überzeugung gewonnen hat, daß die Er- 
findung in der vorläufigen Specification genügend bejchrieben ift, ein Gertificat über feine Zu: 
flimmung aus. Letzteres wird in gehöriger Faſſung dem Antragfteller übergeben und begrün— 
det für diefen die Befugniß, während jeh8 Monaten, vom Tage der Eingabe an gerechnet, davon 
Gebraud zu mahen und daffelbe zu veröffentlichen, ohne Präjudiz für die wirkliche Patent: 
verleihung, da der durch das Gertificat gewährte Schuß nur ein proviforifcher ift. Die Deilara- 
tion bei Einreihung des Geſuchs muß folgendermaßen lauten: „Ich u. ſ. w. erfläre offen und 
feierlich, daß ich im Befig der Erfindung (Bezeihnung derjelben) bin ; von welcher Erfindung ih 
glaube, daß fie von großem Öffentlihen Nugen fein wird ; daß ich der wirfliche und erjte Erfinder 
derjelben bin, und daß diejelbe nad meinem beften Wiſſen und Glauben weder von einer noch 
von mehrern Perfonen in Anwendung gebracht ift; und ich gebe diefe Declaration in wiflent: 
licher Überzeugung ab, daß diejelbe wahr ift, und Eraft der gefeglihen Beftimmungen der Acte 
u.f. w.“ Anſtatt der vorgedachten proviforifchen Specification fann der Patentbewerber aber 
au ſogleich unter Siegel und Unterfchrift eine vollftändige Specification der Erfindung dem 
Geſuche beilegen; hierdurch erwirbt er, außer der vroviſoriſchen Protection wie bei vorläufigen 
Beihreibungen, für die erften fehd Monate, vom Tage ver Eingabe an in Bezug auf die Rechte 
und Privilegien der Erfindung den nämlichen gejeglihen Schug wie durd das Patent ſelbſt 
Das nahfolgende Patent enthält ſodann ven Vorbehalt, daß ed ald nichtig zu betrachten fei, 
wenn die mit dem Geſuche eingereichte Specification Feine ricptige und vollftändige Befcpreibung 
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der Erfindung darftellt. In beiden Fällen, mag nun die Erfindung proviſoriſch geſchützt wer- 
den oder auf Grund einer vollftändigen Specification den gefeglihen Schug erlangen, fteht es 
der Commiſſion frei, eine Befanntmadhung über den ertheilten Schuß zu veröffentlihen, damit 
jeder gegen die fragliche Batentertheilung einfommen und feine Einwendungen dagegen geltend 
machen fann. Iſt die für eine derartige Widerſpruchserhebung beftimmte Zeit verfloffen, fo 
werben die Specification (die vorläufige oder die vollftändige) und die etwa dagegen geltend 
gemadten Protefte dem Law-Officer zugeftellt, welder darüber befindet, wer die durch 
den Broteft erwachſenen Koften zu tragen hat, und ver befugt ift, über die Ausftellung von Pa— 
tenten befondere Warrants (Erecutivbefehle) mit folhen Vorbehalten, Beringungen und Be 
(ränfungen, wie er fie für nothivendig erachtet, audzufertigen. Dieſes ganze Verfahren fegt 
die vollftändigfte Offentlickeit bei Patentverleihungen voraus, und fo find denn auch die Gom- 
miffarien angemwiejen, jede Beſchreibung fogleich der Einficht des Publikums zu überlaffen. Die 
unter dem großen Siegel erlaffenen Erfindungspatente gelten für Großbritannien und Irland, 
die Kanalinjeln und die Infel Man; auch Eönnen diefelben mitteld eines befondern Anſuchens 
auf die engliihen Golonien oder auf einzelne derfelben, die jedoch im Patent beſonders zu er= 
wähnen find, ausgedehnt werden. In Gemäßheit des vorerwähnten Warrants follen übrigens 
Batente nur dann ertheilt werben, wenn das Geſuch darum binnen drei Monaten von Ausftel- 
lung des Warrants an eingegangen ift. Jedem Inhaber eines Patents wird geftattet, in Bezug 
auf einzelne Theile der eingereichten Specification feines PatentsAbänderungen in der Beſchrei— 
bung der Erfindung bei der Patentbehörbe einzureichen ; diefe Abänderungen werben, wenn fie ge= 
hörig abgefaßt find, als wejentlicher Theil ver erften Sperification betrachtet; zugleich ift es jeder— 
mann erlaubt, ein jogenanntes Gaveat (gerichtliche Verwahrung) gegen derartige Abänderungen 
der Specification eines bereitö verliehenen Patents einzulegen. Der Einleger ded Caveat erhält 
dadurd das Recht, daß jeine Verwahrung von dem Attorney:General oder Solicitor:General 
oder Lord: Advocaten in Kenntniß und Erwägung genommen werben muß. Alle Streitigkeiten 
und Entſcheidungen in Bezug auf angefochtene Patente gehören vor den Court of Chancery. 
Die frühere englifche Patentgefeggebung kannte Feine Einführungspatente ; alles außerhalb des 
Königreihs Erfundene oder Bekanntgewordene galt ald nicht geſchehen oder nit vorhanden. 
Das neuefte Bejeß (Vict.15 et 16, cap. 83) läßt Patente zur Einführung im Auslande gemach— 
ter Erfindungen zu, jedoch nur dann, wenn auch dort ein Patent darauf gewonnen wurde, und 
nur auf jo lange, ald der betreffende Schuß in den außerenglifchen Gebieten zugeſtanden ift. Was 
die Dauer der britifchen Patente betrifft, jo ift der Krone das Recht verliehen, nad vorgängiger 
Anhörung des richterlichen Gomite im Geheimratb ein Erfindungspatent auf 14 Jahre über 
den gejeglichen Termin eventuell zu verlängern; da legterer an ſich ſchon 14 Jahre beträgt, jo 
ift mithin die längfte in England zuläfjige Shugfrift auf 28 Jahre bemeffen. Eine Friſt zur 
Ausführung der Erfindung innerhalb Landes befteht in England nit. Ehedem durfte das 
Batent bei Strafe ded Erlöſchens an nicht mehr als fünf Perfonen abgetreten werben; dieje Be— 
flimmung ift zur Zeit dahin abgeändert, daß ed gejeglich erlaubt ift, an der Benugung von Er= 
findungspatenten eine beliebig große Anzahl von Perſonen theilnehmen zu laffen. Die eng= 
lifchen Gefege fennen nur drei Bälle, in denen bie Nichtigkeit ertheilter Patente eintritt; dieſe 
find 1) Nichtbezahlung der Taxe, 2) Erbringung des Beweifed, daß das Patent durch Betrug 
und zum Nachtheil eines ſchon früher beftandenen gleihartigen Privilegiums erworben wurde, 
3) Beröffentlihung und Anwendung der Erfindung im In- oder Auslande vor Anbringung des 
Vatentgeſuchs. Wie die Dauer der Patente ſtets die nämliche ift, fo jind auch die Gebühren 
für Erlangung des Privilegiumd immer diefelben; fie betragen 140 Pfd. St. an Taren und 
Kanzleigebühren und 35 Pfd. St. an Stempel. B.D. Janowski. 
Patricier, Patriciat. Das Patriciat ift, ver Oynofratie gegenüber, eine Erſcheinung von 
allgemeiner culturgefchichtliher Bedeutung, ed findet jih daher aud etwas ihm Ahnliches 
unter gewiffen Boraudfegungen bei vielen Völkern. (Bol. Bachofen, „Das Mutterrecht“, 
Stuttgart 1861, ©. 18, 22, 50, 104, 127 fg., 141 fg., 154, 166, 260 fg., 325, 382, 389.) 
Indem wir in diefer Beziehung auf das eben citirte gelehrte und geiftreiche Werk verweifen, 
müffen wir und hier auf die und zunächſt interefjitenden Bedeutungen des Patriciats, auf das 
eigentliche römische Batriciat in den verſchiedenen Phaſen feines Beftandes und auf das Patriciat 
in den deutfhen Städten befchränfen. 
1. Dasrömifhe Patriciat. Dieſes war ein auf der religidjen Weihe des Vaterprincips 
berubender, mit der Abſtammung von einem Patricier gegebener befonderer, hoher politifcher 
Stand. Jene religiöfe Weihe erfcheint ald die eigentliche Baſis der beiden Grundpfeiler der 
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ganzen römiſchen Verfaffung, der patria potestas und des Imperium. 1) Daher hatten ur: 
fprüngli nur die patricii, d. h. diejenigen, qui patrem ciere possunt, activen Antheil am 
ftaatlihen Leben, und ihnen gegenüber erfcheinen alle andern Staatöbürger ald privi homines, 
die demnach (Plebejer) nur an dem jus quiritum (Privatrecht) theilgunehmen fähig waren.?) 
Das Wort Batricier oder Patriciat ftammt ohne Zweifel von paler, eine Bezeihnung, welche 
im Sinne des alten römifchen Givilvechts, d. h. des ſpecifiſch römiih-nationalen Gonföderatione: 
und Verfaffungsrechts, einen viel engern Sinn ald unjer Wort Vater, in diefer Begrenzung 
aber aucheine unferm Begriff „Vater“ fremde politifche Bedeutung hatte. Patricii hießen dann die 
Angehörigen der patres. Die ſchon früher vorkommende Bezeihnung der Patricier ald nobiles 
ift nur ein Ausdruck für ihre hoben, ausgezeihneten Eigenſchaften, und darf dieſe nobilitas 
weder mit dem fpätern Amts- oder Verdienftadel ver Römer verwechſelt, noch nad der jpätern 
Bedeutung des Patriciats felbft oder unferd germanifchen Adels beurteilt werden, wenn + 
auch an einzelnen vermandten Zügen nicht fehlt. (Über Urfprung und Bedeutung der Worte 
pater, Patrieius ſ. Rein, in Erſch und Gruber's ‚Allgemeiner Eneyklopädie“, Sect.3, Thl. All, 
S. 340 fg. Pauli, „Realencyklopädie“, V, 1227.) 

In dem alten Rom waren die Batricier die einzigen eigentlihen römiſchen Bürger. Sie 
allein bildeten den populus romanus, und während die Gefammtheit der PBatricier in ihren 
verfaffungsmäßigen Vereinigungen (comitia curiata) die römifhe Bürgergemeinde, die Trägerin 
der fouperänen römiſchen Staatsidee bildete, waren die Vorftände der patricifhen Häufer 
(patres) in der Form des Senats ded Königs rigentliher Staatsrath. Der König jelbft war 
patrieiihen Geſchlechts, und wenn es aud zu feinen Rechten oder vielmehr Pflichten ?) gehörte, 
feinen Nadjfolger felbft zu beftimmen, fo ruhte body in Ermangelung einer ſolchen Beftimmung 
das imperium im Thronerledigungdfall nebft ver Befugniß, den interrex zu ernennen, auf%er 
patricifhen Volfdgemeinde. Der König jelbft war nicht ſowol ein Befter, Höchſter, ald vielmebr 
ein primus inter pares, fowie unter den Patriciern felbft das Princip der vollendetften recht⸗ 
lichen Gleichheit herrſchte, wenn auch thatfächliche Verſchiedenheiten unvermeidlich fein mußten.*) 
Die ältefte römische Verfaffung auf Grundlage der patrieifhen Volfdgemeinde mit dem parris 
eifhen lebenslänglihen und nicht erblichen Königthum, welches jelbft nur eine analoge Aus: 
dehnung der Gewalt des paterfamilias über die ganze römische Volksgemeinde war, erfcheint wie 
ein erjter Verfuch, die durch eine völferrechtliche Conföderation der verfchiedenen urſprünglichen 
Familien, reſp. Bamilienverbindungen zu einer ariftofratiihen Nepublif gewordene Nation 
aud in der Form ftantdeinheitlich zu geftalten. Die Patricier waren demnach im der älteften 
Zeit nicht ſowol die römifhen Voll: als vielmehr Alleinbürger ; jie bilden das Heer und die 
gefeggebenden Verfammlungen, ihre patres aber eine Art repräfentativen oberflen Staaté— 
raths. °) 

Die Eintheilung viefer Bürgerſchaft und ihr entſprechend der römischen Feldmark ruhte auf 
einer Art von Decimalfgftem, indem jeder der drei urſprünglichen Hauptftämme (Tribus), ver 
Ramnesd, Titied und Lucered, je aud 10 Eurien oder Familiencomplexen, jede Eurie aber wieder 
aus 10 Decurien oder Defaden beftand. Man bat legtere oft mit den gentes identificirt une 
über legtern Ausdruck verfhiedene andere Meinungen aufgeftellt. Die richtige Anſicht ſcheint 
aber Monımjen aufgeftellt zu haben, wenn er die gens der familia gegenüberjegt und behauptet, 
Agnaten und Gentilen bezeichneten den Mannsſtamm; die Familie aber umfafle nur diejenigen 
Individuen, welde von Generation zu Generation auffteigend, den Grad ihrer Abftammung 
von einem gemeinichaftlihen Stammherrn darthun können, pas Geſchlecht dagegen auch diejenigen, 
welche bloß die Abftammung felbft von einem gemeinſchaftlichen Ahnherrn, aber nicht mebr vell- 
ftändig die Zwifchenglieder, alfo nicht ven Grad nachzuweiſen vermögen (a. a. O. 1, 58).9) 

Wenn ſich nun aus jener Eintbeilung zunächſt 30 Gurien, 300 Geſchlechter und infolae 
deſſen 300 Senatoren, ebenjo viele Reiter und 3000 Häufer fammt einer gleichen Zabl von 


1) Mommfen, Römiſche Gefchichte, Bd. I, Abth. 1, ©. 58 fy., 261 fa. : 

2) Den: Heidenthbum und Judenthum (Megensburg 1857), ©. 465 fg. S. Plebiſcit. 

3) Bgl. Vattel, Droit des gens (neuefte Ausgabe von Pradier-Fodert, Paris 1863), I, 240. 

4) Hierher gehört einmal der Unterfchied der patricifchen Gentes in majores (wozu man die Ram: 
nes, reſp. die ältern rechnete) und in minores (namentlich die Luceres) fowie der Unterfchied, den es 
machte, ob man als Reiter (die Neiterei war eine ausgewählte Truppe, in welche der Gintritt nur 
bei befonderer Wohlhabenheit, Ausrüftung und Übung möglich erichien) oder Rußgänger diente 
Mommfen, 1, 69, 

5) Mommfen, I, 63 fg., 71 fg. 6) Pauli, ©. 1227 fg. 
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Kriegern zu Buß ergeben, jo ift doc fein Zweifel, daß, gleichwie dieſes Verfaſſungsſchema nicht 
erft in Rom entjtanden, die betreffenden Zahlen aud in Rom nicht wirklich praktiſch geweſen 
und nicht wirklih angewendet worden jind. Das Patriclat erfheint aber immer ald ein feit- 
geſchloſſener, nah außen fi fharf abgrenzender und nur durch die Abftanımung oder einen 
Volksbeſchluß, aljo durd ein Gefeg erwerbbarer, bald ſchon mit jedem andern Bürgerrecht unver: 
träglicher Stand (über den Unterſchied zwifchen „patricium cooptari” und „‚patronum cooptari‘ 
j. Mommien, a. a. D., 1,68). 

Man hat fhon für die ältefte Periode zwifchen den beiondern öffentlichen, privaten und 
ſacralen Reiten ver Batricier unterfchieden. In Erwägung aber, daß nad) der älteften römifchen 
Verfaſſung die Patricier allein jelbftändige Rechte befigen fonnten, daß aber auch nach den 
Geſammtzuſtänden Roms in der damaligen Zeit Öffentliches, privates und facrales Recht in einer 
fo innigen Berbindung miteinander ftanden, daß eine Scheidung derſelben zu einer ganz falſchen 
Grundaufjaflung der pamaligen Lage des römischen Volks führen müßte, in Erwägung diefer 
Gründe ſcheint ed geeigneter zu fein, obige Eintheilung gänzlich fallen zu laffen.”) War doch 
dad ganze alte römische Civilrecht ein politifches, ein auf den urfprüngliden Föderationen der 
patriciſchen Geſchlechter beruhendes vertragsmäßiges Ubereinfommen nur für fie und deshalb 
unter die Gemwährleiftung ihrer Bundesgötter geftellt (Saeralrecht), daher auch nur unter ihnen 
garantirt (commercium), und nur unter ihnen jolive rechtlihe Geſchlechtsverbindungen 
möglih (connubium). Deshalb konnten auch nur aus ihnen die Könige und Senatoren ber: 
vorgeben (jus honorum), nur fie eine Stimme in der Verwaltung und Fortbildung ihrer 
Grundverträge führen (jus suffragii calatis comitiis curiatis), nur fie gegen Entſcheidungen 
Öffentlicher Beaniten an die fouveräne Volksgemeinde (zu welcher natürlid) der König als Haupt 
zählte) provoriren (jus provocationis). Daher fonnten auch nur fie an den religiöjen Feierlich— 
feiten des Staats, der ſelbſt die Gottheit ded Ganzen war und, fo divinifirt, die Religion vor: 
züglich als politiihen Hebel organifirt hatte, Antheil haben, während es jich als eine Folge der 
frühern und nicht ganz aufgegebenen Stammesjelbftändigkeit betrachten läßt, wenn in jeber 
patriciihen Stammesgenoſſenſchaft, und natürlich nur in einer ſolchen, die früher für fie allein 
aber auch ausihlieplich geltenden Gottesculte fortgejegt wurden (jus sacrorum publicorum 
und privatorum, legtere für die curia und gens). Gine Art von Privatrecht läßt jich für diefe 
Zeit eigentlid nur im Schoſe der einzelnen Familien denken, obgleich für deſſen Waltung durch 
den pater familias wieder ein gemifchter Standpunft genommen werden muß. Dem Staat 
gegenüber erjcheint nämlidy der pater familias zur Aufrechthaltung der privaten Ordnung in 
feinem Haufe verpflichtet ; feine öffentliche Pflicht gebt fo weit, unter Imftänden dem Neugeborenen 
die Aufnahme, dem Erwachſenen das Verbleiben in der Familie, ja dad Leben abzufprechen, 
während die Mitwirkung des concilium domesticum zu ſolchen Rechtsacten die Familie ſelbſt 
wieder wie einen Kleinen Staat organijirt erfcheinen läßt, aus der ausſchließlichen Berechtigung 
der Batricier aber überhaupt ſich die Folge ergibt, daß fie direct allein alle politifchen Laſten zu 
tragen haben, reip, den römifhen Staat gegenüber alle ihre Nechte, welde jie im Verhältniß 
zum Nichtpatricier haben, als Öffentliche Pflichten erfcheinen. Und in der That beruhte die 
intenfive Macht des alten Patrictatd nicht ſowol auf der Berhätigung ihrer Stellung als eines 
Rechtsvorzugs gegen die Nichtparricier, ald vielmehr auf der Auffaffung und gewiſſenhaften 
Betbärigung derfelben ald des Inbegriff aller Bürgerpflichten gegen die herrliche und herr— 
ſchende Roma. 

Um die ganze Stellung des alten Patriciats richtig zu beurtheilen, erſcheint nicht geeigneter 
als die Betrachtung feines Gegenſatzes, der Stellung der Glientel und Plebs.?) Im Vergleich 
zu den überall ganz rechtloſen Fremden war die Lage der Elientel und Blebejer eine privatrechtlich 
geſchützte, und genoffen dieſe Klaſſen einerfeits des vollen Gaſtrechts (dev Hospitalität), anderer: 
ſeits erfreuten fie fi) eines paffiven Antheild an den sacra und Feten. Dagegen fehlte ihnen 
mit jeder Betheiligung am Öffentlichen Leben aud) dad commercium und connubium mit den 
Batriciern, und „fe ſtanden weder in der Legion noch in den Comitien“. Eine Reihe von Grün: 
den, die alle in der natürlihen Entwidelung liegen, welche die urfprüngliden Grundlagen der 


7) Thatjächlich war der Gegenfag zwiſchen Patriciern und Plebejern lange aud) identifch mit dem 
Gegenjag zwifchen Reichen und Armen. Auch hat zur Entartung des römifchen (mie des griechiſchen) 
Batriciats (vgl. Laurent, Eiudes, II, 456) der Reichthum nicht wenig beigetragen. „Ils confondirent 
la pauvret& et le vice, la fortune et la vertu.“ 

8) Pauli, II, 547 fa.: IV, 993, und s. v. Tabulae duodeeim. Bachofen, S. 141 fg. 
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roͤmiſchen Verfaſſung an der Hand der Greigniffe nehmen mußten, namentlich aber die Wir: 
fungen ver Freilaffung, die Begünftigung der Clienten durch die Könige, die Entftebung 
einer freien Plebs durch das latinifche Bündniß, das Zufammenfhmelzen der alten patricifchen 
Geſchlechter, die gefteigerten Bedürfniffe des römischen Staats und der oft bedeutende Wohlfland 
der plebejifchen Familien — dies alles wirkte nebft dem innern Bedürfniß der Afforiation und 
ver trog alledem fortgejegten Abgeſchloſſenheit des Patriciats zufammen, um die ganze Mafle 
der zwiſchen dem Patriciat und der Sklaverei ftehenden Angehörigen Roms nad) und nach als eine 
befondere, des öffentlichen Rechts zwar noch entbehrende aber trogdem mächtige und freie Kaffe, 
als einen befondern Stand mit gemeinjamen Intereflen, ald eine eigene, freie, wenigftens 
privatrechtlich vollberechtigte Gemeinde gegenüber dem alleinherrfchenven Patriciat hervortreten 
u laffen. 

’ Der entfcheidende Schritt für die Abftunpfung des bißherigen Gegenſatzes zwifhen Patriciat 
und Plebs muß in der fogenannten Servianifhen Verfaffungsreform (Mommfen, a. a.D. I, 
80 fg.), und zwar deshalb gefunden werden, weil durch diefelbe vie am tiefften greifenden politiſchen 
Pflichten, die zum Kriegsdienſt und zur Beifteuer (tributum), nicht mehr als Folge des Batri: 
ciats, fondern überhaupt ver perfönlihen Freiheit hingeftellt wurden. Bon nun an find auch 

die Plebejer ingenui, Glieder des römischen Volks. Da aber die Patricier fo zähe ald möglich 

theild an der Geſchloſſenheit und Erblichkeit ihres Standes, theils an gewiſſen alten Rechten, die 

nun der plebs gegenüber als wirkliche Vorrechte erfheinen, fefthielten, fo bildete ſich jegt in ver 
erweiterten großen und einigen römischen Volksgemeinde ein neuer Gegenjag von Alt: und 
Neubürgern, und es nahmen die erftern, die Patricier, im weſentlichen den Charakter eines 
Geblütsadels an, der weder durch Reichthum noch durch Würden bedingt war, ſowie ber Plebejer 
weder durch das eine nody durch das andere zum Patricier werden fonnte. Die Möglichkeit einer 
ausnahmsweiſen Aufnahme von Plebejern ind Patriciat und eines Austritts aus dem Patriciat 
ind Blebejat ändert hieran nichts. 

Die großen Lebensgeſetze eines jeden Staats, Erhalten und Erringen, Stehenbleiben und 
Bewegen, vertreten durch den Gegenfag zwiſchen Patriciat und Plebs, find demnach durd die 
Servianiſche Verfaſſung nicht aufgehoben, ſondern follen durch diefelbe vermittelt werben, nachdem 
jie in eine mildere Form gebracht worden. Allein wie fo oft in der Gefchichte, fo zeigt ſich auch 
in dem weitern Verlauf der Entwidelung dieſes Verhältniffes nicht ein bewußted und williget 
Streben nad organijcher Ausgleihung. Jeder der beiven gegenfägliden Faetoren will um ber 
alleinigen Herrfchaft willen den andern vernichten, das Patriciat die Plebs, um in alter Form 
fortzuberrfchen — die Plebs das Patriciat, um deſſen Alleinherrſchaft in neuer Form fi anzu: 
eignen. Der Erfolg eines folden unvermittelten Kampfes zweier an ſich berechtigten Elemente, 
welcher fpäter zum Kampf zwifchen Freiheit und Sklaverei ausartete, kann nur das gegenjeitige 
Aufreiben beider, und zwar entweder mit Vernichtung ded Staats jelbft oder mit deren Unter: 
werfung unter eine dritte unorganifche Macht fein. In Rom trat in der Form ded Imperatoren: 
thums zuerft der zweite Ball ein, welches aber felbft nur die Inauguration eine® (der im un: 
gelöften Kampf der Gegenjäge aufgeriebenen Volkskräfte wegen) unaufhaltfamen Verfalls war. 
Es würde der diefem Gegenftande hier gewidniete Raum nicht hinreichen, die Geſchichte bed 
Patriciatd und der damit innigft zufammenhängenden Plebs in allen ihren Wendungen, 
Wecfelfällen zu verfolgen und fünnen daher nur die Hauptpunfte aus berfelben hervor— 
gehoben werden. | 

Der Hauptkampf zwifchen dem Patriciat und Plebejat fällt in die Zeit von der Vertreibung 
der Könige bis etwa 300 v. Chr. Erfteres hatte zwar das ausſchließliche Recht auf die Guriat- 
comitien behauptet; allein neben dieſen waren zuerft die Genturiatcomitien und fpäter bie 
Comitien der Plebs, die Tributcomitien getreten, und während fi hierdurch die Kompetenz vet 
alten Euriatcomitien auf immer wenigere und durch den Zeitenwechfel unbedeutender geworbrne 
Gegenſtände befchränfte, war der Einfluß der Patricier durch das ihnen aud in den Tribut- 
comitien zuflehende Stimmrecht hier fo gering, daß jie felbft e8 faum auszuüben verfugten. 
Nur in den Eenturiatcomitien war ihnen durch den weſentlich ariftofratifhen Grundgedvanfen, 
auf welchem diefelben rubten, ein großer Einfluß geblieben, der übrigens natürlich mit der 
Bedeutung dieſer Gomitien gleichfalls ſchwinden mußte. Der Sieg ver Plebs lag alſo hier, 
d. 5. in Bezug auf die Antheilnahıne an den wichtigften Staatsgeſchäften, bauptfählic, neben 
der Einrichtung des Bolfötribunats, in der Begründung und felbftändigen Macht der Tribut: 
somitien. (S. Plebiſcit.) Was die öffentlihen Amter, Würden, Magiftraturen betrifft, fo 
ſehen wir, wie bie Plebejer gleichfalls nach und nach ſiegreich in diefelben eindringen. Sogar 
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ſolche Ämter, welche die Batricier jelbft ausfchlieplich für ſich, zur Stüge ihrer Macht gefhaffen 
batten, bie Genfur und Prätur, werben ven Plebejern zugänglich. Am längften ſcheinen vie 
Blebejer von dem Nichteramt wegen der innigen Verbindung zwifchen dem jus sacrum und 
civile und wegen der flvengen Geheimhaltung der religiöfen Geheimniffe durch die Patricier 
ausgejchloffen gewejen zu fein. Doch finden wir gegen dad Ende der Republik Plebejer ſchon im 
Befig des Richteramts. Auch ded Provocationsrechts wurden die Blebejertheilhaftig, und es blieb 
venGuriatcomitien von ihrer alten rihterlihen Competenz nur der Charakter eines Pairdgerichts 
für die Patricier, den fie jedoch zuletzt auch noch an die Tributcomitien verloren (Goriolan). 
Denfelben Entwidelungdgang müſſen wir bei der innern Verbindung zwifchen Religion und 
Recht auch bezüglid; der den Patriciern urſprünglich ausſchließend angehörigen Religions 
verwaltung finden. Den Batriciern verblieben nämlih nur einige wenige Stellen (des rex 
sacrificus, der llamines majores und der palatinifchen Salier) ohne Theilnahme der Plebejer. 
Legtere erwarben dagegen nad und nad die Aufnahme ind Augurencollegium, das Recht, in 
öffentlichen und Privatangelegenheiten die Aufpicien zu befragen, einen Antheil an der Beauf- 
fitigung der Sibylliniſchen Bücher, den Zutritt zu dem Pontificat und zu den Sacerbotien. 
Nachdem ferner die Plebejer das commercium und die Befugniß zur Ausübung des Patronats 
mit den Batriciern gemeinschaftlich ertvorben hatten, waren auch die widhtigften privatrechrlichen 
Unterfchiede zwiſchen ihnen gefallen. Nah langem Sträuben der Patriciergegen dad connubium 
mit den Plebejern jiegten legtere auch in diefem Punfte, woran es im wejentlichen nichts ändert, 
wenn wir die PBatricier (mie andere aus privilegirten Ständen zu bloßen befondern focialen 
Eriheinungen gewordene Klaffen) noch lange an ihrem Ebenbürtigkeitöprincip fefthalten feben. 
Ebenſo ift ed nur Thatſache und gicht mehr Rechtsgrundſatz, daß die Patricier fi faſt aus— 
ihlieglich in der Benugung des ager publicus befanden, während die jpätern reichen Plebejer 
aud in Bezug auf die Schuldbedrückung der Armen ſich fo ziemlich den Patriciern gleichftellten.?) 
Ein paar andere Vorrechte mit dem vorherrſchenden Charakter von Ehrenvorrechten, nämlich 
eine beſondere Fußbekleidung 19) und das jus imaginum oder wächſerner Ahnenbilder hörten 
mit dem Eintritt der Plebejer in den Senat und in curuliſche Amter auf, ausſchließliche Standes⸗ 
vorrechte der erftern zu fein. Nechnet man hinzu, daß die Zahl der patricifhen Geſchlechter durch 
Ausfterben fo ſehr abnahm, daß gegen Ende der Republik deren nur noch funfzig übrig waren, und 
der Stand durch Standederhöhungen von Plebejern Fünftlic erhalten werden mußte, jo ift leicht 
einzufeben, dab von bem alten Patriciat nicht viel mehr übrig war. Aber wie durch den Eintritt 
der Plebs in die patrieifhen Stellungen dieſe nicht felbft gehoben wurden, jo gewann aud vie 
Plebs durch die Vernichtung ihres Gegenfages weder an Kraft noch Bedeutung, und indem 
ich die beiden Grundelemente der römischen Republif aufrieben, bereiteten fie den Boden für 
das römiſche Kaiſerthum, d. h. für den Despotismus eines einzigen und die faft gleiche 
Sklaverei aller. 

Trogbem allen finden wir den Namen Batricier auch in der fpätern Kaiferzeit, aber freilich 
in einem ganz andern Sinne ald in dem eines wejentlid erbliden Standes. Bei Verlegung des 
Kaiſerſitzes nah Byzanz nämlid war eine neue Organifation ſowol des Hofes ald aud) der 
Reichöverwaltung dem Kaifer Konftantin als nöthig erſchienen, und fo errichtete dieſer zu 
diefem Zwecke auch eine neue Art von Patriciat 1%), welches, ohne auf Rom befhränft zu fein, 
ein rein perjönlidher, hohen Rang und Ehren verleihender Titel war und bald nur als Titel, 
bald aber und zwar meiftens in Verbindung mit hohen Hof: und Staatdämtern vorfam. Wenn 
viele Stellen ausbrüdlid angeben, daß dieſe Patricier gleihfam die Väter des Kaifers feien 
(nicht wie die alten Patricier die Väter Noms), wenn wir diefelben in den nächften, auch ver— 
mwandtjchaftlihen Beziehungen zu den Kaifern fehen, jo dürfte die Anfhauung gerechtfertigt 
erjcheinen, daß dieſes Patriciat der den fpätern Zeiten des Kaiſerthums entſprechende Ausdruck 
der Pairsidee geweſen fei. Diefes Batriciat konnte nur durch faiferlihe Verleihung erworben 
werben. Die Kaiſer waren aber damit ſparſam, und da es in der Regel nur wegen langjähriger 
treuer Dienſte in den höhften Staatsämtern ertheilt wurde, fo war dad Patriciat fat nur dem 
höhern Alter zugänglich und defto höher geachtet, je mehr ſelbſt die despotiſchſten Fürſten es zu 
achten gezwungen ſchienen. Das Patriciat als ſolches gab die Befreiung von der väterlichen 


9) Mommien, Bo. I, Abth. 1, ©. 225; Bo. I, Abth. 2, ©. 760 fg. 
10) Auf diefe wurde felbft noch) in dem Raiferthum zu Trapezunt ein —— — gelegt. Vgl. 
— Geſchichte des Kaiſerthums von Trapezunt (München 1827), ©. 
11) Die Hofbamen der Kaiferin führten den Titel ‚Patricia‘. 
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Gewalt, von den zu einem erblichen Fluch gewordenen Laſten des Decurionats und von einigen 
minder wichtigen Auflagen, dann einen privilegirten Gerichtsſtand (eine Art von Pairsgericht 
unter dent Vorfige des Kaiferd) und endlih das Recht auf gewiſſe äußere Ehrenabzeichen in 
der Kleidung. 

ALS die germanifchen Völker mit ven Nömern in jene verhängnigvolle nähere Berührung 
traten, welche zunächft vem occidentaliſchen Reiche das Ende brachte, da ſuchten au die Fürften 
der erftern die Würde des römischen Patriciatö, wol nicht allein aus Eitelkeit und leerer Titel: 
fucht, auch nicht aus tiefer Verehrung vor dem Batriciat als joldem, ald vielmehr in richtiger 
Würdigung der ganzen politiihen Situation, nah welcher die Freundſchaft mit Rom, reip. 
Byzanz außer andern Bortheilen auch den hatte, jie mit dem Nimbus römiſcher Größe zu be: 
kleiden und ihren Unternehmungen einen nicht zu unterfhäßenden Grad von Legitimität zu 
geben. Auch als die germanifchen Eroberer Italiens felbft Patricier zu ernennen anfingen, und 
Nahbildungen des Patriciats in mehrern mittelalterlihen Staaten vorfamen, blieb das römiſche 
Patriciat dennoch immer und zwar fo lange das vornehmfte, bis das römiſch-byzantiniſche Reich 
unrettbarem Untergang verfallen war. 

Unterbeffen hatte die eigenthümliche Lage, in welder ver Bapft und das Volk Noms fh 
befanden, inöbefondere feit dem Ende der byzantiniſchen Herrfhaft über Italien, dem Vapſt, 
den: Klerus und dem Volf von Rom zu einer Wiedererneuerung des Patriciats, freilich auch in 
einem ganz neuen Sinne, Beranlaffung gegeben. Papft und Klerus ſuchten nämlich nad einem 
ausgiebigen weltlihen Schuge für fih und die Kirche, und von dieſer Seite betrachtet, ift dieied 
Patriciat die Wiege des jpäter wievererneuten römischen Kaiſerthums in feiner Bedeutung ald 
advocatia ecclesiae. Dazu bedurfte e8 aber auch einer Organiſation und Anführung des 
römischen Volks, von welcher Seite betrachtet ver Patricius als weltliher Chef der Ewigen Stadt 
und wol aud als Führer des römischen Volks gegen den Papſt ericheint und demnach fchon in 
diefem Batriciat alle die fpätern Kämpfe zwiſchen Kaiſer und Papft, Kirche und Staat gleichſam 
vorgebildet liegen. Die Gefahren, welche Nom und dem Ehriftenthum durch die große Ber: 
breitung ber arianifchen Irrlehre unter ven germanifhen Stämmen drobten, hatten ven Papfl 
fhon zu einem innigern Anſchluß an den Sigamber Chlodwig veranlaft, und das Bepürfnif 
des Schuges durd einen mächtigen Arm, namentlich gegen die Longobarben, bejtimmte den 
römifhen Stuhl, wahrſcheinlich ſchon den Farolingifhen Hausmaiern das römiſche PBatriciat 
zu ertbeilen. So ging daflelbe auch auf die eriten farolingiihen Könige über !?), und menn 
der Titel jpäter noch neben dem des römifchen Kaifers vorkommt, jo hat er doch mit der Aus: 
bildung des Römifchen Kaifertbums deutiher Nation alle und jede jelbftändige Bedeutung 
verloren. 

1. Das Batriciat in den Städten bed Mittelalter&, namentlih in Deutid: 
land. Wenn aud in den früher von den Römern beberricht gewejenen Ländern, in melden 
fpäter germanifche Völker ſich anſiedelten und zur Herrſchaft gelangten, Städte und im ihnen 
einzelne Refte ftädtifchen Lebens und römiſcher Municipalverfaffung vorbanden waren, wenn 
ferner auch die Berfaflung der germanifchen Städte ſich in einzelnen Bunften an römiſche Mufter 
anſchloß oder wenigjtend, was der vegelmäpige Ball, fih römischer Ausdrücke zur Bezeichnung 
neuer Einrichtungen, und zwar oft ohne die nöthige Kritik bediente, jo erfcheint doch das ganze 
mittelalterliche Städtewefen einem Weſen nad als eine eigentbümliche organifchnationale 
Schöpfung der germanifhen Völker. Wie mande Analogie dev innere Entwidelungsgang in 
den einzelnen Städten mit dem innern Entwidelungsgang der Stadt Nom darbietet, die Ver: 
wandtſchaft zwifchen beiden beruht auf fo allgemeinen Erſcheinungen, daß fie nur einen unter: 
georoneten Werth hat, während jelbft bei ver fcheinbar größten Verwandtſchaft in der That eine 
fo große Verſchiedenheit zwiſchen ihnen herrſcht, daß gerade diefe ald das Entfheidende betrachtet 
werden muß. Man denfe nur an das „urbs et orbis”, an die Verſchiedenheiten der gefammten 
fittlich:religiöfen Anihauung und ven beflimmenden Ginfluß derfelben inı alten Rom wie in der 
germaniſchen Welt! 

Die germanischen Städte find nichts Gemachtes, ſondern etwas Gewordenes. Nur allmäblid 
ſcheiden jie jih Außerlidh von den Anſiedelungen des platten Landes, während ihre Bendlferung 
diefelbe Mannichfaltigkeit aufweift wie die ded ganzen Landes und in den Städten jede Klafle 
nad denfelben ihr eigenen Nechten lebt, wie die Standeögenoffen in den Höfen, Dörfern und 


12) Zopfl, Deuiſche Nedyrsgeichichte (dritte Auflage), S. 268, Note 9, S. 401, 404, 420, Waiß, 
Deutfche Verfaſſungsgeſchichte, II, 79 fg., 155, 164, 172, 178, 335; IV, 280, Note 2. 
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ionfligen ländlichen Nieverlaffungen. Die wenigen in jpäterer Zeit erfolgten planmäßigen 
Stadtanlagen, wie z. B. die von Freiburg im Breisgau, fanden nad) dem Muſter bereits ent: 
wifelter Städte ftatt und beftätigen ald Ausnahmen nur die Regel. Der Begriff eines eigenen 
Bürgerftandes oder eined auf der Mitgliepfchaft in einer ftädtifchen Gemeinde beruhenden be: 
iondern Standes erſcheint vemnad vor allen dadurch bedingt, daß der Begriff einer Stadt als 
einer neuen und eigenthümlichen Art georpneter Iocaler Gemeinweſen fi entwidelt hatte, over 
daß durch die Macht der eigentbümlichen Verhältniffe des ftäptifhen Zufammenlebend alle 
Angehörigen einer Stadt ohne Rüdjiht auf ihre frühern rechtlichen Stellungen in eine befondere 
fäptifche Mechtögemeinfhaft famen, welche die frühern Rechtsunterſchiede wenn nicht ganz ver: 
wiſchen, fo doch wejentlid mindern und modificiren und dadurd den Städter als ſolchen mit 
dem Bewohner des platten Landes in Gegenfag fegen mußte. Das am meiften beftimmende 
Moment für die Eigenthümlichkeit des ſtädtiſchen Lebens erfcheint aber der Umftand, daß die 
Stadt ihrer ganzen Natur nach nicht für den Ackerbau geeignet eriheint, und daß, während 
bierdurd und durch die Notbwendigkeit einer gemeinfamen Vertheidigung der Grundbeilg für 
die Städte eine ganz andere Bedeutung ald auf dem platten Rande erhält, auch dad Kriegsweſen 
der Städter ſich wejentlid anders ald auf den Burgen geftalten mußte. Die jogenannte bürger: 
lihe Nahrung, d. h. Handel und Gewerbe, wirb auf diefe Weiſe Urſache und Wirkung des 
Städteweſens und die eigentliche Grundlage des Bürgerftanded. Diefer Bürgerftand zerfiel nun 
in den meiften Städten in zwei Klaffen, eine höhere, welche man PBatriciat nannte, und eine niedere, 
welde wol auch Plebs genannt wurde. 1?) 

Über den rechtlichen Charakter diefes Grgenjaged zwiſchen dem ftädtifchen Patriciat und ver 
Plebs ift nur fo viel unbeftritten, daß, wo inımer er vorkommt, in rein privatrechtlicher Bezie— 
bung, alfo was die perfünliche Freiheit und ven Genuß des Stadtrechts angeht, zwifchen beiden 
Klaſſen ein Unterſchied nicht beftand, die Bedeutung dieſes Gegenſatzes aljo auf der Verſchieden— 
beit der politifhen Stellung berubte, daß ferner das Patriciat die volle landrechtliche Zreibeit, 
einen größern Reichthum und Grundbefig und eine gewifle Geichloffenheit ver Familien (daber 
die Erbgüter) hatte und Die Betreibung gemeiner Handwerfe, wol aud des häufig zünftigen 
Kleinhaudels ausſchloß. 1?) Was aber das Verhältmiß des Patriciats zum Adel angeht, jo jagt 
Roth von Schreckenſtein, a. a. D., ©. 66, dad Patriciat fei Feine befondere Adelöftufe, fondern 
weit eber ein in der Regel von Evelleuten ausgeübtes, potenzirted Bürgerthbum gewefen, wäh: 
rend Zöpfl, a.a.D., die Annahme des Batriciats ald eines bejondern Städteadeld im Gegenfage 
zu dem Landadel oder zu den Rittermäßigen des platten Landes weder gefeglich noch unbedenklich 
nennt und die Standeögleichheit zwiſchen diefen beiden Klaffen nur dann zugibt, wenn bie 
Patricier rittermäßige Lebensweiſe führten oder fonft die Beweife des adelichen Standes, ohne 
denfelben durch unadeliche Lebensweife verwirft zu haben, aufbringen Fonnten. ??) Jedenfalls 
it gewiß, daß der Aufenthalt einer adelihen Familie in einer Stadt fie allein noch nicht zu einer 
patriciſchen Bamilie, dad entfcheidende Merkmal des Patriciats aber, nämlich die Angehörigfeit 
an eine patriciſche Gorporation, allein eine patricifche Bamilie noch nicht zu einer adelihen machte, 
das ſich das Patriciat aber fpäter ebenjo aus den Zünften wie aus dem Landadel refrutirte 
und die Bezeichnung „Patriciat“ überhaupt erſt feit der Renaiſſancezeit 16) jic findet, während 
man in den frühern Quellen nur von cives, civitatenses, cives urbani, burgenses, |päter wol 
auch von ſtädtiſchen Schöffenbaren, von Geſchlechtern, Genannten, otiosi, Altbürgern ſprach. 
Die Bezeihnung „ehrbar“ theilten fie mit dem Adel, weil jie wie diefer auf ihre Abftammung 
bielten und im Gegenjag zur plebs Geſchlechternamen führten. Beſondere, theild rein locale, 
theils auf beſtimmte eigenthümliche Rechte und Pflichten der Gefchlechter ich beziehende Namen 
f. bei Roth von Schredenftein, a. a. D., S. 71 fg. Bei der Würdigung des deutihen Patriciats 
fomnıt ed nun vorzüglich auf folgende drei Punkte an: 1) das Patriciat ift nicht nur in den ver= 
ſchiedenen Städten, in denen es fi findet, verfchieden geftellt, ſondern es findet auch überall 


13) Literatur: Mittermaier, Deutfches Privatrecht (fiebente Auflage), $. 61. Zopfl, Das alte 
bamberger Redht, ©. 59 fg. Zöpfl, Deutfche Rechtsgefchichte, S. 350 fg. Das neueite monographiiche 
Werk hierüber ift Roth von Schredtenflein, Das Patriciat in den deutfchen Städten (Tübingen 1856). 
Walter, Deutſche Rechtsgefchichte, $$. 238, 241, 462. Held, Staat und Gefellichaft, II, 351, Note. 

14) Roth von Schredenftein, ©. 2W fg. 

15) Eins der interefianteften bierber gehörigen Werfe ift Stetten, Gefchichte der adelichen Geſchlech— 
ter in der Freien Reichsftadt Augsburg (Mugsburg 1762). Als eine dem adelichen Batrieiat verwandte 
Gricheinung dürften auch die — Erbmannen zu betrachten fein. 

16) Über die Rengiſſance: Laurent, Etudes, VII, 385 fg. 
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rückſichtlich diefer feiner Stellung eine ununterbrodene Bewegung ftatt, und zwar namentlich 
2) durch feinen Gegenjag zur Plebs oder zu den zünftigen Gewerben ?7), die ih allmählich und 
zu verſchiedenen Zeiten, mit verſchiedenem Erfolge, bald mehr friedlich, bald auf dem Wege offener 
Gewalt, die Theilnahme an dem Stadtregiment oder dem Bürgerrecht errangen. 18) 3) Nicht 
nur innerhalb des eigentlichen Patriciats ald dem Inbegriff der „Geſchlechter“ bildete fi da und 
dort eine Abftufung, wie z. B. zwiſchen ven rathöfähigen und nichtrathsfähigen Geſchlechtern in 
Nürnberg, fondern der Ausdruck Patriciat fand auch, namentlid im Norden Deutfchlands, 
bald eine Ausdehnung auf alle hervorleuchtenden, mwenngleih urſprünglich zünftig geweſenen 
Familien, fodaß hier, wie ehedem in Rom, der Sieg ver Plebs den Begriff des alten Patriciats 
im wefentlidhen verwifchte. 19) 

Sowie es ſich aber aus vem Weſen einer Stadt und aus deren Verhältniß zu den damaligen 
Zuftänden erklärt, daß dad ganze Xeben der Städter vorzüglih auf dad Gedeihen der Stadt 
eoncentrirt und daher die äußere Politik ver Städte ebenfo ſchwankend wie die innere conjequent 
fein mußte, fo folgt aus dem allgemeinen Fehdezuſtand des Mittelalters, daß zuerft den ritterlidhe 
Lebensart führenden Geſchlechtern eine überwiegende Bedeutung in den Städten zufallen mußte, 
die aber mit ven fi von Tag zu Tag fleigenden Bedürfniffen der ftädtifchen Gemeinweſen, mit 
der Berminderung der patriciihen Gefchlehter, mit der nothwendigen Herbeiziehung ver Zünfte 
zum ſtädtiſchen Kriegsdienſt, mit dem fteigenden Reihthum der Gewerbe, mit der Reception vr& 
Römifhen Rechts und der Begründung gelehrter Berichte und mit der Nothwendigkeit bejonderer 
Kenntniffe und Übung für die Verwaltung (Roth von Schredenftein, a..a. O., S. 599 fg.) 
und endlih und hauptſächlich mit der Mächtigwerdung der Ideen der Freiheit und Gleichheit 
unbaltbar wurde. Je mehr ſich der Patricier von der Lebensweije, Kleidung u. |. w. an bis zum 
burgäßnliden Charakter ſeines Hauſes aud äußerlich audzeichnete (Noth von Schredenftein, 
a.a. D., 214 fg.), und je weniger alle diefe Dinge den veränderten Zeiten anpaßten, defto mebr 
und wirfjamere Oppofition mußten jie hervorrufen. 

Wenn ed nun aber der Hauptſache nach richtig ift, daß ein eigentbümlidher Zug des deutſch⸗ 
mittelalterlihen Bürgerthums darin beftehe, daß ed niemals mit der Gefchichte gebrochen (Roth 
von Shhredenftein, a. a. D., ©. 265), fo ift doch nicht minder wahr, daß gerade das Beftreben 
des Patriciats, alle alten, nun zu Privilegien gewordenen Rechte zu behaupten, ohne dafür auf 
Leiftungen eingeben zu wollen, welde die veränderte Sachlage mit ſich brachte (ebend. S. 279, 
319, 320), den gewaltthätigen Kampf der Zünfte hervorrief, aus welchem als unfhägbar güm- 
ſtiges Refultat unter Einwirkung des auf chriſtlicher Baſis ruhenden Principe der Freiheit und 
Gleichheit dad „allmähliche Auffteigen aller Schichten ver ſtädtebürgerlichen Einwohnerſchaft 
zu der ihren Fähigkeiten und Mitteln wirklich entſprechenden Stufe‘ ſich herausftellt (ebene. 
S. 244, 262). 

Gewiß unterſchätzen aud wir nicht, was das Patriciat feit der Säcularifation der Wiſſen— 
haft und Kunft (ebend. ©. 561) für beide gethan und welche Vervienfte ihm überhaupt für die 
Begründung und Erhaltung der Macht und des Reichthums der Städte gebühren. Allein gerate 
dadurch, daß es ſich in einer Zeit, in welcher feine Rolle als ein ausgezeichneter und gefchloffener 
Stand am Ende war, dennoch unverändert ald folder um jeden Preis erhalten wollte, hatte «2 
denjelben Weg eingeſchlagen, der das römifhe Patriciat und mit ihm Nom felbft ruinirte. 
Durd den Sieg des zünftigen Bürgerthums, der dad Patriciat nicht ſowol vernichtete, als viel: 
mehr nur feine gegenfägliche Stellung zu den realen Anforderungen der veränderten Zeit aus 
gli, Hat das chriſtliche Sittengejeg gegen einen der vielen mittelalterlichen Anflüge des antiken 
Sittengejeßes einen ber wichtigſten Siege errungen, indem die Orundlage des modernen Staat, 
dad allgemeine Staatöbürgerthum, einzig und allein in dem Siege zu ſuchen ift, den Die orga— 
nifhe Staatsidee zuerft in den Städten durd die Herftellung des allgemeinen Stadtbürger- 
thums erfämpft bat, 

Heutzutage fehlt den Reſten des ehemaligen Patriciats jeve befondere juriftifche Bereutung 
in den deutſchen Städten. Entweder ift e8 dadurch, daß ihm die Requifite ded Adels nachzuweiſen 
möglich, ein in die betreffende Nangklaffe des Adels gehöriger Veftandtbeil dieſes oft aller oder 
doch der meiften Privilegien verluftig gegangenen Standes 20) geworden, oder ed gehört dem 


17) Der Batricier trieb nur das Gewerbe des Grofhandels, welches nicht zünftig war. Val. Coyer, 
La noblesse commergante (neue Ausgabe, London 1758). 

18) Roth von Schredenftein, ©. 239 fg., 261 fg. 19) Roth von Schredenftein, S. 208 

20) Über den römifchen Adel gegen Ende des Kaiferreiche f. die Stelle aus Ammian. Marcell. bei 
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auch nur in wenigen Beziehungen noch als befonderer Stand erfcheinenden allgemeinen Stadt: 
bürgerthum an. Das die Bürger ver Städte heutzutage am meiften unterfcheidende und auf den 
Antheil am Stadtregiment einflußreichſte Moment ift ver Reichthum, ſodaß man jegt zwiſchen 
den Reihen, bourgeois, und den Armen, d. b. den Fleinen Handwerkern und Arbeitern unter: 
iheidet. 21) Die Situation der Bourgeoifie und ihr Verhältniß zu den Arbeitern ift denen des 
alten Patriciats zu den zünftigen Gewerben in mancher Beziehung nicht ganz unähnlih. Möchte 
die reiche Bourgeoifie die Lehre ver Geſchichte nicht überfehen !22) 

Natura omnibus novitalis incrementis adversa nobilitas. Quinctil. Declam. 3, 18. 

Contemtor animus ac superbia commune nobilitatis malum. Sall. Ig. 64, 1. 

3. Held. 

Patrimonialgerichtsbarkfeit.!) Darunter verfteht man einen Inbegriff von obrig: 
keitlihen, namentlih Jurisdictions: und Polizeibefugniffen, welcher entweder dingliche Per— 
tinenz gewiffer Güter und als ſolche mit ihnen Eigenthum (in patrimonio) ihres Befigerd, oder 
dad eigene Necht einer juriftiichen PBerfon, 3. B. einer Standed= oder Localcorporation u. f. m. 
it und demnach zu der Staatsjurisdiction ſich in einem gewiſſen Gegenfage befindet. Da nun 
bier die Gerichtsbarkeit ald der Hauptgegenftand, die Gutsherrlichkeit aber ald die regelmäßige 
Baſis dieſes Verhältniſſes erfcheint, jo rechtfertigt e8 fich, wenn daſſelbe auch vorzüglich von dieſen 
beiden Seiten aus berüdjichtigt wird. 

Der Ausdruck Patrimonialgerichtöbarfeit erfcheint ftreng genommen als eine contradictio 
in adjecto, da Recht und Gericht wenigftend direct nur Ausflüffe der Staatsgewalt, alfo auch 
nur diefer zuftändig fein fönnen. Wenn man nichtsdeftoweniger in der Übergangsperiode aus 
dem Feudalismus in den modernen Staat, und infolge deſſen ald Reſte des erftern auch in dieſem 
noch lange Batrimonialgerichtsbarfeiten fand und theilmeife noch findet, jo erklärt ſich diefe Er— 
fheinung aus dem lebendigen Fluſſe, in welchem ſich die europäifhe Staatenbildung befand, 
fowie aus der Zweifelhaftigfeit, Unbeftimmtheit und Schwäche der im fortwährenden Übergangs 
Hadium befindlichen Staatenbildungen. Daher fommt ed auch, daß man, gleihjam a posteriori, 
die Gutsherrlichkeit eine quasi publica autoritas und die Patrimonialgerihtöbarfeit eine ab— 
geleitete Jurisdiction nannte und fie rückwärts als eine unter der Oberaufſicht und ven Gejegen 
des Staats ſtehende Berechtigung erklärte. 

Die Batrimonialgerichtöbarfeit hat, wie jede Gerichtsbarkeit und jedes wefentliche Hoheits— 
recht, eine politifche oder Öffentlidh:rechtlihe und eine private oder fiscalifche Seite. In dem le— 
bendigen und unendlich mannichfachen, jelbft an ganz Fleine Grundbeſitzungen fi anflanımern-= 
den Staatenbildungdtriebe des Mittelalterd?), wie er ſich den großartigen und verfrühten, ja 
oft ganz unmöglihen Staatdivealen diefer Jugend: und Heroenzeit unferer Nation gegenüber 





£aurent, Etudes, III, 348 fg., 352 fg. Das im Jahre 1814 in Paris erfchienene Journal general de 
France aber nannte den Abel „une sorte de papier monnaie auquel l’opinion donne toute sa va- 
leur et dont le cours ne doit &tre force’ (Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement 
parlementaire, Il, 347). 

21) Richtig ift es, wenn Garne (Etudes, II, 183) jagt: ‚Une societe bourgeoise dominde par 
des inter&ts viagers ne saurait enfanter des familles patriciennes.“ 

22) Sehr Belchrendes über das Batriciat findet fi in Mommfen, Römifche Forſchungen (Berlin 
1864), ©. 69 fg., 128 fg., 319 fg. Lange, Römifche Alterthümer (bisjegt 2 Thle. Staatsalterthümer, 
Berlin 1861—62). 2aurent, Etudes, I, 379; I, 3, 42 fg., 47, 51 fg., 60, 87, 231, 241; IV, 1 fo.; 
VI, 611. ©. auch Denis, Histoire des theories, II, 47. Wallon, Histoire de l’esclavage, III, 120. 
Laferriete, 1, 7 fg., 11, 18. @acombe, Histoire de la royauté, ®b. I, S. XXXVIII. Gonftant (in 
— neuer Ausgabe feiner Werke), I, 206. Vgl. auch Held, Staat und Geſellſchaft, I, 221; 

1) Die ältere Literatur über diefen Gegenſtand vgl. unter dem gleichlautenden Artifel in Erſch und 
Gruber's Encyflopädie, Sect. 3, Thl. XI, S. 375 fg. Pal. befondere Wachsmuth, Verfuch einer fy: 
ftematifchen Daritellung der PBatrimonialgerichtöbarfeit (dazu Recenfion in Richter’ Jahrbüchern für 
fritiiche Rechtswifienichaft, Jahrg. 1842, S. 124 fg). Holler, Geſchichte und Würdigung der deutfchen 
Patrimonialgerichtsbarfeit (Landshut 1804). Wirfchinger, werde he Entftehung, Ausbildung und 
des jegigen rechtlichen Zuftandes der Patrimonialgerichtsbarfeit in Baiern (München 1837). Heſſe, 
Anfichten über Patrimonialgerichte (Altenburg 1862). Neuere Literatur ſ. auch bei Held, Syſtem des 
DVerfafiungsrechts, II, 639. Walter, Deutfche Redjtsgefchichte, II, 273 fg. Zövfl, Deutfche Rechts: 
geichichte, $. 22. Zöpfl, Deutiches Staatsrecht, Bd. II, $$. 295 u. 448. Vattel, Droit des gens 
(Ausgabe von Pradier:Fodere), 1, 236, 422 fg. Dazu noch: Klüber, Verfafjung und Geſchichte ber Ge— 
richtslchen (Erlangen 1785). Klüber, Geſchichte der ftändifchen Gerichtsbarkeit in Baiern (2 Thle., 
Veſth 1791— 93). Eicher, Handbuch der praftifchen Politif (Eeipsig 1863—64), I, 184. 


2) Über Spanien f. Sempere, Histoire des Cortes, ©. 7 
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berhätigte, zeigt ſich nun die eigenthümliche Erſcheinung, daß der größere, gleichviel ob alobiale 
oder feudale Grundbeiig, jedem Anſpruche an eine Superiorität darüber die Prätenſion einet 
privaten, freien Rechts entgegenzufegen und mit der Behauptung des Bejiges „‚en toute pro- 
priete” (oder bei Lehn eines nur vertragsmäpig beſchränkten Eigenthums) jede höhere Autorität 
darüber audzufhließen ſuchte. So die Hofherren für ihre Höfe; jo überhaupt mit der Aue: 
dehnung der Immunität und deren immer häufigerer Anwendung alle fogenannten Jmmunitäte: 
herren; To die Städte über ihre Marfungen u. |. w. Und dieſer Selbitändigfeitsprang, wie er 
fich zuerft im Anſchluſſe an die localen Gemeinſchaften manifeftirte, trug ſich jpäter auch auf die 
ftändifchen Vereine und zwar oft wieder im Gegenſatze zu der fie umſchließenden Kocalgemeinde 
über. Aber biermit ift nur die eine Seite des Verhältniffes bezeichnet. Würde nämlich aus 
jeder Gedanfe an eine höhere Ableitung der aus einer ſolchen Iſolirung folgenden Rechte dei 
Gutäheren über die auf feinem Gute anfäfligen Leute des verſchiedenſten Rechts gefehlt haben, 
jo mußte fih aus dem ganzen Verhältniffe jelbft in Verbindung mit den die Zeit beherrſchenden 
Ideen ergeben, daß der Herr in Intereffe des Ganzen, welches auch fein Intereffe war, Prliten 
gegen vaffelbe habe, daß er ed nicht blos wie einen Gegenftand des Privateigenthums betradten 
durfte, obgleich auch nach unten Privatrecht und politifche Pflicht eigenthümlich gemiſcht waren. 
Infolge diefer aweiten Seite des Verhältniſſes war e8 Pflicht der Herren, auch ohne eine fönig: 

liche Jurisdiction verliehen erhalten zu haben, oder aud dann, wenn ihnen diejelbe ald dominium 

utile übertragen gewejen wäre, ven Angehörigen ihres Guts nicht nur überhaupt Rechte zu ge: 

währen, von denen das alte politifche oder völkerrechtliche Landrecht nichts wußte (Hofredt, 
Dienſtrecht, Lehnrecht), ſondern auch die dieſes Recht etwa begründenden Neceptiondverträg: 
gewiſſenhaft zu halten und Colliſionen ihrer Leute mit ihnen ſelbſt oder untereinander friedlich 
zu entſcheiden, ſowie deren etwaige Bedürfniſſe einer jurisdietio non contentiosa entſprechend 
zu befriedigen. Daß dabei der nad) außen gefehrte Geſichtspunkt einer privatrechtlichen Bered: 
tigung auch bei den innern Verhältniffen zur Geltung zu bringen verfucht und in beiden Nie: 
tungen mander Misbrauch getrieben wurde, ift natürlich. Allein gleihwie in der erften Richtung 
die Unfähigkeit diefer vielen Fleinen Einzeleriftenzen zu einem wirklich jelbftändigen Dajein in 
der durch die Idee des Reichs ausgedrückten Macht der Idee nationaler Zufammengebörigkeit 
auch zu einer gewilfen politifhen Abhängigkeit führte, jo war feine patrimonial:feupal:patri- 
arhalifh:dunaftiihe Auffaffung der innern Verhältniffe ftarf genug, um den natürlichen poli— 
tiihen Genius derfelben gänzlich vernichten zu können. Ja! gerade die nachdrücklichſte Geltenv: 
madhung des privatrechtlihen Charakters des Verhältniſſes nach außen, wie diefelbe in der Lob: 
trennung des Lands und der Leute vom Neid und in dem Streben, legtere trog ihrer verſchie 
denen Geburts: und Standesrechte ven Behörden der Herrſchaft und einem allgemeinen gleiden 
Landrecht gegenüber gleihzuftellen, ſich ausſprach, war das ftärffte Mittel, dieſe Patrimonien 
immer mehr in ſich felbft zu ſtaatsähnlichen Schöpfungen umzugeftalten. 

Im wejentlihen war die innere Entwidelung der größten Territorien und der Fleinften 
Gutsherrſchaften diejelbe. Der Hauptunterfhied beftand nur darin, daß die erſtern ohne Mittel 
zum Reid; gehörten, die legtern aber, mit Ausnahme der Reichéſtädte, Reichsdörfer und Reid}: 
ritter, einem Herrn der erften Klaſſe unterworfen waren und nur durd deren Vermittelung mitdem 
Reich in Verbindung fanden. Während aber die Landeshoheit der mächtigen Reichsſtände die 
Reichsgewalt fo abjorbirte, daß diefer von einer effectiven Staatägewalt nicht übrigblieb, zog Nie 
zugleich die politifhen Elemente der ihnen unterworfenen Gutsherrlichkeiten jo mächtig an ſich, 
daß legtern nichts blieb, ald was man nach den damaligen Anſichten ald privatrechtlich betrachten 
fonnte. So erfcheint der großen Territorialherren oberfte, durch die privilegia de non appel- 
lando und non evocando wahrhaft ſouverän gewordene Jurisdiction als ein Zeichen des voll: 
endeten Siegs der alten Keime particulärer Staatsjelbftändigfeit über das Reich, deſſen Ge— 
rihten eine faft nur imaginäre Competenz geblieben, und deſſen Eigenihaft als Urquelle aller 
Jurisdiction mehr ein Machtelement der Stände al des Reichs felbft geworden war. So blidte 
man praktiſch jegt auf die Jurisbictionshoheit der Yandeöherren, des Landes höchſter Obrigkeit, 
als den Ausgangspunft aller Rechtspflege wie Gejeggebung. So erſcheint aber auch die den 
landſäſſig gewordenen Gutsherren verbliebene Gerichtöbarfeit ald der landesherrlihen Obrig: 
feit untergeordnet, wie der von den glüdlichern Herren in feiner privatrechtlichen Eigenſchaft 
noch jo lange als möglich geichonte, feiner politifchen Lebenskraft nach aber längft erſtickte Keim 
zur Landeshoheit. Daß dabei die aus dem nothwendigen Fortſchritt im ftaatlichen Keben inner: 
li wirffamen Kräfte und mit deren Hülfe das Römische Recht, damit aber die gefteigerten An: 
forderungen an eine tüchtige Juftizorganifation mehr mitgewirkt haben ald die einzelnen ge: 
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ſchichtlich nachweisbaren Gewaltftreiche der mächtigen Territorialherren oder deren Verträge mit 
ihnen unterworfenen Gerichtäßerren, dürfte nicht zu bezweifeln fein. In daffelbe Verhältniß 
aber, in welches zur Zeit des Reichs ſchon viele Gerihtöinhaber zu mächtigen Landesherren ge: 
fommen waren, treten fraft der jogenannten Mediatifation die nicht jouverän gewordenen ehe— 
maligen Reihsftände ſammt Reichsſtädten, Reichsdörfern und Reichsrittern zu den nunmehrigen 
deutſchen Souveränen, ihren frühern Standeögenoffen. Nur das Reid war weggefallen, fie 
aber waren, ftatt der laren Reichsſtaatsgewalt, nun ber bereits fehr ftraffen, ja damals nod) 
weſentlich zum Abjolutismus geneigten Gewalt der einzelnen deutihen Staaten unterworfen. 

Das Streben der erſtarkten Landeshoheit ſchon, noch mehr das der num rechtlich vollendeten 
Souveränetät mußte dahin gehen, die Einheit auf Koften des Particularismus zu mehren. 
Daraus erklärt fih, daß die gutäherrliche Gerichtsbarkeit, wo fie noch nicht beftand, auch nicht 
mebr entftehen fonnte, und daß nicht nur jede Ausdehnung der heftehenden verhindert, fondern 
aud die Ausübung derjelben von der Beobachtung der gefeglichen Beftimmungen abhängig ge: 
macht, d. h. fie möglichft ihres privaten Charakters entkleidet und unter die Gejihtöpunfte ver 
Iandesherrlien Jurisdiction gebradit wurde. Bon da bis zur Aufhebung oder Ablöfung der 
Patrimonialgeritsbarfeit war nur Ein Schritt, deffen längere Verzögerung vielleicht nur aus 
der Rückſicht auf die Mediatifirten fi erklärt. Dod hiervon ſpäter. Wir haben zuvor noch 
den Inhalt und den verſchiedenen Umfang der Batrimonialgerichtöbarfeit, dann deren inneres 
Verbättmig zur ftaatlihen Einheit näher zu prüfen. . 

Indem wir den Grundjag wiederholen, daß der fogenannte patrimoniale Charakter der 
Jurisdictten nicht im Stande fein fünne, das Weſen der legtern zu alteriren, betrachten wir 
1) die Bejegung der Patrimonialgerichte. Dazu gehörte vor allem ein Richter und zwar eine 
zum Richteramt nad) ven beitebenden Geſetzen ſowol im allgemeinen als auch in dem bejondern 
Falle befäbigte Perſon. Wenn nun der Gerichtöherr nicht ſelbſt Mitglied des dem Patrimonial- 
gericht übergeordneten Obergerichts, wenn er ferner im Beige aller nöthigen perfünlichen Eigen— 
ſchaften, in conereto aud nit judex in propria causa?), feine Rihteramtöqualification vom 
Staate anerfannt und das Selbftjudiciren nicht ausnahmsweiſe in einem Lande troß aller die— 
fer Borausfegungen doch verboten ift, jo kann er ohne Zweifel in eigener Perjon die ihm zu— 
ftebende Gerichtöbarfeit auch ausüben, refp. bei höhern, collegial beſetzten Batrimonialgerichten 
mitausüben helfen. Der Batrimonialrichter, gleichviel ob der Gerichtäherr ſelbſt oder nicht, ift 
den Landesgeſetzen in jeder Beziehung unterworfen, foll aber auch diefelbe richterliche Selbitän- 
pigfeit haben wie die Staatsjuftizbeamten, namentlich dem Gerichtsherrn gegenüber, dem ebenfo 
wenig eine Art von Gabinetöjuftiz wie eine Art willfürlihen adminiftrativen Verfahrens gegen 
den Gerichtöverwalter zuftehen kann. Wie aber dem Gerichtsherrn, gleich dem Staat für deſſen 
Öffentliche Beamte, diejelbe Haftung für den Gerichtöhalter obliegt, fo muß ihm auch eine Art 
von Oberauffiht über legtern zuftehen, woburd aber natürlich die ftaatlihe Oberaufjicht über 
die Verwaltung der Batrimontialgerichte nicht ausgefchloffen wird. 

Übrigens ift die Befegung der Patrimonialgerichte eine verfchiedene je nach vem Umfange 
ihrer Gompetenz. Batrimonialgerihte, denen außer der nichtflreitigen Gerichtsbarkeit *) nur 
die Behandlung Feiner localpolizeiliher Sachen zufteht, ferner ſolche, welche in Civilſachen als 
erfte Inftanz, in Criminalſachen als zum erſten Angriff, in Polizeifahen zur Vertretung der 
Staatsdiſtrictspolizei competent erfcheinen, werben mit Einzelrichtern beſetzt. Wo aber vie 
Eompetenz der Batrimonialgerichte, wie bei denen der Standesherren, bis zur zweiten Inftanz in 
@ivil= und erften Inftanz in Straffadhen geht, da erfcheint collegiale Bejegung ald nothwendig. 
Bon der Regel, daß zur befegten Gerichtöbanf Richter und Actuar gehöre, wurde oft infofern 
Umgang genommen, ald man bei den niebrigften Batrimonialgerichten dem Gerichtshalter oft 
verftattete, fein eigener Actuar zu fein. Dagegen hat man gerade bei ven Patrimonialgerichten 
lange noch auf die Beiziehung von Schöffen oder Gerichtsbeiſitzern gehalten. Die Stellung oder 
Bermendung derſelben war aber eine ſehr verſchiedene, indem fie bald nur als Solennitätdzeugen, 
bald ald Gehülfen des Gerihts (fo namentlich in Polizei: und Straffahen fomie bei Aus— 
führung gerichtlicher Urtheile und Befehle), bald ald Organe oder Urfundsperfonen für locale 
Ufancen (nit Gewohnheitsrechte) benugt wurden. 


3) Bon einem judex in propria causa fann nicht bie Rede fein, wenn bie Gerichtsangehörigen 
oder fonfligen Leute des Gerichtsheren vor deffen gehörig befegtem Gericht, refp. Gerichtshalter oder 
Zuftizeollegium, gegen ihn felbft als Procefpartei auftreten. 

4) Mamentlich das fo wichtige Hypotheken⸗- und Depofitenwefen. 
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2) Rechte und Pflichten ded Gerichtsherrn. Der Gerichtsherr als folder hat alle mit der 
ihm zuftehenden Gerichtäbarfeit verbundenen Koften, mittelbare wie unmittelbare, 5.8, für die 


Befoldung feiner Beamten und Gerichtödiener, für Die Gerichts- und Gefängnißlocalitäten, für | 


Strafunterfuhungen, Regie u. f. w. zu tragen; dagegen gebühren ihm, und hierin liegt eigent- 
lich der patrimoniale Charakter des Verhältniffes, die Gerihtänugungen, wozu nit blos hie 
eigentlichen Gerichtöfporteln, fondern auch die Strafgelder u. dgl.ım., mitunter auch jolde Reste 
gezählt werben, die, wie die gabella emigrationis und eine Reihe von Ehrenrechten, wieder nis: 
fomol aus dem privatrechtlichen Charakter der Patrimonialgerichtöbarkeit ald vielmehr harant 
folgen, daß die Gerihtäherrlichfeit ſtets eine ausgezeichnete Öffentliche Stellung begründete. 
Diefer unzerftörbare politifhe Charakter der Gerichtsbarkeit ift au der Grund, warum bier 
und da durch ausprüdliche Gefege zur Ausübung der auf einem Gut ruhenven Patrimonial: 
gerichtöbarfeit, auch wenn dad Gut an fi ſchon ein adeliches war, doc noch der adeliche Stand 
des Bejigers gefordert ®), und für ven Ball, daß der Gerichtsherr in Beftellung, Belegung und 
Berwaltung feines Gerichts nicht den Anforberungen des Staats entſprach, letzterm das Recht 
zugefprochen wurde, flatt des Gerichtsherrn das Erforderliche zu veranlaflen. Auf der andern 
Seite tritt der privatrechtliche Charafter dieſes Verhältniffes am ſchärfſten darin hervor, das die 
Batrimonialgerihtöbarfeit zu ihrem Erwerb im allgemeinen feine Art befonderer Befähigung 
vorausjegt, und daß ſie nad) ihrer privatrechtlichen Seite wie jeded andere Privateigenthum ver: 
äußert, ja fogar verpadhtet werden Fann. 

In unfern fo vieled umgeftaltenden Zeiten ift aud die Frage über die Zweckmäßigkeit ver 
Patrimonialgerichtöbarfeit aufgewworfen und um fo lebhafter discutirt worden, je immiger man 
diefelbe mit dem Gegenſatze des modernen und feudalen Staatöprincips in Verbindung eradtet:, 
und je leivenfchaftliher man den einen oder andern biefer beiden Standpunfte ald Parteiftand: 
punkte fefthalten zu müffen glaubte. Natürlih, daß dabei ebenfo viele unhaltbare Gründe für 
wie gegen die Patrimonialgerichtöbarfeit geltend gemacht worden find; daß man legterer ebenie 
viele Übelftände ohne Bug und Recht auflaftete, wie ihrer Aufhebung Vortheile zurecnete, de 
ganz anderswo zu ſuchen waren. Sonderbar muß e8 aber immer erfcheinen, wenn man bie uf: 
hebung der Batrimonialgerichtöbarfeit von der einen Seite als ein Werk übertriebener bureau: 
£ratifcher, centralifirender, ja monarchiſch-abſolutiſtiſcher Tendenzen, von der andern Seite ad 
eine Folge anarchiſch-demokratiſch-revolutionärer Zerftörungsmuth gegen alles hiſtoriſch Se: 
gebrachte, ald eine Nahäffung des franzöfifchen Revolutionsſchwindels betrachtet. Allerving! 
ſteht nichts entgegen, daß fie nicht beides zugleich oder doch von beidem etwas fei. Zeigt doh ti: 
Geſchichte nur zu viele Beifpiele, wo die Regierungen und bie untern Klaffen, beide freilid an? 
verschiedenen Gründen und mit am Ende verfhiedenen Zweden, gegen die zwiſchen ihnen liegen: 
den Mittelgliever gemeinfhaftlihe Sache gemacht hatten. Allein wie dem auch fei, und ment 
dem auch in unferm Falle mitunter fo geweſen fein mag — im großen und ganzen muß die 
Sache doch anders als blos von Parteiftandpunfte aus aufgefaßt werden, und zwar um jo mehr, 
wenn felbft die entgegengefegteften politiihen Parteien ſich bezüglich ihrer freundſchaftlich die 
Hand gereicht haben. 

Bor allem ift num zu conftatiren, daß nicht erft 1848 und im nächften Gefolge dieſet poll; 
tifch fo jehr bewegten Jahres, fondern ſchon viel früher, in einer vergleichsweiſe fehr ruhigen 
Periode, die Einfiht von der Unverträglichfeit des patrimonialen Gerichtsweſens mit dem mo⸗ 
dernen Staate fich praftifch geltend gemacht hatte. Died zeigt fi vor allem darin, va bereitd 
ſchon feit ven zwanziger Jahren viele und zwar mitunter gerade die vornehmften Patrimonial: 
gerihtäherren ihre Patrimonialgerichtsbarkeit theild gänzlich, theils in einem gewiſſen Umfang 
freiwillig aufgegeben haben, woraus von felbft folgt, daß dann die Staatsgerichtsbarkeit in dad 
verlaffene Gebiet eintreten mußte.*) Dies geihah namentlih in Preußen, Baiern, Hannott, 
Baden und den beiden Heflen, während in Würtemberg, Anhalt:Köthen und in Baden ſchen 


5) Die Gerichtsbarkeit ruhte alfo als patrimoniale, refp. ging fo larige auf den Staat über, ald ci 
Nichtadelicher das Gut beſaß. 

6) Die fchon zur Reichszeit geltende Anſicht, daß alle Batrimonialjurisdietion nur in Ableitung Per 
ber landesherrlichen Jurisdiction oder als eine Gonceffion bes Landesherrn, demnach als mittelbare Dt 
richtsbarfeit zu betrachten fei, und das nicht feltene vertragsweife Übernehmen der Batrimonialjurid 
diction feitend des Staats beweifen ſchon allein den unbeftimmten und fchwanfenden Zuftand des gan? 
—— Ebenſo die dabei vorkommenden weitern Ausdrücke, wie „Abtretung, Abloͤſung, Kl 

ebung“ u. ſ. mw. 
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durch Geſetze feit dem Jahre 1809 — 13 die patrimoniale Gerichtöbarfeit gänzlich aufgehoben 
gewejen war, und erſt Durch die deutſche Bundesacte Art. 14 wieder eine Veränderung zu Gun: 
fin der Mediatiſirten und Reichsritter eintreten mußte. Die Bundesacte aber beftimmte 
(a. a. D., sub c): „E8 jollen ihnen (den Meviatifirten) überhaupt, in Rückſicht ihrer Verfonen, 
damilien und Befigungen, alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werben oder bleiben, 
welde aus ihrem Gigenthum und defien ungeftörtem Genufle herrühren und nicht zu der Staats: 
gemalt und den höhern Regierungsrechten gehören. Unter vorermwähnten Rechten find ind: 
bejondere und namentlich begriffen: 4) die Ausübung der bürgerlichen und veinlichen Gerech⸗ 
tigkeitspflege in erſter und, mo die Beſitzung groß genug iſt, in zweiter Inſtanz u. f.w..... 
jedoch nach Vorſchrift ver Landesgeſetze, welden fie... .. wie der Oberaufficht der Regierungen 
unterworfen bleiben.” Am Schlufle des Artikels wird „dem ehemaligen Reichsadel (d. h. der 
Reichstitterſchaft)“ unter andern Rechten auch die Patrimonialgerichtöbarfeit, jedoch mit dem 
bejondern Belfuge zugelichert, daß dieje Rechte nur nad Vorſchrift der Landesgeſetze ausgeübt 
werben fünnen. 

Der Hauptunteridied, welcher dur den Art. 14 der Bunbesacte zwifchen den Standes— 
berren und Reichsrittern einer: und den landfäffigen Patrimonialgerichtöherren andererfeits be- 
gründet wurde, beſteht im allgemeinen wie befonderd rückſichtlich der Gerichtsbarkeit darin, daß 
für die erftern in der Bundedacte eine Art von völferrechtliher Garantie ihrer Standes-, reſp. 
Gutsrechte begründet wurde, welde für legtere fehlte. Gin weiterer Unterſchied zwiſchen den 
Standedberren auf der einen Seite und dem ganzen übrigen grundbefigenden Adel andererfeits 
(der landſäſſige Adel und die Reichsritterſchaft wurden allentbalben im wefentlichen einander 
gleihgeftellt) zeigt ih darin, daß bei den Standeöherren von der „Ausübung der bürgerlichen 
und peinlihen Gerechtigkeitspflege““, und zwar unter Umftänden fogar in zweiter Inftanz, bei 
den übrigen Adelihen nur von ber „Patrimonialgerichtsbarkeit“ geſprochen wird. Unter allen 
Umftänden aber können Standesherren, Reichsritter und landfäffige Adeliche feine Rechte be: 
anſpruchen, welde zur Staatsgewalt und den höhern Regierungsrechten gehören, und müflen fie 
aud die ihnen namentlich ald Ausflüfe des Eigenthums zugefiherten Rechte nah ven Vor— 
fhriften der Landesgeſetze und unter flaatliher Oberaufficht ausüben. 

Dat nun glei die Bundedacte nicht gefagt, weldhe Rechte zur Staatögewalt und den höhern 
Regierungsrechten zu zählen find, jo kann doch über zmei Dinge ein ernſtlicher Zweifel nicht be: 

ſtehen, nämlich einmal darüber, daß die Beftimmung deſſen, was zur Staatdgewalt und den 
böhern Regierungsrechten gehöre, nicht von den Batrimonialgerichtöherren abhängen fann, und 
dann, daß die oberfte Jurisdiction, das Ausgehen aller Jurisviction von der Staatögewalt, 
we ſentlich zur Staatögewalt oder zu den höhern Regierungsrechten zähle. 

Demnad kann der ſtandesherrliche oder patrimoniale Gerichtöherr dem Staat gegenüber 
nur in einer doppelten Eigenſchaft betrachtet werben, nämlich entweder 1) als eine Art von 
Mandatar des Staats, dem die Ausübung von in der Jurisdictiondhoheit liegenden Rechten 
als eine befondere Amtöpflicht in einem beflimmten Umfange und nad ven beftehenven Geſetzen 
anvertraut ift; oder 2) ald Inhaber eines Privatrechts, ſoweit die Gerichtöbarfeit eine privat: 
rechtliche oder fiscaliſche Seite darbietet. 

Man hat wol aud noch einen dritten Standpunkt hervorgehoben, nämlich den eined Ehren: 
rechts. Allein offenbar ift dies fein befonderer Standpunft, da vernünftigermweife alle eigent- 
lichen Ehrenrechte oder Würden nur von einer entfprechenden Bürde, alfo von einer befondern 
pꝓolitiſchen Pflicht abgeleitet werden können, die Batrimonialgerichtsbarfeit ald Ehrenrecht dem: 
nach mit der eben sub 1 bezeichneten Auffaffung derfelben zufammenfallen müßte. 

Betrachtet man nun den Staat in feiner vollen Souveränetät, jo kann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß er jedes Mandat zur Ausübung feiner Hoheitsrechte in dem Augenblid, wo er 
daſſelbe für unnöthig oder gar nachtheilig hält, zu modificiren und gänzlich zurüdzuziehen be— 
rechtigt fein müſſe. Die Batrimonialgerichtöbarkeit ald mandirte Ausübung der Jurisdictions⸗ 
Hobeit fällt vemnad von diefer Seite aus unter den allgemeinen Standpunft der anvertrauten 
Amtsgewalt. Eine Mopification dieſes Standpunkts fönnte nur in den obenerwähnten Be— 
ftimmungen der Bundesacte für die von derſelben bezeichneten Apdelöflaffen gefunden werben 
wollen. Daß die Bundesacte einer freiwilligen Abtretung der Patrimonialgerichtöbarfeit an 
den Staat nicht entgegenfteht, ift ar. Eine andere Frage aber wäre die, ob, abgefehen von den 
landſäſſigen Batrimonialgerihtöberren, Standedherren und Neichöritter zu einer folden Abtre: 
tung überhaupt auf vem Wege der Landeögejeggebung auch ohne oder gegen ihren Willen ge: 

Staats:kerifon. XI. 24 | 
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zwungen werben fönnen? Bom Standpunft ded Bundesrechts aus muß dieſe Frage jedenfalls 
verneint werden, und bleibt vorfommendenfalld den Betreffenden ohne Zweifel ver Weg der 
Beſchwerde an den Bund unbenommen. Allein Hier tritt eben wieder die unnermeidliche Colli— 
ſion zwifchen den Bundesgrundverträgen und den Gonfequenzen der vollen Souveränetät ber 
veutihen Bundesglieder an ven Tag. Die Gefeggebung eines Staats hindern wollen, das zu 
thun, was für die Eriftenz und Förderung deifelben von ihr ald weſentlich erfannt wird, ift 
ſicher das ftärffte Attentat gegen feine Selbftändigkeit.7) Der fraglihe Staat aber bildet jelbit 
wieder ein Glied ver collectiven Bundesgewalt und wird im Bunde feine Intereffen um fo mehr 
geltend machen, je mehr durch das Schwanfen zwifchen ver Auffaffung der Grundlagen des Bun: 
des als Verträge und ald Gefege dazu die Möglichkeit gegeben ift. Wäre aber auch der Bund 
nicht fo ſchwach, wie er fi) in der That gegenüber der Souveränetät feiner lieder erwieſen bat, 
wäre er nicht jo entjchieden, wie bisher der Ball, außerhalb der innern Bortbildung der deutſchen 
Staatöverhältniffe geblieben, fo müßte doch eine Beſchwerde über Verlegung der durch bie 
Bundesacte garantirten Rechte um fo geringere Ausſicht auf Erfolg haben, je mehr der fraglide 
Borgang einer Landesgeſetzgebung ſich in allen oder den meiften Bundesflaaten wiederholt und 
je entſchiedener er Die Sympatbien der Zeit auf feiner Seite hat. Dies jollten die Standesberren 
und die Glieder der ehemaligen Reichsritterſchaft da, wo es noch nicht geſchehen, wol bevenfen 
und erwägen, daß dad Verharren auf veralteten, wenn auch noch formell-rechtlich begrünveten 
Privilegien ihnen jel&ft ſicher ebenſo viel ſchaden als dad energifche Erfaflen der Zeit, pad Ein: 
treten in zeitgemäße und ihnen durch ihre Berhältniffe befonders nahe gelegte politiiche Stel: 
lungen, reſp. Pflichten nügen müßte. Dies gilt audy von dem mit der patrimonialen Geridtd: 
berrlichfeit in einer gewiffen Verbindung flehenven privilegirten Gerichtsſtand, und die Er: 
fabrung hat bewiefen, daß die Gerichtsherren da, wo fie ohne Schwierigkeiten auf die neuern 
ſtaatlichen Entwidelungen eingegangen, darum nicht übler gefahren find. Übrigens find auf 
wir der Anfiht, daß den Mängeln unſers Rechtslebens keineswegs mit der Befeitigung der 
Patrimonialgerichtsbarfeit jede mögliche und billigerweife zu beanſpruchende Abhülfe geworden 
fei. Dazu gehört vor allem noch ein volfsthümlicheres Recht und eine volfsthümlichere Gin: 
richtung des Proceffed, denen beiden wir mit Sehnfucht entgegenfehen. Nicht ein für ganz 
Deutſchland gleihes Givil- und Proceßrechtsgeſetz, wie es immer befchaffen jei, ſondern jolde 
Geſetze verlangen wir, die leicht von allen Deutfchen verftanden, weil von deutichem Beifte ges 
tragen und jo eingerichtet find, daß auch den berechtigten Sonderindividualitäten der deutſchen 
Stämme unbeſchadet ver Ginheit die gebührende Nehnung getragen werde. Solche Geſetze iind 
jedoch nicht Die Aufgabe für gewöhnliche Gefegmadherei, fondern für ein wahres deutſches Geſetz— 
gebungsgenie. 

Mit der vorigen Ausführung ift aber feineswegs gemeint, daß der Staat bereihtigt fei, 
die Patrimonialgerichtäbarfeit ohne weiteres aufzubeben. Ald Privatrecht oder von ihrer privatz 
rechtlichen Seite betrachtet fällt die Patrimonialgerichtsbarfeit bei ihrer Aufhebung aus peliti: 
hen Gründen offenbar unter den Grundfag der Grpropriation.®) Der Staat ericheint dem: 
nad verpflichtet, injoweit bei Aufhebung der Patrimonialgerichtöbarfeit volle Entſchädigung zu 
feiften. Freilich ift bei ven Anforderungen, welde die neuere Zeit in fortwährend ſteigendem 
Mape an die Gerichtöbarfeit ftellt, der fiscalifche Standpunft ganz in den Hintergrund getreten. 
De Breminville ſchon hatte den Ertrag ter Patrimonialgerichtöbarfeit in Frankreich vor ber 
Revolution nit auf den zwanzigſten Theil des Bodenertrags gefhägt (Torquevifle, „Das alte 
Staatöweien u. |. w.“, ©. 335 fg.), und ed dürfte wol nicht zu viel behauptet fein, wenn mar 
fagt, dag in neuerer Zeit feine Patrimonialgerichtsbarkeit, welche den berechtigten Anforberun: 
gen des Staatd vollfommen entſprach, fo viel abwarf, um alle damit verbundenen Koften voll: 
fländig zu deden. Es befand fih daher in dieſer Beziehung z. B. die bairifche Regierung in 
ihrem vollen Rechte, wenn fie nad dem zur Beförderung der freiwilligen Abtretung der Ge— 
vihtöbarfeit erlaffenen Gefege von: 28. Dec. 1831 durd ein Geſetz vom 4. Juni 1848 (bie 
Aufhebung der ſtandes- und gutöherrlihen Gerichtsbarkeit betreffend) in Art. 1 erklärte: 

„Die ſtandes- und gutöherrlice Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt gebt.... an den Staat 
über, Diejenigen Outsbefiger, welche deren Abtretung an den Staat bid zum 18. April l J. 


i H * — a geiäneht, in nicht unter Umftänden aus ber ——— der Friedensgerichte 

urch reiche Gutsbeſitzer eine Art von Patrimonialgerichtsbarkeit ent Fifchel, Die Verfaſſun 

ar es gerichtöbarfeit entftehe, vgl. Fifchel, Die Verfafſung 
8) Vgl, hierüber Held, Staat und Geſellſchaft, II, 332, Note 279. 
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incl. erflärt Haben, werden nach dem Gefege vom 28. Dec. 1831 entſchädigt; diejenigen Be— 
iiger, welche dieſen Verzicht bis dahin nicht geleiftet Haben, erhalten ihre Entfhädigung dadurch, 
daß die ſtandesherrlichen Gerichtd= und Polizeibeamten und Diener unter den Anftellungsbedin- 
gungen und Penſionsnormen, die am 12. April 1848 beitanden, fowie die Penſtonen aus prag- 
matifchen Anftellungen folder Bedienfteten nad) den an felbem Tage beſtehenden Normen vom 
Staat übernommen werden u. |. w.“ J. Held. 

Patronatsreht. (Geſchichtliche Entwidelung. Dogmatiſche Darftellung. 
!andesherrlihes Patronatsreht. Neuere Verſuche zur Abihaffung des Pa: 
tronats.) 

I. Die geſchichtliche Entwickelung.) 1) Das römiſche Neid. Die früheſte 
Stelle ver Quellen, in der fich ein Keim des Patronatsrechtö vorfindet, ift eine Gonflitution des 
Kaiferd Zeno vom Jahre 497, die J. 15, C. de sacrosanetis ecclesis 1, 2, worin e# heißt: „Si 
quis donaverit aliquam rein mobilem vel immobilem vel se moventem aut jus aliquod in 
honorem martyris aut prophetae aut angeli, tanquam ipsi postea oratorium aedificalurus, et 
donationem insinuaverit, apud quos necesse est, cogitur opus, quamvis non inchoatum 
fuerit, perficere per se vel per heredes, et perfecto operi dare ea, quae donatione conti- 
nentur. Idem et in xenodochiis et nosocomiis et ptochiis obinet, liceatque episcopis et 
oeconomis convenire ipsos. His vero adimpletis, administratio secundum ea, quae his, 
qui liberalitatem exercuerunt, visa sunt et secundum praescriptos fines fiat.” Jedenfalls 
wird durd diefe Vorſchrift dem Stifter ausdrücklich ein gewiſſer Einfluß auf die Adminiftration 
der von ihm gefchenkten Kirchengüter zugeftanden, über deffen Ausdehnung jedoch aus der Stelle 
nichts Genaueres erhellt; auch mag es zweifelhaft fein, ob die Vorſchrift ih nur auf die im Ge: 
ſetze ausdrücklich namhaft gemachten Arten von kirchlichen Stiftungen (oratoria, xenodochia, 
nosoeomia, ptochia) beziehn, oder ob fie ganz allgemein fei; endlich wird man über die innere 
Natur ded ganzen Nechtsverhältniffes aus dieſen Worten faum etwas Sicheres entnehmen 
tönnen. Von um fo größerer Bedeutung ift dann aber eine Gonftitution des Kaifers Anaſtaſius 
som Jahre 510, die l. 10, C. dehaeret. et manich. 1, 5; wir müffen diefelbe ihrem ganzen Um— 
fange nad mittheilen. „Si qui orthodoxae religionis enıtione vera vel fictitia, aut quocun- 
‚ae alio jure veltitulo praedia vel possessiones resque immobiles, in quibus orthodoxae 
fidei ecclesiae vel oratoria constituta sunt, in haereticae sectae et contraria orthodoxae 
fidei sentientem quameunque personam transferre voluerint, nullam hujusmodi vel inter 
vivos habitam, vel secreto judicio compositam valere volumus voluntatem, etiamsi ab 
orthodoxae fidei venditore vel quocunque modo alienatore commentitio sub qualibet 
occasione fuerint assignata. Sed irrita omnia hujusmodi documenta, et tanquam penitus 
nec scripta esse censemus. Haec enim praedia et possessiones, quae in haerelicas per- 
sonas quocunque modo translatae fuerint vel collatae, fisci nostri Juribus decernimus vin- 
dicari. Sive enim apud dominos possessoresque orthodoxos ea praedia maneant, sive 
ad fisci nostri jura pervenerint, necesse est in his ecclesias et oratoria constituta diligen- 
tins et sollicitius instaurari. Nostrae enim serenilatis undique ad hune exitum providen- 
tia dueit, ut omnipotentis dei templa, in quibus nostrae fidei instituta perdurant, cultu 
assiduo per omnia saecula rediviva serventur. Neque enim dubitari potest, si in haere- 
ticos tales veniant possessiones, in quibus verae fidei ecclesiae vel oratoria constituta 





1) Bon älterer Literatur beionders Franciscus Florens, Tractatus de antiquo jure patronatus 
(Opp. edit. Paris., II, 78 fg.) und Tractatus ad libri III. Decret. tit. 38, de jure patronatus (Opp. 
edit, Paris., II, 249 fg.). Franciecus de Roye, Ad titulum de jure patronatus libro tertio Decre- 
taliam ejusdem de jJuribus honorificis in ecclesia libri duo (Angers 1667), S:1—138). Thomaf: 
finue, Vetus ac nova ecclesiae disciplina, Thl. II, Buch 1, Kap. 29 fg. Sodann Böhmer, Jus ec- 
clesiasticum Protestantium, Thl. III, ad Bud III, Tit. 38, S. 462—498. (Eugen Montag) Ger 
ſchichte des Patronatsrechts in der Kirche (Teutfchland [Bamberg] 1806). Ofterley, De juris patrona- 
tus notione ex decretalibus Gregorii IX. hausta, priorum constitutionum ratione habita; diss. 
inaug. (Göttingen 1824), S. 1—70. Lippert, Verſuch einer hifterifch-dogmatifchen Entwidelung der 
kehre vom Batronat nach den Grundfägen des Kanonifchen Rechts (Gießen 1829), S. 1—34. Kaim, 
Das Kircdienpatronatsrecht nach feiner Entftehung, Entwidelung und heutigen Stellung im Staate, 
Die Mechtsgeſchichte (Thl. I, Leipzig 1845). Mittelitäbt, De juris patronatus quod reale dicitur 
origine , diss. inaug. (Breslau 1856; Abjchnitt einer von der Juriftenfacultät in Berlin gefrönten 
Preieſchrift). 
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sunt, et integritas colitur, omnimodo ab his deseri atque destitui, et omni cultu-vacare, 
omnibus sacris et solidis viduari mysteriis, omni splendore privari, nullis populorum con- 
ventionibus, nullis elericorum observationibus celebrari, et ex hoc sine dubio easdem 
eccelesias perire, ruere, complanari. Neque enim de earum instauratione haeretici po- 
tuerant aliquando cogitare, quas penitus esse nolebant. Quae omnia resecantes ad prae- 
sentem legem pervenimus.” In diefer Eonftitution werben nun einerjeitd neben den Ora— 
torien die ecclesiae ausvrüdlih erwähnt, dann aber wird der Fundator geradezu Eigen: 
thümer ded Grund und Bodens genannt, auf welden das Kirhengebäude errichtet ift, und 
nirgends bedient ſich der Kaifer eines Ausdrucks, aus welchem fi der Übergang des Giger: 
thums, welches zur Fundation beſtimmt ift, auf die Kirche nachweiſen ließe. Demgemäf bat 
denn auch der Eigenthümer des Grund und Bodens im allgemeinen das Recht, das Grunvitüd 
fammt den darauf errichteten Kirchengebäuden im privatrechtlihen Wege an jeden Dritten zu 
veräußern; diefe Gonftitution verbietet nur die Veräußerung an Häretifer im Intereffe der Gr: 
haltung des firhlichen Beftandes und würde gewiß nicht erlaffen fein, wenn nicht jelbft derartige 
Beräußerungen häufig vorgefommen wären. Wenn dadurd der rechtliche Geſichtspunkt, ver 
für die Beurtheilung diefer Verhältniffe in Betracht kam, im allgemeiney angegeben iſt, fo er: 

ſehen wir die Geftaltung ded einzelnen aus mehrern Gefegen Juftinian’s, die nach ver Zeitfolge 

Eurz erwähnt werben mögen. Bon geringerer Bedeutung ift zunächſt eine Konftitutien som 

Jahre 550, die 1.46, C. de epise. et cler. 1, 3, wodurd den Erben die Erfüllung der zu from: 

men Zweden gejhehenen legtwilligen Verfügungen eingefchärft wird; der Kaifer geftattet dann 
in $. 3 ausdrücklich, daß den Schenfern die Berechtigung zuftehen fol, Adminiftratoren für die 
fraglihen Inftitute zu ernennen oder ihren Erben die Ernennung derfelben zu übertragen; 
indeß dürfte do aus diejer Beſtimmung an fi eine Nefervirung des Eigenthums von Seiten 
per Fundatoren Faum gefunden werben können; von der Anftellung der Beiftlichen ift aber über: 
haupt nicht die Rede. Ein foldes Anſtellungsrecht ergibt ſich dann aber ganz zweifellos aus einem 
Reſeript ded Kaiferd vom Jahre 537 an den Patriarchen von Konftantinopel, Nov. 57, 0.2: 
„Illud quoque in honorem et reverentiam tuae sedis definimus, ut, si quis, qui ecclesiam 
aedificavit, vel etiam alio modo in ea ministeria obeunlibus annonas suppeditavil, cleri- 
cos quosdam in illa velit constituere, non habeat is facultatem quos vult auctoritate sua 
ad pietatem tuam adducendi, et absque judicio et exploratione creentur; sed qui adduch 
sunt, a tua sanctitate examinentur atque ex voluntate tua et illius, qui sacerdolio prae- 
erit, illi qui beatitudini tuae et successoribus tuis idonei esse deique ministerio dign: 
videbuntur, semper creentur, ne sacra dei (id quod sacriselogiis sancitur) profanentur, sed 
intacta, ineffabilia et tremenda quum sint, sancte, pie et reverenter habeantur.‘ Es gebt 
aus der Faſſung diefer Stelle aufs Elarfte hervor, daß nicht damals erft eine ſolche Anftellunge: 
befugniß neu gegeben wurde, fondern daß ſie ſchon längft in Übung, ja vielfach mißbraucht wat, 
ſodaß ed nöthig wurde, durch einen befondern Erlaß das fragliche Recht auf eine mit der fird: 
lien Ordnung verträgliche Ausdehnung zurüdzuführen. Wenn in diefer Stelle kein Anlaf de 
war, aud bed Anſtellungsrechts der Erben des Fundators befonderd Erwähnung zu thun, jo er: 
gibt ſich das direct aus einer Außerung in dem großen Kirchengefege des Jahre8546, Nov. 123, 
c. 18: „Si quis oratorium construxerit, in eoque clericos constituere velit vel ipse vel 
heredes ejus, si ipsi clericis impensas praebeant, et dignos nominent, nominali ereentur. 

Si vero ab iis electos sacri canones tamquam indignos creari prohibebunt, tunc sanclissi- 
mus illius loci episcopus quos meliores putaverit constitui curet.“ Es ift jevod; bervorzu: 

heben, daß in dieſer legten Stelle ausprüdlid nur von Oratorien die Rede ift. Einen genauern 

Aufſchluß darüber, ob das Präfentationsrecht als Ausfluß des Eigenthums oder als eine be: 

fondere Begünftigung erfcheine, vermag ich freilich in allen diefen Oruellenzeugniffen niät zu 
finden. Wiederholungen der Beftimmung, wonad die Erben zur Erfüllung des zu frommen 
Zweden Ausgefegten angehalten werben follen, fowie die ausdrückliche Vorſchrift, daß feine 
aedes sacra ohne Erlaubniß des Bifchofs gebaut werden dürfe, finden fi in Nov. 131, c. 10, 
Nov. 5, c. 1 und Nov. 67,c.2. Endlich findet fi in der Nov. 131, c. 14 vom Jahre 545 
noch eine fehr entſchiedene Anerkennung des Eigenthumsrechts der Stifter in den Worten: 
„Si vero orthodoxus possessionem habeat, in qua sit sanctissima ecclesia, eamque alie- 
naverit vel reliquerit, in emphyteusin vel locationem, vel in quamlibet administrationem 
eam Judaeo, vel Samaritae, vel Graeco, vel Montanistae, vel Ariano, vel alii haeretico con- 
cedens sanctissima illius vici ecelesia dominium earum vindicet. Si quis vero haeretico- 
rum quibus eliam Nestorianos et Acephalos, et Eutychianistas adnumeramus, speluncam 
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ineredulitatis suae aedificare, vel siJudaei novam synagogem exstruere ausi fuerint, sanc- 
tissima illius loci ecclesia aedificium dominio suo vindicet.‘ 

Im Abendlande ſcheint die Entwidelung eine langjamere gewejen zu fein. In ben 
Schlüffen der Synode von Araufio (Oranges) (Conc. arissacum I, 441, c. 10, c.1,C.16 
qu. 5) ift nur von einem bauenden Biſchofe die Nede; aud wird ausdrücklich gefagt, daß das 
Vorſchlagsrecht eine gratia fei, obgleich wieder die Kirche die res sua des bauenden Biſchofs ge— 
nannt wird; Si quis episcoporum in alienae civitalis territorio pro quacunque suorum op- 
portunitate ecclesiam aedificare disponit, non praesumat dedicationem facere, quae illius 
est, in cujus territorio ecclesia assurgit, Aedificatori vero episcopo haec gratia reservelur 
ut quos desiderat clericos in re sua ordinari, ipsos ordinet is, cujus territorium est, vel si 
ordinati jam sint, ipsos habere acquiescat et omnis ecclesiae ipsius gubernatio ad eum, 
ın eujus eivitatis territorio ecclesia surrexit, pertinebit. Ahnlid dad Conc. Arelat. II, 451, 
ce. 36 hoc solum aedificatori episcopo credimus reservandum. nd in den beiden Stellen 
des Gelaſius, c. 26 und 27, C. 16, qu. 7, ſcheint ein Necht irgendwelcher Art für ven Funda— 
tor ganz in Abrede geftellt zu werben; auf den Wunfc der Fundatoren werben die competenten 
Eiigöfe vom Papfte angewieſen, die Dedication und Benediction der neugebauten Kirche vor: 
zunehmen, dann aber wird ausdrücklich hinzugefegt: „Recturus sine dubio praeter proces- 
sionis aditum, qui omni Christiano debetur, nihil ibidem se proprii juris habiturum”, und 
„nibiltamen sibi fundator ex hac basilica neverit vindicandum, nisi processionis aditum, 
qui Christianis omnibus in commune debetur.” In ver That werben doch alle von der Gloſſe 
und andern gemachten Verſuche, unter processionis aditus etwas weiteres zu verftehen ald itio 
ad ecclesiam sacrorum causa, durd den Zufag qui Christianis omnibus in commune de- 
betur hinfällig. Auf der andern Seite ſcheinen freilich einzelne Auedrücke, in re Juliana sui 
juris, in re sua quod Sextilianum vocatur auf ein Eigenthumsverhältniß binzudeuten. 
Weſentlich diefelben Ausprüde werden übrigens in der von Richter aus dem Liber diurnus, 
°. 5, fit. 3 neuerdings mitgetheilten Petitio dedicationis oratorii (Richter, „Lehrbuch“, Ans 
hang, &. 787) gebraudt: „In praedio quidem ill. juris mei basilicam sumptu proprio me 
suggero construxisse... , promitto pariter nihil mihi de eodem loco ulterius vindicandum 
nisi processionis aditum qui Christianis omnibus in commune debetur.” 

2) Das Branfenreih und die germanifhe Entwidelung. Die eigenthümliche 
Bedeutung, welche dem Grundeigenthum im ältern germanifchen Recht zufam, wonach Eigen 
thum an rund und Boden auch Hoheitsrechte involvirte und einefefte Scheidung vondominium 
und imperium nicht exiftirte, begünftigte die Auffaffung, wonach die Kirchen im Eigenthun 
ihrer Gründer verbleiben follten, ganz ungemein. Die Quellen laffen aud in dieſer Hinſicht 
gar feinen Zweifel; jo heißt ed ganz ausdrücklich in einem Capit. Francof.KaroliM. 3.794,c.54 
(Berg, III, 75): „De ecclesiis quae ab ingenuis hominibus construuntur, licet eas tradere, 
vendere, tantum modo ut ecclesia non destruatur sed serviuntur cotidie honores“; ferner 
in einem Capit. Lothar's 1. f. g. constitutiones Olonnenses vom Jahre 823 (Perg, III, 236): 
„Statutum est, ut si quis liber homo per consensum episcopi sui ecelesiam in sua con- 
struxerit proprietate, fontesque in eadem ab episcopo fuerint consecrati, ideo non suam 
perdat hereditatem, sed si episcopus voluerit, officium sacri baptismatis in sua transfer- 
tur ecclesia, ipsa vero aqua quae lransfertur in constructoris maneat jure.“ Demgemäß 
wurden auch ſolche Kirchen im privatrechtlihen Erbgange getheilt, und zahlreiche Gefege ſuchen 
die Misbräuche abzuftellen, die dadurch für Die Verwaltung des Kirchenweſens entftanden find; 
jo namentlich dad Capit. Wormat. a. 829, c.2 (Perg, III, 350): „De ecclesiis quae inter 
coheredes divisae sunt, consideratum est, quatenus si secundum providentiam et admo- 
Ditionem episcopi ipsi coheredes eas voluerint tenere et honorare faciant; sin autem hoc 
contradixerint, ut in episcopi potestate maneat, ulrum eas ila consistere permittat, aut 
reliquias exinde auferat. Et ubi ad nostrum benefiecium ecclesiae pertinentes ita divisae 
inventae fuerint, ut describatur et nobis renuncietur”, cf. c.35, C.16, qu. 7; fodann 
Hludoviei Germaniae regis conventus Mogunt. 851, c. 5 (Perg, III, 412): „Perlatum ad 
nos est, quod inter heredes ecclesiae in rebus propriis constitute dividantur, et tanta per 
eandem divisionem simultas oriatur, ut unius altaris quattuor partes fiant, et singule 
partes singulos habeant presbyteros, quod sine discordia et simultate nullo modo augeri 
potest. Unde nobis visum est, quod hujuscemodi ecclesia inter heredes dividi non de- 
beat. Et si in contentionem venerunt, et simultates inter eos surrexerint, per quas sa- 
terdos suo ibi officio canonice fungi non possit, praecipiatur ab episcopo civitatis, ut nullo 


374 Patronatsrecht 


modo ibi missarum solennia celebrentur, donee illi ad concordiam redeant ex pari voto: 
atque consilio ecclesia illa sacerdotem canonice habeat, qui libere suum mynisterium ibi 
peragere possit.“ Demgemäß wurden Kirchen wie anderer Belig zu Eigenthum oder zu Bene: 
fieium vergeben ; fo fhenfte Karl der Große die Martinskirche zu Linz, die früher ein Kapellan, 
dann Biſchof Waldrih von Palau zu Benefiz gehabt hatte, feinem Schwager, dem Graien 
Kerold, der dann einen jährlichen Zins von 20 Solidi an die Kirche von Palau gezahlt bat, 
wohin fie auch nach deſſen Tode zurüdfallen foll. Auch alle übrigen Formen der libertragung 
von Gigenthum werden auf Kirchen angewandt; eine Schenferin behielt fi den Berig ihrer 
Kirche mit Zubehör auf Lebenszeit vor, worauf fle an Freifingen fallen ſoll; ebenjo findet ſich 
ein Precareiverhältniß, wonach ein Presbyter, der mit feinen Verwandten eine Kirche erbaut 
bat, diefelbe an den Stuhl in Freifingen jchenft, jedoch auf Lebenszeit zu Benefiz zurüderbält 
und felbft daran ordinirt wird. ?) 

Unter den Rechten, die den Befigern der Kirchen ald Ausfluß ded Eigenthums zuftanden, 
findet ih namentlich auch das Anftellungsrecht. Die neunte Synode von Toledo 655, c.2 (e.32, 
C. 16, qu. 7) ſprach das Recht nur den Fundatoren perjönlid zu und machte das Bejlätigunge: 
recht des Biſchofs jehr beſtimmt geltend, ſchützte aber doch auch andererfeitd das Recht der Fun: 
datoren gegenüber den Biſchöfen: „Deceruimus ut quamdiu fundatores ecclesiarum in hac 
vita exstiterint, pro eisdem locis curam permittantur habere sollicitam atque reciores 
idoneos in eisdem basilieis iidem ipsi offerant episcopis ordinandos. Quod si tales forsi- 
tan non inveniantur ab eis, tunc quos episcopus loci probaverit Deo placitos sacris culi- 
bus instituat, cum eorum conniventia servituros. (Quodsi spretis ejusdem fundatoribus 
rectores ibidem praesumpserit episcopus ordinare et ordinationem suam irritam noveril 
esse, et ad verecundiam suam alios in eorum loco (quos iidem ipsi fundatores condigno» 
elegerint) ordinari.“ Es ſcheinen dann im Laufe des 8. Jahrhunderts große Misbräuche von 
jeiten der Laien vorgefommen zu fein, wenigftend wird in einem Capit. general. a. 783, e. 2 
(Berg, IH, 46) ausprüdlich eingefdhärft: „De ecclesiis baptismalibus ut nullatenus eas laicı 
homines tenere debeaut, sed per sacerdotes fiant, sicut ordo est gubernalus‘, und ee fin: 
ben fih dann zahlreiche Gapitularien, in denen fowol für die Ginfegung als für die Abjegung 
der Geiftlihen Ubereinftimmung zwifchen dem Gigenthümer und dem Bifchof verlangt wird; ie 
dad Edictum pro episcopis a. 800 (Berg , 11, 81), worin den weltlihen Großen vorgebaltn 
wird, „ut presbyleros nescio qua temeritate praesentari episcopis denegetis, insuper & 
aliorum celericos usurpare non pertimescatis, et absque consensu episcopi in vestras eccle- 
siasmiltere audealis, necnon in vestris ministeriis pontifices nostros talem potestatem ha- 
berenonpermittatis, qualem rectitudo ecelesiastica docet”; jofernerdadCapit.Aquense 2.802. 
c. 13 (Berg, III, 106), wo e8 heißt: „ut nullusex laicis presbyterum vel diaconem seu clericum 
secum habere praesumat, vel ad ecclesias suas ordinare absque licentia seu examinatione 
episcopisui, ut ipse sciat, si recte possitappellari clericus aut presbyter et sit absque repre- 
hensione”; ſo das Gapit. depresbyteris a.809, c. 2( ‘Berg, III, 161): „utnullus laicus presbv- 
terum in ecelesia wittere vel eicere praesumat, nisi per consensum episcopi‘: und dag Gone 
Cabill.1I,c.42,a.813. Doch wird andererſeits ausdrücklich hervorgehoben, daß die Zurückweiſung 
von feiten der Bischöfe Feine willkürliche fein foll, Capit. Aquisgr. a.817, c.9, (Berg, II, 207) 
„statutum est, ut sine auctoritate vel consensu episcoporum presbyteri in quibuslibet e- 
clesiis nee conslituantur, nec expellantur; et si laici elericos probabilis vitae et doctrinze 
episcopis consecrandos, suisque in ecelesiis constituendos, obtulerint, nulla qualibet oora- 
sione eos reiciant’‘; cf. Ansegisi Gapitularium,, lib. I, e. 34 (Berg, 111, 283) und c. 104 (Perf. 
111, 286); Zuwiderhandelnde jollen mit der Bannbuße belegt werben, Capit. Wormat., a 329, 
e.1 (Perg, 11,350): „De his, qui sine consensu episcopi presbyteros in ecelesiis suis ton- 
stituunt, velde eccelesiis ejieiunt, et ab episcopo vel quolibet misso dominico adınoniti, oboe- 
dire noluerint, ut bannum nostrum rewadiare coganlur, et per fidejussores ad palatiun 
nostrum venire jubeantur‘; und fpäter wurde fogar der zuwiberhandelnde Geiftliche und 
Fundator mit dev Grcommunication bedroht, Hludoviei I. imp. Conventus Ticinensis a. 850 
(Perg, 111, 399) c. 18: „Nulla ratione clerici aut sacerdotes habendi sunt, qui sub nullius 
episcopi disciplina et providentia gubernantur; tales enim acephalos, id est sine capite 
prisca ecclesiae consueludo nuncupavit. Docendi sunt igitur seculares viri, ulsi in do- 
mibus suis misteria divina jugiter exerceri desiderant, quod valde laudabile est, ab his 


2) Rettberg, Kirchengeſchichte Deutichlands (Göttingen 1848), I, 617. 
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tamen tractentur, qui ab episcopis examinati fuerunt et ab ordinatoribus suis commen- 
daticiis litteris comitali probantur, cum ad peregrina forte migrare necesse est. Si qui 
ergo contemplores canonum extraordinarie et inlicite ministrantes, et divina sacramenta 
taliter violantes inveniuntur, primum ab episcopo uterque admoneatur, et vagans sc. cle- 
ricus vel sacerdos et is, qui ejus usurpativo fruitur officio, et si ab hac noluerint se te- 
meritate compescere excommunicentur.‘ 

Weiter machten die Fundatoren ein Recht an die Ginfünfte der von ihnen gegründeten 

Kirchen geltend, theil& in Fällen ver Verarmung, wo ſchon bie vierte Synode von Toledo 633, 
die im Princip das Gigentbum der Gründer leugnete, ihnen eine Berechtigung zugeftand, Conc. 
Tolet. W, ce. 32, 37, cl.e.6, C. 10, qu. 1 und c. 30, C. 16, qu. 7: „Noverint conditores 
basilicarum in rebus quas iisdem ecclesiis conferunt, nullam se poteslatem habere, sed 
juxta canonum instituta sicut ecclesiam ita et dotem ejus ad ordinationem episcopi per- 
tinere. Quicunque fidelium devotione propria de facultatibus suis ecclesiae aliquid con- 
tulerint, si forte ipsi aut filii eorum redacti fuerint ad inopiam, ab eadem ecclesia suffra- 
gium vilae, pro temporis usu percipiant.“ Aber auch abgefehen davon wurden vielfadh An— 
ſprüche auf die Ginkünfte ver Kirchen erhoben, ja e8 fam vor, dap einzelne Erbauer jogar von 
den auf dem Altar geopferten Gaben einen Antheil verlangten. Die Synoden wehrten ſich jehr 
entihieden Dagegen, nannten e8 Kirchen auf Speculation bauen, verboten den Biſchöfen die 
Einweihung derfelben und ſprachen ihnen nad alter Weife die volle Verfügung wie über bie 
Geiilihen jo auch über die Güter der Patronatskirchen zu. Allein jelbft Lupmwig der Fromme 
mup einräumen, daß wenn nad Beitreitung de geiftlichen Dienftes vom Einfonmen ber Kirche 
etwas übrigbleibe, davon die pflihtmäßige Abgabe an die feudalen Herren (suis seniori- 
bus), wofür um die Mitte des 9. Jahrhunderts der Name patronus ?) eintritt, entrichtet werde. 
Noch Benedict Levita Fümpft gegen die Anfiht, daß die dos folder Kirchen nicht unter ben 
Biſchof ſtehe.*) 

Es mag ferner noch zur allgemeinen Charakteriſtik hervorgehoben werden, daß das Perſo⸗ 
nal an den Dratorien auf den Gütern der Großen zu allen möglichen weltlichen Dienſtleiſtun— 
gen verwandt wurde, wovon Agobard (ſeit 813 Erzbiſchof von Lyon) eine lebhafte Schilderung 
entwirft. „Increbuit consuetudo impia, ut pene nullus inveniatur anhelans et quantulum- 
cunque proficiens ad honores et gloriam temporalem, qui non domesticum habeat sacer- 
dotem, non cui obediat, sed a quo incessanter exigat lieitam simul ac inlicitam obe- 
dientiom, non solum in divinis offieiis, verum etiam in humanis, ita ut plerique inve- 
niantur, qui ad mensas ministrent, aut saccata (?) vina misceant, aut canes ducant, aut 
caballos quibus feminae sedent regant, aut agellos provideant.“ 6) 

Endlich ift ed eine neuerdings gemachte intereflante Mahrnehmung, daß dafielbe Recht, 
welches die Grundherrlichkeit gewährte, aud da ji findet, wo freie Bauerngemeinden eine 
Grundherrlichkeit nicht hatten auffommen laflen, daß namentlid in Friedland die Wahl der 
Priefter durch die Gemeine, d. h. die Gefammtheit der freien Grundbeſitzer erfolgte ; fo heißt es 
namentlich im Ruſtringer Recht (von Richthofen, „Frieſiſche Netöquellen‘‘, ©. 127): „Dies 
gebot St. Willehad, der der erfte Bifchof war zu Bienen, ald wir Ehriften wurden um Goites 
halber und des Papſtes Leo, daß wir Gottes Haus baueten und rechtes Chriſtenthum hielten. 
Und alle Frieſen müſſen um der Gnade willen bauen auf (in) ihrem freien Gute Gottes Haus 
ohne Anſprache des Biſchofs und Propftes, und die Leute, welche dad Gotteshaus erben (auf die es 
erblich übergeht) und die Bauung thun zu Gottes Ehre und um ihrer Sünden willen, die haben 
den Briefter zu Fiefen binnen Landes und nicht außer Landes, und ber Propft bat ibm den Altar zu 
leihen.“ Ähnlich ſcheint es ſich hinſichtlich der ſächſiſchen Gemeinden in Siebenbürgen verhalten zu 
haben, die feit der Mitte des 12. Jahrhunderts, um dem Drud der Feudalherren und der Prie: 
fterihaft in der Heimat zu entgeben, dorthin einwanderten, in dem Goldenen Freißrief des 
Königs Andreas von 1224 heißt ed: „Sacerdotes vero suos libere eligant, et electos repre- 
sentent, et ipsis decimas persolvant, et de omni jure ecclesiastico secundum antiquam 
consuetudinem respondeant.” So aud im norbifhen Recht, indem das ſchoniſche Kirchen⸗ 
recht des Biſchofs Anskil von 1162 vorſchreibt: „Ecclesia cum vacat pastore eligant pres- 
byterum parrochiani in voluntate episcopi; si presbyterforefecerit emendet injuriam passo 





3) Sincmar, Capitula data archidiaconis, c. 5 (Opp. I, 737). 
4) Rettberg, a. a. D., ©. 619. 
5) Wats, Deutiche Verfaffungsgefhichte (Kiel 1860), III, 365, Note 2. 


376 Patronatsrecht 


et retineat beneficium altaris sui: parrochiani non depellant presbyterum suum, nec li- 
ceat presbytero causa dicioris beneficii ad aliam se transferre ecclesiam invitis parrochia- 
nis“; und im „Uplandslagen‘ heißt e8: „nun find die Kirchen geweiht, da fommen die Prie: 
fler und werden für fie begehrt; das wäre Recht, daß alle fie nehmen; die Parochianen jollen 
mit ihm zum Bifchof ziehen; die Biſchöfe mögen feine Kenntnifle und feinen Weihebrief prüfen.” 
Ebenso verhält es ſich endlich in zahlreichen deutjchen Städten; in einen Diplom Kriedrid'sl. 
von 1188 in Bezug auf Lübeck werden die dortigen Bürger, denen dad Recht der Pfarrmahl 
zuftehen ſoll, geradezu Batrone genannt. Mortuo sacerdote cives quem voluerint vice pa- 
troni sibi sacerdotem eligant et episcopo repraesentent.®) 

3) Die Reform Alexander's III. Unterdeß hatte fi eine gänzlich veränderte Grund: 
anihauung in Bezug auf dies Rechtsverhältniß geltend gemacht, melde bereitö in vereinzeiten 
Außerungen auf dem Boden des Frankenreichs hervorgetreten war und namentlich in Benebic: 
tus Levita ihren Verfechter gehabt hatte, melde dann mit dem wachſenden hierarchiſchen Bewußt⸗ 
fein im Laufe des 11. und 12. Jahrhunderts immermehr durchgedrungen war, und melde end: 
lich durch Alexander II. auf eine zwar geräufchloje, aber fehr tiefgreifende Weife in das Derail 
der Nechtöbeftimmungen eindrang, der in ähnlicher Weiſe wie Gregor VIL. gegen das landes— 
Herrliche Nominationsrecht der Bifhöfe gegen das Patronatsrecht der Piarreien auftrat. Die 
Reconftruction ded Patronatsrechts nad hierarchiſchen Principien, welche damals ftattfand, leug- 
nete dad Eigenthum der Grundherren an den Kirchen ganz und gar; die den Patronen an ven 
von ihnen erbauten Kirchen etwa zuftehenden Rechte find nur ein praemium fundationis, dazu 
eingeführt, um die Laien zum Kirchenbau anzutreiben. Indem alfo das Patronatsrecht nicht mehr 
ein Ausfluß des Eigenthums, fondern eine Begünftigung der Kirche war, fo verlor es feine bie: 
herige Eigenſchaft aldjus mere temporale quibusdam prineipiisspiritualibus circumseriptum, 
und wurde zu einem jus spiritualibus annexum, welches der geiftlihen Gerichtöbarkeit unter: 
worfen und dem gewöhnlichen privatrechtlihen Verkehre entzogen wurde. Lind während früber 
bei ver Anftellung nur der bifhöflihe Conſens erforderlich geweien war, jo wurde jegt cine 
förmliche auctoritas des Biſchofs erfordert, das bisherige Collationsrecht der Patrone in ein 
Präfentationdreht verwandelt. Wenn mehrere Batrone ſich nicht hatten einigen fünnen, io 
hatte in der frühern Zeit der Biſchof blos das Recht gehabt, die Reliquien wegzunehmen und 
die Thüren zu fließen, jegt aber jollte er vie Geiftlichen in jolhem Falle ſelbſt einjegen. Damit 
hing endlih aud zujammen, daß jet feite Friſten eingeführt wurden, nad) deren Ablauf das 
Recht der Patrone erloſch, während früher die Biſchöfe darauf befhränft geweien waren, die 
Säumigen zu einer raſchen Bejegung zu ermahnen, dagegen nicht die Befugniß gehabt hatten, 
diejelben eines Ausfluffes ihres Eigenthumsrechts zu berauben. Dennod konnte durd die 
damalige Umgeflaltung nicht die ganze frühere Geſchichte ausgetilgt werden, ein Überbleibfel ded 
alten Rechts ift die Beibehaltung der realen Natur des Batronats, denn eigentlich hätten nad der 
veränderten Örundanihauung alle Patronatsrechte perfönliche werden müflen. Das bat doch in 
der That feinen Sinn, daß man eine Prämie für einen Wohlthäter auf ven Grundbeſit radis 
eirt. Jedenfalld war nun Raum gegeben zur Ausbildung des perfönlihen Patronatsrechts, neben 
welchem das dingliche, obwol es in Deutſchland weitaus das regelmäßige ift, doch in ver fano= 
nifhen Rechtslehre „als eine nicht wol unter das Princip zu bringende Ausnahme erſcheint“. 

4) Die Reformation und die neuere Zeit. Sowenig dad Patronatsrecht mit den 
höchſten Verfaffungsprincipien des Proteftantismus in vollem Einklange fteht, fo finden üb 
doch in der Reformationdzeit nur ganz vereinzelte Berfuche, daffelbe zu Gunften eines freien 
Wahlrehtd der Gemeinde zu befeitigen. Vielmehr tritt wol die Anfhauung hervor, wonach 
die freie Gemeindewahl felbft nur als eine Art Patronatöreht, berubend auf dem Eigenthum te 
Kirchenguts, aufzufaflen fei. Wir berufen uns dafür auf eine Stelle bei Luther in der Ermab: 
nung zum Frieden, auf die 12 Artikel ver Bauernſchaft in Schwaben 1525 7), mo es heißt: 
„Bine ganze Gemeine fol Macht haben einen Pfarrherrn zu wählen und zu entfegen. Diejer 
Artifel iſt veht, wenn er nur auch chriftlih würde fürgenommen, ohne daß die Kapitel am 





6) Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts (fünfte Auflage), $. 153, Note 18. Dove, Freie Pfarrwah⸗ 
{en im beutjchen Mittelalter (Zeitfcyrift für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, ©. 463 fg.). Hinfchius über 
die Succeffton in Patronatsrechte u. ſ. w. (Zeitſchrift für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, €. 421). Fried⸗ 
berg, De finium inter ecclesiam et civitatem regundorum judicio (2eipzig 1861), S. 176, Note 3. 
Teutſch, Zur Gefchichte der Pfarrerswahlen in der evangeliichen Landesfirche in Siebenbürgen (Her: 
mannjtabt 1862). 

7) Sämmtliche Werte (Erlangen 1830), XXIV, 263, 280. 


Hatronatsrecht 377 


Rande angezeigt nichts dazu dienen. Wenn nu die Güter der Pfarr von der Oberfeit fommen, 
und nicht von der Öemeine, jo mag die Gemeine nicht diefelben Güter zumenden dem, den fie er: 
wählet, denn dad wäre geraubt und genommen, fondern will jie ein Pfarrherrn haben, daß fie 
juerft ſolchen demühtigklich bitte von der Oberkeit. Will die Oberfeit nicht, fo wähle fie einen 
signen, und nähre denſelben von ihren eignen Gütern, und laſſe ver Oberfeit ihre Güter, oder 
verlange fie mit Recht von ihr. Will aber die Oberfeit ſolchen ihren erwählten und ernährten 
Bfarrherr nicht leiden, jo laß man ihn fliehen in eine andere Stadt, und fliehe mit ihm wer da 
will, und Chriſtus lehrt. Das heißt hriftlih und evangelifch eigne Pfarrherrn wählen und 
haben. Wer anders thut, der handelt undriftlich als ein Räuber und Frevler.” Etwas anders 
ald hier gegenüber den Bauern fpricht ſich Luther allerdings in derjelben Schrift gegenüber ven 
Fürften und Herren aus, wo er fagt: „Der erfte Artikel, da fie begeren das Evangelium zu 
hören und Recht einen Pfarrer zu erwählen, fünnt ihr nicht abihlahen mit einigen Schein: 
wiewol der eigen Nug mit unterläuft, daß fie fürgeben folde Pfarrer mit dem Zehend zu er: 
halten , der nicht ihr iſt; fo ift doch das die Summa, man folle ihn das Evangelium laffen pre: 
digen. Darüber fann und joll feine Oberkeit. Ja Oberfeit foll nicht wehren, was Jedermann 
(ehren und glauben will, es jei Evangelium oder Lugen; ift gnug, daß fie Aufruhr und Un— 
itiede zu lehren wehret.“ Im ganzen haben damals die Gemeinden einen gewiffen Antheil 
bei ver Bejegung des Pfarramts erlangt, die Patrone aber ihr Präfentationsrecht nicht ver— 
loren, wie dad z.B. unter befonderer Betonung ber Gemeinderechte in einer der erften Kir— 
chenordnungen, der Landedordnung des Herzogthums Preußen 1525, Art. 1, folgendermaßen 
bervorgehoben wird: „Mit erwelung der pfarrer wollen wir dad es hinfuro volgender maynung 
gebalten jol werden. Als nemlid das fich der leben Her umb ainen tuchtigen geſchigkten das 
worts gots erfarnen man umbſehen ſoll, und venjelbigen alsdann den pfarrfindern anzeigen, 
ond wenn ite ji aljo jammtlih mit annemung des pfarrerd vertragen und vereinigt, den Bi— 
ihouven ald Samlandt und Ryſenburgk nad gelegenheit eines vden Bistumbs zu fertigen, die 
jnen alsden weiter eraminiren jollen, vnd fo er tüchtig und geichigft befunden, dem lebens Kern 
ond pfarrfindern nebſt vermeldung feiner geſchigligkeit wiederumb zu jenden. So aber der 
lehen Her und pfarrfinder mit erwelung eines pfartes zwitrechtig und freitig, Alfo dad ydes 
teyl einen Andern erwelen wurdt, Sol derjhenig, der durch den Biſchouv oder andere dazu ver= 
ordnete perjon für den tüchtigften erfant, angenommen vnd von dem lehen Kern oder gemain, 
on erfantnud des Biſchouvs mit abgejegt werden.” (Richter, „Die evangeliihen Kirchen 
oronungen” , 1,33.) Doc werden anderdwo die Rechte ver Gemeinde gegenüber dem Pa— 
trone gar nicht erwähnt, fo heißt ed in dem Unterricht der Vifitatoren an die Prarrherren im 
Kurfürſtenthum Sachſen 1528: „Es ift auch für gut angefehen und geordnet, ob fünftiglich der 
Pfarher oder Prediger einer auff vem Lande jeiner refir, mit tod abgehen, oder fonft jih von 
dannen wenden, vnd andern an yhm flatt durch yhre lehenherrn genommen würden, ber ober 
diefelbigen jollen zuvor, ehe fie mit der Pfarhen belehnet, oder zu Prediger aufgenommen 
werden, dem Superattenventen furgeftellt werden, Der fol verhören und eraminiren, mie jle 
sen yhrer lere und leben geſchickt““ ... (Richter, a. a.D., S. 99.) 

Dagegen hat nun aber die proteftantifhe Rechtsentwickelung zu einer eigenthümlichen Aus— 
dehnung der im Patronatdrecht enthaltenen Befugniffe geführt und wenigftens in vielen deut= 
ſchen Landedfirhen Elemente mit demfelben verbunden, die feinen Inhalt über den kanoniſchen 
Kreis weit hinausführen. Es mag fein, daß zuweilen die Reaction der Kirche gegen die ur: 
ſprünglich veutfchen Geftaltungen nicht ganz durchgedrungen, aljo der Inbegriff der Rechte des 
Batronats fon vor der Reformation über den feit dem 12. Jahrhundert aufgeftellten Schul: 
begriff ſich erſtreckte. Die ftaatlide Entwidelung Deutſchlands mußte eine ſolche Erweiterung 
im höchften Grade begünftigen; denn überall zerfplitterte fi) die Staatsgewalt in erbliche Befig- 
thümer in den Händen von Privaten, immer mehr machte ſich der deutiche Begriff ded Grund: 
eigenthums geltend, wonad das Eigenthum eine Herrſchaft in dem räumlichen Gebiet bedeutet 
und die Herren der räumlichen Flächen des Staats aud) die Inhaber der Staatsgewalt waren; 
nicht blo8 von den Territorien galt das, von Landesherrſchaften und Reichsſtädten, fondern auch 
von den Rittergütern und den landſäſſigen Städten innerhalb der Territorien. Die Rittergüter 
namentlih waren nicht blos Landgüter, fondern kleine Territorien, auf denen der Eigenthü- 
mer ald folder Hoheitsrechte ausübt. Die Mächtigen unter den Landſaſſen ftrebten dahin, in 
ein ähnliches Verhältniß zum Landesherrn zu treten, wie jener zum Kaifer ftand ; die Gewalt 
der Landeöherren war eine Nachbildung der Reichsſtaatsgewalt, die Gewalt der Patrimonial- 
herren eine Nachbildung der Landeshoheit. Der Landesherr felbft erſchien gleichfalls nur als 
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ein mit eigenem Grund und Boden angeſeſſener, mit mannichfahen nugbaren Rechten begüter: 
ter Herr, der fein Fürſtenthum und feine Herrlichfeit gerade in derjelben Weife beſaß wie jeder 
andere fein freies Eigenthum. Indem nun infolge der Reformation, wie anderweitig von mir 
nachgewiefen ift, das Territorialjoftem zur Geltung kam und demgemäß eine völlige Identität 
von Staat und Kirche herbeigeführt wurde, fo bildete fih im Anſchluß an das Patronatrecht 
der Batrimonialherren ald Eorrelat zum landesherrlihen Kirchenregiment aud in Diejen klei— 
nern Kreifen eine Art von untergeorpneter Kirhengewalt aus; wie man ed neuerdingd ausge: 
drückt hat „in der Berfon des Batrons concentrirte ſich die firchliche Localverfaflung wie in der 
Perjon des Landesherrn die kirchliche Geſammtverfaſſung“ 8); für ven Proteftantismus wurde 
eben det Patrimonialftaat auch Kichenftaat, das Patronatöreht befam ein obrigkeitliches 
Element, der Patron war das praecipuum membrum in feiner Gemeinde. Indeß mit der all: 
mählichen Vernichtung der Cinrihtungen der Batrimonialzeit, mit der Geltendmachung ber 
Souveränetät find diefe weitern Attribute des Patronatsrechts wiederum hinfällig geworden, 
und ihon 3. H. Böhmer fonnte für feine Zeit behaupten: „Toto coelo jus patronatus simplex 
differt a jure summo circa sacra seu ut alii quamvis incommode dicere ament a jure epi- 
scopali.“ Es war daher ein völliger Anahronidmus, wenn gegenüber den auf Durdführung 
ber Berfaflungsbeftimmungen in Bezug auf Glaubens- und Gultusfreiheit gerichteten Veſtre— 
bungen der preußifchen Regierung einige Kirchenpatrone „des Herzogtbums Magdeburg" Ab 
veranlaßt ſahen, in einer Eingabe vom April 1859 „officielle Gewähr für ven Gewiſſensfrie— 
den ihrer irritirten Gemeinden zu forbern‘‘, e8 wurde ihnen ganz richtig erwidert, daß ibnen 
eine Vertretung der Kirchengemeinden gegenüber der Kirchenregierung oder ber Staatsregierung 
nicht zuftände, daß fie feine Corporation zu vertreten hätten, fondern nur ihre Berfon und ihrer 
Fanatismus. 

Am ausgedehnteſten war einſt der Begriff des Patronatsrechts in den Städten, un 
davon find audy noch Liberbleibjel erhalten; z.B. in der Stadt Bratinihweig werden gewiſſe 
kirchenregimentliche Befugnifle, die dem Magiftrat noch aus der Zeit der frühern verhältniß— 
mäßigen Selbftändigfeit zuftehen, ald patronatsrechtliche Befugnifle aufgefaßt. Und in einem 
„Gommiflionsentwurfe zu einer Berfaflung für die evangelifch = Iutherifche Kirche im hambur— 
giihen Stante” aus der neueften Zeit heißt e8 im $. 5: „Das Patronat über die evangeliid: 
lutherifche Kirche in dem hamburgifhen Staat jteht dem Senat zu, welder daſſelbe wie bie 
ber durch feine evangelifch = Iutherifchen Mitglieder ausübt.” Dieſes Batronat ift, wie ſich wei: 
ter ergibt, zu unterfheiden von dem dem Genat nad Art. 23 der Staatöverfaflung vor 
ihm auszuübenden Oberaufſichtsrecht über alle religiöfen Gemeinſchaften, es enthält ſowel 
Ehrenrechte, ald Ehrenpflichten; zu jenen gehören Die kirchliche Fürbitte, ver Ehrenplag in ver 
Kirche, die Theilnahme feiner evangelifch = utherifchen Mitglieder an ven Paſtorenwahlen in 
ihrem Kirchſpiele, die Ernennung zweier Präſidialmitglieder für die Synode, den Kirchenratb, die 
Kreisconvente, die ſtädtiſchen Kirchencollegien, die Beftätigung fowol der vem Kirchenratb ob: 
liegenden Wahl des Seniord des Minifteriums, als aud aller Hauptpaftoren- und Paftoren: 
wablen, die Beftätigung der von der Synode beſchloſſenen firhlihen VBerorbnungen. Zu den 
Ehrenpflicgten gehören der Schug der Kirche in den ihr verlaffungsmäßig zuſtehenden Reden, 
die freundliche Unterftügung, Förderung und Pflege ihrer äußern und innern Angelegenbeiten, 
insbeſondere ihrer Anftalten, foweit folde nad der Verfaffung und den Gefegen des Staat? 
gewährt werden können; die bereitwillige Mitwirfung zur Erhaltung und Bortbildung der 
kirchlichen Verfaſſung und Ordnung, zur Grreihung der religiös: fittlichen Zwecke der find: 
lihen Gemeinihaft. Man wird nun zunächſt troß der gegentheiligen Verfiherung darauf 
hinweiſen müſſen, daß in diefen Rechten und Pflichten allerdings auch ſolche enthalten int, 
welde nad allen hergebrachten Vorflellungen zum Oberaufſichtsrechte, der Kirchenhohen des 
Staats, zu rechnen find. Außerdem find andere darin enthalten, welche eine wahrhaft kirden: 
regimentlidhe Natur haben. Jedenfalls ift der techniſche Schulbegriff des PBatronatd weit über: 
fhritten, es ift der Inbegriff ver vem Staate zuſtehenden Rechte und Pflichten des Kirchenregi- 
ments, theilweife auch der Kirchenhoheit, und es ift wegen dad Ungebräuchlichen einer folden 
Terminologie aud von einem der Beurtheiler des Entwurfs ver Wegfall des „‚vieldeutigen un? 
verwirrenden Worts“ gewünſcht; es könne in foldem Sinne fein Batronat über eine ganz 


8) Mühler, Geſchichte der evangelifchen Rirchenverfaffung in der Marf Brandenburg (Weimar 
1846), ©. 176. h 
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evangelifche Randeöfirche geben.) Dennoch müffen wir und aber der Behauptung der Motive 
jenes Entwurfs anjhliegen, daß der Name und der damit verbundene Begriff des Patronats 
auf geihichtliher Begründung berube. 

IL Die dogmatiſche Darftellung. 1%) 1) Die Arten des Patronatsrechts. 
Das Patronatsrecht iſt entweder ein geiftliched oder ein weltliches oder ein gemiſchtes; entſchei— 
dend dafür ift die Art und Weiſe der Begründung, nicht aber die Qualität des gegenwärtigen 
Inhabers. Ein geiftlihes Patronat ift demgemäß ein ſolches, welches einem geiftlihen Inftitute 
oder einer phyſiſchen geiftlihen Perfon vermöge ihrer Würde zufteht, auch wenn es etwa von 
einem weltlihen Apminiftrator geiftlicher patronatäberedhtigter Güter geübt wird, einerlei ob 
es uriprünglich vielleicht ein weltliched Patronat war, aber durd irgendein gültiges Rechts— 
geſchäſft auf ein kirchliches Beneficium übertragen wurde. Ein weltliches Patronat ift ein ſolches, 
welches nicht an eine geiftliche Perfon geknüpft ift, aud wenn zufällig der Inhaber deſſelben, 
an den ed auf dem Wege des Erbganges u. |. w.; gelangt ift, ein Geiſtlicher fein follte, auch wird 
dad primitive geiftlihe Patronat durch rehtögültige Übertragung an Laien ein Raienpatronat. 
Das gemiſchte Patronat fordert feinem Begriffe nad) mindefteng zwei Patrone, von denen der 
eine nah obigen Rückſichten ein geiftliher, der andere ein weltliher Patron ift; daflelbe ent= 
fteht meiſt dadurch, daß bei der Stiftung Kirchen: und Laienvermögen concurriren ; entweder 
üben dann Die Patronatsberechtigten ihre Nechte abwechlelnd aus oder zufanımen; im legtern 

Salle werden die Grundſätze dedjenigen Patronatsrechts angewandt, welde das fraglidhe aus 
den Patronat entipringende VBerhältnig am meiften begünftigen. 

Das Patronatsrecht ift entweder ein perfönliches oder ein dingliches; perſönlich ift daſſelbe, 
wenn eö der Perſon des Stifterd, einerlei ob einer phyſiſchen oder einer juriftifchen Perfon, und 
deſſen Nachfolgern zufteht; dinglich ift e8 dagegen, wenn ed mit irgendeinem Grundſtück als 
Pertinenz verbunden ijt, fodap der Empfänger dev Hauptſache aud das Patronat ald Acceſſo— 
rum empfängt. In Deutichland ift die Dinglichfeit weitaus die Regel, namentlid) Die Laien: 
yatronate haben faft alle diefe Natur; nad Preußiſchem Landrecht wird im zweifelhaften Ball 
vermutbet, daß das Kirhenpatronat auf einem Gut oder Grundſtück hafte, und nad preußi— 
dem und märkiſchem Patronatsrecht ftreitet geradezu die Präjumtion zu Gunften der Ritter: 
gutöbeiger hinſichtlich aller innerhalb des Guts gelegenen Kirchen. Das perſönliche Patronat 
ift entweder ein vein erbliches, wenn es ohne Unterfehied auf alle Erben des Patrons, aud die 
teſtamentariſchen, übertragen wird, oder ein fogenanntes Familienpatronat, welches nur auf 
die Nachkommen des erften Erwerbers übergeben kann, auf dieſe aber auch dann übergebt, wenn 
fie vom legten Inhaber nicht zu Erben eingefegt find; ausnahındweife it dad Hamilienpatronat 
jogar ausjchlieglich auf die männlihen Nachkommen des erften Erwerbers beſchränkt. In ganz 
feltenen Fällen ift das perfönlihe Patronat ein höchſt perfönliches, indem der Inhaber daſſelbe 
nur für jeine Lebenszeit auszuüben berechtigt ift. 

2) Der Erwerb des Patronatsrechts. Der regelmäßige Entftehungsgrund ift die 
Stiftung einer kirchlichen Anftalt (Bundation im weitern Sinne); man verſteht darunter die 
Herſtellung eined Gebäudes mit einer gelicherten gottesdienfllihen Beltimmung. In folder 
Stiftung find drei verſchiedene Momente enthalten; theild die Anweifung von Grund und 
Boden (Fundation in engern Sinne); jedodh muß das Grundſtück jhuldenfrei, als Gigentbum 
der Kirche und ohne Nemuneration übertragen werben; theils die Erbauung des kirchlichen Ge— 
baudes (aedilicatio); theild die Afjignation des Vermögens, durch deflen Nevenuen fowol vie 
Koften der Unterhaltung der kirchlichen Anftalt, ald auch ein ſtandesmäßiges Ginfommen des an 
derielben angeftellten Geiftlihen gefichert wird (dotatio). Es wird nun aber zur Begründung 
eined Patronatsrechts nicht erfordert, daß diefe drei Momente in derfelben Perfon nothwendig 
jufanmentreffen, jondern es genügt nad der überwiegenden Meinung der Theorie und einer 





9 Zur Würdigung des Gommiffionsentwurfs zu einer Verfafiung für die evangeliichelutheriiche 
Kirche im hamburgifchen Staate (Hamburg 1864), ©. 47, 91. 

10) Bb. Mayer, Das Vatronatsrecht, dargeftellt nadı dem gemeinen Kirchenrecht und nadı öfterreis 
chiſchen Verordnungen (Wien 1824). Lippert, Verſuch einer hifterifchrdogmatifchen Entwidelung der 
Lehre vom Patronat nach den Grundfägen des Kanoniſchen Nechts (Gießen 1829). Bruno Schilling, 
Der kirchliche Patronat nach Kanonifchem Recht und mit befonderer Rüdficht auf Gontroverfen (Reipzig 
1854). Gerlach, Das Präfentationsrecht auf Pfarreien. Inauguralabhandlung (München 1854). 
Michels, Quaestiones controversae de jure patronatus, diss. inaug. (Berlin 1857). Das Bud 
von Hellmar, Das Patronat nad) preußiſchem Landes: und Provinzialvecht (Elberfeld 1850), war mir 
nicht zugänglich. 
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fat einflimmigen Praxis jhon das Vorhandenfein eined einzigen derfelben. Jedoch fegt bie 
Entſtehung des Patronatsrechts eine nad den drei Beziehungen fertige Kirche voraus. Aut: 
nahmsweiſe wird das Patronatöreht über eine Kirche freier Collatur auch durch päpftlices 
Privileg begründet, namentlid dann, wenn jemand der Kirche Wohlthaten erwieſen hat, die 
aber an ji zur Begründung des Patronatsrechts nicht ausreichen würden. Und endlich kommt 
aud die Rechtöregel in Betracht, nad) welcher der unvordenkliche Beiig des Rechts die Vermu— 
thung rehtmäßigen Erwerbs begründet. 

3) Die Ausübung des Patronatsrechts fann unter Umſtänden juöpendirt werden, 
namentlid dann, wenn baffelbe an Perfonen gelangt, die zu ven Nichtchriſten gehören, wie ;. 2. 
das Patronatreht jüdiſcher Nittergutöbefiger nirgends anerfannt wird. Eine Streitfrage bat 
ich aber neuerdings über die Fähigkeit ver Proteftanten in Bezug auf Patronatsrechte an fa: 
tholifhen Kirchen erhoben. Man hatte namlich bisher unter Berufung auf Art. 5, $. 31 der 
Osnabrücker Friedensurkunde für eine ven Angehörigen beider Confeſſionen zuſtehende gegen: 
jeitige Berechtigung entſchieden. Dieſe Beſtimmung handelt nun allerdings lediglich von der 
Religionsübung ver Proteftanten in den Rändern der fatholifchen Reichsſtände, indem feflgerept 
wird, daß ihnen jolhe in dem Umfange zuftehen folle, wie fie diefelbe im Jahre 1624 gebakt 
hätten, nebft ven dazu gehörigen Anneren gemäß dem Befigftande, zu denen die Einrichtung der 
Conſiſtorien, Schul: und Kirchenämter, das Patronatsrecht u. dgl. gerechnet wird, mit dem Hin: 
zufügen, daß fie auch im Befig aller Kirchen, Stiftungen, Hospitäler u. ſ. w. verbleiben 
ſollen, vie jie zu dem gedachten Zeitpunfte befejlen hatten. Ob nun unter den zum Anner der 
proteftantifchen Religionsübung gehörigen Batronatsredhten auch die auf katholiſche Kirchen be: 
züglichen angefehen werben können, ſcheint mir allerdings mindeſtens zweifelhaft, um fo zwei: 
felhafter, ald im $. 26, wo von dem Bejigftande des 1. Jan. 1624 in Bezug auf mittelbare 
Kirhengüter die Rede ift, ausprüdlich hervorgehoben wird, daß den Proteflanten Diejenigen 
Batronate verbleiben follten, die jie an ven damals im Befig von Katholiken befindlichen Kiräen: 
gütern hatten. 1!) Indeſſen, wie vem auch fei, jedenfalls Hat im Anſchluß an jene erfte Stelle 
eine conftante Praris Patronatsrechte der Proteftanten über fatholifche Kirhen und umgefebrt 
anerfannt. Es ift dann neuerdings von Fatholiicher Seite ber den Proteftanten eine derartige 
Berechtigung beftritten worden. Wir müffen nun zunächſt geftehen, daß wir eine Gefährdung drö 
„öffentlichen Friedens“ darin gar nicht zu finden vermögen, und daß folden Beftrebungen jogar 
eine gewiſſe Berechtigung nicht abzuiprechen ift. Man halte die fatholifche Kirche jo feſt wie irgend: 
möglich unter ver Botmäßigfeit des Staats, aber man laffe nit andere Kirchen in jie hinein: 
vegieren, das verlegt den Grundſatz kirchlicher Selbſtverwaltung, den doch auch andere Kirchen: 
und Religionsgeſellſchaften bei ſich durdzufegen juhen, aufs Außerfte. Aber das ſind nur 
Bemerfungen für die Gejeggebung, die gewiß allen Grund bat, den bisherigen Rechtszuſtand in 
Einklang mit den neuen Verhältniffen zu jegen. Solange vergleichen noch nicht erfolgt ift, muß 
freilich allen einfeitigen Beftvebungen der katholiſchen Biſchoöͤfe das entgegenftehende deutſche 
Gewohnheitsrecht entgegengehalten werden. Übrigens hatte ſchon das Preußiſche Landrecht die 
Berechtigung eined anderdgläubigen Patrons dadurd bedeutend beſchränkt, daß er drei Subierte 
zur Probeprebigt zu beflimmen hat und demjenigen die Vocation zutbeil werben laſſen muß, 
der bei der Gemeinde nad) der Mehrzahl der Stimmen verjelben ven meiften Beifall bat, andererz 
jeitö muß die Gemeinde regelmäßig eins der vorgejchlagenen Subjecte wählen (Allgemeine? 
Preußiſches Landrecht, Thl. I, Tit. 11, $. 340 fg.). Auch ift neuerdings in einem im Einer: 
ſtändniß mit dem Eultusminifter erlaffenen Refcript des preußiſchen Evangeliſchen Oberkirchen⸗ 


11) Die beiden Stellen lauten: Art. 5, $.31. „Hoc autem non obstante statuum Catholicorum 
landsassii vasalli et subditi cujuscunque generis, qui sive publicam sive privatam Augusta- 
nae confessionis exercitium anno millesimo sexcentesimo vicesimo quarto quacunque anni 
parte sive certo pacto aut privilegio sive longo usu sive sola denique observantia dicti anni 
habuerunt, retineant id in posterum una cum annexis, quatenus illa dieto anno exercuerunt, 
aut exercita fuisse probare potuerunt. Cujusmodi annexa habentur institutio consistoriorum, 
ministeriorum tam scholasticorum quam ecclesiasticorum, jus patronatus aliaque similia jam 
nec minus maneant in possessione omnium dicto tempore in potestate eorumdem constituto- 
rum templorum, fundationum, monasteriorum, hospitalium cum omnibus pertinentiis, reditibus 
et acsessionibus.” Art. 5, $. 26. „Quodsi quoque Augustanae confessioni addicti in ejusmodi 
bonis ecclesiasticis mediatis dieto anno dieque a Catholicis realiter, pleno vel ex parte pos- 
sessis jure praesentandi, visitandi, inspectionis, confirmandi, corrigendi, protectionis, aper- 
turae, hospitationis, servitiorum, operarum habuerunt, item parochos, praepositos ibi aluerunt, 
jura ista illis sarta sectaque maneant.“ 
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raths vom 1. Aug. 1861 ein der griechiſchen Kirche angehoͤriger Beſitzer eines patronatberech— 
tigten Guts zur Ausübung des Vatronats über eine evangeliſche Pfarrſtelle nicht zugelaſſen; 
und wenn man auch zugeben kann, daß rein formell betrachtet die evangeliſche Kirchenbehörde 
in ibrem Rechte war, jo geht doch aus dieſer Entſcheidung hervor, daß man auch auf dieſer Seite 
ſich möglichit abzuſchließen gevenft, wie man au gewiß feine Anhänger ver Freien Gemeinden 
ulaffen würde. 12) 

4) Was die Rechte des Patrons betrifft, jo kommt zunächſt in Betracht das Präſenta⸗ 
tionsrecht zu den erledigten Kirhenämtern. Die Präſentation muß erfolgen innerhalb einer 
beſtimmten Frift, welde beim Laienpatronat vier, beim geiftlichen ſechs Monate beträgt und mit 
der Erledigung des Kirchenamts beginnt. Es iſt verboten, ſich jelbft zu präfentiren, nicht aber 
einen Verwandten, ſelbſt den Sohn. Wenn das Präfentationsrehtmehrern zuſteht( Compatronat), 
ſo entſcheidet entweder ein Turnus oder Stimmenmehrheit, die aber regelmäßig nur eine relative 
zu fein braucht, oder es können auch mehrere präſentirt werden; beim Compatronat iſt die Prä⸗— 
ſentation eines der Patrone geſtattet. Während beim geiftlichen Vatronat mit der geſchehenen 
Brafentation das Recht des Patrond erlifcht, fo it beim Raienpatronat ein jus variandi, eine 
Nahpräfentation geftattet, die jedoch feine privative, fondern nur eine cumulative Kraft bat, 
ſodaß alfo Die frühere Präfentation dadurch nicht zurüdgenommen wird, fondern der Verleiber 
unter mebrern die Auswahl hat. Durch das Präfentationsredht wird nur das vegelmäßige 
firhenregimentlihe Collaturrecht beſchränkt, nicht aber ift das Präſentationsrecht ſelbſt ein 

Verleihungsrecht. Es iſt aber eine ſehr wichtige Frage, wie weit die Befugniß der competenten 
Kirchenobern in der Zurückweiſung eines Präſentirten gehen ſolle. Darüber iſt man natür— 
lich einverſtanden, daß die Rirhenbehörde frei zu prüfen hat, ob ein ſolcher die zur Erwerbung 
bed Kirchenamts nöthigen allgemeinen Erforderniſſe hat, alfo ob er die vorgefchriebene Prüfung 
beftanden, dad kanoniſche Alter erreicht hat, ob er ſtaatsangehörig ift u. ſ. w. Dagegen ift ed 
zweifelhaft, ob die Kirhenbehörve auch berechtigt fein jolle, die Verleihung dann zu verweigern, 
wenn der im allgemeinen zum geiftlihen Dienft befähigt Gefundene dem beſondern Bedürfniß 
der fraglichen Stelle nicht entipricht, feine den Bedürfniſſen der fraglichen Gemeinde gewachſene 
und entipredhende Perſönlichkeit ift, ob alſo neben jener mehr formellen auch eine materielle 
Beurteilung von feiten des Kirchenobern eintreten folle. In der That ift diefe weitere Aus: 
dehnung der firchenregimentlihen Prüfung für Preußen dur einen auf Grund allerhöchſter 
Willendäuferung ergangenen Erlaß des Oberfirchenrath3 vom 7. Juni 1854 anerkannt, indem 
verfügt wird, „daß die Prüfung nicht allein auf die Kormgültigkeit der von Privatpatronen, 
Eorporationen oder Gemeinden getroffenen Wahl und auf dieallgemeine Fähigkeit des Berufenen 
zur Übernahme eines geiftlichen Amts, fondern aud auf die fpeciellen Verhältniffe der zu be: 
jegenben Stelle und des zu befegenben Orts, fomie auf die befondern Eigenſchaften und 
Fähigkeiten des auderfehenen Candidaten ſich zu rigten babe‘, und es wird dann hervorgehoben, 
daß eine ſolche „außerordentliche Maßregel“ des Kirchenregiments namentlid bei Befegung ein— 
flußreicherer Bfründen, beifpielöweife bei der Ernennung zu der obern Pfarrftelle in einer Stadt, 
Anwendung finden folle. 13) Indeſſen es ijt doch nicht zu verfennen, daß darin eine ſehr bedenk⸗ 
lihe Schmälerung des Patronatsrechts liegt, die der Willkür ded Kirhenregiments Thür und 
Thor öffnet. Für das proteftantifche Kirchenrecht kommt dann außerdem noch die Mitwirkung 
der Gemeinde in Betracht, und dieſe wird auch als völlig genügend erfcheinen können, um die 
Inconvenienzen, die etwa aus patronatifcher Rückſichtsloſigkeit entftehen Fönnten, zu befeitigen. 
Diefer negative Einfluß der Gemeinde auf die Befegung der an berfelben fungirenden Kirchen— 
ämter, der mit vollftem Recht zu den weientlichen und unveräußerlichen Befugniffen ver Gemeinde 
gezählt wird, ift jedoch vielfach jorwol gegenüber dem Patronatsrecht ald der kirchenregimentlichen 
Eollation zu einer bloßen Begenvorftellung berabgefunfen, über deren Erheblichfeit das Kirchen: 
regiment entſcheidet; ja in einigen Landeskirchen ift jelbft Died jo unſchädliche Recht den Gemein: 

den entjogen worden. 

Außer dem Präſentationsrecht fteht dem Patron die fogenannte cura beneficii zu; darin 
ift regelmäßig nur das Recht begriffen, von der Bermögendverwaltung Kenntniß zu nehmen, 
und zur richtigen Verfügung über die Pfründe, zur Union und Theilung der legtern, oder zur 
Beräufßerung ded Bermögend ven Conſens zu ertheilen; nicht aber liegt darin eine eigentliche 


12) Richter, Kirchenrecht (fünfte Auflage), $. 154, Note 17. Dove, Zeitfchrift für Kirchenrecht, 
Jahrg. 1862, S. 122—125, 431 fg. und die dort citirten. Archiv für das katholiſche Kirchenrecht, 
Bd. Vu, Heft 2. 13) Mofer, Allgemeines Kirchenblatt, Jahrg. 1855, ©. 137. 
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Aufiicht; es it ganz fingulär, wenn im Königreih Sachſen der Patron bei wichtigen Verän: 
derungen in den Verhältniffen der Patronatspfarrei, 5. B. bei Veräußerung von Gütern, be: 
deutenden Verwendungen, Errichtung neuer Amter an der Kirche, Verminderung oder Erhöhung 
der Dotation der ſchon beftehenvden, nicht nur vorher zu Hören ift, jondern auch allen Verhand— 
lungen des Kirchenregiments entweder jelbit oder durd einen Bevollmächtigten beimohnen kann; 
dieſe Beftimmung ift auch in den neuen fähjtihen Kirchenverfaffungsentwurf vom Jahre 1860 
$. 54 übergegangen, in weldem aud) ſonſt ven Patronen ganz erorbitante Rechte verliehen merden, 
vgl. $. 23, 61. — Außerdem haben die ‘Patrone gemeinrehtlih einen Anſpruch auf Alimente 
bei unverfchuldeter Verarmung, fofern das Kirchenvermögen Überfhuß hat und andere Ver: 
pflichtete nicht da jind; nur in einigen Ländern ift das Recht gejeglih abgeihafft. Endlich 
fonımen den Patronen auch noch gewilfe Ehrenrechte zu, mohin namentlich ein Ehrenplag in der 
Kirche, Fürbitte im Kirhengebet, Trauergeläute, Kirhentrauer und eine bejonders audge 
zeichnete Begräbnißftelle, wenn aud nit mehr im Innern der Kirche, gerechnet wird. Dagegen 
kommt nad) dem gemeinen Recht ver Öegenwart dem Patron ein Einfluß auf die Interna, Lehren, 
Eultus, Disciplin nicht zu, namentlich nicht eine Gontrofe über die Kirchendiener, die vielmehr 
nach geichehener Anftellung dem Patron gegenüber völlig unabhängig find und lediglich von 

ihrer vorgefegten Dienftbehörde amtlihe Weifungen empfangen, Zu den auffallenden Beſtim— 

mungen des fähltihen Entwurfs gehört unter anderm, daß der Patron ein geborenes Mitglied 

des Kirchenvorſtandes fein, deſſen Beſchlüſſe zu fuspendiren berechtigt fein ſollte, ſowie vap fünf 

Patrone Mitglieder der Synode fein follten. 

5) Die Pflichten des Patrond. An und für ji jind gemeinrechtlich mit dem Vattonat 
feine weitern Laſten verbunden als die Verpflichtung, falls die Kirche baufällig ift, für deren 
Neubau zu forgen, wenn nicht etwa der Patron es vorziehen jollte, jeinem Patronatsrecht zu 
entfagen. In Hannover ift neuerdings der Fall vorgefommen, daß ein Patron, um fid) vieler 
indirecten Verpflichtung zum Wiederaufbau der Kirche zu entziehen, auf fein Patronatsrecht ver: 
zichtet hat. Nicht einmal diefer Sag ift übrigens in der Praris immer fireng gehandhabt. 
Möglicherweiſe fann in folhen Fällen ein Compatronat entflehen. Daß von einer directen Ver: 
pflihtung des Patrons, zur firhlihen Baulaft beizutragen, namentlich in dem Falle nict die 
Rede fein kann, wo, wie das die Regel ift, ver Patron feine Einkünfte aus der zu bauenden Kircht 
bezieht, ergibt ich von ſelbſt; es wäre juriftiich ſchwer begreiflich, wie aus einer der Kirche aus 
freien Stüden erzeigten Wohlthat ji eine derartige Forderung ergeben follte. Particularredt: 
lich Haben ſich Freilich im Lauf der Zeit häufig weitere Laften des Patrons gebildet; fo ſoll jogar 
in einigen Landeskirchen die Pflicht für den Patron beftehen, das Beneficium zu vergrößern; 
im allgemeinen wird man jedoch nit fagen dürfen, das die Patrone verpflichtet wären, der 
Vorſchrift des Kirhenregiments in Bezug auf die congrua u. ſ. w. nadzufommen, daß «8 
vielmehr lediglich Sache des Kirhenregiments ſelbſt ift, für eine etwaige Verbefferung auch dieſer 
Stellen zu forgen, fei e8 als perfönliche Zulage des Patronatsgeiſtlichen oder als fefte Auf: 
beflerung der Pfründe, wo es dann freilich, namentlich im legten Kalle, Sache des Kirden: 
regiments fein wird, ſolche Bewilligungen zu benugen, um Ginfhränfungen des Patronats- 
rechts herbeizuführen. Eine Verpflihtung des Kirchenregiments in dieſer Hinſicht befteht 
überhaupt nicht. 

IM. Das landesherrlihe Patronat. 14) Wie jedem Privatmann, fo fann das Pa= 
tronat natürlich aud dem Landesherrn zuftehen, jedoch bedarf es aud in dieſem Falle nad allge= 
meinen Grundjägen fpecieller Nechtstitel. Indem nun im Lauf der Zeit die Randesherren in 
den Befig zahllofer einzelner Patronatsrechte gelangt waren und durch die Reformation die 


14) (Frey), Das landesherrliche Patronatsrecht, eine neue Grfindung (Bamberg 1804). Gregel, 
Das landesherrliche Patronatsrecht nach den veränderten Verhältniffen (Würzburg und Bamberg 1805). 
(Frey) Bemerfungen über Gregel’s Schrift, Das landesherrliche Patronatsrecht u. f. w. (1805). Reikel, 
Didcefanverhältniffe Fatholifcher Bifchöfe (Ulm 1806). (Montag) Abhandlungen über das alte und 
neue (andesherrlicye Patronatsrecht (Bamberg und Würzburg 1510). Hinſchius, De jure patronatus 
regio; diss. inaug. (Berlin 1855). Derjelte, Das landesherrliche Patronatérecht gegenüber ber fa 
tholiſchen Kirche (Berlin 1856). Derfelbe über die Succeffion in Patronatsrechte fäcularifirter geiſt⸗ 
licher Inſtitute (Zeitſchrift für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, ©. 412 fg.). Bluhme, Die ee 
der Freien Stadt Franffurt in den Patronatsrechten des fäcularifirten Bartholomäusftifts (Zeitichri 
für Kirchenrecht, Jahrg. 1864, S. 46—104, bef. 75 fg. Archiv für Fatholifches Kirchenrecht, Bo. VI, 
Heft 1u.-2. Kompe, Das Patronatsrecht im Streit mit den Forderungen des oberrheinifchen Eriffe: 
pats (Zeitfchrift für deutſches Recht, Jahrg. 1862, XVII, 265 fg.) 
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proteftantifchen Fürſten auch als Kirchenobere und Nachfolger der katholiſchen Biſchöfe das 
Beſetzungsrecht über viele geiftliche Stellen auszuüben hatten, jo kam es bei zunehmenver terri= 
terialiftifher Richtung allmählich dahin, dem Landesherrn ganz allgemein vermöge der Landes— 
boheit eine derartige Befugniß zu vindieiren und in diefem Sinne ven Begriff eines fogenannten 
(andesherrlihen Patronatsrechts aufzujtellen. Wenn fhon früher namentlich in Öfterreich bei 
einzelnen Borgängen in Gemäßheit diefer Theorie verfahren war, jo fand jie eine ſehr weit— 
gebende Anwendung im Anſchluß an die Beftimmung des jüngften Reihsichluffes vom 27. Ayril 
1803, gewöhnlih citirt nad dem Ausfhußberiht an den Reichstag als Reichsdeputations— 
bauptichluß vom 25. Febr. deſſelben Jahres. Indem damals eine allgemeine Säculariiation des 
reichsunmittelbaren und des landſäſſigen Kirhenguts ftattfand, fo wurde in $. 36 ausdrücklich 
beftimmt: „Die namentlich und förmlih zur Entfhädigung angetwiefenen Stifter, Abteien und 
Kiöfter, ſowie die der Dispofition der Landesherren überlaffenen, gehen überhaupt an ihre neuen 
Beiiger mit allen Gütern, Rechten, Kapitalien, Ginfünften, wo fie auch immer gelegen find, 
über, Tofern nicht ausdrückliche Trennungen feftgeftellt find.” Es wurde nun von feiten der 
Regierungen der Orundfag aufgeftellt, daß zugleicdy mit jenen Gütern und Befigungen auch die 
Succeſſion in die jenen Klöftern, Stiftern und Biſchöfen früher zuſtehenden Präfentations- und 
Collaturrechte auf fie übergegangen fei, und zwar auf Grund der Souveränetät, indem über— 
haupt das landesherrliche Beſetzungsrecht pie Regel fei, gegen welches der Biſchof feine Eollatur 
ala Ausnahme zu beweifen habe. Namentlich die Eurfürftlich bairifche Regierung erklärte im Jahre 
1803 ausdrücklich, daß, wie in den übrigen Furfürftlichen fo aud in den Entfhärigungslanden 
dem Rurfürften dad Patronatsrecht an allen den Pfarreien und fonftigen Beneficien zujtehe, auf 
welden fein jus laicale patronatus hafte, und in einem Erlaſſe des General-Landescommiſſariats 
an das bifhöfliche Vicariat in Bamberg wird in einer längern Erörterung, „obgleich man feinen 
Beruf fühlt, ich mit dem bifhöflichen Vicariat gleichſam in gelehrte Fehden einzulaſſen“, behauptet, 
daß das Beſetzungsrecht ver Pfarreien, welches den Fürſtbiſchöfen in Deutſchland zugeftanden babe, 
nicht aus der biſchoͤflichen Gewalt entfprungen, fondern von den Biſchöfen ald Landesherren er= 
worben fei und daher deren Nachfolgern im Fürftenthum zuftehen müffe; wenn auch etiwa ber 
geiftliche Fürſt als Patron nie felbft als Biſchof ein Subject präfentirt habe, jondern geradezu 
zur Eollatur geſchritten fein werde, fo dürfe doch die eigentlich fürftbiihöflihe Handlung nicht 
als Ausfluß der bifhöflihen Gewalt allein angefehen werden. 

Diefe allgemeine Folgerung aus dem angeführten $. 36 und überhaupt die ganze An— 
nahme eines landeöherrlihen Patronatsrechts ift jedoh unzuläffig. Man muß vielmehr die 
einzelnen Tpeciellen Titel der Succeffion unterſuchen und danach den Übergang der Präſen— 
tations⸗ und Collaturrechte beflimmen, und zwar ftellt fih demgemäß die Sache folgenver- 
maßen. Die perfönlichen einem geiftlichen Landesherrn, Klofter, Stifte zugeftandenen Bas 
tronatsrechte jind untergegangen, die Beneficien in die Freie biſchöfliche Verleihung gefommen ; 
die perfönlihen weltlihen Patronate der frühern Reichsſtände und anderer weltliher Inſti— 
tute in den geifllihen Territorien find denfelben geblieben, beziehungsweiie auf das neue 
Sand, den Landesherrn übergegangen; die Befegungsrechte der Fürſtbiſchöfe und eremten 
Vrälaten als jolder waren fein Ausfluß des Patronats, find alfo fortgefallen mit dem glei= 
hen Erfolge; bei der incorporatio plena ift mit ver Aufhebung des Stift u. ſ. w. Die Va— 
canz ded Beneficiums eingetreten, deſſen Belegung dem Biſchof zufteht; ftand einem Stift 
oder Klofter ein Realpatronat zu, fo tft daffelbe mit den Gütern übergegangen, die ein andermal 
den Dominialgütern der geiftlihen Landesherren fehlenden Patronatsrechte wurden von den 
neuen Befigern erworben. Endlich in zweifelhaften Fällen fteht dem Biſchofe die Vermuthung 
der freien Gollatur zur Seite, weil fein Gollaturreht nad kirchlichen Rechtsbegriffen das 
normale ift. Wenn trogdem namentlid in den ſüddeutſchen Staaten, wo die Säcularifation 
im umfaffendften Maße ftattgefunden hatte, ein landesherrliches Batronatsredht in weitem lIm= 
fange zur Geltung gebradgt war, indem z. B. in Baden 1807 geradezu erflärt wurde, „bie 
Ernennung der Kirhenbeamten, welche eine eigene dazu gewidmete Pfründe oder fonjt ein vom 
Staat gefihertes Dienftgehalt Haben, fomme der Kirchengewalt nicht zu, fondern gebühre dem 
jeweiligen Staatsregenten“, und in Würtemberg jogar die Devolution, im Ball der Privat: 
patron nicht rechtzeitig präfentirt hatte, flatt an den Biſchof an den Souverän erfolgen follte, 
to fann nit wundernehmen, wenn die Organe der fatholifhen Kirche ih gegen ſolche Maß: 
nahmen ald Vergewaltigungen ausfprehen. Diefer Standpunft ift denn vorzugsweiſe geltend 
gemadt in den beiden Denffchriften des Epiffopatö der oberrheinifchen Kirchenprovinz aus den 
Jahren 1851 und 1853, worin biefe den Regierungen der zur oberrheiniſchen Kirchenprovinz 
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vereinigten Staaten eine Reihe von Forderungen in Bezug auf größere Selbftändigkeit der 
Kirche vortragen. So heißt es namentlih in der zweiten Denkſchrift S. 19: „Die erfte und 
bauptfächlichfte Beſchwerde der Biſchöfe befteht darin, daß die Regierungen für fi das Recht 
in Anſpruch nehmen, die katholiſchen Pfarrer anzuftellen, alle Pfarreien und übrigen kirchlichen 
Stellen und Ämter zu befegen; fie nehmen dagegen für fich die freie Verleihung der geiſtlichen 
Amter ald ein unveräußerliches Recht der Kirche und der biſchöflichen Jurispiction in Anſpruch 
Eine Beſchränkung des freien Verleihungörechts fönne hier und da vorkommen, wo ein gefeg: 
liches und zu Recht beftehendes Patronat einem Patron das Recht verleiht, nicht etwa eine 
Pfründe zu befegen — denn das ift ein für allemal unftatthaft — ſondern eine tauglide 
Perfon zu diefer Stelle vem Biſchof zu präſentiren. Ob und in welden Fällen aber ein ſolchet 
Patronatsrecht begründet, und nach welden Grundfägen ed auszuüben fei, das ift lediglich nah 
den Grundfägen des geltenden Kirchenrechts zu beurtheilen.” Wir übergehen die einzelnen 
Stadien des darüber entbrannten Streit, der einen integrivenden Theil des ſüddeutſchen 
Kirchenſtreits überhaupt bildet, und heben nur noch hervor, wie man in Baden im Vergleichs— 
wege zu einer feften Regulirung gelangt ift, indem die Verordnung, die Befegung der fatho: 
liſchen Kirhenpfründen betreffend, vom 20.Nov. 1861 unter Erwähnung des Einverftaͤndniſſes 
des Erzbiſchofs vorschreibt, daß fortan der landesfürftlihen Präfentation 304 näher bezeichnete 
Pfründen zugefchrieben werben follen, während der freien Verleihung des Erzbiſchofs 163 Prrün- 
den übermwiefen werden, Ubrigend haben ſich Männer wie Mohl und Jolly 19) dafür erklärt, vie 
Bejegung der Kirchenämter der Kirche felbft zu überlaffen, e8 fei das eine der unmittelbarften Kel: 
gen der erflärten Selbftändigfeit, und obgleich namentlih Mohl nachdrücklich hervorhebt, das 
offenbar dadurch dem Staate ein beveutended Machtelement entginge, ja ſogar eine gewiſſe 
Gefahr erwachſen könne, fo ſcheint ihm doch, daß ein Vorbehalt befonderer Rechtstitel zu ein: 
zelnen Ernennungen, alfo namentlih aud des Patronatsrechts nur wenig geeignet ſei, bie 
Sadjlage zu ändern, auch in folhen Fällen bleibe ver Kirchengewalt eine bedeutende Mitwirkung, 
hauptſächlich aber habe die Regierung bei Vergebung von Patronatöpfarreien doch immer nur 
eine Auswahl unter dem Klerus, wie er jih nun einmal ausgebildet habe; „dieſe Anſprüche 
mögen alfo bewahrt werden, da fie einmal zu Recht beftehen, aber von einer großen Bedeutung 
für die Kräftigung der Stellung ded Staats find ſie kaum“. Um fo mehr dringen dann aber 
beide, namentlich Jolly darauf, daß, wenn man aud der Kirche die Ernennung ihrer Beamter 
im einzelnen alle überlaflen müfje, um fo mehr allgemeine Korderungen von feiten des Staat! 
in Betreff der zur Verſehung eines geiftlihen Amts erforderlihen Eigenfhaften aufgefteli: 
werden müßten. 

IV. Dieneuern Berfude zur Abſchaffung des Patronats. Inden das Watronat 
namentlich durch den darin enthaltenen Einfluß auf die Anftellung der Kirchendiener, unver: 
fennbar der Gntwidelung einer freien firhlihen Gemeinveverfaflung weſentliche Hinvdernift: 
bereitet, jo jind in neuerer Zeit häufig Beitrebungen hervorgetreten, vaffelbe gänzlich zu beſei— 
tigen. In der That wird man fagen dürfen, daß das Patronatsrecht zu den kirchlichen Gemeinde: 
verhältniffen in einer ganz ähnlichen Stellung ſich befinde wie die Reſte der gutsherrlichen Ge: 
rihtöbarfeit und Polizei zu der freien Gelbftverwaltung der politifhen Gemeinden. 

Mas namentlich die Verbältniffe in Preußen betrifft, fo hatte ſchon Schleiermader in dem 
denfwürdigen „Vorſchlag zu einer Verfaſſung ber proteftantifchen Kirche im preußifchen Staate'‘ 
(1808) Abſchn.l, $. 12, das freie Wahlrecht der Gemeinde unter Goncurrenz der Synode in 
Anſpruch genommen und geradezu ausgefprocden: „alles Batronatsreht muß gänzlich abgeſchafft, 
und dies die einzige Art fein, wie Predigerftellen bejegt werden.” Es ift dann befannt, wie ge- 
rade an der Schwierigkeit, die Patrone in die neue Ordnung der Dinge einzureihen, die nad den 
Freiheitöfriegen unternommenen kirchlichen Verfaſſungsverſuche gefcheitert find. Dennoch glaubte 
die Generaliynode von 1846 nit, in dem Entwurfe der Kirchenverfaffung dad Patronatäredt 
antaften zu dürfen; man wurde dabei wol durch ven Hinblick auf die rheiniſch-weſtfäliſche Kir: 
chenordnung geleitet, wo daſſelbe allerdings auch beftehen geblieben war, aber thatſächlich nicht 
häufig ift; nur Sydow hat bei der vamaligen Berathung eine förmliche Abtretung des Rechte 
ber Pfarrbefegung von feiten ver Batrone für erforderlich erklärt. Erft die Verfaſſungscom 
mijjion der Nationalverfammlung erklärte im $. 20 ihred Entwurfs, daß dad Kirchenpatronat 
fowol des Staatd ald der Privatperfonen aufgehoben und diefe Aufhebung durch ein befondered 


15) Mohl. Über das Verhältniß des Staats zur Kirche (Staatsrecht, Völferrecht, Bolitif), II, 219 fg. 
Jolly, Die badifchen Gefegentwürfe über die kirchlichen Berhältnifje (Heidelberg 1860), S. 18 fg. 
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Geſetz geregelt werben ſolle. Die Motive dazu bemerken, daß das Kirchenpatronat feinem Be— 
griffe nach fo fehr der Autonomie der Religionsgefellfhuften widerfprehe und in der Anmwen- 
dung zu fo erheblichen Üibelftänden führe, daß das Bedürfniß der Aufhebung dieſes Inftituts 
feiner weitern Rechtfertigung bebürfe; indeflen könne die Aufhebung nur im Wege der Gejeg- 
gebung mit Berüdjihtigung der Patronatölaften erfolgen. Die octroyirte Verfaſſungsurkunde 
vom 5. Dec. 1848 Art. 14 hatte in wejentlicher Übereinftimmung damit die Beflimmung, daß 
dad Patronatöreht aufzuheben fei; wogegen der Art. 17 der revidirten Verfaffungsurfunde 
vom 31. Jan. 1850 lautet: „Uber das Kirhenpatronat und die Bedingungen, unter welden 
daffelbe aufgehoben werben fann, wird ein bejonderes Gefeß ergehen.” Es hat nun zwar ber 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten von Radenberg wiederholt erflärt, daß das verheißene 
Geſeh bereit vollftändig ausgearbeitet fei und den Kammern baldigſt vorgelegt werben folle; 
indeß bereitd im Mai 1854 erflärte der Minifter von Naumer, daß die Ausführung des 
Art. 17 ver Verfaſſungsurkunde jet ſehr fern liege, und es ift demgemäß eine ſolche Vorlage 
überhaupt nicht erfolgt. Man hat fich ftatt veffen alle ervenfliche Mühe gegeben, das Patronat 
mit den Grundzügen der kirchlichen Gemeindeordnung für die Öftlihen Provinzen vom 29. Juni 
1850 in Einflang zu fegen. Es war darin vorgefhrieben, daß die Bermögendverwaltung den 
vom Patronat ernannten Kirhenvorftehern verbleiben folle, daß aber die vom Patronat 
ernannten Kirchenvorfieher zugleih Mitglieder des Gemeindekirchenraths fein follten, um 
auf dieſe Weife einen gefährlichen Dualidmus zu vermeiden; auch forderte ein Erlaß des Mini- 
ſteriums der geiftlihen Angelegenheiten, Abtheilung für die innern evangelifhen Kirchen— 
ſachen, vom 2. Juli 1850 alle kirchlich gefinnten Patrone auf, dur einen gänzlichen Verzicht 
auf die Ernennung der Kirhenvorfteher die Bildung ver Gemeinveverfaffung zu fördern. Die 
Patrone find aber in ihrer großen Mehrzahl ſehr wenig geneigt gewefen, auf dergleichen Pro: 
pofitionen einzugehen, vielmehr haben fie, wie eine Denkſchrift des Oberfirchenraths, die kirch⸗ 
lie Gemeindeordnung betreffend, vom Jahre 1855 fagt, „Die ganze Einrichtung als eine Ge- 
fährdung ihrer Befugniffe, ald ein Hinderniß zur Erfüllung ihrer Pflichten betrachtet, ja felbft 
der Gedanfe eines folden Organismus wurde von mandem Patron ald demokratiſch, der gött- 
lien Autorität ledig und darum als gefährlih für Kirche und Staat befämpft; auf diefem 
Grunde ift in Pommern eine maffenhafte Broteftation gegen die den Patronen zugedachte « Ent- 
laffung aus dem KRirhenamt» und eine eigene Petition des Provinziallandtags gegen die Ge: 
meinbeordnung hervorgetreten”. Demgemäß ſah ſich dad Kirchenregiment, von einzelnen feiner 
Organe, namentlich dem magbeburger Conſiſtorium, vorwärtd getrieben, zu weitern Conceſſtonen 
an die Patrone veranlaft. Auf Grund mehrerer in Anlaß der erwähnten Denkſchrift erfolgten 
Gutachten und nad ausführlichen Berathungen beſchloß die „kirchliche Conferenz“ im Jahre 
1856, den Kirhenregiment zu empfehlen, aus den Grundzügen alle auszuſcheiden, was 
die Aufhebung des Patronatd vorausfegt oder deſſen Rechte beeinträchtigt, den evangelifchen 
Kirchenpatronen vorzubehalten, von den Verhandlungen der Kirchengemeinderäthe Kennt— 
niß zu erhalten, au, ihre Dualification vorausgefegt, den Berfammlungen des Gemeinde: 
kitchenraths mit Stimmredht beimohnen zu dürfen. Die allerhödfte Orbre vom 27. Bebr. 
1860, betreffend die Fortbildung der evangelifhen Kirhenverfaffung, gefteht den Patronen 
wirklich das Recht zu, zu jeder Zeit perfönlich over durch Einſicht im die über die Sigungen auf: 
zunehmenden Brotofolle von den Berhandlungen ver Gemeindekirchenräthe Kenntniß zu nehmen, 
was dann durch den Erlaß des Oberfirhenraths vom 16. Febr. 1861 näher regulirt wurbe; ed 
wurde ferner, wie in einem Erlaffe des Oberkirhenraths vom 7. März 1860 noch näher er: 
läutert mwurbe, hervorgehoben, daß den Gerechtſamen des Patronats in gleicher Weife wie den 
Befugniffen des geiftlihen Amts und des landesherlichen Kirchenregiments die erneuerte Garantie 
ihres unverfürzten Beftandes ertheilt werde; es wurde dann aber andererfeit zu Gunſten einer 
freien Entwidelung der firhlihen Gemeindeverhältniffe vorgeſchrieben, daß die Vorfteher bei 
den Kirchen landesherrlichen Batronats aud der Zahl der qualificirten Mitglieder ded Gemeinde⸗ 
kirchenraths ernannt werben follten; und auf dad Verlangen der Patrone, geborene Mitglieber 
des Gemeindekirchenraths zu fein, wogegen fih fhon ein Erlaß des Oberkirchenraths vom 
19. Dec. 1850 ganz entſchieden ausgeſprochen hatte, wurde gar nicht eingegangen. 1°) 


16) Actenſtücke aus der Verwaltung des Evangelifchen Oberfirchenraths, I, 18, 34; III, 15, 37, 
226, 232, 234, 245; IV, 40, 52, 63, 81, 86, 87, 116, 125; V, 6, 99, 101, 119, 121. Mofer, All: 
gemeines Kirchenblatt, Jahrg. 1852, ©. 3 fg. 
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In hohem Grade intereſſant für die Frage nach Abſchaffung des Patronaté ſind Die Ver: 
bandlungen, welche auf der Deutſchen Evangelifhen Kirchenconferenz zu Eifenad im Jahre 1861 
ftattgefunden haben. 17) Es handelte ſich zwar zunächſt nicht um die frage, ob überhaupt und auf 
welchem Wege der kirchlichen und flaatlihen Gejepgebung die völlige Befeitigung oder irgend: 
welche Mopification deſſelben im Intereffe und Geifte der Kirche anzuftreben jei, jondern man 
wollte in Gemäßheit eines Gonferenzbeichluffes vom Jahre 1859 unter Anerkennung des Se— 
gend, welchen ein treu verwalteted Batronat für die Wohlfahrt ver Gemeinden zu fliften vermöge, 
nur auf eine Prüfung derjenigen Momente eingeben, welche hinſichtlich der Stellung der Kirchen⸗ 
regierung zu den Patronen, zu den Patronatdgemeinden u. ſ. w. in Betracht zu ziehen fin. 
Deſſenungeachtet läßt der vortrefflihe Bericht ded Hrn. Oberkirchenrathsdirectors Staatöratbi 
Runde aus Oldenburg fehr deutlich die Überzeugung von der Unhaltbarkeit des ganzen Inſtitun 
durdbliden. „Das Patronat“, heißt es, „iſt unter allen Imftänden fein natürliches Glied de 
jegigen firdlichen Organismus, fondern eine Ausnahme von der Regel, eine Beſchränkung ber 
natürlichen Lebensäußerungen des Kirhenregiments und der Gemeinde, ein zu Gunften einer 
beftimmten Perſon unter beſondern geſchichtlichen Verhältniffen entſtandenes exceptionelles Recht, 
alfo ein Privilegium, welches an und für ſich der Kirche fremd iſt und ihr ebendeshalb wenig: 
ftend leicht nachtheilig werden kann.“ Es wird dann zwar zugegeben, daß ed unter Umfländen 
da, wo es lange beftehe, zu ertragen fei, ja felbit fein Gutes habe, aber man dürfe nit einem 
an ſich veralteten anomalen Inftitut einen Einfluß auf die firhliche Verfajlungsgeftaltung zu: 
geiteben, es heiße neuen Wein in alte Schläudhe füllen, wenn man erwarten wolle, dap heut: 
zutage befonderd duch die Patrone firliches Leben in den Gemeinden gefürbert werde, dei 
ferner etwaige Misbräuche des Batrons bei der Präfentation die Geſetzgebung wol veranlallen 
fönne und müffe, das ganze Inftitut zu befeitigen, damit das Übel mit der Wurzel ausgerottet 
werde. Und ausprüdlich hebt der Herr Referent hervor, daß hier wie überall das höhere Inteteſſe 
der allgemeinen Wohlfahrt wol im Stande fei, dad wohlerworbene Recht des Individuums zu 
bejeitigen, ganz wie e& bei der Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit der Hall geweſen fei. 
Der Eorreferent, Kirhenrath und Oberhofprediger Dr. Dittenberger aus Weimar, erklärt 
fi mit allen wejentlihen Sägen bed Referenten einverftanden, meint aber, ed jei doch manchet 
in dieſer Hinſicht beifer geworden, wenngleich er zugibt, daß noch immer nicht das Firhliche Be 
dürfnif der Gemeinde bei Ausübung des Präſentationsrechts genügend berüdjichtigt wert, 
daß noch oft dad linterbringen von Verwandten oder Hauslehrern oder Univerfitätöfreunden 
einziges Motiv der Präfentation.jei; „Gewiſſenloſigkeit und Schamlojigfeit, wie ich fie erlett, 
nicht in diefem Lande, wo aud ich allen Grund habe, dad Verfahren der Patrone im ganzen 
ehrend anzuerfennen, fondern vor dreißig Jahren in meinem frühern Vaterlande, kommen jez! 
wol nicht mehr vor. Daß man bei Vergebung der Pfarreien heimlich Simonie treibt, dag man 
einer großen Gemeinde einen ganz und gar untauglichen Pfarrer gibt, lediglich weil er im Jagd 
gefolge des Patrond ver befte Schüge ift, daß man an noch ſchmählichere unjittlihe Bedin 
gungen die Zufage der Präfentation fnüpft, das halte ich jegt für unmöglich“. Im ganzen un: 
günftig über das Patronat ſprach ſich auch ein Bericht des Gonfiftoriums zu Stuttgart amd, 
während dagegen der Oberkirchenrath Kliefoth erklärt, daß er ſich in principieller Beziehung 
zu dem Referat im Diffens befinde, und namentlich der Orundanfhauung entgegentrete, def 
das Patronat ein veralteted, zur Befeitigung beftimmtes Inftitut fei, unter Berufung auf dir 
Thatſache, daß von der mecklenburgiſchen Regierung noch ganz Fürzlidy neue Patronatsredhte er⸗ 
theilt feien; Hr. von Harleß begnügte ſich mit der Erklärung, daß in Baiern feine Deiderien 
vorlägen, welde durchgreifende Maßregeln erforderten. 

Endlich haben in allerneuefter Zeit in der erften bannoverifhen Kammer in ber Sigung 
vom 28. Mai 1864 bei Gelegenheit der dritten Berathung über den Entwurf einer Krchen— 
vorftandd= und Synodalordnung Verhandlungen über die Abfhafung des Patronatérechts 
ftattgefunden auf Grund eines Antrags des Kammerraths von der Deden, deſſen wichtigſter 
Theil darauf gerichtet war, die Fünigliche Negierung um eine Außerung darüber zu erfuben, eb 
es jich empfehle, fomweit eine Geneigtheit der Berechtigten fi dazu finde, auf eine allmäblide 
Aufhebung des Patronats im Wege der Bermittelung hinzuwirfen. Diefer Antrag if zwar bei 
der Abftimmung abgelehnt, indeſſen ift Doch der Hauptgrund, der von dem Antragſteller ſelbſt 
und mehrern andern Mitgliedern hervorgehoben wurde, von der Gegenjeite keineswegs wider: 


17) Moier, Allgemeines Kirchenblatt, Jahrg. 1861, ©. 441, 445, 446, 449, 451, 458, 459, 409, 
410, 411, 559, 
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legt. Hr. von der Decken geht nänılid in der Begründung feines Antrags davon aus, daß mit 
ber Entwidelung der Synodalverfafjung im Laufe der Zeit die Befugniffe der Gemeinde ſich 
nothwendig erweitern müßten, und folgeweife auf Koften der Patrone. Er halte dies zwar für 
fein Unglück, wenn, wie er hoffe, das firdliche Leben durch die Synodalordnung gefördert werbe. 
Aber die Ungerechtigkeit jei nicht zu verfennen, die darin liege, daß die Patrone in ihren perfön- 
lihen Intereffen und wohlerworbenen Rechten nothivendig würden beeinträchtigt werden müffen, 
während ihre Verpflichtungen, wo dergleichen mit dem Patronat verbunden, immer nur fi 
würben vermehren fönnen, denn mit der Vermehrung der Population und mit den wachſenden 
Anſprüchen des Kirchen: und Schulregiments würden die Batrone, wo fie verpflichtet feien, für 
die Bedürfniſſe des Kirchipield oder der Schulgemeinde zu forgen, nothwendig in eine fehr üble 
Lage fommen. Es bejchränfe ſich aber feine Befürchtung nicht auf die wachſende Benachthei— 
ligung der finanziellen Intereffen der Patrone, die ganze Stellung der Patrone werde immer 
mehr in eine jchiefe Zage geratben. Auch von anderer Seite wurde nod hervorgehoben (Graf 
Borried), daß dad Patronatsrecht mit der Entwidelung, die mit der Ginführung der Synodal- 
erdnung auf kirchlichem Gebiete betreten werben folle, nicht in Einflang zu bringen fei. Das 
Vatronatsrecht flehe mit diefen Verhältniffen in Widerſpruch, und werde die Synodalordnung 
mebr und mehr zu einer Betheiligung der Gemeinde bei Beſetzung der Stellen ver höhern und 
niedern Kirchendiener führen. Da, wo Batronate beftänden, ftellten fi dem Hinderniffe in den 
Weg und würden eine ungleihmäßige Behandlung der Gemeinden veranlaffen. Es fei deshalb 
durchaus geratben, veihtzeitig, und ehe eine dem Patronat feindjelige Richtung ſich weiter ent: 
widrlt habe, in nähere Erwägung zu ziehen, wie das Patronat in angemeflener Weiſe zu befei- 
tigen ſei. 19) 

Es mag zum Schluß noch auf einen Geſichtspunkt hingewiefen werben, den Puchta mit 
Bezug auf die verſchiedene Stellung der fatholifchen und proteftantifhen Auffaffung hinſichtlich 
des Patronatd geltend gemacht hat. Er erklärt dafjelbe überhaupt für eine Anomalie und em: 
pfieblt deſſen Abihaffung mit deutlihem Hinweis auf das freie Wahlrecht der Gemeinde. Er 
jagt dann wörtlig: „In der katholifhen Kirche ift e8 dem kirchlichen Weſen weniger wider: 
firebend, weil dort Amt und Beneficium das Vorwiegende ift, die Perfon dagegen zurücktritt; 
die Ordination hat eine ſolche Kraft, die wefentlihen priefterlihen Functionen find von der Be: 
fchaffengeit, daß die Perſonen ald fungibel erfcheinen, ein Ordinirter in der Hauptſache fo gut 
ift als ber andere. Ganz anders in der evangelifchen Kirche, welche dieſes ihrem innerften 
Weſen fremdartige Inftitut von jener überfommen und noch nicht die innere Kraft empfangen 
bat, ſich deflelben zu entledigen.“ 19) Ernft Meier. 

Pauperismus. (Auftreten und Ausdehnung deffelben. Zuftände der ar— 
beitenden Klajjen. Folgen und Gefahren. Pauperismus der ländliden und 
Induftriebezirke. Die Mittel gegen ven Pauperismus.) 

1. Auftreten und Ausdehnung deffelben. Soweit Alterthumskunde und Geſchichte 
uns in die Bergangenheit zurüdbliden laffen, zu allen Zeiten und überall hat es neben denjeni= 
gen, welde aus Bejig und Erwerb ihr ausreihenvdes Einfommen befaßen und zum Theil mit 
Glücksgütern reich gefegnet in Überfluß und Lurus lebten, Arme, d. h. folde Menfchen gegeben, 
denen die zum Lebensunterhalt nothwendigen Mittel fehlten, und die fie fih aud nicht in genü— 
gendem Maße durch Arbeit zu gewinnen vermochten, ja die, wenn ihnen fein Beiftand gewährt 
ward, in Elend und Noth untergehen mußten. Aller fo zahlreih und mit fo großen Verſpre— 
Hungen aufgetaudten focialen Syiteme ungeachtet iſt auch feine Ausſicht vorbanden, die Ar— 
muth, das große Übel der menſchlichen Geſellſchaft, die Mutter zahlreicher Verbrechen, auszu— 
roten; nur ihre Verminderung allein und die Linderung und Befeitigung der Noth , welche fie 
bei den einzelnen zur Folge hat, kann mit Hoffnung auf Erfolg angeftrebt werden, Weshalb 
dem jo ift, haben wir hier nicht zu erörtern und ebenjo wenig näher auf die Armuth und die 
Mittel, durch welche fie bekämpft werden fann, einzugeben; nur auf einen für vie nachfolgende 
Erörterung harafteriftifhen Punkt wollen wir ſogleich hinweiſen. Zablreihe Urfahen rufen 
bei den einzelnen und den Familien die Armuth hervor, und zwar jind diefelben bald unverſchul— 
dete, wie Krüppelbaftigfeit, Rörperfhwähe, geiftige Gebrechen, Krankheit, Unglüdsfälle 
anderer Art u. f. w., bald verjchulvdete, wie Trägheit, Unreblichfeit, leichtſinnige Verſchwen— 


18) Hannoverifches Pandtagsblatt, Nr. 40. 
19) Puchta, Einleitung in das Recht der Kirche (Leipzig 1840), ©. 140. — 
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dung, Verbrechen u. dgl. m.; aber immer find dieſe Urſachen weſentlich ſolche, welche ſich an die 
einzelne Perfon, das Individuum, anfnüpfen und deſſen Armuth veranlaflen, bei veren Abwe: 
fenheit die Erwerbsfähigkeit in vollem Maße vorhanden fein und dagegen der Zuftand ber 
Hülfsbedürftigfeit und materiellen Noth nicht eriftiren würde. 

Ganz anders verhält ed fi mit dem Pauperismus. Denn erftend zeigt ih der Bauperis: 
mus nicht überall zu allen Zeiten ; e8 gibt vielmehr Länder und geſellſchaftliche Zuftände, melde 
ihn förmlich ausſchließen, und dagegen andere, in denen er ſich unausbleiblich zeigt, welche ihn 
hervorbringen und fördern, die feine Befeitigung faft ebenfo unmöglich ald die Bejeitigung der 
Armuth erfcheinen laffen. Kerner wird er, wie fi) dies [hon zum Theil aus dem eben Gefagten 
ergibt, durch allgemeine, in ganzen Ländern und Diftricten vorhandene Urſachen veranlaßt, er 
drüdt eine ganze Klaffe ver Bevölferung in Entbehrung, Noth und Elend herab und weidt 
nicht eher, als bis die politifhen, wirthſchaftlichen und jocialen Verhältniſſe der betreffenden 
Gebiete eine wefentliche, durchgreifende Veränderung und Verbeſſerung erfahren haben. 
Während die eigentliche Armuth durch die freie Wohlthätigfeit und die Öffentliche Armienpflege, 
welche beide ſich mit den einzelnen beſchäftigen, gelinvert werben kann, erfordert der Pauperis: 
mus fräftigere,, ausgebehntere Mafregeln, welche ihn an der Wurzel angreifen , die beſtehenden 
Zuftände wenigftend in einzelnen wichtigen Theilen umformen, und deshalb durd Staat und 
Geſellſchaft in die Hand genommen und unterftügt werden müffen. 

Das Wort „Pauperismus“ iſt ein neugebilvetes Wort, dad vor zwei Decennien in Srant: 
reich und England bei Gelegenheit der Erörterungen über die fociale Frage und die Verbeſſe 
rung der traurigen Rage der Arbeiter in den Fabrikdiſtricten entftand, indeß ſchnell allgemein: 
Verbreitung fand und ji aud in Deutſchland, wo man ed vergeblich durch „Maſſenarmuth 
hat erfegen wollen, eingebürgert hat. Abdgeleitet von dem lateinifchen pauper, bezeichnet ed den 
dauernd gewordenen Zuftand, in weldhem ſich die unnermögende, vorzugsmeife auf die gemeine 
Handarbeit angewiefene Bevölkerung eines Landes befindet, wenn fie ſich nicht in genügenden 
Maße ausreihend lohnende Arbeit zu verfchaffen vermag, fondern mit Mangel an Arbeit zu 
fämpfen hat und zugleich der Arbeitslohn fo tief Herabgefunfen ift, daß er die gewöhnlichſten 
Lebensbedürfniſſe für ven Arbeiter und feine Familie nicht mehr deckt. In diefem Fall verbrei: 
ten ſich Armuth, Noth und Elend über die ganze arbeitende Klaſſe, fie werben in derſelben re: 
niſch und felbft erblih. Auch der gefunde, Eräftige, tüchtige und fleifige Arbeiter, der tra- 
vailleur parfait, wie man ihn bezeichnet hat, derjenige, der dad volle Arbeitöpenfum liefern 
kann und liefert, muß dann fogar bei hinreihender Nachfrage nach Arbeit des niedrigen Arbeits: 
lohns wegen darauf verzichten, feine Bebürfniffe in dem Maße zu befriedigen, als es die Rüd: 
ſicht auf feine und feiner Familie körperliche und geiftige Gefundheit erforbert; bei mangelnde: 
Arbeit aber — und diefer Fall tritt für den einzelnen und felbft für ganze Kategorien micht jel: 
ten ein — fteht er völlig dem travailleur imparfait glei, der, weil er an förperlichen, geiftigen 
oder moralifhen Gebrechen leidet , zu ven Armen zählt. Man würde fehr irren, wenn man an: 
nehmen wollte, ver Pauperismus fei, weil er erft in unferer Zeit erfannt und Garakterijirt wor: 
den ift, ein Product des 19. Jahrhunderts; er war vielmehr fhon früher und namentlich auf 
in alter Zeit vorhanden, obwol die Inftitution der Sklaverei feine Entwidelung verhinderte 
Nur hat die Wiffenfhaft erft in der neuern Zeit diefen Zuftand einer genauern Unterſuchung 
für werth gehalten; früher zählte man alle diejenigen, welche durch ihn zu leiden Hatten, ohne 
weitereö zu den Armen. Aber allerdings hat ji der Pauperismuß erft in den legten Decennien 
in der Weife geftaltet und verbreitet, wie wir ihn gegenwärtig zu beobachten Gelegenheit haben. 
Je flärker und fihneller im allgemeinen die Bevölferung in Europa anwuchs, je mehr ſich 
namentlich die fogenannte arbeitende Klaffe überall und zumal da, wo die Induftrie Gen: 
tralpunfte ſchuf und maffenhafte Werkftätten gründete, ih an Zahl vergrößerte, defto mehr trat 
auch der Pauperismus hervor und nahm zugleich Dimenfionen an, welde Staat und Geſellſchaft 
in ſchwere Beforgniffe zu verfegen geeignet find. Mit Grund ift daher die Frage des Pauperismus 
ald die Frage des Jahrhunderts bezeichnet worden, und richtig haben die bedeutendften forialen 
Schriftſteller ausgeführt, daß fie, felbft wenn es die größten Anftrengungen erfordern follte, ge: 
Löft werden müffe, follen die nachtheiligen Folgen dieſes Übels nicht für die nächſte Gegenwart 
verberblidh werden, focialen Revolutionen Thor und Thür Öffnen und die Menjchheit in einer 
kurzen Reihe von Jahrzehnten phyſiſch, geiftig und moraliſch ruiniren. 

U. Zuftände ver arbeitenden Klafjen. Faſſen wir die Lage der arbeitenden Klaffe, 
bed fogenannten Proletariats, da, wo der Pauperismus herrfcht, etwas näher ind Auge. Der 
Arbeitslohn ift fo tief herabgefunfen, daß der Arbeiter fich nicht mehr im Stande fieht, alle 
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feine Bebürfniffe und bie feiner Familie in ausreichender Weife zu befriedigen. Er muf daher 
nothgedrungen daran benfen, fie zu befchränfen. Da er aber in erfter Linie für den Körper, 
deffen Gejundheit und Kraft die Hauptbedingung der Arbeitöfähigkeit ift, zu forgen bat, fo 
treten zunächſt alle geiftigen Bebürfniffe in den Hintergrund; in kurzer Zeit jinft ver Arbeiter 
auf die Stufe des Arbeitsthieres herab, das für feine Nahrung Dienfte leiftet. Aber dabei kann 
er in der Regel nicht ftehen bleiben. Auch für Nahrung, Kleidung und Wohnung reicht der 
tägliche Erwerb nicht mehr aus, der Arbeiter wird vielmehr gendthigt, ſich mit ungenügender 
Nahrung, mangelhafter, gegen die Witterungseinflüffe nicht vollftändig [hügender Kleidung 
und enger, ungejunder Wohnung zu begnügen, trotzdem gerade in diefer Hinficht feine oft fehr 
anftrengende Beihäftigung verhältnigmäßig nicht geringe Anforderungen ftellt. Die natür: 
lie Folge von alledem ift, daß der Körper, der ohnehin häufig durch die Arbeit felbft leidet, ſich 
ſchnell ſchwächt, den Keim von Krankheiten in jih aufnimmt und entwidelt und endlich nicht 
mehr das volle Maß der Arbeit zu leiften vermag. Sowie diefer Zeitpunft eintritt, vermindert 
ih auch der Lohn des betreffenden Individuums; an die Stelle der Dürftigfeit tritt Die Noth, 
die Hülfsbedürftigkeit. Aber nicht felten verfällt der Arbeiter noch fchneller feinem Schidjal. 
Um feinen Erwerb zu fleigern, vermehrt er bei Stüdlohn feine Anftrengungen, erhöht bei 
Stundenlohn feine Arbeitszeit, gibt die ihm fehr nothiwendige Sonntagsruhe auf und entfräftet 
damit in fürzerer Zeit feinen Körper. Oder er wird arbeitölos, muß jelbft dad Nothwendigſte 
entbehren und wird auf diefe Weife Eörperlich zu Grunde gerichtet. 

Bir haben bisher faft nur von dem unverheiratheten Arbeiter geſprochen, müffen aber jegt 
bervorbeben , daß bei dem verheiratbeten, der in der Regel nicht mehr erwirbt, ſich die Verhält: 
niffe no ungünftiger geftalten. Ald Ernährer der Familie foll er fo viel erübrigen, um neben 
den feinigen auch die Bedürfniſſe feiner Frau und feiner oft zahlreichen Kinderſchar zu deden. 
Infolge deſſen hat er fi nicht nur größern Anftrengungen, fondern au größern Einſchrän— 
tungen, welde auf ihn noch nachtheiliger einwirken, zu unterziehen. Dabei ift er weit zahl: 
reihern Unglücksfällen ausgeſetzt als der unverheirathete Arbeiter, denn Frau und Kinder 
können ſchwer erkranken, fein geringes Mobiliar Fann ihm verloren gehen u. f. w., und felbft 
die Geburt eined neuen Familienglieds, das Wochenbett feiner Frau, wird für ihn häufig ein 
Unglüdf, weldes ihn dem Glend zuführt. Tritt Arbeitölofigfeit ein, fo vermag der unverhei— 
ratbhete Arbeiter noch dadurch, daß er an einem andern, im Augenblick günftiger geitellten Ort 
Arbeit jucht, ſich Erwerb zu verſchaffen; der verheirathete dagegen ift faft unauflöslih an die 
Heimat gebunden. Günftiger fheint ih die Sache zu geftalten, wenn bie Frau und erwachſenen 
Kinder ebenfalld erwerben. Indeß treten in diefem Ball Miöftände hervor, melde zwar ande: 
rer Art find, aber ebenfo nachtheilige Folgen haben. Abgefehen davon, daß die Frauenarbeit 
überall da, wo fie ſich ausdehnt, mwefentlich auf die Verminderung des Lohne Hinwirft und 
dadurd die männlihen Arbeiter ſchwer benachtheiligt, zerreißt ſie au den Hausftand bed 
Arbeiter und verfchuldet das phyſiſche und geiftige Siehtbum der nächſten Generation. 
Erfchredende Schilderungen der Zuftände, welche die Srauenarbeit in Kabrifen veranlaßt, be— 
figen wir namentlih aus England. Die Wohnung finft zur Sclafftelle herab; Mann und 
Frau find in Hinficht auf die Nahrung auf die ſchlechtere Koft erbärmliher Wirthshäufer hin— 
gewieſen, in denen ſie jih, wenn ed angeht, auch bei ftarfen Getränfen vergnügen; das Fami— 
tienleben hört auf, die Einflüffe der Fabrik tragen zum fittlihen wie förperlihen Herabfommen 
der Frauen bei; ihrer Schwangerfhaft ungeachtet müſſen dieſe angeftrengt arbeiten und werden 
für das Wochenbett nur wenige Tage befreit; maflenhaft fterben die ſchwächlichen, oft mit Ge— 
brechen behafteten Neugeborenen dahin; die überlebenden Kinder fönnen nicht an der Mutter: 
bruſt genährt, fondern müfjen fremden Verfonen, meift andern Arbeiterfrauen, welde ſich 
wenig um fie befümmern können, zur Pflege überlaflen werden und wachſen in Verwahrlofung 
und Siehthum auf, ohne Häusliche Erziehung und oft auch ohne die der Schule, um fobald als 
möglih, 6, 8, höchſtens 10 und 12 Jahre alt, zur Arbeit angehalten zu werben; es ent: 
fteht ein Geſchlecht, das in jeder Hinficht verdorben und zu frühem Tod verdammt, ver Gefell: 
ſchaft weit mehr ſchadet ald nügt, und deſſen Nachkommenſchaft, falls es eine ſolche überhaupt 
bat, nur noch unglüdliher und verborbener fein Fann.?) 





. 1) Man hat die arbeitende Klaffe da, wo ber Pauperismus herrfcht, das Proletariat, ihre Glieder 
bie Broletarier genannt. Im alten Rom führten biefen Namen bie Angehörigen der ärmften Klaſſe, 
welche feine Steuern zu zahlen vermochte und dem Staate nur durch die Kinder, welche fie erzeugte, 
süglidy wurde, Much jept ift das Proletarint diejenige Klaffe der Bevölferung, welche bei weitem den 
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II. Folgen und Gefahren. Wie derartige Verhältniffe auf den Arbeiterftand wirken 
müſſen, ift leicht einzufehen. Nachdem der einzelne lange mit dem ihn bedrohenden Schidial 
fruchtlos gekämpft hat, kommt er jhlieglih zu der traurigen Überzeugung , daß er demſelben 
durch Tüchtigkeit, Fleiß und Redlichkeit nicht entgehen kann, daß er aber noch weniger im Stande 
ift, fich in beſſere Verhältniffe zu verfegen oder auch nur ſich für die fpätern Jahre feines Lebens 
eine forgenloje Griftenz zu fihern. Damit ſchwindet aber der moralifhe Sporn, welder ihn 
biöher zur Arbeit antrieb; der Arbeiter wird läflig, legt wol gar die Hände in den Schos, läft 
die Dinge, nachdem er jede Hoffnung auf Befferung verloren hat, geben, wie ſie eben geben 
wollen. Ohne Zweifel verfhledtert er damit nur feine Rage; aber er glaubt dem Ruin unter 
feinen Umftänden entgehen zu fönnen, und wo die Verzweiflung erft ſich eingedrängt hat, finden 
vernünftige Erwägungen feine Stätte mehr. Noch will er jih nur in der drückendſten Norh an 
die Armenpflege wenden; kaum ift indeß ver erfte Schritt geſchehen und Geld, das er nicht durd 
fauere Arbeit erwerben mußte, in feine Hände gelegt worden, jo beginnt das Almofennehmen 
feinen entürtlihenden Ginfluß zu üben. Alle Armenverwaltungen machen tagtäglich die traurige 
Erfahrung , daß der Arbeiter, welcher infolge häusliher Unglücksfälle oder wegen Arbeitäman: 
gel einmal unterftügt worden ift, ven Weg zum Armenpfleger ſtets wieder von neuem einſchlägt, 
bis er endlich ein arbeitöfcheuer Bettler geworben ift. Indeß, wie viele lenken auf noch ſchlim⸗ 
mere Wege ein und endigen ald Verbrecher im Zuchthauſe, nachdem fie ihr kleines Befigtbum 
vergeudet, Weib und Kinder im Elend verlaffen und fich die Rückkehr zur Arbeit, von ber fe 
ſich völlig entwöhnt haben, durch den ſchlechten Ruf, den fie fih erworben, und die übeln Be: 
mwohnheiten, welde ihnen zur zweiten Natur geworben find, für immer abgeichnitten haben. 
Mit Recht haben daher alle Schriftiteller, welche ausdrücklich oder gelegentlid die Folgen des 
Bauperismud beſprochen baben, einen beſondern Nachdruck auf die tiere Gntiittlihung geleat, 
welche er im Arbeiterftande entwidelt, und die ſich einer anftedenden Krankheit gleich mit faſt 
wunderbarer Schnelligfeit zu verbreiten vermag, trogdem fie in gemöhnliden Zeiten nicht 
immer jedem ind Auge ipringt. 

Mir brauden nicht weiter auszuführen, daß die Zuftände eines Volks feine gefunden fein 
fönnen, wenn ein fo wichtiges Glied wie der Arbeiterftand in der bezeichneten Weiſe leidet und 
ftatt ich zu heben, tiefer und tiefer finft; ed liegt das für jedermann flar genug auf der Hant. 
Aber wir müllen wenigftend mit Einem Worte darauf bindeuten , daß aud) das wirthſchaftliche 
Leben nicht gedeihen fann. Induſtrie und Gemwerbtbhätigfeit werden ſtets nur ba zur höchſten 
Blüte gelangen, wo der Unternehmer durch tüchtige Arbeiter geftügt und gefördert wird, und 
es fehlt auch nicht an Beiipielen, daß bedeutende Induftriezweige eines Yandes in verhälmiß— 
mäßig furzer Zeit herabgefommen und fogar untergegangen find, weil die in ihnen beſchäftig— 
ten Arbeiter in Hinſicht auf moralifhe Haltung, Energie und techniſche Dualification, welche 
legtere ohne beide nicht errungen werden fann, ven gebotenen Anforderungen nicht genügten. 

In den Pauperismus liegen ferner große politiihe und foriale Gefahren, Daß per Ar: 
beiter wie jeder andere das Net ald Menſch zu eriftiren in Anſpruch nimmt, vermag ihm nie: 
mand zu vermehren; Died Recht wird auch von allen Seiten anerkannt, da er ein fehr nützliches 
Glied der menschlichen Gefellichaft bildet. Nichtsdeſtoweniger fieht er feine Eriftenz ſtets ge⸗ 
fährdet, jich und Die Seinen dem Untergang ausgelegt. Nur zu leicht findet deshalb bei ihm bie 
Idee Eingang, dap ihm unrecht geichehe, daß er von den Reichern unterdrückt und ausgeiogen 
werde. Zunächſt pflegt fi fein Zorn gegen die Arbeitgeber zu richten. Er bemerkt, daß ih 
diejelben, während er darbt, in einer günftigen, oft glänzenden Lage befinden, und ſchreibt dieſen 
Umftand dem „Syſtem der Ausbeutung ihrer Arbeiter zu. Indem er von der irrthümlichen 
Anjiht ausgeht, daß bei der Erzeugung der wirthſchaftlichen Güter die Arbeit in erfter Linie 
ſtehe, ja daß jie allein es fei, welche produeirt, glaubt er, ohne auf die andern Factoren weient: 
lid Rüdjiht nehmen zu müffen, für die Arbeit den größern Theil des Gewinns fordern zu 
fönnen. Die Folge davon ift, daß bei den Arbeitern eine ven Arbeitgebern feindjelige Stim: 
mung entfteht, welde für ihren Durchbruch nur auf den günftig ſcheinenden Moment hart. 
Hat ſich indeh diefe Stimmung erft entwidelt, fo wird fie fih bald gegen den Staat wenden. 
„Denn der Staat‘, fo pflegt ver Arbeiter zu raifonniren, „muß dafür forgen, daß Gerechtigkeit 
im Lande herrſcht; fowie er nicht zugeben darf, daß der Stärkfte feine Mitbürger benachtheiligt, 


we Kinderreichthum aufzuweiſen hat, bei der die Procentzahl der Geburten die größte iſt Um 
o verderblicher muß ſchließlich die Verwahrloſung der zahlreichen Arbeiterklaſſe, aus der überdies die 
andern fi fortwährend zu refrutiren haben, wirken. 
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ſe darf er dies auch vom Reichſten nicht dulden; er hat ferner Einrichtungen zu ſchaffen, welche 
verhindern, daß der arbeitsfähige und arbeitsluſtige Arbeiter deshalb, weil er feine Arbeit zu 
finden vermag, in Noth geräth.“ Aus diefen Erwägungen find denn in der That eine große Zahl 
von Forderungen hervorgegangen, welche zwar nicht allein in Arbeiterfreifen erörtert worden 
ind, aber dennoch ſämmtlich die Natur des Staats verfennen und ihm Aufgaben, die er nicht löfen 
fann, ftellen. Wir erinnern nur an die Normirung eines Lohnminimums, die Anerkenntniß 
des Rechts auf Arbeit, Die Zuweiſung von Arbeit an die Arbeitdlofen, die Errichtung von 


‚ Nationalwerfjlätten, die Organijation der Arbeit, die Bildung von Arbeitergemeinfhaften 


durch den Staat und ihre Ausftattung mit Kapital durch denſelben u.f.w. Daß es leicht ift, 


derartigen Forderungen bei denen, welde durch den Pauperismus leiden, Eingang zu ver: 
ihaffen, eine große Zahl von Arbeitern für fo lockende Ausfichten zu begeiftern und dem ent: 
jprebende Beitrebungen hervorzurufen, begreift ich; ſchwer iſt ed dagegen, Menſchen, welde 
die wirthſchaftlichen Gelege nicht fennen und nicht zu erfaffen vermögen, von der gänzlichen Un— 
fähigkeit des Staatd, folden Anſprüchen zu genügen, zu überzeugen. Meigert fi aber ber 
Staat, auf Experimente einzugeben, welde er nicht nur als fruchtlofe, ſondern aud) als gefähr- 
lihe erfennt, jo wendet jich die Misftimmung der Arbeiter gegen ihn, und welde Folgen das 
Ihliegli haben kann, hat das Jahr 1843, namentlich in Frankreich, gezeigt; fie laſſen ſich aber 
auch an andern Orten bemerfen. Indem der Bauperismus ebenfo verberbliche als haltlofe 
Iheorien hervorruft und ihnen Anhänger verfcafft, welche durch Zahl, phyſiſche Kraft und 
rückſichtsloſe Energie ind Gewicht fallen, bedroht er den Staat und fegt ihn Erſchütterungen 
aus, welche, wenn fie wirflid eintreten, für alle Staatöbürger ohne Ausnahme die ſchwerſten 
Bolgen haben müſſen. 
IV. Der Bauperismus der länddihen und ver Induſtriebezirke. Bei dieſer 
boben Bedeutung des Bauperismus für die Gegenwart und Zufunft des Staatd und der Ge: 
ſellſchaft muß er die allgemeine Aufmerkſamkeit erregen. In der That hat er bereit zu vielen 
Grörterungen Beranlaffung gegeben. Namentlich ift auch die Frage, wie er entfteht, und welche 
Zuflände ihn hervorrufen und fördern, oft erwogen worden. Wir haben bereitd erwähnt, daß 
er nicht überall vorfommt und bei Bevölferungen, welche auf einer gewiffen Culturſtufe fteben, 
auch nicht vorhanden fein fan. So findet ih z. B. bei den halbwilden Stänmen, denen in 
warmen Klimaten die Natur ihre geringen Bedürfniſſe freigebig fpendet, faum die Armuth und 
nod weniger der Pauperismus, und ebenfo wenig zeigt er fich bei den Nomadenvölkern, welche 
fat ausfchließlih von Viehzucht leben. Auch in aferbautreibenden Ländern tft er nicht häufig. 
In der Regel liefern bei der geringen Dichtigkeit der Bevölferung diefer Länder Aderbau und 
Viehzucht alle Lebensbedürfniſſe in reihlihem Maße und fehlt ed weit eher an Arbeitskräften, 
ald daß ſich ein Überfluß bemerklich machen follte. Um die Grunpbefiger gruppiren ſich die un: 
jelbftändigen Leute, indem fie etweder ald Dienftboten in den Hausftand eintreten over ald Tage: 
löhner, welche faft jahraus jahrein befhäftigt werben, fich vemfelben anſchließen oder ziemlich 
nahe fliehen. Arbeit und Erwerb, wenn auch nur ein geringer, ift immer vorhanden. Denn 
ſelbſt wenn Nothjahre eintreten und die Preife der Lebensmittel beträchtlich ſteigen, wird der 
länpliche Arbeiter, obgleich er fih Entbehrungen unterziehen muß, nicht brotlos, denn die Ar: 
beit hat fid damit nicht vermindert, und der Grundbeſitzer kann feine Gehülfen nicht entbehren. 
Gr muß fie jich zu erhalten fuchen. Indeß tritt der Pauperismus doch hier und da in aderbau: 
treibenden Ländern auf, wenn nämlich der Grundbefig in wenigen Händen iſt und der bei 
weiten größere, ſich ftarf vermehrende Theil ver Einwohnerſchaft aus Tagelöhnern und unver: 
mögenden Kleinpähtern oder auch Eleinen Gigenthümern befteht. Dieje Eleinen Leute ohne 
eigentliches Bejigthum leben meift von der Hand in den Mund und gerathen, ſobald einige 
ſchlechte Jahre eintreten und die Ernten nicht völlig dem Bedürfniß genügen, allgemein in das 
höchſte Elend, aus dem fie ſich nicht mehr zu vetten vermögen. Baft in jeder Hinficht ftehen jie, 
trogdem es auf den erften Blick nicht fo ſcheinen mag, auf derſelben Stufe wie die Arbeiter in 
den induftriellen Gegenden, welde ver Pauperismus verheert, und ed machen ſich bei ihnen die 
gleihen Erſcheinungen bemerkbar. Gin Beifpiel davon liefert namentlih Irland. Nicht beſſer 
flellen ji die Verhältniffe, wenn eine zahlreiche Bevölkerung von fleinen Landbefigern und 
Pächtern ſich irgendeiner induftriellen Nebenbeihäftigung widmet, 3. B. Weberei treibt. Weil 
in diefem Fall ver Grundbeſitz der einzelnen fehr gering zu fein pflegt und auch die gewerbliche 
Thätigkeit nur unbedeutend fein kann, gemähren beide in gewöhnlichen Zeiten nur ein ſehr dürf— 
tiges Ausfommen; treten aber ſchlechte Ernten oder Arbeitsjtodungen oder beide zugleich ein, 
fo bricht ein um fo fchlimmerer Nothfland aus, ald ed an allen Mitteln fehlt, ihn energiſch zu 
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bekämpfen. Anderweite Arbeit läßt ſich nicht beſchaffen, die meiſt ſehr armen Gemeinden haben 
feine ausreichenden Fonds zu langdauernden Unterſtützungen, und auch der Staat iſt nicht in der 
Rage, den größten Theil der Einwohnerſchaft oft ausgedehnter Bezirfe monatelang zu erhalten. 
Da entmwideln ſich denn, mie ed 3. B. im Jahre 1844 geſchehen ift, Zuftände, melde in unierm 
Jahrhundert kaum als möglich betrachtet werden, und der Hungertyphus decimirt die Bevdt: 
ferung, deren Apatbie bereits jo groß geworben ift, daß fie jelbft die rettende Hand, menn fie 
ihr geboten wird, faum uoch zu ergreifen vermag.?) 

Die eigentliche Heimat des Pauperismus find aber diejenigen Ränder und Diftricte, in 
welchen die Fabrifinduftrie dur die Einführung der Maſchinen und der Arbeitötheilung eine 


bedeutende Auspehnung gewonnen hat. Die Bevölkerung bejteht hier in der Regel aus eine 


geringen Anzahl reicher Induftriellen,, einer mäßig zablreihen Mittelklaſſe und jehr vielen Ar: 
beiterfamilien, deren ganze Griftenz von jener Fabrifinduftrie abhängt. Entwickelt ſich ein 
neuer Inpuftriezweig Schnell zu hoher Blüte, fo pflegt er anfänglich die Arbeiter gut zu näbren, 
denn in der Regel fehlt es ihm noch an Arbeitöfräften; aber bald drängen ſich diefe maffenhaft 
heran, zugleich tritt die Goncurrenz hervor und drückt die Preife ver Erzeugniſſe und den Ge— 
winn der internehmer, welche damit genöthigt werden, den Arbeitslohn herabzufegen. Bald er: 
wirbt der Arbeiter faum jo viel, ald er notbmwendig bedarf; nur wenn die Arbeit flart gebt, hat 
er ein reichlichered Audfommen, muß ih dann aber übermäßig anftrengen. Kür die Zukunft ur: 
mag er nicht zu forgen und fann doch feine Lebensbedürfniſſe nur fo lange beftreiten, ald er at: 
beiten fann und Arbeit findet. Wir haben bereits erwähnt, in welche Rage der Arbeiter geräth, 
wenn er auch nur zeitweife arbeitöunfähig wird, und daß er dann nicht felten untergeht; ver: 
artige Unglücksfälle kommen aber häufig vor und werden nur um deöwillen feltener erwähnt, weil 
fie ih dem Blick größerer Kreife entziehen. Außerdem erſcheint dad Unglück auf den erften Blid 
nicht fo groß, weil der Arbeitdunfähige Anſpruch auf den Beiftand der Armenpflege hat, ver 
einzelne Arbeitöfähige aber, wenn er in feinem Erwerbszmeige arbeit8lo8 geworden ift, vielleiät 
in einem andern Arbeit zu finden vermag. Bemerkbarer werden die Folgen des Bauperidmut 
aber dann, wenn infolge von Gefhäftsconjuncturen, Überproduction, Sperrung von Abjap: 
wegen, Landescalamitäten u. f. m.einzelne Induftrien zeitweife ſich einfchränfen und ihre Arbeiter 
entlaffen müffen. Hunderte und Taufende von Kamilienvätern ftehen dann brot: und hülflet 
da und wiffen nicht, wovon fie den folgenden Tag Frau und Kinder ernähren ſollen. Die Fabril; 
herren vermögen ihnen nicht zu helfen, denn fie leiden ebenfalls durch die Arbeitäftodung; Be: 
ſchäftigung, felbft kärglich lohnende, läßt fi für große Maffen nicht auffinden, und öſſentliche 
Arbeiten, wenn fie überhaupt unternommen werden, können nur verhältnigmäßig wenige Per: 
jonen heranziehen ; die Armenvflege und die Wohlthätigfeit aber befigen nicht die Mittel, um bei 
einem fo ftarfen Andrang zu helfen. Lberfehen wir nicht, daß da, wo eine große Induftrie be: 
ſteht, alle Klaffen der Bevölkerung mit ihr zufammenhängen und deshalb ebenfalls durd Ar: 
beitöftofungen leiden, alfo gerade dann, wenn diefe eintreten, große Opfer nicht zu bringen 
vermögen. Natürlich ift das Elend defto größer, je einheitlicher die Induftrie iſt, je allgemei: 
ner fie daher betroffen wird. Auch Theuerungen, wenn fie fich nicht mit Arbeitéſtockungen ver: 
binden, haben fehr beflagenswerthe Folgen; indeß werden fie von dem Arbeiter leichter ertra: 
gen, weil er durch fie zwar zu Entbehrungen genöthigt wirb, feine Eriftenzmittel aber nit 
völlig verliert. Am fhlimmften geftalten fi dagegen die Dinge, fobald ein Induſtriezwäig, 
fei e8 infolge fremder Concurrenz, fei ed weil jeine Producte nicht mehr geſucht werben oder in 
anderer Weife beffer und billiger hergeftellt werben koͤnnen, ganz abftirbt. Denn in diefem Ball 
haben die Arbeiter, melde ihm angehören, Iangiährige Keiden zu dulden. Zwar die energi 
fhern, klarer ſehenden unter ihnen wenden ſich bald andern einträglichern und gelichertern Be: 
ſchäftigungen zu, aber der größere Theil täufcht ſich nur zu lange mit trügerifchen Hoffnungen 
auf Beſſerung feiner Lage oder ift alt und ftumpf geworben und deshalb nicht im Stande, ſich 
für eine neue Thätigkeit die erforderliche Geſchicklichkeit und Routine, die auch bei den gemöhn: 
lichen Arbeitern verlangt werden, zu verfhaffen. Nicht mit Unrecht ift behauptet worden, daß 
ein finfender Induſtriezweig einen großen Theil der Unternehmer und Arbeiter unter feinen 
Ruinen begräbt. 





2) In den beiden Flandern ift der Grundbefig fehr getheilt und befchäftigen ſich die Einwrhuer 
nebenbei mit ber Flachsipinnerei und Leinweberei, Die dort herrſchenden Zuftände ſchildert am beften 
und eingehenbflen Ducpetiaur in feiner gefrönten Preisfchrift Memoire sur le pauperisme dans les 
Flandres (Brüſſel 1850). 
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V. Mittel gegen den Bauperismus. Werfen wir jept bie Frage auf, welche Mittel 
zur Abhülfe bisher vorgefhlagen worden fin, und wie fie fich, foweit fie bisjegt in Anwendung 
gefommen find, bewährt haben, jo müffen wir zunächft jede Erörterung der neuen forialen Sy: 
teme, welche das 19. Jahrhundert gebracht bat, von vornherein ausſchließen, da diefelben 
iber die Frage des Pauperismus hinausgehen und außerdem an einem andern Orte ihre Be- 
ptechung finden, Ferner werden hinſichtlich mehrerer Mittel, weldye die Röfung des Problems 
unmittelbarer berühren, wenige Andeutungen genügen, fobald fie, wie Die Frage des Arbeits: 
loehns, der Auswanderung und Golonifation, der Affociation u. ſ. w. in eigenen Artifeln er- 
iöpfender, als es bei dieſer Gelegenheit zuläſſig iſt, befproden werben. Überhaupt erfcheint 
ed nicht möglich, den fo wichtigen Oegenftand anders ald curforiich zu behandeln, da die Erörte— 
rungen noch zu feinem Abſchluß geführt haben und täglich neue Vorſchläge auftauchen, 

rall, wo der Pauperismus fich zeigt, pflegt man zunächſt ald Mittel gegen venfelben bie 
Auswanderung vorzuichlagen. Tauſende finden feine Arbeit oder erhalten nur färglichen Kohn ; 
man glaubt ihnen unmittelbar nicht helien zu fönnen; in andern Rändern fehlt e8 aber an Ar: 
beitäfräften; nichts jcheint daher natürlicher, als daß die arbeitölofen, darbenden Arbeitö: 
fähigen dahin gewiefen werden, wo fie jich eine beflere, geſichertere Eriſtenz verſchaffen können, daß 
man ihnen fogar viellberfiedelung durch Unterftügungen zu erleichtern fucht. Nicht ihnen allein 
will man damit helfen, man hofft zu gleicher Zeit, daß die zurückbleibenden Arbeiter, da die 
Goncurrenz vermindert wird, beifer, ald es biäher der Fall war, geftellt werden. Dabei bleiben 
indes viele gewichtige Umſtände unberückſichtigt. Was die Verminderung der Bevölkerung 
überhaupt betrifft, fo fällt jie wenig ind Gewicht ; thatfächlich ſteht feft, daß die Auswanderung, 
felbft wenn fie eine große Ausdehnung erreicht, durch den’ Überihuf der Geburten über die 
Todesfälle nur felten nicht gededt wird. In der Regel tritt fie alſo nur einer ftärfern Vermeh— 
rung entgegen. Ferner wandern in der Negel die fräftigiten und tüchtigſten Glieder ver arbei- 
Inden Klaffe, diejenigen, die ih aud) in der Heimat durchzubringen vermögen, aus, während 
die untüchtigern,, ſchwächern Glemente zurüdbleiben. Daß daburd aber Staat und Geſellſchaft 
niht gewinnen, jondern verlieren, bedarf feines Nachweiſes. Außerdem ift zu beachten, daß 
mit der Verminderung der Producenten auch eine Verminderung der Gonfumenten eintritt, und 
daß ein bedeutendes Kapital dem wirthſchaftlichen Betriebe der Heimat entzogen wird. Iſt die 
Auswanderung der Arbeiter einer Kategorie größer, als jie durchſchnittlich zu fein pflegt, fo kann 
fie wol Mangel an Arbeitöfräften und Steigerung der Lohnfäge bewirken, indeh wird damit 
nichts gewonnen, fobald ver betroffene Inpuflriezweig durch die Erhöhung des Lohns außer 
Stand gefegt wird, der Goncurrenz zu begegnen und den Abiag auf der gleichen Höhe zu er: 
halten. Endlich darf nit unbeachtet bleiben, daß die Auswanderung eine große Anzahl 
von Familien Ratt dem Wohlftande dem Elend entgegenführt, und daß es deshalb ſtets be: 
benflich bleiben wird, fie von Staats wegen in die Hand zu nehmen und dadurch den Vorwurf 
der egoiftiihen Ausſtoßung eines Theild der Bürger auf die Gefammtheit herabzuziehen. 
Breilich darf fie ebenfo wenig von Staatd wegen behindert und erſchwert werben. Ähnlich wie 
mit per Auswanderung verhält es fich mit der innern Golonifatien; nur ift fie, da die Ausdeh- 
nung biöponibler Ländereien von wirklicher Ertragsfähigfeit faft nirgends bedeutend ift und bie 
Herftellung der Anſiedelungen große Koften verurfacht, faft noch fhmwieriger und infofern auch 
gefährliger, ald im Fall des Mislingens nicht nur die gedachten Opfer verloren find, fondern 
durch die dauernde Unterſtützung oder anderweite Unterbringung der Goloniften nod größere 
nad fid ziehen. | 
Übrigens ift die Übervölferung an ſich nicht eine abfolute, fondern eine relative. Ein fd: 
nes, fruchtbares Land fann mit wenigen taufend Menſchen auf der Duadratmeile übernölfert 
fein, während man baffelbe von einem weniger fruchtbaren, deſſen Einwohnerzahl bei gleicher 
Ausdehnung des Grundes und Bodens die dreifache ift, nicht zu fagen berechtigt ift. Der Ganz 
ton Zürich z. B. gehört zu den bevölkertſten Diftrieten Europas und erzeugt nur einen geringen 
Theil der Lebensmittel, welcher er bedarf; deſſenungeachtet ift er nicht übernölfert, fondern kann, 
wie es in den legten Jahrzehnten auch wirklich geichehen ift, feine Einwohnerzahl noch weiter 
Reigern. Aber allerbings benugt er feinen Grund und Boden in der vortheilhafteften Weiſe, 
und befigt eine fo ausgedehnte und fruchtbringende Induſtrie, daß er die Bedürfniſſe feiner Ein— 
wohner in fernen Ländern einzufaufen vermag. Deshalb ift die Auswanderung der dichten 
Bevölkerung ungeachtet nur gering, während fle in andern weniger bevölferten, aber auch weni: 
zer gut bewirthichafteten und induftrielofen Gantonen groß genannt werben Fann. Wird das 
ind Auge gefaßt, jo ergibt ſich, daß ed nicht darauf anfommt, die Einwohnerfchaft eines Landes 
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zu vermindern, ſondern die wirthſchaftliche Thätigkeit deffelben fo weit zu erhöhen, bid alle Hände 
lohnende Arbeit gefunden haben. ragen wir, was der Staat, um biefen Zweck zu erreichen, 
thun muß, jo ergibt fich, daß er vor allen Dingen alle Hinbernifle fortzuräumen bat, welde nur 
infolge der allgemeinen Unfenntnig der volkswirthſchaftlichen Gelege durch die frühern Jahr: 
hunderte gefhaffen mworben find. Alle Beihränfungen und Belaftungen ded Grund und Be: 
dens, alle Zwang: und Bannrechte, ver Zunftzwang, die Gefege über Zinsfuß und Wucher, die 
Hinvderniffe des freien Verkehrs im Inlande, die Schupzölle, Ausfuhrverbote u. f. w. hemmen 
die naturgemäße Production und verhindern damit einen Theil des Arbeiterftandes, ſich Arber | 
und Lohn zu verihaffen. Sie müflen daher fallen. Werner aber hat der Staat darauf hinzu: 
wirfen, daß die Verfehrömittel verbeffert, den Landeserzeugniſſen auf Grund von Zoll: un 
Handelöverträgen die fremden Märkte geöffnet und die Producte des Auslandes, mögen fie nur 
zur Conſumtion oder zur Verarbeitung beftimmt fein, den inländiihen Conſumenten leicht un 
billig zugänglich werden. Denn damit wird nit nur ebenfalls die Production gefördert un 
die Goncurrenz mit dem Auslande erleichtert; es wird auch dem Arbeiter möglich gemadt, den 
Theil feiner Lebensbedürfniſſe, welchen er aus vem Auslande bezieht, billiger einzufaufen. 
Mit der Wegräumung der Verfehröhinderniffe und der Offnung der Zollfchranfen bat aber 
der Staat wejentlic das Seinige gethan. Sobald er weiter geht und die wirtbfgahlike Thi- 
tigfeit zu reguliren und zu organifiren ftrebt, ſchadet er felbft bei ver beten Abſicht. Der Jun: 
zwang, welcher den Handwerkerſtand auf der Höhe erhalten follte , aber fein Herabitnten wr: 
fihuldet hat, die Schugzölle, welche mit der Abſicht, die Gewerbthärigfeit zu förden, ranfhatte 
Induftrien hervorgerufen und dadurd den Pauperismus weiter verbreitet haben, find bereits 
verurtheilt; aber das Brincip, aus dem fie entiproffen find, taucht immer mieder von neuen 
auf. Wir werben die neuefte Bhafe, in welche es eingetreten ift, bei Gelegenheit ber Grmerbi: 
affociationen fpäter furz berühren. Aber in welcher Geftalt es ſich auch verförpern mag, geraßt 
im Interejfe der arbeitenden Bevölferung muß es am energiſchſten befämpft werben. Dem 
nichts iſt gefährlicher und verberblicher ald Gewerbszweige hervorrufen und treibhausmähig in 
die Höhe bringen, welche, weil fie die Bedingungen ihres Beſtehens nicht vorfinden, dem Unit: 
gange von vornherein geweiht find. 
Fragt man den Arbeiter, welchem Umftande er die Lage des Arbeiterftandes zufhreibt, 
erhält man ohne Zweifel ſtets die Antwort, daß der Lohn zu niedrig fei und nicht im Berhälmi 
zu den Bedürfniffen ſtehe, welche befriedigt werben müflen. So fpricht jid der oberfäliik | 
Arbeiter, auf deffen Tiſch faft nur Kartoffeln kommen, der beffer geftellte Arbeiter der deutigen 
Induftrieftätten und der ſich verhältnigmäßig gut nährende englifche Arbeiter aus. In eräbl 
ift der Lohn faft überall fo nievrig, daß er faum die täglichen Bedürfniſſe des Arbeiterd un 
feiner Familie deckt, eine ausreichende Fürſorge für dad Alter und für fchlechte Zeiten indep nidt 
geftattet, Die Goncurrenz, welche den Unternehmer trifft, hat die Preife der meiften witth⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe fo weit heräbgedrückt, daß fie nur bei niedrigem Lohn producirt wertet 
können, und durch die Goncurrenz, welche die Arbeiter ſich gegenfeitig machen, find biele gt 
zwungen worben,, den niedrigen Rohnjag anzunehmen. Da die Arbeiter zugleich Gonfumenter 
find, fo haben fie durch die Erniedrigung der Preife ohne Zweifel gewonnen, aber nicht ſo ni, 
als fie durch das Herabgehen des Lohnes verloren haben. Der Lohn ſollte alſo höher gefrlt 
werben. Das ift indeß ſchwer und am wenigften durch Fünftliche Mittel zu erreichen. Die früher 
wol vorgeschlagene Beftfegung eines Lohnminimums kann jegt nicht mehr ernftlid in Betradi 
fommen; dagegen wird das Recht der Arbeitercoalition vertreten. Es muß zugegeben met, 
daß die Arbeitgeber, welche geringerran Zahl find, unter fih Verabredungen zu treffen nern“ 
gen, die Eriftenz der einzelnen Arbeiter in der Hand haben und den Arbeitslohn leicht auf nat 
Minimum herabprüden können, während die ungünftiger geftellten Arbeiter, zumal ihnen wi 
Gefeg in den meiften Ländern Verbindungen und Arbeitseinftellungen bei Strafe verbienn 
feine Mittel befigen,, um das wirthicpaftlid zuläffige Lohnmaximum zu erzielen. Aber vie 6 
fahrungen Englands, das die Goalitiondfreiheit Fennt, beweifen nicht, daß dieſelbe bet Matt 
des Arbeiterftandes abhelfen kann. In der Regel find Arbeitercoalitionen deshalb frugrlod, 
weil nicht alle Arbeiter ſich ihnen anfchließen, diejenigen aber, melde ihnen beitreten und bit 
zur Arbeitdeinftellung gehen, ba fie fofort alle Subfiftenzmittel verlieren , den Kampf mit Kt 
Unternehmern nur furze Zeit burhführen können. Daber kommt feplieplih ein Friede 
Stande, bei dem die Arbeiter entweder nicht8 oder fehr wenig gewinnen, der aber fat in jenen 
Fall ihre Abhängigkeit vom Arbeitgeber vermehrt. Häufige Goalitionen und Strifed fügen 
überdies der Induftrie des Landes, in welchem fle vorfommen, großen Schaden zu und bringen 
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auch die Arbeiter in Nachtheil. Nur infofern fonnte die Eoalitiondfreiheit nützlich wirken, als 
ie, da bei jeder Arbeitdeinftellung die Unternehmer ebenfalls Schaden leiden, diefe veranlafit, 
ans Scheu vor ihnen unmotivirte Rohnherabfegungen zu unterlaffen. Dagegen macht ſich die 
tchnerböhung in ganz natürlicher und ungefährlicher Weife, wenn, wie bereit# angedeutet wor: 
vn iſt, infolge der Wegräumung aller Betriebd: und Verkehrshinverniffe die wirthfchaftliche 
Thätigfeit eines Landes ſich entwickelt, und neue Induftriezweige, welche Arbeiter an ſich ziehen, 
enftehen. In diefem Fall kann die Lohnfteigerung fogar nicht ausbleiben und iſt aud) in der 
That oft eingetreten, fei es für alle Arbeiterfategorien, jei e8 mindeftens für biejenigen, welche 
mehr als der gewöhnliche Arbeiter zu leiften vermögen. 

Wenn wir audgefproden haben, daß die Goncurrenz, welche fih die Arbeiter gegenfeitig 
mahen, den Kohn herabgedrückt Habe, fo foll damit nicht gefagt fein, daß nicht weitere Ur— 

jaben mitgewirkt haben. Ohne Zweifel liegen noch andere vor, indeß fallen diefelben meift 
weniger ind Gewiht. Und wieder andere tragen die Schuld, daß der Arbeiter eine beffere 
Stellung biöher nicht erringen fonnte. Hierher gehört vor allen Dingen die verhältnismäßig 
ungenügende Bildung der großen Maſſe der Arbeiter. Es wird gewiß nicht beftritten werden 
finnen, dag der Arbeiterftand Deutichlands in den legten Jahrzehnten bedeutende Fortfchritte 
gemacht hat, und daß eine große Anzahl feiner Glieder eine höhere Stellung zu erringen veblich 
bemüht gewejen ift. Aber ebenſo wenig läßt ih ableugnen, daß in der Mehrzahl das Bedürfniß 
der Fortbildung noch erft entwidelt iverden muß. Es mürde zu weit führen, den Urſachen diefer 
Erſcheinung nachzuforſchen; ohne Zweifel liegen ſie aber größtenteils in der mangelhaften Er: 
ziehung des Haufrd und der Schule, welche deshalb einer durchgreifenden Verbefferung, bei der 
Staat und Gemeinde ernftlich mitzuwirken haben, bevürfen. Welche wichtigen Folgen die beffere 
geiflige und moralifche Durhbildung des Arbeiterftandes für ihn felbft haben muß, läßt ih un: 
hwer überjehen; wir wollen nur auf einige ausdrücklich hinweiſen. Nur zu oft ift ver Ar: 
beiter gegenwärtig nicht virl mehr als eine Mafchine, welche tagtäglich in gewohnter Weife die 
ihr obliegende Arbeir durchführt, ſchlechter oder beſſer, je nachdem mehr oder weniger Noutine 
vorhanden ift. Er wird deshalb aud nur dürftig bezahlt, wenig beachtet und, ſobald er nicht 
mehr verwendbar ift, beifeitegeihoben. Schon der begründete Anſpruch auf Achtung, welden 
der gebüidete Arbeiter erhebt, bewahrt ihn vor diefer Behandlung ; er hat aber auch dadurch, daß 
er dem Arbeitgeber felbft bei der untergeorbnerften Arbeit zu nügen vermag und wirklich nügt, 
Anſpruch auf eine höhere Stellung und auf beffern Kohn. Verläßt er ein Gtabliffement, fo 
finder er in einem andern leicht ein Unterfonmen; treten Arbeitöftodungen ein, fo fann-er 
außerhalb feines Inpuftriezweigs Beihäftigung finden; daflelbe ift der Fall, wenn ber legtere 
mit Bortheil nicht mehr betrieben wird. Die Hülfsmittel, über welche er verfügt, nügen ihn in 
der Lage des Lebens und laflen ihn nicht ſinken; fie fegen ihn in ven Stand, ſeine Bedürfniſſe 
zu regeln und mit geringern Mitteln beffer zu befriedigen. Die meiften Arbeiter verfallen nur 
deshalb in Apathie und geben moralifh unter, weil ihnen die Ausficht, jemals eine beffere, ſelb— 
Nadige Etellung zu geminnen, mangelt; der gewandte, tüchtige, gebilpete Arbeiter hat keine 
Veranlaſſung, auf diefe Ausſicht zu verzichten. Endlich gilt von dem ganzen Stande, was von 
dem einzelnen gejagt wurde. Sobald er fih auf die Stufe geftellt hat, welche er zu erringen 
vermag, erzwingt er auch die Achtung und die Sympathien der andern beffer geftellten Klaſſen, 
die erft dann, wenn er fich felbft zu helfen beftrebt ift, ihn mit allen den Mitteln, welde ihm 
fehlen, fie aber befigen, mit Intelligenz und Kapital, zu unterftügen bereit fein werben. 

Schon jegt ift, anfnüpfend an vie eigenen Beftrebungen ver Arbeiter, in dieſer Hinficht 
mandes geſchehen, was freilich die Yage der arbeitenden Klaffen nicht radical verbefleun und den 
Pauperismusd befeitigen wird, aber doch den Nothſtand mindert und viele Gefahren der Maflen: 
armuth in die Kerne rückt. Ausgehend von der Anfiht, daß ed an Mitteln feble, den Erwerb 
des Arbeiterd zu erhöhen, find aus dem Princip der Aſſociation heraus Ginrihtungen geſchaffen 
worden, die den Arbeiter in ven Stand fegen, feine Lebensbedürfnifſſe billiger zu erlangen. 
Dabin gehören die fogenannten Spargefellibaften, die Lebensmittel: und Gonfumvereine, die 
Anfaufövereinigungen, Vereinsbädereien. Durch diefelben erhält der Arbeiter feine Yebenöbr: 
bürfnifle in guter Qualität zum Engrospreife, dem ein geringer Aufſchlag für Geſchäftsunkoſten 
Hinzugefügt wird, während er fie bisher oft 100 Proc. theuerer ald der Bermögende bezahlen 
mußte. Darlehnäfaffen gewähren ihn, der bisher, wenn er in Noth gerieth, feinen Credit zu 
erlangen wußte, mäßige Anlehen. Durd eine verhältnigmäßig nicht bedeutende Zahlung er: 
wirbt er in Krankenkaſſen und Gefundheitöpflegevereinen für den Krankheitsfall Anſpruch an 
Krankenunterftügung, Arznei und ärztliche Behandlung; in Sterbefaffen kann er für den Ball 
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feined Todes feiner Famille ein Sterbegelv fihern; Invaliden- und Alteröverforgungdtaflen 
garantiren ihm für die Zeit feiner Arbeitdunfähigfeit, mag fie nun durch Alter oder vurd einen | 


Unfall eintreten, eine Benjion, welde ihn wenigftens vor der Nothwendigkeit, die Armenpileg: 
um Hülfe anzurufen, fiherftellt. Ähnliche Einrihtungen, melde ebenfalls auf den Princiyien 
der Aflociation, Gegenjeitigfeit und Berjiherung beruhen, werden noch weiter entftehen un 
nad und nad) den Arbeiter gegen alle die Gefahren, welde ihn fo zahlreich bedrohen, here: 
ſtellen ſuchen. Selbft die Bürforge für die Zeiten der Arbeitsſtockung ift bereitd in Vetradt ge: 
zogen worden. Freilich umfaflen die [hügenden Vereinigungen bißjegt nur einzelne Kreiſe um 
einen verhältnigmäßig geringen Theil des Proletariats, aber jie dehnen ſich mit einer Schnellig— 
feit aus, die Anerkennung verdient. Und wenn gegen fie eingewendet wird, daß der Arbeiter 
felten Mittel bejige , fich bei allen denjenigen, welche ih ihm anbieten und ihm nüglic find, jı 
betheiligen, fo ift das zwar richtig, faft überall haben indeß die Arbeitgeber mit richtigem Blid 
erkannt, daß ed ihre Pflicht jei und von ihrem Intereife geboten werde, jo gemeinnügige Jali: 
tute durch reiche Beiträge Fräftig zu unterftügen und ihre Entwidelung wie ihren ortbeitant 
zu garantiren. 

Namentlid in England, aber auch in Deutfhland und Frankreich, ift im letzten Jahrzehnt 
durch Bermittelung der Affociation ein weiterer, bedeutfamer Schritt gefchehen. ind näu- 
lih fogenannte Ermwerbsaffociationen entflanden, welche meiſt aus Handwerfögeieen, zum 
Theil aber auch aus Fabrifarbeitern beftehen und im legtern Fall Arbeitsftätten nad tem &r: 
ftem des Fabrikbetriebs errichtet haben. Die vorliegenden Berichte über ihre Entwidelung vr: 
hehlen zwar die Schwierigfeiten nicht, auf welde die Erwerböafforiationen und namentlid di 
von ihnen errichteten Fabriken geftoßen find, zeigen aber bereits recht günftige Refultate avi 


Indeß find doch noch zu wenig Erfahrungen gefammelt und e8 wäre deshalb gewagt, einem: 
gültigeö Urtheil über jie auszufprehen. Das Ziel, nad dent jie ſtreben, ift: die Arbeiter 


Unternehmern zu maden und ihnen ven Gewinn, welchen jegt die legtern für ſich in Anfprug 
nehmen, zu ihern. Ob jie ed in größerm Maßſtab erreichen werben, fteht noch dahin. Geil 
fehr ſchwer, eine tüdhtige Arbeitergemeinſchaft, deren fämmtliche Glieder unausgefegt für ai 
Wohl des Ganzen wirken und ftreben, zu bilden ; faft noch ſchwerer indeß, die rechten Reiter, meld 
wenigſtens gegenwärtig noch nicht aus der Arbeiterflaffe genommen werben können, aufzufinden. 
Außerdem haben die Erwerbögenoffenfhaften mir Mangel an Kapital und Erebit zu fanpie 
und Eönnen deshalb kaum mit Unternehmern, welche über Hunderttaufende und Millionen vr; 
fügen, concurriren, zumal diefe noch die einheitliche und energifche Zeitung für fid haben un 
verhältnigmäßig leicht ſchlimme Gonjuncturen zu überwinden vermögen. Wenn in neuerer Zi 
in Deutſchland der VBorfhlag gemacht worden ift, Erwerböaffociationen der Fabrifarbeiter in 
größten Maßſtab zu gründen und ihnen durch ven Staat ausreichendes Kapital zur Verfügun 


zu flellen, fo wird damit nit nur dem Staat eine feinem Wefen fremde und ſehr gefährlit | 


Aufgabe geftellt, fondern auch das Princip der Erwerbsgenoſſenſchaften ſelbſt, die freie Aie 
ciation, vernichtet und die Rückkehr zu der bereitd durch Wiſſenſchaft und Praxis befeitigten Dr 
ganifation der Arbeit durd den Staat angebahnt. An ſich ſchon unhaltbar, verlieren vergleide 
Vorſchläge völlig ven Boden und verzichten auf jede ernftliche Betrachtung, ſobald fie feinen a 
bern oftenfiblen Zwed haben als den, ein Sonderintereffe einer politifhen Partei, eine Anl 
tion der Arbeiter gegen die Arbeitgeber hervorzurufen. 


Es würde fehr gewagt fein, wollte man behaupten, daß mit den Mitteln welche bitich # | 


— — 





Betracht gefommen find, der Pauperismus völlig ausgerottet werden wird. Das um 
bereitö zu ſehr um ſich gegriffen und eine zu große Höhe erreicht, ald daß es leicht weichenielt. 


Es muß daher erſt gründlih und nad allen Seiten hin ftubirt werben, bevor ſich die wär 


Heilmittel finden und anwenden laffen. Aber das Problem liegt vor, der Wille, ed ju Iöfen, | 
ift vorhanden, und bie erften Schritte find getban. Die folgenden werden mit Naturnothner | 
vigfeit aus ihnen hervorgehen und fih auf fie ftügen. Mit Recht mahnt Ducpetiaur inne 
Motto feines Memoire über den Pauperismus der beiden Flandern: „Les ameliorations® | 


s’improvisent pas; elles naissent de celles qui précédent.“ 
Die Literatur des Pauperismus ift eine fo ausgedehnte, daß die Aufzählung ber einzeln 
Schriften einen ftarfen Band füllen würde. Konnte doch Ducpetiaur fon im Jahre 1 





einige 20 Schriften über den Pauperismus eines fo kleinen Diftricts, al@ die beiden Flandern, 


verzeichnen. Die befte Fundgrube für die Kenntniß ver Zuftände des Proletariats und ber atbei⸗ 
tenden Klaſſe überhaupt find die amtlichen Berichte ver Armenverwaltungen, nämlich 2. " 
„Reports of the Poor-law-commissioners”, die Schriften des preußifchen Gentralvereind I 
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das Wohl der arbeitenden Klaſſen u. ſ. w., ferner eine große Anzahl Schriften über ven Paupe— 
rismus der einzelnen Yänder und Provinzen: Villermd, „Tableau de l’&tat physique et mo- 
rale des ouvriers employes dans les manuſactures“ (Parid 1840). Aubiganne, „Les po- 
pulations ouvrieres et les industries de la France‘ (Paris 1844); „Enquete sur la condi- 
tion des classes ouvrieres et sur le travail des enfants. Rapport de la commission insti- 
tutde** (Brüffel 1845 — 46). Ducpetiaur, „Mémoire sur le pauperisme dans les Flandres“ 
(Brüffel 1850). Engels, „Lage der arbeitenden Klaffen in England’ (1841). Arrivabene, 
„De V'etat des travailleurs de Vira-Magadino’ (1840). Beres, „Les classes ouvrieres. Du 
pauperisme par Marchand‘ (Paris 1845) u. ſ. w. Was die Vorjchläge betrifft, welche die 
Befeitigung des Pauperismus zum Zweck haben, fo jind fie meift in den Lehrbüchern ver Volks— 
wirtbihaft, den Schriften über foriale Verhältniffe, den Abhandlungen der gemeinnügigen 
Berrine und vielen Taufenden von Broſchüren und Berichten enthalten und befprochen worden. 
H. Runge. 

Heel (Sir Robert). Niemand Fann in unfern Tagen die äußerften Kane pro: 
phezeien, welche ſich aus den focialen Bragen und Berhältniffen entwickeln werden, die ih auf 
das immense Wahsthum des modernen Manufacturfoftems lügen. Es wird die Rage Englands 
verändern und den Gharafter der ganzen civilifirten Welt. Kriege zwiſchen Tarifen und nationa= 
Im Manufacturintereflen, Eiferſuchtsausbrüche mit der Elle in der einen mit dem Schwert in der 

andern Hand haben vorgefpuft, und in England rühren ji die Eontroverfen leidenſchaftlicher 
denn je über die Frage, wie ed zu erreichen, daß menſchliche Weſen moralifch, geiftig und phufifch 
glüdlid; gemacht werden können, trogdem daß jie in Fabrikſtädten verurtheilt find, ihr Leben in 
den „„Bienenförben der Factoreien“ auszudauern. Diejed Glück hat keinen andern Anfer als 
die zufällige Verſönlichkeit des ‚Arbeitgeber‘, er kann ein Menfchenfreund, er fann ein 
Wucherer fein und nur im Namen verfchieden von einem Nero. Das „Glück“ liegt nicht in dem 
ſchmalen Kompaß gerehten Lohns und gerechter Arbeit — noch gewinnt die Sicherheit des 
modernen Manufacturfyftems durch gelegentlihe Menſchenfreunde. Es kann dem Kürbis des 
Propheten Jonas gleihen, der in einer Nacht aud der Erde wuchs und in einer Nacht verwelfte. 
Dieje Fragen datiren vom 19. Jahrhundert. Sie wurden erft mit dem Syſtem geboren, denn 
jede neue Ara ift eine „Ära des Guten fowol wie des übels“, und ein feines Meffer aus Sheffield 
durchſchneidet dad gejegnete Brot und durchſchneidet eine Pulsader. 

Unter den erwähnendwertheften Namen in England, die mit feinem Manufacturfyftem ver: 
wachen find, ift der von Peel oder Peele, wie die urfprüngliche Form geweſen. Der Großvater 
des Staatdmanned und Minifterd Sir Robert P. führte in Rancafhire ven Beinamen Peterfilien- 
Peele von dem limftande, daß er bei feinen erften Verſuchen des Calicotdrucks ein Beterfilienblatt 
ala Mufter benugte. Wie dem auch fei, fein dritter Sohn wurde der Gründer der Familie P. 
Er, der Vater ded Staatsmannes, tauchte zuerft aus dem Dunfel der Unbedeutendheit empor, 
wurbe einer der erften und größten Galicotfabrifanten Englands, Parlamentömitglied und 
Baronet und flarb 1830, binterlaffend einen guten Namen und viel and und Geld, Er fah 
feinen lebenslangen Wunſch erfüllt, von einem Sohne, der ein Staatdmann wäre, überlebt 
u werben. 

Robert B. wurde am 5. Kebr. 1788 zu Ehamberhall unmelt des Fabrifortes Bury ges 
boren, und zwar in einer ärmlichen Hütte, wohin fein Vater zeitweife verzogen, während fein 
unweit gelegenes großes Landhaus einer Reparatur unterworfen wurde. Er wurde zu der be: 
rühmten Schule von Harrow gefendet, wo er der Spielgenoffe Lord Byron's war.!) Dann 
nad) der Uiniverfität Oxford überfiedelnd, gewann er die höchſten Grade in claffifyen Studien 
und in der Mathematif, 

Im Jahre 1809 Hatte er das Alter der Münbdigfeit erreicht, und Sir Robert P. „der Alte‘ 
that fein Hußerftes, feinen Sohn in das Parlament zu bringen. Es gelang. Der Wahlfleden 
Gafhel wählte ihn. Einfluß und Reihthum bemeifterten Wahlen damals noch leichter als Heute, 


1) Byron fagt von ihm aus jener Zeit: „P., der Staatsmann, was er war, ift und fein wird, und 
ich, wir waren immer friedliche Freunde. Lehrer und Schüler prophezeiten viel von ihm, und er hat 
uns nicht getäufcht. Als ein gelehrter Schüler war er mir überlegen, ald Declamator und Gefticulator 
kam ich ihm wenigftens gleich; als ein Schuljunge, außerhalb der Schule, kam ich immer in Unans 
nehmlichkeiten, er niemals, und in der Schule wußte er feine Lectionen immer, ich felten; aber wenn 
ich fie wußte, wußte ich fie fo gut wie er. In allgemeinen Unterrichtsgegenftänden, namentlich in der 
Geſchichte, glaube ich mit vielen andern ihm überlegen gewefen zu fein. Im Knaben wandelt ber 
fünftige Mann, 


398 Peel 


Es gab damals große Leute im Unterhauſe. Zwar Burke, Pitt und Fox lagen unter dem Grab: 
flein, aber einzelne ihrer Zeitgenoſſen hatten jie überlebt, fo die Vergangenheit mit der Gegen: 
wart verfettend. Sherivan, Wilberforce, den Freund der Menfhen und Erlöſer der Negerſklaven, 
hatten deren parlamentarische Feldzüge getheilt und lebten noch, und Ganning ftand in der Blüte 
des Mannesalters und in der Sommerreife feiner geiftigen Kraft, ſowie Husfifion, der zu einen 
philoſophiſchen Staatsmann ſich veredelt Hatte. Da waren nod andere Notabeln, wie Grattan, 
der Advocat ver Katholitenemancipation, die fpäter Peel zu jigniren beftimmt war, der finflere 
ernite Nomilly, Burbdett, der Halbgott des Pöbels, Stantsmänner wie Lord Henry Petty (ter 
ein hoher Achtziger 1863 ald Marquis von Lansdowne geftorben), Grofer, dev Schriftleller, 
James Abercromby, ſpäter Whigſprecher des Haufes, vor allem aber der geiftoolle, nie un 
Mittel verlegene Caſtlereagh, der damals noch nicht von feinem Selbſtmord träumte, Laer 
Brougham betrat zur felben Zeit die politifche Bühne und ebenfo Palmerfton. Unter dieje trat 
der junge Majorenne, der Student der Politik „Robert Beel”. 

Der politifhe Horizont war ummwölft. Die Erpedition nah Walcheren und ihr Misgeläid 
hatte das Minifterium des Herzogs von Portland zum Gegenftand vielen Odiums gemaät. 
Ganning war Minifter ded Auswärtigen und Gafllereagh Kriegs: und Colonialminifler. 
Zwiſchen beiden erhob fi ein Zwift. Ganning wünſchte die Entfernung Gafllereagb's und 
batte diefed dem Chef des Cabinets, Herzog von Portland, eröffnet, worauf Caſtlereagh ihn dır 
Verrätherei bejchuldigte und herausforderte. Das Duellerfolgte und Canning wurde veruntt, 
Darauf rejignirte der Herzog von Portland, und feine beiden Minifter (in England secrelaries 
genannt) thaten daſſelbe. Gin neues Gabinet wurde conftruirt, mit Spencer Perceval alt 
Lordſchatzmeiſter an der Epige, der Marquis von Welleöley und der Earl Liverpool eriegten dr 
Duellanten. Balmerfton wurde Kriegsminifter. (S. Palmerfton.) 

Die Erbitterung des Landes über die Walderen: Affaire erwartete mit Ungeduld den Zu 
fanımentritt des Parlaments, fo that die Oppojition im befondern. Perceval lud deshalb in 
bejondern Gircularen alle „Freunde der Regierung“ ein, ſich pünktlich und zahlreich einzuſinden 
am 23. Jan. 1810. Bei diefer Gelegenheit machte Robert B. feine erfte Berbeugung vor den 
Publikum und Hielt feinen „maiden speech‘ für die Negierung, dem Unglück von Walde 
das jonftige Gedeihen des Landes entgegenhaltend. „England“, ſagte er, „verlangt weder Frieden 
noch Krieg, aber e8 will feine linwürdigfeit leiden und feine unpaflenden Goncejjionen mad. 
Mit der ganzen Maſchinerie von Gewalt und Perfidie gegen fih, hat unjer Land Bonaparte ke: 
wiefen, daß ed unverwundbar gerade an jenem Punkte, auf den er feine Angriffe richtet. Te 


Export britiicher Fabrikate überfteigt ven früherer Perioden um mehrereMillionen. Was innen 


Zuftände anlangt, fo ift Frankreich der Blüte feiner Jugend beraubt worden, während Englan 
an Blüte gewachſen, und die einzige Änderung nur das Subflitut der Mafchine für Händearkeit 


geworden iſt.“ Die Minijter triumphirten mit einer großen Majorität. P. ſprach öfters für if 
Intereflen. Die „Brote und die Fiſche“ konnten an ihm nicht lange vorbeipaffiren, wie die Poral 


in England lautet, und er wurde zum Unterſecretär für die Golonien gemacht. 

Während Canning die Rhetorif ald eine hohe Kunft behandelte, war die P.'s mehr rinr 
überlegte und wohlausgearbeitete , Manier’‘, weniger ein Original. Er hatte aud fdwerer je 
fimpfen, un anerfannt zu werben, denn faft alle die Großen hatten ſich ſchon vorber iz 
Nenonımee ald Redner im Gerihtöhof gegründet, P. nicht. Er betrat dad Haus einfad ald m 
„wohlerzogener Gentleman’ und kam fomit unter die feinften Vergrößerungsgläfer der eier 
füchtigſten Kritik. Man behandelte ihn lange als „ſublime Mittelmäßigfeit‘, die niemalt Eh 
das Niveau officieller Routine ſich erheben könnte. 


Der Lordfhagmeifter Spencer Perceval wurde 1812 im Unterhaufe erſchoſſen. Gin min 
fterielleö Interregnum folgte, und zulegt bildete der Earl Liverpool ein neues Gabinet, in ven 
P. als Chief-secretary for Ireland (Minifter für Irland) feinen Blag nahm, ven er bit 1818 
audfültte. Im Jahre 1819 warer ohne Amt und nur „unabhängiges Parlamentsmitglied“, und der | 


leitende Agent in den legislativen Maßnahmen für die permanente Wiederaufnahme von Paar 
zahlungen ſeitens der Bank von England. Es bedarf eines kurzen Rückblicks, um diefen Moment 
voll würdigen zu können. 

Unter Pitt war Krieg zwiſchen England und Frankreich. Pitt forderte Geld über Geld. 
Die Banf von England wurde alarmirt. Bonaparte jiegte in Stalien; Neljon hütete das Meer. 
Irland grollte in Nebellionen. Der Handel wurde beunruhigt, der Credit erſchüttert, Gold 
ſtrömte aus der Bank. „Mehr Geld!“ rief ver Premierminifter, und die Bank wied auf haib= 
geleerte Koffer. Da erſchien ein Minifterialbefhluß, „der Bank die Einlöfung ihrer Noten in 
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baarem Gelde auf fo lange verbietend, als das Parlament dies für gut finden würde”, Obgleich 
For im Parlament 1797 dagegen wetterte, „daß man ji damit der Gelder von Privatleuten, 
weldye die ſelben dem Schag des öffentlichen Gläubigerd anvertraut, bemächtige“, fanctionirte das 
Parlament die Ordre. Obiges Beifpiel wurbe von den Fleinen Banken nachgeahmt, inden fie 
ihre eigenen Noten mit den als „legales Zahlmittel“ erklärten ‚‚uneinlösbaren‘ Noten ver 
Bank von England einlöften. Sogar Privatleute gaben Noten aus mit ihrer Namenschiffre, 
bis zu einer Kleinheit von wenigen Schillingen herab, nad dem Princip jenes Schaufpielers, 
der bemerkte, daß der Bapierfhneeflurm, unter welchem erſchöpft nieverzufinfen jeine Rolle gebot, 
nicht zur rechten Zeit auf die Bühne herniederfam, und deshalb dem Maſchiniſten zurief: „Kannſt 
du nicht meiß jchneien, fo jchneie braun.’ Indeflen das Bublifum hielt unter ſich dennod den 
Credit aufredt, und Handel und Wandel florirte in jo überrafhendem Grade, daß manche ver: 
üherten, dad Kriegspapiergeld habe alle wohlhabend gemacht. Nur zuweilen und allmählich 
fühlte man heraus, „daß etwas faul im Staate“. Man begriff die Bevenflichkeit des Umſtandes, 
daj man für eine goldene Guinea, die fonft 21 Scillinge gegolten, ſelbſt im abgenugten und 
verbünnten Zuſtande jegt 28 Schillinge erhalten fonnte. Schlihte Gemüther trauten den gol- 
denen Guineas mehr ald den Noten, und das Syitem des Anhäufens des Goldes in Truhe und 
PBult wurde Mode. Die Banknoten flogen über das Land, und die Bank von England fabrizirte 
mit unermüdetem Eifer. Brofhüren erjdienen, die vor Exceß warnten; viele Stimmen ver- 
langten eine parlamentarifche Nevilion der Notenaudgabe. Die Unruhe hatte Zeit zu wachſen, 
denn erſt 1810 conftituirte fich die berühmte, „Bullion: Committee‘ im Parlament unter Borfig 
des populären Rechtsgelehrten und PBubliciften Francis Horner. Graminationen folgten auf 
Graminationen. Die Banfvirectoren behaupteten, daß fie nur Noten ausgäben bei der Dis— 
contirung von Wechſeln von unzmweifelhafter Solidität, und daß ein Nuin wie der in Frankreich 
durd die Aſſignaten verurfachte nicht in England zu befürdten wäre. Der Sturm im Bublifum 
war unbeſchreiblich. Die Committee redigirte 16 Nefolutionen zur Beihränfung der Notenaud- 
gabe, von denen die letzte die Wiederaufnahme der Baareinlöfung auf zwei Jahre fpäter verlangte. 
Der Lordſchatzmeiſter antwortete mit 17 Gegenreſolutionen und verlangte, daß „das Haus ſich 
zu dem «Glauben» verpflichten folle, die Banknoten jeien noch, wie vordem, Aquivalente für die 
gefeplihe Münze im Inland, für deffen Zmede fie allein beſtimmt geweſen“, das hieß: 
‚„‚Berpflichtet euch zu dem Glauben, daß das Waller bergaufwärts ebenjo raſch fließt wie thal- 
abwärts.” Ganning rief: „WVerpflichtet euch zu dem Glauben!” und Hunderte machten aus 
der Noth eine Tugend und folgten dem Ruf, fo auch die beiden PBeel, Vater und Sohn. Man 
erfand das Sprihwort: „Pitt und Papiergeld haben England davor gejhügt, eine franzöfiiche 
Golonie zu werden.” (PB. der Sohn blieb übrigens feinem Vertrauendvotum nur treu 
bis 1819.) 

Gin Geſetz verbot, daß irgendeine Note der Bank von England unter ihrem bezeichneten 
Werth in Zahlungsftatt gegeben oder angenommen werde. Die Banf von England fühlte ſich 
wohl dabei, jo wohl, daß 1814 nad dem Friedensſchluß fie ih für „„unvorbereitet”’ auf Baar: 
jahlungen erklärte. Die Negierung brauchte noch ihre Hülfe und gab eine neue Frift bis 1816. 

Im Jahre 1817 fingen die Baareinlöfungen endlich wieder an, aber die Noteninhaber liefen. 
Sturm in folhem Maße, daß der Bank eine neue Frift gewährt wurde. So fam 1819 heran, 
und B. agitirte im Barlament, den Friften endlich ein Enve zu maden. „Ich habe 1811 mich 
zu dem Glauben verpflichtet”, fagte er; „jetzt ald Vorjigender ver Committee habe ich die Sache 
näher unterfucht und bin entjdloffen, aus meinem Gedächtniß das Votum zu verbannen, dad 
ich vor Jahren gegeben.” Die Unterfuhungen der Committee führten zur „Peels-Bill“, wie 
man den Antrag nannte, „daß eine ftufenweife — — von Baarzahlungen ſeitens der 
Bank von England vor ſich gehen ſolle“. 

Die Peels:Bill wurde 1819 vom Parlament angenommen, und die Banf von England 
hatte ihre Vorbereitung auf Erfüllung der neuen Anordnung zu treffen. Zwei Jahre ſpäter, 
am 1. Mai 1821, begann diefelbe wieder ihre Baarzahlungen. Ein großes Ballen der Preife 
erfolgte nothwendigerweiſe, die bis 1814 für mande Lebensbedürfniſſe um 50—100 Procent 
avancirt gemwejen. Nach 1821 wurden alle Banfnoten unter 5 Pid. St. außer Girculation ge- 
jet. Unqufriedene gab ed genug in Lande deflenungeadhtet, die unter dem Fallen der hinauf: 
geihraubten Preife litten, und fogar nody 14 Jahre nach der Annahme ver Peels Bill, 1834, 
brachte das Barlamentsmitglied Cobbet ein langes Sündenregiſter gegen die Peels: Bill vor 
das Unterhaus, dem der Antrag beigefügt war, eine Adreſſe an die Krone zu richten, damit Sir 
Robert P. ald der Urheber der Wiederaufnahme der Baarzahlungen aus dem Minifterrathe 
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entfernt werde. P. widerlegte in geiſtvollſter Weiſe die Prophezeiungen über einen National: 
banfrott, mit weldhen Gobbet das Haus einzufhüdtern gefuht. Das Unterhaus aboptirte 
P.'s Rathſchläge und befhloß jogar, was faft unerhört in der parlamentarifhen Geſchichte, 
die Bill Cobbet's gänzlih aus den Arhiven des Parlaments zu „löſchen“, als hätte fie 
nie exiftirt. 

Mit einem andern Ereigniß ift der Name Sir Nobert P.'s unlösbar verfnüpft, mit der 
Katholifenemaneipation, deren Befiegeler er jedoch ziemlich „wider Willen“ geworben. Schon 
hatten lange vor 1830 Staatdmänner wie Burke, die Irländer Grattan und Curran, Bitt, Fer, 
Eröfine, Winpham, Plunfet und der noch heute lebende Brougham alle Beredjamfeit, Pathos, 
Feuer, Logik und Unwillen aufgewendet, um jenen Bleden, „die politiſchen und bürgerlichen 
Beſchränkungen ver Katholiken‘, aus den britifhen Statutenbud zu löfhen. Ganning, der 
brillante und anmuthige Rebner Ganning, ging fozufagen unter in dent Kampfe. Dennod war 
der Gedanke der Katholifenemaneipation in England unpopulär geblieben zu einer Zeit, wo 
der größere Theil Europas ſchon längft die erleuchtete Mafregel der Gleichberechtigung für alle 
Glaubensbekenntniſſe acceptirt hatte. Das Gros der höhern Gefellihaftsflaflen in England 
war dagegen, ebenfo dad Gros der Mittelflaffen und die arbeitenden Klaffen. Es waren nicht 
nur die Mitglieder ver „established church” (der Anglikaniſchen Kirche), fondem aud bie 
überwiegende Mehrzahl der zahlreichen Diſſenters und proteftantifchen Seften unfähig, ven 
grauen Staub des Mittelalters in diefer Frage abzufhütteln. Und wenn aud die Katholiten: 
emancipation längft eine Thatfahe in England, fo währt das grimme Borurtheil nod in 
unfern Tagen fort und würde, wenn gereizt, noch heute die Krawalle von 1780 unter dem Ruf 
„No Popery“ erneuern. Die engliſche Neformation hat dem Volk gelehrt, va das Papftthum 
der „Mann der Sünde” fei, von dem dad Neue Teftament fpredhe, und der Papft ver immer 
lebendige Typus des „Sohnes ver Verdammniß“, ver, die Majeftät des Himmels beleidigend, 
fich felbft zu einem Gott machen wollte. Von der Reformation bis zur Nevolution von 1688 
erfolgte ein unaufhörlidyer, durch proteftantifche und Fatholifhe Scheiterhaufen abwechſelnd be— 
leuchteter Kampf zwifchen Katholicismus und Proteftantismus; das eine Princip ftrebte feine 
politifhe Macht wieder zu erreihen, das andere den Gegner nieverzubalten. Im Bertrag von 
Limerick, als die Überrefte der Truppen des legten vertriebenen Stuart, Könige James IL, in 
Irland vor dem proteftantifchen Heere Englands die Waffen flredften, war die Bevingung ent: 
halten, daß die Katholiken diefelben religiöfen Privilegien haben follten, die fie unter dem in: 
different gejinnten Karl IT. ihr eigen nannten. Diefen Vertrag brad England, in Furcht geiekt 
dur die Einflüfterungen proteftantifcher Irländer, deren Fanatismus bis in unfer Jahrhundert 
gereicht hat. (S. Drangelogen.) Es erließ den ‚„‚BenalGode’ gegen alles was Papſtthum hief. 
Diejed Gejeg theilte die Bevölkerung in zwei Lager, Triumphirende und Unterbrüdte, ſeufzend 
unter dem vae viclis veligiöfer Verfolgungsſucht. Die erftern hatten, wie Burke fagt, „alle 
Wahlrecht, alles Eigenthum, alle Erziehungsmittel, die andern hatten nur Waſſer und Xori 
für ih. Alle Priefter hatten Irland zu verlaffen, alle katholiſchen Schulmeifter wurden ver: 
bannt. Kein Proteftant durfte eine Katholifin heirathen. Das Gefeg erkannte einen Katholiken 
als gar nicht exiftirend an. Maflenhafte Auswanderung aus Irland war die Folge, und bis 
1745 fielen nicht weniger ald 450000 Irländer in Kriegen Frankreichs gegen England. Erft 
nach diefer Periode traten Milderungen des Eoderein. Katholifche Beiftlihe wurden bedingungs⸗ 
weife zugelaffen, auch den Katholiken die Erwerbung von Eigenthum wieder geftattet, aber an 
ihrem Orundbejig hing fein „Botum”, und Zwiſchenheirathen wurden nod mit Gelbftrafen be: 
laftet. Auch waren den Katholiken nod alle Erziehungsmittel verwehrt. 

Ausgang des vorigen Jahrhundertö, ald Irlands Hauptſtadt nod ein irländijches Bar: 
lament beherbergte und feine Geſellſchaft an Geift und Bildung die Londons tief in Schatten 
ftellte, wie felbft von engliſchen Geſchichtſchreibern ehrlich eingeräumt wird, nahm das irische 
Parlament ſich der Katholifen und ihrer Menfhen: und Staatöbürgerrehte an. Es wurde fo 
viel erreicht, daß die Katholiken Irlands zum Parlament wählen durften — aber ver Gewählte 
mußte ein Proteftant fein. Ebenſo fiftete ein iriſcher Parlamentsbeihluß das berühmte 
MaynootheGollege zur Erziehung fatholifher Geiftlicher, eine Conceſſion, die bis heute noch 
felbft im vereinigten Parlament zu London mit Erbitterung angegriffen wird. (No im Jahre 
1863 erfolgte ein Antrag auf Entziehung der Staatsſubvention für dieſe einzige katholiſche 
Hochſchule im Vereinigten Königreid, während das ganze Fatholifche Irland der proteſtantiſchen 
Kirche Irlands bis beute Steuern zahlen muß!) Die religiöfe Erbitterung der Parteien Irland 
ſchrieb die Blutige Gefhichte der irifchen Rebellion von 1798. Zwei Jahre fpäter erfolgte bie 
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parlamentariſche Union Irlands und Britanniens; auf welchem Wege, iſt in der Biographie 
D'Connell's gefildert. (S.D’Eonnell.)*) Unter den Verheißungen Ehglands war auch die 
„mündliche‘‘ der völligen Katholifenemancipation,. Pitt nahm dad Odium ded Bruchs dieſer 
Verheißung auf fih und ſchied nur auf einige Tage aus dem Eabinet aus, „ald genügenvde 
Selbſtbuße“! 

In England hatten die Schrecken der erſten Franzöſiſchen Revolution zu dem ſonderbaren 
vorurtheil geführt, daß mit der Doctrin der Menſchenrechte ver Katholicismus zu thun gehabt hätte. 
GH genügte, daß die Revolution in einem katholiſchen Lande vor ſich gegangen. Man hatte den 
Katholicismus früher mit der Oppofition gegen bürgerliche Freiheit identificirt, man fürdhtete 
ihn jegt als „beginnend im Dunfel ded Aberglaubend und endend im Beuerbrand der Ungläu— 
bigkeit und des Atheismus.’ 

As P. feine Öffentliche Laufbahn begann, lebte noch der alte Parteiruf „No Popery”. 
Die Opponenten ftügten ſich auf politifhe oder religiöfe Gegengründe. Lord Nebeövale fagte 
1811: „Unfere Gonftitution ift proteftantifh. Sie fönnte nie einen fatholifhen Souverän ver— 
tragen und noch weniger einen Fatholifhen Miniſter.“ Andere erflärten e8 für eine Heilige und 
bibelgetreue Pflicht, die Päpftlihen zu entmuthigen. P. nahm in der Emancipationdfrage feine 
Stellung auf dem Argument politifher Nüglichfeit gegen diefelbe im Jahre 1812, ohne indefjen 
ih für den Gegenftand jehr zu erwärmen. Gr jah im Parlamentseide noch ein unüberfteigliches 
Hindernig für die Zulaffung Fatholifher Mitglieder und flimmte mit der Minorität von 106 

gegen ein Majorität von 235, ald Canning's Bill, „die Emancipationdfrage in nächſter Sefjion 
in Erwägung zu ziehen”, im Unterhaufe vurdging. In demſelben Jahre ging V. nad Irland 
als Chief-Secretary unter dem Herzog von Rihmond als Vicefönig (Lord:Lieutenant). Es 
war eine unrubige Periode und P. hatte eine undanfbare Stellung. DieRepealbewegung jpufte 
bereitö vor. Die KRatholifen hatten Muth gefchöpft und fi organifirt; ihnen gegenüber orga= 
nifirte fidh der fanatifche Proteftantenbund ber Drangiften. Das britifhe Barlament ordnete 
1813 eine Unterfuhung über die Eriftenz der legtern Sorietät an. Aber obgleich fein Vor: 
gejegter, der Herzog von Rihmond, fi bemühte, unparteiifch zu Handeln, neigte P., fein Chief- 
Secretary, zur Seite ded Drangebundes und wurde deſſen DVertheidiger, weshalb ihm die 
Irländer den Spottnamen Orange: Beel (Drangenfchale) vindicirten. Er widmete ji der 
energiihen Handhabung der Polizei und wurde fozufagen der „Erfinder“ der Gonftables, 
melde bis heute noch von der niedern Volföflaffe mit dem Verachtung ausſprechenden Nanıen 
„die blutigen Peelers“ bezeichnet werden. Seine hierauf bezügliche Bill wurbe im Unterhaufe 
acceptirt, an deffen Sigungen er von Zeit zu Zeit theilnahm. Daffelbe geſchah mit feiner Bill 
„gegen ungejeglihe Verſchwörungen“. Eine andere Bill P.'s, das von den Katholiken Irlands 
eingefegte Catholic-Board für ungefeglich zu erklären, brachte ihn in perfönlice Colliſion mit 
Daniel O' Connell, die zu einer Herausforderung führte, aber gütlich beigelegt wurde. Die beiver- 
jeitige Animofität wurde aber eine lebenslange. O'Connell's Agitation für Gleihberehtigung 
der Blaubensbefenntniffe und politifche Freiheit heilte viele englifche Diffenterd fogar von ihren 
Borurtheilen und gewann der Katholifenemancipation Freunde in England. 

Im Jahre 1817 wurde P. von der Univerfität Orford ind Barlament gewählt, und 1818 
refignirte er auf feinen Boften als Irish-Secretary. Seine Gegnerſchaft gegen die Katholiken: 
emancipation hatte ihm die Wahl in Orford verfhafft, von deffen Univerfität bis Heute nicht nur 
Katholiken, fondern auch alle nicht zur Anglikaniſchen Kirche gehörigen Diffenterd ausgeſchloſ⸗ 
fen find. Bon Jahr zu Jahr fpannen fi im Unterhaufe die Fatholifchen Debatten fort. Es war 
1821, ald Lord Plunfet auf die berühmten Männer anfpielte, die von Zeit zu Zeit fo warıne 
Fürfpreder der KRatholifenemancipation gewefen: „Wenn wir an den theuern Bildern dieſer 
gefeierten Todten vorüberwandeln wie in einer öffentlihen und feierlihen Proceſſion, jollen wir 
nicht va alle Barteigefühle aufgeben, alle zürnenden Leidenfchaften und unwürdigen Vorurtheile?“ 
Er appellirte an P.'s Talent, an feine hohen Principien ald Staatdmann und Gentleman, ver 

Sache feine Stimme zu leihen. P. erwiderte mit Herzlichkeit in folgendem Sinne: „Ex wünſche 
zwar, baf feine Meinung gegen die Gmancipation die Oberhand behülte, werbe jih aber von 
Herzen freuen, wenn feine Argumente und Prophezeiungen fpäter fi ald grundlos ermeifen 
foltten.” Die übermäßige Furt proteſtantiſcher Mitglieder, daß Unheil daraus folgen müfle, 


2) Roch i im Sabre 1775 * das britiſche Parlament „ſür immer auf das Recht verzichtet, Irland 
durch feine Geſetze zu binden’ 
Staats⸗Lexikon. XI. 26 
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wenn je Männer wie O' Connell einen Sig im Parlament erhielten, theilte er dennoch nicht und 
lächelte dieſen Einwand als nebenfählih hinweg mit den Worten: „Ich habe nody nie einen 
Demagogen gefannt, der, fobald er einen Sig in diefem Haufe erhalten, nicht zu paſſenden 
Dimenſionen zufanmengefchrumpft wäre, ehe ſechs Monate vergangen. Laßt den Demagogen 
kommen und fein Schlimmftes thun!“ 

Ich übergehe einige Jahre, au 1825, in welchem der Herzog von Dorf, präfumtiver 
Thronerbe, im Haufe der Lords feinen Entſchluß erklärte, den katholiſchen Anſprüchen unter 
allen Umſtänden Widerftand zu leiften — und komme zum Jahre 1827. Canning löfte ven 
Garl Liverpool ald Premierminifter ab. Dies veranlafte ſechs Gabinetömitglieder, darunter den 
Herzog von Wellington und Robert P. zum Austritt. P. erklärte ausprüdtic, dies geſchebe 
feinerfeit8 wegen der Stellung Canning's zu Gunften der Katholifen. „Meine Oppojition 
gründet ſich auf Principien feit 18 Jahren. Ich halte dafür, daft die Fortdauer ver Schranfen, 
welche Katholiken von der Grreihung politifber Macht ausſchließen, für die Aufrechthaltung der 
Gonftitution und die Intereffen der beftehenven Kirche nothwendig find.” Canning's Minifterium 
lebte nicht lange, ebenſo das nächſte des Lords Goderih. Dann fam das Wellington Beel-Gabiner 
an das Ruder (1828). Die Hoffnungen der Katholiken, welde mit dem Namen Ganning eine 
rofige Zukunft verbunden hatten, fanfen jegt zur tiefften Ebbe. P. acceptirte den Minifterpoften 
mit der Erflärung, ed werde unmöglich bleiben, ein dauerndes Regierungsſyſtem feftzuftellen, 
wenn nicht entweder die katholiſche Frage ganz aus deſſen Principien ausgeſchloſſen oder durk: 
geführt werde ald eine conditio sine qua non. Lord Nuffell, zur Zeit Führer der Whigs des 
Unterhaufes, brachte P. eine Niederlage bei, indem er trog deſſen Oppofition den Widerruf ver 
Te: Acte durchſetzte, Die bisher die Nechteder Diſſenters beihränft hatte. Das war der Vorläufer 
ver Katholifenemancipation. D’Eonnell wurde in Irland zum Parlamentömitglied gewählt, 
und die Eidedfrage — er war der erfte Katholif im Unterhaufe — fam aufs Tapet. Neur 
Spannung im ganzen Lande. P. begann zu fhwanfen, ebenfo Wellington, der die Broteftanten 
durch einen Privatbrief in Alarm verfegte, den er an feinen alten Lagergenoſſen vom ſpaniſchen 
Feldzug her, Dr. Eurtis, Fatholifchen Primaten für Irland, gerichtet und darin die brennende Frage 
mit den Worten berührte: „Wenn wir die Frage nur füreine kurze Zeit in Bergefienheit begraben, 
und die Zwifchenzeit zu forgfältigen Erwägungen anwenden fönnten, fo wollte ih nicht an einem 
befriedigenden Reſultat verzweifeln. Curtis publicirte den Brief, und der Lorb:Lirutenant von 
Irland, Marquis von Anglefea, ein alter Waterloo: Held, gratulirte Wellington fofort in einem 
Öffentlihen Schreiben wegen diefer Wendung in feiner Gefinnung. Wellington ſah fich in ben 
Augen ber Proteftanten compromittirt und rief Anglefea von feinem Boften ab. Um dieſelbe 
Zeit bereifte B. den Norden Englands, wurde ald Champion des Proteſtantismus fetirt umd 
rechnete fich zu jenen, in deren Gemüth Fein Wechfel eingetreten fei! Dies war wenige Monate 
vor der großen Wendung. 

Ob ftille Erwägungen ein Wunder gewirft oder den Staatdmann eine Infpiration er: 
leuchtete, ift unerflärt geblieben. Im folgenden Januar (1829) gingen Gerüdte um, daß die 
Katholifenfrage zur Erledigung kommen folle. Die königliche Eröffnungdrede vor dem Var— 
lament im Februar beftätigte dies, und einen Tag vor ber erften Sigung erflärte B. dem Kanzler 
der Univerſität Oxford, daß er auf feinen Sig im Parlament für diefelbe verzichte, „da er durch 
das Gefühl einer überwältigenden Pflicht ſich veranlaßt fehe, einen Schritt in der katholiſchen 
Frage zu thun, auf weldhem ihm die Sympatbien feiner Wähler nicht folgen würden.” Die 
erzürnten Univerfitätsmähler ließen ihn auch bei der Neuwahl fofort durchfallen, aber der Wahl: 
flefen von Weſtbury in Wiltfbire erfor ihn als Vertreter. 

Endlich am 5. März brachte Beel vor überfülltem Unterhaufe feine berühmte Bill über bie 
Katholifenentancipation ein. Er ſprach länger als vier Stunden. Die Hauptflelle lautete: 
„Ich habe feit Jahren verſucht, die Römiſch-Katholiſchen vom Parlament und von hoben Staats⸗ 
ämtern auszuſchließen. Ich glaube nicht, daß es ein unnatürlider oder unvernünftiger Kampf 
geweien. Ich gebe diefen Kampf auf infolge der Überzeugung, daß er nicht länger unter Bor: 
theilen fortgefegt werden kann, aus Mangel an Material und Inftrumenten, bie für die Dauer 
einem ſolchen gewachſen wären. Ich gebe deshalb nah und weiche einer moraliichen Nothwen— 
digkeit, die ich nicht zu controliren im Stande bin, ungewillt, ven Widerftand bis zu einem 
Punfte zu treiben, wo die Inftitutionen, die ich vertheidigen wollte, gefährdet werben Fönnten. 
Sch fehe auf den Ausgang mit Faffung und Vertrauen. Wir werden damit die große moraliſche 
Allianz der Römiſch-Katholiſchen gefprengt haben, die ihnen fo viel Stärfe gab, und werben 
auf unferer Seite die berühmten Autoritäten haben, melde ſich bisher zu ihnen allein gejelltem. 
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Der verſammelnde Ruf « Bürgerliche Freiheit) wird fo ganz unſer eigen werden. Das Ber: 
dienft gehört nicht mir, ed gehört Kor, Grattan, Plunket, der Oppofition und meinem großen 
Freunde Canning, der nit mehr ift. Durch ihre Bemühungen und trog meines Widerftandes 
hat die Sache geſiegt!“ 

Hat je ein Staatsmann ehrliher, großherziger, unfelbflfüchtiger gefprodhen, vor ihm — 
over nad ihm? So ſchloß die lange Periode des privilegirten Religionshafles, diefer unfeligen 
vrei Jahrhunderte des innern Unfriedens. Erſt am Tage vorher batte ih König Georg IV. 
nah langem Widerftreben entichloffen — erft nahdem ihn alle feine Minifter verlaffen und 
teignirten — der Bill feine Sanction zu geben. 

Schlagen wir ein andered Kapitel auf. P. löjchte „Blut“ von dem Schilde Englands durd) 
Verbefferungen in der Griminalgerichtöpflege, die eine barbarifche war. Noch bis zum Ende ver 
weiten Defabe dieſes Jahrhunderts waren 300 Verbrechen und Vergehen verfhiedenfter Art 
mit Todesftrafe bedroht. Galgen und Pranger fanden felten mehr ald vierzehn Tage leer. 
Allein in London wurden gegen dreißig in jedem Jahre gehängt.?) Im Jahre 1823 brachte P. 
ser Bills ein zurMilderung der drakoniſchen Härte der Strafgeſetze, und alle vier wurden Geſetz. 
Ja 1825 fegte er Geſetze zur Neform der Gefhworenengerichte durch und 1830 ein Gefeg behufs 
Beihränkungen in der Anwendung der Todesſtrafe für Fälſchungen. Um diefelbe Zeit hatte er 
die Boligei von London, der großen Metropole, organijirt, vie bisher nur aus Halbinvaliden 
und Nachwächtern beftanden hatte. 

Es bedarf eines weitern Rahmens ald den, der eine Biographie Sir Robert P.'s umſchließt, 
um ein Bild der Kämpfe zu geben, welde jih um parlamentariiche Reform in England fon 
jeit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts entfponnen hatten. Sie wurbe eine Thatſache in 
dieſem Jahrhundert, wenn auch nicht in dem heute erfehnten Maße. Darüber vermweife ih den 
Leſer auf die Biographie Lord John Ruſſell's, welder der Champion diefer Reform geweſen. 
Ih beichränfe mich hier auf einige intereflante Citate von Urtheilen aus dem Munde von Zeit: 
genoflen P.'s über diefe Frage, die in den dreißiger Jahren alle Gemütber in Großbritannien 
in Gärung fegte und mehr ald jede andere eine unberechenbare Popularität beſaß. Carl 
Liverpool, den die Unruhen im Lande, der Schrei: „Gleichmäßige Repräfentation oder Top!” in 
Angſt veriegt, fagte: „Parlamentsreform bedroht und mit der Schredtenäherrfhhaft von 1794. 
Das war 1817. Zehn Jahre fpäter ſprach der geniale Ganning während feiner kurzen Premier: 
minifterichaft die Worte: „Ich werde der Parlamentöreform bis zum Ende meines Lebens op- 
poniren, mie ich bisher gethan.“ Brougham rief P. im Varlament zu: „Die Tage ver Gewalt 
iind vergangen. Der, welder heute dieſes Land noch mit Föniglihem Gutdünken oder militä- 
riſcher Macht regieren wollte, würde von feiner Höhe geftürgt werben. Ich Flage euch, die Mi: 
nifter an, nicht den König, euch, feine Schmeichler, feine niedrigen, fähelnden Paraſiten.“ P., 
damals Minifter, erhob ſich mit Unwillen gegen dieje Anklage, unter anderm fagend: „Lord 
Brougham bat das vollfommene Recht, Minifter anzugreifen, aber nicht das, Männer ber 
Schme ichelſucht anzuflagen, die jo unabhängig wie er felbft find.” Nach ven parifer Julitagen 
bildete ſich eine Jacquerie im ganzen Süden Englands. Brandftiftungen und Fabrikenzerſtörung 
folgten aufeinander in großer Zahl. Das ſchreckte die Toried von jedem Gedanfen an eriwei: 
tertes Wahlrecht ab. Earl Grey fagte im Haufe der Lords: „Ich verneine das Recht jedes 
beliebigen Steuerzahlers zur Barlamentswahl, Das Net des Volks ift, eine gute Regierung 
zu haben, die feine Privilegien und fein Glück ſchützt. Wenn dies mit Urwahlen nicht erreichbar, 
fo ift die Wahlbefhränfung das Recht des Volks.“ Darauf erwiderte Wellington: „Die Re: 
gierung Sr. Majeftät ift jo wenig vorbereitet auf parlamentarifche Reform ald der edle Lord 
ſelbſt. Solange ich mit der Regierung zu thun habe, werde ich allen darauf zielenden Maß⸗ 
regeln Widerſtand leiſten.“ Dieſes Widerſtandes wegen fiel das Cabinet Wellington-Peel am 
15.Nov. 1830. Zwei Jahre ſpäter wurde Ruſſell's Reformbill Geſetz. P. hatte bis dahin Feine 
Erleuchtung gehabt, die ihn zu einer gleichen Wendung wie in der katholiſchen Frage bewogen 
haben koͤnnte. 

Als 1834 das erſte Reformparlament aufgelöſt war, ſtellte ih Sir Robert P. als Wahl: 
candidat für Tamworth, das ihn wählte und bis heute eine Taſchenausgabe peelitiſcher Wahl⸗ 
orte geblieben iſt. Er erklärte ſich bereit, im Sinne der Reformbill zu regieren, „wenn der Geiſt 


3) Ein Diebſtahl, deſſen Object höher als 13 Pence (11 Sgr.), wurde lange mit dem Tode am 
Galgen beftraft. 09 
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der Reform nur eine forgfältige Beaufihtigung der Inftitutionen civilen und ecclefiaftifchen 
Charakters in eintradhtövoller Weife verlange und die Aufrehthaltung bewährter Rechte mir 
der Abihaffung wirklicher Misbräude und Beſchwerden verbinde”. Er erfuhr mehrere Nieder: 
lagen im Unterhaufe in Nebendingen, aber ſchied aus dem Cabinet, ald Ruſſell feine Bill auf 
Verwendung der Surplus:Revenuen der iriſch-proteſtantiſchen Kirche für eccleſiaſtiſche Schul— 
zwede einbrachte und zwei andere Bills durchſetzte, Darauf gerichtet, bei jener Verwendung ohne 
Unterſchied des religiöjen Olaubendbefenntniffes zu verfahren. Das Minifterium PB. made 
einem Neformer:Minifterium Plag. Seitdem fuhren die Peeliten des Parlaments fort, ihre 
Gegner auf alle ervenklihe Weife in Verlegenheiten und Gonflicte zu führen. Im Jahre 1838 
war infolge mander Miögeichicde in Handel und Wandel ein Deftcit in der Staatskaſſe ein: 
getreten, und Unzufriedenheit verfhiedenfter Art ſchob mit Recht oder Unrecht dem Reform: 

minifterium die meifte Schuld in die Schuhe. Im Jahre 1839 Harte ih dad Parlament ver 
weftindifchen Infel Jamaica in Oppofition gegen die englifche Regierung bineingezanft, indem 
es der Negeremancipation nicht feine unummundene Zuftimmung geben wollte. Das engliſche 
Gabinet brachte eine Bill im Parlament zu London ein, die Berfaffung Jamaicas zu juspendiren, 
und blieb mit fünf Stimmen in der Minorität, worauf ed abdanfte. Wellington und P. follten 

ein neues Gabinet bilden, aber P. befand ſich in Differenz mit der Königin in Betreil der Da- 

men ihres Hofftaats, deren Entlaffung er zu einer Bedingung machte, weil fie mit mbhigikiiäen 

Familien verwandt feien und das Ohr der Königin hätten. Diefe Bedingung wurde indeflen 

nicht bewilligt, und fo ſchloſſen fih P. und Wellington um diefer kleinlichen Serupel BE willen 
die Thür zum Amte auf weitere zwei Jahre (bid 1841). Das abgetretene Whigcabinet regierte 
von neuem und fuchte fih namentlich mit einer verbefferten Poftorganifation und Herabjegung 
des Briefportod populär zu maden; und in der That, niemand verfannte in diefem Punkte die 
Verdienſte des Neformcabinetd. Die Toried begannen 1840 im Parlament dennod eine 
heftige Fehde gegen die Whigs des Minifteriums. Sir John Yarde Buller brachte ein Mis: 
trauendvotum gegen dafjelbe in Vorſchlag, und das Gabinet jiegte nur mit 21 Stimmen über 
feine Gegner. Bei dieſer Oelegenheit hatte B. die Sturmeolonnen geführt und beſchwerte jid 
bitter über die Ausjchliegung der Gonfervativen vom Staatdruder. Er legte aud die ungefunden 
Berhältniffe des Handeld, die Unficherheit des Credits mit beißendem Spott den „Reformers“ 
zur Laft, ſowie den Geift der Infuborbination, der ſich durch das Land feit der Reformbewegun 
manifeftire. Sir James Graham, unterflügt von P., cenfirte heftig ven „Krieg in China“. 8. 
fagte: „Beim Mangel jedes Vertrauens in Ihrer Majeftät Gabinet bete ih nur, daß die Maät, 
die von oben den Rath der Menſchen regiert, e8 zulaffe, diefe unfelige Angelegenheit durch ge: 
rechte und nicht unehrenhafte Mapregeln zu ordnen.” Mit einer Eleinen Majorität von 10 
Stimmen rettete fi das Gabinet vor dem Sturze. Die Seffion 1841 war die legte des Reform: 
cabinetd. Im Parlament PBarteiagitation und noch heißere Agitation im Lande für Abſchaffung 
der Korngejege und für Handelsreform! Zu beiden Dingen, aber in fehr befchnittenem Umfange 
waren die Whigs im Gabinet nicht ungewillt ſich zu entſchließen, und Lord John Ruſſell fegte 
die Schußzöllner des Parlaments in Erftaunen durch den Vorfhlag, den Einfuhrzoll auf frem: 
des Korn auf 8 Schillinge herabzufegen. Umfonft! War früher der Herzog von Wellington 
zu ſpät in feinem Widerflande gegen Reform gefommen, Fam Nuffell einerfeitö zu ſpät, anderer: 
feitö zu früh mit Palliativeoncefjionen. Sir Robert P., Schupzöllner damals nod von ent: 
fhiedenfter Farbe, motivirte: „daß die Minifter nicht Hinlänglid das Vertrauen des Hauſes 
befäßen, um Mapregeln durch die Discuffion zu tragen, die fie für wefentlih für das öffentlide 
Wohl erachten, und dag ihr Verbleiben im Amt unter folden Umſtänden ver Eonftitution zuwider⸗ 
laufe.” Diefes Mistrauendvotum wurde mit 312 gegen 311 Stimmen, aljo einer einzigen 
Stimme Majorität angenommen. Andere Niederlagen famen hinzu. @ine Barlamentsauflöfung 
erfolgte. Damit hatte die Regierung an das Volk appellirt, und das Volk antwortete mit einer 
Wahl ihrer Gegner in Cohorten. Die Eonjervativen flritten Schulter an Schulter mit einer 
Fraction der Whigs, und die Neformer und Nadicalen, welche über die Zögerungen des alten 
Minifteriums die Geduld verloren, machten feine Oppofition zu deffen Gunften. Ruffell wurde 
von ber Eity von London gewählt, B. wiederum in Tamworth, wo er e8 geſchickt umging, 
feine Anfihten zu ſehr zu präcifiren. „Der Doctor”, fagte er, „iſt noch nicht hineingerufen, um 
dem Patienten zu verfchreiben, und kann demnach die Arznei nicht im voraus beftimmen.“ 
Seine Gegner beſchuldigten ihn, damit auf die Königin felbft angefpielt zu haben, um deren 
perfönlihes Wohlwollen und perfönlihen Wivderwillen gegen die andere, beide Parteien, die 
Toried wie die Whigs, ih nur zu oft in einer faft unconflitutionellen Weife befehvet hatten. 
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Es ift dies oft bedauert ald wAllig „unengliſch“, einerfeit8 den Namen der Königin zu einem 
Signal von Einfluß und Autorität zu gebrauden, oder ihn zum Gegenftand unehrerbietiger 
Rüge audzuerjehen. Bei der Eröffnung des neuen, recht eigentlich in Sturm geborenen Par— 
laments erfhien die Königin diesmal nit in Perfon. Die in Stellvertretung verlefene 
Thronrede wurde ein Free-Trade-Speech genannt, weil die Königin in berfelben verlangte, 
daß das Parlament fi mit den Steuern und Zöllen beſchäftigen folle, mobei namentlich vie 
Enrfeffelung des Handeld und die Intereffen des Volks im Auge zu behalten wären. Diefer 
Schritt des Cabinets war fühn, gegenüber einem ſchutzzöllneriſchen Parlament, das über vie 
Agitation von Gobven, Bright und Wilfon, den Champions der Anti: Cornlaw : League 
oßnebin in üble Laune verfegt war; eine Agitation, die ihre Anhänger unter den freilich „nicht 
wahliähigen“ Volksklaſſen nah Hunderttaufenden berechnete und meifterhaft wie ein Staat 
im Staate organifirt war und fo operirte. Diefer roll der Schugzöllner trat in der Berathung 
der Antwort auf die Ihronrede unverkennbar zu Tage. Vier Nächte lang währten die Debatten. 
Die Antwort follte ein Midtrauendvotum gegen dad Gabinet werden, ald deifen Vertheidiger 
unter anderm ſogar O' Connell auftrat und die Toried moralifche Spießruthen laufen ließ. 
Dies führte zu heftiger Gontroverje zwifhen ihm und Peel. Endlich fam es zur Abflimmung. 
Das Mistrauendvotum wurbe angenonmen; diefes nicht mit Einer Stimme Majorität gegen 
die Minifter, jondern mit 91. Es hatten 629 Parlamentsmitglieder an der Abftimmung theil- 
genommen. Wer hätte damals prophezeien wollen, daß P. jelbft Advocat des Freihandels 
werben und das Bolf ihn als den „unjelbftfüchtigften” aller Staatdmänner preifen würbe! 

Das Minifterium Ruffell trat ab unter dem fühlen Trofte Roebuck's, „daß ed nun eine 
lange tugenphafte Laufbahn in der Oppofition vor fi Habe”, und die Conſervativen kamen an 
Ruder, P. als Schagfanzler (Finanzminifter), Wellington ald Minifter ohne Portefeuille und 
Führer des Oberhauſes. 

Seit fünf Jahren Hatte das Land unter verfhiedenen Galamitäten gelitten und neue Mis— 
ernten folgten. Die Repeal der Korngefege wurde Volksgeſchrei mehr denn je. Dem Schrei 
„Billiges Brot“ folgten die Mottos „Billiges Fleiſch“ und „Billige Fiſche“. Das Publifum 
wurde genau darüber unterrichtet, twie viel Gingangszoll auf fremdes Vieh und fremde Fiſche 
zu entrichten war, und daß taufend andere Vertheuerungen ver Lebensmittel dur die Zoll: 
organijation verurfacht wurden. Die Preffe theilte ji in zwei Rager, und man wartete mit Un— 
geduld auf die erften Schritte, die BP. in einer oder der andern Richtung unternehmen würde, 
Die Seſſion des Jahres 1842 wurde mit Glanz eröffnet. König Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen war gegenwärtig. Wiederum war die Thronrede ein „‚Free-Trade-Speech” in milder 
Form zwar, aber doch unverbaulih für die Schugzöllner und Antireformer. Jetzt Fam die 
Zeit, wo P. Lorbern pflüden follte, um die er Ruffell beraubte, indem er ihn aus dem Gabinet 
drängte. Derfelbe P., der ald Schugzöllner mit verdeckter Karte gefpielt, drehte fie um, und 
Kornfreihanvdel war das Bild! Nicht, daß er mit diefer Uberrafhung mit einem mal hervor: 
trat, er drehte die Karte um, zu langſam für die Whigs, die Radicalen, die Freihändler, zu ſchnell 
für vie grundbefigenden fornverhandelnden Toried. Zuerſt erfolgte das fogenannte „neue 
Korngejeg”, introducirt durch eine einftündige Rede P.'s, die noch nicht alle Anfer der Schuß: 
zollpolitik lichtete. Jenes Geſetz juchte ein Durchſchnittsmaximum für Kornpreife feftzuftellen 
und Hielt noh an Eingangszöllen feft. Nuffell opponirte, Cobden verhöhnte ed; doch fie blieben 
irn der Minorität. Dann erfolgte der „neue Tarif‘, begleitet von einer „Einfommenfteuer‘. 
In der Anführung und Gruppirung von Facten und Zahlen hatte P. feinen Rivalen im Unter: 
baufe. Der Tarif redueirte die Abgaben auf 750 Artikel unter 1200, die biöher der Befteuerung 
unterlagen, und in vielen Fällen um ein Beträchtliches. Die Einfommenftener u. |. w. war eine 
bittere Medicin, die Begüterten waren lange unwillig, fie einzunehmen, und entſchloſſen ſich erft 
dazu, als ihre Dauer auf fünf Jahre beſchränkt wurde. Sie hatten eine inftinetmäßige Furt, 
daß englifhe Sinanzminifter Gefhmad an diefer Mafregel finden und fie verewigen würden. 
Die Thatſache, daß noch heute, im Jahre 1864, Gladftone die, Einkommenſteuer“ unter feine 
beliebteften Ziehbrunnen redynet, beweift, daß jener Inftinet fein trüglicher gewefen. 

Während der berühmten Finanzperiode P.’8 von 1841—46 wurde der ganze commerzielle 
Gopver feiner bisherigen Rigorojität entkleivet, der Sturm der Antiz Gornlam League be: 
ſchwichtigt, indem P., dem Andrange nachgebend, ihre Sache zu der feinigen madte und bie 
Abſchaffung der verhaßten Korngefege durchführte, feinen Banf: Charter: Act ein Geſetz werden 
jah und die allgemeine Binanzpolitif des Landes auf feſtere Grundlagen ftellte, denn fie je 
vorher gehabt. Um dies zu erreichen, hatte er die Bundamente feiner Politif gänzlich verändert 
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und mit den Tories gebrochen, die alle von ihm abfielen. Seine Partei, die ihn unter dem Namen 
„Peeliten“ überlebt, gilt als conſervativ gegenüber politiſchen und namentlich Parlamenis— 
und Wahlreformen, als liberal in Sachen des Handels und der Finanzen, ein Juſtemilien 
zwiſchen der Ungeduld der Whigs und der Zähigkeit der Tories. Als P. 1846 aus dem Cabinet 
trat, verfolgte er feine Vermittelungspolitik im Parlament, „das Wohl des Landes‘ über die 
Barteimandver ftellend, ſodaß er je nah Umſtänden feiner Partei zu Lieb noh zu Schaden 
operirte, obmwol eine Vorliebe für die Whigs fi darin manifeftirte, daß er dad Gabinet mehr 
als einmal mit feinem Redetalent und den Boten feiner Freunde unterflügte, aud) bei den Tories 
als „Uberläufer” unmanvelbar unbeliebt blieb. Ein englifher Biograph fagte von ihm: „Gr 
hatte genug von Rang und Macht gefannt und blieb nur noch eifrig, feinen Einfluß lebendig zu 
erhalten. Die Zeit hatte die Borurtheile, die er befeflen, geläutert, und fein flarer Kopf war 
frei von jenen Wolfen, mit denen Leidenſchaft oder Herzensgefühle oft das Urtheil öffentlicher 
Männer umfloren.” P. war nit fühig, mit englifhem Parteitrog an einer Laufbahn feſtzu— 
halten, gegen die feine Intelligenz Grund fand jih aufzulehnen. Seine Beredſamkeit fpiegelte 
diefen Eharafter wieder. Sein Gemüth hatte Eeinen tiefen Ton, feine Sprachweiſe feine Elek— 
trieität, er Fleidete Principien nicht in glübende Worte, ſandte feine lebendigen Blige aus, er: 
zwang feine unauslöfhlihe Rüderinnerung. Aber er war ein bewunderter, vollenzeter, öffent- 
licher Redner, fähig, mit großer Kunfl feine Objecte zu ordnen und im Elarften Licht zu zeigen, 
dabei mit großer Feinheit ausweihende Antworten zu geben, wo Haß und Ungebuld ihn über 
die nächſten flaatdmännifchen Ziele hinauszudrängen fuchten, weshalb ihn feine Gegner ven 
„größten Meifter der Plaufibilität‘ zu nennen pflegten. Diefe Gewohnheit legte er, in jpätern 
Jahren überhaupt ganz ab, als er feitern Boden betreten. Aber bi zulegt blieb er ein hober 
Künftler des Worte, oder, um mit Milton zu reden, „feine Worte, gleich fo vielen zarten, die: 
nenden Ruftgeiftern, folgten ihm feines Befehls gewärtig, in mohlgegliederten Reihen und rüd: 
ten je nad Wunſch immer in die paflenvde Stelle‘. Wie oft hat er die Keulenträger der erbittert: 
ften Gegnerſchaft durch Höflichkeit, Kühle und namentlid durch Geduld entwaffnet. 

An dem Abend vor jenem plöglichen Unfall, ver feinem Leben ein Ende machen follte, hatte 
das Unterhaus, dad vierzig Jahre lang Zeuge feiner Triumphe gewejen, ftürmiiche Debatten ge: 
führt, und man ſprach von einem neuen Gabinet P. Es war das Jahr 1850, und Die Nachwehen 
von 1848 waren noch in England fühlbar. Aber am nächſten Mittag, ver jener Debatte folgte, 
ftürzte B. auf einem Spazierritt in St.:Jamed:Parf föpflingd von feinem jheu gewordene 
Pferde und hatte drei Tage jpäter (2. Juni) ausgeathmet. 

Guizot hat feine Biogrophie gejhrieben. Bemerkenswerth ift folgende Stelle: „Indem 
ih P. von der Vergangenheit ohne cyniſche Indifferenz trennte und der Zufunft ohne aben: 
teuerlihe Tollfühnheit ind Auge fah, war er nur von dem Begehren beberricht, ven Bepüri: 
niffen der Zeit abzubelfen und fein Vaterland vor Gefahren und Verlegenheiten zu bewahren. 
So war er nad der Reihe ein Gonjervativer und ein Reformer, ein Tory oder ein Whig, und 
beinahe ein Rapicaler, populär und unpopulär, gleich ftarf und eifrig im Widerftande wie im 
Nachgeben, jo mitunter übermäpige Conceſſionen machend, mehr weile ald weifichtig, mehr 
muthig als feit, aber immer aufrichtig, patriotifh und in merfwürdigem Grave geeignet, in 
einer Übergangsperiode zu regieren, Als er feine Erfolge vollendet, rief ihn Gott plöglih 
ab, in ver Fülle der Kraft und ded Ruhmes, wie einen eveln Arbeiter, ver feine Aufgabe 
vor Tagedende beendet und der hingeht, feinen Lohn zu empfangen von dem Meijter, dem er 
wohl gedient.‘ 

Am weftlihen Ende der Straße Eheapfide in der City, nabe der berühmten Pauläficke 
im Angeſicht des Gentralplages des Welthandels, fteht eine hohe fleinerne dunkle Statue, dus 
Geſicht nad Morgen gewendet. Sie trägt nur vier Buchſtaben ald Inſchrift „PEEL”. Er war 
ber erſte Minifter in Europa, welcher auf den noch nicht vollendeten Charter des Freihandels 
der Völfer fein Siegel drückte. 

Sir Robert P. hinterließ drei Söhne, Robert, Frederick, William, Lepterer unterlag vor 
einigen Jahren dem Klima Indien, wo er fih ald Militär ausgezeichnet. Nobert und Frederich 
bie unter den Augen ihred großen Vaters ſich auszeichneten, find gegenwärtig Minifer im 
Cabinet Balmerfton:Ruffell*) und ſelbſtverſtändlich Parlamentsmitglieder, wie General Peel, 








— mo. 


4) Als Freberid P. 1849 feine erſte Parlamentsrebe j Bunften der Zulaffung der Juben zum Unter 
haufe gehalten, war der Bater Sir R. P. dermaßen über diefes Debut entzüdt, daß er unmittelbar 
darauf ihm einen Cheque über 10000 Pfd. St. als Gefchenf überfandte, 
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Bruder des großen Staatsmannes, und wie John Peel, einer feiner Neffen. So ſitzen vier Mit: 
glieder der Familie Beel im Unterhaufe des britifhen Parlaments. Auch hieraus fpricht die 
Dankbarkeit ver Nation. 8. Broemel. 
Denfion, Penfionirung. Keine Geſellſchaft, am wenigften ein Gemeinwefen, wie es ver 
Staat ift, wäre ohne Hingabe der Glieder an bie Interejlen ded Ganzen, die ja aud wieder 
Intereffen eines jeden einzelnen fein follten, denkbar, und injofern könnte man fagen, daß jedes 
Glied des Staats demfelben zu dienen habe und infomweit Staatödiener fei. In der That gibt es 
ſtaatliche Zuflände, wo jeder, wenigftens jeder wehrhafte und felbfländige Dann oder jeder Voll⸗ 
freie, nicht nur durch die Befolgung der Bejege oder Leiſtung gewiller materieller Güter, ſon— 
dern auch in der Art dem Staat dient, daß er faft alle Functionen der Öffentlihen Gewalt namens 
des Staats felbit perfünlih und auf jeine eigenen Koften übernimmt. So war e8 3. B. in den 
claſſiſchen Staaten der Alten Welt während der Periode ded erften Königthums und im Anfang 
der Republik, wo zwar Mayiftraturen oder befondere Staatdämter nit gänzlich fehlten (ſowol 
das altgriechifche ald auch das altrömiiche Königthum feinen vorherrihenn eine Magiftratur 
gewefen zu ſein), Gejeggebung und Rechtspflege aber wie der Kriegädienft von jedem Bürger 
anf feine Koften geübt werden mußten. Die Antheile, refp. Nugungen der Bürger un den 
Staatsländereien mögen dagegen ald Uquivalente betrachtet worden fein. Mit dem Untergang 
ver altrepublifanifchen Civität, mit der fteigenden Ausdehnung und Künſtlichkeit der Staats: 
verhältniffe und mit der wachſenden Schwierigfeit ihrer Leitung, mit der zunehmenden wiffen: 
ſchaftlichen Ausbildung des Rechts und endlich mit ber Begründung der imperatorijchen Einherr— 
haft ſehen wir die unmittelbare Betheiligung der ſchon durch die Plebs fehrerweiterten Bürger: 
haft immer mehr zurüdz, dagegen die Bedeutung der Magiftratur immer mehr in den Vorder: 
grund treten, ohne daß jedoch der despotiſche Charakter des Kaiſerthums eine Die Magiftratur jo: 
wol politifch wie privatrechtlih ſelbſtändig ſtellende Organifation derfelben zugelaffen häıte. #) 
Auch bei den germanischen Völkern jehen wir anfangs jeden felbfländigen freien Mann, 
fpäter vorzüglid den freien Grundbeiiger, unmittelbar und auf eigene Koften ben Dienſt des 
Staats, der ih auf Sefeggebung und Nechtöpflege in den Volföverfammlungen und auf den 
Kriegsvienft nah dem Heerbann beſchränkte, verjehen!?) In den auf den Ruinen des römischen 
Weltreichs gegründeten germanifhen Staaten wirft zwar noch die alte Einrihtung fort. ?) 
Allein einerſeits nimmt fhon das neue Königehum etwas von einem Amte an und mußte mit 
Rückficht auf vie Romanen, auf die Kirche und der vielfady veränderten Verhältniſſe wegen 
auch mit Rüdiiht auf die Germanen zur Begründung von Öffentlihen (Hof: und Staats-) 
Amtern (f. Hof) führen, wobei man fih gern an römifhe und byzantinifche Mufter anlehnte; 
andererjeitö vermindert ih auch durch zahlreiche günftige Abhängigfeitöverhältniffe, in welche 
die große Mafle der Gemeinfreien freiwillig oder gezwungen eintrat, die Zahl der legtern all: 
mäblih fo jehr und entftehen dur die Immunitäten, die Lehnsherrlichkeit und Landeshoheit 
jo durchweg neue Verhältnijie, daß das alte Syſtem, dem Staate zu dienen, unhaltbar erfcheinen 
mußte. So jeben wir denn in der trustis regia, in ver Verpflichtung der unterworfenen Stan: 
mesfürften, in den füniglihen Hof: und Haudbeamten u. ſ. w. für dad ganze Reich ein förm— 
liches Beamtenfyftem anbahnen, die nievern Volksklaſſen in den gefeggebenden Reichsverſamm— 
lungen immer mehr zurüdtreten, auf den größern Grundbefigungen des Königs, der Kirche 
und der weltlihen Großen aber ein neued gemifchtes Syftem entftehen, indem dafelbft unter 
eigenen Beanıten ded Herrn die locale Autonomie, Rechtspflege und Friegeriiche Vertheidigung 
von allen Gutseingeſeſſenen beforgt zu werden pflegte. Wie in jeder andern Beziehung, fo find 
auch bezüglich des Öffentlichen Dienftes die in den Gapitularien niedergelegten Organifationd= 
verſuche Karl's des Großen die bedeutendſten aus diefer Periode. Der Schwerpunft ber farolin: 
giihen Amterorganijation ift das Grafenamt, welches regelmäßig die Ausübung der gefammten 
föniglichen Kriegd= und Friedensgewalt für den ganzen Verwaltungsbezirk einer Grafjhaft 
umfaßt, weder erblich noch nothwendig fundirt ift, Feine befondern Kenntniffe und feinen Aus— 
ſchluß von andern Rebenäberufen mitfich brachte, wefentlich aber in einem höchſt periönlichen Treue: 
verhältniß zum König beruhte. Das Herzogthum, Markgrafenthum und das Inflitut der 
Missi dominici erjcheinen ald Amter nur wie Modiftcationen der Grafihaft. 


1) ®allon, Histoire de l’esclavage, Ill, 131 fg., 146, 161. 2aurent, Etudes, IV, 299, Note 1. 

2) Buchez und Rour, Histoire parlementaire, 1,9. 

3) Waig, Verfaſſungégeſchichte, IV, 5 fg., 119 fg., 396 fa., 403 18, 430 fg. Roth von Schredens 
fein, Reichsritter, I, 108 fg., 119. Guizot, Histoire des origines, 1, 
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Die karolingiſche Organiſation war aber trotz ihrer Unfertigkeit dennoch weit ihrer Zeit 
vorangeeilt und gewann keinen Beſtand, weshalb wir ſie mit ſo vielem andern, was Karl's des 
Großen mächtiger Geiſt anſtrebte, im Feudalismus untergehen ſehen.“) Die Folge des das ganze 
Leben des Mittelalters beherrſchenden Feudalismus für den öffentlichen Dienſt mußte fein, daß 
wie alle geſellſchaftlichen Beziehungen, wie das ganze öffentliche Leben, ſo auch beſonders der 
öffentliche Dienſt feudale Geſtaltung annahm. Der perſonificirte Staat, der König, wurde zum 
Oberlehnsherrn; der freigebliebene Mann aber konnte nur Vaſall ſein und nur als ſolcher dem 
Staat dienen. Letzteres war in doppelter Weiſe möglich, nämlich entweder fo, daß der Vaſall 
ein Lehngut empfängt, um dafür ein Amt zu verwalten, oder fo, daß er ein Amt ſelbſt als 
dominium utile erhält, um dafür irgendwelche Keiftungen zu maden. Hof: und Staatdämter 
laufen aber auch Hier noch bunt durcheinander, und der Wirrwarr erfcheint um jo größer, wenn 
man bedenkt, daß auch patrimoniale Amtörechte, Ausflüffe der Grundherrlichkeit, ſowol durch 
datio ald aud) durch oblatio Gegenftand von Verleihungen wurden, die deutfchen Könige aber 
ſelbſt ſtets in einer doppelten Eigenfhaft, nämlich theils ald Oberhäupter des Reichs, theild als 
mächtige Territorialherren auftraten und in legterer Beziehung mit ſich ſelbſt und dem Reiche in 
beftändiger Colliſion fi befinden mußten. Wenn ih nun aud der innere Grundharakter bes 
Amts durch die Überwucherung des Feudalismus nit ganz verlor, fo mußte doch ver Begriff 
eined daran beftehenvden dominium utile, rejp. die Erblihmwerdung des Amts in Berbindung mit 
der Erblichfeit feiner feudalen Bundirung ſehr zum Nachtheil ver Amtöverwaltung ausſchlagen. 
Dies zeigt ih in Deutfchland dem Reiche gegenüber in der Selbftändigwerbung der Territorien, 
und in den Territorien in dem Selbftändigfeitsprang der mächtigern Landſaſſen. Gleichwie 
aber in Deutfchland der Sieg der Landeshoheit über die centrifugalen, d.h. feudalen Territorial: 
elemente mit dem Siege des Römiſchen Rechts und mit der Entfeudalifirung der öffentlichen 
Amter oder mit der Einführung nicht vafallitifcher, gelehrter fürftliher Diener beginnt, fo hatte 
auch in Frankreich die Entfeudalijirung der Monarchie unter Ludwig IX. mit der Entfeudalifirung 
der Amter angefangen. (Garne, „Franzöſiſche Staatseinheit“, S. 119.) 

Das auf den Feudalismus folgende Syſtem des Staats- und Fürſtenabſolutismus mußte 
begreifli für die neue Geftaltung des Öffentlichen Dienjted und der Stellung in demfelben von 
dem größten Einfluffe werden. Ald Wirkungen des neuen Syſtems erſcheinen: 1) die Feind: 
ſchaft gegen alle mit einer gewilfen Selbftändigfeit (Autonomie, Selfgovernment) verbundenen 
Reſte aus früherer Zeit, ein gewifles Mistrauen gegen diefelben und ein gewiffes grenzenloie 
Eentralifiven. Died und 2) die beſtändige Geloverlegenheit der Fürften erflärt das namentlih 
in Frankreich ausgebildete Syſtem der Amterfäuflihfeit und den mir dem Ämterkauf verbun: 
denen Misbrauch, obgleich in dem gefauften Amte eine gewiſſe Verwandtſchaft mit dem zu 
Zehn getragenen Amt und eine gewiſſe Garantie für die Selbftändigfelt des Beamten gefunden 
werden muß.) 3) Wie zur Zeit des Abfolutismus der Fürſt wefentlih der Staat ift, jo muf 
auch der Staatsdienſt weientlic zu einem Fürftendienft werden, Der Adeliche, ver Höfling ſchien 
dazu am meiften geeignet; aud) war man ihm einigermaßen Entſchädigung ſchuldig, gleichwie er 
deren am meiften bedurfte. Selbft dad Syſtem der Anwartfchaften glaubte man aus dem Lehn 
berübernehmen zu dürfen 6), und die unnatürlichſten Amtereumulationen ?), Sinecuren u. f. w. 
fanden neben jeder Art fürftliher Willfür ftatt. 


4) Roth von Schredenftein, Patriciat, an vielen Stellen, befonders S. 135, 211 fg. Hurter, Inne: 

ir, * IV, 61 fg. Buckle, Geſchichte der Civiliſation, Bd. I, Abth. 2, S. 110. Held, Syſtem, IL 
5 fa. 

5) Held, Syſtem, II, 323, Note 1. Tocqueville, Das alte Staatsweien, S. 48. Man errichtete 
zahllofe, fogar fchädliche Amter und hob die autonomifchen Stellen immer wieder auf, um nur recht viel 
und oft verfaufen zu können. Richelieu foll 100000 Stellen aufgehoben haben, und unter Golbert ergab 
fih (1664), daß das Amtseigenthum ein Kapital von circa 500 Mill. repräfentirte. Tocquerille, 
S. 106, 122 fg. aferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais, I, 326 fg., 333 fg. Gonftant 
(neue Ausgabe feiner Werke von Laboulaye), I, 153 fg. Du Gellier, Histoire des classes laborieuses, 
S. 207. Rimufat, Politique liberal, S. 32 fg. Garnt, &. 330. (Amterhandel in China bei Güglaff, 
Leben des Tao-Kuang, ©. 55.) Baftard d'Eſtang, Les parlements de France, 1, 106 fg., IM ie. 
Jolly, Histoire du mouvement intellectuel, I, 316. Thierry, Der dritte Stand, ©. 175. 

6) Kaifer, Franzöſiſche Verſaſſungsgeſchichte, S. 10. Zachariä, Vierzig Bücher, VI, 235. Staate: 
Lerifon, IV, 459, Note, Gneift, Das heutige englifche Verfaffungsrecht, I, 298. Über die Lage des 
Beamten unter dem Despotismus vgl. Ausland, Jahrg. 1828, S.26. Bollgraff, Erfter Verſuch, 
Bp. III, $. 153. Dunder, Gefchichte des Alterthums, II, 643 fg. 

7) So wie conflitutionelle Formen fein Mittel gegen den Abfolutismus, fo find fie auch Feind gegen 
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Nah der innern Idee des conftitutionellen Staats mußten ſich aber bald die wichtigſten 
Veränderungen in ber ganzen Stellung des Staatsvienfted ergeben, und heben wir davon 
nur hervor: 1) die Richtung ded conftitutionellen Staatd auf ein mehr objectived ald perſön— 
lies Regiment, und daher auch auf Sicherftellung ded Staatödieners gegen perſönliche Willkür 
von oben. Dies drückt ſich fhon in der Bezeichnung „Staatddiener, königlicher Staatsdiener“ ftatt 
föniglicher Diener” oder gar „Bedienter“ aus. Namentlich aber ift es widtig, daß zwifchen 
den durch die Anftellung überfommenen Amtspflichten und den damit erworbenen Privatrechten 
des Beamten und der Seinigen.unterfhhieden wird und legtere unter befondern Berfaffungs: 
garantien ftehen, weil fie ſelbſt als Verfaffungsgarantien betrachtet werden. 2) Die Rihtung 
des conftitutionellen Staats auf eine gefunde Decentralifation. 

Für unfern Gegenftand erjcheint nun vorzüglich die eben sub 1 bezeichnete Richtung, in 
welher auch das Streben nach einer vollftändigern Abgrenzung zwiſchen öffentlihem und pri: 
vatem Recht gegeben ift, ald maßgebend. 

Benfion ift nämlih nah unferm Spradgebraud ®) ein jährliher Geldbezug aus ber 
Staats kaſſe oder aus einem bejondern Penſionsfonds, welcher dem Beamten auch nad) den un= 
verihuldeten Verluſt feines Amts, veip. feiner Witwe und feinen Kindern auch nod nad 
feinem Tode von Rechts wegen zufteht. | 

Nad der gegenwärtigen Lage der Dinge ift namlich der Staatsdienerſtand (wohl zu unter: 
iheiben von dem Stande der Öffentlihen Diener, wie 3. B. Arzte, Anwälte u. ſ. w.) nicht nur 
durd ein langes, koſtbares, jede andere Berufsbeihäftigung ausſchließendes Vorbereitungs- 
ftudium und durch ein in der Regel mehrjähriged unentgeltliches Arbeiten für den Staat bedingt, 
fondern bringt aud außerdem unabweisbar ven Verzicht auf jede andere, namentlich bürgerliche, 
lucrative Geſchäfte mit üh.?) Princip für den Staat bei Anftellung von Beamten ift, ven nad) 
den Anforberungen bed Amts Tüchtigften zu wählen, Ob verfelbe Bermögen habe oder nicht, 
if gleihgültig. Aber ebendeshalb muß der Staat feinem Beamten, von dem er die vollftänpigite 
Hingabe an den öffentlihen Dienft verlangt, fo viel geben, als zu einer auftändigen Lebensweiſe, 
für beſcheidene Bebürfniffe, tüchtige Kindererziehung u. dgl. m. erforderlich ift. Aus demfelben 
Grunde aber fteht es zwar nur dem Staat zu, audzufprechen, ob er feines Dienerd aud noch 
ferner berürfe, ob diefer für den Dienft noch fähig fei und im Verneinungsfall ihn feines Amts 
zu entbeben. Allein da der biäherige Beamte nicht nur gemiffe Verbienfte um den Staat hat, 
fondern aud weder während feiner Amtsführung erhebliche Erfparniffe von feinem Amts: 
einfonımen machen, noch nad jriner Entfernung vom Amt wegen Kränklichkeit oder hohen 
Alters (died find wenigftens die regelmäßigen Bälle) auf einen der gewöhnlichen Erwerböberufe 
angemiefen werben fönnte, fo hat der Staat die Pflicht, dem mit allen Ehren aud dem activen 
Dienft tretenden Staatödiener die ſtandesmäßigen Interhaltömittel zu gewähren. Aus den: 
ſelben Gründen erflärt fi eine gewiſſe Bürforge für Weib und Kinder des Staatsdienerd, und 
jwar fordert ed die Würde des Staatd und feines Dienftes, daß berlei Penſionen grundfäglic 
von Rechts wegen zuftehen und weder eine Sache willfürlicher fürftlicher Verleihung reſp. Er: 
böhung oder Minderung, nod in Wahrheit ein fogenanntes Onadenbrot feien. 

Die Benjiondfrage ift ohne Zweifel eine der brennendften Kragen unferer Staatshaushalte 
und damit unferer geſammten Stantseriftenz. Der Penſionsetat Fann bei der großen und wie es 
iheint noch immer fi mebrenden Zahl der penfiondberedtigten Givil: und Militärperfonen 
und bei den unzweifelhaft mit jedem Tage ſich fteigernden und vertheuernden Lebensbedürfnifſen 
eine große Berlegenheit für den Staat werden, welcher auf der andern Seite die nit minder 


Amtercumulationen und fonftigen Misbrauch. Im Branfreich des zweiten Kaiſerreichs hat man durch 
Amtercumulationen einige Stellungen bis auf 250000 Fre. Befoldung getrieben, fo zwar, daß etwa 
60 Berfonen zufammen 5—6 Mill. Frs. jährlich beziehen. 

8) Berfchredene Bedeutungen des Worts Penſion f. in Erfch und Gruber's Allgemeiner Encyflopä: 
die, Sert. 4, Thl. XVI. Sehr Erwähnenswerthes über diefen Gegenftand enthält eine Reihe von Auf: 
fügen in den Beilagen der augsburger Allgemeinen Zeitung, Februar 1857, namentlich die Nr. VII in 
Nr. 43 der allegirten Beilagen. 

9) Danadı ift zu beurtheilen, wenn der Abgeordnete Michelini ſich in ber turiner Deputirtenfammer 
am 13. Jan. 1864 unbedingt gegen jede Penſion ausfprach, weil er den Beamten als einen Arbeits: 
miether betrachtet wiſſen will, ber, wenn er nicht mehr arbeite, auch feine Zahlung beanfpruchen fünne 
und mie jeder andere Bürger, wie der Arzt, Advocat, Ingenieur u. f. w. felbft für fein Alter zu forgen 
habe. Die Lebensverficherungen feien für diefen Stand wie par excellence gemacht u. f. w. Bal. 
augeburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1864, Beil. Nr. 20, ©. 322. 
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große Berlegenheit eines ſichtlich wachſenden und fehr gefährlichen Beamtenproletariats 19) 
gegenüberftebt. 

Mill der moderne Staat diefen traurigen Eventualitäten miteinigem Erfolge entgegentreten, 
fo muß er: 1) vor allem ven Gonftitutionalismus zur vollen lebendigen Wahrheit, zur Form 
eined wahrhaften innerlih organifhen Staatd werden laffen und, indem jo und nur jo ein 
wirkliches ſtaatsgemäßes Selfgovernment angebahnt wird, die Möglichkeit einer Verminderung 
der Zahl der Staatsdiener ohne Nachtheil für den Dienft ded Staats anbahnen 14); 2) vie An: 
forderungen an die Bewerber um Staatödienfte nicht höher ftellen, als ed die Natur des be: 
treffenden Dienftes mit fi bringt, und Dinge, melde von ihrer geſchäftsmäßigen Seite au 
rein gewerblidyer Natur find, aud nur als jolde behandeln (man venfe an die Berkehre: 
anftalten); 3) jeden Dienft aber nur mit den relativ beften Kräften bejegen und baburd die 
möglihft geringfte Zahl von Staatödienern erzielen; 4) für die befte Ausbildung zum öffent: 
lihen Dienft forgen, den Staatödiener aud ohne Amtercumulation gut bezahlen und, ohne 
bei Regulirung ver Gehalte wie Penfionen eine weiſe Sparjamfeit außer Auge zu laflen, 
dafür forgen, daß eine wohlverdiente Beförderung auch noch auf einem andern Wege als 
blo8 auf dem eined Auffteigens zu einem höhern Amte, zu einer höhern Charge erreicht 
werben fönne. 

Wir halten namentlich die sub 4 ermähnten Punkte als entſcheidend. Freude und Bei: 
bigung zum Amte geben in ver Regel Hand in Hand. Die höhere rein politiihe Auffaſſung 
des Öffentlihen Amts aber kann allein dieſes jelbft 12), die wiſſenſchaftliche Erfaflung des Lebens 
allein ven Beamten vor Entartung bewahren. Dringende Nahrungsforgen bei befcheivener 
Anforderung find der Tod jeder höhern Thätigkeit und die Leidenſchaft, fortwährend auf der 
Leiter der Amtshierarchie höher zu fleigen, die Urfadhe, warum feiner bei demjenigen Amte 
bleiben will, für weldes er vielleiht am beften taugt. Es muß davon Act genommen werben, 
daß in unjern Tagen, wie vieled aud) in manden andern Beziehungen noch zu wünjben if, 
doch durch rechtliche Sicherſtellung und billige Behandlung ver Beamten, ferner durd Aui: 
befferung der Gehalte und Steigerung des Gehalts ohne Veränderung der Charge nicht Unke: 
deutendes geſchehen ift. 

Nach dem gegenwärtig geltenden Recht beruhen die im Detail allerdings ſehr verſchiedenen 
Penſionsanſprüche der Staatsdiener und ihrer Relicten faft allenthalben auf feſten Rechte— 
normen, welche ſogar nicht ſelten den Charakter von Verfaſſungsgeſetzen haben und daher unter 
beſondern Garantien ſtehen. Hauptgrundſätze ſind: 

1) Wenn der Beamte aus ſeinerſeits unverſchuldeten Gründen vom Amte entfernt wird, ſe 
hat er bis zur Weiterverwendung oder bis zu feinem Tode ein Recht auf einen beſtimmten jäht⸗ 
lihen Bezug, der in einem feftgejegten Theile feines Activgehaltd (Dienftgehalts) befteht und je 
nad der Dauer feiner Dienftzeit, mitunter auch je nachdem er ein Apminiftrativs oder Jufliz 
beamter war, größer, refp. dem Activgebalte gleich ift. Die Unterſcheidung eined Dienft: und 
Functionsgehalts und die Berehnung der Benjion nur nach Procenten ded erftern müſſen wir 
für eine unı fo unglüdlihere Erfindung bezeichnen, je mebr fie berechnet und ausgeführt wurde, 
um namentlich bei ven Verwaltungsbeamten jede Selbftänpigfeit zu vernichten. Nicht ſelten ifl 
der Beamte nad) einer gewiflen längern Dienftzeit ohne weiteres berechtigt, feine Penſion zu 
forbern, oder er hat, wenn er in dem activen Dienft ein gewiffes hohes Alter erreichte, dad Recht 
auf den Fortbezug feines ganzen Gehalts ald Penſion. Lange Dienftzeit und hohes Alter jind 
demnach allgemeine Gründe für günftigere Benfionsverhältniffe. 13) 


10) Der Umftand, daß blos die Ärmern fich zu den Amtern drängen, oder die Crfcheinung, baf nur 
die Reichern, etwa auch ein Adel, im Befig der öffentlichen Ämter find, erfcheinen immer als focial» 
volitifche Thatfachen von höchſter Bedeutung, um fo mehr, ale fie ohne, ja gegen die pofitiven Rechts— 
beffimmungen vorfommen und jedenfalls durch legtere nicht befeitigt werden fünnen. 

11) Vacherot, La Democratie, ©. 245, geſieht aber ein, daß auch die vollendetſte Demokratie der 
Staatsdiener nicht entbehren Fönne, und May, Verfaffungsgefchichte Englands, I, 114, hebt hervor, daß 
auch in dem eigentlichen Lande des Selfgovernment, in England, die Beamten immer zahlreicher wer: 
ben. Vgl. auch Fifchel, Die Berfaffung Englands, S. 132 fa. 

12) „Le desir universel et immodere des emplois publics est la pire des maladies sociales 
(Montalembert, De l'avenir, ©. 85), welcher Kranfheit es übrigens vollfommen gleichfommt, wenn 
fi) der Staat gezwungen fieht, die nöthigen Beamten durch Beſtechung zu gewinnen oder durch Gewalt 
und @rblicherflärung der Laft zu preffen. 

‚ 13) Man unterfcheidet wol auch zwifchen definitiv und proviforifch Angeflellten. Dann find nur die 
Richterbeamten fofort mit der Anftellung definitiv, während alle übrigen Beamten einige Jahre lang 
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2) Die Penjionen pflegen aus befondern Fonds gezahlt zu werben, welche entweder ber 
Staat allein, oder die Beamten felber durch jährliche Gehaltsabzüge bilden, oder durch ein 
Zufammenwirfen beider Factoren ober auf andere Weife zu Stande gebracht werden. Neben 
ver Höhe des Activgehalts entjcheidet dann mit über die Größe der Venfion nicht felten 
die Größe der von dem Penftoniften während feiner Activität gezahlten Beiträge zum 
Benfionsfonvs. 

3) Der gefegliche Benfiondanfprud gehört zu den Privatrechten des Penſionärs und feiner 
Relicten und fann nicht durch irgendeine aus adminiftrativen Rückſichten erlaffene Verfügung, 
jondern nur durch ein richterliches Ilrtheil verloren werden, Streitigkeiten über das Recht auf 
Penfion und deren Umfang gehören bemnad vor die Gerichte. 

4) Die Benfionsverbältniffe der fogenannten mittelbaren Staatd:(Gemeindecorporations:) 
diener pflegen gleih wie die der ſtandesherrlichen und adelihen Diener in der Regel nad 
Analogie der Staatödienerpenfionen georonet zu fein. 14) Bei Ablöfung und Aufhebung ber 
ſtandesherrlichen und patrimonialen Gerichtäbarfeit wurden die Penfionen der betreffenden 
Juſtizbeamten vom Staat übernonmen ; nicht felten aber it pas Necht auf Penfion davon ab- 
hängig, Daß man beim Eintritt in den activen Dienft fih zur Leiftung der Penſionsfondsbeiträge 
verpflichte, oder eo ift die Anftellung felbft von dieſer Verpflichtung bedingt. 

5) Als Relicten eines Staatövieners oder ald jolde pragmatiich Berechtigte können hier 
nur rau und Kinder in Betracht kommen. Damit eine Witwe penfionsberedhtigt fei, muß bie 
Ebe als politiſch vollgültig ericheinen, und zwar während der Activität des Dieners, refp. mit 
Genehmigung der Regierung abgeſchloſſen gewefen fein. 25) Bon den Kindern können nur die 
ebelihen oder per subsequens matrimonium legitinirten in Brage fommen. Unter viefer 
legten Borausjegung ift ed aber gleibgültig, ob das pragmatiſch berechtigte Subject ein Mann 
oder ein Weib war (pragmatiich angeftellteß meibliches Iheaterperjonal). Wenn alfo z. B. eine 
förmlich angeftellte Sängerin oder Tänzerin an einem Hof: und Nationaltheater eine in jeder 
Beziebung gültige Ehe eingeht und fpäter Witwe wird, fo gebührt ihr außer ihrem Gebalte 
aud die etwaige Witwenpeniion ihres verftorbenen Mannes; und wenn jie mit Hinterlaffung 
von Kindern aus diefer Ehe verftirbt, fo gebührt den Kindern ebenfo wol bie betreffende Penſion 
von feiten ihres Vaters wie Die von feiten ihrer Mutter, denn die befondern Penſionsrechte 
beider Ältern waren durch deren Stellung begründete Bermögensrechte eines jeden von ihnen, 
welche durd ihre Heirarh allein nicht alterirt wurden und demnach aud auf die Kinder 
übergingen. 

6) Zu den Penſionsrechten der angegebenen Relicten gehören auch dad mitunter vorfom: 
mende Önadenjabr und der Sterb: oder Nachmonat, d. h. dad Recht auf noch eine volle Jahres— 
rate des vom Berftorbenen bezogenen Amts: oder Benfiondgehalts oder nur auf die betreffende 
ganze Mate des Sterbmonats und des darauffolgenden Monatd. Der Hauptſache nady aber 
pilegen die Benitondredhte der Witwen in einer Quote des Amts- oder Penjionsgebalts des 
Mannes zu beftehen. Die Benfionen der Kinder werden gewöhnlih nad Quoten der Benfion 
ihrer Mütter berechnet. Die Witwenpenflonen wie die der Kinder find ebenfo wie die Benjionen 
ber Staatödiener in feiner Weile durch Vermögensloſigkeit bedingt. Doch werden die Witwen: 
penfionen nur für die Dauer des Witwenftandes, die Penftonen der Kinder in der Regel nur 
bis zu deren Volljährigkeit oder Verſorgung entrichtet. Höherer Staatödiener Kinder haben 





proviſoriſch find, alfo erft nach deren Ablauf definitiv und dadurch auch erſt zu den gefeßlichen Benflongs 
anfprüchen berechtigt werben. Allein die Erfahrung beweift, das die Staaten von dem höchſt gefährlichen 
Rechte, noch im — ——— befindliche Beamte lediglich deshalb ohne Penſion entlaſſen zu fönnen, 
weil fie noch proviſoriſch waren, feinen Gebrauch machen oder, wenn fie es doch thun, ſich ſelbſt am 
meiften fchaden. . 

14) Daſſelbe gilt von den Militärs. Ubrigeng find gerade die Penfionsverhältnifie diefes Standes 
in manchen Staaten um der unbedingten Subordination willen infofern etwas unficher, als zwar durch 
die Beiträge aller Dffiziere zu dem Penſionsfonds dieſer ein fehr reichlicher fein fann, nichtsdeftoweniger 
aber die Gewährung einer Benfion und die Beitimmung ihrer Höhe formell: rechtlich in ber Gnade des 
Souveräns als oberften Kriegsherrn ftcht. 

15) Die Berweigerung des Eheconfenfes feitend des Staats gegen einen Beamten erfcheint als etwas 
fchr Bedenkliches, alſo ebenfo auch die ganze Vorfchrift, daß jeder Staatsdiener dieſen Conſens erholen 
müffe. Etwas anderes wäre freilich die Berehelichungsanzeige. Es fommt allerdings das meifte Darauf 
an, wie jene Vorſchrift gehandhabt wird. Allein man fünnte doch fragen, ob es nicht beſſer wäre, einen 
Staatsdiener, der ein mit feiner Stellung nad Anficht der Regierung unverträgliches Eheband ge: 
ſchloſſen hat, zu penfioniren als ihm den Eheconſens zu verweigern ? 
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oft für den Fall ihrer Nichtverſorgung lebenslängliche Penſionen und pflegt auch den Kindern 
niederer Staatsdiener für den Fall ihrer Erwerbsunfähigkeit eine lebenslängliche Penſion ge: 
reicht zu werden. Überhaupt charakteriſirt die neuere Zeit nicht nur eine größere rechtliche 
Sicherheit, ſondern auch eine durchgehende Aufbeſſerung der Penſionsverhältniſſe und eine ſehr 
humane Handhabung der beſtehenden vernünftig fparfamen!6) Penfiondreglementd. 17) 

Über die befondern Benfionsverbältniffe ver Beamten des Deutfhen Bundes, dann über bie 
durch den Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 begründeten Penfionen, ferner über bie 
Penfionen der Mitglieder und Angehörigen des ehemaligen Reichskammergerichts, der über: 
rheiniſchen Biſchöfe und Geiftlihen, der Mitglieder des Deutfhen Ordens und der Mitglieder 
und Diener des Johanniterorbend f. Zöpfl, „Deutfches Staatsrecht“ (fünfte Auflage), I,33519.; 
U, 6719. 3. Held. 

Perikles, ver größte griechiſche Staatdmann, den fein eigenes Zeitalter „den olympiſchen“ 
nannte, war der Sohn ded Siegers von Myfale, Xantippos, und der Agarifte, einer Michte des 
ſykioniſchen Tyrannos Klyſtenes. Jahr und Tag feiner Geburt, weldher Ahnungen einer 
außergewöhnliden Zukunft vorangegangen fein follen (wie dies zu allen Zeiten und bei allen 
Bölkern für außergewöhnliche Menfchen angenommen wird) !), find unbefannt. librigens ift 
jedenfalld die vornehme Geburt P.'s nicht minder beveutungdvoll geweſen als fein gejunder 
Körper, feine reihen Beiftedanlagen, die Gunft feiner Berhältniffe, indbejondere feiner ganzen 
Erziehung 2) und Griechenlands, rejp. der Welt gefammte damalige Rage. 

Es fönnte vielleicht für mandyen auf den erften Bli einiger Rechtfertigung bedürfen, daß 
dem langjährigen Lenker einer ganz andern Zeiten und Verhältniffen angehörigen kleinen grie: 
chiſchen Republik ein Auffag in diefem „Staats-Lexikon“, den großen flaatlihen Schöpfungen 
unferer Zeit und den weltbewegenden politifhen Fragen unferer Tage gegenüber, gewidmet wird. 
Allein wenn man aud nicht in dem bis zur Stunde nicht erlofhenen und durch ſtets erneute 
Bearbeitungen des perikleifhen Zeitalter bethätigten wiſſenſchaftlichen Intereſſe an demſelben 
die fragliche Rechtfertigung finden wollte, fo wird ſich dieſelbe Doc dann von ſelbſt ergeben, wenn 
man den Standpunft gebührend würdigt, von welchem wir bei diefem Auflage ausgeben. 

Die Politik oder die Staatsfunft, die Kunft der Lenkung oder Regierung der Staaten er: 
ſcheint und nämlich als vie Fähigfeit, auf der Grundlage und innerhalb des Rahmens der be: 
ftehenden rechtlichen Einrichtungen die gefammte geſellſchaftliche Macht ded Staats zufammen: 
zufaffen, diefelbe fowol extenjiv als intenfiv immer mehr zu heben und fie zum Fortſchritt bei 
Staat in der Richtung ded wahren Ideals, refp. des abfoluten Staatszwecks nach der inbiei: 
duell=eigenthümlichen Natur des concreten Volks und deſſen gefammter momentaner Lage zu 
dirigiven. In einem je höhern Grade jemand dieſe Fähigkeit befigt und übt, in einem deſto 
vollendetern Sinne des Wortö ift er ein Staatdmann. Died gilt für alle Zeiten und Völker, 
und fann daran der Umſtand, ob ein Volk ver Zeit nach weit abliegt und feiner Invividualität 
nad von unfern Völkern noch fo verfhieden war, nichts ändern. Dadurch aljo, daß P. unbe: 
ftrittenermaßen der größte Staatdmann eines politifch fo hoch gebildeten Volks wie die Grie— 
hen und namentlich die Athener gewefen, ift auch der Beweis geliefert, daß die Darflellung 
feiner politifhen Wirkſamkeit für alle Zeiten und Völker von hohem Werthe fein müſſe. Wenn 
aber dad Volk der Hellenen im Vergleich zu unfern modernen Völkern ein kleines, Athen im 
Vergleich zu unfern Weltftaaten winzig erſcheinen muß, fo darf man nicht vergeffen, daß vie 
Größe eines Staatd und Volks, wegen der darin enthaltenen ſittlichen Potenzen, nicht blos nad 


16) Minifterpenfionen von dreißig« und mehr taufend Gulden jährlich, wie fie noch in ben erften De: 
cennien diefes Jahrhunderts von Mittelftaaten gegeben wurden, kennt unfere Zeit nicht mehr. 

17) Über die Benfionsreglements in einigen deulſchen Staaten vgl. die oben eitirte Abhandlung vor 
Buddeus in der Erfch und Gruber'ſchen Allgemeinen Enchklovädie. Außerdem find noch über die ein: 
ſchlaͤgigen Staatsdienerverhältniffe zu vergleichen: Die Beamten: und Befoldungsfrage in ihrem Ju 
fammenhange mit der Organifation des Staatsdienftes und der Univerfitäten (dritter Abdruck, Wir 
1857). Voilgraff, Politische Syſteme, IV, 584 fg., 643, 689. R. von Mohl, Staatsredht, Volitil 
und Völferrecht, Bd. II, Abth. 1, S.62 fg. Schmitthenner, Ideales Staatsrecht, S. 502 fy. Deut: 
fche Bierteljahrfchrift, XXV, 25; XCIH, 1 fg. Barante, Gonftitutionelle Fragen, S. 44 fg. Für, 
Deutſches Staatsrecht, II, 784 fg., 792. ü 

1) Wurden ihm doch fogar fpäter Wunder nachgefagt ; vgl. den Aufſatz über P. in Erfch und Erw 
ber's Encyflopädie, Sect. 3, Thl. XVII, ©, 4. 
2) Als feine Lehrer werden genannt: in der Mufif Damon und Pythofleides, in der Phyfif Jene, 
in der Philofophie Anaragoras, 
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der Zahl der Seelen und Quadratmeilen, die es umfaßt, bemeſſen werden darf, und daß, wie 
j. 8. die geiſtige Überlegenheit verhältnigmäßig Kleiner Völker heute noch das eigentliche Herr: 
ihaftselement derfelben über koloſſale coloniale Befigungen iſt, die geiftige Überlegenheit ver 
Griehen feinerzeit die Alte Welt beherrſcht hat, das herrſchende Athen aljo damals wirflid auch 
jenen Charakter einer Weltmacht, jene politifche Größe und Selbftändigkeit befaß, welche allein 
einen Staatdmann in großartigem Stil, einen wahren Staatsmann auffommen läßt. Info: 
irn geben aber auch die griehiichen Hegemoniebeftrebungen für unfere Zeit mandes jehr be= 
khrende Beifpiel, unter anderm aud das, daß ein Bolf, welches jelbftändig fein will und dazu 
die Kraft hat, fo lange an feiner Ausdehnung und innern Gonfolidation arbeiten muß, bis feine 
nah den gegebenen Verhältniſſen nicht genügende Selbftändigfeit jenen Grad erreicht habe, 
durch welchen eine freie Bethätigung feiner Individualität oder, was daflelbe ift, eine felbftän- 
dige Bolitif und wahrhaft große ſtaatsmänniſche Charaftere vemfelben möglid) werben. 

Zunächſt ein Volf wie das der Athener und mit ihnen dann Griechenland, envlic aber mit 
diefem die Welt zu beherrſchen, war überhaupt und indbefondere in den Zeiten P.'s feine 
leichte Aufgabe.?) 

Die Geihichte P.'s und feines Zeitalterd hat bereitö jo viele und trefflihe Bearbeiter ge= 
funden,, daß wir im allgemeinen getroft auf diefe verweifen können. Auch finden wir und nicht 
beruien, bier eine Menge von gelehrten Streitfragen, welche fi über einzelne zu dieſer Ge— 

ihiäte gehörige Thatfachen erhoben Haben, zu behandeln, Unſere Aufgabe kann nur fein, P. 
ald ein felten erreichted und kaum übertroffened Mufter eines wahren Staatsmannes nad) den 
Sauptzügen ſeines ſtaatsmänniſchen Charakters zu ſchildern. Dies foll nun in folgenden Haupt: 
punkten gefcheben. 

1) Schon in früher Jugend richtet P. feine ganze Erſcheinung, fein ganzes Leben für feinen 
großen politifchen Beruf ein. Des Jünglings Auge ift fhon unverwandt auf den Staat, das 
Ideal feines Geifted gerichtet; ſchon in feiner Jugenpblüte fucht er alles zu vermeiden, was ihm 

dereinft für feine wenn auch noch undeutlichen, doch jevenfalld eveln und großartigen Blane Hin- 
derli werden fönnte. Go trägt jhon feine Jugend einen gewiſſen Stempel des Ernſtes und 
der Reife, während das hohe Ideal derjelben in ungeſchwächtem Glanze nod) den trüben Abend 
ſeines Lebens verflärt. Keine der gewöhnlichen Jugendausihweifungen lähmt feine Kraft und 
belaftet jein Gewiſſen; Feine geijt= und leblofe Arbeit ſtumpft Geift und Empfindung für das 
Höhere ab. Selbft reich, verſchmäht er die üppige, äußerlich glänzende, aber hohle und demora⸗ 
lifirende Unthätigkeit des Reichthums und ſucht mit unermüdlichem Fleiße bei den beften Lehrern 
die univerjellften Kenntniſſe. Sein Ernſt, feine Einfachheit und wahre geiftige mit der größten 
und für alle gleichen Leutfeligfeit gepaarte Überlegenheit, die er Hug durch reihe Spenden ans _ 
Bolf unterftügte, machte feine ariftofratifche Geburt, ftatt zu einem Grunde ver Antipathie, zu 
einem nur um fo flärfern Grunde ver Sympathien des Volks, Denn nur feinen Feind will dad 
Volk erniedrigt jehen; fein Liebling joll vornehm fein, und ed wendet ſich Schnell von ihm ab, 
wenn es ſich überzeugt, daß er in irgendeiner Beziehung Hinter andern zurückſteht und mit fid 
jelbft auch feine Partei lächerlih madt. Athen erfreute ji) aber damals auch des feltenen und 
nur in freien Staaten möglihen Glücks, daß einer eminenten Begabung fhon verhältnigmäßig 
früh der Weg zu einen großen politifchen Einfluß offen fland, wogegen zugleich die ganze Bil- 
dung bed jungen Mannes jhon vom Anfang an einen politifchen Charakter hatte. Etwas 
Ahntiches bietet in unferer Zeit, mit Ausnahme von Amerifa, nur England dar. Und wenn 
die Möglichkeit eines zu frühen Eintritts in maßgebende politifche Stellungen, abgefehen von 
außerorventlihen Fällen, ohne Zweifel auch ihre Bedenken hat, fo fteht doch außer Zweifel, daß 
der politiſche Einfluß auf die Erziehung nicht nur übertrieben und bis zur Unnatürlichfeit ge- 
fleigert, fondern auch zum größten Nachtheil des Staats vergeffen, bis zur Unnatürlichkeit 
unterlaffen werben fann. 

2) B. ftellt uns einen Mann im feltenften Gleichgewicht feiner nad) allen Seiten bin aus 
gezeichneten Gaben und in einer wunderbaren Ausgleichung des Selbftgefühls oder der inbivi- 
duellen Breiheit mit dem Pflihtgefühl oder der Unterwerfung unter die Gefege dar. Daher er- 





3) Ariflofratie, Tyrannis, Demofratie und Dligarchie hatten alle bereits ſchon wiederholt und mit 
wechjelndem Geſchick in Athen geherrfcht und bedeutende Machtelemente zurüdgelaften. Solon aber, der 
xite Begründer, wie Kleifthenes, der Reftaurator der Demokratie, waren Ariftofraten geweſen. Der 
Kampf um bie Staatsform war feinem Wefen nad ein Kampf um das Regierungsprineip. Dies erflärt 
ım meiften den Sieg P!s. 
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klärt ed ih, warum ihm mehr ald den meiften vor und nad ihm bie Idee eines orgamifden 
Staats im griehifhen Sinne vorſchwebte und fein ganzes Fichten und Trachten auf die Reali: 
jirung diefer Idee durch fein jo Hoch begabtes und fonft jo mannichfach begünſtigtes Volkge: 


richtet fein fonnte. Seine ganze Bolitif nad innen und außen, nad ihren Tendenzen mie nah 
ihrem Maße, ging auf diefed Ziel. 

Betrachten wir zunächſt P.'s innere Politik, jo begann fie mit dem Kampfe gegen ein Er: 
treu, wie fie mit dem Kampfe gegen ein anderes Extrem ſchloß. Wie zur @inführumg des orga: 
nischen Staatd die längft zu einer Oligarchie gewordene Ariftofratie gebrochen werben mußte, 
jo konnte die Erhaltung der Schöpfungen P.'s nur dur den Sieg über die Demagogie er: 
hofft werben. P. errang beide Siege, und zwar durch fein demoralifirendes, unwürdiges Mit; 
dabei wußte er denfelben Demos, der ihm dazu verhalf, ſtets in Zucht und Ordnung zuer: 
halten. Desgleichen bediente er fich feines Sieges nie für ſich oder feine perjönlichen Interefien, 
_ fondern immer nur für den Staat und beadhtete ftet8 das rechte Maß. Namentlich war ihm jede 
radicale Reformtendenz, jedes doctrinäre Gejegneuerungäbeftreben fremd. Seiner Anſchauung 
von Athens Beruf gegenüber mußte er die Oligarchen, und zwar gerade die audgejeihnetften 
und um den Staat verdienteften von ihnen bekämpfen; allein er ging nie weiter, el bie Im: 
flände es erforderten, und ſuchte nie perfönliche Rache. Uber die von ihm eingeführten Geſch 
reformen find, wie es bei der Art der betreffenden Überlieferungen nicht anders fein fann, die 
Anſichten ſehr verſchieden. Als gewiß fann man (mit Deimling im „Schweizeriſchen Muſtum“, 
Jahrg. 2, ©. 312) nur anführen: eine Einſchränkung der Competenz des altehrwürdigen 
Areopags, die Einführung eined Soldes für die Richter und Eecleflaften und die Gelvvertii: 
lungen an die Menge zur Tbeilnahme an den Öffentlihen Schaufpielen und Feſtzügen. Dal. da: 
gegen „Griechiſche Mythologie und Antiquitäten u. f. w.“ überjegt aus Grote's „Griehild: 
Geſchichte“, von IH. Fifcher (Leipzig 1858), 11, 617 fg. Daß dieſe Neformen nicht blos von 
den Gegnern P.'s mit ungünitigen Augen betradytet wurden, ſondern aud überhaupt in man: 
her Beziehung bedenklich gefunden werden können, ift natürlich. Daß fie aber P. einführt, 
beweift, daß fie jedenfalls notäiwendig waren, um größeres Übel zu vermeiden; und wenn man 
die damaligen Verhältnifle objectis würpigt, fo müffen fie jedem Billigen als höchſt mafvell m: 
jcheinen. Hierher gehört audy ein weiterer harafterifher Zug P.'s. Ohne Zweifel geihab 
nämlid nicht aus Feigbeit, fondern aus weifer politifher Berehnung, daß er in ber Polirif fin 
Perion jo wenig ald moͤglich hervortreten ließ. Vieles geſchah durch feine Freunde; nur inn 
größten Momenten trat er, aber nicht ald P., jondern mie die verförperte Athene ſelbſt ber. 
Und doc hätte er bei der durchſichtigen Neinheit feines Privatcharakters, bei jenem Aufgebr 


im Staat, weldjes jede Benugung der politifchen Stellung zu individuellen Zweden mie, un 


fo leichter geneigt fein fönnen, feine eminente Perfönlichkeit in die Wagfchale der Entjdeitung 
zu werfen. Nachdem aber P. feine innern Feinde befeitigt hatte, begann er die Harmonie line! 
eigenen Weſens auf die Gefammtheit feiner Mitbürger auszuftrahlen. Seine Sorge für det 
Bolf erſtreckte ih gleichmäßig auf Beflerung der materiellen Eriftenz, auf Hebung der Jntelli 


genz, auf Steigerung der Moralität, und während jeve feiner Mafregeln zunächſt und haupt | 
fählih nur der einen oder der andern dieſer drei Hauptrichtungen des menfchlichen Dajeint u 
dienen ſchien, durchdrang fie in der That immer alle zufamnıen, wie fie ftetö von allen dreien gt: 


tragen war. Von diefem Standpunfte aus muß betrachtet werden, was P. durch Erleihterung 
refp. Vergeltung des Öffentlichen Dienftes für die ärmern Mailen that, ebenjo feine Begrun 
dung, Mehrung und mande Verwendung des Staatsſchatzes, wie z. B. die Armenfpeilungt, 
ferner jeine mehr als fürftlihe Pflege ver Kunft in öffentlihen Bauten und Denfmalen*), & 
Unterftügung der Künftler und Gelehrten und felbft die ganze Art, wie er feine unvergleihliät 
Beredfamfeit übte. Das Wohlbefinden des Volks verfegte daffelbe in eine der höbern Bil: 
dung zugänglicher machende, feindfelig=bittern Neid ausſchließende Stimmung; die edle Aut: 
ſchmückung des öffentlichen Lebens hob die Seele, bereicherte die Erkenntniß und gab reichlide 
Gelegenheit zu verdienſtbringender Arbeit, die Pflege der Wiſſenſchaft nützliche Kenntnillt, 
Bereiherung des ganzen Lebens und edlere Gefinnung. Etwas ganz Wunderbare war cf 


4) Über die Blüte der bramatifchen Poeſie Griechenlands während des Zeitalter B.’s vgl. Beh 
Allgemeine Weltgeichichte, II, 522 fg. Ohne Zweifel war P. auch von einem fehr itarfen religiös 
Einn erfüllt und fuchte namentlich durch feine Tempelbanten und wundervollen (Phidiae) Görterdiit 
auf die religiöfe Geſinnung feines Bolfs erhebend einzuwirken. Der Patriotismus P.’8 und der pol 
fche Charakter der griechifchen Staatsreligionen laffen feine andere Annahme zu, 
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namentlich um die Art und Weiſe, in welcher P. von ſeiner glänzenden Rednergabe Gebrauch 
macte.d). Abgeſehen von einigen aphoriſtiſchen Außerungen iſt und zwar feine Rede P.'s 
im Original erhalten. Dagegen hat uns namentlich Thucydides mehrere derſelben, und zwar 
gerade die geſchichtlich berühmteſten überliefert und ſtimmen die gründlichſten Kritiker darin 
überein, daß dieſe Reden nach ihrem ganzen Weſen und dem Charakter des Thucydides als treue 
Abbilder der Ideen und Sprachweiſe P.'s betrachtet werden dürfen.“) Das Weſen dieſer 
ſchon im Alterthum als unvergleichlich geſchilderten Beredſamkeit muß aber gefunden werden in 
der tiefſten Kenntniß des Menſchen, beſonders des atheniſchen, in einem unmittelbaren Erfaſſen 
des fraglichen Punktes ohne Umſchweife und in einer ebenſo gründlichen und umſichtigen wie 
flaren und gerechten Würdigung bejjelben, ganz beſonders aber in dem Fernhalten jeder ge: 
meinen Popularitätshaſcherei und in der Kunft, „alle einzelnen Vorfälle auf allgemeine Brin- 
cipien, auf durchgreifende Ideen zu beziehen und dieſe aus einer edeln und großartigen Vor— 
fellung über die Beflimmung des Menſchengeſchlechts zu ſchöpfen“. P. fagt feinen Athenern 
au die unangenehme Wahrheit, fucht aber, flatt zu den gemeinen Leidenſchaften der Menge 
berabzufteigen, alle zu feiner erhabenen Höhe hinaufzuziehen. So it P. nicht nur der erfle 
Finanz- und (wie wir jpäter ſehen werden) auch Kriegsmann, fondern zugleich die verförperte 
Moral und Religion wie Intelligenz des begabteften aller griechiſchen Völker — daß verkörperte 
Ideal eines Hellenen, 

Sehen wir nun auf die äußere Politit P.'s, jo werden wir diejelbe mit feiner innern Po— 
litik in vollftem Einklang finden. 

P. geht zuvörberft darauf aus, daß die jedem Staat nothwendige volle Selbſtändigkeit für 
fein Athen eine Wahrheit jei. Wie er in allem ven bloßen Schein meidet, jo aud in Beziehung 
auf die völkerrechtliche Stellung feines Volks. Nachdem er forweit möglich feinen Staat innerlich 
organifch geordnet und dadurch fo ſtark ald thunlich gemacht, Heer und Schiffsmannſchaften nur 
and Bürgern und Metöfen gebildet und einen für die damaligen Verbhältniffe und im Ber: 
gleih zu den Mitteln feiner Gegner fehr erheblichen Staatöfhag gelammelt hatte, tritt er mit 
feiner hohen, weit über den Stadtflaat hinausgehenden Idee von Athens Beruf entſchieden her⸗ 
vor und jucht für diejelbe dad Verſtändniß und die Begeifterung feines Volks zu erlangen. Da 
Arhen für ſich allein der nothwendigen Selbfländigfeit nicht fähig war, fo handelte es ſich vor- 
erft um eine Goncentration der gefammten helleniſchen Nation, eine Idee, welche, obgleih P. 
zu ihrer Berwirklihung alled Mögliche that, an dem PBarticularismus der vielen griedhifchen 
Stadtſtaaten und namentlid an dem Antagonismus von Sparta ſcheiterte. Sowie aber Athen 
im höchſten Sinne der Träger der Kraft und des Glanzes des helleniſchen Geiſtes war, fo ftand 
und fiel die griehijche Nationalität mit Athen. Nach Vereitelung der panhelleniichen Födera⸗ 
tiondidee unter Athens Führung blieb für die auswärtige Politik P.'s nur Ein Weg, nämlich 
der, durch Golonijation Athens überflüfiige Bevölkerung abzuleiten und damit feldft neue athe: 
niſche Machtgebiete zu erwerben, durd Bundesverträge joviel ald möglich an ſich zu Fetten, im 
übrigen aber auf die Kraft der Waffen zu rechnen. P. erfennt die Erhaltung der nationalen 
Ehre als das erfte, hoͤchſte, um nichts verfäuflihe Gut feined Volks; hält zu großen Zielen auch 
nur große Mittel, die er ſtets bereit hat, für geeignet; meidet alles, was man eine Politik „ver 
freien Hand’ nennen könnte, indem er ftetö jein Ziel klar und entſchieden ausipricht und mit 
aller Energie dafür eintritt, fhlägt aber ven Werth der Herrichaft nicht nad) der Zahl und Aus 
dehnung der beherrichten Länder und Völker an, fondern nad dem Werth der Beherrichten ſelbſt. 
Stets und nad allen Seiten hin wachſam, vorſichtig für alle Fälle, ohne Übereilung im Glüd 
und unentmuthigt im Unglüd, ſteht er ein unerihütterlicher Feld in der Springflut des Erfolgs 

wie in der Sturmnadt ded Misgeſchicks. Selbft der erfte Soldat feines Volks, ein unvergleid: 
licher Feldherr, liebt er den Krieg nicht. Aber er bereitet und führt ihn feinen großartigen Ideen 
gemäß. Nicht das-Fleine griechiſche Landgebiet, ſondern das weite, bewegliche, nach griechifcher 


5) Befonders berühmt find die officiellen Leichenreden P.'s und hat unter biefen diejenige, welche 
und Thucydides in feinem Peloponnefifchen Krieg, Buch 2, Kap. 35 fg., überliefert, die größte Bes 
rühmtheit erhalten. 

6) Die neueflen Schriften über Thucydides find zwei Auffäge von F. Kortüm in deſſen Geſchichtliche 
Forſchungen im Gebiete des Alterthums, des Mittelalters und der Neuzeit, von denen ber eine Gedan⸗ 
ten über die pädagogifchzphilologifche Erklärung Thucydides enthält, der andere mit „Zur Charafteriftif 
Thucydides““ überfchrieben if, Dann: Bodshammer, Die fittlichereligiöfe Weltanfchauung Thucydides 
(Tübingen 1862). Das geiftreichfte Werf über diefen berühmten Schriftfteller bleibt aber immer: Ros 
icher, eben, Werfe und Zeitalter Thuchdides' u. f. w, (Göttingen 1842), Thl. 1 der Klio. 
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Anſicht die Voͤlker nicht ſcheidende, ſondern verbindende Meer iſt der eigentliche Kriegsſchauplat 
P.'s, der es verſteht, den Athenern für den Fall des Verluſtes ihrer Stadt ein zweites Athen 
auf den Schiffen zu erbauen, Alle Kriege P.'s haben, im Verhältniß zu feinem Staatsideale, 
den Charakter von Defenfivkriegen, von Kriegen für Athens Selbfterhaltung, die mit feiner 
Hegemonie über Griehenland und feiner imponirenten, ja herrfchenden Stellung über die Bar: 
baren identifh ſchien. Zu diefem Zweck war das ganze athenifche Volk nur Ein Heer, deflen 
Werth B. in der vollfommenften Diseiplin fand. Deswegen fuchte er die Athener zu überzeu: 
gen, daß der endliche und entſcheidende Sieg nicht von momentanen heißblutigen Aufmallungen, 
fondern vielmehr davon abhänge, den Feind gleihfan mit dem Gewehr beim Fuß ruhig heran: 
ſtürmen zu laffen, um ihn in dem den eigenen Waffen günftigften Moment mit defto zerflören: 
derer Wirkung empfangen zu fönnen. P. firebte nicht nad) einer ungemeflenen Ausbehnung drd 
athenifchen Landes, obgleich er für die Berechtigung des atheniſchen Einfluſſes feine Schranken 
anerfannte, und übte als Sieger nie eine Härte, die nicht ald Eriftenzbedingung für Arben 
erichien. Gleihwie aber P. in Athen die Dligarhie, welche nah Art aller Dligardien mit 
Sparta und wol aud mit Perfien confpirirte, niederwerfen mußte, jo befämpfte er aud in 
andern Staaten refp. Städten gerade fie am beftigften und übte gegen fie audy die meifle Strenge. 
Weit entfernt aber, für die harakteriftiihen Schwächen jedes Volks und namentlid ded atheni: 
ihen Demos blind zu fein, fuchte ex diefelben durch fein eigenes Beispiel maßlofen Batriotiemud 
zu heilen und verftand es, fein Volk zu einer ſolchen Höhe patriotifher Opferbereirwilligteit 
zu fteigern, daß die Achtung vor Athen felbft im Feindeslande zu einem mächtigen Bunbet: 
genoffen werben mußte. _ 

Unter diefen Umſtänden erflärt ed ih, daß und warum B. fein demokratiſches Volk tbat: 
fählih wie der unbefchränftefte Monarch beherrſchte?) und fchon früh die Furcht entſtand oder 
doch als begründet vorgefhügt wurde, ald ob er auch den Namen eined Tyrannos annehmen 
wolle. Allein B. beherrſchte ſich felbft und fürchtete vielleicht mehr als feine Anhänger bie Ge— 
fahren einer Ufurpation, weil er diefelben beſſer durchſchaute. P.'s Macht beruhte auf dem Prä: 
ftigium feiner eminenten Perfönlichkeit, welche er aber nicht nur nit vom Volk abſchleß 
jondern vielmehr jo ſehr mit feinem Volk zu iventificiren verſtand, daß dieſes felbft im ihm zu 
berrihen glaubte. Das Ariftotelifhe Ideal der Herrfhaft, die gute Einherrſchaft oder bie 
Monarchie als die alleinige Herricaft des Beften, ſchien fi in der vierzigjährigen Periode der 
politischen Wirkfamfeit P.'s verwirklicht zu haben ®), und wenn man allen den echten Elan; 
überfchaut, der ſich namentlich während einer funfzehnjährigen ausſchließlichen Gerrit: 
und Friedendzeit unter P. in Athen entwidelte, fo fühlt man unmerklich etwas von den Träu: 
men eined goldenen Zeitalterd in ſich erwachen. 

Allein man würde fehr irren, wenn man glaubte, daß diefem hellen Bilde jeder Schatten 
fehlte. Schon die Bolitif P.'s ift nicht ohne Fehler. P. date vor allem nie in vollem Ernfte 
an einen wahren Foöderalismus. Es ift freilich der Fehler des antifen Staatd: und Völker: 
rechtsprincips überhaupt und namentlich der Fehler Spartas gewefen, daß P. bei allen oflen: 
fibeln Föderativbeftrebungen nur an Athens Hegemonie denken konnte.?) Mag daraus eine 
perſoͤnliche Rechtfertigung P.'s ohne Zweifel hervorgehen, objectiv betrachtet beſteht ver ange: 
führte Fehler feiner Politik doch. Auch möchten wir fagen, P. habe den fehr bedeutungsvollen 
Fehler gehabt, gegen feine eigenen Tugenden nicht aufjichtig genug geweſen zufein. Sein ganzes 
Syſtem berubte eigentlich nur auf feiner Perfönlickeit, und die Erhaltung deffelben mußte ohm- 
ihn ald in Frage geftellt erfheinen. In einer Republik ift dies ein noch größerer Fehler ald in 
einer Monarchie, der aud nicht damit entfchuldigt werben kann, daß P. nit darauf reinen 
fonnte, jeine beiden legitimen Söhne überleben zu müflen. Auch hat fih P. mehrmals mau 
verleiten laffen, durch Beſtechung zu feinem Ziele zu gelangen, und mwie geläufig dieſes Mitte! 
allen Zeiten gewefen, mie entſchuldbar ed dem Alterthum geſchienen haben mag , „semper ali- 
quid haeret”. Gelbft ver Brivatcharafter P.'s war nicht von allen Schwächen frei, und wenn 


7) Rerminier, Histoire des legislation, I, 229 fg. „Ce chef d'une democratie &tait un veritable 
roi.“ 2aboulaye, Etudes morales et politiques, S. 137, 144 fg., vergleicht die Allmacht P.'e mit der 
eines Bhilipp II. von Spanien und hebt hervor, daß mit dem Tode beiber, gleichwie mit dem Lad 
wig's XIV. und Nikolaus' von Rußland ber Verfall beginnt. Überhaupt ift die Gefchichte P.'s für die 
* — ben Staatsformen und deren Verhältniß zu den Regierungsprincipien der Staaten febr 
ehrreich. 

8) Der Beginn der politiſchen Wirkſamkeit P.'s wird etwa von 469 an gerechnet. 
9) Laurent, Etudes, II, 195 fg. 2erminier, I, 228. 
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auch fein Verhaͤltniß zu der geiſtreichen Aſpaſia 19) weder überhaupt ein blos triviales war noch 
ſtreng nad; den chriſtlichen Sittlichfeitögrundfägen beurtheilt werben darf, fo hat e8 doch feiner- 
zeit Anſtoß erweckt und ift nicht Dadurch geabelt, daß ein P. e8 unterhielt, fondern PB. muß un— 
enblich hoch geftanden haben, weil er ſich in feiner Stellung behauptete, obgleich er mit einer He— 
täre bublte. 11) Man braucht daher auf die heftigen und oft jehr plumpen Verleumdungen, deren 
Gegenftand aud ein P. geweien, feinen Werth zu legen und muß body erkennen, daß P. weder 
son menſchlichen noch politifhen Schwächen ganz frei war. Aber B. hat nicht nur den Beften 
feiner Zeit Genüge gethan, fondern auch fie alle weit übertroffen, und während die ihn geijeln: 
den griedhifchen Satirifer den Sturmvögeln gleichen, welche mit Athens Niedergang den Unter: 
gang Griechenlands vorherfagen, wird der Name P.'s auf ewig mit der glänzendften Periode 
Griechenlands und daher mit einer der glänzendften Perioden der Gefhichte der Menſchheit un— 
auflöslich verbunden bleiben. !?) 

Je mehr man die Größe der Zeitgenofien 13), namentlich ver Gegner P.'s erkennt, defto er— 

babener muß er jelbft hervortreten, und wenn Athen nad dem Tode P.'s ſchnell verfiel, fo 
geſchah ed nicht infolge der Politik P.'s, fondern deshalb, weil die Athener dieſe Politik nad 
B.’8 Tode verließen, und weil jie jelbft aufhörten diejenigen Athener zu fein, die fie zur Zeit P.'s 
geweien. Athen ging an bem innerften Prineip der antifen Bolitit zu Orunde wie alle Staa— 
ten der Alten Welt, und werden auch diejenigen Staaten unjerer Ara zu Grunde geben, melde 
AG, wenngleih unter andern Formen, zu diefen Brincipien thatfächlich befennen. Daß aber 
BP. im Stande war, unter ver Macht diefer alle Verhältniffe und Menfchen beherrſchenden Prin- 
cipien Athen und mit ihm den griechiichen Geift zu der Höhe feines Zeitalterd zu erheben, das 
wird ewig fein darum deſto größeres Verdienft bleiben, dem der nad) ihm folgende ſchnelle Ver— 
fall nur als Folie dienen fann. 

Literatur. Außer den biöher im Text und in den Noten angeführten Schriften vgl. die 
Auffäge s. v. Thuchdides in Pauli's „Realencyklopädie“ und in Erſch und Gruber's „Allge— 
meine Encyflopädie”’. Weſſenberg, „Volksleben zu Athen‘ (1828). Billing, „Athen und 
die Politik feiner Staatdmänner u. f. w.“ (Heidelberg 1862). Eurtiuß, „Griechiſche Ge: 
ſchichte“, I, 172 fg. Weber, „Allgemeine Weltgeſchichte“, IL, 509 fg. 3. Held. 

Herfien, (Begriff ver Nationalität. Geographifd: ſtatiſtiſche überſicht. 
Geſchichtlicher überblick. Verfaſſungsgeſchichte. Gegenwärtige Verfaſſung.) 

1. Begriff der Nationalität. Man bezeichnet im Sprachgebrauch Europas mit dem 
Namen Berjer ein Gemifh von Nationalitäten, weldes mit dem einheimischen Namen Sranier 
heißt und in zwei oder, wenn man will, drei urverſchiedene Beitandtheile zu zerlegen ift. Perfien 
ift das Örenzgebiet, wo die brei großen Bölferfamilien, Semiten, Arier und Turanier, ſich be: 
rühren; die Bermifhung derfelben ift jedod nirgends fo vollftändig durdhgedrungen, um eine 
einheitliche neue Nation zu erzeugen, obgleich das ſemitiſche Blut im Laufe der Zeiten am mei- 
fen von den beiden andern aufgefogen worden ift und bie heutigen Perſer daher nicht ganz 
unrecht haben, wenn fie die iranische Nation nur in zwei Hälften theilen, deren einer jie bie Be- 
nennung Farſo, der andern die Bezeihnung Turki geben. In den Anfängen unjerer gefchicht: 
lichen Kunde diefes Randes finden wir die ganze Südhälfte defjelben von ſemitiſchen Ureinwoh— 
nern bevölkert. Die aſſyriſche Herrſchaft verpflanzte femitifches Blut bis nach Herat und Kabul. 
Mu dem Fall der aſſyriſchen Herrihaft tritt das iranijche Element von der Nordoftgrenze des 
Bandes herein und überwiegt unter der ahämenidifchen Herrſchaft. Im macedonifchen Zeitalter 
drängt wieder von Mefopotamien her ſyriſches Volk ſich bis in den Often vor und meicht erft 
dem Andrang turanifcher Stämme, die von Norden ber ven Ariern nahrüden. Die arifche 
Tendenz, die unter ven Saffaniden wieder durchbricht, ift fchon ftarf femitifirt und bereitet jo der 
neuen ſemitiſchen Bölfermanderung den Weg, die mit dem ftürmifchen Anprall des Islam dad 
ariſche Land bis an die Grenzen Turans überſchwemmt. Wiederum folgen vann Einbrüde vom 


10) Dal. den gleichlautenden Artifel in Pauli's Nealenchflopädie, Thl. I, und Deimling, a. a. v, 
- 333. Über den Hetärismus f. auch Bachofen, Mutterrecht, ©. 78. 
11) Ebenfo muß die von den Athenern gewährte Legitimation feines mit der Afpafla erzeugten Soh— 
nes beurtheilt werden. 
= —— den Anfang des Peloponneſiſchen Kriegs, die Peſt in Athen und den Tod P.'s vgl. Weber, 
1, 
13) Der P. war ein Miltiades, Ariflives, Themiftofles, Timon und Thucydides vorausgegangen 
und theilweife noch ——— 
Staats⸗Lexilon. 27 
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Norden Her; turanifhe, turfmanifche Horden folgen jahrhundertelang aufeinander, dringen 
bi8 an Europas Grenze vor und nehmen dann wieder ihren Rüdzug auf Berfien. Mas in 
dieſem Völfergedränge neben der nod immer wandernden turanijhen Bevölkerung halten ge: 
blieben ift, trägt den Namen Farſy, Perfer. Diefer ethniſche Begriff umfaßt wieder zweierlei 
Arten von Menfhen. Die eine bewohnt die Gebirge im Süden und Weſten und begreift in 
fih die Bachtiaren, Luren und Kurden, ſowie eine Zahl veriprengter ffammverwandter Volki: 
haufen, die durch künſtliche, gewaltſame Berpflanzung bis nad Mafanderan und der turfma: 
nifchen Grenze, ja bis nad Kandahar verfhlagen find. Phoriihe Schönheit, große Körperkrait, | 
Furchtloſigkeit, Nührigfeit und natürliher Verftand zeichnen dieje Völkerſchaften vortheilbei 
aus; aber ihr gänzliher Mangel an Disciplin, ihre erregbare Reizbarkeit, ihre überfpanntn 
Begriffe im Punfte der Ehre und ihre Hartnädigkfeit machen fie zu wenig brauchbaren Gleum: 
ten im Staatöleben. Der andere Menſchenſchlag ift ganz anderer Natur. Iſt jener der Jranic 
in unverfälfchtem Naturzuftande, fo ift diejer der verfeinerte, durch Kreuzung der Raſſen vr: 
edelte Arier. Er bildet die Bevölferung der perfifhen Städte, ift der eigentlich perfiid redent: 
Theil des Volks und ift aus einer fortgefegten Mifhung von iranifhem, arabiſchem, indiſchen 
und türkiſchem Blut entfproffen. Diefe Menfchenflaffe nennt ſich ſelbſt Tadſchik. ie ereinigt 
in ihrer Körperbildung und Phyfiognomie die Vorzüge der Faufafifchen Raſſe mit ven Eigen: 
thümlichkeiten afiatifcher Schönheit: hoher Wuchs, ſchwarze brennende Augen, fartr Bar: 
wuchs und dichte gewölbte Brauen find der gemeinfame Typus. Sie liefert vorzugäneiie di 
Staatdmänner, Gelehrten, Künftler, die Gefhäftsmänner und Handwerker, aber aud Tagkick 
und Abenteurer in Menge; Geift, Wig und Spott find ihr geiftiges Erbtheil von jeher gemein: 
Vergnügungsſucht, Olattheit im Benehmen, Rügenhaftigkeit und Blafirtheit Haben die modern 
Generationen vor ihren Urvätern voraus. Als Ganzes betrachtet jind die Tadſchik nurein je 
fammengewürfelted Gemifd von Individuen; fie kennen feine Bande des Stammes, jafıun 
der Familie, und find auch darin die Epigonen der alten Perſer, bei denen eine georonete Stamm: | 
verfaflung nie zur Ausbildung gelangen konnte. Ganz anders ift dad Bild, welded die tür 
kiſche Bevölkerung Irans zeigt. Man kann nicht fagen, wo jie anfängt und wo fie aufhört; 
und der Verſuch, die türfifhe Sprachgrenze durch eine Linie ziemlich weit weftli zu zeiäne, 
wie ihn die neuefte Karte macht, ift ein vergeblicher. Sie ift über dad ganze Land im Nor, 
Weſten und Oſten verbreitet. Der Kern diefer Raſſe ift nomadiſch geblieben; nicht, daß Ni ji 
und fhranfenlos das Land durchſchweifte wie ehemals, fondern fie hat ihre beftimmten Bot 
pläge, ihre feften Wanderfreife für jedes der vielen Gemeinweſen, die zu ihr zählen, aber fe a 
das Charakteriſtiſche des Nomadenthums bewahrt, indem bei ihr die Bande des Stammleha’ 
ebenjo feft und dauernd find als bei den Tadſchik loder; diefe Wanderftämme bilden zujammm 
genommen ein einheitliched und gleihartiges Ganzes, eine Körperfhaft im Staate, deren be 
deutung namentlich in ihrer friegerifchen Tüchtigkeit liegt. Ausdauernd und arbeitjam, burd 
Aderbau und Viehzucht an Anftrengung gewöhnt, musfulds gebaut, repräfentiren fie die pie: 
ſiſche Kraft des Landes; und um wie viel jie den Tadſchik an geiftiger Lebhaftigkeit nadfche 
um ebenfo viel übertreffen fie die iranifche Raſſe an Moralität und Ihatkraft. Sie haha 
bewiefen, indem fie wiederholt dem Rande die größten Fürften gegeben haben. Auch die gege 
wärtig herrſchende Dynaftie ver Kadſcharen ift ihnen entftammt, 4— 
Der Gegenſatz zwiſchen dieſen beiden fo ganz heterogenen Elementen ber Bevoͤlletung E 
für die politifche Betrachtung des Landes von böchſter Wichtigkeit. Die gegenfeitige Beradum 
mit welcher bie einen die andern behandeln, lähmt die Kraft des Staats; ver In diffe renncer⸗ 
der einen gibt dem Gemeinſinn der andern nichts nach; die einen reden, die andern hai 
aber die redenden führen das Wort, bis die andern zum Schwert greifen; jeme haben ed" 
ftanden, fi vor der Welt, der europäifchen insbefondere, als die wahren Vertreter Jrandj! 
geriren, und find nicht felten als die Franzoſen ded Orients begrüßt worden ; vielleicht laſſen 14 
die andern als die Deutſchen des Oſtens bezeichnen. — 
I. Geographiſch-ſtatiſtiſcher Überblick. Perſien als Land hat feine natürlidr 
Grenzen. Als Reich hat e8 feinen Umfang zu verſchiedenen Zeiten fo vielfach geändert, ur 
jeweilige Angaben über die dazu gehörigen Ränder und deren Bevölkerung ſich jederzeit © 
einen andern territorialen Gompler beziehen. Bald hat es ſich, wie unter ven Achämeniden, ht 
Parthern und wieder im 17. Jahrhundert unter Schah Abbas vom Indus bis zum Gupfrai 
und bis an die Geftabe des Mittelmeers entfaltet, und mag an 70 — 100 Mill. Ginmohner dt 
zählt haben, bald wieder maren die Herrſcher Perfiend auf den Beiig weniger Provin® 
beſchränkt und Herren von faum 3 Mill. Menfhen. Die politifhe Eintheilung in Verwaltung“ 
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bezirfe ift in gleicher Weile ſchwankend und wechfelnd geweſen. Darius theilte fein Reich in 
20 Satrapien, im parthiſchen Reich fennen wir die Namen von 18 Brovinzen; das ſaſſanidiſche 
umfaßte 24 Länder. Nach einer langen Zerriffenheit in den erften Jahrhunderten ded Jolam, 
die in ihren geographiſchen Einzelheiten ſich am leichteften durch fartographiiche Darftellungen, 
mie in Spruner's hiſtoriſchem Atlas I), veranfhaulichen läßt, wird ed dann von den mongoli- 
ſchen Weltreichen verihlungen und bildet zum Theil ihren Mittelpunft. Die Safewidenberr- 
ihaft feit Beginn des 16. Jahrhunderts richtet allmählich das alte Reich in gleihem Umfange 
wie zur Saflanidenzeit wieder auf und ftellt die 24 Statthalterfchaften wieder her.?) Won die- 
{em find ſeitdem 9 dur den Abfall der Afghanen, 3 durd Abtretung an Rußland verloren 
gegangen, ſodaß das jegige Reich von Iran nur 12 derjelben noch befigt. Doch find auch dieſe 
weit entfernt, feſt abgefchloffene und ein für allemal abgerundete Bezirke zu fein; vielmehr wer: 
den fortwährend durch Abtrennung einzelner Diftricte und Vereinigung mit andern oder durch 
Zufammenwerfen mehrerer Provinzen zu einer Statthalterichaft die innern Abgrengungen ver: 
rücdt; ja ſelbſt Die Grenzen nad außen find in vielen Einzelheiten fortwährenden Schwanfungen 
unterworfen. Die folgende Aufzählung der Beftandtheile des Reichs verzeichnet daher mehr die 
Hauptgruppen, den Kern der Eintheilung des Landes, ald daß fie die gerade beſtehende admini— 
frative Organifation veranfhaulihte. Zwiſchen der aflatifhen Türkei im MWeften, Rußland, 
dem Kaspiſchen Meer und ven Kbanaten von Khiwa und Bokhara im Norden, Kabul und 
Afghaniſtan im Often, dem Indiſchen Ocean und Perfifhen Meerbufen im Süden breitet fi 
ein Länderftrih aus, deſſen Oberfläche nad Berehnung — eine Vermeſſung iſt noch nicht zu 
Stande gefommen — zwiſchen 22—26000 Duadratmeilen angegeben wird. Die weſtlichen 
Provinzen find: 1) Luriftan, das Bergland am obern Laufe des Kerfha, Grenzgebiet gegen 
Bagdad, von dem obenerwähnten Stamme der Ruren bewohnt, mit den Städten Mijanrud und 
Khurremabad; 2) Ardilan, das perfiiche Kurdiftan, neben kurdiſcher auch von türfifcher Be— 
völferung bewohnt, mit der Hauptſtadt Kermanſchah; 3) Aſerbeidſchan mit der Hauptſtadt 
Tähris (160000 Einwohner), dem widtigften Mittelpunfte des Handelsverkehrs mit Curopa, 
und den Plägen zweiten Ranges, Urumia, Meragha, Khoi; ift überwiegend von Türfen be: 
vdllert. Die Nordgrenze bilden: 4) Ghilan mit Deilem und dem unter einem befondern Gou= 
verneur ſtehenden Diftriet Talifh, das Küftenland um die Südweſtecke des Kadpifhen Meers; 
für Europa beveutfam wegen feiner trefflichen Seidenzudt; Hauptſtadt Reſcht; 5) Mafanderan 
nebft dem ebenfalls gewöhnlich befonders verwalteten Fürſtenthum Afterabad, im Süben des 
Kaspiſchen Meerd, Hauptort Sari, außerdem nennendwerthe Handelöpläge Balfrufh, Amol; 
Bevölkerung iraniſch; 6) Taberiftan nebſt Kumis, öftlih vom vorigen: Grenze gegen die Turf: 
manen im Dften des Kaspiihen Meers; 7) nordöſtlich ſtößt daran das alte Barthien, jegt Ku: 
biftan, das Gebirgsland genannt, bewohnt von einer Mifhung aus Nordariern und Turaniern 
und in zwei Diftricte Terbivfhan und Tebes getheilt. Die Hauptprovinz des Oſtens ift 
8) Khoraffan, ein weites Land, deflen Herren die Perſer jedoch nur zum Theil find; feine Haupt 
ſtadt ift Meſched (180000 Einwohner), der Knotenpunft des Verkehrs mit dem Dften, poli- 
ff wichtig wegen der Straße nad) Herat und der Grenzſcheide gegen dies jegt unabhängige 
Fürftenthum. 9) Kerman ift die ſüdöſtliche Grenzprovinz, großentheils ein wüſtes Land, doch 
in dem bemohntern Theile mit dem Städten Kerman, Ardeſchir und Gawaſchir induftriereid. 
Den Südrand endlich bilden 10) Farfiften, das alte Stammland der eigentlihen Perfer mit der 
alten Hauptftadt Berfepolis und der gegenwärtigen Schiras und der Hafenfladt Bender-Buſchir 
am Perfifhen Meerbufen, und 11) Khufiftan mit der Hauptftadt Schufchter in der Nähe der 
alten Koͤnigsreſidenz Sufa, und der Grenzftadt gegen Basrah, Mohammera, die ald Einbruds- 
flation auch im legten engliſchen Kriege viel genannt wurde. Inmitten dieſes Kreijes von Land⸗ 
haften und Ländern liegt 12) die Hauptprovinz Irak, zum Unterſchied von der gleichnamigen 
türfifchen Provinz das perfifche Irak genannt. Der Name jchon, welcher nichts anderes bedeutet 
als „arifch‘, weift darauf hin, daß ed der Kern des Reiche if. In ihr liegt die einft prächtige 
und noch jet bedeutende (150000 Ginmwohner) ehemalige Hauptflabt des Landes Jspahan und 
das feit dem Gründer der gegenwärtigen Dynaftie zur Refivenz erhobene, etwa 100000 Ein 
wohner zählende Teheran. ' 
Über die numerischen Verhältniffe ver Bevölferung fehlt es an zuverläffigen ftatiftifhen An— 


1) Spruner, Hiftorifchsgengraphifcher Handatlas (Gotha 1855), Abth. 3. 
2) Das Einzelne vgl. man bei Ritter, Erdkunde, Thl. VIII, Buch 3, ©. ae A 
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gaben. Man darf als annähernd richtig annehmen, daß die Geſammtbevölkerung Verſiens 
10 Mill. Seelen nicht überfteige, ſodaß im Durhichnitt auf der Duadratmeile nicht mehr als 
400 Menſchen wohnen, große Streden jind aber unbewohnbare Wüften. Die angeftedelte Be: 
völferung in Städten und auf dem Lande beläuft ih auf etwa 7 Mill, die nomadiihe auf 
3 Mill. Dem Glaubensbekenntniß nad find die bei weitem überwiegende Mehrzahl Mohamme: 
daner, nämlid 7,500000 Schiiten, 1,500000 Sunniten,, 500000 Dijjiventen verſchiedener 
Seften, während Ghriften (Armenier und Neftorianer), Juden, Gebern und Heiden eima 
Y, Mil. zufammen audmaden. ?) 

Die Dichtigkeit der Bevölkerung ift nach dem Terrain und den Culturverhältniſſen fehr ver: 
ſchieden. Perſien ift im allgemeinen wafler: und vegetationsdarm, dagegen reich an Gebirgen 
und Salzwüflen. Die Gebirge, unfähig größern und complicirtern Erwerbözweigen Nahrung 
zu geben, find, foweit fle nicht ganz unbemohnt find, nur der Aufenthalt für Nomaden, die, 
wenngleich auch jie während der Wintermonate ji in Städten, Bleden und Dörfern zuſammen- 
drängen, fi doc der Bearbeitung des Bodend nur in nothrürftigfter Weife zur Befriedigung 
des eigenen Bedarfs unterzieben. Da nun felbft große Raumflächen oft nur den Heerden weni: 
ger Beliger Futter fichern, fo ift die Bevölferung der gebirgigen Diftricte nur ſpärlich. In den 
Ebenen der öftlihen Provinzen, wo die Salz: und Sandfteppen den vorwiegenten Theil der 
Landſchaft bilden, ift der Anbau des Bodend noch färgliher und beſchränkt ſich faſt auf die Hin 
und wieder von der Natur eingeftreuten Dajen, die dann oft von außerordentlidyer Frudptbarteit 
und Ergiebigkeit find, daher dicht bevölfert und angebaut zu fein pflegen. Die zwiſchen jenen 
unfrudtbaren Gebirgen und dieſen waflerarmen Sandmüften belegenen Niederungen der mitt: 
lern Provinzen Halten ſich rüdjihtlih der Eultur und Bevölkerungsdichtigkeit auf einer ge: 
deihlihen und glüdlichen Mittelftufe. Hier ift der Zuftand der Gewerböthätigfeit ein beſondert 
blühender, wofür die größere Zahl volfreiher Städte, die gerade das mittlere Perſien auf: 
zuweifen hat, ein günftiged Zeugnip ablegt, und ebenfo ernährt ver Boden hier durch einen 
ebenfo forgfältigen Anbau ald reihen Ertrag eine dichtere und wohlhabendere ländliche Be 
völferung. Am meiften von der Natur begünftigt ericheinen aber die llmgebungen der Binnen: 
gewäjler, im Meften des Urumiaſees, im Norden des Kaspiihen Meerd, Dort ift Ajerbeit: 
fhan und hier find die productenreihen Provinzen Ghilan und Mafanderan am dichteſten 
bevölkert. 

Der Nationalreihthum Perſiens beſteht Hauptiählih in einem über dad Bebürfnig ir 
Landes hinausgehenden Überfluß an Producten der Viehzucht, der Seidenzudt, des Ackerbau 
und der Obftzudt. Pferde, Schafe, Häute und Felle, Butter und Talg, Rohſeide, Gocond und 
Seidenwurmfamen, Weizen, Reis, Tabad, Baummolle, Farbftoffe, getrodnete Früchte um 
Roſinen bilden die Hauptgegenflände der Ausfuhr. Die Induftrie ift von ihrer frühern Höbe 
und Berühmtheit jehr herabgefommen, und die zur Ausfuhr kommenden Manufacte in Wolle, 
Seide und Baummolle, Teppiche, Shawls und Befleivungsftoffe finden ihren Marft fait nur 
im Orient felbft, feltener ven Weg nad) Europa. Dagegen bezieht Berfien ven größten Theil 
feines Bedarfs an baummollenen Zeugen, an Golonialwaaren und an metallurgiſchen Erzeug- 
niffen aus dem Auslande, vorzugsweije aus Europa. 

In handelspolitiſcher Beziehung unterſcheidet man mit Recht zwiſchen Oft: und Weit: 
perfien. Jenes, das öſtliche Gebiet, lehnt fi in feinen Bedürfniffen, feinen Handeldfotmen 
und Handeldwegen"an die oftajiatifchen Staaten an, mit denen es theild durch die Karavanen 
ftraßen, deren Knotenpunfte Herat und Meſched find, theild audy auf dem Seemwege, deſſen Aut 
gangähafen Bender-Buſchir ift, in Verkehr ſteht; doch ift die Schiffahrt faſt ausſchließlich in 
nichtperſiſchen Händen, da der Perſer eine durchgängige Antipathie gegen alled Seeweſen bat. 
Die weitlihe Hälfte Perſiens, deren Hauptmarft Täbris ift, unterhält dagegen einen lebhaften 
Handel mit Rußland, der Türfei und dem mweftlihen Europa, wohin der Verkehr theild über 
Tiflis, theild über Erzerum feinen Weg nad dem Schwarzen Meere und durch Vermittelung 
Konftantinopeld nimmt. Um den Gefammtbelauf des Aus: und Einfuhrhandels in beiden Ge⸗ 
bieten in ein paar runden approrimativen Ziffern zu veranſchaulichen, fo ſchätzt man 


die jährliche Ausfuhr aus Weftyerfien auf 13,200000 hir. 
die jährliche Ausfuhr aus Oftperfien auf 7,800000 „ 
Gefammtausfuhr 21,000000 Thlr. 


3) Blau, Commerzielle Zuftände Perfiens (Berlin 1858), ©. 1. 
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die jährliche Einfuhr in Weftperfien auf 13,000000 Thlr. 
die jährlihe Einfuhr in Oftverfien auf 8,000000 „ 


Geſammteinfuhr 21,000000 Thlr. 


jodap ſich ein durchſchnittlicher Befammtumfag von beiläufig 42 Mill. Thlrn. annehmen läßt, eine 
Ziffer, die allerdings feinen jehr Hohen Begriff von den Dimenfionen des perfifhen Handels gibt, 
aber doch zu bemeifen fcheint, daß der Belauf des Gewinftes aus der Ausfuhr den Bedarf der 
Finfuhr zu decken im Stande iſt. Da über das Finanzwesen des perfiichen Reichs weiter unten 
in denn Abſchnitt „Verfaſſung“ die Rede fein wird, fo fei hier nur bemerft, daß ed eine Staats⸗ 
ihuld in Perfien nit gibt. Die Sommunicationgmittel im Rande find noch äußerſt primitiver 
Art. Wie ed feine Scefhiffahrt gibt, fo gibt e8 auch Feine Flußſchiffahrt, einen ſchiffbaren Fluß. 
Kunſtſtraßen bejigt Perſien, mit Ausnahme einiger Eleiner Strecken zwifhen der Hauptitabt 
und den benachbarten Luftihlöffern des Schahs, nit. Der Verkehr bedient fih daher zum 
Iransport noch ausſchließlich der Laſtthiere; Karavanen von Kamelen, Pferden, Maulthieren, 
Gieln find die üblichen Fortſchaffungsmittel. Telegraphen find in neuefter Zeit angelegt worden 
son Teheran nah Täbris und nach Reicht; an einer Linie nach der ruffifhen Grenze wird gebaut, 
und eine andere, welche ihren Anſchluß in Bagdad finden foll, ift projectirt. 

Ttoh diefer unverfennbaren Unentwideltheit aller feiner Verhältniffe ift Verfiend geogra= 
phiſche Lage als öftlihen Nachbars der Türfei und inmitten der Länder, welche Weſt- und Oft: 
aftend ganze Zukunft im Schofe tragen, wohl geeignet, ihm über kurz oder lang eine höhere Be: 
deutung auch für Europa zu fihern und ed als zunächſt berufen erſcheinen zu laffen, vom poli- 
tiſchen Geſichtspunkte aus fhärfer ind Auge gefaßt zu werben. 

m. Geſchichtlicher überblick. Verſien ift vermöge feiner Lage von jeher ver Schau: 
plag des Zufammenftoßes der drei großen Völferfamilien geweien, deren Entwidelung und 
Ausbreitung die Gefhichte Weftafiens bilden, und Perſiens Geſchichte ift daher die Geſchichte 
eines halben Welttheils, in veffen Grenzen, einem faft regelmäßigen Turnus folgend, abwechſelnd 
bald Iranier, bald Semiten, bald Turanier pad herrfchende Element find. Verſien hat zu Feiner 
Zeit, feit e8 feinen Plag in der Weltgefchichte eingenommen, aufgehört, venfelben zu behaupten, 
e8 hat nie das Schickſal feiner Feinde getheilt, nad einer vorausgegangenen Zeit der Blüte und 
des Ruhms von der Bühne der Gefhichte abzutreten und dem Fluch einer langen Vergeſſenheit 
anbrimzufallen; vorübergehend nur und felten find die Perioden, wo ed nit den Mittelpunft 
großer Reiche gebildet hätte. Perſien, ſoweit e8 der Geſchichte angehört, ift nie jung gemefen 
und nie alt geworben. Es tritt gleich als eine Großmacht auf den Trümmern großer Mächte in 
die Geſchichte ein, 

Weichlichkeit, Demoralifation und Dünkel der Herricher und Völker hatte in der erſten 
Hälfte des 6. Jahrhunderts v. Chr. den Fall der Neiche Vorderaſiens vorbereitet, ald aus dem 
Winkel einer unberühmten Satrapie ein neues Friegerifches Geſchlecht in aller Friſche und Kraft 
kin Haupt erhob und fich die reiche Erbichaft zur Beute erſah. Die Throne von Babylon, 
Medien und Lydien brechen, jobald die neue Zeit daran rüttelt mit dem Wedruf: Genügfamfeit! 
Wahrhaftigkeit! Gefeglichkeit! Genügſamkeit in den Bebürfniffen des Lebens, Wahrhaftigkeit 
des gegebenen Worts, Ehrfurcht und Gehorfam ven Gefegen der Natur und der Religion waren 
die Fürft und Volk durchdringenden fittlihen Grundlagen der Arier, mit denen der Gründer 
des perfiihen Reichs gegen fein Jahrhundert in die Schranfen trat. Cyrus nennen ihn die 
Abendlänvder, Kuruſch die morgenländifchen Zeitgenoffen; 558 v. Chr. ift das Jahr, in welchem 
das Perferreich an die Stelle des mediſchen tritt. Cyrus' Geſchlecht, das Haus der Achämeni— 
den, blieb länger ald zwei Jahrhunderte faft ununterbroden, in einer ältern und einer jüngern 
Linie, im Beflg des Thrond. Groß geworden durd das Glück der Waffen, in ſich erftarft durch 
die weile Regierung Darjavuſch's I. (Darius Hyftaspes’ Sohn), erreiht das Achämenidenreich 
den Höhepunft feiner Macht unter Kerxes 1. (Kihariha), fängt dann zu finfen an feit Arta= 
zerred I. und flürzt zufammen, ald im Jahre 330 der große Alexander von Macebonien ben 
dritten Darius (Kodomanus) beflegt hat. Nicht das fchnelle Wachsthum, nicht der rafche in= 
nere Berfall, nicht die ſich wiederholenden Valaftintriguen, Königsmorde, Erbfolgeftreitigfeiten 
und Empörungen find die weltgefhichtlich bedeutfamen Momente diefer Jahrhunderte; denn fie 
fehren in gleicher Folge und Form in allen aflatifchen Despotien zu allen Zeiten wieder. Einen 
weit fpannendern Gonfliet im großen Drama der Weltgefhichte und die eigentliche Intrigue 
diefed Aufzugs bietet die Erfheinung, wie der große orientalifche Koloß, nachdem er zuvor durch 
des Darius Misgeſchick an der Donau und auf den Gefilden von Marathon, und des XZerxed 
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Niederlagen zu Waffer und zu Lande genöthigt ift, den Gedanfen an eine Beherrihung der 
Welt, an eine Eroberung Europas aufzugeben, ſchließlich demſelben Geiſte und derfelben Kriege: 
kunſt ded Fleinen Griechenvolks erliegen muß, die ihm zuerft, zu Cyrus' I. Zeit, ein Gegenftand 
ded Spottd und dann unter Cyrus dem Jüngern ein fo gefuchtes Werkzeug zur Stärkung feiner 
eigenen Diacht geweſen waren. 

Was die Berfer von Oſten her nicht erreicht hatten, Europa und Aſien unter Ginem Scepier 
zu feben, das fegte mit glüdliherm Erfolge der macedonifhe Eroberer ind Werft. Mi 
Alerander'd Sieg über den legten Achämeniden wechſelte die Dynaftie auf Perſiens Ihren den 
Namen und das herrichende Volk wol feinen Platz; allein in ganzen und großen war dad Rrid 
von feinem jähen Sturze rafch wieder erhoben und wieder geworden, wie es geweſen war. Die 
Geſchichtsphiloſophie der orientalifhen Hiftorifer culminirt in der Nachricht, daß Ariftetelet 
ſelbſt dem glüdlihen Sieger räth, die perjifhen Großen um bed Einfluffes willen, ven fir auf 
das Volk haben, an ihrem Plage zu laflen und fo aus Feinden nügliche Stügen feiner Polinif 
zu maden. Ja, was Eyrus gethan hatte, als er die Tochter des legten Mederd zu feiner erften 
Gemahlin erhob, daffelbe that Alerander, indem er Darius’ Tochter Statira heimführte und 
damit im Sinne der orientalifhen Rechtsanſchauung und in den Augen des Volks feiner Beiig: 
ergreifung gleihfam den Stempel legitimer Nachfolge aufdrückte. Mitten im feinen grofen 
Planen, das alte Reich mit den neuzugeführten Elementen zu verſchmelzen, Europa mit Auen, 
Aſien mit Europäern zu bevölfern und über beide von der alten Weltſtadt Babylon aud zu herr: 
fhen, ereilte ihn ein früher Tod (323 v. Chr.). Aber auch als nad ihm fein Neid zertüdklt 
zwifchen feine Feldherren getheilt ward, blieb nach kurzem Kämpfen die öftliche Monardie wieder 
unter Einem Scepter vereint und bildete nun, feit Seleukus den Thron von Babylon (312. Cht) 
beftiegen, dad große Reich der Seleuciden. Auch dieſes ift nur eine Fortſetzung der alten per: 
ſiſchen Monarchie. Der Erfolg der Waffen, der dem erften Seleufus den Beinamen Nikater 
gab und feine Macht bis an die Grenzen Indiens trug, war unter feiner Regierung mit &: 
rechtigkeit und Milde gepaart. Das vorwiegend ſyriſche Element, weldyes mit dem griehlißen 
verbündet das Arierthum in allen Sphären bald oberflächlicher, bald tiefer dringend übenwil: 
tigte, war ja dem Lande ohnehin nicht etwas jo durchaus Heterogenes, da es überall auf den ver: 
handenen femitifhen Erinnerungen fußte. Nur an den Gemarfungen der wilden und roh 
turanifhen Stänme brach ſich die Kraft diefer civilifatorifchen Völkervermiſchung. Die Nat 
folger des Seleufus Nikator waren nicht im Stande, alle Länder, die ihr Ahn erworben, u 
ſammenzuhalten; die öſtlichen Statthalter fündigten zuerft ven Gehorſam. Die Shwäh di 
Regierung des Antiohus Theos gab das Signal zur Erhebung des parthiſchen Krieger 
am Norboftrande Irans. 

Turanier übernehmen nun von der Mitte des 3. Jahrhunderts v. Chr. an bis in dat 
3. Jahrhundert n. Chr, hinein die Nolle ver Arier in Aſien, während faft gleichzeitig in Europ: 
Rom als Weltreih an die Stelle Griechenlands tritt. Der roben Kraft eines Volfd von un: 
wiffenden, graufamen Barbaren erliegt die dreihundertjäßrige künſtliche Treibhauseultur ii 
perſiſchen Reichs faft auf den erften Stoß. Das Vrincip der turanifchen Stammmverfaflung ar 
die unterworfenen Gebiete übertragen, gibt dem Perferreich ein anderes Gepräge, Die morgtt: 
ländiſchen Gefhichtfchreiber nennen den Zeitraum der parthiihen Herrſchaft mit einem bezeit 
nenden Ausdruck die Epoche der Hordenkoönige. An die Spitze der neuen Eroberer ftellte ne 
Arſchagh (Arfaced), ver Häuptling eines Clans, und ward bald von allen Stammhäuptern ah 
DOberkönig anerkannt. Den parthifhen Staatenbund bildeten — der einen Fürſten nid # 
gedenfen, welde unter der Oberlehnäherrlickeit des Großkönigs fanden — vier Königrik‘, 
das eigentliche Perſien, Baktrien, Armenien und Schthien. Im erften chriſtlichen Jahrhunden 
erſtreckte ſich das Neich der Arfaciven über alle Provinzen des ehemaligen Perferreiht. Ri 
den Römern bald in freundſchaftlichem Bunde, bald im Kampfe auf Leben und Tod, jept Hegent, 
jegt befiegt, Eonnte es doch niemals durch römische Waffen überwältigt oder zertrümmett werder 
und überdanerte die Blüte Roms in ungefhwächter Kraft. Eine nationale Reaction im Janet 
allein vermochte ihm den Todesſtoß zu geben. Sie erfolgte, nachdem das Haus der Arfacide? 
dem Reiche in dreizehn Generationen eine Reihe von einigen dreißig Fürſten gegeben hatte un 
die Kraft des Volks in der Berührung mit den verfeinerten Sitten und der geiftigen Überlegen: 
heit ver Bejlegten gebrodgen war. Der Nationalhaf, den der Kern des perſiſchen Volks unuate': 
brochen gegen feine turanifchen Unterdrücker genährt hatte, wie etwa Die Völker der heutige" 
Türfei ihn feit 400 Jahren gegen Osman's Stamm nähren, bedurfte nur einer Bührung }! 
einem nationalen Ziel, um von der Paffivität zur Action überzugehen. Gr ift dad Subftrat ji 
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dem in fo vieler Hinficht merfwürbigen Gegenfage zwifchen dem Reich der Arfaciden und dem 
ihrer Nachfolger, ver Saſſaniden. 

Unter den Seleuciven und Arſaciden war bie iranijche Nationalität und Religion gegen ven 

Hellenismus eineötheild und anderntheild gegen die Barbarei zurüdgetreten: es galt fie wieder: 
berzuflellen, die Keime des nationalen und religiöfen Lebens Jrans wieder zu beleben. Während 
die Barther nur einen Reſt von Perferthum in äußern Titeln und Formen zur Schau getragen 
hatten, war die Reſtauration des Perſerthums unter ven Saflaniden eine tiefinnerliche, und daß 
fie eine bewußte war, ergibt ſich aus vielen Einzelheiten, deren wir in der Verfaſſungsgeſchichte 
gedenken werden. Die Revolution, durch welche die Arfaciven geflürzt wurden, ging von dem 
eigentlichen Perſien aus; ihre Hauptträger waren die Magier und an deren Spige ein Priefter: 
geihleht, das von einem feiner Ahnen, Saffan, ven Namen führte, Unter der Reihe von Für— 
ften, die dieſem Geſchlecht entjproflen, glänzen als die nennendwertheften: Arbeihir I. (Artas 
rerred), der Religiondeiferer, der eigentliche Gründer bed neuen Reichs, ald welder er im Jahre 
226 den Titel „König der Könige” annahm; dann fein Sohn Schahpur I. (238— 269), durch 
glüdlihe Kriege gegen Rom berühmt, Kobad (491— 531), deſſen Regierung durch einen in 
orientalifhen Staaten jeltenen Kampf politifcher Doctrinen für und bedeutfam ift; Kosru I. 
(Nuſchirwan), deflen Beiname noch heute in Perſien ald Sinnbild aller Weisheit, Gerechtigkeit 
und Seelengröße gepriejen wird (534—579); endlich Kosru II, mit dem Beinamen Parwiz, 
unter defien Banner fi die Perſer noch einmal mit einer Kraft und Anftrengung wie faum 
jemals vorher erhoben, um den alten Erbfeind, jegt Byzanz genannt, zu vernichten (591— 628). 
Die Erfhöpfung, welche dieje legten Kämpfe für beide Reiche, das oftrömifche wie das perſiſche, 
jur Folge hatten, verbunden mit Hader und Zwiftigfeit im Innern, bereitete ſchon ven Boden für 
die von Arabien her drohende Umwälzung, wo Mohammed im Jahre 571 geboren war. Geit 
der etſten Aufforderung, die der neue Prophet an Kosru Parwiz richtete, ſich zu feiner Lehre 
zu befennen, bis zum völligen Sturze der Saffaniven, unter Jezdegerd IV. (632—651), ver: 
geben nur noch wenige Jahrzehnte, während deren ed faum noch der Schwäche und Erbärmlid: 
keit der legten Spröglinge Saſſan's bedurfte, un den perjifchen Thron zum Spielball einer ehr= 
geizigen, ſelbſtſüchtigen, entnervten Ariftofratie, zum Tummelplag des [hnöden Verraths und 
niedriget Parteileidenſchaften zu machen. Nächſt diefem innern politifchen Zerfall ift die eultur— 
biftorifhe Borftufe für den Triumph des Jolam in dem großen Einfluß zu fuchen, den unter den 
Saſſaniden die fyriihe Bildung in Perflen gewonnen hatte. Die fyrifhe Sprade war nod 
unter den erſten Saflaniden, wie aus ihren Münzen und Titeln erhellt, ein altes Erbtheil der 
Berwaltungsiphäre von der Seleucivenzeit her; überdies war fie die Sprache des Chriſtenthums, 
dad jeit dem 4. Jahrhundert flarfen Anhang unter den Perfern fand. Ind obwol Bahranı 
(420— 440), dem Drud der nationalen Reaction und dem Einfluß der Magier nachgebend, 
beides, Chriſtenthum und fyrifhe Sprache, aus dem Reiche zu verbannen fuchte, jo war doch die 
geiftige Höhe des in todten Formen erftarrten Magierthums dem bildenden und anregenden 
Einfluß nicht gewachſen, den das ſyriſche Chriſtenthum vereint mit griechiſcher Wiſſenſchaft nun 
um jo mehr übte. Im ver legten Hälfte ver Saſſanidenherrſchaft, befonderd unter Kosru Nu: 
ſchirwan war das perſiſche Reich ver Mittelpunft einer großen geiftigen Bewegung geworden, 
bie in der Ausbreitung der Neftorianer, in der „Schule der Perſer“ zu Edeſſa mit ihrer eigen- 
chümlichen theologiſch⸗philoſophiſchen Kiteratur, in den Akademien von Nifibis und Gandifapur 
ihre bauptjächlichften, von Griehen und Syrern gebanphabten Hebel fand. Zu derfelben Zeit 
hatte audy das arabifche Element bereits einen Einfluß auf perfifhen Boden gewonnen, ber für 
das Verſtändniß der raſchen Fortichritte, weldhe bald die Waffen des Islam machen follten, nicht 
hoch genug angefhlagen werden fann. Das lachmidiſche Königreih in Hira, im arabifhen 
Iraf, war bald ald VBajallenftaat ver Saflaniven, bald ald Verbündeter derjelben einestheils ein 
immer unentbehrliherer Borpoften der periichen Herrſchaft geworden und hatte ald folder einen 
wefentlihen Theil an allen äußern Verwickelungen, die diefelbe bedrohten, war aber andern 
theils infolge feiner Gonflicte mit den arabifhen Stämmen der benachbarten Wüſte aud dad 
erite Ziel der Eroberung, die nun mit dem Schwert in der einen Hand und den Koran in der 
andern über Iran hereinbrach, nahdem dad Scepter der Saffaniden während 426 Jahren dar: 
über gewaltet hatte (651). 

Der angeborenen Raub: und Plünderungsluft des Arabers verlieh Mohammed's Lehre eine 
religiöfe Weihe, indem fie dem Moslem zur heiligen Pflicht machte, alle Völker entweder mit 
Bewalt zur Annahme der neuen Lehre zu zwingen oder fie zindbar zu machen. Bon religiöfer 
Begeiſterung getragen und durch die Hoffnung auf finnlihe Genüſſe gefleigert, durchbrach bie 
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natürliche Tapferkeit des Beduinen leicht alle Dämme, die der verweihlichte und entnervte Sinn 
der Jranier der andringenden Flut noch entgegenzufegen hatte. Dad erfte Jahrhundert der me: 
hammedaniſchen Ara, das Jahrhundert der erften Glaubenskriege führte die. Heere der omajvi- 
diſchen Khalifen in rafhem Siegedlauf über alle Länder perſiſcher Zunge, bis an die äußerfien 
Grenzen Bofharas und Kabul, über den Umkreis der Zendpreligion hinaus bis ind Gebiet des 
Buddhismus (707 — 712 n. Ehr.). Schmiegfam wie immer beugt fi der Perjer ver gemalti: 
gen Bauft, die ihn ſchlägt, doch nur um den erften Augenblid zu erfpähen, wo fein Unabhängig: 
feitöjinn der aufgezwungenen Fremdherrſchaft mit Erfolg Oppoiition machen fann. Nicht bios, 
daß die Bölfer Irand, obwol ſie maffenhaft zur Annahme des Islam gezwungen waren, ihre 
angeflammte Sprache, ihre nationalen Erinnerungen und die ererbten Sitten und Gemohnkei- 
ten mit in den neuen Staat hinübernahmen, aud innerhalb des Islam machte ih der Geiſt det 
Widerſpruchs und der Sonderung bald genug geltend in der dogmatiſch und politiſch gleich wid: 
tigen, noch heute die Schranfen zwiſchen Perſer und Araber bildenden Spaltung zwiſchen Schii⸗ 
ten und Sunniten (jeit 720). Die Gefhmeidigfeit und Geſchäftsgewandtheit des Perſers lief 
ihn überdies rajch ven Weg erfennen, auf dem er eine bedeutungsvolle Stellung in dem neuen 
Staatöwejen gewinnen fönne, in der Leitung der Staatögefhäfte; in der politifhen Imtrigue 
war er der erprobte Meifter des Araberd. Und fo fehen wir denn ſchon unter den erften Ab- 
bajiden feit ver Mitte des 8. Jahrhunderts mehr als einen geborenen Perfer an der Spige ver 
Verwaltung des unbehülflihen Reichs, innerhalb deſſen die Khalifen ohnehin mehr die firh: 
liche ald die weltliche Macht in ihrer Perſon vereinten. Die größten Staatdmänner ded Khali: 
fats, wie die berühmten Barmefivden, waren Perſer. Dem unter folden Vorbedingungen fort: 
dauernd genährten Selbftgefühl und Streben nad) Unabhängigkeit von der ſchwachen Eentral: 
vegierung zu Bagdad fehlte ed nicht an Erfolg. Schon im nähften Jahrhundert wurde Berfien 
von einheimischen Statthaltern befehligt, und jeit Al-Mamun, der in Erinnerung feiner frübern 
Statthalterfhaft in Khoraffan eine befondere Vorliebe für Perſien auch als Khalif (813—833) 
bewahrte, mußte das Khalifat fi) eines Theils feiner Herrjhaft in Perfien zu Gunften einer 
mächtigen Statthalterfamilie, ver Thaheriden (feit 820) entäußern, deren faft fouveräne Un: 
abhängigfeit gleihfam das Vorfpiel zu der Folge von Fleinen Dynaftien bildete, die nun meiſt 
von den norböftlihen, fernſten Brovinzen ausgehend, auf iraniſcher Erde einander drängten 
und bei der immer wachfenden Schwäche des Thrond von Bagdad, wenn au auf dem Boren 
des Jslam, doch in weltlicher Inabhängigkeit vom Khalifen, die Geſchichte Perſiens bis zu dem 
‘Punkte fortpflangen, wo durch die Verſchmelzung der Eroberer mit den Unterjochten die Bildung 
der neuperſiſchen Nationalität vollendet ift. Die Ihaheriven wurden durd die Soffariden 
verdrängt (868— 898), die von Siftan aus ganz Khoraffan, Kerman, Iraf, Khuſiſtan, bald 
auch Mafanderan und Zaberiftan beherrſchten. Hierauf theilten während hundert Jahren ft 
die Geſchlechter der Samaniden, vom Kaspifhen Meere bis zum Perſiſchen Meerbufen oft: 
wärts, weſtwärts von diefer Rinie die Bujiden in die Herrfchaft der perjijhen Provinzen, mo: 
neben mehrere Fleinere Dynaftien, wie die Ziaden am Kaspiſchen Meere und die Ghaſsnewiden 
(jeit 976) an den Grenzen Indiens entftanden. Die legtern, die Sultane von Ghasna, waren 
nachweislich ein türfifches Geſchlecht, fo oft auch die einheimischen Chroniſten ich bemühen, ihren 
Urjprung auf eine ſaſſanidiſche Familie zurückzuführen, wie faft bei allen jenen Dynaftien ver: 
ſucht wird, um ihnen den Stempel der legitimen Erbfolge aufzudrüden. Sie haben ihre Stelle 
in ver Weltgeſchichte id vornehmlich dadurch gefihert, daß fie den Islam nach Indien tragen 
und dort Schöpfer einer neuen Gultur wurden. Nicht weniger aber war für Verſien fels@be 
Epoche der Ghasnewiden hoch bedeutungsvoll durch die von diefen Herrihern ausgehende Witte: 
belebung der geſchichtlichen Erinnerungen Irans in der Dichtung. Auf Anregung des grofen 
Mahmud von Ghasna (geſt. 1030) entſtand das ‚Buch der Könige” von Firduſi, der von fh 
ſelbſt jagen fonnte: „Alle Kraft habe ich aufgeboten, das alte Berfien neu zu beleben durch dieſes 
perjifche Werk’, ein Wort, das beweift, wie ſelbſtbewußt das Nationalgefühl trog arabiſcher 
und türkiſcher Herrſchaft ſich forterhalten hatte. Doch wurden diefe Negungen des Bolfsrhums, 
bevor ſie feitere Geſtalt gewinnen konnten, aufs neue unterbrochen, als der turfmaniiche Stamm 
der Seldjhufen, von dem wankenden Khalifat zur Hülfe herbeigerufen und dann bald die 
Oberherrſchaft behauptend, auf dem Schauplag erſchien (1037) und die Herrſchaft in faſt allem 
Theilen des perliihen Reichs an ih rif. Das Reich der Seldſchuken ift gleihiam eine nene 
Auflage der parthiſchen Herrſchaft der Hordenkönige. Wie jene gründeten diefe ihre Macht auf 
bie Vertheilung der Provinzen und Statthalterfhaften unter Angehörige ihres Stammes. An 
hrer Spige ald Großfönige haben ſich Fürften wie Alp: Arslan (geft. 1072) und Mate: Stab 
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(geft. 1092) durch eigene Herrſchertugenden wie durd den Ruhm ihres Veziers Niſam-el-Mulk 
einen großen Namen gemacht. Die fortgefegte Zerfplitterung der Macht führte aber ſchon unter 
den nähhften Nachfolgern Malek-Schah's, die weder feine Fähigkeiten noch fein Glüdtheilten, eine 
weitere Zerftücelung des Reichs herbei, und während des 12. Jahrhunderts erheben fi baher 
auf den Trümmern der Seldfhufenherrfhaft zahlreiche Heine Fürftenthümer, deren Herren, unter 
dem Titel der Atabeks befannt, meift türfifhe Emporfömmlinge waren. Der ungefähr gleich: 
zeitige Sturz der Ghasnewiden durch das Haus der Guriden (ſeit 1160) und das Emporfommen 
ver Schahs von Khowaredmien, deren Kämpfe mit ven Selvfhufen in die Geſchichte Irans 
dineinragen, find Vorläufer zu der großen Bewegung, welche die öſtliche Welt feit dem Beginn 
des 13. Jahrhunderts ergriff. Aus den Steppen Aliens brach, wie ein furdtbar verheerender 
Sttom das Heer Dſchingis-Khan's zunächſt über Khomwaredmien und Khoraffan herein; bald 
überfäwemmte es Mittelperjien, alle Blüte feiner fhönften Provinzen vernihtend; Hulaku— 
Khan, der Sohn des Dſchingis, vollendete die Unterjohung Verſtens, und mit der Ginnahme 
Bagdads (1256) hörte auch die nominelte Herrfchaft ver Khalifen vollends auf. Aber, je mehr 
ed feinen mochte, daß dad Feuer und Schwert ver Barbaren aud den legten Reſt der Eivilifa: 
tion hätte vernichten müffen, der ſich noch wenigftend in den Hauptſtädten erhalten hatte, deſto 
mebr fpriht e8 für die fittenmildernde Atmofphäre Irans, daß Hulaku felbft und mehrere feiner 
Nachfolger ven Ruhm von Gönnern der Wiffenfhaft: und der Dichtung, von weiſen Gefeg: 
gebern, aufgeflärten und toleranten Herrfhern und Wohlthätern ded Landes hinterlaffen haben, 
einen Ruhm, der gegenftandslos geweſen wäre, wenn nicht Perſien feinen unverwüfllichen Fonds 
pon geiftiger und politifcher Bildung ihnen entgegengebracht hätte. Daneben ift freilih das 
Jahrhundert der Dſchingiſiden au an wilden Empörungen, fanatiſchen Religionsbedrückungen, 
graufamen Staatöftreihen und in der legten Zeit an blutigen Kämpfen unter den Abkömm⸗— 
lingen des Herrſcherhauſes ſelbſt nicht arm, und dadurch wurde fowol dem raſchen Verfall dieſer 
Dynaftie als aud dem Wiedererwachen des nationalen Geiſtes, der Reaction gegen bie Fremd— 
herrſchaft, ver Weg bereitet. Als Vorkämpfer diefer neuen Regung verdient unter den Dyna= 
fien, die jih aus dem Schutt des erften Mongolenreichs erheben, die der Muzafferiden in 
Kerman, Khufiftan und einem Theil von Fars, gegründet von Mohammed: ben:Muzaffer 
(get. 1364), genannt zu werben, deren ziweiter Kürft, der trefflihe Shah Schudſcha, als Zeit⸗ 
genoffe und Gönner des großen Lyrikers Hafis von des legtern Ruhme ungertrennlich ift. Aber 
noch einmal erflidte die auffeimende Nationalitätöbeftrebung der zweite Ginbrud der Won: 
golen. Timur (geft. 1405), der Herr von Samarfand, trat in die Fußftapfen Didingis:Khan’s, 
um noch einmal ein mongolifches Weltreich zu gründen. Berjien war nur ein Theil des 
ungebeuern Koloffes, ven der große Eroberer zu einem ftaatlihen Ganzen zufammenzufhmelzen 
verſuchte. Gelang ihm legtered auch nur unvollfommen , fo rühmen doch feine Geſchichtſchreiber 
von ihm, dag unter feiner glüdlihen Herrſchaft an Stelle ver Anarchie und Gemaltthätigkeit 
Recht, Ordnung und Sicherheit traten. Nicht ein Gleiches läßt fih von feinen Nabfolgern 
jagen. Der vorübergehende Glanz, der noch feined Sohnes Shah Rod; Negierung (geft. 1446) 
umgab, hinderte nicht, daß fhon feit Timur's Tode Perfien die Beute zahlreicher kleiner Häupt: 
linge wurde, die eine furze und tyranniſche Herrſchaft in den einzelnen Provinzen übten. Die 
nennensmertheften verfelben find die Häuptlinge der turfmanifdhen Horden vom ſchwarzen 
und weißen Sammel, unter denen Ufun:Haffan (geft. 1478) der glücklichſte Vernichter der 
Mongolenherrſchaft wurde. Doch feine Nachkommen gerietben unter jich in nicht miindere Wirren 
als die Timuriden und ihr Reich in ebenfo ſchnellen Verfall. 

So waren denn acht Jahrhunderte wilder Kämpfe und aufreibender Nevolutionen über 
Iran dDabingegangen, in denen überall nähft den Arabern der erften zwei Jahrhunderte das 
uraniſche Element ald das eigentlich treibende erſcheint. Beiden gemeinjam it mehr Die Sucht 
ver Zerftörung als die Kunft des Aufbauend; nirgends vermag der fremde Ginpringling in ‘Ber: 
ten ſich völlig an die Stelle des Heimiſchen zu fegen, fondern wird von dem Blut ded Landes 
ufgefogen. Jeder neue Sturm trifft mehr die hervorragenden Kronen und Aſte als die nie— 
rige am Boden haftende Maſſe. Leider hat die orientaliſche Geſchichtſchreibung nur für das 
Schickſal der Großen Auge und Ohr und weiß wenig oder nichts von der ftillen Arbeit des 
Lenius der Völker, der unter dem wilden Toben des Kriegsgottes fäet und erntet. Auch Europa 
‚at in jenen Jahrhunderten vom Völkerleben des innern Aſien nichtd gewußt. Kaum daß bie 
treuzzüge ed mit ven Küſtenländern des Mittelmeerd in eine nähere Berührung bradıten, und 
aß ver Mongolenzug gleich einem würgenden Geſpenſt Europa aus feinem Schlafe weckte. Die 
ringen Hoffnungen, die die chriſtliche Welt auf die Ausbreitung des Chriſtenthums unter der 
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Herrſchaft ver Dſchingiſiden Abala-Khan und Gazan: Khan fegten durfte, die vereinzelten Bot: 
ſchaften europäifher Fürſten an die Herriher Aſiens, wie die ded PB. Rubruquid (Roebrook) in 
Auftrag Ludwig's des Heiligen an den Hof Mangu:Khan’s, eines Enfeld von Didingis-Rhan; 
wie die ver Kaufberren von Venedig, Caralonien und Bidcava, die Timur (1397) an den Ufern 
des Don empfing, und die Sendung von Geſchenken, die Heinrid II. von Gaftilien demſelben 
machte, find ebenfo viele ſchwache Kichtpunfte in dem Dunkel, in das Aſien ſich nod vor 
Europa hüllte. 

Licht ward es erft mit dem großen Morgenroth, das der Anfang des 16. Jahrhundert über 
den Erpball heraufführte. Perjien tritt in eine neue Phafe feiner Geſchichte, und Europa hitt 
Schritt für Schritt vem Wunderlande näher, das wie ein Phönix aus feiner eigenen Ajde ih 
verjüngt, um wieder das alte zu werden. Die nationale Wiedergeburt Perſiens, die das Zi 
diefer neuen Periode wird, ift dad Werk, wenn aud nit dad Verbienft der Safewiden— 
fürften, die feit vem Jahre 1499 durch die liberwältigung der Turkmanenſchahs einen neuen 
Staat in Iran gründeten, von dem mit Recht gejagt werden darf, daß mit ihm das vor beinabe 
900 Jahren verſchwundene Reich ver Perſer ind Leben zurückkehrte. Jomail-Schah, der Safe: 
wide (geft. 1523), mag er immerhin felbft aus turanifhem Blut ftammen, muß es, ſewenig 
wir aud ein politifched Programm oder Manifeft von ihm bejigen, verflanden haben, in dem 
Perſervolk das voppelte Bewußtfein feiner nationalen Kraft und feiner religiöfen Einheit zu er: 
weden, denn wir finden von jet ab das Perſerthum nicht blos als ſolches ausgeprägter zum 
Durchbruch kommen, fondern es ftellt ſich aud das perjifche Reich ala fchiitifches in ihrofern 
Gegenfag zu feinen funnitifhen Nahbarn, unter denen namentlid das odmanifde um dicſelbe 
Zeit in dad Stadium feiner höchſten Blüte tritt. Mit der Safewidenepoche beginnt auf dr 
erfte biplomatifche Verkehr zwifhen Europa und dem perfifhen Hofe. An Jsomail's Sohn The: 
masp (regiert 1523— 76) fandte Königin Elifabeth von England als erften accreditirten Bot: 
ſchafter Sir Anthony Ienkinfon mit dem Auftrag, die Eröffnung eines geregelten Handeli: 
verfehrs zwiichen beiden Rändern zu betreiben. Thamasp lehnte ed jedoch ab, den Beglaubigung: 
brief des Geſandten anzunehmen, weil derfelbe ein Ungläubiger fei. Im Jahre 1585 befirg 
Shah Abbas ven Thron, der größte Monarch aus dem Haufe der Safewiden. Gine Laufbahn 
des jeltenften Glücks machte ihn ebenjo zu einem gefürchteten Gegner des odmanifchen Reidt, 
wie zum Gegenftand hoher Bewunderung der europälfchen Höfe, die feine Freundſchaft in wer 
Hoffnung fuhten, in ihm ein Werkzeug zur Vernichtung der türfifhen Macht, die damıl! 
Europa bedrohte, zu finden. Engliſcher Einfluß war es beſonders, der feit feiner Zeit ſihn 
Perſien feftfegte ; Venedig, Frankreich, Spanien, Holland, dad Deutfche Reich und der päpftlide 
Stuhl trieben damals mehr Politik in Perfien als heutzutage ihre Erben. Verfrühte Verjudt, 
die Intereffen Guropas und Perfiens zu verfetten! Nach Abbas’ des Großen Tode (1628) ging 
unter der zunehmenden Ohnmacht und Verweihlihung feiner Nachfolger während eined fat 
adhtzigiährigen Briedend das Reich der Safewiden einem unvermeidlichen Untergang entgegen. 
Der ſchwache Shah Huffein, der legte Beherrfcher Perfiend aus diefem Stamme (ſeit 169) 
ein faft willenlofes Werkzeug feiner Weiber und Verſchnittenen, war nicht mehr im Stand, 
dem hereinbrechenden Verhängniß zu entgehen und den überhandnehmenden Empörungen der 
Bafallen an den Grenzen fiegreih zu begegnen. Die mädtigften und gefährlichiten dieſer 
Empörer waren die funnitifhen Afghanen, unter denen ſich um dieſe Zeit bejonderd der 
Stamm der Gildſchi, zu deren Gebiet Ghasna und Kabulgehörten, am meiften hervorthat. Mir: 
Mais, dad Haupt der Gildſchi, ftellte fi an die Spige ver Midvergnügten, die mit der Thtu 
nei der ſafewidiſchen Statthalter unzufrieden waren, riß fein Land feit 1709 von dem Perfer 
reich los, und führte jo die Theilung Verſiens herbei, die vollendet wurde, als fein Sohn Ri 
Mahmud im Jahre 1722 bis Jopahan vordrang. Die afghanifche Ufurpation erftredte ſich üker 
die ganze Oft: und Südhälfte Perfiend, während am Rande des Kaspiſchen Meerd ber left! 
Sprößling der Safewiden, Shah Thamasp IL, die legten Trümmer feines Erbtheils um I) 
jammelte, ſchwach genug, um fi weder vem Anprang Rußlands, das jegt mit Peter dem Gropen 
zum erften mal thätig in die Geſchicke Irans eingreift und die Provinzen Dagheftan und Sir: 
wan an fi reißt (1724), noch dem Übergreifen der Pforte auf ehemals iraniſches Gebiet er; 
wehren zu können. Thamasp's Feldzeugmeifter Nadir-Khan, ein tatarifher Affchare ver 
Geburt, war dad auderfehene Werkzeug der VBorfehung, um unter Mahmud's Nachfolget 
Eſchreff der Tyrannei der verhaßten Afghanen ein Ende zu maden und auf den Trümmer 
ihrer Herrfchaft mit der Energie und Verfchlagenheit, die ihn vor vielen Herrſchern Verfen⸗ 
auszeichnet, das Gebäude feiner eigenen Gewaitherrſchaft zu errichten. Glückliche Siege über 
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die Afghanen, die Osmanen und Ruſſen machten ihn (1736) zum Alleinherrſcher des weiten 
Reichs, dad nun noch einmal wieder in der Ausdehnung, die ed unter den erſten Safewiden ge: 
habt hatte, unter Einem Scepter vereinigt war. Nadir-Schah behauptete den Thron elf Jahre 
hindurch. So groß fein Ruhm ald Wieverherfteller des Reichs geweſen ift, fo viel Misgriffe 
und Misgejchid zeichnen feine innere Potitif aus, fo viel Fleden haften auf feinem Charakter 
ald Menih. Die zahllofen Opfer, die feiner Graufamfeit und feinem franfhaften Midtrauen 
fielen, und die unerhörten Erpreflungen, die er übte, ftempeln ihn zu einem wilden Tyrannen; 
der vergebliche Verſuch, den er machte, die ſchiitiſche Staatsreligion mit ver Sunna zu verfchmel- 
zen, zeigen, mie ihm felbft das nicht heilig war, was dem perjifchen Volk als das eigentliche 
Panier feiner Wiedergeburt gegolten hatte. So vermochte er denn nicht, Gründer einer Dyna— 
ftie in Perfien zu werden. Nach feiner Ermordung (1747) bricht wieder eine ungeheuere Ver: 
wirrung über das Neich herein, der alte Glanz und die alte Größe gehen unmwieberbringlich ver— 
foren. Das Reid) zerfällt in zwei große Hälften, im Oſten erfteht feit 1750 als unabhängige 
Macht das Reich der Afghanen unter Ahmed: Khan vom Duraniftamme, daneben ein fhoraffani: 
ſches Fürſtenthum unter Nahfommen Nadir's. Im Weiten ftreiten um den Thron des eigent= 
liden Perſien unter dem Deckmantel der Legitimität, unter der Fahne der Wiederherftellung 
der Safewidendynaftie, furdifche und turfmanifche Häuptlinge. Es verläuft ein halbes Jahr: 
hundert, ohne daß eine bedeutende Perfönlichkeit hervortritt, wenn man nidt dahin den wilden 
Mohammed: Kerim:Aga zählen will, dem ed während zwanzig Jahren (1759 — 79) gelang, den 
Dämon der Zwietraht und Zerriifenheit fo weit zu beihwören, daß er ald Schah anerkannt 
war. Nad feinem Tode neue Wirren, aus denen endlich feit 1794 dad Geſchlecht der Kad— 
ſcharen, dad nod heute auf dem Throne Perfiens jigt, fiegreich hervorgeht. 
Der Stamm der Kadiharen hatte feit drei Jahrhunderten feine Hauptfige in den Pro: 
vinzen Mafanderan und Aftreabad. Zur Zeit Kerim-Schah's war der Häuptling derjelben 
Aga-Mohammed-Khan als ein gefährlicher Nebenbuhler in Haft gehalten worden. Beim Aus: 
bruch der Wirren in ven achtziger Jahren deö vorigen Jahrhunderts begann dieſer Mohammed, 
fobald er den Feſſeln entronnen, feine heimatlihen Provinzen und bald darauf auch das be= 
nachbarte Ghilan ald jelbftändiges Fürſtenthum zu conflituiren. In den Kämpfen, bie deshalb 
mit den Nahfommen Kerim-Khan's entbrennen,, dringt er bis ind Herz des Reichs vor, wirft 
die Kurden in dem Süden zurüd und bemädhtigt ſich des ganzen Irak mit der alten Hauptſtadt 
Jopahan. lim feinen Stammſitzen näher zu fein, verlegt er 1795 die Reſidenz nad) Teheran, 
wo fie jich noch jet befindet, nimmt den Nadiriden Khoraflan, unterwirft ji einen Theil Geor: 
giend (Frieden mit Rußland 1797, in welchem ver Kur ald Grenze angenommen wird), fällt 
aber jhon in demjelben Jahre durch Meuchelmord. Wie er felbft von Anfang an nur durch 
Schrecken und Hinrihtungen den Adel des Landes zum Oehorfam zu zwingen vermocht hatte, 
jo bedurfte auch fein Neffe und Nachfolger Beth: All: Schah, ald er den Thron beflieg, aller 
Energie, um fi auf demfelben zu behaupten. Das erfte Jahrzehnt feiner Regierung füllt ein 
neuer Krieg um Khoraffan, das im Jahre 1802 an die Krone von Iran zurüdgebradt wird, 
und der Krieg um Georgien mit Rußland, der durch den Frieden von Guliſtan (1813), wenn 
auch nur vorläufig, beendigt wurde, und in welchem Perjien ganz Dagheftan, Shirwan, Bafu, 
Karabagh und Taliih an Rußland abtrat und feinen Anſprüchen auf Georgien, Imerethien, 
Mingrelien und Guriel für immer entjagte. Beth: Ali: Schah Fonnte diefen Verluft nicht ver: 
ihmerzen, und faum war er nad dem Zerfall des Afghanenreichs (1818) und nad) den Feld: 
zug gegen die Pforte (1822), in welhem Bagdad an die Türfen verloren ging, einigermaßen 
Herr feiner Bewegungen geworden, fo brad) der dritte Krieg gegen Rußland aus, der diesmal 
durch den fohimpflichen Frieden von Turkmantſchai (1828) Perfien um die legte Hoffnung 
brachte‘, dad Verlorene auf diefer Seite wiederzugewinnen, indem es nicht nur noch die Kha— 
nate Eriwan und Nachtſchiwan abtreten, jondern auch 20 Mill. Nubel Kriegskoften zahlen und 
die Berpflidtung übernehmen mußte, auf ven Gewäflern des Kaspiſchen Meered nie eine be— 
waffnete Seemacht zu unterhalten. Kriege mit europäifhen Mächten find für bie orientalifchen 
Bölfer allezeit mit durchgreifenden Folgen für die Entwidelung des ſtaatlichen Lebens verknüpft 
gemwejen ; und fo dürften wir aud in den ruſſiſch-perſiſchen Kriegen die eigentlihen Ausgangs 
punfte für den Einfluß erfennen, ven in den legten 50 Jahren Europa auf Perſien gehabt hat. 
Jene Kriege waren ed zunächſt, welche ven Schah dad Bedürfniß erfennen liegen, feine Armee 
nach dem Vorbilde europäischer Heere zu organifiren, welchen Plan befonders der begabte und 
mweitblickende Kronprinz Abbas-Mirza zu dem feinigen machte. Im Gefolge derjelben Kriege 
begann ein bis dahin nicht gefannter Verkehr von europäiſchen Geſandtſchaften, Offizieren, 
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Kaufleuten, Künftlern und Gelehrten, der zur Kunde des Landes und zur Verbreitung europäi- 
ſcher Kenntniffe in demfelben ungemein viel beigetragen hat. Jenen Kriegen verdankt endlich Per: 
fien, wieder in den Geſichtskreis europäifcher Politifer gezogen worden zu fein, road feit der Zeit 
Abbas’ des Großen nicht mehr der Fall war. Daß fhon Napoleon I. auf eine Allianz mit Per: 
jien ein großes Gewicht legte, um einedtheild Rußland an feinen Südgrenzen zu befhäftigen 
und anderntheild ven Engländern auf dem Wege nad) Indien zuvorzufommen, ift ebenfo be: 
fannt, wie daß Feth: Ali felbft in einem Bunde mit einer der weftlihen Großmächte die ſicherſte 
Garantie gegen die weitern Fortſchritte Rußlands zu finden hoffte. Der franzöſiſche Ginflnf, 
der durch die Miſſion des Generald Gardanne (1807) vorbereitet werden follte, vermodte id 
jedoch gegen die mächtigere Politik Englands, die in feinen Bejigungen in Oftindien fußte, am 
teheraner Hofe nicht feftzufegen, und fo find bis in die neuefte Zeit es hauptſächlich Rußland 
und England geweien, melde durch Unterhaltung eines regelmäßigen diplomatiſchen Verfehrt 
mit Perfien einen beftimmenden Einfluß auf deffen Politik gehabt haben. Feth-Ali-Schah hat 
während feiner Regierung fo manches mohammedanifhe Reich in Oftaften zufammenbregen 
und fo manche Dynajtie verfhlungen gejehen, daß e8 nicht mundernehmen fann, menn er im 
Hinblick auf die wachſenden Fortſchritte der europäiſchen Mächte in Aiten fein Gauptaugenmerf 

vor allem auf die Befeftigung feiner Dynaftie, unbefümmert um das Wohl oder Wehe derer, die 

er zu feinen Unterthanen gemacht Hatte, gerichtet hielt. Seine vierzigiährige Regierung weip von 

unaufhoͤrlichen innern Fehden und einer verderblichen Adminiftration genug zu erzählen, wenig 
aber oder nichts von Gefegen und Mafregeln zur Hebung des Wohls der Bevölkerung. Dit 
zahlreiche Nachkommenſchaft, mit der Feth-Ali geſegnet war, überſchwemmte dad Land mit einer 
großen Zahl königliher Prinzen, die ald Statthalter in alle Provinzen und gröfere Städte 
vertheilt wurden und zur Ausfaugung des Landes mehr ald zu feiner Beglückung beitrugen. 
Den befähigtften unter feinen Söhnen, Abbad:Mirza, hatte er in richtiger Erkenntniß der Auf: 
gaben der Zukunft zu feinem Nachfolger auf dem Throne beftimmt, und al& biefer leider zu 
früh (1833) geftorben war, fegten Rußland und England gemeinfam ed durch, daß feiner der 
Brüder Abbas’, fondern fein Sohn Mohammed zum Thronfolger defignirt ward. Beth: Al: 
Shah flarb am 23. Det. 1834. Mohammed's Thronbefteigung ftieß auf geringern Wider: 
ftand, ald man erwartet hatte. In den ruinirten Provinzen und verkommenen Städten fanden 
fi nicht einmal mehr die Elemente eines Fräftigen Bürgerkriegs, obwol die Luft dazu den zaf: 
reihen Ihronprätendenten nicht fehlte. Die verſchiedenen Prinzen, die ſich zur Thronicke 
näher berechtigt glaubten, hatten in den Rändern, über die fie gefegt waren, ihres Gigennap 
und ihrer lafterhaften Lebensweife wegen ſich nirgends eine ſtarke Partei oder auch nur die Ju: 
neigung eines Theils der Bevölferung zu erwerben vermodt, und ihre materiellen Mitel 
waren ebenfo arınfelig, ald ihr Geift impotent war. So erhielt fid die Kadſcharendynaſtie mil 
Hülfe einer geringen Unterſtützung britifher Subſidien und Hülfstruppen trog ber phyſiſchen 
und moraliihen Erbärmlichkeit aller ihrer Mitglieder, Mohammed nicht ausgenommen. Da} 
Reich war in ſich zu tief zerrüttet und geſchwächt, um ihm und feinen europäifchen Protectoren 
einen ebenbürtigen Nivalen entgegenftellen zu fönnen. Mohammed-Schah felbit hatte mer! 
das Genie noch die ritterlihen Eigenſchaften und den Enthufiasmus für Verbefferungen, den 
man an feinem Bater rühmte, noch auch die ruhige Mäßigung feines Großvaters. Seine Re: 
gierung ift ruhm- und thatenlod dahingegangen und bietet nur das Intereffe, den perfilden 
Hof jegt ald einen der Tummelpläge zu zeigen, auf dem ſich die Rivalität zwifchen Ruplant 
und England um die Suprematie in Mittelafien zu fhaffen macht. So war ber midlungen, 
von Rußland betriebene, von England widerrathene Feldzug gegen Herat (1838), deſſen Bir: 
dereroberung eine von feinem Vater ererbte Lieblingsivee Mohanımed: Schah's war, einer det 
erften Aufzüge in dem Drama, weldes unter ven Mauern der wichtigen Metropole bed Oſtent 
jener „Perle Khoraſſans“, bis auf unſere Tage ſpielt, und in welchem es im engliſchen Intereſſt 
zu liegen ſcheint, die afghaniſchen kleinen Staaten ſich ſelbſt überlaſſen und allmählich einandet 
aufreiben zu ſehen, bis ſie zur Annexion an das britiſche Indien reif ſein werden, mähren? 
Rußland eben dahin ſtrebt, dort die perſiſche Macht, die für dereinjtige Plane der Zaren in 
biefer Richtung der natürliche Verbündete Rußlands fein würde, zu ftärfen und ſicherzuftellen 
Auf diefem Standpunfte gibt Rußland, wie felbft feine Gegner anerfennen, ſich Mühe, die 
Rolle eines großmürbigen, wohlmollenden und uneigennügigen Beſchützers von Verſien zu 
fpielen, wogegen England durd Drohungen und Thätlichkeiten das Syſtem der Einſchüchtetung 
befolgt. Andere europäiſche Mächte greifen bis heute noch in dies Getriebe nicht ein. Pie 
Bemühungen Mohammed-Schah's, gegen die beiden Rivalen einen Rüͤckhalt in Frankreich zu 
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finden, infolge deren ein Geſandtenwechſel zwifchen Teheran und Paris (1846 — 47) ftattfand, 
ein Freundſchaftsvertrag vorbereitet wurde und eine Mifiion franzöfiiher Offiziere nad) Perſien 
fam, um die Truppen des Schah nach europäiſcher Weife zu bilden, find erfolglos geblieben, 
Au der Thronwechſel im Jahre 1848 hat in der Stellung der auswärtigen Mächte zu Berfien 
und der innern Lage bed Landes nicht viel geändert. Dem franfhaften Schlemmer Mohammed— 
Shah folgte am 5. Sept des genannten Jahres fein junger, damals zwanzigjähriger Sohn 
Nasreddin. Die beiden Schutzmächte wußten auch diesmal durd ihr kräftiges Auftreten das 
Sand vor einem längern VBürgerfrieg, mit dem die zahlreihen Kronprätendenten unter ben 
ältern Verwandten ded Königshaufes drohten, zu bewahren; die Aufftände zu Schirad, Jspa— 
han, Reicht und einigen andern Städten, die ſich in der erften Zeit gegen den neuen Thron— 
erben richteten und von Zeit zu Zeit fih noch wiederholen, damit die Kadſcharendynaſtie der 
ungern Grundlage, auf der jie im Volk fleht, wohleingedenk bleibe, find immer wieder rafch 
unterdrückt worden. Der übel geleitete Verſuch, welcher franzöſiſchem Einfluffe zugeichrieben 
wird, in Khoraffan, wo rin Schwager Shah Mohammed's eine fat unabhängige Statthalter: 
ſchaft innegehabt hatte, ein eigenes Fürftenthum zu gründen, ſcheiterte faſt im Entſtehen, indem 
dad Heer ded Schah unter Hamza:-Mirza, unterflügt von dem Khan von Herat, Jar: Ahmed, 
ihn gänzlich ſchlug, ift aber infofern nicht ohne Bedeutung, weil er in die ohnehin fortwähren: 
den Wirren mit Herat eine neue Verwidelung bradte. Jar-Ahmed-Khan ſtellte ſich infolge 
diefer Ereigniffe Halb gezwungen, halb freiwillig unter die Suzeränetär Perfiend und gab 
dieſer Stellung felbft dadurd äußern Ausdruck, daß er ſich nad) Teheran begab und Münzen 
im Ramen Nasreddin-Schah's in Herat ſchlagen ließ. England, das in den Verhandlungen 
von 1839 ausprüdlid die Unabhängigkeit Herats von Perſien ftipulirt hatte, gerieth dadurch 
in neue Zwiftigfeiten mit Berfien, das feinerfeitd dur das Bündniß der Engländer mit Doft- 
Mohammed-Khan, dem Emir von Kabul, und durch deſſen Ginnahme Kandahars (1855) id 
bedroht glaubte. Der gleichzeitig erfolgte Abſchluß eined Vertrags zwiſchen Branfreih und 
Berfien (12. Juli 1855) und das unerwartete Auftreten der Vereinigten Staaten Nord: 
amerifad, das im October 1856 ein Freundſchaftsbündniß mit Periien ſchloß, ſowie die Be: 
jegung Herats durch perſiſche Truppen (25. Det. 1856), reizten England aufs hödfte, und 
es griff diesmal zum Schwert, um Perſien einzufhüchtern. Der kurze, rubmlofe Krieg, ven 
bierauf ein eines britifches Heer unter General Dutram in den füdlihen Provinzen Perfiend 
führte, endigte fhon im März 1857 durd den Friedensihluß, in welchem Perſien aufs neue 
ſich verpflichtete, ſich jeder Einmiſchung in die herater Frage zu enthalten und die Unabhängig— 
keit Argbaniftand anzuerfennen, bewies aber auch hinlänglich, wie wenig Perjien im Stande 
ist, felbft wenn ihm die moralifche Unterftügung Rußlands zur Seite fteht, einen ernften Kampf 
mit England aufzunehmen. Gine Folge diefer Demüthigung ift ed ſeitdem geweſen, daß dem 
Vorrücken Doſt-Mohammed's gegen Herat, weldes er ſeit dem Herbſt 1862 belagerte, und 
unter deſſen Mauern er im Juli 1863 ftarb, Perſien feinen ernften Widerſtand entgegenzufegen 
gewagt und vermodt hat. Perſiens Macht und Einfluß im Often ift von feiner ehemaligen 
Größe tief herabgejunfen,, feine ſüdliche und öſtliche Grenze ift den Briten fo gut wie preis— 
gegeben. Im Norden fleht Rußland am Kaspiſchen Meer und ſtreckt über Khima feinen Arm 
immer weiter aus, Iran zu umſchlingen. Vom Weiten her dringt ein neuer Beind feiner Un— 
abhängigfeit und Abgeichloffenheit herein, den ed unbewußt felbft heraufbeſchworen hat. Es ift 
nicht die Türkei, mit der Perfien unter feinen legten Negenten ih nur um Abrundung der bei= - 
derfeitigen Grenzen in gefahrlojer Weife zu reiben gewohnt geworden iſt, und von deren Seite 
aud ein ernfter Zufammenftoß ſchon wegen ihrer eigenen Schwäche nicht zu befürdten fteht, 
wol aber, meinen wir, ift es die im Anzuge begriffene europäifche Eivilifation, die im Gefolge 
der zahlreihen Handeldverträge, welche Ferrufb: Khan im Jahre 1857 mit faft allen europäi— 
ihen Staaten ſchloß, herannaht, und die mit der Zeit in ähnliher Weife, wie die Gapitulationen 
für die Pforte die Untergrabung ihrer Autorität zur Bolge gehabt haben, fiherlicd dem Perſer— 
volk feine Selbftändigkeit und feinen befondern Gharafter rauben und in ihm den Keim zu 
völliger IImgeflaltung legen wird. Ob viele eine fegendreiche oder eine verberbenbringende, ob 
eine Berjüngung noch brauchbarer Kräfte oder eine Vernichtung des legten Reſtes verfelben fein 
wird, darüber urtheilen die unterrichtetiten Kenner des Landes fehr verfchieden; und wenn wir 
auch gern Europa die Hoffnung offen laffen wollen, daß dem iraniſchen Bruderſtamm noch eine 
größere Zufunft vorbehalten ift als unfern türkiſchen Nachbarn, fo dürfen wir und nit der 
Beherzigung der Worte des Staatsmanns verfhließen, der auf die Frage: „Sont ils aptes 
à accepter une civilisation nouvelle # die Antwort gibt: „Je ne suis pas dispos& ä le croire. 
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On entend beaucoup parler chez nous depuis une trentaine d'années de civiliser les 
autres peuples du monde, de porter la civilisation à telle nation ou à telle autre. J’ai beau 
regarder, je ne m'apergois pas qu'on ait obtenu jusqu’ici aucun rösultat de ce genre’’ — 
ein Urtheil, das um fo bedeutfamer ift, als es aud der Feder des jegigen Geſandten derjenigen 
Nation am teberaner Hofe fließt, die fich felbft vorzugsmeife die Vorfämpferin diefer Eivilifa: 
tion zu nennen liebt.*) 

Die Verträge, melde feit 1857 die internationalen Beziehungen Europas zu Perjien geort: 
net haben, bieten ihrem Inhalt nach für die Zufunft ein weites Feld der Entwidelung bed euro- 
päifchen Ginfluffes in Iran. Die Intereffen Europas an jenem Lande find gleichſam folidariid 
dadurch verbunden worden, daß der Grundfag der Gleichberechtigung mit der meift begünftigten 
Nation in allen jenen Verträgen fetgehalten und dadurch alfo jeder Vortheil, den mo immer 
die eine oder die andere Nation dem perfiichen Gouvernement abgewonnen hat und künftig ab: 
gewinnen wird, ein Gemeingut Europas geworden iſt. Insbeſondere ift auch die Zulaffung 
eined erimirten Gerichtsſtandes für alle in Perſien handeltreibenven und fi aufhaltenden fremde 
Unterthanen eine Conceſſion, die mit der Zeit nothwendigerweiſe einen Staat im Staat ſchaffen 
muß, wie der gleihe Grundfag in den Gapitulationen mit der Türkei ihn geſchaffen bat. Die 
in denfelben Verträgen ftipulirte Errichtung von je drei Gonfularpoften jeder Macht in Perfien 
läßt zugleich Hoffen, daß es an einer Fräftigen Handhabung und Ausnugung ber ſomit im jenem 
Erbtheil gewonnenen Bofition nicht fehlen wird. Nach dem Vorgange Branfreihs (1855) um 
Nordamerifas (1856) haben Handeld- und Freundſchaftsverträge mit Perſien geſchloſſen: Sar- 
dinien (26. April 1857), Ofterreih (17. Mai 1857), Breufen (25. Juni 1857), die Nieber- 
fande (3. Juli 1857)), die Hanfeftädte (23. Juli 1857), Belgien (31. Juli 1857). Es haben 
feitdem Preußen im Jahre 1860 und Italien in Jahre 1862 auferordentlihe Miſſionen an pen 
Hof von Teheran entfendet, um den gejchloffenen Bund zu befräftigen und einen directern Ber: 
fer einzuleiten. Der jähe Tod des preußiſchen Minifterd Baron Minutoli (ftarb bei Schiree 
am 5. Nov. 1860) und die ſchleunige Rüdfehr der italienischen Miffion aus Perſten Haben 
jedoch bisjeßt unmittelbare Früchte aus diefem Entgegenfommen einiger Staaten gegen Perfien 
nicht reifen laffen. Auch ift die vertragsmäßig zuläffige Gründung von Gonfulaten jeit dem Ab: 
ſchluß der Verträge noch von feiner der hriftlihen Mächte für pringlid erachtet worden, unt 
praftifch find alle jene Abmachungen wol nod ein todter Buchſtabe. Ebenfo ift die legte im 


Jahre 1858 nad Perfien gegangene franzöftihe Milttärmiffion, welche dort die Inftruction bei | 


Militärs, und die Direction der Kriegsſchulen und des Arjenald übernehmen wollte, in den 
legten Jahren (1862 und 1863) völlig gefcheitert. 

Immerhin aber ift mit dem Abſchluß jener Verträge ein Wendepunft in der Stellung Ber: 
fiend zu den europäifchen Staaten eingetreten, welcher verbient, jelbft vom Standpunfte der 
allgemeinen Bolitif aus ind Auge gefaßt zu werben, da bie Eriftenz völferrechtlicher Acte allein 
genügt, um aud jenem Lande im Gefichtöfreiß der europäiſchen Staatswiſſenſchaften einen 
Plag zu jihern und felbft für das innere ftaatliche Leben Irand ein größeres Intereffe ale bie: 
ber zu ermweden. | 

IV. Berfaffungsgefhichte. Die Zähigkeit, mit welcher der alte Orient im neuen fort 
lebt, und infolge deren die politiihe Entwidelung aftatifcher Staaten kaum in Sabrhunderiee 
das vollbringt, was ſich im Weſten in Jahrzehnten vollzieht, berechtigt und verpflichtet ums, 
in der Darftellung ver Gefchichte der heutigen ftaatlihen Verhältniſſe Perſiens bis auf die ®&: 
ftaltung derfelben in den früheften Perioden der perſiſchen Gefchichte zurücdzugreifen unbe 
da abwärts die Erfheinung zu verfolgen, daß in ver perfifchen Verfaſſungsgeſchichte ein Zeit- 
raum von drittehalb Jahrtaufenden als eine deutlich erfennbare Stufenfolge von zufammm- 
hängenden Entwidelungsphafen ſich darftellt. 

Es ift von durdhgreifendem Einfluß auf alle fpätern Wanplungen der Verfaffung des perfi: 
fhen Reichs geweien, daß die Herricherfamilie, mit welder Perfien zuerft in die Gefhichte ein: 
tritt, und melde dem Reich zuerft gemeinfame ſtaatliche Einrichtungen verlieh, eine iraniſche 
war. Aus dem Schofe iranifhen Lebens hervorgegangen und von iraniihem Volksthum ge- 
tragen, ift die Staatöfunft, durch welche einft dad Haus der Achämeniden ed möglich machte, 
fein weites Reich zu regieren, das unveräußerliche Erbtheil und der natürliche Plegling ber 
iranifchen Provinzen geblieben, fo fehr audy die Paarung mit turanifcher Dedorganifation ihre 
Berwirklihung bedroht und die Herrfchaft des Islam ihre freie und naturgemäße Entfaltung 


4) Gobineau, Trois ans en Asie (Paris 1859), ©. 472. 
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bebindert hat. Das Princip, das ihr zu Grunde lag, iſt eben ſtärker, nachhaltiger, lebens— 
fäbiger geweſen als die ihm entgegengetretenen unariſchen. Während da, wo turaniſches 
Weſen dominirt, nur eine äußerlihe Gonglomeration beterogener Elemente erfennbar ift, fei es 
daß fie durch die rohe Gewalt militäriiher Bande zufammengehalten werben, fei e8 daß eine 
föperative Zufammenordnung felbfländiger Organismen verfuht wird, und während ber Se— 
mitismus, beionders in feiner islamiſchen Geſtalt, fo oft er zur Staatenbildung und Staats: 
tegierung greift, in ji den Keim zu einer centrifugalen Bewegung trägt, ift dad Grundprincip 
der alten und neuen iraniſchen Staatsverfaflung jenes Befeg der Natur, monad) dad All um 
eime Gentraljonne freift, von ihr fein Licht und feine Beimegungsgefege empfängt und fich ihr in 
jegliber Beziehung unbedingt unterordnet. In feinem monarchiſchen Staatsweſen ift jenes 
Prineip der Gentralifation jo entſchieden zu dem Schlufle gelangt, daß der Herrſcher felbft ver 
Staat ift, als in der iraniſchen Monardie; und wie hätte ed anders jein fönnen, da felbft vom 
Standpunkte der Beherrſcher aus, im alten wie im neuen Berjien, in der Gyropädie wie in dem 
heutigen Volksliede, dad Ideal jeder irbifchen Herrſchaft jene goldene Ara des Despotismus ift, 
in welcher der unumſchränkte Fürſt nicht ald der Tyrann, fondern als der Bater feiner Unter: 
tbanen gilt, wo Reihthum und liberfluß von der Hand des Herrſchers wie von einer fegnenden 
Gottheit audgeftreut wird, wo jeder Stand und jedes Individuum feinen ihm entſprechenden 
Wirkungskreis hat und ausfüllt? Diefer Despotismus kennt weder Leibeigenſchaft noch Be: 
vormundung der einzelnen in Gefinnung und Glauben, in Handel und Wandel, er läßt die 
Bölfer ſich felbft regieren und läßt dem Individuum die größte Freiheit der Bewegung und Gel— 
tendmachung in feiner Sphäre. Lebte nicht dieſes Ideal feit Jahrtaufenden im Volk Irans, fo 
hätte ed nicht mit jo unverwüftlihem Gleihmuth Fremdherrſchaft auf Fremdherrſchaft über ih 
ergeben laflen, ohne fi zu beugen, ja ohne fi zu ändern — wenn ed nicht eine Anderung 
beigen fol, daß an Stelle der Begeifterung für VBerwirflihung jenes ftaatlihen Ideals, wie fie 
unter der altperifhen Monarchie zu Tage tritt, im Laufe der Generationen jener völlige In— 
differentismuß für die Wirklichkeit getreten ift, wie ihn der heutige Perfer zur Schau trägt. 

Perſien als einheitliches Reich ift nie wieder fo groß und die iranifche Bevölferung deflelben 
nie wieder von einer folden Ausnahmeftellung begünftigt geweſen wie zur Zeit der Achäme— 

niden. Die große Bedeutung dieſes Herrfcherhaufes für die Geſchichte und ftaatliche Entwicke— 
lung Aſiens lag darin, daß ed an Stelle der bid dahin märhtigen meijt femitifchen Culturſtaaten 
Borberajiend die Herrſchaft der Arier jegte. Zunähft durch Wahl unter Gleichberechtigten, erft 
in Cyrus und dann in Darius I., an die Spige eined noch unentfalteten Volks gerufen, erfaßte 
das Geſchlecht ver Achämeniden in feiner ganzen Größe die Aufgabe, fich zum alleinigen Mittel: 
vunft des Weltreihd und die Theorie zur Wirklichkeit zu mahen, daß der Staat nur um des 
Bürfien willen da ift, daß der Glanz und die Befriedigung des Herrſchers der legte Zweck des 
Staatömwefens fein muß, daß dad Staatsoberhaupt nicht blos unumfhränfter Autofrat, fon= 
dern auch höchſter Eigentümer von Land und Leuten ift, daß die Beherrſchten nit Bürger eines 
Staats, jondern ohne Ausnahme, von höchſten bis zum niebrigften, nur Knechte des Königs 
find, und daß ihm allein das Recht zufteht, über jeden derjelben nad Gutdünfen zu walten und 
zu falten. Es gelang ihnen, durch Bewegung von Kräften, die jie vorzugsweiſe im iranischen 
Vollsthum fuhten und fanden, dieſer Aufgabe gerecht zu werden; Darius löfte fie, wie feiner 
vor noch nad ihm. 

Berfuhen wir die Grundzüge der Berfaflung des Achämenidenreichs in gebrängter Kürze 
zu zeichnen, über dad einzelne auf Heeren's treffliche Darftellung des Syſtems und Dunder’s 
an fahlihem Detail reiche Darftellung vermweijend.®) 

Der König ift die einzige Macht im Staat, von ihm emanirt alle Gewalt, fein Wille ift 
Gefeg, feine Berfon fteht über dem Geſetz, „er fann thun, was er will”, lehren die perſi— 
ihen Gejeggeber. Dieſe Machtſtellung ift aber fo durchaus perfönlih, daß felbft eine regel- 
mäßige erbliche Thronfolge nicht befteht, vielmehr der König feine Erhebung auf den Thron 
felten anders als durch Blutvergießen oder durch Intriguen des Palafled erreiht, Die näch— 
fen Stügen der föniglihen Macht find die leiblihen und fernern Verwandten bed Königs. 
Ihnen waren bie vorzüglichſten Hofämter und die widtigften Statthalterpoften und Befehls— 
baberftellen anvertraut; diejenigen von ihnen, welde fein Amt bekleiveten, bildeten vor— 
zugsweife die Umgebung ded Könige. In mweiterm Kreije genoß alles, was dem eigentlichen 


5) Heeren, Ideen, Bo. I, Abth. 1, S. 358 fg.: Innere Berfaflung des verfifchen Reiche. Dunder, 
Alte Geſchichte, Il, 639 fg.: Die Verfaffung des perflfchen Reiche. 
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Perſervolk entftanımte, eine bevorrechtete Stellung. Die Verwaltung aud nichtariſcher Pro: 
vinzen wird überwiegend Perſern übertragen, die Commando in der Armee, aud im ben 
Miethsheeren, jind in ihren Händen, ein beſonders reich befolvetes und wohl verpflegted Garte: 
corps ift ausihließlih aus Perfern gebildet. Damit aud der gemeine Mann fih der Bevor: 
zugung der perfiihen Bevölferung bewußt werde, war jeder geborene Perſer und der Grund: 
befig im eigentlichen Perfis von allen Abgaben frei, und fo oft der König dad Stammland 
betrat, theilte er an alle Bewohner deſſelben Goldgefchenfe aus. Andere als dieje nationalen 
Unterſchiede zwiſchen den iranischen und nichtarifchen Bevölferungstheilen kennt das alte Perfer: 
reich nicht ; namentlich hat man vergeblich verſucht, ven Beftand gefonderter Kaflen darin wieder⸗ 
zufinden oder hineinzutragen ; felbft die Priefterfhaft mit ihrer Erblichkeit und Abgeichloflen: 
beit if urfprünglich ein mehr auf nationale ald auf ftändifche Sonderung gegründetes Inftitut, 
eine in fertiger Organifation aus dem mediſchen Reich übernommene Körperſchaft, deren weſent⸗ 
liher Einfluß in ihrer Stellung ald Vertreter der iranifhen Religion und ihrer Aufgabe, zwi: 
fchen Staat und Kirdye zu vermitteln, begründet erſcheint. 

Das wefentlihfte Mittel zur Ausübung der fönigliden Machtvollkommenheit aber lag in 
einem zahlreichen und wohlgeichulten Beamtenftande. Als Vorſchule des Ffinftigen Staat: 
dienerd diente die Erziehung am königlichen Hofe; ed wurde von Staatd wegen Sorge getragen, 
die Söhne vornehmer Familien unter den Augen ded Königs zum föniglichen Dienft zu er 
ziehen. Die Gewöhnung an firengfte Disciplin von Jugend an, die verfhwenderijchen Gunkt: 
bezeigungen an verdiente, und das graufamfte Strafverfahren gegen läffige oder widerfeglice 
Beamte waren die Öarantien für die unbedingte Hingabe und Treue der Organe, melden der 
König einen Theil feiner Gewalt übertrug. In der nächſten Umgebung des Königs bildeten bie 
fieben vornehmften Männer, die Häupter der erften Kamilien des Landes, einen höchſien 
Staatörath; bei wichtigen Anläffen wurde derjelbe durch Zuziehung der höchſtſtehenden Hof: 
und Staatöbenmten, Provinzialgouverneure und Heerführer verftärkt. Neben ven Mitgliedern 
ded engern Raths, melde den Titel „Lichter des Reichs“ führten, war der erſte Vertraute bei 
Könige fein Bolizeiminifter, das „Auge des Königs genannt Unter ihm ftand ein Heer von 
Beamten, weldes als Aufpafler und Horcher im ganzen Lande vertheilt war und eine geheim: 
Uberwadhung der Statthalter und ihrer Unterbeanten übte. An allen Hauptfnotenpunften bed 
Verkehrs waren Wachtpoſten eingerichtet, welche eine polizeilihe Gontrole über Reiſende und 
Briefe hatten, und zu ihrer Unterftügung blieben in allen eroberten Rändern Befagungen, bern 
Befehlshaber vor allem die öffentliche Sicherheit und Ruhe aufrecht zu erhalten hatten. Bon 
der militärifhen Gewalt urjprünglic getrennt, jpäter jedoch nicht felten mit ihr in denfelben 
Händen vereinigt, war die Givilverwaltung der Provinzen. Die Statthalter, Satrapen, waren 
mit den weitgebendften Vollmachten ausgeftattet; ihmen lag e8 ob, die Autorität ded Könige im 
den Provinzen aufrecht zu erhalten und den königlichen Willen zu handhaben, fie bildeten in ber 
Verwaltung wie in der Juftiz die legte Inftanz für den ihnen untergebenen Landestheil, und 
Beſchwerden über jie vermochten höhftens auf dem Wege geheimer Denunciationen zu den Ob 
ren des Königs zu dringen. Beſonders lag ihnen die Pflicht ob, die Naturallieferungen und 
Steuern der Provinz zu erheben, zu welchem Zwed ihnen föniglihe Einnehmer zur Seite ſtau⸗ 
ben, die Gontingente an Mannihaften und Schiffen, welche die einzelnen Ränder zu ftellen 
hatten, zu bejhaffen und für die Erhaltung der Straßen, Brüden, Poftftationen und jonfis 
gen Öffentlichen Einrichtungen zu jorgen. Liber diefe Außerlichfeiten der Regierungsfunft iR 
der iraniſche Deöpotiömus nie hinausgefommen. In die innern Angelegenheiten der unter 
worfenen Völker mifchte ih das Gouvernement fo wenig, daß es ihnen vielmehr ebenſo ihre 
eigenen Verfafjungen und Geſetze, ja ſelbſt ihre angeftammten Fürften ließ, als es gegendie 
freie Übung fremder Gulte und Religionen äuferft duldfam und nachſichtig zu fein pflegte. Eim 
allgemeines Neihögejeg ald Grundlage für die richterlihen Entſcheidungen eriftirte nidt; 
Willkür und Herfommen gaben allein ven Maßſtab ab, und wenn man aus Nachrichten ver 
Alten gefolgert hat, daß es im Neid; der Achämeniden einen unabjegbaren, erblidhen und auf 
Zebenszeit befefligten Richterſtand gegeben habe, fo ift das nur in ſehr befhränftem Mape vom 
den Kronjuriften (dixaoral Basımior) gültig, welde im Rath des Königs ſaßen und fiber 
ein Erbtheil der vorahämenidifhen Kamilienrechte im alten Stammlande waren. Im allge: 
meinen war ed von dem Weſen des Despotismus unzertrennlich, daß jeder Beamte auf einem 
Wink des Königs abjegbar war, und felbft die Erblichfeit einzelner Ämter am Hofe und in den 
Provinzen ſetzte ſtets die Föniglihe Zuftimmung voraus. 
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Bon der Heeresverfaſſung wiſſen wir, daß fie auf dem Grundſatze allgemeiner Wehrpflich— 
tigkeit beruhte; namentlich war im eigentlichen Iran jeder, der Ländereien beſaß, zum Kriegs— 
dienſt zu Pferde verpflichtet. Bei der Rüftung zu größern Kriegszügen erfolgte ein allgemeines 
Aufgebot in den Provinzen des Reichs, und e8 kann nicht als übertrieben bezeichnet werben, 
wenn das Heer bed Xerred auf etwa 21/, Millionen Köpfe gefhägt wurde. Das flehende Heer 
mochte jich in Briedengzeiten, wo es zur Bejagung in Feftungen und Garnijonen verwendet war, 
auf nicht mehr ald 100000 Mann belaufen. Die Eintheilung defjelben, welche in ver Haupt: 
ſache auch auf die irregulären Truppen übertragen wurde, folgte dem Derimalfvftem. Die ge: 
janmte bewaffnete Macht zerfiel in Divijionen von 10000 Mann, jede Divijion in 10 Ba: 
tailfone zu 1000 Mann, jedes Bataillon in 10 Gompagnien zu 100 Mann, und diefe wieder 
in Gorporaljhaften zu 10 Mann. Die Bereinigung mehrerer Divifionen zu einem Armeecorps 
ding von Umftänden ab; der Gorpdcommandant ward vom König direct ernannt und ernannte 
ſeinerſeits die Diviſions- und Bataillonsführer, die Chargen von Hauptmann abwärts ver- 
lied der Divifionsgeneral. Die Stärfe der Gontingente, welche in den einzelnen Provinzen aus: 
gehoben wurden, wurde nad Erforderniß vom König beftimmt. 

Außer der Stellung diefer Gontingente lag den Provinzen auch die Verpflegung der Trup— 
pen ob, welche mit Ausnahme der griehiihen Söldner, nit auf Sold, fondern auf Natural- 
lieferungen angewiefen waren. Nicht minder mußten die Provinzen die Mittel zum Unterhalt 
der zahlreichen Beamten aufbringen, und es ift leicht zu erfehen, daß dieje Lieferungen und Auf: 
lagen eime faft noch ſchwerere Kaft für die unterjochten Länder waren als der Tribut, der außer: 
dem an den königlichen Hof abgeführt wurde. Was in den erften Zeiten ver Monardie nur 
als freiwilliges Geſchenk dem König dargebracht worden war, wurde von Darius in eine regel: 
mäßige fefte Abgabe verwandelt, ſobald mit vem Wachsthum des Reichs die Bebürfniffe für den 
Unterhalt einer glänzenden Hofhaltung geftiegen waren. Die jogenannte Steuerverfaflung bed 
Darius ift nichts anderes ald eine Matritularumlage ver Bedürfniſſe ver Eivillifte, und man 
würde jehr irren, wenn man annehmen wollte, daß ed ein Verſuch zur ordentlichen Finanzver— 

waltung des Reichs gewefen wäre. Der Zwed feiner Befteuerung ift fein anderer als die Unter: 
baltung des Hofs und des herrſchenden Volksſtammes auf Koften der befiegten Linterthanen, 
deren Länder ald Eigenthum ver Eroberer betrachtet wurden; von einer Beftreitung der öffent: 
lihen Audgaben aus diefen Steuern ift feine Rede, doch darf dabei aud) nicht vergeflen werben, 
daB vieles, was nad unjern Begriffen zu den Staatsanftalten und zur Kategorie Öffentlicher 
Laften gehört, wie z. B. Öffentlihe und gemeinnügige Bauten, das Poftwejen und die Unter: 
baltung der Leibtruppen, im perfifchen Reich, wie jpäter im mongolifhen, ald Privatſache und 
Ehrenpflicht des Königg,galt. Die Steuern beftanden theild in Geldabgaben, theild inNatural= 
lieferungen. Der Erhebung derfelben gingen Bermeflungen und Fataftralifhe Veranlagungen 
voraus. Die Repartition der Lieferungen von Früchten und Naturalien erfolgte mit Rückſicht 
auf die Fruchtbarkeit und die vorzüglichften Rocalculturen der Provinzen. Die Baareinnahme 
aus der Grunpfteuer belief fi zu Darius’ Zeit auf jährlid etwa 30 Mil. Ihlr., eine Summe, 
welche durch freiwillige Gefchenfe, durch Gonfidcationen, durch Monopole und ausnahmsweiſe 
durch Berfehrözölle noch beveutend erhöht wurde. Einen Waarenzoll vom Import: und 
Grporthandel fheint das alte Perfien fo wenig gefannt zu Haben ald Zollſchranken zwiſchen 
den einzelnen Provinzen. Die Zahlung der Tribute erfolgte mit Ausnahme eines indiſchen 
Diſtricts in Silber ; dad Münzrecht ftand außer dem König auch den Provinzialſtatthaltern zu, 
und für die weſlichen Provinzen wenigſtens beſtand eine gemeinſame Münzordnung. In wel— 
her Weiſe ſich übrigens auch über die Grenzen der feſtgeſetzten Abgaben hinaus die Krone als 
Herrin und Eigenthümerin des Landes betrachtete, beweift der Gebrauch, die vornehmen Hof: 
bedienten, Breunde und Verwandten des Königs, wo fie Anſpruch auf Gnavdenbezeigungen 
hatten , durch Belehnung mit dem lebenslänglichen, zumeilen auch erblichen Befik von Ortſchaf⸗ 
ten und Ländereien oder deren ſämmtlichen oder theilweifen Einkünften zu belohnen, Im Zu: 
ammenbang damit erjcheint auch die Sitte, ganze Völferftämme aus einem Theil ded Reichs 
m einen andern zu verſetzen, welche aus politifchen Gründen oft in Anwendung gebracht wurde, 
ils ein Ausfluß des Kronrechts, mit ihren Unterthanen nad) Belieben zu fhalten. Nehmen und 
fehlen auf feiten der Regierung, geben und gehorchen auf jeiten ver Bölfer ift, mit kurzen Wor— 
en, der Inbegriff der Wechfelbeziehungen zmifchen beiden Factoren des Staats. Wenn ed auf 
ieſer Grundlage den Achämeniden gelungen ift, nicht allein ein Weltreich zu gründen und es 
abrhundertelang zu regieren, fondern auch für Jahrtaufende dem iraniſchen Staatsweſen das 
Staats-terifon, XI. 28 
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eigenthümlidhe Gepräge aufzubrüden, das es noch heute bewahrt hat, fo dürfen wir mit Rest 
die achämenidiſche Staatöverfaflung als den eigentlihen Grundſtock aller derjenigen Reftaure: 
tionsverfuche erfennen, in denen in der fpätern Geſchichte das iraniſche Clement der Benölterung 
wieder zum Durchbruch fommt. 

Die Entwidelung dieſes Kernſtammes am Faden der Geſchichte weiter verfolgend, eben wir 
ihn unter der Saſſanidenherrſchaft zu voller Pracht nod einmal entfaltet, nachdem die Stürme 
der Fremdherrſchaft ihn zum Theil feines Marked beraubt hatten. Die Saflaniven gründeten 
ihre Herrſchaft wefentlih auf die Reftauration ber nationalen und religiöfen Lebensmative 
Irand. Nicht blos Äußerlichkeiten, wie daß die faffanidifchen Könige wieder iraniſche Namen, 
Artarerres, Kosru, Kobad, VBahran, ja fogar Ahuramazda (Ormuzd) tragen, daß unter den 
Sculpturen der Achämeniden neue Reliefd angebracht werden, um bie Thaten der neuen ranirr 
denen der alten gleichzuftellen, daß die Titel und Embleme der Ahämeniden wiederkehren, legen 
dafür Zeugniß ab, aud im innern Kern des Staatslebens fußt das Saflanidenreid auf den 
achämenidiſchen. Als Grundcharakter des Königthums erfcheint wieder der Abiolutisund, dad 
Königthum, welches in der Theorie fo ganzes und völliges Alleinherrenthum ift. In Gegeniag 
zu dem jüngft voraufgegangenen feubalen Königthum der Barther duldet der Saflanide nicht, 
daß ein anderer neben ihm ven Königstitel führt. So ift die königliche Würde der Rad: 
fommen Babek's nicht allein erelufiver , fondern felbft darin der achämenidiſchen völlig ähnlis, 
daß fie auch in der Erblichkeit fefter an den Gliedern verfelben Familie haftet ald früher. Von 
Palaftrevolutionen und Haremintriguen bei eingetretenem Thronwechſel hören wir unter den 
Saſſaniden feltener oder wenigitend erft in ven Zeiten des fpätern Berfalls. Am Hofe lehtien 
die meiften der alten Einrichtungen zurück; die Varther hatten ein Hofleben, einen Hofflac 
überhaupt nit. Namentlich nahm der Reichdadel, die iranifhe Ariftofratie, abermals je 
bevorzugte Stellung in der Umgebung des Königs ein; die Geſchlechter, die unter den Arfaciter 
geberricht hatten, mußten jich mit dem Aufenthalt und zumeilen einer amtlichen Stellung in der 
Provinzen begnügen. Die Ariftofratie genoß wieder des herfümmlichen Rechts, in wigtign 
Staatöfahen um ihren Rath befragt zu werden, und bildete nad} griechiſchen Schriftſtellern an 
Art fiehenden Reichsraths unter dem Vorſitz des Königs. In aufergewöhnlicen Zeitläutn 
übt diefe Ariftofratie fogar das Recht, die Krone einem andern Prinzen ald dem legitim 
Thronfolger zu übertragen. Die Großmwürbenträger des Reichs werden aus ihrer Mite w 
nommen. Die Satrapie tritt wieder an die Stelle der parthiſchen Lehnsſtaaten, zum Thrialt 
Erbgut einzelner Familien. Artarerres fhon begann feine Wievderherftellung des Reitt w! 
einer Inftruction an die Satrapen über die Provinzialverwaltung, die zwar in ihren Cunl 
heiten nicht befannt iſt, aber fiher, nach dem gefammten Geifte feiner Negierung zu jhlirie. 
nad dem Mufter der Verwaltung ded Darius gemodelt war. Als fpäter dieſe Inftrurtion 
Bergeffenheit zu gerathen anfing, fertigte Kosru Anuſchirwan viefelbe aufs neue den Sat: 
pen zu. Diefer legtgenannte Fürſt hat überhaupt den Ruhm Hinterlaffen, auf dem Gebiet de 
innern Verwaltung des Reichs Ausgezeichnetes gefhaffen zu haben. Die Unbeftechlichleit vr 
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nad; arabifhen Gewährdmännern ſich noch bis ind A. Jahrhundert nach der mohammebanüidt 
Eroberung hinein forterhalten hat, war eine neue Auflage der von Darius verfudhten. Er 
legte unter anderm wieder alle bebauten Rändereien mit einer Abgabe ald Revenu der Kram 
Die Bertheilung diefer Grunpfteuer war auf die Vermeffung der Flächen bafirt und him 
einen Dirhem in Geld und 64 ſchwere Pfund Getreide aufs Joh. Ebenſo führte er eine. Ket 
fteuer ein, welde 6 Dirhem für die Armen und 48 Dirhem für die Reichen betrug a! 
Verſuch einer Elafjificirten Ginfommenfteuer. Eine andere von ihm berrührende und ſeit hntt 
Zeit bis heute in Perfien beftehenve Abgabe war die Befteuerung der Obftbäume. Alle Start 
wurben in viermonatlihen Raten erhoben, und dad Corps der königlichen Steuereinnebm 
ward wieder organifirt wie vordem. Auch die Militärverfaffung der Saffaniden ift analog de 
altperfifhen. Die Schar der 10000 Unfterblihen war fhon unter ven erften Saffaniden wie: 
derhergeftellt worden. Mit befonderm Eifer arbeiteten die Saffaniven an der Wiederha 
ftellung ber alten Religion. Es wurben viele Taufende von Magiern zu eingm großen Gen! 
verfammelt, ein Großmagier wieber eingefeßt, die Hierarchie fefter organifirt und, nie ed ſein 
fogar mit größerm Einfluß auf die Staatsangelegenheiten ausgeftattet als je vorher. Mit der 
Wiederbelebung des alten Glaubens geht Hand in Hand die Sammlung und neue Redachen 
ber perſiſchen Religionoſchriften, die in diefe Zeit verlegt wird. Die auswärtige Politif fogar 
fol, wo immer moͤglich, mit den Anforderungen ver Religion in Ginflang bleiben. Die Ne⸗ 
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gier haben die legte Entiheidung darüber, wer als Reichs- oder Nationalfeind zu betrachten fei, 
ob triftiger Grund zu einem Krieg vorliege oder nicht u. dgl. Flathe in feiner trefflihen Dar: 
Rellung dieſer Verhältniſſe 6) hebt mit Recht hervor, daß im ganzen genommen das neue Perfer- 
reich faft in einem günftigern Licht jich zeigt ald das alte. Die bloße Laune, Willfür und Zu— 
fälligkeit der jpätern Achämenidenzeit ift aus dem faflanidifchen Staat verbannt. Der ganze 
Charakter der Herrfcherfamilie ift ein anderer ald bei den alten Königen. Tyrannei, Graufan: 
keit und Wildheit erfheint nur ald einzelne Ausnahme ; Handel, Verkehr, Eultur und Aderbau 
werden vorzugsweiſe beihüst. Wenigftend wird von Artarerres (Ardſchir I.) der Ausfprud 
überliefert, vap das Wohl des Reich auf der Blüte ver Aderbaues beruhen müffe. Das hat aber 
ihn und feine Nachfolger nicht gehindert, ſich dennoch weſentlich auf die Ariftofratie zu flügen. 
Und je ungezügelter die Anmapung des Adels und je fühlbarer die Prärogative deſſelben den 
nieder Volksklaſſen wurden, um fo natürliher kann ed nur erfcheinen, daß in einer Periode, 
mo die Lehre des Chriſtenthums nicht blos in Perfien eine ftarfe Ausbreitung gefunden, fondern 
ſelbſt den Verſuch gemacht hatte, ſich mit der Lehre Zoroaſter's zu verſchmelzen (Manihäismus), 
nichtverſtandene Auffaffungen der Begriffe Freiheit und Menſchenwürde einmal einen lebhaften 
politiihen Kampf der äußerften communiftifchen Tendenzen gegen die Vorrechte der befigenden 
aritofratiichen Klaffe Hervorriefen. Dies war der Charakter der merfwürbigen, ganz Perfien 
tief erfgütternden Bewegung, die unter dem Namen und der Führung des Magierd Mazdak in 
ver legten Hälfte des 5. und dem Anfang des 6. Jahrhunderts n. Chr. die Regierung des Saſſa— 
niden Robad zu einer der eigenthümlichften Erfheinungen in der perfifchen Verfaſſungsgeſchichte 
gemadt hat. Mazdak lehrte die Nichtigkeit der Ständeunterfhiede unter ven Menſchen, previgte 
eine völlige Gleichheit der Klaffen und ging fogar fo weit, Gemeinfhaftlichfeit des unbeweglichen 
Beſitzes und der Frauen ald nothwendige Gonfequenzen anzunehmen. Überdies eiferte er gegen 
Purus, Kleiderpracht und Wohlleben, und man fagt ihm nad), daß er felbft dad Dogma von 
der moralifhen Gleichgültigkeit aller menfhlihen Handlungen aufgeftellt Habe. Der König 
ſelbſt, Hauptfächlih wol um ein Gegengewicht gegen die immer herrifcher und dem Throne läfti- 
ger werdende Ariftofratie zu finden, begünftigte die neue Lehre und foll die Gemeinfhaft der 
Brauen gefeglich geboten, auch fonft den Verfuch zu Neuerungen im Sinne der Forderungen 
Mazdak's gemacht haben. Allein Haltlos in ſich felbft, unmöglich in praftifcher Anwendung auf 
dad Staatöleben, mußte diefe Bewegung bald ihr Ende erreihen. Nicht blos die Ariftofratie, 
fondern aud der gefundere Theil des Volks wieſen die Erankhaften Ausflüffe ver Mazdak'ſchen 
Revolution mit Aufbietung aller Kräfte zurüd, ehe noch alle Bande ver Geſellſchaft gelodert 
waren, und ein furdtbares Blutbad vernichtete alle Anhänger verfelben ſchon im Anfang ver 
Regierung Anufhirwan’d. Mit vem Ende feiner Negierung verlieren ſich auch die nützlichen 
Bolgen, welche die Erkenntniß der Gefahr für die innern Zuftände des Reichs gehabt haben 
mochte, und die Saffanidenherrichaft verkümmert zuſehends an vemfelben Übel, das alle Staa: 
ten untergraben hat, die in der Stärfung der Adelspartei ihre legte Rettung geſucht haben, an 
ber ũüberhandnehmenden Selbftüberbebung, Demoralifation und ſchließlichen Werrätherei der 
Ariftofratie. 

Mad; dieſem felbftbereiteten Fall bedurfte e8 langer Jahrhunderte, ehe der iranifche Lebens— 
nero in dem perfifchen Staat im Kampf gegen fremde Eultur und fremde Groberung wieder fo 
weit erftarft war, um als regenerirende Kraft ein neues Staatöwejen zu gründen. Erft mit der 
Donaftie ver Safewiden (feit vem 16. Jahrhundert, 2000 Jahre nad) der Gründung des erften 
Verſerreichs) hat die iranische Nation ven Kreislauf der politiihen Wandlungen fo weit durch⸗ 
gemacht, um ald eine Wiedergeburt des alten Perſerthums erfcheinen zu Eönnen. Iſt auch man— 
bes an diefer dritten Generation fichtlich fremden Urfprungs — und wir werben gleich erläu— 
tern , wie die Verwachſung des fremden mit dem beimifchen in der Verfaffung vor ih ging — 
'o jind doch die leitenden Ideen und ein großer Theil der daraus gefloffenen Einzelgebilde im 
Safewidenreich wieder ein fo deutliches Gonterfei der altperfifhen, daß man fi um die dazwi—⸗ 
Henliegenden Jahrtaufende zurücdverjegt glauben möchte. Wiederum tritt das Königthum als 
ser Inbegriff ver höchſten und unbefchränfteften Gewalt über Bolf und Land auf; eine faft gött- 
ihe Verehrung wird dem Schah gezollt und, der Lehre der rechtgläubigen Moslems zumider, 
zilt der Shah ald Stellvertreter Gottes und des Propheten, feitvem „der König der Schiiten“, 


6) Erich und Gruber's Allgemeine Enchflopädie, Art. Perfien, Sect. 3, Bd. XVII, S. 397 fg. Mal: 
olm, Histoire de Perse, I, 128 fg. 08 
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wie periljche Hiftorifer den erften Safewiden nennen, durch die Erhebung des jhiitifchen Be: 
fenntniffes zur Staatdreligion jenem Grundzug des perjiihen Nationalftolzed, einen eigenen 
Glauben im eigenen Lande zu haben, neue Nahrung zu geben verftanden hatte. Cine mägtige 
Prieſterſchaft, jegt im Gemwande des Islam, fteht an derjelben Stelle neben und faſt über dem 
Thron, wo zur Zeit der Safjaniven die Magier geftanden hatten. Daneben iſt die hohe Ariſto— 
kratie wieder in faft alle ihre alten Rechte eingefegt; nur fließt in ihren Adern ſchon viel arabi- 
ſches, turfmanifches : afghanijtifches Blut, und darum ift die ausichließlide Bevorzugung der 
iraniſchen Naffe nicht mehr angebracht. Dieje Ariftofratie lehnt jih nit mehr ausſchließlich an 
den Thron, fondern fügt fi daneben auf die Vitalität der Stammverfaflung. Die Wantrr- 
ftämme namentld wählen ihre Häupter felbft, und der Schah fann ihnen nicht leicht die Beſtäti— 
gung verweigern. Gin Theil des Adels findet in den Statthalterfhaften und Großämtern des 
Reiche feine alte Stelle, oft in lebenslänglicher Würde, zuweilen nad altperſiſchem Braud in 
erblier Folge von Vater auf Sohn. Daneben hat aber der Schah die freiere Wahl, Staats: 
beamte auch aud andern Schichten zu nehmen, und nimmt jle nicht jelten aus der Reihe begun: 
fligter Sklaven. Die Verwaltung der Provinzen erinnert vielfach an die älteften Einrichtungen 
der Ahämeniden. Die Statthalter vereinigen in ſich die oberſte Eivil- und Militärautorirät. 
Seder hat jeine Inftruction vom Hof erhalten, und diejelben Vorfihtömafßregeln zur Uber: 
wahung der Statthalter, welde einft gegen die Satrapen in Anwendung gebradt wurden, 
damit der Wille ded Königs wohl ausgeführt werde, kennt auch die Staatöfunft der Safewiden, 
indem fie ven Provinzial: und Städtegouverneuren eine Zahl direct von Hof abbängiger Beam- 
ten beigeben, die jene zu überwachen haben. Die Gentralifation der Verwaltung am Hof und 
die oberfte Leitung der Staatsgeſchäfte zeigt unter ben Safewiden noch große Ahnlichkeit mit der 
alten Berferweije. An der Spige der Verwaltung flebt der Bezier, bald mit Vollmacht, in alle 
Zweige des Staatsmechanismus, die Nechtöpflege, das Militärwelen, die Polizei perſönlich ein- 
zugreifen, bald bejondere Minifter für jeden derjelben neben ſich habend. Dies Inftitut if, was 
erft neuerlich erfannt und nachgewieſen worden ift 7), nicht etwa aus dem Khalifat von Bagdad 
herübergenommen, fondern gleich andern in bie islamischen Staaten eingebürgerten @inrichtun- 
gen, wie z. B. die der Kataflrirung der Grunpftüce und die Rathöcollegien (Divane), altperü: 
ſchen Urſprungs und hat fein Urbild in dem Amte, deffen Träger an Darius’ Hof „Auge ei 
Königs’ hieß und in der Saſſanidenzeit ald guyxaTsdpag tod Baroıkdwg bezeichnet wird. Ber 
Bezier ift dad Alterego des Schah; er übt factiſch alle die Gewalt aus, die der Schah bräft, 
und ift ihm allein verantwortlid. Wie er in allen weltlihen Dingen die Hand des Monarden 
ift, oder um den Ausdruck eines morgenländijchen Staatsrechtslehrers zu gebrauden „die Zunge 
des Königs, die Waffe des Throns, die Zierde des Reichs, der Ordner der Geſchäfte“, jo ü 
auch die geiftlihe Gewalt des Schahs in einem Großwürdenträger verförpert, der ald pontilex 
maximus mit dem Titel Sadr-el-Sudur an der Spige der gefammten Hierarchie ſteht und mit 
der Oberleitung aller religiöfen Angelegenheiten betraut ift. Er fann nur aus den Sejjids, den 
Nachkommen des Propheten, gewählt werden. Wennfhon er damit gleihjam den unarifden 
Islam dem iraniihen Staatsweſen gegenüber repräjentirt, jo ift doch auch feine Function in 
Wirklichkeit nichts anderes als eine Wiederbelebung der Würde des Großmagiers der ältern Zeit. 
Ebenſo erjheint die Beamtenfategorie, denen bejonvderd die Rehnungsführung, das Finanz 
weſen oblag, im Safewidenreih wieder in hödhfter Ausbildung; aus ihrer Mitte werden vor: 
zugsweiſe die Staatöfecretäre (Munſchi) genommen. Nicht minder endlich werden von nam- 
haften Hofhargen an dem Hof der Safewiden ungefähr diejelben erwähnt, die am altperjiichen 
üblich gewejen waren: ver Oberceremonienmeifter, ver Haushofmarſchall, ver Oberftftalimeikr, 
der Oberftleibwächter des Pfeild und Bogens, der Schagmeifter der föniglihen Kammer, vr 
Dberft ver Hundertgarden, die Thronwächter, Läufer und Trabanten. 

Kurz die Verfafjung des Safewidenreichs will nichts anderes fein und ift nichts anderes ale 
eine Berjüngung und zeitgemäße Kortjegung des altiraniſchen Staatsweſens. Das Neid der 
Safewiden aber, befonders die Regierung des großen Abbas, ift noch heute das im Volke les 
bende Ideal perjifher Größe und perfiihen Glanzes. Noch trennen kaum anderthalb Japrbum: 
derte Die Gegenwart von jener Vergangenheit, und nod heute ift ver Pulsſchlag des Staat: 
förpers faft genau derfelbe, wie er damals war. Iſt inzwifchen die Beimiſchung nictarliger 
Elemente noch ftärfer geworben, und war fhon damals der iranifhe Staat nicht mehr völlig in 
feiner urfprünglichen Reinheit des achämenidiſchen und in der gefäuberten Geftalt des jaflanidi: 


7) Enger, Über das Vezierat (Zeitfchrift der Deutjchen morgenländifchen Gefellfchaft, XII, 239 13.) 
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{hen Zeitalters wiederherzuftellen, fo fennt die Verfaffungsgefchichte Perſiens aud die Stoffe, 
die dieſer Reinheit Gintrag thaten, und die Gefege, nad) denen fie in das iraniſche Staatsleben 
bineindrangen oder es zeitweilig paralnfirten. 

Nahdem wir biöher hauptſächlich das iranische Element ald ven einen Bactor des perfifchen 
Staats in feiner Entwicelung verfolgt haben, haben wir nun auf die Zeit zurüczugehen, wo 
merft das turaniiche Element ald zweiter Hauptfactor in die Verfaſſungsgeſchichte eintritt, und 
son da abwärtd ebenfall® ver Erſcheinung zu folgen, wie ein Neid anderer Species auf den ira- 
niſchen Grundſtock gepfropft, mit der Zeit in inniger Verwachſung mit dem alten Stamme nit 
blos jahrhundertelang gegrünt, fondern aud noch bis in unfere Tage hinein Schoffe getrieben 
bat. Dem iraniihen Ganzen gegenüber macht das turaniſche Element ebenfalld den Anfprud 
ald Ganzes betrachtet zu werden. 

Die ältefte Beriode turanischer Herrſchaft in Perſien ift die parthifche, eine Periode, deren 
Geſchichtſchreibung Außerft lüdenhaft ift, deren innere Zuftände und daher nur mangelhaft 
befannt fein Fönnen, fo erfolgreich auch umfaffende Forſchungen neuerer Zeit®) aus den ver: 
ihiedenften Quellen ein ungefähres Bild damaliger Verfaffungszuftände zu geben verſucht 
haben. Es haben die Parther, bemerkt Neumann, wie alle halbbarbarifchen Völker, die 
große Reihe gründeten, in den unterworfenen Gebieten eine Rehndverfaffung eingeführt. Wie 
jollten au ſolche Horden zu der Einficht und den Kenntniffen gelangt fein, die nothwendig ge: 
weſen wären, um einen Staat auf neuern Grundlagen mit allgemein gültigen Gefegen und 
einer regelmäßigen Gentralverwaltung zu Schaffen oder auch nur zu erhalten? Die macedonifd- 
ſeleucidiſche Herrſchaft, an deren Stelle fie die ihrige feßten, war felbft eine traurige Meifterin 
diefer Kunft. Es darf Hier nicht unbemerkt bleiben, daß durch die ganze Geſchichte des Hellenis— 
mus in Aflen ein großer Wiverfprucd geht. So tief auch befonnene und planmäßige Handlungs— 
weife, verftändiger Muth und Ausdauer, durd welche zu allen Zeiten der gebildete Bewohner 
des Weſtens den Völkern des Dftens imponirt, dem griechiſchen Regiment ven Weg in das Herz 
Aſiens hineinbahnt, fo bleiben doch alle jeine Erfolge nur ein Vordringen civilifatorifcher und 
ninellirenden Gultur, nicht aber ein Sieg durchgreifender politifcher Neuerungen. Der leidige 
Verſuch, eine rohe phyſiſche Macht mit iveellen Theorien zu durchdringen und barbariſche Na— 

turen ſich zu aſſimiliren, hat in alter wie in neuerer Zeit alle darauf gelegten Hoffnungen und 

Spiteme zu Schanden gemacht; auch der Hellenismus in Iran hat fih damit nur das eigene 
frühe Grab gegraben ; nebenbei aber ift gerade er es geweſen, der durch feine Scheincivilifation 
die Brücke geihlagen hat, die dem turaniſchen Barbaren unter dem Aushängeſchild griechiſcher 
Namen und Titel den Einbruch in die fhon fehr geſchwächte arifhe Staatenwelt erleichterte. 
Eines Beſſern erniangelnd, laffen daher die Parther jedem unterworfenen Volk ſtillſchweigend 
die ererbten Sitten, die angeflammten Gefege, zum Theil felbft vie angeftanımten Fürften. 
Das Band, dad die einzelnen Theile ihres Neichs zufammenhält, ift nur ein äußerft lodered und 
äußerliches. Von einer Gentralifation des Staats, von einer organischen Verbindung der ver: 
ihiedenen Beſtandtheile ift zunächſt Feine Spur zu erblicken. Das Arſacidenreich hatte in dieſer 
Beziehung eine auffallende Ahnlichkeit mit ven Feudalfoftemen in Europa. Die kleinen Für: 
ten und Herren tragen ihre Herrfchaft zu Lehn von dem Oberfönig, müſſen die auferlegten 
Lehnsgefälle zu beftimmten Zeiten entrichten und im Fall eines allgemeinen Aufgebotd ihre 
Mannen in mehr oder minder beftimmter Zahl ftellen. In allen andern Beziehungen genießt 
der Lehnsfürſt vollfonmene Freiheit, er hat namentlich gegen die nicht zum Staatenbund ge: 
börigen Stämme das Recht des Kriegs und Friedens, ein Necht, von dem befanntlid Mithrivat 
der Grofe den mweiteften Gebrauch machte, obwol er im Grunde nichts anderes als ein Vaſall 
per Barther war. Im ihrer Blütezeit beftand diefe Monardie aus vier Königreichen; die herr: 
ſchenden Familien waren durch Bande des Blutd miteinander verwandt; im eigentlichen Ber: 
ten herrſchte der Oroßfönig ; den Königen wie den Häuptlingen ver Clanſchaft ftand eine viel: 
fach gegliederte Ariftofratie des Befiges, Gaugrafen, und der Geburt, Altermänner, zur Seite, 
deren nad dem Herkommen beftimmte Pflichten und Befugniffe felbft die Könige nicht nach eige= 
nem Gutdünken aufheben fonnten. Diefer Adel hat z. B. das Recht, beim oberften Lehnsherrn 
Klage gegen die Stammedhäupter zu führen. Wird die Befhmerde begründet gefunden, fo 
verfährt der König gegen den Feudalberrn mit derfelben Strenge wie gegen den geringften 
feiner Knechte. Doc) ſcheint aufer der Gerichtöbarfeit über ven Adel ed nicht des Königs Sache, 


8) de Saint:Martin, Histoire des Arsacides (Paris 1846), Thl. Im. II. Neumann, Gefchichte 
des englifchen Reichs in Aſien, 1, 96 fa. 
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Recht zu ſprechen, zu verurtheilen oder zu begnadigen. Die Beftrafung der Verbrechen ge: 
wöhnlicher Xeute blieb, wie es fcheint, in ber Regel den Verwandten des Beſchädigten über: 
laffen; doch werden fie zuweilen vor Öffentliche Gaugerichte geftellt. Die Fürften der Partber 
hatten fowenig wie die römtichen Kaiſer deutſcher Nation im Mittelalter eine feite Nefiven;; 
fie zogen mit ihren flüchtigen Reiteriharen in den Gemarfungen umher und hielten bald ba 
bald dort Hof und Gericht, ftatt von einem glänzenden Hofftaat, von dem Lager ihrer Ritter 
und Reifigen umgeben, Aud die Öemarfungen jelbft, innerhalb deren die einzelnen Horden 
ihre Wander: und Weibediftricte hatten, maren nicht durch Gefege und höhere Anoronungen 
abgegrenzt, fondern wechſelſeitige Furcht und ver Inftinet, mit dem in fo primitiven Verbält: 
niffen die realen Machtverhältniſſe Würdigung zu finden pflegen, erfegten, was in civilifirtern 
Gemeinfhaften die Idee des Rechts Schafft und erhält. Die Horden felbit zerfielen wieder in 
Unterabtbeilungen, von denen jede einen in politifcher wie religiöfer Hinjicht gefonderten Ber: 
band bildete. Um es mit einem Worte zu bezeichnen, weldes in ver Verfaſſung der inneraftati- 
hen Hirten- und Kriegervölfer der fpätern Zeit daffelbe Verhältniß ausdrüdt, war Die Grund: 
lage des parthifchen Staatd der Muß, der Stammverband in allen feinen Gonfequenzen eines 
mehr patriarhalifchen als despotiſchen Verhältniffes des Häuptlings zu den Gliedern. Semiti: 

he Nomaden haben zu zeiten analoge Berhältniffe durchlebt, nicht aber Arier. Im vie ariſche 

Melt nad dem Achämenidenreiche hineingeſchoben, vermochte das neue Princip noch keine tete 

Wurzel zu ſchlagen. Erſt nachdem die Jahrhunderte der Saffaniven und des Khalifats Perſien 
für den Genius des femitifhen Volks empfänglicer gemadt hatten, fonnte das turaniſche Ele: 
ment auch ſich inniger in daß perſiſche Staatsleben hineinweben. 

Die zweite turanifche Periode der perjiihen Verfaſſungsgeſchichte ift die Zeit der Einbrüde 
turkmaniſcher und mongolifher Horden, ver Khane der Selpfhufen, der Heere Didgingis:Khan'd 
und Timur's. Wie die Sajfaniden den Staat der Ahämeniden wieder aufnehinen, fo fegen die 
turanifchen Bölfer des 11. bis 14. Jahrhunderts das Werf der Barther, das Werk der Zer— 
förung und Dedorganifation des iranischen Staats fort. In diefer zweiten Periode tritt und 
Turan — fei ed, day eingebendere Nadridten) und einen tiefern Einblick geftatten, fei et, 
daß eine taufendjährige Entwidelung nicht fpurlos an der Beftaltung feiner Sitten und An: 
Ihauungen vorübergegangen war — unleugbar ald auf einer höhern Stufe politifher Bildung 
flebend entgegen und bietet, wenn nicht in dem äußern Auftreten, fo doch in der innern Ber: 
faffung und ven Marimen der Regierung mehrfache Anfnüpfungspunfte an das iranifche Staat: 
leben, die eine Verſchmelzung beider vorzubereiten geeignet find. 

Bei ihrem erften Erſcheinen an der Grenze Perjiens erjcheinen diefe tatariſch- mongoliſchen 
Völkerſchaften no völlig in der Verfaffung wie jene Horden der Parther. In den weiten 
Steppen Norbafiend waren fie über das Map geſellſchaftlicher Ordnung, welches allen friege: 
rifhen Nomadenvölfern gemeinſam ift, nicht hinausgefommen. Da ift jedermann Krieger; 
friegerifcher Heldenmuth die einzige Staffel zur höchſten Würde, Krieg mit dem Nachbar dad 
tägliche Mittel, das eigene Dafein zu friften. Staatlihe Ordnung, Zucht, Geſetze gelten und 
walten nur im engern Kreije der Familie und ded Stammes. Die erblihe Häuptlingswürde 
erftrecdt ihre Macht nur auf Eleine Gemeinwefen, aus denen fortdauernd neue Fleine Stämme 
fih abzweigen; dem Häuptling zur Seiteftehen die Älteften der Familie (Risch-sefid, Graubärte) 
zugleid ald Stügen und als Schranfen feiner Gewalt. Sich felbft überlaffen find diefe Völler 
zu großer politifher Staatenbildung nicht gefhaffen ; fie reiben einander auf obne höhern Iurd 
und erftehen wieder ohne höhern Beruf. Erft in ver Berührung mit eivilifirtern Ländern werben 
fie furchtbar, fie haben nichts zu verlieren, alles zu gewinnen ; e8 lodt fie der Schimmer bed 
Reichthums, ver Glanz dei Lurud; ein Ziel, das außerhalb ihrer täglichen Intereffen liegt, 
vereint fie zu gemeinfamem Handeln, die Stammeödfehden verftumnen vor dem äußern Feinde, 
und, wie die Raubvögel, wittern fie die Verweſung von weitem; fie werfen fi nicht Teicht auf 
ein großes Nachbarreich, ed fei denn, daß daſſelbe ſchon in fich faul fei und dem Verfall entgegen: 
gebe. Daher ihre großen Erfolge in Perſien, in Indien, in China, Aber keins der großen 
Reiche, die ihnen zum Opfer gefallen, haben fie aus eigener Kraft lange und dauernd zu regieren 
und zufammenzubalten vermodt. Das Talent der Organifation und Verwaltung fehlt ihnen; 
felbft die Schäpellehre behauptet das von ihnen; dem Hange zur Üppigkeit und Wohlleben aber 
erliegen fie um fo raſcher, je weniger fie daran gemöhnt find. Nur, wo es ihnen gelungen if, 


9) de la Groir, Histoire de Genghizkhan. Kirdpatrif, Institutions of Gazan Chan. Die eige⸗ 
nen Memoiren Timur’s, überfegt von White (Institutes of Timur, Londen 1838). 
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dem unterjochten Nachbar fo viel von ver Staatöfunft abzulaufchen, daß das eroberte Land unter 
neuem Namen feine alten Einrihtungen fortführen fonnte, haben türfifhmongolifche Völker 
vie Herrihaft zu behaupten vermodt, wie 3. B. die Osmanen in der Türfei, deren Reich weit 
uehr, ald man gemeiniglicd glaubt, auf der Grundlage des Kaiſerthums Byzanz ſteht. AÄhnlich 
iſt es in Verſien zu erklären, daß Iran ſo viele Jahrhunderte hindurch turkmaniſche und mon— 
zoliſche Herrſcher auf ſeinen Thronen geſehen hat. Die natürliche Tendenz der Vernichtung des 
Beſtehenden machte unwillkürlich der Aneignung des Vorgefundenen Platz; das Alte, das Er: 
probte im Staatsleben, das Überkommene im Volksleben war ſtärker und poſitiver als das 
neue, negirende und zerſetzende Element, und überdauerte daher und abſorbirte den Zuwachs 
von friſchen Säften, den die Eroberer ihm zugeführt hatten. Der Todeskeim aller turaniſchen 
Herrihaft auf iraniſchem Boden ift eben, daß fie diefe Abjorption nicht ſich vollenden laffen will, 
ſondern auch ihrerjeits, ihrem Naturell getreu bleibend, fi nicht dur Inoculation auf den im 
Boden wurzelnden Stamm, fondern durch immer neue Seßlinge fortzupflanzen verſucht. So 
das Reich der Seldſchuken, die, nahdem fie im raſchen Fluge des erften Sturms das Khalifen- 
reih genommien hatten, ed nicht zufammenzubalten vermochten, jondern, wie einft die Parther, 
für Brüder, Ohme und Bettern des Haufed, eine Menge größerer und Fleinerer Statthalter: 
haften errichteten, die ih bald unabhängig machten und dann an der altturanifhen Wirth: 
ihaft fleiner Kehden zu Grunde gingen. So audy unter der erflen und zweiten Mongolen: 
herrſchaft. Diejelbe Erſcheinung tritt und während der dritten turanifchen Domination in 
Berfien entgegen, die Nadir-Schah gründete. Die Gefeggebungen und Berwaltungsmaßregeln 
Dſchingis-Khan's und Timur's find daher in ihrer praftifhen Erfheinung ein Gemiſch von 
turanifchen und iranischen Ideen, bei dem nicht immer klar ift, ob die Zufammenfegung unmit: 
telbaren oder mittelbaren Einflüffen zuzuſchreiben ift. Dſchingis-Khan hielt ed, angeſichts der 
zahllofen Fleinen Herren mit großen Titeln, die er niederwarf, vor allem für nöthig, die äußere 
Mürde des Königthums auch dadurd wieder in ihre Rechte einzufegen, daß er für fi allein 
ven Titel Khan in Anfprud nahm und allen Bafallen verbot, ven gleichen zu führen, ähnlich 
wie die Saffaniden und anders ald die Parther, die ven Titel König den unterworfenen Fürften 
um fo lieber ließen, um mit defto größerm Recht fih König der Könige zu nennen. Jeder 
Unterthan hatte die Pflicht, dem Staat in einer oder der andern Weife perfönlih und unmittel: 
bar zu dienen; wer nicht dem Kriegerftande angehörte, mußte eine beftimmte Zahl von Tagen 
im Jahr Frondienfte für das allgemeine Befte leiften; ein Tag in ver Woche gehörte ausſchließ— 
li dem Dienfte des königlichen Fiscus. Bedeutſam war die Beſtimmung (in der wir dad alt: 
perfifhe Syſtem der erimirten Stellung der herrſchenden Raſſe wievererfennen), dap fein 
Mongole oder Tatar Sklave oder Diener fein durfte, ein Geſetz, welches gleihmäßig zur Hebung 
ded Nationalflolged, wie zur Vermehrung der Kriegerihar und zur Verwerthung der Kriegs: 
gefangenen beitragen mußte. Die militärifhe Organifation zeigt ebenfalld nicht wenig Spuren 
altperfiicher Entlehnung ; dad Heer war in Divifionen von 10000 Mann, dieſe in Regimenter 
su 1000 Mann getheilt. Die Generale und Oberften ernannte das Staatsoberhaupt. Jedes 
Regiment hatte 10 Gompagnien zu 100 Köpfen, jede 10 Mann bildeten eine Section. Dabei 
war darauf Bedacht genommen, die einzelnen Stämme in gefonderten Gadred zufammenzubalten 
und die Dffizierftellen in denſelben vorzugsweiſe mit den Stanımedhäuptlingen zu befegen. 
Die ganze bewaffnete Macht (600000 Mann) war in vier Armeecorps (Ordu) getheilt, deren 
Führung den Prinzen des föniglihen Haufes zuftand. Die Disciplin und Mannszucht war 
auße rordentlich ſtreng. Kein Soldat durfte plündern ohne Befehl; war aber dieſer Befehl 
ertbeilt — und das geſchah in jedem Feindesland, folange es ſich nicht zur Unterwerfung bereit 
erflärte — fo hatte jeder Soldat daſſelbe Anrecht auf den Beuteantheil mie der höchſte Offizier. 
Auch die bürgerliche Juftiz ward fireng gehandhabt: größere Diebftähle wurden mit dem Tode, 
kleinere mit der Peitſche beftraft; für legtered fonnte auch eine Geldſtrafe im neunfachen Betrage 
des geftohlenen Gegenjtandes jubftituirt werden. Todesſtrafe ftand auch auf dem Ehebrud. 
Bolygamie war erlaubt, und um die allmähliche Vermiſchung der Stämme und Raffen zu för: 
bern, begünftigte das Geſetz beſonders das Connubium zwiſchen nicht verwandten Familien. 
Unter den Nachfolgern Dſchingis-Khan's hat beſonders Ghazan-Khan die innere Verwaltung 
des Reichs durch weiſe Geſetze zu ordnen verſucht. Ihm werden eine Reihe von Verordnungen 
zugeſchrieben, die die Herrſchaft der Ilkhane lange überdauert haben und zum Theil noch jetzt 
fortbeſtehen. So erließ er eine Sammlung von Vorſchriften über die Juſtizverwaltung, ein 
Reglement über die Steuererhebung, deögleihen über die Vertheilung der Rändereien, die zur 
Berpflegung und Belohnung der Truppen beſtimmt waren, eine Straßenordnung, eine Ver: 
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ordnung über das Reichspoſtweſen, ein Geſetz über gleichmäßiges Normalgewicht und Min; 
wefen, welches um fo nöthiger ericheinen konnte, als unter feinen nächſten Vorgängern die 
Finanzverwaltung des Neichd fo herabgefommen war, daß einmal im Jahre 1294 ſogar der 


Verſuch gemacht wurde, nad) dem Vorgange Chinas den Mangel an baaren Umlaufömitteln | 
durch Ginführung eined Papiergeldes mit Zwangseurs zu erfegen. In ihrer ganzen Rib: 
tung auf das Wohl der Maffen, auf die Brofperität ver flaatlihen Geſellſchaft unterſcheidet ig 


dieje Geſetzgebung principiell von der iranischen; fie wird im Licht ver Verfafſungsgeſchicht als 
ein Ausfluß der Paarung von femitifchen, turanifchen und iraniſchen Anſchauungen aufzufafen 
fein, zu denen am Hofe der Seldſchuken die Pflege arabifher Wiſſenſchaft und die Gtaatökunf 
des Vezierats in jeiner Höchften Blüte den Grund gelegt hatten, und denen vielleicht die Berüb: 
rung mit den hriftlihen Staaten manche eigenthümlichere Schattirung gegeben hatte. Dagegen 
repräfentirt die Verfaſſung Timur's wieder eine Rückkehr zum mehr turanifcen Princip ver 
Soldatenherrfhaft und der Bevorzugung des Stammadeld. Timur, jo oft er ji auch friner 
Ginfiht und Weisheit rühmt, und fo Großes er geihaffen hat, ſcheint ſich doc nit über den 
engen Gejichtöfreiß der Umgebung erhoben zu haben. Er umgab ſich mit den Baronen der 
Clans, die er befehligte, und verfammelte fie in allen wichtigen Angelegenheiten zu einem großen 
Rath (Kurultai), vem er felbft präjivirte. Die Ordnung und Sicherheit feiner weiten Ränder 
glaubte er keinen beffern Händen anvertrauen zu können ald denen feiner Krieger und Hüuyt: 
linge ; die Anführer der Zehntaufende und Taufende des Heeres verfahen gleichzeitig die @eihähte 
des Nichteramtd und des Steuerweiend. Aber aus Miötrauen und Beforgniß, daß fie bie jo in 
ihre Hände gelegte Macht gegen ihren Herrn misbrauchen könnten, adoptirte er die landedüblite 
Sitte, jedem feiner Offiziere einen Spion mit der Anwartſchaft auf Nachfolge in dem Pofen 
beizugeben — ein Syſtem, welches nur dazu beitragen konnte, die Kräfte ded Landes nod 
mehr zu untergraben, indem es zwei Blutfauger ftatt eine® am jede Ader des Lebens jepte. 
In Timur’d Fußftapfen tritt nach drei Jahrhunderten noch einmal ein Turanier, Nadir:Khan. 
Auch feine Zeit trägt diefelben Grundſätze der Gewaltherrfhaft zur Schau, die ſich nicht auf di 
Bölfer, nicht auf die angeſtammte Verfaffung ftügt, fonvern auf den Militärdespotidmm. 
Kein Herrſcher ift in Perſien unpopulärer geweſen ald Navir: Khan. Der Krieg ift fein Element, 
in dem er aufgewachſen ift, dem er die Krone verdankt, und um Krieg führen zu können, jaug! 
er durch folvatifhe Zucht der Verwaltung das Land aus; das Mistrauen gegen die tranilde 
Bevölkerung fteigert ſich bis zum Syftem, alles iraniſche Evelblut auszurotten und maflenbef 
die Perſer hinzufchlachten. Das Gemeingut der eigentlich perſiſchen Bevölkerung, der ſchitſte 
Glaube, wird mit Füßen getreten, und die niedrigften Leidenſchaften, Geldgier, Blutgiet 


Tyrannei bictiren allein nody die Geſetze des Landes. Nadir-Schah's Megierung iſt der it 


Sieg ded turanifhen Elements über das iranifche. Es mußte noch einmal in feiner ganym 


Roheit aufwallen, ehe es ſich völlig und hoffentlich für immer mit dem iraniſchen Orgamiemut 


zu einem flaatlihen Ganzen verfhmolz. 


Ehe wir das Gebilde betrachten, welches aus dieſer Verſchmelzung als der moderne perfüt 


Staat hervorgegangen tft, haben wir uns, nachdem wir bisher die beiden Factoren ded Can, 





die iranische und die turaniſche Verfaflung, einzeln und in ihrer Verfettung miteinander bargeftll! 


haben, nod) eine Lücke in der innern Gefhichte Perſiens vor Augen zu ftellen, die in der Nübe 


befehen eigentlich feine ift, doch im ferner Perſpective leicht als eine folche angefproden werden 


fünnte. Es ift die Frage, ob und welden Einfluß die Jahrhunderte der Unterwerfung Perfin? 
unter den Islam und die Errichtung der Meinen mohammedanifchen Neiche auf dem Behr 
Irans zwiſchen dem Sturz der Saffaniven und dem Auftreten der Selpfhufiden, d.h 
Übergang zwiſchen der zweiten iranifchen und zweiten turaniſchen Verfaffungeperiode, auf de 
ſpätere flaatlihe Entwidelung gehabt haben? Diefer Einfluß ift in politifcher Beziehung meht 
ein negativer al8 ein ſchöpferiſcher geweſen. Mufelmanifche Staaten als ſolche haben nid mt 
zur felbftändigen Gonftituirung, Ausbildung vorgefundener ftaatlicher Elemente erheben konnen 
Feſtes Erbredt in der regierenden Familie, dauernde dynaſtiſche Hausgeſetze find dem Jeları 
ebenfo fremd wie die bürgerliche Ordnung im Intereffe ver Megierten. Das Khalifat war zu 

eine Würde nah Wahl; dann legten die Khalifen fich das Recht bei, ihren Nachfolger jelbft zı 
wählen nah Willfür und Laune. Die im Islam vollendete Unterordnung des Staats unter dir 
Intereflen des Glaubens hat zur Folge, daß die Beiträge des Volks zur Grhaltung drd Era! 
weientlih zur Stüge ded Dogmas dienen, daß der Kriegspienft nicht eine politiſche paid! 
jondern ein religiöfes Werk ift, daß die leitenden Staatsgrundſätze von religiöfen Banatidmuf 
eingegeben find, So wenig das hriftliche Papftthum fähig ift, als Staat dauern? fortzulehen 





Perfien 441 


und wohlthätig zu wirken, fo wenig ift das orientalifhe Papſtthum der Khalifen an fih im 
Stande geweſen, eine weltliche Macht auf folder Baſis zu gründen, zumal wo, wie in Perfien 
und wie in Spanien, ver Islam auf eine alte nationale Gultur übertragen werden follte. Der 
am Hat auf iranifhen Boden weſentlich einen culturhiſtoriſchen, nicht einen politifchen Ein— 
Auf. Wie dereinft der Übergang von der erften iranifhen Verfaffungsperiope (Achämeniden) 
zur erften turanifhparthifchen jich durch Vermittelung des Griechenthums, das wir oben gleich: 
falls mehr ald Träger der geiftigen Gultur denn als einer politiſchen Umgeſtaltung charakteri— 
irten, bewerfftelligt bat, fo bildet ver Islam in den Jahrhunderten nah Mohammed für Berfien 
wol die Brüde zu einem in mander Beziehung neuen geiftigen Leben, aber auf allen andern 
Grbieten mehr als gerade auf dem politifhen. Dem Hellenidmus und dem Islam, fo verſchieden 
fie beide an ſich find, ift das gemeinfam, daß ſie mit dem Geift und Naturell heterogener Völker 
nicht zu rechnen verftehen; darum find beide, wo fie die Aufgabe hatten, ihre Fähigkeit zur 
Umbiloung von Staatöverfaffungen auf iranifher Grundlage zu zeigen, ohne bleibende 
Erfolge geblieben. 

Infolge feiner gefhichtlichen Entwickelung ift ſonach das perſiſche Staatsweſen weit weniger 
auf islamifhe Inflitutionen gegründet, ald ed von einem Staat im mohammedanifhen 
Drient erwartet werben dürfte, und das Verſerreich ſteht in diefer Beziehung auf einem 
andern Boden ald das osmaniſche Nachbarreich, weil ed eben eine durchaus verjhiedene Ver: 
gangenbeit hat. 

V. Gegenwärtige Berfaffung Perfiend. Don gefhriebenen Verfaſſungsur— 
funden, Neihdgrundgefegen, Charten u. dgl. ift felbftverftändlich in einem morgenländiſchen 
Staatsweſen ebenfo wenig die Rede ald von einer Theilnahme der Staatsbürger an ber 
Schöpfung oder Abänderung der Normen, welche die Rechte und Pflichten der Krone, der Re— 
gierung und der Unterthanen orbnen. Die ftaatlihen Einrihtungen beruhen vielmehr theils 
auf altem Herfommen, wie ed in Reichschroniken oder theoretifhen Staatsfhriften fortgepflangt 
wird, aus denen in zweifelhaften Fällen Bräcedenzfälle zu conftatiren genügt, theild auf dem 
Ausfluffe der legislatorifchen und adminiftrativen Gewalt der Regierung, ihre Anordnungen 
den Umftänden anzupaffen. Durch Berfhmelzung von Tradition und Opportunität hat im 
Laufe dieſes Jahrhunderts die Dynaftie ver Kadſcharen die Neiheverfaffung Perſiens mehr und 
mehr zu einem wirflihen Ganzen confolidirt, jo wahr es audy andererſeits ift, daß nicht daran 
durch bündige Formen garantirt ift. 

1) Der Schah. Was zunächft das Staatsoberhaupt anbetrifft, fo Haben neuere Beobachter, 
wie Gobineau und Brugſch 19) hervorgehoben, daß der Shah nad der Theorie des Reiche: 
grundgejeges nur ald illegitimer Herrſcher, ald Monarch de facto aber nit de jure angejehen 
werde. Da aber ein verbrieftes Geſetz als folches nicht eriftirt, fo foll das nur dahin verftanden 

werden, daß das dunkle Gefühl eines Theil der Bevölkerung, welches feinen Ausdruck in ben 
Raifonnements der Geiftlichfeit in den Städten findet, die Fülle der gefeglichen Souveränetät 
nur einem Fürftenhaufe glaubt zuerfennen zu können, weldes in divecter Erbfolge feinen Ur: 
fprung auf die altiranifhen Königafamilien zurücdzuführen vermag. Das hindert aber nicht, 
daß dem fait accompli gegenüber alle Provinzen des Landes und alle Elemente der Bevölferung 
den Schah als ihren alleinigen Herrn und Fürften anfehen und der Krone alle die Rechte zu: 
geſtehen, die je ein iraniſcher Monarch gebabt hat. Auch ift unbeftritten die gegenwärtige 
Dynaſtie von den europäifchen Mächten als rechtmäßige anerfannt, wie die obenerwähnten 
Staatöverträge beweifen. Ob nad europäifchen Begriffen die perſiſche Monarchie ald König— 
thum oder als Kaiſerthum zu bezeichnen fei, ift eine Frage, die fiherlich im Lande felbft für 
gleichgültig gelten wird, die aber doch aufgeworfen werben darf, weil bei europäiſchen Staats— 
männern Zweifel darüber zu beftehen feinen. Das imperialiftifche Franfreih, welches zu 
eigener Satisfaction überall imperialiftifhe Anfhauıngen wahrnehmen will, auch mo fie nicht 
vorhanden find, ift damit vorangegangen, in feinem Vertrage mit Perfien dem Schah den Titel 
„Empereur des Empereurs‘ zu verleihen, eine Neuerung, melde nahezu and Lächerliche ftreift, 
jobald man fi vergegenwärtigt, daß die entfprechenden alt: und neuperfifhen Ausdrücke 
K'hshäyathiya K'hshäyathiyänam (gried. Basıkevc Baoıkdov, faffan. malkan malka) und 
Schabinschah unter der Biuralität von Königen, welde dem Großfönig unterworfen waren, 
felbft die Fleinften Bafallen, wenn fie einen fürftlihen Rang behaupteten, mit vor Augen hatten. 
Die Nahahmung diefer franzdfifchen Erfindung in den übrigen europäifhen Verträgen, welde 


10) Sobincan, S. 384 fg. Brugfch, Reife nach Perfien, I, 220. 
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am perfifhen Hofe aufs willkommenſte acceptirt und beſtens audgebeutet wird, hat nur dazu 
gedient, dad Anfehen der europäijchen Fürſten in den Augen der Afiaten herabzufegen, indem 
der ohnehin übermüthige Berfer darin eine Huldigung erfennt, die freilich nicht beabfichtigt war. 
Diefem neuen und für die Europäer nichts weniger als ſchmeichelhaften Sprachgebrauch läßt fih 
entgegenjegen, daß die hiftoriih und ſprachlich allein berechtigte Deutung des Titeld Schab 
„König und Schahinfhah „König der Könige‘ ift, wie denn aud die thatſächliche Stellung 
bes perfiihen Monarchen feinen Anlaß zu einer Neuerung an diefem Thatbeftand zu geben 
geeignet ift, wenn man ed nicht ald etwas ſpecifiſch Kaiferlihes anjehen will, daß der Schah in 
Berfien nicht ſowol Verwalter und Regierer ded Staatd ift, ald vielmehr „über dem Staat in 
der Eigenſchaft eines Beſchützers““ ſteht, wie Bobineau ih ausdrückt. Die Erbfolge auf dem 
perfifhen Thron ift in der regierenden Familie zwar nicht durch ein gefhriebenes Hausgeſeh 
feftgeftellt, ſcheint aber ſeit Feth-Ali-Schah dahin geregelt zu fein, daß der Schah ſchon bei Yeb: 
zeiten einem feiner directen Nachkommen ald ausſchließlich berechtigtem Ihronfolger huldigen 
ließ, um im voraus den erfahrungsmäßig für Perfien fo verberblich gewordenen Streitigfeitm 
foviel möglich vorzubeugen, wozu eine befondere Aufforderung in der zahlreihen Nahfommen: 

haft Feth-Ali-Schah's gefunden werden mußte. Die Prinzen von Geblüt geniefen mit dem 

geſammten königlichen Haufe dad Vorrecht, aus ven Einfünften des Landes die Koften für ihren 

eigenen Unterhalt und ihren Hofhalt zu beftreiten, und fcheinen daher zu feinen Zmede als nur 

zu biefem in den Provinzen und Diftricten des Landes als nominelle Statthalter und Gou— 

verneure vertheilt, ohne daß fie in der Negel die Verwaltung der Landeötheile, auf deren Ein: 
fünfte ihre Stellung ihnen Anwartfchaft gibt, thatfächlich leiteten. Es ift eine von vielen Nei- 
fenden gemachte Beobachtung, daß die Erpreffungen, Ausihweifungen, Bedrückungen und 
Misftände aller Art, welche dieſes Syftem mit fi bringt, ein Hauptgrund ift, weshalb die 
Dynaftie der Kadſcharen im Lande vielfach gehaßt und angefeindet wird. Ald Gegengewicht 
gegen die daraus entflehenden Gefahren hat die jegt regierende Dynaftie, der Tradition ber 
frühern Herrſcher getreu, den Gebraud feftgehalten, einen großen Theil der vornehmſten 
Avelihen ded Landes immer an den Hof nad Teheran zu ziehen und vurd Verleihung von 
Hofämtern und Titeln ji zu attahiren. Die Nangorbnung in den Titeln beruht noch heute 
auf Erinnerungen der alten Decimaltheilung der militärifchen Gadres, welche wir ſowol in ber 
älteften iraniſchen Berfaffung fennen gelernt, als aud in der turanifchen wiedergefunden haben. 
Die Anwefenheit dieſes Adels in der Hauptftabt und die der königlihen Prinzen in ven Pre: 
pinzen fehen die Kabfcharen ſelbſt ald eins der zweckmäßigſten Mittel an, um das Lant in 
Unterwürfigfeit und Gehorfam zu halten, um dem königlichen Willen ven ſchuldigen Reſpect 
zu fihern. „Der Wille und das Wort ded Königs’', jagt Malcolm ?7), „Hat zu allen Zeiten in 
Perſien ald Geſetz gegolten, und des Königs Macht hat mol nie andere Schranken gehabt ale bir, 
welche fein Reſpeet vor der Religion, feine Rüdjicht auf das beſtehende Herfommten, die Sorge 
um feinen guten Ruf und Die Furcht vor Aufftänden oder Empörungen-ihin naturgemäß fegten. 
Es gibt in Perſien weder eine Berfanmlung von Peerd, noch eine Volksvertretung, noch eine 
Nathöverfammlung der Ulemas. Es ift ein angenommener Grundfag, daß der König, frei von 
jeder Verantwortlicjfeit, thun und laffen fann, mas er will. Er kann die Minifter, Richter, 
Dffiziere und Beamten aller Grade ernennen und abfegen; er ift Herr über das Leben und 
Eigenthum aller feiner Unterthanen; namentlich ift dieſe Gewalt unbeſchränkt rückſichtlich ber 
Mitglieder des föniglihen Haufes, ded Beamtenftandes, und insbeſondere aud aller derer, bie 
der Rebellion und feindliher Handlungen gegen den Shah überführt find.‘ Hinrichtungen, 

willfürlihe Strafen und Vermögensconfiscationen können daher ohne richterliche Unterfudung 

und ohne Urtheil durd einen königlichen Machtſpruch verhängt werden, und ed hängt nur ven 

dem perfönlihen Gharafter ved Monarchen ab, wie weit er feine Gewalt gebrauchen will. Da: 

gegen findet die königliche Willkür ihre Grenzen, fobald fie fi in die unabhängigern Klaſſen 
der Bevölkerung Eingriffe erlauben würde, Der geiftlihe Stand, ver Handelsſtand, die tribut— 

pflichtigen Stämme und felbft die aderbauenden Nomaden verlangen und geniefen, durch die 

Öffentliche Meinung und den Gorpägeift gefhügt, eine größere Schonung, ald man nad dem 

fonftigen despotiſchen Regiment erwarten follte. Zu den perfönlihen Attributen des Shahe 

gehört es, fowol der höchſte Richter in weltlichen Dingen als auch der oberfte Kriegäherr zu ſein 


11) Histoire de Perse, Bd. IV, Kap. 23, ©. 158 fg.; ein Abſchnitt, welcher über die Verfaffungs: 
zuftände unter Beth: Mi Schah eine fehr eingehende Daritellung enthält, 
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und den Sigungen ded höchſten Staatsraths in Perfon zu präjlviren. Allein wenn ſchließlich 
der engliſche Diplomat der Meinung ift, daß es Fein Land gebe, in welchem der Monarch mehr 
pPflichten habe als in Perfien, fo mag man das dem befangenen Blick des britifchen Staats: 
manned im Anfang unfers Jahrhunderts zugute halten; feit 50 Jahren aber ift es ſicherlich 
anders geworden. 

2) Der Staatörath. Schon unter Feth-Ali-Schah, mehr noch unter feinen Nachfolgern 
Mohammed und Nasrevdin concentrirte ſich die eigentliche Verantwortung aller Negierungs: 
bandlungen und die Vertretung des Staatd als politifhen Begriffs in der Perfon des Veziers, 
einer Würde, welde nad perfiiher Anfhauung in Wahrheit die Continuität des iranifchen 
Staats, weldem fie urfprünglich entfproffen ift, ſichtbar darftellt, wie oft aud) die Dynaftien, 
vie dad Land beherrſchen, mwechfeln mögen. Das Großvezierat ift in Perfien der reelle und 
unmittelbare Mittelpunft der Verwaltung; von ihm veffortiren das Innere, die Finanzen, die 
öffentlichen Arbeiten und die Armee; der Bezier ſchlägt dem König alle zu ernennenden Beamten 
vor, und ihm allein legen fie Rechenſchaft ab. Unter ihm ftehen zuerft die übrigen Minifter, die 
Unterftaatöfecretäre und Staatsräthe; jedem Minifterium unterflehen wiederum verſchiedene 
Kategorien von Beamten. Die fo gegründete Allmacht des Veziers hat zu zeiten nicht verfehlt, 
ihre Gefahren mit ſich zu bringen, ſodaß ed zuweilen gerathen ſchien, die Gewalt zu theilen und 
an die Stelle des einzelnen Veziers einen mehrföpfigen Nath mit der oberften Leitung der Ge— 
Ihäfte zu betrauen. So hat Nasreddin-Schah erft neuerlich noch, im Jahre 1858, den Poften 
eined Bezierd (Sadrazam) unterdrückt und ven Verſuch gemacht, fein Land durch ein Minifterium 
zu regieren, im welchem er jelbft ven Vorjig führte. Allein die Kolge davon war, daß nunmehr 
nicht, wie früher, dev Vezier für jedes Unglück, das das Land betraf, verantwortlich gemacht und 
dem Haffe der Bevölkerung wegen ver ſchlechten Verwaltung preiögegeben werden fonnte, fon: 
dern der Schab ſelbſt für alle Regierungsfünden eintreten mußte, die Stellung des legtern hat 
daher durch dieſe Nahahmung einer europäifchen Inftitution an Anfehen und Heiligkeit nur 
eingebüßt, und in Perfien glaubt niemand, daß eine folhe Negierungsform ohne Bezier 
einen dauernden Beſtand haben werde, fondern daß die gegenwärtige miniflerielle Orga: 
nifation bald wieder der frühern Pla machen werde. Der höchſte Staatörath war zur Zeit 
Mohammed-Schah's (ſeit 1835) aus fünf Mitgliedern zufammengefegt, dad gegenwärtige Mini: 
fterium beſteht aus einem Minifter ohne Portefeuille, mit dem Titel Müſchir-ed-dauleh als 
Brafidenten und acht Staatöminiftern, nämlich 1) dem Minifter ver auswärtigen Angelegen: 
heiten mit dem Titel Motemmin:el:fultan, 2) dem Kriegsminifter und Chef der Armee Emir: 
elzomera, 3) dem Minifter der Finanzen mit dem Ehrennamen Muftofizelsmemalif, 4) dem 
Minifter des Innern mit dem Titel Emin-ed-dauleh, 5) dem Juftizminifter mit dem Titel 
Mutemid:ed dauleh, 6) dem Minifter der Stiftungen und Fonds unter dem Ehrentitel Nasr- 
elemulf, 7) dem Minifter ver fhönen Künfte und des Handels mit dem Titel Nazirzelemulf 
und 8) dem Minifter des Unterrichts und der Wiffenfchaften, Veziersel:ulum. Außerdem has 
ben noch die Prinzen, welche in Teheran anmejend find, und einige Hofchargen Sig und Stimme 
im Reichsrath. Der Geſchäftökreis der einzelnen Minifter ift durch eine fönigliche Verordnung 
som 30. Aug. 1858 beflimmt. In Betreff des Minifterd des Innern heißt ed darin: der Emin— 
ro=dauleh hat die Ehrenbezeigungen fümmtliher Staatödiener und in den Verſammlungen 
den Vorrang vor allen andern zu genießen, bei den allgemeinen Audienzen ſich eined Ehren: 
plageö zu erfreuen und bei feftlichen Öelegenheiten die unterthänigfte Anſprache an Se. Majeftät 
zu halten, vie Verwaltung des königlichen Hofes zu führen, für ven Glanz und die Pracht dei: 
felben zu jorgen und darüber Sr. Majeftät Nehenfchaft zu geben, bei der Ernennung der 
Gouverneure der Provinzen die Inftructionen für deren Verwaltung von Sr. Majeftät entge: 
genzunehmen und denfelben zu ertheilen, fowie an ihre Negierungsfige abzuordnen, desgleichen 
bezüglich der Abberufung derſelben, Schuldbriefe des Staats, welche mit dem föniglihen Sie: 
gel ausgefertigt werben, unparteiifch und ordnungsgemäß bei ver Kriegskaſſe oder betreffenden 
Landeskaſſe anzumeifen und Sr. Majeftät zu unterbreiten, damit fie die allerhöchſte Signatur 
erhalten und dann bei der Kaffe erhoben werden, endlich alle Angelegenheiten, welche nicht vie 
eigenen Miniftern übertragenen Geſchäfte des Heeres, des Außern, der Juftiz und der Gtif: 
tungen berühren; auögenommen find ferner die Angelegenheiten ver königlichen Prinzen, des 
Cultus und feiner Diener, fowie die der öffentlichen Bauten. — Da fomit dem Minifter des 
Innern noch jegt ein großer Theil der Functionen des frühern Großvezierd zugetheilt zu fein 
ſcheint, fo wird der Einfluß, den derfelbe üben kann, allein von ver Perfönlickeit abhängen, 
die mit diefem Amte betraut ift. Daß der Minifter des Innern in obiger Aufzählung, die aus 
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officieller Quelle entlehnt iſt, erſt in vierter Stelle erſcheint, hat ſeinen Grund darin, daß die 
Reihenfolge der Miniſter durch ihr Alter bedingt iſt. 

3) Die Armee. Über den Kriegsminiſter heißt es: derſelbe iſt Chef der Armee; ſämmtlich⸗ 
reguläre Infanterieregimenter, die geſammte reguläre und irreguläre Reiterei, die Inſpection 
der Artillerie, des Arſenals, der Kanonengießerei, des Fuhr- und Monturweſens der Armee 
gehört zu feiner Amtsſphäre. — Die perſiſche Armee Hat in ihrer Organiſation in ben legten 
Jahrzehnten vielfacdhe Veränderungen erfahren, welche zum Theil daraus entjprangen, daß bie 
Verſuche, viefelbe mit Hülfe europäifcher Inftructeure nad europäiſchem Mufter zu formiren, 
bald nad) engliſchen, bald nach ruffischen, bald nach franzöſiſchen, bald nach öſterreichiſchen Vor: 
bildern gemacht wurden, ohne jedoch in der einen oder der andern Weife zu einem befriedigenden 
Refultat zu gelangen. Gegenwärtig ift die Armee zufammengefeßt wie folgt: 

Infanterie, 1OArmeecorps zu 10 Regimentern a 800— 1000 Mann . 95000 Mann 


Gavalerie, Reguläre Oarberavalerie 1 Regiment 500 ,, 
Irreguläre Reiterei 2900 „ - .» 29500 „ 
Artillerie, Bußartillerie und reitende zufammen ee. 5000, 
MDERBLAIRAD: 5,05. 0 ee, 380 „ 
129880 Mann, 


Die irreguläre Reiterei bilden die Gontingente der unter Oberhoheit des Schahs ſtehenden No: 
mabenftämme, welche in Kriegözeiten aufgeboten werben. Die Infanterie ift mit Ausnahme 
einiger Garberegimenter nicht viel mehr ald eine Art Miliz, melde in Friedenszeiten nur, 
foweit der Wacht- und Sicherheitsdienſt in ven Städten und auf dem platten Lande e& erfordert, 
zur Activität herangezogen werden, im übrigen aber von andern Beihäftigungen leben. Für 
ihren Unterhalt trägt nicht der Staat Sorge, jondern die Diftriete und Ortihaften, in denen fit 
nad) dem Maßftabe von etwa 2 Proc. der männlihen Bevölkerung ausgehoben werben. 

4) Verwaltung und Rehtöpflege, Befigverbältniffe und Finanzen. 
Obwol die durch die obige Verordnung Nasreddin-Schah's geichaffene neue Organifation einen 
befondern Reffortminifter für die Juſtiz unter die höchſten Würdenträger des Reichs eingereibt 
hat, jo ift doc eine fharfe Trennung von Rechtspflege und Verwaltung in Perfien noch nicht 
erfolgt, obwol in diefem Rande mehr ald im Osmanischen Reich die Elemente vorhanden fin, 
um zu diefer Trennung zu gelangen. Es hat ſich nämlid in Perfien neben der Juftiznflee, 
welche nad) den Orundlehren des Islam auf den Koran und das geihriebene mohammedaniſch 
Recht bafirt ift und von der mohammedaniſchen Geiftlichfeit ausgeübt wird, das Gewohnheitt⸗ 
recht in der Ausübung der weltlichen Gerichtsbarkeit lebendig forterhalten und wird von Ber: 
waltungsbeamten gehandhabt. An der Spige der Provinzialverwaltung ftehen die Statthalter 
und Viceftatthalter; unter ihnen die Gouverneure der größern Städte (Hafim), die Provinzial: 
ſteuerdirectoren (Sabit), die Polizeilieutenants (Daroga), die Bürgermeifter (Kalanter), bie 
Schultheißen (Kedſchuda), deren jedem wieder eine Zahl von Unterbeamten beigegeben ift. 
Neben der Verwaltung ihrer Bezirfe liegt allen diefen Beamten auch jene auf dad Gemohnbeite- 
recht gegründete Gerichtsbarkeit (Urf) ob, welche mit der Polizeigerichtsbarkeit unferer Staaten 
verglichen zu werden pflegt. Indeß find die Grenzen zwifchen dieſer und der geiftlihen Gerichts: 
barfeit nirgends fcharf gezeichnet, und es läßt ih nur annähernd richtig der Unterſchied auf: 
ftellen, daß dad dem Koran entnommene Recht in allen Streitigkeiten über religiöfe Geremonien, 
Erbſchaften, Ehen, Gontracte, Verkäufe, kurz über alle Givilfahen entfcheidet, während bie 
Eriminaljuftiz zunächft den Urfgerichten zufteht, welche Naub, Mord, Diebftahl, Betrug und 
andere Verbrechen gegen die Öffentliche Sicherheit vor ihr Forum ziehen, fo jedoch, daf le 
ſchwerere Verbrechen nad erfolgter Worunterfuhung an die geiftlihen Gerichte verweilen. 
Wird von diefen oder jenen auf Todesſtrafe erkannt, jo muß das Urtheil zur Beſtätigung an 
den König gehen, der allein den Befehl zur Hinrichtung ertheilen fann und ebenfo das Reit 
der Gnade üben darf. Bei den geiftlihen Givilgerihtähöfen, die in ihrer Procedur und Redtd- 
praxis von den allgemeinen Ordnungen mobammedanifher Gerichte nur injofern abweichen, 
als die ſchütiſche Lehre ihre Gigenthümlichfeiten hat 12), führt ver Scheikh-ul-islam den Vorfif ; 
ein folder befindet ſich in jeder gröfern Stadt; unter ihm ftehen zunächft die Kadis; in Fleinern 
Städten findet man meiftend nur einen Kadi, und auf den Dörfern find Mollas von niederm 


12) R. von Tornauv hat in feinem trefflichen Buche Das moslemifche Necht (Leipzi 1855) nad 
einer langen Praxis in ſchiitiſchen Ländern überall auf das fchiitifche Recht befondere Richt genommen, 
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Range die Gerihtöbehörben. Verwickeltere Saden verweifen die unten Gerichtsbehörden ge: 
woͤhnlich an die nähftgöhern, und ein oberfter Gerichtshof mit dem Sige in Teheran ift die 
böhfte Inftanz für alle Gerichte ver Monarchie. Außerhalb des eigentlichen Inftanzenzugs 
Neben ald Wächter des geiftlichen Nechts, und als Rathgeber in flreitigen Fällen die Mitglieder 
der hohen Geijtlichfeit, die Mudſchtehids und Imams, deren Anjehen ein jo großes und deren 
Einfluß ein fo weitreihender ift, daß ſelbſt der Hof ihre Entſcheidungen nicht leicht anzutaften 
wagt. Es gibt dieſer Oberpriefter im Reiche nur eine befhränfte Zahl, 3—5 ; die frühere Würde 
des Sadri-Sudur, an welder unter der Safewidenherrſchaft die geſammte perfifche Hierardie 
culminirte, exiſtirt gegenwärtig nicht mehr. 

Soweit die Beamtenwelt nicht dem geiftlihen Stande angehört, wird jie faft ausfchlieplich 
aus der Klaſſe der Bevölkerung genommen, welde mit dem Namen ver Mirzas bezeichnet zu 
werden pflegt, und welche Brugſch 23) im Gegenfag zu der Geiftlichfeit als erftem Stande, als 
zweiten Stand der perſiſchen Geſellſchaft einführt. Cine oberflähliche Bildung, eine feine Art 
ich zu benehmen und Anftand der äußern Erſcheinung, einiger Wig und Talent zu intriguiren, 
vor allem aber die Protection hochgeftellter und am Hofe einflußreicher Berfonen iind die einzigen 
Vorbedingungen, welche die Anwartichaft auf die Beanitenlaufbahn begründen. Im allgemeinen ift 
die große Gorruption der perſiſchen Geiftlichfeit und Beamtenwelt ein die Adminiftration und 
Juſtiz durchfreſſender Krebsjchaden, weldyen wegzuleugnen ebenfo vergeblich ift, als zu hoffen, 
daß in diefer Hinfiht bald eine gründliche Beſſerung bevorftehe, weil die Erziehung in Perſien 
ſelbſt wejentlich alle Außerlichkeiten in den Vordergrund jtellt, und die Verſuche, die fünftige 
perfüihe Beamtenwelt im Audlande, in Paris und London, für ihren Beruf heranzubilden, nad) 
den Erfahrungen, die ähnliche Verſuche der türfifhen Regierung eingebradt haben, ſchwerlich 
zu etwas Gutem führen werden. 

Die bejigenden Klaſſen der Bevölferung, Grundbejiger und Kaufleute, laffen fi mit den 
Gewerbtreibenden und Aderbauern in Einen Stand — wenn einmal die Geſellſchaft danach 
Elafjifieirt werden ſoll — zuſammenfaſſen, da das Gefeg und die foriale Ordnung der Dinge 
einen Unterſchied in ihren flaatsbürgerliben Rechten und Pflichten nicht Fennt. Sie find die 
ſteuerzahlende Mafle der Bevölkerung. Die Grundbeiigverhältniffe find in Perfien ebenfalls 
mehr duch das Herkommen ald durch dad gefchriebene Geſetz geregelt. Eine ſtaatswiſſenſchaftliche 
Unterſuchung, welde Worms in feiner Abhandlung „Sur la constitution de la propridte terri- 
toriale dans les pays musulmans‘' 44) aufgenommen hat, verſucht zwar, einen Theil der befte- 
henden Verhältnifje auf die allgemeinen Inftitutionen des Islam zurüdzuführen, erſchöpft aber 
den Gegenjtand nicht. Es wird auch hier vieled auf Rechnung der alten. Landesgebräude zu 
ftellen jein, welche ftärfer waren als das Geſetz Mohammed's, während umgefehrt nachgewieſen 
werden fönnte, daß der Jolam unter den Khalifat vieles zum allgemeinen Kanon erhob, was 
altperfiiche Einrihtung war. Aller unangebaute Boden und mehr als ein Drittel des bebauten 
Bodens, nad) andern jogar mehr ald die Hälfte, ift in PBerfien Eigenthum der Krone, welde 
einen Theil davon, die Staatögüter (Maukufat), den Provinzialgouverneuren zur Ausnugung 
überläßt, die ihrerfeitd aus dem Ertrag derfelben die Gehalte ihrer Unterbeamten und Provin= 
zialmilizen gewöhnlich in Naturalanweifungen deden und den Überſchuß für ji vereinnahmen. 
Ein anderer Theil derfelben, Privatgüter des Königs (Kafjeh), dienen ald Apanage der Hof 
Hargen, der Offiziere und Haudtruppen. Die Verwaltung der Krongüter pflegt zum Behuf 
der Bewirthſchaftung ganze Diftricte, Dörfer und einzelne Grundftüde an Private gegen Zah— 
lung einer jährlichen Abgabe, zum lebenslänglichen oder zeitweifen Nießbrauch abzutreten. 
Die bäuerliden Inſaſſen folder Lehnsgüter bewirthſchaften viefelben für Rechnung ded Lehns— 
trägerd. Bon dem Ertrag des bearbeiteten Orunded und Bodens gehören dem Bauer 20 Proc. 
wenn er die Audfaat felbft beſchafft, 10 Proc., wenn er fie vom Herrn ded Dorfed empfängt. 
Die übrigen 8SO— 90 Proc. bezieht der Lehnöträger und hat davon 20—50 Pror. Abgabe an 
den Staat zu zahlen, wofern nicht der Betrag diefer Abgabe ein für allemal bei der Belehnuug 
feftgefegt ift, wad namentlich in den altperfifhen Provinzen der Fall ift, wo auf Grund uralter 
Kataftralregifter der Bodenertrag feit abgeihägt ift. Häufig werben foldhe Lehen gegen eine 
jährliche Rente wieder an die Regierung verpaditet, und da gar nicht felten die rüdftändigen 
Renten jahrelang nicht ausgezahlt werden, jo findet dann die Negierung ihre Gläubiger ge= 
mwöhnlid wieder mit einem Gejhenf an Dörfern oder Grundftüden ab. Zu den Krongütern 


13) A. a. O., ©. 221. 
14) Journal Asiatique, Jahrg. 1843, ©. 126 fg. 
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gehört jegt auch der größte Theil des ehemaligen Eigenthums der Kirche, der Mofceen, denen 
von allem eroberten Lande veihlih ein Fünftel gehörte, außerdem aber ein großer Beſizzſtand 
durch freiwillige Schenkung von Privaten oder durch königliche Gnadenacte zugefallen war. 
Dies Eigenthum war unverleglih und von jeglicher Eonfiscation frei, bi8 Nadir-Schah alle 
geiftlihen Güter einzog und für Staatdeigenthum erklärte. 

Daneben befteht auch wirklicher Privatbefig, fowol für Mohammedaner als für Rajahe. 
Der Form nad wird zwar aud) diefer Privatbefig nur ald eine Nutznießung angefeben, indem 
derfelbe dem Gigenthümer von 99 zu 99 Jahren vom Staat abgetreten wird. Während eines 
folden Zeitraums aber fann der Gigenthümer frei und ungehindert darüber verfügen, faufen 
und fchenfen, nur nicht theilen; und nad Ablauf der 99 Jahre erneuert der jeweilige Befger 
den Nugungscontract gegen Zahlung des Geſammtertrages ded 100. Jahres, eine Einrid: 
tung, die ſicherlich nicht erft mit dem Islam nad Perſien gefommen, aber durd ihn fanctionirt 
worden ift. Die jährliheAbgabe von dem Privatbefig ift nicht gleihmäßig; fie beläuft fidh theils 
auf 20, theild auf 10 und theild nur auf 5 Proc., je nahdem die Bewäflerungdanlagen auf 
Staatökoften unterhalten werden oder nit. Der Kaufmann in Perfien zahlt feine birecten 
Steuern an ben Staat, trägt aber indirect eine nicht geringere Laft ald der Landwirth. Wie 
der Boden, fo ift aud) ein großer Theil der Bazars, Kaufläden und Magazine, Karavanſerais 
und Waarenniederlagen Eigenthum der Krone, und der Kaufmann, der fie benußt, ftebt zu dem 
Staat im Verhältniffe des Miethers: feine Abgaben an die Regierung find jedod in den meiften 
Fällen nicht ein fefter Miethsfag, fondern ein Procentfag vom Geſchäftögewinn. Außerdem 
falfen der handeltreibenden Bevölkerung die meiften Waarenzölle zur Laft, welche ſowol von 
inländifhen als auständiihen Handeldartifeln erhoben werden. Geſchloſſene kaufmänniſche 
Gilden beftehen menigftens in den größern Städten. Der Stand der Handwerker ift nad Züni: 
ten georbnet, die unter einem Altmeifter ftehen, der die Gewerbfteuer von den Zunftgenoflen 
nad dem Belauf des jährlihen Miethzinfes der Buden einzieht und an die Regierung zahlt. 
Nichtmohammedaner, welche Unterthanen des Schahs find, entrichten eine Kopffteuer. Auch von 
den Wanderſtämmen wird eine ſolche erhoben, indem die Stammeshäuptlinge den jährlich zu 
entrichtenden Tribut auf die Familien des Stammes nach der Kopfzahl vertheilen. Zu dieſen 
verſchiedenen Nevenuen des Staatd find endlich noch zu rechnen die bedeutenden Naturalabgaben 
und Gefchenfe, welhe unter dem Titel Sadir bei außerordentlihen Anläffen, als Feldzůgen 
Öffentlichen Bauten, Ausftattung von Prinzen und Prinzefiinnen, Reifen fremder Geſandien 
u. dgl. von einzelnen Diftricten erhoben werden, fowie die jährlihen Neujabröpräfente an ven 
Shah, die zwar durch eine königliche Verordnung feit einigen Jahren abgeſchafft fein jollten, 
aber nichtödeftoweniger fortfahren, eine wichtige Einnahme der Krone zu bilden. Über den 
ungefähren Belauf der Gejammteinnahme des Staatd lauten die Angaben fo abweichend 
voneinander, daß etwas Beftimmtes ſich darüber um fo weniger fagen läßt, ald ein georbmeter 
Staatshaushalt wol überhaupt nicht befteht, glaubwürbige Ziffern wenigftend nicht zu erfahren 
find; daher alle bißherigen Angaben darüber nur auf Schägungen beruhen. Jaubert ſchätzte fir 
auf 8O Mill. Fr8.19), Frafer auf 75 Mill., Malcolm auf 144 Mill., Blau auf 110 Mill. 
Vergleichsweiſe jeien hier ein paar Zahlen angeführt, weldhe die Herabgefommenbeit des meuen 
PBerfien gegen das alte bemweifen. Unter Kosru-Parwiz belief ſich vie Einnahme des Saffaniben: 
reih8 auf mehr ald 300 Mill. Frs.; unter Mamun betrugen die Revenuen des öſtlichen 
Khalifats über 1 Milliarde Frs.16) Aus den Einkünften werden fowol die Ausgaben dr 
föniglichen Hofhalts als die öffentlihen Ausgaben, foweit legtere nicht Sache der Provinzen 
find, beftritten. Der Schagmeifter des Schahs ift Finanzminifter des Reichs. Cine Staate- 
ſchuld eriftirt in Perjien nicht. 


15) Jaubert, Voyage en Perse, ©. 146, — — Bereimung: 


Ertrag ber Krongüter . . 700000 Toman 
Grundzins . .500000 
Auflagen auf Waaren und Gewerbe. - . . . 400000 Be 
Allerlei Steuern ,„ . . 700000 , 
Geſchenkfe... ae 600000 
Tribut der Stämme . . . . . » ..  1,100000 


— 4,000000 Toman a 20 Fre. 
Die Zahlen bei Blau, Gommerzielle Zuftände Berfiens, ©. 6, find zwar neuer, bezieben fich aber 
nicht blos auf die Staatseinfünfte, — auch auf geiftliche Stiftungen, die nicht dahin gehören. 
16) Journal Asiatique, Jahrg. 1862, II, 181. 
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Diejer Blid auf die Verwaltungszuftände des Landes zeigt, wie die ſtaatsbürgerlichen 
Plichten des Perfers mit den drei Leiftungen, Gehorfam gegen den König, Kriegspflicht und 
Steuerzahlung erfhöpft find. Staatsbürgerliche Rechte find durch fchriftliche Nrkunden nirgends 
befonder# verbrieft. Als eine Art von folden im Herkommen begründeten Örundrechten fann 
man es jedoch betrachten: erftend, daß jedem Perſer zu jeder Zeit freifteht, nicht nur im Lande 
ſelbſt der vollften Freizügigkeit zu genießen, fondern auch dad Land beliebig zu verlaffen, wohri 
nur Beamte und Sklaven gewiffen Beſchränkungen unterworfen find; zweitens, daß alle Berfer 
som hoͤchſten bis zum niedrigften vor dem Gejege gleich find und ed im diefer Beziehung Feine 
Grimirten gibt. Daß ed ſomit an einer Verfaffung nad) europäifchen Begriffen ebenfo fehr fehlt 
ald an einer Codificirung der Kandedgefege, hindert übrigens nicht, daß trog der deöpotifchen 
Kegierungdform, oder vielmehr weil die Regierung ji von allen Mafregelungen des Gin: 
zelnen fern Hält, die individuelle Freiheit in Berfien, wie in allen orientalifhen Despotien, 
größer ift als in europäifchen Polizeiftaaten, und was wir Ehre, Vaterland, Patriotismus, 
Freiheitsgefühl und Redtsjinn nennen, erjegt dem Berfer feine Religion und ber Glaube 
an jich ſelbſt. D. Blau, 

Perſon, Perfönlichkeit (vom philofophiigen und Nehtsftandpunkte).!) Be: 
fanntlich bezeichneten, wie die Griechen mit rp0CWrov, die Römer mit persona die Maöfe, deren 
fi die Schauspieler bei ihren Darftellungen bedienten, wol aber aud die darzuſtellende Rolle 
jelb.*) Im beiden Fällen iſt demnach persona eine dem Schaufpieler ald Menſchen fremde, 
von ihm erft eingelernte, angenommene Eigenſchaft, und obwol die persona nad) diefem doppel⸗ 
ten Bortfinn die Identificirung ded Künftlerd mit Maske und Rolle auf künſtlichem Wege 
poraudjegt, ift ed doch gerade die Maske, welde dem Inhalt ver Rolle gegenüber und bei der 
regelmäßigen Nothwendigkeit, daß ein Schaufpieler in demſelben Stüd mehrere Rollen fpielen 
mußte, gewiflermaßen den perjönlichen Charakter des Schaufpielerd ſchützte, wenn jle aud zu: 
gleich darauf berechnet jein mußte, dem Bublifum die nöthige Illuſion zu verfihaffen. Ob nun 
gleich ſelbſt in dieſer clafifhen Anwendung des Ausdrucks persona entfchieden etwas liegt, was 
mit deffen ſpecifiſch juriftifher Anwendung verwandt ift, fo kam diefelbe doch bei den modernen 
Bölfern außer Gebrauch, ed wäre denn, daß man die Sitte, in den Schaufpielen und auf den 
Theater zetteln heute noch die Rollen und deren Träger unter der gemeinfamen Rubrik „Perſo— 
nen’ aufzuführen, mit jenen Gebraud) ber Griechen und Römer in Verbindung fegen wollte, 
was um fo näher zu liegen fcheint, ald man ja ebenfalls heutzutage noch das Coſtüm eined Schau= 
ſpielers, und was zur äußern treffenden Darftellung feiner Rolle gehört, deſſen Madfe zu nen: 
nen pflegt. 

Im gewöhnlichen Leben wie in der Wiſſenſchaft verfteht man aber bei und, und zwar infofern 
der Hauptſache nach übereinflimmend mit dem juriftifchen Spradgebraud der Nömer, unter 
Berfon den Gegenfag von Sache ?), und zwar nicht, ald ob der eine Begriff ohne den andern 
erkennbar oder auch nur denfbar wäre, fondern fo, daß der eine nur durch den andern, beide nur 
durch ihre wechlelfeitigen Beziehungen zueinander möglich find.) Denn Sade ift alles, was 
für ven Menſchen einen Vermögenswerth hat, und der Menſch ift e8, der nad) den Geſetzen feines 
Weſens darüber entſcheidet, ob oder inwiefern ein Ding ihm einen folden Werth darbiete. 
Dffenbar hanvelt dabei der Menfch frei, ſoweit er überhaupt frei fein fann, d. h. ed gibt Dinge, 
die er ald Sache ſchätzen fann oder nicht, während hinwiederum gewiſſe Dinge dem Menfchen 
gegenüber mit abfoluter Nothwendigkeit Sachen over Werthobjecte fein müffen, z. B. die nöthig- 
fien Nahrungsmittel, der Menfch aber in fich felbft den Grund finden follte, warum Menſchen, 
feineögleihen, niemald Sachen fein fönnen. 

Ohne Sadıe ift der Menſch ebenfo wenig denkbar wie der Sahbegriff ohne ven Menfden. 9) 


“ 

1) Auch auf dem theologiichen Gebiet ift die Perfon oder Perfönlichfeit, z.B. bezüglich der Perfön- 
lichkeit Gottes, der Dreifaltigfeit, der perfönlichen Korteriftenz nach dem Tode u. f. w., &egenftand ber 
wichtigften Forſchungen. 2) Pauli, NRealenchklopädie, s. v. persona. 

3) Hierauf beruhen noch viele Gegenfäge in unferer Rechtsſprache, 3. B. der zwiſchen Perfonaliften 
und Realiſten, perfönlichem und Geburtsadel, Perfonal- und Realinjurie, Perſonal- und Nealunion, 
Perfönlichfeit und Objectivität der Anfchauungen, Perſonal- und Realleiftungen, Dienfte u, f. w. 
S. Raturreät, sub 13. 

4) Daraus erflären ſich auch die fchon bei den Römern vorfommenden Übertragungen perfönlicher 
Rechte und Pflichten auf Sachen und umgefehrt, eine @rfcheinung, die in dem germanifchen abelichen 
und bäuerlichen Süterfyitem am höchſten getrieben ift. 

5) Homo et humus! Röder fagt in ie Naturrecht (zweite Auflage, II, 7): „Die wefentlichen 
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Der Menſch aljo iſt's, der lebloſe wie lebendige unfreie Gegenftände der Schöpfung mit Noth— 
wendigkeit oder frei zu Sachen macht, indem er fie ald Mittel feinen Zweden unterordnet und 
theilweife fogar erft ſchafft. Inſofern aber jeder Menſch jelbft zu ſachlichen Leiftungen fähig if, 
fann er, natürlich ohne ſelbſt Sache zu werden, doch auch einen ſachlichen Werth für feine Mit- 
menſchen befommen, und fo ergibt fi, daß die Perſon einmal eine in ſich berechtigte directe Macht 
über ſachliche Gegenftände, dann aber eine indirecte derartige Macht, auf fachliche Leiftungen 
durd die Mitmenſchen gerichtet, enthalte, 

Hieraus folgt weiter, daß der Begriff von Perfon 6) weſentlich mit vem Begriff des Menſchen 
zufammenbängt; ferner, daß die nähere Beſtimmung des Begriffs von Verſon von den maf: 
gebenden Aufaflungen des menjhlihen Weſens beftimmt werden muß (Humanitätsprincip); 
endlich, daß etwas von dem wahren Begriff Berion überall und zu allen Zeiten vorhanden war, 
ift und bleibt, gleichviel ob er in abstracto feftgeftellt oder au nur zum Bewußtfein gefommen 
war oder nicht und deshalb nur auf den Gefühle beruhte. 

Der Menſch ift ein koͤrperlich-geiſtiges, individuell ſelbſtändiges und doch nothwendig geiel: 
liges Wejen. Deshalb bedarf er ver Sache, obwol ihm die Beflimmung, welde Saden und wie 
er fie brauche, in einem gewiflen Grade freiftehen muß. Auf der Selbſtbeſtimmung zum Zwed 
der indivipuellen Geltendmachung und Entwidelung beruht der Begriff der Perſon, der übrigend 
wegen der gefelligen Natur des Menſchen nit von den Gonfequenzen der Gefelligkeit geſchieden 
werben kann. Jeder Menſch hat demnach nothwendig eine individuelle oder privatrechtliäge und 
eine gefellige oder öffentlichrechtliche Perfönlichkeit zugleich, die man wol nad einzelnen Haupt: 
wirfungen voneinander unterjcheiden, ihrer wechſelſeitigen Durchdringung und intimen Berbin- 
dung wegen aber nicht voneinander getrennt denfen Fann. 

Soweit die Freiheit geht und geihügt ift, herrfcht ver Menſch; feine Individualität entſcheide 
allein, oder er ift Privatperfon, ſoweit er nicht beherricht wird. Nur eine Folge hiervon if es 
aber, daß er auch die Gonjequenzen feiner Handlungsweiſe zu tragen hat, rejp. feinen Mitmen⸗ 
ſchen verpflichtet ift, foweit er entweder die Grenze feiner Freiheit eigenmädhtig überfchreitet ober 
fich felbft innerhalb verfelben erlaubterwelje bindet. Vermöge feiner Gefelligfeit muß jedoch der 
Menſch durch die Geſellſchaft, der einzelne dur das Gemeinweſen beberricht fein. Nur hier: 
durch ift eine maßvolle und geihügte oder überhaupt eine praftifche Freiheit möglid.?”) Die 
gejellichaftliche Grenze der Freiheit erfcheint vemnad ald die Grundbebingung jeder indivinnellen 
Freiheit, und die freie Beachtung der politifhen Freiheitsgrenzen ift das Weſen der politilden 
Freiheit. 

Da man den Menfhen nicht ohne oder außerhalb des Staats denfen fann, fo ift der an ihn 
gebundene Begriff von Perfon ebenjo durch feine menfchliche Freiheit bedingt wie an feine geſel⸗ 
lige Verbindung unauflöslih gefnüpft, Perſon alfo iventifch mit Subjert von Rechten und 
Pflichten, weldhe Rechte und Pflichten theils ſolche jein können, die aus dem freien Verkehr der 
Individuen untereinander innerhalb der Grenzen der gefellihartlihen Blichten, theils foldye, die 
aus dem Verhältniß der Inpividuen zum Staat unbeſchadet der individuellen Freiheit ber: 
vorgehen. 


Rechte des Einzelmenfchen als folchen und als Wurzelgliedes der Menfchheit Fonnen nur verftanden wer- 
den, wenn man fie zurücführt auf das eine und ganze Necht des Einzelmenfchen, das man wegen feiner 
Begründung in der Vernünftigfeit, d. h. Perfönlichfeit, auch das eine Urs oder Grundrecht der Berı 
fönlichfeit oder der Menfchheit nennt.‘ Vgl. dazu Held, Syitem des Verfaſſungsrechts, Thl. II, 8. IM 

6) Personne mit ne ift dem Franzoſen die ſtärkſte Verneinung, daß jemand da war u.nLım 
Perfon nennt man wol auch Individuen, denen man gar feinen befondern Charakter beilegen will, ohne 
ihnen die Rechtsfubjectivität abfprechen zu fünnen. In der alten franzöfifchen Rechtsiprache bief Per- 
sonne, identifch mit dem angeljäcdhfiichen parson, foviel wie cure, beneficier, entfprechend dem per- 
sonnage (personatus), cure, benefice eccl&sastique. Personnier (personarii) oder parceniens 
(angelfächfiich Parceners), d. h. Mitbefiger oder Mittheilhaber an einer Gemeinfchaft, namentlich einer 
ländlichen. Es fcheinen aber beide Ausdrüde auf einem andern Stammworte zu beruhen. Vgl. Dapin 
und Laboulaye, Glossaire de l’ancien droit francais (Paris 1846). 

7) $errari, Histoire de la raison d'etat („La liberte fille de la legalite‘‘), S. 78 fg. Selbft 
Vacherot, La Democratie, gefteht zu , daß die „‚egalite‘ für ſich allein noch Fein Fortfcyritt fei, und 
Bentham erfennt die Sicherheit als identifdy mit Freiheit (Essai sur l’Espagne, ©. 69). Dot. auch 
Simon, La liberte (Paris 1859). Larroque, Renovation religieuse, S. 198. Tocqueville, Das alte 
Staatswefen u. f. w., ©. 65, 73 fg. Mit der „libert decente‘ (welches übrigens fein neuer Ge 
bdanfe ift, indem ſchon Gui Goquille von einer „‚spes libertatis honestae“ geſprochen hat, vgl. Ri 
mufat, Politique liberale, S. 36) ift aber freilich nichts gefagt und noch weniger gethan. Übrigens hat 
fchon 1572 Volano eine Schrift De libertate politica geichrieben. 
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Man kann deshalb wol ſagen, jeder Menſch ſei private und politiſche Perſon zugleich oder 
habe zugleich personam publicam et privatam, und da dies Vernunftpoſtulat iſt, fo gibt es 
ihon deshalb keinen Menſchen oder follte vielmehr feinen geben, von dem man nicht fagen 
fönnte: „sustinel plures personas“., 

Sehen wir nun aber auf die Erfheinungen, melde dad pofitive Recht über diefen Gegen— 
hand darbietet, fo treten zunächſt die folgenden als befonders auffallend hervor: 

1) Nicht jeder Menſch gilt als Perfon oder Rechtsſubject, aljo als Menſch; es gibt viele 
Menſchen, denen, obgleich jie Menſchen find, alle und jeve Rechtsſubjectivität ab: und nur die 
Gigenfchaft von Saden zugefproden wird, 

2) @3 gibt Perfonen, die entweder nur einen privatredptlichen oder nur einen Öffentlichrecht- 
lihen Charakter haben follen, und verbindet ſich damit nicht felten die Anſchauung, als ob in 
einer Perfönlichkeit ver erften Art eine Halbheit, in Perfönlichfeiten der zweiten Art eine befon- 
dere Steigerung der Subjectivität zu erfennen wäre. 8) 

3) Jede Perjönlichfeit, und zwar in jedem einzelnen Subject wieder jede der in ihm vereinig= 
ten personae, ift einer ſehr mannichfachen Abftufung fähig, deren Gründe teils felbft wieder 
allgemein menſchliche, theils fpecielle Gründe der einzelnen pofitiven Rechte find. 

4) Die Berfönlichkeit ift fo eng mit dem menschlichen Wefen verbunden, daß fie in manchen 
Beriehungen ſchon früher angenommen wird, ehe nur die allererften Vorbedingungen einer ſelb⸗ 
Rändigen Individualität vorhanden find, und aud) dann noch fortbefteht, wenn diefe entweder in 
andere übergegangen oder fogar gänzlich dahin ift. 

Diefe Erſcheinungen erfordern eine eingehende Betrachtung. Ad 1) Wir haben oben be— 
merkt, daß dev Begriff der Perſönlichkeit vorzüglich aud von den allgemeinen herrſchenden An- 
Nibten über das Weſen des Menſchen, von dem Humanitätsprincipabhänge. In diefer Beziehung 
zerfällt die ganze Maffe ver geſchichtlichen Erfheinungen in zwei Hälften, deren eine dem nicht: 
hriftlichen, die andere dem driftlihen Humanitätsprineip angehört. Die nihtchriftlihe Welt 
gebt entweder direct davon aus, daß die Menfchen angeborenerweife fo verſchieden feien, daß die 
einen nur zum Herrſchen (ald Rechtsſubjecte), die andern nur zum Dienen auf der Welt wären 
(als Rechtsobjecte). Die andern nehmen nicht ven Menfchen, jondern nur den Bürger eines 
beflimmten Staats zum Ausgangspunfte. Hier ift dann die active Mitgliedſchaft im politifchen 
Organismus die Bajis aller Nechtsfähigkeit oder Perfönlichkeit, vefp. Nechtöfubjectivität, und 
dieje erfcheint dann auch nur als etwas ftreng Poſitives. Übrigens fallen im weſentlichen die 
beiden Standpunfte zuſammen, gleichwie ihre Gonfequenzen in der Hauptſache diejelben find. 
Auch macht e8 im Princip feinen großen Unterſchied, ob die Grundlagen eines von diejer An— 
ſchauung beherrſchten Staatd mehr theofratifche oder rationaliftifche, oder mehr materialiftifche, 
namentlidy Eriegerifche find. Hierher gehören beſonders die der ganzen undpriftliden Welt 
geläufigen Gegenjäge zwiſchen Freien und Sklaven, herrſchenden und dienenden Kaſten (Parias) 
uf. m. Der Untergang der Alten Welt und die elenden Refte der auf ſolchen Prineipien ruhen: 
den Völker haben ebenso längft fchon über deren unbeilvollen, unnatürlihen Irrthum gerichtet, 
wie eine Reihe von harakteriftiihen, durch die Geſchichte diefer Völker gehenden, für jie felbft 
freilih unfrudtbar gebliebenen Zügen den Beweis liefert, daß feine menſchliche Autorität im 
Stande ift, die natürliche Wahrheit in ver Bruft des Menfchen gänzlic verftummen zumadhen. 9) 
Die Behauptung der Unperjönlichkeit der Sflaven zwang nothwendig zu einer Menge von fünft- 
liden Fictionen, zu einer Neihe unlödbarer und, je feiner angelegter, deſto widerſpruchsvollerer 
Probleme. Je mehr der Staat wuchs, je höher er in der Gultur flieg, deſto mehr gerieth er durch 
die fleigende Zahl jeiner Sklaven und die damit ſich fteigernde Strenge gegen diefelben mit ſich 

ſelbſt in Colliſion, bis er endlih an der Unfreiheit aller anfam und für das allerunfreiefte, weil 


8) Auch für diefe beiden Gegenfäge ift das Gefeg der harmonijchen Ausgleichung beider in dem ein: 
zelnen Menſchen dus höchite Sches, Die Gefchichte aber kümmert ſich nicht um das Privatleben; nur 
die politifche Wirkfamfeit (und erft durch diefe die private) gehört ihr an. Welche ungeheuere Wirkjam- 
feit im Guten wie im Übeln von einzelnen eminenten Berfönlichfeiten durch ihre bolitifche Stellung aus: 
gehen fann, ift befannt. Bol. Held, Staat und Gefellichaft, 1, 27, Note 25, ©. 42 18; 274, 281. 
&uizot, Histoire parlementaire, Bd. I, S. XXXIV. Bol. aud) die Außerung Marc Aurel’s bei Denis, 
Histoire des theories, II, 175. Dupont-®hite, L’'homme et l’etat, I, 191, 194. j 

9) Bol. unter anderm Denis, II, 18, 28, 69, 156, 159 fg., 165 fg., 426 fg. Laurent, Etudes, 
I, 162; II, 251. Held, 2egitimität, ©. 25, Note 1. Buckle, Gefchichte der Givilifation, I, 129 fg.; 
Il, 68, 157, 181, Note 75. 
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dem Gefeg am meiften fremd gewordene jeiner Glieder, für den Despoten felbft, die Fiction auf- 
ftellen mußte, daß er allein frei fei. Der Despotismus, das Ende aller undriftliden Staaten, 
ift Mutter und Frucht der Unfreiheit zugleih, und wie er der Nichtachtung der Menſchenwürde 
entflammt, fo kann er auch im Despoten nicht einen Menfchen, fondern muß in ihm etwas Liber: 
menfchliches, etwas Göttliches fehen 19), alſo Menſchheit und Bottheit miteinander zum Banf: 
rott bringen. Die Extreme berühren fi nicht nur, ſie reiben ih, wenn ohne Ausgleihung 
bleibend, auch auf. 

Die hriftliche Welt geht dagegen von dem Menſchen, jeiner Gottähnlichkeit, alſo angeborenen 
Freiheit und in diefer Beziehung auch von der Gleihheit der Menſchen aus. Bei der unauf- 
lösbaren Verbindung zwijchen Freiheit und Rechtsfähigkeit ergibt ſich dadurch für Die chrifllihe 
Ära die Gonfequenz, daß jeder Menſch Rechtsſubject fein oder Berfönlichfeit haben müſſe, unt 
daß alle Menſchen als ſolche im weſentlichen die gleiche Rechtsfähigkeit bejigen. Derdominirenve 
Zug der Hriftlihen Staatengefhichte ift daher das Ringen nad Gefeglidkeit, und zwar nad 
Gejeglichkeit für alle, felbft für diejenigen, weldye nicht Angehörige des Staats find, im melden 
fie jich gerade aufhalten. Dazu fommt, daß man in den chriſtlichen Staaten erfannte, wie bie 
Gejege nicht alles find, und wie gerade das wahre Humanitätögefeg, die wahre Moral oder 
das natürliche Net ver Menfchen, die eigentliche Serle, das Reben ver Geſetze, die Duelle ihrer 
Erhaltung und ihrer normalen Fortbildung fei, alſo noch ein höheres Geſetz beſtehe ald das 
poſitive. Die Freiheit in der Erforfchung dieſes Grfeges, die Autorität der philoſophiſchen Watr- 
heit gegenüber den einzelnen hiftorifchen Erſcheinungen und die allmählich veformirende Macht 
derjelben, in Berbindung damit die Freiheit ver Gewiſſen in religiöfen wie politiſchen Dingen 
und der Umftand, daß Religion und Recht, Staat und Kirche wenigftend principiell jedes frei 
in feiner eigenthümlichen Sphäre iſt, während jle jih fortwährend berühren und durchdringen, 
dies alles ruht weſentlich auf dem Kriftlihen Humanitätsprincip und ift ebenfo Mutter wie 
Frucht der Anerkennung der allgemeinen Menſchenwürde. Zwar bat ji der menſchliche Irr: 
thum, der zum Brineip der Alten Welt erhoben wurde, auch in der chriſtlichen Ara nicht minder 
geltend zu machen gefucht 1!), wie die Alte Welt fehr lautere Ajpirationen zum reinen Huma⸗ 
nitätöprincip aufzumweifen hatte. Auch die chriſtliche Welt fannte ven Gegenſatz zwiſchen Freien 
und linfreien und bat denfelben nicht nur oft in den wiberlichften Formen ansgeprägt, fondern 
auch lange genug in ungebheuerer Verbreitung aufredt erhalten. Aber nie ohne feierlichen 
Proteſt! Die geiftlichen wie die weltlichen Geſetze proteftirten ohne Unterlaß gegen die Willkür 
großer und £leiner Despoten, und wenn fie oft zu ſchwach waren, das Recht gegen die Mecht 
geltend zu machen, fo genügten ſie body, die Oriflamme ver Menfhenwürde leuchtend zu erhal: 
ten. 12) Bine ununterbrodene Kette latenter wie offenfundiger Kämpfe führte nad oft wei: 
felndem Geſchick endlich fletd zum Siege der Humanität, und das gigantifche Ringen, meldet 
zwei anfcheinend diametral entgegengefegte VBölferfoloffe, Norbamerifa und Rußland, in un: 
fern Tagen vollbringen, zeigt, gleich der mit jedem Tage fteigenden Bewegung in Frankreich 
und dem Aufſchwung der Nationalität in Deutfhland, daß die Humanität noch nicht zur bloßen 
Theorie, die Hriftlichen Völker no nicht unfähig geworden, ihre Verwirklichung praftiih 
ſelbſt mit den ungeheuerften Opfern anzuftreben. 

Dieje Entwidelung führte nun zu folgenden, unferer Meinung nad) vorzüglichften, übrigent 
fhon während des ganzen darum geführten Kampfes 13) immer mehr oder minder deutlich 
durchblickenden Wirfungen: 

a) Jeder Hriftlihe Staat ruht verfaffungsmaßig auf vem Princip, daß jeder Meni al 
folder gewiſſe Rechte Haben müfle, die zwar nothwendig in dem ftaatlihen Zufammenleben rine 
Grenze finden, alfo relativ beichränft, nicht abjolut und unendlich find, aber auch Durch pen Staat 
nie vollftändig aufgehoben werben fönnen, da ſie nicht vom Staat gegeben, fondern fo find, 
daß fie der Staat [hüten muß. Soweit die Perfönlichkeit nur dieſe Rechte erfaßt, wird fie ſchon 
durch die lebendige, menſchliche, nicht abortive und nicht monftröfe Geburt erworben. 7) Der 


10) Help, I, 424. 

11) Bgl. unter anderm über die Haltung der Epanier gegen die Indianer Mericos, augsburger 
Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1862, Beil. Nr. 96, S. 1582. 
12) 2. > Leideigenfchaft in Deutſchland und dazu Gollin de Plancy, Dictionnaire feodal (jweite 
Auflage, Paris 1820), in einer Reihe einfchlägiger Artifel, 

13) So 3. B. im Bauernfriege. Vgl. Roth von Schredenftein, Das Batriciat, S. 166. 
14) Dupon:White, L’homme et l'etat, ©. 186. 
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Staat verleiht fie nicht, und was feine Geſetze mit Rückſicht auf jie thun können, befteht in deren 
Anerkennung, Sicherung und politifch vernünftigen Begrenzung, refp. in der Befeitigung nicht 
geredhtfertigter Schranfen.\?) Da das rein innerliche, dad Gemüths- und Beiftedleben des Men- 
ihen überhaupt nit in das weſentlich Außerliche Gebiet des Staats fällt, jo können fi feine 
Geſetze auch nicht mit dem Drang der Erzwingbarfeit auf dieſes erfiredden. Da aber die innere 
Freiheit ohne die Möglichkeit äußerer Bethätigung, felbjt wenn denkbar, doch jedenfalld werthlos 
wäre, fo ift ver Staat dieſen Rechten gegenüber verpflichtet, ihnen eine freie äußere Bethätigungs: 
iphäre offen zu laffen. Diefes ift die wahre Idee der freilich oft genug falſch aufgefaßten foge: 
nannten Urrechte, Grundrechte, allgemeinen Menſchenrechte, birth-rights, eine Idee, die nie ganz 
fehlte 16), allein erft in der hriftlichen Welt zu einem gemeingültigen Prineip erhoben wurde. 17) 
Dieſes Princip gebt fo weit, daß, bei aller Achtung fremder, namentlich angeborener Rechte, das 
bloge Betreten des europäiihen Bodend genügt, um demjenigen, der nad) dem Recht feiner Ge: 
burt Sklave ift, die Freiheit zu geben 19), und die Haltung der europäiſchen Regierungen in dem 
gegenwärtigen Rampfe der nordamerikaniſchen Union hat es bewiefen, daß jelbft die größten 
materiellen Intereflen nicht ftarf genug find, um einer Regierung zu geftatten, für die Sflaven- 
faaten entſchieden einige Sympathien zeigen, gefchweige bethätigen zu können. 19) 

b) Die Idee des chriſtlichen Staats begnügt fih aber nicht nit einer privatrechtlichen Eman- 
cipation des Menſchen. Sie will audy, daß er dem Staat nur organisch angehöre. Die Schran- 
ten feiner Freiheit follen nicht rein willfürliche, die Beachtung derjelben nit eine unfreie, er- 
zwungene fein. Jeder ſoll ein lebendiges Glied des Staats werben, dem er angehört, und wie 
er frei die Geſetze, die er kennt, verfteht, anerkennt, erfüllt, fo ſoll ihm der Staat auch die Mittel, 
refp. Rechte geben, durch welche ihm Die freie Bethätigung feines ftaatlihen Sinnes möglich if. 
Mit andern Worten, der moderne Staat trennt die Menſchlichkeit, die freie Individualität nicht 
von ber Gejelligfeit, und wie verſchieden die Ausdrücke für diefen Gedanken, wie fehlerhaft oft 
deilen Auffaffung im ganzen, wie irrig die einzelnen daraus entnommenen Folgerungen fein 
mögen, an und für jich betrachtet, ift er abfolut wahr, und erfcheinen felbft die angegebenen Irr: 
thümer ald Träger einer wahren Spee. 20) Allein wie ſchon innerhalb des allgemeinen gleichen 
menfhligen Weſens eine unendliche Mannicfaltigkeit der Ideen hervortritt, fo findet auch in 
Beziehung auf die gejellige Dualification eine außerorbentlich große Verſchiedenheit unter den 
Menſchen ftatt, und die Würdigung diefer Verſchiedenheiten, deren organiſche Ordnung, nicht 
aber deren linterbrüdung, und geichehe fie auch unter dem beftehenden Namen ber Gleichheit, ift 
das eigentlihe Palladium ver Freiheit over der Perjönlichkeit. 2!) Hieraus geht aber noch eine 
weitere Beflärkung des wichtigen Sapes hervor, daß in der That die private und politiſche Thä— 
tigkeit nicht voneinander geſchieden werben fönnen. In den Anfängen aller Bölfer, aud ber 
Bölker des Alterthums, find wirklich beide für diejenigen Glieder des Staats, welde überhaupt 


15) Bgl. Held, Syftem des Berfaffungsrechts, I1, 550, 5583, 557 fg. Angeborene Vorrechte haben 
offenbar mit diefem Begriff nichts zu thun und entſtehen erft dann, wenn der Begriff angeborener befondes 
ser Pflichten verloren gegangen. Dagegen beruht das altgermanifche Syſtem der perfönlichen Rechte 
(vgl. Dahn, Die Könige, I, 189. Sa und Dietherr, Deutfche Rechtsfprihwörter, ©. 25. Guizot, 
Histoire des origines, I, 246. &aiteyrie, Histoire de la liberte politique, I, 34, 73 fg., 137 * 
= fg., 147,159 fg. Held, Staat und Gefellfchaft, Bo. II, Note 204 u. 249) auf ber beſondern Na- 
tionalität. 

16) Dupont:®hite, ©. 19, 21, 

17) Guizot, M&moires, I, 169. Laurent, Etudes, II, 148. VBollgraff, Politiſche Syſteme, I, 48 fg. 
Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 505. Mill, On liberty: an 
Essay (London 1859). Über Menfchenrechte vgl. Ouizot, Histoire des origines, II, 284 fg. Derfelbe, 
Histoire parlementaire, I, 308. Bladftone, Commentaires, I, 211 fg., 217, Note. Dupon: White, 
187 fg. Kaltenborn, Die deutſchen Ginheitsbeftsebungen, II, 107. Zöpfl, Deutfches Staatsrecht (fünfte 
Auflage), I, 370, 485, 490; 11, 21 fq., 205, 209. Help, 557 fg. Laferritre, Essai sur l’histoire du 
droit frangais, II, 14. Geyer, Gefchichte und Syftem der Rechtsphilofophie (Innsbruf 1836), ©. 137 fg. 

18) Falck, De servo, libertate donato, si Europae solum attigit. (Amſterdam 1834). Held, 
Staat und Gefellfhaft, Bd. II, Anhang 2. Fiſchel, Die Verfaſſung Englands, ©. 48. 

19) Ein tiefer Sinn aber liegt darin, wenn Bonald fich ausfpricht: „La revolution qui a com- 
mence par la declaration des droits de ’homme, ne finira que par la declaration des droits de 
Dieu.” Bol. bazu die vernichtende Kritik der revolutionären Auffaffung der Menfchenrechte bei Bentham, 
Tactique des assemblees legislatives (zweite Auflage, 2 Thle., Paris 1822), II, 257 fg. 

20) Held, Staat und Gefellfchaft, Thl. I, Anhang 2. ©. Drganifation. 

21) ‚„‚Droits de l'etat, droits de l'individu, deux contemporains qui naissent le m&me jour, 
celui ou tombent les priviléges.“ Dupont:- White, S. 24. — 
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personam haben, ſo innig verbunden, daß man ſich verſucht fühlt, bald das ganze öffentliche 
Recht ein Privatrecht der ſogenannten herrſchenden Klaſſe, bald das ganze Privatrecht derſelben 
ein öffentliches zu nennen. Man überſieht freilich dabei einerſeits den weſentlich föderativen 
Charakter ver autiken Republiken, andererſeits das innerhalb der einzelnen verbündeten Familien 
und Stämme fortlebende Recht und geht nur zu oft von der falſchen Annahme aus, als ob über— 
haupt die beiden Rechtsgebiete haarſcharf voneinander getrennt werben fünnten und dürften. 
Übrigens ift gerade nichts bezeichnender für ven Verfall Noms, als daß feinem fpätern jo hot 
ausgebildeten Necht alle Fäden einer wahrhaft organiſchen Verbindung der freien Privatrechts— 
fphäre mit dem freilid nur in der Form imperatoriiher Willkür auftretenden Öffentlihen Redt 
abgeben, während bei und vie Entwidelungen des privaten und Öffentlihen Rechts miteinander 
Hand in. Hand gehen müffen, und die Beziehungen und Berührungen zwijchen beiden auf jedem 
Schritt, der in dem einen oder andern Rechtögebiet gethan wird, Elar in die Augen Ipringen. 

Ad2) Aus Vorftchendem erhellt, wie es thatſächlich unmöglich wäre, daß ein Menſch nur 
entweder eine private oder eine politiſche Perſönlichkeit hätte, weil eben vie eine ohne die ander 
gar nicht denkbar wäre. Allein richtig ift ed, dan die Perjönlichfeit der einen vorherricdhendeine 
privatrechtliche, die der andern mehr eine politiſche zu jein ſcheint, daß die einen gämzlid im 
Brivatleben aufzugeben jheinen, während die andern nur für den Staat zu eriftiven behaupten, 
und daß, je nachdem man einen Menjchen betrachtet, er bald mehr die private, bald mehr die yo- 
litiſche Berjönlichkeit hevvortreten läßt. Ohne Zweifel find es die Frauen und Kinder, weh, 
wie fie zunächſt und vollſtändig dem Haufe, der Familie angehören, aud nur Privatvetsiub: 
jeete zu jein ſcheinen, während z. B. die Staatsdiener oder gar der Souverän meift nurnah 
ihrer mehr oder weniger hervorleuchtenden politiihen Stellung in Betracht kommen. Aber 
rauen und Kinder ſtehen unter dem Schuße des Staats und haben gegen ihn diejenigen voll: 
ſchen Pflichten zu erfüllen, zu denen jie befähigt find (Entridtung der Steuern, Beobadıtum 
der Geſetze u. |. w.). Der Souverän jelbft fann um jo weniger ohne Brivatjubjectivität fein, 
ald er ja immer ein Menjc fein muß; und wie ausihlieglid das Leben eined Mannes dem 
Öffentlichen Dienft gewidmet fein mag, feine Individualität kefteht, macht ih aud) im Amt 
tend und muß bei jeder Organifation des Öffentlichen Dienftes in Rechnung gebracht merim. 
Werden fünftlic, z. B. dur pojitive Beftimmungen, angeblid rein private oder rein politiiäe 
Stellungen gefhaffen, jo müjjen jih im Leben jehr jchnell die vamit verbundenen WBiderfprüde 
geltend maden, und wenn die jogenannte rein private Stellung nicht zu politiihen Gehalt, die 
jogenannte rein Öffentliche Stellung nicht zu einer gewiſſen Salvirung der privaten Berjönlid- 
feit gelangt und dadurch der falihe Ausgangspunkt überwunden wird, fo ift unfehlbar formel die 
private wie die politifche Verfönlichkeit, d. h. Freiheit, definitiv ruinirt und, wad man fo nennt, 
nur noch eine Lüge. Daher kann nichts gänzlich den Einwirkungen des Staatd entzogen werden, 
aud) die Frauen und Kinder nicht; daher ftrebt der Fremde nad) einer ftaatlihen Anerkennung 
feiner Perjönlichkeit ; daher prängte die Plebs und Glientel mit aller Macht auf die active Mechte— 
gemeinfhaft mit ven Batriciern, daher nahm das Römiſche Recht immer mehr vom jus zentium in 
ſich auf. Daher aber auch die Vernichtung aller Perſönlichkeit mit ven Despotidmus, ver Sklaven 
zum Öffentlichen Dienft wie zur Frone peitfht und ſelbſt dem Paſcha keine fihere Stätte privaten 
Dajeind, jondern nur die Möglichkeit eines Verſtecks und eined Despotismus en miniature 
geflattet. In diefer Verbindung der privaten und öffentlichen Perſönlichkeit ift auch ver Grumb 
jo vieler welthiſtoriſch gewordener Verwechſelungen beider miteinander zu fuchen. So iz ® 
die Jdentificirung ded Staat mit der Perſon und dem perjönlihen Willen des Souveränd Di 
Duelle des Abjolutismus und Despotismus, während die Ipentifieirung der Perſon und 4 
perjönlihen Willens des Souveränd mit dem Gejeg und dem obiectiven Bedürfniß des Sit 
die Duelle des freien Staats ift. So hat ferner die Gonvertirung ded Amts und der Amtaliät 
in ein individuelles oder privates Recht der damit Beliehenen das Amt und das Reich entartetedet, 
vielleicht richtiger, beide nicht zur Verwirklichung ihrer Idee kommen laffen. So ift endlich dat 
Priefterthum mit deffen Auffaffung ald perſönliches Recht nicht minder in feinem wahren Weſes 
gefährdet ald der Staat durd die Auffajlung der politiſchen Functionen (Wahlen, Mitglievihaft 
in den Landtagen, eigentliher Staatödienit) ald perjönliche Rechte. Natürlich mun in allen 
diefen Dingen eine tüchtige politifche Bildung das Befte thun; doch müffen die Geſetze jo eim- 
gerichtet fein, daß fie jedem Privaten ſtets eine gewiſſe Kühlung feines ftaatlichen Weſens geben, 
während feine politiſche Stellung jo eingerichtet jein darf, daß fie die gerechten Anforderungen 
der darin Befindlihen auf private Selbftändigfeit unberückſichtigt läßt. 

Ad 3) Nach der Idee der allgemeinen Menſchenrechte ift es (Guizot, „Memoires“, I, 169) 
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noch eine zweite Idee, welche den Charakter der modernen Civiliſation beſtimmt, nämlich die 
See, daß ed individuelle Rechte gebe, welche, ohne Rückſicht auf vie äußern Verhältniſſe ver 
Geburt, ded Vermögens und Ranges, einzig und allein das perfünliche Verbienft eines jeden 
Nenſchen find und jeder, der fie in fich ſelbſt trägt, auch zu entfalten berechtigt fein müſſe. Wir 
haben ſchon oben bemerkt, daß die menfchliche, d. h. freie Gleichheit die unendlichfte Mannichfal⸗ 
tigfeit nicht nur nicht ausſchließe, jondern vielmehr poftulire. Ja, je freier und gebildeter ein 
Volk ift, deſto reichlicher muß fih gerade neben der vollfommenften Anerfennung der Gleichheit 
die Verſchiedenheit entfalten, deſto mehr muß fie allentbalben, aud in den Inflitutionen, zur 
Geltung gelangen. Die natürliben Schranken vieler Verſchiedenheit jind aber einmal, daß fie 
die prineipielle Gleichheit nicht aufhebe, und zweitend, daß fie nicht bis zu einer Gefährdung ver 
organischen Einheit des Staats wirkſam werbe. 
Zu allen Zeiten und bei allen Bölfern fehen wir mehrfache Abftufungen der Verfönlichkeit 
fowol in privater wie in politifcher Beziehung. Die volle private Berjönlichkeit ift jedenfalls 
bedingt durch eine gewiſſe Reife des Verftandes, vermöge welcher ber ſich rechtlich bethätigende 
Bille auch ald ein ernfter und hinreichend verftändiger, zum Überſehen feiner Conſequenzen 
geeigneter betrachtet werden kann. Iſt daher auch Frau und Kind 22) privatrechtsfähig, fo er— 
iheint doch ihre, namentlich ver Kinder, rechtliche Handlungsfähigfeit ald eine geminverte und 
bedarf gerade der Gleichheit wegen einer Ergänzung. Daber jehen wir namentlich in den Zeiten 
der ungeihiedenen Berbindung zwiſchen privatem und öffentlichem Necht eine gewiffe Vertretung 
für die Frauen jedes Alters, während durch die mit dem Beruf des Weibes von felbft ji er— 
gebende und durch die Gemüthsweichheit deſſelben ihm noch gefährlicher werdende Rechtsunkunde 
die Anforderung entfteht, ihm in gewiffen Fällen einen befondern Schug und Nachſicht zu ge: 
währen, namentlich auch ihrem Ehemann gegenüber. Kinder aber werden bevormundet, und 
zwar grundſätzlich nah dem Grad ihrer geiftigen Reife, nad welchem aud ihre ftrafbaren 
Handlungen abzumägen find. Wenn wir aber 3. B. in Rom fraft der patria potestas Leute in 
einem Zuftand der Eelbftändigfeit jehen, welche in anderer Beziehung unfelbfländig find, und 
umgekehrt, jo hat dies feinen Grund in dem befondern politifchen Charakter dieſes Berhältniffes, 
gleichwie denn auch andere Momente, welche, wie z. B. Gefunpheit, Religion, Ehre u. f. w., die 
Rechtsfähigkeit abſtufen, diefe ihre Bedeutung vorzüglich aus dem Gharafter der politifchen 
Ginrihtungen und aus dem gänzlihen Mangel einer Unterſcheidung des öffentlihen und pri— 
daten Rechts entnehmen. Je mehr dad wahre Humanitätsprineip zurüdtritt, und je ftraffer die 
Prineipien eines Staats find, defto ftärfer müſſen folde Momente auf die Verjönlichkeit ein— 
wirfen. So waren bei den alten Germanen Greife und Siehe rechtlos, ohne Perſönlichkeit, weil 
fie der Eriegerifchen Geſellſchaft unnütz, ja zur Laft geworden. In reinen Theofratien oder wo 
eine wahre Staatöreligion befteht, muß dem Anderdgläubigen wenigftend dad commercium 
juris publiei gänzlich verfchloffen fein, und wo und inſoweit ald die Nechtsfähigfeit ganz oder 
theilweife durd die Mitgliedfhaft in einem beftimmten Kreife ver Staatsangehörigen bedingt 
wird, da ift ed nothwendig aud) die persona oder Rechtsfähigkeit. So konnte ed fommen, daß ber 
Austritt oder die Ausftoßung aus gewiffen Rechtskreiſen für die Betroffenen der Vernichtung 
(expatriatio, Briedlojigfeit) oder doch einer bedeutenden Verminderung (deminutio, Recht- und 
Ehrloſigkeit) der persona gleihfam, und daß der Mangel derjenigen Eigenfchaften, welche zum 
Eintritt in die fraglichen Nechtöfreife erforderlich waren (Fremde, Unfreigeborene, unehelihe 
Kinder, Juden, Keger, unehrliches Gewerbe u. ſ. w.) diefelbe Wirkung hatte. Inder Alten Welt 
entſchied vorherrfchend die Geburt über ven Grad der Rechtsfähigkeit; nur wenige und ſchwache 
Brüden führten über diefe Grenze hinweg, und erft als die ftarfen Federn der alten Staats: 
nafchinen erlahmt waren, finden wir die allgemeine Freiheit zur Sklaverei geworden (wenn 
:d auch unter dem Namen der Givität wäre), aus welcher einige Refte vergangener Größe wie 
Ruinen und einige unfertige Anfäge zu Neubauten hervorragen. Auch in dieſer Beziehung 
yaben Die modernen Völker wenigftens theilmeife die Schule des Alterthums durchgemacht. Bes 
rachtet man nämlich nur Eine Seite ihrer focialspolitifhen Entwidelung, fo fcheint es fat, als 
»b im Mittelalter lediglich die Geburt über ven Grad der Perfönlichkeit entſchieden habe, da jie 
a regelmäßig auch über Vermögen, Nang und Stand, Religion und Recht des Individuums 
ntfchied. Allein diefe Bande waren weder fo feft wie im Alterthum, noch fehlten zahlreiche und 
eite Überbrüdungen zwiſchen dem angeborenen Segen oder Fluch und der freien Selbftbeftim- 


22) Dal. — Befitzerwerb eines Kindes, im Rheiniſchen Muſeum für Jurisprudenz (Göttingen 
1833), 3». V 
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mung. Das Königthum und die Kirche waren es, die zuerſt den Kampf für Befreiung dei in: 
dividuums gegen das angeerbte Recht, für eine gewiſſe Gleichheit der Freiheit und der Unter: 
werfung aufnahmen. Dann famen die Städte, denen ed zuerft gelang, dieſe Idee für vie 
Angehörigen ihres Weihbilves organiih durchzuführen; endlich die Landeöherren, melde nat 
langem Kampfe mit den Feudalreſten den Gedanken einer allgemeinen gleichen Unterthandberrd: 
tigung und Verpflichtung durdführten. Das belebende und legitimirende Grundprincip diefer 
ganzen Bewegung war bie hriftlihe Wahrheit ver allgemeinen gleihen Menſchenwürde. Ne: 
türlidh Eönnen aber die providentiellen Einwirkungen, welde in den Geburtöverhältniffen kieam, 
durch Gefege nicht bejeitigt werden. Diefe begründen notwendig Verſchiedenheiten, melde di 
Bethätigung der individuellen Freiheit nicht audgleichen kann, wie legtere manche Verſchiedenhei 
der Geburtöverhältniffe bald erft begründet, bald wieder audgleiht. Abgeſehen hiervon aber iñ 
das Geflecht und das unreife Alter naturgefeglich die Urſache einer Verſchiedenheit der Perſon 
ligfeit, und der Fremde kann nicht in verjelben rechtlichen Lage fein mie der Einheimiide; die 
Verſchiedenheit der Berufe, d. h. beilimmter dem Staat dauernd unentbehrlicher Lebenttih 

tungen, erfordert auch bie Berückſichtigung ihrer verſchiedenen Bedürfniſſe in den Geſeßen bie 

bald einem neuen wahren Beruf das ihm nöthige beſondere Recht gewähren, bald zinem ab: 

geftorbenen Stande fein beſonderes bisheriged Recht entziehen müflen; die Geriflnditeikeit 

fann gleichfalls befondere Rechte zur Folge haben ; ein gefunder PBarticularismus läht mtipe: 

ende particulare Rechte zu, und neben, ja über alledem wirft die Macht ver öffentligen Rei: 
nung und die freie Selbftbeftimmung der Menſchen, indem fie freimillig Macht und Einfrf 
gewährt oder verweigert, je nachdem fie es für geeignet hält. 

Die leitenden Principien unferer Zeit in diefer Beziehung dürften im weſenilichen il: 
gende fein: 

a) Grundſätzlich fteht jedem die vollfreie Entfaltung feiner Perfönlichkeit innerhalb te 
Geſetze frei. Diefe Freiheit ift ſelbſt Princip der Geſetze. In diefer Beziehung fowie rüdidtlis 
ber gerichtlichen Verfolgung flehen alle Menfchen und Rechte einander in der Hauptſacht tel; 
kommen gleich. 

b) Die Unterfchiede, welche unfere Rechte in Betreff der Perſönlichkeit oder Redtäfähiste 
machen, haben felbft nur die Verwirklichung eines wahren, höhern, der menſchlichen Freiheit m; 
ſprechenden Gleichheitöprincips zum Gegenftande. Nur deshalb werden den Frauen diejenigen 
politifhen Pflichten nicht zugemuthet, die fie nach der Natur ihres Geſchlechts perſönlich nichtleitten 
fönnen, und darum haben fie natürlich auch nicht die diefen Pflichten entſprechenden Red: 


Unreifen Berfonen wird die entſprechende Nechtövertretung gewährt; Standestechte find nit 


Privilegien, fondern die Mittel zur Erfüllung ver befondern Standespflihten ; die Berfönliätt 
ift durch Fein befonderes religiöjes Bekenntniß bedingt, und die Stellung im Staat richtet il 
unter der Voraudfegung der vollkommenen Staatsangehörigfeit, Ehrenhaftigkeit und rin 
gewiflen privaten Gelbftändigkeit lediglich nad dem perſönlichen Verdienſt, vefp. nad ver ® 
irgendeiner gefeglihen Weife anerfannten Befähigung dazu. Man kann über die Art, mie Dt 
Principien da oder dort durchgeführt find, fehr verſchiedener Meinung fein; daß fie eff 
unfere Zeit beherrſchen, ift nicht zu bezweifeln. 

Ad 4) Schon die Römer hatten das Kind im Mutterleibe, wenn fie es auch regelmäßig &' 
einen Theil der Mutter betrachteten, unter ver Borausfegung feiner dereinſtigen lebendigen am 
rechtsfähigen Geburt wenigftens infofern ald Rechtoſubject oder Perſon behandelt, ald di 
um feinen Vortheil handelte. Diefe gewiß nur billige Rückſicht wird aud von allen Adi 
unferer Zeit genommen und ift noch weiter ausgedehnt worben. Bine eigenthümliche Ei“ 
nung aber ift, wenigftens auf den erften Blick, eine persona, bie nit ein einzelner Ka 
Menſch ift, oder die fogenannte juriftifche, fingirte, moralifhe Berfon. 

Den Begriff (aber wohlgemerkt nicht die Sache) der juriftifchen Berfon als einen beftimutt 


techniſchen Begriff verdanken wir dem Römifchen Recht, mit deſfen Reception ja überhaupt 


Reihe von Rechtsbegriffen uns erft zum wiſſenſchaftlichen Bewußtjein gebracht wurde, wäh 


fie der Sache nad, wenngleich in nationalsindividueller Weile, bei und ſchon vorhanden wättt 
Gerade diefer Umftand aber, infolge deſſen man ſich ſtets an die ſpecifiſch römische, höchſt abftrait 
und von jehr entwidelten Verhältniſſen eigener Art ausgehende Auffaffung Hielt, if der Grant, 
warum die Darftellung der Lehre von den juriftifhen Berfonen bisher meift eine febr einfeirigt, 
mangelhafte und die Anſichten über diefelben fo fehr getheilt waren. Daher fommt es auß, MF 
ſchon darüber, worin das Weſen ver juriſtiſchen Perſon beftehe, dann über bie einzelnen Art? 
der juriftifhen Perſonen ſehr verfhiedene Meinungen herrſchen, daß die Germaniflen den Re: 
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maniften gegenüber ji mit eigenen Begriffen, wie ‚Rechtsgemeinſchaften, Genoſſenſchaften, 
Gefammteigenthum u. ſ. w.“ zu helfen fuchen und einzelne in einer Art von Verzweiflung fo 
weit geben, nicht nur dieſe ober jene, fondern alle juriſtiſche Perjönlichkeitim angegebenen Sinne 
zu leugnen. 

Der Probirftein für ven Begriff der juriftifchen Perfönlichfeit dürfte wiederum einzig und 
allein im Menfchen zu fuchen fein, denn nicht nur muß der Saß beftehen, daß Menſch und Per- 
ſönlichkeit unter allen Umſtänden ſich wechfelfeitig bedingen, fondern auch angefhlagen werben, 
daß ja überhaupt alles, was ijt, gleihfam durch den Dienfchen hindurch muß und menſchlich, 
geihichrlih nur in ihm und wie er es darftellt, vorhanden if. Alfo kann aud) bie juriftifche 
Verſon, obgleich jie nicht ſelbſt gleich einem phyſiſchen Einzelmenſchen ift, nur in, burd und für 
Menſchen fein. 

Steht dem Einzelmenſchen die Gefellihaft, ver Verein von Menfchen gegenüber, fo werben 
wir vielleicht aus beiden und ihren Beziehungen zueinander das Weſen der juriftifchen Perſon 
finden. Der ven Menfchen zur Vornahme einer rechtlihen Handlung oder zur Bethätigung 
jeiner Perfönlichkeit beftimmende Wille ift nämlich entweder der Hauptſache nad ein für fi 
allein flehender, von ihm allein durchführbarer, zunächſt nur auf einen beflimmten Moment, auf 
die Gegenwart und ein rein individuelles Intereffe berechneter, ober er iſt das gerade Gegentheil 
hiervon. Dann will der Menſch, wiederum der Hauptfahe nach, etwas, was nad) feiner Idee 
viele oder alle andern gleihfalld mit ihm wollen, was er jevenfalld aus irgendeinem Grunde für 
ſich allein, mit feinen individuellen Kräften nicht vollftändig realifiren fönnte, aber feiner Natur 
nad doch realijirt werden muß, was nicht nur um eines beftimmten Augenblicks und aud nicht 
um feines rein individuellen Intereffed willen geſchehen ſoll. Hier fheint und die Grundlage 
zur Erfenntniß der juriftifchen Perfönlichkeit zu liegen. 

Kein Menſch ift nämlich im Stande, nur in einer der beiden ebenangegebenen Richtungen 
allein zu denken, ja, überhaupt einen Gedanfen zu haben, der abfolut rein nur auf die eine oder 
andere der beiden Willendrichtungen paßte. Jeder menſchliche Willensact geht aljo aus feiner 
individuellen und gefelligen Natur zugleich hervor, entjpricht feiner perfönlichen Ausbildung in 
beiden Beziehungen und berührt, wie unfühlbar auch mandmal, Perfon und Geſellſchaft zu— 
glei. Auch wirt ver Menſch, abgefehen von unzmweifelhaften Geiftesftörungen, nie daran den— 
fen, daß er alles jo einrichten fönne, daß im Moment feines Todes alle Fäden, durch die er 
rechtlich an vie Gejellichaft gebunden ift, alle feine Rechte gegen andere, alle feine Pflichten gegen 
dritte fo vollftändig geldft wären, ald wenn er und fie gar nicht befanden hätten. Auch der ein= 
fachſte, felbftfüchtigfte Menſch wird auf dieſe Weije activ oder paſſiv feinen Willen mit einem 
Bedürfnig der Geſellſchaft, welder er angehört, in Einklang fegen müffen. 

Aus allevem erhellt, daß die Berfönlichkeit oder Rechtsſubjectivität mit der des einzelnen 
Menichen eben feiner natur: und vernunftnothiwendigen Gefelligfeit wegen nicht erſchöpft fein 
fann, daß alfo aud) die Gefellihaft Nechte haben, Perfon, Rechtsſubject fein müſſe gerade 
um des Menſchen willen, der in ihr und durd) fie im Verbande mit feinedgleihen, und zwar 
gewiffermaßen fhon vor wie nad) jeinem Leben, verbunden befteht. 

Es gibt daher einen menschlichen Willen wie menſchliche Ideen, die nicht erft mit vem Men- 
ſchen geboren und mit ihm nicht begraben werben. 23) Es iſt ver mit ver Gefelligkeit conforme, 


23) Nur fogenannte höchft perfönliche, d. h. rein individuell beftimmte Rechte und Pflichten gehen 
mit dem betreffenden Individuum unter, wenn fie nur an ihm hängen. Dagegen ift es auch Far, daß 
und warum juriftifche Perfonen derjenigen Rechte und Pflichten unfähig find, für welche die menfchliche 
Ginzelperfönlichkeit weſentliche Borausfegung ift. Juriftifche Perfonen haben nur den Willen ihres 
Stifters oder den ihrer Idee entfprechenden Willen, refp. nur ein folcher Wille fann als der Wille der 
juriftifchen Perſon betrachtet werben. Daraus folgt, daß eben in ihrem anerfannten rechtmäßigen Be: 
Rande der Beweis liege, wie fie 3. B. eines Verbrechens, alfo auch der Beitrafung unfähig find. Des: 
gleichen haben fie weder Gemüth, noch Glauben, Religion, religidfe Unfterblichfeit. Wol aber können 
die jeweiligen Träger oder Berwalter der juriftifchen Berfönlichteit von beren eigentlihem Willen abs 
weichen und infolge deſſen ftrafbar werben, gleichwie die fonflige Geiftesrichtung derfelben, namentlich 
wenn fie fi fortießt, mit dem Gharafter der juriftifchen Berfon felbft fich identificiren fann, Allein 
dies bleibt nichtsbeftoweniger facti, nicht juris, und die Vortheile oder Nachtheile, welche infolge deſſen 
die juriftifche Berfon oder ihre einzelnen lieder treffen, müflen doch ftets auseinanbergehalten werben. 
Auch die Beftrafung aller gegenwärtigen Glieder einer juriftifchen Perſon ift noch nicht eine Beftrafung 
der juriftifchen Perſon felbit, und wenn man namentlich im Mittelalter nicht felten von Beftrafung 
juriftifcher Berfonen hört, fo hat dies feinen Grund ebenda, wo die Urfache für Beftrafung von Thieren 
gefucht werden muß, nämlich in dem Mangel einer hinreichend fcharfen Auffaffung der Perfönlichfeit 
oder in bem Aberglauben. 
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aus dem Bedürfniß der Vor- und Fortexiſtenz ſich ergebende Wille auf die Verwirklichung ent: 
ſprechender Ideen, d. h. auf irgendeine der großen menſchlichen Lebensrichtungen, reſp. deren 
harmoniſche Ausgleichung, und auf die richtige Zuſammenſtimmung von Ordnung und Freiheit 
vorherrſchend gerichtet. Und wenn und infoweit ein folder Wille nicht blos befteht, ſondern fih 
auch bethätigt und auch in dieſer feiner Eigenschaft von dem maßgebenden Rechtskreiſe anerkannt 
und trog der menſchlichen Sterblichkeit fortwährend geihügt ift, alfo auch ohne Fortbeſtand jeines 
erften Schöpfers oder erften phyſiſchen Subjects aufrecht erhalten wird, infofern und inſoweit 
ift eine fogenannte juriftifhe Perfon vorhanden. Oder mit andern Worten : die juriftifche Per: 
fon ift der rechtlich anerfannte und gefhügte, zunächft durch ein oder mehrere Individuen hin: 
durchgegangene, gemeinnügige und troß des Wechſels der phyſiſchen Perſönlichkeiten als folder 
fortbeftehende und aufrecht erhaltene Wille fammt den zu feiner Verwirklihung vorhandenen 
Mitteln (Verfon und Sache!), welche legtere ebendeshalb vor jeder individuell willkürlichen 
Verwendung für alle Zukunft beihügt werben follen. 

Die Idee der juriftifhen Perfon hängt aljo ebenfo mit dem Welen des Individuums wie 
mit dem der menſchlichen Geſellſchaft zuſammen und ift in diefem Sinne cbenfo natürlih mie 
bie fharfe Begriffsbeftimmung verfelben fhwierig und Ffünftlih. Es erklärt ſich aber hieraus 
auch, daß in der erften und einfachften felbftändigen Gefammteriftenzform ver Menſchen, 3.2. 
in einem Kamilien- oder Stammflaat 2%), jhon die juriftifche Perfönlichfeit vorbanven war. 
Die Römer haben daher nicht erft dieſe Perfönlichkeit erfunden, dann fie fünftlich ihrem aus: 
gebildeten Staat aufgepflanzt und von da auf andere Gemeinweſen übertragen, ſondern die 
von Anfang an vorhandene Idee begrifflich gefunden und dargeftellt, dieſelbe auch von ihrem 
höher entwidelten Staat nicht getrennt, von da aus auf vom Staat felbft nunmehr beherriäte 
politifhe Willensfhöpfungen 25) übertragen und endlich, dem Intergange bed organifdhenrömi- 
ſchen Staatölebend gegenüber, lediglich theoretifch-abftract ausgebildet. Die beiden Hauptfehler 
der ftreng eiviliftifchen Theorien beftehen aber, abgejehen davon, daß fie das innerlich nothwen⸗ 
dige, fpontane, dem vollendeten römifhen Staate längft vorausgegangene organijche Entſtehen 
juriftifcher Perfönlichkeiten überfehen, darin, daß fie erftend eine haaricharfe Trennung zwiſchen 
den Rechten und Pflichten der juriftiihen Gefammtperfon und denen ihrer jeweiligen einzelnen 
Glieder aufftellen, während das Leben beweift, daß Feine ſolche Gefammtperfon beftehen fann, 
ohne ihren Gliedern individuelle Nechte zu gewähren und individuelle Pflihten aufzulegen, 
und daß fie zweitens nicht daran zu denfen fcheinen, wie ein Verein oder eine Stiftung, die ur⸗ 
ſprünglich eine reine Privatſache geweſen, allmählich eine politifche Bedeutung gewinnen md 
ſich deshalb in eine juriftifche Perfönlichkeit verwandeln fann, und umgekehrt, wodurd natürli 
aud die Situation der Glieder und ded Staats zu ihnen weſentlich ih ändern muß, daß aber 
auch, was jelbft Staat war, dieſes zu fein aufhören kann und doch, wie 3. B. ald Localgemeinte, 
in feiner Eigenfhaft als juriftifhe Perfon fortbeftehen muß, während, was nit Staat war, 
zum Staat werden und untergeordete juriftifche Perfonen nun felbft erhalten oder erft hervor: 
rufen werde. 26) 

Liegt nun bie innere Berechtigung der juriftifhen Perfon, und zwar jeder, in ihrer Staats: 
gemäßheit, fo ift ed nur natürlih, daß jene juriftifche Perſon, die felbft Staat ift, ihre Berech— 
tigung einfach in ihrem felbftändigen Dafein, die von ihr umſchloſſenen Perſönlichkeiten aber 
bie nöthige Berechtigung nur in einer ausbrüdlichen oder ftillihweigenden Anerkennung ihres 
pie finden, was beſonders mit Rückſicht auf die vorhin angedeuteten übergangspunkte wich 
tig erſcheint. 


24) Zaboulaye, Recherches sur la condition des femmes , ©. 79, 

25) Namentlich auf locale und fonftige Gorporationen, Über die Ausbildung der deutſchen Stände 
als juriſtiſche Perfonen vgl. Befeler, Zur Gefchichte des deutfchen Ständerechts (Berlin 1860). Grem, 
Geſchichte der corporativen Verfaffung des braunfchweigifchen Ritterflandes (Hannover 1842). Hell, 
Staat und Gefellichaft, II, 801 fg. 

26) Die ſtaͤrkſte Widerlegung der civiliftifchen Theorie von dem flarren und unvereinbaren, feine 
Übergänge zulafienden Gegenfag zwifchen der universitas personarum und der societas finden wir in 
den Beſtimmungen des Allgemeinen Deutfchen Handelsgefegbud;s über die Handelegefellichaften, welche 
ebenfo dem wahren Bebürfniß wie den praftiich längſt bethätigten Anfchauungen unferer Tage Rechnung 
tragen. Man beachte nur, wie von der offenen Gefellfchaft an bis zu der reinen Actiengeſellſchaft hinauf 
in bemfelben Maße, in welcem die rein individuelle Berfönlichfeit der Glieder zurück⸗ und zugleich die 
Bedeutung der Gefellichaft für immer weitere Kreife hervortritt, die Ginwirfungen des Staats wachſen 
und immer mehr Gonfeguenzen der juriftifchen Perfönlichkeit anerfannt werden, ohne daß der Begrif 
derſelben für irgendeine diefer Sefellfchaften als maßgebend aufgeftellt würde. 
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Haben wir vorerft nur bie juriftifche Perſönlichkeit des Staats und eigentliher Gorporationen 
bervorgeboben, jo kann doch fein Zweifel fein, daß aud) die Stiftungen zu den juriftiihen Per: 
ionen gebören. Während die nichtftnatlichen Rocalcorporationen die geſammte Lebensgemein— 
ſchaft, ſoweit jie auf der localen Grundlage und nad) der befondern Art der Kocalgemeinde mög: 
ih, dauernd verwirklichen helfen, die nichtlocalen Eorporationen aber irgendeinen wahren 
Beruf in ſtändiſch vollendeter Organifation darftellen follen, ift zwar die Stiftung weder noth— 
wendig local noch corporativ (obgleidy jie beides fein fann), jondern möglicherweife ein auf ewige 
Verwirklichung der Zwecke nur einer der drei großen Lebenäftrömungen, Religion, Erkenntniß 
oder materielles Wohlbefinden (Eultus, Unterricht oder Wohlthätigkeit) gerichteter einzelner, 
colleetiver oder auch Geſammtwille mit der fachlichen Unterlage eines derſelben ausſchließlich und 
für immer gewidmeten Bermögend. Mit dem ganzen Staat fumpathetiih, fteht die Stiftung 
nothwendig wie unter denn Schuße, jo unter der Gontrole des Staats, der übrigens durch jeine 
Vereins⸗ und Amortijationdgejege wie durch befondere Gefege, z. B. über Actiengefellihaften, 
Familienfideicommiffe u. f. w. und endlich durch allgemeine bürgerlihe und Verfaſſungsgeſetze 
die allgemeinen und befondern Erfahrungen in der Form von Nechten und Pflichten betbätigt, 
die er durch die Öffentliche Stimme und feine Verwaltungsorgane über die Nüglihfeit oder Ge— 
'äbrlichfeit fomwie über die in den Gorporationen, Societäten und Stiftungen vorgebenden 
innern Wandlungen zu machen Gelegenheit bat. 

Hat man aber in neuerer Zeit die juriftifche Berfönlichkeir der fogenannten liegenden, d. h. 
noch von feinem Erben angetretenen Erbſchaft, meiftend aufgegeben und dazu nad unfern Gin= 
richtungen, namentlih in Erwägung der Teftamentderecutorfhaft, manden guten Grund, jo 
ſpricht doch auch mander gute Grund für die juriftiihe Berfönlichkeit der hereditas jacens, denn 
die Annahme des fortdauernden Lebens des Erblafjers bis zur Antretung findet jevenfall®, wo 
nethiwendig, mit aus Gründen des öffentlichen Intereffes, der allgemeinen öffentlichen Rechts— 
ordnung ſtatt. 

Da und der Zweck diefed Werks eine weitere Ausführung nicht geftattet, fo verweifen wir 
derenthalben auf Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, Il, 184 fg., und derſelbe, „Staat und 
Geſellſchaft““, I, 104 fg., beſonders 109 fg., und II, 35 fg., woſelbſt ſich auch in der Note 38 
eine ſehr vollftändige Literatur über die juriftiiche Verſönlichkeit findet. 27) 3. Held. 

Perjonalftand und Perfonalftandsregifter. Der Berfonalftand eines Menjchen, reip. 
Staatdangehörigen faßt dieſen ald Subject von Rechten auf, und zwar jowol in Bezug auf jeine 
natürliche ald auf feine bürgerliche Rechtsfähigkeit. Unter dem status naturalis, der natürlichen 
Nechtsfähigkeit, find diejenigen phyſiſchen Eigenſchaften verflanden, von welchen bejondere 
Rechtsverhältniſſe abhängen, hingegen unter dem status eivilis, unter der bürgerliden Rechts— 
fäbigfeit, Diejenigen Nedtöverhältniffe, welche vermöge der pojitiven Gefege der Perſon ald 
Rechtsſubject beimohnen. Die VBorausfegung der allgemeinen natürlichen Rechtoöfähigkeit iſt, 
daß jemand ein Menſch ſei, als Menſch lebendig und lebensfähig geboren worden und des Ge— 
brauchs ſeiner Vernunft mächtig ſei. Bei der bürgerlichen Rechtsfähigkeit, dem status civilis, 
unterſchied das Römiſche Recht hauptſächlich drei, den status der Libertät (des perſönlich Freien, 
des Freigelaſſenen oder Sklaven), der Civität (der Eigenſchaft als römiſcher Bürger) und der 
Familie (des Familienhauptes oder unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Familiengliedes). 
Auf den nad) dieſen verſchiedenen Kategorien verſchiedenen Perſonalſtand und Inbegriff davon 
abhängiger Rechtöfähigkeit ver Perfonen bezogen fih dann im Römiſchen Recht die Beſtim— 
mungen wegen der Grwerbung eines status oder des Berluftes deilelben (capitis deminutio), 
bürgerlidhe Ehre, Ehe, Entlaffung aus ver väterlihen Gewalt u. |. w. Das Deutide Recht des 
Mittelalterd und bid zur neuern Zeit hin Fannte hinfichtlich des Berfonalftandes, des status und 
der Rechtsfähigkeit der Perſonen, indbefondere der Libertät und Civität, der perſönlichen 
Freiheit: oder Abhängigkeitsrechte wie der politiihen und der Gemeindebürgerrechte noch eine 
bei weiten größere Mannicfaltigkeit von Abftufungen, Vorrechten oder Beihränfungen nad 
Maßgabe der ftändifchen Gliederung von Adel, Bürgern und Bauern, wiederum aber auch beim 
Adel nah Maßgabe der verfhiedenen Heerſchilde und Grade des hohen, niedern, angeerbten oder 


27) Nadträglich vgl. hierzu noch: Vattel, Droit des gens (neue Ausgabe von Pradier-Fodäré), 
1, 73 fg., 136, Note2, S.177. Salfowffi, Bemerkungen zur Lehre von den juriftifchen Perſonen u. ſ. w. 
Leipzig 1863). Röder, Grundzüge des Naturrechts oder ber Rechtsphilofophie (zweite Muflage, Leipzig 
und Heidelberg 1860—63), I, 138, 158; II, 13, 20. Über Urrechte, ebend., II, 7 fg. Trendelenburg, 
Naturrecht anf dem Grunde der Ethik (Leipzig 1860), $. 86 fg. 
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blos perfönlichen, des alten und neuen Geſchlechts-, des Ur- oder Briefadels, bein Bauernſtande 
nad Mafgabe der mit den innehabenden Gütern oder deren Eigenſchaft verwachſenen perfän: 
lihen Sreiheit oder Erbuntertbänigfeit, Hörigkeit und Leibeigenſchaft. Nach diefen und andern 
verſchiedenen Abftufungen richtete ih) dann die größere oder geringere politiſche, bürgerliche und 
volkswirthſchaftliche Rechtsfähigkeit der Perſonen, in alter Zeit auch dad Wergeld. Erft die 
Gefepgebung des 19. Jahrhunderts, und zum Theil erft die der legten Jahrzehnte Hat in civil⸗ 
rechtlicher Beziehung in Bezug auf den Perfonalftand im engern Sinne die Gleichheit vor dem 
Geſetze hergeftellt. (S. Privilegien und ven Nachtrag dazu.) Die Berfonalftandsregifter haben 
den Zweck, die die Perſon betreffenden Greigniffe zu verzeichnen, von weldhen deren bürgerlide 
Rechtsfähigkeit, bezüglich auch anderer mit derfelben in natürlicher und civilrechtlicher Verbindung 
ftehender Berfonen abhängt. Diefe Ereigniffe find die Geburt, die Verheirathung und der Tot. 
Andere Greigniffe, wie Domicil, Abmefenheit, Geiftesfranfheit, Verluft der bürgerlichen Rechte 
infolge gerichtliher Verurtheilung (der bürgerlie Tod), Verluft des Staatsbürgerrechts durch 
Auswanderung oder Erwerbung deffelben durch Naturalifation u. f. w., gehören dagegen niät 
in die Berfonalftandäregifter. Die Perſonal- oder Eivilftandsregifler werben, je nachdem bie 
Trennung der Kirche vom Staat vollftändiger oder weniger vollftändig oder überhaupt noch 
nicht vollzogen ift, theild von Kirchenbeamten, den Pfarrern vermöge Auftrags des Staats, 
oder von Civilſtandsbeamten, den Gerichten oder Bürgermeiftern, Polizei und Gemeinvebeamten, 
geführt. Die von den berufenen Kirchen: oder Givilbeamten, von ben erftern in die Kirden: 
büder, von den legtern in die Civil: oder PVerjonalftandsregifter eingetragenen Acte haben 
öffentlihen Glauben; fie find die Grundlage für den Beweis der wicdhtigften Bedingungen ber 
Rechtsfähigkeit und der in dem einen oder andern Berfonalftande und status begriffenen bürger: 
lihen Rechte und Pflichten. 

Am entihiedenften und früheften hat das franzöſiſche Gefegbud das Syftem der Civilſtands⸗ 
vegifter durdgeführt; ein Anerkenntniß, daß einerfeitd die Unabhängigkeit der Kirche vom 
Staat, zumal bei ver Verſchiedenheit der Eonfeffionen, andererfeitö die Aufgabe und der Beruf 
des Staatd die lIberweifung derjenigen Arte und Urkunden an die Behörden des letztern ver: 
langt, wovon bie nur im Staat, vermitteld feiner Gefehe und Organe, geltend zu machenden 
bürgerliden Rechte abhängen. Der Code civil enthält deshalb (Fit. II, Kap. I, Buch 1) über 
die Acte des Givilftandes fehr genaue Vorſchriften für die zu ihrer Verzeichnung berufenen 
Beanten. Es müffen diefe Aete des Civilſtandes das Jahr, den Tag und die Stunde, mo ft 
aufgenommen werben, die Bornamen, die Gefhlehtänamen, das Alter, das Gewerbe und den 
Wohnort aller derjenigen auddrüden, welde darin genannt und aufgeführt werben. Die von 
den Betheiligten bei den Acten des Givilftandes ald Zeugen vorzuführenden Perfonen ſollen 
ftet8 majorenn und Männer fein; die Acte werben von Beamten, von dem erfcheinenden Theil 
und den Zeugenanterzeichnet ; die Regifter follen von dem Präſidenten des Gerichts der erſten 
Inſtanz oder von den feine Stelle vertretenden Richtern in ununterbrochen fortlaufender Reihe 
auf jedem Blatte mit Ziffern verfehen, mit dem Handzug beglaubigt, und, weldes das erfle 
und legte Blatt jei, noch beſonders bemerkt werden. Die Acte find in die Regifter hintereinander, 
ohne einen freien Zwifhenraum zu laffen, einzutragen und am Ende eined jeven Jahres förm⸗ 
ih abzufhließen. Darauf aber foll eins der beiden Gremplare in die Archive der Gemeinde, 
das andere in die Gerichtsfchreiberei des Tribunals erfter Inſtanz zugleich mit den Vollmachten 
und andern Urkunden niedergelegt werben. Der Geburtsact namentlid muß in den erften drei 
Tagen nad der Nieberfunft dem Beamten des Eivilftandes des Orts angezeigt, auch foll dei 
Kind ihm vorgezeigt und gleichzeitig der Geburtdact in Gegenwart zweier Zeugen gefetigt 
werden, Dem Heirathsact muß vor Schliefung der Ehe ein zweimaliges Aufgebot mit einm 
Zwifchenraum von 8 Tagen durch den Beamten des Eivilftanded voraudgehen. Auch ber 
Aufgebotsact wird mit derfelben Genauigkeit in die Giviljtandsregifter eingetragen. Die fird: 
liche Einfegnung bleibt dagegen dem Gewiffen der Braut refp. Eheleute vorbehalten, darf jedoch 
der gültig nur von dem Givilftandsbeamten zu vollgiehenven Eheſchließug nicht vorandgeben. 
In Beziehung auf die Eheſchließung beftimmt der Art. 75 des Code civil: „daß der Beamte 
ded Givilftandes den Brautleuten auf dem Gemeindehaufe im Beifein von vier Zeugen fämmtlide 
auf ihre Eheſchließung bezüglichen Acte befannt zu machen, das betreffende Kapitel des Titeld 
von der She, welches die wechfelfeitigen Rechte und Pflichten der Eheleute enthält, vorlefen, 
jodann aber von jedem Theil einzeln und nadeinander die Erklärung abgeben laffen foll, daß 
fie ih zum Manne und refp. zur Frau nehmen wollen. Sodann hat der Beamte im Namen bed 
Geſetzes zu erflären, daß fie durch das Band der Ehe verbunden find, und hierüber den im fol: 
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genden Artifel genau vorgefchriebenen Act aufzunehmen. Hinſichtlich des Sterbeactd wird be— 
timmt, daß feine Beerdigung ohne Erlaubniß des Beamten des Civilſtandes gefchehen darf, 
und daß der Beamte dieſe nicht eher zu ertheilen hat, als nachdem er fi zu dem Berftorbenen 
verfügt, um ſich feines wirklihen Hinfheidend zu verfihern, und nur 24 Stunden nad) dem 
Hinfgeiden. Der Sterbeact wird von dem Beamten des Givilftandes auf die Erflärung zweier 
Zeugen gefertigt. Für die Acte des Givilftandes außer dem Gebiet des Staats enthält hier: 
naht das franzöfifche Geſetzbuch noch weitere befondere Vorfchriften. Auf Anträge zur Berich: 
tigung eined Actes des Civilſtandes wird von ber competenten Gerichtäbehörbe, vorbehaltlich; 
der Appellation eigens erkannt. Auch in England ift hinſichtlich der Katholiken und Diſſidenten, 
facultativ jelbft für Mitglieder der Epiſkopalkirche, feit 1836 eine bürgerlihe Form der Ehe: 
\hliegung vor Givilftanddbeamten und die Regiftrirung eingeführt. (Bl. Fiſchel, „Die Ver: 
jaffung Englands”, 1862, ©. 75 fg.) 

In Preußen werben die die Givilftandäregifter vertretenden Kirchenbüdher von den Pfarrern 
der öffentlich anerfannten Gonfeffionen geführt, ausfchlieflic jedoch des Bezirks des Appella- 
tionsgerichts hofs zu Köln, wo der Code civil in Kraft verblieben ift. Kür die Difjidenten und 
vie jüdischen Gonfeffiondverwandten find die Givilacte und die Kührung der Regifter den Ge- 
richten überwiejen. Vgl. wegen ver bürgerlichen Beglaubigung der Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle in geduldeten Religionsgefellichaften vie Verordnung vom 30. März 1847 (Gefeg: 
jammlung des preußijchen Staats, ©. 125) und für die Juden, Geſetz vom 23. Juli 1847 
(Beiegfammlung, &.265). Wegen ver Taufen, Trauungen und Begräbniſſe, ſowie über Füh— 
rung der Kirchenbücher find die Beftimmungen im Allgemeinen Preußiſchen Landrecht, Thl. I, 
ir. 11, Abſatz 6: „Vom Pfarrer und deſſen Rechten“, enthalten. W. A. Lette. 

Peter der Große, ſ. Rußland. 

Petition (Adreſſe, Motion, Beſchwerde, Vorſtellung, Petitionsrecht).) 
1. Das Petitionsrecht iſt, wie man es in England längſt anerkannt, eins der wichtigſten 
Verfaſſungsrechte der Bürger und ber Stände, ein weſentlicher Beſtandtheil eines lebendigen, 
gejunden und freien Stantdorganismus. Die wichtige Theorie veffelben aber wurde im neuern 
deutſchen Staatsrecht durch ängftliche, der Freiheit ungünftige Rückſichten und durch Polizei: 
beigräntungen der natürlihen Rechte noch vielfach in Schatten geftellt und verkümmert. 

Unter Betition fann man dem weiteften Wortfinne nad jedes Begehren, jede Bitte, jeden 
Antrag verſtehen. Dadurch, daß fie etwas verlangt, unterſcheidet fie ih von der bloßen Adreife 
als folder, welche nur Anfichten und Gefinnungen, etwa Beifall, Lob, Danf ausdrüdt. Von 
diefer an fich erlaubten Adreſſe wird bie wichtigjte, die Dankadreſſe auf die Ihronrede, unter 
dem legten Worte abgehandelt werden. Gemwöhnlid enthalten aber auch die Adreſſen zugleich 
Wünſche und Bitten. Im engern Sinne unterſcheidet man von Petitionen nicht etwa blos alle 
Geſuche an Privatperfonen, fondern auch alle an die Gerichte wie an untergeorbnete Verwal: 
tungsbehörden gerichtete Vorftellungen, Geſuche und Beſchwerden und verfteht darunter nur 
die an den Regenten oder die Stände gerichteten Vorftelungen, Beihwerden, Bitten und An 
träge. Diefe fönnen dann entweder von einzelnen oder mehrern Bürgern und von untergeordz 
neten Gorporationen, oder fie fönnen an den Regenten auch von ven Ständen gerichtet werben. 
Sie können in allen diefen Fällen Geſuche um Abhülfe befonderer Beſchwerden über beftimmte 
Verlegungen beftimmter Perfonen oder Behörben, oder aud andere Anträge um Mafregeln 
für das öffentliche Wohl enthalten. Die legtern nennt man zum Unterfdiede von jenen Be— 
ſchwerden auch aldvann häufig im engften Sinne Petitionen, fofern fie nicht in Motionen ein= 
zelner Ständemitglieber beftehen. Unter diefen verfteht man nämlich alle befondern Anträge, 
welde ein Ständemitglieb dahin ftellt, daß ein beſtimmter Gegenftand von der fländifchen Ber: 
ſammlung in Berathung gezogen und darüber befchloffen werde. 

1. Das Recht zu Petitionen im allgemeinen ober dad Recht zu bitten — betreffe die 
Bitte nun die Abhülfe einer Beſchwerde oder einen andern Gegenftand, ſei es des eigenen Wohle 
oder aud) des Wohls der Mitmenschen — iftfhon ein allgemeines Menſchenrecht. Es iſt vollends 
ein Recht aller Bürger, aller Tpeilnehmer eines freien, eines würbigen Menſchenvereins. Selbſt 
die Türkei gefleht es zu und hat eigene Ginrichtungen zum Gmpfange und zur Erledigung der 
Petitionen. Diefes Recht hat an ſich feine andere allgemeine Rechtsgrenze, ald daß deſſen Aus— 
übung von jeder anderweitigen Rechtsverlezung freigehalten bleibe. Die Pflicht aber, ver 


1) Die nöthige Literatur über die Gegenftände dieſes Artifels vgl. bei Mlüber, Offentliches Recht, 
$$. 148, 149, 169, 217, 218, 296. Bluntfchli, Allgemeines Staatsrecht (zweite Auflage), ©. 515. 
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Bitte Folge zu geben, ift natürlich an fi unabhängig von dem Recht zur Bitte ſelbſt, und ke: 
ſtimmt fih nur durch das Verbältniß der Bitte zu den Pflichten des Gebetenen. 

Daß jeder Staatsbürger alle rehtlihen Mittel anwende, um durch freie Rede, freie Wer: 
fammlung, freie Breffe, freies Petitioniren und durch freie Verfügung über ihre Rechte und 
Geldmittel auf die Öffentlihen Beſchlüſſe für Net und Wohl der Staatsgeſellſchaft einzuwirken, 
dieſes it, auch noch abgefehen von allen Abſtimmungs- und Repräfentationdreten, ein jhen 
naturrechtliches allgemeines demofratifches Recht aller Bürger in allen freien Staaten, meld 
pofitive Negierungseinrichtungen bie legtern aud haben mögen. Deshalb wurden auf alle 
diefe Rechte in England niemals durch pofitive Verfaffungsbeflimmungen eingeführt, ſondem 
als natürliche Rechte ausgeübt. Auch die Verfaffungsurfunden von Baiern, Baden, Sadien, 
Würtemberg fanctioniren das Petitionsrecht nicht pofitiv. Die Prarid aber anerkannte es über: 
afl al8 natürliches oder auch ald in dem fanctionirten Recht der perfönlichen Freiheit entbaltened 
echt aller Bürger an. Die neuefte Scheinverfaffung von Franfreid verbietet Petitionen an 
das Volkshaus und erlaubt fie nur an den Senat. 

Dur die Staatdorganifation aber und zum Zweck der möglichit beften und geordneten 
(Srledigung der Bitten an Öffentliche Behörden ala ſolche find für diefelben meift beſtimmte Be: 
börden und Formen ald Grundbedingung ihrer Annahme und Beachtung fehzeirkt. So 
namentlih müſſen alle Anträge in wirflihen Juftizfahen, abgeſehen von Beſchwerden über 
Merzögerung und Verweigerung der Juftiz, nur an die Juftizbehörben, und die Juftigbeiäwer: 
den wie alle Beſchwerden in Verwaltungsſachen, nur an die zuftändigen Behörden und an fie 
nur in der verfaffungsmäßigen Stufenfolge gerichtet werben. 

Ebenſo gibt e8 auch noch andere beiondere pofitive, politifche oder polizeiliche Beihränfun: 
gen des Petitiondrechts, welche im allgemeinen ſtets ald Ausnahmen zu betrachten und alfo nid 
zu vermutben find, 

Um die allgemeinen und pofitiven deutſchen Grundfäge über das Petitionsrecht vollſtän— 
diger darzulegen, unterſcheiden wir die verfchiedenen Arten von Petitionen: 

1) Uber die Vorftellungen, Geſuche und Beſchwerden in reinen Juſtizſachen und an all 
untergeordnete Berwaltungsbehörden find die Art. Appellation, Drganifation ber Geriäte 
und Staatsverwaltung zu vergleihen. 

2) Liber Beihwerben und Anflagen der Stände gegen die Minifter wird der Art. Berant: 
wortlichkeit handeln. 

3) Uber Motionen f. den Art. Geſchäftsordnung, X. 

4) So bleibt noch das Peritiondrecht im engern Sinne, und zwar das Petitiondredt vet 
Stände und das der Ginzelnen und Gorporationen übrig. 

IM. Petitionsrecht der Stände. Daß Landftände das Recht haben müſſen, über allı 

‚Gegenstände des öffentlichen Wohle Vorftellungen und Bitten, und insbefondere aud Beſchwet— 
den und Bitten wegen Verhütung, Aufhebung, Beitrafung und Wiedergutmachung von Ber: 
legungen des Staatswohls und ded Nechtäzuftandes an den Regenten zu richten, diefes folgt auf 
ihrer Stellung und Aufgabe von felbft. Sie ftehen ald die zur Sprache und Vertretung der Re: 
gierten und ihrer Intereffen vorzugsweife berechtigten und verpflichteten Öffentlichen Verfönlid: 
feiten der Negierung gegenüber. Gine andere allgemeine Grenze gibt es hier nicht ald bie in der 
Vernunft und der Natur der Sache liegende: daß zweckmäßigerweiſe der Negent nur um a& 
jenige gebeten werben Fann, was er zu gewähren int Stande ift. Er fann alfo z. B. nicht ge 
beten werben, durch Gingriff in die unabhängige Juſtiz eine Beſchwerde zu erledigen, weil iſe 
ein folder Eingriff vedhtlidh unmöglich ift. Diefes ganze jegt ſogenannte Petitionsrecht kan kt 
den frühern deutichen Landftänden gewöhnlich unter dem Namen des Rechts der desideria um 
gravamina vor, weldhes die Stände meift in einem allgemeinen Libell der Yandedgravamin 
und desideria zufammenftellten, und von deren günftiger Erledigung fie ihre Gefeg: und Stewr: 
und Nefrutirungsbewilligungen abhängig machten. Viele neuere Landesverfaffungen und 
Bundesbeftimmungen?) haben jegt ven Landſtänden diefes Recht, die Bewilligung der Steuern 
durd äußere, mit dem Gegenftande der Steuern nicht zufammenhängende Forderungen zu be⸗ 
dingen, ebenſo wie andere frühere Rechte, z. B. die eigenmächtigen Verſammlungen ELandes 
convente), die Selbſtverwaltung der bewilligten Steuern und mancherlei Aominiftrationd: und 
Selbſtändigkeits- und Schugrechte entzogen. Es ift hier der Ort nicht, darauf einzugeben, in: 
wiefern die frühern Rechte etwa ſämmtlich unzeitgemäß und bedenklich genannt werden können. 


2) Badische Verfaffungsurfunde, $. 56. Bundesbeichlüffe vum 28. Juni 1832, Nr. 2. 
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So viel aber iſt gewiñ, daß wenigitend, je mehr jene Eräftigften landftändifchen Nechte und ver 
kaiſerliche und reichsgerichtliche Schug der Berfallungen weggefallen jind, um fo mehr die Un— 
entbehrlichkeit derjenigen Rechte augenjällig wird, welde nad den heutigen Verhältniſſen vie 
Schutzmittel der ftändiichen Verfaſſungen bilden follen und als jolde in den Kandesverfaflungs: 
urfunden und jelbft bei Abſchließung des Deutſchen Bundes anerfannt oder doch vorausgejegt 
wurden, wie z. B. Offentlichkeit und Prepfreiheit, Minifterverannvortlichfeit, Freies Petitions— 
recht und völlig freie Wahlrechte u. ſ. w. Denn was jollte zulegt aus den landftändifchen Ver— 
aſſungen ohne alle alte wie ohne die neuen Lebenskräfte und Schugmittel wol anders werden 
ald bloße Täufhungen oder gar, nad Schlözer's Ausdruck, privilegirte Randedverräthereien ? 

In Beziehung auf jenes freie Petitionsrecht kann auch die Form der Zujammenfegung der 

Yandftände, ob jie eine jogenannte ſtändiſche oder jogenannte repräſentative fei, nichts enticheiven. 
Denn auch die nach verſchiedenen Ständen: Adel, Bürger, Bauern, gewählten und abgetbeilten 
Yandflände vertreten doch, wie es in der deutſchen Reichsverfaſſung und in der von ihr abgeleite= 
ten und ihr nachgebilveten landitändiichen Berfaflung der anerfannte Rechtögrundjag war, das 
öfentlihe Wohl, die Ehre, Sicherheit und Verfaſſung oder den Öffentlichen Rechtszuſtand des 
Vaterlandes, des Reichs oder der Provinz. So erfennt ed audy ſtets die nad) Ständen geordnete 
ſchwediſche Reihsftandichaft an. Nur die mehr als fauſtrechtlich-anarchiſche und feudalzarifto: 
fratiiche Theorie des Hrn. von Haller und. feiner berliner Nachfolger leugnet ed, indem jie allen 
wahren Staat, alles Gemeinweſen und Bürgerthbum wie alle wahre Würde und Diajeftät ver 
Regierung, die höchſten Güter, Ehren und Heiligtbümer civilijirter Völker vernichtet, den Staat 
in eine Reibe ifolirter Brivatperjönlichfeiten und alles öffentliche Recht in egoiftiiches Privatrecht 
auftöft und blos von einer abgefonderten jelbitfüchtigen Verfolgung getrennter Sonderinter= 
ejfen oder eigennügiger Privilegien etwas wiflen will. Nach den allein beadhtenswerthen ver: 
nünitigen Orundanfichten löſt jih aljo die Frage über den Unterſchied und die Güte der reprä— 
ientativen oder der im engern Sinne jogenannten ſtändiſchen Berfaflung in vie politifche Frage 
auf, welche Form der Zufammenfegung und Ausbildung des ſtändiſchen Körpers am vollſtän— 
digften alle wahre Intereffen und Rechte der ganzen Staatögefellichaft vertritt und verbürgt. 

Ebenſo menig entjcheidet ed über jenes freie Petitionsredht etwas, ob die Stände außerdem 

noch färkere Rechte bejigen oder nicht. Zu diefen flärfern Rechten gehört insbefondere auch noch 
dad Recht der Initiative bei der Geſetzgebung, d. h. das Recht, ebenjo wie die Krone eigentliche 
vollftändige Geſetzesvorſchläge zu machen, ftatt, wie im Petitiondmwege, nur um bie Vorlage be: 
Nimmter Gejegeövorjhläge von feiten der Negierung zu bitten, Sehr richtig bemerkt Zöpfl, 
dag jened Recht der Initiative nur dann jich praftifch von jenem Petitionsrecht wejentlich unters 
Icheibet, wenn der Regent fein abjoluted Veto bei den von den Ständen vorgeichlagenen Ge: 
jegen bat; denn hat er dieſes, fo hängt aud bei der ſtändiſchen Initiative doch alled von feiner 
Gewährung der Bitte und Zuftimmung zu ven Geſetzesvorſchlägen ab; und auch ohne eigent= 
lie Initiative fünnen andererjeitd die Stände ebenjo wie bei verfelben bereitd die befondern 
Beitiimmungen des Geſetzentwurfs beratben und erbitten, welche fie wünfdhen. Nur der Form: 
und Geſchäftsunterſchied findet alſo hier nody ftatt, day ohne Initiative die volljtändigere, be: 
timmtere Ausarbeitung und Form der Gejege und ihrer Einzelheiten zuerft von der Negierung 
ausgeht und beratbhen wird. 

Darüber übrigens befteht Verithiedenheit ver Theorien und der VBerfaffungsbeftimmungen, 
ob bei einer Abtheilung der Stände in mehrere Kammern oder felbftändige Gurien, jede von 
ihnen allein eine Petition an den Negenten bringen fönne aud ohne die Zuftimmung der. an- 
vrn. Das Allgemeinrechtliche und bei vem Mangel befonderer pofitiver Ausnahmsbeſtimmun— 
en im Zweifel Gültige ift gewiß, daß, wie ja felbft jede einzelne phyſiſche und moralifche Berfon, 
o vollends ein jelbftändiges lanpfländifches Collegium auch für fi allein ein vollftändiges un— 
wihränftes Petitionsrecht hat. Dieſes ift auch doppelt in unfern Eleinen Staaten zweckmäßig, 
vo in Sbeſondere die Erften Kammern ſchwer fo zu bilden find, dag man eine gehörig vieljeitige 
3ertretung der Landedinterejlen von ihnen erwarten kann. Hier wird alfo die moralifche Kraft 
voblehätiger Anträge einer andern Kammer dadurch, dap ſie dem Fürſten gar nicht mitgetheilt 
verden, jehr geſchwächt. Warum aber foll die mögliche Einfeitigfeit Einer Kammer oder ihre 
ferſucht gegen die andere diefe ververblide Gewalt Haben? Bei vielen- Anträgen, 3. B. den 
litten um Abhülfe von Beſchwerden, ift eine Mitwirkung von der andern Kammer, jobald die 
tegierung die Beihwerben für begründet erkennt, gar nicht nöthig. Bei andern, z. B. bei 
Jitten um Geſetzesvorſchläge, darf man auch nicht etiwa fagen, daß die Regierung, um darauf 
‚nzugehen, zuerft die Zuftimmung der andern Kammer vor fi haben müſſe. Oftmals wird 
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auf ihre Vorſchläge dieſe Kanımer eingeben, wenn fie aud auf venfelben Antrag blos von ver 
andern Kammer nicht einzugehen geneigt ift. Die Regierung felbft ſchwächt alſo aud die Wirk: 
famfeit ihrer eigenen Initiative, wenn fie für jeden Antrag einer Kammer zuvor die Verband: 
lung der andern Kammer fordert, die, wenn jie einmal verwarf, num felbft auf die Anträge der 
Regierung ſchwerer eingeht. , 

Die abjolute Forderung der Ubereinftimmung beider Kammern zu jedem landſtändiſchen 
Antrag ift alſo nur einer jener künftlihen Hemmfhuhe und ariftofratifhen Dämme gegen die 
angeblich zu große und gefährliche Freiheit. Allein die gefährlichfte Aufregung allzu volföfreier 
oder demokratiſcher Beitrebungen liegt immer in ven unnatürlihen Hemmungen der gefegliden 
Freiheit und des wahren öffentlichen Wohle. 

Da nun jene Forderung der Ubereinftiimmung nicht aus der Natur der Sache und vr 
innern Zwedmäßigfeit der ftändifchen Functionen, fondern nur aus äußerlihen Nebenrüdfihten 
abgeleitet wurde, fo ergibt jih aud daraus der fonderbare Widerfprud der neuern Berfaffungen, 
daß die eine jene Ubereinflimmung da fordert, wo fle die andere als überflüffig erflärt und um- 
gekehrt. So fordert die würtembergiſche Verfaſſung $. 182 auch bei Beſchwerden bie Liber: 
einftimmung, während fie die ſächſiſche Verfaffung ($. 109) Hier nicht fordert. Auch if bieir 
Forderung bier doppelt bedenklich. Die Standpunfte und Intereflen der beiden Kammern för: 
nen jo verſchieden ſein, daß oft wahre Beichwerden der einen, 3. B. die Beſchwerde ver Zweiten 
Kammer über verfaffungdmwidrige ariftofratifche Privilegien oder Einrichtungen, bei der andern 
verworfen werben. Nichts aber liegt doch mehr im wahren Intereffe auch der Regierung, alö 
daß in Beziehung auf alle Beſchwerden vollftändiges Gehör, unparteiiiche Prüfung und, we ſie 
gegründet find, baldigſte Abhülfe erfolgen. Daher kann in England das Unterhaus nicht blod 
die förmlich gerichtliche Anklage der höchſten Staatsbeamten und den Proceß vor dem Oberhaus 
einfeitig beſchließen, ſondern auch einfeitig feine Beſchwerde über das Minifterium ver den 
Thron bringen, wodurch 3. B. das Melbourne'ſche Minifterium zum Rücktritt gezwungen 
wurde. In Baden jagt der $. 67 der Berfaflung: „Keine Vorftellung, Beihwerbe oder Anz | 
flage fann an den Großherzog gebracht werden ohne Zuftimmung der Mehrheit einer jeden der 
beiden Kammern.” Da nun jene Beihränfung des Petitionsrechts einer jeden der felbtän- 
digen beiden Kammern ald eine Ausnahme von dem allgemeinen Recht fcheint, weldye im Zweifel 
nicht anzunehmen ift, fo dürfte fie auch nicht angenommen werben, folange in jener Geſetzes⸗ 
beftimmungnod) ein anderer vernünftiger Sinn gefunden werben fönnte als der jener Ausnahınd: 
beitimmung. Nun kann aber allerdings darin die fehr vernünftige Beflimmung gefunden wer: 
den, daß nie etwa bloß einzelne Kanımermitglieder oder auch nicht die überftimmten Minoriti 
ten in einer der beiden Kammern mit ftändifchen Borträgen, Beſchwerden oder Anträgen ber 
Fürſten follen bebelligen können, fondern daß, um diejelben vor den Thron zu bringen, imbie 
ſem Sinne ſtets „in einer jeden der beiden Kammern die Zujtimmung der Mebrheit nothwent 
iſt“. Doch hat die andere Auslegung in einer entfhiedenen Praris den Sieg davongetragen. 
Und jede der beiden Kammern ſpricht alfo regelmäßig nur allein in ihrer Antwort oder 
adrejle auf die Ihronrede und etwa bei ver Wahl ihrer Bräjidenten jelbftändig zum Thron: 

Man hat hier und da Einwendungen erhoben gegen die ftändifche Berathung und Beihlu 
faffung von Anträgen über beſtimmte Gegenftände, z. B. über Bitten, die Regierung möge für 
diefe oder jene Bundedmaßregel auf geeignetem Wege wirken. Doch fiegte fehr natürlid ie 
allgemeine Rechtsgrundſatz, wie er in ven Worten der weimarifchen Verfaffung $. 79 enthalten 
ift, dafı nämlich die Kammern dad Recht Haben, dem Megenten „alles dasjenige vorzuiraget 
was fie vermöge eines übereinftimmenven Befchluffes für geeignet halten, um ald ein gemalt 
ſchaftlicher Wunſch oder als eine gemeinihaftlihe Beſchwerde an ihn gebradt zu muten“. 
Sache der verfallungdmäßigen freien Erwägung ded Negenten und feiner veran 
Minifter bleibt ed dann natürlich, zu entſcheiden, welde Anträge er gewähren oder zu J 
kann und ſoll. Aber die eigene Prüfung und Überzeugung müſſen für jeden Bürger und jet 
Kammermitglied in Beziehung auf ihre Anträge und Bitten an die Kammer, müſſen 
für die Kammer in Beziehung auf ihre Entſcheidung über die Statthaftigkeit eined Antragt am 
fie, wie auf ihre eigenen Anträge und Bitten an die Regierung entſcheiden. Sie müjlen chemie 
frei bleiben, „wie die Prüfung und Überzeugung der Regierung über die Gewährung ober Zu⸗ 
rücweifung der ihr vorgelegten Anträge. Die Bundedverhältniffe vollends find meift für de 
Stände und ihre und ihres Landes Rechte höchſt wichtig und ein Theil ihres Staatsrechts ‚& 
Haben z. B. auch feinerzeit faſt alle deutſche Kammern in der hannoverijhen Sache pariäber 
berathen und Anträge geftellt, was fie wünſchten, daß ihre Regierungen bei dem Bunbeituge | 
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ale Bundesbeſchluß beantragen und unterftüßen follten. Jede entgegenftehende Anſicht ericheint 
in ber That auch, wie jid) fogleich naher zeigen wird, bei genauerer Betrachtung ald höchſt be— 
leivigend gegen den Bund wie gegen die Landesregierung und ald auf die gefährlichite Weiie 
aufregen. 

Uber Betitionen und Beſchwerden der Stände bei vem Bunde ſ. unten IV., 1. C. 

IV. Betitiondredt der einzelnen und der Gorporationen. Alle einzelnen Bür— 
ger haben auch, abgejehen von ven Anträgen an die Juftizs und Adminiftrativbehörben in ihren 
oder ihrer Glienten und Pflegebefohlenen Privatangelegenheiten, das Recht, Privatbeſchwerden 
und ebenfo uud ihre Bitten und Wünjhe, ihre gemeinnügigen Vorſchläge über Gegenſtände 
des gemeinfhaftlihen oder Öffentlihen Wohls jowol dem Randesregenten wie den Ständen 
vorzutragen. 

1) Das Beihwerdereht, und zwar A) an den Regenten findet nirgends beachtens— 
merthen Widerſpruch. Es hieße, dem Regenten jelbit feine höchſte Würde eined Schükers ver 
Geſetze und der rechtlichen Ordnung, eined Beihügers feiner Unterthanen rauben, wenn man 
den legtern verwehren wollte, da feinen Schuß anzurufen, wo ſie ſich verlegt halten und die 
regelmäßigen Juſtiz- und Verwaltungsftellen ihnen nad ihrer Überzeugung rechtswidrig die 
Hülfe verweigerten. 

B) Aud das Recht der Bürger, der einzelnen oder der Corporationen, den Ständen 
Beihwerden über Verlegung ihrer eigenen öffentlichen oder Privatrechte einzureidhen und 
ihr Fürwort, ihre Berwendung dann aud noch zu erbitten, wenn fie ſchon vergeblich dem Re— 
genten ibre Bejchwerbe vorlegten, liegt tief im Weſen der ſtändiſchen Verfaſſung und iſt überall, 
wo dieſelbe befteht, anerkannt. Denn es ift gerade die weſentliche Beſtimmung der Stände, ven 
ganzen gejelliaftlihen Rechtszuſtand der Stantögejellihaft, gegenüber der Negierung, ver: 
faflungsmäpig zu vertreten und zu vertheidigen. Die einzelnen und Gorporationen müſſen jie 
alſo au authentifh von den ihnen widerfahrenen Störungen dieſes Rechtszuſtandes in Kennt— 
niß jegen und fie felbft die verfallungsmäßigen Mittel zur Befeitigung diefer Störungen er: 
greifen, insbeſondere aud für die Beſchwerden bei dem Fürften jid) verwenden dürfen. Sowol 
aber damit der orventlihe Gang der Verwaltung nit unterbrocdyen, ald damit den Ständen 
wie der Regierung unnöthige Geſchäfte erfpart werden, fordern die meiſten ftändiichen Ver: 
foffungen ausprüdlih ald Bedingung der Berudjichtigung folder Beſchwerden von feiten der 
Stände eine Nahweilung der Enthörung oder die Nahmweijung, daß die Beihwerbeführer 
bereitö vergeblich bei den betreffenden höchſten Staatsitellen die Abhülfe ver Beſchwerden 
ſuchten. Bon ſelbſt verfteht es fih auch, daß die Stände ed ſtets ungeeignet finden müflen, ſich 
in wahre Zuftizfachen einzumiſchen. Denn die Juſtiz ſoll in Beziehung auf fie wahrlid nicht 
minder unabhängig fein ald in Beziehung auf die Regierung, Wie diefe aber, jo hat auch die 
Ständeverfjammlung gegen Verweigerung und Verzögerung und gegen verfaſſungswidrige 
Einrichtungen der Juftiz innerhalb ihres Wirfungsfreifed zu forgen. Und ed gereidht wol 
manchen neuern deutſchen Ständeverfammlungen keineswegs zur Ehre, daß fie gegen die faft 
unbegreiflihen Erſcheinungen und Verzögerungen überlanger geheimer Inquifitionsprocefie fo 
ſtumm geblieben find. 

C) Nicht minder it fürs dritte auch ein Recht ber einzelnen, der Gorporationen und felbit 
der Landſtände, beidem Bunde Beſchwerden einzureihen, anerfannt. Dieſes fließt 
mit Nothwendigkeit daraus, daß der Bund ald deutjcher Nationalbund der Nation, aljo ihren 
Bürgern und Vertretern, gewiffe Nationalrechte verbürgen und fhügen zu wollen verpflichtet 
ift. Zugleich aber fließt au) daraus, daß dennod der Bund feiner allgemeinen rechtlichen Natur 
nad als ein völkerrechtlicher Verein erklärt ift, und daß er alſo nur ausnahmsweiſe einzelne be: 
fimmte innere ſtaatsrechtliche Verhältniffe verbürgt, eine nothwendige Beihränfung dieſes 
Beihmerberehtd. Es muß nämlich beſchränkt bleiben auf diejenigen Rechtöverhältniffe, die der 
Bundedögrundvertrag von dem Art. 12 bis zu Ende theild einzelnen Klaſſen von Perſonen, wie 
1.8. den Standeöherren, theild allen Bürgern garantirt, wie z. B. die Eriftenz einer land— 
ſtändiſchen Verfaflung, die Preßfreiheit, die Ausmwanderungs: und Nacdjfteuerfreiheit. Der 
Natur des Bundes und jener feiner Verheißungen ganz entfprehend erklärt die Schlußacte 
Art. 53: „Die durch die Bundedacte den einzelnen Bundesſtaaten garantirte Unabhängigfeit 
ſchließt zwar im allgemeinen jede Einwirkung des Bundes in die innere Staatseinrihtung und 
Staatöverwaltung aus. Da aber die Bundesglieder fi in dem zweiten Abſchnitt ver Bundes: 
acte über einige befondere Beftimmungen vereinigt haben, welche fich theild auf Gemwährleiftung 
zugeſicherter Rechte, theild auf beftimmte Verhältniſſe ber Unterthanen beziehen, jo liegt der 
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Bundesverfammlung ob, die Erfüllung der durch dieſe Beftimmungen übernommenen Berbind- 
lichkeiten, wenn fih aus hinreihend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergibt, daß folde 
nicht ftattgefunden habe, zu bemwirfen. Die Anwendung der in Gemäßheit diefer Verbindlich- 
feiten getroffenen allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle bleibt jedoch den Megierun: 
gen allein überlaffen.” 

Auch ergriff befanntlih die hohe deutſche Bundesverſammlung bald nad ihren: erſten Zu: 
jammentritt diefen wichtigen Theil ihrer großen Beftimmung mit den wärmſten Erflärungen. 
So erklärte 3. B. ein gemeinſchaftlicher, fpäter noch fpeciell von den einzelnen Bundesregierun⸗ 
gen beifällig genehmigter Beihluß der Bundeöverfammlung: „Zur Aufrehthaltung ihrer 
frühern Beſchlüſſe und ihrer [hügenden Verwendung für ven Eurhefflichen Defonomen Hof: 
mann’, nad) dem Orundfage, die Bundesverfammlung habe zu forgen: „daß jedem Deutfden 
in gehörigem Wege fein Recht werde”, nochmals feierlich: „daß fi die Bundesverfammlung 
durch feine ungleiche Beurtheilung werde abhalten laſſen, felbit bedrängter Unterthanen ſich ans 
zunehmen, um auch ihnen die Überzeugung zu verſchaffen, daß Deutſchland nur darum mit dem 
Blute der Völker vom fremden Joche befreit und die Länder ihren rechtmäßigen Regenten zurüd: 
gegeben worden, damit überall ein rechtliher Zuftand an die Stelle ver Willkür treten möge.’ ?) 
Auch an die reihögejeglihen Worte der Faiferlihen Gerichtsordnung, Thl. I, S. 525; wird in 
diefen Verhandlungen erinnert: ‚„‚Ingleihen damit den Unterthanen wider ihre von Gott vor: 
gefegten Obrigfeiten zu Ungehorfam und leichtliher Wiverfegung nicht Anlaß gegeben, mod fie 
darin geftärfet werden, auch derowegen nicht in äußerften merflihen Schaden und Verderben 
gerathen.*) In ſolchem Sinne wird auch oft wiederhoft die Erfüllung des Art. 13 durd an⸗ 
gemeſſene landſtändiſche Verfaffung vargeftellt: „als die Sicherftellung eined allgemeinen ge- 
feglihen Zuftandes im Innern und als anerkannt weſentlicher Zweck aller hohen Gontrabenien 
ded Bundes, nahdem man ald Grund des frühern unhaltbaren, ſtets finfenden Zuſtandes und 
als die wichtigfte aller Gefahren innere Despotie und Anardie” anerfannte.) * 

Will man indeſſen nicht unwahr ſein, fo muß man einräumen, daß ſich die Beſchwerde⸗ 
führer beim Bunde von jenem Defonomen Hoffmann und den Domänenkäufern (ſ. d.) an 
bis zu den ſchwer bedrängten Hannoveranern meift Feiner glüdlihen Erfolge zu erfreuen hatten. 
Auch jelbft die Klagen über verzögerte und verweigerte Juftiz, von welchen früher einige glüd: 
liche Abhülfe erhielten (Klüber, $.169), ſcheitern jegt gewöhnlich an dem Mangel bundeögefeg- 
lich gemeinfhaftliher Grundfäge über die Juftiz und am der Leichtigkeit, mit welder mamin 
neuern Zeiten zum Theil durdy Amovirung und Auswahl der Nichter, durch Tandesherrfide, 
rückwärts angewendete authentifche Interpretationen und Declarationen, durch Erſchaffung mb 
Ausdehnung der fogenannten Adminiftvativjuftiz und durch abminiftrative Entideidungen 
über die Gompetenzconflicte, vor allem aber durch die unheilvollen neuen Disciplinargefege 
und die Gabinetdernennungen der Richter, die alten Grundfäge der Selbfländigfeit der Yuftiz 
zu Zeiten des Reichs aufgehoben oder wirfungslos für den Schuß der Berfonen und bes Der: 
mögens verfolgter IInterthanen zu machen weiß. Selbft der in der Zeit des Reichs durch Bir 
ungehemmte Veröffentlihung aller actenmäßigen Darftellungen gegebene moralifhe Schug lit 
durch die Genfurgejege und die neuern ſchlechten Prefgefege und ihre oft noch ſchamloſere Hands 
habung jelbft durch die jegt meift abhängigen und corrumpirten Richter. Die Bundesverband: 
(ungen wurden geheim, und nur je nad) der Genfurerlaubniß der beteiligten Regierung fol 
die Veröffentlihung der Actenftüde über die Beſchwerden bei vem Bunde ftattfinden. (Ktüber, 
$. 218.) Nur die Adelichen, welde, wie noch zulegt der hHannoverifche Graf Bentheim, ge 
der ihnen bundeögefeglich gegebenen Privilegien reclamirten, fhienen vielen meift glüdüger 
zu jein. Dod in eine genauere Unterfuhung und eine gründliche Beurtheilung der hierhet ge⸗ 
hörigen Thatſachen einzugehen, ift hier der Ort nicht. Um unferer Zufunft willen aber ie 
Pflicht, ſich rückſichtlich der Rechts- und politifchen Theorie im allgemeinen an die ſchon zuvor 
mit den eigenen Worten der hohen Bundesverfammlung angedeuteten Grundfäge anzuſchließen. 
Je mehr fpätere Bundesbeſchlüſſe durch neue Beftimmungen, zum Theil durch langdauernde 
provijorifche und Ausnahmömaßregeln in den innern ftantsrehtlihen Verhältniſſen bürgerliche 
Freiheitsrechte befhränfen und die Nechte der Megierungen und der Mächtigen ſchũtzen, umd 
gerade weil die hohe Bundesverfammlung nur aus den meift adelichen Miniftern der Fürſten 
befteht, um fo mehr fordern wol Großmuth, Gerechtigkeit und Weisheit dazu auf, daß ſelbſt 


3) Brotofolle der Bundesverfammlung, I, 120, 146, 194. 
4) 'Brotofolle, I, 136; V, 21. 5) Brotofolle, I, 129; III, 185, 503, 508, 509. 
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jeder Schein bejeitigt werde, als fehle eö den Rechten des Volks an gleihmäßigem Schuge. 
Die Geſchichte des Unterganges der Reiche und Sufteme beweift ed, daß gerade Gefühle und Ur— 
theile, Die früher ſich gar nicht Öffentlich äußern durften, allmählich dennoch ſehr ſchädlich wirfen 
und jebeömal in Zeiten ver Noth auf eine verderbliche Weife ih Bahn drehen. Nur wahre, 
d. h. gleiche und gleihmäßig durchgeführte und geſchützte Gerechtigfeit für die Bürger wie für 
die Mächtigen und Negierenden erhält Staaten und Staatenvereine. (Klüber, $. 217.) 
Viele Gewaltthaten, namentlich aud auf adelihen und ſtandesherrlichen Gütern im Jahre 1848 
baben es ſchlagend erwiejen, daß man wohl daran gethan Hätte, dieje ſchon vorher in den beiden 
frühern Ausgaben des „Staaté-Lexikon'“ wörtlich enthaltenen Warnungen zu berüdjichtigen. 
Neuere, ähnliche und ftärfere Beweife werden ſicherlich nadfolgen in Preußen und Mecklen— 
burg, in Anhalt und Naffau und anderwärtd, wenn dieſe Warnungen ferner unberüdjichtigt 
bleiben. 

Aud die Fragen, wann und von wein wegen der bundesgejeglich garantirten Rechte bei 
dem Bundedtage wirkſam Befchwervden erhoben werden können, jind zum Theil beftritten un 
eine fefte prafiiih allgemein anerkannte Rechtstheorie darüber noch nicht ausgebildet. Der ei— 
tirte Artifel der Schlupacte drückt ſich gewiß richtig in völliger Allgemeinheit aus: die Bethei— 
ligten haben dieſes Recht. Und nur die eine allgemeine Beihränfung läßt fih mit Sicherheit 
aus der Natur eined Bundes fouveräner Staaten und feiner natürlih nur blos ausnahms— 
weijen und jubildiären Hülfe in innern jtaatörechtlihen Verhältniſſen ableiten, daß die Be: 
ſchwerden nur dann zuläjjig find, wenn bie verlegten Rechte zu den bundesgeſetzlich garantirten 
gehören, wenn der Reclamant bei denfelben oder gegen deren Verlegung betheiligt war oder 
rechtliches Intereffe in Beziehung auf jie hat, und endlich, wenn bei den Yandesbehörden und 
zulegt bei Der Landedregierung feine Hülfe zu finden war, Unter diefen Bedingungen können z. B. 
einzelne Bürger bei wahrhaft verzögerter oder verweigerter Juſtiz (ſ. Juftizuerweigerung und 
Juſtizſache, und Klüber, $. 169), bei bundeswidrig entzogener Auswanderungs = oder Nach— 
Reuerfreiheit, oder bei Verlegung der befondern Klaffen von Perſonen gewährten befondern Rechte 
am Bundedtage Schug ſuchen. Daß auch bei der Verweigerung der in Art. 12, 13 und 18 
der Bundesarte und in Art. 56 der Schlußacte allen Bürgern zugeficherten allgemeinen Ver: 
Vaflungdrete, 3. B. auch bei der mit der Auswanderungs: und Nachſteuerfreiheit in einem und 
demfelben Artikel und einem Redeſatze zugejiherten Preffreiheit einzelne und Gorporationen 
Schuß gegen Verlegung diefer Nechte ſuchen dürften, wenn in dem Lande ver Schuß für fie 
verfagt wird, und zumal wenn ein verfaffungsmäßiges Organ zur Vertretung diefer Rechte 
fehle; dieſes fcheint aus allgemeinen Rechts- und politifhen Gründen zu folgen. Denn in 
einem wahren rechtlichen Gemeinweſen hat jedeö freie Rechtsmitglied ebenfalld ein Recht und 
eine Pflicht in Beziehung auf die allen gebührenden Verfaſſungsrechte. Für jeden würdigen 
Dann jind dieſes Die wichtigften, die heiligften Rechte; er ift alfo bei ihnen betheiligt, wie auch 
Klüber ſtets geltend machte, Recht ohne alles rechtliche Schutzrecht aber iſt Widerſinn. Was 
bliebe nun den einzelnen Bürgern und Gorporationen übrig, wenn ihre, wenn des Vaterlandes 
Selligthümer, die heiligften Verfaſſungsrechte, die Grundlagen der Eriftenz der Völker wie ver 
Sürftenhäufer von einer verblendeten Gewalt gänzlih unterdrückt würden? Entweder müßten 
fie, müßte die Nation auf ihre Pflicht und ihr Recht und ihre Ehre ver Vertheidigung ihres 
Baterlandes, ihrer Familien und Mitbürger feig verzichten, ober fie müßten wegen Mangels 
gejegmäßiger Hülfe zu ungefeplicher ſchreiten. Das erfte vürfen jie nicht und daß legtere follen 
fie auch nit, zumal nad) den Bundesgeſetzen, welde ven Negierungen gegen jeden gewaltfamen 
Widerſtand der Unterthanen Hülfe verfpreden. (Schlufacte, Art. 25.) Diefelben entziehen 
foldergeftalt den deutſchen Ländern nicht blos etwa das legte, freilich traurige, zuweilen aber 
doch allein rettende Schugmittel, fie zerftören auch großentheils ſelbſt die oft wohlthätige Furcht 
vor demfelben. Freilich ift es löblih, wenn fie auf dankenswerthe, wohlthätige Weiſe den ins 
nern Frieden fhügen wollen, Allein jie werben diefed nur durch gleiche Gerechtigkeit nad) bei- 
den Seiten wirfjam zu thun vermögen. Für den Bund felbft und für vie Sicherheit fürftlicher 
Regierungen ift e8 in hohem Grabe wichtig, daß nur diefer, niemals dev entgegengejegte Ge— 
danfe Wurzel falle. Keineswegs gewichtlos dürfte auch die Betrachtung fein, wie jene bundes— 
gefeglichen Zufiherungen einiger wenigen deutihen Nationalrechte entſtanden. Die deutſche 
Reichsverfaſſung und ihr Schug waren heilige Rechte für die Nation und alle ihre Bürger. 
Sie wurden anerkannt rehtöungültig dur fremde Gewalt und ohne Zuftimmung der Nation 
unterbrüdt. Die Proclamatien von Kalifh, anerkannt in den wiener Verhandlungen, verbieh 

Staatsrkerifon, Xi, 30 
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zeitgemäße Wieverberftellung des frühern nationalen Rechtszuſtandes. Jene wenigen Rechte 
num follten diefe Verheißung erfüllen, 

Auch fchien die Bundesverfammlung, wenigitens früher, ſelbſt in Beziehung auf bie all: 
aemeinen Verfaffungsredte, den einzelnen ein Recht zuzugefteben, ven Bundesihng für die- 
felben wirfjam in Anſpruch zu nehmen. Im ſolchem Sinne fielen 3. B. zu Anfange des Jahres 
1818 die Abftimmungen über die auf Veranlaffung einer gemeinihaftlihen Vetition verſchie 
dener deutjcher Staatöbürger in Anregung gebradte Aufnahme des Art. 13 unter die Be- 
rathungsgegenftände der hohen Berfammlung, worunter fie früber fehlte. 6) Diefe Anregung 
durd dieſe Petition wurde jegt von mehrern Bundesgeſandtſchaften, namentlich von dem fönig- 
lih preußiſchen Bevollmächtigten ausprüdlic als eine „willfommene” Veranlaſſung zur Er: 
flärung über den wichtigen Gegenftand bezeichnet. ?) Die hohe Präſidialgeſandtſchaft, die eben: 
fall einem der Unternehmer ver Betition Unterflügung verjproden hatte, „jofern nur ein an: 
derer Gefandter (ſowie alddann der medlenburgiihe, der würdige Freiberr von Pleſſen) vie: 
felbe übernebmen und die Sache zuerft anregen würde”, umterflügte fie jegt wirklich aure 
kräftigſte. Sie berief fih dabei auf die frühern Öfterreichifhen Erflärungen auf dent Wiener 
Gongreffe und auf die befannten Nechtöregein, daß ein nadı Inhalt und Zeit nicht gemau br- 
ſtimmtes Verſprechen zu Gunften des Annehmers fo bald und fo gut ald möglich erfüllt werden 
müſſe. Sie erklärte, daß „zur gemeinſchaftlichen Beruhigung der Völker und Regierungen bir 
Weisheit der legtern und ihr von dem der Regierten ungertrennliches Intereſſe e8 forderten, dar 
man in einer Angelegenheit von fo großem Gewicht nad dem Beſten firebe, was unter den 
gegenmärtigen Umftänden möglich ſei.“s) In noch ftärfern Worten drang insbeſondere aub 
Hannover auf eine allgemeine balpmöglide und am beiten eine vertragsmäßige Begrünpung 
ſtändiſcher Verfaſſungen, „vie ſchon an ſich den Nechten gemäß feien und überbie® zu den Ju: 
fagen gebörten, welche ven Völkern während des Freiheitöfriegs laut und Öffentlich gemacht wor: 
den”. So überboten ſich die hoben Geſandtſchaften in günftigen Erklärungen, und man bat 
diefen ewig denfmwürdigen VBerbanplungen und ihren günftigen Enpbeihluß für die balıınög- 
liche Berwirflihung des Art. 13 und für eine jährlih am Bunde abzulegende Nechenfcaft der 
einzelnen Negierungen über das, was in ihren Landen dafür gefchehen, ven enticheidenpften Ein: 
fluß auf die jegt bald nachher erfolgte Einführung ftändiiher Berfaflungen mit Steuer: un? 
Gejegbewilligungsrehten in mehren Ländern zugeichrieben,, wo man furz vorher nady öffent: 
lien Blättern einem ganz andern Syſtem ſich zuzuneigen ſchien. 

So günftig und folgenreich indeh aud in vielem Ball die Aufnahme jener Eingabe ein: 
zelner Bürger war, fo zeigen doch fpätere Verhandlungen, namentlich die über die hannowri: 
fhe Sache, daß eine feſte und unbeftrittene Theorie hier nicht fofort fiegreidh wurde. 

Auch entfteht, felbft wenn man ein Beſchwerderecht ebenfo der einzelnen wie der Landſtände 
rückũchtlich der bundesgeſetzlich zugeliherten Freiheitsrechte zugefteht, die allerdings bödhfl 
fhmwierige Frage: erftredt fi ein Bundesfhug: und ein Beſchwerderecht lediglich auf eine Gin: 
führung diejer Rechte im allgemeinen oder auch auf die dauernde Erhaltung und auf den Inbalt 
und die Beſtandtheile diefes Rechts? So viel ift hier nun auf den erften Blick flar, daß, wann 
man nicht jene heiligen Zufagen und die Begriffe und das Wejen rechtlicher Inftitute und Ver: 
hältniffe aufheben, jeder Willkür, ja jedem Hohne preiögeben will, die beiden legten Fragen 
nicht abfolut verneint werden dürfen. Denn in dem Begriff. und Wefen ver Prepfreibeit un? 
der Yandflände, deuticher Landſtände im Sinne ded deutſchen Nedytö und der neuen europäiſchen 
Eultur jind doch gewiſſe abfolut weientlihe Merkmale enthalten, die gar nicht fehlen und aufge: 
hoben werden pürfen, wenn die Sache felbit noch eriftiren foll. Ebenſo gibt es au natürliche 
Merkmale, für melde im Zweifel die vehtlihe Borausnahme ftreitet. Wollte nun ein Regent 
etwa ein fürftliches Yinanzeollegium von Beamten einführen und diefed Landſtände nennen, Vo 
fünnte doch nimmer gefagt werden, er habe Art. 13 der Bundesacte verwirklicht, umd ebenſe 
wenig wäre die im Art. 18 allen Unterthanen ald ein Recht zugeiicherte Preßfreiheit erfüllt, 
wenn unter diefem Namen Aufbebung der rechtlihen Freiheit der Breffe durch Genfur gegeben 
würde. Nicht minder aber wären beide Artikel unerfüllt, ja die Pflicht ver Erfüllung verhöhnt, 
wenn die ihnen entiprechenden Rechte zwar heute gewährt, ſchon morgen aber jelbt in ihren 
wejentlichiten Beſtandtheilen willkürlich wieder aufgehoben würden. 

Anderntheils aber fordert allerdings die Erhaltung der Selbjtändigfeit der einzelnen Bun- 





6) Brotofolle, IT, 44, 49; IV, 44. 
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Petition 467 


deaftaaten und Bundedregierungen, daß jedes Einſchreiten des Bundes in die innern Verhält— 
niſſe auf das Unentbehrlichſte befhränft bleibe. In diefem Sinne ift wol Art. 61 der Schluß: 
arte zu verfteben. Er jagt: „Außer dem Kalle der übernommenen befonvdern Garantie einer 
landſtändiſchen Verfaflung und der Aufrechthaltung der über Art. 13 der Bundesacte hier feſt— 
gejegten Beſtimmungen ift die Bundesverfammlung nicht berechtigt, in lanpftändiihe Ange: 
Isgenbeiten oder in Streitigkeiten zwifchen den Landesherren und ihren Ständen einzumirfen, 
jotange folche nicht den im Art. 26. bezeichneten Charakter annehmen , in welhem Falle die Be: 
ſtimmungen dieſes fowie des Art. 27 auch hierbei Anwendung finden.” 

Die Hier über Art. 13 feflgefegten Beftimmungen, worauf ſich Art. 61 zunächſt bezieht, 
ind die in den vorhergehenden Art. 53 — 61 enthaltenen. Von diefen wurde Art, 53 bereits 
oben mitgetbeilt. Art. 54 beflimmt, „daß die Bundesverfammlung darüber zu wachen bat, 
daß die Beſtimmung, nach welder in allen Bundesftaaten lanpftändiihe Verfaffungen fein 
jollen, in feinem Bunbeöftaate unerfüllt bleibe. Art. 55 überläßt e8 den Negenten, diefe in- 
nere Landesangelegenheit „mit Berüdiihtigung ſowol der früherhin gefeglich beſtandenen flän- 
diihen Rechte als der gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe zu ordnen”. Art. 56 verordnet: 
„Die in anerfannter Wirkfamfeit beftehenden landſtändiſchen Verfaſſungen können nur auf 
verfaffungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden.” Art. 57. beflimmt, daß der Souve: 
ran durch die landſtändiſche Verfaffung nur in der Ausübung beftinnmter Rechte an die Mit: - 
wirkung gebunden werden fünne und die gefantmte Staatögewalt alſo in ihm vereinigt bleiben 
müffe, Art. 58 aber, daß er nicht in Erfüllung bundesmäßiger Verpflichtungen gehindert 
werden dürfe. Art. 59 fordert die Vorforge der landſtändiſchen, Geſchäftsoordnungen gegen 
einen die Ruhe gefährbenden Gebrauch der freien Außerungen bei Hffentlichkeit der Ianpftändi- 
ihen Verhandlungen. Art. 60. erklärt, daß durch übernommene befondere Barantie der Ver: 
faffungen die Bundedverfanimlung dad Recht erhalte, auf Anrufung der Betheiligten die Ver: 
faffung aufrecht zu erhalten und die über Auslegung und Anwendung derſelben entftandenen 
Itrungen, ſofern dafür nicht anderweitige Mittel und Wege gefeglich vorgeichrieben jind, durch 
gütliche Bermittelung oder compromiffariihe Entſcheidung beizulegen. Art. 26 und 27 ver 
Schlußacte endlich, nach deren Inhalt ver Schluß des Artifeld auch ohne beſondere Garantie 
Bundeshülfe in innern Streitigfeiten geftattet, verheißen lediglich den Fürſten gegen ihre Unter: 
thanen Hülfe, fofern bei ruheftörenden gefährlihen Widerſetzlichkeiten derfelben die Fürften 
dieſe nicht allein bewältigen können und die Bundeshülfe gegen biefelben verlangen. 

Die jehr nun diefe Artikel die Hülfe zum Schuß der durch mögliche Negierungswillfür ver: 
legten und unterdrüdten Berfaffungen und Berfaffungsredte beihränfen mögen, jo darf man 
wol dennoch diefe Beihränfung nicht fo weit ausdehnen wollen, daß die wenigen der Nation und 
den Unterthanen bundesgejeglih gegebenen Zufiherungen ohne alle Bundeshülfe völlig illu: 
foriich gemadyt und verhöhnt werben dürften. Auch hat der Bund in dem auf dem Wiener Gon: 
greß 1833 errichteten Bundesſchiedsgericht felbft noch weitere georbnete Abhülfe für die Be- 
föwerben der Landftände ald nöthig anerfannt. Der Grundgedanke diefer neuern Einrichtung, 
daß Fürft und Volf, das legtere hier durch feine landftändifchen Vertreter, im Streite ald ſelb— 
Rändig gleichberechtigte Parteien gegenüberftehen und ih unpartetifchem Gericht und gleihem 
Rechteſpruch unterordnen jollen, ift nun gewiß hochachtbar und dankenswerth. Allein vie 
Ausführung möchte darin ald unvollfommen ſich varftellen, daß 1) die Schiedsrichter durch die 
Regierungen ernannt werden, daß ed 2) von dem Willen der betheiligten Regenten abhängt, 
ob fie ſich dem Schiedögericht unterwerfen wollen, und daß 3) dieſes Schiedsgericht gerade für 
den allerfchlimmften Fall nicht einmal Hülfe veripricht, nämlich für den Fall, wenn die Gewalt 
die echten verfaſſungsmäßigen, wenn ſie nicht die Minifterwillfür, fondern die das Volk und 
die Intereffen und Rechte ver Bürger vertretenden Ständeverfammlungen vernichtet hat. Des— 
halb blieb auch wol dieſes Gericht völlig unpraftifch. 

Achten wir außerdem aud noch fo fehr das Streben, die Selbſtändigkeit der innern flaate- 
rechtlichen Berhältniffe der einzelnen Bundesländer zu fhonen und vem Rechtsſinne ded Volks 
und feiner Stände und ihren verfaffungsmäßigen Mitteln zu vertrauen, daß durch fie die Ver: 
faffungen vertheidigt würden, dennoch fheint in einem Bundesverein fleiner Staaten felbft zur 
Erhaltung des Bundes ſowie zum Gegengewiht der Scheu ungerechter Regierungen vor der 
von außen unbedrohten Volfäfraft, wie fie in großen Reichen befteht, ſowie zur rechtlichen Aus: 
gleihung des für die Regierungen begründeten Bundesihuges ein wirkſamer ebenmäßiger 
Bundesſchutz aud für die Bürger, wenn die innern Mittel feine Hülfe mehr en noth⸗ 
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wendig zu fein. Vollends aber müſſen wol heutzutage, wo nicht mehr, wie ehemals bei den 
ältern deutfchen Landſtänden, eine gemaffnete Prälaten: und Ritterfchaft und die ebenſo bemafl: 
nete Bürgerfhaft der befeftigten, ſich faft ſelbſtändig regierenden Städte ald paciſcirende 
Mächte ven Landesherren gegenüberftehen, fondern nur waffenlofe, taufendfah abhängig 
Beamten und Unterthanen, die natürlichen Mittel der Rechtsvertheidigung ungehemmt bleiben. 
Es müflen Dffentlihfeit und Wahrheitäfreiheit, freies Petitiond: und Berfammlungs: und 
Bereinsreht und unabhängige, inamovible, öffentlihe und Schwurgerihte anerkannt jein. 
MWenn für die neuern jogenannten tonftitutionellen Staaten alle dieſe Heiligthümer anderer 
freien Völker fait feit dem Beginn unjerer neuen fländifhen Entwidelung durch proviforiihr 
und Ausnabmögefeke zum Theil felbft des Bundes entzogen find und fie jelbft bei ven empfind: 
lichften innern Verlegungen, da, wo andere Völfer im Gebraud oder in der Furcht vor engli. 
ſchen und franzöfiihen äußerjten Rettungsmitteln Schuß gefunden hätten, nicht blos durch die 
innere Regierungsmacht, fondern durd die funfzigfadh größere ver nihtconftitutionellen Bun 
deöftaaten aller wirkſamen Vertheidigung ſich beraubt ſahen, fo wollen wir zwar über bie Gr- 
fheinungen krankhafter Zeiten hier hinweggehen; aber die Ehre der deutjchen Volksſtämme, 
welche ſtändiſche Verfaffungen ohne ihre weientlichen Lebenselemente und ihre allein wirffamen 
Bertheidigungsmittel bejaßen, die Ehre der Wohlgefinnten unter ihren Vertretern, ja Die deut- 
fhe Volfschre erfordern es, die häufig in den Zeitungen zugleih den conftitutionellen Ber 
faffungen und den Ständeverfammlungen gemachten Bormürfe abzumeifen. Es if vielmebt 
zu verwundern, daß diefelben in ihrer verſtümmelten und gehemmten Wirkffamfeit noch jo vieles 
Gute förderten,, jo manches Böfe bei fih und in andern deutſchen Rändern, wo man fie gern alö 
unnötbig darftellen wollte, verhinderten. 

2) Petitionen über allgemeine Angelegenheiten, und zunächſt A. die an den 
Bund jind natürlih an ji ſowol nad) dem allgemeinen Recht zur Bitte wie nach der Berim: 
mung ded Bundes, der ald ein Nationalbund über wichtige Nationalangelegenbeiten zu bera: 
then und zu beichließen hat, vechtlich zuläſſig. Der Bund beftimmt über die wihtigfien Rechte 
und Interejfen der Bürger, wie follte er es verbieten, daß die Bürger über ihre Rechte und 
Intereffen zu ihm ſprechen, ibn nad) ihrem Standpunkte von ihren Verhältniſſen, Bedürfniſſen 
und Wünfchen unterrichten! Etwas Ahnliches wäre jiher noch in feinem rechtlichen, humanen 
und eivilifirten, in feinem hriftlichen Verhältniß je beftimmt worden. Jedes fittliche, jebrs 
Rechtsverhältniß vollends, alle Rechte und Pflichten find gegenfeitig, erheifchen das Recht um 
die Freiheit der Sprade. Der veutjche Bürger hat ja aber doc ſittliche und rechtliche Pflichten 
gegen den Bund und aud anerfannte Anſprüche an venfelben. Auch erfannte die hohe Bunvet: 
verfanmlung glei bei ihrer Eröffnung dieſes Petitionsrecht als jehr wichtig und woblthätig 
an und forberte felbft zu veilen Gebrauch auf. Die mit allgemeiner Zuſtimmung aller Bundes: 
gelandtihaften aufgenommene Gröffnungsrede der Präfivialgefandtichaft jagte unter anderm: 
„Deutſchland jieht jegt mit gefpannter Erwartung dem Beifte entgegen, der unfere Brrathun: 
gen beleben wird. Jeder Deutfche erwartet mit Zuverficht und Vertrauen, daß wir, eingedenf 
unferd Berufs, dad Gebäude des großen Nationalbundes vollenden werben, wozu und die 
Bundedacte zur Orundlage dienen ſoll. Unfer Beftreben wird es fein, ver öffentlihen Meinung 
zu huldigen, ihr zu entfprechen.” Nach der Erwähnung der Aufgaben der Bundesverfamm- 
lung und namentlich auch „der Berathung deſſen, was im Strome der Zeit, der Lehrerin der Re— 
gierungen und ber Völker, und nad) den jededmaligen Bedürfniſſen, welche jich zur Berüdiit- 
tigung ded Bundestags eignen werden” — fowie nad Anerkennung: „eines wahren deutſchen 
Bürgerrechts“, insbeſondere auch durch Art. 18, „wodurch fi ein wahrhaft nationeller Sinn 
der Gründer ded Bundes bewähre“, heißt es weiter: „Die Zeit bildet und geftaltet die Staute: 
vereine. Jene Form wird die befte jein, welde nicht aus bloßen Abftractionen entnommen, 
fondern das Rejultat des Nationalbedürfniffes ift. Nie mollen wir diefe Lehre der Geſchichte 
für Bölfer und Regierungen verleugnen und immerhin mit patriotiiher Bereitwilligkeit die 
Vorfhläge und Wünfhe in Erwägung ziehen, welche im Laufe der Zeit über diefen oder jenen 
Gegenſtand der Öffentlihen Verhältniſſe des Deutihen Bundes und zur Kenntniß fommen 
werden,‘ ?) In diefem Sinne nun wurde das allgemeine Petitionsrecht aller deutſcher Staats 
bürger in allgemeinen vaterländifchen mie in bejondern oder gemeinnügigen Angelegenheiten 
anı Bunde anerfannt und vielfach ausgrübt, und für die Art der Behandlung der Betitionen in 
der Gefhäftsordnung Borforge getroffen, namentlich auch (30. Jan. 1817) beſchloſſen, „DaB 
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von der Bundespräfidialfanglei ein Verzeihniß der eingehenden Vorſchläge zu gemeinnügigen 
Anoronungen, die einer weitern Prüfung werth geachtet find, angelegt, daſſelbe in der legten 
Sigung des Jahres der Verfammlung überreicht, dem Protofoll beigefügt, indeß aber jeder 
zweckmäßig und gehaltvoll ſcheinende Vorſchlag jedesmal unter ven Bundestagsgeſandtſchaften 
in Umlauf gefegt werbe’‘. 10) In den fpätern Entmwidelungsfämpfen ver ftaatdbürgerlichen Frei: 
heit und ihren Gonflieten mit den ariftofratifchen, autofratifchen und bureaufratifchen Elementen 
des deutſchen Lebend zeigte ſich jedoch dieſes Petitionsrecht weniger wirkſam und begünftigt als bei 
jener ſchon erwähnten Petition mehrerer Staatsbürger wegen baldiger Erfüllung des Art. 13. 
Schon die leider aufgehobene befhränfte Offentlichfeit ver Bundesverhandlungen war natürlid) 
au dem Petitionsrecht fehr ungünftig. Auch erſchien in der Reihe jener Bundesmaßregeln, 
welde jene Zeitverhältnifle hervorriefen, eine Beihränfung des Petitionsrechts. Diefer Be: 
ſchluß, betreffend die Einreichung gemeinſchaftlicher Adreſſen oder Vorftellungen , vom 27. Oct. 
1831 !") verfügt wörtlih: „Da der Bundedverfanmlung gemeinfhaftliche Borftellungen oder 
Adreffen über Öffentliche Angelegenheiten des Deutichen Bundes eingereicht worden find, eine 
Befugniß hierzu aber in der Bundedverfaffung nicht begründet iſt, das Sammeln ber Unter- 
ſchriften zu dergleichen Adreſſen vielmehr nur als ein die Autorität der Bundesregierungen und 
die öffentliche Orbnung und Nuhe gefährdender Verſuch, auf die gemeinfamen Angelegenheiten 
und Berhältniffe Deutſchlands einen ungeſetzlichen, mit der Stellung der Unterthanen zu ihren 
Regierungen und biefer legtern zum Bunde unvereinbaren Einfluß zu üben, anzufehen tft; 
fo erklärt die Bundedverfammlung, daß alle dergleihen Adreſſen als unftatthaft zurückzu— 
weiſen feien.‘ 

Diefer Beihluß, welden vie bairifche Regierung, ſowie gewöhnlich die Bundesbeſchlüſſe, 
mit der Clauſel: „zur Nachachtung, inſoweit e8 mit der bairifchen Verfaffungdurfunde über- 
einftimmt‘, publicirte (Regierungsblatt vom 17. Bebr. 1832), ift nun allerdings feinem 
Sinne nad rein despotifch und ein Ausnahmsgeſetz, welches mit ven übrigen Ausnahmögeſetzen 
des Bundes 1848 rehrlih aufgehoben wurde. Gr wurde auch beflraft durch das auf ihn ge- 
gründete Gefühl des nationalen Haſſes, welches fih immer mehr gegen ven Bundedtag ent- 
widelte, ſowie durch die bittere öffentliche Rüge, welche Welder in der Nedaction des Beſchluſſes 
der in Heidelberg 1848 verfammelten 51 PBatrioten ausſprach, und worauf der Bundestag fehr 
bereitwillig und zur Rettung des Öffentlichen Friedens die gemeinſchaftliche Petition annahm und 
bemwilligte. 

B. Petitionen, Borftellungen, Bitten, Wünſche und Vorfhläge der Bür— 
ger und Gorporationen, ſowol der einzelnen ald gemeinfhaftlidhe, über allge: 
meine, Öffentliche und gemeinnügige Angelegenheiten an die Landſtände, und zwar an jede 
Kammer over Curie, find ebenfo wie an den Landesherrn nach den obigen allgemeinen Grund: 
jägen und nach den Beftimmungen oder der Praris faft aller ftändifhen Verfaffungen rechtlich 
erlaubt.1?) Daß auch einzelne Mitglieder ver Stände, fofern fie nur ald Bürger und nicht als 
Ständemitglieder dabei handeln und wirfen wollen, ihrer eigenen und der andern Kammer 
eigene Petitionen und Beſchwerden übergeben fönnten , läßt jich nach allgemeinen Grundfägen 
nicht leugnen. Ebenſo wenig aber au, daß für eine Öffentliche Petition in allgemeinen Ange: 
legenheiten dad Staatsbürgerrecht eine Bedingung ift. Nur einige wenige Berfaffungen heben 
durch pofitive ausdrückliche Ausnahmsbeftimmungen dieſes natürliche Freiheitsrecht auch für die 
Staatsbürger auf. Die großherzoglich heſſiſche Verfaflung, welche in der ängfllihen und Reac- 
tiondzeit bald nad) ven Karlsbader Beſchlüſſen entfland, ſcheint die politiichen Gründe, melde 
mol vorzugäweife diefes politifche Verbot beſtimmten, auch durch einen Rechtsgrund verftärfen 
zu wollen. Sie erflärt im Art. 81 nad) der Zulaffung von Betitionen einzelner und Gorpora= 
tionen, „wenn fie in Hinficht ihrer individuellen Intereffen ih auf eine unrechtliche oder un= 
billige Art für verlegt oder gedrückt halten”, ausdrücklich: „in Petitiondredt ber einzelnen 
und Gorporationen in Hinfiht allgemeiner politifher Intereffen, melde zu wahren blos den 


10) Brotofolle, I, 54, 191, 208, 245, 247, 253, 254, 272, 280,461; II, 14, 99, 144, 160, 200; 
Il, 136, 172, 181, 236, 328, 490. Nachträgliche Actenftüde, I, 1,28; IV, 33, 35, 49, 51, 162, 236, 
244; V, 40, 53, 225, 261; VI, 55, 85, 192, 214; VII, 175, 188, 205, 218; VIII, 17, 151, 196, 217; 
IX, 36, 42, 126, 181, 979 u, ſ. w. S. auch bas Protofoll vom 27, Oct. 1831, $. 239, und Art. 58 
der Schlußacte. 

11) Bgl. Klüber's Fortfegung der Duellenfammlung zu dem öffentlichen Recht bes Deutichen Bun: 
dee (Brlangen 1833), ©. 33. 

12) ©. die Beftimmungen bei Hermsdorf, Syſtem ber deutſchen Eonftitutionen, 1, 171 fg. 
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Ständen gebührt, findet nicht ftatt, und eine Vereinigung einzelner oder ganzer Gorporationen 
für einen ſolchen Zweck ift geiegwidrig und ſtrafbar.“ 

Daß „die allgemeinen politischen Intereilen ded Vaterlandes blos den Ständen zu wahren 
gebühre”, daß fie allein dafür Geſinnung, Liebe, Ginfihten, Anſichten, Erfahrungen und 
Wünſche hegen und auf gefeglichen Wegen ausfprehen, betbhätigen und zu verwirklichen ſuchen 
follten , dieſes ift jicherlich weder wörtlich noch auch blos in Beziehung auf die Bürger, oder aud 
in dem Sinne wahr, daß legtere durch Peritionen an die Stände unredtlid oder gar für den 
Regenten und die Stände verlegend handelten. Die allgemeinen volitifhen Intereſſen haben 
nicht blos zugleih mit den Ständen aud) der Regent und die Minifter und Beamten, jondern 
auch alle patriotifchen Bürger zu fördern und zu wahren, Man müßte allen Begriff vom freien 
Staat, Gemeinweien und Bürgertbum, alle Begriffe und Grunpfäge aller freien und civiliär: 
ten Bölfer der Erde aufbeben,, wenn man dieſes behaupten wollte. Die Stände aber, weit ent: 
fernt dadurd in ihren Gerechtſamen verlegt zu werben , weder wenn der Negent und die Bram: 
ten diefelben politifchen Intereflen fördern, deren Förderung audy ihnen anvertraut ift, noch 
wenn bie Bürger zu biefem Zweck ihnen ihre eigenen Erfahrungen, Bedürfniſſe, Anfihten und 
Wünſche mitteilen, finden vielmehr überall in ſolchen Mittheilungen, in ven freien Peritionds 
recht der Bürger eine wohltbätige Unterftügung und Erweiterung ihrer eigenen vatriotiſchen 
Wirkjamfeit. Bon einer Uſurpation ihrer beiondern Berfaflungsbefugniffe, 3. B. der offiielen 
wirkſamen Steuerbewilligung und Geſetzzuſtimmung, der Minifteranflage u. |. w., könnte ja 
hierbei nur durd die ftärffte Begriffsverwechſelung die Rede fein. Und der Regent, foller ed 
verſchmähen, ja verbieten, daß ihm zu feiner und feiner Näthe weitern Erwägung patriotifde 
Bürger ihre befondern Erfahrungen, Einſichten, Wünfche und Bitten mittheilen? Soll aus 
diefes Ufurpation feiner Regentenrechte und, da man es felbit für ftrafbar erflärt, mol gar, 
ſowie eine Anmaßung der Negalien, 3. B. des Münzrechts, ein Majeftätöverbrecen fein? 
Würde man folbergeftalt nicht ebenfo auch den Begriff eines Yandesvaterd wie Die Begriffe 
Staat, Gemeinweſen und Staatöbürger zerflören? Und jollen die allgemeinen vaterländiſchen 
Intereflen nicht auch die individuellen Intereffen patriotifher Bürger werben? Sind nicht tau: 
ſendmal falfche allgemeine politifhe Mafregeln auch drückend und verlegend für ihre indivi— 
duellen Intereflen? Hebt man nicht eine freie Vorforge felbft für die legtern auf, indem man 
alle geiegliche Vorſorge für die erftern verbietet, ja ald Verbrechen beftraft? Mit Einem Mor, 
verlegt und gefährbet man nicht das Privatwohl zugleich mit der praftifchen patriotifchen Bür- 
gergefinnung und mit der edelften und mädtigiten Lebens: und Erhaltungsfraft für die Staa: 
ten und für die Throne, mit dem patriotiichen Gemeingeift? 

Die vorzüglichfte politifche Bevenflichkeit gegen das allgemeine und vor allem auch gegen 
das collective Beritiondrecht, welche freilich Feine Berfaffungsurkfunde und ihre Motivirung, wel 
aber bier und da ein politiſcher Schriftfteller ausfpricht, befteht in der angeblich zu großen An: 
regung ber Bürger für die Bolitif oder dad Gemeinwohl, in einer Verſtärkung ded Elements 
ber Volksfreiheit. Hiergegen ließe ih, wenn man bei diefer Beſorgniß nur an ein einfeiriges 
Überwiegen des demofratifhen Elements dächte, wol auf das Beifpiel Englands binmweijen. 
Dieſes zeigt, wie das Petitiondrecht auch zu Gunjten des ariftofratifchen Glements und aud, 
wie namentlih unter Pitt und Georg II., gar fehr zur Unterftügung des monarchiſchen Ele: 
ments vortrefflih gebraucht werden fann. Es zeigt ebenfo, wie der feit fo vielen Jahren in 
Deutfhland üblihe Gebrauch des Petitionsrechts, wie überhaupt die ganze Beſorgniß in einer 
irgend gefunden Berfaffung eitel ift, und wie der etwaige Nachtheil des Petitionsrechté von den 
Vortbeilen vejlelben fo ſehr überwogen wird, daß in England, nad) der reichen und großen Er: 
fahrung dieſes mädtigiten und freieften Volks, offenbar jeder Staatsmann ausgeladht werben 
würde, der das Petitiondrecht als ſchädlich oder entbehrlich befämpfen wollte. Was und Deut: 
jche betrifft, fo müßte vor allen Eleinlihen Bedenken und Ängſtlichkeiten über einzelne moͤgliche 
Nachtheile der freien Inſtitutionen, die freilich mit jeder menſchlichen Einrichtung verbunden 
ſind, ernſtlich und offen die Frage beantwortet werben: Will man überhaupt bürgerliche Frei: 
beit und einen wahren Nedtözuftand oder glaubt man, bei der heutigen freien Gntwidelung 
der übrigen etropäifchen Völker in Deutſchland in einer natürlich immer wachſenden und dann 
immer offenbareın Willfürherrfchaft die Zufriedenheit und die Grifteng der Nation zu be: 
baupten? Hält man nun legtered mit und für einen traurigen Wahn, will man alfo Freiheit, 
nun dann muß man fie wahr und ganz wollen und gewähren, mit allen ihren Inftituten, mit 
ihrem ganzen Organismus. Abſolutismus und Freiheit find wahre Syſteme, fie jtreben nad 
Harmonie und Eonfequenz. Sie floßen das Widerſprechende aus oder werden von ihm audge: 
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open, und die dürftigen Hüllen des Scheins der Freiheit werden bei der weitern Entwidelung 
und bei der heutigen Aufklärung und Wechſelwirkung der VBölfer bald in ihrer Nichtigkeit durch: 
haut. Der natürlibe Wunſch eined gemäßigten Charakters und einer legitimen Geftalt der 
Freiheit und ihrer friedlichen Vereinbarung mit wahren monarchiſchen und ariftofratiihen 
Rechten, er läßt ſich offenbar nur auf einem einzigen Wege erhalten, auf dem einer freien, fried— 
lihen, mutbigen und großherzigen Gewährung der Freiheit. Er wird vereitelt, wenn man die 
Sreibeit zum Kampfe, zum fiegreihen Kampfe fparet. 

In Beziehung auf das allgemeine natürliche Recht zu Vetitionen darf man, nad) dem Bis— 
berigen, ſich wol aud in Deurihland der Anficht, welche Dr. Großmann 1833 in der Erften 
Kammer ver Landſtände des Königreichs Sachſen ausſprach, anihliefen : „daß er einen Zweifel 
an dem ‘Betitionsredht der Unterthanen ebenfo wenig zugeben könne, ald man am hellen Tage 
fragen ditrfe, ob die Sonne feine.” 

In Beziehung auf die politifche Heilfamkeit dieſes Rechts wird nad) dem Bisherigen auch 
nur weniges erübrigen. 

„ Das freie Petitionsrecht hat fürd erfte eine wichtige, eine weientlihe Ergänzung der wahren 

Offentlichfeit und Öffentliben Meinung. (S. Offentlichkeit.) Es macht die Stände erft zu 
wahren Berrretern ded Volks und feiner Bedürfniſſe und Wünſche. Es ift außerordentlich wich: 
tig, um in Beziehung auf die bedeutendern, gerade jegt zu verhandelnden Gegenftände vie 
Griahrungen und Einfihten, die Bedürfniffe und Wünfche ver Bürger richtiger fennen zu ler: 
nen, und um eine befländige lebendige Wechſelwirkung zwiſchen der regierten Nation und ibren 
Bertretern oder Wortführern zu erhalten und dadurch die Güte, Vieljeitigfeit, Volksgemäßheit 
der Regierungsmaßregeln, das Vertrauen und die Ihatfraft des Volks für fie zu gewinnen. 

Das Petitionsrecht hat vorzüglich auch dadurch einen unſchätzbaren Werth für die Stände: 
kammern, meil ed jle fortvauernd in den Stand fegt, alle Theile des Volfslebens und der 
Staatdverwaltung fennen zu lernen, eine fortdauernde moraliſche Gontrole über die Verwal: 
tung auszuüben und in der allmählichen gelegentlihen Beſprechung faft aller Landesverhält— 
nifle und Bedürfniſſe zwiichen der Negierung und den Landftänden, durch den Rath der Stände 
verbeflerte und unterftügte Negierungsmaßregeln wie gute Gefegedentmürfe vorzubereiten. Sie 

und die zwanglojen Discufjionen über fie begründen für die Altern und jüngern Regierungs— 
mitglieder wie für die Stänvemitgliever einen vortrefflihen Unterricht über die allgemeinern 
und befonvdern Zandeöverhältniffe und Bedürfniffe. Diefe vortrefflibe Seite des Petitionsrechts 
babe ich in meiner ſtändiſchen Wirkſamkeit ſtets neu und ſtets mehr ſchätzen lernen. 

Wie wichtig das Petitionsrecht ald Recht für die einzelnen Bürger ift, um ihnen Gelegen: 
beit und eine moraliihe Bürgſchaft und ein gehobenes patriotiſches Gefühl zu geben, daß auch 
ihre allgemeinen und befondern Erfahrungen, Anjihten, Wünſche und Bedürfniſſe, foweit 
möglih, vernommen und berücdjichtigt werden, um ihren thätigen patriotifhen Gemeingeift 
zu wecken und zu flärfen, das bevarf wol nah dem Ausgeführten feiner weitern Beweis: 
führung. 

Ebenſo geht wol aus dem bisher Angegebenen hervor, daß zu einer politiſchen Beſchrän— 
fung des Petitionsrechts auf Ginzelpetitionen, zu einem Verbot von Gollectivpetitionen fein 
Grund vorhanden ift. Vielmehr fprehen alle Hauptgründe fiir das Petitionsrecht auch gerade 
dafür, daß den Bürgern die narürliche Freiheit bleiben muß, ſich über ihre Erfahrungen, 
Bepürfniffe und Wünfche mit ihren Mitbürgern zu berathen und für die fo geläuterten Anz 
üdten und Bitten durch die gleichzeitige Übereinflimmung von vielen ein größeres morali: 
ſches Gewicht zu begründen. Es find engherzige, die natürliden Rechte und Freiheiten und 
auch die Grundfäge unferd gemeinen Deutichen Rechts verlegende Anjihten, wenn man den 
Bürgern diefed Recht und die dazu nöthige Aſſociation, politifche Beredung und Stimmfamm: 
lung gleih unmündigen, der freien Theilnahme am Gemeinweſen beraubten Hörigen verbie— 
ten will. (S. Affociation.) Ja noch bi zum Untergang des Deutſchen Reichs durften überall 
felbft die Bauern fih verfammeln und berathen über alles, was ihnen als ein Gebrechen in der 
Landesverwaltung eribien, und darüber, ob fie deshalb, 3. B. auch wegen einer unbemilligten 
Beitenerung, ein Syndifat zur Klage über Misbrauch ver Landeshoheit bei den Reichsgerichten 
errichten wollten. Die Bauern und Bürger in dem katholiſchen Antheil der badiſchen Länder 
errichteten auf foldhe Weile noch gegen Ende des vorigen Jahrhunderts, als die katholiſche Fürs 
Renlinie ausgeftorben war, fogar Syndifate gegen dad ganze Negierungsreht ihred neuen vecht= 
mäßigen proteftantifchen Randesheren, wurden aber, wie billig, von den Reichsgerichten über 
den Ungrund ihrer Bitte befchieden. Wie viel weniger bevenflid als ſolche Berathungen über 
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die Legitimität ihres Landesherrn und über die Unterthanenpflicht gegen ihn find nun Bera— 
thungen über die etwa bon der Regierung oder den Ständen bei ihren Berathungen zu berüd: 
fichtigenden Wünfche ver Bürger? 1?) 

Möge man enblih Muth fallen, die ganze der heutigen Gulturftufe entſprechende freie 
Staatsordnung frei und großherzig zu geftatten. Diefes aber muß man aud deshalb aufrictig 
wünfchen, damit gerade das wahre monarchiſche Recht und ein glüdliches Verhältniß ver Bür: 
ger zu dvemfelben, damit die nothiwendigen und wohlthätigen Schranken und Mäpigungen ver 
Freiheit erhalten werden können, damit die Gelüfte nad) ven republifanifchen und ertrem demo: 
fratiihen allgemeinen Abftimmungen entfernt bleiben ! Melder, 

Pfründe, Man ’verfteht unter Pfründe, praebenda, Beneficialgut, denjenigen Theil det 
Kirhenvermögens, der zur Dotation des geiftlihen Amts beftimmt ift, den Inbegriff der mit 
einem Kirhenamt verbundenen Einkünfte. Der Pfründner hat den Gebraud und Genuf der 
fämmtlihen zur Pfründe gehörigen einzelnen Bermögendftüde, er kann alfo die Grunpfüd: 
verpadhten, die Wohnungen vermiethen, doch nicht zum Präjudiz des Nachfolgers; jelbft bei flat: 
gefundener Vorausbezahlung des Pachtpreiſes würde der Pachter nur Entſchädigungsanſprüch 
gegen die Nechtsnahfolger des Pfründners haben. Der Pfründner hat alle petitoriißen und 
poſſeſſoriſchen Rechtsmittel. Hinfitlih der Meliorationen gelten die Grundfäge über Impenien; 
fleine Reparaturen find aus eigenen Mitteln zu beflreiten, Deteriorationen müffen erſeht wer: 
den. Völlig nichtig ift jede Art von Veräußerung, Auffündigung von Kapitalien, Beftellung von 
Hypotheken. Beim Tode des Pfründners gehen die ſchon verdienten , noch nicht percipirten 
Früchte nad) allgemeinen Nechtögrundfägen auf die Erben über, indem die Gejammtheit der 
regelmäßigen Jahreseinfünfte fummirt, und die auf die Zeit der Amtövermaltung fallendt 
Quote berechnet wird. Doch findet ſich vielfach, namentlich in der proteftantifchen Kirche, die in: 
richtung des fogenannten Verdienſt- und Gnadenjahres, wonach die Gefammteinkünfte ver 
Pfründe innerhalb eines gewiſſen Zeitraums nad) dem Tode des Pfründners an die Erben bei: 
jelben fallen. Wenn früher eine Beihränfung der Pfründner hinſichtlich der Vererbung, nament: 
lich in Bezug auf das aus kirchlichen Dlitteln erworbene Vermögen beftand, wenigftend beim 
Mangel teftamentarifcher Verfügungen, fo find ſolche Beihränfungen gegenwärtig weggefallen 
dafür aber auch andererfeitd die Geiftlichen an die regelmäßige Teftamentsform gemeinrehtlis 
gebunden. Übrigens müflen bie Einnahmen aus der Pfründe die fogenannte congrua x. 
sustentatio erreichen, einen Betrag, der für die Befriedigung der nothiwendigften Bevürfnift 
erforderlich ift und nach Zeit und Ort gefeglich firirt wir. Ernſt Meier. 

Philoſophie; ihre Anwendungund Geltung in Beziehung auf die Redtt: 
und Staatswiffenfhaft. Der Begriff ver Philojophie wird außerordentlich veridieen 
beftimmt. Dieſes hat zwei Urſachen. Einestheils befaffen die Gelehrten einen fehr verſchiedenen 
Umfang menſchlichen Beftrebens und Wiffens unter dem Namen Bhilofophie und beftimmen alle 
die Begriffe derſelben nach fehr verſchiedenen Gegenſätzen gegen andere Theile jened menſchlicen 
Wiſſens und Beſtrebens, mithin felbft verfchieven; anderntheils aber ift alle Philofophie natür- 
lich Product des Philofophirens, d. h. aber des freien, felbftändigen Denkens und Strebend tr 
Menſchen, und da nun die Philofophirenden ſehr verfchiedene Individuen find und verſchiedent 
Standpunfte und Richtungen erwählen, fo gibt e8 fehr verfhiedene philofophifche Ormdar: 
fihten und Syſteme und ebenveshalb faft ebenfo viele verfchiedene Begriffe der Philoſophic 
Für die Staatöwiffenfhaft aber müſſen wir eine Begrifföbeſtimmung ſuchen, melde das Beier 
der Philoſophie und ihr Verhältnig zur Staatswiſſenſchaft auf eine ven Staatsmann befrinv 


13) Hiernach rechtfertigen fich alſo ſolche Beſtimmungen wie die der kurheſſiſchen Verfaflung, $.8 
„Ginzelne Unterthanen, Gemeinden und Körperjchaften fünnen ihre Wünfche und Bitten in gelepliden 
Wege berathen und vorbringen‘‘ ; oder wie in der fachfen-weimarifchen, $. 67: „Jeder Staatäbürg 
ift berechtigt, Gebrechen und Wünſche zum gemeinen Beften des Landes dem Landtag oder dem Par 
itande deflelben vorzulegen‘; oder wie in der fachfenzaltenburgifchen, $. 66: „Wohlgemeinte Vorſchlägt 
und Wahrnehmungen zum Beten des ganzen Landes oder einzelner Theile deffelben fönnen unmittelbat 
an die höchite Stelle gelangen, wo fie jederzeit zur Erwägung gezogen werden. Cie fünnen aber auch 
an die Landſchaft gebradıt werben.‘ Und ebenfo richtig haben die beiden Kammern der badifcen band⸗ 
ſtande mit der Regierung feit Einführung der Verfaffuug (1819), obgleich die badiſche Verfaſſung as 
allgemeine Petitionsrecht nicht ausdrückuch ſpeciell feſtſetzt, daſſelbe als fich won felbit verfichen? ww 
trachtet und auf jedem Kandtage viele ſolcher Petitionen angenommen und erledigt. —Aã— 
auch auf den preußiſchen Landtagen. Collectivpetitionen in dem Sinne, daß einer für alle unte dead, 
haben natürlich das Bedenfliche, daß man vielleicht, fo wie das englifche Unterhaus, nur ihn allein al⸗ 
Vetenten betrachtet. 
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gende Weiſe bezeichnet. Hierzu kann uns eine Beariffsbeftimmung nach dem einzelnen, indi— 
viduellen Schulfyftem nicht dienen, weil diefen individuellen Schulfuftemen die für die Staatd- 
wiſſenſchaft nothwendige objective, praftiiche Allgemeinheit fehlt. (S. Bo. I, „Syſtematiſche 
Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“.) Wol aber wird und eine Betrachtung unferer 
geſchichtlichen Gultur und ded darin ſich ergebenden Berhältniffes ver Pbilofophie zu den übrigen 
Eufturtheilen uno Wiffenfhaften zu dem allgemeinern Begriff ver Philoſophie und zur richtigen 
Auffaffung ihres Berhältniffes zur politifhen Gultur führen. 

Den weiteften Umfang gaben die Alten der Philofophie in ihrer Definition derjelben, welche 
ichon ihr Name enthält: Liebe zur Weisheit nämlich oder Streben nad derfelben. Hiernach 
konnte man alte freie felbftändige höhere Beftrebung zur Bervollfommnung fowol im Erfennen 
als im Sein und Thun als ihren Grgenftand bezeichnen. Es ift diefe Bereinigung auch wirklich 
die Idee der alten griechiichen Weifen oder Philofophen und felbft noch die Idee des „weiſen 
Mannes’ der römischen ftoifchen Philoſophie. Sie gründet ih auf die zulegt wirklich unger- 
trennliche Einheit des Erfennens und des Wollens des Göttlichen. In Gott jind beide Eins, 
und in immer höherer Vervollkommnung ftreben beide immer mehr nah Einheit durch Entfer: 
nung aller Schranfen ſowol des Erfennens wie des Wollens und Thuns des Göttliben. Nur 
alfo die unfreie, unfelbftändige Abhängigkeit des Erfennens und Wollens und Thuns von den 
äußern Eindrüden und Erfahrungsverbältniffen und die von dem bloß äußerlich mitgetheilten 
und anbefohlenen DOffenbarungsglauben bilden bier noch den Gegenfag gegen die Bhilofo- 
pbie. Wegen des Gegenjages mit dem blinden Dffenbarungsglanben oder der mitgetheilten 
göttlihen Weisheit nannte man im Mittelalter die Bhilofophie auch Weltweisheit. 

Später aber fiel auch die Theologie ver Kirche fowie überhaupt die ganze menschliche Eultur, 
das ganze gejellfchaftlihe Wirken ver Wiſſenſchaft und ver höhern, ſelbſtändigen, willenfchaft: 
lichen Erfenntnip, Börderung und Leitung anbeim. Und dieje höhere, wiſſenſchaftliche Erfennt- 
nißförderung und Leitung wurde die Aufgabe des großartigften Inflituts der neuen Zeit und 
Welt — der Uiniverfität und des auf ihr gebildeten Gelehrten: und Beamtenftandes. 

Die Wiſſenſchaft aber, als dad Ab- und Vorbild des ganzen Landes und der ganzen Aufgabe 
der Menſchheit und ihrer Gultur, mußte nach den verſchiedenen Hauptieiten und Haupttheilen 
des Lebens und der Gultur ſelbſt ſich abtheilen. Diefe legtern aber find num: 

1) Das innere oder göttliche, Das geiftige und fittlidhe Leben und die Bervollfonmnung in 
ihm — Wahrheit und Güte — Philoſophie und Theologie. 

2) Das äußere, finnliche Leben und feine Bervolllommnung — Wohljein und Wohlſtand 
— Medicin und Ofonomie. 

3) Die geſellſchaftliche, friedliche, hülfreiche oder gerechte und politiihe harmonische Ver: 
mittelung und Bereinigung aller Beftrebungen — die lebendige Gerechtigkeit — Rechtoö— und 
Staatswiſſenſchaft. 

Hiernach nun entſtehen, da Rechts- und Staatswiſſenſchaft ein Ganzes bilden (ſ. Bo. 1, 
„Syſtematiſche Encyklopädie der Staatswillenichaften”), unfere fünf verſchiedenen Hauptmwillen: 
ſchaften, Bacultäten und Beantenflafjen zur wiflenihaftlihen Erkenntniß und zur künſtleriſchen 
Yeitung und Geſtaltung der ganzen Gultur, zur Leitung namentlich aud der nievern Gultur des 
ganzen Standes der nicht udirten Bürger. 

Und biernad erhält dir Philojophie und philofophifche Facultät zu ihrer befondern Aufgabe 
zunädit die Wahrheit oder die Vervollkommnung in Erkenntniß und Geijtesbildung. Im ihr 
Gebiet alfo fällt das ganze menschliche Wiſſen infomweit, ald ed ausgeht von dem Streben nad) 
ſelb ſtändiger Wahrheit und Geiftesbildung, joweit es durch dieſe Höhere Idee verbunden ift und 
ihr dient, unt foweit ed verhältnifmäßig wichtig für fle iſt umd fie nicht (bei ver Beſchränkung 
der menſchlichen Kraft und der deshalb nothwendigen Theilung der Arbeit) die befondere Aus— 
bildung einzelner Theile, welche zugleich die Aufgabe einer andern Facultät ift, diefer (ſowie 
3. B. die Anatomie der medicinifhen Facultät) überlaflen will. 

In diefem Wiſſen ver philoſophiſchen Facultät oder vem philoſophiſchen Willen im weiteſten 
Sinne unterfheidet man dann wieder nad) den Quellen das Erfahrungs oder empirische Willen 
und das Bernunft: oder rationelle Willen. Lepteres, welches man auch wol in einem engern 
Sinne philoſophiſches Wiſſen nennt, befaßt dann aud die rein formellen Vernunftgeſetze Fir 
alles menjhlihe Denken und Auffaſſen, die Logik oder die Vernunftgefege ver Formen alles 
nrenichlichen Denkens, und die Mathematik, die Bernunftgefege zunähft für die Anſchauung der 
Dinge im Raume over für die Auffaflung ihrer Größenverhältniffe. Von diefen rein formellen 
Bernunftgefegen aber unterſcheidet man wieder die Philoſophie im engften Sinne ald das freie, 
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ſelbſtändige Vernunftwiſſen von dem realen Weſen der Dinge, von der höchſten menſchlidben 
Wahrheit und Gewißbeit, von dem Grundverhältniß ded Subjectiven zum Objectiven und bed 
Bedingten zum Unbedingten und von den ewigen Vernunftiveen. Dan tbeilt fie in bie theorttiſche 
und die praftifhe Bhilofopbie, je nachdem fie die höhfte Wahrheit von dem Sein aller Dinge 
oder die höchſte Wahrbeit für das menschliche Wollen und Thun darftellt, und ſodann in reine 
und angewendete Philofopbie, je nachdem fie die höchſten Bernunfterfenntniffe an ſich ober in 
ihrer Anwendung auf die Erfahrung und auf das rein empiriihe Miffen barquftellen hat.) 

Nach ven Bisherigen wird fih nun leicht das allgemeine Verhältnig ver Pbilofophie zu ver 
Staatswiſſenſchaft ergeben. 

Die ganze Eultur unserer heutigen europäiihen Welt und vor allem unfers deutſchen Vater: 
landed, lange fhon entwachſen einer blos ſinnlichen, empirifhen Stufe, bat aud die Zeit dei 
blinden, tbeofratifhen Glaubens und feiner Herrichaft bereitö hinter ſich. Sie ſteht nad dem 
Dbigen unter ver höhern Leitung der wiſſenſchaftlichen, wiflenihaftlih geprüften Erkenntnij 
So ift ed denn auch Flar, daß das ganze philoſophiſche Willen im meiteften und engern und eng: 
ften Sinne das unentbebrlichfte Hülfswiſſen für die Staatswiſſenſchaft und für die Bildung der 
Rechts- und Staatdmänner ift, daß ed feine größere Verblenpung und Armieligfeit geben kann 
als die Vernachläſſigung und Geringibägung derfelben. Die philoſophiſche Kacultät mit den 
unter ihrer Leitung ſtehenden gelehrten Schulen und ihr Wiflen bilden fürs erfte vie Boriäule 
und die allgemeine geiftige und wiſſenſchaftliche Gymnaſtik. Sie geben namentlid aud in ver 
Ausbildung logiihen Auffaffens und Denkens die allgemeine formelle Grunbbebingung tt: 
nünftiger Thätigfeit für die Jünger aller andern Facultäten. Anderntheils ift ja aber auf 
fürs zweite, ebenfo wie das lebendige, harmonijche Univerſum ſelbſt, fo auch fein getitig leben⸗ 
diges Ab: und Vorbild, die Wiſſenſchaft, ein in inniger, lebendiger Verbindung ſtehendes bar: 
moniſches Ganze. Beide müflen alſo ftetS ald Ganzes ſelbſt in ihren Theilen erfaßt werten, 
auch von denen, welche nach dem beſchränkten Mafe menschlicher Kräfte und mad dem Princi 
der Theilung der Arbeit zunäcft für ihre befondere Aufgabe nur die Behandlung eines Thrild 
dieſes Ganzen erwäblten. Keiner dieſer Theile kann richtig aufgefaßt, verftanden und behandel 
werden, ohne den Blick auf feinen Zufammenbang mit vem Ganzen, auf feine Ergänzung durd 
andere Theile zu richten. Braucht man wol noch befonders hinzuweiſen auf die nothwendige 
Hülfe 3. B. des philologiihen, des juriftifchen, des ethnographiſchen, phyſiologiſchen und pisde: 
logiſchen wie des moralifhen Wiffend für die Juriften und Staatdmänner? Auch ift es dritten? 
von jelbft klar, daß fogar einen großen Theil ihres Stoffs die juriftifch:politiihe Wiflenidrt 
nit dem allgemeinen philofopbifhen Wiſſen gemeinfhaftlich hat oder aus demſelben entnimm. 
Endlich aud zur Brüfung, zur Kritif dient viertens jevem andern, alfo auch dem Staatömilen, 
das philoſophiſche Willen. Daß diefes in Beziehung auf die logiſche Form und auf bie rictiat 
Auffaffung des empiriſchen und hiſtoriſchen Stoffs ver Fall ift, daß z. B. für die Kritif, Eregeſt 
und Hermeneutik, für die Feſtſtellung des richtigen Textes und des richtigen Verſtändniſſes der 
juriftifhen und politifhen Gefege und Beitimmungen Logik, Philologie, Geſchichte, überhauft 
empiriſches Wiffen Prüfungs: und Berichtigungsmittel abgeben, wer möchte dieſes feugnen? 
Und felbft die pofitiven Ideen des Göttlichen, Guten, Wahren und Rechten, welde in den beion- 
dern Staaten und Kirhen, Theologien und Gefeggebungen und in deren höchſten Principien 
anerfannt find, fie find ja doch mindeſtens mehr oder minder vollfommen in der menſchliden 
Vernunft begründet, mit den Ideen der Philofopbie zufammenflimmend. Zu deren Auffaflang 
und Verſtändniß ift alfo die Philoſophie au infofern ein Hülfsmittel. Aber aud in Begiebun 
auf die Güte der höchſten Grundfäge und Befege, in Beziehung auf die Frage, ob und ineirfert 
fie mit der Pbilofophie im enaften Sinne, mit den höchſten philoſophiſchen Vernunftideen MU 
einbarlid, ob und inwiefern alfo ihre ganze ober theilweiſe Reform und IImaeftaltung der Be: 
nunft entfprechen würde, ift die Philofophie ein wefentliches Hilfsmittel. Weder die T beologit 
und Kirche noch Recht und Politik und Staat können unvernünftig fein wollen, können ewigen 
Ideen der Wahrheit und Güte bleibend den Krieg erklären. Alle Religions: und Rectslehu 
wird ja vielfältig misverftanden, mit Irrthümern und Menfchenfagungen vermiſcht und bede 
alſo des ſtets reinern, vollkommnern Verſtändniſſes und der Reinigung von ſolchen Irrihumer 
und Misbräuchen. 

Aber iſt nicht Hier die Grenzlinie des Gebrauchs der Philoſophie in ver Rechts— und Staatt: 


1) Weitere Ausführung und Begründung der hier aufgeftellten Anfichten find enthalten in Melde, 
Univerjals und juriftifchspolitifche Encyklopädie, S. 452 fg. 
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wiſſenſchaft wie in der Theologie? Oder follen die aus der Philoſophie entnommenen, rein 
philoſophiſchen Gelege und Wahrheiten als jolde unmittelbare praftiihe Gültigkeit in Kirche 
und Staat in Anſpruch nehmen fönnen? Sollen fie bier mehr gelten als die wirklichen jurifti: 
ihen und flaatögeieglihen, als die hriftlich=theologifchen und kirchlichen Geſetze und Wahr: 
heiten? Sollen jie diefelben aus eigener Mactvollfommenbeit geradezu vernichten vürfen? 
Wir behaupten unbedenklih: nein! Die Facultäten, ihre wiſſenſchaftlichen höchſten Grundſätze 
und Gejege find jelbftändig. Und wir Juriften mit unferer Jurisprudenz und Staatswiſſen— 
ibaft wollen unfere Selbftändigkeit ebenfo wenig der philoſophiſchen Facultät aufopfern, als wir 
nach den Grunpjägen des Mittelalterd unjere Selbftänpigfeit zugleich mit der Selbftändigkeit 
der Philoſophie der theologischen Facultät und einer hierarchiſch-theokratiſchen Oberherrſchaft 
abermals preißgeben möchten, 

Wir dürfen ed nicht. Dieſes geht vollftändig aus der genauern Betrachtung der Natur und 
Beſtimmung jowol des Staatd und der Kirche und der theologifchen und juriftiichen Grundfäge 
und Gejege wie aud der Natur der Philoſophie und der rein philoſophiſchen Lehre hervor. 

Die Philoſophen find ſchwache, einfeitige, irrtbumsrähige Menſchen. Sie irren und wider: 
ſprechen ſich tauſendfach in den Prineipien und Folgefägen. Und nur das logische, mathematiſche 
und Erfahrungswiſſen find objectiv allgemein erfenn= und beweisbar für alle Menſchen mit 
geſunden Denkfräften und Sinnen. Das metapbufiiche und moraliſche Willen aber, feine höch— 
ten Srundfäge iiber das Weſen von Gott, der Welt und ung felbft und von unjern ſittlichen 
bödften Aufgaben und Pflichten, fie find nicht objectiv erfennbar und beweisbar, fondern fie 
bangen ab von der fubjectiven und individuellen Berfchiedenheit der einzelnen Philoſophen, ihres 
Standpunfts und ihrer Bildung. Die Philofopben ſelbſt jind ja bier bis zum heutigen Tage 
in dem entſchiedenſten Widerfprud in ihren Grundfägen, ohne daß ed möglich wäre, etwa jedem 
vernünftigen Kantianer oder Anhänger von Jacobi und Herbart die Wahrheit der Hegel'ſchen 
Grundſähe zu beweifen. Diefes hat für das gefellichartlihe Zufammenwirken ver Menichen die 
Nothwendigkeit des pofttiven Willens und ver freien Vereinbarung von Kirche und Staat er: 
zeugt.) Kirche und Staat find freie Vereine. Die Kirche ift ein Verein, entftanden und 
beitehend durch die gemeinihaftlide Annabme eines Glaubensbekenntniſſes und kirchlichen Der: 
einsgeſetzes, durch Die freie Annahne der Mitglieder, daß die höchſte Wahrheit über Gott und 
das Verdältniß der Menichen zu demjelben in ihrem beftimmten Orfenbarungsglauben enthalten, 
daR deſſen Inhalt von Gott ſelbſt mitgetheilt jei und durch freie Bereinbarung über das hiernach 
zu geftaitende firhlihe Glaubens: und kirchliche Geſellſchaftsgeſetz für die Gemeinſchaft ver 
Gläubigen feftgehalten und verwirklicht werden müfle. Der Staat ift ein Verein, entftanden 
und beſtehend durch die gemeinihaftlihe, allgemeine freie Friedens: und Hülfsverbindung, um 
innerhalb derjelben und nach ihren Gejegen in gleicher frieblicher Freiheit und in freiem, hülf— 
reihem Zufammenwirfen die höhften Aufgaben und Zwecke ver einzelnen und der Gemeinihaft 
zu verwirflihen.?) Der Berein erfennt die Bereinigung zu gemeinfchaftlichen Vereinsgeſetzen, 
nach der gemeinfhaftlichen höchſten Überzeugung oder nad) der Gefammtvernunft, und das, was 
ihnen gemäß verfaſſungsmäßig von der Geſellſchaft weiter feftgeftellt ward, in feinen bürger: 
lihen Glaubensbefenntnillen over Bürger: und Berfaflungseiden als das für die Gemeinſchaft 
möglihft vernünftige Recht an. Alle wollen dadurch, ebenfo wie die Mitglieder der Kirche, 
ſoweit es gemeinihaftlihe Geſetze und Pflichten und Rechte betrifft, die taufenpfadhen Wider— 
fprüde und Willkürlichfeiten der einzelnen nady ihren angeblihen und wirklichen individuellen 
philoſophiſchen Anjichten ausfchließen. Sie wollen ihre frievlih hülfreiche Gemeinſchaft gegen 
Anardie und Despotismus, namentlich auch gegen einen philoſophiſchen Glaubensdespotismus 
ſchirmen. Die Philofophie ſoll freie Lehre und geiftige Erregerin und Bildnerin, vielfaches 
Hilfsmittel ded Verftändnifles, der Prüfung und der Neform bleiben. Außerlich allgemein 
gültige, praftifche, theologiiche oder juristiihe Wahrheit und Gefeggebung in der kirchlichen oder 
in Der Staatsgeſellſchaft kann und foll fie nur werben, fofern fie und ſobald fie und die nad ihr 
zu bewirfende Neform Anerkennung und Aufnahme von der Kirchen: und Staatägejellihaft 
erhalten hat. Es bedarf nun einerfeit® der unentbehrlichen Lehrfreiheit für Die philoſophiſche 
Faeultät und die Philofophen und der nörhigen freien Verfaſſung in Kirche und Staat, um nad) 
diefen Grundſätzen die höchſte, ja nach den Cultur- und Zeitverhältuiffen denkbare Freiheit und 
vie gemeinjhaftliche höchſte Bervollfommmung in Staat und Kirche zu erftreben und zu erwirfen, 


2) Weitere Ausführung in dem eitirten Syſtem, ©. 461 fg. 
3) ©. Bd. 1, Syſtematiſche Encyklopädie der Staatswiffenichaften, Einleitung, und Grundgefeg. 
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Dagegen wird jene ſtümperhafte, eigenwillige und eigenmächtige Vermiſchung und Grenzver⸗ 
rũckung nur Verwirrung, Anarchie und Despotismus begründen und auch die Gründlichkeit und 
Harmonie der Wiſſenſchaft zerftören, wie wir e8 in der Geſchichte und noch täglich vor Augen 
feben. (S. Bo. 1, „Syſtematiſche Encoflopädie der Staatswiſſenſchaften“.) 

Möchten doc diefe einfachen, unmittelbar aus der Natur der Sache und aus unjerer Gultım, 
aus der Natur von Staat und Kirche, von philofophiihem und poſitivem Willen, von freier, 
individueller philofophifcher Lehre und von qemeinfhaftlihen Geſellſchaftögeſetz und Recht 
abgeleiteten Säge endlich aud bei uns, ähnlich wie in dem freien, praktiſchen Volke der Eng: 
länder, anerkannt und feftgehalten werden! Gewiß, zu den größten Beweilen und Urfaden, 
daß wir Deutfche, bei fonft fo vielen Borzügen, doch fo vorzugsweiſe unpraftifch find, gehört vor 
allem das, daß ſowol Theologen und Juriften wie Philofophen ihr gegenfeitiges richtiges Der: 
hältniß und ihre Grenzen miskennen. Deshalb denn bier die Geringihägung umd Beratung 
der Philofophie und höhern Geiſtesbildung, vorzüglich von feiten vieler Juriſten und Politiker; 
dort dagegen die von Philofophen und philofophirenden Theologen und Juriften ausgehende 
eigenmächtige despotiſche Einmiſchung reiner, individueller Vhilofophie in die praktiſche, all: 
gemeine kirchliche und juriftifche Kehre und Geſetzgebung, ebenfo wie früher und fpäter and die 
gleich verkehrte Vernichtung der Freiheit und Selbftändigfeit des Staats und des Reh um 
der juriftifchen Facultät durch Unterordnung verfelben unter rein theologifche, Häufig unter-hier: 
archiſche Glaubensſätze. 

Namentlich auch bei dem Naturrecht iſt jene Verkehrtheit ſehr häufig. Das rein: und indi⸗ 
viduell⸗philoſophiſche Naturrecht aber muß befchränft bleiben auf jene obigen großen Aufgaben 
des philologifchen Hülfswiſſens. Nur das aus der allgemein erfennbaren Natur des allgemeinen 
und befondern Rechts- und Staatövereind und feiner höchſten Grundfäge logiſch confequent ab: 
geleitete, alfo objective und, mie die römische Jurisprudenz richtig ſich ausdrückte, dad confentirte, 
d. i. juriſtiſche Naturrecht, kann und foll auch unmittelbar praftifche juriftifche Gültigkeit haben, 
fowol zur Auslegung und Ergänzung der dunkeln und fehlenden Beftimmungen wie zur Reforn 
der einzelnen, vielleicht unlogifchen und falſchen pofttiven Satzungen vermittels der verfallungt: 
mäßigen Gefeggebungsbehörden. Aud das Volk und feine Gultur, feine Vereine, feine hiſeri 
hen und pofltiven Religions- und Rechts- und Staatsanfihten enthalten Vernunft und ver: 
nünftige Ideen, vernünftige höchſte Grundfäge, fo gut ald Euere Philofophie, melde I 
zufegt doch, nur ohne daß Ihr e8 Euch Far macht, und mit individuellen Zutaten und Irrtbi; 
mern und mit nur fubjectiv gültiger Beweisführung von der Gultur und Vernunft Eueres Biltt 
entlehnt, welche Ihr auch nur darum gerade in ihrer individuellen, oft genug fehr einſeitigen 
Geftalt auffaßt, weil Se. Majeftät der Zufall Euch gerade auf dieſe und auf Feine andere Säul; 
banf führte. Sucht alfo doch die Gefege für Die gemeinfhaftlichen geſellſchaftlichen Kirchen: un 
Staatöverhältniffe mit Bemußtfein gleich aus der rechten Duelle zu ſchöpfen und auf die rede 
Weiſe! Schöpft fie aus der allgemeinen Vernunft des Vereins und nicht blos aus Euerm ind: 
viduellen philofopbifhen Schulſyſtem! Sucht ja doch auch jeder, welcher ven Mitgliedern dr 
kleinſten Gefellihaftsvereind ihr Vertragsrecht entwiceln und weifen will, in die Vertragdibeen 
einzugeben, bie fie wirflich hatten, nicht aber aus den Vertragszwecken zu entwickeln, die fie nad 
feiner Meinung hätten haben follen, Entwicelt und beweift fie analytiſch, auf objectivem Bear, 
aus den erfahrungsmäßig anerkannten höchſten Zwecken und Grundſätzen, mit ihren logiſchen 
Folgerungen! Dabei haben Euch allerdings ſubjective Ideen und Philoſophien jene obige Hülft 
zu leiften. Nur follt Ihr jene gemeinſchaftlichen Wahrheiten nit auf eine nur für Euch un 
Euere individuelle philofophiihe Schule gültige, nur fubjective Weife, von @uerm inbir 
duellen fubjectiven, philofophifhen Standpunft aus, a priori, funthetifh conftruiren wollt. 
Ihr follt den Unterſchied der Philofophie von Theologie und Jurisprudenz anerkennen un 
achten ! 

Jet Übrigens, zur Zeit dieſer dritten Ausgabe des „Staats-Lexikon““, find die hier gerügten 
Einfeitigkeiten weit weniger verbreitet als zur Zeit der frühern Ausgaben. Damals hatte mar 
ftet8 zu kämpfen gegen unzuläffige Einmiſchungen Kantifcher, naturphilofophifcher und begel⸗ 
ſcher Philoſophien in die praktiſche Jurisprudenz. War doch in dieſem Zeitalter der Schulphl 
loſophien die Herrſchaft des jedesmaligen neueſten Syſtems fo groß, daß unbewußt ſolche Gegner 
der Philoſophie wie Savigny und ſeine hiſtoriſche Juriſtenſchule vielfach von den in der all: 
gemeinen geiftigen Lebensluft herrſchenden Anfhauungen misleitet wurden. +) Im umferm 





4) S. Welder, Syitem, S. 262 u. 565. 
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tealiftifhen Zeitalter dagegen hat man jegt oft mehr zu warnen vor zu großer Vernachläſſigung 

der Philoſophie und insbejondere auch der den hiſtoriſchen Rechten zu Grunde liegenden Ideen 

ihrer Urheber und des juriftiihen Naturrechts. (S. Politik und Moral und Net.) 
Welder. 

Phyſiokratie. Phyfiokratifches oder ökonomiſtiſches Syftem. Bon defi drei volfe- 

wirthicpartliden Syitemen, welche ji in den drei legten Jahrhunverten Geltung zu verſchaffen 
gemußt haben, ift das erfte und älteite das fogenannte Mercantilſyſtem, auch Handelsſyſtem 
(j. Handelöpolitik), und nad Golbert, der ed in der Praxis zwanzig Jahre hindurch conjequent 
durchgeführt hatte, das Colbert'ſche Syſtem, ver Golbertiömug genannt. Golbert (gef. 6. Sept. 
1683) fand, ald er Öeneralcontroleur der Binanzen wurde, dieſe in der traurigjten Lage vor; 
nichtsdeſtoweniger jollte er ven enormen, fortwährend fteigenden Anforderungen, welche infolgeder 
Kriege die Staatöverwaltung und der verſchwenderiſche Hof an ihn richteten, genügen; er mußte 
deshalb nad neuen Mitteln forjchen, welche die Steuerfraft des Landes zu heben geeignet waren. 
Gr glaubte jolde Mittel aber in den Vorſchlägen gefunden zu haben, weldye die Vertheidiger des 
Handelsſyſtems in ihren Schriften machten, und in der Ihat erreichte er ald Mann von Genie 
Außerordentliched mit denſelben, indem ex jie mit Borjiht und Geſchick zur Anwendung brachte. 
Nach dieſem Syſtem beruht der Reihthum, mie des einzelnen jo auch der Völker, auf der Maſſe 
des Metaligelved, welches ſich in ihrem Beſitz befindet; es kommt daher, will man ven Wohljtand 
eines KLandes jleigern, daraufan, das Metallgeld zu vermehren, ed, wenn man ed nicht durch 
Bergbau gewinnen kann, aus andern Staaten in jo großer Menge ald möglich bereinzuleiten. 
Zu diefem Zwed wurde einerjeitö die Ausfuhr der Rohſtoffe, welche bebufs ihrer Gonjumtion 
der Verarbeitung bedurften, unterjagt und die Einfuhr der Fabrifate verboten oder mit Prohi— 
bitivzöllen belegt, während andererjeitö der Import von Rohftoffen gefördert und der Export 
ber Fabrifateniht nur freigegeben, fondern jelbit prämiirt wurde. Dan wollte damit eine mög: 
lichſt günftige Handelsbilanz erzielen; das Ausland ſollte genöthigt werden, den größten Theil 
der Ausfuhrartikel, welde ed ankaufte, mit baarem Gelde zu bezahlen, dagegen außer Stande 
fein, Gold und Silber, deſſen Ausfuhr übrigend nicht geflattet ward, an ji zu ziehen. lm 
dieſen Zwed, die günftige Handelsbilanz, ſchneller zu erreichen, ſtrebte man, Handelsverträge, 
welche den Abjag der heimijchen Fabrikate begünftigten, abzuſchließen, Handelsgeſellſchaften für 
den Berfehr mit fremden und fernen Ländern und Erdtheilen zu gründen, Golonien, die man im 
Intereſſe des Mutterlandes auszubeuten hoffte, zu erwerben u. dgl.m. Alljährlich juchte man 
feftauftellen, ob der Werth der ausgeführten Waaren größer war als der der eingeführten, 
Stellte ſich das erftere heraus, jo war man zufriedengeftellt, denn man nahm an, daß ver Wohl: 
fand des Landes zugenommen babe; war das legtere der Fall, jo glaubte man Rückſchritte 
gemadt zu haben, und juchte nad) neuen, mehr oder weniger gewaltjamen Dlitteln und Maß— 
regeln, um die Bilanz in der Zufunft günfliger zu gejtalten. 

Obwol das Handelöfyftem von einem Grundirrthum ausging und keineswegs auf tüchtigen 
Forſchungen und richtigen, volkswirthſchaftlichen Principien beruhte, wußte es ſich doch bis zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts aufrecht zu erhalten. Zwar erkannten es nicht alle ſeine Anhänger 
vollſtändig und in allen ſeinen Conſequenzen an und gab es viele, zum Theil ſehr bedeutende 
Meinungsverjiedenheiten unter ihnen ; über ven Hauptpunkt, die Nothwendigkeit ver Erzielung 
einer günftigen Handelsbilanz, waren indeß alle einig. So konnte denn die Differenz über 
Mittel und Wege dem Anjehen des Syſtems nur wenig Ihaden. Außerdem trug aber aud) das 
SHandelsſyſtem wejentlic dazu bei, den Gewerbfleiß zu fördern, neue, einträgliche Induftriezweige 
beevorzurufen und beitehende zu entwideln, ven auswärtigen Handel zu kräftigen und die Stel: 
lung des Landes nad außen hin durch Handelöverträge, Bermehrung der Marine und Erwer— 
bung wißtiger Golonien zu heben. Und endlid glaubten noch immer die Negierungen, daß ed 
ihnen vermitteld des Mercantilſyſtems am beiten gelinge, die Staatskaſſe zu füllen. 

Im 18. Jahrhundert mehrten ſich indeß die Öegner des Handelsſyſtems, die ſich ſchon Früher 
in Stalien und Deutfhland, weniger in Frankreich, ſporadiſch gezeigt hatten. In Colbert's 
Abjicht hatte ed gelegen, die zahlreichen, im Innern Frankreichs beftehenden Verkehrsſchranken 
zu bejeitigen und das verrottete Steuerjyftem neu zu geftalten; er war dabei indeh an dem bef: 
tigen Wiperflande, welchen Eigennug, PBartieularismus und Unverftand ihm entgegengejegt 
hatten, gefheitert. So hatte dad Handelsſyſtem felbjt in Frankreich, wo es am meiften entwidelt 
mworben war, nicht alle Diejenigen Früchte, welche man fih von ihm verſprochen hatte, zeitigen 
können, Außerdem war unter feiner Herrſchaft der von der Regierung beifeitegefhobene und von 
Zehnten, Abgaben und Fronen niedergedrückte Landbau tief gejunfen, die meiften Induſtrie— 
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zweige kränkelten, weil ſie nicht natürlich entſtanden, ſondern künſtlich erzeugt waren ober im 
Intereſſe des Syſtems fortwährend beengt und gemaßregelt wurden, der Handel litt ſchwer unter 
den Gonjuncturen durd die Gegenmaßregeln anderer Staaten erzeugt, welche dem Mercantil: 
foitem ebenfalls anhingen, und e& zeigte fich bei vielen Gelegenheiten, daß ſelbſt dann, wenn 
die Berechnung eine recht günftige Handelsbilanz ergeben hatte, der Volkswohlſtand keinedwegi 
in Blüte ftand, die Staatsfaflen den fortdauernden enormen Anforderungen gegenüber.oft ron 
Mitteln entblößt waren und ihre Füllung felbft mit äußerfter Anftrengung nicht bewirkt werten 
fonnte. Dabei ergab ih, daß andere Staaten, welde in wichtigen Bunften von dem Hankeld: 
ſyſtem abgewichen waren oder ihm geradezu entgegenhandelten, augenscheinlich günftiger gefrllt 
waren. So fam ed denn, daß, ald nad 1750 ein neues volkswirthſchaftliches Syſtem, vu 
von dem bisherigen nicht nur abwich, fondern ihm principiell und direct entgegentrat un 
es durchweg negirte, aufgeftellt ward, das Handelsſyſtem auch in feinem Hauptlige Aranf: 
reich verhältnißmäßig ſchnell befeitigt wurde und ſich nur noch in weſentlich modifieirter Weile 
und bei einzelnen volkswirthſchaftlichen Schriftitellern bis in das 19. Jahrhundert hinein zu 
erhalten vermodhte. 

Dies neue Syftem, das ſich bereits jeit mehrern Jahren leiſe anfündigte ), war das phuiie: 
kratiſche oder ökonomiſtiſche Syſtem, als deflen Stifter ver Franzoſe Franz Duesnay (gef.1774) 
angejeben wird. Im Jahre 1694 als ver Sohn eines Landwirtho in der Normandie geboren, 
hatte Quesnay Medicin ſtudirt und war endlich Leibarzt der Frau von Pompadour, welt ihn 
aud zum Xeibarzt des Königs Ludwig XV. ernennen ließ, geworden. In diefer Stellung, in 
fortwährendem Verkehr mir dem Hofe und den einflußreihften Staarsmännern, hatte er bin: 
reichende Gelegenheit, einen Überblick über die Lage des Staats zu gewinnen, ber unter der 
üppigen, fittenlofen, wild verfhrwenderifhen Regierung Ludwig's XV. feinem Ruin um dit 
Nevolution ſchnell entgegeneilte. Außerdem fand er in nahem Verbältniß zu den bepeutendfrn 
Gelehrten und Forihern; Diderot, d'Alembert, Helverius, Buffon, Turgot u. a. waren irn 
Freunde, denen fid, nachdem er mit feiner Lehre herausgetreten war, bie zahlreichen und talent: 
vollen Schüler, welche jeiner Fahne folgten, anſchloſſen. Mit reihen Kenntniſſen, ſchatie 
Beobadhtungsgabe und einem tüchtigen, philoſophiſch gebilveten Geift ausgefattet, nabm er Bi 
Zeitiveen in fich auf und entwickelte in fich die Überzeugung, daß der Weg, twelden biöber di 
Staard= und Volkswirthſchaft eingeſchlagen, verlaffen werden müfje, weil er ein Irrweg un 
verderblich ſei. Zunächſt durch die Gleihgefinnten angeregt, ſuchte er die neue Bahn zu Anm 
und machte ſich, als ev fie entdeckt zu haben glaubte, zum Wegweifer in der Hoffnung, vafrt 
fhlieplich gelingen werde, die natürlibe Orpnung der menſchlichen Verhältniſſe durchzuſchs 
und befiere, freiere Zuſtände als die bisherigen herbeizuführen. j 

Ohne Zweifel wirkten auf Quesnay aud die Erinnerungen an die Jugendzeit tief ein; wid 
am Hofe fonnte er die Tage, welche er in ver Heimat, auf dem Lande verlebt hatte, nicht vergenct 
Das Landleben erihien ihm noch vom väterlihen Haufe her ald der natürliche Zuſtand det 
Menſchen, ver Landbau als die freilich zur Zeit verfannte und misachtete, aber nichtsdeſtowenige 
einzige Quelle, aus der Leben und Gedeihen für alle fließt. Dazu fam, daß er, indem er dal 
Mercantilſyſtem verwarf und auf die Zeit vor vemfelben zurüdblidte, einen großen Staatömant 
und Staatswirth Franfreihs vorfand, der gleich ihm die Landwirthſchaft als die Grundlage I? 
Bolfswohlitandes betrachtet hatte, mit feinen Ideen aber leider nicht durchgedrungen war, Au 
Sully hatte einft unter dem „guten König Heinrich IV.’ das Finanzweſen des Staats gerriuti 
vorgefunden und durd die Hebung der Landwirthſchaft zu beſſern gefucht ; unter feiner Verne 
tung waren viele der Maßregeln, welche Quesnay gut und nüglid) erfchienen, wie z. B. dir B 
freiung des Grund und Bodens von den ihm erdrückenden Laſten, die Freigebung des Gerrik“ 
handels, die Aufhebung der Ausfuhrverbote für Getreide angenommen und wenigitend theilmei‘ 
eingeführt worden. Quesnay, der noch ſchlimmere finanzielle Berhältnifle, ald zu HBeinrich @l}. 
Zeit beftanden hatten, vor fi fah, glaubte daher Sully's kaum begonnenes und ſchnell wien! 








1) Als Vorläufer der Phyſiokraten gilt, abgeſehen von Sully, den man faum fo nennen —X 
S. A. Bandini, ein Italiener, der 1760 ſtarb, und deſſen 1723 abgefaßte Schrift Discotso = 
nomico erft 1775 gedrudt ward. Er forderte größere Freiheit der Landwirthſchaft und bes Baia 
freie Getreideausfuhr, Vereinfachung der Geſetze, der Verwaltung und des Steuerweiens, —— 
bereits an eine einzige Grundſteuer. Faſt will es ſcheinen, als ob Bandini Quesnay nicht ul 
war. Außerdem trat Mirabeau der Bater ſchon vor Quesnay mit Schriften, im denen ſich pbniefre 
ttiche Lehren finden , öffentlich auf. 
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verlaifenes Werk aufnehmen zu follen. Aber er blieb dabei nicht ftehen. Es jchien ihm, weil 
durd finanzielle und ſtaatswirthſchaftliche Reformen allein dem leidenden Frankreich nicht mehr 
gebolfen werden fonnte, nicht genügen, ftaatd: und volkswirthſchaftliche Grundſätze hinzuſtellen 
und zur Annahme zu bringen; feiner Anficht zufolge mußte zugleich vie ganze Staatseinrichtung 
umgeftaltet und nach weſentlich venfelben Principien, auf denen fein volfswirchichartliches Syitem 
berubte, organijirt werden. 

Die Ideen, welchen Quesnay Worte gab, und die feine Schüler demnächſt weiter entwickelten, 
waren furz folgende: Alle materiellen Dinge, alle Stoffe, welche ver Menſch für ſich verwendet, 
bringt die Natur hervor; fie werden dem Boden abgewonnen. Der Boden ift daher die einzige 
Duelle, au ver alle Güter fließen. Daraus folgt, daß die auf den Boden verwendeten Arbeiten 
bie einzigen find, welche vie Maſſe ver @üter, ven Volksreichthum vermehren. Es ift zwar richtig, 
dap Induſtrie und Handel ven Werth der Producte fteigern, aber fie thun Died nur um fo viel, 
als bei ihren Arbeiten und behufs Herftellung ver legrern Bovenerzeugniffe verbraucht, conjumirt 
werden. Gin Volk wird durch Handel und Induſtrie nicht reicher, denn wenn z. B. taufend 
gewerbliche Arbeiter den Werth der von ihnen bearbeiteten Dinge in einer Wodhe um 10000 
Frs. erhöhen, jo verbraucen fie in derfelben Zeit Bodenerzeugniffe von gleibem Werth, ver: 
mindern alfo den Volksreichthum um ebenfo viel, als jie ihn fteigern. Ganz anders verhält es 
ih mit der Bodenarbeit. Denn dieſe erjegt nit nur alle Aufwendungen, ſondern gewährt 
noch einen Überſchuß, der den mitwirfenden Naturfräften vervanft wird. Was der Boͤden bei 
der Bearbeitung überhaupt liefert, it ver Robertrag. Von dem jährlichen rohen Ertrage des 
Bodens jind die Eulturkoften (reprises de la culture) in Abzug zu bringen. Diefelben befteben 
a) in den jährlihen Auslagen (avances annuelles), welde ftetd von neuem gemacht werden 
müſſen, in der Ernährung und Unterhaltung der länplichen Arbeiter und ihrer zum Betrieb der 
Wirthſchaft erforderlichen Thiere; b) in einer Entſchädigung für die Verwendung der urſprüng— 
liben oder Beſtandauslagen (avances primitives). Die Landwirthſchaft bedarf zu ihrem Betrieb 
der Arbeitsthiere, Wagen, Pflüge, fonftiger Adergeräthichaften u. |. w. Diefe werden nit in 
Einem Jahre verbraucht, aber nach und nad) vernugt und müffen deshalb ausgebejfert und nad 
einiger Zeit erjegt werben. Der Aderbauer muß deshalb von ihrem Werthbetrage einen gewiſſen 
hohen Zins, der ſich mir Rückſicht auf die jährliche Abnugung beftimmt, erhalten. Quesnay 
berechnet, daß die primitiven Auslagen etwa fünfmal fo viel betragen als die jährlichen. So— 
wol die jährlihen als die Beſtandauslagen madt der Landbauer; diefem find alljährlich vie 
erftern voll zu erftatten, während er für die legtern ebenfalls jährlich die angemeffene Entſchä— 
digung empfängt. 

Eind aus dem jährlihen rohen Ertrag die Eulturfoften gezahlt, fo bleibt ein Neft, ven 
Quesnah den reinen Ertrag (produit net) nennt, und der mit der fpäter fogenannten Grund— 
vente wejentlich zufanımenfällt. Der reine Ertrag gebührt ven Grundeigenthümern (proprie- 
taires) ald Entſchädigung fowol für die Hingabe des rundes und Bodens ald für die fogenann= 
ten &rundauslagen (avances foncieres), welche fie felbft und ihre Vorfahren gemacht haben, 
Dieje Grundauslagen beftehen aus denjenigen Ausgaben, welche zu dem Zwed gemacht werden, 
um den Ertrag des Örunded und Bodens zuerhöhen — die Koften der Urbarmachung, Entwäſſe— 
rung, Reinigung, Bovenverbeflerung (Melioration) u. f. w., ferner der Herftellung von Wohn: 
gebäupen für die Aderbauer, ver Ställe für die Thiere, ver Scheunen u. |. w. Rechnet man den 
Zins der Örundauslagen, der, weil die Gebäude von Zeit zu Zeit dev Reparatur und Erneue— 
rung bedürfen, ziemlich hoc fein muß, von dem Reinertrag ab, fo bleibt wiederum ein Xteft, und 
Dies ift der Überfhuß, welchen die Natur Schenke, und der ven Bolfsreihthum vermehrt. 

Hiernach zerfällt die ganze Bevölferung eines Yandes in drei große Klaſſen. Die erfte der— 
jelben beiteht aus den Landwirthen. Sie bilden die hervorbringende Klaſſe (la classe produc- 
tive), denn fie erzeugen nicht nur fo viel als fie brauchen, jondern auch den Überſchuß über vie 
Eulturkoſten, den Reinertrag. An fie fchlient ſich Die Klafle der Grumdeigenthümer (proprie- 

taires) an, welde im Beſitz der Duelle des Reichthums ift und diefe dur die Grundauslagen 
feier Jahrhunderten genährt hat und noch fortwährend nährt. Zu den Eigenthümern gehören 
assıch die Zehntberechtigten, welde gewiflermaßen Miteigenthümer des Grundes und Bodens 
jird, und der Landedherr, der Obereigenthümer. Den Eigenthümern und den Landbauern 
gegenüber fleht die dritte Klaffe, welche alle übrigen Bürger umfaßt, welchem Stande fie aud) 
arıgehören mögen, welder Beihäftigung fie ih au widmen. Da dieje Klaffe, trogvem fie der 
ia enſchlichen Gejellihaft nüglic wird, doc den Werth ver Dinge nur um fo viel erhöht, ald jie 
verbraudt, produeirt flenicht, muß daher die unfruchtbare Klaffe (la classe sterile) genannt 
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werden. Nur indem ſie ſpart, kann ſie zur Vermehrung des Volksvermögens etwas beitragen. 
Die wihtigfte der drei Klaſſen, der deshalb auch der bedeutendſte Einfluß im Staat gebührt, if 
die Klaſſe der Orundeigenthümer ; ſie beiigt die Quelle des Reichthums, aus der die übrigen ſich 
nähren, follte deshalb auch ein gewiſſes Schirmrecht über die beiden andern ausüben und iſt be: 
rechtigt, fie zu vertreten. 

Soll die Staatswirthſchaft, jo wird fortgefahren, richtig und vernünftig eingerichtet werben, 
jo muß davon ausgegangen werden, daß bie Landwirthſchaft in jeder Weile zu begünftigen if. 
Zu diefem Zweck müſſen zunächſt alle Laſten und Befhränfungen, welche die Landwirthidaii 
behindern und ihre Entwidelung hemmen, bejeitigt werden; namentlich muß derſelben aud in 
Hinſicht auf den Abſatz die vollfte Freiheit zugeitanden werben, damit fie für ihre Producte fett 
die höchſten Preife erzielen kann. Je höher die Preiſe ver Bodenproducte fleigen, je größer der 
Neinertrag ausfällt, deito mehr werden die Grundbefiger geneigt fein, Grundauslagen zu ma: 
hen, weldye für die Zukunft die Vermehrung des Roh: und damit au des Reinertrags jiher: 
ftellen. Aber auch Handel und Inpuftrie müjlen von allen Hemmmniffen und Laften befreit 
fein; man muß alles frei thun und geichehen laſſen (laissez faire et laissez passer!); bie Gon: 
currenz muß überall eintreten und unbehindert wirfen können — denn das bat jhlielid die 
Bolge, daß alle Bürger ihre Bedürfniſſe billig zu befriedigen vermögen, dan die Auslagen, 
welche Lanpbauer und Eigenthümer zu machen haben, weniger Eoftfpielig ausfallen, daß daher 
der Neinertrag des Grundes und Bodens und mir ihm das Volksvermögen feigt. Iſt dah aber 
der Fall, jo verbeſſert ich die Lage des ganzen Volks und empfüngt auch der Arbeiter, ber freilit 
feine Lebensbedürfniſſe, weil den Landproducten ein weiterer Markt geöffnet wird, teure 
bezahlen muß, höhern Kohn. 

Bon allgemeiner Wichtigkeit ſowol als aud) namentlich von ſpecieller Bedeutung für ran: 
rei waren die Anlichten der Phyſiokraten über die Steuern. Von der unfruchtbaren Ka, 
fagten fie, fann man feine Steuern und Abgaben fordern; fie produeirt nichts und fann bedbalt 
auch nichts abgeben. Nimmt man ihr dennod einen Theil ihres Verdienftes, fo iſt fie genötbigt, 
fich denjelben durch Steigerung der Preife ihrer Arbeiten von den Kandbauern und den Gigen: 
thümern mit einem Aufichlag erflatten zu laffen. Auch die Einnahmen des Randbauerd darl 
man nicht befteuern; fie ind nur Grftattungen der jährlichen und Entſchädigungen für dieprim: 
tiven Auslagen. Sollen die Landbauer hiervon etwas abgeben, jo fehen fie ſich aufer Stande, 
ausreichend für die fünftige Ernte zu forgen; jie laffen infolge deffen die Cultur des Bobın! 
leiden, ziehen vom platten Lande in die Städte und werfen ſich auf die Induſtrie. Befteuerkar 
ift überhaupt nur ver Überfhuß, ver ſich bei der Production ergibt, der Neinertrag, der im 
Grundeigenthümer gehört. Er allein darf daher durch den Staat belaftet werden. Es follt 
des halb eine einzige Grunpfteuer (limpöt unique) eingeführt werden, die ſich auch daburdredt: 
fertigt, daß die Steuern der fterilen Klaffe und ver Landbauer ſchließlich doch auf die Gigenthüm 
zurüdfallen müffen, Diefe Grunpdfteuer muß indeß mäßig fein und darf nie fo groß ausfallen, 
dag die Gigenthümer durch fie die Luft und die Mittel verlieren, jih für die Bodencultur zu 
interefjiren, weil jonft das Kapital ih vom Aderbau zurüdzieht und der Induftrie zuwendet 
und infolge deſſen an die Stelle ver der öde Stätten und wüfte Ländereien treten. ?) 

Im allgemeinen jpielt im Softem Quesnay's und feiner Schüler die Natur, die ja au dei 
Ausgangspunft bildet, die Hauptrolle; es handelte fidy vor allen Dingen darum, die natürlit 
Ordnung der Dinge (l’ordre naturel) herzuftellen over richtiger: jich ſelbſt zur Geltung bringen 
zu laffen. Deshalb nannten fie ihr Syſtem nad dem Vorgange Dupont's von Nemourd de⸗ 


2) In feinen Tableau &conomique ſtellte Onesnay eine Berechnung auf, wie fich die Borat“ 
ducte nadı feiner Anſicht vertheilen, Diefe lautet: In einem Lande werden in einem Jahre au 
gewonnen für 5000 Mill., davon empfangen die Landwirthe 3000 Mill. (nämlich 2000 Mill. als Sieg 
jür die jährlichen Auslagen und 1000 Mill. als Entſchädigung für die primitiven Auslagen). Der Rd 
von 2000 Mill, fällt den Grundeigenthümern zu. Nun bedürfen indeß fowol die Landwirthe als I 
Eigenthümer der Dienfte und Arbeiten der fterilen Klaffe (Handwerker, Kaufleute, Gelehrte u. |. @-) 
und geben derfelben je für 1000 Mitt, ab, ſodaß dieſe 2000 Mill. empfängt. Bon den ganzen 
sonfumiren mithin die Sandwirthe 2000 Milt., die Eigenthümer 1000 Mill. die ſterile Klaſſe 2000 RU 
(nämlich an Nahrungsmirteln 1000 Milt., an zu verarbeitenden Stoffen 1000 Mill.). Die Steuer mit 
von den 2000 Will. der Eigenthümer erhoben, denn fowel die fterile Klaſſe als die Landwirthe fünnen 
von ihrem Ouantum nichts entbehren und müßten ſich doch bei den Grundeigenthümern ſchadlos halt, 
was nur unnüge Koften und Schwierigfeiten verurfachen würde. Übrigens haben die meiften vie 
fraten bald eingeſehen, daß ihr impot unique, impöt non destructeur in der Praris nicht 
führbar ift, 
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Spflem der Phyſiokratie (Naturherrſchaft), das phyſiokratiſche. Außerdem bezeichnete man es 
weſentlich mit Rückſicht auf die Schriften Quesnay's, das „Tableau &conomique und die ma- 
simes generales du gouvernement &conomique”, als das Öfonomiftifche. Gleich bei feinem 
Öffentlichen Auftreten (1758) erregte Quesnay die größte Aufmerkſamkeit; Ludwig XV. foll die 
erfien Bogen des Erftlingsiwerfs eigenhändig aus der Preffe genommen haben. Tüchtige und 
jewandte Federn vertheidigten und erläuterten Quesnay's Lehren; zu feinen Schülern gehörten 
Mercier de la Riviere, Dupont de Nemours, Letrosne, de Gournay, Baudeau, fein früherer 
Begner, Mirabeau der Bater, der „älteſte Sohn der Lehre‘ genannt, und namentlid Turgot, der 
(pätere Finanzminiſter Frankreichs, der zwar Über das Syſtem binausging, aber dod an ven 
Örundgedanfen der phuflofratiihen Schule fefthielt. Auch in Deutfchland, wo der Aderbau 
ſtets im höchſten Anſehen geftanden hat, und in der Schweiz fand Quesnay zahlreiche Anhänger, 
von denen Schlettwein, Karl Friedrih Markgraf von Baden, der fogar die einzige Grundſteuer 
einzuführen verfuchte, Iſelin, Mauvillon, Springer u. a. größere und Fleinere Schriften für das 
vbojiefratifche Syſtem veröffentlihten. Indeß zeigten ich zugleich beachtenswerthe Gegner, von 
denen bier nur de Mably, de Korbonnais, Pinto, Will, von Pfeiffer genannt fein mögen. 

Ohne Zweifel ift das phyſiokratiſche Syſtem einfeitig und find Die Säße, aus denen es ab- 
geleitet worden ift, entweder falſch oder unrichtig aufgefaßt oder zu falichen Folgerungen benugt; 
nihtödeftomeniger wird niemand jeine große Bedeutung für die Periode, in welcher ed auftaudhte, 
und für die Volkswirthſchaftslehre verfennen fünnen. Gegen das Mercantiljvften, das e8 befei- 
tigte, war das phyjiofratiihe Syſtem ein großer Fortſchritt. Das Mercantilſyſtem bafirte auf 
einem verbängnißvollen Grundirrthum und fonnte deshalb nur nachtheilig wirken; außerdem 
berubte es nicht auf gründlichen Forſchungen, die ed nicht einmal zuließ, und waren feine 
Lehren nicht methodiſch zufammengeftellt und im ihrem Verhältniß zueinander geprüft und be: 
tihtigt worden. In beiden Hinfihten nahm das phyſiokratiſche Syftem eine weit günftigere 
Stellung ein. Es entdeckte zwar nod nicht, daß die dur den Grund und Boden und das 
Kapital unterflügte Arbeit die Duelle des Volksvermögens fei, aber ed erfannte doch die Be: 
deutung des rundes und Bodens und der ländlihen Arbeit, die e8 freilich zu ſehr in den 
Borbdergrund jhob, und bahnte damit den fernern Fortichritt an. Diefen förderte e8 ferner 
dadurch, daß ed gründliche Forſchungen anregte, das Dafein und Wirken der natürlichen Ge- 
jege in der Güterwelt, welche fortwährend und überall in Wirkſamkeit find, anerfannte und 
zu ihrer Feſtſtellung aufforderte und überhaupt zuerft die Volkswirthſchaftslehre als Willen: 
ſchaft, mit der man ſich ernftlih und allgemein zu beihäftigen habe, hinftellte. 

Ferner verbanfte das Mercantilfuften fein Entftehen vem Beftreben, die Staatöfaffen beſſer 
und reichlicher als bisher zu füllen, und ward wefentlih aud nur in diefer Richtung fortent: 
widelt. Was war natürlider, ald daß ed den urfprüngliden Zweck ſtets feft im Auge behielt? 
Wenn ed galt, eine günftige Handelsbilanz zu erzielen, jo blieben alle Intereſſen der einzelnen 
Staatsbürger fofort unberückſichtigt; ob fie litten oder nicht, war gleihgültig, Sobald das ver- 
meintliche Wohl ded Ganzen in Frage fam und es jid um Vermehrung des Volfdvermögeng, 
d. b. der Steuerquelle, handelte. Mochte doch ver Arbeiter, deſſen Lohn durch polizeilihe Map: 
regeln berabgedrüdt werden follte, darben, wenn dadurch der Abfag der Induftrieproducte auf 
den ausmärtigen Märften gefteigert werden konnte; mochte der Aderbauer leiden, ſobald nur im 
Interefle der gewerblihen Production die Lebensmittelpreife niedrig blieben! Weil das Inter: 
eſſe des Staats, und zwar des abfolutiftiichen, überall in ven Vordergrund trat, fo war es felbit: 
verſtändlich, daß die Negierung überall einjhritt; fortwährend Hatte fie zu regeln und zumaß: 
regeln, und nirgends war bie freie Bewegung, weil fie zu andern als den erftrebten Zielen führen 
fonnte, zuläjiig. Aderbau, Gewerbthätigfeit, Handel, Speculation, Gin: und Ausfuhr, Stoff: 
sreife und Arbeitölohn; Luxus und Sparfamfeit ftanden unter ängftliher Eontrole und follten 
zur die ihnen von oben herab bezeichneten Richtungen einfhlagen. In Hinfiht auf die Steuern 
warnte man jogar davor, die Staatöbürger zu wenig zu belaften. Dem allen trat dad phyſio— 
ratiſche Syſtem mit Entfchiedenheit und direct entgegen. Es wollte zwar aud den Volkswohl— 
tand entwideln, aber nicht im Interefle der Staatökaffe, welcher es nur eine mäßige Steuer 
ugeftand, fondern der Staatöbürger, freilich unter Begünftigung einer Klaffe, die ed als die 
vichrigfte und vorzugäweife berechtigte anfah. Auf dem Boden feiner Zeit ftehend, befümpfte 
8 den Abſolutismus auf dem wirtbihaftlihen Felde, erflärte fih gegen die ſtaatliche Omni— 
sotenz und die Ginmijhung ver Negierung und vertheidigte die Freiheit des Individuumd auf 
tono miſchem Gebiet. Den willkürlich gemachten, erfünftelten volkswirthſchaftlichen Zuftänden 
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gegenüber forderte es die Herſtellung der natürlichen Ordnung, die ſich aus der Natur der Dinge 
ſelbſt entwickeln ſollte; mit feſter Hand und kühnem Wort griffen feine Vertheidiger alle Schrau— 
fen und Hinderniſſe an, welche die Production und den Verkehr in ihrer Entwickelung hinderten, 
ganze Klaffen und die Individuen in ihrer freien Bewegung beengten. Als treue Bundee 


genoffen ftanden fie dabei den Schrififtellern zur Seite, weldye auf religiöfem und politiſchen 


Gebiet die alten, abgeftorbenen Syſteme und Marimen, die ſchädlichen Vorurtbeile befümpften. 
Daß jie Hier und da zu weit gingen, daß jle ferner den Glauben an ihre Lehre, deren Eviden; 
ihrer Meinung nach unzweifelhaft war, ftatt durch Überzeugung zu erzielen, zu fordern ver. 
fuchten, daß einzelne Phyſiokraten fi von den Völkern abwandten und das Heil bei den Fürſten 
und dem aufgeflärten Despotismus fuchten, ift freilihd wahr; das ändert indeß an der Beben 


tung und den Werth des Syſtems nichts und kann die Thatfache, daß das phyſiokratiſche Suflem | 


den Fortſchritt auf wirthſchaftlichem Felde mächtig förderte, nicht befeitigen. 

Kaum ein Jahrzehnt hatte das phyſiokratiſche Syſtem beitanden, ald e8 bereits feipen Nach 
folger entſtehen ſah, das fogenannte Induſtrieſyſtem, weldhes wir dem großen ſchottiſchen @r- 
lehrten Adam Smith (geb. 1723) vervanfen. Wie Quesnay's Bater Landwirth, war Smıith's 
Bater Zollbeamter, ftarb aber freilid) fo früh, daß fein Beruf auf den Sohn Ihwerli einzu 
wirfen vermodte. Auf einer Neife nad Franfreih und der Schweiz lernte Smith Durdna» 
und feine Anhänger fennen und interejlirte fi für die Lehre fo fehr, dan er fi fogar brı 
Quesnay felbit einige Zeit aufgehalten haben ſoll. Aber mit fharfem Blick erfannte er aub 
fofort, wie die Wahrheiten, die fie bot, fo auch die Irrthümer, die fie verbreitete, und nament 
lich entging es ihm nicht, daß die Grundlage des ganzen Syſtems unhaltbar, Hohl fei. Die 
Frucht der Studien, die ji daran anfnüpften, war fein berühmtes Buch über die Natur un? 
die Urfahen des Reichthums der Nationen, mit dem er dad jegt noch fortbeftehende volkämirtb: 
ſchaftliche Syſtem begründete und ſchließlich das phyftofratifche, das ſich noch einige Zeit zu haften 
wußte, erſetzte. 

Die Literatur ded phyſiokratiſchen Syſtems fowie dad Verzeichniß der wichtigſten Schriften, 





melde über vaffelbe erjhienen find, finden fih bei Nau, „Grundſätze der Volkswirthſchafr 


Blanqui, „Histoire de l’&conomie politique en Europe”, Steinlein, Biandini u.a. Bi 
wichtigſten Schriften ver Phrfiofraten find: Quesnay, „Tableau &eonomique‘ (Verſaillet 
1758); verfelbe, „Maximes generales du gouvernement &conomique’ (Verſailles 1758) 
Turgot, „Recherches sur la nature et l'origine des richesses’ (Bari 1774); verfeik, 
„Reflexions sur la formation et la distribution des richesses’ (Paris 1784); Mirabrau 
(Bater) „L'ami des hommes ou traite de la population‘ (Avignon 1756); Derfelbe, ‚, Theorie 
de l’impöt” (Paris 1760); Derfelbe, ‚Philosophie rurale’ (Amſterdam 1763); de Gournas, 
„Essai sur l’esprit de la lögislation favorable à Fagriculture” (Paris 1766); Merrier ve kı 
Riviere, „L'ordre naturel et essentiel des soecietes politiques” (Paris 1767); Dupont (ir 
Nemourd), ‚„Physiocratie ou constitution naturelle du gouvernement le plus avantageın 
au genre humain“ (Bverdon 1768); (N. Baubeau) „De l'origine et des progres d’ane 
science nouvelle’ (London und Bari 1768); (Karl Frievrih, Marfgrafvon Baden) „Abree 
des prineipes de l’&conomie politique” (Karlsruhe 1772); Iſelin, „Verſuch über die grich 
Ihaftlihe Ordnung“ (Bafel 1772); Derfelbe, „Träume eines Menſchenfreundes“ (Bafel 1776) 
Mauvillon, „Sammlung von Auffägen über Gegenftände aus der Staatskunſt“ (Leipzig 1778): 
derfelbe, „Phyſiokratiſche Briefe an Dohm“ (Braunſchwnig 1780); Schlettwein, „Les moyens 
d’arröter la misere publique” (Karldrube 1772); Derfelbe, „Die wichtigſte Angelegenheit iär 

das ganze Publikum“ (Karlsrube 1772); Springer, „Über das phyſiokratiſche Sa 

. (Nürnberg 1781); Garnier, „Abröge el&mentaire des principes de l’&conomie p 

(Varis 1796); Le prince de G. (Galyzin), „De l’esprit des &conomistes” (Brauniämeg 

1796); Krug, „Abriß der Staatsöfonvmie‘ (Berlin 1807); Schmalz, „Encyklopädie fat 
Kameralwiffenihaften” (Berlin 1796); „Handbuch der Staatswirtbichaft” (Berlin 1818); 
„Staatswirthſchaftslehre“ (Berlin 1818); Duters, „Philosophie de l'’economie politique“ 
(Varis 1838); Jouffroy, „Cat&chisine de !’&conomie politique“ (Xeipzig und Paris 1844). 
Die ältern franzöſiſchen Phyſiokraten find zufammengeftellt in dem Sammelwerk von Daite, 
„Gollection des &conomistes” (Paris). Dort finden fih unter andern noh Dursnan, „„Din- 
logues sur le commerce et les travaux des artisans’; Baubeau, „Explication du tableau 
economique”, Außerdem von dem Herauögeber Daire: „Notices sur la vie et les tra- 
vaux de (Juesnay, de Turgot etc.“ Ginzelne phyſiokratiſche Lehren vertbeidigten eudlich 
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die Italiener Beccaria („Elementi di economia publica”) und Filangieri („Della legis- 
lazione’’), 9. Runge. 

Dietismus, ſ. Obfeurantismus. 

itt, ſ. For und Pitt. z 

lacet. Das Placet hatte feine Stellung in demjenigen Syſtem des Verhältniſſes von 
Staat und Kirche, welches in der legten Hälfte des 17. Jahrhunderts namentlich in Frankreich 
unter Ludwig XIV. ji ausbildete, dann während des ganzen 18. und während der erften Kälte 
des 19. Jahrhunderts faſt in allen europäifchen Ländern in anerkannter Geltung gewefen ift. 
Daffelbe befteht weſentlich in einem fehr weitreihenden Majeftätsrecht des Staats über die Kirche, 
einer auſsgedehnten Kirhenhoheit, in der namentlih au ein jus cavendi, ne quid detrimenti 
respublica capiat enthalten war. Zu dem umfajlenden Syſtem von propbylaftiihen Maß— 
vegeln, Die demgemäß ftaatäfeitig gegenüber der Kirchengemwalt genommen wurden, gebört auch 
die Vorſchrift, die kirchlichen Verordnungen vor deren Befanntmahung und Vollziehung der 
Staatögemwalt zur Einfiht vorzulegen und von deren Genehmigung die Vollftredbarfeit ab: 
bängig zu maden.!) Died Placet oder Erequatur, welches übrigens in einzelnen Anwendungen 
ſchon im Mittelalter vorgefommen ift, findet fih dann in einer doppelten Ausdehnung, indem 
entweder ohne allen Unterſchied zwiſchen dogmatiſchen und disciplinären Grlaffen die formelle 
und materielle Brüfung der Staatöregierung in gleicher Weife anheimgegeben wird, wie nad 
dem Epict für die Staaten der oberrheinifchen Kirchenprovinz, dem hannoveriſchen Staatd- 
grundgejege von 1833, den Berfaflungsurfunden für Würtemberg und Großherzogthum 
Helen, während dagegen nad einer andern Auffaffung zwiihen den dogmatiſchen und ander: 
weiten Grlaffen infofern ein Unterſchied gemacht wird, daß hinſichtlich ver erftern nur unterfucht 
werden joll, ob fie wirklich rein dogmatijhen Inhalts find, in welhem Falle dann eine weitere 
materielle Prüfung nicht ſtattfindet; jo nad) dem Preußischen Landrecht, der Eurbefjiihen Ver— 
fafjung von 1831, nad) dem hannoverifchen Randesverfaffungsgefege von 1840. 

Die jeit 1848 färfer hervorgetretenen Beftrebungen, der Kirche eine freiere Bewegung 
gegenüber der Staatögewalt zu verfchaffen, find denn namentlich auch gegen das Placet gerichtet 
gemefen. So erflären die in Würzburg verfammelten Biſchöfe am Schluffe ihrer berühmten 
Dentihrift vom 14.Nov. 1848, daß „fie jeve Art eines die felbftändige und freie Verkündigung 
geiftliher Grlaffe bemmenden Placets ald weſentliche Verlegung des unveräußerlihen Rechts 
der Kirche, jede midtrauijche Uberwahung des Verkehrs zwiſchen Hirt und Heerde ald dem 
deutſchen Charakter, deilen Treue fprihwörtlicdh ift, widerftrebend und mit dem Bollgenuffe 
wahrer Freiheit unvereinbar erfennen und erklären”. Es iſt dann auch wirklich im Art. 16 der 
preußifchen Berfaffungdurfunde vom 31. Jan. 1850 audgeiproden, „daß die Befanntmahung 
firdlidyer Anordnungen nur denjenigen Beihränfungen unterworfen ſei, welden alle übrigen 
Beröffentlihungen unterliegen’; und die Erläuterungen ded Minifterd von Ladenberg zum 
Art. 16 der Berfaflungsurfunde bemerken in diefer Beziehung, „daß die präventive Polizei: 
maßregel des fogenannten Placets ftetd nur Anlaß zu unerwünſchten Streitigfeiten gewejen fei, 
ohne den beabſichtigten Erfolg zu erreihen”. Gbenjo war in ſterreich bereits bei Gelegenheit 
der Emancipation der katholiſchen Kirche im Jahre 1850 durch den $. 2 der kaiſerlichen Ver: 
ordnung vom 18. April 1850 das Placet aufgehoben, und das wurde wiederholt ausgeſprochen 
in Art. 2 und 3 des Goncordatd. Dagegen haben die gleichen Beftrebungen in den Staaten der 
oberrheiniihen Kirchenprovinz keineswegs zu einer Abihaffung des Placetd geführt; es ift 
namentlich in dem badiſchen Gefege über die Regelung der kirchlichen Verhältniffe vom 9. Det. 
1860 $. 15 ausdrücklich geſagt: „Keine Verordnung ver Kirche, welche in bürgerliche und 
ftaatöbürgerliche Verhältniffe eingreift, kann rechtliche Geltung in Anfpruh nehmen oder in 
Vollzug gefegt werden, bevor fie Genehmigung des Staats erhalten hat. Alle kirchlichen Ver— 
ordnungen müffen gleichzeitig mit der VBerfündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden.‘ 2) 
Ebenfo wenig Erfolg hatten die Beftrebungen der bairiſchen Bifhöfe, indem dort in Wider: 
ſpruch mit dem Goncorvat die Verfaffungdurfunde und das Ediet am Placet feithalten und die 
Entichliefung vom 8. April 1852 nur fo weit auf die bifhöflihen Wünfche eingegangen ift, als 
für vie biſchöflichen Ablaß: und JZubiläumsverfündigungen dad Placet im voraus ertheilt wurde. 


1) Ban Espen, De placito regio (Op. IV, 132—242). 2aurent, Van Espen, Etude histo- 
rique sur l’eglise et l’etat en Belgique (Brüfiel 1860), S. 75—106. 
2) Bgl, darüber Jolly, Die badischen Gefegentwürfe, ©. 10 fg. s1° 
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Wenn nun allerdings zugegeben werden mag, daß die Aufhebung einer jolden Präventir 
maßregel nach den gegenwärtig in den betreffenden Staaten maßgebenden Grundanſchauungen 
über dad Verhältnif von Staat und Kirche theoretiih durchaus folgerichtig geweſen ift, jo wir 
man doch andererfeitd ſchwere Bedenken darüber, ob gegenüber etwaigen Angriffen der Kid: 
gegen den Staat in bloßen Repreſſivmaßregeln unter allen Umſtänden ein genügender Ehuz 
liege, nicht unterbrüden können. Es ift ein Verfuch, über deſſen Durchführbarkeit erft die Gr- 
fahrung zu entjcheiden hat. ?) Ernf Meier 

Platon und die Platonifche Republik. B.’s Leben fiel in eine Zeit, in melder 
Athen den höchſten Gipfel feiner politifhen Macht und feines äſthetiſchen Glanzes ſchon über: 
fhritten hatte. Er felbft war 427 geboren und ſtammte von altberühmten Geſchlechtern ab, 
denn jein Bater war ein Kodride, feine Mutter eine Solonidin. Seine Grziebung war cin 
ebenjo vieljeitige ald forgfältige. Sofrates wurde fein Lehrer in ver Philoſophie, und untı 
feinen Schülern wurde er derjenige, der jie aus dem Zuftande gelegentlidyer Grörterungen einer 
eriftifhen Caſuiſtik zur wiſſenſchaftlichen Totalität erhob und das ethiſche Element, welchet So 
krates vorzüglich gepflegt hatte, aus der Engheit einer nur moralifirenden Auffaffung zur Weit 
eines politiſchen Ideals befreite. Man nehme einmal die Platonifhen Dialoge aus der Cultur 
geichichte fort und frage ſich, ob Sokrates auch ohne fie zu der mächtigen Geſtalt geworden märz, 
zu welder er durch fie herangewachſen ift. 

68 kann hier nicht unfer Zwed fein, die Platoniſche Philofophie in ihrer ganzen Ausret- 
nung zu verfolgen, denn wir haben es hier nur mit ihrer praftiihen Seite zu thun. Bir ab: 
ſtrahiren auch von der Gefchichte ihrer Bildung, die in der neuern Zeit feit Hermann 8 Unter: 
juhungen zu fo tief eingehenden Studien über die hronologiihe Folge der von P. hinter: 
laffenen Schriften geführt hat, und beſchränken uns auf die Bemerfung, daß feine Staat 
philoſophie als die gereiftefte Brucht feiner Speculation anzufehen ift, veren Vollendung ihn bis 
ins höchſte Alter hin beſchäftigt. 

P.'s Philoſophie überhaupt beruhte auf dem Begriff der Idee, d. h. des an und für id 
Allgemeinen, In der Dialeftif wurde dieſer Begriff von ihm fowol logiſch ald ontologiſch ver 
getragen. Die Naturphilofophie, welche Sokrates vernadhläfigt hatte, führte er nad Potbe 
goräifhen Grundlagen aus, indem er hier an die Stelle des Logijhen das Arithmetiſche um 
Stereometrifche treten ließ. Die Philoſophie des Geiſtes war diejenige, in welcher er ſich am 
eigenthümlichiten zeigte, denn hier war noch bis auf ihn Hin wenig geſchehen. Er fonderte be 
verſchiedenen Stufen der Erfenntnif: die Rihtigfeit der ſinnlichen Gewißheit, die Wahrſchin 
lichkeit des reflectirenden Verſtandes, die Wahrheit der Vernunft. Er ftellte das Verhältnij tet 
Denkens zum Wollen feft, daß der Begriff des Buten der Thätigkeit ded Handelns ald bewege! 
Urfahe vorangeben müſſe. Er bewies die Unfterblichfeit der Seele aus ihrer Präerifn 
Er erhob ſich über den äfthetifchen Polytheismus feiner Nation zu einem ethiſchen Theitmut 
Er entwarf das Ideal eines vollfommenen Staats, wie er fein müßte, um dem Begrif da 
Gerechtigkeit zu entſprechen. 

Wie fehr died Problem ihn befhäftigt hat, erfehen wir nicht nur aus den und mod erhal 
tenen Dialogen, die es behandeln, ſondern auch aus feinem Leben, denn wiederholt verſuchle i 
aud eine praftifche Löfung deſſelben. In Athen war fein Boden mehr für eine ſolche, medhal 
er ih nad) außen wandte. Gr war auf feinen Reifen mit Dion, den Schwager ded forafujilder 
Tyrannen Dionyſios, bekannt geworden. Dion begeijterte ih für P.'s Anſichten und bem 
ihn, aud den Dionyjios dafür zu gewinnen. P. ging darauf ein, beleidigte aber da 
Tyrannen durd) feine Breimüthigfeit, weshalb feine Freunde ihn auf ein ſpartaniſches SAf 
flüchteten, deſſen Befehlshaber Pollis ihn jevod in Agina an Annikeris von Cyrene verkamt 
Dion brachte mit einigen andern das Löſegeld für ihn auf, das Anniferis aber nicht annah, 
fondern dafür einen Garten in Athen Faufte, welchen er dem von ibm freigelaffenen P 
ſchenkte. Dieſer Garten, in welchem ein Grab des Heros Akademos, gab der Akademie den Namin, 
denn bier war e8, wo P. fortan lehrte. Mach dem Tode des ältern Dionyſios erwadte In 
Dion die Hoffnung von neuem, durch P. auf den jüngern Dionyſios einzuwirfen. In der 
That kam P. aud 367 wieder nad) Sicilien, allein Dionyfios wurde gegen ihn durch den 
Hiftoriograpben Philiftos eingenommen, ſodaß die Plane zur Neform des ſyrakuſiſchen Staat? 





3) Für Beibehaltung des Placets haben fich neuerdings Laurent, a.a.D., S. 106-187, aut A. 
von Mohl, Uber das Verhältniß des Staats zur Kirche (Staatsrecht, Völferrecht und Politil, I, 27h), 
ausgelprochen; legterer aber nur jchwanfend. 
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wieder befeitigt wurden, P. fehrte nad einigen Monaten ohne einen praktiſchen Grfolg 
nah Athen zurüd. Der enthuftaftiihe Dion glaubte nach einiger Zeit, als Äſchines fi in 
- Sicilien aufhielt, daß Dionyfios ih nunmehr ganz der Vhilofophie ergeben habe, und ver: 
mochte den ſchon hochbetagten P. 361 zu einer dritten Neife nad) Syrakus, die jedoch 
ebenfo reſultatlos ald die frühern ausfiel. Die Leibwache des Tyrannen foll fogar fein Leben 
bedroht Haben. Bon nun ab lehrte er ununterbroden in der Akademie bis an feinen To 
347 v. Er. 

Gelangte nun P. auch nicht dazu, einen Staat nad) feinem Begriff zu verwirklichen, fo 
erfennen wir do aus feinen Anftrengungen dafür, wie groß fein politifhes Intereffe war. 
Der Ernft, mit welchem er unter Gefährdung feines Lebens fein Ideal nicht blos als Begriff in 
ih begte, fondern es auch ald Realität in das Dafein zu fegen bemüht war, zeichnet ihn unter 
den Bhiloiophen aus. Es verdient died bemerkt zu werben, weil man mit der Vorftellung der 
Blatonifchen Ideen gewöhnlich aud die einer falfchen überſchwenglichkeit zu verbinden pflegt, 
welche dem real Möglichen widerſpreche. 

Wenn PB. in vielen Dialogen die fophiftifhe Moral ald eine unmoralifche bekämpfte, 
jo befand er fich hier noch mir der Sofratif in engerm Zufammenbang. Er verwarf den Gubä- 
monismus, weil er nur auf fubjectiven, velativen, zufälligen Motiven beruht und des feften 
Maßes eines ſich gleichbleibenden abfoluten Zwecks entbehrt. In feinen politifhen Dialogen 
aber, im Politikos, in der Politie und in ven Nomen, entwidelte er feine Gedanfen von der poli= 
tifhen Berwirflihung des Guten. 

Der Dialog Politifos, der den Begriff des Staatdmannd audeinanderfegt, ſucht zunächſt Die 
Analogie auf, die zwifchen dem, der im Staat befiehlt, und zwiſchen ähnlihen Situationen, 
3. B. der des Hirten, eriftirt. Der Staatsmann hat ed mit der Zucht der Volksgemeinde zu thun. 
Redefunft, Rechtswiſſenſchaft und Kriegskunſt find nur Hülfsthätigkeiten für ihn, denn er muß 
immer mit dem Ganzen ji beſchäftigen und, ald ein fönigliher Menſch, die Einheit deffelben 
rerſönlich in fich tragen. Die Gefege nämlich find zwar unvermeidlich, um den Menſchen, deren 
Seele feine Fönigliche ift — wir würden heute fagen, die nicht geborene Ariftofraten find, — 
das Map ihres Handelns vorzufchreiben, allein das Gefeg zieht eine Schtanfe auch gegen das 
Beſſere, welches möglich wäre und doch nicht gefchehen darf, weil es dem einmal anerfannten 
Gelege, dem alle im Staate zum Gehorfam verpflichtet find, widerſprechen oder wenigftend ihm 
nicht entfprehen würde, Die Gefege find perfectibel, aber das pofitive, gerade hier und jegt 
geltende Geſetz enthält immer nur eine gewiſſe Vollkommenheit, eine Grenze für den Willen. 
Der königliche Herrſcher muß deshalb über dieſe Grenze hinausgehen, die Bedürftigkeit des 
beftehenden Geſetzes ergänzen und feinen Conflict mit ver beffern Möglichkeit aufheben dürfen. 
Die volllommenfte Verfaflung ift daher die an Gefege gebundene Monarchie, in welcher der 
Monarch die Mängel des Buchſtabens der beſtehenden Geſetze beftändig aufzuheben und das 
Beflere an die Stelle des weniger Guten zu fegen vermag. Wenn freilich die Monardie nicht 
an Gejege gebunden, wenn ihr Herrſcher nicht ein gerechter, philoſophiſch gebildeter Mann ift, 
fondern nah Willfür und Laune handelt, fo ift fie als Tyrannei die ſchlechteſte und drückendſte 
aller Berfaffungen. Zwiſchen ven Extremen der durch Gefege beflimmten Monardie und der 
nad Willfür fhaltenden Tyrannei liegen die übrigen Formen der Staatöverfaflung, die Ari: 
ftofratie und die Demokratie. In jener herrſchen einige, in diefer alle. Die wahre Ariftofratie 
iſt Diejenige, im welcher die beften Männer durch ihre perfönliche Autorität herrſchen; die ſchlechte, 
in mwelder einige dur das Übergewicht ihres Vermögens die übrigen ald die ärmern in 
Abhängigkeit von ſich halten. Und fo ift auch die Demokratie entweder eine ſolche, in welcher alle 
nad Gejegen berrfchen, welche das Volk ſich felbft gibt, oder eine ſolche, in welcher alle geſetzlos 
ihren Leidenschaften folgen. Diefe Ochlofratie endigt immer in Tyrannei, weil die Anarchie des 
Vöbels das Bedürfniß einer feften Orbnung und Gewalt aufdringt. 

Stellt diefer Dialog das Ideal des wahren, d. h. nah P., des philoſophiſch gebildeten 
Staatdmannd auf, fo gibt die Politie das Bild des wahrhaften Staatd. Diefe Schrift wird 
gemöhnli unter dem Namen ver Platonifhen Republik eitirt, und man pflegt fidh darunter ein 
Marimum republifanifcher Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit vorzuſtellen, deſſen Erhaben— 
heit ſeiner Verwirklichung entgegenſtehe. Nichts iſt falſcher, denn dieſer Platoniſche Staat iſt 
ein ariſtokratiſcher, in welchem die Landbauer und Handwerker von aller T heilnahme an dem 
politiſchen Handeln ausgeſchloſſen ſind. Der Form nach iſt dieſe Schrift ein Meiſterſtück, weil 
fie Schritt vor Schritt eine Stadt, die zugleich der Staat, vor und aufbaut. P. beginnt mit 
einer Kritif der entgegengefegten Anfichten über ven Staat, ob er eine Herrſchaft der von Natur 
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Stärfern über die Schwächern, oder die Herrſchaft eines Geſetzes, welches die Schwächern vor 
der Ungeredtigfeit ver Stärfern ſchützen foll. Die Aufgabe ded wahren Staat ſei daher bie 
Berwirflibung der Geredhtigfeit, die als vollfommen nicht durd bloße Gelege, jondern nur 
durch philoſophiſch gebildete Menihen erreicht werben kann. Wie dies möglih, ſucht P. in 
der Organijation eined abioluten Staat zu zeigen. 

Der große, an ſich richtige Gedanfe, von welchem P. ausgeht, ifl der, dag ber Staat ber 
Menich felber fei. Im aljo ven Begriff des wahrbaften Staats zu erfennen, müfle man bie 
Vermögen der Seele unterfheiden, wie fie nämlich eine begehrende, eine muthige und eine 
denkende fei. Die begehrenve habe ihren Sig im Unterleibe, die muthige in der Brufl, die 
denfende im Kopf. 

Aus jeder diefer pſychiſchen Functionen entipringen nah P. Ipecifiihe Tugenden: aus 
der begehrenden die Ermäßigung der finnlihen Begierden, aud der muthigen die Tapferkeit, 
aus der denfenden die Weisheit. Die Tugend der Gerechtigkeit ift Feine befondere, vielmehr allen 
als ihre Harmonie gemeinfam. 

Iſt nun der Staat nichts anderes als der Menfh im großen, jo müfjen in ihm dieſe Ber- 
mögen und Tugenden der Seele ald feine verſchiedenen Stände exiſtiren. Das begehrliche Ber- 
mögen erfcheint al der Nährſtand der Gewerbtreibenvden, das muthige ald der Wehrſtand ver 
Krieger, dad denkende ald der Herriherftand der Bhilofophen. 

Diefe Dreitheilung wird aber infofern zur Zweitheilung, ald ver Nährftand ven beiden 
andern völlig untergeordnet ift und der Herrſcherſtand felbft aus dem Kriegerftande hervorgeht, 
weil man erft mit dem funfzigften Jahre darin eintreten fann, nachdem man Gymnaftif, Ma: 
thematif, Dialektit und Feldherrndienſt ald die ihn bedingenden Stufen durchgemacht. Der 
Nährſtand hat für P. feinen andern Werth, als für die beiden obern Stände den Unterhalt 
zu beihaffen. Er verfhwindet deshalb in feiner Darftellung gänzlich, und wir fönnen und feine 
Lage nur relativ verdeutlichen. Krieg und Wiſſenſchaft, das ift die Scele des Platonijchen Staatt. 
Die Krieger und Philofophen haben feinen Privatbeiig, fondern alles, auch die Mahlzeiten 
(Syſſitien), ift bei ihnen gemeinfam. Die Ehe, alſo aud) die Familie, exiftirt nicht, ſondern bie 
Männer und Weiber zeugen Kinder in Nächten, in denen die Negierung ihre Zufammenkunft 
anordnet. Die Kinder werden von Staatdfäugeammen in Staatsziehanftalten gefäugt und auf: 
gezogen. Schwädliche, Fränkliche, misgeftaltete Kinder werden ausgeſetzt oder in den Stand ber 
Gewerbtreibenden heruntergefegt. Da Fein Familienleben eriftirt, fo werden die Mädchen efenfo 

/ wie die Knaben in der Oymnaftif und in der Muſik geübt. Im Felde bilden die Weiber die 
Nachhut. P. hat nichts anderes im Sinn ald Kriegstüchtigkeit. Sein Staat ift recht rigent: 
li ein Militärftaat, denn die Philoſophen, die ihn regieren, find ausgediente Krieger, vie allet 
beſtimmen, was zur Erhaltung des Gemeinweſens nothwendig ift. Sie übermeifen bie Kinker 
den verſchiedenen Geſchäften, für welde fie ihnen tauglich feinen; fie leiten alle Staat: 
angelegenheiten und wiomen fi vor allem, mit einer gewiffen Abfehr von dem äußern Getriebe 
des Lebens, der Betrachtung der Ideen. Da die Erfheinung an fih ſchon ein Nachbild dei 
Urbildes der Ideen, fo ift die Kunft aus dem Platonifhen Staat mit Ausnahme der erniten Lyril 
ausgeſchloſſen. Nicht weniger die Mythologie, fofern fie feinen etbiihen Gehalt hat. Zulept 
blickt P. über dad Dieſſeits noch in das Jenſeits hinüber, in welchem die Gerechtigkeit ich 
dur Lohn und Strafe vollendet. Er läßt einen Pamphylier, Er, der geftorben und nad) einigen 
Tagen wiedererwacht war, erzählen, was er in der Unterwelt geichaut habe. 

Das ift der Platoniſche Idealſtaat! Wenn aud der Menſch ihm zu Grunde gelegt work, 
fo doch nicht die Menfchheit, venn ver Menſch als folder wird in ihm nicht anerfannt. ik 
ein Ständeftaat, deſſen Princip die Sonderung der Stände nad) ihren Functionen ift. De 
Gewerbftand, über deſſen Erziehung und Organifation wir, wie ſchon gefagt, ganz im Dumteln 
gelaſſen werden, hat nur eine negativeTugend, die Befonnenbeit, zur Ermäßigung der finnliden 
Begierden zu eultiviren. Er foll nicht dur Unordnung unbequem werden. Er dient nur al 
Mittel, denn fein politifcher Zwed ift nur, den Kriegern und Philofophen ein Leben zu ermög: 
lichen, das, von der Sorge für die gemeinen Bebürfniffe befreit, ih zum Studium ber Dialektik 
aufſchwingen fann. P. hat die Theilung der Arbeit ald nothwendig erfannt, weil berjenige, 
der jih nur mit Einer Arbeit ausſchließlich befchäftigt, fie vollfonnmener ald ein anderer leiflen 
werde, der ſich durch Vielthätigfeit zerftreut; allein vie Arbeit wird bei ihm von den Philoſophen 
vertheilt, welche die Fähigkeit der übrigen bevormunden. Sie bleibt unfrei. Der Pi 
Staat widerſpricht id, indem er einerfeitö Durch die piychifche Begründung der Stände bie Inbi- 
vidualität anerkennt, andererjeits diefelbe dem Staatszweck opfert. 
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P. ſtellt, wenigitens in dem Kriegerftande, das Weib den Mann in der Arı glei, 
daß er von ihrer pſychiſchen Ungleichheit abftrahirt. Das Weib wird damit feinem wahren We: 
en entfrembet, und der Mann kann nicht zum wirflihen Mann werden, weil er fein wirkliches 
Beib, fondern ein Mannweib fi gegenüber hat. 

P. bob dad Privateigenthum auf. Wenn aber ein jolhes nicht exiftirt, fo bin ich gegen 
dad, was ich befige, unfrei, denn ed gehört nidyt mir, jondern dem Staat, von welchem ed mir 
nur zur Nugnießung überlaffen wird. Da der Staat den Gebrauch, welden die einzelnen von 
dem, was er ihnen zum Beſitz überläßt, machen, beaufjihtigen muß, fo muß er zum Bolizeiftaat 
werden. Das Endliche genirt mih unaufhörlich, weil ich nicht fein wirfliher Gigenthümer bin. 
Meine Individualität fann fi nit dur eine Sondergeftaltung meines Beiged audprägen, 
vielmehr bin ih im Ejfen, Wohnen, Kleiven u. f. mw. der Uniformität der Staatdeinrihtung 
unterworfen. 

Mit der Negation der Familie wird das Urelement aller Geſchichte, die Liebe ded Mannes 
um Weibe, der Altern zu den Kindern, der Geſchwiſter untereinander, aufgehoben. Bine falte 
Raatsperfönlihe Zeugung und Erziehung tritt an die Stelle des tiefen Affectö der harmoniſchen 
Zuneigung und der Erziehung der Kinder aus Liebe zu ihnen und aus Freude an ihnen. 

Endlich mit der Abhängigfeit der Beftimmung des einzelnen zu einem Geſchäft von der 
Bahl der Philoſophen als der Staatsherrſcher hört die Freiheit bed Berufs auf. Der Platoniſche 
Staat if zwar fein Kaftenftaat, weil er die Familie aufhebt, welche die Reinheit des Bluts garan= 
irt, aber er ift ein despotiſcher Staat, wenn auch Philoſophen die Despoten find. 

Man hat in dem Platoniſchen Staat die höchſte Idealiſirung des Helleniihen Staats felbft 
gefunden, ſofern er den einzelnen dem allgemeinen Zweck des Staats aufs firengfte unter: 
ordnet, allein Fein griehifher Staat vernichtete die Familie und den Privatbeſitz, wenn er auch 
die Macht beider beihränfte. Kein griechiſcher Staat verbannte die Kunft, wenn er aud die 
üttengefährlihen Ausfchweifungen verfelben, namentlich in ver Muſik, überwachte. Der ſittliche 
Rigorismus P.'s beraubt feinen Staat des freien Spield der Phantaſie und macht ihn 
langweilig. Auch die doriſchen Staaten, die man immer als das Mufter der Platoniſchen Ein: 
tihtungen anzuführen pflegt, haben in der Kunft Außerordentliches geleiftet. Mehr als doriſche 
Staatdeinribtungen hat wol der Socialismus der Pythagoräer auf P. eingewirft. Daß er 
auf Hellas Rüdjicht genommen, ift nicht zu beftreiten, weil er jagt, daß die Kriege der Hellenen 
untereinander ald Bruderzmwifte angefeben, mohingegen die Gefangenen, die man im Kriege mit 
andern VBölfern made, ald Sklaven verwendet werben follten. In allen Hellenifhen Staaten 
galten Gejege, im Blatonifchen jehen wir zwar gemwiffe Einrichtungen gelten, aber von eigent: 
lihen Gejegen und von einer Organifation der Gejeggebung hören wir nichts, jondern alles 
Schöne und Gute machen die Philoſophen ald die vollendeten Staatspädagogen, als die wirf: 
lihen Könige, wie B. fie nennt. Welche Barbareien werden von ihnen mit einer naiven 
Gelaffenheit angeoronet, die und heutzutage anwidern mug. Wenn z. B. ein Mann über 

55 Jahre mit einer Frau über 40 Jahre noch ein Kind zeugt, fo foll verfudt werden, daſſelbe 
während der Schwangerjchaft abzutreiben. Mislingt dies aber, fo ſoll das neugeborene behan— 
delt werden, „als ob es feine Ernährung für daflelbe gäbe”! Weldy ein Euphemismus für ven 
Hungertod! Die Unterredner des Sofrates finden aber das alled gut und fhön, 

Dap die Gerechtigkeit im Staat herrfchen fol, ift ebenfalld durchaus anzuerkennen, aber ſie 
befteht bei P. nicht darin, daß alle dem gleichen Geſetz unterworfen wären; nicht darin, daß 
allen die gleiche Möglichkeit der Entwidelung geboten würde, jondern nur in ber Ausgleichung 
der verſchiedenen ſtändiſchen Functionen. Die Gewerbtreibenden taugen einmal zu nichts 
Beſſerm als zur Handarbeit und zur Hänplerfhaft und haben feinen Theil an der Verthei— 
digung und Negierung des Staats. Haben fie nit, ruft P. aus, die Ehre, Ernährer und 
Lohngeber der Krieger und Philofophen zu fein? Dürfen fie nicht hoffen, anfländig begraben 
zu werden? Anftändig begraben werden — melde Gnade! 

MWenn man daher fo oft von der Unerreihbarkeit des Platoniſchen Staats in dem Sinne 
geiproden hat, ald ob unjere menihlihe Schwäche uns an feiner Realifirung binderte, fo ift 
dad nur ein Beweis von Mangel an gefunder und unbefangener Kritik, welche fi durd bie 
Bewunderung täuſcht, die P. felbft feinen Gonftructionen ald unübertrefflihen zollt. P.'s 
Staat ifl ein Staat ohne Freiheit, ein Staat, in welchem die heiligften Rechte ded Menihen und 
die anziehendſten Thätigfeiten deſſelben dem Zweck geopfert werden, einen ftarfen Militärftand 
zu erziehen, um bie Unabhängigkeit des Staats nad) außen zu fihern. Ob diefe Selbftändigfeit 
durch eine Polyardie der Philoſophen nicht ſehr gefährdet fei, fällt P. nicht ein zu unter: 
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juchen, denn ver Glaube an die Unfehldarfeit ver Staatsweifen fteht ihm feſt. In der That war 
unter den doriſchen Staaten das bäuerliche und bäurifhe Sparta mit feinen Heloten, mit feinem 
Mädchenturnen, feinen Syſſitien, feiner Militärmacht und feiner Gleihgültigfeit gegen die 
fhöne Kunft nicht fehr weit von feinem Ideal entfernt, wenn ed nur auch Philoſophen gehabt 
hätte, Alle Lehnsſtaaten, in denen Hörige und gemeine Freie für einen Kriegs: und Prieſteradel 
arbeiten müflen, find Genoſſen des Platonifhen Staatd. In den waffenluftigen Rittern und 
in den ftaatöflugen Hierarden des germanischen Mittelalterd würbe PB. feine obern Stände 
gewiß nicht verfannt haben. Am nächiten aber würde feinem Ideal der Gonmunidmus der 
Infamonardie des alten Peru oder der Staat der Jejuiten in Baraguay geftanden haben. 

Der PBlatonifhe Staat ift nur ein Stabtflaat, d. h. ein Eleiner Staat. Er joll nad ®, 
um weder zu groß noch zu Flein zu werben, nicht mehr ald 5400 Haushaltungen umfallen. 
Daher hat er mit Fragen der höhern Politik gar nichts zu tbun, fondern beſchäftigt ſich vorzüg: 
lih mit dem Eleinlihen Pedantismus focialer Einrichtungen, der von feinen Nachfolgern noch 
weiter audgebilvet ift. Sie flimmen mit ihm in der Aufhebung der Familie und bed Privat: 
eigenthums überein und find erfinberifch, die Conſequenzen, die fi daraus ergeben, mit einem 
großen, oft Höhft abgefhmadten Detail auszuführen. Die Utopia ded Thomas Morus (1516), 
die von einer Kritik des Elends des englifhen Volks audging ; die Urbs solaris dei Gampa- 
nella, die zuerft 1643 nad dem Tode ihres Verfaſſers gedrudt und von der Anjbauung dee 
klöſterlichen Gommunismus beeinflußt ward, find bis auf Cabet's Jkarien herunter nichts alt 
Nahahmungen des Platonifhen Staats. Wir verweifen über diefe Staatsromane, wie man 
fie genannt hat, auf die treffliche Analyfe und Kritif verfelben, die Mohl in feiner, Geſchicht ber 
Staatöwiffenihaften’ von ihnen gegeben hat. Das, was immer von neuem zu biejem Pioteni: 
ihen Idealismus verloct, ift die Fiction, daß ein folher Staat alle durch feinen Überfluß mehr 
ald ausreihend ernähre, daß folglich niemand über feinen Lebensunterhalt in Sorge zu fin 
braude; daß, weil der Staat die Kinder aufziehe, dad Kinderzeugen und Kindergebären feinerlei 
Verlegenheit und Noth bereite, wie P. diefen häuslihen Jammer mit fatirifher Komik ji: 
dert, und daß bei der Sorgfalt der Öffentlichen Erziehung alle in der ihnen zugemielenen 
Function tüchtig wären. Eriftirt fein Privateigenthum, fo eriftirt Fein Diebftahl, keine Hat: 
fucht u. ſ. w. Exiſtirt feine Ehe, jo eriftirt kein Ehebruch und feine Proſtitution. Erifin 
feine Privaterziehung, fo brauden die Ältern nicht zu forgen, was aus ihren Kindern 
werben folle. 

Erinnern wir uns, daß P. im Politifo8 den Staatsmann als den Weifen hinftellt, ie 
das jeden Augenblid Notwendige aus der Fülle feiner Einſicht ſchöpft; daß er in der Palit 
zeigt, wie folde ſtaatsmänniſche Philojophen in Verbindung mit einem tapfern Kriegerftantt 
den Staat regieren; fo werben wir von felbft die Gefeggebung vermiffen, ohne welde ein wirt: 
licher Staat, der fein patriarchaliſcher mehr ift, nicht beftehen fann. Im höchſten, vollendetfen 
Staat ift nah P. das Gefeg überflüfig, weil die Idee des Staats in jedem lebt. Gr jpotkl 
j. B. über die Marfteinrichtungen, ald ob vergleichen unter guten und gebildeten Menſchen id 
nicht ganz von felbft machte. Von dem Idealſtaat, in welchem die Philofophen regieren, ift dahe 
der wirkliche Staat, der nach Gefegen regiert wird, zu unterfcheiden. Diefer Gefepeäftaat if ı, 
den P. in den zwölf Büchern der „Geſetze“ geichilvert hat. Daß er ver Verfaffer verjelben I, 
wird von Ariftoteled bezeugt. Die Verſchiedenheiten zwifhen ihnen und der Politie laſſen id 
aus der Verfhiedenheit ver Aufgabe beider Schriften binlänglich erklären. Der begeifternt 
Schwung der Rede Eonnte bei einer Verhandlung nicht auffonmen, die aukdrücklich auf M 
Schranken und Shwähen der menfhlihen Natur Rückſicht nimmt. Die Unterfuhung M 
befondern Gefege konnte nicht in einem emphatifchen, ſondern nur in einem reflectirenden 
geichrieben werden, der öfter f[hmerfällig wird, und deſſen verfländiger Ernft den Au 
heiterer Ironie, wie P. ihn fonft liebt, nicht auffommen läßt. Ebendeshalb ift aber da 
Standpunft ein fachliherer, praftifcherer, vernunftgemäßerer als in dem „Ipealftant”, MT 
zwar aud ein möglicher fein fol, jedoch eine fociale Revolution erfordern würde. f 

P. läßt Hier nicht den Sokrates auftreten, fondern einen Athenienfer überhaupt mit 
einem Kretenfer und Spartaner zufammentreffen. Der Kretenfer Rleinias ſoll eine Golontt 
anlegen und unterrebet ſich deshalb mit dem Athenienfer und Spartaner über die Erforbernilt 
eined guten Staate, Zuerſt muftern fie die Lykurgiſche Verfaflung, finden, daß ſie zu einfeltig 
auf die Eultur der Tapferkeit hin gerichtet ift, und Schlagen vor, ſie durch eine heitere, von 
und Muſik belebte Gefelligkeit zu ergänzen. &8 folgt eine Betrachtung der Geſchichte der gie: 
chiſchen Staatsverfaflungen, die in eine Gefchichte der perfifhen Monarchie übergebt, 
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durch die Üppigfeit eines ſchwelgeriſchen Hofs zu Grunde richtete. Es wird hervorgehoben, daß 
die Freiheit der Demofratie mit der Einheit der Monarchie durch die Weisheit zu einem Ganzen 
gemischt fein follte, welches die vollendetfte Staatöverfaflung ausmachen würde. Wie alſo bat 
man ed anzufangen, dad Ertrem einer demofratifchen Ziügellofigkeit der Freibeit und das einer 
fflavifchen Unterwürfigfeit der einzelnen unter die Macht eines einzigen Willens zu vermeiden? 
Dieſe Frage, die ewige Frage aller Bolitif, foll nun durch eine beftimmte, poſitive Gefeßaebung 
gelöft werden, die das Eigenthum und den Diebftahl, den Erwerb durch Arbeit und den Bettel, 
die Ebe und die Broftitution, ven Landbau und den Handel, die gute und die fchlechte Erziehung, 
das Verbrechen und die Strafe, zum Gegenftand hat. In diefer Geſetzgebung wird nun das 
Recht des Privateigenthums, die Bflicht des Erwerbs, die Heiligkeit ver Ebe, die Wichtigkeit des 
Landbaues, die Unvermeidlichkeit eines, wenn auch befhränften Handels hervorgehoben. Die 
Geſetzgebung foll von einer VBerfammlung ausgehen, in welcher die Grfahrenften und Gebildet- 
ften des Staats ji miteinander beratben. Daß fie zehn Jahre Mathematik und zehn Jahre 
Dialektik Audirt haben follen, wird nit gefordert. Auf die Religion wird ein großer Accent 
gelegt. Im 10. Buch wird ausdrücklich die Gefahr erörtert, in welde die Sittlichfeit und 
Sicherheit eines Staatd durd den Atheismus verfalle, weil der Staat den Eid nicht entbehren 
Fönne. Es wird daher verfucdht, einen Beweis für die Eriftenz Gottes zu finden, damit bie 
Brömmigfeit einen objectiven Halt habe. Man glaubt hier in einem ganz modernen Bud zu 
Iefen. Über die Frage, wie dem Bettel, dem Luxus, der Vroftitution u. f. w. zu feuern, iſt 
PB. ſchon faft ebenfo Flug als wir, doch hat er von der Gefeplichfeit der nationalöfonomiihen 
Vroceſſe und von der fosmopolitiihen Beftimmung des Geldes noch feine Ahnung. Jedenfalls 
würden wir lieber in dieſem bürgerfreundlichen Staat der Geſetze als in der Militärariftofratie 
des Idealſtaats leben. 

Bon der jogenannten „Epinomis“, die ald Anhang zu den „Geſetzen“ gedruckt zu werben 
pflegt, fprechen wir nicht, weil fie, wie auch Suidas bezeugt, in der That unecht ift. 

K. Roſenkranz. 

Plebiſcit. Unter plebiscitum verſtanden die Römer einen Beſchluß jener Volksver— 
ſammlungen, welche Tributcomitien hießen, und in denen die Plebs entſchieden überwog, wäh— 

rend in den beiden andern Arten römiſcher Volksverſammlungen, in den älteſten, den Curiat— 
comitien,, und den neuern, ven Genturiatcomitien,, das ariftofratifche Element prädominirte. 

„Die Vlebs (dad Wort ift von pleo abgeleitet wie AnIog von AED) wird auf das weib- 
lich-ſtoffliche Mutterthum zurücgeführt, während das Patriciat von dem Vaterrecht und dem 
«patrem ciere» feinen Namen und feine höhere Neligionsbedeutung herleitet‘‘ (Bachofen, 
„Das Mutterredht”, S. 142). Die Plebs, zu welcher einige auch die Glienten zählen ), wäh: 
rend andere in diefen eine befondere Klaſſe erkennen, entftand durd die Aufnahme der latini— 
ſchen Stadtgemeinden in Rom feit Tullus Hoftilius. Diefe Aufnahme fand aber zuerit „nur 
von der weiblihen Seite, nicht von der väterlihen, in welder das imperium rubt‘'?) flatt, 
D. 6. in die patriciiche, politifch allein herrſchende Staatsgemeinde wurden die Plebeier anfangs 
nicht zugelaffen. Wol hatten fie Antheil an dem jus Quiritum oder dem damaligen Privatredt; 
durd ihren Ausfhluß vom öffentlihen Recht aber und dur den Mangel des Gonnubiums mit 
den patriciihen Geſchlechtern bildeten fie eine eigene gefchloffene Klaſſe, eine niedere Gemeinde 
in der großen Stadt: und Staatdgemeinde und einen befondern Geburtäftand zugleich. 

Den erften Verſuch, dieſe Plebejer over Neubürger mit dem Patriciat oder ven Altbürgern 
organiſch zu verbinden, erfennen wir in der berühmten Cenſusverfaſſung ded Servius Tullius ®) 
(das Hauptwerf hierüber ift von Huſchke), melde ald einer der wichtigſten Wenvdepunfte des 
römiſchen Staatälebens eriheint, und mit weldher der große Verfaſſungskampf beginnt, der erft 
durd eine gänzlihe Umgeſtaltung der römischen Standesverhältniffe zu einigem Abſchluß ge: 
langte.*) Denn da die der Plebs in den Genturiatcomitien eingeräumte Bedeutung den An- 
fprüden verjelben nicht genügen konnte, fo mußte man, dem mächtigen Andrange ver Plebs— 





1) Mommfen, Die Glientel, in defien Römiiche Korfchungen (Berlin 1864), I, 319 fy. Pauli, Neal: 
enchflopädie, s. v. Comitium, Lex, Plebs, Tribunus. 

2) Bine ähnliche Auffaflung des Plebejats findet ſich ſchon bei Vico, dem Ballanche folgte. Bal 
(Shaffan, Essai sur la symbolique du droit (Paris 1847), &. 125 fa. 

3) Mommfen, Römifche Gefchichte, Bo. I, Abth. 1, S. 77 fg., 80 fg. 

4) Über den innern und, weil mit dem antifen Sittengefep in Pßerbindung ftehend, falſchen Gharafter 
Dieies Kampfes vgl. Held, Staat und Gefellichaft, I, 221. 
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gemeinde und dem Staatsbedürfniß entſprechend, auf weiteres denfen. Die Eintheilung der 
Stadt in eigene (tribus rusticae et urbanae) Tribus und das Inftitut der Tribusvorſtände 
oder Tribunen gab dazu die Mittel an die Hand. Während nämlid) die drei alten patriciſchen 
tribus Geſchlechtstribus waren, erfhienen die feit Servius Tullius beftehenden neueru tribus 
als geographiſche oder topiſche Bintheilungen, und der fehr mannichfaltig gebrauchte Titel tri- 
bunus wurde auch auf die Vorfteher diefer Diftrictögemeinden angewandt und von biefen end. 
lich erit für die Vorftände der Plebs entlehnt. 

Die tribuni plebis find die den Plebejern infolge der Auswanderung auf den Heiligen Berg 
zugeftandenen unverleglichen Bolfövertreter, welche bei dem vorherrſchend plebejiſchen Ebarakıer 
der anfünglich jeder allgemeinen Bedeutung entbehrenden, nad) und nach aber immer wihtiger 
werbenden Verſammlungen der localen tribus (comitia tributa), natürlich aud immer größere 
Bedeutung gewinnen mußten, bis das Tribunat wie die andern republifanifhen Magiftraturen 
indem Kaiſerthum, deffen eigentlihen Machtkern e8 bildete, zufammengefaßt wurde. 

Der Kampf der Pleb3 mit dem Patriciat ift der Kampf der organiſchen Staatsidee mit dem 
mechaniſchen Gewaltftaat in ver ftreng römischen Form und enthält die Geſchichte des jorialen 
und fländiichen Lebens der Nömer. Infolge defien wird das Parriciat allmählich faſt nur zu 
einer befondern focialen Klaffe herabgedrückt und durd die politifche Gleihftellung der Plebs 
mit den alten Geſchlechtern eine neue Volkdeintheilung entwidelt. Dem Geſchlechtsadel des 
Vatriciats fteht ver Würdenadel der neuern Zeit gegenüber, und die der Magiftratur, dem Senat 
und Ritterthum nicht angehörige Maffe des Volks, welche nun wol auch plebs heißt, ift etwas 
ganz anderes ald die alte plebs. 

Die Eompetenz der Tributeomitien war anfangs eine ſehr befhränfte. Zunächſt für nes 
Staatöganze ald bloße Diftrietsverfammlungen ohne unmittelbare Wichtigkeit $), wucht ihr 
Einfluß mit der Macht des Volfd und mit vem Glanz und Reichthum vieler Geſchlechter som 
plebejifihem Urfprung. Wir haben hier nur die legislative Bedeutung der Tributcomitien ind 
Ange zu fallen. 

Die Beſchlüſſe der Tributcomitien bezogen fih urſprünglich blos auf das locale Diſtricts— 
intereffe, bedurften deshalb Feiner weitern Beftätigung. Sie hatten jedoch auch Feine allgemein 
bindende Kraft. Bald aber legten die Volfötribunen in dieſen Berfammlungen aud wichtigere 
Sachen von allgemeinem Intereife vor und fonnten feit 305 d. St. Beſchlüſſe derſelben, wenn 
der Senat confentirte und dad ganze Volk in den Euriat: oder Genturiatcomitien feine Befläti: 
gung gab, ven Charakter von wirklichen Staatsgefegen erlangen. Die Beſchlüſſe der Tribut: 
somitien hießen plebiseita (‚‚quae tribunis plebis ferentibus accepta sunt‘‘) und wurden an: 
fange ſcharf von den leges unterſchieden, wie plebs von populus. Bald aber wird lex und ple- 
biscitum auch promiscue gebraudt („lex est generale jussum populi aut plebis magistralv 
rogante“ — „postea lex Hortensia lata est qua cautum est, ut plebiscita universum po- 
pulum tenerent. Itaque eo modo legibus exaequala sunt”). 

Bei Blebifeiten, welche ſich auf die eigentliche Stantöverwaltung bezogen, pflegte aud fpä: 
ter nod ein Senatsconfult vorherzugehen, was, da die Tribunen dem Senat beimohnten, jeht 
praftifch erſcheint. In allen übrigen Fällen, welde die Angelegenheiten des Volks betrafen, be 
ſaßen die Tributcomitien ganz felbftändige geſetzgebende Kraft. 

Als die witigften Kategorien der den legislativen Berathungen und Beſchlußfaſſungen 
der Tributcomitien unterftellten Angelegenheiten werten (Pauli, „Realeneyklopädie“, s. v. Co- 
mitium) angeführt: 1) Beftimmungen über vie Magiftraturen ald Stellvertreter der Nation; 
2) Verleihung des imperium; 3) Beflimmungen über dad Staatövermögen ; 4) Diöpale 
tionen und Ausnahmen von den beftehenden Gejegen ; 5) Verleihung der Givität und des Sul 
fragium ; 6) Entſcheidung über das Schickſal beſiegter Städte und Länder, jowie über Provin 
zialangelegenheiten; 7) Berwilligung von Triumphen; 8) proceffualifche und ganz beſondert 
a große Maſſe privatrechtlicher Geſetze. Faſt alle Gefege privatrechtlichen Charakters waren 

lebiſeite. 

Über die Zeit und den Ort ver Abhaltung der Tributcomitien, den Vorſitz in denſelben, 
deren Berufung und Gefhäftsordnung beftanden genaue und fehr detaillirte Vorfhriften. 


5) Mommfen, Die römische Tribus in adminiftrativer Beziehung (Altona 1844). Mommien, Die 
patriciſchen und plebejiichen Sonderrechte in ben Bürger» und Ratheverfammlungen, in: Römifche Ber’ 
ſchungen (Berlin 1864), I, 129 fg. 
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Nachdem aber eine in ihren Details jehr verſchiedenartig aufgefaßte Verihmelzung der Gen: 
turiat= und Tributcomitien flattgefunden hatte (Pauli, a. a. O., Il, 553 fg.), verloren beide 
Verſammlungsarten des römischen Volks mit diefem felbft bald ihre fouveräne Gewalt. Zwar 
wurden trog diejer Verſchmelzung die alten Tributcomitien noch nebenber fortgehalten, nament: 
lich auch zu dem Zweck, die fex urbis, die Zahlenmajorität, gegen die ariftofratiichen Ele: 
mente zu bemagogijchen Zweden in Gefeggebungsangelegenbeiten entſcheiden zu laſſen. Daber 
beginnt mit Sulla ein Streben, nicht nur die Genturiateomitien von der übermacht des Pöbel— 
einflufles zu befreien, reip. fie im ariftofratifhen Sinne zu reftauriren,, ſondern aud die Com— 
petenz der Tributcomitien, reip. die Macht der Volkstribunen tbunlichft einzuichränfen. Was 
Sulla begonnen hatte, das jegte Cäjar fort. Roms Demoralifation, die unterdeß ſowol in 
den reichern und vornehmern Klaffen wie in den niederen Regionen des Volks ungebeuere 
Foriſchritte gemacht hatte, ſich namentlich in der niebrigften Beftechlichfeit und Beſtechungsſucht 
manifeflirte und damit die Autorität der Comitien vernichtete, unterftügte, ja rief hervor eine 
entſchiedene Richtung eminenter Berfönlichfeiten auf Entwidelung ver Monardie. Diele fand 
ihren Abſchluß in Auguftus, und es ift flar, daß neben ver Monardie die alten ſouveränen 
Mahtvollfommenheiten des römiſchen Volks nicht Fortbeftehen fonnten. Bei der ven Römern 
eigenen Bejeggebungspolitif aber erklärt ed ſich, daß man auch hier die Formen wenigftend ſo— 
lange als möglich aufrecht erhielt. Und fo fehen wir denn, daß außer den Benturiatcomitien 
auch die Tributverſammlungen nod lange fortbeflanden, aber nur, um zum Schein Gefeges- 
functionen oder Magiftratswahlen vorzunehmen , in der That leviglich blos zu dem Zweck, um 
von dem ausgeſprochenen unbeihränften,, alles beftimmenden und unabänderlichen Herrſcher— 
willen des Imperators in Kenntniß gefegt zu werden, Doch ſcheint namentlich in Betreff ver 
Wahlen die Sade lange geihmwanft zu haben. Schon damald mochte auch den Herrſchſüchtig- 
fen gerade die große und gemeine Volksmaſſe ald das geeignetfte Mittel erſchienen fein, ihren 
Despotismus unter dem Schein der Freiheit, der Wiederberftellung der altrepublifaniichen 
Boifsfouveränerät, gegen die beffern und vielleicht noch einiges Wideritandes fähigen höhern, 
aber minder zahlreihen Klaffen durchzuſetzen. Aber bald mpchten die Gomitien aud hierzu zu 
ſchlecht, jede weitere Berückſichtigung derfelben überflüfjig und nur eine Zeitverichwendung fein. 
Die Tributcomitien ſchliefen ſammt den Genturiatcomitien nach und nad) fo vollftändig ein, daß 
man jte nicht einmal mehr ald Mittel für vie Bublication imperatoriiher Willensdacte gebrauchte 
(Literatur bei Bauli, a. a. O., II, 560 und 561). Natürlich hatte jih aber indeß aud voll: 
ſtändig der alte Begriff der Plebs wie der des Patriciats, das Verhältniß beider zueinander 
und überhaupt das ganze römiſche Ständeverhältnig gänzlich umgeftaltet. Uber das Patriciat 
haben wir oben berichtet ; einen beſondern audgezeichneten Stand bildete allein noch, abgeſehen 
von der nur den Neichften zugänglichen Ritterfhaft, die Magiftvatur, im welcher ich längft 
patriciſche und plebejiihe Gefhlechter begegneten. Die reihen und angeſehenen Geſchlechter 
vlebejiihen Urfprungs ſtanden zwar nie den patricifchen glei, oder jie traten durch allen ihren 
Reichthum und Einfluß nicht ind Patriciat; allein durch ihren Antheil an ven höchſten Ämtern 
zäßlten fie zu der neuern römiſchen Nobilität, dem Amts: oder Vervienftadel, der fich einerfeits 
wie der Geburtsadel forterbte, andererfeitö nicht fo ftreng von den noch nicht dazu Gelangten ab= 
geichloffen war (homines novi). Solche plebejifhe Familien Fonnten, felbft wenn fie noch nicht 
nobiles waren, doch zu den optimates zählen, deren Princip nad) Eicero da „‚otium cum di- 
gnitate” und deren Grundlage „religiones, auspicia, potestas, magistratus, senatus, auclo- 
ritas, leges, mores majorum, judicia, jurisdietio ete.' fein follteen. Dem Namen nad be- 
Rand Patriciat, Nobilität, Magiftratur und Ritterihum bi zum Untergang des römiihen 
Reichs fort, der Sache nah war alles im Pfuhle des Verfalls des römischen Weltreichs ver: 
{umpft und das römische Volk zu einem uniformen, wüften Sklavenpöbel geworden, in welchem 
Einfluß und Reichthum nur die Mittel zur Schändlichkeit fteigerten und vie verjchiedenen Ab- 
ſtufungen ver Berworfenheit die einzigen wirfiamen Gliederungen des Volks waren. 

Das römiſche Kaiſerreich ift längft dahin, aber die Ausprüde Plebs und Plebifeit find 
geblieben, und während der erflere Ausdruck bei und biäher feine beſtimmte ſtaatsrechtliche Be: 
deutung hatte, Scheint er durch den in neuefter Zeit gemachten Gebrauch des Plebijcitd mit dieſem 
wieder eine flaatörechtliche Bedeutung gewinnen zu ſollen. 

Der Ausdruck plebeji fommt zwar öfters in den lateinijch geichriebenen Quellen des Mittel: 
alterd vor, allein entwever bezeichnet man damit nicht ſowol einen befondern Stand als viel: 
mehr nur arıne und ſolche Freie, die feine nobiles waren; oder der Ausdrud diente, um in ben 
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Städten den Gegenfag zum Patrieiat zu bezeichnen, einen Gegenfag, der längft im weſent— 
lichen bejeitigt ift.©) 

Betrachten wir nun vor allem die gegenwärtigen Anwendungen ded Wortes Plebs, fe 
haben fie alle miteinander gemein, daß damit etwas Niedriges und Verächtliches bezeichnet wer: 
ven fol. Wenn nun auch in der Regel diefer Ausdruck vorzüglid von den höhern, gebildetern, 
reihern und minder zahlreihen Klaffen gegen die niederern, rohern, ärmern und zablreichern 
Volksklaſſen gebraudt wird, fo ift dies keineswegs die einzige Anwendung. Nicht nur nennt 
der Geburtsadel heute noch gerne alles Plebs, was nicht feinem Geburtöftande angehört, une 
gleicht hierdurch dem römischen Patriciat wie jedem enggeichloffenen und einmal politifch berr- 
chend gewefenen Geburtöftande, ſondern es gibt auch das Wolf nicht felten den ihm angetbanen 
Schimpf zurüd und ſpricht von einer abelichen Plebs oder Ganaille, ja, ein Pöbelhaufe bezeich⸗ 
net damit wol fogar einen andern ihm entgegenftehenden gleich pöbelbaften Haufen.”?) 

Plebs bezeichnet alfo nie das Volk im Sinne der Geſammtheit aller Staatdangebörigen, 
fondern nur einen Theil derfelben. Der bittere Beigefhmad des Wortes aber hat feinen Grund 
ftetö in einer focialen oder politifhen Gollifion, indem mit Plebs etwas ſocial oder politiſch 
Nievriges, aber doch Bedeutſames, Anfprühe Machendes ausgedrüdt fein jol. Man kann bes: 
balb der Plebs füglich die Ariftofratie entgegenftellen, und zwar nicht als Staatdform, ſon— 
vern vielmehr ald Staatsprincip. Aus der möglihermeife fehr verſchiedenen Auffaflung ver 
Arittofratie ald Staats-, oder richtiger als Regierungsprincip wird fi auch die vorbin ange: 
gebene verfchiedenartige Anwendung des Wortes Plebs ergeben. 

Nach der wahren Grundidee ded Staats kann man unter dem ariftofratifchen Princip nichts 
anderes verftehen ald das Gegentheil von einem ftaatlihen Negiment, welches nur aus rein 
individuellen oder Standesintereflengründen reformatorifch oder confervativ, veränderlich ober 
unbeweglich if. Auch das entipricht der wahren ariftofratifchen Idee keineswegs, daß der na 
einem abfoluten Maßſtabe abſolut Befte oder die nad) diefem Gradmeſſer abfolut Beften in ber 
Art den Staat leiten, daß der Staat einen abjolut beften Zuftand darftelle. Die wahre Idee 
der Ariftofratie als Regierungsprincip befteht darin, daß in jedem Fall und Moment von 
jeiten der Negierenden dasjenige geihehe, was nad ven gegebenen Umftänden das Staatsge— 
mäßefte und zugleih Durdführbare ift, gleichviel, ob es im Erhalten oder Reformiren ſich zu 
äußern hat, An und für jih und abfolut ift daher fein Menih und Erin Stand ariftofra- 
tiich oder bad Gegentheil davon, fondern wird es immer erft durch das Verhältnis feines po- 
litiſchen Thuns oder Laſſens zu vem, was im gegebenen Fall als dad am meiften Staatsgemäße 
ericheint. 

Daraus ergibt ih, daß aud der vollendetfte Ariftofrat (im beften Sinne des Worte) feine 
hoͤchſt plebejifchen (im ſchlimmſten Wortiinne), ſchwachen Momente haben fann, während der 
prononeittefte Plebejer ih da und dort zur höchſten ariftofratifchen That zu potenziren vermag. 
Es folgt ferner, daß ein Stand, der nad den geſchichtlichen Entwidelungen eined Volks die 
Thätigkeit für den Staat zu feinem ausſchließlichen oder Do vorherrfhenden Beruf gemacht 
und dadurch die übrigen Klaffen dev Staatsangehörigen von der unmittelbaren Antbeilnahme 
an den Staatögefhäften ausgefhloffen hat, ein ariftofratifches Anfeben befommen muß und 
aud einen wahrhaft ariftofratifhen Charakter infoweit erhält, als er das vorhin angegebrme 


6) Tacit. Germ., Kap. 12. Zöpfl, Deutfche Nechtsgefhichte, S. 312, 324, 338, 350, 352. 
Deutſche Berfafiungsgeichichte, IL, 184, Note 6, 252, Note 4; III, 335, Note 4; IV, 280, Note 2 
einer der zwifchen dem 10. und 13. Jahrhundert zahlreich vorfommenden Berufungen auf die alten 
Stammesredhte (leges barbarorum) heißt es auch einmal: „Secundum jus sciitumque Francorum.” 
Walter, Deutfche Rechtsgeſchichte, 1, 377, Note 1. Roth von Schredenitein, Das Patriciat, S. 2 
Mir der Blebs verwandt iſt wol auch „der Herr omnes”. Waig, Jürgen Wullenwever, II, 54, 195. 
Über die Bedeutung von „plebium” vgl. Zöpfl, S. 860, Note 1. 

7) Held, Syſtem des Verfaffungsrechts, I, 109 fg. Derfelbe, Staat und Gefellichaft, II, 8 fg. Ein 
neuer englifcher (fatirifcher) Schriftfteller ift fo weit gegangen, zu fagen: „Faſt jede Verſammlung ik 
Böbel”, und befannt ift die Augernng Swift’s: „Wenn ich von Pobel rede, meine ich nicht die Guflen 
kehrer.“ Es gibt einen Pöbel, der durd) alle Stände geht und der erſt oft dann zu enttehen und je 
lange zu beftehen feheint, wann und folange das Volk in Maffe auftritt. Es ift aber auch eine Erfah 
rung, daß in jeder Verſanmlung leicht etwas von ariftofratiichem Charakter entitcht, ſelbſt wenn es ſich 
in pöbelbaften Formen Aufern follte. Die Erkenntniß dieſes ariftofratifchen Elements hängt aber bes 
greiflic davon ab, wie man daſſelbe überhaupt verfteht. „Bin Böbel im wahren Sinne des Worte ik 
nur da, wo bie Sefeßgebung durch die Verſagung der Rechte einen folchen gefchaffen bat.’ Pevita, Die 

"rlfspertretung (Leipzig 1850), S. 120. 
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wahre ariftofratifche Princip realiſtrt. Allein dann wird er freilich auch die Plebs nicht mis: 
achtend anſehen. Died geſchieht in der Regel erſt dann, wenn man jih überzeugt hat, daß vie 
Führung des Staats im der bisherigen Weife nicht mehr fortgehen fann, daß die bisherige Ari: 
fofratie nicht im Stande ift, ferner allein die öffentlichen Laften zutvagen, und deshalb die Plebs 
zur Dittragung, ja vielleicht zur ausfchlieplihen oder doch hauptſächlichen Tragung der Yaften 
berbeizugiehen, alſo aud dazu fähig fei. Die Plebs wird gern bereit fein, in der Hoffnung 
ſich dadurch aud) dad active Bürgerrecht zu verdienen, Öffentliche Yaften, und zwar fogar unver: 
hältnißmäßig große und viele zu übernehmen. Die bisherige Ariftofratie aber wird ihre bisher 
allein mapgebende Stellung aud ferner zu behaupten ſuchen, und hierin liegt ihre jofortige 
Gntartung. Herrſchen will fie fort, ihre Anjichten und Intereſſen jollen auch weiter allein 
maßgebend bleiben: die Plebs joll nurihr dienen. Sie will allein ver Staat bleiben, und nun 
erſt entfteht jo vecht der gehälig= feindliche Gegenfat. Die Ariftofratie erkennt in der Plebs 
eine ihre alte, zuexjt vielleicht trefflich begründete, allmählich aber zu einem ftaatswidrigen Pri— 
vilegium gewordene Stellung befänpfende, geringere Maije ; die Plebs aber fühlt, geleitet von 
einem ganz richtigen politiichen Inſtinct, daß die Ariftofratie von der wahren ariftofratiichen 
Idee gewichen jei, und gibt derfelben den ſchimpflich und gehäſſig gewordenen Namen Pöbel, 
Plebs, Canaille mit dem Beilag „ariſtokratiſch“ zurüd. Dieje Erſcheinung wird ji fo oft 
wiederholen, als die biäherigen politiihen Stände ihren politiihen Machtbeſitz gegen neue all- 
mäbli aus der politiihen Unfelbftändigfeit emancipirte untere Volksklaſſen in derfelben Weiſe 
zu vertheidigen fidh veranlaßt jehen.?) Daneben aber werden innerhalb der politiihen Stände 
ſelbſt ältere gefhichtliche Erinnerungen ftetd eine gewiſſe Rivalität begründen, ſodaß der ältere 
Stand ſich für ariftofratiicher, die übrigen für plebejiih Hält, die jüngern, zahlreichern und 
politiich wichtigern Stände aber (juniores) die Prätenfionen der mehr abgelebten ältern Stünde 
für pöbelhaft erklären, während im erhigten SParteiringen jede Partei die Oegenpartei als 
Vöbel bezeichnet, der jie mit Recht oder Unrecht, ehrlich oder fälfhlih, von ihrem Standpunfte 
aus eine geringere oder gar feine politiiche Berechtigung einräumt. 

Die Kämpfe zwifchen dem römiſchen Patriciat und Plebejat beftätigen im weſentlichen 
unjere Auffaflung. Aber bei ver Verfchiedenheit zwiſchen dem antiken und modernen, reip. 
beipnifchen und chriſtlichen Humanitätäprincip ift es Klar, daß das moderne Ringen politiſch 
unjelbftändiger Volksmaſſen nah politiiher Emancipation eine ganz andere Grundlage haben 
müſſe ald analoge Erfcheinungen in der Alten Welt.?) 

Die Freiheit im Sinne einer artiven Theilnahme am öffentlichen Leben ift nach der germa- 
niſch-chriſtlichen Weltanihauung mit der indivinuellen oder menſchlichen Freiheit naturgejeglich 
ebenjo innig verbunden wie die Geſelligkeit mit der perſönlichen Selbftändigfeit. Die Univer- 
falität ded Chriſtenthums und die Ausnahmslofigkeit des hriftliben Dogmas von der Gleichheit 
ber Menihen vor Bott ſchloß in der neuen Ara eine Geftaltung der Staatsordnung aus, nad 
welcher eine beftimmte Nationalität allein in dem Staat dad active Bürgerredht gab. Bei der 
Neigung der Menſchen zur Einfeitigkeit und zum VBerfallen von einen Extrem auf das andere 
it ed nur natürlich, daß aud in unferer Gulturwelt verſchiedene einjeitige Richtungen und Er: 
treme der Freiheit und Gebundenheit vorfommen und ih im Sinne des Alterthums ariftofra= 
tiſch zu gejtalten juchen. Allein die unjterbliche Kraft ded modernen Sittengejegrd ließ es nie 
zum definitiven Abſchluß einer ſolchen einfeitigen oder ertremen Richtung fommen. Immer 
ſtiegen aus dem Schofe der modernen Nölfer mit den neuen foctalen Bevürfniffen und Schöpfun- 
gen neue Volksmaſſen auf, deren innere Berechtigung zum thätigen Antheil am öffentlichen 
Leben gegen monopolifirende Beftrebungen früher allein berechtigter Klaffen endlich fiegreich 
durchdrang.!°) Die uralte Idee des organiihen Staats erhielt erft durch pas hriftlihe Huma- 


8) Sie wiederholte fich z. B. in der Bezeichnung der Bourgeoifte oder des Tiers-Etats als Plebs 
ſeitens der niedern Bolfsflaflen, während für den Adel auch die Bourgeofie Plebs blieb. 
9) Held, Staat und Gefellichaft, II, 188 fo. 

10) Danady ift auch die Hußerung von Chafian, S. 355, zu rectificiven; „Deux principes gou- 
vernent le monde civil et régissent la societe, soit ouvertement, soit en secret; les deux prin- 
cipes, egalement legitimes et necessaires, representent toujours, sous des noms divers et 
avec d’innombrables modifications, l’element sacerdotal ou l’el&ment civil, linteret patricien 
ou Vinteröt plebeien, l’el&ement actif ou l’element passif de la societe. L’un de ces principes 
vient de l’Orient; il donne naissance a l'immobilite sociale qui est le produit de l’element sa- 
cerdotal ou patricien, de l’element materiel, passif ou conservateur de la civilisation, l’autre 
principe qui appartient à l’Occident, engendre le mouvement, le progres, dont le mobile est 
element plebeien, l'élément actif, spirituel de l’association civile.” 
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nitätsgeſetz dad Mittel ihrer ſtets fortſchreitenden Realiſation, und dieſe organiſche Staarditer 
iſt nicht allein der eigentliche Kern alles wahren Conſtitutionalismus, ſondern begreiflich aus 
der Scheinredhtfertigungsgrund aller mit dem Gonftitutionalismus verbundenen Misbräude 
und Verirrungen. 

Die organiſche Staatsidee 11) verlangt, daß jeder ein lebendiges Glied am Keibe des Staat 
ſei, und zwar nad feiner Individualität 12); fle verlangt aber auch, daß jeder die nad feiner 
und ded Staats Natur ihm zugemwiejene Stellung ald Glied des Staats frei audfülle. Hieran! 
berubt einerseits die Anficht von den allgemeinen politifchen Volksrechten und einer gemifien 
Gleichheit auch in politifhen Dingen, andererjeit# die Anſicht von der Bedeutung ber öftnt: 
lihen Meinung, veip. von der Norhmendigfeit der Libereinftimmung aller mit den öffentlihn 
Einrichtungen und allgemeinen Rechtsnormen. Die Theorien von den Grund: und Urrech 
ten, von der Gleichheit der Gefege und vor dem Gefege, von der Theilung der Gewalten, von 
der Souveränerär ded Gefeged, ver Vernunft, des Volks u. ſ. w., vom Staatövertrag und 
der ausſchließlichen Geltung pactirter Geſetze, von einer beihränften Negierungsgemalt der 
Könige und deren höchſt veribiedenartig verclaufulirten oder madfirten Berantwortlihfrit, von 
der Rechtmäßigkeit aller oder gewilfer Nevolutionen u, ſ. w. — fie ruben alle mit ihrem vollen 
wabren und falihen Inhalt auf ver organischen Staateider. 

Nach der Aufgabe dieſes Artikeld haben wir es bier vorzüglich mit der Woltsionseräntätd: 
idee und mit dem namentlich feit neuefter Zeit derjelben attachirten Blebifeit zu thun. 

Bolksjonveränerät43) ift ohne Zweifel ein ſtaatsrechtlich vollſtändig begründete Begrif, 
wenn man darunter die vollfommen völkerrechtliche Selbftänpigkeit einer organifirten politifgen 
Geſammtheit, alſo die organische Einheit von ſtaatlich Reglerenden und Regierten verfeb. 
Auch in einem monarchiſchen Staat ift eine Bolksfouveränetät ohne den Monarden denkbar, 
wenn ed eben gänzlich an einem unzweifelhaft geleglihen Monarchen oder deſſen verlafungt: 
mäßigem Nachfolger fehlt. 4) In einem nichtmonarchiſchen Staat ift entweder eine Ariſtoltati 
im engern Sinne der Fünftlicy = verfönliche Träger der einheitlichen Staatägewalt, v. h. Sum: 





ränetät, oder der öfjrog, und dann kann, wenn man dnpoc wit Volk überjegt, gleihialdnen 


Bolksjouveränetät geiprochen werden. Bon einer Volfsjouveränetät in einem genau beftimm 
ten ſtaatsrechtlichen Sinne aber neben einem wirklichen Monarden oder einer verfallungemagt: 
gen Ariftofratie ſprechen wollen, heißt jedenfall8 zwei Souveräne ſetzen, mad nicht möglie iR, 
ohne den Staat aufzuheben. In Staaten, in welchen ſtaatsrechtlich die Stellung des Köniat 


oder der Ariftofratie zweifelhaft umd unbeſtimmt tft, wird freilich auch eine gewiſſe rechtliche ir 


beitimmtheit über die Stellung des Volks und feiner Nepräfentanten berrfchen und dieje Man 
größten fein, wo die Berfaffung felbft ausdrücklich oder gemohnbeitärechtlich das Volk im ger: 
jag zum Souverän trog der monarchiſchen oder ariftofratifhen Staatdform als ſouverän erflänt 
In normalen Verbältniffen wird die Praxis diefen Übelftand ausgleihen; in außerorbentlider 
Verhältniſſen fann durch eminente Berfönlichkeiten derſelbe momentan ausgeglichen wert. 
Damit ift aber auch alles gefagt, wad man Gutes über einen ſolchen Zuftand jagen fann. 
Unfere Zeit bat es in Franfreih (1852) und, abgeſehen von Italien, Savoyen und Riga 
in Griechenland und Mexico (1863) bewiefen, daß Volksabftimmungen (Plebiſcite) aud It! 
noch 15) zu allem gebraucht werden fönnen, nur nicht zu einer fihern Entſcheidung über der 
wirklichen politiihen Willen der Nationen und zur Begründung eined beilern und ba 
faatlihen Zuftandes. Unfere Zeit hat ferner bewieſen, daß man das Plebifeit feineswege at 


11) gl. hierüber Held, Staat und Gefellfchaft, 1, 575 ig. 

12) ‚Un droit politique, c'est une portion de gouvernement . . . l'inegalite en est lept!® 
eipe.‘’ Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), I, 308, 309. 

13) Vgl. Förfler, Die Staatslehre des Mittelalters, in der Allgemeinen Monateichrift, Ja 
1852, ©. 847. SKlüpfel, ebendaf., S. 907. Ranke, Franzöſiſche Geichichte, I, 235. Klüber, Aa 
des Wiener Congreſſes, VI, 246, 293 fg. Tocqueville, La democratie en Amerique, I, 65 fa. ! 
81. Zachariä, Vierzig Bücher, I, 104 fg. Declaration des droits de ’'homme (1793), Art. %,% 








Acte constitutionnelle, Art. 7 fa. Held, Syitem des Verfaſſungsrechts, I, 271 fg. Derfelbe, Ei 


und Geſellſchaft, I, 421; II, 503 fg. (an welch letzterer Stelle ſich die vollftändigfte Zufammenftellans 
der neuern Kiteratur über die Bolfsiouveränetät findet). 

14) Battel, Droit des gens (neuefte Ausgabe von Bradier: Fodere, 8 Thle., Paris 1868), I, 2 
231, Note 1. 

15) Wie zur Zeit der Franzöfifchen Revolution. Auch die Verfaffung Bonaparte's vom 18. Behr. 
1800 war durch ein Plebiſcit angenommen worden, besgleichen feine — J—— als le 
Erſter Conſul u. ſ. w. 
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wendet, um den consensus omnium feftzuftellen, jondern um alle nad) dem unwiderſtehlich 
mächtigen Willen einzelner zu Ienfen und auszubeuten, daß das Plebifeit, indem es zur for- 
mellen Bornahme eines politifhen Breiheitdacted zwingt, das Gegentheil politifcher Freiheit 
gemährt, daß das Plebijeit die befte Form ift, um den barin liegenden wahren Kern, freie 
Billensäußerung und ungefhminfte Außerung der herrſchenden Öffentlihen Meinung, zu 
fälſchen. Der gegenwärtige König von Griechenland, Georgios, wurde durd eine Art von Ae— 
elamation ernannt, da man eine neue Volksabſtimmung als allzu gefährlich und zeitraubend (?) 
unterlaffen zu müffen glaubte. Aud die Angelegenheit des Dappenthald follte nicht, wie früber 
intendirt war, auf dem Wege des Congreſſes, ſondern auf dem eines Blebifeits zur Erledigung 
fommen. Zu diefem Behuf follte die franzöfiiche Negierung und ebenfo der ſchweizeriſche Bun— 
dedrath eine Proclamation an die Bewohner des genannten Thals erlaffen, melde diefelben auf- 
fordert, auf der Präfectur zu Nyon die Erklärung abzugeben, ob fie Schweizer bleiben oder 
franzöfifche Bürger werden tollen. Unterdeß ift aber diefe Angelegenheit auf gewöhnlichem 
Wege georbnet worden. In der Sache der nordalbingifhen Herzogthümer ift freilich dad Recht 
fo far, daß ein Plebifeit wenigftens überflüſſig erfcheint. Allein obgleich, vielleicht weil gerape 
in biefer Sache eine Volksabſtimmung ohne irgendeinen Fünftlihen Einfluß das unwiderleg— 
lichſte Zeugniß für das gute Recht und vie allgemeinfte Rechtsüberzeugung des Volks geliefert 
haben würde, fo hat man ed unterlaſſen, eine ſolche in der Form des Plebiſcits vorzunehmen. 

Thatſãchlich hat fle Freilich nichtsdeſtoweniger ſtattgefunden. Wie wenig aber die neuen hiſtori⸗ 
ſchen Erſcheinungen der Blebifeite aus der Vertrags- oper Übertragungétheorie abgeleitet, reſp. 

zu deren Begründung benutzt werben können, erhellt aus dem Umſtande, daß, wie z. B. bei 
der Wahl des Königs Leopold durch die belgiſche Conſtituante, ſo auch für das Volk in Frank— 
reich, Griechenland, Mexico und in den von Piemont und Frankreich annexirten Ländern gar 
feine Moͤglichkeit der Wahl gegeben war. Die Geſammtheit der Umſtände ließ überall nur 
ein Botum als möglich ericheinen, und fo war hier, wie es immer bei den fogenannten pactirten 
Gefegen fein follte, die Abftimmung nur der formelle Modus, das auszuſprechen, mas als eine 
böbere oder doch unabweisbare Nothwendigkeit nach Rage der Sadıe feftitann. 

Die Anwendung des Plebifeitd in den modernen Staaten datirt feit der Franzöſiſchen Re: 
volution, und wenn ihr für einen revolutionären, republifanifchen Zuftand, oder für den Fall 
des gänzlihen Mangels eines verfaflungsmäßigen Monarchen aud in Monarchien eine gewilfe 
Berechtigung nicht abgeiprochen werden kann, fo ift viefelbe doch bei Vorhandenſein des legtern 
und einer verfaflungsmäßigen Volfdrepräfentation um fo mehr zu verwerfen, als fie die ver- 
faftungsmäßigen Gewalten discreditirt, nur in feltenen und wichtigen Momenten möglich ift, 
bei häufigerm Gebrauch jih abnutzt, das Land in bedenkliche Aufregung verfegt,, die ärgerlich— 
ten Ericheinungen hervorruft und um fo gefährlicher erfcheint, je bevenklicher die innere und 
äußere Lage des Staatd, je weniger confolidirt namentlid die politifhen Barteien und der 
Thron jelber jind, je mehr ed in ven Maffen des Volks an politifher Erfenntniß und entipre- 
chender Charaktertüchtigkeit fehlt. 

Das Plebiſcit ſetzt wie die Volksſouveränetät fo auch das allgemeine Wahlrecht (suffrage 
universel) voraus, d. h. ein Plebifeit iſt nicht ohne allgemeines Wahlrecht denkdar. Wenn man 
aber auch mit Guizot („Mém.“, 1,165) der Meinung ift, daß fhon in der unbedingten Ur: 
wahlfãhigkeit eine Art von suffrage universel liege, fo ift doch letzteres möglih, ohne daß das 
Bolf deshalb nothwendig auch direct zu Plebifciten gerufen wird. 

Aber eben diejenigen Gefahren, weldhe mit dem suffrage universel verbunden find, müffen 
auch die Gefahren der Plebifcite fein. 

Bor allem ift zu conftatiren, daB aud das am meiften erweiterte Stimmrecht nie jo weit 
geben kann, um alle Angehörigen bed Staats zur Urne zu laffen. Daß dazu ein gewiſſes Alter 
gehöre, wird von niemand beftritten; mol aber befteben fehr verfchiedene Anjichten über die 
Höhe dieſes Alters. Auch ift fehr beftritten, ob dazu eine gemiffe Vermögensſelbſtändigkeit erfor: 
derlich und worin diefelbe genügend zu finden fei. Weiter ift in neueſter Zeit die politifche Wahl: 
fäbigfeit der Frauen, für welde feine geringern Autoritäten ald Hare und Mitt (f. Held, Re— 
cenjlon von Mill's „Representative government” in dem Januarheft 1864 ver „Zeitſchrift für 
die gefammte Staatswiffenfchaft”) auftraten, Gegenftand eines heftigen Streits gewor- 
ven) u. ſ. w. Es ift hier nicht der Ort, die Bedeutung des suffrage universel nad) allen 
Seiten näher zu prüfen. Daß es aus der Volksfouveränetät, wenigftend in einem monardi: 





16) Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement representatif, I, 199. 
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ſchen oder ariſtokratiſchen Staat, nicht gerechtfertigt werden könne, gebt ſchon aus der Liner: 
träglichfeit feiner Balis, der Volköjouveränetät, mit der norhwendigen Einheit ver Staats: 
gewalt und ihrer perjönlihen Darftellung durd das monardiiche oder ariftofratijhe Staute: 
oberhaupt, namentlid aud) daraus hervor, daß das Verhältniß einer jolden Volksſouveränelä 
zu den verfaffungsmäßigen Nepräjentanten der Staatögewalt gar nicht genau, wie doch unak: 
weisbar nöthig, beftimmt werden fann, Sehr lehrreich ift in dieſer Beziehung eine Außerung 
des Deputirten Andrada in den portugieliichen Eorteöverfammlungen im Jahre 1822, der tem 
bei feinem Angriff auf den Liebling des Volks, Borges Garneiro, unruhig werdenden Publi 
fum der Galerien zuvief: „Ich verlange, daß ihr in ven Grenzen der Achtung bleibt. Beiden 
Wahlen jeid ihr Könige, Untertbanen aber im Umkreiſe diefer Mauern!“ 

Wenn fih übrigens auch bei den praftifchen Engländern feit 1818 die Stimmen für dus 
allgemeine Stimmredt mehren (May, „Engliſche Verfaſſungsgeſchichte“, 1, 280) und jeibi 
Mill, „Representative government’, Kap. VII, entſchieden dafür ſpricht 17), To hat dies feinem 
Grund theild darin, dap in England niemand ji dieſes Recht ohne vernünftige Schranken 
denfe (Mill verlangt 3. B. einen gewilfen Bildungsgrad, Entrichtung von Steuern, Zablunge: 
fähigkeit), theild darin, daß in England das Princip der Volksſouveränetät anerkannt und Bir 
gegenwärtige Zufammenjegung des Barlaments, namentlich aber die Wahlrechte für das linter: 
baue, fo Schlecht als möglich organijirt find, auch das allgemeinfte Wahlrecht aber weder den 
Beitand des Staats nod der Krone gefährden würde, da der politiihe Sinn der Cnglander 
und deren Batriotismus fie nie nach einem von beiden würde greifen laſſen. 

Außerdem fpricht freilich noch ein abfoluter, idealer Grund für das allgemeine Stimmretı 
und injofern auc für das Plebifeit. Diefer befteht aber, wie bereits oben angedeutet worden, 
in deren Verbindung mit der organischen Staatdidee und mit dem nie zu überſchätzenden Bert 
der öffentlihen Meinung und ver Kenntnig derjelben feitend der Negierungen.!®) 

Das organifche Staatsideal will, daß jeder, der dem Staat angehört, auch organiſch irm- 
jelben verbunden jei, und daß deshalb der ganze Staat, jeine Verfaſſung und feine Geſehe nut 
der Ausdruck der Überzeugung aller feiner Angehörigen von deren höherer Berechtigung un 
Notbwendigfeit feien. Wie jedes Ideal, jo wird auch dieſes hienieden nie in abjoluter Vollen 
dung realijire werden fönnen. Aber ald wahres Ideal, ald jene Staatsgrundanſchauung, dir 
dem wahren Wejen des Menfchen entſpricht, muß es das Ziel aller Menſchen für ihre eigen 
Ausbildung, dad Ziel aller ftaatlihen Entwidelungen unferer Gulturvötfer fein, wenn von 
einem wahren Fortichritt geiprochen werden fol. Dazu gehört aber, daß nicht nur die gebilde 
tern Klaffen darauf verzichten, allein den Staat beeinfluffen und die minder gebildeten abſolu 
davon ausſchließen oder unberückſichtigt laffen, oder gar die politifche Leitung des Staats ali 
Standesmonopol lediglich in ihrem Standesintereſſe ausbeuten zu wollen, fondern daß auch de 
minder gebildeten Klaſſen durch wahrhaft politiſche Bildung 1%), zu welcher ſie übrigens jet: 
thätig mitzuwirken haben, immer höher gehoben, die Maſſe ves Pöbels, d. h. „eines mit den 
Blud der Geiſtesſtlaverei beladenen Theild des Volks“20), immer mehr vermindert werk. 
Wir erfennen vollftändig die Größe und Schwierigkeit diefer Aufgabe; allein dies ändert niöl 
an der abfoluten Nothwendigkeit ihrer Löſung, und fließen wir und vollftändig an Nogus 


(„Code politique u. j. w.“, Paris 1843, ©. II, Note 1) an, wenn er fagt: „Les efloris« | 
ia philosophie et de la civilisation, en repandant parmi les masses les bienfaits de [edu@ 


tion, doivent tendre de jour en jour à rendre cette classe moins nombreuse; cestia 
a notre avis, la seul grande r&forme électorale possible et raisonnable.“ 3. Held 





17) Auffallend und doch nur natürlich muß es ericheinen, wenn Ch. Mülfer, einer der neuanbs" 
timiftifchen Schriftiteller, in feinem Buche La legitimite (Paris 1857) fi im Princip für da Vote 
universel entfcheidet (S. 140, 145), freilich aber unter praftiichen Aumwendungsformen, melde de 
eigentliche Volfsaction auf ein Minimum, eigentlich auf nichts reduriren. 

18) In dieſem Sinne ift es richtig, wenn Kafteyrie, Histoire de la politique liberale (I, 196, AU) 
ſich augert: „‚Alors (zur Zeit Hinfmar's) comme aujourd’hui il y avait beaucoup d’objections A 
peu d’arguments contre le suffrage universel.”‘ Über legteres vgl. noch: Gonftant (im Yabealan ! 
neuefter Ausgabe feiner Werke), 1, 201. Barante, Gonftitutionelle Fragen, S. 12 ig. Durerzt 
de Hauranne, I, 350 fg. BielsEaftel, Histoire de la restauration, YV, 354, 365. Mobt, Staaisreht, 
Volkerrecht und Politik, Bo. II, Abth. 1, 292 fg. Deutiche Vierteljahrichrift, Jahrg. 1862, ©. 19, 
148. Guizot, Histoire parlementaire, I, 217. de Renuſſon, Le christianisme et le suffrage un 
versel (Paris 1863). de Broglie, La diplomatie du suffrage universel. de Remufat, Les ele- 
tions de 1863 en France, in der Revue de deux Mondes, Jahrg. 1863, XLVI, 257 fa. 

19) Held, Staat und Gefellichaft, I, 256 fa. 20) Röder, Rechtsphilofopbie, I, 6 
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Polen. (Volks- und Staatsgeſchichte bis zur dritten Theilung; Ver— 
faſſungsgeſchichte; Polen ſeit der dritten Theilung; Statiſtiſches.) In dem 
Augenblick, da die Geſchichte des polniſchen Volls aus dem Dämmerungsdunkel der Sage an 
das Licht heraustritt und der nebelhafte Schleier durch wohlbeglaubigte Nachrichten hinweg— 
gezogen wird, ſehen wir dad Geſchlecht der Biaften auf dem Throne, das, von einem niedern 
Bauer entflammend, eine lange Reihe von Fürften dem polnifchen Volk gegeben hat. Es bat 
liherlich feinen guten Grund, daß in der gemeinjlawiichen wie in ver fpeciell polnifhen Sage 
ich der demofrarifche Zug von der Erhebung eined Bauern auf den Fürftenthron wiederholt 
und mit bewußter Genugthuung betont wird. Wenn man bevenft, daß jedes Volk in ver Sage 
ſeine Ideale und ivealen Wünſche und Hoffnungen ausprägt, fo dürfte man ſchon in den älteften 
Zeiten auf eine nur zu tiefe Empfindung der gebrüdten Lage des ſlawiſchen Bauernftandes jclie- 
Sen müffen. Aber dieſe ganze Zeit wird fo wenig von dem Lichte ver Geſchichte erhellt, daß ſchwer 
zu fheiden ift, was der Dichtung der Folgezeit und was dem wirklichen Leben angehört. Ob ver 
Dauer Biaft den Königsthron felbft beftiegen, läßt die Sage ungewiß, aber fein Sohn Ziemo— 
mit foll 32 Jahre dad Scepter getragen haben, Genau beſehen bat die polnifhe Sage nur die 
Zuflände des polniichen Volks ganz abftract unter den Namen der Fürſten perfonifieirt: die Ein: 
mwanderung in die Gegenden zwiſchen Weichfel und Oder, die erfte Nieverlaffung daſelbſt, die 
weitere Eroberung des Landes nad Dften und Süden hin und endlicy die Cinrichtung des neuen 
Gewmeinweſens. Wichtiger ald die Einzelheiten der ſchwer zu läuternden Sage wird an biefem 
Orte die Sfizzirung des Gebietdumfangs fein, welder der Herrſchaft der Piaften unterworfen 
war. Als Orundbeitandtheile derfelben fönnen wir die Gegenden um Krufzwice, Onefen und 
‘Bojen anjeben, wo auch der Sage urfprüngliche Heimat ift. Von dort dehnten jene Kriegs: 
fürften ihre Herrſchaft weiter aus, und zwar zunächſt wol oftwärts über das Mafovierland. 
Ringsumber wohnten flammverwandte Völfer. Norbwärtd von der Nee ſaßen zwiſchen 
Weichfel und Ober die Pommern, diefen benachbart an der Weichjel vie Preußen, beide nad) ſla— 
wiſcher Art in eine Reihe Eleinerer felbflänviger Stämme geipalten, welde nur lorfer durch 
einen gemeinfamen Cultus zu einer Einheit verbunden waren, Auf fie folgten nad Often die 
toben und wilden Litauerflämme, die bid an bie Sümpfe des Przypec im Süden reichten und im 
Welten am Bug in der fpäter polnischen Provinz Podlachien fagen. Im Süden hatten ruſſiſche 
Stämme bis dahin, wo der San aus den Karpaten tritt, fich vorgefhoben. Um den Oberlauf 
ber Weichſel wohnten die Ghorwaten und andere kleinere flawifche Stämme, die mit den Oder: 
und Eibilawen die Biaftenherrichaft im Weften umfchloffen. Erſt um die Mitte des 10. Jahr: 
bunderts trat in diefe ſſawiſchen Maflen durch die Begegnung mit den an der Oder vordringen- 
den Deutihen Licht und Leben ein, und um das Jahr 963 unterwarf Gero, ein deutſcher Marf- 
graf, nebft andern Stämmen aud) die von Mieczyilaw I. (dem vierten Regenten in ber Reihe 
der Piaften) beherrſchten Polen, und der polnijche Fürft wurde ein „Mann“ des Kaifers, zahlte 
Tribut, leiftete Heerfolge und erſchien bald in Berfon auf den deutihen Hoftagen. Durd die 
Berbeirathung dieſes Fürften mit der böhmischen Herzogstochter Dombromfa (965) wurde er 
ſelbſt dem Chriſtenthum zugeführt und, was für das Verhältniß zwiſchen Volk und Fürſt be: 
zeichnen ift, mit ihm das polnifche Volf. Das erfte Bisthum war Poſen, ein Suffraganat 
Magveburgs, der erfte Bifchof hieß Jordan, Wiefen nun alfo politiihe und kirchliche Verhält: 
niife Polen auf Deutſchland hin, fo erhob ſich doch aus dem Gegenfag der Rafle, der Sitte und 
2ebensart, des religiöfen Lebens und der Givilifationgftufe, die ji bei den Deutfchen in einem 
ſchon mannichfach ausgebildeten politifhen und kirchlichen Organismus darftellte, ein Anta— 
gonismud, der einen unaufhörlichen, kaum durch zeitweilige Indifferenz unterbrochenen Kampf 
der beiden Völker hervorrief, deſſen Ende noch heute nicht erreicht if. 

Aber die eigentliche Begründung Polens ald Staat war nicht dad Werf des Fürften, der ihm 
das Chriſtenthum gegeben hatte, fondern blieb feinem Sohne, dem Boleflaw Chrobry (ver 
Tapfere) (992— 1025), vorbehalten. Gleich nad feinem Negierungsantritt ließ er, ftatt mit 
feinen Stiefbrüdern dad Land zu theilen, biefe fammt ihrer Mutter aus dem Lande vertreiben, 
feine Berwandten blenden und riß fo die Alleinherrſchaft an ih. Anfangs änderte ſich nichts in 
feinem Berhältniß zum Deutſchen Neiche; er eroberte das Unterland der Weichfel und verfuchte 
mit Hülfe des Biihofs Adalbert von Prag durch Befehrung der nordwärts wohnenden Preußen 
ſich Diefe Erwerbung zu ſichern. Die Bekehrung mislang freilih, aber Danzig nebit Bomerel- 
len blieb auf Jahrhunderte unter polnischer Botmäßigfeit. Als gegen Ablauf ded eriten Jahr: 
taufends n. Chr. Herzog Boleflaus von Böhmen geftorben war, griff der Polenfürft Krakau 
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an und ließ alle Böhmen vafelbft niedermachen. Bis an die Donau fol derjelbe feine Kerr: 
ſchaft ausgedehnt haben. Mit Dänen und Schweden trat er in mannichfache Berührung, um 
felbft bei vem deutschen Kaifer genoß er fo hohes Anfehen, daß Dtto IH. ihn in Gneſen beſucht 
und ihn „einen Freund und Bundesgenoffen des römifchen Volks“ nah alter Nömenwii 
nannte, Bei diefer feierlihen Gelegenheit wurde die Abhängigkeit ver polniſchen Kirde von der 
Metropole Magdeburg gelöft, ein eigenes Erzbitthun zu Gneſen geftiftet und dieſem die Bis: 
thümer Krakau, Breslau, Poſen und Saldolberg untergeben. Kaum aber war Otto IIL ge: 
ftorben, fo drang Bolejlaw, in dem Beftreben, ſich ganz von deutſcher Oberhoheit zu befreien, 
gegen die deutfchen Marfen vor (1002) und bemädhtigte ſich der Laufig bis Meißen bin. Der 
anfangs errungene Erfolg wurde zwar durch Kaifer Heinrid von Deutichland weſentlich ser 
fürzt, allein Boleflamw verftand es, neben der Gewalt auch diplomatische und Beitehungsfünt: 
anzuwenden, und verfchaffte jich eine Partei im deutfchen Rande. Diefe wurde für ihn namen: 
lich in den eingetretenen böhmiſchen VBerwidelungen nüglih, denn einen dort ausgebrodenen 
Grbfolgeftreit wußte er fo geſchickt auszubeuten, daß Prag und damit Böhmen ihm felbi alt 
Beſitz zufiel (1003). Wiederholter Züge der deutichen Krieger bedurfte ed, um ihn daran zu 
verdrängen. Bid nach Pofen zogen ihm die Deutichen nach und zwangen ihn endlich zum Arie: 
den. Boleflam war ihn eingegangen, um ihn zu breden. Den Slawen fürſten und befonders 
dem ‚Herzog Jaromir von Böhmen wurden die allgemein ſlawiſchen Intereſſen gegen die err- 

ſchaft der Deutfchen geltend gemacht, um fich zu rächen. Obwol died nicht unmittelbar ven &ı 

folg gefrönt war, fo gelang es dem fühnen Boleſlaw doch, dur einen raſchen Feldzug bit in 
die Nähe von Magdeburg alle verlorenen Ländereien (1008) ſich wieder anzueignen, indem 
unangefochtenem Bejig ihn die Uneinigfeit der anmwohnenden deutichen Herren einige Jahr er 
hielt, Erſt im Jahre 1010 begannen lebhafte Kriegszüge, um ihn zurückzudrängen. Win 
auch ihr Ergebnig war unbedeutend; ed kam 1013 zu einem von Boleſlaw jelbft angeben 
Frieden, in weldem dieſer mit den von ihm erftrebten Länderftreden belehnt wurde. 

Es begann nur wieder das frühere Treiben. Boleflam hatte den Plan nicht aufgegeben, ve | 
ſlawiſchen Stämme dem Deutfhen Reich gegenüber zu vereinigen, und erhob neue Verjude en 
dem Böhmenherzog, dem er ftetd ihre „Blutöverwandtihaft‘ ind Bewußtjein rief, um ihnen | 
feine Seite zu ziehen. Der Kaifer Heinrich II. muß die ungewöhnliche Gefahr, welde Deutit 
land von diefem Unterfangen aus bedrohte, in ihrem vollen Umfang ermeſſen haben, denn mi 
einem außerorventlihen Aufgebot von Kräften brach er 1015 in die öftlichen Landihaften er 
Die Natur diefed Landes, das noch faft gänzlich mit Wald und Moraft bedeckt war, und die Ct 
legenheit veffelben benahmen den deutichen Heeren ihre Wirkungsfähigfeit; obwol fie wire 
holentlich fiegreich waren, fchleppte ih dennod der Krieg nur ſchwächlich dahin, und wiederun 
auf das freie Anerbieten des Polenherzogs wurde der Friede zu Budiſſin im Jahre 1018 gr 
ſchloſſen, nicht wie e8 ſich geziemt hätte, fagt der deutſche Chroniſt Thitmar, fondern mt 
es die Umſtände geboten. Die Abhängigkeit des Herzogs vom Deutfhen Reich war bedeutung‘ 
[08 geworben. 

Um diefelbe Zeit hatte fich ein anderes Feld für ven Ehrgeiz diefes Fürften im Often m 
Öffnet. Dort war ein ebenfo mächtiges Reich als das von Boleflaw raſch aufgethürmte im Ent 
ftehen. Bon Kiew aus hatte der Nachfolger Rurik's, der mächtige Dleg, am Ende des 10. Jahr 
hunderts Volhynien und Vodolien, und fpäter Wladimir die tſcherweniſchen Städte und Bi 
zien bis an den San feiner Herrſchaft unterworfen. Auf diefem Boden berührten ih die Wei 
den Eroberer Wladimir und Bolejlaw. Um das Jahr 1013 fand der erfte Zufammenfoß ht 
bei welchem deutſche Hülfstruppen auf polnifcher Seite dienten. In Nufland aber maren a 
änderungen auf dem Throne von Kiew vorgegangen; Jaroſlaw hatte ſich auf denielkn # 
ſchwungen. Er jegte ih mit Kaiſer Heinrich II. in Verbindung gegen Polen, und anf Dein | 
Umftand mag mwol der Friede zu Budifjin zurüdzuführen fein. Bon den Deutſchen heit 
wandte ſich Boleſlaw gegen Jaroſlaw (1018), flug ihn am Bug und rückte in die Haupt 
Kiew faft unangefodhten ein. Zwar konnte er ih dort nicht halten, aber die tſcherweniſten 
Städte blieben doch fortan unter feiner Herrſchaft. Kurz vor feinem Tode (1025) ſehzte NOT 
mächtige Boleſſaw aus eigener Machtvollkommenheit die Königskrone auf. Im der Zeit Be: 
leſlaw des Tapfern läßt ſich die Verfaſſung des polnischen Gemeinweſens noch wenig Hat über: | 
ſchauen. Die fürſtliche Macht war ſchon zu folder Ausbildung gelangt, daß die uriprünglit 
Gemeinfreiheit ihr gänzlid unterlegen war. Diefe Gemeinfreiheit ift aber might in dem Sinst 
wie bei den Germanen zu verftehen. Bei den legtern beftand diejelbe in der älteften Zeit über 
alle Individuen erftredt, dann aber entwickelte jih innerhalb der ganzen Bevölkerung Ar 





Polen 499 


ſociale Gliederung, die einen Theil bis zur Hörigkeit und Leibeigenſchaft, herniederdrückte und 
den andern in Stufenfolge bis in die unmittelbare Nähe des Throns erhob. Anders bei den 
Volen. Gemeinfrei waren die jlawifchen Stämme fidyerlich, aber bald überwand ein Stamm 
den andern. Der Sieger rip die Freiheit und Rechtsfülle an ſich; ver Befiegte blieb in einer 
wenn auch anfangs mäßigen Öebundenheit. So hat man ſich das Vorhandenſein einer Schlachta 
nad Lelewel u. a. von Lech, Lechitae abgeleitet), eines zahlreichen Adelsſtandes, der im aus— 
\hlieglihen Beſitz des Kriegsdienſtrechts und anderer Bevorzugungen als fiegender Stanım war, 
gegenüber der großen Mafle der Kmeten, der adferbauenvden, befiegten Bevölkerung zu denfen. 
Neben vielem andern ift der bis auf den heutigen Tag noch erfennbare, gleihmol aber von den 
Geſchichtſchreibern noch nicht hinreihend gewürbigte, ethnographiſche Unterſchied zwifchen Ade— 
lihen und Nichtadelichen ein treffender Beweis hierfür. Die erfte Befteuerung, von welder und 
Rachricht gegeben wird, die fogenaunte stroza, welde in einem Maß Weizen und einem Maß 
Hafer von jeder Pilugwende oder Hufe beftand, zeigt fhon durch ihre Qualität, daß fie die ader- 
bauende Bevölkerung allein nur traf. Diefe lebte nach wie vor in einer Art Gau: und Schutz⸗ 
verband (vicinia, opole), und erft als der Adel fich diefe Verbände unterthan zu machen mußte, 
entwickelte jich daraus die im Verlauf ver Geſchichte die Baſis des polnifchen Gemeinweſens bil: 
dende Gaftellaneiverfaffung. Die Ausbreitung ded Chriſtenthums mit feiner Hierarchie und 
der Umftand, daß daffelbe aus dem feudalifirten Deutichland nach Polen eingeführt wurde, hat 
wicht unwefentlid dabei mitgewirkt. Aber zu einem dem wefteuropäifchen auch nur ähnlichen 
Feudalismus ift ed in Polen nicht gefommen. Es wird ſich dies im Verlauf der Entwidelung 
noch meiter beftätigen. . 
Unter Boleſlaw den Tapfern nahm ver Einfluß der Kirche bedeutend zu, denn er ließ ſich 
vie Feſtſtellung und Verbreitung deflelben lebhaft angelegen fein. Er errichtete mehrere Bis— 
tbümer, und die Klöfter Meferig, Tiniec, Sieciechow und Lyſa göra follen tbeilg fein eigenes 
Werk gemefen fein, theils fhon unter ihm beftanden haben. Aber die große Macht Polens im 
Anfang des 11. Jahrhunderts, welde durch Boleſlaw's außerordentliche Berfönlichfeit bedingt 
war, brad Stüd für Stüd unter feinen minder begabten Sobne Mieczoflamw II. (1025 — 34) 
zufammen. Die Ungarn nahmen nod vor 1029 die Slowakei und einen Theil Mährens, ohne 
dap er ed hindern konnte, die Böhmen brachen in Mähren ein, und Polen wie Ungarn daraus 
verdrängend eigneten fie fidh dad ganze Rand zu. Blutige Kämpfe mit den Deutfchen, bei welchen 
der eigene Bruder des Polenfürften, Otto, Hülfe gegen die gewaltthätige Entziehung feines 
Erbantheild gefucht Hatte, führten endlich zur gänzlichen Vertreibung Mieczyſlaw's aus Polen 
und zur Thronbefteigung durd jenen Otto, der dafür auch die deutiche Oberherrlichfeit an— 
erfannte. Doch raſch genug ereilte ihm der Mord. Unter diefen Wirren eroberte Jaroflaw von 
Kiew die tiherwenifchen Städte, und ald Mieczyſlaw wieder zurüdfebrte, war feine Macht der: 
maßen erichüttert, daß er fih (7. Juli 1032) dem Kaifer Konrad unterwarf; die deutſch-ſlawi— 
ſchen Grenzländer erhielt er nicht wieder. Gin Berfuch der Bommern, fih von dem Jod der 
Bolen zu befreien, mislang zwar, aber er harafterijirt den Zuftand des Reichs, dad unter Bo- 
leflam ein® der größten in Europa war. Nach den Tode Mieczyſlaw's übernahm feine hinter: 
laffene Witwe Riheza, eine Tochter des Bralzgrafen bei Rhein, für ihren unmündigen Sohn 
K afimir die Herrſchaft; die Schlachta war erftarft und ließ ſich eine Bevorzugung der Fremden, 
wie fie von Richeza geübt wurde, von einem Weibe um fo weniger gefallen. Richeza wurde aus 
dem Lande getrieben, und die ganze innere Staatdordnung löfte jich in wilder Verwirrung auf. 
Sowie die Schlahta ſich wider die fürftliche Gewalt empörte oder vielmehr diefe ihrem Willen 
unterwarf, fo erhoben fich die Kmetonen gegen jene; ein allgemeiner Abfall vom Chriſtenthum 
fand ftatt. Unter folhen Verhältniffen fanden jih Die Pommern nicht mehr veranlaßt, ihren 
Tribut zu zahlen, der ruſſiſche Großfürſt Jaroflam fhob feine Herrſchaft über Podlachien bis 
nah Mafovien vor, Bietillam von Böhmen fiel mit feinen Scharen über Krakau und felbft 
Gneſen ber, von wo er die Gebeine bed heiligen Adalbert, ded preußiſchen Märtyrers, entführte. 
Polen mar veröbet, geſchwächt, hülflos. Da war ed dem mit deutichen Hülfätruppen ind Vater: 
fand zurüdfehrenden Kaſimir nicht ſchwer, die ihm gebührende Herrſchaft am fidh zu ziehen. Er 
ſuchte eine Hauptflüge in der Anerfeunung der deutihen Oberhoheit. Im Innern wurden 
namentlich dur Befeftigung des Chriſtenthums leidliche Verhältniffe wienerhergeftellt, duch zu 
einer fräftigern Wirfjamfeit nach außen bin kam das Land erft wieder nad) dem 1058 erfolgten 
Tode Kafimir’d unter beffen älteftem Sobne Boleſlaw Smialy (dem Kühnen). Einer neuen 
Fefligung des Polenreihs Fam namentlich der Zuftand Deutichlands, das eben damals von dem 
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gewaltigen Zuſammenſtoß des Imperialismus mit dem Papſtthum erſchüttert wurde, günſtig 
entgegen; nicht minder gelegen waren die Verhältniſſe in Ungarn und Böhmen, wo Kron— 
prätendenten auftraten und fchließlich bei Polen Hülfe fuchten. Es gelang Boleflam nad einem 
Siege an der Theiß, dem Herzog Bela und fpäter deffen Söhnen die ungarifche Krone zu er— 
werben und die Böhmen zu demüthigen. Auch in die ruffiihen Angelegenheiten befam er, wie 
fein Ahn, DVeranlaffung einzugreifen, und in: Jahre 1069 drang er nad Kiew vor; freilich 
gingen die Erfolge dieſes Zugs bald wieder verloren. Aber feine überwiegende Stellung gegen 
die ſlawiſchen Fürften des Oſtens, feine Triumphe über Ungarn und Böhmen fteigerten feinen 
Übermuth dermaßen, daß er am Weihnachtsfeſte 1076 ſich trog feiner Verbindlichkeiten gegen 
das Deutjche Reich mit vielem Pomp die Königskrone auffegen ließ. Wie würden nicht die ma: 

tionalen und Elerifalen Chroniften der alten Zeit diefen König gefeiert und erhoben haben, wenn 

er fih nit am Schluß feines Lebens einer Unthat ſchuldig gemacht hätte, die ihn in den Augen 

jener als ein Ungeheuer erfcheinen ließ. Gr tödtete nämlich den jpäter zum Heiligen erhobenen 
Bifhof von Krafau mit eigener Hand. Da verließ ihn die Treue des Volks — das will fagen, 

der Adel, weldyer die Erhebung der fürftlihen Gewalt nicht ertragen mochte, benußte den Eon: 

fliet des Königs mit der Kirche, und Boleflam mußte Thron und Reid) verlaſſen; in einem fernen 

Kloſter foll er von Reue gequält geftorben fein. Boleſlaw's ruhigerer und gemäßigter Bruder, 

Mladyflaw Hermann, trat die Herrihaft über Bolen (um 1080) an und ebnete die unter 

feinem fühnen Bruder aufgeregten Wellen. Er ließ den Königstitel fallen, und durch feine Ber: 

heirathung mit Judith, der Schweiter Kaiſer Heinrich's IV., kam er zu Deutihland und Böhmen 

in ein glüdlicheres Verhältniß. Dies geftattete ihm, feine Kraft gegen die Pommern zu richten, 
und ein erbitterter Krieg erhob ih um das Land nordwärts der Nege, der vorläufig für Polen 

feine Frucht trug, denn innere Entzweiung trat wieder hemmend dazwiſchen, welche den eigenen 
Sohn des Fürften gegen den Vater in offener Empörung in das Feld zog. Gegen den mit vielen 
Anlagen audgeftatteten Günſtling Wladyſlaw's, gegen ven Palatin Siecieh, erhob ſich theile 
wegen des von ihm geübten Druds, theild aus Neid und Misgunft ein Theil des Adele, der 
einen unebelihen Sohn des Fürften, Zhigniew, auf den Schild hob und um Bredlau eine folde 
Macht entwidelte, daß der gefränfte Vater mit vem Empörer Frieden fhliefen mußte. Der 
Anhang Zbigniew’s aber, welder der Gewalt ſich nicht gebeugt hatte, wurde durch die Flugen 
Berheifungen und Beftehungen des Palatin Siecieh gewonnen, und nahdem Zbigniew, feine 
legten Kräfte in Kujawien zufammenraffend, in einer Schlacht befiegt worden war, mußte eral? 
Gefangener in einer Befte des Palatins eine Zeit lang ſchmachten, bis erſt durch Vermiüttelung 
der Landesbiſchöfe fein Vater fih mit ihm verfühnte. Aber diefe Eintracht war nicht von Dauer: 
Siecied blieb ein Stein des Anftoßed. Aud der rechtmäßige und im Kriege erzogene unb auf— 
gewachſene Sohn Wladyſlaw's, Boleflam mit dem Beinamen Krzywouſty (Krummanl), 
ſchloß ſich der Empörung gegen feinen Vater und deffen Günftling an. Der greife und jhwad 
gewordene Fürſt entſchloß ſich anfänglich, Sieciech zu entfernen, aber ver Balatin hatte feinen 
Geiſt fo gefeflelt, va er einft fein Lager in der Nacht verlieh und ſich zu Siecieh begab. Mit 
Mühe und Gewalt jegten erft die Söhne die Verbannung des Palatins durch. 

Beide Söhne Wladyſlaw's waren fhon beim Leben ded Vaters in den Bejig von großen 
Theilen des Reichs getreten, und als Wladyſlaw Hermann im Jahre 1102 das Zeitliche feg- 
nete, vollzog fih damals ſchon eine Theilung des Reichs, welche jedoch alle ihre mannichfachen 
Folgen zu jener Zeit darum nod nicht nad fi z0g, weil Boleflam Krzywouſty feinen Bruber 
Zbigniew in allen Stüden dermaßen überwog, daß die Reichseinheit mindeftend zu Lebzeiten 
Boleſlaw's bald wieder zur Thatſache wurde und andanerte. Gegen die Pommern und 
machte Boleſlaw fein Übergewicht fiegreich geltend, während Zbigniew heimliches Einverfläntmiß 
mit allen Feinden feines Bruders pflog. Darin lag der Grund, daß die fiegreihen Kriegejäge 
Boleſlaw's gegen die Böhmen, Mähren und Pommern feine dauernden Ergebniffe Hatten, und 
ſchließlich konnte diefer Zuftand ih nicht fortfegen, ohne die beiden Brüder zu einem 
feindlihen Zuſammenſtoß zu bringen. Zbigniew mußte ſich vor der ÜÜbermacht feines Brudert 
beugen und fih mit der Herrihaft in Mafovien als Vaſall Boleſlaw's begnügen. Aber 
Zbigniew brad fein Wort und das frühere Verhältniß trat wieder ein. Die Kriegszüge Bo: 
leflam’8 gegen die Bommern und Böhmen reibten ich wieder ununterbrochen aneinander. Le: 
tere reizten auch den Kaiſer Heinrich V,, die Anſprüche auf die Oberhoheit der deutſchen rom 
über Bolen wieder zu erheben; es Fam zu einem bigigen Kriege zwifchen Heinrich und 
der zum Nachtbeil der Deutfchen endete. Die Kämpfe mit den Bommern wurden fi 
und hatten endlich die gänzliche Groberung der Neglinie fammt den nordwärts gelegenen Land: 
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fhaften und einen günftigen Frieden mit Böhmen zur Folge. Um aber neuen Ausbrüchen vor- 
zubeugen, ließ Boleflaw feinen Bruder Zbigniew (1111) ermorden. Durch Bußübungen fuchte 
der Fürſt jein ſtürmiſch mahnendes Gewiſſen zu befänftigen. Obwol Boleflam aud) nad) dieſer 
Zeit ununterbrochen feine Kriege fortjegte, fo waren diefe boch nicht mehr von fo günftigen Er— 
folgen gefrönt, namentlich verurſachten die wiederholten Einfälle ver Nuffen in Bolen von Wla- 
dimir und Halicz aus den Reiche großen Schaden; Boleflam wußte fid zu rächen, aber während 
äh Wolodar von Halicz ihm unterwarf, empörten ih die Oftpommern. Der PBolenfürft be: 
wältigte fie und drang num zum erften mal bis Stettin vor; die Oberherrſchaft der Polen in 
Pommern war damit erfochten; zur Befehrung des Volks fühlten aber die polniſchen Bifchöfe 
nicht den Beruf in fih, und ed war einem Deutſchen vorbehalten, der Apoftel dieſes Landes zu 
werben. Bon Boleſlaw eingeladen, drang der Biſchof Otto von Bamberg dad Evangelium ver: 
fündigend in Pommern ein. Nicht ohne bewunberungswürdige Selbftverleugnung von feiten 
des Biſchofs und nit ohne heftigen Widerftand von feiten ded pommerifhen Volks gelang das 
mübevolle Werk. Gleihwol hatte den tapfern Bolenfürften in den legten Lebensjahren das 
Glück verlaffen. Er focht unglüdlicd gegen die Ruffen und Böhmen und mußte, um ſich gegen 
diefe Ruhe zu fhaffen, in Merjeburg vor Kaifer Lothar den Eid der „Mannſchaft“ für Pom— 
mern und Rügen leiften und einen zwölfjährigen Tribut fi aufbürden. Im Herbſt 1139 fühlte 
ver alte Kriegs held ſein Ende herannahen. Er hatte fünf Söhne. Unter die vier ältern Söhne 
theilte er dad Reich. Gin verhängnigvoller Schritt, deifen Folgen Polen jahrhundertelang zu 
beflagen hatte. Wladyſlaw follte Krafau und Schlefien, Boleſlaw Kedzierzawy (der Kraus: 
baarige) Mafovien und Kujawien, Mieczyſſaw Gneſen und Bommern, Heinrih Sandomir er: 
halten; der jüngfte wurde ald unmündig übergangen. Bei diefer Theilung ſtellte er ald Geſetz 
für die Zukunft feſt, daß ſtets ver ältefte der Familie mit dem Befig von Krafau nidt nur ein 
Ehrenprineipat erhalten, jondern auch ald Großherzog (maximus dux, monarcha) eine höhere 
Gewalt ausüben und in feiner Berfon die Neichseinheit darftellen follte. Diefe Senioratäherr: 
ihaft war in einer übeln Stunde für Polen erfonnen. 

WlapdyjlamwIl., der Großfürft, begann aldbalo, gereizt durch feine Gemahlin Agnes, vie 
Bedrückung feiner Brüder. Dieſen gefellte fich aber der Adel und die Geiftlichfeit zu, und Wla— 
dyſlaw wurde zur Flucht nach Deutjchland gezwungen. Boleflam Kedzierzawy erhielt das Se— 
niorat. Friedrich I. Barbarofla fuchte für ven Vertriebenen zu interveniren und drang fiegreich 
bis gegen Poſen vor. Boleſlaw demüthigte jih und erfannte die deutfche Oberhobeit an. Spä⸗— 
ter brach er aber fein Wort und verftand fi nur dazu, den Söhnen Wladyſlaw's (Boleſlaw, 
Mieczyſlaw und Konrad) Schlefien einzuräumen. Damit war Schleſien von Polen abgezweigt, 
und obwol es nod) längere Zeit die Schickſale Polens infofern theilte, als es viefelben unglück— 
lichen Inflitutionen hatte, fo begann doch für daffelbe eine vollfonmen andere Entwidelung, 
namentlich ſeitdem von unten herauf eine alle Volksſchichten und Staatdelemente durchdringende 
Germanifirung begann, die zulegt diefe ſchöne Provinz gleihfam ald eine reife Frucht dem Deut: 
ichen Reich in den Schoß warf. In Schlefien wiederholten fi die trüben Greigniffe, welde in 
Bolen ftattfanden, denn aud dort wurde das Erbtheilungsprincip eingeführt, und ald ed im 
Anfang des 14. Jahrhunderts unter das böhmiſche Scepter jich begab, war ed in nicht weniger 
als 18 Herzogthümer zerfallen. Inzwiſchen behauptete Boleflam der Kraushanrige dad Senio— 
var biß zu feinem Lebensende (1173), da ed an den dritten Sohn Boleſſaw Krummaul’s, Miec: 
zyſlaw (mit dem Beinamen „der Alte‘) überging. Seine Herrihaft war kurz; Aufregungen 
und Empörungen erfchütterten das Land, und ſchon 1177 riß Kafimir der Gerechte (Sprawieb- 
liwy), der jüngfte Bruder des biöherigen Groffürften, der von Herzog Heinrich Sandomir er: 
erbt hatte, das Seniorat und deſſen Beiigthum an ih; Mieczuflam floh und mußte feinen eigenen: 
Sohn Otto im feindlihen Lager erbliden. Kafimir gab diefem Otto Großpolen mit Ausfhluß 
Gnefens, und vem Sohne Boleſlaw Kedzierzawy's (Leſzek) Mafovien und Kujawien. In diejen 
Zudungen, denen dad Land preiögegeben war, gelangten Adel und Geiftlichfeit zu folder Macht, 
daß fie den Groffürften hindern fonnten, auf das Anerbieten einer friedlichen Ausgleihung, 
das der vertriebene Mieczyſlaw gemacht Hatte, einzugehen. Der legtere eroberte mit Gewalt 
feine Erblande theilweife, aber dad Seniorat Kaſimir's zu erihüttern war er nit im Stande. 
Doch kaum war diefer, von einem glüdlichen Kriegszuge nah Halicz zurückgekehrt, geftorben 
(1194), fo begann ein bis zur blutigen Schlacht ſich fteigerndes Ringen um dad Seniorat. Unter 
den voraufgegangenen Wirren wurde die fürftliche Gewalt immer mehr untergraben, und nicht 
mehr ein irgendwie aufgeftellted Gefeg war für die Erbfolge in dem Seniorat maßgebend, ſon— 
dern allein des Adels ungezügelte Gewalt, Kaſimir der Gerechte hatte nur aus dem Grunde 
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fo lange das Seniorat zu erhalten vermodt, weil er vem Willen jener ſich unterwarf; und meil 
Mieczyilam jedesmal, wenn er jeinen Wunſch erlangt hatte, fih der Willfürberrichaft des ſich 
wie ein König benehmenden Bifhofs Pelka von Krafau und des über das Großfürſtenthum 
gleihjam nad Belieben verfügenden Balatin Nikolaus von Sandomir widerfegte, fo glückte es 
ihm durchaus nicht, fein Geſchlecht im Principat zu erhalten. Es war eine Misregierung voll 
widriger Kimpfe der Gewalt, ver Lift, der Beftehung und ver Selbftfucdht, die über den Top 
Mieczyſlaw's hinauswährte. Die unglücklichen Folgen der Inftitution Boleſlaw's IL. machten 
fid) in einer Zerfprengung des ganzen Reichskörpers fühlbar. Da das Seniorat in dem Streit 
um baffelbe nichtig und beveutungslos geworden war, fo bildeten ſich auf Grund der Fortgejegten 
Theilungen felbftändige Herzogthümer, die jede Beziehung zueinander ſchon fat ganz auf: 
gegeben hatten, Die volle Kraft des Landes, die früher gefürchtet fi gegen das Ausland riäten 
fonnte, war nicht nur zerbrödelt, fondern wandte ſich in das eigene Innere. Daß bei dieiem 
Herunterdrüden ver fürftlichen Gewalt die Macht der mit der Kriegspienftleiftung bevortechteten 
Stände bis zur Unumſchränktheit fi erhob, braucht kaum noch angemerkt zu werden. Die Ge: 
ſchichte des ganzen 13. Jahrhunderts ift von dieſer Zerlöfung erfüllt, und ſo tief einſchneidend 

waren die MWirfungen verielben, daß, ald dur die Obmacht eines ausländiſchen Fürſten bie 

Theile wieder vereinigt wurden, der neue Geſammtkörper nur einen föderalen Charakter erhal: 

ten bat. Dies blieb bis zur legten Stunde des Neid. Die nationale Kirche allein if ed, welcht 

in dieſer Zeit der Auflöfung aller Macht, in den Beſitz des höchſten Einfluffes gelangt, die immer 
mehr ed auf ſich nimmt, die Einheit des Staatskörpers darzuftellen. 

Es ift hier nicht der Drt, die Einzelheiten diefer Auflöfung auszuführen; bei dem furz be- 
meffenen Raum würde fid) die Aufzählung auf eine Genealogie des Piaſtiſchen Haufes beihrän: 
fen. Betrachten wir daher nur die größern Gruppen, welche in dieſer Zeit ſich herausbildeten. 
Vommern war, wie wir ſchon geſehen haben, dem birecten Einfluß Polens gänzlich entzogen; 
die großpolniſchen Lande, welche ſchon unter Kajimir dem Gerechten und vor ihm von den Bein. 
polnijhen abgetrennt waren, entwidelten immer mehr eine von jenen verichiedene Eigenart, 
Schleſien unterlag demfelben Schickſal, und feine Berührungen mit den öftlihen Provinzen 
fiellten nur die Frage, ob es nicht felbft im Stande fein wird, jene zu abforbiren; zu ihnen wie: 
der in ein Verhältniß der Botmäßigkeit zu treten, war durch die fortichreitende Germanifirung 
zur Unmöglichkeit gemadt. Die Eleinpolnifchen Provinzen gaben ihren in dem Teftament Be: 
leſlaw's II. ihnen zugerheilten Beruf, die übrigen Landſchaften zu beherrſchen, faft gänzlich auf 
und beſchränkten jih auf einen ausdauernden Kampf mit ven rufjiichen Provinzen. Im Morten 
entwickelte jih das Herzogthum Mafovien, dem dann noch Kujawien zufiel, bis zu folder Stätte, 
dag ed den Kampf mit den heidniſchen Breußen und Litauern aufnahm und die Aufgabe det 
Chriſtianiſirung diefer Länder löfen zu fönnen glaubte. Es ift ein unfruchtbares Beftreben, zu 
unterfuchen, was gefhehen wäre, wenn dieſe provinzialen Eriftenzen unangefocten ihrer ab 
gefonderten Entwidelung und ihrem particularen Leben ſich ganz hätten hingeben können, &# 
ift nur zu beridten, daß durch verfhiedene Umſtände bedingt in die aufgelöften Maflen das 
Germanenthum zu allen Poren allmählih hineindrang und von der andern Seite die Mon- 
golen wie eine Sturmflut die ganze Bevölkerung aus der Neihe ver europäifhen Nationen weg 
ſchwemmen zu wollen fhienen. Als um das Jahr 1240 die mongoliſchen Tataren gleich einer 
Verderben bereitenden Heuſchreckenſchar fih auf jenem alten Wege, den die großen Böller: 
bemegungen von Ajien aus immer nahmen, über die feythifhen Stepven und über das Ober 
land der Weichjel hinwegwälzten, da ſchien e8, ald wäre das zerfallene Bolen eine Beute ver mik 
den Horden geworben, und erft im legten Augenblid, als dieſe Barbaren jhon an der äußerer 
weſtlichen Grenze des Landes flanden, einte ver Selbiterhaltungstrieb die getrennten Kräfte, um 
am 15. April 1241 wurde in der Schlacht bei Liegnig mit Mühe und Notb mwenigjtend bie 
Exiſtenz des Volks gerettet. Aber die Demüthigung ſchien die Selbſtſucht noch nicht erſchörft 
zu haben; trog des gemeinfamen Unglüds fuchte man die Rettung nicht in ber Einheit dei ger 
meinfamen Baterlandes, 

Unter den Scharen, die vor Liegnig den Mongolenhorden gegenübertraten, erblidte man 
auch Boppo von Oftierna, den Ranpmeifter des Deutfchen Ordens, oder des Ordens ver heiligen 
Jungfrau Maria zu Jerufalem mit feinen Rittern, angethan mit weißen Mänteln, auf denen 
ein ſchwarzes Kreuz angebracht war. Diefer gegen Ende des 12. Jahrhunderts in Prolemalt 
gegründete Orden war im zweiten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts, al der vierte 
deilelben, Hermann von Salza, regierte, vom Herzog Konrad von Mafovien zun Rampfgegen 
die heidniſchen Preußen und Litauer eingeladen worden und mit reichen Schenkungen für ſolche 
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Leiftung bedacht. Die Landſchaften Culm und Löbau waren dem Orden ald Beiigthum über: 
laſſen, und was die Ritter an beweglichem vder unbeweglichen Eigenthum den Heiden abnehmen 
würden, jollte ihnen unangefohten angehören. Wahrſcheinlich ift «8, daß dieſe reihen Ver: 
leifungen in anderer Abficht gegeben, in anderer empfangen wurden. Herzog Konrad mochte 
fi dabei die Fortdauer feines landeshoheitlihen Rechts vorbehalten gedacht haben. Der Orden 
meinte, niemand in feinem Rechte zu fränfen, wenn er in dem für die fernere Ausbreitung des 
Ordens günftig gelegenen Rande eine jouveräne Territorialherrfchaft begründete, die er feiner 
Natur und Zufammenfegung nach bald in nähere Beziehung zum Deutfchen Reich.als zu Polen 
brachte. Diejer deutihe Staat aber war für Polen gerade in den Zeiten feiner jugendlichen 
Entwidelung ein Pfahl im Fleiſche, denn eben in diefer Epoche war ed von den Meeresfüften 
völlig verbrängt, durd deren Bermittelung es in intimere Berührung mit der Eultur des weft: 
lihen Europa hätte fommen fünnen. Griffen hier im Norden die Deutſchen in einem ftaatlichen 
Zufammenbang mitten in das nationale Yeben der Polen hinein, jo trat auf der Weſtgrenze 
Polens eine Erjgeinung auf, wie kaum etwas Ahnliches in der Geſchichte wieder aufgezeigt wer— 
ven fann. Die innern Kriege und die verheerenden Einfälle barbarifcher Horden hatten das 
ohnehin dünnbevölferte Land dermaßen feiner Bewohner beraubt, daß der nothivendige Kampf 
mit den Hinderniffen, welche die Natur dem Anbau des Landes bot, nit mehr beftanden werben 
tonnte. Die weithin ſich erſtreckenden Wälder und Moräfte blieben in ihrem unfruchtbaren Zu: 
Rande; ja ſelbſt diejenigen Streden, welde vom Pflug des Landmanns aufgelodert wurden, 
trugen wegen der geringen Ginfiht und ded Mangeld an Arbeitöluft der aderbauenden Be— 
völferung nur geringe Frucht. Dazu bedingte das polnifche Gewohnheitsrecht fo drückende 
Steuerlaften, welche theild dem Adel, theild der Geiftlichfeit und nur zum geringften Theil dem 
Fürften zugute kamen, daß die ökonomiſchen Verhältniffe des Landes in nicht minder beklagens— 
werthem Stande waren als die politiihen. Da entjchloffen fich denn die Herzoge, dem Beifpiel 
ver Geiftlichkeit folgend, in immer zahlreihern Scharen deutſche Anſiedler herbeizuführen, welche 
die Wälder ausrodeten, Sümpfe trodneten und unwirthliche Gegenden in frudtreihe Fluren 
umwanbelten. Alle dieſe Anjienler wurden von den Beſchwerden des polnifhen Rechts entbun— 
den, und nad germanifhen Recht wurden erft Dorfihaften und zulegt Städte gegründet, bie 
ven Wohlftand hoben und die Ginfünfte des Fürften in reihem Maße vermehrten. Es mwird 
weiter unten noch Gelegenheit fein, von diefer Erfcheinung zu reden. Hier fei nur auf ihre poli= 
tiſche Wirfung hingewiefen. Dur die immer zahlreihern Einwanderungen der Deutſchen 
wurde der nationale Geift gerade in den untern Volksſchichten, welche feine breite Bajis aus: 
machten, beeinträchtigt, und während in Schlejien und Preußen die Germanifirung fo durch- 
greifend ſich vollzog, daß beide Länder Feinerlei innerliche Gemeinſchaft mit Bolen mehr hatten, 
maren aud in den übrigen Provinzen bereits fo viele Anjäge vorhanden, daß im weitern Fort: 
ihreiten die flawiichen Elemente einer allmähliden Abforption anheimgefallen wären, wenn 
nit am Ente des 13. Jahrhunderts ein gewaltiger Rückſchlag in nationalem Sinne flatt- 
gefunden hätte. 

Sowie die Entwidelung des Landes überhaw,ivon Großpolen ihren Anfang genommen 
hatte, jo ging auch die aus jenem bevenklihen Zuftande rettende That von bier aus. Kleinpolen 
war dermaßen machtlos geworben, daß auswärtige Bewerber um feinen Beſitz ringen fonnten. 
Die Krafauer zitterten vor der Herrfchaft eined heimischen Piaften und wählten daher den beut- 
ſchen Herzog Heinrich den Rechtſchaffenen von Breslau zu ihrem Oberhaupt. Der eigentlid 
erbberechtigte Wladyſlaw Lokietek (Gllenlang) mußte dad Land verlaffen. Als aber Heinrich 
1292 geftorben war, entwickelte ih ein Erbfolgeftreit, in welhem die Macht vor dem Recht ven 
Sieg davontrug. Der mähtige König Wenzel von Böhmen, auf Grund problematifher Schen- 
kungen herbeigerufen, eroberte Kleinpolen und duldete den Herzog Wlabyjlam Lofietef nur als 
Lehnsträger in einem Theil diefer Länder, während böhmifche Statthalter in den andern Thei— 
len die Herrſchaft übten. Inzwiſchen ermannte ſich der ‚Herzog Praemyflamw IL. von Großpolen, 
der durch eine teflamentarifhe Schenfung vom Herzog Meftwin von Pommern aud Pomerellen 
erhalten hatte, zu einer ebenfo Fühnen als beveutungsvollen That, Er ließ jih am 26. Juli 
1295 zum König von ganz Polen und Herzog von Pommern frönen. Allein jhon ein Jahr 
fpäter endete ein gewaltfamer Tod das Leben des Königs, der hohe Entwürfe für die Erhebung 
Polens im Herzen trug, das Land aber war noch größerer Anarchie preidgegeben ald zuvor, 
denn Przemyſlaw hatte feine Söhne, und die Agnaten, darunter eben jener Wladyſlaw Kofietef, 
vermehrten mit ihren fi kreuzenden Anfprüchen die Verwirrung. Es war ein troftlofer Zus 
fand, aus welchem nur ein außerordentliches Mittel retten fonnte. Der Adel, unter ſolchen Ver— 
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hältniffen beinahe fouverän geworben, ließ daher den König Wenzel von Böhmen einladen, auch 
die übrigen Landſchaften einzunehmen und unter feine Statthalter zu ftellen. Wenzel ging gem 
und bald darauf ein, und um diefer Erwerbung eine Art von Rechtstitel zu geben, heirathete er 
die von Przemyſlaw hinterlaffene Tochter Richſa. Wladyſlaw Lofietef wurde aus feinen Landen 
vertrieben und ging nad Nom. 

Es war eine Fremdherrihaft, unter welcher Polen das 14. Jahrhundert antrat, aber immer 
doch eine Herrſchaft, und einige Jahre genoß das Land die Segnungen der Ruhe. Als aber 
Menzel wegen ver feinem Sohne übertragenen Krone von Ungarn (dort war der Arpadiſche 
Stamm erlofhen) mit dem Papft in Streit und mit dem deutſchen Kaifer in Krieg gerathen 
war, gelang es Lokietek, wieder auf polnifhem Boden Fuß zu faffen. Der Tod Wenzel’s IL fam 
ihm günftig entgegen, denn der Sohn veffelben, Wenzel IIL., war ein ſchwächlicher Knabe, der 
zwar Bolen feiner Krone zu erhalten die Abjicht hatte, aber ſchon im erften Jahre feiner Re: 
gierung durch Meuchelmord aus dem Leben geſchafſt wurbe. Lokietek ſchritt jegt von Landſchaft 
zu Landſchaft vor, und halb widerſtrebend, halb aus freien Stücken erkannte ihn das ganze Land 
an, weil feine Alternative vorhanden war. Nur in Pomerellen glückte es ihm nicht. Mit die: 
fen Lande waren die brandenburgifhen Markgrafen für Abtretungen in der Laufig am Ende 
des 13. Jahrhunderts entſchädigt worden. Jetzt waren die Marfgrafen eben daran, dieſes Land, 
da ihnen Widerftand geleiftet wurde, mit Waffengemalt ſich zu unterwerfen. Lofietef, noch un: 
gerüftet, einen folhen Kampf allein zu übernehmen (da Herzog Heinrih von Glogau ſich in: 
zwifchen des weftlihen Großpolen bemächtigt hatte), fuchte, um befonderd das wichtige Danzig 
Ihügen zu Fönnen, Hülfe bei ven Deutfchen Ordendrittern. Dieſe waren ſolche zu leiſten bereit, 
aber unter dem Vorwand unerfüllter Vertragsbedingungen eroberten fie Danzig und furz dar: 
auf Dirfhau und Schmweg und die zugehörige Landfhaft für fich felbft. Lokietek war zu ſchwach, 
um es ihnen flreitig zu machen. Die Ritter fuchten daher einen Rechtstitel dadurch zu erlangen, 
daß fie ven Branvenburgern das Land um 10000 Mark Silbers abfauften. Durch verfallen 
Pfandſchaften und durch leichtfertige Verkäufe von feiten der kujawiſchen Theilberzoge gelang ed 
dem Orden, diefen neuen Bejig noch mehr zu arrondiren, und als im Jahre 1309 der Hochmeifler 
Siegfried von Feuchtwangen feinen Sig nad Marienburg verlegte, war die Territorialberr: 
Ihaft des Ordens im Norden von Polen feft begründet und ein marfverzehrender Feind PBolent 
ibm zu Häupten eingefegt. Lofietef war zu einem Widerftande um fo weniger geeignet, al 
ſelbſt fein unbeftrittener Befig ſich noch in beftigfter Gärung befand. Mit Mühe nur erwarber 
den durch den Tod Heinrich's von Glogau (1309) frei gewordenen Theil Großpolens. In Ara 
fau jelbft hatte er (1311) einen Aufruhr niederzuſchlagen. Vet und Hungerdnoth (1315 —16) 
zehrten das Land aus. Dennoch aber hatten ſich die Verhältniffe um das Jahr 1320 dermaßen 
gebeffert, daß Xofietek an die Entwürfe Przemyſlaw's IL. anknüpfend, ſich mit der Bitte an den 
Papft wenden konnte, daß diefer ihm zur Königsfrönung den Conſens ertheile.. Offen will: 
fahrte ver Papft nicht, wegen des Einſpruchs, den Böhmen dagegen erhob. Aber unter der 
Hand gab er unter der Bedingung, daß Polen einen alten Tribut an die Eurie wieder aufnahm 
und eine Kopffteuer von einem Denar an die päpftlihe Kammer (Peteröpfennig) entriätete, 
feine Einwilligung. Das „Mannenverhältniß“ zum Deutihen Reich war vergeffen. 

Bon der Zeit an nahm Polen wieder eine feftere Haltung an. Die erfte That bed neuen 
Königs war die Einleitung eines Proceffed vor päpftlihen Gommilffarien gegen den Orden wegen 
Pommern. War aud der Erfolg nur ein moralifcher, fo flärkte er doch den nationalen Patrie: 
tismus. Dann ging Lokietek, den Vorftellungen feiner Zeit entgegen, ein Bündniß mit dem ge 
waltigen Heidenkönig der Litauer, Gedymin, dem natürlihen Erbfeinde des Ordens ein und 
verheirathete feinen Sohn Kaſimir mit einer Tochter veffelben. DYe allernächfte Folge davon wat 
ein furdtbarer Raubzug in die brandenburgifhen Lande, durch welchen das Land einer grauen: 
haften Verheerung anheinifiel. Died waren gewiffermaßen nur die Borfpiele zu dem Kriege 
mit dem Orden, der 1327 endlich ausbrach. König Johann von Böhmen griff in denfelben mit 
ein. Das durchweg germanifirte Schlefien nämlich hatte, der ewigen Kämpfe feiner Viaſtiſchen 
Theilherzoge müde, fid) unter die Lehnsherrlichkeit Böhmens begeben, und nur einige Lanteds 
theile widerſtrebten derjelben noch ; diefe noch zu bewältigen und das ganze Land vor der Rüd- 
fehr polnifcher Herrfchaft zu wahren, ferner die friegerifche Neigung des Königs, die ifm bie 
lebhafteften Sympathien für den Orden einflößten, veranlaßten die Theilnahme des Böhmen» 
fönigs an dem Kriege zwifhen Polen und dem Orden. Bis zum Lebensende Kofiete?s (1833) 
dauerte biefer an Wechjelfälle reiche Kampf, und am Ende beffelben waren die Landſchaften Ku⸗ 





Holen 505 


jawien und Dobrzyn in die Hände ded Orbend gelangt, welche er jedoch; in dem erft zehn Jahre 
fpäter gefhloffenen Frieden ven Polen wieder abtrat. 

Dieſer bedeutfame Friede, welchem erft noch ein zweiter ausgedehnterer Broceß wegen Bon: 
mern, Gulm und Michelau vor päpftlihen Gommiffarien voraufgegangen war, war das Werk 
des Königs Rafimir, der, infofern er ſchon dadurch vor den übrigen Herrſchern Polens fi 
audzeichnete, daß er das Hauptgewicht feiner Fürforge auf die Hebung dev Wohlfahrt und Eultur 
ſeines Vaterlandes richtete, für Polen mit Recht den Namen , der Große” verdient. Sein Leben 
zeigt eine ganze Kette von Friedensſchlüſſen und Friedensthaten. Gleich nad feinem Negierungs- 
antritt föhnte er fidh mit den Brandenburgern aus, hierauf zu Trencin (1335) mit den Böhmen. 
Dauerten auch die Verhandlungen mit dem Orden ganze zehn Jahre, jo Fam endlich doch 1343 
zu Kaliſch ein Friede zu Stande, auf Grund deffen, wie gefagt, Kujamwien und Dobrzyn an Polen 
zurückkamen, der Orden aber nunmehr Pommern, Culm und Michelau fraft der unbedingten 
und freimilligen Nenunciation des Königs mit vollem Necht fein eigen nennen fonnte. Zwar 
wurde kurz nad diefem Friedensihluß das gute Verhältniß zu Böhmen wieder geftört; allein 
die8 war nur vorübergehend, und dermaßen hatte ih in diefer Zeit die Macht Polens ſchon 
gehoben, daß ſelbſt das mächtige Böhmen fich die Einbuße des frauftädter Gebiets (1346) ge- 
fallen Iaflen mußte. Nur gegen ven Welten zeigte ver König Kaſimir dieſe aufrichtig für Die 
Förderung des Friedend und guten Ginvernehmend bemühte Politik. Die Friegerifche Kraft fei- 
ned Volks lenkte er nady einer andern Seite bin. In weifer Erwägung, daß der Kampf mit dem 
aufblühenden und von ganz Deutfchland unterflügten und getragenen Orden nur die Vernich— 
tung Bolens herbeiführen fönnte, richtete er fein Schwert gemäß den Traditionen feiner Väter 
gegen die Ruthenen in den Provinzen Halicz und Wladimir, und es gelang ihm auch, dieſe 
wichtigen Provinzen dem polnifchen Rande einzuverleiben. Freilih mußte er häufig genug um 
diefe Landichaften mit den wilden Litauern fimpfen, aber dadurch flärfte jich die Kriegsmacht 
feines Volks, und da er durch Erbſchaft Kujawien und durd diplomatische Verträge die Ober: 
lehnsherrlichkeit über Mafovien gewonnen hatte, fo ftand Polen in ven legten Jahren Kaſimir's 
in einem Umfange da, den ed faum in ben glängendften Zeiten der erften Piaften gehabt hat. 
Unftreitig aber noch wichtiger und bedeutſamer waren feine Bemühungen um die Steigerung 
des allgemeinen Wohlftandes. Er bediente ſich hierzu, wie feine Vorfahren gethan hatten, ind= 
befonbere der Deutjchen, die er zahlreich ind Rand rief und mit Landbefig an waldbewachſenen 
oder moraftigen Stellen ausftattete; unter dem unermüblichen Fleiße und dem tüchtigen und ver: 
ſtändigen Anbau diefer Anſiedler blühte das Land auf. Während auf der einen Seite hierdurch 
eine umfaſſende Germanifirung des Landes hereinbrechen zu wollen fhien, Fräftigte er ven na= 
tionalen Geift durch Firirung der althergebrachten Gefeße, indem er das alte Gewohnheitsrecht 
in den einzelnen Provinzen in aufgefhriebenen Statuten fammeln und dann zu einem All 
gemeinen Geſetzbuch für den einheitlichen Staat verarbeiten ließ. „QCuum sub uno prineipe 
eadem gens diverso jure frui non debeat, ne sit tanguam monstrum diversa habens ca- 
pita, expedit reipublicae, ut uno et aequali judicio, tam Cracoviae (Kleinpolen) quam Po- 
loniae (®rofpolen) et ceterae nostrae terrae judicentur. Et ex quo unus princeps est om- 
nium, una etiam moneta in foto regno haberi debet, cum consilio lotius nostrae Baroniae 
et assensu; quae debet esse perpetua et bona in valore, ut per hoc magjis sit grata el ac- 
cepta.” Diefer Sag an der Spige feined 1368 publicirten Geſetzbuchs harafterifirt die ganze 
Richtung Kafimir’d. Um aber auch bei den immer zahlreicher werdenden deutſchen Gemeinden 
den für Bolen höchſt bevenklihen Zufammenbang mit dem Stammlande verfelben, der durch die 
fortwährenden Ginholungen von Redtöbelehrung aus Magveburg, Halle, Lübeck u. a. neben 
andern Berührungen lebhaft unterhalten wurde, im Intereffe der ftaatlihen Ginheit zu unter— 
brechen, errichtete er in Krakau einen Oberhof aus ſieben Schöffen und einem Schultheigen, die 
nach magbeburgifhem Recht erkennen follten. Gine Appellation war nur nod an den König 
geftattet. Um ferner dem Nationalgeifte eine Pflegeftätte und eine feftere und tiefere. Begrün- 
dung durch Wiffenfhaften und Künfte zu verfchaffen, legte er (1364) nad dem Mufter von 
Vadua und Bologna bei Krafau eine Univerfität an, deren Dotationen auf die Salinenerträge 
von Wieliczfa angewiefen wurden. Leider gelang es Kafimir nicht, für dieſe Univerfität auch 
eine theologiſche Facultät zu gewinnen, die der Lebensnerv folder Anftalten in jener Zeit war. 
Daher verfiel die ganze Einrichtung alsbald und wurde erft im Anfang des 15. Jahrhunderts 
durch Wladyſlaw Jagello und deſſen Gemahlin Hedwig zu wirklichem Leben hervorgerufen. 
Fünf Baccalaurei follen noch bei Lebzeiten Kaſimir's auf diefer Anftalt promovirt worden fein. 
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Um die Dotationen der Univerfität zu fihern und überhaupt ein .ergiebiges Regal in feinem 
Ertrag zu heben, wurde der Salinenbetrich bei Wieliczka, der feit dem 12. Jahrhundert bis 
auf den heutigen Tag eine reihe Ausbeute geliefert hat, durd befondere Statute genau normirt, 
und ausführlihe Vorſchriften beftimmten die Werfführung, die Normative, die Genüſſe des 
Bergwerfs. Liber die Landesfteuern wurden ftrenge Geſetze erlaffen, da das Fönigliche Ararium 
durch das willfürliche Verfahren der Staroften häufige Einbußen erlitt. Soweit es in ber 
Gewalt des Königs lag, wachte er auch darüber, daß dieſen Gefegen Gehorſam geleiftet würde 
Gr fannte fein Anfehen der Perfon; jeder Stand und jeder Nang wurde nad) dem Geſet be: 
handelt; den Ubermuth des Adels ſuchte er, ſoviel ed anging, zu fleuern. Seine Begünftigung 
der niedern Stände trug ihm von dem gereizten Adel den Beinamen „Bauernfönig“ ein. Er 
hatte ſich deſſen nit zu fhämen. Ebenſo übt er menfchenfreundlice Duldung gegen die im 
griehifchekatholifhen Glauben Geborenen, gegen die Sarazenen und Juden und wurbe dafür 
mit der VBerleumdung verfolgt, daß er eine jüdische Maitreffe an feinem Hofe gehabt hätte, mo: 
für ed auch nicht den mindeften fihern Anhaltspunft gibt. Zahlreiche, bis dahin in Polen un: 
gewöhnliche Steinbauten, die theild von den Schriftftellern geſchildert werden, theild nod bis 
auf den heutigen Tag ſich erhalten haben, legen Zeugniß von feiner Fürforge für das fo fehr 
preiögegebene Land ab, und es ift ein ſchönes Wort des Geſchichtſchreibers Dlugoß: Kaſimir 
habe Polen von Holz überfommen und ed von Stein zurüdgelaffen. 

Leider war es den Polen nicht vergönnt, mehrere folder Fürften zu befigen. Gr war der 
legte feines Stammes, der legte Piaft, der die Krone trug. Andere Nachfolger mögen ihn an 
friegerifhem Ruhm und an glorreihen Helventhaten überragt haben, andere mögen aud ber 
nationalen Individualität durd eine prunfvollere Geſchichte und lebhaft in die Augen Iprin- 
gende Großthaten entiproden haben, keiner Hat dem wahren Glück und Wohlbefinden der Be: 
berrichten größere Dienfte geleiftet, im Sinne menfhheitliher Entwidelung und des Kortiärittd 
mehr in Bolen gewirkt ald Kaſimir. (Gr verftand ed, den Intereffen der Humanität zu dienen, 
ohne die der Nationalität zu fränfen. Ins volle Licht wird feine Würdigkeit durch feinen jhon 
beim Leben beftimmten Nachfolger gejegt (Kafimirftarb, ohne Söhne zu hinterlaffen) durch Zub: 
wig von Ungarn aus dem Haufe Anjou. Kurz nad der Krönung Lokietek's nämlich hatte 
ich Karl von Ingarn:Anjou mit der Schwefter Kafimir’s verheirathet, und ald dieſe Ehe mit 
Kindern gefegnet war, ging Karl mit allen Mitteln darauf aus, die Krone Polen an fein Haus 
zu bringen. Die polnifhen Reichsmagnaten wurden beſtochen, und es gelang, König Kañmir 
im Jabre 1339 zu einer Anerfennung der Erbfolge in der ungarifhen Seitenlinie zu bewegen. 
Im Jahre 1355 wurde diefe Stipulation von den Ständen beider Völker fanctionirt, und als 
Kaftmir geftorben war, beeilte fi König Ludwig, ehe befonders die mafovifchen Herzoge ald 
Prätendenten bervortreten Fonnten, die Erbfhaft anzutreten. Allein König Ludwig konnte, 
wie er fagte, „die polnische Luft nicht ertragen‘ und eilte, die Herrſchaft feiner alten Mutter, 
ver Königin Eliſabeth, überlaffend, nah Ungarn wieder zurüd. Unheilvolle Willkür und ränfe: 
ſüchtiges Spiel zerflörten theilweife wieder den mühfamen Aufbau des vorigen Königs und 
machten Bolen winzig im Rathe ver Völker, 

Die felbft: und herrihfüchtige Hausmachtspolitik Ludwig's hatte aber auf die polnifche Ber: 
faffung fo einſchneidende Folgen, daß hier darauf etwas mehr Nücjicht genommen werden muß. 
Eliſabeth's Negiment in Polen war ein entſchieden verwerflides, aber infofern der Mangel an 
Zucht und der Gewährung der Willkür dem Avel zugute fam, dem einzigen Bactor, auf den in 
ber Berwaltung noch Rückſicht zu nehmen war, fo würde er diefer Weiberwirthſchaft nicht wiber 
ftrebt haben. Aber Ludwig hatte ebenfo wenig als Kafimir Söhne; und um feiner Tochter den 
polniſchen Thron verleihen zu fönnen, bedurfte e8 einer Änderung des herkoͤmmlichen Grund: 
rechts, und diefe ftand in der Gewalt des Adels. Ludwig, Elifabeth und ihre Diplomaten arbei: 
teten nun unaufhörlich mit allen Mitteln daran, ven Plan ded Königs durchzuſetzen. Wer den 
Beftehungen und Verheifungen ſich nicht beugen wollte, wurde mit Gewalt dazu gebradt; fol: 
dem Zwang erlag endlich der gefammte nroßpolnifche Adel auf der Berfammlung zu Kaſchau, 
mo Ludwig fein Ziel erreichte. Gr verlieh dafür dem Adel eine Art „Charte“', gleichſam ale 
Entgelt für die Zuftimmung in der Erbfolgefrage, allein auf Koften der übrigen Stände bed 
Staat? , denn nunmehr war nicht blos factifch, ſondern auch gefeplich der Adel allein im den 
Befig alles Rechts und aller Gewalt, jelbft mit Beihränfung des Königthums, wie weiter 
unten noch gezeigt werben ſoll, gefegt. Jahre voll Verwirrung folgten dieſem Gonvent von 
Kaſchau (1374), und alles war vorbereitet, daß, als Ludwig im Jahre 1382 aus dem Leben 
ſchied, dev Bürgerkrieg fih erhob. Zwei Jahre lang tobte die Anarchie im Lande, und der 
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Kampf der Prätendenten mogte bald in diefe, bald in jene Landſchaft hinüber. Der Adel hatte 
in Saden der Erbfolge mebrere Berfammlungen, in welchen ſich allmählich die Formen der 
fpätern Reihötage mit ihren Vorzügen und ihren verderbenbringenden Schwächen herausbil- 
beten. Selbſt Spuren des fpäter fo berüchtigten liberum veto finden ſich ſchon in dieſer Zeit. 
Und am Ende aller Kämpfe fam ed vollfommen anders, als ed Ludwig ji gedacht hatte. 
Nicht die ältefte Tochter Marie (und deren Gemahl, ver Marfgraf Sigismund von Branden- 
burg) kam auf den Thron , fondern die jüngere Hedwig, welche aber nicht ven ihr bei Xeb- 
zeiten des Vaters bereits angetrauten Wilhelm von Oſterreich heirathete, fondern den Enkel 
des Litauerfürften Gedimin, den ebenjo verſchlagenen und liftigen als von erſtaunlichem Glück 
begünftigten Jagello, der erft kurz vor feiner Trauung das Chriſtenthum annahm und in der 
Taufe den Namen Wladyjlaw erhielt. Im Jahre 1386 beftieg er den Thron Polens und mit 
ihm beginnt das Herrſchergeſchlecht der Jagellonen. 

Die Vereinigung Bolend und Litauend war jedoch hiermit nur vorbereitet, nicht wirklich 
vollzogen; jeinen Bruder Sfirigiello hatte der Polenkönig in feinem Stammlande als Statt- 
halter eingejegt. Aber die Macht Litauend kam jedenfalls den Volen zu flatten, und fo gelang 
ed dem König Wladyſlaw, einen Feind nad) dem andern zu überwinden. Erſtlich wurden die 
Ungarn aus den reußifchen Provinzen, wo fie jih unter Ludwig fejtgejegt hatten, vertrieben und 
die Landſchaften dem polnifchen Reich einverleibt. Doch weitaus das Wichtigſte in der Negie- 
rung diejes verjchlagenen Monarchen war fein großer Sieg in der Schlacht bei Tannenberg 
1410 über den Deutſchen Orden. Wie fidh dieſer Krieg eingefädelt hatte, ift früher ſchon erzählt 
worden. Die unmittelbaren Folgen dieſes Siegs waren freilich im Verhältniß zu feinen jpätern 
umgeftaltenden Wirkungen gering zu nennen. Denn wenn aud der Orden im Augendlid nur 
Sampogitien und das ihm verpfändete Dobrzyn nebft 600000 Fl., in drei Naten zahlbar, verlor, 
ſo mar der Orden doch feit der tannenberger Schladht innerlich gebrohen, und das jo wunderbar 
unter demſelben aufgeblühte Land jchickte jich an, eine Beute der Polen zu werden. Die Erfolge 
über den Orden waren die einzigen wirklich bedeutſamen, welche die ahtundvierzigiährige Regie— 
rung des Kürften in Bolen ſchließlich aufzuweiſen hat. Die Treulofigfeit und Doppelzüngigfeit 
in den vielfachen diplomatischen Verhandlungen mit ven deutſchen Kaijern, mit dem König von 
Ungarn, ja mit feinen eigenen Vettern in Litauen wendeten ſich nur zu häufig gegen ihn felbft. 
Die kriegeriſche Natur ded Heiden, vermöge weldyer er die Gulturentwicdelung des Yandes und 
die Aufiyarung feiner Kräfte für den Dienft geiftigen Fortſchritts geringihägte und in der terri- 
torialen Ausdehnung ded Reichs allein feiner Aufgabe genügt zu haben vermeinte, dieſe Natur 
hatte ihn nicht verlaffen , jo jehr auch die kirchlichen Scribenten unaufhörlich verfihern, daß die 
Taufe ans ihm den edelften und hriftlichften Kürften gemacht habe, und es ift gewiß charakteri— 
ſtiſch, daß die polnischen Literatoren gerade diefen König als einen befondern Heros hervorheben. 
Ans allem wird ihm eine Glorie bereitet; daß er [hwahmürhig genug war, den ihm angetra= 
genen Thron des huſſitiſch gewordenen Böhmen auszufhlagen, joll ein Verdienft fein, nit min— 
der, daß er jeden Irrgläubigen, d. 5. dem Huſſitenthum Hulvigenden, mit dem Tode bejtrafen 
lieg. Im feiner Familie (er hatte nacheinander vier Frauen) war fortwährend Neibung und 
Zwiſt; er jelbft war verfchwenderifch, unbeftändig und träge, ganz beherrſcht von dem bigoten 
und diplomatiihen Kardinal Zbigniew Olesnicki. Im Jahre 1413 flellte er in der Verſamm— 
lung zu Hrodlo dem litauifchen Adel diefelben Freiheiten und Vorrechte aus, welche die volni: 
ihen Edelinge befaßen, wie er denn überhaupt allezeit dieſen Stand begünſtigte. Gleihwol 
mußte er ed erleben, daß 1426 die Urkunde, welche feinem Sohne die Nachfolge ſichern jollte, 
mie Säbelhieben zerhauen wurde, und erft als er ſich verpflichtete, den Kirchen: und Staatd: 
beamten jowie überhaupt einem jeden feine hergebrachten Freiheiten zu bewahren, an niemand 
eine Beamtung außerhalb feiner Provinz zu verleihen, dem Adel allen Schaden, den er bei einem 
Feldzug außerhalb ver Landesgrenzen erleiden würde, zu erfegen und aud) in einem im Lande 
geführsen Kriege deflen Befreiung aus etwaiger Kriegsgefangenſchaft auf ſich zu nehmen, die 
Münzgerechtigkeit nicht ohne Bewilligung der Stände auszuüben, feine Eetreivelieferung außer 
der theilweifen Zahlung des Hufengeldes zu verlangen, niemand, außer wenn er über einem Ga: 
pitalverbredhen ergriffen wäre, gefänglich einzuziehen, auch niemandes Güter ohne richterliches 
Erkenntniß zu confisciren, das polnische Necht in allen neuerworbenen Landfchaften einzuführen 
und die Haferlieferungen von Kujawien und Dobrzyn nad) zehn Jahren abzufhaffen, erft als ex 
ich zu folder Einſchränkung dev Königsgemalt verpflichtet hatte, wurde die Wahl feines Sohnes 
zugeſichert. Er ftarb 1434 im Alter von 88 Jahren und hinterließ den Thron dem Wlapdv- 
ſlaw (II) Warnenczyk (von Varna), der erft im zehnten Lebensjahre ftand, und für den ber 
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herrſchſüchtige Cardinal Zbigniew das Heft der Regierung in Händen hatte. Auch dieſes Re: 
genten Reben hat nur Bürgerfrieg im Anfang und auswärtigen Krieg am Ende deſſelben auf: 
zumeifen. Bis zu feiner Krönung, die fünf Jahre nad feiner Thronbefteigung flattfand, 
fimpften die Parteien im Innern des Landes, und ald Wladyſlaw's Sache endlich den Sieg 
davongetragen hatte, warb und fämpfte er um ven Befit Ungarns, der ihm auch in der That 
zutbeil wurde. Das verwidelte ihn aber in einen Krieg mit den Türken, der unter der Führung 
des Johannes Hunyades Corvinus nit ohne Glück geführt ward. Hungersnoth und Krank: 
beiten veranlaßten beide Theile zum Abſchluß eines zehnjährigen Friedens. Als jedoch Wladyſlan 
treulos jeinen Eidſchwur brach, rückte ihm ein zahlreiches Türfenheer entgegen, und bei Varn 
mußte er feine Unzuverläſſigkeit büßen. Er wurde gefchlagen (1444) und fand im Getümmel 
der Schlaht feinen Tod. Er war nur 21 Jahre alt geworden. Als Wladyflam Jagello aut 
dem Leben Ichied, Hatte der Adel bereits eine Macht und einen Einfluß auf das Regiment an ih 
geriffen, weldhe dad Königihum in Polen wenig begehrenswerth machen Eonnte. Daß dieſer allet 
beherrichende Einfluß unter feinem Sohne, der den Aufenthalt in Ungarn den heißen Debatten 
nrit feinen Magnaten vorzog, nicht abnahm, fondern unter den gegebenen Verhältniſſen fd nur 
jteigern mußte, ift leicht erſichtlich Nach dem Tode des Warnenczyk aber war der Thron nicht 
weniger ald zwei Jahre gänzlich erlevigt, und ed gab für die Allgewalt des Adels niht einmal 
einen Schein von Gegengewicht. Denn der erbberechtigte Kafimir Jagellonczyk, ber ald Oro: 
fürft in Litauen regierte, war erft nach langer Zeit zu bewegen, bie fügfamern LKitauer zu ver: 
laffen und ji) ver Anmafung der herriichen Polen auszufegen. 

Man kann ald weientlihften Inhalt des ganzen Jagellonenzeitalters die Steigerung ir 
Adelsgewalt auf Koften des Königthums und die territoriale Ausdehnung des Reichs anſchen 
Menn nun aud die Ausbreitung der Herrſchaft Über weite und große Strecken ver Geſchichn 
eines Volks einen befondern Schimmer verleiht, fo bleibt doch immer noch die Frage, ob inte 
Art und Gattung eines ſolchen Volks diejenige überſtrömende Vollfraft liegt, um bie fremden 
Länder und Nationen mit dem eigenen Gulturgeifte zu durchwehen und ſich allmählich zu aſi⸗ 
miliren. Polen raffte in diefer Zeit eine ganze Anzahl Länder zufammen im Norven, Süden 
und Oſten, ja ſelbſt an der weftlihen Grenze (Zator und Auſchwitz), aber der innere Geift der 
Nation, vermöge welches ſich die meiften Schickſale einer ſolchen beſtimmen, Fräftigte und ent: 
wickelte ſich dadurch nicht, im Gegentheil, er erlahmte an dem Übermaß feiner eigenen Größe. 

Der Deutfche Orden empfing unter Kafimir IV. (1446— 92) den Todesſtoß, nicht ſowolden 
Lohn ald vielmehr die Conſequenz feiner unnatürlichen Herrſchaft. Seine eigenen Städte empörten 
jich wider ihn und wirften mit zu feinem Sturze; und dennoch, fo vervammlich die Ordensherten 
gewirtbichaftet hatten, waren im Anfang des polnifchen Kriegs in Preußen 21000 wohlberdt: 
forte Dörfer und viele reihe blühende Städte, eine Zahl, die wol felbft jegt dort nicht wie 
erreicht worden ift. Um Ende ded Kriegs zählte man nur noch 3020 Ortfchaften. In dem 1466 
zu Thorn gefhloffenen Frieden befam Polen Culm, Michelau, ganz Pomerellen, Marienbur, 
Stuhm, Chriftburg, Elbing und Tolfemit ſammt deren Gebieten. Der Biſchof von Ermeland 
hatte ſchon früher ven König von Polen als feinen Oberherrn anerfannt. Dem Orden verblieh 
das übrige Prenfen, die Bisthümer Bomefanien und Samland. Doch follte er das ihm über: 
laffene Land nur als ein Lehn der Krone Polen beſitzen und jeder Hochmeiſter gehalten fein, ieh? 
Monate nad feiner Wahl den Eid der Treue zu leiften, daß er den Frieden aufrichtig halten un 
niemals um die Entbindung von feinem Eide nachſuchen werde. Auch feine etwaigen Eroberun 
gen follten venfelben Bedingungen unterliegen. Bei den vom Kriege betroffenen Bürger 
wurde eiu Unterfchied zwiſchen Adelichen und Bürgerlichen gemadt. Den erftern wurde 
bedingte Amneſtie und Güterreftitution gewährt, die andern mußten ihr eigenes Gut erft mie 
einlöfen. 

Eine andere wichtige Erfheinung in der Negierung Kaſimir's war die bisher auf blofem 
Herkommen beruhende, nunmehr aber grundrechtlich feftgeftellte Ginrichtung des Neicätagt- 
Im Jahre 1459 wurde zu Piotrfom ein Reichstag gehalten, zu welchem der König einerfet 
und der Adel andererfeitd in Begleitung fo zahlreicher Bewaffneter erfhienen, daß ed einem 
großen Heerlager gli, welches in zwei Eampfbereite Parteien zerfiel. Man glaubte daher ben 
in Zufunft unvermeiblihen Gonflicten dadurch vorzubeugen, daß man auf den NReihätag der 
1468 nad) Piotrkow nicht mehr den ganzen Adel beſchied, fondern jeder Wojwodſchaft nur ger 
Bevollmächtigte als „Landboten“ zuerfannte. Damit war mindeftend anfangs eine leichtere 
Handhabung ber geſetzgebenden Gewalt angebahnt, aber andererſelts war damit auch dem ſchen 
in der Anlage des polniſchen Reichs vorhandenen Föderalcharakter ein lebendiger Ausdrud ge⸗ 





Polen 509 


geben. Bon der Zeit an war der polnifche Staat nur ein Föderalſtaat. Aber auch in der Perſon 
des Königs jelbft wirkte ein unheilvoller Dualismus. Gr hatte jein Leben lang eine Vorliebe für 
Litauen, deſſen Magnaten jedoch einer Vereinigung mit Polen widerftrebten. Nach dem Sage: 
gleihe Urſachen, gleihe Wirfungen, beftand in Litauen derfelbe Zuftand wie in Polen. Hören 
wir, wie Zelewel dad Gemeinweſen Litauens in dieſer Zeit ſchildert. „Litauen war weder fo dicht 
bevölkert noch jo wohlhabend wie Polen. Stellen wir und das niedere Volf als leibeigen und 
gefnechtet vor, einen von den Magnaten abhängigen, als Bajallen derjelben geltenden Adel, die 
Magnaten voll Argwohn, vol Angft wegen ihrer Privilegien und voll Furcht, etwas von ihren 
Vorrechten zu verlieren, unaufhörlich untereinander felbft in Streit und Haß; alle litauiſchen 
ober reußifchen Edelleute des griehijchen oder lateiniihen Ritus nad Freiheit begierig, obne 
einen höhern Wunfc als das Privilegium von Hrodlo, das ihnen gleiche Freiheiten wie vem 
polnischen Adel bemwilligte, in feiner ganzen Ausdehnung verwirklicht zu fehen, ihrer Dienft: 
barkeit müde, ohne jemand über fi jehen zu wollen; die reußiſchen und fitauifhen Magnaten 
ihrerſeits, meiftend mit erblichen Herzogs: oder Fürftentiteln (knia2) verfehen, bildeten allein 
den Senat und ben Reichstag, von welchem die Evelleute ausgefchloifen waren.‘ Mit viejer 
fortfchreitenden Zerrüttung im Innern contraftirten aufs lebhaftefte die äußern Erfolge, denn 
nad vielen Kämpfen erlangte Wladyſlaw, der Sohn des Polenkönigs, die Kronen von Böhmen 
und Ungarn, während die drei übrigen Söhne Johann Albredt, Aleranvder um Sigis— 
mund naheinander nad dem Tode Kaſimir's IV. (1492) in Polen regierten. Inzwijchen erhob ſich 
im Oſten eine Macht, welche vereint den polnischen Staat in den Abgrund ſtürzen follte, vie 
Macht der Mosfowiter, welche unter Iwan I. Waffiljewitfh Großnomwgorod und einen Theil 
Weißrußlands an ſich rijfen, ohne daß Polen e8 hindern fonnte. Unter Johann Albrecht traten 
theoretiich gewiffermaßen (durch Buonacorji oder Kallimahus, wie er auch hieß, den Lehrer des 
Königs angeregt) einige Verſuche hervor, die Macht des Adels zu breden. Gin folder Sturm 
aber wurde jchon durch die bloße Abficht hervorgerufen, daß der König ihn nur dadurd wieder 
beſchwichtigen fonnte, daß er (1494) den Nichtadelichen das Recht des Grundbeſitzerwerbs 
nahm und in die alten Staatögejege eine Formel einfchaltete, wonach ohne Beſchluß der Pro- 
vinzial= und Reichstage weder ein Gejeg noch eine Kriegserflärung Gültigkeit haben follte, 
Unter feinem Nachfolger Alerander wurde dem Königthum jelbft die Verfügung über die könig— 
lihen Domänen entzogen. 

Eine beifere, die glängendfte Zeit des polnischen Staats, führte Sigismund I., „der 
Alte”, herbei. Er beitieg 1506 den Thron von Polen, zugleich al8 Großfürſt von Litauen. 
Gleich im Anfang feiner Regierung hatte er eine offene Nebellion feines Hofmarſchalls Glinſki 
niederzufhlagen, die von Moskowien unterftügt wurde und trog ded Sieges der Polen bei Orſza 
nicht ganz zu Gunſten Sigismund's endigte. Im Jahre 1509 verſuchte Bogdan, Hospodar der 
Walachei, einen Einfall in das Land von Halicz, doch ward er vertrieben und gezwungen, den 
Lehnseid und Tribut zu leiften. Statt ver päpftlichen Aufforderung entiprechend an dem Kriege 
wider die Türken Antheil zu nehmen, zog der König von Polen e8 vor, mit den Tataren einen 
blutigen Kampf aufzunehmen, und in der Schlacht bei Wisniomwiec (1512) deckten 24000 Ta: 
taren das Feld. Inzwiſchen wurde der von Glinſki angeregte Krieg mit den Moskowitern fort: 
gefegt. So wurde der König von einem Kriege zum andern fortgeriffen, und ed wurden zu 
feiner Zeit die furchtbarſten Schlachten des 16. Jahrhunderts gefhlagen. Trotzdem fehen wir 
noch Polen in allen öftlihen Kämpfen jener Zeit mitfämpfen, jo in Mobacd und an andern 
Orten. Aud der Deutfche Orden ftellte ich unter die Feinde Sigismund’s, allein unfähig der 
gewaltigen Macht des Königs zu widerftehen und aus Zuneigung für die neue lutheriſche Lehre 
feiner Lebensgrundlage beraubt, gab verjelbe fernern Widerſtand auf. Der Hochmeiſter legte 
den Ordendmantel ab, verheirathete ih, und das ganze Land trat zu der proteftantifchen Lehre 
über. Preußen wurde ein Polen zinsbares Herzogthum, Albredt von Brandenburg wurde 
als deffen Herzog anerkannt und erhielt den erften Sig neben dem König in der Reihe ver polni: 
fhen Senatoren. In der legten Zeit feiner Regierung wurde Sigisinund gänzlich von feiner 
Gemahlin Bona Sforza, einer Tochter des Herzogs Johann Galeazzo, beherrſcht, was von dem 
Adel Polens mit einem bis zur offenen Empörung (1537) gefteigerten Unwillen nur ertragen 
wurde. Die Gleichheit des Adels, an ſich eine Unmöglichkeit, befam durch die eitle Selbſtſucht 
vieler Magnaten, welche ich von deutfchen Titeln blenden ließen, einen tiefen Riß. Der niedere 
Adel fräubte ih gegen die Gewalt und Obmacht, welche jene auf fie ausübten. So zeigte fih 
ſelbſt in der Blütezeit des Landes eine Zerriffenheit in der Bevölkerung, die nothwendig zum 
Unheil führen mußte. Der bejahrte König ftarb 1548 zu Krakau und hinterließ feinem Sohne 
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ein Reih von mächtiger Ausdehnung, Polen, Litauen und Preußen umfaſſend. Doch wer 
möchte den König Sigidmund Auguſt un ein Reich beneiden, deſſen Bürger fih das Recht ber: 
ausnahmen, felbit in jeine Familienverhältniſſe einzugreifen! Gr hatte nämlich die Barbara 
Radziwill, alſo ein Weib aus dem Landesadel, gebeivathet. Die eiferjüchtig vertheidigte Gleich 
heit des Adels lieh das aber nicht zu. Es entftand eine Emeute, die nur mit fnapper Noth be: 
ſchwichtigt wurde. Als Sigismund Auguft in geredter Erfenntniß, daß dem Reichskörper eine 
größere Ginheit noththue, die an die Krone Polen gefallenen Yänder Litauen, Preußen und das 
Fürftentbum Zator mit dem Kronlande fo zu vereinigen tradhtete, daß jene dieſem gleichgeftelit 
würden, zerriß der Großmarjhall Kmita die Berfammlung, indem er feinen Stab auf den 
Boden des Saaled warf. Auf der Hochſchule zu Krafau entftand eine Empörung, mebr als 
100 Studirende verließen die Univerfität und dad Land. Ya man dachte fogar ſchon daran, 
den König zu entjegen und den Kronhetmann Johann Tarnomffi auszurufen. Eine lange Zeit 
fonnte gar fein Neichätag gehalten werden. Yange währte e8, ehe die aufgeregten Wogen ſich 
wieder einigermaßen ebneten. Die wihtigften Greigniffe in bem Leben jenes Monarden waren 
das Ginpringen des Lutherthums und die endlich erfolgte Union der verschiedenen Länder. 

Sicht man von Deutſchland ab, fo wurde faſt fein Land Europas jo ftarf von der neuen Lehre 

ergriffen ald Polen. Dieſes Land, das, in alten Zeiten der päpftlichen Curie trikutär, ale das 

treuefte der Kirche galt und feiner farholifhen Hierarchie einen jo auferordentlihen Einfluf 

auf die Staatdangelegenheiten geftattete als nirgends font, wurde in reifender Schnelligkeit 

von dem Proteſtantismus ergriffen, und #8 wird nicht mit Unrecht angenommen, daß fünf Secht 

tel aller Ginmohner den Kehren der Reformation anhingen: und nicht etwa blos der unmar- 

gebliche Theil der Bevölkerung, fondern ebenfo ſehr ver einfIußreichfte Theil ver Magnaten ; ja 

der Legat des Papftes jchrieb voll Beſorgniß nad) Nom, daß auch der Erzbiichof Iafob Ubanifi 
zum Abfall binneige, und man bat guten Grund anzunehmen, daß der König ſelbſt etwas in 
der treuen Anbänglichfeit an den katholiſchen Kirhenglauben wankte. So ertenfiv aber vieler 
Sieg der neuen Lehre in allen damaligen Formen ald Galvinidmus, Lutherthum u. a. war, fo 
geringfügig Scheint er doch intenfiv gewefen zu fein. Denn einige Jahrzehnte genügten,, un 
den alten Stand nit nur wiederherzuftellen, jondern einen Fanatismus zu erzeugen, befien 
Gluten noch beute erkennbar find. Man hat wol die Frage aufgeworfen, mas aus Polen ge: 
worden wäre, wenn ed den Proteftantismud ald Staatsreligion bei fih eingeführt hätte, 
Mürige Frage! Die Schickſale der Völfer entjtanımen zumeift der Summe ihrer eingepflan;- 
ten Anpividualität, die fih unter biefer wie unter jener Glaubendform erbält und nur bald in 
dieier, bald in jener Geftalt Äh äußert. Das aber ſteht feſt, daß, wenn Polen auf die Dauer, 
wie ed anfangs that, fid als ein Nefugium der Gemiffensfreiheit aufgeworfen hätte, ja ale 
ein Hort und Schüßer derfelben aufgetreten wäre, ed eine Mifiion in dem Bölferleben Europas 
übernommen baben würde, die ihm feit der Zeit, wo die Überflutungen unfers Welttheile 
durch afiatiihe Barbarei nicht mehr zu fürdten ftanden, abhanden gefommen ift. 

Wie gefagt, die eriten Maßnahmen des Königs Sigismund Auguft waren im Sinne bo: 
berziger Toleranz und Gerechtigkeit. Biſchöfe, welche der katholiſchen Kirche entfagten,, blieben 
im Senat. Unter vem Schutze diefer umfaflenden Glaubensfreibeit geſchah es, dan ſelbſt eine 
ſo abjonderliche Sefte ald die der Socinianer (begründet von Lälius Socinus, welder die Lehre 
der Unitarier bis zur äußerften Gonfequenz durchführte) eine Zeit lang dort ein ungeftörtes Afel 
fand. Auf der andern Seite aber wurde durch die Mannichfaltigkeit der nichtkatholiſchen Lehren 
die durchgreifende Wirfung einer einzigen gehemmt, und fie beraubten fi bei der herrſcheutes 
Unbildung der Volksmaſſen insbefonvdere gegenfeitig des Anſehens. Allmählich ſank die num 
Lehre in Polen bei vielen zu einer bloßen Argumentation der Partei herunter, fie wurdecis 
Gegenſtand der Politik. 

Dad andere wichtige Ereigniß unter Sigismund Auguſt war die Bereinigung Volent an 
der allmäbli erworbenen Länder, Litauen, Volhynien, Podolien, Ukraine, Porpladbim, 
Preußen, zu einem Staatöförper, in welden die verſchiedenen Lande einander gleichgeſtellt 
waren (Unia 1569). Die Verhandlungen hierüber hatten fi ſehr in die Länge gezogen, «br 
fie zur Ausführung famen. Daß troß dieſes Actes der Föderalcharakter Polens nit ſchwand 
das zeigte ji gar bald in den Provinziallandtagen, die in ihren Wünſchen und Forberungen 
eine ſolche Verſchiedenheit zeigten, daß ſchon das allein die Zerrifienheit auf den allgemeinen 
Reichstagen hinreichend erklärt. Außer ven Beiigungen aber, welde die Regenien aud dem 
Haufe Waſa fpäter an den Oftfeefüften dem polniſchen Reiche zubrachten, hatte daſſelbe damalẽ 

ſeine größte Ausdehnung erlangt, Es umfaßte über 17000 Quadratmeilen und reichte von 
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der Mündung der Netze bis an die Desna im Oſten, und von ber Oſtſee bis an Bender hin; 
fat alle Feinde dejjelben waren geſchwächt, nur fein größter ſtand gerade damals in auffteigen: 
der Blüte — feine Staatöverfaflung. 
Im Jahre 1572 war Sigismund Auguft kinderlos geftorben und mit ihm das Geſchlecht ver 
Jagellonen erlofhen. Seitdem infolge des Erbtbeilungsprineips und der ſchließlich daraus 
bervorgehenden Fremdherrſchaft die natürliche Erbfolge unterbrochen und beim Auäfterben 
der Piaftenfönige die Regentihaft an Ludwig von Anjon übergegangen war, der ven Mangel 
eines directen Rechts mit großen Zugeftändniffen an den Adel erfauft hatte, ſeitdem hatte dieſer 
im ftillen das Recht, über die Krone zu verfügen, an fich geriffen. Er übte dieſes Recht durch 
den Senat und hielt fi bei ver Ausübung deifelben innerhalb ver Dynaſtie, ſodaß bier Wahl 
und Erbfolge zufammenmwirften. In dem heftigen Parteikampfe, der nad) dem Erlöſchen des 
Jagellonifhen Mannsftammes entftand und dur die Verallgemeinerung des Wahlrechts, 
welche die nichtſenatoriſche Nitterichaft durchſetzte, did nahe an den Bürgerkrieg ſich fleigerte, 
war gleichwol immer noch dieſe Verföhnung von Erbfolge und Wahlrecht durch Berück— 
fihtigung der angeflammten Dynaftie im Auge behalten worden. Man wählte jo, daß 
der zufünftige König die etwas gealterte, aber unvermählte Schwefter des legten Jagello— 
nen, Anna, beiratben fonnte, nämlih ven noch unvermählten Heinrih von Valois, 
den Bruder König Karl's IX. von Branfreih. Sowie nun aber alle Stüde ver nah und 
nach gewordenen polniſchen Verfaffung in diefer Übergangsepoche ihre äußerſte Ausbildung 
erhielten, jo wurden auch die feit Lubmwig von Anjou üblihen pacta conventa (Stipula- 
tion der Nationalvertretung mit der Krone) in einer Art gefaßt, welde es zweifelhaft er- 
iheinen läßt, ob die Nation dem Prinzen Heinrih mit der Krone mehr verliehen oder 
Heinrih mehr dem Bolenvolfe gegeben hat. Dieje pacta conventa, die aud) für die zukünfti— 
gen Wahlen dad Mufter abgaben, harafterifiren den Act mehr ald Schader denn ald Wahl. 
Jean de Monluc mußte im Namen des franzöſiſchen Prinzen verſprechen: daß diefer ald König 
nit allein jeinen Nachfolger nicht beftimmen, jondern nicht einmal der Nation vorſchlagen 
dürfe, er müfle ftetd von 16 Senatoren umgeben fein, und ohne deren Zuflimmung dürfe ex 
nichtö unternehmen; ein Aufgebot dev Ritterihaft ohne Genehmigung der Stände ſei ungültig; 
Ausländern Ehren und Amter zu verleihen fei durchaus unzuläffig, und ohne die Einwilli— 
gung der Stände könne der König ſich nicht verheirathen. Im dieſem fpeciellen Falle der Wahl 
Heinrich's follte Frankreich eine Flotte ausrüuften, welde für Polen die Herrihaft in der Oſtſee 
zu erringen habe, 4000 Branzofen follten zum Kriege gegen die Moskowiter geftellt werden, 
in jonfligen Kriegen müßte Frankreich Subjidiengelver zahlen; der König müſſe jährlich aus 
jeiner franzöſiſchen Heimat eine halbe Million Gulden beziehen, um fie zum Beten des Landes 
zu verwenden , die Schulden Sigismund Auguſt's müffe er bezahlen, und 100 junge Polen auf 
feine Koſten erziehen laffen. Daß um einen folhen Thron, der faum einen Schatten von indi— 
vidueller Freiheit übrigließ, dennod von Preußen, Brandenburg, Ofterreih, Schweden, dem 
Moskowiter und einheimischen Magnaten (denn auch folche traten damals und fpäter als Be: 
werber auf, man nannte ſolche Piaften) gebublt werden fonnte, bleibt ein Räthſel. Heinrich 
von Valois war nah fünf Monaten der Negierung überdrüßig und entfloh heimlich aus dem 
Lande zu jeiner Mutter Katharina von Medici, deren Lieblingsfohn er befanntlih war. Natür- 
lich brachte der außergewöhnliche Hall eine noch größere Verwirrung im Lande hervor. Die 
Reichstage des Zwiſchenreichs waren fürmlihen Campagnen ähnlich, und auf pie Einwirkung des 
rürrfifhen Gefandten wurde Stephan Bathori von Siebenbürgen, jedoch in der Art gewäblt, 
daß ihm der Thron nur unter der Bedingung, daß er die etwa 60 Jahre alte Anna Jagellonfa 
beivathete, übertragen wurde. Ginen Tag nad) der Krönung erfüllte er diefe harte Bedingung. 
Breußen und befonderd Danzig mußten erft durch Waffengemwalt zur Anerfennung Stephan's 
gebradt werden (1577). Gleich in den erften Jahren feiner Regierung führte er einen glüd: 
lichen Krieg gegen den Modfowiter. Seine Regierungsgrundjäge, die er von vornherein dem 
Reichstag kundgab, ſprach er in dem energiichen Worte aus: „er wolle fein gemalter König, 
fein König in abstracto fein.” In diefem Streben nad Stärkung der Königsgewalt, weldye 
allerdings den libeln, an denen Polen Frankte, hätte abhelfen fünnen, ftand ihm der Kanzler 
und Krongroßhetmann Johann Zamojffi mit Thatkraft bei, der allmählih aus einem über- 
eifrigen Bertheidiger der Adelögleichheit (ihm ift vornehmlich die Werallgemeinerung des Wahl— 
rechts zuzujchreiben) ein Vorkämpfer ber dictatorifchen Gewalt geworden war. Im Zufanmen: 
bang mit diefen Beilrebungen wurde daher auch die Fatholiiche Neftauration lebhaft in Angriff 
genommen und, ein Keim bed Berberbeng, die Jejuiten in das Rand eingeführt. Obmol «8 aud) 
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unter Stephan an Zerrüttung und geheimen Verſchwörungen nicht mangelte, jo war doch jeine 
Zeit, namentlich) in Betracht der folgenden, noch die glüdlichfte Epoche des polnifchen Staatslebens 
Seit jeiner Regierung (er ftarb 1586) hörte die Jahresreihe des Glücks und Wohlergebeng für 
Volen auf. Das ein volles Jahr dauernde Interregnum von Jahre 1587 war einer der trüben 
Momente der wilden Zerflüftung aus perfönliden Intereifen, die nur im Augenblid ohne be: 
deutendern Schaden für das Reich überhaupt verliefen, weil das habſüchtige Ausland noch nicht 
feinen Arm ausgeftredt hatte. Es erfolgte jchlieplich eine Doppelwahl. Die Partei der Zbo: 
vomwjfi, der die meiften Proteftanten angehörten, erfor fi den öfterreihiihen Erzherzog Mari: 
milian, die andere, welche unter der Führung des Kanzlers Zamojjfi ftand, wählte den Sobn 
des ſchwediſchen Königs Johann IL. und ver Katharina Jagellonfa (aljo auch Bier mit 
Rückſicht auf vie alte Dynaftie), den im Fatholifhen Glauben erzogenen Sigidmund. Beide 
Barteien juchten fi zuvorzufommen, und ed fam um Krafau zu einem harten Kanıpfe. Die 
Überlegenheit Zamojſti's führte Sigismund nicht blos zum Siege, fondern ed gelang dem Kron- 
feldherrn, den Erzherzog bei’ Pitihen in Schleſien (1588) zu jhlagen und ihn ſelbſt gefangen zu 
nehmen. Gin pfärfiiches und feiles Regiment war mit Sigidmund LI. auf den Thron gelangt. 
Die beften Männer wurden vom Hofe entfernt, die proteftantiihen Bekenner mit brutaler Ber: 
folgung heimgeſucht, ihre Kirchen zerjtört, der Jeſuit Skarga vertheilte Amter und Würden im 
Mamen des Königs; e8 wurde mit einer Art Grundſätzlichkeit auf den Bürgerkrieg hingear— 
beitet, der auch nicht ausblieb. Von vornherein büßte Sigismund fein Nachfolgerecht in Schme: 
den ein, welches ſein Oheim Karl von Südermanland an ſich rip; dadurch verlor Polen Efland, 
das Sigismund nad den pacta conventa dieſem Lande hätte einverleiben follen. Die Tür— 
fen, welche auf die befhimpfenpfte Weije von Polen einen Tribut forderten, wurden nur burd 
den Tod Sinan-Paſcha's abgehalten, ihre Heerfäulen gegen Polen zu wälzen. Es war nod 
ein Glück für Polen, daß unter diefer jammerlihen Herrihaft Männer von echter Größe, wie 
Zamojjki, Chodkiewicz u. a. jidh erhoben und die Verfehrtheiten und Vergehen der Krone jo: 
viel ald möglich gut zu maden beftrebt waren. Während Sigismund mit dem Reichstag über 
die Sache des falſchen Demetrius verhandelte, empörte ji ver Wojwode Nikolaus Zebrjv- 
dowjfi (Führer der Kanzleriften, jo genannt von dem Kanzler Zamojjfi, im Gegenfag zu 
ven Regaliften, ver Partei des Königs) und hatte bald an 100000 Köpfe unter feinen Fahnen. 
Don dem tapfern Zolfiemjfi wurden die Nebellen (1606) bei Janowier geſchlagen. Als Zeb: 
rzydowſti im Jahre 1607 wieder losbrad, wurde ihm bei Guzowo eine Schlacht geliefert, in der 
die Königlichen wiederum Sieger blieben. Die Nebellen aber mußten amneftirt werden. Kaum 
war diejer zerftörende Kampf beendet, jo nöthigte die Lage ver Dinge in Rußland, wie fie durd 
den faljhen Demetrins herbeigeführt war, zu neuen Kriegen. Sigidmund wurde dazu bejon: 
ders durch die Hoffnung gereizt, die ſchismatiſchen Ruſſen für die lateiniſche Kirche zu ge 
winnen. Am Ende hatte er davon nur Verlufte, abgejehen von dem Ruin aller innern Ber: 
hältnijfe. Der Soldat war zuchtlos und verderbt, der Hof ein Tunımelplag niedriger Intri- 
guen, die Heerführer waren jelbitjüchtig und uneinig, und ald Michael Nikititſch Romanom im 
Moskau zum Zar ausgerufen wurde, mußte Sigismund, defjen eigener Sohn einft in Moskas 
zum Herrſcher erhoben worden war, fich mit einem für ihn ziemlih ungünftigen Frieden (bei 
Dimylja 1619) begnügen. Smolendf, Severien und Czernichow (Tſcherniechow) fielen der 
Krone Polen anheim, dagegen verlor fie in derfelben Zeit die Moldau an die Türkei. Inzwi— 
Ihen waren den politifhen Rebellionen militärifche gefolgt. Der Sold der Armee war aufge 
blieben, und es bildeten ih Gonföderationen, die ſich ihre Nüdftände/zur drückendſten Lafl ter 
Bevölferung auf eigene Hand eintrieben. Hierzu Fam die ununterbrodene Verfolgung dr 
Difjiventen, die mehrfach heftige Erbitterung erzeugte. Gin Schwächling in jeder Beziehung, 
nabın Sigismund doch an allen Kriegen jener Zeit Anteil, vielleicht um nur den Adel zu ber 
ſchäftigen. Durd feine öfterreihifhe Gemahlin wurde er veranlaßt, an dem großen Religiend 
friege in Deutjchland theilzunehmen; er hoffte dabei feine Anrechte auf Schweden zur Geltung 
bringen zu können; aber Guftav Adolf nahm Livland und Riga (1621) und machte ſchon in 
Preupen jo bedeutende Fortſchritte, daß Sigismund mit der Abtretung von Livland und eines 
Theils von Preußen ſich den Frieden erfaufen mußte; 45 Jahre dauerte dieje unglüdlice Re: 
gierung. Sigismund ftarb 1632. 

Obwol die Frage über den Nachfolger eigentlich entfhieden war und das Recht Wlat»: 
flamw’s81V., des Sohnes Sigismund’s, fo außer Zweifel war, daß ji nit einmal ein Mitbe⸗ 
werber einfand, jo gab ed dennoch wieder ein fo ſtürmiſches Interregnum , daß wenig zum blus 
tigen Zufammenftop fehlte. Die Forderung ver Koſacken, an ver Wahl theilzunehmen, und 
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Klagen derjelben über Knehtung und Zwangsbefehrungen von feiten der Polen wurden na— 
türlich abgewieſen, und dies führte fpäter ſchreckliche Folgen Herbei. Wladyſlaw IV. entſprach 
dem Geiſte des Polenvolks beſſer als fein Vater. Er führte einen kurzen, glüdlihen Krieg 
gegen die Mosfowiter, der mit der günftigen Convention zu Wiazma fein Ende nahm. Ebenfo 
ihloffen die Schweden mit ihm zu Stumsdorf 1635 Frieden, vermöge deffen er Preußen wie: 
dererhielt. Dagegen trübte ji der innere Zuftand nur nod mehr. Wladyſlaw wollte einen 
Orden der conceptio immaculata einführen, was den Adel in große Aufregung verjegte; es 
ging ferner dad Gerücht, der König wolle mit Hülfe ver Kofaden die Macht des Adels breden. 
Da beichränfte ihn ein Reichstagsbeſchluß auf eine Ehrenwace von 1200 Dann ; andere Trup: 
ven follte er nicht Halten dürfen. Während jo die friegerifhe Macht des Staats untergraben 
wurde, hatte ver Reichstag Fein Bedenken, die Gewalt der priefterlihen und jejuitifchen Hierar— 
hie in jeder Weile zu vermehren und zu ſtärken. Es läßt ſich allerdings nicht in Abrede flellen, 
daß dadurch auc wiederum viel für die Entwidelung ver Literatur und Bildung Überhaupt ge: 
wonnen wurde. So füllt auch unter anderm die Berufung der fpäter fo berühmt gewordenen 
fratres piarum scholarum nad Warſchau in die Negierungszeit Wlapyflaw’d. Andererſeits 
wurde aber dadurch eine jedes freiere Streben jo hart unterdrückende Katholifirung eingeführt, 
daß die wichtigften Gejellichaftsintereffen darüber zu Grunde gingen. Der König ftarb 1648, 
gerade in dem Augenblick, ald Bogdan Chmielnicki ſich an die Spige der Koſacken und Tataren 
geftelit Hatte und gebieteriih Abhülfe gegen die Jefuiten und gegen die Juden, fowie die Privi— 
legirung der Kofaden mit allen den Vortheilen des Adelftandes verlangte. Die vom Gonvo: 
sationdreihätag gegen Chmielnicki's Rebellion getroffenen Maßregeln waren fo unzureichend, 
dag die Koſacken ohne Wiperftand brandihagend und plündernd bis nad Zamosé vordrangen. 
Umfonft überjandte ver inzwifchen unter heftigen Unruhen gewählte Johann Kafimir, ver 
Bruder des verftorbenen Königs, dem Kofadenführer Chmielnicki Stab und Roßſchweif (Zeichen 
der Feldherrnwürde), weil er ihn duch Milde zur Unterwerfung zu bringen hoffte. Chmielnicki 
verwarf das Anerbieten und der Krieg begann. Da die Tataren jedoch die Kofaden treulos ver: 
ließen , ſchloß Bogdan einen feinen Wünſchen ganz entjprechenden Frieden. Dagegen erhob ich 
aber ver Fatholifche Fanatismus, daß, wie ed in dem Frieden bedungen war, der griechiſche Me— 
tropolitan Gig und Stimme im Senat haben follte. So entflammte der Krieg aufd neue, der 
eine Reihe biutiger Schlachten im Gefolge hatte. Sowie in diefer Zeit in Polen überhaupt die 
ihärfften Gegenſätze ih mifchten, jo berührten Sieg und Niederlage in diefem Kriege ſich der— 
maßen, daß der Staat völlig einem Schiffe glich, Das auf fturmgepeitihtem Meere unıhergeworfen 
wird. Bald follte von Norden her eine Welle über ihm ganz und gar zufammenfchlagen. Indem 
Augenblid, da Chmielnicki jih ven Moskowitern unterwerfend, dieje lauernden Feinde Po— 
lens gegen daffelbe zum Kriege angereizt hatte, haderte ver ſchwächliche König Johann Kaſimir 
mit einen jeiner Uintertbanen um ein von ihm verführtes, ehebrecheriſches Weib. Der tiefge: 
fränfte Gatte Hieronymus Radziejowjfi, welchem der Senat auf Anftiften des Königs Tod und 
Infamie zudecretirte, flüchtete fih nah Schweden, und es bedurfte nur nod einer ſolchen Außer: 
lihen Anregung, um Karl Guftav zum Kriege gegen Polen zu veranlaffen. Kränfung genug 
hatte vie Anmaßung Johann Kafimir’s, mit der er ſich den Titel eines Königs von Schweden bei— 
legte, in Karl Guſtav hervorgerufen. Während nun 1654 die Mosfowiter ganz Litauen er: 
oberten und bis nad Lemberg vordrangen, zogen 1655 die Schweden von Pommern nad) 
Großpolen, dad treulos ohne Widerftand fi dem Feinde unterwarf, von dort nah Warſchau 
und von da nad Krafau, Der ganze Staat fiel den Schweden in die Hände; jo demoralilirt 
war damals jhon der ganze Adel, daß er foldhen Verraths ſich nicht ſchämte. Johann Kafimir 
war nad) Schleſien geflohen. Die Bedrückungen, welche die Schweden übten, empörten aber dad 
Polenvolk, und in der Gonföderation von Tifzomwice (29. Der. 1655) ſchloſſen einige Batrioten 
zur Befreiung ded Landes einen Bund. Die Conföderation rip endlih Johann Kaflmir mit 
fort, ed Fam zum Kampfe. Karl Guftav entwarf, um Bundesgenoffen zu gewinnen, einen 
Blan zur Zerjtüdelung Polens, bot vem Großen Kurfürften von Brandenburg, Friedrich Wil- 
beim, Großpolen und dem jiebenbürgifchen Herzog Georg Rakoczy Kleinpolen an. Aus Ab: 
neigung gegen Brandenburg und Schweden nahm der habsburgiſche Hof für Polen Bartet, und 
obgleich auch die öſterreichiſch-ungariſche Hülfe wenig ausrichtete, fo zog doch Oſterreich damals 
ſchon die unerfhöpflihen Bergmwerfe von Wieliczka als Pfand für die Kriegsfoften für ſich ein, 
Diefes die Zukunft ſchon andeutende Vorfpiel nahm ſchließlich doch noch für Volen eine verhält: 
nigmäpig günftige Wendung. Mit Rußland murde ein Warfenftillftand, mit den Dänen ein 
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Bündnis abgeichloffen, was für Karl Guſtav beſonders empfindlih war; mit Brandenburg fam 
ed endlich zum Vertrag von Wehlau, welder ven Kurfürften von der polnifhen Lehnshoheit über 
Preußen befreite, und zulegt wurde aud Schweden (1660) im Frieden zu Dliva dur die Ab: 
tretung Livlands und Entlagung aller Anrechte auf Schweden feitend Johann Kaſimir's beſchwich⸗ 
tigt. Kaum war dies gefhehen, jo brachen die Koſackenkriege und damit auch der Krieg mit den 
Mosfowitern wieder aus, der fchließlich von Volen, das innerlich einer furdtbaren Zerrüttung 
durch Militäraufftände und durd) die frivole Anwendung ded liberum veto im Reichétage (Si: 
cinffi war der erfte, ver 1652 dadurch einen Reichstag zerriß) entgegenging, im Waffenſtillſtand 
zu Andruſzow Smolensf, Siewierz, Ezernihom und die Ukraine jenfeit bed Dniepr und jpäter 
Kiew abriß. Die äußern Berlufte waren gering im Verhältniß zu der innern Auflöfung. Die 
Königin, eine Franzöſin von Geburt, entwarf den Plan, ven Bringen Conde d'Enghien ſchen 
bei Lebzeiten Johann Kaſimir's ald Nachfolger wählen zu laffen. Diefer Gedanke fant im 
Reichstag heftigen Widerftand, der von dem Kronfeldherrn Georg Zubomirffi geleitet wurbe. 
Man ſuchte ſich daher diejes widerftrebenden Magnaten durch intriguante und falſche Anflagen zu 
entledigen. Seine Amter wurden an Johann Sobieffi verliehen. Lubomirſti ſchaffte ſich einen 
Anhang in Schlefien und Großpolen und erregte einen Bürgerkrieg. Im Jahre 1666 belegte er 

in der Schlacht bei Montwy die Königlihen, Mehr ald 10000 Mann foftete diefer Krieg, der im 

Frieden zu Lengowice mit der Reititution Lubomirſki's ſchloß. Damit hatte aber der innere Hader 

fein Ende, und wie in einer Anwandlung von Hellficht rief einjt Johann Kafimir im Reichstage 
aus: „Bei unfern heimiſchen Unruhen und Zwilligkeiten haben wir einen Angriff und eine Thei— 
fung der Republik zu fürdten. Gott gebe, daß ich ein falſcher Prophet jet, aber ich meine, der 
Mosfowiter wird Litauen, der Brandenburger wird Großpolen und Preußen, und Hfferreich Kra: 
fau und bie angrenzenden Yänder nehmen.” Es war unſchwer, jo zu prophezeien, da der König 
jelbjt aut beiten wußte, wie wenig er der gewaltigen Aufgabe, Polen zu regieren, gewachſen war, 
In dem Augenblid, da der bei den Polen verbliebene und durchaus misvergnügte Theil ver 
Koiaden bei ven Türfen Schuß juchte und die Tataren ſchon in das Land einfielen, entſchloß üb 
Johann Kaſimir, die Negierung niederzulegen und ſich in ein franzöſiſches Klofter zurückzu—⸗ 
ziehen. Er ſchied 1669 und ließ hinter ji ein Neidy voll Elend. Handel, Gewerbe, Wohl: 
Rand waren im Verfall; ein toller Luxus und eine unbeſchreibliche Verſchwendung und Ans: 
ſchweifung ſog die legten Kräfte für den Tand aus; das wilde Gebaren adelichen Übermuths 
fannte feine Grenzen mehr, der niedere Adel, die wenigen Bürger und Bauern waren dem 
furchtbarſten Elend preisgegeben, erprüct von Abgaben und Laften, und die legten Lumpen, 
die fie befagen, waren ihnen nicht einmal vor ihren eigenen Herren jiher. Johann Rafimir, 
der jelbit, ehe ev König wurde, Gardinal und Jejuit gewefen war, verband ji mit feinen ehe: 
maligen Genoffen zu einem Syitem der Verfolgung und Unterdrückung der Difidenten , das 
nur in Spanien etwa mit gleicher Herzlofigkeit geübt wurde. Erziehung und Unterricdt ver: 
ſanken in der Ubung junferliher Barbarei und Raufboldshochmuth, und die auswärtigen 
Mächte warteten nur auf den Augenblick, um ſich über den im Verenden begriffenen Leichnam 
herzuſtürzen. 

Das ſichtliche Verderben führte zu allerlei Erperimenten, nur das eine Rettung verheißende 
Mittel, Anderung der unglückſeligen Staatsverfaſſung, blieb unverſucht. Während man jonft 
bei der ſtönigswahl emen wahren Schreden vor allem äußerte, mas die fogenannte Gleichheit des 
Adels hätte erihüttern Fünnen, erhob man jegt troß des Widerſpruchs der dem Prinzen Conde 
d'Enghien anhänglichen Partei einen Edelmann, Michael Wisnowiecki, auf den Throm 
Die franzöſiſche Vartei wühlte gegen ihn und erregte Unruhen; zu feinem Schuge bilvetr AS 
eine Sonföperation zu Golub und ein neuer Bürgerkrieg begann. Inzwiſchen brechen die Tärten 
in Podolien, in die Ukraine ein, und um fi Nude zu erfaufen, muß Polen einen Tritmt auf 
nd nehmen. Der Stolz des Landes ſträubt fi dagegen; wiederum bricht der Krieg unter 
Leitung Johann Sobiefki's aus, und nad) mehrern glüdlihen Erfolgen kommt ein Vergleih zu 
Stande, der Polen der wichtigen Feflung Kamieniec beraubt. König Michael war indeſſen 
(1673) mit Tode abgegangen, und unter nicht geringen Stürmen befam Johann Sobirfkt 
Thron und Krone. Guropa hat diefen Fürften mit unfterblihen Ruhme in das Gedenkbuch der 
Geſchichte eingetragen, Polen an ſich hätte wenig Veranlaffung dazu. Denn die vielgepriejene un 
(wie freilich noch nicht unangezweifelt feitfteht) von Sobieffi ausgeführte That vor Wien, der 
Entſatz der von den Türfen gefährdeten Stadt, bat Polen nur den „‚Danfvom Haufe Habsburg” 
eingebracht. Unter allen den verworrenen Gabalen, die damals das Neich zerfleiſchten und das 
Schaufpiel einer bid zum Verrat jeder Wahrheit und Tugend getriebenen Selbſtſucht beten, 
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ftedte überall öfterreihifcher Einfluß. Sobieffi felbft, gequält von den Intriguen feiner Frau, 
die ihren eigenen Sohn, den Prinzen Jakob, tödlich haßte und von der Nachfolge zu verdrängen 
wußte, wurde durd) den Tod (1696) von der martervollen Krone erlöft, welche er wiederholent— 
ih abzulegen bereit gewefen war. Noch über feinem Leihnam entfpannen ih zwifchen Mutter 
und Sohn Scenen, die man nicht ohne Entrüftung zu lefen im Stande ift. 

Auch dev Verſuch mit einem König aud dem heimifchen Adel war demnach misglückt und 
hatte ven Staat nur noch weiter ind Elend geflogen, denn zu den Buhlereien, unter dem König: 
ıhum dem Eigennug und der Eitelfeit zu fröhnen, gefellte ſich jett die Buhlerei um das König 
thum ſelbſt. Die Hevendart: „Das Königshaus ift das Grab der polnischen Freiheit‘‘, welche zur 
Zeit Sobiejfi’s gelegentlich gefallen war und Hundertfältig variirt wurde, fennzeichnet nur bie 
Selbitverblendung, vermöge welcher fortwährend eine Rformation am Haupte“ gefucht wurde, 
während jie nur an „den Gliedern“ nothwendig, dringend nothwendig war. Diefe polnifche 
Freiheit, der Gegenfland einer unerihöpfliben Phrafenhaftigfeit, war thatſächlich die Freiheit 
eines von der Bergwand herabftürzenden Körpers; unten Eommt dieſer zerfhellt an. Den 
Ränfen der Maria Kafimira Sobieſka und der ihr treuen Sapieha gelang es vorerft, den fi 
ihon als König gerirenden Prinzen Jakob ald Nachfolger unmöglih zu machen. Die Kran: 
zofen, welche die Polen damals jhon, mie fpäter, mit Vorfpiegelungen und Madinationen 
täufchten, hatten den Geſandten Bolignac beauftragt, für den Prinzen Ludwig Gonti um den 
Ihron zu werben. Den Borzug erhielt jedoch Friedrich Auguft, Kurfürft von Sachſen, da ter 
franzöfifhe Prinz mit den 10 Mill. Fl. nicht wetteifern Fonnte, welche jener der polniſchen 
Republik auszuzahlen verhieß. Vermoöge ihrer „Freiheit“ wählten die Magnaten dieſen, nad: 
dem er noch raſch zum fatholifhen Glauben übergetreten war und Ofterreih die Wahl gebilligt 
hatte. Auguſt II, jo hieß er in Polen, fand Unzufriedene in Menge vor; in Litauen war der 
Bürgerfrieg förmlih in Bermanenz; der Krieg mit den Türfen wurde durch ſächſiſche und 
polnische Truppen fortgefegt, und wirfli erhielt Polen im Frieden zu Garloviz (1699) 
Kamieniec und Podolien zurüd. Berner gelang es Auguft, von Ofterreih die Salzwerfe von 
Mieliczfa wiederzuerlangen. Anders aber erging ed im Norden. Auguft ſchloß mit Dänemark 
und Rufland Bündniffe, um durd fie Livland wiederzugewinnen. In Rußland herrfähte 
damals Sbeter der Große, der fein Auge auf Ingermanland geworfen hatte, Schweden ftand 
ganz allein, hatte aber einen Karl XII. zum König. Karl ſchlug mit unerwarteter Schnelligkeit 
die Dänen und hierauf die Ruſſen bei Narva, dann warf er ſich auf Litauen und Polen, wo die 
von Auguſt I. nicht begünftigten Sapieha mit Karl Ginverftänpniffe angefnüpft hatten. 
Karl ging diejelbe Straße, wie fein Borfahr Karl Guftav, direct auf Warſchau zu, welches er 
einnabm, ſchlug dann Auguſt noch einmal bei Kliszow und zog dann ohne Widerftand in 
Krakau ein. Es bildeten ſich wieder Gonföderationen, aber nicht mehr in nationalem Sinne, 
fondern in rein dynaſtiſchem Interefle; in Sendomir für Auguft II., in Großpolen für den von 
Karl protegirten Staniflam Leſzezynſki, den der Schwedenkönig gewählt willen wollte. Am 
12. Juli 1705 erfolgte auch wirflic viefe Wahl, melde Auguft im Frieden zu Altranftädt 
(11. Sept. 1706) mit Verzichtleiftung auf die Krone anerfannte. Die europäiſchen Mächte, 
mit Ausnahme Ruplands, erfannten Leſzezynſki ald König an. Nur der Zar Peter führte 
einen Maubfrieg gegen denjelben, und in Volen felbit erhoben ſich zahlreihe Barteigänger für 
Auguft U., die bejonders jeit dem abenteuerliben Zuge Karl's nad dem Innern Rußlands 
Hoffnung auf Wiedereinfegung des ſächſiſchen Kurfürften hegten. Diefe erfüllten ih nach dem 
tragifben Untergang des ſchwediſchen Heeres bei Pultawa 1709. Kaum erhielt Auguft die 
Nachricht davon, jo jagte er ih von dem Frieden zu Altranflädt los und trat in Polen wieder 
auf, Da Staniflam Lefzezunifi, verlaifen von feinem Beſchützer, geflohen war und ruſſiſche 
und ſächſiſche Truppen das Land überſchwemmten, fo war Auguft unangefodten in feine alten 
Rechte eingetreten. Kaum aber war unter dem Schuß der ruſſiſchen Waffen die Sicherheit gegen 
das Ausland gewährleifter, ald audy die Zwietracht im Innern ausbrach. Im Jahre 1715 con: 
föderirte ich der Adel zu Tarnogrod, und der Bürgerfrieg ging blutig wieder an. Es bedurfte 
der Intervention des ruffiihen Zaren, um in einem Gompromiß 1717 den Frieden wieder: 
berzujtellen. Er erfolgte durch den ſogenannten „ſtummen“ Neichätag, ver nah „ſächſiſchem 
Muſter“ gehalten wurde, d. h., ed wurde „die parlamentarische Beredſamkeit verachtet“, alſo 
nicht viel geiproden, fondern regelmäßig einfach wotirt. Der ſächſiſche Graf Flemming war die 
Seele vieler Unterhandlungen. Es wurden namentlih in Nüdficht ver Armee Neformen ein: 
geführt, und zum Grfag für diefe von dem Adel bewilligten Zugeftändniffe die Rechte der Pro— 
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teftanten noch mehr eingejchränft. Peter ver Große blieb au ferner der Beihüger Auguſt's, 
und diefem Umſtande ift es zuzuſchreiben, daß endlih (1719) der General Boniatomjfi, ver 
Geſandte Auguſt's, e8 durdjegte, die Anerkennung von Schweden zu erringen. Es folgten 
für Polen jegt einige Jahre ver Ruhe, und ed hatte Muße, ih zu reformiren. Was aber in 
diefer ganzen Zeit für die Verbeilerung der Verhältniffe geſchah, hatte feine fonderliche Bedeu⸗ 
tung, weil durchaus nur Außerlihfeiten davon betroffen wurden; innerlid ging die Republik 
ihren alten zur Auflöfung führenden Weg. Nur in Einem Punkte erhob ji der gejammte 
Reichstag zu einer haarfträubenden Gründlichkeit, nämlich jedesmal wenn ed galt, die Diſſidenten 
zu unterbrüden und zu vergewaltigen. In Thorn hatten die Jejuiten einen Schüler des dortigen 
lutherifchen Gymnaſiums in ihren Gollegien eingefperrt. Der Böbel drang in die Gollegien ein, 
um den Qutheraner zu befreien und jene zu verwüften. Die Bürgerfhaft widerſetzte ih dem 
und fhügte die Jejuiten. Bald jollte die unglückliche Stadt erfahren, welche aud einftend die 
polniſche Herrfdaft der ded Deutſchen Ordens vorgezogen hatte, was für Recht in Polen gilt. 
Nicht blos das Ajfefforialgericht, fondern der ganze Neihstag (1724) machte jih zum Theil: 
nehmer des fhauderhaften Spruch, der über Ihorn fiel. Mösner, der die Stadt fo tapfer gegen 
die Schweren vertheidigt hatte, und Zernede, die beiden Bürgermeijter, wurden nebſt neun 

andern Bürgern zum Tode verurtheilt und mit Ausnahme Zernecke's, ven die Jeſuiten das 

Leben ſchenkten, aud wirklich enthauptet. Ein Schrei ded Entjegend ging durch Europa, und alle 

europäiſchen Mächte traten misbilligend dagegen auf. Noch einmal trat in Grodno rin Reihe: 

tag zufammen, dann fan, folange Auguft lebte, Feiner wieder zu Stande. Die Eharafteriftik 
des Königs, ded Hofes und der Zeit ift treffend von Raumer in folgenden Worten geliefert: 
„Man weiß nicht, ob man mehr erftaunen foll über die Bereitwilligfeit ver Kuppler, ver Lieber: 
lichfeit ver Weiber, oder den frevelhaften Leichtſinn des Königs. Jede Sitte wird mir Vorliebe 
übertreten und untergraben, fein früheres Opfer kurzer Luſt warnt die fpätern, und bie ſchreck⸗ 
lihften Folgen erzeugen weder Befonnenheit nod Neue. Es ſcheint, ald habe alle ein Taumel 
des Wahnſinns ergriffen, wogegen tie Stimme der Vernunft, der Erfahrung und Religion 
nichts vermochte.‘ In diejer Richtung bewegte ih mehr oder weniger die gefanımte Nation. 
Durd den Tod Auguſt's II. (1733) wurde zunächſt wieder die Aufmerffamfeit der auswärtigen 
Mächte auf Polen hingezogen. Rußland, von deſſen Gnaden Auguft II. König geweien war, 
war entjchloffen, dieſe Beute nicht mehr fahren zu laffen. 

Durd die Unterzeihnung der Pragmatiihen Sanction gewann der Kurfürft von Sadien 
Auguft II. den deutſchen Kaifer Karl VI. und durd dad Verſprechen, den Abfichten der ruffiichen 
Regierung auf Kurland nicht entgegentreten zu wollen, zog er den nordiſchen Kaiſerhof auf 
jeine Seite, Der Adel aber beſchloß den von Frankreich protegirten Staniflam Leſzezynſti, 
deifen Tochter Marie Eleonore mit Ludwig XIV. verheirathet war, von neuen auf den Thron zu 
erheben. Der Primas, der Erzbifhof Theodor Potocki von Gneſen, ſchloß daher ſchon in feinem 
„Univerſale“ alle Ausländer von der Gandidatur aus. Die Stimmen vereinigten ſich daher auf 
Stanijlaw. Aber die Geſandten Ofterreihs und Rußlands erflärten rund heraus, daß fie nie: 
mand anderd ald den Kurfürften ald König anerkennen würden. Während Stanijlam von 
Welten her nah Warfhau Fam, rückten rufühe Truppen über die öftlihen Grenzen. Der 
Generalfeldzeugmeifter Graf Lacy z0g mit 20000 Ruffen gegen Warſchau und begegnete am 
30. Sept. bei Braga einem Haufen beflodener, unzufriedener over ſächſiſch geſinnter Edelleutt 
Unter dem Schuge ruſſiſcher Bajonnete wurde Auguft II. ald König ausgerufen, Leſzezynſti 
zog ih nad Danzig zurüd, und dieſe Stadt leiftete Fräftigen Widerſtand, als fie von den Rufen 
belagert wurbe. Polen war indep ſchon zu ohnmädtig, um an einen Sieg denken zu künzen; 
die franzöſiſche Unterftügung war durchaus unzulänglih, Leſzezynſti mußte weihen. Zwar 
erklärte Ludwig XV. zu Gunften Staniflaw’3 Ofterreih den Krieg, aber bald darauf (1735). 
wurde zu Wien der Friede gefchloffen. Stanijlaw erhielt zur Entfhädigung auf Lebzeiten 
Lothringen, welches nah dem Tode ded polnischen Fürften (1766) wieder an Franfreih fiel 
Danzig aber mußte der rufjifhen Kaiſerin Anna 1 Mill. Thlr. und ihren Generalen 30000 
Dufaten als Entſchädigung zahlen. 

Auguft IH. hielt den 21. Juni 1736 feinen feierlihen Ginzug in die Hauptſtadt Warſchau 
und eröffnete einen Pacificationdreichstag, der eine allgemeine Amneftie ausfprad. Es war ber 
einzige Reichdtag, der zu feinen Lebzeiten zum Schluß gekommen ift; einer ſolchen Verwilderung 
und Zudtlojigfeit waren die Parteien in Polen anheimgefallen. Das einzige Mittel, mit dem 
man noch etwas in Polen zu erwirfen hoffen durfte, war die Beſtechung. Der Zufland des 
Landes war ähnlih dem eines Sterbenden, ver in ohnmächtigem Todesſchlummer nur noch 
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ſchwache Regungen des fliehenven Lebens zeigt. Lelewel, der eifrige Patriot, ſchildert die Lage 
mit bitterer Ironie: „Polen ſchätzte ſich unter der ſächſiſchen Herrſchaft dermaßen glücklich, daß 
man es zur Zeit der Sachſen mit einer Herberge verglich, wo jeder einkehren, ſich gütlich thun 
und dann wieder fortgehen konnte. Man ſagte, die Unordnung fei die Stütze feines Daſeins, 
fein Glück und fein Heil. Zu diefem Zwecke wurden die Neichetage beftändig durd ein einziges 
Veto abgebrochen. Bei Gelagen dienten Trunfenheit und rohe Prahlereien als Beweis, daß in 
den Häufern des Adels Überfluß herriche, und daß es ihm nicht an Muth fehle. Mit dem Glas 
in der Hand vergaß man alle Berlufte und allevon treulofen Nachbarn ausgeübten Erpreffungen. 
Gin Theil der Einwohner, weldyer des Staats bürgerrechts beraubt war (die Difjidenten), lebte 
zurüdgezogen und genoß feinen beſcheidenen Wohlftand. Polen glich einen Kranken, den bie 
langanhaltenden Schmerzen und Leiden allmählich abgeftumpft haben. Bauern, Stäbter, 
Evelleute waren gleihgültig gegen ihre Erniedrigung und gegen ihre Schmach.“ Gewiß war 
Auguft einer ber fchlechteften Itegenten, welche die Krone Polens trugen. Aber ihn perjünlid 
dafür verantwortlich zu machen, hat man faum ein Net. Wenn er felbft weniger invifferent 
gegen alle politiihen Borgänge um ſich herum geweſen wäre, ald es in Wirklichkeit der all war, 
jo hätte ja doch jedes Organ für feine Thätigfeit gefehlt. Die Gefandten Rußlands, Ofterreichs 
und dann auch Breußend unterhielten abfichtlich die mafloje Anarchie, ver Geſandte Frankreichs, 
das ih zu allen Zeiten für den Beihüger Polens ausgegeben, hatte vazu den befondern Auf: 
trag ſtines Monarden. Fremde Heere durfte Auguft nicht im Lande dulden; fo hatte er in 
den pacta conventa geihworen, und die Ginheimifchen führten förmliche Familienkriege mit: 
einander. Die Hofpartei, twelde gegen die Aufrechterhaltung der alten Zuchtlofigfeit nichts ein— 
zuwenden fand, war bejonders unterftügt durch die Potocki und die Nadzimill. Als Gegner 
verjelben ſieht man die Partei der Gzartoryiffi, welche eine Staatöreform auf monardifch- 
abfolutiftiihen Grundlagen durchgeführt wiffen wollte, dabei aber natürlich nicht die Selbftver: 
leugnung bejaß, ſich ſelbſt nicht ald das allergeeignetfte Organ einer folden anzufehen. Die Czar— 
toryiſti harten durch mancherlei Verbindungen ſich zu bedeutendem Einfluß erhoben, und in an= 
erkennendwerther Weiſe Neihthum und Talent in ihrer Partei zu paaren gemupt. Nament: 
(ih ragte in leterer Beziehung Staniflam Poniatomffi hervor. Diefer und die beiden Czar— 
toreiffi, Auguft, Kanzler von Litauen, und Michael, Wojwode von Rußland, jhufen nun eine 
ganze Dienge von Veränderungen, die auf die Gonftituirung der abjoluten Monarchie abzielten. 
Den feigen, unfäbhigen, niebrig gefinnten Minifter Brühl wußten jie durch Unterftügung feines 
durch falſche Genealogien nachgewieſenen polnischen Indigenats zu täufchen und zu beberrfchen. 
Als jie ed aber 1762 für angemefjen erachteten, nunmehr mit der Hofpartei zu breden, mußte 
der junge Staniſlaw Auguft Poniatowſki, weldyer als ein romanhafter, verliebter Geck fich die 
Zuneigung der ruſſiſchen Großfürftin Katharina zu erwerben gewußt hatte, gegen die Zulaflung 
ded jüngern Brühl zum polnifhen Reichstag proteftiren. Es entftand ein heftiger Tumult, der 
Keihstag wurde zerriffen, die Gzartoryiffi begannen das Land aufzumwühlen; fle fegten ihre 
Hoffnungen auf Rußland. Als der Herzog von Kurland, der fein Land ald Lehn der Krone 
Bolen trug, geftorben war, hatten rufjifche Bajonnete Biron, ven Bünftling der Zarin Anna, 
dem Lehnslande zum Negenten aufgebrängt. Unter Eliſabeth aber traf ihn die Verbannung nad) 
Sibirien, und die Verwaltung rubte in den Händen einer von Auguſtlll. nievergefegten Behörde, 
jedoch die Einfünfte der Tafelgüter gingen nah Rufland. Endlich wurde Prinz Karl von Sad: 
jen, der dritte Sohn Auguft’s, zum Herzog beftimmt. Als jedoch Peter II, zur Negierung ges 
langt, Biron zurüdrief, wurde Karl verdrängt. Die ruffiihe Regierung benugte diefen Anlaß, 
eine Armee nad Polen zu ſchicken, zumal fie wußte, daß Preußen e8 dulden werde, denn dieſes 
hatte fih mit Rußland in einer Convention von 1762 verftändigt, daß in Polen nur die Wahl 
eines Eingeborenen geduldet und die Difjidenten fortan von dieſen Mächten in Schu genommen 
werden follten. Der Geſandte Ruflands (Peter II. war inzwifchen von Katharina ermordet 
worden), Graf Kayſerling, ſah darüber in Bolen eine ſolche Erbitterung, daß er eine Verſtär— 
fung der ruſſiſchen Armee in Polen forderte, die unterVormwänden auch erfolgte. Daß zu dieſem 
Entſchluſſe aud die Werbungen der Gzartoryiffiihen Partei beitrugen, iſt ganz unzweifelhaft. 
Katharina ſchrieb ihrem Günſtling Boniatowffi: „Entweder Sie oder Ihren Vetter, Fürſt Adanı, 
wird der Herr von Kayferling zum König von Polen machen.” Als Poniatowſki diefen Brief 
jeinem Oheim, Auguft Gzartovvjjfi zeigte, fagte diefer mit großer Rube: „Wär' ich nicht fo alt, 
möchte ich es feibft thun.“ So viel war das Königthum noch werth. In Piotrforw bildete ſich 
für die ruſſiſchen Plane eine Gonföderation, die zur Durchführung ihrer Wünfche Fein Blut 
ſcheute. Unter folden Umftänden war Auguft IN. 1763 (5. Det.) geftorben. Der Primas 
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Wladyſlaw Alexander Lubienſki lud durch Univerſale zum Convocationsreichötag ein. Die 
ruſſiſchen Truppen rückten dem Wahlfeld näher. Kayſerling und Repnin gaben am 4. April 
1764 ihre Beglaubigungsſchreiben ſeitens der ruſſiſchen Regentin ab; am 7. begann der 
Reichstag. Unter heftigem Tumult wurde er durch Mokronowſki's Veto zerriſſen. Das war 
den Gzartorvjifi lieb, fie blieben dann allein zurück, bildeten eine Conföderation und ſchlugen mit 
Mafengewalt die andern Bractionen im Lande nieder, 

Inzwiſchen hatten Katharina und Friedrich der Große von Preußen, der nah dem Hubertus: 
burger Srieden den polnifhen Händeln eine befondere Aufmerkſamkeit widmete, eine Convention 
(11. April 1764) abgeſchloſſen und in einem geheimen Artikel vereinbart: „nicht nur nicht zu 
dulden, daß irgendjemand die Nepublif ihres freien Wahlrechts beraube, die Königswürde erblic 
mache oder ich dafelbft zum unumſchränkten Herricher aufwerfe, fondern aud gemeinſchaftlich 
durch alle möglichen Mittel, die nad) ſolchem Ziele ftrebenden Plane gleich nach deren Entdeckung 
zu vereitein und im Notbfall jogar zur Warfengewalt ihre Zuflugt zu nebmen, um die 
Republik vor dem Umfturz ihrer VBerfaffung und ibrer Grundgefege zu ſichern.“ Im einem 
Manifeft verbürgte Katharina in Verbindung mit DÖfterreih und Preufen der Republik ihren 
Beipitand. Unter ſolchen Vorereigniffen kam es zur Wahl. Die meiften Adelichen münfdten 
zwar einen Biaften und richteten in diefem Sinne ihr Auge auf Karl Branici, während 
Kayferling und Graf Carolath-Schönaich, der preußiiche Geſandte, halbofficiell ſich Auperten, 
jie würden feinen andern ald Boniatowffi anerkennen. Die Gzartervjifi hatten Rußland 
überliften zu können geglaubt und gewähnt, mit deffen Hülfe die demofratiih:nationale Bartei 
unterbrüden zu fönnen, das Königthum zu ftärfen und im Beiig deffelben einen monarchiſchen 
Staat herzuftellen. Darauf hin bezogen ih aud die gemeinnützigen Gefege, welde im Eon: 
vorationdreihstag von ihnen feitgeitellt worden waren. Jetzt aber waren fie die Getäuſchten 
Katharina hatte fie unterftügt und ven Schein genährt, als befördere jie Boniatowifi aus Anlaf 
ihrer frühern Liebihaft mit ihm; im Grunde war ihr Boniatowffi nur deshalb erwünſcht, weil 
er mehr ald ein anderer den pereröburger Befehlen nabzufommen gezwungen war. Wie wenig 
ernft ed ihr darum war, zeigt die eifrige Pflege des Intercefliondredhtö, ded liberum vete, 
welches eine bequeme Handhabe dazu bot, nihtd, was dem Staat frommen fonnte, zu Stante 
fommen zu laſſen. Kayferling jhien ver ruſſiſchen Kaiferin nicht genug den Erfolg zu verbür- 
gen, und ed wurde ihm daher der brutale und kluge Nepnin an die Seite gelegt. Es war ein 
trauriger Wahlreihätag 1764. Ein preußifches Heer ftand an der Weftgrengze, die Ruſſen bau: 
ften im Lande felbft, und die Gefandten commandirten auf dem Wahlfelde. Die eifrigiten An- 
firengungen der Patrioten blieben obne Ergebniß. PBoniatomwffi wurde gewählt; feine Gegner 
waren vor der Gewalt gewichen. 

Staniſlaw Auguft Boniatowffi, erhoben durd vie Gzartoryjffi, geftügt durch 20000 ruf: 
ſiſche Söldner, unteritügte aber keineswegs die Bemühungen feiner eigenen Partei, die fremden 
Truppen zum Abzug zu nöthigen. Wie jollte er auh? Wer bielt ihn vann? Repnin (Kanfer: 
ling war am 7. Sept. geftorben) drohte jedermann, der einen dahin zielenden Antrag ftellen 
würde, feiner Güter zu berauben. Dennoch wagte ed Oadtan Soltyk (1765) und forderte, dab 
die Difjiventen, welche die Hülfe des Auslandes in Anfpruch genommen bätten, ald Verräthet 
erklärt werben follten. Sowie nämlich die Anhänger der griechiſchen Kirhe an Rußland, fr 
hatten fich die Proteftanten an die Höfe von Berlin und Yondon gewendet, um über die Aof- 
bebung der im Frieden zu Dliva ihnen zugeiherten Toleranz Klage zu führen. Karbarime 
freute ſich deß. Sie fandte Soltifow fofort mit 40000 Mann vor die Thore Warſchaus. inter 
diefem Drud waren die im Reichstag DVerfammelten zum Nacgeben bereit. Sofort ſpente 
Repnin feine Forderungen big zur vollfommenen Gleihftellung der Diffidenten und lief Eelist 
und mehrere Staroften, ſowie den Biihof von Kiew — „weil ſie die Reinheit der Gefinnungen 
Katharina's verbädhtigt hätten’ — nad) Sibirien bringen. Die Gleichſtellung der Diffiventen 
und das Interceſſtonsrecht in vollen Umfang wurden wiederhergeftellt. 

Der König war machtlos und verachtet im Lande. Voll Zorn gegen Repnin, der allein im 
Warſchau gebot, erwartete der Adel nur einen Führer zum Ausbruch. Michael Krafinfti und 
Joſeph Pulawſki gaben das Zeichen. Sie ftifteten am 29. Febr. 1768 zu Bar an der türkiſchen 
Grenze eine Gonföderation zur Vertheidigung der Religion und der erfchütterten Verfaſſung 
Durch Koſacken, Türken, Tataren, welche angeworben wurden, und mit dem von allen Seiten 
ih anſchließenden Adel Bolend ward ein Heer von 3000 Mann zuſammengebracht. Ale Repnin 
davon Kunde erhielt, zwang er einige feile Senatoren, ruſſiſche Hülfe gegen die Conföderanen 
anzufleben. Sofort fegten fi die ruſſiſchen Heerfänlen in Bewegung, der polniſche Adel griff 
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überall zu den Waffen und vermehrte Die todesmuthige Schar der Gonföberirten. Es war ein 
entjegliher Kampf. Nie gezählt können die Greuelthaten werden, die der ruchlofe Repnin verüben 
ließ. In die Ukraine ſchickte die „für Freiheit und Glück des Menſchengeſchlechts ſchwärmende“ 
Katharina die zaporogiihen Kojaden, welde mehr ald 200000 Menfchen niedergemeßelt ha— 
ben ſollen. Nicht geringere Schandtbaten freilich verübten die Conföderirten an ihren eigenen 
Mirbürgern. Die Barer Gonföpderirten, deren Kern in einer Zahl von 1200 Manı in Bar 
jelbft ergriffen und nad) Sibirien geſchleppt warb, wurden geichlagen und zerjtreut und löften 
ſich in viele Fleine Gonföderationen auf. Repnin hatte durch Schredfen gefirgt. Seine Kaiferin 
desapouirte ihm hinterher und ſandte an feine Stelle den Fürften Wolkonſki, welcher mit 
grögerer Milde auftrat. Als nun dermaßen Polen faft ganz in der Gewalt Rußlands fi be: 
fand und obendrein diejed noch gerade damals gegen die Türfen einige höchſt bemerfliche Erfolge 
errungen hatte, näherten ſich Ofterreih und Preußen einander mebr, und die Zufammenkünfte 
Joſeph's ll. mit Friedrich dem Großen zu Neiſſe und Mähriſch-Neuſtadt hatten eine Verabredung 
zur Folge, nad welder dieſe beiden Mächte die Vermittelung eines Friedens zwiſchen der Zarin 
und dem Sultan anbieten wollten. Der Bruver Friedrich's, Prinz Heinrich, erhielt ven Auftrag, 
dem peteröburger Hofe die Sache vorzujchlagen. Dabei fam denn aud Polen zur Sprache, 
und — es if viel hin = und bergeftritten worden, welche der drei tbeilenden Mächte den Plan 
erionnen und zur Ausführung vorgelegt bat. Dfterreih war die erfte, welche unter den Vor: 
wande, daß es alte Rechte Ungarns auf die Geſpanſchaft Zirs, welche Ungarn 1472 an Volen 
vfandweiſe überlaſſen batte, geltend machen wolle, in Polen einrüdte. Katharina fagte daher 
nicht unrichtig zum Prinzen Heinrih: „Wenn Ofterreich die Nepublif theilen will, haben die 
übrigen Mächte wol dazu ein gleiches Recht.“ Aber ebendaſſelbe fonnte jede der drei Mächte von 
der andern behaupten. Im Grunde wünfchten alle drei Mächte die Theilung Polen: aus dop: 
pelten Urſachen, einmal, weil fie e8 aus Eigennug wollten, und dann, weil ed die andern wollten, 
Sinzugefommen waren oder mindeftend hervorgehoben wurden noch einige andere in diele Zeit 
fallende Momente. Eine Anzahl verfchworener Patrioten hatte ſich des Königs Staniflam 
Auguft mit Gewalt zu bemächtigen geſucht; ſchon war derfelbe aus Warſchau entführt, ald die 
Berwirrung der Verſchworenen und wol auch die Ginficht, Daß die verwegene That nichts fördere, 
ihn feinem Schickſal überlich. Dieſes Attentat reate die zur Theilung entfhloffenen Mächte nur 
noch mebr an. Die Greuel und Gewalttbaten der ſich fortwährend ſchlagenden Gonfüperationen 
und Ruſſen hatten einen Grad erreicht, daß felbft die in Polen fo gänzlich geknechteten Bauern 
losbrachen und bier und dort beifpiellofe Verheerungen anridteten. Auf die Dauer konnte 
dieſer Zuftand weder im Intereſſe des Landes noch aud) ver Großmächte ertragen werden, und 
follte einmal unwiderruflich das unglückliche Land zum Opfer fallen, fo war ed gut, daß ih 
Rußland, Preußen und Ofterreih ſchon aus Furcht vor der Einmiſchung der übrigen europäi: 
ſchen Mächte mir ihrer That beeilten. Am 17. Febr. 1772 kam zwifchen Preußen und Rußland 
der erfte Iheilungävertrag zu Stande; Oſterreich trat demfelben furz darauf (4. März) bei. 
Zunächſt unter dem Scheine, den fhon feit 1770 beftehenden Peſteordon (denn zu allen Ubeln 
war in Polen die Seuche noch hinzugefommen) weiter ausdehnen zu wollen, rüdten die Breußen 
und Ofterreicher in Bolen ein. Seit diefem Gewaltact gaben die Gonföperirten jeden Wirerftand 
auf, zerfireuten jih und viele wanderten aus. Im September vejlelben Jahres legte der ruſſiſche 
Geſandte, der Graf Stadelberg, im Nanıen der drei Mächte den untereinander geichloffenen 
Tractat den polnifhen Senatoren vor. Um den ganzen Handel zu beihönigen, wurden damals 
viele gelehrie Schriften publieirt, welche beweifen follten, daß die Theilungsmächte auf die von 
ihnen abgeriffenen Landestheile ein biftorifches Anrecht hätten. Aber wie es mit dem Recht der 
Sache beftellt war, gibt Friedrich IL. felbft an: „Die Ofterreiher misbrauchten eine unrichtige 
Karte von Polen, worauf fie die beiden Flußnamen Zbrucz und Podhorze, deren Namen fie 
entjtellten, miteinander verwechfelten, und dehnten unter diefem Vorwand, immer den Fluß 
ſuchend, ihre Grenzen weit über die Linie hinaus, die ihnen im Theilungsvertrag vorgefhrieben 
war.” Gbenfo aber verfuhr Preußen. Der preußiiche Gefandte in Warſchau depueirte fo: 
die Gewäſſer der Netze gehören meinem König, alfo auch, wenn jie audtritt, mithin auch die 
überſchwemmten Länder, wenn die Flut in ihr Bert wieder zurückgeſunken if, und der König 
lieg die Möglichfeit einer Uberfhwemmung von 12 Meilen annehmen. Später lieh Preußen 
nod weitere Annerionen durch unvermerfted Vorſchieben der Grenze vornehmen, und der Rath 
Brenfenhof zeigte fich dabei als ein fehr gewandter Diener feines Herrn. Polen verlor in diefer 
Theilung mehr ald fünf Millionen feiner Einwohner; faft zwei Millionen huldigten Rußland, 
Oſterreich erbielt Oftgaligien und Lodomirien mit einer noch größern Bewohnerzahl, Preußen 
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nahm das Netzland, Vomerellen, das polnifche Preußen, mit Ausflug von Thorn, Danzig 
und Grmeland, etwa 630 Duadratmeilen, welde nad Einführung des preußifhen Steuer: 
foftems 1%, Mill. Thlr. Einkünfte abwarfen. Im April 1773 wurbe der Meichstag eröffnet, 
der dieje erfte Zerflüdelung gutheißen ſollte. Beſtechung, Drohung, Niederträdtigfeit ber 
Gefinnung und feile Charafterlofigfeit bewwirften denn auch wirflid eine jolde Sanction. Die 
auswärtigen Mächte fahen gleihgültig zu. Die Protefte der Conföderirten, welche ihren Gen: 
tralfig nad dem Auslande Hatten verlegen müffen, ſowie die des Königs Staniflam Auguft, ver: 
hallten in ven Wind, 

Erft 1775 wurde jener unglüdlie Reichstag geſchloſſen; das liberum veto wurde unange: 
taftet beibehalten, dev Senat wurde abgefchafft und durch einen permanenten Reichstagsausſchuß 
erjeßt; Polen ſollte ein Wahlreich bleiben, aber nur Eingeborene auf den Thron erhoben wer: 
den können. Rußland garantirte diefe neue Verfaſſung. Aud die Steuerverhältniffe wurben 
neu geordnet, wodurd die Einkünfte des verftümmelten Polen auf die frühere Höhe des ganzen 
Landes gebradt wurden. Der Jejuitenorden wurde um dieje Zeit durch Clemens XIV. auf: 
gehoben. Das benugten die Theilungsmächte, um mit den eingezogenen Gütern ihre feilen, 
verrätberifchen Parteigänger zu belohnen, und um die weitern Plane zur Reife zu Bringen, 
wurde ein Beſtechungsſyſtem organilirt, dad mehrere Millionen Dufaten erforderte. Nahm bie 
Demoralifation auf der einen Seite hierdurch in einer Abſcheu erregenden Weiſe zu, jo fteigerte 
doch auf der andern die erfahrene Demüthigung den Patriotidmus und fhärfte ihn bei vielen 
namentlich zu der praftifchen Erfenntniß deilen, was dem Lande noth fei, Pflege der Bildung 
und Erziehung, und indbefondere Begründung befferer wirthſchaftlicher Verhältniffe. Yon den 
verfäuflihen Seelen, die um Geld und Gut den Weg einſchlugen, der ihnen von Petersburg umd 
Berlin aus vorgefchrieben war, ift nicht zu reben. Aber nur das war unglüdlid, daß die wirflid 
wohlmeinende, um das Vaterland redlich beforgte Partei innerlich gefpalten und getheilt war 
und aus der verichiedenen fubjectiven Anjhauung von den Mitteln zu einer gedeihlichen 
Regeneration ded Staats ſich gegenſeitig Hinderniffe in ven Weg legte, Die dent Verrath umd 
der Corruption zum Siege verhalfen. Der eine Theil der Patrioten nahm mit vollen Recht 
ein Fiasco ber ältern Staatöverfaflung an und fuchte daher die Reform auf dem andern Ertrem 
zu begründen, auf einen ber alten Adelsdemokratie ſcharf entgegengefegten Abjolutidmus ; der 
andere glaubte dad Unglüd ded Landes gerade aus dem Bruch der alten Berfaflung, aus ihrer 
nicht hinreichend conjequenten Durdführung erflären zu müſſen. So bildete ih ein fcharfer 
Gegenfag, in welchem ſich die ungezügeltite Demofratie ald bis zum äußerten conſervativ, und 
die abjolutiftiih-dietatorifche Doctrin ald von Grund aus revolutionär herausftellte. Ehe jedoch 
der Gegenfag fich völlig fhhroff gegenüberftellte, gingen diefe beiden Parteien auf ver Grundlage 
ihrer patriotifchen Beftrebungen miteinander in der Beförderung der beffern Sinanzeinrichtungen, 
in der Hebung ded Handels, des Aderbaues und der Gewerbe, in der Errichtung gemeinnüßiger 
Inftitute, in der Befeitigung des den Beift lähmenden Einfluffes einer unpatriotifchen Hierardie, 
in der Gründung und Verbeſſerung von Schulen und Lehranftalten, in der Förderung der 
Künfte und Willenfhaften. Der Kanıpf brady aber aus, als der Inhalt der Neformen und die 
politiihe Organifation zur Sprade famı, und der wieder echt polnifche Neihätag von 1780, 
in welhem der mit mandperlei Borzügen ausgeftattete Grfegroder, den Andreas Zamojffi ans 
gefertigt hatte, mit einer beifpiellofen Berblendung verworfen wurde, zeigte, wie haltlos da# 
Staatsgebäude jelbft den redlichiten Beftrebungen gegenüber geworben war. In dieſem Gejep 
buch war eine wenigſtens einigermaßen freiere Stellung der Bauern angeftrebt und die Elemente 
zur Begründung eines freien Bauernflandes angebahnt; ferner wurden darin die zablleſn 
Immunitäten und Gremptionen beihränft; die Staroftengerichtäbarfeit wurde darin aufge 
boben und zur Beförderung der Ausgleihung zwiihen Adel und Bürgerfchaft follten die Ehen 
zwifchen diefen beiden Ständen erleichtert werden. Doch das war dem Neihötag von 1780 lauter 
Verrath und „würdig des Scheiterhaufens“. 

Die ruſſiſch-öſterreichiſch-preußiſche Allianz zerfiel, ald Nupland mit größerer Energie feine 
Vlane zur Vernichtung der Türkei aufnahm. Kaifer Joſeph ſchloß ſich in dieſer politiſchen 
Wendung enger an Rußland an, während Preußen eine Goalition mit England und Holland 
einging und in Schleſien eine Armee zufammenzog, um nah Maßgabe des Ganges der Dinge 
in der Türkei feine Entichlüffe zu fallen. Polen und Schweden wurden zu Preußen hinüber— 
gezogen, und einen feindfeligern Act gegen Rußland fonnte Bolen gar nicht begeben, als daß «d 
ih zu Maßnahmen der innern Kräftigung entfhloß. Unter ſolchen Umftänden und zu jeldem 
Behuf begann im Jahre 1788 der große, vierjährige Reichstag, der legte, der überhaupt ſtatt⸗ 
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fand. Staniflam Nalgcez Malahomffi leitete venfelben. Der König Friedrich Wilhelm I. 
erklärte durch feinen Gefandten Ruchefini, daß die Garantie Rußlands für die beitehende Ber: 
faffung Polens daſſelbe nicht hindern könne, dieſe umzuändern; Hailes, der englifche Reſident, 
unterftügte diefe Meinung. Der Neichätag jelbft war bald wieder in auseinandergehende Rich— 
tungen zerfallen, in eine preußifche (vie nationale) Bartei und mehrere rufjliche, deren ver: 
ſchiedene ji befämpfende Nuancen doch darin ſich berührten, daß ſie das Heil von dem Gehor— 
jam gegen die Launen Katharina’d erwarteten. Der König wurde nur mit großer Mühe für 
die erftere Partei gewonnen. Bald begann der Kampf. Der nächſte Gegenftand deilelben war 
das Heer, das auf 100000 Mann erhöht werden follte. Während hierüber Berathungen 
gepflogen wurden, zettelte Rußland in den litauifchen Grenzländern allerlei Verſchwörungen 
und Unruhen an, was die Erbitterung gegen die ruſſiſche Partei noch fteigerte; hierzu fam, daß 
mehrere Mitglieder diefer legtern, die fi öffentlih compromittirt hatten, von dem Reichstag 
mit ſchweren Strafen belegt wurden, und ald nun endlich der permanente Rath, der an die 
Stelle des Senatö in der von Rußland garantirten Verfaffung getreten war, nad) Reichstags— 
beihlug aufgehoben wurde, war der Bruch mit Rußland entſchieden. Luchefini fpornte jegt mit 
allem Eifer zu einer neuen Verfaſſung an; er leugnete nicht, daß Preußen gern Thorn und 
Danzig bejäße, aber wenn das gewünfchte Bündniß daran fheitern follte, fo war er bereit, 
darauf nicht befteben zu wollen. Am 7. Sept. 1789, zu derfelben Zeit, als auch in Frankreich 
die conflituirende Nationalverfammlung tagte, wurde in Polen ein Ausfhuß ernannt, welcher 
die neue Eharte entwerfen follte. Eine der wichtigſten Beſtimmungen war die 1791 angenom— 
mene, daß der Thron im ſächſiſchen Kurfürftenhaufe erblich fein und Friedrich Auguft, ein 
Enfel Auguſt's IU., nach dem regierenden König ven Thron befteigen jolle. Berner wurde be— 
willigt, daß der Bürgerftand fortan auf den Reihätagen durch 24 Mitglieder vertreten fein jolle. 
Diefe Berfallung, welche in ver That in Anbetracht ver beengenven Berhältniffe viel Gutes ent: 
bielt und mindeftend die Baſis conftirutioneller Freiheit abgeben mußte, wurde endlih am 3. 
und 5. Mai 1791 publicirt und befhworen, und neun Monate fpäter, am 14. Febr. 1792, in 
den Provinzialverfammlungen überall gutgebeißen und mit Jubel aufgenommen. Das römiſch— 
katholifche Bekenntniß blieb nad) derfelben Staatöreligion, den andern Gonfefjionen ward freie 
Ausübung ihrer @ulte geftattet; die geſetzgebende Gewalt rubtin den beiden Kammern des Reichd= 
tags, der alle zwei Jahre zufammentreten muß. DieLandbotenfammer hat die Geſetzesvorſchläge 
zu berathen und zu beſchließen, die Senatskammer fann diefelben beftätigen oder verwerfen. 
Überall entiheidet Stimmenmehrheit. Die vollziehende Gewalt liegt in der Hand des Königs, 
dem zur Seite ein Minifterrarh (straz) von ſechs Perfonen fteht. Das liberum veto und Gon= 
föderationen find für immer aufgehoben. Aber zur Gleichheit der Staatäbürger vor dem Geſetz, 
zur Abſchaffung der Leibeigenihaft fonnte man ſich durchaus nicht erheben. Alle 25 Jahre 
jollte ein auferordentliher Reichstag behufs Revifion der Verfaſſung abgehalten werben. Der 
König Friedrich Wilhelm I. fprah mit Entfhiedenheit feinen Beifall über die Verfaſſung 
wiederholentlid aus. 

Joſeph II. war indeflen mit Tode abgegangen und Leopold II. ſchien geneigt, den unfrucht— 
baren Krieg gegen die Pforte mit einem vortbeilhaften Frieden zu ſchließen. Die gerader Wege, 
welche Herzberg, der preußiſche Minifter, vorgeihlagen hatte, gefielen dem Kaiſer Leopold II., 
deſſen gewundene und verfchlungene Politik jelbft heute noch nicht Flar zu Tage liegt, durchaus 
nicht, und ald aud) England plöglic die Goalition mit Preußen und Polen verlieh und fih ganz 
zu Oſterreich hinneigte, ftand Frievrih Wilhelm U. ganz tfolirt. Dazu famen noch die hinter- 
liſtigen und tückiſchen Verprehungen des berüchtigten Diplomaten Bifchoföwerder, der ſchließlich 
Herzberg und den König überliftete. Preußens Vermittelungsvorſchläge zwiſchen Oſterreich 
und der Pforte, die ihm felbft Thorn und Danzig hätten eintragen jollen, wurden verworfen; 
Leopold machte jeinen Frieden auf eigene Fauft. Natürlich erfaltete hiermit aud Preußen für 
Volen und näherte fi wieder der Polikik Katharina's. Diefe hatte unterdeflen am 14. Aug. 
1790 zu Werelä mit Schweden, und am 9. Jan. 1792 zu Jaſſy mit den Türfen Frieden ge— 
ſchloſſen. Hierauf machte fie Ofterreih und Preußen jedem befonderd vertrauliche Mittheilungen 
über Polen und wies auf den Gewinn bin, der dort mit leihter Mühe zu erreichen ſtand. Bei 
beiden, die erjchredt über die Vorgänge in Frankreich überall „ven Geift der Meuterei und der 
Demokratie‘ witterten, fanden die Agenten Rußlands gar geneigtes Ohr. So ihrer Sache ge— 
wiß, ließ Katharina, obwol ihr der Bruch der von ihr garantirten Berfaflung ſchon hinreichend 
als Kriegsfall dienen fonnte, von ihren Barteigängern, an deren Spige Xavier Branicfi und 
Belir Potocki fanden, eine Gonföderation am 14. Mai 1792 zu Targomwice unterzeihnen, in 
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welcher die Verfaſſung von 1791 als „das Grab der Monarchie“ bezeichnet und die Wieder: 
berftellung der „freien republikaniſchen Regierung“ verlangt wurde. Um biefe Gonföpderatten 
zu unterftügen, vrangen die ruffiihen Truppen abermals in Polen ein. Der König Staniflam 
Auguft zeigte in diefem Augenblid feine ganze Eharakterlofigkeit. Weder im Lager bei Dubna, 
nod in dem ihm fo nahen bei Braga war er zu erbliden, Die Hauptmact der Polen ftand unter 
dem Prinzen von Würtemberg bei Grodno und unter Joſeph Poniatowſki, einem Neffen des 
frühern Königs, an den Grenzen der Ukraine. In dem Heere des leptern dienten Thaddäus 
Koſciuſzko und Wielohorffi, denen faft allein zuzuſchreiben ift, daß die vor der Übermadt ver 

Nuffen über den Bug zurücweihenden Truppen Poniatowſki's wenigiens zufammenbliehen. 

Umfonft errang Koſciuſzko bei Dubienfa einen kleinen aber glänzenden Sieg. Ebenſo mußte 
ſich das andere Heer über ven Bug zurüdzieben, denn die Rufen drangen mit unbezwinglider 
Gewalt und in großer Übermaht vor. Des polnischen Königs Feigheit nahm immer mebr den 
Gharafter des Verraths an. Er ihrieb am 22. Juni an Katharina und verfprad, die polniſche 
Krone ihrem Enkel, dem Großfürſten Konftantin zu überlaffen. Zur Antwort erbielt er unter 
vielen VBormi.rfen eine Aufforderung, ih der Konföderation von Targomice anzufchlieien. Er 
brach feinen Eid vom 3.Mai 1791 und unterichrieb endlich am 23. Juli1792 die Gonföderation. 
‚„‚Berrätberifcher, meineidiger König!“ erſcholl e8 um den Balaft in Warſchau berum, und fein 
eigener Neffe jchrieb ibm: „Veſſer wäre ed, Ew. Majeftär hätten einen ebrenvollen Tod geſucht, 
als das ganze Rand verrathen.” Ein unausſprechlicher Schmerz erfaßte die Nation. Die beflen 
Männer wanderten aus, die Generale Kojeiufzfo, Mokronowſki, Zabiello nahmen ihre Ent: 
laflung. Die Gonföverirten waren am Ruder. Belir Potoeki benabm ih wie ein Dictater. 
Am 21. Dec. wurde eine conftituirende Commiſſion niedergelegt, welche den Polen „die Kreibeit 
ihrer Väter wiedergeben follte‘. Xavier Branirfi reifte nach Petersburg, um der Zarin für die 
„Rettung Polens" zu danfen. 

Alle diefe Borgänge geſchahen eben in der Zeit, ald Preußen im Bunde mit Oſterreich den 
unglüdliben Feldzug nach Branfreih unternahm, um die Branzöfifche Revolution, vieles 
Schreckbild der Legitimität, und das Jakobinerthum niederzufhlagen. Die Fürſten empfanden 
natürlih eine gewiffe Solidarität ihrer Intereffen und Theilnahme für den unglüdlihen Lud— 
wig XVI. In allem, was sich bewegte, witterte daher der Eurzfichtige Friedrich Wilhelm U. 
Jakobinismus. Daher die veränderte und feindliche Haltung, die er jegt gegen die Verfafſung 
vom 8. Mai 1791 einnahm, während fie doch auf fein Drängen und unter feinem vwiederbelten 
Beifall zu Stande gekommen war. Es war gewiß eine Ehrlichfeit, wenn ein Manifeft des 
Preußenfönigs am 16. Jan. 1793 erklärte, daß die preußifchen Truppen, welde nun unter dem 
Feldmarſchall von Möllendorf in Bolen einrüdten, die Beflimmung bätten, der Verbreitung 
des „revolutionären Geiſtes“ Schranken zu fegen. Nur mußten die Conföderirten bald erfahren, 
daß diefe „Unterdrückung des Jakobinismus“ mit Einwilligung Rußlands geibab. Zwar pre: 
teftirten die „„verrathenen Verräther“, die Conföderirten, am 2, Febr., aber durch Drohung und 
Gewalt bradpte der ruſſiſche Geſandte Sievers diefe Stimmen bald zum Schweigen. Gin 
preußiſches Manifeft vom 24. Febr. Fagte Danzig an, „Schwindler und Aufrührer in feiner 
Mitte fu hegen“, und nad einer Eurzen Blofade wurde die Stadt genommen (27. Mär;). 
Eine neue Proclamation (25. März), melde wiederum gegen den demokratiſch-franzöñſchen 
Geiſt allerlei Declamationen enthielt, fegte indbejfondere Großpolen davon in Kenntnis, daf 
Friedrich Wilhelm, genöthigt, gegen Frankreich Krieg zu führen, fi den Rücken decken müſſ 
und darum von gewiflen Diſtrieten Bejig ergreifen werde, deren Bewohner nunmebr aufge 
fordert werben, ſich fügſam ihrem neuen „legitimen‘ Souverän zu unterwerfen. Die Palatiget 
Pofen, Gneſen, Kaliſch, Sieradz, Lenczie, Stadt und Kloſter Gzenftohau, die Landſchaft Klaa 
und bie größern Theile von Plock und Rawa, fowie Danzig und Thorn wurden von Preußen 
annectirt und erhielten den Namen Südpreußen. In äbnlihen Wendungen gegen den Jake: 
binismus ergeht fih dad Manifeft Katbarina’s vom 9. April, und mit denjelben Gründen wird 
die Einverleibung der öftlihen Hälfte Polens in das ruſſiſche Reich declarirt. Die Kaiferin jeibl 
hatte mit eigener Hand auf der Karte Polens eine Linie gezeichnet, welche von Volen 4553 
Duadratmeilen abihnitt. Won den unglücklichen Lande blieben nur 4016 Quadratmeilen 
übrig. Der ruſſiſche Geſandte Sievers lieh jeden, der ſich nicht ver Gonföberation von Targomice 
anſchloß, des Bürgerrechts verluftig erklären, dann erſt wurden die Bezirföverfanmlungen und 
endlich der Neihdtag auf den 17. Juni nah Grodno einberufen. Es erihienen nur noch 10 
Senatoren und Yandboten aus denjenigen Diftrieten, die jegt nod Polen bildeten. Manden 
gab die Verzweiflung die Kraft eines mannhaften Widerflandes ein. Sievers und der preußifche 
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Minifter Buchholz verlangten die Einfegung eines Ausſchuſſes, der die Angelegenheit ver neuen 
Theilung verbandein folle. Als ſich einiger Wiverftand zeigte, drohte Sievers, die Föniglichen 
Einkünfte mit Beihlag zu belegen, und ließ einige Mitglieder des Reichstags in ihren eigenen 
Bohnungen ald Gefangene bewachen. Der Reichstag proteftirte gegen dieſen Act der Gewalt. 
Unter fortmwährendem Droben und Drängen und durd die Worfpiegelung eines Führers der 
ruſſiſchen Partei (Koſakowſki), daß man in die Abtretung an Preußen nicht werde zu willigen 
brauden, wenn man die Forderungen Rußlands erfüllte, erlangte Sieverd am 23. Juli die 
Unterzeihnung eines Vertrags, nach welchen die von ruſſiſchen Truppen befegten Provinzen 
vom Reichstag förmlich abgetreten wurden. Jetzt verlangte Buchbolz eine ähnliche Erflärung. 
Aber der geleiftere Widerſtand war noch hartnädiger und ftärfer. Sievers und feine Truppen 
machten auch diesmal die Schergen. Bier Lanpboten wurden durch Kojaden aus der Stadt 
gebracht. Ald am andern Tage (den 23. Sept.) der Neihstag wieder zuſammentrat, berrichte 
indem Sigungsjaale eine lautlofe Stille; kein Sprecher erhob ſich; jedermann war entſchloſſen, 
dadurch die Aufhebung des Reichstags durchzuſetzen. Nichts half das Toben und Drohen bed 
anmejenden rujjiihen Generals Nautenfeld. Bis 3 Uhr des andern Morgens dauerte das un: 
beimlihe Schweigen. Endlich erhob ih der Marſchall Bielinfki, ftellte die Frage, ob man den 
Forderungen Preußens ſich füge, und ald aud auf die Wiederholung berjelben Schweigen er: 
folgte, ließ derjelbe die Sinmwilligung der Verſammlung in das Protokoll des Reichstags ein: 
tragen. Das war Die zweite Theilung Polens. 

Der weiter tagende Reichstag beihäftigte fich wieder mit der Organifation des noch verblie: 
benen Theils von Bolen. Die Gejege jener conftituirenden Verfammlung wurden aufgehoben, 
und Nufland garantirte wieder die Verfaflung und Integrität der Republik. Wenn die 
Mianifefte Nuplands und Preußens fortwährend den Jakobinismus in Polen ald Motiv ihrer 
Maßregeln vorfhügten, jo war dies nichts mehr ald eine eitle Redensart, denn darin waren alle 
politiihen Parteien in Polen einig geworden, daß man zur Rettung des Staats eine fefte 
Monarchie gründen müffe; wenn jene Mächte aber zugleich behaupteten, dad ganze Land fei von 
geheimen Gejellihaften unterwühlt, fo batten fie allerdings recht, denn es bereitete fich eine 
verzweiflungsvolle Infurrection vor, und geheime Geſellſchaften, deren Fäden theils in Warſchau, 
theild in Dresven, wo Thaddäus Koſeciuſzko, Hugo Kolontaj und Ignaz Potocki ihren Wohniig 
aufgefhlagen hatten, zufanımenliefen, bemühten fich, die allgemeine Stimmung gegen dir Gewalt 
Rußlands und Preußens zu erbittern. Den erften Ausbruch verſuchte der General Byſzewſti, 
der Warſchau überfallen wollte und zu dem Behuf den König Staniflam Auguft mit in das 
Geheimniß zog. Diefer hatte jedoch dem rufiiichen General Igelftröm ven Plan mitgetheilt und 
ibn zu Vorſichtsmaßregeln aufgefordert. Byizewffi zog fih daher nah Krakau und vereinigte 
ih dort mit dem General Wadzicki. Won Koſeiuſzko's Führung erwarteten alle Heil und 
Gelingen. Um nicht zu früh Argwohn zu erwecken, begab ſich diefer Anfang 1794 nach Italien. 
Die Emigranten in Dresden verſuchten inzwifchen vom Auslande her Unterftügung zu gewinnen, 
allein von feiner Seite zeigte ſich dazu eine reelle Ausſicht. Sie juchten daher unter folden Ilm: 
ſtänden den Ausbrud noch hinzuhalten, aber bald wurden fie von den Ereigniffen überraſcht. 
Igelftröm verfuchte nämlich, argwöhniſch geworben, einen Theil der polnischen Armee zu ent: 
waffnen, der General Mavalinffi leiftete Wiverftand, und den Zuſammenſtoß vermeidend, zog 
auch er fich auf geſchickte Weife nah Krakau, wohin jegt auch Thaddäus Kofeiufzfo geeilt war. 
Am 24. März 1794 wurde die Erhebung proclamirt, der Krieg gegen Rußland und Preußen 
begonnen; die Verfaffungdfragen wurden vorläufig beifeitegelaffen und Kofeiufzko mit bie: 
tatorifcher Gewalt audgeftattet. Die Bauern um Krakau herum wurden mit Senjen bewaffnet 
und neben dem Militär in das Heer eingereiht. Koſciuſzko legte auf diefe Senfenmänner 
(Kosiniery) immer ein großes Gewicht. Der erfte Zufammenftoß mit den ruſſiſchen Truppen 
fand am 4. April 1794 bei Naclawice ftatt, und die Polen, obwol in der Minderzahl, blieben 
Sieger. Dad befeuerte ven Muth der Verſchworenen; trog der eifrigften Borforge Igelftröm's 
und der zahlreichſten Verhaftungen und Deportationen einflugreiher Männer erhob ih Warfchau 
am Gründonnerstag, und nad einem faft dreitägigen Kampfe wurden die Ruſſen aus der 
Hauptftadt herausgeſchlagen. Hierauf wurde eine proviforiihe Regierung eingefegt, Ignaz 
Zafrzemffi wurde Staptpräfivent, und Staniflam Mokronowſki Stadtcommandant, Ein 
Fourier berichtete dent Koſciuſzko und Kolontaj das glückliche Ereignif. „Lebt der König noch?“ 
fragte Kolontaj. „Ja“, erwiderte der Fourier, „und feine Hoheit it noh anerkannt.” „Odann“, 
rief Rolontaj, „ift unfere Nevolution verloren; die Arnıee wird ſich einige Monate vortrefflid 
ſchlagen, aber Bolen wird fallen und der König feine Vernichtung unterzeichnen.” Faſt zu gleicher 
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Zeit war der Aufftand in Litauen audgebroden, und Wilna wurde mie Warſchau durd einen 
Handftreicdh genommen. Das Revolutionstribunal in Warfchau ließ indeß die compromittirteften 
Parteigänger Rußlands aufhängen. Allmählih zogen fih auch aus den nicht infurgirten 
Landſchaften die Krieger und waffenfähigen Männer zu Koſciuſzko, welder an Stelle der pro: 
viforifhen Regierung einen Ahtmännerrath unter Kolontaj in Warſchau einfegte. Da fich diefer 
Rath Elüglidy mit dem König in Verbindung gefegt hatte, wurde er von den Geichäftäträgern 
der päpftlichen Curie, von Hſterreich, Spanien, England, Holland und Schweden anerkanut. 
So weit ging die Sache gut. Kofeiuzffo aber ſah recht wohl, daß ein Gelingen von dem En: 
thuſiasmus der großen Volksmaſſe, von der Theilnahme des Bauernftandes abhängig fei. Auf 
dieſen fuchte er ſich zu flügen, und um ihn zu gewinnen, mußte er ihm wenigftens Freibeits: 
boffnungen entgegentragen fönnen. Aber davon wollte der größte Theil ded Adels nichts hören. 
Die Bauern wurden wieder theilnahmlos, und der Adel entfremdete ji feinem Dictator. Auch 
die Bürger in den Städten wurben mistrauiſch, und fo groß auch die Opferwilligfeit einzelner 
Batrioten war, jo fehlte doch die durchgreifende und alles umfaffende Theilnahme. Dazu famen 
Spaltungen unter den Infurrectiondführern. Die Befonnenheit Koſciuſzko's wurde von Hugo 
Kolontaj, ver die Rolle eines Nobeöpierre gern gefpielt hätte, nicht getheilt, und es bildete ſich 
bald eine Schredenspartei der „Hugiſten“, weldhe von den ruhigen Bürger mit Furcht und Haß 
angefeben wurde. Durch mehrere Niederlagen wurde die Stimmung noch mehr herabgedrückt. 
Am 6. Juni unterlag Kofeiufzfo dem preußifchen General Favrat bei Szezeforiny, nachdem er 
die Ruffen ſchon geworfen hatte, am 8. Juni wurde der General Zajonczek bei Chelm von dem 
ruſſiſchen General Derfelden gejhlagen. Wieniawſki, dem die Stadt Krafau anvertraut war, 
übergab diefelbe fanımt dem Schloffe den Preußen ohne Schwertſtreich. Namentlich rief der legte 
Vorfall eine außerordentlie Erbitterung in Warſchau hervor, die bi zur Emeute ded Pöbels 
jich fteigerte. Mit knapper Noth wurde das Schreckensregiment des Pöbels gebändigt, aber die 
Gärung nahın immer mehr zu, während der Gemeinfinn erfaltete. So fand Koſciuſzko Die Lage, 
ald er in Warſchau einrückte. Faſt hinter ihm ber fam eine preußische Armee von 50000 Mann 
und eine rufiifche von 9000 und eröffneten die Belagerung. Das Gros der Rufſen ftand unter: 
dejlen in Litauen und wurde von den Generalen Zafinffi und Wielohorffi befhäftigt. Im Zuit 
verſuchten die Nuffen einen Sturm auf Wilna, der noch, als e8 jhon zum Straßenfampf ge: 
fonmen war, abgeſchlagen wurde. Beſſer glüdte es ihnen einige Wochen fpäter, und am 
12. Aug. fiel Wilna und damit fat ganz Litauen in die Gewalt der Feinde. Die preußiſche 
Armee erwartete, ehe jie zum Angriff auf Warfhau vorging, eine Zufuhr fhwerer Geſchüte 
auf der Weichſel von Graudenz aus, ald plöglic die Nachricht eintraf, dab jene Zufuhr unmeit 
von Brzedc von den Bolen abgefhnitten und in ben Grund gebohrt, fowie daß in Großpolen ber 
Aufſtand ausgebroden ſei. Friedrich Wilhelm mußte daher in ven erften Tagen ded September 
die Belagerung aufgeben und ſich mit feiner gangen Armee zurüdzieben. 

Oſterreich griff jegt gleihfalls in die Lage der Dinge ein. Es hatte mit Misbehagen die 
zweite Theilung Bolens unter den zwei andern Mächten allein abgemacht geſehen und ergriff 
daher jegt die Einladung Luccheſini's zur Cooperation mit Eifer. Während im Norden ver 
Kampf tobte, rücte eine Öfterreichifche Armee in Volhynien ein „zum Schuge der öſterreichiſchen 
Grenzen”. Die Polen mußten ed um fo mehr dulden, ald eben von Rupland her eine neue 
Armee unter dem General Suworow heranrüdte. Vergeblich leiftete Karl Sierafomifi am 
17. Sept. bei Krupizyce einen fo heftigen Widerftand, daß die Ruffen mehrere taufend Mann 
verloren, die Ruſſen rüdten über den Bug, fhlugen die Bolen bei Terespol und eilten auf 
Warſchau zu. In diefem Augenblid ging Kofriufzko in das Lager ab, um, wenn möglid, Die 
Bereinigung Suworow's mit dem General Ferfen zu vereiteln. Ferſen brabjihtigte Warſchau 
zu überrajchen, Koſeiuſzeo ging ihm daher entgegen und traf ibn (10. Det.) bei Maciejowier, 
zehn Meilen von Warfhan. Ein furhtbarer Kampf entipann jih. Schon wichen die Rufen, 
als plöglih Sumworom herannahte. Die Polen fonnten nicht widerfleben, erbrüdt von der Ihre 
macht der feindlichen Heeresmaſſen. - Alles floh; Koſciuſzko verſuchte vergeblich die fliehenden 
Neiter wieder zu janmeln. Er ftürzte vom Pferde, und flürzend feuchte er aus der ſchmerz⸗ 
erfüllten Bruft: „Finis Poloniae.” SHerbeifprengende Kofaden verwunden ihn und nehmen 
ihn nebft feinem Freunde Niemcewicz, fowie Sierafomfti, Kamenſti, Koper, Fiſcher, Seivlig 
gefangen. Der legte Stern Polens war untergegangen. Der befte Mann, den Polen geboren, 
war auf dem Wege nady einem ruſſiſchen Kerfer. F 

Verzweiflung erfaßte die Krieger in Warſchau, und die Parteien machten ſich jegt gegenſeitig 
Vorwürfe, jede der andern die Schuld zuſchiebend. Indeh rückte Suworow mit 40000 Mann 
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gegen die Beflung Praga, während preußijche Truppen auf die Hauptſtadt Warfchau ſich warfen, 
um aus ber Eroberung der Stadt ein Anrecht auf viefelbe herleiten zu Fönnen, Praga war 
auserjeben, dag entjegenvolle Drama mit einem furchtbaren Fall abzufhließen. Am 4. Nov. 
wurde ed erflürmt. Wer nicht durch Feindeshand fiel, fand das Grab in den Fluten der Weichſel, 
da die nad Warſchau führende Brüde abgebrochen war. Jajinffi und Grabowffi fanfen mit 
8000 Kriegern kümpfend unter dem Schwert der Feinde; mehr ald 12000 Bewohner der 
Vorſtadt wurden von den wüthenven Ruffen nievergemegelt; durch die Gaffen wälzte ſich die 
Flamme. Warſchau mußte am 8.Nov. capituliren. Der ftolze Suworow hielt blutbefledt feinen 
Einzug in die Hauptfladt. Die Häupter der Injurrestion verließen die Stadt, Hugo Kolontai 
zuerft. Von nun an löfte ſich der ganze noch übrige Reft ver Infurgenten raſch auf; ver legte 
Theil der polniſchen Armee ſtreckte am 10. Nov. bei Radoſzyce die Waffen. Wohin aud immer 
die Patrioten jih wandten, wurden fie ald Rebellen behandelt und mußten in öfterreichiiche, 
preußijche oder ruflifche Kerker wandern. Wer früher entkommen war, wurde feiner Güter 
verluftig erflärt und in contumaciam verurtheilt. Die fiegreihen Mächte Enüpften alsbald 
Verhandlungen über die Iheilung ver Beute an. Sowol an beweglichem wie an unbeweglichen 
Gute erhielt Rußland den Löwenantheil. Es befam von dem nod übrigen Lande 2183 Qua— 
vratmeilen, während Oſterreich 834 nebft Krakau, und Preußen nur 697 Quadratmeilen nebft 
Warſchau erhielt. Im Januar 1796 ergriffen vie Mächte von dem Lande Beiig; Polen war 
aus der Reihe der europäifchen Staaten geftrihen. Der König Staniflaw Auguft wurde nad 
Grodno verwiefen, wo er von einem Önadengehalt des ruſſiſchen Hofes bis zum Jahre 1798 
(gef. 12. Febr.) lebte. Einen unglüdlihern König möchte die Geſchichte wol nicht auf: 
zuweiſen haben. 

War nun auch Polen fein europäifcher Staat mehr, fo hörte ed doch nicht auf, eine wichtige 
Rolle in der Geſchichte und Politik dieſes Staatenſyſtems zu fpielen. Bis auf den heutigen Tag 
taudt die Frage über feine Zukunft ftetö wieder von neuem auf, und fein Geſchick ift bis heute 
nit endgültig entjchieven. Noch die legten Zeiten waren erfüllt von einem Kampfe für das 
Dajein Volens. Ehe wir diefe jedoch beleuchten, müffen wir einen Blick auf fein politifches, 
wirthſchaftliches und Eulturleben richten, um zu ermeflen, welches die natürlichen Urſachen eines 
io unerhörten Sturzes gewefen jind. Die Gewalt und der Frevel feiner Nachbarn haben feinen 
jammervollen Untergang vollzogen. Was aber lodte die Habſucht berfelben herbei, was ebnete 
der Gewaltthat die Wege? 

BDerfafjungsgeihichte Wenn man die Entwidelung der polnischen Verfaſſung in aufs 
und abjteigenvderkinie verfolgt, laffen fich verſchiedene Epochen in derjelben erkennen, die durch eigen 
thũmliche Dierfmale ſich voneinander unterfcheiden. Die Anfänge jind und freilich nicht mit voll: 
Handiger Sicherheit befannt, denn wo aud immer ver Schleier des Völkerlebens ſich lüftet, da if 
dad Drama ſchon invollem Gange, und nurdurd Rückſchlüſſe iftes erlaubt, die Geneſis der zuerft 
wahrgenonimenen Zuftände fich zuvergegenmwärtigen. Die älteften gefchriebenen Rechtsdenkmäler 
in Bolen fallen aber in eine jo jpäte Zeit, in dad 13. und 14. Jahrhundert, daß aus ihnen faum 
auf die allerälteften Zeiten, etwa auf die Zeit der Einwanderung der Slawen in die Oſtländer 
Europas gejhloffen und die Art des geſellſchaftlichen Zuſammenhangs daraus abgenommen 
werben kann. Das aber erfcheint aus ihnen fowol ald aus der Analogie mit andern ſlawiſchen 
Stämmen beftimmt bervorzugeben, daß die erſte Grundlage der Gejellihaft überhaupt die 
Geſchlechtszuſammengehörigkeit, ver Kamilienverband geweſen ift, und dap dad Orundeigenthum 
nicht jowol von dem Individuum als ſolchem, fondern urfprünglicd von der Familie ald Gemein— 
befig erworben worden iſt. Mindeſtens leuchtet diefe Vorftellung hervor, wenn nıan bei Tauſch, 
Kauf, Schenkung, überhaupt bei der Dispofition über Güter von der Rechtsgewohnheit eine 
Zufimmung der Bamiliengliever und Verwandten forbern jieht, wenn das Erbrecht felbft bis 
auf die entfernteften Verwandtſchaftsgrade ſich erſtreckt. Und wie bei ven Öermanen in der Blut- 
race und in dem an vie Stelle derſelben getretenen Wergelve eine Solidarität des Geſchlechts— 
verbandes ausgedrüdt war, fo fand daffelbe bei ven Slawen überhaupt und bei den Polen ins— 
bejondere, zumal ald das Äußere Zeichen des Geſchlechtsverbandes das Wappen (herb) noch hin= 
zugefommen war, mit jolher Confequenz jtatt, daß in gewiſſen Beziehungen dieſe Einrichtung 
nod im 18. Jahrhundert ihre Wirkungen äußerte. Nicht das Individuum alſo (denn dieſes 
ift an ſich eigentlich bedeutungslos und gelangterft zu einer rehtlihen Stellung durd die Familie), 
fondern die Familie ift das erfte Glement des polnischen Gemeinmwejend. Später vereinigen ſich 
die Familien mit Rückſicht auf den Boden, den fie bewohnen, zu einem Schutzdiſtrict (vicinia, 
opole). Mehrere Kamilieneinheiten geben in dieſe Höhere Einheit auf. Die Bedingungen dieſer 
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Verbindung find die gemeinichaftliche Verantwortung für vorgefallenen Mord und die gemein: 
ſchaftliche Leiftung Öffentlicher Dienfte, namentlich jobald dieſe auf die fürſtliche Gewalt ſich be: 
zogen. Mittelbar jowol ald unmittelbar gehen beide, Geſchlechtsverband und Diftrictöverbann, 
wieder in dem Stamme auf. Und hier gilt ed nun zu unterfudhen, welde Unterſcheidungen ſich 
von dieſem Gefichtöpunfte aus unter den Individuen ergeben. Man erkennt bier joldye, die per: 
ſönlich frei mit freiem Gigenthum, und ſolche, die zwar perfönlich frei, aber ohne freies Eigen: 
thum find. Erftere find die Adelihen (Szlachta, Szlachelce), die andern find die Kmetonen 
(Kmieci). Ginen zwiſchen beiden flehenden freien Bauernftand, wie in Deutihland, gab es niät. 
Wie ich diefe Gliederung entwidelt bat, ift freilich nod nicht erwielen, mindeſtens geben die 
Anfichten darüber weit auseinander. Wie wenig hiſtoriſche Anfnüpfungspunfte ſich aud für 
die Annahme finden, daß der Adel aus ven Nachkommen eined Hlegreihen Stammes ſich gebildet, 
jo läßt jich dieje dennoch, wie ſchon oben angedeutet, aus ethnologiſchen Beziehungen beiter erklä— 
ren ald aus der bloßen Berichiebung des Grundbeſitzes, melde nad Analogie der Germanen als 
Entſtehungsgrund angegeben wurde, Wie jih aber aus den Adel dann die fürftliche Gewalt 
entwidelte, das ift bei dem Dunkel der Sagen aus dieſer Übergangsperiode nicht Feftzuitellen, 
und wo die Schatten weichen, tritt und die fürftliche Gewalt ſchon als fertige Thatſache entgegen. 
Es iſt leicht erjichtlich, daß die Einführung des Chriſtenthums, und nod) dazu durd die Bermit- 
telung des feudalifirten Deutſchland, die veridhiedenen Stände ſchärfer ſchied, den Umfang ihrer 
Gerechtſamen genauer beitimmte, kurz dad Gemeinweſen und jeine Geſtaltung mehr durchbildete 
Daber läßt ich vaflelbe erft unter Bolejlam Chrobry mit einiger Klarheit überbliden. 

Zur Zeit diefed Monarhen war die gefammte Bevölkerung entweder Schlachta, Adel oder 
Kmetonen, Kmeten, Zinäbauern, oder ganz Leibeigene. Der Adel war neben andern Vorrechten 
im Beiig des Kriegsdienſtrechts, des jus militare, und hatte ſomit allein die Landesvertbeidigung 
auszuüben. Prineipiell war das feftgehalten, allein dennoch können auch Kmeten, bejonder? 
wenn jie reich find, das Kriegsdienſtrecht erwerben, und in ſolchen Fallen fönnen fie auch über: 
haupt in den Adel aufgenommen werden. Je ansichliefliher aber in der weitern Entwidelung 
ver Begriff des nobilis mit dem des miles zufammenfiel, deſto weniger leicht Eonnte jener Fall 
eintreten. Zur größern Unterfheidung trugen bald die im Verlauf der Zeit nen hinzugefommenm 
Merkmale des Adels bei; vielleicht Früher als font in Europa jehen wir nämlich bier das 
Wappen (herb), weldes ein Geſchlecht fi beilegt. Es ift ein äußerliches Symbol des Geſchlechts— 
verbandes, deſſen hervorragenpfte und bis in die legten Zeiten feitgehaltene Eigenthümlichkeit 
die über alle Individuen innerhalb des Verbandes und über alle Geſchlechter innerbalb dee 
Stanımes oder auch Staats herrſchende Gleichheit ift. Alle, die einmalin den Adel aufgenommen 
waren, galten rehtlih oder mindeſtens theoretiih als gleichſtehend. Es gab feinen Vorrama. 
Der geſchichtliche, politiihe und ökonomiſche Proceß brachte freilich jehr bald eine große Menge 
von Verſchiedenheiten hervor. So ſtellt das Strafgejeg die milites famosi, die mit großem 
Bejig den Ruhm der Abſtammung verbanden, höher als die milites scartabelli, die gewiſſer— 
maßen nur einen Godicillaradel bildeten, bei denen die Nobilität ſich auf reichen Befig und eine 
Erhebung durd den dazu berechtigten Fürſten gründete, „Ritter neuer Schaffung“. Es fallen 
diefe beinahe zufammen mit den milites de sculteto vel emetone facti; doch erhalten die erterm 
einen erblihen Adel, während die legtern nur perjönlich deffelben theilhaftig werden. Solange 
das Kriegäpdienftreht auch von den Kmeten erworben werben konnte, beflebt ein natürlichet 
Unterſchied zwiſchen miles und nobilis. Im weitern Verlauf werden die beiden Begriffe immer 
übereinflimmender, bis dann fchlieglic der gefammte Adel nad römiſchem Mufter ven Nam 
ordo equestris annimmt. Alle diefe Kriterien des Adeld wurden von ihm feitgehalten und 
zu ihren Gonjequenzen fortgebildet. Das ausſchließliche Kriegsdienſtrecht und ſomit die Lambert 
vertheidigungspflict brachte ed naturgemäß mit ich, daß der Adel fih dafür anderer Laſten m 
entledigen itrebte. und ſchon im 14. Jahrhundert hatte er bei dem König Ludwig von Ungan 
aus dem Kaufe Anjou feine unbedingte Steuerfreiheit durchgeſetzt. Wenn der Adel madber 
noch irgendwelche Steuer aus freier Entihliefung in Anbetracht ver Umftände leiftet, jo geſchicht 
es pro hac sola vice, ut ne traheretur in sequentiam. ine andere natürliche Conſequenz It 
Gründung ded Adeld auf den Bejig war dad am Ende des 15. Jahrhunderts erlailene Verbet, 
wonach dem Nichtadelichen die Grwerbung des Grundbeiiges verwehrt war. Cine wenig beden— 
tende Ausnahme wurde hierin blos für die cives fortunatiores gemacht. Zu dem ansichlieglicen 
Beiig des Kriegsdienſtrechts trat aljo nunmehr noch der aller Civilrechte, und mit einen Federſtrid 
war die ganze Maſſe des Volks zur Rechtloſigkeit verurtheilt. Von nun an beginnt die immer 
weiter greifende Übermaht und Schranfenlofigkeit des Adels, die Bedrückung dedandern Standed, 
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und das iſt jene Freiheit, auf welche immer mit ſo vielem Stolze hingewieſen wird; eine Freiheit 
der einen, die mit der Knechiſchaft der andern bezahlt wurde. Vom Feudalismus aber und 
allen ſeinen Unzuträglichkeiten blieb Polen, wie ſchon aus dem Vorſtehenden zu entnehmen iſt, 
durchweg frei. Wenn in den Geſetzbüchern öfter von „Baronen“ die Rede iſt, fo darf man ſich 
davon nicht zur Anmahme einer feudalen Gliederung bewegen lajfen. Die Baronie ift in Bolen 
ein Amt, und zwar ein durchaus perjönliches, nicht erbliches. Der engere Rath des Fürften, 
aus dem ſich jpäter der Senat entwidelt hat, ift die Baronie. Daß diefe aber meijtentheil® den 
durch Geſchlecht und Beiigreihthum Ausgezeichneten zufällt, ift nicht im diefen Qualitäten 
begründet. 

Sahen wir den Adel im 14. Jahrhundert fi von allen directen Steuern befreien, fo macht 
er ſich in den folgenden, da immer mehr aller politifcher Einfluß in feine Machtſphäre gelangt, 
au von ten indiresten los, von Zöllen, Mahl: und Schladhtfteuern, Ginquartierungen u. dgl. 
Erf in den Regenerationdverfuchen des 18. Jahrhunderts wurde dieſer Misbrauch zunächſt 
tbeilmeife, dann gänzlich abgeftellt. Bon der Vorftellung beherrſcht, daß der gefammte Grund— 
befig, wofern er nicht durch ſpecielle Beligtitel fi anders harakterifirt, Gemeingut oder Staats— 
eigenthum jei (wobei man jih aber ven Staat nit als juriftifche Perſon dachte), trat der Adel 
jogar mit Anſprüchen an die Nationalgüter hervor, und die erblos heingefallenen oder fonft 
erledigten Güter forderte er für ich unter dem Titel eines panis bene merentium. 

Der Adel war es, der alle Amter und Würden für ih in Anfprud nahm, König Ludwig und 
Wladyſlaw Jagello mußten in Rüdjicht dev geiftlichen und weltlichen Amter ſich dazu verpflichten, 
und fo blieb ed au. Wo in geiftlihen Amtern eine Ausnahme fintuirt wurde, da fegte das Anit 
jo viele Kenntniffe oder jo mühjelige Anftrengung voraus, ald eben bei dem Adel nicht gefunden 
wurde. Dagegen liep er ih gern die Verleihung von Zollämtern und Hebeftellen gefallen, 
welche ebenſo leicht als einträglid waren. Der Adel jelbft machte die Gejege; natürlid verftand 
er babei jein Intereife zu wahren. Unantaſtbarkeit des Adelichen, eheer eines Criminalverbrechens 
überführt worden, war durd die Berfaflung gewährleiitet. Dagegen beſaß er das Recht über 
Tod und Leben feiner Hörigen auf feinen Gütern. Verſuche des Königthums, ſich ein Gegen: 
gewicht in ven Städten zu fchaffen, murben ſtets vom Adel paralyfirt, und zur Zeit des Wahl: 
reihe im Anfang ded 17. Jahrhundertö wurde der Krone auch die Befugniß zu adeln genommen, 
um die mächtige Körverihaft vor intermittirenden Elementen zu bemahren. Zur völligen 
Durhführung ſolcher Allgewalt trug die Theorie von der Gleichheit aller Adelichen mächtig bei. 
Wir jagen Theorie, denn ed braucht nicht erft angemerkt zu werden, daß ſich factifch die Sache 
vollkommen anders ftellte. Aber jene Idee der völligen Gleichheit reizte jelbjt den dürftigſten 
unter den Adelichen, für feine Standedgenoffen mit einzuftehen und ihren Vortheil zu beförvern, 
um unter der Gunſt der Umſtände etwa emporzufommen und dann niemand nadhzuftehen. 
„Der adelie Inſaß ift dem Wojwoden gleich”, war freilih nur ein Spridmwort, fein Factum, 
aber diefer Gedanfe gab doch dem niedern Adel (drobna szlachta) feine ganz eigenthümliche 
Richtung. Sagt man, daß dieje Weife eine vernünftige Anterlage für die Adelsrepublik war, 
ſo hätte das einen Sinn, wenn fie eine praftiihe Wahrheit geweien wäre. Aber das war fie 
nimmermebr. Vielmehr galten bier wie anderwärtd Fülle der Mittel und Glanz der Geburt 
für die Ermwerbung eines überwiegenden Einfluffes, und diefer Zwieſpalt zwiichen der Theorie, 
die in den Gefegedformeln ihren Ausdruck hatte, und dem thatfächlihen Beftande erzeugte nur den 
Ruin der Örjegedautorität und begründete die perennirende Nevolution. 

Gehen wir zur Charakteriſtik ver nichtadelichen Volksmaſſe über, fo darf man nicht außer 
Acht laffen, dag ſowol die Mythenluſt der Völker faft überall und nicht minder die Sentimen= 
talitär mancher Gefhichtihreiber für die Zeit, welche durch glaubwiürdige Zeugnifle nicht auf: 
gebellt wird, von einem Zuftand glücklicher Freiheit träumen, der als pallende Unterlage idyl⸗ 
liſcher Dichtung fich darftellt. Wo für die Erfenntniß ber politifchen Zuftände Polens die un— 
voetifchen, aber ſehr wahrheitttreuen Urkunden in engern Sinne des Worts eintreten, da finz 

den wir den Mangel eine® ganz freien Bauernftandes überbaupt, dagegen die Kmeten (homines, 
incolae, coloni, rustici, ignobiles, ruricolae) als perſönlich wol frei, aber nit im Beſitz 
freien Eigenthums, und neben diefen die adscriptieii, Schollenleute, Hörige, welde entweder 
Kriegdgefangene oder ſonſtwie Sklaven geworden waren. Die Kmeten haften nit unbedingt 
an dem Grund und Boden, haben an diefem ein gewifles Erbredt und jind allem Anſchein 
nach Die eigentlihen Bauern. Die Adferipticii dagegen, die von den Kmeten immer mehr 
in fich aufnahmen, waren die Hofhörigen, deren Arbeit von Herrn beitimmt wurde, und denen 
nur zum eigenen Unterhalt ein Adermaß gegen Geld: oder Naturalienleiftung (Getreide, 
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Honig, Gier, Hühner, Käſe) und gegen Robot auf den herrſchaftlichen Gütern verliehen war. 
Unter ihnen fand man Köche, Brauer, Bäder, Fleiſcher, Beutler, Drechsler, Vöttcher, Ziegel: 
ftreiher, Kämmerer, Zeidler, Gärtner, Pflüger, Fiſcher, Waldhüter, Jäger, Falkner, Biber: 
fänger, Hundeführer, Pfervehüter. Sie ſtimmen aljo etwa überein mit ven Handwerkern der 
deutſchen Hofrechte, aus denen ſich die erften zunächſt hofrechtlichen, dann ſtädtiſchen Innungen 
bildeten. In Polen fand dieſer Übergang nicht ſtatt. Charakteriſtiſch aber iſt, daß der Stand 
der Nichtadelichen ebenſo gut als der der Adelichen zu dem Fürſten in einem directen Verhältniß 
ſtand; der Adel durch die Leiſtungen, von denen er ſich im 14. Jahrhundert freizumachen 
wußte, namentlich die Pflugſteuer (poradine) und öffentliche Dienſte wie fürſtliches Geleit 
(przewod) u, dgl., der Bauer aber durch eine erfchredend große Menge von Laften: jie waren 
gehalten, Burgen und Brücken zu bauen oder auszubeflern, beziehentlid eine Brüdenfteuer da: 
für zu zahlen (mostne), Gräben zu ziehen (fossatum, wywoz), Wälder zu roden (wymed), in 
ven fürftlichen Burgen Wachtdienſt zu thun oder denfelben durch Geld oder Getreide abzulöjen 
(stroza), Boripann und Fuhren zu leiften (podwod, powoz), Wegweijer und Geleit zu jtellen 
(przewod), die Verbrecher zu verfolgen (slad), Jagddienſte zu thun und in Rückficht der Falken 
und Biber gleihjam den Wilpftand zu hüten (sokol); alleAbgaben ruhten auf ihnen, die Hufen⸗ 
und Hoffleuer (poradine und podworowe), Abgaben an Honig und Getreide, Lieferungen 
von Küben, Ochſen, Schafen, mit Einem Worte Requifitionen des Fürſten, die der Bezirk auf: 
zubringen verpflichtet war, und endlich die Pflicht, das ganze Geleit des Fürſten aufzunehmen, 
zu beherbergen und zu verpflegen. Diejer directe Zufammenhang des Bauern mit dem Fürſten 
wurde noch wejentlidy dadurch gefördert, daß der Fürſt felbft der größte Grunpbejiger im Lande 
war und den meijten Boden, jomwie eine große Anzahl von ausſchließlichen Nugungen beſaß. 
Als der Kampf zwiſchen Adel und fürftlihder Gewalt allmählich zu Gunften des erſtern ſich 
entſchied, geriethen die Bauern natürlich immer mehr in die Gewalt des Adels, und da er die 
Geſetzgebung in Händen hatte, jo war ed natürlich, daß dieje nicht eben zu Gunften der Bauern 
ausfiel. Der häufig in der ältern Geſchichte Polend vorfommende Fall, dag die Fürften im 
Gegenjag zum Adel jih zu beſondern Beihügern und Wahrern ver Bauern und ihrer Berhält: 
niſſe aufwerfen, zeigt eben, wie ſehr die Krone mit vem Bauernftand in dem Adel den gemein: 
ſchaftlichen Gegner erfannte. Ein flarfer Gemeindeverband aber allein hätte den Bauern bie 
nöthige Widerſtandskraft geben können, namentlid würde ein foldyer ed verhütet haben, daß bie 
immer rafcher erfolgende Mifhung der Kuteten, der nur dinglich Unfreien mit den Hörigen, ven 
dinglich und perjönlich Unfreien, alle Bauern auch ver bevingten Freiheit beraubte. Bon einem 
jolden ſtärkern Gemeindeverband ift aber feine wirklihe Spur vorhanden. Ihre Bermaltung 
war von außerordentlicher Einfahheit; die alten Schugpijtricte (vicinia, opole) wurden bis ins 
14. Jahrhundert feftgehalten. Der gemeinfchaftiiche Mittelpunft war die Burg (grod, castrum). 
In diefen Bezirken vertrat der Burgwart, ver Gaftellan, in allen Stüden die Rechte des Fürſten. 
Nur einige Beamte unterftügen ihn in der Verwaltung, font herrſcht in allen Kreijen der Ber: 
mwaltung und auch des Gerichtöwefend eine außerorbentliche Unmittelbarfeit. Der Gaftellan 
übte in jeinem Bezirk bald jelbft, bald vertreten durch einen judex die volle Gerichtäbarfeit über 
alle Eingeſeſſenen. Erſt ſpäter treten die zahlreichſten Eremtionen und Inmunitäten ein. Im 
dep waren dieſe erften Jahrhunderte, die und nur eine mäßige Gebundenheit ded Kmeten zeigen, 
die glücklichſten. Im Berlauf ver Jahre wurde jeine Lage nicht beffer, fondern er ſank gänzlid 
zum Fronknecht herab. Das Geſetzbuch, das im 14. Jahrhundert niedergejchrieben wurde, ba} 
Statut von Wislica, erkennt dem Kmeten noch ein Wergeld zu, wenn der Todtſchlag durch einen 
Adelichen erfolgte, im 17. Jahrhundert war der Adeliche über feines Bauern Tod und Laien 
Herr; in ebendemjelben Statut werden die Beringungen für den Fortgang bed Kmelen von 
der innegehabten Scholle angegeben; ſchon 1496 wird diefed Wegzugsrecht auferorventlid bes 
ſchränkt, jene Bedingungen können nicht mehr eintreten. Das Erbrecht der Kmetenhufe wirt 
dermaßen eingeengt, daß es eigentlich zu exiftiren aufhört. Die Grundidee der Zinspacht Det 
Kmeten gebt gänzlich verloren, und die Arbeit wird zur Fron. Das Statut von 1496, das 1} 
ganz befonders durch Verlegung der Menfchenrechte an den Bauern kennzeichnet, raubt bem 
Bauern die Stimme vor Bericht, und Forderungen an ihn können nur durch die Perjon Des 
Örundheren zur Realifirung gelangen; die Grwerbung des Grundbeſitzes wurde, wie [hen oben 
mitgetheilt, den Nichtadelichen verboten, ſodaß aljo ded Staats Schug und Geſetz nur Dem 
Adel zugute fan, dev Kmete war preiögegeben. Die Willkür ded Grundherrn war jein Gefep- 
Das Vorhandenſein und die Blüte polnifher Städte in den allerälteften Zeiten, von benen 
und patriotifche und parteiifche Schriftfleller erzählen, kann freilich behauptet werden, aber einen 
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färfern Beweis als die jubjective Bermuthung beizubringen möchte wol kaum gelingen. Dan 
hat durch Analogie von den übrigen Slawen darauf geſchloſſen. Aber eine folhe läßt doch nur 
eine ganz allgemeine Annahme zu; beftimmtes darüber läßt ichnicht fagen. Das, was wir aus der 
hiſtoriſchen Zeit von Städten wijfen, ift von fo untergeorbneter Bedeutung, daß ed fehr ſchwer 
fallt, diefelben von den bäuerlichen Niederlaſſungen zu unterſchieden. Die Städte waren bald 
etwas größere bald geringere Menjchenanfammlungen, die unter den [hügenden Mauern einer 
Burg und unter der Autorität und Gewalt eines Gaftellans Sicherheit juchten. Da ihnen die 
Municipalverfaffung gänzlid) fremd war und der geringe Hanvelöbetrieb und die no dürf— 
tigere Induſtrie nur auf die unmittelbarften Bedürfniſſe hinausliefen und zumeift mit dem Gr: 
werb aus dem Aderbau und ven Walderzeugniffen zufammenhing, fo fann wol nicht eigentlich 
von Städten die Rede jein. Und was von denfelben wirkflid vorhanden war, das ging unter den 
Zerrüttungen des Landes, namentlich zur Zeit der Erbtheilungen, dann durd die Ginfälle der 
barbariichen Horden des Dftens und in den fortdauernden Kämpfen mit den Deutfchen völlig zu 
Grunde. Es fehlte nicht blos in den wenigen Städten, fondern jelbft auf dem Lande zur Be: 
ſtellung des Aders und Bodens an geeigneten, geſchickten und arbeitöfähigen Männern. Es trat 
diefer Zuftand gerade zu derjelben Zeit ein, als in Deutfhland die Feudalherrſchaft anfing auf 
eine Art Die arbeitenden Klaffen zu bedrücken, daß dieſe ſich entweder in die Schutz und Freiheit 
bietenden Städte flüchteten, oder den Wanderſtab ergriffen und im Auslande eine Wohnftätte 
ſuchten. Das Zuſammentreffen mehrerer Umſtände brachte hier eine Erſcheinung zu Wege, die 
kaum etwas Ähnliches i in der Geſchichte aufzuweiſen hat. Sowie den Volen das Chriſtenthum 
von Deutſchland gebracht worden war, ſo erhielten ſie auch von dorther ihre erſten Geiſtlichen. 
Waren ja doch die erſten Bisthümer nur Suffraganate des deutſchen Erzbisthums Magdeburg. 
Man Höre die Zuſammenſtellung eines neuern Hiſtorikers darüber: „In der That läßt es ſich 
nachweiſen, dap die Mehrzahl der Klöfter, welde in Polen neu gegründet wurden, Töchterftif: 
tungen älterer deuticher find. Im Betreff Grofpolens ift das ganz außer Zweifel, aber audı in 
Betreff Maſoviens und Kleinpolens jpricht alles dafür. So wurde das Auguftiner Chorberren: 
Rift zu Mſtöw im Krafauifhen von Breslau aus gegrümdet: die Giftercienferabteien Leda und 
Üagrowieec erhielten ihre erften Bewohner aus Altenburg bei Köln am Rhein; von ebendaber 
kamen wahrjdeinlich diefe Mönde nad Sulejow an der Pilica, Wanfzow und Koproneg im 
Erafauer Sprengel; Mogila an der Weichfel im Krakauiſchen, Byſzewo in Kujawien verehrten 
das ſchleſiſche Leubus als Mutterkloſter, das feinerfeits wieder eine Filtalftiftung von Kloſter 
Pforta bei Naumburg war; Obra galt als eine Mediattochter von Altenburg; Blefen an der 
Dbra wurde von Mönden aus dem Klofter Dobrilugk in der Nieverlaufig organijirt; Paradies 
ging von Fehnin in der Mark Brandenburg aus; Priment war eine Todhterftiftung von Bara: 
Died.” Die fo eingewanderten Deutfchen hielten num an ihrer Nationalität feft und hatten ſich 
faum in ihren neuen Wohnfigen, die reichlich mit Ackergut ausgeftattet waren, eingerichtet, als 
ie auch ſchon ihre Landsleute zur Urbarmahung der ihnen gefchenften Länderftreden nad jich 
zogen. Bei der geringen Bevölferung des ſlawiſchen Landes und bei der unbedingten Über: 
legenheit an Bildung, Fleiß und Arbeitöluft der deutſchen Adersleute verfpracen dirje herbei: 
gerufenen Anſiedler eine weit reihere Ausbeute des Aderlandes. Die Geiftlihen verftanden ich 
gern zu guten Bedingungen gegen diefe Ankömmlinge. Vorerſt mußte ihnen perfönliche Freiheit 
verbürgt werden, ferner Erbredt an dem Grund und Boden gegen die Leiftung mäßiger Zinfen 
und Dienjte, dann einige Jahre Steuerfreiheit, um die erfte Anfievelung zu erleichtern. Der 
gute Erfolg diejer Maßregel zeigte fich aldbald. Denn die Deutfchen waren fleißige Landwirthe, 
melde Wälder audrodeten, Sümpfe trodneten, Weiden und Pappeln anpflanzten, vas Feld 
beſſer bejtellten und Gartenfrüchte anbauten, oder tüchtige Handwerker, welche fehr bald die ver: 
ſchwindend geringe Zahl der polnifhen Handwerker weit hinter ſich gelaffen hatten. Der ven 
geiftliben Herren gehörige Boden blühte jichtlic auf und warf einen überraschend großen Zins 
ab. Die Fürjten folgten alsbald dem Beifpiel ver KHlöfter und Biſchöfe, riefen ſolche deutſche 
Anfiedler auch auf ihre Beigungen und erwarteten nicht umſonſt eine größere Ertragsfähigkeit 
des an die Fremden verliehenen Grund und Bodend. Das Weſentlichſte aber war, daß dieſe 
Anſiedler, die von Jahr zu Jahr in größerer Menge einftrömten, ihre fertige und vollfommene 
Geineindeverfaſſung mitbrachten, nad) der zu leben ihnen bewilligt werben mußte. Wo fie nicht 
Die unbepingtefte Selbftänvigfeit fanden, wo irgendwelche beftehende Verhältniſſe ihre unein— 
geihränfte Freiheit verfümmerten, da war ihres Bleibens nicht. Gigene Gerichtsbarkeit, 
eigene Verwaltung blieben immer die Hauptbedingung. An der Spiße einer folden deutfchen 
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Dorfgemeinde ftand der scultetus, Schultheiß, und nur zumeilen behielt ſich ver Landeshert die 
oberfte Gerichtsbarkeit in Griminalfällen vor. Aufmerffam gemacht durd den reihen Segen 
diefer neuen Anlagen, gaben Fürften und Adel aud ihren Kmeten und Hörigen diefelben Rechte 
und Freiheiten wie den deutfchen Anfiedlern. So wurden Schleſien, Pommern, Preußen ger: 
manifirt und Großpolen bid an die Weichfel bin fhon im 13. und 14. Jahrhundert mit un: 
gemein zahlreichen veutichen Elementen gemiſcht. Aber beider bloßen Bildung der Dorfgemeinde 
blieben die Deutſchen nicht ftehen. Die herbeiziehenden Handwerker und Gewerböleute würden 
auf dem Dorfe nicht genug Gelegenheit für ihren Betrieb gehabt haben, Es wurden baber 
Städte angelegt. Der Landesherr gab die Erlaubniß dazu. Auch die Städter waren der Br: 
richtsbarkeit ver Gaftellane entzogen und ftanden unter ihrem eigenen Richter, ihrem Erbsegt 
(advocatus), der mit den Schöffen dad Gericht bildete. Diefer Erbvogt war es in der Regel, 
der die ganzen Anfiedelungsverhältniffe und die dazu nöthigen Verhandlungen mit dem Landes: 
fürften vermittelt hatte, ver locator. Er erhielt den dritten Theil aller Strafgelver und ®rrihte: 
gefälle, einen Antheil an Kram-, Fleiſch-, Schuh: und Brotbänfen, an dem Schlahthof, an 
Grund: und Marftzinfen, an Zöllen und an den zur Stadt gehörigen Adern, nebft verſchiedenen 
anderweitigen Nugungen nach der Rage des Orts ale Wald, Jagd, Wieſen, Gärten, Triften, 
das Recht, Walf-, Mahl-, Lohmühlen und Badeftuben anzulegen. Die Bürger der Stadt: 
gemeinde waren durchaus frei und erhielten Ackerland mit Freijahren mie die Dörfler. Sie wähl⸗ 
ten fih ihren Magijtrat (consules) und richteten ibre Verfaſſung vollfommen fo mie in der Hei: 
mat ein; das Urbild wurde bald von Magdeburg, bald von Lübe und andern Orten entnommen; 
indbefondere war das ſchleſiſche Städtchen Neumarft, das jhon früh deutſche Stadtverfaſſung 
gehabt hat, als Mufter gewählt. Überall wo foldhe Rechtsverleihungen nad deuticher Art ftatt: 
fanden, da waren auch Deutjche vorhanden, welche es empfingen, und das ganze Land wurde 
andauernd mit einer fo außerorbentlihen Menge deutſcher Anfiedler überzogen, daß das heimi: 
iche Element fihtlih darunter zufammenfhrumpfte. Bis ins 16. Jahrhundert und bis nad 
Podlachien und Podolien erjtredte ſich dieſe Einwanderung der Deutfhen, und ver Begriff des 
Städteweſens und Bürgerthums war in Bolen ganz untrennbar von dem der Deutſchen. Daber 
erklärt es jih aud), daß im Mittelalter in faft allen Stadtfirhen Polens deutſch gepredigt wurde, 
daß der gefammte Unterricht ji zu germanifiren anfing und die nationalen Kirhenhäupter 
firenge Mittel ergreifen mußten, um mindeftens die Goeriftenz der polniſchen Sprache neben ver 
deutſchen in den Parochialſchulen zu bewirken. Faſt alle Gerichtöverhandlungen, felbft in ben: 
jenigen Städten, in welchen jich die Brennpunfte des jlamwifchen Lebens befanden, wie Krafau, 
Poſen u. a., wurden in beutfcher Sprache gehalten. Mit Einem Worte, die nabhaltige und an- 
dauernde deutſche Einwanderung hatte dem polnischen Meiche erft ein wirkliches Bürgerthum 
mit allen ven Eräftigen Kebenstbätigfeiten, die daffelbe immer im Gefolge hat, gegeken. 

Sehen wir nunmehr, wie es demfelben in Polen erging. Anfänglih unterhielten dieſe 
Städte eine fortdauernde Beziehung zu dem Mutterlande und fanden darin ihren Vereinigungd: 
punkt. Sobald nämlich die Schöffen das Urtel nicht finden oder nicht zur Zufriedenheit der 
Parteien finden Eonnten, fo wurde Nechtöbelehrung bei denjenigen Städten geholt, von denen 
man die Stabtverfaffung entlehnt hatte, in Magdeburg, Lübel, Eulm u. f. f. Diefe Rechte: 
belehrungen unterhielten einen ununterbrodenen Verkehr zwifchen ver Golonien und dem 
Stammland. Als jih aber unter dem Negiment Kaſimir's des Großen im 14. Jahrhundert der 
ganze Staat neu organijirte und die Staat#einheit durchgeführt werden follte, fand Kafimir #4 
nothwendig, diefen Zuſammenhang zu löfen, und verbot 1365 die Reifen in das Ausland der 
hufs der Rechtsbelehrungen. Um den Inftanzenzug innerhalb des Landes zum Austrag gt 
bringen, wurden Gerichtsoberhöfe eingerichtet, weldhe jediwede Belehrung zu ertheilen, jede 
Apvellation entgegenzunehmen und nach Magdeburgifchem Rechte zu befinden hatten. Warden 
auf diefe Weiſe die deutichen Städte in Polen ihrem Heimatslande entfremdet, fo geſchah nichts, 
um ihnen im Rande felbft eine politifche Stüge und einen gemeinfhaftlihen Intereffenpunft zu 
verleihen. Sie lebten in Iſolirung und in fortwährendem Kampf mit dem jie immer mebr bes 
drüdenden und beeinträchtigenden Adel, je mehr deſſen Macht und Einfluß geftiegen war. Wäre 
diefer Kampf gemeinihaftlih und im Bunde mit dem Königthum, das ein Intereffe für ſolch 
ein Bündniß haben mußte, unternommen worden, fo wäre wol faum die Gefunfenhrit Der 
Städte bis zu dem Grade vorgeſchritten, ald es in Wirklichkeit der Fall war. Sept aber ger= 
ſplitterte er ich in lauter Eleinliche Zänfereien und rieb allmählich die Kraft der Deutſchen auf. 
An dem Geſammtſtaat und an deſſen geſetzgeberiſcher Thäriyfeit war den Bürgerthum, von 
einigen zweifelhaften Ausnahmen abgefchen, fein Antheil gegönnt. Zu dem Widerwillm bes 
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Adels gegen alles Deutſche geſellte ſich die Feindſchaft gegen Ordnung und Bürgerſinn, gegen 
Fleiß und Freiheit, Nur in Preußen war es der ariſtokratiſchen Willkürherrſchaft nicht ge: 
lungen, das Städtethum und die Bürgerfraft zu vernichten. Durch die lange Herrſchaft des 
Deutihen Ordens, der dad Land aus Schlamm und Wüftenel erhoben und zu einem ber ein— 
träglichflen und fruchtreichſten Landftriche umgewandelt hat, Hatte aud) dad Städteweſen eine 
Macht und eine ineinandergreifende Organijation erlangt und geübt, die den Städten in Polen 
allzu fehr abging. Der Haß und der Wiverwille des Adels gegen dad Bürgerthum ging fo weit, 
daß felbft in der Gonftitution vom 3. Mai 1791, alfo zur Zeit, als die ultima ratio verfucht 
wurde, den Bürgern nur eine berathende Stimme in der Reichsvertretung eingeräumt wer: 
den follte, 

Sehr viel hatte zur Verfhlimmerung der Rage ded Bürgerftandes der Glaubens;mwiefpalt 
infolge der Reformation beigetragen. Zunächſt bewirkten die Greignifle in Deutichland einen 
karten Nachſchub deutiher Einwanderer in Polen. Proteftanten, die dem Verfolgungdeifer der 
Katholiken ſich zu entziehen fuchten, Famen zahlreich in das anfänglich duldſame Land. Die Ver: 
folgung und der Fanatismus erhoben fi) aber auch hier und mit nicht geringer Gewalt. Streit 
und Zwiſt entjtand innerhalb der Stadtmauern. Die Kräfte der Deutichen fpalteten ſich und 
fehrten ſich wivereinander. Für die Katholifen traten die Heerfcharen der Jefuiten ein, die Rei: 
bungen wiederholten fi, und die Schulen wurden Pflanzflätten der Unduldſamkeit. Mittels 
des Könige wurden von der erhitten Geiftlichkeit die Stadtobrigfeiten dahin gedrängt, daß fie 
ungerecht im Interefle der Katholiſchen wider Anderdgläubige regierten. Die Einmifhungen 
ver Staroften in die innern Gemeindeangelegenheiten wurden immer häufiger. Noch immer 
zogen während der deutſchen Neligiondkriege deutfche Einwanderer nad. Mit befonnener Brei: 
heit und mit anregenver Betheiligung der Bürger an dem Stadtregiment hätte ein geveihliches 
Bürgerthum für Polen gebildet werden können. Statt deflen beſchloß der Neichstag lauter Ge— 
fege, welche die alte Bürgerfreiheit zerftörten, So iſt denn Bolen bis auf den heutigen Tag ohne 
ein Bürgerthum geblieben, und die mangelhafte Berfaflung gibt ſich darin mehr als vielleicht in 
irgendeinem andern Umftande fund. 

Wir wollen nunmehr den Mechanismus diefer Berfaffung auf den Grund fehen und be: 
ginnen mit dem Oberften, dem Königthum. Der eigentlihe Begründer deffelben ift Boleflam 
Chrobry. Als diefer die Königswürde ſich aneignete, fiel ed ihm gar nicht ein, ihre Macht mit 
irgendeinem Staatöfactor zu theilen. Es war ganz unzweifelhaft eine erblihe Monarchie, die 
er eingerichtet hatte, Indeß hatten wir bereitd oben Gelegenheit zu zeigen, wie häufig Störun— 
gen in der firengen, gelegmäßigen Erbfolge eintraten, und wie oft der rechtmäßige Thronfolger 
durd Gewalt an der Befigergreifung feines Rechts gehindert wurde. Die Erbfolgeftreitigkeiten 
fanden aber immer innerhalb des Biaftiihen Haufes ftatt, und wie oft auch Unregelmäßigkeiten 
vorgefommen fein mochten, immer bleibt e8 vollkommen richtig, wenn der ältefte polnifche Chro— 
nift, Kadlubef, die Kürften feines Jahrhundertö (des 12.) principes succedanei nennt. Infolge 
der Erbtheilungen famen VBerbrängungen und Vergewaltigungen unter den Biaften nody häu— 
figer vor; wenn aber einer derjelben auf illegalem Wege Ihron und Macht ſich zuzueignen 
ftrebte, dann mußte er freilich dem einflußreihen Adel, der die Kriegsmacht bildete, eine gewich— 
tige Stimme gewähren, ja der Erfolg feines Unternehmens war regelmäßig ganz und gar von 
dem Machtſpruch des Adels abhängig. Das Geſetz hörte in folhem Falle auf, die Willkür und 
freie Entſchließung waltete. Aber gleihwol lebte in dem Adel — und das iſt auch für die fpätere 
Zeit feftzubalten — eine Loyalität, freilich nicht gegen die fürftliche Verfon, wol aber gegen dad 
fürftliche Geſchlecht. Aus einer Abweihung von der regelmäßigen Erbfolge machte ſich der pol: 
nifche Adel nicht viel, wol aber hielt er mit vieler Ausdauer auf die Erhaltung des königlichen 

Haufes. Allerdings trat auch in diefer Beziehung in den legten zwei Jahrhunderten eine Anz 
derung ein. Wir wollen dies näher beleuchten. Am Ende des 13. Jahrhunderts, ald die Auf: 
löſung infolge der Erbtheilungen einen hoben Grad erreicht hatte, war die Auswahl unter ven 
Biaften ſehr befhränft; nur wenige lebten und feiner gewährte der Ausficht auf eine Befferung 
der zertrümmerten Berhältniffe irgendwelde Bürgſchaft. Dan entſchloß fh, eine andere Dyna— 
ftie zu berufen, man wendete ih an König Wenzel II. von Böhmen. Aber unter welcher Bes 
pingung? Er mußte ih verpflichten, die Richſa, die Toter Przemyſlaw's IT., die Piaſtin zu 
beirathen. Nur fo wurde die Loyalität ded Adels berubigt. Es war mithin nicht eine andere 
Dynaſtie, die gewählt worden war, ſondern der Übergang auf den Weiberſtamm. Die böhmiſche 
Dymaſtie erhielt ſich nicht; Wladyſlaw Lofietef, der erbberechtigte Piaſt, kehrte wieder in jein 
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Land zurück, und eine nicht geringe Waffe gegen die Anhänger der böhmiſchen Dynaſtie bracht 
er in feinem Geſchlecht, in feiner Fegitimität mit; er wurde anerfannt, und mit Bewilligung und 
Billigung dei Adels nahm er 1320 den Königätitelan. Ihm folgte ohne weiteres jein Sohn 
Kaſimir. Diefer hatte aber feine männlihen Leibeserben. Die maſoviſchen und kujawiſchen 
Piaften, deren Erbrecht bei Lebzeiten Kaſimir's ſehr wohl in Erwägung gezogen wurde, waren 
aber dergeſtalt machtlos, daß jie mit den Werbungen Ludwig's von Ungarn nicht concurriren 
konnten. Ludwig trug den Sieg davon. Aber warum? Weiler ein Sohn der Eliſabeth, der 
Schweiter Kaſimir's des Großen, einer Tochter Wladyſlaw Lokietek's war, alfo ein Piaſt mütter: 
liherfeitd. Der Gewalt bedurfte ed, un die Polen zu nöthigen, daß fie die Töchter Ludwige 
ald erbberechtigt anerkannten, und trogdem fie ſchon 1374 ſich dazu bereit erflärt Hatten, fand 
dennoch 1382 eine mächtige Partei für den direstern, nähern Piaften, für den Herzog von Da: 
jovien auf, Die Umſtände beflegten ihn, Hedwig, in deren Adern von feiten ihres Vaters 
Ludwig wie von feiten ihrer Mutter Eliſabeth (der Jüngern) Piaftiihes Blut flog, wurde der 
König (rex) und der Großfürſt von Litauen Wladyſlaw Jagello ihr zum Gemahl gegeben. So 
war die Übertragung der Krone aus dem Piaſtiſchen in das Jagelloniſche Haus erfolgt obne 
einen Bruch der eingeborenen Royalität. Jegt tritt an die Stelle ver unbedingten Erbfolge im: 
mer bedeutfamer und wirfungsvoller die Wahl. Jeder Jagellonenfönig wird gewählt, aber bie 
Wahl ift ein hohler Schein, eine leere Form, blos dazu angethan, um gute Bedingungen für vie 
Stellung des Adels in der Monarchie zu erwirfen. Es fällt niemand ein, einen andern zu 
wählen ald denjenigen, der auch nad dem Erbrecht auf den Thron gelangt fein würde, Wenn 
bei vem Wahlact jelbit hier und da Gompetitoren genannt wurden, fo geſchah ed eben nur, um 
der Wahl etwas mehr Anſchein von Wahrheit und Wirklichkeit zu verleihen. Nicht nur fiel die 
„Wahl auf keinen foldyen Mitbewerber, jonvdern fie famen gar nicht ernitlid in Betracht. Der 
Adel erlaubte den Jagelloniſchen Königen nicht, ihre Nachfolger beim Leben zu bezeichnen, und 
doch wählte er feinen andern, ald wen jene wahrſcheinlich ih aud erforen haben würden, die 
Kinder, die Brüder des regierenden Königs, und in der Union zu Hrodlo wahrte er ſich nur dad 
Wahlrecht für ven Fall, daß der König ohne erbberechtigte Kinder oder Agnaten ſtürbe. Diefer 
Ball trat 1572 mit dem Tode Sigismund Auguft’s ein, und in der Regel nimmt man nad ven 
äußern Schein an, daß jeßt die eigentliche unbefangene freie Wahl begonnen habe. Das ift aber 
keineswegs richtig. -Breilich wich man ganz und gar von der Biaftifchen und Jagelloniſchen De- 
naftie und wählte den mit beiden Käufern nicht verwandten Heinrich von Valois. Sehr wohl, 
aber nur unter ber Bedingung, daß er die Schweſter des legten Jagellonivden, die Bringen 
Anna heirathete. Man ging alfo wieder nur auf ven Weiberftanım ver legitimen Dynafie über. 
Heinrich von Valois, der ſich diefer Verbindung nicht unterziehen wollte, gewann die Überzew: 
gung, daß ohne dieſelbe fein Thron nicht zu behaupten fei, und er lieg ihn im Stih. Die Nation 
übte wieder ihr Wahlrecht, aber immer unter der Fortwirkung des Legimitätsprincips. Stepban 
Barhori von Siebenbürgen wurde ald König oder vielmehr ald Gemahl der Anna Jagellonfa 
gewählt. Nur unter diefer Bedingung wurde er einem Mitbewerber, wie der öſterreichiſche 
Erzherzog Marimilian war, vorgezogen; Bathori farb ohne Kinder. Es entftand ein heftiger 
Wahlkampf, aus dem gar eine Doppelwahl hervorging. Aber es jiegte doch nur Die Partei, 
welche zunächſt die Blutöverwandtichaft berückjichtigte. Sigmund Wafa wurde gemäblt ser 
möge feiner Geburt von feiner Mutter Katharina, welche eine Schwefter des legten Jagelloni: 
den Sigmund Auguft war. So war aud hier wieder die Dynaftie Wafa erforen, meil fie mit 
der Jagellonifhen durd den Weiberftamm verfnüpft war. Auch nah Sigmund II. fanden 
Wahlkämpfe flatt, bei denen beinahe ſämmtliche Dynaftien Europas concurrirten, aber ge 
wählt wurden Wafa, bis mit Johann Kaſimir, der feiner unglücklichen Regierung durh 
freiwillige Abdankung ein Ende machte, der polnifhe Staat in jenen Strudel von Girperimen: 
ten hineingeriffen wurde, der die Habſucht und Gewalt der Nachbarn reizte, und zulegt der Zu 
fand jich erzeugte, „da man in Polen ih nur zu bücken brauchte, um etwas aufzuheben”. 
Die Bezeihnung Polens als ein Wahlreih gilt daher eigentlich nur für die legten hundert Jahtt 
und ift früher nur in befhränftem Sinne zu nehmen; fie ift nur infofern richrig, als nad den 
beftehenden Sefegen ein anderer alö der mehr oder minder Erbberechtigte hätte gewäblt wer: 
den fünnen. Aber factiich geſchah ed nicht. 

Die ganze polniſche Verfaffung ift nicht mit einem mal entftanden; fie ift nicht pas Produe 
wiſſenſchaftlicher Erkenntniß, fie iſt nicht in eine harte zufammengefaßt, ſie ift nicht in die Art: 
Rotelifchen Kategorien der Staatsformen unterzubringen, fie ift nicht, was fo häufig geſchehen 
ift, mit den antifen Staaten in Vergleich zu fegen, fie ift nicht rein monarchiſch und noch ziel 
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weniger rein republifanijch und Hat doch von beiden etwas; ie ift nicht frei, nicht despotiſch und 
doch auch wieder beides zugleih. Sie ift ein Product der verfhiedenartigften im Verlauf ver 
Jahrhunderte eingetretenen gefhichtlihen Greigniffe, Bolge und Ergebniß der allerungleichartig— 
ften und in der Zeit wechjelnden Stimmungen des Volks, fie it keine verliehene, gegebene, aber 
auch feine eroberte, abgezwungene Verfaffung, fondern eine gewordene. Darum jpielt in ihr 
die antiqua consuetudo eine jo außerorventlihe Rolle; darum jtoßen die Reformen, welche ven 
Keim umgewanvdelter Verhältniſſe in ſich tragen, auf einen ſo außerordentlichen Widerſpruch. 
Diefe autiqua consuetudo iſt in ganzen aber nicht älter als ſeit dem 14. Jahrhundert. Da— 
mals, bei dem Übergang der Königdwürde von Kaſimir, dem legten Piaſten, auf Ludwig, feine 
Toter Hedwig und deren Gemahl Jagello, bildeten fich die erften Formen dieſes Gewohnheits— 
rechts aus, fowol in Rüdjiht auf das Königthum als in Rückſicht auf den Neihetag. Diefe 
Grbfolge Ludwig's war nämlich, va nähere Piaſten lebten, zunächſt nur ein diplomatiſches Über: 
einfonımen zwiichen Karl, den Bater Ludwig's, und Kafimir. Die Ginwilligung der Nation 
wurde erft 15 Jahre nad; der erften Verabredung darüber eingeholt. Um dieje Einwilligung 
zu erlangen, um zu erreichen, daß zu Gunſten Ludwig's von dem alten Herfommen abgegangen 
würde, mußte derfelbe nachgeben und der Nation gewifle Forderungen zugeftehen und urfunds 
lich verbriefen. Da aud Ludwig feine Söhne hatte und aufs jehnlichjte wünſchte, einer feiner 
Töchter den polntihen Thron zuwenden zu fünnen, jo mußte er wiederum der Nation eine Ab- 
weihbung vom Herkommen zumuthen und dieſe Zumuthung aud durd; Bewilligungen außer: 
ordentlicher Art unterflügen. Wir wiffen bereit, wie die faft gänzliche Befreiung des Adels 
von den directen Steuern eine Frucht jener Gapitulation von 1374 war. Dem Wlavdyilaw Ja: 
gello waren, ald er ih um Hedwig und den Thron von Polen bewarb, alle Umſtände höchſt 
ungünftig ; ev war ein Heide und der eigentliche Erbfeind des Landes. Sollten feine Plane ji 
erfüllen, jo mußte ev mit vem Adel verhandeln, mußte ihm die ſchon errungenen Vorrechte be— 
ſtätigen und neue hinzufügen ; anders waren die Gemüther nicht zu geminnen. Als Jagello 
feinen Sohn zum Nachfolger defignirt wiffen wollte, und eine Zeit lang anftand, die Confirma— 
tion der Privilegien zu vollziehen, zerhieb man die Defignirungsurfunde des Prinzen vor den 
Augen des Königs. So wurde feit Ludwig diefer neue Brauch zur „alten Gewohnheit”; man 
ließ jeden König vor feinem Regierungsantritt gewiffe Bedingungen unterzeihnen, die fpäter 
den Namen pacta conventa erhielten. Es ift nunmehr fehr begreiflih, warum der Adel trog 
wohlbewußter Loyalität gegen die Dynaftie, troß der Anhänglichfeit an das legitime Haus die 
Wahlform mit Hartnädigkeit wahrt, immer mehr ausdehnt und an den endlichen Ausfall im— 
mer neue Bedingungen Enüpft. Es ift in dieſen „pactis conventis’ ein eigenthümlicher Fort— 
Ichritt zu bemerfen. Sie beftchen anfänglich im wefentlihen aus lauter negativen Punkten, in: 
fofern fie eine Pflicht des Adels nach der andern, die feine Willkür und Freiheit beidränft, ab: 
Ihaffen. Als aber diefe negativen Berrilligungen erfhöpft waren und dem Adel nichts mehr 
von der Schulter zu nehmen war, begannen die pojitiven Zugeſtändniſſe, die ſich Bid zur gemein— 
ten Beftehung, bis zur Bezahlung ded Throns und der königlichen Ehren fteigerten, Zum 
Bemeis mögen hier nur die Bacta Ludwig's von Ungarn und Auguſt's II. von Sadjen einander 
gegenübergeftellt werden. Ludwig verzichtet (1355) auf die bei Reifen des Königs im Lande 
übligen Requiſitionen, will in Zufunft feine neuen Steuern auflegen, will den Adel für Kriegs: 
züge außer Landes entihäbigen und will alle beſtehenden Rechte und Sagungen wahren. Von 
Auguſt H. führen wir nur dad Allerwefentlihfte an: Wahrung aller inzwiihen bis zur Uns 
ermeplichkeit angewachſeuen Vorrechte und Standesprivilegien, libertritt zur katholiſchen Reli— 
gion, Die Auszahlung von 10 Mill. SI. an die Staatsfaffe, die Wienereroberung der Feſtung 
Kamieniec durd ſächſiſche Kriegsvölker, die Wiederherftellung der frühern Reichsgrenzen durch 
Unterwerfung der Moldau, Walachei, Ukraine und anderer Landſchaften, die Unterhaltung von 
6000 Kriegern auf eigene Roften oder äquivalente jührliche Gelvleiftung an ven Staat, Ver: 
befferung des Münzfußes, Errihtung einer Ritterſchule auf eigene Koften, Umwandlung der 
Feftungen nad) den neuern Syftem u. dgl. Wurden alfo die pacta conventa erft im 16. Jahr: 
bundert geſetzlich eingeführt, fo beftanden fie Doch der Sache nad) ſchon längft zuvor, Doch hat— 
ten ſie anfänglid durchaus nichts Außerorventlihes, denn dergleihen Gapitulationen, welde 
vem Staatdoberhaupt unmittelbar gewiffe Beichränfungen auferlegten, waren aud) in den übri— 
gen Staaten Europas im Mittelalter gebräuchlich. Aber in ihrer jvätern Ausbildung kann 
man in ihnen einerfeitd nur ein weitered Moment zum Sturze und Bankrott des ganzen Staats 
erkennen, und andererfeitd einen Beitrag zur Geſchichte der menſchlichen Gitelfeit, die, um mit 
Rrone und Scepter Spielen zu fönnen, ih zum Werkzeug einer zügellojen Geſellſchaft machen 
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läßt und dafür noch einen Preis zahlt, der nicht im entfernteften zu dem Gewinn in einem 
rechten Verhältniß lebt. Denn jeder auf Grund folder pacta conventa gemäblte König wurde 
von vornherein zum Betrüger an feiner eigenen Nation. Wol nicht ein einziger der fo ge: 
wählten Könige hielt feine Berfprehungen im ganzen Umfang, und foweit er fie erfüllte, hatte 
er das natürliche Beftreben, fi auf dieſe oder jene Weije dafür ſchadlos zu halten. Der König 
bezahlte ven Thron, um ſich dur die Throninhabe wiederum bezahlt zu machen. 

Weiter lag aber in den pactis conventis eine unmittelbare Verantwortlichfeit des Staats: 
oberhauptd, die au in der That von Heinrih von Valois an ald Grundprincip galt, ein 
Princip, das jede Rebellion rechtfertigte. Zuerft war die Auffündigung des Gehorſams (rokosz) 
nit einmal an beftimmte Formen gebunden. Erf im 17. Jahrhundert wurden gewiſſe vor: 
angehende Ermahnungen für nothwendig befunden, und felbft in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts hielt man an diefer alle Ordnung durchaus verwirrenden „alten Gewohnheit“ 
ſo feſt, daß man fie unter die Garbinalgefege aufnahm. Im übrigen war der König in allen 
Stücken den übrigen Souveränen Europas gleih. Er ſchrieb ih „von Gottes Gnaden“, er bielt 
einen reichlichen, byzantiniſch-ceremoniöſen Hofftaat, er bezug ein den Givilliften in den neuen 
conftitutionellen Staaten vergleihbared Einfommen. Die Königswürde erhob zugleich feine 
Frau und jeine Kinder, Beide waren nad) Mafgabe ihres Ranges reichlich dotirt. Glanz und 
Pracht und höfiſche Etikette nebft den fumbolifhen Gebräuchen waren am polnischen Hofe wie in 
andern Staaten gepflegt. Die ganze Haltlofigfeit der Theorien von einem myſtiſchen Zufam: 
menhang der föniglihen Würde mit der göttlihen Gewalt zeigt ih in ihrer ganzen unſittlichen 
Blöße bei dem Königthum in Polen, Dur die ſchamloſeſte Corruption, häufig durch Gewalt 
der Parteien, und meift durch Gefügigfeit gegen ded Adels immer ausfchweifendere Forderungm 
gelangten die Könige auf ihren Thron, und unmittelbar darauf waren fie unangezweifelt „son 
Gottes Gnaden“. Das Recht der Amtervertbeilung, das ausſchließlich in der Hand des Königs . 
ruhte, war bei der Bedeutung und Wichtigkeit der Amter felbjt die wichtigſte Handhabe für die 
Negierung des Königs. War demnad der König in allen äußerlichen Stücken ven monardiiä: 
feudalen des übrigen Europa gleich, fo bleibt und zu erwägen, inwieweit die Nation — oder wie 
jhon erwiefen wurde, der Adel — durch die Staatöverfaflung zu einer Theilnahme an ver Re: 
gierung berechtigt war, und wie viel von den guten wie ſchlimmen Schickſalen des polnijchen 
Volks auf vie eigene Schuld zurüdfällt. 

Auch hierbei bemerken wir eine fortjchreitende Entmwidelung der Repräfentativverfaflung 
den Hiftorifhen Verhältniffen gemäß. In Polen gab es feine „Charte“ wie in andern Kindern, 
auf melde jih die Berechtfame des Volks der Krone gegenüber fügte; Feine Goldene Bulle, keine 
Magna-Charta, feine Joyeuse entre u. dgl., kurz zwifchen den polnifhen König und die pol: 
niſche Nation hatte ich, um eine befannte Redewendung zu gebrauchen, fein Blatt Papier ge: 
drängt, aber dafür ganze Actenſtöße von Blättchen. Es gab feine Gontlitution, aber eine 
zahllofe Menge von Eonftitutiondartifeln. Schon ver eine Umſtand, daß die Geſchichtſchreiber 
bald dieſes bald jenes Privilegium als dad Grundgefeg betrachten, ift hierfür beweifent. Und 
do ift fein Privilegium fo umfajfend, daß man ed ald das Grundprogramm der ftaatlichen 
Ginrihtung anjehen könnte, Feind von fo doetrinärem Gehalt, daß man aud nur die allgemeinen 
Prineipien daraud entnehmen fönnte. Alles beruhte auf einer fortwährend flüffigen, beweg— 
lichen, bald ji vermehrenden, bald fi mindernden Maffe von Gonftitutionsartifeln, die mehr 
oder minder folgenreich durd den auf den König geübten Drud oder aud nur durch die Stim— 
mung, welche die jeweiligen Greigniffe erzeugten, hervorgerufen waren. Natürlih muß man in 
diefer Beziehung von den Regenerationsverſuchen der legten Epoche abjehen. Die Stetigkeit 
der ganzen Berfaffung berubte einerfeit8 auf der Selbſtſucht des bevorrechteten Standes, ber 
feine Vortheile mit Zähigkeit und Hartnädigfeit zu behaupten wußte, andererfeitd auf ber im 
der That in dem polnischen Berfaffungsleben immerfort principiell feftgehaltenen „antiqua 
consuetudo“. 

Die ältern Zeiten zeigen auch dieſe Verhältniffe nur fehr unflar. So wenig dad Maf ber 
fürftlihen Gewalt zur Zeit der eigentlihen Staatöbegründung unter Boleflam Chrobry frft: 
geftellt werden fann, fo wenig ift darüber Genaues zu fagen, inwiefern damals die Nation eine 
Theilnahme an der Regierung hatte, Die Vorftellungen von dem Borhandenfein eines berrdy= 
tigten Senatd u. dgl. find Fietionen, welde ih auf die Darftellung eines Geſchichtſchreibers aus 
dem 15. Jahrhundert (ded Jan Dlugosz) zurüdführen laſſen. Im Gegentheil ſcheint das viel 
richtiger zu fein, was Starowolffi behauptet, daß bis zu den Zeiten Kaſimir's des Grofen alle 
geſetzgeberiſche Gewalt in den Händen des Königs lag. Wer jedoch das Mittelalter fennt, weiß, 
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daß dergleichen mehr theoretifher ald praktifcher Natur ift. Die Borflellung, dag „ver König 
das lebendige Geſetz“ jei, herrſchte noch felbit zu den Zeiten, ald der König nicht einmal mehr 
über feine eigene Perſon verfügen Eonnte, ald ev zu feinen Heirathen felbft die Ginwilligung 
der Nation fi einholen mußte. Je weniger in den alten Zeiten der Adelſtand vollkommen aus 
geprägt war, je freier noch und ein Gegengewicht bildend die übrigen Stände waren, je feltener 
noch Die fürſtlichen Perſonen Unregelmäßigfeiten in der natürlihen und gewohnheitsmäßigen 
Erbfolge durch Zugeftänpniffe an die Nation erfaufen mußten, je fefter jie noch auf ihrem Necht 
fußen fonnten, defto unbejhränfter war ihre Machtvollkommenheit. Es kam aber bald eine 
Zeit, wo dad Siandedintereije innerhalb des Adels eine gewiſſe Solidarität erzeugte, welche die 
einzelnen Geſchlechter zu „Brüderſchaften“ und diefe „Brüderſchaften“ zu einem corporativen 
Staatöfactor umbildete, wo ferner nidt Natur und Gewohnheit, Erbrecht und Erbfolge, jon: 
dern Gewalt und Überlegenheit, auch wol die veine Unterftügung bevorzugter Parteien ven Weg 
zum Throne babnten, wo die Fürſten der Nation ihre Anerkennung und Unterwerfung abfau: 
fen mußten; in diejer Zeit ſank natürlich die fürftlihe Gewalt, ftieg die des Adels, die erftere 
wurde immer mehr won der legtern abhängig. Solange ferner der geſammte Staat ein ein: 
heitliches Ganzes bildete und in natürlicher Folge eine größere Menge von Segenfägen i in ſich 
barg, fand die ſteigende Madıt ded Adels in dem eigenen Mangel an Einheit und in der Ver: 
ibiedenartigkeit der Beitrebungen und Intereffen ein kräftiges Hinderniß, das dem Übergewicht 
der fürftlicen Gewalt zugute fam. Die Erbtheilungen änderten die Verhältniſſe hierin voll: 
Hindig. Es dauerte gar nicht lange, fo verfügte jede Provinzialadelöförperihaft über das 
Herzogthum; der Adel jrgte die Landſchaftsherzoge ein, vertrieb fie nach feiner Willfür und nad 
feinem Grmeffen, zumal er allein die Kriegsmacht abgab und die Theilherzoge, fortwährend in 
Fehden untereinander begriffen, der Krieger bedurften. So war am Ende des 14. Jahrhunderts 
Wladyſſlaw Lokietek durch die faft jouverän gewordenen Provinzialadeläförperichaften vertrieben 
worden; durch ebendiefelben wurde er wieder in feine Rechte eingefegt, ſodaß factijch lange ſchon 
Verhältniſſe beftanden, die erft fpäter rechtlich fanctionirt wurden. 
euere Schriftiteller haben behauptet, daß von dem Augenblid an, da Lokietek die verſchie— 
denen Adeldförperjchaften durch die Bereinigung mehrerer Provinzen wiederum in einen durch 
feine Perſon ausgedrückten Zuſammenhang gebracht hatte, ſogleich die natürliche Gonjequenz 
einer nunmehr gemeinihaftlihen Nationalvertretung durd den gefammten Adel erfolgt wäre, 
und laffen, an einen ganz mieverftandenen Ausdruck eines anonymen Annaliften anfnüpfend, 
zu Chencin im Jahre 1331 den erften Neihstag abgehalten werden. Alle Theile diefer Be— 
bauptung find vollfommen unrichtig. Nicht nur hatte die Erhebung Lokietek's zum König feinen 
fo weit reihenden Erfolg, daß nunmehr auch die Wiedervereinigung der Provinzialförper: 
ihaften hätte bewirkt werden können, fondern während der ganzen Regierung Kaſimir's des 
Großen blieb der Zuftand derſelbe und dauerte im Grunde jelbft fort, ald eine Geſammtvertre— 
tung fich gebildet hatte. Die erfte Theilnahme des Adels nämlich an ver Negierung beruhte auf 
ber eigenthümlihen Form der Gerichtsbarkeit. Der König und die Herzoge hatten nämlich die 
Pflicht und die Gewohnheit, in den Landihaften umderzureijen, um Gericht abzuhalten und 
Recht zu ſprechen. Dieje Gerihtöfigungen führten jelbitverftändlich den Adel der nächſtgelegenen 
Gegend zahlreich herbei, und jie wurden bald unter der weder gejeglichen, noch nothwendigen 
Alnftenz des Adeld vorgenommen. Daher ſtammen in den Urkunden die häufig angetroffenen 
Formeln in praesentla oder de consilio, oder cum consensu praelatorum, comitum, militum, 
aliorum quam plurimorum nobilium, clericorum u. dgl., die lediglich ein wirkliches Ereigniß 
ausdrüden, die aber, in die Urkunde aufgenommen, ihr durdaus feine höhere Sanction oder 
Geltung verleihen, nod in derfelben fehlend der Gültigkeit auch nur im geringften Abbruch 
tbun. Wir jhilderten bereit@, wie die fürftliche Hoheit oft genug an den Adel, aljo an bie 
Krieger jih um der eigenen Exiſtenz willen wenden mußte; diefe Gerichtd halber beſtehenden 
Berfammlungen (colloquia nannte man fie) gaben aber eine erwünjchte Gelegenheit zu weitern 
außerhalb des befondern Zwecks der Jurisdiction liegenden Beipredhungen und Verhandlungen. 
Das oft wiederholte Ereignig wird leicht zum Gewohnheitsrecht, beionders wenn das leßtere, 
um zu gelten, nicht erit der Godification bedarf. Dieje Colloquia vertaufchten leicht ihre Ten— 
denz; die gerichtliche trat in den Hintergrund, die politiihe drängte fih hervor. Ja ed wurde 
(immer nur provinziell) fogar ausfhlieglih zu politifhen Zwecken eine Adeldverfammlung 
(conventus) veranjtaltet, und fo war thatſächlich der Provinzialadel zu einer Repräſentativ— 
gewalt für die betreffende Landihaft gelangt. Aus der Gewohnheit der Beratbung war ein 
Hecht der Berathung hervorgewachſen, und da in den Händen ded Adels vie Mittel zur Gr: 
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füllung aller politifhen Maßnahmen lagen, fo blieb ed nicht lange bei dem Recht der Berathung, 
fondern es entwidelte jih das Recht der Entſcheidung für oder gegen die fürſtliche Gewalt. 
Bei diefem Zuftande blieb ed auch dann noch, als Kofietef ala König mehrere Landſchaften un: 
mittelbar unter feinem Srepter hatte. Nimmermehr kam e3 unter ihm zu einer gemeinfhaft: 
lichen Verfammlung. Kafimir der Große ftrebte aber eine ſolche Fuſion und Einheit an, 
lange Zeit umjonft, denn diefe provinziale Bildung fträubte fi gegen die Centraliſation aufs 
entſchiedenſte. Als er daher die Eodificirung des Gewohnheitdrehtd unternahm, mußte er ih 
damit begnügen, die Statuten Großpolen® von dem großpolnifhen Adel, die Statuten Klein- 
polend von dem Heinpolnifhen Adel zufammentragen zu laffen. Gegen Ende ſeines Lebens 
(1368) ſcheint wirklich eine gemeinfane Verſammlung zu Stande gekommen zu fein. Aber auf 
dies ift ganz ungewiß, man fann ed nur vermuthen. 

Andere Berhältniffe jepocdh traten unter und durd Ludwig von Ungarn ein. Diejer fam 
nur höchft felten nah Polen und hielt wenigjtens in Berfon weder colloquia noch conventus. 
Nur wo es ih um die Erbfolge feiner Töchter handelte, hatte er den dringenden Wunſch, mit 
dem Adel unmittelbar zu verhandeln, und er ließ daher (1374) die Spigen des Adels zu fd 
nad Kaſchau kommen. Die Provinzialtrennung wirfte fort; die Großpolen kamen geiondert 
von den Kleinpolen; erjtere widerftrebten den Abfichten Ludwig's, die legtern pflichteten bei. 
Nur der Gewalt wich ver Widerſtand der Großpolen, fie hatte einen gemeinfhaftlicheu, entſchei⸗ 
denden Beſchluß der ganzen Nationalvertretung zur Bolge. Nach dem Tode Ludwig’s, ald Ge: 
fahr und Verwirrung wegen der Erbfolge das Land fchwer bedrohten, verjammelte ib der 
großpolnifche Adel in feiner Eigenfhaft als Brovinziafförperfhaft zur Entwerfung eined Pros 
gramms in Milojlaw. Da man aber unter den beftebenden Verhältniffen das Berürfnig des 
Einverftändniffes mit vem Adel von Krafau und Sendomir empfand, lud man denſelben au 
einer gemeinſchaftlichen Berfammlung nad Nadomff ein; diefer kam nicht; er hatte feine Pro: 
vinzialverfammlung noch nicht gehalten. Der fleinpolnifche Adel veranftaltete inzwiſchen feine 
Provinzialverfammlung in Wiſlica. Da die übrigen Landſchaften nebſt Großpolen einen ge: 
meinfamen Beſchluß dringend wünſchten, ſchickten fie Delegirte von jeder Landſchaft nad Wi: 
ſlica, und nunmehr wurde dort eine allgemeine Landesverſammlung gehalten, der erfte Reichs 
tag. Jetzt blieb viefe Norm; die gemeinfame Vertretung befteht aus den Delegirten der Land: 
haften, die in den Provinzialverfammlungen des Adels gewählt und mit beftimmten Program: 
men verjeben worden waren. 

Es verſteht ſich von felbft, daß noch viel dazu fehlte, die Nationalvertretung geſetzlich in den 
Staatdorganidmud eingeführt zu fehen. Aber wenn die Verhältniſſe die Ginberufung 3 
Adels erforderten, jo geihah es eben in der vor der Einfegung Jagello's ftatuirten Weife. So 
wurden, al& diefer König 1404 eine außerordentliche Gelobewilligung wünſchte, erft die con- 
ventus particulares veranftaltet. Diefe wählten Deputirte, welde die Frage auf der Haupt: 
verfammlung zu Korczyn zu entſcheiden hatten. Dieje Berfammlung ift noch in einer andern 
Beziehung von Interejfe. König Ludwig nämlich hatte in der vorerwähnten kaſchauer Ber: 
jammlung fid) des Rechts begeben, Steuern auszuſchreiben ohne die Bewilligung des Landes. 
Es lag hierin ſchon eine gewiſſe Nöthigung, jegt eine Form zu finden, unter welder in außer: 
ordentlichen Fällen diefe Bewilligung eingeholt werden könne. Die korczyner Verfanmlung 
von 1404 nahm die Form von 1382 an; ihr Zweck war die Zuftimmung zur Erhebung eines 
außerordentlihen Hufenzinſes von 12 Gr. von jeder Pflugmwende, die fie „pro hoc sola vice, 
ut ne traheretur in sequentiam’ dem König gab. In dieſem nunmehr alfo anerfannten 
Steuerbewilligungsreht hatte die Nationalverfammlung auch ihren Inhalt gefunden. Es fam 
nur nod darauf an, ihre periodische Wiederkehr anzuorbnen. Das blieb lange Zeit aus, dem 
der König hielt an vem föderalen Charakter der Landſchaften feft und fand es angemejfener, fo: 
viel als möglih nur mit den Provinzialkörperſchaften zu verkehren. Erſt im Jahre 1468, ald 
die Krone wieder einmal in großer Gelonoth war, wurde nad dem frühern Brauch eine Ber: 
fammlung einberufen. Die Landſchaften hatten je zwei Deputirte zu wählen, nuntü terrestres, 
Yandboten (eigentlich Landſchaftsboten). 

Das war aber, um nad heutigem Gebrauch die Sache zu bezeichnen, nur die Zweite Kam— 
mer. Auch die Erfte Kammer, der Senat, hatte eine folche hiſtoriſche Vergangenheit. Auch er 
harte fih jo nad) und nad) gebildet, und die Nechte, die er allmählich an ſich zog, entwidelten ſich 
gleichfalls aus der Natur und dem Verlauf der Dinge. Seit ver Einführung der Gajtellanei- 
verfaflung, deren Anfänge auf Boleſſaw Chrobry zurüdzuführen find, wurden die Amter an 
die Burgherren, Gaftellane, vergeben, welche diefelben mit Hülfe weniger Unterbeamten verwal⸗ 
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teten. Zu diefen traten dann fpäter die den König oder Herzog vertretenden Provinzialbeamten, 

die Palatine oder, wie man fie jpäter nannte, Wojwoden. Diefe Amter wurden an die einfluß: 

reihften Familienhäupter verliehen, und es entſtand eine gewiſſe ariſtokratiſche Bureaufratie. 

Wären die Amter erblich geweſen, fo hätte die ganze Einrichtung zum Feudalismus führen 

müfen. Das waren fie jedoch nicht. Diefe Beamtenſchaft bildete faft zu allen Zeiten den natürz 

lichen nächſten Rath des Königs. Zu ihr gejellten ſich die höchſten Spigen der geiftlihen Hier: 

ardhie, und aus diefer Bereinigung ging der Senat hervor. Überall fommt der nichtabeliche 

Theil der Bevölferung gar nicht in Betradht. Nehmen wir nun den König als den erften Factor 

der Geſetzgebung, ven Senat als den ziveiten, die Landbotenfammer ald den dritten, jo haben 

wir äußerlich betrachtet den modernen conftitutionellen Staat, für den ji jehr bald als ter- 

minus technicus der Ausdruck „respublica” einſchlich. Der Umftand, daß die meiften Ver— 

banplungen und Reden der polnifhen Nationalverfammlung in lateinifher Spradye geführt 

wurden, hat nicht wenig zur Verwirrung der Begriffe beigetragen. Die römijhe Nomenclatur 

wurde in die polniſchen Ginrihtungen eingeführt und eine Menge von uneigentlihen Bezeich- 

nungen dadurch aufgenommen. Der moderne Sprahgebraud verbindet mit jener Nomenclatur 
ihon ohnehin feineswegs den antiken congruente Begriffe. Durd das, was die Ausprüde in 

Bolen bezeichneten, fommt nod eine weitere Incongruenz hinzu, und fo vermifchte ſich die Be— 

deutung der politiſchen Inftitutionen vollftändig. Die polniſche „Republik“ hat, wie wir aus 

dem monardijchfeudalen Charakter des Königthums und aus der genetifhen Schilderung der 
Stände erwiejen haben, nichts zu Ihaffen mit dem Wefen der modernen Republif, nichts mit dem 
der antifen Snpoxparia, nichts mit all den Fategorifirten Begriffen der Schule und Doctrin. 
Sie ift aber auch durchaus nicht, wie felbft von fehr unbefangenen Geſchichtſchreibern und Po— 
lititern angenommen wurde, lediglid) ein Ausdruck des Gemeinweſens überhaupt (dev „öffent: 
lihen Gemeinſache““), venn es leidet gar feinen Zweifel, dag auf die Aufnahme dieſes Ausdrucks 
ganz gewiß die Theilnahme der Nation an ber Sc und Verwaltung in einer bis an bie 
Bolfsfouveränetät ftreifenden Ausdehnung mit eingewirft hat. Man darf nur daran erinnern, 
dag eben vor diefem Sadverhalt ver Ausdruck nicht gebräuchlich war. Auch der moderne Bons 
ſtitutionalismus (abgefehen davon, daß derjelbe die völlige Ausſchließung der nichtadelichen Be— 
völferung von der Ausübung ded Staatsbürgerrechts und die Vereinigung aller Gerechtſame 
bei der Ariftofratie nimmermehr in ſich begreift) ſtimmt mit der polnifchen Staatsinftitution nur 
ganz äußerlich in einigen Bormen überein. Die Subftanz des Eonftitutionaliämus, die befannte 
Theilung ber Gewalten, die Deckung der unverantwortligen Krone durd verantwortliche Näthe 
u. dgl. m. war in der polniſchen Verfajlung entweder gar nicht zu finden, oder doch verſchoben 
oder auch von Grund aus umgekehrt. Die polniſche „Republik war aud nicht aus der Ver: 
mifhung zweier Staatöformen hervorgegangen, womit ſich die Unflarheit jo gern aushilft, jon= 
dern fie war eine abjolure Gigenart. Nach fubjectiven Standpunkten haben die Geihidhtichreiber 
und Bolitifer bald diefes bald jened Moment aus dem Staatdleben Polen in den Vordergrund 
gerückt und dieſe oder jene Form davon herausconftruirt, um fie nur in die doctrinären Schul: 
tategorien unterbringen zu können. Will man das Rectetreffen, fo varfman nicht einen Augen— 
blick vergeſſen, daß die Verfaſſung Polens ein Product feiner Geſchichte ift und ihre ganze quas 
litative und quantitative Entwidelung von den zufälligen Greigniflen abhängig war. 

In Nüdjicht auf ihre Entftehung haben wir dies bereitd erwiefen. Von demſelben Charakter 
it auch der Fortgang. Im Anfang des 16. Jahrhunderts vaubt die Nationalvertretung der Krone 
das Hecht der Eutſcheidung über Krieg und Frieden und das Recht neue Gefege zu erlaffen und 
eignet e& ſich jelbft zu. Damit war im wefentlihen der Kampf zwifchen Krone und Adel zu Gun— 
ten der letztern entſchieden; die weitern Streitigkeiten betreffen nur nod) untergeordnete Dinge. 

Fir fönnen uns hier nicht Über die Unordnungen und Ausſchreitungen, welche bei der 
Übung der Nationalvertvetung flattfanden, über die Fleinen Schladhten und Gefechte, die bei den 
Berfammilungen geliefert wurden, über die Diffethaten ver Parteieraltation und über die un: 
redliche Gefinnung diefer oder jener Partei, dieſes oder jenes Mitglieded verbreiten, wir müſſen 
uns begnügen, die Formen, wie ſie vermöge der Gewohnheit beſtanden, zu ſchildern. Der König 
(oder während der Zwiſchenregierung der Primas, der jeweilige Erzbiſchof von Gneſen) berief 
den Reichstag, und zwar in folgender Art: Commiſſare wurden mit Injtructionen (credentia) 
verfehen an die Landichaften abgejandt und mußten diefen auf ihren dazu berufenen Provinz 
ziafverfanmlungen (sejmiki) die dem Reihötag zu machenden Vorlagen auseinanderſetzen. 
Die sejmiki wurden in ganzen Reich an Einem Tage und zwar ſechs Wochen vor Eröffnung 
des Reichétags gehalten. Sie hielten ihre Berathung unter Leitung eined gewählten Marz 
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fhalld, nahmen den Vortrag des föniglihen Commiſſars entgegen, votirten ihre in ben vor: 
gelegten Dingen einzuhaltende Anſicht, welche den hierauf erft gewählten Deputirten als In: 
ftruction galt. Die Zahl der Deputirten hing von dem Herfommen, von dem Zufall und auch 
von der Willkür der sejmiki ab. Im 16. und 17. Jahrhundert war noch der Gebraud, baf 
die Delegirten der sejmiki Zufammenfünfte (generalia) drei Wochen vor Eröffnung des Reihe: 
tags hielten, um die empfangenen Inftructionen zu vergleihen und die Schärfe Der Gegenſätze 
im voraus zu mildern. Später murden fie als in der That überflüſſig abgeſchafft oder wine: 
ſtens in ihrer Tendenz gänzlich verändert. Nur in Preußen blieben jie beſtehen; dieſes hatte 
überhaupt mehrere anders geordnete Verhältnijfe, die hier nicht gefhildert werden können. Der 
Reichstag beftand aus zwei Kammern, dem Senat und der Yanpbotenverfammlung. Wan 
unterſchied (namentlich in der ſpätern Zeit) ordentliche und außerordentliche Reichstage. Die er: 
ftern traten alle zwei Jahre zufammen, die,andern in dringenden Bällen. Die Dauer des Reichs— 
tags dehnte fih nah Maßgabe der Gejhäfte aus; doh wurde 1567 ald Norm der Zeitraum 
von ſechs Wochen feſtgeſtellt. Im Senat faßen: 2 Erzbiſchöfe, 19 Bifhöfe, uber 30 Balatine 
und einige mehr als 80 Gaftellane. Die Landbotenfammer fonnte nicht ftreng begrenzt fein, 
da die sejmiki bald mehr bald weniger Delegirte wählten. Übrigens drängten ſich aud viele 

Adeliche ohne Mandat in die Berfammlung. Die Landboten erhielten Diäten, die Senatoren 

nit. Die Landboten waren während der Dauer ded Reichstags ſowie ſechs Wochen vor dem— 

felben und ſechs Wochen nach vemjelben frei von aller gerihtlihen Verfolgung. Die Beratkun: 
gen geichahen Öffentlich, nur in manchen Fällen verhandelte man „‚remotis arbitris”. Die Lei: 
tung der Debatten und Geſchäfte lag dem Marſchall 06. Die perſönliche Anjicht des Abgeord: 

neten war ſchon an ſich genötbigt, gegen bie Inftruction der Wojwodſchaft zurückzutreten. Als 

aber zulegt noch die Pflicht hinzutrat, Rechenſchaft über die Thätigkeit beim Reichstag vor der 
Wojwodſchaftoverſammlung (sejmy relacyjne) zu geben, fanf die Bedeutung des einzelnen 
Landboten ganz. Indeß war das bei der befannten Geſchäftsordnung, vermöge melder durd 
eine einzige diſſentirende Stimme der ganze Beihluß zunichte gemacht werden Fonnte (liberum 
veto), ein Glüd. 

Es ift fo viel ſchon über dieſes liberum veto, das fih allervings als ein Nagel zum 
Sarge des polniſchen Reichs erwiejen hat, geihrieben und gejproden worden, und die An: 
fihten darüber gehen weit auseinander. Uns will ed bevünfen, daß ed ohne die Provinzial- 
verfanmlungen nicht zu verftehen ift, und daß es jelbjt wiederum dieſe Provinzialverfaflung 
in einer überrafhenden und harafteriftiichen Weife beleuchtet. Seit der Zeit der Theilfürſten 
ift das Reich nämlid niemals zu jener innern Einheit gelangt, welche Kaſimir ver Große ihm zu 
geben tracdhtete. Diefer hatte jein Ideal, die Reichſeinheit, nur erit im Entſtehen binterlaffen, 
und der einheitliche Entwickelungsproceß wurde durch die Fopflofe Negierung Ludwig's von Un: 
garn wieder unterbrochen, ja durch feine ganze Politik wurden die Öegenfüge nur um fo fchärfer 
und gejpannter. Wladyſlaw Jagello hingegen, der das kaſchauer Privilegium, nad melden 
die Steuerausjhreibung der Befugniß des Königs entrücdt war, auf fih nehmen und reipertiren 
mußte, hatte geradezu ein Interelfe daran, die Trennung und Spaltung aufrecht zu erhalten. 
Gr bedurfte oft großer Geldſummen; e8 gab Fein gefeglihesd Organ im Lande, durch welches 
dieſe geichafft werden fonnten; er unterbandelte daher mit den Landfhaften; verweigerte die 
eine, jo bewilligte dod) die andere. Natürlich lag dem Königthum überhaupt daran, den Abel, 
der durch fein Standesintereffe zu einer fo imponirenden Macht geeint war, bei feinen provin⸗ 
zielen Verſchiedenheiten, die ich zur Zeit der Erbtheilungen eingewurzelt hatten, feftzußalten 
und feinen Einfluß damit zu mindern. Dieſe Brovinzialvericiedenheiten blieben, und was im 
Staatöleben lange geübt wird, wächſt oft an Intenfivität und Bedeutung. Auf diefe Verſchie— 
denheiten gründete ji die ganze Form des Reichstags mit feinen voraufgehenden sejmiki und 
feinen nachfolgenden Berichterftattungslandtagen,; darauf gründete ih aud die Paralyie ver 
perjönlihen Meinung der Abgeordneten durch die Inftruction ver Wojwodſchaft; darauf grün= 
dete jih das Weſen der Abgeordneten überhaupt, das befonders dadurch ſcharf charakterifirt 
wird, daß fie urfprünglic und in Litauen bis auf die jpätere Zeit ihre Diäten nit vom Staat, 
jondern von der Landſchaft bezogen; fie waren eben feine Organe des Staats, jondern der 
Mojwodihaft. Iſt das als erwiefen anzunehmen, fo folgt daraus, daß in dem Neichstag aljo 
nur eine Föderation von Staaten dargefteltt ift. Die hier angeführten Momente find bei weis 
ten nicht die einzigen , welche für den Föderalcharakter Polens, oder noch richtiger für den Cha: 
rafter Polens ald Bundesftaat zeugen, und aus diefem Geſichtspunkte erſcheint denn aud das 
liberum veto des einzelnen, dad Recht, wonach die Einſprache ded einzelnen den ganzen Be: 
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ihluß unmöglich mahen konnte, weniger feltfam, als die Schematiften, denen jenes Brincip 
weder zum conftitutionellen noch zum republifanifchen Staat paflen will, anzunehmen geneigt 
ind. Bedenkt man, daß durd den Abgeordneten nicht eine individuelle Meinung, fondern eine 
ganze Wojwodſchaft ſprach, die ſich nicht majorifiren laffen wollte, fo liegt darin ſchon viel 
weniger Unvernunft, als e8 auf den erften Bli den Anſchein hat. Nicht umſonſt legten die 
rührigen Bolitifer der Blütezeit ein fo außerordentliches Gewicht auf die sejmiki, und in ver 
That lag dort im mwefentlihen der Schwerpunft der Staatögewalt, und infofern an diejen alle 
Adelichen ſich betheiligten,, liegt allerdings der Bezeichnung „Adelsdemokratie“, die häufig für 
Polen gebraudt worden ift, etwas Nichtiges zu Grunde. Wir reden nicht von den Misbräuchen 
und Verfümmerungen ber ganzen Inftitution, wir fuhen nur den Geift der Sache zu erfaflen, 
wie er aus den Gonftitutionen ih ergibt. Freilich gaben die Anftructionen der Landſchaften 
noch immer dem willfürlihen Ermeſſen und den perjönlihen Anfichten des Deputirten einen 
hinreichend großen Spielraum, einmal durd die Beredhtigung eigener Auslegung, dann durch 
die Wendungen und Wandlungen, welche die Borlagen unter dem Einfluß der Reichetagsdebat— 
ten erfuhren, und in diefem Sinne wurden die Rechenſchaftölandtage von dem größten Staatd- 
mann Polens, von Johann Zamojjfi, aus ihrer ſchwankenden Geſtalt zu einer definitiven Ne: 
gelung gebradt. Da aber die Verantwortlichkeit nur eine, man kann fügen, moraliſche blieb 
und eine flrafrechtliche Verfolgung bei Ausfchreitungen nicht zu fürdten ftand, und da ferner 
nur über wirkliche Befchlüffe Nedyenfchaft gegeben wurde, die nicht zu Stande gefommienen aber 
einer ſolchen nicht bedurften,, fo änderte fih die Tendenz der Rechenſchaftslandtage; fie wurden 
mebr eine Beftätigungsinftang und beſchäftigten ih nur noch mit den Mitteln zur Ausführung 
der Reichstagsbeſchlüſſe. j 

So fügte fih der fonderbare Gebraud des liberum veto ven übrigen Inftitutionen als 
ein ganz erflärlihes und natürliches Gefeg ein. Wenn aber von mehr ald hundert Schrift: 
fellern immer wieder die alte Unrichtigfeit aufgetiicht wird, daß dieſer Gebraud erſt im 
Jahre 1652 durd ven Einſpruch des Landboten Sieinjfi aufgefommen fei, fo zeugt Died von 
einer weitverbreiteten Unfunde in polniſchen Dingen, und ed bleibt ziemlich unerklärt, wie die 
Nachwelt darauf gefommen ift, gerade diefer Anwendung des liberum veto foviel Gewicht bei: 
zumeflen, ohne jih daran zu ſtoßen, daß die Sache zu jener Zeit nichts weniger ald befonderd 
epochemachend betrachtet worden ift; der Reichstag fügte ih jenem Einfprud ohne weiteres in 
Anerkennung eines altbeftehenden,, wohlbegründeten Gefeged. Lange vorher waren Vorlagen 
wegen diffentirender Anfichten einer Minorität nicht zum Beſchluß gefommen, lange vorher 
haben Staatdmänner und Bubliciften jih über dieſe Sache, je nad) ihrem Standpunfte lobend 
und tabelnd ausgefproden; ja nod mehr, das in 14. Jahrhundert zwiſchen Ludwig von Un— 
garn und Wladyſlaw Jagello ftattgehabte Interregnum, das für die Geſchichte der polniſchen 
Verfaſſung jo ungemein folgenreich geweſen ift, zeigt und aud) einen ganz deutlichen Fall des 
grübten liberum veto. Große Scharen von adelihen Barteigängern des Herzogs Ziemowit 
von Mafovien tagten (1383) in der Kirche zu Sieradz und riefen unter Leitung des Erz— 
biihofd von Gneſen den Herzog zum König von Bolen aus. in einziger Edelmann, Jaſko 
Teczynſti, rief: „Mein, ich halte an der Treue gegen Hedwig!’ und die ganze VBerjammlung 
fügte ih, der Beihluß von vorhin ift nichtig. Dieſes Einſtimmigkeitsprincip jcheint bis in Die 
älteften Zeiten der ſlawiſchen Sitte hinaufzuragen und ald Schuß für die Dinorität betrachtet 
worden zu jein, deren Net, daß feine auf die Berfaffung bezüglihen Anderungen ohne ihre 
Einwilligung vorgenommen werden fönnen, gewahrt werden ſollte. Als Bürgibaft dafür bes 
fand die Gonföderation, d. h. urſprünglich das Recht, ſich gegen die beſtehende Gewalt aufzu— 
lehnen, nicht behufs des Umfturzes, ſondern behufs der Erhaltung der bejtehenden Verhältniſſe, 
oder fozufagen, das Recht der Nebellion des Gonfervatismus. So innig verwandt, ald wir das 
liberum veto mit der Brovinzialverfaffung geieben haben, ebenfo eng verfnüpft ift e8 mit dem 
Conföderationsrecht. Sie find getrennt unverftändlid, im Zufanmenhang einander bedingend, 
Das faften jene europälfhen Mächte, welche mit ausdauernder Abjichtlihkeit den Muin und 
Banfrott Bolens zu fördern fuchten, jehr richtig auf, indem ſie liberum veto und Confödera— 
tionsrecht der polnischen Berfaffung unter allen Umſtänden gewahrt und erhalten willen wollten. 
Daß beide Principien jeven Staat, aud wenn er auf dem foliveften Gulturbau gegründet, und 
wenn feine Handhabung des Geſetzes aud eine ideal vollfommene wäre, zu Grunde richten 
müſſen, liegt auf der Hand. Wie tiefen Ball mußten fie erft bewirfen, two beides in hohem 
Grade mangelte? 

Rüdjichtli der Staatäverwaltung Polens ift von ven Gelehrten und Forſchern noch wenig 
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Licht verbreiter worben. Die Archive des Landes find theild zu Grunde gegangen, theils hierhin 
und dorthin zerftreut, ſodaß es ſchwer wird, den Gefhäftsgang der adminiftrativen Behörden 
und dieſe jelbft nad dem Umfang ihrer Machtbefugniß zu befchreiben. Dazu fonımt nod eine 
unter den Bolen bis zum gegenwärtigen Augenblic beftehende Vorliebe für mündliche Verhand— 
lungen und Berichterflattungen, welche der Nachwelt das allein dauernde Schriftthum entziehen. 
In Umriffen mögen bier einige Punkte des Verwaltungdapparatd geſchildert werden. In ber 
Beamtenhierardie haben wir zuerft diejenigen zu betrachten, welde der Krone zunächſtſtanden. 
Bon den primitivern Zuftänden der ältern Zeit fann hier nicht die Rede fein. Und damals war 
auch die ganze Einrihtung von großer Einfachheit ; die Caftellane verfahen in ihren Gajtellanei- 
bezirken alle anminiftrativen, gerichtlichen und fonfligen Befugniffe, ſoweit nicht Eremtionen 
und Immunitäten ed anders anorbneten; an der Spige der ganzen Provinz fland der Palatin. 
In der jpätern Zeit fehen wir unmittelbar nädft dem Thron die Großmarſchälle, die zur Zeit 
des Interregnums das Präſidium im Senat hatten, font aber die oberfte Volizeibehörde, die 
Behörde zur Leitung der auswärtigen Geſchäfte und der innern Angelegenheiten bildeten. 
Diejen folgten die Kanzleibehörben, denen die Gontrafignatur der königlichen Erlaffe oblag, 
ohne daß aber daraus irgendwelche VBerantwortlickeit entiprang; an der Spige fand der 
Großkanzler. Hierauf finden wir den Schagmeilter und endlich die Hofmarfchälle, eine Art von 

Minifterium des königlichen Hauſes. Schon diefe Anıter waren, fo fehr ihre Gompetenz und 

ihr Beruf auf den ganzen Staat gerichtet war, gevoppelt vorhanden, denn fie beftanten beſon— 
ders für Litauen, befonderd für dag Königreich. Je weiter hinunter man die Beamtengliederung 
verfolgt, deſto mehr verliert fie ihre Beziehung zum Geſammtſtaat und ftellt ſich immer mehr 
als eine rein provinziale Behörde dar. Aus diefem Grunde ift aud ihre große Mannifaltig: 
feit zu erklären, die und nur ein weitered Moment für die Auffaſſung Volens als eines eigen: 
thümlichen föverativen Staats dienen fann, Im ganzen waren in Polen nicht weniger als an 
20000 Amter, die alle in den Händen des Adels ſich befanden. Selbſt ver Ausrnfer bei Geridt 
mußte ein Adelicher fein. Die Amter waren meift unbefoldet und remunerirten jich entweder 
aus dem daran haftenden Grundbejig oder ven dabei abfallenden Sporteln. Es lag darin, wie 
weiter unten noch erwähnt werben fol, ein ſchwerer Fehler ver Finanzverwaltung. Erſt in den 
legten Zeiten, als es einen Staatöhaushalt gab, erhielten einige höhere Beamte auch Beſeb— 
dung. Inder Mitte des 15. Jahrhunderts wurde der Krone das Recht entzogen, bie Hunter zu 
vermehren, aber aud) zu vermindern, nicht einmal in Nücjicht ver Hofchargen. Die Br: 
jegung mander Ämter war an beflimmte Zeiten gebunten, ſodaß z. B. eine Kategorie nur 
in den legten vier Jahresmonaten bejegt werden Eonnte. Die Amter waren lebenslänglid und 
der Beamte nur nad richterlihem Erkenntniß abjegbar. Sowol denen, melde ſich bemüben, die 
polniſche Staatöverfaffung mit irgendeiner fhematiihen Form zu vergleihen, ſowie denen, 
welche diefer Verfafjung eine faum eingeſchränkte Bewunderung zuteil werden laffen, darf 
man nur die Inconvenienz entgegenhalten, die fich bier ergibt. Der König wählt ſich zwar 
feine oberften Beamten; er ift verantwortlid, die Beamten aber nicht, und dennoch darf fie ber 
König nicht abjegen, ihr Amt gehört ihnen lebenslänglich. Traten demnach Gonflicte ein, 10 
fonnten fie nur durch Gompromiffe gelöft werden, bei denen am Ende einzig und allein auf die 
Selbſtſucht und auf die perſönlichen Intereflen fpeculirt wurde. Die erwähnten Oberbeamten 
hatten Sig im Senat oder bildeten eigentlich den Senat. In den Provinzen war allmählid 
alle Amtsgewalt an die Staroften (capitanei) übergegangen, welche feit der Böhmenberrialt 
am Anfang des 14. Jahrhunderts in Polen eingeführt waren. Die Staroften waren entweber 

tenutarii (niegrodowe) oder cum jurisdiclione (grodowe); die erftern waren mehr Gin 

curen mit vielen Nugnießungen ohne Pflichten, vie andern verſahen vie Öffentliche Stakt:, 

Dorf: und Wegepolizei, die Gintreibung der Domänengefälle, die Grecutive der richterliägen 

Sprüche, die Hut der öffentlichen Archive, die Jurisdiction in Griminalfällen, wo feine Erem- 

tion beftand (wie in den nad Deutſchem Recht ausgethanen Dörfern und Städten over geiſt⸗ 

licher Jurisdietion unterſtehenden Ortſchaften) und endlich den Befeſtigungsſtand der Butgen 

und Feſten. Nach der erſten Theilung Polens waren im Kronlande 81, in Litauen 24 Gted⸗ 

ſtaroſten. Bedingung für die Annahme eines Amts überhaupt war vor allem adeliche Geburt, 
‚und dann Grundbeiig in demjenigen Landestheil, auf welden ſich die Befugniß des Amts er 
firedite, Gin außerordentlider UÜbelſtand war die Möglichfeit, ein Amt zu veräußern, zu ver⸗ 
kaufen, wozu freilich die Ginwilligung des Königs nothwendig war, Dem Geſetz zufolge 
jollten weder der König noch der Staatejhag einen Gewinn davon beziehen. Das Gejeg bt: 

ftand; gleichwol wird im 16. und 17. Jahrhundert dieje Quelle ald eine der reichlichſten Für 
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tie Staatäfinanzen zu betrachten fein. Im Jahre 1662 follen an ſechs Millionen für Ämter— 
serfauf erzielt worden fein. Er wurde von den Königinnen, namentlidy von denen, die aus Ita: 
lin und Branfreih ſtammten, mit einer Schaimlofigfeit betrieben, die faum von der ſchändlich— 
ſten Simonie Eatholiiher Kirhenwürdenträger übertroffen worden ift. Erſt 1764 wurde dem 
König Staniſlaw Auguft der Amterſchacher unterfagt. Die Frage, ob jemand mehrere Amter 
zu gleiher Zeit innehaben dürfe, wurde zu verfchievdenen Zeiten mehrfach verhandelt. Im Brin: 
cip erflärte man ih Dagegen, und die lex incompatibilia hatte die Abjicht Dies zu verhüten. In 
ter Praris geflaltete fi die Sade ganz anders, und man juchte ich erit mit dem Sophisma 
zu entſchuldigen (z. B. Johann Zamojffi), das die „cumulatio’ von Militär: und Eivilämtern 
nit darunter begriffen fei. Später fiel audy jelbit die Beihönigung hinweg. 

Eine der beflagenswertheften Seiten der polniſchen Staatöverfaflung war das mit den ans 
dern Staaten faum zu vergleichende Finanz: und Steuerſyſtem. In den folgenden ganz furzen 
Bemerfungen darüber wird ſich der Natur der Sache nach beides miteinander mifhen. Es ift 
wol der wundefte Bunft im ganzen polnischen Staatdleben, und nichts mag wol der Vitalität 
des Staatd mehr geſchadet haben als der außerordentliche Unverftand, der fich in diefen Dingen 
fundgab. Wollten wir und darauf einlaffen, wenn auch nur obenhin den argen Misbrauch, der 
in der Beſtallung der Steuereinnehmer u. dgl. und von diefen felbft geübt worden ift, zu ſchil— 
vern, wir hätten ein düſtereres Bild zu entwerfen ald das der Zöllner im ſpätern Römischen Neid). 
Nicht in dem politifchen Leben im engern Sinne des Worts, nicht auf den Neichtötagen, auf dem 
Throne, bei ven Wahlen, bei ven PBrovinzialverfammlungen, bei den Gerichten, nirgends fonft 
wie inden Steuer: und Binanzinftitutionen ift die berüchtigte „polnifche Wirthſchaft“ zu juchen. 
Das war die foftematiirte Unoronung und Zudtlojigfeit. Von einer Finanzeinrihtung kann 
im eigentlichen Sinne erjt gefproden werden, feitvem Kaſimir der Große eine Art von Fiscus 
oder königlicher Finanzkammer eingerichtet hatte, welche alle Ginzelfteuern,, ſoweit fie aus dem 
Alterthum noch üblich waren, zuſammenfaßte. Gleichwol befand auch er fi ſchon jo häufig in 
Geldverlegenheiten, jobald es jih um Staatsactionen handelte, daß er entweder zu Verpfän— 
dungen ganzer Brovinzen oder zu den Subventionen der Kirche greifen mußte. Biel ſchlimmer 
geftaltete jich die Sache unter Ludwig von Anjou, feinem Nachfolger, der, um dad Nachfolgerecht 
rur feine Töchter zu erwerben, jich nicht nur des Steuerausſchreibungsrechts kraft füniglicher 
Machtvollkommenheit (1374) begab, ſondern geradezu die gänzliche Steurrfreiheit proclamirte 
und jomit das ftarfe Bindemittel zwiichen Krone und Nation, dad die Steuern bilden, ver: 
nichtete. Dev Vorbehalt eines Bezugs von 2 Grofhen von jeder Hufe war nur ein ſchatten— 
bafter Erſatz. Ja man war fo jehr bemüht, ihm den Gharafter der Steuer zu nehmen, daß 
man ed nur ein signum summi dominü et recognitionis coronae regiae Poloniae nannte. 
Damit war dem ganzen Staatdwejen das Mittel der organifhen Durchdringung und Zufam: 
menwirfung aller Ginzelinftitutionen geraubt. Jede war auf ich jelbit geftellt, mußte ſich ſelbſt 
erhalten; der König und die Kronbeamten lebten vom Ertrag ber Krongüter, die Juftiz von 
den Bußen und Sporteln, die Apminiftration von ihren ſpecifiſchen Einkünften, die Landes— 
vertheidigung, melde perfönliche Pflicht und Beruf des Adels war, ſchuf lich bis zu einem ge: 
wifen Bunfte, folange Nie nämlich innerhalb der Landesgrenzen zur Verwendung kam, ihre 
Subſiſtenz aus ſich ſelbſt. Damit war aber allen denjenigen Maßregeln, welche mehren In: 
Ritutionen zu gleicher Zeit oder gar dem ganzen Staat in ihrer Wirkung zugute fommen 
follten,, der Keim von vornherein zerftört, und menn der König nicht bie Entſagungsfähigkeit 
beſaß, aus feinen Mitteln fie zu fhaffen, fo unterblieben fie ganz und gar. Uber jelbft dem 
föniglichen Schaf, ver, wie gejagt, dad Staatsärarium zu vertreten hatte, erwuchſen oft genug 
im Verlauf ver Zeit beträchtliche Ausfälle, denn bei ver Geringfügigfeit der Eöniglichen Gewalt 
gegenüber dem maplofen Beſtimmungsrecht des Adels mufite die Krone jeden ungewöhnlichen 
oder außerordentlihen Schritt mit Selbftentäuferung von Ginfünften, Brärogativen u. dgl. er— 
faufen. König Ludwig verzichtet, um feinem Vetter Kafimir in der Negierung zu folgen, auf 
die bei Reiſen der Könige üblichen Requiſitionen (stan, statio); derjelbe hebt, um bie weibliche 
Erbfolge durchzuſetzen, faft alle Steuern auf. Jagello will feinen Kindern den Thron fihern 
und verzichtet faſt gänzlich auf die einzige noch übrige directe Steuer, auf den Hufenzind. Wie 
ſah ed nun erft aus, wenn gar ein Krieg geführt werden follte! Dann mußte jich das Staats: 
oberhaupt bittend an die einzelnen Landſchaften wenden und deren freiwillige Kriegsbeifteuern 
erwarten. Es war daher nur confequent, wenn in der Mitte des 15. Jahrhunderts die Ent: 
iheidung über Krieg und Frieden in die Gompetenz der Landfhaftöcomitien gelegt wurde. 
Solange noch die Krondomänen in ver Hand der Krone waren, fonnte durch deren Berwertbung 
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die Selbftändigfeit ihrer Entfhliefung gewahrt werben. Als aber Noth, Verfhwendung, Ber- 
ſchleuderung auch diefen Schatz erſchöpft hatten, und dad war ſchon in der Blütezeit der Jagello: 
nen der Ball, fo blieben nur noch die Regalien, die indirecten Steuern. Aber bereitd 1454 
hatte ſich der Adel für fich, fein Geſinde und fein Vieh von denfelben zu befreien gewußt. Liber: 
died waren die Zölle bei einem Volk, das aus faft lauter feuerbefreitem Adel und aus dienen- 
den Ackersleuten beftand, nichts weniger ald beträchtlich, denn auch die legtern fuhren, eben weil 
fie die Leute deſſelben waren, zollfrei ein und aus, und ver Gewerbebetrieb war durchaus nicht 
blühend. Diefe Verwirrung in der Finanzwirthſchaft ging nun fo das ganze 15. Jahrhundert 
hindurd, und ald 1504 eine Sonderung ded Staat: und Kronguts vorgenommen wurde, war 
eigentlid von beidem nur noch blutwenig vorhanden. 

Sigismund I. mußte daher tiefeingreifende Neformen vornehmen; das Erfte und, mie ed 
jcheint, das Nothwendigſte, war, daß er die Steuereinnahme unter die Gontrole der Juſtiz flellte 
und beftimmte Normen für den Modus der Gintreibung aufftellte. Mit dem Bedürfniß eines 
ftehenden Heeres konnte ji der Neihstag aud der Bewilligung einer fländigen Steuer nit 
mehr entziehen, und man jegte 1539 einen Hufenzind von 13 Groſchen an. Die Diäten der un: 
befhränft und willfürlich ji vermehrenden Landboten verzehrten große Summen bes Staat: 
fonds; ed war daher feine geringe Entlaftung, ald 1540 die Zahl verfelben aufdie ältern Nor— 
men zurüdgeführt wurde. Die Befeitigung und Erleichterung vieler Schranken bei Gin- und 
Ausfuhr ergab eine reichere Ausbeute der Zölle; die Verbeilerung ver Münze bob das Ber: 
trauen, und die Befreiung des Ein: und Verkaufs von der üblich gewefenen Steuer förderte den 
Kleinverfehr. Gleichwol waren die Folgen nur gering, denn dad Orundübel, die omnipotente 
Gewalt und Immunität des Adeld wurde nicht nur nicht erfchüttert, fondern wuchs infofern, ald 
der Adel fich für jede Zuftimmung zu den wohlgemeinten Reformen von feiten der Krone Aqui⸗ 
valente zu jhaffen wußte. Je mehr die Finanzwirthſchaft eine Thätigkeit entwickelte, deſto hihi— 
ger übertrieb ver Adel fein Recht der Controle, und je mehr Gewicht auf die indirecten Steuern 
gelegt werden mußte, deſto leichter gelang es ihm, fich denjelben zu entziehen. Jede Bewilligung 
wurde gewährt pro hac sola vice, ut ne potuerit trahi insequelam, und bei jeder Bewilligung 
war bie erjte Bedingung feine eigene Eremtion. Das war nit mehr Freibeit, das mar bie 
Gumulation alles öffentlihen und bürgerlichen Rechts auf einen Theil der Bevölkerung, um 
den andern zur abjoluten Rechtloſigkeit gerabzudrüden. Hierzu fam ja no, daß auf die Länge 
der Zeit der Adel feinen Egoismus nicht blos corporativ vertrat, fondern daß fich innerhalb 
diejes gemeinfchaftlihen Ringens und Strebens noch das individuelle Interefle einzelner gel: 
tend machte, wodurd dem Gemeinweſen alle feften Stügen vollftändig entzogen wurden. Se 
aufopferungäbereit fi daher aud der König Sigidmund Auguft zeigte, indem er den vierten 
Theil (Quarta) feiner Tafelgelver dem ſtehenden Heere zumwies, fo jehr er auch über den Geik 
feiner Zeit und feines VBolfd dadurch hinausgriff, daß er die nadı Mom zu entrichtenden An- 
naten für Staatdzwede verwendete, fo wurden doch die Vortheile, die vadurdh gewonnen waren, 
bald wieder aufgewogen durch die Einrichtung, daß die Krone die Verbindlichkeit übernahm, 
verdienten oder aud nur einflußreihen Männern die dem Fiscus anheimgefallenen Güter alt 
„panis benemerentium‘ zu verleihen (bona caduca ad fiscum devoluta nobilibus bene me- 
ritis distribuantur). Was aber in diefer ganzen Zeit das Finanzweſen insbefondere unter: 
grub, war die Sitte, die Ginnahmen unmittelbar an den Veraudgabungsftätten, namentlich 
den Heermeiftern zur Verfügung zu übergeben, ſodaß der Staatsſchatz ftatt des Geldes mur 
leere Berechnungen erhielt, die faum noch einer Gontrole zu unterziehen waren. Lind das alle 
war noch in der bejjern Zeit ver Jagellonen. 

Jegt zu den Wahlkönigen, wenn man ihnen diefen Namen geben kann, denn gemäßlt 
wurden fie zwar, aber wer weiß ed denn nicht, daß der verwerflichfte Schadher fie auf den Ihrem 
gebracht hat? Die jevedmaligen pacta conventa zeigen und, daß die Throncandivaten ftattim 
einen Staatöihag einzutreten, ganz erorbitante Summen für die leidige Ehre, König zu fein, 
erlegen mußten. Der König felbft war demnach, genau genommen, der einzige Steuern zahlende 
Edelmann feines Reichs. Wenn man fi aljo ven Thron bezahlen lieh, jo war es eben febr 
natürlih, daß man mit aller Lebhaftigkeit fi davor verwahrte, irgendwelche Steuerauflagen 
möglich zumachen. Das war fo ziemlich der einzige Bunt, in welchem die ganze Nation in Einigs 
feit zufammenftand. Ja felbit wenn die Ariftofratie in einer Anmwandlung von politiſchet Erz 
kenntniß, daß auf diefem Wege die Nepublif ihrem unvermeidlichen Untergang zueile, ſich 
zur Eelbftverleugnung und DOpferbeveitihaft hätte aufraffen wollen, fie wäre unbedingt zu⸗ 
rückgehalten und gelähmt durd) die zwingende Gewalt der gebieterifhen Lauda der Provinzial: 
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landtage. Durch dieſe Relationsſejmiki war der Landbote zum bloßen Organ, zum Sprad: 
rohr des Provinzialadeld gemadt , deſſen Prineipalforderung unbedingte Verweigerung aller 
Steuerbewilligung war. Es lag eine gewille Logik darin, wenn ſchließlich 1576 vie Landſchaf— 
ten dad ganze gemeinfame Band zerfprengten und fih alle Einmiſchung des Reichstags wie des 
Königs in Nüdjicht der Steuern und deren Verwendung verbaten. Behufs der Controle wur: 
den im Jahre 1591 zwei fogenannte „Tribunale” in Kronpolen und in Litauen eingejegt, Com— 
miſſionen, welde den Auftrag hatten, die Rückſtände in den Steuern, foweit fie vom gemeinen 
Mann, immer freilich durd die VBermittelung des Edelmanns, gezahlt wurden, zu verzeichnen, 
Beruntreuungen zu betrafen und über die Verwendung der Gelder fih Ausmeis zu verſchaffen. 
Aber diefe Commiſſionen hatten fein anderes Nefultat, als böchſtens das ganze Elend und die 
ganze Wirthichaft zum Bewußtſein zu bringen, denn ihre Thätigfeit prallte an vem Mechanis— 
mus der eigenthümligen Staatdorganifation und an der Stellung des Adeld im polnifchen Ge— 
meinweſen vollſtaͤndig ab. Das fortdauernde Übel führte zu allerhand kleinlichen Maßnahmen, 
zut Cinführung einer Anzahl von Beamten, von denen man Abhülfe durch ein Syſtem von 
Reviſionen und Superreviſionen erwartete, während dies doch nur unnütz den Staatshaushalt 
belaftete. Ebenſo ging ed mit den indirecten Steuern ber; der Adel war nicht nur zollfret, ſon— 
dern riß durch die Beflimmung, daß nur Adeliche Zöllner fein dürfen, die Zollverwaltung an 
ſich und befand fi bei diefer Theilung der Zolleinfünfte mit der Krone nit am ſchlimmſten. 
88 lag mithin die gefammte directe und indirecte Steuerlaft auf vem unadelichen Theil der Be: 
völferung, auf dem verſchwindend fleinen Theil der Bürgerfcaft, auf den Juden, auf ben 
Adersleuten, und es bleibt bewunderungswürdig, wie trog folder Misverhältmiffe der Staat 
überhaupt noch zu verwalten war. In außerordentlihen Fällen war er faft nur auf den Enthu— 
Nasmud angewiefen, der zwar zuweilen jih in rührender Lebhaftigfeit äußerte, der aber, wie 
männiglid befannt, ein zu haltlofer Bactor in der Finanzverwaltung it. Selten oder wol nie 
war er allgemein, felten von hinreihender Intenfivität. Wenn daher das Staatsgebäude nit 
vor jedem Yuftzuge zufammenbrecen follte, mußten ſolche ertreme Ausfunftsmittel in Anwen— 
dung gebracht werben, die fait jedes Gemeinweſen mit Gewißheit zu Orunde richten. Kaufleute 
und Juden mußten erhebliche runde Summen außer den regulären Steuern zahlen (donativa), 
die Öffentlichen Ginfünfte wurden verpadtet; auf die föniglihen Güter wurden Anleihen auf: 
genommen, Einnahmen und Gefälle wurden ald Zinfen verſchleudert, jelbft die Kirchengeräthe 
wurden mit Genehmigung der Kirche angetaftet, die Kronjumelen wurden verpfändet, Mono= 
pole wurden felbft für Schreibpapier und Tud eingeführt, ja das Heer erhielt fogar die Er: 
mädtigung, im Fall ed Rückſtände bei der Staatskaſſe habe, ſich unmittelbar an die Einfünfte 
zu halten und glei für ſich einzuziehen. Was ift eö daher zu verwundern, wenn damit den 
Meutereien gleichſam ein gefeglidyer Boden gegeben war? Man hat ausgerechnet, daß im Ver: 
lauf eines Jahrhundertd dad meuteriihe Heer zu feiner Beſchwichtigung Die Summe von 
360 Mill. Fl. auf außerordentlihen Wege verſchlungen hat, ungerechnet die Dabei vorgefom: 
mene Echädigung des Privatgutsd. Als dann im 18. Jabrkundert diefer Zuftand einer Reform 
unterzogen wurde, war ed zu ſpät; der Staat war nicht mehr zu retten, 

Zuerft war man bemüht, dad Steuerbewilligungdreht in dem Reichstag zu concentriren 
und den Landſchaften das Weigerungsredht zu entziehen, was erft nach wiebırholten Reactionen 
gelang. In dem fogenannten „ſtummen“ Reichstag (1717), wo man nicht parlamentirte, fon= 
dern nach „ſächſiſchem“ Mufter verfubr, wurden in Anſehung des ftehenden Heeres regelmäßige 
Abgaben eingeführt, inden die Entrichtung ded Poglöwne (subsidium charitativum) aud) für 
den Adel obligatorifch gemacht wurde. ine frühere Nachachtung des „ſächſiſchen“ Mufters 
würde den Staat haben retten können. Allein fhon 1718 wurde jeder Fortſchritt auf diefer 
Bahn dur die neue Sanction des liberum veto gehemmt, wodurd einer Entwidelung der 
Steuern nad Maßgabe der Steuerfühigfeir wieder alle Möglichfeit entzogen wurde. Gin Schritt 
vormwärtd und zwei wieder zurüf, Man mar wol gewillt zu reformiren, aber doch ſo, daß man 
ſich nichts vergab. Das Bedürfniß von Gonfulaten zur Sicherung des auswärtigen Handels 
erfannte man ivol an, aber man bewilligte nicht etiwa die Mittel dazu, man verpflichtete Fried— 
rich Auguft IN. in den pacta conventa 100000 $1. jäbhrlih dafür aus feiner Taſche zu ent: 
richten. Schließlich kam man dahin, die geſammten Kroneinfünfte dem Meiflbietenden zuzu— 
ſchlagen. In der legten Stunde, als ſchon der Drud der fremden Gewalthaber auf Bolen laftrte, 
machte man noch rührige Anftrengungen; namentlich gebührt Stanijlam Auguft dad Vervienft, 
gediegenere Finanzeinrichtungen getroffen zu haben. Gin allgemeiner Zoll für alle Stände und 
Brovinzen wurde durchgeführt und ver Ertrag jpäter entſprechend vertheilt; das Judendonativ 
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(200000 $1.) wurde in eine Kopffteuer umgewandelt, die Poſtgefälle wurden für Negalien er= 
Eärt, der Bergbau einer ausländischen Compagnie verpachtet. Im Jahre 1786 wurde eine neue 
Finanzquelle in der Einrichtung einer Xotterie gewonnen. Endlich im Jahre 1775, alſo nad der 
eriten Theilung, wurde cin Budget aufgeftellt, das ein Ginfommen von 15,070175 Sl. und 
ein faft ebenfo großes Deftcit erwies. Den auferorventlihiten Anftvengungen gelang e&, diefe 
Staatdeinnabmen in 15 Jahren, alſo bis zum Jahre 1791, auf etwa 37%, Mill. Fl. zu fleigern. 
Aber die Botmäßigfeit, unter der Shen das ganze Land fland, entzog ihm den erhofften Vor: 
theil dieſer confolipirtern Finanzverwaltung, und ald nad) der Conſtitution vom 3. Mai 1791 
der legte Verſuch gemacht werden follte, die Staatöverbältniffe ſelbſtändig zu ordnen, mußte 
man zur Negociirung einer Anleihe von 13 Millionen jeine Zuflucht nehmen , die in Senna zu 
Stande fam. Nach ver legten Theilung Polens verfielen die einzelnen Theile dem Finangen: 
ftande der Länder, an welche jie gefommen waren. Es braudt wol kaum bemerkt zu werben, 
daß der Theil, welcher Preußen zugefallen ift, fi der beften Lage zu erfreuen hatte. 

Bolen jeit der dritten Theilung. Wir fehren nunmehr wieder zu der Geſchichte 
des polnischen Volks zurüd. Gin polniſches Neih gab es nicht mehr. Es beginnt jegt jeme 
Kette von Bewegungen, Madinationen, Gonfpirationen, Ausbrüchen und verzmeiilungs: 
vollen Kämpien, die alle Ereignijle Guropas begleiteten, bedingten oder hervorriefen. Dielen 
Tod bei lebendigem Leibe konnte das Volk nicht verwinden, und fo bunt und wechſelvoll die legten 
70 Jahre geweien find, jo bunt und verſchieden ift die Stimmung und das Urtheil, mit welchem 
Europa jenes Ringen um das Dafein ded polniihen Volks betrachtet hat. Auf der einen Seite 
verfolgte man die Kämpfe ver Bolen mit dem überſchwenglichſten und theilnehmenditen Guthu— 
ſiasmus, mit übermäßiger Gefühlsſchwärmerei und franfhafter Sentimentalität, auf ver 
andern wieder mit ungegründeter Beratung, mit Haß und Widermwillen; einer ruhigen Be: 
trachtung ihrer Lage war Europa ebenjo unzugänglich geworben als die Polen ſelbſt. Es hatte 
ih unter ven legtern in demſelben Augenblid, da es ihnen verwehrt war, einen Staat noch zu 
bilden, die Staatsidee gewiflermaßen zu einem Ideal audgebilvet, und alle träumten von einem 
politifhen Meſſianismus, der abwechſelnd bald diejer bald jener europäifchen Größe zugemutket, 
bald von diefer bald von jener hervorragenden Perſönlichkeit erwartet wurde. Das Intereſſe 
der Befreiung tbeilten fie lange Zeit mit dem Liberalismus in Guropa , der auch gegen Ihweren | 
Drud, gegen Feffeln anfämpfte, die von ebendenfelben ihm angelegt waren, welche auch Poelen 
in Banden geſchlagen, und es bildete fih in ganz Europa eine Goalition Polens und der Deme- 
fratie, die jo feft ineinandergeihlungen war, daß bis auf den heutigen Tag viele Politiker ven der 
Vorſtellung einer Identität der beiden Ziele fich nicht losmachen können. Indeß brach vie Verjäie: | 
denheit der Tendenz bald hervor und das Bündniß fiel faft überall auseinander, two ed ſich um die 
Realifirung der legten Wünfche handelte. Der Demokratie war es an der Befreiung zur Freibeit | 
gelegen, ven Polen um die Befreiung allein. Ja, die legtern brachten von vornherein eine große | 
und mächtige Fraction mit fi, welche von der Freiheit als ſolcher nichts hören mochte, melde 
ihr fo feinplich gegenübertrat, daß fie jich ſelbſt nicht fcheute, mit ven Feinden der Befreiung Be 
ber ihren Bact zu machen. Wie thöricht und unrichtig es aber au war, das Polenthum mi - 
der Demofratie Europas zu identificiren, fo geſchah es doch — und natürlich gerade von dem | 
Machthabern, die beiden nunmehr ein Schiefjal bereiteten, das ein trauriges Blatt in der &: 
[dichte ver modernen Givilifation ausmacht. Beide halfen einander wenig, aber beide häufte 
aufeinander zu ven eigenen Leiden noch die ded Verbündeten. In jenem politiichen Mefiamit 
mus, der die Bolen fortwährend erfüllte, überwog die durch feine Täufhung zu vertilgende 
Boritellung, daß Branfreich e8 fein würde, weldes zur Grlöfung Polens feine Macht und rin 
Schwert erheben würde, Frankreich fand und findet aus Egoismus ein Intereffe daram, dieſe 
Vorftellung zu nähren, zu erbalten, aber nur mit dem Worte. Mit hohlen Mevensdartenvyon 
Sympathie und Mitgefühl, man kann jagen, mit einem frivolen Genuß, den das tragijhe Drama || 
der polnischen Geſchichte ihnen darbot, haben fie jene utopiihe Meinung bei den Bolen aufteht 
erhalten und fie davon abgezogen, ihre Aufgabe dort anzufaflen, wo fie allein Heil verſpriht, 
in ver Gntmidelung und Ausbreitung der innern Gultur und Givilifation. In diefen 70 Jat 
ven, während welder in Sranfreich alle nur denkbaren Schattirungen der Negierungdformmn ; 
durchgemacht wurden, von ver äußerſten VBolfsherrichaft bis zu dem alleräußerften, dem aftati- 
ichen vergleichbaren Despotismus — hatten alle für Polen ſympathiſche Worte, zuweilen aud 
diplomatifche Noten, doch nie eine wirflihe That. Alles, was fie für die Getäuſchten thaten. 
on darin, daß fie ihnen einen Herd, eine Stätte für die das Unglüd häufende Gonfpira: 
tion boten. 
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Die legte Theilung Polens fand zur Zeit ftatt, als in Frankreich die Volksherrſchaft auf 
ihrem Gipfel ftand. Die zahlreiche Emigration aus Polen, die, der Verfolgung der drei Thei: 
lungsmächte ji entziehend, unter folden Umſtänden in Frankreich ſich nieberlaffen und feftfegen 
durfte, bearbeitete die Sinflußreihen der franzöſiſchen Republik, die ohnehin damals mit 
Preußen und Ofterreih im Kriege ftand, aud Polen zum Gegenftand des Kampfintereffed zu 
erheben. Aber der Bajeler Friede vom 5. April 1795 wurde mit Breußen unter Verhält- 
niffen abgeſchloſſen, die der Republik nicht geftatteten, die Bevingungen zu dietiren und an Po— 
len auch nur zu denfen, jelbft wenn der Mille dazu vorhanden gewefen wäre. Da die polni= 
hen Emigranten ald Fremde in die franzöfifhe Armee nicht treten fonnten, fo ichloffen ſie ſich 
den Töcyterrepublifen an, welche die Sache Frankreichs verfochten, und bildeten (9. Jan. 1797) 
unter Johann Heinrih Dombromjfi im Dienfte der fogenannten Gisalpinifchen Republif pol— 
nijhe Legionen, die unter ihren nationalen Karben id vanfbare Hülfe für ihre eigene Sache zu 
erringen ſtrebten. Dombrowſtki hatte die Ablicht, über Dalmatien und Ungarn nad Polen ein= 
zubrehen, während andere Gmigrantencolonnen von der Moldau aus heraufziehen jollten. 
Intriguen und Berratb vereitelten feine Plane, und fomwol die Präliminarien von Leoben 
(18. April 1797) wie der Friede zu Campo-Formio, der den italienischen Feldzug beenvigte, 
brachten den Polen nicht den mindeften Vortheil; ed wurde ihrer dabei gar nicht gedacht. Als 
jedoch der Krieg zwifchen Frankreich und OÖfterreih, das nun mit Rußland verbündet war, wie: 
der ausbrad, theilten die Regionen das Misgeſchick der republifanifchen Heere, und in ver Capi— 
tulation von Mantua (28. Juli 1799) wurden die Deferteure der öfterreidhifchen Armee, d. b. 
die galizifchen Audgehobenen, melde zu den polnischen Regionen übergetreten waren, von ben 
republikaniſchen Heerführern auf die ſchmachvollſte Weife ausgeliefert. In derſelben Zeit 
fimpfte Dombrowjfi an der Trebbia und bei Novi mit, und nur ſchwache Trümmer feiner Le: 
gionen retteten ich nach Franfreih. Bon neuem bildeten jich bier polnifche Streitcolonnen, die 
unter Dombrowſti ſich dem inzwifchen am 18. Brumaire zum Erften Gonful erhobenen General 
Bonaparte zur Verfügung ftellten. Zugleidh ſammelte Kniaziewiez an der untern Donau eine 
Legion, die dem über Böhmen und Mähren berbeiziehenden Dombrowffi ih anſchließen follte. 
Aber der Friede zu Luneville (26. Ian. 1801) zerftörte wiederum die patriotifchen Hoffnungen, 
und die Legionen wurden nun ein Spielball der Selbftfuht. Bonaparte wollte urfprünglich 
eine Leibgarde daraus formiren, dann ſchickte er, ald er auf Widerftand ftieß, einen Theil davon 
an den neuen König Ludwig von Gtrurien und ſchließlich die Überrefte gar zur Bekämpfung des 
Negeraufftanded nad San: Domingo. Sie wurden dadurd gänzlich zeriprengt und aufgerieben. 
Sie waren das erfte Opfer ded mächtigen Geiftes der Lüge und Gewalt, der ganz Europa jid zu 
unterjoden im Begriff war. Während die friegsfähige Mannſchaft ich fo im Intereſſe Frank— 
reihe gegen diejenigen flug, welche ald Machthaber das polnische Land in Händen hatten, er: 
litt diefes verſchiedenartige Schickſale unter den drei verſchiedenen Regenten. Die Landſchaften, 
welde Preußen befaß und die zum Theil jpäter an Rußland kamen, tragen bis auf ven heuti— 
gen Tag die fegensreihen Spuren diefer Berwaltung. So fehr Preußen damals dur den 
Übermuth der junferlihen und frömmelnden Staatslenker auf dem Punfte fand, einen tiefen 
Ball zu thun, fo muß ihm doch nachgeſagt werden, daß es viele und beträchtliche Opfer brachte, 
um das audgefogene und heruntergefommene Rand wieder in ertragfäbigen Stand zu jegen und 
den Wohlftand und die Wohlfahrt ver Bevölferung wieder zu heben. Die Anlegung von öffent: 
lihen Magazinen, die nod heute an den Weichſelufern (3. B. bei Wioclamef) zu fehen find, 
die zahlreiche Vermehrung der Schulen, die Achtung ded Eigenthums und die Sicherung deifel: 
ben durch Handhabung einer zuverläfjigen Gerichtöbarfeit, die Beförderung der Gelehrtenge— 
ſellſchaften in Warſchau, die Duldung und Plege der polniſchen Nationalität durch polniſchen 
Unterricht, die Genehmigung des polnifhen Nationaltheaters, die Betheiligung aller polnifhen 
Uinterthanen an den Gerechtſamen, veren alle Preußen theilhaftig waren, alle diefe Maßregeln 
hoben ben Zuftand des preußifch: polnifhen Landes in einer Weile, die unter der nationalen 

Herrfchaft vemfelben nicht widerfahren war. Auch Ofterreich that von vornherein den einſchnei— 
denden Schritt, die Freiheit ver Bauern zu proclamiren, und gewann fi dadurch deren Danf- 
barkeit, die ihm noch heute in dem Nationalitätenfampf zugute fommt. Allein der gedrückte 
Stand der Finanzen und die fortwährenden friegerifchen Verwickelungen ließen Ofterreich nicht 
viel zum Eultiviren fommen, zumal es feiner ganzen Natur und Zufammenfegung nad) das 
Nationalitätsprincip wenig begünftigen fann. Doch wurde hier dad trübe Schickſal mindeſtens 
einigermaßen gemäßigt. Sehr unglüdlic aber waren die Zuflände der Ländertheile, welde an 
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Rußland gefonmen waren. Die Herrſchaft Katharina's war barbariſch. Dad Eigenthum 
wurde nicht geachtet, Unterricht und Bildung wurden unterbrüdt, die griechiſch- unirten und 
fatholifhen Gemeinden in ihren Glaubensſachen gefränft. Nicht viel beſſer wurde es unter der 
Regierung des im Jahre 1796 auf den Thron gefommenen Paul, der zwar mit tbeatralifhen 
Auffehen vielen Bolen, unter andern auch Koſeiuſzko, wieder die Breibeit ſchenkte, den Ver: 
folgungen der Religionsgefellihaften Einhalt that und mande Schule wieder eröffnete, der aber 
im höchſten Grade faunenhaft, mistrauifh und fhwanfend in feiner Politif war. Gr hatte 
wol zuweilen hochfliegende Plane, und in ſolchen Anwandlungen von Oroßherzigfeit dachte er 
wol aud an eine Wiederherftellung Polens, allein der gewaltfame Tod durd die Hand der Hör: 
linge verhinderte jede That. Paul hatte im einzelnen den Polen manche Gerechtigkeit und Hu: 
manität widerfahren laffen, im ganzen aber empfand das Land einen Drud von feiten der untern 
Beamtenſchichten, der faun mit irgendetwas ähnlichem zu vergleidhen ift; härter, graujamer 
mögen wol bejiegte Völker ſchon behandelt worden fein, nie aber mit diefer Art von naivem Cyniẽ— 
mus, der dem rufüfchen Beamten fo eigenthümlich if. Während das Volk feufzte, bemühte fd 
der Fürft Adam Ezartoryjffi, der mit dem Kaifer Alerander in jüngern Jahren in den freundſchaft— 
lihften Verhältniffen geftanden und viel mit ihm geſchwärmt hatte, vergebens, ihn zu einer 
ehten That für das polnifche Land zu bewegen. Alerander ſchwärmte weiter, er fhrieb dem 
Fürften in fentimental: [hwülftigem Tone, was er alles zu thun gedenfe, und begnügte ih 
damit, dem Fürften und einigen andern Polen die höhften Ehrenbezeigungen und Würden zu— 
theil werden zu fallen, das Volf ging leer aus. Breilih war die Zeit dazu wenig genug an: 
getban. An einem einzigen Tage, am Tage der Schlacht bei $ena, war der Staat Friedrih’s 
ded Großen vor dem Stoß des franzöflihen Grobererd zufammengebroden, geftürzt burd den: 
jelben Fehler, den er an Polen zu rächen hatte, durd die Verlegung feines Schwerpunftt in 
die aus feinem vernünftigen Grunde bevorrechtete Kategorie ded Adele. Da die Ruſſen ſich auf 
die Seite der Preußen ftellten, jo mußte Napoleon den Kriegsſchauplatz weiter nad) Oſten fin: 
überichieben. Ginen eifrigen Verbündeten fand er an Polen. Am 3. Nov. 1806 erſchien eine 
von den Generalen Dombromffi und Wybicki unterzeichnete Proclamation, worin die Polen 
aufgefordert wurden, zu den Waffen zu greifen und unter Napoleon’s Fahnen fich der Ehre 
werth zu zeigen, wieder eine unabhängige Nation zu werden. Natürlih war der Infurrec: 
tionsverſuch zunähft auf Süp: und Weſtpreußen befhränft; da aber gerade dort das preußiſche 
Regiment ſich den Dank des Landes verdient hatte, jo mußten noch fräftigere Agitationsmittel 
in Anwendung gebracht werden. Koſciuſzko hatte es abgelehnt, im Dienft Napoleon’s für 
jein Baterland aufzutreten. Der Eroberer wußte aber, welches Anfehen ver tapfere Helv bei 
feinem Bolfe genoß, und trug Fein Bedenken, ven Namen deffelben in einer vom 1.Nov. datirten 
Proclamation zu misbrauden und zu fälfhen. Das angebliche Verſprechen Koſciuſzko's, mie: 
der heimfehren und die Leitung des Aufftandes übernehmen zu wollen, wirfte raſch, das Velf 
fand auf, und in wenigen Wochen war für Preußen der Verluft feiner polnifchen Provinzen 
entfhieden. Am 4. Nov. zog Davouft in Poſen ein. Dombrowffi organifirte raſch viele Na: 
tionalvegimenter, die wenigen feiten Punfte wurden bald genonmen, und ſchon gegen Ente 
deffelben Monats war Napoleon felbft in Poſen. Auch die Hauptſtadt Warſchau fiel in Die 
Hände der Sranzofen und Polen, und am 19. Dec. wurde der Kaiſer dort mit Enthuftasumd 
als Befreier begrüßt. Groß war die Opferfreudigfeit des patriotiichen Volks, aber immer meh 
wurde jie übertroffen von dem Umfang der Gontributionen und Nequifitionen, welche die frams 
zöſiſchen „Befreier“ forderten. Der franzöſiſche General Vincent, der zum Commiſſar bei dit 
neu eingefegten warfhauer Landesbehörde fungirte, hatte Darüber zu wachen, daß nicht? mir 
den Willen des Kaiſers gefhähe, denn weit entfernt war Napoleon von dem feiten Entiklaf, 
Volen feine Selbftändigfeit wiederzugeben. Noch im Verlauf der Unterhandlungen um ben 
Tilſiter Frieden erklärte er fich bereit, dad ganze Land dem Kaifer Alerander zu übrraeben. 
Erſt ald diefem die Bedingungen dafür zu hoch erfhienen, wurde daraus ein „Herzogthum Wars 
ſchau“ geftiftet. Seine Beftandtheile waren diejenigen Landſchaften, welde in den zwei legten 
Theilungen Polens an Preußen gefommen waren, mit Ausfhluß des Kreifes Bialyſtok und 
Auguftowo, welche zu Rußland geſchlagen wurden. Ofterreich hatte wegen Öalizien ſchon früber 
beruhigende Verfiherungen erhalten. Die Seeftadt Danzig follte unter ven Schutze Vreußens 
und ded neuerdings zum König erhobenen und als ‚„‚Bigentbümer und Souverän‘ des Herzog 
thums Warſchau erklärten Negenten von Sachſen als Freiftadt heftehen. Liber 2 Mill, Sins 
wohner erhielt das neue Herzogthum; Marſchälle und Generale der franzöfiichen Armee wurden 
mit den beften Domänen beihenft; in Dresven wurde unter Mitwirkung ber Franzoſen eine 
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Landesverfaſſung entworfen. Allein Napoleon hat in feinem ganzen Leben ftetö Unglück mit 
feinen Staatögründungen gehabt. Stets eutftanden unter feiner Hand nnr ungefunde Garica- 
turen von Staaten, aber eine ver am wenigften lebensfähigen Bildungen war das Herzogthum 
Barfhau, deffen Souverän ein Deutſcher, deffen Civilgefeggebung, Handelsrecht, Verwaltung 
franzöfiih und deſſen falt 90000 Mann betragende polnische Armee dazu verwendet wurde, zu 
Bunften der Bonapartifhen Dynaftie den Aufftand der Spanier niederzufchlagen. Die Ber: 
tbeidigung des Landes mar kärglich; und ald der Krieg zwiichen Frankreich und Dfterreich wie— 
der außgebrodhen war, wurde der Fürſt Joſeph Poniatowffi von dem Erzherzog Ferdinand bei 
Rafzyn (19. April 1809) geichlagen, und Warſchau mußte capituliren. Da erhob ſich Don: 
browffi wieder, und in mehrern Treffen gelang e8 ihm, die Dfterreicher wieder herauszuſchlagen 
und mit Hülfe der ald Verbündete Napoleon's auftretenden Nuffen Krafau zunehmen. Diefe 
Erfolge wurden auch durch eine Vergrößerung des Herzogthums im Wiener Frieden (14. Oct.) 
um 900 Duadratmeilen (einfchließlih der alten Hauptftabt Krafau) definitiv geſichert. Aber 
dieler Gründung erging es wie den übrigen Napoleonifchen, jie verkümmerte unter der Laſt der 
Leiſtungen für Zwecke und Intereffen, die den eigenen durchaus fern lagen. Um das Jahr 1812 
wurde das Herzogthum Gegenftand der treulofeften Bolitif. Napoleon, im Begriff Rußland zu 
befriegen,, machte den Patrioten allerlei Hoffnungen auf Wieverherftellung Bolene. Während 
die polnifche Armee in Rußland das Schidjal der franzöſiſchen theilte, glaubten die Batrioten 
den Abfihten Napoleon’s entgegenfonmmen zu müffen, und unter dem Vorſitz des Fürften Adam 
Gzartorvjifi bildete der Landtag anı 28. Juni eine Conföderation und proclamirte das neue 
Boten. Als aber Napoleon durch eine Deputation davon in Wien hörte, gab er eine fehr ab— 
fühlende Antwort und bezeugte der Sache durchaus feinen Beifall. Die Breigniffe des Winters 
1812, welde einen fo ungebeuern Umſchwung in Europa bewirkten, fielen auch auf Polen fol: 
genreich zurück. Dombromffi und Joſeph VBontatomffi mit ihren Truppen zogen mit den Re— 
ſten der großen Armee nad Deutſchland und Frankreich; einige fefte Pläge in Polen wurden 
gegen die Verbündeten noch gehalten, weil diefe den Blick auf den MWeften richteten und fich nicht 
durch Belagerungen hindern laffen wollten. Mit dem Sturze Napoleon’ aber fiel auch ver 
ganze fünftliche Bau des Herzogthums Warſchau über ven Haufen. 

Polens Schickſal fiel nun dem Wiener Congreß anheim. Es iſt nöthig, Hierbei etwas län- 
ger zu verweilen. Urfprünglic beabjichtigte Alerander von Rußland, das neueroberte Herzog: 
tbum Warfchau mit dem ganzen Gropfürftenthum Litauen wieder zu vereinigen und ein Polen 
rei mit conftitutioneller VBerfaflung und eigener Armee unter bloßer Perfonalunion mit Ruß 
land zu begründen. Allein dagegen erhob ſich alles, was in Rußland nur eine Stimme hatte, 
Armee, Adel, Geiftlichfeit. Er lieh daher diefen Gedanken fallen und befhränfte diefe Abficht 
nur auf dad Herzogthum Warſchau. Faſt alle Staatsmänner Europas fuchten ihn davon ab: 
zußringen, aber die freundfhaftlihen Beziehungen zu dem Fürften Gzartorpiffi, der diefe Plane 
Alerander’s lebhaft befürmwortete, überwogen die Rathſchläge der Bolitif; Alerander ließ nicht 
von feiner Idee. Preußen war nur unter der Bedingung, daß ed ganz Sachſen erhielt, fie zu 
unterflügen bereit, Öfterreich lehnte fie ganz ab, England trat mit Entſchiedenheit dagegen auf, 
und Frankreich drang aus Gründen, die in feinem ganzen politifhen Syſtem zu jener Zeit lagen, 
auf ein völliges Aufgeben ver Plane, einen polniihen Staat, unter welder Form auch immer, 
wiederberzuftellen. Mindeſtens landen die Verhältniſſe fo im Anfang der Beratungen. Blieb 
aber Dfterreich bei feiner Ablehnung jenes Gedankens, dann mußte es Preußen mit Sachſen ent= 
ſchädigen, was ihm noch weniger erwünſcht war, ed kam daher auf die Theilung Sachſens als 
einen geeigneten Ausweg ; Polen dagegen follte bis an die Weichjelreichend mit der Berfaffung von 
1772 oder 1791 unter rufüifcher Hoheit wiederhergeitellt werden. Unzählige Unterbandlungen 
und Intriguen wurden über dieſe Frage neu angeiponnen, ein Diplomat fuchte den andern zu 
überliften, und fhlieplih war ed Talleyrand, der fie alle in feine Nege 309, wenn auch durchaus 
nicht mit einem großen Gedanken, fondern mit dem allerfleinlihften Shader. Preußen trat 
rem König von Sadjfen eine Landftrede mit 800000 Einwohnern nebft Dresden und Leipzig 
ab und erhielt dafür von Polen das Land bid an die Prodna und die Stadt Thorn, Oſterreich 
nahın den tarnopoler Kreis und mußte ih Krafau ald Freiftaat an feinen Grenzen gefallen 
taffen; das übrige Polen wurde dem Kaifer Alerander überlaffen. Am meiften Hatte England 
auf die Theilung Polens gedrungen, und Lord Caſtlereagh war namentlich iiber die parlamen- 
tariſchen Inftitutionen beforgt, welche Alexander dem Lande geben wollte. In dieſer Abnei: 
gung begegnete er dem Fürften Metternich, dev auch ſich bemühte, den rin 
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daf man jich über die Polen — das it das dem KaiferAlerander übergebene Polen — zu verlei: 
bende Berfaflung gemeinfchaftlich verfländigen werde. Derjelbe Lord Caſtlereagh juchte von ven 
drei andern Mächten Erklärungen auszuwirken, daß fie ihre polnischen Untertbanen mit Scho— 
nung ihrer Nationalität ald Polen behandeln würden. Darauf haben fid die Polen fpäter be: 
rufen, um darzuthun, dep man ihnen in Wien veriprocdhen babe, fie follten ſich, obgleid ſie 
unter drei verfchiedenen Staaten vertheilt blieben, eines politiſch- einheitlichen Nationaldaſeins 
erfreuen. Daß daran nicht gedacht worden fein fonnte, zeigt ſchon allein die bare lnmöglid: 
keit einer folhen Einrichtung. 

Wenden wir und nun zu dem aus dem Wiener Congreß bervorgegangenen „Königttich 
Polen”, Alexander beeilte jid) Das von ihm gegebene Wort einzulöfen, und am 15. Dec. 1815 
erichien eine volfsthümliche Verfaffung. Diefe jegte eine befondere Negierung, ein eigenes Mint: 
fterium ein. Die Gleichheit aller Bürger vor dem Gejeg wurde zwar in der Verfaſſung aut: 
geſprochen, aber gleih bei der Zufammenjegung der Nationalvertretung durchaus nicht mit 
Conſequenz durchgeführt. Auch den Bauern wurden einige politifche Rechte, namentlich das 
Stimmredt eingeräumt Senatoren- und Landbotenkammer bildeten die Vertretung dre 
Volks; die Minifter hatten jedesmal das Budget vorzulegen, die Kammer das Recht, es zu ver: 
werfen oder zu ändern; außerdem garantirte diefe Verfaffuug die Freiheit der Verſon, die 
Sicherheit des Eigenthums und das Nechr öffentlicher Meinungsäußerung in Schrift und Bert. 
Der General Zajongzef, ein Mann, der die verfihiedenartigften Wandlungen durchgemacht hatte, 
wurde zum Vicekönig ernannt. Alerander jelbit eröffnete den Landtag und zeigte alle nur mög: 
liche freiiinnige Nücjiht auf das patriotifche Gefühl des Volks. Anders jedoch murte ed nad 
dem Abſchluß der Heiligen Allianz; der Geift der Reaction und des Völferpruds, ver ganz 
Europa von den Thronen aus zu beberrfchen anfing, führte auch in Polen eine Anderung des 
Berfahrens ein. Alexander wurde, wie immer Menſchen, vie mehr von Gefühlen als von kla— 
rem Bewußtjein geleitet werden, von jedem Widerſtande, mochte er von der Kammer odrr aud 
nur von der Gonfequenz der Verhältniffe ausgehen, beleidigt. Zuerft wurde das Budgetredt 
verlegt; die Reiter der Oppofition, die Brüder Niemojowſti, ſuchte man auf illegalem Wege aus 
dem Rath zu entfernen, eine Mapregel, welche die Landſchaft Kaliſch, die fie gewählt hatte, in 
nit geringe Aufregung verfegte. Gegen die gemährleiftete Preßfreiheit wurde die Genfur mie: 
der eingeführt und zwar in einer Strenge und Rückſichtsloſigkeit, welche faum damals in andern 
Staaten, in denen man gegen die literarifchen Erzeugniffe auch nicht eben ſanft verfubr, in 
ähnlicher Weife angetroffen wurde. Der alte Zajonezef gab ih fogar dazu ber, eine Anzahl von 
Volksſchulen zu fließen, und andere Polen, die in dem Unterrichtsweſen befchäftigt waren, 
unterftügten dieſe fluchwürdige Mafiregel mit einem Gifer, der einer beſſern Sache würdig geweſen 
wäre. Nicht minder hart wurden die höhern Lehranftalten behanvelt, die in einen magern Ste: 
matismus eingezwängt wurden. Noch übler geftalteten ſich die Verhältniffe, ald dem Großfürfter 
Konftantin, der bis dahin an der Spige der polnischen Armee geftanden hatte, eine auperordent: 
liche, unverantwortlihe Gewalt auch für Eivilangelegenheiten anvertraut wurde. Diefer Fürß 
war in eine jhöne Polin verliebt, die er mit Entſagung auf die ruffifche Erbfolge heirathete. Er 
hatte in feinem Weſen viel mit Peter dem Großen gemein, indem er mit dem roben und wilte | 
ſten Paganismus Grfenntnig und Aufflärung in jeltjamer Weife miſchte. Konſtantin liebe 
die polnifche Arnıee, aber etwa fo, wie man einen Hund liebt, den man bein Dreffiren prügel? 
— das that der Großfürſt buchftäblich mit der Armee und ihren Offizieren — um ihn fpäter mit 
jüßer Vertraulichkeit zu herzen. Verfolgungen, Quälereien und Spionagen nahmen überban. 
Somie der Großfürft jelbft von Peteröburg aus einer geheimen Überwahung unterjtellt mer 
fo ließ er wiederum in Volen alles im geheimen beaufüchtigen. Natürlich brachte ein foldere: 
ftand bald die ven italienifhen Garbonaris nachgeahmte Bildung geheimer Gefellfgattn zu 
Wege, die bei der befannten und hiſtoriſch begründeten Neigung der Polen zur Eonipirafien 
eine die beſtehenden Verhältniffe und die brutale Negierung gefährdende Ausbreitung und Re: 
deutung erhielten. Die Bhilareten, Philomaten, die Strablenden, die vom weißen Apler n. %. 
waren entiveder vollkommene Geheimbünde oder Verbände mit einer vormandlichen und ein 
geheimen Tendenz; fie ftanden untereinander in fortdvauernder Verbindung. Die Regierung 
wußte von der Grifteng derfelben, aber gleichwol blieben ihr die leitenden wie überhaupt die be: 
theiligten Berfönlichkeiten verborgen. Nur felten gelangte einiges davon durd die Ungebuld 
der zum größten Theil darin verwicelten Univerfitäte: und Schuljugend an das Tagedlid: 
Dann war auch die Strafe eine graufame; überhaupt konnte das die Selbſtſucht des „idealen“ 
Alerander nicht vertragen, daß ein Volk feine Angelegenheiten jelbft in die Hand nehme. All 
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follte von ihm erwartet werden. Vertrauen, diefe ungerechtfertigte Prätenfion aller Despo— 
ten, war ſtets auf feinen Lippen, jelbft dann, wenn er unreife Knaben, vie thörichtermeife 
auf der Schulbank einen Geheimbund geftiftet hatten, ihren Altern entreißen und in Ketten und 
Banden nad Sibirien oder an den Kaufafus fhicden ließ. Das Wüthen eines Menſchen wie 
Nowoſilzow, das namentlid gegen die Jugend gerichtet war, gab den geheimen Verbindungen 
nur immer mehr Nahrung, indem es Wuth und Entrüftung fel6ft in den befonnenften Herzen 
entzündete, In dieſem Zuftand befand ſich Polen, ald Alerander am 1. Dec. 1825 ftarb. 

Die Militäraufftände und Bewegungen in Rußland bei der Thronbefteigung Nifolaus’ 1. 
fanden zum Theil mit dem polnifhen Garbonaridmus in Verbindung. Mit nerviger Fauft 
wußte der junge Kaijer jeden Wiverftand gegen feine rohe Gewaltherrſchaft nieverzufglagen. 
Gr lieg ih in Warſchau Frönen, aber machte wenigftens feine Verfprehungen und erregte feine 
Hoffnungen. Die Attentate mehrten fi, und während fie die Idee des Königsmordes unter 
der Menge Higiger junger Leute populär machten, erregten fie an den Höfen Konftantin’s zu 
Warſchau, wie des Nifolaus zu Petersburg immer mehr Verlegenheit und Erbitterung. So 
nahmen die Verfolgungen auf der einen Seite zu, auf der andern flieg der revolutionäre Geift. 
In diefer Zeit geihah ed, daß die Demofratie Europas, indbefondere Frankreichs, ſchwärmend 
für jeden Ausbruch gegen die beftehenden drüsfenden Gewalten, die Gonfpirationen der Polen 
begünftigte. Die Emigration, welde in Frankreich ihre Sige etablirt hatte, machte das ver- 
bindende Mittelglied aus. Doch ging dies alles im geheimen vor ; Öffentlich hatten die Verhält- 
niffe noch feine Zeichen des nahenden Ausbruchs gegeben. Die Monftreprocefle, welche gegen 
viele Theiluehmer der geheimen Gefellichaften anhängig gemacht wurden, hatten in Warſchau, 
wo der Senat ald Gerichtshof eingefegt wurde, feinen der Regierung günftigen Erfolg. Die 
aber in den litauifchen Provinzen Gompromittirten, deren Sprud in Peter&burg gefällt wurde, 
wurden nah Sibirien geſchickt. Trotz alledem wurde noch immer Conſtitutionalismus gefpielt. 
Im Jahre 1830 mwurde’der Landtag einberufen und der Antrag über die Abihaffung der nad 
dem Code Napoleon eingeführten Givilehe gab zu aufregenden Debatten VBeranlaffung. Die 
Regierungsdentwürfe unterlagen bei der Abftimmung. Gleihwol trat der Muth nicht hervor, 
um über die Miöregierung und die Duälereien offene Klage zu führen. Niemand wagte die 
Beſchwerden der Nation darzulegen, denn feiner wartete nur das Schickſal der Niemojowffis, 
die jahrelang auf ihren eigenen Gütern ald Gefangene gehalten wurden, weil fie an dem Land— 
tage von dem gefproden, mad die ganze Nation durchdrang, die Empörung gegen die ruſſiſche 
Gewalt, Die Bitterfeit ſtieg daher um jo Höher in den geheimen Geſellſchaften, vie auch in dem 
Heere einen breiten Anhang gefunden hatten. Gerade dasjenige Regiment, welches der Groß: 
fürft Konftantin mit den meiften Zärtlichkeiten — in feiner Art — überhäuft hatte, ftand anı 
lebbafteften zu der Berfhwörung, die in den Entwürfen ver Volfsleiter eine immer feftere Ge: 
ftalt annahm. 

Da zudte die Julirevolution von Paris her über Europa nad Polen hinein. Der Eifer 
und Die Begeifterung , welche fi überall, wohin die Nachricht gelangte, an ihre Ferſen hefteten, 
die Bewegungen, die fie in Deutfchland und Jtalien hervorrief, ver Schreden und die Betäubung, 
in welche die Höfe und Fürften gerathen waren, die Stimmung ded Volfd und des Militärs, 
alles drängte zu rafher Entwidelung des lange genährten Revolutiondfeimd. Gegen Ende 
September 1830 hielten die vornehmften Spißen der geheimen Verbindungen eine Verſamm— 
lung zu Warfhau. Zwei Plane wurden vorgelegt. Der eine faßte die zu bewirfende Erhe— 
bung im großartigften Stil ald einen Krieg auf, deflen Herd auf dem ganzen ehemaligen polni= 
ihen Gebiet gegen alle drei Mächte, Nußland, Oſterreich und Preußen, aufgefhlagen werben 
Sollte; der andere nahm mehr eine fozufagen interne Rebellion in Ausſicht, die erft nach und 
nach zu einer allgemeinen Schilverhebung, und zwar zuvörderſt nur gegen Rußland ausgevehnt 
werten follte. Der legtere Borfhlag wurde angenommen, und in einer neuen VBerfammlung 
der 20. Det. ald Termin ded Ausbruchs feftgefegt. ine proviforiihe Regierung wurde ſchon 
im voraus aus Mitgliedern des Reichstags gebilvet, und dazu Wladyſlaw Oftromffi, Wincenty 
Niemojowffi, ver gelehrte Hiftorifer Joachim Lelewel, ferner Walenty Zwierzkowſki und der 
General Graf Roman Soltyf fowie der Fürſt Ezartoryiffi beftimmt, Mehrere ſchlugen indeß 
die Betheiligung an diefer Behörde einflweilen aus. Indeß waren den rufitichen Beamten viele 
Symptome des herannabenden Sturmes bemerkbar geworden, und die Polizei hatte bereits ei= 
nige Fäden ver Verfhmörung in Händen. Der Großfürſt Konftantin wurde mehrfach gewarnt, 
Die Verſchworenen verlegten daher den Ausbrud auf den 10. Der. Inzwiſchen follten die 
Provinzen bearbeitet und für den Aufftand vorbereitet werden. In Ofterreih und Preußen 
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wurden mittlerweile Vorfihtsmaßregeln getroffen. Die galiziihen Regimenter wurden nad 
Ungarn verlegt und die pofenfhe Landwehr dermaßen dislocirt, daß von ihr nichts zu fürchten 
war. Aber gerade diefe Umſtände beſchleunigten in Warfhau ven Ausbruch. Am Abend des 
29. Nov. begann ver Aufruhr. Einige junge Leute warfen fih aufSchloß Belvedere, wo Groß— 
fürft Konftantin ſich befand, um zumächft fi der Perjon deffelben zu verfihern. Die Waden 
wurden niedergeworfen, und der Großfürft befand fi in großer Gefahr. Mit Enapper Noth 
entrann er durd eine Hintertbür. Das Auffladern eines Braubaufes hätte dem angelegten 
Plan zufolge ven Infurgenten im andern Theile der Stadt dad Zeichen geben follen. Doc griften 
die Greigniffe nicht berechnetermaßen ineinander. Die Truppen, fomol die ruſſiſchen als die in 
ihrer Treue ausharrenden polnischen, jollten entwaffnet und nöthigenfalld in den Kajernen in- 
ternirt werden. Statt deffen wurden fie nur hinausgedrängt und zugen wenig bebelligt ihrem 
Generalifiinus nad. Die vielen Generale, welche in diefer Nacht ihren Tod fanden, fielen 
nicht im offenen Kampfe, fondern wurben mehr oder minder meuchlerifch überfallen und nieder: 
gemadt. Auch ver Enthuſiasmus ver Bürger Warſchaus, von dem viel erzählt worden ifl, und 
der Eifer, mit welchen diejelben zu ven Waffen gegriffen haben follen, gehören ind Bereich ber 
Fabel. Die ganze Bewegung war mehr blutig ald großartig und blieb vorläufig innerhalb der 
verſchworenen Kreife; fie war ſchlecht organijirt, und hätten der Groffürft und feine Leute, wie 
in der Negel tygrannifche Gemüther beim herannahenden Sturm, nit vollſtändig ven Kopf ver— 
loren und wären nicht wie gefcheuchtes Wild pavongeeilt, jo wäre es gar nicht ſchwer geworben, 
mit ven TOOO Mann rufiiiher Truppen die ganze verhältnißmäßig unbedeutende Inſurrection 
niederzufhlagen. Es war von den Revolutionären gut angelegt, daß der erfle Streich gegen 
den Großfürft: Statthalter geführt wurde. Den Umfang, den die Bewegung fpäter erreiöhte, 
batte fie im Anfang durchaus nicht. Nur bei wenigen, und zwar den tüdhtigften Männern war 
fie in ihrem erften Auftreten eine nationale Erhebung mit den ausgeſprochenen Zweck einer 
Miederheritellung Polens. Bei den meiften, und zwar bei ſehr einflußreihen Häuptern wart 
diefelbe mehr als eine demofratifche betrachtet, die Darauf abzielte, von dem rufjiichen «Hof Zu: 
geftändniffe abzuringen. Die alte ariftofratifche Partei, ald deren Urbild man den Fürften 
Gzartoryjifi anfah, der jhon aus dem 18. Jahrhundert her in feiner Familie die Tradition 
nährte, daß Polen in Unterhandlungen mit dem ruſſiſchen Hof fih am beften ſtehen und die 
meiften Bortheile für feine Lage gewinnen könnte, viefe Partei machte den Kampf mit, um den 
Credit bei der Nation nicht einzubüßen, und war ſelbſt nad dem durch Konftantin's Kopilofig: 
feit leicht errungenen Siege gern bereit, ihren Frieden mit dem peteröburger Hof zu jchliegen. 
Unfonft forderten die wirklich nationalen Häupter der Verſchwörung eine proviforiihe Regie: 
rung und den Ausfpruth der Enttbronung der Romanows in Polen. Das gab der ganzen Re: 
volution eine außerordentlih Schwache Seite, welde die im Sinne Rußlands wirfenden hoben 
Beamten wohl audzubeuten verſtanden. Der Finanzminiſter Lubecki verſuchte erft ver ganzen 
Emente Herr zu werden, und ald dies fcheiterte, ftellte er jih Flüglid an die Spige derjelben. 
Er löfte ven alten Verwaltungsrath zum Theil auf und zog eifrige Mitglieder der Revolutiont: 
partei in den neugebildeten hinein: Yeon Dembowjfi, Joachim Xelewel, Wladyſlaw Oftromffi 
und Guſtav Malachowſki. Das Volk forderte mit Ungeſtüm die Ernennung Joſeph Ehlopick's 
zum Heerführer. Dieſer General hatte unter dom Marfhall Suchet mit Auszeihnung in Spa: 
nien gedient und fpäter ven Launen des Großfürften Konftantin einen hochfahrenden Wider: 
ftand entgegengefegt; daburh war er populär geworden. Als die Bewegung zum Ausbtuch 
Fam, verbarg er fi in dem Haufe des Primas, und der General Pac mußte einftweilen dad 
Commando übernehmen, bis ed Chlopicki gefiel aus feinem Verſteck hervorzukommen. Gr batte 
von vornherein nicht dad mindefle Vertrauen auf einen Erfolg ver Revolution. Er nahm daher 
den Oberbefehl an, um zu unterhandeln, nicht um fich zu fhlagen. Darin begegnete er wem 
Fürften Lubecki, der die demokratiſchen Mitglieder des neuen Verwaltungsraths geſchickt zu vu: 
piren wußte, Der Großfürſt nämlich befand ji immer noch an der Spige von etwa 8000 Mann 
treuer Soldaten in Wierzbno bei Warſchau und begehrte, wie die Dinge in Warſchau lagen, 
nicht ohne erfolgreiche Ausficht, zu unterbandeln. Es erſchienen bei ihm Lubecki, Cjzartorvifli, 
Oſtrowſki und Lelewel. Die beiden legtern ftellten ihm die Nothwendigkeit vor, daß er Polen 
ungejäumt verließe, die erftern, die Fürften, wünſchten dringend feine Rückkehr in die Haupt: 
ftabt. Ja aus dem Verwaltungsrath wurde diefelbe Bitte ihm noch einmal jhriftlih and Herz 
gelegt. Aber ver Großfürft ſah mol, daß feine Rückkehr eher der Actionspartei ein neued Über: 
gewicht durch die Entzündung Äußerfter Leidenfchaften geben würde, und begab ſich daher mach 
Eutlaffung dev ihm treu gebliebenen polnischen Truppen nah Rußland zurück. 


Polen 551 


Saft alle Darftellungen der bedeutenden Ereigniffe in Polen aus jener Zeit find einfeitig 
und parteiiih und geben fih Mühe, der Sache ihre pathetiihfte Seite abzugewinnen. Trotzdem 
müffen fie alle geftehen,, daß in Warfchau eine Unordnung, eine Planlojigfeit und ein wüſtes 
Toben herrſchte wie nirgends fonft nad einer fiegreihen Revolution, Der unübermwinpliche 
Gegenjag zwiſchen den politifhen Clubs, welche mit Eifer die Erhebung zu einem National- 
krieg zu fteigern bemüht waren, und der ariftofratifch = militärifhen Partei, welhe in Ermange— 
lung eines disciplinirten Heeres einen den Umſtänden nad günfligen Frieden mit Rußland in 
Ausiicht nahm, lähmte alle Fräftigern Entſchließungen, obwol ſich allmählih das ganze Land 
dem Aufſtand anſchloß und felbft in Litauen die Revolution fiegreich begann. Dazu kam die der 
ganzen Aufregung abgeneigte Simmung Chlopicki's, der felbft von dem Enthuſiasmus, der feiner 
Verſon bargebracht wurde, nur geärgert war. Gr glaubte in dev Bewegung überhaupt nur ein 
Abbild der Franzöſiſchen Revolution wiederzufinden, und ſowie er feinen Meifter, ven franzöſiſchen 
Kaijer, mit dem „kleinen Hut” nachzuahmen affectirte, fo veranftaltete ev jet audy eine Art von 
18. Brumaire. Nad einer Heerſchau trat er in den Sigungsjaal der Siebenmännerregierung, 
welche inzwiſchen die Negierungägewalt an ſich gezogen hatte, und erflärte gebieteriih, daß er 
ih zum „Dictator“ made. Niemand wagte dagegen aufzutreten. Der neue aus der Nevolu: 
tion hervorgegangene Dictator hatte nichts Giligeres zu thun, al® gerade diejenigen Organe, 
weile die Nevolution möglich gemacht und bis dahin gehalten hatten, in Inthätigfeit zu ver: 
jegen und zu entfernen. Die Minifter der provijorifchen Regierung ſetzte er außer Function, 
obgleih er ihnen vas Amt belieg. Unter folden Umftänden verfammelte jih der einberufene 
Reichstag. Ehe er noch eröffnet wurde, verhandelte Chlopicfi mit den einzelnen Gliedern deflel- 
ben und fand Gelegenheit feine Anſichten auszusprechen. Gr betrachte ſich noch ferner ald loya— 
len Untertban des Kaiſers Nikolaus, er bezwecke nichts anderes ald eine confequente Durchfüh— 
rung der Verfaſſung. Diefe herzloje und Fleingeiftige Bolitif wäre aber nicht einmal durchführ— 
bar gewejen, ſelbſt wenn der Reichstag ſich die Anſchauung Ehlopicki’s hätte zu eigen machen 
wollen. Denn wie man in Petersburg die Sache auffaßte, das fündigte die Rede des Kaiſers 
vom 8. Dec. an die Offiziere, in welder er nicht zu ruben fi verſchwor, als bis der „legte pol= 
niſche Rebell“ beitraft wäre, das zeigte ferner das ruſſiſche Manifeft vom 17. Dec., in welchem 
ed heißt: „Wir erlafjen ven Befehl, alles wieder in den vorigen Stand herzuftellen. Glaubten 
die Polen, als jie vie Waffen ergriffen, Zugeftanpniffe erhalten zu können, fo ift ihre Hoffnung 
eitel. Wir ind bereit, den Treubrud zu ftrafen, mollen aber den Unſchuldigen von den Ver: 
brechern unterſcheiden.“ Alfo eine Transaction auf einer andern Grundlage ald auf unbeding: 
ter linterwerfung war gar nicht in Ausſicht zu nehmen. 

Der Reichstag wurde am 18. Ian. eröffnet. Unklarheit in den zu ergreifenden Maßnah— 
nen und ein Mangel an fähigen und zuverläfiigen Männern ſchwächten feine Bedeutung. 
Der einzige weitjehenvde und die Revolution gründlid auffajlende Mann war Joahim Lelewel. 
Man erzählt, der Fürſt Metternich in Wien Habe vie Bedeutung diefes einen Mannes jo jehr 
gefürchtet, daß er gegen die Auslieferung deſſelben ih anheifchig machte, die polniſche Erbe: 
bung zu begünftigen, und Yelewel fol gegen Garantie für die Erfüllung diefer Zufage ſich be: 
reit erklärt haben, ſich aufzuopfern. Mag dies auch mur zu den zahlreihen Mythen gehören, 
deren fruchtreicher Boden immer bewegte, aufgeregte Zeiten find, jo kennzeichnet ed dennod), 
welche Bedeutung dem gelehrten Profeſſor in diefen Ereigniſſen beigelegt wurde. Gr birigirte, 
wenn auch nicht unmittelbar, die patriotifchen und revolutionären Clubs, alfo die eigentlich drän— 
gende Macht der ganzen Erhebung. Trotzdem blieb er aber im Reichstag in der Minderheit, 
und mit Schmerz mußte er fehen, daß von diefer unfähigen Körperfchaft der General Ehlopicki, 
welcher durd; Niederlegung der Dietatorwürde feine Nothwendigkeit ins vechte Licht zu jegen 
traßtete, beinahe gebeten wurde die Dictatur wieder zu übernehmen. Der Neihätag ſetzte ihm 
zwar einen uͤberwachungsausſchuß zur Seite, aber der Zwieſpalt ward in alle Maßnahmen ge: 
tragen, nachdem man ſich nicht geſcheut hatte einen Dictator an die Spige zu ſtellen, der offen 
als fein Programm eine möglichft günftige Transaction mit dem Zar erflürt hatte. Der 
Reichstag hatte ferner eine „Manifeſtcommiſſion“ eingefegt, die ich aud) unterm 5. Jan 1831 
in einen ausführlichen Schriftftüd ihrer Aufgabe entledigte. Nur mit Widerftreben Chlo⸗ 
picki's kam es an die ffentlichkeit, obgleich fein Inhalt für eine eben erſt ſiegreiche Revolution 
mehr ald gemäßigt war. Die Redewendungen, welche damals den Stil aller derartigen Docu— 
mente mehr oder minder ſchmückten, fehlten auch bier nicht, von dem, worauf ed anfanı, was 
nunmehr gefhehen folle, war wenig oder gar nicht Grmähnung getban. Der Dictator jegte 
inzwifchen wiederum einen neuen Nath ein, ver mit ihm mehr im der Auffallung überein= 
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flimmte, die ganze Erhebung nur für einen Ausbruch ded Volks wegen Verlegung jeiner Ver— 

faffung anzunehmen. Demgemäß wurden die Männer der Bewegung verdächtigt, unterdrüdt, 
und am 11. Jan. war dieſes reactionäre Negiment fhon zu dem Grade der Machtvollkommen- 
beit gelangt, daß ed wagen fonnte, ven Patrioten Lelewel in den Kerfer zu ſchicken, aus dem er 
freilich einige Tage fpäter entlaffen wurde. Es waren dies ereignißvolle Tage geweſen, in denen 

endlich die Sache ſich entwidelte, Am 15. Jan. war die Antwort ded Zaren Nifolaus auf die 

Sendung Lubecki's und Jezierſki's erfolgt, in der unter fehr erflärlihen Gomplimenten gegen 

Chlopicki die llbergabe auf Gnade und Ungnade an Rußland gefordert wurde. Der Anigauung 

des Dictatord fand diefer Abjchluß des großen Dramas fehr nahe. Dies aber brachtt endlich 

den Bruch zwifchen dem ſchwächlichen Neichdtag und dem Heerführer zu Wege. Nah einer 

furdtbaren Scene, in welcher der Dictator ji wie ein wüthender Poltron geberdete, legte er 
endlich die Dietatur nieder, und während die Keerführung dem Fürſten Michael Radziwill an: 
vertraut wurde, erhob ſich der Reichſstag zur Verhantlung über die Frage, ob man dad Hand 
Romanom von dem polnifhen Thron entfegen ſolle. Die Ariftofratenpartei bot alle Mittel auf, 
einen derartigen Beſchluß zu hintertreiben. Als aber Jezierjti die Antwort und Anſicht des 
Kaiſers mittheilte, wie er geäußert hätte: „Ich bin König von Polen, ich werde es zufammen: 
drüden; der erfte Kanonenſchuß, welden die Polen abfeuern, wird Polen vernichten!” u. |. w. 
— da war die Sache entſchieden. Das ruſſiſche Kaiſerhaus wurde des Throns verluftig erklärt 
(25. Ian.), und ſechs Tage fpäter trat die Nationalregierung, beftebend aus fünf Männern, an 
die Spige des Staatd. Dieſe waren Fürft Adam Gzartoryjffi, Wincenty Niemojowjti, Theo: 
phil Moramffi, Staniflam Barzykowſti und Joahim Lelewel. 

MWährend diefer warjhauer Vorgänge rüdte der Feldmarſchall Diebitfh = Sabaltanifi mit 
einer Armee von angeblid 120000 Ruffen und 400 Kanonen in Polen ein. Die Zahl mag über: 
trieben fein. Die polnijhe Armee beftand einfchließlich ver in den Beftungen Braga, Modlin 
und Zamode nothwendigen Garnifonen etwa aus 60000 Mann und hatte etwa 150 Feuer: 
ſchlünde; aber ſowie in der polnifhen Verwaltung eine neue Behörde immer die andere ver: 
drängte und jchließlid, ein Heer von Oberbeamten vorhanden war, die bald dienftlich unmittel: 
bar bald mittelbar einen Einfluß ausübten und die Maßregeln in vie buntefte Verwirrung brad- 
ten, fo war es auch in der Armee der Fall, und die fprihwörtlich gewordene Tapferkeit der Polen 
führte ohne jeden Erfolg und Gewinn die ruhmmürbigften Ihaten aus; alled erſtickte inter 
Eitelkeit und Selbftjuht der Obergenerale, die ihre Triumphe ſchon immer im voraus feierten 
und in wahrhaft kindiſcher Weije bald dieſe bald jene bedeutende Perſönlichkeit im Auperliden 
nahäfften, und ji mehr wie Theaterhelven denn als ernfte Männer benahmen. Ghlopicki haue 
die Armee in einen Dreieck fo aufgeftellt, daß fie fih unter die Wälle von Praga zurüdziehen 
fonnte, nahdem jie in Vorpoftengefehten den Feind beunruhigt hatte. in ſolches führe 
Dwernicki am 14. Febr. bei Staczek jiegreih aus; an bemfelben Tage hielt Skrzynecki mi 
vielem Glüd eine feindliche Abtheilung mehrere Stunden auf; endlich aber am 19. Febr. ſtießes 
die Hauptheere bei Grochow aufeinander, zwei Tage lang fämpften fie um das Feld, es blieb 
den Polen. Nach einigen Tagen ver Waffenruhe wurde der blutige Kampf (25. Bebr.) wieder 
aufgenommen; die Ruſſen nahmen alle Linien und Bofitionen und drängten die Polen naf 
einem auf beiden Seiten mit vielen Berluften bezahlten Blutbade über die Weichſel gegen War 
hau hin zurüf. Chlopicki wurde verwundet und zog ſich nach Krafau zurüd, der öffentliden 
Ihätigkeit entfagend. Am Tage nach ver Schlacht fand unter den Heerführern eine jener Scam 
ftatt, die dad allgemeine Unglüd eines Gemeinweſens häufig jelbft des Troſtes entkleiden, derir 
dem tragiſchen Pathos eines großen erlittenen Schlags liegt. Die Befehlshaber ftritten und zamfem 
miteinander, wem die Schuld des Unheils zuzuschreiben fei, und überhäuften ſich gegenſcitig mit 
den unwürdigften Vorwürfen. Endlich kam man überein, den der ariftofratijchen Bartei angebön- 
gen Öeneral Johann Skrzynecki, der die Operationen des Rückzugs geleitet hatte, zum Ob: 
befehlöhaber der Armee zu ernennen; die Nationalregierung und der Reichstag beftätigten ihn, 
ed war aber feine glüclihe Wahl. Da Diebitſch wegen des eintretenden Thauwetters, welches dad 
Eis der Weichfel in Bewegung jegte, ji gegen Lublin Hin zurüdzog, fo konnten die weitern Mů⸗ 
ſtungen unbehelligt vorgenommen werden, obgleich die förmliche Blokade der Landesgrenzen durch 

ſterreich und Preußen die Herbeiſchaffung von Waffen und Munition ungemein erſchwerie. 
Nachdem vier Wochen über diefen Vorbereitungen verfloffen waren, begann Skrzynecki, den 
Ruffen unvermuthet, mit dem legten Märztage von neuem ven Kampf und fiegte in drei kurz 
aufeinander folgenden Schlachten, bei Wawer, Dembewilfie und Iganie (10. April), jedap bie 
ruſſiſche Armee ſich in vollſtändiger Zerrüttung befand. Hätte Skrzynecki jegt feine vortheil⸗ 
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bafte Lage raſch und fühn benugt, fo hätte er auch das Groß der Armee unter Diebitich, das in 

serlorenen Stellungen ſich befand, erreichen und zeriprengen können, denn jhon bei Iganie 

hatte fich die völlige Demoralijation des ruſſiſchen Heeres gezeigt, indem jelbft „die Löwen von 

Varna’’ ihre Waffen von ſich warfen und in wilder Flucht fih auflöften. Allein das Glüd 

hatte dem Obergeneral jeine Bejonnenheit geraubt; er verftieg fich zu einem Übermuth, aus dem 

nurlinheil erwachſen fonnte. Er blieb in Unthätigkeit. Inzwifchen waren Aufftände in Volhy— 

nien und Vodolien audgebroden. Der tapfere Dwernicki wurde dazu beflimnit, diefelben zu 

unterfllügen. Am 3. April brach er daher an der Spige eines unbeträchtlichen Corps von Za— 

moscauf; bei Boreml ſchlug er am 16. April das weit überlegene Corps ded Generals Rüdi— 

ger und eilte dem Orte feiner Beftimmung entgegen. Währenddeſſen aber hatte Rüdiger ſich 

mit Kayfaroff vereinigt, und dur gefhicte Manöver wurde Dwernicki in Norden von der 
etwa 25000 Dann ftarfen ruſſiſchen Armee, im Süden von der Öfterreihifchen Grenze einge: 

ihloffen. Er wid) der Ubermadt und trat über die Grenze, wo er alsbald von den Ofterreichern 
entwaffstet wurde. Damit war der Aufitand in den füdlichen Provinzen vollfommen gefceitert. 
Aller Augen richteten ſich jegt auf Litauen und Samogitien, wo e8 gelungen war, eine Infurrec= 
sion bes Adels hervorzurufen. Diefe blieb im Verhältniß zu dem Umfang der Greignilfe im 
Königreidy unbebeutend und ſpann jih nur in einem andauernden und ermüdenden Partei: 
gängerfrieg fort. Vergeblich machte Karl Zaluffi ven Verſuch, Wilna zu überrumpeln; er 
wurde von den aus Kurland herbeiziehenden Hülfätruppen verjagt. Nur in den Wäldern tries 
ben fih lange Zeit fleine Abtheilungen umher, die bald hier bald dort die Ruflen in Bewegung 
erhielten. Strzynecki betrachtete alle dieſe Aufftände in der Berne nur ald bequeme Diverfio: 
wen und richtete fein ganzes Augenmerk nur auf die Armee Diebirih’d. Anfang Mai begann 
er feine Operationen und theilte feine inzwifchen bis auf 86000 Mann angewachſene Armee in 
seriiedene Golonnen, die er hierhin und dorthin zu Fleinern Unternehmungen dirigirte. Der 
fenntnißreihe und ſcharfſinnige General Prondzyuffi war bis dahin für Skrzynecki der leitende 
Verftand geweſen; er hatte die Plane entworfen, und folange der Obergeneral fid daran hielt, 
erzielte er Erfolge, jegt aber ließ er fih von fleinen, unfruchtbaren Gefechten bis nad) Tikoezyn 
tortreißen, während Diebitih mit Schnelligkeit feine getrennten Truppen fanımelte und mit im: 
ponirenvder Macht am 26. Mai bei Oftrolenfa auftrat. Skrzynecki hatte diejen Angriff nicht 
erwartet. Es entſpann ſich ein furdtbarer und mörberifher Kampf. Ströme Bluts füllten 
das Bert ded Narew; die Blüte der polnifhen Dffiziere fand in dem wilden Oemegel ihren Tod. 
Breilih waren die VBerlufte ver Ruſſen noch zahlreicher, aber Skrzynecki räumte das Feld und 
zog ih ungeoronet nad Praga zurüd. Als er fih auf die Flucht begab, riefer, Koſciuſzko 
nahahmend, wehmüthig aus: „Finis Poloniae!” 

So ftand es im Felde. In Warſchau ftritten indeß die Parteien des Reichstags erbittert 
gegeneinander, In tiefem Zwiefpalt waren jie überhaupt in die Revolution eingetreten, und 
jelbft der Enthuſiasmus des Augenblicks hatte nicht einmal vorübergehend einigen und die Ge— 
genfäge verfühnen gekonnt. Es lag in dem Zuge der Zeit, der Epoche der Julirevolution, daß 
jelbft dort, wo die Erhebung ſiegreich geweſen, mit Gifer vorerft gegen die extremen Parteien 
und Michtungen Fronte gemacht wurde. Das Juftemilieu der Fleinherzigen und energielofen 
Bourgeoijie von Paris fand in Warſchau fein Ebenbild in einer Ariftofratencoterie, die den 
Himmel ewig voller Kronen ſah, mit denen, wie in Ältern Zeiten, gegen gute Bebingungen mit 
allen thronfähigen Bringen Europas gefhahert werben fonnte; und mie jene dort ununter: 
srodhen bemüht war, die idealen Inſtincte der großen Maffe zu unterdrüden und zu vernid- 
en, fo bildete ſich hier nicht minder diefe, wie in der Regel durch wohlfeilen, opferlofen Sieg, 
im Ruder ftehende Sippe der Hodariftofraten zu einem Organ aus, das in aller. Haft die ganze 
Revolution in Unterhandlungen zu erftiden beftrebt war. Mit einer außerordentlichen Ge: 
vandtbheit wurde ftatt des Princips der Freiheit, das die Jugend mit rafendem Enthufiasmuß, 
as Alter mit freudiger Erregtheit in die Schladht getrieben hatte, das der bloßen Befreiung 
‚ntergefhoben und mit echt doetrinärem Sinn das in weftlihen Guropa Erfolgte kleinlich nach— 
eahmit. Man mufte einen König baben um jeven Preis, daher denn aud den Beſchluß auf: 
etlen (8. Febr.), daß Polen nichts anderes fein werde ald eine „conftitutionelle Monarchie‘. 
(uf Die wort= und verfereihen Sympathieerklärungen, welche damals ganz Europa für Polen 
urchflangen, wurde ein übergroßes Gewicht gelegt, obgleich der Bortgang der Sache bereits 
ezeigt hatte, daß jelbft die überſchwenglichen Declamationen in der franzöſiſchen Kammer auch 
icht im mindeften die reale Hülfe dieſes Staats ihnen zu erringen geeignet waren. Wo irgend 
sı einem europälihen Hofe ein Wort des Mitleids over der Theilnahme gehört murbe, da er: 
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ſchienen au ſchon die Agenten ver Ariftofratie, um in widerlicher Selbfterniedrigung mit vem 
Angebot der Krone ſich den Bögen eines Königs zu erwerben und zu verfihern. Dies gelang 
nun jener Partei nicht, dagegen hatte fie für ihre Maßnahmen im Innern mehr Glück. Es war 
von der demokratiſchen Partei mit Lebhaftigkeit die Gmaneipation der Juden, meldye ven zehn: 
ten Theil der Gefanmtbevölferung Polens ausmachten, gefordert worden; ed gelang dem 
Reichstag, diefe Mafregel, welche eine große Menge rühriger Kräfte und bedeutende Gel: 
mittel eingetragen haben würde, zu verwerfen und damit Diefen Theil ver Bevölkerung, der an 
allen wichtigen Bunften zerftreut wur, ins ruffiihe Lager zu ſcheuchen. Noch viel jhlinmer 
ftand es um die tief in das Öffentliche Reben eingreifende Bauernfrage. Man fühlte mobl, daß 
bierin etwas geſchehen müffe, daß man nur im Verein mit diefem Factor einen andauernden 
Widerſtand gegen die umringenden Gefahren ausüben könne, aber alles, mas nad) diefer Seite 
bin geihab, war, daß man die Sache in Erwägung zog. Man veliberirte über die formellen 
Vorfragen jhon fo viel und fo lange, bid es zu ſpät war, auf den Gegenjtand ſelbſt aud nur 
einzugeben. Die wenigen treibenden und drängenden Elemente, welde die Bünfmännerregie: 
rung und der Reichstag in feiner Mitte zählte, drangen nicht durch, blieben wirfungelos, und 
dennod war ſchon ihr bloßes Vorhandenſein der Ariftofratenpartei ein Dorn im Auge. Nament: 
lich bemühte ich um eine derartige Purificirung der Negierungsbehörden der bei Oſtrolenka ge: 
ichlagene, eitle General Skrzynecki. Man verfuchte daher, die Nationalregierung umzuftürzen, 
nur um Lelewel daraus zu entfernen. Der Obergeneral hatte ji in diefen Plan jo vertieft, daß 
er darüber feinen eigentlihen Beruf gänzlich vergeflen zu haben ſchien, obwol mittlerweile in 
Litauen der Kampf tobte. Vergeblich hatte dort der ganz unfähige Gielgud einen Verfuh auf 
Wilna gemadt, die Polen wurden empfindlich geſchlagen (18. Juni) und zogen jich erſt in der 
Gegend von Szawle wieder zu einem Fleinen Gorps zufammen, das aber ein nicht minder traus 
riges Schidfal hatte. Nach diefem neuen Schlage war die Injurrection in Litauen vorüber, 
denn die Injurgenten und die polnischen Hülfstruppen traten, um ſich zu retten, auf preußiſches 
Gebiet über und wurden entwaffnet. Gielgud wurde von einem heipblütigen Offizier vor der 
Fronte niedergeſchoſſen. Nur Dembinſti ſchlug ih mit einer Fleinen Schar mitten durch die 
Ruſſen hindurch, um dann fpäter in Warſchau durd fein Erfheinen große Wandlungen ber: 
vorzurufen. 

Skrzynecki hatte nichts gethan, um jenen Theil der Armee zu retten. Gr ermüdete die 
Hauptarmee mit ganz nuglofen Märfhen, ging, ein gegen Lublin hin begonnenes Unternehmen 
abbrechend, in raſchem Zuge über die Weichjel zurüd (20. Juni) und ließ den General Yan: 
fowffi zurüd, der ohne Schwertftreih von dem ruffiichen General Rüdiger jih einen Artillerie: 
park abnehmen ließ und fih fo gut wie entwaffnet dem Hauptheer wieder anſchloß. WBerrätberei 
icheint dabei im Spiel gewejen zu fein. Mittlerweile war der rufiiihe Feldmarſchall Diebirit 
am 10. Juni plöglich geftorben, und der Öropfürft Konftantin war ihm nicht minder unerwartet 
amı 29. deſſelben Monats im Tode nachgefolgt. Die Leitung der ruſſiſchen Pacificationsarmet 
ging nun in eine furdtbarere Hand über. Der Graf Paskiewitſch-Eriwanſki, der Beſieger der 
Verſer, trat an die Spige. Mit großer Kühnheit und mit richtigem Vertrauen auf die linfäbig- 
feit und Nachläſſigkeit Skrzynecki's führte derfelbe alle feine Truppen fait unter den Kanonen 
von Modlin vorüber nad Nieszawa, um geftügt auf die lange, ftarf beiegte polnische Grenze bie 
ganze Injurrection durch feine Bewegung nad Often hin gleihfam aufzurollen. Bon dem Jar: 
fall aller Berhältniffe in Warſchau trog diefer hohen Gefahr ift e8 unmöglich in der Kürzeeiz 
Bild zu entwerfen; Neid, Feindſchaft, Giferfucht entzweite die Führer, ungeeignete Maßregct 
frivole Verhaftungen beunrubigten das Volf, des Obergenerals thörichtes Vielregieren e# 
Ginmifchen in alle Dinge verwirrte dad Knäuel, das Schadyern der Diplomatie erzeugte 
Hoffnungen und vereitelte Die geeignete Vorforge, alled Vertrauen war erſchüttert, die Führer 
wurden von ihren eigenen Parteien verdächtigt — das ganze Wirrfal polnifcher Verfaftung 
fimpfe war mit allen Schrecken ausgebrochen. Bis zur Lächerlichkeit wurden zahlloſe Gommil- 
jionen, Deputationen, Ausfhüffe ein- und abgefegt. Nichts von diefen Fleinlihen Maßregela 
konnte der Gärung gebieten, die endlich in der Nacht des 15. Aug. furdtbar loobrach. Zee 
Tage zuvor war Skrzynecki, ver auf die förmlichen Aufforderungen des Reichstags zu fechten 
zwar verfproden, ſein Wort aber nicht gehalten hatte, feines Amts entfegt worden, und derburg 
feinen kühnen Rüdzug durd Litauen fehr populäre Dembinffi ihm zum proviſoriſchen Nach 
folger gegeben worben. Allein Dembinjfi erklärte, er werde nicht anders als fein Freund 
Skrzynecki, d. h. im Sinne der ariftofratifhen Partei handeln. Das genügte, um ihn wirber 
zu flürzen, und die lange verhaltene Wuth brach unheilvoll und fchredlih aus. Die wütbende 
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Menge überfiel die Gefängniſſe und ermorbere die in Haft befindlihen Generale. Die ganze 

Naht tobte an verſchiedenen Orten diefe entjegliche Volfsjufliz. Der General Krufowiecfi, da- 

mald Gouverneur von Warfhau, wird von gewichtigen Zeugen als der Urheber diefer Würg— 

ſcenen bezeichnet. So viel fteht feft, daß fie auf ein Zeihen von ihm aufhörten., Daß nod ein 

Krieg mit den Ruſſen geführt würde, ſchien man vergeffen zu haben; man fehrte die Waffen 

gegen ſich ſelbſt. Die Nationalregierung legte ihr Amt nieder, und Dembinjki machte den Ver: 

fu, durd brutale Gemalt die Dictatur an ſich zu bringen; Die drohende Haltung des Volks je: 

doch verritelte diejes Unternehmen. Der unglüdliche Neihötag beichloß wieder eine neue Re— 

gierung&form ; der Präjident follte alle vollziehende Gewalt in Händen haben und die Ober: 

generale ernennen, Krukowiecki wurde Präfident und ernannte als folder zum Generalifiimus 

ten Dembinjfi. Später aber gab er die Armee dem greifen Kafimir Malahowffli. Während 

tiefer Zeit rückte Paskiewitſch beſtändig näher; das polnische Heer fand unter den Wällen von 

Warſchau. Man hielt Kriegsrarh im PBalafte (19. Aug.) und ſchickte nad dem Vorſchlage 

Uminſki's den General Ramorino mit 25000 Mann und 42 Kanonen nah Podladien und 

Lubienjfi mit 4000 Mann nad der Wojwodſchaft Plock. Aber dieſe Theilung des Heeres 

wurde, wenn anders fie nicht jhon der Anfang des Verraths war, verhängnigvoll. Denn Pas: 

kiewitſch beſchloß nun den Angriff auf die Hauptftadt zu unternehmen. Es war jedenfalls merk: 

würdig, daß Krufowiecfi den Zeitpunft des Sturmd genau im voraus wußte, Sobald der 
Kampf begonnen hatte, wurden die Verhandlungen offener geführt. Der Graf Berg erklärte 
den Barlamentären Prondzonffi und Peter Wyſocki im Namen des Kaiſers von Rußland, daß 
derielbe gegen unbedingte Unterwerfung alles Geſchehene vergeffen, den alten Verfafjungs- 
verlegungen fteuern und den Injurgenten eine vollfonımene Amneſtie ertheilen werde. Indeß 
Tand fih außer dem Präfiventen niemand, der auf diefe Vorſchläge offen einzugeben wagte. 
Darauf begann der furdtbare Kampf. Der Tapferfeit ded warfhauer Volks follte feine Ge— 
legenheit zum Handeln geboten werten, denn der Gouverneur von Warſchau, der General 
Ghrzanowjfi, eine Ereatur Krufowiecki’d, drohte jedermann erſchießen zu laflen, der das Volk 
auf den Kampfplag führen würde. Die Nationalgarden mußten ſich alio auflöfen, während 
die Ruſſen am 6. Sept. jid) der erften Befeftigungslinien und des ftarfen Kernwerks Wola be: 

mädtigten. Um Mitternacht [hrieb Krukowiecki an Basfiewitih und bat um eine Unterredung, 
die auch am frühen Morgen flattfand. Es wurde ein achtſtündiger Waffenftillftand vereinbart, 

während welcher Brondzunffi vergeblich ich bemühte, den Neihstag für die Gapitulation Kru— 
kowiecki's zu gewinnen. Um 1Uhr nahmittags begann der fürdterlihe Kampf von neuen; auf 
beiden Seiten ſchlug man ſich mit einer beijpiellofen Erbitterung. Fünf Stunden fpäter legte ver 
Vräſident Krufowiecki ein freilid nur von ihm unterzeichneted Actenftüd in vie Hände bed 
Grafen Berg, deilen Inhalt fo lautete: „Sire! In diefem Augenblid beauftragt, im Namen 
der polnischen Nation zu Em. E. f. Majeftät zu fpredhen, wende ich mih durch Se. Greellenz 
den Herrn Örafen Paskiewitſch-Eriwanſki an Ihr Vaterherz. Indem jidy die polniſche Nation 
ohne irgendeine Beringung Ew. Majeftät unferm Könige unterwirft, weiß biefelbe, daß Sie 
allein im Stande find, die Vergangenheit vergeffen zu machen und die tiefen Wunden zu heilen, 
welche mein Vaterland zerfleiiht haben.” Spät am Abend, während draußen die Vorſtadt 
Gzwfte in hellen Flammen aufloverte, wurde der Reichstag zum dritten mal an diefem Tag ver: 
fammelt, Krukowiecki feiner Stellung enthoben und Bonaventura Niemojowſti an jeiner Stelle 
als Präfivent ernannt. Alsbald ſchloß man einen Waffenftillftand von 48 Stunden ab, und 
die meiften Beamten und Reichdtagsmitglieder zogen ſich mit den Reſten der Armee nad Praga, 
das der Gapitulation zufolge den Ruſſen ausgeliefert werden mußte, und von bort nah Modlin 
zurück. 

Es war aber nicht der äußere Feind, der damit etwa ſchon die nationale Sache zum Sturz 
gebracht hätte, denn noch fanden derſelben Mittel zu Gebote, die, wenn nicht die innere Zer— 
Elüftung und der wie ein Feuer um ſich greifende Verrath die Kräfte paralyfirt hätten, immer 
noch an einem andern Punkte die ganze Macht des ruffifchen Bedrängers hätten herausfordern 
fönnen. Noch verfügte der Neihstag über rine Armer von 68000 Mann und über 13—14 
Mill. Fl. (à 5 Ngr.), aber ed war eben ein Unglück, daß der unfähige Reichstag, der ſich aus 
Graltationen in Erſchlaffung und aus diefer wieder in unbefonnene Aufregung werfen ließ, 
Darüber verfügte und die Armee in ihrem nunmehrigen Hauptcorps unter Namorino bei Ka: 
luſzyn fand. Diefer erhielt Befehl, in Modlin ſich mit den übrigen Iheilen der Armee zu ver: 
einigen. Nicht ſowol Verrätherei ald Miötrauen in die Perfönlichkeiten, welche die Gapitula- 
tion zu Warfchau unterzeichnet hatten, veranlaßten Namorino, diefer Orbre nicht zu gehorden ; 
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er ſuchte ſich mit Rozycki zu vereinigen und gerieth dabei, wie kurz zuvor Dwernicki, in die 
Stellung zwiſchen den Ruſſen und der öſterreichiſchen Grenze, und als die erſtern ihn mit Über: 
macht angriffen, trat er in der Nacht zum 16. Sept. nad) Galizien über und legte dort die Waffen 
nieder. Rozyefi dagegen jegte den Kampf gegen die Ruſſen den ganzen Monat ned mit Zähig: 
feit und Geſchicklichkeit fort, bis feine Divifion ſchließlich auf 2000 Mann beruntergefommen 
war. Die mobliner Armee hatte indeflen einen neuen Obergeneral in der Perſon Robinfis 
erhalten, während der Reichstag in Zakroczym ſich verfammelte, um bort einen neuen Orten, 
der Bebarrlichkeit (usque ad finem), zu fliften und vie reelle Überzeugung zu gewinnen, daß 
die franzöfifhe Regierung trog der Vertröftung durd den Minifterpräfivdenten, ven General 
Sebaſtiani nicht nur nicht für Polen einfchreiten würde, fondern mit Eifer die ruſſiſche Areund: 
Ihaft ſuche. Während der öfterreihifche und ber preußifche Conſul in Warfhau mit der Na: 
tionalregierung immer in officiellem Verkehr geftanden hatten, vermied es der franzöjlige Gen: 
jul Durand hartnädig und begrüßte zuerft die einziehenden Ruſſen mit lebhafter freuten: 
bezeigung. Gleihwol wurde das Vertrauen auf Frankreich nicht erſchüttert, und die ütopiſche 
Hoffnung lebt bis auf den heutigen Tag. 

ALS die Ruffen Ramerino und Rozycki nicht mehr zu fürchten hatten, mandten fe jid gegen 
Nybinfki, ver ſich zunächſt, da Moplin nicht verproviantirt war, nach Plock zurüdzog; der Aus: 
gang war vorauszuſehen; die preußifche Regierung, die nicht ohne Beforgniß eine Armee von 
mehr ald 20000 Bewaffneten in ihre ohnehin aufgeregten Grenzlande einmarjiren ſah, zeg 
ihre Truppen dermaßen zufammen, daß fie im Angejicht der polnifchen Armee einen feften Bor: 
bon bildeten. Trotz diejer verzweiflungsvollen Lage riß neuer Zwieſpalt in die Trümmer der 
Armee ein; ein Theil gehorchte Rybinſki, ein anderer dem General Uminſtki. Unter folgen Im: 
ftänden fleigerten die Ruſſen die mittlerweile ununterbrochen verhandelten Unterwerfungebedin— 
gungen und verlangten bei Wloclawek nicht mehr die Ergebung an den conflitutionelen 
König von Polen, jondern die unbedingte Unterwerfung unter die Autorität des Kaijerk von 
Rußland. Dies entfhied. Am 5. Det. zog Nybinjfi mit 21000 Mann bei Szezulowo über die 
preußifche Grenze, wo jie nad) getroffener Vereinbarung die Waffen ſtreckten. Modlin capitu: 
lirte, Zamode ergab fi auf Onade und Ungnade, Am 16. Det. hielten der Großfürft Nigad | 
und der zum Bürften von Warſchau erhobene General Paskiewitſch eine große Siegesfeier, um 
neben den Klagen und Verwünfhungen der Bolen ftieg das raufchende Tedeum der triumphinm: 
ten Sieger empor. Das Schidjal Polens lag jept in der Hand des peteräburger Hofe. Die 
am 1. Det. erlaffene Amneflie war mehr eine formelle Conceſſion an die Stimmung Gurepat 
als von rettender Wirkung, denn die Ausnahmen gaben jede mehr oder minder betheiligt gene 
jene und misliebige Perfönlicfeit der Willkür der nunmehrigen Machthaber völlig preid, 
Selbſt die in ruſſiſchem Intereffe Verrath oder mindeſtens allzu zeitige Rejignation übenden 
Männer aus der legten Epoche des Aufftandes, wie Krukowiecki, Brondzynifi u. a. m. verfielen 
der Deportationdftrafe, die euphemiftifch ald „Anjlevelung im Innern Rußlands“ brzeigue 
wurde. Die Güterconfiscationen wurden zu einem gejeglihen Act geftempelt. Gegen Ente dt 
Jahres wurden die zurücgebliebenen Kinder aller todten, geflüchteten, verhafteten polniſchet 
Edelleute auf Wagen gepadt, von Koſacken escortirt und ind Innere des Reichs geſchleppt, um 
für den Militärdienft erzogen zu werden. Das mar wol der gräßlichte Act ded ganzen Drama 
Das am 26. Febr. 1832 erfhienene organische Statut verſuchte kaum noch den Schein em 
Gigenthümlichkeit Polens zu wahren; wenn man einige im Grunde unmefentlice Formen um 
Einrichtungen ausnimmt, war die ganze Organilation genau eben nur die einer rufen? 
Provinz. Der Abjolutismus, der damals ald Rückſchlag gegen die ins Unfaßbare ihm 
genden Intentionen der Julirevolution in Erfindung von Mitteln und Organen zur Au) 
und Ausrottung aller freiheitlihen Beftrebungen ſich erfhöpfte und fi förmlich in Behagut 
keit über die Quälereien und kleinherzigen Pladereien gegen die Liberalen wälzte, fiel mit jün 
ſchwerſten Schlägen auf Polen nieder. Der Despotismus des Kaiſers Nikolaus, der ſeine BAM 
niſchen Ginflüffe überall in Europa geltend machte, kam in Polen zu feinem ungef—hmin 
Ausdruck, und ſowie er überall und namentlich auch in Deutſchland vermöge des Triebet dr 
Selbfterhaltung feinen furchtbarſten Feind in der geiftigen Bildung und Aufklärung nt) 
herausfand, fo richtete er auch gegen biefe inöbefondere feine merujenartige Gewalt San" 
und Kirche wurden einem völlig durchgebildeten Syftem der Zerftörung und Vernichtung pttis⸗ 
gegeben, und als die Blüte dieſer Wirkſamkeit mag es wol anzuſehen fein, wenn rine er Gi: 
turen des Nifolaus’jhen Regiments, die erft jüngſt der Vollswuth zu weihen gezwungen iurdt, 
jeinem Kaifer [reiben fonnte: „Ich bin jo glücklich, in diefem Jahre hundert Schulen fliehen 


— 





Polen 557 


gefonnt zu haben.’ Freilich war die Erhebung der Polen von den Schulen audgegangen und 
wurde dorther mit Eifer und Einſicht genährt. Nicht minder hatte die Kirche ſich vollftändig in 
den Dienft der nationalen Sache begeben und aus der Bigoterie des größten Theils der polni— 
ſchen Bevölferung in der Entzündung eines beifpiellojen Fangtismus ein ſchwer wiegendes Ka— 
pital für die Revolution gemacht. Aber feineswegd waren es diefe politifchen Rückſichten aus— 
ſchließlich, welche die higige Verfolgung feitend des peteröburger Hofs heraudforderten. Noch 
bedeutſamer wirften hierbei die nationalen Plane des Ruſſenthums mit, welche eine gründliche 
und vollftändige Rufiificirung der öftlihen Provinzen zur Abiicht haben, und welche genau ge— 
nommen bie wejentlichfte Subftanz ded Kampfes jener beiden ſtammverwandten Völkerſchaften 
ausmachen. Inwieweit die Ruſſificirung des Königreihd Polen ernftlihe Abſicht der Politik 
Nikolaus’ war, mag dahingeftellt bleiben; vielleicht jollte das Unternehmen derfelben nur in 
jeiner Wirfung auf die litauifchen klein- und weißrufjifhen Gegenden ſich erftreden. Gegen=' 
wärtig ift fie in Abjicht des Königreichs definitiv aufgegeben. Dafür aber haben ſich alle Bar: 
teien Rußlands aufs lebhaftefte in der Idee vereinigt, die litauifhen Provinzen aus dem ruſſi— 
ihen Einfluß und der ruſſiſchen Herrſchaft in feiner Weife wieder geratben zu laffen; die ganze 
ruſſiſche Nation ift von dieſem Gedanken durchdrungen; es ift ihre fire Idee geworden, unddarin 
bejonders (denn natürlich liegen diefe Provinzen den Polen nit minder am Herzen) liegt bie 
unbedingte Unverföhnlichfeit de3 Gegenfages, darin der Keim unaufhörliber Kämpfe und 
frampfhafter Auflehnungen, die ver Wig der Diplomatie ebenfo wenig ald müßige Theorien von 
Gelehrten bannen werden. 

Sowie es nämlich Mythen gibt, die auf den erften Blic bald ſich nicht ald vie Sprößlinge 
des frei empfindenden Volfögeiftes, ſondern ald die Machwerke knöcherner Gelehrſamkeit kund— 
tbun, jo ſchwingen ſich zuweilen Staatstheorien in die Gedankenkreiſe ver Geſellſchaft, denen 
man ihre Abkunft aus der Dortrinenfabrif an der Unnatur ihrer Bedingungen, an der an: 
gefränfelten Gedanfenbläffe, an der verftimmenden, ſchlecht verborgenen Abſichtlichkeit ſchon in 
der Ferne anjieht. Soldy ein Erzeugnip war die Idee des Panſſawismus. 8 ift hier nicht der 
Drt, dieſes Gebilde, deſſen Väter zum Theil noch am Leben find, geſchichtlich zu verfolgen; es 
ift hier nur unſers Amts, zu verzeichnen, daf der in dem gewaltigen Ringen geübtere politiſche 
Blick der Polen fie vor diefem Monftrum bewahrt hat. Es ift erftaunlich, wie wenig Anflang 
dieſe von den Czechen mit vielem Geräufh gepredigte und in Petersburg mit vieler Vorliebe 
gepflegte Theorie bei den Polen gefunden trog ihrer fcheinbaren Größe und ihrer, man möchte 
fagen äftbetifben Außenfeite. Die Polen fahen richtig in dem durchgeführten Panflamismus 
einen ſyſtematiſchen Selbftmord und verwarfen ihn. Wir fommen nod einmal in Nüdjicht der 
neueften Bewegung darauf zurüd und wenden und nad dem Punkte hin, wo die Polen nad 
ihrer grauenvollen Niederlage die Action wieder aufnahmen. 

Das mit cynifher Gleihgültigfeit von Sebaftiani geäußerte Wort „L'ordre regne a Var- 
sovie’’ war nurzu wahr. Es war eine Ordnung, die von der abfoluten Leblojigfeit nicht zu 
unterfcheiden war, und dem unter der Willfürherrfchaft erſtarrenden Volke fam der Kaiſer Ni: 
folaus mit der Verfiherung entgegen, „daß ed ein Glück fei, Rußland anzugehören”. Das 
ganze Land wurde in jeder Beziehung fo hermetiſch abgeichloffen, daß man in Europa wenig von 
der furdtbaren Demoralifation der Gemüther bemerfte; das Denunciantenthum nahm in einer 
erſchreckenden Weiſe überhand, die Liebedienerei und Stellenjägerei war grenzenlos, die Gor: 
ruption das einzige Mittel, bei den Behörden irgendetwas zu erlangen. Am ſchlimmſten trieben 
es die polnifhen Beamten im ruſſiſchen Dienft; diefe ergaben ſich mit vollem Bewußtjein ver 
Laſterhaftigkeit mit jener Neiignation eines Verbrechers, der nie wieder den Pfad der Tugend zu 
finden hofft. Der zurücgebliebene Adel, der mit der Zumuthung eines Beweiſes feiner Ge: 
burtsanſprüche gepeinigt wurde, ergab jich einer Xeichtfertigfeit und Schlaffheit, die das Princip 
des aprös nous le deluge faft immer hervorbringt. Tief zerfleifht wurde das Herz der auf: 
richtigen Patrioten über diefe Zerftörung aller jittlihen Bande, und in Peteröburg wies man 
mit höhniſcher Genugthuung darauf hin, indem man mit fophiftiihem Trug Wirkung und 
Urfache blendend vertaufchte. Die Vorkämpfer der nationalen Sache ſahen wol ein, daß das 
fittlich und materiell verheerte Königreich Polen nicht mehr eine geeignete Operationsbaſis für 
ihre Unternehmungen jei, und jener im Jahre 1834 von Jojeph Zalemffi unternommene Ber: 
fuch, einen „Partiſanenkrieg“, d. i. Guerrillafrieg in Rußland zu organiiiren, fann nur ald eine 
vereinzelte Erpfojion eines Heißſporns angefehen werben, die ohne die Betheiligung der eigent: 
lich bedeutſamen Kräfte ruhmlos ſcheitern mußte. Der Schwerpunft ded neuen Beginnend lag 
in der unter der Freiheit des franzöſiſchen Bürgerkönigthums jich leicht disciplinirenden Emi— 
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gration, und ald Balls der Thätigfeit follten nunmehr die an Preußen und Dfterreich gelangten 
polnifchen Landestheile dienen, die ſich ſchon infofern befonders empfahlen, als der Freiftaat 
Krakau einen geeigneten Stügpunft für die Sanımlung und Organifation der Kräfte darker. 
Die ganze Emigration theilte ih in drei Hauptgruppen, von denen die eine, die ariftofratijhe 
unter dem Fürften Gzartoryiffi, bei äußerft geringer Thätigfeit das Heil noch immer von den 
verfchiedenen Windrichtungen der damals im Vordergrund wirfenden Diplomatie erwartete. 
Die zweite, der demokratiſche Verein, ging auf eine Coalition mit den übrigen revolutionären 
Elementen Europas ein und war eifrig bemüht, in einem Zufammenfturz der durd den Wiener 
Gongreß ungeſchickt und prineipienlos zufammengeflidten Verbältniffe ihre Ziele zu erreiäen. 
Unter Lelewel endlich bildete ih in Brüffel eine Fleinere Gruppe der Emigration, die dur 
Gulturförderung und Aufklärung den Boden für die künftige That zu ebnen trachtete, im weſent⸗ 
"lichen aber mit dem demofratijchen Verein übereinftimmte. Die ariftofratiihe Partei fing ven 
Thurm von der Spitze zu bauen an und wählte den Kürften Adam Gzartoryjjfi als König von 
Polen in partibus (1838), wogegen jevody 2238 Polen, Männer von Gewicht, ihr Veto ein: 
legten. Lelewel's „„‚Konfederacya’ (geftiftet am 25. Mai 1839) fuchte zu vermitteln, aber das 
Übergewicht verblieb bei dem vemofratifhen Verein. Das Syſtem der Carbonari bildete bie 
Grundlage ded gemeinfamen Vorgehens; ſchon 1834 hatte der Emigrant Nowicki dieſes Softem 
in Galizien eingeführt; von 1835—37 beftand in Krakau als Hauptftadt der Geheimbünte bie 
„Stowarzyszenie ludu polskiego” , die ih dann nad dem Vorbild anderer Länder in ein 
„Jungſarmatien“ verwandelte. Alle Entdeckungen der Polizei ver drei Theilungsitaaten trafen 
nur Ginzelheiten, die nur auf einen Augenblid die Fäden der Verſchwörung zu zerreißen in 
Stande waren; die Knotenpunfte wurden nicht gefaßt. Das aber war nicht zu verkennen, daß 
Krakau ein Hauptſitz derfelben fei, und der Art. 9 der Wiener: Gongreß:Xcte, nach weldem Kratau 
weber Überläufern noch Ausreißern noch andern vom Gefeß verfolgten Berfonen, die den drei 
Mächten angehören, Zufludt und Schug gewähren dürfe, bot die Handhabe zum Einſchreüen 
Unruhen, die beim Namendfefte des ruſſiſchen Kaiſers 1836 ftattgefunden hatten, gaben den er: 
wünſchten Vorwand, und jo forderten am 9, Febr. die Rejiventen der drei Höfe von Petert- 
burg, Wien und Berlin den Senat des Freiftaatd auf, binnen acht Tagen fümmtlihe Flücht- 
linge zu verjagen, und als dies bid zum 17. Bebr. nicht gefhehen war, zogen öſterreichiſche 
Soldaten in die Stadt ein. Mehr ald 2000 Männer hatten fih Hier unter falſchen Namm 
aufgehalten. Diejer Vorfall allein wäre ſchon geeignet geweien, die ariftofratifche Bartei be: 
fehren zu können, venn die Mächte zeigten nur Branfreih aus Höflichfeit ihre Maßregel ar, 
für England hielt man nicht einmal eine Note erforderlih. Als aber die Ofterreiher Krakau 
verlaflen hatten, entwickelte fi bald wieder der frühere Stand der Dinge. 

Schon anı 5. Juli 1835 Hatte die demokratische Gefellichaft ihr Organiſationsſtatut den 
Eingemweihten mitgetheilt, das in der Hauptfache ven carbonariftifchen nabarahmt war. An ber 
Spitze fland eine geheime polniſche Nationalregierung, die 1840 nad Verſailles verlegt wurde 
und aus fünf Mitgliedern beftand. Sie erließ an alle Vereine Inftructionen, in denen immer 
von neuem der Sag gepredigt wurde: „ver fünftige polnische Aufftand foll feine bloße Inſur— 
rection fein, fondern eine fociale Revolution. Auf die Emancipation ver Bauern wurde nun: 
mehr ver Nahdrud gelegt und mit diefen Ideen eine lebhafte Ginwirfung auf die Bevölferungen 
von Pofen, Galizien und Polen durch Emiffare, durch zahllofe Brandſchriften und durd Filia 
vereine dauernd unterhalten. Nach geheimen Mittheilungen ver preußiſchen Negierung am bie 
Öfterreichifche zählte der demofratifche Verein in den verhäflnigmäßig geringften Randesıheiln, 
die ihr unterftanden, allein nidht weniger ald 5000 Mitglieder. Der Zeitpunft zum Losſchleze 
rückte immer näher. Die oberfte Leitung des Feldzugsplans lag in der Hand des feit 184 in 
die Nationalregierung eingetretenen Ludwig Mieroſlawſki, welcher der Nationalregierungeiuen 
bis ind Detail ausgearbeiteten Entwurf vorlegte. Die Abficht war, daß man jih mir allen 
revolutionären Kräften der vorzüglichften Punkte und Städte im Großherzogthum Roten und 
Galizien bemächtige, dann binnen acht Tagen militäriſch organifire und die volniſchen Befigan- 
gen Preußens und Ofterreihs räume, um ind Königreih Polen gemeinfam einzufallen, und 
einen förmlihen Nationalfrieg mit Rußland beginne. Der Anfang des Jahres 1846 wurde 
endlid für ven Loobruch feftgejtellt. Der Plan war fühn und im einzelnen wohlberechnet; mut 
war mit Reichtfertigfeit ein Moment in dem Galcul mit aufgeftellt, deflen innere Qualität ſich 
der Einfiht der revolutionären Leiter entzog. Sie unterfhägten die Stimmung der Bauern. 
Sie wähnten im ihnen noch die überlegungslofe Mafle, die ſich zum Werkzeug der Ariſtokratie 
und zum unbedingten Gehorfam gegen die kirchliche Hierarchie geboren fühlt. Daß das nament⸗ 
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lich infolge der allgemeinen pünktlich gehandhabten Gerichtsbarkeit aufgeftiegene Selbftbemußt: 
jein der Bauern ſelbſt den im Lande befindlihen Emiffaren entgehen fonnte, zeugt von einer 
fieberhaften Eingenommenheit für den revolutionären Plan, der die Einficht in die wahre Sad: 
lage umdüfterte. Vielleicht bauten auch die Leiter des Ganzen zu viel auf die in Ausſicht genom: 
mene gleichzeitige Gruption der umflürgenden Elemente in Ungarn und Italien, denn ver Sache 
nah war der Ausbruch, wie er im Jahre 1848 in die Erfheinung trat, für 1846 ſchon an- 
gejegt; allein diefe blieb damald aus, als ſchon die Anfänge eine fo ganz ungeahnte Wendung 
nahmen. Die Revolution blieb 1846 innerhalb derjenigen Glemente ftehen, welche ihr ſchon in 
den vorbereitenden Stadien angehört hatten, und doch waren diefe nicht die geeigneten, um mit 
ihnen allein einen Erfolg zu erzielen. Man unternahm den Krieg gleichſam mit einer Armee 
von Offizieren und hoffte, dad Gros für diefelben anzuwerben. Allein dies blieb nit nur aus, 
ſondern ftellte jich mit Wuth und Leidenſchaft geradezu auf die feindliche Seite. 

Alles dies jind hier nur kurze Andeutungen der Angelegenheiten, die in ihren Details eine 
ſo eigenthümliche Verkettung von Umftänden und Berbältniffen varftellen, dag fie nur aus dem 
Geſichtspunkte ver allgemeinen politifhen Lage jener Zeit, in welder die wichtigften Fragen der 
Geſellſchaft ungelöft gärten, zu verftehen find. Die Richtung des polnifhen Aufftandes war 
denmah auch verjhieden, je nachdem er fi gegen Preußen, Oſterreich oder Rußland Eehrte. 
Sein Hauptihauplag jollte diesmal Galizien werden und ver Ausbruch in der Naht vom 
21. zum 22, Febr, feinen Anfang nehmen. Mit ihren Dienftleuten follten die Gutsbeſitzer vie 
Kreisſtädte überfallen, alle deurichen Soldaten und Beamten todtfchlagen, die Kaſſen und Waffen 
vorräthe wegnehmen. Die aufgebotene Landwehr polnifhen Stammes follte dann fofort gegen 
den ruſſiſchen Feind geführt werden. In Preußen jedoch ergriff die Regierung ſchon gegen Ende 
des Jahres 1845 jehr energifhe Maßregeln, und am 13. Jan. 1846 unternahm eine Imme— 
diatcommiſſion eine fpecielle Unterfuhung, die am 12. Febr. zur Verhaftung Mieroflawifi’s, 
Stefanſki's und anderer Bewegungshäupter führte. Damit war in Pofen der ganzen Bewegung 
die Spige abgebrochen, denn dadurd waren alle übrigen Betheiligten kopf- und rathlos ge: 
worden, und der Aufftand war bort zerfprengt, obwol eine Fleine Anzahl heißblütiger Banatifer 
ſich zu dem thörichten Verſuch hinreißen ließ, am 3. März die Feftung Pofen überrumpeln zu 
wollen. In Krafau dagegen nahm die Nevolution eine fehr lebhafte Geftalt an und ermedte 
einen Augenbli lang die Borftellung, daß te gelingen werde. Man fprad dort davon mit 
großer Unummundenheit und bezeichnete keck nicht blos die Zeit des Ausbruchs, fondern felbft 
die Männer, die an der Spige fanden, ſodaß am 16. Bebr. der Öfterreichifche Nefident, Baron 
Valmrode, nad Übereinkunft mit den preußifhen und ruſſiſchen Refiventen, und nachdem ber 
Senatöpräfident fih mit der vorhandenen Miliz außer Stande erklärt hatte, die Orbnung auf: 
recht zu erhalten, ven Generalmajor Gollin, der zu Podgorze ftationirt war, zum Ginmarfd in 
Krafau aufforderte. Dem wiederholten Drängen gab Gollin nad und zog mit 600 Mann In— 
fanterie (Nugent), 150 Pferden und riner halben Batterie, einer natürlich für die Aufgabe 
gänzlich unzureichenden Streitmadt, in Krakau ein. In der Nacht vom 20. zum 21. Febr. wurde 
diefe Truppe, die fih auf dem Markt aufgefteltt Hatte, von Infurgenten angegriffen. Nad etwa 
dreiflündigem Kampf zogen ſich die Infurgenten zurüd, dagegen wurben bie Öfterreihifchen Com— 
mandos zu Krzefzomice, Chrzanow und Jaworzno gänzlich aufgerieben. Am 22. Febr. ſah ſich 
auch Collin genöthigt die Stadt zu räumen, die republifanifhen Beamten und die Miliz zogen 
mit. Sofort conflituirte ih die Nationalregierung, beftehend aus drei Männern, Ludwig 
Gorzkowſki, Johann Tyſſowſti und Alerander Gregorzewffi; Karl Rogawffi wurde zum Se— 
eretär ernannt. Bei der Wendung des Aufftandes in Oftgalizien aber erfchien es nothwendig, 
eine Dictatur einzufegen, und man erfor dazu das Regierungsmitglied Joh. Tyſſowſti. Aber 
ſchon in ver Naht vom 24. zum 25. Febr. wurde er in feinem Bette von politifchen Gegnern 
überfallen und zum Verzicht gezwungen. Der Profeffor Michael Wifzniewffi ufurpirte bie 
Dietatur und behauptete ſie die eine Nacht, dann flüchtete er nach Preußen und Tyffowffi geber: 
dete ſich wieder ald Dictator. 

Hätten die Leiter des Aufftandes aber ahnen können, welche Wendung derfelbe in Galizien 
nehmen würde, er wäre wahrſcheinlich unterblieben. Das Haupt der Empörung war hier 
Michael Wieſiolowſki, der in Lyſagora mit etwa 30 Evelleuten getreu den Snftructionen 
der Nationalregierung vor die Bauern bintrat und ihnen die communiftifhen Geſellſchafts— 
grundlagen, welde von jener proclamirt worden waren, vortrug. Die Bauern verftanden fehr 
mohl, was das Aufhören der Robot, der Tabad: und Salzmıonopole, die ihnen zugefagt wurden, 
zu bedeuten habe, aber ihnen fehlte nicht nur der Glaube daran, fondern fie follten auf das 
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Verſprechen derjenigen, die jelbft die Robot von ihnen genojfen hatten, gegen die einzige Mast 
zu Felde ziehen, welde ihnen Erleichterungen ihrer Lage verſchafft hatte, gegen die Eailerlike 
Gewalt. Sie jhüttelten bevenflich die Köpfe. Aufgereizt waren ſie fhon feit Wochen durch un: 
aufbörlich ſchleichende Gerüchte, die vielleicht abfichtlich verbreitet worden waren, daß die Herren 
damit umgingen, die Bauern zu vernichten, um ſich neue Arbeiter ind Land kommen zu laſſen. 
Die Bauern fegten jenem Wiefiolomffi einen unerwarteten Widerftand entgegen; das mar der 
trogige Edelmann nicht gewohnt. Den Sprecher der Bauern jhoß er mit feinem Piſtelnieder. 
Mit Wuthgeſchrei ſtürzten lich die Bauern auf die Edelleute, erjchlugen die meiften, warfen ſie 
auf Schlitten und ſchleppten jie vor das Kreidamt nah Tarnow. Wie ein Lauffeuer verbreite 
fich dieje Erhebung der Bauern wider den Adel; die Öfterreihifhen Beamten fteigerten vie Gr: 
bitterung, und mehr ald 2000 Adeliche, PBriefter und Dominialbeamte fanden unter deu Senien, 
Drefchflegeln und Pifen der Bauern ihren Tod. Diefe legtern jcharten jih unter Jakob Spels, 
der durch den Druck ſeitens feiner Grundherrſchaft, ver. Bogufz, zur Wuth getrieben mar, um 
bauften in wilder Weife im Lande umber. Nur mit Mühe wurden fie nach längerer Zeit wieder 
zur Ruhe gebracht. Denfelben Gegenfag wußte die rufitihe Regierung in Südpolen berscr: 
zurufen, und auch dort wegten die Bauern ſchon ihre Senfen gegen den Adel. Der Gmifar 
Dombromifi, der dort wirkte, erfannte die Hoffnungsloiigfeit und entfloh zeitig genug, währen 
der Verſuch des Bantaleon Potocki, die Stadt Siedlce durch einen Handſtreich zu nehmen, einen 
für die Polen beflagenswerhen Ausgang nahm. 

Indeſſen waren ruſſiſche Heeresfäulen unter Paniutin auf Krakau losgezogen, während ver 
Öfterreichifche Oberft Benedef mit einigen Truppen und raſch zufammengerafften Banern die 
Infurgenten bei Gdow jhlug und feine Vereinigung mit Gollin zu Stande brachte. Bon Preu: 
Ben her rückte der Graf Brandenburg mit Kriegsmacht herbei. Die Dietatur in Kratan jah 
durch die unerwarteten Vorgänge in Galizien ihre Sache für verloren an, und mit jmahen 
Miderftande gegen die Oſterreicher löfte jie ih auf. Die Infurgenten verließen die Hauprtatt; 
mit den Reſten feiner Krieger ging Tyſſowſki über die preußifche Grenze und ſtreckte die Wafım. 
Von den drei Shugmächten war die Wievderheritellung des Freiſtaats Krafau nad ſolchem Vet— 
lauf der Dinge natürlid nit mehr zu erwarten. Die Diplomatie einigte jih nad einigen 
Widerſtreben von preußifcher Seite dahin, die Stadt dem öſterreichiſchen Staat einzuverleiben. 

Bei etwas mehr politiſchem Scharfblick des preußiihen Bevollmächtigten würde derſelbe in 
Interefle des ſchleſiſchen Handeld nimmermehr auf dieſes Arrangement eingegangen fein, Aht 
die ungereimteften Dinge über die mercantile Bedeutung dieſes Plages wurden dem Diplomaten 
aufgebunden, und da die Stimme ber öffentlihen Meinung in jener Zeit ſchon aus Grumis 
verachtet wurde, jo mußte erjt eine Deputation der fchlefiichen Induftriellen dem berliner Cabite 
Licht darüber verfchaffen, welch einen nachtheiligen Streich e8 gegen feine eigenen Intereſſe 
geführt Habe. Selbftverftändlich blieben alle fpätern Reclamationen fruchtlos. Für Polen wit 
dies die legte Theilung gemwefen, die auch den legten Punkt der freien Selbſtändigkeit entzog. 

Der gefcheiterte Verſuch des Jahres 1846 machte die parifer Emigration nicht murbic. 
Die ariftofratifche Partei wiederholte gleih im Anfang des Aufftandes ihre Huldigungen geges 


den Fürften Adam Gzartoryjffi, und ald er vorüber und verloren war, leugnete fie verrätbeb 


ſcherweiſe ihre Solidarität mit demfelben und fhmeichelte wiederum ven Höfen, um ade: | 


lorene Terrain wiederzugewinnen. Die demokratiſche Geſellſchaft hingegen verfolgte mit St: 
tigfeit ihre frühern Wege. Endlich im Jahre 1848 nad) der Februarrevolution zu Bari fäie 
der Augenblid gefommen, um aus dem Aufruhr des ganzen europäifchen Gontinents Zrüdte 
plüden. Durch ihren gewaltfamen Druck hatte bie ruſſiſche Regierung in dem Königreid M 
wie man e8 auch wol nannte, in Gongreßpolen jeden Verſuch unmöglid gemacht. Det # 
greifen lag aud nicht im Plan der Emigration. In Ofterreih gab das Unterneh mit® 
de erprobten Gegenſatzes zwifchen Adel und Bauern, zu dem jich noch der vom wiener hal mü 
Zärtlichkeit und Eifer gepflegte und immer ftärfer ſich bebende Gegenfatz zwifchen Nutbenen uf 
Polen gefellte, zu den größten Bedenken Veranlaffung. Die ganze Kraft ver Erhebung mi! 


fich daher auf Preußen, das ohnehin durch innerliche Gärungen und durd feine Beziehung 
zu dem übrigen Deutſchland einer ftarfen Kriſis entgegenging. Nicht geringen Antheil hatten | 


die Polen an dem berliner Aufflande des 18. März, und kaum war diefer gelungen, fo murte die 
günftige Gelegenheit, durch bereit gehaltene Relais, nach Rofen gemeldet, mo ſich aldbalt net 
Revolution entwidelte, welche bei der Rathlofigfeit in Berlin einen foldhen Umfang gemamt, 
daß dieſe Provinz für den preußiſchen Staat verloren zu fein ſchien. (Über vie Ginzelfeitrt 
1. Poſen.) Allein au bier hatte fih mit Kraft und Bewußtſein ein ftarfer Gegenſah, dad 
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Deutihthum, herausgebildet, welches mit wahrhaft bewunderungswürdiger Zähigkeit und mit 
vielem Muth fi nicht blos dem Polenthum, ſondern felbft der durch Nachgiebigkeit und Ener: 
gielofigfeit machtlod gewordenen Regierung entgegenwarf und dieje zu Thaten drängend und 
fortreißend aus eigener Kraft die Provinz der hohenzollernſchen Krone erhielt. Die Aufreguns 
gen des Jahres 1848 brachten ſomit ven Polen, welche faft überall an denſelben einen kühnen 
und muthvollen Antheil nahmen, fait gar feinen Erfolg. Zum Theil lag e8 eben an der Al: 
zemeinheit ver Bewegung, die überall mehr moralifdhe als materielle Siege erfämpfte. Die 
polniihen Intentionen liefen auf eine Veränderung des Territorialbeftandes hinaus, die viel 
weniger im Geifte jenes Aufruhrs lag und auch überall, wo fie verſucht wurde, nur mit einer 
lebhaften Niederlage endete. 

Eine der höchſten und jhönften Wirkungen des Jahres 1848 war aber die Klärung ber 
politiſchen Einſicht, durch welche dad Trübe und Schwüle der vorgufgegangenen romantifiren= 
den Jahrzehnte mit friſchem Windzug verſcheucht wurbe, und auch der polnifchen Emigration 
drängte ſich allmählich die Überzeugung auf, daß es bei der Verfolgung allgemeiner nationaler 
Ziele nicht gut gethan ift, politiſche Parteiunterfchiede geltend zu machen, die ſich doch nur auf 
die Methode, auf die Mittel und Wege, nicht auf den Zweck beziehen können. Es fam daher in 
Baris im Anfang des jüngftverfloffenen Jahrzehnts zu einer Fuſton ver beiden Parteien, melche 
jo lange einander befämpft hatten, und mit nunmehr vereinten Kräften wurden die gemeinſchaft— 
lichen Abfichten in die Hand genommen. Aber die Erploflon des Jahres 1848 hatte noch die 
andere Folge gehabt, die ganze Wirkſamkeit der Emigration mindeftens in der Art, ald fie früher 
erfolgt war, veralten zu laffen. Die geheimen Gonfpirationen, die im Dunkeln ſchleichenden 
Verſchwörungen, der ganze Apparat ver Demagogenfünfte hatte fih mehr oder weniger über: 
iebt, und in der Ihätigfeit ver Emigration fowol ald bei den Einflugreihen im Lande felbft 
wurde mit größerm Nachdruck das Eivilifationdmoment betont. Mit dem Staatöftreih vom 
2. Dee. in Frankreich fliegen die Hoffnungen ver Polen wieder ins Ungemeſſene, allein der Eifer, 
mit welchem Ludwig Napoleon ih mit ven Dynaftien Europas in gute Einvernehmen zu fegen 
trachtete und indbefondere die Freundſchaft Rußlands fuchte, mußte die Erwartungen wieder 
weſentlich herabftimmen. Aber keine Täuſchung konnte das Vertrauen der Polen auf die Er: 
löfung durd Frankreich erfhüttern. In ver That hatte aud Frankreich einen Augenblid lang 
an die Wiederherftellung Polens gedacht, weniger im Intereffe ver Polen wie als eine Diver- 
Ton in dem großen Kriege, der zwifchen ver Türkei, England und Frankreich einerfeitd und 
Rußland andererfeitd über die fogenannte „orientalifhe Frage“ ausgebrochen war, aber auch 
nur einen Augenblid lang. Man trug fi damals mit allerlei mehr oder minder abenteuerlichen 
Gombinationen. Um Preußen zu gewinnen, dad Rußland auf der ganzen Weftfeite und 
namentlid da, wo die That für die Sache Polens gefhehen mußte, ven Leib deckte, hatte man 
ihm die Herzogthümer Schleswig-Holſtein angeboten, und die damaligen Staatdmänner 
Preußens bewiefen ein ebenfo großes politifches Verftänpniß als Herr von Kanig bei der Aus: 
lieferung Krakaus an Öfterreih. Im jenen Jahren Eennzeichnete die Parteinahme gegen Ruß⸗ 
land eine Art von Liberalismus, aber auch nur der Schein eines folhen war den Rathgebern 
ded Königs Friedrich Wilhelm IV. ein folder Greuel, daß ſie die wichtigften Intereffen darüber 
preisgaben. Polen hoffte vergeblich; daß aber in jenen Tagen trog der Schwäche und Verlegen 
heit Rußlands in dem Koͤnigreich Polen fich fein Aufftand entwidelte, ift nur demjenigen er— 
flärlich, der die tiefe Demoralifation des Landes durch das Regierungsſyſtem des Kaifers Ni: 

Eolaus kennt. Eine eiferne Fauft hatte den fittlichen Geift des Landes und Volks nievergehalten _ 
und zums Theil zertrümmert. 

Noch vor dem Ende ded Kriegs ftarb der Kaifer Nikolaus an gebrochenem Herzen, und ber 
nit reformatoriſchen Ideen erfüllte Kaifer Alerander II. kam auf den Thron. In ganz Europa 
rwachte damals langfam und allmählich der Geift der Freiheit und des Selbftbewußtfeind wie- 
‚er aus dem lethargifhen Schlaf, in ven ihn Ermüdung und Erfhöpfung einige Jahre verjenft 
yatten. us der Nacht einer brutalen Reaction erhoben jich wieder einzelne Lichtftrahlen reine- 
er Gefinnungen. Auch der Liberalismus hatte in den ſchweren Prüfungen, die er beſtanden 
satte, viele Schladen abgefegt und erhob ſich jegt geläuterter, praftifher. Gr hatte feine nebel- 
‚afte Univerfalität abgelegt und faßte jegt um fo fefter die nationalen Intereffen ind Auge, und 
e größer der Wiverfland geweſen war, den er ehedem in Rußland befonders gefunden hatte, 
ait defto unaurhaltfamerer Gewalt ftrömte er fegt dort ein. Das ganze Land gerieth in die 
urchtbarften Öärungen; der abfolute Deöpotismus hatte Bankrott gemacht, — Glück für 
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das Land war man an dem neuen petersburger Hof willig, dies anzuerkennen und zum Theil 
mindeſtens auf das alte ſchroffe Syſtem der unbedingten Berneinung aller Autonomie zu ver: 
zihten. In den Polen erwachten kühne Hoffnungen, denn einer Maßregel gegenüber, wie die 
Befreiung von 22 Mill. Feibeigenen trog des Widerſtandes einer mächtigen, dabei in hoben 
Grade materiell intereflirten Ariftofratie, erſchien die Erwartung einer Reftitution der Verhält— 
niffe, wie ſie Kaijer Aleranderl. im Jahre 1815 angeordnet hatte, nicht allzu übertrieben. Frei: 
lich hatte Alexander I. bei jeinem Beſuch in Warſchau diefe Hoffnungen nichts weniger ald rege 
gemacht, indem er vor „Träumtereien‘‘, wie er ed nannte, ernftlid warnte. Aber die Greignifie 
in Europa nahmen eine Richtung, welche ven Bolen ihre Forderungen durchaus nicht zu kühn, 
durchaus nicht unberedhtigt erfcheinen ließen. Frankreich, der politiihe Meſſias der Polen, hatt 
für Stalien das Schwert gegen das abfolutiftifche Ofterreich ergriffen und damit für ein andere 
Land diejenige That unternommen, welde die Polen für ſich jelbft erhofften. Warum jollte « 
nicht auch confequent noch weiter gehen und auch für Polen, mit dem es zu allen Zeiten zärtlic: 
Redensarten ausgetaufcht hatte, denſelben Freundfhaftspienft unternehmen? Die Bonapartijh: 
Dynaftie, die ganz und gar nur auf Popularität ſich gründete, Eonnte, fo ſchien ed, ein Unter: 
nehmen nicht abweifen, das im franzoͤſiſchen Volk einen lebhaften Enthuſiasmus erzeugt baden 
würde. Daß die Analogie zwiſchen Italien und Polen durchweg hinke, das ließen die polniſchen 
Politiker unbeadhtet, und der parijer Hof nährte mit Abſichtlichkeit durch Vorfpiegelungen aller 
Art dieſe Täufhung. Der Kampf für Italien bot Branfreid ein ganz unmittelbared, materiel: 
les Intereffe, das franzöſiſche Übergewicht in Italien, die Arcondirung am der Alpenkette durd 
Nizza und Savoyen, die allmähliche Verwandlung des Mittelländifchen Meers in einen ran: 
zöjifhen See, wie Napoleon I. es angeftrebt hatte, und die enge Verbindung der romaniiben 
Völker, lauter-Dinge, die Bolen in feiner Weife in irgendivie adäquatem Sinne zu bieten in 
Stande war. Der Kampf für Italien bedingte nur einen „localifirten” Krieg mit Ofleneit 
allein, deſſen Collifion der Intereffen mit Rußland an der untern Donau, mit Preufen in 
Deutſchland ihm jede namhafte Unterftügung und deſſen damaliges Regierungéſyſtem ihm jür 
Syurpathie Europas entzog, während eine Unternehmung für Polen einen Krieg mit den gröp 
ten Kriegsmächten unſers Feftlandes im Gefolge haben würde. Aber ver Enthuſiasmus uk 
wog die Einficht in die wirkliche Lage ver Verhältniffe, und die allerdings ſehr richtige Über. 


zeugung, daß der dermalige Zuftand der polniſchen Angelegenheiten unmöglich fortdauern könn 


bob die Hoffnungen der Polen zur äußerften Höhe. 


Diefe letztere Überzeugung theilte der peteröburger Hof, und der Plan eines ausgezeiöne | 
ten polnischen Magnaten, des Markgrafen Wielopoljfi (aus dem Haufe Gonzaga:Moizkoniti) | 


der ſchon im Jahre 1842 ſich in einem Offenen Briefe für einen theilweifen Verzicht der poln! 
fchen Anſprüche zu Gunften der panflawiftiihen Idee ausgeſprochen hatte, fand dort ein um 


geneigtered Ohr, als er den Kieblingsgedanfen der ruſſiſchen Staatslenfer wie des ruſſiſten 
Volks mit einſchloß, nämlich die Vervrängung des Polenthums aus den Litauijhen und Hein | 


ruffifhen Provinzen und die unbedingte Nuffificirung derſelben, wozu in dem durch die Auf 
bebung ver Leibeigenfhaft gefleigerten ruffiihen Clement, das in den niedern Volksſchichte 
einen breiten Boden findet, fi die Anknüpfungspunfte boten. Für dieſes Opfer wollte det 
patriotifche Markgraf alle Segnungen der Gultur dem Königreich Polen gewähren und durd 


thatfräftige Hebung und Förderung aller materiellen und intellectuellen Kräfte für das Wieder | 


aufleben der polnifhen Nation einen freien Boden ſchaffen. Im Hintergrund dieſes Plant, 


in welchem die Preisgebung Litauend und des NRuffinenlandes von dem Gejichtäpunfte ber® | 
jlawiftifchen Theorie aus nicht einmal als ein Opfer angefehen wurde, Iauerte noch eine wrt | 


ausſehende Speculation, welche insbefondere die ruſſiſchen Staatslenker beftoden bat & 
ſchien damals, als gingen die europäifchen Staats: und Machtverhältniffe einer neun Im 
geftaltung entgegen, welche das Kriterium der Nationalitäten zum Ausgangspunfte nabı. 3 
joldem Sinne ſchien für einen öfterreihifhen Staat fein Platz mehr in dem europäijcen Sur 
tenbunde zu ſein, Preußens Schwerpunkt fiel in eine Richtung, in welcher es nach jenen Ihe 
vien nur noch ein verminderte Intereſſe für die Provinz Bofen haben fonnte, und es fellte 

fomit in der Berne die Ausfiht dar, Galizien und Pofen mit dem neuerftandenen und durch ge 








hobene Civiliſation erſtarkten Königreich Polen — vielleicht unter einer ruſſiſchen Secunde 


genitur — zu vereinigen und ſo eine Wiederherſtellung Polens auf andern Grundlagen, a 
bis dahin die polnischen Führer gewähnt hatten, zu erlangen, Namentlich war es der Gropfur 
Konftantin, den diefe Vorſchläge lebhaft interefjirten, und der mit dem polnifchen Marfgrafen 
ſoſort mit Lebhaftigfeit an die Durhführung diefes Plans ging. Gr ließ ſich von dem Kalle 
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mit der polniſchen Statihalterichaft betrauen und ernannte Wielopolffi zu feinem Minifter. 
Mapregeln für die Paciflcation des Landes waren nothwendig geworben, denn die Aufregung, 
welde von den polnischen Führern der nunmehr vereinigten demofratifchen und ariftofratifchen 
Bartei und der gefammten Geiftlichfeit im Verein mit den Ultramontanen Frankreichs aufs 
lebhafteſte gefhürt wurde, hatte einen fo Hohen Grad erreicht, daß furdtbare Erplofionen zu 
beforgen ftanden. Die beiden Männer an der Spige der Regierung begannen mit Eifer ihr 
Werk; eine Art von ſtändiſcher Vertretung follte gewählt werden; eine neue Univerfität mit 
lauter nationalen Zehrfräften wurde zu Warfhau eröffnet, überall in Städten und Fleden 
ſollten Volksſchulen errichtet werden, und an vielen Orten wurde fhon damit der Anfang ge: 
macht; die Lage der Juden wurde gebeffert durch Aufhebung mehrerer erceptioneller Steuern; 
uit Einem Worte, ein mindeftens jehr gut gemeintes Negiment wurbe in Warfhau errichtet. 
Zum Unglüd für die Sache war der Markgraf Wielopotjfi trog der Ehrlichkeit feiner Plane 
und troß feiner bedeutenden Talente einer der unpopulärften Männer im ganzen polnifchen 
Adel und ſowol der ertreme ald der gemäßigte Panſlawismus eine der unpopulärften Ideen im 
polniihen Volk. Den Beftrebungen der Regierung wurde nit nur der energiſchſte Wider⸗ 
fand entgegengefegt, ſondern alsbald organifirte die revolutionäre Partei eine geheime Na- 
tionalvegierung, die bis nad Galizien hineinreichte, und der erftaunten Welt bot Polen das 
merkwürdige Schaufpiel eines Landes, das zu gleicher Zeit von zwei Regierungen, von denen 
jede der andern diametral entgegenmwirfte, beherrfcht wurde. Die öffentliche Regierung hatte 
faft gar Feine Partei hinter fih, während die geheime durch einen beifpiellofen Terrorismus, in 
welchem ſelbſt der politifche Meuchelmord als gerechtfertigt erfchien, zunächſt nur eine fortgefegte 
Ablehnung aller Maßnahmen, die von der ruſſiſchen Regierung ausgingen, herbeiführte. Die 
Berirrung und Erbitterung diefer im geheimen wirkenden Behörden ging fo weit, daß jeder— 
mann, ber ihren myſteriös verbreiteten Befehlen zu trogen wagte, einer fihern Schädigung, in 
vielen Fällen vem Tode felbft entgegenging. Der Großfürft Konftantin und der Minifter 
Wielopolffi wurden fo jehr mit Morbverfuchen gepeinigt, daß fie aus ihrer eigenen Küche, ohne 
mit den Speifen früher Proben angeftellt zu haben, nicht mehr zu effen magten. Natürlich 
rief dies Die Wuth der ohnehin zu Chicanen geneigten rufjiihen Polizei in äußerſtem Grade 
bervor ; ed mar ein Zuftand zum Erbarmen. Dazu kanı, daß der peteröburger Hof den Minifter 
Wielopolfki mit Vorwürfen zu überhäufen anfing, weil er feinen Verſprechungen, das Land 
zu berubigen, nicht nachkommen fonnte. Es war gegen Ende des Jahres 1862, da wurde 
von irgendeiner Seite her ein entfeglicher Rathſchlag eingegeben, ver eine Kriſis herbeiführte. 
Seit dem Tode des Kaiferd Nikolaus oder vielmehr feit dem Parifer Frieden von 1856 hatte 
nämlid, um dem erfchöpften Lande Erholung zu gönnen, feine Refrutirung flattgefunden. Im 
Winter 1862 war eine ſolche in Ausfiht genommen, und da ed ſich gezeigt hatte, daß Die revo- 
Iutionären Elemente größtentheils in der Jugend zu fuchen feien, fo ſchlug jener Rathgeber, für 
welchen man unter ven Bolen bis auf diefen Augenblick, und mie es ſcheint mit vollem Recht, 
den Markgrafen hält, der Regierung vor, bei diefer Gelegenheit alle revolutionären, dad hieß, 
affe gebilvetern jungen Leute auszuheben und in die Armee zu ſtecken. Das Wuth = und Jam- 
mergefchrei des Landes war entfeglih. Die Jünglinge flüchteten trog der Winterfälte in die 
Wälder und bildeten dort Motten, denen die Bewohner auf Schleihwegen allmählich erft Spei- 
fen, Kleidung und dann Waffen und Munition zutrugen. Sobald man wieder fämpfte, flieg 
der Enthuſiasmus auf eine unglaubliche Höhe. Die geheime Nationalregierung entwidelte eine 
außerordentliche Ihätigfeit; die Gmigration in Paris machte zahlreihe Waffenanfäufe, und 
aus Bofen und Galizien firömten unaufhörlih Zugügler zu den ſich immer fefter ausbildenden 
Infurgentenbanden hinüber, die bald zum lebhafteften Angriff übergingen und namentlich in 
Südpolen, wo ihnen die öſterreichiſche Grenze eine gute Operationdbafis darbot, nicht un: 
bedeutende Erfolge errangen. Der Sohn eined Arzted aus Krotofhin, Maryan Langiewicz, 
ſtellte fi an die Spige der Banden und ernannte ſich zum Dictator. Sein Adjutant war ein 
rauenzimmer. Der Schwäde und Uberrafhung des ruffiihen Militärs hatte er einige glüd: 
lich gelungene Streiche zu verbanfen ; jobald jenes aber Verftärfungen erhielt, wurde er ge: 
ihlagen und floh ruhmlos über die Öfterreichifche Grenze. Es war ein furchtbarer und bei ber 
Erbitterung auf beiden Seiten graufam geführter Partifanenkrieg, der in den Hauptſtädten 
durch Die foftematifche Behinderung und Umgarnung der Regierung, die von ihren eigenen Or: 
ganen verrathen wurde, eine nicht geringe Unterftügung fand. In Petersburg war man über 


Diefe Wendung der Dinge in großer Aufregung, namentlih da aud die litauiſchen Provinzen 
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von dem Aufftande ergriffen waren, und ed fanden reactionäre Einflüffe dort einen willigen 
Boden. Der Großfürft Konftantin und bald darauf aud der Markgraf Wielopoljki verließen, 
vorläufig an ihrem Werk verzweifelnd, das Land, und eine furdtbar gewaltrhätige Militär: 
herrſchaft trat an deren Stelle. 

Trog der ihtlihen Hoffnungslojigfeit wurde der Kampf mit einer imponirenden Ausdauer 
und mit einer wunderbaren Opferfreudigfeit fortgefegt, die nur durch den glühenden Fanatiemut 
der Zünglinge, welder durch Frauen, durch die Geiſtlichkeit und durch trügliche Hoffnungen ge: 
ihürt ward, erflärbar find. Auf wen anders hätten dieſe Hoffnungen gefegt fein follen ald auf 
Frankreich? Und das war allerdings ridtig, daß die bonapartiftifche Negierung ſchon wirberhelt 
die Infurgirung ded ganzen Oſtens von Mitau bis an die Donaumündungen mit in den Galul 
ihrer europäifhen Plane gezogen und mit einzelnen Agenten Verhandlungen darüber gepfegen 
hatte. Allein fie that audy nicht das mindefte, um das Geſchick der Polen in irgendeiner Weiſe 
günftiger zu wenden. Oſterreich, das jeit dem italienischen Kriege ein conftitutioneller Staat ge: 
worden war und mit den unter feinem Scepter vereinigten Nationalitäten ſich in gutem Ein: 
vernehmen zu erhalten trachten mußte, jchenfte, da ed überdied mit Rußland in ven geipannte: 
ſten Berhältniffen lebte, dem Aufftande eine zuſchauende Gonnivenz, indem ed dadurch bie Ber: 
widelungen von feinen eigenen Grenzen fern halten zu fönnen vermeinte. Im Preußen dagegen 
war eben damals wieder die feudal-militärifche Partei an die Herrſchaft gelangt, und da dieſe 
nad ihren alten Traditionen in Rußland eine Stüge ſuchte, fo ſchloß das Minikerium an 
8. Febr. 1863 mit der ruffifchen Regierung eine Convention ab über gegenfeitige Unterflügung 
behufs Unterbrüdung des Aufftandes und eventuelle Befegung eines beſtimmien ruſſiſhen 
beziehentlich preußifchen Grenzgürtels durd die fremde Krieggsmacht. Dem Sturme gegenüber, 
der ſich gegen diefe Convention nicht blos in Franfreih, England und Ofterreid,, ſondern im 
eigenen Rande felbft erhob, wurde dieſe Konvention raſch unterdrückt und eine gemäpigtere Der: 
einbarung (vielleicht nicht einmal in diplomatifchsofficieller Form) an Die Stelle derſelben ge: 
bracht. Nicht fowol das Intereffe für die Volen, ald der Antagonismus gegen Preußen, weldet 
zu ifoliten in den Abfihten der übrigen europäifchen Diplomatie lag, rief bei Frankreich, Eng: 
land und Öfterreidh eine lebhafte Theilnahme für die polnische Infurreetion hervor, und in iden⸗ 
tifchen Noten, die den fhroffften Ton anfhlugen, welden ver diplomatiſche Gebrauch zuläft 
wurde die ruſſiſche Regierung ob ihrer Behandlung der Polen wiederholentlid angegangen. 
Wußten die Minifter in Petersburg, daß diefen Worten feine That folgen würbe? Sie an: 
morteten in herausfordernder Weife. Und während dieſes leeren Federkriegs wüthete der Par: 
tifanenfampf weiter fort. Andere europäifche Gollifionen traten durch den Tod des Din: 
fönigd dazwiſchen und rückten die polnische Frage in den Hintergrund. Der ruſſiſchen Regierung 
war aber die Bemerfung nicht entgangen, daß die Landbevölkerung, die Bauern, nicht nur mi 
äuferft geringer Theilnahme den Aufftand betrachteten, ſondern im Gegentheil hier und de 
thatkräftig wider denjelben Partei nahmen. Sie befchloß daher, diefen Gegenfag durd voll 
fländige Befreiung der Bauern von aller Zinspflichtigkeit an die Gutsherren und durch Ein 
räumung und freie Schenkung der von jenen innegehabten Ländereien zu verſchärfen. Diet 
Berehnung erwies ſich als vollkommen richtig, wiederum unterlag Polen vollftännig. 

Statiftifhes. Wir haben oben jhon bemerkt, daß die Unverſöhnlichkeit des Gegen 
fages zwiſchen Ruffen und Polen nicht fowol in der Verfaflungsfrage liege als in der Bra 
um die nationale Zugehörigkeit Weißrußlands, Litauens und Kleinrußlands. In Anbetrabt 
dieſes Umſtandes iſt denn aud ein lebhafter Pamphletenfampf über dieſen Gegenſtand entbrant, 
und je mehr in unſern Tagen die Herrſchaft über ein Land abhängig gemacht wird von 
Willen und ven Wünfchen der überwiegenden Mehrheit ver Bevölkerung, defto natürliche ®" 
ed, daß man die allgemeine Statiftit als Waffe in jenem Kampfe ins Feld führte. Die gend 
Idee, welde diefem modernen Staatsrecht zu Grunde liegt, ift freilich in der bisherigen Fran 
mindeftend dadurch getrübt worden, daß man bei Zählung und Wägung der Stimmen ul 
rein äußerlich die mathematifhe Zahl in Anfchlag brachte. Daß damit nicht eigentlid ein 
Willendmeinung der Völker zum Ausdruck fommt, weiß jeder, der ſich die Mittel, durch meld 
bie allgemeine Stimmung beherrſcht und geleitet wird, zum Bewußtſein gebracht hat. Dar 
ferner derjenigen Behörde, welder ver Zählungsact in die Hand gelegt wird, bei einttetenden 
Fällen der Unbeflimmtheit ver Kriterien eine große Macht eingeräumt wird, ihre Sympathie 

und Antipathien zur Geltung zu bringen, bevarf auch feiner weitern Erörterung. Wenn dent 
nad) auf die Zufammenfegung ber Nationalitäten in den angeführten Provinzen ein Gewicht 
gelegt werden joll, jo wird man nit außer Acht laſſen dürfen, daß das Naifonnement det 
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ruſſiſchen Regierung fih auf Zählungen ftügt, melde von ihren eigenen, ihr ergebenen Organen 
bewerkſtelligt worden find, daß fie ferner fich mohl hitet, ein andered Moment als die bloße 
Zahl aufzuführen. Wenn le beifpieldtweife auch den Grad der Bildung der betreffenden Volks— 
klaſſen mit in Anfchlag brächte, fo würden ihre Anfprüche zum Theil Hinter dad Maß der Bered- 
tigung zurückſinken. Denn man darf wol fagen, daß fo ziemlich alles, was in jenen Gegenden 
an europäiſcher Gefittung vorhanden ift, weſentlich in dem Polenthum feinen Boden hat und 
nur bie breite, untere Volksmaſſe in Sprade, Religion und Sitte vem Ruſſenthum in größerer 
Verwandtſchaft nahe ſteht. Daß ferner faft die ganze herrſchende Ariftofratie, welche in ven 
Stawenlanden doch vorzugsweiſe als maßgebender Staatsfactor anzujehen ift, weſentlich der 
volnifhen Nationalität angehört, ift ein Ergebniß der geſchichtlichen Entwidelung in den leg: 
ten Jahrhunderten. Überdies dürften die ruſſiſchen Politifer eingeftehen, daß fie troß einer 
angeftrengten Verfolgung und vielleicht gerade wegen derfelben nur wenig Feld der z. B. in Li: 
tauen mit großem Einfluß herrſchenden katholiſchen Kirche abgerungen haben. Denn die Ent: 
nationalifirung und Überleitung der Bevölkerung in das Nuffentbum muß hier ftetd mit einer 
Umwandlung bed Kirchenglaubens Sand in Hand gehen, was befanntlid eine ungleich ſchwie⸗ 
rigere Aufgabe ift ald die Unterdrückung einer Nationalität. Es fcheint daher, daß die rufflfchen 
Autoren und Aominiftratoren, welde, wie gefagt, nur die äußerlichen Zahlenverhältniffe zum 
Mafftabe nehmen, die Bedeutung des Polonismus in den angeführten Ländern durchaus unter: 
ſchäzen. Da und inveflen feine andern Materialien zur Beurtheilung der Verhältniffe zur 
Berfügung fteben, fo geben wir hier nur eine nad) den neueften Aufftellungen der peteröburger 
Statiftifer zufammengetragene Tabelle, welche uns das Bevölferungsverhältniß einigermaßen 
veranfhaulichen wird. Natürlich müffen wir hierbei die Landſchaften nad der Eintheilung 
aufführen, die ihnen im Verwaltungsorganismus des ruſſiſchen Reichskörpers angemiefen 


worden iſt: 
Auf 100 
Groß · Klein⸗ Weiß ° Ruffen unter Andere E,zäblt 
Sonrernements. ruſſen. ruſſen. ruſſen. andern Be Litauer. Polen, Auden.' Nationen, man 
nennungen. Polen. 
Weißrußland: 
Witebsk 1843 — 426808 — 139295 63432 62628 10189 9,3 
Mobilew . . 4449 1405 71375 — 945 27238 102855 387 32 
Mint . . 5330 21015 66170 — 64149 116789 96981 2892 11,5 
Pitanen: 
Wilma . . 14930 701 146041 23016 418880 154386 76802 3318 18.4 
Kowno . . 4576 128 1548 — 730933 25189 101337 40727 2,7 
Srodno . . 132286 98934 25879 36390 201897 193228 94219 6814 24,0 
Kleinrufland: 
Kim . . . 1876 1,355320 11699 1355 38026 83351 225074 1655 4, 
Podolien . . 7251 1,141945 11239 10050 — 209234 195847 43428 12,9 
Bolbynien . 8634 597671 28534 407855 20535 174100 183890 5208 12,2 


Im ganzen 229235 3,217719 2,026893 478666 1,614660 1,046947 1,139633 114618 10,«, 

Die im Gonvernement Witebsf unter dem Titel „andere Nationen” aufgezählten 10189 Ein: 
wohner find meift Deutfche, die unter derjelben Rubrik für Kowno erwähnten 40727 Ein: 
wohner find meift Deutfche und Tataren, und endlich die unter ebenverjelben Bezeihnung an- 
geführten 43428 Einwohner von Bodolien find zum größten Theil Moldauer. Zu den Li— 
tauern find hierüberall auch Letten und Samaiten gerechnet, aberihre Anzahl ift nicht beträchtlich. 

Hierzu find nod etwa 13000 Polen zu rechnen, die in Kurland wohnen. Wir fügen hierzu 
noch die Statiftif des eigentlihen Königreichs Polen, welches von der ruffiihen Verwaltung 
in fünf Kreiſe eingetbeilt if. Sein Gefammtflädeninhalt beträgt 2331 Ouadratmeilen mit 
einer Ginmwohnerzahl von 4,852055. Davon fallen auf das Gouvernement Auguftowo 
342 Duadratmeilen mit 626594 Ginwohnern, auf dad Gouvernement Rublin 548 Quadrat: 
meilen mit 1,028816 Ginwohnern, auf dad Gouvernement Plock 318 Duadratmeilen mit - 
548406 Einwohnern, auf das Gouvernement Nabom 455 Duadratmeilen mit 939344 Ein- 
wohnern und auf das Gouvernement Warſchau 668 Duadratmeilen mit 1,708895 Ein- 
wohnern. 

Diefe Angaben ſtützen ſich aber noch auf die Zählung von 1851. Inzwiſchen hat das ſtati— 
ſtiſche Gomite im Jahre 1858 eine neue Aufnahme veranftaltet, nad) welcher fi der Geviert- 
gehalt des Landes auf 109244 Duadratwerft oder 2257,81 Quadratmeilen beläuft und eine 
Einwohnerzahl von 4,764446 ergibt, ſodaß im Königreih Polen auf die Quadratmeile 
2110 Einwohner kommen. Nehmen wir dieſes Total der Bewohner in runder Summe mit 
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4,800000 an, und ſcheiden wir die eingemengten fremden Nationalitätdangehörigen ans, ſo 
ergibt fich folgendes Reſultat: Polen 3,560000, Ruffen 220000, Deutſche 240000, fi: 
tauer 185000, Juden 595000, anderer Nationalität 500. 

Somit beträgt die Anzahl ver eigentlichen Polen unter ruſſiſchem Regiment in Kleinrup: 
land, Weiprußland, Litauen, Kurland und dem Koͤnigreich nad) den obigen Angaben 4,619947, 
ober in runder Summe 5 Millionen. Indeß find, wie gefagt, dieſe Schägungen durchaus mit 
Vorſicht aufzunehmen. Werfen wir zum Schluß nod einen Blid auf dad Bevölkerungs- und 
beziehentlich Nationalitätöverhältniß der unter preußischer und öfterreichifcher Herrichaft Heben: 
den Landestheile, und behalten wir der Konformität wegen gleichfalld die Angaben von 1858 
bei. DaTerritorialveränderungen nicht ftattgefunven haben, fo ift nur bie ftetige Bevölferungs: 
zunahme in Anfchlag zu bringen, die befanntlid in Preußen in ſtärkerm Maße vor ſich gebt als 
in Ofterreih. Dagegen war die Germanifirung dort auch bei weitem flärfer, und die Erjegung 
des polnischen Elements durch Deutſche hält fiherli dem durch die Bevölferungszunahme auf, 
die Polen kommenden Zuwachs mindeftend das Gleihgewidt. Nur die Provinzen Preußen, 
Pofen und Sclejien haben Bewohner polnifher Nationalität aufzumeifen, und es ſiellt fid 
folgendes Verhältniß heraus: 


Provinz Preußen bat 1178 Duadratm. mit 2,744500 Einw., darunter Polen 607000, 


DOftpreußen nn... 280000 

MWeitpreufn . : 2 2020. ..827000 
Provinz Poſen hat 536 Quadratm. mit 1,417155 Einw., varunter Bolen . 678000, 
Provinz Schlefien hat 742 Duadratm. mit 3,269613 Einw., darunter Polen . 601000, 


In Summa auf den Fläheninhalt von 2456 Duadratmeilen mit 7,431268 Einw. 
fommen Bolen ne a ae an en ik ehe Ale tie re ee . 1,886000. 
In Öſterreich leben Polen vorzüglich nur in Galizien, das in der Verwaltung in ein öft: 
liches und weſtliches Galizien (Lemberg und Krafau) eingetheilt ift. Der Flächeninhalt beträgt 
1423 Duadratmeilen mit einer Bevölkerung von 4,612116 Einwohnern. Davon find: 
Deutſche 93387, Juden 312962, Armenier 2733, Slawen (Bolen und Ruthenen) 4,146395, 
anderer Nationalität 56639. 

Scheider man die Ruthenen aus und rechnet die Mazurafen und Boralen der galiziſchen 
Gebirge und die Laden aus Schleſien zu den Polen hinzu, fo leben in Ofterreih überhaupt: 
2,055852 Polen. Die Gefammtzahl aller in Rußland, Preußen und Öfterreich lebenden 
Polen beträgt demnach ungefähr 9 Millionen. 3. Garo, 

Politik und Moral, Staatsmoral. Für jeden, der ih auch nur einigermaßen mit 
Politik beihäftigt, muß e8 auffallend fein, daß man in der Theorie und im praftiihen Leben 
von jo vielen höchſt verfchiedenen Arten ver Politik jpricht. Selbft eine nicht auf Vollftänpigfeit 
Anſpruch machende Zufammenftellung ver am gemwöhnlichften vorfommenden Arten Dürfte 
nicht ohne alles Interefle jein.!) 

Man unterſcheidet nämlich: Groß: und Kleinftaatspolitif, Politik ver Intereffen, Politik der 
Principien, Gefühle und Empfindungen, Politik ver Eonfufion, des Friedens, der Delicatefie, 
dynaſtiſche und nationale, Cabinets- und Volfspolitif, englifche Groffirerpolitif und Guineen: 
moral, Politik ver Routine und des Gedankens, Senfationäpolitif, Politique oceulte et d’appa- 
rence, Marjhalld-, Armee:, Prätorianer-, Agitationspolitif, Barteipolitif, innere und äußern 
Politik, Eintagspolitif, Eventualpolitif, praktiſche und ideale, theoretifche und doctrinäre Bolitil, 
Anneriondpolitif, Höhere und niedere, directe und indirecte, geſunde und faule, weit: und kurz: 
fichtige Politif, Widerſtands- und Bewegungspolitif, confervative und liberale, radicale ums 
reactionäre, revolutionäre und legitimiftifche Politik, Volitit des Natur: oder Menjchenmäts 
und ber poſitiven Sagung, Perfonalpolitif, Ruhmespolitik, Bolitif des Juftemilieu , active Bo: 
litik und Politik der freien Hand, Politik der Routine und des Gedankens, des „laisser aller” 
der Bewegung und des Wiverftandes, „politique generale et lointaine“ und „politique per- 
sonnelle et impatiente‘ u. f. w.?) 


1) Über den Begriff Politik |. Krug, Kreuz- und Duerzüge, Nr. 1. Guizot, Histoire parlemen- 
taire, 11, 325. Bollgraff, Bolitifche Syfteme, III, 458. Über den Beariff der morrteiz f. Paulı, Real: 
encyklopäbie, s. h. v., über den der Polizei Zimmermann, Deutfche Polizei im 19. Jahrbundert (Ham- 
nover 1845). Funk, Die Auffaffung des Begriffs per Polizei im vorigen Jahrhundert (Zeitichrift für die 
gefammten Staatswifjenfchaften, XIX, 489 fa.). : ” 

2) Bgl. über einige diefer Unterfcheidungen rang, Die Duelle alles Übels, S. 39, 46. Zachariä, 
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Bei einer ſolchen Maffe von Verſchiedenheiten muß es faft wundernehmen , wenn man vor 
lauter Bäumen den Wald noch ſieht, und entfteht nothwendig zuerft die Frage, woher e8 komme, 
daß man jo viele Arten von Volitif unterſcheidet, oderrichtiger, daß man fo verſchiedene Epitheta, 
und zwar in gutem oder übelm Sinne, mit dieſem Begriff verbindet? 

Die Schwierigkeit einer richtigen Erfenntnig des Wefens der Politik fleigert ſich aber noch 
durch Folgende Momente: 1) Das Wort ift fremden Urfprungs, und haben die Griechen und 
Römer bei der Eigentbümlichkeit der ganzen Auffaflung des Weſens und der Organifation 
ihrer Staaten auch eigenthümliche Begriffe damit verbunden. Namentlich fehlte ven elaſſiſchen 
Völkern der ſcharfe Unterſchied zwiſchen Geſetzgebung, Nechtöpflege und eigentliher Staatsver— 
waltung, zwiſchen Religions- und Staatögejellihaft, Moral und Recht, Unterfchiede, welche 
nebſt dem chriſtlichen Sumanitätsprincip die gegenwärtige Ara der germanifchen Staaten charak— 
terifiren. Theils die Unfertigkeit unferer Staaten, theils das Anlehnen der ganzen mittelalterlicdyen 
Staatswiffenihaft und Staatöfunft an antife, namentlid an das Ariftoteliiche Muſter erklären 
ed, daß die ältern publieiftifhen Schriftfteller bis ins 18. Jahrhundert Recht und Politik nicht 
ihieden ?), während durch den präbominirenden Einfluß der Kirche auch die beiden Begriffe von 
Religion und Moral lange nicht gehörig getrennt wurden. Ohne Zweifel haben dieſe Er: 
iheinungen nicht nur in einer gewifjen höhern Einheit aller diefer Begriffe eine abfolute Be— 
rechtigung, jo zwar, daß dieſe Einheit jelbfl in dem ausgebilvetften Staatsweſen nicht vergeffen 
werden darf, jondern find auch relativ berechtigt dur ven gefanımten, wenig entwidelten Zu— 
Rand der Staaten im Mittelalter. Allein da die politifhe Schriftftellerei überhaupt erft mit 
höher entwidelten Zeiten beginnt, zuerſt aber immer durch den Untergang eines alten lange ge= 
berricht habenden Syitemd gewedt und dann immer wieder gleichſam nur ſtoßweiſe, d. h. bei 
neuen großen Entwidelungsmomenten, in Blüte gebracht wird, deshalb aber auch unter dem 
Einfluß ver heftig aufeinander prallenden Gegenfäge fteht, fo erhellt, daß die Literatur über 
Volitik, wenn man jie nit vom Standpunfte einer rein objectiven Staatdauffaffung und nicht 
in ihrer Totalität, nicht wie von einer Vogelperfpective aus betrachtet, gleichwie die Geſchichte 
über die Greignifle, jo über ven abfoluten Charakter des Begriffs der Politik irreführen kann. 

2) Es muß gewiß einen großen Unterſchied machen, ob man die Boliti nur als eine Wiffen- 
haft, oder nur als eine Kunft*) auffaßt, oder ob man mit diefem Worte eine befondere 
Wiſſenſchaft ſammt der ihre Ubung enthaltenden Kunft bezeichnet.) 

3) Sieht man auch gänzlich davon ab, daß das Verhältniß zwifchen Politif und Net, Po— 
litik und Moral, politifcher Erfenntnig und bloßer jogenannter Staatdflugheit auch zur Stunde 
noch keineswegs definitiv geordnet ift und Infolge deſſen, wie wir jpäter nachmweifen, bie ent= 
gegengeiesteften Anfichten über das wahre Weſen der Politik beſtehen, jo herrſcht doch auch 
außerdem noch unter ven politifchen Autoritäten infofern eine verwirrende Mannidfaltigfeit der 
Anſichten, ald diefelben, mehr oder minder deutlich, in der Beurtheilung einzelner Erjcheinun: 
gen oder in der Abficht, eine geiftreiche oder praktiſche ſtaatsmänniſche Sentenz hinzumerfen, ein 
Brineip der Politik aufzuftellen ſcheinen und dabei nicht felten mit ihren fonft aufgeftellten 
PBrineipien in Gollifion geratben, oder, bei ver Allgemeinheit ihrer Phrafen, um fo mehr ver: 
wirren, je mehr der Schein der Genialität befticht und jeder, die Autorität nad feinem eigenen 
Bedürfniß ſuchend, alles ihm Befällige daraus ableiten fann. Schon Volney („Oeuvr. compl.“, 
&. 155) hat auf die Gefahren eines bloßen Generalifirend und einer theoretifhen Principien— 
reiterei in politifhen Dingen aufmerffam gemadit und Hufeland’8 berühmten Grundſatz: „Ge— 
neralifire die Krankheit, fpecialifire den Fall’ (vgl. Zachariä, „Vierzig Bücher“, 1, 177) auch 
auf die Staatskunſt angewendet willen wollen 6), von dem Foloffalen Misbraud fremder Schlag: 





Vierzig Bücher, I, 166 fa.; IT, 101 fg. Mommfen, Römifche Gejchichte, III, 93, 168, 176, 290. Mon: 
talembert, De l’avenir, S. 7. SKaltenborn, Die deutfchen Einheitsbeftrebungen, II, 76, 82, 104, 127, 
218, 281. 292. ©uizot, Memoires, Il, 142 fg-, 167. Derfelbe, Histoire parlementaire, II, 445. 
Srundfäge der Nealpolitif, S. 15. Klüber, Acten des Wiener Gongrefies, III, 493. Gin eigenes Wert 
über bie Politique royale en France (fünfte Auflage, Paris 1849) befigen wir von Laurentie. Held, 
Staat und Gefellichaft, II, 131, 726, 739, 742, 745, 749, und Fröbel, Theorie der Politif, II, 86 (Po: 
titif der ‚„‚faits accomplis”). 

3) Bollgraff, Bolitifche Syiteme, Bd. III, $. 168. 

4) Vollgraff, Bolitifche Syſteme, 1, 78 fg. Derfelbe, Erſter Berfuch u. ſ. w., Bd. TUI, $. 125 fa. 
Buckle, Geſchichte der Givilifation in England, I, 395, 401, 436. 

5) „Die Theorie der Politik ift nicht die Theorie eines Zuftandes, fondern die Theorie einer Bewe— 
gung.‘ #Fröbel, Theorie der Politik, Thl. I, ©. VI. | 

6) „Il en est de la politique comme de la medicine, ou des phenomenes isoles jettent dans 
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wörter ganz zu ſchweigen.)) Was kann aber der Erfenntnip damit gebient fein, wenn Na: 
poleon I. die Politik „ein Schickſal“ nennt, Nivernois fie ald „une science respectable dont 
le but est de reserrer les liens de la societ& entre les hommes“ (Bollgraff, a. a. D., 1,70) 
bezeichnet, Zaurent, „L’eglise et l’etat‘‘, II, 471 fg., fie nicht ald „science du droit pur“, jon: 
dern ald „science des choses possibles’’ &harafterifirt, Guizot, „„Hist. parlem.“, 1, 200, das 
Weſen der Politit dahin angibt: „In'y apas de jamais en politique. On se Conduit de 
jour le jour, selon la prudence et la necessit&”, und Rofcher, „Thucydides“, ©. 267 hinwirft, 
daß „alle großen Staatdmänner tiefbewegter Zeiten fidh wenig aus ſtaatsrechtlichen Bedenlen ge: 
macht hätten, Gerber, „Die Öffentlichen Rechte (Tübingen 1852), ©. 13 aber wol gar unfere 
Zeit als „eine Zeit der Politik, nicht des Rechts“ bezeichnet? Selbft die Außerung von Frang 
und Trendelenburg, daß jede politifhe Frage zunächſt und vor allem eine Machtfrage ſei, fann 
bei ver regelmäßig rein materialiftifchen Auffaſſung des Begrifis der Staatsmacht leicht zu Mis— 
verftändniffen führen.?) 

Die neueften wiffenfhaftlihen Beftimmungen des Begriffs der Bolitif find: Fröbel, „Theo— 
rie der Politik“ (Wien 1861, 1864), und Il, 1: „Die Politik ift die Wiſſenſchaft und Kunſt 
des Lebens im Staat‘ (vielleicht richtiger: des wahrhaft ſtaatsgemäßen Lebens). ?) 

MWaig, „Grundzüge der Politik“ (Kiel 1862), ©. 3: „Die Politik faflen wir allgemein 
als die Kehre vom Staat, d. h. ald wiffenfhaftlice Erörterung der Berhältniffe des Staats, mit 
Rückſicht ſowol auf die Hiftorifche Entwicelung der Staaten überhaupt, wie auf die ſtaatlichen 
Zuftände und Bedürfniſſe ver Gegenwart.“ 

Eicher, „Handbuch der praftiihen Politik“ (Leipzig 1863), Thl. 1, Abthl. 1, ©. 11: „Die 
Politik fol die ſtaatlichen Einrihtungen im Sinne des Fortſchritts entwideln, die Kraft und 
Wohlfahrt ver Nation heben, nach einer höhern Stufe der Cultur ſtreben.“ 

Röder, „Rechtsphiloſophie“ (zweite Auflage), 1, 48 fg.: „Politik ift die lebenätunftge: 
mäße Berwirfliung ded Rechts und Staats, d. h. der Idee des Rechts. Politik als Wiffen: 
ſchaft enthält die ſyſtematiſche Darftelung der dafür nörhigen Regeln. Sie ift daher mit der 
Philoſophie des Rechts oder mit vem Naturredht im Grunde identiſch.“ 

Roller, „Grundſätze der Staatswiſſenſchaften“ (Stuttgart 1864), S.1: „Als Willen: 
ſchaft ftellt ich die Politif Hin — als die Lehre von ven Grundfägen und Mitteln in Beziehung 
auf die Zwecke der Rechte.10) Sie ift entweder eine reine oder angewandte Lehre, je nachdem 
fie fi) blo8 mit ven Grundfägen oder auch mit ven Mitteln befaßt. Endlich verfteht man unter 
Politik blos das befondere Regierungsfyflem einzelner Staaten. In diefem Sinne ift fie der 
Inbegriff der befondern Grundſätze einer Negierung in Bezug auf den Staatszweck.“ 14) 

Bemerfendwerth an diefen neueften Beftimmungen ift, einmal, daß fie alle mit Ausnahme 


l'erreur sur les vraies causes du mal. On se presse trop d’etablir en regles generales des cas 
particuliers: ces principes universels qui plaisent tout à l’esprit ont presque loujours le defaut 
d’etre vagues. Il est si rare que les faits sur lesquelles on raisonne, soient exacts, et lobserva- 
tion en est si delicate, que l'on doit souvent craindre d’elever des systömes sur des bases 
imaginaires.' Mit Redjt aber jagt Zafteyrie, Histoire de la liberte politique (I, 78, 79): „Jamais 
theories n’ont manque aux interöts ni aux passions..... n’admettre qu’une partie de la verite, 
c'est le mensonge des systemes.‘‘ Bgl. auch Guizot, Memoires, I, 339; Il, 291. Renan, Etudes, 
S. 49. Bollgraff, Volitifche Spiteme, Thl. I, S. XVI fo. 

7) Bollgraff, Politifche Syfteme, III, 447, 452, 462 fg.; IV, 228, 261. Siqur, Galerie morale 
et politique, I, 12, 264. Viel-Caſtel, Histoire de la restauration, V, 313. Guigot, Civilisation em 
Europe, ©. 12. Deutfche Vierteljahrfchrift, Heft 93, S. 296. Bentham, Tactiques des assemblee 
legislatives (2 Thle., Baris 1822), Thl. II. 

8) Über die verfchiedenen Bedeutungen des Begriffs der Politik vgl. Mohl, Geſchichte der Literafur 
der Staatswifjenfchaften, III, 341, 348. Paez, Das bewegliche Element in den politifchen Wiſſenſcha⸗ 
ten (Deutfche Dierteljahrfchrift, Heft 83). ’ 

9) Diefe Definition, mit welcher Bluntſchli (Allgemeines Staatsrecht, zweite Auflage, I, 1 fg.) im 
wefentlichen übereinflimmt, ift wörtlich angenommen von Zöpfl, Deutfches Staatsrecht (fünfte Auf 
lage), 1,29. gl. audy Fröbel, II, 362. 

10) Mohl, Geſchichte der Literatur der Staatswiffenfchaften, legt in feinem Auffage: Allgemeine 
Literatur der Bolitif (III, 341 fg.) dem Worte Politik den Sinn: „‚Staatsfunft im engern Sinne; d. b. 
alfo die Wiffenfchaft von den richtigen Mitteln zur Erreichung des Staatszwecks“, unter. 

11) Bol. auch Held, Syftem des Verfaflungsrechts, I, 11. Walter, Naturrecht und Volitil (Bonn 
1863), verfteht ($. 396) unter Bolitif die gefammte höhere, äußere und innere Staatsleitung, ein er 
biet, „welches über die gewöhnliche Berwaltungsfunft hinausgeht, und wodurch fich das Talent graßer 
Staatsmänner oder großer Fürften zu bewähren hat‘. 
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ver Waitz'ſchen, mit Politif nicht die geſammte Staatswiſſenſchaft bezeihnen, daß jie die Volitif 
als Wiſſenſchaft und Kunft unteriheiden, ohne eine gewiſſe Einheit beider aufzugeben, daß jie 
ferner der Sittlichfeir und der Politif, dem pofitiven Recht und der Verwaltung ded Staats, 
jedem feine beſondere Rolle anweifen , ohne deren höhere Einheit aufzuheben, daß ſie entſchieden 
vom Menſchen nad) vem hriftlihen Humanitätsprincip ausgehen und endlich die Politik ald eine 
reine Klugheits- oder Schlauheitsſache verwerfen. 

In dem Ausgang der modernen politifhen Wiflenfhaft von dem ganzen und wahren We: 
fen des Menfchen finden wir die wahre Nealität; in einer naturgemäßen Auseinanderhaltung 
von Staat und Kirche, Recht und Moral, unbefchadet ihrer höhern Einheit, die wahre Ver: 
nunftgemäßbeit, in der ethiſchen Durchdringung der geſammten Staatölehre die wahre Idea— 
lität, im Verſuche, diefe drei Brincipien möglihft vollfommen zu entwiceln und unter fi zu 
verbinden , den wahren Fortfchritt der modernen Staatswiſſenſchaft. 

Wenn man heutzutage unter Politif nur einen einzelnen Zweig der Staatswiſſenſchaften 
verftebt,, To hat dies feinen Grund in der allenthalben fpecialifirenden,, arbeittheilenden Rich— 
tung unjerer Zeiten. Diefe Richtung hat ohne Zweifel ihren eigenen Werth; allein ed darf 
dabei nicht zu weit gegangen und namentlich nicht überfehen werben, daß nicht nur das Wefen 
eined Ganzen dadurch befler erfannt wird, wenn die Grfenntniß feiner einzelnen Theile fort> 
ihreitet, jondern auch jede möglichft richtige Detailerfenntniß durd die wahre Erkenntniß des 
Ganzen bedingt ift. Wenn demnach nichts entgegenfteht, unter Politik eine fpecielle Staats: 
wiſſenſchaft zu begreifen, welche die in den übrigen Specialfächern der Staatswiſſenſchaften nicht 
enthaltenen Dinge umfchlieft, fo wird doch auch die nothwendige Einheit der Staatswiſſenſchaf⸗— 
ten dazu zwingen, ven Ausdruck Bolitif noch in einem andern Sinne, nämlich zur Bezeihnung 
der einen und gefammten Staatdwillenfhaft, zu gebrauden. In diefem Sinne bilden alle 
Disciplinen der Rechts- und Verwaltungswillenihaft fammt ihren allgemeinen wiſſenſchaft— 
lichen Grundlagen nur eine einzige Wiſſenſchaft, die der Politif. Auch die Unterſcheidung der 
Volitik als Wiffenfhaft und als Kunft ift fiher nicht ohne eine gewiffe Berechtigung. Allein es 
iſt au wichtig, darauf aufmerffam zu machen, daß die Auseinanderhaltung der Theorie und der 
Praris ſich nirgends wiffenihaftlih unhaltbarer und praftifch nachtheiliger manifeftiren würde 
ald gerade in der Politik. Der Staat, alfo auch jeine Erkenntniß und die Kunft feiner Leitung, 
iſt nur für den Menfchen da, und feine Wiffenihaft kann ihrer eigenften Natur nad) mehr und 
unmittelbarer auf die praftifdhe Ubung gehen als die Politif. Andererfeits find die abjoluten 
Grundlagen diefer Wiflenfhaft und ihre hiftorifchen Objecte, beftimmte Völker, Einrichtun— 
gen u. ſ. w. gar nicht ohne Kenntniß des wirklichen Lebens dieſer Bölfer, der Function ihrer 
Ginritungen möglich. Staatliche Fähigkeiten oder politische Berjönlichkeiten find daher ſtets 
durch die Wiſſenſchaft des Staats und deren Übung zugleich bedingt, und die Politik kann daher 
vernünftigerweiſe auch nie blos als Wiſſenſchaft oder blos als Kunſt aufgefaßt werden. 

Die Politik muß daher enthalten einen philoſophiſchen Theil, welcher die von der Philo— 
ſophie erkannten abſoluten Wahrheiten auf den Staat und ſein ganzes Leben überträgt, ferner 
einen naturwiſſenſchaftlichen Theil, welcher beſonders die materialiſtiſchen Factoren des ſtaats— 
geſellſchaftlichen Lebens nach allen Seiten ergründet und würdigt, endlich einen rationaliſtiſchen 
Theil, welcher ſich damit beſchäftigt, das, was in einem gegebenen Moment dad möglichſt Beſte 
und Durchführbare iſt, mit ſicherer Hand feſtzuſtellen. Und wo dieſe Erkenntniſſe in dem ge- 
börigen Maße vereint find, da wird e8 auch nie an dem nöthigen Drang zur Übung, zur Bethä= 
tigung des Könnens, zur Kunft der Politik fehlen. Leider aber ift jene Bereinigung von Er— 
fenntniffen an und für fi ſchon ſehr felten und noch feltener eine ihr entſprechende Charakter— 
bildung ; während andererfeitd gerade ver Mangel beider allein es erklärt, warum ſich nicht nur 
die Feindſchaft gegen ven Staat, fondern felbft die ſtaatsfreundlichſte und beftgemeinte Abſicht 
fo oft, in unfern Tagen immer und immer mehr, zur politifchen Action drängt, ohne dazu wirk— 
lich innerlich berufen zu fein. Alles treibt jegt Politik und fucht die Geltendmachung feiner in- 
dividuellen Anfihten; die Staatspolitif muß deshalb oft, wie die Schiffe im Sturm, das enge 
Hafenbeden der innnern Politik verlaffen und auf das weite offene Meer der äußern Bolitik Hin- 
ausfteuern, um nicht auf Untiefen und Riffe zu gerathen. Manchmal aber gleicht die Politik 
der Luftichifferei, für Die man zwar einige Gefege kennt und in Anwendung bringt, deren Haupt= 
aefed jedoch, namentlid die Strömungen in den verſchiedenen Luftſchichten, unbefannt ift. | 

Es kann nicht die Aufgabe dieſes Auffages fein, ein auch nur einigermaßen vollſtändiges 
Syſtem der Staatöwiffenfhaft oder jelbft blos der Bolitif als einer Disciplin derfelben zu geben. 
Wir müſſen uns darauf beihränfen, das Grundprincip der Politik und deren letztes höchſtes 
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Ziel genau zu beftimmen und die Hauptverirrungen anzugeben, in melde die Erkenntniß und 
Kunſt des ftaatlihen Lebens ſchon verfallen ift und noch verfallen fann. 

Iſt Politik als Wiſſenſchaft die organisch zufammenhängente Erfenntnif vom wahren We: 
fen des Staats als eines lebendigen Organismud und zugleich die Fähigkeit und Kunft, viele 
Erkenntniß auf die nach den gegebenen Verhältniſſen förderlichite Weife auf dad gefammate flaar: 
liche Leben zu deſſen immer richtigerer Beftimmung und höherer Erfüllung in Anwendung zu 
jegen, jo folgt, daß alle Bolitif beſtimmt fein müſſe 1) dur ihr Princip oder ihren legten 
Ausgangspunkt, der zugleich deren höchſter Zielpunft fein muß, und 2) dur das Verhältniß 
diefes Princips zu den Fähigkeiten feines Trägerd und zu der gefanmten in concreto gegebenen 
Lage, Einrihtung und Bildung des Staatd. Daraus erklären ſich jegt ſchon zwei der größten 
und gewöhnlichften Irrthümer über das Weſen ver Politif, nämlih a) das Beſtimmtwerden 
durch perjönliche Gründe, feien e8 Anſichten, Intereflen oder Sympathien und Antipathien: 
b) die Meinung von der Principlofigkeit der Politik. 1?) 

Gleichwie ed aber vernünftigerweife nur Ein höchſtes und legtes Princip alles Seins geben 
kann, nämlich Gott, weldes zugleich das äußerfte Ziel alles irdiſchen Daſeins ift, oder mit an- 
dern Worten, gleichwie e8 nur eine urfprüngliche Idee gibt, nämlich den göttliden Schöpfungs: 
gedanken, die deshalb ald ver einzige richtige Maßſtab für ven idealen Werth aller fonft Ideen 
genannten Gedanken abgibt, fo eriftirt nothiwendigerweife nur Ein Gedanfenprincip, Eine 
Grundidee ver Bolitif, die feine andere als daß legte Princip, die höchſte Idee des ganzen menſch 
lihen Seins ift, nämlich derfelbe göttlihe Schöpfungsgedanfe. 

Deshalb fagten wir in unferm Werfe „Staat und Geſellſchaft“, I, 38: „Das Ideal ift 
auch eine entſchieden praftiiche Seite aller Staatdkunft und Staatswiſſenſchaft, eine unent⸗ 
behrliche Grundlage aller wirklihen Realpolitif, da ohne Ideal ebenfo ver Ausgangs- wie der 
Zielpunft fehlen würde; wogegen man mit Recht auf ſolche Ideale feinen Werth legt, bie von 
den gegebenen wirklichen Verhältniffen, ver Materie und Intelligenz des Staats, gänzlich zu 
abftrahiren bemüht find.” Legtere liegen nämlich nicht minder in der göttlihen Schöpfungsidee 
als die Unmöglichkeit, diefe auf Erden vollkommen zu erkennen und zu verwirklichen, und 
darum ift ed richtig, wenn wir (a. a. O., S. 39) binzufügten, „daß ed auch etwas praktiſch 
Hochwichtiges um den jehr verföhnlihen Gedanken der Unvollkommenheit alles Irdiſchen ift.“ 
Denn eben hierdurch ergibt fih, daß zugleich eine unbegrenzte Perfectibilität alles Irdiſchen, 
alfo auch des Staats, und damit das eigentliche Geſetz des Fortſchritts, in der göttlichen 
Schöpfungsidee enthalten fei.13) _ j 

In einer Zeit wie die unferige mag es vielen gewagt oder doch fonderbar erſcheinen, Gott 
und feinen Schöpfungsgedanfen zum Ausgangspunkte einer Wiffenfchaft und Kunft genommen 
zu ſehen, die, je mehr fie jich theoretifch außbreitet und vertieft, defto mehr an praftiihem Ein: 
fluß zu verlieren ſcheint.““) Die misachtenden Epitheta der fogenannten praktiſchen Bolitif 
mehren fich mit jedem Tage; Eigenſchaften, welche die eine Partei für Die edelſten hält, find der 
andern die vermerflichiten ; die Macht ver Thatſachen Scheint jeder Willenfhaft und Kunfl mit 
jedem Tage mehr zu fpotten und die größte contradictio in adjecto, die ed je gegeben, eine Pe: 
litik ver Thatjachen, der faits accomplis, zu rechtfertigen. Allein diefe Erſcheinungen beweiſen 
nichtd gegen den von und angegebenen Ausgangs- und Zielpunft aller Politif. Sie geben viel: 
mehr nur Zeugniß dafür, daß entiveder der politifchen Praxis die Principien gänzlich fehlen, 
oder daß legtere falſch ind, oder daß diefer oder jener Staat einer richtigen und felbfländigen 
Politik nicht fähig ift, oder endlich, daß man felbft bei richtig erfannten Prineip zur Durhfüß: 
rung, zur Anwendung beffelben in conereto, und zur Gntwidelung und Berhätigung aller 


12) Die Bolitif wäre demnach nichts als „un simple contrat de garantie mutuelle de citoyen 
a citoyen, de commune à commune, de province a province, de peuple a peuple ete.“, ein 
Dertrag „variable dans ses articles suivant Ja matiere et revocable ad libitum a linfini” (Prem 
phon, La revolution sociale, zweite Auflage, Brüffel 1852, ©. 44). 

13) Der wahrhaft gebildete Staatsmann wird daher durch das Ideal nie verleitet werden, geringe 
ſchätzend und rüdfichtelos die praftifchen Strebungen zu beurtbeilen, einen gefunden Idealismus bagtgen 
nur für eine Sentimentalität oder Schwärmerei zu halten. 

14) Auffallend aber bleibt immer die ungehenere Zahl inobeſondere franzöſiſcher focialer und polita⸗ 
icher Werfe, welche das Hauptgewicht ganz oder doch theilweife auf die Sittlichfeit legen, die Aufmerf= 
famfett auf und die gefteigerte Empfindlichkeit fir die fogenannte Staatsmoral und das Berlafen Mer 
rein materialiftiichen oder rein rationaliftifchen Staatsgrundlehren, ftatt welcher immer häufiger auf das 
Chriſtenthum als die eigentliche Baſis unferer gefantmten Enltur und Staatenbildungen recurritt wird 
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feiner Conſequenzen die Fähigkeit und Kraft nicht hatte. Daß dem fo ſei, wird die num fol- 
gende eingehendere Betrachtung nachweiſen. 

Nach dem von und eingenommenen Standpunkte ergibt ſich als nächſte Folge, daß die herr- 
ihende Gottesanfhauung eines Volks oder einer ganzen Zeit auch für Die gefammte politische 
Erkenntniß derſelben und für ihre Stantskunft mit maßgebend fein müſſe. In dem Grabe alio, 
in weldhem die Gottesanſchauung eines Volks oder Zeitalters ſich ver abfolut wahren Gottesidee 
nabert und dieje das Daſein veffelben twirflich belebt, in demſelben Grade wird die Bolitif als 
Wiſſenſchaft und Kunft dieſes Bolfs und Zeitalterd auf wahren und abfolut fortſchrittsfähigen 
Srundlagen ruhen. 

Man mache uns nicht den Vorwurf einer theologifirenden oder fentimentalen Bolitif. Wir 
baben es bier weder mit der Theologie überhaupt oder einer beſtimmten Theologie, noch mit 
religiöſen Befenntniffen zu thun, ſondern einzig mit dem Menfhen, und zwar mit dem ganzen 
Menſchen als hiſtoriſchem Subject und Object aller Bolitif. Zum ganzen Menſchen gehört 
aber auch eine Gottesanſchauung, und wie der Menfd auf dem Wege ver Erfenntnif (ganz ab: 
gejeben vom Wege des veligiöfen Glaubens) nur durch die richtige Erkenntniß jeined eigenen 
MWejend zu einiger richtigen Grfenntnig Gottes gelangen kann und umgefehrt, jo find auch 
Gottes-, Menſchen- und alle jonftigen wahren Erfenntniffe unauflöslic miteinander verbun— 
den und fich wechleljeitig beſtimmend. 

Der Staat fliht allerdings nur ein irbifches Band, aber aus himmliſchen Gründen, fir 
bimmlifche Zwecke. Der Himmel ſchaut in den Staat hinein, und der Menih blidt aus den 
Staat in den Himmel. Kann doch jelbft der nüchternſte Nechtöftaat in dem Eid die Berufung 
auf ven Himmel nicht entbehren, und hat ein geiftreiher Schriftfteller mit Recht geſagt, ed gebe 
fein geſchichtlich auch nur einigermaßen intereflant gewordenes Volk, an deſſen Wiege nicht die 
Religion als eigentliche Amme der Gultur geftanden.??) Legtered wird namentlich auch durd die 
reihe Symbolik aller alten Rechte überhaupt, durch deren poetiich-fittlich-religiöfen Charakter, 
jowol bezüglich des materiellen Rechts wie der gerichtlichen Procedur, vollfländig erwieſen. 16) 

Darum aber ift nicht nur die Verſchiedenheit der Gottedanfhauung im Alterthum und in 
der hriftlichen Weltära die Grundurſache der Verfchievenheit ver antiken und modernen Politik, 
jondern auch die Identität per antifen und modernen Gottedanfhauung die Urſache, warum jid 
da und dort, im Guten mie im Übeln, die Politik diefer beiden Weltperioden ſympathetiſch be: 
rühren. Der Menſch war in beiden Weltperioden wejentlich derfelbe. Aber während er im 
Alterthum die Wahrheit nur ahnte und den Irrthum zum Staatöprincip erhob und in den In- 
ſtitutionen verförperte, fennt er in der modernen Ara die Wahrheit, ohne jene Unvollkommen— 
beit verloren zu haben, melde das Altertum zu Grunde richtete, weil ed den Irrthum nicht 
überwand, und auch unfeve Völker zu Grunde richten muß, wenn fie ſich nicht ſtets neu zur Uber: 
windung des Irrthums erſchwingen und die erfannte Wahrheit auch immer neu und lebendig 
verwirklichen. 

Die Grundirrthümer, welde die Politif des Altertbums 17) charakteriſiren, find aber: 





15) Folgende Außerungen enthalten, vielleicht unbewwußt, nur in andern Worten diefelbe Idee: „I 
y a deux especes de Politique: l’une fondee sur les lois que la nature a tablis, pour procurer 
aux hommes le bonheur,, c’est-A-dire celle qui est le veritable droit naturel; Yautre, ouvrage 
des hommes, droit variable et conventionnel, produit des passions, de linjustice, de la force, 
dont il ne resulte que de faux biens et des grands revers“ (Mably bei Bolney, ©. 583). 
„‚L’exemple parti d’en haut accreditait l’opinion que la politique n'a rien ä faire avec la justice. 
Ü est un prejuge ... mais, quoiqu'il egare le sentiment moral, il ne le supprime pas‘ (Re: 
znufat, Politique liberal, S. 197). „C'est I’'honnete qui fait l’utile, et non T’utile qui fait l'hon- 
nöte, parce que le premier est le bien absolu et le second le bien relatif” (Vacherot, La de- 
mocratie, ©. 235). „Les morts les plus illustres ont besoin de reposer dans les temples ou 
I itnmortalité est tous les jours proclamee, et leur culte est bien froid et bien precaire quand 
on le separe du culte de Dieu“ (®uizot, Memoires, II, 72). „Le progres, c'est toujours de 
rentrer dans la verite, dans les conditions eternelles de la societe, de salisfaire à ses vrais be- 
=oins reels et actuels‘ (berfelbe, Histoire parlementaire, Il, 449). Bgl. auch Hildenbrand, Rechts: 
whilofophie, I, 17 fg. Scherer, Gefchichte ver Religion, I, 43. Zachariä, Vierzig Bücher, 1,85. 

16) Bat. Chaffan, Essai sur Ja symbolique du droit (Paris 1847), Einleitung, befonders 
=. LXXIU, LXXXVI u. 212 fg. ©. noch Zachariä, Vierzig Bücher, I, 43; VI, 93. Dito, De juris- 
prudentia symbolica (Ntreht 1730). Dümgé, Symbolif germanifcher Völker in einigen Rechtsge— 
ro ohnheiten (Heidelberg 1812). Die einfchlägigen Arbeiten von Grimm und Phillips find befannt. . 

17) Laurent (Etudes, II, 495) bezeidmet die politique universelle zur Zeit des Demoſthenes als 
‚„Nart d’etre unjuste impunement“. 
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1) Die Idee von einer derartigen den Menſchen angeborenen Ungleichheit, daß nur ein gewiſſet 
Geblüt zu einem unmittelbaren thätigen Antheil am Leben ded Staats (oder wie es nad ver 
antifen Anfhauung eigentlich beißt, zur Herrſchaft) berechtigt, alle übrigen Menſchen aber in 
irgendeiner Weiſe diefer Herrfchaft unterworfen feien. Die Folge dieſes Grundfages war ber 
hermetiſche Abihluß der herrſchenden Klaſſe von allen übrigen, der ih am prägnanteften in 
dem unüberwindlichen Gegenfag zwifchen Freiheit und Sklaverei ausſprach. Hieraus refultirte 
endlich die abfolute Unmöglichkeit, die Idee einer organifchen Einheit aller einem Staat An: 
gehörigen zu verwirklichen. Statt ihrer fand, welche Abftufungen immer innerhalb der freien 
und unfreien Klaſſe ftattfinden mochten, zwifchen beiden innerhalb des Staats ſtets nur eine 
mechaniſche oder Gewaltöverbindung flatt, was nichts anderes ald ein ewiger, latenter, nım 
durch fürdterliche Gruptionen unterbrocdhener Kriegszuftand fein konnte. Nach einer folgen 
Auffaflung der menfhlichen Verſchiedenheit oder bei der überhaupt beftehenvden Annahme, daß 
es möglich fei, daß die einen zur politifchen Nctivität befähigt, die andern unbefühigt geboren 
werden, erfcheint ed nur natürlich, daß auch die Barteifämpfe innerhalb der freien Klaffe einen 
mebr zerftörenden als allmählich organisch förbernden Charakter haben mußten. So ſuchten 
die Patricier die Pleb8 der Sklaverei wenigftens thatfählih nad Möglichkeit nahe zu halten, 

und die Plebs ftrebte dad Patriciat der Sklaverei möglichft nahe zu bringen. Es iſt das Gigen: 

tbümlidhe der wahren, d. h. geordneten menfchlichen Freiheit, daß fie nur dann gedeiht, wenn 

fie jeder wenigftend pflegen fann, und ald Monopol einer Klaffe, fei fie zahlreich oder nicht, mit 
diefer zugleich gänzlich zu Grunde gebt. Bon allen Mafchinen ift ver Menſch die ſchlechteſte und 
ruinirendfte, Kein Staat des Alterthums hat der Fäulniß widerſtanden, die von der Sklaverei 

ſich allmählich über alles verbreitete. Zuerft vergiftet fie das häusliche Leben und zulegt den 

ganzen Domban des Staats. 

2) Der andere Grundirrthum ded Alterthums war, daß feine Staaten nur bie eine oder die 
andere ber drei großen Hauptrichtungen des menſchlichen Dafeins einfeitig verfolgten oder viel: 
mehr ſtets die eine Richtung zur alleinigen Herrſcherin über die andern fegten, und zwar felbft 
dann, wenn ſie im Laufe ihrer Entwidelungen die Richtung verändern mußten. Da mar es 
die brutale Geld: oder Waffenmacht, dort eine zur Herrſchaft gelangte Religion, wo ander: 
wieder eine Summe politifch rechtlicher Erfenntmiffe, ver man die alleinige Beherrſchung dei 
ganzen Volkslebens zuſchrieb. Infolge deſſen war entweder der Kriegszweck der Herr der Re: 
ligion und der Intelligenz, oder die Religion die alleingebietenve Herrin aller materiellen und 
intelleetuellen Kräfte, over das Staatögejeg die Gebieterin über Glauben und alles Bermögen. 
Es fehlte demnach auch die organisch = harmonische Ausbildung des Menfhen und die organiſch— 
harmonijche Verbindung der Lebendrichtungen, ein dem Weſen des Menſchen als ſolchem 
fompathetifher Staatszweck. Demnach fonnte ver Staat felbft für die Freien oft nur ein rauher 
Deöpot fein, da er allein und für alle im wefentlichen glei die inbividuelle Entwidelung zu 
meiftern beftrebt fein mußte. Die angeborene Freiheit fonnte wie die Unfreiheit zu einem an: 
geborenen Fluch werden, der dem Despotidmud, dem alles gleihmachenven, erfolgreih vorar- 
beitete. Offenbar aber hängt diefer Irrthum innigft mit dem unter 1 bezeichneten zufammen. 
Indem man durch den Sieg der Waffen, durch eine befondere Religion und Vernunfterfenntnif 
die durch fie Überwundenen auf Erden und im Himmel aus der Gemeinihaft zu bannen ſucht, 
wendet ji das falfche Princip voppelfchneidig gegen ven Sieger. Es zwingt ihn, die angeblich 
mit ihm geborene Eigenſchaft, auf welder feine erften Erfolge beruhten, durch alle Generationen 
unverändert feflzubalten. Er kann, er will ed nicht, und doch muß er ed, Er wird ſelbſt Sklare 
des faljchen Principe und erhält fo die Vergewaltigung zurüd, durch melde er zum Herrngrs 
worden. Der Ölaube veredelt nicht, die Intelligenz fteigert nicht feine materielle Kraft; bie mas 
terielle Kraft und die Intelligenz dienen nicht frei den ethifhen Aſpirationen; der Glaube bes 
gründet und belebt nicht, die materielle Kraft fteigert nicht das Streben nad) Erfenntnif. Die 
Ginjeitigkeit macht die allein gebrauchten Federn lahm und läßt die ungebraudhten erſchlaffen — 
der Erfolg ift in allen Fällen ebenfo wefentlich gleih, nämlich Verfall, wie es die Urſache war, 
nämlich Despotisnnd und Sklaverei! 

3) Hieraus erklärt ſich aber auch von felbft noch ein dritter Grundirrthum der antiken Stans 
tenmelt — nämlich, daß, da die einen nur herrfchen, die andern nur dienen follen, niemand au 
die Nothwendigkeit einer richtigen Ausgleihung zwifchen Freiheit und Ordnung dachte. Die, 
welche du herrſchten, follten nicht gehorchen und umgekehrt. Daher waren auch alle politifden 
Entwidelungsfämpfe in ver Alten Welt Kämpfe um vie Herrſchaft. Es handelte ſich nicht darum, 
indem man immer mehr unguträglide und unwürbige Hinderniſſe ver Freiheit befeitigte, auch 
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immer wieder neue Bande der Ordnung zu flechten, oder nicht darum, indem man immer wieber 
neue productive Kräfte aus ihrer Gebundenheit löfte, fie zugleich in einer entſprechenden Weiſe 
für ven Staat, dad Ganze, zufammenzufafen. Die Freiheit war politifche Herrſchaft; fie blieb 
nah Form und Inhalt ſtets diejelbe oder ftrebte doch e8 zu bleiben, und nur die Träger derſelben 
wechſelten, wenn ed den Nichtherrichenden gelang, die bisher Herrſchenden zu entfegen. Die 
Geſchichte weift zwar auch Compromiſſe zwischen beiven Theilen auf; allein viefe kamen meift zu 
ipät, waren nicht Zeichen der Kraft, fondern der Ohnmacht und, wenn nicht Beweife, daß die 
bisherigen politifhen Vorrechte bereit ihren größten Werth verloren hatten, doch entweder 
jichere Mittel oder ungweifelhafte Vorboten, daß ſie venjelben bald verlieren würden. Freiheit 
und Orbnung waren nidt die untrennbaren Hebel der menſchlichen und ftaatlihen Bervoll- 
fommmung, jondern zwei unverjöhnliche Feinde, die bei jeder Eroberung, welche der eine machte, 
zerſtörten, was der andere zu Schaffen verſucht hatte. 

Diefe Irrthümer der antifen Politik, infolge welder es ebenjo an einer frievlihen Verbin: 
dung jelbftändiger Völker wie an einer organischen Verbindung verfchiedener Klaffen eines und 
deflelben Volks fehlte, jeder Staat pad Bild einer Hypertrophie irgendeiner einzelnen Daſeins— 
rihtung und der Schauplag ununterbrodener Kämpfe extremer Tendenzen war, entſprachen 
übrigens aud jo volllommen der mangelhaften Selbfterfenntnig des Menſchen, daß fie auch 
heute noch Macht genug haben und man fi bei ver Schwäche unjerer Zeit, die richtige Er— 
fenntnig confequent zu bethätigen, gar oft in die ſchlimmſten Situationen der alten Politik 
verſetzt zu ſehen glaubt. 

Die rihtige Grundidee Gottes und des Menſchen, alfo auch des Staats und ſeines Lebens, 
it aber der modernen Ara duch das Chriftenthum geworden, welches im Gegenjag zum Alter: 
thum die bei aller individuellen Mannichfaltigkeit doch weſentliche Gleichheit aller Menjchen 
vor Gott, aljo aud unter ih, proclamirt und dad Gejeg der organifhen Einheit der drei 
großen Richtungen ded menſchlichen Wefeng, reſp. der drei großen irdiſchen Dajeinsformen, ſo— 
wie das weitere Geſetz der bei allen fortſchreitenden Entwidelungen fortwährend nöthigen har— 
monifhen Ausgleihung zwifchen Freiheit und Ordnung vollkommen fanctionirt hat. 

Mehr politifch ausgedrückt ift die fragliche Grundidee die der organijchen Einheit der Men- 
ihen in ver Gefellihaft oder ver für alle freien Einheit, in welcher jeder die jeiner Inpividua= 
lität entfprechende Stelle innehat; ferner Die Idee der organiihen Einheit ded Menſchen nad 
Seele, Geift und Körper und der gleihmäpigen Entwidelung der auf ihnen beruhenden drei 
großen Lebensrichtungen ver Völker, ſowie ver fleten Verfühnung zwiichen ven Anforderungen 
ded Individuums und der Gefellihaft, wie Died nur im Staat und joweit es in ihm möglich if. 

Es begreift jich leicht, daß fich der alte und ewig gleiche Menſch gelegentlich der politischen 
Verirrungen unter der Herrihalt des ebenerwähnten chriſtlichen Humanitätöprincips anderer 
Formen, wenigftend i in der Negel, bediente, ald dies im Alterthum dev Fall geweien. So fam 
ed, daß man in unferer Ara ebenio die T beofratie wie die ſtaatsdienende Religion verwarf, bei— 
des aber ver Sache nad nicht ganz überwand, daß man dieſe Art von Vermögen und jenen 
Stand confervativ und allein politifch einflußreid gelten lajjen wollte und jogar Monopole des 
politifchen Verftandes jhuf, während auf der andern Seite faum ein Irrthum antiker Politik 
größer war als die vielen Irrtümer unferer Zeit über das Prineip ver Freiheit und Gleichheit. - 
Führte doch die erftere zur Köfung der Einheit des Staats und feiner Kraft, die legtere zur Ne— 
gation aller der zahllofen natürlihen Mannichfaltigkeiten der Menſchen und Völker, alſo zu 

derfelben innern Spaltung und fflavifhen Uniformität, welde den Entwidelungsgang der 
alten Staaten kennzeichnen. 

Allein während im Alterthum die Ahnungen ver Wahrheit vem hartkryſtalliſirten Irrtum 
gegenüber nicht mehr verwirklicht werden konnten, haben die antifen Reminifcenzen und jelbft 
die in den modernften Formen, je nad) den veriöjiedenen Geſchmacksrichtungen unierer geſchicht— 
lichen Entwickelungsperioden verſchieden auftretenden Misverſtändniſſe und Misanwendungen 
des chriſtlichen Princips dieſes nicht vernichten fönnen. Hatte ed vom Anfang an, ſelbſt ehe es 
noch zum Bewußtfein gefommen, die glänzendften Siege gefeiert, fo wird ed und mit ihm unfere 
Nationen fo lange herrſchen, als legtere nicht die Kraft oder den Willen verlieren, eö herr: 
ſchen zu laffen. 

Die Einfeitigeit, welche einen der größten Irrthümer der antifen Politik bildet, wurde 
übrigens in der chriſtlichen Ara nicht blos mitunter praftifch verſucht, fondern aud) vielleicht 
theoretifch begründet. Beweis dafür find die verihiedenen Staatszweckstheorien, die die ver: 
ſchiedenen Anfichten,, weil über das Endziel, darum auch über die legte Grundlage, das Princip, 
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die Idee des Staats und aller Politik enthalten. ‚Streng genommen gibt es nur vier Staatt: 
zwedstheorien, von denen die eine, die Wohlfahrtstheorie, der materialiftifhen,, die zreeitel, bie 
Rechtstheorie, ver rationaliftiihen, und die dritte, vie Sittlichfeitätheorie, der ſpiritualiſtiſchen 
Richtung des menſchlichen Daſeins entfpricht, die vierte aber bald mehr bald minder glücklich ein 
Ausdruck für die Ginheit von allen dreien ift. Auch in den verſchiedenen piloſophiſchen und 
biftorifchen Theorien über Princip und Rechtsgrund des Staatd und der Staatägemalt zeigt 
jich diefelbe Berfchiedenheit, je nachdem man nur von einer Richtung des irdiſchen Dafeins, 
oder von diejem nach allen feinen Richtungen zugleich ausgeht. 

Dabei ift jedoch harafteriftifh: 1) daß feine von diefen in einfeitiger Auffaffung des Men: 
hen und Staats beruhenden Anſichten auf ihrer Ginfeitigfeit ftreng beftebt oder dieſelbe ſcharf 
durhführt. Jede ſchämt ſich fofort, nachdem fie faum ihr Glaubensbekenntniß aufgeftellt bat, 
daffelbe unmodificirt feftzuhalten. Und wie die Völfer, halb mit Bewußtſein, halb faſt inftinct: 
mäßig, lich ſtets von einer einfeitigen Politif abgewenvet und ihr immer mit Erfolg Oppofition 
gemacht haben, fo hat die Praris bald die falfche Theorie corrigirt, und diefe ſelbſt fich veranlaßt 
geieben, in irgendeiner Form aud die übrigen Lebensrichtungen ind Programm aufzunehmen. 
Darum wird die Wohlfahrtötheorie zu einer Theorie der geiftigen und feiblihen Wohlfahrt, bie 
Nechtötheorie erweitert fich zu einer Theorie deſſen, was objectiv und abjolut gerecht der ganzen 
Natur des Menſchen entſprechend ift, und die Sittlichfeitätheorie modificirt fich dahin, daß man 
nicht mehr verlangen könne, ald dem Staat feiner Natur nad) möglich fei. 

2) Daß feine diefer einfeitigen Auffaffungen jemals definitiv und unabänderlich für immer 
das leitende Princip der Politif eined Staat? geworben ift und deſſen Einrichtungen nur auf 
diejes berechnet geweſen find. Die Oppofition, welde naturgemäß bald gegen jede Einfeitigkeit 
ſich bildete, und deren höhere materielle Berechtigung bei dem unzweifelhaften Sittengefeg unie: 
rer Zeit niemand leugnen konnte, muß, wenn fte ſich nur nicht in ven Mitteln vergriff, nad und 
nad immer zu Erfolg fommen. Diefer Erfolg beftand freilich in ver Regel darin, daß am die 
Stelle der bisherigen Ginfeitigfeit eine andere trat. Aber fhon der Wechſel war ein Vortheil, 
und ſowie e8 Sache der ſtaatslenkenden Politif ift, allen gewaltfamen Zufammenflögen ber in 
fleter Entwidelung begriffenen Verhältniffe und Volksmaſſen zuvorzufommen, fo bat ſie auf 
die Aufgabe, ſtets die aufeinander plagenden Einfeitigfeiten oder Extreme auszugleichen. 

Der nad unferer Überzeugung wahre Grundgedanfe ber Politik ift nun allerdings ſehr ein: 
fach und leicht zu fallen. Allein Schwer, fehr ſchwer ift e8, die Conſequenzen veffelben in jedem 
gegebenen geihichtlihen Moment feftzubalten, noch ſchwerer, ihnen gemäß fletd confequent zu 
bandeln. Und nit nur ſchwer, auch undanfbar, im gewöhnliden Sinne des Worts, if die 
Stellung ded wahren Staatsmanns, der nicht um Lohn, nicht um Liebe und Gunft, jonbern 
um den Segen der Zufunft dient ( Mommſen, „Römiſche Geſchichte“, II, 457). 18) Es ſei un? 
verftattet, eine Reihe von praftifchen Grundſätzen der Politif, welche wir für die widtigften 
halten , kurz anzudeuten, 

1) Da nur derjenige Gedanfe ven Nanıen einer politifhen Idee verdient, der von der richti- 
gen Erkenntniß des Weſens des Menſchen und Staats überhaupt und eines beitimmten Staatt 
und Volks insbejondere ausgeht, aljo im allgemeinen und nad ven gegebenen Umſtänden or- 

ganiſch ift, fo erfcheint au nur derjenige ein Staatdmann oder jeder infoweit ald Staats— 
mann, als er felbft barmonifh und organiſch menschlich = politifch und national entwickelt iſt 
Selbftentwidelung in diefem Sinne ift daher die erfte politifhe Pflicht eines jeden, und auf diefe 
durch alle gegebenen Mittel einzuwirken, fie immer weiter zu verbreiten, immer größern Maren 
aus dem blos mehaniihen Verhältniß in ein organiiches zum Staat zu verhelfen , dies oder Nie 
Beförderung der politifhen Erfenntniß und Charafterbildung nennen wir die erfte Arfgabe der 
Politit 19), falls nicht ein dringender Grund die Selbfterhaltung des Staats in Frage frllt. 
If dies der Fall, dann geht diefe allen andern volitifchen Zielen momentan vor. 

2) Die Bolitit muß ſtets deſſen, was zu näch ſt möglich ift, ſich klar bewußt fein, damit nich 
die Idee eined nicht möglichen Beflern zum Feinde des möglichen Guten werve.?0) Möͤchten 


— — — — 


18) Es iſt ſehr bezeichnend, wenn ein Manu mit ſolchen Erfahrungen wie Guizot (Mémoires, VI, 
45) fidh dahin äußert: „Rien n'est plus rare, en politique, que les resolutions simples ed 
poursuite exclusive d'un but unique, sans distraclion ni complaisance pour de secrets desirs 
qui depassent le vrai et public dessin.” ©. auch &amartine, La France parlementaire (Paris 
1864), I, 207, 212. 19) Held, Staat und Geſellſchaft, I, 257 fg. 

20) Man kann dies auch fo ausdrüden: die Bolitif hat unter zwei Übeln ſtets das Hleinere zu wäh: 
len, und nur eine richtige Politik gewährt die hierzu nöthige Erkenntniß. 
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daber vie Völker beherzigen, wenn Guizot („Memoires”, II, 286) ihnen fagt: „‚U faut que les 
peuples qui veulent être bien gouvernes renoncent äfaire de leurs impressions et de leurs 
soüls dramatiques la regle de leur gouvernement‘’, die eigentlihen Bolitifer aber nicht über: 
ſehen, vaß: „La politique veut un certain melange d’indifference et de passion, de liberte 
desprit et de volonte arretee, qu'il n’est pas aise de concilier avec une forte adhesion a des 
idees generales et une sincere intention de tenir la balance exacte entre les principes et 
les interets divers de la societe’’ (Derjelbe , I, 177). 

5) Das nad den gegebenen Verhältniſſen rechte Map ift die fiherfte Garantie für eine er: 
ipriegliche politiſche Wirkſamkeit. Schon Taritus fpridt es aus („imperaturus hominibus, 
qui nec tolam servitutem pati possunt, nec totam libertatem‘’), daß der Segen der Freiheit 
wie der Ordnung in deren richtigem Verhältniß zu fuchen jei (ſ. auch Guizot, a. a. D., I, 312). 
Joſeph I. und Pombal ſchadeten mehr, als jie nügten, indem fie ihre Bölfer nad Grundfägen 
regieren wollten, für welche diefelben noch nicht reif geweien; Friedrich von Preußen aber er: 
zielte feine ungeheuern Erfolge, weiler, wenn auch als Philofoph denkend, doch nur nad) den 
beſtehenden Berhältniffen regierte (Vollgraff, „Politiſche Syſteme“, 1, 185). 

4) Abgefehen von Momenten, wo ſich der Staat wirflih in der Noth der Selbiterhaltung 
befindet, ift feine Politik gefährlicher als die, welche einzelnen Ständen oder Intereflen altein 
Gewicht beilegt und fie deshalb unverhältnißmäßig begünftigt. Sie wird dadurch nothwendig 
ungerecht gegen die übrigen Stände und Intereflen, die fie reprimiren muß. Statt ihnen die 
organifche Stellung anzumweijen und dadurd eine pofitive und productive Kraft für dad Ganze 
zu gewinnen, verdirbt ſie auch die von ihr ausgezeichneten Stände und Interejlen, wie die Ge: 
ſchichte nur zu oft lehrt. Vivenot, „Herzog Albrebt von Sachſen-Teſchen“ (Wien 1861), 
Thl. I, gelegentlich der brabantiihen Stände und ihrer Haltung gegen Ofterreih, 1794. 

5) Es gibt feinen wahren Fortfhritt bei einfeitiger Politik; jever ſolcher Fortſchritt wäre 
ein Rückſchritt, va ein wahrer Fortichritt nur in der Harmonie der Yebensrichtungen und in ver 
Ausföhnung ded Dualismus der Freiheit und Ordnung beſtehen kann. Ein Spiritualismusg, der 
die Welt vergäße, ein Rationalismus, der feine Bald und praktiſche Nuganwendung hätte, 
ein Materialismus, den feine Moral veredelte und feine Intelligenz für menſchliche Zwede ver: 
wendete, müßten lauter in ihrer Verfolgung den Staat vernichtende, weil den Menſchen entar: 
tende Dinge fein. Wenn daher den Briten nur der „Profit“, den Branzofen nur die „gloire‘ 
der Kriegderfolge, den Deutfchen nur ihre „Philoſopheme“ gefunde Bolitif wären, jo müßte 
man jagen, daß dieſe Völker politifch ebenfo frank feien wie jene Völker ver Alten Welt, deren 
ganze ‘Bolitif Materialismusd oder Nativnalismus (Ehinefen), Brahma vder jonft ein unnatür: 
lich übertriebener und deshalb lügenhafter Spiritualismus ift. 

6) Es ift möglih, ja kann unvermeidlih nothwendig fein, die Politik zu wechſeln.?) 
Allein e8 ift unmöglich, in verichiedenen Branden der Ausübung der Stantögewalt, oder auch 
nur in der äußern Bolitif im Gegenfag zur innern 22), verichienenen politifhen Principien zu 
folgen. Wir müffen bei dieſem Sage etwas länger verweilen. Die Einheit, wie jie der Staat 
bildet aus mehrern Millionen Menfhen der verjhiedenften und wechjelndften Art, von denen 
jeder einzelne wieder in der Erreihung feiner indiviouellen Zwede die Hauptaufgabe feines 

Dajeins erfennt, ji) in jedem Augenblid mit dem Staat in Oppofition findet und mit den Mi- 
nuten feine Anſichten, Strebungen, Bedürfniffe ändert, eine Einheit, jagen wir, wie jie jletig, 
tarf und frei der Staat aus den Millionen feiner Glieder machen foll, müßte unmöglich oder 
doch wunderbar ericheinen, wenn nicht die Mannichfaltigkeit oder Freiheit der Individuen ohne 
ven Staat gleichfalls unmöglich oder nur durd ein Wunder denkbar wäre. Die Naturs und 
Bernunftnothwendigfeit des Staatd überhaupt ift das flärkite Bindemittel jedes concreten 
Staats, und die Unentbehrlichkeit einer politifchen Exiſtenz, ohne welche eine individuell freie 
Sonvereriftenz undenfbar erfcheint, bindet die centrifugalen Menfhen, Gemeinden, Provinzen, 
ia ganze VBölfer auf eine oft faft unbegreifliche Weife vauerhaft zufammen. Daß dabei gleich: 
zeitig eine gewiſſe Mannichfaltigfeit der Anfichten über die zu verfolgende Politik und in der 





21) Held, Staat und Gefellfchaft, II, 739. Dies gilt namentlicd) aud) gegenuber gewiffen ſogenann— 
ten traditionellen Bolitifen. 

22) Held, 11, 561, 726 fa. Die Außerung Guizot's (Memoires, 11, 250): „L'imperſection des 
Zouvernements a loujours ele grande, mais bien plus grande dans les alfaires du deliors que 
dans celle du dedans, La politique exlerieure a été le Iheätre favori de la violence brutale ou 
habile, de la fraude et de la badauderie, de l'’egoisme imprevoyant et de la credulite empha- 
tique“, berührt bie Sache nur äußerlich und obenbin und ſteht demnach unferer Auffaflung nicht entgegen. 


576 Politit und Moral 


Aufeinanderfolge der Zeiten ein gewifler Wechfel in ven leitenden Grundanſichten der Poliit 
ftattfinden müffe, wenn bei aller ftaatlihen Ordnung die individuelle Freiheit der Glieder ge: 
wahrt wurde, verfteht ſich von jelbft. Beweis dafür find nicht nur die gejeglihen Zuſtände un: 
jerer Staaten, welche häufig eine Menge von Gejegen in gleichzeitiger Geltung aufweilen, die 
ſehr verſchiedenen, ja diametral entgegengefegten politiihen Syſtemen entſtammten, ſondern 
auch die geſchichtlichen Verläufe ver Geblütsmonarchien ſelbſt, welche und trot der ſogenannten 
traditionellen dynaſtiſchen Politik zeigen, daß der Nachfolger auf dem Thron in der Regel eine 
andere Politik verfolgt als fein Vorgänger, Die vorherrihende Richtung der Negierungstbi: 
tigkeit eines Monarchen auf die eine oder andere der drei Hauptjeiten des menſchlichen Daleini 
und die dadurch eintretende Vernachläſſigung der übrigen beflimnı den Nachfolger um jo mehr 
in diefer Beziehung die Politik zu wechſeln, als dies die leichtefte und dankbarſte Art, Zufrie— 
denheit zu,ernten, fein muß. Die höhere Aufgabe ver Politik bleibt natürlich aud für immer 
die, Harmonie und Audgleihung in dem von und oben angegebenen Sinne hervorzubringen, 
und wenn dies mit Klarheit und Energie ind Werk gefegt wird und eine jolde Politik Policit 
des „Juſtemilieu“ genannt würde, fo müßte die Juftemilieu: Politik als die beſte Politik be: 
zeichnet werden. Allein in der Regel wird eine ſolche Politif entweder nur aus Mangel au 
Klarheit des Zield und Energie der Mittel ergriffen oder, wegen mangelnder politiider Bil: 
dung des Volks, nur ald Politik ver Schwäche und Doppelzüngigfeit aufgefaßt und bleibt daber 
meift erfolglos. Übrigens hüte man fih, Einheit der Politit und politifche Principienteiterei 
für identisch zu halten. Jede Eräftige Politif muß durch das ganze ftaatliche Negiment hinturd: 
geben, wie jede fraftloje Politif vem ganzen ftaatlihen Leben einen ſchwankenden Charakter 
aufprüden. Allein die Einheit ver Politik will nicht fo viel jagen, als ob eine politiſche Pet in 
dem Augenblid, wo fie auftaucht und zu realifiven begonnen wird, auch fofort ganz und in jeder 
Beziehung durchgeführt werden könne. Nehmen wir ein Beifpiel! Dem jogenannten Conti: 
tutionalismus liegt ohne Zweifel eine beftimmte politifche Grundidee unter. Demgemäß mt: 
langt der Gonftitutionalidmus nicht etwa blos eine geſchriebene Verfaflung mit gemifien allge— 
mein befannten conftitutionellen Einrichtungen, wie 3. B. Volkswahlen, Minifterverantwort: 
lichkeit u. f. w., fondern die Durchführung der organischen Staatsidee in allen Beziehungen 
des ftaatlihen Lebens, in der Gemeinde: und Provinzialverfaffung,, in der Einrichtung der Ee 
tihte und der Berwaltungsbehörden, inder Organifation ver Kriegsmacht u. f. w. DiefeDurd: 


führung befteht aber nicht in einer Reihe geſetzlich gemachter Einrichtungen, ſondern iſt mr | 


möglich durch ven Fortſchritt der Bölfer jelbft in ſtaatsorganiſcher Beziehung. Dieſer wird if 
aber, wenn er überhaupt flattfinder, allenthalben nur nad) und nach vollziehen, er wird gleiß: 
jam von jedem einzelnen in jedem gegebenen Moment neu errungen, gegen ſich ſelbſt behaupte 
werden, und Darum müffen immer neben ven organifchen oder conftitutionellen Zuftänden aus 
gewifle anarchiſche, abfolutiftifche und fogar despotifhe Zuftände vorhanden fein. Wie ab 
die frühere Geſchichte beweift, daß Abfolutismus und Despotismus, beftanden fie, gleiärie 
unter welder Staatsform, einmal ald Regierungsprineip, immer weiter über alle flaatligen 


Verhältniſſe ich verbreiteten, bis das organifche Leben im Staat erftorben war, fo zeigt auch de 


verhältnigmäßig kurze Geſchichte des Konftitutionalismus fhon deutlich genug, daß ſich de 


Völker mit einzelnen conftitutionellen Conceſſionen nicht begnügen, daß ein partieller Gonftitw 


tionalismus gar feiner ift und ein Staat entweder durch und durch oder gar nicht organiſch fi”) 
Die Gefahr der modernen Politik in dieſer Beziehung befteht darin, daß fie über der Freiheit de 


Dronung ebenfo vernachläſſigen fönnte, wie die nichtconftitutionelle Politik über ver Ortuuy 


die Freiheit vernachläſſigt hat. 


Wir haben und aber auch dahin ausgeſprochen, daß ein Volk infofern nicht zu gleidedtt | 


eine doppelte Politit haben könne, als feine äußere Politik eine andere wäre al& feine int. 
Im Gegenfag hierzu hat man nicht felten behauptet, daß die äußere und innere Politik int 
Volks abfolut verſchieden fein müßten.) Man hat aber hierbei offenbar zweierlei überfehen, 


23) ©. weiter unten sub 13. 

24) Sind beide wirklich jo verfchieden, dann ift erflärlich, wenn Metternich nach der Kalaſtrorhe 
von 1848 in London zu Guizot ſagte: „J'ai quelquefois gouverne l’Europe, mais l’Autriche, 
mais“ (Guizot, Memoires, II, 339); dann muß man fidy aber aud) über derlei Katajtrenben nid! 
wundern. Übrigens Fam es zu allen Zeiten, und zwar nicht blog bei Staaten, fondern auch bei 
vor, daß man fi), um ben Unannehmlichfeiten des innern Lebens und der Nothiwendigfeit ihrer 
befferung zu entheben , in das öffentliche, refv. äußere Reben ftürste, eine auch für Privatgeſellſchafier 
unglückliche Politit, die alles gefunde Leben von innen heraus jerlören muß. 
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nämlich a) daß ed gar nicht möglich ift, materiell die Äußere und innere Politik audrinanderzus 
halten, und b) daß die jignalifirten Unterfchiede zwifchen beiden nicht Unterfchiede in den politi— 
ihen Brineipien, fondern nur Unterfdiede in den Formen und Mitteln der Außerung derjelben 
jeien, wie ji diefelben mit Nothwendigkeit daraus ergeben, daß bei der äußern Politik der 
Staat mit andern Staaten, bei der innen mit feinen eigenen Gliedern in Beziehung tritt, 
Letzte res erklärt ed auch, daß ein Staat gegen feine eigenen Glieder in demfelben Augendlid, 
wo diefelben von ihm abzufallen, fih von ihm zu trennen, ihm ſelbſt zu befehden beginnen, in 
daſſelbe Verhaltniß geiegt, ihmen dieſelbe Politik entgegenzuftellen gezwungen ift, wie er es zu 
andern , namentlich zu ihn feindlichen Staaten zu thun pflegt, und-es nur vom Erfolg abhängt, 
ob diejer Zuſtand definitiv oder der frühere wieberhergeftellt wird. Im legtern Fall wird 
wieder die innere Politik, freilich unter den durch die Umftände gebotenen Mopificationen platz⸗ 
greifen. 

Die Lehre von der Verſchiedenheit zwiſchen äußerer und innerer Volitik ſcheint mit der Ein— 
theilung des Staatsrechts in ein äußeres und inneres und mit ber Unterſcheidung einer Souve— 
rinetät nach außen und nad) innen zufammenzubängen. Alle dieje Unterſcheidungen bezeichnen 
aber allerdings wol verſchiedene Richtungen der Staatägewalt, feineöwegs aber eine Verſchie— 
denheit dieſer jelbit und der ihre Handlungsweife beftinnmenden Brincipien over politifchen 
Ideen, Bleiben wir hier bei der Unterſcheidung zwiſchen äußerer und innerer Politik, fo ift vor 
allem Far, daß der erite Zwed der Politik in beiden Beziehungen verfelbe, nämlich die Selbft- 
erhaltung ſei, und daß dieje felbit immer gleichzeitig von äußern und innern Umſtänden abhängt. 
In diefem Sinne ijt nicht nur eine Eraftvolle, ehrliche, gute innere Politik die beſte äußere, fon: 
dern ed gilt mit demfelben Zuge auch das Umgefehrte. 2°) Gebenenfalls kann jedoch um der 
Selbiterhaltung oder Selbitförderung willen in einem beflimmten Moment die politifdie Action 
entweder vorherrſchend eine Äußere oder mehr eine innere fein müſſen. Dies liegt aber dann 
nicht in dem verfchiedenen Wefen der äußern und innern Politi, fondern in der momentanen 
politiſchen Situation ded Staats. Je ungefährdeter feine Eriftenz von außen, je größer die 
Kraft des Völkerrechts ift, defto weniger wird die Selbfterhaltung befonvdere Anftrengungen 
nad außen erbeiihen. Was Geng in feinem berühmten Sendfhreiben an Friedrich Wilhelm II. 
(Schloſſer, „Schriften von Gentz“, I, 16, 17) ausſprach, daß nämlich bei ver Lage, in welder 
Europa ſich befindet, nicht Die innere, ſondern die auswärtigen Verhältniſſe eines Reichs die 
wejentliche Bedingung feiner Wohlfahrt und fat ohne Ausnahme die erſte Quelle fei, woraus 
jein Glück oder fein Verderben herfließe — das ift heute noch mehr wahr als damals (1797). 
Died muß aber um fo mehr beflagt werben, je weniger man ſich darüber täufchen kann, daß die 
im Gonftitutionalismus auftretende Idee des organifchen Staats nie zur vollen Wahrbeit und 
zu ber möglichen Nealifation gelangen kann, folange diefer Zuftand währt. Denn der Eonfti- 
tutionalismus iſt, welches aud) fein indirecter Einfluß auf die äußere Politik fein mag, weſent— 
ih und unmittelbar nur auf die innern Verhältniffe gerichtet und muß in demfelben Maße 
leiden, als die innern Angelegenheiten an Bedeutung fortwährend den äußern untergeordnet 
eriheinen. Damit hängt noch eine andere fehr bevenklihe Erfheinung zufanmen. Wir haben 
es erlebt, daß man von feiten größerer Mächte eine ihrer Politik entgegengejegte, auf der innern 
Rechtsüberzeugung der Völker beruhende Politik Eleinerer Staaten eine gefährliche demokrati— 
ihe Politik nannte und die jo verfegerte wahrhaft legitime Bolitif des minder Mächtigen unter 
der gefälſchten Firma der Legitimität niederzubrüden ſuchte. Der Sieg einer ſolchen Politik 
müßte, und wenn wir nod zehnmal mehr conftitutionelle Charten erhielten, ald wir ſchon haben, 
dad Grab der wahren conftitutionellen Jdre, des organischen Staats, der modernen Givilifation 
fein, und wäre es ohne Zweifel beſſer, offen den Nothitand einzugeftehen. Auch die geſchichtlich 
unleugbare Thatſache, daß der Staat in der äußern Politik ſich oft gerade der den Mitteln feiner 

innern Volitik am meiften entgegengejegten Mittel bedient, ift fein Beweis dafür, daß die 
innere und äußere Politik des Staats am fi wefentlich verfchieden fei. Die liberalfte innere 
Politik verbindet jih nicht felten mit abjoluten Staaten oder mit den abjolutiftifchen Elementen 
anderer Staaten. Eine innere Politik, welche mit eiferner Hand jede Freiheit im eigenen Lande 








25) Sehr richtig fagt Guizot (Pourquoi la revolution etc., ©. 72): „C'est une dangereuse 
tentative de chercher au dehors des forces secretes pour agir sur les affaires interieures de 
son pays; les plus habiles courent grand risque de servir ainsi les desseius de l’etranger plu- 


tôt que leurs propres desseins.‘ 
Staate:Lerifon. XI. 37 
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daniederhält und, obgleich ſelbſt der Revolution entſtammt, die Revolution bis aufs Meſſer 
befämpft, findet es oft zweckmäßig, die Freiheitsbeſtrebungen in andern Ländern zu fördern und 
mit den revolutionären Elementen derjelben zu confpiriren. In welcher Form dies geſchieht, 
ob, um den wahren Glauben im eigenen Lande durch Förderung der Ketzerei im fremden zu er: 
halten oder um eine Dynaftie duch den Vorſchritt in der Eivilifation feſter zu begründen u. ſ. m., 
ift ganz gleichgültig. Aber nicht überjehen darf werben, daß, wenn auch die Selbfterhaltung 
eined Staats andere Gonjequenzen nach ſich zieht als die des Individuums, die natürliche Ver: 
Schiedenheit ver Mittel der äußern und Innern Volitik nie den Sat rehtfertige, daß der Zweck 
die Mittel heilige. Eine Politik, welde in ihren äußern Verhäliniſſen Grundjäge als Mittel 
gebraucht, die fie in ihren innern Berhältniffen befämpft, it immer ein Zeichen entweder eines 
‚ratürlich nicht haltbaren Staatözuftandes oder einer ſchweren Krankheit feiner Hauptorgane; 
und da durch eine ſolche Politik diefe Misftände nit nur nit gehoben, fondern eher verſchlim— 
mert werden müſſen, fo werben auch ihre Hauptnachtheile immer auf den betreffenden Staat 
zurückfallen, gleihviel, wann man diefe Wirkungen gewahr wird, gleichviel, ob fie zuerſt nur 
die Leiter oder andere treffen. 

7) Ein Hauptprobirflein einer wahrhaft guten ‘Politik befteht darin, ob fie nur eine Ein— 
tags: oder kurzſichtige Utilitäts-, eine Bequemlichfeitd: und Laisser - aller: Bolitif, eine Fein 
Princip vertretende, perfönliche, über Kleinigkeiten oder dody untergeordnete Dinge die Haupt 
ſache vernadläfjigende Politik oder das Gegentheil von dem allen ift.26) Je weitfitiger und 
tiefblickender eine Politik ift, defto ftaatdgemäßer wird fie fein, was felbit dann gilt, wenn es 
fih um anfdeinend Fleinere Angelegenheiten oder un ſchnelle Entiheidungen handelt. Der 
Staatömann muß dem Flugen Führer im Gebirge gleichen, der weiß, daß die kleinſte ungeſchickte 
Bewegung eine Lavine erzeugen fann, die ganze Thäler begräbt. Er muß mwiflen, daß vie 
fchnellfte Entfheidung weithin tragende, unberehenbare Wirkungen bat, und daß das unerwar= 
tetfte Ereigniß meift wohl vorbereitet war. Hat er es überfeben, wie e8 ih allmählich bilvete, 
und wurde er dadurch überrafcht, fo ſehe er jich vor, daß er nicht auch noch eine unüberlegte Ent: 
ſcheidung treffe. 

Mie wenig eine momentane Utilitätöpolitif eine mahre Politik fei, ergibt Üch aber noch aus 
folgenden Erwägungen. Bolitifh ift nur das Staatsgemäße. Der Staat in feiner Tendenz 
nad Ewigfeit ift aber ein Jahrhunderte, ja Jahrtaufende umfaffender einheitliher Zufammen: 
hang von zahllojen und unendlich mannidfaltigen Urſachen und Wirkungen. Das abjolute 
Weſen ded Staats in Verbindung mit den gegebenen Verhältniffen ift nur die eigentlihe Norm 
aller Bolitif, deren Übung demnach als eine Pflicht im Dienft des Staats eriheint. Wer von 
diefer Idee erfüllt ift, wird nicht leicht dazu Fommen, feine politiihe Stellung in feinem eigenen 
perfönlichen, alfo egoiſtiſchen, ſtaatswidrigen Intereffe zu misbraudhen. Fehlt aber dieſe Idee, 
oder findet man es zu mühſam, feine politifhe Thätigfeit ihr gemäß einzurichten, fo wird man 
nur an den augenblidlihen Erfolg denfen und feine eigene rein individuelle Anſicht über das, 
was nützlich, d. h. dem Handelnden am nützlichſten und bequemften ift, entſcheiden laſſen. Wenn 
aber das ſtaatliche Intereije nur nach periönlihen Nützlichkeitsanſichten entſchieden wird und ſich 
in die Berwaltung der öffentlichen Angelegenheiten die Privatintereſſen der Leitenden als maß: 
gebend einmiſchen, fo muß ſich ein Doppeltes ergeben, nämlich a) eine allgemeine Unzufrieden⸗ 
heit aller derer, die eine wahrhaft aatlihe Politik wollen, und zugleich auch aller derjenigen, 
deren Privatintereffen den unter bie Ügide des Staats geftellten, maßgebend gewordenen Pri⸗ 
vatintereſſen nachgeſetzt wurden; b) eine Verwirrung der politiſchen Begriffe, eine Fritijche umb 
bittere Meinungdverjgiebenpeit über die Politik und deren Lenker, eine gewifle Lügenhaftigfeit 
der Politik, ein ſtetes Schwanken, eine höchſt gefährliche Unſicherheit derſelben. 

8) Unklarheit und Unſicherheit der Politik ſind aber jo große Übel, daß ſie ſelbſt die beſte 
Abſicht vollſtändig paralyſiren. Wir find nit ver Meinung, als ob jeder Bürger auch ein 
Staatömann im engern Sinne ded Worts fein könnte oder follte, obgleich dad Ioral ded Staatt 
einige wahrhaft ftaatsmännifche Eigenschaften von jedem Bürger verlangen muß, da ohne ft 
ber organifhe Staat unmöglich und jedes Mittel dazu, wie z. B. ver Gonftitutionaligmusd, zur 
Unmahrheit werden müßte. Damit verträgt e8 ih aber wohl, daß einzelne Momente ober 
Schritte der ftaatölenfenden Politik nicht fofort allen klar jind, wenn nur die herrichende Politik 
infoweit allen Elar ift, daß ſie auch wegen einzelner Unklarheiten das Vertrauen nicht verlieren. 
Ebenfo wurde bereits bemerkt, daß eine praftifche Politik ſtets etwas elaftiich fein und ih dem 





26) Guizot, Memoires, VI, 129, 
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gegebenen Verhältniffen adaptiren müſſe. Diefe Glaftieität darf aber nicht ihren Grund in der 
PBrineiplofigkeit, fondern muß ihn darin haben, daß man das Princip nad den concreten Um: 
ſtänden, und nicht nad einem abjoluten, abftracten Maßſtabe zu realiſiren fucht. 

Eine jolde Klarheit und Beflimmtheit der Politik ift die weſentliche Bedingung einer ehr: 
lichen und energiſchen Politik. Sie hat aber ſelbſt wieder zwei andere Vorausſetzungen, nämlich 
a) einen Staat, der nad den gegebenen Verhältniffen in der Rage ift, wefentlic durch die eigene 
Kraft feine Selbftänrigfeit unter den Mitftaaten zu behaupten, und b) eine ſolche Stufe ver 
innern jtaatlihen Ausbildung, daß, unbeſchadet der Einheit ded Ganzen, doc der Hauptſache 
nad feine unflare Verbindung deſſen, was des Staats ift, mit dem, was Privatſache ift, ftattfinder. 

Die erfte Vorausſetzung oder die ſtaatlich ſelbſtändige Nationalität, in welcher aud enthal: 
ten ift, daß der fraglihe Staat den allgemeinen Staatszweck auf eine ihm und nur ihn eigen: 
thümliche Weile zu verwirklichen juchen muß, gewährt allein eine energiſche, erpanfive, active 
Politik, ſchließt die ftetö unflaren Prineipien einer bloßen Defenfiv: oder Neutralitätspolitif aus, 
gewährt folide Allianzen und ehrliche, deutliche völferrechtliche Verträge. Sie ſchließt die Doppel: 
züngigfeit aus, welche die Folge aller nur halben Selbftändigfeit fein muß, gleichviel ob die— 
jelbe juriſtiſch in der fogenannten Halbjouveränetät und ben fogenannten Suzeränetätöverhält: 
niffen, oder thatſächlich in einer vafalliftifhen Abhängigkeit von dem Einfluß ftärferer Mächte 
ibren Audorud findet, oder ob ein unklares Bundesverhältniß in Frage ſteht. Die Geſchichte 
der Bolitif der Donaufürftenthümer und aller Bafallenftaaten, dann vieler juriftlfch vollfom= 
men fouveräner Kleinftaaten, endlich aller Staaten des Deutihen Bundes nebit der Geſchichte 
der ſchweizeriſchen und nordamerifaniihen Unionen ift ein fortlaufender Beweis unjerer Bes 
bauptung. Desgleihen darf man nur die Geſchichte des europäifhen Mittelalters betrachten, 
an ihrer Hand nur ein einziges Inftitut des Öffentlihen Rechts prüfen, um ſich zu über: 
jengen, welchen lähmenden Ginfluß auf die Politik e8 habe, wenn dad, was des Staatd if, 
nicht wenigftend der Hauptſache nady von dem, was Bott und dem Menihen gebührt, unterſchie— 
den wird. Wir verweiſen des Beifpield halber nur auf die Vermifhung der Öffentlihen und 
privatredhtlihen Momente in dem Lehn, auf die Geihichte des Thronfolgerechts ſowol in den 
europäiſchen Großſtaaten als auch in den deutſchen Territorien u. ſ. w. 

Ein beſonderer Grund der Unklarheit und Unſicherheit der Politik iſt aber auch darin zu 
finden, daß ji die Grundanſchauungen eines Volks über das, was Recht iſt, verwirren, nament— 
lich dann, wenn über die Geſetzmäßigkeit der oberſten Regierung ſelbſt oder über die Ver— 
faſſungsmäßigkeit wichtiger Regierungsmaßregeln Meinungsverſchiedenheit entſteht. Uſurpa— 
tionen und Revolutionen, welche mit der Legitimität, legitime Regierungen, welche mit der Uſur— 
pation und Revolution, Reſtaurationen, welche gar mit Legitimität, Uſurpation und Revolu— 
tion bald kokettiren, bald im Streit liegen, conſtitutionelle Regierungen, welche ſich heute hinter 
der Verfaſſung verſchanzen, um ſie morgen zu durchbrechen, find Urſachen und Wirkungen 
ihwanfend gewordener Staatsgrundlagen und nothwendig Träger einer unſichern, energie— 
loſen und unwahren Politik, die ſelbſt oft wieder durch eine unnatürliche Zuſammenſetzung des 
Staats hervorgerufen iſt. Es muß alſo die Hauptaufgabe einer wahren Politik ſein, die Ur— 
ſachen ſolcher Erſcheinungen nicht herbeizuführen (principiis, etsi minimis, obsta) und, wenn 
ſie bereits da ſind, ſie möglichſt ſchnell zu beſeitigen, damit nicht jene Erſcheinungen mit einer Art 
von Naturnothwendigkeit eintreten, welche zwar die Erſcheinungen erklärt, nicht aber die ſie 
herbeiführende oder duldende Politik rechtfertigt. Wir werden weiter unten nochmals auf dieſen 
Punkt zurückkommen. 

9) Mit den Ausführungen unter 8 wollten wir aber weder die Möglichkeit einer haarſchar— 
fen Trennung des Staats von Individuum, des öffentlichen vom privaten Recht ausöſprechen, 
noch behaupten, daß eine wahre, d. h. ſelbſtändige, energiſche Politik nur einem großen Staat 

möglich ſei. Im Gegentheil halten wir nur diejenige Politik für eine wahre, welde, bei aller 
Würbigung der Verfchiedenheit zwifhen Staat und Individuen, die höhere und ungertrennliche, 
alles durchdringende Einheit derfelben fefthält, und kennen fo viele und mächtige Factoren ber 
Bolitik außer ver Ausdehnung des Landes und der Kopfzahl der Staatdangehörigen, daß wir 
ebenfo oft fleinen Staaten eine felbftändige, großen eine unjelbfländige Politik zuſchreiben 
müffen. Allein wie Staat und Menſch die Erboberfläche und die Kopfzahl nothwendig geiftig 
votenziren, fo werden durch die äußerlide und negative Natur des Staatd die rein geiftigen Po— 
tenzen des Daſeins auch gewiffermaßen materialijirt, und es ift deshalb unverkennbar, daß, ce- 


teris paribus, eine höhere Volkszahl und eine größere Länderausdehnung für die Selbſtändig— 
37° 


580 Politik und Moral 


feit der Politik ein fehr wichtiger Factor it. Bei dem Umftande, daß über die Bedingungen 
feiner Selbfterhaltung und feines Fortſchritts jeder Staat allein entſcheidender Richter ift, er= 
klärt ed ſich, daß auch die höchſte Steigerung des Völkerrechts, da fie den Krieg nie ganz zu be= 
feitigen vermag, eine zu große Verſchiedenheit der äuperlich materiellen, innerlid aber ſtets be: 
feelten Macdhtfactoren der Staaten nicht auszugleichen im Stande wäre. 

10) Die Geheimhaltung einzelner volitifher Maßnahmen ??), befonders im Verfebr mit 
andern Staaten, ift oft, wenigftens für einige Zeit, eine unabweisbare Nothwendigfeit. Etwas 
ganz andered und abjolut verwerflich ift die Heimlichkeit als Princip der ganzen Bolitif?*) und 
jene politifche Unredlichfeit, purd geheime Artikel das Weſen der öffentlih gemachten liberein- 
kommen zu paralyfiven oder zu dem geraden Gegentheil zu verkehren. Daffelbe gilt von einer 
Politik, welche Vollzugsverordnungen dazu benugt, um das verfaſſungsmäßig entjtandene 
Gefeg in der Anwendung zu entitellen und e8 zu den von den Geſetzgebern nicht beabfichtigten 
Zweden zu gebrauden.??) 

11) Es fann momentan unabweisbar erfheinen, durch einen Act ber äußern Rolitif der 
Entwidelung eines innern Übelftandes vorzubeugen. Bine Politik aber, welche über alle innern 
Schwierigkeiten durch Beihäftigung der Nation nad außen hinwegzukommen principiell be= 
ftrebt ift,, erſcheint als eine Politik der Verzweiflung , als die Politik eines in verzweifelter Yage 
befindlichen Staats, oder führt nothwendig zu einer ſolchen Lage. 

12) Die Geihichte lehrt, daß eine Menge ver großartigften wie der kleinlichſten politifchen 
Maßnahmen das gerade Gegentheil von dem berbeiführte, was durch jie beabjichtigt war. Der 
verfehrte Erfolg ift jehr oft die Folge einer verfehrten Politik; nicht felten tritt er aber auch 
troß der correcteften Führung der Politik ein. Vor allem ijt hier wieder darauf aufmerfiam zu 
machen, daß der unmittelbare oder nächſte Erfolg nie der ganze Erfolg einer Volitik it, vap 
ferner der Erfolg von vielen Umfländen mitbedingt ift, melde im Moment der politiichen Be— 
varhung und Action nicht in Anſchlag gebradyt werben fonnten, daß überhaupt politiihe Er— 
folge nur höchſt jelten mathematifch berechnet werden können und deshalb keineswegs ein fiherer 
Maßſtab ver Politik find. Als ſolcher ericheint immer nur die objective Nichtigkeit des politi- 
Shen Prineips und die zweckgemäße Anwendung unter ven gegebenen Umftänden, ſoweit Diefe 
beurteilt werden fönnen. ine foldye Politik kann nie erfolglos und wird, ohne außerordent= 
liche Umftände,, bei richtiger Würdigung auch immer die ſtaatlich erfolgreichfte fein. Sie ſetzt 
ſtets eine glückliche Verbindung von Wiſſenſchaft und Praris voraus und ſchließt Die Ginfeitig: 
feit ded Doctrinarismug wie des Empirismus aus, Des wahren abfoluten Ausgangs und Ziel: 
punfts wohl bewußt, muß jede Bolitik ich jelbft als eine ftaatsgemänge Wirkung der gegebenen 
Urfahen und zugleich als Urfache fünftiger ſtaatsgemäßer Wirkungen betrachten; was fie in 
diefer Beziehung überfieht, muß nachtheilige Früchte tragen troß des richtigen Principe, ohne 
welches andererjeitd auch die richtige Würdigung der momentanen Situation feine rihtige Pos 
litik begründen fann. Die leitende Bolitif darf in der Anftrebung des Ideals nicht der Zeit fo 
vorhergeben, daß diefe nicht Folgen kann, und felbft ein Karl ver Große ſowie mande der größten 
deutihen Kaifer haben diejen Irrthum begangen. Die Idee eined Neichd, wie fie dieſen Män— 
nern vorſchwebte und von denjelben auf verfchiedene IBeife verwirklicht werben wollte, war jenen 
Zeiten und Bölfern noch unfafbar, weshalb auch gerade das Gegentheil von dem entftand, was 
jener Idee entiprochen hätte, nämlich der Feudalismus und die Zerfplitterung Deutſchlands. 

13) Gehört es zu einer guten Politik, Dinge nicht zu Principien zu machen, vie ed über- 
haupt nicht oder noch nicht oder nicht mehr find, und werthvolle Kräfte nicht für Zwede zu abe 
jorbiren, die überhaupt unbedeutend oder nod nicht bedeutend oder bereits bedeutungslos ges 
worden find, fo müffen doch zwei Regeln unverbrüdlid für jede gute Politik gelten, namlich 
a) die oben unter 6 ſchon angeveutete Negel, daß ein wahres politifches Princip in gewiher 
Beziehung den ganzen Staat durchdringen muß, und b) daß für große politifhe Zwede aut 


2T) Auge, Aus früherer Zeit u. ſ. w., in der angeburger Allgemeinen Zeitung, Jahrg, 1869, 
Beil. 88, ©. 1459. 

28) Gleichwie Offentlichfeit und möglichft ausgebehnte Betheiligung des Volks am innern Leben Des 
Staats das Prineip des neuen Staatsredjts und der innern Politif geworden, fo muß nunmehr auch Iwer 
nigfieng bei der Enticheidung völferrechtlicher Fragen die Stimme der Bölfer auf Grund einer binnei- 
chenden Publicität der Sache mit entfcheiden. Fröbel, Theorie der Politik, IL, 20, 279 fa., 3%. 

29) „Le defaut de sincerite a ete le vice radical de la restauration.‘ Guizot, Histoire Par— 
lementaire, II, 98. Die Äußerungen von Samartine vgl. in der Mote 18. 
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große Mittel vorhanden fein müflen.?%) ine Politik, welche dieſe Regeln außer Acht läßt, ift 
eine halbe Bolitif und oft nachtheiliger als die confequente und energif—he Durchführung eines 
Irrthums. Auch verräth legtere noch eine politiiche Kraft, welche trog des Irrthums zufunfts- 
fähig ift, während eine halbe Politik nicht felten als die Folge politifcher Unfähigkeit eines 
Volks auch bei der beften Politik erſcheint. Wählen wir ein Beifpiel zur Erklärung diefer Säge, 
fo bietet ji) von jelbft ver Eonftitutionalismud dar. Seiner Idee nad) ift verfelbe ein Regie: 
rungsprincip oder ein Princip der Politif. Die conftitutionellen Formen ſelbſt find nicht das 
Weſen des Eonftitutionalismug, fondern nur die Hüllen und dadurd eins der Mittel zur Ver: 
wirflihung feiner Idee. Diefe, die organische Staatsidee in der unfern Zeiten entſprechenden 
Form, muß folglih durch das ganze ftantlide Leben hindurchgehen, daſſelbe befeelen und eben 
darum aud in allen Kreifen veflelben die entfpredhenden Formen hervorrufen. Das Parlament 
ift nur eine einzelne Erſcheinung deſſelben. Ob fi daher ein ſolches gefhichtlich entwickelte oder 
ob es geſetzlich eingeführt wurde, ob aljo Die conftitutionelle Artung des ganzen öffentlichen Le— 
bens bereits vor ober doch mit ihm ſchon war, oder erft durch das Parlament begründet und 
weiter verbreitet werden ſoll, alleins, ein Gonftitutionalismus, der einzig und allein in einem 
Parlament beftände , könnte alles Mögliche, nur nicht die entfprechende Verwirklihung ver con— 
ftitutionellen Idee fein. Ein anderes Beifpiel bietet leider die deutſche Politik. Ohne hier unter: 
ſuchen zu können, warum es fo ift, kann doch niemand verfennen, daß den hochgetragenen Ideen 
von Deutſchlands Völferberuf, von einer wahrhaft veutfchen Politik u. ſ. w. nur deshalb die 
würdige Realifation fehlt, weil ed nit gelingt, die diefer Idee entfprechenden großen Mittel auf 
den Zweck zu verfammeln und zu lenken. Die großen Momente in der Gejhichte eines jeden 
Volxks find diejenigen, wo daffelbe mit aller Macht für ein großes Ziel eintritt. 

14) Dan hat von verſchiedenen Seiten Recht und Politik voneinander gänzlid zu trennen 
verſucht; ohne Zweifel ift das Recht etwas anderes als die Politit 31), aber ebenfo zweifellos ift 
dad eine nicht ohne dad andere. Der Staat ald das wefentlihe Subftrat und Object, wie als 
das ideale Subject der Politik ift ohne Net undenkbar, und das Recht eines Staats ift ein 
Produet, aber auch die feſte Baſis der Politif und feine Erhaltung und Bortbildung einer der 
wihtigften Gegenftände ver politifchen Thätigfeit. Gerade der Begriff der Politik ift ed, der 
uns mit Nothwendigfeit auf die Einheit der Negierung eines Staats lenkt. Welche Einrich— 
tungen und Mächte auf die Lenfung des Staats in concreto Einfluß haben, wie ftarf die 
dadurch ausgeübte Prefjion fei, in wie mannihfahen Richtungen ſich das Leben des Staats er: 
gießt, und wie jehr diefe mit einer gewiſſen Selbftändigfeit nad dem Princip der Arbeitäthei- 
lung, namentlid) in höher gebildeten Staaten, voneinander gejchieden fein mögen — die Ein— 
beit der Regierung und alſo auch der Politik darf fo wenig wie die Einheit des Staats, deſſen 
höchſter Lebensausdruck fie ift, aufgegeben werben. Es gibt eine Geſetzgebungs-22), Verwal— 
tungs-, Iuftiz:33), Polizei:, Militärpolitit:3#), efne auswärtige und eine Binanzpolitif??) u. ſ. w., 
allein fie alle müflen von einer höhern Einheit getragen und harmonisch zufammengeflimmt 
werden, und dies ift die eigentliche Aufgabe einer wahren Staats: oder Regierungspolitif, wie 
fie auch in der natürlichen oder fünftlihen Perfoneneinheit de Souveräns und in der nothwen— 


30) Eine Bolitif ohne Kraft und Entfchiedenheit hat man wol auch „‚politique de loccasion man- 
quee” genannt; wir bezeichneten eine ſolche Politik lieber als eine „‚politique manquante de force‘, 

31) Mohl, Geſchichte der Literatur, III, 351. Wie aber Eollifionen zwifchen verfchiedenen Rechten 
nur durch Gompromiffe gelöft werden fünnen, wenn nicht das eine untergehen foll, fo find die nie ver: 
meidlichen Gollifionen zwifchen Recht und Politif nur durch irgendeine Art von Transaction zu heben, 
wenn nicht das eine oder das andere eine unheilbare oder doch ſchwere Verlegung erleiden foll. Für ein 
organiſches Leben ift die Transaction Lebensprincip und muß diefelbe natürlich in jedem conereten Fall 
durch die richtige Politik beftimmt werden. Vgl. auch Held, Staat und Gefellichaft, II, 747. 

32) Mably, Über die Geſetzgebung und die Grundſätze der Gefege. Aus dem Franzöſiſchen (2 Thle., 
Näürnberg 1779). Erhard, Verfuch über das Anfehen der Gefege und die Mittel ihnen folches zu ver: 
ſchaffen und zu erhalten (Leipzig 1804). Gerftäder, Syftematifche Darftellung der Geſetzgebungskunſt 
(Franffurt a. M. und Leipzig 1837—40), Bd. I—IV, Abth. 1. Holmes, The statesman or principles 
of legislation and law (Augufta 1840). Türfheim, Betrachtungen auf dem Gebiete der Verfaſſungs— 
und Staatenpolitif (Karlöruhe 1842). ©. auch Geſetzgebung und Legitimität, 

33) Garp, De religionis et poenarum necessitudine in legibus et moribus gentium perspicua 
(Amiterdam 1827). 

34) Cridis, Della politica militare (Turin 1824). 

35) Murhard, Theorie der Politif der Befleuerung (1834). Arnd, Die naturgemäfe Stener 
(Branffurt a. M. 1852). C. Perier, Les finances et la politique (Paris 1863). 
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digen Einheit des Minifteriumd in ih und mit dem Souverän, in der Einheit zwiſchen Sou— 
verän, Minifterium und Parlament dargeftellt it. Die maßgebenden Factoren des Lebens bes 
Staats laufen in der Regierung zu einer harmoniſchen Einheit zufammen und ſtrömen von ihr 
wieder in alle Kreiſe des öffentlichen Lebens, in einer gewiflen Weife gleihartig geftaltenn, 
zurüd. In der That ift ed nicht ſchwer einzufehen, wie äußeres und inneres Öffentliches Recht, 
privates und Öffentliches Recht, Juftiz und Verwaltung u. ſ. w. untereinander zufammenhän: 
gen und in einem organifchen Staat eine lebensvolle Einheit bilden trog aller ihrer Verſchie— 
denheiten. Die Negierung ift die VBerkörperung des mapgebenten Verhältniſſes zwiſchen Frei: 
heit und Ordnung im Staat nad) den drei großen Lebensrihtungen. Sie äußert id vorzüg: 
lich in den verfchiedenartigen unter Staatdautorität erlaffenen Normen für den Schuß der Frei: 
beit und der Ordnung. Sicht man ab von der ſpecifiſch conftitutionellen Bedeutung des Worte 
„Geſetz“, fo könnte man fagen, alle Bolitif ſei weientli eine Gefeggebungspolitik 6), denn 
eine wahre Gefepgebungspolitik führt dazu: a) daß man erfenne, wie es unmöglich fei, im 
Staat alled durd Gefege zu normiren. Cie lehrt, daß es viele Dinge im Staat von großer 
Wichtigkeit gebe, die der Staat durd Gelege gar nicht normiren kann, alfo au zu normiren 
nicht verjuden darf, und die wahre Erfenntnip des Menſchen und ded Staats fann nit ver: 
fehlen, dieſe Dinge auch felbft zu erfennen und ihre Entwidelung innerhalb richtiger Gejeges- 
grenzen freizulaffen 37); b) die rechte Form zu finden, innerhalb welder ein Geſetz oder eine 
Norm die ihr nöthige Autorität erhält. Für geſetzliche Beſtimmungen über die Grundeinrich— 
tungen des Staats oder über allgemeine Gegenſtände, welche dauernd und gemeingültig geord— 
net werden follen, ift Gewißheit darüber nötbig, daß bie geſetzliche Anordnung auch der allge: 
meinen Nehtsüberzeugung entipredhe. Andere Normirungen, welde ſich einerſeits innerhalb 
des beſtehenden gefeglihen Rahmens bewegen, andererfeitd nur auf einzelne Perſonen oder 
Momente beihränft find und nur das bereit geordnete Reben des Staatö vermitteln, bebürfen 
weder einer fo complicirten Form, noch würde diejelbe förverlih oder auch nur in den meiften 
Fällen möglich jein; ec) den materiellen Inhalt einer jeven Norm nad deren Gegenjtand, Art 
und Form, jowie nah den Bedingungen des praftiihen Vollzugszwecks zu fallen und endlich 
d) die Wortfaffung derielben, ihre Publication und Promulgation, dem Bedürfniß gemäß ein: 
zurichten. Von der Anſicht, ald ob alle Volitik gewiffermaßen, nämlich in der eben angefübr: 
ten Weife, nur eine Gefeggebungspolitif fei, ſcheint allerdings diejenige Anficht weit entfernt, 
welhe annimmt, daß e8 Zeiten gebe, die gar nicht Zeiten des Rechts, fondern nur der Politik 
feien. Richtig ift ed wol, daß in gewiſſen Zeiten oder Momenten bie Politik das Recht zu febr 
außer Anfag läßt. Allein dann ift eben ein anomaler Zuftand vorhanden, weldyer entiweder vie 
Berlaffenbeit der Politik vom Necht oder des Rechts von der Politif, ein unpolitifches Recht oder 
eine rechtöwinrige Politik bezeichnet und den Recht dad wahre Leben, der Politik die fefte Grund— 
lage abſpricht. Es ift dies ſtets ein Eranfbafter, von Fehlern der Regierung twie des Volks be: 
dingter Zuſtand, der eintritt, wenn momentane Urilität über die Politik, einfeitige Interefien 
über die Rechtöbildung entfheiden, wenn die Rechtsbildung mit den übrigen Bildungen bes 
Öffentlichen Lebens ſchuldhaft nicht in gleihem Schritt gehalten wird. Etwas anderes, weil nın 
ein vorübergebender Zuftand, wäre e8, wenn im Fall einer wirklichen oder doch ehrlich gemein: 
ten Selbfterhaltungsnoth vorübergehend die Schranfen des geltenden Rechts durch die Staats— 
action durhbrohen werden müßten. Allein gerade für folde Fälle hat das moderne Staats— 
recht manche jelbft wieder rechtliche Ausfunftömittel geboten, z. B. die Erpropriation, die joge 
nannten proviforifchen Geſetze u. |. w.; und während ebendiefe Mittel beweilen, daß aud bie 
neuefte Zeit auf die Rechtmäßigkeit in der Bolitif einen entfcheidenden Werth legt, verfichtet 
fich von felbit, daß jene Politif die übelfte wäre, welche zuerft künſtlich den Staat in einen Roth: 
ftand verfegte, um dann mit dem Schein des Rechts über das Recht ſelbſt hinwegkommen zu 
fönnen. Die Politik der Staatöftreidhe enthüllt ſtets einen traurigen öffentlichen Zuftan, jei es 
daf der Staatöftreich durd die Umſtände ſich rechtfertigt, oder daß er ohne dieſe Rechtfertigung 
ftattgefunden. 

15) Ein befonders wichtiger Orundfag der Politik ift aber auch der, daß alles zur rechten 
Zeit gefchehe. Die Nichtberückſichtigung dieſes Grundfages hat die unglückliche Folge, daß Res 
formen übereilt in unrubig gewordenen, alfo für vie Geſetzgebung ungünfligen Zeiten vorge- 


36) Vollgraff, Erfter Verſuch, Bd. III, $. 125 fg. Dan könnte ebenfo die ganze Thätigfeit per re— 
präfentativen Körper auf deren Antheil an ber ge: zurückführen, 
37) Das Zuvieltegieren nur um zu regieren ift oft viel bevenflicher als das Zumwenigregieren, 
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nommen werben müffen und felbft den zwedmäßigften Anordnungen der gebührende Dank ent- 
zogen wird, weil jle zu fpät kommen, nicht in voller Breiheit gegeben und mit Mistrauen 
empfangen worden. Daß übrigens unter allen Umftänden die einem Volk heilig gewordenen 
Formen beobachtet werden müffen, verfteht jich von ſelbſt. 

Nachdem wir die wichtigften Grundfäge einer wahren Politik entwicdelt haben, glauben wir 
hier vorzüglich nod zwei Bunfte näher ind Auge faffen zu müffen, nämlih 1) die Auffaffung 
der Politik ald einer reinen Klugheitötheorie; 2) das Verhältniß ver Politik zur Moral. 

Zu 1. Die Auffaflung der Politik ald Staatsklugheitslehre ift nichts Neues, datirt auch 
nit etwa erſt jeit Machiavelli, ſondern ift fo alt ald die Menſchheit. In Verbindung mit der 
Anficht von dem Recht der Übermacht bildet fie fogar den eigentlihen Kern der Politik aller 
Völker der Alten Welt und aller derjenigen Völker unjerer Zeit, welche noch int wefentlichen auf 
den Humanitätöprincipien der Alten Welt beruhen. Bapt man die Politik nur als eine Klug: 
beitölehre auf, wodurd) fie mit dem Begriff der Diplomatie (dad Wort mit dem üblichen ſchlim— 
men Beigejhmad genommen) ivdentificirt wird, fo ift fein Zweifel, daß in diefem Sinne felbft 
ganz wilde Völker volllommene Meifter der Politik fein können und gewejen find.) Ginige 
von den heiligen Büchern des Drientd enthalten politiiche Vorfchriften, welche ſich auf die klein— 
ten Detaild des Öffentlihen Lebens, 3. B. auf die Wahl der Reſidenz des Souveränd u. |. w. 
beziehen und an kluger Llberlegtheit und Schlauheit alles übertreffen, was in dieſer Hinficht 
unfere moderne Staatdfunft lehrt.??) Bekannt ift die punica wie die graeca fides, und der 
„Ibantlofe Sag‘, dab jeder in der Politif thun dürfe, was er fann, die Erfahrung, daß „die 
Diplomatie ed zu allen Zeiten unter ihrer Würde erachtete, das Einfache einfach zu fagen’‘, und 
daß „Menſchen, die ihr ganzes Leben mit diplomatifchen Gurven zu thun haben, die Lehre von 
der geraden Linie transſcendental wird‘, find Dinge, die wir reichlich genug in der Geſchichte ver 
claſſiſchen Völker vorfinden (Mommſen, „Römifche Geſchichte“, II, 379, 111, 197; Baader, 
„Biographie‘‘, S. 95).*0) Kaifer Sigismund’ Wahlſpruch ſoll geweien fein: „Qui nescit 
simulare, nescit regnare“, und beſonders ſeit dem 15. Jahrhundert ſcheint ſich die unſelige 
Meinung nicht ſowol erſt gebildet als vielmehr zu förmlicher Anerkennung erſchwungen zu 
haben, als ob die Politik lediglich eine Sache ver Schlauheit und Gewalt ſei.“) Von dieſem 
Standpunkt aus erſcheint es dann auch nicht blos als Satire, wenn Boltaire fagt: „Ce sont 
les abus qui gouvernent le monde”, und Barrere höhnte: „La guillotine fait tout, c'est 
elle qui gouverne.” Befannt jind die Außerungen Oxenſtierna's über die Leichtigkeit, mit 
der man Menſchen regieren fönne, und Beaumardais’ bittere und epochemachende Satire auf 
die Politik (Clemens, „Die Revolutionen u. f. w.“, S.Xlfg.; Zahariä, „Vierzig Bücher“, 
V, 22,91 fg. u. 171) ift minder befannt; daß (nah Garlyle, „Geſchichte Friedrich's II.“) ein 
englifcher Botfchafter das Gefandtengefhäft dahin vefinirte: „To lie abroad for his country“, 
d. h. für fein eigenes Land im Ausland zu liegen (oder zu lügen), und daß es nicht ſpecifiſch eng= 
liſch ſei, gefunde Politik mit Profit für iventifch zu halten, denn nur die befondere Art des von 
den Engländern geſuchten Profits ift rein engliſch, nicht das Princip felbft.*?) 


38) Volney, Oeuvres completes, ©. 724. Braffenr de Bourbourg, Histoire des nations civi- 
lisces en Mexique, II, 411. 

39) Döllinger, Heidenthum nnd Judenthum, 478, 489. Laurent, Etudes, I, 75, 76, 215; III, 200 fg. 

40) Obgleich Cic. de off., I, 19, 63, fagt: „Scientia, quae est remota a justitia, calliditas po- 
tius quam sapientia est appellanda‘‘, jo haben die Römer doc) ehedem andere Bölfer ebenjo durch 
Grregung und Befriedigung finnlicher Lüfte fich zu unterwerfen gewußt (Döllinger, ©. 728) wie die 
modernen chriftlichen Völfer, namentlidy die Gngländer. Man fieht, das „avilir, apres demolir‘ ift 
ein uraltes politifches Grperiment. 

41) Garne, Die franzöſiſche Stanteeinheit, S. 198. Guizot, Civilisation en Europe, ©. 311. 

42) Guijot, Memoires, II, 160: „La comedie qui se joue toujours un peu entre les acteurs 
politiques.“ Derfelbe, II, 339: „Les diplomates ont le privilege de grandir aux yeux de leur 
pays sans avoir porte le poids de ses affaires et de ses &preuves interieures.” Laurent, Etudes, 
IT, 190: „Tant que la doctrine de la fraternite n'aura pris racine dans le droit de gens, la di- 
plomatie ne sera qu’une espece de guerre, oü au lieu de lutter noblement les armes à la main, 
on se combat avec la ruse et la fraude etc.‘ Vgl. nody Balmerfton, S. 139 fg. Ganesco, Diplo- 
matie et nationalite” (Baris 1856). Unterfuchungen über das europaiſche Gleichgewicht, ©. 425 fg. 
Gneiſt, Englifches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, I, 220, 239. Über die diplomatifche Silben: 
ftecherei in der alten und neuen Zeit f. Mommfen, Römiſche Geſchichte, II, 139, 318 fg., 389, 3%. 
Saurent, V, 90, 571. Bacherot, S. 145. Guizot, Memoires, III, 222. Duvergier de Hauranne, Hi- 
stoire du gouvernement parlementaire, II, 175; III, 65, 283. Held, Syitem des Verfaſſungs— 
rechts, I, 131, Note 1. 
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Klugheit iſt an ih nur eine untergeordnete Geiſtesgabe, welche ſich in einem höhern Grade 
von Umficht äußert, oft ohne alle befondere Geiftesanlage oder Geiſtesbildung zeigt, nicht Selten 
gerade mit einemniebrigen oder erniedrigten Sinne verbunden ift (Sklaven, Bedienten-, Bauern: 
pfiffigkeit) und ihren Werth nur durd) den Zweck, auf welchen fie gerichtet iſt, ſowie durch die 
Mittel erhält, deren fie fich bedient. Zwiſchen einer bloßen ftaatslenfenden Schlaubeit und der 
Abgefeintheit des Sklaven befteht eine merfwürdige innere Sympatbie. Gleichwie der Deöpor 
und Leibherr über ven Sklaven, jo übt die Macht ver Umftände bei einer principloſen Bolirif 
eine ſolche drückende Gewalt über deren Träger, daß er, um die Situation auch nur einiger: 
mafen haltbar zu machen, ftatt der unbrauchbaren wahren Erfenntnig und echten Gefüblskraft 
nur die bier allein anmwendbare Klugheit oder Schlauheit entfaltet und in diefer dann freilih 
oft wunderbare und wunderliche Reilourcen findet. Wir find zwar nicht ver Meinung Sullys, 
daß man ben Staat ganz fo zu regieren habe wie ein Hausweſen, noch der des Eroberers vor 
Macedonien (des L. Amilins Paulus), dap ein Gaftmahl zu ordnen und Feftipiele zu leiten 
die Sache veffelben Mannes fei, der im Belde zu jiegen wilfe (ſ. Zachariä, „Vierzig Bücher“, 
1,238 fg.) ; aber richtig ift es, dag wahrhaft organifatorifche Genies ſich überall geltend machen 
werden, und daß, wie verſchieden die Gegenftände feien , die Klugheit allein und an und für fit 
ftet8 diejelbe Geiſtesgabe fei, ob fie ji in Staatsſachen oder in Privatangelegenheiten bethätige 
Mir glauben aber auch, daß die Klugheit ald ausſchließliche Rathgeberin in Brivatangelegen: 
heiten ebenfo menfchenunmwürdig ſei wie in Öffentlichen Angelegenheiten, in denen beiden ge 
rade diejenigen Handlungen, welche von den Klügften am meiften getabelt werden, oft Die größ- 
ten Erfolge erzielten. Die Macht ver Umſtände und der Ideen fpottet nicht felten der vollenderiten 
Klugheit, die fih dann ebenfo oft in den eigenen Negen fängt. Ohne deshalb den Werth ver 
Klugheit zu unterihäßen*?), haben die Menfchen doch ftetö demjenigen, der nur durch Klugkeit 
ſich auszeichnete, ebenjo wie dem einfeitigen Gefühlsmenſchen oder demjenigen, dem nur Reid: 
thum und materielle Macht zur Seite ftand, die höchſte, ja die wahre Achtung verfagt, melde: 
auch immer der thatjächliche Einfluß folder Berfönlichfeiten geiwefen fein mag. Abgeſehen von 
allem andern fo hat die Kurzathmigfeit ihrer politiſchen Schöpfungen ſtets den Beweis geliefert, 
day es ihnen an den wahren ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften fehlte. **) 

Zu 2. If die Politik nicht gleich materielle Macht oder gleich Klugheit und Schlauheit, io 
ift fie auch nicht gleih Moral. Allein wie in den Fluctwationen der großen Hauptfactoren der 
Politik bald das materialiftifhe Element (Alchemie und Goldmaderet, phyſiſche Population: 
vermehrung und Verbeſſerung, eine rein materialiftifche Nationalöfonomie= und Finanzpolitik, 
ausſchließliche Richtung der Politik auf den Krieg u. ſ. m.), bald das Klugbeitselement (diple⸗ 
matiſche Action und Einführung eines Mugen Täufhungsfuftems mit Niederhaltung der objec- 
tiv wahren Erfenntniffe über das Weſen des Staatd, burenufratifche-Politif, Politik vom 
Standpunkt des befhränften Unterthanenverftandes aus) überwog und noch überwiegt, und 
auch wiſſenſchaftlich vorherrſchend gepflegt wird: fo gilt vaffelbe auch von dem fittlichen over 
Moralelement, und zwar in den verfchiedenften Formen (Theofratie, jus divinum, die Gotted- 
gnadentheorie u. f. w.). Der in ver Ginfeitigfeit diefer Anfhauung liegende Irrthum führte 
natürlich zu den unglüflihften Wirkungen und zu den unlösbarften Gofllifionen mit der Reali- 
tät dev Verhältniffe, und dies ift ald Hauptgrund anzufehen, warum fich die Anficht bildete, alt 
ob in flaatlihen Dingen nicht nur Macht und Klugheit, fondern auch Moral etwas mefentlid 
anderes wäre ald in Privatſachen. 

Wir haben an einer andern Stelle das wichtige Nefultat begründet (‚Staat und Geieh: 
haft”, I, 377), daß „die Moral die Verwirklichung oder praftiihe Anwendung des Gottrk: 
gedanfend (im allgemeinen wie in concreto) nit im directen Napport mit Gott, ſondern in 
den directen Beziehungen zum geſammten irdiihen Dafein — oder die indirecte Übung der Re: 
ligion, die Zurüdführung der Freiheit und der naturgefeglichen Verhältniſſe auf den’ erſten 
Ausgang, deren Richtung auf das legte Ziel alles irdiſchen Daſeins, auf Gott, ſei“, woraus 


43) Eine Reihe fehr ſcharfſinniger politifcher Sätze vgl. 3. B. bei Guijot, Memoires, I, 170, 218, 
223, 306; I1, 173, 186, 206, 356. Derfelbe, Histoire des origines du gouvernement parlemen- 
taire, II, 411. Laurent, Etudes, III, 305 fa. 

44) Über wahre ftaatsmännifche Größe ſ. Curtius, Griechiſche Geſchichte, 1, 262, 265. Tocquerille, 
La democratie, I, 163. Zachariaͤ, Bierzig Bücher, I, 220. Mommfen, Römifche Geſchichte, I, 873: 
I, 273. Mohl, Geſchichte der Literatur der Staatswiffenfchaften, II, 125, 148, 163 fg., 199, 175 13.. 
186 fg., 190 fg., 197, 211. 
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ih dann nicht nur die Berfchiedenheit zwiſchen Religion und Moral, jondern auch deren Ein— 
heit in der Art ergebe, daß Moral ohne Religion und Religion ohne Moral gleih unmöglich 
und, wenn nicht in Harmonie, unfrudtbar fein müffen.*?) 

Ohne Zweifel fann e8 Momente in der Gefchichte eines jeden Volks geben, in denen nicht 
deſſen Sittlichkeit, ſondern Macht oder Klugheit über fein Schickſal entfcheiven. Aber für die 
Dauer gerettet und ſicher wird ein Volk nie fein ohne einen tüchtigen fittlichen Kern, der für fein 
ganzes politifhes Leben mitbeftimmend ift.*°) Wir haben jhon früher auf dieſes Moment hin- 
gewiejen, und ed bedarf nur eines oberflächlichen Überblickens der Geſchichte, um zu erfennen, 
dap ohne fittlihe Größe aud) Fein großer ſtaatsmänniſcher Charakter denkbar ift, daß aber, je 
fritiiher ein Moment für einen Staat erſcheint, deſto weniger zu feiner Überwindung bie ge- 
wöhnlichen gejeglihen Mittel ausreichen, vielmehr nur durch eine außerordentliche jittliche An— 
firengung Hülfe erfolgt. Nicht das Außerordentliche der Anftrengung, fondern deren geſtei— 
gerteö jittliched Element bringt die Rettung dem Volk, und wie wenig auch unſere vollkommen— 
ften Gefege im Stande find died vorzufchreiben und auszuführen, daß fie trogdem darauf red: 
nen, beweift doch gar mander Umſtand, z. B. die Aufnahme der Treue in den politifhen Bür— 
gereidv, die Zunahme der auf die moralifche Überzeugung geftelften wichtigen politifchen Pflich— 
ten, die Erhaltung von gewiſſen Ehrenauszeihnungen für außerorbentlihe von bejonderer 
moralifher Kraft zeugende Handlungen #7), die abjolute Strafbarkeit gewiffer Handlungen 
obne alle Rückſicht auf Rechtskenntniß u. ſ. w. 

68 wurde in neueſter Zeit von einer mit hoher Autorität in der Wiſſenſchaft bekleiveten 
Seite gefagt, daß ed an einer eigentlihen Staatsjittenlehre noch fehle. Wir möchten uns 
jererieit8 eher dad Gegentheil behaupten und jagen, daß es zu viele Staatsjittenlehren gebe. 
Daß dabei mander Irrthum mit unterläuft, viele Auffaffungen prineipiell falſch find, verfteht 
ji von ſelbſt. Allein ed gibt gewiffe Zeichen der Zeiten, die ſich nicht misverftehen oder über- 
jeben laſſen, und die um fo wichtiger find, je mehr fle ſich nicht blos in einer mehr oder weniger 
auf beſchränkte literarifche Kreife berechneten Thätigkeit äußern, jondern dad ganze Leben charak— 
terifiren. 

Zu diejen Zeichen gehört: a) die immer entſchiedener in der Literatur hervortretende und in 
den Bölfern ſich verbreitende Erfenntnif von der hriftlihen Grundlage unjerd gefammten Cul— 
turlebens, alfo auch der Verfaſſungs- und Verwaltungsprincipien unferer Staaten; b) die in 
faft zahlloſen Werfen bethätigte Verbindung aller Disciplinen des Rechts und der Politik mit 
der Moral und eine im Vergleich jelbft mit dem frommen Mittelalter unendlich gefleigerte Milde 
und Schambaftigfeit in allen Dingen des öffentlichen Lebens, in der Nedaction und Anwen— 
dung der Gejege wie in den Öffentlihen Sitten, die, wenn aud oft nur äußerlich und gezwun— 
gen, doch, eben ald eine unvermeidliche Huldigung gegen das Sittlihfeitögefühl und deſſen 
Einfluß auf den öffentlichen Anftand, ein lautredendes Zeugniß für die politifche Macht der Mo- 
ralität ift.*®) , 

Alle Kämpfe der Menſchheit für die Freiheit und für die Ordnung wurden unter der Agide 
der Moral gefämpft und waren ohne Zweifel moralifch befeelt, jobald für die Freiheit um der 
ihr entſprechenden Ordnung, für die Orbnung un der nur durch fie möglichen Freiheit, fowie 
für eine fortwährende Ausgleihung beider in deren gleichzeitigem Fortſchritt nad) allen Lebens— 
richtungen, gerungen worden iſt. 





45) Nöder, Nechtsphilofophie (zweite Auflage), I, 109 fg., 120 fg. Trendelenburg, Naturrecht, 
$$.5—44. Walter, Naturrecht und Bolitif, $$. 14—17, 30, 218 fg. 

46) Das Neuefte in diefer Beziehung ift Fröbel's Ausführung über die Weltpolitif und bie völfer: 
rechtliche Aufgabe der Kirche (Theorie der Bolitif, II, 362 fg.) 

47) „Die nationalen Opfer beweifen die nationale Tugend‘, Leben von Wilberforce, Il, 443; II, 
108. Montalembert, De l’avenir, S. 49, 143, 145. Torqueville, I, 145. Zachariä, Vierzig Bücher, 
II, 233. 

48) Montalembert, ©, 143, 145. Deutſche Vierteljahrfchrift, Jahrg. 1857, Heft 77, ©. 52 fg. 
Der Verſuch, in einem Syftem des Staatsrechts das Verhältniß zwifchen Staat und Sittengefeg orga- 
nifch einzufügen, findet fir wol zuerft bei Held, Syſtem des Verfaſſungsrechts, I, 199 fg. Die tiefere 
Begründung und Ausführung dieſes Verhältnifies aber nebft einer umfaflenden, namentlich nenern und 
neueften Riteratur bei Held, Staat und Geſellſchaft, I, 352 fa., 598; 11, 228 fg., 785, 791. Gben find 
erfchienen: Bautain, La philosophie des lois au point de vue chretien (Paris 1863). Minghetti, 
Des rapports de l’&conomie politique avec la morale et le droit. Traduit par Saint-Germain 
Ledue (Paris 1863). Ronbelet, Du spiritualisme en economie politique. Ouvrage couronne par 
lAcademie (Paris 1859). Sederholm, Der geiftige Kosmos, Anhang zu Thl. II: zur chriftlichen Politik, 
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Während aber die Moral im Menſchen zugleich die Moral des Menſchen ift, erſcheint vie 
Moral im Staat nicht zugleich ald die Moral des Staatd. Nur bilplicd läßt fich legtered jagen; 
will man aber doch ernftlih von einer Moral des Staats fpredhen, jo muß man nothwendig 
davon ausgehen, daß bei diefer, d. b. bei ver Moral in Staat, bei ver Moral der Menſchen 
eined Staatd, andere Dinge und Erfheinungen in Frage kommen als bei der Moral eines ein: 
zelnen Menihen. Diefe Verſchiedenheit, nicht eine Verſchiedenheit der Grundfäge, begründet 
einen Unterſchied zwifchen ver Moral des Staats, reip. im Staat wie in jedem Geſammtweſen, 
und der Moral der einzelnen Individuen. 

Die Moral des einzelnen Menichen befteht in deſſen Beziehungen zu Gott, in feiner Über: 
einftimmung mit Gott, in einer Handlungsweiſe, die dem Ausgang von Gott und der Wieder⸗ 
kehr zu ihm entſpricht. Die Moralität in dieſem Sinne ſetzt alſo leineswegs ein Leben in der 
Geſeliſchaft weſentlich voraus; fie kann mit den Anforderungen deſſelben ſogar in Widerſpruth 
gerathen, niemals aber peincipiell e8 ausſchließen oder feine Anforderungen negiren, ba bie 
Geſellſchaftlichkeit ebenfo gut in der göttlihen Schöpfungdidee liegt wie die freie Einzelperfön: 
lichkeit. Während aber der Staat es jedem überlaffen muß, wie er ſich perfönlich zu Gott ftelle, 
kann er eine Menge von wechfeljeitigen Beziehungen der Menſchen zueinander weder der be: 
fondern Übereinkunft für ben gegebenen Fall, noch der einfeitigen mwiltfürlichen Beſtim⸗ 
mung des einen oder des andern überlaſſen. Indem er dieſe Verhältniſſe ordnet und feine 
Ordnung um feiner Selbfterhaltung willen nöthigenfalls erzwingt, foll aber bei diefer Ord— 
nung felbft Feine individuelle Willfür ftattfinden, fondern die Art der Ordnung ebenjo dem 
materiellen und intellectuellen , wie dem ſittlichen Bebürfniß des ganzen Volks entipreden. Die 
Gewalt des Staatd in fittlicher Beziehung erfcheint demnach gleichfalls ald eine Geſammtkraft, 
die jedoch ein ihr eigenthümliches Wefen hat. Wie nämli die materielle Geſammtkraft des 
Staats in feinen Finanzen und Heeren, die intellectuelle in feinen Organifationen nieber: 
gelegt, aber in venfelben weder vollfonımen feparirt von den andern Kräften, nod jede für 
fi in einem gegebenen Moment vollitändig enthalten tft, fo ift die fittlihe Gefammtfraft ale 
flaatlihe Kraft vorzüglid in der Öffentlihen Meinung 9) und deren Organen, fowie in dem 
energifhen auf das Staatswohl gerichteten Geſammtwillen ausgedrüdt, ohne ſich aber darin 
völlig zu erfhöpfen oder von den andern Oefanmifräften auszuſcheiden. Gleich dem Ber: 
mögen und dem Verſtand, jo kommt auch die Moralität des Individuums nicht vom Staat, 
und dient gleichfalls keins von ihnen ausschließlich vem Staat. Wol fann ed Momente geben, 
wo der Staat dad eine oder andere von ihnen ganz over doch mehr ald verhältnigmäßig, 
v. h. mit Zurüdjegung des individuellen Bebürfniffes, in Anfpruch nimmt, mo ed bann 
aber gerade zum individuellen Bedürfniß werden follte, die Anforderungen des Staats vor 
allem zu befriedigen. Negelmäßig verlangt jedoch der Staat, wenn nicht privates und Öffentliches 
Intereſſe vollfonmen miteinander verbunden find, nicht mehr als fo viel, daß die privaten Eri⸗ 
ftenzen wohl fortbeftehen Eönnen, Dieſes Nöthigfte erzmingt er fih auch durch Finanz- und 
GEonferiptiondgefege , durch zwangsmeife Durhführung aller feiner übrigen Befehle, z. B. Ur: 
teile, Unterrichtögefege u. |. w., und fogar durch geſetzliche und erzwingbare Normen über 
Dinge, welche wefentlih moraliſcher Natur find. So gibt ed manden Zwang in Saden ber 
weſentlich ethiſchen Familienverhältniſſe, in Religionsfaden u. ſ. w. 

Allein der Zwang gebt immer blos auf die äußern Eriheinungen und iſt nur ein äußerſter 
Nothbehelf, Zunächſt rechnet der Staat auf freie VBollziehung feiner Anforderungen, und ſowie 
die Rechtsbeſtimmungen über Ehe, väterlihe Gemalt u. f. w. den Mangel der moraliider 
Grundlagen diefer Verbältniffe nicht erfegen können, fo würden bie detaillirteften Binanz: an? 
Conſeriptionsgeſetze ven Ausfall nicht decken, der durch den Mangel politifcher Ehrlichkeit und 
patriotifher Gefinnung in den Blut: und Gutjteuern entftehen müßte. Selbſt die Forıfibung 
der Geſetze, diefer gleichſam kryſtalliſirten VWolfamoralität, wäre ohne eine lebendige, den Ge⸗ 
fegen umfaßbare moralifche Kraft eine Unmöglichkeit. 

Kommt daher gleich die Moral nicht von dem Staat, fo ift derſelbe doch auch nicht ohne fr, 
und gleihwie der Staat vieles thun fann, um indirect auf dieſelbe fördernd zu wirfen, fo vermag 
er aud vieles zu unterlaffen, wodurd er fie verlegen müßte. Welche ungebeuere Kraft übri- 
gend bie Moralität in einem Staat, felbft in ganz normalen Zuftänden, fei, wird jeder leicht 
erkennen, wenn er nur einmal ernftlic unterfucht, welchen Einfluß die Liebe zum Vaterlande 


49) „L’opinion publique est le pouvoir dominant, le prineipe generateur des lois.“ Tocque- 
ville, La democratie, I, 148. 
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und zum angeftannmten Souverän 90), der Glaube und dad Vertrauen auf die leitenden Staats— 
männer und deven Organe, endlih, und zwar nicht am menigften, die Hoffnung auf Beſſer— 
werben in flaatlihen Dingen übt, und wohin mit allen feinen Befegen ſammt militärifchen und 
finanziellen Kräften ein Staat ohne diefe moralijhen Factoren fommen muß. 

Der Staat als das Abjtractum einer zur felbitändigen Gefammteinbeit verbundenen und 
organijirten Länder: und Menfchenmafle hat weder überhaupt eine eigene Moralität, noch könnte, 
fall er eine ſolche dennoch hätte, dieſe eine befondere fein. Der Staat fann aber auch vermöge 
feines äußern und zunächſt nur auf die irdiſche Ordnung der Dinge gerichteten Weſens direct 
nichts für die Moralität feiner Angehörigen thun, deren Oejanmtmoralität ja gerade das bil: 
det, wad man Moralität des Staats nennen fönnte. Indirect aber fann feitend des Staats, 
d.h. der Regierung und Geſetzgebung, fehr vieles zur Förderung oder Minderung dev Mora: 
lität geſchehen, da die Lenker der Politik eined Staats in moralifcher Beziehung ebenſo gut unter 
wie über dem Niveau der allgemeinen Bolfömoralität ftehen können. Auch hier wird e8 einen 
abjoluten und relativen Mapftab geben. Steht die Regierung in moralifcher Beziehung über 
dem Volk, jo wird fie ihre Pflicht in Bezug auf die indirecte Pflege ver Moralität nicht zu er: 
füllen vermögen, ohne hier und da das niedere moralifche Gefühl des Volks zu verlegen, und 
wird gerade hier eine befondere politifhe Weisheit nothwendig fein, damit man nicht mit dem 
Streben nach Fortſchritt nur dem Rückſchritt diene. Steht aber die Regierung in moraliſcher 
Beziehung unter dem Volk, jo wird zuerft alles darauf anfonımen, ob dies von einer maßgeben— 
den Seite rechtzeitig erfannt wird und die Möglichkeit einer moraliſch beflern Regierung noch 
vorhanden ift oder nit. Erſternfalls wird in der ganzen Staatöregierung eine ungebeuere 
Veränderung (3. B. durd Einführung des Eonftitutionalismus in einem von Servilität, Be: 
ftebung und rober Genußſucht unter eivilijirten Formen beherrſchten Lande, in welchem nur die 
untern Volksſchichten geſund geblieben) ſtattfinden, im legtern der Staat allmählich, aber un= 
aufbaltiam zu Grunde gehen.S?) 

Die Staatdmoral in dem von und gegebenen Sinne ded Wortes äußert fi daher vorzüg— 
(ih in folgenden Bunften: a) Die Selbfterhaltung ift eines flaatlihen Gemeinweſens erfte 
Pflicht, oder es ift die Pflicht aller gegen jeden einzelnen und jedes einzelnen gegen alle, ji) 
als ſtaatliches Geſammtweſen und damit aud) die allgemein harakterijtifche Individualität aller 
Staatdangehörigen zu erhalten. Dem Feinde gegenüber gibt ed hier feine hriftlich = ittliche 
Aufopferungs: oder Verzichtspflicht. Ein Ehrift, welcher mit einem andern jid auf einer Planfe 
rettet, fann ed für feine Pflicht halten, nad) gewonnener Überzeugung, daß die Planfe nur 
Einen trägt, fid für den andern zu opfern, und zwei Ehriften Fönnen wol den Kanıpf um bie 
Selbfterhaltung miteinander unterlaffen, wenn fie einſehen, daß auch nicht für einen von ihnen 
der lintergang des andern Nettung gebe. Allein zwifchen Staaten find dies unmöglide Dinge. 
Kein Staat opfert jid) für einen andern Staat freiwillig, Feiner geht Fampflos in der Ver: 
zweiflung an feiner Yebensfähigkeit unter, Was aber ein Staat zu feiner Selbfterhaltung thun 
muß, hängt meift von dem gegen ihn gemachten Angriff ab. Wie e8 übrigens fein Verhältniß 
gibt, in welden die moralifche Kraft der Individuen und Völfer ſich reicher und mannichfacher 
entwiceln könnte ald im Krieged2), fo ift ver Krieg zugleich diejenige Situation , in welder 
der gemöhnliche Maßſtab ver Moralität am wenigften ausreicht. Immer aber wird derjenige 
Sieg der reinfte fein, deflen Suche die moraliſch befte war, und deflen Erringung am mwenigften 
durch moraliſch verwerfliche Mittel ftattgefunden bat.??) 

b) Alle Gefege und Verordnungen des Staats follen, foweit es die äußern Lebensbeziehun— 


50) Held, Die Legitimität, ©. 47, Note 5. 

51) Held, Syflem des Berfafjungsrechts, I, 202 fg. Ahrens, Juriftifche Encyflopädie, ©. 8, 44. 
Zachariä, Dierzig Bücher, VI, 5. Luſinge, La naissance, duree et chute des etats 1588. Bed, De 
ratione et sorte varia diuturn. imperiorum (8eipzig 1827). Werrari, Histoire de la raison poli- 
tique, ©. 101. Guizot, Civilisation en Europe, ©. 230. Grundfäge der Realpolitif, S. 105. Wenn 
aber Liebig in feiner Chemie in ihrer Anwendung auf Agricultur und Phyflologie u. f. w. behauptet: 
„Das Entftehen und den Untergang der Nationen beherrfche ein und daffelbe Naturgefeg. Die Berau— 
bung der Ränder an den Bedingungen ihrer Fruchtbarkeit bebinge ihren Untergang, die Erhaltung ders 
felben ihre Fortdauer, ihren Neichthum und ihre Macht‘, fo iſt er uns den legten Grund diefer Erfchei- 
nung ſchuldig geblieben, welcher einfach dort in der Demoralifation und folglich in der Faulheit und 
Arge bier in einer höhern in energifcher Arbeit und beſcheidenem Genuß ſich äußernden Mora- 
Tität befteht. 

52) Held, Staat und Gefellichaft, I, 537, Note. 

53) Über die Bedeutung des Föniglichen Worte; Guizot, Memoires, I, 122, 
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gen angeht, die möglichft getreuen Träger der Moralität jein. Die Reform ber Gefege und 
Verordnungen ift demnach weſentlich mitbedingt Durch die Veränderungen, welche fich in den 
herrſchenden Moralanihauungen ergeben. 

c) Wie viel geiftiges Leben ver Staat in ſich enthält, ohne e8 freilich vollfonmen in ji ab: 
fliegen zu fönnen, wie viele geiflige Kraft er jelbit bedarf, rein geiftige Mittel bejigt er nicht. 
Er fanı daher auch das rein Geiftige nicht bannen, nicht erzwingen, nicht durd rein geiflige 
Mittel fördern. Aber bei der Verbindung aller menſchlichen Sittlichkeit mit der Intelligenz und 
Körperlichkeit ift e8 flar, daß, was der Staat für legtere thut, auch mittelbar für die Sittlichkeit 
geſchieht. Und wie die Steigerung der Intelligenz oder des materiellen Wohlbefindens obne 
Moralität eine Eranfhafte Superfötation der Gejellihaft wäre, fo muß die Moralität des Volks 
mit der Steigerung der beiden andern Daſeinspotenzen ftetö zunehmen.®*) 

d) Bequemlichkeit oder momentane und einfeitige Utilität rechtfertigt nie eine, ſei es im 
Thun oder Unterlaffen, jei es im Befehlen oder Toleriren, unmoraliſche Politik. Was nament: 
lich das Toleriren betrifft, jo muß bier vorzüglidy darauf aufmerffam gemadt werden, daß man 
meift nicht um der Tugend der Toleranz, fondern nur um feiner eigenen Schwäche willen tole- 
rant ift, oder daß man unzweifelhaft unmoralifche Dinge nur deshalb tolerirt, weil man den 
Muth zu ihrer Bekämpfung nicht hat, oder weil man fie auszunugen für nöthig hält, oder weil 
man diejelbe Schwäche theilt und auch für ſich Toleranz verlangt. Mit einer äußerlich deutlich 
in Handlungen hervortretenden Unfittlichfeit darf feine gefunde Politik transigiren®®), wenn: 
gleich die Beſſerung von innen heraus nicht Sache des Staats ift. 

e) Da aber die Moralität als fittliche Eigenſchaft vor allem auf der Freiheit belebt, To er: 
ſcheint die Förderung der freiheit, natürlich unbefchadet ver Ordnung, ald der mäßtigite poli⸗ 
tiſche Hebel der Sittlichkeit. Wir meinen aber nit, daß der Menſch im Staat jo frei werden 
fönne, daß er nicht mehr an Geſetze gebunden wäre, jondern daß einerfeitd die Freiheit nit in 
der Ordnung untergehe und das Verbältnig zwiſchen Freibeit und Ordnung immer mehr nad 
dem wahren Ideal der menſchlichen Gefellihaft eingerichtet, andererfeitd aber auch das Geſetz 
jelbjt immer weniger dur Burdt und Zwang, fondern zunehmend durch freie Erfüllung be— 
ſtehe und wirke.*6) 

() Natürlich aber kann die individuelle moraliſche Anſchauung der in den Geſetzen für die 
äußere Lebensbeziehung niedergelegten oder äuferlid gewordenen Gefammtmoralanfhauung 
entgegen feine Autorität in Anfprucd nehmen. Die Selbiterhaltung des Staats hat in einem 
ſolchen Fall die nothwendige Folge, daß der Staat denjenigen, der ih nicht fügt, zur Ausidei: 
dung zwingen oder felbft ihn ausſcheiden muß. 

Schließlich verweiſen wir auf unfern Art. Negierung und fügen nur nod ein Wort über 
die mit der Politik offenbar im innigften Zufammenhang ftehenvden politifhen Parteien bei.) 
Eine wahre politifhe Bartei kann nur infofern gedacht werben, als über ihr ald höchſtes und 
letztes Geſetz jedenfalls die Einheit und der Nugen des Staats fteht. Partes politicae find daber 
nur möglich, infofern über das, was dem Staat frommt, verjhiedene Meinungen vorhanden 
find. Es gibt in der Politik verſchiedene Anſichten, vie bald zu förmlichen Befenntniffen und 
Vereinen führen, bald ohne ſolche äußere Geftaltung bleiben. Im erflern Hall gibt es univer- 
jelle (katholiſche) und befondere Befenntniffe, wobei andere im Leben der Neligionen vorfom- 
mende Grideinungen, wie z. B. Kegerei, Simonie, Apoſtaſie, Seften u. ſ. w. nicht fehlen. 
Es ift hier nicht der Ort, eingehender das politifche Parteiweſen zu behandeln, nur der eine Sag 
toll als eigentlicher Garbinalfag hier feftgeftellt werden, daß weder die Motive nod die Mind 


54) „Le progres, c'est toujours de rentrer dans la verite, dans les conditions eterneles de 
la sociétô, de satisfaire a ses vrais besoins reels et actuels.“ Guizot, Histoire parlementate, 
II, 449. „Sans doute le perfectionnement de !’'homme est le but definitif que doit avoir en vu® 
toute philosophie, toute religion, toute politique etc.‘ Laurent, Etudes, III, 472. Dupont- White, 
L’homme et l’etat, ©. 186. Die ſchlechteſte Politif aber wird es immer fein, den Staat zu einer Re 
ligionsanftalt, die Religion zu einer Staatsanftalt machen zu wollen! 

55) Hierin liegt auch die Löfung der Frage über das Verhältnig des Staats zur Proftitution. @e 
erfcheint bemerfenswerth, daß England bei aller feiner großen Preffreiheit eine eigene Parlamentsacte 
(Gampbell:Acte) über die gerichtliche Berfolgung unfittlicher Bücher befipt. 

56) Guizot, I, 124; II, 483, 434. „La violence brise les liens moraux et rend vicieux op- 
presseur et opprime.“ „Aucun fleau n'est plus cruel que l'injustice regulierement admin- 
strée.“ Laſteyrie, Histoire de la liberts politique, I, 123, 124, i 

57) Helv, 11, 536, Note. Die in München gehaltenen und in der augsburger Allgemeinen Zeitung, 
Jahrg. 1864, Beil, Nr. 18 fg., abgedruckten Vorträge über politifche Parteien von Riehl. 
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und Zwede einer politifhen Partei gegen die herrſchende Moralität verftoßen dürfen, wenn die 
Partei nicht felbft erkranken und allmählich entarten fol. Bon den Umftänden aber wird ed 
abhängen, ob eine politiſche Partei berechtigt ift, ih fo mit dem Staat ſelbſt für identiſch zu 
halten, daß fie ihre Selbfterhaltung mit ver Selbfterhaltung des Staats für gleichbedeutend 
balten darf.?®) 

Literatur. Außer den im Text und in den Noten bereits allegirten Werfen j. De Neal, 
„La science du gouvernement‘’ (Paris und Amftervam 1762); Luden, „Handbuch ver 
Staatsweisheit oder Politif” (Jena 1811); De Baulieu-Bonoeil, „De artis civilis et poli- 
ticae notione” (Göttingen 1830); Rey, „Theorie et pratique de la science sociale etc.“ 
(Bari 1842); Vattel, a. a. D., I, 397. J. Held. 

Politiſche Arithmetik. Der Staat, als ein in organiſcher Verbindung und Beziehung 
ſtehender Complexus von Perſonen und Sachen, bietet ver Auffaſſung neben der qualitativen 
aud eine quantitative Seite dar; und jomweit er in feiner zeitlichen und räumlichen Erſcheinung 
einen Inbegriff von Gegenſtänden umfaßt, die ih nah Zahl, Maß und Gewicht jhägen laſſen, 
liefert er die Daten zur Anwendung einer politifhen Arithmetik. Es ift ein Theil ver Aufgabe 
der Statiſtik, zur Schilderung der gegenwärtigen oder der ald gegenwärtig gedachten politifchen 
Zuftände die in Zahlen darjtellbaren Erſcheinungen des öffentlichen Lebens zu fammeln. Allein 
dieſes Sammeln ift nur ein Mittel zum Zweck; denn ihre höhere Aufgabe erfüllt jie erft, wenn 
fie in räumlicher Beziehung das Verhältniß erfennen läßt, wonad die politiſchen Thatſachen in 
den einzelnen Staaten und ihren Beftandtheilen zum Vorfchein kommen, und wenn jle in zeit: 
licher Beziehung, im Rückblicke auf die Erfahrungen der Vergangenheit, die Gefege der Be: 
mwegung des Völkerlebens erforfcht. Nur durch diefe Auffinvung bed Verhälinißmäßigen und 
Geſetzmäßigen wird die Statiftif das, was fie fein joll: die Bajis einer auf die Kenntniß des 
Dajeind und der Entwickelung gegründeten, alfo der einzig mögliden und wahrhaften legitimen 
Politik. Im dieſer zweifahen Richtung, "zur Darlegung des verhältnißmäßigen Nebeneinander 
und des geſetzmäßig Succefjiven im Staat bietet ſich ihr num die politifche Arithmetik ald Hülfs— 
willenfchaft dar. Weiß etwa die Etatiftif die Ausdehnung mehrerer Staaten in Quadrat— 
meilen und die Zahl ihrer Bewohner zu einer und berjelben Zeit anzugeben, fo ift ein fehr ein= 
faches Beifpiel der erften Art, wenn hiernach die politifche Arithmetik die mittlere Dichtigfeit der 
Bevölferung und das Verhältnig der einen zur andern berechnet. in ebenfo einfaches Beifpiel 
der zweiten Art ift ed, wenn nad) den ftatiftifchen Daten der Zunahme einer Staatöbevölferung 
binnen einer Reihe von Jahren das Verhältniß diefer Zunahme etwa in Procenten der ur: 
ſprünglichen Bevölkerung ausgemittelt und ausgedrückt wird. Iſt dieſes Verhältniß ein jtetig 
progrejjives, fo läßt ih num au, unter Vorausfegung der Fortdauer deſſelben Gefeges der 
Bewegung, die Größe der Bevölferung nad einer gewiffen Neihe von Jahren berechnen (eine 
Borausjegung, die freilich nur äußerft felten und dabei niemals auf lange Zeit eintritt, weil die 
Verhältniſſe — die Elemente jeder derartigen Aufftellung — wenigſtens in vielen einzelnen Be: 
ziehungen einem ſteten Wechjel unterliegen. Infolge deſſen hat ſich denn auch von allen Bor: 
auöberechnungen, wie groß die Volkszahl eines Landes nad) einer längern Zeitperiobe fein werde, 
auch nicht eine einzige thatſächlich bewährt). 

Da die politiſche Arithmetik ihre Stoffe von der Statiftif empfängt, fo hat ihre Ausbildung 
und Anwendung mit den Kortichritten diefer Wiſſenſchaft in ſtetem Zufammenbang geftanden. 
Auf der andern Seite fonnte aber die Statiftik ohne den Beiltand der politifhen Arithmetik 
ihre Ziele nicht erreichen, und fo mag man allerdings die leptere ald eine Hülfswiſſenſchaft ver 
erſtern anſehen. Allein fie ift diefes in dem Sinne, wie die menſchliche Hand für den Menſchen 
jelbft ein Hülfsmittel zur Arbeit ift; denn fie ift für die Statiftik ein wiſſenſchaftliches Organ 
und jleht mit ihre im innigiten organiſchen Zuſammenhang des wechjeljeitigen Gebend und 
Empfangend. Für die Ausbildung der politifhen Arithmetik war ed natürlich an ſich glei: 
gültig, ob fie das ftatiftifche Material blos in rein wiffenfchafrlihen Intereffe verarbeitete, oder 
ob damit zugleich ein unmittelbar praftifcher Zweck verfolgt wurde; ob 5.8. Die Zahl der Todes: 
fälle in ven verſchiedenen Altersklaſſen verglichen wurde, um danach das Geſetz der wahrſchein— 
Lichen Lebensdauer zu ermitteln, oder ob man auf die Kenntniß dieſes Geſetzes alsbald beitinmte 
Anftalten gründen wollte, als z. B. Leibrenten, Tontinen, Lebensverfiherungen, Heiraths-, 


58) Über das Verhältniß zwifchen Bolitif und Sittenlehre vgl. noch Mol. Gefchichte der Literatur, 
#11, 351. Madintefh in Vattel, Droit des gens (neue Ausgabe von Pradier-Fodere), II, 350. Clafen, 
De religione politica, Bentura, Die chriſtliche Politif, überfegt von Külb (Mainz). 
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Witwen: und Leihenfaffen u. dgl. Wie bei allen andern Doctrinen, waren es aber doch Häufig 
befondere factifche Verhältniffe und ſpecielle Intereffen, die zu ihrer Ausbildung in der einen 
oder andern Nichtung die nähere Veranlaffung gaben. Es iſt daher nicht blos zufällig, daß als 
die Wiege diefer Wiſſenſchaft gerade England betrachtet werden muß, wo Halley wahrſcheinlich 
die erfte und noch unvollfommene Sterblichfeitstafel nach den breslauer Todtenliften berechnete 4), 
wo früh ſchon Pettv, Short, King, Oraunt, Davenant u. a, ihre Vergleihungen und Forſchun—⸗ 
gen anftellten. Gab doch in England ſchon die größere Offentlichkeit des Staatslebens gar 
mande Stoffe an die Hand, die man anderswo einer mathematiihen Beleuchtung nicht ausjegen 
wollte, und fand ji doc gar manches Befondere, was zu Berehnungen verſchiedener Art drin- 
gend aufforderte, wie dad Anjhiwellen der Nationalfhuld, die theilweife Tilgung derſelben 
durch Zeirrenten (Annuitäten), die Errichtüng des Sinfingfunds, die ausgedehnte Schiffahrt 
mit ihrer Havarie (Affecruranzen) u. ſ. w. In Deutſchland ftellte zuerſt Süßmilch, hauptſächlich 
auf der Grundlage der in Schweden publicirten ftatiflifhen Tabellen, das über die Verhältniffe 
und den Gang der Bevölferung Beobadhtete und Berechnete in umfaflenderer Weile, als 
irgendwo vor ihm geihehen war, zuſammen. Die von ihm verfümdeten Geſetze der Bewegung 
der Bevölkerung wurden jedoch nad jpätern, vieljeitigern Erfahrungen bedeutend modificirt, 
und e8 waren befonderd Deutſche, vie in neuefter Zeit die einichlägigen Zufammenitellungen, 
Vergleihungen und Berehnungen auf die weiteften Kreife ausdehnten und dadurch weſentlich 
zur Ausbildung einer Lehre beitrugen, worin die politiſche Arithmetik vielfahe Anwendung 
fand, und die zugleich ein reiches Material für die weitere Entwidelung derjelben an die Hand 
gab.?) In den germaniihen Staaten der Mitte Europas brachte es ſchon das herrihende Prin: 
cip einer vormundfcaftlihen Regierung mit jih, das ſich der Staat felbft um manderlei Ver: 
forgungsanftalten für Witwen, Waijen u. dgl. bemühte. Hiernad wurde man in Deutigland 
und feinen Nachbarſtaaten durch die Gründung mannihfaher Berforgungsanftalten auf Lebens— 
zeit auf die genauere Ausmittelung der wahrſcheinlichen Lebensdauer und die darauf gegründete 
Berechnung der Leib: oder Lebensrenten geführt. Insbeſondere verdanft man dev Errichtung 
einer Witwenfaffe in Dänemark die von Tetens im Jahre 1785 herausgegebene „Einleitung 
zur Berehnung der Leibrenten und Anwartihaften‘ und die weitere Ausführung dieſes Gegen 
ftandes durch I. H. Meyer. ?) Als ein ſpecielles Beijpiel, wie befondere politiihe Zuftände and 
Misftände zur Anwendung der politiihen Arithmetik Oelegenheit gaben, mag bier nob an— 
geführt werden, daß man den „deutſchen Landesherren““, die mit dem Verkauf ihrer „Unter: 
tbanen” in fremde Kriegsdienſte Wucher trieben, die Summe beredjnete, die fie ich, ohne fidca- 
liſche Nachtheile zu erleiden, mußten zahlen lafjen; oder daß man der Schweiz die nationalöfo- 
nomiſchen Verluſte berechnete, die jie ji durch die herkömmlichen Werbungen für ausländiſche 
Staaten zuzog.*) Es liegt in der Natur vielfaher politiſcher Verhältniffe, daß die Beſtimmung 
der Grenzen der Wahrſcheinlichkeit für das Eintreten verſchiedenartiger möglicher Fälle öfters 
von Intereffe ift. Die Franzoſen, bei denen ſich überhaupt ein bervortretendes Talent für die 
analytifhe Behandlung der Wiflenihaften gewahren läßt, haben ſich aud) theild um die theore— 
tiſche Ausbildung der Wahrigeinlichfeitsrehnung, theild um ihre Anwendung auf wichtige 
Fragen der Politik große Verdienſte ermorben, wie in den Werfen von Pascal, Fermat, Variſot 
(‚Traite du calcul conjectural”), Zacroir (,Traite el&ment. du calcul de probabilite”, 1816) 
und befonders von Laplace.“) Don deutihen Schriften nennen wir das Werf von L. C. Bleib: 


1) Und zwar, wie man nach dem Titel feiner exriten Abhandlung über dieſen Gegenftand annehmen 
muß, um ein neues Feld für die Glückoſpiele zu eröffnen. 

2) Beifpielsweife mag hier nur angeführt werden: Bickes, Die Bewegung der Bevölkerung mehrerer 
europäifchen Staaten (Stuttgart 1833). Casper, Die wahrfcheinliche Lebensdauer u. |. m. ( 
1835). Bernoulli, Handbuch der Bopulationiftif (Ulm 1841). Wappäus, Allgemeine Bevöl 
ftatiftif (2 Bde., 1860-61). Grwähnung verdient namentlich auch nody die fleine aber inhaltreicht 
Abhandlung von G. Hopf über Eterblichfeitsliften, im Anhang zur dritten Auflage von Kolb's Haud⸗ 
buch der Statiflif. 

3) In der Allgemeinen Anleitung zur Berechnung der Leibrenten und Anmartichaften (2 Bbe., Kos 
penhagen 1823). Nicht lange vorher war Brune’s Berechnung der Lebensrenten und Anwa 
(Lemgo 1820) erfchienen. 

4) Bal. 3. B. Florencourt, Abhandlungen aus ber juriftifchen und politifchen Rechenfunft (Alten⸗ 
burg 1781), S. 106 fg. 

5) ©. Philoſophiſcher Verſuch über Wahrfcheinlichfeiten, mit erläuternden Anmerfungen beraus- 
gegeben von Kangadorf (Heidelberg 1819). Unter den deutſchen Matbematifern, die ih um die Schre 
verdient gemacht, ift befonders Gauf zu nennen. 
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treu („Politiſche Arithmerif. Anleitung zur Kenntniß und Übung aller im Staatäweien vor: 
fommenden Berechnungen‘, Heidelberg 1845), und das von Dr. Alb. Wild (,Politiſche 
Rehnungswifltenihaft”, Bd. I, Münden 1862). Außer der Anwendung der Wahrfchein: 
lichkeitsrechnung und Gombinationdlehre auf die Beſtimmung einfadher und zufammengefegter 
Leibrenten und Anwartſchaften, bot fich namentlich in den Zahlenlotto8 und Staatslotterien ein 
nabe liegender Stoff dar, und die Berehnungen haben gezeigt, in welhem Maße die Regierun— 
gen nicht felten auch jegt no mit dem Vertrauen und den Gelüften der Staatsbewohner einen 
wucherifchen Misbrauch treiben. ©) In den legten Jahrzehnten ift befanntlich die Rüdzahlung 
von Staatsſchulden in der Form von Staatölotterien nicht jelten beliebt worden, ſodaß die Til: 
gung der in Bartiallofe getheilten Schuld nad) Ziehungen erfolgt, die auf eine lange Reihe von 
Jahren vertheilt find und, außer dem Betrage des Kapitals und der einfachen Zinfen, zugleich 
die Möglichkeit von Gewinſten in Ausſicht ftellen. Wenn ſich hierbei die mathematiihe Wahr: 
iheinlichfeit des Gewinns nah den Regeln der Wahricheinlichfeitsrehnung beſtimmen läßt, jo 
bedarf es dieſer nicht einmal, jondern nur der gewöhnlichen Interujurialrehnung, un bie 
Werthe der empfangenen und zurüdgezablten Totalfummen auszumitteln und hiernach zu er= 
meflen, wie weit etwa biefe Binangoperationen fi als Staatswucher harakterifiren laffen. Ge: 
wöbnlich ift indeffen ſchon durd die Verlofungsplane dafür geforgt, daß ſolche Nachrechnungen, 
obgleich am fich nicht ſchwierig, jedenfalls ziemlich zeitraubend jind und darum nur felten unter: 
nommen werben, fodaß fidh hinter dem vollen Schein der Bublicität doch öfters noch für das 
arögere Bublifum das Geheimniß einer finanziellen Plusmacherei verfteden fünnte. Es trirt 
dabei die ſehr auffallende Erſcheinung hervor, daß die Anlehnsloſe durchgehends weit theuerer 
bezahlt werden ald die gewöhnlichen Staatspapiere der nämlihen Ränder mit den gleichen 
Zindertrage. 

Die ftatiftiich und politifch intereffanten Verhältniſſe, die ſich arithmetiſch ausdrücken laſſen, 
können auch graphiſch, oder zur Berfinnlihung ihrer räumlichen Verhältniffe auch geographiſch 
dargeftellt werben. Auf diefe Weife hat man durd Anwendung von Abfeiffen und Orbinaten 
manderlei Curven entworfen, um etwa die wahrfcheinliche Lebensdauer, oder die phyitiche 
Stärke, oder den Hang zum Verbreden u. dgl. in den verfhiedenen Alteröflaffen anfhaulid 
zu machen und die Berechnung durch Meflung der entiprehenden Drdinaten zu erfegen. Oder 
man hat in jtatiftifchen Eulturfarten das Berhältnigmäßige in den Gulturzuftänden durch pro= 
vortionirte Figuren, wie Quadrate, Dreiede, Kreife, augenfällig gemadt, oder endlich durch 
ftärfere oder ſchwächere Färbung, durd die Bertheilung von Licht und Schatten die Unterſchiede 
in den Gulturverhältniffen verfchiedener Gebietötheile zu bezeichnen geſucht. Beiſpiele von Kar: 
ten dieſer legtern Art, wodurch in Branfreih und einigen Nebenländern die Verbreitung des 
Unterrichts jowie der Verbrechen am Gigenthum und an Perfonen bargeftellt find, finden ſich 
unter anderm in dem fehr beachtenämwerthen Werf von A. Quetelet: „Sur !’homme et le de- 
veloppement de ses ſacultés.““) Man könnte die Entwerfung folder Eulturbilder für nutz⸗ 
loſe Spielerei erflären, und vielfad wird wirflid Spielerei damit getrieben ; an ſich aber liegt es 
gleichwol im Intereſſe der Wiſſenſchaft, ihre Ergebniffe in den verfchiedenften Weiien und Be— 
tiehungen ins Auge zu faffen. So läßt ein Blid auf die bemerften Karten leicht erkennen, wie 
ſich der meifte Unterricht und die meiften Verbrechen in ven Gegenden des größern Verkehrs, an 
den Meeresfüften und an den Ufern der Ströme finden; und man wird hiernach durch Die geo= 
graphifche Daritellung al8bald auf ein Verhältniß aufınerffam gemacht, deſſen Erfenntniß ſich 
der bloß arithmetiſchen Betrachtung wol längere Zeit entzogen haben fünnte. 

Es verfteht ſich von felbft, daß die politiſche Arithmetik auf zählbare Gegenftände, die unter 
unabänderlichen Gejegen und Berhältniffen ftehen, eine unmittelbare und ftricte Anwendung 
findet, wie z. B. auf die Berehnung der Abnahme einer Staatsjhuld unter den Einfluß eines 
regelmäßig wirkenden Tilgungsfonds. Allein ihre Sphäre erftredt ſich noch viel weiter, auch 
in das Gebiet ſolcher Eriheinungen des Öffentlichen Lebens, denen das auf den erften Anblid 
nicht berechenbar fheinende Spiel moralliher Triebfedern und individueller Leidenfchaften, 
Neigungen, Intereffen und Gelüfte zu Grunde liegt. Die Beobahtung von größern Mengen 
gleichartiger Erfcheinungen, die, von conftanten Urſachen herrührend, ſich gleichwol im einzelnen 


6) Berechnungen darüber f. unter anderm bei Müller, Arithmetif und Algebra u. f. w. (Heidelberg 
1833), ©. 505 fg., und in Wild’s eben citirtem Werle. 

7) In der dentfchen Überfegung von Rieefe (Stuttgart 1838) hat dieſes Werk durch zahlreiche Zus 
läge noch größern Werth erhalten. 
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als unregelmäßig und veränderlich zeigen, ließ nämlich bald gewahren, daß zwiſchen dieſen 
Zahlen Verhältniſſe ſtattfinden, die faſt unabänderlich ſind. Dieſes iſt das von Poiſſon ?) ſo— 
genannte Geſetz der großen Zahlen, das von der Statiſtik auch für die moraliſche Welt ſchon in 
ſehr mannichfachen Beziehungen beſtätigt worden iſt, und wodurch ſchon Buffon zur Bearbeitung 
feiner „‚Arithmetique morale“ veranlaßt werden fonnte. Der Grund für dieſe Regelmäßigkeit 
in der Unregelmäßigkeit, für diefe Nothwendigkeit im ſcheinbar Willfürlichen liegt im fleten 
Zufammendang und der ununterbrodenen Wechſelwirkung zwifchen ven Völfern und ven 
äußern Bedingungen ihres Dafeins und ihrer Entwidelung. Treten darum weder auf der ſub— 

jectiven noch auf der objectiven Seite des Völferlebens weſentliche Veränderungen in den Trieb: 

federn feiner Bewegung ein, jo müffen jih von Zeit zu Zeit wefentlid diefelben Einflüſſe wie: 
derbolen und wefentlich diefelben Wirkungen und Rüdwirkungen erzeugen. Unter diejer Vor— 
ausjegung erhält alfo das Volköleben einen rhythmiſchen Verlauf, der zwar oft nur im einer 
lange fortgefegten Beobachtung erfennbar, aber bei einer zahlreichen Menge von Erfahrungen 
nad) allen Richtungen hin meßbar wird. Laſſen jid dagegen in diefem Verlauf plöglie Hem: 

mungen oder Beichleunigungen bemerfen, fo müflen wir umgefehrt auf entiprehende Berän: 

derungen in den Urfachen fchliefen. So war e8 fidherli nicht die Wirkung eines bloßen Un: 

gefährs, daß nad dem legten großen Siege ver Neaction in den verfhiedenen Gebieten Deutſch— 

lands und ebenfo in Frankreich feit vem Jahre 1849 durchgehends eine gewaltige Abnahme in 

der fonft gemöhnlihen Bevölkerungsvermehrung eintrat, ja in fehr vielen Ländern fogar eine 
furchtbare pofitive Verringerung der Einwohnerzahl fi ergab. Es war feine Folge eines blin— 
den Zufalls, wenn die Zollvereinszählungen berausftellten, daß die Menfhenzahl in ven Jahren 
1850 — 56 in ver fleinen bairiſchen Rheinpfalz um 29036, in Baden um 50937, in Würten: 

berg um 74875, dann im Großherzogthum Helen von 1853—56 um 17890, in Kurheflen 
aber von 1850 —59 um 33012 Perfonen fih vermindert hatte. Die damit im Zufammenbang 
ftehende Verminderung der Heirathen und der Geburten, die (wenigftend relative) Vermehrung 
der Sterbefälle und der Auswanderungen (aud der nur wenig über 100 Duadratmeilen um: 
faffenden bairiihen Nheinpfalz zogen in den neun Jahren 1849—58 50754 Menſchen fort) 
waren Wirkungen ſehr beftimmter Urſachen, und die ftatiftifchen Ergebnilfe über die Bevölke— 
rungöbewegung von damals bilden wichtige Momente zur Beurtheilung ded in jener Epoche 
herrſchenden Negime, die nicht bezeichnenver und einichneidender fein Fönnten. 

Weit die meiften Veränderungen in den Triebfedern des Völferlebens, zumal ſolche, die ſich 
nicht unmittelbar auf die politifhen Inftitutionen felbft, auf Verfaſſung, Gejeggebung oder 
Verwaltung beziehen, treten aber nur fehr allmählich und nicht felten in beftimmter und meh: 
barer Progreifion ein, was denn eine Anwendung der politiihen Arithmetik möglih madı. 
Darum läßt fih für gewöhnliche Verhältniffe auf eine Reihe von Jahren hinaus die mit der 
Bermebrung der Ehen zufammenhängende Vermehrung der Bevölkerung oder Die mittlere 
Lebensdauer berechnen ; denn obgleidy jede Heirath von individueller Willkür abhängt, und ob: 
gleich der einzelne eine der Gefundheit mehr oder minder zuträgliche Lebensweiſe führen, ja jein 
Leben jelbft gewaltfam abfürzen kann, fo ift Doch im ganzen das fittlih phyſiſche Bedürfniß für 
die Gingehung von Ehen fowie die Lebensweiſe und ver Erhaltungstrieb feinen plötzlichen Ber: 
änderungen unterworfen. In ähnlicher Weife mag der Staat für eine Reihe von Jahren auf 
einen mittlern Ertrag aus Gonfumtionsfteuern, aus Gerichtskoſten, aus Xotterien und öffent 
lien Spielen zählen, folange er annehmen fann, daß aud) die Bedürfniſſe der Gonfumtien 
und die Mittel ihrer Befriedigung, die Beranlaffungen zum Rechtsſtreit und die Proceßſuct 
die Gelegenheiten zum Spiele und die Spielfucht weſentlich diefelben bleiben. In beſonders anf 
fallenver Weife hat das Gejeg der großen Zahlen durd die Statiftif der Eriminalvehtärilege 
feine Beftätigung erhalten, indem ſich danach conftant bleibende Zahlenverbältniffe prüfen 
Bevölkerung und Angeklagten ergaben und in der Wiederkehr der Verbrechen felbft eine größe 
Regelmäßigkeit bemerkbar wurde als in Ginnahmen und Ausgaben ded Staats oder im den 
jährlihen Zahlen der Geburten, Sterbefälle und Trauungen. Diejed erklärt ſich unter ber 
Boraudfegung, daß ſich bei einem gewiſſen Zuftande ver Gefellihaft die Summe der Gelegm: 
heiten und Verlockungen zum Verbrechen wiederholt; daß bei einer gewilfen Bildungsftufe des 
Volkscharakters und Volksgeiſtes, alfo bei einer beflimmten pofltiven und negativen Reactions- 
fühigfeit gegen den Anreiz; zum Verbrechen au den Gelegenheiten und Verlodungen dazu in 


8) Lehrbuch ber Wahrfcheinlichfeitsrechnung und deren wichtigiten Anwendungen. Deutſch bearbeitet 
und mit Zufägen verfehen von Schnufe (Braunfchweig 1841). 
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beſtimmter Weiſe nachgegeben wird; endlich, dag bei gleichen polizeilichen Inftitutionen und bei 
gleicher polizeilicher Wachſamkeit unter den begangenen Verbrechen ſtets eine verhältnißmäßige 
Anzahl entvedt werden muß.?) Gin gleiches conftantes Verhältniß zeigte ſich zwifchen den An— 
klagen, den Berurtbeilungen und Freifprehungen. Zur Ausmittelung deffelben brauchte man 
in Frankreich nur je 7000 Fälle ald die Anzahl der jährlid von den Geſchworenengerichten aus: 
geiprochenen Urtheile zu betrachten, während für die Beſtimmung ver mittlern Lebensdauer eine 
gleiche Menge von Fällen bei weiten nicht hinreichte. Die Stetigkeit deſſelben Verhältniſſes 
weiſt nun aber zugleich darauf hin, daß bei einer größern Anzahl richterlicher Entſcheidungen 
im ganzen auch die Urfachen biefelben bleiben, die auf die Richtigfeit oder Unrichtigkeit der Ur- 
theile der Geihworenen Einfluß haben; daß alfo aud verfelbe Werth der objectiven Beweis— 
gründe, diefelbe Fähigkeit der Richter in Beurtheilung der Sahverhältniffe, diefelbe Neigung 
für Freiſprechung oder Verurtheilung, dieſelbe Gewillenhaftigfeit und Gewiffenlofigkeit perio— 
diih wieder zum Vorfchein kommen. Hiernach fonnte man die größere oder geringere Wahr: 
iheinlichkeit richtiger und unrichtiger Urtheile der Gefhworenen und Tribunale in Rechnung 
ziehen, wie dieſes zumal von franzöſiſchen Mathematifern, namentlich von Laplace und Boiffon, 
geſchehen if. 1") Wenn es bei einer Jury von 12 Mitgliedern ſchon möglich ift, daß einſtimmig 
oder mit 11 Stimmen gegen 1 ein unridtig verdammendes Urrbeil gefällt wird, fo muß doch 
dieſe Wahrfceinlichfeit bei einem Verhältnig von 10:2, von 9:3, von 8:4 undvon 7:5 
Stimmen in fehr großem Maße fleigen. So wurde bei der größten Stimmenniehrheit von 
11:1 die Wahrfcheinlichfeit eines Irrtbums, nad den für Frankreich vorhandenen eriminal— 
Ratiftiihen Daten, nur auf Ygjgn berechnet; in den folgenden Stimmverhältniſſen aber auf je 
na /aıoaı > Olaıgar Iero, und 239%, 95. Im legten Ball oder bei einer Stimmen: 
mebhrheit von nur 7:5 wäre aljo die Wahrfcheinlichkeit ſchon beinahe %/,, ſodaß es auf eine 
ſehr große Anzahl von Angeklagten bei diefer Majorität fehr wahrſcheinlich iſt, daß 2, nicht 
hätten verurtbheilt werden jollen. 1!) Bet einer derartigen Berehnung drängt fih auch die 
Wahrnehmung auf, daß, fofern einfache Stimmenmehrheit in einem Richtercollegium entſcheidet, 
die Wahrfcheinlichfeit eines Irrthums nicht unbedingt vermindert-wird Durch Vergrößerung der 
Richterzahl. Wenn in einem Gollegium von drei Richtern die einfahe Majorität das Schuldig 
ausſprach (aljo mit 2 Stimmen gegen 1), jo ift die Wahrfcheinlichfeit eines falihen Spruchs 
(menigftend in der nächſtliegenden Beziehung) geringer, ald wenn die Gefammtzahl 7 oder 9 
war und fomit 4 gegen 3 oder 5 gegen 4 ftanden. Indeß kommt doch auch nod ein anderer 
Umftand in Betracht: die größere Zahl der Richter führt zu einer alljeitigern Erörterung, und 
dadurd werden manche Irrthümer aufgedeckt, welche fi dem Urtbeil des einzelnen entzogen 
hätten, Hierin liegt der Werth einer grögern Richterzahl. Aus ven vorhin Geſagten läßt ſich 
übrigend doc) auch ermeffen, wie weit neue gefegliche Beftimmungen über das zur Berurtheilung 
erforderlihe Stimmenverbältniß die individuelle Mechtäficherheit, gegenüber dem geſellſchaft— 
lichen Interefle für Beſtrafung der wirklich begangenen Verbrechen, entweder zu gefährden oder 
gegen die Gefahr einer unrichtigen Beurteilung zu Shügen vermögen. 

Die conftanten Berbältnifie in der Wiederkehr ver Verbrechen ind Auge fallend, fagte Que: 
telet die treffenden Worte: „Es gibt ein Budget, das mit fhauerliher Negelmäßigfeit bezahlt 
wird, nämlid das der Gefängniſſe, Galeren und Schaffote.“ Beachtet man gar, daß nad ge- 
wiſſen erfahrungsmäßigen Ergebniflen die Wahrfcheinlichfeit richtiger oder falſcher richterlicher 
Urtbeile in verfelben Weife berechnet wird, wie fih in einem Würfelfpiel das Eintreten aller 
möglichen, aud) ver feltenften Combinationen berechnen läßt, fo ſcheint ſich einer oberflächlichen 
Betrachtung, dur diefe Anwendung der Mathematik auf die Statiftif, eine Ausſicht auf bie 


9) Eine Veränderung in der Wirffamkeit des einen diefer Factoren müßte natürlich auch bag Ge— 
fammtrefultat oder das Verhältniß der Augeflagten zur Bevölferung verändern. Auch märe eine Ber- 
mebrung der Wirffamfeit des einen Factors und eine Verminderung des andern in ſolchem Berhältnif 
denibar, daf das Gefammtrefultat das gleiche bliebe, während doch die daſſelbe producirenden Urfachen, 
einzeln betrachtet, eine Veräuberuug erlitten hätten. Daß aber diefer Fall der unwahrfcheinlichere ift, 
braucht nicht befonders erwähnt zu werden. 

10) Auch die Petereburger Akademie gab 1834 ein Memoire Ditrogaffi's heraus über die Anwen: 
dung der Wahrfcheinlichfeitsre_hhnung auf die Entfcheidungen der Geſchworenen und die Urtbeile der 
Fribunale. 

11) Über die Auwendung der Wahrfcheinlichfeitsredinung auf die in Frankreich erhobenen ſtatiſtiſchen 
Daten der Adminiftration, der Griminalzuftiz und Eiviljuftiz vgl, Poiſſon, S. 323 fg. 

Staats:8erifon. XI. 38 
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Herrſchaft einer eiſernen Nothwendigkeit und eines troſtloſen Materialismus im Völkerleben zu 
eröffnen. Aber gerade das Gegentheil iſt wahr, weil überhaupt erſt die Erkenntniß der Notb- 
wendigfeit die Bedingung der Freiheit und eben darum die Wiſſenſchaft eine raftlos thätige 
Befreierin des Menfchengefchlehts ift. Denn wir müſſen nicht überfeben, daß die Thatſachen 
der Statiftif nur die Wirfungen beftimmter Urſachen find, und daß wir ohne die Erfenntnis 
eined nothiwendigen Verlaufs diefer Wirkungen aud nit im Stande wären, die Urſachen der 
die Geſellſchaft bedrückenden bel zu erfennen und dieſe mit freier Seibſtbe ſtimmung an der 
Wurzel anzugreifen. Die Zahl der Häuſer, welche i in einer großen Stadt niederbrennt, bemerkt 
der treffliche Statiſtiker Dr. Farr, wechſelt in einer größern Periode allerdings nur wenig, ſo— 
fern die Bauart die gleiche bleibt. Erſetzt man aber infolge der erlangten Erkenntniß die Holz: 
bauten durch Steine, jo wird man fofort ein anderes Ergebniß bekommen. Bei dem einen 
Bergbauſyſtem verunglücken von 1000 Arbeitern durchſchnittlich im Jahre 8, bei einem andern 
Syſtem nur 4. Die durch die Statiſtik erworbene Erkenntniß führt alſo am ſicherſten zu nüg: 
fihen Fortſchritten und Verbefferungen. 12) Gewiß ift es aljo ein guter Rath, wenn Laplace in 
feinem „Essai sur les probabilites‘ fagt: „Appliquons aux sciences politiques et morales 
la methode fondee sur l'observalion et sur le calcul, methode, qui nous a si bien servi 
dans les sciences naturelles.” Die Befolgung dieſes Raths ift indeflen für die politiiche Arith— 
metif durch die Fortſchritte der noch ſehr jungen Statiflif bedingt, die zumal in Sammlung und 
Vergleihung der Thatjahen der moraliſchen und intelectuellen Welt bisjegt nur unvellfom: 
mene Verſuche gemadt oder wenige Fundamente gelegt hat. Um fo größer aber iſt das Feld 
und um fo reicher find Die Früchte, die man fid) von der Verbindung der beiden Wiſſenſchaften 
noch für die Zufunft verſprechen darf. W. Schulz und ©. F. Kolb. 

Politiſche Beredfamkeit, ſ. Nedekunft (parlamentarifce). 

Politifche Flüchtlinge. (Bol. Aſyl und Afylrecht, Auslieferung.) Die Völker, die 
ſich noch im Zuftande der Roheit befinden, erfennen fein Recht außerhalb ver Gemeinſchaft an, 
in welcher jie leben. Wehe dem Fremdling, den ein Sturm oder ein fonjtiges Misgeſchick an 
die Küften des homerifchen Hellas oder des peladgifhen Italien oder aud an die Küften der 
Nord: und Oſtſee noch zu einer Zeit trieb, ald die Blüte Athens und Roms lange dahin war! 
Die Gunft des Zufall oder feine perfönliche Erſcheinung mochte Mitleid und Intereife für ihn 
rege maden, und den einmal Empfohlenen mochte Öaftfreiheit bis zum Übermafe durch das Sant 
geleiten, aber fein Recht ftand ihm zur Seite, das ihm vor dem wilden übermuth ungaſtlicher 
und räuberifher Bewohner fhüßte, feine Strafe traf ven, der ihn ausplünderte oder erſchlug. 
Und doch ereignete es fich fo leicht, daß er mit oder ohne Schud eine Zuflucht im fremden kande 
ſuchen mußte. Der Kaufmann, den Durſt nach Gewinn in entfernte und unbekannte Länder 
trieb, ſetzte ſich ſtets einer ſolchen Gefahr aus, aber auch für den ruhigen Bürger, der nicht daran 
dachte, ſeinen Acker oder ſeinen Webſtuhl auf längere Zeit zu verlaſſen, lag durchaus keine Un— 
wahrſcheinlichkeit in der Ausſicht, einmal das Mitleid wilder Barbaren anflehen zu müſſen. 
Verbannung aus dem Vaterlande wurde im Alterthum ſehr gewöhnlich über den freien Mann 
verhängt, der ſich ſeinen Mitbürgern misliebig gemacht hatte; fie trat in den antiken Republiken 
ganz ſpeciell als Strafe wegen politiſcher Vergehen, freilich auch oft genug infolge des Neides 
ein, den politiſche Verdienſte erweckt hatten, und es iſt in unſerer Zeit, welche durch tauſendfache 
materielle und geiſtige Intereſſen die Bölfer miteinander verbunden bat, nicht leicht, ſich eine 
Vorſtellung von dem Elend zu machen, welches die Verbannung aus der geliebten Baterftabt 
über den hochſtrebenden Staatsmann einer Gropftadt des Alterthums bradte. Wohin folltert 
fliehen? Sollte er fi zu den Feinden feines Vaterlandes begeben und diejen feine Dienfte wis 
men? Nachbegierde und Sehnſucht nad) der Rückkehr haben oft zu diefem Schritte getriehen, 
allein man Eennt aus dem Alterthum kaum einen Ball, in weldem alle Zuneigung pa der 
Heimatöftadt durd den Haß wegen der Verſchmähung von feiten der Mitbürger gänzlich unter: 
drückt, wo jle nicht wieder zum Vorſchein gefommen wäre in der Stunde der Gefahr, die viel- 
leicht dur) den Verbannten ſelbſt herbeigeführt wurde. Jener Kosmopolitiömus, zu dem ſich 
mande Staatöbürger der Neuzeit prahleriſch bekennen, fand in den Staaten jener Beriobe feine 
Stätte. Enge Grenzen ſchloſſen diefe Staaten ein, innerhalb derjelben aber fand man unter ber 
freien Bürgerſchaft einen Gemeinfinn, der allerdings oft in frevelhaften Übermuth gegen Fremde 
und gegen Unfreie ausartete, der aber auch geeignet war, alle jene Tugenden zu erweden, bie 
von begeifterter Vaterlanbslich unzertrennlich find. Und felbft als der unterworfene Erbfrei® 


12) Kolb, Handbuch der vergleichenden Statiftif (dritte Auflage, Leipzig 1862). 
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zu Roms Füßen lag, waren eben nurnoch die einzelnen Völferihaften, von denen jede ihre be: 
fondere ruhmvolle Tradition hatte, unter Einer Oberherrſchaft vereint, es war ein großer 
Schritt zur Verſchmelzung ver Bölfer geihehen, aber noch immer blidte ver Grieche mit Stolz 
auf die Großthaten umd die unvergleihlichen Geifted: und Kunftiwerfe feiner Väter, der Punier 
gedachte mod) innmer mit Trauer ded Tages, da Karthago in Trünmer fank, und der Gaflier 
hörte nicht auf, fich nach ver verlorenen Unabhängigkeit zu fehnen, noch lange hielt jede Provinz 
mit Zähigfeit feft an den Sitten und Gebräuchen aus der Zeit ihrer Selbftändigfeit. Die Kla— 
gen eined Gicero und eined Dvid aus ihrer Verbannung kommen und weibifch vor, fie würden 
und aber vielleicht weniger unmännlid ericheinen, wenn wir und ganz in die Gefühle hinein— 
verjegen fönnten, mit denen ein Nömer feine Siebenhügelftabt betrachtete, und wenn und mehr 
Nachrichten von minder berühmten, in ähnlicher Lage befindlihen Männern aufbewahrt wären, 
an deren Charakterſtärke zu zweifeln wir feinen Grund haben. 

Der ruhelofefte und von feinen Landéleuten am meiften gehaßte Staatdmann unfers Jahr: 
bundertö mag feine Stellung für fiher und beneidenswerth halten dem Los eines Staatsmanns 
jener Zeit gegenüber, Der ftete Kampf der Bartionen in den alten Nepublifen, ver Neid der 
mit ihm um die Volksgunſt buhlenden Rivalen, die Schnelligfeit des Wechſels der Obergewalt, 
die rachſüchtige Wuth ver Sieger, die Leichtigkeit, mit weldyer in den Volksverſammlungen Ber: 
urtbeilungen erfolgten oder Gelege mit rüdwirfender Kraft zu dieſem Zweck angenommen 
wurden, machten dad Leben des Volksführers im Alterthum unruhiger als das eines politifchen 
Berihwörerd der Neuzeit. Überblicken wir die ganze Reihe berühmter Staatsmänner des Alter: 
thums, jo finden wir verhältnißmäßig überaus wenige, die, wie Berifles, im Vollgenuß ihrer 
Macht eines friedlichen Todes ftarben, Bei weitem die Mehrzahl unterlag einer Gegenpartei, 
fei es in einem Volkstumult oder Solvatenaufftande, oder jei es, daß ihn die Dolde von Ber: 
ſchwörern erreichten, jei es, daß er durd einen Richterſpruch aus dem Vaterlande vertrieben 
wurde, oder endlich, daß er der förmlihen Verurtheilung durch ein freiwilliges Exil zuvorkam. 

Der gewöhnliche Vorwand, unter welchem die Verurtheilung erfolgte, war das Streben nad 
der Tyrannis. Aber mit dem Haupte einer Partei fielen regelmäßig aud) die untergeordneten 
Glieder derfelben, ſodaß Die Zahl der VBerbannten zumeilen außerordentlich groß war. Dabei 
folgten Sieg und Niederlage oft in wunderbar ſchnellem Wechſel, wie z.B. während der Bürger: 
friege gegen Ende der römischen Republik. Die Belohnung der Parteigenoffen mit den Gütern 
der Proferibirten war die nächſte und nad damaligen Nedtöbegriffen die natürlichite Folge des 
Siege. Doc jepte der Berluft ſämmtlicher bürgerlicher Rechte ſtets ein förmliches Urtheil vor: 
aus. Bon einer Unterſcheidung zwiichen einem wegen politiiher Vergehen Verurtheilten und 
einem wegen anderer Verbrechen der Strafe Berfallenen wußte das antife Recht nichts; doch 
erlaubt e3 das fittliche Gefühl des Menſchen nicht, denjenigen, der ſich aus vielleicht ſehr edeln 
Motiven gegen die beftehenne Staatsordnung aufgelehnt Hat, mit dem gemeinen Verbrecher auf 
Eine Stufe zu ftellen, und wir finden daher nicht felten, daß auch damals politifhe VBerbannte 
von gleichzeitigen Gegnern mit Achtung genannt und nicht blos von befreundeten, fondern felbft 
von feindlichen Staaten gaftfreundlih aufgenommen werden. 

Das den Erpfreid überwältigende Nömerreih, verbunden mit der hriftlihen Anſchauung 
von der Gemeinſamkeit des Menſchengeſchlechts, Hatte die Völker einander genähert, im Mittel- 
alter entflanven die Anfänge eined Völkerrechts, man begann zu begreifen, daß es ein höheres 
Recht gäbe ald das in einem einzelnen Staat vorhandene. Im 14. und 15. Jahrhundert be— 
gegnen wir bereitö vereinzelten Verträgen über die Auslieferung von Verbrechern zum gegen: 

‚feitigen Schuge, und dies hatte die nothivendige Folge, daß der Unterſchied zwiſchen den poliz 
tifhen und gemeinen Verbrechern bald jchärfer hervortreten mußte. Die Landesvermweifung war 
derzeit in Deutfchland überhaupt eine jehr gewöhnliche Strafe, und bei den damaligen Zuftän= 
den Fonnte ed nicht fehlen, daß die Zahl derer, welche wegen Auflehtung gegen ihren Oberberrn 
oder wegen fonftigen Friedensbruchs ihr Vaterland meiden mußten, ſtets fehr bedeutend war. 
Während der Herrſchaft des eigentlichen Feudalſtaats befand ſich die menſchliche Geſellſchaft in 
einem fortwährenden Kriege. Der römiſche Kaifer, der Erbe der Gäfaren, ſah ſich als recht— 
mäßigen Oberlehnsherrn jämmtlider Staaten des Erbfreifed an, und die Gliederung der Va— 
fallen und Untervafallen folgte bis zum Fleinften Baron herab, der mit einem Dutzend gehar— 
nifchter Reiter ind Feld zog. Dad Rechtsverhältniß des Lehnäheren zu jeinem Vaſallen aber 
war ſtets ein ſchwankendes. Ed war immer auf Gegenfeitigfeit begründet, und die Rechte und 
Pflichten kaum in Einem Falle genau beftimmt. Nichts war natürlier, ald daß jeder feinen 
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Einfluß jo weit auszudehnen ſuchte ald möglich, und Faun kam der Fall vor, daß der Lebne 
pflichtige nicht Grund genug fand, die Nihtbefolgung der Anforderung feines Lehnäheren zu 
rechtfertigen, fofern er die Macht befaß, demſelben Wiverftand zu leiften. Wenn Kaiſer Fried: 
vich Barbarofla feinem mädtigften Vafallen, Heinrich dem Löwen, vergebens zu Füßen fiel, um 
ihn zum Beiftande auf feinem Kriegszug nach Italien zu begleiten, wenn er zwanzig Jahre fpäter 
Rache nahm und ven ftolgen Herzog in die Verbannung trieb, ſo ift died nur ein hevvorragen: 
des Beiſpiel deflen, was ſich fortwährend in größern und Fleinern Verhältniſſen wiederbolie. 
Sehr häufig fand der flüchtige Verbannte gewitigen Schug, und ſchwerlich brauchte er ſich weit 
von feiner Heimat zu entfernen, um Beinde jeined Feindes zu finden. Wir fehen daher häufig 
Vertriebene eine große politiiche Nolle ipielen, und jelbft die Reichsacht war oft genug hieran 
fein Hindernif. Von einem Nationalgefühl im modernen Sinne war noch die Rede nicht, und 
die vielfach verfchlungenen Bande des Lehnsverhältniſſes, welde das Mittelalter duldete, ia 
liebte, ließen häufig die Rechtsfrage To zweifelbaft, daß Verbindungen mit auswärtigen Fürflen 
gegen den eigenen Lehnsherrn, der dem Vaſallen wirklich oder angeblich unrecht getban, kaum 
als tadelnswerth erfbienen. Dennoh war die Lage eines politifhen Flüchtliugs in jener Zeit 
jtets eine unfichere und oft eine elende. Wie ſchnell und leicht wurde er nicht dem Ehrgeize oder 
der Gewinnſucht feines bidherigen Beihügers geopfert! Das Rechtsverhältniß folder Flücht⸗ 
linge, die etwaige Pflicht des fremden Staats zur Auslieferung derfelben feftzuftellen, dazu war 
noch nicht entfernt der Verfuh gemadt worden. Faſt jederzeit war ihr Los der Willkür over 
ver Schwäche vesjenigen unter ven vielen Fleinen Deöpoten preisgegeben, in deſſen Territorium 
ſie ich gerapde befanden. 

Dagegen mußte ſchon der erfte Verſuch einer wiffenichaftlihen Begründung des Rechts zur 
Unterfuhung dev Frage über das Verhältniß der im Auslande weilenden Verbreder und 
namentlich über die Verpflichtung zu deren Auslieferung führen. Hugo Grotius gelangt in 
feinem epochemachenden Werfe „De jure belli et pacis“ (Bud IL, Kap. 21, $$. 4—6) zu dem 
Nefultat, dan der fremde Staat den Verbrecher entweder ausliefern oder- jelbft ſtrafen müſſe 
Diefe Verpflichtung leitet ev feinem Spftem gemäß aus einem Naturzuftande Ger, in welhem 
jeder Schuldlofe das Recht habe, ven Schuldigen zu trafen. Wenn nun in einem beftehenden 
Staat Died Recht auf die Staatsgewalt übergegangen fei und ed viefer auch überlaffen bleiben 
müffe, ihren eigenen Angehörigen zu beftrafen oder ftrafloß zu laffen, fo befige dieſelbe doch dies 
Recht nicht denjenigen Verbrechern gegenüber, welche die ganze Befellihaft angeben, und ned 
weniger hinfichtlich folcher Verbrechen, welche die Sicherheit und Würde eines andern Staatd 
berühren. Nur durd Auslieferung oder Beftrafung fünne ber Staat, zu dem ber Verbtecher 
geflohen it, dem beleivigten Staat das Net nehmen, Genugthuung auf dem Wege der Ge— 
malt zu ſuchen. (Liber das Nähere vgl. die Art. Aſyl und Aſylrecht und Auslieferung.) 

Hugo Grotius und feine Nachfolger kennen übrigens einen Unterſchled zwiſchen politiſchen 
und gemeinen Berbrehern zum Vortheil der erftern nicht. Im Gegentheil werden nah jenet 
Theorie die politiihen Verbrecher ganz vorzugsweiſe der Auslieferung, eventuell der Beftrafung 
anheinfallen, injofern gerade diefe für die Würde und Sicherheit des Staats, den jie angehören, 
vie gefährlichiten zu fein pflegen. Es ift aber diefe Unterfheidung für die rechtliche Stellung 
der volitifhen Flüchtlinge gerade das enıfcheidende Moment. 

Ein politiſcher Flüchtling ift natürlich bei weitem nicht immer ein Verbrecher, nicht einmal 
immer ein Angeflagter. Im einer Zeit heftiger politifher Gärung mag ihn eine Zaghaftigkeit, 
die ſich mit der völligen Unfchuld wohl verträgt, beivogen haben, zeitweilig feine Zuflucht ie 
fremden Ländern zu fuchen. Der Schluß, daß jeder, der fein Vaterland zu ſolcher Zeit verläil 
nothmwendig fhuldig, und daß die Entfernung eines folhen gemeingefährlihen Menſchen ie 
Grunde ein Gewinn für den Staat fei, infofern jedesmal ein krankes Glied von dem Steatß 
förper abgefchnitten werde, iſt ganz und gar falfh. Im Gegentheil ift vie Zunahme politiiber 
Flüchtlinge jederzeit der bündigfte Bemweis für das Wachen ver Krankheit des Staats. Auch ik 
die freiwillige Entfernung durchaus nit immer, wie man oft gefagt hat, ein Zeiden von 
Mangel an Muth. Es kann nicht als Feigheit bezeichnet werden, wenn in dem wilden, durch ſe 
viele Bluticenen bezeichneten Parteihader des 17. Jahrhunderts engliſche Parteihäupter Ad 
lange Jahre auf dem Gontinent aufhielten, oder wenn während der franzdjifhen Schredene: 
herrſchaft ein Marquis froh war, ven Rhein überfchritten zu haben, und mer es weiß, mit 
welcher Gewaltfamfeit die Dänen in ven Jahren 1848 und 1849 verfuhren, ver wird fd nicht 
darüber wundern, wenn bei den Einfällen ver Dänen eine ziemlich allgemeine Wanderung nach 
dem Süden ſtattfand. Es würde das Rechtsgefühl jedes Menſchen verlegen, wenn ein neutraler 
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Staat ſolchen Männern, denen nichts zur Laft gelegt worben ift, Aufnahme und Schug ver: 
weigern wollte. 

Wenn aber wegen des Verſuchs, die Staatsordnung gewaltfam zu lören, eine Unterſuchung 
eingeleitet oder ein Urtheil gefällt ift und der Angefhuldigte, um der Verurteilung oder der 
Strafe audzuweichen, fein Vaterland verlaffen hat, fo können wieder verfchiedene Fälle ein: 
treten, wonad die Nechtöfrage fich weſentlich verfchieven geftalten wird. Es kann mit dem poli- 
tiihen Verbrechen ein gemeines concurriren, dev Staat, bei dem der Angeſchuldigte eine Zuflucht 
geſucht bat, kann in freundſchaftlichen Beziehungen zu dem vermeintlich beleivigten ſtehen oder 
mit demfelben in Krieg verwidelt fein, das Verbrechen kann ein ſolches fein, das in jedem Staat 
beftraft wird, oder in dem einen ſtrafbar, in Dem andern ftraflos fein, endlich Fann die Größe des 
Vergehens und die Perjönlichkeit ves Incriminirten eine wefentliche Verſchiedenheit begründen. 

Man ift im allgemeinen darüber einig, daß unter den civiliſirten Völkern gemeine Ver: 
brecher als Berjönligkeiten, die nach überall geltenden Gefegen ftrafbar find, auch rechtmäßig 
der Strafe ſich nicht durch die Flucht follen entziehen können, daß aber die Auslieferung, wie ſchon 
Örotius (1. c. $. 4) bezeugt, nad) hergebrachter Praxis auf ſchwerere Verbrechen beſchränkt wer— 
den fol, Im dem Ball alfo, mo eine Goncurrenz gemeiner und politiiher Verbrechen flatt: 
Änder, wird eine Schwierigfeit um fo weniger leicht eintreten fönnen, als in dieſer Beziehung 
zahlreiche Verträge zwifchen den Staaten beftehen. Die älteften Verträge diejer Art, die uns 
befannt jind, ſchützen nicht nur nicht die politifchen Verbrecher, ſondern machen die Auslieferung 
derfelben geradezu zur befondern Pflicht, und es ift bereits bemerkt worden, daß die ältefte Schule 
des Naturrechts einen ſolchen Unterſchied ebenjo wenig flatuirt. In der That fann von dem 
Gefihtspunfte des ferengen Rechts aus ein folder Unterſchied nicht gemacht werden. Das Ber: 
brechen hört dadurch nicht auf ein Verbrechen zu fein, weil es gegen eine auswärtige Staats— 
ordnung gerichtet ift. Sowie man mit dem Übergang der alten flarren Rechtsanſicht, wonach 
ein Recht blos für den gegebenen Staat exiſtirte, in das geläuterte Bewußtfein eines über dem 
Staat lebenden Rechts hinübertrat, mußte aud) die Anerkennung der Beitrafung oder Aus: 
lieferung politifcher Verbrecher erfolgen. Nach welchem Prineip follte ver Räuber zur Beftra: 
fung ausgeliefert, der Hochverräther aber gefhont werben? Daß die Motive des legtern reiner 
fein fönnen, mag auf die Strafzumeſſung einen weientlihen Ginfluß üben, für die Beurtheilung 
jedoch, ob überhaupt ein Verbrechen vorliegt, kann es in feiner Weile entfcheivend jein. Die 
Gründe, weshalb mit vollem Recht ein fo bedeutender Unterſchied gemacht wird, find in der That 
mehr politiicher als rechtlicher Natur. Sie haben bauptiädhlid ihren Grund in der Gefahr, dap 
in einem politifchen Proceſſe nicht die erforberlihe Gewiflenhaftigfeit bei ver Prüfung und Ent— 
ſcheidung beobachtet wird, da der Staat in gewiſſem Sinne Richter in eigener Sadıe wird. Es 
werden aljo bier ganz andere Erwägungen plaggreifen als bei der Auslieferung von gemeinen 
Verbredern. Wenn England und die Schweiz alle Rlüchtlinge, welche nad) den bewegten Jahren 
von 1848 und 1849 dort Zuflucht geſucht hatten, hätten ausliefern wollen, jo würde ein all: 
gemeiner Schrei der Entrüftung im ganzen civilifirten Europa entflanden fein. Der Begriff des 
Hochverraths ift ein jo vehnbarer, daß hier eine ganze Zahl von Handlungen, die aus dem 
reinften Patriotismus hervorgegangen find, leicht unterzubringen find, und die angedrohten 
Strafen find gemeiniglic von einer Strenge, die fich vielleicht durch die Gefahr rechtfertigen 
läßt, gegen die fih aber das Rechtsgefühl veflen, der nicht unmittelbar angegriffen ift, ſträubt. 
Gerade auch dieje Strenge der Strafen gibt an fih Veranlaffung zu einer andern Behandlung 
der politifh Verfolgten. Es können leiht Handlungen zur Entiheidung fommen, die in den 
conflitutionellen oder republikaniſch organifirten Staaten als heroiſche Thaten gepriejen werden, 
die aber in dem abjolutiftiih vegierten Lande mit den ſchwerſten Strafen bedroht jind. Weiter 
darf nicht überjehen werden, daß eine große Zahl der politifhen Verbrechen ſolche Handlungen 
ſind, bei denen nur dad Mislingen beftraft werden Fann. Dies liegt in vem Begriff der Revo— 
(ution. Denn eine Revolution im eigentlihften Sinne des Worts kann nicht mislingen; glüdt 
nämlich der Verſuch, eine Staatsumwälzung hervorzubringen, jo ift dieſer Verfud an jih darum 
ſtraflos, weil doch mit ver Vollendung auch die bisherigen Bundamentalgelege der alten Re: 
gierung ihr notbwendiges Ende finden, im Fall des Mislingens aber geht der Berfud in ein 
eigenes Verbrechen über, in das des Hochverraths. Es mag dabei fein, daß dieſer hochverräthe— 
riſche Verſuch, eine Staatsummälzung zu Wege zu bringen, von dem benachbarten Staat öffent: 
lid) oder heimlich unterflügt worden ift, und ed würde der Gipfel der Ungereimtbeit fein, in 
ſolchem Fall von diefem Staat zu verlangen, daß er die bei ihm Hülfe fuchenden geflobenen 
Urheber jened Verſuchs auszuliefern habe. 


598 Politiſche Dfonomie Politische Poeſie 


Gerade während eines feindfeligen Verhäftniffes des einen Staats zu dem andern kommt 
der Fall jehr oft vor, daß die eine friegführende Macht innere Feinde zu ihren Zweiten kenuft, 
und dies ftreitet gegen feine der jegt als geltend angenonmenen Kriegäregeln, ſofern niät jene 
einer rohen und barbariichen Zeit angehörigen Mittel angewandt werden, welche die neuere bu: 
manere Zeit vertvorfen hat. (Vgl. hierüber den Art. Krieg.) Politiihe Flüchtlinge werden 
dem feindlichen Stant natürlihe Bundesgenoffen und häufig nügliche Helfer fein. Über bie 
legten Säge werben jedem fo zahlreiche Beifpiele aus der Gedichte gegenwärtig fein, dahin 
Berweilen bei denſelben unnöthig erfcheint. 

Die Art ded Vergebend und die Verſönlichkeit des Verbrechers kommt naturgemäß teen: 
ih in Betracht. Wir fehen hier ab von Attentaten auf die Berfönlichfeit des Landeshertn, mil 
folde, au ohne dag man überfchwengliche Begriffe von dem Königthum von Gotted Gnaden 
zu hegen braucht, jedenfalld mit einem gemeinen Verbrechen concurriren. Aber fein Menid 
wird die Auflehnung gegen Herrſcher wie Jafob IL. in England oder die Erhebung der Säle: 
wigsHolfteiner, felbft wenn er ſolche Handlungen misbilligen follte, auf Eine Stufe ftellen nel: 
len mit den Handlungen jener deutihen Fürften, die den Franzoſen vor dem Abſcluß dei 
Weſtfäliſchen Friedens die Abfihten ihred Kaiſers verrietben. Daß die Häupter einer zum 
Zweck des Umſturzes der Verfaſſung beftehenden Vereinbarung anders betrachtet und behantel 
werben als die untergeordneten Berjönlichfeiten, iſt ein in dem Mecht wie in der Politik tauſend— 
fach anerfannter Satz, der allerdings aud den einfachften Rechtsgrundſätzen über die Urheber: 
und Genoffenichaft folgt, in der Politik aber feine befondere Bedeutung durch die Gefährlidfeit 
für den Staat erhält. 

ALS Nefultat kann man demnach nur binftellen, dag nad ftricten Rechtsgrundſihen cine 
Verjchiedenheit ver Behandlung der politiihen Flüchtlinge von den wegen fonftiger Verbrehem 
Gntwichenen von jeiten des fremden Staats nicht zu rechtfertigen fein würde, daß aber em 
höheres Necht der Menfchlichfeit, verbunden mit ven Grundfägen einer richtigen und erleuchteen 
Politik, diefen Unterfcpied zu machen gebieten. Wenn man demnach nicht mit Balmerfton aus: 
ſprechen darf, daß nad allgemein anerfanntem Völkerrecht die Auslieferung politiicher Ix- 
brecher unzuläſſig fei, jo varf man wol fagen, daß eine ſolche ſtets fur die Ausnahme, und dar 
die Aufnahme, der Schug und die Verweigerung einer etwa verlangten Auslieferung die Rege 
bilden follte. 

Allein ed gibt gelindere Mittel, die häufig gefordert und nicht jelten gewährt werden. Da 
gehört namentlich die Ausweifung. Es kann eine ſolche allerdings eine politifche Nothwendi— 
feit fein. Man kann England nicht tadeln, daß ed im Utrechter Frieden auf die Entfernung tet 
Prätenventen aus Franfreih drang, und felbft in weit Eleinern Verhältniſſen können zahlrıs 
in einem Staat vereinte und dur die Sehnſucht nach der Rückkehr und nach Rache wegen wirt; 
lih oder vermeintlich erlittenen Unrecht erbitterte Verbannte diefem Staat Gefahr bereiten 
Doch darf man die legtere Gefahr nicht überfhägen. Der Verbannte mag in feiner Hein 
eine bedeutende politifche Rolle gefpielt Haben, feine Bedeutung wird vielleicht in feinen eigenen 
Augen immer höher fteigen, je mehr fein Verlangen nady feinem Vaterlande wächſt, in Ti: 
lichkeit vermindert fie fich jedoch fort und fort, je entbehrlicher er für feine Heimat wird, und 
mehr neue Kräfte dort auftauchen. Oft ift es blos Schwäche und Abhängigkeit von ver Mafı 
wobei wir nur an Stein erinnern wollen, neuerer Vorgänge in Staaten, die Dänemark bıns; 
bart jind, zu gefhweigen. Gine Ausweifung politiſcher Flüchtlinge wegen rein politiider, ® 
einem fremden Staat begangener Vergehen wirft allemal ein übles Licht auf den Staat, Mi 
derfelben greifen muß. In Staaten, die lich ihrer Kraft und der Fertigkeit ihrer Negirm 
bewußt jind, wie England, wird ſie nicht leicht vorfommen. ’ 

Politifche Dkonomie, |. Nationalöfonomie. 

Politische —— ſ. Parteien. 

Politiſche Poeſie. Die Dichtkunſt hat zu allen Zeiten Stoffe behandelt, melde da 
Öffentlichen Leben der Völker angehören, jie hat die Entwidelung der Staaten nad) außen m 
innen, den Kampf der Barteien und der Völker, den Bürgerkrieg, den nationalen Unabhängls: 
feitöfampf, ven Siegeszug des Eroberers in ihre Kreife gezogen; fie hat hervorragende Mine 
gefeiert, welche in Frieden und Krieg dem Staatdleben einen bedeutiamen Aufſchwung gab 
Alle wahrhaft großen Dichtergenien haben ſich nicht auf das Gebiet der fubjectiven Empfindung 
beihränft, oder vielmehr, fie haben viejelbe auch mit einem allgenteingültigen Inbalt aus x" 
großen Lebenskreiſen der gejellfhaftlihen und politifhen Welt zu erfüllen gewußt. In Diele 
weitern Sinne ift alle biftorifche Boeile, ſobald ie das Motbiiche abgeftreift hat, eine politik 
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zu nennen. Große Dichtarten, wie das gefhichtlige Drama, das von den hervorragendſten 
Dramatifern aller Zeiten gepflegt wurde, gehören ganz in dieſen Kreis, aud) das Epos, welches 
den Bölferfampf fhilvert, wenngleich die uralten volföthümlichen Mufter diefer Gattung gegen 
die fagenhafte Überlieferung das gejhichtliche Element in den Hintergrund treten ließen. liber 
die Berechtigung diefer hiſtoriſch-politiſchen Poefie ift niemals ein Zweifel erhoben worden. 

Anders verhält es ſich mit der politifchen Poefte im engern Sinne, welche aus dem unmittel- 
baren Staatsleben der Gegenwart heraus dichtet, entweder die Zeitgenoffen oder die Helven einer 
jüngften, nod in die Gegenwart hineinreihenden Vergangenheit feiert und auch das entferntere 
geſchichtliche Ereigniß in eine Beleuchtung rüdt, in der ed den Sympathien und Antipathien 
der Gegenwart, ven Beftrebungen und Tendenzen der Parteien näher tritt. Diejenigen, welche 
über das jüngfte Auftreten der politifchen Lyrik in Deutſchland mit äſthetiſcher Vornehmheit ven 
Stab brechen und dabei jich den Anfchein gaben, als verurtheilten fie einen hypermodernen Aus: 
wuchs unjerer Literatur, eine Verirrung von neueſtem Datum, deren ſich früher die Poeſie nicht 
ihuldig gemadt, haben damit nur gezeigt, daß ihnen ver freiere Blick fehlte, um aus der all: 
gemeinen Weltliteratur die gleichen und verwandten Erfheinungen heraus zu erkennen. reis 
ih, was den Griechen zur Zeit ded Perikled, den Nömern zur Zeit des Auguflus eine frifche 
Gegenwart war, ift uns längft eine altersgrane Vergangenheit geworden. Und fo ift ed fein 
Zweifel, daß aud die politifche Lyrik der vierziger Jahre nach einigen Jahrhunderten recht ehr— 
würbig und commentarbebürftig geworben fein wird. Unſere Äſthetik hat ſich noch immer nicht 
von den Tendenzen der Romantik freigemadt, welche jede Berührung mit der profanen Gegen: 
wart ald unpoetifch verurtheilte. Sie vergaß dabei, diefen Maßſtab an die dichterifchen Größen 
der Vergangenheit anzulegen, um feine Nichtigkeit zu prüfen; fie würde ſich überzeugt haben, 
daß diejelben, dieſem Credo gegenüber, faſt alle für Keger gelten müßten, over vielmehr, daß dies 
Gredo jelbft eine Kegerei fei gegenüber dem Evangelium des Schönen, welches die großen Mei- 
fter und Mufler verkünden. 

Wie es mit der Berechtigung einer Poeſie ausfieht, die dem Leben und Grdanfenfreije der 
Gegenwart entfrembet ift, darüber fonnten die Vertreter der romantischen Traummelt im Un: 
tlaren fein, die allgemeine Bildung unferer Zeit ift ed nicht mehr. Mochte die Romantik ih 
einen Dante und Shafjpeare für ihre Tendenzen angeeignet haben, es iſt ihr längft bewieſen 
worden, daß jene Dichter auf der Höhe ihrer Zeit fanden, ja nicht blos der allgemeine Ausorud 
ihrer geiftigen Gultur, ihres’religiöjen und nationalen Strebend waren, jondern fih aud im 
einzelnen der directeften politiihen Beziehungen ſchuldig machten. Es fann daher an den Did: 
ter unjerer Tage auch nur die Anforberung geftellt werben, daß er auf ver Höhe feiner Zeit ſtehe 
und ihre vielumfaffenden Beftrebungen im Brennpunkte feined Genius vereinige. Wer bier: 
von die allgemeine Regſamkeit zur Umgeitaltung des Staatölebend, welche den harakteriftiihen 
Zug in der Bhyfiognomie des ganzen Jahrhunderts bildet, als unberechtigt auöfchließen wollte, 
der würde ein geringes Verftändnig für die Aufgabe der Zeit wie für die Aufgabe der Poeite 
an den Tag legen. 

Die Gegner erklären zunächſt ven politifhen Stoff an und für ji wie überhaupt die ganze 
moderne Gultur für unpoetifh. Wir wollen zwar nicht Mozart's Ausſpruch, daß ein guter 
Componiſt jeden Thorzettel in Muſik jegen fönne, auf die Poefte anwenden. Dod wo Kanıpf, 
Streben, Bewegung der Geifter und Begeijterung herrſcht, da wird die Poeſie immer heimiſch 
fein, und wer wollte leugnen, daß daß politische Leben unferer Tage eine madtvolle Aufregung 
der Gemüther hervorgerufen hat, ja daß es ebenfo reich ift an ernften Gonflicten und tragiſchen 
Ereigniffen, wie an enthuſtaſtiſchen Stimmungen und leidenfhaftlihen Ergüffen? Wer in dies 
volle politifche Leben hineingreift, wird in Bezug auf den Stoff gewiß feinen Fehlgriff thun. 

Leichter find die Fehlgriffe ver Behandlung, welche bei derartigen, in der Zeit nahe liegenden 
Stoffen eine doppelt ſchwierige ift; denn jener eigenthümliche Duft der zeitlichen Berne, der ges 
ſchichtlichen Perſpectiven, der ſchon von felbft eine poetifche Verklärung gewährt, fehlt ihnen 
gänzlidy und muß durch Die doppelte Energie ver dichteriſchen Kraft erfegt werben. Die Glaub: 
würdigkeit ver Ereigniſſe bevarf einer doppelt firengen Motivirung; denn der verftandesmäßige 
Zufammenhang unjerd Staatswefend und des ganzen Gulturlebens ift jo allgemein gefannt, 
daß der dichterifchen Licenz nur ein geringer Spielraum bleibt. Hierzu kommt, daß die politifche 
Überzeugung ver Gegenwart, um bei der Maffe Eur zu gewinnen, der Formel nicht entbehren 
fann! Die Formel aber ald etwas Fertiges und Entwidelungslofes kann in der Poeſie nur als 
Phraſe erſcheinen. Nicht minder liegt bei ver Behandlung ferner liegender Stoffe im Geifte der 
Gegenwart die Gefahr nahe, daß dieſelben ihres eigenthümlichen Geiftes entkleidet und auf dem 
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Prokruſtesbetie der Tendenz gewaltſam verfürgt oder ausgereckt werden. Überhaupt kann die 
Tendenz als äußerlich an den künſtleriſchen Organismus angehängte Etifette nur feine innere 
Bedeutung gefährden. Tendenz und Phraſe haben etwas Paraſitiſches und zeritören, weiter 
wuchernd, jelbft das innere Xeben. 

Dod) jo groß die Gefahren find, melden die Behandlungsweife des politiſchen Stoffs aus: 
gefegt ift, jo wenig wird das echt dichteriſche Talent ſich durch diejelben zurüdichreden lafen. 
Der eingeborenen Begeifterung folgend, wird es den rechten Weg nicht verfehlen. Es wirt feine 
äußere Tendenz in dad Dichtwerk hineintragen, aber es wird aus dem Kernpunft einer polui— 
ihen Idee heraus das ganze Werk in fünftlerifcher Einheit ſich entfalten laffen; es wird nie: 
ſchattenhafte Abftrartionen, nicht leere Phrafen zur Schau flellen, ſondern feiner innern Begei: 
fterung einen lebensvollen Ausdruck geben. Die Lyrik ſpricht das politifche Pathos als m: 
mittelbare Empfindung aus, die Herzen hinreißend und mit Kanıpfesluft oder mit der ganzen 
Wärme eines opferfreudigen Strebens erfüllend. Sie wird den rhetoriichen Ton der Tribüne 
ebenfo vermeiden, wie eine didaktiſche Auseinanderjegung der Abfichten und Zwecke. Aud) der 
Standpunkt einer Partei, fo befhränft er gegenüber einer höhern, umfaſſenden Anſchauung, je 
vergänglich er im Fluſſe ver geihichtlihen Bewegung erſcheinen mag, Fann, von einem echten 
Talent in ſchlagender und hinreißender Weife dargeftellt, eine poetifch hohe und dauernde Be: 
deutung gewinnen. Man fann dabei die patriotifche Lyrik nicht als eine bejondere Art von der 
eigentlich politifchen trennen; denn ob dieſe Begeifterung gegen ben innern oder äußern Feind 
gerichtet ift, kann feinen gültigen Unterjchied begründen. Wo der Dichter dem allgemeinen 
Willen der Nation Ausprud gibt, da darf er freilich auch auf die allgemeinen Somparhien 
rechnen, während der Dichter einer Partei anf die Anerfennung der entgegenftehenden vergihten 
muß und erft vom einer fpätern Zeit, für welche die Unterſchiede jener Parteien verblapt Ir, 
die aber die Lapidarjchrift des dichterifchen Genius zu leſen verfteht, Die verdiente Würdigung 
finden wird, 

Das wahrhaft Hiftorifhe Drama, weldes nicht das Bamiliengemälde und die lyriſche Cri⸗ 
ſode in den Vordergrund ftellt, wird ſtets einen politifchen Inhalt Haben und die großen Ideen 
ber nationalen Unabhängigkeit und Freiheit, die Gegenſätze der politifchen Parteien, ver Legiti: 
mität und Ufurpation u. ſ. w. zu feinem Mittelpunkt machen. Ein geſchichtlicher Stoff, ver id 
in feiner Weiſe an die politifchen Sympathien der Gegenwart wendet‘, wird jelbft, wenn er u: 
füllig auf nationalem Boden fpielt, kein tieferes und dauerndes Intereſſe erwecken können. Da: 
gegen wird noch mehr ald in der Lyrik das ftrengere dramatiſche Kunjtgejeg alle ſchielenden ten: 
denziöfen Seitenblicke, alle publiciftiihen Auseinanderfegungen, alle die innere Wahrheit ver 
Handlung und der Charaktere verrüdenden Bezüglichkeiten ausſchließen. Die Stofe der 
neuern Geſchichte feit ver Neformation bebürfen feiner künſtlich unkünſtleriſchen Einrichtung, 
um ben Bewußtfein der Gegenwart ſympathiſch zu werben, da ihr Inhalt ſelbſt ſich innerhalt 
jener politifchen Gegenjäge bewegt, von denen auch unfere Zeit beftimmt ift. Kat der Drama: 
tifer einen glücklichen Stoff aus diefer Epoche gewählt, fteht ihm Kraft, Neben der Charakterifif 
und Prägnanz des Ausdrucks zu Gebote, jo wird das verwandte politifche Pathos, wie ddr 
Handlung jelbft durchdringt, auch ohne alle abfichtlihe Betonung die Gemüther der Zuhöter 
ergreifen. Doc ift das politifche Intereffe des Stoffs nicht ausſchließlich an die Neuzeit ge- 
fnüpft. So haben z. B. die Nömerdramen meiftens einen politifchen Inhalt, der ald ein Kamp 
der Parteien aud) die Gegenwart zu interefjiren vermag. Auch das hiftorifche Epos der New 
zeit wird bie fehlende Goͤttermaſchinerie der Volfdepopde nur durd die bewegenden Macht 
unſers politifchen Lebens erfegen können, 

Der Baden diefer politifchen Poeſie im engern Sinne zieht ſich durch die ganze Entwidemg 
der Weltliteratur und läßt ſich in allen Epochen ver Literaturgefhichte nachweiſen. Freilich, du 
Drient, in welchem das Öffentliche Leben gänzlich unausgebildet ift, deffen Poejie mur religiöle 
Vertiefung, ſittlichen Gehalt oder perfönliche Erlebniſſe in märdenhafter Einkleidung fennt, bat 
nationale Leben aber nirgends felbftändig von dem beſtimmenden Einfluß der veligiöfen Phan— 
taſiegebilde losgelöft hat, ift Die politifche Poeſie fremd, deren ganzes Pathos auf der ſittlichen 
Freiheit ruht. China hat von den eflatifchen Ländern das am melften ausgebildete Staat: 
leben, aber der Äußerlihe Mechanismus veffelben ſchließt die Poeſie aus. In den chineñſchen 
Dramen vertritt meiftend das Mandarinenthum die Stelle des Fatums; die hiſtoriſchen Anlüsfe 
in einzelnen Schaufpielen enven meiftens in rührenden Situationen; in andern bleibı dad 2 
ſchichtliche oder wenn man will Politiſche epiſodiſch. So z. B. in dem chineſiſchen Traurrfplele 
„Sinziinzfuri” der Rampf ded Königs von Korea, eined Vaſallen des chineſiſchen Kailert, 
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gegen feinen Oberherrn. In Indien wie in den mohammedaniſchen Staaten fällt das Politifche 
mit dem Religiöfen unfelbftändig zufammen. Erſt auf dem Boden von Hellas entwickelt ſich zu: 
gleich mit der ſchoͤnſten Blüte echt menſchlicher Kunft auch die politifche Poeſie. | 

Bindar’d großartiger Humnenſchwung war von mythiſchen Elentent der alten Volksüber— 
lieferungen durchdrungen, aber bei allen feinen kühnen Sprüngen und fagenbaften Perſpec— 
tiven doch immerhin eine poetiſche Chronif des griechiſchen Nationalruhms. Diefe Oden waren 
ihrer Entſtehung nad politiiche Gelegenbeitsgedichte, indem fie die Sieger in den feſtlichen 
Spielen feierten und ſomit an das friichefte Ereigniß des volksthümlichen griechiſchen Lebens an— 
fnüpften. Die ganze übrige Lyrik der Hellenen it von politifhem Pathos durchdrungen, oft 
mit jener unmittelbaren Wendung zu thatkfräftigem Vorgehen, welche man der neueften deutſchen 
Yorif dieſer Nihtung anı meiften zum Vorwurf gemadt hat. Und zwar kommt der patriotifche 
Geift, der auf die Abwehr gegen den äußern Feind gerichtet ift, ebenfo zur Geltung wie der 
Parteigeift, der das Wohl des Gemeinweſens durd die Befämpfung der innern Beinde deſſelben 
zu fördern ſucht. Wir erinnern nur an die thatkräftigen Geſänge des Kallinos, an des Tyrtäos 
begeifterte Kriegsliever, an Die Gunomia diefes Dichters, in welcher erfragen des innern Staates 
lebens mehr vipaktiich behandelt und auf die Berußigung der Gemüther hinzumirfen fucht, an 
die theils politifchen, theils kriegeriſchen Elegien des Satiriferd Archilochos und an die Sinn 
Iprüche des Iheognis von Megara, welche gegen die zur Herrſchaft gelangte Gelvariftofratie 
feiner Vaterſtadt gerichter find. Auch in die wehmüthigen Liebeöflagen des Mimnermos ift oft 
ein politifcher Zug verwebt, während der Odendichter Alcäos auf feiner fiebenfaitigen Kithara 
das von den Wogen innerer Ummälzungen bin = und bergeworfene Staatsſchiff befang, indem 
er feinem Haß gegen die Tyrannen einen glühenden Ausprud gab. 

Bon den außerordentlichen Schägen der tragifhen Mufe Griechenlands ijt nur ein geringer 
Theil auf und gekommen. Doch jo fehr in den erhaltenen Dramen der fruchtbaren griechiſchen 
Tragifer die mythiſche Kabel überwiegt, jo findet ſich doch unter ihnen auch das Mufter einer 
politifchen Tragödie: die Perfer des Aeihylos. Der fühnfte und großartigfte diefer Dichter 
wagte einen tragijhen Stoff aus der unmittelbaren Gegenwart, aus der Zeitgeſchichte zu 
ſchöpfen — ungefähr wie wenn ein dramatiſcher Dichter unfers Jahrhunderts, der bei Leipzig 
witgefochten, nicht lange darauf Napoleon zum Helden einer Tragödie machte. Volitiſche Anz 
fpielungen oder beziehungsreiche Verknüpfungen des mythiſchen Stoffs mit dem hiftorifchen Leben 
feiner Tage hat auch Sophofles in feinen Tragödien nicht verihmäht. Ganz politiſch dagegen, 
in des Wortes hervorragender Bedeutung ift die ältere attifche Komödie, das Luſtſpiel des Ari- 
ftophanes, weldes und bis auf ven heutigen Tageinen Spiegel des damaligen Öffentlichen Lebens 
der Athenienfer gibt. Diefe politiihe Komödie ift bisjegt einzig und unerreicht geblieben, ein 
Ideal, welchem die neuefte, der Schöpfung eines gefunden, Öffentlihen Staatölebend mit Begei: 
terug zugemwendete Zeit mehr als jede frühere nachzuſtreben hat. Schon ver Schöpfer der alten 
Komödie, Kratinos, hatte in feinen „Thrakerinnen“ gewagt, den Perikles heftig anzugrei— 
ren, während Pherekrates in den „Agrioi“ Rouſſeau's Ideal, den wilden Waldmenſchen, 
uf die Bühne brachte, un die Neigung der Athener zu einem anarchiſchen Leben und Treiben 
u verfpotten. Hermippos griff in feinen „Mören’‘ wie Kratinos den Perifled an, während 
Fupolis in feinen „Demoi’ ihn verberrlichte, eine Komödie, in welher im übrigen die wilde 
Demagogie der jüngften Tage gegeilelt und den Großthaten, der eveln Geſinnung, der würdigen 
>altung eines frühern ruhmvollen Zeitalters ironiſch gegenübergeftellt wird. Die gleiche Rich— 
ung verfolgte der Meifter der kecken Satire Ariftophanes, der nicht ermüdete, alle Schwächen 
einex Zeit und des in Verfall gerathenen Öffentlichen Lebens zu geiſeln. Die elf erhaltenen 
Stücke jowol als die andern, von denen uns wenigitend der Inhalt überliefert ift, laſſen die 
Sielfeitigfeit eines Genius bewundern, welder die ganze modijche Gefellihaft feiner Zeit, die 
Nodephiloſophie, die Modedichtkunſt, die emancipationsfüchtige Brauenwelt ebenfo wie die Er— 
heinungen eines in wilder Aufregung begriffenen Staatslebens aufs ſchlagendſte zu ver: 
‚otten wußte Den Höhepunft feiner eigentlich politiihen Komödien bilden die „Vögel, in 
ner er auf phantaſtiſchem Hintergrunde, nachdem er die Haltlofigkeit und Zerfahrenheit eines 
In Staatsleben entfremdeten Treibens geſchildert, feinen Jvealftant aufbaut. Die „Vögel“ find 
e in ſcenirte Staatötheorie des Ariftophanes, fein pramatifirted Utopien. Gegenüber diefem 
(gemrein gehaltenen Luſtſpiel waren am jhärfften perfönli die „Ritter“, in denen der Gerber 
ſeon, der herrſchende Demagvg, auf die Bühne gebradpt und verjpottet wurde. In mebr alle: 
srifcher Weile geihah dies in dem nicht erhaltenen Drama „Geras“, in weldem der attifche 
eıno8 ſich ſelbſt verjüngte und ſtatt feiner verftoßenen alten Kran eine junge heirathete. Im 
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beiden Stücken erſchien das athenienſiſche Wolf ſelbſt in komiſcher Perſonification auf den Br- 
tern. In den „Acharnern“ und „Der Friede‘ wird die Zwietracht Griechenlands gegeiicl, 
welche den Peloponneſiſchen Krieg und feine unheilſchweren Folgen bervorrief. In den nicht auf 
und gekommenen „Babyloniern“, welche an die „Poleis“ des Eupolis erinnern, traf der Spott 
des Ariftophanes den Übermuth Athens, der die Bundesftädte in einem ſtlaviſch abhängigen 
Verhältniß hielt. Die ganze attiihe Komödie war in ihrer Richtung „‚reactionär”, eine Der: 
berrlihung der Vergangenheit, eine Berhöhnung der Gegenwart, aus deren freier Bemegliäfeit 
fie jelbft erit hervorgehen fonnte. Es gehörte eine großartige Liberalität der Gefinnung day, 
diefe Angriffe auf der Bühne nicht nur zu ertragen, fondern zu beklatſchen, zu bewundern, zu 
frönen. Der tugendhafte Helvenmutb, der die Schlahten bei Marathon und Salamis gewann, 
wäre gegen Ariftophanifche Angriffe gewiß nicht fo tolerant geweſen wie der vielgegeiſelte De: 
mos des Kleon. 

Die römische Poeſie war aus der Nachahmung der griechiſchen hervorgegangen. Der rö: 
mifche Geift war noch einfeitiger politiſch als der griechifche, und wäre die dichteriſche Shöpfunge: 
kraft der Nation der bellenifchen ebenbürtig geweſen, fo würde die römische Literatur gewiß die 
politifhen Mufterdichtungen aller Zeiten aufzumweifen haben. Doch gerade der Mangel an 
fhöpferifcher Kraft bewirkte von Haus aus nit nur, daß die römische Mufe, ſiatt frei aus 
eigener Bruft zu höpfen, den Weg der Nachahmung betrat, fondern auch, daß fie niht gerade 
die höchſten Gattungen der Poeſie nahahmte. Unfähig, den genialen Schwung der Ariſtepha— 
nifhen Satire auf das römische Staatöleben zu Übertragen, begnügte fie ſich mit der Nahahmung 
der neuern Komödie der Griechen, deren Intriguen und Gharaftertopen ſich im Kreife des all: 
täglichen Rebens bewegten. Das die Komöpiendichter ſich indeffen von einzelnen poltiihen An: 
fpielungen nicht freibielten, beweift das Schidfal des Naevius, der mit Verbannung betrat 
wurde, weil er den Dietellus und Scipio Afrifanus in feinen Luftipielen angegriffen. Die Im: 
gödiendichter jener erften Epoche behandelten meiftens, den Griechen folgend, mothiſche Stefe. 
Dod taucht das vaterländifche Drama bereits in einem Trauerjpiele des Pacuvius „Aemilius 
auf und wird ſpäter von Attius in ven Dramen „Decius“, „Brutus“ und „Marcullus“ weitet 
fortgebilvet. In der Glanzepoche der römifhen Dichtung unter Auguftus mußte der police 
Geift des Volks jelbit den Bann der Nachahmung durchbrechen, aber unfähig, fich neue Formen 
zu Schaffen, die von Griechenland überlieferten zu erfüllen ſuchen. Dies feben wir an deutlid: 
ften an ver „Aeneis“ des Birgit, welche in Wahrheit eine politiſche Epopöe iſt und von Anfınz 
bis zu Ende den ernften heldenmüthigen Geift der römifchen Nation athmet. Wie ſchwerüüll— 
aud die Homerifche Goͤttermaſchinerie in diefer Dichtung zur Anwendung gebracht worden, m! 
twenig der pomp= und ſchwunghafte reflectirende Ton zu dem ehrwürbigen naiven Borbilde patt 
mochte, wie fehr die Liebesromantif und die Verherrlihung des Amazonenthums aud in den 
Vordergrund trat, dad Epos war dennoch eine würdige Feier der ftaatengründenden helden 
Eraft, welde durch die prophetifchen Perfpectiven des ſecheten Geſangs mit der Herrlichkeit wi 
weltherrfchenden Nom und jeines Cäſar, mit der unmittelbaren „politiſchen“ Gegenwart in 
nächfte Beziehung gefegt wurde. Ja felbft der frivole und geniale Ovid, der bie Eultur der de 
maligen Gejellfhaft in unnahahmlichen Genrebildern dargeftellt hat, konnte der Fabelwelt fein 
„Metamorphofen‘ feinen andern Abfchluß geben, ald indem er auf ihr mit allen mythologiſche 
Geftalten und Geſchichten ausgeſchmücktes Piedeital die Bilder des Julius Gäfar und Dctavianı 
Auguftus ftellte. So war die Politik in allem; jie war das legte Wort des römifhen Geifr! 
Aud der originelle Erfinder jener gefälligen poetifhen Gonverfation, welche dad geiellichaflit 
Treiben heiter belächelte und fein verfpottete, auch Horaz unterließ es nicht, den teichten For 
feiner Epifteln durch ein ſhwunghaft getragenes Sendſchreiben an „Auguſtus“ zu ungerbueßen 
in welchem fi, neben ver ſchmeichelhaften perfönlihen Huldigung, doch auch der Stolz des zn 
{hen Weltbürgertfums und patriotifche Vegeifterung ausfprach. In feinen „Open“ Mn 
Horaz öfters an die nächte Gegenwart an, feiert die Siege der Römer über ferne Völker un 
gibt den Lehren der Weltweisheit und des feinen Lebensgenuſſes durch die Berfpectiven ded nem" 
ſchen Weltreichd eine bedeutſame Folie. Diefe Verfpectiven waren in der fpätern Kailerzeit der 
Satire wieder verloren gegangen, welche ſich mit Entrüftung gegen die Fäulniß und Bermertt- 
heit der innern Zuftände richtete und auch hier nur gelegentlich die Wunden des ſtaatlichen Or 
ganismus mitberührte. 6 

Die Zeit des auftauchenden Chriſtenthums und feiner erften jtegreichen Kämpfe mit deu 
Heidenihum war natürlich der politiichen Poeſie ungünſtig, weil gegenüber dem neuverfündelen 
Gottesreich die irdiſchen Reiche ihre Bedeutung verloren hatten. Erſt als das Chriſtenthun 
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ſich im der Kirche ſelbſt einen Organismus mit weltlicher Gliederung geſchaffen, als dann ber 
Kampf zwiſchen Kirche und Staat, zwiſchen Papſt und Kaiſer die abendländiſche Chriſtenheit 
in zwei große Varteien zerriß, da tauchte die politiſche Poeſie wieder auf, und zwar mit aller 
Schärfe der Polemif, welche ver Erbitterung der Parteien eigen ift. Und ald der Kampf gegen 
die Hierardhie im Reformationdzeitalter eine gewaltfame Krifid zur Folge hatte, da begleitete 
auch die Poeſie mit den Klängen beransfordernder Kampfesluft und ſtürmiſcher Begeifterung die 
ernitere Arbeit ver Geiſter. 

Der ritterlihe Minnegefang in Deutſchland und Branfreih beihränfte ſich keineswegs auf 
den Gultus der Liebe und des tendenzlojen Kampfes; er ließ neben den Bähnlein der Turniere 
und ihrer felbftgenugfamen Streitluft auch das Banner der geiftigen Freiheit und des nationa= 
fen Kampfes gegen die welſche Herrihaft wehen. So hat namentlih Walther von der Vogel: 
weide neben füßen Liebesliedern recht energifche poetiſche Fehdebriefe gegen den Papſt gedichtet 
und feine gutfaiferlihe Gefinnung auch gegenüber den deutſchen Fürſten bewährt, melden er 
ſchuld gibt, daß fie ven Hohenftaufen bei feinem Kreuzzug nah Paläftina gern los zu fein 
wünſchten. Auch Reinmar von Zweter Elagt über des Deutſchen Reichs Siechthum und Keil: 
beit, über die Bereitwilligfeit, mir der audy die Getauften Iefum Ehriftum verfaufen. Der Tanz 
huſer feiert Friedrih Barbaroffa mit begeiftertem Aufſchwung. Auch die Troubadourd der lies 
derreihen Provence fangen nicht blo8 Schäfer: und Minneliever, nicht blos Tenzonen, in denen 
eine galante Sophiftif die Fragen des Herzens und der Liebe hin- und herwendete, fondern au 
Sirventes, Loblieder des Dienftherrn, die ſich ſpäter in die ſchärfſten, Rügelieder“ umwandelten. 
Die Sirventes eines Guillem Figueiras, namentlih aber eines Peire Garbinal find Proben 
einer glühenden Parteilyrik, deren Spigen gegen das Prieftertfum gerichtet waren, und Vor: 
läufer der dichteriſchen Polemik des Neformationgzeitaltere. 

Dod nit blos diefe einzelnen Gefänge und Yieder, auch die größte Dichtung des Mittel- 
alters, in welder das geiflige Streben veffelben nad allen Richtungen zufammengefaßt ift, 
Dante’d ‚„‚Divina commedia”, trägt in vielen Partien ven Stempel der politifchen Poefte. Und 
wie fonnte es anders fein bei einem Dichter, der in den Parteikämpfen feiner vaterftädtiichen 
Gemeinde eine fo große Rolle gefpielt hat und fpäter ald begeifterter Ohibelline die Rettung 
Italiens in der einheitlichen Herrſchaft des deutfchen Kaiſers erblickte? Alle politifchen Bezie: 
bungen ber „Divina commedia’’, die damals die neueften Zeitereigniffe betrafen, find zwar jegt 
durch bie Länge der Zeit hinlänglich verdunkelt, ſodaß die gelehrten Gommentare Arbeit genug 
finden, um bied alterthümliche Werf den Verſtändniß des 19. Jahrhunderts näher zu bringen. 
Doch dies darf uns nicht hindern, Dichtung und Dichter ım Verhältniß zu ihrer Zeit und zu 
ihren Zeitgenoflen zu betrachten und die zahlreichen Stellen, weldye auf die danıalige „Gegen 
wart“ bezüglich und meiftens von einer beftimmten politifchen Tendenz dem Dichter in die Feder 
dietirt waren, der politifchen Poeſie zuzueignen. Mit Energie figt Dante zu Gericht über Papft 
und Kaiſer, läfitt Friedrich I. im böflifchen Feuer braten und nod im Paradiefe den Apoftel 
Petrus über feinen irdischen Stellvertreter das fchärffte Berdammungsurtbeil ausfpreden. Und 
wenn er feinen Gegner Corſo Donati, wenn er den Ghibellinen Farinato degli Uberti, wenn er 
Bavalcanti und Pico delle Signe, Zeitgenoffen oder unlängft verllorbene Söhne feines Jahr: 
hunderts mit in feine unfterblichen Terzinen bannt, wenn er im „Fegfeuer“ fein Italien, das 
fteuerloß in den Stürmen umbertreibende Schiff, die Herberge des Schmerzed, mit elegiichen 
Klängen anredet — ift died nicht alles politifche Borjie, und würden die engherzigen Priefter des 
Dantecultus einen modernen Dichter, der feine Stoffe fo aus der Gegenwart wählte und jo in 
ihren Tendenzen aufginge, nicht ald unpvetifh verdammen, weil er die Zeitungen in Verſe 
bringe? Auch Vetrarca, ein gewiegter Diplomat, hat nicht blos feine Laura in dem berühmten 
Sonettenchflus befungen, jondern auch in ſchwunghaften Canzonen „Italien“ und felbft ven 
römifhen Volfstribunen Gola Rienzt. 

Dad in der Reformationdgeit, in welcher die Literatur eine publiciftiich-polemifche wurde 
und die brennenden Tageöfragen zum Gegenftande hatte, auch die Poeſie eine vorzugäweife poli= 
tifche werden mußte, iſt von feldft einleuchtend, nicht weniger, daß die Heftigfeit der veligiöfen 
Barteiverbitterung fle oft auf das Gebiet des Pasquills hinüberſpielte und aus jener idealen 
Sphäre herabzog, in welcher auch die politifche Poefie heimifch ift. Die ganze Volksſatire jener 
Zeit ift padauillartig und ſelbſt in die Faſchingsſpiele ver fonft harmloſen Meifterfänger dringt 
diefer Herb tenvenziöfe Geift. Um in dem begeifterten Vorkämpfer der freien Bewegung viefe 
ſelbſt zu Schildern, bedarf ed nur ded Hinweiſes auf Ulrich von Hutten, melder ver gegen Rom 
gekehrten Polemik ver deutſchen Reformation, wenn auch meiften® in Inteinifchen Verfen, den 
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fräftigiten Ausdrud gab. Die Zeit nad dem Dreibigjährigen Kriege war in Deuridland eint 
Zeit tiefer Erfhlaffung, aus welder nur hier und dort eine elegiihe oder fatirifhe Stimm: 
drang, um den Brrfall des Staatslebens anzuflagen; aber auch im übrigen Guropa, dad claf: 
liche Iheater ver Branzofen ausgenommen, bezeichnet fie nirgends einen Höhepunkt der Riters: 
tur. Erſt mit Voltaire und Rouſſeau beginnt wieder die Poejie ji den Öffentlichen Zuftänden 
zuzuwenden, und ruft eine Nevolution in den Geiftern hervor, welche den Ausbruch der großen 
politiihen Ummälzung in Branfreih zur Folge hatte. Voltaire jelbft ſchrieb allerdings meh: 

politifhe Proſa als politifche Verſe; doch ift ſeine „Henriade“ als ein allegoriſch-politiſet 

Tendenzgedicht zu betrachten. Friedrich der Große ſelbſt verfaßte mehrere politiſch-philoſophijche 
Gedichte in höherm Stil und wurde als eine Perſönlichkeit, welche wieder die Augen der ganzen 
Nation auf fid) lenfte und feiner Zeit ein für alle fpätere Zeiten gültiges Intereffe gab, der Held 
einer begeifterten Lyrik. Ihn feierten Ramler und Gleim; aber aud der erfte unferer Elajfifer, 
Klopftod, hat ihm ſchwunghafte Oden gewidmet. Aud die Franzöſiſche Mevolution hat der 
hamburger Sänger theild gefeiert, theild verdammt und jo einen begründeten Anfprud ge: 
wonnen, in der Reihe der politifhen Lyriker mit aufgezählt zu werden. Wenn es im übrigen 
auch gegen die Theorie der weimarifhen Glafficität war, Stoffe der unmittelbaren Gegenwart 
zu entnehmen, jo Fonnte doch ein jo energifcher, von Jugend auf für Die Ideen ver Freiheit be: 

geifterter Genius, wie der Schiller'ö, der den Pulsſchlag des weltgeichichtlichen Lebens gleichſam 
in dev eigenen Bruft fühlte, den geiftigen Inhalt feiner Dramen, gleichviel welder Zeit und 
welcher Nation er ihre Stoffe entnahm, dod nur einem verwandten Ideenkreiſe entlehnen. Schon 

jein „Fiesco“ war eine „‚politifche” Tragödie und wurde von ihm felbft ald republilaniſchet 

Schaufpiel bezeichnet. Marquis Poſa im „Don Carlos’ wird ven Deutſchen noch lange für ten 

elaſſiſchen Vertreter des Kodmopolitidsmud und der geiftigen Breiheit gelten. Im „Wallenttein‘ 
warf das foldatifche Kaiſerthum des Imperators jeinen Schatten voraus, mährend die „Jung: 
frau von Orleans’ in romantischer Einfleivung, „Wilhelm Tell“ in ſchlicht realiſtiſchet Färbung 
das Gvangelium der nationalen Unabhängigkeit verfündeten,, welches in den darauffolgenten 
Befreiungsfämpfen ein taufendfahes Echo fand. Schon vorher hatte ſich Frankreich in der 
„Marſeillaiſe“ eine Nevolutionshymne gedichtet, welche ald Kampf- und Siegeslied ded repu 
blikaniſchen und kaiſerlichen Frankreich eine mweltgefchichtlihe Bedeutung gewann. Auch an an 
dern Revolutionsgeſängen fehlte e8 nicht, und die parifer Theater jener Zeit wurden von Antır 
Chenier u. a. reihlid mit politiihen Tendenzdramen verforgt. 

Das 19. Jahrhundert it in feinen Grundzügen ein politifches. Unter der Gonftellaten 
der revolutionären Ideen und großartiger Erſchütterungen der Staaten geboren, ift aud fein 
ganzer Verlauf im wejentlichen ein Kampf um politifche Grundfäge, welche über die Geiſter die: 
jelbe Gewalt gewonnen haben wie zur Zeit der Reformation die religiöfen. Die hervorragen: 
den Dichter diefes Jahrhunderts find daher, bei allen Völkern gleihmäßig, yon diejem politiſchen 
Geifte durchdrungen, vielleicht die phantaſtiſche und altfränkiſch naive Richtung der deutſchen 
Romantik ausgenommen, welde am Anfang dieſes Jahrhunderts eine unvolköthümliche Stult 
mit jpärlichen Erfolgen gründete. Doch ſchon der dieſer Schule zugezählte Heinrich von Klaif 
hat ver Schmad des Vaterlandes tiefergreifende Nänien gewidmet und muß als der Vorliufer 
der patriotifchen Sänger der Befreiungskriege, des jugendlich ſchwunghaften Theodor Kö, 
de8 ernflfräftigen Morig Arndt, des antififirenden Stägemann, des mittelalterlid romantiiden 
Scenfendorf, des formgewandten Rückert betrachtet werden. Im Zeitalter der Reftauration 
erregte nur der griechiſche Aufſtand politiihe Sympathien, welde in den Griechenliedern 8 
Wilhelm Müller ihren begeifterten Ausprud fanden. Doch gehört aud) der größte neue Did 
Englands, Ford Byron, gerade diefer Zeit an und hat, während er auf der einen Seite Rap: 
leon einen fulminanten Fehdebrief zufchleuvert, auf der andern mit bitterſtem Hohn die Bee 
bungen der Heiligen Allianz und ihre Helden gegeifelt. Gleichzeitig fang in Italien Lropas 
jeine Glegien auf Italien, während Manzoni früher feine Lyra zur Feier der verjdiedenfen 
politiichen Greigniffe, der Siege Napoleon’s wie der Verbündeten geſtimmt und namentlid in 
einer prächtigen Ode Napoleon's Tod befungen hatte. Niccolini dichtete in feinem „Giovanı! 
da Proeida“ und „Arnolvo da Brescia’ nationale Trauerfpiele mit politijcher Tendenz. Dir 
Julirevolution und der polnische Unabhängigfeitsfampf gaben faft in allen Yänbern ber politi“ 
ſchen Poeſie einen erneuerten Auffhwung, In eine fireng fünftlerifche Form kleidete namentl 
Graf Blaten ihren Inhalt, gleich bervorragend in der antifijirenden Ode wie im ſchwun 
Bolenlied. Anaftafius Grün eröffnete den Reigen der öſterreichiſchen Dichterſchule mit den 
„Spaziergängen eines wiener Poeten“, lyriſchen Fehdebriefen gegen das Metternich ſche Sofem, 
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und dem „Schutt‘’, einer die Ideale der Menfchheit verherrlihenden, großartig componirten 
Dihtung. Ihm folgten Nikolaus Lenau, fpäter Karl Beck, Morig Hartmann, Alfred Meißner. 
Georg Herwegh jegte an die Stelle ver Phantaſieideale, in denen die öſterreichiſche Lyrik ſchwelgte, 
ein beſtimmtes Programm, indem er an die geſchloſſene und ſchwunghafte Form der Platen'ſchen 
Polenlieder anknüpfte. Ihm folgten Franz Dingelſtedt mit den ironiſchen und formgewandten 
„Liedern eines kosmopolitiſchen Nachtwächters“, Robert Prutz, der neben dem pathetiſchen oft den 
ſatixiſchen Ton anſchlug, Hoffmann von Fallersleben mit kleinen, ſangbaren Epigrammen, 
Rudolf Gottſchall in ſeiner erſten Sturm: und Drangperiode, Titus Ulrih u.a. Den revolu- 
tionärften Ton, bei großer Anfchaulichkeit ber Darftellung und greller Victor Hugo’icher Be: 
leadtung, ſchlug Ferdinand Freiligrath in feinen fpätern Gedichten an. Heinrich Heine, der in 
der Reiſebilderlyrik der Romantik zugleich buldigte und ſpottete, hat im „Wintermärchen“ eine 
beipende Satire auf die öffentlihen Zuſtände Deutſchlands geihrieben. Doch auch conjervative 
Dichter, wie &manuel Geibel in feinen „Schleswig- Holſteiniſchen Sonetten“, Oskar vonRedwitz, 
nicht in ſeinen religiös- ultramontanen, ſondern in einzelnen politiſch-liberalen Gedichten und 
andere betraten den Boden der politiſchen Lyrik. 

In Frankreich war der Revolutionsbegeiſterung eines Rouget de Kisle, Andre Chenier und 
Gcouchard Lebrun eine geiftig matte imperialiftifche Poeſie gefolgt, welde in Arnault's Römer: 
dramen ebenjo jpufte wie in dem Epos Barthelemy's und Märy's „Napoleon en Egypte‘', 
Zu glänzenver und volksthümlicher Höhe erhob fie erft dev Meifter des Chanſon, Beranger, 
per aber gleichzeitig alle Saiten anſchlug, melde ein Echo im Herzen der franzöfifchen Nation 
finden, fi begeiſtert für die Breiheitsideen des Jahrhunderts zeigte, die Ariftofratie der Me: 
Rauration verſpottete und ald Anwalt der Armen und Unterbrüdten auftrat. Der größte Dich: 
ter des heutigen Frankreich ift auch zugleich fein größter politifcher Bort. Victor Hugo bat die 
Bourbons, Napoleon und die Republik befungen, doch ſtets im großartigen monumentalen Stil, 
ver jeinen Liedern und Oben die Unſterblichkeit fichert. Gegen den Napoleoncultus wandte ſich 
der Dichter Archilochiſcher Jamben, Augufte Barbier in feinem Gedichte „Liidole”. Das zweite 
Kaiſerreich hat ed nur zu Romanen ver Demi-Monde, doc trog feiner Siege in Rußland und 
Stalien und feiner großen Perfpectiven zu feiner politifhen Poefte gebracht. Die Mery'ſche 
Dichtung „Sewaftopol“ wenigftend dient ald das Product einer alteröſchwachen Mufe nicht zur 
Verherrlihung des neuen Regime, 

Auch in den andern europäijchen Yändern ift die politifche Boefie in diefen Jahrhundert in 
den Vordergrund getreten, und es ift kaum ein namhafter Dichter anzuführen, der fich nicht audy 
auf ihrem Gebiet Lorbern errungen. In Spanien hatte [hon am Anfang des Jahrhunderts 
Arriaza in ſchwungvollen patriotifhen Gefängen, an deren Spitze die „Profecia del Pirineo“ 
ftebt, fein Volk zum Freiheitskampfe grgen die Franzoſen angefpornt. Zahlreiche politifhe An: 
länge finden ih auch in ven Gedichten und Dramen von Quintana, Herreros, Zorrilla und 
Rubi. In Portugal, wo bereitö Gamoens in der „Luſiade“ einen nationalen, feiner Zeit nahe 
liegenden und ihren geiftigen Nerv erfaffenden Stoff behandelte, haben neuere Dichter wie 
Caſtilho, namentlich aber Garvaldo in der Sammlung „A voz de propheta’ tiefempfundene 
politifche Elegien mit veligiöfem Anklang gefhrieben. Auch die ffandinavifche Poeſie konnte 
fi den Einwirkungen ver Zeit nicht entziehen, obgleich bei ihr das national:patriotijche Inter: 
eſſe, Das ſich einer fagenhaften Bergangenbeit zumendete, Dad eigentlich Politiſche übermog. 
Dennod findet ſich auch das legtere nicht nur bei dem ſchwediſchen Dichter Almquift, einen der 
vielfeitigften Schriftfteller, ſondern auch bei mehrern norwegifchen Voeten, welche für vie lite: 
rariſche Selbſtändigkeit ihres Waterlandes in die Schranfen traten. Auch in der polniſchen und 
ruſſiſchen Literatur drängt das national: patriotifhe Element das politifhe mehr in den Hinter: 
grumd, obſchon id ſowol bei Mickiewicz ald bei Puſchkin zahlreiche Streifzüge auf das politische 
Gebiet finden. So ift die politiſche Poeſie weder eine Erfindung der Neuzeit, noch ein unberech— 
tigter Auswuchs der Kunſt, der nur ver Talentlofigfeit zugute kommt, ſondern ein integrirender 
Theil der Literatur in allen Zeiten und bei allen Nationen, der von den größten und genialjten 
Dichtern mit Vorliebe gepflegt worden ift. nr 

Politifche Umtriebe und Unterfuchungen; Eentralunterfuhungseommilfion in 
Deutichland. Wenn man den Ausdruck „politiſche Umtriebe“ in vem gewöhnlichen Wortver: 
ftande auffaßt, fo hat es deren ſelbſtverſtändlich zu allen Zeiten und überall gegeben, wo poli⸗ 
tifche Parteiungen beftanden. Die herrſchende Partei wird fi in der Regel pamit begnügen, 
isre Gegner durd Gewalt zu unterprüden; die Waffen der unterliegenden beftehen in Ver: 
ſchwörungen und geheimen Anfchlägen, in politifchen Umtrieben. Aber während ver Jahre 
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des großen Rückſchlags, welche auf die Befreiungöfämpfe unferd Jahrhunderts folgten, nahn 
diefer Ausdrud eine bejondere Bedeutung an. In dem feierlichen Aufruf von Kalifh vom 
25. März 1813 batten die verbündeten Monarden der deutſchen Nation ald Lohn für die ge: 
forderten Anftrengungen und Opfer die Wiederherjtellung der Nutionaleinheit und Freiheit ge: 
lobt, und die Nation hatte mit Begeifterung dem Nufe Folge geleiftet. Die Bundesacte hatte 
allen deutſchen Landen ſtändiſche Verfaffung zugefagt. In verfchiedenen deutichen Ländchen 
wurde eine ſolche wirklich eingeführt ; in den übrigen Staaten drängte man nicht, man hoffte 
und erwartete dad Befte. Dann aber zeigten id) beunrubigende Symptome. ine parlamen: 
tarifche Regierung führte fo mandes Unbequeme für die Herren herbei, die gemohnt gewelen 
waren, an ihren Miniftertifhen mit einem Bederftrid die Entſcheidungen über dad Wohl und 
Wehe der Unterthanen zu treffen. Es verlautete, daß gegen die freilinnige Preſſe Mafregeln 
getroffen würden, daß die Einführung der Verfaflungen verzögert, neo nicht verhindert werben 
follte. Die Karlsbader Beihlüffe von 1819 waren natürlich nicht geeignet, Diele Beiürdtun: 
gen niederzuſchlagen. Große Unzufriedenheit hatte ih ſchon früher unter der Jugend, nanıent: 
lich auf ven Hochſchulen, verbreitet, und diefe wurde ein Gegenftand des beſondern Übelwollend 
von feiten derjenigen, welche den Fürſten Schredbilder von den Gefahren einer Verfaſſung vor: 
zumalen liebten. Verzeihliche Thorheiten von Jünglingen, die im Kampfe freudig ihr Leben 
gewagt hatten, wurden zu Verbrechen geftempelt, und wirkliche aus Fanatismus von einzelnen 
begangene Verbrechen, wie namentlid die Ermordung Kotzebue's durch Sand, wurden ald An- 
zeichen eines verberbten und ſtaatsgefährlichen Geiftes, der die Jugend ergriffen habe, angeſchen 
und in jeder Weiſe von der Neactionspartei ausgebeutet. Selbſt Staatömänner, die eifrig für 
die Wiederherftellung Deutihlands gewirkt hatten, ließen jih von dem Strom binreißen. 
„Nun vollends fann von einer Verfaffung nicht die Rede fein!‘ rief Hardenberg aus, der 
Sand's That erfuhr. Die Cenſur wurde fo fireng als je gehandhabt, und bald vernahm man 
von großen Entdeckungen, die auf geheime politifhe Verbindungen und Verſchwörungen hin: 
zielten. Umfaſſende Anftalten wurden getroffen, um, wie das Metternich ſchon im Beginn bet 
Karlöbavder Congreſſes gefordert hatte, die in Deutſchland herrſchende Gärung und Aufregung 
zu unterdrüden. Damals erfann man das Mittel, alle Bewegungen der politifhen Opveitien, 
die ſich nicht unter den juriftifchen Begriff eines politifhen Vergehen fubjumiren liegen, inten 
vollkommen vagen, aber um fo brauchbarern Ausdruck der „demagogiſchen“ oder „politiden 
Umtriebe” zufamenzufaffen. Dann begannen politifche Unterfuhungen in einer großen Zahl 
der deutſchen Bundesſtaaten, und damit dieſe um fo eher einen Erfolg hätten, wurde der Verſuch 
gemacht, alle Außerungen der Misſtimmung combinatoriſch in Zuſammenhang zu bringen. 
Zur Überwachung und Leitung der Unterſuchungen wurde im Jahre 1819 eine Central: 
unterfuhungscommiffton,, aus den Gommiffaren mehrerer Bundesftaaten gebildet, zu Main 
niedergefeßt. Sie ſaß jahrelang. Einige dürftige Nejultate ihrer Forſchungen und Combina— 


tionen ließ fie nur fragmentariſch zur Bublicität gelangen. Dagegen hielt war es nihtfüt | 


zweckmäßig, den vom hannoverifhen Mitglied der Commiſſion auf 5— 600 Foliofeiten erflatte: 
ten Binalberiht vom 14. Dec. 1827 der Öffentlichen Beurtheilung vorzulegen; er wurde mut 
"in 100 Gremplaren als Manufeript flir die Regierungen gedruckt. Hiernach konnte ver Erfolg 
keineswegs den früher abſichtlich hochgeſpanuten Erwartungen entfpreden; «8 war mühjam gt: 
fucht und faun irgendetwas aufgefunden worden, was nicht ſchon zuvor notorifch befannt ge⸗ 
weſen wäre, ſodaß fehr allgemein der Gindrud eines unverhältnigmärigen Aufmwanded vor 
Mitteln für Erreihung eines Kleinen Zwecks zurüdbleiben mußte. Diefe Anſicht ift denn anf) 
zwar nur leife angedeutet, aber verftändlich genug in einer Depefche des Fürſten von Meitern 
an den Grafen von Münd:Bellinghaufen vom Jahre 1833 ausgeſprochen. Als es ſich ninlit 
um die Errichtung einer neuen Gentralunterfuhungscommifiton und deren etwaige Verlegund 
nah Mainz handelte, bemerkte ver Eaiferlihe Hof: und Staatöfanzler: „Dagegen (gegen 
Verlegung nad Mainz) ſcheint aber wieder zu fprechen, daß es vielleicht nicht wünſchen 
wäre, gerade in dieſem Augenbli zu einer Verwechſelung zwijchen ber neuzubildenden un 
der früher zu Mainz beftandenen Gommifjton Anlaß zu geben.” Der öſterreichiſche Stat 
mann wollte felbft die Erinnerung an ein früheres verfehltes Unternehmen im Gedachtniß de 
Zeitgenoſſen nicht auffriſchen. 
Ein Wunder war es nicht, daß dieſe Unterſuchungen reſultatlos geblieben waren. Die Us 
geduld über die verzögerte Erfüllung ded gegebenen Wort? war naturgemäp im ben Kreifen 
jüngerer Männer am ftärfften und äußerte fih am lauteften auf den Hochſchulen. Wie wenig 
Staatsgefährliches akademiſche Verbindungen haben, ift jegt jedermann klar, aber 
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waren gerade bieje der Kauptgegenftand der Verfolgung. Hunderte von Jünglingen, deren 
Verbrechen darin beſtand, daß fie ihr Vaterland heiß liebten, und daß fie vorfchnelle politische 
Anſichten, über die fie wahrfcheinli wenige Jahre fpäter gelächelt haben würden, ausgeſprochen 
hatten, waren eingeferfert, in Griminalunterfuhung gezogen, ihrer Laufbahn entriffen, eine 
Menge Bamilien war unglüdlic gemacht worden, aber die große Maffe des Volks hatte faft 
tbeilnahmlos zugejehen und das Kindifhe, das ſich gelegentlich in dies jugendliche Treiben 
mifchte, völlig erfannt. Es war in der That der Zorn des ohnmächtigen Knaben gegen den 
Willen des ftarfen Mannes. Und wie man die Kinder mit der Nuthe nicht blos zum Schwei= 
gen, ſondern wol aud zun Schlafen bringt, fo gelang ed noch für diedmal die Aufregung dur 
die theils präventiven, theild repreffiven Zmangsmaßregeln zu beihwichtigen, die beim Karls— 
bader Congreß beliebt worden waren. Aber felbft ſchlafend nahm das Kind an Wachsthum und 
Kräften zu; ald ed die Donner der Julirevolution weten, zudte ed in einigen feiner Glieder. 
Die revolutionären Bewegungen in Braunſchweig, Heilen: Kaffel und Sachſen blieben nicht 
ohne Erfolg, und nur die erfolglofen Revolutionen werben beftraft. Alſo ließ fich die Politik 
der Stabilität auch in Deutichland den neugeborenen Statutquo gefallen und war nur bemüht, 
ihm eiligft den alten Mantel der Legitimität umzuhängen, um feine revolutionäre Blöße zu 
decken und ihn fobald als möglich feinen Urſprung vergeffen zu laffen. Auf die Maflebewegun: 
gen in Deutfchland folgte nun aber der geiftige Kampf einer liberalen Prefle, die jich bis zu 
einem gewillen Grade, wie in jeder Periode der allgemeinern Aufregung der Ball fein wird, 
von den Feſſeln der Cenſur factifch emaneipirte. Der Wiverftand, der ihr entgegentrat, erhigte 
fie mehr und mehr, ſodaß fie, in einzelnen Erſcheinungen ven Boden der conftitutionellen Op— 
pofition überfchreitend, eine revolutionäre Richtung einfhlug. Nebenbei wurden Volksver— 
fammlungen und Fefte manderlei Art veranftaltet, Liberale Reden und Trinkſprüche ausge— 
bracht, Vereine geftiftet oder projectirt und Zufammenfünfte gehalten, worin die politifh Gleich— 
gefinnten ihre Hoffnungen oder Beforgniffe austaufchten. Diefe Zeit des Verhandelns war erft 
gefommen, ald die des Handelns ſchon vorüber war; denn ſchon herrfchte wieder „die Nuhe in 
Warſchau“. Allein jelbft die Unterdrückung der polnifhen Infurrection, die Durchzüge der 
Autgewanderten und die fo natürlihen Sympathien mit dem Unglück eines Heldenvolks wurden 
für Deutfchland ein weitered Element, um für einige Zeit die Gärung zu fleigern. Won der 
andern Seite trat man ihr mit gerichtlichen und polizeilichen Berfolgungen entgegen, und eine 
zahlreiche officiöfe und officielle Preſſe war emfig bemüht, ihr Waller ind Feuer zu tragen. 
Unter ſolchen Strebungen und Gegenftrebungen wurde als große liberale Parade in Mai 1832 
das Hambacher Feft veranftaltet. Es erfolgte eine heftige Erplofion von Worten, worin ſich 
der revolutionäre Zündftoff unfhädtich entlud. Darum äußerte der Fürft Metternich fo treffend 
im Geifte feiner Politif: „Das Hambacher Feſt, wenn es gut benugt wird, kann das Feſt der 
Guten werden — die Schlehten haben ſich mindeſtens zu fehr übereilt.” Im der That wurde 
ed von den „Guten“ eiligft benugt; die Bundesbefchlüffe vom 28. Juni 1832 erfhienen. Lange 
ftaatsredhtliche Deductionen, Verhandlungen und etwa einige Redtöverwahrungen von feiten 
der Stände, fodann einige derber gehaltene Proteftationen außerhalb der Ständeverfammlun: 
gen waren die nächte Folge davon. 

Eine fleine Zahl von tiefer Aufgeregten, meiftend Jünglinge und jüngere Männer, wähnte 
jedoch, den Bundesbeſchlüſſen diefelbe Bedeutung für Deuſchland aufprägen zu Fönnen, melde 
die Suliordonnanzen für Branfreid erlangt hatten. Man ſchloß ſich in engere Kreife zufammen 
und gab fi, wie es bei folder Abfonderung immer gefhieht, manchen theils unmillfürlichen, 
theils abfihtlihen Täuſchungen über die wahre Volföftimmung hin, Es bevürfe, jo träumte 
man, nur eined Funfens, um ganz Deutfhland in Flammen zu jegen; im fchlimmften Fall 
babe man fi zu Märtyrern der Breiheit gemacht und der Nation ein Beifpiel Hinterlaffen. Die 
Periode der Nevolutionen war fürs erfte vorüber, und die der Attentate begann. Doc brachte 
man es in Deutichland nicht viel weiter ald zum formlofen Embryo einer Militärverſchwörung 
in Würtemberg und zu einer einftündigen Emeute zu Frankfurt am 3. April 1833. Es war 
indeffen Blut in den Straßen diefer Stadt gefloffen, und ſchon die erfte Kunde des Ereigniffes 
wies auf einige VBerzweigungen, zumal auf mehrern Univerfitäten. Die Zahl der Unter: 
juchungen und Verhaftungen vergrößerte ih, und die Bundesverfanimlung hielt ed abermals 
für nöthig, am 20. Juni 1833 eine Eentralunterfuhungscommiffton in Frankfurt nieberzu: 
jegen. Es iſt charakteriſtiſch genug, daß ed gerade politifche Gentralunterfuhungscommiffionen 
waren in denen die Ginheit Deutſchlands, das noch fo wenig Gentrales hat, vor allem andern 
zum Vorſchein fam; ein Beweis, wie fi die Machthaber leichter darüber vereinigen, was fie 
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hindern wollen, als über das, was werben fol. Bon den Handlungen, über die jeßt der Stab 
gebrochen werden jollte, wurzelten fo viele in einer bloß midleiteten Liebe zur Freiheit und zum 
Baterlande; fie waren fo jehr die Folge einer allgemeinen Aufregung, welder fih nur der im 
ſich abgeſchloſſene Egoismus leicht zu entziehen vermag, daß es mol feine dankbare Aufgabe 
war, gegen die Berirrten die Strenge des Geſetzes geltend zu machen oder den leidenſchaftlich ge: 
fteigerten Borberungen dev Neactionspartei Genüge zu thun. 

Die in 23 deutſchen Bundesftaaten eingeleiteten Unterſuchungen ſchleppten ſich langſam bin. 
Endlich wurden nad und nad gegen einige hundert Betheiligte meiftens ſehr ſtrenge Straf: 
urtheile erlaffen. Darunter waren einige Todesurtheile, die jedoch unvollzogen blieben. Die 
verbängten Strafen fielen jelbft bei weſentlich gleichem Thatbeſtande in den verſchiedenen Staa: 
ten Außerft verfhieden aus und gaben ein jprechendes Bild von der bunten Mannicraltigteit 
deuticher Rechts zuſtände. Was man nad langen Sudyen gefunden hatte oder gefunden zu haben 
glaubte, wurde bauptfählih in drei amtlihen oder halbamtlihen Schriften zufammemgefait: 
„Aetenmäßige Darftellung ver im Königreih Würtemberg in den Jahren 1831 —33 ſtatt 
gehabten hochverrätherifhen und jonfligen revolutionären Imtriebe” (Stuttgart 1839), die 
ſich mweientlih auf Thatſächliches beſchränkt; „Actenmäßige Darftellung der im Großherzog: 
thum Heffen in ven Jahren 1832 —35 ſtattgehabten hochverrätheriſchen und fonfligen damit 
in Verbindung ftehenvden verbrederiihen Unternehmungen‘ (Darmitadt 1839), eine dient: 
gefällige Schrift, die, an der Oberfläche ver Erjcheinungen umbergreifend, feine jehr gelun: 
genen Anftrengungen macht, aud in die tiefern Gründe einzudringen ; emblid und vor allem 
die „„ Darlegung der Hauptrefultate aus den wegen der revolutionären Complote der neuern Zeit 
in Deutichland geführten Unterfuhungen‘ (Branffurt). 

Die „Darlegung“, verfaßt von dem kaiſerlich öſterreichiſchen Commiſſar und Praſiditen 
den dev Bundedcentralbehörde, Freiherrn von Wagemann, ift in gemäßigter und gebaltener 
Sprache geichrieben und mag mit deſto größerer VBorjiht aufgenommen werden, da ſich unter 
der ruhigen Oberfläche aud das unabſichtlich irrige Urtheil leichter verſteckt und den Schein der 
Mahrheit gewinnt. Sie beginnt mit einer kurzen Grinnerung an den gejchichtlichen Zuſammen— 
hang der jogenannten revolutionären Umtriebe in Deutjchland. Darauf ift hier nicht meiter 
einzugeben, da bereits in den einichlägigen Artikeln des „Staats: Lerifon Demagog, Gt 
beime Gefellfchaften die Grunde und der Verlauf der Bewegung gewürdigt und geſchilden 
jind, allerdings von andern Geiihtspunft aus ald von dem eines kaiſerlich öfterreihiiger 
Unterſuchungscommiſſars. An die Ginleitung fließt ſich die Darftellung der geritlig er: 
mittelten Thatſachen in folgenden drei Abjhnitten: „Von der Rückwirkung ver Julirevoluton 
bis zum Midlingen der frankfurter Meuterei“; „Revolutionäre Complote nad der franffur: 
ter Meuterei”; „Das Treiben der Flüchtlinge im Auslande, dad Junge Guropa, das Junge 
Deutichland‘‘. 

Im Rückblick auf die mühjelige Arbeit, jagt die „Darlegung‘‘ am Schluffe, daß gegen meht 
ald 1800 Angeſchuldigte Unterfuhungen geführt worden jind. Viele traf jahrelange Haft, un 
in der Regel war die Strafe ver Inquifition noch weit härter und Dauernder ald die der endlihen 
Entfheivung. Die Mehrzahl diefer politiihen Gefangenen waren wenig erfahrene Jünglinge 
die meiftend auf den Hochſchulen aufgegriffen wurden; junge Schößlinge, die in der Treibbauf: 
wärme einer bewegten Zeit mehr in Worten als in Thaten allzu üppig ausſchlugen, und die mas 
ind Gefängniß verfegte, um fie getrodnet wieder in die bürgerliche Geſellſchaft zu verpflange 
Aber nicht alle überftanden dieſe Procedur; mande Jugendblüte wurde gefnidt, mande Au! 
gebrochen, mehrere unterlagen tödlicher Krankheit oder unbeilbarem Wahnfinn, oder 
zum Selbftmord, ald dem änßerſten Mittel der Erlöfung. 

Wer fönnte übrigens im Hinblid auf die große Zahl der gerichtlich Verfolgten im ihr: 
ſtellen, daß eine politifhe Misftimmung in fehr weitem Umfang verbreitet war? Allan J 
Außerungen dieſer Unzufriedenheit waren höchſt verſchiedener Art. Und wenn ſich eimmal nt 
Unterfuhungscommiffton in dad Gentrum folder Erſcheinungen geſtellt hat, fo iſt auch ihr Be: 


ſtreben, alle vereinzelte, zeitlich und räumlich geſchiedene Ausbrüche auf einen Mittelpunti 


beziehen, natürlich genug, um ſchon hiernach vermuthen zu dürfen, daf man in jenen Umirk- 
ben weit mehr äußern Zuſammenhang und abiichtliche Verbindung zu entdecken meinte, als in 
der That vorhanden gewefen ift. Je anſchaulicher man aber einen oft nur ſcheinbaren Zulem: 
menhang darzuftellen wußte, um fo gefährlicher mußte das ganze Treiben erjcheinen, und um | 
mehr durfte die Bolitif der Großmaͤchte darauf zäblen, daß die Regierungen der confituie‘ 
nellen Rleinftaaten, wo der Hauptſitz der Bewegung war, ihre Sicherheit gegen jebe weitet: 
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Gefahr gerade in der Hingebung an die abfoluten Staaten ſuchen und ſich der fernern Leitung 
derjelben um fo bereitwilliger unterwerfen würden. Darum bebt die Denkſchrift des öſterreichi— 
jhen Unterſuchungscommiſſars vielleicht nicht ohne befondere Abjiht (S. 17) hervor, daß die 
oͤſterreichiſchen Univerſitäten allem politifhen Verbindungsweien durchaus fremd geblieben find. 

Es mußte wol einigen Eindruck machen, als die „Darlegung“ die äußerften Erſcheinungen 
einer Bewegung, die ih auf einen Zeitraum von acht Jahren vertbeilten, auf ven Raum weni: 
ger Seiten zufammenfaßte und ſchließlich auf eine Anzahl von mehr ald 1800 gerichtlich Ver: 
folgten hinwies. Um jedoch eine genauere Anſicht der Sache zu gewinnen, ik man natürlich 
genöthigt, das qualitativ Verſchiedene Thärfer auseinanderzubalten. Unter jener Maffe waren 
einige wenige, die ji bis zu einem Angriff mit den Waffen in dev Hand hatten fortreigen 
laſſen; einige wenige, die jich mit der Abficht der etwaigen Iheilnahme an einem Ausbruch mit 
Waffen verfehen hatten, und von folder Abfiht, bei der noch fo viel Selbfttäufhung und fo 
mancher ſtillſchweigende Vorbehalt möglich bleibt, iſt e8 immer noch ein großer Schritt zur wirk— 
lihen That. ine größere Menge, die einen Ausbruch erwartete und vielleicht wünfchte, be: 
ſchränkte ſich für den ald möglich oder wahrſcheinlich gedachten Fall auf einige Zufammenkünfte, 
Beiprehungen und Verbindungen. Dies gefhah zumal auf mehrern Univerjitäten, und man 
weiß, was man von folhen afademifch: politifhen Verbindungen, die vielleicht bis zum Exa— 
men dauern, zu halten bat. Endlich war unter den vielen politiihen Proceſſen, und dieſes 
mag ſelbſt die gröfere Zahl derſelben gewefen fein, eine Menge von Preßproceſſen, wie ih in 
dem vielfhreibenden Deutihland nicht anders erwarten läßt. Don allen in der „Darlegung“ 
nambaft gemachten Schriften jcheint aber nur eine einzige, die in dem Fleinften Theil eines klei— 
nen deutichen Bundesſtaats in wenigen Exemplaren verbreitet wurde und nur ein legter Nach— 
zügler ded Frankfurter Attentatd war, der „Heſſiſche Randbote”, einen entjchieden vevolutio- 
nären Gharafter gehabt zu haben. Alle andern verurtheilenden Erkenntniſſe über ſolche Schrif: 
ten hatten entweder Beleidigungen Öffentlicher Behörden, bis zur Majeftätsbeleivigung hinauf, 
oder entfernte gedruckte Berjuche des Aufruhrs oder des Hochverraths zum Gegenſtande. 

Die Gefeggebung über Injurien läßt nothwendig dem Richter einen ſehr ſchwer zu bemeſſen— 
den Spielraum. Der Franzoſe bezeichnet mit „querelle d’Allemand‘ einen vermeintlider In— 
jurien willen leichtweg begonnenen Streit. Gin geiftvoller deutſcher Schriftfteller machte vie 
rihtige Bemerkung: „der Deutſche verklagt, wo der Branzofe lacht‘, und ſchon Cicero meinte: 
„verbis offendi, morbi signum est.” Inder Periode einer mehr ald gereizten Stimmung 
mupte die franfhaft nationale Empfindlichkeit um jo häufiger zum Vorichein fommen. So ge— 
ſchah ed wol aud im beiten Glauben, daß man in etwas federn Äußerungen des politifchen Hu— 
mord flrafbare Injurien fand, daß ed gefährlich war, Wig zu haben. 

Noch ſchlimmer ald mit der Öefeggebung über Injurien jah ed befanntlih damals mit der: 
jenigen über politifche Vergehen aus. Waren gleich einzelne Arten des Vergebend, mie der 
Aufruhr, hinlänglich ſcharf beftimmt, fo blieb dod dem Begriff des Hochverraths und des Hoch— 
verrathsverſuchs eine ſolche Glafticität, daß ſich jo ziemlich alle Außerungen politifcher Oppoft- 
tion, die nicht unter eine beftimmte andere Rubrik fielen, bequem darin unterbringen ließen. 
Die römischen Öefege aus der Kaiferzeit über den Hochverrath bilden befanntlid ven jinnlofeften 
und barbarifchiten Iheil der ganzen römiſchen Legidlation, aber fie hatten, wenigftend zum 
Theil, im römiſch-deutſchen Neiche Geltung erlangt und beflanden, allervingd mit manden 
Milderungen, in einem großen Theil Deutichlands, bi die neuefte Zeit Wandel geihafft hat. 
Knechtsſinn der Beamten that das übrige, und jo brachte die amtliche Dienftbeflifienheit aus den 
Überlieferungen der römifchen Despotenzeit und einigen Bruchſtücken des Mittelalters eine Be— 
grifföverwirrung zu Stande, die für die Richter bei der Unterfuhung des Hochverraths und des 
bochverrätheriichen Verſuchs die Grenzen des Findens und Erfindend oft bis zur Unkenntlich— 
keit verwiſchte. 

Unter folden Verhältniſſen war ed unvermeidlih, daß nicht jelten die juriftijchen Urtheile 
über dieſelben politiihen Schriften unter einer und verfelben Gejeggebung im grellen Wider— 
ſpruch landen. Wo die Richter eines Staats zu harter Strafe verurtheilten, hatten in unab— 
hängiger Stellung befindliche Juriftenfacultäten, die bewährteften Rechtskundigen an ihrer 
Spige, auf völlige Freiiprehung angetragen; und wenn mitunter die Öffentlihe Bekannt: 
mahung diefer abjolutorifchen Rechtsgutachten durch die Genfur verhindert wurde, fo lag der 
Grund wol darin, daß man die Widerſprüche ver deutſchen Jurisprudenz im confervativen 
Jutereſſe der Ruhe und Zufriedenheit der deutſchen Untertbanen nicht allzu augenfällig machen 
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wollte. Freilich konnte e8 in der Periode leidenſchaftlicher Aufregung nicht fehlen, daß ſich theil— 
weile auch die Schriften jener Zeit in leidenſchaftlichen Äußerungen gefielen, womit mehr gejagt 
als gethan werden jollte. Allein mitunter wurden literariiche Werfe vor das gerichtliche Forum 
gezogen, die, von größerm Umfang ald 20 Drudbogen, zu der Klaffe derjenigen gehörten, tie 
ſelbſt ver ſcharfen Vorausſicht der deutſchen Bundesverfammlung nicht ald möglichermweife „ge: 
fährlich“ erſchienen; die, in wiſſenſchaftlicher Sprade geihrieben, nur an die gebildetern 
Klaſſen des Volks ſich wendeten; die in einer geringen Zahl von Gremplaren auf dem gewöhn- 
lichen Wege des Buchhandels verbreitet wurden und ſich höchſtens beigeben ließen, das lanpflän- 
difche Recht der Steuerverweigerung, im Ginflang mit den meiften Abgeordneten des Volks, 
nicht ganz in dem befhränften Umfang zu nehmen, den ihm fpäter die Bundesbeihlüfe vom 
28. Juni 1832 zu geben ſuchten. Schon die Peinliche Halsgerichtsordnung Kaifer Karla V. 
fordert im Art. 178 ganz allgemein zu jedem Verſuche eines Vergehens „etliche dienſtliche und 
fcheinliche Werke’, und es war ſchwierig, folde Schriften für „icheinlihe Werke” zu halten, 
man hätte denn den Ausdrud auf den Gegenfag von Schein und Wahrheit beziehen wollen. 

Nachdem erft einmal in den zahlreich niedergefegten Unterfuhungscommiffionen ein neuer 
Stand geihaffen war, ging man mit der dem deutſchen Volkscharakter fo eigenthümlichen Scheu 
vor Übereilung zu Werke, um die politiihen Unterfuhungen, ſowie gelegentlich die Unterſuch— 
ten, von Grund aus zu erfhöpfen. Dafür hatte man fhließlic den Vortheil, ſelbſt noch einen 
größern Zufammenhang zu entveden, al in ver Wirklichkeit vorhanden war. Während vieles 
in Deutfchland vorging, hatte noch Frankreich feine revolutionären Krifen zu überfteben. Im 
April 1834 erhob ſich ein Maflefampf in den Straßen von von, von Paris und vielen andern 
Städten dieſes Landes. Es galt die Eriftenz der Dynaftie, die Frage zwiſchen Monardie und 
Republik, das Schickſal Europas. Das Gefecht ſchwankte unentſchieden, bie endlich die Regie: 
rung einen blutigen Sieg erfocht. Jetzt wurden aus allen Gegenven Frankreichs über 500 Ver— 
haftete nach der Hauptſtadt gebracht. Es war ein außerordentlicher Fall, der fieben Monate 
Borbereitung erforderte. Die mit der Leitung der Unterfuhung beauftragte Commiſſion hatte 
17000 Actenſtücke durdzugehen und 4000 Zeugen zu vernebmen. Der ald Gerichtähof con: 
ftituirten und am 24. Nov. 1834 zum erften mal verfammelten Pairskammer wurde ein drei 
Foliobände füllender Commiſſionsbericht verlefen. Aber das gemöhnliche Rocal war nicht ge: 
räumig genug, um die große Zahl aller Betheiligten zu faffen. Man mußte zum Anbau eines 
neuen Saald an dad Luxembourg ſchreiten, der im April 1835 vollendet wurde. So konnten 
erft am 5. Mai deſſelben Jahres die eigentlichen Proceßverhandlungen eröffnet werden. Inzmi- 
hen hatte eine gefegwidrige Ordonnanz alle Bertbeidiger ausgeichloffen, die nicht auf der Liſte 
eines föniglihen Tribunals eingeichrieben waren. Dieſes gab Anlaß zu einem beiondern Zwi: 
fhenproceß und damit zu weiterer Zögerung. Auch weigerte ich ein großer Theil der Ange: 
flagten, dem Pairshof, den fie ald incompetent erflärten, Rede zu ftehen; tumultuarifche Auf: 
tritte entſtanden, ſodaß ih vie Pairdfammer nur durch den weitern gefegwidrigen Beſchluß, 
das Verfahren aud in Abweſenheit der Angeklagten fortzufegen, zu helfen mußte. Ein fpäterer 
Zwiihenvorfall war die Flucht von 28 der bedeutendften parifer Gefangenen. Aus dem allen 
erklärt ed fich, daß erft am 23. Jan. 1836 gegen 105 Angeflagte, unter dieſen gegen 26 Flüch— 
tige, verurtbeilende Erkenntniſſe erlaffen wurden, unter welden fein Todesurtbeil war. Denn 
alle andern Berwidelten waren ſchon im Herbft 1834 tbeild nad dem Antrag des Generalpre: 
curators, theild nad dem Beſchluß der Pairdfammer von der Anklage entbunden und der Haft 
entlaffen worden. 

Diejed war der berüchtigte Rieſenproceß! Wollte man nun behaupten, daß Frankreich Eimm 
politifhen proces monstre hatte, daß dagegen in Deutfhland die proces monstres bir 
bilden, fo gilt dies wenigftend nur für die Dauer der politifhen Unterfuhungen. Dort war 
man nad vielfachen außerordentlihen Hemmniffen, nad ungewöhnlichen Zögerungen,, im Ber: 
lauf von nidt ganz 22 Monaten mit der richterlihen Entiheidung über eine Bewegung zu 
Ende gefommen, die nad ihrem Umfang etwa das Taufendfade eines Frankfurter Attentatt 
betrug. In Deutihland dagegen erhielten die frankfurter Gefangenen am 20. Oct. 1836 , ale 
nad mehr ald 31/, Jahren, ihr Urtheil erfter Inftanz. Damit war die Sache nit abgethan; 
denn nun begannen erft die Einleitungen zum Apvellationsproreh in Lübeck durd rin mebrert 
Monate dauerndes Actenausziehen. Und diefe Zeit war es, welche die Angellagten, mit Aus— 
nabme einiger minder Oravirten, zu einer glüdlihen Flucht benugten. Im Grofberzogtbum 
Helfen fonnten die Urtheile über die am Attentat entfernter Betheitigten erft zu Ende dee Jahres 
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1838 publicirt werden; und nachträglich find gar noh im Jahre 1841 Erkenntniſſe, die darauf 
Beziebung haben, erlaffen worden. 

Diefe verbältnigmäßig fo viel größere Langſamkeit der deutichen Juſtiz war nicht die Schuld 
der Richter; ſie lag in den Geſetzen und im gefeglich beftimmten Verfahren. Damals galt in 
faſt ganz Deutſchland das heimliche und inquifitoriiche Verfahren, die meiften Richter betrachte— 
ten ed ald eine Art Ehrenpunft, aus den Angeklagten Gejtänpniffe hervorzuloden. Die Ange: 
flagten waren zum großen Iheil Männer von Talent und Bildung und natürlid um jo mehr 
auf ihrer Hut, weil durd ihre Ausſagen leicht andere, mit denen jie durch gegenfeitiges Ver: 
trauen verbunden waren, gefährdet werden konnten. Daher ließ ſich in der Regel bei ſolchen 
volitifhen Angeklagten eine größere „„Halsftarrigkeit” bemerfen; und weil zur Überwindung 
derfelben ein größerer Aufwand pſychologiſcher Zwangsmittel erforderlich ift, jo erklärt fich zum 
Theil ſchon daraus die herfömmliche lange Dauer politiicher Proceſſe unter der Herrſchaft einer 
Sefeggebung, die jegt in den bei weitem meiften Staaten einer geredhtern und weifern Griminals 
zuſtiz gewichen ift. 

Denn gerade bei ſolchen politiſchen Proceſſen wäre eine ſchnelle Erledigung vorzugsweiſe 
zu wünſchen; und hätte man die ſchlimme Wahl zwiſchen einigen Übereilungen und einem 
legal bemeffenen Schnedengange der Juftiz, man fönnte ſich eher für die erſtern entſcheiden. 
Ganz davon abgejehen, daß die lange Dauer der Unterfuhungen und Unterfuhungähaft mehr 
und mebr ein Mitleid für die Angeklagten weckt, das diefen jo oft die Mittel bieter, ſich ver 
Strafe zu entziehen und den Ernft der Berichte zum Spott zu machen, find weit bie meiften poli= 
tischen Vergeben ſolche Angriffe gegen das legal Beftehenve, melde, unter ganz befondern und 
vorübergebenden Berhältniffen unternommen, den Staat zur Nothwehr auffordern. Dem An- 
griff gegenüber muß die Vertheidigung ſchnell fein. Bleiben dagegen die Urtheile jahrelang hin— 
ausgeſchoben, jo iſt in ver Regel nicht blos die Gefahr vorüber, ſodaß die Verurtbeilung bäufig 
nur noch als überflüfiige Härte erfheint, fondern der Angeklagte ift aud oft in jich jelbft ein 
ganz anderer geworben. Denn ob man gleich nicht leihthin feine politifchen Überzeugungen auf: 
gibt, jo ändern ſich doch ſehr leicht die Anfichten über die Mittel zum Zweck, und juriftiih fönnen 
nur diefe Mittel in Frage fommen, da fi für jeve Staatöveränderung ebenfo wol eine geſetz— 
mäpige Reforn als ein gewaltfamer Umſturz denken läßt. Die gemeinen Verbrechen des Dieb 
ſtahls, Raubs u. dgl. mögen ſich bei jedem Zuftande der Gejellihaft wiederholen ; die gewalt: 
ſamen Verſuche politiicher Ummälzungen können meiftens nur in die Zeiten befonderer Auf: 
regung fallen, und daß folde Perioden der allgemeinen Misſtimmung nicht wiederfehren, it 
weit mehr in die. Hand der Regierungen als der einzelnen gegeben. Weil die politiſchen Vergehen 
meiftend nicht aus Selbſtſucht, Sondern aus ihrem Gegentheil entipringen ; weil der politifche 
Verbrecher gewöhnlich nicht ſowol eine Verbeflerung feines eigenen Zuftandes ſucht ald eine 
vieleicht nur eingebildete Verbeflerung der gefellihaftlihen Zuftände; weil er im Verſuch zur 
Herbeiführung diejer Veränterungen auf eine entfprechende Bolfeflimmung zählt, fo wird er 
viel häufiger ald ver gemeine Verbreder ſchon durd das bloße Mislingen feines Verſuchs von 
der Wiederholung abgeſchreckt werden. Darum ereignet ed ſich jo vielfach, daß das verfpätete 
Urtheil in politifhen Unterfuhungsfahen gar kein ftrafwürbiges Subject mehr vorfindet, weil 
ver Verurtheilte in Anfiht, Gefinnung und Willen ſchon ein anderer geworden ift, ald er früher 
war, Nicht weniger dringend ift gerade in dieſen Fällen, wo der Staat felbft Vartei ift, die 
Offentlichfeit des gerichtlihen Verfahrens und die Entſcheidung durch Geſchworenengerichte. 
Mer ſich in politifche Unternehmungen einläßt, hat auf eine beftimmte Volksmeinung gerechnet, 
und wer nicht durch die Notabilitäten diefer Öffentlichen Meinung, wie fie im freigewählten Ge— 
ſchworenengericht ſich felbft repräfentirt, zur Strafe gezogen wird, mag in feinen eigenen Augen 
wie in denen ded Volks nur allzu leicht als ein bloßes Opfer der Parteirache eriheinen, 

Mach alledem gibt es ſich von felbft, daß durch politiſche Verurtheilungen die öffentliche 
Meinung häufiger verlegt als befriedigt wird; daß fie meiftens Partei für die Angeklagten 
nimmt; daß fie wenigſtens entſchuldigt, wenn fie nicht lobt; daß das eiferne Gitterfreuz am 
Kerkerfenfter tes Verbafteren ebenfo oft für ein Ebrenfreuz bei vielen gilt ald dad Ordenskreuz 
bei wenigen. Im der That, wer fich ded Ganges und der Refultate der politifhen Unterfuhun 
gen in Deutichland erinnert, wie mandperlei Gerüchte über die Behandlung ber Gefangenen in 
Umlauf fanen, welde zwar größtentheild erfonnen, dennoch viel Glauben fanden und bei ber 
Heimlichkeit des gerichtlichen Verfahrens Glauben finden mußten; wie jedes Berhorrefcenzge: 


ſuch eined Angeklagten in weitem Kreife gebilligt wurde; wie am Ende der langen Inquijition 
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fo viele der hauptſächlich Betheiligten der Hand der zögernden Juſtiz entwiſcht waren; wieder 
Gindrud war, den jede Berurtheilung, und wie derjenige war, den jede gelungene Flucht madıe: 
wie ſich den Flüchtigen taufend hülfreihe Hände entgegenſtreckten — mer für das alles ein Ge— 
dächtniß hat und nicht zur Überzeugung gefommen ift, daß die Herftellung der beiden Grund: 
pfeiler der ftaatöbürgerlichen Freiheit, der Offentlihfeit der Juftizpflege und der Geſchworenen— 
gerichte, wo fie noch nicht angenommen ift, endlich an der Zeit ift, dev mag fich wenigftens auf feine 
Fähigkeit, aus den Thatfahen der Geſchichte Lehre und Warnung zu jhöpfen, nidt viel zu: 
gute thun. Auch die politiihen Flüchtlinge Hätten fich vielleicht , wie jener Herzog von Wür: 
temberg, getrauen dürfen, ihr Haupt in den Scho8 jedes Bauern niederzulegen. In vielem 
Umftande liegt eine jehr ernfte Mahnung für venfende Staatsmänner und Nechrsgelehrte: er 
deutet auf eine Spaltung zwiſchen Staat und Volk; er iſt ein Bemeis, daß bei allem Streben 
nad gründlicher und unparteiiicher Juftizpflege dennoch die Inftitutionen mit den herrſchent 
gewordenen Ideen der Gerechtigkeit im Widerſpruch ftehen. Die neuefte Zeit hat dies erfannt. 
Große Veränderungen find in den legten 25 Jahren eingetreten, namentlih aud in der Crimi— 
nalgefeggebung. Die Heimlichkeit des Verfahrens ift in dem größten Theile Deutihlandt ver: 
ſchwunden, Gefhworene find an die Stelle der gelehrten Richter getreten, umı nber den That: 
beſtand zu entſcheiden. Eine Zeit derartiger politifher Unterfuhungen, wie fie geſchildert wer- 
den find, wird, fomeit menschliche Berehnung reicht, nicht wieverfebren. Daß noch manche Ge— 
brechen beftehen, foll nicht geleugnet werben, allein der Begriff der politifchen Umtriebe, wie er 
damals aufgefaßt wurde, wird, wie man zuverjichtlich behaupten mag, niemals mieder unſert 
Berichtöböfe entehren. W. Schulz. 
Politiſche Verbrechen und Vergeben. I. Allgemeiner Begriff. Schen in den 
unentwidelten und unreifen Gefittungszuftänden der beginnenden Staatsbildung zeigen hä 
Unteriheidungen zwifchen den mit Strafe zu ahnenden Berbrehenshandlungen in der Richtung, 
daß von dem frevelhaften Angriffe auf das Recht der einzelnen Berfon der Angriff gegen die Ge— 
ſammtordnung des Staatd gefondert wird. In dem Maße, wie das ſtaatliche Bewußtſein 
reift, gewinnt jene Unterfheidung an Klarheit und Ausdehnung. Privatverbrechen, mie Dieb: 
ftahl und Mord, unterliegen einer andern Auffaffung ald Öffentliche Verbrechen. In allen Stra’: 
gefeßgebungen der neuern Zeit wird diefe Sonderung feftgehalten, weil fie dev Natur der Sakı 
entfpricht. Unter den gegen die flaatlihe Gefammtorbdnung gerichteten Verbrechen gibt es aber 
wiederum eine befondere Kategorie, melde man als politifhe bezeichnet. Da ihr beſonderet 
Charakter im Verhältniß zu andern Verbrechen gerade in ver Veränderlichfeit ihres Inhalts be 
ſteht, ſo kann man im allgemeinen nur fo viel fagen: daß politifche Verbrechen diejenigen rebt: 
widrigen Handlungen find, welde gegen das Beſtehen ver Staatäverfaffung oder gegen tie | 
Thätigfeit einer Stantögewalt oder deren Organe gerichtet find. Einer feft abgegrenzten un 
überall erfhöpfenden Definition der politifhen Verbrechen fteht nämlich im Wege, daß es gerade 
geſchichtlich wandelbare, mit der Entwidelung der Staaten eng zufammenhängende Verbältnint 
find, aus denen die Beftimmung deſſen, was als ein politifches Verbrechen gilt, hergeleitet wer: 
den muß. Während die meiften Privatverbredgen, insbeſondere die allerihmwerften unter ihnen, 
ſchlechthin unverträglich erfcheinen mit der ftaatlihen Orbnung und von ihnen deshalb bebaur- 
tet werden kann, daß ſie der natürlihen Ordnung der menſchlichen Gefellichaft entgegenlaufen ; 
während Eigenthum und Leben der Einzelperfon gegen ſchwere Berlegungen durch freigemeollte 
Handlungen in allen Eulturftaaten ohne Ausnahme ſtrafrechtlich geſchützt werden, zeigt ſich ſchen 
bei oberflächlicher Beobachtung, daß das „politifche Verbrechen“ feinen Inhalt weſentlich an 
der pofitiven Geſetzgebung empfängt. An ven römiſch-rechtlichen Unterſchied von delicta juris 
gentium (Diebftahl, Mord) und delicta juris civilis anfnüpfend, darf man aljo bebaupten, 
daß die politifhen Verbrechen zu den legtern gehören. Allerdings gibt es fein Volk, deſſen Ge⸗ 
fhichte'völlig frei wäre von politifhen Verbrechen; welche einzelne Handlungen aber dahin ;ı 
rechnen find, läßt jich gemeingültig für alle Zeiten und Völker nicht feſtſtellen. Nur foviel kann 
zugegeben werben, daß die Duelle und der Urfprung der politifchen Verbrechen in dem Ber: 
hältniffe zwiſchen der ſubjectiven Natur des Menfchen zu der objectiven Nothwendigkeit einer 
ftaatli zwingenden Ordnung und dem Gonflict beider in der Gejchichte kämpfenden Entmide: 
lungsmomente zu fuchen ift. Für die moralifhe Würdigung der politiihen Verbrechen mie für 
die Gefegungsgebungspolitif ift daher eine geſchichtliche Betrachtungsweiſe geradezu unerlaßlid. 
In der Rechtsgeſchichte gibt ed kaum ein anderes Gebiet, welches jo fruchtbar wäre an Bar: 
nungen und Lehren wie die Betrachtung der politifchen Verbredien und der politifchen Proteile. 
Bevor wir daher und der Aufgabe unterziehen, den Standpunft der Gegenwart und der beu: 
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tigen Geſetzgebungen darzulegen, ift der Charakter der politischen Verbreshen auf dem Wege der 
biftorifchen Betrachtung der in Deutſchland wirffam geworbenen, das Recht beeinfluffenden 
Momente zu unterſuchen. Gine rein dogmatiſche Auffaffungsmweije ſcheint für unſere Aufgabe 
geradezu unmöglih. Denn jener mit den Zeiten wechlelnde und von den Staatözuftänden be: 
dingte Grundzug der politiihen Verbrechen iſt es gerade, welden die Gefeggebungen als Aus: 
gangspunkt für ihre Sagungen unbedingt anerfennen müſſen. Nicht abftracte Forderungen der 
Moral, jondern die tbatfählihe Form der Staatözuftände ift das Enricheidende in dem That— 
beitande ver politifchen Verbrechen. 

Ohne auf die für Deutichland unweſentlichen, wenn aud für den Gefhichtsphilofophen 
höchſt beachtenswerthen Auffaffungen der orientalifhen Völker oder der Griechen näher ein 
zugehen, jegen wir ung zunächſt die Aufggbe, das politifche Verbrechen durch die römische Rechts— 
entwickelung, durch das mittelalterlihe und germaniſche Recht bis auf die Gegenwart zu ver— 
folgen. Demnächſt werden wir dazu gelangen, den Standpunft der Gegenwart unter Benugung 
der aus der Gejhichte abzuleitenden Erfahrungen Fritifch darzuftellen und endlich Diejenigen 
Anwendungen aufzujudhen, welche in dem Begriff und dem Weſen der politiihen Verbrechen 
angedeutet find. 

II. Die geſchichtliche Entwidelung der politifhen Verbrechen bei den Rö— 
mern. Das römiiche Staatsweſen läßt frühzeitig feine Abgeſchloſſenheit nach außen und feinen 
Gegenfag gegen die benachbarten und ummwohnenden Volksſtämme erfennen. Ein Nachklang 
der dem Altertum eigenthümlihen nationalen Gegenfäge ift gleihjam in den Verfen der römi— 
ſchen Dichter erhalten, welche die Stiftung ded römischen Staatsweſens nicht aus einem einhei= 
miſchen Entwidelungsprocefie, ſondern aus fernen Wanderungen einzelner Heroen ableiten. 
Neben dem jharfen Gegenjage zu andern Volksſtämmen zeichnet ſich aber vie Überlieferung von 
ven älteſten Zuftänden der römischen Stadtgemeinde durch den Hinweis auf verfchiedene Schich— 
sen der Bevölferung Roms aud. Sei ed, dag ed von den drei Stämmen ber Tities, Ramnes 
und Kucered oder von Batriciern, Blebejern, Gented und Elienten die Rede ift, inınıer wird in 
der Urgeſchichte Noms eine gejellfchaftlihde Gliederung als beftehend voraudgejegt und damit 
das Bewußtſein der innern Staatsgemeinſchaft und Die Macht einer diefe Elemente verbinden= 
den Staatdordnung in Nom erklärt. Innerhalb der Beziehungen der römiſchen Staatögemeinde 
zu deren einzelnen Angehörigen lag daher aud von Anfang an die Möglichkeit einer Gefähr— 
dung oder Schädigung nad) dieſen beiden Richtungen der äußern Sicherheit gegen Feinde und 
der innern Einheit gegenüber den Gliederungen dev Bevölkerung. Ihren juriftiihen Ausdruck 
empfingen dieſe Möglichkeiten in den beiden Verbrechenöbegriffen der proditio und perduellio. 
Es würde freilich unrichtig fein, diefen beiven Bezeihnungen einen begrifflich ſcharf getrennten 
Inhalt beizumeljen. Perduellio bedeutet ſprachlich nichts anderes als einen höhern Grad feind— 
jeliger Gefinnung. UÜbrigens iſt e8 nicht möglich, ven objectiven Inhalt ver alten perduellio 
genau zu beflimmen. Nicht einmal gegen den Mord (parricidium) läßt ſich eine klare Grenze 
ziehen; denn die römiſche Geſchichtſchreibung läßt den Schweſtermörder Horatius des Hoch⸗ 
verraths angeklagt werden (judicium Horatianum). In dieſem fo mannıhfad erklärten Cri— 
minalfall zeigt ſich außerdem der Zuſammenhang des altrömiſchen Staatsverbrechens und des 
Strafrechts mit den religiöſen Vorſtellungen. Die von Livius zum Theil wörtlich überlieferte 
Strafformel für den der perduellio ſchuldig befundenen deutet auf ein priefterlidefacrales Cere— 
moniell.!) Erft in den jpätern Jahrhunderten verwiſchen ſich viele Borftellungen, die ihren 
ſtärkſten Ausprud in der Verfluhung ſchwerer Verbrecher, in dem Gottesbann (sacralio capi- 
tis) fanden. Todesſtrafe war dad Schickſal ver Hochverräther in alter Zeit; es ift indeß bemer— 
kenswerth, daß außer ven Ruthenhieben vor der Hinrichtung mitteld des Beild keinerlei Schär— 
fungen der Strafe erwähnt werden. Don jenen martervoflen Qualen, die eine jpätere Zeit 
söherer Givilifation erſann, finden ih in den ſonſt rohen Anfängen der römischen Rechtsent— 
wickelung feine Spuren. Schon die ältere Zeit der republifanifhen Periode Roms it reih an 
politifchen Verbreben, insbeſondere an politiichen Morden, zu denen die VParteileidenſchaft in 
den Kämpfen zwiſchen ven Plebejern und Patriciern ſich fortreigen läßt. Das Eigenthünliche 
diefer Verbrechen liegt darin, daß es vorzugsweiſe die machthabende Klaſſe des Patriciats ift, 
welche durch politifihen Mord die hervorragenden Führer der Volkspartei zu befeitigen ſucht. 
As Vorwand dient dabei fait regelmäßig die Anfhuldigung, dag beſonders ausgezeichnete Tri: 

1) Bgl. Tfenbrüggen, Das altrömifche Parricidium (Kiel 1841), ©. 7-15, 39-43. Köftlin, 
Die Perduellio unter den römischen Königen (Tübingen 1841). 
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bunen oder Volföfreunde nad der höchſten monarchiſchen Gewalt geftrebt haben ſollen. Jene 
uralte Anſchauung, welde ven Verräther und Baterlandsfeind im voraus für rechtlos erflärt: 
und feine Perſon ohne förmlihen Proceß der Tödtung preidgab, mußte in Zeiten der Erregung 
und der innern Kämpfe die Angriffe auf das Leben politifher Gegner begünftigen. Um ein 
vermeintliches Attentat gegen die Verfaflung des Staats zu ahnden, warf ſich der einzelne zum 
Rächer feiner Partei auf. Im jenen Tödtungen ehrgeiziger Volfsführer ſah man übrigens von 
Stanbpunft der Batricier fein Verbrechen; denn durch die republifanifhen Anſchauungen ber 
Alten Welt zieht ſich überall die Idee von der Verdienſtlichkeit des Tyraunenmordes hindurd 

Daber fam a daß nad den Vorftellungen ver römischen Republik in der Tödtung politiſcher 
Gegner je nach den obwaltenden Verhältniffen oder Parteibegriffen entweder ein jtrafloier Acı 
oder ein Verbrechen ded gemeinen Mordes zu erfennen war. Als bemerkenswerthe Beiipiel: 
politifher Strafgejege der republifaniichen Periode find hervorzuheben: 1) die leges Valeriac 
(zuerſt 245 n. E. R.), wonad derjenige, welder die Herftellung einer Magiftratur mir 
dem unbedingten Recht über Yeben und Tod bewirfen würde, dem Tode verfallen fein jollte 
(ne quis ullum magistratum sine provocalione crearet, qui creasset, eum jus fasque 
esset, oceidi; neve ea caedes capitalis noxae haberetur). Die Zuläfiigkeit der Appellation 
an die römische Volksgemeinde in Kapitalfällen ſollte alfo ald Grundfag der Staatsverfaſſung 
unabänderlich feftgeftellt bleiben. Durch die gleichen leges Valeriae, welche in der Folge mebt: 
mals wiederholt wurden, war beftimmt, 2) daß Angriffe auf die Volfstribunen, Apilen und 
andere höchſte Staatsbeamte ebenfalls mit der Gottedadht belegt fein ſollten (ſ. Cicero, „‚De re- 
publica‘‘, 11, 31, Yivius, I, 55). Hierin lag ein zweites Berfaflungsprineip: die Unverfeglid- 
feit der höchſten Magiſtratur während ihrer Amtsdauer. Man Fonnte alſo die leges Valeriae 
die Staatögrundgefege der römiſchen Nepublif nennen, nad) denen die beiden Hauptſeuen des 
ſtaatlich vepublifanifchen Lebens: die Sicherftellung der Volfäfreiheit gegen den Misbrauch ver 
Staatsgewalt (durch provocatio) und die Siherftellung der Staatögewalt gegen Übergriffe der 
Volksmaſſe (durch Unverleglichfeit der Beamten) ald unabänderliher Grundfag gelten un 
gegen alle Angriffe durch das Tödtungsrecht in den Händen der Bürger gefhügt fein follte. 

Als anderweitige politiihe Strafgejege dürfen erwähnt werden: die lex Duilia (305 r. 
E. R.), wonach derjenige mit dem Tode beitraft werben joll, welder es unterläßt, für bie 
notbwendig gewordene Wahl ver Volkstribunen als verpflichteter Magiftrat zu ſorgen (Fi: 
vius, II, 55), die lex Papiria Julia (324 n. E. R.), wonad; die Strafgewalpder Beamten näber 
geregelt wird; die lex Pinaria (322 n. E. R.) gegen Wahlbeeinfluffungen (ambitus) u. 1. w 

Wie bereitd bemerkt worden ift, verloren fih die Anprohungen ver Gottesacht mit dem 
ſchwindenden Bewußtjein der alten Volföreligion und mit der wachſenden Beſorgniß des Mit: 
brauche. Ohnehin wußte jid der Mächtige gegen die dem einfachen Privatmann anvertraut: 
Grecution einer verwirkten Strafe wegen jchwerer politiiher Verbrechen zu ſchützen. An Stelle 
der Todesftrafe trat häufig das Eril, theils als freiwilliger Net der Entfernung, um einer Ver— 
urtheilung aus dem Wege zu gehen, theild infolge einer indirecten Nöthigung (aqua et ign 
interdictio). Die lex Valeria, welche 454 n.R. E. zum dritten mal bie alten Berfaflung! 
grundjäge wiederholt, droht nur Strafwürbigfeit im allgemeinen (improbe), obne mäber: 
Zuſatz. Die leges Porciae endlich ſchafften für die regelmäßigen Vorkommniſſe die Tode: 
ftrafe und die förperlihe Zühtigung für römifhe Bürger geradezu ab. Allein dies binden: 
nicht, daß diejenigen, welde entweder der herrſchenden Klaffe, dem Senat oder der Staat“ 
verfaffung durd ihre Beitrebungen gefährlich wurden, dennoch unter der Autorität der höhe 
Gewalt ums Leben gebracht wurden. Die Grachen fanden auf diefe Weife ihren Tod; Dir ba⸗ 
tilinarier wurden auf Cicero's Befehl als Hochverräther hingerichtet. Diefe letztern batien mit 
den Waffen in ber Hand gegen den Staat gefodhten. Ihnen gegenüber war ein Nothſtand ar: 
geben, für welden die Staatögefepgebung nicht ausreichte. Gicero jelbft hatte nur die Wahl, 
entweder den Staat preiszugeben oder die Berfallungdgelege zur Erhaltung des Staats zu 
übertreten, ſich ſelbſt alſo gegen die ſchweren politifchen Verbrecher eines leichtern politiihen Ber⸗ 
brechens ſchuldig zu machen. Die alte perduellio war faft in Vergeſſenheit geratben; @icere 
plaidirte jedoch in einen Perduellionsfall für den Rabirius, 

Dagegen mebrten fih in dem legten Jahrhundert Die Strafgefegr zum Schug der vom allen 
Seiten bedrohten Verfaflung der Republik, die namentlich von zwei Seiten fortmährende &e: 
fahren zu überwinden hatte: von feiten einer durchaus corrumpirten Magiftratur und eined von 
Demagogen geleiteten Böbels, Gefahren, welde faft in allen Republifen ohne Ausnabme zu 
politifchen Strafbeftimmungen Unlap aeboten baben. 


— — 
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Auf die von jeiten der Magiflratur drohenden Staatögefahren beziehen ſich jene zahlreichen 
Strafbeftimmungen gegen Wahlbeftehungen (ambitus), gegen Bedrückung dev Provinzen 
und Beitehlichfeit (crimen repetundarum), für weldes Verbrechen zuerft (605 n. E. 9.) 
ein ſtändiger Criminalgerichtshof eingefegt wurde?), ein Präcedenzfall, ver fpäterhin für 
andere Verbrechen vielfah Nahahmung fand. Während man hiermit vie politifhe Berantwort- 
lichkeit der höchſten Staatsbeamten zu fleigern ſchien, ſchwächte man fie wiederum dadurd ab, 
dag man den Ginflup des geſammten Volks auf die Strafrechtöpflege hemmte und die Belegung 
der Griminalgerihtshöfe im Intereffe der herrſchenden Partei durchſetzte. Die quaestio per- 
pelua wegen Repetunden aud dem Jahre 149 v. Chr. ift fomit gleichſam das ältefte Diufter eines 
politiihen Ausnahmegerichtshofs gegenüber der damals noch regelmäfigen Griminalgewalt ber 
Bolfögemeinde. Späterbin wurden freilich ſolche Specialgerichtshöfe für einzelne Verbrechens: 
arten in Rom zur Regel (ordo judiciorum publicorum). 

Gegen die Erceffe des römischen Pöbels und der Parteien waren die weſentlich politiihen 
Strafgefege über vis, d. h. Aufruhr, Tumult, bewaffnete Verfammlungen u. f. w. gerichtet. 
Man kann im ganzen im Verlaufe von wenig mehr ald hundert Jahren bis zum Unter: 
gange der Nepublif 29 verfchienene, häufig daſſelbe Verbrechen betreffende, politifche Straf: 
gefege rechnen, im Vergleich wozu die Zahl der auf den Schuß der Privatperfon hinzielenden 
Strafgejege außerordentlih gering genannt werben fann.?) Es muß freilid erinnert werben, 
daß wir unter den politiichen Strafgefegen diefer Periode alle diejenigen verftehen, in denen Die 
Gefeggebung der römischen Nepublif eine Beziehung zu den Staatdintereffen im allgemeinen 
zu erfennen glaubte. 

Die Geſchichte dev römischen Geſetzgebung während der legten hundert Jahre vor dem Unter: 
gange der Republik lehrt unzweifelhaft die große Wahrheit, dag die Bundanıente der Gtaatd: 
verfaffungen durch Strafandrohungen nur wenig gewahrt und gefichert werden fünnen. Wenn 
Strafgelege eine ſolche Aufgabe zu löjen vermöchten und ein finfendes Gemeinwefen aufrecht er= 
halten fönnten, wäre die römische Republik nicht in jich felbit zufammengebrochen. In dem: 
ſelben Maße, wie jid die Acte der Geſetzgebung häuften, wuchs auch die Anzahl der Staatöver: 
brecher. Aus den Schriften des Cicero, aus der Berihwörung der Gatilinarier, der Tödtung 
des Clodius, aus den Profcriptionen des Sulla und den Triumviraten erfennt man die Un: 
fiherheit und das Schwanfen aller Öffentlihen und bürgerlihen Verhältnilfe; die tieffte Er: 
ſchütterung der Geſellſchaft, welde endlich in ven Hafen der Alleinherrſchaft ſich flüchtete und die 
äußere Ordnung den Gefahren der Freiheit vorzog. Die Nachkommen deſſelben Volks, welches 
Könige vertrieben und ven Weltfreid erobert, zürnten der Ariftofratie, deren Söhne einen der 
größten Gewalthaber auf dem Gapitol un der Republik willen erdolchten. Alle Parteien hatten 
der Reihe nad) die Grundgeſetze des Staats verlegt, ald es der Schlauheit des Octavian gelang. 
ich an die Stelle des Gewaltigen zu ſetzen, deſſen perfönlihe Macht alle Herren der römischen 
Republif überftrahlte und von den Korbern dreier Welttheile überfchattet war. An ven Plag 
der Inftitutionen, die trog aller politiihen Strafgefege untergegangen waren, trat nun bie 
Berfon und der Wille der Kaifer. Der Kaijer ift es nunmehr, welcher ih durch Leibwache und 
Strafgejege im Befige der Macht zu erhalten ſucht. Der Begriff des politiihen Verbrechens 
wird daher auf die faiferliche Berfon zugeipigt, in der fi der populus Romanus verförpert 
fiebt oder jehen ſoll. In ven Vordergrund aller Verbrechenshandlung tritt das Majeftätd- 
verbrechen, deſſen Bedeutung in der römiſchen Kaijerzeit zu den furchtbarſten Erſcheinungen ver 
menſchlichen Gulturgeichichte gehört. Auch das erimen majestatis gehörte zur Verlaſſenſchaft 
der römischen Republik, weldye jich der lachende Erbe derſelben widerſpruchslos aneignete, 

Das ältefte Strafgejeg gegen Majeftätäverbrechen war ein Werf der römischen Demagogie, 
trug den Namen des L. Apulejus (653 0. R. E.) und war, jo fheint es wenigftens, darauf ge: 
richtet, Die Berantwortlichfeit ver höhern Militärbefehlähaber gegenüber der Volksmaſſe zu ſtei— 
gern. An einer nähern Beſtimmung der Majeftad fehlte es dabei wol ganz und gar, „Verrin— 
gerung der Majeftät des römischen Volks‘ war daher ein unbeftimmbares Etwas, geeignet der 
Auslegung und der Willfür, der blogen Laune jeweiliger Machthaber zu dienen. So fam es 
denn, daß ſich die römiſchen Heerführer in den bürgerlichen Unruhen eine ihnen jo dienliche 
Vhraſe gejeggeberifch aneigneten. 2. Cornelius Sulla (673 n. R.E.) und vor ibm L. Varius 





2) Val. Yaboulaye, Essai sur les lois criminelles, concernant la responsabilite des magi- 
strats (Paris 1845). j 
3) Bol. Holgendorff, Die Deportationsitrafe im römiichen Mlterthun: (Leivgig 1859), ©. 20. 
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zehn Jahre früher wurden zu Urhebern weitgehender Strafgejege über crimen majestatis, in— 
dem die lex Cornelia nad} einer Anführung Cicero's bereit8 Schmähungen gegen die „majestas“ 
unter Strafe ftellte, während Tacitus die Strafbarfeit der wörtlihen Majeſtätsbeleidigung erft 
aus der Kaiferzeit datirt. Julius Cäfar ſchuf zwei Jahre vor feinem Tode gleichfalls ein Geſetz 
über Majeftätöverlegung, welches demjenigen des Sulla wahrſcheinlich nachgebildet war. Nach 
diejer lex Julia majestatis, welche während der Kaiferzeit erhalten blieb, von Juftinian in fein 
Geſetzgebungswerk aufgenommen und damit fpäterhin in Deutihland vecipirt wurde, ſellte 
derjenige als MajeftätSverbrecher gelten, welher gegen den imperator oder den Staat die 
Maffen ergreift oder jonft Feindfeligfeiten verübt, dad Heer verräth, ohne Faiferlihen Be: 
fehl Krieg führt oder Aushebungen veranftaltet, Truppen anwirbt, aufreizt oder zum Feinde 
überläuft. 

Man erkennt daraus, dag die Strafanprohungen wegen Majeſtätsverbrechen vorzugsmweile 
gegen militärijchen Verrath und bewaffneten Aufruhr berechnet waren. Die fihere Verfügung 
über die Armee war die nächte und wichtigſte Stüße der faiferlihen Macht. Aus dem Deere 
gingen die Prätendenten für ven Kaiſerthron zunächſt hervor. Sic Hier des Gehorfams zu ver: 
fihern, war daher von äußerſter Wichtigkeit für vie faiferlihe Wahlmonardie. Doc zeigte ver 
Erfolg auch) Hier, daß die härteften Strafgefege die Perfon des Kaifers gegen Mord und Aufrubr 
nicht zu ſchützen vermochten. Gerade die gefürdtetften unter ven Tyrannen endeten auf gemalt: 
fame Weife. 

Neben ver Eapitalftrafe, mit welder Ginziehung ded gejammten Bermögend von Rechts 
wegen verbunden war, zeichnete jih das Strafgeleg wegen Majeſtätsverbrechen durch eine Un— 
beftimmtheit und Dehnbarkeit aus, vermöge welcher ed geſchehen fonnte, daß jeder angeiebene 
Römer, an deſſen Unſchädlichmachung ven Kaifern gelegen war, vermitteld einer Anklage wegen 
Majeſtätsverbrechen befeitigt werden Eonnte, Die bloße Anklage bedeutete zu den Zeiten des 
Tiberius, Claudius und Nero ebenfo viel wie eine Verurtheilung, angeſichts welcher der Selb: 
mord nod als ein ehrenvolles Schickſal erſchien. Tacitus nennt daher das Majeſtätsverbrechen 
eine Ergänzung für den fehlenden Thatbeftand anderweitiger Vergehen, und Blinius drückt 
daffelbe noch draſtiſcher aus, indem er bemerkt, „Majeftätöverlegung ſei das Verbreden der— 
jenigen, denen man wegen ihrer Unſchuld nichts anhaben konnte.“ Auch im Verfahren war ver 
Verdächtige ungünftiger geftellt als font; denn im Zufammenhange mit den Anklagen wegen 
Majeſtätsbeleidigung bildete jich eine früher unerhört gewejene Ausdehnung binfichtlich der An: 
wendung der Folter. Perſonen, die jonft nicht als Anfläger vor Gericht zugelaffen werden durf— 
ten, wie Ehrloſe, Soldaten, Frauen, fonnten Anklagen gegen Majeftitöverbredher erheben. Selbſt 
die Beihuldigung dev Sklaven gegen den eigenen Herrn follte vor Gericht gehört werden. Den 
beifern Kaiſern rehnete man es zu einem befondern Verdienft, daß fie ven Misbrauch ver Folter 
und der Majeftütsanflage zu hemmen fuchten. Im großen und ganzen würde e8 indeß immer 
gerechtfertigt fein, zu behaupten, daß niemals und nirgends perſönliche Freiheit und Gigenthum 
mehr gefährber waren ald im römifchen Kaiſerreich vermitteld des crimen majestatis. Nach— 
dem der Schwerpunft ded Vergehens in die Verlegungen und Bedrohungen der Faiferlichen 
Berfon Hineinverlegt worden war, genügte das blofe Misfallen des Kaiferd zur Erhebung einer 
Anklage, über welde im Beginn der Kaijerzeit regelmäßig der römische Senat, fpäterbin der 
wirflid oder vermeintlich beleivigte Machthaber in eigener Perſon als Richter enticheiden konnte, 
Wie wenig die bervorragendften Juriften der Kaiferzeit im Stande waren, dem Maieſtäts— 
verbrechen einen beftimmten und abgeſchloſſenen Thatbeitand zu jihern und der Anwendung ber 
lex Julia majestatis fefte Grenzen zu ziehen, zeigen die in die Pandeften aufgenommenen Stel⸗ 
fen. (Vgl. Dig. XLVIil, 4.) 

Aus ihnen ergibt ſich beitpieldweiie, daß felbit Zeichen ver Misachtung gegen faiferlike 
Bildſäulen oder Porträts mit Gapitalftrafe belegt wurden. Klingt es nicht wie bitterer Hohn, 
wenn ein Jurift wie Marcian verfihert und der Kaifer Juftinian in feinem Gejeggebungd- 
werfe wiederholen läßt, daß derjenige Fein Majeſtätsverbrechen begeht, welcher die durch Alter 
beſchädigten Kaiferftatuen repariren läßt? (1. 5, Die. 48, 4). Nicht einmal der natürlide 
Tod befreite nach einmal erhobener Anklage von ver Vermögendconfiscation. Um dieſelbe zu 
vermeiden, war den Erben gleihfam im Wege befonderer Gnade nachgelaſſen, den Beweis zu 
führen, daß der Verftorbene unſchuldig gewefen fei. Auf die Stellen ver Bandeftengefege zurüd: 
blidend, darf man das Majeftätsverbrechen dahin definiren, das in vemielben alle feindligen 
Acte, oder die Vorbereitung und Unterftügung feindlicher Arte gegen den Staat in feinen in: 
nern und äußern Beziehungen zu Friedens- und Kriegszeiten, außerdem aber alle thatſächlichen 
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und wörtlihen Berlegungen der kaiſerlichen Würde inbegriffen waren. *) Für alle diefe in ji 
ſelbſt ſo verjchiedenen Fälle war die gleiche Gapitalftrafe gedroht. 

Obwol die lex Julia majestatıs der Willfür nichts zu wünſchen übrigließ, fo haben den: 
noch die ſpätern Kaifer das alte Recht durch Zufäge mannihfad erweitert. Die Anklage wurde 
ſelbſt gegen Verflorbene zugelaffen, zu dem Zwecke, daß den Erben das Vermögen entriffen und 
das Andenfen des Todten verflucht werben könnte. (S. J. 6, Cod. ad legem Juliam majestatis, 
9,8). Neben diefen Auspehnungen machte nur Theodoſius eine rühmliche Ausnahme, inden er 
393 n. Ehr. jened Geſetz erließ, wonach der Nichter wegen Shmähung des Kaiferd oder der 
kaiſerlichen Regierung nicht felbftändig einzufchreiten, fondern vorerft an den Kaifer zu berichten 
babe, welcher ſich die Entiheidung darüber ſelbſt vorbehalten will, ob Verzeihung oder Strafe 
eintreten foll. Theodoſius meint dabei: wenn folde Thaten aus Reichtfertigkeiten entfprungen, 
müffe man fie verachten, wenn aus höchſter Leidenſchaft (insania), bemitleiden, wenn aus rechts— 
widriger Abſicht (injuria) verzeihen. Leider waren dies Grundfäge, an melde man ſich, obwol 
ie dem Geſetzbuche Juſtinian's einverleibt wurden, nicht fehrte. Was Theodoſius gegen ven 
Geiſt der Rache beftimmit hatte, wurde durch feine beiden Söhne, Arcadius und Honorius, reich— 
lich wieder erfegt. Sie jind die Urheber jener fluchwürdigen, den Namen von Gefrg und Recht 
ihändenden Gonftitution aus dem Jahre 397, welde mit dem Worte quisquis beginnt und 
darumı unter der ehemals üblichen Bezeichnung der lex quisquis (1.5, Cod. ad legem Juliam 
majestatis) berüdhtigt wurde. Als Majeftätöverbredhen ſoll ſchon vie bloße Verabredung 
mehrerer (Complot) gelten, die in der Abficht gefchieht, die Tödtung der kaiſerlichen Hofbeamten 
und Rathgeber, Senatoren oder irgendeines andern Eaiferlihen Beanten zu bewirken. Den 
Schuldigen wird die Todesftrafe und Vermögenseinziehung angedrobt, felbft wenn es bei dem 
blogen Willen, die That zu verüben, verblieben und zu gar feinen DVerfuche gekommen ift, 
Die (unjhuldigen) Söhne der Verurtheilten werden durch daffelbe Geſetz für ehrlos und 
erbunfähig erklärt, „ſodaß ihnen in ihrer Noth der Tod ald eine Erlöfung, das Leben als eine 
Todes qual erſcheine“. Den (gleichfalls unſchuldigen) Töchtern wird ein Bruchtheil aus ver Erb— 
ſchaft der Mutter zugeflanden. Auch die hinterfaflene Ehefrau des Schuldigen treffen Ver: 
mögensftrafen, desgleichen alle, welche aud nur in entferntefter Weiſe ald Mitwiffer oder Werk— 
zeuge (satellites, conscii, ministri) bei dem verbrecheriſchen Unternehmen betbeiligt waren. 
Den Angebern des Gomplots wird Straflofigfeit, unter Umftänden auch Belohnung zu— 
geragt. 

Dies ift der Inhalt jenes Geſetzes, welches unter den namhaften Surijten nur einen eins 
zigen Vertheidiger, nämlich Hobbes, gefunden hat, fonft aber allgemein als ein Schandfleck in 
ver römiſchen und leider auch deutſchen Nechtögeichichte anerfannt worden ift. Das Kanoniſche 
Recht ale die Geſetzgebung der hriftlichen Kirche Hat daffelbe Geſetz wiederholt (causa 6, qu. 1, 
can. 22; cap. 5, X. de poenis in VI!° V, 9) und in Beziehung gefegt zu ven Cardinälen, vie 
zum Bapit in gleichem Verhälmig zu ſtehen jchienen wie die Rathgeber und Minifter zu ven 
weltlichen Bürften. Endlich ift auch in der Goldenen Bulle unter Wiederholung der einzelnen 
Peftimmungen diejelbe lex quisquis auf die Berfon der Kurfürften als ein ſchützender Schirm 
ausgedehnt worden, ſodaß auch jie als Theilhaber an verMajeftät des Heiligen Römischen Reichs 
ericheinen ſollten. 

Hinſichtlich des Römiſchen, im Mittelalter wieder zur Geltung gelangten Rechts Fünnte 
unfere Aufgabe hiermit abgejchlojien werden. Das Geſagte genügt, um Gehalt und Richtung 
jener Zeiten zu verftehen. Nur nebenfählih und im Vorübergehen mag noch bemerkt werden, 
DaB außer vem Majeftätsverbrechen noch einige andere Verbrechen aus einem politifchen Geſichts— 
punkt aufgefaßt werden müſſen. Da die Kirche im Orient mit dem Staate in engftem Zuſam— 

menhang blieb und der Kaifer ih auch in dogmatiſche Angelegenheiten einmifchte, fo wird es 
sollfommen zuläffig, ja fogar geboten fein, die ſtaatskirchlichen Strafgefege gegen die Kegerei, 
gegen den Abfall vom Glauben, gegen Gottesläfterung als weſentlich politifche vom Standpunkt 
per chriſtlichen Kaifergefeggebung aus zu betrachten. 

II. Germanifhes Recht. Obwol ſich fhon in den Volksrechten ver Ausdruck crimen 
ınajestatis vorfindet, jo ift ed doch Elar, daß darunter etwad ganz anderes verftanden werben 
mußte als bei ven Juriften der römiihen Kaiferzeit. Die Stellung der germanischen Könige 





4) Modeftinus warnt zwar in der J. 7, 8.3, Dig. 48, 8, gegen zu voreilige Anwendung anf wört— 
Liche Beleidigung des Kaiſers (nec lubricum linguae facile ad poenam trahendum est). Ailein 
gerade dadurch ift die allgemeine Anwendbarkeit des Geſetzes anerfannt. 
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war eine zu abweichende, als daß ed zuläffig fein Fönnte, einen Vergleich auch nur zu verfuchen. 
Bei den germanischen Königen trat der perfönlihe Wille und dasjenige, wad man etwa politi- 
ſche Macht nennen würde, fo ehr in den Hintergrund, daß ihnen gegenüber fogar von berech 
tigter Selbithülfe Anmendung gemacht werden konnte. Nordiſche Nechte verfemen fogar den 
König im voraus für den Fall der Rechtbrüchigkeit in ähnlicher Weife, wie dies vermittel# der 
rönifchen sacratio geſchah, und gebieten die Tödtung des Treulofen. 

Bei den alten Germanen tritt nicht jowol ein verpflichtendes, ziwangsweife wirkendes Geſetz 
gegenftändlid im Verhältniß zum Verbrechen hervor als Die perſönlich jittlihe Beziehung inner- 

halb genoffenfhaftliher Verbände, deren Verlegung ganz allgemein ald Verrath bezeichner 
wurde. Überall wird dabei die Gegenjeitigfeit vorausgeſetzt. Einzelne in ältefter Zeit ver: 
kommende, ſchon in ven Volksrechten erwähnte Geftaltungen des Berrathe, in dem man vorzugs- 
weife den Bruch eines Treuverhälmiffes erfennen muß, ind: 1) der Verrath gegen vie 
Kampfgenof ſenſchaft im Kriege durch Überfaufen zum Feinde oder Heeresflüchtigfeit, wor: 
auf nah Tacitus Tod duch Erhängen gefegt war und aud in den Volksrechten Pebendverluft 
und Vermögendeinziehung angedroht itt. Auf denjelben Geſichtspunkt' läpt id das Verbot der 
unerlaubten Verbindung mit den Landesfeinden zurüfführen. 2) Verrath gegen dir 
Friedensgemeinſchaft durch Herbeirufung feindlicher Seerestheile in das Landesgebiet 
(3. B. lex Alaman. 25: si homo aliquis gentem extraneam infra provinciam invitaverit. 
Edict. Rothar. cap. 4.) 3) VBerrath gegen das Gefolgſchaftsverhältniß zum Herr: 
führer und König. Schon in dem Gefege der ripuariichen Branfen ift von der Untreue gegen 
ven König ganz allgemein die Rede (si quis homo regi infidelis exstiterit); desgleichen in 
einem Reichsgeſetze Karl'd des Großen aus dem Jahre 785 (cap. Paderborn. c. 11: st quis 
domino regi infidelis apparuerit, capitali sententia punietur). Trotz der allgemenm, we: 
fentlih in dad Gebiet der Gefinnung eingreifenden Natur der Treue würde es ſicherlich un: 
richtig fein, ihr einen andern Inhalt zu geben außer demjenigen, welchen ein feſtes Herfommen 
und der eigene Wille Freier Männer geſchaffen hatte. Bon reiner willfürlihen Auslegung founte 
um fo weniger Die Rede fein, als das germaniihe Königthum felbft unmittelbar feine Gerichts 
gewalt und Rechtſprechung zur beliebigen eigenen Verfügung hatte und auch jeinerjeitd zur 
Treue verpflichtet war. Verrath in allen feinen Beziehungen ift daher Bruch perfönlicher Ver— 
pflichtungen. Da überdies als hauptſächliche Erfheinungsform des Verraths nicht Die Gewalt: 
thätigfeit, fondern Hinterliſt und Falſchheit vorausgefegt werden, erklärt ſich die ſittliche Wirr- 
Digung, welche ver Verräther erfuhr. Durd das Mittelalter hindurch, namentlich aber inner- 
halb ver ritterlihen Standesgenoflenihaft galt e8 ald ver Ichwerfte Vorwurf, „Verräther“ ge: 
nannt zu werden, Weil die perfünliche Treue ald freiwillig übernommene oder angelobte Pricı 
völlig verſchieden war von der politifchen Unterwerfung, welde aus der antifen und modernen 
Staatöidee für den einzelnen abgeleitet wird, mußte aud die Verlegung ver Irene als das 
Strafwürdigere erfcheinen. Die nur äußerlihe Auflehnung und ver Wiverftand gegen unredt 
mäßige Gewalt der Kriegs: und Heerführer fonnte aus denjelben Gründen völlig erlaubt 
ericheinen. 

Durd die Ausbildung des Lehnsweſens wurde innerhalb des heervienftpflichtigen Ritter: 
ſtandes dieſe perſönliche Verpflihtung zur Irene gleihfam zur erblichen. Somit ſteigerte Ad 
das Unterwerfungsverhältniß zwiſchen Vaſallen und Lehnsberren zu einer ſtändigen Beziehung, 
welche durch den erblichen übergang der Lehen vermittelt wurde. Die Berlegung des jededmal 
beim Beſitzwechſel durch Huldigung (homagium) erneuerten Treueverſprechens galt als felonis 
und hatte ven Verluft des Lehns zur Folge: eine Gonfequenz, die rechtlich mit der Vermöget 
confidcation an bloßem Privateigenthum nicht verwechſelt werden darf. Wie der Lehnäher als 
Gegenleiſtung für die Überlaffung eines nugbaren und vererblichen Beſitzes feinerjeits „Treue, 

d. b. die Erfüllung angelobter Prlihten forderte, jo bilvete ſich daffelbe Verhältniß in mannid: 
fachen Abftufungen weiter aus. Es wiederholte ſich zmifchen dem großen Lehnsträger und bem 
Aftervalallen, zwiſchen dem Aftervafallen und feiner ländlichen Hinterfajlenihaft. In dem: 
felben Maße, als die großen Landeöherren und Monarchen an Macht gewannen und ver Lehnt: 
beiig ald ein vorwiegend privatrechtlices Verhältniß gedacht wurde, verallgemeinerte Ah aud 
der Anfpruch der oberften Machthaber. Aus der Bajallentreue ward nah und nad eine all: 
gemeine Unterthanentreue innerhalb dejfelben Staatöverbandes, bei welder das Verhälmis ri 
Adels und der Ritterſchaft höchſtens ald ein bevorzugtes gevadıt wurde. Nachdem die erbliche 
Monarchie in dem größten Theil Guropad zur unumflöplichen Thatſache geworben war, er: 

hoben die Landesherren unter Berufung auf das Nömiiche Recht denfelben Aniprud auf un: 
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mittelbaven Gehorſam gegen ihren perfönlihen Willen, melden das Imperatorenthum aus 
feiner volksvertretenden Souveränetät hergeleitet hatte. Lange Zeit hindurch beftritten,, ſiegte 
jene Forderung endlich mit dem Unterliegen der Stände und der Ausbildung der abfoluten 
Monardie. An die Stelle der rein perfönlihen Felonie und der Verlegung befonders über: 
nommener Treue durch Verrath trat der allgemein verbrecheriſche Angriff gegen die Inhaber ver 
Staatögewalt. Solange das Neht der Selbitbülfe und der Fehde galt, mußte in dem That: 
beftande ded Verraths, wie bereits hervorgehoben worden ift, die Falfchheit und die Hinterlift, 
die Treulofigkeit ald das vormwiegende Element erſcheinen. Mit der Meception des Nömifchen 
Rechts und ven Untergang des Fehderechts überwog dagegen wiederum bie Anſchauung, daß ge: 
waltthätige Angriffe gegen die herrfchende Staatögemwalt, welche an und für fi hinreichend er: 
ſtarkt war, um die Erfüllung individueller Pflichten zu erzwingen, das in den Staatöverbrechen 
entiheidende und bejonders ſchwer wiegende Merkmal jeien. Seit der Reformation hatte über: 
dies die weltliche Gewalt ſich fait überall auf einen göttlichen Urfprung oder ein göttliches Recht 
bezogen und in diefer Richtung ihre Geltung zu fleigern geſucht. Der Standpunkt der katho— 
liſchen Kirche war freilid) diefen Anforderungen an einen unbedingten Gehorſam wenig günftig. 
Durd das ganze Mittelalter hindurch hatten die berühmteften Lehrer ver Kirche, wie jehr fie 
au im einzelnen in der Begründung abweichen mochten, die Theorie vertheidigt, daß weltliche 
Gewalthaber fein abfolutes Recht auf Herrihaft haben können, fondern wegen Abfall vom 
wahren Glauben oder von den Intereffen der Kirche abgefeßt werden dürfen. Iſt dies geſchehen, 
fo haben nad) ver mittelalterlihen Anſchauung die Völker die Pflicht, den vom Papft abgefegten 
Herrihern den Gehorfam zu verfagen. Um die eigene Herrſchaft zu ſchützen, hatte das Papſt— 
thum aud in Beziehung auf fich jelbft eine Strafgefeggebung weſentlich politifher Natur ent: 
widelt, die dem alten crimen majestatis völlig analog erſcheint. Die Kegerei ift das firden- 
politifche Verbrechen des Mittelalterd; der Hochverrath gegen die Herrſchaft des Klerus, der 
Aufruhr gegen das Princip der Hierarchie, welche fo lange berechtigt war, als fie, im Dogma 
und in den Anſchauungen der Zeit wurgzelnd, freiwillig Anerkennung fand. Alles, was die ver: 
worfenjte Zeit des römiſchen Kaiſerthums ihrer Herrſchſucht und Willfür zu Liebe unter dem 
Deckmantel der Majeftätöverbrechen durchzuſetzen verfucht hatte, eignete ſich die Inquisitio hac- 4 
reticae pravitatis gleihfall® an. Um die Beleidigungen der göttlichen Majeftät zu fühnen, ließ 
die Kirche in ihren heimlichen Olaubendgerichten die Folter zu. Der bloße Zweifel wurde zum 
Verbrechen gegen die Autorität der allein wahren Kirche; der Tod auf dem Scheiterbaufen und 
der Vermögendverluft die nothiwendige Sühne. 

Aus diefen furzen Andeutungen ergibt fih, daß der kirchliche Begriff eine abſolute Berech— 
tigung der weltlihen Macht weder gegenüber ven Unterthanen, noch auch gegemüber der Kirche 
anerkennen fann und aus dieſem Grunde die kirchliche Doctrin einen eigenthümlichen Stanp: 
punkt hinſichtlich der politiihen Verbreden einnehmen muß. 

IV. Die Beinlide Haldgerihtsorpnung Karl’ V. bedroht in ihrem 124. Artikel 
die Berrätherei mit geihärfter Todesftrafe durch Viertheilen bei Männern und Ertränfen bei 
Frauen. Bon der bejondern Stellung des Landedherrn ift dabei nicht die Rede, jondern von 
der Verrätherei gegen ein Land, Stadt, den eigenen Herrn, Bettgenoffen oder nahe gejippten 
Freund. Daraus ergibt jih, daß unter der Verrätherei Feineswegs bloß ein politiſches Ver— 
brechen im heutigen Sinne verftanden werben follte. Es überwiegt vielmehr deutlich jener mittel: 
alterli germaniſche Begriff der verlegten befondern perfönliden Treue. Die alten Commenta— 
toren, welde bereitd auf das Unbeſtimmte in den Anorbnungen der Peinlihen Halsgerichts— 
ordnung aufmerffan machten, rechnen außer der verrätherifchen libergabe von Feſtungen an ven 
Feind aud den Meuchelmord (homieidium proditorium) zu den Fällen der Verrätherei, wofern 
dabei ein Vertrauenöverhältnig nad) Art der vom Gefeggeber angeführten verlegt wurde. Ab: 
gefehen von der Verrätherei bedroht die Carolina im Art. 127 mit der Todesſtrafe diejenigen, 
melde in einem ‚ande, Stadt, Obrigkeit over Gebiet gefährliche, fürfeglihe und boshaftige 
Aufruhren ded gemeinen Volks wider die Obrigkeit machen”, In mildern Fällen fann dagegen 
auf Ruthenſtreiche und Landesverweifung erfannt werden: eine Anorpnung, die im Vergleich zu 
der im Römischen Recht für Öffentliche Gewaltthätigkeit angedrohten Gapitalftrafe und im Verhält— 
niß zu der m den deutichen Bauernfriegen befolgten Praxis eine humane genannt werden darf. 

Außer der Berrätberei und vem Aufruhr bedroht die Beinlihe Halsgerichtsordnung nod ge: 
mwaltjame Zufammenvottungen (Art. 128) unter dem Titel des Landzwangs und den Landfrie- 
densbruch (Art. 129) mit der Todeöftrafe. Die beiven zulegt genannten Verbrechen find als 
Bedrohungen der innern Sicherheit des Staats aufzufaffen. Endlich gedenft Kaiſer Karl V. im 


620 Bolitifche Verbrechen und Vergeben 


Art. 218 aud) des „Laſters der beleidigten Majeſtät“, ohne eine genauere Begrifföbeſtimmung 
hinzuzufügen zu dem Ende, daß die Ginziehung des Vermögens dabei geftattet fein ſoll. Es 
war jomit dev Juriöprudenz nahe gelegt, auf die Anorpnungen bed Römiſchen Rechts zurüdzu: 
greifen. Daraus erklärt es ih zur Genüge, daß mit der Entwidelung der abfoluten fürſtlichen 
Gewalt der Inhalt des Majeftätsverbrehens wiederum über alles Maß hinaus ausgedehnt 
wurde. Freier venfende Juriften juchten freilich auch zu den finftern Zeiten fürftlicher Allgewalt 
daran feſtzuhalten, daß wörtliche Beleidigungen ver Dajeftät mit einer geringern, nicht capitalen 
Strafe zu ahnden feien. Viel weiter ald in Deutſchland ging man übrigens in andern europäi: 
Ihen Staaten. Die franzöſiſche Jurisprudenz unterſchied beifpieldweife Majeftätsbeleidigungen 
eriten, zweiten, dritten und vierten Grades. Bajardus zählt in jeinen Noten zu den im 16. Jahr: 
hundert hochangeſehenen Schriften des Julius Glarus nicht weniger ald 31 verſchiedene Arten 
des Majeftätöverbrechend auf und begründet darauf befondere Abweihungen des Verfahrens, 
der Strafen u. ſ. w. Cine Ordonnanz Branz I. vom Jahre 1539 bedrohte mit härteſter Strafe 
ganz allgemein diejenigen, „qui auront aucune chose machine, conspire ou entrepris con- 
tre notre personne, nos enfants et posterite on la republique de notre royaume“. Das 
im Jahre 1757 vom Parlament zu Paris gegen Damiend gefällte Todesurtheil ift mob viel 
ſchrecklicher als die lex quisquis. Außer den raffinirteften Todesqualen, welche gegen einen 
Menſchen verhängt wurden, deſſen Unzurechnungsfähigkeit kaum zu bezweifeln it, wurde die 
Bamilie ded Verurtheilten aus dem Lande verwieien a peine d’ötre pendus et ötrangles sans 
forme ni figure de proces. Unter denfelben Strafandrohungen wurden die entferntern Ber: 
wandten angehalten, ihren Bamiliennamen zu wechſeln. Nicht minder abjchredend waren die 

englifchen Gejege gegen treason. Die Geſchichte der Tudors verzeichnet zahlreiche Opter jener 

völlig unbeſtimmten Strafgefege, hinter denen ſich die Willkür verſchanzte und das fürftlihe 
Mistrauen politifchen Gegnern bequem auflanern fonnte. In allen Staaten, welche von der 
Reformation berührt wurden, galten außerdem bie Gegner der jedesmal herrſchenden Kirde 
und Andersgläubige als Feinde des Staats. Namentlih waren e8 die engliihen Barlamenis: 
ſtatuten aus ver Zeit, der Tudord und ver Stuartd, in denen diefe Tendenz gegen Katholiken 
und Diſſidenten ftarf Hervortrat. 

V. Da8 18. Jahrhundert. Grft in ver Periode der Aufklärung wurde ein Wider: 
fand gegen die Barbareien und ®reuel des alten Strafrechts eingeleitet. Beccaria, deſſen Gr: 
danfen gegen die Mitte ded vorigen Jahrhunderts ganz Europa durchdrangen und die Bilfigung 
aller Gebilveten fanden, erhob feine Stimme nahbrüdflid dagegen, daß der Menich unter vem 
Vorwand politifher Verbrechen als „ein Opfer bloßer Wortbezeihnungen‘‘ falle. Seit jener 
Zeit hat die Wiſſenſchaft und die Vernunft nicht aufgehört, gegen die Gefeggebung ver alten 
Zeit anzufämpfen. Dad diefer Kampf von geringerm Erfolg war, erflärt ſich aus den Inter: 
eſſen der Staatsmacht, welche jih dagegen fträubten, die Werkzeuge der Willfür aufzuopiern. 
Obwol Abſchreckung noch gegenwärtig hinfichtlich der politiſchen Verbrechen als das beſtimmende 
Prineip in den Geſetzgebungen der monarchiſchen Staaten Europas eriheinf, fo darf doch 
wenigftend fo viel mit Genugthuung zugeftanden werben, daß den barbariſchen Strafen und der 
völligen Unbeſtimmtheit im Thatbeftande der politifhen Verbrechen allmählich Schranken geſetzt 
wurden. Seit hundert Jahren arbeitet die Wilfenihaft daran, der Stimme der Menſchlichkeit 
Gehör zu verfhaffen und dem Recht mindeftend darin Geltung zu verjhaffen, daB dasjenige 
genauer beſtimmt werde, was unter den Thatbeftand der Staatöverbredhen gerechnet werden fell 
Auch die ſtaatsrechtliche Entwickelung ift diefen wiſſenſchaftlichen Beftrebungen förderlich gemweien. 
Faſt in allen Verfaſſungsurkunden feit der Franzöſiſchen Revolution finden ſich Feſtſetzungen 
gegen die rein willfürlicde Behandlung politifcher Verbrecher. Als befcheidenftes Maß der hir: 
auf abzielenden Beſtrebungen erſchien dabei die Forderung, daß politifche Verbrecher binfihtlis 
des ihnen zu gewährenden Nehtsfhuges nicht ungünftiger geftellt würden als gemeine Ber 
brecher, und daß auch jenen ein unparteiifches Urtheil gejichert werde. Aus den in ven neuern 
Berfaffungsurfunden und Strafgeiegbüdern enthaltenen Beftimmungen über politiſche Ber: 
brechen läßt ſich mit Sicherheit erfennen, bis zu welchem Mafe die politifche Freiheit und das 
perfönliche Recht im Leben der Nationen bisher verwirklicht worden ift. . 

Die Geſetzgebung der franzöfifhen Revolutiondepoche begann im Jahre 1791 damit, bie 
Titel Hochverrath und Majeftätöbeleivigung völlig zu ftreihen und damit die Erinnerungen an 
die furchtbarſten Acte des alten Königtbums zu tilgen. Noch einmal verſuchte das franzöfiſche 
Strafreht ven Ausdruck lese-majeste wieder aufzufriſchen; allein 1832 verſchwand derſelbe 
wiederum, indem er dauernd zu den Todten gelegt wurde. 
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In Deutihland griff Feuerbach's Genius mit Fühner Hand in einen verrotteten Zuftand, 
gegen den ſich noch niemand ernſtlich anzukämpfen getraut hatte. Seine „philoſophiſch-juri— 
difche LUinterfuhung über das Verbrechen des Hochverraths“ war die Grundlegung zu einer 
evlern, menſchheitswürdigern Auffaffung der Staatöverbredhen. Ihr Verdienft war es, zuerft 
zu unterſuchen, gegen welche Nechte oder gegen wen diejelben gerichtet jein müſſen, um jtrafbar 
zu fein, und welde Abftufungen der Schuld dabei zuzulaſſen find. In die neueröffnete Bahn 
iind ſpäter andere, namentlich deutſche Rechtslehrer, und unter dieſen vorzugsweiſe Rotteck und 
Mittermraier, erfolgreich eingetreten. Inter Verweiſung auf die literariichen Arbeiten dieſer 
Männer unterziehen wir und nunmebr dem Verfuh, den Standpunft der heutigen deutichen 
und franzöjiichen Gefeggebung darzulegen. ?) 

VI. Die politifhen Verbrechen in den neuern deutſchen Öefeggebungen und 
nah Franzöfifhem Redt. A. Thatbeftand und Klajfififation. In feinen all: 
gemeinen Verhältniſſen betrachtet bietet jeded Staatsweſen dem geſellſchaftlichen Zuſammen— 
leben nad) redhtlihen Formen gewiſſe überall wiederkehrende Grundlagen dar: die Geſammt— 
ordnung, durd melde die Principien für die Thätigkeit der Staatägewalt und die Grenzen der 
individuellen Freiheit geregelt werden (die Verfaſſung), die Nehtöftellung des Staats zu an— 
dern Gemeinweſen außer ihm felbft (die internationalen Rechtsverhältniſſe im Kriege und Frie— 
den) und die Thätigfeit der Staatsorgane, durch weldye die Anwendung der allgemeinen Rechts: 
grundſätze im Öffentlichen Intereſſe auf die tbatfächli eintretenden Verhältniffe zu bewirken ift 
(Regierung). Bür eine ideale Auffaflung wird die Harmonie aller im Staat vorhandenen 
Thätigkeiten der einzelnen wie der Gejammtheit vorausgefegt. Geſchichtlich aufgefaßt, zeigt jih 
aber in allen Staaten neben ver zuſtändlichen Macht ded Gegebenen die Manifeftation einer 
fortfehreitenden Entwidelung. Aufgabe der Politif oder Staatskunſt ift die Vermittelung diefer 
einander jheinbar entgegengefegten Beftvebungen, die Auffindung von Normen, welche ſowol 
dem Beitebenden wie dem Werdenden im Staatöleben Gerechtigkeit angedeihen laffen. Der 
Entwicelungsproceß des Staats fann (wenn aud nur vorübergehend) beſchleunigt, gehemmt, 
unterbrochen, überftürgt werden. Es find dies Möglichkeiten, denen die Parteibildungen in ven 
Sulturftaaten entſprechen, welche theils durch wirkliche, theild durch vermeintliche Intereflen ges 
tragen werden und in der Verfchiedenheit dev menſchlichen Periönlichkeit, in der Mannichfaltig: 
feit des individuellen Lebens ihren Grund haben. Der Widerfprud des Indivivuellen gegen 
die beftehende Geſammtordnung ded Staats, dad Bedürfniß einer Veränderung bed über: 
lieferten Zuftandes fann auf die mannichfachſte Weile berhätigt und geäußert werden: im Wege 
der Agitation, der Bitte und Beſchwerde, der parlamentariihen Verhandlung, der wiflenfhaft- 
lichen Ulnterfuhung, des politifhen Verbrechens. 

Nicht alle gegen die Nechte ded Staats gerichteten Angriffe find politiiche Verbrechen, mol 
aber ift begriffsmäßig unerlaßlih, daß das politifche Verbredhen auf den Staat und die öffent: 
lihe Rechtsordnung gerichtet erfcheine. Jenen allgemeinen Grundformen der ftaatlihen Exi— 
ftenz entiprechend, laffen fi folgende Gegenftände des politiihen Verbrechens, d. h. unberech— 
tigter Störungen denfen. 

1) Die Verfaffung des Staats in ihrer Geltung gegenüber dem Einzelwillen, wobei 
die Stellung des Staatsoberhaupts in monarchiſchen Staaten einen befondern, durch Unverant— 
wortlichfeit bedingten Rechtocharakter beanfprudt; 2) die äußere Sicherheit und Rechts— 
ftellung des Staats in internationaler Beziehung und 3) die innere Sicherheit für die 
durch die Staatsregierung zu vermittelnde Erfüllung der Staatszwecke. 

Dieſen drei Seiten entſprechen drei Hauptflaffen von Verbrehenshandlungen: 1) God: 
verrath und Majeftätöbeleivigung, 2) Landes: oder Staatöverrath und Beeinträchtigung der 
auswärtigen Staatdinterefien, 3) Angriffe auf die Öffentliche Ordnung in politifcher Hinſicht. 
Den beilern Verſtändniß ift es dienlid, jede diefer Verbrechenshandlungen für ſich gefondert zu 
betrachten; zunädft daher Hochverrath und Majeftätsbeleidigung, von denen die letz— 
tere gegenwärtig nur in monarhifchen Staaten ald beſonderes Verbrechen hervorgehoben wird 
und im Verhältniß zum Hochverrath als die minder ftrafbare Verbrechenshandlung erſcheint. 





5) Literarifche Arbeiten über die Staatsverbrechen: Winter, Das Majeftätsverbrechen philofophiich 
und juridifch erflärt (Berlin 1815). Died, Gefchichte des römischen Majeftätsverbrechens (Halle 1822). 
Sintenis, Von dem Majeftätsverbrechen (Zerbit 1825). Hepp, Beiträge zur Lehre vom Hochverrath 
(Bern 1833). Derfelbe, Die politifcyen und unpolitifchen Staatsverbrechen (Tübingen 1846). Weisfe, 


Sochverrath und Majeftätsverbrechen der Römer (Leipzig 1836). Zirfler, Dom Majeftätsverbrechen und 
vom Hochverrath. Mittermaier, in der erften Auflage des Staats-Lerifon. 
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a) Hochverrath ift der gewaltfame Angriff in der Abiicht, die Staatöverfaffung rechtt— 
widrig zu ändern. Die neuern Gefeggebungen baben überall verſucht, die Handlungen näher 
zu fpeeialiiren, welche ald hochverrätheriſche erachtet werden jollen. Im einzelnen werben ber: 
vorgehoben: Tödtung, Gefangennehmung, Unfähigmahung ded Staatsoberhaupts zur Re: 
gierung, gewaltfame Veränderung der Thronfelge, Gebietötrennungen 6), obwol diefe legtern, 
weil fie meiftentheild dur Verbindungen mit auswärtigen Staaten vermittelt werden, auch 
unter den Gefihtspunft des Landesverraths gebracht werden fönnen. Die verſchiedenen Geſttz— 
gebungen lafjen hier mannichfache Verſchiedenheiten erkennen. Öfterreich rechnet jede thatſach⸗ 
liche Verlegung oder Gefährvung des Kaifers bereitd zum Hochverrath („wer etwas unter: 
nimmt, wodurd die Perfon des Kaiferd an Körper, Gefundheit oder Freiheit verlegt over ge: 
fährdet werden ſoll“). In Frankreich jind Angriffe gegen das Leben der Mitglieder der Hm: 
icherfamilie ebenfall8 zum Attentat gerechnet. Viel wichtiger al8 dieſe mehr untergeordneten 
Streitfragen binfichtlid der Abgrenzung zwiſchen Hochverrath einerfeits und Staatäverratb 
oder Majejtätöbeleidigung andererfeits ift die Brage, von welchem Augenblif an überhaupt 
eine Strafe eintreten fann, und welches Maß von Thätigfeit zu fordern ift, damit eine geriht: 
liche Verfolgung zuläffig fel. 

Faſt alle Gefeggebungen find nämlich bei ihren Beftimmungen gegen den Hochverrath ron 
ven allgemeinen Brineipien der Strafbarfeit erheblich abgewichen, indem fie, den Geſichtspunkt 
der möglihen Gefährdung befonderd betonend, einerjeitd dasjenige, was nad gewöhnlichen 
Regeln nur einen verbrecheriſchen Verſuch darſtellen würde, bereitd ald vollenvetes Verbrechen 
betrachten, andererjeitö bereits joldhe Darlegungen der verbrecheriichen Abſicht beftrafen, melde 
bei gemeinen Verbrehen noch nicht vor dad Forum der Strafrechtöpflege gezogen werden Eönnen. 
Grundfäglic wird man bei der rechtlichen Würdigung des Hochverraths allerdings davon aut: 
geben müſſen, daß der Zweck der politiihen Strafgefeggebung vorzugäweife ein präventiver 
und in der Erhaltung eines öffentlihen Rechtszuſtandes zu ſuchen ift. Von der wirklichen oder 
iveellen Wiederherflellung einer gewaltfam geflürzten oder veränderten Staatsverfaffung ver: 
mittels der Strafrehtöpflege kann ohnehin nicht die Nede fein. Politifhe Ummälzungen find 
niemald das Werf eines einzelnen ausichlieplih, und vollendete Nerolutionen find juriſtiſch 
überhaupt indifferent und kommen nur ald Thatfahen von rechtsbildender Bedeutung in Be: 
tracht. Nur bei den tödlichen Angriffen gegen die Berfon des Wonarden, wobei ohnehin 
die politiihen Motive gänzlich fehlen fönnen, würde e8 möglich fein, an den allgemeinen Unter: 
Iheidungen zwifchen verſuchtem und vollendetem Verbrechen feftzubalten. Nichtsdeſtoweniger 
wird auch hier wie in andern Fällen des Hochverraths die begonnene Ausführung der That 
bereits ald vollendetes Verbrehen angefehen und beftraft. Bedenklicher ericheint es ſchon, dieſen 
Berfuhshandlungen, wie in den Gejeggebungen geichiebt, noch einen (entferntern) Verſuch und 
jogenannte vorbereitende Handlungen hinzuzufügen. Die Gefepgebungen der monarchiſchen 
Staaten gehen hierin außerordentlich weit und laffen in ihren Sagungen ein Gefühl der Bes 
forgniß durchſchimmern, welches auf das Vorhandenfein eines politifhen Ubergangszuftannes 
hinweiſt und dem Beifpiel der franzöfifhen Gefeggebung entjprungen zu fein ſcheint, deren 
thatfähhliche Grundlagen doch weſentlich verfchieden waren von den in Deutſchland obwaltenden 
Verbältniffen. Nah dem Mufter des Code penal flrafen die deutichen Strafgefege: das hoch— 
verrätheriiche Gomplot oder die bloße Verabredung hodyverrätherifcher Unternehmungen auch 
ohne hinzukommende Acte ver Vorbereitung, ferner die Öffensliche Aufforderung zu einer bee 
serrätberifchen Handlung, gleichviel ob eine derartige Aufforderung die Öffentlihe Entrüſtung 
oder die Öffentliche Heiterfeit provocirt hat. Der Code penal hatte fogar ven blos vertrauliden 
Vorſchlag eined hocverrätherifhen Unternehmens ald proposition non agree unter bare 
Strafe gefeßt, desgleichen die Nichtanzeige eines hochverraͤtheriſchen Gomplotd.”) Währetes 
fih von Standpunft der befondern, dem Hochverrath eigenthümlihen Merkmale allenfalls ver⸗ 
theidigen läßt, dad hochverrätheriſche Complot und die Öffentliche Aufforderung zur Begebung 
einer hochverrätherifchen Handlung, abweichend von den fonft anerfannten Regeln des Strafs 
rechts, der Strafe zu unterwerfen, hat bie Gefchichte der politifchen Proceſſe gelehrt, daß eine alls 


6) Prenhiiger Strafgeſetzbuch, $. 61 fg. Ebenso im wefentlichen Ofterreich, $. 58 ig. Thüringen, 
Art. 77 19. 

7) Die darauf bezüglichen Art. 103—107 incl, find fväter durch das Geſetz vom 28. April 1832 
A In den deutfchen Sefeggebungen und in Belgien befteht die Strafbarkeit der Nicranzeige 
noch fort. 
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gemeine Erwähnung jogenannter vorbereitender Handlungen nur zu häufig Unfhuldige dem 
Kerker überliefert hat. Der bloße Wunſch, daß ein Ereigniß eintreten möge, 3. B. eine aus: 
wärtige, dem herrſchenden Syftem nachtheilige Verwickelung, ferner bedingte Verabredungen, 
wie man fih beim Gintritt gewiller, von dem Willen ver Betheiligten unabhängiger und gar 
nicht zu berechnender Greigniffe politifch zu verhalten habe, find ſchon als Vorbereitungen zum 
Hochverrath beftraft worden. In der Gefchichte der franzöſiſchen Monarchie und in den Acten 
des preußiſchen Staatsgerichtshofs find Fälle zahlreich genug vorhanden, welche gegen die Ten— 
denz der Gejeggebungen und ihre Anordnungen ernftliche Zweifel erwecken. 

Mit dem Hochverrath nahe verwandt ift die Majeftätsbeleidigung gegen den Träger 
der Krone in monarchiſchen Staaten. Obwol hinſichtlich ver Strafbarfeit unterfchieden, haben 
nämlich Hochverrath und Majeftätäbeleidigung in Monarchien die Beziehung auf die Perſon 
des Staatdoberhauptd gemeinfam. Auch ift bereits hervorgehoben worden, daß im einzelnen 
Zweifel darüber obwalten, ob z. B. thatfächliche Verlegungen des Monarden als Hochverrath 
oder Majeftätöbeleivigung anzufehen tft. Im meitern Sinne verftehen die Gefeggebungen unter 
Majeftätöbeleivigung jede abiichtliche, durch Thätlichkeiten, Drohungen, Worte oder fonftige 
Mittel der Meinuungsäußerung dargelegte Verlegung der Ehrfurcht vor der Perfon des Staats— 
oberhaupts. 

Daß die Majeſtätsbeleidigung als ein politiſches Verbrechen anzuſehen iſt, ergibt ſich aus 
der verfaſſungsmäßigen Unverletzlichkeit der Fürſten in perſönlicher Beziehung. Jeder ehren— 
rührige Vorwurf gegen den Privatcharakter eines Fürſten trifft auch ſeine Autorität. Selbſt 
dem verworfenſten Menſchen, den das Schickſal auf den Thron berufen hat, würde, wenn es ihm 
ausnahmsweiſe an Schmeichlern oder Genoſſen ſeiner Laſterhaftigkeit fehlte, niemals der Spie— 
gel feiner Sünden vorgehalten werden dürfen, ſolange er unter den Lebendigen iſt. Aus dieſer 
rein politifhen Rückſicht, welche felbft dem ſchlechten Fürſten minveftens die Fiction der Majeftät 
unveräußerlich beilegt, follten aber auch gewiſſe Beſchränkungen Hinfichtlic ver Majeftätöbelei- 
digungen hergeleitet werden. Insbeſondere ift es vom politifhen Stanppunft unbedingt zu 
billigen, daß das franzöſiſche Gefeg vom 7. Mai 1819 nur die Öffentlihen Majeſtätsbeleidigun— 
gen (offenses au roi) mit Strafe bedrohte, rein vertrauliche Außerungen dagegen unbeadhtet 
lieg. Man follte berüdfihtigen, daß die politifhe Würde des Staatsoberhaupts nur durd) 
öffentliche VBerlegungen gefährdet werden fann, daß durch Verfolgung vertrauliher Meinungs: 
äußerungen der entwürdigenden Angeberei und dem Späherweſen Vorſchub geleiftet wird, und 
dag eine Strafverfolgung vertrauliher Mittheilungen bei einer Öffentlichen Rechtsflege um jo 
mehr die Autorität des Monarchen gefährben können, ald mandje der Form nach ftrafbare Auße— 
rungen doch ein in der Öffentlihen Meinung lebendiges Urtheil wiedergeben. 

Daß voreiliger Amtseifer und umüberlegte Ginleitung yolitifcher Strafverfolgung wegen 
Majeftätsbeleivigung einen derartigen Erfolg haben fünnen, findet feine Anerkennung in ber 
Beſtimmung mehrerer deutfchen Strafgefeggebungen, wonach vor dem Ginfchreiten wegen Ma— 
jetätsbeleidigung an die höchſte Juſtizſtelle berichtet werden foll, damit eine höhere Entjcheidung 
herbeigeführt werden kann. So fordert das ſächſiſche Recht (Strafgeſetzbuch $. 138) bei nur 
wörtlichen oder bilplihen Beleidigungen des Staatdoberhaupts, damit die Unterfuhung ein= 
geleitet werden könne, eine Grmädtigung ſeitens des Minifteriumsd. Ebenſo verfügt die Geſetz— 
zebung von Würtemberg, Hannover, Baden, Thüringen und mit einer Fleinen Abweihung auch 
Braunſchweig. Hält man daran feit, daß Majeftätöbeleivigung ein politifches Verbrechen und 
richt bloß eine härter zu ftrafende Injurie ift, fo ergibt fich die Unzuläffigfeit, die Ehrverlegungen 
jegen die Mitglieder der Herrſcherfamilien unter denfelben jtrafrechtlihen Geſichtspunkt zu 
ringen. Man muß hier, wie auch im preußifhen Strafgeſetzbuch geſchehen ift, ftreng an der 
Berfon des Herrfchers fefthalten, wodurch allerdings nicht ausgefchloffen ift, vaß Beleidigungen 
es Thronfolgerd und anderer Mitglieder des Herrfcherhaufes härter geahndet werden fünnen 
(8 Injurien gegen einfahe Privatperfonen. Aus dem Weſen der Majeftätöbeleidigung muß 
rınner der Saß abgeleitet werben, daß der Tadel und felbft eine bittere Kritif gegen die vom 
tönig genehmigten oder veranlaßten Regierungsacte niemals auf die Berfon des Herrſchers 
Abſt bezogen werben darf, fofern nicht eine foldhe Beziehung in der Abjicht des Handelnden klar 
cwiefen werden fann und der Tadel nicht einen moralifchen Vorwurf enthält. Alle Geſetzgeber 
»Alten jich hierbei an die Worte von Pord Ellenborough erinnern, welche derſelbe ald Vorfigen= 
ex des Schwurgeridtd in dem Preßproceß gegen den „Morning Chronicle” ſprach: „Wenn 
mand die Weisheit und die Tugenden Sr. Majeftät zugibt, aber es beflagt, daß er eine uns 
ückliche und irrige Anſchauung von den Intereffen feined Landes habe, fo kann ich nicht jagen, 
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daß Died darauf abziele, den König herabzuwürdigen und die Zuneigung feiner Untertbanene 
entziehen, jo Fann ich nicht jagen, daß eine Schmähſchrift vorliege. Solange jemand fi vara' 
beſchränkt, zu erwähnen, daß unter der Herrſchaft des Königs ein irriges Negierungsdisie 
beftehe, vermag ich nicht zugugeben, daß er jene Freiheit ver Erörterung politiſcher Gegenſtände 
überſchritten habe, welche dad Geſetz geftattet.‘ 

b) Der Yandes= oder Staatsverrath umfaßt eine Anzahl von Fällen, in denen dir 
äußere Sicherheit des Staats in Friedens- oder Kriegszeiten gefährdet wird. Es kommen takıı 
mannichfache Unteriheidungen zur Geltung, je nachdem die verrätheriiche Handlung von Privat: 
perfonen oder von Beamten, namentlich Militärbefeblöhabern, geſandtſchaftlichen Verſonen au 
Angehörigen ded Solvatenftandes begangen wird, je nachdem fie zu Kriegs- oder zu Frichtnt— 
zeiten geichieht, oder je nachdem fie gegen den eigenen Staat oder deſſen Verbündete verübt mir 
Im allgemeinen läßt jih behaupten, daß die Verbindung mit ven äußern Feinden des Staut ıs 
allen Zeiten ald das verwerflichſte und ſchändlichſte unter ven politiichen Verbrechen gegolten ba 
Und mit Redt; denn in den Beziehungen zum Auslande muß die Parteileidenſchaft ſich den 
Staat unterorpnen. Subjectiv betrachtet, hat jich im Landesverrath jene ſchändliche Treuleiz- 
feit und binterliftige Gigennügigfeit erhalten, welde in der mittelalterlihen Würdigung x: 
Verraths überwog. Bei einer objectiven Betrachtungsweiſe eriheinen fogar die meiften jül: 
des Landesverraths, namentlich der einfache Heerdienft in einer fremden gegen den eigenen Stat 
kämpfenden Armee, wenn man die neuere Kriegführung durch große, die individuelle Thänglen 
faft ganz erdrückende Mailen ind Auge faßt, bei weitem weniger gefährlicdy ald ehemals. As cz: 
zelne Bälle des Landesverraths heben wir hervor: Erregung eines Krieges Durch Verbindung m! 
einer auswärtigen Regierung, Heerdienft in einer feindlichen Armee, Unterftügung feindlider 
Operationen oder Truppen, Benadtheiligung der eigenen Kriegsvienft tbuenden Yantedan: 
gehörigen, Berleitung ver Truppen zur Defertion in Kriegszeiten, Verrath von Staatsgebein: 
niffen an das Ausland, Vernidtung von Staatöurfunden, welde für die ausmärtigen Lezu— 
hungen von Wichtigkeit find, Benadtheiligung des Staats in diplomatifhen Verbantlungen 
(Vgl. preußifches Strafgeſetzbuch $. 67 fg.). Der Code penal ijt aud in dieſer Beziehung zul: 
fach Mufter geweien. Doch ergibt ſich aus den befondern Verhältniſſen Deutſchlands, daß arẽ 
die den bisher aufgezählten Fällen analogen Angriffe auf den Deutichen Bund ald mineht 
hoch⸗ oder finatöverrätherifch in den deutſchen Strafgefeggebungen hervorgehoben werben. 

Je mehr man übrigens die freundf&haftlihen Beziehungen unter den europäiſchen Star 
im Intereffe des Friedens und der Verfehrsentwidelung ſchätzen lernt und ſchon das guter: 
vernehmen gegen Störungen fiherzuftellen jucht, defto mehr wird aud das Bedürfniß berser: 
treten, in internationaler Beziehung die Strafgejeggebung derartig zu erweitern, daß Pre: 
angriffe gegen auswärtige Staaten unter Strafe geftellt werben. Denn jeder ungeredtierts 
Angriff des einzelnen auf auswärtige Staatögewalten muß nothiwendigerweife auf die Inter: | 
eſſen des eigenen Staats zurückwirken. Die Bezeihnung ald „Randesverrath‘ würde allerrind 
für ſolche Fälle nicht paffend fein, wol aber ift in ihnen eine Gefährdung jehr wichtiger Land 
interefien zu erfennen, die in legter Gonfequenz fih mögliherweije zu Beindjeligfeiten unter de 
Staaten fleigern Fann und darum mindeſtens ald Verbrechen gegen die äußere Siherbeit geli= 
darf. Preußen bezeichnet ſolche Angriffe in einer eigenen Rubrik jeines Strafgeſetzbuche eh 
„feindfelige Handlungen gegen befreundete Staaten”. Der bereitö angedeuteten Analogie ur 
ſprechend, find daher auch die Ehrverlegungen gegen fouveräne deutfche Fürften ſtrafrecthe 
ausgezeichnet (preußiiches Strafgefegbud $. 79); desgleichen die Beleidigung von Fürſten den 
jenigen Staaten, in denen Reciprocität verbürgt wird. Von dem bier maßgebenden Str 
punft der internationalen Intereflen des Staats ausgehend erſcheint es auch vollfomnage 
rechtfertigt, daß die Beleidigung auswärtiger Gefandten in allen neuern Strafgeiepgeiungen 
befonders hervorgehoben und durch härtere Abndung bemerkbar gemacht wird. ; 

c) Die dritte Hauptflaffe politiſcher Verbrechen umfaßt die Angriffe aufdir inner 
Sicherheit des Staats und die vehtmäßige Thätigfeit der Staatärrgierumg 
Hinſichtlich diefer legten Klaffe gehen die Gefeggebungen der europäifhen Staaten am meiteher | 
auseinander. Denn die Nehtöwidrigkeit folder gegen die Negierungsthätigkeit gerihtetem lt - 
hängt von dem Maß der politifchen Freiheit ded Staatsbürgertbums ab. Zahlreiche Princhpim: | 
fragen ſtaatsrechtlicher Natur greifen hier ein. Insbefondere kommt e8 darauf an, meldher Ein: 
fluß dem einzelnen oder der Geiellichaft auf den Gang der Staatsverfaſſung gewährt iſt, mir 
weit das Recht der freien Meinungsäußerung, der Preßfreiheit und das Verſamm lungkrech 
ausgedehnt werden ſoll. Während abſolut regierte oder im Übergang zum Parlammntaritmn? 
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begriffene Staaten für alle Regierungsacte ohne Rückſicht auf ihre Nützlichkeit und Rechtmaäßig⸗ 
keit einen blinden Gehorſam und eine bedingungsloſe Unterordnung des „beſchränkten Unter- 
thanenverflandes‘ fordern oder den Grundſatz proclamiven, daß „Ruhe die erfte ber Bürger: 
pflühten‘ fei, fieht die meuere Staatsidee in der Selbftthätigkeit ded Staatsbürgers, in feiner 
Gmaneipation von dem überall bevormundenden Eingriff ver Regierung, in feiner Antheil- 
nahme an Geſetzgebung und Verwaltung ein unzweifelhaftes Recht des einzelnen, eine der höch— 
ften menſchlichen Pflichten, von deren gewiffenhafter Erfüllung das Wohl des ftaatlihen Lebens 
abhängt. Inden neuern deutſchen Strafgefegen ift dieſer Gedanfe der politifchen Freiheit nicht 
zur Anerkennung gelangt, weil vor dem Jahre 1848 der Deutſche Bund unter dem Einfluß ab- 
folut vegierter Großſtaaten der Entwickelung der politifh fortgeſchrittenen Kleinftaaten hin- 
bernd in den Weg trat und nad 1850 die allgemeine Strömung der Reaction die Regierun— 
gen in eine freiheitöfeindliche Gejeggebung im Widerſpruch zu den Grundrechten hineintrieb. 
Im allgemeinen iſt indeß anzuerfennen, daß die Errungenfhaften ver 1848 audgebrocdenen 
Bewegung nirgends völlig vertilgt werden konnten, und daß bie politifchen Strafgefeße der deut— 
ſchen Staaten ber ſtaatsbürgerlichen Freiheit einen größern Spielranm gewähren als diejeni- 
gen des zweiten franzöjifhen Kaiſerthums. Auch hat der Deutfhe Bund, feiner eigenen Kraft 
mistrauend, nicht mehr vermocht, in das Rechtsleben der einzelnen Staaten jo tief einzugreifen, 
wie died aus Anlaß der Demagogenverfolgungen in der Beriode vor 1848 geichehen war. 

Eine erſchöpfende Darftellung der politifhen Verbrechen, welde in die dritte Kategorie ein: 
zureiben find, ift innerhalb dev uns gezogenen Grenzen nicht möglich; denn für einen fo weit 
gehenden Zweck würde ed unerlaßlich fein, die Preßgefeggebung und das Vereinsrecht in den 
Kreid unferer Betrachtung hineinzuziehen. Wir begnügen und daher mit der Bemerkung, daß 
die überwiegende Mehrzahl der in den Geſetzen hervorgehobenen Preßvergehen und der al ftraf- 
bar bezeichneten Derfammlungen zu den politifchen Vergehen gerechnet und ven für diefe maß: 
gebenden Beurtheilungäweifen unterworfen werben müſſen. Wie erfinderifch in dieſer Bezie- 
bung einzelne Gefeggeber geweſen find, lehrt vorzugsweiſe dad Studium der franzöſiſchen Ge: 
fhichte feit der Revolution. 

Unter den allgemein ftrafbaren und mit Recht verpönten Verbrechen gegen die innere 
Sicherheit ded Staats ift der Aufruhr hervorzuheben, d. h. die Zufammenrottung in ver Ab: 
ſicht rechtswidriger Gewaltübung gegen die Obrigfeit, während der bloße Tumult over Auflauf 
als ein Vergehen gegen die äußere (polizeilihe) Orpnung anzufehen ift. Auch die Bildung bes 
waffneter Haufen, die Stiftung geheimer Geſellſchaften zum Zweck der Hinderung rechtmäßiger 
Negierungdacte, die Anhäufung von Waffen im Privatbejig, die Verlockung von Soldaten zum 
Ungeborfam , die öffentliche Aufforderung zum Wiverftande gegen die Ausführung geſetzlich 
nothwendiger oder erlaubter Negierungdmaßregeln, der Zwang gegen Beamte zum Zweck, bie 
Bornahme oder Unterlaffung von Amtshandlungen durchzuſetzen, die Anwerbung von Staats: 
angehörigen zu fremdem Militärbienft und andere verwandte Handlungen find als politische 
Vergeben aufzufaflen, obſchon es möglich ift, daß in vielen Fällen feine politifhe Motive wirf- 
fam waren. Die Grenze ift hier fehr ſchwer zu ziehen. Die Befreiung politifher Gefangenen, 
wie diejenige Kinfel’8, kann beifpieldmeife nicht al8 gemeined Verbrechen angefehen merben, 
obmwol die Mehrzahl ver Gefeßgeber und Rechtslehrer in der Oefangenenbefreiung regelmäßig 
ein gemeines Verbrechen ſehen. 

ine ſehr bedenkliche, von zahlreichen Autoritäten gemisbilligte und dem Gebraud vernünf: 
tiger Freiheit gefährliche Rlaffe von Strafandrohungen bezieht ſich auf die freie Meinungsäuße- 
rung gegen Anoronungen der Obrigfeit und die Gefährdung des Öffentlihen Friedens durch 
Erregung von Haß und Midvergnügen. Unter den verſchiedenſten Namen und Bezeichnungen 
finden fi darauf bezügliche Strafgefege. Preußen bedroht in $. 100 des Strafgeſetzbuchs den— 
jenigen, welder den Öffentlichen Frieden dadurch gefährdet, daß er die Angehörigen ded Staats 
zum Haß oder zur Verachtung gegeneinander Öffentlich anreizt, mit Geldbuße oder Gefängniß- 
ftrafe; im $. 101 denjenigen, welcher durch Öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichte— 
ter ober entitellter Thatſachen, oder durch öffentlihe Shmähungen oder Verhöhnungen die Ein— 
richtungen des Staats oder die Anorbnungen ber Obrigfeit dem Haß oder der Verachtung aus— 
fegt, in gleicher Weile. Den gleichen Thatbeftand bezeichnet das Öfterreichiiche Strafgefeg unter 
Androhung einer ſchweren Kerkerftrafe von einem bis zu fünf Jahren als „Verbrechen der Stö— 
rung ber öffentlihen Ruhe“. Einen gleihen Weg ift die königlich fähfifche Geſetzgebung 
($$. 126 — 128) gegangen. Sogar die öffentliche Herabwürbigung „der Nedhtsinftitute ver 
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Ehe, der Familie, des Eigenthums“ u. ſ. w. werben hier ſtrafrechtlich bedroht, ebenſo die öffent: 
liche Anpreifung verbotener Handlungen, ein Vergehen, das auch in Preußen hervorgehoben 
wird umd zu einer Anklage gegen einen Schriftſteller führte, der in einer geſchichtlichen Erzäb— 
lung der Franzöſiſchen Revolution die Hinrihtung Ludwig's XVI. als politiſch gerechtfertigt be— 
zeichnet hatte. 

Eine nähere Betradytung diefer gegen die freie Meinungsäußerung oder ihre Form gerid: 
teten Strafen läßt überall nur eine entfernte Möglicyfeit unter der Bezeihnung „Srfäbrpung“ 
vorausiegen. Nur eine Möglichkeit, die jih niemals berechnen oder iinnlih wahrnehmen läßt, 
ift die Erregung von Gefühlen des Haffed oder der Beratung. Don einer Gefährdung tr: 
Staatdeinrihtungen durch bloße Geſinnungen kann ohnehin niemals die Dede fein. Es ik 
möglich, daß die Shmähung von Staatseinrigrungen Entrülung und Haß bervorruft; geratı 
in folhen Fällen wird aber dev Fall vorliegen, daß ein lange verfannted Bedürfniß der Reform 
durch die Öffentliche Stinnme conflatirt wird. Wo die Shmähung von obrigfeitligen Anoıd: 
nungen feinen Wiverhall in der öffentlihen Meinung findet, iſt aud fein Grund zur Strafe 
vorbanden, Wenn man aber aud hierüber noch zweifelhaft fein könnte und theoretiſche Be: 
denken hegen wollte, fo hat doch die Erfahrung hinlänglich gezeigt, daß ed für die von und ke: 
zeichneten Vergehen an jedem objectiven Mapftabe in der gerichtlichen Beurtbeilung feblt, daj 
die fubjectiven politifhen Anfichten der Nichter überwiegen, daß den Haarſpaltereien und den 
MWortflaubereien zum Nachtheil des allgemeinen Rechtsgefühls Vorſchub geleiftet wird, dap eine 
unparteiifch wiffenfhaftliche Kritik beſtehender Staatseinridtungen um der bloßen Form millen 
der Strafe verfallen kann, daß die Parteileidenſchaft jih mit Vorliebe gerade dieſer Geſetze be: 
dient und die Staatöregierung eine Waffe gegen ihre polirifchen Gegner erhält, deren Gebrauch 
ihr im Intereffe eigener vernünftiger Wirfjamfeit verfügt werden muß. Der Misbraud freier 
Meinungsäußerung und die ungerechtfertigte Schmähung öffentliher Einrichtungen corrigirtſich 
ganz von felbft, wo das politifche Leben entwickelt und das Übergewicht des einzelnen durch allge: 
meiner verbreitete Intelligenz und durd die Barteibildungen im Staat paralyjirt wird. Der 
Misbrauch folder Strafgejege iſt indeß erfahrungsmäßig fo jehr zu befürchten, daß der von 
ihnen erwartete Nugen dadurch) ganz und gar in den Schatten gerüdt wird. Zu bejorgen ift 
nämlich, daß einerfeitd die Negierungen im Vertrauen auf die Anwendung derartiger Straf: 
gefege und Die dadurch zu erzielende Niederhaltung der öffentlihen Stinrme verkehrte Maßregela 
zum Nachtheil der Geſammtheit aufrecht erhalten, und daß der geheimen Propaganda damit bie 
beften Mittel der Wirfjamfeit gebotenwerden. Den Beweis dafür liefern die franzöſiſchen Soda: 
liften und Gommunijten, die geheimen Gejellfhaften Italiens. Vom ſtrafpolitiſchen Stant- 
punft aus muß die bloße Kritik von Staatseinrichtungen oder obrigfeitlihen Anordnungen um: 
bedingt ftraflos bleiben. Sie wegen ded mögliden Misbrauchs gewaltſam hemmen, beremt 
foviel wie die ärztliche Mapßregel, weldye eine gefahrlofe Hautkranfheit durch verkehrte Anort: 
nungen auf die innern eblern Theile hindrängt und dadurd zur gefahrvollen over tödlichen 
Störung madır. | 

Mit ven Verbrechen gegen die innere Sicherheit des ftaatlichen Lebens und der Negierung& 
thätigfeit find auch diejenigen Acte verwandt, welche ſich rechtewidrigerweiſe gegen die Aus: 
übung der flaatsbürgerlihen Grundrechte auflehnen. Denn daß die Ausübung verfaffung®: 
mäßig gewährleifteter Rechte auch dem einzelnen in jedem befondern Falle gefichert werve, gebön | 
zu den Aufgaben der Regierung. Gin Eingriff in die freie Ausübung des Wahlrechts iſt nich 
blos ein IInrecht gegen den Wähler. Die Verhinderung an der Wahl, die Beftehung, die Ber 
fälfhung von Stimmen, die Angriffe auf die freie Übung der den Abgeordneten und Kammer: 
mitgliedern obliegenden Functionen find deshalb Angriffe auf die innere Sicherheit des Sacx 
und auf den Öffentlihen Frieden, welder die Erhaltung der politiihen Rechte nicht nur Der 
Staatöregierung, fondern auch jedes einzelnen Staatsbürger® umfaßt. Es ift nur zutilligen, 
wenn man in Branfreich auch in ſolchen Störungen politifde Verbrechen erfennt. 

Zum Schluß diefer Auseinanderfegung ift nod darauf zu verwrifen, daß aud ein großer 
Theil der Amtöverbreden aus politifhen Rückſichten entipringt. Durch wen wird tie Aus— 
übung der ftaatsbürgerlihen Nechte und der Rechtsgenuß der perfönlichen und politiſchen Brei: 
heit häufiger verfünmert und beeinträchtigt ald gerade dur diejenigen, welde zwibrer Auf 
rechterbaltung berufen find? In den Nepublifen ift ed meiftentbeils die Varteileidenſchaft, melde 
ein allgemeines für jedermann verbindliches, oberſtes Geſetz der politifchen Rechtsübung emts 
weder nicht anerkennt oder außer Acht läßt” An den Monardien ift es das Beamtenthum, 
welches fic einen Antheil an der dem Etantsoberhaupt zugeftandenen Unveranmoutlidfeit an: 
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maßt und deshalb der Macht oder der Herrſchſucht zu Liebe gegen die volle Geltung ver ſtaats— 
bürgerlichen Rechte handelnd einfhreitet, Was den neuern Strafgeleggebungen fehlt, iſt die 
ftrenge, von der Perſon des Minifterd beginnende, bis zum legten Subalternen herabſteigende 
ſtraigeſetzliche Verantwortlichkeit für den Misbrauch der politiichen Gewalt, Nach dieſer Seite 
hin ven innern Brieden der Staaten fiherzuftellen, ift eine Aufgabe, die nur von denjenigen 
unterihägt oder geleugner werden kann, welde, den Rechtöſtaat misachtend, in der erleichter= 
ten bung willfürlicher Gewalt ein erhebliches Artribut der monarchiſchen Majeftät juchen. 

VI. Strafe der politifhen Berbreden. Aus der vorgehenden Darftellung ergibt 
ih, daß die politiihen Verbrechen in ſich ſelbſt ſehr verfchieden jind und deshalb auch mannid- 
fache Abftufungen der Strafbarfeit zugelaffen werden müſſen. Dieſe von dem Standpunft der 
römischen Jurisprudenz wefentlih abweichende Erfenntniß verbreitet zu haben, ift ein Verbienft 
der neuern Strafrechtäliteratur feit dem vorigen Jahrhundert. Mir Rückſicht auf pas Angrifis- 
objeet der politifchen Verbrechen und auf die Natur der Handlung, ihrer nähern oder entfern= 
tern Beziehung zu dem beabjichtigten Erfolg, wechjelt auch die Strafbarfeit. Nach dem Stand— 
punkt derjenigen Geſetzgebungen, welde, dem Beilpiel Frankreichs folgend, die Dreitheilung 
aller ftrafbaren Handlungen in crimes, delits und contraventions angenommen haben, unters 
fheidet man wegen der mögliden ſchwerern oder geringern Strafe: politifche Verbrechen im 
engern Sinne und politiiche Vergehen (delits politiques). Zu den politifhen Verbrechen ge: 
hören im allgemeinen die in der erften und zweiten Kategorie behandelten Fälle des Hoch- und 
Staatéverraths; zu den politiihen Vergehen, weldye mit'keiner entehrenden oder langiährigen 
Freiheitöftrafe zu ahnden jind, die von und in der dritten und legten Kategorie aufgezählten 
Handlungen ; hier und da (in Preußen) auch die wörtlihe Majeftätsbeleivigung. Alle Geſetz— 
gebungen ohne Ausnahme zählen Hochverrath, thätlihe Angriffe auf das Staatsoberhaupt zu 
den ſchwerſten Verbrechen. 

Im einzelnen können folgende Strafmittel Anwendung finden: 1) Die Todesſtrafe, 
welche in der Mehrzahl aller derjenigen Gejeggebungen, die ih dieſes Strafmitteld bedienen, 
auf den vollendeten Hochverrath, auf die ſchwerſten Fülle des Landesverraths zu Kriegszeiten 
und demnächſt auch auf thärliche Angriffe gegen das StaatSoberhaupt gedroht wird. Hinſichtlich 
der thätlichen Majeſtätsbeleidigungen macht ſich indeß meiftentheils eine mildere Auffallung in: 
fofern geltend, als einige Gejeggebungen bereits lebenslängliche Zuchthausſtrafe eintreten laſſen 
(königlich ſächſiſches Strafgeſetzbuch, $. 132) oder bei geringern Ihätlichfeiten eine Herab— 
jegung der Strafe geftatten (preußiihes Strafgeſetzbuch, $. 74). Es ift nit unfere Auf: 
gabe, gegen die Tobesitrafe an dieſer Stelle zu Schreiben ; wol aber muß daran erinnert werben, 
daß die Anwendung der Todeöftrafe auf velitiihe VBerbreden in befonverm Mage als bedenk— 
lich und gefährlich erachtet werden muß. Die Gründe hierfür hat Ouizot in feiner berühmten 
Schrift: „De la peine de mort en matiere politique“ (1821), überzeugend entwidelt. Es 
fallen gegen die Todesitrafe ind Gewicht: die meiftentbeild geringere jubjective Schuld, welde 
baufig nicht als überlegte Bosheit, jondern ald Verblendung und PBarteileivenfchaft erfcheint, 
das Rechtésbewußtſein des Volks, welches in politifhen Iovesurtheilen ein Martyrium und 
eine Verberrlihung des Thäters ſieht, die Unmöglichkeit, die erfolgreihe Handlung, wenn 
fie gelungen ift, zu ſtrafen, die Unwirkſamkeit und Gefahrloſigkeit ver hochverrätheriſchen Ein— 
zelaction im gegenwärtigen Staatöleben gegenüber der Unmöglichkeit, bei einer Diaffenaction 
die Todesſtrafe durchzuführen, ber naheliegende Misbraud, den in politiſch bewegten Zeiten 
eine liegende Bartei oder Negierung machen kann. Die franzöſiſche Republik jan. daher die 
Todeöftrafe für politiiche Verbrehen am 28. Febr. 1848 ab. Nur für Attentate gegen die Ber: 
fon dee Kaiſers und gegen das Yeben eines Mitglieds der kaiſerlichen Familie hat dad Geſetz vom 
10. Juni 1853 die Todeöftrafe wievderhergeftellt, theils als einfache Enthauptung, theils in 
derjenigen Schärfung, welde für parricide in Frankreich herkömmlich war. Für die übrigen, 
früher todeswürdigen Hochverrathsfälle (attenlat, Code penal, Art. 87) führte dafjelbe Geſetz 
die depnrtation dans une enceinte fortifide ein. Auch die Shweizer Bundesverfajlung vom 
E rptember 1848 hat die Todeöftrafe für politiiche Verbrechen abgeſchafft. Schon früber war 
daſſelbe in Brafilien geſchehen. Diejenigen Gefeggebungen,, welde die Todedjlvafe allgemein 
abgeſchafft haben, brauchen hier ſelbſtverſtändlich nicht erwähnt zu werden. 

2) Yebenstängliche oder langdauernde entehrende Zuhthausftrafen over ſchwerer Kerfer 
für die Mehrzahl der nächft den todeswürdigen Handlungen ſchwerſten Fälle, namentlich für 
hochverrätheriſches Complot, vorbereitende Handlungen, Landesverrath in Briedendzeiten u. |. w. 
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Noch viel unangemeffener und dem Rechtsgefühl widerſprechender als die Todesſtrafe eriheinen 
vom Standpunft ver Gegenwart entehrende Strafen für politifche Verbrechen, deren eigen: 
tbümliher Charakter gerade darin befteht, daß das Volksbewußtſein fie von den gemeinen Ver- 
brechen jondert. Nur die äußerfte Ungerechtigkeit oder der Abfchreefungsglaube können ih dazu 
entichließen, in diefer Beziehung dem allgemeinen Rechtsbewußtſein entgegenzurreten. Das 
preußifche Strafgejegbud verfügt außer der Zuchthausſtrafe für die davon Betroffenen nod die 
Polizeiaufſicht über Entlaffene und entzieht den wegen Hochverraths oder Landesverrathe 
zum Tode oder lebenslänglichen Zuchthaus verurtheilten Perſonen die Fähigkeit, über ihr Ver— 
mögen unter Lebenden oder von Todes wegen zu verfügen. 

3) Die Gefängniß- oder Arbeitöhausftrafe, welde durch Entziehung der bürger: 
lichen Ehrenrechte geichärft werden fann, für die Mehrzahl der Vergehen gegen die innere 
Sicherheit und die Thätigfeit der Staatsregierung. 

4) Die Geldbufe ald mildefted Strafmittel, zugelaflen bei vem Vorhandenſein mildern: 
der Umftände in den unter 3 aufgeführten Fällen oder als Principalftrafe bei Vergeben gegen 
die öffentliche Ordnung. 

Selbſtverſtändlich können aud mehrere der angeführten Strafmittel, namentlich Gefängniß— 
ftrafe und Geldbuße miteinander verbunden werden. Vom Standpunkt der heutigen Rechts— 
wiſſenſchaft können unter den bisher aufgeführten Strafmitteln nur die Geldbuße und die ein- 
fache Einſperrung ohne Arbeitdzwang oder Ehrenfolgen gebilligt werden, insbeſondere mo ber 
Staat über feine andern Strafmittel zu verfügen hat. Der eigenthümlichen Natur der politi- 
{chen Verbrechen würde es entjprechen, befondere nur auf fie anwendbate Strafmittel feflzufegen. 
Einen Anfang zur Verwirklihung diejes Gefihtspunfts enthält dad preußiſche Strafgefeg- 
buch, indem es für Zweifampf und die unter mildernden Umftänden begangenen minder ſchwe⸗ 
ren Fälle bochverrätherifher Handlungen und des Landesverraths oder der Majeftätäbelei- 
digung u. ſ. w. die Strafe der Einfhliegung in eine Feftung befonders eingeführt hat, eine 
Strafe, die, ohne der Freiheit der Lebensweiſe enge Grenzen zu ziehen, nur als ein ergwun: 
gener Aufenthalt an einem bejtimmten, von der Regierung nambaft zu machenden Orte umter 
allgemeiner Beaufjihtigung ſich darſtellt. Zu tadeln ift nur die Principloſigkeit, welche ſich in 
Preußen gegen eine allgemeine Durdführung dieſes Gefihtspunfts gefträubt hat. In Frauf— 
reich war die Detention und feit 1850 die Deportation das zunäcft für ſchwere politifche Ber: 
brechen beſtimmte Strafmittel, nächſtdem aud) dad bannissement vorzugsweiſe auf politift: 
Verbrechen berechnet. Allein auch in Frankreich ift man dent gerade dort lebendig empfundenen 
Grundgedanfen, vermöge deifen die Eigenthümlichkeit der politifchen Verbrechen zu wahren ik, 
nicht treu geblieben. Nachdem man im Jahre 1848 für die Juniinfurgenten die Transportation 
durch einfaches Decret eingeführt, find feit dem Staatsſtreich politifche und gemeine Verbrede 
unteriheidungslos nach Cayenne transportirt worden. Bon der eigentlichen Deportationeftraie 
ift nur ein vorübergehender Gebraud gemacht worden. Die hierauf bezüglichen Einzelheiten 
find in meiner Schrift: „Die Deportationdftrafe und die Verbredercolonien der Engländer um 
Franzoſen“ (Reipzig 1859), ausführlich mitgetheilt. Durch das berühmte Verdächtigengeſez 
welches aus Anlaß des Drfini’fchen Attentats am 27. Febr. 1858 für Franfreich erlaffen wurd⸗ 
und bis zum Jahre 1865 in Gültigkeit bleiben fol, werben fogar alle aus den Jahren 1848, 
1851 Verdächtigen nebft den rüdfälligen Verbrechern und Dieben gleihmäßig unter die Höhen 


Aufſicht des Minifters des Innern geftellt, welchem es anheimgegeben ift, über Internirungmet | 


wegen rupture de ban aud über Fortihaffung nad einer Strafcolonie zu befinden. Einmeir 
fahe mesure de süret€ generale entfheidet über die wichtigſten Rechte der Perfon im dl 
formloſer Weife. * 
Für Deutſchland iſt hinſichtlich der Beſtrafung politiſcher Verbrecher beſonders zu cwagen, 
ob nicht neben der Einſchließung nach preußiſchem Muſter auch der Verbannung aufcchalb der 


Grenzen Deutſchlands oder nach Amerika wiederum Raum zu geben wäre. Noch heute warf“) 


man behaupten, daß die Verbannung für politifche Verbrecher fehr geeignet ift. Denn bei ihm 
kommt es lediglich) darauf an, den präventiven Sicherheitsintereffe einen paflenden Auderuf 
zu geben. Bon Beſſerung oder Abſchreckung kann bei ihnen regelmäßig nicht die Rede fein. 
Auch die Rechtswidrigkeit ver politiichen Vergehen und infolge deffen die Gerechtigkeit verStrafe 
erfcheint von rein zeitlichen, vorübergehenden Verhältniffen bedingt, wie ſich ſchon aus der ESe— 
meinüblichfeit politifcher Amneftien bei veränderten Staatöverhältniffen deutlich zeigt. Da bir 
politifchen Verbrechen dev meiften Perfonen nicht das Erzeugnig augenblidliihr Stimmungen 
oder Berführungen find, fondern vielmehr ald Broducte einer dauernden Geiftesrihtung um» 
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ieft gewordenen politifchen Überzeugungen erfcheinen, daher auch nmur ald cin einzelned Moment 
in einer beftimmten politifchen Wirkfamfeit aufgefaßt werden dürfen, jo ift bei ſchwerern Gefähr— 
dungen der ſtaatlichen Sicherheit die Trennung von dem äußern Boden der Wirkſamkeit und die 
Hinderung für die Zufunft dad vorzugsweife zu erftrebende und mitteld der Verbannung voll: 
fommen durchführbare Ziel der Gefeßgebung. Für andere Bälle möchte auch die zeitige Inter— 
dition in der Ausübung einzelner rein politifcher Rechte, z. B. des activen Wahlrechts während 
einer Legislaturperiode, nit unangemeflen eriheinen. Wir befchließen diefe Grörterung mit 
der nochmaligen Wiederholung der Thatſache, daß die Befonderheit der politischen Verbrechen 
beider Auswahl der Strafarten und der Feftfegung der Strafbarfeit nicht genügend gewürdigt 
worden ift. Deſto mehr geſchah dies 

VI. beider procefjualiihen Behandlung und dem Strafverfahren. Shen 
mit Bezug auf das Römiſche Recht und die Zeit ver abfoluten Monarchie feit ver Neformation . 
wurde hervorgehoben, daß man bei dem crimen majestatis befondere, dem Beſchuldigten nach— 
heilige Vrocepformen und Beweismittel einführte. Von unabhängigen Gerihtshöfen fonnte 
damals feine Rede fein. ES galt mit Einem Worte der Grundſatz der Ausnabmegerichte in 
pelitifhen Proceffen zu den Zwed, eine Berurtheilung im Staatdintereffe möglichſt ſicherzu— 
tellen. Es gibt fein Beifpiel in der Geſchichte, daß die Entwidelung irgenveines Gulturftaats 
rreigeblieben wäre von dem Verſuch, ſich der Gerichtögewalt beſonders zu verfihern für vie 
Derurtheilung politifher Gegner. Die Franzöſiſche Revolution trat diefe Erbſchaft der Ver: 
gangenheit an. Wie man-früher die Feinde der Staatsmacht um ihrer Oefinnung willen zu 
vernichten gefudht, jo fuchte man nunmehr nah Werkzeugen zur Ausrottung der Feinde der 
Voltäfreiheit, An Stelle der heimlichen Inquifition trat der offene Terrorismus, welcher ji 
allerdings an der einfachen Entziehung des Lebens ohne jene planmäßig gehandhabten Foltern 
der vorangegangenen Zeit genügen ließ. Baft alle politiihen Gewalten in Frankreich haben 
viegelbe Bahn betreten und den einfachen Rechtsgedanken politiihen Verbrechern gegenüber ver: 
fümmert. Dem Beijpiel der Revolution, Napoleon’s J., der Bourbonen folgte man aud in 
Deutſchland, als es darauf anfam, liberale Fürſten durd das Geſpenſt „hochverrätheriſcher 
Umtriebe“ einzufhüchtern. Metternich wußte in planmäßiger Weife dies Mittel zur Hemmung 
freiheitliher Entwidelung zu benugen. Die politiihen Unterfuhungen jollten, wie Ilſe in 
feiner „Geſchichte der politifchen Interfuhungen, welde durch die neben der Bundesverſamm— 
ung errihteten Commiſſtonen, der Gentralunterfuhungscommijfion zu Mainz und ver Bundes 
entralbehörde zu Branffurt, in den Jahren 1819 — 27 und 1833 — 42 geführt find’ (Frank— 
urt 1860) jih auddrüdt, die Handhabe der rückwärts jchreitenden Politik der beiden großen 
Mächte abgeben. Auf dem Karlöbader Congreß famen jene Befchlüffe zu Stande, die .ein jo 
rauriges Andenken in Deutjchland Hinterließen, und denen jo viele unfhuldige Opfer fielen. 
Ran beeilte ſich damals, dem Gögen der regierungsmäßig vorgefhriebenen Gefinnung Heka— 
snben darzubringen. 

In Frankreich hatte man jedenfalld aus den traurigen Erfahrungen einige Kehren gezogen. 
urch die conftituiionelle Charte von 1830 wurden alle politiichen Verbrechen und Vergeben 
» das Schwurgericht verwiefen. ine edlere Begeifterung hatte ſich der Maffen bemädhtigt, 
elche inmitten ihres Triumphs die Forderung nach Aufhebung der Topesftrafe vernehmen ließen, 
ud) die belgiſche Verfaſſung erfannte in, daß die Sicherung perſönlicher Freiheit gegenüber 
m Misbraud) der Stantdgewalt nur möglich ift durch Verweiſung fämmtlicher politijcher Ver— 
ben ohne Ausnahme vor ein volksthümlich gebildetes Schwurgeridt. Zur Sicherung ber 
rfönlichen Freiheit traf die belgiſche Verfaſſung außerdem die Beſtimmung, daß megen politi= 
er Vergehen niemals eine Borunterfuhungshaft zuläffig fein ſolle. 

Der deutichen Bewegung des Jahres 1848 gereicht ed zur Ehre, daß faft nirgends der Huf 
ce Macse gegen politijche Gegner laut wurde, und daß man überall die geordneten Gerichts— 
walten inmitten der politiſchen Leidenſchaft von feiten des Volks achtete. Die Grundredhte ver: 
efen alle politifhen und durch die Preffe bregangenen Vergehen vor das Schmwurgeridt. 
zum war aber die Bewegung der Beifter unterbrüdt, als die in ihrem alten Machtbeiig er: 
ütterten Regierungen wiederum zu den frühen Werkzeugen griffen. Für diejenigen, die in 
ı Nevolutionen niemals geihichtliche Geſetze, ſondern nur individuelle, durdy mangelnde Ab— 
reckung ermuthigte Brivanvillfür fahen, war ein folder Rückſchritt nur zu natürlich. Noch 
zu fanı das verlockende Beifpiel der franzöfiichen Nepublif und des neuen Kaiſerthums, welche 
zen die demokratiſche Partei oder den Socialismus zu Ausnahmentaßregeln rein adminiſtra— 
er Natur gegriffen hatten. 
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Hler und da wurde in Deutfchland daß bereitd eingeführte Schwurgericht hinterher hefeitigt 
Die Bundekgefeggebung des Jahres 1854 unterfagte fogar die Verweiſung der Prefsergeben 
vor das Schwurgeriht. Nur wenige deutihe Staaten, wie Baiern und Oldenburg, wahrten 
ihre Selbfländigfeit und die einmal anerfannte Competenz der Ehwurgerihte. Im Preußen 
wurden die politifhen und Preßvergehen den Beihworenen entzogen, wobei man fi auf die 
falfhe Motivirung berief, dan die Geſchworenen nur für Verbrechen, niemals aber für Ler— 
geben zuftändig fein follten. Allein dabei blieb man nicht ftehen. Das Geſetz vom 24. Wiil 
1853 führte einen befontern Staatsgerichtshof für fämmtlihe im preußiſchen Gebiet begen— 
genen jhweren politifchen Verbrechen, insbeſondere Hoch- und Landesverrath ein. Da der 
Staatsgerichtshof leviglih aud den von der Negierung bezeichneten ſtändigen Richtern betekt, 
fo ift ed flar, daß bier wiederum ein Einfluß auf die Beurtheilungsweife politiiher Verbreden 
gefucht worden ift. In der Unabſetzbarkeit ſolcher Nichter liegt nicht die mindefte Garantie ibrer 
Unbefangenheit over IInparteilichfeit. Von vornherein ift ed nämlich völlig unbeflveitbar, dag tie 
Mitglieder eines ſolchen Gerichtshofs zunächſt immer mit Rückſicht auf ihre politiſche Geſinnung 
ernannt werben. Außerdem ift aber leicht möglich, die den Negierungdintereffen unzugängligen 
Verſonen in höhere Stellen zu befördern und durd gefällige Werkzeuge zu erfegen. Überell, 
wo die Gerichtsverfaſſung eine Sache ruhiger Erwägung ift, kann auch gar fein Zweifel darüber 
befteben, daß Ausnahnegerichte unbedingt zu verwerten find. Die ſchweizer Bundedserfallung 
verbietet politiſche Ausnahmederichte ganz allgemein. Abgeſehen von der Ginihränfung der 
Gompetenz dev Geſchworenen, zu. der ich die Geſetzgebung feit 1851 vielfach verleiten lieh, ſad 
die Kriegs: und Standgerichte nach den Beſtimmungen über den Belagerungszuftand gleihialle 
für gewiſſe politifche Verbredyen, 3. B. Aufruhr, wenn diefelben von Givilperfonen begangen 
worden, fir zuftändig erklärt. Manches mag die Noth des Augenblicks in Zeiten derofenm 
Empörung und ded Bürgerkrieges entihuldigen. In folden Fällen mag der Möglichkeit drt 
Irrthums in richterlichen Entſcheidungen ein größerer Naum gegeben werden. Dennod in 
die Kriegs: und Standgerichte gegen Privatperfonen grundfäglich zu verwerfen. Alle Bir; 
haften eines unparteiiihen Urtbeild und gewiflenhafter Unterfuchung fehlen. Da mandı 
Berbrechen, die jonft nicht zu den todeswürdigen gehören, nad Verkündung des Belagerung‘: 
zuftandes mit der Todesſtrafe belegt werden müſſen, fo wiegt die Gefahr woreiliger Verunkei 
lungen um jo ſchwerer. Gine andermeitige Ausnabmebeftimmung hinſichtlich der Staatirer: 
brechen befteht in der bier und da noch vorkommenden Beſchlagnahme des Vermögens. Si 
Preußen foll dieſelbe eintreten, jobald die Unterfuhung wegen Hoch- oder Randrdverratbi iin 
geleitet worden ift (Strafgefegbud, $. 73). Dagegen wurde die VBermögensconfiscation inte 
deutſchen Berfaflungsgejegen feit 1848 ganz allgemein abgeihafft und damit eine längſt erbe 
bene Forderung des Rechtsgefühls befriepigt. 

Für diejenigen Oefeggebungen, welche alle politifchen Verbrechen ohne Unterihin in 
ſchweren oder leiten Strafe vor die Geſchworenen verweiſen, entfteht übrigens die jebr ihri 
rige Brage, was als volitifches Vergeben in jedem einzelnen Fall angefehen merden fol. St 
wichtigſten der politifhen Vergeben haben wir nah den Hauptgeſichtepunkten harakteriätt 
Allein es ift ſehr leicht möglich, dap unter befondern Umſtänden einzelne Berbrechenshantlungn | 
als politifche gelten können, die in der Regel als gemeine eriheinen. Soll die Wennahm = 
Staatsgeldern zu zeiten eines Bürgerfrieges als einfacher gemeiner Naub oder Diebſtahl any 
fehen werden ? In den Aderbauverbredhen der Irländer (agrarian erimes) ſtecken vpolitiſch· ſrarh 
Elemente. Auf der andern Seite koͤnnen auch Verbrechen, die gewöhnlich politiſch zu jein ner 
gen, in einzelnen Bällen einen gemeinen Verbredensftempel an ih tragen. Man erinut 
beijpieläweije an die aufrührerifhen Bewegungen der Bauern, welde zu Verwůſtueze bi 
Privateigenthums fhritten und Blünderungen mannichfacher Art begingen. Der Jnntant: 
fturm, welder im Sommer 1848 in Berlin unternommen wurde, war für einige Theilarheit, | 
welche den Arbeiterftand bewaffnen wollten, ein politiſches Verbrechen, für andere, dem Bi 
darum zu thun war, aus gewinnfüchtiger Abſicht Waffen zu ftehlen, ein gemeines Derbredrt. | 

Es gibt noch einen andern Grund, dasjenige genauer zu beflimmen , was politiide Verhtt 
chen find; wir meinen dad völkerrechtliche Aſyl und die binſichtlich der Auslieferung der Fir 
brecher faft überall gemachte Unterſcheidung zwiſchen politiſchen und nichtpolitifcen Verbreden 

In den Geſetzgebungen Deutſchlands findet ſich ſo gut wie gar nichts, was zum Anholr⸗ 
punkt dienen könnte. In der Syſtematik der Strafgeſetzbücher wird das politiſche Verberhen 
als eine Geſammtkategorie nicht erwähnt. Wie groß die Schwierigfeiten der Son derung Ind, 
zeigte ſich deutlich bei den Debatten der franzöfiſchen Kammern, welche den Gejeg von B Dit 
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1830 vorangingen, In Art. 7 dieſes Geſetzes wurden die einzelnen Acte unter Verweifung auf 
die Artifel des Code penal aufgezählt, um danach die Competenz der Schwurgerichte ein für 
allemal geſetzgeberiſch im voraus feftzuftellen. Die Pairskammer hatte dagegen außer der Auf- 
zählung der überall ald politiſch geltenden Verbrechen nod eine Gefammtbezeihnung hin— 
zufügen wollen, wonach ald politifde gelten follten: „alle Vergehen, die bei Gelegenheit 
öffentliher Berfammlungen, Reden, Ehriften, politifher Wirkjamkeit oder Unternehmungen 
begangen werden.” Auch der beigifhen Geſetzgebung fehlt e8 an jeder authentiihen Erklärung 
der ald politifch zu erachtenden Vergehen. Es iſt daher Sache des Richters, im jedem einzelnen 
Ball zu prüfen, ob er zur Aburtheilung einer Anfhuldigung competent ift, oder die Sache an 
die Geſchworenen auf Grund des Art. 98 der belgifchen Verfaffung zu verweifen ift (f. Tiele: 
man's „Repertoire de l’administration”, Bd. I, delits politiques). 

Das Richtige ſcheint und in der Kombination der franzöſiſchen und der belgifchen Entſchei— 
dungsnorm zu liegen. Die regelmäßig pelitiſch erfcheinenden Vergehen müffen von ver Geſetz— 
gebung im voraus nambaft gemacht werden, damit dem richterlichen Ermeſſen eine Schranfe ge: 
jegt, gleichzeitig aber auch eine Analogie geboten werde, um in andern ähnlichen Fällen auf 
Grund einer gejeglihen Ermächtigung die Verweifung vor das Schwurgericht ausſprechen 
zu fönnen. 

MWiffenihaftlid muß nämlich zugegeben werden, daß zwifchen unbedingt und unzweifelhaft 
politifhen Verbrechen, wie der Hochverrath ift, und unzweifelhaft gemeinen Verbrechen, mie 
Nothzucht, Fehr vieles in der Mitte liegt, deilen Inhalt fih wefentlih nach den befondern Im: 
flünden der That normirt oder von vornherein gemifchter Natur ift. Eine derartige Miſchung 
zeigt ſich beifpieldreeije in dem Angriff auf das Leben des Monarchen. Inſofern, als bier ein 
Morpverjud vorliegt, ſteckt in ſolchen Attentaten etwas ganz allgemein Strafbares, dem gemei— 
nen Verbrechen Analoges; infofern aber Morpverfuch gegen die Berfon des Herrſchers mit einer 
viel ſtrengern Strafe belegt wird, als wenn er gegen Privatperfonen verübt wird, fommt ber 
politifhe Gharafter zum Vorfchein, welcher auch in der Bezeichnung ald Hochverrath ausgedrückt 
liegt. Ein franzöſiſch-belgiſches Gejeg vom 22. März 1856, dad der Beſorgniß ded Kaiferd 
Napoleon entiprungen zu fein Scheint und dem Zufagvertrag zu den die Auslieferung betreffen- 
den Verpflichtungen Belgiens vom 15. Oct. 1856 einverleibt wurde, verordnet daher au, daß 
Attentate gegen die Perſon eines Souveräns oder feiner Bamilienangebörigen, wenn die Hands 
lung unter dem Thatbeſtand des Todtſchlags, des Mordes oder der Vergiftung fällt, nit als 
ein politifches Verbrechen angefehen werden follen. 

Nur die allgemeinen Kriterien der politiihen Verbrechen laſſen fi beftimmen. Es ift fogar 
unmöglid, die Frage zu beantworten, ob unter allen Umftänden die ſchwerſten politiihen Ver: 
brechen redytlich betrachtet firafbarer find als die fhmwerften gemeinen Verbrechen. Objectiv be: 
trachtet fann ed feinem Zweifel unterliegen, daß das politifhe Maſſenverbrechen, wie der Auf: 
fland ver Juniinſurgenten zu Baris im Jahre 1848, zu den denfbar gefährlichſten Rechtsbrüchen 
gehört und die Geſellſchaft auf lange Jahre hinaus in ihrer Entwidelung zu hemmen vermag. 
Gerade ſolchen Ausbrüchen gegenüber erweiſt ſich die Unwirkſamkeit der Strafgefege. Baht 
man die That des einzelnen ins Auge und prüft man die innere Beſchaffenheit des Willens, ſo 
zeigt ſich freilich, daß meiſtentheils bei denjenigen politiſchen Verbrechern, welche nicht aus rein 
perſönlich eigennügigen Motiven handeln, eine moraliſch mildere Auffaſſung geboten erſcheint. 
In den meiſten rein politiſchen Verbrechen zeigt ſich nur eine Verirrung oder Verblendung edlerer 
Naturen. Wahrhaft gemeine Menſchen begehen ſelten ein politiſches Verbrechen, ſofern dieſes 
eine Einſetzung der Perſon und eine Aufopferung der eigenen Vortheile um eines entfernten 
Gelingens willen erfordert. Darf man nicht Verräthern, wie Ney und Labédoyere, eine weh— 
müthige Erinnerung und menſchliche Achtung zollen, wenn fie durch ihre Pflicht zu einem furcht— 
baren Conflict mit ihren Gefühlen geführt wurden und das pofitive Geſetz misachteten? Darum 
ſollte man fih an die ſchönen Worte Guizot's erinnern: „Liimmoralit& des delits politiques, 
n'est ni aussi claire, ni aussi immuable que celle des erimes prives, elle est sans cesse tra- 
versde ou obscureie par les necessiludes des choses humaines; elle varie selon les temps, 
les evenements, les droits et les merites du pouvoir! 

Zwiſchen den Grundrechten der menſchlichen Freiheit und der Nothwendigleit einer ordnen: 
ven Staategewalt wirft der Genius dev Weltgeſchichte feine Plane, ſchwankt dad moraliſche 
Greg. Während das engliihe Staatsrecht in feinen berübmteften Organen immer die Lehre 
vertheidigt bat, daß einer verfallungsbredenden Regierung aud gewaltſamer Widerſtand 
rechtmäßig entgegengejegt werden darf, zeigt die Geſchichte continentaler Staaten die Recht— 
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lofigfeit ald Schiefal unterliegender Parteien und das Eril als Los derer, twelde eine zu 
Recht beftehende Staatsforn mit ven Waffen in der Hand vertheidigten. In der Geſchichte ver 
politifhen Verbrechen follte man fi immer gegenwärtig erhalten, daß über dem mandelbar 
menſchlichen Gejeg und über den pofitiven Staatdorbnungen noch ein höheres ſittliches Geſeh 
waltet. Wer im Vertrauen darauf handelt und durch die Macht ver Idee getrieben gegen das ihm 
zufällig und werthlos erſcheinende Geſetz anfämpft, um einen höhern und vollendeten Zuftand 
herbeizuführen, wer ald ein Geihäftsträger der fittlihen Idee berufen erfcheint, durch frinen 
Untergang und das Martyrium feines Todes Zeugniß der Wahrheit abzulegen — darf er mit 
dem Frevler gleichgeftellt werden, welcher aus blindem Haß und Eigennug die ewigen Gebote 
der fittlihen Weltordnung verlegt? Waren die Blutzeugen ver hriftlichen Lehre, melde die 
Kirche heilig gefprochen bat, etwas anderes als politische Verbrecher vom Standpunkt einer heib- 
niſchen Staatdanfiht? Und hat nicht die Geihichte der Neformation Namen in großer Fülle 
aufzumweifen, welche ſich dem Geile preisgaben und ald Verbrecher endeten, damit fie Gott mehr 
gehorchen koͤnnten ald der äußerlich berechtigten Obrigkeit? In zahlreichen politiſchen Verbreden 
manifeftirt jich eine weltgeſchichtliche Tragödie, welche die Richter und die für den Augenblid 
triumphirende auf das pofitive Gefeg pochende Gewalt als die Gerichteten, die um ihrer Liber: 
zeugung willen Gerichteten aber als die nachträglich Gerechtfertigten erfcheinen läßt. 

Sehr ſchön fagt Chedieu: „Die Freiheit eines Volks ift verloren, wenn man fle nur durch 
Verfhwörungen retten kann.“ Wir fügen hinzu: das Schiejal derjenigen Staatögewalt if 
beſiegelt, welche fih nur durch politifhe Strafgefege gegen die Freiheit gefchügt glaußt. 


8. von Holgendorif. 

Politiſche Vereine, ſ. Vereinswefen. 

Polizei, (Bolizeigefeggebung, Polizeiftrafgerihtsbarkeit, Poligeintr- 
waltung, Sicherheits: und Wohlfahrrtspolizei, Präventivjuflig oder ge: 
tihtliche, vepreffive und präventive Polizei, Landes- und Drtipolizei; 
gebeime Polizei.) 

I. Einleitende Bemerkungen und Begriffe. Die BVolizeihoheit, ein Theil der 
Attribute der Stantögewalt, umfaßt fowol die Gefeggebung als das Recht ver Vollziehung der 
Geſetze. Mit dem Recht der Gefepgebung aber hat es die Polizei im engern Sinne nur in be— 
Ihränftem Umfang zu thun. Die Gefeggebung in Bolizeifachen unterliegt wie auf allen andern 
Gebieten des Staatölebend formell und materiell den Bevingungen der Randesverfallung un 
in conftitutionellen Staaten der Theilnahme ver Randedvertretungen. Wie weit verfaſſungt— 
mäßig oder innerhalb der durch allgemeine Gefege vorgezeichneten Schranken der Landes: eder 
Ortspolizeibehörbe ein analoges Recht der Geſetzgebung, nämlich die Befugniß zufteht, Polizei: 
verordnungen mit Strafbeflimmungen zu erlaffen, ift Sache der verſchiedenen Randesverfaflun: 
gen und Yandeögefeggebungen. Im allgemeinen gehört das Recht, allgemeine Polizeiveron: 
nungen zu geben, diejelben wieder aufzuheben und Erklärungen darüber mit geſetzlicher Kraft 
zu ertheilen, ebenfo wol wie das Necht der Geſetzgebung zu dem Majeſtätsrecht. (Allgemeine 
Preußiſches Landrecht, $. 6, Tit. 13, Thl. I.) Eben dazu gehört aud) das Recht der Vollzug: 

gewalt, melde einen Theil der Staatöverwaltung bildet. Wie die erecutive Gewalt, die in con: 
Ritutionellen Verfaſſungen zum Hoheitsrecht der Krone gehört, fo ift dieſe auch als die Duelle 
und der Auftraggeber aller von den höhern oder niedern Behörben des Staats auszuübenten 
polizeilihen Rechte zu betrachten. Auch die Polizeigewalt hat als Theil der Staatsgewalt dir 
Befolgung der Gefege und Verordnungen zu überwachen und nöthigenfalls, foweit ihre Com: 
petenz reicht, zu erzwingen. Meiftentheils liegen jedoch der Gegenjtand und Inhalt der geitf: 
lien Beftimmungen, deren Befolgung und Ausführung die Polizei zu überwachen uud eventuell 
zu erzwingen hat, außerhalb ihres Gebiet. Sie hängen von der Natur und Aufgabe dei 
Staats ab, welde eine wejentlidy verſchiedene iſt in einem patriarhalifchen, einem eubal: un 
Patrimonial:, einem ftändifchen, einem deöpotifchen oder einem Mechtöftant. Je nach der ver; 
Ihiedenen Natur und Verfaffung des Staats, nad dem Charakter ded Volks und dem Grik 
jeiner Geſetzgebung erhält die Thätigkeit und der Wirkungskreis der Polizei einen verſchiedenca 
Umfang und eine verfchiedene Richtung. „Wenn es“, bemerkt von Rönne in feinem „Staat: 
recht der preufifchen Monachie“, Bv.I, $. 59, ©. 221, „die Aufgabe der Rechtspflege it, die 
Rechtsordnung feftzuftellen und im Fall geſchehener Rechtsverletzung und Übertretung des Rad? 
wiederherzuftellen, beziehungsweiſe die gefeglihen Strafen zu beſtimmen, fo liegt es dagegen MT 
Polizei ob, die Sicherheit und die Wohlfahrt des Gan zen und der einzelnen zu wahren, drohende 
Gefahren zu verhüten und zu beſeitigen, nicht minder aber auch alle diejenigen Anflalten und 
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Maßregeln zu verwirflihen, welche geeignet find, die materielle und geiftige Wohlfahrt der 
Staatsbürger zu befördern.” Der Wirfungskreis der Polizei ift daher ebenfo mannichfaltig und 
ausgedehnt, als es die Ginrihtungen und Geſetze des Staats find, durd welche jene Sicherheit 
und Wohlfahrt bezwedt wird. Es kann aber nicht die Aufgabe der Polizei fein, zu unterfuchen 
und zu beftimmen, welde Gejege und allgemeinen Anordnungen überall nothwendig find, um 
die Sicherheit und Wohlfahrt des Staatöganzen oder feiner einzelnen Bürger und Glieder zu 
fördern. Das ift, wenigftend zum überwiegend größern Theil, die Aufgabe der Staatäpolitif 
und fällt der Willenihaft vom Staat wie der Staats- und Volkswirthſchaft oder der Finanz— 
funde anheim. Im wefentlichen ſoll die Polizei Feine andere, aber audy feine befchränftere Auf: 
gabe haben, ald den allgemeinen öffentlihen und bürgerlichen Frieden zu bewahren. Ihr liegt 
die Bewahrung dieſes Friedens ob in dem Sinne und in dem Umfang, wie ed urſprünglich der 
Beruf ver engliſchen Friedendrichter war, abgejehen von der Strafgerichtöbarfeit wie von ſon— 
ſtigen adminiftrativen richterlichen Thätigkeiten und abgejehen von einer Menge einzelner Ver— 
waltungsgeichäfte, welche im Lauf der Zeit den Briedendrichteramt in England überwiefen wur: 
den. (Fiſchel, „Die Verfaflung Englands”, ©. 344 fg., und Gneift, „Geſchichte und heutige 
Geftalt der engliihen Gommunalverfaflung oder das Selfgovernment”, zweite Auflage, 
Hauptthl. 2, $. 33, ©. 572 fg.) 

In dem verfafjungsmäßigen Rechtsſtaat Englands ift die Volizei, im Unterfchied von der 
continentalen, weſentlich Sicherheitd: und Präventivpolizei zur Aufrehthaltung der Sicherheit 
und zur Abwendung von Gefahren, welde dieje bedrohen. Inſoweit die Polizeigewalt ein 
Beftandtheil des friedensrichterlichen Amts ift, find diefem in England aud alle erecutiven Poli— 
zeibeamten unterworfen. Dabei leiftet aber auch das Volk ſelbſt, menigftens der befigende und 
einfichtige heil deſſelben, der erecutiven Polizei wirkſame Unterftügung. Die englijche Juſtiz— 
verfaflung geftattet e8 (mie Gneift, a. a.D., ©. 569, bemerft), mit Hülfe von Popular— 
klagen einen Theil der continentalen Polizeiorgane zu erübrigen. Es fann die präventive 
Bolizei ebenjo wenig wie die Sicherheitöpolizei im engern Sinne ald Attribut der Juſtiz betrachtet 
werden, ed wäre denn, daß diefelbe ald vorbereitender oder integrirender Act mit einem einzelnen 
Griminal: oder Eivilproceßverfahren zufammenhängt. Die präventive Polizei ſoll ven Ge— 
fahren zuvorfommen, welche die Staatdorbnung im ganzen oder im einzelnen bedrohen könnten, 
die Urſachen diefer Gefahren befeitigen und die Mittel zu ihrer Unterdrückung bereithalten. Die 
reprefjive Polizei hat es mit den bereitd eingetretenen Berlegungen der Rechtöſicherheit und ver 
Miederherftellung eines georpneten Zuftandes zu thun, foweit Died zur Abwendung der Öefahren 
für die gefellichaftliche Ordnung durd) ein ſofortiges Eingreifen erforderlich ift; andernfalls hat 
fie die fhlieplihe Wiederherftellung von Rechtsordnung und Rechtsſicherheit, wie die Betiegung 
ber rechtlichen Folgen und insbeſondere ver Strafe für Verlegung des Rechts und der bürger- 
lihen Ordnung, der Juftiz zu überlaffen. Das Weſen ver Polizei hat ſich in der obrigkeitlichen 
Sorge für die Öffentliche Sicherheit und Wohlfahrt in ihren täglichen Bedürfniffen zu äußern, 
und wenn man die Sicherheitöpoligei mehr in einer negativen, die Wohlfahrtöpolizei mehr in 
einer pojitiven und produetiv auftretenden Richtung zur Beförderung des Gemeinwohls finden 
kann, To laffen fich doch auch dieſe beiden Aufgaben der Polizei fo wenig wie überall die der 
repreſſiven oder präventiven in der Praris ftreng ſcheiden. Es ift auch eine Trennung im poli= 
zeilichen Organidmus nach diefer Unterſcheidung weder zweckmäßig noch durhführbar. (Rönne, 
a.a.D., „Berwaltungsredt”, $. 330, ©. 487.) 

Dem Hoheitörecht des Staatd zur Verwaltung der Bolizei fteht fein Recht und die Pflicht 
zur Seite, zum Schuß der bürgerlichen Gefellihaft und ihrer Mitglieder, ſoweit es diejen legtern 
nicht möglich ift oder es im Intereffe der rechtlichen und ſittlichen Ordnung des Staats nicht ans 
gemeſſen erſcheint, ſich ſelbſt zu ſchützen. 

Bei der Ausdehnung des Wirkungskreiſes der Polizei, wie er ſich namentlich in den abſo— 
Iuten und Polizeiftaaten des 17. und 18. Jahrhunderts geftaltete, wurde zweierlei vergeffen, 
einmal daß die polizeiobrigkeitlihen Befugniſſe Hiftorifch ein Ausflug und Zubehör der Gerichts— 
barfeit und daher ſtets auf dieſe und, wie die Juftiz, auf die Gefege zurüdzuführen jind; dann, 
daß die Volizei nicht über ihren Zwedt, ver Erhaltung und Beihügung der öffentlihen Ordnung 
und der Rechtsſicherheit, hinausgreifen foll, und daß fie urfprünglich auf feinem andern Prineip 
beruht ald auf dem, weldes jeden Familienvater, jedem Hauseigenthümer, jevem Grundbeſitzer 
innerhalb der Familie, ded Haufes und feines Beſitzthums die für die Ordnung und den Schuß, 
refp. ter Bamilie, des Haufes oder des Grundeigenthums nöthige Anordnung geftattet. In der 
misbräudlihen Ausdehnung der Volizeigewalt, in ihrer Ginmifhung in alle Verhältniſſe des 
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Lebens, in der allmählich immer tiefer eingreifenden polizellichen Beſchränkung von individueller 
und perjönlicher, wirthſchaftlicher und ſocialer Freiheit und Entwickelung liegen der Widerwille 
und die Vorurtheile, mit denen man gegenwärtig in den continentalen Staaten die Polizei als 
ein, wenn vielleicht auch nothwendiges, Übel anjicht. 

Die mit der Entwidelung der Landesherrlichkeit und des Abſolutismus Hand in Hand 
gehende Ausbildung des Polizeiftnats war freilich wiederum der Gegenjag und Rüchkſchlag ver 
Auflöfung der bürgerlihen Geſellſchaft im Mittelalter, jener Anarchie, welche in Bebvereht ver 
bevorrehtigten Rlaffen und in der Unterdrückung aller andern Stände ihren Ausdruck fans, 
und welde die bürgerliche Gejellihaft in unvermittelte und unverbundene Theile zerfegt hatte, 
in denen jeder Staatsgedanke verloren gegangen war und nur die Willfür und das eigene In— 
tereffe ich geltend machten. Die Polizei drängte fih nun aber auch mit ihren Anordnungen und 
Gontrolen in alle Lebensverhältniſſe ein, fie bemächtigte fi des ganzen Gebiets der bürger— 
lihen, wirtbihaftlichen und perfönlichen Freiheit der Menfhen. Sie gab und überwaächte ihre 
polizeilichen Anordnungen über die Art und Weife ver Babrifation, über dieföhnung von Hand: 
werfern und Dienftboten der verfchiedenen Kategorien, über Kleivertradht, Lurus, Speiſen, bei 
Kindtaufen, Hochzeiten und Begräbniffen, je nach ven für die verſchiedenen Stände gegebenen 
Vorſchriften, über die Arbeitögebiete der verſchiedenen Gewerksinnungen, das Gefellen: und 
Lehrlingsweſen, die Gintheilung und Bewirthihaftung des Orundeigentbums, deffen Beflel: 
lung und Benugung, den Verkauf der Früchte, deren Preis u. ſ. w. Es gab im Verfehre: und 
geſellſchaftlichen Leben der Völker kaum irgendeinen Gegenftand, welchem die von der Neihe: 
gewalt oder Landedregierung ausgehende polizeilihe Fürforge und Neglementirerei fremd ge: 
blieben wäre. So ſchrieb die Reichspolizeiordnung von 1530 genau vor, mie viel Gold, Sammt, 
Seide, Zierath Evelleute, Bürger, Bauern, ſchlechte Weibsperfonen und Juden zu tragen berech— 
tigt fein follten, wollte audy dem Libel begegnen, daß überall im Deutſchen Reich „alle Zebrung 
täglich aufiteige und Effen wie Getränf, insbefondere unter anderm Stallmierhe und Hafer über: 
theuert werde”. ine particuläre erneuerte und verbeflerte Faiferliche Polizeiorpnung von 1680 
gebot unter anderm den Krämern, den Gewinn auf die Waaren nicht anders und höher als 
nach ded Heiligen Römischen Reichs Gonftitutionen und Herfommen anzufhlagen. Wein, Bier 
u. f. w. follte bei ven Wirthen und Fleifch bei den Metzgern geihägt werden. Wo die Zunft: 
verfaffung fortvauert, werden noch jegt Polizeitaren für Lebensmittel von der Obrigfeit gefegt. 

I. Umfreid des Neffortöder Polizei in Gefeggebung und Verwaltung, 
insbefondere der Wohlfahrtspolizei, je nah der Natur und Aufgabe des 
- Staats. Welchen Ihätigkeitöfreis die Polizei einzunehmen hat, das beſtimmt ſich, wie bereite 
oben bemerft, nad) dem Geift und Charakter ver Völfer, wie ihrer Staatöverfaflungen. 

Je mehr der alte traditionelle Polizeiftaat vom Rechtsſtaat überwunden wird, je enger wirt 
und fann das Gebiet der Polizei beihränft werden. 

Immerhin wird daflelbe in den modernen Staaten noch ein ſehr mannichfaltiges und viel: 
feitiges bleiben, weil in ihnen die Entwidelung der ſocialen und ſtaatlichen Verhältniffe fort: 
fchreitend eine reihhaltigere geworden ift und noch wird, und weil alle dieſe Verhältniſſe auf ven 
Schutz der Bolizeigewalt des Staats mebr oder weniger Anfprub machen. Der Umfang, und 
welche Gegenſtände in den Bereich der ftaatlihen Polizeigewalt hineinfallen, richtet ih nad 
dem Syftem der verfchiedenen Zwede und Anftalten, denen die Polizei zu dienen' hat, reſp. mit 
denen es die Bolizei zu thun haben fol. Ihr wird unter anderm in R. von Mobl's „Volize: 
willenfhaft nad den Orundfägen des Rechtéſtaats“ ein ſehr weites Gebiet angewirjen, und et 
wird zur Überficht dieſes Gebiets gereihen, im Anfchluß an das obengedachte Werk bier wenig: 
ftend die Beziehungen und Objecte aufzuführen, mit denen e8 die Polizei hiernach zu thun 
haben foll. 5 

N. von Mohl ſteckt der Polizeiwiſſenſchaft fowol in Bezug auf die Geſetzgebung ald auf die 
Bollziehungsgemwalt fehr weite Grenzen. Im weſentlichen fcheidet er davon nur Milieärs, 
Finanz: und Juftizwefen aus. Solange in der Geſetzgebung und Verwaltung ned dir Tradi— 
tionen des PVolizeiftants fortleben und nicht in dem Geift und Charafter eines wahren Rechte— 
ftaatö, weldyer vor allem auf der vollen bürgerlichen Freiheit beruht, verfenft und in ibm 
regenerirt ind, ſcheint es nicht ohne Gefahr für das wahre Weſen des Rechtsſtaats, der Polizei 
ein zu weited Gebiet anzuweiſen. Wir behalten weiter unten einige Bemerkungen hierüber vor. 

Nach R. von Mohl's „Polizeiwiſſenſchaft“ gehören in deren Bereich A. die Sorge Med 
Staats für die phyſiſche Perfönlichfeit der Bürger, und darunter 1) für die gehörige Vollszadl 
mit denjenigen polizeilichen Anſtalten, gefeglicden und VBerwaltungsmapregeln, welche die Ver: 


Polizei 635 


mehrung einer ungenügenden Benölferung zu befördern, andererſeits aber aud einer Über: 
völferung vorzubeugen oder eine folhe auf das richtige Muß herabzuſetzen geeignet find, 

2) Die Sorge des Staats für Leben und Gefunpheit,; a) die Medivinalpolizei zur Entfer— 
nung von Kranfheitsurfahen, mitteld Veranftaltungen zur gänzlichen Vernichtung von Kranf: 
heitsurſachen, Verhinderung erblier Krankheiten, Wegräumung fhäpliher Gimwirfungen, 
Shuganftalten gegen anjtedende und miagmatifhe Krankheiten; b) Heilung audgebrochener 
Krankheiten durch die Sorge für ausreichended und tüchtiges ärztliches Perſonal und die mate— 
tiellen Heilmittel, ingleichen Verhinderung der fogenannten Duadjalbereien, wie e) Abwendung 
verfchiedener äußerer Lebensgefahren (Borfehrungen gegen Ginftürzen oder Herabfallen von 
Gegenftänden, gegen Herabftürzen in die Tiefe oder in dad Waſſer, gegen Beihädigungen in der 
Dunfelbeit, der Seeſchiffe und der Seefahrenden durch Leuchtthürme, Lootſen u. f. w., gegen 
unvorfichtiges Reiten und Fahren, gegen gefährliche Ihiere, Gewerbseinrihtungen, Dampf— 
maschinen, wie gegen Unglücksfälle auf Eifenbahnen). 

3) Hülfe des Staats bei ſchwieriger Befriedigung der nothwendigen Lebensbedürfniffe, und 
war a) Maßregeln bei allgemeiner Noth (Iheuerungspolizei), bei wirklicher oder ſcheinbarer 
Iheuerung neben ven Mitteln zur Abwehr einer folhen und den Anftalten, wie der Theuerung 
und Hungersnoth zu fteuern ift; b) Hülfe bei der Nahrungsloſigkeit einzelner (Armenpolizei), 
die Erfenntnig der Urfachen ihrer Armuth, die Mittel ihrer Abwehr, Unterflügung der Armen 
im eingelnen wie durch Anjtalten, Ginrihtung von Armen-, Waiſen- und Findelhäuſern, Inter: 
prüfung des Betteld, insbefondere auch Vorbeugungs- und Befferungdmittel gegen Mailen: 
armuth (Proletariat) der Randleute wie der Gewerbtreibenden. 

B. Sorge des Staats für die geiſtige Berfünlichkeit der Staatäbürger und Pflichten und 
Rechte des Staats hinſichtlich der Volkabildung, über die Bildungdmittel und die Bildungs: 
polizei, und zwar 1) Förderung der Berftandesbildung a) durd Volks-, Gewerbe: und Gelehr: 
tenſchulen, niederer, mittlerer wie Hochſchulen, auch Schulen für die weibliche Bildung; b) Fort: 
bildungsanſtalten für die Erwachſenen; c) Förderung der ſitilichen Bildung nebft Entfernung 
von Hinderniffen verfelben und Ginwirfung darauf mittels Unterrihtsanftalten und Gefrge 
gegen Unzucht, Trunfenheit und Spiel, Lieblofigfeit gegen Nebenmenſchen und Graufamfeiten 
gegen Thiere (Sittenpolizei); d) Förderung der religiöſen Bildung, Unterflügung der Kirche 
durch den Staat; e) Bildung des Geſchmacks durd Unterricht, durch Öffentliche Aufitellung von 
Kunſtwerken, Kunftvarftellungen u. |. w. 

C. Sorge des Staats für dad Vermögen der Bürger, und zwar 1) allgemeine Be: 
günftigung durch Erwerbung von Eigenthum, a) Aufhebung der perfönliden Erwerbsun— 
fäbigfeit (der Sklaverei und Leibeigenfhaft); b) Erleihterung der Erwerbung von Grund: 
eigenthum, einerjeitd mit richtiger Vertheilung des Grundeigenthums, andererfeitd mit Be: 
feirigung fehlerhafter Zuftände, etwa durch eine übertriebene Vertheilung, durch unrichtige 
Belveintheilung, nebſt den einzelnen Mitteln zur allgemeinen Verbreitung des Grundbeſitzes 
dur Domänenverfauf, Beſchränkung des Beſitzes der Torten Hand, Vertheilung der Gemeinde: 
güter, Beihränfung der Majorate, Fiveicommiffe und Aufhebung des Lehnsverbandes. 

2) Begünftigung der Erwerbung des Kapitald a) durch negative und pofitive Beförderung 
feiner Anfammlung, wie b) des individuellen Credits (Sparkaſſeneinrichtungen, Lebensver— 
fiherungävereine, Witwen:, Waiſen- und Penſionskaſſen, richtige Syſteme der Piand- und 
Hypothekengeſetzgebung, NRealereditanftalten, Wecyjelgefege und Banfen; c) Beförderung der 
Bereinigung von Kapital zu beftimmten Zweden. 

3) Sicherung des bereitö erworbenen Eigenthums gegen Zerftörung durch Glementarereig: 
nifle a) mittel Ginrihtungen und Anordnungen zur Abwehr, ald gegen Feuersbrünſte und Ber: 
breitung des Beuerd, gegen feuergefährlide Handlungen und Gewohnheiten, Sinvihtungen und 
Mapregeln, forwie Mittel ver Löſchung, Anftalten zur Abwehr einer Eigenthumszerſtörung durch 
Waſſer, durch ſchädliche Ihiere, gegen Thierkrankheiten; b) Anflalten zum Schadenerfag, als 
Beriherungdanftalten für Brand, Waller:, Hagelfchaden und Viehſterben. 

4) Sorge für Börderung des Geſchäftsbetriebs, und zwar a) Anftalten zur Förderung der 
Erzeugung von Robftoffen, insbefondere Sorge für die Landwirthſchaft, ebenfo wel durch Weg: 
räumung der rechtlichen Hinderniffe wie der Ablöfung von Zehnten, Sronen, Servituten und 
Meallaften, ingleihen der gejeglihen Beſchränkungen in der Benugung der Güter und ber 
Breiheit ihrer Cultur und Bebauung, als zur Berbefferung der Fruchtbarkeit des Bedens durch 
Entwäſſerung, Eindeichung, Bewäſſerung, Urbarmadung fowie Förderung landwirthſchaftlicher 
Einſichten und Fortſchritte durch Muſterwirthſchaften, höhere over niedere landwirthſchaftliche 
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Lehranftalten, Vereine, Prämien und Belohnungen, ſodann aber au durch Verhinderung allzu 
niedriger Preife landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe mittels freier Ausfuhr der Rohſtoffe und deren 
Begünftigung, wie der Anlage guter Verbindungsmittel, Aufmunterung zur Veränderung im 
Anbau alles vejjen, was an bie Stelle des einfeitigen Überfluffes eine gleihwmäßigere Vertheilung 
herbeizuführen im Stande ift; b) durch befondere Mafregeln zur Beförderung ded Anbaues 
von Wein, Obſt, Futterfräutern und Handelsgewächſen, und werden c) unter der Sorge für die 
Landwirthſchaft hiernächſt auch polizeiliche Maßregeln Hinfihtlid ver Waldungen, dabei die in 
der Erhaltung auf die Holzbedürfniffe und Befriedigungdmittel der Bevölkerung geriäteten 
Begenftände der Staatsthätigfeit behandelt, ald Anftalten zur Dedung eines Holgmangels, zur 
Verhinderung nuglofer Waldverfhwendung, wie durch Erhaltung und Vermehrung des Holz— 
vorraths vermittelSmöglichft guter Benugung der Staatdwaldungen, foweit bieje nicht ausreicht, 
aber durch Zmangsmaßregeln und Vorſchriften über nahhaltige Bewirthichaftung der Privat: 
waldungen und Beihränfung der Nugung und anderiweiten Gulturart der Forſten der Privat: 
befiger, was fih diefe im Interefle der Erhaltung des Volks bei einer Colliſion dieſes höhern 
Intereffed mit ihren Privateigenthumsrehten ohne Entſchädigung gefallen laſſen müßten. 
(II, 256 fg.) Den Maßregeln, welde d) die Sorge für den Bergbau beraudfordert, fließen 
ih e) diejenigen zur Förderung der Gewerbe an. Inden einerjeits anerfannt wird, daß formel 
die Grundfäge der Volkswirthſchaft wie die des Nechtäftaats die individuelle Breibeit des Ge— 
werbebetriebs, alio das Recht des Bürgers begründen, jedes an jih erlaubte Gewerbe nad 
Belieben zu ergreifen, ed in der von ihm für paffend eradhteten Art und Ausdehnung zu berrei- 
ben, endlich das Erzeugniß auf die ihm am angemeifenften fheinende Weife zu veräußern, werden 
auf der andern Seite Ausnahmen von der vollen Gewerbefreiheit gemacht, zunächſt nur Hin: 
fihtlich der für die Gejundheit der Umwohner ſchädlichen oder für das Publikum gefährligen 
Gewerbe und Mafchinen, außerdem aus Gründen ver UInvereinbarfeit mit Staatszwecken, dar: 
unter Betrieb eined Gewerbes ohne vorgängig erworbened Recht zur Niederlaffung, ſodann aber 
werden auch weitere Ausnahmen wegen perjönlicher Unfähigkeit, ingleichen zur Verhütung über- 
mäßiger Mitwerbung empfohlen, wobei insbeſondere hinſichtlich der handwerksmäßigen, nad 
der Natur ihrer Arbeiten auf Abjag in der nächſten Umgebung angewiejenen Gewerbe eine Ein- 
wirkung und Hülfe feitend ded Staatd und, um einer allmählihen Zerjegung des Kernes des 
Bürgerftandes zu begegnen, eine nur von ſchädlichen Vorrechten zu veinigende, vor Misbräu— 
hen zu bewahrende Zunftverfaffung, welche ungeprüfte Eindringlinge ausſchließe, die Genera- 
tionen auseinanderhalte, die Mitwerbung mäßige, für ein Bedürfniß erachtet. CI, 307, 
309 fg.) Es wird ferner gehandelt über Nachdruck, Erfindungs- und Einführungspatente, 
Förderung der Einfiht, Abhülfe des Kapitalmangels, Erleichterung der Anſchaffung der Rob- 
ſtoffe durch Maßregeln der Wohlfahrtspolizei, Schuß der Gewerbe gegen übermäßige auslän- 
diſche Goncurrenz durch Zölle und Rüdzölle. Das Syſtem geht über zu f) der Förderung bei 
Handel mit Freiheit im Innern durd Kaufmannszünfte, privilegirte Handelsgeſellſchaften, 
Aus- und Einfuhrprämien, Sciffahrttacte, Handelöverträge, ſodann durd Erleichterung der 
Communication mitteld Straßen, Eifenbahnen, Erhaltung und Beſſerung der natürlichen, 
jowie Anlage der fünftlihen Wafferftraßen, Einrichtung und Beförderung von Verfendungs: 
anflalten, Frachtfuhren, Schiffahrt, Poften, Telegraphen; hiernächſt zur Beförderung bes 
Umfages, darunter durch Jahr-, Wochenmärkte, wie Meilen, durch Feſtſtellung und lber: 
wahung von Maß und Gewidt, Geld, Münz: und Papiergeld, Banken und Börfen; endlich 

5) zu den Maßregeln hinſichtlich des Bermögensgenuffes, mit VBerwerfung von Lurus;, 
Aufwands- und ähnlichen Gefegen. 

Je nachdem man den Begriff Polizei weiter oder enger faßt, erweitert oder verengert ſich ach 
dad Syitem der Polizeiwiffenfhaft. Der ihr angemielene Umkreis wird mwefentlich daren ab: 
hängen, wie weit e8 dev Staat als folder für feine Prliht und Aufgabe Hält, felbft vorferglih 
alle die Veranftaltungen zu treffen und die gefeglichen Anordnungen zu erlaffen, melde nicht 
etwa nur die Sicherheit feiner Bürger und ihrer Rechte, fondern auch ihre Wohlfahrt, ihre ges 
fammte phyſiſche und geiftige Entwidelung zu befördern geeignet jind. 

IM. Begrenzung des Polizeireſſorts; Principien des Polizeiftaats. In 
dem Grade, ald die Staatöverfaffung die communale Selbftverwaltung der Bürger anerkennt, 
ihnen demgemäß auch die eigene thätige Fürſorge für ihre gemeinfamen Angelegenheiten in 
Vereins: oder corporativen Verbänden überläßt ; je mehr jih die Staatöregierung von der Ein: 
mifhung in die Intereffen und Gefchäfte ver bürgerlichen Gejellihaft und von der damit noth⸗ 
wendig verbundenen Bevormundung dev Geſellſchaft wie der Mitglieder des Staatsverbandes 
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fern hält, dagegen diefen die Sorge dafür, hiermit aber auch die Selbftverantwortlichkeit für ihre 
Wohlfahrt ſelbſt anheimgibt, je mehr muß ſich der theoretifch wie praftifch zu umgrengende Kreis 
der Polizeithätigfeit verengern, danach auch der Geſchäftsumfang der zur Ausübung der polizei: 
lihen Gewalt berufenen Behörden vermindern. 

Die Wiſſenſchaft folgt dem Leben. Sie ift eben nur die Blüte ded Geiftes und ded Bewußt— 
jeins ihrer Zeit. Daß auch die Bolizeigewalt in dem Geſetz ihre Schranken habe und nicht alles 
thun und leiden dürfe, was dad Geſetz nicht ausdrücklich verbiete, ift ein Sag, den man nicht 
mehr beftreiten wird. Solange die Bolizeigewalt des Staats in der Beförderung der Öffentlichen 
Wohlfahrt (des salut public) ihre Aufgabe und alleinige Begrenzung zu haben glaubte, trat 
ihr gegenüber Recht und Gejeg und damit der Wirkungskreis der Juſtiz weit zurück. Auch noch 
gegenwärtig ift allerdings felbft in den conftitutionellen Staaten das Stadium politifcher Ent— 
wicelung, welches man als Polizeiftaat bezeichnet, noch nicht überwunden. Es ift aber eine un— 
beitreitbare Erfahrung, „daß“, wie Montesquieu fagt („De l'esprit des lois““, XI, 4), „jeder: 
mann, welher Macht befigt, geneigt ift, fie zu misbrauchen. Er geht fo weit, als er keine Schranfe 
findet”. Wenn das im Weſen der Gewalt liegt, jo kam ed zumeift auf die fubjectiven Anz 
ihauungen des jedesmaligen Herrſchers über das, was zum Wohl des Volks gereicht, an, wie 
weit die Wohlfahrtöpolizel ji ausdehnen und welde Richtung ſie einichlagen follte. Polizei: 
gefeggebung und Polizeigemwalt waren und find oft auch jegt nur eine eupbemiftifche Bezeichnung 
für Willkürherrſchäft. So wurde fie aufgefaßt unter Ludwig XIV., diefem charakteriſtiſcherweiſe 
von den Franzoſen noch immer bewunderten und doch elenden Tyrannen, dem Unterbrüder von 
Religiond: und Gewiffendfreiheit, dem vandaliftifchen Zerftörer der ſchönſten deutſchen Land: 
Ihaften, deſſen Regierungsmaßregeln wie feines andern Bourbonen dur die Unterbrüdung 
der bürgerlichen und wirtbichaftlichen Freiheit (ſ. Privilegien) die Franzöſiſche Revolution am 
gründlichiten vorbereiteten. Sein Ausſpruch „L'état c'est moi‘ ift der entfchiedenfte Ausdruck 
des Abfolutisnus wie des Polizeiftantd, und auch die Lettres de cachet und die Baftille be: 
rubten auf Motiven der Öffentlihen Wohlfahrt, auf Staatsrüdjichten, ebenſo wie der Ausſpruch 
Napoleon’d1.: „Alles für das Volf, nichts durch das Volk’, und die Sicherheitägefege Napo— 
leon's III., wonach die Polizei jeden ohne richterliches Erkenntniß auf fieben Jahre nad Gayenne 
ſchicken Eonnte. OR: 

Dem Wefen nah fann auch unter der Staatdform der Republik und der Demofratie ein 
Polizeiſtaat beftehen. Der franzöſiſche Gonvent war nicht weniger als die abfolute Herrihaft 
vor und nad ihm geneigt, fich in alle8 und jedes einzumifchen, Verkehrs-, Wirthſchafts- umd 
ſelbſt BKamilienverhältniffe ver Nation zu beherrſchen und zu regeln und fein Gebiet der Ent: 
widelung feines eigenen Lebens den ihm innewohnenden natürlichen Gefegen zu überlaffen. 
Das Polizeiregime findet in vem Gentralifationsfgftem, wie ed vorzugsweiſe in Frankreich zu 
allen Perioden und unter allen Staatsformen am meiften entwidelt ift, gleichzeitig feine Wurzel 
und feinen Hebel. Unter anderm hat Dr. Maron in einem intereffanten Auffag über die Be: 
völferung und das Grundeigentbum in China (T. „Vierteljahrsſchrift für Volkswirthſchaft und 
Eufturgeihichte‘’, herausgegeben von Faucher, Bd. I, Jahrgang 1863) überzeugend nachge— 
wiefen, wie jede Negierungdmaßregel, wenn fie pofitiv in die ſchaffende Arbeitskraft ver Nation 
eingreift und ihr beftimmte Bahnen vorzeichnet, verkehrt ift und ihren Zwed jo fehr verfehlt, 
daß gewöhnlich gerade das Gegentheil von dem, was ſie beabſichtigte, dadurch erreiht wird. 
Obſchon ein im-Jahre 9 n. Chr. von der communiftifhen Partei in China durchgeſetzles 
Edict, „wonad aller Orundbejig im Lande für Faiferlich erklärt wurde und Fein Unterthan mehr 
als eine gewiffe Portion Land (24 preußiſche Morgen) befigen durfte, auch jeder Verkauf bed 

Zandes verboten war”, mit ver Drohung ſchloß: „Wer an der Weisheit dieſer Maßregel zweifelt, 
wird verbannt, wer jie verlegt, wird getödtet‘’, mußte ſelbſt eine chineſiſche Regierung died Goict 
nach wenigen Jahren felbft widerrufen, weil e8, im Widerftreit mit den natürlichen Geſetzen, 
ji; als unausführbar erwies. In Europa hatte man befonders dem Römiſchen Recht und feis 
nen Vrincip, „daß, was dem Fürften gefiele und von ihm befohlen werde, die Kraft eines Geſetzes 
habe, weil nad der lex regia dad Volf ihm und auf ihn alle Herrihaft übertragen hätte‘ 
(Bo. 1, Tit. 2, $. 6), einen guten Theil der nahfolgenden Polizeiwillkürherrſchaft zu verdanfen. 

IV. Brincipien des Rechtsſtaats. Der Aufgabe, den Rechtsſtaat in feiner vollfom= 
menen Öeftalt und dur alle Lebendfreife durchzuführen, ift und bleibt e8 daher vorbehalten, 
dem ererbten und noch immer fehr weit ausgedehnten Gebiet der Polizei die richtigen Grenzen 
anzumeifen und diefe aus der Natur des Rechtsſtaats entwidelten Schranken durch eutſprechende, 
die Freiheit der Bürger fhügende Inftitutionen zu befeftigen. (Vgl. darüber dad treffliche Werk 
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von F. Lieber, „uͤber bürgerliche Freihelt und Selbſtverwaltung“, aus dem Engliſchen überſetzt 
von Dittermaier.) . 


Auch die Bolizeiwiflenihaft kann, wie die Polizeigefeggebung und Bolizeiverwaltung, ihre 
begriffemäßige Beitimmung nur durd diejenigen Brineipien erhalten, von welchen ver Staat 
der Gegenwart auszugehen hat, wenn er feine Aufgabe erfüllen will. Betrachten wir dieie 
Aufgabe. NR. von Mohl definirt jie in feinem vorgedachten Werfe dabin: „Der Rechtéftaat 
könne feinen andern Zweck haben ald den, das Zuſammenleben des Volks jo zu ordnen, Daß 
jedes Mitglied deſſelben in der möglichſt freien und alljeitigen bung und Benugung feiner 
fänmtliden Kräfte unterftügt und gefördert werde. Die Freibeit ded Bürgers fei der oberfte 
Grundfag. Er folle jelbit Handeln und ih bewegen innerhalb der Grenzen der Bernunft und 
des Rechts; gerade eine ſelbſtändige Ausbildung fei fein Necht und feine Pflicht gegen ſich ſelbſt. 
Der Staat habe keineswegs an die Stelle des gefammten Volkslebens zu treten, daſſelbe ver: 
Ichlingend, fondern er ſei ein freilih höchſt mächtiges und unentbehrliches Mittel zur Ausbildung 
deſſelben.“ 

Schärfer noch und in praktiſcher Anwendung auf rin coneretes deutſches Staatsweſen, auf 
Preußen, find die Principien des Mechräftaats für Perſon, Eigenthum, Arbeit, überhaupt inner: 
Halb des bürgerlihen und wirthſchaftlichen Bereichs, in der Hardenberg’ihen Gefeggebung 
anerkannt und zur Öeltung gebradt. Es geihah dies am Flarften, entihiedenften, zugleih am 
ausführliften in der von dem Minifter Freiherrn von Stein ald Erbihaft dem preußiſchen 
Staat hinterlaffenen Geſchäfteinſtruction für die Negierungen ſämmtlicher Brovinzen des 
preußiihen Staatd vom 26. Dec. 1808. Danach foll es ald ein Fundamentalfag der 
Staatsverwaltung gelten, „daß bei allen Anfihten, Operationen und Vorſchlägen der Regie: 
rungen der Grundſatz leitend bleiben müffe, niemand in dem Genuffe feines Eigenthums, jeiner 
bürgerlidien Gerechtſamkeit und Freiheit innerhalb der geleglihen Örenzen weiter einzuſchränken, 
als e8 zur Beförderung des allgemeinen Wohls nothwendig fei, einem jeden aber innerhalb ter 
gefeglihen Schranken die möglichft freie Gntwidelung und Anwendung feiner Anlagen, Fähig— 
feiten und Kräfte in moraliſcher ſowol als phyſiſcher Hinſicht zu geftatten und alle dagegen noch 
obmaltenden Hinderniffe balpmöglichft auf eine legale Weiſe hinwegzuräumen.“ 

„Eſs genüge aber nicht“,, heißt ed nun weiter, „ein ſolches allgemeines Princip anzuerkennen 
und auszuſprechen; es müſſe fih ihm Geſetzgebung und Verwaltung in allen Kreiſen des 
Staats, de8 bürgerlichen und wirthſchaftlichen Lebens der Nation anfhliegen. Es müßten dieſe 
von einem folden Bundamentalgrundiag durchleuchtet und beherrſcht werden.” Es wurde dies 
auch aldbald in Preußen verwirklicht, indem die Agrar: und Gewerbegeſetzgebung die Hinder— 
niffe der freien Entwickelung entfernten, die Heimatd= und Nieverlaffungsgeleggebung (von 
1804, jpäter 1842) aber bereitd in Übereinftimmung damit ftand, und indem dur die Iren: 
nung der Juſtiz von der Verwaltung wie durd die Ginridtung eines die Gabinetäregierung 
befeitigenden Stantäminifteriums und Staatsraths Garantien für die Aufrehtbaltung jener 
Prineipien geihaffen wurden. 

In der gedachten Negierungeinftruction wurde jedoch auch weiter beſtimmt ($. 50): „Die 
Mirkiamfeit der Megierung bei Ausübung ver Polizeigewalt müffe nicht blo8 auf Abwendung 
von Gefahren und Nachtheilen und die Erhaltung veffen, was ſchon da ift, jondern auf pie Meb: 
rung und Beförderung fich erſtrecken. Dieſe fönne nur durd möglichfte Gewerbefreiheit jomel 
in Hinficht der Erzeugung und Verfeinerung als ded Vertriebs und Abſatzes der Producte ge: 
ſchehen. Es fei aber dem Staat und feinen einzelnen Gliedern immer am zuträglidften, die 
Gewerbe jedesmal ihrem eigenen Gang zu überlaffen, Feine derfelben vorzugsweiſe durch befiows 
dere Unterftügungen zu begünfligen und zu heben, hingegen auch Feine in ihrem Entftehen, ihremn 
Detrieb und ihrer Ausbreitung zu erſchweren, fofern das Nedtöprincip dabei nicht verletztwerde, 
fie nicht gegen Religion, gute Eitten und Staatöverfaffung anfliefen. Es fei unftaartwirth- 
ichaftlih, den Gemwerben eine andere als die ebenbemerfte Örenze anweifen zu wollen und zu 
verlangen, daß diejelben von einem gewiſſen Standpunfte ab in eine andere Hand übergeben 
oder nur von gewiſſen Klaſſen betrieben würden. Gin nothwendiges Erforderniß fei außerbem 
die Leichtigkeit des Verkehrs und die Freiheit des Handels fowol in Innern ald mit dem Aus— 
lande, wenn Induftrie, Gewerbfleiß und Wohlſtand gedeiben folle; das fei das natürlichſte, wirf- 
famfte und bleibendfte Mittel, ven Etaat und feine Woblfabrt zu beiördern. Dann würden ñch 
diejenigen Gewerbe von ſelbſt erzeugen, welche mit Vortheil betrieben werten können, und diefe 
ſeien wiederum diejenigen, welche dem jedesmaligen Vroductionszuſtande des Landes und bem 
Culturzuſtande am angemeſſenſten ſeien. Es fe eine ſchieſe Auſicht, das Ge.d im Lande be- 
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balten zu wollen und nicht lieber zu kaufen. Habe der Staat Producte, die er ablaſſen könne, 
fo könne er ſich auch Gold und Silber kaufen und es münzen laſſen. Je vortheilhafter der 
Producent und Fabrikant ſeine Erzeugniſſe abſetzen könne, je mehr beſtrebe er ſich, ſie hervorzu— 
bringen, und je mehr davon hervorgebracht werde, um ſo weniger ließe ſich Mangel davon beſor— 
gen. Die Ausfuhrfreiheit ſei alſo gerade dahin gerichtet, dem Mangel vorzubeugen, ſtatt, wie 
man gewöhnlich glaube, ihn herbeizuführen. Freiheit des Handels mache den Speculationsgeiſt 
des Kaufmanns rege. Er werde ſeine Waaren nicht ausführen, wenn er ſie im Lande ſelbſt noch 
mit Vortheil abzuſetzen hoffen dürfte. Auf dieſe Weiſe ſchaffe ſich der Staat Vorräthe und 
Magazine im Lande, ohne daß er beſondere Koſten darauf verwenden dürfe. Leichtigkeit des 
Verkehrs und möglichſt freie Coneurrenz würden die Waaren im Lande jedesmal dahin bringen, 
wo fie am nöthigiten ſeien, weil ſie da am theuerſten bezahlt werden. Nicht nothwendig ſei ed 
daher, den Handel zu begünſtigen; man müſſe ihn nur nicht erſchweren. Ebendieſe Freiheit in 
Gewerbe und Handel ſchaffe zugleich die möglichſte Concurrenz in Hinſicht des producirenden 
und feilbietenden Publikums und ſchütze daher das conſumirende am ſicherſten gegen Theuerung 
und übermäßige Preisſteigerung. Falſch ſei es, das Gewerbe an einem Orte auf eine beſtimmte 
Anzahl von Subjeeten einihränfen zu wollen. Niemand werbe daffelbe unternehmen, wenn er 
dabei nicht Vortheil zu finden glaube, und finde er diefen, fo jel das ein Beweis, daß dad Publi— 
kum feiner noch bedürfe, finde er ihn nicht, jo werde er dad Gewerbe von felbft aufgeben; man 
aeftatte daher einem jeden, fein eigenes Intereffe auf feinem eigenen Wege zu verfolgen und 
fowol feinen Fleiß als fein Kapital in die freiefte Goncurrenz mit dem Fleiß und Kapital feiner 
Mitbürger zu bringen. Das Augenmerk ver Negierung müſſe dabin gehen, die Gewerbe- und 
Handelsfreiheit fo viel ald möglich zu befördern und auf die Abſchaffung der verfhiedenen Be— 
ſchränkungen, denen ſie noch unterworfen find, Bedacht zu nehmen. Conceſſtonen oder Berech— 
tigungen zu Gewerben, von welcher Gattung fie auch jein mögen, wodurch ein erclufives oder 
gar ein Zwangd= amd Bannrecht begründet werden folle, dürften auf feinen Ball mehr ertheilt 
werden. Bei Befolgung diefer Murime würden felbft vorübergehende Ausnahmemaßregeln 
meiftentheild unnöthig werben.‘ 

Mir Haben diefer Grundzüge, welche feitvem im weſentlichen in Preußen leitend blieben 
und ji bewährt haben, die troß mancher Nenctiongzeit und Neactionsgefege dennoch nicht 
auszutilgen gewejen find, weil jle ebenjo fehr mit dem Bemwußtfein ald mit dem wahren In- 
tereife ded Volks verwuchfen, deshalb fo ausführlih ermähnt, weil in ihnen und ihren Con— 
fequenzen die einfachſte und entiheidendfte Kritik jeder Polizeiwiſſenſchaft und Polizeigeſetz— 
gebung enthalten ift, weldhe andern, davon abweichenden Grundſätzen mittelbar oder unmittelbar, 
ganz oder halb dad Wort redet. 

Diefe Grundfäge einer bewährten praftifchen Geſetzgebung fprecdhen für Gegenwart und 
Zufunft vie Ziele aus, welde der Rechtsſtaat auf dem focialen und bürgerlichen Gebiet zu ver— 
folgen hat. Deren ſucceſſive Berwirflihung erweitert einerfeitö dem Bolizeiftaat gegenüber den 
Umkreis der perfönlichen und Eigenthumdfreiheit ver Bürger, gibt der freien geiftigen und phyſi— 
ihen Bewegung und Entwidelung Raum, macht die Fürſorge ded Staats vielfach unnöthig, 
ihränft daher andererfeitö die Volizeigefeggebung wie die Bolizeigewalt auf weit engere Orenzen 
ein und hat zur Rolge, daß auch die Thätigfeit der Staatöregierung und Staatöverwaltung er: 
beblich vermindert, daher denn aud) deren Geſchäftsmaſſe vereinfacht und diejelbe wie in ihrem 
Maße, fo aud in ihrer Richtung fehr verändert wird. 

V. Bemerkungen über die Anwendung der Principien des Rechtséſtaats 
auf verihiedene Gegenflände des Polizeirefforts, insbefondere der Wohl: 
fahrtspolizei. Man muß es fi zunächſt vergegemwärtigen, wie die Polizeigefepgebung, 
mithin auch die Bolizeigewalt, bei ihrem Eindringen in alle Verkehrs- und Lebensverhältnifle 
ber Menſchen ſich unaudgefegt mit allen wichtigſten Elementen dieſes Leben zu ſchaffen gemacht 
bat, und wie fo oft fie in verfchrter Weife, in der Meinung, dadurch die Wohlfahrt der Staaten 
und Bürger zu befördern, gerade der gefunden Entwidelung diefer Wohlfahrt in firtliher wie 
ın materieller Beziehung hindernd entgegengetreten iſt. Man beihränfte die Breiheit der 
Berfon, ded Grundeigenthums und Befiges, zumal der untern Stände, der Bauern, unter der 
Firma der Wohlfahrtspolizei, fogenannter Bolizei: (Unterthanenz, Geſinde- and anderer) Ver: 
Idnungen burd polizeilide Verbote der Veräußerung, Theilung, Verſchuldung u. f.w. Der 
Bolizeiftaat trat an die Etelle ded Feudalweſens wie des ſtändiſchen Staats und hielt deſſen 
Eraditionen Jahrhunderte hindurd (in einigen deutihen Staaten felbft bis in Die Gegenwart) 
eft, nachdem die urjprünglien Motive folder Beſchränkungen längſt gefallen und Sitten wie 
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gejellihaftlihe Bebürfniffe und Zuftände ganz andere geworden waren. Melde Menge von 
Strafverortnungen, von Aufficht, Reviſion, Widerrevifion haben nit Anorbnungen biejer Art 
zur Folge gehabt, obwol die Erfahrung ergab, daß die fortfhreitenden Bedürfniffe mächtiger 
waren wie alle dergleichen, obſchon ſtets erneuerren polizeilichen Verordnungen. (S. Agrar: 
verfaffung und Agrargefeggebung, Disimembration, ingleihen Grundvertheilung.) 

Erſt die volle Anerfennung ber Freiheit des Grundeigenthums wie der freien Berfügung, 
Gultur und Benugung deſſelben hat e8 möglich gemacht, fich Die Schäge ded Bodens in grögerm 
Maße dienftbar zu machen, und überall, wo fie befteht, auch diejenigen Vertheilungsverhältuirte 
hervorgebracht, welche vem Wohlbefinden der Menfchen wie dem Bedürfniß und Fortſchritt ver 
Geſellſchaft am angemeifenften find und außerdem ihren Bleiß, ihren Ordnungsſinn und ihre 
fittlihe Kraft am meijten fördern. 

Im Nechtäftaat muß jeder Gebraud des Eigenthums erlaubt fein, durch melden nicht wohl: 
erworbene Rechte eines andern gekränft oder die politiſche Verfaſſung des Staats beeinträdtig: 
wird. Die freie Verfügung über dad Eigenthum darf feine andern Grenzen haben als den 
Misbrauch, d. h. einen folhen, welcher vermöge feiner Natur auf Kränfung der Rechte eines 
andern ausgeht (vgl. z. B. Allgemeines Preußiſches Landrecht, Thl. 1, Tit.8, $. 28) oder 
als eine mit überwiegendem Nachtheil für dad Gemeinwefen verbundene Zerflörung des Eigen: 
thums anderer. Im feltenen Fällen nur ift ed erforberlich, daß der Staat dagegen mit befondern 
Präaventivbeftimmungen einfchreite. Er kann e8 vielmehr meiftentheild dem gefränften Bürger 
überlaffen, den Schuß der Gerichte gegen einen folden Misbraud anzurufen. Die Benutzung 
des Eigenthums muß dem Eigenthümer felbft dann freiftehen, wenn fie auf deilen Verminderung 
oder Zerflörung gerichtet ift, was z. B. auf Privatwaldungen Anwendung findet, veren Erbal: 
tung und pfleglihe Benugung früher, und in einzelnen deutſchen Staaten noch jegt, ver Polizei: 
aufiiht von Negierungsbeamten unterworfen wurden, aud in ihrem Beſtand nidt verändert 
werben durften. Seit Jahrhunderten ſchon wiederholt jich in den zahllofen Forſtordnungen mit 
Beihränfung der Privatwaldwirthſchaft die ftete Beforgniß vor Holzmangel, und immer hielt 
fih die Wohlfahrtspolizei für beredhtigt, das Publikum vor Holzmangel durd Eingriffe in vie 
Rechte des Privateigentgums zu fhügen. Das preußiſche Landescultur-Edict vom 14. Nor. 
1811 hob alle jene nur zu Verationen oder Gontraventionen führenden Beihränfungen auf, 
die auch in Preußen bis dahin den Privatmwaldbefiger bei Holzihlägen, Einforftungen u. |. m., 
überhaupt bei der Bewirthihaftung feiner Wälder dem fubjectiven Ermeifen von Staats: Fork: 
beamten preisgaben. Aus der Freiheit, felbft zur gänzlihen Ausrodung der Wälder, und au: 
ihrer Umwandlung in Acker und Wiefe find zahllofe größere und Eleinere Güter mit treffliäer 
Bevölkerung und Eultur hervorgegangen. Die Freiheit allein bat für die Wohlfahrt und inner 
Entwidelung ded Staats unendlich größere Erfolge gehabt. Denn fie bat wiederum anderer: 
feit8 zur Entdeckung von unterirdifhen Schägen geführt, duch welde die gerodeten Wälder 
reichlich erfegt werden. Der Holzbau ift dem beffern und feftern Bau mit Eifen und Steinen 
gewichen. Die früher faft unbefannte rationelle Forſtwirthſchaft ift feitdem nicht blos in Staats 
fondern auch in Privatwaldungen eingefehrt, auch mander [hon in der Vorzeit entwaldete ab: 
jolute Forftboden in Waldung verwandelt. Nur in wenigen Fällen hat die Freigebung bet 
Privatwälder und Privatforftwirthfchaft vurd den vom Eigenthümer davon gemadten Gebrand 
dem Gemeinweſen und dem Eigenthum anderer, der Nachbarn, überwiegenden Schaden zugefügt, 
bei Entwaldung fteiler Gebirge, jandiger Bergeshöhen und ver Ufer ded Meeres, in Fällen, 
in denen Beihränfungen oder Verbotögefege gerechtfertigt gewefen wären, dennoch aber ber 
Erlaß derſelben bisher, und zwar aus Achtung vor dem Recht der Eigenthumsfreiheit, under 
blieben ift. 

Welche verkehrten und rechtswidrigen, auf Motive ver Wohlfahrtspolizei geftügten Gelege 
die Niederlaffung und die Freizügigkeit zum Nachtheil ver Menfchen und des Wohlflandel der 
Länder noch jegt in Deutfchland beſchränken, iſt in den betreffenden Artikeln erörtert, wo zugleid 
die Folgen diefer Beichränfungen, theild in der wachſenden Zahl uneheliher Geburten, theil 
in der durch Auswanderung fich vermindernden Volkszahl ftariftifch nahgemwiefen find. (S, Ein 
und Auswanderung). Ebenſo verſtößt die polizeiliche Erfhiwerung oder Befhränfung ver @hr, 
gleihwie die des Erwerbs und der Arbeit durch Zünfte und Monopole, gleicherweiſe gegen natür: 
liche Rechte wie gegen das Staatsintereife. Auch R. von Mohl erkennt dies in feiner „‚Boligei= 
wiffenfhaft an. Wenn derfelbe dennoch, nah dem Vorgang von Gefegen mehrerer deutſchet 
Staaten, in welchen die Eingehung der Ehe wie die Niederlaſſung an ſehr erſchwerende Bedin- 
gungen, unter andern hinſichtlich des Vermögens, geknüpft ift, wo daher aber au, wie Reſchet 
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in feinem „Syftem der Volkswirthſchaft“, I, 502, bemerkt und in den obengedachten Artikeln 
nachgewieſen ift, „ein enorm ungünftiges Verhältniß hinſichtlich der Zahl der unehelichen Ge- 
burten obwaltet““, Armen oder Kranken das Recht zur Ehe verfagen will (von Mohl, a. a. O., 
1,719 fg.), jo ſcheint dabei felbt die Erfahrung außer Acht gelaflen, daß die Ehe mit Begrün: 
dung einer Bamilie bei manchem bis dahin mit Glücksgütern nicht gefegueten Menſchen häufig 
ein energifches fittlihed Motiv zum Fleiß und demzufolge zur Erwerbung von Vermögen gewor: 
den ift und ſelbſt bei dem Lieverlihen ven Grund zu feiner fittlihen Negeneration gelegt hat, 
ſodann daß fein Arzt vorausfagen möge, wie weit nicht höchſt ſchwächliche und Eränfliche Frauen 
gefunde Kinder gebären, fogar felbft nähren und zu Fräftigen Menſchen aufziehen; in beiverlei 
Beziehungen find Beifpiele zur Hand. 

Das große Naturgefeg, auf dem die Fortpflanzung des Menſchengeſchlechts beruht, läßt ich 
durch Volizeigeſetze nicht verfehren und ausrotten. Wenn in Medienburg: Schwerin eine Ver: 
ebelihung der arbeitenden und beiiglofen Klaffen infolge der Zerftörung des Bauernftandes 
sermöge der Patrimonialpolizei und damit verbundenen Conceſſionsbefugniß der Gutöherren 
zur Gingehung von Ehen ihrer Arbeiter und Dienftboten in fo hohem Grade erfchwert und in 
diefem Lande die Beranlaffung zu fo vielen Goncubinaten ift, fo mag man ed aus Gründen der 
Wohlfahrtöpolizei herleiten, daß trog diefer enormen Erſchwerung legitimer Chen die außer: 
ehelich gebärenden Mädchen überdies noch mit harten Strafen belegt werden, und daß ein großer 
Theil ver arbeitenden Klaffen nur deshalb zur Auswanderung genöthigt ift, um feinen außer: 
ehelichen Kindern durd die Trauung in Amerifa legitime Altern zu verſchaffen. Die Principien 
ded Rechtsſtaats verurtheilen eine ſolche Gefeggebung der Mohlfahrtöpolizet. 

Mag die Beförderung der Einwanderung, gleihwie die Aniiedelung von Coloniſten durch 
befondere Begünftigungen in früherer Zeit als eine heilfame Negierungdmaßregel betradhtet 
worden fein, ald unter anderm in Brandenburg: Preußen, wo fie am bäufigften, der Große Kur: 
rürft, wie König Friedrich WilhelmI. die von Ludwig XIV. infolge ver Aufhebung des Edicts von 
Nantes vertriebenen Reformirten, Später die umihrerevangelifhen Religion willen aus den öfter: 
reichiſchen Kaiferftaaten verwiefenen Salzburger in ihr Land aufnahmen und Friedrich der Große 
zahlreiche Pfälzer, Würteniberger u. f. w. hineinzog. In einem freien Staat überläßt man bie 
Vermehrung der Bevölferung und bie Einwanderung, gleichwie die Verminderung der Popu- 
Iation am fiherften der naturgemäßen Entwidelung nad) ihren eigenen innern Bedingungen und 
wirthſchaftlichen Geſetzen. Unter vem Regime der Gewerbefreiheit von 1810 bis zu dem ver: 
unglüdten Gefeg vom 9. Febr. 1849 über verichiedene Abänderungen der Gewerbeordnung 
von 1845, und wiederum feit jenes Geſetz allmählich objolet wird, war und ift die Einwande— 
rung tüdtiger Gewerbtreibender in Preußen zum Segen ded Landes Feine geringe. In Kur: 

beifen, in Mecklenburg nimmt die Bevölkerung ab, weil Verfaffung und Gefeggebung den Men: 
ſchen das Feld der Arbeit und Eriftenzmittel verfümmern. In einem wirklichen Rechtsſtaat 
ſcheint jede Polizeimaßregel zur Vermehrung oder Verminderung der Bevölkerung im all: 
gemeinen verwerflih. Die Beforgnif vor Übervölferung aber beruht auf Täuſchung, und ift 
diefe letztere ald ein wejenlojes Gejpenft zu betrachten, fofern fie nicht durch polizeiftaatlice, die 
freie Entwidelung der geſellſchaftlichen Zuftände verfrüppelnde Geſetze angelegt worden ift. 

Führen wir die Gegenfäge zwischen Polizei: und Rechtsſtaat noch weiter aus, indem mir 
ihatjahen und Autoritäten fpreden laffen. 

Mie alt und wie oft erfolglos wiederholt find nicht polizeiliche Verordnungen, durd die man 
nit Der Vermehrung oder Verminderung der Population erperimentirte und ſich über deren 
atürliche Urfahen und Geſetze täufchte. 

Gäfar, wie dann Auguft, wollten durch Gefege derart den lange und tiefangelegten Ber: 
erbnriffen der römifhen und italienifhen Bevölkerung begegnen. Cäſar gab Verordnungen 
egen Lurus und Sittenlofigfeit, wie zur Verminderung des Proletariatd, Nach des Kaiſers 
guſtus Lex Julia et Papia Poppaea ſollte jedermann über 20, wie jeder Mann, der nicht über 
©, und jede Brau, die nicht über 50 Jahre alt, verheirathet fein; das Geſetz beftimmte für den 
Sergang von einer Ehe zur andern wie für die Verlobung eine Friſt; die Eheloſen ſollten un— 
‚big fein, aus dem Teſtament Fremder zu erben, und ed ſollten alle Hinderniſſe der Verehe— 
Hung aus irgendeiner Bedingung (Eid, Weigerung des Vaters u. ſ. w.) wegfallen; ferner 
rpflichtete die Lex Papia jede 25, jedoch nicht über 60 und reſp. nicht über 50 Jahre alte Perſon 
r Erzeugung oder wenigftend zur Adoption von Kindern; durd eigene Kinder wurden die 


rinnen zu römischen Bürgern und ein jever frei von Öffentlichen Laften, die Freigelaſſenen ind: 
Etaatssterifon. XI 41 
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beſondere frei von Dienſten und Abgaben an den Patron, wogegen ein Kinderloſer oder refp. 
eine Frau, die nicht drei oder vier Kinder hatte, aus dem Teftament eines Fremden, reip. bee 
Ehegatten zu einem geringern Antheil erbberedhtigt fein ſollte u. |. w. 

Polizeigefege diefer Art Haben aber auf die Dauer fo wenig der Ubervölferung Roms mit 
Möbel und bettelhaftem Rumpengefindel, als der Entvölferung Italiens und ber vor dem Liber: 
gang der Republik in die Ginherrfchaft hereingebrodgenen Schwelgerei und Unſittlichkeit geſteuert. 
(Mommien, Bo. II, Kay. 11.) Es follte noch lange währen, ehe Negierungen und Völler fid 
zur Aufhebung der Sklaverei und Sklavenwirthſchaft, wie zur allgemeinen gleichen bürgerligen 
Freiheit entſchloſſen, und faft 2000 Jahre fpäter fam man erft zur Erfenntniß, dag dad menid: 
liche Individuum über polizeilihe Staatsrückſichten zu ftellen ſei, und fing man an, bie höhere 
Bedeutung der Perfon in ihrer Freiheit und Selbftverantwortlidfeit aus deren Urquelle, aus 
dem Chriſtenthum, zu begreifen. Noch heutzutage find die einfachen, dabei jo wahren Lehren 
Juſtus Möfer’s in feinen „Patriotiſchen Phantaſien“, namentlich im Auffag über das fogenannte 
Hollandgeben (I, 180 fg.), dem Leſer zu empfehlen. Die befiglofen Heuerleute im Stift D&na: 
brück heiratheten zehn Jahre früher ald die durch vinculirte Erbfolge in Bauergüter und durch 
älterliche Lebtagörechte gebundenen Anerben. Da verboten dann Bifhof und Stände bie Er: 
richtung neuer Beuerftellen; durch Erfhwerung der Ehen, Verminderung der Anbauer umd 
Beihränfung des felbftändigen Erwerbs bezweckte man wohlfeiled Gefinde zu erhalten. Daburd 
aber fanf mit der Bevölkerung wiederum auch der Preis der Landmiethen und Grundftüde wie 
des Getreides. Als die Herren Stände das merften, wollten fie e3 wiederum andere. „Aber 
ſchade“, jagt Mofer, „daß das Land fein Sad ift, in den man die Heuerlinge (die Bevölkerung) 
nad Belieben ſchütten kann.“ 

Mußte freilich in den legten Decennien dad englifche Parlament außerorbentlige Maßregeln 
anwenden, um dur Verminderung der Bevölkerung Irlands (um mehr ald 2 Millionen) mit: 
teld Beförderung der Auswanderungen wie der Zahl der kleinen bettelarmen Pächter dem wie: 
derfehrenden Elend entgegenzumwirfen, jo war dad Bedürfniß dazu aus den jahrhundertjährigen 
Ungeregtigfeiten und Landconfiscationen der Sieger und aus der Unterdrũckung ber belegten 
Eingeborenen entfprungen, wodurd die natürlichen Gefege des bürgerlihen Fortjhritte jrit 
Jahrhunderten geftört und verfehrt worden waren. Nur weil deren freie Entwidelung fo lange 
unterbrohen und gehemmt gewefen war, bedurfte ed präventiver ober reprefjiver Mafregeln, 
melde die Bevölferungsverhältniffe gleichzeitig trafen. 

Sollten die hriftlihen Völfer nicht beftimmt fein, wie die Staaten der Alten Welt zu mt: 
ftehen und zu vergehen, fich vielmehr in ven Wandlungen der Gefhichte aus ihrem Verfall durd 
eine innere Wiedergeburt ftetö neu erheben, fo werden fie das allein dem mehr und mehr er: 
Eannten, alle Lebensverhältniffe beherrſchenden Princip der perſönlichen und bürgerlichen Frei⸗ 
heit verdanfen, vor dem die Theorien des polizeiftaatlihen Regime verihwinden, welches bie 
innern Geſetze ded Völferlebens und ihre naturgemäße Einwirkung auf das Gleichgewicht und 
die fortichreitende Regeneration der menihlichen Gefellihaft nur hemmt und verfehrt. 

„Während“, wie Roſcher, „Grundlagen ver Nationalöfonomie” (S. 516) ausführt, „Pie 
Bevölferung Englands feit 1815 faft um das Doppelte wuchs, nahmen alle andern, die Sub: 
ſiſtenz der Menfchen verbürgenden Werthe und Dinge in einem noch weit erheblihern Verhältnis 
zu.’ Das Schredgejpenft der „Ubervölferung Chinas’ ift durch Maron in der „Vierteljahr: 
ſchrift für Volkswirthſchaft und Eulturgefchichte‘‘, Jahrgang 1863, auf das richtige Maf um 
Verſtändniß zurüdgeführt und als ein volks- und landwirthſchaftlicher Itrthum nachgemielen: 
„Vielmehr lag der ®rund einer, nad) zweitaufendjähriger Stagnation und felbit VBerminderumg 
der Population, in den 200 Jahren vor Chriſti Geburt verfünffachten, damals auf beinafebd, 
feitden, troß Despotismus und VBürgerfriegen, auf 415 Millionen geftiegenen Bevölfeungin 
der Wieverherftellung von Privateigentbum an Grund und Boden und einer vollfomminen 
innern Verkehrs- und Handeld:, Gewerbe: und Niederlaffungsfreiheit. Bei den Hinderniflen, 
welche ver Mangel genügender Communicationsmittel dem Austaufh der Produrte zwiſchen 
den Aderbaubiftricten und den oft dicht aneinander belegenen Niefenftädten darbietet, und infolge 
der Abgeſchloſſenheit des Ehinefifhen Reichs nah aufen tritt aber, ungeachtet einer keineswegẽ 
übertriebenen Barcellirung des Örundeigenthums, natürlich bei Misernten in einzelnen Diftrieten 
veriodiſche Hungersnoth, geradefo wie auch im fühlichen Rufland oder im Mittelalter in Deutſch 
land, ein, trogdem daß dieRegierung Chinas für folhen Fall Jahrhunderte hindurd das Sipflem 
der Magazinirung gepflegt hat, oder vielmehr gerade deshalb, weil die aus Gründen der Bol: 
fabrtöpolizei befolgte Niederhaltung des freien Kornhandels dur die Speicherung von Regie: 
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rungs wegen erft die partiellen Notbftände möglih macht.“ (A. a. O., ©. 51u.52.) Wie: 
derum iſt hingegen in Europa der Polizeiwiffenichaft und Praris ein Gebiet entjogen, ſeitdem 
Nationalökonomie und Erfahrung das Gefpenft des Getreidewuchers verſcheucht und das Ra— 
dicalmittel im freieften — aud internationalen Verkehr und Austaufch der notwendigen Lebens 
mittel erfannt haben. 

Wer foll die Borausfegungen prüfen, welche von Mohl, 1, 99, für Bolizeimaßregeln gegen 
Übervölferung billigt, nämlich, daf vie ganze bauwürdige Oberfläge eines Staatd in Brivat: 
big genommen und in Wirthſchaften von mäßigem oder gar von geringem Umfang vertheilt, 
die Waldungen und Weiden auf das Nothwendige beſchränkt feien und fein Theil ungenupt liege 
oder nur wenigen Ertrag abwerfe, viel größere und namentlich von Babrifarbeitern bewohnte 
Städte vorhanden feien, überhaupt Die Bevölferung dicht ift, wofür in der gemäßigten Zone bei 
niht ungewöhnlicher Fruchtbarkeit 3—4000 Einwohner auf der Quadratmeile angenommen 
werben; wer ſoll demnächſt aber nad den Bopulationdtiften über diefe, je nach dem Eulturzuftande 
jo relativen Bedingungen die Entſcheidung faflen, daß nunmehr mit der Bevölkerung anzu— 
halten ſei? Die Bolizei! Nun find aber dur die Agriculturdiemie wie durch fortfchreitende 
Kenntniß der Naturwiſſenſchaften überhaupt, durch Einführung neuer Pflanzen und befferer 
Wirthſchaftsmethoden in den Landbau u. ſ. w. die Breife dev Grundbeſitzungen ganz allgemein 
in Verbindung mit deren Erträgen und Renten feit wenigen Jahrzehnten in einem folchen 
Grade geftiegen, dag man davon vorher faum eine Ahnung hatte. Je intenfiver und intellis 
genter die Landwirthſchaft betrieben wird, deſto geringeres Areal bedarf es zur Exiſtenz der 
Familie und zu einem Überihuß der Produkte, Eine Bergleihung der weitlihften Provinz 
Preußens mit der Öftlichften liefert dafür den Beweis. Überdies gibt die Induftrie Neben: und 
Fullarbeit und Verdienſt. Mit ver durch die Agrargefepgebung meift überall hergeftellten Frei: 
heit des Bodens ift beim Fortfchritt der Landwirthſchaft von einem ländlichen PBroletariat wol 
nirgends Die Rede. Die ärmern Klaffen fuhen Berdienft in der Ferne. Das Königreih Sachſen 
zählt jegt fhon 8000 Einwohner auf der Duadratmeile und Fennt die Noth nur in denjenigen 
Diftricten, mo fie fhon lange infolge Unmwandlung der Induftrie herrſcht, 3. B. im Erzgebirge. 
(S. Bevölferung.) 

Iſt in Franfreih, troß feiner theilweiſe ſehr ausgedehnten Parcellirung des Bodens, die 
Yanbeultur hinter der Englands zurüdgeblieben, und ift die Bevölkerung Frankreichs verhält: 
nigmäßig am wenigiten gewachſen, — jeßt bei einer Geſammtbevölkerung von 37°/, Millionen 
jährlich nur um 36000 —, fo find das vielmehr Erjheinungen des feit der Revolution nur 
erweiterten und intenjiver gewordenen ftaatlihen Centraliſationsſyſtems. Jenen Übelftänden 
aber kann nicht durch Volizeigefege, fondern nur durch die, neben dort vorhandener wirthſchaft— 
licher, auch der politiihen Freiheit Rechnung tragende Decentralifation, vefp. dur Organifation 
ver Selbjtverwaltung in Stadt und Land der Provinzen abgeholfen werden. (Vgl. hierüber 
Ovilon=Barrot, „Etudes contemporaines; de la centralisation et de ses eſſets“, Paris 
1861, Kap. 6 u. 7.). 

Auch bier liegt die Abhülfe alfo nicht auf dem Gebiet der Polizei, fondern auf dem ber 
Staatöwillenihaft und Nationalöfonomie, d. h. in den Bedingungen das Rechtsſtaats, wie der 
n ihn vorandgefegten vollen politifhen und internationalen wirtschaftlichen Freiheit. 

Ubrigens ift (leider) auch die Thatſache bekannt, daß das Zeugniß, welches einft Tacitus 
Germ., 19) den Deutjdhen gab: „Numerum liberorum finire, flagitium habetur; plusque ibi 
oni mores valent, quam alibi bonae leges“, dem franzöſiſchen, in verſchiedenen Landestheilen 
elbſt auch dem deutfchen Bauernftande, zufolge des herrichenden fogenannten Zweikinderſyſtems 
icht zufonmt. Es hat dies nicht nur auf Gefundheit und Sitte der &heleute, zumal der Frauen, 
ondern auch auf die Bevölferung denfelben Einfluß, wie ihn die einft allen Ernſtes vorgeſchlagene 
nfisulation haben würde. So wenig fid die VPolizeigefeggebung in irgendeinem Staat der 
hriſtenheit zu letzterer entfchließen wird, fo wenig liegt e8 in ihrer Macht, jener Sitte oder Un— 
tte mit Ge: oder Verboten entgegenzutreten. 

Nur Bildung, Einfiht und Wohlſtand oder doch die refp. vom Staat und in der bürger: 
‚hen Gejellihaft gewährte Möglichkeit für jevermann, diefelben zu erwerben, d. b. vor allem 
olle bürgerliche, wirthichaftliche und Erwerböfreiheit, fihern reell, dauernd, Im großen und 
anzen aud gegen leichtfinnige Eheſchließungen, denen die Grundlage zur Ernährung einer 
;amilie abgeht. Wie dagegen aber die europätiche Polizei, fowie die aus polizeilihen Motiven 
ervorgehende Gefeggebung und felbft Lehren der Volizeiwiſſenſchaft über Gewerbe, Arbeit, 
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Niederlaffung, Heimatsrecht, Bamiliengründung an den Ungleichheiten und Übelftänden in den 
Griftenzverhältniffen, befonders der arbeitenden Klaffen, ſchuld find und fortgeiegt dieſe Mis- 
fände verſchulden, wie fie dur die von ihnen andgegangenen Mafregeln aber aud auf bir 
Bevdlkerungszus und Abnahme, wenn oft auch mit widerfpredenden Erfolg, eingewirft haben, 
ift fhon von Adam Smith in feiner Unterfuhung über die Natur und die Urſachen des Natio: 
nalreihthums (Bd. I, Kap. 10) überzeugend dargeftellt. Überall Elagt die Landwirthſchaft übe: 
Mangel an Arbeitern, auch in Süddeutſchland; die Löhne find feit einem Jahrzehnt allmählich 
faft um das Doppelte geftiegen. Dennod erſchwert oder verhindert man durd befchränfente 
Nieverlaffungsgeiege no) in einer Mehrzahl deutſcher Staaten die Anfäjfigmahung von Arbei⸗ 
tern. Dem Bedürfniß müſſen in den dringendften Arbeitöperiovden die auf eigenem kleinen 
Beſitzthum angefiedelten Menſchen anderer Länder und Landestheile abhelfen, mo Einſicht over 
Intereſſe ver Freiheit günftiger waren. (S. Freizügigkeit, Ein: und Auswanderung, Dis: 
membration und Grundvertbeilung.) Nur durd die freie Arbeit aber wird das Kapital 
erzeugt und durch diejed wiederum vermehrte und lohnendere Arbeit. „Mit dem Einkommen 
und dem Kapital jedes Landes“, jagt Adam Smith a.a.D., Cap. 8, „wächſt zugleidh und im 
entſprechenden Verhältniß die Nachfrage nah Menſchen, melde durch ihre Arbeit Lohn verdienen 
wollen ; ohne Vermehrung des erftern kann legtere nicht ftattfinden. Die Bermebrung bed Ein: 
fommend und Kapital in einer Nation ift fo viel ald Vermehrung des Natiomalreihtbume. 
Die Nachfrage nad Arbeitern und die Concurrenz in den ihnen gemachten Anbietungen wäcſt 
ſonach mit dem Nationalreihtbum und kann ohne ihn ſchwerlich wachſen.“ Dieſe Reiultate und 
mit ihnen die allgemeine Wohlfahrt kann man aber nicht durch Polizeigefege, fonder nur durd 
die Anerfennung der Brincipien des Rechtsſtaats ficherftellen und fördern, Es ift nur zu waht, 
was Montesquien jagt („De l’esprit des lois“, I, 18, 3): „Les pays ne sont pas cullives en 
raison de leur fertilite, mais en raison de leur liberte.‘ 

Politiſche wie perfönliche und bürgerliche Freiheit, die der Rechtsſtaat zu gewähren hat, un? 
wirtbichaftlihe Wohlfahrt ver einzelnen wie ver ganzen Gefellihaft hängen genau miteinande 
zufammen und bedingen ſich gegenfeitig. Auch iind die von polizeilichen Motiven und Geſichte 
punkten geleiteten Maßregeln unzureichend, wenn man die Freiheit auf einem wirthſchaftlichen 
Gebiet gewährt, auf einem andern aber verfagt. So 1851 und folgende Jahre in Würtemberg. 
wo noch feine Gewerbefreiheit, hingegen Dismembrationdfreiheit, dabei aber feine volle Agrar- 
freiheit beftand, und noch jegt in Medlenburg. (©. die oben allegirten Artifel.) 

Mit ver freien, durch feine Polizeimaßregeln gehemmten Entwidelung der productiven 
Kräfte, im Verein mit allgemeiner Einſicht und Bildung, fteigt audy die Belobnung imsbelon- 
dere der intelligenten und geſchickten Arbeit; deren veichlihere Belohnung aber folgt von jelbit 
dem Fleiß, der Anſtrengung, der Zuverläffigfeit, Treue und Gefhidlichfeit; dem dadurch geftei: 
gerten Lebensmuth und Wohlbefinden aber folgen gute Ehen mit Erzeugung einer gejunden 
Nachkommenſchaft. Je länger das patriachalifche oder vielmehr polizeiftaatlihe Bevormun 
dungsinftem von Polizei- oder Gemeinvebeamten hinfihtlid der Ehenniederlajlung, Arbat 
u. ſ. w. feftgehalten wird, je mehr untergräbt man die von der Selbftändigkeit und Selkftver 
antwortlichfeit abhängige menihlide Würde und impft der Gefellihaft joriale Krankbeiten rt 
ein. Die bürgerliche Freiheit, welche der Rechtsſtaat überall nach den verſchiedenen Seiten bin 
. berzuftellen berufen ift, ift die einzig ſichere Grundlage für den naturgemäßen Fortſchritt aus 
der Bevölkerung einerſeits wie gegen Übervölferung andererjeits, d. b. für die Erhaltung dee 
Gleichgewichts zwifhen Grnährungsmitteln und Ernährungsbedürfniſſen. Unſittlichkeit um? 
Anzahl der unehelihen Geburten ſtehen im genauen Verhältniß mit ven auf Gründen der ser 
meintlihen Wohlfahrtöpolizei beruhenden Erfhwerungen ver Nieverlaffung, Bamiliengrästung 
und Erwerbsfähigfeit. (S. die oben allegirten Artifel.) Es ift aber Niederlaffungsteißeit 
ohne Gewerbe: und Ermwerböfreiheit von geringem Werth. 

Wo jenes Gleichgewicht zwiihen Nahrungsmitteln und Nahrungsbedürfniß geftört ift, wine 
jich die tiefere Urſache überall in ungerechten, der Breibeit gefährlichen Bolizeigefegen und pell⸗ 
zeilihen Berwaltungsmaßregeln nachweiſen laffen. Müffen, um felbftverfhuldere Kranfpeiten 
zu heilen, vorübergehend künſtliche Mittel dagegen angewendet werden, fo muß man wen 
anerfennen, daß die radicale Gur nur in der von Rechtsſtaat gebotenen perſönlichen, hürger: 
lihen und wirthſchaftlichen Freiheit liegt. 

Welches ungeheuere Feld, das jih vie Polizeigefeggebung oder Verwaltung auf Koflen des 
Rechtsſtaats zur Niederhaltung der fittlihen Würde wie der Wohlfahrt der Menichen angemapt 
hat, wird ihr nicht entzogen, wenn infolge der Gewerbefreiheit jene zahllofen, ih Immer.er: 
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neuernden polizeilihen Anorbnungen und Berfügungen über die Verhältniffe zwifchen Lehr— 
lingen, Gejellen und Meiftern, wenn ferner die Jahrhunderte hindurch in jeder Stadt unauf: 
hötlichen Klagen und Entſcheidungen über die Abgrenzung der verſchiedenen Erwerbögebiete 
und deren Überſchreitung zwiſchen den Meiftern der einen oder andern Zunft fortfallen 
(f. Gewerbe), wenn mit Abjhaffung der Päffe, Legitimations- und Aufenthaltsfarten jene 
nuglojen Gontrolen und Legitimationsprüfungen der Neifenden und Arbeiter (j. Paßweſen), 
mit der Breizügigfeit, mit der freien Niederlaffung und unverhinderten Begründung einer Ehe 
jene der polizeilihen Willfür, Gunft oder Ungunft Thür und Thor öffnenden dicandfen und 
dabei meift illuforifhen Keumunds = und VBermögensprüfungen und Nachweiſe (ſ. Freizügig: 
feit und Niederlaffung), mit der freien Verfügung über Gultur und Benugungsweife der Pri— 
vatjelder und Privatwälder, wie der Ernten und Getreidevorräthe u. |. w. jene erfahrungsmäßig 
zweck- und fruchtloſen Verordnungen und Überwahungen der Privatwirthihaften durch Poli: 
zei: und Gemeindebeamte aufhören, wenn mit Abſchaffung der Zinsbeſchränkungen und ſo— 
genannten Wuchergejege ver Geldmarkt wie das Banfgewerbe feinen befhränften privilegien: 
artigen Charakter verliert, auch das Hypothekenweſen von richterlicher Bevormundung befreit 
wird. (S. Grundbüder und Hypothek, ingleihen Banken.) Dadurd wird das Kapital: 
bedürfniß ded Gewerbes und der Landwirthſchaft bereiter und ficherer befriedigt wie durch jene 
aus der polizeiliben Fürforge des Staats hervorgegangenen, von ihm concejjionirten, aber auch 
bevornıundeten oder gar mit Staatsgeldern dotirten bevorredhteten Greditinftitute. 

An die Stelle ver Bolizeigefeggebung und Verwaltung tritt dad aus den gegenjeitigen In— 
tereſſen und Bedürfniſſen des Publifums fich von jelbft ergebende lebendige Beleg im fortgefegten 
Austaufh und Verkehr. Es entſpricht died nur der Natur des Rechtsſtaats, foweit es fih um 
deſſen bürgerliche und wirthicdhaftlihe Bedingungen handelt. Damit hört aber aud) jene Ver: 
antwortlicfeit des Bolizeiftaats und feiner Beamten auf, welde fie doch zu erfüllen außer Stand 
ind, wodurch fie ſelbſt Anſprüche hervorgerufen, zufolge ded damit verbundenen Syſtems ver 
Bevormundung aber fie die eigene Energie, Fürſorge und Selbſtverantwortlichkeit der Mit: 
glieder ded Staatäverbandes abgeſchwächt und gelähmt, hingegen dieje legtern zu einer immer 
wachen Kritik jeved Regierungsacts wie zu einer perennirenden Unzufriedenheit und Misſtim— 
mung herausgefordert und bereihtigt Haben. 

Der Landes: Ofonomierath Koppe jagt (1847) in feinen Beiträgen zur Beantwortung der 
Frage: ob große oder Fleine Landgüter beffer für das allgemeine Beſte iind? ©. 90: „Es jei 
nicht bequemer, als ſich ven Staat wie ein Weſen mit ſchaffender Kraft zu venfen; es fei viele 
unflare Idee bis in die unterften Schichten ver Geſellſchaft gedrungen. Wenn aber irgend Ver— 
anftaltungen getroffen würden, höre man nur zu ofterwidern: „Die Koften herzugeben ſei Sache 
bed Staats.” Das ſei eine Folge des bisherigen Bevormundungsinftemd. Weil alle Bewegung 
von den Staatöbehörben biöher ausgegangen ift, fo habe ſich dieſe dunkle Idee von der Wirk: 
jamfeit des Staatd ausgebildet.“ 

„Aus dem Übermaß der Berantwortlichkeit der Negierungen Frankreichs“, bemerkt Barrot, 
„und aus der Abwefenheit jeder Selbitverantwortlichkeit der einzelnen find alle unjere Revolu— 
tionen entſtanden.“ 

AS der tüchtige latiniihe Stamm aus Rom verſchwunden war und der Pöbel Roms wie 
die italienische Sflavenwirtbichaft die freien Handwerker verdrängt hatte, halfen die Fürſorge 
für niedrige Öetreidepreife, die regelmäßige Getreidevertheilung an die durch Cäſar's Verord— 
nungen um bie Hälfte (immer noch auf 150000) herabgefegten Freiſtellen, ferner Die Lieferung 
von 3 Mill. Pfund DI aus Afrika zu den hauptftädtifhen Bädezn u. |. w. dem Glend des jorg- 
loien Proletariatd und den wiederkehrenden Hungerönöthen kaum vorübergehend ab. 

G8 jagte ſchon der erſte große deutſche Philofoph, Kant, „daß die väterliche, auf dad Prineip 
des Wohlwollens geftügte Regierung, welche die Bürger ald unmündige Kinder behandelt, der 
größte denkbare Despotismus ſei“. (S. auch Welcker, „Die legten Gründe von Recht, Staat und 
Strafe, 1813, ©. 93, 167 u. 168.) 

Wir möchten aud die Anlage von Chauffeen, Gijenbahnen, Kanälen u. ſ. w. nidt jo un— 
bedingt als Anftalten ver dem Staate zufallenden Wohlfahrtöpolizei angefehen und behandelt 
wiſſen. Obſchon aud) fie zu den poſitiven Mitteln gehören, um die Hinderniſſe ded gegenfeitigen 
Austauſches und Verkehrs wie der geiftigen und materiellen Gntwidelung aller Kräfte zu bes 
jeitigen, mithin die wirthſchaftliche Freiheit zu beförbern, jo flehen fie doch inſoweit, als eine 
Bereinigung von Kräften und Kapitalien zu Unternehmungen diefer Art nöthig ift, jet e8 von 
polttiichen, jei ed von privaten Genoſſenſchaften, auf dem Boden der Selbjtverwaltung und des 
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Vereinsrechts, und ed hat dabei der Staar und feine Geſetzgebung nur infofern zu concurriren, 
als zu deren Ausführung unabweisbar vom gemeinen Recht abweichende Privilegien erforder: 
lich wären, wie z. B. die Erhebung von Abgaben nad bejondern Tarifen oder die Erpropria- 
tion von Gigenthum und Nechten anderer, oder jomweit von der Ausführung die Bertbeidigungs: 
Eräfte des Staats betroffen werden. 

Die Sorge fr Förderung der geiftigen Bildung und des Unterrichts mit allen dahin gehö— 
rigen höhern und niedern Schulen und jonftigen Veranftaltungen möchten wir ebenje wenig 
der Aufgabe und den Gebiet der legiälativen oder adminiftrativen Wirkſamkeit der Bolizei ein: 
ordnen, jondern aus dem eigenften weit höhern Zweck des modernen Staatd ableiten, wenn 
gleichwol dazu die Thätigfeit der einzelnen Individuen außer Stande, ſondern die geeinigte Macht 
ded Ganzen, die Stantäfraft, nöthig ift. 

Im allgemeinen gilt daſſelbe von ben gefeglihen Anordnungen wie von der Verwaltung 
des Armenweſens und der Armenpflege ded Staats und in jeiner Vertretung der größern oder 
fleinern Gemeinden, fei deren Prlicht zur Arnıenverforgung obligatoriſch oder facultativ, des: 
gleichen von der Körberung der Landescultur und der Agrargejeßgebung in ihrem weitern Um: 
fang, ver Gemeinheitstheilung und Aufhebung, reſp. Ablöfung von Servituten, Zehnten, Real: 
laften, Jagdrechten auf fremden Boden u. f. w., von der Gonfolidation wie von ver Ent: und 
Bewällerung (ſ. d.) Die Orfeggebung hierüber hat ihren Ausgangepunft nicht ſowol in ber 
MWohlfahrtöpolizei, ald in der Aufgabe des Rechtsſtaats, die Feſſeln und Hinderniffe zu befei- 
tigen, welche der vollen freien Entwidelung der Naturkräfte und Bodenfhäge durd Anwendung 
von Arbeit, Kapital und Intelligenz entgegeniteben. 

VI. Abgrenzung des Bereichsder Polizei, ver Sicherheits: und der Wohl: 
fahrtspolizei wie ver Geſetzgebung hinſichtlich der legtern. Immerhin aber if 
und bleibt die Polizei ein Theil der Voliziehungs: und Negierungdgewalt. Sie ift fat auf 
feinem Gebiet des Staats: und Verfehrsiebend zu entbehren. Nur nimmt fie im Rechtsſtaat 
theils eine weit untergeorpnetere Stellung, theils ein weit beichränftered Feld ein. Indeß behält 
fie auch noch in der Geſetzgebung des Rechtsſtaats ihr beſonderes Reſſort als Wohlfahrispolizei 
Freilich iſt in dieſer Beziehung deren Begrifföbeſtimmung und Abgrenzung oft ſchwierig, auch 
nicht überall klar zu beſtimmen; noch weniger ift dieſe Unterſcheidung praktiſch überall durchzu⸗ 
führen. 

Man hat fih daran gewöhnt, Einrichtungen, Beranftaltungen und Befege zum Beten der 
Menſchen und für die Wohlfahrt der Bürger mit der Polizei in Verbindung zu fegen, mit dem 
Worte Polizei zu bezeihnen und wol aud aus ihrer Beſtimmung abzuleiten. Auch Gneift 
(‚Das Heutige engliihe Verfaſſungörecht“, II, 724 fg.) behandelt die infolge Parlamentsacte in 
England eingeführten neuen Gommunalinflitutionen zu Zweden ded Gemeinwohls unter der 
Bezeihuung von Wohlfahrtd:, insbejondere von Geſundheitspolizei, worunter die Öffentlichen 
Irrenhäufer und die Aufjicht über die Privatirrenhäufer, die Hörderung ver öffentlihen Geſund— 
heitöpflege wie der Baupolizei durch Anfegung von Waſch-, Bader, Yogishäuiern, Waller: 
leitungen, Straßenerleuchtung und sreinigung, Verlegung von Begräbnißplägen u. f. m. nad 
den neuen Polizeifyftemen, unter Reitung neuerrichteter Gentralbehörben und Minifterialeom: 
mifjionen begriffen werben. 

2. von Nönne betitelt jein Buch mit umfaſſender Darftellung der ganzen preußiſchen Gejeg: 
gebung und Berwaltungsorganifation in Betreff der Öffentlihen, Fünftlihen und undauffirten, 
der Bezirks-, Gemeinde: und Privatz, der Fahr: und Fußwege, wie jelbft ver Eiſenbahnen, e⸗— 
„Wegepolizei“. Auch behandelt er in feinem „Preußiſchen Staatsrecht“ unter der Volizeiret⸗ 
waltung alle gefeglihen Beftimmungen wie die Organe und deren Functionen über die einſchla— 
genden Diaterien. So führt er namentlich, außer der gerichtlichen Polizei, ald Hauptgegenftände 
der Volizeiverwaltung auf: die Fremden-, die Paß-, die Armen, die Arbeits-, die Theuerung-, 
die Sicherheits-, Sitten, Geſinde-, Medicinals, Beuer:, Waſſer-, Baupolizei. Und bieran 
anſchließend ift weiter auch eine Gewerbes, eine landwirthſchaftliche, insbejondere eine Felde, 
Jagd-, fodann eine See: und Flußſchiffahrts-, Bergbau:, Eiſenbahn-, Handels-, Kirdien-, 
Schul: und Preppolizei zu nennen. Denn auf allen dieſen Gebieten jpielt die polizeiliche 
Thätigfeit hinein, beim Armenz wie felbft beim Cultus-, beim Criminalweſen wie bei ver Yan 
dedcultur u. f. w. 

Ganz zutveffend fcheint die begriffsmäßige Begrenzung der Bolizei im Allgemeinen Preui: 
Then Landrecht (Thl. I, $. 10, Tit. 17) definirt, indem ed dajelbft heißt: „Die nörhigen An: 
Ralten zur Erhaltung der Öflentlihen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung Der 
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dem PBublifum oder einzelnen Mitgliedern deffelben bevorftehenden Gefahr zu treffen, ift das 
Ant der Polizei.” 

Unleugbar kommt alles das, was die Sicherheit und Drdnung erhält, was Gefahren von 
den Bürgern abwendet, nit nur ihre Sicherheit, jondern aud) ihrer Wohlfahrt zu ftatren, 

Dod werden e8 Beifpiele um fo klarer machen, was jedenfall nicht in den Bereich der Poli— 
zeiwiſſenſchaft und PBolizeigefeggebung hineingehört. Das find die Rechte ver Bürger in Bezug 
auf die Freiheit der Perfon und des an ih erlaubten Erwerb, der Unverleglichfeit der Woh— 
nung, bed Vereinsweſens, dev Verſammlung und Berathung öffentliher und gemeinfamer 
Angelegenheiten, der Beihwerbeführung und Petition, der Preffe, des Briefgeheimnijfes, der 
Religions: und Gewiſſensfreiheit. Dieje Rechte dürfen nicht nad polizeilihen Motiven, refp. 
Staatsrüdjihten abgemeffen und normirt werden. Deren Princip und Quelle liegt im Wefen 
und im Zwed des Rechtsſtaats. Allein hieraus jind die gejeglihen Normen dafür abzuleiten. 
Wenn Beihränfungen von einzelnen jener Rechte für gewille Verhältniſſe, z. B. in Betreff des 
Heeres oder in Fällen des Krieges oder Aufruhrs, auf dem Wege ver, Geſetzgebung oder Verord⸗— 
nung vorübergehend einzuführen find, wenn z. B. in ven letztgedachten Fällen (nad Art. 111 
der preußifhen VBerfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850) bei dringender Gefahr für die öffent: 
lihe Sicherheit fogar die Rechte auf perfönliche Freiheit, Unverleglichfeit ver Wohnung, Brief: 
geheimniß, Aburtheilung durd den ordentlich zuftändigen Richter, die freie Preſſe, das Recht zu 
Vereinen und Verfanmlungen u. f. w, fuspendirt werden dürfen, fo jind für eine folche vorüber: 
gehende Geſetzgebung nicht ſowol Geſichtspunkte der Polizei, ald vielmehr aus der Sorge für die 
Griftenz und Erhaltung des Staats abzuleitende Gründe leitend und entfheidend. Im Gegen 
theil würde die Erhaltung von Ruhe und Ordnung und die Vorbeugung einer möglicherweiſe 
bis zum offenen Wivderftande ji fteigernden Unzufriedenheit und Misftimmung der Bürger 
gegen die Regierung, die Gewährung einer vollen Freiheit der Preffe und des Vereinsrechts 
rathſam erſcheinen laffen ald wirffamfte und für die Dauer confervativfte politiihe Sicher: 
heitöventile und Gegenmittel, wodurd die Regierung weit jiherer und richtiger dasjenige er: 
fährt, was ihr zu wiffen nöthig ift, als durch Unterdrückung derſelben oder durch eine geheime 
Dolizei und deren Agenten. 

Hingegen fönnen andererfeitd ald dem Bereich der Wohlfahrtöpolizei und der Polizeigejeg: 
gebung angehörig betrachtet werden die Anordnungen z.B. über Führung von Bauten, wegen 
Sicherung gegen Feuerögefahr (j. Fenerpolizei und Feuerwehren), gegen Anſteckung von 
Menſchen und Thieren bei Seuchen und Krankheiten (ſ. Abfperrung und Anftedende Kranf: 
beiten), großentheild auch die Feldordnung (f. Feldordnung), ſodann wegen bed Marftver: . 
kehrs in Betreff theild ber richtigen Maße und Gewichte, theild der Geſundheit der Lebens: 
mittel (f. Marktpolizei), die Ginrihtung und Beaufjihtigung von Schlachthäuſern, die Re: 
vifion von Apotheken, aud z. B. in Paris, folange das abnorme Bäderprivilegium im In: 
tereffe der Berforgung der unruhigen Hauptſtadt auf Koften des Gemeinweſens (auch wol der 
Detrot) noch befteht, die Sorge für die reglementömäßigen Getreidevorräthe u. ſ. w., während 
auf andern Gebieten die Gefeggebung wie die allgemeinen Einrichtungen an fih und ihre Motive 
außerhalb des polizeilihen Bereichs liegen, wie 3.8. die AUgrarverfaffung, in melde fid die 
Polizei vurd Verordnungen über Gefhloffenheit der Bauergüter wie gegen Barcellirungen oder 
Gonjolivationen u. f. w. zum Schaden ver bürgerlichen Freiheit und wirthſchaftlichen Entwidelung 
mit Unreht hineingevrängt bat, fowie ferner das Kirhen= und Schulwefen, die Armenpflege 
und dad Heimatsrecht, die Fürforge für preßhafte und ſieche Perfonen, Blinde, Irre, Wai— 
fen u. f. w. 

Bei diejen Angelegenheiten bleibt das Reffort und die Aufgabe der Polizei, ald eines Organs 
ver Staatöverwaltung, vielmehr leviglih auf die Unterflügung der georbneten refjortmäßigen 
Behörden beſchränkt, fei ed, da die polizeilichen Bunctionen befondern Organen oder gleichzeitig 
den eigentlihen Neffortbeamten überlaffen find, und fei es, daß die Polizei auf Anrufen der 
Behörden over der in ihrer Rechtsſphäre geflörten oder Störung bejorgenden Privaten, oder 
aber dann eintritt, wenn dem Staat oder dem Publifum aus gewiffen Handlungen oder Unter: 
laſſungen augenblidliche Gefahr droht. 

Einzelne Beifpiele werden dies erläutern. Die Belppolizei hat durch ihre Feldherre und 
Feldhüter gegen Beihädigungen der Fluren und gegen Gontraventionen der Flurordnung zu 
wachen und diefe zur Anzeige und Nüge zu bringen. In den Vorflutsſachen bat jie unter ans 
perm für gehörige Aufräumung der Gräben und Bließe zu forgen, bei der Überſtauung des 
Merkpfahls von Waſſermühlen ver Gefahr einer Verfumpfung oder überſchwemmung angren- 
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sender Acer und Wiefen durch redhizeitige Ziehung der Shügen und Offenhaltung ver Brei: 
gräben zu begegnen, im Armenwefen auf gefährliche Bettler und Bagabunden zu vigiliren, dieſe 
feftzunehmen und ven Richter zur Strafe zu filtiren ; andererfeitö aber hat die Polizei aud darüber 
zu wachen, daß niemand ohne Obdach und ohne die nöthige Pflege bleibe, daß der Irre und Wahn: 
jinnige bewacht oder untergebracht, den Walfen Bormünder gefegt werben; jie hat in Nieder: 
laſſungsſachen die Anzeige wegen des Domicild entgegenzunehmen, bei Deihbrüden wie bei 
Feuersbrünften die zur Bewältigung der Gefahr auf der Stelle erforberlihen Anorpnungen zu 
treffen, in Geſindeſachen die vorläufige Beſtimmung über Streitigkeiten zwifchen Herrichaft und 
Dienftboten und die Rückkehr ver legtern in den contractwidrig verlaffenen Dienft zu veranlafien. 

Auf die eine oder andere Weife begleitet fonady die polizeiliche Thätigfeit bei der Mehrzahl 
ftaatlicher und geſellſchaftlicher Einrichtungen deren Ordnung, theils helfend, theild beſchützend, 
ohne über diefe Einrichtungen felbft und deren Angemeffenheit materielle Beftimmungen treffen 
und entſcheiden zu follen, auch ohne diefe Einrichtungen von ihrem Standpunft aus legislativ 
hervorzurufen oder zu befeitigen. Eine ſolche materielle, legislative, in vielen Fällen ſelbſt ad: 
miniftrative Ginmifhung in die Einrichtungen felbft, gleihviel von weldyer außerhalb der Ein: 
richtung ftehenden Behörde fie audginge, würde dagegen zur Beihränfung oder Verfümmerung 
bald ver politifchen, bald der religiöfen, bald ver bürgerlichen oder wirthſchaftlichen Freiheit von 
Gommunen und Genoffenfhaften, von Vereinen oder Individuen führen. Auf alle Fälle aber 
gehört die Unterfuhung und Entſcheidung über die Widerrehtlichfeit von Störungen der gefell: 
ſchaftlichen Ordnung, fowie deren definitive Wiederherftellung und das Urtheil über Schaden: 
erfag bei Nechtöverlegungen von Perfonen und Eigenthum zum Wirkungsfreis der Juftiz, und 
hat die Polizei Died den Gerichten zu überlaffen. Es ift das Juſtiz-, nicht Sade ver Polizei, 
welche zwar ebenfall®, wie bei Berfolgung von Verbrechen und Verbrehern, zu functioniren 
bat, infoweit aber Dienerin der Zuftiz ift. Und diefe Stellung follte fie auch bei Vollſtreckung 
der Strafen einnehmen, ſodaß namentlih Corrections- und Zuchthäuſer nit ihrer ausſchließ— 
lichen Verwaltung, fondern wenigftend, wie z. B. im Großherzogthum Baden, der Mitaufjiht 
der Juſtiz zuüberlaffen waren, ferner felbft bei ver nach mehrern Strafgefeggebungen einen Theil 
der ridhterlich zu erfennenden Strafe bildenden, nad Verbüßung der Freiheitäftrafe eintretenden 
Stellung unter Polizeiauffit, deren Wirkung, je nad dem Ermeilen ver Polzeibebörde, eine 
firengere oder weniger firenge ift. (Unterfagung des Aufenthalts an einzelnen Orten, Be: 
fhränfungen während der Nachtzeit auf ven Wohnort und felbft auf die Wohnung. Val. 3.2. 
Preußiſches Strafgefegbudh, vom 14. April 1857, $$. 26 fg.) 

Die Begrenzung der Gompetenz und namentlic die Trennung der Juftiz von der Bermal: 

"tung, refp. Polizei, wie die volle lInabhängigfeit ver unterſuchenden und entſcheidenden Geriäte, 
gleichviel übrigens, ob deren Mitglieder gelehrte und eraminirte Juriften find oder nicht, von 
der Einwirkung der Adminiftration, gehört zu den Grundbedingungen und Schugwehren ber 
bürgerlichen Freiheit, zu den Vorausfegungen des Rechtöftaats im Gegenjag zum Polizeiftaat. 
Gleich unzuläffig ift im Rechtsſtaat die Ausübung der Hoheitsrechte ver Polizei von Gutsobrig: 
feiten (die Patrimonialpolizei). (S. Nittergüter, aud Provinz und Provinzialftände und 
von Rönne, „Das Staatöreht der preußiſchen Monarchie“, Bd. l, $.60, ©. 224 fg. und 
$. 62, ©. 235 fg.) 

VI Wefentlihe unterfheidende Kriterienzwifhen dem Polizei- und dem 
vollfommenen Redtöftaat. Für die Natur ded Staats, als Feudal: und ſtändiſcher, ale 
Polizei: oder ald Rechtsſtaat, find demnächft folgende Momente von Bedeutung: 1) Die reffort- 
mäßige Zuftändigfeit der Verwaltung und Ausübung der Polizei wie der Polizeigerictsharfeit, 
tefp. durch richterliche, durch Staats: oder Gemeinde-, durch Landes- oder Ortspoligeibehörben, 
der höhern oder niedern wie der gerichtlihen und der abminiftrativen Polizei; 2) die Abgrens 
zung der Gompetenzen zwifhen Gerichten einer- und Verwaltungs-, reſp. Volizeibebörben 
anvererjeits, hinjichtlich deren Art. 96 der preußischen Verfaffungsurfunde von 1850 beflimmt: 
„daß über vergleichen Gompetenzconflicte der durch das Gefeg (vom 8. April 1847) bezeichnete 
Gerichtöhof zu entſcheiden hat; 3) die perfönlihe Verantwortlichkeit der ausübenden Polizei: 
beamten bei Misbraud oder Uberfhreitung ihrer Amtöbefugniffe; 4) das Polizeiftrafredt; 
5) die jogenannte geheime, auch höhere (politifche) Polizei. Die Polizeigewalt ift ein Ausiluf 
der Hoheitörehte des Staats und feines Oberhaupts. Als Princip haben diefen Grundjag 
bereits die jeit Ausbildung der landesherrlihen Gewalt ergangenen Verordnungen mehr oder 
weniger anerfannt, indem auch die Batrimonialpolizei dem Aufſichtsrecht des Staats ſucceſſiv 
unterworfen wurde. Der große Minifter Freiherr von Stein fprad) in dem Programm, bad er 
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bei jeiner Verbannung durd Napoleon I. 1808 dem preußischen Staat zurüdließ, aus, „daß die 
Regierung nur von der höchſten Macht ausgehen dürfe, diefe höchſte Gewalt aber ihre Würde 
verliere, jobald das Recht, die Handlungen eines Mitunterthanen zu beflimmen und zu leiten, mit 
einem Grundſtück ererbt oder erfauft werben könne. Im gefränften Unterthan werde die 
Anhänglichfeit an den Staat gefhwädt. Nur der König dürfe Herr fein, fofern diefe Benen— 
nung bie Polizeigewalt bezeichnet, und dürfe fein Necht nur von den ausgeübt werden, welchem 
er ed jedesmal übertrage. In der That wurde auch bereits damals die Aufhebung der Patri: 
monial:Jurisdiction eingeleitet. Sie follte vennoh in Preußen erft nad der octroyirten Ver— 
faſſung von 1848 durd) die Gefege vom Januar 1849 erfolgen. Die Polizeigewalt ift hiſtoriſch 
ald der Ausflug der Jurisdiction betrachtet und behandelt worden. Deſſenungeachtet hat die 
auts obrigkeitliche Polizeigewalt (die Patrimonialpolizei) in Preußens öftlihen Provinzen auch 
nah Publication der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 thatſächlich fortbeftanden, und 
ie if dort fogar ausdrücklich durch ein Gejeg der Neaction vom 14. April 1856 wiederher: 
geſtellt, nachdem zufolge der indeß jpäter wieder aufgehobenen Gemeindegefeggebung von 
11. März 1850 beftimmt war, daß die Ortäpolizei von den Vorftehern der Sammtgemeinden 
oder von Bolizeiamtmännern vermaltet werden jolle. Im übrigen wird die Polizei in den öſtlichen 
Provinzen des preußiichen Staats ald Theil der ortsobrigkeitlicheen Gewalt, mo Dieje dem Guts— 
beren über die Ortögemeinde nicht zufteht, auf dem Lande vom Landrath des Kreiſes und unter 
ibm von den Oemeindevorftänden (Dorfrichtern) ausgeübt. In den Städten dagegen, für 
welche ald Vorbild und Mufter neuerer Städteverfaffungen unter von Stein’d Verwaltung die 
Städteordnung vom 19. Nov. erging, blieb dem Staat dad Redt vorbehalten, eigene Polizei: 
bebörden anzuordnen oder die Ausübung der Polizei dem Magiftrat zu übertragen, der ſie aber 
dann vermöge Auftrags des Staats ausübt. Die jahlihen Koſten der Drtöpolizei hatte die 
Stadtgemeinde zu tragen, weil die Bolizei hauptſächlich für die Sicherheit und das Wohl ihrer 
Ginmwohner thätig ſei. Es find diefe Grundjäge hiernächſt in alle fpätern Städteordnungen, 
wie auch in die Kandgemeindeordnungen der beiden weftlihen Provinzen Preußens übergegans 
gen, in welden unter dem Landrath die Bürgermeifter oder Amtmänner ald Polizeibeamte und 
unter denfelben ald deren Organe die Gemeindevorfteher fungiren. Das noch geltende Gejeg 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 behielt fpeciell nur in denjenigen Gemeinden, 
wo ſich eine Bezirföregierung, ein Lande, Stadt: oder Kreiögericht befindet, fowie in Beftungen 
oder Gemeinden von mehr ald 10000 Einwohnern die Übertragung der örtlichen Polizeiver— 
waltung durch Beſchluß des Minifteriums ded Innern an befondere Staatöbeamte vor. Es ver: 
blieb ven Poligeibehörden die ihnen nad) den bisherigen Geſetzen zuftehende Erecutionsgewalt, 
und fie find für berechtigt erklärt, ihre polizeilichen Verfügungen dur die gejeglihen Zwangs- 
mittel durchzuſetzen. Den mit der örtlichen Bolizeiverwaltung beauftragten Behörden ift außerdem 
eine Art Geſetzgebungsbefugniß beigelegt, indem beftimmt wurde, daß fie nach Berathung mit den 
Semeindevorfländen und bei Oegenftänden der landwirthſchaftlichen Polizei mit Zuſtimmung 
der Gemeindevertretung ortöpolizeiliche, für den Umfang der Gemeinde gültige Vorſchriften mit 
Androhung einer Gelvftrafe bis zu 3 Thlen. und, unter Genehmigung der Regierung, bis zu 
10 Thlr. erlaffen dürften, und e8 jind zu den Gegenftänden folder polizeiliher Vorſchriften 
rolgende gezählt: a) der Schuß der Perfon und des Eigenthums; b) die Ordnung, Sicherheit 
und Reichtigkeit des Verkehrs auf öffentliden Straßen, Wegen und Plägen, Brüden, Ufern und 
Gewäſſern; c) der Marftverfehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln; d) die 
Ordnung und Gefeglichfeit bei dem öffentlihen Beifammenfein einer größern Anzahl von Per: 
jonen; ©) das Öffentliche Intereffe in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden, 
die Wein, Bier: und Kaffeewirthiäpaften und fonftigen Einrichtungen zur Ausbietung von 
Yebensmitteln ; ſ) Sorge für Leben und Geſundheit; g) Fürforge gegen Feuersgefahr bei Bau— 
ausfübrungen, fowie gegen gemeinſchädliche und gemeingefährlide Handlungen, Unternehmun— 
gen und Ereigniffe überhaupt; b) Schuß der Felder, Wiejen, Weiden, Waldungen, Baume 
pflanzungen, Weinbergen u. |. w. Dazu i) alled andere, was im bejondern Interefle der Ge— 
meinde und ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß. Die Gerichte find verpflichtet, 
nach dieſen ortspolizeilihen Vorſchriften zu erfennen. 

In Bezug auf den territorialen Umfang und die Wichtigfeit der polizeilichen Befugniß ift 
der Unterſchied zwifchen der den Departementsregierungen zuftehenden Landes- und der den 
Localbehörden zuftehenden örtlichen Polizei von Bedeutung: Erſtere find zugleih Aufſichts- 
behörden der legtern. Hingegen wird unter ver hohen Polizei in der Negel das Recht der Gefeg: 
gebung und oberften Aufſicht in Polizeifahen nebſt ver Befugniß zur Entſcheidung über Be: 
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ſchwerden oder Recurfe in höchſter Inftanz verftanden, abgefehen von der Nebenbedeutung einer 
von der oberſten Staatöbehörbe geleiteten geheimen Bolizei. 

Die Ausübung der Polizei durch Staatsbehörden befhränft fih in Preußen zur Zeit auf 
wenige große Städte. Der mehrfah, befonders im preußifhen Herrenhauſe beregte Anirag, 
auch hier die fogenannte Wohlfahrts: (Cultur- und Wirthſchafts-) Polizei den Gemeinde: 
behörden zur ausfchlieplihen Verwaltung zu übertragen und von der Sicherheitspolizei loszu: 
löfen, eine Trennung, wie fie in den Städten des Königreihs Sachſen durchgeführt ift, bat bicher 
in Preußen feinen Erfolg gehabt. 

Es ift Hier der Ort, aufdie von R. von Mohl in feinem Syftem der Präventivjuftiz oder 
Rechtspolizei (deſſen „Polizeiwiſſenſchaft nad den Grundſätzen des Rechtsſtaats“, Bo. IT) ent: 
wickelte Anſicht hinzuweiſen, daß nicht nur die Wiederherſtellung des geſtörten Rechts, ſondern 
auch die Rechtsſicherheit gegen beabſichtigte Ruheſtörungen in dem Competenzkreiſe der Gerichte 
liege, und daß daher die für dieſe Rechtspolizei oder Präventivjuſtiz zu organiſirende Behörde 
nicht den Minifterium und der Polizei, fondern dent Juftizminifterium unterzuorpnen fei. 

Praktiſch ift viefer Anficht in der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung und daher in denjenigen 
deutichen Landestheilen, wo diefelbe erhalten worden ift, wenigftend theilmweife, nämlich infofern 
Rechnung getragen, ald ed dort eine fogenannte gerichrliche Polizei gibt, d. h. rũcffichilich der 
Berfolgung von Verbredern und Verbrechen die Polizeibeamten ver Disciplin und Autorität 
der Staatdanwaltfchaft wie der zur Ausübung der Criminalgerichtöbarfeit berufenen richterligen 
Beanten unterworfen jind. 

In Übereinftimmung mit der franzöſiſchen Gerichtsverfaſſung haben die preußiſchen Geſetze 
vom 2. und 3. Jan. 1849 bei Ginführung des Inflitutd von Staats: und refp. Polizeianwälten 
behufs Verwaltung der WBolizeigerichtöbarkeit überall befondere Polizei:Ginzelrichter beitellt, 
vor welden der Polizeianwalt die Anklage wegen Bolizeiübertretungen zu erheben bat. Das 
preußifche Gefeg vom 14. Mai 1852 hat jeboch den Polizeiverwaltungen das Recht einer vor: 
läufigen Straffeftfegung (bis auf 5 Thlr. Geldbuße oder dreitägiges Gefängniß) wiederum zu: 
geftanden, wogegen dem Angeſchuldigten nur freifteht, innerhalb zehn Tagen auf Entiheidung 
durch den Polizeirichter anzutragen. In der Nheinprovinz ift ſtets die Polizeigerichtsbarfeit 
ohne Ausnahme nur den Friedensrichtern übertragen gewejen. 

Im Königreih Sachſen befteht feit einigen Jahren die eigenthümliche Ginrihtung gewählter 
Friedendrihter zur Unterflügung der mit der Polizei und Polizeigerichtöbarfeit beauftragten 
Amter. 

Die Verfaſſung Englands legt mit der gefammten Friedensbewahrung und verfchiedenen 
Bunctionen die gefammte Polizei fowol in den Grafihaften, wie gegenwärtig in deren befondern 
Abtheilungen (Sanımtgemeinden, Kreifen, Unions) in die Hände der Friedensrichter. (S. Frie 
densgerichte und Großbritannien und Irland Staatsgeſchichte und Staatsrechtſ.) Niemals 
dürfen übrigens die Friedensrichter über Eigenthumstitel entjcheiden, wenngleich fie jonft hin: 
ihtlih der Präventivjuftiz oder der Rechtspolizei durch Einforderung von Gautionen und im 
Nichtzahlungsfall durch das Recht zur Einfperrung bis zu einer nächſten Quartalſitzung dei 
Gollegiums der Friedensrichter eine fehr ausgedehnte Vollmacht haben. 

Die Gompetenzconfliete zwifchen Verwaltungs: und Gerichtsbehörden find eine Grfinbung 
des franzöſiſchen Nechtö feit ver Revolution, Gie jind in England unbekannt, wo jelbit Gegen: 
fände des Öffentlichen Rechts, wie der Schuß der Redhte ver Gemeinden gegen die Negierumgt: 
gewalt und fogar die Anſprüche auf Armenpflege, vom Rechtsweg vor den höchſten Gerichten 
nicht audgejchloffen find. 

Darüber, wie weit der Rechtsweg gegen polizeiliche Verfügungen zuläffig ift, weichen die 
Geſetzgebungen in den verfchiedenen Kändern ab. Das preußiiche Gefeg vom 11. März 1843 
beſtimmt im allgemeinen, daß Beſchwerden über polizeiliche Verfügungen jeder Art, mögen fie 
auch die geſetzmäßige Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit derfelben betreflen, vor die vorgejegte 
Dienftbehörde gehören. Es fol ver Rechtsweg in Beziehung auf folhe Verfügungen nur dann 
zuläfiig fein, wenn die Verlegung eines zum Privateigenthum gehörigen Rechts behauptet umd 
diefe Behauptung auf befondere geſetzliche Vorſchriften oder fpecielle Rechtstitel geftügt wird. 
Auch darüber, ob ein folder Eingriff in die Privatrehte vorhanden fei, für welchen im allge‘ 
meinen Gntihädigung zu leiften ift, fowie über den Betrag diefer Entfhädigung, ingleiden 
wenn die Polizeibehörde nur zu einer vorläufigen Anordnung mit Vorbehalt der Rechte der 
Berheiligten befugt ift, wie über die einem dritten obliegende Verpflichtung ſoll richterlide Ent: 
ſcheidung zufäfig fein. Abgefehen von diefen Ausnahmen, bleiben nur in dem Fall, wenm eime 
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polizeiliche Verfügung im Wege der Beſchwerde ald gefegwidrig oder unzuläffig aufgehoben 
wird, dem Berlegten feine Gerechtiame nad allgemeinen gefeglihen Beſtimmungen über vie 
Bertretungsverbindlichkeiten der Beamten gegen diefen vorbehalten. Das fpätere preußifche 
Geſetz vom 13. März 1854 wendet aber das Gonflictögejeß vom 8. April 1847 auch auf die 
wegen Handlungen der Beamten in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung des Amts, 
tefp. auf IUnterlaffung einer Amtöhandlung, im Wege des Civil- oder Strafproceſſes einzu— 
leitende gerichtliche Verfolgung an; ed wäre denn, daß die vorgefegte Provinzial: oder Gentral: 
behörde des Beamten darin eine zur gerichtlichen Verfolgung geeignete Überfäreitung feiner 
Amtsbefugniſſe oder die Unterlaffung einer ihm obliegenden Amtshandlung ihrerfeits feldft 
anerkennen mochte. Nur der Competenzgerichtshof hat darüber zu entfcheiden, ob der Rechtsweg 
gegen den Beamten zuläffig fei oder nit. Es ift nun aber, wie Franz Lieber (a. a. O., 
S. 89 fg.) hervorhebt, eine ver wichtigften, biäher freilich außer in England und Norbamerifa 
unbefannten Schugwehren der Oberherrſchaft des Geſetzes und für die bürgerliche Freiheit gegen 
Bolizeiwillfür, daß jeder Beamte, ob hoch oder niedrig, dem durch feine Handlung oder Unter: 
laffung Gefränften für deren Gefeglichfeit verantwortlich ift, mag ihm fein Vorgefegter dieſelbe 
aufgetragen haben oder nicht, mag er felbit in der Lage gewejen fein, die Gejeglichfeit der ihm 
befohlenen Handlung zu beurtheilen oder nit. Es iſt dort fogar jedermann berechtigt, ſich 
einer ungejeglichen Handlung auf feine Gefahr hin zu widerfegen, mag jie von einem fonft ge: 
jeglich beftellten Beamten ausgehen oder nicht. Selbft vorfägliche Tödtung eines Beamten bei 
rechtmäßigem MWiderftand gegen venfelben wird in jolden Fällen nicht ald Mord, ſondern höch— 
tens ald Todtſchlag geahndet (Lieber, a. a. D., S.49). In England ijt ferner vorgefommen, 
daß umgekehrt die Polizeibeamten einen wider Recht und Verfaſſung richterlich verurtheilten 
Privatınann gegen die Grecutoren ded Gerichts [hügten. (Bol. auch Fifchel, „Die Verfaſſung 
Englands‘, ©. 348.) 

Mag mitunter die Autorität der zur Aufrechthaltung von Ordnung und Sicherheit berufe- 
nen Bolizeibehörden darunter leiden, daß fie jelbft nicht ermächtigt find, definitive Strafen für 
Bolizeicontraventionen feitzufegen und auf Grund ihrer Entſcheidung zu vollftveden ; in einer 
Übergangszeit aus dem Polizei: in ven Rechtsſtaat, in der ſich alle Staaten des Kontinents zur 
Zeit nod befinden, fcheint die Trennung der Polizeiftrafgerihtsbarfeit von der Polizeiverwal⸗ 
tung doppelt nothwendig. „Der Schuß der Perſönlichkeit des Bürgers iſt“, wie Lieber im vor— 
gedachten Werk mit Necht fagt, „ein Hauptgegenftand der ganzen Staatéwiſſenſchaft.“ Eins 
ver höchſten Ziele bürgerlicher Freiheit ift ferner die Herftellung des wirffamften Schuges für 
verfönliche Thätigkeit, perfönliches Wirken und Recht, eine der nothwendigſten Schugmwehren 
aber zur Erhaltung einer bürgerlichen Freiheit die Unabhängigkeit des Rechts und der Richter 
nach oben wie nach unten hin, zu dem Ende auch die Trennung und Öliederung der polizeilichen 
Gewalten und Ämter. 

Das Polizeiftrafrecht bildet einen Theil des Strafrechtd und gehört daher, jedenfalls feinen 
Hauptprincipien nad, in das allgemeine Strafgefegbud. Der befannten Dreitheilung des fran= 
zöſiſchen Code penal mit der Abftufung von Verbrechen, Vergehen und Polizeiübertretungen, je 
nach der Schwere und Größe der Strafe, ald criminelle, correctionelle und polizeiliche, ift_aud) 
das neue preußifche Strafgefegbud vom 14. April 1851 gefolgt, deffen dritter Theil von Über— 
tretungen, und zwar im drei Unterabtheilungen von Gontraventionen in Beziehung auf bie 
Sicherheit des Staats und die Öffentliche Ordnung, in Beziehung auf die öffentliche Sicherheit, 
Ehre und Freiheit, wie in Beziehung auf das Vermögen handelt. Cine Übertretung wird als 
Handlung definirt, welche durch die Geſetze oder gefeglich erlaffenen Berorbnungen der Behörden 
nit Gefängnißftrafe bis zu 6 Wochen oder mit Geldbuße bis zu 50 Thlen. bedroht ift. Es fann 
Gonfiscation einzelner Oegenftände hinzutreten. Gefängniß befteht in einfacher Freiheitsſtrafe. 

Die geheime Bolizei, eine Erfindung des franzöſiſchen Polizei: und Gentralifationsiyftemg, 
die ſchon unter Ludwig XIV. ihr Spionirungsſyſtem über Frankreich verbreitete, dann befonderd 
unter Napoleon I. ausgebildet wurde, hat es thatfächlich weit weniger mit der Entdeckung ge: 
meiner Verbrechen, ald mit ver Politik zu thun. Im legterer Beziehung würden, abgejehen von 
Kriegen mit auswärtigen Feinden oder von einem Aufruhr ganzer Provinzen, die freie Preffe 
und dad freie Vereinsrecht, wie bereitö oben bemerkt ift, weit ficherer zwdenjenigen Ergebniffen 
führen, welde man durd die geheime Polizei und ihre Agenten zu erreichen beftrebt ift. 

Auch Republifen, wie Venedig, kannten eine geheime Polizei mit den in des Loͤwen Rachen 
geworfenen Denunciationen, und wie in Branfreid die Baftille mit den Lettres de cachet, fo 
waren in Venedig die Bleifammern das Grab ver Freiheit zahllofer Opfer. 
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Die mit diefer Art von Polizei zufammenhängende Bewilligung oder Verfagung ver gehei— 
men Fonds wurde befanntlic nad franzöſiſchem Conſtitutionalismus ald Beweis des Vertrauens 
oder Midtrauend gegen dad jeweilige Minifterium betradptet und daher zur Erhaltung deſſelben 
im Amt oder zu deſſen Sturz benugt. 

Eine ehrliche, mit der öffentlihen Meinung und dem Rechtsbewußtſein des Volks in Über: 
einftimmung befindlide Regierung würde wol faum Anftand nehmen vürfen, über Die Verwen— 
dung auch der geheimen Fonds der Volfävertretung wenigftend in ihren Gommifjionen und in 
vertraulicer Weife Rechenſchaft abzulegen, möchten dabei aud die Namen der zur Entdeckung 
von Verbrechen benugten Agenten und Berfonen verjchwiegen bleiben. Nur zu häufig find 
jedoch die geheimen Fonds, je nad) den jubjectiven Standpunften der jevedmaligen Miniſter, 
vielmehr zur Unterdrückung der politifchen Freiheit und zur Verfolgung und Rechtskränkung 
politiſch misliebiger Perfonen misbraudt worden. Die Regierung ift weder vor Misbräuden 
ihrer Agenten jiher, zu deren Stellung ſich ſchwerlich ehrenhafte Männer hergeben, nod vor 
falſchen Denunsiationen, jevenfall® nicht vor befchränften und einfeitigen Auffaſſungen dieſer 
Agenten. Am übelften jind die Wirkungen einer politifchen Tendenzen und Verfolgungen bie 
nenden geheimen Pplizei in Zuftänden, in welchen zwifchen ver Verwaltung und dem Voll über 
Recht und Freiheit entgegengefegte Anichten obwalten, und die Regierung in vollkommen br: 
rehtigten wahrheitögetreuen Meinungsäußerungen in der Vreife Angriffe auf die öffentlide 
Dronung oder Verbreitung von Haß und Verachtung gegen die Regierung erblidt und jebe 
freie politifhe Regung als einen Angriff auf ven Beftand des Staats auffaßt. 

Noch vor wenigen Jahren jpielte, wie einft in Branfreih, fo aud in Deutihland, dad 
Schwarze Bud) feine große Rolle. Als gemein: und politiich gefährlich hatte es Perſonen ver: 
zeichnet, die gerade zu den ausgezeichnetften und ehrenbafteften Männern des deuticen Bolts 
gehörten, und die ſpäter, ald ed galt, die öffentliche Orpnung zu ftügen, dabei den Regierungen 
die wichtigften Dienfte leifteten. 

Die Unzuverläfjigfeit ded Inflituts der geheimen Polizei und mithin ihre große Gefahr für 
Freiheit und Recht beweift unter anderm die Ihatfache, daß wiederum zur Überwachung der ge: 
beimen Agenten, wie ed zu Napoleon’s I. Zeit in Frankreich der Ball war, andere unbefannte 
Spione und Aufpafler gehalten wurden und fo eine geheime Gegenpolizei eingerichtet mer: 
den mußte, 

Die Bedenken gegen eine geheime politifche Polizei ftellen fih am überzeugenditen durch 
die Betrahtung heraus, daß in Deutſchland vor kaum einem Menfchenalter, ja vor faum nod 
einem Decennium politifche Beſtrebungen als ftaatögefährlihe behandelt und ald Verbrechen 
geftempelt waren, die gegenwärtig zu ben verfaffungdmäßig verbürgten Rechten des Volks und 
feiner Bürger gehören. 

Auch von der geheimen Polizei gelten, wie von allen jenen Mitteln zur Unterbrüdung der 
politiihen und bürgerlichen Freiheit, meift Schiller's Worte: „Wahrheit, wo retieft vu did bin 
vor der wüthenden Jagd; dich zu fangen ziehen fie aus mit Negen und Stangen ; aber mit Geiſtes— 
tritt fchreiteft du mitten hindurch.“ W. A. Kette. 

Polytechniſche Schulen, Der unterſtützende und fördernde Einfluß, welchen Mathe: 
matif und Naturwiffenihaften auf die praftifchen Beſchäftigungen, namentlih auf den Betrieh 
der Induſtrie (diejed Wort in der weiteften Bedeutung genommen) auszuüben vermögen, wurde 
im einzelnen von jeher erfannt und benugt; aber ihn durch Zufammenfaflung jener Willen: 
ihaften und ihrer unmittelbaren Anwendungen in ein wohlberechnetes Unterrichtöfnftem zu voll- 
ftändiger und allgemeiner Geltung gebracht zu haben, ift ein Verdienſt der neueften Zeit, melde 
zu diefem Zwed die Polytechniſchen Schulen Hervorrief. Diefe Anftalten — denen ald weſentlich 
gleihartig, jedoch nur vorbereitend oder auf einen niedern Grad der Ausbildung berechnet, bir 
Real: und Gewerbſchulen ih anſchließen — bilden eine Parallele zu den Univerjitäten, welde 
auf dem Grund der durch die Gymnafien gewonnenen VBorbildung weiter bauen. So fielen 
zwei Kategorien der höhern Jugenpbildung ſich heraus, die feit Jahrhunderten organiiirte joge- 
nannte humaniftifche, clafiliche oder gelehrte, und die neugeichaffene techniſche oder polytech⸗ 
niſche. Daß ungeachtet ausgefprodener Verſchiedenheit ver Hauptzielpunfte dieſe beiden Bil- 
dungswege vielfältig ih berühren und ineinandergreifen, liegt in der Natur der Dinge, Ein 
„Gelehrter“ in dem ſonſt üblichen Sinne des Ausdrucks kann gegenwärtig ebenjo wenig eines 
gewiffen Maßes von praftiichen Anſchauungen und Kenntniffen entbebren, wie der vollen: 
detſte Techniker desjenigen Grades allgemein willenfhaftlicher und humaniſtiſcher Vorbiltung, 
welcher von jedem Mitglied der fortgefchrittenern menſchlichen Gemeinſchaft gefordert wird. 
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Daber ſehen Gymnafien und Univerfitäten keineswegs völlig von Mathematif und ber prafti- 
ſchen Seite der Naturwiſſenſchaften ab, und andererfeitd eignen ih Nealz, Gewerb: und Boly: 
techniſche Schulen gern ald Hülfs- oder Nebenfäcer einzelne Disciplinen an, welche von jenen 
als Hauptfächer betrieben werden. Gymnaäaſien pflegen einen nicht unbedeutenden Theil des 
Gontingents für Bolytehnifhe Schulen zu liefern, und die legtern wieder fehen manden ihrer 
abfolvirten Zöglinge fchließlih auf die Univerfität gehen, um dort vem Gebäude feiner Bildung 
noch einige ſchäzbare Werkſtücke zuzufügen. So bethätigt fich die glückliche und dem geiſti— 
gen Fortſchreiten der Menſchheit dienliche Verföhnung zweier Studienrihtungen, welche einige 
Zeit lang, durch Verkennung der wirflihen Sachlage, nicht felten als feindlich rivaliſirend ange: 
ſehen worben fine, während doc deren gleihberechtigted Nebeneinanderbeitehen durch die Ver- 
bältniffe geboten ift, nachdem die technischen Berufsarten nicht nur die Nothwendigkeit ihrer 
miffenfchaftlihen Begründung erfannt haben, fondern auch zu einer früherbin nicht geabnten 
Bedeutung im Staat gelangt find. 

Die notwendige Grundlage der Unterweifung in ven Polytechniſchen Schulen bilden jeden— 
falls die mathematischen Fächer (reine Mathematif, Mehanif, Maſchinenlehre, praktifche Geo: 
nıetrie), die Naturwiſſenſchaften (Naturgeihichte der drei Reihe, Phyſik, Chemie) und das 
Zeichnen (fowol Freiband: als geometriihes Zeichnen, letzteres geftügt auf die mathematiſchen 
Lehren der darftellenden Geometrie). Uber IImfang und Behandlungsweiie ver Vorträge in 
den genannten Wiſſenſchaften werben fi unvermeidlich Verſchiedenheiten ver Anfichten geltend 
machen, mögen zum Theil auch Abweichungen geringern Grades durch befondere locale oder 
verfönliche Verhältniſſe herbeigeführt werben ; jedenfalls find die Anwendungen auf das prafti- 
ihe Leben und die Induftrie forgfältig ing Auge zu faſſen, ohne daß es jedoch erlaubt wäre, die 
Darftellung zu einer empirifhen herabſinken zulaffen. Die reine Mathematik muß ſich in ihrem 
böhern Theil auf alle diejenigen Lehren erſtrecken, denen eine wirkliche Brauchbarfeit für prafti: 
ihe Zmede inwohnt, follte aber niemals um eines rein wilfenfhaftlichen Intereffes willen auf 
tbeoretifche Speculationen die Zeit verwenden, welche beſſer der tüchtigen Ginübung und An— 
eignung ded in der Praris zur Benugung fommenden Stoffs gewidmet wird. Die Medanif 
(Statif und Dynamik fefter,, tropfbarer und elaftifchflüfjiger Körper) dürfte am beiten in einen 
gedoppelten Gurfe, einmal zu allgemeinen Zmeden ohne, dann für einen engern Kreis mit 
Beihülfe ver höhern Mathematif, zu behandeln fein. Die Mafhinenlehre zerfällt minde— 
ſtens in zwei Disciplinen, nämlid) die mathematische Theorie der wichtigern Mafchinengattun: 
gen und die Anleitung zur rationellen Gonftruction und Zufammenftellung der Maſchinentheile 
(Mafdyinenbau). Daneben aber werden, in einem befondern Gurfe, ſolche bedeutendere Ma: 
ſchinen, denen eine vollftändige mathematiſche Theorie nicht anzupaflen ift, oder welche derſelben 
nit bedürfen, den Gegenſtand einer befhreibenden und mit Erfahrungsrefultaten ansgeftatte: 
ten Abhandlung bilden können. Daß Mafhinenlehre und Mafhinenbau mit den nöthigen 
graphiichen Übungen (nicht im Nachzeichnen, fondern aus jelbfländigen Entwerfen beſtehend) 
verbunden fein müflen, bedarf kaum der Erwähnung. Die praftiiche Geometrie ift mit Anlei— 
tung zum Blanzeichnen, fowie mit Vermeflungen und Aufnahmen zu begleiten. 

Bon den naturgeſchichtlichen Fächern bedürfen die Zoologie und Votanif einer Behandlung 
mit ver doppelten Rückſicht, daß fie nicht nur Hülfswilfenfhaften zu techniſchen Zwecken, fon: 
dern zugleih auch Gegenftand der allgemeinen Bildung find. Gbenfo die Mineralogie, in 
welcher die Beziehungen auf die Chemie nicht fehlen dürfen, und welcher die Geognofie ald ein 

wichtiger Theil in genügenver Ausführlichkeit beizugefellen ift. Die Phyſik muß ebenjo wol 
mit mathematifcher Begründung ald mit reihlicher erperimenteller Srläuterung gelehrt werden, 
Die Ausfonderung zahlreicher praftifher Anwendungen zu eingehenderer Erörterung in einem 
befondern Lehrgange, ald angewandte oder technijche Phyſik, wird nur von Vortheil fein. Bei 
der ungemeinen Wichtigkeit der Chemie muß man an diefe Wiflenihaft in ihrer umfaſſenden 
theoretijhen (dabei thunlichſt experimentellen) Darftellung jedenfalls ſpecielle Vorträge über 
die chemischen Induftriezweige (techniſche Chemie oder hemifche Technologie) knüpfen, und ven 
Studirenvden muß reihliche Gelegenheit gegeben werden zu Selbftausführung praktiſch-chemi— 
iher Arbeiten, womit ein Vortrag über analytiihe Chemie unvermeidlich zufammenbängt. 

Das Zeichnen in feinen beiden Hauptabtheilungen, Freihandzeichnen und geometriſches 
Zeichnen, erfordert die forglamfte Pilege, da es dem Techniker im höchſten Grade unentbebr: 
ſich ift. Es muß dahin getrachtet werden, von dem mechaniſchen Nachzeichnen jih jobald ald 
möglich lodzureißen und den Schüler zur Selbftändigfeit zu führen. Im Freihandzeichnen ift 
daher das jihere Zeihnen nach plaftifhen Originalen (Bipfen) zu erftreben und eine ganz be: 
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fondere Rüdjiht auf dad Ornanıent zu nehmen. Das geometriiche Zeichnen muß feine Be: 
gründung burd die darftellende Geometrie empfangen und [päter vorzugsweiſe an Gegenftän: 
den ded Bau: und Maſchinenweſens geübt werben. 

Den biöher genannten Fächern follte ftetö no ein Vortrag über mechaniſche Technologie 
beigefügt werden, welcher nicht ſowol (wie man früher bei dem Betrieb diefer Wiſſenſchaft zu 
thun pflegte) auf empirische Beſchreibung, als vielmehr auf rationelle Darftellung der wichtig— 
ften Induſtriezweige (zumal Metall: und Holzverarbeitung, Spinnerei und Weberei) aus: 
zugeben bat. 

Damit wäre der Kreid des Unterrichts gezogen, den die Polytechniſche Schule jedenfalls aus: 
füllen muß, wenn fie ihren Namen verdienen will. Gewöhnlich wird derſelbe aber noch bedeu⸗ 
tend erweitert, und in dieſer Beziehung treten fehr erhebliche Abweihungen zwiſchen ben ver: 
ſchiedenen Anftalten hervor. Zunächſt find faft allgemein die Bau= und die fogenannten Inge: 
nieurfächer mit aufgenommen, aljo Landbau: oder Hochbaukunſt (conftructive und fhöne 
Baufunft, einfhliehlih Kunſtgeſchichte, Baurecht und Baupolizei), Straßen:, Gifenbabn:, 
Brücken- und Wafferbau, fänmtlih verbunden mit Zeichnen und felbftändigem Entwerfen, 
welche nur dort etwa beifeitegelaffen werben, wo neben ver Polytechniſchen Schule eine Bau: 
afademie beſteht. Als Hülfäfertigfeiten für die Architekten werden oft das Boſſiren (vorzuge: 
weife von Ornamenten im mweiteften Sinne ded Wortd) und das Mopdelliren von Stein: und 
Holzeonftructionen gelehrt. - Hin und wieder hat man mit der Schule eine mechaniſche Wert: 
ftätte verbunden, worin Schüler im praftifchen Arbeiten unterwiefen werben; es darf Died ale 
ein Berkennen ded Zwecks Polytechniſcher Schulen angefehen werben, und thatſächlich fann bier: 
durch nidyt eine dem Zeit: und Koftenaufwande entfpredhende Leiftung erwirkt werben. Mande 
VPolytechniſche Schulen dehnen ihren Lehrplan über das Korftfad und fogar Die Landwirthſchaft, 
das Hüttenweien, die Pharmacie, die kaufmänniſchen Fächer (Handelslehre, Handelsrecht, Bub: 
führung, kaufmänniſches Rechnen, Correſpondenz, Waarenfunde), ja auf befondere Gurte für 
den Poſt- und Eifenbahndienft aus, womit man denn das Außerfte zu leiften beftrebt iſt, mat 
rückſichtlich Concentrirung von Stoff in einer und derfelben Lehranftalt nur irgend zugemuthet 
werben fann. 

Wenn außer ven Fachſtudien nebenher Gelegenheit gegeben wird, gewiſſe allgemein bil- 
dente Dideiplinen zu betreiben, wie lebende Sprachen und deren Literatur, Literargeſchichte, 
Geographie, allgemeine Geſchichte und ſpeciell Eulturgefhichte, Volkswirthſchaftslehre, Staute: 
und Privatregt u. |. w. bis herab zur Kalligraphie, jo ift zwar mandes hiervon als für die 
technischen Berufsarten wichtig allerdings zu billigen; jedoch fheint damit in einzelnen Fällen 
denn doch zu weit gegangen zu fein, ed nimmt fidh 5. B. die Gommentirung Shakſpeare'ſchet 
Dramen und der Dante'ſchen Poeſie an der Polytechniſchen Schule ziemlich merkwürdig au. 

Als Haupthülfsmittel für den Unterricht an Polytechniſchen Schulen find wiſſenſchaftliche 
und tehniihe Sammlungen ind Auge zu faffen, welche daher niemals fehlen fönnen, jedoch nic 
durchweg desjenigen Grades von gleihmäßiger Reichbaltigkeit und Pflege ich zu erfreuen Haben, 
welder als wünſchenswerth zu erachten ift. Cine Modellſammlung (von Mafhinen, ganz be: 
jonders aber von Mafhinenorganen), tehnologische Sammlungen (Werkzeuge, Rohmateria— 
lien, Halb: und Ganzfabrifate), Modelle für die Batız und Ingenieurfächer, ein Vorrath von 
geodätifchen Inftrumenten , von Modellen für die darftellende Geometrie, ein phyſikaliſches Ga- 
binet, hemifhe Sammlungen (Präparate, Robftoffe und Erzeugniffe der chemiſchen Technik, 
chemiſche und chemiſch-techniſche Apparate), naturhiftorifche Sanımlungen, zumal ein gutes 
mineralogiſches Gabinet ſowol für Die Oryftognofie ald die Geognofie, Worlegeblätter für alle 
Zweige des Zeichnens, daneben eine reiche Auswahl Zeihnungen von induftriellen Maſchiues 
und Fabrifanlagen, Ornamente und figürliche Gegenftände in Gipsabgüffen, endlich eine rrich⸗ 
haltige Bibliothek — dies alled zufammen ift das Mindefte, was vorhanden fein und ftetd auf 
der Höhe des Kortfchrittd erhalten werden muß. 

Das Inftitut der Polytechniſchen Schulen, wie wir es im Vorftehenden nad) Umfang und 
Tendenz ſtizzirt haben, ift eine veutfche Schöpfung, wenngleich ber Name in Branfreic feinen 
Urfprung genommen hat, wo er zur Bezeihnung einer weſentlich verfchiedenen Anftalt dient; 
und noch jegt weiſt Deutſchland abjolut wie relativ (im Verhältniß zur Größe der Bevölkerung) 
weit zahlreichere folde Schulen auf ald irgendein Staat. Anderwärts wird zum Theil dad 
Bedürfniß des polytechniſchen Unterrichts fehr abweichend aufgefaßt und weniger ſyſtemaliſch 
befriedigt. Gin flüchtiger überblick mag in dieſer Beziehung einigen Aufſchluß geben. 

Sranfreic hat unter dem Namen Polytechniſche Schule (Ecole polytechnique) zu Varis 
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eine fehr berühmte 1794 gegründete Lehranftalt, welde indeß, auch abgefehen von ihrer gänz— 
ih militäriſchen Verfaſſung, etwa völlig anderes ift als unfere Polytechniſchen Schulen. Sie 
bat ausjhließlih den Zweck, jungen Leuten zu dem Beſuch der für den tedhnifchen Civil- und 
Militärftaatsdienft vorhandenen Specialfhulen die allgemeine wiſſenſchaftliche Vorbildung zu 
ertheilen. Ihre Lehrobjecte find demnach nur ein Iheil deffen, was deutſche Polytechniſche Schu: 
fen zu ihrer Aufgabe machen, und beftehen namentlich in höherer Mathematif, varftellender Geo: 
metrie, Holz: und Steinſchnitt, Mechanik, Aftronomie und Geodäſie, Topographie, Phyſik, 
Chemie, den Elementen des Hoch-, Wafler: und Brüdenbaues ſowie ver Militärmwiffenfchaften, 
Figuren, Landfhaft:, Bau: und Mafchinenzeihnen, franzöjifcher Literatur und beuticher 
Sprade. Alles died wird in zwei einjährigen Curſen erledigt, von denen ein jeder nur unges 
fähr 500 Stunden Vortrag, dagegen aber fehr umfaffende Kepetitionen und Übungen begreift. 
Die Schüler, welche vor ihrem Eintritt jehr ftrengen Prüfungen unterliegen, find verpflichtet, 
an allen Gegenftänden ſich zu beteiligen. Ihre Anzahl ift mit Rückſicht auf die Zahl der jähr: 
lich offen werdenden Anftellungen befhränft, und zwar gegenwärtig auf 240, indem in jedem 
Jahre nur 120 Zöglinge neu aufgenommen werden. Wenn man in dem franzöſiſchen Unter: 
richtsweſen ein den vollſtändigen deutſchen Polytechniſchen Schulen analoges Ganzes finden will, 
fo muß man zu der Keole polytechnique die Vorlefungen am Conservaloire des arts et metiers 
und nod zwei andere pariſer Anftalten hinzufügen, nämlich die Ecole des ponts et chaussees 
und die Ecole centrale des arts et manufactures (geftiftet ald Privatanftalt 1829, vom Staat 
übernonmien 1857). Grftere, jegt mit etwa 90 Schülern, nahnı bis vor wenigen Jahren nur 
abjolvirte Zöglinge der Ecole polytechnique auf und hat einen vreijährigen Curſus zur Aus— 
bildung für das Strafen:, Eiſenbahn-, Brüden: und Waſſerbauweſen. Legtere, melde im 
Jahre 1862 ungeführ 500 Schüler zählte, beftebt ebenfalld aus drei Jabrgängen und beabſich— 
tigt die Bildung von Givilingenieuren für alle Zweige der Induftrie und von Fabrikdirectoren. 
In beiden Schulen find ſämmtliche Lehrgegenſtände für alle Zöglinge obligatorifch. 

Belgien hat feine ſelbſtändige Bolytehniihe Schule, fontern nur (frit 1835) zu Lüttich 
und Gent in Berbindung mit den dortigen Univerlitäten verfdiedene, voneinander unabhängige 
techniſche Abtheilungen oder Fachſchulen: in Lüttich einen Vorbereitungẽcurſus (Ecole pr&pa- 
ratoire) von zwei, eine Bergihule (Ecole des mines) mit drei, eine Babrifingenieurfchule 
(Ecole des arts et manufactures) mit drei und eine Mafhinenbaufhule (Ecole des élèves 
meeaniciens) mit zwei Jahrgängen; in Gent eine Vorbereitungsſchule für Givilingenteure 
(Ecole preparatoire) von zwei, eine Civilingenieurſchule (Ecole speciale du genie civil) von 
zwei und beziehungsweiſe drei, endlich eine Fabrifingenieurfhule (Ecole des arts et manufac- 
tures) von drei Jahrgängen. Die lürtiher Schulen hatten im Jahre 1862 zufammen 400, die 
in Gent dagegen viel weniger Schüler. 

In England fehlt ed an einer Organijation des technischen Unterrichts gänzlich, nament— 
lich find Polytechniſche Schulen in unjerm Sinne des Worts dort nicht vorhanden. Dieje Er: 
ſcheinung, welche gegenüber den großartigen Yeiftungen der Briten in der Induftrie, im Ma: 
ihinen: und Bauingenieurmejen äußert auffallend ift, erklärt fih durd den befannten Um— 
ftand, daß in Eugland die Negierung fih um das Unterrichtsweſen überhaupt faft fo gut wie 
garnicht fümmert, fondern dafjelbe den Händen der kirchlichen Gemeinden und den hierfür be— 
ſtehenden Privargefellihaften und Vereinen überläßt. Es fehlt vemnad zwar nicht an Lehran— 
ftalten für die wiffenfhaftlihe Bildung von Handwerkern, Babrifanten, Givilingenieuren, 
Maſchinenbauern und Arditeften; aber diefelben find nad fehr verjhiedenen Blanen und in 
ſehr ungleihem Umfang angeordnet; daneben wird auf dem Wege des reinen Brivarftudiung 
jehr viel und ohne Vergleich mehr als in Deutfchland oder Frankreich erreicht. Für den niedern 
gewerbligen Unterricht gibt es zablreihe Zeihnenihulen (Drawing schools und Schools of 
ormamental art); ferner Science schools (im Jabre 1862 ſchon 76 in 48 Städten, 12 allein 
zu London) mit meiſt einjährigen Gurfen über Mechanik, Bhynif, Chemie, Naturgeichichte, geo— 
metrifhes und arditeftoniiches Zeichnen; fogenannte Mechanics’ institutions oder Arbeiter: 

fhulen. Das Volytechniſche Inftitut (Polytechniec institution) in London ift nichts weniger, 
ala was man in Deutihland unter diefem Nanıen verfteht, vielmehr nur eine auf Actien ge: 
gründete, dem Bublifum gegen Gintrirrögeld geöffnete Sammlung von Modellen, Maſchinen, 
Zeichnungen und Muftern, in deren Local abenplich einzelne, in feinem ſyſtematiſchen Zuſam— 
menhang ftebende Vorträge über naturwiſſenſchaftliche und techniſche Gegenſtände gehalten 
werden. Die Errihtung einer wirklichen Volytechniſchen Gentralihule auf Sraatsfoften war im 
Zahre 1853 beantragt, erlangte aber nicht die Bılligung des Parlaments. Dagegen beftebt in 
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London feit 1853 die mit dem Geologiſchen Mufeum verbundene Bergſchule (Government 
school of mines) mit dreijährigem Gurfus und feit 1828 das Kingäcollege (eine Art Univer: 
fität) mit einer Abtheilung für Ingenieure (Engineering section), ebenfall& vreijährig. 

Deutſchland jah die erfte Bolytehnifhe Schule zu Prag unter dem Namen Techniſches 
Inftitut im Jahre 1806 entftehen. Gegenwärtig find folgende 16 hierher zu zählende Anftal: 
ten vorhanden, weldhe fait fänımtlih aus geringern Anfängen ſich allmählich herausgebildet 
haben, ſodaß dad angegebene Jahr ihrer Gründung meift nicht ald dasjenige angefehen werden 
darf, von weldhem ver jegige Zuftand feinen Urfprung genommen hat: In Ofterreih das Volv— 
technische Inftitut zu Wien 1815 , dad Polytechniſche Landesinftitut zu Prag 1806, das Joan: 
neum zu Gräg 1811, bie techniſche Lehranftalt zu Brünn 1849; in Preußen das Gewerke: 
inftitut zu Berlin; die Erridtung einer Polytechniſchen Schule zu Aachen wird beabfiätigt: 
in Baiern die Bolptehnifden Schulen zu Münden 1827, Nürnberg 1829, Augsburg 1833: 
eine neue Organifation des polytehnifchen Unterrichtötwefend ift feit längerer Zeit im Merfe 
und nun der Ausführung nahe; in Würtemberg die Polytechniſche Schufe zu Stuttgart 1829; 
in Baden die Polytehniihe Schule zu Karlsruhe 1825 ; in Sachſen die Polytechniſche Schule zu 
Dresden 1828 und die Höhere Gewerbſchule zu Chemnig 1836 ; in Hannover die Polstehni: 
ſche Schule zu Hannover 1831; in Braunſchweig die polytechniſche Schule (Collegium Garo: 
linum) zu Braunſchweig 1835 ; im Großherzogthum Heſſen die Höhere Gewerbfchule zu Darm: 
ſtadt 1836 ; im Kurfürftenthum Heilen die Höhere Gewerbſchule zu Kaffel 1834. 

Fir Umfang und relative Bedeutung diefer Anftalten gibt einigermaßen einen Maßſtab die 
Zahl ver Lehrer (einfchlieplih Affittenten und Privatdocenten) und der Schüler (mit Inbegriff 
der außerordentlihen oder Hospitanten), worüber wir die neueften und zugänglic geweienen 
Daten hier herjegen: 


Bebrer. Schüler. Lehrer. Shälker. 
Wien (1864) . . 60 980 Stuttgart (1864) . . 39 374 
Prag (1864) . . 34 850 Karlöruhe (1864) . . 39 589 
Grätz (1863) . . 17 159 Dresden (1864). . . 27 3209 
Brünn (1864). . 15 255 Ehemnig (1864) . . 20 223 
Berlin (1863) . . 22 429 Hannover (1864) . . 27 432 
Münden (1864) . 17 261 Braunihmeig (1864) . 26 103 
Augsburg (1864) . 9 36 Darmftadt (1864) . . 19 135 
Nürnberg (1864) . 11 82 Kaflel (1864) . . . 2? 112. 


In Betreff ver Organifation des Unterrichts haben die meisten beutfhen Polstehnifhen Schulen 
das Spftem des fogenannten Fahihulmelend angenommen, wonad, etwa mit Ausnahme eine! 
ein= oder zweijährigen Borbereitungscurjus, dad Banze in mehrere Abtheilungen (Fachſchulen) 
zerfällt, innerhalb welder in jedem der den ganzen Gurfus zuſammenſetzenden Sabre ein be: 
flimmter, für ein gemeinſames fpecielles Ziel berechneter Gompler von Kehrgegenftänden von 
den Schülern gehört werden muß. Andere trennen ven gefammten Unterricht in mehrere Jahr— 
gänge oder Klaſſen und laffen alle oder die meiften Gegenftände jeder Klaffe für den Schüler 
obligatorifch fein. Einige endlich gewähren, ähnlich wie die Univerfitäten, dem Studirenden 
in der Auswahl und Zufammenlegung der Lehrgegenftände infoweit die freie Wahl, als viele 
nicht naturgemäß dur die Forderung gewiffer Vorkenntniffe befhränft werden muß. Die 
weite diefer Einrichtungen (dad Klaffenfvftem) eignet fi nur für Schulen von geringerm Um: 
fang des Lehrpland; es treten daher hauptſächlich dad Fachſchulſyſtem und das freie Softem 
miteinander in Goncurrenz. 

Das Fachſchulſyſtem gewährt ohne Zweifel einen gewiffen Vortheil durch das Zufammen- 
halten größerer Gruppen von Schülern, melde einen gemeinfamen Studiengang maden, alfe 
leidhter zu überfehen, zu beauffichtigen find und eine gleihmäßige Ausbildung erlangen (menig: 
ftens erlangen können); aber: es zerfplittert die Leitung des Ganzen, da jede Fachſchule ihren 
eigenen Vorſtand hat, ſchließt ſich in den Formen mehr der eigentlichen Schule als der für bie 
reifern Altersſtufen entſprechendern Hochſchule (Univerſität) an und beihränft bierdurd die 
freie Bewegung der Studirenden mehr ald nöthig. Diefe Übelftände fallen um fo mehr int 
Gewicht, als die einzelnen Fachſchulen doch thatſächlich feine wirklich für ih abgeſchloſſenen 
Körperfchaften find, weil nicht nur ein Theil der Lehrer in mehr als einer Fachſchule thätig fein 
muß, fondern auch in verſchiedenen Hülfswiſſenſchaften (Mathematik, Phyſik, Chemie u. f. w.), 
ja felbft in gemeinfamen Hauptlehrgegenftänden, die Schüler mehrerer Fachſchulen verdinigt 
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werden. So ſchrumpft in Wahrheit die Fachſchulanordnung zu einem fat nur theoretifchen 
Schematismus von geringem praftiihen Nugen zuſammen, deſſen vollftändige Auflöfung als: 
dann eintritt, wenn etwa häufig Dispenfationen der Schüler von dem Beſuch einzelner oder 
mehrerer jonft obligatoriiher Vorlefungen flattfinden oder man geftatten muß, daß die Schüler 
einer Fachſchule zugleih Vorlefungen einer andern Fachſchule hören. Das freie Syſtem ſichert 
durch die Forderung ded Nachweiſes genügender Borkenntniffe für jedes vom Schüler audge- 
wählte Lehrfach hinlänglich den Ernft und die Gründlichkeit der Studien, ſchmiegt ſich dabei 
jedem Bebürfniffe und (in der Bertheilung des zu lernenden auf mehr oder weniger Jahre) 
jedem Grad von Lernfraft an, zwängt die Studirenden nicht in unnüge Formen ein, jondern 
adoptirt fo viel, ald wegen der eigenthümlichen Natur der Kehrftoffe auf Bolytehnifhen Schulen 
thunlich ift, die afademifche Studienfreiheit. Gruppen von Zöglingen, die wejentlich gleichen 
Grad ver Vorbereitung und gleiches Ziel Haben, finden jich hier ganz ungezwungen von felbft 
jzufammen und bilden ohne äußere Mafregelung dad, was in der Fachſchulidee das einzige 
naturgemäß Beredtigte ift. 

Das Fachſchulſyſtem ift am vollfländigften ausgeprägt in Karlsruhe (mathematiſche Schule 
mit zwei Jahrgängen und fieben Fachſchulen: Ingenieur:, Bau: , Forſt-, hemifhe, Mafchinen- 
bau-, Handels-, Poſtſchule) und in Braunſchweig (acht Fachſchulen für Mafchinenbau, Baus 
und Ingenieurfach, Hütten- und Salinenfach, chemiſche Technik, Pharmacie, Forſtwirthſchaft, 
Landwirthſchaft, Eiſenbahn- und Poſtfach). Stuttgart hat neben einer mathematiſchen Ab- 
theilung , welche eine Handelsſchule einſchließt, vier Fachſchulen (für Architektur, Ingenieur: 
weien, Mafhinenbau, chemiſche Tehnif); Darmftadt nach zwei vorbereitenden Klaffen vier Fach— 
ſchulen unter dem Namen Fachklaſſen (für chemiſche Technik, mehanifhe Tehnik, Ingenieur: 
und Baumwefen); Berlin eine allgemeine techniſche Schule und drei Fachabtheilungen (für Me- 
chanik, Chemie und Hüttenfunde, Schiffbau). Dresden combinirt gewiffermaßen das Fachſchul— 
mit dem Klaſſenſyſtem, indem e3 vier Eurfe (Jahrgänge) aufftellt: einen allgemeinen Gurfus 
und drei Fachſchulcurſe, von welchen legtern jeder in vier Sectionen (für Mechaniker, Ingenieure, 
Ghemifer, Lehrer) zerfällt, alle zufammen mit gemeinjhaftlihen, und jede für ih mit beſon— 
dern Unterrichtöfächern ausgeftattet. Das reine Klaſſenſyſtem findet jih in Münden mit drei 
Jahrgängen und einem vierten ausjchließlih für Ingenieure, Nürnberg mit drei, Augsburg 
ebenfall® mit drei Jahrgängen oder Klaffen, und in Kaffel mit vier (für Architekten und In— 
genieure fünf) Klaffen. Das freie Syftem endlich ift in Wien (mo das Polytehnifche Inftitut 
aus einer tehnifchen und einer commerziellen Abtheilung bejteht), Prag, Brünn, Gräg und 
Hannover angenommen. 

Außer den ſchon angeführten Staaten haben noch die folgenden Polytehnifhe Schulen: 
die Schweiz das 1855 eröffnete Eidgenöſſiſche Polytechnikum in Züri (1864 mit 60 Lehrern 
und 684 Schülern), nady vem Fachſchulſyſtem eingerichtet, einjähriger mathematifher Vorbe— 
reitungdceurfus und fünf Fachſchulen, Bau-, Ingenieur, mechaniſch-techniſche, hemilch =tedh= 
niſche, Forſtſchule, dazu noch eine philofophiihe und ſtaatswirthſchaftliche Abtheilung; das 
außerdeutſche Ofterreich die höhern technifchen Kehranftalten in Dfen (feit 1857), Lemberg (feit 
1843) und Krakau; Holland die (1864 an Stelle einer 1842 gegründeten Akademie für ivil: 
ingenieure errichtete) Polytechniſche Schule zu Delft; Schweden das Technologiſche Inftitut zu 
Stofholm (feit 1826) und die Chalmers'ſche Gewerbeihule zu Gothenburg (ſeit 1829); 
Dänemark die Polytechniſche Lehranftalt zu Kopenhagen (feit 1829); Rußland das Techno: 
logiſche Inftitut zu Petersburg (gegründet 1831), das Techniſche Inftitut zu Moskau (feit 1825), 
die Techniſche Lehranftalt zu Helfingford (1860 gegründet) und die Polytehniihe Schule zu 
Riga (Seit 1861); Griehenland das Polytehnifon zu Athen. K. Karmarſch. 

Popularität. Die Abſtammung des Wortes von dem lateiniſchen populus zeigt ſchon bie 
alfgemeine Übereinftimmung ded Begriffs „populär‘’ mit vem deutſchen „volksthümlich““. Dennoch 
würde es nicht gerathen fein, beide Wörter ohne weiteres in allen Fällen zu vertauſchen, da ber 
Sprachgebrauch geftattet, die in unferer Sprache völlig eingebürgerten Worte „populär und 
Popularität” ineinemetwas weitern Sinne zu gebrauchen ald die Worte „volksthümlich, Volks— 
tHümligfeit”. Unter Popularität verfteht man im allgemeinen die Werthfhägung und Zunei: 
gung, welde eine beftimmte Perfon, ein gewiſſer Stand, ein auf dad Gemeinwohl gerichtetes 
Streben, over endlich ein geiſtiges Erzeugniß unter der Bevölkerung eine ganzen Staatd oder 
eines Theils deffelben genießt. Etwas mopificirt ſich der Begriff in feiner Anwendung auf eine 
beftimmte Schreib: oder Sprechweiſe, indem hier unter Popularität diejenige Art der Dar: 
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ftellung verftanden wird, welche dem gewöhnlichen Verftande zugängliche, aber nicht geläufig: 
Vorftellungen faßlich zu maden weiß. 

Bon der legtern Art der Popularität reden wir hier natürlich nicht, fo ſehr auch die Fähig 
keit, populär zu ſprechen und zu fchreiben, einem Staatdmann unter Umftänden von Nugen 
fein mag. Auch ſcheiden wir hier ald unſerm Zwede fern liegend die Popularität der Geiflee: 
producte hervorragender Männer aus. Werke von ſolchen Geifteöheroen, wie Leſſing, Goethe, 
Schiller, die tief in dad Volk dringen, haben oft eine unermeßliche Bedeutung für die nationale 
Entwickelung eines großen Volks und einen für alle Zeiten fortwirfenden weltgeſchichtlichen 
Einfluß, aber es kann hier nicht die Aufgabe fein, diefe Wirkung im einzelnen zu verfolgen. 
Ebenjo fünnen Beftrebungen, die zunächſt nur im mercantilen Intereffe verfolgt werben, mie 
etwa die Durchſtechung einer Landenge, fi einer großen Vopularität erfreuen und durch ihre 
Ausführung ven Wohlftand und jomit die Machtſtellung eines Volks ungemein fördern, ohne 
daß der ſecundäre politifche Erfolg hier Gegenftand einer Erörterung, die doch ſich immer nur 
auf einzelner Beifpiele bejhränfen würde, fein fann. Unſere Unterſuchung muß fid auf die 
Popularität von Perſonen in einer eigentlich politifchen Stellung und von ſolchen Beftrebungen, 
die einen wirflich politifhen Charakter an fi tragen, befhränfen. 

Daß die Lenker eines Staatd von jeher danach geftrebt haben, die Gunft des von ihnen 
regierten Volks zu gewinnen, liegt in der Natur der Sache. Es ift hier nicht blo8 Die Annehm- 
lichkeit, geliebt zu werden, der ſich kaum der Roheſte jemals ganz entſchlagen Fann, nicht blos das 
Gefühl befriedigter Gitelfeit, dad aud dem Zujauchzen des Volks entfteht. Schon das periönlide 
Intereſſe würde ed erheifchen, die Gunft wenigftend eines Theils der Unterthanen zu erlangen, 
jelbft wenn man annehmen Fönnte, daß irgendein Herrſcher wirflih vollfommen gleihgültig 
gegen das Glück der von ihm Regierten fein Eönnte. Machiavelli unterſucht bekanntlich injeinem 
„Fürſten“ bereits die Frage, ob es für einen Machthaber vortheilhafter fei, geliebt oder gefürdtet 
zu werben, eine Frage, die genau heißen will, inwieweit ein Herrſcher nöthig habe, nad Vopu 
larität zu fireben. Wenn er jih dafür entſcheidet, daß dieſe legtere jo gar nöthig niät ſei, 
vorausgeſetzt, daß der Herrſcher nur vollftändig wifle, fein Volk durch Furcht daniederzu— 
halten, jo darf das nad) der ganzen Tendenz feines Werks nicht wundernehmen, aber aus 
niemand täufchen. 

In unferer Zeit gibt e8 feinen Fürften Europas, welcher der Anficht wäre, ſich gänzlich über 
die Wünſche feines Volks hinmwegfegen zu fünnen, und genau genommen hat es nie einen Fürften 
gegeben, der alled thun durfte und alles thun Fonnte. Auch die orientalifhen Despoten haben 
die Wuth eined zur Verzweiflung getriebenen Volks fürdten müffen, auch die ſchlechteſten ver 
römiſchen Gäfaren haben Rüdjiht nehmen müflen auf die Stimmung der Bewohner ihre: 
Hauptftadt. Aber die Mittel und Wege, die fie haben anwenden, die Art und Weiſe, bie fic 
haben befolgen, die Volföflaffen, deren Gunft fie Haben erwerben müffen, find zu den verſchie 
denen Zeiten ſehr verfchiedene gewefen, anders bei ven antifen als bei den mittelaltexrlichen ober 
bei modernen Bölfern, anders in abfolut regierten ala in conftitutionellen Staaten. 

In Griehenland und Rom wurden abfolute Monardien unter republifanifchen Formen ge: 
ihaffen, aber die Zahl der berechtigten Bürger war von jeher klein und blieb im Verhältniß zu 
den Rechtloſen Elein, ſelbſt nachdem in Nom das Bürgerrecht mit ungemeffener Verſchwendung 
ausgetheilt war. Hier waren aljo zunächft die vollberehtigten Bürger zu gewinnen, wenigften? 
bis in dem Heere die zu allen Zeiten natürliche Stüße der unumfchränften Herrſchaft erwachſen 
war. Das Mittelalter fannte, foweit germanifhe Stänıme eingedrungen waren, feine abſoluten 
Monardien ; der unfaglidhe Drud, der auf vem Landbewohner laftete, ging wefentlich von der 
Menge fleiner Gutöbefiger aus, welche aber wiederum die großen Dynaften, die ftarf gemus 
waren, ihrem oberften Lehnsherrn Trog zu bieten, zu fürchten hatten. Bei ver Ohnmacht dei 
leibeigenen Landvolks waren demnad die niedern Vaſallen die natürlihen Verbündeten der 
Könige gegen ihre unmittelbaren übermächtigen Kehnsleute. Die vorwärts jchreitende Fürſten 
macht ſchuf in den ſtehenden Heeren und mit Hülfe der Städte die Mittel, die großen Vaſallen 
zu unterwerfen, und jo die Möglichkeit, daß ji in der gewerbthätigen und ackerbauenden 
Bevölkerung ein Stand bildete, ver ich allmählich zu einer politifchen Bedeutung erheben konnte, 
dies aber freilich erft, nahdem das ſtehende Heer aufgehört hatte, eine vom Wolf völlig getrennte 
Körperichaft zu fein. 

Gewiſſe Formen des Verkehrs, namentlich mit den untern Schichten der Bevölkerung, Zu: 
gänglichkeit und Leutfeligkeit find zu allen Zeiten und allerwärts der natürliche Weg geweien, 
ih die Zuneigung des Volks zu erwerben, das es immer liebt, zu fehen, wenn die Großen und 
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Mächtigen ih menſchlich gehen laſſen. Das erfte Mittel aber, fi eine dauernde und unver: 
gängliche Popularität zu verihaffen, ift die Gerechtigkeit, die gleihmäßige Pflege verjelben gegen 
alle Stände. Man irrt fih, wenn man annimmt, daß Strenge an fid nothwendig unpopulär 
made. Sie wird wahrjheinli einzelne, jelbit ganze Stände erbittern; e8 gibt aber Beifpiele 
genug, daß jelbfi graujame Fürften in hohem Grade die Anhänglicfeit der großen Maſſe ihrer 
Unterthanen behaupten. So Ludwig XI. von Branfreih trotz feiner Hinterlift und Gemalt: 
thätigfeit; jo Ghriftian II. von Dänemark, veffen Sache, ald er ebenfo feig im Unglück wie 
blutdürſtig im Glück, an ſich felbft verzweifelnd geflohen war, noch immer tapfere Vertheidiger 
fand und trog der von ihm verübten Verbrechen hätte gerettet werben mögen, wenn er jich nicht 
ſelbſt verloren hätte. In Staaten, in denen das Anfehen des Herrſchers noch eine tiefe Wurzel 
im Volk Hat, bedarf es eigentlich Faum mehr ald die einfahe Handhabung der Gerechtigkeit, 
um diejenige Hochachtung zu gewinnen, die das Vertrauen und demgemäß unfehlbar die Zu- 
neigung des Volks erwirbt. 

Auch in völlig durdgebilveten conftitutionellen Staaten hängt. die Popularität weſentlich 
son der firengen Beobachtung der Gefege ab. Das Volk wird in diefem Fall wenig Urfache zur 
Unzufriedenheit mit jeinem Fürſten haben und über perfönlihe Schwächen bereitwillig hinweg 
ſehen. Die erften englifhen Könige aus dem Haufe Hannover waren gewiß feine liebenswür: 
digen Perfönlickeiten und behaupteten doch, einige Furze Perioden ausgenommen, fortwährend 
einen gewiffen Grad von Popularität, weil fie die weſentlichen Pflichten der conftitutionellen 
Regenten treu erfüllten. 

Seht verſchieden ift die Stellung der Regenten in Staaten, die lange unumſchränkt beberricht 
worden und nun in ber Durdbildung zu Staaten unter einer Berfaflung begriffen find. Es 
fann unter feinen Umfländen fehlen, daß eine derartige Veränderung mannichfache Intereffen 
verlegt, und nicht leicht wird, wenigftensfüreinen größern Staat, eine jolde ohne franfhafte Zuckun— 
gen durchgeführt werden. Aud der aufrichtigfte Herrſcher wird jih In ſolchen Zeiten in jeinen 
wohlmollenden Abſichten für dad Wohl des Volks leicht gehindert und gehemmt fehen und für 
revolutionäre und böswillige Beftrebumgen halten, was in der That nur die nothwendigen Er: 
gebniffe der IIbergangdperiode find. Kommt nun in folden Fällen hinzu, daß eine Kanımer von 
Abgeoroneten ſich feinen Lieblingsplanen mwiderjegt, daß fie fih gegen ihn farg bezeigt, und daß 
Männer jein perfönliches Vertrauen bejigen, denen aus Überzeugung oder aus Intereffe jede 
verfaflungdmäßige Negierungsform verhaßt ift, jo mag ed ſchwierig fein, nicht blos die Popu— 
larität zu behaupten, fondern felbft einen Conflict zu vermeiden, der nur mit einer großen Gr: 
ſchütterung enden fann. 

Ungleich fhwieriger wird noch die Stellung für den Regenten, der über verſchiedene Natio— 
nalitäten herrſcht, vie vielleicht fi früher oft befämpft und einander gegenfeitig noch unver: 
geffene Leiden zugefügt haben. Auch hier Fann allerdings, wie dad Beifpiel von Schweden und 
Norwegen zeigt, auf Grundlage einer reinen Berfonalunion eine völlig conftitutionelle Ber: 
faſſung zur Durchbildung fommen, und es Fann ein Herrſcher, der auf diefer Grundlage ftreng 
gejeglid regiert, trog großer Berjchiedenheit der Verfaſſung in beiden Ländern höchſt populär 
fein. Allein Verhältniffe wie in Skandinavien finden fih faum irgendwo anders. Ginestheils 
it nämlich die Örenzlinie zwifchen den beiden Staaten nicht nur politiſch, ſondern auch geographiich 
und national jehr ſcharf geſchieden, anderntheild wird die große nordiſche Halbinfel vermöge 
ihrer Xage weniger von den europäiſchen VBerwidelungen und Gonflicten berührt ald irgendein 
anderes Land. 

Regenten find natürlich nicht die einzigen Berfonen, melde Popularität erftreben. In ftreng 
monarbiihen Staaten, in denen entweder feine Verfaffung vorhanden oder dod nicht zur 
Durchbildung gelangt ift, wird in der Regel zwar aud) eine beveutende und allgemein gefchägte 
Per ſönlichkeit, wie folgenreih auch ihre Wirffamfeit für die Zukunft fein mag, im Augenblid 
gegen den Willen feines Fürften ſchwerlich von großem Einfluß fein; ftimmt aber fein Streben 
mir dem Willen des Fürften überein, fo wird der legtere, wenn er einigermaßen Die Leitung des 
Volks verfteht, mit Leichtigkeit einen großen Theil ver Popularität feines Dieners auf ih hin: 
überlenfen fönnen. In conftitutionellen Staaten wird aber der Einfluß eines wirfli populären 
Mannes dem ded Fürften nicht nur gleichftehen, fondern ihm übertreffen können, freilih nur im 
Fall ver Unfähigkeit des Kürften, oder wenn dieſer ich beharrli ven entſchieden audgeiprodenen 
Wäünſchen feines Volks entgegenftemmt. Niemand aber ift in conftitutionellen Staaten mehr 
verfusht, nad Popularität zu ſtreben, als der Thronfolger, weil derfelbe, mag os feine Politik 
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mit der ded Herrfchers übereinftimmen oder entgegengefegt fein, ficher iſt, dadurch eine politik: 
Bedeutung zu erlangen, die er außerdem nicht erreihen Fann. Im erflern Fall merben fi vi 
Anhänger ver Regierung, die dem regierenden Fürſten ferner jtehen, um ihn ſcharen, im legtern 
ift er ſicher, das Haupt der Oppofition zu fein. Died war aud ber Grund, daß einer ber Haupt 
rathſchläge des jterbenden Mazarin an Ludwig XIV. der war, die königlichen Prinzen befläntig 
in möglichfter Abhängigkeit zu erhalten und ihnen möglihft wenig Einfluß auf die Regierungs: 
geichäfte zu geftatten. 

In republikaniſchen Staaten iſt die Gunſt des Volks naturgemäß von weiter greifenden 
Einfluß als in irgendeiner Monarchie. Je nach der größern oder geringern Theilnahme der 
großen Volksmaſſe an der Entſcheidung der wichtigſten Staatsangelegenheiten und an den 
Wahlen zu ven höchſten Amtern wird ſich der ehrgeizige Staatdmann um die Gunft der einem 
oder der andern Schicht der Bevölkerung bewerben. Doch ift auch hier nie zu vergeſſen, daß ein 
dauernder Einfluß auf das gefammte Volk ſtets zugleich auf perfönliher Hochachtung beruben 
muß, und daß niemand Ausficht hat, ſich auf einer erflommenen Höhe zu erhalten, der nicht dat 
wahre Wohl des Volks im Auge bat. Wer fich fein Ziel niedriger flecft, wird mit Nothwendig: 
feit fallen, wenn die Krifis vorüber ift, die ihn erhoben hat. Denn zu Zeiten heftiger politiſcher 
Grregtheit wird es allerdings leiht vorfommen, daß bloße Demagogen durch die Beliebtheit, 
die fie bei den niedern Schichten der Bevölkerung zu erlangen gewußt haben, zum hödhften 
Gipfel ver Macht erhoben werden. Aber mit dem Umkehren der Flut der Volksbewegung werden 
auch fie in den breiten Strom der Maſſe zurüdgetrieben werben. Und dies ift nicht etwa immer 
eine Folge des Aufhörens ver Volfdgunft. Im Gegenteil hält diefe fehr häufig länger an, ale 
man gewöhnlich meint. &8 liegt eine volle Wahrheit in dem Ausjprud, den Macaulay mit 
Bezug auf den unglüdlihen Herzog von Monmouth gethan hat, daß der Fehler des Belte 
nicht ſowol in feiner Unbeſtändigkeit als vielmehr darin liegt, daß es oft feine Lieblinge ie 
ſchlecht wählt. 

Popularität iſt für einen in irgendeiner Weiſe über feine Mitbürger geſtellten Mann eine 
hoch zu Ihägende Sache. Sie vermag Geburt, Vermögen, Rang zu erfegen. Wahre Popularität 
fann aber nur da Glüd gewähren und dauernd fein, wo fi das fittliche Bewußtſein der Rein⸗ 
heit des Wollens mit dem Gefühl der eigenen Kraft verbindet. G. 

Populationiſtik, ſ. Bevölkerung. 

Portugal, (Bolitiſche und kirchliche Eintheilung,des Landes und feiner 
Eolonien. Klimatifhe Verhältnifſe. Geſchichtliche überſicht. Statiſtiſchet 
Jetzige politiſche Kage des Landes.) 

I. Politiſche und kirchliche Eintheilung des Landes und feiner Colonien 
1) Dad europäiſche Mutterland. Der portugieſiſche Staat beſteht ſeit dem 15. Jahr⸗ 
hundert aus dem Mutterlande und feinen Colonien. Zum Mutterlande rechnete man bis zur 
neuern Gintheilung nur die Königreihe Portugal und Algarbien. Die Grenzen beider waren 
auf das europäiſche Feftland beſchränkt; die neuere Gintheilung hat diefe Grenzen überfäritten 
Das Mutterland grenzte bis dahin im Norden an das fpanifche Galicien, im Often an bie ſpa— 
niſchen Provinzen Altcaftilien, Leon und Andaluflen, im Süden und Weften an den Atlantifden 
Ocean; ed umfaßt nad der Angabe der amtlihen Statiftif einen Flähenraum von 2950 port: 
giefiihen Meilen, von denen 20 auf einen geographifchen Grad gerechnet werden. 

Durd die neuere Eintheilung des Mutterlandes in Berwaltungdbezirfe (districtos admini- 
strativos) jind auch die Azorifchen Infeln und vie Infelgruppe von Madeira mit demſelben mr: 
einigt. Die ältere Eintheilung richtete ſich nad) der natürlichen Rage des Landes, nach der man 
zwei nördliche, zwei mittlere und zwei füdliche Provinzen unterſchied. Die nördlichen waren 
Entre Dourose:Minho mit den Städten Braga, Oporto und Penafiel, und Traz:08:Montes mu 
den Städten Braganca und Miranda. Die mittlern waren Beira mit den Städten Goimbra, 
Viſeu, Lamego, Pinhel, Guarda, Aveiro und Caſtello-Branco, und Eftremadura mit den Stä: 
ten Liffabon und Leiria, Die füdlihen waren Alemtejo mit den Städten Evora, Beja, Einst 
und Portalegre, und Algarve mit ven Städten Tavira, Silved und Lagos. Die neuere Ein: 
theilung, die zum Behuf der Verwaltung gemacht wurde und in ven Gefegbüchern der Admini: 
firation vom 31. Dec. 1836 (codigo administrativo portuguez) und vom 18. März 1842 
(codigo administrativo) vorliegt, hat die Grenzen des Mutterlandes erweitert und 21 Ber: 
waltung&bezirfe errichtet. 

Aus der Provinz Entre Douro-e-Minho wurden die drei Verwaltungsbezirke Braga, Oporto 
und Bianna do Gaftello gebilvet, aus Traz:08-Montes die Bezirke Braganga und Villa Real 
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Die Provinz Beira zerfällt in die fünf Bezirke Aveiro, Gaftello:Branco, Coimbra, Guarda und 
Viſeu. Eſtremadura zähle drei ſolche Bezirke, nämlich Leiria, Liffabon und Santarem. In 
Alemtejo wurden die Bezirke Beja, Evora und Portalegre errichtet, Algarve hat nur den Bezirk 
Baro. Auf den Azoren find die drei Bezirfe Ponta-Delgada, Angra, Horta, auf Madeira ver 
Bezirk Funchal gebildet worden. 

An der Spige des Bezirks fleht der Givilgouverneur mit einer Oberbehörde (junta geral), 
unter ihr fleben die Gemeindeverwaltungen (concelhos) mit einem Adminiſtrator und einer 
camara municipal, unter ihnen die Pfarrgemeinden (freguezias) mit einer junta de parochia 
und einem Polizeibeamten (regedor de parochia). Mehr entipricht der ältern Eintheilung die 
neuere (1836, 26. Nov.) in Militärbezirfe (distrietos militares); es jind deren zehn, nämlich 
Liffabon, Vifeu, Oporto, Braga, Villa-Real, Eaftello:Branco, Eftremoz, Faro, Funchal und 
VBonta=Delgada. 

Die firhlihe Eintheilung ded Mutterlandes umfaßt jegt 3 Erzbisthümer und 16 Bis— 
thümer. Zum Erzbisthum Liffabon, deflen Inhaber die Chrenrechte eined Patriarhen bat, 
gehören auf dem Beftlande die Bisthümer Lamego, Guarda, Leiria, Portalegre und Gaftello: 
Branco; auf den Infeln die Bisthümer Angra und Fundal. Zum Erzbisthum Braga gehören 
die Bisthümer Oporto, Braganca, Aveiro, Coimbra, Bifeu und Pinhel. Die Kirhenprovinz 
Evora befteht außer den eigenen Gebiete des Erzbisthums nur aus den drei untergebenen Bis- 
thũmern Elvas, Beja und Faro. Zum Erzbisthum Liffabon gehören aber nod drei Bisthümer 
in den Golonien ded Reiche. 

2) Die Eolonien. Die Eolonien Portugals theilen ſich in die afrifanifhen und aflati- 
ſchen ein; zu den legtern werben auch die Eleinen Befigungen in Deeanien gerechnet. Zu den 
afrifanifhen gehören von Weitafrifa die Injeln ded Grünen Vorgebirges, das portugielifche 
Senegambien, auch Guinea von Gabo Verde genannt, die Thomas: und Prinzeninfel, die 
Beftung San: Zoäo Baptifta de Ajuda an der Küfte Mina, die Reiche Angola und Benguela; 
an der Oſtküſte Afrifas Mozambique mit den ihm untergeorbneten Befigungen. 

Zu den aftatifhen Eolonien gehören das portugiefifche Indien, Macao in Ehina und ver 
Antheil Bortugals an den Injeln in Oceanien. 

Die frühern Generalfapitanien wurden (1835, 25. April) aufgehoben; an ihre Stelle trat 
(1836, 7. Dee.) eine neue Gintheilung der Bolonien in vier Generalgouvernements (governos 
geraes), deren Inhaber mit Civil: und Militärgewalt verfehen find, und in befondere Gouver— 
nement3 (governos parliculares), deren Inhaber dem Generalgouverneur untergeben find. Die 
afrifanifhen Generalgouvernements find Gabo Verde, Angola und Mozambique. Das alla: 
tifche ift das Generalgouvernement für den Staat von Indien (estado da India) mit dem Sige 
in Neugva, früher Bangim genannt. 

Zum Generalgouvernement von Cabo Verde gehören die zehn Infeln des Grünen Vor: 
gebirges, die unmittelbar unter vem Generalgouverneur ftehen, dann das untergeordnete Gouver⸗ 
nement der Thomas- und Prinzeninfel im Meerbufen ver Guinea, auf dem Feſtlande aber und 
an der Küfte veffelben die Untergouvernements Biffao und Cacheo mit den Niederlaffungen der 
PBortugiefen zwifhen 11° 51’ und 12° 30° nördl. Br., nämlich der Feftung San = Jofe de 
Biffao auf der gleihnamigen Infel mit den befeftigten Anfievelungen (presidios) Ba, Geba und 
Ganiarra am Fluffe Geba und den Infeln Bolama und Gallinhas im Ardipel der Bijagoz: 
infeln, fowie die Feftung Caches am Fluſſe San: Domingo mit den Preſidios Bolor und Farim 
an demſelben Fluffe und Zinguindor am Gafamanfa. 

Zum Generalgouvernement Angola gehört dad Untergouvernenent von Benguela, das von 
den Portugiefen reino de Benguella genannt wurde. Die Beligungen ver Portugiefen er: 
ftreefen ſich bier vom 7. bis 16.° ſüdl. Br.; die Länder find theilmeile von tributpflihtigen, 
theilweife auch von feindlichen Negerftänmen bewohnt. Die nörblichfte dieſer Befigungen ift 
das feit 1857 von den Portugiefen wieder bejegte Preſidio Ambriz, die ſüdlichſte das Preſidio 
Moffamedes; beide haben jedoch eigene Gouverneurs. Zum reino de Angola, wie e8 die Porz 
tugiefen früher nannten, gehören die Stadt San: Paulo de Loanda und die Preſidios Murima, 
Maflangano, Cambambe, Peoras di Pungosandongo, auch Dongo genannt, Ambaca, deſſen 
Befagung 1838 nad Duque de Braganca verlegt ift, und Encoge. Zum reino de Benguella 
gehört die Hauptſtadt San-Felipe de Benguela, welde 1843 an den Porto Lobito verlegt wer: 
den follte, was ih unausführbar zeigte; ferner die Preſidios Caconda, Novo-Redondo und dad 
1840 errichtete Preſidio Moſſamedes. Beide Reiche find außerdem noch in Diftricte eingetheilt, 
in denen ſich feine feften Pläße befinden. 
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Zum Generalgouvernement Mozanıbique gehören die Untergouvernements Lourenco Mar: 
aues, Inhambane, Duilimane, Sofala und Cabo Delgado; das frühere governos dos rios de 
Senna hat aufgehört; die governos bilden zugleih Diftricte, zu denen die von Manica und Tet: 
hinzufommen. Die ſämmtlichen Befigungen theilen fid in foldye, die an der Küfte, und folde 
die im Innern des Landes liegen. Zu den erftern gehören Gap Eorientes, Inhambane, Sofala, 
Duilimane, Mozambique und Gap Delgada, zu den legtern Senna, Tete, Manica und Zumbe 
Die Infel Mozambique ift noch immer ein Hafenplag für die Schiffe, die nad Indien und China 
geben, das Band der Verbindung der Hauptftabt Portugals mit feinen aftatifhen Beſitzungen 
auch noch von Bedeutung für den Handel der Portugiefen an der Oflfüfte Afrikas. 

Der Staat von Indien theilt fih nad den ältern und neuern Groberungen in zwei Haupt: 
abtheilungen ein. Zu den legtern (novas conquistas) rechnet man alle feit dem Jahre 1763 
gemachten Eroberungen, die gegenwärtig zehn Diftricte umfallen. Es find die Diftricte von 
Ponda, Aftagrar, Embarbarem, Baly, Chondrovaddy, Gacora, Ganacona, Biholim, Satarı 
und Bernem. Zu den ältern Groberungen (velhas conquistas) gehören der Archipel ver Infeln 
von Goa, deren beveutenpfte denfelben Namen führt, und die Halbinfeln Saljette und Barve;. 
Der Sig des Generalgouverneurs ift gegenwärtig in Pangim, welches 1843 zur Stadt erhoben 
wurde und feit diefem Jahre ven Namen Neugoa führt. 

Unter ihm ftehen die Gouverneure von Damäo, Diu und Macao. Zu dem Gouvernement 
von Macao gehören feit 1844 auch die Fleinern Beflgungen in Dceanien, nämlich die Antbeile 
Portugals an der Infel Timor und Solor dem alten, ferner die Infel Flores, die aud Solcı 
das neue oder Dende heißt, endlich die Infeln Allor die große, Allor die kleine und Adonare. 

Das kirchliche Gebiet der Eolonien ift in Erzbisthümer und Bisthümer eingetbeilt. An ber 
Weſtküſte Afrikas gehört das Bisthum Cabo Verve au älterer Zeit zur Metropole Liffabon, die 
Bisthümer Angola und San: Thome find erſt durch Papſt Gregor XVI. mit ihr vereinigt worden, 
der fie (13. Ian. 1844) von dem Metropolitanverbande mit Bahia trennte. An ber Ofifüfe 
Afrikas befteht nur die bifchörliche Adminiftration Mozambique. Im Staat von Indien if das 
Erzbisthum Goa mit feinen Suffraganbisthümern, dem Bisthum Cochim, dem Erzbisthum 
Granganor, den Bisthümern Meliapor, Macao, Malakka, Peking und Nanking; zu ihm gehört 
au die Prälatur Mozambique. Portugal hat zwar einen großen Theil des Gebiets, in welchem 
fich dieje Bisthümer befinden, verloren, doch bat es jich immer das Patronatredt über Diefelben, 
welches die Könige als Großmeifter des Chriſtusordens ausüben, vorbehalten, in neuefter Zeit 
(21. Febr. 1857) ift daſſelbe auch nad langem Streite vom päpftliden Stuhl wieder anrr: 
fannt worden. 

I. Klimatifhe Verhältniffe. Das Klima wehjelt auf dem Fefllande des Mutter: 
landes nad) der Beihaffenheit des Bodend und feiner Lage an der Küfte oder imı Innern. Nu: 
die drei nördlihen Provinzen haben Schnee auf den Spigen ihrer Berge, die Flüffe frieren jedes 
nie zu, Falt wird ed nur auf den hochgelegenen Punkten. Im Innern berrfcht eine trodene Hitze 
an der Küfte ift fie überall Durch die Seeluft gemäßigt. Der Frühling beginnt fon im Februar. 
die Ernte im Juni, nur im bergigen Norboften findet jie im nächſten Monat flatt. Gemitter 
fommen au im heißen Sommer nicht vor, im ganzen ift dad Klima angenebm und gelunt. 
Auf den Azoren und der Infelgruppe von Madeira ift ein köſtliches Klima, die Temperatur 
wärmer, die Luft reiner. Auf den Azoren wird die Hige durch die Seeluft wie durch die Berg 
luft gemäßigt. Eis findet fih nur auf dem Pico. Die Temperatur auf Madeira ift eine fehr 
gleihmäßige, weshalb der Aufenthalt auf der Infel den Yungenfranfen aus dem Norden jeht 
zuträglich ift, wie denn die Fremden ſich überhaupt ſehr leicht an dad Klima jener Inſeln ge: 
wöhnen. Für die Bewohner Madeiras ſelbſt wie für die Portugieſen dagegen iſt es die Luft 
einer der Capverdiſchen Inſeln, nämlich der Inſel Boa-Viſta, die zur Heilung ſolcher Kranlhei 
ten am beiten ift. Das Klima der Gapverdifhen Infeln ift auf allen hochgelegenen Punkten ein 
geſundes, Krankheiten erzeugt e8 in der Nähe der See, befonders entzündliche Bieber. Die Infel 
San: Jago verdient den Namen der todbringenden Infel, San:Nicolao den der ungefunden, auf 
Majo gibt es Wechſelfieber. Auf dem Feſtlande von Guinea ift das Klima im ganzen ungefund, 
doch ift e8 in Biffao noch beſſer als auf der Infel San-Jago oder in den europäifchen Beflgungen 
ber Serra-Leoa, ſchlechter ift ed in Cacheo. Die Sonne erzeugt durch ihre Einwirkungen auf 
einen feuchten und pflanzenreihen Boden ſchädliche Auspünftungen, die in Fieber übergeben, 
welche ven Europäern, befonderd im Juli und Auguft, gefäbrlid find. Die Infel Bolama ifl 
fruchtbar und waſſerreich, ihr Klima ift jedoch wegen der ftehenden Gewäſſer im Innern un: 
gefund. Auf den Ihomas- und Prinzeninfeln herrſcht der Nähe des Äquators megen eine 
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große Hitze, doch ift fie wegen der Südwinde und der Seeluft erträglicher als auf dem Feitlande. 
Die Zeit der heftigen Winde (das ventanias) vom April bis Mitte September ift die zuträg: 
lichſte für Europäer, die Megenzeit (das aguas) dagegen, die den übrigen Theil des Jahres ein: 
nimmt, hat eine drückende Atmoſphäre, die ſich Häufig in Negenftrömen und Gewittern entladet, 
das Thermometer fteigt bis auf 4O°R. Im ganzen find die beiden Infeln ungefund und der Gallen: 
und Wechlelfieber wegen für ihre Bewohner, befonders für die Europäer, gefährlich ; noch hef- 
tiger ald auf den Infeln zeigen ſich die Fieber auf dem Feftlande im Diftriet der Feſtung Ajuda. 

Im Generalgouvernenent Angola ift das Klima feucht und heiß, ähnlih dem der Guinea 
wegen des Wechjeld der heißen Jahreszeit mit dev Regenzeit. Es wechſelt ſehr nad) der Beſchaf— 
fenheit der Lage der Diftricte; tönlich ift es in den jumpfigen Bezirken von Bengo, Catumbella, 
Guanza, Eubo und Longa, friſch, troden und geſund ift es in den hochgelegenen Bezirken Am: 
baca, Pihe und Bungo-Andongo im Innern; Krankheiten erzeugt es an der ganzen Küfte, be- 
jonders an ihrem Strande. Im Reiche Angola fallen im October und November ftarfe Regen: 
güffe, vermifcht mit Donnerſchlägen, an der Küfte von Benguela herrfhen vom Mai bis Sep: 
tember ftarfe Nebel. Die bösartigen endemifchen Fieber (carneiradas), die hier wie auf zwei 
Capverdiſchen Injeln jehr häufig find, find beſonders dem Europäer gefährlich; eines guten 
Klimas erfreut fih Moflamedes am Cap Negro. 

Das Klima der Beligungen im Generalgouvernement Mozambique gleicht jehr dem der 
Golonien an der Weftfüfte, doc ift die Fruchtbarkeit des Bodens hier viel bedeutender. Sehr 
ungeſund find die jumpfigen Landſtriche am Meere wie die Injel Mozambique felbft, beſſer ift 
das Klima des ihr gegenüberliegenden Feftlandes. 

Das Klima ded Staatd von Indien ift in den einzelnen Bejigungen fehr verſchieden; befannt 
ift dad warme, aber doch gejunde Klima der Golonien in Oceanien, weniger gefund ift ed in In— 
dien, geradezu ſchädlich in der alten Stadt Goa jelbft, die deshalb nad Pangim verlegt wurde. 

IM. Geſchichtliche Überſicht. Miele ältern Colonien hat Portugal verloren, auch die 
Ausdehnung ded Mutterlandesd hat auf dem Feftlande in den verſchiedenen Berioden unter den 
drei einheimiſchen Dynaftien, wie unter der fremden Herrſchaft der fpanifhen Könige gewechſelt. 
Der Stifter der erften Dynaftie, Graf Heinrih, ein Edelmann, aus Burgund, hatte mit der 
Hand der natürlihen Tochter ded Königs Alfons VI., Königs von Leon und Gaftilien, gegen 
das Ende ded Jahres 1094 oder Anfang des nächſten auch die Graffchaft Portugal erhalten, 
die jih von 1097 an auf das ganze Gebiet zwiſchen Minho und Tajo erftredite, während ver 
ſüdlicher gelegene Theil des Landes mit der jegigen Hauptſtadt ven Sarazenen gehörte. Graf 
Heinrich hat als Statthalter Alfons’ VI. den Grund zur Unabhängigkeit Portugals gelegt, 
feine Witwe Donna Terefa ließ fi bereitd Königin nennen, den Königstitel nahm aber erft 
der Sohn beider, der Infant Affonfo Henriquez, an, nachdem er in der Schlacht bei Durique 
(25. Juli 1139) die Sarazenen befiegt hatte. Zu Zamora (1143), wie A. Herculano in feiner 
„Geſchichte Bortugals’ (1, 341) fagt, erfannte Alfons VU. diefen Titel an. Affonſo Hen— 
riquez aber erflärte im December 1143 jih ald Bajallen des Heiligen Stuhls. Er richtete 
dieje Erflärung an Innöcenz IL., der bereits geftorben war; erft Lucius I. beftätigte fie (1144). 
Noch unter der erften Dynaftie wurde der füdliche Theil Portugald mit Algarbien ven Sara 
zenen entriffen und für Portugal gefihert (1147— 1267). Die burgundifdhe Dynaftie ſchließt 
mit Ferdinand I. (1383). Unter der zweiten beginnt die Lostrennung ded Metropolitanver: 
bandes mit Spanien, wie die Eroberung der erften überfeeifhen Befigungen; in fie fällt die Nie— 
derlaffung fremder Kaufleute, jie ift die Zeit der großen geographiſchen Entdefungen, in ihr 
erreichte Portugal den höchſten Bunft des Glanzed. Der Stifter der zweiten Xinie, welche bie 
von Aviz genannt wird, war Johann, ein uneheliher Sohn ded Königs Pedro I., Ordens— 
meifterd von Aviz. Er wurde (16. Der. 1383) zum Vertheidiger und Regenten des Reiche, 
bald naher aber von ven Vertretern ded Landes aus dem Adel, Klerus und den Städten, ben 
Cortes zu Goimbra zum König gewählt und mit großer Feierlichkeit unter dem Jubel des Volks 
(6. April 1385) als folder ausgerufen. Mit Gaftilien, das die Krone Portugals in Anſpruch 
genommen hatte, Fam nad) vielfahen Kämpfen und Verhandlungen ver Friede 1411 zu Stande. 
König Johann I. veranlaßte die Trennung der portugiefifhen Bisthümer won dem Metropoli- 
tanverbande mit Spanien. Er erwirkte vom Papft Bonifaz IX. (1394) die Erhebung des 
Bisthums Liffabon zur Metropole. Sie erhielt ald Suffranganbidthümer vie von Lanıego, 
Guarda und Evora, melde von ihrer biöherigen Metropole San-Jago de Compoſtella getrennt 
mwurben, und das Bisthum Silved in Algarbien, welches bisher zum Erzbistum Sevilla 
gehört hatte, 
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Die Gebietötheile dieffeit des Minho und jenfeit des Guabiana, von denen ber erftere zur 
Didcefe Tuy, der legtere zum Bisthum Badajoz gehörte, wurben eigenen biſchöflichen Apmini: 
ftrationen übergeben. Die ſpaniſchen Bisthümer in Galicien und Leon, melde bisher zur por: 
tugiefifchen Metropole Braga gehört hatten, wurden von ihr getrennt, ſodaß ſie auf die von 
Oporto, Goimbra und Vifeu beſchränkt blieb. Portugal hatte nun infolge diefer Trennung zwei 
Erzbisthümer und fieben Bisthümer, die Unabhängigkeit ded Reichs war aud hierin gewahrt; 
Johann I. vollendete diefe Trennung, indem er auch den Berband, in weldem der Orden von 
Aviz mit dem von Galatrava fand, aufbob. 

Unter feinem Befehl, wurde am 21. Aug. 1415 Geuta, die fhönfte Stadt Mauritaniens, 
erobert, und die Könige Bortugald nannten fih von jegt an Könige von Portugal und Algar- 
bien und Herren von Geuta. Gleich nad ver Einnahme Geutad hatte fein Sohn, der Infant 
Heinrich der Seefahrer, von den Mauren Nachrichten über die Sahara, über die Azanagen, die 
Nachbarn der Jalofen und über die Züge des Handeld eingezogen. Er ſchickte damals, wie der 
deutfche Arzt Hieronymus Münzer berichtet, auch nah Tunis und ließ ſich Bericht über die Kara- 
vanenzüge erftatten, durch welche ver Handel mit Gold und Sklaven von Timbuftu und Gantor 
nad Tunis vermittelt wurde. Die erften Schiffe, die er ausjandte, famen zwar bis 1419 über 
das Gap Bojador an der Weſtküſte Afrikas nicht hinaus, Doch gelang e8 den kühnen Seeleuten, 
in diefem Jahre die Infelgruppe von Madeira wieder zu entdecken und 1434 auch das erwähnte 
Gap zu umfegeln. Bis zum Tode Johann's I. (14. Aug. 1433) waren dieſe Entdeckungen auf 
die Infelgruppe von Mavdeira, die Klippen der Formigas und auf eine der Azoriſchen Injeln, 
nämlih Santa:Maria, befhränft. Ihm folgte ald König fein Sohn Eduard; mährend feiner 
kurzen Regierung erhielt ver Infant Heinrich die Infelgruppe von Madeira auf Lebenszeit mit 
Givil- und Griminalgerichtöbarkeit, der Chriſtusorden aber, deſſen Mitglieder dem Infanten 
als ihrem Ordendmeifter bei feinen Entdeckungen muthvoll und ruhmvoll beiftanden, die geifl: 
lihe Jurisdiction über diefe Infeln. 

Unter Alfons V. (1438—85) wurden während feiner Minderjährigkeit dieſe Schenkun— 
gen dem Infanten wie dem Orden beftätigt. Im dieſelbe fällt noch die Fortfegung der Ent: 
defungen an der Weftfüfte Afjkas bis zum Rio-Grande und mehrerer Azorifchen Infeln. In 
feiner eigentlihen Regierungszeit geſchah die Entdeckung der Capverdiſchen Infeln, der Prinzen:, 
San-Thomas- und Neujahrsinfel, wie die Unterfuhung der Küfte Süpafrifas bis zum Bor: 
gebirge Santa: Gatharina von Sequeira. Den Kaufleuten fremder Nationen ertheilte Alfons V. 
bedeutende Vorrechte, um fie zu bleibenden Niederlaffungen zu vermögen und den Abjag portu: 
gieſiſcher Waaren durch den Taufch mit fremden zu vermitteln. Für alles, was der Vortugieſt 
zu feinen Kriegszügen wie zu feinen Seereifen bedurfte, bewilligte ver König zollfreie Einfuhr. 
Den deutihen Kaufleuten geftattete er, zwei aus ihrer Mitte zu wählen, die fie in allen Angele: 
genheiten vertreten follten. Bon jener Zeit an erwarben die Deutfhen in Portugal Grundflüde 
zum Behuf von Waarenlagern und errichteten dort Factoreien. 

Unter feinem Sohne Johann II. (1481—95) wurden die Entdeckungen an der Weſtküſte 
Afrikas bis zum ſtürmiſchen Vorgebirge fortgefegt, deffen Benennung ver König in die des Gap! 
der guten Hoffnung änderte; die Umfhiffung des Caps und die Wiederentdeckung Indiens ge: 
ſchah unter der Regierung ded Königs Emanuel (1495— 1521). Mit Indien fanden indeflen 
fon vorher Verbindungen ftatt, die die Juden des Abendlandes mit denen in Vorderindien 
unterhielten. Der Jude Kaspar, von deutſcher Abſtammung, wurde (1498) aus Indien von 
Vasco de Gama wider feinen Willen nad; Liffabon gebracht. Mit Affonfo de Albuquerque kam 
(1504) der Benetianer Bonadjuto de Albäo von da nah Portugal, wo man feine genaue Kunde 
der Zuftände Indiens zu jhägen mußte. 

Die Regierung des Königs Emanuel gilt als der Olanzpunft der Geſchichte Portugall 
Seiner Regierungszeit gehören die Groberungen in Indien wie die Entdeckungen im Norden 
und Süden Amerifas an; auch Madagaskar, die Infel Bourbon und die Malediven wurden 
entdeckt. Die Eroberungen in Norvafrifa, die unter den beiden vorigen Regierungen ſich auf 
Zanger:Alcacersceguer, Arzilla-Targa und Gamice befhränft hatten, wurden auf Safim und 
Azamor ausgedehnt, das Gaftell am Gap Guer angefauft. Während derſelben erfolgte aber 
auch der Übergang zu einer mehr abfoluten Regierung, wie ihn ein neuerer Schriftſteller, Maria 
de Souza Monteiro, mit treffenden Worten fhilvert. Vierundzwanzig Jahre der Größe, ber 
Macht und des Reihthums, fagt er, blenveten das Volk und wandten feine Aufmerkfamfeit von 
den Geſchäften ver Regierung auf die Angelegenheiten Indien. Man vergaß der Gorted, man 
betrachtete fie vielleicht fogar als ein unbequemes Inftitut, die bei Hofe Mächtigen und bie Höl- 


Portugal 665 


linge nahmen die Zeitung der Angelegenheiten in ihre Hände, welche die Cortes hatten fallen 
laffen, weil ihnen der Eifer und der nöthige Muth fehlte, um den Irrthümern der Regierung 
entgegenzutreten. 

Richtig ift, daß die Gortes unter Emanuel's Regierung nur viermal verfammelt waren, ihr 
Kampf mit der Krone hatte aber ſchon unter Alfons V. begonnen, dem die Gorted zu San: 
tarem von 1451 und zu Liffabon 1455 Borwürfe darüber gemacht hatten, daß er ohne ihre 
Mitwirkung Gejege gegeben und zurüdgenommen habe. Die königliche Macht hatte ſich von 
jener Zeit an allmählich erweitert, doc; ift das Gefegbuc Alfons’ V. noch auf Betrieb der Gortes 
erlaflen. Die zablreihen Ortsrechte (foraes), die einzelnen feit Alfons IL. (1211 — 23) er: 
laffenen allgemeinen Gefege, Römifches, Ranonifches und Gewohnheitsrecht, wie die Verträge 
der Negenten mit dem Klerus (concordatas), hatten bis zu Alfons V. die einzelnen Beftand: 
theile des geltenden Rechts in zahlreicher und verwidelter Beihaffenheit gebilvet. Die Cortes 
hatten fhon von Johann I. die Codiflcation derfelben verlangt, die erft 1446 unter ver Minder— 
jährigfeit Alfons’ V., als der Infant Dom Pedro die Regierung für ihn führte, vollendet 
wurde. Das Gejepbud trägt ven Namen Ordenacoes Aflonsinas; die Veröffentlichung er: 
wähnt in den Gingangsworten des frühen Antrags der Cortes. Noch waren nicht jechzig Jahre 
verflofien, ald Emanuel (1505) die Reform dieſes Geſetzbuchs beginnen ließ; es wurde zwifchen 
dem Auguft 1511 und dem Mai 1512 beenbigt und trägt den Namen ordenacoes Manoelinas. 
Das Bublicationspatent erwähnt des ältern Geſetzbuchs und der nothwendigen Reform deſ— 
jelben. Die Eintheilung beider Gejegbücher ift diejelbe, die Behanplungsweife der Gegenftände 
dagegen im einzelnen verfchieben, die neuen Gefege find nachgetragen, nur alles, was fih auf 
Juden und Mauren bezieht, ift weggelaffen; denn diefe hatte Emannel (1496) aus Portugal 
und Algarbien verbannt und ihnen fpäter (1509) nur in der norbafrifanifchen Stadt Safim 
den Aufenthalt geftattet. 

Schon Johann Il. hatte (1485) den Titel angenommen: König von Portugal und der Al: 
garbien dieffeit und jenfeit ded Meeres in Afrifa, Herr von Guinea. Gmanuel erweiterte ihn, 
indem er noch hinzufügte: Herr der Eroberungen, der Schiffahrt und des Handels von Athio- 
pien, Arabien und Indien. 

Unter jeinem Nahfolger Johann III. (1521 — 57) verlor Portugal die afrifanifhen Be: 
figungen Safim, Azamor, Alcacer-ceguer, Arzilla und das Eaftell am Gap Guer. Unter der 
Regierung Sebaftian’s (1557 — 78) zog die unglüdliche Schlacht bei Alcacerzquibir das Sin- 
fen des portugieiiihen Staats nad; ſich, welches der auf ihn folgende ſchwache Cardinal Heinrich 
(1580— 93) nicht verhindern fonnte; er verlor feine Unabhängigkeit und fiel an Spanien. 
Seine überfeeifhen Befigungen wurden jegt von den Feinden Spaniens, von Holland und Eng: 
land, angefallen. Die Holländer festen ſich in Brafilien und auf der Infel Java feft, fie er: 
oberten die Moluffen, Malaffa und Amboina in Afien, die Feſtung Mina mit andern Plägen 
an der Weftfüfte Afrikas. Die Engländer ftanden den Perſern bei, fie nahmen Ormuz, Onor; 
Mangalor, Meliapor und Cochim gingen in Indien verloren, dazu kam noch ein großer Theil 
von Ajien und die Vertreibung der Portugieſen aus Japan. 

Drei Könige Spaniens haben in diefer Periode über Portugal geherrſcht, alle drei find 
gleihen Namens, die Bezeihnung ihrer Reihenfolge hat aber verſchiedene Beifäge; denn Phi— 
lipp II, mit dem die Fremdherrſchaft beginnt, heißt als König von Portugal der Erfte. Philipp. 
wollte jich die Zuneigung der Bortugiefen durch die Reform der Geſetzgebung fihern, in welcher 
Berwirrung herrſchte; er ließ fie in Angriff nehmen, dod wurden erft unter feinem Sohne und 
Nachfolger die Philippinifhen Ordenacoes, auch Codigo Philippino genannt, veröffentlicht. 
Eintheilung und Anordnung der Gegenftände theilt das neue Gefegbuh mit dem frühern 
Gmanuel’®. Spätere Gefege und Verordnungen, bejonderd die in der Sammlung des Juriften 
Duarte Nuned do Leäo find jedoch mit großer Nadläffigkeit, weldhe die Auslegung erſchwerte 
und Gontroverfen hervorrief, nachgetragen. Die meiften Veränderungen betreffen die Er: 
höhung der Macht des Klerus; auch der Vertrag, welden König Sebaftian mit dieſem gefchloffen 
batte (concordia), ijt in daffelbe aufgenommen. Philipp L war von den Cortes zu Thomar 
(1581) als rechtmäßiger König von Portugal anerkannt worden, er verſprach, die Rechte, Ge— 
mwohnbeiten und Privilegien der Bortugiefen zu wahren, beide Nationen in gefonderter Weife 
zu regieren, bie Amter nur an Portugiefen zu vergeben. Während ver fiebzig Jahre der Fremd— 
berrfchaft wurben die Cortes nur zweimal berufen, doch wehrte ſich Die Nation mit Erfolg gegen 
alle Auflagen, die nicht von den Cortes bewilligt waren. - 

Die Revolution führte (1640) die dritte Linie, dad Haus Braganza, auf den Thron Por— 
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tugald ; der Anerkennung Johan’ IV. durch die Cortes folgte ein Krieg zwifhen Spanien und 
Portugal, genannt guerra da acclamacäo. Johann IV. berief die Cortes (1641) nahkiffaben, 
er ſchaffte alle Auflagen ab, indem er ed den Ständen überließ, für den Kriegsbedarf zu forgen 
und dad Vaterland zu retten. Die Verſammlung ſtellte ald Grundſätze des Staatsrechts die 
merfwürdigen Artifel auf, daß die Macht der Könige urfprünglic von der Nation ausgehe, daß 
diefe daher über die Nachfolge zu entfcheiden und die Handhabung der Gelege zu überwachen 
habe, daß fie fogar berechtigt fei, dem König den Gehorfam zu verweigern, wenn er fi durd 
feine Regierungsweife unwürdig oder tyrannifch zeige. 

Johann IV. wahrte aber auch die Sicherheit ded Staats nad) außen durch einen Waffen— 
ſtillſtand, Schiffahrt: und Handeldvertrag mit Holland von 21. Juni 1641. Der Art. 18 
diefed Vertrags gibt den hriftlihen Bewohnern der Generalftaaten im ganzen portugieiiihen 
Staat, im Mutterlande wie in ven Golonien, dad Recht dev Gewillensfreiheit in ihren Privat- 
wohnungen, auf ihren Schiffen aber bewilligt er ihnen freie Neligionsübung. Sollte ein Or: 
ſandter oder Gonjul der Generalftaaten nad Portugal kommen, fo jollte er in feiner Wohnung 
diefelben Rechte ver Neligionsübung genießen, die der portugiefiiche Gefandte in Holland babe. 
Diefed Zugeftändnig ift um fo bedeutender, ald es unter den Augen der Inquifition gemadt 
wurde, die Johann II. eingeführt hatte. Die portugiefiiche Inquifition hatte es nicht mit Brote: 
ftanten zu thun; denn dieſe hatten ſchon vorher feinen Zutritt im Lande, infolge des erwähnten 
Friedensſchluſſes aber ungeftörte Übung ihres Gottesvienftes in den Kapellen der Gefandten. 

Ihre Opfer waren die fogenannten neuen Ehrijten (christäos novos), Befehrte aus den Juden 
and Mauren, die nur dem Scheine nah Chriften geworden waren, um im Lande bleiben zu 
fünnen, Bunfzehn Jahre hatten die Unterhandlungen Johann's II. mit dem Römiſchen Stubt 
gedauert, bis es ihm gelang, die päpſtliche Bulle für die Einführung eines bleibenden Inquit: 
tionstribunals zu erhalten. Clemens VII. hatte zwar am 17. Der. 1531 den Biſchof von Ceuta, 
Divgo de Sylva, zum Inquiſitor für Portugal ernannt, aber die Borftellungen der neuen Ebri- 
ften über ihre gewaltfame Befehrung bewogen ihn, am 7. April 1533 eine allgemeine Ber: 
zeihung für fie zu erlaffen. Sein Nachfolger Paul I. erlieh zuerft am 12. Oct. 1535 no& eine 
Dulle, in welder er den Neubefehrten Straflofigfeit für die Vergangenheit zufiderte, am 
23. März 1536 aber bewilligte er dem König die Einführung der Inquifition, jedoch mit der 
Bedingung, daß in den erften drei Jahren nur das bei den weltlihen Gerichten gebräudlic« 
Verfahren angewandt und vor zehn Jahren feine Gütereinziehung ausgeſprochen werden dürfe. 
Johann II. behandelte die Inquifition wie ein Eönigliches Tribunal; er ernannte die Großinani: 
jitoren und beſtimmte, was zur Gompetenz der Inquiſition gehöre. Der Sig des Großinquiß— 
tord und ded allgemeinen Raths der Inquiiition war befländig am Hoflager des Königs; nur 
während der ſpaniſchen Herrihaft war er von diefem getrennt. In diefer Periode trat auch die 
Inquilition am unabbängigften vom füniglihen Willen auf; denn die beiden in dieſer Zeit er: 
laffenen Gejhäftsorbnungen tragen an ihrer Spige nur die Beftätigung des Großinauifitere, 
ohne der Föniglidyen zu erwähnen. 

Nod immer erlitt der Staat große Verluſte, obgleic, der Vertrag mit Holland zu Stande 
gekommen war. In demfelben Jahre, in dem ber Friede gefhloffen war, überfielen pie Holländer 
(12. Aug. 1641) Angola, fpäter ging (1650) das Gap der guten Hoffnung verloren, in den 
Jahren 1661— 63 wurden die Inſel Ceylon, Negapatam auf der Küſte Koromandel und En: 
lam, Granganor und Gananor auf der Küfte Malabar von ihnen erobert. Geuta war im den 
Händen der Spanier geblieben, Bombay in Indien und Tanger in Afrifa famen 1662 al 
Mitgift der Brinzefiin Donna Katharina, welde ſich mit König Karl U. verheirathete, an Eng: 
land. Der weſentlichſte Verluſt trat (1822) mit der Lostrennung Brafiliend ein, welches nur 
in diefer Weife dem Haufe Braganza erhalten werben konnte, keineswegs aber mehr nad den 
vielfahen Beihränfungen, die ihm im Interefle des Mutterlandes auferlegt worden waren, ein 
Beſtandtheil des portugieitfchen Staats bleiben wollte, 

IV. Statiftifches. 1) Die Bevölkerung. Die Bevölkerung ift in Mutterlande tele 
in den Golonien in ſehr ungleicher Weife vertheilt ; für die ftatiftifhen Angaben derſelben ift im 
ganzen biöher wenig geſchehen. Im früherer Zeit haben fi der Oberft Franzini in den Altern 
Jahrgängen des Staatsalmanachs und Balbi in einem eigenen Werke vorzüglich mit der Be- 
völferung des Mutterlandes befhäftigt; in neuerer Zeit haben der Engländer Forreſter und der 
Vortugieſe Teireira de Vasconcellos die flatiftifchen Verhältniffe des Duiterlandes geſchildert 
nur die Golonien hat Souza Monteiro berückſichtigt, über dag Mutterland und die Golonien hat 
der portugiejifche Generalconful Minutoli gefhrieben. Zu allen diefen Werfen ift in neueſter 
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Zeit das von Charles Vogel: „Le Portugal et ses colonies” (Paris 1860), gefommen; ein 
umfaſſendes ftatiftijches Werk ift nad) feiner Angabe von dem fchon erwähnten Vasconcellos zu 
erwarten ; denn bie biöher von ihm erjchienene Arbeit „Le Portugal et la maison deBragance” 
enthält nur einen Theil des großen Programms das fich der Verfafler zur Aufgabe geftellt hat. 

Die Volkszählung von 1859, melde nur das Mutterland in fich begreift, bat Vogel nad 
einer Mittheilung von Vasconcellos gegeben. Auf dem Feftlande enthalten in der Provinz 
Eſtremadura die Diftricte Liſſabon 424000, Leiria 158000, Santarem 170000 Seelen. In 
der Provinz Beira zählt Coimbra 263000, Aveiro 240000, Bijeu 328000, Guarda 291000, 
Gaftello-Branco 150000 Seelen. Bon den brei Diflricten der Provinz Mindo zählt Oporto 
373000, Braga 292000, Bianna do Gaftello 192000, von den zweien der Provinzen Traz- 
08:Miontes hat Braganza 132000, Villa Real aber 187000 Seelen. Weniger bevölkert find 
die beiden Difkricte der Provinz Alentejo; denn Evora hat nur 91000, Vortalegre nur 
89000 Seelen. Im ehemaligen Reich Algarbien umfaßt der einzige Diſtriet Faro 153000 
Seelen. Auf den Azoriſchen Infeln zählt Bonta:Delgada 107000, Angra 69000, Horta 
65000, auf der Injel Madeira Funchal 98000 Einwohner. In ven Golonien umfaffen nad 
der Volkszählung von 1850 von den afrifanifchen Beſitzungen die Infeln des Grünen Bor 
gebirges mit dem Feſtlande der Guinea 86488, die Thomas: und Prinzeninfel 14580, Angola 
und Benguela 589127, Mozambique mit feinem Gebiet 300000 Seelen. Im Staat von 
Indien hat Goa mit feinem Gebiet 408596, Macao 29587 Bewohner, die Infeln Oceaniens 
zählen nicht weniger als 918300 Seelen. Die Kriegsmacht ded Staats beträgt bezüglich der Land— 
truppen im Mutterlande im ganzen 24000 Soldaten, von denen ſich der vierte Theil im Urlaub 
befindet, in den Golonien 6411 Dann Infanterie, 1554 Artilleriiten und 66 Reiter. Zur 
See hatte Portugal im Jahre 1860 nur 1 Fregatte, 3 Eorvetten, 4 Briggs, 2 Goeletten, 
1 Transportſchiff, 1 Kutter und 4 Fleinere Bahrzeuge, zu denen jedoch no 9 Kriegsdampfer 
hinzufommen, im ganzen 25 Fahrzeuge, die eine Bemannung von 2865 dienftfähigen Perſo— 
nen erfordern. 

Die Handelöjlotte beträgt nad) einer Zählung, die 1854 gemadt wurde, 591 Babrzeuge, 
welche jeetüchtig find, mit einer Ladung von 82402 Tonnen. Mehr als die Hälfte der Ladung 
fommt auf ven Hafen von Liffabon, ein Biertheil auf den von Oporto, der Überreft vertbeilt 
ich größtentheild auf die Häfen von Setubal, Vianna, Gaminha, Figueira und Aveiro. Nur 
unbedeutend ift ver Theil, der auf die übrigen Seeftäbte des Mutterlandes und die zu demfelben 
gehörigen Injeln trifft; die Zahl der Schiffsbauten iſt feit den legten funfzehn Jahren im Zuneh— 
men begriffen. Der Handel war durch den mit Lord Methuen ald Geſandten Englands (1703) 
geihloffenen Vertrag faft zum Monopol der Engländer geworden. Gngland hatte zwar die 
Einfuhr der portugiefifihen Weine zum Drittbeil des Zolls, welchen die franzöſiſchen in eng: 
liſchen Häfen bezahlten, geftattet, fih dafür aber die Ausfuhr der Wollwaaren nad Portugal 
vorbehalten, welches bis dahin fremde Wolle nicht zugelaflen Hatte, modurd die engliſche Aus- 
fubr feine Bedeutung hatte erlangen fönnen. Im Anfang fhien zwar Portugal durd feinen 
Weinhandel bedeutend zu gewinnen, aber die zu rafche Nermehrung des Weinbaued im Lande 
wie die Bälihung der Weine felbft, die der Durft nah Gewinn erzeugte, endlich die immer flei- 
gende Ausfuhr Englands, die ſich nicht mehr mit der Wolle begnügte, fondern auch Schiffe, 
Lebensmittel und Kriegsbedarf lieferte, führten für Portugal ein fo nadtheiliges Berhältnig 
herbei, daß die englifche Einfuhr die portugiefifche Ausfuhr um 1 Mil. Pfd. St. an Werth 
überftiegen haben foll. 

2) Pombal's Reformen. Grofartig waren die Mapregeln, welche der Minifter Pom- 
bal zum Schuß des Handels anorbnete, wie fein Minifterium überhaupt, ungeaditet des Erd— 
bebens, welches (1755) die Hauptſtadt verwüftete, ein für das Land glüdbringendes zu nennen 
if, das in vielen Beziehungen nur das Befte des Landes bezweckte. Zum Schuß der Wein- 
bauern am Douro fhuf er eine Geſellſchaft, die einen geregelten Preis des Weins aufrecht er- 
hielt; den Getreidebau ließ er in einer allerbings gewaltfamen Weife befördern; er nahm den 
Gngländern ihre Vorrechte, indem er alle handeltreibenden Nationen gleichftellte; er ſchuf die 
großen Handelsgeſellſchaften für den Handel mit Indien, China und Brafllien, um dem Ein- 
fluß der Engländer dad Gegengewicht zu halten. Die ganze Induſtrie ded Landes juchte er 
endlich zu heben, indem er Babrifen von Seide, Baumwolle und Glas theils errichtete, theils 
unterftügte und alle Manufacturen beſchützte. Die Inquifition wurde als fönigliches Tribunal 
erklärt, welcher in der Anrede ber ihr gebührende Titel Majeftät twieder gegeben werben mußte. 
Die Jefuiten twurben befhuldigt, fie aus einem koͤniglichen in ein kirchliches Tribunal um: 
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gewandelt zu haben; Pombal gab ihr 1774 eine neue Gefhäftsorbnung, die aber noch auf dem 
Boden des alten Griminalproceffed fteht. Der Orden der Jefuiten wurde (1759) von ihm für 
Portugal aufgehoben, indem er alle aus dem Lande vertrieb, die nicht das Ordenskleid ablegten 
und auf alle Theilnahme am Ordendverbande verzichteten. Der Minifter ſah in dem überaus 
mächtigen Orden ein Hinderniß für feine Reformen; unter den Anklagepunkten gegen denſelben 
war aud) der, daß er am meiften zur @inführung der fpanifhen Herrihaft im Lande beigetragen 
"babe, was noch gegenmärtig von der Volksſtimme wiederholt wird. 

Unter Bombal’8 Minifterium wurde Penafiel vom Bisthumsverbande mit Oporto getrennt 
und zur eigenen Didceje erhoben. In den Städten Aveiro, Pinhel, Gaftello:Branco und Beja 
wurden neue Bistbümer errichtet, der Sig des Bijhofd von Miranda wurde nad Braganja 
verlegt. 

Den Unterricht ſuchte Pombal mehrfah zu heben, befonderd wandte er nad Aufhebung der 
Jefuiten, die auf ihrem unter vem Cardinal Heinrich zur Univerfität erhobenen Collegium in 
Evora Philofophie und Theologie gelehrt, auch fonft großen Einfluß auf die Literatur geäußert 
hatten, feine Aufmerkſamkeit dem öffentlichen Unterricht zu. Er ließ in den Provinzen eine 
große Zahl von Elementarſchulen, von lateinifhen und andern gelehrten Schulen errichten, für 
deren Lehrer er dur eine Auflage auf den Wein (subsidio literario) forgte. Er gab ver Uni: 
verfität Coimbra 1772 neue Statuten, forgte für das auf ihr bisher nicht vertretene Studium 
der Bhilofophie, wie er das der Mathematik vervollfomninete. Für das Rechtsſtudium ordnete 
ev eine ſynthetiſche Methode, für die bisherige analytiſche aber ließ er nur einen Lehrſtubl bei: 
behalten. Neue Geſetzbücher waren feit dem Philippinifchen nicht entftanden. Unter JobannIV, 
hatten die Friegerifchen Zeiten die Anlage einer neuen Samnılung nicht geftattet; Die neuen Ge— 
jege lagen nur in Privatfanımlungen vor, die ſich hinfichtlich ihrer Eintheilung an die ordena- 
coes anjhlofjen. Pombal hat feine neue Sammlung veranftaltet, wol aber durch das Gejer 
vom 18. Aug. 1769 die Einrihtung getroffen, daß das Nömifche Recht dann als ſubſidiär gel: 
ten folle, wenn es mit dem Naturrecht oder dem Geifte des vaterländiichen Rechts übereinſtimme, 
das Kanoniſche Recht aber nur im geiftlihen Gegenftänden und vor den geiftlihen Tribunalen 
anzuwenden jei. Mit diefer Anordnung war indeffen eine Beitimmung feiner Statuten für die 
Univerfität Coimbra, auf welcher allein aud Recht und Medicin gelehrt wurden, nidt ver- 
einbar; denn das vaterländifche Net war nur vom Lehrer der analytifchen Methode und nur 
am Ende des Lehreurſes vertreten, eine Einrichtung, die 1805 durd) die Errichtung zweier Lehr: 
ftühle mit ſynthetiſcher Methode verbeffert wurde. 

Die Macht ded Adels ſuchte Pombal zu ſchwächen, indem er große Grundbefiger, Kauf: 
leute und berühmte Künftler ihm gleichitellte, die Nachfolge in ven Majoraten (morgados), 
welde jhon urfprünglich nicht auf den Adel befhränft waren, tegelte, die unbedeutenden Ma— 
jorate aufhob und die Nahfommen der adelichen Häuſer durch eine beſſere Erziehung in dem 
von ihm gegründeten collegio dos Nobres für feine Neformen zu gewinnen ſuchte. Die Vor: 
vechte des Adels hob er indeflen nicht auf; das bedeutendſte derfelben war das der Gerichtäharkrit, 
welches die Könige im verfchiedenen Maße im Wege ver Schenkung an adeliche Häufer verliehen 
hatten, deren Gerichtöbarfeit man deshalb die der Donatarios nannte. Den erſten Platz unier 
den Donatariod nahm das Haus Braganza ein (casa de Braganga), deffen Beſitz feit der neum 
Dynaftie die Apanage des Erben der Krone bildet. Das Haus der Königin (casa da rainha) 
wie dad der Infanten (casa do Infantado) reihte ih an daſſelbe an; fie alle waren ald Theil 
der föniglihen Familie mit befondern Rechten ausgeftattet; fie hatten wie die übrigen Donz: 
tariod eigene Tribunale und Nichte. Donna Maria I. bob diefe Gerichtsbarkeit (19. Wü 
1790) auf, indem jie den hochgeftellten Inhabern nur das Recht ver Ernennung oder des Br 
ſchlags für die Nichterftellen ließ, ihnen jeden Einfluß auf die Gerichtsverfaſſung aber emez 
Dieſe letztere hat Pombal nicht geändert, ſie wurde es erſt, als Dom Pedro die Regentſchañ t 
feine Tochter, die Königin Donna Maria II., übernommen hatte. Das Recht wurde in je 
Zeit gewöhnlich von ordentlichen Richtern gefprogen (juizes ordinarios), die von den angt 
jehenften Berfonen der Gemeinde (concelho) auf einJahr gewählt, vom König oder den Dome: 
tarios betätigt wurden. Über ihnen flanden die vom König ernannten corregedores das co- 
marcas, Richter des Cantons, an die man zwar nicht Berufung ergreifen, aber Beſchwerde gegen 
Zwiſchenbeſcheide einlegen fonnte; ; bei ihren Vifitationen (correicoes) urtheilten fie aud in 
erfter Inſtanz. In den Civilſachen des Landes wie in den Griminalfadhen der Hauptſtadt aprel 
lirte man-an die Casa do civel, in den übrigen Griminalfahen an die drei Auditoren (owri- 
dores) ded Hofs; die legte Inftanz in allen Angelegenheiten war die Casa da justica, aus 
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Relacäo da Corte genannt. In ihr faßen in zwei Abtheilungen Räthe (desembergadores), 
nämlid für die Rechtsſachen (mesa do desembargo da supplicagäo) wie für die Gnadenſachen 
(mesa do desembargo do paco); außer diefem Inftanzenzug gab ed noch bejondere Tribunale 
und Einzelrichter für beſtimmte Angelegenheiten. 

3) Die Beränderungen der Neuzeit. Durd die Vorgänge der erften conftitutio: 
nellen Berfaffung von 1822 wurden zwar die Tribunale der Inquifition aufgehoben und die 
Befugniffe der rihterlihen Gewalt in vollem Maße anerfannt, an der Geridhtäverfaffung ſelbſt 
nicht8 geändert, wol aber verhieß die ihr 1826 nachfolgende, von Dom Pedro gegebene Carta 
bedeutende Anderungen bezüglich der Gerichte und des Proceffed. Erft fpäter konnte Dom Pedro 
fie vollziehen. Er änderte (16. März 1832) von der Infel Terceira aus, während fein ihm 
feindlih gegenüberftehender Bruder Dom Miguel noch das Feſtland behauptete, die Gerichts: 
verfaflung nad einer theild aus den vorhandenen portugieſiſchen, theils aus Beftanptheilen des 
franzöfifhen Rechts beftehenden Ordnung. Er gab eine neue Gintheilung det Gerichtöbezirfe 
des Landes, wie eine neue Organifation des Nichterperfonals, führte die Gefchtworenengerichte 
ein und erließ eine Proceßordnung für Civil- und Griminalfahen in erfter und zweiter Inftanz. 
Im folgenden Jahre oronete er (12. Dec. 1833) auch die Entjtehung einer eigenen Strafpolizei 
(policia correeional) an, die jedoch erft mit dem wirflihen Vollzug des Decrets über die 
Gerihtöverfaffung in das Leben treten fonnte. Das Feftland und die anliegenden Infeln wur: 
ven (28. Febr. 1835) in die Diftriete der Appellationsgerichte (relacoes), in Gantondbezirfe 
(comarcas) und Bezirfe der Untergerichte (julgados) und in Diftriete ver Schwurgerichte (dis- 
trictos de jurados) eingetheilt; nur Riffabon und Oporto follten die ältere Eintheilung in Stadt: 
bezirfe (bairros) behalten. Die Infeln Madeira und Porto:Santo wurden zur relacäo von 
Liffabon gezogen; eine ſpätere Verordnung (10. Aug. 1835) theilte ihr im Einverſtändniß mit 

der damaligen Drganifation der Verwaltungdbezirfe fogar die 12 Gapverdifhen Infeln und 
die Fleinen Eilande do Chäo e dos Passaros zu. in neued Geſetzbuch wurde verſprochen, es 
erſchien auch bald darauf unter dem Titel „Reforma judiciaria novissima”, Der erfte Theil 
deflelben, der am 29. Nov, 1836 publicirt wurde, enthält die Eintheilung der Gerichtsbezirke 
und die Organifation der Juſtizbehörden; im zweiten und dritten, welde am 13. Jan. 1837 
veröffentlicht wurden, find der ordentliche und der fummarijche Eivilproceh wie der Eriminals 
proceß enthalten. Durch Gefeg vom 28. Nov. 1840 wurde eine neue Godification angeorpnet, 
die ſich auf alle feit Dom Pedro's neuer Organifation erlaffenen Decrete beziehen follte. Das 
neue Geſetzbuch erichien auch wirflih am 21. Mai 1841; e8 enthält 21 Titel deſſelben Inhalts, 
denen 10 weitere über die Gerichtöfporteln beigegeben find. Die Eintheilung der Gerichtäbezirfe 
ift indeflen hier nicht blos für das Mutterland, fondern aud) für die Colonien feftgefegt. 

Die relacäo von Liffabon erftredte ih auf den einen Theil des Feftlandes, die Infeln Ma: 
deira und Porto:Santo, die Capverbifchen Infeln, die Thomas: und Prinzeninfel, endlich auf 
Angola und Benguela. 

Die relagäo von Oporto begriff ven andern Theil des Fefllanded. Die relagäo der Azori: 
ſchen Infeln ſchloß nur dieſe in ih. Die aftatifhen und indischen Befigungen wie die Oftfüfte 
Afrikas verblieben bei der ſchon früher (7. Dec. 1836) errichteten relacäo von Goa. Ein neues 
Geſetzbuch des Strafrechts erfchien am 10. Dec. 1852; ein foldes für den Civilproceß ift feit 
1850 im Werfe, eine Umarbeitung des Strafgefegbuhd mangelt noch. Die neue gerichtliche 
Eintheilung des Landes vom 24. Det. 1855 fennt fünf relacoes, ba Leanda für die Thomas- 
und Prinzeninfel wie für Angola und Benguela zu einer ſolchen erhoben ift. Der Diftrict des 
Appellhofs in Porto umfaßf 9 Verwaltungsbezirfe mit 77 Cantons und 138 Untergerichten, 
der in Kiffabon ebenjo viele Berwaltungspiftricte mit 55 Gantond und 130 Untergerichten,, der 
Appellationdgerichtöiprengel der Azoren hat 3 folder Diftricte mit 10 Kantonen und 18 Unter: 
gerichten, der von Loanda ebenſo viele VBerwaltungsdiftriete mit 3 Gantond und 5 Untergerich— 
ten, der von Goa zählt 7 Gantons mit 19 Untergerichten. Der oberfle Gerichtshof (supremo 
tribunal de justiga) ift Gaffationshof bei formellen Fehlern, erfennt aber ald Strafgericht bei 
allen Reaten feiner eigenen Richter, wie der der relagoes und der Staatdanwälte diefer Tribu: 
nafe. In Givilfahen gibt ed nur dann eine Berufung gegen das Erfenntniß der betreffenden 
relacäo, wenn ed fih um einen Werth von mehr ald 600000 Reis (600 Kronenthaler) han: 
delt. Überfteigt der Werth nicht 20000 Reis, bei unbeweglichen 30000, fo entſcheidet ver 
Michter des Cantons (juiz de direito) mit feinen Beijigern, die in Straffahen aud über die 
Mechtsfrage zu erkennen haben, während vie Thatfrage der Beurtbeilung der Geſchworenen an: 
gehört. Bis zu einem Werth von 4000, beziehungsmeije 6000 Reis erkennt in befinitiver 
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Weiſe ver Unterrichter, juiz ordinarıo, unter dem der des Pfarrbezirks, juiz eleito, für gan; 
geringfügige Sachen fteht. 

Die Griminalftatiftif des Landes zählte an flrafbaren Handlungen 1853 im ganzen 3311, 
von denen 2515 gegen die Perſon, 796 gegen das Eigenthum gerichtet Waren. 

Die Unterrichtsanſtalten, von denen die jittliche wie geiltige Bildung eines Volks abhängı, 
jind gegenwärtig von der Kirche ganz unabhängig; denn die ſämmtlichen Mönchsorden, die jeit 
dem 6. Jahrhundert in Portugal Eingang gefunden hatten und ſich mehrfach mit dem Unter: 
richt, befonders in Beziehung auf claſſiſche Bildung beiäftigten, wurden von Don PBerro 
aufgehoben. Der oberfte Rath für den Unterricht ift feit vem Decret vom 8. Sept. 1859 von 
Goimbra nad Liffabon verlegt und dem Minifterium des Innern beigegeben. Die Unterridtd: 
anftalten, die im Vergleich mit den deutſchen nod) vieles zu wünſchen übriglaffen, find nad 
rei Stufen organifirt. Zur niederften gehören die Elementar: und Normalfchulen. Im den 
erjtern wird theild nur der gewöhnliche Glementarunterricht eriheilt, theild Ffommen Schön: 
ichreiben, Kinearzeihnung und Geometrie hinzu. Bon den Normalſchulen für die Bildung ter 
Glementarlehrer ift nur eine jehr geringe Anzahl in das Leben getreten, die die nöthige Zahl 
der Lehrer nicht liefern kann. An ven Glementarfhulen des Staats wirfen nad dem Almanad 
von 1856 1194 Lehrer mit 50642, an den übrigen 1082 Lehrer mit 27231 Zöglingen, in 
den Afylen für die Kindheit zu Liſſabon find 584 arme Kinder aufgenonmen ; häuslichen Unter: 
richt genießen 13185; für Waifenfinder befteht noch die Casa pia in Belem, mit der eine Er: 
ziehungsanftalt für Taubftumme verbunden ift, und die Anftalten der Misericordia in Liffaben. 
Zur höhern Stufe gehören von der Lateinſchule an mehrere Klaſſen von Anftalten, die ſchon 
Pombal zu heben und zu vermehren trachtete. Gegenwärtig beftehen in der Hauptfladt eines 
jeden Verwaltungsbezirks auch Lyceen, doc ift mehr als die Hälfte derjelben nicht volllommen 
organifirt. Die Zahl der Lehrftühle an allen dieſen Anftalten beträgt bei den öffentlihen 
246 Xehrftühle und 4170 Zöglinge, bei ven Brivatanftalten 126 Stühle und 8055 Zöglinge. 
Zur oberften Stufe gehört vor allem die Univerfität zu Coimbra, die außer den gemöhnligen 
vier Facultäten noch zwei befigt, eine für das Studium ded Kanoniſchen Rechts, eine andere für 
das der Mathematif. An ihr wirken 86 ordentliche und außerorventliche Profefforen; die Zahl 
der Studirenden betrug im Studienjahre 1857 —58 nur 833, während fie früher größer waı 
Sie ift von der kirchlichen Autorität ganz unabhängig, die vergeblich eine Oberaufſicht über die 
Gandidaten der Theologie, wie fie ihr in ihren Seminarien zuftebt, in Anfprud genommen bat. 
An ſie jchließen ſich drei chirurgiſche Schulen zu Liffabon, Oporto und FZundal, wie zwei polytech 
nifche zu Oporto und Lilfabon an, von denen die legtere an die Stelle des aufgelöften collegio 
dos nobres getreten ift. Für die fhönen Künfte beftehen Akademien in Oporto und Kiffabon; in 
legterer Stadt wurde 1841 auch ein Gonfervatorium für Mufif gegründet. Für Aderbau und 
Induſtrie find eigene Unterrihtdanftalten vorhanden, für die Bildung von Offizieren dient 
außer der Marineſchule ein Militärcollegium zu Mafra, veflen befte Zöglinge nach einem ſechs⸗ 
jährigen Studium als Fähnriche noch in die polytehnifhe Schule übertreten können, und die 
Schule der Armee, deren Zöglinge den Rang eines Lieutenants haben. 

Der Lehrftühle für die ſchönen Künfte find 29 mit 686 Zöglingen; an der Kriegsſchule un? 
der Marinefhule waren 1853 — 54 im ganzen 77 Xehrftühle mit 806 Zöglingen, an ven Schu: 
len für Aderbau und Induftrie zählte man int zweitfolgenvden Jahre 24 Lehrftühle mit 1157 
Zöglingen. In neun kirchlichen Seminarien befanden fi im Jahre 1854 nur 524 Zöglinge. 
Schon unter Johann V. wurde (1720) eine föniglihe Akademie für portugieſiſche Geſchichte ar 
gründet, fpäter (1781) unter der Negierung der Donna Maria I. die königliche Akademie dar 
Wilfenfhaften errichtet. Sie wurde 1851 als eine unter dem unmittelbaren Patronat der 
Krone ſtehende Anftalt neu organifirt; ihr Protector ift ver regierende König, ihr Ghrenpräf: 
dent der König Dom Fernando, ihr Vicepräfident ver Geſchichtſchreiber Portugals, Alerandır 
Herculano Garvalbo, unter deffen Leitung fie bedeutende hiftorifche Leiſtungen veröffentlicht bat. 
Ein literarifcher Privatverein zur Beförderung fhriftftellerifher Arbeiten aller Art ift bei 
gremio litterario in Liffabon. Das Mutterland Portugal zählt 16 Bibliotheken, von denen 
nur eine jih in Ponta:Delgada auf der Azorifchen Injel San:Miguel, die übrigen jich auf dem 
Seftlande befinden. In legterm ift auch die Journaliſtik fehr vertreten ; unter den willenfhaft: 
lichen Journalen befinden fi vier medicinifche, ein militärifches und ein allgemein literariſcheẽ 
für Portugal und Brajilien, weldes ‚„‚Revista contemporanea de Portugal e Brazil“ über: 
ihrieben ift. Von den politifhen Journalen find Negierungdorgane das amtliche Blatt ber: 
jelben, früher „Diario do governo”, jegt „Diario de Lisboa’ genannt, feit 1851 aud bie 
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„Revolucao de Setembro”. Die Partei der Septembriften vertritt die „Opiniäo‘, die der 
Migueliften die „Nacäo’. 

Der Handel Portugald mußte durch die Tranzöftiche Annerirung tes Landes unter Napo- 
leon 1. in noch größere Abhängigkeit von England gerathen, ald e8 durd den Metbuen: Bertrag 
bereits der Fall war; er erlitt ferner einen großen Nachtheil durch die Kodtrennung Brajiliens. 
Die neuern Handeldverträge, die mit England (3. Juli 1842), mit Frankreich (9. März 1853) 
und andern Staaten gejchloflen wurben, beruhen mehr auf der Grundlage wechjeljeitiger Zu: 
geftändniffe, befonderd ver mit Frankreich; auch iſt es, wie Charles Vogel in der Vorrede feines 
ichon erwähnten Werks richtig bemerkt, gegenwärtig das vorherrſchende Beſtreben der Portu— 
giejen, ih durch engern Anſchluß an mehrere Nationen, unter denen Frankreich ein entſchiedener 
Einfluß vorbehalten ift, von allen läftigen Bedingungen freizumachen. 

Der Lanphandel, ven Portugal nur mit Spanien führen fann, ift mit Ausnahme der ge: 
ihmuggelten Waaren unbedeutend, der Seehandel geſchieht größtentheild von den Häfen zu 
Kiifabon und Oporto. Mit den eigenen Golonien geht er über einen Werth von 7— 7"/, Mill. Fre. 
nicht hinaus, mit Brafilien betrug er 1855 gegen 34 Millionen. Eine Zufammenftellung ver 
portugiefiichen Ein: und Ausfuhr dev Waaren bezüglich der eigenen Kolonien ſowol wie der 
übrigen Länder hat für die Jahre 1851 und 1855 Charles Vogel gegeben; bei ihm findet man 
auch eine Überficht des englifgen Handels jeit 1702, des franzöfiichen feit 1827; letterer ift 
von 1852 an weit bedeutender geworden, Der Aderbau hat in den legten zwanzig Jahren zu: 
genommen, beſonders in den nördlichen Provinzen des Landes, wo er den Spaniens übertrifft. 
Streden von bedeutender Ausdehnung wurden urbar gemadt, jumpfige Ebenen ausgetrocknet 
oder in Reisfelder verwandelt, die Gerealien, die früher das Yand nie in hinreihenver Zahl er: 
zeugte, find im günftigen Jahren jegt ein Gegenftand ver Ausfuhr geworden, neue Weinberge 
wurden gepflanzt, endlich ift in neuerer Zeit auch die Bewäſſerung durd früher unbenußte 
Waſſerkräfte verbeilert. Ungeachtet dieſes weſentlichen Fortſchritts ift noch immer die Hälfte 
des zum Anbau tauglihen Bodens unbenugt, denn e8 fehlt an den möthigen Kapitalien, an 

Kenntniß und an Arbeitern. Die in Angriff genommenen Ländereien werden aud) gegenwärtig 
noch auf eine in der Regel fehr unvollfommene Weile angebaut, fie fönnen daher den Ertrag 
nicht liefern, der unter andern Verhältniſſen von ihnen zu erwarten fände. Die vorzüglichfte 
Urſache für die ungünftige Beſchaffenheit des Ackerbaues liegt aber noch immer in ver Schwierig: 
feit ded Transports, der nur durd Anlage von Straßen und Eifenbahnen und durch die Kana- 
liſation der verjandeten Flüffe abgeholien werden kann. Das Land ift nicht vermeffen, die Trian- 
gulirung hat erft 1835 begonnen, es fehlt noch immer an Kataſtern, die für eine gleihmäßige 
Bertheilung der Grundfleuern unentbehrlich find. Als Muftergut bezeichnet Korrefter das Land— 
gut (quinta) das Figueiras, auch de Vezuvio genannt, in der Provinz Traz-os-Montes; aber 
Güter wie dieſes, das ſich durch Reihthum an Weinen, an Ol und auserlefenen Früchten aus: 
zeichnet, find jelbft im Norden ded Landes jelten. 

Die Inpuftrie follte beſonders durch den Zolltarif von 1837 geſchützt werben, der die weſent⸗ 
lihften Gegenftände ver Einfuhr den höchſten Abgaben und den größten Beihränfungen unter: 
warf. Bedeutende Erleichterungen find indeffen hierin durch die Tarife von 1841 und 1852, 
wie durch das Gefeg vom 5. Aug. und die Berorbnung vom 11. Det, 1854 eingetreten. Die 
frübern zu großen Beſchränkungen fonnten nur ven Schmuggel befördern, auch laftet noch auf 
der Arbeit jelbft eine induftrielle Tare (decima industrial); dennoch beftehen gegenwärtig 1600 
inpuftrielle Unternehmungen, welde 20000 Arbeiter befhäftigen. Tabak und Pulver find 
noch immer ein Monopol des Staats, die Seife ift erft feit einigen Jahren für die Induftrie der 
Privaten freigegeben worden. Induftrielle Ausftellungen haben 1849 zu Liſſabon, 1857 zu 
Oporto ftattgefunden; an den großen Ausftellungen der induftriellen Welt zu London und Paris 
baben fi die Portugieſen gleichfalls betheiligt. Arbeitervereine zur gegenfeitigen Unterftügung 
beftanden 1855 17, welche 2114 Mitglieder zählten. Für die induftrielle Ausbildung beftehen 
zwei Unterrichtsanſtalten, das induftrielle Inftitut in Liffabon und die Induftrieichule in Oporte. 
Beide find dazu beftinnmt, Vorfteher induftrieller Unternehmungen, Auffeher und tüchtige Ar: 
beiter zu bilden. 

Die Finanzen des Landes leiden nod immer an dem fländigen Deficit, welches durch die 
Ungleichheit der Einnahmen und Ausgaben vorbanden ift und jih nur durch Vermehrung der 
erftern und Verminderung der legtern heben läßt. Nach dem Budget von 1860— 61 überfteigen 
die Ausgaben die Einnahmen um 13 Proc., ſodaß ein Deficit von 9,312000 Fre. zu erwarten 
fteht, zu dem nod ein Nachtrag durch die Mehraudgaben der Marine fonımen fann. Die Re: 
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gierung hat durch außerordentliche Mittel dieſen Zuſtand erleichtern wollen; jo hat fie 1859 in 
London ungefhliffene Diamanten im Werthe von 3 Mill. Frs., welche das Eigenthum der Krone 
waren, zu diefem Zmed verkaufen laffen. Für die Vermehrung der Einnahmen hat fie durd 
neue Anftalten für den Verkehr, wie Straßen und Eifenbahnen, bereit ven ridtigen Weg ein: 
geichlagen ; zur Verminderung der Ausgaben bedarf es einer neuen Organifation der Abgaben. 
Directe Steuern können nur durch Anlegung von Kataftern einträglicher werben; bis dieſe zu 
Stande fommen wird, fhlägt Charles Vogel eine durchgreifende Verbefferung der Finanz: 
verwaltung vor. Die Herftellung des Gleichgewichts zwifhen Einnahmen und Ausgaben lieg! 
nad feiner Anſicht im Bereich ver Möglichkeit. 

V. Jegige Rage des Landes. Die politifche Lage des Landes ift gegenwärtig die einet 
gemäßigten Verhältniffes ver Parteien. Die erfte Gonftitution vom 23. Sept. 1822 war ber 
ſpaniſchen von 1812 nachgebildet; fie beruhte auf einer weſentlich demofratiihen Gruntlage; 
Adel und Klerus hörten nad ihrer Beftimmung auf, privilegirte Stände und Vertreter des 
Landes zu fein, nur Eine Kammer derjelben follte flattfinden. Johann VI. nahm fie jelbft 
(1823) zurüd und fprad (1824) die Rückkehr zu der frühern Landesvertretung, den aus ben 
privilegirten Ständen beftehenden Cortes aus, deren Vollzug jedoch durch feinen Tod verhindert 
wurde. Sein Nahfolger Dom Pedro ließ eine neue Gonftitution, die am 29. April 1823 er: 
laffene Charte, am 23. Juli in Liffabon veröffentlichen, welche eine Volfävertretung durch zwei 
Kammern ausfprad. Die Ufurpation feines Bruderd Dom Miguel, der am 30. Juni 1828 
von den alten Ständen zum abfoluten Herrſcher des Landes ausgerufen wurde, flürzte die @barte. 
Mit der Thronbefteigung der Tochter Dom Pedro's, der Königin Donna Maria IL, zu deren 
Gunften er feinen Rechten auf die Krone entfagt hatte, wurde (1833) die Gültigfeit der Eharte 
wiederhergeftellt. Sie war faum drei Jahre in Kraft getreten, als die demofratiiäe Bartei, 
die durch die Revolution vom 10. Sept. 1836 den Namen Septembriften erhalten hatte, ſie 
wieder befeitigte. An ihre Stelle trat wieder die Gonftitution von 1822, jedoch in mebrfader 
Neugeftaltung ; die Königin war gendöthigt, fie anzunehmen. Sie wandelte die erblihe Kammer 
der Reihöräthe (dos pares) in eine wählbare mit weitgreifenden Befugniffen um, behielt jevob 
der Krone das Recht eines abfoluten Veto vor; die Gegenrevolution vom 7. Febr. 1842 hat der 
Gharte ihre frühere Geltung verſchafft. Nah ihr gibt ed vier Öffentlihe Gemwalten im Staat 
Die gefeggebende ift zwifchen König und Volfövertretung getheilt. Bon den beiden Kammern 
derjelben, der Kammer der Neichsräthe und der der Abgeorbneten (dos deputatos), zufamme 
noch immer Gorted genannt, werben die Geſetze gemacht, fuspendirt und abgefhafft; vom Könia 
werden fie angenommen ober zurüctgewiefen. Die Regierungsgewalt und die voll ziehende Ge 


malt flehen dem König zu, der das Recht des abjoluten Veto hat. Die ricbterliche Gewalt wirt 


von unabhängigen Richtern und ven Geſchworenen im Namen des Königs ausgeübt. 

Unter dem Schuge diefer Verfaſſung, melde mit der Zufagacte vom 5. Juli 1852 ta? 
Grundgefeg des portugiefifchen Staats bildet, ift derfelbe gegenwärtig in einem allmählichen 
Fortſchritt begriffen; von ihm zeugt auch das neuefte, 1863 erlaflene Geſetz über die At 
Ihafung aller Majorate mit Ausnahıne des der casa de Braganza, durch welches Aderbau un 
Induſtrie nur geförbert werden können. , 8 Kunfimann. 

Pofen. (Das Land und die gefhichtlihe überſicht feiner Entmwidelung 
Statiftifhed.) J.Geſchichtliche Überſicht. Man hat dieſe öftliche Provinz des preufiide 
Staats, unterfheidend von den übrigen Provinzen, auch „das Großherzogthbum Poſen“ ge: 
nannt. Dafür gibt ed aber weder einen Hiftorifchen noch diplomatischen Grund. Denn win 
haftete an ihr zur Zeit ihrer Zugehörigkeit zu dem polnifchen Reich eine ſolche Würde, noch i 
in dem Wiener Congreß, in welhem das Haus Hohenzollern den Befigtitel dieſes Landes en 
worben hat, diefe aus dem Körper der preufifhen Monardie ausfondernde Bezeichnung weht 
ihrem Begriff zur Bedingung gemacht worden. Nach dem ihr in jenem Kongreß gegebenen Um: 
fang liegt die Provinz zwifchen 51° und 54° nörbl. Br. und 33° und 36° öſtl. L., aljo in diem 
jenigen Diftriet Urgermaniend, in welchem nad dem Alerandriner Ptolemäus die Stäktr 
Kalifia (Kalifh), Setivama u. a. m. gelegen haben follen. Gewiß ifl, daß bier in der älteflen 
Zeit eine große Handelöftraße nach den Oftfeefüften hindurchführte, die von römischen Kani- 
feuten und vordem gewiß auch von Griechen befahren worden ift. Nach der Völkerwanderung 
jegten ſich hier ſſawiſche Stämme feft, von melden die Polen, ein Theil des größern Lechen 
fammes, in der nordweftlichen Niederung der Provinz ein Gemeinweſen gründeten. Aus biefen 
erhob ſich allmählich durch die Befiegung und den Anſchluß der ſtammverwandten oſtwaͤrts umt 
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ſüdwärts ſitzenden Slawen die Macht des polniſchen Reichs. Die ſchon in der Heidenzeit be— 
rühmten Orte Kruſzwice und Gneſen werden als die Wiege des polniſchen Reichs verehrt, und 
auch die Stadt Poſen muß ſchon damals in Flor geſtanden haben, denn als im 16. Jahrhundert 
der Herzog Mieczyſlaw von Polen das Chriſtenthum angenommen hatte, wurde dort der erſte 
Biſchof eingefegt. Mit der Einführung des Chriſtenthums begannen alsbald die deutſchen Ein- 
Hüffe auf das Land, denn das Bisthum fand unter dem Suffraganat Magveburgs, und ver 
polniſche Herzog ſelbſt trat in die „Mannichaft’’ des deutſchen Kaiſers. In ver Ausbildung und 
in dem QAufftreben ver polniſchen Macht führten dieſe Verhältniſſe zu ftarfen Gonflieten. Bo— 
leſlaw 1. wußte fein Land und das Bisthum von deutſcher Oberherrlichkeit zu löfen, aber damit 
hörten die deutjchen Einwirkungen auf die Gultur und Bevölferung nicht auf, ſondern durch— 
drangen im Gegentheil die ganze Gefellihaft von unten herauf in einer Weile, daß nad) einigen 
Jahrhunderten das ganze Gepräge der Landſchaft, vorzugämweife aber in den Städten, nicht 
jlawifch, jondern deutſch war. Der Hergang war etwa folgender. Die polniſchen Rechtsverhält— 
niffe ſchufen für die ackerbauende, theild perfönlih und dinglich, theild nur dinglich unfreie 
Benölferung eine flarfe Gebundenheit. Die Laften, welde jene auferlegten, waren dermaßen 
drückend, daß das Aufkommen beiferer Zuftände gänzlich verhindert wurde, zumal e8 an einem 
freien Mittelftande durchaus gebrach und die Elemente zur Bildung eined Bürgerthums und der 
damit in Zuſammenhang ſtehenden Gewerbthätigfeit vollends fehlten. Dieſes alled braten die 
einmwandernden Deutjchen mit, welche jich in jener Zeit dem im Heimatlande ſich zur Herrſchaft 
erhe benden Feudalismus zu entziehen trachteten. Der erfte Strom der deutihen Einwanderung 
hing mit der Einführung des Chriſtenthums und der auffommenden Hierarchie zuſammen, 
denn die Mafle ver polniſchen Geiftlihen beftand aus Deutfchen, und die an mehren Orten 
entftandenen Klöfter, mie die der Giftercienfer zu Paradis, Priment, Blefen, Lekno, Byſzewo 
(Krone), der Dominicaner zu Pofen und Wronfe, der Benedictiner in Lubin, der Johanniter 
in Bromberg find theil$ mittelbare, theild unmittelbare Filiale von deutihen Heiligthümern. 
Die in das freinde Land gekommene Geiftlichfeit zog arbeitendes Volk in Menge aus Deutſchland 
mit ſich herbei, durch welches fie die ihr überlaffenen Pfründen und Ader in bejlern Zuftand 
bringen zu fönnen mit vollem Recht erwartete. Geboten war dies Verfahren vorzugsweiſe 
durh die überaus dünne Bevölkerung der Landſchaft und durd den noch vorherrſchenden 
Naturzuftand derfelben, denn unfruchtbare Waldungen und moraftige Niederungen überwogen 
unverbältnigmäßig noch ganz. Die Geiftlihen liefen diefe Ginwanderer frei und ledig machen 
von den Beihwerungen, welche das polniiche Recht mit ji brachte, fie entbanden dieſelben von 
volnifher Gerichtsbarkeit und fiedelten fie in Dorfjhaften mit „veutfhem Recht“ an. „Der 
Erfolg war glänzend, die geiftlichen Güter blühten unter ſolchem Einfluß auf und reizten als— 
bald vie. Fürften und Herren zur Nahahmung, befonderd nachdem das Rand durch die mweitbin 
bi8 an die Oderlande fhmweifenden Mongolenhorven ſtark entvölfert und gründlich verwüſtet 
worden war. Unzählige Ortſchaften entftanden fo unter dem Fleiß diefer deutſchen Gemeinden, 
welche ihre deutſche jelbftändig gewählte Obrigkeit und Verfaſſung mit Ginwilligung der 
Landesherren beibehielten, ihre Rechte, Sitten und Sprache bemahrten und an dem Rande, auf 
welchen jie ſich feftiegten, ein volles Eigenthumsrecht in aller Form erwarben. Sie bildeten freie 
Gemeinwefen und verftanden fih nur zu feft vereinbarten beftimmten Steuern, die nad) gewiſſen 
Normen an den Grundherrn oder Landesfürften abgetragen wurden. Der ganze Vorgang, der 
ſich durch das 12., 13. und 14. Jahrhundert hinzog, war jo durchgreifend, daß das gefammte 
Land ſich zu germanijiren fhien. Bald erwuchſen aus den Dorfſchaften Städte; bald wurden 
auch von den in Bildung und Geihidlidfeit überlegenen deutſchen Handwerkern und Bürgern 
neue Städte angelegt, und es ift mit Urfunden leicht zu erweifen, daß der bei weitem größte 
Theil der gegenwärtig noch beftehenden ſtädtiſchen Anlagen der deutfhen Anfievelung feinen 
Urfprung verbanft. - 

Das pofener Land hat feine natürlihen Grenzen und war daher rückſichtlich feines Umfangs 
ven Wechſelfällen ver gefchichtlihen Entwidelung preidgegeben. Nach der durchaus willkürlichen 
Abgrenzung, die ed gegenwärtig hat, ift ed zufammengefegt aus Iheilen der altpolniſchen 
Wojwodſchaften Pojen, Gnefen, Ralifz, Brzese-Kujawien und Inowracam, Die Schidjale 
des Landes find daher nur wenig gleihmäßig; die nörvlihen Kreife wurden mehrfach in bie 
pommerſchen Berwidelungen hineingezogen; die weftlichen Bezirke ftanden eine lange Zeit unter 
der Herrihaft brandenburgifher Markgrafen, wie die ſüdlichen unter ſchleſiſchen Herzogen. 
Immer unangefochten blieben in polniſchem Befige nur die öftlichen Theile der heutigen Provinz. 
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Da indeflen jpäter das ganze Yand der polnifchen Krone verfiel und dad Gepräge ſlawiſchen 
Gultureinflufles annahm, jo betrachten wir als den Kern feiner äußern Geſchichte nur die da 
polnischen Herrſchaft, welche das Land bald ganz, bald theilweife beſaß. 

Solange die Ginheit des alten polnischen Reihe beftand, theilte Voſen die allgememe 
Brlebniffe veffelben, aber ald mit dem 12. Jahrhundert die Erbtheilungen zum Staatäreiht rn. 
hoben wurden, trat natürlich für Die einzelnen Diftricte eine größere Mannichfaltigkeit ein, & 
fam der kujawiſche Theil des pofener Kandes fhon 1102— 16 unter die Herrſchaft Zbignien! 
eines Bruders des Boleflam Krzywouſty (Krummaul), und fiel evft nad) deflen Tode wieter 
an die Krone Polen zurüd. In der von dem genannten Boleſlaw auf dem Todtenbette vorge: 
nommenen Theilung wurde das Land (1139) dermaßen zerriffen, daß der kujawiſche Theil an 
feinen zweiten Sohn Bolejlaw, der frauftäbter Kreis dem ältejten Wladiſlaw und das übrige 
Kand dem dritten Sohne Mierzuflam anheimfiel. Die ſchweren Kämpfe, welde nad bieir 
Theilung um das Seniorat ausbrachen, zerrütteten dad Land das ganze Jahrhundert hindurs, 
bis ed 1202 eine neue Theilung infofern erfuhr, ald das eigentliche poſener Land vem Wie. 
diffam Plwacz, einem Enkel jenes Mieczyſlaw, die Diftricte Kalifh und Gneſen aber einen 
Sohne ebenveifelben, dem Wladiflam Laffonogi gegeben wurde. Achtzehn Jahre jpäter wurden 
die Grenzen des Landes im Norden verändert, indem Swantopolf von Pommern von den 
gnefener und Ealifher Bezirk alle nördlichen Kreife feinem Scepter unterwarf. Der Ref det 
Landes wurde im Jahre 1229 durd Erbfolge von Wladiſlaw Plwarz wieder vereinigt. Nas 
ieinem Tode aber erhielt fein älterer Sohn Przemyſlaw den pofener Bezirk jammt Gneſen un? 
Erin, während der Bruder defjelben, Boleflaw der Fromme, das kaliſcher Rand regierte. Dieſe 
beiden Brüder tauſchten wiederholentlich mit ihren Ländereien, und die Zerklüftung bed Landeẽ 
fteigerte fi; im 13. Jahrhundert, bis e8 fünf Jahre nad dem Tode Boleflam det Freumen 
1284 in die Gewalt des ſchleſiſchen Herzogs Heinrich (IV.) von Breslau kam. Diejer trat + 
war an Przemyſlawell. ab. Doch ald verjelbe 1296 ermordet worden war, riß jener ed wie 
gegen die von Wladiflam Kojietef erhobenen Anſprüche an ſich. Die Berufung des Böhmen 
königs Wenzel II. auf den polnifchen Thron unterbrach auch diefed Regiment einige Jahte, un 
erſt nach den Tode des Monarchen ftellte der jchlefifhe Herzog wiederum feine Grmalt in dieſer 
Yanden ber. Bis zu feinem Tode jedoch (1309) mußte er darüber einen ſchweren Kampf mi 
Wladiſlaw Lojietek beftehen. Seine Söhne theilten zwar das Land unter ſich, mußten aber um 
jo mehr der auffleigenden Macht des genannten Polenherzogs weichen, als diejer enblih fe 
zum König des Polenreihs (1320) aufwarf und die Verſchmelzung ber pofenigen Landt in 
mweitern Sinne, die mit dem Namen Großpolen umfaßt wurden, bewerkſtelligte. Seitdem bliet 
Pojen mit Polen vereinigt, und die Könige deffelben erweiterten allmählich die Grems 
wieder in dem Maße, als fie vor der durch die Erbtheilungen berbeigeführten Zerklüftung 
geweſen waren. 

Das Aufblühen ded Landes wurde durch die äußern politifhen Berhältniffe wenig gefördert 
vielmehr-lag die Bedingung deffelben in den deutfchen Gemeinden, welche einen großen Theil de 
Dörfer und fait alle Städte erfüllten. Man unterſchied in diefer Zeit königliche Städm, d.ı 
folche, die ver Krone unmittelbar unterftanden, von den Erbfläbten, d. h. denjenigen, die einm 
Erb: oder Grundherrn über fich hatten. Während auf den Burgen das polniſche Rebt mi 
feinen zahlreichen Beſchwerungen in Geltung war, genoffen die Städte das die Selbftvermaltun 
und die eigene von den polniſchen Beamten unabhängige Gerichtsbarkeit bedingende deuſth 
in der Regel magbeburger Recht. 

Es ift nicht immer genau feftzuftellen, wenn einer Stadt dieſes Recht verliehen worden # 
aber es dürfte faum Cine aufzumweifen fein, die deſſelben nicht theilhaftig geweſen wär. & 
fange daſſelbe geachtet wurde, hatte der Staroft den Bürgern nicht zu gebieten, und die Catſa 
tung der Gemeinden war wenig eingefchränft. Sie traten daher in fo großer Anzahl auf, de 
fie ſich ſelbſt fchliehlich gegenjeitig in ven Weg traten, zumal e8 ihnen vollftändig an en 
gemeinichaftlihen Zufammenhang gebrach, der ihre Kräfte einheitlich den aus dem Sta 
allmählih ihnen herauswachſenden Gefahren hätte entgegenftellen können. Wir hör aut 
äußerft wenig von Städteeinigungen und bon einem gemeinfamen Streben, ihre Bedeutung in 
Staate geltend zu mahen. So mußte ed kommen, daß bie einzelnen Städte in ihrem iſelinee 
Beſtande bald dem mächtig alle öffentliche Gewalt ergreifenden Adel zur Beute fielen. au 
eigene Recht, worauf ſich Die ganze politifche und Ökonomifche Rage der Städte gründete, zur 
gefränft und beihränft, und der Eigenwille und Unverſtand der mit einer faum 
Machtbefugniß ausgerüfteten Staroften griffen fehr häufig fo vernichtend im bie ſtädtiſchen Öir- 


Poſen 675 


richtungen, daß der Wohlſtand geknickt und das ganze Land zu einer merklichen Verkümmerung 
herabgedrüdt wurde. Häufige Kriege und die innern Staatszerrüttungen trugen nur dazu bei, 
den Verfall zu befchleunigen, und um die Zeit der Kirchenreformation, im Anfang des 16. Jahr: 
hunderts, war der Segen, welder dem Lande aus der deutfhen Golonifation erwachſen war, 
ihon vollftändig im Verſchwinden begriffen. Die pofener Lande verwuchſen mehr mit polniſch— 
nationalem Geijte, wurden aber auch in jeder Beziehung ärmer und verfommener. 

Die Reformation fand im pofener Lande zahlreihe Anhänger, und ed eröffneten ſich in 
demſelben durch nie Gunft einiger Magnaten den aus Deutihland wegen ihres evangelifchen 
Glaubens verdrängten Flüchtlingen zahlreihe Aſyle. Es erfolgte eine zweite Ginwanderung 
der Deutfhen. Während aber die durd die Jefuiten herbeigeführte Reftauration die polniichen 
Befenner der gereinigten Lehre mit einer bemerfenswertben Leichtigkeit wieder in den Schoß der 
römifchen Kirche zurückbrachte, jegten die eingewanderten Deutſchen, welde die Glaubensſachen 
innerlicher erfaßt hatten, ver Katbolifirung einen jo zähen Wiverftand entgegen, daß ed zu den 
beftigften Reibungen und zu den unglüdieligften Gonflicten fam. Damals mochte fich wol jener 
bis auf den heutigen Tag im ganzen beſtehende Gegenſatz erzeugt haben, in welchen Nationalität 
und Glaubenöbefenntniß in folder Weife zufammtenfielen, daß der Pole zugleich katholiſch, 
der Deutſche dagegen Proteftant war oder mindeſtens dafür galt, und daß man einen polnifchen 
und einen deutihen Glauben unterſchied. Um fo härter prallten die Gegenſätze aufeinander. 
Der Katholicismus und das Polenthum, getragen von den Staatseinrichtungen und von der 
Barteinahme des übermächtigen Adeld, gewannen die Übermacht und erfticten die proteftantiich: 
deutihen Gemeinden. Die Geſchichte ded 17. und 18. Jahrhunderts bildet in dem pofener Rande 
nur eine lange Kette ſchmählicher Bedrückungen und Gewaltthätigfeiten. Die Schmedenfriege 
vermwüftetenden winzigen Wohlitand durch ungeheuere Gontribution, und was vom Feinde übrig: 
gelaffen und verſchont geblieben war, das raubten und plünderten die von übermüthigen Ebel: 
feuten geführten Gohorten der Polen, die fein Bedenken trugen, ihr eigenes Land mit Feuer 
und Schwert heimzufuden. Die Städte beftanden aus lauter Lehmhütten und Kolzgebäuben, 
mit Stroh oder Schindeln bedacht, die den häufig wiederfehrenden Beuerdbrünften eine nur zu 
bequeme Nahrung lieferten. Es mangelte an brauchbaren Verkehrsſtraßen; an allen Grenzen 
ward ein umfangreiher Schmuggelhandel getrieben, der zerftörend auf bie ohnehin wenig 
genährte Öffentlihe Moral einwirkte. Die Bildungsanftalten, die aus der beffern Bergangenbeit 
in befcheidener Zahl noch übriggeblieben waren, geriethen gänzlih in Verfall. Selbft ver 
Aderbau, die hauptſächlichſte Duelle des Interhalts ver Bewohner, war verfümmert, denn die 
zahlreihen Flüſſe und Seen des Landes waren verfumpft, der Abjag der Ernten unmöglid. 
Ein grengenlofed Elend war da zu ſchauen. 

Bei der eriten Theilung Polens 1772 wurde das Niederland der Netze preußiſch. Unrecht: 
mäßigerweiſe dehnte der Bevollmächtigte Preußens, der General Brenfenhof, die Örenzen weiter 
aus, ale in dem Abfonımen mit Rußland, das fpäter von dem polnischen Reihstag genehmigt 
merden mußte, ftipulirt worden war, Diejer „Netzediſtrict“ erfuhr alsbald die ſegensreichen 
Ginflüffe der wirthſchaftlichen Fürſorge des großen Friedrich, Der Bromberger Kanal, der eine 
Berbindung der Weichſel mit den deutſchen Stromgebieten herftellte, wurde gebaut. Die Ein: 
wanderung und Anfievelung deutſcher Adersleute und Handwerker wurde lebhaft befördert. 
Die faft gänzlih abhanden gefommene Pflege der Gerichtsbarkeit wurde mit der Ginführung des 
Allgemeinen Preußiſchen Landrechts aufgenommen und fhuf die früher nimmer vorhandene 
Sicherheit der Verlon und des Eigenthums. Das Unterrihtöwejen ward zur thatfräfti- 
gen Sorge des Staats gemacht und ben verfümmernden Händen der Geiftlicfeit entzogen. 
Kaum auf irgendeinen Theil feiner innern Verwaltung konnte Friedrih mit größerer Befrie: 
vigung zurüdbliden. Mit diefer Entwickelung der Dinge begann die dritte Germanifirung des 
Zanded. Blieb nun au der polnifhe Theil ver Provinz weit hinter diefem Aufſchwung 
zurück, jo wurden dod aud dort im Zufammenhang mit den frampfhaften Verbeſſerungs— 
verfuhen des ganzen polnifhen Staats in feiner Tovdeöftunde einige Anorpnungen getroffen, 
die einen beifern Stand der Dinge bezweckten. Allein einerſeits waren diejelben nicht ausreichend, 
um dem maßlojen Elend zu feuern, andererfeits wurden fie durd die Handhabung von feiten 
ver an Willkür gemöhnten Organe in ihrer Wirkung verfürzt, und Die Lage ded Landes änderte 
fich nur wenig. Zum zweiten und dritten male theilten ji die Nachbarn in das polniſche Land. 
An Breußen fiel das ganze ehemalige Großpolen (1793). Gleichwol wurde der alte Zufammen: 
bang des pofener Yandes nicht wienerhergeftellt, denn während der frühere Netzediſtriet mit 
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Theilen des heutigen Weſtpreußen in der frühern Organiſation verblieb, wurde das neu: 
erworbene Gebiet unter dem Namen Südpreußen der preußifchen Monardie einverleibt, Die 
Fürforge eines Friedrich fam diefem Lande nicht mehr zugute. Wenn aud die allgemeinen 
Verordnungen und Gefege für dad zerrüttete Land den Charakter ver Milde und Rückſicht trugen, 
jo hatten doch die ſtraffe Bureaufratie, die alle Berhältniffe nad ihrem Schema zwängte, jomie 
die Nichtswürdigkeit vieler Beamten folden Einfluß, daß der volle Segen der belebenden preufi 
ihen Adminiftration nicht ungeſchwächt feine Wirkung entfalten fonnte. Aber jhon die Um: 
wandlung der Gerichtöbarfeit, welche zum erften mal in diefen Ländern dem Bauer Gerechtig— 
feit gegen den Edelmann verfchaffte, war von fo weit tragenden Folgen, daß ein ſichtlich zunet: 
mendes Gedeihen nicht ausblieb. Nicht zu vechtfertigen iſt die abſcheuliche Weiſe, mit der man 
unter dem Vorwand der Rebellion den gegen die preußifche Herrfhaft Nenitirenden ihre Güte: 
entriß und an Leute verfchenfte oder durch Scheinfäufe überließ, die fein anderes Verdienſt 
batten, ald die Favoriten des wüften Königs Friedrich Wilhelm II. zu fein. Daraus erzeugt: 
jich eine Erbitterung, die Preußen in feinem unglücklichen Kriege gegen Frankreich bitter bügen 
mußte. Mit einem Preußen befhämenden Jubel wurden die 1806 einrüdenden Franzoien 
begrüßt. Das pofener Land wurde zu dem von Napoleon geftifteten Herzogthum Warjher 
geſchlagen. Allein die Bildung war eine Eranfhafte, und die Einführung der franzöfihen 
Inftitutionen in einer feltfamen Mifchung mit altpolnifhen Gewohnheiten war nicht geeignet, 
den unglüdlichen Rückſchlag in ver langfam aufgeftiegenen Beflerung aufzuhalten. Abgeieben 
davon, daß die damaligen Zeitereigniffe zu reformatorifhen Umwandlungen menig gelegen 
waren, fehlte auch bei den Behörden des neuen Herzogthums der gute Wille, und mir den 
erften Unglücksſchlägen, welche den franzöfifchen Kaifer trafen und feinen Sturz vorberei: 
teten, brach der ganze Bau hHaltlos zufammen. Darüber hinweg tobte die Kriegsfurit von 
1812—15. 

Erft mit der nochmals beginnenden preußiſchen Herrihaft vom Jahre 1815 an wurden die 
Zuftände merklich beffer. Im Wiener Gongreß war nämlid der Negediftrict jammt 12 ganzen 
und 4 getheilten Kreifen Südpreußens unter dem Titel eined Großherzogthums Pofen an die 
Krone der Hohenzollern für den Verzicht auf das beanfpructe Königreih Sachſen abgegeben 
worden. Das ausgefogene und zertretene Land mir feiner gemiſchten Bevölferung war ein 
dürftiges Aquivalent. Um fo Höher erfaßte Preußen feine Aufgabe diefer Provinz gegenüber. 
Geſchahen wol auch mancherlei Fehler und verkehrte Maßnahmen, die zumeift aus der burean- 
fratifchsfeudalen Richtung des berliner Cabinets in jener Zeit hervorgingen, jo trat dennod 
andererjeitd ein jo namhafter Aufſchwung aller Verhältniffe ein, wie ihn das pofener Land zu 
feiner Zeit feiner geſchichtlichen Entwidelung jemals erfahren bat. Als der Regierungdbezirt 
Pofen eingerichtet wurde, fand man 164 elende und verfonmene Schulen für Anfangsgrünk 
vor; gegenwärtig find weit über 1200 neben einer beträchtlichen Anzahl Gymnaſien und Real: 
ihulen thätig. Das preußifche Gerichtsweſen brach die Ungebühr der Batrimonialgerichtöbarkeit, 
die „Städteordnung“ regelte die gewerblichen Verhältniſſe und gli den unbilligen Unterſchiet 
zwiſchen den freiern Immebiat= und den bedrüctern Mediatſtädten aus, die „Kreis: um 
Provinzialordnung” gab den Bürgern und Bauern Sig und Stimme in ber freilich ganz un: 
vollfommenen Landesvertretung neben dem Adel, die Befreiung und Ablöjung der Bauern von 
allen Kronen und Laften gefhah nad billigen Rückſichten, an 40 Klöfter wurden eingezogen 
und theild zu Schulen, theild zu andern humanen Anftalten umgewahbelt, eine Menge vu 
Kunftftraßen wurde gebaut, und viele gemeinnügige Anftalten traten ind Leben, die bis zu biefem 
Augenblid eine blühende Thätigfeit entfalten. So fehr ji aber aud die preußiiche Negierum 
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Provinz ſchuldig machte, jo fonnte fie vennod im Intereffe ver Gefammtbevölferung nicht ver 
hindern, daß derfelbe manderlei Schädigung erfuhr. Das erzeugte Unzufriedenheit. Vergrößern 
wurde dieſelbe durch die Unfähigkeit der polnifchen Gutsbejiger, mit den ökonomiſchen veutjäet 
zu concurriren. Immer tiefer mwurben die Grundftüde ver Polen mit Schulden belaftet, des 
Wucher und der Speculation verfielen die in unbegrenzter Leichtfertigkeit binlebenden Eheleute, 
und bald erhob jih unter ihnen eine Partei, melde von einer gewaltfamen Ummeälzung unte 
Benugung der nationalen Ideen und Traditionen eine Verbeflerung und Reſtſtution ihre 
ruinitten Verhältnifle hoffte. Genährt wurde diefe Richtung durch eine gewiſſe natlirlide Ne 
gung zur Gonfpiration, die aus der Gefpanntheit der hochromantiſchen Stimmung. jener Zeit 
durd ganz Europa ſchlich und bie in Polen insbefondere Wurzel gefaht.batte,-und durch die 
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ſolutiſtiſcher Zuſtände empfand. Endlich fehlte e8 aud nicht an ſolchen Männern, welche mit 
tiefer Wehmuth die fortjchreitende Germanijirung des Landes erkannten, denn ed war den 
polnifhen Bauer wie dem polnifhen Edelmann nicht gegeben, mit den allmählich fih an Zahl 
mebhrenden Deutſchen an Tüchtigfeit der Arbeit, an Umfiht und Sparfamfeit der Wirthichaft 
zu concurriren, obgleich die Polen unter preußifcher Herrfchaft auch hierin nicht unbedeutende 
Fortſchritte machten. So oft daher Grumdbejiger in die Rage fanıen, ihre Grundftüde entweder 
freiwillig oder zwangsweiſe zu verfaufen, ging der Grund und Boden in deutfche Hände über. 
Die deutihe Verwaltung, der Unterricht in der deutfchen Sprache auf ven Schulen; die natür- 
lihen Verkehrsbeziehungen zu den andern preußifchen Provinzen, die Aufhebung eines Zufanı- 
menhangs mit den altpolnifhen Ländereien Durch die ftrenge und in unvernünftiger Weife feft- 
gehaltene Zollgrenze, alle dieſe Umftände brachten eine tiefe Spaltung zwifchen ver deutſchen 
und polnifchen Nationalität, trogdem die Regierung fi die Wahrung derfelben durch mannid;- 
jaltige Maßnahmen angelegen fein ließ. Natürlich brad darüber der Schmerz der Patrioten 
aus. — So famen denn vielerlei Momente, lautere und unlautere, zufammen, um eine Er— 
plofion vorzubereiten. 

In den 10 Jahren von 1836—46 hatten Agenten und Gmiffare, die von Paris, Brüffel 
und London von geheimen Gomited ausgefendet waren, die Stimmung der Polen wefentlich 
erbigt, und unter Anführung Ludwig Mieroflawjfi’s follte im Jahre 1846 eine Revolution in 
Bofen bewirkt werben, in welcher ein graufig blutiger Anſchlag auf die preußischen Militärs 
und auf die etwa hinderlidh auftretenden Mitbürger deutfcher Zunge in Ausficht genommen war. 
Allein drei Tage vor der für den Aufftand angefegten Frift (17. Febr.) erhielt die Regierung 
genaue Kenntnig von der ganzen Verſchwörung und vereitelte ſämmtliche geheim geſchmiedete 
Plane. Uber TOO Polen, unter ihnen der keiter des Aufftandes, Mieroflawffi, wurden verhaftet, 
und eine Anzahl derfelben zu längerer Kerferftrafe verurtheilt. Nach ven Mittheilungen eines 
öfterreihifhen Staatöbeamten, ver bei den gleichzeitigen galiziihen Vorgängen, die eine fo 
unerwartet grauenvolle Wendung nahmen, Augenzeuge war, foll jhon die Bewegung des 
Jahres 1846 in einem weitern Zuſammenhang mit beabfihtigten Schilderhebungen in Italien, 
Sranfreih, Ungarn und Rußland geftanden haben, die nur deshalb aufgegeben worden feien, 
weil an andern Orten die Vorbereitungen noch nicht hinreichend gediehen wären. Das leidet 
jedenfalls feinen Zweifel, daß zwiſchen ven verfchiedenen Ausbrüchen des Jahres 1848 fidh eine 
Art von Kette nachweiſen läßt, und daß die Polen in nicht geringem Maße die Bindegliever der: 
jelben geweſen find. Die erfte That ver in Berlin fiegreihen Revolution war beachtenswerther— 
weife die Befreiung der in den Unruhen von 1846 compromittirten und in Spandau betinirten 
Volen, und kaum war die Nachricht von den berliner Vorgängen in Poſen angelangt, fo trat 
ihon an felbigem Tage, ven 20.März, ein wohlorganifirtes „Nationalcomite‘* auf, um „in der 
Stunde der Wiedergeburt Polens‘ die Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten zu übernehmen. 
Die deutfche Bevölkerung der Stabt und des Landes war flugig und in Angft, die preußifchen 
Behörden in großer Verwirrung und Unfchlüffigkeit, das Militär Fleinmüthig und ohne nach— 
vrüdliche Führung. Dem gegenüber verfuhr das Nationalcomite nad einem wohlüberlegten 
Plane; es lie die halbjährige Grundſteuer eintreiben, eineNationahvehr in Städten und Dörfern 
einrichten, die Maffen durch die Geiftlichkeit haranguiren und jandte Commiſſare in die 
Provinzialftädte, welche die preußifchen Beamten abzufegen und ſelbſt die Öffentliche Gewalt in 
die Hand zu nehmen ven Auftrag hatten. Die Deutfhen dev Hauptfladt verſuchten anfangs in 
ihrer Niedergeſchlagenheit eine „Verbrüderung mit den Polen“, worauf dieſe infoweit jehr gern 
eingingen, ald damit nicht eine Theilnahme an dem Gentralcomite eingejhloflen war, denn 
diefen Anſpruch wiefen fie auf der Stelle zurück. Das polnifhe Comite erridtete raſch eine 
Streitmadt, an deren Spite der aus der Haft zurückkehrende Ludwig Mieroflanffi jich ftellte, 
und gebervete ſich fo, als fei die preußiiche Herrfchaft für immer vorüber. Steuerbehörven 
wurden aufgelöft, die Kaflen weggenommen, die von Berlin angeordnete Mobilifirung der 
Landwehr verhindert, die Bürgermeifter mit Gewalt vertrieben, und flatt der Landräthe wurden 
in die Stellen Kreiscommiffarien eingefegt, die alle untern Beamten im Namen des fouveränen 
Nationalcomite, nicht mehr des Königs, in Pfliht nahmen. Demgemäß wurden denn aud) an 
vielen Orten die preußifchen Adler und Abzeichen abgeriffen, und an einigen bereitö polnische 
an deren Stelle gebracht. Raſch wuchs die Streitmadht der Polen an, die anfangs unter dem 
Borwand, gegen Rußland gebraudt zu werden, verfammelt, ſchon im Anfang des April ſich 
auf beinahe 20000 Mann belief, von denen freilich nur der allergeringfte Theil mit Feuer: 
waffen verfehen war, Nur in den nörblicften zum Regierungsbezirk Bromberg gehörigen 
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Kreiſen ſcheiterte jeder Verſuch der polniſchen Revolution an der feſten Haltung der dortigen 
Deutſchen. 

In Berlin, wo man ſich in der Flut von Gegenſätzen zwiſchen der Regierungsweiſe vor dem 
18. März und den Forderungen nach demſelben gar nicht zu faſſen vermochte, fehlte für die 
richtige Beurtheilung der Vorgänge und Berhältniffe im Poſenſchen jedes Verſtändniß. Wäh- 
rend die Polen ſyſtematiſch die volltändige Ablöfung des pojener Landes von der preußiſchen 
Herrihaft und die Neubegründung eines polnifhen Reichs verfolgten, wähnte das preupiid: 
Gabinet, dag es ih nur um Die Abftellung mehr oder minder begründeter Beichwerben über 
Kränkung der polniihen Nationalität handele. In diefem verhängnißvollen Irrthum verbliet 
die Regierung eine fehr lange Zeit, und in ihm liegt auch die Löſung der räthfelhaften Erſchei⸗ 
nung, daß fie, ftatt ih auf das ſtarke deutſche Element der Provinz zu fügen und dieſes um ſich 
zu verjammeln, eine geraume Zeit bereit war, um ein ſchmähliches Compromiß mis den 
Polen das deutſche Interefle zu opfern. Der König Friedrich WilhelmIV. verbieß eine ‚nationale 
Neorganijation”. Das polniſche Nationalcomite nahm dies gern an, denn bei der Macht, die 
es bejaß, fonnte diefelbe nur nad feinen Vorſchlägen ins Werf gejegt werben. Aber gerade dieſe 
Schwäche ver Regierung brachte eine ®egenbewegung der Deutſchen zu Stande, Die nun einjahen, 
daß fie für fich felbft eintreten müßten. Anfangs entbehrte diefe Gegenbemegung des Mittel: 
punftes und des Zufammenhangs, aber allmählich ſammelte fie ih zur dichten Mafle. Ent⸗ 
ſcheidend war ed, daß in diefem Augenblid die Juden jammt und ſonders jih eng an die Deut: 
ihen anſchloſſen. Große Volfdverfammlungen entwidelten die Stimmung ver Bevölkerung. 
Die Deutſchen der Provinz erhoben Einſprache gegen die „nationale Reorganijation“, &. i, gegen 
die Einrihtung einer rein polnifhen Verwaltung. In den Städten wurden deutſche Bürger: 
milizen eingerichtet. 

Die preußiihe Regierung ging gleihwol an die Durdführung der Neorganijation und 
fandte zu dem Behufe den General von Willifen dorthin. Diefer fam, von den irrigen Vor: 
ftellungen der berliner Behörden erfüllt. Umſonſt verfuchte er, die Gomites aufzuheben und die 
polniſche Streitmacht aufzuldfen. Er kränkte und verlegte nur die Deutichen, währen» er kei 
den Polen eine erhöhte revolutionäre Thätigfeit durch feine fchlaffe Gonnivenz anregte. Wil 
liſen's Kofertiren mit ven Polen brachte das deutiche Bemußtfein zum Durchbruch. Der Repe: 
diſtriet erflärte, wenn nötbig, felbft mit Waffengewalt ſich der beabfihtigten Reorganifation zu 
widerfegen. Nach weiter ging man, indem die Grenzkreiſe aus eigener Machtvollkommenheit, 
gegen den Willen der Regierung, ſich in die nächftgelegenen deutfchen Provinzen incorporitten, 
um dem Schidjal einer polniſchen Verwaltung fih zu entziehen. Bon dem Augenblid an 
fonnte man annehmen, daß die Erhebung der Polen an ver ftarfen Haltung der Deutſchen 
geſcheitert ſei. * 

Williſen begriff jedoch die Vorgänge durchaus nicht, und da er dem Vorgeben noch immer 
Glauben ſchenkte, daß die Anſammlung des polniſchen Heeres nur einen Kriegszug gegen Ruf: 
land zum Zweck habe, jo hemmte er das Einſchreiten des preußiſchen Heeres inſofern, als er wit 
den Häuptern der polniſchen Armee (Libelt, Stefansfi, Radowffi) eine Convention am 11. April 
abihloß, nad) welder die zufanımengelaufenen Scharen entlaffen werben, die zum Kriegsdienß 
Tüchtigen aber bid auf weitere Beflimmungen fih in den öftlihen Kreifen verjammeln 
jollten. Gin Wuthgeſchrei der Deutihen erbob ih gegen diefen „Verrath“ des preußiſchen 
Generals. Mit Mühe entging er dem allgemeinen Zorn. Inzwiſchen faßte das deutiär 
Eomite in Poſen in Anbetracht der Sachlage eine Zerreifung der Provinz ind Auge und die 
Feftfegung einer „Demarcationdlinie‘’ zwijchen den der „Reorganifation‘ verfallenden umd den 
deutihen Kreifen, und diefe Trennung wurde vom König am 14. April bewilligt. Oberl 
von Stavenhagen wurde zur nähern Berichterftattung nad Poſen gefandt. Der Kampf nahm 
nun ein zwiefahes Gepräge an; während in der Hauptitabt der politifhe Streit über bir 
Demarcation geführt wurde, welche die Polen natürlich vollkommen vermarfen, entbrannte im 
Felde zwifchen ven Injurgentencorps der Polen und dem preußiſchen Militär ein wechſelvoller, 
erbitterter Krieg. Beide Theile warfen ſich gegenfeitig vor, die Convention von Jaroflamir 
gebrochen zu haben, und beide hatten wol bei der Unüberlegtheit ded ganzen Tractats gar reät. 
An vielen Orten fam es zu grimmigen Zufammenflößen. In zwei mörderiſchen Gefechten, bei 
Miloſlaw und Wrefhen, wurden die Preußen zurückgeſchlagen, in allen übrigen bei Goflin, 
Kazmin, Raſzkow, Gräg, Ziondz jiegten ſie erft nad) Überwindung einer heftigen und Kigigen 
Gegenwehr. Die furchtbaren Schädigungen, welde das Land in dieſer Zeit erfuhr, brachten 
eine üble Stimmung gegen die Revolutionäre auch unter manden Schichten der polnifden Dr 
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völferung hervor, und die Führer fanden nicht mebr denjenigen Geborfam, der ihnen anfänglich 
entgegengebradht worden war. - Die Infurrection unterlag jegt, wo jie in den Kampf kam; die 
Überfälle von Buf, Schrimm, Erin wurden von den Preußen abgefhlagen, und nachdem auch 
das zweite Hauptcorp bei Nagalin zeriprengt worben war, erfannte Mierojlawjfi, daß er be- 
fiegt fei, und legte den Oberbefehl nieder. Sein Heer, das aus lauter zuchtlofen Banden beftand, 
vor denen er jelbft ſchließlich Schug im preußiſchen Lager ſuchen mußte, löfte ſich raſch bis auf 
den legten Mann auf, und nad dieſem Schlag zerftob ver geſammte Aufftand mit feiner milt- 
täriſchen und politifgen Organifation, und nur in den politifchen Zeitfähriften und in den 
Berfammlungen zu Berlin und Branffurt erhob ſich ein endlojes Gezänf über die Sache der 
Demarcation. Poſen erklärte feine unauflösliche Zugehörigkeit zum Deutſchen Bunde, und 
16 Kreife ffimmten in dieſe Erflärung mit ein, bie aud am 22. April und 2. Mai von ver 
deutihen Bundeöverfammlung dur Aufnahme dieſer Yandestheile anerkannt und vollzogen 
wurde. Das preugifhe Minifterium jandte nun den General von Pfuel ald Gommiffarius zur 
Ausführung der Reorganifation. Allein diefer, ver Die Sachlage beſſer als feine Vorgänger er: 
Fannte, machte dennoch vergebliche Berjuche, das Werk der Ginigung durchzuführen. Es jchei: 
terte vollfommen an der unbebingten Ablehnung der Bolen. Unter heftigen Kämpfen geneb: 
migte auch die franffurter Nationalverfanmlung die Zerreißung des Landes. Indeß wurde 
dieſe in der zurücfiutenden Richtung der Zeitereignifje alsbald aud von ven Deutfchen ver 
Proyinz als eine fruchtlofe Ungebühr erfannt und als den Geiſte ver Verfallung widerſprechend, 
unter welcher jegt der preußifche Staat als eine die Provinzialjelbftändigkeit ausſchließende Ein: 
beit jüh erheben jollte. So wurden ebenjo wol die Demarcation ald andererjeitd auch die Ein— 
verleibung in den Deutſchen Bund aufgegeben und aufgehoben. 

Je heftiger auf dem Boden des pojener Landes die Revolution getobt hatte, defto breiter 
entiwidelte ih dort die Brutalität der Reaction, aber e8 ſcheint, daß jih unter den Kämpfen und 
Reibungen mit einer fremden Nationalität das Deutfhthum zu einer zähern Kraft der 
Ausdauer und einer bemerfenswerthen Kruchtbarfeit entfaltet. Denn trog nicht geringer Hin— 
derniffe jchritt die Germanifirung der Provinz in dem legten Decennium dermaßen vor, und 
insbefondere fteigerte ih das Selbftbewußtfein der deutſchen Bevölferung in ſolchem Maße, 
daß Ausbrüche wie die im Jahre 1848 im Poſenſchen jest zu den Unmöglichkeiten zählen. Es 
zeigte jich Died inäbefondere bei der in den legten Jahren in dem benachbarten Königreich Polen 
verjuhten Erhebung. Wie lebhaft auch die Unterſtützungen waren, welde die preußiichen Volen 
ihren in Rußland infurgirten Nationalgenoffen angeveihen ließen, jo erhob ſich doch felbit die 
aufgeregtefte Phantafie der polnischen Führer nicht entfernt zu dem Gedanken einer Beunru— 
bigung der preußiſchen Herrſchaft, und wären nicht von feiten der übergefhäftigen Berwaltungs- 
organe allzu lärmende Vorjitöveranftaltungen, ja jelbft provorirende Maßregeln aus allerlei 
Nebenabfihten getroffen worden, jo wäre auch diefe Bewegung in Rufiiih: Polen ziemlich 
wirkungslos an dem poſener Lande vorübergegangen. Es bleibt und nun nod von den flati- 
ſtiſchen Berhältniffe des Landes zu reden, die in diefem Fall von um fo größerer Wichtigkeit jind, 
als fie in den literariien und parlamentarifhen Kämpfen über die polniſche Frage gar viel- 
fältig ald Argumente in den Streit gebracht werben. Wir fügen uns dabei auf die allerneuejten 
Erhebungen des Statiftifhen Bureau zu Berlin, deffen Unparteilichfeit in diefer Frage über 
alle dem tendenziöfen Zweifel, der von einzelnen polnifhen Seribenten ausgeſprochen worden 
ift, erhaben iſt. 

HM. Statiftiihes. Nach vielen beträgt der Flächeninhalt ver ganzen Provinz 532,04 
Ouabratmeilen, wovon 6,5 Ouadratmeilen Waflerflähe und 525,79 Duabratmeilen trodene 
Fläche find. Die Gefammtzahl der Einwohner beträgt nad) der Zählung von 1861 indgejanmt 
1,467604. Ihrem Religionsbelenntniß nach zerfallen viefelben folgendermaßen : 

Chriſten find: 1,393432; davon zählt man 477941 Evangeliſche, 915211 Katholiſche, 
15 Griehifhe, 1 Mennoniten und 264 Mitglieder freier Gemeinden und Deutichkatholifen. 
Juden iind: 74172. Rückſichtlich der vielbefprochenen Sprachverſchiedenheit fteilt ſich folgendes 
Berhältniß heraus: Die Zahl der Familien, in welchen polniſch geſprochen wird, überiteigt bie 
der deutſch redenden Familien um 27872; e8 find nämlich Familien, in denen deutſch geſprochen 
wird, 131689 mit 666083 Familienglievern, und Familien, in denen polniſch (beziehentlic 
faffubiich) gefpregen wird, 159561 mit 801372 Bamilienglievern. Dazu fommen nod 31 
bögmifch redende Familien mit 149 Perfonen, ſodaß alſo die Zahl der ſich einer andern als der 
deutſchen Sprache bebienenven Individuen fih auf 801521 beläuft. Nach Regierungdbezirken 
und Kreiſen vertheikt jih die Bevölkerung folgendermaßen: | 
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m. de Mamie a Ess 
N Bemobner. Landes. 
Kreis Wrefhen . . . 12,5 35963 31612 6451 29512 
„ Bleiben . . . 19% 58849 46858 10179 48670 
„ Shrovda . . . 18a 47700 38067 7653 40047 
„ Schrimm 19,04 54036 39802 13950 40086 
„» Koflen . . . 21,38 61166 47049 11109 50057 
» Bu . . .. ...17,8 54571 30907 11316 43255 
„ Bolen . . . 20,00 94401 52145 48403 45998 
„ Dbomif . . . 20, 46841 24490 9692 37149 
„ Samter . . . 20,03 47861 28614 11648 36213 
„ Birnbaum . . 23, 47067 10588 14292 32775 
v„ Meferig . . . 21,0 44348 4974 12631 31717 
„ Bent . . .. 18,08 53727 19875 12190 41537 
„ Frauſtadt . 17a 59993 13542 21773 38220 
„ Keöben . . . 186 72171 41771 24859 47312 
„ Ketofhgin . . 17,8 60479 39637 20917 39562 
» MAelnau . . . 16,41 55067 45127 12877 421% 
„ Schiwberg . . 17,00 56389 45627 11944 44445 
Regierungsbezirk Poſen 321,35 950629 560715 261884 688745 
Kreis Ezarnifau . . 28,08 65953 9885 11790 54163 
 Ghodziefen . . 20,14 51173 10226 17888 33285 
„ Bifib . . . 21,50 55774 19844 11816 43958 
» Bromberg . . 27, 177085 20781 25908 51177 
„ Schubin.. . . 21,» 53245 28677 12355 408% 
„ Inomwradam . . 30, 66480 43308 11286 55194 
vr Mogino . . . 17,9 39613 27699 9120 30493 
„» Gneien . . . 23, 54319 41797 14276 40043 
» MWengrowie . . 24,47 53333 38589 9101 44232 


Regierungsbezirt Bromberg 214,83 516975 240806 123540 393455 


Soviel wird in Bezug auf die Bevölkerungsftatiftif genügen, um fi ein Urtheil über die Sach 
lage ber nationalen Verhältniffe in ver Provinz zu bilden. Geben auch diefe Zahlen-immerbin 
nur ein unvollfommenes Bild, das im Fluß ded Lebend mannihfahe Wandlungen und An- 
derungen barbietet, fo findet man in ihnen doch einen zuverläfiigen Anhaltspunft, ver dem 
Gerede der Parteien gegenüber zu einer flarern Einfiht verhilft. Nur auf die Verhältniffe dei 
Grundbeſitzes mag hier zum Schluß eine Hindeutung geftattet werden. Auf die Structur bei 
Grundbefiged und feinen Zufammenhang find zum Theil noch aus der Zeit der polnifgen 
Herrſchaft Hinüberreihende Bedingungen wirffam, vermöge welcher lange Zeit hindurch in der 
Provinz Pofen eine größere Haltbarkeit des großen Grundbeſitzes beſtand ald in den anbern 
Provinzen nad Verhaͤltniß. Auch dieſe Erſcheinungen ftehen mit den nationalen Verhältniſſen 
in einem gewilfen Zuſammenhang, und es hat fi als eine allgemeinere Wahrnehmung heraus 
geſtellt, daß, mo immer größere Gütercomplere einer Barcellirung unterworfen wurden, dieſt 
Theile nicht in polnifche, fondern in deutſche Hände übergingen, ſodaß nicht mit Unrecht aufmerk: 
fame Bolföwirthe die Beförderung der Parcellirung zur Beichleunigung des Germanifirungd: 
proceffe8 anempfohlen haben. Wie viel Härte auch in einer folhen Mafregel liegen mag, fe 
fcheint dod die Entwidelung der Verhältniffe ſich in diefer Richtung zu geftalten, und währen 
bisher der Krontrejor mit feinem Beiig an dem Boden der Provinz betheiligt war, follen dem 
Vernehmen nad) in nächſter Zeit ausgedehnte Erwerbungen in jener erwähnten Abficht gemacht 
werben. Zur Überficht diefer Verhältniffe fügen wir folgende Notizen hier an: Die ganze Flaͤch 
des cultivirten Bodens beträgt in der Provinz Pofen: 10,226780 Morgen, wovon 6,238188 

auf den Regierungsbezirk Pofen und 3,988592 auf ven Regierungsbezirk Bromberg kommen. 

Davon find: Garten und Obftanlagen 169856 Morgen; Aderland 6,043835 Morgen‘ 

Wieſen 838075 Morgen; Naumhutung 784385 Morgen und endlich Staats = und Privat 

waldungen 2,390629 Morgen. Davon befigt, wie gefagt, die Krone nichts, und mas Pringen 

des föniglihen Haufes erworben haben, ift rein privatrehtliher Natur. Dagegen beflgt der 
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Staat ald Domänen in der Provinz: 74 Vorwerke mit 104487 Morgen nugbaren Landes, 
fowie 22 Oberförftereien mit 647463 Morgen Staatsforften und zu Geſtütwirthſchaften 
3 Vorwerke mit 4682 Morgen. Da die Provinz natürlich feine mebiatifirten Reichsherrſchaften 
bat, fo kommt nur der zu einen erbliden Sig im Herrenhaufe berechtigende, befeftigte Grund— 
befig in Betracht. Solche bat Poſen 6 aufzumeifen: 1) das Fürſtenthum Krotoſchin des Fürften 
von Thurn und Taris, 2) das Familienmajorat Reifen des Fürften Sulfowifi, 3) und 4) die 
Grafihaft Przygodzice der Fürſten Nadziwill, 5) das Majorat Oberzycko des Grafen Rarzynifi 
und 6) dad Majorat Taczanowo ded Grafen Taczanowſti. Die Rittergüter der Provinz zeigen 
folgendes Verhältniß: Im Regierungsbezirk Bofen find 977 auf Kreistagen im erften Stande 
vertretene Güter, davon find 53 unter Minimalmaf, und ihr Gejanmtgehalt trägt 3,316640 
Morgen aus. Im Regierungsbezirf Bromberg find folder Güter 524, darunter 71 unter 
Minimalmaß und mit einem Gefammtgehalt von 1,724677 Morgen. Das ftädtifche Grunv- 
eigentbum, d. b. die innerhalb der Feldmarken der Städte liegenden Grundſtücke, fönnen wir 
füglich übergehen, da es mit jener politifchen Frage in feinem Zufammenhang ſteht. Dagegen 
find von Wichtigkeit die ſelbſtändigen Gutsbezirke, an denen feine ffändifchen Vorrechte haften. 
Solche gibt e8 in der Provinz Pojen in verhältnifmäßig größerer Anzahl ald in ven übrigen 
Provinzen. Sie betragen, mit Ausfhluß der Rittergüter, Domänen und Stantäforften, nicht 
weniger al83489 mit 400050 Morgen und 398 mit einem geringern Reinertrag als 2000 Thlr. 
Landgemeinden zählt man in der Provinz 3917 mit einem Orundbeiig von 4,003807 Morgen, 
zu welden ſchließlich noch 262 Breifhulzengüter hinzufommen. Der Reichthum oder Wohlftand 
der Provinz berubte früher im wejentlichen faft nur auf dem Aderbau, und erft feitvem mehrere 
Bifenbahnen das Land durchkreuzen, macht ſich auch eine nicht unbeträdhtliche Induſtrie geltend. 
Im allgemeinen hat die Provinz wegen ihrer eigentbümlichen politiichen Verhältniffe und wegen 
ihrer Page an der durch harte Zölle geiperrten ruffifhen Grenze nicht geringe Mühe, gleichen 
Schritt mit ihren Schwefterprovinzen zu halten. Gleihwol ift fle ein edler Stein in der Krone 
der Hohenzollern. 3. Caro. 
oftwefen. I. Geſchichtliches. Die erfte Poft entjtand in Deutſchland im Zeitalter 
ver Reformation, Alle frühern Beförberungsanftalten ähnlicher Art dienten befondern Zweiten, 
nicht dem gemeinen Nugen. Bei den Alten waren diefe Anftalten, wo fie überhaupt beftanden, 
nur für Angelegenheiten ver Regierung oder der Regierenden berechnet. Dies betätigen die ge- 
legentlihen Notizen, die fi darüber bei Herodot, Kenophon, Diodor, Eäfar, Livius, Sueton 
u. ſ. w. finden. Die perfifchen Poften des Cyrus und Darius waren regelmäßige reitende Staats: 
furiere, wie heute noch zum Theil die Vofttataren des türfifchen Sultans. Über ven Cursus 
publicus der Römer ift ausreichendes Material vorhanden, um für eine unbefangene Prüfung 
die Überzeugung zu begründen, daß dieſes mit einer gewiſſen Großartigfeit organifirte Inftitut 
doch weſentlich verfhieden war von unferer mit dem Namen „Poſt“ bezeichneten öffentlichen 
Verkehrsanſtalt. Wie höchſt mangelbaft im Römifhen Reich die Unterhaltung einer geifligen 
PBerbindung in die Ferne befhaffen war, erhellt unter anderm aus vielen Stellen der Briefe 
Gicero’d an Atticus, Bon ähnlicher Art wie die biäher erwähnten Einrihtungen waren die 
Staatd-Botenanftalten Karl’d des Großen, der maurifhen Könige in Spanien, des Deutichen 
Ritterordens in Preußen u.f.w. Das Edict Ludwig's IX. vom Jahre 1464 rief ebenfallö nur 
föniglide Kuriercurfe in Frankreich ind Leben, die weder regelmäßigen Dienft verrichteten, noch 
für jedermann benugbar waren. Erſt 1622, ein Jahrhundert fpäter ald in Deutichland, wur: 
den in Frankreich die erften Boften im heutigen Sinne eingerichtet. Madame de Sevigne ſpricht 
in ven Briefen an Madame de Grignan noch davon als von einer neuen Ginrihtung und 
ſchließt die betreffende Stelle mit ven Worten: „Et que c'est une belle invention que la poste!‘ 
In England legte Eduard IV. im Jahre 1481 während des ſchottiſchen Kriegd die erfte, eben- 
falls nur für Regierungszwecke beflimmte Reitpoft an. Noch zu Elifabeth'8 Zeit beftand da- 
ſelbſt Feine Boftanftalt für das Bublifum. Erſt im Jahre 1635 unter Karl I. wurde eine ſolche 
errichtet; Cromwell ließ fi ihre Verbefferung befonders angelegen fein. In Schottland er: 
folgte die Ginrihtung ver Poſten erft unter Wilhelm II. im Jahre 1695. Die Boten wurden 
irn ®rofbritannien wie in Franfreih anfangs verpadhtet. — Neben diefen für Staatszwecke be- 
rechneten Infituten kamen im Mittelalter, zuerft in Deutichland, Botenanftalten einzelner 
Städte, Eorporationen und Genoffenfhaften auf, welche zwar ebenfalld nur ihren Begründern 
Dienfte leifteten, aber deren Beftimmung body bereits der Förderung focialer und commerzieller 
Beziehungen, wiſſenſchaftlicher Zwecke und — woran in damaliger Zeit fo viel gelegen war — 
‚er Befeftigung des Landfriedens galt. Hierhin gehören die Botenanftalten ver Hanfeftädte, 
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des Schwäbiſchen Bundes, der Univerſitäten u. ſ. w. Der Briefwechſel wurde auch durch die im 
Lande herumfahrenden Metzger, durch Pilger, wandernde Lautenſpieler u. ſ. w. vermittelt. 
„Es geſchiehet““ — heißt es in einem Vatent Kaiſer Rudolf's II. vom 6. Nov. 1597 — „daß bir 
Mepger allerley, nicht allein derer Stadt und Ort, da fie wohnen, Kaufleuten und Bürgern zu: 
ftändige, fondern auch fremde ausländische Briefe und Sachen aufnehmen, ja, daß fie noch mehr 
zur Grpedirung folder ein oder ziwey Tage in der Woche ab: und anfegen u. ſ. w.“ Dieien 
Beförderungdarten bafteten viele Mängel an. Thomas Garzonus jagt in feinem „Allgemeinen 
Schauplatz“: „Beneben anderer Untreu, fo offtermals bei den Boten gejpühret wird, daß fie 
die Brieffe auffbrechen, die Siegel verfälfhen, Heimlichfeiten verrathen, find ſie auch meifterlih 
darauf abgerichtet, daß fie die Pak und Geld aufmahen, verfpielen, verfaufien u. j. w.; in 
Kriegs: und Peſtilentz-Läufften haben fie ihr größtes Fieber, fintemahl es dann nirgend mit 
ihren fortwill, fondern werden überall aufigebalten, die Briefe und Geld genommen, bie Haut 
voll geichlagen, und was dergleihen Unfälle mehr jind.“ 

Diefe Einblide in die frühern Zuftände laffen das große Verdienſt nur um fo gerechter wur. 
digen, weldes ein Vorfahr des fürftlih Thurn und Taxis'ſchen Haufes, Franz von Taris, ib 
um die Gulturentwidelung unbeftreitbar erworben bat, als derjelbe im Jahre 1516 die erfte 
wirkliche Boft zwiſchen Wien und Brüffel errichtete. Das war damals ein ſchwieriges und ge: 
wagtes Unternehmen. „Jedermann hielte ſolche Anftalt vor mißlich“ (ſagt von Beuft in jeinem 
ſehr gediegenen Werk über das „Deutſche Poſtregal““, Jena 1748) „und fonnte ji niemand 
einbilven, daß der Kaufleute und anderer Menſchen Briefe und Sachen fo viel Poſtgeld abwerien 
würden, davon Pferde, Wagen, Poſtillons und Boftbediente zu unterhalten. Sobald aber bie 
Teutfchen Kaufleute gewahr wurden, wie jelbige ven Wechjelcourg, die Tare und den Preis aller 
Waaren durch die Poſt für weniges Geld haben fünnten, ohne veöhalben nad Antwerpen, 
Brüffel u. ſ. w. zu reifen, fo zog fi auf diefe neue Taris'ſche Poften eine jo unbeſchreibliche 
Menge Briefe zufammen, u. ſ. w.“ 

Die Erzeugniffe der jungen Buchpruderfunft, der dur die Reftauration ber claſſiſchen 
Studien angeregte lebendige Verkehr zwiſchen den Univerfitäten und Gelehrten, der durch vie 
Reformation befeuerte Drang der Geifter nad Offenbarung und Austaufh der Ideen fanden 
nun eine längfterjehnte VBermittlerin ; eine deutſche Anftalt, die erfte ihrer Art, befördert dir 
erften gedruckten deutſchen Bibeln, die von deutſchen Gelehrten bearbeiteten Ausgaben der alten 
Claſſiker, die Lieder der Minnefänger und die eriten deutſchen Zeitungen ; fie übermittelt die 
Befehle der Kaifer, die Depeſchen der Gefandten und die Acten der Gerichte mit gleicher Pünkt: 
lichkeit wie die Briefe, Wechſel und Gelder der Kaufleute. Die Taris'ſchen Poften breiteten fi 
anfangs ungeftört in den verſchiedenen Reichslanden aus. Kaijer Rudolf I. ernannte Leonhard 
von Taxis, deffen Vorfahren nur Generalpoftmeifter in den burgundifhen Niederlanden gr 
weſen waren, im Jahre 1595 zum General:Reihspoftmeifter, und Kaiſer Matthias belehnte 
im Jahre 1615 Lamoral von Taxis und feine Defcendenten mit dem Reichs-General-Poſtwei— 
fteramt. Es fam die Theorie auf, daß das Recht, Poſten in ganz Deutſchland anzulegen, ein 
faiferliched Refervat fei. Hieraus enıftand der faſt zwei Jahrhunderte hindurch fortgefegte Streit 
über die ftantörechtlihe Natur des Poftregald, indem eine große Anzahl von Reihsfürften be- 
baupteten, das Recht, Boften anzulegen, fei Ausflug der Landeshoheit, und der Kaiſer könne 
ein folhes PBrivilegium, wie das Haus Thurn und Taris von ihm erhalten habe, zu Recht gar 
nicht verleihen. Die reihslehnbare Randeshoheit Hatte ſich allerdings fchon jeit Errichtung dei 
Kurvereind zu Renſe, begünftigt durch die geſammte Gntwidelung des deutſchen Öffentligen 
Lebens damaliger Zeit, immer mehr zur faft völligen Staatögewalt umgewandelt; im Art.3 
des Weſtfäliſchen Friedens wurde die Integrität der Territorialhoheit feitgeftellt und im At} 
ven Reihäftänden die Beforgung alles deflen anheinigegeben, wodurd der Kandel im Meidge 
veihen könne. Die kaiferlihen Nefervatrehte waren mit Ausbildung der Landeshoheit ab 
geichloffen. Nur von Kaifer und Reich, nicht vom Kaiſer allein, Eonnte die Ginfegung rind 
Reichspoſtweſens ausgehen; von den Ständen in corpore war daffelbe nie ausdrücklich anerfamm 
worden. 3.3. Mofer („Teutſches Staatsrecht“, V, F. 174) jagt fehr richtig: „Die ganze Sat 
(die Poſt) ift eigentlicy eine Polizeianftalt, jo zur Beförderung des Handels und Wandels ge— 
reichet, in dergleichen Sachen ohnftreitig denen Reichsſtänden, welche zu der Zeit, als vie Poſten 
errichtet wurden, ſchon die völlige Kandeshoheit hatten, Anftalt und Orbnung in ihren eigenen 
und mit der Intereffenten Bewilligung aud in fremden Landen zu machen zufommt.” Der 
Kaijer ließ fogar in feinen Erblanden eigene Territorialpoften einriäten, was den Grofen Kur: 
fürften von Brandenburg veranlafte, im Jahre 1660 nad Wien zu jhreiben: „Es werben auß 
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Ew. kaiſerliche Majeſtät, was Sie in dieſem Stück in Dero Reichslanden für Recht und billig 
halten, andern höhern Ständen, aljo auch mir, gerne gönnen.” An dem fraglichen Streite be: 
tbeiligten ih Die nambafteften Staatdrechtölehrer: 3. J. Mofer, 3. St. Pütter, Lünig, Sam. 
Cocceji, Klüber u. a.; auf den Kreidtagen wie am Reichstage, namentlich bei Berathung der 
MWablcapitulationen, wurde Darüber vielfach und nicht felten in gereizter Weiſe verhandelt. Die 
Entſcheidung erfolgte inzwiſchen auf thatſächlichem Wege durch das energifche Vorgehen des 
Großen Kurfürften von Brandenburg. Der Kurfürft hatte im Jahre 1648 eigene Poſten in 
jeinen Landen anlegen laſſen; er hatte in den Städten Danzig, Hamburg, Braunſchweig und 
Hannover mit feinen Poſten feften Fuß gefaßt und eine ununterbrodene Poſtlinie von Kleve bis 
nah Königäberg heritellen laffen, auf weldyer der Dienft beiler organifirt und die Tare geringer 
war ald auf ven Reichöpoften. Der Kaifer forderte infolge eines Antrags des Grafen von Taxis 
den Kurfürften unterm 20. Dec. 1659 auf, jeine Yandespoften abzuihaffen und die Reichs— 
poften in jeinen Staaten zuzulaffen. Der Kurfürft ermiderte mit einer Darftellung der ganzen 
Verbältniffe und ſchloß: „Gleichwie nun Em. Kayferl. Majeftätt aus diefem kurtzen geborfamb: 
ſten Bericht mein Recht undt Befugniß abnehmen, undt dagegen des Graff Tarie Unfug undt 
unleidentliheö vornehmen (darüber ſich auch nebft andern die Fürftlihen Käufer Braunfchmeig 
und Heffen zum höchſten beichweren) leicht erfennen werben ; Alfo erſuche Ew. Kayſerl. Majeftätt 
ih gang geborfamblid, Sie wollen dergleihen unzienibliches beginnen dem Graff Taris ernft- 
lid) verweilen, damit Er indfünfftige gegen die höhern Stände fi anders betrage, mit dem aus 
dem Heyl. Röm. Reich zu ziehenden Vortheil ch vergnügen laffe, undt zu feinem andern Nach— 
denfen Urſach undt Anlaß gebe. Darauf verweift Ew. kayſerl. Majeftätt dasjenige, was Dero 
Allerhöchſten Kayſerlichen Ampte gemäß, auch fonft recht undt billig iſt.“ Brandenburg wurde 
hierauf nit weiter behelligt. Nah diefem Vorgange richteten demnächſt Braunſchweig-Lüne— 
burg und Sadjen, das jchon früher georbnete Botenanftalten befejlen hatte, eigene Landespoſten 
ein. Gin Berfub, im Siebenjährigen Kriege die Neihspoften in preußiſchen Gebietötheilen 
einzuführen, ſcheiterte. Im Norden Deutſchlands hielt ſich die Taxis'ſche Poft nur in ven Hanie: 
ftädten und in ben Fürftenthümern Lippe. Im den füblichen größern Staaten blieb fie bis 
zur Rheinbundszeit, in Würtemberg noch bis Mitte dieſes Jahrhunderts befteben;; in Weftfalen 
und den Rheinlanden wurde fie 1816 von der preußiichen Negierung abgelöft. Gegenwärtig 
beftebt ihr Bezirk aus Frankfurt, ven beiden Heflen, Naflau, Weimar:Eifenab, Koburg-Gotha, 
MeiningenHilvburgbaufen, Lippe, Neuß, einem Theil ver jhwarzburgifchen Fürftenthünter, 
den hobenzollernfhen Landen und Homburg, jowieden für gewiſſe Correſpondenzzweige functio: 
nirenden Poſtbureaur in den Hanſeſtädten. Es umfaßt der Bezirk fomit einen Theil der Frucht- 
barften und bewölfertften Gegenden Deutichlands in einer als Mittelglied zwifchen Norden und 
Süden poftalijch jehr günftigen Yage. Cine namenlofe Berwirrung würde entftchen, wenn alle 
diefe Länder und Ländchen eigene Staatöpoftanftalten befäßen ; es find ohnehin der legtern zu viel 
in Deutſchland. Die völferrehtlihe Balis der Thurn und Taxis'ſchen Poſtanſtalt ift der Art.17 
der Bundesacte: „Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in den durch den Reichsdeputa— 
tionshauptihluß vom 25. Febr. 1803 oder fpätere Berträge beftätigten Beſitz und Genuß der 
Boften in den verſchiedenen Bundeäftaaten fo lange, ald nicht etwa durch freie Übereinkunft an: 
dermeitige Berträge abgefchloffen werden follten. In jedem Kalle werden vemjelben infolge des 
Art. 13 deö erwähnten Neihöpeputationshauptichluffes feine auf Belaflung ver Poſten oder auf 
eine angemeflene Entſchädigung gegründeten Rechte und Anſprüche verfihert. Dieſes joll auch 
da ftattfinden, wo die Aufhebung ver Bolten feit 1803 gegen den Inhalt ded Reichsdeputations— 
hauptichluffes bereitö geſchehen wäre, infofern diefe Entſchädigung durch Verträge nicht ſchon 
definitiv feftgejegt iſt.“ Der Art. 13 des Reichsdeputationshauptſchluſſes beftimmte: „übrigens 
wird die Erhaltung der Bolten des Fürften von Ihurn und Taris, ſowie fie conflituirt find, 
garantirt. Demzufolge follen die gevadten Boften in dem Zuftande erhalten werben, in welchem 
fte fich, ihrer Ausdehnung und Ausübung nad, zur Zeit ded Luneviller Friedens befanden. 
Um dieſe Anftalt in ihrer ganzen Vollftändigfeit, fo mie fie fich in bejagtem Zeitpunfte befand, 
deſto mehr zu jihern, wird fie dem befondern Schuge des Kaiferd und des kurfürſtlichen Colle— 
giums übergeben.” Mit ven einzelnen Regierungen hat das fürftliche Haus Thurn und Taris 
Boftlehnöverträge oder Zeitverträge abgeſchloſſen. Der Sig der Generalpoftdirection ift Frank— 
furt a. M.; die Verwaltung ift mit nicht unerheblihen Schwierigkeiten verbunden, wird aber 
gegenwärtig mit Gefhid und ſtaatsmänniſchem Geift geführt, während die frühere Verwaltung 
von Verkennung wichtiger Intereffen und von Feſthaltung überlebter Standpunfte, zum eige- 
nen Nachtheil des ganzen Inſtituts, mitunter nicht frei war. In Sachſen bildete fih während 
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des 18, Jahrhunderts ein tüchtiges Poſtweſen aus; vie erfte allgemeine Poſtordnung (1710), 
ein für die damalige Zeit fehr gutes Beleg, datirt von Dreöden. Auch in Hannover wurde bie 
Staatöpoftanftalt gut organifirt; das Erb-Landpoftmeifteramt ward hier der gräflih Platen’- 
ſchen Familie verliehen. In den öfterreihiihen Erblanden war dieſes Amt dem Grafen von 
Paar anvertraut; die Entwidelung des Poſtweſens erfolgte langjam; feit 1844 hat aber das 
Wirken eines reformatoriihen Geiftes und das Walten einer großen Auffaſſung der Verhäli— 
nifle vortreffliche Früchte gebradt, und Männer wie von Nell, Löwenthal u. a. haben die Ver: 
waltung auf eine wahre ftaatömännifche Höhe erhoben. In Preußen gedieh die Staatspoſt 

anſtalt unter der ſpeciellen Pflege der Herrſcher ſchon früh zu einem gewiſſen Grabe von Aus- 
bildung und Tüchtigkeit. König Friedrich Wilhelm 1. liebte nähft dem Militär die Poftanfalı 
befonderd und nahm an deren Verwaltung in eingehendfter Weife Antheil. „Die Poſten find“, 

fagte er einft im Geheimen Staatsraih, „gleihfam das DI vor die ganze Staatdmafdine.“ 
Dem Generalpoftamt befahl er: „ſollen die Poften anlegen von Ort zu Ort ih will haben ein 
Yandt das Eultiviret ſeyn foll höret Poſt dazu. F. W.“ Im feine Zeit fällt ver Abflug der 
erſten Poftverträge mit Sachſen, ven Niederlanden, Schweden und Rußland; bei den Entwürfen 
finden ſich fehr oft eigenhändige Bemerkungen des Königs, wie: „ift eine Sache von großer 
Wichtigkeit, foll im erften geheimen Naht den ich halten werde, vorgebragen werden. F. W“ 
Er nannte die vielen fleinen Staatspoftanftalten das Poftunwefen des Heiligen Römiſchen Reit 
und ſchloß mit dem Fürften von Thurn und Taris eine fefte Übereinkunft. Gr befahl den 

preußifchen Poftmeiftern im Auslande, „durch defintereffirteBerwaltung ihr Amt dem Publikum 

angenehm zu machen“. Das Generalpoftamt wurde neu organifirt, der Geſchäftsgang, das 

Gtatd: und Rechnungsweſen zweckmäßig georbnet. Im demfelben Geifte wirkte die Berwaltung 

unter Friedrich IT. weiter. „Das Poftwefen in Schlejien ſoll“ — heißt ed in der Drvre des 

großen Königs vom 20. Juli 1741 an das Beneralpoftamt — „dem Intereſſe des Königs und 

des Volks, als welde Intereffen diefelben find, entſprechend organifirt und follen dabei feine 

Mittel geipart werden; die üblich gewejene Verpachtung der Poftänter foll ganz aufhören.“ 
Bei Erneuerung des Voftvertrags mit Sachſen empfahl der König den Bevollmächtigten befon: 
dern Eifer: „vamit vergleichen Mihr fo interefiirende Sachen nicht auf die lange Bande ge: 
jhoben werden.“ Wiederholt fhärfte er der Behörde ein: „Boftfahen müflen von prompter 
Srecution fein.” In allen Provinzen wurde dad Neg der Voſtanlagen weiter ausgedehnt, in 
dem neuerworbenen Weftpreußen war die Poft unter der polnischen Regierung unbekannt ge 
blieben. Im Siebenjährigen Kriege leifteten die Feldpoſten erhebliche Dienjte. Großen Scha: 
den richtete Die von dem König 1766 eingejegte Frangöfifche Negie im Poſtweſen an, indem fie 
der Verwaltung einen ganz fiscaliſchen Charakter aufprücte und ihre Ginrihtungen mit einem 
dem deutſchen Weſen verhaßten Spionir= und Denunciantenfuftem umgab. Ihr Wirken beim 
VPoſtweſen währte nur drei Jahre; mehrere der franzöjiihen Beamten ergriffen wegen Unter: 
jchleifs die Flucht. Der König ſchrieb an den Generalpoftmeifter: „es ift lauter Schurfen Zeug 
und ich denfe darauf, mir nad und nad alle Frantzoſen vom Halfe zu ſchaffen.“ Die von der 
Regie getroffenen guten Einrichtungen, namentlich die Berbefferung des Ertrapoſtweſens, wur: 
den weit überwogen von den traurigen Refultaten ver Principien ihrer Verwaltung. „Was bat 
jene Erhöhung der Bofttaren für Folgen gehabt?“ — fo heißt e8 in einem Bericht an den König 
von 1770 — „ven Haß von Auswärtigen und Einheimiſchen, die Detournirung der Gorte: 
jvondenz auf fremde Curſe, die Zerflörung der mühfam errichteten vertragsmäßigen Verbin: 

dungen und die Überhandnehmung aller Arten von Defraudationen.” Unter der ausge zeichne⸗ 
ten Verwaltung des Generalpoſtmeiſters von Seegebarth wurden die Nachwehen des franzöͤſiſchen 
Syſtems bald beſeitigt. Die feindliche Invaſion in dem unglücklichen Kriege von 1806 und 
1807 warf die ganze Verwaltung nieder; die franzöfifchen Generale und Intendanten riffen 
alle Einnahmen ver Poftämter an fih, ohne die Ausgaben zu beftreiten. Jedem Voſtdirector 
wurde eine Militärcommiffton zur Gröffnung der Briefe beigegeben. „Sie fallen‘ — ſchreibt 
der Poſtdirector aus Stettin — „wie die Heuſchrecken über die Briefe her, fchleppen felbige in 
eine befondere Stube, reißen fie auf und während die Dolmetfcher die verdächtigen Stellen dem 
präfivirenden Golonel oder Kapitän überjegen, werden bie freigelaffenen Briefe wieder zu: 
geſiegelt. In diefer Art geht es immer ſchnell weg. Oft bleibt diefe Gommiffion von 8 Uhr 
morgend bid abends fpät zufammen umd bittet ih dann zu meiner Tröftung und Aufmunterung 
regelmäßig bei mir zu Gaſte.“ Viele Berfonen wurden infolge der in ihren Briefen enthaltenen 
Äußerungen verhaftet und einige fogar nad Franfreih abgeführt. Alle Poftcurfe, weide 
feinen Überſchuß lieferten, wurden aufgehoben. Die Räthe des Generalpoftamts jehrieben 1807 
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nah Memel: daß jie ed nicht ohne Scham und Erbitterung jagen könnten, wie fie um ihr Ge: 
halt und das der andern Poftbeamten und Pofthalter förmlich betteln müßten: „das ganze Voft- 
weſen geht unter, Leib und Seele werden ermüdet und verwirrt durch die fortwährend verlang: 
ten bordereaux, etats, renseignements, tableaux u. ſ. w.“ Dieſes währte no lange nad 
dem Tilfiter Frieden fort. Hardenberg ſchrieb an Seegebarth: „Bei der allgemeinen Störung 
unjerer innern Verwaltung gehört wol das Poſtweſen mit zu den Theilen, die am meiften ge- 
litten Haben; man wird alled anwenden müffen, dieſe wichtige Anftalt wiederherzuſtellen.“ Zur 
Gharafterifirung der franzöſiſchen Potadminiftration in dem Hieronymitifhen Königreich 
möge die Anführung genügen, daß die Einwohner Weftfalens an ihre Correſpondenten mittels 
der fremden Zeitungen Öffentliche Aufforderungen ergehen ließen, nicht an fie zu ſchreiben, da 
dad Porto unerſchwinglich ſei. Die Principien der Stein-Hardenberg'ſchen Zeit verliehen dem 
binfälligen Körper neue Kebenäfraft. Das preußiſche Poſtweſen vaffte ih in Furzer Zeit von 
dem drohenden Untergange auf. Inter Nagler's veredelnder Leitung, Schmückert's ſchöpferiſcher 
Kraft, und von der Heydt's energifchen Geiſte fhritt dad große Staatöverfehrsinftitut mit Si— 
herheit auf ver Bahn der Reformen weiter. „Das preußische Poſtweſen“, jagt Freiherr von 
Reden in feiner „Erwerbs: und Verkehrsſtatiſtik“, „erreichte den erſten Rang in Deutichland, ja 
in Europa.’ Im Jahre 1850 wurde von Ofterreih und Preußen der Deutfche Poſtverein ins 
Leben gerufen: die größte nationale Verkehrsgemeinſchaft, da verjelbe außer dem deutſchen 
Bundeögebiet ſämmtliche Kronländer Ofterreihs umfaßt und hoffentlich bald den bis dahin 
allein ausgeſchloſſen gewejenen deutſchen Poſtbezirk Schleswig: Holftein in fih aufnehmen wird. 
Durch den Deutſchen Poftverein ift zugleid eine neue Entwidelung der internationalen Poft: 
beziehungen angebahnt worden, die der Idee einer univerfellern Negelung derſelben eine be- 
deutungdvolle Grundlage gewährt. Es ift ein Ruhm für Deutfhland, dem Mutterlande der 
Poften, hierzu die Anregung gegeben und zugleich die Ausführbarfeit am eigenen Beifpiele 
praftifch dargeihan zu haben. 

Das deutſche und das ſchweizeriſche Poſtweſen haben fih von jeher vor ven Poitanftalten 
der weftlihen Staaten dadurch ausgezeichnet, daß außer der Beförderung der Briefpoftgegen: 
ftände dem Publifum auch zum Transport von Geldern und Packeten, ſowie zum Reifen mittels 
der Staatöpoften Gelegenheit geboten war. In Deutfchland beftanden ſchon feit zwei Jahr: 
hunderten fahrende Poften, ald der Theaterdirector Palmer aus Bath 1784 die Erfegung der 
bis dahin in England lediglich reitend beförderten Poſten durch fahrende Poſten vorſchlug. Erft 
gegen Ende des 18. Jahrhundertö war in England die Einrichtung, wonad die Poftämter ver: 
pachtet wurden, befeitigt worden. Macaulay jagt bei feiner Schilderung der Zuftände Eng: 
lands im Jahre 1685: „Die Art und Weife, wie damals die Eorrefpondenz beförvert wurde, 
mag den Spott der gegenwärtigen Generation hervorrufen, aber fie war jo, daß jie die Bewun- 
derung und den Neid der gebildeten Nationen des Altertum oder der Zeitgenoifen Raleigh's 
und Gecil’8 erregt haben würde.” Das englifche Boftwejen war bei feiner Feſthaltung am Alten 
noch bis in die erften Decennien ded 19. Jahrhunderts fehr zurüdgeblieben, ald Rowland Dill 
im Jahre 1840 mit dem großen Gedanken der Ginführung eines einheitlichen fehr niedrigen 
Bortofages von 1 Penny durchdrang. Bei der Mit: und Nachwelt wird e8 ihm zum Ruhm ge: 
reichen, in einer Zeit, wo alle Boftverwaltungen, und an der Spitze die englifche, noch fiscaliſche 
Faren fefthielten, die großen nationalöfonomifdhen Vortheile einer Einheitstaxe dargethan 
zu haben. Uber diefe Anerkennung darf nicht überjehen laflen, daß in finanzieller Beziehung 
das Project Rowland Hill’8 den erregten Erwartungen nicht entfprocden hat, daß die plöglidye 
Annahme eines jo mäßigen Satzes wie 1 Benny, zu dem man jchrittweife hätte gelangen fönnen, 
eine große lberftürzung war, die das Budget zerrüttete. Die Bruttoeinnahme der Poft er- 
reichte erft nady 14 Jahren die frühere Höhe wieder; die Neineinnahme von 1340 wird faum 
jeßt wieder erlangt fein; denn bei ven Rechnungsabſchlüſſen ver englifchen Poftverwaltung ift 
nicht zu überjehen, daß die bedeutenden Koften für den ganzen Seepoſtdienſt inzwiſchen auf das 
Budget ver Apmiralität übergegangen find, jowie daß Rowland Hill ſämmtliche Portofreiheiten 
abſchaffte, eine Maßregel, die z.B. in Preußen ein Geldobject von etwa 2 Mill. Thlen. jährlich 
ergeben würde. Die Verhandlungen im britifchen Parlament beim Sturze des Whigmini- 
fteriums Anfang der vierziger Jahre zeigen, daß demielben namentlich auch die „unverftändige 
und übertriebene Ermäßigung der Poſttaxe“ zum Vorwurf gemadt wurde. Die Poft foll nicht 
wie ein Kinanzinftitut verwaltet, aber e8 darf auch der Überſchuß nicht preiögegeben werden, den 
fie nad Mafigabe des Budgets zum allgemeinen Staatshaushalt beizutragen verpflichtet iſt. 
Der befte Beweis des Geſagten ift, daß fein anderer Staat England in der plögliden jo bedeu: 
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tenden Herubfegung des Portos nahgeahmt hat, Alle Boftverwaltungen ſtreben nach der gewiß 
fehr zweckmäßigen Einheitötare, mehrere haben fie bereitd in vorfichtiger Weiſe und zum Nutzen 
des Landes wie ver Staatöfaffe erreicht, andere find im Begriff durch ftufenweife Nebuctionm 
dahin zu gelangen — aber die englifche Operation ift doch allen zu bedenklich erfchienen. In 
Frankreich wurde der legte Vertrag mit den Generalpächtern durd das Decret vom 12. Juni 
1790 gelöft und die Poftverwaltung vom Staate übernonmen. Kaifer Napoleon 1. ließ die 
Apminiftration, die bis dahin collegialifh geweien war und fehr langfam fungirt hatte, im 
Jahre 1804 nad dem Bureauſyſtem organifiren, infolge deſſen dieſelbe eine kräftige Wirkſam— 
feit entfaltete. Fouche's Cabinet noir, in welchem zulegt 128 Beamte thätig waren, ver: 
urſachte indeß viel Unheil. „Napoléon“ — jagt Germain, Advocat an der Cour-Royale zu 
Paris in feinem IBerf „Du secret des letlres“ — „abusa scandaleusement de cette creation 
de latyrannie. Cinq cents lettres lui etaient envoye&es tous les malins dans un portefeuille, 
dont lui seul avait une clef et le directeur General des Postes une autre. En 1814 mille 
lettres environ £laient décachetées tous les malins et adressees à Mr. de Blacas. L’entree 
du Cabinet noir est Rue Coq Heron. De la cour on apergoit une petite porte qui conduit 
au laboratoire. On craint tant qu'il transpire quelquechose de cet obscur manoir que les 
employes vaquent eux-me&mes au service de proprete et de chauffage de l'endroit qu'ils 
habitent. Ils sont divises en experts decacheteurs, en graveurs habiles. On ouvre, on 
referme la lettre sans qu'il soit possible d’apercevoir la moindre lesion. On detache les 
cachets par le moyen de la vapeur. Des fourneaux etincelants, des chaudieres d’eau bouil- 
lante sont toujours en activite.” Unter den Bourbond war e8 nit viel anders. Die fran: 
zöſiſche Boftverwaltung zeichnet fi durch einen prompten Gefhäftsgang, einen geregelten Dienft: 
betrieb und ein wirffames Gontrolfyftem aus. Sie fteht aber bei den fremden Poftvermaltun: 
gen in dem Rufe einer argen Fiscalität und hat bei dem im Jahre 1863 auf Anregung der 
Vereinigten Staaten von Nordamerifa in Paris verfammelt geweſenen internationalen Poſt 
congreß bei der Frage über Erleichterung ded Tranfitd eine große Engherzigfeit an den Tag 
gelegt. Das Poſtweſen in den Niederlanden war fon früh für die Bepürfniffe des Handelt 
zweckmäßig organijirt und wird recht tüchtig bedient. In der Schweiz hat man große Fort: 
Schritte gemacht, ſeitdem im Jahre 1849 dem Unmefen der einzelnen Gantonalpoftanftalten, 
welches mit Recht als eine confusio divinitus conservata bezeichnet werden konnte, ein Ziel 
gejegt und das Poftinflitut zur Bundesanftalt erhoben worden war. Die fihtbarften Kor: 
ihritte hat in neuerer Zeit das Poſtweſen Italiens, nach der hergeftellten Einheit, durch die Kür: 
jorge einer rührigen und intelligenten Verwaltung gemacht, und es fteht ver Entmwidelung dei 
Poftinftitutd auf der Apenninifhen Halbinfel, wenn die äußern Berhältniffe fih günftig ge: 
ftalten, eine jhöne Zufunft bevor; ed erhellt, daß ſich vorzugsweiſe im Peſtweſen die Vortheile 
der Staatdeinheit fühlbar machen. Die Poftverwalrung Ruflands hat bei der großen Ant: 
dehnung des Reichs, bei den Verſchiedenheiten des Terrains und der Völkerſchaften, den an 
Ghina, Perfien und die Türfei ftreifenden Grenzen, mit eigenthümlihen Schwierigfeiten zu 
fämpfen; gleichwol ift es derfelben in der legten Zeit gelungen, erhebliche Verbeſſerungen zur 
Ausführung zu bringen. In der Türfei werben gegenwärtig von der Regierung des Sultant 
Mapregeln vorbereitet, die Ginmifhung der in Konftantinopel befinvlihen Voſtämter fremper 
Nationen (Englands, Frankreichs, Oſterreichs, Rußlands) abzuwenden und ein Neß eigener 
Staatöpoften über die europäifchen und aſiatiſchen Provinzen des Reichs zu Lande und zur Ser 
herzuftellen. Tamen est laudanda voluntas. In den Bereinigten Staaten von Nordamerila 
ift das Poſtweſen gut eingerichtet und jehr audgebreiter; es beftehen dort bereits über 28000 
Poftanftalten. — Die Boftvampfer durchfurchen den Dcean ; die oſtindiſch-engliſche berlankpeft 
berührt drei Welttbeile; der Anfang einer Boftverbindung von Irkutsk nach Pefing ift gemacht 
die amerifanifche Überlandpoft verbindet die Geftade des Stillen Meers mit den großen Han: 
delöplägen der Vereinigten Staaten an der Atlantifchen Küſte; und fo hat die Poft fich faft über 
die ganze Erde verbreitet, mit Hülfe der Gifenbahnen und der Dampfihiffe einen neuen gred: 
artigen Aufihwung genommen und, von der Telegraphie unterflügt, ihren Eultureinfluß in 
immer weitere Xebendfreife ausgedehnt. 

1. Organifation der Boft. In den civilifirten Ländern aller Welttheile ift dir Bol 
eine Staatdanftalt. Sie unterfheivet ſich darin wefentlih von andern Verfehreinftituten, wir 
Gifenbahnen, Telegraphen u. ſ. w. Einzelne Zweige des Poftbetriebs, 3. B. der Transpott son 
Packereien und Geldern, find zwar ganz oder theilmeife auch an Privatanftalten überlaffen, dit 
Briefpoft aber, der eigentliche Stanım und Kern bed Poſtweſens, ift in allen Gulturfänbern 
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zum Regal erhoben. Die nugbare Ausübung dieſes Regals kann unter gewiflen Berbältnifien 
an einen dritten durch Zeit oder Lehndvertrag übertragen werden; in Branfreih und England 
fanden vormals Verpachtungen des Voftbetriebs ftatt, das fürftlihe Haus Thurn und Taris übt 
in mehrern deutfchen Staaten das Poftregal aus, die königlich ſächſiſche Poſtverwaltung beforgt 
das Poftweien in Altenburg, die preußiiche in ven anbaltifhen Landen, in Birfenfelo, Waldeck— 
Pormont u,a.m. Das Poftregal ſelbſt ift indeß ein Hoheitsrecht und als ſolches unveräußer- 
ih. Auch pflegt fi die Staatsgewalt bei den Übertragungen des Betriebs der Boftanftalt ſtets 
die Rechte der Geſetzgebung und Oberauffiht ausdrücklich vorzubehalten (3. B. Feftftellung der 
Bofttaren, der Grenzen des Boftzwangs, Ratification der Verträge, Normirung der Garantie, 
Ausübung ver Poftpolizei, Befegung wichtigerer Beamtenftellen, disciplinären Einfluß u. f. w.). 
Die Boft bleibt daher, auch in ven Ausnahmefällen, we der Staat den tehnifchen Betrieb nicht ' 
unmittelbar führt, eine Staatdanftalt. Daß fie als folde, zum Unterſchied von andern Ver: 
fehröinftituten, überall conftitwirt ift, ergibt fih auf ihrer überwiegenden Wichtigkeit für die 
mannichfaltigften Intereſſen der Geſellſchaft wie für die georpnete Verwaltung ded Staats, aus 
ihrer Pflicht, das öffentliche Bertrauen vorzugsweiſe anzuziehen und zu bewahren, aus ihrer über 
alle Theile des Landes verzweigten Gliederung, aus der Nothwendigkeit der ftraffen Zufammen: 
faffung audgebehnter Mittel zu einbeitlihem Wirken und aus der Vielſeitigkeit ihrer inter: 
nationalen Beziehungen. 

Bei der heutigen Entwicelung der Verhältniſſe befaßt ſich die Staatspoft im weſentlichen 
mit folgenden Geſchäften: a) Beförderung (incl. Beftellung) von gewöhnlichen und reromman- 
dirten Briefen, von Sendungen mit Waarenproben oder Muftern, von gedrurften, lithograpbirten 
u. ſ. w. Sachen unter Band und von Zeitungen — d. i. die Briefpoft im eigentlichen Sinne; 
b) Beförderung von Badeten, Geldern und Perfonen — d.i. die Fahrpoſt im eigentlichen Sinne; 
c) Bermittelung’von Poftgeldanmweifungen, Einziehung von Poſtvorſchüſſen — in einigen Län— 
dern zur Briefpoft, in andern zur Fahrpoſt gehörig; d) Vermittelung des Zeitungsdebits durch 
Annahme von Abonnements, Ausführung der Beftellungen, Abrehnung mit den Verlegern 
u. ſ. w. Hierzu kommen nody gewifle Nebenverrichtungen, wie die Intinuation gerichtlichen Ber: 
fügungen durch mehrere deutſche Boftanflalten, die Bermittelung von Sparkaffengefchäften durch 
die Boftbureaur Englands (Post - office saving banks), die Beforgung des Grtrapoft= und 
Gflafettendienfted, die Wahrnehmung von Telegraphengeichäften u. ſ. w. 

Die Staatöpoftanftalt beihränft ſich auf die Briefpoft in Großbritannien, Frankreich, 
Belgien, den Niederlanden, Spanien, Portugal, Italien, ven Vereinigten Staaten u, |. w. Sie 
erſtreckt ich auf Brief: und Fahrpoſt in Deutſchland, ver Schweiz, Schweden, Norwegen, Däne: 
marf, Rußland u.j.m, Zum Theil ift die Fahrpoſt in diefen Staaten noch Monopol; in einigen 
derfelben, wie z. B. Oſterreich, Breußen, Sachſen ift indeß die Privatinduftrie faft ganz zur 
freien Concurrenz zugelaflen, ohne daß dadurd der Staatspoftanftalt, welche im allgemeinen 
Verfehrsintereffe ven für jie foftfpieligen und jehr läftigen Betrieb der Fahrpoſt zur Zeit noch 
nicht aufgeben durfte, irgendwie Abbruch geihehen if. Im den weftlihen Staaten bildeten ſich 
für den Babrpoftbetrieb frühzeitig Privarunternehmungen aus (Meflagerien in Sranfreih, Er: 
preß-Companies in England, Boftwagen:Ondernemingen in Holland, Emprefas in Spanien). 
Wenn einzelne derjelben auch Borzügliches leiften, fo fteben fie doch in ver Geſammtheit, nament: 
lich was die Transporte auf ausgedehnten Entfernungen und das Ineinandergreifen betrifft, ven 
deutfchen und ſchweizer Staatdfahrpoften bei weitem nach. Es laffen ſich wol volkswirthſchaft 
liche Theorien entwideln über die Aufgebung ded Staatsfahrpoftbetriebs, in der Prarid würde 
aber eine folde Mapregel wie ein wahres Zerjegungsmittel in den geordneten Boftverfehre- 
verhältnifſen Deutſchlands wirken: jegt befteht Ein Syſtem über das ganze Gebiet ded Deutihen 
Boftvereind; fünftig würde eine große Menge ver allerverfchiedenften Beförderungsinftitute ich 
herausbilden; diefelben würden ſich an den großen, productiven Routen gewinnbegierig feftjegen, 
während die weiten Streden der verfehrsärmern Kandestheile, weldye vorzugsweiſe der Auf: 
hülfe durch Gommunicationsmittel bepürftig find, ihrer entbehren würden. Die Fahrpoftanftalt 
fann der Staat bei der Entwidelung, die ſich in Deutfhland berausgebilvet hart, für jet noch 
nicht aufheben; dagegen ericheint ed angemeffen, das Fahrpoſtmonopol zu bejeitigen und folder: 
geftalt die Privarinduftrie zum freien Mitwerben zuzulaffen. Diefen Brineipien find auch meh 
rere deutſche Staaten, wie erwähnt, in neuerer Zeit gefolgt. Dabei hat ſich gezeigt, mie feft das 
Bertrauen zu dem Staatöfahrpoftinftitut im deutihen Publitum wurzelt. Die Privatgeſell— 
fhaften konnten nicht Boden gewinnen. Gin Inflitut wie z. B. die preußiſche Staatéfahrpoſt, 

welche im Jahre 1863 16 Mill. Vackete in Gewicht von 130 Mill. Pfv. und 1517,656431 Thlr. 
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in Geld: und Werthſendungen (täglich 4 Mill. Thlr.), ſowie 3,518300 Perſonen beförderte, 

läßt ſich fo leicht nicht durch Privatanftalten erſetzen; unter jenen Sendungen befanden ſic 
1%, Mit. Badete und circa 360 Mill. Thlr., die für den Staatsdienſt oder fonftige öffentlicht 
Zwede portofrei befördert wurden. Im ganzen Boftverein (incl. Preußen und Ofterreich) wur: 
ven 1862 mit der Fahrpoſt befördert 32 Mill. Padete und 4926,000000 Tblr. (täglid 
13 Mill.) in Geld- und Werthſendungen, fomie 5,886649 Perjonen. Wer die Landflraßen 
Franfreihs, Spaniens und Italien bereift hat, der wird die großen Vorzüge zu ſchätzen wiffen, 
welde die Sicherheit des Fortfommend auf den deutſchen Boftrouten vermöge der Beimwagen: 
geftellung und des Ertrapoftinftitutd gewährt. Börne jagt einmal in feinen „Pariſer Briefen“, 
daß er auf einer franzöſiſchen Landſtraße Betrachtungen darüber angeftellt babe, ob Preßfreiheit 
mit ſchlechtem Poftwejen oder Genjur mit gutem Poſtweſen vorzuziehen fei. Das dritte: Pred- 
freiheit und gutes Poftwefen, muß ihm fiherlich noch undenkbar erfchienen fein. Intereflant if 
übrigens die Wahrnehmung, daß einzelne Zweige ded deutſchen Fahrpoſtweſens in den Voſt 
einrichtungen der weftlihen Staaten feit ven legten Jahren Nahahmung finden, Das Syflem 
der valeurs cotées, der lettres chargees avec valeur declaree auf der franzöſiſchen Staatspoſt, 
die niederländifche Beförderung der Geldswaarde find der deutſchen Einrichtung der Beförderung 
von Geldbriefen entlehnt: die Beförderung der echantillons und der Fleinern articles de mes- 
sageries mit der Staatdpoft in Branfreih, der parcels und samples und der book post in 
England nimmt nad) den neueften Berichten vollftändig die Natur und Ausdehnung eines fahr: 
poftartigen Transports von Eleinen Badereien an; in Belgien hinwiederum hat die Staats: 

eifenbahnverwaltung in ihrem service des petits colis und des groupes a grande vitesse fajl 

gänzlich ein der deutichen Einrichtung ähnliches Fahrpoſtinſtitut bergeftellt. Die Poftverwal: 

tungen bürden ji mit dem Bahrpoftbetriebe eine große Laft auf und würden daher gewiß die 

Einführung derartiger Einrichtungen von der Hand weifen, wenn nicht das Bedürfniß darauf 

bindrängte. Kann die Staatöpoftverwaltung ſich der Fahrpoſt, namentlich des ſchwerfälligen 
Padetverfehrs, entledigen, vefto befler. Die Eifenbahnen haben die Entlaftung der Poſt von 
der Perfonenbeförderung und von den ſchwerern, eigentlich zu den Frachtgütern gehörigen Ver: 
fendungen zum Theil bereitö herbeigeführt; leider können fie bezüglich der Eleinern Sendungen 
und der Gelder die Poft no nicht erfegen, weil ihre Organifationen nicht ſo einheitlich, ihre An- 
lagen nicht fo ausgebreitet, ihre Betriebdeinrichtungen nicht jo ſchnellwirkend find. Der Pol: 
verfebr, weit entfernt feit Anlage der Eiſenbahnen abzunehmen, fährt in raſchen Steigerumgen 
fort. Die Poſten in Preußen legten auf ven Landftraßen zurüd: im Jahre 1839 2,458583 Wei 
len, im Jahre 1863 4,947154 Dleilen, dazu 2,418964 Meilen auf den Eifenbahnen; vie Zahl 
der Padete betrug 1842 2,833598 Stüd, 1863 16 Mill., während man ziemlid allgemein 
geglaubt hatte, die Eifenbahnen würden das Fahrpoftinftitut im wefentliden erjegen fönnen 


Im Deutfchen Boftverein durchliefen die Boften auf den gemöhnlihen Straßen im Jahre 1862 | 


12,782981 Meilen, davon in Ofterreich 4,044871 und in Preußen 4,759389 Meilen. Aui 


den Gifenbahnen durdpliefen die Poften im Boftverein 1862 5,766150 Meilen, davon in Ofker: 
veih 1,084736 und in Preußen 2,183417 Meilen. 

Nächſt ver Schule ift wol die Poft vie ausgebreitetfte Gulturanftalt. Die Zahl der Bol: 
bureaur in Großbritannien betrug im Jahre 1862 11316, in den Vereinigten Staaten 28875 
in $ranfreih incl. Algerien 5100, im Deutfhen Poitverein 8985, worunter 3844 (iml 
974 Brieffammlungen) in Ofterreih und 2210 in Preußen (im Jahre 1850 1711 in Preußen) 
Mit jedem Jahre wird die Anzahl no vermehrt. Die Poftbureaur zerfallen in verſchieden 
Klaflen, je nach ihrer Größe und Verkehrsbedeutung, ferner je nachdem jie an Eiſenbahnen sur 
an gewöhnlichen Yandftraßen belegen find, und je nachdem eine Station (Bofthalterei, Poſtſtel 
haltung) mit ihnen verbunden ift over nicht. Eine befondere Stellung nehmen diejenigen Veſ 
bureaur ein, welde in directem Verkehr mit ausländifhen Poftbureaur ſtehen, die Grenzpei- 
anftalten ; ferner diejenigen, mit welchen Telegraphenftationen, Eifenbahnftationen , Zoltftellen. 
Banfcomptoird u. |. w. verbunden find. Endlich find noch die Poftitellen zu erwähnen, melde 
nur einen Theil der Functionen eines vollfländigen Poftbureau verrichten, z. B. die Brief: 
ſammlungen. Bei einem Boftbureau fommen vornehmlich in Betradt: die Expeditions-, dir 
Kaſſen- und Verwaltungsgefhäfte, ver Dienft im Verkehr mit dem Publikum nebft ver Gefäl: 
erhebung, der Betrieb des Poftfuhrwefens: Pferde, Wagen, Poftillone, der Gang ber Poflen, 
Gifenbahnzüge u. ſ. w. und die directen Verbindungen mit andern Poftanftalten, ferner der Se 
ftellungsdienft im Orte und in dem dazugehörigen Landbezirke. Kür die Anlage neuer Voſt 
bureaur entjceidet, neben ver Einwohnerzahl und der commerziellen oder adminiftratinen 
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Bedeutung des Orts ſelbſt, hauptſächlich auch die Rückſicht auf zweckmäßige Vertheilung ber 
Anlehnungspunkte für das vielverzweigte Netz der Poſtverbindungen und auf weitere Vor— 
ſchiebung der Voſtverlehrsanlagen in das platte Land behufs Vermehrung und Verkleinerung 
der Reviere für das fo wichtige Inftitut der Landbriefbeftellung, bei welchem beifpieldweife in 
Preußen im Jahre 1863 5000 Kandbriefträger zur Unterhaltung einer regelmäßigen täglichen 
Verbindung ſämmtlicher ländlicher Ortfchaften ver Monarchie mit den nächſtbelegenen Poft: 
anftalten beihäftigt waren. In Betreff der abminiftrativen Organifation ver Poſtbureaux be: 
fieben verfchiedene Syfleme: entweder jind a) die Fleinern in ein beftimmtes Abhängigkeits- 
verhältniß zu den benachbarten größern gefegt und führen dann die Benennungen Distribution, 
Sub-Office, Hulp-kantoor u. ſ. w. oder b) es ftehen alle Boftbureaur adıniniftrativ in gleichem 
Range (coordinirt) und hängen zunädft von Provinzialpoftbehörden ab. Auch fommen Ber: 
ihmelzungen beider Organifationen vor. Im allgemeinen kann man annehmen, daß das Sy: 
ſtem a, bei welhem Provinzial-Abminiftrationsbehörpen nicht errichtet find, in ven Rändern be- 
feht, wo nur die Briefpoft Staatsanftalt ift, mithin eine bei weitem größere Einfachheit ver 
Verwaltung ſich ergibt. Doch jind aud in Italien in neuefter Zeit Kreispoftdirectionen er— 
richtet worden, mobei vielleicht befondere Erwägungen mitgewirft haben. In England, Nord— 
amerifa und Frankreich beftehen feine Brovinzialpoftbehörden mit abminiftrativen Befugniflen 
als lebendige Ölieder der oberften Boftverwaltung, fondern nur Organe zur Aufiiht, Depar: 
tementsinfpectionen, Specialagentd, Surveyors u. f.w. In Spanien befteht eine ähnliche 
Ginricdytung wie in Jtalien. 

Bon den ftabilen Boftanlagen, den Poftftellen, breiten fih in mannihfaden Verzweigungen 
die mobilen Boftanlagen, die eigentlihen Boften, über dad Land. Unter „Boften‘ find nit 
nur die deöfalljigen Einrichtungen auf den gewöhnlichen Landſtraßen, fondern auch die Poſt— 
transporte auf den Eifenbahnen zu verftehen, welche namentlich feit ver Errichtung der fahren: 
den Boftämter (Bahrpoften, Bureaux ambulants, Travelling-post-offices, Spoorweg-expedi- 
tie-kantoors, Uffizi ambulanti) eine hervorragende Bedeutung erlangt haben und gemiffer: 
maßen als die Hauptleitungen für die Boftverfehräbemwegung anzuigben find. Die Regelung des 
Boitenlaufs faßt man im allgemeinen unter ven Begriff des Boftcursweiens zufammen. Die 
Aufgabe ift, fämmtlihe Poſtbureaux in eine den Bedürfniſſen entiprechende Verbindung zu 
bringen, die verſchiedenen Hauptrouten und Seitenlinien in geordneten, feiten Zufammenbang 
zu fegen, mit der Errichtung von neuen, der Einziehung von ältern Linien dem wechſelnden Be: 
dürfniffe des Verkehrs rührig zu folgen und die Anlagen vergeftalt zu treffen, daß diefelben aud 
eine gehörige Berwerthung finden. Es find dabei einerjeits die großen Strömungen bed Ver: 
kehrs ind Auge zu faflen, die fich zwiſchen ven Weltplägen bewegen und bei weldyen ed auf Her: 
ſtellung ſchneller, durch Zwiſchenaufenthalt wenig unterbrochener Verbindungen und auf cor⸗ 
recte Ineinanderfügung der in- und ausländiſchen Poſtlinien beim Überſchreiten der Grenzen 
ankommt, andererſeits aber auch die berechtigten Anforderungen ber vielen mittlern und kleinern 
Orte nicht unberüdjichtigt zu laffen, deren Verkehrsbewegung ſich in engern, aber zablreidhen 
concentrifhen Kreifen über ihre Nahbarfchaft zu verbreiten pflegt, und die außerdem der Unter: 
haltung des geiftigen und geihäftlihen Verbandes mit der Landes- oder Provinzialhauptiladt 
bedürftig find. Gewiſſe Zielpunfte für die Regelung der Poſtverbindungen bilden die Börfen: 
kunden in den großen Handelsftädten, die Geichäftszeit der Behörden an wichtigen Gouverne: 
nentsplägen, die Abgangs- und Anfunftötage der Poſtdampfſchiffe in bedeutenden Seepoft: 
bäfen wie Trieft, Marfeille, Southampton, Kiffabon, Alerandria, Neuyork, die Anihlußzeiten 
für die Verbindungen nad entferntern Ländern des Continents, 3. B. die Anfhlüffe für Spa- 
nien und Portugal in Paris, die Anſchlüſſe für Rußland in Berlin, die Anfchlüffe für die Türkei 
in Wien. Bon unbedingter Nothwendigfeit bierbei ift, dad die Poft über alle Trandportgele: 
zenheiten, namentlich aud über die Bijenbahnen und regelmäßigen Dampfſchiffe in hinläng— 
ihem Maße muß verfügen können. Demgemäß ift auch 3. B. in ven meiften Staaten ber Poft- 
»erwaltung durd die Gejeggebung unter verfhiedenen Formen die jederzeitige Benugung ber 
Sifenbahnen und ein beflimmender Ginfluß auf ven Gang der Züge gefihert. In Preußen legt 
»a8 Geſetz vom 3. Nov. 1838 den Gifenbahngefellihaften die Verpflihtung auf, ihren Betrieb, 
oweit die Natur deſſelben es geftattet, in die nothwendige Übereinftimmung mit den Bebürf: 
rniſſen Der Voftverwaltung zu bringen, und es ift befannt, daß die preußiiche Boftverwaltung mit 
hülfe dieſer Beitimmung auf mehrern Gifenbahnen die Nachtzüge ind Leben gerufen hat. In 
ingland fann die Boftverwaltung jederzeit die @inrihtung befonvderer Boftzüge den Eifenbahnen 
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vorſchreiben und die Gangzeit beſtimmen, iſt aber alsdann zur Zahlung von Entſchädigungen 
verpflichtet, die bei manchen Bahnen eine ſo ungewöhnliche Höhe erreichen, daß die großen 
Actionäre, die im Parlament auf die betreffende Geſetzgebung Einfluß haben, aus dem Staatt 
jecel eine ergiebige Ernte halten. Im Jahre 1862 zahlte die englifhe Voftverwaltung an bie 
Giienbahnen 526966 Bio. St. In Frankreich trifft das cahier des charges die nötbige Bor: 
forge, um der Staatspoftverwaltung bei den Subventionen, bie ber Staat den Geſellſchaften 
feiftet , die gebührenden Rechte zu fihern. In unbequemer Lage befindet ſich hierbei Die Thurn 
und Taris’fhe Voftverwaltung, da die Gifenbahngeieggebung der Fleinern Staaten e3 im all: 
gemeinen gefliffentlic vermieden hat, derfelben eine Handhabe zur Geltendmachung von Befug 
niffen auf diefem Gebiet zu ſchaffen. Im der ziemlich verwidelten Materie der Berhältniffe vet 
Poſtinſtituts zu den Privateifenbahnen muß man übrigens eine ſtaatsrechtliche und eine privat: 
rechtliche Seite unterscheiden: die erftere erſtreckt ji auf vie Anforderungen, die der Staat alt 
Anbaber des Poftregald für die Zwecke der Poft ald einer allgemeinen Wohlfahrtsanſtalt an dir 
Eifenbabngefellichaften zu ftellen hat ; die zweite betrifft die Transport: u. |. w. Leitungen, welde 
die Eiſenbahnen, ähnlich wie ein Boftfuhrunternehmer, für die Boftverwaltung auszuführen 
haben; die erflere wird durch Geſetz, Conceſſionsurkunde u. ſ. w. geregelt; bie zweite bildet den 
Gegenftand von Sperialverträgen zwiſchen ver Boftverwaltung und den Eiſenbahngeſellſchaften 
Wo Staatdeifenbahnen beftehen, geftalten ſich die Verhältniffe einfacher, und es reicht für ge- 
wöhnlid) eine reglementarifche Feftftellung der beiverfeitigen Beziehungen aus. In Betreff der 
Poftvampficiffe befteht in England (mo im Seepoftdienft jegt einfchließlih der Offiziere 
8000 Mann beihäftigt werden), ferner in Frankreich, Italien, Spanien, den Bereinigten Staa 
ten u. f. iv. dad Syſtem der Subvention von Privatunternehmungen, denen dann die für ben 
Poſtdienſt (mail-service) nöthigen Bedingungen auferlegt werden; Preußen, Rußland, Düne: 
mark, Schweden, Belgien u. f. w. unterhalten die Boftvampfihiffsverbindungen unmittelbar 
für Staatörehnung mitteld Staats- oder gemietheter Schiffe. Großes Verdienſt um die deutſchen 
Botvampfihiffsverbindungen haben fi Ofterreih durch die triefter und Donaulinien, Ham: 
burg und Bremen durch Herftellung der directen Seepoftrouten nad Nordamerika erwerben: 
der Verſuch einer Poſtdampfſchiffverbindung zwifhen Hamburg und Brafilien ift für jegt febl 
geſchlagen; fehr zu wünſchen wäre für den Fahrpoſtverkehr eine Seepoftlinie Hamburg: Liſſaben 
Gadiz: Malaga, an deren Ausbeutung ſich die mannichfachſten Intereffen knüpfen würden. — 
Zum Poſteursweſen ift eine genaue Kenntniß der Beſchafſenheit der Straßen erforderlich, un 
danadı die Art ver Transporte bemeflen zu fönnen ; hauffirte und undauffirte Wege, Flußtra 
jecte, Gebirgsübergänge, Anbauverhältniffe u. ſ. w. find dabei zu berüdfichtigen ; bie Entier: 
nungen müffen genau gemeflen und die Umfpannungdorte (Stationen, Relais) richtig wertbeilt 
fein. Aus den Stationen müflen, gleihiwie aus Depots, die Mittel entnommen werben können, 
um bei plöglihen Störungen des gewöhnlihen Poftenlaufs, z. B. infolge von Überſchwem— 
mungen, Schneefall u. |. w. möglichft ſchnell interimiftifhe Verbindungen berzuftellen. Der 
längfte jegt beftehende regelmäßige Poftcurs ift die wöchentlich zweimalige amerikan iſche Don 
land: Mail vom Mifiiffippithal bis Californien; die Beförderung dauert drei Wochen ; die Wa: 
gen jind vierfpännig und bilden, da allerhand Bedürfniſſe mitgeführt werden müſſen, einen 
förmlihen Troß, der von militäriihen Edcorten zum Schuß gegen die in den Prairien fireifen 
den Indianerhorven begleitet if. „The service on this route”’ — heißt ed im Jabreöbendt 
des Generalpoftmeifters der Vereinigten Staaten für 1863 — „has been performed during 
the past year with commendable regularity and efficieney, and no accident, Indian hosti- 
lity or other casualty has occurred.” ine immenfe Strede nimmt aud der ruffifch :dine: 
fifche Curs über Irkutsk nach Peking ein, indeß ift dort vorläufig nur ein Kurierdienſt, fein 
regelmäßiger Bortenlauf eingerichtet, obwol dieſe Route für den Gorrefpondenzverfehr England. 
Deutſchlands u. ſ. w. mit China und Japan erhebliche Bedeutung erlangen fann. 
Mie die Herftellung der Verbindungen vem Poſteursweſen, fo gehört die Fortſchaffung der 
Poften dem Pofttransportwefen an. Zu diefen Zweige der Poftverwaltung find alle Angelr: 
genheiten zu zählen, welche auf die Beförderungdmittel, d. i. die Wagen, Schlitten, Bier, 
Gifenbabn = Pofttransporteinridtung u. f. w. ſich beziehen. Der Umfang diefer Mittel if bei 
größern Poftvermwaltungen nicht unerheblich. Im Gebiet des Deutſchen Poſtvereins bettug 
3. B. im Jahre 1862 die Zahl der Boftwagen und Schlitten 20812, der Voſtvferde 32186, der 
Poftillone 10982 — eine ganz anfehnliche Gavalerie. Hiervon famen auf Öſterreich 6174 We 
gen und Schlitten, 11400 Pferde und 3827 PVoftillone, auf Preußen 9734 Wagen und 
Shlitten, 12344 Pferde und 4267 Poftillone; die Anzahl der Eifenbahnpoflmagen be 
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trug im Preußen 289, darunter ber größte Theil mit voller Bureaueinrichtung, Heiz: und 
Erleuchtungsapparaten u. f. w. für ven ambulanten Dienſt. Obige Zahlen geben nur die 
Transportmittel für den fortlaufenden Dienft an; in außergemöhnlichen Bevarföfällen, 3.8. 
bei frequenten Meffen, Truppenzufammenziehungen zum Zwed größerer Manöver, Mobil: 
mahungen der Keldpoften bei friegerifchen Operationen u. f.w. tritt ſtellenweiſe eine bedeutende 
Vermehrung ein. Die Poftverwaltung muß darauf bedacht fein, ftets die vollfommenften 
Transportmittel für den Dienft des Bublifums in Benugung zu ftellen; fie muß den Erfin- 
dungen und Verbefferungen auf dieſem Gebiete mit Aufmerkſamkeit folgen und die neuen Be: 
wegungäfräfte ſich dienftbar machen. Diejes ift bezüglich der Eiſenbahnen mitteld der fahren: 
den Boftämter, deren Bangapparate (exchanging apparatus, appareil à recevoir) eine Corre⸗ 
pondenzverbindung auch mit folhen Orten herftellen, wo die Schnell- und Kurierzüge nicht 
anhalten, in zweckmäßiger Weife geſchehen. Auf ven Poſtdampfſchiffen namentlich in Norwegen, 
Dänemark und England befinden jihebenfalld ambulante Boftbureaur. Diepneumatifhe Beför- 
derung, mitteld deren man in London bereitö Erfolge erzielt hat, unterliegt jegt der Erwägung im 
preußifchen Generalpoftamt. Auf den gemöhnlihen Landſtraßen erfolgt die Beförderung der 
Voſten duch Menſchenkräfte (Fußpoften, Botenpoften, pietons, mail-messengers, pedoni), oder 
dur Zugthiere (Perſonpoſten, Güterpoften, malle-postes) refp. reitend (Eſtafettenpoſten, cor- 
reos a caballo), da die Bermendbarfeit der Straßenlocomvtiven bidjegt erft in untergeorpnetem 
Maße erprobt ift. Bodenbeſchaffenheit, klimatiſche Einflüffe, Landesfitte u. ſ. w. beflimmen die Art 
der Fortihaffungsmittel. Im den meiften europäiſchen Ländern verfieht das Pferd ven Dienft; im 
gebirgigen Spanien wird vorzugsmweile das Maulthier benugt, und welch ein Unterſchied zwifchen 
einem ſolchen aus 12 bid 16 mit Schellen und Bändern gefhmüdten Mulas beftehenven Zuge, 
der mit dem Diligencemwagen die Felſenwege der Sierra: Morena im vollem Galop durdeilt, und 
den Renthieren, die mit ven Lenkſeilen an den Gemweihen vie Boftichlitten über vie Schneefelver 
der Rappmarfen ziehen! Die Vofttataren des Vicekönigs von Agypten und des Sultans be: 
dienen ſich für Wüſtenſtrecken des Dromedars zum Rittransport ver Depeſchen, Briefe u. ſ. w., 
während für die ruſſiſche Narte (den Poſtſchlitten) im öſtlichen Sibirien allgemein trefflich 
drefiirte Ziehhunde verwendet werden, die bei der großen Diſtanz der Poſtrelais, welche in 
Kamtfhatfa mitunter bid zu 40 deutſchen Meilen beträgt, außerordentliche Dienfte leiften. Die 
durchſchnuttliche Schnelligkeit ver fahrenden Poften in Mitteleuropa ift bei guten Wegeverhält: 
niffen eine geographifche Meile in 30— 40 Minuten. In gebirgigem Terrain ift der Verfaſſer 
diefer Zeilen am fhnellften in Andalufien, auf ebenem Wege am fchnellften in ven Pußten 
Niederungarnd mit der Bauernpoft gefahren. Neben ven fortbewegenden Kräften fommen beim 
Bofttransportmweien die Behälter für die Ladung, die Wagen in Betracht. Die entiprechendfte 
Gonftruction derfelben für die verfchiedenen Zwecke (0b Perſonen-, Brief, Güterpoft u. ſ. w.) 
und unter Berüdfihtigung ver Frequenz: und Wegeverbältniffe der verſchiedenen Eurfe, ſowie 
auch wol localer Eigenthümlichkeiten beim Fuhrwerk, erheifcht fpecielle Fürſorge ver Ver: 
waltung. Welch ein Abftand befteht zwifchen der ruſſiſchen Telege oder der portugieflihen Tar— 
tane und der flolgen englifhen Mail: Goad) oder der zierlichen Berline. Wer die tiroler „Stell: 
wägen“ probirt hat, die übrigens nicht zur Öfterreihifchen Staatspoft gehören, und dann auf 
die trefflihen Wagen ver ſchweizer Voftverwaltung übergeht, wird entjchieden geneigt fein, die 
Sorge ber Poftbehörden für dieſes Transportmittel unter die Humanitätöbeftrebungen unſers 
Jahrhunderts zu zählen. In Betreff des Berhältniffes der Poftverwaltung zu den Voftfuhr: 
unternebmern (Pofthaltern, maitres de poste, contractors), welde die Pferde und Poftillone, 
ſowie theilmeife auch die Wagen zu geftellen haben und dafür von der Poſt Bezahlung empfan— 
gen, iſt man im neuerer Zeit ziemlich allgemein bei dem Princip ftehen geblieben , dieſes Ver: 
hältniß durd einen Zeitcontract zu vegeln. Früher erhielten die Bofthalter wol förmlide Pa: 
tente und Anftellung auf Lebenszeit, ſogar Erbberechtigungen ; auch vereinigten nicht jelten die 
Vorſteher ver Boftanftalten das Gefchäft des Pofthalters mit ihren Functionen; indep diefe Zu: 
ſtände paflen im allgemeinen für die heutige Entiwidelung*nicht mehr. Der Gewerbebetrieb muß 
fich frei an diefen Keiftungen und Lieferungen betheiligen können; daß das Verhältniß ſich, über 
vie nadten Eontractöformeln hinaus, bei den engen Beziehungen des Voftfuhrbetriebö mir der 
ganzen Voftanftalt zu einem willfährigen von feiten deö Unternehmers und zu einem fürforg: 
lichen von feiten der Verwaltung geftalte, liegt im beiverfeitigen Intereffe. Die Orundfäge, 
mach welchen die Vergütung für die verfchiedenen Keiftungen im Voftfuhrbetrieb erfolgt, find 
bei den einzelnen Boftverwaltungen nicht gleihförmig. Die Ausgaben, — es ſich dabei 
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handelt, ſtellen erhebliche Summen dar und belaufen ſich z. B. jährlich in Preufen auf 
3,700000 Thlr. (aus circa 1000 Contracten), in England auf 170000 Pfr. St., in den Ber: 
einigten Staaten von Norbamerifa auf 2,977463 Dollars. 

Bei der weiten Ausbreitung der Poftanftalten, den großen Maflen der Berjendungen in 
den bedeutendern Orten und den zur Beftreitung des Eiſenbahnpoſtdienſtes, ferner zu den Orte: 
und Landbriefbeſtellungen erforderlihen Kräften ift es erflärlih, daß das Perfonal der Bot: 
verwaltung ein fehr zablreiches fein muß. Die Anzahl der Poftbeamten betrug im Jahre 1862 
in Großbritannien 25376 (darunter 12152 Unterbeamte, Briefträger u. f. w.); in ben Ber: 
einigten Staaten 28500 (nur Beamte, Zahl der Unterbeamten nicht angegeben, weil diefelben 
Privatdiener der Boftmeifter find); in Branfreih circa 26000 (incl. der Unterbeamten); im 
Deutihen Poftverein 35311 (darunter 19379 Unterbeamte); in Ofterreih 8202 (darunter 
3063 Unterbeamte); in Preußen 15785 (darunter 9552 Unterbeamte); in Italien 6556 
(darunter 2512 Unterbeamte). Das Poftperfonal in London beträgt über 3000, in Paris circa 
1500, in Berlin circa 1600 (darunter über 300 Briefträger). Der große Beitand an Boft: 
bureaux in England und Amerika, von denen viele nur unbedeutend find, bedingt eine beträßt: 
liche Zahl von Beamten. Andererfeitd brauchen die Länder, wo nur Briefpoftvienft beftebt, bei 
weiten weniger Beamte und Unterbeante als die deutichen Poſtverwaltungen, bei denen der 
Fahrpoſtdienſt erhebliche Kräfte in Anfpruch nimmt. Werner fommt z. B. beim Vergleich zmi: 
Shen Ofterreih und Preußen, außer der erheblich größern Anzahl ver Boftfendungen im preußi: 
ſchen Voſtbezirk, in Betracht, daß unter den 9552 preußifchen Poftunterbeamten allein 5000 
Zandbriefträger, wegen der großen Ausdehnung des Landbriefbeſtell-Inſtituts im preußiſchen 
Boftgebiet, fich befinden. Die Ausbildung ded Nuralpoftdienftes ift auch ver Grund, weshalb 
für Frankreich ein fo bedeutendes Poſtperſonal erſcheint; nichtsdeſtoweniger ift die Anzahl der 
Beamten u. |. w. bei der franzöſiſchen Boftabminiftration im Verhältnig am größten, eine Er: 
iheinung, die mit dem allgemeinen Berwaltungsfuftem Brankreichs zufammenbängt. Im Jabre 
1863 betrug das Gejammtperfonal der preußiihen Boftverwaltung 23085 Köpfe (mobei 
1039 Bofthalter und 4433 Poſtillone mit eingerechnet find). Der Verwaltung erwächſt viel 
Sorge, Arbeit und Verantwortlichfeit aus der Leitung des zahlreichen Perſonals, der Aufredt: 
haltung der Disciplin, der Regelung der Gautiond:, Befoldungs: und Etatöverhältniffe, der 
Auswahl und Heranbildung ber jüngern zum Erfag beftimmten Kräfte, ver Abnahme ber Era- 
mina, dev Verfügung der Anftellungen, Beförderungen, Verjegungen, Benfionirungen u. ſ. w. 

Melde Verkehrsmaſſen dieſe Betrieböfräfte imallgemeinen zu bewältigen haben, mögen die 
folgenden Zahlen andeuten. Die Anzahl ver Briefpoftfenpungen betrug im Jahre 1862 nad 
runder Angabe in Großbritannien 600 Millionen, in Franfreih 485, im Deutfchen Boftverrin 
530 (darunter Öfterreich 150, Preußen 200), in Italien 150 Millionen. In Deutfälanı 
famen nod 6 Mill. Briefe mit Poftvorfhuß und baaren Einzahlungen, 30 Mill. gewöhnlicht 
Padete und 35 Mill. Gelpfendungen, zufammen 71 Mil. Fahrpoſtſendungen hinzu. Es er⸗ 
gibt ih mithin. die Zahl der Voftfendungen in Deutſchland auf 601 Millionen für das Jabı 
1862. Ermägt man nun, daß bei ven Fahrpoftfendungen die Schwierigkeit der Manipuldtior 
eine viel größere ift al bei Briefpoftgegenftänven, und daß außer den erwähnten Sendungen 
nod gegen 6 Mill. Perfonen nebft ihrem Gepäd auf den deutſchen Poſten befördert wurden, fo 
ift Elar, um wie viel das deutſche Poſtweſen mehr bewältigen muß ald das engliſche; es liegt bied 
auch jhon deshalb in ver Natur ver Sache, weil dad Land und die Volfszahl um jo viel größer 
find. In England ift die Dichtigkeit des Verkehrs bedeutender und wol auch die jährliche Zu— 
nahme ftärfer als im Deutſchen Poftverein, in welchem die außerbeutfchen öftlihen Kronländer 
Oſterreichs nur einen gering entwickelten Voftverfehr aufzumweifen Haben. Wie der Verkehr in 
den legten Jahren geitiegen ift, dafür liefert unter anderm ber Umſtand einen Beleg, daß in 
Berlin jährlih 7 — 8 Mill. Stadtbriefe (von einer Straße zur andern) durch Vermittelung dei 
Stadtpoſtweſens, bei täglich zwölfmaliger Beftellung und vierzehnmaliger Leerung der mehrern 
Hunderten von Brieffäften, beforgt werden. Am DBalentinstage 1862 wurden in Lenden 
430000 Briefe, in Berlin am legten Sylvefter- und Neujahrätage 150000 Briefe von Strafe 
zu Straße per Voſt befördert, Auf den Kopf der Bevölkerung fommen im Durchſchnitt in 
Preußen, Belgien, Frankreich jegt circa 13 Briefpoftfendungen, in Ofterreih 4, in Italien 7, 
wobei aber zu bemerken ift, daß in Frankreich und Belgien ungewöhnlich viel Kreuzbanbfenr 
dungen in der Boftftatiftif erſcheinen; in Wirflichfeit kommt in Frankreich nicht die gleide An: 
zahl Briefe auf den Kopf der Bevölkerung wie in Norddeutſchland, weil e8 dort nod viele 
Shreibunfundige gibt. Die britifche Statiftif ergibt 20 Briefe auf den Kopf der Bevöllerung 
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Im allgemeinen ift hierbei zu bemerken, daß die Poſtſtatiſtik nad verſchiedenen Grundfägen 
aufgeftellt wird und zuverläffige Vergleihungen daher nicht ermöglicht, ſowie daß der Einfluß 
der Poſtzwangsbeſtimmungen hierbei in Betracht fommt. Zeitungseremplare wurden im Jahre 
1862 185'/, Millionen im Deutihen Poftverein durch die Poft vebitirt; davon 35 Millionen 
in Ofterreih, 38 Millionen in Baiern (augäburger „Allgemeine Zeitung‘) und 7O Millionen 
in Preußen. 

Bergegenwärtigt man fi ein wenig die Wege, welche diefe Millionen von Sendungen 
zurüdiegen, fo gut von Dorf zu Dorf wie von Welttheil zu Welttheil, ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, feſt ihre Richtung verfolgend in dem Gewirre der Verbindungen und zur beftimmten 
Zeit eintreffend am nahen wie am fernen Ziel, fo führt die Betrachtung auf die Aufgabe, welde 
daß technische Erpeditiondverfahren der Boftanftalten zu erfüllen hat. Es fommt darauf an, die 
größtmögliche Schnelligkeit mit genauer Aufrechthaltung der Ordnung und nöthigen Sicherheit, 
ſowie mit beflimmter Abgrenzung der Verantwortlichfeit ded einzelnen, zu verbinden. Cine 
mejentlihe Grundlage dabei bildet, welche Poftanftalten in directen Austaufh von Karten: 
ſchlüſſen (Briefpadeten, depeches closes, closed mails, balijas) untereinander zu fegen find, 
oder bei welchen die Bermittelung einer oder mehrerer zwifchenliegender Poftanftalten, reſp. fah— 
render Poſtämter einzutreten hat. Die Anzahl und Art der directen Kartenihlußverbindungen 
iſt häufigem Wechſel unterworfen und richtet ſich insbeſondere auch nadj dem Poftengange, fo: 
mie nach der Größe ber Poftanftalten: das Hofpoftamt in Berlin erpebirt und empfängt täg— 
ih mehrere Taufende von Kartenfhlüffen. Im Zufammenhange mit den directen Karten: 
ihlüffen ſteht das an die Erpedition ſich knüpfende Rechnungsweſen. Das Erpeditionsverfah: 
ren ift verfchieden, je nachdem es fih um Brief: oder Fahrpoſt handelt und, je nahdem der in: 
ländiſche Verkehr, der Poſtvereinsverkehr vder der Verkehr mit vem Auslande dabei in Be- 
tracht kommt; es fluft ih ab nad) der Größe und Klaffififation der Boftanftalten und unterliegt 
beftimmten Mopiftcationen in Rückſicht darauf, ob der Transport nur auf gewöhnliden Stra: 
Ben, oder auf Gifenbahnen, oder auf gemifchten Routen erfolgt. Bei der Ausführung des De: 
triebs fann entweder dem einzelnen Beamten ein zufammenhängenver Zweig übertragen wer— 
den, was fein Intereffe erhöht und das Nachdenken reger hält, oder ed kann, wie in Frankreich 
und zum Theil aud in England, eine Art Fabrikbetrieb ind Werk gejegt werben, wobei ver: 
möge einer weitgehenden Theilung der Arbeit vem Beamten ein ganz fpecielled Geſchäft zur 
mechanifchen Erledigung übertragen wird, in welchem derfelbe demnächſt für die betreffende Ver— 
richtung größere Fertigkeit und Routine erlangt, aber auch eher abftumpft. 

Nachdem die Aufgabe, die Einrichtung und das Getriebe ver Staatspoftanftalt vorſtehend 
in allgemeinen Grundzügen dargeftellt worven find, wird für die hier noch anzufügenden fur: 
zen Bemerkungen über die Brincipien für die Leitung dieſes Inſtituts ein eingehendered Ver— 

ſtändniß eröffnet worden fein. 

Es verfteht ſich von felbft, daß bei allen vorerwähnten Zweigen, Poftcurd: und Trans: 
portwefen, Einrichtung der Boftanftalten, techniſcher Dienft, Perfonalverhältnifie u. ſ. w. der 
zelebende Einfluß, das regelnde Maß und der befruchtende Gedanke von der Verwaltung aus: 
eben muß. Sie hat im liberblid über das Ganze die verſchiedenen Theile zur Mitwirkung für 
sen gemeinfamen Zwed im gleihmäßigen Gange zu erhalten. Wie dies geihieht, kann hier 
richt Dargeftellt werden. Ebenfo wenig liegt e8 in der Art und Abficht diefes Artifele, Theorien 
(ber Die Grundſätze zu entwideln, nad melden die volkswirthſchaftliche Verwaltung des Poft- 
vejen® geführt werben fol. Daf dad Verkehrsintereſſe ven entſcheidenden Geſichtspunkt bilden 
zuß, und daß vemfelben, bei aller Anerkennung der in dem legten Jahrzehnt geſchehenen Fort: 
hritte, in mander Hinſicht ſeitens verſchiedener PBoftverwaltungen noch hervortretendere Gel⸗ 
ung verſchafft werden kann, dürfte wol unzweifelhaft fein; andererjeitd ift aber ala Thatſache 
icht unbeachtet zu laffen, daß in den geſetzlich unter Mitwirfung der conftituirten Gewalten 
»ftgeftellten Budgets der meiften europäiſchen Staaten noch ein erheblicher Uberſchuß aus der 
zoſtverwaltung regelmäßig ausgebracht wird, und daß die Staatsfinanzen dieſer Hülfsquelle 
ur dann würden entbehren können, wenn ein entſprechender Erſatz auf andere Weiſe, z. B. 
urch Erhöhung der beſtehenden oder Einführung neuer Steuern, gewährt wird. Mie ſchwierig 
ber eine gerechte Bertheilung folher Steuern ſich geftaltet, ift hinlänglich bekannt, während 
eim MBoftgelve derjenige am meiften zahlt, der die Leiftungen der Poft am häufigſten in An- 
ruch nimmt, mithin der große Kaufmann, der reihe Bankier oder Babrifbefiger, bie Handels: 
eſell ſchaft, der eine ausgedehnte Praxis genießende Rechtsanwalt u. ſ. w. Um nicht misver— 
anden zu werden, wollen wir gleich die Bemerkung anſchließen, daß nad) unſerer Anſicht das 
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Briefporto in vielen Ländern, namentlich Frankreich, Belgien, Holland, Oſterreich, Preußen 
und dem Deutſchen Poſtverein immer noch zu hoch iſt, und daß eine entſprechende Ermäßigung 
ſich ſelbſt in finanzieller Beziehung theils ſehr bald, theils in der Folge und auf die Dauer ſichet 
bewähren würde. Daß die Poftverwaltungen aber mit ſolchen Mafregeln auch mitunter in den 
Landesvertretungen auf Widerſtand ftoßen, beweift die im Haag in der Erften Kammer erfolgte 
Berwerfung der Gejegvorlage wegen Einführung eines einheitlihen Portofaged von 5 Gents 
(— 10 Centimes) und die vor furzem feitend der hannoveriſchen Stände beliebte Ablehnung 
des Vorſchlags der Negierung zur Abſchaffung des Beftellgelves. Wie ift ed zu erklären, das 
in einem volkswirthſchaftlich ſo vorgefchrittenen, an öffentlihem Leben jo reihen Lande wie 
Belgien noch ein Poſttarif eriftirt, der einen einfachen Brief von Brüffel bi Antwerpen, d.i. 
eine Entfernung von 1°/, Stunden Eijenbahnfahrt, mit einem Porto von 20 Gentimes belegt. 
Nach dem franzöfifhen Pofttarif koſtet ein einfacher Brief, der gar nur bis 10 Grammen (circa 
%/, Loth) wiegen darf, von Paris nad) Verfailled ebenfalld 20 Gentimed. Der Deutſche Pot: 
vereindtarif bat hier den Vorzug, für die nähern Entfernungen bi 10 Meilen, innerhalb 
welcher ji) allerdings 70 Proc. der gefammten Gorreipondenz bewegen, den Sag von 1 Er. 
anzuwenden ; dagegen ift der Sag von 3 Sgr., welder bei Entfernungen über 20 Meilen in 
Anwendung kommt, wiederum zu hoch. Ein wefentliher Vortheil der deutſchen Pofttare iſt bie 
höhere Gewidhtäftufe von 1 Roth (16%, Grammen), aber derjelbe wird dadurch zum Theil ver: 
fümmert, daß mit jedem folgenden Kothe immer ein voller Portojag Hinzutritt, anſtatt daß 
ed, wie in Preußen, Sachſen und der Schweiz, nur einen einfachen und doppelten Fortojag 
(den legtern für alle Briefe über 1 Loth bis zur zuläfjigen Marimalgewichtögrenze: 15 Loth) 
geben follte. In Dfterreih und Preußen bedrückt der Sag von 3 Sgr. den Verkehr auf weitere 
Entfernungen; aud tritt ver Sag von 2 Sgr. bereits bei Entfernungen über 10 Meien ein. 
Man follte damit anfangen, den dritten Satz zu befeitigen und den erften Rayon von 10 auf 
20 Meilen audzudehnen ; diefe Tare würde, wenn der Ausfall der erften Zeit überwunden 
wäre, dann zu dem Einbeitsfage von 1 Sgr. hinüberleiten. in Zufhlagporto für unfran: 
firte Gorrefpondenz ift nützlich, weil franfirte Correſpondenz viel leichter und ſchneller erpetirt 
und beftellt wir und der desfalljige Erfolg dem Gefammtpublifum zum Vortheil gereidt. 
Es knüpfen ih an diefe Erörterungen die weitern Fragen über die Gebühren für die Recom: 
mandation der Sendungen, über die Taxirung der gedrudten, lithographirten u. dgl. Gegenſtände 
unter Band und die dabei nöthigen befondern Verfendungsbedingungen ; ingleihen über bie 
Behandlung und Tarirung der eine jpecielle Kategorie bildenden Sendungen von Waaren: 
proben und Wuftern. In Betreff des Fahrpoſttarifs fommt das Porto für Badete und Geld— 
fendungen, die Affecuranzgebühr für die legtern, die Gebühr für haare Einzahlungen und Boil: 
vorihüffe und dad Badkanımerlagergeld in Betradt. Endlich find die Gebühren für den Debut 
der Zeitungen (Zeitungsprovifion), für den Ruralpoftdienft und für einzelne, mehr unterge: 
ordnete Zweige, 3. B. Erprefbeftellung, Nachſendung, Solvatenbriefe u. |. w. zu regeln. Bei 
der Zufammenfegung diejer diverjen Taren find verfhiedene Kactoren in Berechnung zu ziehen, 
deren Erörterung bier nicht angeht. Im allgemeinen müſſen die Taren möglichſt billig, einfas, 
leicht anwendbar (Breimarfen) und dem Publikum verftändlid fein; fie müſſen ein rationelle: 
Verhältniß zu der Reiftung innehalten, die Erfüllung des Budgets jicherftellen und außer au’ 
das allgemeine Bedürfniß ded Verkehrs auch, foweit ed angeht, auf fpecielle Verhältniſſe deſſel 
ben berechnet fein (3. B. niedriges Geldporto in den Ländern, wo vie Banfanftalten nod ver 
allgemeinern Ausbreitung und zugänglihern Ginrihtungen entbehren ; Specialtaren für ber 
Rocalverfehr unmittelbar benahbarter Ortihaften in bevölferten Fabrikdiſtricten u. f. w.). 
Bei der britifhen Poftverwaltung betrug im Jahre 1862 die Einnahme 3,777304 Pfr. Et, 
die Ausgabe 2,540363, mithin der reine Überfhuß 1,236941 Pfd. St. Hierbei ift aber zu 
bemerfen, daß ein großer Theil der Koften für den Seepoftdienft auf dem Ausgabebudget der 
Admiralität ſteht; ferner daß in England gar feine Portofreibeiten eriftiren, und daß bie brifi- 
he Boftverwaltung aus dem Tranjit nad Amerika und Indien bedeutende Einnahme bezieht. 
Bei der franzöjiihen Poftverwaltung betrug im Jahre 1862 die Ginnahme 69,928119 rt, 
die Ausgabe 47,370217, mithin der Überſchuß 22,557902 Erd. Dieſe Poſtverwaltung hul 
digt am meiften ven fiscaliſchen Principien, jowol in Betreff ver Tare und der Gewidtäpre: 
greffion als aud des Tranfitportoß; fie liefert verhältnigmäßig den größten Überjchuß non 
allen Boftverwaltungen; wie denn überhaupt bei ven Poftverwaltungen, mo nur bie jeßrer: 
giebige Briefpoft betrieben wird, die berfhüffe größer fein müffen als in den Ländern, mo der 
Staat aud den Fahrpoſtverkehr bejorgt, mit welchem erhebliche Ausgaben verbunden find. 
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In Preußen betrug im Jahre 1862 die Poſteinnahme 12,448391 Thlr., die Ausgabe 
10,237782, mithin der reine ÜIberfhuß 2,210609 Ihlr. In Öfterreich fommt der Überſchuß 
auf 2 — 3 Mil. Bl. zu ſtehen. Zuſchüſſe erheifcht das Poſtweſen in Italien und in ven Ber: 
einigten Staaten von Nordamerifa. In Italien betrug das Deficit bei ver Poſt im Jahre 1863 
5,756907 Lire (Ginnahme 12,508148, Ausgabe 18,265055 Lire). Hierbei ift zu bemerken, 
daß die im Audgabeetat ver Boft ericheinenven Koften für den Seepoftvienft allein 7,229334 Lire 
betrugen, ſowie daß in Italien die Einheitdtare von 15 Gentefimi (leider für je 10 anftatt für 
je 15 oder für je 20 Grammen) eingeführt worden ift. In dem Jahresbericht des italienifchen 
Generalpoſtamts wird diejed Finanzrejultat ald wenig befriedigend bezeichnet: sopratutto in 
presenza delle attuali streltezze dell’ erario. Des größten Erfolges fünnen die Gegner ber 
„Boftfteuer’ ji in den Vereinigten Staaten von Nordamerika rühmen. Hier war das jähr: 
liche Defieit der Poltverwaltung im Jahre 1859 auf 6,996009 Dollars angewachſen. Diefes 
Ergebniß wurde denn doch auch als finanzielle Zerrüttung qualificirt; eine Reihe von Maß— 
regeln ward ergriffen, und die Rechnung für das Jahr 1861 erreicht nur noch ein Deficit von 
4,557462 Dollars, diejenige für das Jahr 1862 eine Uinterbalance von 2,112814 Dollars 
(Einnahme 9,012549, Ausgabe 11,125363 Dollars), wobei aber zu bemerken ift, daß bie 
Binanzrejultate des Boftvienfted in den Gebieten der Gonföderation hierunter nicht begriffen 
ind. Die Finanzverwaltung ded Poftinftituts bietet manche Eigenthümlichfeiten dar, weil bei— 
ſpielsweiſe die auf eine Anzahl von Millionen fi belaufende Einnahme im wefentlihen aus 
Kleinen Erhebungen zufammengejegt ift; ed bedarf daher einer wirkſamen Gontrole, die zum 
Theil vermöge der Expeditions- und Rechnungsformen durch die Boftanftalten gegenjeitig aus- 
geübt, zum Theil aber perfönlih dur ambulante Neviforen bewirft wird. Demnächſt erhei- 
ihen die Mittel des regulären Audgabeetatd , die bei der Poft , wie bei allen Betrieböverwaltun: 
gen, von erbeblihem Belange find, eine fehr gewiffenhafte, umjihtige und productive Ver: 
wendung. Der Etat der preußiichen SBoftverwaltung von 1864 ſetzt für die Beamten circa 
2,/, Mill. Thlr. aus, für die Unterbeamten und Landbriefträger circa 2 Mill. Thlr., für den 
Bau der Poftwagen 645000, an Poftfuhrkoften 3,765000 Thlr., fovann weitere Summen 
für Erwerbung von Grundftüden, Erbauung und Unterhaltung der Poſthäuſer, für Vergü— 
tungen an die Eiſenbahngeſellſchaften, für Poſtdampfſchiffe u. ſ. w. Bei der englifhen Poſt— 
verwaltung belaufen ji die Ausgaben für Beamte und Uinterbeamte auf die hohe Summe von 
1,133628 Pf. St., für die Dienftlocale auf 68115, für die Fabrifation der Poftfreimarfen 
auf 28393 Pd. St.; in Italien betragen die Ausgaben für pas Poſtperſonal 5,695163 Lire; 
in Frankreich 19,796000 Frs.; in Belgien und in der Schweiz circa 2 Mill. Frs. Da außer 
der etatsmäßigen Einnahme und Ausgabe noch die durchlaufenden Bolten an baaren Ginzah: 
lungen und Poſtvorſchüſſen in Betracht fommen, fo erftredt fi die Abrehnung auf große 
Summen. In England wurden im Jahre 1862 faft für 16 Mill. Pfd. St. Poftanweifungen 
(money-orders) umgejegt, in $ranfreid für 90 Mill. Frs. (articles d’argent, mandats de 
poste), in Italien für 70 Mill. Frs. (vaglia postali), in Deutjchland, wo viel Geld baar trans: 
portirt wird, gleichwol 28 Mil. Thlr. (in Einzahlungen und Boftvorfhüflen). Diefe Summen 
müſſen die Negifter jtetö zweimal pajliren in Einnahme und in Ausgabe. 

Die Publication der Beftimmungen über das Poſtweſen geſchah in frühern Zeiten mittels 
ver fogenannten Poſtordnungen, welche gejegliche Vorſchriften, veglementarifche Feſtſetzungen 
und technifche Inftructionen durcheinander enthielten und zu weitläufigen, für das Publikum 
ungenießbaren Gompendien anwuchſen. In neuerer Zeit hat man Gejeg, Reglement (für das 
Publikum) und Inftruction (für die Poftanftalten) voneinander gejchieven. Der gejeglidhen 
Feftitellung unterliegen in ver Regel folgende Verhältniffe: a) das Briefgeheimniß — meift in 
den Staatöverfaffungen gewährleiftet; b) Beſchlagnahme von Briefen und andern Poſtſendun— 
gen, Druckſchriften — in ftrafgerichtlihen Unterfuhungen und in Kriegsfällen, ſowie 3. B. aud 
bei Goncurfen; c) Umfang des Poftregald und des Poſtzwanges — z. B. ob nur Briefe oder 
auch Zeitungen, Gelder, Padete dem legtern unterworfen find, und bi zu welchem Gewichte 
oder unter welchen andern Bedingungen; d) die Bofttare — für die verſchiedenen Klaffen von 
Sendungen , die befondern Leiftungen u. ſ. w.; e) die Garantie — Haftbarkeit der Poſt für die 
recommandirten Briefe, die Padet: und Geldſendungen, eine meitläufige Rechtsmaterie in den 
Ländern, wo eine Staatöfahrpoft befteht und wo auf einſchlagende anderweite gelegliche Be: 
flinnmungen (Handelsgeſetzbuch) Rückſicht zu nehmen iſt; f) die Verhältniffe zu den Eiſen— 
bahnen — von ihrer ſtaatsrechtlichen Seite, worüber oben das Nähere gejagt ift; g) beſondere 
Borrechte der Poften — 3. B. Befreiung von Chauſſeegeld und fonftigen Gommunicationdab- 
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gaben, ferner von der Pfändung, Ausweichen von anderm Fuhrwerk, Befugniß zur Requiri— 
rung von Hülfsgefpannen in außergewöhnlichen Bedarföfällen, Befugniß zur erecutiviichen Ein— 
treibung unbezahlter Boftgefälle u. |. w.; b) Vortofreiheitsweſen — Feſtſtellung des allgemei- 
nen Grundfages; i) Strafbeflimmungen bei Poft: und Portoübertretungen — abminiftratives 
Strafverfahren u. ſ. w. Das Poftreglement wird im Verwaltungswege erlaffen und entbält 
die Vorſchriften über die äußere Beihaffenheit der Poſtſendungen und die fonftigen für das 
Publikum wichtigen Verfendungsbeningungen, die Beftimmungen über die Beitellung-und Ab- 
holung der Briefe u. f. w., über die Behandlung der NRetourbriefe und der naczufendenven 
Briefe, ferner die Feſtſetzungen gewifjer Nebengebühren (3. B. Bortocontogebühren), die nad 
dem wechfelnden Bedürfniß bäufigern Abänderungen unterzogen werben, wofür der Weg der 
geſetzlichen Regelung zu meitläufig fein würde. Bei Vorbereitung der geſetzlichen und bei Er: 
laß der veglementarifchen Beftimmungen feiten® der oberften Poftbehörde wird indbejondere 
auch von dem Gejihtspunfte auszugehen fein, daß die Staatspoftanftalt den Verkehrsintereſſen 
aller Lebenskreiſe gewidmet ift, daß ein fo mitten in die Offentlichfeit geftelltes Inftitut mit fei- 
nen Grundfägen und Verfahrungsweiſen fih möglihft im Einklange mit der Öffentlichen Mei- 
nung befinden und im Gleihfhritt mit der allgemeinen Fortbewegung erhalten muß, fowie daf 
die Verwaltung andererfeits für ihre Action fi die Mittel und den Nachdruck wahre, die ihr 
obliegenden Pflichten gegen den Staat wie gegen die Gejellihaft in vollem Umfange erfüllen 
zu können. 

Zum Shluffe haben wir unfere Betrahtung noch auf einen intereffanten Zmeig ber Voſt⸗ 
verwaltung zu richten: auf ihre internationalen Beziehungen. Schon in den erften Anfängen 
des Poſtweſens erwies es ſich als nöthig, Übereinfünfte mit fremden Regierungen , Beftrecefle, 
wie der diplomatifche Ausdruck damals lautete, abzufcließen. Diefe Übereinkünfte beiräntten 
ih aber auf die unmittelbar aneinander grenzenden Staaten, da für die nad dritten u. f. w 
Ländern ſich weiter bewegenden Sendungen — für den Tranfitverfehr — eine der benadbarten 
Berwaltungen die Bermittelung übernahm. In diefer Weife wurde der internationale Poſt⸗ 
verfehr von Land zu Land weiter geihoben, immer auf Grund der Abreven der unmittelbar 
aneinandergrenzenden Staaten, in denen die größten Verfchievenheiten obwalteten. War eine 
Grenze zu pafjiren, wo die Verträge aufhörten — und leider war dies nicht blos der Strand 
von Tauris — fo mußten alle Sendungen bis an diefelbe voraudbezahlt fein und wurden dort 
der Verwaltung des Landes, nad welchem fie beftimmt oder vielmehr verfchlagen waren, zur 
beliebigen Benugung übergeben, theild audy von der Grenze ab zurüdgefandt. Diefe Nachtheile 
wurden weniger empfunden, weil zu jener Zeit der Poftverfehr ih nur felten auf ferne Länder 
erſtreckte. In diefer Beziehung bat die Natur der Gorrefpondenz bei dem heutigen Ylniverfa- 
lismus des Verfehrölebens eine völlige Anderung erfahren. Zwiſchen Deutihland und den 
Bereinigten Staaten von Nordamerifa wurden im Jahre 1863, allein in directen Briefpadeten, 
1%, Mill. Briefe und 500000 Zeitungen gewechſelt; auch der Poftverfehr Deutſchlands mit 
Brafilien und den La: Plata-Staaten, mit der Levante und Dftafien ift im Zunehmen begriffen. 
Es beflehen zwiſchen Guropa und andern Welttheilen regelmäßige Voftverbindungen auf Ent: 
fernungen bis zu 8000 engliihen Meilen (England : Kalfutta), bis zu 9000 Meilen (Balpe: 
raifo), bis zu 11000 Meilen (Shanghai), bis zu 12000 Meilen (Melbourne, von London über 
Marfeille und Suez in 45 Tagen zu erreichen), ja — die längfte auf Erden bi zu 15000 Mei: 
len (von Southampton nah Audland, Neufeeland). Auf diefe Entfernungen geben birert 
Briefpadete nad den Bedingungen und unter dem Schug der Poftverträge und fommen püuft 
lich und orbnungdmäßig an. Der Generalpoftmeifter von England führt in feinem legten 
Jahresbericht beifpieldweife an, daß die Maild von Auftralien, von China und Indien, melde 
in London am 13.Nov. um Mitternadt eintreffen follten, 1%/, Stunden vor diefer Zeitan- 
langten; daß die Mails von Southampton mit der weftindifchen Linie auf der Infel St.:Ihe: 
mas (4000 Meilen) am 20. Det. um 6 Uhr früh, d. i. zu der Stunde abgeliefert warden, 
melde in vem Poſtplan vorher beftimmt war, und daß die Maild nad Chile, welche über ben 
Iſthmus von Panama befördert wurden, in Balparaifo (9000 Meilen) zwei Stunden vor der 
feftgefegten Zeit eintrafen. Und weld ein bedeutender Verkehr bewegt jih auf dieſen Streden. 
Der Verfaffer jah in London eine oftindifche Uberlandpoft (Beförderung über Galais, Mar: 
feille, Alerandria, Suez, Bombay, Kalfutta) abfertigen, welche aus 117 bermetiich werfchlefe- 
nen Blechfiften (mit Briefen, Kreuzbänden, Zeitungen) beftand, ein Geſammtgewicht von 
52 Gtrn. hatte und einen Raum von 211 Kubikfuß ausfüllte; fpäter ſah er im Hafen zu Rat: 
feille auf einen der dort ftationirten britifhen Poſtdampfer eine Poft verladen, die aus 292 
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ſolcher Kiſten im Gewicht von 124 Etrn. beſtand und einen Raum von 670 Kubikfuß einnahm; 
es war dies die indifche nebſt der auftralifchen und oftafiatiihen Poft aus England. Ein reges 
Bild der Mannihfaltigfeit des ausländischen Verkehrs liefert auch der Poftbetrieb auf der 
preußifchen Route zwiſchen Verviers und Köln ; bier treffen directe Briefpadete aus England, 
Frankreich, Belgien, Spanien, Portugal und den Vereinigten Staaten ein mit Correſpondenz 
nad ganz Deutſchland, nad Dänemark, Schweden, Norwegen, Rußland, Italien, der Schweiz, 
der Türkei, Griechenland, Agypten, ver Levante und ſelbſt Oftindien (zur Beförderung über 
Trieft). Es find auf diefer Route bei einem Eiſenbahnzuge nicht felten drei Poſtſalonwagen mit 
ambulanten Bureaur in Thätigfeit, in welchen mitunter bis 25 Beamte und Unterbeamte fun: 
giren, um bie vielen Taufende von Briefen und fonftigen Sendungen während der zweiſtündi— 
gen Fahrt fo umzuarbeiten, daß in Köln der unmittelbare Übergang auf die anſchließenden 
Züge nad Nord: und Süddeutſchland flattfinden fann. Hierbei find dann die Beitimmungen 
der verjhiedenen Poftverträge zu beachten, fo z. B. bei ven Briefen aus Liffabon nad; Peters: 
burg, welche in den directen Briefpadeten von Liſſabon nah Köln und von Berlin nad Peters: 
burg zur Auswechſelung gelangen, die Poftverträge Preußens mit Portugal, mit Spanien, 
Branfreih und Belgien (Dieje drei wegen des Iranfitd) und mit Rußland. Die Eorreiponden;z 
mit dem Auslande betrifft vorzugämeife den Großhandel, vie Rhederei, die Actien- und Effecten: 
geſchäfte u. ſ. w., oder fie ift politifcher und diplomatiſcher Natur, over jie bewegt ſich zwiſchen 
wiſſenſchaftlichen Inftituten (Akademien, Sternwarten, Conſervatorien), reſp. betrifft die Literatur 
und die Kunft (Rom). Da nun felbft zwifchen entferntern Ländern, 5. B. Deutſchland und ber 
Vyrenäiſchen Halbinfel, jährli Hunderttaufende von Briefen, Sendungen unter Band u. f. w. 
gewechſelt werben und bei jedem Briefe mindeftend zwei Perſonen, oft aber eine weit größere 
Anzahl intereffiren, fo ift erlihtlih, daß es fih bei Regelung der Boftbeziehungen zum Aus: 
ande mitteld der Staatspoftverträge um zahlreiche und wichtige Intereffen handelt. Solche 
Berträge betreffen im wefentlihen: die Regelung der Poftverbindungen an den Grenzen (4. B. 
zwifchen Breußen und Rußland, Frankreich, ven Niederlanden u. |. w.), vefp. der Verbindungen 
zur Seee (3. B. Preußens mit Schweden); die Herftellung des directen Austaufches von Brief: 
reſp. Fahrpoſtkartenſchlüſſen zwifchen einer beftimmten Anzahl beiderjeitiger Boftanftalten, melde 
mit Rüdjiht auf Speditiond-, Erpeditiond: und Rocalverhältniffe ausgewählt werden; die An: 
wendung ber beiberfeitigen Münz-, Wegemaß- und Gewichtsſyſteme; die Beftimmungen über 
bie Erfordernifle der Brief: und Fahrpoftiendungen ; die Tare für die verjchiedenen Klaffen von 
Sendungen unter Vereinbarung der für einige Kategorien, 3. B. für die Waarenproben, Cor: 
recturbogen, die Zeitungen und gebrudten Sachen u. |. w. anzuwendenden bejondern Bedin— 
gungen ; die Beftimmungen wegen der Recommandation, der Verſendung von Geldbriefen u. ſ. m. 
und wegen der daran ſich fnüpfenden Grjagverpflihtung; die Bedingungen der Verwendung 
von Boftfreimarken ; das Verhältniß, in welchem die Theilung der Einnahme zu erfolgen hat ; 
die Bedingungen für den Tranfit ſowol von geichloffenen Briefpadeten, ald von einzeln aus: 
zuliefernden Sendungen; den Debit der Zeitungen ; das Syſtem der Poftgeldanmeifungen; fo: 
dann den Modus der Erpedition und Abrehnung, die Bortofreiheiten, die Behandlung der 
zurüdzufendenden und nachzuſendenden Gegenftände und fonftige mehr untergeordnete Punkte. 
Bon großer Wichtigkeit für die Verträge find die Tranfitverhältniffe; aber gerade in dieſer Be— 
ziehung beftehen bei vielen Poſtverwaltungen, indbefondere der franzöflihen, nod) veraltete fis— 
califhe Grundſätze, mit deren Reform fi der im Jahre 1863 zu Paris verfammelt gewejene 
internationale Bofteongreß vergebens bemüht hat. Beim Abjchluffe eines Poſtvertrags zwiſchen 
zwei Staaten müflen wegen des durdlaufenden Verkehrs in ver Negel die ſämmtlichen übrigen 
Poftverträge derjelben und auch die wichtigern PVoftverträge der zunächſt betbeiligten dritten 
Staaten ind Auge gefaßt werden. Es fommt ferner darauf an, das Syitem der Verträge in 
fpeculativer und freifinniger Weife audzubilven, neue directe Verbindungen zu ſchaffen, be: 
währten Erfahrungen und fruchtbaren Ideen auch im internationalen Poftverfehr Bahn zu bre— 
hen und die natürlichen Bortheile einer günftigen geographiſchen Poſition oder eines glücklichen 
Zufammentreffens von Umjtänden in Wirfung zu fegen, hingegen Beeinträdtigungen anderer 
berechtigter Intereflen und Anfprüche, Umgebungen, Hintergevanfen, Übervortheilungen ſorg— 
ſam zu vermeiden, damit dad Vertrauen und die Achtung bewahrt bleiben, ohne melde die 
vielfeitigen internationalen Beziehungen der Staatöpoftverwaltungen auf bie Dauer nicht ge: 
deihen können. 

Der wichtigſte der neuern Poftverträge ift der Deutſche Poftvereinsvertrag. Durch die 
Gründung ded Deutfhen Poftvereins ift, wenn feine Ausbildung auch noch nicht ald abge: 
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ſchloſſen angeſehen werden kann, eine große Aufgabe gelöft worden. Diefe erfle derartige Ber: 
kehrsgemeinſchaft ift ein Werk des germanifchen Geiftes und bildet den Kern und Keim einer 
genofienfhaftlihen Organifation für einen weitern Kreis europäifher Staatspoftanftalten, die, 
wenn fie fich verwirklichen ſollte, dem Verkehr wie den allgemeinen internationalen Beziehungen 
gewiß zum größten Vortheil gereihen würde. I. Stephan. 

Pozzo di Borgo (Carlo Andrea, Graf), ein Staatsmann und Diplomat, welcher ſelbſt in 
der Zeit Tür groß galt, da Talleyrand, Metternich, Neſſelrode u. ſ. w. hochgefeierte Namen waren; 
ein namhafter und vielleicht mit Stein der entſchiedenſte Gegner Napoleon’s 1., feines ſpeciellen 
Yanddmannesd. Thiers, nachdem er die Frage aufgeſtellt: „Wie kam er, ein Unbekannter, weder 
durch ein gutes Schwert noch durch überlegene Beredſamkeit empfohlen, wie kam er zu dieſer 
Gegnerſchaft? wie durfte er ſich erlauben, auf den Sieger von Rivoli, von den Pyramiden und 
von Auſterlitz eiferſüchtig zu ſein?“ beantwortet fie folgendermaßen: „Gott hatte ihn mit einem 
nicht minder bemunderungswürdigen Genius ald dem der Schlachten, der Beredſamkeit oder der 
Kunjt begabt, mit dem Genius ver Politik, d. h. mit jener iharfen Auffaſſungskraft, welde in 
ven menſchlichen Begebenheiten ihre Urſachen, ihre Berfettung und ihre Folge entvedt; melde 
es jich klar macht, wie man ji davor hüten oder daran theilnebmen muß; ein höchſt feltener 
Genius, den große Geifter auf ihr Land verwenden, Fleine auf ſich jelbfl; der am Größe ver: 
liert, wad er an Egoismus ſich aneignet, jedenfalls aber eine der größten Geiftesgaben verbleibt 
und den Sterbliden, an dem fie haftet, wicht unbeachtet, nicht müßig, nit unnüg jein läßt.“ 
Der Herzog von Raguſa hat diefen Staatsmann als einen franzdiiichen Renegaten bezeichnet, 
eigentlich war aber P. jo wenig ein Franzoſe, als er, obgleich ruffiicher Beamter , ein Ruſſe war. 
As Corſe, wenige Wochen vor der Bereinigung der Infel mit Frankreich geboren, ift ihm 
legtered, deſſen Sprache er fih mühjanı aneignete, im Grunde nie zum Vaterland geworden; 
Europa war allein des hochgeſtellten Mannes Baterland, und die europäiiche Politik gleih- 
jam die Lebensluft, ohne die er nicht frei hätte athınen Fönnen. Niemand war mehr alder, in 
feinem Sinne, Kosmopolit. 

Um einige Monate älter ald Napoleon Bonaparte, war Garlo Andrea P. in der Nähe dei 
Geburtsorts deifelben, im Flecken Alata bei Ajaccio, am 8. März 1768 geboren. Aucdh jeine 
Familie, obgleich von altem Adel, war ohne Vermögen, nit aber ohne Einfluß anf ihre 
Landsleute. Ihren Namen Pozzo di Borgo hatte fie ihrem frühern Wohnfig entlehnt, einem 
im Gebirge liegenden Dorfe, von dem nur nody Trümmer vorhanden find. Garlo joll, nad der 
Berfiherung Uwarov's, ald Kind ein Gefpiele des fünftigen Weltbeherrihers geweſen fein. 
Er hatte zu Pifa feine Rechtsſtudien beendigt, als ihn im Jahre 1788 die Vorläufer der frau: 
zöſiſchen Revolution nad Gorfica zurückriefen, und jo jung er aud noch war, wurde er dod 
von ber Adelöverfammlung, die in Ajaccio zufammengefommen war, um das Beichwerkeheit 
(cahier de doleances) der Provinz abzufaflen, zu ihrem Schriftführer erwählt. Nach Part 
ging er zuerft mit dem General Bentili, einem Waffenbruder Paoli's, welder dahin abgefer: 
tigt wurde, um der Nationalverfammlung ven Dank der Inſel dafür varzubringen, daß Goriica, 
bis dahin ein befondered Königreich, zu einem integrirenven Theil Frankreichs erflärt mer: 
den war. Mit dem jungen Mann aber, zu deilen Todfeind er fi bald aufwerfen follte, trafer 
aufs neue in der Volfverfammlung von Orezza zufammen, ald Pascal Paoli, nach langem 
Aufenthalt in England, 1789 wieder auf dem vaterländifhen Boden war. Beide corüſche 
Jünglinge traten dafelbft ald Redner auf, beurtheilten ſich ald ebenbürtig und näherten ſich ein- 
ander wieder nad der längern Trennung. Bonaparte, von dem etwas ältern P. angezogen. 
ſoll dieſen feine ehrgeizigen Plane damals haben errathen laſſen, und vielleicht entſtanden ſo die 
erſten Regungen einer Eiferſucht, welche ſpäter, bei ihm mit vbaß gepaart, die Haupttrieb⸗ 
feder ſeiner Lebensthätigkeit wurde. Sie trennten ſich unwiderruflich, als PB. die Freundſchafit 
bezeigungen Paoli's erwiderte, während der junge Bonaparte entſchieden gegen denſelben 
Partei nahm. 

Damals jhon ald tüchtiger Kopf anerfannt, wurde B. von feinen Landsleuten in Ajaccio 
zum Deputirten in der Gefeßgebenden Berfammlung gewählt, melde am 1. Det. 1791 ihre 
Sigungen eröffnete, und in diefer fam er glei in den diplomatifhen Ausſchuß, wo er nicht 
unbenerkt blieb. Zwar geſchieht jeiner im „Moniteur‘‘ während der ganzen Seſſion nur drei: 
mal Ermähnung, aber die Heftigfeit, mit der er jich in der Sigung vom 16. Juli 1792 gegen 
die auswärtigen Widerſacher ver Revolution ausſprach, fand bei der ganzen Nation Anklang. 
„Kaum ift hier von den Rechten des Volks die Rede geweſen“, rief er in gemwaltigem Gifer, „Ie 
verſchworen ſich aljobald gegen die Branzofen, von den eifigen Ufern des Baltifhen Meered an 
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bis zum Mitteländifchen Meere, alle diejenigen, die eben das Volk in Ketten halten... Wir 
alle haben eine unermepliche Schuld gegen die ganze Welt auf und genommen, nämlich die Her: 

ftellung und die Ausübung der Menfchenrechte auf der Erbe!” P.'s dadurch erworbene Popu: 

larität ging indeß nicht weit genug, um die Wirkung hervorzubringen, daß man ihn am Ende 
der Sefjion zu Paris zurüdzubalten verfucdt hätte. War ed Arger darüber oder überhaupt 
Misfallen mit der Art, wie man in Frankreich verfuhr, was ihn beflimmte, der Republif ven 
Nüden zu fehren und fih an Baoli anzuſchließen, als diefer nach dem Tode Ludwig's XVI. auf 
Gorjica die Fahne ver Unabhängigkeit erhob? Wir können nicht Darüber entſcheiden und wiffen 
nur, daß jener Veteran der Unabhängigfeit feiner vaterländiſchen Injel ſchon während der Zeit, 
da er, infolge feiner Eidleiſtung, Oberbefehlshaber ihrer Nationalgarde und Präfident des 
Departements Corjica war, einen mahnenden Brief an den jungen P. richtete, und daß diefer, 
nad erfolgtem Aufftande, legtern in einer Denkſchrift zu rechtfertigen fuchte. Er war damals 
Staatdanwalt (procureur-general-syndie du departement) und fland, mit Galeazzi, an der 
Spige des Verwaltungsraths. Der Nationalconvent, nachdem er vergebens auf Salicetti's 
Antrag Paoli und mit ihm P. vor feine Schranken gerufen, verordnete durch einen Beihluß 
vom 2. April 1793 die Verhaftung beider. Allein die Volksverſammlung, weldhe am 27. Mai 
zu Gorte, ver Hauptitadt des Berglandes, gehalten wurde, erklärte ſich für fle, und ſchon konnten 
fi) Die Franzoſen nur noch in den Plägen Baftia und Galvi Halten. Die zwei Männer, welden 
dieſe Vorladung ein Todedurtheil in Ausficht ftellie, Hatten daher für diefelbe fein Ohr, ſondern 
behielten die Zeitung des Aufftandes. Diefer blieb nicht lange ohne auswärtige Hülfe. Die 
Briten beeilten ih mit dem ſüdlichen Infelvolf in Berührung zu treten, und ald fie noch vor 
Ende des Jahres (19. Der.) aus Toulon, welches fie überrumpelt hatten, wieder abziehen muß: 
ten, führte der Biceadmiral Hood feine Flotte in den corſiſchen Hafen St.-Florent, bot Eng: 
lands Schuß an, ließ feine Mannſchaft landen und mit Baoli fid vereinigen, und bemädhtigte 
fih Baftind am 22. Mai 1794, Calvis am 4. Aug. Eine Generalconfulta, melde am 18. Juni 
unter Paoli's Borfig in Corte verfammelt wurde, und bei welcher P. Schriftführer war, erflärte 
Corſica für ein unabhängiges Königreich !), bot deflen Krone dem König von England an, der 
fie annahm , und berieth eine Verfafſung, welche der britifchen nachgebildet war, und an der P. 
den größten Antheil hatte. Diefer Verfaſſung zufolge ward alfobald ein Parlament eröffnet ; 
Georg Ill. aber ernannte einen Vicekönig ald feinen Stellvertreter. „Lord Gilbert Elliot, fpäter 
Graf von Minto, war’, heißt ed in den von General Montholon gefhriebenen „Denkwürdig— 
feiten Rapoleon’3 I.“, „ein Dann von Verdienſt, weldher Bicefönig von Indien gemefen war?); 
aber ed währte nicht lange, jo hatte er fi mit Paoli zerworfen. Der Greis hatte ji in Die 
Berge zurüdgezogen, und von da aus gab er fein Misfallen mit dem Betragen des Vicefönigs 
zu erfennen, welcher unter dem Einfluß zweier junger Männer fand, P.'s und Eolonna’s, von 
denen der erftere bei ihm als Secretär, der zweite ald Adjutant diente.” Auf Paoli's eigenen 
Vorſchlag aber war P. Präfivent des Staatsraths geworben, worauf er die Stelle eined Staatd: 
fecretärd angenommen hatte. Da er Elliot's ganzes Vertrauen bejaß, war er ber eigentliche 
Herr der Infel, und feine Regierung war nicht ohne Willfür. Vom alten Baoli getadelt, der 
fehon 1796 fih auf ven Rath Georg's IH. nady England begab, wo er elf Jahre fpäter ftarb, 
von den Franzoſen, die Livorno bejegt hatten, bedroht, den Gorfen jelbft nicht recht, welche ven 
Engländern und ihrem Proteftantidmud abgeneigt waren, fonnte jid) dieſe Negierung feine drei 
Zahre erhalten. Und obgleih, um einen theilmeifen Aufftand zu dämpfen, Elliot, Napoleon's 
Berfiherung zufolge, feine zwei Günftlinge entlaffen und fortgeichieft hatte, ſah er ſich doch bald 
zu einem Rüdzug nad Porto:Ferrajo auf Elba gezwungen (October 1796), ven General Gen: 
tili alfobald zu einer Landung auf der größern Infel an der Spige aller geflüchteten Franzoſen⸗ 
freunde benugte. So kehrte Corſica unter die Herrfchaft der fränkifchen Republik zurüd. Elliot 
ſchiffte fih nad England ein, in feiner Begleitung P., welcher damals auf lange Zeit, wenn 
nicht auf immer, von ver vaterländifchen Infel einen unfreiwilligen Abſchied nahm, aber nicht 
in Zondon anfam, ohne zuvor die Infel Elba kennen gelernt zu haben, mit ber er fidh ſpäter 
follte zu beihäftigen haben. Daß er zeitweilig ein Franzoſe gemejen war, das fam ihm von 
nun an um fo mehr aus den Gedanken, ald feine perſönlichen Gegner, die Bonapartifche Fa: 


—— — — 


1) Von nur 180000 Einwohnern. 
2) Napoleon's Gedächtnig ift ihm hier nicht ganz treu; Korb Minto war erfl von 1807—12 Gene: 
ralgouverneur von Dftinbien. 


700 Pozzo di Borgo 


milie, damals fhon in der Republik eine bedeutende Rolle fpielten. Ja es zeigte ſich bald, daß 
er nicht weniger Feindſchaft gegen dieſe jelbft als gegen jene hatte. 

Denn während feines achtzehnmonatlihen Aufenthalts in London befreundete ih V. mit 
verjhiedenen franzöfiihen Emigranten, mit denen er fih in allerlei Gabalen gegen das einftige 
Baterland einlief, und welche ihn mit verſchiedenen Sendungen beauftragten, an denen vielleicht 
ſelbſt die britifche Negierung Antheil hatte. Denn wer weiß, ob es nicht auf Beranlaffung ver 
legtern war, daß er im Jahre 1798 Lord Elliot, der fie ohne Zweifel mit jeinen Fähigkeiten be: 
fannt gemacht hatte, nach Wien in dem Augenblid begleitete, ald fi die zweite Coalition da- 
jelöft vorbereitete? So viel ift gewiß, daß in Wien, wo Glliot vorübergehend als Geſandter 
auftrat, feine eigene diplomatiſche Thätigfeit begann. Bei derjelben bediente er ih, wie man 
wol denfen kann, ausſchließlich ver franzöſiſchen Sprade. „Ob er jie gleich fpät erlernt hatte“, 
fagt Uwarov, der bald darauf länger mit ihm zufanımenlebte, „hatte er jie doch zu jeiner Mutter: 
ſprache gemacht, in welcher er mit feltener Auszeichnung redete und ſchrieb“ (jedoch nicht ohne 
durch einen gewiſſen Accent im Geſpräche ven fremden Urfprung erraten zu laffen). 

Wie kam nun®. in ruſſiſche Dienfte? Mit Beſtimmtheit können wir diefe Frage nicht brant: 
worten; daß ed aber in Wien noch zur Zeit der zweiten Eoalition geſchah, und zwar durd Em: 
pfehlung des Grafen, fpätern Fürften Rafumovjfi’s, ſcheint und am wahrſcheinlichſten. Seitdem 
Bonaparte jo hoch geftiegen war, daß er ſich ſogar bald darauf zum Erften Gonful der franzöfi- 
ſchen Republif aufwerfen fonnte, war der andere Gorje, mit dem wir und bier zu beichäftigen 
haben, mehr als je gegen ihn und gegen das Land, das P. erhob, aufgebracht. Vielleicht ge: 
dachte Kaiſer Paul feine Talente audzubeuten, jobald e8 Sumorov, jeinem Feldhertn in Jra: 
talien und der Schweiz, möglich geworden wäre, von legterm Lande aus den beabfiätigten Ein: 
fall in die Franche-Comteé zu machen, der eine Revolution zu Gunften Ludwig's XVIL. im Ge: 
folge haben ſollte. Der Rang und Titel eines Staatsraths ſcheint damals Ihon ihm beigelegt 
worden zu fein. Aus der bezmedten Berwendung jedoch wurde nichts; P. blieb in Wien drei 
oder vier Jahre lang müßig; daß er aber darum dafelbft feine unbedeutende Rolle fpielte, it aus 
einer Stelle in den Tagebüchern von F. von Geng unter dem Datum vom 20. April 1803 zu 
erſehen. „P.“, heißt ed da, „war Mitglied ded Damencirfels bei der Gräfin Rajumovffi, wo 
ſich die Creme der guten Geſellſchaft verfammelte und Armfelot, P. und ich eine Art von politi: 
ſchem Kleeblatt bildeten.‘ 

Als durch Englands Bemühungen, mit deſſen Gabinet er fortwährend im Verkehr blieb, im 
Jahre 1805 die dritte Gonlition gegen Frankreich zu Stande gefommen war, ernannte Aleran: 
der I. dieſen Schügling der Ruſſen zu feinem Commiffar bei der anglo = neapolitanifhen Armee, 
welche ein ruſſiſches Hülfscorps verftärfen follte. P. folgte vem Ruf; allein die Schlacht von 
Aufterlig und der Preöburger Friedendtractat führten gar bald die Auflöfung diefes noch faum 
gebildeten Heeres herbei. Napoleon foll damals die Auslieferung feines Gegners verlangt 
haben; wahrſcheinlich wurde diefem infolge veffen ver Rath gegeben, die Kaijerftaaten zu ver: 
laffen, was ihn dann beftimmt hätte, fih nach Peteröburg zu begeben, wo der Biograph Joiepb's 
de Maifire, Hr. Albert Blanc, aber wol aus Irrthum, ihn ſchon im Sabre 1804 mit dieſem 
hochberühmten Savoyarden fi) begegnen läßt, und zwar bei ver Apmiralin Tſchitſchagov, ber 
geiftreihen Frau eines der begabteften Nuffen, welcher damals bei Kaifer Alerander in großem 
Unfehen fland. Erf 1805 kam er dahin; aber bei des Monarchen fteter Bereitwilligfeit , jebe 
Seiftesüberlegenheit anzuerkennen, brauchte er nicht lange Zeit, um vie feinige geltend zu 
maden; und ald bald darauf, nad Ausbruch des preußifch = ruffifchen Kriegs gegen Frankreich 
(1806), Alerander zur Armee abging, mußte ihn P. begleiten. Bis dahin war diefer dem 
Givildienft beigezählt worden: damit nun feine Anwefenheit weniger bemerfbar würde, mußte 
er die Militäruniform annehmen; es ward ihm der Grad eined Oberften ä la suite verliehen, 
und fo erflärt ed fih, daß wir ihn bald werden General betiteln müffen. Indeß war und blich 
er Diplomat. Nach ver Schlacht von Jena wurde er nad Wien gefandt, um einen Berfud zu 
machen, Ofterreich ver Unthätigfeit zu entreißen, in welche es der Predburger Friede verfet 
hatte; allein Kaiſer Franz ließ fih nicht bewegen, fo bald nad den legten herben Schläger 
wieder nah dem Schwert zu greifen. Der türfifche Sultan dagegen wollte das Schwert nicht 
in die Scheide ſtecken: P., um ihn für den Frieden zu flimmen, ward nad den Darbanellen ges 
ſchickt, mo er jedoch ebenfalls nichts ausrichtete,, vielmehr an ven Feindjeligfeiten fich betbeiligte, 
als er auf dem Admiralsſchiff Siniavin’s im Juni 1807 der Seeſchlacht in der Nähe des 
Berges Athos beimohnte, Dei diefer Gelegenheit wurde ihm auch fein erſtes militäriſches Dr- 
denskreuz verliehen. 
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Dod gerade damals Fam zwiſchen Rußland und Frankreich der Tilfiter Friebe zu Stande; 
der bewegliche Alexander, von der geiftigen Größe feined Gegners geblender, war von ent: 
fchloffener Beindfhaft gegen ihn zur Bewunderung und Zuneigung übergegangen. Da nun 
zwifchen beiden Hauptmächten eine Allianz geſchloſſen wurde, mochte P. nicht länger im rufii: 
ihen Dienft bleiben. Als er den Kaifer wieder in Petersburg ſah, nahm er Abſchied von ihn. 
Vergebens ſuchte Alerander ihn zurüdzuhalten; PB. entgegnete, daß, jolange des Monarden 
Freundſchaftsbund mit dem Beherrfcher der Franzofen bejtände, er ihm nur Berlegenheit be: 
reiten könne, denn über furz oder lang werde Napoleon feine Auslieferung begehren; „übri- 
gens“, fegte er Hinzu, „wird es vielleicht nicht fehr lange währen, bis ich meine Dienfte 
Ew. Majeftät von neuem anbieten fann”. Er erhielt die Erlaubniß zu reifen und ging nad 

ſterreich zurück, wo damals, beſonders infolge der ſpaniſchen Verwidelungen, ver Kriegs: 
muth ſich mehr und mehr belebte, jowie er denn auch wirflid eine aberımalige Erhebung des 
Landes (1809) zur Bolge hatte. Da alfo war Napoleon’3 Erzfeind bejler an jeiner Stelle, und 
da traf er bald mit einem zweiten zufammen, der, ihm gleihgefinnt, natürlich fein Bufenfreund 
wurde und bid 1814 blieb. Wir meinen den Reichöfreiberen von Stein, gegen welden der frän- 
fifhe Eroberer von Madrid aus am 16. Dec. 1808 feine Achtserklärung in die Welt ge: 
ſchleudert hatte. 

Nach einem kurzen Aufenthalt in Prag, wo Geng, wie er felbft berichtet, „tagtäglich mit 
ihm zuſammenkam“, wurde Brünn in Mähren dem flüchtigen Minifter Friedrich Wilhelm’s in. 
zur Wohnftätte angewiefen. Dort traf ihn der andere Flüchtling. „Noch find“, fo lefen wir in 
Hormayr's „LXebendbildern‘, „noch jind in Brünn die göttlichen Abende unvergeflen, an denen 
Stein und P., namentlih im Haufe Salm, Herberftein, Lamberg, an bonnerfhwangern Zul: 
gurationen einander überboten.“ Stein brachte daſelbſt das ganze Jahr 1809 zu, bis ihn die 
Annäherung der franzöſiſchen Armee aud) von dort wieder weiter trieb. P. war ſchon im Mai 
zu Ofen „Genoffe unjers Exils“, jagt Geng. 

Nicht nur gehörte er damals ſchon zu der ariftofratifchen Goterie, die in Wien wie zu einer 
fosmopolitifhen Verſchwörung gegen den Bedrücker Europas fi geeinigt hatte, er war fogar 
im vollen Sinne ded Wort die Seele derſelben, ob es gleih Graf Johann Philipp von Stadion 
war, derite mit Sir Robert Adair ind Leben gerufen. Bon Raſumovſtki's bedeutendem Ans 
theil Daran haben wir an anderer Stelle ausführlich geiproden. „Stadion und er’, jagt 
Schloffer in feiner „Geſchichte des 18. Jahrhunderts“, „waren eng mit Graf Diünfter verbun- 
den, und jie holten, wo ihr Wig ausging, bei Napoleon’s Landsmann und Familienfeind P. 
Rath, der viel beim Kaiſer Alerander galt.” Stadion leitete ſeit 1809 die auswärtige Politif 
Oſterreichs; aber nad der Schladbt von Wagram (6. Juli 1809) mußte er dad Steuerruder 
dem gejhmeidigern Grafen Metternich überlaffen. Nach vem Frieden, wie vor demfelben, finden 
wir B. in Ofen; Stein Fehrte nach Brünn zurüd. In der Zwiſchenzeit hatten fie einen brief: 
lichen Verkehr miteinander unterhalten. In einem dieſer Briefe hatte B. gefchrieben: „Na: 
poleon regiert nicht, er hat aus der Welt einen Spielball gemadt: ludit in orbe terrarum. 
Aber das darf Gott allein ſich erlauben, venn Gott ift ver Ewige. Welchen Antheil fein corſi— 
ſcher Landsmann an dem Kriege Ofterreihd gegen ihn gehabt hatte, wußte der hochfahrende 
Sieger recht gut; auch joll er wirklich, aber ohne darauf zu beftehen, die Auslieferung veflelben 

verlangt haben. Sogar in den Unterredungen mit vem Grafen Bubna erwähnte er befjelben, 
mie aus Gent’ Tagebüchern zu erfehen ift; Bubna aber ftellte ih, ald wiſſe er nichts von dem 
Geächteten und ald zweifle er, ob er noch in DOfterreich fei. In der That hatte ih P. auf die 
ichlefifche Grenze, nah Troppau, begeben, in deſſen Nähe vie peripatetiihen Geſpräche mit 
Stein und Uwarov ftattfanden, welche wir durch des legtern Erzählung kennen. Sodann finden 
vir ihn im Februar 1810 wieder in Wien, befonders in der Geſellſchaft der Ruflen Rafumovffi 
und Fürftin Bagration oder der reihen Gräfin Lanckoronſka, deren Betreuer er war. Erſt im 
Detober diejed Jahres trat er wieder in London auf, nachdem er eine zweite Reife in den Orient 
zem acht und auf der Rüdfehr, von Smyrna aus, die Infel Malta befucht hatte. An der Themfe 
ıber wie an der Donau war ſein Hauptgefchäft, zum Kriege gegen Napoleon anzufpornen, wozu er 
n Der ariftofratifchen Welt, welche für ihn offen ftand, und zumal bei dem Marquis von Welles- 
ey, bie erwünſchte Bereitwilligfeit fand. Dabei ließ er das Zarenreich feinen Augenblid außer 
Nugen. Wir erfahren es von ihm felbft in einem Brief, den er am 18. Juli 1812 an Stein 
ach Vetersburg fchrieb, daß er nicht unterließ, wiederholt feine Dienfte anzubieten, indem er zu: 
le ich ben höchſten ruſſiſchen Kreifen feine und verschiedener angeſehener Berfonen Anficht über das 
ritt heilte, weſſen man fi von Frankreich unfehlbar zu verfehen hatte. „Ich Habe mich“, ſchreibt 
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er in diefem Brief, worin er auch einestheild den einzigen Talenten Napoleon's gerecht wird und 
anderntheilß feiner eigenen zwanzigjährigen Grfahrung und feiner ſtandhaften und mannid: 
fahen Anftrengung erwähnt, um dieMenfchen und die Angelegenheiten der durchlebten Zeit fen: 
nen zu lernen, „ich habe mich ſeitdem an die Herren van Suchtelen (ruffiichen Gefandten in Lon⸗ 
don) und Rotihubey, ald an alte Freunde, mit der Bitte gewandt, unterthänigft Sr. Majeftät 
dem Kaiſer die Kortjegung des nämlichen Eifers anzubieten, mit dem ich ehemals in feinem Dienite 
zu fteben das Glüd hatte. Allein ih muß für Sie hinzufegen, daß id noch nit die geringfie 
Aufmunterung erhalten habe, nad Rußland zurüdzufehren, zumal ehe noch Beindjeligfeiten 
ausgebrochen wären.” Nichtsdeſtoweniger drüdte er den Wunſch aus, der Kaifer möge von 
dem Eifer überzeugt werden, mit dem er auf den erften Befehl herbeieilen würde. Für Stein 
aber ſetzte er hinzu: „Ein wenig Gutes, das ich mit Ihnen verrichten dürfte, würde die Freude 
am Siege verdoppeln.” Vielleicht glaubte man zu Petersburg, P. könne Rußland die beiten 
Dienfte zunächſt in England leiften, denn beide Mächte waren damals kaum erſt miteinander 
audgeföhnt; der Tractat von Drebro, welcher an ebendem Tage, 18. Juli 1812, unterzeichnet 
wurde, war noch nicht ratificirt, und mehr als eine Schwierigfeit war noch aus dem Wege zu 
räumen. Es £onnte für den neuen ruffifhen Geſandten in Rondon, für den Grafen (nachma— 
ligen Fürften) Chriftoph von Lieven, welder gegen Ende des Jahres 1812 feinen Poflen an: 
trat, von großer Wichtigkeit fein, dafelbft einen Mann vorzufinden, welcher vollfommen im 
Stanve war, ihn mit einem an ſich jo ſchwierigen Terrain befannt zu maden und auf demfelben 
feine erften Schritte zu leiten. Indem P. dies that, empfahl er ih der Freundſchaft der Ge: 
mablin des Gefandten , die damals, erft 28 Jahre alt, von der europäifhen Berühmtheit noch 

weit entfernt war, twelder fie entgegenging, die aber, bei ihrer ausnehmenden Rührigleit, 

ſchon zwei Jahre ſpäter einen großen Ginfluß erlangen und in ben glänzendſten Girteln eine ver 

erften Stellen einnehmen follte. P. gehörte bald zu den Intimen der Gräfin von Lienen, und 
ihr beiderfeitiger Verkehr war aud in der Folge fehr lebhaft, da die Gräfin mit ihrem Gemabl 
bi8 1834 auf demſelben Voften blieb. 

Als endlih, nad) beendigtem ruſſiſchen Beldzuge, Alexander I. ven ungeduldig Harrenden 
zu fi berief, mußte P. erft noch einen Immeg madhen. Seit der Unterredung von Abo war 
der Kronprinz von Schweden, Bernadotte, für Rußland gewonnen. Er rüftete ſich zum Kriege, 
aber ohne ſich dabei zu übereilen, da ohnehin das ſchwediſche Volk einem Kampfe mit Frankreid 
abgeneigt war. Eine Mahnung jhien nothwendig. So kam P. im Anfang des Jahres 1813 
nad Stockholm, wo ſich eben aud Frau von Stael befand. Er erreichte feinen Zweck, denn 
Mitte Mai fam Bernadotte wirflih mit der ganzen von ihm verfprocdenen Armee nad Pom: 
mern herüber. Seit dem März war P. zu Kalifch im Lager Alexander's, der foeben den Bund 
mit Preußen abgeſchloſſen hatte, und von dem Augenblid an nahm er an den Begebenheiten den 
entfchiedenften Antheil. „Als Adjutant an der Seite Alexander's“, jagt Tbiers, „übte er mit 
feinem italienifhen Accent, feinem lebendigen Geberdenfpiel, feinem feurigen und ftolzen Aug: 
einen mächtigen Einfluß aus, den übrigens ein Scharfbli und eine Sicherheit des Urtheils fon- 
dergleichen rechtfertigten.“ Er blieb feinen Augenblid müßig, fondern bielt ſich in beftänbiger, 
der Sache, die er verfocht, nüßlicher Bewegung, weldye auch der Waffenftillftand von Pläswiz 
oder Poiſchwitz (4. Juni) faum zu unterbrehen vermochte. Bei dem Reichenbacher Vertrag 
vom 27. Juni, durch den der Beitritt Dfterreihs zur Goalition und der Gongreß von Prag ein: 
geleitet wurden, machte er ih, dem Zeugniffe Stein's zufolge, ſehr nützlich; ſodann eilten 
ind Hauptquartier ded Kronprinzen von Schweden zu Stralfund, um ihn zum Vorrücken zu be 
flinnmen, und vermochte fo viel überihn, daß er ihn nach Trachenberg in Schlefien zu einer Zufam: 
menfunft mit den zwei verbündeten Monarchen führen fonnte, mo Bernabdotte ven Operationdplan 
mit ihnen verabredete und ſchon jegt (10. Juli) Leipzig ald die Walftatt bezeichnete, auf melder 
das Schidjal Deutſchlands ſich entiheiden würde. Für PB. war das fonnenklar, dag man feinm 
andern Gevanfen haben dürfe, ald in möglichft gerader Linie auf Frankreich loszumarfäiren, 
und fon damals wirkte feine Entfchloffenheit mädtig auf den Kaifer Alerander: Nach dem 
Prager Gongreß, der ſich zerfhlug und Oſterreichs endliche Erflärung zu Gunften der Ber: 
bündeten zur Folge hatte, ward P. (Auguft) zum Generalmajor befördert und zum Commiſſet 
bei der ſchwediſch-ruſſiſch- preußischen Armee des Kronprinzen (bei der Norbarmee) ermanıt, 
mie ed Sir Gharled Stuart von feiten Englands war. Dieſe Armee deckte befanntlic Berlin 
und rettete diefe Hauptftadt durch ihren Sieg bei Broßbeeren (23. Aug.), bei dem jedech bie 
Schweden nur eine untergeordnete Rolle fpielten. Ebenſo in der Schlaht zu Deaneiwig 
(6. Sept.), in der wieder Graf Bülow der wahre Sieger war. Allein der Kronprinz iraf rich 
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tig am 18. Oct. auf dem Schlachtfeld von Leipzig ein, two, feinem Plan gemäß, die blutige 
Entfheidung erfolgte. 

ALS dann, immer von Blüher, Stein, P. und andern angefeuert, die Verbündeten fich 
der Rheingrenze näherten, wurde der legtere nach Frankfurt ind Hauptquartier beſchieden, ent: 
weber um bei den wiedereröffneten Unterhandlungen gebraucht zu werden, oder um über ben 
nun weiter zu befolgenden Operationsplan feine Meinung abzugeben, vielleicht auh um ge: 
beine Einverftändniffe jenfeit des Stromes anzufnüpfen. Jedoch zu nichts von dem allen 
wurde ihm Zeit gelaffen, denn Alexander glaubte ihn noch nüglidher auf einem andern Bunfte 
gebrauden zu können; er jchicfte ihn nach Gngland, um diefe Macht zur Fortfegung des Krieges 
zu vermögen. Sowie Metternich geneigt war, dieſem am Rhein feine Grenze zu ſtecken, fo war 
auch England unentſchloſſen, ob es ihn bis nah Frankreich verfolgen follte, wie der ruſſiſche 
Katjer, von Preußen unterflügt, ed verlangte. Es fehlte dazu den britifhen Abgeorbneten an 
Vollmacht, und doch rechneten die Verbündeten auf England, da fie außer Stand waren ohne . 
deſſen Subſidien weiter vorzugehen. Dan dieſe Vollmacht ertheilt würde, das follte B. in Lon— 
don erwirfen. Es gelangihm, den Staatöfecretär der auswärtigen Angelegenheiten, Lord Caſtle— 
reagh (in der Folge Marquis Londonderry) ſelbſt, mit ſolchen verſehen, auf den Gontinent zu 
führen, fand ih aber erft im Januar 1814 wieder im Hauptquartier ein, weldes damals in 
Zangred war. Der britiihe Minifter folgte ihm dahin auf dem Fuße nach. Allein er ftimntte 
wie Metternich gegen weiteres Vorbringen, fo fehr auch ver andere britifche Abgefandte, Graf 
von Münfter, dafür war; Hardenberg und Neifelrove traten feiner Anficht bei. Glücklicherweiſe 
für die Sache ded Bundes ſtand Alerander unter dem Einfluß P.'s und Stein’s; er ſprach ih 
mit Energie für eine Eraftvolle Durchführung des Krieges aus und erklärte, er werde im Noth— 
fall aud allein diefe Aufgabe löfen können. Bon ihm aufgeforbert ich ebenfalls zu erflären, 
ſprach ib, nicht ohne Zögern, ber König von Preußen dahin aus, daß er ihn nicht verlaflen 
werde. So mußten denn die andern zulegt nachgeben. 

Indem aber die Verbündeten den Entſchluß faßten, den Kampf mit Nachdruck fortzufegen, 
bis der Zweck erreicht wäre, waren fie deswegen nicht gewillt, alle Friedensvorſchläge von der 
Hand zu weilen. Nod in Langred mußte P. die ſechs Punfte auffegen, die allein ald Grund: 
lage zu den Unterhandlungen follten zugelaflen werben, Als legtere am 5. Febr. 1814 zu Cha: 
tillon in Burgund eröffnet wurden, ward ihm auch die Aufgabe zutbeil, dabei Schriftführer zu 
jein, und nachdem ji, wie man weiß, der Kongreß zerjchlagen hatte, finden wir ihn ebenfo in 
Chaumont, wo am 1. März der Vertrag zu Stande kam, welder dem Vorgehen gegen Napo— 
leon den Ausſchlag gab und das Einverfländnig zu feiner vaftlofen Bekämpfung befiegelte. 
„P. ift mit uns”, fchreibt Stein an feine Frau aus jener Stadt; „er ift beftändig vollfommen, 
edel, wohldenfend, thatfräftig, voll Geiſt und Rath; er ift vom größten Nugen, und”, fügt 
er einige Tage fpäter hinzu, „er ift ein jehr vortrefflicher und edler Charakter, von ſtets uner— 
fhöpflicher liebenswürdiger Fröhlichkeit.“. Beide Männer, ſowie aud Gneifenau, beharrten 
auf der Anſicht, man müſſe auf Paris losgehen, audy dann noch, als die Armeen von 18. März 
an fi) genöthigt ſahen vor Napoleon zurüdzumweidhen, und ald im Lager Schwarzenberg's jelbit 
Alerander beforgt und wanfend zu werden anfing. Wie die Lofung Blücher's, der dem Befehl 
zum Rückzug nit gehorchen wollte, war die Lofung P.'s fortwährend: Vorwärts! So fan 
man denn aud envlih nah Paris; die Kapitulation erfolgte befanntlih in ver Naht vom 
30. aufden 31. März. Baron Pasquier, an der Spige der Muniripalität diefer Hauptfladt, 
begab ſich während berjelben Zeit nad) Bondy zum Kaifer Alerander. Die erfte Berfon, der er 
pafelbft begegnete, war P., die zweite Neſſelrode; Hr. Saint: Marc Girardin hat uns darüber 
neulich aus dem Munde Pasquier's höchſt intereffante Auffchlüffe gegeben, auf die wir und 
jedoch hier, wo wir der Kürze un bejleißigen müffen, nicht einlaffen fönnen. Daß P. für vie 
Wiederherſtellung der Bourbonen arbeitete, an der Ginfegung der proviforifchen Regierung 
Antbeilnahm, bei der er dann ruffliher Gommiffar wurde, und der Sikung beiwohnte, wo 
Napoleon des Throns verluftig erflärt wurde; ſodann, daß er mit Talleyrand und dem Abbe 
de Monteöquiou Ludwig XVII. an die britiſche Küfte entgegengeſchickt wurde; daß er bei ihm 
die Liberale Gefinnung vertrat, die vom Senat entworfene Berfaffung anzunehmen empfahl 
und für viefe Sahe aud den Kaijer Alexander gewann, welcher indeß über feinen königlichen 
Schützling nur fo viel vermochte, daß ihm zu Gompiegne das Verſprechen gegeben wurde, es 
werbe eine „Charte“ octroyirt werden ; daß er überhaupt auf alle Weife bei der Einführung der 

essen Ordnung der Dinge thätig war, welche jich auf den Trümmern des ihm verhaßten Kaiſer— 
reichs erhob, wollen wir ebenfalld nur ganz beiläufig erwähnen. „Ich freilich“, ließ er ſich eines 
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Tages vernehmen, „habe Bonaparte nicht politifh umgebradt, aber wenigſtens bin ic e2, 
der ihm die legte Schaufel Erde auf den Kopf geworfen hat. 

Es mwurbe von den ruffifhen Großen nicht ohne Neid und Arger gejeben, daß Alerander 
feinem fo hoch begabten Nathgeber, zur Belohnung für deilen unfhägbare Dienfte, ven Boften 
als Botſchafter in Paris zuwies mit ver Aufgabe, den Gang der Dinge zu überwachen und, wo 
ed erforderlich wäre, vermittelnd und befänftigend einzugreifen. Niemand war geeigneter ala P. 
diefen ſchweren Beruf zu erfüllen, und es läßt ih aus deffen vorhandener Correſpondenz mit 
Stein darüber urtheilen, ob er ihn nicht mit dem nöthigen Ernft auffaßte und zu erfüllen 
fuchte. Daß er an dem Wiener Congreß Antheil nehmen würde, ſcheint er, einem dieſer Brieie 
zufolge, nicht erwartet zu haben; allein am 13. Oct. kam er wirklich in der Kaiferftabt an. 
In einem der zahlreichen Kreife, die er daſelbſt befuchte, foll ev dad Wort geſprochen haben: 
„Frankreich ift ein fievdender Keſſel; man muß alles, was davon ausftrömt, wieder hineingießen.” 
Den Mächten dagegen ftellte er vor, daß Napoleon noch zu fehr in der Nähe fei, und daß aus 
diefer Nähe eine unverfennbare Gefahr erwachſe. Allein nicht mit Frankreich allein hatte ſich 
nun unfer foharfer Beobachter zu befhäftigen: die polnifhe Frage befonderd war für ihn ein 
ſchweres Anliegen, und als fein Gebieter ihm über diefelbe ein Gutachten abforderte, faßte er es 
in prophetifhem Geiſte und auf eine Art ab, die des Monarchen Plane nicht begünftigte. 
P.’8 Denkſchrift, die ein Meifterflüd genannt werben fann, ftellt dem Kaijer zum Lohn für 
die Großmuth und Güte, mit der er Polen zu behandeln gedachte, nidhtd anderes ald einen un: 
vermeidlichen Vernihtungäfrieg in Ausfiht, wie wir ihn in ber legten Zeit wirklich gefehen 
haben. Diefe freimüthige Sprache ſcheint misfallen zu haben; an P.'s Stelle wurde num über 
diefelbe Frage, neben dem Fürften Gzartoryiffi, dem fle eine Herzendangelegenbeit war, Kapo: 
diftrind zu Mathe gezogen, und vielleicht war es nicht ganz in Gnaden, daß dem parifer Bat: 
Ihafter im Januar 1815 befohlen wurde, auf feinen Poſten zurüdzufehren. 

Mie dem fei, ald bald darauf Napoleon’s Landung von Elba aus erfolgte, war B. fen 
wieder im vollen Befig des Zutrauens feines Faiferlihen Herrn, der ihn, Ludwig XVIIL nad, 
an deſſen Hoflager zu Gent ſchickte und zum ruffiihen Gommiffar bei der anglo-preußiſchen 
Armee in Belgien ernannte. Der alte Haß entbrannte von neuem im Herzen bed Landsmannet 
Napoleon’d, und zwar in folhem Grade, verfihert Billemain, daß Talleyrand es nöthig fand, 
ihn zu mäßigen. P. war bei der Schlacht von Waterloo zugegen und wurde fogar dabei leid 
verwundet. Ohne einen Augenblid zu verlieren, meldete er Alexander die Siegednadridt, 
indem er ihn zugleich aufforderte, jo ſchnell als möglich herbeizueilen. Und da er wohl mußte, wie 
wenig der Kaifer um die Legitimität Ludwig's XVII. befümmert war, ſchrieb er an bie 
jen, noch bevor er jih nah Paris auf den Weg machte, er möge ja ein Gleiches thun und ie 
ſchnell ald möglih anfommen, wenn ihm daran läge feinen Plag wieder einzunehmen, ch 
ein anderer ihn innehätte. „Dieſem Billet“, verfihert Chäteaubriand, „verdankte im Jahr 
1815 Ludwig XVII. feine Krone. Wie Lord Wellington glaubte P. an die Nothwendigkei 
der Bourbonifchen Reftauration, und in diefem Sinne ſchrieb er zugleih an Korb Caſtlereagh 
„Jede andere Herſtellung, jelbft wenn fie aus dem Haufe Bourbon genommen würde (mitteli 
des Herzogd von Orleans), wäre nichts anderes als ein Pact mit den Jafobinern, und dad er. 
wählte Haupt, welden Titel man ihm auch zugeftände, wäre nichts mehr als ein Werkzeug in 
deren Händen. Die Natur diefer Regierung würde fortwährend revolutionär fein.” (Holgt ein 
Rechtfertigung des flüchtigen Königs.) 

Welche Dienfte B. im Sinne feines Herrn, der den Wünſchen der deutihen Monarden 
nicht entſprach, dem niedergetretenen Frankreich leiftete, ift befannt, wir wollen ung dabei nid 


aufhalten. Aud das ift jhon in ver Geſchichte verzeichnet, daf ihm damals die franzöiidı 
Pairswürde und das Minifterium des Innern zugedacht waren, welches legtere, ald am 


9. Juli 1815 das neue Gabinet, mit Talleyrand wieder an der Spiße, gebildet wurbe, eine Zeit 
lang unbejegt blieb. Unterdeſſen ſaß er mit Neffelrovde und Kapopiftrias für Rußland in dem 
Minifterrath der verbündeten Monarchen, durch melden diefe ihre gemeinichaftlihen Angelegen: 
heiten leiten liegen, und er nahm auch ald Bevollmädtigter an den langen und ſchwierigen Un: 
terhandlungen theil, aus welden der zweite Pariſer Friede (20. Nov. 1815) hervorging. 
Noch ehe diefer geſchloſſen wurde, fhon am 26. Sept., war Talleyrand, der feit dem be 
fannten geheimen Tractat vom 3. Jan. 1815 dem Kaifer von Rußland nicht mehr genehm war, 
wieder aus dem Minifterium ausgeſchieden, und an feine Stelle war der Herzog von Ridelien, 
ein durchaus redliher Mann, gefommen, dem ed auch nicht an Verftand fehlte, der aber glei 
am Tage feiner Ernennung Lord Gaftlereagh (ver es felbft wiedererzählt hat) das Geftändnis 
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machen mußte, daß er feinen einzigen feiner Gollegen fogar dem Aufern nad) fenne, und daß er 
jeit 1790 nie in Frankreich geweſen jei. Natürlich kam diefer neue Gabinetspräfident, der bis dahin 
in ruſſiſchen Dienften geftanden hatte, ganz unter den Einfluß P.'s, welcher daher auch, wie 
wir durch Marmont und Villemain erfahren, im Salon der Frau von Montcalm, Richelieu's 
Schweſter, id etwas dominirend geberdete. Englands Einfluß mußte dem Rußlands weichen; 
auch lejen wir in einem Brief Lord Caſtlereagh's folgende Bemerkung: „Der große Unterſchied 
zwischen der legten umb der neuen Verwaltung befteht darin, daß mit den Miniftern, welche er 
entlafjen hat, ver König in Paris bleiben konnte, während die Verbündeten blos auf der Grenze 
wären, daß man aber von feinen neuen Dienern alfo denkt, fall die verbündeten Heere ſich 
zurüdzögen, könnte Se. Majeftät nicht eine Woche auf Ihrem Thron figen bleiben.” PB. war 
perjönlich zu liberal gefinnt, um fehr aufgelegt zu fein, der Regierung Ludwig's XVIII., wie fie 
im Anfang fich darftellte, einen Haltpunft gegen die Oppojitionäpartei zu bieten; auch wirb be: 
bauptet, der Monard habe jih mit Klagen direct an den Kaiſer Alexander gewandt. So viel ift 
gewiß, daß der Botjhafter auf Mäfigung drang, und daß er ven Schritten nicht fremd blieb, 
welche die denkwürdige Ordonnanz vom 5. Sept. 1816 zu Wege braten. Zum Lohn für feine 
Anftrengungen erhielt er 1817 den Grad eines Generallieutenants, 

Nachträglich darf ed nicht unerwähnt bleiben, wie nachdrücklich P. darauf gedrungen hatte, 
daß dem zum zweiten mal beilegten Napoleon fein Fünftiger Aufenthalt auf der Infel Helena 
angewiejen würde. „Erft dann wird Guropa Ruhe haben“, hatte er oft wiederholt, „wenn ed 
den Dean zwiſchen ji und diefen Menſchen gebracht haben wird.’ 

Jegt war für P. die Hauptaufgabe feines Lebens gelöft, vie Aufgabe, ven verhaßten Gegner 
flürzen zu helfen, in welchem er einen ‚Abenteurer‘ und den Feind aller menſchlichen Ordnung 
ſah. Die zweite Hälfte feiner Raufbahn, während welcher er zwar nicht immer, aber doch oft 
genug feine Kräfte der Befämpfung des fogenannten revolutionären Princips widmete, gehört 
mehr als die erſte der eigentlihen Diplomatie an, in welcher er von nun an als ein Stern erfter 
Größe glänzte. Im dieſe Zeit fallen feine berühmteften Depeihen, Schriftflüde, Die wir hier 
aus Mangel an Raum nicht, wie wir ed gern thäten, analyjiren können, die aber unftreitig zu 
dem Tüchtigſten gehören, das in diefem Fache geleitet worden ift. 

Daß er 1818 dem Congreß von Aachen und 1820 dem von Karlsbad beimohnte, daß er 
dann aud auf den von Verona (1822) berufen wurde und infolge deſſen eine Reife nach Spa: 
nien machte, von welcher Ghäteaubriand ald Minifter des Auswärtigen im Intereffe Frank— 
reichs großen Nugen zog; daß der berühmte Biromte in feinem Buch über den Congreß und 
deſſen Folgen, fowie aud) in feinen amtlichen Depeſchen ihm großes Lob fpendet, begnügen wir 
und anzuführen ; aber darauf müffen wir doch einigen Nachdruck legen, daß damals zwiſchen 
Rupland und Franfreih eine Intimität zu bereichen anfing, welde mit Neid von den andern 
Mächten betrachtet wurde und den Fürften Metternich, der unferm General ſchon wegen deſſen 
Behandlung der türfifh=griehifhen Angelegenheiten gram war, immer mehr gegen ihn in 
Harniſch brachte. Im Grunde war aud Graf La Ferronnays, der franzöjliche Botſchafter in 
Petersburg, nicht fein Freund; er nennt in einer feiner Depeſchen an Chäteaubriand die Reife 
P.'s nah Madrid eine unnüge, und läßt ji über ihn folgendermaßen aus: „Es ift Ihnen nicht 
unbefannt, daß ſchon jeit langer Zeit alle Beftrebungen des Hrn. von Metternich und des engli= 
ihen Gabiners dahin gehen, B. zu flürzen. In Rußland hat er zu feinem Schuge nicht eine 
einzige Stimme, und der Poften, welchen er innehat, ift ein Augenmerk aller derer in Peters— 
burg, welde Ehrgeiz haben. Der Fall des Grafen Kapodiſtrias hätte beinahe den feinigen 
nach ſich gezogen. Durch feine eigene Geſchicklichkeit jedoch und durd die Kunft, mit welder er 
die Überzeugung aufrecht erhält, daß er in Paris eine fehr wichtige Nolle fpielt, Hat er ſich zu 
erhalten gewußt; feine mit Meifterfchaft und erftaunlid) vielem Geifte abgefaßten Berichte jpre: 
hen den Kaiſer fehr an; feine intimern Briefe, in welchen ſich der Botſchafter zu Mittheilungen 
herabläßt, die ven Staatsgeſchäften fremd ind, unterhalten den Monarchen und feine nächſte 
limgebung, ja madhen ihnen jogar großes Vergnügen.” (Hier folgen fogar allerlei Infinuas 
tionen, die wir beinahe hHämifch nennen könnten.) P., durd das revolutionäre Treiben jener 
Zeit in feinen wirflid liberalen Grundfägen wanfend gemadt, hatte ſich eine Zeit lang der 
Reaction nicht abgeneigt erwiefen; damals aber, Chäteaubriand beipflichtend, zeigte er ſich ben 
Betrebungen der Heiligen Allianz durchaus nicht günftig und machte fid jo viele Beinde. Uber 
diefen Punft fönnten und die Schriften des oft undiplomatifhen Minifters viele Belehrung 
geben, wenn wir und erlauben dürften, und dabei aufzuhalten, _ 
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Gehen wir lieber zu P.'s mertwürdiger Thätigfeit in der orientalifhen Frage über, nad: 
dem wir jedod zuvor angemerkt, daß, bei Gelegenheit der Krönung des Kaifers Nikolaus 
(1826), P. in den Grafenſtand erhoben und daß ihm zugleich das Recht ertbeilt wurde zu be 
flimmen, auf wen nad ihm dieſer Titel übergeben follte. Etwas jpäter wurde er General von 
der Infanterie und Generaladjutant des Kaiferd. Seine Bruft war jhon mit dem Andreas 
orden geſchmückt. 

Die orientaliihe Frage, welde der Aufitand Griechenlands zu der brennendften Frage 
machte, ftand zu P.'s Stellung in viel näherer Beziehung , ald man auf den erften Blick anneb: 
men mödte. Seit dem Congreß von Verona war diele Frage, nachdem jie viele Jahre hindurd 
eine rein ruſſiſche geweſen war, wieder eine europäiſche geworben, und in Betreff derjelben 
waren England und Ofterreich Rußlands Widerfaher. In einem Augenblid nun, wo aufs 
neue die Intereffen die Oberhand befamen, wo fie anfingen wieder mehr zu gelten als die poli- 
tifhen Meinungen, wo Legitimität oder Revolution nicht mehr einzig und allein den Maßſtab 
zur Beurtheilung abgaben, — in diefem Augenblid, wo daher die Heilige Allianz mebr ale ein 
mal gefährdet ſchien, kam alles darauf an, für wen das ſich wieder hebende und jelbftändig füb: 
lende Frankreich Partei nehmen würde. Da Chäteaubriand über Spaniend Angelegenbeiten 
mit England in Streit gerathen war, deifen damaliger Sauptminifier, Georg Ganning, jid 
ebenfalld um Erhaltung der Heiligen Allianz wenig fümmerte, hatte er jih alfobald dem Zaren: 
reich genähert, in deffen Namen P. größere Gefälligfeit verſprach. Sein fiegreidher Gegner, 
Billele, neigte ich jodann wieder aufdie Seite Englands, bis nach ver Thronbefteigung Karl’ 8X. 
(16. Sept. 1824) auch er dem rufjiihen Einfluß nachzugeben beftimmt wurde. Der neue bour: 
bonifche Monarch theilte Chaͤteaubriand's Anficht, daß man ſich bemühen müſſe, vadurd die Do: 
naftie zu befeftigen, vaß man den Gelüften der Nation in Beziehung auf Ruhm und Bergröge- 
rung Nahrung gäbe, und er ſah wohl ein, daß bei einer jolden Politik man ſich von Rußland 
viel mehr ald von England verfptechen fönnte. Er gab daher ven Einflüfterungen des Botſchaf⸗ 
ter8 der nordiſchen Macht Gehör, welcher die Vortheile einer Allianz mit ihr geſchickt ind Licht 
zu fegen wußte. Bon der Diplomatie in allen feinen Schritten gegen die Türfei überwacht, un: 
aufhörlich mit abwehrenden Noten behelligt, war Rußland in einem Unbehagen, welchem ſchon 
Alerander in dem legten Jahre feiner Negierung ſich zu entziehen gedachte, dem aber ein Ende 
zu machen zumal Nikolaus bald nad) feiner Thronbefteigung fi entichloffen zeigte. P., welchem 
diejer Entſchluß gefiel, ſprach fich in vemfelben Sinne aus. Da er, jowie ſeine Gollegen kei 
den andern Großmächten, aufgefordert wurde feinen Math darüber abzugeben, was zu thum ſei, 
ob man dem Widerſpruche Englands und Ofterreich8 fich fügen oder dem eigenen Interefie 
gemäß vorgehen ſolle, ſchrieb er feine berühmte vertrauliche Depeidhe vom 16. Oct. 1825, ein 
wahres Meiſterſtück, welchem in den nächſten Jahren viele andere folgten. P. rieth, das eigen: 
Intereffe nit der Politik des Auslandes zu opfern, fich die Türkei nicht über ven Kopf wachſen 
und daß religiondverwandte Griechenland nicht länger im Stiche zu laffen ; und daß die Minifter 
des neuen rufjifhen Kaiſers in diefem Sinne handeln mußten, daß daraus eine augenblidlide 
Todfeindſchaft zwifchen ihrem Staat und Oſterreich entftand, weldhe nahe daran war letzteres zu 
veranlaffen, für die Türfen die Waffen zu ergreifen, ift in den Art. Meffeltode und Rite 
laus I. gezeigt. P. zeigte in feinem ganzen Benehmen, beſonders aber in den ermähnten 
Säriftflüden, die Überlegenheit, die ihm jedermann zutvaute. Schon in dev Depejche vom 
8. Aug. 1826 fonnte er melden: „Ich bemerfe im Minifterium augenfheinliche Bereitwillig: 
feit fi zu nähern und dem Faiferlichen Gabinet ih anzuſchließen.“ Da nun dieſe Bereitwillig 
feit, die er durch VBorfpiegelungen in Bezug auf die Rheingrenze unterhielt und mehrte, immer 
zunahm und, feit Graf 2a Ferronnays an der Spige des Auswärtigen Amts war, beinahe zu 
einer offenen Allianz wurde, trat P. immer fühner gegen Oſterreich auf, drang immer entjihie: 
dener auf ein rückſichtsloſes Vorgehen gegen die Türfen. Als hierauf ein erfter Feldzug (1828) 
ohne hinlängliche Refultate blieb, fpornte er jeine Regierung zur Anftrengung aller ihre 
Kräfte an, um den zweiten wirkſamer zu machen, der auch wirklich, wie befannt, die Ruſſen 
bis nad) Adrianopel führte, wo ein für ſie glorreidher Friede zu Stande fam. P.'s Depefden 
an Neflelrode vom 28. Nov. und 14. Dec. 1828 gehören unftveitig zu den denfwürbigfien 
Schriftſtücken ver neuern Diplomatie, ſowie fie auch ein helles Licht auf die Gefchichte jener 
Zeit werfen. 

Jedoch in der legtern und auch ſchon in einer frühen vom December 1826 fonnte man ſchen 
wie wenig Vertrauen der erfahrene Staatsmann auf die Haltbarkeit des bourbonijchen Negt: 
ments hatte; und daß er ihm ein fo trauriges Prognoſtikon ftellte, bekräftigt zur Genüge, das 
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feine Rathfchläge auf ein ganz anderes Verfahren hinzielten, aber fruchtlos blieben. In der Bern: 
fung Polignac’s, um ein neues Minifterium zu bilden, hatte auch er eine unbegreifliche Thorheit 
gejeben, welche der Dynaſtie zum Berderben gereichen müffe, und er machte aus diefer Anficht 
fein Geheimniß. Den „Hiſtoriſchen Studien” des Fürften zufolge wäre er fogar mit den Geg— 
nern bed Cabinets im Ginverftänpniß geweſen und hätte am Sturze dejlelben arbeiten helfen; 
„er kämpfte insgeheim gegen daſſelbe“, fagt Bolignac. Ohne fo weit zu geben, müffen wir doch 
zugeben, daß B. einen wahren Mismurh gegen dad Negierungsinftem zur Schau trug; daß er 
jodann Karl X. im Moment der Entſcheidung im Stiche ließ, ift befannt. Als die Volksbewe— 
gung audgebroden war, verfah jih ber Monarch zum piplomatifchen Korps, daß ed nad 
St. Eloud kommen würde, um ihm durch jeine Gegenwart zur Stüge zu gereihen. Mehrere 
Mitglieder ded Corps waren der Meinung, man müſſe das thun; da P. dagegen war, unter: 
blieb der Schritt, und Karl X. fiel. Der unglüdlihe Monard war berechtigt eine ganz andere 
Haltung vom Botjhafter einer Macht zu erwarten, deren Plane er noch kurz zuvor durch Die mu: 
thige Erflärung in Schu genommen hatte, er werde alle Androhungen von Feindfeligkeiten 
gegen Rußland ald perfönlich gegen ihn felbft gerichtet anfehen. In der That war dieſes Betra- 
gen P.'s jo auffallend, da man es Chäteaubriand nicht verargen kann, wenn er felbigem befon: 
dere und eigennügige Beweggründe unterichiebt. Darin wenigftend hat der genannte Kläger 
recht, wenn er behauptet, daß P. wiederum, wie früher zu Gent, den Ausihlag in Betreff des 
bourbonifhen Throns gegeben habe, freilich diedmal im entgegengefegten Sinne, 

Müßte man annehmen, der ruffiiche Botſchafter hätte wirflih aus Gigennug gehandelt, fo 
müßte man auch anerkennen, daß er fich fetbft Die verdiente Strafe zugog. Denn nad der Juli: 
revolution war feine Stellung aus allerlei Gründen nicht mehr recht haltbar. Einestheils ließ 
ed Nikolaus dem Bürgerfönig gegenüber an den gehörigen Formen fehlen, und anderntheils 
führten aud die Begebenheiten, der Aufftand Bolens zumal, Anläffe genug zu einem Bruce 
zwifchen Frankreich und Rußland herbei. Anfangs zwar beftimmte wol gerade dieſer Aufftand das 
ruſſiſche Gabinet, feinen Botſchafter nicht abzurufen, wie es fonft wahrſcheinlich gethan hätte, 
indem es hoffen konnte, ein jo angefehener und gewandter Stellvertreter koͤnne vieles verhüten, 
wozu man fi von dem Ungeftüm ver Bewegungspartei zu verfehen hätte; da aber am 17. Sept. 
1831 diefer Ungeftüm einen Auflauf um das ruſſiſche Geſandtſchaftspalais veranlaßte, war es 
auch wieder die polnische Angelegenheit, weldye den erwarteten Rüdtrittöbefehl ergeben machte, 
obſchon der Minifter des Auswärtigen, General Sehaftiani, Corſe wie P., ſich beeilte ihm in 
einem perfönlichen Beſuch feine Entihuldigungen abzuftatten. Er felbft ging nad Petersburg, 
mo er, behauptet man, ſich bemühte eine Berföhnung zu Stande zu bringen; jedoch nachdem er 
aud Berlin und Wien befucht hatte, begab er ſich nad) Verlauf einiger Monate über London 
an feinen Poften zurück. Nun fand es fi aber, daß er am 1. Jan. 1833 in Abweſenheit des 
päpftlihen Nuntius dem König Ludwig Bhilipp die Glückwünſche des diplomatischen Corps 
hätte varbringen müſſen, was Nifolaus, der auf feiner ftolgen Abneigung verharrte, nie hätte 
zugeben können. Da wurde ihm, in den legten Decembertagen zuvor, der Befehl zugeichidt, 
unverzüglich, gleihfam in Aufträgen, nad London fich zu entfernen; der Kriegszug Ibrahim: 
Paſcha's dem Taurus zu gab ihm auch wirklich in diefer Hauptfladt viel Befhäftigung. Nichts— 
deftumeniger war er am 5. März 1833 in Paris zurück und erfhien auch wieder bei Hofe, mäh: 
rend er fih im Auswärtigen Amte mit befonderer Aufmerffamfeit der Unterbandlung wegen 
Franfreihs Einmifhung in die fpanifhen Angelegenheiten widmete. Auß diefer Unterhandlung 
fonnte möglihermweife die Auflöfung ver Allianz zwiſchen den beiden Weftmächten hervorgehen, 
moran zu arbeiten Rußland längft fich zur Aufgabe geftellt hatte, 

As in England gegen Ende des Jahres 1834 die Tories wieder ind Minifterium zurüd: 
kehrten, kam dem peteräburger Gabinet viel darauf an, jie für feine Plane, den Orient betreffend, 
zu gewinnen. Die Stelle des abgerufenen Fürſten Lieven wünſchte Nikolaus mit einem Manne 
von dem höhften Anfehen zu befegen, deſſen bloße Gegenwart der neuen Verwaltung eine Stüge 
fein könnte, und der es vermödhte , jeder Annäherung zwiſchen England und Ofterreih in der 
orientaliihen Brage entgegenzutreten. Der Mann, welcher vem Kaifer dazu am geeignetiten er— 
ſchien, war P., dem perfönlich mit diefer Wahl durchaus nicht gedient war. Denn der Aufent: 
halt in Paris war ihm Bedürfniß; nirgends fühlte er fich fo wohl, fo heimifch wie da. In den 
parifer Salons war es ihm behaglih, denn er war ganz Franzoſe geworben und befaß in 
höchſter Vollkommenheit die Sprache des gefellihaftlihen Umgangs. Wir haben darüber unter 
anderm dad Zeugniß der befannten Frau von Smwetihin. Bon einem Beſuch — den er 
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ihr gemacht, ſchreibt ſie alſo: „Dieſe zwei Stunden, die er mir geſchenkt hat, ſcheinen mir das 
Unterbaltendfte und Pikantefte, das jih nur denken läßt. Wie viel muß nit von diejem jo 
originellen, fo richtigen, in jeinen Reden jo malerifhen und jo belebten Geifte in jeine Depe 
ſchen übergeben. Er gibt feinem Gedanfen und allem, was er befchreibt,, Leben. In dem Gent: 
der Memoiren mürde diejer Mann das Höchſte leiten, und wenn er die ſeinigen nicht ſchreibt, 
fo ift dies ein Verluſt, ven man beflagen muß.” P.'s Herz hing aljo an Paris; da ihm aber 
Meffelrode verſprach, ihn in kurzem wieder dahin zurüdgehen zu laſſen, mußte er, nad eini- 
gem Anſtande, ſich doch entſchließen Die Verſetzung jenfeit des Kanals ſich gefallen zu laffen. 

Kaum war er in London angefommen, ald er durch den Kaijer erfuhr, daß der Thronfolger 
Großfürft Alerander auf der Reife, welde er für ihn ald Schluß feiner Erziehung angeordnet 
hatte, daſelbſt eintreffen werde (1835). Fürſt Lieven begleitete den Prinzen ald Hofmeifter; 
Nikolaus trug aber feinem Botſchafter auf, denſelben in den höhern und höchſten Kreifen Eng- 
lands einzuführen und ihm mit Rath und Weifungen aller Art zur Hand zu fein. Died hatte 
für P., der nahezu ein Siebziger war, eine große geiftige Ermüdung zur Folge, welde jeiner 
Geſundheit um jo nachträglicher wurde, ald er ohnehin allen feinen bisherigen Gewohnheiten 
hatte entjagen müſſen, und ald außerdem der Zwed nicht erreicht wurde, zu welchem ihm der 
neue Wirkungskreis angewiefen worden war. P. fam 1839 um feine Entlaffung ein, und ald 
im folgenden Jahre Guizot die Stelle des franzöſiſchen Borihafters in London antrat, fand 
er ſchon den Veteranen der Diplomatie nicht mehr an dem unerwünjchten Poften, jondern ſtatt 
feiner den Baron von Brunnow, dem die orientalifhen Angelegenheiten jpeciell anempfehlen 
waren. P. hatte ih nad) Paris zurücgezogen und war franf; er erhielt jich indeß nod einige 
Seit, bis er, nad) vollendetem vierundfiebzigften Jahre, am 15. Febr. 1842 jeine mühenolle 
und durd die nambafteften Dienfte ausgezeichnete Laufbahn ſchloß. Die Millionen, welche er 
angehäuft hatte, gingen theils auf feinen Neffen, theild auf einen Adoptivſohn über, was bin 
und wieder über deren Grwerbung gejagt und gejchrieben worden ift, übergeben wir mit Still: 
ſchweigen. Reicher als die Millionen machte ihn der Bejig hoher intellectueller Güter, einer 
tiefeingreifenden Bildung, welche auch in feinen diplomatiſchen Schriften unverkennbar ift, einet 
tiefen Gemüths, dem die Religion Bedürfnig war; und befonderd müſſen wir ihm zur Ehre 
anrechnen, da er im Getümmel der Staatdgefhäfte und im Treiben der vornehmen Welt nidt 
den Sinn für geiftige Unterhaltung und für Poejte verlor, daß er, wie Villemain verfiden, 
ein jo leidenſchaftlicher Verehrer Dante's war, daß er gern im Geſellſchaftökreiſe ein Stück aus 
der „Divina commedia’’ vorlad und commentirte. Neben der viplomatiihen GeichicklicgkeitP.: 
gereicht ihm aber zum bleibenden Ruhm jeine Beharrlichkeit. Nach dem Sturze Napoleon’: 
ſchien er, obgleich rufjiiher Botſchafter und, wie wir glei anfangs bemerft haben, Kosmopolit, 
er ſchien, jagen wir, dem foeben angeführten Schriftftelfer zufolge, nur noch von dem einen &k- 
danfen beherrſcht, das in feinen natürlichen Grenzen gehaltene Frankreich jih eine vernünftig: 
und gemäßigte Regierung geben zu ſehen. 3.9. Schnigler, 

Präventivjuftiz, ſ. Polizei. 

Preſſe, Preßfreibeit, Preßgefeggebung. I. Weien und Wirffamfeit der Prefir. 
Die Buchpruderpreife und ihr Ergebnif, der Bücherdruck, oder die mehanijhe und darum m: 
endlich bejchleunigte, erleichterte und ausgebreitete Vervielfältigung von Schriftwerken oder 
Erzeugniffen menjhlihen Denfens, hat befanntlih eine der gemwaltigften Nevolutionen im 
Staats: und Eulturleben der modernen Völker hervorgebradt. Gin kurzer Umblick auf die 
ungeheuern Wirkungen diefed Culturfortſchritis ift nöthig zur richtigen Beurtheilung jowel 
der Stellung der Preffe im Geſammtorganismus des modernen Lebens, ald aud der ü 
Bezug auf fie von den Staatögewalten in den verjchiedenen Zeiten und Ländern ergrifeme 
Mapregeln. 

Die allgemeinfte Wirkung der Preffe over des Buchdrucks ift die Verbreitung der jänkäd 
ausgedrückten Gedanken in viel weitern Kreifen und mit viel größerer Schnelligkeit, ald bit 
durch das bloße Abjhreiben ver Bücher jemald auch nur im entfernteften möglich war. Bent 
früher die in Schriften niedergelegten Ioeen fanımt der darauf begründeten geiftigen Bewegung, 
Bildung und Aufklärung immer nur das Gigenthum einer Kleinen Minderheit, einer Ariftofeatie 
derer blieben, welche durch bevorzugte Rebensftellung in der Yage waren, die Koften der theuern 
Abihriften zu beftveiten, jo wurden fie jegt mehr und mehr ein Gemeingut aller Klaflen der 
Geſellſchaft. Und nicht dies allein. Der rafchere Umfag, welchen das geiftige Kapital durch dieſ 
ſchnellere und leichtere Verbreitung erfuhr, wirkte befruchtend auf die geiftige Thätigkeit ſelbũ 
zurüd, Jede neue Idee ward fchnell weiter gegeben, beſprochen, mit andern Ideen vwergliden, 
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weiter audgebildet, berichtigt, widerlegt oder beftätigt, und fo entſtand allmählid aus dem 
Borrath diefer auf den Öffentlihen Marft gebrachten, immerfort vermehrten, ſich gegenfeitig 
ergänzenden, verbeflernden, befämpfenden Ideen dasjenige, mas man heutzutage die Öffentliche 
Meinung (f. d.) zu nennen pflegt. 

Ganz befonders geſchah dies auf ven Gebieten, welche weniger dem abgezogenen Denfen des 
Gelehrten ald der allgemeinen Berwegung des Lebens und dem mannidfahen Wechfelipiel der 
Intereffen, Empfindungen, Beftrebungen der verfchiedenen gefellihaftlihen Stände angehörten. 
Das religiöje und firdliche Leben, welches zur Zeit der Erfindung der Buchdruckerkunſt eine fo 
hervorragende Rolle fpielte, nahm das neue Gulturmittel der Preſſe zuerft und am lebhafteften 
in Anſpruch. Die firhlihen und confeifionellen Streitfchriften füllen fogleih im erften Jahr: 
hundert nah Erfindung der Buchoruderfunft, zumal in dem Vaterlande dieſer Erfindung, 
Deutſchland, den breiteften Raum. Das geiftige Leben Deutſchlands im Neformationdzeitalter 
ift zu einem großen Theile beichloffen und ausgeprägt in den gedruckten Briefen, den Tifchreven, 
den Flugſchriften Luther’, ven Briefen und Streitfgriften feiner Gegner over Genoffen, eines 
Zwingli, Karlfladt, Münger, Hutten, Grasmus, Pirkheimer u. a. m., in den fatirifhen Briefen 
der Dunfelmänner und den jonfligen Schriften ver Humaniſten. Ebenfo bedienen ſich die nad: 
folgenden firdlidpolitiihen Kämpfe zwifhen Katholiken und Proteftanten, Rutheranern und 
Reformirten, Redtgläubigen und Freidenkern allezeit ald ihres kräftigften Hebels der Preſſe 
und jegen eine reichhaltige Yiteratur von Streitſchriften ab, befonders in jener leihtern Form lofer 
Blätter oder Flugſchriften, welche ver Tag gebiert und verweht, welche aber doch in der allgemeinen 
geiftigen Bewegung ber Zeit mehr oder minder bleibende Spuren zurücklaſſen. 

Noh wihtiger ward diefe Tagetliteratur oder Tagespreſſe, wie man fie genannt hat, auf 
dent eigentli politiichen Gebiet — um fo viel wichtiger in dem Maße, ald Hier der Anlaß zur 
Einwirkung auf die Gefinnungen der Menſchen und auf die Imgeflaltung der gegebenen Lebens— 
verhältniſſe ein noch viel mannichfaltigerer, größtentheild auch dringlicherer war. Schon in der 
Reformation trat dieſes politiiche Moment in der Tagrsliteratur ſehr beveutfam und einflußreich 
zu dem firdliden oder religiöfen hinzu. Nod mehr war dies der Fall im folgenden 17. Jahr— 
hundert, wo in Deutfhland der Dreifigjährige Krieg, in England die große politifd- 
firhliche Revolution eine Flut tagespolitifcher Pregerzeugniffe halb kirchlicher, Halb weltlidher 
Richtung hervorrief. 

Stärfer und namentlich ftetiger ward ver Einfluß der Preffe, ſeitdem in regelmäßig wiederfeh: 
renden, immerfort auf venjelben Gegenſtand gerichteten Bublicationen (Zeitfehriften, Zeitungen, 
Zagedblättern) die Öffentliche Meinung nad) ihren verfchiedenen Nihtungen und Schattirungen 
ihren beflimmten Ausprud und ein ununterbrochen fortwirfendes Mittel der Ideen verbreitung 
fand. Schon ſeit der Mitte des 17. Jahrhunderts treten die erſten Publicationen dieſer Art in 
der Form wiſſenſchaftlich— fritiiher Zeitichriften auf; die politifchen find von etwas fpäterm 
Datum. Die ftrenge Überwachung, welche fhon damals das gedrudte Wort von feiten ver 
Staatdgewwalten erfuhr, brachte die fonderbare Wirkung hervor, dag man eine Zeit lang, mit 
Beifeitefegung des längfibefannten und geläufigen Mitteld der Verbreitung durch den Drud, 
zu der Vervielfältigung durch Die bloße Handihrift zurückkehrte. Es gab gefhriebene Zeitungen, 
die man heimlich von Hand zu Hand weiter gab, um dem Auge der Polizei zu entgehen. In 
Wien z.B. eriftirten mehrere folhe gefhriebene Zeitungen fhon um das Jahr 1670, und ähn— 
liches berichtet von England noch aus etwas früherer Zeit Macaulay. Doch gab ed in England 
gegen das Ende des 17. Jahrhundert? auch ſchon verfchiedene gedruckte Zeitungen, in Deutſch⸗ 
land und anderwärtd um weniges fpäter. 

Wenn wir den gegenwärtigen Umfang und Einfluß der Preſſe, und ganz befonderd ber 
Tagesprefle, überbliden, fo jpringt die ungeheuere Macht und die ganz eigenthümliche Bedeu— 
tung berfelben für das moderne Gulturleben fofort in die Augen. Vergleichen wir namentlich 
die Bewegung des öffentlichen oder politifchen Rebens im Altertfum, und zwar in den Staaten, 
wo bajjelbe am regften war, mit der unferd heutigen, fo fällt uns der wichtige Unterſchled auf, 
welchen der Mangel einer Preſſe dort, und die Wirffamfeit verjelben bier hervorbringt. Cine 
noch fo feurige und gewaltige Beredſamkeit der Volfsredner auf dem römischen Forum oder der 
griechiſchen Agora reiht in der Nachhaltigkeit und Ausbreitung ihrer Wirkungen nicht entfernt 
an den, fheinbar zwar minder glänzenden und in der That minder unmittelbaren, aber fletigern 
und darum auf die Länge jlegreichern Ginfluß der heutigen Tagespreſſe hinan, melde legtere 
nicht blos neben den parlamentarifhen VBerfammlungen, fondern aud auf diefe und durch fie 
auf vie Öffentliche Meinung und die beftehenden Gewalten wirft. Der Hauptvorzug der Thätig- 
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keit dieſer Preſſe vor der bloßen mündlichen Beredſamkeit, welche im Alterthum der einzige Hebel 
ber oͤffentlichen Meinung war, iſt übrigens weniger noch die Stärke und Nachhaltigkeit als ver 
ungleich mehr durchgebildete und geläuterte Charakter ihres Einfluſſes. Die blos münplige 
Beredfamfeit wird immer verfucht fein, fich an die zunächſtliegenden Beweggründe menſölichen 
Handelns, an die Leidenihaften oder die Brivatintereffen des einzelnen oder eines örtlid ab: 
gegrenzten Bruchtheild ver Gefammtheit zu wenden; bie Prefle, deren Ausiprüde nicht, wie 
das geſprochene Wort, der leihterregbaren augenblidlihen Stimmung des Hörers, ſondern 
der ruhigen Prüfung und Überlegung des Leſers unterliegen, fann blos dann zu mwirfen, zu 
überzeugen, zu beeinfluffen hoffen, wenn ſie ihre Sache mit den höchſten, auf allgemeinfle Aner: 
fennung Auſpruch habenden Gründen verfiht. Zwar mag in der Hitze des Kampfes politiſcher 
Parteien auch die Preſſe oftmals der Verſuchung unterliegen, daß fie, ftatt zu überzeugen, nur 
zu überreden ftrebt, daß jie, ftatt an die Vernunft, an bie Leidenſchaften appellirt und, ſtatt mit 
Gründen, mit Pbrafen und Schlagwörtern fiht; allein auf dieſem Gebiete, wo es nicht 
augenblickliche, ſondern bleibende Erfolge gilt, mo nicht der enge Kreis, der vielleidt, von 
der Stimme der Leidenschaft fortgeriffen, dieſer Beifall Elatfcht, fondern wo die ganze civilifirte 
Menſchheit das Tribunal bildet, von welchem der endgültige Spruch über Recht oder Unrecht, 
Sieg oder Niederlage gefällt wird, bier kann ungleich weniger ald dort die Kunft der Täu— 
fhung, ver Gebrauch unechter oder gar unebler Waffen triumphiren. Mit Recht hat man gejagt: 
Die Preſſe heilt am beften felbjt die Wunden, die fie ichlägt, hebt Die Misbräuche, die natürlich 
auch bei ihr nicht ausbleiben, durch ihre eigene Kraft wieder auf und läßt, je weiter fie im ührer 
Entwidelung vorfchreitet, folde Misbräuche immer feltener hervortreten und immer obnmädtiger 
werben gegenüber der ſiegenden Gewalt ihrer wohlthätigen Ginflüffe. 

U. Die Geſetzgebung über die Preije. Ihre Gefhihte in Deutſchland bie 
zum Ende des vorigen Jahrhunderts. Die Gewalt und Tragweite des durch die Bud: 
druckerpreſſe geſchaffenen neuen Mitteld ver Gedanfenverbreitung konnte ben Machthabern nicht 
entgehen. Zugleich bot die Art, wie dieſes Mittel in Wirkſamkeit gejegt wurde, eine bequeme 
Handhabe zu einer, wenn nicht gänzlichen, doch theilweifen Aufhebung oder Abſchwächung diejer 
Wirkungen dar. Die maflenhafte Vervielfältigung von Schriften dur einen umfängliden 
Apparat mehanifher Vorrichtungen ließ fich viel weniger leicht im geheimen und unbemerkt 
vollziehen als die Fertigung einzelner handſchriftlichen Copien. Hatte man daher bei legterer 
ih damit begnügen müffen, gefährlich erſcheinende oder überhaupt misliebige Schriften, ſoweit 
fie aufzufinden waren, zu vernichten, jo fonnte man jetzt den Drud und das Erfcheinen folder 
im voraus verhüten oder wenigftend an eine vorgängige Erlaubniß der Behörden binden, 
welde nur dann ertheilt ward, wenn der Inhalt des zu Drudenden entiwerer von Haus auf 
unverdächtig erfchien oder durch Befeitigung midfälliger Stellen gereinigt war. 

Es war natürlid, dag, wie die Preſſe jelbit, gemäß ver vorberrihenden Zeitrichtung 
ihre Hebel zuerft auf kirchlichem Gebiete anfegte, fo aud von Firdlicher Seite die erften Maf: 
regeln zu ihrer Überwahung und Beihränfung ergingen. Papſt Alerander VI. (1492) gilı 
für den Erfinder der fogenannten präventiven Büchercenſur, welde dann von Leo X. (1515) 
weiter ausgebildet, vom Triventinifhen Concil beftätigt und förmlich ala kirchlich-politiſche 
Anftalt organifirt ward, indem letzteres beftimmte, daß ohne vorausgegangene Durchſicht um 
dem Bude vorzudrudende Genehmigung (Imprimatur) des geiftlihen Obern feine Schrift 
gedruckt werden dürfe. Nicht blos gegen die Verfaffer, jondern auch gegen die Leſer der ver 
botenen, religionswidrigen Bücher wurden Strafen angedroht, und damit jih niemand mi 
Unmiffenheit entſchuldige, entftand ver von der Gurie gefertigte und publicirte index libroram 
prohibitorum. 

Im Deutihen Reiche flieg dieſe geiſtliche Cenſur auf Hinverniffe, wenigftens jolange der 
ritterlie Kaiſer Maximilian I. vegierte, Als Hutten's ‚Briefe der Dunkelmänner“ von Leo X. 
‚in einer Brrdammungsbulle verboten wurden, welche die Strafe des Bannes über jeden and: 
ſprach, der die Briefe lefen würde, und die Befiger von Eremplaren verfelben verpflichtete, ſie zu 
verbrennen, hatte dieſe Maßregel in Deutſchland fo gut wie feinen oder nur den entgegenge: 
jegten Erfolg, daß jene Satiren auf geiftlichen Zelotismus und gelehrten Pedantismus um Io 
eifriger gelefen wurden und eine Menge von Nahahmungen im gleichen Geifte bernorrieien. 
An dem Kaijer felbit und deflen nächiten Umgebungen, ja auch an dem Kurfürft:E@rzbiltel 
Albrecht von Mainz fand Hutten Breunde und Beſchützer. Ebenſo hatten die Schriften Luthere 
gegen bie Misbräuche der Kirche ihre ungebinderte Verbreitung. 

Died änderte ih nah Marimilian'd Tode, als der in den Traditiouen Spaniens, dei 
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Mutterlanded der Inquiſition, erzogene Karl V. den deutſchen Kaiferthron beflieg. Kurfürft 
Albrecht ſelbſt ward eingefhüchtert: er verbot, Bücher gegen den Römiſchen Stuhl in Mainz zu 
pruden, und bedrohte mit der Strafe ded Bannes alle, welche Hutten ſche oder ähnliche Schriften 
kaufen oder lejen würden. Gegen Luther und feine Schriften erfolgte von Nom aus eine Bann 
bufle, und in Mainz wurden diefelben verbrannt. Auf dem Reichsſtag zu Worms (1521) erließ 
Kaiſer Karl V. mit Zuftimmung einer Zahl von Reichsſtänden (jedoch nit nad) einem ord⸗ 
nungsgemäßen Reihstagsbeihluß) das jogenannte Wormſer Evict gegen die Schriften Luther's 
und feiner Anhänger. Der Kaifer ſuchte nun auch eine weltliche Genfur förmlich einzuführen, 
erreichte aber bein Neihätag zu Nürnberg (1524) nur fo viel, daß bejchloffen ward: „Cine jede 
Obrigkeit jolle bei ihven Drudereien und fonft allenthalben nothdürftig Einfehens haben, damit 
Schmachſchrift und Gemälde hinfürter gänzlich abgethan und nicht weiter ausgebreitet werden.” 
58 bezog ſich Died aljo nur auf Die eigentlihen Shmähihriften und Garicaturen, welche damals 
ſehr überhandgenonmen hatten und auch des Kaiſers nicht jchonten. 

Erſt auf dem Neihstag zu Speier (1529) ward eine förmliche Genjur für dad ganze Rei 
eingeführt. Doch jollte diefe Maßregel nur eine proviforifche fein bi8 zur Audgleihung ber 
Religionsftreitigfeiten, auf die man damals nod hoffte. Indeſſen ward diefe Verorbnung 
vielfach misachtet, ſodaß ſchon im folgenven Jahre (auf vem Reichstag zu Augsburg 1530) 
eine neue, geſchärfte Verordnung erging. 

Alte dieſe, ſowie jpätere Verordnungen, 3.8. von 1570, wurden aber immerfort wieder übers 
treten, daher man für nöthig fand, ihren Inhalt in der Reichspolizeiordnung von 1577 aber: 
mals einzujdhärfen. Es ward darin den Buchdruckern, Verlegern und Verkäufern von Büchern 
bei ſchwerer Geldſtrafe und Androhung der Entziehung ihres Gewerbes ftrengftend unterfagt, 
„Schritten, große oder Eleine und welden Namen fie baben möchten, zu veröffentliden, ſofern 
diejelben nicht zuvor durch die ordentliche Obrigkeit des Orts, oder deren Verorbnete befichtigt, 
und der hriftlihen Kirhenlehre, fowie den aufgerihteten Neihsabihieden gemäß befunden 
wären.” Wie man ficht, ging die Hauptabſicht der damaligen Genjur immer noch auf 
die Verhütung kirchlicher Keßereien und Streitigkeiten; doch it auch ſchon der politiſche 
Geſichtspunkt und fogar der Schug der Privaten vor Shmähungen und Beleidigungen in den 
Worten bemerfbar: „Darzu daß jie nit aufrühriſch oder ſchmählich, es treff gleich hohe 
oder nievere Stände, gemeine, oder fondere Perſonen.“ Ferner werden die Buchdrucker und 
Verleger verpflichtet, „in allen Büchern den Autoren oder Dichter ded Buchs aud feinen, 
des Iruders Namen, deßgleichen die Stadt oder das Dirt, Da e8 getrudt worben, mit Namen 
zu benennen und zu vermelden“. Ebenſo wird vor „pasquilliſchen Gemählten, Abgüffen, 
Schnigereien ” u. ſ. w. fhrengftens gewarnt. Auch follen nicht blos die Verfäufer, fondern 
aud „die Käufer und alle, bei denen ſolche Bücher, Shmähfhriften, Gemählte, Basquille ır., 
jte jeien geichrieben, gemalt oder gedruckt, gefunden werben, gefangen genommen und be: 
fragt, nöthigenfalles ſogar peinlich inquiriret werden, von wen ſie diefelben haben, bis man 
endlich zu dem wirkliden Urheber gelange”. Balls die Obrigfeiten in der Verfolgung folder 
Schriften nachläſſig wären, follte der kaiſerliche Fiscal diefelben zur Anzeige bringen und das 
Reihsfammergericht die nöthigen Strafen verhängen. Der beſſern Gontrole halber warb ver: 
ordnet, daß die Buchorucdereien nur in den Nefidenzen der Kurfürften und Fürften, an Univer- 
jitätdorten oder in anſehnlichen Reichsſtädten geduldet, alle Winkelorudereien aber abgefhafft 
werden follten, auch folle fein Drucker zugelaffen werden, der nicht zuvor von feiner Obrigkeit 
ebrbar und tauglich befunden und mit feierlihem Eide dazu verpflichtet worden, fih in feinem 
Gewerbe ven jegigen und fünftigen Reichsabſchieden gemäß zu bezeigen. 

Zur Handhabung diefer Verordnungen ward in Frankfurt a. M. eine beſondere kaiſerliche 
Büchercommiſſion niedergefegt und diefer die Uberwadhung aller im Reich erſcheinenden, oder 
von auswärts eingehenden Schriften anvertraut. Sowol diefe Commiſſion, als der Faiferlide 
Fiscal bei ven Reichsgerichten waren beauftragt, ſolche Druck- over Bildwerke, welche wider bie 
Meichögrunngejege in Glaubens- oder Staatsſachen verftießen, zu confidciren, deren Urheber, 
Druder und Verbreiter aber zur Strafe zu ziehen. 

Allein dieſe Anordnungen waren, wie alles, was vom Neid ausging, ziemlich machtlos. 
Daſſelbe war ver Fall mit der in $. 50 des Weftfälifchen Friedens an die Obrigfeiten beiverlei 
Befenntnifjes gerichteten Mahnung, feine gegen den Religionsfrieden oder gegen dieſe neuefte 
Übereinfunft gerichteten Schriften paifiren zu laſſen. Die Wirkfamkeit ver kaiſerlichen Bücher: 
commiſſion reichte kaum über Frankfurt hinaus. Mehrere der größern Stände, wie Preußen 
und Sachen, erklärten geradezu deven Verfügungen in ihren Rändern für unvollſtreckbar, Gin 
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thatſächlicher Beweis ihrer Ohnmacht lag darin, daß, obſchon die Büchermeſſe längſt von Frankfurt 
nach Leipzig übergeſiedelt war (eben um ſich ver Aufſicht der kaiſerlichen Büchercommiſſion zu ent: 
ziehen), die letztere nicht wagte, ihren Sitz gleichfalls dahin zu verlegen, wohl wiſſend, daß ſie dort 
feinen Gehorſam finden werde. Vergebens erließ Kaiſer Karl VI. im Jahre 1715 ein Sdict zur 
Einſchärfung ver reichögefeglihen Beftimmungen über die Preſſe. Trotz der Berfiherung am 
Schluſſe deſſelben: „Wir meinen e8 ernftlich mit Urkund diefes Briefs“, hatte das Edict ebenfo 
wenig Erfolg wie bie in jeder neuen Wahlcapitulation wiederfehrenden Erinnerungen an bie 
betreffenden Reichsgeſetze. Erſt die Franzöſiſche Revolution und die davon befürchtete Rüdmir: 
fung auf Deutihland gab Veranlaffung zu Schritten beim Reichstag wegen Einführung ge: 
meinfamer Mafregeln zur Befchränfung der eingeriffenen „grenzenloſen Preßfrechheit“, aber 
aud da noch fand das Inabhängigfeitäftreben der größern Regierungen ven Zuflandefommen 
einer folden Gemeinfamfeit im Wege. 

Unter diefen Umſtänden konnten auch die kaiſerlichen Wahlcapitulationen aus diefer Zeit — 
ſowol diejenige Leopold's II. von 1790 (dadurch bemerkenswerth, daß fie zuerſt mit deutlichen 
Morten die Genfur über den Bereich der bloß theologischen Literatur hinaus erftredte, indem 
fie vorfchrieb, „daß feine Schrift, die mit den guten Sitten nicht vereinbarlich ſei, ober 
woburd der Umſturz der beftehenden Verfaſſung, oder die Störung der öffentlichen Ruhe 
befördert werde, zu Drud verftattet werden ſolle“) ald die Franz' I., 1792 (melde wieder 
mehr den kirchlichen Standpunft betonte) — eine durdgreifende Wirkung nicht äußern, blieben 
vielmehr in ihrer praftifchen Geltung faft nur auf die Gebiete der kleinſten Reichöſtände und der 
Freien Reichsſtädte beſchränkt. 

Was die einzelnen deutſchen Staaten betrifft, fo war in Brandenburg: Preußen eine Cenſut 
vor dem Drucke zuerft im Jahre 1654 eingeführt worden, jedoch nur für theologiſche Schriften. 
Später, unter König Friedrich Wilhelm J., wurden auch die in Berlin erfcheinenden politifägen 
Zeitungen einer gewiffen vorgängigen Auffiht unterworfen. Gegen die von diefem König auf 
den Nath des Freiherrn von Gocceji beabſichtigte Einführung einer allgemeinen Genfur remon: 
ftrirte das Generaldirectorium freimütbig und mit Erfolg. 

Gine ver erften Negentenhandlungen Friedrich's II. war der Befehl, „daß dem berliniſchen 
Zeitungsſchreiber eine unbefhränfte Freiheit gelaffen werben folle, in dem Artikel von Berlin, 
von demjenigen, was bierfelbft vorgeht, zu ihreiben, was er will, ohne daß ſolches cenfirt werden 
ſoll, weil Solches Diefelben divertire, dagegen aber auch fodann fremde Miniftri ſich nict 
würden befchweren fönnen, wenn in den hiefigen Zeitungen bin und wieder Passagen anzu: 
treffen, fo ihnen misfallen könnten‘. Der König hatte perſönlich hinzugeſetzt: „Gazetlten, 
wenn fie interessant fein follen, müffen nicht genirt werben.” Dod war der königliche Befehl 
von folgender Mahnung begleitet: „Wegen des Artikels von Berlin ift dies indistincete zu 
observiren, wegen auswärtigerPuissancen abercum grano salis und mit guter Behutſamkeit.“ 
Indeß fheinen die Zeitungsredactionen nad) des Königs Anſicht nicht genug cum grano salis 
verfahren zu fein, denn fhon im December veffelben Jahres ward ihnen die Genjurfreibeit 
wieder genommen, Überhaupt gab es jehr beflimmte Grenzen, jenjeit welcher ſelbſt Friedrich 
die freie Kritik des öffentlihen Worts nicht duldete. Gegen jich ſelbſt lieh er befanntlich ſchreiben 
und druden, was man wollte, wie die befannte Gefhichte mit dem Pasquill beweift; dagegen 
geftattete er nicht leicht die Antaftung gewiffer allgemeiner NRegierungd: und Verwaltunge: 
grundfäße und ebenfo wenig die Mittheilung oder Beleuchtung von Ihatjahen der auswär— 
tigen Politik. 

Auch über die ausländifhen Zeitungen übte er ſtrenge Aufficht ; im bairifhen Erbfolge: 
frieg wurden die in Brüffel und Köln erfcheinenden franzöfifhen Zeitungen und die „‚Sranffurter 
Oberpoſtamtszeitung“ für die ganzen preußifchen Lande bei 50 Dufaten Strafe verboten. Den 
berliner Drudern ward fchon 1742 bei fhwerer Strafe angefagt, feine uncenfirten Bücher zu 
druden ; im Jahre 1747 wurde die Cenſur aller Schriften in der ganzen Monarchie der berliner 
Akademie der Wiſſenſchaften übertragen, diefe Verordnung jedoh im nächſten Jahre wegen ber 
dagegen aus allen Landestheilen eingehenden Beſchwerden wieder aufgehoben. Eine Zeit lang 
trat nun thatfächlic völlige Genfurfreiheit ein; dagegen ward ein Buchdrucker wegen Verdffent: 
lihung einer die chriſtliche Neligion angreifenden Schrift auf die Feftung geiegt. Im Jahre 
1749 endlich willigte der König auf den befondern Antrag des Juftizminifteriums in de 
MWiederherftellung dev Genfur, jedoch mit dem ausdrücklichen Bedeuten: „Es ſoll zu Felder 
Genfur ein ganz vernünftiger Dann ausgelucht und beftellt werben, der eben nicht alle Kleinig 
feiten und bagatelles releviret und aufmutzt.“ Es erſchien nun das allgemeine Genfunedid 
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vom 11. Mai 1749, welches bis zu des Königs Tode in Kraft blieb. Der Akademie der Wiffen- 
ſchaften ward völlige Genfurfreiheit verliehen, die Cenſur der auf Univeritäten erfcheinenden 
Bücher den Facultäten überlaffen, politifhe Schriften den auswärtigen Departement, Fleine 
Gedichte und ähnliche Flugichriften den Magiftraten und Negierungen zur Durchſicht vor dem 
Drude zugewiefen. Als Inftrustion für die Genforen war folgende Weifung beigefügt: 
„Bei diefer vorgefchriebenen Genfur iſt unſere allergnädigſte Abficht keineswegs dahin gerichtet, 
eine anfländige und ernfthafte Unterſuchung der Wahrheit zu hindern, fondern nur vornehmlidy 
Demjenigen zu fleuern, was ven allgemeinen Grundfägen der Religion, der moralifhen und 
bürgerlichen Ordnung entgegen iſt.“ Auswärts gedrudte, blos von preußifhen Buchhändlern 
verlegte Schriften wurden durd ein ausdrückliches Reſeript 1775 von der Genfur befreit, da fie 
obnedem an dem Ort-ded Drudes cenfirt werben müßten und der Verleger doch immer bafür 
verantwortlich bleibe. Überhaupt aber blieb, folange der große König lebte, der Preffe, mit 
Ausnahme der oben angedeuteten Beichränfungen, die größte Freiheit geftattet. 

Ganz anders ward jedoch der Zuſtand der Preffe unter feinem Nachfolger, Friedrich Wil: 
belm Il. Aud Hier war e8 wiederum das Gebiet der Religion, weldes zu einer Beihränfung 
der Preßfreiheit die erſte Beranlaffung gab. Der König hatte im Jahre 1788 das berüchtigte 
Religionsedict zum Schuß der frengen Kirchenlehre gegen eine freimüthige Kritif erlaffen. 
Diefes Epict ſelbſt ward aldbald von der Vreife lebhaft angegriffen, und das Kammergericht, 
noch von dem Geift Friedrich's des Großen erfüllt, ftellte ven Grundfag auf, es fei erlaubt, 
Geſetze zum Gegenſtand gelehrter Unterfuchungen zu machen. Um alfo das Neligiondedict jelbft 
zu fhügen, erließ der König am 10. Sept. 1788 eine Cabinetsordre an den Großkanzler 
von Garmer, worin es beißt: „Da Ich vernebme, daß die Preffreiheit in Berlin in Preß— 
frechheit ausgeartet und die Büchercenfur völlig eingefchlafen ift, mithin gegen das Religions: 
ebiet allerei aufrührerifche Schriften gedruct werden, fo habt Ihr gegen den Buchdrucker und 
Buchhändler fofort fiscum zu exeitiren und Mir übrigens Vorfchläge zu thun, wie die Bücher: 
cenfur auf einen befieren Fuß eingerichtet werden fann. Ich will Meinen Untherthanen alle 
erlaubte Freiheit gern accordiren, aber Ich will auch zugleidh Ordnung im Lande haben, welde 
durch die Zügellofigfeit der jett fo genannten Aufklärer, die ſich über Alles wegfegen, gar fehr 
gelitten hat.” So entftand das Genfuredict vom 19. Dec. 1788, welches die Ginreihung aller 
im Zande herauszugebenden Schriften zur Genfur verordnete, dagegen den Verfallern und 
Berlegern einen Beſchwerdeweg gegen die Ausſprüche der Cenſurbehörde eröffnete und Verleger 
und Druder von der DVerantwortlichfeit für die unter Genfur gedrudten Schriften losfprad. 
Die Eenforen verwies man anfangs noch auf das Friederictanifche Cenſurediet, ſpäter aber em= 
pfahl man ihnen befondere Strenge gegen alle Schriften, „welche vie Wahrheiten ver Religion, 
insbefondere der hriftlihen, angreifen oder gar zum Gegenftand des Spottes machen, oder 
Grundfäge und Mafregeln der Regierung antaften und durch Grübeleien zu unridtiger An— 
wendung misverftandener theoretifcher Säge verleiten”. Das Kammergericht blieb indeflen auch 
jet, fomweit e8 fonnte, feinen Grundfägen in Bezug auf die Preffe treu. Als eine vom Genfor 
zugelaffene Schrift hinterher confiscirt ward und der Verleger deshalb den Genjor um Schaden= 
erſatz belangte, entichied der genannte Gerichtshof: „Der Genfor habe mit vollem Recht den 
Buche die Druderlaubniß ertheilt, denn wenn es auch richtig wäre, daß die Einführung eines 
allgemeinen Landeskatechismus von der Regierung befchloffen und diefer Beſchluß dem Genfor 
befannt gewefen, jo fönnte doch die Widerlegung falſcher und ſchwacher Gründe, welche dafür 
ftreiten follten, nicht als ein Hinderniß dieſes Vorhabens betrachtet werden; ja felbit wenn Feine 
beffern Gründe dafür angeführt werden fünnten, würde doc die Negierung vernünftigerweife 
nichts mehr wünſchen müſſen, ald daß vor der wirflihen Ausführung des Vorhabens die 
Gründe für und wider in ihrer ganzen Stärke gezeigt werden möchten. Der Beklagte hätte 
fogar die der Regierung ſchuldige Ehrfurcht verleht, wenn er angenommen, jie wolle lieber den 
einmal gefaßten Borfag blindlings ausführen als beffern Gründen Gehör geben, und er ver: 
diene Öffentlihen Danf, daß er ohne Nebenabfichten, als ein gewiffenhafter und verftändiger 
Staatödiener, feine Stimme abgegeben und, fo viel an ihm fei, die Nechte der Vernunft und die 
mit ihnen verbundene Ehre der preußischen Regierung aufrecht erhalten habe.’ Infolge folder 
Erfahrungen wahrſcheinlich war ed, daß durch ein beſonderes Nefeript vom 26. April 1794 
dem Kanmergericht befondere Strenge gegen alle die Schriften eingefhärft wurde, „welche die 
Wahrheiten der Religion, insbefondere ver chriſtlichen, angreifen oder gar zum Gegenftand des 
Spottes machen, oder Grundfäge und Maßregeln der Negierung antaften und durch Grübeleien 
zu unrihtiger Anwendung mieverjtandener theoretifher Säße verleiten“, 
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Die ven Mitgliedern der Akademie der Wiſſenſchaften von Friedrich dem Großen verliehene 
Vreßfreiheit blieb beſtehen, das Oberconſiſtorium, die Provinzialconſiſtorien, ſowie die Provin— 
ziale, Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden wurden nad) Maßgabe des Gegenſtandes zu Genfur: 
behoͤrden ernannt. 

Als Friedrich Wilhelm III. den Thron beſtieg, richtete der damals noch freiſinnige Gentz an 
den jungen Monarchen das berühmte Schreiben, worin er ihm die Notbwendigfeit und Nüg: 
lichkeit einer georpneten Preßfreiheit vorftellte. Friedrich Wilhelm III. gab diefer ziemlich all: 
gemein verbreiteten Stimmung gegen den Genfurdrud Gehör. Unter der neuen Regierung 
durften Schriften, die unter der alten fireng verpönt gewefen wären, frei gebrudt werben ; eine 
vom 20. März 1798 erlaffene königliche Ordre verwarf den Vorſchlag einer Wiedereinidär- 
fung des Genfuredict3 wenigitens gegen Flugſchriften, und denfelben Geift befundeten zwei 
weitere Ordres vom October 1803, worin es beißt: „daß der Unterdrückung der Preffreibeit 
ein allgemeiner Nachtbeil immer auf dem Fuße nachfolge“, und von Februar 1804, fo lauten: 
„Gine anftändige Publicität ift ver Negierung und den Untertbanen die fiherfte Bürgſchaft 
gegen die Nachläffigkeit und den böfen Willen ver untergeorbneten Officianten und verdient 
anf alle Hülle gefördert und befhügt zu werben.‘ 

In Ofterreich war fchon feit der Neformation eine ſcharfe Preßpolizei, beionders gegen alle 
Schriften religiöfen Inhalts, geübt worden. Schon im Jahre 1523, dann wieder 1527 u. 1. m. 
ergingen Mandate wider die fegeriichen Schriften und Gebote wegen deren Ausrottung. Gine 
Zeit lang waren fie freilich ohnmädhtig gegen den, aud in den Öfterreihiichen Erblanden er: 
wachten Geift ver Religions: und Denkfreibeit. Indeſſen ſiegte doch zuletzt die gewaltſame, von 
Staat und Kirche gemeinfam geübte Neaction. Nah dem Weſtfäliſchen Frieden wurden niät 
nur die Verbote gegen alle akatholiſche Bücher eingefhärft, fondern fie wurden auc auf andere 
Schriften, nicht fowol kirchlichen als politiichen Inhalts, ausgedehnt. Im Jahre 1673 ward die 
allgemeine Genfurpflichtigkeit aller Schriften von neuem eingeihärft, außerdem eine beiondere 
ftrenge Aufficht auf die Zeitungen, die gedruckten ſowol als die (im Eingange erwähnten) ge: 
fchriebenen, angeordnet. Zu Genforen und Beamten dev Bücherpolizei wurden vorzugsweiſe 
Jeſuiten ernannt. 

Karl VI. der jih vergebens bemühte, eine gleihmäßige Aufſicht über die Brefle im Deutſchen 
Reiche herzuftellen, wollte dies wenigſtens in feinen Staaten thun. Dod war er der Vreſſe im 
ganzen nicht abhold. Seine Abſicht, wie fie in der Verordnung vom 11. Jan. 1730 aut: 
geiproden ward, ging dahin, „Daß die Öfterreihifchen Drudereien, woran res literaria großen 
Theil nimmt, in das Aufnehmen gebradt, auch die Hereinfendung guter und nügliher Bücher 
gar nicht eingeichränft, ſondern vielmehr beförbert werde‘. Inter Maria Thereita trat eime 
größere Strenge ein. Ein Patent vom 12. Juli 1752 befahl den Unterthanen, „alle geiftlid: 
Bücher, die ſie befäßen oder neu erfauften, ihren Seelforgern zu überantworten, weldhe Diefelben 
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ihrer Handſchrift und ihrem Siegel verſehen zurückſtellen follten. Für jedes, ohne eine folde 
Regitimation gefundene Buch hatte der Befiger 3 FI. Strafe zu zahlen, davon 1 FI. an den An: 
zeiger. Im Jahre 1759 warb den Buchbindern „bei Verluft ibres Gewerbes’ eingefhärk, 
„die ihnen zum Einbinden anvertrauten evangeliſchen Schriften ihren Seelforgern zu übergeben“. 
Die aus dem Siebenjährigen Kriege zurüdfehrenden Truppen wurden einer ftrengen Bifitation 
unterworfen. Im Jahre 1767 verordnete man, „daß die Beſitzer freigeifteriiher Schriften bie: 
jelben binnen adıt Tagen felbft verbrennen, im Unterlaflungsfall aber, wenn folde Schriften 
bei ihnen angetroffen würden, mit dev gegen das Laſter der Freigeifterei verbingten Strafe ie 
legt werden follten”. Und 1770 erſchien fogar eine weitere Verorbnung, wonad alle in ir 
laffenihaften vorfonmenden Bücher, fie mochten erlaubt oder verboten fein, in einen Kateleg 
gebracht und dieſer bei dev Büchereenſurcommiſſion eingereicht werden mußte. Als ein Amt: 
ichritt ward es betrachtet, daß 1751 die bis dahin fast ausſchließlich in ven Händen der Jeſuiten 
befindliche Genfur einer in Wien errichteten Büchercenfurbofeommiffion übertragen wurde, an 
deren Spige dev gelehrte van Swieten fand. Unter feinem Schuß durfte ein Gelehrter wie 
Sonnenfeld wenigftens gegen die ürgften Misbräuche des Klerus fchreiben, wenn aud nur mit 
größter Mäßigung; jogar eine Art von Tagespreſſe — mehr zur Beſprechung der firtlichen und 
jocialen ald der politifchen Berhältniffe — entitand in Wien, Allein auf der andern Seite ging 
man in der Angftlichfeit ſo weit, daß Schriften wieMendelöfohn's „Phaedon“ vernichtet wurden 
Damals fing man aud an, den Unterſchied zwiichen Gelehrten und Ungelehrten, böhern und 
niedern Ständen in Bezug auf die Kefung ausländiſcher Bücher zu machen, der fi noch bid auf 
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die neuere Zeit herab in ven verſchiedenen Zulaffungsformeln: erga schedam, ober, wie ed im 
vorigen Jahrhundert hieß, eruditis, acatholicis u. f. w,, ausprägte. Im Jahre 1765 erſchien 
der erfte „Katalog verbotener Schriften. Im Jahre 1775 warb berfelbe mit Supplementen 
vermehrt. Ja jo weit kam es zulegt, day man 1777 den „Katalog der verbotenen Schriften‘ 
jelbft unter die verbotenen Bücher aufnahm, „bamit die ſchlechten Leute nicht die ſchlechten und 
die Flugen Leute nit die Eugen Bücher aus demfelben fennen lernen und jich durch die Bücher: 
ſchwärzer die fhmuzigen Schriften für den zebnfältigen Preis kommen laſſen“. 

Erft unter Joſeph II. trat ein Umſchwung in dieſen Verhältniſſen ein, und zwar ein fo 
raſcher und radicaler, daß von vornherein zu befürchten ftand, ein Rückſchlag dagegen werde nicht 
auöbleiben. Das berühmte Joſephiniſche Genfurgefeg von 1781 ſetzte an die Stelle eines un: 
endlich verwidelten und aufhältlihen Mechanismus einen einfachen, auf möglihft raſche Er: 
ledigung der Geſchäfte berechneten, an die Stelle einer Genfur, welche die Verhinderung jeder 
freien Beleuchtung des Beftehenden zum unverhohlenen Zweck hatte, die Belebung, aber aud 
Beredlung der Preſſe durch Verbürgung einer angemeijenen Freiheit und Bejeitigung des bis 
dahin ihr bewieſenen Mistrauend. Die bisherigen Büchercenſurcommiſſionen in den einzelnen 
Brovinzen wurden aufgehoben, blos ein Reviſionsamt in jevem Lande beibehalten, die Leitung 
des Büchercenſurgeſchäfts für die Provinzen ven Randeöftellen, alfo weltlichen Behörden, über: 
laffen, für das ganze Reich aber eine allgemeine Büchercenfurbauptcommifjlon beftellt, deren 
Entſchließungen allen Genfurmaßregeln fowol zu Wien ald in den Provinzen zur gleihförmi: 
gen Richtſchnur dienen jollten. Alle Werke von einiger Bereutung, „welche auf Gelehrſamkeit, 
Studien und Religion einen wejentlihen Ginfluß haben‘, mußten bei diefer wiener Bücher: 
cenjur zur Genehmigung vorgelegt, minder wichtige hingegen (Flug- und Zeitfhriften) konn— 
ten von den Landesftellen zum Druck geftattet werden; Anſchlagszettel, Zeitungen, Gebete u. dgl. 
ſollte ver bei jeder Yandesftelle veferirende Rath „nur kurz“ unterfuchen und namentlich legtern 
das Imprimatur nicht verweigern, fobald fie nur dent echten Geifte der Kirche angemeflen wären. 

Den Schriftitellern ward gegen die Entſcheidungen ver Landesftellen ein Necurd an bie 
Centralſtelle eröffnet, und zwar mit der hinzugefügten Beftimmung, daß, wenn eine ſolche Be: 
ſchwerde für gerechtfertigt erfannt wirrde, der Beamte, der dazu Anlaf gegeben, die Koften des 
Recursverfahrens tragen follte. Won der Gentraljtelle fonnte man noch an den Kaifer ſelbſt 
appelliren, und mehr ald einmal geſchah dies mit Erfolg, beſonders wenn ed Schriften gegen 
ihn ſelbſt betraf. In Bezug auf ausländische Schriften beftimmte Jojeph: Jedes ſolches Werk 
jfollte aus dem Laude, von wo es käme, ein Attejtat, „daß nichts wider die Neligion, die guten 
Sitten und die Yandesgejege darin enthalten und dafjelbe demnach der gefunden Vernunft ans 
gemeſſen jei, von „einem der Materie gewachſenen Gelehrten, Profeſſor, geiftlichen oder welt= 
lichen Oberhaupte‘ mit deſſen Namensunterſchrift beibringen. Darin lag eine Andeutung für 
die inländiichen Genforen, daß fie ſolche Atteftate zu vefpectiven hätten. 

Den Genjoren gab das Genfurgejeg von 1781 folgende Vorſchriften: „Gegen alles, was 
unfittliche Auftritte und ungereimte Zoten enthält, aus welchen feine Gelehrſamkeit, feine Auf: 
flärung jemals entftehen kann, foll man fireng, gegen alle übrigen Werke aber, wo Gelehrſam— 
feit, Kenntniß und ordentliche Sätze ih vorfinden, um fo nachſichtiger fein, als erftere nur vom 
großen Haufen und von ſchwachen Köpfen gelefen werden, legtere hingegen ſchon bereitetern 
Gemüthern und in ihren Sägen ftandhaftern Seelen in die Hände kommen. Werfe, welde die 
katholiſche und öfters die hriftliche Religion foftematiich angreifen, fünnen ebenjo wenig ala 
jene geduldet werben, melde die gebeiligte Neligion öffentlich, und um den zu verbreitenden 
Sägen des Unglaubens Eingang zu verfhaffen, zum Spott und lächerlich oder durch abergläu: 
bifche Verdrehung der Eigenſchaften Gottes und unechte, ſchwärmeriſche Andächteleien verächtlich 
darftellen. Kritiken, wenn es nur feine Schmähſchriften find, fie mögen nun treffen, wen fle 
wollen, vom Landesfürſten bis zum Unterſten, follen, befonvers wenn der Verfafler feinen Namen 
dazu druden läßt und jih alſo für die Wahrheit der Sache dadurch ald Bürgen darftellt, nicht 
verboten werben, da es ja dem Wahrbheitsliebenden eine Freude fein muf, wenn ihm ſolche auf 
dieſem Wege zufommt.‘ 

Ganze Werfe und periodische Schriften follten wegen einzelner anftößiger Stellen nicht ver: 
boten werben, „wenn nur in bem Werke jelbft nugbare Dinge enthalten wären. Selbſt wenn 
ein einzelnes Stüd einer veriodifhen Schrift verboten werden müßte, jollte ed gleihwol den 
‘Berjonen, die ji für dad ganze Werk jubieribirt Hätten, verabfolgt werben, ausgenommen 
„wenn ſolche Stüce die Religion, die guten Sitten oder ven Stant und den Randesfürften ge: 
radezu auf eine gar anflößige Arı behaudeln“, 
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Die bisher nur erga schedam erlaubten Schriften wurden „als blos gelehrte Werke“ gän;: 
lid) freigegeben. Zwiſchen verbotenen und erlaubten Büchern follte es Fünftig fein drittes mehr 
geben. Die einzige Ausnahme hiervon machte Joſeph noch mit den „zum Unterricht und der 
Leſung des gemeinen Mannes geeigneten‘ akatholiihen Schriften, welche blos den betreffenden 
Glaubensgenoſſen gegen befondere Erlaubnißgettel verabfolgt werden follten. Später gab er 
auch dieſe gänzlich frei. Der Katalog der verbotenen Bücher ward einer Reviſion unterzogen, 
und ſchon im October 1781 wurden eine Menge vieler Schriften dem Verkehr zurüdfgegeben, 
wie die MWerfe von Abbe, Bernis, Bodmer, Bürger, Cheſterfield, Home, Hutchinſon, Jarobi, 
Iſelin, Mendelsſohn, Michaelis, Schröckh, Süßmilch u. a. m. Im ganzen zählte man 2500 
Bücher, welde unter Joſeph's Regierung aus der Klaffe der verbotenen in die der erlaubten ver⸗ 
jegt wurden. 

Endlich geftattete ver Kaifer im Jahre 1787 den wiener Buchdruckern, Handichriften ohne 
vorausgegangene Genjur drucken zu laffen und erft die fertig gedrudten Werke bei der Genfur: 
behörde einzureihen. Dod) hatten die Druder, im Ball ein ſolches Werk die nachträgliche Ge: 
nehmigung nicht erlangte, für die Nichtverbreitung deſſelben im Lande zu haften und für jedes, 
Ivo immer gefundene Exemplar ohne weitere Unterfuhung eine Strafe von 50 F1. zu bezahlen. 
Daß Jofeph die Genfur gänzlich aufgehoben, wie manche Schriftfteller berichtet haben, if 
unwahr. 

Gegen das Ende feines Lebens ward Jofeph durch reactionäre Einflüffe an den guten Fol: 
gen feiner eigenen Anoronungen über die Vreffe einigermaßen irregemacht und dazu veranlaßt, 
am 20. Jan. 1790 (wenige Woden vor feinem Tode) eine Verordnung zu erlaſſen, in welcher 
er unter Aufhebung derjenigen von 1787 die Genfur der Handſchriften wiederherſtellte, 
ganz bejonderd aber die Verſendung gemeinſchädlicher Bücher ins Ausland ftreng verbot. 

Nach Joſeph's Tode trat alsbald eine ſtarke Reaction gegen die von ihm eingeführte größere 
Freiheit der Preffe ein. Sein Nachfolger, Leopold II. (obfhon ald Großherzog von Toscana 
gleichfalls ſehr freiiinnig), erließ ein Hofdecret (vom 1. Sept. 1790), weldes das Joſephiniſche 
Genfuredict weſentlich mobdificirte, indem es den Genforen einfchärfte, „nicht blos das, mas 
offenbar unſittlich oder gefährlich für Staat und Religion erfheint, fonvdern alles, was fle für 
bedenklich halten, nach den Regeln der Klugheit zu unterbrüden. Als bedenklich follte ange: 
jeben werben, „was Lauigkeit in Beobachtung der bürgerlichen, oder Religionspfliten, Zmei: 
felſucht in geifllihen Sachen nad) ſich ziehen kann.“ Die Genjur der Erziebungsfchriften mar 
dem Klerus zurücgegeben, die Erleichterung des Verkehrs mit afatholifchen Büchern warb auf: 
gehoben ; an die Stelle ver von Jofeph eingefegten freifinnigen Büchercenſurhofcommiſſion trat 
als oberfte Genfurftelle vie Hoffanzlei. Der von Joſeph fo weſentlich verringerte Katalog der 
verbotenen Bücher ward einer befondern „Necenfirungscommiffion” zur Reviſion übergeben, 
und dieſe feßte eine Menge der bisher freigegebenen Schriften von neuem auf denfelben. 

In Sachſen beftand die Genfur ebenfalld Schon im 16. Jahrhundert. Kurfürft Auguft ver: 
orbnete im Jahre 1558, „daß hinfort ohne Genfur feine anonyme Schrift, oder bie fonft ver: 
fünglih, bei Strafe des Gefängniffes gedruckt werben folle“. Die Genfur in Leipzig warb dem 
Rector der Univerjität und dem Superintendenten übergeben. Diefe Verordnung ward fpäter 
wieder eingefchärft, und die Buchdrucker wurden eidlich verpflichtet, nichts ohne vorher gelöften 
Genfurfhein zum Drud anzunehmen. Im Jahre 1684 finden wir die Genfur in den miffen: 
Ihaftlihen Fächern dem Defan der betreffenden Bacultät, in fonftigen Materien aber andern 
Beamten übergeben. Genfurfrei waren die amtlichen Veröffentlichungen des Raths und der 
Univerfität zu Leipzig. Sachſen und fpeciell Yeipzig hatte ald Sig des deutfchen Buchhankeld 
für die Behandlung der Preſſe eine ganz befondere Wichtigkeit. Wir finden daher auch im vori— 
gen Jahrhundert durch eine befonvere Büchercommiſſion, beftehend aus einen Profeflor der 
Univerfität und einem Deputirten des Stadtraths zu Leipzig, den ganzen hier concentrirten 
Bücherverfehr überwadht. Doch nahm man auf die Vortbeile, melde die Büchermeſſen der 
Stadt und dem Lande bradıten, Nüdficht und zeigte fi deshalb namentlich gegen die von aut: 
wärtd zum Drud und Verlag nad Leipzig gefendeten Schriften in der Regel duldſamer, als 
fonft in der Richtung der einestheild durch ven Fatholifhen Hof, anderntheild dur ein über: 
twiegend orthobor = proteftantifches Kirchenregiment befangen gemachten ſächſiſchen Pregpellgei 
lag. Doch war e8 einmal nahe daran, daß der deutſche Buchhandel, wie er. fih im 17. Jahr⸗ 
hundert von Branffurt a. M., um der dortigen firengen Genfur zu entgehen, nad; Leipzig ge: 
nüchtet hatte, wegen der übergroßen Strenge eines leipziger Cenſors wieder nad 
zurüdgewandert wäre, Noch fei ein Geheimerathöbeſchluß aus dem Jahre 1735 erwähnt, dein: 
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zufolge die Genjoren nichts aus dem jure publico druden laſſen follten. Um die gleiche Zeit 
mußte der Redacteur der „Dresdener Merkwürdigkeiten“ wegen Verbreitung einer anftößigen 
Nachricht auf dem hölzernen Eſel, einem damals beliebten Strafinftrument, reiten. 

In Baiern, wo man bekanntlich katholiſcher war als in Rom felbit, und mo der Einfluß des 
Klerus und namentlidy der Jejuiten ſich in allen Verhältniſſen fühlbar machte, wur für die 
Prefje nur einmal, unter dem milden und aufgeklärten Marimilian Joſeph, eine etwas beifere 
Zeit eingetreten. Allein fein Nahfolger, Karl Theodor, war wieder ganz in den Händen der 
Jefuiten und ließ die geiftlich- weltliche Genfur von neuem rüdjihtslos walten. Nicht einmal 
die in der furfürftlihen Akademie der Wiljenfhaften gehaltenen Reden durften ohne Genehmi- 
gung des Genjurcollegiums gedrudt werden. Schon cenfirte Schriften wurden nicht felten auf 
Berlangen der fatholijhen Geiftlichkeit verboten. Nicht blos die VBerbreiter, fondern aud die 
Leſer anflögiger Schriften wurden mit hohen Geldſtrafen — von 25 bis zu 100 Thlen. — bedroht. 
Um verbotene Bücher zu entdecken, drang man fogar in die Wohnungen ver Privaten ein. 
Bairiſche Gelehrte, welche im Verdacht fanden, mit Buchhändlern oder Zeitungen des Auslan— 
des zu verkehren, wurden landesverwieſen und für den Ball der Rückkehr mit lebenslänglichem 
Gefängnip bedroht; ein Buchhändler, dem man ſchuld gab, Gorrefpondenzen in auswärtige 
Blätter vermittelt zu haben, ward ohne Urtheil und Recht ind Arbeitöhaus gefperrt und wie 
ein gemeiner Züdhtling behandelt, um ihn zu zwingen, die Verfaſſer der Correſpondenzen zu 
entdecken. 

In den geiſtlichen Ländern beſtand neben der einheimiſchen Cenſur noch die des römiſchen 
Stuhls. Es kam daher öfters vor, daß Schriften, deren Druck im Lande verftattet worden war, 
dennoch hinterher auf Befehl von Nom verboten und vernichtet wurden. 

Was dieſe Vernichtung misrälliger Schriften betrifft, fo pflegte man dafür noch im vorigen 
Jahrhundert nicht jelten eine Born zu wählen, welde einigermaßen an die alten Kegergerichte 
und das Berbrennen der Keger erinnert. Man ließ nämlich ſolche Schriften öffentlich unter dem 
Galgen durch Henferöhand verbrennen. Anvderemal kommt ed aud vor, daß man jie unter 
Trommelſchlag öffentlidy zerreigen läßt. Und zwar geſchah legteres in einem Fall auf Be: 
fehl des Fürftbiihofs von Bamberg nit mit einer Privatihrift, ſondern mit einer Staatd: 
jhrift, worin ein Abt von Ebrach die Reihsunmittelbarfeit feines Klofterd behauptet hatte. 

Bon den proteſtantiſchen Ländern Deutſchlands Hatte außer Sachſen auch Würteniberg (ſeit 
1729) eine allgemeine Schriftencenfur, neben welder noch eine Nachcenſur der oberflen Re: 
gierungsftelle beitand. Das perjönliche Willfürregiment des befaunten Herzogs Karl Eugen 
verſchärfte dieſe Genjur bis zum Unerträglihen. Dem berühmten Staatörechtslehrer 3. I. Mo— 
fer ward auf Befehl des Herzogs das Manufeript zu einem ſtaatsrechtlichen Werfe aus feiner 
Behaujung weggenommen und erft, nachdem er jih zur Abänderung verichiedener Stellen ver: 
fanden hatte, zurüdgegeben. In feine Sammlung der Entſcheidungen ded Reichshofraths 
durfte er die Würtemberg betreffenden nicht aufnehmen u. ſ. w. Bekannt ift ferner, wie der 
Herzog im Jahre 1777 den Dichter Schubart, von dem er ſich in deſſen „Deutſcher Chronik“ be: 
leidigt glaubte, Hinterliftig auf würtembergijches Gebiet loden, dort mit Gewalt feftnehmen und 
auf den Aöperg jegen lieh, wo derjelbe in neunjähriger, zum Theil jehr harter Haft verblieb. 

Dahingegen bejtand in Hannover, Braunſchweig, Baden, Holftein, Defjau und den thürin— 
giihen Staaten thatſächlich eine ziemlich ausgedehnte Prepfreiheit. Die Univerſitätsprofeſſoren 
in Göttingen und Helmſtedt waren jpeciell von jever Genfur befreit; Schlözer und Häberlin 
konnten daher in ihren Zeitjchriften mit größter Freimüthigfeit alles Mögliche beiprechen, jo: 
lange jie ih nur hüteten, die eigenen Yandedangelegenheiten allzu unjanft zu berühren oder 
durch Verlegung befreundeter und namentlich größerer Höfe ihren Regierungen Berlegenheiten 
zu bereiten. Denn in ſolchen Fällen erhielten jie wol einmal einen Verweis oder eine Ver: 
warnung; auch ſcheint ed zeitweilig, infolge von Reclamationen von auswärts her, dahin ge= 
fommen zu jein, daß Schlözer die einzelnen Hefte jeiner Zeitihrift vor ihrer Ausgabe der Be: 
hörde unterbreiten mußte. 

Die genannten Yänder waren daher nächſt Preußen die Hauptzufluchtsſtätten für Schriften 
und Shriftiteller, weldye andermärts verfolgt oder vertrieben wurden. Auch die Freie Reichs— 
ftapt Hamburg gehörte dazu, wennſchon dort biöweilen der Einfluß der größern deutſchen Höfe 
zu Ungunften der Prepfreiheit fidh bemerkbar machte. 

Was im allgemeinen der Preffe in Deutihland im vorigen Jahrhundert zu ftatten Fam, 
war die große Bielgetheiltheit Deutſchlands, das flarfe Souveränetätsbewußtſein, weldes in 
der Regel die einzelnen Landeöherren, und zwar auch die Fleinften, hegten und zu bethätigen 
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ſuchten, endlich die Spannung, welche zwiſchen vielen dieſer verſchiedenen Souveräne obwaltete. 
In den proteſtantiſchen Rändern durfte man gegen die katholiſchen Regierungen ſchreiben, und 
die legtern rächten fih dafür, indem fie dad Gleiche gegen die proteftantifchen in ihren Ländern 
geſchehen liegen; in Preußen durfte man die Hof- und Negierungdzuftände Ofterreich® tadeln, 
in Ofterreicdh die preußifchen ; die kleinern Reichsſtände hatten nicht felten ihr ſchadenfrobes Be— 
bagen daran, wenn die Preffe auch einmal den größern mitfpielte, von denen fie ſelbſt oft be 
drückt oder verächtlich behandelt wurden, und die größern hielten es nicht ver Mühe werth, 
einen ſolchen kleinen Mitſtand vor Unbilven der Prefje zu fhügen. Die fogenannte „Solidarität 
der conjervativen Intereſſen“, welche in einer fpätern Zeit die Preſſe einer fo allgemeinen und 
planmäßigen Beihränfung und Verfolgung ausfegte, beftand damals nod nicht. Erſt unter 
dem Druck der durch die Franzoöſiſche Revolution geweckten Beforgniffe wegen eines Rückſchlags 
auf Deutfchland fehen wir die Anfänge einer ſolchen Solidarität hervortreten, aber auch da noch 
zeigte fich, wie ſchon oben erwähnt, bie Eiferfucht namentlich der größern Reichsſtände auf ihre 
Unabhängigkeit ftärfer ald das Gefühl der gemeinfanen Gefahr, und die vom Kaiſerhofe aus: 
gehenden Anregungen zu allgemeinen Maßregeln von Reihstags wegen gegen die, mie man ſich 
ausdrückte, „grenzenlofe Preßfrechheit“ fanden nur theilweife Unterflügung und Ausführung, 
theilmeife fogar entſchiedenen Widerſpruch. 

Im allgemeinen ſuchte damals jede einzelne deutiche Negierung nur ih, und was zunasil 
fie anging, vor Angriffen der Preſſe zu fhügen, kümmerte fih um den Schug der andern 
wenig oder garnicht. Wie man in Stuttgart nichts druden ließ, was gegen die dortigen Re: 
gierungdmarimen gerichtet war, und wäre es ſelbſt ein Reichshofrathsdecret, jo durfte in Jena 
nichts erfcheinen, was die Gerechtſame der Staaten oder der Fürſten des ſächſi ſchen Hauſes Erme: 
ftinifcher Linie in Frage ftellte; allein in Würtemberg durfte man über Weimar und in Weimar 
über Würtemberg ungenirt ſchreiben.) Und fo gab es in Deutidyland nicht leicht irgendetwas, 
worüber man nicht wenigftend an irgendeinem Orte Deutſchlands mit unbefchränfter Freiheit 
ſich Hätte äußern können. 

Winzige Reihöftände, wie der Graf von Werthheim, ver Graf von Schaumburg u. a., hat: 
ten den Muth und ven Ehrgeiz, Schrififtellern, welde anderwärts nicht geduldet wurden, in 
ihren Fleinen Gebieten eine Freiftatt zu gewähren; fo fonnten in Werthheim und Berleburg 
freivenferifhe Bibelüiberfegungen erfcheinen; jo fand ein wegen feiner unkirchlichen Anſichten 
überall vertriebener Gelehrter wie Edelmann wenigſtens eine Zeit lang Schuß für fi und feine 
Schriften bei einem Grafen von Haggenburg im Weſterwald. Freilich ſchritt in den letzterwähn 
ten Fällen ver Reihshofrath ein und zwang diefe Heinen Herren, auf diefe Art von Berbätigung 
ihres Souveränetätögefühld zu verzichten. 

Auch finanzielle Rückſichten kamen bieweilen der bedrängten Preffe zu Hülfe. Verglich dos 
felbft ein Jofeph II. den Bücherhandel mit dem Käfehandel, glei welchem derſelbe im fitcali: 
ſchen Intereffe zu ſchützen und zu fördern fei. 

Mit alledem hatte die Breffe im vorigen Jahrhundert in Deutfhland doch nur eine jebr um: 
fihere, höchſtens geduldete, ven Rückſichten auf befondere Privatzwecke der Machthaber, im beften 
Fall auf gewiffe mehr oder minder uneigennügßige, oftmals auch fehr wechſelnde fürftliche Del: 
leitäten oder Aufwallungen unterrworfene Erifteng und Wirffamfeit. Bon dem, wofür fie beut: 
ziemlih ausnahmslos anerkannt ift, und wozu fie ſich in ven legten Menſchenaltern trog alle: 
Beihränfungen (zum Theil Ärgerer und planmäßigerer als im vorigen Jahrhundert) durch ihr: 
eigene Kraft und Ausdauer und mit Hülfe des allgemeinen Eulturfortfchritts aufgeſchwungen 
hat, von der Würde und Geltung eines jelbitberechtigten, unabweisbaren Gulturmittel®, war 
und blieb fie damals noch weit entfernt. In den Preßgefegen umd deren Handhabung herrſchtt 
faft überall noch allzu fehr das Moment willfürlichen, perfönlihen Ermeſſens — fei ed der 
Fürften felbft over ihrer Diener — und wenn allerdings ebendeshalb bisweilen felbit in ben 
unfreieften Ländern durch den Sonnenblick einer plöglichen günftigern Laune des Despoten bie 
Preſſe fih einmal erleichtert fühlte, fo war fie dagegen auch in ven freieften Ländern und umter 
den erleuchtetiten Fürften niemals ganz fiher vor einem plöglihen Wechſel dieſer Verhältniſſe 
ober vor einzelnen unerwarteten Eingriffen alferhödften perſönlichen Beliebens. Genug, « 
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Etwas Ahnliches geſchah in neuefter Zeit mit dem bekannten Buche von Vehſe, Die deutſchen 
Hoͤſe, von welchem in den meiſten deutſchen Laͤndern jedesmal der das daſelbſt regierende Haus beiwef- 
ſende Theil verboten warb, die andern dagegen zum freien DVertriebe zugelaflen wurden 
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fehlte ihr die Lebensbedingung einer wahrhaft gedeihlichen Entwickelung und Thätigkeit, der 
feſte, klar umgrenzte, geſicherte Rechtsboden. 

IM. Umblick auf die Preßzuſtände außerhalb Deutſchlands in der ik 
Zeit. Werfen wir nad diefer ausführlichern Beleuchtung der Preßzuftände unferd eigenen 
deutſchen Vaterlandes noch einen raſchen Blick auf diefelben Verhältniſſe in ven andern Haupt: 
ländern Europas, jo finden wir den härteſten Preßzwang, ja eine faft abfolute Ertödtung jedes 
felbjtändigen Gedankens in den Ländern mit audgedehntefter geiftliher Herrſchaft, alſo nebfi 
Italien vor allem in der Heimat der Inquifition, Spanien, umgekehrt den ausgedehnteſten, be: 
harrlichſten Schuß der Preßfreiheit dort, wo man fich jenes ſpaniſchen Geifted= und Gewiſſens— 
zwangs nahprüdlic und erfolgreich erivehrt und entäußert hatte, in dem in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts begründeten jungen Freiltaat der Niederlande. Dort fanden namentlich 
die hervorragenden Freivdenfer auf politifhenm und veligiöfem Gebiet, welche der Geiſtesdruck 
von daheim vertrieben hatte, Aufnahme, Schug und Unrerftügung ; dort erichienen die bedeu— 
tendften Geiſteswerke eines Hugo Grotius, eines Carteſius, eines Spinoza, eined Bayle, eined 
Xodeu.a,.m., Werke, welde den ganzen Kreis des politifchen, religidfen, philoſophiſchen Den: 
fend von Grund aus umgeftalteten. In England hatte die Denkfreibeit in Form des gedruckten 
Wortes namentlih unter den Stuart eine ſchwere Probezeit durchzumachen. Die bärteften 
Strafen wurden gegen die verhängt, welde wider die herrſchende Kirche oder die Autorität der 
Krone zu jhreiben wagten. Eine gewöhnliche Strafe diefer Art war das Ohrenabjhneiden und 
daß Stellen unter den Pranger. Die Sternfanmer, ein Ausnahmegerichtshof für alle poli— 
tifche Verbrechen, war inöbejondere auch mit der Überwachung der Preſſe betraut. Das foge: 
nannte lange Parlament (im Jahre 1640) hatte die Büchercenſur — gegen den Widerſpruch 
Milton's — beibehalten. Bald nad der Neftauration der Stuart war eine Barlamentdacte 
ergangen, mwelde dad Druden von Schriften ohne vorherige Genehmigung verbot. Dod war 
darin zugleich beſtimmt, daß diefe Acte nur bis zum Ende der erften Seſſion des nächſten Parla— 
ments in Kraft bleiben ſollte. Als daher Karl Il. dieſe erfte Seſſion durch die Vertagung bed 
Parlaments im Mai 1679 ſchloß, trat damit von jelbft gejeglich ein Zuftand der Genfurfreibeit 
für die englifche Breffe ein. Doch ward dieſe Freiheit nicht auf die politifchen Tageöblätter er: 
firedt. Ohne einen beflimmten gefeglihen Anhalt nahmen doch die Gerichte einflimmig an, daß 
niemand das Recht habe, politiiche Neuigkeiten zu verbreiten, folange er nit von der Krone 
ausdrücklich dazu ermächtigt fei. Schr bald ward auch wieder gegen die Prefle im allgemeinen 
Drud und Verfolgung der härteften Art geübt, bis die Vertreibung Jakob’ I. diefer wie an: 
dern Bedrückungen ver nationalen Freiheit ein Ziel fegte. Eine förmliche gefeglihe Feſtſtellung 
und Sicherung der Vreßfreiheit findet ih fonderbarerweife in der allgemeinen „Erflärung der 
Rechte“, welche 1688 zwijchen dem Parlament und Wilhelm I, vereinbart murbe, nicht vor, 
allein thatjächlich galt die Preffe für frei, die Genjur für aufgehoben, feitvem 1694 das Par: 
lament die Wiedererneuerung jener erlofhenen Cenſurvollmacht verweigert hatte. 

In Franfreih beftand bis zur Revolution eine ſtrenge Genfur, welde die freifinnigern 
Schriftſteller nöthigte, ihre Geijtederzeugniffe meift außerhalb Landes erfcheinen zu laſſen. Mis— 
liebige Schriftfteller wurben durch einfache Lettres de cachet in die Baflille geſchickt. Nod die 
eriten Slugihriften und Journale, welde die Nevolution einleiteten, mußten im geheimen ge: 
druckt werden, um dem Auge ver Polizei zu entgehen. Die Revolution fprengte die Feſſeln deu 
Preſſe, inſoweit nicht die Schredensherrihaft einer äufßerften Partei ihr wieder neue Feſſeln 
anlegte. 

Einer fehr liberalen Behandlung hatte ſich die Preife in Dänemark ſchon unter dem treff- 
lichen König Friedrich V. dem Gönner Klopſtock's, ebenfo unter feinem Nadfolger Ehriftian VII. 
zu erfreuen, hauptfächlic durch den Einfluß deutſcher Staatdmänner, indsbejondere der beiden 
Grafen von Bernftorff. Im Jahre 1770 ward in Dänemark die volle Preßfreiheit durd ein 
föniglidyes Deevet eingeführt. 

Zwar fand ji die Regierung durch manche Misbräuche der fo plöglich gewährten unbe: 
ſchränkten Preßfreiheit 1771 zu einer Begrenzung derfelben veranlaßt, indeß ging fie nicht 
mweiter, ald daß fie in einem neuen Erlaß erklärte, „daß, ſowie ed niemals erlaubt geweſen, 
fich der Preßfreiheit auf eine fträffiche Weile zu bedienen und andere bürgerliche Gefege zu über: 
treten, alfo aud alle Injurien, Pasquille und aufrühreriiche Schriften nad} wie vor der geſetz 
lichen Strafe unterworfen bleiben, und zur Vorbeugung alles weitern Misbrauchs der Ver- 
fafler jeder Schrift Rede und Antwort dafür, daß folde nicht enthalte, das wider bie vorhan 
denen Bejege und Verordnungen flreitet, zu geben ſchuldig, Daher Fein Buchdrucker eine Schrift, 
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deren Verfaſſer er nicht weiß, drucken, und wenn er ihn nicht angeben kann, ſelbſt verantwortlih 
fein, veshalb auch jedem Buch der Name des Verfaſſers oder des Binhdruckers vorgedrudt mer: 
den ſoll“. In ver Folge (1773) wurden die Gegenſtände der Prepfreiheit, befonders in Rüd- 
jicht auf den Staat, die Regierung und allgemeine Anftalten, eingeihränft und die Unterſuchung 
der darauf fich beziehenden Preßvergehen ven Polizeigerichten, ſpäter (1790) den allgemeinen 
Gerichtöhöfen, übertragen. In den deutichen Yanden ded Königs (Holftein und Schleswig) 
famen dieſe legtern beſchränkenden Vorſchriften nicht zur Anwendung, jondern es bewendete da: 
ſelbſt bei der allgemeinen Aufiiht der Behörden über die Preſſe, wie fie 1771 angeordnet worden. 
Grft 1800 ward für alle däniſchen Staaten der Betrieb des Buchdruckereigewerbes von einer 
königlichen Genehmigung abhängig gemacht. 

In dem jungen Freiftaat Norvamerifa verfügte ein Zufagartifelzur Eonftitution von 1787, 
daß der Kongreß fein Geſetz erlaffen jolle , welches die Freiheit der Preſſe beſchränke. 

IV. Die Zuftände der Preffe in Deutſchland während und nad den Arie: 
gen mit Franfreich bis zum Jahre 1830. Während der Kriege, weldhe feit den legten 
Jahren des vorigen Jahrhunderts und nod mehr feit Beginn des gegenwärtigen die meiflen 
Theile des europäifchen Feſtlandes und insbejondere Deutihland in beinahe fortmährenten 
Ausnahmezuftänden erhielten, waren natürlich auch die Berhältniffe der Preſſe ziemlich unge: 
regelte, ſchwankende und wechfelnde. Die eiferne Hand Napoleon’d hielt, jo weit fie reichte, dad 
freie Wort foviel möglich durch militärifhe Strenge in Unterwürfigfeit und Furcht. Die Er: 
ſchiehung des Buchhändlers Palm mar ein blutiged Merkzeihen, weſſen ſich Die Vertreter der 
patriotifhen Preffe von dem fremden Eroberer zu verjehen hätten. E. M. Arndt mußte übers 
Meer nad Schweden entfliehen, um nicht der Nahe der Franzoſen wegen feiner freimürhigen 
Schriften zu verfallen. Der Dichter Mablmann in Leipzig jollte wegen eines Artifeld in der 
von ihm vedigirten „Leipziger Zeitung” gefangen gejegt werden und ward mit Mühe gerettet. 
Die Regierungen der in Abhängigkeit von Napoleon ftehenden Länder waren entweber gezwun- 
gen oder wurden durch ihre eigene Neigung veranlapt, in feinem Sinne die Preſſe zu knechten, 
und dad freijinnige Verfahren einzelner, wie der preußiſchen gegen Fichte s Reden und ähn— 
liches, bildet nur eine rühmliche Ausnahme. 

Dagegen gab Napoleon's Rückzug aus Rußland und die damit beginnende Erhebung 
Deutſchlands wider ihn das Signal auch zur Befreiung der Preſſe, und der kräftige Gebrauch, 
den patriotiſch geſinnte Männer und Jünglinge, wie Arndt, Jahn, Görres, Stägemann u. a, 
von diefer Freiheit machten, half jene Erhebung wejentlid fördern. Nur in ven Rheinbundd- 
ftaaten verſuchte man nod) eine Zeit lang, aber mit immer ſchwächerm Erfolg, die Aufwallun: 
gen des entfellelten veutfchen Nationalgefühls zurüdguhalten. Eine Zeit lang war jet die deut: 
ſche Preffe thatſächlich nicht blos völlig frei, ſondern jie jah ih aud als eine Macht reipectin, 
als eine willfonnmene Bundedgenofjin von ven Regierungen ſelbſt gebegt. 

Diefer günſtige Zuftand der Preffe dauerte aud nad dem Wiener Congreß wenigftens ein: 
Zeit lang fort. In Sahjen: Weimar ward in der Berfaffung von 1816 eine gefeglide Pref 
freiheit förmlih garantirt. In dem Großherzogthum Helfen beftand dieſelbe, ohne ein be— 
ſtimmtes Gejep darüber, als fetjtehenver Negierungsgrundfag; ebenfo in ven beiden Groß— 
herzogthümern Medlenburg. In Baiern hatte man die eigentliche Genfur ſchon 1803 aufge: 
hoben, und dieje Einrichtung ward aud bei der Neuconftituirung des Staatd durch dad de 
Berfaffungsurfunde von 1818 angehängte Ediet über die Freiheit der Preffe und des Bus 
handels im wejentlihen beibehalten und beftätigt. In Naffau wurden 1814 alle frübern Be— 
fhränfungen des Buchhandels und der Preſſe aufgehoben und an ihre Stelle lediglich repreſſiet 
Mapregeln gefegt. Daſſelbe geihah in Würtemberg, wo 1808 die Genfur eingeführt worden 
war, durch ein Gejeg von 1815. In Preußen, in Hannover, in Braunfhweig u. f. w. warb 
wenigftend gegen Bücher größere Milde geübt, wenn auch Zeitungen und Zeitſchriften in der 
Regel der Genfur unterworfen blieben, Gine ftreng geregelte Cenſur beftand dagegen in Oſter⸗ 
reich (Genfuredict yon 1810) und in Sachſen (desgleihen von 1812). 

Bei den Verhandlungen über eine veutfche Bundesverfaffung am Wiener Congreß Fam aus 
der Bunft wegen der Preſſe zur Spradye. Schon in dem erften Entwurf, welden Fürft Harben: 
berg dem Fürften Metternich mittheilte, befand jich unter ven „jedem Bundesuntertbanen durd 
die Bundesacte zu jihernden deutfhen Bürgerrechten“ aud die Preßfreiheit „nach zu beftim: 
menden Modificationen‘‘. In dem fpätern, ausführlihern preußifhen Entwurf von Februar 
1815 hieß es $. 89: „Alle Mitgliever des Bundes machen ſich verbindlich, jedem ihrer Unter- 
thanen folgende Rechte ald jolhe, deren jeder Deutſche genießen muß, unverbrüchlich einzu: 
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räumen: 8. 96, g) auf die Verantwortlichkeit der Schriftſteller oder, falls dieſe nicht genannt 
ind, der Buchhändler oder Druder gegründete und mit der nötbigen polizeilihen Aufficht auf 
die Herausgabe periodiiher Schriften vereinbarte Preßfreiheit.“ In dem unterm 23. Mat 1815 
von Ofterreih und Preußen gemeinschaftlich vorgelegten Bundesverfaffungsentwurf fand ſich 
dieſer, wie faft alle übrigen die Nechte des deutſchen Volks betrefiende Punkte, nur noch in ab: 
geſchwächter Faſſung wieder, indem Art. 16 vorſchlug: „Den Unterthanen der deutſchen Bun: 
deöftaaten wird von den deutſchen Bundesgliedern gegenfeitig zugelihert: e) die Bundeöver: 
ſammlung wird ſich bei ihrer erften Zufammenfunft mit Abfaflung zweckmäßiger Gelege über 
die Preßfreiheit und die Sicherſtellung der Rechte der Schrififtellev und Verleger gegen den 
Nachdruck beſchäftigen.“ Auch diefe Faſſung erfuhr noch eine weitere Abänderung bei der def: 
nitiven Nedaction der Bundedacte vom 8. Juni 1815, indem es hier in Art. 18 fo heißt: „Die 
verbündeten Fürften und Freien Städte fommen überein, den Untertbanen der deutichen Bun: 
besftaaten folgende Rechte zugufihern: d) die Bundesverfammlung wird fi bei ihrer erften 
Zufammenfunft mit Abfaſſung gleihförmiger Verfügungen über vie Preffreiheit und Sicher: 
ſtellung der Rechte der Schriftiteller und Verleger gegen den Nachdruck beſchäftigen.“ 

Dag man bei diejen Worten gleihwol nur an Beftimmungen zu Gunſten der Breffreibeit, 
nicht etwa an ſolche gegen die Preßfreiheit gedacht, wie fpäter bisweilen die betreffende Stelle 
der Bundedacte hat aufgelegt werden wollen, das geht nicht blos aus den oben erwähnten Vor: 
gängen, jondern aud aus der Stellung des Paſſus über die Brefle unter den Zufiherungen 
von Rechten an die Angehörigen der deutichen Bundesftaaten hervor. In ebendieſem Sinne 
faßte auch der Bundestag jelbft in den erften Jahren feines Beſtehens ven Art. 18 der Bundes: 
acte und die dadurd ihm jelbit, dem Bundestag, zugemwiejene Aufgabe auf. Als der Orop: 
berzog von Sahjen: Weimar im Jahre 1816 für die von ihm feinen Rande gegebene Ver: 
faffung die Garantie des Bundes nachſuchte, in welcher Verfaffung das Necht auf Freiheit der 
Vreſſe ausprüdlih anerkannt und für gefeglic begründet erflärt ward, gaben die verſchiede— 
nen Bundedregierungen unmeigerlih und einftinnmig ihre Genehmigung dazu, wobei ins: 
befondere Ofterreich betonte, „daß eine folde Garantie nicht würde übernommen werden können, 
wenn die zu garantirende Verfaſſung des Ginzelftaats den Bedingungen der Bundedacte wider: 
ſtritte““, womit alfo indirect erflärt ward, daß ein folder Widerſtreit zwifchen den Beftimmun: 
gen der jahjen= weimariichen Verfaſſung, alfo aud der darin garantirten Preßfreiheit, und der 
Bundedacte, indbelondere Art. 18 d derielben, nicht flattfinde. 

Bon ebendiefer Anficht betreffs der Preßfreiheit fchien die Bundesverfammlung auch noch 
auszugeben, ald fie am 26. März 1817 infolge mehrerer an diefelbe gelangter Gingaben in 
Bezug auf dieſen Öegenftand (von dem Geheimrath Freiheren von Draid zu Manheim, dem Bro. 
feffor Hillebrand u. a.) auf Antrag des Öfterreihiihen Präfivialgeiandten ven Beſchluß faßte 
„den Hrn. Geſandten von Berg zu erfuhen, die über Preffreiheit und Büchernachdruck in 
den deutihen Bunpesftaaten beitehenden Verordnungen mit den bereits eingefommenen Gin- 

aben in diefem Betreff zu fammeln und dereinft der Bundedverfammlung in einer erläuternden 
Uberſicht vorzutragen.“ 

Inzwiſchen hatten die befannten Vorgänge beim Wartburgfeft am 18. Oct. 1817 ftatt: 
gefunden. ©leichzeitig hatte ich unter vem Schug der jungen Prepfreiheit im Großherzogthum 
Sachen: Weimar eine Tagedliteratur entwickelt, welde in flarfer, biemeilen wol etwas rüd: 
ſichtsloſer Sprade den vielen getäuſchten Hoffnungen und gerechten Beſchwerden des deutjchen 
Volks in Bezug auf feine Öffentlichen Zuftände Ausprud gab. Beſonders zwei Tagesblätter, 
von Profeſſoren der Univerfität Jena redigirt, die „Nemejis von Luden und die „Iſis“ von 
fen, fanden in erfter Linie diefer Oppofition. Der im übrigen fo freilinnige Karl Auguft 
fühlte ſich doch durch diefe ungewohnte fühne Sprache der Preſſe, dur das Aufiehen, welches 
diefelbe durch ganz Deutfchlanderregte, und durch Diedeshalb von andern deutſchen Höfen ihm ges 
machten Borftellungen unangenehn berührt und nicht allein zu manchen Beihränfungen der von 
ihm gewährten Preßfreiheit (3. B. der VBerorpnung vom 6. April 1818 gegen Preßmisbräuche 
und dem Verbot der gedachten Zeitiriften), fondern aud zu einer Erklärung am Bundestag 
veranlagt, worin der Bund zur Feſtſetzung gleihförmiger Beftimmungen über ven Gebraud 
und beziebungsweife Die Grenzen der Preßfreiheit in den ſämmtlichen deutſchen Bundeöftaaten 
aufgefordert ward. Es beißt darin: „Seit der deutſche Staatenbund die Verfaflung unferer 
ande garantirte und dabei hinſichtlich der darin enthaltenen Freiheit der Prefle eine Ausnahnıe 
nicht begründete, mußten wir, gewohnt nad Grundſätzen zu regieren, auch biefen anerfannten 
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Grundſatz der Preßfreiheit aufrecht erhalten, wenn wir gleich den Misbrauch dieſes unſern 
Unterthanen verfaſſungsmäßig zuſtehenden Rechts, wo ed in Frechheit und Frevel audartete, 
ſtets prompt unterſuchen und geſetzlich darüber erkennen laſſen. Der Grundſatz ſelbſt brachte es 
indeß mit ſich, daß, beſonders von den Zeitungs- und Journalſchriftſtellern, mit Beiſeitſetzung 
der Rückſichten, welche Zartgefühl oder Klugheit gebieten, die Freimüthigkeit in Erörterung 
von Grundſätzen weiter getrieben werden konnte, als ſich mit den Regierungsmaximen andere: 
Staaten verträgt, oder in die Anſichten der Cabinete paßt, oder endlich als heilſam für die Rube 
der Völker hier und da beurtheilt wird. Publicität des Conftiets der Meinungen und Interefien 
binfichtlich der Formen der bürgerlichen Geſellſchaft, der öffentlichen Angelegenheiten Deutſch 
lands und Europas, ift aber, in Deutſchland wenigfteng, jo unmittelbare Folge der cenjurfreien 
Preſſe, daß, wer fie im Princip anerkannte, dieſe Folgen genehmigt zu haben erachtet werden 
mag. Daher würde kaum ein Geſetz fie jo glüdlid zu bedingen vermögen, daß, während der 
Misbrauch gänzlich ausgeſchloſſen würde, die Freimüthigkeit der Preffe noch fortbauern fönnır. 
So einleuchtend dies ift, jo haben wir doch häufig und mit Schmerz erfahren müffen, daß man 
die Conſequenz unjerer Behörden in Aufrechthaltung des Grundjages der freien Preſſe, ald Be: 
ſtandtheils der garantirten Berfaflung des Landes, auf welche fie vereidet find, mit Unmillen 
betrachtet, deren Motive verfannt und ungeachtet des Beftrebens derjelben, die Preßfrevel zu 
firafen, dennoch einen Mangel an Bereitwilligfeit, vem Unfug der Preſſe zu fleuern, in den 
Vorſchriften derfelben hat zu finden geglaubt. Ehe wir daher über diefe Angelegenheit etwas 
Neues bejtimmen, müffen wir uns, je mehr wir die Natur des Gegenftandes und die Beziehung 
dejlelben auf alle übrigen Bundesftaaten und den Bund felbft erwägen, um jo dringender ver: 

anlapt finden, zuvor den Rath und die Erklärung des durchlauchtigſten Deutichen Bundes dar- 

über zu vernehmen, damit bei und weder im Princip noch in den Folgen eine Jiolation von 

den Örundfägen fattzufinden oder beabiihtigt zu werben ſcheine, welche Die gejammten Sou 
veräne ded Bundes als jtatthaft in ihren Staaten oder als heiljam dem Ganzen anzuerkennen 
für nörhig befinden. Was auf ven Grund des Art. 18 der Bundedacte der durchlauchtigſte 
Bund hinjichtlic dev Art und des Grades des Gebrauchs der Preſſe in Deutſchland gleidiörmig 
zu verfügen für zweckmäßig erachten wird, dad werden wir fräftigft in unfern Landen als Geſeh 
handhaben.‘ 

Die Regierung von Sadien : Weimar trug deshalb darauf an: 1) „daß es dem purdblaud: 
tigften Deutſchen Bunde gefallen möge, etwas Gleihförmiges über den Gebrauch der Preſſe in 
Deutſchland zu beſtimmen, welches bei der nicht zu verkennenden verſchiedenen Lage der einzel‘ 
nen Bundesitaaten geeignet fein könne, den Verhältniffen aller und ihren gegenfeitigen Be— 
ziehungen angemeſſen zu jein; 2) daß ver durdlaudtigfte Deutfche Bund nah nunmehr ge: 
machten Erfahrungen nochmals feine Anjicht über die im Grundfag von demjelben anerkannir 
freie Preſſe des Großherzogthums erklären und die Bevenfen eröffnen möge, welche ihm bin 
sichtlich der Erhaltung der Ruhe und innern Sicherheit bei dem Gebraud derjelben kei: 
gehen, wodurch fid) zugleich ergeben wird, welche Grenzen bei Regulirung derſelben gewünid! 
werden, um Das gute Ginverftänpniß der großherzoglihen Regierung mit den übrigen Re 
gierungen aufrecht zu erhalten, auf welches Se, königliche Hoheit der Großherzog den höchſten 
Werth legen.” 

Diefe Erklärung ward dur eine jofortige Beihlußfaflung der Bunvesverjammlung den 
Referenten über die Prefangelegenheit, Hrn. von Berg, zur Mitberüdjihtigung überwieſen 
Dabei ift zu bemerfen, daß, während Ofterreich, Preußen und die meiften andern Regierungen 
ich in ihren Abjtimmungen auf diefe Verweifung beichränften, ohne die Rihtung an zudeuten. 
in welcher fie die Frage anjahen, Baiern, Würtemberg und Naſſau deutlich erfennen ließen, mit 
jle eine Auslegung des Art. 18 d der Bundesacte im liberalen Sinne erwarteten und wünſt 
ten, indem jie auf ihre eigenen , in diefen Sinn abgefaßten Preßgeſetze verwiefen. 

An 12. Det. 1818 erftattete Hr. von Berg feinen Bericht. Er unterſchied genau zwei Haupt: 
Softeme in der Behandlung der Preſſe, nämlich: das Polizeifyftem oder das Syſtem der norben: 
genden, präventiven Maßregeln, und das Juftizfvftem oder dad Syflem der reprefjiven Mas 
vegeln, d.h. der nachfolgenden Bejtrafung etwaiger durd) die Preſſe verübter Geſetzesübertte 
tungen. Es ift intereffant, zu fehen, wie damals aus der Mitte ded Bunvestags ſelbſt Anüd 
ten aufgeftellt und vertheidigt wurden, gegen deren Anerkennung heute, nach mehr denn funizig 
Jahren, nod viele deutſche Regierungen fi ſträuben, und welde der Bundestag in feiner neue 
ten Breßgefeggebung (von 1854) auf das allerentſchiedenſte verleugnet hat, Es möge babrı 
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geſtattet ſein, wenigſtens die Hauptgrundzüge des Berg'ſchen Vortrags über die Preßfreiheit 
bier wiederzugeben. 

„Das Juſtizſyſtem“, ſagt Hr. von Berg, „hat ſeine Eigenthümlichkeit nicht blos in der Be— 
freiung von aller Cenſur. Es betrachtet den Gebrauch der Preſſe überhaupt wie jede andere 
Handlung, welche den Staat erſt alsdann angeht, wenn ſie in das Rechtsgebiet der Gefammt- 
heit oder des einzelnen eingreift. Es beruht auf dem einfachen Grundſatz: Jeder kann unge— 
hindert drucken laſſen, was er ſich vor Gericht zu verantworten getraut, und wenn er willkür 
liche Nechtöverlegungen durch Misbraud der Prefle ſich erlaubt, jo muß er die Folgen ſich ge- 
fallen laſſen, welde die im allgemeinen auf Vergeben over Verbrechen, die durch Schriften ver: 
übt werden fünnen, anwendbaren Gejege beſtimmt haben; er muß der gerichtlichen Unterſu— 
Kung und der Berurtbeilung zur gejegliden Strafe, zur Genugthuung und Sicherſtellung für 
die Zukunft ih unterwerfen. Schriftlice Vergebungen gegen die Öffentliche Autorität, Ord— 
nung und Rube, gegen Religion und Eittlifeit, gegen Ehre und guten Namen u. ſ. w. wer: 
den nad) den von den Öejegen im allgemeinen aufgeftellten Begriffen und gegebenen Vorſchrif— 
ten beurtheilt und nad ihrer Beſchaffenheit und nähern oder entferntern Beziehung auf den 
Staat und die Regierung entweder von dem Öffentlihen Anfläger (da, wo das richterlidhe Amt 
nicht deſſen Stelle verfaflungdmäßig vertritt) oder von der beleidigten Privatperfon gerichtlich 
verfolgt. Keine beſondere Behörde, feine befondere Verfahrungsart findet jtatt; alles gebt den 
ordentlichen Weg Rechtens, die gefeglichen Strafen fünnen um der Öffentlichkeit willen geſchärft, 
aber au, weil in der Bekanntmachung dur den Druck meiftend nur der Verſuch, der Anfang 
eines Verbrechens liegt, welches erft vollendet daſteht, wenn mit der Abſicht der Erfolg jich ver- 
einigt bat, gemildert werden. Die Genugthuung und Sicherftellung für die Zufunft, melde 
der Beleidiger zu leiften hat, erhält zwar durch die Art, wie die gejegmwidrige Handlung verübt 
worden ift, und durch die Nothwendigfeit, ihrer ſchädlichen Wirfung, welde die Aufbewahrung 
und Berbreitung einer Druckſchrift gleibfam ins Unendliche ausvehnt, Einhalt zu thun, eine 
eigentbümlihe Richtung, wird aber nichtsdeſtoweniger nah allgemeinen Gejegen beftinimt. 
Wo dieſe überhaupt eine Inhibition verftatten, da wird auch der Verkauf und Umlauf einer 
Druckſchrift vorläufig unterjagt ; die Rechtmäßigkeit eines Arreſtes begründet allein die Be: 
ſchlagnahme, und nur die Pflicht, gegen die Fortſetzung der Rechtsverletzung wirkſam zu ſchützen, 
die Gonfidcation und jelbft die Vertilgung derjelben. Nach ebendiefen Grundſätzen wird au 
auf Sicherftellung für die Zufunft und zwar in der Art, wie ed nad den beſondern Umſtänden 
und der Vorfchrift ver Gefege am angemefjenften geſchehen kann, rechtlich erfannt. Druder, 
Berleger und andere Verkäufer einer Schrift, deren Inhalt geiegwidrig befunden iſt, werben 
für diefen um der bloßen Ausübung ihres gewöhnlichen Nahrungsözweiges willen nicht ver: 
antwortlih gemacht, fondern nur dann ald Mitſchuldige oder Gehülfen des Verfaſſers betrach 
tet, wenn fie nach allgemein rechtlichen Orundfägen einer wirklichen Theilnahme oder Beihülfe 
an dem Vergeben oder Verbrechen deflelben überwieſen ſind.“ 

Streng genommen, fährt Hr. von Berg fort, würde nad) dieſem Syiten nicht einmal die 
Nennung der Verfaſſer, Verleger und Druder auf den Schriften verlangt werden fönnen, denn 
aud bei andern Handlungen fordere dad Gefeg feine Selbftanzeigedeffen, ven eine Gelegwidrig: 
keit zur Zaft gelegt werde. Doch ließe jih, meint er, dad Verlangen der Nennung des Her: 
ausgebers, Verlegers oder Druders einer Schrift aus höhern Gründen wol redtfertigen, da— 
mit nöthigenfalls die Juftiz jemand habe, an den fie jih halten könne; der zur Angabe feines 
Namens auf einer Drudichrift verpflichtete Herausgeber, Verleger oder Druder jei aber darum 
nicht verpflichtet, auf jede Frage nad) dem Verfaffer auch zu antworten, felbft nicht der Obrig: 
keit. Die Frage könne nur vom Richter fommen, von Amts-twegen oder auf den Antrag bed 
Staatdanwaltd, wenn die Abfaffung und Bekanntmachung einer Schrift als ein Öffentliches 
Berbrechen zu betrachten, auf das Gejud Dritter, wenn fie eine ihnen oder ſolchen, die fie zu 
vertreten haben, zugefügte Nechtöverlegung nachweiſen. 

„Das Juſtizſyſtem“, heißt es an einer andern Stelle dieſes Vortrags, „verändert beinabe 
jeine Geftalt durch eine eigene, genau ind einzelne gehende Strafgefeggebung über Preßmis— 
bräude. Gegen eine ſolche Geſetzgebung würden jehr bald Schriftfteller, Herausgeber, Verle— 
ger, Druder, Verkäufer eine billige Genfur als eine wohlthätige Zuflucht erfennen. Es ijt aber 
keineswegs die Meinung, daß die Gejeggebung bei der Beſtimmung des Begriffs und der Straf: 
barfeit gewiſſer rechtswidriger Handlungen gar nicht auf den Misbrauch der Preſſe, der dabei 
vorfommen kann, Nücficht zu nehmen habe, und die Zufammenftellung folder Beſtimmungen, 
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ihre Vereinigung unter einem Geſichtspunkt, ihre Verbindung mit den für Erhaltung der Ort: 
nung und Nechtlichfeit in ven Drudereien und im Buchhandel ergangenen Vorſchriften kann 
eine der Preßfreibeit auf keine Weife gefährliche Gefeggebung über die Preſſe bilden.‘ 

„Allein, fährt er fort, „eine Geſetzgebung über die Preſſe, welche ven Misbrauch derſelben 
in Beziehung auf einzelne Örgenftände und jelbft auf Grundjäge zu verhindern firebt, melde 
ihren Gebrauch moraliihen Vorſchriften, für die ed feinen rechtlichen Mafftab gibt, zu unter: 
werfen verſucht, gibt die Schriftfteller, deren Willkür fie beihränfen und die fie ſelbſt ba: 
gegen ihügen will, einer fehr gefährlichen Willkür preis, weil die Amvendung jolcher befondern 
Regeln meiftentheild mehr dem Gefühl und der eigenthümlichen Denkungsart der Richter als 
ihrer Rechtskenntniß überlaflen fein würde.“ 

Höchſt merfwürbig ift ferner im Hinblid auf unſere neuejten, jeit 1850 entflandenen Pre: 
geiege folgende Stelle: „Eine jehr bedeutende Abmweihung von dem Syſtem liegt ferner darin, 
wenn die öffentliche Bekanntmachung einer Drudigrift an bie Erfüllung irgendeiner Bedingung 
gefnüpft wird, weldhe ed der Negierung möglich macht, ohne richterliche, alfo auf rechtliche Unter: 
ſuchung gegründete Hülfe jene aufzubalten oder ganz zu verhindern. Dafjelbe ift ver Fall, wenn 
die Öejege die Berübung eines Preßvergehens over Verbrechens gerichtlich zu verfolgen geflatten, 
ehe die Druckſchrift, welche in Aniprudy genommen wird, wirklich befannt gemacht ift, nicht 
weniger, wenn die Beſchlagnahme einer ſolchen Schrift von einer andern als der gerichtlichen 
Behörde verfügt werden kann, und am meiften, wenn die rechtliche Beurtheilung der Prefmie: 
bräucde ven ordentlichen Gerichten entzogen wird. Hiermit ſteht aber eine zweckmäßige Aufficht 
auf Drudereien und Buchhandel nicht in Widerſpruch, injofern fie nur im allgemeinen auf 
Ordnung und Necrlichkeit bei diefem für das Staatswohl fo wichtigen Gewerbe hält, nicht aber 
den freien Gebrauch ver Preſſe dadurch beihränft, daß jie Herausgeber, Druder, Verleger und 
Verkäufer allzu ängftlichen Vorfchriften und einer allzu ſchweren Berantwortlichfeit untermirft.” 
Dr. von Berg will vie Genfur nicht unbedingt verwerfen, allein ev möchte ihre Anwendung 
nur unter großen Beichränfungen und auch nur vorübergehend, nicht auf die Dauer zugeben. Kür 
die Bälle, wo eine ſolche noch befteht, gibt er ſehr verftändige Normen ihrer Einrichtung und 
Handhabung an. 

Beſtimmte Anträge ftellte Hr. von Berg nicht, doch ſprach er ji vorwiegend günſtig für biein 
der Schrift des Geheimraths von Drais entwickelten Grundſätze aus, welder glaubt, daß folgentr 
gleihförmige Beftimmungen über Preffreiheit in dem Deutihen Bunde genügen würden 
1) Preßfreiheit für alle Schriften, auf deren Titel, mo nicht der Autor, Nedacteur oder Ber: 
leger, doch ver deutſche Drucker mit wahrem Namen fteht, ſofern nicht die einzelnen diefer Ber: 
jonen ſchon durch vorangegangenes Urtheil und Recht der Breffreiheit unwürdig erklärt wor: 
den jind; 2) Freiheit ver Gin= und Ausfuhr (auch Zollfreiheit) aller no im Staat unverbotenen 
Schriften durch die etablirten Buchhandlungen, fowie des in= und ausländischen Vücherbebitz, 
ohne erft eine Leſecenſur abzuwarten, folange nicht Die Polizei nach gefeglihen Negeln in ein 
zelnen Fällen inhibirt oder von einer gänzlich anonymen Schrift, die nicht einmal die Drudoff: 
ein nennt, die Rede ift; 3) jedes Bundesſtaats Anerkennung der einem andern Bunbeaflaat 
oder deſſen Angehörigen durch Publicität widerfahrenden Beleidigung, Beſchädigung oder 
Gefahr, ald wäre ſie erfterm ſelbſt eigen; 4) geſetzlich erklärte, nächſte Haftung des Redac⸗ 
teurd wie des Autors oder Gorreipondenten für Strafe und Schadenögefahr aus einem Publi: 
eitätövergeben, und zwar eines jeden verfelben für das Ganze (in solidum), durch alle deutiä: 
Bundesftaaten; 5) ſubſidiariſch-ſucceſſive Haftung des Verleger und des Druders für den 
Schrifturheber in Geldbüßungen (das rechtliche Verhältniß der Verantwortlichkeit, worauf id 
die beiden vorhergehenden Paragraphen beziehen, ift ausführlih und gründli erörtert); 
6) das Forum und die Gejege des Domicild bleiben die Regel, die Ausnahme das forum de- 
prehensionis in Verbrechensfällen mit den nöthigen befondern Beflimmungen. 

Hierauf wurde von der Bundesverfammlung in Übereinflimmung mit den von dem Be: 
rihterftatter ausgeiprodenen Anfichten der Beichluß gefaßt: a) daß eine aus den Herren Bun: 
deötagägefandten Grafen von Buol: Schauenftein, Hrn. von Martens, Freiherrn von Wan: 
genbeim, Freiherrn von Berkheim und Hrn. von Berg ernannte Gommifiton die Erftattung bei 
Gutachtens übernehme, auf welche Art möglihft gleihförmige Grundſätze und Berfügungen 
wegen ver Preßfreiheit in den deutſchen Bundesftaaten einzuführen ſeien? wobei der Vortrag bei 
Hrn. Gejandten von Berg dem Commiſſionsgutachten zum Grunde zu legen wire; b) dem 
Freiherrn von Draid und Profeffor Krug wäre der Dank der Bundesverfammlung über ihre 
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mit Beifall aufgenommenen Schriften auszudrücken, jene des Profeſſors Hillebrand aber in 
das Verzeichniß nützlicher Schriften aufzunehmen. 

Noch ehe jedoch dieſe Commiſſion ſich der Erfüllung ihres Auftrags unterzog, trat der be— 
kannte, äußerlich zunächſt durch die wahnſinnige That des Studenten Sand, die Ermordung 
Kotzebue's, veranlaßte Umſchwung in den politiſchen Zuſtänden Deutſchlands ein. Die Karls— 
bader Conferenzen fanden ſtatt, und einer der Hauptpunkte, worauf Fürſt Metternich dabei die 
Aufmerkſamkeit der Bundesregierungen richtete, betraf gemeinfame Maßregeln gegen die Preſſe. 
Fürft Metternich verjuchte in einem Vortrag dad Necht des Deutſchen Bundes zur Erlaſſung 
folder Maßregeln gegen die Preſſe zu begründen, inpem er ausführte, mie die innere Ruhe 
nicht blos durd materielle Gingriffe eines — “ in die Souveränetätsrechte eines 
andern, ſondern auch durch moraliſche Einwirkungen der Regierungen aufeinander und durch 
die Umtriebe von Parteien geſtört werben könne. Werde eine ſolche Partei in einem oder meh: 
rern Bundesſtaaten geduldet, jo jei die innere Ruhe des ganzen Bundes bedroht, und der Fürft, 
welder ven Unfug in feinen Lande geftatte, mache fich der Felonie gegen den Bund ſchuldig. 
Es wird fodann von den gegenwärtigen Zuftänden der deutichen Preſſe ein äußerft dunkles Bild 
entworfen; ed gebe nicht eine einzige ald Privatunternehmung erjheinende Zeitſchrift im 
Deutſchland, welche die Wohlgefinnten als ihr Organ betrachten fönnten, „ein Ball, der jelbft 
in den Zeiten der blutigiten Anarchie in Frankreich ohne Beifpiel iſt“. Bei der Gleichheit der 
Sprade, dem vielfältigen Verkehr und den engen Verbindungen ver Bundesftaaten unterein= 
ander liege e8 außer der Gewalt eines einzelnen Staats, feine Grenzen vor dem Gindringen 
dieſes anſteckenden Übels aus andern Bundesſtaaten zu bewahren. Der Bund aber habe das 
Recht, jedes ſeiner Mitglieder zur Erfüllung ſeiner Bundespflichten aufzufordern und nöthi— 
genfalls dazu anzuhalten. Die Befugniß des Bundes, zu wirkſamen Maßregeln gegen den 
aufs höchſte geſtiegenen Misbrauch der Vreſſe zu ſchreiten, ſei folglich über allen Zweifel erhaben. 
Demnächſt legte Fürſt Metternich der Verſammlung „Grundlinien eines Beſchluſſes zur Ver— 
hütung des Misbrauchs der Preſſe in den deutſchen Bundesſtaaten“ vor. Da hieß es ſogleich 
unter 1: „Unter gleichförmigen Verfügungen über die Preßfreiheit, wie im Art. 18 der Bun— 
desacte verlangt werden, find folche zu verftehen, wodurd jedem Bundesitaat möglichft gleicher 
Schutz gegen die aud dem Misbrauch der Vreffe in irgendeinem andern Bundesftaat ihn bedro— 
benven Berlegungen feiner Rechte, feiner Würde oder feines innern Friedens gefihert wird.‘ 
Wenn die Dispofition. des Art. 18 im buchftäblihen Sinn in Erfüllung gehen und ein durch— 
aus gleihförmiges Suften in Anfehung der Preffe in allen Bundesftaaten vormwalten folle, fo 
möüjle die vorläufige Cenſur entweder im ganzen Umfang von Deutichland abgeihafft, oder 
allenthalben, wo ſie gegenwärtig beftehe, aufrecht erhalten und, wo fie abgeichafft, wieder ein: 
geführt werden. Das erfte Tiefe fi ohne einleuchtende Unbilligkeit denjenigen Staaten nicht 
zumutben, die von der Überzeugung ausgingen, daß Strafgefege und gerichtliche Proceduren 
nad der That feine hinreichende Sicherheit gegen Misbräuche ver Vrefle gewähren, und die daher 
eine Cenſur, es fei für alle, e8 fei für eine gewiſſe Klaffe von Schriften, beizubehalten entſchloſſen 
jeien, wie dies biöher in der Mehrheit und in dem größten und bedeutendſten Theil der dveutichen 
Bundesflaaten der Ball ſei; mithin könnte abfolute Gleihförmigfeit der Gefepgebung über 
dieſen Gegenftand nur eintreten, wenn diejenigen Staaten, welde die Genfur ganz oder zum 
Theil für aufgehoben erklärt hätten, zu dem Syſtem jener, melde fie aufrecht erhielten, unbe: 
dingt zurüdfehren wollten. Daß ein folder Entfhluß, wenn die Erhaltung des Ganzen e8 notb: 
mwendig machte, allerdings von ihnen geforbert werben fönnte, gebe aus dem Wefen und den 
Grundbedingungen des Deutſchen Bundes unmwiderfprechlich hervor. Daß in der Korberung 
nichts Verfaſſungswidriges liegen würde, fei um fo gemwiffer, als die Regierungen, die während 
der legtverfloffenen Jahre der Preßgeſetzgebung in ihrem Gebiet eine neue Geftalt zu geben für 
gut gehalten, der Vollziehung des Art. 18 offenbar vorgegriffen hätten. Eigentlich, wirb wei— 
ter gelagt, follten die Worte des Art. 18 der Bundesacte nad allen Regeln einer gefunden 
und aufgeflärten Politik auf nichts anderes bezogen werden, ald auf eine wohlgeordnete, libe: 
rale, in ſämmtlichen Bundesftaaten mögliftgleihförmig verwaltete Genfur. Dies fei jedoch nach 
den beſtehenden Umſtänden nicht mehr möglich: „eine notbgedrungene Gapitulation mit phan- 
taftifchen Beftrebungen und ungeftümen Forderungen ift alles, was und übrigbleibt.“ Somit 
möge die Genjurfreibeit in ven Rändern, wo jie einmal ganz oder halb den Sieg davonaetragen, 
jo viel Spielraum behalten, als ihr ohne unmittelbare und dringende Gefahr überlaſſen wer: 
den bürfe; fie müſſe aber für ſolche Drudichriften, durch welche fie von einem Tage zum ändern 
nicht blos die Sicherheit einzelner Staaten, fondern den Bundesverein ſelbſt aufs Spiel jegen 
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konne, zurückgewieſen werden. Hieraus warb dann gefolgert, daß Schriften hiſtoriſchen und 
politifhen Inhalts, die in der Form periodiſcher Blätter oder Hefte erſchienen, oder nicht über 
eine gewiffe Zahl von Drudbogen ſtark wären, nur mit vorgängiger Kenntniß und Genehmbal: 
tung der oberften Staatsbehörve zum Drud befördert werden dürften. Andere Schriften möch 
ten, wenn die betreffenden Megierungen nicht für gut befänden, ſolche ebenfalls ver Genfur zu 
unterwerfen, ohne Genfur ericheinen, jedoch mit Vorbehalt aller bereits beſtehenden und ferner: 
hin zu publieirenden Strafgefege gegen den Misbrauch der Preſſe. 

Gegen diefen Vorſchlag im allgemeinen ward von Feiner Seite ernſtlicher Widerſpruch er: 
hoben, nur einzelne Punkte des der Conferenz vom Kürften Metternich vorgelegten Entwurf zu 
einem allgemeinen Bundespreßgeſetz erfuhren einige Abänderungen, beziebentlih Milderungen. 
Auf Grundlage diefer zu Karlsbad getroffenen Vereinbarungen fam ſodann am Bundes: 
tag der bekannte Beſchluß vom 20. Sept. 1819 über die Preffe zu Stande, welcher fo lautet: 
8.1. Solange als der gegenwärtige Beſchluß in Kraft bleiben wird, dürfen Schriften, die in 
ver Korm täglicher Blätter oder heftweife erſcheinen, desgleichen folde, die nicht über 20 Bogen 
im Drud ftarf find, in feinem deutfchen Bundesſtaat ohne Bormwiflen und vorgäingige Geneb- 
migung der Landesbehörden zum Drud befördert werden. Schriften, die nicht in eine der bier 
namhaft gemachten Klaffen gehören, werben fernerhin nach den in den einzelnen Bunvesftaaten 
erlaffenen oder noch zu erlaffenden Geſetzen behandelt. Wenn vergleiben Schriften aber irgenp: 
einen Bundesftaat Anlaß zur Klage geben, fo foll diefe Klage im Namen der Regierung, an 
welche fie gerichtet ift, nadı den in den einzelnen Bundesſtaaten beftehenden Formen gegen bie 
Merfafler oder Verleger der dadurch betroffenen Schrift erledigt werben. 

$.2. Die zur Aufrehthaltung dieſes Beſchluſſes erforderlichen Mittel. und Vorkehrungen 
bleiben der näbern Beſtimmung der Negierungen anbeimgeftellt,, fie müſſen jedoch von ver Art 
fein, daß dadurd dem Sinn und Zwed der Hauptbeftimmung des g. 1 vollfändig Genüge ge: 
feiftet werde. 

$.3. Da der gegenwärtige Beihluß durch die unter den obwaltenden Umſtänden von den 
Bundedregierungen anerfannte Nothmwendigkeit vorbeugender Maßregeln gegen den Misbraud 
der Preſſe veranlaft worden ift, fo fünnen die auf gerichtliche Verfolgung und Beftrafung der 
im Wege des Druds bereits verwirklichten Misbräuche und Wergehungen abzweckenden Geſetze, 
infoweit fie auf die im $. 1 bezeichneten Klaffen von Drudihriften anwendbar fein folten, Te: 
lange diefer Beſchluß in Kraft bleibt, in einem Staat ald zureichend betrachtet werben. 

8.4. Jever Bundesftaat ift für die unter feiner Oberaufficht erfcheinenden, mithin für 
fämmtliche unter der Hauptbeftimmung des $. 1 begriffenen Drudicriften, inſofern daburd bie 
Würde oder Sicherheit anderer Bundeöftaaten verlegt, die Verfaffung oder Verwaltung ber: 
felben angegriffen wird, nicht nur ven unmittelbar Beleivigten, ſondern aud der Geſammthen 
des Bundes verantwortlich. 

8.5. Damit aber diefe in dem Mefen des deutfchen Bunbesvereind gegründete, von beiten 
Fortdauer unzertrennliche, wechſelſeitige Berantwortlihkeit nicht zu unnüsen Störungen we? 
zwifchen ven Bundesſtaaten obwaltenden freundfchaftlichen Verhältniſſes Anlaß geben möge, fo 
übernehmen ſämmtliche Mitglieder des Deutfhen Bundes die feierliche Verpflichtung gegemein: 
ander, bei der Aufſicht iiber die in ihren Ländern erfcheinenven Zeitungen, Zeit: und Flug— 
ſchriften mit wachſamem Ernft zu verfahren und dieſe Aufficht dergeftalt handhaben zu Laffen, 
dag dadurch gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Grörterungen auf jede Weife mögliht 
vorgebeugt werde. 

$.6. Damit jevoh auch die dur gegenwärtigen Beſchluß beabiichtigte allgemeine m 
wechlelfeitine Gewährleiftung der moralifchen und politifchen Inverleglichfeit der Gefammikeit 
und aller Mitglieder des Bundes nicht auf einzelnen Bunften gefährdet werden fünne, fo jell in 
dem Ball, wo die Megierung eines Bundesſtaats ſich pur die in einem andern Bunbeiftant 
erſcheinenden Drudicriften verlegt glaubte und durch freundſchaftliche Rückſprache over diple⸗ 
matiſche Correſpondenz zu einer vollftändigen Befriedigung und Abhülfe nicht gelangen Fünmte, 
derſelben ausdrücklich vorbehalten bleiben, über dergleihen Schriften Beſchwerde bei ver Bur: 
deöverjammlung zu führen, legtere aber ſodann gebalten fein, die angebrachte Beſchwerde com: 
miffarifh unterfuchen zu laffen und, wenn biefelbe gegründet befunden wird, Die unmittelbare 
Unterdrüdung ver in Rede ſtehenden Schrift, aud wenn fie zur Klaſſe der periodiſchen gehört, 
alfer fernern Bortfegung verfelben durch einen entſcheidenden Ausfprud zu verfügen, Die 
Bundesverfammlung ſoll außerdem befugt fein, die zu ihrer Kenntniß gelangenden unter ber 
Hauptbeftimmung des $. 1 begriffenen Schriften, in welchem veutfchen Stant fie auch erſcheinen 
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nıögen, wenn foldhe nad dem Gutachten einer von ihr ernannten Commiſſion der Würde des 
Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesftaaten oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe 
in Deutichland zumiderlaufen, ohne vorbergegangene Aufforderung aus eigener Autorität 
durch einen Ausſpruch, von weldhem feine Appellation flattfindet, zu unterdrücken, und die be: 
treffenden Regierungen find verpflichtet, diefen Ausſpruch zu vollzichen. 

F. 7. Wenn eine Zeitung oder Zeitfchrift pur einen Ausforuch der Bundesverſammlung 
unterbrücft worden ift, fo darf ver Redacteur derfelben binnen fünf Jahren in feinem Bundes: 
ftaat bei der Redaction einer ähnlichen Schrift zugelaflen werden. Die Verfaſſer, Herausgeber 
und Verleger der unter der Hauptbeſtimmung in $. 1 begriffenen Schriften bleiben übrigens, 
wenn fie den Vorfhriften dieſes Veichluffes gemäß gehandelt haben, von aller weitern Wer: 
antwortung frei, und die im $. 6 erwähnten Ausſprüche der Bundesverfammlung werden aus: 
ſchließend gegen die Schriften, nie gegen die Perſonen gerichtet. 

$.8. Sämmtliche Bundesglieder verpflichten fih, in einem Zeitraum von zwei Monaten die 
Bundesverfammlung von den Verfügungen und Borfähriften, durch welche fie dem $. 1 diefes 
Beſchluſſes Genüge zu leiften gedenken, in Kenntniß zu feßen, 

$.9. Alle in Deutfchland ericheinenden Druckſchriften, fie mögen unter den Beftimmungen 
dieſes Beſchluſſes begriffen fein oder nicht, müffen mit dem Namen des Verlegers und, infofern 
fie zur Klaffe der Zeitungen oder Zeitfchriften gebören, auch mit dem Namen des Redacteurs 
verfehen fein. Drudichriften, bei welchen dieſe Vorichrift nicht beobachtet iſt, dürfen in feinem 
Bundesftaat in Umlauf gelebt und müffen, wen foldes heimlicherweiie geſchieht, gleich bei 
ihrer Erfheinung in Beihlag genommen, auch die Berbreiter derſelben, nach Beichaffenheit der 
Umftände, zu angemeffener Geld: oder Gefängnißftrafe verurtbeilt werben. 

6.10. Der gegenwärtige einftweilige Beſchluß foll vom heutigen Tage an fünf Jahre lang 
in Wirkfamfeit bleiben. Bor Ablauf diefer Zeit foll am Bundestage gründlich unterfucht wer: 
den, auf welche Weiſe die im Art. 18 der Bundedacte in Anregung gebrachten gleihfürmigen 
Berfügungen über die Preffreiheit in Erfüllung zu fegen fein möchten, und demnächſt ein Defi- 
nitivbefchluß über die vehtmäßigen Grenzen der Preßfreibeit in Deutfchland erfolgen. 

Bevor diefe in $. 10 feſtgeſetzte Frift ablief, hatten fih die Verbältniffe am Bundestage 
jo geftaltet, daß Oſterreich, welches planmäßig auf, eine Unterdrückung aller Freiheitsregun— 
gen in Deutihland ausging, und Preußen, welches Oſterreichs Vorgang auf diefem Mege faft 
blindlings folgte, unbedenklich einen Schritt weiter geben fonnten. Der MWiderfpruc einzelner, 
von etwas liberalerm Geifte angehauchter Negierungen, ver fich felbft noch bei ven Karlsbader 
Gonferenzgen bemerfbar gemacht hatte, war inzwiſchen vollends zum Schweigen gebracht worden ; 
Die Vertreter viefer Richtung am Bundestag waren durd den öſterreichiſch-preußiſchen Ein: 
fluß befeitigt. Auch die zur Ausführung des Bundesbeſchluſſes von 1819 und zur Überwa: 
Kung der Preſſe im ganzen Umkreis des Bundes beftimmte Commiſſion hatte die Folgen der um 
das Jahr 1823 vorgenommenen „Gpuration des Bundestags“ zu empfinden gehabt. Anfangs 
hatte man diefe Commiſſion in derfelben Zuſammenſetzung belaffen,, wie fie im Jahre 1818 — 
allerdings zu ganz anderm Zweck — zur Berathung ded von Berg'ſchen Berichts — nievergefegt 
worden war. Im Jahre 1820 ward fogar noch an die Stelle des abberufenen Hrn. von Berk— 
beim der liberale Hr. von Wangenheim gewählt. Allein im Jabre 1823 traten Matt der Ge— 
ſandten von Buol, von Berg, Aretin und Martens die Gefandten von Münch, Goltz, von Blit: 
terddorf und von Eiben ein; im Jahre 1825 ward Hr. von Wangenheim durch Hrn. von Mar: 
ſchall und der Graf Goltz durch Hrn. von Nagler erfegt. 

Die erfte Zeitfchrift, welche die Folge ded Bundespreßgefeged von 1819 zu empfinden hatte, 
war der „Deutſche Beobaditer” (von Liefhing in Stuttgart herausgegeben). Er warb un- 
mittelbar von Bundes wegen verboten und fein Herausgeber Liefhing auf fünf Jahre unfähig 
zur Führung einer Redaction im Gefammtgebiet ded Deutſchen Bundes erflärt, Dod nahm man 
fih nod die Mühe, die formelle und materielle Berechtigung ded Bundestags zur Ergreifung 
dieſer Mafregeln in einer ausführlichen Dedurtionsſchrift, ald Unterlage des betreffenden Be: 
ſchluſſes, zu erörtern. In der Sigung vom 15. Jan. 1824 faßte die Bunbeöverfammlung ben 
Beihluß: „Daß die ſämmtlichen Regierungen der Bundesftaaten erfucht werden, Reclamatio— 
nen und Denkſchriften, welche bei der hohen Bunbesverfammlung gebrudt eingereicht werben 
folfen , einer Genfur da, wo fie noch nicht befteht, zu unterziehen , ſowie insbeſondere der Senat 
der Freien Stabt Franffurt erſucht wird, zu verorbnen, daß jene Eingaben, melde am Sig 
diefer Verſammlung gedruckt werben follen, in ven hieſigen Drudereien nicht eher ald nach er— 
theiltem Imprimatur von feiten der Bundeskanzleidirection (welche in vorfommenven Fällen 
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mit der Reelamationscommiſſion Rückſprache pflegen wird) angenommen werben‘; ferner 
vereinigte man ſich unterm 5. Febr. 1824 dahin, „daß in Bundesſachen überhaupt, ſowol in 
Beziehung auf die Verhandlungen ver hoben Bundesverfammlung felbit, ald auch auf die Ge— 
ichäfte aller von ihr abhangenden Commiſſionen, in den in den deutſchen Bunveöftaaten er: 
ſcheinenden Zeitungen nichts anderes aufgenommen werde ald wörtlih, mad bie denjelben mit: 
getheilten Bundedtagsprotofolle enthalten“. Endlich beſchloß die Bundesverſammlung am 
16. Aug. 1824 die Verlängerung der Dauer des Bundeöprefgefeged von 1819 auf unbe: 
ſtimmte Zeit. Die ganze Richtung der Zeit, nicht in Deutfchland allein, ſondern faft allerwärts 
in @uropa, war in dem britten Jahrzehnt eine politifch rücläufige und der Freiheit wenig gün- 
ftige. Die Preſſe litt natürlich mit am meiften unter dieſem Drud der Berbältniffe. In Deurik: 
land nahm die Genfurftrenge faft in allen Staaten gleihmäßig überhand. Man ging dabei viel- 
fach noch über den Bundesbeſchluß von 1819 hinaus, indem man auch die Drucdichriften über 
20 Bogen der Genfur unterwarf. Die Inftructionen der Genforen, wenn aud auf dem Papier 
zum Theil leidlich liberal, wie 3.8. die preußifche vom 20. Dct. 1819, wurden doch in der Praris 
meift ziemlich ftreng, und je weiterhin, vefto firenger gehandhabt. Auch anderwärts griff bie 
gleiche Feinpfeligkeit gegen die Preffe plag. In Branfreih, wo nad) der Charte von 1814 
Genfurfreiheit gefeglich beftand, wurde dafür ein um fo härtere Syſtem ver Verfolgung und 
Beitrafung aller der Regierung, dem Klerus oder dem Adel misfälligen Schriften mit Hülfe 
einer den herrſchenden Gewalten nur allzu dienftfertigen Juftiz in Anwendung gebradt, wie 
3. B. die über Paul Louis Courier und andere verhängten ſchweren Strafen bezeugen. End— 
ih, im Jahre 1830, da die Regierung dem wachſenden Unwillen ver öffentlihen Meinung über 

ihr unfreilinniges Gebaren mit den gefeglichen Mitteln zu begegnen ih außer Stande fühlte, 

griff fie zu dem befannten Staatöftreic; gegen die Preffe, den Juliordonnanzen, in ven fie 

die Genfur wieder einzuführen verfuchte. Die Antwort des Landes darauf war die Revolution 
vom Juli 1830 und der Sturz der Bonrbonen. 

V. Die Zuftände der Preffe von 1830— 40. Die franzöſiſche Revolution von 
1830 war, wie eben erwähnt, zunächſt die Folge eines verfaflungdwidrigen Angriffs auf die 
Freiheit der Preſſe geweſen. Sie mufte daher einer freiern Geftaltung der Preſſe zunächſt zu: 
gute kommen. In die revidirte franzdiifche Charte von 1830 ward die Beilimmung aufgenom: 
men: „Die Genfur ift abgefhafft und darf nie wieder eingeführt werden.” Im vielen deut— 
Then Staaten, zumal den nabe an Frankreich gelegenen, regte ſich in der Preſſe wie überhaupt 
im Volk aldbald wieder ein lebendiaerer Geift. Von befonderer Bedeutung mar es, daß gerade 
in demſelben Jahre das Grenzland Baden einen neuen Herrſcher erhielt, ber ih, wie überhaupt 
den politiihen. Kortfchritt, fo insbeſondere der Prefifreibeit günftig erwies und fürmlid vie 
Genfur aufgob. Wenn man anderwärts auch nicht jo weit ging, fo ließ man doch von der bit: 
herigen Strenge in Handhabung der Genfur bedeutend nad und geftattete der Preſſe, na: 
mentlich aud) der periodischen, eine viel größere Freiheit. 

Dirfe Zeit eines freiern Aufathmend war aber nur von fehr kurzer Dauer. Sobald mar 
ſah, daß in Franfreich die Bewegung nicht weiter ging, und nachdem dur Unterdrüdung der 
polniihen Revolution auch von diefer Seite feine Gefahr mehr drohte, begannen die deutſchen 
Regierungen unter dem Vorgang und Einfluß der beiden größten, deren Ränder von dem Rüd: 
ſchlag der Julirevolution unberührt geblieben waren, mit vereinten Kräften ber freiern Rich 
tung des Volfögeiftes wieder entgegenzutreten. Die erſten Mafregeln nad) diefer Seite hin tra: 
fen abermald, wie 1819, die Preife. Schon im Herbft 1830, als der erfte Sturm der von 
Branfreih audgegangenen Bewegung vorüber war, hatte der Bundestag fih zu Maßregeh 
gegen die Preife ermannt. Im der Sigung vom 21. Oct. 1830 faßte er den Beſchluß: „Mi 
Genjoren politiiher Blätter anzumweifen, bei Zulaflung von Nachrichten über ſtattgefundene af: 
rühreriſche Bewegungen mit Borficht zu Werke zu geben und bei den innere Verbältnifie beben: 
deinden Tagesblättern wachſam zu fein.” Als ferner in der Sigung vom 17. Febr. 1831 übe 
eine Eingabe des Profeſſors Welder in Freiburg wegen VBerwirflibung der im Art 18din 
Bundesacte enthaltenen Zufage Bericht erftattet wurde, befchloß die Bundesverfanmlung, dirie 
Eingabe ohne weitere Folge lediglich ad acta zu legen und ferner, auf Antrag Oſterreiche 
„aus diefen Anlaß wiederholt einflimmig die Überzeugung auszufprehen, daß die Aufredt: 
haltung und genaue Befolgung der wegen Verhütung des Misbrauchs der Preſſe beftebenden 
bundedgefeglihen Beftimmungen im wohlverfandenen Intereffe ſämmtlicher Bunbedregierun: 
gen liege, und daher darüber gemeinfam zu wachen“. Unterm 10. Nov. 1831 ward jobann det 
weitere Beſchluß gefaßt: „Da fämmtliche Mitglieder des Deutſchen Bundes die feierliche Der: 
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pflichtung gegeneinander übernommen haben, bei dev Aufſicht über bie in ihren Rändern erichei= 
nenden Zeitungen, Zeit= und Flugſchriften mit wachſamem Ernſt zu verfahren und diefe Auf: 
ſicht dergeftalt handhaben zu laſſen, daß dadurch gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Gr: 
Örterungen auf jede Weife möglichft vorgebeugt werde, im neuerer Zeit aber der Misbrauch der 
veriodifch = politifgen Preſſe in einer höchſt bevauerlichen Weife zugenommen hat, fo bringt bie 
Bundesverfammlung fämmtlichen Bundesregierungen dieſe bis zur Vereinbarung über ein defi⸗ 
nitived Preßgeſetz in voller Kraft verbleibende gegenfeitige Verpflichtung mit dem Erſuchen in 
Erinnerung, die geeigneten Mittel und Vorkehrungen zu treffen, damit die Aufiicht über bie in 
ihren Stauten erfheinenden Zeitblätter nad dem Sinn und Zweck der beftehenden Bundesbe— 
ſchlüſſe gehandhabt werde.’ 

Am 29. Nov. 1831 zeigte das Präſidium der Bundesverſammlung an, daß die Preßbe— 
ichlüffe von 1819 und 1824 an die beim Bunde accrebitirten auswärtigen Gefandten mitge: 
theilt worden feien, und bemerfte dabei, daß der Bund zur firengften Handhabung derjelben 
um jeiner jelbft und des gefammten Europa willen verpflichtet fei. Zugleich trug daſſelbe 
darauf an, „die ihrer ſchlechten Tendenz wegen bekannten Zeitungen auf Bundeskanzleikoſten 
für die Vreßgeſetzcommiſſion zur Prüfung anzuſchaffen.“ 

Wenn die Bundesverſammlung dazwiſchen am 26. April 1832 ihre Preßcommiſſion an⸗ 
wies, „ſich mit der im Art. 18 der Bundesacte der Bundesverſammlung zugewieſenen Aufgabe 
ver Herbeiführung gleihftimmiger Berfügungen über die Preſſe mit möglichſter Beſchleunigung 
zu beſchäftigen“, fo hatte ein folcher Beſchluß natürlich jegt einen ganz andern Sinn ald vor 
14 Jahren. Gleihflimmige Verfügungen über die Preffe fanden übrigens ſchon infofern ftatt, 
als man von Bundestags wegen auf die Handhabung der Preßpolizei in den einzelnen Bundes: 
flaaten einzuwirken beeifert war. So machte in der Sigung vom 30.Mai 1832 dad Präſidium 
auf eine Anzahl von Schriftſtellern aufmerkſam, welche als Schürer der Bewegung beſonders 
ins Auge zu faſſen ſeien, und die Geſandtſchaften kamen überein, bei ihren Regierungen darauf 
anzutragen, dieſe Schriftſteller, ſoweit fie außerhalb ihrer Heimatéländer ſich befänden, in die— 
ſelben zurückzuverweiſen, die eingeborenen aber im eigenen Lande unter ſtrenge polizeiliche 
Aufſicht zu ſtellen. Es wurden auch ſofort mehrere Regierungen namentlich auf einzelne 
Schriften und Schriftſteller in ihren Gebieten aufmerkſam gemacht, melde fie fpeciell zu ver: 
folgen hätten. Insbeſondere fand man eine ſolche Verfolgung nothwendig rückſichtlich der an 
mehrern Orten erichienenen Proteftationen gegen die Bundesprefigefege von 1819 und 1824. 

Der einzige Sag in jenen Bundespreßgeſetzen, welcher einen gewiſſen Geift der Humanität 
oder der Gerechtigkeit athmete und den Schriftſtellern einigen Schuß verlieh, der Sag, daß bie 
Verfaſſer cenfirter Schriften für deren Inhalt nicht verantwortlich fein follten (ein Grundſatz, 
der übrigens ſchon im Jahre 1788 in dem berüchtigten Cenſurediet des Königs Friedrich Wils 
helm I. von Preußen ſf. oben] ausgeſprochen mar — fo ſelbſtverſtändlich erfchien derielbe fogat 
einem Wöllner'), diefer Sag ward jegt durch einen Bundesbeſchluß binmweginterpretirt. Dieler 
Bundesbeſchluß (vom 14. Juni 1832) lautet: „Die hohe Bundesverfammlung ſpricht ihre Mei: 
nung dahin aus, daß $. 7, Abſatz 2 des Bundestagsbeſchluſſes vom 20. Sept. 1819 nicht in 
dem Sinn genommen werden fönne, daß die dort genannten Verfafler, Herausgeber und Ber: 
leger, wenn fie den Vorſchriften dieſes Beſchluſſes gemäß gehandelt haben, für die von ihnen 
verfaßten, herausgegebenen oder verlegten Schriften auch gegen die einzelnen Bundesftaaten 
von aller weitern Verantwortung entbunden feien; daß ed vielmehr eine felbftverftandene 
Sache fei, daß in dieſer Beziehung die Anwendung der Randesgefege auf die durch die Breife 
begangenen Verbredhen oder Vergehen durch die Bundesgefege feinerlei Beihränfung unter: 
worfen ſei.“ 

In derjelben Sigung fprad die Bundesverfammlung gegen verfhiedene Eingelregierungen, 
in deren Rändern midfällige Preßerzeugniſſe erſchienen waren, die „erneuerte und dringende‘ 
Erwartung aus, daß diefelben über die bundesgeſetzliche Handhabung der Oberaufficht über bie 
Vreſſe mit größerer Strenge als biäher wachen und dadurch den Beſchwerden benachbarter Ne: 
gierungen „endlich“ durch geeignete Fräftige Mafregeln abbelfen würden. Zugleich machte bad 
Präfidium auf die Vereine zur Unterftügung ver freien Breffe aufmerffam. Sämmtlide Ge: 
fandtfhaften äußerten fih mit den Vräfivialanfichten einverftanden und übernahmen e#, in 
diefem Sinne an ihre Regierungen zu berichten. 

Meiter ward am 29. Nov. 1832 im Hinblid auf die Ausgabe einer lithographirten Bei: 
[age zu der Zeitfeprift „Der Verfaflungsfreund” von der Bundeöverfammlung beſchloſſen: „Daß 
pie in dem proviforifchen Bundesbeihluß vom 20, Sept. 1819 enthaltenen Beitimmungen 
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gegen den Misbrauch der Buchdruckerpreſſe in gleichem Maße auf lithographirte Zeitungen, 
periodifhe Zeit: und Flugſchriften und Druckſchriften unter zwanzig Bogen in Anwendung zu 
bringen feien.” Gegen auswärtige Zeitungen war fhon am 5. Juli 1832 eine allgemeine Maß— 
vegel getroffen worden durch einen Bundesbeſchluß, welcher verfügte: „Keine in einem nicht zum - 
Deutihen Bunde gehörigen Staat in deuticher Sprade im Druck erfcheinende Zeit: oder nicht 
über zwanzig Bogen betragende fonftige Druckſchrift politiihen Inhalts darf in einem Bundes: 
ftaat ohne vorgängige Benehmbaltung der Regierung deffelben zugelaffen und audgegeben mer: 
den; gegen die Übertreter des Verbots ift ebenfo wie gegen die Verbreiter verbotener Drud: 
Ichriften zu verfahren.‘ 

Der ſtärkſte Schlag jedoch, weldyen die Neaction mitteld des Bundestags gegen Die Preß— 
freiheit führte, war die erziwungene Wiederaufhebung des freiiinnigen badiſchen Prefgefegee. 
Schon am 9. Febr. 1832 trug der preußiſche Gefandte von Nagler in Vertretung des Öfterrei: 
chiſchen Präfivialgefandten vor, daß das nene badifche Preßgeſetz mit ven beſtehenden Bundes: 
gelegen nicht vereinbart zu fein fcheine und er daher den Auftrag babe, zu beantragen, die Bun- 
desverſammlung möge durd ihre Preßcommiſſion prüfen laffen, ob den wirklich fo ſei und ob 
demnach das gedachte Geſetz beſtehen dürfe. Dieſem Antrag ward durd einen Beſchluß der 
Berfanmlung, und zwar ohne Widerſpruch des badischen Gejandten, Folge gegeben. Schon 
am 20. Febr. deſſelben Jahres erftattete die Commiſſion Vortrag und erflärte: daß das babi: 
he Preßgeſetz mit der Bundesgefeggebung unvereinbar fei und ſonach nicht beſtehen dürfe. 
Auch dawider erhob Baden feine Einwendung. Erft am 8. März lien die badiſche Regierung 
am Bundestag erflären, daß fie dad Bundespreßgeſetz von 1819 als verbindlich aud für Baden 
anjehe, daffelbe aber in vem neuen Preßgefets nicht verlegt, ſondern richtig angerwendet zu haben 
glaube. Am 5. Juli 1832 erfolgte ver Beichlun der Bundesverfammlung über das badiſche 
Preßgeſetz, obgleich noch nicht alle Gefandten dazu inftruirt waren. Auch diefe Formwidrigkeit 
ließ Baden geiheben. Der Beihluß ging dabin: „daß das am 1. März laufenden Sabres im 
Großherzogthum Baden in Wirkſamkeit getretene Preßgeſetz für unvereinbar mit der beftchen- 
den Bundesgefeggebung über die Preſſe zu erklären fei und daher nicht beſtehen dürfe.“ Demzu: 
folge Spricht die Bundesverfammlung die zuverlihtliche Erwartung aus, „daß die großherzogliche 
Regierung diefes Preßgeſetz fofort ſuspendiren und zur Vorbeugung jeder ferner davon zu befor: 
genden Verlegung der Intereflen und Rechte des Bundes oder der einzelnen Bundesftaaten fib 
die frenge und gewiffenhafte Handhabung der Bundeabefhlüffe vom 20. Sept. 1819 und vom 
16. Aug. 1824 angelegen fein faffen werde. Die Bunbesverfammlung erwartet die Anzeige 
über den Vollzug dieſes Beichluffes binnen 14 Tagen.‘ 

Baden enthielt ich der Abftimmung und behielt ſich feine Erklärung vor. Diele erfolgte 
am 31. Juli 1832. Baden bezeigte ich dem Bundesbeichluffe geborfam, indem es zwei Ver: 
ordnungen vorlegte, durch welche das Preßgeſetz vom 1. März in allen feinen weſentlichſten Be: 
fimmungen wieder außer Kraft gefegt ward. 

In der Sigung vom 19. Juli 1832 erließ ver Bundestag „kraft ver durch den Bundet: 
beihluß vom 20. Sept. 1819 und 16. Aug. 1824 ihm übertragenen Autorität’ ein Ber: 
bot der im Großherzogthum Baden erfcheinenden Zeitblätter, „Der Breifinnige‘‘ und „Der 
Wächter am Rhein”. Die beiden nominellen Herausgeber diefer Zeitungen, Friedrich Wagner 
und Friedrich Schlund, follten fünf Jahre lang von da an in feinem Bundesflaat bei der Re: 
dartion einer Zeitichrift zugelaffen werden. Zugleich ward die badiſche Regierung angemielen, 
über die eigentlihen Redacteure ver beiden gedachten Zeitungen Auffchluß zu geben. 

Schon am 2. März; 1832 war ein Bundedverbot gegen die in Rheinbaiern erſcheinenden 
Zeitſchriften „Deutſche Tribüne”, „Weſtbote“ und „Zeitſchwingen“ erfolgt. Daſſelbe geſchab 
am 16. Aug. mit den in der Cotta'ſchen Verlagshandlung erſcheinenden „Allgemeinen polit: 
fhen Annalen’, herausgegeben von Karl von Rotteck, und am 6. Sept. mit der in Stuttgart 
von C. U. Mebold herausgegebenen „Deutſchen allgemeinen Zeitung”. Gegen die inzwiſchen 
ermittelten Redacteure des „Freiſinnigen“ und des „Wächter am Rhein“, Candidat Giehme 
und Dr. Strohmeier, warb ebenfo mie gegen NRottef und Mebold die fünfjährige Aut: 
ſchließung von jeder Nedactionsthätigkeit ausgeſprochen. Endlich aber gab die Bundesrer— 
ſammlung noch die Erwartung Fund, die badische Regierung werde auf geeignete Weife ein: 
ihreiten gegen die Profefforen Duttlinger,, von Notted, Welder, Fromherz und Perleb, welcht 
ſie als Theilnehmer an der Redaction des num unterdrückten Zeitungsblattes „Der Freifiunige” 
erfannte, und „welche die Grenzen ihres Berufsüherfchritten, ſich zu den verderbliäften, der öffent: 
lichen Ordnung und Rube feindfeligen, die Grundlage der beftehenden Staatseinrichtungen 
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untergrabenden Lehren befannt, viele verbreitet und dadurch ihre Unfähigkeit zu Verwaltung 
des ihnen anvertranten Amts unverfennbar an den Tag gelegt haben”. Die badifche Regierung 
entiprad diefer Erwartung, indem fie die Profeſſoren von Rotteck und Welder von ihren Lehr: 
amtern entfeßte. Am 15. Mat 1832 ward gegen den , Volksfreund“ zu Hildburghaufen und 
deffen Rebacteur Joſeph Meyer das übliche Verdiet ausgeſprochen. Da noch fortwährend Brote: 
ſtationen gegen die Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juli eingingen , fo beifhloß die Bundesverfamm= 
lung, daß gegen die Urbeber und Berbreiter derfelben Interfuchungen einzuleiten feien. 

Auch die folgenden Jahre waren reih an Mafregeln gegen die Preife. Am 12. März 1833 
warb das in Sachſen ergangene Verbot der „Biene auf alle Bundesftaaten ausgedehnt und 
dem Herausgeber die Kortjegung ded Blattes, unter welchem Titel ed auch fei, unterfagt. Am 
22. Aug. 1833 ward der meiningiihen Regierung von feiten des Bundestags „eine firengere 
Handhabung ded Bundespreßgeſetzes und der anderweiten hiernach gefaßten Beſchlüſſe“ in Bezug 
auf die in Hildburghaufen eriheinende „Dorfzeitung“ in Erinnerung gebracht, „damit nicht bei 
fortgeſetzter ſträflicher Tendenz vieler Zeitung die Bundesverfammlung fi zur Anwendung ber 
im $.6 des Bundespreßgeſetzes enthaltenen Strafbeftimmung bemüßigt ſehe“, und auf eine fpä= 
tere Beichwerde Sachſen-Weimars ward die meiningifche Negierung zu einer Erflärung dar: 
über binnen vier Wochen aufgefordert. Am 14. Nov. und 5. Dec. 1833 wurden die „Nedar: 
zeitung‘ in Stuttgart und zwei in Helen: Darmitadt erfcheinende Zeitichriften verboten, ihre Re— 
dacteure auf fünf Jahre präcludirt. Kerner wurden auf die Anzeige dev Gentralunterfuhungs= 
behörde des Bundes, daß in mehrern Zeitungen außerordentliche Nahrichten über die von der: 
jelben veranlaßten Unterfuhungen und Verhaftungen enthalten feien, die Regierungen zur ges 
nauen Beobahtung der darüber ergangenen Borfhriften angehalten. Diefe Vorſchriften, nie: 
dergelegt in ven Bundesbeihlüffen vom 19. Sept. 1833 und 6.Nov. 1834, betrafen dad ftrenge 
Verbot aller folder Veröffentlihungen über anhängige politiſche Unterfuhungen. 

Ein anderer Bundesbeihluß vom 26. März 1834 lenkte die Aufmerffamfeit ver Bundes— 
regierungen auf die Verbreitung verſchiedener ſtaatsgefährlicher Druskichriften mit der Anz 
weifung, „wegen Unterbrüdung dieſer Schriften und Erforfhung der Urheber und Verbreiter 
derfelben das Erforderliche anzuordnen”, erfuchte fie zugleich, ver Bundesverfammlung von ben 
Drudichriften, deren Unterdrückung und Verfolgung in ihren Staaten fie für nothwendig er= 
achten, Kenntniß zu geben. Infolge der hierauf eingegangenen Anzeigen wurden bann wegen 
Unterdrückung ver betreffenden Schriften im Gefammtgebiet des Bundes die nöthigen Vorkeh— 
rungen getroffen. 

Bald begnügte man ſich nicht mehr mit den Verbot einzelner Schriften. Durch Bundesbe— 
ſchluß vom 10. Juli 1834 ward ein Berbot ſämmtlicher Berlagsartifel der Haideloff und Gampe's 
ſchen Buchhandlung in Paris für alle Bundesftaaten ausgeſprochen; daſſelbe geſchah am 11. Sept. 
1834 in Betreff aller in den Öfficinen von G. %. Schüler und Witwe Silbermann in Stra®: 
burg erfchienenen Werke; in verfelben Sigung ward die in Paris unter dem Titel „Der Geäch— 
tete” von Veneden und andern herausgegebene Zeitfchrift, ſodann in der Eißung vom 26. Sept. 
1834 eine Zeitfhrift von 3. H. Garnier in London, „Deutfches Leben, Kunft und Voeſie“, für 
den ganzen Umfang des Bundes verboten. Man firbt, e8 war Conſequenz und Syſtem in dem 
Berfahren des Bundestags gegen die Prefle, und die nad andern Richtungen bin niemals zu 
erreihende Binigfeit und Energie diefed Gentralorgand des Dentſchen Bundes war bier, mo es 
gemeinfame Mafregeln gegen den Öffentlihen Geift ver Nation galt, durchaus nicht zu vermiffen. 

Hierher gehören auch gewiſſe Artikel ver berüchtigten geheimen Wiener: Gonferengbeichlüffe 
vom 12. Juni 1834, welde allerdings nicht die bindende Kraft förmlicher Bundesbefchlüfle er: _ 
fangten, aber doch von den dabei beteiligten Negierungen (nur die 13. Bundestagdcurie, 
Braunſchweig und Naffau, war dabei unvertreten) nad einer ausdrücklichen Vereinbarung in 
Art. 60 für „ebenfo bindend eradtet wurden, ald wenn biefelben zu förmlihen Bundesbe— 
ſchlüſſen erhoben worden wären”. Bon den Artikeln diefer Conferenzbeſchlüſſe betreffen folgende 
fpeciell die Preſſe: Art. 28. Um die zur Erhaltung der Ruhe Deutihlands übernommene ge- 
genfeitige Berpflihtung einer wachfamen und firengen Aufiicht über die in den verbündeten 
Staaten ericheinenden Zeitungen, Zeit: und Flugfchriften in gleihem Sinne vollftändig zu er: 
füllen und die dem proviforifchen Preßgeſetz gemäß beftehende Genfur auf die zweckmäßigße 
Weiſe gleihförmig zu handhaben, werden die Regierungen 1) das Genforamt nur Männern 
von erprobter Geſinnung und Fähigkeit übertragen und diefen eine dem ehrenvollen Vertrauen, 
welche daſſelbe vorausfekt, entſprechende Stellung, ſei e8 in felbftändiger Eigenſchaft oder in 
Verbindung mit andern angejebenen Amtern fihern; 2) den Genforen beftimmte Inftructio- 
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nen ertheilen; 3) Cenſurlücken nirgends dulden; 4) in denjenigen Bundeäftaaten, in mel: 
chen nicht durch die Verfaſſung oder durch die Landesgeſetze anderweit Kürforge getroffen ifl, 
wird unbeſchadet deifen, was in $. 6 des proviforiichen Vrefigefeged vom Jahre 1819 verfügt 
ift, eine höhere Behörde mit den Bunctionen eines Ober = Genfurcollegiums beauftragt werden, 
um als foldhes theild über die pflichtmäßige Erfüllung der Obliegenheiten ver Genforen zu ma: 
hen, theils auch die Beſchwerden ver Schriftfteller über dad Verfahren und die Ausſprüche ver 
Genforen zu erledigen. s 

Art.29. Bon den Nachtheilen einer übermäßigen Anzahl politifher Tagesblätter überzeugt, 
werden die Negierungen auf eine allmählich berbeizuführende Verminderung folder Blätter, 
ſoweit died ohne Kränkung erworbener Rechte thunlich iſt, Bedacht nehmen, 

Art. 30. Kraft der ihnen zuitehenden oberpolizeilihen Auffiht werden die Regierungen 
die Herausgabe neuer politifher Tagesblätter ohne bie vorgängige Erwirfung einer biesfälligen 
Conceſſion nicht geftatten. Es wird diefe mit Rückſicht auf vorſtehenden Art. 29, nad ge: 
wonnener Überzeugung von der Befähigung des Redacteurs und nur mit ver Glaufel völlig 
uneingeſchränkter Widerruflichkeit ertheilt werben, 

Art. 31. Das in einem Bundesſtaat einer Drudichrift von einem Genfor ertbeilte Impri: 
matur befreit diefe Schrift nicht von den in andern Bundesländern beftebenden Auffidhtsregeln. 

Art. 32. Die Beftimmungen des Bunbesbeichluffes vom 5. Juli 1832, betreffend die Zu: 
laflung der außerhalb des Bundesgebiets in deutſcher Sprache erfcheinenden Zeit: und nicht über 
zwanzig Bogen betragenden Drudigpriften politiihen Inhalts, follen fortwährend ſtreng vollzo⸗ 
gen werden. Rückſichtlich der in fremden Sprachen erfcheinenden Zeitungen vereinigen ſich bie 
Regierungen zu der Beitimmung, daß Abonnements auf diefelben von ven Poftämtern nur nah 
einem von der Negierung genehmigten Verzeichniß folder Blätter angenommen werden dürfen. 
Die auf diefe Weife nicht zugelaffenen Zeitungen dürfen zwar von einzelnen verfchrieben, aber 
nicht öffentlich audgelegt werben. 

Art. 33. Es wird auf geeignetem Wege Sorge dafür getragen werben, daß beim Drude 
der ſtändiſchen Protokolle, wo folder ftattfindet, alle jene Außerungen hinweggelaſſen werben, 
welche nadı Beftimmung des Art, 26 (derfelben Wiener-Gonferenzbefchlüffe) eine Verweiſung 
zur Orbnumg veranlaft haben. Wenn die ftändiichen Protofofle in Zeitungen oder ſonſtigen 
periodiihen Schriften abgedruct werden, fo unterliegt dieſer Abdruck allen für die Medaction, 
Genjur und Beaufiihtigung dieſer legtern beftebenden Vorfchriften. Gleiches gilt von der aus: 
zugsweiſen Befanntmadhung ftändiiher Verhandlungen in periodiichen Blättern. 

Art. 34. Die beaufilhtigenden Behörden und die Genforen der Zeitblätter werben ange: 
wiejen werden, auch in Betreff ver Aufnahme der factifchen Imftände anderer deutſchen Stände: 
verfammlungen mit gleicher Umſicht nad) denſelben Regeln mie bei jener des eigenen Staat? zu 
verfahren. . 

Art.35. Da, wo Dffentlichfeit gerichtlicher Verhandlungen in Strafſachen beſteht, wollen 
die Regierungen der Befanntmahung dieſer legtern dur den Drud nur unter Beobachtung 
jolder mit den Gejegen vereinbaren Vorſichtsmaßregeln ſtattgeben, durch welche eine nachthei⸗ 
lige Einwirkung auf Öffentliche Ruhe und Ordnung verhütet werden fann. 

Art. 37. Es foll am Bundestag eine Commiſſion ernannt werden, um in Erwägung 
zu ziehen, inmiefern über die Ornanifation des deutſchen Buchhandels ein lbereinfommen 
ſämmilicher Bundeöglieder zu treſſen ſei. Zu diefem Ende werben die Regierungen geachtete 
Buchhändler ihrer Staaten über diefen Gegenftand vernehmen und die Ergebniffe dieſer Beaut: 
achtung an die Bundedtagscommifjion gelangen laflen. 

Noch war beabfihtigt, die Fortdauer des Bundespreßgeſetzes von 1819 ausdrücklich fein: 
fegen. Der betreffende Artikel lautete im Entwurf: „Da die Gründe, melde dem proviſoriſchen 
Preßgeieg vom 20. Sept. 1819 feine Entftehung gegeben und deſſen fernere Erſtreckung ver 
anlaft haben, unverfennbar in gleichem Gewicht vorhanden find, fo follen dieſe geſetzlichen Be: 
flimmungen noch ferner in ihrem vollen Umfange in Kraft bleiben und ibnen in allen deutſchen 
Bundesftaaten ein möglichft gleihförmiger Vollzug gefichert werden.” Baiern flug vor, nad 
den Worten „dieſe gefeglichen Beftimmungen“ einzuſchalten: „noch auf ſechs Jahre.’ Es wurde 
hierauf von den übrigen Bundesgliedern erwidert: „Durch diefen Zufat gehe ter Zweck dieſet 
Artikels, dad jegt und in unbeflimmter Dauer beftehenbe Gefeg vom Jahre 1819 in jeiner Wirt: 
ſamkeit zu befräftigen und zu flärfen, verloren.“ Da jedoch Baiern ſich entſchieden weigerte, 

obne Ginjhaltung des von ihm vorgefchlagenen Zufages dem Artikel feine Zuftinnmung zugeben, 
jo beſchloß man, diefen Artifel lieber ganz wegzulaſſen. . 
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Die Wirkungen der obigen Conferenzverabredungen machten ſich zunächſt bemerkbar in 
einem Beſchluß vom 28. April 1836, wodurch die Bundesverſammlung infolge einer hanno— 
verijherfeitö eingegangenen Anzeige und Beichwerde feitfegte: „Daß Berichte und Nachrichten 
über Verhandlungen deutſcher Ständeverfanmlungen nur aus den Öffentlihen Blättern un 
aus den zur Dffenrlichfeit beftimmten Acten des betreffenden Bundesſtaats in die Zeitungen und 
periodiſchen Schriften aufgenommen, und daß deshalb die Herausgeber und Medactoren der 
öffentlichen Blätter angehalten werben ſollen, jederzeit die Duelle anzugeben, aus welcher fie 
ſolche Berichte und Nachrichten geſchöpft haben‘, ferner in der allenthalben ftreng gehandhabten 
Vorſchrift, feine Cenſurlücken zu dulden. 

Noch in das Jahr 1835 fallt ein anderer Beſchluß der Bundesverſammlung, der ſich gegen 
eine ganze Klaſſe von Schriften richtete, nämlich; der vom 10. Dec. 1835, welder lautet: „Nach— 
dem jid in Deutſchland in neuerer Zeit und zulegt unter der Benennung „das Junge Deutic- 
land’ oder „die Junge Literatur“, eine literarifche Schule gebildet hat, deren Bemühungen un: 
verhohlen dahin gehen, in belletriſtiſchen, fiir alle Klaffen von Leſern zugänglichen Schriften die 
chriſtliche Religion auf die frechſte Weiſe anzugreifen, die beftehenden focialen Verhältniſſe her: 
abzumwürdigen und alle Zucht und Sittlichfeit zu zerftören, jo hat die deutiche Bundedverfamm: 
lung, in Erwägung, daß es dringend nothwendig ei, Diefen verderblicdhen, die Grundpfeiler aller 
geſetzlichen Ordnung untergrabenden Beftrebungen durch Zuſammenwirken aller Bundesregie: 
rungen fofort Einhalt zu hun, uno unbeſchadet weiterer vom Bunde oder von den einzelnen 
Regierungen zur Erreihung des Zwecks nad Umſtänden zu ergreifenden Mafregeln, ſich zu 
nachſtehenden Beftinimungen vereinigt: 1) Sämmtliche deutſche Regierungen übernebmen die 
Berpflitung, gegen die Verfaffer, Verleger, Druder und Verbreiter der Schriften aus der 
unter der Bezeihnung „das Junge Deutfcland‘‘ oder „die Junge Literatur‘ befannten literari: 
ſchen Schule, zu welder namentlih Heinrich Heine, Karl Gutzkow, Heinrid Laube, Ludolf 
MWienbarg und Theodor Mundt gehören, die Straf: und Polizeigejege ihres Landes ſowie die 
gegen ben Misbrauch der Preſſe beſtehenden Borichriften nad ihrer vollen Strenge in Anwen: 
dung zu bringen, aud die Verbreitung diejer Schriften, fei ed durd den Buchhandel, durch 
Leihbibliotheken oder auf jonftige Weite, mit allen ihnen gefeglich zu Gebote ſtehenden Mitteln 
zu verhindern. 2) Die Buchhändler werden hinjichtlich ded Verlags und Vertriebd der obener- 
wähnten Schriften durd) die Negierungen in angemefjener Weife verwarnt und ed wird ihnen 
gegenwärtig gehalten werben, wie ſehr ed in ihrem wohlverftandenen eigenen Intereſſe liege, 
die Maßregeln der Regierungen gegen die zerftörende Tendenz jener literarifchen Erzeugniffe 
auch ihrerſeits, mit Rüdjicht auf ven von ihnen in Anjpruc genommenen Schutz des Bundes, 
wirkſam zu unterflügen. 3) Die Regierung der Freien Stadt Hamburg wirb aufgefordert, in 
dieſer Beziehung insbefondere der Hoffmann und Campe'ſchen Buchhandlung zu Hamburg, 
welche vorzugsweiſe Schriften obiger Art in Verlag und Vertrieb bat, die geeignete Berwar: 
nung zugeben zu laflen. 

In den einzelnen deutichen Staaten ward gleichzeitig in demſelben Geifte ver Strenge gegen 
die Preſſe, befonders die Tagespreffe, verfahren, theild aus eigenem Antriebe der Negierungen, 
theils infolge ver unausgeſetzten dringenden Vorftellungen, welche an die noch etwas liberalern 
bejonders von feiten der beiden größten deutſchen Höfe bald direst, bald indiret durch dad Mittel 
des Bundeötagd, ergingen. So beijpieldweife warb im Königreich Sachſen der erfte conflitu: 
tionelle Zandtag im Jahre 1833 von dem im übrigen ziemlid) liberalen Minifterium Lindenau 
gleich bei jeinem Beginn durd die Mittheilung von Unterdrüdung des am meiften verbreiteten 
Blatted im Yande, „Die Biene’, überraſcht, und im Jahre 1837 erging dafelbft ohne Befra— 
gung der Stände eine Preßverordnung, welche unter anderm die fogenannte Nachcenſur ein= 
führte, d. h. die regelmäßige Reviſion der von den Einzelcenforen zum Drud zugelaffenen 
Schriften feitend einer höhern Cenſurinſtanz, um ſolche geeignetenfalls nachträglich noch zu 
unterprüden. Doc blieben, folange der perjönlihe Einfluß Lindenau's der vorwiegende im 
Gabinet war, die Prefverhältniffe in Sachſen immer noch leidlicher ald anderwärtd ; zumal für 
die Beiprehung innerer Landesangelegenheiten ward ein ziemlich freier Spielraum gewährt . 
und auch im übrigen fo viel Duldung geübt, als bei der allerdings etwas Ängftlihen Rüdiigt- 
nahme auf ausmärtige, deutſche und auch nichtveutiche Megierungen zuläffig erjhien, woher 
es Fam, dag Schriften und Schriftfteller, die in andern deutjchen Bundeöftaaten allzu harter 
Verfolgung unterlagen, ſich nad Leipzig, ohnehin dem Brennpunkt des Buhhandeld und 
ſomit ver Xiteratur, flücteten. In Breußen ergingen 1834, 1835, 1837 verſchärfte In: 
firuetionen für die Genjoren; ahnlih in Baiern. In Ofterreih ward unter anderm 1887 
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die Vorſchrift eingeführt, daß kein Öfterreicher etwas ohne inländiihe Cenſur im Auslande 
druden laflen dürfe. 

Frankreich, dasjenige Land, deſſen politiihe Zuftände immer für einen großen Iheil Euro: 
pas, namentlich für Deutichland, ven Mapftab und das Mufter defien, was man gegen die 
Preſſe wagen oder nicht wagen pürfe, abgegeben, war gleihfalld von der freien und unge 
hemmten Entwidelung, welche das Jahr 1830 wie dem gejammten öffentlichen Leben jo ins: 
befondere auch der Preſſe erfhloffen und gejichert zu haben ſchien, längft wieder meit zurüd. 
geworfen. Die Prefgejege, weldhe 1837 unter dem Minifterium Mole-Guizot mir Hülfe eine 
willfährigen Deputirtenfammer — unter Benugung des Fieschi'ſchen Attentats — zu Stand: 
famen (jie iind berüchtigt unter vem Namen der Septembergejege), führten zwar die Büchercenſur 
nicht wieder ein, aber unterwarfen doch in andern Beziehungen die Preffe vielen Bedrüdungen 
und Beihränfungen, jegten z.B. die Caution für Zeitungen von 48000 auf 100000 Fr#., ver- 
Ihärften die Strafen für Preßvergeben jehr bedeutend, verboten Sammlungen zur Dedung drı 
durch foldhe verwirften Geldbußen, ftellten die Bilder: und Thratercenfur wieder her u. j. w. 

Trotz allevem ſchien es doch, als jei um das Jahr 1836 oder 1837 jo ziemlich der tieffte 
Punkt der reactionären Strömung in den Verhältniffen der Preſſe erreicht, ald beginne nun 
wieder eine mehr auffteigende Bewegung. In Frankreich ward das Minijterium Guizot durd 
ein Minifterium Thiers abgelöft; in Deutſchland waren ed namentlid die Borgänge in Hanne: 
ver von Jahre 1837, welche eine lebhaftere Negung des Volksgeiſtes beinahe allermärtd her: 
vorbrachten, während auf philoſophiſch-religiöſem und literarifhem Gebiete an die Stelle des 
Jungen Deutichland eine ernitere und mebr wiſſenſchaftlich begründete, aber nicht weniger ſcharſe 
Oppojition, die Zungbegelfche Schule trat, die durch auffebenerregende Kunpgebungen, wie j. ®. 
„Das Leben Jeſu“ von Strauß, die „Halleſchen Jahrbücher“ von Ruge und. Echtermever, u. &., 
die Öffentlihe Meinung auch von dieſer Seite her in Bewegung ſetzte. 

Spuren eines unmittelbaren Einjchreitens ded Bundestags gegen die Preſſe liegen aus ven 
legten Jahren des vierten Jahrzehnts nur wenige vor. Zu diefen Spuren gehört ein 1838 
von dem Föniglich ſächſiſchen Geſandten im Namen ver Preßcommiſſion erftatteter Vortrag über 
eine gegen mehrere Zeit: und Druckſchriften gerichtete Anzeige ver Bundescentralbehörbe. Unter 
den mancherlei Beſchwerden findet ſich aud eine gegen den „Rheinischen Boftillon‘‘ wegen ge: 
wiffer „gegen den verdienten Inquirenten, den Hofgeridhtörath Georgi in Gießen, gericteter 
Artikel‘. Gegen einzelne der angezeigten Drudihriften ſprach man ein directes Bundeöverbei 
aus (jo am 30. Sept. 1839 gegen Venedey's „Preußen und Preußenthum“), bei andern be: 
gnügte man fi, das Vertrauen auszufprechen, daf in den Lande, wo jolde erihienen, das Nö 
thige dagegen erfolgen werde, oder die Regierungen darauf aufmerkjam zu maden. 

v1. 1840 — 48. Mit vem Jahre 1840 begann für die deutfche Preſſe wiederum rin: 
„lebendigere Zeit“. Die Ihronbefteigung Friedrich Wilhelm’s IV. in Preußen vegte eine Meng: 
von lange zurüdgehaltenen Hoffnungen und Wünjchen zu lauter Kundgebung an, und beinat« 
gleichzeitig gab dad von Branfreih aus erhobene Gejchrei nach der Nheingrenze Dem allgemei: 
nen deutſchen Nationalgefühl einen lebhaftern Anftoß. Der neue König von Preußen jöie 
die Berechtigung der Öffentlichen Meinung und vie Nothwendigkeit, ih mit ihr im gutes Ein. 
vernehmen zu jegen, anzuerkennen, theild thatſächlich durch die Öffentlihen Reden, melde :ı 
jelbft mit der unverfennbaren Abjicht, dadurch auf die allgemeine Stimmung zu wirken, bi 
verſchiedenen Gelegenheiten hielt, theild durch mancherlei perfönliche Auperungen über tem 
Werth der Preſſe und die Statthaftigfeit einer „gefinnungsvollen Oppofition”. 

Einen beftimmten gejeglihen Ausdruck erhielt dieſe königliche Willensmeinung durd rin 
Gabinetöorbre vom 10. Dec. 1841, worin ausgeiproden war, „daß jowol die Genjur: ald w 
Berwaltungsbehörden zu bedenklich jeien, wenn e8 darauf anfomme, Gegenſtände der Staats 
verwaltung durh Zeitungsartikel zur öffentlihen Kenntniß zu bringen“. Der König, mar 
weiter gejagt, wolle, daß die der Beiprehung über Gegenjtände ver innern Verwaltung gr 
zogenen Örenzen überall da, wo dieſe Beiprehung eine wohlmeinende und anſtändige je, er: 
weitert und die Genforen in diefem Sinne angewiefen würden. Es ward babei das Genjur; 
edict vom 18. Oct. 1819 in Erinnerung gebradıt. 

Die Folge diefer Gabinetdordre war eine von den drei Genjurminiftern am 24. Dee. 1841 
erlaffene Gircularverfügung, die Handhabung der Genfur betreffend. „Die Cenſur“, hich « 
darin, „ſoll keineswegs in einem engherzigen Sinne gehandhabt werden. Der Cenſor kann rin 
freimüthige Beſprechung auch der innern Landesangelegenheiten jehr wohl geftatten. Die unert- 
lennbare Schwierigkeit, hierfür die richtigen Grenzen anfzufinden, darfnicht zuiener Angflihten 
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verleiten, wie ſie nur zu oft ſchon zu Misdeutungen über die Abſichten des Gouvernements Ver: 
anlaffung gegeben hat. Bleibt es gleih unmöglih, in Wege ver Inftruction Verhaltungs: 
maßregeln für alle einzelne Bälle zu ertheilen, jo wird die Bildungsftufe und die äußere Stel: 
lung der Genforen doch dafür eine jihere Bürgihaft gewähren, daß ihrer Umſicht die Auffin: 
dung einer richtigen Mitte zwiſchen den Extremen gelingen und dadurch ſowol dem Bedürfniſſe 
freierer wiſſenſchaftlicher Erörterung als der Pflicht, ven einzelnen wie die Geſammtheit in allen 
ihren höhern Intereflen vor feindjeligen und bößwilligen Angriffen zu fihern, in befriedigen 
der Weife genügt werde. Hieraus folgt insbefondere, daß Schriften, in denen die Staatsver— 
waltung im ganzen ober in einzelnen Zweigen gewürdigt, erlafiene oder noch zu erlaflende Ge: 
jege nach ihrem innern Werthe geprüft, Fehler und Midgriffe aufgededt, Verbefferungen an: 
gedeutet oder in Vorſchlag gebracht werden, um deswillen, weil jie in einem andern Sinne als 
dem der Regierung geſchrieben, nicht zu verwerfen find, wenn nur ihre Faſſung anfländig und 
ihre Tendenz wohlmeinend ift. Es ift aber dabei eine unerlapliche VBorausfegung, daß die Ten- 
denz der gegen die Mapregeln der Regierung ausgeſprochenen Erinnerungen nicht gehäſſig und 
böswillig, fondern wohlmeinend jei, und ed muß von dem Genfor der gute Wille und die Ein- 
ficht verlangt werden, daß er zu unterjcheiden wife, wo das eine oder dad andere der Fall ifl. 
Wird die Genfur nach diefen Andeutungen in dem Geifte des Genjuredietö vom 18. Det. 1819 
audgeübt, jo wird einer anjtändigen und freimürhigen Bublicität hinreihender Spielraum 
gewährt, und es ift zu erwarten, daß dadurch eine größere Theilnahme an vaterländijchen In: 
terejlen erweckt und jo das Nationalgefühl erhöht werden wird. Auf diefem Wege darf man 
boffen, daß au die politiihe Literatur und die Tagespreſſe ihre Beftimmung befler erfennen, 
mit dem Gewinn eines reihern Stoff aud einen würdigern Ton ſich aneignen und es fünftig 
verijhmähen werden, durch Mittheilung gehaltlofer, aus fremden Zeitungen entlehnter, von 
übelwollenden over ſchlecht unterrichteten Eorrefpondenten herrührenver Tagesneuigfeiten, dur) 
Klatjhereien und Perſönlichkeiten auf die Neugierde ihrer Leſer zu fpeculiven, eine Richtung, 
gegen welche einzujchreiten die Genjur den ungweifelhaften Beruf hat. Damit diejen Ziele 
näher getreten werde, iſt ed aber erforderlich, dan bei Ornehmigung neuer Zeitungen und neue 
Redacteure mit großer Borjiht verfahren werde, Damit die Tagesprefle nur völlig unbeſcholtenen 
Männern anvertraut werde, deren wiſſenſchaftliche Befähigung, Stellung und Eharafter für 
den Ernft ihrer Beftrebungen und für die Royalität ihrer Denkungsart Bürgichaft leiften. Mit 
gleiher Vorſicht muß bei Ernennung der Genforen verfahren werden, damit das Genjoramt nur 
Männern von erprobter Gejinnung und Fähigkeit übertragen werde, die vem ehrenvollen Ver. 
trauen, welches vajjelbe vorausjegt, vollftändig entjprechen, Männern, welde, wohldenfend uno 
iharffihtig zugleid, die Form von dem Mefen der Sade zu fondern verftehen und mit ſicherm 
Takt fih über Bedenken hinwegzuſetzen wilfen, wo Sinn und Tendenz einer Schrift an ſich 
dieſe Bedenfen nicht rechtfertigen.” 

Ein weiterer Schritt auf diefem Wege war die Aufhebung der Bildercenfur am 28. Mai 
1842. Als dritte Mafregel endlich folgte am 4. Det. 1842 die Aufhebung der Genjur für alle 
Schriften, deren Tert mit Ausſchluß ver Beilagen 20 Bogen im Druck überftieg — letzteres frei: 
lich mit einer doppelten, durd) die Bundesprefgefeggebung nicht gebotenen, beihränfenden Be: 
dingung : 1) der Nennung von Berfafler und Verleger auf dem Titel, 2) der Einreihung einet 
jeden folden cenfurfreien Schrift bei der Polizeibehörde 24 Stunden vor deren Ausgabe, Für 
militäriiche Schriften blieb, nad einem Erlaß des Kriegäminifterd vom 11. Nov. 1842, die 
Berpflidtung zur vorherigen Einholung der Öenehmigung ſeitens der vorgejegten Behörde be: 
Heben. Gin weiteres, wichtiges Zugeftändnig an die Dffentlichkeit und die Preſſe war die von 
dem König Friedrich Wilhelm IV. geftattete Veröffentlihung der Verhandlungen der Provin— 
zialftände, freilich ohne Nennung verNamen der Redner. Man holte damit in Preußen nur 
nad, und aud nur unvollftändig, was in den conftitutionellen deutihen Staaten längft beſtand. 
Bon einer richtigen Auffaflung des Wejend und des Werthes der Tagesprefle zeugte ed ferner, 
daß der neue Monarch Preußens feine Behörden anwies (Gabinetdorpre vom 14. Det. 1842), 
falſchen Meinungen oder Entftellungen von Thatſachen in den Zeitungen auf dem gleichen Wege 
der Öffentlichkeit, durch Berihtigungen und Widerlegungen in der Preſſe jelbft entgegenzutreten. 
Allerdings blidte in der angeführten Cabinetsordre bereits eine gewifle VBoreingenommenheit 
gegen diejenige Tagespreſſe hervor, welche jich den perfünlihen Anz und Abſichten des Könige 
nicht zuflimmend erwies, Diefelbe ward in ven officiellen Kreifen allmählid in Baufh und 
Bogen als „ſchlechte Preſſe“ verfemt und der freien Bewegung für unwerth erklärt, Schon 
famen aud wieder einzelne Beihränfungen gegen die Prefle im allgemeinen vor, z. B. das 
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Verbot aller und jeder Polemik, ſelbſt einer gemäßigten, gegen die katholiſche Kirche in den prote— 
ftantifchen Blättern, das Verbot einer Beleuchtung des Gartelvertrags mit Rußland u. |. w. 

Der Wendepunft des Jahres 1842 — 43 bezeichnete jodann auch eine entſchiedene Wendung 
in dem Geſammtverfahren der preußiihen Regierung gegen die Preile. Es erging dem genia- 
len König Friedrich Wilhelm IV, mit ver Preſſe, überhaupt mit dem Volkögeift, wie jenem Zau: 
berlehrling bei Goethe: die Geiler, die er heraufbejhiworen hatte, machten ihm jelbft bange, 
und da ihm der vechte Talisman fehlte, um fie entweder zu bannen oder ſich dienftbar zu maden, 
— nämlihein wirkliches, inneres Wechfelverhältnig mit dem Volksgeiſt — fo begann er, unwirſch 
werbend, mit blinder Haft preinzufdplagen. Am Ende des Jahres 1842 ward der „Rheiniſchen 
Zeitung‘ die Conceſſion entzogen, der „Leipziger Allgemeinen Zeitung” nicht blos der Eingang 
in bie preußiſchen Staaten, fondern fogar der Durchgang durch diefelben verwehrt, bei der ſäch⸗ 
fifhen Regierung auf Unterbrüdung der, ‚Deutfhen Jahrbücher‘ gebrungen, die ſich kurz vorher 
von Halle nad) Leipzig geflüchtet Hatten, u.dgl.ın. Diefen und andern Mapregeln gegen einzelne 
Preperzeugniffe folgten bald gejeggeberiihe Beflimmungen allgemeinerer Art in derjelben Rich 
tung. Durd eine Cabinetsordre vom 3. Febr. 1843 ward vie kaum erft aufgehobene Bilder: 
eenſur mieder eingeführt, durch eine zweite, vom 4. Febr., eine neue Genfurinftruction genehmigt, 
welde ji zwar nur als eine Ergänzung und weitere Ausführung derjenigen vom 10. Dec. 1841 
gab, allein in Wahrheit das gerade Gegentheil vavon war, Die Erbitterung des Königs gegen 
die Preſſe, insbeſondere die Tageöprefle, weil diejelbe feinen Erwartungen von der Ihärigfeit 
einer folden nicht entſprochen hatte (fie Eonnte dies, abgejehen von der zum Theil einjeitigen 
Natur diefer königliben Erwartung, jhon um deswillen nicht, mweil die Probezeit für die ibr 
geftattete freiere Bewegung eine noch viel zu kurze war), ſpricht ih unter anderm in folgenden 
Worten der legtgedachten Cabinetsordre aus: „Was Ich nicht will, ift: die Auflöfung ver Wil: 
ſenſchaft und Literatur in Zeitungsfchreiberei, die Gleichſtellung beider in Würde und Anſprüchen, 
das Ubel ſchrankenloſer Verbreitung verführeriicher Irrthüimer und verderbter Theorien über 
die heiligften und ehrwürdigften Angelegenheiten der Gejellihaft auf dem leichteften Wege und 
in der flüchtigften Form unter einer Klaſſe der Bevölferung, weldyer diefe Form lodender und 
Beitungsblätter zugänglicher find ald die Producte ernfter Prüfung und gründlicher Willen- 
ſchaft.“ 

Dieſe völlig veränderte Richtung der von obenher den Cenſurbehörden mitgetheilten An- 
ſchauungen von ver Preſſe würde für die letztere noch fühlbarer geworden fein, wenn nicht burg 
eine faft um die gleiche Zeit von dem König ind Xeben gerufene Einrichtung die Handhabung 
der Genjur einen mehr gemäßigten und gerechten Charakter erhalten hätte. Es war dies Bir 
Ginfegung einer oberften Genfurbehörde mit wenigflend annähernd richterlihen Formen um 
Befugnifien, des Obercenfurgerichts. 

Diejed Obercenſurgericht hatte (nach der „Verordnung über die Organifation ber Genfur: 
behörden“ vom 23. Bebr. 1843, ſammt der Ergänzungdverorpnung vom 30. Juni und dem 
‚Reglement vom 1. Juli 1843 für das Verfahren bei vem königlichen Obercenfurgerichr’”) fel: 
gende Einrichtung und Competenz: Es beftand aus einem Präſidenten und mindeſtens acht Mit: 
glievern. Zwei der legten follten aus ven Mitgliedern der Akademie der Wiſſenſchaften und der 
Univerfität zu Berlin, die übrigen aus Perſonen, welche zum höchſten Richteramt qualifiir: 
wären, erwählt werden. Der Präjivent und die Mitglieder wurden auf ven Vorſchlag des Staats: 
minifteriumd vom König ernannt; die Ernennung der Mitglieder erfolgte auf drei Jahre; des 
fonnten diefelben nach Ablauf diejer Frift aufs neue ernannt werden; einen Wechſel in der Ber: 
fon des Präjidenten eintreten zu laffen, behielt der König jeiner Entſcheidung vor, wie er aus 
in jedem Bau beftimmen wollte, welches Mitglied in Krankheits- oder Behinderungställen I 
Präjiventen deilen Bunctionen übernehmen jollte, Das Dbercenjurgericht ftand unter der Dier: 
aufjicht des Juſtizminiſters. Bei dem Obercenjurgericht follte ein rechtsverſtändiger Stactk⸗ 
anwalt beftellt werden. Derfelbe wurde vom König zu dieſem Amt ernannt, aus melden er 
auf den Antrag ded Minifterd des Innern zu jeder Zeit vom König wieder entlaflen werten 
fonnte. Er war in feiner Amtsführung dem Minifter ded Innern untergeorpnet. Er hatte die 
Eniſcheidung des Obercenfurgerichts in allen Fällen, wo das öffentliche Interefie es erbriichte, 
zu beantragen und dieſes Intereſſe bei ven Verhandlungen zu vertheidigen. Das Gericht durfte 
in feiner der ihm zugewiefenen Sachen entſcheiden, bevor nicht der Staatsanwalt mit feiner Er: 
Härung gehört worden war. Die Entſcheidungen des Gerichts waren ihm ſtets vollſtändig mit: 
zutbeilen, und er hatte von denjelben dem Minifter des Innern behufs der erforderlichen weitern 
Verfügungen Anzeige zu machen. Auch hatte er die betreffenden Polizeibe hörden zu beuach 
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richtigen, wenn er von dem Erſcheinen unzuläffiger Schriften, von gefegwidrigen Handlungen 
der Cenſoren oder von begangenen Genfurvergeben Kenntniß erhielt. Die nähern Beftimmun: 
gen über die Ausübung feiner Befugniffe und Verpflichtungen, ſowie über die Art feiner Ge: 
ihäftsfügrung wurden einer bejondern, vom Minifter des Innern zu erlaflenden Inftruction 
vorbehalten. War der Staatdanwalt vorübergehend an der Ausübung feines Amts behindert, 
jo fonnte ein Stellvertreter vom Minifter des Innern ernannt werden. Das Obercenfurgericht 
ertheilte jeine Entfheidungen nah Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleibheit gab die Stimme 
des Vorfigenden den Ausihlag. Zu einem gültigen Beſchluß war die Anweſenheit von minde: 
ftens fünf Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, erforderlih. Gegen Enticheivungen des 
Gerichts war feine weitere Berufung zuläſſig. Daijelbe entnahn die Gründe feiner Entſchei— 
dungen aus den gejeglichen Vorfchriften. Sollten beſondere Zeitumftände vorübergehend ven 
Erlaß von fpeciellen Amweifungen an die Genforen über die Geftattung oder Verſagung des 
Drucks oder Debitd von Schriften und Artikeln, welche ſich auf politifche Verhältniffe des In— 
landes oder auf auswärtige Staaten und Regierungen beziehen, notbwendig machen, jo hatte 
das Obercenjurgericht ſolche Anweiſungen, wenn jie mit des Königs Genehmigung erfolgt und 
zu feiner Kenntniß gebradt waren, bei feinen Entſcheidungen über diejenigen Beſchwerden zu 
befolgen, welche wegen der durch die Genforen, reſp. Oberpräjidenten erfolgten Verſagung des 
Druds oder Debitd ſolcher Schriften und Artikel bei demjelben erhoben wurden. Dem Gr: 
meflen des Gerichts blieb überlaffen, inwiefern in den einzelnen Fällen den Betheiligten vie 
Gründe der Entfcheidung zu eröffnen ſeien. Zur Kompetenz des Obercenfurgerichtö gehörten: 
1) die Entſcheidung über Befhwerven, welche gegen die ſeitens der Genjoren oder Oberpräſiden— 
ten erfolgte Verfagung der Druderlaubniß geführt wurden; 2) der Ausſpruch von Debitöver: 
boten gegen ſolche Schriften, welche nicht ſchon gefeglich für verboten zu erachten; auägenonmen 
blieb die Verfügung von Verboten gegen auswärtige politifche Zeitungen; 3) vie Ertheilung over 
Entziehung der Debitderlaubniß für Schriften, welche außerhalb der Staaten des Deutjhen 
Bundes in deutfcher oder außerhalb ver preußischen Staaten in polnifher Sprache gedrudt waren, 
jedoch ebenfalls mit Ausnahme politifcher Zeitungen ; 4) die Entſcheidung über den Verluft von 
Privilegien oder Gonceffionen zu Zeitungen oder andern Zeitſchriften, ſowie über die Zurück 
nahme der dem Redacteur einer privilegirten Zeitung ertheilten Beftätigung, ingleihen über 
die Entfernung ded Redacteurs einer concejjionirten Zeitung; 5) die Entjheidung über den 
Berluft des Rechts zum Gewerbe des Buchhandels oder der Buchdruckerei in denjenigen Fällen, 
in welchen diefes Recht durch Übertretung der Genfurgefege verwirft ward; 6) das Verbot des 
Debitd fämmtliher Verlags: und Gommiffionsartifel einer ausländiſchen Buchhandlung, welche, 
der ausprüdlihen Verwarnung ungeachtet, fortfahre, verwerflihe Schriften im Inlande zu ver: 
breiten. Alle übrige Gegenftände ver Genfurverwaltung, welche nit im Vorſtehenden ald dem 
Obercenjurgericht zugewiejen bezeichnet find, blieben ven Berwaltungsbehörden, aljo ven Ober: 
präfidenten und in legter Inftanz dem Minifter des Innern vorbehalten. Diejer legte hatte 
namentlich zu entjcheiden über die Conceſſionirung neuer Zeitungen und Zeitſchriften, ſowie 
über die Beftätigung der Redacteure inländifcher privilegirter Zeitungen, über die Grtheilung 
und Entziehung der Abonnementd= und Eingangserlaubniß für politifche, in deutſcher oder freu: 
der Sprache außerhalb der Grenzen ded Deutihen Bundes, fowie für die in polniſcher außer— 
balb der preußiichen Staaten erfcheinenden Zeitungen, deögleihen über den Erlaf von Eingangs: 
oder Debitöverboren gegen foldye politische Zeitungen, welche außerhalb der preußifchen, aber 
innerhalb ver deutfchen Bundesftaaten erſchienen — das legte jedoch nur nad) eingeholter Ge— 
nehmigung ded Königs — endlich über die Gontraventionen gegen die preßpolizeilihen Anord— 
nungen, infomweit dieſe nicht zur Gompetenz des Obercenfurgerichts oder (mas die Rheinlande 
betraf) der gewöhnlichen Gerichte gehörten. Eine Goncurrenz der ordentlihen Gerichte bei der 
Entfheivung über Preßangelegenheiten (außer der eben angegebenen, in der rheinländiſchen 
Gerichtöverfaffung begründeten) fand nad dem neuen Geſetz aud noch in dem Fall flatt, wenn 
eine Schrift Äußerungen enthielt, durch welche ein von Amts wegen zu rügendes Verbrechen ver: 
übt ward. In einem ſolchen Fall ftand demjenigen Gericht, welches über das verübte Ver— 
brechen zu erkennen hatte, die Entfcheivung aud darüber zu, ob die Schrift confiscirt werben 
follte. War eine ſolche Schrift im Auslande erihienen und feine derjenigen Perſonen, welche 
wegen deren Abfaffung oder Verbreitung gefeglich ftrafbar waren, einem inländifhen Gericht 
unterworfen, fo ging die Entſcheidung über die Gonfiscation an das Obercenfurgericht über. 

Das Obercenjurgericht war in feinen Entfcheidungen in der erften Zeit feiner Wirkſam— 
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keit über Erwarten mäßig und ſelbſt zum Theil wirklich freifinnig (ınan ſehe die in der, Deutſchen 
Monatdfhrift für Kiteratur und Öffentliches Leben‘ von Karl Biedermann, Jahrgang 1844, 
S. 317 fg., zufammengeftellten „Präjudizien des Obercenfurgerichtö zu Berlin”); fpäterhin 
jedoch verlor ſich dieje freifinnigere Richtung, und das Obercenfurgericht folgte ebenfalls dem 
allgemeinen, der Preſſe immer ungünftiger werdenden Zuge der Regierung. 

In Sachſen fam auf dem Landtage von 1842—43 ein Prefgefeg zu Stande, welches rinige 
Härten der biöherigen Praxis milderte und der Preffe wenigftend etwas mehr Sicherheit und 
Freiheit gewährte ald die Preßverordnung von 1837. Insbeſondere wurden daburd für 
Sachſen ebenfalld die Schriften über 20 Bogen von der Genjur entbunden. Dagegen verftand 
jich die Regierung durchaus nicht dazu, die Entfcheidung über Vertrieböverbote u. dgl. in bie 
Hand einer rihterlihen oder wenigftend halbridterlihen Behörde (wie das preußiſche Ober: 
cenfurgericht) zu legen; alles, was man von ihr erlangte, war, daß in folden Fällen flatt des 
reinen Berwaltungdverfahrend das fogenannte Apminiftrativjuftizuerfahren eintreten follte. 

ALS eine neue und bemerfendwerthe Erſcheinung ift aus dem Anfang der vierziger Jahre bie 
beginnende Theilnahme ſterreichs an der allgemeinen lebhaftern Bewegung der Preſſe und 
des Öffentlichen Geiftes überhaupt in Deutſchland zu verzeichnen. Die Schrift „Oſterreich und 
feine Zufunft‘‘ von dem Baron von Andrian gab das Signal zu einer Menge Schriften ähn: 
lihen Inhalte. Dieſe Schriften konnten jedoch nicht in Öfterreic) ſelbſt erfcheinen, wo bie Gen: 
jurverhältniffe nad wie vor äußerft drüdende waren, mußten vielmehr in das übrige Deutib: 
land ſich flüchten, um von dort auf geheimen Wegen und mit Hülfe von allerhand Liften nad 
Dfterreich hineingefhmuggelt zu werden. Dabei mußten die Namen der Verfafler und bie Ber: 
bindungen Öfterreihifcher Schriftfteller mit dem Audlande, auch vem deutſchen, ſtreng verborgen 
gehalten werben, denn nad der fhon erwähnten, 1837 erneuerten Berfügung war der Drud 
einer Schrift von einem Öfterreihifchen Verfaſſer ohne inländiſche Genfurerlaubnig Arafbar. 
Im übrigen beftanden in Oſterreich die dort ſchon vorlängft eingeführten Unterfcheidungen fort, 
wonad man gewifle Schriften ven Gelehrten oder Gebilveten zum Leſen verftattete, die man im 
allgemeinen nicht zuließ (dad erga schedam, admiltitur etc.). Für bie politiſchen Tages— 
ihriften freilih, mamentlih von oppofitionellem Gharafter, wie folde damals maſſenweiſe 
aus dem übrigen Deutihland nad Oſterreich hineinftröinten, waren diefe Unterſcheidungen be: 
deutungslos; fie waren indgefammt ftreng verpönt. Nur in Ungarn beftand — nach deflen be: 
jonderer Berfaffung — ein freiered Preßregime. Es ift wol anzunehmen, daß die öſterreichiſche 
Regierung damals alled aufgeboten hat, um die übrigen deutfchen Negierungen zu mögliäfter 
Genfurftrenge zu bewegen. Dies, die Wandlung der preußifchen Politik in Bezug auf die Preſſe, 
endlid die eigenen reactionären Neigungen ber meiften deutſchen Regierungen machten bie 
Berbältniffe ver Preffe in ganz Deutfhland, mit faum nennendwertben Ausnahmen, beiondert 
gegen die Mitte der vierziger Jahre und weiterhin immer fhwieriger. Verbote folgten auf Ber: 
bote ſowol von größern Schriften als von Flugſchriften und Zeitungen. Beſonders reich mar 
an folden nächſt Preußen Kurheffen, aber aud Sachen blieb damit nicht zurüd. Kine Zeit 
lang ging man in dem Fanatismus der Beargwöhnung aller Preßerzeugnifle jo weit, daß man 
in dem Hauptftapelplag derfelben, Leipzig, fogar die von auswärts her den Gomuniffionären zur 
MWeiterbeförderung nad andern Yändern anvertrauten Bücherpackete öffnete, um midliebige 
Schriften barin zu entdecken und zu confidciren! 

Der Bundedtag blieb bei diefen Maßregeln — entgegen feiner ein Jahrzehnt vorher geübten 
unmittelbar eingreifenden Thätigfeit gegen die Breffe — fcheinbar unthätiger Zuſchauer. Das 
Beijpiel und der Einfluß der größern Höfe auf die fleinern genügte in der Regel, um den ge: 
wünfchten Zufammenflang in dem Verfahren gegen die Preſſe herzuſtellen; wu nöthig, fanden 
directe Verhandlungen von Gabinet zu Gabinet, directe Einwirfungen im diplomatiſchen 
Wege ftatt. Allerdings fam e8 wol einmal vor, daß Schriften oder Zeitungen, die in dem einen 
Staat verboten waren, in dem andern frei curfirten und Infinuationen wegen Unterbrüdung 
derfelben fruchtlos blieben; auch war die Praris der Genfur in den verfhiedenen Bundesländern 
keineswegs bie gleiche, ſodaß in einzelnen verjelben gedrudt werden fonnte, was in andern zu 
veröffentlihen unmöglid war; allein man ſchien Bedenken zu tragen, in der zwangsweiſen 
Herftellung einer Gleihförmigfeit der Preßpolizei durch ganz Deutjhland fo weit zu geben mie 
in dem vorhergehenden Jahrzehnt. 

Endlich jedoch (im Jahre 1847) tauchte der „Entwurf zu einem Bundes beſchluß über bie 
Preſſe“ auf, welcher die Tendenz hatıe, unter fheinbar größerer Freigebung der Preſſe diefelbe 
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nur ärgern Bedrüdungen zu unterwerfen, insbeſondere aber eine Gentralifation der über— 
wachung und Berfolgung von Preßerzeugniffen für den ganzen Umfang des Bundes herzuftellen, 
ſchlimmer als die durch die Bundesbejchlüffe von 1819, 1824, 1832 u. f. w. verfuchte. Die 
Authenticität diefes Actenftüds, das, man weiß nicht wie, plöglich von Hand zu Hand verbreitet 
warb und feinen Weg in bie Öffentlichkeit fand (unter anderm in der Schrift: „Unſere Gegenwart 
und Zukunft” von Karl Biedermann, Bd. 7), ift niemals vollftändig erwieſen, ebenjo wenig 
aber von irgendeiner Seite, foviel und bewußt, entfchieden in Abrede geftellt worden. Daß 
Berhandlungen, und zwar lebhafte, wegen eines an die Stelle des proviforifhen Bundespreß— 
gefeged von 1819 zu fegenven Definitivums im Lauf des Jahres 1847 flattgefunden, daß ein 
Ausihußvortrag darüber in der Sigung vom 9. Sept. 1847 erftattet worden, worin unter an= 
derm der Gedanke einer „zwedmäßigen Verbindung und gegenfeitigen Ergänzung von Bräven- 
tiv⸗ und Repreſſivmaßregeln“ in dem zu erlaffenden neuen Bundespreßgeſetze angeregt war, daß 
endlich auch ſchon beſtimmte Vorſchläge, beziehentlich fertige Entwürfe eined Bundespreßgeſetzes 
von ſeiten Preußens und Sachſens beim Bundestage eingereicht waren, alles dieſes iſt durch 
den in der Sitzung des Bundestags vom 3. März 1848 erftatteten Bericht des Ausſchuſſes in 
Prepangelegenheiten förmlich conftatirt. Ebenfo weiß man jegt, daß noch am 13. März 1848 
Preupen einen Bundespreßgefegentwurf am Bundeötage vorlegte, welcher feiner ganzen Ten: 
denz und fogar feinen meiften einzelnen Grundbeftimmungen nad) dem 1847 in die Öffentlich: 
Feit gelangten weſentlich gleiht. Ginen Theil diefer Beftimmungen finden wir ſodann in dem 
neueften Bundespreßgeleg (von 1854) wieder. Durch alles dies erhält ver Entwurf von 1847 
ein, wenn auch nur hiſtoriſches Intereffe, welches jedenfalls deſſen vollſtändige Mittheilung reiht: 
fertigen wird. Gr lautet wörtlich fo: 

$.1. Jedem deutſchen Bundesftaat wird freigeftellt, die Genfur aufzuheben und volle Pref: 
freiheit einzuführen. 

$. 2. Dies darf jedoch nur unter Garantien gefhehen, welche die andern deutſchen Bundes- 
ftaaten und den ganzen Bund gegen den Misbrauch der Preßfreiheit möglichft jiherftellen. 

$. 3. Die Garantien find nicht blos gegen Druckſchriften, fondern auch gegen alle mittels 
mechaniſcher Mittel, Steindrud, Kupferdrud, Kupferftih, Holzſchnitt oder fonft vervielfältigte 
Schriften und Bildwerfe zu gewähren. ö j 

$.4. Die zu gewährenden Garantien find: 1) Überwachung der Buchdruckereien und an: 
derer Anftalten zur Vervielfältigung von Schriften oder Bildwerfen. 2) Überwadhung der 
Bud: und Kunfthandlungen. 3) Uberwahung der Antiquare und Inhaber von Leihbiblio— 
thefen und 2ejecabineten. 4) Überwahung ver Verfäufer von Flugſchriften und Bildwerken. 
5) Überwachung der Zeitungen und anderer periodiſch erfheinender Schriften. 6) Beftrafung 
der Preßvergeben, d. h. der Unterlaffung folder Förmlichkeiten, welche zur Verhütung und Ver: 
folgung des Misbrauchs der Preſſe nöthig befunden werden. 7) Beftrafung der durch den 
Misbrauch der Preffe begangenen Verbrechen. 8) Unterdrückung der gemeingefährliden Schrif— 
ten und Bildwerke, aud wenn fein ftrafbares Vergehen durch die Veröffentlihung begangen iſt. 

$.5. Bei Überwachung der Buchdruckereien u. f. mw. find die nachſtehenden Vorſchriften all: 
gemein bindend. 1) Nur concefjionirte Anftalten find zu dulden, Unconceſſionirte müffen 
aufgehoben werden. 2) Conceſſionen dürfen nicht erteilt werden an Berfonen, welche in einem 
Bundesftaat innerhalb der legten zwei Jahre wegen Preßvergehen, oder innerhalb ver legten 
fünf Jahre wegen Preßverbrechen beftraft find. 3) Der Inhaber einer folden concefflonirten 
Anftalt ift verpflichtet, ein von einer beflinnmten Behörde paraphirtes Journal zu führen und in 
daflelbe ven ausführlihen Titel der Schrift, welche er vervielfältigen will, nad einem ihm vor: 
zujhreibenden Schema einzutragen, auch Abjhrift dieſes Vormerks der dazu beflimmten Be: 
Hörde vor dem Beginn ded Druds einzureichen. 4) Der Inhaber einer ſolchen Anftalt ift ferner 
verpflichtet, jedem Druckwerk feinen wahren Namen und den Drudort unter das legte Drud: 
blatt zu jegen, ſowol der ganzen Schrift als der einzelnen Lieferungen, falls fie in folden aus: 
gegeben wird. Es ift der dazu beſtimmten Behörde, auf deren Erfordern, von jedem Drudbogen 
binnen ſechs Stunden nad dem Abzuge deſſelben ein Exemplar einzureichen. Befteht die Schrift 
nur aus Einem Bogen oder weniger, fo muß dies ſtets und ohne befondere Anweifung dazu 
geſchehen. Bei periodiſchen Schriften finden in dieſer Beziehung die Beftimmungen $. 10 Nr. 4 
ftatt. 5) Die betreffende Behörde ift jederzeit befugt, das Journal zu 3 einzufehen und vie 
Anftalt zu revidiren. 6) Die Unterlaffung der Vorſchriften zu 3 und 4 ift ald Preßvergehen 
zu beftrafen. Kür den Ball der dritten Verurtheilung ift der Inhaber ver Anftalt, welcher für 
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ven Betrieb in derſelben unter allen Umſtänden perſönlich verantwortlich iſt, der Gewerbebered⸗ 
tigung für verluſtig zu erklären. 

$. 6. Hinſichtlich der Buch: und Kunſthandlungen hat jeder Bundesſtaat die nachſtehenden 
Anordnungen zu treffen: 1) Nur conceſſionirte Handlungen ſind zu dulden. Nichteonceſſionirte 
Anftalten müffen aufgehoben und deren Inhaber beftraft werden. 2) Conceſſionen dürfen nicht 
erteilt werden an Perſonen, welde in einem Bundesftaat innerhalb ver legten zwei Jabre 
wegen Preßvergehen oder innerhalb der legten fünf Jahre wegen Preßverbrechen beitrait fim. 
3) Kein Buch- oder Kunftbändler darf ein Werf verlegen, debitiren, ausbieten, auslegen ober 
anfündigen, auf weldem nicht der Name und Wohnort eines in Deutihland wohnhaften Druders 
und eined in Deutihland wohnhaften Verlegers, oder falld der Verfaſſer darauf als Selb: 
verleger benannt ift, eines in Deutſchland wohnhaften Buchhändlers ald Gommiljionärd nam: 
haft gemacht find. Außerhalb Deutſchlands in deutſcher Sprache gedrudte oder verlegte Werke 
dürfen nur dann debitirt, ausgeboten, ausgelegt oder angekündigt werben, wenn Dazu entweder 
dad Sundifat für ganz Deutſchland oder die betreffende Negierung für ihren Bereich die Er- 
laubnip ertheilt hat. 4) Ebenfo wenig darf er in feinem Debit ein Werf halten oder ankün— 
digen, welches jeitend des Bundesſyndikats verboten ift. 5) Jeder Buch- oder Kunſthandler 
muß ordentliche Negifter über die Werke führen, die er verlegt oder zum Debit erhalten bar. 
6) Die betreffende Behörde ift jederzeit befugt, diefe Negifter der Buch- und Kunſt händler ein: 
zufehen und ihr Lager zu revidiren. 7) Die Verlegung der Vorfhriften zu 3, 4 und 5iftale 
Preßvergehen zu beftrafen. Für den Fall der dritten Verurtheilung ift der Goncefjiondinbaber, 
ohne Rückſicht auf perfönlices Verſchulden, des Rechts zum Gewerbebetrieb für verluftig zu 
erklären. 

$.7. Die Beftimmungen $. 6 finden auch auf Antiquare und Inhaber von Leibtibtiorketen 
oder Lefecabineten Anwendung, mit der Maßgabe, daß die Vorfhriften 3, 4 und 5 von allen 
Merken gelten, welche für das Publikum gehalten werben. 

$.8. Ebenfo finden die Beftimmungen $. 6 Nr.1, 2, 3, 4,5, 6, 7 auf die Verkäufer von 
Flugſchriften und Bildwerken in Betreff der von denfelben zur Verbreitung im Bublifum über: 
nommenen Gremplare Anwendung. 

$.9. Inwieweit die Vorſchriften ver $$.5— 8 wegen Goncejjionen zu dem Gemerbe auf die 
bereitö beſtehenden Gewerbtreibenden anzumenden find, bleibt der Beflimmung der einzelnen 
Bundesftaaten überlaffen. Alle andern Vorfchriften der gedachten Paragraphen müſſen von 
ſämmtlichen Bundesftaaten, in welchen Preßfreiheit eingeführt wird, aud auf die ſchon befteben- 
den Gewerbtreibenden und Anftalten zur Anwendung gebracht werben, Die Feftftellung met: 
rerer Garantien, 3.3. Überwachung folder Anftalten, in denen neben andern Zweden aud 
Schriften für das Publifum gehalten werden, bleibt ven einzelnen Bundesftaaten anheim: 
geſtellt. 

F. 10. In Anſehung der Zeitungen und anderer in nicht längern als monatlichen Zwiſchen⸗ 
räumen periodiſch erſcheinenden oder in ſolchen nicht längern Zwiſchentäumen in zwangloſen 
Heften herausgegebenen Schriften ſind die nachſtehenden Beſtimmungen zu befolgen: 1) Die 
Herausgabe der bezeichneten Blätter iſt nur nach vorgängiger Conceſſion bei der betreffenden 
Behörde zulällig. Die Conceſſion ift an die Perfon des Inhabers gebunden und darf nur einer 
einzelnen phyſiſchen Perfon ertheilt werden, falls nicht bereitö beftehende Zeitfhriften im Beüs 
von moraliſchen Berfonen find; wegen der Unfähigkeit dazu gelten die Befimmungen $.5 Nr.2. 
2) Die Eoncefiton darf nur auf Grund eines Proſpectus ertheilt werden, welder den Umfang 
des Blatted, die darin zu beiprechenden Gegenftände und die Perioden, in denen es erſcheinen 
joll, bezeichnet. 3) Jedes Blatt muß einen verantwortlihen Redacteur haben. Derſelbe, falli 
der Conceſſionsinhaber nicht ſelbſt vedigirt, bedarf der Beftätigung der Behörde ; wegen berlin: 
räbigfeit gelten die Beftimmungen $. 5 Nr.2. Es muß von demfelben vor der Herausgabe 
des Blattes eine Caution von 1000 — 10000 ihlın. beftellt werden. Ausgenommen vor 
der Pflicht zu Gautionäbeftellungen bleiben jedoch foldhe Blätter, welche ausſchließlich den matbe: 
matiihen, naturwiflenfhaftlidhen oder rein gewerblihen Mittheilungen gewidmet find. Aus 
bedürfen diejenigen Blätter, weldhe von einer Staatöbehörde herausgegeben werden oder unter 
Aufſicht einer ſolchen erſcheinen, feines Nedacteurs und feiner Gautionsbeftellung. 4) Auf jede: 
Nummer deö Blattes muß der Name des verantwortlichen Redacteurs angegeben fein. Derielde 
bat eine Stunde vor Ausgabe jeder Nummer bei periodijhen, in wöhentlihen oder längern 
Zwilhenräumen eriheinenden Schriften acht Stunden zuvor, entweder ein von ihm vollzegenes 
Manufeript oder einen Abdruck derjelben der Behörde einzureichen. Die Verſäumung deſſen 
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oder eine Abweichung des Abdrucks von dem eingereichten Manuſeript iſt gegen den Redacteur, 
Conceſſionsinhaber und Verleger als Preßvergehen zu ahnden. 5) Die uͤberſchreitung der in 
dem Proſpectus oder ſonſt für das Blatt beſtimmten Grenzen iſt gegen den Redacteur und Con— 
ceſſionsinhaber als Preßvergehen zu beſtrafen. 6) Alle Blätter, welche ohne vorgängige Con— 
ceſſion oder ohne vorgängige Beſtellung eines verantwortlichen Redacteurs und Erlegung der 
von demſelben erforderten Caution erſcheinen, ſind zu unterdrücken und die Herausgeber, und 
zwar Verleger und Drucker, wegen Preßvergehen zu beſtrafen. 7) Die Herausgeber ſchon be— 
ſtehender Blätter haben die Conceſſion, welche ihnen nicht verfagt werben ſoll, unter Cautions— 
beitellung nachzuſuchen und bleiben bis zur Ertheilung verjelben unter Genfur. Die Verpflichtung 
zur Beftellung eines verantwortlichen Redacteurd und einer Gautionsbeftellung jeitend deffelben 
it jedoch unbebingt anzuorbnen, wenn dad Blatt zu einem der $. 12 bezeichneten Verbrechen gemis⸗ 
braucht und deshalb derInhaber oder Herausgeber verurtheilt worden ift. Das Blatt wird demnächſt 
cenfurfrei. 8) Die Geloftrafen, welche gegen denverantwortliden Redacteur wegen Brefvergehen 
oder Preßverbrechen erkannt worden, find, wenngleich auch der Inhaber des Blattes dafür haftet, 
zunächſt aus der Gaution zu entnehmen, und die Befugniß der fernern Herausgabe des Blattes hört 
auf, wenn die urfprünglic feftgejegte Cautionsſumme nicht innerhalb 14 Tagen ergänzt wird. 
Daſſelbe findet im Fall eined Arreſtſchlags auf die Gaution oder einer Überweiſung derfelben 
fatt, wenn die Beihränfung nicht innerhalb 14 Tagen befeitigt wird. 9) Die Befugniß zur 
Herausgabe eines beſtehenden Blattes, für welches feine Baution beftellt ift, erlifcht, wenn ver 
Revdacteur oder Inhaber wegen eines Preßvergehens oder Preßverbrechens in eine Geldſtrafe 
verurtheilt worden und ſolche nicht binnen 14 Tagen eingezahlt hat; daſſelbe gilt für den Fall, 
das für ein beſtehendes Blatt ein Redactenr und Gaution beftellt werden muß und dieſer Ver: 
pflihtung binnen der geftellten Frift nicht genügt wird. 10) Iſt gegen den verantwortliden 
Redacteur eine Freiheitöäftrafe erfannt worden, fo muß vor dem Antritt und für Die Dauer der: 
jelben ein anderer verantwortlicher Redacteur beitellt werden, widrigenfalld das Blatt während 
der Dauer der Freiheitsſtrafe ſuspendirt wird. 11) Jeder Herausgeber einer Zeitung over eined 
andern periodifch erſcheinenden Blattes ift zu verpflichten, Entgegnungen, zu melden ſich bie be: 
theiligte Staatsbehörde veranlaßt findet, koſtenfrei in die nächte Nummer des DBlatted auf: 
zunehmen und den Entgegnungen den Platz anzuweifen, welden die Behörde verlangt. Daſ— 
jelbe gilt von Entgegnungen von Privatperfonen, welde in dem Blatte genannt find. Liber: 
feigt der Umfang der Entgegnung das Dovpelte des betreffenden Artikels, jo jind für das Mehr 
in beiden Fällen Infertionsfoften zu zahlen. Die libertretung ift gegen Nedacteur und Inhaber 
des Blattes ald Preßvergehen zu ftrafen. 

$. 11. Die Beftinmung-der auf Preßvergehen anzudrohenden Strafen, fowie ver Behör: 
den, von welchen diefelben feftzufegen find, hängt von den einzelnen Bundesſtaaten ab. Die 
Inhaber der Bud: und Kunfthandlungen, Antiquare, Inhaber von Leihbibliothefen, welde 
zum dritten mal eines Brefivergehens für ſchuldig befunden werden, ind überall mit dem Verluft 
der Befugniß zum felbftändigen Gewerbebetrieb zu beftrafen. 

$. 12. Die Beftimmung der auf Preßverbrehen anzudrohenden Strafen und ihre Ver: 
rolgung bleibt gleihfalls den. einzelnen Bundesftaaten überlajlen; die nachſtehenden Beſtim— 
mungen jind jedoch überall zu befolgen: I. Mit angemeflenen, durdh die Bundesverfammlung 
zu vereinbarenden, den Urheber und ſämmtliche Theilnehmer betreffenden Strafen müflen be— 
droht werden: bie in einer Schrift oder andern Darftellung ($. 3) enthaltenen: 1) Läſterung 
Gottes oder Herabwürdigung einer der hriftlihen Kirchen oder einer geduldeten Religions: 
geſellſchaft durch Schmähung oder Verſpottung ihrer Lehren, Einrichtungen, Gebräude oder 
der Gegenftände ihrer Verehrung ; 2) Aufforderung, fei ed unmittelbar oder mittelbar durch 
Rath oder jonftige Aufreizung, die Berfaffung oder die Geſetze des Deutihen Bundes oder eined 
der Bundesftaaten auf einem andern ald dem zu deren Aufhebung oder Änderung gefeglid vor: 
geichriebenen Wege aufzuheben oder zu ändern oder gegen diefelben ih aufzulehnen; 3) Her— 
abwürdigung de@ Deutichen Bundes oder eined Bundesſtaats durch Schmähung, Verfpottung 
oder Berleumdung ihrer VBerfaffung, Gefege, Staatseinrihtungen, Regierungs: und Verwal: 
tungsmaßregeln der Behörden; 4) Verunglimpfung eines zum Deutfhen Bunde gehörenden 
Megenten oder der Mitglieder jeiner Familie; 5) Beleidigung eines mit dem Deutſchen Bunde 
in anerfanntem völkerrechtlichem Verkehr ftehenden auswärtigen Negenten, ſowie Schmähung 
der mit dem Deutichen Bunde in freundfaftliher Verbindung ſtehenden Regierung; 6) Belei- 
digung eines der beim Deutihen Bunde over bei einem der Bundesftaaten beglaubigten Ge: 
fandten; 7) ſolche Angriffe auf die im Eigenthum und der Bamilie beruhenden Grundlagen der 
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geſellſchaftlichen Zuſtände, welche nach Inhalt und Form das Gebiet der wiſſenſchaftlichen Er— 
örterung überſchreiten; 8) grobe Unſittlichkeit. 

Außerdem muß die Beſchlagnahme und Vernichtung der in ben Privatbeſitz noch nicht 
gekommenen Exemplare der verbrederifhen Schriften, Abbildungen oder Darftellungen, ſowie 
der dazu beflimmten Platten und Bormen angeorbnet werden. 

I. Der Redasteur oder Herausgeber einer Schrift ift ſtets als Miturheber des darin ent: 
baltenen Preßverbrechens anzufehen, ebenfo der Verleger oder Druder, falld der Verleger nicht 
genannt ift, fofern fie den Verfaffer in den deutſchen Bundesftaaten nit nachweiſen können. 
Iſt das Verbrechen in einer conceffionirten Zeitung oder Zeitichrift begangen, fo ift auf Ent: 
fernung des Redacteurd zu erfennen; ift der Conceſſionsinhaber ald Mitfhuldiger verurtheilt, 
fo ift er der Goncefjion für verluftig zu erklären. Außer viefen Fällen gelten binfichtlid ver 
eriminellen Berantwortlicgkeit ved Druckers und Verlegers für die in einer Schrift enthaltenen 
Preßverbrechen die allgemeinen Rechtsgrundſätze mit ver Maßgabe, daß, wenn bei Bervielfäl: 
tigung oder Verbreitung der betreffenden Schrift ein Breßvergehen concurrirt, der Gontravenient 
die Bermuthung gegen ſich bat, den Inhalt gefannt zu haben; wird er dennoch jreigefproden, 
jo ift vie Strafe des Preßvergehens um die Hälfte zu erhöhen. 

$. 13. Jedem Bundesftaat bleibt überlaflen, ven Debit gemeingefährliher Schriften, auch 
wenn diefelben fein ſtrafbares Verbrechen enthalten, zu verbieten und die Maßgaben, unter 
denen dergleihen Verbote zur Ausführung zu bringen find, feftzuftellen. 

$. 14. Ob und inwieweit die Genfur, wenn fie in einzelnen Staaten beibehalten wird, den 
in einem andern Staat anfäjligen Verleger oder Verfafler gegen die gerichtliche Verfolgung 
wegen des durch die Schrift begangenen Verbrechens fügen fol, bleibt ven Beſtimmungen der 
einzelnen Bundeöftaaten überlaffen. 

$.15. Ebenſo bleibt jevem Bunbesftaat die Beftimmung wegen der Zulaflung jelder 
Schriften u. |. w. vorbehalten, welche außerhalb feiner Grenzen gebrudt oder verlegt worben find. 

$. 16. Solange nicht ſämmtliche deutſche Bundesftaaten die Genfur aufgehoben, ein all: 
gemeined Preßgefeg vereinbart und ein gemeinfames Oberpreßgericht errichtet baben, bleibt den 
einzelnen Bundesftaaten die Vereinigung über gemeinfame Mafregeln innerhalb der Grenzen 
dieſes Bundesbeſchluſſes überlaffen. 

$.17. Damit aber auch bis dahin, daß ein allgemeines Preßgeſetz für die deutſchen Bun— 
desſtaaten vereinbart worden, die möglichſte Einheit in Behandlung ber Preßangelegenheit er: 
zielt werde, beftellt die Bundesverfammlung ein Synpifat. 

$.18. Diefem Syndikat liegt nit nur ob, die Behandlung der Preßſachen in den deutſchen 
Bundesſtaaten zu überwachen, ſondern demfelben fteht auch ohne Nüdiicht auf das, was die 
betreffende Landeöbehörbe erfannt hat, die Entſcheidung varüber zu: ob eine Schrift wegen ber 
in $. 12 gedachten Verbrechen oder wegen ihrer Gemeingefährlichkeit ($. 13) zu unterbrüden 
ſei. Das Syndifat fchreitet fowol von Amts wegen ald auf Anrufen eined Bunbesftaatd ein. 
Es ift ihm von allen deutſchen Schriften unter 20 Bogen, inclufive der in längern als wöchent 
liden Zwifhenräumen erfheinenden Zeitfchriften, bei der erften buchhändleriſchen Ausgabe 
oder fonftigen Verbreitung ein Freiexemplar von dem Verleger, refp. Selbftverleger, einzufen: 
ben. Das Syndikat kann auch proviforifche Beihlagnahme für ganz Deutihland anordnen 
Es kann die Debiterlaubniß für Schriften ertheilen für ganz Deutſchland, welche außer Deutid: 
land gebrudt oder verlegt find, foweit ed deren bedarf. 

$.19. Ein von dem Bundesſyndikat ausgeſprochenes Verbot einer Schrift ift won alien 
Bundesſtaaten zu beachten. 

Für die Koften des Drudd und Papiers einer folden Schrift ift ver Staat, in deſſen Bereich 
fie gedruckt worben, Erſatz zu leiften ſchuldig, wenn er, falls fie mehr ald einen Bogen ausmakı, 
die Drudbogen nicht eingefordert und den Befteller des Druds nicht vor Vollendung deſſelben 
gewarnt hat. Bei Zeitfchriften gilt Died nur für folde, welde in längern als gewöhnlichen 
Zwiſchenräumen erfcheinen. 

Aus den Motiven zu $. 13: „Es ift ohne weiteres klar, daß es viele Schriften gibt, bie, ohne 
gerade criminell ftrafbar zu fein, do in hohem Grade gefährlich und verberblic erachtet werben 
müffen. Diefe Art Schriften genau vorher zu bezeichnen und in Kategorien zu bringen, if 
unmöglid, da, abgefehen von allen andern Gründen, ein Bud, das heute ganz ungefährfic iR, 
morgen im hohen Grade gefährlich werden kann, weil vielleicht inzwiſchen ein Creigniß eingelrr: 
ten, dad das bisher Unverfängliche und Unſchädliche bevenflih gemadt bat, und umgekehrt. 
Man muß ih demnad damit begnügen, für derartige Schriften einen Hauptbegriff Feftzuftellen, 
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und bad thut ber $. 13, indem er von « gemeingefährlichen Schriften» ſpricht. Daß jeder Staat 
berechtigt fein muß, derartige, zwar nicht dem Griminalvichter verfullende, aber doch dem gemei- 
nen Weſen ſchädliche Schriften zu unterbrüden, bedarf feiner weitern Beweisführung. Es ift 
aber ver Hall denkbar, daß die in Preßſachen competenten Behörden eined Staats zeitweife von 
larern Örundfägen ausgehen und das Erſcheinen und die Verbreitung von Schriften geftat: 
ten, die gemeingefährlich, ja verbrecherifch find und dadurch die Geſammtheit ver Bundeöftaaten 
gefährden. Darum muß der Bundesverfanmlung als folder vie Möglichkeit gegeben werden, 
ohne Rüdjiht auf das, was von den Gerichten oder andern Behörden ded einzelnen Staats ent: 
Thieden worben, auf eine Unterdrüdung derartiger Schriften hinzuwirken, und dies bezweden 
die 68. 17 — 19 durd die Errichtung eined Bundesſyndikats.“ 

Bevor e8 jedoch zu ſolchen oder ähnlichen Beihlüffen am Bundestag wirklich kam, trat die 
Märzbewegung dazwischen und ftelite viefe Angelegenheit auf einen ganz‘ andern Standpunft. 
Unter den Forderungen, welche das deutſche Volk, fobald der Rückſchlag der parijer Februar: 
revolution die lange unterbrüdten Wünfche entfeflelte, allerorten geltend madıte, ftand der Ruf 
nad gefeglicher Preßfreiheit mit in erfter Linie. Die Regierungen von Würtemberg und Baden 
fahen fih denn auch ſchon in ven erften Tagen des März veranlaßt, proviforifche Anorb: 
nungen in diefem Sinn — vorbehaltlich eines zu erwartenden allgemeinen Bundeöprefgefeges 
— zu erlaffen. Der Bundestag felbft entjagte diesmal feiner gewohnten Langſamkeit: ſchon 
am 3. März erftattete ver Ausfhuß für die Preſſe Bericht und rieth dem Bundestage an: „bie 
$$. 1 und 2 des von Preußen vorgelegten Entwurfs eines Bundespreßgejeges jofort zum Bun: 
desbeſchluß zu erheben und Öffentlich zu verfündigen, vie nähere Bezeihnung und Feftftellung 
der dem Bunde zu gewährenden Garantien aber (gegen Misbrauch der Preife) einer fpätern 
Zeit vorzubehalten.“ 

Sofort, ohne Inftructionseinholung, beſchloß die Bundesverſammlung mit allen Stimmen, 
audgenommen die von Öfterreich, Hannover und Kurheſſen: „1) Jedem deutfchen Bundesftaa. 
wird freigeftelli, die Genfur aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen. 2) Dies darf jedoch nur 
unter Garantien gefhehen, weldhe Die andern deutſchen Bundeöftaaten und den ganzen Bunt 
gegen den Misbraud der Preßfreiheit möglichft ficherftellen. 3) Vorftehende Beftimmungen 
find fofort Öffentlich zu verfündigen.” Dabei warb jeboch allgemein die Borausfegung aus: 
geiproden, daß die Competenz des Buntes hinſichtlich der Feftftellung der Garantien auödrüd: 
li vorbehalten bleibe. 

In kürzeſter Friſt hörte die Cenſur allerwärts in Deutihland auf, entweder durch förmliche 
Gejeße oder proviforifch Durch Verordnungen, auch wol unerwartet folder ganz von felbft. Leg: 
teres geſchah 3. B. in Leipzig, wo die Genforen in einer Eingabe an das Minifterium erflärten, 
daß fie außer Stande feien, ihr Amt weiter zu führen, worauf vorläufig im Verordnungswege 
bis auf weiteres die Genfur aufgehoben wurde. Sehr veripätet legte am 13. März Preußen 
einen vollftändigen Bundespreßgeſetzentwurf vor, der, wie ſchon früher bemerkt, im weſentlichen 
nur eine Wiederholung ded 1847 eingereichten war. Der preußijche Gejandte jeldft bezeichnete 
die Vorlage ald den „revidirten Beſchlußentwurf zu einem Bundespreßgeſetz“. Sachſen-Mei— 
ningen trug einfach auf Erlaß eines vollftändigen und definitiven Bundespreßgefeged an mit 
Zugrundelegung ded Repreſſivſoſtems. Noch in dem Patent des Königs von Preußen wegen 
beichleunigter Einberufung des Vereinigten Landtags vom 18. März 1848 warb auf jenen 
Vorſchlag Preußens wegen eined Bundespreßgeſetzes hingewiefen. 

Die raſche Entwidelung der Verhältniffe ließ dem Bundestage jedoch Feine Zeit, überhaupt 
etwas Weiteres in diefer Richtung feftzuftellen. Mur negativ konnte er nach diefer Seite einen 
Schritt thun, der no wenige Wochen zuvor das größte und freudigfte Auffehen erregt haben 
würde, jegt völlig fpurlos vorüberging, weil er nur das conftatirte, was bereits thatſächlich 
beftand: am 2. April 1848 beſchloß nämlich der Bundedtag — unter dem Drud ded neben ihm 
tagenden VBorparlamentd — auf Grund eined am 23. März von den Freien Städten eingereich— 
ten Antrags die förmliche Aufhebung aller feit 1819 erlaffenen fogenannten Ausnahmegefege, 
d.h. ver Geſetze, melde polizeiliche Eingriffe in bie Gefeggebung und Verwaltung der Einzel: 
ftaaten enthielten, wozu natürlid vor allem die zahlreichen Befchlüffe über Die Preſſe gehörten. 

Indirect kam der Prefle fodann noch der Bundesbefhluß vom 7. April L848 zugute, die 
Berdffentlihung der Bundestagsprotofolle betreffend, und die ergänzende Verabredung vom 
11. April 1848, wonad „neben ber Beröffentlihung der amtlichen Brotofolle auch möglichſt 
Schnell, nachdem die Verhandlungen ftattgefunden, ein Reſume ihres Gegenftandes und Inbalte 
dur die Zeitungen Frankfurts befannt zu machen‘. 
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In allen deutſchen Staaten traten freifinnige Preßgeſetze ins Leben. In Preußen ward die 
Prefverordnung vom 17. März 1848, welde noch Gautionen für die Herausgabe von Zeitungen 
feftiegte, durch eine ſolche vom 6. April 1848 widerrufen, welde diefe Beſchränkung wieder be- 
jeitigte. Im Art. 24 der oetroyirten Berfaffung vom 5. Der. 1848 war audgejproden: „Die 
Preßfreiheit foll unter keinen Umſtänden und in feiner Weife, namentlich weder burd Cenſur 
noch durch Gonceffionen oder Sicherheitsbeſtellungen, noch durch Staatdauflagen (Stempel), 
Beſchränkungen der Druckereien over des Buchhandels oder andere Hemmungen des freien 
Verkehrs beſchränkt, ſuspendirt oder aufgeboben werben dürfen.” Außerdem beſtimmte Art. 95, 
daß alle Prefvergehen durch Gefchworene abgeurtbeilt werden follten. In ähnlichem Geiſte 
wurden bie VBerhältniffe ver Preffe allerwärts georonet, und in der Praxis kamen ſelbſt die Re: 
preſſivmaßregeln, welde man noch beftehen ließ, faum irgendwann zur Anwendung. Daß in 
der ungewöhnten Strömung diejer neuen und völlig ſchrankenloſen Freiheit der Preſſe man: 
her Schlamm mit aufgewühlt ward, darf nicht wundernehmen; dagegen entwidelte ſich aus 
überraſchend ſchnell ver Kern einer tüchtigen Tageöpreffe in einer Anzahl größerer, mit ebenio 
viel Beionnenheit ald Charakterfeitigkeit und politifchem Verſtändniß redigirter Zeitungen. 

Die „Grundrechte des deutihen Volks“ enthielten über die Prefle folgenden Say: „Jeder 
Deutſche hat das Net, durch Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftellung feine Meinung 
frei zu äußern. Die Preßfreiheit darf unter feinen Umftänden und in feiner Weije durd vor: 
beugende Mafregeln, namentlich Genfur, Goncefjionen, Sicherheitöbeftellungen, Staattauf: 
lagen, Beihränfungen ver Drudereien oder des Buchhandels, Poftverbote oder andere Sem: 
mungen des freien Verkehrs beſchränkt, ſuspendirt oderaufgehoben werben. Über Preivergeben, 
welche von Amts wegen verfolgt werden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt. Ein Preigeleg 
wird vom Reiche erlajfen werben.’ 

VI. Die Zuftände der deutfhen Prefie 1849—64. Die Preßgeiet: 
gebungen anderer Staaten. Die neueften Beftrebungen in Deutfäland für 
größere Preßfreiheit. Ein Rückſchlag gegen die Preßfreigeit wie gegen die Freiheit 
überhaupt begann jhon im Jahre 1849. Die preußifche Unionsverfafjung (vom 30. Rai 
1849) ließ die Garantien, welde die Grundrechte für die Preßfreiheit feftgeiegt, binmeg, 
mit Ausnahme des Verbots der Wiedereinführung der Genfur, und vefinirte das zu erlaſſende 
Den näher durch den Zufag: „zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und der Redte 

ritter.“ 

In Preußen erſchien nad Auflöfung ver Kammern (am 27. April 1849) am 30. Juni ein 
octroyirtes Preßgefeg, welches indeß mehr nur einzelne Vorſchriften binfichtlich ber Handhabung 
der Breßpolizei und ded Strafverfahrend gegen die Preffe enthielt. Die revidirte Verfaſſung von 
31. Jan. 1850 begrenzte jodann in Art. 27 die Preßfreiheit Shärfer, indem fie die Einführung 
von Beihränfungen derfelben (mit Ausnahme der Eenfur) im Wege der Gefeggebung vor: 
behielt; es folgte ferner eine Erläuterungdverorbnung vom 5. Juni 1850, und endlich fam durd 
Vereinbarung mit ven Kammern dad Preßgefeg vom 12. Mat 1851 zu Stande, weldes no 
jegt die Grundlage des in Preußen beftehenven Prefregimes bildet. Durch daffelbe wurden die 
Conceſſionen für Buchdrucker und Buchhändler, fowie die Gautionen für Zeitungen eingefühn. 
die Ginveihung eines Exemplars von Zeitſchriften fofort bei ver Ausgabe, von andern Schriften 
unter 20 Bogen 24 Stunden vorher verfügt, für dad Golportiren und Haujiren mit Deut: 
ihriften befondere Genehmigung der Behörde vorgefchrieben u. ſ. w. Die Aburtheilung ir! 
Preßverbrechen, mindeſtens der ſchwerern, ausſchließlich durch Geſchworene ward burd eis 
Geſetz vom 6. März 1854 beſeitigt. Im Bezug auf das Verbot ausländiſcher Schriften un 
Zeitihriften fowie die Concefjiondentziehung ſuchte das Minifterium Manteuffel dem Verra 
tungsermeffen einen größern Spielraum zu verſchaffen, ald durd jenes Gejeg ihm gear 
war, und es gelang ihm dies aud) jo ziemlich; doc wurden nach 1858 dieſe willfürlicen Abin: 
tungen bed Geſetzes wieder bejeitigt, insbeſondere die Conceſſionsentziehung auf blos admn 
ſtrativem Wege duch die Declaration vom 21. April 1861. Auch andermwärtd ging man ! 
dem 1848 der Preije gegenüber eingenommenen Standpunft bedeutend zurück; fo in Dfterreid 
durch die Preßverordnung vom 27. Mai 1852, in Baiern durch das „Geſetz zum Schup art 
den Misbrauch der Preſſe“ vom 17. März 1850, in Sachſen zuerft durch die octrosirtt Pref- 
verordnung vom 3. Juni 1850, dann durch das mit den reactivirten Ständen vereinbaut 
Preßgefeg vom 14. März 1851 u. |. w. Von diefen Prefgefegen war das bairifche das librralßt 
(e8 kennt z. B. feine Gautionen, verfügt die Einreihung eines Pflichtexemplars nur bei Zeilun 
gen und verlangt nicht neben der Nennung des Verleger auch noch die des Druders u. |. 2.) 
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das Öfterreichifche dagegen das illiberalſte (es hielt die Conceſſionen für Zeitungen feſt, führte 
dad Syſtem ver Verwarnungen ein u, f. w.). 

Die Herftellung einer gemeinfamen und gleihförmigen Bundespreßgejeggebung, natürlich 
wieder in reactionärem Sinn, war jhon auf ven Dreddener Gonferenzen (1850) ind Auge ge: 
faßt und die Frage wegen Grlaffung eined Bundespreßgeſetzes von der zweiten Gommilfion, unter 
Bezugnahme auf die Bundesacte, zu den Competenzgegenfländen der Plenarverfammlung gezahlt 
worden. Seitens ver reartivirten Bundesverfammlung wurde dann die Nothwendigfeit der Auf: 
ftellung eines Bundespreßgeſetzes durch Beihluß vom 23. Aug. 1850 „über die zur Wahrung 
der Öffentlihen Sicherheit und Ordnung zu treffenden Maßregeln‘ förmlich anerkannt und die 
erforderlihe Ginleitung dazu durch Beauftragung des betreffenden Ausſchuſſes getroffen. Das 
Refultat ver darauf gefolgten Berhandlungen und Abftimmungen war der Bundesbeihluß vom 
6. Juli 1854 „in Betreff allgemeiner Beftimmungen zur Verhinderung des Misbrauchs der 
Vreßfreiheit“, der fo lautet: Unter Vorbehalt der Befugnig der höchften und hohen Bundes: 
regierungen, nad Bedürfniß eingreifendere Anordnungen zu treffen, werden nachſtehende all: 
gemeine Beflimmungen zur Berhinderung des Misbrauchs ver Preſſe feitgejegt: 

$.1. Alles, mas durd gegenwärtigen Bundesbeſchluß in Bezug auf Drudiäriften an: 
geordnet wird, findet nicht blos auf Erzeugniffe ver Buchoruderpreffe, ſondern aud auf alle 
andern, durch mechanische Mittel vorgenommenen Bervielfältigungen von Schriften und bild: 
lihen Darftellungen feine Anwendung. 

$. 2. Zur Ausübung ded Gewerbes eines Buch: oder Steindruderd, Buch- oder Kunfthänp: 
lers, Antiquars, Inhabers einer Leihbibliothef oder eines Refecabinets und Verkäufers von Zei: 
tungen, Blugichriften und bilvlihen Darftellungen fol in allen Bundesſtaaten die Erlangung 
einer befondern perfönlihen Eoncejjion (obrigfeitlihen Bewilligung) erforberlih und nur den— 
jenigen Gewerbtreibenden, melde eine folde Goncefjion (obrigkeitlihe Bewilligung) erlangt 
haben, die Erzeugung von Drudicriften und der gewerbsmäßige Verkehr mit venfelben, nad 
Maßgabe der Eoncefiton (obrigkeitlihen Bewilligung) geitattet fein. 

Die Einziehung der Conceſſion (obrigfeitlihen Bewilligung) im Ball des Misbrauchs des 
Gewerbebetriebs fann nicht nur infolge gerichtliher Verurtheilung, ſondern aud auf admini— 
ftrativem Wege erfolgen, auf legterm jedoch nur dann, wenn nad vorausgegangener wieder: 
holter fhriftliher Verwarnung oder nad erfolgter gerichtliher Beftrafung die vorerwähnten 
Gewerbtreibenden ihre Beihäftigung beharrlic zur Verbreitung von ftrafbaren, inſonderheit 
ftaatögefährlihen Druckſchriften miöbrauchen. 

Conceſſionen, welche in widerruflicher Weiſe ertheilt find, können auch ohne derartige vor— 
hergegangene Einſchreitungen auf adminiſtrativem Wege eingezogen werden. 

$.3. Nur mit obrigfeitliher Erlaubniß und innerhalb der Grenzen derjelben darf mit 
Drudigriften haufirt und dürfen diefelben an öffentlihen Orten ausgeftreut, angeboten, ver: 
theilt oder angefchlagen werden, Dieje Erlaubniß fann jederzeit zurüdgenommen werden, 

$.4. Auf jeder im Bundedgebiet erfcheinenden Drudigrift muß der Name und Wohnort 
des Druderd und, wenn diefelbe für den Buchhandel oder zur öffentlichen Verbreitung auf an= 
derm Wege beſtimmt ift, auch der Name und Wohnort desjenigen, bei vem die Drudirift als 
Berlags: oder Sommifjiondartifel erfeint, oder beim Selbftvertrieb der Name und Wohnort 
des Verfaſſers und Herausgebers genannt fein. 

$.5. Bon jeder die Preſſe verlaffenden Druckſchrift joll vor deren Ausgabe oder mindeftend 
ſobald die Austheilung oder Verfendung beginnt, ein Eremplar der von der Landesregierung 
dazu beftimmten Behörde überreicht werden, 

Es iſt den einzelnen Bundesregierungen überlaffen, Drudichriften, welde über zwanzig 
Drudbogen und darüber ſtark find, von diefer Beilimmung auszunehmen und die Zeitfriften 
der Überreichung dem Zwecke entiprechend feſtzuſetzen. 

$.6. Won der Erfüllung der in den $$. 4 und 5 enthaltenen Vorſchriften find blog die den 
Bedürfniſſen des Verkehrs oder des gelelligen Lebens dienenden Drudjaden, ald: Formulare, 
Gtifetten, Vijitenfarten und ähnliche diefen gleichzuachtende Fleinere Preßerzeugniſſe auszu— 
nehmen. 

$.7. Für jede im Bundeögebiet erfcheinende periodische Druckſchrift (Zeitung, Zeitfchrift) 
muß ein für deren ganzen Inhalt verantwortlicher Nedacteur beftellt und dejfen Name auf jevem 
Blatt oder Heft (Nummer) genannt fein. Eine Ausnahme von viefem Grundſatz ift nur bezüg- 
lich jener Zeitſchriften zuläſſig, weldye alle politifihen und focialen Fragen von der Beſprechung 
ausſchließen. 
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F. 8. Der verantwortliche Redacteur einer periodiſchen Druckſchrift muß unbedingt dispo— 
fitionsfähig fein, im Genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte ſich befinden und bei Zeitſchriften, 
welche nicht blos wiſſenſchaftlichen, artiftifchen oder technifhen Inhalts iind, in dem Staatögebiet, 
in welchem die Drudigrift erfcheint, feinen regelmäßigen Wohnjig haben. 

Die Redaction von Zeitſchriften wiſſenſchaftlichen, technifchen oder artiftifhen Inhalts fann 
indeſſen ausnahmsweiſe von den Landedregierungen auch Berfonen geftattet werden, welche die 
vorbezeichneten Eigenfchaften, namentlich) die Dispoſitionsfähigkeit, nicht beſitzen. 

Perſonen, melde fih in Straf: oder Unterſuchungshaft befinden, kann während der Dauer 
der Haft die Führung der verantwortliden Redaction unterfagt werben. 

$. 9. Für jede im Bundesgebiet erfcheinende periodiſche Druckſchrift muß eine Gaution be: 
ftellt werben. Von diefer Verpflichtung können nad dem Ermeffen der einzelnen Bundesregie- 
rungen nur amtliche und ſolche Blätter befreit werben, welche allepolitifchen und ſocialen Fragen 
von der Beiprehung ausſchließen. 

$. 10. Die Caution für eine periodiſch erfcheinende Drudichrift fol in der Regel 5000 Thlr. 
preuß. Gour., beziehungsweiſe 8000 Fl. Rh. betragen. Es bleibt jedoch den einzelnen Bundes: 
regierungen anheimgegeben, die Gautiondfunme unter Berückſichtigung der Bevölferungs- und 
Bermögendverhältniffe, der Verlagsorte und ihrer nächſten Umgebung, ſowie ver Zeitabiänitte 
des Erſcheinens der Druckſchriften, auf geringere Beträge feftzuftellen. 

Bei Zeitichriften, welche wöchentlich öfter ald dreimal erfcheinen, kann aber dabei nicht unter 
1000 Thlr. preuß. Gour., beziehungsweife 1600 Fl. Rh., bei folden, die dreimal oder meniger 
als dreimal wöchentlich erſcheinen, nit unter 500 Thlr. preuß. Gour., beziehungéweiſe 
800 Fl. Rh. herabgegangen werben. 

$. 11. Die Baution hat für alle aus Anlaß der Drudihrift, für welche jie beftellt worden 
ift, zuerfannten Strafen, dann für die Koften der Unterfuhung und der Strafvoflftredung, ohne 
Rückſicht auf die Perſon des Berurtheilten, zu haften. 

Jede Gaution ift im Fall eingetretener Verminderung berfelben jpäteftens in vier Moden 
wieder auf den vollen Betrag zu ergänzen. 

$. 12. Die Herausgabe einer cautiondfähigen Drudihrift darf erft dann erfolgen, wenn 
die Bedingungen, an melde dad Recht Hierzu geknüpft if, vollftändig erfüllt find. 

$. 13. Jede periodische Drudichrift, welche Anzeigen aufnimmt, foll von den öffentlichen 
Behörden zur Kundmahung amtliher Erlaffe gegen Vergütung der üblihen Einrückungs— 
gebühren, infoweit nicht nach ven Landesgeſetzen die unentgeltliche Aufnahme gefordert merben 
fann, in Anſpruch genommen werden fünnen. 

$. 14. Gerichtliche Entſcheidungen und amtlihe Verwarnungen, welde aus Anlaß einer 
periodischen Druckſchrift erlaffen worden find, müffen von dem Herausgeber derfelben auf An: 
ordnung ber zuftändigen inländischen Behörde unentgeltlich und ohne Zufäge und Bemerfungen 
eingerückt werden. Sind derartige Entſcheidungen durch Ehrenverlegungen veranlaßt, fo find 
die Betheiligten befugt, deren Veröffentlihung zu beantragen, und es hat das Gericht über Zu: 
läffigfeit des Antrags zu entſcheiden und deſſen Vollzug feftzufegen. 

Für amtliche oder amtlich beglaubigte Beritigungen ober Widerlegungen in einer perio- 
difhen Drudicrift vorgebrachter Thatſachen fol der betheiligten Behörde oder Privatperion 
minbeftend der Raum bed Artifel8, der zu der Entgegnung Anlaß bot, foftenfrei und im einer 
der beiden nächſten nad) erfolgter Aufforderung erſcheinenden Nummern zur Berfügung geftellt 
werben. 

$.15. Zuwiderhandlungen gegen die Beftimmungen der vorhergehenden Paragrapben, 
namentlich wiſſentlich falfche Angaben in Erfüllung der in den $$. 4 und 7 enthaltenen Bor: 
fhriften, find mit angemeffener Strafe zu bedrohen. 

$. 16. In allen Bundesftaaten muß der Misbraud der Preffe durch Aufforderung, Amtei- 
zung oder Verleitung zu Handlungen , welche durch die allgemeinen Strafgejege verboten find, 
mit entfprechender Strafe bedroht fein. Insbeſondere muß durd die Strafgefeggebung Vor⸗ 
forge getroffen werben für die Bälle der Aufforderung, Anreizung oder Verleitung zum God: 
und Landesverrath und zum Aufruhr, fowie der Militärbeamten oder Berfonen zum Treubrub 
oder Ungehorſam, zur Widerfegung oder zum gewaltſamen Wiverftand gegen die Obrigkeit, zu 
Gemaltthätigkeiten, zu ungeleglihen Berfammlungen oder Zufammenrottungen, zu ungefeg: 
licher Bewaflnung, zum Ungehorfam gegen die Gefege und gegen Anordnungen der Obrigfeit, 
zur Verweigerung der Zahlung von Steuern, zu verbotenen Gelvfammlungen, zu Angriffen 
auf das Eigenthum oder auf die perfönliche Sicherheit. 
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Die Strafbarkeit folder durch die Vreffe begangenen Handlungen fol au dann eintreten, 
wenn die Aufforderung ohne Zufammenhang mit einer andern verbrecherifchen Handlung ſteht 
und ohne Erfolg geblieben if. 

$.17. Die Strafgefeggebung jedes Bundesſtaats hat gegen nachfolgende Angriffe durch 
die Preſſe ausreichenden Schutz zu gewähren und ſolche mit angemeſſenen Strafen zu bedrohen: 
Angriffe auf die Religion oder auf die Lehren, Gebräuche und Gegenſtände der Verehrung einer 
anerkannten Religionsgeſellſchaft, Angriffe auf die Grundlagen des Staats und der Staats: 
einrichtungen, auf die letztern ſelbſt, auf die Anordnungen der Obrigkeit, auf die zur Hand— 
habung derſelben berufenen Perſonen, die Beleidigungen der letztern, der Regierungen und des 
Oberhaupts eines fremden Staats. 

Als ſtrafbarer Angriff iſt jeder anzuſehen, welcher durch Kundgabe erdichteter oder entſtellter 
Thatſachen oder durch die Form der Darſtellung den Gegenſtand des Angriffs dem Haſſe oder 
der Misachtung auszuſetzen geeignet iſt. 

F. 18. Alle in ven $$. 16 und 17 bezeichneten Handlungen ſollen entweder von Amts wegen 
oder auf Antrag verfolgt und beftraft werden, fie mögen gegen die Staatdeinrihtungen, Maß: 
regeln, Behörden oder Perfonen des Staats, in welchem die Drudichrift erihienen, oder eines 
andern Bundesſtaats gerichtet fein. 

Beleidigungen des Oberhaupts eines auswärtigen Staats follen verfolgt und beftraft wer— 
den, infofern der auswärtige Staat den Grundſatz der Gegenfeitigfeit angenommen hat. 

$.19. Die Strafen wegen Üibertretung preßpolizeilicher Vorfchriften oder der von ben 
competenten Behörden erlaffenen befondern Verbote find, abgejehen von den durch den Inhalt 
der Druckſchrift etwa jonft verwirften Strafen, zu erfennen. 

$.20. Für die durch den Inhalt einer Drudirift begangenen flrafbaren Handlungen ift 
jeder verantwortlich zu erachten, welcher nad) allgemeinen ſtrafrechtlichen Orundfägen als Ur: 
beber oder Theilnehmer firafbar erfcheint. 

Der Druder, Verleger oder Commifſionär (im engern Sinne, d. h. derjenige, melder ohne 
Namhaftmachung eined Verlegerd auf der Schrift ald die Berfon benannt ift, durch melde ver 
Vertrieb beforgt wird), infofern fie nicht ald Urheber oder Theilnehmer ohnedies zur Strafe 
gezogen werben, find mit angemeflenen Geld: oder Gefängnißſtrafen auch für die Fälle zu be— 
proben, wo der Verfaffer nicht genannt oder nicht im Bereich der Gerichtsbarkeit eines deutſchen 
Bundesſtaats iſt, oder wo eine Übertretung preßpolizeilicher Beſtimmungen verübt wurde. 
Dieſelben können von ver desfallſigen Haftung nach dem Ermeſſen der einzelnen Bundesregie— 
rungen nur dann befreit werben, wenn fie bei der erften verantwortlichen Vernebmung ven 
Autor benennen und biefer ih im Bundesgebiet befindet. 

Der verantwortliche Redacteur einer periodiſchen Druckſchrift ift wegen des ſtrafbaren In: 
halts derfelben in jenen Ausnahmefällen, wo er nicht ald Urheber oder Theilnehmer zur Strafe 
gezogen werben fann, mit einer befondern Geld: oder Gefängnißftrafe zu bedrohen. 

$. 21. Wenn Drudichriften ven Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung enthalten, fo ift 
aufihre Unterbrüdung oder Vernichtung zu erfennen, auch wenn die Berurtheilung einer ftraf- 
baren Perſon nicht damit verbunden werben kann oder überhaupt eine Perfon, gegen melde 
eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht gegeben ift. 

$. 22. über die Zufländigfeit der Gerichte zur Aburtbeilung der dur den Inhalt von 
Drudiäriften begangenen Verbrechen over Vergehen, fowie über die Zuſtändigkeit derfelben 
oder der Adminiftrativbehörben zu dem Erfenntniß über Unterbrüdung von Druckſchriften ent: 
fcheiden die Landeögefege. ine vorzugsweiſe Verweifung der dur die Prefle begangenen 
jtrafbaren Handlungen vor dad Geſchworenengericht oder zur Öffentlihen Verhandlung fol 
jevod nicht ſtattfinden. 

$.23. Die Verwaltungs: und Gerichtsbehörden find befugt, zum Behuf der Einleitung des 
hierauf aldbald anzuregenden Strafverfahrens Druckſchriften und die zu ihrer Vervielfältigung 
beſtimmten Platten und Formen mit Beichlag zu belegen. 

Druckſchriften, weldye wegen ftrafbaren Inhalts oder wegen Übertretung der $$. 4 und 7 
mit Beihlag belegt wurden, dürfen, folange die Beichlagnahme nicht wieder aufgehoben ift, 
weder verbreitet noch durch anderweiten Abdruck vervielfältigt werben, 

$.24. Beröffentlihung von Gerichtsacten, Gerichtsverhandlungen und Abflimmungen, 
von Berhandlungen anderer Behörden over politifher Körperfhaften, dann über Truppen: 
bewegungen und Bertheirigungsmittel des Landes oder des Deutihen Bundes in Zeiten von 
Kriegdgefahr oder innern Unruhen, Eönnen von ber zuftändigen Behörde aus Rückſichten für 
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den oͤffentlichen Dienſt oder die Staatsintereſſen unter Androhung angemeſſener Strafen ver— 
boten oder beſchränkt werden. 

Die Namen der Gefhmworenen’dürfen in Zeitungen nur bei der Mittheilung über die Bil: 
dung des Schwurgerichts genannt werden. Ebenſo darf die Anklageſchrift oder ein anderes 
Schriftſtück eines Criminalproceſſes nicht eher veröffentlicht werben, als bis die mündliche Ver: 
handlung flattgefunden oder ber Proceß auf andern Wege jein Ende erreicht hat. 

$. 25. Sümmtliche Bundesregierungen werden dafür Sorge tragen, daß die vorſtehenden 
allgemeinen Orundfäge in Wirfjamfeit treten, und daß ihre Preß- und Strafgejege mit ben: 
jelben in Übereinflimmung gebracht werden; jie werden davon, wie dieſes geſchehen, der Bundes: 
verfammlung in möglichft kurzer Frift Anzeige erftatten laffen. 

Diefer Bundesbeſchluß ift von allen deutſchen Regierungen, von manden allerdings erſt 
nad) einigem Zögern oder Sträuben, publicirt und zur Grundlage für Die Prefgejeggebungen 
der betreffenden Ränder gemacht worden, mit Ausnahme von Ofterreih, Preußen und Baiern, 
von denen die beiden erftern jeiner nicht bedurften, weil ihre eigenen Preßgeſetze ſchon im mejent: 
lihen das enthielten, was der Bundesbeſchluß einführen mollte (wozu bei Preußen nod der 
Umftand binzufam, daß feine Volfövertretung den 1850 reactivirten Bundestag niemals als 
eigentlich zu Recht beftehend anerfannt hatte und man daher diefe Brincipfrage möglichſt zu um: 
gehen juchte), Baiern aber mit einem gewilfen Pochen auf feine Unabhängigkeit, wie in ähn- 
lihen Fällen, fi weigerte, Beihränfungen der innern Freiheit ji von Bundes wegen auf: 
zwingen zu laffen. Was Sachſen betrifft, jo ward deſſen Preßgeſetz durch den Bundesbeſchluß 
ebenfalls nicht alterirt. Dagegen hatten mehrere Kleinere Regierungen mit ihren Volfövertre: 
tungen harte Kämpfe wegen Ginführung des Bundesbeichluffes, oder fpäter wegen Feſthaltens 
daran, zu beftehen. Die wirklich liberal gefinnten (wie die von Weimar, Gotha, Braunihweig, 
Dlvenburg) gingen wenigftens bis an die äußerfte Grenze des in dem Bundesbeſchluß Nach- 
gelaffenen und ſuchten die drückendſten Punkte veifelben (z.B. wegen der Goncefjionen, Gau: 
tionen u. |. w.) entweder im Wege der Auslegung ober doch in der praftiihen Anwendung 
möglichſt zu mildern, während ed umgekehrt auch nicht an ſolchen fehlte, melde nad der Seite 
der Beihränfungen noch über den Bundesbeſchluß Hinausgriffen. 

Während des legten Jahrzehnts ift die eigentliche Preßgefeggebung in ven deutichen Staa: 
ten — infolge eben jenes bindenden Bundesbeſchluſſes — jo ziemlih unbemeglich geblieben. 
Man konnte im einzelnen in der Auslegung oder der Praris die betreffenden Gejege mildern 
oder verihärfen (und man hat das eine wie dad andere gethan, erftered z.B. in Sachſen, mo bie 
etwa 1857 die Praxis der Preßgefeggebung eine äußerſt harte war, feitven aber gemäßigter 
wurde, legtered vor allem in Naffau, wo man ein wahrhaft raffinirtes Syitem der Prefmas: 
regelungen in Scene gejegt hat), aber die Örundbeftinmungen waren — nad) der Seite der Be: 
ihranfung Hin — durch den Bundesbeſchluß von 1854 jo genau feftgeftellt, daß eine weient: 
liche Abweichung davon nicht möglich erſchien, jolange nicht entweder jener Beſchluß gänzlic 
aufgehoben oder ihm von den Einzelregierungen der Gehorfam aufgefündigt würde. Und zu 
beivem hat fi bisjegt wenigftens fein entſchiedener Entſchluß oder Anſtoß bei irgendwelcher 
Regierung gezeigt. Bon der badiihen Negierung ward gefagt, fie werde auf Befeitigung bre 
Bundesbeihluffes von 1854 antragen und für den Fall der Nichtberückſichtigung dieſes Antragi 
ihre eventuelle Losſagung von den Beſchluß in Ausficht ftellen ; doch bat etwas Authentiſches in 
diefer Richtung noch nicht verlautet, und an ein jo peremtorifches Vorgehen ift wol auch tres 
der entſchieden freifinnigen Politik der gegenwärtigen badijchen Regierung faum zu denfen. Die 
jähiifhe Regierung hat gegenüber ihrer Zweiten Kanımer 1864 vie Geneigtheit erflärt, au 
gewiſſe Anderungen der von Bundes wegen feftgeftellten Preßgeſetzgebung einzugeben, jedoch zu 
einer Initiative dafür am Bunde eine beflimmte Verpflichtung nicht übernommen. Nur in 
Vreußen und Ofterreich hat die Preßgefeggebung in den legten Jahren einige Mopificationen 
erfahren. In Preußen ward, abgejehen von der nach dem Sturz des liberalen Minifteriums 
(1862) wieder bedeutend verihärften Handhabung der Brefpolizei, den malfenhaft anwachſenden 
Confiscationen, Verboten, Unterfuhungen und Verurtheilungen in Preßſachen u. ſ. w., im 
Jahre 1863 ver Verſuch gemacht, mit Hülfe des berufenen Art. 63 der Verfaſſung im Verord 
nungswege bie Preffe jo gut wie mundtodt zu machen, Die betreffende Verordnung vom 1. Jum 
1863 führte das Syftem der Verwarnungen ein, indem es die Verwaltungsbehörde ermächtigte, 

eine Zeitung aud ohne vorgängige richterliche Verurtheilung „wegen fortvauernver, die öffentliche 
Wohlfahrt gefährdender Haltung” — nad) zweimaliger Verwarnung — zu verbieten. Ant- 
wärtige Blätter follten aus dem gleichen Grunde ohne vorherige Verwarnung verboten merden 
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fönnen. Noch andere drüdende Beftimmungen fanden fih in der Veroronung. Die ganze 
periodifhe Prefie Preußens, mit ſehr wenigen Ausnahmen, antwortete darauf mit der öffent: 
lich erflärten und aud bethätigten Einſtellung jeder principiellen Beſprechung innerer Angelegen= 
beiten bis zu deren Widerruf. Das Abgeorpnetenhaus, dem die Verordnung zur verfaffungs: 
mäßigen Oenehmigung vorgelegt wurde, verfagte diefe und erflärte den Erlaß der Verordnung 
felbft für nicht gereihtfertigt (19. Nov. 1863), worauf am 21. Nov. die Verordnung wieder 
außer Kraft gefegt wurde. Gin den beiden Käufern vorgelegter Entwurf ‚„‚zur Abänderung 
einiger Beftimmungen des Preßgeſetzes von 1851’ ward vom Abgeorbnetenhaufe gar nit in 
Betracht gezogen. 

In Ofterreih erihien am 17. Dec. 1862 ein neues Preßgeieg für die deutſch-ſlawiſchen 
Länder des Kaijerftaatd. Der Conceſſtonszwang für Die Preßgewerbe ift darin beibehalten, doch 
aber dadurch etwad ermäßigt, daß den Verfaflern und Herausgebern (alfo aud von Zeitungen) 
das Recht des Selbftverlags ohne bejondere Conceſſion eingeräumt wird. Die Entziehung der 
Goncefjion ift gebunden an eine vorausgegangene Berurtheilung, entweder wegen eines Ver— 
brechend oder wegen wiederholter Ubertretungen in Preßſachen, oder wegen einer andern, die 
Unbeſcholtenheit aufhebenden Gefegesverlegung. Das Syſtem der Verwarnungen ift in Wegfall 
gebradt; nur die Berichte fönnen bei Verurtheilung einer inländifchen Zeitfchrift zugleich auf 
deren Ginftellung — jedod auf höchſtens 3 Monate — erkennen, bei auswärtigen Zeitſchriften 
auf ein Debitöverbot ohne jolde Beihränfung. Das Cautionsweſen ift noch immer in ziemlich 
drüdender Weife georpnet, namentlich infofern, als bet jeder gerichtlihen Verurtheilung die 
Gaution ganz oder theilweife eingezogen wird, und zwar aud ſchon dann, wenn Nebacteure, 
Berleger, u.j.w., ohne ſelbſt an der Geſetzesübertretung betheiligt zu fein, dennoch ſchuldig erfannt 
werden „der Vernachläſſigung jener Aufmerffamfeit, durch deren pflihtmäßige Anwendung ber 
ftrafbare Charakter des Inhalts der Schrift (refpective deren Veröffentlihung) hätte vermieden 
werden fünnen”. Das Strafverfahren in Preßſachen ift in der Regel ein mündliches und 
Öffentliches, jedoch obne Geſchworene. Mit Beichlag belegte Schriften werben frei entweder durch 
den Spruch des Gerichts oder von jelbit, wenn nicht binnen acht Tagen eine richterliche Beftätigung 
der Beſchlagnahme erfolgt ift. Im Fall eines ſolchen Erlöfhend oder einer ausdrücklichen Auf: 
bebung der verfügten Beſchlagnahme gebührt dem durch diejelbe Beſchädigten der Erſatz des 
erweidlihen Schadens aud der Staatskaſſe. 

Daß der Bundesbeſchluß von 1854 ſammt den danach zugefchnittenen Einzelpreßgeieg: 
gebungen, wie er fhon damals ein Anahronismug, die Ausgeburt einer ihre Zeit vollfommen 
verfennenden, kurzſichtigen und befangenen Reaction war, fo heutzutage fhlechterdings un: 
haltbar und mit allen Berhältniffen ver Gegenwart unverträglich ſei, darüber herrſcht unter allen 
unbefangenen und denfenden Leuten wol nur Gine Stimme. Selbft die Regierungen wagen 
nicht mehr, ihn vor der Dffentlichkeit in ihren Ständefälen in Baufh und Bogen zu rechtfertigen 
oder zu vertheidigen. Die deutſche Preſſe — man darf dies jagen, ohne gegründeten Widerſpruch 
befürdten zu müffen — hat fi während dieſes legten Jahrzehnts, und zwar nicht infolge, 
ſondern troß der harten Beichränfungen, die man ihr auferlegt, zu einer Befonnenheit, Grünp: 
lichfeit und Höhe der politiichen Anihauung und der Behandlung von Tageöfragen erhoben, 
welche fie ven Vergleich felbft mit der Tagespreſſe jener Länder nicht ſcheuen läßt, wo feit viel 
länger ſchon ein freies Öffentliches Xeben befteht. Wenn ed nod eine Fleine Zabl von Tages— 
blättern gibt, weldhe den Namen einer „Schmuz= und Schandprefle” verdienen, fo find dieje 
nicht fowol auf feiten einer äußerften Linfen zu fuchen ald vielmehr auf feiten der äußerften 
Rechten, auf jeiten jener Partei, welche ſich im Schatten des augenblidlidh herrfchenden Syſtems 
jicher weiß; nicht dev Misbraud der allen gemeinen Freiheit ift es, ſondern der Mishraud einer 
privilegirten Sonderftellung, der fih in zahlreichen Übertretungen des literariihen Anftandes, 
in Brutalitäten und Gemeinheiten Eundgibt. 

Und diefe im ihrer großen Mehrzahl fo achtungswerthe und von den politifch gebilvetiten 
Dölfern nad Gebühr gemürdigte und geachtete veutiche Preife, dieſe Preſſe, an welche die deut— 
fhen Regierungen jelbft bei jeder großen Krife im Innern oder nad außen bald gemeinihaft- 
lich, bald abwechſelnd die einen im Streit mit den andern appelliren, von der unterftügt, ver: 
theidigt, gelobt zu werden, fie ein fo ſtarkes Bedürfniß empfinden, diefe Preſſe unterliegt 
gleichwol noch immer einem Syſtem von Befchränfungen und Bedrückungen, welches faſt mehr 
noch durd feinen entwürdigenden Charakter, als durch feine Härte, es darauf abgefehen zu 
haben jcheint, die Träger und Vertreter der Öffentlihen Meinung, die Schriftfleller, Bud): 
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händler und Buchdrucker, ſtatt fie zu einer edeln Freiheit zu erziehen, entweder zu entntuthigen, 
ober zu verbittern und zu bemoralifiren. 

Das Gefühl diefer Erniedrigung und diefes Drudes ift aber um fo [härfer und peinlicer, 
als beinahe alle andern VBölfer— darunter viele an Bildung weit unter dem deutſchen ſtehend — 
ſich entweder der vollen Preffreiheit oder doch eines ungleich größern Maßes an folder erfreuen 
als gerade das „Volk von Denkern“, die hochgebildete deutſche Nation! Wenn wir Frankreich aus: 
nehmen, welches, wie faft in allen Arten von Breiheit, jo auch in Betreff der Preffreiheit, von 
einem ſchrankenloſen Gebraude, ven es mehr als einmal ſchon bejeflen (zulegt wieder 1848 auf 
furze Zeit — bis zur Junifhlaht, wo Gavaignac eine ganze Reihe von Journalen mit einem 
mal fuspendirte), zurückgefallen ift in einen Zuftand der Unfreiheit, den e8 mit ſchlechtverhehltem 
Unmuth dennoch erträgt, Branfreih, wo neben der zwangäweifen Nennung bed Berfaflert 
unter jedem politifhen Artikel dad ausgedehntefte Syſtem der Verwarnungen die ganze Taged: 
preffe auf Gnade und Ungnade in die Hand der Regierung liefert — fo befteht eine gefiderte 
und ausgedehnte gefegliche Freiheit der Preffe in allen civiliiirten Staaten Europas, und jelbft 
in Rußland geht man angeblich mit dem Erlaß eines Preßgefeged um, welches nach dem, mas 
darüber verlautet, wenn man den Bildungdzuftand ded überwiegenden Theil der Bevölkerung 
diefed ungeheuern Reichs und die biäherigen Zuftände der Preſſe daſelbſt berüdiichtigt, einen 
großen und überrajchenden Fortſchritt in der Entwidelung diefer Zuftände herbeiführen wird. 
Die Eenfur befteht zur Zeit nur noch in Rußland und der Türkei. Bon den andern europäiſchen 
Ländern hat Spanien noch das Syſtem der „Autoriſation“ (Gonceffiondertheilung) für bie 
Herausgabe von Zeitungen (do fheint man davon einen liberalen Gebraud zu machen) jehr 
hohe Gautionen (bis nahezu 20000 Thlr. für täglich erfcheinende Blätter) und erſchwerende 
Bedingungen für die Perfon des verantwortlichen Redacteurs (derjelbe muß z. B. zwiſchen 60 
und 70 Thlr. Orundfteuer zahlen); die Preffe ift ven gewöhnlichen Eorrectiondtribunalen unter: 
worfen; von jeder Druckſchrift muß ein Eremplar beim Fiscal hinterlegt werben, der wie Berbrei: 
tung inhibiren fann. In Italien bedarf e8 zur Herausgabe einer Zeitung einer Anzeige und der 
Geftellung eines verantwortlichen Redacteurs; auf andern Schriften braucht lediglich der Druder 
genannt zu werben. Verleger und Druder haften nur jubfidiär. Die Strafen für Preßvergehen 
find ziemlich hart; doch verjähren ſolche nach prei Monaten ; die Gerichte urtheilen darüber unter 
Zuziehung von Geihworenen. Der Unterfuhungsrichter kann die Beihlagnahme verfügen. 
Dad Verbot einer ganzen Zeitung darf felbft das Gericht nicht ausſprechen. In Belgien 
verfügt die Berfaffung in Art. 18: „Die Preife ift frei, die Genfur darf niemals wieder ein: 
geführt, aud darf feine Gaution von Berfaflern, Herausgebern und Drudern geforbnt 
werden. Wenn der DVerfafler befannt und in Belgien wohnhaft ift, Eünnen Geraudgeber, 
Druder und VBerbreiter eines Preferzeugniffes nicht verfolgt werden. Durch ein Geſetz vom 
20. Juli 1831 find die Strafen für Preßverbrechen und Preßvergehen feftgefegt. Die Ausrede 
der Wahrheit bei Berleumdungen ift nur zuläffig gegen Öffentliche Beamte und kann ſowol durd 
Schriften ald durch Zeugenbeweis geführt werden. Alle durd die Prefle begangene Gefepet: 
übertretungen werden durch Geſchworene gerichtet. Sie verjähren nad drei Monaten. Bios 
der Druder braucht auf einer Zeitung genannt zu fein, eines verantwortliden Redacteurs be: 
darf ed nicht. Ein Zeitungsftempel eriftirt nicht. Auch in den Niederlanden fennt man weder 
die Eautionen, noch fonftige Bormalitäten bei Gründung einer Zeitung. Verjährung ebenfalls 
binnen drei Monaten. Die gewöhnlichen Gerichte urtheilen über die Preffe. Der 1813 ein: 
geführte Zeitungsftempel ift ziemlich hoch. In Dänemark ift die Preſſe feinen andern Befchrän- 
fungen unterworfen ald denen des allgemeinen Strafgeieged. In Griechenland befteht, wie für 
alle Verbrechen, jo auch für die dur die Preffe begangenen dad Geſchworenengericht. In 
Schweden befteht die eigenthümlihe Einrichtung einer Art von freiwilliger Genfur, nämlid 
ein Tribunal, dem die Schriftfteller ihre Manuferipte vorlegen Fönnen mit dem Erfolge, das, 
wenn fie deifen Genehmigung zum Drud erlangen, fie für den Inhalt ftraflos werden. In 
England, wo die Preffe auch noch nach Befeitigung der Genfur zeitweilig jhmeren Bedrückungen 
durch außerordentliche Negierungsmaßregeln unterlag (fo namentlich unter den erften Georgen 
aus dem Haufe Hannover), hat jih allmählich der Begriff der Unantaftbarfeit des Rechté der 
freien Meinungsäußerung als eines der höchſten und natürlichften Rechte ded Bürgers einrt 
freien und civilifirten Staats fo fehr befeftigt, daß man wol fagen fann, die engliiche Preile 
unterliegt jegt faft feinen andern Beſchränkungen, als melde fie ſich felbft und welche die öffent: 
liche Sitte und Bildung ihr auferlegt. Zwar befteht ein befonderes Strafgefeg für Angriffe auf 
den Staat und das Staatsoberhaupt, ſowie für perfönliche Verleumdungen und Beleidigungen 
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(das fogenannte Libellgefeg), Eraft deffen jemand unter Umfländen zu Freiheitäftrafe oder 
Gelventihädigung verurtheilt werden fann, natürlih nur von Geſchworenen, allein felbft 
dieſes Gefeg ift außer @ebraud; gefommen, indem die Anfiht allgemeine Geltung gewonnen hat, 
daß Angriffe ver Prefle, wenn ſie begründet jind, durch Verfolgung mitteld des Strafgefeges nicht 
entfräftet iverden, wenn unbegründet, nicht ſchaden, und am wirffamften entweder durd 
Schweigen oder durch das gleiche Mittel des Öffentlichen Worts entkräftet werden. Ein Zeitungs: 
ftempel eriftirt zwar, allein ein niebriger, ber außerdem den Vortheil bietet, daß ein mit dem 
Stempel verſehenes Eremplar durch dad ganze Königreich portofrei (und zwar immer von 
neuem binnen 14 Tagen) verfendet werben kann. Die Papierfteuer ift abgefhafft. — In den 
Bereinigten Staaten von Amerifa befteht ebenfalld Eeinerlei Befhränfung der Preſſe, weder 
durch Gautionen noch durch Stempel oder fonft. Die Verfaffer von Schriften und die Re— 
dacteure von Zeitungen find dem Strafgejeg verantwortlih, doch kommt aud dort diefe Ver— 
antwortlichfeit felten zur Anwendung. Faſt die einzigen Klagen, die vorfommen, find folde 
megen perfönlider Beleidigungen oder Verleumdungen, und rückſichtlich dieſer herrſcht bei den 
Geihworenen eine fehr milde Praxis, befonders foweit es die Beiprehung ver Perfönlichkeit 
von Wahlcandidaten gilt, in Bezug auf welde die größte Freiheit des Urtheils für ein conſti— 
tutionelles Recht jedes Wählerd gilt. Nur in den Sflavenftanten beftand feit lange von biefer 
Achtung vor der Vreßfreiheit eine weitgreifende und verhängnißvolle Ausnahme: ed war dort 
verboten, das Inftitut der Sklaverei anzugreifen. Während des gegenwärtigen Kriegd erging 
das Verbot, Nachrichten über Truppenbewegungen im voraus zu verbreiten. 

Wir fommen noch einmal auf Deutfhland zurüd, um in Kürze der neueften Beftrebungen 
für Berbeilerung der Zuftände der Prefle zu gedenken, welde bier zu Tage getreten find. Wir 
erwähnen hier vor allem die Beſchlüſſe des erften Deutſchen Journaliftentags vom 22. Mai 
1864 in Bezug auf die Bundeöprefgefepgebung. Auf Grund eines von dem Verfaſſer dieſes 
Aufjages erftatteten Referats faßte derfelbe folgende Reſolution: 

„Der erfte Deutiche Journaliftentag erklärt folgende Säße für die nothiwendigen Örundlagen 
einer rechtlichen Stellung ver Preffe und fordert alle deutſchen Zeitungen und Zeitfhriften, alle 
Bolfövertretungen und fonftige Organe ver öffentlihen Meinung auf, für deren Geltendmachung 
mit allen Kräften zu wirfen: 1) firenge Ausſchließung jeder Bräventivmaßregel, alſo insbe: 
fondere jeder Art von Goncefjionen, deögleihen der Ginreihung von Pflihteremplaren vor der 
Heraudgabe eines Preßerzeugniffes und der Gautionen; 2) firenge Ausſchließung jedes admi⸗ 
niftrativen Ermeſſens, indbefondere jeder Art von Verwarnungen und darauf gegründeter 
Unterprüdung eines Blattes; Ausfhliefung jeder polizeilichen Beſchlagnahme; 3) vollftändige 
Unabhängigkeit der Gerichte, volle DOffentlicfeit und Verweiſung der Prefproceffe vor die 
Geſchworenengerichte; 4) Anwendung der allgemeinen Strafgefege und Rechtsgrundſätze auch 
auf die Prefle unter Ausſchluß jeder Art von Specialgefeggebung.” Im Anſchluß hieran wurde 
fernerweit beihloffen: „Der Deutiche Journaliftentag beauftragt ven Ausſchuß, ohne Verzug 
eine überfichtliche Darftellung der feit einigen Jahren in Naffau geübten beifpiellofen Behand: 
lung der Preſſe abfaffen zu laflen und für deren Verbreitung durch ganz Deutihland Sorge zu 
tragen.” In derſelben Berfammlung wurden zwei Mitglieder ded Journaliftentags, die Herren 
Engel und Scherer, mit Ausarbeitung einer der nächſten Poftconferenz zu überreichenden 
Denkſchrift über die Erſchwerungen des Betrieb der Zeitungen durd die hohen Poſttarife 
beauftragt. Endlich ward in Bezug auf den Zeitungäftempel befhloffen: „In Erwägung, 
1) daß ed eine Ungerechtigkeit ift, die periodiſche Breffe, welche vie Aufgabe hat, den öffentlichen 
Intereſſen zu dienen, und welche eines der wichtigſten Mittel ver Volksbildung ift, ald eine 
Steuerquelle audzubeuten; 2) daß durd den Zeitungsftempel die periodifche Preſſe in ihrer 
Entwidelung gehemmt und daß hierburd eine ganze Reihe von Ermerbözmweigen ſchwer beein- 
träcdtigt werben; 3) daß Zeitungen und Zeitfhriften ohnehin durd den in Deutſchland im 
Vergleich zu andern Ländern übermäßig hohen Voftauffchlag einer bedeutenden Steuer unter= 
worfen find; 4) daß die Befteuerung von Preßerzeugniffen des deutſchen Auslantes eine Liber: 
gangäfteuer bildet, welche dem Wortlaut der Zollvereinsverträge zumiderläuft, erklärt der erfte 
Deutſche Journaliftentag: Es ift die Pflicht der deutſchen Volksvertretungen, fowie der deutjchen 
Preſſe felbft, mit allen Mitteln für die Abfhaffung des Zeitungsftempeld in allen deutſchen 
Staaten zu wirfen.‘ 

Dieſe Beichlüffe wurden durch die Preffe veröffentlicht, aud den eben verfammelten Volks— 
vertretungen, dem Deutfhen Juriftentage, dem Congreß deutfcher Volkswirthe überreiht. Bon 
den erfigenannten machten alsbald drei, nämlich ver Eoburgifche Landtag, die darmſtädtiſche 
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und naſſauiſche Zweite Kammer die Beſchlüſſe wegen der Bundespreßgeſetzgebung ihrem ganzen 
Tenor nach ſich zu eigen, eine vierte, die Zweite Kammer des Königreichs Sachſen, welcher zu: 
gleidy eine jehr gründlich gearbeitete, von ähnlichen Grundfägen ausgehende Petition des Ber: 
eins der Buchhändler zu Leipzig um Abänderung der ſächſtſchen Prepbeftimmungen vorlag, 
empfahl wenigftens die wichtigiten Beftimmungen aus jenen Befhlüffen und aus dieſer Betition 
der Negierung zur Berückſichtigung. 

VI. Die Grundzüge einer vernünftigen Preßgeieggebung. Wir fiellen 
fchließlich unfere Anfichten (ſammt den ung zur Seite lebenden Kundgebungen der Theorie und 
VPraxis diefes Zweigs der Öefeggebungspolitif) über die Grundzüge einer zeitgemäßen PBres: 
gefeggebung in den nachſtehenden Sägen nochmals überfichtlich zufammen : 

1) Die ebemald viel verhandelte Streitfrage: ob Genfur oder Genfurfreibeit? nebmen wir 
bier nicht mieder auf; ed gibt Dinge, welche durch die Macht der Thatſachen jo vollſtändig ab: 
gethan find, daß ein Zurückkommen darauf aud in der Theorie gänzlich unnöthig erſcheint. 
(S. Eenfur der Drudfcriften.) 

2) Dagegen hat das allgemeine Syſtem, von dem die Genjur nur die legte und Hürfite 
Gonjequenz war, dad Syſtem adminiftrativer oder polizeiliher Maßregelung der Preſſe, nod 
mande Spuren zurüdgelaffen, welche vor allen Dingen auszufgeiden fein werben, menn man 
eine vernünftige, auf einem klaren und einfachen Princip fußende Prefgeieggebung berftellen 
will. Dahin gehören zunädft die Gonceffionen, nicht bloß die Ipeciellen zur Herausgabe von 
Zeitungen (die nur in fehr wenigen Ländern noch eriftiren), fondern auch jene allgemeinern für 
den Buchdruckerei- und Buchhandlungsbetrieb, melde feit 1854 allerwärts in Deutihland 
eingeführt find, die fi aber ebenjo wenig mit den Grundfägen der Gewerbefreibeit mie mit 
denen einer wahren Preßfreiheit vertragen, da fie die gefanımte Thätigfeit der Prefie von einem 
adminiftrativen Ermeflen abhängig maden. 

3) Aud das Erforderniß der Stellung eines verantwortlichen Redacteurs für eine Zeitung 
hat man in mehren Ländern (3. B. in Belgien und den Niederlanden) ald unnörbig und mu 
einer wirklichen Preßfreiheit unverträglich erachtet. Es fhien ausreichend, das das Geſeh nd 
nöthigenfalld an den Druder halten künnte, der, wenn er nicht felbft die Verantwortlichkeiu 
übernehmen will, ven Nedarteur nennen wird. Doc ift am Ende dagegen, daß der eigentlide 
geiftige Urheber einer Zeitung aud mit feiner Perfon dafür einftebe, bei nur fonft normalen 
Zuftänden der Öefeggebung und Rechtspflege wenig zu fagen, nur dürfen für die Übernahme 
diefer Stellung feine erſchwerenden Beftimmungen beiteben, wie 3. B. ber Beiig der flaatsbürger: 
lihen Rechte in dem betreffenden Rande, vollends gar wie in Spanien ein beftimmter Steuer: 
cenſus, oder der Begriff ver Unbeſcholtenheit, fofern das Vorhandenſein diefer legten Qualität 
in dad Ermeſſen der Behörde geftellt oder an unfichere, leicht einfeitig zu deutende Kriterien 
gebunden ift. Auch bei andern Druckſchriften dürfte e8 genügen, daß irgendjemand, der im 
Bereich der Strafgewalt des Staats, wo die Schrift erfcheint, fich befindet, durch feine Nennung 
auf denſelben dafür hafte, alfo entweder der Verfafler, oder der Verleger, oder Der Drudı:, 
nicht aber nothwendig Verleger und Druder. 

4) Gautionen find ebenjo wenig zu rechtfertigen. Mit ganz ähnlihem Recht könnte mer 
von jeder beliebigen Berfon Bürgfhaften dafür verlangen, daß fie nicht IInfug auf der Strass 
treibe, Häufer anzünde oder Vorübergehende beleivige, denn dies alles ift ebenfo leicht ae: 
ihehen wie ein Vergeben durd die Preſſe. Höchſtens fünnte man eine Gaution von gan: 
mäßigem Betrage zu dem Zweck gerechtfertigt finden, um daraus etwaige Geldftrafen jofert iu 
entnehmen (mie dies jegt geichieht): allein auch das ift unnöthig, da felbft die kleinſte Zeituns 
in ihren Werfzeugen und Materialien ein Kapital vepräfentirt, weldyes für die Geldſtrafen ar 
nügende Sicherheit gewährt, äußerftenfalld aber eine Umwandlung ver Geldſtrafe in Freibeite: 
ftrafe übrigbleibt. Wenn man jagt, im eigenen Intereffe einer tüchtigen Vreſſe liege die durs 
die Gautionen bewirkte Berhütung des Entftehend einer Maſſe Kleiner Blätter, die @oncentrirung 
des geiftigen und materiellen Kapitald in wenigen, aber guten großen Zeitungen, fo ift Died, die 
Nichtigkeit des Satzes an fih einmal angenommen, doch jedenfalld eine Sache, Die, wenn Wr 
wirklich nugbringend fein foll, ji von felbft machen muß, nicht fünftlib, und anı wenigften vor 
Staats und Polizei wegen gemacht werden darf. 

5) Der Zwang zur Ginreihung eines fogenannten Pflichteremplars von jedem Pref: 
erzeugniß bei der Behörde erfcheint nach allgemeinen Rechtsgrundfätzen ſchwer begrümbbar, da in 
feinem fonftigen Lebensverhältniß jemand genöthigt ift, zu feiner eigenen eventuellen Anſchul 
digung die Unterlagen zu liefern. Auch eriftirt diefer Zwang in mehrern Ländern nicht. Jeden; 
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falls ſind, wo derſelbe noch beſteht, folgende Garantien durchaus nothwendig: 1) die Einreichung 
darf nicht vor der Ausgabe des betreffenden Preßerzeugniſſes, höchſtens gleichzeitig damit ver- 
langt werben, und es darf auch nicht durch die Formalitäten einer Empfangsbefheinigung oder 
dergleichen die Ausgabe felbft verzögert oder der Behörde die Möglichkeit gegeben werden, diefe 
Ausgabe zu verhindern, denn fonft verwandelt fi, wad nur Borbedingung einer etwa nöthigen 
Repreffinmaßregel (eines richterlihen Einfchreitend wegen begangener Prefvergeben) fein foll, 
in eine ſelbſtändige präventive Mafregel (ein Mittel der Unterdrüdung eines Preßerzeug— 
niffes vor der Ausgabe); 2) die Einreihung geſchehe nit an eine Polizei: oder Verwal: 
tungsbehörde, jondern an eine vichterlihe Behörde, entweder einen Gerichtshof oder den 
Staatdanmalt. 

6) Die Verwarnungen (avertissements) mit nachfolgender zeitweiliger oder gänzlicher Unter: 
prüfung eines Blatted — eine echt franzöftfche Einrichtung, die man leider auch in Deutfchland 
ab und zu nahgeahmt hat — find natürlich der Tod aller wahren Preßfreiheit und der Gipfel- 
punft polizeilih willfürliher Maßregelung der Breffe. 

7) Auch die Unterbrüdung einer Zeitung auf dem Verwaltungswege infolge einer mebr- 
maligen riterlihen Berurtheilung ift um weniges beffer, zumal wenn dabei nicht feftgefegt ift 
über die Größe ber Strafe, infolge deren, ſowie der Verſchuldung, auf melde hin eine folde Maß— 
regel fol ergriffen werden können, denn möglicherweiſe fann dann eine zmeimalige Beftrafung 
wegen ber allerfleinften Gefegesübertretungen die Unterbrüdung einer Zeitung zur Folge haben. 
Bill man nit überhaupt das gänzlihe Verbot einer Zeitung für unftatthaft erklären (wie die 
italienifche Preßgefeggebung thut) — und es läßt fich dafür theils die Analogie anführen, daß 
man auch einen Kaufladen oder eine Fabrik nicht gänzlich fchließt, wenn diefelbe ſchon ein- oder 
mehreremal wegen gefälſchter Waare ftraffällig geworben ift, theild die praftifche Unwirkfamfeit 
eines folhen Verbots, da die Zeitung unter anderm Titel fogleich wieder erfheinen fann — fo 
wird man wenigftend nur das Gericht ein ſolches Verbot ausſprechen laffen dürfen. 

8) Natürlich gilt dies nicht blos von inländifchen, fondern ebenjo von ausländifchen Zei: 
tungen und Preßerzeugniffen überhaupt. 2) 

9) Mit dem Verbote einer ausländischen Zeitung fo ziemlich auf Einer Stufe fteht, was die 
praftifhen Wirkungen der Mafregel betrifft, die Entziehung des Poſtdebits. Auch fie ift für 
unftatthaft zu —— wol vom ſtaatswirthſchaftlichen wie vom ſtaatsrechtlichen Geſichts⸗ 
punkte aus. Die Port ift feine politifche, fondern eine rein wirthſchaftliche Anftalt, eine Anftalt 
für den allgemeinen Volksverkehr. So wenig die Poſt zu fragen hat, ob die Perfonen, die jie 
befördert, politifch erlaubte ever unerlaubte Zwecke bei ihrer Reife verfolgen, ob die Gelder, die 
fie an ihre Adreſſe übermittilt, verbrecheriſchen Abfichten dienen follen, ebenfo wenig darf jie ſich 
um den Inhalt der Zeitungen, die jie debitirt, fümmern, folange ihr ſolche nicht als in den 
gefeglihen Formen verbotene bezeichnet find. Ein adminiftratives Eingreifen in diefen Verkehr 
ift ſchlechterdings unzuläffig. Der Grund, den man zuweilen dafür angeführt hat, daß der 
Zeitungsvebit durd die Poſt ja dod eine beſondere Vergünftigung fei, indem die Poft die 
Zeitungen nicht blos befärbere, jondern fich fpeciell mit Annahme der Abonnements, Übermit— 
telung der Abonnement/ gelder u. f. w. befafle, ift durchaus unftihhaltig, denn die Poftanftalt 
läßt ih für all diefes fr hr reichlich bezahlen. 

10) Das Golporticen und Haufiren mit Druckſachen darf feinen andern Befhränfungen 
unterliegen ald das mit irgendwelden fonftigen Handeldartifeln. Was nit überhaupt ver: 
boten und jo dem VB rtrieb entzogen ift, muß mit demſelben Recht auf den Straßen wie im 
Laden des Buhhänt ers feilgeboten und audgeftellt werden können. Das Erforberniß einer 





2) Es iſt ein Vorzug des neuen öfterreichiichen Preßgeſetzes, daß danach nur das Gericht (auf beſon⸗ 
dern Antrag des Stuatsanwalts) das Verbot der weitern Verbreitung einer im Auslande erfcheinenden 
periodifchen Drudichrift ausfprechen fann, und zwar dann, wenn durch den Inhalt derfelben ein mit 
mehr als fünfjähriger Kerkerftrafe bedrohtes er ober innerhalb der Frift eines Jahres entweder 
zweimal ein geringer beftraftes Verbrechen, oder ein folches Verbrechen und ein Vergehen, oder dreimal 
ein Vergehen begründet wurde. In Baiern fteht dem Gericht das Recht zu, wenn eine Berurtheilung 
von Zeitungen, Zeitichriften oder Flugblättern wegen fträflicher Angriffe gegen den Staat oder feine Ans 

—— erfolgt iſt, ſolche zu verbieten, jedoch iſt das Verbot von demſelben Gericht wieder aufzu- 

ß en, ſobald das Urtheil nach ſeinem ganzen Inhalt vollzogen iſt. (Hier, wie in Baden — nach 8. 26 

des dortigen Preßgeſetzes von 1851 — iſt alfo das zeitweilige Verbot der Zeitung nur ein Zwangs— 
"mittel, um den Herausgeber zur Abbüßung der wider ihn erfannten Strafe anzuhalten.) 
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beſondern Erlaubniß für dieſen Handelszweig ſowol betreffs der Verſönlichkeit derer, bie ihn 
betreiben, als der auf dieſem Wege zu vertreibenden Schriften, geht entweder von dem falſchen 
Syſtem einer Bevormundung der minder gebildeten großen Maſſe des Volks hinſichtlich ihrer 
geiſtigen Nahrung aus, oder von jener noch weit ſchlimmern Verkennung des wahren Berufs der 
Staatsgewalt, der zufolge letztere ſich zur Handlangerin einer einzelnen ‘Partei macht, indem 
ſie deren politiſcher Propaganda Vorſchub leiſtet, alle Lebensäußerungen der Gegenpartei 
aber unterdrückt. 

11) Bei dem Anſchlagen von Plakaten auf Straßen und öffentlichen Plätzen kommen ähnliche 
Rückſichten in Betracht wie z. B. bei Verſammlungen unter freiem Himmel; doch dürfte es 
genügen, wenn eine der Behörde befannte Perſon die Verantwortung für dieje Verbreitung 
übernimmt. 

12) Der Zeitungäftempel, eigentlich eine finanzielle Mapregel, ift häufig aud in prefpoli: 
zeilicher Abficht- zur Erjhwerung der freien Bewegung und der Ausbreitung der Tageöprefle 
gemisbraucht worden, jo unter dem Minifterium Manteuffel in Preußen. Gine Regierung, 
weldye in der Brefle und insbeſondere der Tagespreſſe nicht eine Feindin ibrerjelbft und der öffent: 
lichen Ordnung (oder vielmehr deilen, was fie jo nennt), jondern ein nothwendiges und nüglices 
Bildungsmittel des Volks erblict, wird ihr feine derartigen Erſchwerungen, eher jede thunliche 
Erleichterung gewähren. Dies gilt, wie von Stempel, jo von dem übermäßigen Poſtaufſclag, 
von der Bapierfleuer und Ahnlichem. 

13) Gewiſſermaßen auf der Grenzſcheide zwiichen dem Präventiv: und dem Repreſſivſoftem 
bewegt lich die Frage wegen der Beihlagnahme von Druckſchriften. Dap eine ſolche im allge: 
meinen auch nad dem ſtrengen Repreſſivſyſtem ftatthaft fei, ift ebenfo wenig in Abrede zu ftellen, 
ald umgefehrt, dag der Gebrauch diefed Rechts leicht in argen Misbrauch audarten, die Preß— 
freiheit faft iluforifh machen und das Syſtem der Willfür in feiner jhlimmften Geftalt wieder 
herbeiführen fann. 

Die durch die Preſſe begangenen Gejegesübertretungen unterſcheiden ſich dadurch weſentlich 
von allen andern, daß, während bei legtern der objective Thatbeftand (3. B. ob ein Diebftahl, 
ein Mord gefhehen) gewöhnlich leicht und ficher erfennbar, dagegen der jubjective Thatbeſtand 
(die Perſon des Verbrechers) oft ſchwer zu entdecken ift, bei jenen das gerade Umgekehrte ſtatt⸗ 
findet; denn bier kann wenigjtend der auf der Schrift genannte Drucker oder Verleger hafıbar 
gemacht werden, wenn wirklid ein Verbrechen vorliegt; allein ob ein ſolches vorliegt, das ift viel 
ſchwerer als dort zu erkennen. Gin zweiter Unterſchied ift der, daß bei Preßverbrechen zunächſt 
nicht nach dem Urheber oder Miturheber eines jolhen gefahndet wird (mie nad dem Urheber 
eines Diebftahls, Mordes), fondern nad) dem corpus delicti, dem Preferzeugniß. Dieſes wirt 
der weitern Verbreitung entnommen, um ed unſchädlich zu machen, etwa wie man ein @ift weg: 
nimmt, damit fein weiterer Mord damit vollzogen werde. 

In den angeführten beiden Momenten, zufammengehalten mit der eigenthümlichen Natur 
und Wirfungsart der Preffe, indbefondere der Tageöprefle, beruht nun die Schwierigkeit einer 
richtigen Bemeſſung der Grenzen und ver Modalitäten des Rechts der Beihlagnahme von 
Preperzeugniffen. Auf der einen Seite ſoll verhütet werden, daß ein wirklich verbrecheriſches 
und fomit gemeingefährlides Preßerzeugniß durch fortgefegte Weiterverbreitung Schaden an: 
richte; auf der andern Seite wird aber ein ſolches Preferzeugniß (z.B. eine Flugſchrift oder eine 
Zeitungdnummer) durch die Beihlagnahme Häufig nicht blos für den Augenblid, ſondern über: 
haupt um feine ganze Wirkung und folglid um feinen ganzen Werth gebradt. Kommt nun 
hierzu die obenerwähnte Schwierigkeit, das wirklich Verbrecheriſche in einem Preßerzeugnif 
jofort mit Sicherheit zu erkennen, fo liegt zu Tage, wie nahe bier der rechtmäßige Gebraud ar 
den Misbrauch, der beabjichtigte Schuß des Rechts der Geſammtheit vor Verbrechen an das größe 
Unrecht gegen einzelne, ven Berfaffer, Berleger, aber au gegen die ®efammtheit, das Publikum, 
deſſen Aufklärung Zwed der Preffe ift, grenzt. 

Hier muß die Geſetzgebung ſich entfcheiden, was fie höher anſchlägt: ob die Gefahr einer 
vielleiht um ein Weniges längern freien Girculation und Verbreitung von Schriften, melde 
wirklich etwas Gefegwidriges enthalten, oder die andere Gefahr der vorfchnellen, durch den Inhalt 
nicht gerechtfertigten Entziehung folder aus dem Verkehr, aljo der Ertödtung ihrer Wirkung im 
Keim und nebenbei der Verfümmerung eines wohlbegründeten materiellen Gewinnftanfprußs 
ihrer Urheber, 

Der Standpunft diefer Frage wird vollfommen verfhoben, wenn man die Preſſe in Bezug 
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auf ihre Wirkungen mit andern körperlichen Handlungen auf Eine Linie ſtellt, alſo 3.8. fragt: 
ob ed ver Staat würde verantworten fönnen, wenn er einen Moͤrder frei umhergehen und viel: 
leicht noch viele Morde begehen, oder einen Tobfüchtigen feine Umgebungen ferner mishandeln 
ließe. Die Wirkungen ver Prefle find viel indirecterer, bedingterer Art als die anderer Hand- 
lungen; ja, je entwidelter dad Öffentliche und das Geiftedleben eines Volks ift, deſto mehr ver: 
liert gerade die Richtung der Preſſe, um die ed ſich bier vorzugsweile handelt, die auf Gr- 
regung ungejeglicher Leidenſchaften und Entſchließungen beredinete, fort und fort an Kraft 
und Einfluß, weil die gefliegene Gefammtbildung des Volkes jeder folhen Ginwirfung das 
Gegengewicht ruhiger, befonnener Erwägung entgegenfegt. In England würden Schriften, vie 
zum Königsmorb oder zum gemwaltjamen Umflurz der Verfaſſung aufriefen, feine andere Wir: 
fung haben als die, mit verachtendem Lächeln beifeitegeworfen zu werden. Das weiß man 
dort, und darum würde man mit ver Verfolgung ſelbſt ſolcher aufs höchſte verbrecheriicher 
Schriften ſich wahrscheinlich kaum ſehr beeilen, geſchweige folder, von denen es ungewiß ift, ob 
ihnen eine verbrecherifche Abſicht zu Grunde liegt. 

Geht man von derartigen Anſichten und Erfahrungen aus, jo wird man vor allem Bürg— 
ſchaften dagegen juchen, daß nicht ohne einen wirklichen gefeglichen Grund in die freie Bewegung 
der Preſſe eingegriffen werde. Die einzige vorausſetzlich ſichere Bürgichaft folder Art liegt aber 
darin, dag micht der Polizei, vem Organ des „Ermeſſens“, fondern nur einer auf Recht und 
Geſetz geitellten Behörve, dem Gericht oder doch wenigftens der Staatsanwaltihaft, die Bes 
fugnig der Beſchlagnahme von Preßerzeugniffen zuertheilt werde. 

Will man dies nicht, glaubt man ſchlechterdings von der polizeilichen Beihlagnahme nicht ab— 
gehen zu können, fo iſt wenigftend unbedingt zu verlangen, daß die Volizei in fürzefter Friſt (bei 
periodiſchen Schriften jpäteftend binnen 24 Stunden) die confldcirte Schrift der richterlichen 
Behörde vorlege und von dieſer die Beftätigung ver Beſchlagnahme nachſuche; ift dieſe Beſtä— 
tigung zur feftgefegten Brift nicht erfolgt, jo wird die Schrift von ſelbſt wieder frei, beziebentlich 
erhält der Berleger verfelben ein Klagrecht gegen die Polizei auf Herausgabe der confidcirten 
Exemplare. Gin nicht unwirkſames Mittel gegen willfürliche Beſchlagnahmen dürfte auch die 
in dem neuen öflerreichifchen Preßgeſetz Teftgeftellte Entſchädigungöpflicht der Polizeibehörde fein, 
falls die Beſchlagnahme vom Gericht wieder aufgehoben wird. 

14) Was die Strafbeſtimmungen gegen die Preffe betrifft (abgejehen von den Orb: 
nungöftvafen wegen libertretung formeller Vorichriften, 3. B. Nichtnennung des Druders oder 
Verlegers auf einer Schrift), jo ift nirgends mehr ald bier die größte Klarheit, Schärfe und 
Unzweideutigkeit nothwendig. Jede Unklarheit, Weite oder Deutungsfähigfeit ver ſtrafgeſetz— 
lichen Beſtimmungen ſetzt — wie ſchon Hr. von Berg in feinem Bericht treffend gezeigt hat — 
die Breife den ärgſten Willfürlichfeiten, ven erfennenden Richter aber der Gefahr aus, ein Unrecht 
zu begehen. Gejegeöparagraphen wie jener vielberufene in dem Bundesbeſchluß von 1854 von 
der „Erregung von Haß und Beratung gegen die Regierung” find aus einer guten Preßgeſetz— 
gebung durchaus zu verbannen, Man hat öfters Gewicht darauf gelegt, daß eine befondere 
Strafgefeggebung für die Breffe überhaupt nicht beſtehen, vielmehr nur die allgemeinen Straf: 
geſetze auf diefelbe Anwendung leiden follten. Infoweit dies blos äußerlich, d. h. fo verſtanden 
wird, daß die Strafgefege für Preßvergehen nicht in einem beſondern Gejege aufgeführt, fon: 
vern lediglich in dem allgemeinen Strafgeſetzbuch mitenthalten fein follen, ift freilich damit nichts 
gewonnen; die entjcheidende Frage ift: follen die möglicherweife mittels der Preſſe zu begeben- 
ven Verbrechen, aljo Hoch: und Staatsverrath, Aufreizung zum Ungehorſam gegen die Obrig: 
feit oder zum Aufruhr, Majeftätöbeleivigung, Beleidigung obrigkeitliher Berjonen, Verleum— 
dung und Beleidigung von Privatperfonen, Neligionsfpötterei u. j. w., anders beitraft werden, 
wenn fie durch die Preffe, oder wenn fie auf fonftige Weife (durch mündliche oder ſchriftliche 
Außerungen) begangen werden, und darüber läßt ſich ftreiten und ift viel gejtritten worden. 
Muß man einerfeitö zugeben, daß durch die allgemeine Verbreitung mitteld ver Preſſe Beleidi— 
gungen, Verleumdungen, desgleichen aufrührerifche oder aufreigende Außerungen eine größere 
Kraft, Bedeutung, beziehungsweiſe Gemeingefährlickeit erhalten, jo ift andererſeits nicht zu 
vergeilen, daß das gedruckte Wort (wie ſchon früher audeinandergefegt) nicht fo intenfiv wirft 
wie das gefprochene, nicht fo leicht unmittelbar die Leidenfchaften der Menjhen in Bewegung 
jegt wie die duch die Gewalt der Stimme, der Mienen u. ſ. mw. unterflügte münplide An— 
ſprache; daß ferner z. B. bei Verleumdungen das offene Heraustreten mit folhen vor aller Welt 
unter perfönlicher Haftbarfeit (jei ed des Verfaſſers felbit oder des ir für den Be: 
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troffenen ſelbſt minder verletzend und minder nachtheilig iſt als die heimliche Verbreitung fol: 
cher ehrkränkender Gerüchte oder das mündliche Ausſprechen von Beleidigungen an Orten und 
in Kreiſen, wo deren Widerlegung dem davon Betroffenen ſchwer, vielleicht unmöglich iſt, wäh: 
rend die Preſſe dem Beleidigten oder Verleumdeten völlig freies und offenes Feld zur wirkſam— 
ften Entfräftung ver Ehrenfränfung darbietet. Die in die meiften nenern Prefgefeggebungen 
aufgenommenen genauen Borfhriften wegen unmeigerliher Aufnahme jolder thatſächlicher 
Widerlegungen ehrenrühriger Anfhuldigungen find daher wohl gerechtfertigt (dafern fie ih nur 
auf das wirkliche Bedürfniß der Abwehr thatfächlicher Unwahrheiten beihränfen), find aber 
bei einer anftändigen Preſſe nit einmal nothwendig, denn eine ſolche wird Beridhtigungen und 
MWiderlegungen zur Steuer der Wahrheit von jelbft und ohne Zwang gern in ihre Spalten auf: 
nehmen. Vollkommen zu billigen ift ed dagegen, wenn anonyme oder pjeudonyme Basquille 
(Schmähſchriften ohne Namen des Verbreiterd oder mit einem faljben Namen) in manden 
Strafgefeggebungen, 3. B. der koͤniglich ſächſiſchen von 1838 (Art. 200), befonders hart be- 
ftraft werden. 

Die beffern Preßgeſetzgebungen, nicht alle, baben für Preßvergehen eine fürzere als die ge: 
wöhnliche ftrafrechtlihe Verjährumgszeit angenommen, drei oder ſechs Monate, gerechnet von 
dem Tage der VBeröffentlihung, beziehentlich ver Einreihung des betreffenden Preßerzeugniſſes bei 
der Behörde. Das Gegentheil (wenn man feine oder eine jehr lange Veriährungsfriſt an- 
nimmt) fann zu großen Härten führen, fo z. B. wenn man bier und da die Berleger von Särii: 
ten, die in der Zeit der Bewegung von 1848-49 erſchienen waren, in der Zeit der ärgiten 
Reaction, 1852 fg., deshalb vor Gericht zog und nach einer wejentlih andern, der Preſſe un: 
günftigern Strafgefeggebung und Gerichtsverfaſſung aburtheilen ließ. 

15) Für Bemeſſung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit von Preßvergehen gibt es zwei 
verſchiedene Syſteme. Nach dem einen (welchem die meiſten neuern deutſchen Preßgeſetze folgen) 
werden die allgemeinen Grundſätze wegen Haftbarkeit in der Weiſe angewendet, daß neben dem 
Verfaſſer auch der Herausgeber, Verleger, Commiſſionär, Druder als nähere oder entferntere 
Theilnehmer mit zur Strafe gezogen werden; nach dem andern iſt die Haftbarkeit eine ſtufen⸗ 
weife und ausſchließende, dergeftalt, daß, wenn der Druder ven Verleger, Herausgeber over 
Verfafler, ver Verleger den Herausgeber oder Verfaſſer, ver Herausgeber den Verfaſſer nennt, 
voraudgefegt, daß der letztere im Bereich der Strafgerihtäbarfeit des betreffenden Staate if, 
ber erflere ftraffrei wird. Gin drittes Syſtem ftellen vevBundesbeihluß von 1854 und einzelne 
Preßgeleggebungen, 3. B. die ſächſiſche, auf, indem fie diejenigen, weldye zur Verbreitung eines 
ftrafbaren Preperzeugniffes blo8 mitgewirkt haben (Redacteur, Herausgeber, Verleger), auch 
wenn ihnen eine wilfentlihe und abfichtlihe Theilnahme an den Verbrehen nit nachgewieſen 
werden kann, mindeftens (wegen Fahrläſſigkeit) mit einer Geldſtrafe bedroht. 

Die ſtufenweiſe und ausſchließende Haftbarfeit ericheint nach der eigenthümlichen Natur der 
Preife ald das Richtigere. Mill man alle bei der Herftellung und Verbreitung eines Preßer— 
zeugniffes Betheiligten ald Theilnehmer eined etwa dadurch begangenen Verbrechens haftbar 
machen und mit zur Strafe ziehen, jo fegt dies voraus, daß alle diefe Berfonen nicht blos das 
betreffende Preßerzeugniß genau gefaunt, gelejen, jondern daß jie au im Stande gemeien nz, 
daffelbe nad feiner etwaigen Straffälligfeit zu beurtbeilen. Beides aber ift theils nach der Art 
des Gejchäftsverfehrs, theild nad dem gewöhnlichen Bildungsftande mander dieſer Perfonen, 
3. B. der Golporteure von Schriften, nicht wohl vorauszufegen. Wie will man von dem Inbabet 
einer größern Druderei verlangen, daß er alle bei ihm gedruckten Schriften (vielleicht in fehr 
verſchiedenen Spraden) lefe, verſtehe und aus juriflifhem Stanppunft zu würdigen mie? 
Oder von einem Sortimenter, durch deffen Hände wöchentlich viele Hunderte folder geben ? Um 
wohin würde e8 führen, wenn Druder und Verleger den Genjor des Schriftftellers maden 
follten, was fie vo müßten, wenn fie unter allen Umftänven wenigftens als Theilncher 
eines etwaigen Preßverbrechens mit dafür einzuftehen hätten? Die Fiction ift Hier volifommen 
begründet, ja nothwenbig, daß der Buchhändler, Buhoruder, Sortimenter, Golporteur alt 
blos mechanische Mithelfer zur Herftellung und Verbreitung von Druckwerken jo lange im guten 
Glauben — nämlich an die Geſetzmäßigkeit des von ihnen geförverten Geiſteserzeugniſſes — ge: 
bandelt haben, al& fie 1) den preßpolizeilichen Vorſchriften nachgefommen find, alſo z. B. ihren 
Namen auf der Schrift genannt haben; 2) dem Gericht ihren Vordermann (ver Druder den 
Derleger oder Berfafler, der Verleger oder Heraudgeber den Verfafler) dermaßen ftellen, baf 
diefer haftbar gemacht werben kann; 3) nicht zur Verbreitung eines Geiſteserzeugniſſes mir: 
geholfen haben, von dem fie bereits willen mußten, daß es ftrafbar fei, z. B. wenn fie ein vom 
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Gericht ſchon verurtheiltes und aus dem Verkehr entfernted Bud von neuem berftellen und 
verbreiten helfen würben. 

16) In Bezug auf das über Preßvergehen erfennende Tribunal und das dabri zu beobach— 
tende Berfabren gibt es ebenfalls eine verſchiedene Praxis. Nach dem Bundesbefhluß von 1854 
„ſoll eine vorzugömeife Verweifung der durd die Preffe begangenen ftrafbaren Handlungen vor 
das Geſchworenengericht oder zur Öffentlichen Verhandlung nicht ſtattfinden“. Die Preßgeſetzge— 
bungen von 1848 fa. forberten dagegen gerade eine ſolche. In Baiern ift dies noch heute in Kraft, 
während allerwärts fonft in Deutfchland die gewöhnlichen Gerichte über Preßverbrechen erken— 
nen und unter Umſtänden auch die Offentlichfeit dabei ausgefchloffen werben fann. Die Über: 
weilung der Breßprocefle an das Gefhmorenengericht ift grundfäglih und nad den gemachten 
Griahrungen durchaus vorzuziehen. Faſt immer ift bei Vreßproceflen die Regierung Partei, 
und daher fann das Vertrauen zu der Unparteilichkeit der von ihr angeftellten und, wenn nicht 
abjegbaren, doch verfegbaren, überhaupt in fo manchem Betracht von ihr abhängigen Richter 
unmöglich jo groß und allgemein fein wie zu Gefhworenen, welche — bei einem vernünftigen 
Geſetz über Bildung des Geſchworenengerichts (wir denken niht an Geſchworene, die aus allgemei: 
nen Bolfäwahlen hervorgehen, mie die in Sachſen 1849, obſchon felbft diefe in Preßſachen zum 
Theil ziemlich fireng verfuhren) und bei der beiden Theilen, dem Staatsanwalt und dem Beflag- 
ten, gegebenen Füglichkeit des Recuſirens — die Wahrfheinlichfeit ver linparteilichkeit und Unab- 
bängigfeit in höherm Grade für ſich haben. Wollte man etwa fagen: Geichworene, weil aus dem 
Volk bervorgebend, würden allemal gegen die Regierung und für die Breife Bartei nehmen, 
io würde man damit nur eingeſtehen, daß eine folde Regierung völlig außerhalb des Volks 
ſtände und das Volk als eine einzige, compacte Partei gegen ſich hätte. Das wird in einem gut, 
ja auch nur leidlih organifirten Staat nicht der Fall fein, und die Geſchichte der Preffe dürfte 
fiberlich nicht fo viel Wahrſprüche von Geſchworenen (felbft aus Zeiten befonderer Aufregung) 
aufzuzeigen haben, die wirkliche Verftöße gegen dad Strafgeieg in der Preſſe zu mild beurtheil— 
ten (entweder weil fie nicht genug unterfchieven zwifchen der Wahrheit, die vielleicht in dem Anz 
griff lag. und der Ungeſetzlichkeit, welche gleihmol der Art, wie dieſelbe ausgeſprochen ward, 
anbaftete, oder auch weil fie nicht frei von Menjchenfurct oder von Popularitätsſucht waren), 
als Erfenntniffe von gewöhnliden Gerichten aus den Zeiten der Reaction, bei denen bie poli= 
tiſche Barteirihtung oder die Kiebedienerei nach oben augengefällig den Blid des Richters ge: 
trübt bat. 

Literatur. Hoffmann, „Genfur und Breffreibeit, biftorifh und philofophifh bearbeitet” 
(Berlin 1819), Thl. I; Gollmann, „Quellen, Materialien und Commentar ded gemeinen 
deutfchen Preßrechts““ (Berlin 1844); Schletter, „Handbuch der deutſchen Preßgeſetzgebung“ 
(Leipzig 1846): Hefe, „Die preußifche Breßgefeggebung, ihre Vergangenheit und Zukunft‘ 
(Berlin 1843); Conrad, „Die preußiſche Preß- und Nahorudsgefeggebung, in ſyſtematiſcher 
Ordnung für Buchhändler, Zeitungsheraudgeber u. ſ. w.“ (Berlin 1862); Wiesner, „Denf: 
würbigfeiten der Öfterreihifchen Genfur vom Zeitalter ber Reformation bis auf die Gegenwart“ 
(Stuttgart 1847). Über englifche Preßgeſetzgebung vgl. Xorbeer, „Die Orenzlinien der Rebe: 
und Vreßfreiheit nah englifhem Recht mit Beifpielen aus der Gerichtspraxis“ (Erlangen 
1851). R. Biedermann, 


Verze 


der im elften Bande 


iſcheni ß 


enthaltenen Artikel. 


O. 


Seite 


Ougarchie (oryapyia), Von W. Rn 
und 3. Held. . . 

Drangelogen. Drangemänner. Ron 3. Broe: 
mel. i Br ve 

Dranien, I. Naffau und Niederlande. 

Drdalien, Gotteöurtbeile, Von I. Held. . 

Orden, Nitterorden. (Zeit ihrer Entſtehung. 
Die geiſtlichen Ritterorden: Johanniter: 
Rhodiſer-, Daltefers] Orden; Tempelher: 
renorden; Deuticher Orden, Die weltlichen 
Nitterorden. Überficht fämmtlicher europäi— 
icher und von außeroropaiſchen Regenten⸗ 
hauſern herrührender [auch einiger außer— 
eurovaiſcher) Orden. Das Ordensweſen 
überhaupt in feinen verſchiedenen Beziehnn— 


wen.) Von K. Buchner. 15 


Sit 
DOrganifation. ee Eintbeilung dee 
Staats.) Bon 3. Held. . 40 
Drganifation ber Bist. Bon K. J. a 
Mittermaier. . .. 58 
Orientaliſche Frage. Von M. Runfel... 68 
Öfterreih. (Staatsgeichichte.) Yon N.R. . 0 


© 


Dfterreich. (Bolitifche Statiftif.) Bon N.N. 17 

Dftindien. (Hindu, Mufelmanen und Groß: 
mongolen. Die Oftindifche Compagnie; bie 
Groberung und die Gefchichte des Landes bis 
1857. Die Empörung der Sinne und die 
ueue —— ) Bon K. F. Neu: 
mann. . . 197 


P. 


Seite 


Past, Zeitpacht, Erbpacht, Erbleihe, Em: 
phyteuſe, Leib: und — — u. ſ. w. 
Bon MN. Lette. .. ——— 


Pair, Bairte. Von J. Held. . . —686 
valmerſton (Henry John ag Piscoumt). 
Non F. Oroemel, . 261 
vandekten. Von d. S 2276 
vavpiergeld —— monnaie, paper mo- 
ney). Bon 8. Mathyv. -» . .» 2... 277 
vapſt. Von Heinrich Wutthke. . 2% 


Parlament, ſ. Großbritannien und Irland 
(Staategeidrichte). . i . 811 

PBarlamentarifche Regierung, J kandiag. 

Parma, ſ. Italien. — 


varteien (politiſche) Von G 


Yasanil. Bon H. ©. . 328 
Papweien. Bon W. N. Lette. . 329 
Patente. Yon BO. Janowefı . . 382 
vatricier, Vatricint. Mon J. Held. 357 


Patrimonialgerichtöbarkeit. Von J. Held. 365 
Batronatörecht. (Seichichtliche Entwicelung. 
Dogmatiiche Daritellung. Bandeoberrlichte 


Dftfeeprovingen, (Geographifch + Ratififche 
Überficht. Hiftorifcher liberblid. Gegen: 
wärtiger Gulturzuftand.) Bon 3. 9. 
Schnipler.. ee a A 

Sottt 
Patronatsrecht. Neuere Verſuche zur Abs 
ſchaffung des Patronate.) Bon Ernü 
Meier... . 371 


Pauperidmus, (Auftreten. und "Ausdehnung 
deffelben. Zuftände der arbeitenden Klaften. 
Folgen und Gefahren. Pauperismus ber 
ländlichen und Induftriebezirfe. Die Mittel 
gegen ben Bauperismus.) Bon H. Runge. 

wveel (Sir Robert). Bon #. Broemel.. . 

Yenften, Yenfionirung. Don I. Held. . ‘ 

Yeritled. Von 3. Held. . . 

verſlen. (Begriff der Nationalität. Geogra⸗ 
phifchsftatiftifche Überficht. Gefchichtlicher 
Überblid. Berfaffungsgefchichte. Gegen: 
wärtige Berfafjung.) Bon D. Blau. . 

vperſon, Verföntichkeit (vom philoſophiſchen 
und Recditeftandpunfte). Bon 3. Held. 

Perfonalftand und — 
Don W.N. Lette. . 

Peter der Grofe, ſ. Rusland. . 

Petition (Adrefie, Motion, Beichwerbe, Ber: 
ftellung, Betitionerecht.) Bon Welder . — 


| 


Berzeichniß der im elften Bande enthaltenen Artikel. 


vfrüude. Bon Ernft Meier . ... . . 
Pbilofopbie ; ihre Anwendung und Geltung in 
Beziehung auf die Rechts = und Staatsmwif- 
fenichaft. Bon Welder. . . . 
»byflofratie. Pbyſiokratiſches ober öononi: 
ſches Syſtem. Don H. Runge. 
Pietismus, f. Obfeurantismus, 
Bit, f. For umd Bill... . 2... F 
Dlacet. Bon Ernft Meier. ...... 
Platon und die Platonifhe Republit, Bon 
K. Roſenkranz... — 
vleb iſcit. Bon 3. Held... . . 2... 
Polen. (Bolfs: und Staatsgefhichte bis zur 
dritten Theilung; Berfaflungsgeichichte ; 
Bolen ſeit der dritten Theilung; Statiſti— 
fhes.) Bon 3. Caro... .. 2.2... 


.... Er 


Yolitit und Moral, Staatömoral. Von 9. 
BE a a re aan A 
Yolitifhe Arithmetit, Bon W. Schulz und 
RS EEE 
Bolitifche Beredfamfeit, ſ. Redekunſt (parlas 
mentariſche))ſ. w © 


volitiſche Flüchtlinge. Don ©. 
Bolitifche Ofonomie, f. Nationalöfonomie. 

Bolitifche Varteien, f. Barteien. . . . - . 
Politifche Yoefle. Bon ee ER 
wolitiſche Umtriebe und Unterfuhungen; Gen: 


tralunterfuhungscommifften in Deutid: 
land. Bon W. Schulz. ; 
volitiſche Verbrechen und Vergeben. 
von Holtzendorff. —— 
Politiſche Vereine, ſ. Vereinsweſen. —F 
HYolizei. (Bolizeigefeßgebung, Polizeiftrafge: 
richtsbarfeit, Bolizeiverwaltung, Sicher— 
heits- und MWohlfabrtspolizei, Präventiv— 
juſtiz oder gerichtliche, repreſſive und prä— 
ventive Polizei, Landes- und Ortopolizei; 
geheime Polizei.) Von W. A. Lette. 
volvtechniſche Schulen. Bon K.Karmarſch. 
vopularitäͤt. Von ®. . . 
Vopulationiftif, ſ. Bevölferung. es 
Portugal. (Politifche und Firdyliche Einthei— 
lung des Landes und feiner Colonien, Kli— 
matifche Verhältniffe. Geſchichtliche Über: 
fücht. 
des Landes.) Von F. Kunſtmann. i 
Yofen, (Das Land —F Die geichichtliche Über: 
ficht feiner Entwidelung. Statiſtiſches.) 
Von J. Faro... . 
Voſtweſen. Von H. Stephan. . 
%0330 bi Borgo (Garlo Andrea, Giah⸗ Von 
J. H. Schnitzler. . 
Präventivjuſtiz, ſ. Polizei. 
Prefle, Breßfreibeit, — 
K. Biedermann. 


Von F. 


ung. Bon 


159 


Zeite 


. 605 


. 612 
. 632 


Statiftifches. Jebige politiſche Lage 


Drud von F. U. Brochaus im Leipzig. 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


Digitized by Google 















—* 
9 
Fu 'V IE e 
N, 
” 


a An. > 
N y 
er 
8 
— 


F * 
* fe 
EEE. 
73,0% 
ne 
[72 
“ 
5 
J 


—F 
= ve ? 
3 


w 





INT | 
RAR 


y ar ie x & ; — “A, 
7, a a ge ass 
U kr 








